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O. 


Dligarchie (odryapyia). Ein reiches politiſches Leben drängte ſich in Griechenland und 
ſeinen Tochterſtaaten auf engem Raume und in dem Verlaufe weniger Jahrhunderte zuſammen. 
Dort ſah man die verſchiedenſten Combinationen der Staaten unter ſich; vielfache Bündniſſe 
und Kämpfe derſelben um Hegemonie, oder um Erhaltung und Herſtellung eines Gleich⸗ 
gewichts, ſowie die mannichfaltigſten Verfafſungsformen theils ſucceſſiv, theils in gleichzeitigem 
Beſtande. Wie nun alle Wiſſenſchaft aus der Betrachtung des Lebens quillt, fo erklärt es ſich, 
daß aus dem vielgeſtaltigen griechiſchen Voͤlkerleben ein großer Reichthum politiſcher Begriffe 
und Ausdrücke bis in unſere neuere und neueſte Staatswiſſenſchaft vererbt worden iſt, während 
und das eine und einförmige rönijche Weltreich hauptſächlich nur Privatrechtliches, aber nur 
wenig Bölferrechtliches, e8 wäre denn die vollftändigfte Ausbildung der Weltherrſchaftsidee und 
einer gewiſſen Einheit ver Menfchheit, oder Staatsrechtliches, 3. B. die Durchführung der Ein⸗ 
heit und Eentralifation einer abfoluten Staatögewalt, zu überliefern vermochte. Zur Erbſchaft 
beö helleniſchen Geiſtes gehört auch das Wort Oligarchie. Bine nähere Betrachtung läßt in⸗ 
deſſen Hier, wie in ähnlichen Fällen, erkennen, daß mit dem veränderlichen Gehalte ver Zeiten 


zugleich die Bedeutung folder Worte eine veränderliche ifl; daß das Metall andere Zufäge er- 


hält, wenngleich das Bepräge daſſelbe bleibt. Will man ſich das Griechenthum von feiner po- 
litiſchen Seite aus vergegenwärtigen, fo wird man vor allem nicht überfehen dürfen, daß die 
Städte weientlih auch die Staaten waren; daß das Öffentliche Leben ber Hellenen in Wahrheit 
ein Öffentlicheö gewefen iſt; daß es in voller Durchſichtigkeit und Überfchaulichkeit dem nicht allzu 
blöden Auge jedes einzelnen Bürgers erkennbar vor Augen lag. Es mar alles plaftifch und, 
innlid wahrnehmbar im Staate wie in der Kunft, und fo mußte dad Augenfällige aud den 
Maßſtab für die politifchen Bintheilungen und Begriffe abgeben. Ob Einer an der Spige ber 
Herrſchaft fand, oder ob die ganze Maſſe der felbftändigen Bürger daran theilnahm, entfchieb 
über Namen und Gharafter der Berfaffung; und was nicht Monarchie over Demofratie war, 
hieß Oligarchie oder die Herrſchaft Weniger. Die Gewalt einer Partei over Faction, ober eines 
gewiſſen Kreifes von Familien, die nicht gerade von befonderd ausgezeichneter Abflanmung 
jein mußten, war alfo immer Oligardie; und in diefem mweiteften Sinne wurde der Ausdruck 
nicht blos in der Sprache des gemeinen Lebens, fondern auch bei Gefchichtfchreibern und Red⸗ 
nern gebraudt. Als das zunäcft Fühlbare und Bedeutende im Staate erfchien dem praktiſchen 
Volke der Hellenen der Umſtand, ob die Regierenden im Intereffe der Gefammtheit ihr Amt 
verwalteten, ober ob fie weſentlich felbftfüchtige Zwecke verfolgten? Jede Ausbeutung des Volks 
zum Privatnugen der Machthaber, die fi) in unferm zufammengefegten modernen Staate unter 
wirklich oder vorgeblidh gemeinnügigen Zwecken viel leichter verſtecken und ſchwieriger erfennen 
läßt, konnte dart nicht lange verborgen bleiben. Darum flellte man jeder Art von Berfaffungs- 
form eine beflimmte Abart und Ausartung gegenüber. Wie die audgenrtete Monarchie und 
Temofratie zur Tyrannis und zur Ochlofratie wurden, fo warb die Ausbeutung des Volks zum 
befondern Vorthelle einiger unter fih näher verbundenen Machthaber Oligarchie im engern 
Sinne genannt. In diefer Bedeutung kamen Oligarchien beſonders häufig in den Stanten des 
äoliſchen Stammes vor, wie in Böotien, Iheffalten, Lesbos u. a. 

Noch inf andere Einthellung der Oligarchie in meitern Sinne faßte auf eine minder Außer: 
lie Weife did verfchledenen Vorzüge ind Auge, die zur Ausübung der höchften Gewalt berech⸗ 
tigten. Berubte diefes Recht auf ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkannter geiftiger Fähigkeit 
und fittlicher Tüchtigkeit, jo war eine Ariftofratie vorhanden; gründete es fi dagegen nicht un: 
mittelbar auf perfönliches, fondern vielmehr auf fächliches Vermögen, fo war die Berfaflung 
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entweder Timokratie oder Oligarchie im engern Sinne. In dieſer letztern verleiht der Reich: 
thum von gewiſſer Groͤße geradezu auch Theilnahme an der Herrſchaft; während in der Timo— 
kratie der Reichthum, oder eine gewiſſe Art deſſelben, wie namentlich der Grundbeſitz, nur als 
pofitiv anerkanntes Merkmal der Regierungsfähigkeit gilt, indem vorausgeſetzt wird, daß erſt 
eine ökonomisch unabhängige Lage die Möglichkeit gewährt, ſich alle8 gemeinen Gewerbes zu 
enthalten und für Krieg und Frieden ver Staatäfunft zu widmen. Timokratie und Dligofratie 
im engern Sinne find alfo weniger nach außen ald nady ihrem Princip zu unterfcheiden, und 
man kann hiernach die legtere als eine noch rohe, oder auch als ausgeartete Timofratie bezeich⸗ 
nen. Darum ift ebenfo gut ein Übergang von der Oligofratie in die Timofratie als von diefer 
in jene möglid. Mit Beziehung auf diefe Eintheilung aller Berfaffungen, die nit Monardie 
oder Demokratie find, hebt nun Ariftoteles an mehrern Orten hervor, daß es bei der Dlig: 
archie nicht auf bie Zahl der Negenten, ſondern einzig auf das Vermögen anfomme; daß darum 
eine Dligarchie au) dann vorhanden fei, wenn ſich etwa der Reichthum in ven Händen vieler 
befinde, aber dieſe um ihres Reichthums willen zur Herrſchaft berufen feien. Wo das Recht der 
Gewalt unmittelbar und ausſchließlich auf das fächliche Vermögen gegründet ift, wird dad per- 
ſoͤnliche Vermögen ver Beherrfchten Leine befonvere Beachtung finden und darum leicht ber 
Gegenſatz zwifchen regierenden Reichen und gehorchenden Armen bei legtern eine wachſende 
Misflimmung und Unzufriedenheit erzeugen. Schlug dieſe in eine glüdlide Empdrung aus, 
jo wurde die Dligarchie meiftend in der Demokratie vernichtet oder zuweilen auf eine zahlreichere 
Klafle von Regenten ausgedehnt. Aber au unter den Dligarchen felbft werben einzelne auf 
Koften der andern ihre Macht auszudehnen ſuchen. Daraus entfleht ein Streben, die Zahl der 
Herrſcher mehr und mehr zu befchränfen, und endlich eine Vernichtung ber Oligardie, indem 
dieſe auf ihrer äußerſten Spige zur Tyrannis umſchlägt. Dies ift ihr Abfterben- in fich ſelbſt, 
im Gegenfage zu jener Vernichtung durch ein außer ihr Stehenves, wie denn auch die Ver: 
faflungen, gleich den Individuen, fomol ihre natürlichen als ihre gemwaltiamen Todesarten haben. 
Außer ven hellenifchen Staaten traten, zumal in den Republiken des Mittelalterd, deren Ber: 
fafjungen am meiften Charakterähnlichkeit mit denen des Alterthunıs hatten, nicht felten ſcharf 
ausgeprägte Oligarchien, mit den angedeuteten ÜIbergängen und Bewegungen, hervor. 

Die Initiative der Geſetzgebung, vie höhere Leitung zur Vollſtreckung ber Gefege fowie die 
Keitung der auswärtigen Angelegenheiten kann immer nur in ven Händen einer verhältnip: 
mägig kleinen Anzahl ruhen, und infofern vürfte man jede Verfaflung und Regierung der alten 
wie der neuen Zeit als oligarchifch bezeichnen. Zwiſchen dem antifen und dem aus ber gänz- 
lichen over theilmeifen Vernichtung des Feudalweſens hervorgegangenen modernen Staate be: 
ſteht indeſſen ein Hauptunterſchied in der veränderten Organifation der Arbeit für pas öffent: 
liheXeben und im Öffentlichen Leben. Die ganze Exiftenz ver Republiken des Alterthums grün- 
dete ſich auf eine Theilung der Arbeit zwifchen Freien und Sklaven, wodurch ed dem Bürger 
möglich wurbe, ſich neben feinem fperiellen Berufe zugleich dem Staate zu widmen und bie dafür 
erforberlichen Fähigkeiten auszubilden. Auch war noch feine beftimmtere Entfaltung und feine 
iharfe Trennung in mehrfache Ziveige ver Ausübung der Stantögewalt vor ſich gegangen, und 
die verſchiedenen Functionen des Öffentlihen Lebens erforderten noch in geringerm Maße ald 
heutzutage eine fyerielle Fachbildung. Der Feldherr konnte noch vom Pfluge geholt werben, 
und felbft aus den untern Klaffen des Volks mochte ſich der einfache Bürger, durch feine fort: 
dauernde Theilnahme am öffentlichen Leben beftändig belehrt, zum Gefepgeber und Richter 
auffhwingen. Aus dem modernen Staate ifl dagegen die Sflaverei faft überall verſchwunden, 
während die Functionen der mehr und mehr geglieverten Staatögewalt an beflimmt voneinan- 
der abgefonderte Berufszweige übergegangen find. Daraus erhellt nun zwar, daß noch jeßt, 
wie fonft, die Ausübung der Regierung factiſch ebenfo wenig ganz in den Händen eines einzel⸗ 
nen als in denen aller ift, ob auch ver Staat Monarchie oder Demokratie heißen möge, ob im 
Namen eines einzelnen oder in dem bed ganzen Volks regiert werde. Da fi aber die Fune⸗ 
tionen des Öffentlichen Lebens mehr vertHeilt Haben, da man in unferer Zeit beſſer zwiſchen der 
Zuftänvigfeit und Innehabung der einen und untheilbaren Staatögewalt einerſeits und deren 
Ausübung refp. der Betheiligung an ihrer Ausübung andererſeits ſchärfer zu unterſcheiden ge- 
lernt hat; da bei der fhiwieriger gewordenen Verbindung eines bürgerlichen mit einem politi- 
ſchen Berufe die Zahl der politiſch Theilnahmlofen und Bedeutungsloſen größer geworben iſt: 
fo tritt die wirklich und factiſch vegierende Oligokratie nicht mehr in dem Grade wie im Alter- 
thum als beftimmter Complexus von Regenten hervor, ſondern die eigentlihen Factoren der 
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Herrſchaft werden theils durch die verfafjungsmäßigen Träger der Staatsgewalt ſelbſt, theils 
dur) die verfaſſungsmäßig nothwendigen Hülfsorgane verfelben gedeckt, vertreten, pargeftellt. 
Es iſt ein Mangel unferer Zuflände, daß zwiſchen ver phyſtſchen oder juriflifchen Perfon des 
Souveräns fammt den verfaffungdmäßigen Organen ver Regierung und ven wahren that- 
ſaͤchlichen Factoren der politifchen Macht des Staats nicht immer jene solle Harmonie befteht, 
welche die verfaffungsmäßigen Einrichtungen ald den wirflihen Umftänden volltommen ent: 
ſprechend erſcheinen laflen. Allein dies wird ſchon wegen der großen Verſchiedenheit der An- 
ſichten nie und nirgend8 vollkommen möglich fein, und jedenfalls erklärt es fich aus den angege- 
benen Gründen, warum in neuerer Zeit nicht leicht mehr eine Berfaflung an und für ſich als 
Oligarchie bezeichnet wird, fondern daß man dieſes Wort faft nur noch in der Bedeutung von 
oligarchiſchen Cliquen und Verbindungen braucht, wenn fi nämli wenige einzelne facttich 
der Gewalt bemachtigen oder diefe erfchlichen haben, um fie in ihrem befondern Interefle zu be⸗ 
nugen. In abjoluten Monardien werben diefe Oligarchen den Thron umringen und fi den 
Monargen zum Werkzeuge ihrer Abfichten auderjeben ; in abfoluten Demofratien,, wie davon 
die Urcantone der Schweiz Zeugniß gaben, verleiht die Macht der Gewohnheit und des blinden 
Herkommens den Angehörigen gewifler Familien oligarhifche Vorzüge; endlich wird in flän- 
bifhen und repräfentativen Monarchien oder Demofratien die Oligarchie theild in den Mini- 
ferien, tbeild in den Kammern ber Abgeorbneten und Pairs fich einzuniften ſuchen. Da fie nun 
ald die egoiftifche Herrſchaft weniger einzelnen in jede Form eindringen kann, fo iſt es die Auf⸗ 
gabe einer geiunden Politik, ihr den Weg nıdglichft zu fperren und die Dligarchie im ſchlimmen 
Sinne in eine Ariftofratie im guten Sinne, d. 5. in eine Beeinfluffung und Leitung der Aus: 
übung der Staatögewalt durch die Beften und Tüchtigſten, zu verwandeln. Wie dies geſchehen 
ſoll? ift die Frage nah der zweckmäßigſten Einrihtung ver Verfaffungsformen. Darauf läßt 
jich eine Antwort nur von der politiichen Gulturftufe der einzelnen Nationen aus ertheilen. Ge⸗ 
wiß ift aber, daß in demſelben Maße, als im Volke eine machfende Menge aus der Paſſivität 
beraudtritt und die politifchen Interefleh eine weitere Verbreitung gewinnen, auch die Herrſchaft 
der politifchen Gapaeitäten immer mehr auf eine wachſende Betheiligung des ganzen Volks an 
den Öffentlichen Angelegenheiten gegründet werben muß, al® auf ihren natürlichen Boden, aus 
dem fie in die Hoͤhe wähft, und woraus ihr zur fleten Erneuerung immer friſche Säfte zugeführt 
werden. 

Faßt man das Befagte in Berbinpung mit dem frübern und gegenwärtigen Sprachgebrauch 
des Wortö Oligarchie kurz zuſammen, fo ergibt ſich Folgendes: 

1) Unter Oligarchie fann man bald die nad der beftehenben Berfaflung ſtattſindende, legi⸗ 
time oder uſurpatoriſche Innehabung der.oberften Gewalt ſeitens einer verhäͤltnißmäßig kleinen 
Zahl von Individuen wegen des in ihrem Beſitz befindlichen Maßes materieller Macht und 
Reichthümer, bald nur die thatſächlichen wenig zahlreichen Machthaber neben oder über dem 
verfaſſungsmäßigen Souverän verſtehen. Im erſtern Kalle iſt die Oligarchie eine republikani⸗ 
ſche Staatsform, ſie ſelbſt bildet eine juriſtiſche Perſon, ſteht aber mit dem republikaniſchen 
Staatsprincip im Widerſpruch und iſt daher meiſt die Folge entarteten republikaniſchen Geiſtes. 
Erfüllt ſie ſich daher nicht mit wirklich ariſtokratiſchen Elementen, ſo kann ſie nur entweder zutück 
zur Demokratie oder fie muß zur abſoluten Monarchie, zum Despotismus führen. 

2) Im andern Falle iſt Oligarchie der Widerſpruch der Wirklichkeit mit dem beſtehenden 
Recht, der gehoben werden muß und nur gehoben werden kann, wenn entweder die Thatſache 
ſelbſt zum Recht, d. h. die Oligarchie ſouverän wird, oder die Oligarchie eine entſprechende 
verfaſſungsmäßige, eine organiſche Stellung unter dem Souverän erhält, oder endlich wenn 
jie ſelbſt als ſolche befeltigt wird. 

3) Die Oligarchie im guten Sinne des Worts kann nur, wie [yon Hobbes meinte, identiſch 
mit Ariftofratie fein; dann iſt e8 aber unmöglich, daß fie nur auf materiellen Machtfactoren be: 
rube, und noch mehr, daß Brincip und Zweck ihres Regiments die Ausbeutung des Staats zu 
ihrem Bortheile fei. Während alfo die Rechtmäßigkeit ver Oligarchie ald Staatsform in con- 
creto von den allgemeinen Grundſätzen des Staatsrechts abhängt, iſt die Staatögemäßpeit 
ihres Regiments von den baflelbe leitenden politifchen Grundprincipien abhängig. 

4) Die Erfahrung, daß alle Wenigherrfchaften bald den wahren ariftofratifchen Geiſt ver- 
lieren, wol aud bei ihrer Grundlage, der politifhen Entartung des Volks, kaum behaupten 
fönnten, erklärt e3, warum mit dem Begriffe Oligarchie regelmäßig der Gedanke eines ſchlechten 
Staatszuflandes verbunden wird. 
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Literatur. Held, „Staat und Geſellſchaft“, II, 656 fg. „Platon. legg.“, nad} ver Über- 
feßung von H. Müller, Thl. VII, Abthl. II, S. 113, 115, 120, 258. „Thucydides‘‘, III, 93; 
IV, 74; VI, 89 (vgl. dazu Roſcher, „Thucyd.”, S. 308, 438 fg., 448 fg., 463). Laurent, 
„Etudes”, H, 77, 148. Conftant (Raboulaye’3 Sammlung‘), I, 205. Locke, „Origine etc. 
of civil governm.”, Kap. 9, $.1. Meier, in Erſch und Gruber, „Allgemeine Encyklopädie“, 
der Art. „Oligarchie“. Proudhon, „Principe federatif”’, S. 32. Zöpfl, „Staatsrecht“, II, 
112. Fiſchel, „Die Verfaſſung Englands”, ©. 17 fg. W. Schulz und J. Held. 

Drangelogen, Orangemänner. In keinem Lande Europas hat ver religiöſe Fanatismus 
innerhalb ver Volksklaſſen ſich jo bis in bie neuefle Zeit und zwar in feinen rüdfidtölofeften 
Ausgeburten erhalten ald in Irland. Auf katholiſcher wie auf proteſtantiſcher Seite haben dort 
geheime und Öffentliche Gejelifchaften und Vereine eine Exiſtenz gefunden, die von den gewalt: 
famflen Mitteln eines Vernichtungskrieges, eine gegen die andere Bekenntnißpartei, nicht einen 
Augenblid zurücichreden würben. Der Drangebund proteftantifcherfeits, wie die Banpmänner 
(Ribbon-Society) fatholifcherfeitö Haben dad mittelalterliche urendum aut confitendum in 
moberne Bhrafen überfegt, die nur einen elegantern Firnis für diefelbe Verfolgungswuth ab⸗ 
geben, wie die gewejen, welche in England einft, bei wechſelndem religiöfen Kriegöglüd, bald 
Katholiken, bald Proteftanten auf dem Scheiterhaufen verbrannte — in majorem Dei gloriam. 
Der ältefte Befigtitel Englands an Irland iſt der der Eroberung, geheiligt durch eine päpftliche 
Berleihungsacte, die viele Jahrhunderte zurückdatirt. Kampf und Blutvergießen, Erihöpfung 
und Elend und chroniſch werdende Rebellionen haben feitvem einander abgelöft. Am herbſten 
bildeten fich die Fehden heraus, als König Heinrich VII. die Reformation in Irland einzuführen 
ſuchte. Da war an feinen Frieden mehr zu denfen — die Katholiken Irlands fonnten nur 
einmal wieder aufathmen, als in England die „blutige Maria” regierte und während ihrer 
furzen Zwifchenregierung die PBroteftanten mit ausgeſuchter Graufamkeit entgelten ließ, was 
biefe an vie Romiſch-Katholiſchen verübt. Unter ver Regierung Eliſabeth's war Irland, den 
Geſchichtſchreibern zufolge, „eine Branpflätte mit Leichnamen durchſtreut“ 1), ſchon von Sein: 
rich VIII. aber batirte ein nationaler, polltifher und religiöfer Bürgerkrieg in Irland, der 
feineögleihen in der Geſchichte fucht, vor allem, was feine Dauer anbelangt. Der Papft und 
die fanatifchen Negierungen Spaniens hatten ihre Hände haufig im Spiele, vie fie blutrauchend 
gen Himmel hoben, um von dem Vater aller Menſchen Erfolg für die Waffen ihrer Kirche 
berabzuflehen. Seit jenen Tagen batirt jene in Blut gefchriebene Chronik Irlands, in welcher 
auch der Orangebund ein trauriged Kapitel gefüllt hat. Jakob I. von England verbot Ver: 
pachtungen an Irlänber in Irland und erklärte alle, vie ven englifhen König nicht als Ober: 
baupt der Kirche anerkennen wollten, unfähig zu Öffentlichen Amtern. Unter Jakob I., der, von 
Thron und Volf getrieben, im Tatholifchen Irland die Trümmer feiner Macht von neuem auf: 
zurichten verfuchte, wagte Irland einen Kampf gegen ven proteftantifchen Wilhelm von Oranien, 
der die Erbſchaft der englifchen Revolution als König angetreten hatte. In der in Irland un: 
vergeflenen Schlacht am Fluße Boyne (12. Juli 1690) unterlag Irland und hat fich ſeitdem nie 
wieder aufrichten Finnen. Irland fiel mit dem legten der Stuart, jener Stuart, von denen 
die Engländer noch heute fagen: „Es gab feine graufamern Könige über ung, doch feine, die im 
Unglück ſchwärmeriſcher geliebt wurben.” Die Irländer, ohnehin zu Mistrauen und Ber: 
fhloffenheit geneigt, begannen feit jener Zeit in geheimen Befellfchaften die Fehde fortzuführen, 
die im offenen Licht des Tages nicht mehr möglich war. So ſchoß in der Mitte des vorigen Jahr: 
hunderts der Bund ber Weißburfchen (White boys) als fanatifche Audgeburt des Religions: 
hafſſes und ber Nationalfeinpfchaft auf, mit allen Atiributen, wie fürchterlichen Eiden u. f. m. 
iluftrirt, zu denen nur je eine mittelalterliche Beme das Muſter geliefert. „Vertilgungskrieg 
gegen Proteflanten und Engländer“ war ihre Devife ein halbe Jahrhundert hindurch, und 
ebenfo die der Eichenherzen (Hearts of oak). Als England während des nordamerikaniſchen 
Unabhängigkfeitöfrieges feine beimatlihen Infeln von Truppen entblößen mußte, benutzte die 
nationale Bartel der Irlänver diefe Zeit zu einem politifhen Meifterftreich, deſſen Andenken 
noch heute jedem Irländer theuer iſt. Es war eine Rebellton, aber in eigenthümlicher Form. Es 
bildeten fih Freimilligencorps, angeblich um das Land gegen Fremde zu ſchützen, für welde 
„Fremde“ jedoch bald die Engländer, vie in jene Falle gegangen, von ber national:irifchen Partei 
erklärt wurben. England hatte alle Hände voll jenfeit des Oceans zu thun und erfaufte fich einen 


— ——— — — — — — - 


1) Mit bebender Feder haben Chronikenſchreiber mitgetheilt, daß in ber Raſerei wahnſinnigen Hun⸗ 
gers Kinder ſich an ben Eingeweiden ihrer verſchmachteten Mütter genährt haben. 
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unflchern Frieden in Irland 1782 mit der Unabhängigfeitserflärung des irifchen Parlaments 
und durch Verleihung des Wahlrehtd an Katholiken. Es begann aber bald an feinen Zuge- 
ſtändniſſen zu deuteln und zu mäfeln, und dag Mistrauen Irlands hatte nur mit offenen Augen 
eine Zeit lang geſchlafen. Der Bund ver Rechtburſchen (Right-boys) agirte Hauptfächli gegen 
bie der Fatholifhen Bevoͤlkerung zur Dotirung der proteftantifchen Kirche auferlegten Zehnten 
(eine Ungeredtigfeit, bie unter dem Namen Kicchenfteuer noch heute Irländer und ſelbſt billig 
denkende Engländer in ihrem Fortbeſtande erbittert). Eine andere Berbindung war bie ber 
„Vereinigten Irländer“ oder „Defenders““, mit erleuchtetern Anjihten über bürgerliche und 
politifche Kreiheit zwar, aber dennoch nicht vor einem Verwuͤſtungskriege gegen Gut und Perfon 
ihrer Gegner zurückſchreckend. Dies währte bis 1791. Eine moralifhe Erhebung offenbarte 
ih in der Bildung der „Bejellihaft ver irländifchen Freiheit und der Ruhe“, die freilich ven 
Deiperadod ein Dorn im Auge fein mußte. Diefe Gefellichaft gab den phuflfhen Kampf gegen 
England als hoffnungslos auf und eiferte nur für flaatsrechtliche Gleichheit für die Irländer. 
Das 19. Jahrhundert und feine Erleuchtung ſpukte ſchon vor, und die Franzoͤſiſche Revolution 
hatte auch über die Irifche See ihre hHumaniftifchen Ideen auswandern laffen. Ä 

In diefe Zeit fällt die Stiftung des Orangebundes, im Namen das Andenken an, den 
proteftantifchen Eroberer Wilhelm von Dranien als Erbe antretend. Der Bund reftutirte fi 
aus Borläuferverbindungen, die hier und da im Lande ſchon proteftantifchen Kleinkrieg geführt. 
Unter biefen Elementen hatten die Peep o'day boys (Tagesanbruch-Burſchen) eine wüſte 
. geieglofe Rolle gefpielt. Diefe bunte Gefellihaft gab übrigens ihre Nuancirung nicht ganz zu 
Gunften des großen Bundes auf, und fo zerftel diefer in vier Hauptparteien, jede mit ihren 
bejondern Mottos, Cocarden und Abzeihen. Die Gemäßigten trugen blaue Abzeichen und 
hielten an freimaurerifchen Gliederungen und marfirten hannoveriihen Sympathien feft, die 
bannoveriihe Dynaftie mit dem Proteſtantismus iventificivend ; eine anbere Partei hatte Die 
orangefarbenen Cocarden und die Devife: „Irene gegen die Regierung und Vertilgung des 
Katholicismus.“ Sie bilnete den Kern des Bundes. Orange und blau war bie Farbe ber 
Fanatiker wildeſter Schattirung und grün bie der vierten Partei, des „ſüßen Poͤbels“ und 
jeilften Gefinvels, da8 zu den Triumphzügen und gelegentlichem Handgemenge verwendet wurde. 
Die erſte Drangeloge wurde am 21. Sept. 1795 im Haufe eined Bauern des Dorfes Longhall 
mit allem Geremoniell geftiftet. Zuerft fchrieb man „Defenfive” auf das Programm; die 
„Aggreffion” machte fih von felbft. Dies Ioyale Aushängeichilo „Erhaltung des Übergewichts 
der proteftantifchen Kirche in Irland und Sicherflellung der Thronfolge des Haufed Braun: 
Ichiveig in den Vereinigten Koͤnigreichen“ Eonnte nicht verfehlen, die engliiche Regierung zu 
beftechen. Selbſterhaltung andererſeits trieb Proteftanten zur Teilnahme am Bunde, denn fie 
ſahen in ihm eine Schugmwehr gegen Die überall wuchernden geheimen Geſellſchaften katholiſchen 
Bekenntniffes. Diefe legtern fanden immer reihen Zündſtoff an der Unzufriedenheit ihrer 
Glaubensgenoſſen mit dem Zwange, „ver feindlichen Kirche Zehnten zahlen und fomit zwei 
Kirchen unterhalten zu müflen‘’2), und an dem Elend, das die Befiglofen ober im Beſitz Gefähr⸗ 
deten immer fchnell verbrüdert. Denn engliiche Intriguen ließen kein Mittel unverfucht, Grund 
und Boden in englifhe Hände zu bringen, wozu Gonfidcationen der Ländereien von Ver⸗ 
ſchwoͤrern jener Klaffe die gewandtefte Handhabe bildeten. Der milde und gerechte Vicefönig, 
Lord Fitzwilliam, entſprach ven Abfichten der englifchen Toried zu wenig, und man ließ ihm 
jpater eine Reihe von Tyrannen folgen. Die Tories, ja einzelne Prinzen des koͤniglichen Hauſes 
ergriffen die Bartei der Orangiften und nahmen ihre Cocarde an, und der Übermuth wie die 
Gewaltthaten ver Logen trieben die Irländer zur Verzweiflung. Seit 1793 war England mit 
der franzöfifhen Republik in einen Krieg verwidelt, Zum zweiten mal benugten die „‚vereinigten 
Irländer“ diefen Moment und brachten ihre Bewaffneten auf faft eine halbe Million, zu gleicher 
Zeit Unterhandlungen mit dem franzdiifchen Directorium anfnüpfend. Verrath Fam der eng- 
liſchen Regierung zu Hülfe, und fle unterdrückte mit Hülfe der Orangiften bie einzelnen Auf: 
ftände, denn die franzoͤſiſche Cxpedition landete zu ſpät. „Ruhe herrſchte in Irland‘‘, nie Ruhe 
des Überwältigten, der zähneknirſchend fich unter dem eifernen Fußtritt der Gewalt windet. 
Dragonnaden derimirten ganze Gemeinden, und die Orangiſten fchalteten und walteten nad) 


2) Schon zu jener Zeit war die Zahl ber proteflantifchen Kirchen in Irland ebenfo groß als bie der 
fatholifchen,, obgleich bie Bevölkerung zu acht Zehnteln aus Katholiken und einem Zehntel aus Mitglie- 
bern der englifchen Kirche beftand (ein Zehntel fam auf Diffenters). Es gab Hin und wieder ſogar von 
Zehnten lebende proteitantifche Geiſtliche, die gar feine Gemeinde hatten, 
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Sutvünfen. Das Schattenbiln des iriſchen Parlaments war dem engliſchen Gabinet mehr und‘ 
mehr verhaßt geworben, und Pitt verfolgte bald feinen Lieblingsplan, ven einer parlamentarifchen 
Unton Englands und Irlands. Lange wehrte ſich das iriſche Parlament, aber die „Union“ 
wurde dennoch im Jahre 1800 von demſelben votirt. Mit einer Eleinen Maforität wurde Irland 
von feinem Parlament verkauft. Die Betitionen für die Union, die man Anſtands halber vor: 
her im Lande gefammelt, zählten nur 3000 Signaturen, die gegen die Union gerichteten 700000, 
aber die Anweſenheit einer Armee von 150000 Englänvern und Milizen in deren Solde glich 
dad Rechenexempel aus, und das Barlament jelbft beftand zum Theil aus Greaturen Eng⸗ 
lands. (S. D’Eonnel.) Manche verjelben waren durch die verheißene Katholifeneman- 
cipation gewonnen, eine Berheißung, deren Erfüllung Englands Megierung ſich erft beinahe 
30 Jahre fpäter durd fein eigenes Parlament abringen ließ. In diefer Zögerungspolitif fand 
fie einen ſtarken Anhalt an den Orangiften, die ſich bereits in England anzufiedeln begannen, 
wo bie Katholifen unter gleigen Beeinträchtigungen von Recht und Billigfeit feufzten, wenn 
auch dort Dragonnaden außer Mode gefonmen. Auch in Schottland entflanden um diefe Zeit 
Drangelogen. Der Drangebund benupte die erften zwölf Jahre nach ver Union, nit nur in 
alle Volkoklaſſen hinein ji zu verzweigen, wie faft in alle Richterftellen Irlands und in 
zahllofe andere Amter Orangemanner einzufegen, fondern fuchte fogar in die Armee Zweig: 
verbindungen und den ganzen Apparat der Societät einzufämuggeln. Died machte inveffen die 
Höhern Mitglieder aus den Kreifen der Ariftofratie flugig. Der Herzog von Dorf, Prinz von 
koͤniglichem Geblüt und Obercommandeur der Armee, obwol Mitglied des Drangebundes, 
verbot nicht nur 1812 Soldaten die Theilnahme an demſelben, fondern trat bald ſogar felbft 
aus, damit dem Offiziercorps ein muftergültiges Beifpiel zu geben. Dennod aber dauerten vie 
orangiftifchen Wühlerelen in der Armee noch länger als jiebzehn Jahre fort, und bie zum 
Jahre 1829 bedurfte e8 wiederholte Verbote an Offiziere und Soldaten, um nicht die Armee⸗ 
disciplin zu gefährden. Der Drangebund bildete einen Staat im Staate und war eine Madıt, 
aber nirgends mehr ald in dem gärenden Irland. Seine erften Niederlagen begannen mit ven 
Borbereitungen auf die im Vereinigten Königreich vergeblich erfehnte Katholifenemancipation, 
erjehnt freilich fall nur von den Katholiken jelbft, venn dad englifhe Volk war zu fehr noch 
unter dem hartnäckigen Einfluß Jahrhunderte alter Vorurtheile, um ſich mit Eifer und Feuer 
an der Bewegung zu betheiligen, die nach neunjährigem Kampfe im Parlament envli 1829 
ausgefochten wurbe. (S. Peel und Ruſſell.) 

Vordem hatten zwar Irländer im Parlament geſeſſen, aber feine Katholiken. Jetzt hatten 
letztere gleiche Rechte mit ven Proteflanten, und mehr, fie hatten einen Kührer, Daniel O' Connell, 
den fie wie einen Gottgeſandten verehrten. Peel?) und Wellington hatten nach unfaglid ver: 
widelten Präliminarien die Katholifenemancipation als etwas Unvermeidliches acceptiren 
müſſen. Der Schlag war hart für biejenigen unter den Tories, deren politifche Weisheit ſich 
nur in einem Schlangenringe, „nem Symbol verewigter Stabilität‘, zu bewegen ſchien. Die 
eine Schlacht war verloren, ver Drangebund rüftete ji auf Die zweite, Die für und gegen 
Barlamentöreform gefochten werden follte. Drangemänner und Toried gingen im Widerſtande 
gegen die Ausdehnung des parlamentarifchen Wahlrechts Hand in Hand. Die Beſchreibung 
diefer Bewegung wird von dem Lefer in den Biographien Peel's und Ruſſell's gefunden. 
O'Connell, ver die katholifchen Vereine in Irland wieder ind Leben gerufen, Fam dem Reform: 
prineip mit einer irifhen „Nationalunion” zu Hülfe. Der Drangebund, ber aus einer ſpecifiſch 
teligidjen eine politifche Partei geworben, organijirte eine „ Drange-Nationalunion‘, um jener 
damit ein Paroli zu biegen. Vergebenes Bemühen! Die ganze Bolföftimme Englands rief 
nah Reforn und übertäubte das Lärmen der erbitterten Orangelogen in allen drei Königreichen. 
Im Iahre 1832 beftand die Parlamentsreform ihr leßted Stadium und wurde Geſetz. 

Diefer Sieg hat ven Muth der einen, diefe Niederlage ven GroU der andern Partei in 
Irland nur gefleigert. Dad Zehntenweſen bot einen neuen Eridapfel. Die Irländer fatholifchen 
Bekenntniſſes wählten das Mittel des paffiven Widerſtandes, d. h. fie zahlten Feine Zehnten. 
Unzählige Erecutionen waren die Folge, die aber in vielen Fällen gar nicht ausgeführt werben 
fonnten wegen Übermaßes der Gontraventionen und noch mehr aus dem charakteriſtiſchen 


3) Peel war im Fatholifchen Irland im höchften Grabe verhaßt. Die moderne Polizeiorganifation 
im Bereinigten Königreich nennt ihn ihren Urheber. Noch bis heute nennt das irifche Volk die Conſta⸗ 
bles fpottweife die „Veelers“; zu Peel's Lebzeiten aber mit einem Wortſpiel Orange-Peelers (Orans 
genſchaͤler), eine Anfpielung auf Peel's Begünftigung der Drangemänner. 
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Grunde, weil fein Irländer die abgepfänbeten Gegenſtaͤnde kaufen wollte. *) Die Irländer find 
ein beiſpielloſes Volk, wenn es gegenfeitige Übereinſtimmung und hartnädige Ausdauer gilt — 
namentli dem Fremden gegenüber, ale welcher von ihnen der Englänber ungeachtet eines 
fiebenhundertjährigen Beftgtiteld angefehen wird. Der eigenthümlicäfte Zug if, daß die eng- 
lifchen Einwanderer gewöhnli ſchon in zweiter Generation die erflärteften Nattonalirländer 
su werben pflegten. Handgemenge zwiſchen Erecutionstruppen und den Weißburfchen hatten 
um jene Zeit ihre eigene blutige Chronik, und die @algen flanden felten länger als eine Woche 
leer. Die Drangemänner konnten ven Schlag, den ihnen Ruffell's Reformbill gefchlagen, nicht 
verfchmerzen, und ihr toͤdlicher Haß wendete ich gegen alle, pie ihnen als deren intellectuelle 
Urheber verbädtig waren. Kühne, verwegene Plane feimten in ihren Logen auf, bie an Geſetz⸗ 
Iofigkeit bald mit den blutdurſtigſten Factionen der katholiſchen Bandmänner °) mwetteiferten. 
Ich Habe ſchon erwähnt, daß fie lange im Heere agitirt Hatten. Jetzt konnten fie dies offenfundig 
und ohne Scheu unter Autorität der von dem Herzog von Cumberland ald Großmeifter der 
großen Loge von Irland und England ausgeftellten Patente (Warrants). Er war ein Tory 
vom Blaueften Blute. Bald gab ed orangiſtiſche Feldlager in jener Armeedivifton. 

O Connell Hatte das zündende Loſungswort in das Volk geworfen: „Repeal der Union oder 
Gerechtigkeit für Itland.“6) Damit war das Signal zu einem neuen Sturm gegeben, der mehr 
als ein Jahrzehnt währte. Die Drangemänner waren und blieben Todfeinde der Repealer. 
Das englifhe Cabinet machte eine Zeit lang Miene, die Alternative der ‚Gerechtigkeit zu 
ergreifen. Es brachte vier Bills ein zur Beruhigung Irlands mit 1) einer Kirchenreform, 
2) Reform der Borporationen, 3) Bewilligung des Inſtituts einer Grand-Jury für Irland, 
4) feltiamermeife aber auch mit dem Antrage zur Benehmigung „‚außerorventliher Maßregeln“ 
auf ein Jahr, um das Gefetz in Irland zu bewaffnen, d. 5. mit einer fogenannten irifchen 
Zwangebill (Coeroion-bill). Es ift charakteriſtiſch, daß ed dem Cabinet nur mit ver vierten 
Bill Ernſt war. Es hatte die Majorität im Unterhaufe für fih und zog die erflen drei Bills 
zurüd, ohne auch nur einem allgemeinen Gemurmel zu begegnen, und allein den Donnermworten 
O'Connell's, die jedoch faft einfam verhallten, begleitet von der Wehklage feines Vaterlandes. 
Das Cabinet, Fühner gemacht, verlangte 1834 im Parlament die Genehmigung zu einer Er: 
neuerung des nur für @in Jahr „verheißenen Ausnahmezuftanves in Irland. Es hatte in 
legterer Beziehung fogar eine Art von Übereinkunft zwiſchen O'Connell und dem Gabinet be- 
ftanden. Er erklärte fidy jegt als durch die Minifter betrogen. Das Parlament witterte ebenfalls 
unehrlich Spiel, weil auf die Interpellation O'Connell's, ob die neue Zwangsbill die Zuſtim⸗ 
mung deö Lorblieutenants (Vicekoͤnigo) von Irland erhalten, das Cabinet ſich auf zweideutige 
und ausweichende Antworten befhränfte. Ohnehin vielfach gefpalten, ergriff das Cabinet Korb 
Grey's dieie Gelegenheit, um in corpore abzudanken. Das Minifterium Melbourne befänftigte 
O'Connell durch „mildere Praxis“ in Irland und Berufung zweier Katholiken in den 
Gebeimrath für Irland. Der Drangebund antwortete darauf mit dem alten „bluttriefenden“ 


4) Eine 1863 in Irland aufgetauchte Verbindung ber Steel-boys (Stahlburfchen) durchſchwärmt die 
weſtlichen Brafichaften colonnenweife bei Nacht, um der weltlichen Juftiz alle erdenkliche Poſſen zu fpielen. 
Bird ihnen Anzeige, daß einem Pachter wegen rückſtändiger Pacht oder Kirchenzehnten fein Viehbeſtand 
„„abgeholt” werben fol, oder daß fein gefüllter Speicher unter Siegel gelegt iſt, fo Helfen fle dem Be: 
drohten. Um Mitternacht erfcheinen fie zu Hunderten auf feinem Bebft. treiben fein Vieh weg und 
leeren in wenigen Stunden feinen Speicher. Alles wirb nach vorher verabrebeten Blägen gefchafft und 
unter ibnen felbft in Kleinen Bortionen verfauft. Der Pächter erhält den Betrag redlich ausgezahlt und 
wandert nad) „Neuirland' aus, wie fie die Bereinigten Staaten heißen. 

5) Das Decemberheft des Dublin University Magazine (1863) bringt Enthüllungen über bie 
I rganifation bes Ribbonismus. Der Eid wird im Namen ber Dreieinigfeit geleiftet. Es heißt in ber 
langen Formel unter anderm: „Ich ſchwöre, daß weder Vater, Mutter, Schwefter over Bruder mich an 
der Ausführung unfers glorreichen Bandſyſtems Hindern follen; daß ich weber Berfon noch Eigenthum 
der ablutigen Keßer» fchonen will, am mwenigften bie, welche fich von dem Zehnten unferer Arbeit nähren. 
ch ichwöre ferner, daß ich niemals vor Richter oder Geſchworenen gegen einen Bruder vom Bunde er- 
icheinen will, und daß weder Folter nody Tod das Eleinfte Atom ber Plane und Geheimniffe mir ab⸗ 
preſſen follen.” Auch mehrere Fragen hat der Ribbon-Man zu beantworten, wie z. B. biefe: „Womit 
ſollen die Straßen verbeflert werden?‘ Antwort: „Mit @ebeinen der Proteſtanten.“ Trage: „Kennft du 
dein Alphabet ? Sage es!“ Antwort: „A.G.1.M. P.“ (A Great Irish Massacre of Protestants) u. f. w. 

6) Die 1863 zu ungeheuerer Ausdehnung gelangten irifchen DBereine der Beenians und ber Söhne 
St.:-Ratride in Irland, Amerifa und unter ber iriichen Bevölterung Englands haben an Stelle jener 
maßvollen Barole bie „völlige Unabhängigfeit Irlands auf dem Wege der Waffengewalt” gefegt. Parla⸗ 
mentarifche Agitation ift von ihnen als nußlos aufgegeben. 





8 Drangelogen 


Motto „No Popery’ (Keine PBapifterei!) und erhigte die Gemüther feiner Anhänger zum 
Siedepunkt. Das Minifterium Milbourne mußte bald den alten Tories Perl und Wellington 
Platz machen. Dennod Eonnte felbft ver im Kafernenflil vegierende „eiferne Herzog‘ im 
Bergleih mit dem flarren Hiflorifchen Stabilismus der Drangepartei als ein erleuchteter 
Fortſchrittsmann gelten. 

Der Orangebund hatte jeit 1795 an herzlofer Unduldſamkeit gegen die Katholiken nichts 
eingebüßt, und noch heute, obwol längft gefunfen und von der guten Befellihaft aller Be- 
fenntnifie als complotirendes und raufluſtiges Gefinvel gemieven und verpönt, bricht oft die 
wilde Flamme feines Fanatismus durch die Tagesgeſchichte. Starr und zähe hatte er jedes 
Titelden feiner urſprünglichen Organifation aufrecht erhalten, allen hin und wieder in feinem 
eigenen Schofe auftaudhenden mildern Reformvorſchlägen das dem Papſtthum gleihfam abge: 
borgte „Non possumus” entgegenftellend. Es mag bier anı Plage fein, einige Worte über die 
Drganifation des Orangebundes einzufhalten. Die einzelnen Logen (Brivatlogen) beſtanden 
jede aus 16— 260 Mitglievern. Das war Minimum und Marimum. Keine Loge durfte ſich 
ohne ein Patent (warrant) der großen Xoge bilden, welches von dem Großmeiſter und den 
jevesmaligen Geſchäftoführern des Bundes unterzeichnet und mit dem großen Siegel der Loge 
verjehen war. Mehrere Brivatlogen bildeten einen Diftriet und flanden unter einer Diftrietö: 
Ioge, mit welcher ihr Secretär fohriftliche Verbindung unterhielt. Uber mehrere Diftrictölogen 
fland dann die Grafſchaftsloge mit einem Großſecretär, an welchen wieber die einzelnen Secretäre 
der Diftrictölogen zu berichten hatten. Das Haupt des Ganzen bildeten enplich die großen Logen 
von Irland in Dublin und von England in London, an deren Spige feinerzeit der Herzog von 
Bumberland als Großmeiſter und Lord Konyon ald Bicegroßmeifter flanden. Die Großſecretäre 
der Grafſchaftslogen hatten an ben Biregroßfecretär ver großen Loge Bericht zu erflatten. 
Außerdem hatte der Bicegroßfecretär der großen Loge die Verpflichtung, halbjährlich einmal 
jeder einzelnen Loge und ebenfo der großen Loge von England (oder von England aus nad 
Irland) Mittheilungen zu maden. Zur Aufnahme in ven Bund waren nur Proteflanten ge: 
eignet, ſelbſt proteftantifche Söhne katholiſcher Väter blieben ausgefchloffen. Wer Orangemann 
werben wollte, mußte zuerft in einer Privatloge als Mitglied eintreten und mit der Bibel in 
der Hand das Gelübde der Verbrüderung ablegen, worauf ihm bie geheimen Lofungsworte und 
Zeichen mitgetheilt wurben, an denen die Brüder einander erkannten. Der Öroßmeifter hatte 
abfolute Gewalt; er war der proteftantifhe Abklatſch einer päpftlichen „Unfehlbarkeit‘‘ in 
gewiffen Sinne. Die Drangemänner waren „bewaffnet und hatten auf einen Winf bes 
Großmeifters fih an jedem beliebigen Drte, für dieſen ober jenen Zweck, zu verfammeln. 
Lärmende, pöbelhafte Demonftrationen, Mishandlungen ver Nicht-Orangemänner und rauf: 
luflige Tumulte zählten nur zu oft unter diefe Zwede. Der größte Theil der Miliz und ber 
proteftantifhen Deomanry (einer Art berittenen Volontärcorps des Landes von alterd ber) 
beftand aus Orangemännern. In der Blotte, im Heere prunften Orangemänner; ſelbſt Stabs⸗ 
offiziere, wie die Oberfien Maxwell, Berceval, Fairman u. a. waren unter deren Zahl, und in 
30—40 Regimentern eriftirten um dieſe Zeit eigene Logen. Eine Reaction mit Hülfe der Armee 
und eine Palaftrevolution zählte längft unter die kühnſten Lieblingsplane dieſes öffentlichen 
Geheimbundes, wie fpätere Unterfuchungen ergeben haben. Sie hatten, wie [hon angebentet, 
die Richterftühle eingenommen; ja, in manchen Gegenven hatte feit Menſchengedenken kein 
Katholik ald Geſchworener fungirt. Der Bund colonifixte fogar die entlegenften Gebietötheile 
unter englifher Krone, wie Gibraltar, Malta, Kanada 7), Auftralien u. ſ.w. In Großbritannien 
gehörten 600 Mitglieder des höchſten Adels ihn an und vielehohe Beiftliche, unter anderm war ber 
Bifhof von Salisbury orangiftifcher Prälat. Die Zahl der einzelnen Logen in Irland ift auf 
1500 ermittelt, in England auf 350; jene zählten im ganzen 150 — 200000, dieſe mehr ala 
100000 Mitglieder. Dazu kamen nod die fehottifchen Logen und die in den Eolonien. Die 
bewaffnete Macht des Bundes belief fich zu einer Zeit auf 300000 Köpfe. Es ifl died wol die 
umfaflendfte Vereindmacht, die je durch politifche und religidfe Neactionäre von ausſchweifend⸗ 
ften Fanatismus in der Alten und Neuen Welt aufgebaut wurde, und bied im 19. Jahrhundert. 
Ein Loyola hätte ſie um ihr Organifationdtalent beneiden müffen. 

Nicht eher, als bis mehrfache Megeleien, als bis vergoſſenes Blut zum Himmel ſchrie, begann 


7) In Canada, obwol fern von dem Eentrum des Weltverkehrs, fpielen die Orangelogen troß bes 
Verbote noch ungefchent ihre Rolle als frievenflörende Caricaturen fort, und der Prinz von Wales hatte 
1861 bei feinem Beſuche in Canada die ffanbalöfeften Infulten in canadiſchen Ortfchaften zu erbulden. 
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dad engliſche Parlament Gewiffensunrube zu fühlen. Es gab Momente, wo man das Tory⸗ 
miniftertum ald im vermeintlihen Bunde mit den Orangemännern gefürchtet hatte und bie 
wildeſten Gerüchte über eine Verſchwoͤrung gegen vie Kreiheiten des Volks durch dad Land 
flogen. D’Gonnell venuneirte ven Drangebund wiederholentlich im Parlament, und die englifhen 
Whigs ſchloſſen fi in dieſer Frage fogar eng an die irifhen Mitglieder. Man witterte ge: 
meinfame Gefahren. Denn welche unheimliche Wirkung ein Geheimbund mit öffentlichen Dr: 
ganen in Kirche und Staat, ein Bund, deſſen Zweck das abfolute libergewicht der Hochkirche, 
ſelbſt die Verdrängung und Ausrottung des Katholicidmud war, ja, der nad) feinen Statuten 
dem Könige nur fo lange zum Gehorſam ſich verpflichtete, als diefer die Suprematie der pro- 
teſtantiſchen Kirche aufrecht erhalten würde, unter beftinnmten Borausfegungen hätte haben 
können, lag für alle religidfen und politifhen Diffenters am Tage. Das Torycabinet löfle 
ein Parlament auf und erhielt ein neugewähltes, das ihnen nur noch ungünfliger war. 
Interpellstionen au die Minifter in Betreff des Orangebundes belebten ſchon die erſten Sigungen; 
eine Darunter verlangte Aufklärung darüber, ob dem Könige Adreſſen von Orangeverbindungen 
übergeben und huldreiche Antworten erhalten hätten. Beel mußte Die Documente dem Haufe 
vorlegen, wobei er die Beforgniß wegen der Drangiften für übertrieben erklärte. Dennod trug 
ein irifche® Mitglied auf Nieverfegung einer Gommifflon zur Unterſuchung des Wefens, der 
Ausdehnung und des Zweckes der Drangelogen an. Mistrauen, namentlich politifches Mis⸗ 
trauen ſteckt an wie das Gelbe Fieber, und die Whigs „fühlten ſich“. Peel verzweifelte an einem 
Compromiß; „gebrochene Reformverſprechen“ verfchiebenfter Art ftanden wie anflagenve Geifter 
gegen ihn auf, und jein Gabinet 309 fi fozufagen in das Privatleben zurüd, wieverum bem 
mildern (zweiten) Minifterium Melbourne's Platz machend. Die Unterfuhungscommiljion 
unter ber Zeitung des genialen Hiftoriferd Hume ging ernfthaft and Werf, unbeirrt dadurch, 
daß Mitglieder der geflürzten Regierung, wie der Marquis von Londonderry und Shaw ſich 
fo weit vom Barteieifer hinreißen ließen, einen Einſchuchterungsverſuch mit ver Prophezeiung 
eined großen orangiftifchen Aufftandes zu machen, unbeirrt um vie leivenihaftlichen Denon- 
Rrationen ded Drangebundes in Irland zu (Shren des Sieges am Boynefluß (ſ. oben). Hume, 
mit jeinem erflaunlihen Sammelgeift, brachte ein überreiches Material zufammen und theilte 
Fragmente daraus dem Unterhaufe mit, die allgemeine Entrüftung hervorriefen. Die Anſchul⸗ 
bigung der liberalen Bartei — wenigſtens ihrer entſchiedenſten Häupter, gegen bie Orangiften 
ging auf nichts Geringeres, als daß ſie die Abjicht gehabt hätten, auf gewaltſame Weife einen 
Thronwechſel herbeizuführen, ven König Wilhelm IV. abzufegen und ihren Gropmeifter, ven 
Herzog von Bumberland, zum regierenden Vormund der minderjährigen Thronerbin, Prin- 
zeſſin Victoria von Kent, zu machen oder ihn ſelbſt auf ven Thron zu fegen. Ein Abtrünniger 
vom Orangebund, einft Großmeiſter einer Drangeloge in Morkihire, Namens Haywood, verrieth 
unter andern, daß mehrere der heftigſten Orangiften ſchon 1832 den verzweifelten Entſchluß 
gefaßt Hätten, auf die Entthronung des Königs Hinzuarbeiten, weil derſelbe die Reformbill 
fanctionirt hätte. Man hatte, Haywood zufolge, auch im Falle des Ablebens des Königs auf 
eine Regentichaft fpeculirt. Kerner habe einer ver Bicegroßfecretäre, Oberſt Fairman, auf Befehl 
der großen Loge England und Schottland bereift, um die Meinung der Mitglieber des Bundes 
zu erfahren, ob fie für ven Zwiſchenfall einer Entthronung des Königs den Großmeifter, Herzog 
von Bumberland, zu unterflügen geneigt feien. Bis zu unbeftreitbarer legaler Evidenz wurden 
dieſe Anklagen nicht gerade betätigt, doch gab es fogar 37 Logen, melde mit dem Belenntnip 
‚der Begründung in den Haupttheilen‘ jih von dem Bunde Iosfagten. Diefe Haupttheile 
waren genug, um die Behauptung zu rechtfertigen, daß der Orangebund dahin geftrebt, fich mit 
der Staatögewalt zu identiftciren, wenn auch vie Erreichung dieſes Zieled auf gewaltſamem 
Wege nicht als Logenbefchluß, fondern nur als die Idee ver Eraltirteften des Bundes erwiefen 
worden. D’Gonnell prärifirte dies in einem Briefe an den Herzog von Wellington mit folgenpen 
Worten: „Die hochverraͤtheriſche Verſchwoͤrung unter fubalternen Mitgliedern ded Orange: 
bundes, die Thronfolge durch Befeitigung der Prinzeffin Victoria zu verändern, ifl entdeckt und 
vereitelt worden.’ Oberſt Fairman, gegen ven pas Barlament fein tiefſtes Mistrauen ausſprach, 
ſuchte ſich durch Anftellung einer Klage wegen Berleumbung gegen ven Denuncianten Haywood 
zu rechtfertigen; aber letzterer flach eines plöglihen Todes. Die Drangiften hatten das Unglüd, 
ſich in Öffentlichen Blättern gegen ven Verdacht ver Vergiftung verteidigen zu müflen, Beweis 
genug, was man ihnen im Volfe zutraute. 

Als Hume fein Anflagematerial gefanmelt, begannen die Barlamentöverhandlungen über 
ben Begenfland. Es vegnete die bitterfien Vorwürfe gegen den Herzog von Gumberland und 
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gegen das prangiſtiſche Unweſen in der Armee unter feiner Sanction. Der Herzog ſchrieb an 
die Unterfuhungscommiffien, daß die Patente zur Errichtung von Logen von ihn nur in blanco 
unterſchrieben und ohne fein Wiffen im Heere audgetheilt feien, und nunmehr deshalb cafiirt 
werden follten. Die von Ruſſell im Unterhaufe gethane Außerung, daß er erwartet habe, ber 
Herzog werde nach der Enthüllung eines folden verborgenen Treibend alle Verbindung mit 
denen abbrechen, die fich fo unverantmortliher Handlungen Ihuldig gemadt, wurbe von Sr. 
fönigliden Hoheit indeffen unbeachtet gelaffen. Eine Adreſſe des Barlamentd an den König in 
Betreff ver Orangelogen, die frühern Befeblen zumiber im Heere beftänden, erhielt die Fönigliche 
Beiflimmung, und ver Oberbefehlshaber des Heeres, Oberſt Hill, erneuerte das Berbot für alle 
Militärperfonen. 

Dad Oberhaus, meift aud Tories beftehend, that den Orangiften ven Gefallen, die mini- 
jteriellen Anträge auf Reinigung ber iriſchen Polizei von orangiflifchen Elementen zu ver- 
werfen und gleichzeitig die Kirchenreformbill fo zu verſtümmeln, daß Lord Melbourne viefelbe 
zurückzog. Um diefe Zeit wurde ber Herzog von Cumberland zur perfönlichen Bernehmung 
von der erwähnten Unterſuchungscommiſſion vorgeladen, zog es indeß vor, nad dem Kontinent 
abzureiſen. Wie er gefonnen war, ergibt ein Schreiben vom 12. Dct. 1835, verfaßt nad 
jeiner Rückkehr von den Feldlagern bei Kalif und Teplig und an die große Orangeloge von 
Longford gerichtet, „daß er auch ferner entichlofien jei, ven Brineipien des Bundes gemäß zu 
handeln. Er fei von feinem Bater darin erzogen und habe ebenfo aud feinen Sohn erzogen‘‘. 
Viele Tories hielten noch in geheimen ihre Verbindung mit den Logen aufrecht, obwol felbft 
in ihren Augen der „Vorwurf der Illoyalität“ das Unweſen der Orange ald wenigftend dem 
„bon ton” zumiderlaufend charakteriſirt hatte. In Irland unterflügte der Virefünig Lord 
Mulgrave offen und ehrlich ven Zorn des Parlaments, und er machte eine wahre Razzia unter 
Orangiften in Amt und Verwaltung. 

Die Wahl der Schritte, melche gegen die Orangelogen, die feine Luft zum Selbſtmorde zu 
haben ſchienen, von feiten der Regierung unternommen werben follten, vief lebhafte Debatten 
im Unterhaufe hervor. Hume hielt Die Anwendung beftehender Geſetze für genügend, verbunden 
mit der Abſetzung vorangiftifcher Beamten. Leinenfchaftlichere Gemüther empfahlen ein Eril 
nach der Südſee als ein wohlverbientes für die am ſchwerſten Gravirten unter den Bundes⸗ 
mitglievern. Lord Nuffell wählte 1836 den ebenfalld empfohlenen mittlern Ausweg, daß die 
Regierung im Einflange mit der Stimme des Volks ſich öffentlih misbilligend über ben 
Drangebund außfpreche und fomit an die ſprichwoͤrtliche Loyalität afler Briten appellire. Eine 
Aorefle an ven König war nächſte Folge. Der König genehmigte den Schritt, und fogar ber 
Herzog von Cumberland, dem die Actenſtücke mitgetheift wurden, erklärte feine Bereitwilligkeit, 
zur Auflöfung des Bundes aufzufordern. So wurde dem Drangebund ein Märtyrerthum 
eripart. König und Parlanıent hatten ihn verurtheilt. Er war im geheimen groß geworben, 
er ſchmolz zufammen vor ver Öffentlichkeit. Sämmtliche Logen — einige freilich etwad zögernd — 
löften fich im fehneller Folge auf. Seine Grundſätze haben ven Drangebund freilich bis heute 
überlebt, und obwol faft ein Menfchenalter feit ver Auflöfung der ungeheuern Brüderfchaft ver: 
gangen, gibt e8 noch Logen in der nordiriſchen Provinz Ulſter, namentlich in Londonderry und 
Belfaft, fowie in Canada, die wenige Jahre vorübergehen laflen, wo fie nicht lärmende 
Demonftrationen und pöbelhafte Ruheſtörungen bei Gelegenheit hervorrufen. Aber ed find 
vereinzelte Erceffe. Die Gebildetern find dieſen vereinzelten liberreften gänzlich entfremdet 
worden, und der Engländer unferer Tage ftellt ven verfrüppelten proteftantifhen Orangiſten anf 
gleiche Linie mit dem katholiſchen Nepealer feindlichſter Farbe, die fich jegt Hin und wieder in 
einen „Rebellen des Entſchluſſes“ überfegt hat. Trotzdem beide Barteien unterlegen, ift indeſſen 
Irland bis heute eine offene Bunde Großbritanniens geblieben. 8. Broemel. 

Dranien, f. Naſſau und Niederlande. 

Drdalien, Gottesurtheile.!) Es liegt tief in der menfchlihen Natur begründet und er: 
ſcheint als ein fihlagender Beweis des Zufanımenhangs, der Verwandtſchaft des menſchlichen 
Weſens mit dem göttlichen, daß der Menſch in Dingen, die und foweit er fie nicht mit feiner 
Erfennntniß erfaſſen fann, die ihm eigene Kraft des Glaubens anwendet. Die Glaubensan⸗ 


— htt — 


1) Ordale oder Ordele heißt urſprünglich jeder Rechtsſpruch durch den Mund ber Volks- oder es 
noffens(Pairs-)Werichte und wurbe der Ausprud, das Stammwort von Urtheil, erſt ſpäter ausjchließ- 
lich auf die Gottesurtheile angewendet. Zöpfl, Nechtsgefchichte, SS. 22, 129a, Note 28. 
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ficgten ſind verſchieden, erſcheinen in ihren Gegenſaͤtzen bald als Aber⸗2), Irr-, Unglaub 
verändern fih natürlicherweiſe mit den Veränderungen, welche auf dem Gebiete der Ext 
niffe vor fi geben, tie fie auch nach ver Verſchiedenheit der individuellen Intelligenz ver 
den ind. Allein die Thatfache, daß in Srmangelung ober Unzulänglichkeit ver Erfenntn 
Glaube zur Hülfe genonmen wird, bleibt an fi Immer dieſelbe und findet ſich in irgen! 
Form zu allen Zeiten und bei allen Völkern wie Individuen. Rühmt fi doch mancher, 
zu glauben, während er dann jedenfall an feine eigene Linfehlbarfelt glauben muß 
vielleicht ganz unbewußt,, doch nur feinem Glauben, feinen Empfindungen gemäß, ja wo 
in nichtgeahnter Abhängigkeit von irgendeinem Aberglauben , handelt. 

Zu ven wichtigſten Zeugniffen für die eben behauptete Thatjache gehört auch die allg 
verbreitete Erfcheinung, daß man glaubt, es werbe in Fällen, wo vie Entdeckung ber 1 
beit oder Unmahrheit auf andere Weife nit möglich, aber dennoch wichtig, nothwendig 
unentbehrlich ift, vie Gottheit felbft, gleihjan durch ein Wunder, intercediren. Und mie f 
e8 unferer Zeit fein mag, diefen Glauben felbft und vie einzelnen gemachten praktifchen Ar 
bungen deſſelben zu begreifen, etwas davon iſt und dennoch geblieben, nämlich ver Eid ?), 
innere Bedeutung do nur auf dem Gedanken ruht, daß ber Blaube an den zum Zeug: 
Audfage, ded Verſprechens angerufenen Bott eine Bürgfchaft ver Wahrheit fei, die Gott 
aljo die Kraft habe, die Wahrheit herauszubringen oder etwas unzweifelhaft zur Wal 
werben zu laſſen, wo es ohne den Eid nicht möglich geweſen märe. 

Die außerorpentlihen Mittel nun, Durch welche man in wichtigen, namentlid in ſtra 
lihen Fällen die wunderbare Hülfe Gottes zur Eruiruug der Wahrheit bei Unzulängl 
des menſchlichen Scharfiinnd Herbeizuführen glaubte und bei heidniſchen Völkern noch gl 
nennt man Ordalien, ihr Rejultat aber Gotteöurtbeil.*) 

Der Gebraud der Orbalien ift fo weit verbreitet, mie das Heibenthun, wie der Eid, j 
die Menſchheit. Nicht einmal das Chriſtenthum vermochte ihn gänzlich allenthalben zu ı 
vraden. Das Wahre in der heidniſchen Gottesanſchauung verbindet fich heute noch bei den 
detern chriſtlichen Bölfern mitunter mit ver mangelhaften Auffaſſung ded Chriſtenthums 
wenn ſich auch das Ordale als ſtändige und rechtliche Inflitution längft verloren bat, jo 
ſich Doh immer noch der Glaube dahin, Daß durch großes und unerwartetes Unglüd Got 
Schuld beſtrafe, reſp. entveded), die aus irgendeinem Grunde für den weltlichen Richter 
reichbar geblieben.‘). Und während vorzüglid, die fleigenve Intelligenz ed war, welcher, 
deren Herrichaft die Berbrangung der Drbalien ald Inftitution zugefchrieben werben mu 
war und wird feine Intelligenz im Stande fein, den Bid im Proceſſe überflüffig zu mader 

Zu den von Grimm in feinen „Rechtsalterthümern“ (erite Auflage), II, 933, gege 
Zeugniffen über die weite Berbreitung der Ordalien, namentlich bei ven Slawen, Gelten, 


2) Über Aberglauben vol. Behr, Der Aberglaube in der Eathofifchen Kirche, S. 109 fg. © 
Observ., ©. 78 fg. Souchay, Gefchichte der deutichen Monarchie, I, 617 fg., 621 fg. 9 
XVIIi, 378; XIX, 102. Burkardi magnum volumen canonum, lib. XIII. Höfler, Hiftorijche 1 
fuchungen, Separatabdrud aus den Wiener Sigungsberichten, Jahrg. 1861, Juliheft. Katholiſch 
raturzeitung, Jahrg. 1862, ©. 268 fg. 

3) Über die Beziehung der Gidesformel „ſo wahr mir Gott helfe zu den Ordalien vgl. 
Rechtsalterthümer, IT, 463 fg. ; ferner die Formula zu den Iongobardifchen Geſetzen Otto's IT., J 
(bei Georgiſch, S. 1265), und Capitul. Caroli M. ann. 803 (Berk, Legg., I, 118. Caroli M. 
Longob., c. 117), Kap. 7. 

4) Mit den Orbdalien hängt, gleichwie überhaupt eine fehr materialiſtiſche Gottesanſchauu 
auch das Fetiſch- und Zauberer, refp. Hexenweſen, die Orakel und Aufpicien, die sortes u. f. w. z 
men. Es ift aber charafteriftifch, wenn nach der Anflcht der Bebuinen nicht Gottes, fondern der 
fels Beiftand das glüdliche Beitehen des Ordales (Leden eines glühenden Löffels) zugefchrieben 
Über Oralel vgl. Laurent, Etudes, VIII, 68, 79. Roſcher, Klio, S. 220 fg. 

5) Vgl. Grimm, Rechtsalterthümer, II, 905, alin. 2. 

6) Heute noch ift der Gedanfe mäditig, daß jedes Duell, ja jeder Krieg feinem ethifchen @ 
gebanfen nach ein Gottesurtheil fei und Gott den Waffen Segen gebe (vgl. 3.2. Frantz, Die ! 
alles Übels, S. 25, 27), und es ift befannt, daß Locke in gewiſſen äußerften Bällen eines Conflict: 
fchen der Krone und der Nation bie Behauptung bes der letztern zuftchenden Kriege: — oder a 
Widerflanderechts Durch die Unvermeidlichkeit einer Berufung an den Himmel zu rechtfertigen | 
Sehr bemerfenswerth erfcheint es aber, daß Grote (Griechiſche Mythologie und Antiquitäten u. 
überfegt aus Grote's Griechiſcher Geſchichte von Fiſcher, Leipzig 1858, III, 623) fagt: „Die! 
fuchung des beabfichtigten Mordes... war ebenfo ein Theil der attifchen Religion ale Berihteban 
Wichtig ift auch, was Taritus von dem Einfluß der Priefter auf das Gerichtsivefen bei den Deu 
erzählt. Vgl. Unger, Die altdeutjche Gerichtsverfaffung, S. 108 fg. 
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hen, Indern, Hebräern, Japanern, Tibetanern, Peruanern und bei ven Wilden Weſtafrikas, 
koͤnnen noch viele weitere gefügt werben. Wichtig iſt auch, was Tacitus von dem Einfluß ber 
Priefter auf das Gerichtöwefen bei ven Deutfchen erzählt. Vgl. Unger, „Die altveutfche Ge⸗ 
richtsverfaſſung“, S. 108 fg. Se kommen z.B. außerdem noch Ordalien vor bei den Bedui⸗ 
nen, Gongonegern und bei dem fehr begabten Negerſtamme ver Keus auf Madagaskar?), bei 
den Neucaledoniern, auf Siam und Sumatra wie bei ven Kalmücken (vgl. „Das Ausland“, 
1830, ©. 1101, 1098; 1834, ©. 446; 1840, ©. 219; 1841, ©. 1125; 1843, S. 133 u. 
1300; 1845, ©. 1353; 1846, ©. 910; 1848, ©. 1048 u. 1197. Ahrens, „Juriſtiſche 
Encyklopädie“, S. 208). 

Betrachten wir nun die Orbalien etwas genauer bei unfern germanifchen Vorältern, fo ge: 
hören fie fhon dem älteften germanifchen Heidentyum an. War ihr Gebrauch im allgemeinen 
ohne Zweifel nur auf ſolche Fälle beſchränkt, welche nach ven Anſichten der Zeit zu den aller: 
ſchwerſten gehörten, und bei venen auf andere Weile Feine Entſcheidung möglich war, fo muß 
man doch fhon früh zmifchen dem Ordale des Zweikampfs und den andern Orbalien unter⸗ 
ſcheiden. Das erftere erforderte nämlich immer die beiden Theile als handelnd und mußte feiner 
ganzen Natur nad) auf die freien Männer beſchränkt fein ®), wenn man auch fpäter da und bort 
Unfreie miteinander, ja fogar mit Breien, Knaben mit Männern, mol aud Frauen mit Männern 
unter befondern Formen eine Art von Kampfordale befchreiten fiebt.?) Durch viele beiden Mo- 
mente fleht dad Kampfordale ald etwas Gigenthümliches da und muß man natürlidh daran ven: 
fen, daß das Ordale ald eine Art von gerichtlicher Procedur pie Bemeinfchaft ver Götter und des 
Rechts (commercium et connubium) der ſtreitenden Theile vorausfeßte. Die gerichtliche Pro: 
cedur aber iſt urfprünglich die Verwandlung eined Streit durch Selbfthülfe in einen nur ſym⸗ 

boliſchen Streit. Kommt es daher trog diefer Verwandlung, d. h. trog des zwifdhen den in 
Eollifion gerathenen Theilen begründeten Rechts- oder Friedensſtandes zu einen ſymboliſchen 
Streit oder zu einem Rechtoſtreit, zu deſſen frienlich = richterliher Entſcheidung die gegebenen 
procefjualen Mittel nicht ausreichen, fo tritt ausnahmsweiſe der frühere Zuftand, der des Kriegs, 
wieber ein, um ben Streit Deo quasi intercedente zu beendigen. Bei dem Gewicht des Eides 
unter ſolchen Berhältnifien dürfte das Kampforbale nicht zu häufig in Anwendung gekommen 
fein. Durch ven Kampf treten alfo die kämpfenden Freien auf ven voͤlkerrechtlichen Standpunkt 
zurück, da der flaatörechtliche nicht ausreichte. Eine rechtliche Wirkung aber fonnte fein Refultat 
nur unter dev Bedingung haben, daß beide Theile viefelbe Gottesanihauung, denſelben Cult 
teilten, oder daß erſt durch den Sieg entſchieden werben ſollte, welchen Theile Bott, reſp. 
Gottesanſchauung die richtige. Das Kampfordale war demnach zwifchen Unfreien, ober einem 
Freien und einem Unfreien unmöglid, bis das Chriſtenthum mit der Gleichheit des Gottes für 
beide Klaſſen wenigſtens eine Art von Ebenburt zwifchen ihnen begründete. Somenig aber 
das Ghriftenthum überhaupt die Ordalien billigen fonnte, ebenfo wenig .ifl die leßtere Conſe⸗ 
quenz des Chriſtenthums je allgemein prattiich geworben, und fland es höchſtens in der Willkür 
des Freien, ob er mit Uinfreien kämpfen wollte oder nit. Die andern Ordalien (namentlich 
bie verfchledenen Feuer: und Waflerproben) dagegen erforderten, wenigſtens regelmäßig, meifl 
nur einen Handelnden, ver faft immer der Angefchulbdigte war 19), und famen jpäter 11), wenige 
Ausnahmen abgerechnet, nur bei Unfreien und Romanen zur Anwendung — He mußten ſich, 
ob fie einheimifcge gber frenıde waren, dem Urtheil des Gottes der freien Leute unterwerfen, und 
fragte begreiflih niemand danach, ob dies gerecht fei oder nicht, da auch das von Unfreien be: 
gangene Orbale im Interefle der Freien ober Doch zur Verherrligung ihres Gottes flattfand. 1?) 

Dem Beftreben der Kirche, die Ordalien zu befeitigen 13), ſtand einmal der althergebrachte 
Blaube an fie, dann die Mangelhaftigfeit ver gerichtlichen Wahrheitserforſchungsmittel, endlich 

die wilde Zeit mit ihrer Raufluſt einer: und mit ihrer Geringfhägung ded Menſchenlebens, be> 


— 


7) Der jüngft geinordete König. von Madagasfar, Rabama, hatte die dort übliche Giftprobe aufs 
gehoben. 8) Bol. Zöpfl, ©. 931. 
9) Grimm, II, 8 Zeil ſchrift für gefchichtliche Rechtöwifienichaft, Ill, 224, Note 80. 

10) Val. aber 3. B. Grimm, Il, 923. ©. auch unten die Kreugprobe. 

11) Grimm, ©. 911. Selbft vie Lex salica noch entband nur Edle von der Verpflichtung zu die⸗ 
fen Ordalien. 

12) Ohne Zweifel fteht die jchon ſehr früh bei den Römern nur für Sklaven vorfommenbe und aud) 
bei ung fpäter recipirte Tortur mit dem Ordalienwejen in Derbindung. Vgl. Le Gentil, Les origines 
du droit (Paris 1863), ©. 288. 

13) &frörer, Aifgemeine Kirchengeſchichte, II, 1037; III, 751 fg., 957 fg. 
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ſonders des unfreien, andererſeits ſehr hindernd entgegen. Obgleich die Kirche mittelbar durch 
Bekämpfung des Heidenthums überhaupt, dann durch Berbeflerung der procefiualen Cinrich⸗ 
tungen und endlich durch allgemeine Milderung der Sitten, Berwerfung der Fehde und aller 
Maffenvergemwaltigung auch gegen dad Ordalienweſen wirkte, fo half doch die principielle Ver- 
werfung deffelben lange wenig ober nichts, und man mußte ſchon zufrieden fein, durch Befeiti- 
gung der heidniſchen Formen und deren Erfegung mittels hriftlicher 1%), ſowie dadurch, dag man 
die Ordalien nad) bem Geiſte der Zeit phyſtologiſch und pſychologiſch wirkſam geftaltete (vor: 
ausgehende Gewiſſensrührung durch religiöfe Keierlichkeiten, geweihter Biffen), das Übel eini- 
germaßen zu mildern. So findet fi noch in dem Capitulare, I, ann. 809, 6.20, die Stelle: ‚„Ut 
omnes judicio Dei credant absque dubitatione.” 19) Nach dem Sachſenſpiegel, Landrecht, 1,39, 
tönnen jolde, die ihr Recht durch Raub oder Diebftahl bereitö verwirkt haben, fi von einer 
neuen Klage wegen Diebſtahls oder Raubes nicht mit ihrem Eide befreien, ſondern haben nur 
bie Wahl, das glühende Eifen zutragen, oder in den ſiedenden Keſſel zu greifen, oder zu kämpfen. 
Diefer Artikel 19) gehörte zwar, gleichwie die ebenfalls von Ordalien handelnden Artikel, I, 63, 
64,69; III, 24,88, $. 5, zu den articuli reprobati; ed läßt fi aber doch erſt aus der Gloſſe 
zum Sachſenſpiegel und aus dem Richtſteig des Landrechts (Kap. 40, 6. 3) entnehmen, daß ver 
@ebraud der Drbalien in Abnahme famı.17) 

Gehen wir nun zur Betrachtung der bei den germanischen Völkern üblichen Ordalien über. 
Man kann folgende Hauptarten unterfcheiben : 

1) Beuerprobe. Dieſe fam in fehr verfchienener Weile vor. Bald nämlich Hatte ver zu 
dieſem Gottesurtheil Zugelafjene over eigentlich Verurtbeilte die bloße Hand eine beſtimmte Zeit 
lang ind Feuer zu halten und galt, wenn er fle unverfehrt herauszog, als unſchuldig (Lex. rip., 
30, 1— 31,5), bald mußte er nurin einem, mitunter wol auch in Wachs geträntten Hemde 
dur einen brennenden Holzſtoß fchreiten, bald eine glühende Eifenmafle beflimmten Ge⸗ 
wichts eine gewiſſe Strecke weit tragen oder über glühende Pflugſcharen (ihrer neun) mit bloßen 
Füßen gehen. 

2) Waflerprobe. Diefe ift entweder die ded warmen oder Falten Waſſers. Erſtere beſteht 
im wefentlien darin, daß der Beweisführer einen leichten over Heinen Gegenſtand mit bloßem 
Arm aus einem Keffel mit ſtedend-wallendem Wafler herausholen mußte, ohne fi den Arm 
zu verließen. (L.sal., 56; 59,1; 76,1. Das wichtigfte Beiſpiel aus Gregor von Tours f. bei 
Stimm, a. a. O., II, 920.) Leptere beftanv darin, daß der Beweisführer, nachdem ihm ein 
Seil um den Leib gebunden worden, ind Waſſer geworfen wurde und für unfchuldig galt, wenn 
ihn das Wafler, das reine Element, aufnahm, d.h. wenn er unterfant, in welchem Fall er 
dann fehnell mit dem Seile heraudgezogen wurbe. 

3) Kreugprobe. Bei dieſem Ordale mußten beide Theile mit in die Höhe gehobenen Händen 


unbeweglich an einem Kreuze ftehen. Als probfällig erſchien derjenige, ber zuerſt zu Boden fan 


oder die Hände bewegte, reſp. fallen ließ. 


4) Das KRampforbale. 73) Diefes iſt von allen Ordalien dad verbreitetfte, wie feiner Grund- _ 


idee nach älteſte und am längfien angemanbte, und lebt heute noch im Duell 19) fort, infofern 


14) 3.8. beim Kreugorbale. 

15) Ein Eapitulare Ludwig's des Frommen von 829 verbietet zwar ausdrücklich wenigftens das Dr: 
dale bes Falten Waſſers; bafjelbe Ordale mußte aber doch erft durch einen fürmlichen Beichluß des Bar: 
laments von Paris, d. d. 1. Dec. 1601, aufgehoben werden. 

16) Vgl. dazu Schwahenfpiegel, Kap. 48. 

17) Auch in Spanien eiferte die Kirche gegen die Bottesurtheile, die aber trogdem noch im 14. Jahr: 
hundert bort häufig waren. Sempere, Histoire des Cortes, ©. 63, 101. Deutfche Weisthümer aus 
dem 15. Jahrhundert enthalten noch die Borfchrift gewiſſer Orbalien, die theilweife mit dem Zauber- 
und Herenunwefen des 16. und 17. Jahrhunderts gleichfam noch einmal neu auflebten. Über die Ver: 
bote des gerichtlichen Zweifampfes im Kanonifchen Recht vgl. Zöpfl, ©. 958, Note 35. Über die deut: 
ſchen Orbalien vgl. auch Platner, Über die hiftorifche Entwidlelung des deutfchen Rechts, II, 398 fg. 

18) Die verfehiebenen Namen dafür bei Grimm, II, 929. Die Fälle, in denen der gerichtliche Zwei⸗ 
fampf vorfam, f. bei Rogge, Gerichtsweſen der Germanen, &. 206. 

19) Das Duell Hat jeine eigene und zwar jehr umfangreiche Literatur. Vgl. Bude, Geſchichte der 
Eivilifation, Bd. I, Abthl. 2, ©. 122. Held, Staat und Gefellfchaft, II, 712 in der Note, Vgl. auch 
die Rn. 2542—2551 im Kirchhoff und Wigand’fchen Antiquariatsfatalog, Nr. 73. Desmaze, Curio- 
sites des parlements de France (Paris 1863), ©. 17, erzählt: „Saint-Louis avait aboli le duel 
dans ses domaines; et apr&s sa mort, les combats judiciaires furent retablis, mais pour ötre 
a peu pres exclusivement reserves aux nobles. 1306 Philippe le Bel retablit le duel comme 
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fig dieſes auf die Anſicht ſtützt, daß es Fälle gebe, in denen kein menſchlicher Richterſpruch eine 
genügende Entſcheidung herbeiführen könne. Schon Tacitus erwähnt, die Dentichen hätten 
den Glauben gehabt „Deum adesse bellantibus” (vgl. Tac.Germ., 7 mit 10), und die „Annales 
Metiens. ad ann. 743° (Pers, 1, 328) nennen die Voͤlkerſchlacht geradezu rin „judicium Dei“. 
Auch kam e8 bei Griechen und Römern wie bei den Germanen vor, daß die Streitigkeiten ganzer 
Nationen durch den Kampf einzelner Krieger von beiden Seiten entſchieden werden follten. Es 
findet hier alfo eine Art von Stelivertretung flatt, wie e8 denn überhaupt bei dieſem Ordale zu: 
läffig war, daß entweder die Parteien fich felber fchlugen oder ſich vertreten ließen. Letzteres 
fonnte fogar nothwendig fein, z. B. bei Frauen oder juriftiihen Perfonen. Häufig wurde das 
Ordale auch durch die Dienflleute für ihre Herren beftanden. Leute, welche zwar von freier 
Geburt, aber aus dem Kämpfen für andere gleichſam ein Gewerbe machten (Campi, campiones, 
Kämpfen), waren nad der Anſicht ned Mittelalterd rechtlos; fie Eonnten ohne Wergeld oder 
doch gegen ein nur ſcheinbares Wergelo erihlagen werben. (Lex. bajuv., 17; Lex. fris., 5. 
Sachſenſpiegel, Landrecht, I, 38; I, 45: „Kempen und iren Kindern, den gift man to 
bute den blik von eme Kamscilde jegen die sunnen.‘‘) 

5) Bahrgericht. Diefes auch in Schottland und England (wie bei ven Congonegern, „Aus: 
land“, 1845, ©. 1353) befannte Drbale fam nur bei Töntungen vor, wenn der Thäter nicht 
entdeckt, wol aber Verdacht gegen beftimmte Perfönlicgkeiten da war. Man ließ Die Verdächtigen 
den aufgebahrten Leichnam berühren und hielt fie für gereinigt, wenn der Leichnam bei ber Be⸗ 
rührung nicht zu bluten anfing. | 

6) Gemeihter Biffen. Dieſes DOrbale, theild mit den Orbalien des Bifttranfes auf Mada⸗ 
gasfar und bei verfihiedenen Negerflämmen („Ausland“, 1845, ©. 1353; 1848, ©. 1048; 
1840, ©. 219), mehr noch aber mit dem indiſchen Ordale ded Reiokauens („Ausland“, 1843, 
&. 133) verwandt, befland darin, daß dem Verdächtigen ein Biffen Brot oder Käfe, in der 
chriſtlichen Zeit wol auch die Hoftie, in den Mund gegeben wurde. Blieb ihm der Biſſen im 
Halfe ſtecken, fo galt er als ſchuldig. 

Die Eolgen des Ordales waren nun, daß wenn der Brobant fiegte, den Ankläger in der 
Regel die Strafe traf, welche ver Angeklagte, wäre er unterlegen, zu erdulden gehabt hätte; 
unterlag der Brobant, fo traf ihn die Strafe des den Gegenſtand der Anklage bildenden Ber: 
brechens. 

Die Ordalien gehoͤren zu denjenigen geſchichtlichen Erſcheinungen, welche eine ſpätere Zeit 
ſich zu erflären die größte Mühe hat. Freilich ſollte man nicht vergeſſen, daß gewiß auch in 
unferer fo klugen und aufgeklärten Zeit viele Dinge allgemein im Schwange find, welche fpäterer 
Zeit nicht minder ſchwer begreiflich fein werben. Jedenfalls kann eine genügende Erklärung ber 
Ordallen weber darin gefunden werben, daß bei ihrer Begehung nit felten Betrug mit unter: 
lief, no darin, daß man annimmt, es feien dabei wirklide Wunder vorgefommen. Denn 
erſteres genügt nicht zur Erklärung einer fo weit verbreiteten, tief begründeten und lange feſt⸗ 
gehaltenen Einrichtung — Ießteres wäre nur Glaubensſache. Gewiß und ohne Zweifel iſt nur, 
daß der Glaube jedenfalls ein Hauptfactor der ganzen Erſcheinung war. Zu ihrer Erklärung 
dürften aber vorzüglich folgende Momente dienlich erfcheinen: 

1) Die Ordalien famen nur in alleräuferften Fällen vor. Bei der Zuläffigkeit des Be: 
weiſes durch Gib und Cideshelfer, bei der Ungebundenheit des Richters durch eine künſtliche 
Beweistheorie u. ſ. w. kann die Zahl der Faͤlle nicht groß geweſen fein. 

2) Zudem fanden fie, abgejehen vom Kampforbale, zwifchen Freien fehr felten ftatt. Der 
Unfreie risfirte nicht viel, wenn auch die Probe mislang. 

3) Bei vielen Ordalien wäre deren glückliches Beftehen auch ohne Betrug oder Zufall nicht 
als ein Wunder anzufehen geweſen. Das gute Gewiffen iſt gegenüber einem ſchlechten, nament⸗ 
ih wenn eine entfpredhende Gewiffendrührung flattgefunden Hat, auch eine natürliche Macht. 


moyen de preuve, en matiere criminelle, lorsque le crime était notoire, et ne pouvait ötre 
prouve par les voies ordinaires.“ Bgl. auch Laferriere, Essai sur l’histoire du droit frangais 
(zweite Auflage, Baris 1859), 1, 289. Battel, Droit des gens (nene Ausgabe von Prabier : Foberk, 
Paris 1863), I, 449 Note und 457. Interefiantes Material über den gerichtlichen Zweikampf findet fid) 
bei Dreyer in Spangenberg, Beiträge, S. 34 ſg. Mabillon, Acta S. S. ex Saec. V, Praef., $. 3, 
Mr. 39. Zöpfl, Altertbümer, II, 109 fg. Gregorovius, Rechtsgefchichte, III, 366. Stolberg, Ge: 
fchichte, XXIX, 265, 297. Berk, Legg., II, 32 fg. Würbtwein, N.S.D., ©. 171 fa. Wormſer 
Dienſtrecht des Biſchofs Burchard, Art. 20. Dachery, Spic., XI, 268. Berg, XI, 146 fg., 199. 
Souchay, Befchichte des deutfchen Mittelalters, I, 479. 
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Daß die Gerechtigkeit ver Sache den Waffen eine ungeheuere Stärkung fei, ift durch zahllofe 
praftifche Erfahrungen beflätigt; ebenfo, daß ein ſchlechtes Gewiſſen überhaupt lieber nachgibt, 
als ſich ſehr gefährlihen Proben untexzieht: ein trodener Biſſen aber wirb von einem durch 
das Schuldgefühl niht aufgeregten Menſchen gewiß leichter verichluct als im entgegen: , 
gejegten Falle.?0) 

Trotz alledem aber gehört die Auffaffung der damaligen Zeit in ihrer Totalitat (namentlich 
die Rauheit der Sitten, die Geringſchätzung des Lebens, der Einfluß der Stanbesverhältnifle 
und des gefanımten Gerichtsweſens und die Beichränftheit ver Erkenntniffe wie vie noch jehr un: 
fautere Auffaffung des Chriſtenthums) dazu, un dad Ordalienweſen zu begreifen. Der Kort- 
i&hritt der Zeit aber mußte e8 allmählich befeitigen, und darum find ed neben dem Kanoniſchen 
Recht wieder zuerſt Die Stäbte geweſen, welche auch gegen dieſe Misgeburt bed Mittelalters zuerft 
entſchieden auftraten, und von denen aus ed allmählich gänzlich verdrängt worden ifl.2?) 

J. Held. 

Orden, Ritterorden. (Zeit ihrer Entſtehung. Die geiſtlichen Ritterorden: 
Johanniter-Rhodiſer-, Malteſer-) Orden; Tempelherrenorden; Deutſcher 
Orden. Die weltlichen Ritterorden. Überſicht ſämmtlicher europäiſcher und 
von europaifhen Regentenhäuſern herrührender lauch einiger außereuro— 
päifher] Orden. Das Ordensweſen überhaupt in feinen verfhiedenen Be- - 
ziehungen.) (S.Klöfter.) Die genauere Entflehungszeit der Ritterorden iſt ungewiß. 
Manche laſſen z. B. den jegigen Konftantinorven (f. u.) ſchon im Jahre 313 dur Kaiſer Kon: 
ftantin ven Großen geftiftet werben, während feine Stiftung erfl im Sabre 1190 durch den 
Kaifer Iſaak Komnenus erfolgte. Gottſchalck in feinem „Almanach der Ritterorden“ (2 Bde., 
Zeipzig 1817 — 19, I, 4) nennt als „erſten und gewiffeften Öffentlichen Verein diejer Art in 
ber Ghriftenheit” deu Orden de la Genelte oder von der Biſamkatze, welder von Karl Martell 
im Jahre 726 geftiftet morven fei, während er den Orden sanctae ampullae und den Orden 
von der Eiche, jener im Jahre 499 von Chlodwig I., und dieſer von Garflad Ximenez, König 
von Navarra, im Jahre 722 angeblich geftiftet, für „ungewiſſer“ erklärt. Es mögen folche An: 
fänge der Ritterorden ſchon ziemlich früh vorgefommen fein, aber erſt während der Kreuzzüge 
erlangten fie, indem fie einem wirklich vorhandenen Bedürfniſſe eutfprachen , ihre Ausbildung 
und ihre Verbreitung. Die geiſtlichen Ritterorden, weldde man da enifleben ſah, entlehnten 
die Kreuze, welche fie trugen, den Kreuzen ver Kreuzfahrer, und ihre Gejege waren denen der 
Moͤnchsorden ähnlich. Weltliches und Geiſtliches, Muth und Frömmigkeit, Gehorſam und 
Opferungsfraft, Krantenpflege und Tapferkeit, Schug der Pilger und Ausbreitung der hrif- 
lichen Religion ſchlangen ſich in und um jene geiftlihen Ritterorden und trugen auch fo lange 
heilſame Früchte, ald die Orden mit Wahrung der Mäßigung und Mäßigkeit ihren urfprüng: 
lihen Zweden treu blieben und mit dem Geiſte und den Verhältniflen ver Zeit nicht in Wider: 
ſtreit geriethen. 

Der ältefte geiftliche Ritterorden ift ver Orden des heiligen Johannes von Jeru— 
falem. Kaufleute aus Amalft, die ald Pilger nad Ierufalem famen, bauten im Jahre 1048 
nahe an ber Kirche des Heiligen Grabed eine Kapelle und dabei ein Klofter zur Aufnahme der 
Bilger ihrer Nation, auch ein Hospital und verichiedene andere Gebäude. Sie wählten fpäter 
Johannes ven Täufer zu ihrem Patron und nannten ſich Brüver H o8pitaliter oder Brüder 
Sobanniter. Gerhard, ver zur Zeit des erflen Kreuzzugs biefem Hospital vorfland, jonderte 
die Pfleger deſſelben zuerſt von dem Klofter ab zu einer eigenen Geſellſchaft, gab ihnen die Regel 
der AuguftinersGhorherren und einen ſchwarzen, mit einem weißen Kreuze bezeichneten Mantel 
als Ordenskleid. Papft Bafchalis H. beflätigte 1113 dem Hospital alle demſelben feit dieſer 


20) Ein uraltes Sprichwort jagt: „Ein trauriges Herz ift immer durſtig.“ 

21) Vgl. Zöpfl, ©. 958, Note 35a. Bekannte Monographien über diefen Gegenftand find eine Ab⸗ 
handlung von Wilda, Orbalien, in Erfch und Gruber's Encyklopädie, und eine Differtation von Dahn, 
tiber die Gottesurtheile. Vgl. noch Walter, Deutfche Rechtsgefchichte, TI, 888 fy. Le Gentil, Origines 
du droit (Baris 1863), ©. 76, 114 fg., 195, 392 fg. Histoire literaire’de la France, VI, 10, 285. 
Grupen, Observationes, S. 45 fg. Rodinger, in den Duellen und Erörterungen zur bairifchen Ger 
ichichte, VIL, 313 fg- Eckhart, Comment. de R. Fr. orient., UI, 923 fg. Zöpfl, Rechtsalterthümer, u, 
463 fg. Dreyer bei Spangenberg, Beiträge, S. 33—35. Zapf, Mon., I, 38. Widnf., Ann., Bd. II, 
Steiner, Acta selecta ecclesiae August. (ex Cod. August.), &. 18, 19 fg. Pers, Vita Henrici II., 
Ser.IV. Mabillon, Vet. Annal., I, 47 fg. Trouillat, Mon., I, 141. Stolberg, XXIX, 842, XXX, 
229; XXXUI, 77. Meichelbed‘, Hist, Fris., I, 188 fg. 
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Zeit gemachte reiche Schenkungen und nahm es in feinen Schug. Der zweite Vorfteher, Rai: 
mund du Buy, gab der Gefellfchaft eine feftere Berfaflung und vollfländigere Ordensregeln, bie 
Papft Calixt Il. abermals 1120 beftätigte. Der Drben verband mit ven Gelübden der Armuth, 
des Gehorfams und der Keufchheit vasjenige der Vertheidigung der Kirche gegen die Ungläu: 
bigen. Seine Angehörigen zerfielen in drei Abtheilungen. Dienende Brüder verpflegten die 
Franken Pilger, Priefter beforgten vie religidfen Bedürfniſſe, und Ritter (vieleicht eine Nach⸗ 
abmung des Tempelherrenordens) geleiteten einzelne Pilgerfharen durch die unſichern Gebiete 
der Ungläubigen. Papft Clemens IV. gab in der Kolge dem Vorſteher, Hugo von Revel, den 
Titel eines Großmeiſters. Lange Zeit hielt fi der Orden durch Tapferkeit und Einigkeit gegen 
bie Waffen der Sarazenen und Türken. Aber 1187 mußte er Ierufalem, 1285 die Feftung 
Morgat in Phönizien, 1291 St.:Jean d'Acre und Syrien und 1309 Eypern räumen. Er ſetzte 
fi darauf auf der Infel Rhodus (woher nun die Benennung: Rhodiferritter) fefl. Im 
Sabre 1522 durch Soliman IL. auch von Rhodus vertrieben, befam der Orben 1530 durd 
Karl V. die Infeln Malta, Gozzo und Comino unter verſchiedenen Bedingungen zum Gefchenf, 
worunter die, die Türfen und Seeräuber zu befriegen (von Malta, dem Hauptſitze des Ordens, 
nun Malteferritter). Der Orden lebte feinen neuen Pflichten tapfer, obgleich bisweilen mit 
unglücklichem Erfolge, aber doch mit fortgefegter Wahrung feiner Exiſtenz. Doch waren feit 
1760 feine Kreuzzüge zur See nur noch bloße Spiegelgefechte. Die Seemacht des Ordens be: 
ſtand 1770 aus vier Galeren, fünf Galeotten, vier Schiffen von 60 und zwei Fregatten von 
36 Kanonen nebft verſchiedenen Eleinen Fahrzeugen. Ordensritter zählte er vor dem Ausbruch 
der Sranzöfifhen Revolution ungefähr 3000. Nach dem Berlufte von Malta durch Bonaparte 
im Jahre 1798 begab fi der Großmeiſter mit einem Theile ver Ritter nad Triefl. Das Groß⸗ 
meifterthun: des Kaiſers Paul I. von Rußland, vom 16. Dec. 1798 bis an deifen Tod, hatte 
dem Orden feine bleibenden Früchte getragen, und die Beſtimmung bed Friedens von Amiend 
(1802), daß Malta, welches 1800 von den Engländern erobert worben war, unter der Garan⸗ 
tie einer neutralen Macht den Orden zurüdgegeben werben folle, blieb unerfüllt. Im Jahre 
1803 war Meſſina, dann Batanea der Hauptſitz des Ordens geworben ; 1826 ward ed Ferrara; 
feit 1834 iſt es (für ven Lieutenant des Großmeifterd, da es zur Großmeiſterwahl nicht wieder 
gekommen if) Rom. Die vollfländigere Bezeichnung des Großmeiſters des Ordens war: 
„Sroßmeifter des heiligen Hospitald zu St.-Iohann in Ierufalem und Guardian ber Armee 
Jeſu Ehrifti” ; auswärtige Mächte gaben ihm ven Titel: „Allezza eminentissima‘; feine jähr- 
lien Einkünfte mochten nahe an 1 Mill. Fl. betragen. In Ausübung der weltlihen Macht 
war der Großmeiſter theilweiſe befchrankt durch Die Vorſteher der verſchiedenen „HZungen“ (Be- 
zirfe). Aus den acht „Zungen“ : Provence, Uuvergne, Frankreich, Italien, Aragonien, Deutfch- 
land, Gaftilien und England, wurden aud) die acht Mitglieder des Kapiteld gewählt, welches 
unter dem Vorſitze des Großmeiſters die geiftliche Gewalt, d. h. die unmittelbaren Ordensan⸗ 
gelegenheiten, leitete. Die Ländereien der „Zungen“ zerfielen in Priorate, diefe in Balleien 
und diefe wieder in Commenden (Commenthureien). Bon ven Prioraten Hatte dad beutfche den 
Borzug und hieß daher Großpriorat. Sein Großprior oder Oberftmeifter ver deutſchen Zunge 
erlangte 1546 bie reichäfürftliche Würde, reflpirte zu Heitersheim im Breidgau und hatte Sig 
und Stimme auf dem deutfchen Reichstage (geiftliche Fürſtenbank) ſowie auf den oberrbeinifchen 
Kreiötagen. Er befaß die Gerichtöbarkeit über das Heermeiſterthum Brandenburg, über Un- 
garn und Böhmen; doch machten Ofterreih, Böhmen und Mähren wieder ein eigenes Groß⸗ 
priorat der deutfchen Zunge aus. Die Proteflanten unter den Sohannitern waren nicht ver⸗ 
bunden, ehelod zu bleiben. Alle Mitgliever mußten von ‘gutem alten Adel fein. Die Ordens⸗ 
pflicht jedes Ritters, wenigftens preimal gegen die Iingläubigen ober die Seeräuber zu Selbe zu 
zteben, wurde in der legten Zeit wenig mehr beobachtet, und durch den Frieden von Amiens hob 
man fogar alle Feindſeligkeiten gegen vie Türken gänzlich auf. Blos in geiftlihen Sachen war 
der Orden dem Papft unterworfen, in allen weltlichen Dingen befaß er eine vollfommene Sou⸗ 
veränetät. Wie in feinen äußern Verhältniffen und in feiner politifchen Lage, fo Hatte, theil- 
weife durch jene bedingt, der Orden auch in feinen finanziellen Mitteln die mannicfaltigften 
Beränderungen erfahren. Im Jahre 1212 beftätigte ihm Innocenz IH. allein 130 Bejigungen 
nebft Zubehör in Irland, und im Jahre 1240 hatte er 3500 Kapellen. Im 14. Jahrhundert 
waren bie Orbendbefigungen durch Die Aufhebung des Tempelherrenorbens (f. u.) und die Zu: 
theilung eines großen Theils feiner Güter bedeutend vermehrt worden. Dagegen führte bie 
Reformation in denjenigen Ländern, wo fie Eingang fand, große Verlufte herbei; nicht allein 
die englifhe „Zunge“, fondern auch die Priorate von Dänemark und Schweden gingen ein. 
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Mährend der Revolution verlor der Orden die drei frangöfifchen „ Zungen”, und feit dem Frie⸗ 
den zu Amiend war die caftilifche und aragoniſche „Zunge“ von Malta getrennt, Ähnliche 
Verluſte erfuhr der Orden in Deutſchland, indem Theile ſeines Gebiets infolge des Presburger 
Friedens im Jahre 1805 und der Bildung des Rheinbundes im Jahre 1806 an Würtemberg, 
Baden (das Fürſtenthum Heitersheim) und Würzburg fielen und in Baiern (1808), dem König: 
veih Weſtfalen (1810) und Würtemberg (1810) der Orden aufgehoben ward. Preußen er: 
Elärte (1811) die Ballei Brandenburg und das Heermeiftertfum zu Sonnenburg für aufgelöft. 
Durch den Varifer Srieven im Jahre 1814 wurde England in dem Befig der Infel Malta be: 
Rätigt. Im Jahre 1825 waren im Königreich Neapel dem Orben feine Güter noch nicht zurück⸗ 
gegeben. Den Iohanniterhof in Frankfurt a. M. befigt Oflerreidh laut Wiener-Gongreß:Xcte 
mit Souveränetät; den Nießbraud davon hat der Johanniter: Profep-Ritter Edmund Graf von 
Coudenhove. In Deutichland blieb dem Orden nur dad Großpriorat in Böhmen mit Commen⸗ 
den in Oſfterreich, Mähren und Preußisch = Schlefien. Im Kirchenſtaat und in Sicilien befigt 
der Orden feine Güter no. Der Orden jelbft fleht nun unter dem erflärteften Kinfluffe des 
roͤmiſchen Stuhls und wird in Rom nur nod als päpftliher Orden betrachtet. Der Kapitellig 
ift in Ferrara. In Rußland beftehen die beiven Großpriorate unter Faiferlihem Protectorat 
und Obervorftand im Kapitel noch fort. In Spanien und Portugal hatten ſich nach dem Frie⸗ 
ben von Amiend 1802 die dortigen Johanniter vom Orden loßgejagt und unter der Oberhoheit 
ihrer Könige ein eigened Ganze gebildet. Der Beiland ver Johanniter in dieſen Ländern Bat 
durch die fpätern Ereigniffe ſehr gelitten. 

Infolge der polttifchen Veränderungen in Syrien fam ums Jahr 1840 auch der Gedanfe 
auf, in Baläflina einen unabhängigen hriftlichen Staat zu gründen und dem Johanniterorden 
den Schuß beflelben zu übertragen. Berichte aus Ron verfiherten, daß dieſer Gedanke daſelbſt 
mit Lebhaftigkeit aufgenommen worben fei und täglid) an Conſiſtenz gewinne. Biele angejehene 
Männer in Rom (mie an andern Drten, namentlich in Parid und Genf — Eynard) verwende: 
ten fich dafür, um die Großmächte für die Realifirung jenes Zweckes zu gewinnen. Der Johan: 
niterorbden erhielt nad dem Wiener Kongreß eine Menge feiner frühern Beilgungen im Lom⸗ 
bardiſch-Venetianiſchen Königreich zurüd. Beinahe gleichzeitig geſchah dies in Neapel und in 
Parma. Günftige Ausfichten eröffnete man ihm in Sarbinien. | 

Eine Erwähnung verdienen hierbei die Hospitaliterinnen des Ordens des bei: 
ligen Johann von Jeruſalem, welde, ungefähr zu gleicher Zeit und zu gleihen Zwecken 
wie der Johanniterorden entſtehend, dieſem förmlich einverleibt wurden und dieſelbe Negel mit 
den für ihr Geſchlecht paſſenden Abänderungen erhielten. In Guropa wurde das erite Klofter 
1188 in Sirena in Spanien gegründet. Diefe adelichen Klofterfrauen verbreiteten ſich bald 
über Spanien, Bortugal, Frankreich, England und Italien. Aber in England wurde ihr Da: 
fein dur die Neformation,, in Frankreich durd die Revolution geendigt. In Spanien und 
Portugal find fie eingegangen. In Italien beftehen nur noch einzelne Trümmer. 

Der Drven der Tempelherren, Tempelbrüder oder Templer entfland 1118 aus 
einer frommen Verbrüderung von neun Rittern, worunter Hugo von Payens und Gottfried von 
St.-Adhemar. Zu den drei Moͤnchsgelübden: Armuth, Keufchbeit und Gehorfam, fügten fie 
ein vierted: Beihügung der Pilger und Krieg gegen die Ungläubigen. König Balduin II. von 
Serufalem räumte ihnen einen Flügel feines Palaftes zur Wohnung ein, nahe bei vem Blage, 
wo ehedem der Salomonifche Tempel geftanden hatte. Daher ver Name des Ordens. Auf ver 
Kirhenverfammlung zu Troyes (1127) erhielten fie durch Papft Honorius II. die Beitätigung 
ihres Ordens, ein aus Benediet's Mönchsregeln geſtiftetes Statut, mit dem die Vorſchriften 
des heiligen Bernhard von Clairvaux verbunden wurden, und eine geiftliche Kleidung, welcher 
Papft Eugen II. jpäter einen weißen, mit einem einfachen rothen Kreuze bezeichneten Mantel 
binzufügte. Die verfchiedenen Klaffen diefes Ordens waren Ritter, Waffenträger, dienende 
Brüder, wozu 1172 auch noch eigene Geiftliche kamen, die als Priefter, Kaplane und Schreiber 
zu ihrer Verbrüderung gehörten. Der Großmeifter mar beſchränkt durch dad Beneralfapitel; 
feine Wahl geſchah durch den Orden. Dagegen befaß der Großmeifter Fürſtenrang, nannte fi) 
von Gottes Gnaden, und fein Fürft oder Bifchof konnte über ihn ein Urtheil fprechen. Er war 
im BDefige des Abfolutionsrechts für die Orpensleute. Vermöge päpftlicher Freibriefe befand 
ſich der Orden unabhängig von jeder geiftlihen und weltlichen Gerichtöbarfeit und felbfl aus: 
genommen von ven Wirkungen des Interbicts. Sich felbft regieren und feine Güter, deren 
Infaffen und Bafallen ihm den Zehnten entrichten mußten, nad Gutdünken verwalten, er: 
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kannte ev als feinen Schirmherrn allein ven Papſt. Auch die Tempelritter waren theils durch 
fromme Schenkungen, theils durch Sroberungen auf eigene Hand, theild durch zweckmäßige Be- 
wirthſchaftung ihrer Güter, theils endlich durch Privilegien der Päpfte, welche ihnen mande 
Abgaben erließen, zu großen Reicgthümern gelangt. Schon 1144 beliefen ſich ihre Veſitzungen 
unter den Namen von Balleien, Gomthureien, ‘Prioraten und Tempelböfen auf 9000. Um pas 
Jahr 1180 Hatte der Orden 300 Ritter und unzählige dienende Brüder. Im Jahre 1240, 
nachdem ihm Friebri II. fo manches abgenommen, befaß er doch no 7000 Güter (domos). 
Nach dem Verluſt des Gelobten Landes (1291) verlegte der Orden feinen Hauptfig von Seru- 
falem nach der Inſel Cypern, von wo er ſich Im Kleinen Kriege zur See gegen die Kaper der Sara: 
zenen übte, Andere Mitglieder fchlugen ihren Wohnfig in Frankreich auf, wie denn überhaupt 
die meiften Ritter Franzoſen waren und indgemein ein Franzoſe die Großmeiſterwürde beklei⸗ 
dete. Indeſſen hatte zumeift der Reichthum und die Macht des Ordens, welche haupiſächlich auch 
in einer jedes Einzelvermögen, jenen Einzelwillen und jede Einzelfraft feiner Angehörigen im 
Intereſſe der Befammtheit verwendenden Organifation beruhte, ven Haß weltliher und geift- 
licher Großen ihm zugezogen. Auch mochten die Vorwürfe des übermuths, der Üppigkeit und 
ver Habfucht, welhe man dem Orden machte, nicht ungegründet fein. Weniger bewiejen (ob: 
gleich ſchon vor der nun bevorſtehenden Kataftrophe des Ordens erhoben) find die Anflagen des 
Verraths, der Nachſicht gegen die Religion der Sarazenen und ftrafbarer Bünpniffe mit den⸗ 
felben. Vergebens fuchte ver damalige Großmeifter, Jakob von Molay, den ausgearteten Geiſt 
des Ordens zu verbeflern. Unter ven Feinden des Orden? fland der König Philipp der Schöne 
von Franfreih an Macht, Habgier und graufamer Nüdjichtslofigkeit obenan. Außerdem hatte 
der Orden in den Hänbeln jenes Königs mit dem Papft Bonifaz VIEL. gegen ben erſtern Partei 
genommen. Philipp’s Freund und gehorfamer Diener, Papft Clemens V., berief naher auf 
Philipp's Veranlaffung im Jahre 1306 den Großmeiſter von Molay nad Frankreich, um ſich 
dort mit dem Könige über einen Kreuzzug, den diefer vornehmen wolle, zu berathen. Molay 
fam arglod mit 60 Rittern und großen Geldſummen, die er im Haufe der Templer zu Paris 
nieverlegte. Bald darauf ließ Philipp alle in Frankreich anweſende Ritter an Einem Tage 
(13. Oct. 1307) verhaften. Ihre Perfonen follten dem Urtheile der Kirche überlaflen, ihre 
Güter aber mit Beſchlag belegt werben. Sogleich erdffneten aud die Inquiſitionstribunale ihr 
gerichtliches Verfahren. An ver Spite verfelben fland der Beichtvater des Königs, Wilhelm 
von Paris, Großinquiſitor von Frankreich. Die Anklagen, die nıan gegen bie Ritter erhob, 
waren zum Theil wunderlicher Art. Man beſchuldigte fie, daß fle in ihren nächtlichen Berfamm: 
lungen ein Goͤtzenbild, Baffomet genannt, anbeteten, daß fie untereinander die unnatürlichften 
Laſter begehen vürften, daß fie Kinder opferten, daß bei der Aufnahme der Ritter Unanftäpdig: 
keiten vorflelen, daß fie Chriftum verleugnen und auf das Kreuz fpeien müßten u. dgl. Die Ur: 
heber dieſer Befchuldigungen waren treulofe und ausgeftoßene Templer und ihre Anklagen ent- 
weder al8 reine Erfindungen ober als Misverfländniffe des geheimen Sinnes gewifler Gebräuche 
zu betrachten. Aber die Bezeihnung ald Keger — politifcher wie religiöfer — if, wenn fie mit 
Nachdruck geihah, zu allen Zeiten erfolgreich gewefen, um felbft noch albernere Beſchuldigungen, 
und in aufgeflärtern Zeiten, zum Brandpfahle oder zum Richtſchwerte zu geftalten. Die den 
Könige ganz ergebenen Inquifitoren, meift hämifche, den Templern fonft ſchon midgünftige Do: 
minicaner, betrieben dabel die Unterfuhung mit vollendeter Grauſamkeit. Sie ſuchten den 
armen gefangenen Templern durch furchtbare Körperqualen Geſtändnifſe zu erpreflen, und viele 
der Angeflagten gaben zu, was gar nicht wahr war, um ben Kolterfchmerzen oder dem Tode, 
womit fie bedroht wurden, auszuweichen. Vergebens fuchte Clemens V. Einhalt zu thun, viel: 
mehr zwang ihn PHllipp, feinem Verfahren gegen die Templer offen und entſchieden fih an- 
zufäließen. In allen Ländern wurben Unterfuhungen gegen ven Tempelherrenorven vor den 
geiftlicden Gerichten angeorbnet und ein allgemeines Goncilium berufen, um dad Enburtheil in 
ihrer Sache zu fällen. Zwei Cardinäle kamen ald Beifiger zu der Unterſuchungscommiſſion 
nad Paris und andere Geiſtliche zu den Inquifitionsgerichten in den Provinzen. Deſſen⸗ 
ungeachtet wurde das Recht der Bertheidigung fortgefegt auf eine ebenfo höhnifche als grau: 
ſame Art durch die Beamten des Königs den Angefihuldigten verfümmert. Als nad zwei Jah- 
ren der Tag des Gerichts erfhten, waren allein in den Befängniffen zu Paris 36 Ritter ge: 
ftorben, wol meift infolge ver ihnen angethanen Martern. Bon den 138 noch übrigen wider: 
tiefen 81 die ihnen abgezwungenen Ausfagen. Aud die aus den Provinzen eingefanbten Ge⸗ 
ſtaäͤndniſſe zeigten eine merkwuͤrdige und fehr verdächtige übereinſtimmung. Als dem Groß⸗ 
meiſter die Erklärungen, welche er abgegeben haben ſollte, vorgeleſen wurden, gerieth er in 
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großes Erſtaunen, verlangte Zeit und Unterffügung zur Führung urkundlichen Unſchuldsbewei⸗ 
ſes des Ordens und forberte dann zunächſt, vor nen Bapft geführt zu werden. Inzwiſchen mußte 
VPhilipp endlih dem Anbringen der päpftliden Commifſarien nachgeben und Die Stellung aller 
Ritter in Paris erlauben. Alle Angekommene, 546 an ber Zahl, erklärten fih zur Verthei⸗ 
digung des Ordens bereit. Die Sache gewann eine für den Orden gimftigere Geſtalt, als der 
König dazwifhenfuhr und durch ven Erzbifhof von Send die Beiftlichen von deſſen Didcefe zu 
einem Goncil nad) Baris berufen ließ. Vierundfunfzig Tempelherren, welche widerrufen hatten, 
wurden vor daffelde geführt, als rückfällige Keber zum Tode verurtheilt und am 12. Mai 1310 
lebendig verbrannt. Sie flarben voll Muth, bis zum lebten Augenblide ihre Unſchuld Taut be⸗ 
tbeuernd. Auf gleiche Weife verfuhr man in andern Sprengeln Frankreichs mit dieſen Schladht- 
opfern der Willfür und der Habſucht. Im Sabre 1312 bob Elemend den Orden auf dem Eon: 
cilium zu Bienne durch eine apoftolifche Anordnung auf. Das Schidfal der Ritter wurbe ven 
Brovinzialeoneilien überlaffen. Gegen Molay war lebenslängliches Gefängniß ald Strafe aus- 
geiproden worden; ald er aber gegen das ganze winerrechtliche und verwerfliche Berfahren prote⸗ 
flirte, verfügte Bhilipp, daß er verbrannt wurde. Molay litt ven Tod 1314 mit der größten 
Standhaftigkeit. Mit ihm flarb in gleicher Weile der Broßprior von der Normandie, Guido. 
Die Güter des Ordens jollten den Sohannitern zufallen, welche diefelben in Frankreich jedoch 
erſt dem Koͤnige für ungeheuere Summen abkaufen mußten. Überhaupt bereicherte ſich Philipp 
hierbei mit einer Schamloſigkeit, welche ans Unglaubliche ſtreifte; nicht ſo enorm, aber doch noch 
anſehnlich genug der Papſt, welcher in Sicilien und Provence mit dem blutigen Karl die Beute 
theilte. In andern Ländern waren die Verfolgungen minder gewaltthätig. Man beſchränkte 
fi darauf, die Güter der Tempelherren den Sobannitern zu übergeben, ohne die Perſonen weis 
ter zu beihädigen. So indbefondere in England und in Deutfchland, wo der Comthur von 
Grumbach, WBildgraf Hugo, auf dem Goncilium der Erzpidcefe von Mainz, von 20 gewaff- 
neten Rittern begleitet, mit ſolcher Entihloflenheit auftrat, daß die ganze VBerfammlung in 
Schrecken gerieth und das Schickſal der Ritter ehr mild beftimmte. Bid 1319 gab ed Ritter im 
Tempelhofe zu Görlig. In Portugal wurde auf Betrieb des Königs Dionyfiug von Portugal 
und mit Genehmigung des Bapftes Johann XXI. im Jahre 1317 aus den dortigen Templern 
eine neue Berbindung, der Chriſtusorden, gebildet, mit ven Befigungen bed aufgelöften Ordens 
außgeflattet und vom Papfte im Jahre 1319 förmlich beflätigt. (S. u.) Die ihrer Gelübde 
entbundenen Templer traten meift zu dem Sohanniterorben. 

Ein neues Templerthum kam hauptſächlich in Frankreich auf. Ja, Gregoire zeigte in feiner 
„Geſchichte der religiöſen Sekten‘ (Paris 1828) eine ununterbrochene Fortſetzung bed Templer: 
ordens bis auf unfere Tage officiell nach. Die Veränderungen, melde ver Orden erfahren’hat, 
ergeben fi aus der Schrift Guyot’3: „Manuel des Chevaliers de I’Ordre du Temple’ (Paris 
1825). Nach Gregoire und andern umfaßt die Kortfegung diefed Ordens außer@er bürger: 
lien und militärifchen Hierarchie auch eine kirchliche, deren Chef den Namen eined Prinas 
führt. Ausführlich Handelt von dem neuen Templerorden, feiner Geſchichte, feiner Einrichtung 
und feinen Zweden ber zweite Band der unten zu erwähnenden Schrift des Freiherrn von Bie⸗ 
denfeld von S. 85—97. 

Der Deutſche Orden (au Deutfche Ritter oder Deutfche Herren genannt). Als 
nach der Eroberung Jeruſalems viele Deurfche zu Chriſti Grabe wallfahrteten, baute ein frommer 
in Serufalen wohnender Deutſcher zu ihrer Aufnahme (1127) ein Hospital, neben welchem 
bald darauf auch ein Bethaus unter vem Schuße der Jungfrau Maria errichtet wurde. Mit 
ihm widmeten fi nad) und nad) mehrere andere der Pflege ihrer Landoleute. Später (1190) 
machten einige Bürger von Lübel und Bremen and den Segeln ihrer Schiffe Zelte zur Auf: 
nahme zunächſt veutfcher Kranker und Hülflofer, pa die Italiener durch die Johanniter und bie 
Franzoſen durch die Templer Uinterftühung fanden. Die Bereinigung diefer und jener wohl: 
thätigen Männer gab dann Veranlaffung zur Gründung ded neuen Ordens, welchen Herzog 
Friedrig von Schwaben, damals in Lager von Akko, noch im nämlichen Jahre fliftete, ihn der 
Pflege der Kranken und der Vertheinigung des Heiligen Landes, dem Schuge der Kirche, ihrer 
Diener und der Witwen und Waifen widmend. PBapft Glemens 111. beftätigte ihn; feine Mit⸗ 
glieder wurden Deutfche Brüder, Ritter des deutſchen Haufes oder Hospitals zu Jeruſalem oder 
Marianer genannt. Die Regel des Ordens war ber Regel der Tempelherren ähnlich. Vierzig 
deutfche Evelleute legten zuerft in die Hände bed Königs Heinrich VI. und des Patriarchen von 
Serufalem ihre Gelübde ab. Heinrich Walpot von Baflenheim ward der erfte Bohrmeifer (auch 
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Deutfegmeifter over Großmeiſter). Auch dieſer Orden erhielt reiche Güter im Orient, In Sta- 
lien, Deutihland, Ungarn und Siebenbürgen, nebft vielen Privilegien. Wie der Bei, fo 
vergrößerte fich auch Schnell die Zahl ver Ordensmitglieder, und fhon zur Zeit bed außerorbent: 
lich thätigen Hochmeifters Hermann von Salza, ver die Regel des Ordens weiter ausbilbete und 
vervollftändigte, zählte man 2000 Deutſche Nitter. Sie trugen einen weißen Mantel und auf 
bemfelben ein ſchwarzes Kreuz. Als Herzog Konrad von Mafovien dem Orden für den Fall, 
dag Hermann von Salza einen Theil der Brüder zur Bekämpfung der heidniſchen Preußen ab: 
ſchicken würde, dad Löbauer: und Kulmerland zum Geſchenke angeboten, Kaiſer Friedrich II. aber 
diefen Befig und mas ‚Herzog Konrad noch verleihen würde, mit ven Freiheiten und Rechten 
eines Reichsfürſten beftätigt hatte, ſchickte Hermann von Salza 1227 ven tapfern und umfid: 
tigen Hermann Ball ald Lanbmeifter nach Preußen ab. Auch mußten die Preußen nad drei: 
undfunfzigjährigen blutigen Kämpfen, in welden zeitweiſe die Ordensritter durch deutſche Kreuz: 
fahrer unterflügt wurben, die Oberherrfchaft des Ordens anerkennen und die hriftlihe Religion 
annehmen. Da dieſes letztere durch Zwang geſchah, fo mögen wir es als feinen reinen Gewinn 
der Beftrebungen des Ordens anfehen. Dagegen hoben fi mehr indirect durch fein Walten, 
infolge des Ginziehend deutſcher Goloniften, bürgerliche Ordnung und Verfaſſung in den von 
ihm nach und nad) eroberten Landeötheilen; in der „Kulmer Handfefle” warb manded dahin 
Gehoͤrige verzeichnet und ertheilte dann nach andern Seiten hin Beifpiel; vie ſlawiſchen Länder 
am Baltifchen Meere wurden germanifirt; es bob fidh der Handel, das Gewerbe, und eine Reife 
kräftig aufſtrebender Städte ſchloſſen fi bald in jenen Gegenden an die Deutſche Hanfa. Gün⸗ 
flig einflußreich zeigte fi) Hierbet auch die Vereinigung des Deutſchen Ordens mit dem Orden 
ber Schwertbrüber in Livland, der im Anfang des 13. Jahrhunderts nad ähnlichen Grund: 
fügen eingerichtet worden war (1237). Der Hochmeifter Hatte anfänglich in Serufalem ge: 
wohnt, nad dem Verluſt des Heiligen Landes aber in Venedig und feit 1297 in Marburg 
(Gottfried von Hohenlohe). Als dieſer den preußifchen Landmeiſter entjegt hatte und hierauf von 
den preußifchen Brüdern Siegfried von Feuchtwangen gewählt worben war, nahm legterer, nur 
theilmeife anerkannt, feinen Sig wieder in Venedig; dann, nad Hohenlohe's Tode (1309), in 
Marienburg. Den Höhften Gipfel feines durch Culturbefoͤrderung wohlverdienten Anſehens 
erzeichte der Orden unter dem trefflichen Hochmeiſter Winri von Kniprobe (1351 —82); ja, 
noch bis zum Anfang bed 15. Jahrhunderts fleigerten fich feine Macht und feine Einkünfte. 
. Aber von da machte fih mit nicht mehr abzuwehrender Kraft ver ewige Sag bei ihm gelten, 
daß bei Schwelgerei, Verſchwendung und Ziviefpalt nad innen ſowie bei tyrannifhem Drude 
nad außen fein Gemeinweſen auf vie Dauer zu beftehen vermag. Der Thorner Friebe (1411), 
der Sriede am See Melno (1422), der zweite Thorner Friede (1466) und andere ungünflige 
Zwifchenereigniffe entzogen dem Orden nad) und nad bedeutende Gebietätheile zu Gunften Po: 
lens und des frifch aufwachſenden Brandenburg, deffen Markgraf Albrecht, damaliger Hod- 
meifter des Ordens, durch den Vertrag zu Krakau (1525) Oftpreußen als erbliches Herzogthum 
unter polnifcher Hoheit zugetheilt erhielt. Hierauf hatte, feit 1527, der Hochmeifter bed Ordens 
feinen Sig zu Mergentheim. Im Jahre 1528 wurde er zum Mitgliede des fränkischen Kreiſes 
als deutſcher Neichsfürft aufgenommen, da der Orden in Deutichland anfehnliche Güter — noch 
1792 außer dem Hochmeiſterthum Mergentheim drei Balleien als reichſsunmittelbare landes⸗ 
herrliche Beflgung und acht nicht reichsunmittelbaxe Ballelen mit einem Geſammtflächeninhalt 
von 4 Quadratmeilen und 88000 Einwohnern — jedoch in verſchiedenen Staaten zerftreut, 
beſaß. Nah Verluften und entſprechenden Entſchädigungen im Luneviller Frieden (1801), 
und nachdem feit 1780 das Hochmeiſterthum durch oͤſterreichiſche Erzherzoge befleivet worden 
war, ging im Presburger Frieden (1805) daffelbe erbli an den Kaifer Den Öferreid zur Ber: 
leihung an einen Prinzen des Kaiferhaufes über. Im Jahre 1809 unterdrüdte Napoleon in 
den Nheinbundflaaten ven Deutſchen Orden; Mergentheim kam an Würtemberg und alle übrige 
Befigungen an diejenigen Bundesfürſten, in deren Staaten fie lagen. Oſterreich erkannte in 
Anfehung der außer dem Öfterreichifchen Gebiete liegenden Ordensgüter durch den Wiener 
Srieden (1809) diefe Verfügung an. Die Ordendgüter In Sachſen wendete der König den 
Univerfitäten Leipzig und Wittenberg, dann den Fürſtenſchulen Pforta, Meißen und Grinma 
(1811) zu. Seitvem wurde zu Mergentheim (1815) ein Hauptvertrag der an den Beſitzun⸗ 
gen des Deutſchen Ordens betheiligten Höfe über die Auseinanderfegung der darauf ſich be- 
ziehenden Verhältniffe abgeſchloſſen. Kurheſſen erklärte fih 1816 als Rechtsnachfolger des 
Königs von Weftfalen Hinfichtlich ver folhem zugefallenen Orbensgüter. Der Wiener Congreß 
ließ die Verfügungen des Friedens von 1809 flillfchweigend gelten. Kraft der Wiener:Gon: 
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greß-Acte beiigt Dflerrei mit Souveränetät dad Deutſchordenshaus zu Frankfurt a. M. nebft 
den dazugehörigen Gütern, Gefällen und Gerechtſamen; der Hoch- und Deutfchmeifter (gegen: 
wärtig Erzherzug Marimilian) bezieht die Einfünfte der frankfurter Befigungen fowie ver 
Herrfhaften Soppau und Ratſch, ziweier beutfchmeifterifchen Tafelgüter in Preußiſch-Schleſien. 
In den kaiſerlich oͤſterreichiſchen Staaten befteht der Orden noch mit feinen dortigen Beflgungen. 
Anuch befteht er, jevoch außer Verbindung mit ver Öfterreichifchen Abtbeilung, nod in der nieder⸗ 
ländifhen Provinz Utrecht, in der Ballei Utrecht. Gin kaiſerlich öfterreihifches Patent vom 
28. Zuni 1840 brachte die Beflimmungen in den neuen Statuten des Deutſchen Ritterordens, 
welche fi auf vie ſtaats- und privatrechtlichen Verhältniffe des Ordens und feiner einzelnen 
Mitglieder beziehen, zur allgemeinen Kunde und Nachachtung. Danach foll der Deutiche Orben 
in den kaiſerlich Öflerreichifchen Staaten al ein ſelbſtändiges geiftlich-ritterliches Inſtitut, jedoch 
unter dem Banbe eined unmittelbaren kaiſerlichen Lehns, angefehen und behandelt werden. Der 
Kaifer erflärte ſich, für fi und feine Nachfolger, zum beſtändigen Schug: und Schirmherrn 
des Ordens. Demfelben werben in ven faiferlich öfterreichifchen Staaten in Nüdfit ver Ver: 
maltung feined beweglichen und unbeweglihen Vermögens alle Rechte eingeräumt und alle 
Pflichten auferlegt, welche jedem Privateigenthümer nad) ven Befegen und Lanveöverfaffungen 
zuflehen. Der Orden wird von der allgemeinen Oberaufſicht ver Ianvesfürftlihen Behörden, 
unter welcher geiftliche Gemeinden und ihre @üter fliehen, befreit ; dagegen behält fich der Kaifer 
vor, fi, jo oft er ed nöthig finden werde, von dem Ordensoberhaupte die erforverlichen Nah: . 
weifungen und Auskünfte vorlegen zu lafien. In Rüdfiht der Steuern und aller andern 
Staats= und Provinziallaften find vie Guͤter des Deutſchen Ordens den weltlichen Gütern gleich: 
zu halten. Das Oberhaupt des Ordens führt den Titel: Hoch⸗ und Deutfchmeifter des Deutfchen 
Nitterervend. Die Hoch- und Deutichmeifter haben ala ſolche vor dem Antritt ihres Amts 
und bei jeder Veränderung in ver Perſon des Landesfürften die landesfürftliche Belehnung für 
fih und den ganzen Orden anzuſuchen und, falls fie nicht ausdrücklich davon dispenfirt werben, 
feierlich zu empfangen. Sie werden als dfterreichifche geiftliche Lehnsfürften behandelt un 
genießen ven Rang vor allen geiftlihen und weltlichen Fürſten, deren Kürftenwürve jünger als 
die Zeit der erſften Gründung des Deutichen Ordens ift. Der vermalige Hoch- und Deutfchmeifter 
jowie auch in Zukunft alle Hoch und Deutfchmeifter und Orbensglieber aus dem Eaiferlich oͤſter⸗ 
reichiſchen Haufe geniegen den Rang und vie Rechte ihrer Geburt. Die Ordensritter und 
Prieſter werden nach ihren Ordensgelübden als Religiofen angefehen. Sie bleiben jedoch im 
Genuſſe ihred Bermögend. Stirbt das Oberhaupt oder ein Mitglied des Ordens ohne gültigen 
Lesten Willen, fo fällt veflen freieigenes Vermögen dem Orden zu; nur muß den Notherben 
eflelben das ihnen allenfalls gebührende Pflichttheil verabfolgt werden. Die Mitglieder des 
Ordens flehen nur in Ordendangelegenheiten unter ven Ordensobern, in jeber andern Nüdficht 
unter den Behörben, melchen fie nach ihren übrigen Berhältniffen unterworfen find. 

Nach dem Borbilde ver geiftlichen Ritterorben entflanden im 13. und 14. Jahrhundert bie 
weltlichen Ritterorden. Anfänglich Brüber oder Gefellfhaften over Bunde (Fraternita- 
tes, Sodalitates, Foedera) genannt, aus fürftlichen und ritterlichen Perſonen beſtehend, von eige- 
nen Borftänden regiert, ohne alle geiftliche Gelübbe und oft zur Verfolgung von ariftofratifchen 
Zweden benugt, gingen fie, nachdem die Fürften ven Grundſatz purchgefegt hatten, daß Orden 
nur von Souveränen geftiftet werben fönnten, mit ven entfprechenden Vortheilen in monardi- 
fche Dienfte über. Sie wurden ein Mittel für dynaſtiſche Zwecke. Der Adel und überhaupt bie 
Vornehmen gehörten, mit ihnen geziert, um fo mehr zur Schug- und Trugmade ber Throne, 
und ed wäre fonach nur eine Inconfequenz geweſen, wenn nicht dad Militär, nachdem e8 ein 
flehendes geworben war, eine beſondere Berückſichtigung dabei gefunden hätte. Mit ven Nei⸗ 
gungen und Intereffen der Krone innig verknüpft und eine Art Soliderität bildend, welche ſelbſt 
der politifche Gegner refpectirte, hatten die weltlichen Ritterorven die Weltflürme nicht zu be⸗ 
fteben, in denen ver Tempelberrenorden raſch und blutig, und die beiden andern geiftlihen Ritter- 
orden endlich an Altersſchwäche erlagen, aber bafür entbehren fie auch der rechten großen 
Blätter im Buche der Weltgefhichte. Wenigftens wird dieſes — einzelne erhebende Momente 
der Stiftung abgerehnet — bei ven meiften verfelben der Fall fein. 

Die weltlichen Ritterorven nahmen zum äußern Zeichen auch dad Kreuz ober, wie in Groß⸗ 
britannien, das ovale Schild, oder (feltener) fonftige Gegenflänve an, eingemifcht mit mehr 
weltlihen und irdiſchen Zierden, mannichfachen Karben, koſtbaren Steinen und eveln Metallen. 
Man trug die Ordenszeichen an goldenen Ketten, fyäter an Bändern. Aud that man Sterne 
hinzu. 
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Von den erloſchenen geiſtlichen und weltlichen Ritterorden handelt ver Freiherr Ferdinand 
‚von Biedenfeld im erſten Bande ſeines Werks: „Geſchichte und Verfaſſung aller geiſtlichen und 
weltlichen erlofchenen und blühenden Ritterorden. Nebſt einer überſicht fämmtlicher Militär: 
und Givilehrenzeihen, Medaillen u. |. w. und einem Atlas mit beinahe 500 illuminirten Ab⸗ 
bildungen der Orvensinfignien, Bänder und Ketten” (Weimar 1841). Es find 55 geiftliche 
und über 100 weltliche folder erloſchenen Orden. Die geiftlichen find in jenem Werke abgehan- 
delt in Orben nad der Regel: 1) des Heiligen Bafil, 2) bes heiligen Auguftin, 3) des hei: 
ligen Benediet, 4) des Heiligen Franz von Aſ f iſi und 5) nad eigenen Regeln. Unter 
die Orden nad) der Negel des heiligen Benedict gehörte der (vorhin abgehandelte) Orden der 
Zempelherren. Bon den Orden nach eigenen Regeln, deren Zahl bei weitem die größte ift, Hat 
der Orden des Schwans oder Unferer Lieben Frau in Brandenburg in den letz⸗ 
ten Jahren die meifte Öffentliche Aufmerkfamkeit infolge feiner Wiederherſtellungsverſuche durch 
König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen auf fi gezogen. (S.u.) Unter ven weltlichen 
eriofchenen Ritterorden jind der Johanniterorden und der Deutfche Orden die befannteften. 

Einige jener erlofhenen Drven hatten Sittlichkeitszwecke, wie der auf Mäßigkeit (gegen bad 
Fluchen und Trinken) gerichtete Orden St.-Chriftoph’ 8 eines Grafen Dietridftein, ver Or⸗ 
den gegen dad Fluchen und unzühtige Reden des Herzogs Friedrich Wilhelm I. von 
Weimar, der heffifhe Temperanzordenu.f.w. Streng afcetifch war ver Tontenfopfor: 
den des Herzogs Silvius Nimrod von Württemberg, auf wiſſenſchaftliche Bildung, Poeſie, 
Sprachveredlung richtete fich der Deutfhe Balmenorden und feine Nahahmımgen. Erbö- 
hung der Freuden der Gefelligkeit, geiftige Anregung, Veredlung ber Genüſſe erzielten auf ver: 
ſchiedenen Wegen die Humoriftifhen Drden der Geden zu Kleve, der fröhlichen Gin: 
fiedler zu Bothau.f.w. Der Orden von der Binde in Spanten (1330) machte bei 
allerdings ganz ariftofratifcher Unterlage offene Sprade zum Beften des Landes und Bürgers 
jenem Ritter zur Pflicht, verpönte ſtreng Schmeidhelei und forderte reine Wahrheit dem Könige 
gegenüber. Der Dianenorden hatte ed auf Veredlung ber Jagbzwede, ver Orden von 
St.-Joachim neben Tugend, Ehrbarkeit u. ſ. w. wahrſcheinlich auf geheime geiftlihe Zwecke 
abgeſehen, wie denn überhaupt Weltlichfeit und Geiftlichfeit, ariftofratifcher Stolz, edle Geſin⸗ 
nung, wahre Religiofität, Myſtik, neckiſches Weſen und Frivolität mit ihren ſich oft entgegen: 
gelegten Abfichten in den Orden jener Zeit ihr buntes Spiel trieben. Sie gingen häufig von 
Geſellſchaften aus und hatten auch mehr dad Anfehen von Gefellfchaften. Der Orden war Ab- 
zeichen ver Gefellihaft. Moraliſch ruhte vie Geſellſchaft auf einem Zweck, den fie verfolgte. Oft 
“ war nur ber Zwed ein vorübergehenver oder das Erzeugniß einer Zeitfiimmung: beöhalb das 
häufige ſchnelle Exrldjchen jener Orden oft ſchon nach dem Tode ihrer erften Gründer, aber des- 
wegen auch ihr größerer innerer Vollklang, ihre wenn auch nur auf der einen oder andern In⸗ 
dividualität berubende Urfprünglichkeit. Anders mit ven fie überlebenden, heute noch blühen⸗ 
‚den Ausflüffen eines ſouveränen Willens, durch diefen länger erhalten, aber auch erflarrt und 
in Formen gebracht, , welche jenes belebenden Hauches entbehren. 

Borzugsweife fonderbare Namen kommen vor unter den weltlichen erloſchenen Ritteroren. 
3.38. Orden der Damen von der Art (fpanifh), vom Dlgarten zu Serufalem (dur 
König Balduin von Ierufalem), des zunehmenden Mondes (neapolitanifh), der alten 
Hade (im Fürſtenthum Llegnig), von der Schuppe (Spanish), vom Stiefel (venetianiſch), 
der Bernunft (jpanifch), desumgeftürgten Drachen (deutſch und fpanifh), ver Damen 
vom Strid (franzöflfh), der Stlavinnen der Tugend (öoſterreichiſch), verfchiebene Trint- 
orden (in Branfreih), von der Terraſſe (franzdiiih), vom Zopf (öfterreihifch), des 
Stachelſchweins (in Frankreich), der Zirkelgefellfhaft oder Brüderfhaft der 
heiligen Dre ifa [tigkeit (lübiſch) u. |. w. Eine eigenthümliche Gefchichte hatte ver Ein: 
einnatusorden in Nordamerika. Vor ver Auflöfung ver Armee traten die Offiziere derſelben 
in ihrem Gantonnement am Hubfon zufammen und errichteten eine Geſellſchaft, welcher fie, hin: 
ſichtiich der Ähnlichkeit ihrer Lage mit dem berühmten Römer, den Namen des Gincinnatuß hei: 
legten. Gine Mevaille von Gold, mit dem amerikaniſchen Adler, die Ordensdeviſe auf feiner 
Bruft, an einem blauen, weißgeränberten Bande, zu Bezeichnung be Bundes zwiſchen Amerifa 

und Frankreich, war das Merkzeichen der Geſellſchaft. Der Zweck derſelben war, die Rechte des 
Menſchen, für vie fie gefochten hatte, zu bewahren, die Eintracht zwiſchen ven verfchienenen Bun: 
beöflanten zu befoͤrdern, das Andenken an die amerikaniſche Revolution zu erhalten und den⸗ 
jenigen Offizieren und ihren Familien, deren age es erheifche, Beifland zu leiften. Der Bei: 
trag einer Monatögage jedes Mitgliedes machte ven Bonds aus. Auf einer allgemeinen Ber: 
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ſammlung zu Philadelphia am 3. Mai 1784 wurde die Verfafſung der Gefellſchaft vervollſtän⸗ 
digt, die übrigens heftigen Widerſpruch erfuhr, namentlich vom Congreß ſelbſt, weil der Orden 
zu antirepublikaniſch ſei, währenn aus dem entgegengeſetzten Grunde ihn ver König Guſtav II. 
von Schweben in feinem Lande verbot. So verſchwanden bald nad ber Entflehung wieber die 
Zeichen und Bänder ded Ordens von der Bruft der Kämpfer und fomit auch der Orden ſelbſt. 
In die legten Zeiten ded Deutfchen Reih8 (1793) fiel ein vom deutfchen Kaifer &ranz II. ſämmt⸗ 
lien Cantonen der unmittelbaren Reichsritterſchaft in Schwaben und dem Kanton Dttenwalb 
der franfifchen Reihsritterfchaft verliehener Ritterorden und farb mit demfelben. Nach nod 
fürzerer Dauer erlofchen die von Napoleon (mit Ausnahme der Ehrenlegion) und ven Napo⸗ 
leoniden geftifteten Orden: Königliher Unionsorden von Holland (vom Koͤnig Ludwig 
Napoleon 1807 geftiftet, von Napoleon nad ver Vereinigung Frankreichs mit Holland ab⸗ 
geſchafft); Orden der weſtfäliſchen Krone (von König Ieröme Napoleon 1809 geftiftet); 
Königlider Orden von Spanien (von König Joſeph Napoleon 1809 geftiftet); Orden 
der drei goldenen Vlieſe (von Napoleon 1809 geftiftet); Orden per Wiedervereini: 
gung (ebenfalld von Napoleon und zwar 1811 an die Stelle des aufgehobenen hollandi- 
fhen Unionsordens gefiftet). Ginigermaßen gehört dahin der vom Fürſt-Primas, 
Großherzog von Frankfurt, im Auguft 1813 gefliftete und bald darauf wieber eingegangene 
Goncordienorden. . 

Ritterorden verleihen jet folgende deutſche Bunvesfürften: Ofterreich, Preußen, Baiern, 
Sachſen (König), Hannover, Würtemberg, Baben, Kurhefien, Großherzog von Heflen, Sad: 
ſen⸗Weimar⸗Giſenach, Oldenburg, der Herzog von Naflau, die Herzoge von Sachſen-Alten⸗ 
burg, Koburg⸗Gotha und Meiningen, der Herzog von Braunfchweig und ver Herzog von An- 
halt. Bon andern europälfchen und außereuropäifchen Regierungen werben, ohne Berückſich⸗ 
tigung ber Änderungen, welche in politifher Hinficht,, ohne jedoch bisjetzt zu einer allgemeinen 
Geltung zu gelangen, 3.8. in Italien, in ben legten Jahren damit vorgegangen find, bier ge- 
nannt: Belgien, Brajilien, Dänemark, Franfreih, Griechenland, Großbritannien und die 
Sonifchen Infeln, deren neueſtes Verhältniß zu Griechenland unberüdiichtigt bleibt, Kirchen: 
ftaat, San- Marino, der Fürft von Monaco, Niederlande, Osmaniſches Reich, Parma, Perfien, 
Portugal, Rußland, Sarbinten, Schweden, Stcilien (mit Neapel), Spanien, Toscana, Tunis, 
Benezuela. (Vgl. unten die betreffende durchaud alphabetiſch geordnete Überfiht). Die Anzahl 
aller im Jahre 1819 blühenden Orden gab Gottſchalck auf 93 an, wovon zwei Drittheile erft 
feit vem Sabre 1701, und unter diefen wieder 33 erſt im 19. Jahrhundert hervorgetreten jeien. 
Jene Zahl hat ſich feit 1819 noch anſehnlich vermehrt. Die Kleine Republik San- Marino und 
der Fürſt von Monaco gründeten fogar neue Orden, und neulich lad man in Öffentlichen Blättern 
von Veracruz aud die Nahricht, daß Marſchall Forey und Hr. Dubois de Saligny dad Groß⸗ 
kreuz ded Ordens von Guadelupe, ven die Regentfchaft von Mexico wieverhergeftellt habe, 
erbalten. 

Zur Stiftung von Orden und zur Errichtung von Ordensſtatuten iſt nur dad Staats- 
oberhaupt beredhtigt. Sollte aljo ein Privatorden, wie 3. B. der 1755 gefliftete St.-Jondim= 
orben, zufammentreten, fo wird hierzu die Genehmigung des Regenten erforbert. 

Gewoͤhnlich nennt man die Orden: | 

1) Große Ritterorden. Dazu gehören die, welche gefrönten Häuptern angeboten wer: 
den Eönnen und von ihnen getragen werben. Sie beftehen größtentheild nur aus Einer Klafle. 

2) Hausorden. (Dahin find auch zu zählen die Hof: und Jagborben.) Diefe Benen- 
nung fonımt jegt jeltener ald jonft vor. Man bezeichnete damit die Orden, welche von einer 
fürftligen Familie für die Glieder dverfelben und ihre Diener beflimmt waren. Gottſchalck be: 
merft, daß von allen jegt blühenden Nitterorben fein einziger mehr nur auf diefe Art ver: 
geben werde, 

3) Sogenannte Verdienſtorden. Diefe find entweber blos für dad Militär, oder blos 
für Givilbiener, oder für beide (biöweilen mit geeigneten Abänderungen im Orden ober Bande), 
oder für jeden beſtimmt, welcher fie erhalt. 

Jeder Orden — wenige auögenommen — hat eigene Statuten, welde die Pflichten und 
Rechte der Ritter beflimmen und überhaupt basjenige enthalten, was auf den Orden feine An: 
wendung finden fol. Dem Ordensherrn fleht e8 allein zu, in vorkommenden Fällen davon 
zu biöpenfiren, fowie ed ihm auch unbenommen bleibt, nad Umſtänden fie abzuändern ober zu 
erneuern. 

In frühern Zeiten wußte man nichts von der Abtheilung dev Orden in mehrere Klaf: 
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ſen. Sie hatten alle nur eine. Erſt gegen die Mitte des 18. Jahrhunderts kam jene Abthei⸗ 
lung auf und ſetzte ſich in das gegenwärtige fort. Die Zahl der in Klaffe n abgetheilten Orden 
ift nun die größere. Die Ritter der verfchlenenen Klaffen eines Ordens zu bezeichnen, bebient 
man fich entweder des Zufages ver Zahl, als: erfter, zweiter u. ſ. w. Klaffe, oder fie haben be- 
fondere Benennungen. Gewöhnlich heißt dann die erfte Klaffe: Großkreuze, welche ihre Decora⸗ 
tion in etwas größerm Maßſtabe an einem breiten Band von beflinnmter Farbe (Ordendband), 
das um die Schulter geht, und außerdem noch einen geftidten Stern auf der Bruſt zu tragen 
pflegen ; die Inhaber ver zweiten Klafle: Commandeure, Commenthure oder Comthure, vie ihre 
Decoration um ven Hals, und die Inhaber der dritten Klaffe: Ritter, die fie an einer Band⸗ 
Ichleife auf ver Bruft tragen. Wo vier oder fünf Klaffen find, theift man dann die Sommanbeure 
in Commandeure erfter und zweiter Klaſſe; ebenjo aud wol die Ritter. Oder man ſchob (bei 
dem Orben der Ehrenlegion) zwiſchen die Großfreuze und Commandeure noch Großoffiziere, 
und zwiſchen die Commandeure und Ritter noch Offiziere. Die unterften Klaffen eines Ordens 
ließ man auch mol in bloße Verdienſtmedaillen oder fogenannte Ehrenzeichen übergehen. 

Die Zahl der Mitgliener eines Ordens ift dei den meiften Orden — menigftens für Die 
höhern Klaffen — feftgefegt, Hei einigen jeboch ganz unbefhränft. Im erſtern Falle fleht dem 
Oberhaupte des Ordens dad Recht zu, von der Regel abzuweichen, was er denn auch oft tut. 
Auch werden bei vielen Orden vie in andern Ländern ſich befindenden Mitglieder deſſelben nicht 
unter bie feftgefete Zahl gerechnet. 

Die Berbandlungen der Drvendangelegenheiten, die Wahl des Groß- 
meifters, die Aufnahme ver Ritter u. dgl. gefhah früherhin nad der Mehrheit ver 
Stimmen in den feierlichen Verſammlungen des Ordens, welche, wie bei ven geiftlihen Orden, 
Kapitel hießen. Diefe Einrichtung gründete fi auf die Idee eines gefellfchaftlihen Vereins, 
bie bei faſt allen ältern Orven zum Grunde lag. Aber ſchon früh und als Theil ver ſteigenden 
Eöniglihen Macht waren einzelne Kürften darauf bedacht gemeien, die Unabhängigkeit dieſer 
Orden zu brechen und ſich ſelbſt in den Beflg von deren Macht zu fegen. So z. B. bei fämmt: 
lichen höhern Ritterorven Spaniend, wobei der Papft, durch Genehmigung der Verbindung 
der Großmeiſterthümer mit der Krone für innmer, willfährig mit an die Hand ging. Infoweit 
alfo ſolche Kapitel noch beftehen, haben ſie Höchftend dad Recht des Vorſchlags oder ver Be- 
rathung, aber feines definitiven Beſchluſſes. Diefer fleht vielmehr nur dem Souverän ald un: 
umſchränktem Oberhaupte oder Großmeiſter ded Ordens zu. Bei den meiflen Orden aber ver- 
fügt der Regent noch unbedingter und, was indbefondere Die Aufnahme neuer Ritter betrifft, 
infolge eigener Bemegung over auf ben Borfchlag der betreffenden Staatsbehoͤrden (Minifterien 
oder einer eigenen Ortöbehörbe). Diefe legtere, welche auch die übrigen Angelegenheiten des 
Ordens beforgt, heißt Ordensrath, Ordensconſeil, Ordenscommiſſion, Ordens- 
kanzlei u. ſ. w. Der Borfigende dieſer verſchiedenen Behörden heißt Ordenskanzler (bei 
großen Orden Großkanzler); dann folgt bisweilen ein Vicekanzler; regelmäßiger ein Schatz- 
meiſter, ein Secretär, auch wol ein Ceremonienmeiſter, Herolde, Garderobier, Juweliere u. dgl. 
Bei feierlichen Gelegenheiten verſammelt auch wol der Großmeiſter des Ordens die Ordens⸗ 
angehörigen in ihrer Ordenskleidung um ſich, wo dann mannichfaltiger Pomp zur Anwendung 
kommt. 

Das unbefugte Tragen von Orden wird überall ſtreng geahndet, in Preußen z. B. 
mit Feſtungsarreſt. 

Das Annehmen und Tragen (in Ofterreich laut Berorbnung von Jahre 1818 aud 
ſchon dad Anfuchen) audwärtiger Orden bevarf Iandesherrlicher Genehmigung. Dod iſt z. B. 
in Preußen biefelbe für öfterreichifche und ruſſiſche Orden als im voraus ertheilt anzufeben. 
Sn Großbritannien darf fein Staatsbeamter, nur Militärperfonen im Taufe des Kriegd, einen 
fremden Orden annehmen. 

Mit mehrern Orden iſt ein beflimmtes Einkommen verfnüpft, mas mit dem Grade der 
Klaffen zu fleigen pflegt und oft ziemlich anſehnlich iſt. Ebenſo werfen mande Orden unter 
gewiffen Borausjegungen für die Angehörigen der Orbensritter Penfionen ab. Jenes Ein: 
kommen ift tHeild Dotation des Staats, theild wird e8 aus den Einkünften ded Ordens entnom- 
men. Ausländer find regelmäßig von dieſem Bezuge eined beftimmten Einkommens aus: 
genommen. 

Insbeſondere die Höhern Orden Haben jährlich ihren beftimmten Feſttag, bald auf den 
Stiftungdtag oder auf den Tag des Schugpatrons des Ordens, u. dgl. In Dänemarf Haben 
die beiden höchften Orden ihren Ordens- und Feſttag gemeinſchaftlich; Ordens⸗ und Feſttag 
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ſelbſt aber ſind voneinander getrennt. In Preußen feiert man ſaͤmmtliche Orden an einem und 
demſelben Tage in Verbindung mit dem Kroͤnungsfeſte, am 18. San. Gewoͤhnlich erfolgt 
an folgen Feſt- oder Drvenstagen die Aufnahme neuer Ritter mit mehr oder minderm Ge- 
remoniell. 

Zur Aufnahme in verfchiedene Orden iſt ald Bedingung der Aufnahme für niebere 
ale fürftlihe Perfonen die Erwelfung einer beflimmten Anzahl Ahnen erforderlich, oder der 
Adel, oder ein beflimmter Nang im Militär oder Civildienſt. Namentlih in Eatholifchen 
Staaten erforderte und erfordert man auch dad Bekenntniß der Eatholifchen Eonfeffion, wovon 
jedoch, mie 3. B. bei dem Orden des Goldenen Vliefes, Dispenfationen vorgefommen find. 

Mit Extheilung eines Ordens ift für den Orbensritter in der Negel Standeserhähung 
nicht verbunden; doc finden fi auch Ausnahmen Hiervon. So wird z. B. jever Ritter des 
öfterreichifchen Maria: Therefienorbdens, der nicht Schon den Ritterfland oder eine höhere Adels⸗ 
ftufe befigt, als erbländifcher Ritter in die Standesbücher eingetragen; mit dem ruſſiſchen St.: 
Wladimirorden ift der ruffifche Erbadelfland verbunden. Der würtembergifche Civilverdienſt⸗ 
orden verleiht den perjönlichen Adel. In Baiern fchließt Die Ertheilung des Militär: oder des 
Givilverbienftordens an Inländer die Verleihung des Adels in fi; doch (von 1818 an) nur 
für die Rerfon des Begnadigten, u. f. w. 

Der Berluft ver Orden ift theild durch Die Statuten vorgefehen, theils tritt er infolge 
gewiſſer Vergehen nad) Urtheil und Recht der betreffenden Landesgerichte ein. Ohnedies erlifcht 
mit dem Tode Gebrauch- und Befigrecht des Ordens. 

Für das Erhalten eine Ordens wird in manchen Staaten viel, in manchen etwas, in 
ben meiflen gar nichts entrichtet. Sonftige Verpflichtungen, welche den Rittern mancher Orden 
die Statuten auflegen, find theild antiquirt, wie 3. B. wol die bei manchen Altern Orden vor- 
fommende Berpflihtung, vie chriſtliche Religion zu vertheidigen, ober die Verpflichtungen ver 
Ritter des Königlich bairiſchen St.-Georgsorven (ſ. u.), theils fehr allgemein gegriffen und 
von feinem praftifhen Moment. Bei einzelnen Orden findet fi die Auflage beflimmter — 
ein für allemal oder periodiſcher — Beiträge zu milden Stiftungen ober zur Ordenskaſſe. 

Weibliche Orden find allein für das weibliche Geflecht beflimmt und beſte hen alle, bis 
auf den ruſſiſchen Katharinenorden, nur aus Giner Klaſſe. 

liber ven Rang der Ritterorden eines und deſſelben Souveräng hat biefer zu beftim: 
men und meift auch beflimmt. Wie aber bie verfhiedenen Orden aller Souveräne rangiren, 
darüber gibt es keine Vorſchrift noch Übereinkunft. In der Öffentlihen Meinung flehen jedoch 
der englifche Hofenbandorven, das Goldene Vlies, der Schwarze Adlerorden und der Maria- 
Thereſienorden obenan. 

Überfiht fämmtlider europälfgper und von europäifhen Regentenhau: 
fern herrührender (auch einiger außereuropäifger) Orden. 

Anhalt: 1836, 18. Nov. Orden Albrecht's des Bären, erneuert von den regieren- 
ben Herzogen Heinrich zu AnhaltsRöthen, Leopold Friedrich zu Anhalt: Deffau und Alerander 

Karl zu Anhalt: Bernburg, mit Bezug auf den einft vom Fürſten Sigismund I. umd Jahr 1382 
geftifteten Orden und fo genannt zu Ehren ded Markgrafen jened Namens. Am 24. Febr. 
1850 erbielt der Orden neue Statuten. 

Baden: 1715, 17. Juni, Haudorden der Treue, geftiftet vom Markgrafen Karl 
Wilhelm von Baden-Durlach, am Tage der Grundfleinlegung zur Reſidenz Karlörube. 

8. Mai 1803, am Tage der erlangten Kurwürde, erneuert. Am 17. Juni 1814 erhielt der 
Orden neue Statuten. 

1807, 4. April, militärifher Karl-Friedrichs-Verdienſtorden, geftiftet vom 
Großherzog Karl Friedrich von Baden. 

1812, 26. Dee., Orden vom Zähringertömen, von dem Großherzog Karl Ludwig 
Friedrich von Baden am Namendtage feiner Gemahlin, ver Großherzogin Stephanie, zum An- 
denken an die Abſtammung von den Herzogen von Zähtingen gegründet. 

Baiern: 12. (?) Sahrhundert, Ritterorden des heiligen Georg. Sein Urfprung 
ſoll ſich an die Theilnahme der Herzoge Otto III. und Eckardt aus Baiern an damaligen Kreuz⸗ 
zügen knüpfen. Kurfürſt Karl Albrecht, nachheriger römifcher Kaiſer (Karl VI.), erneuerte ihn 
am 28. Marz 1729 zur Ehre der Religion und Beihügung der unbefledten Empfängniß Mariä 
und des heiligen Georg, in Rüdficht auf welche Zwecke die Ritter bei ihrer Aufnahme feierliche 
Gelübde ablegen und fi verbinden, dem Großmeifter auf Anrufen ins Feld zu folgen. Im 
Sabre 1778 beftätigte Kurfürft Karl Theodor den Orden. Das Nämliche that fpäter auch der 
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König Marimilian 1. Joſeph von Baiern. Eine Revifion ver Statuten fand 1827 unter König 
Ludwig von Baiern flatt. 

1444,,.... Ritterorben vom heiligen Hubertus. Gerhard V., Herzog von Jü⸗ 
ih und Berg, fliftete diefen Orden 1444 zum Andenken eines am Tage des heiligen Hubertus 
erfochtenen Sieges über Arnold von Egmont. Kurfürft Sohann Wilhelm von der Pfalz er- 
neuerte denjelben im Jahre 1709. Dom König Maximilian Joſeph I. von Baiern erhielt ver 
Orben neue Statuten und warb als erfler Orden des Reichs beftätigt. 

1693, 29. Sept., Haußritterorden vom Heiligen Michael, gefliftet vom Kur- 
fürften von Köln, Iojeph Clemens, als Herzoge von Baiern, und am 11. Sept. 1808 vom 
König Maximilian Joſeph I. beftätigt. Seinem urfprüngliden Zwecke, ver Aufrechthaltung 
ber Religion und ber Berfechtung der göttlichen Ehre, wurde 1810 noch jener der Unterflügung 
ber Vertheidiger des Baterlanded beigefügt. Am 16. Febr. 1837 ertbeilte König Ludwig dem 
Orden völlig neue Statuten und ſchuf in venfelben den Orden zum Verdienſtorden um. 

1806, 1. Ian., militärifher Max-Joſephsſsorden, Militärehrenzeichen,, geftiftet 
von König Marimiltan Joſeph I von Baiern an die Stelle des vorherigen Militärehren⸗ 
zeichen. Ä 

1808, 19. Mai, Givilverdienflorden der bairifhen Krone, geftiftet vom König 
Marimilian Jofeph I. von Baiern, zur Auszeichnung jedes Eingeborenen, welcher dem Stante 
vorzügliche Dienfte geleiftet hat u. |. w. Die revidirten Statuten find vom 8. Oct. 1817. Eine 
Verordnung des nämlihen Königs vom 16. Febr. 1826 und andere des Königs Ludwig von 
Baiern vom 12. Oct. 1834, 1. Jan. 1835 und 12. Oct. 1835 erweiterten die Unterflügungen 
des Ordens. 

1827, 25. Aug., Ludwigsorden, geftiftet vom König Ludwig I. für Staatödiener, 
welde 50 Jahre mit hoͤchſter Zufriedenheit im Eöniglihen Hof⸗, Staatd:, Kriegs: und kirch⸗ 
lichen Dienfte geflanden Haben, unter Berechnung von Feldzugsjahren als poppelten u. ſ. w. 

Bairifhe Damenorden: - 

1766, 18. Oet. Eliſabethenorden, geflifter von der Kurfürftin Cliſabeth Augufte zum 
Beften der Armen und Nothleivenden. Schuppatronin ift die heilige Elifabeth von Heflen. 

‚ 1784, 6. Dec., St.=Annenorden des Damenftiftö zu Münden, geftiftet von ber 
Kurfürftiin Anna Maria Sophia von Baiern und am 18. Febr. 1802 vom Kurfürften Mar 
Joſeph erneuert. 

1803, 12. Iuli, St. Annenorden des Damenftifts zu Würzburg, gefliftet vom 
Kurfürften Mar Iofeph von Baiern. | 

1827, 12. Dec., Thereſienorden, geftiftet von ver Königin Thereſe von Baiern und 
von König Ludwig 1. beflätigt; zunachft zum Zwed einer Ehrenauszeichnung und einer ihre 
Vermögendumftände verbeffernden Jahreörente an eine feftgefegte Zahl unverheiratheter abe: 
licher Töchter; dann aber auch noch zur Ertheilung an Unpräbendirte. 

1853, 28.Nov., Eönigliher Marimiliandorden für Kunft und Wiſſenſchaft, 
gefliftet vom König Marimilian I. von Baiern. _ 

Delgien: 1832, 11. Juli, Leopoldsorden, in Übereinflimmung mit den Kanımern 
geftiftet von Leopold I., König der Belgier, beſtimmt, „vie dem Vaterlande geleifteten Dienfte 
zu belohnen”. ine königlihe Verordnung vom 3. Aug. 1832 beftimmt die nähern Ein: 
rihtungen. 

Brafilien: 1822, 1. Dec., Orden vom fühlihen Kreuze, geftiftet von Dom Pedro I. 
als Kaifer von Brafilten und König von Portugal. 

1826, 16. April, Orden Dom Pedro's J., von demſelben und in ven namlichen Eigen: 
haften gefliftet, „um in auszeichnenver Weife die Epoche zu verewigen, in welder die Unab: 
hängigfeit dieſes weiten Reichs, das id) zu gründen ven Ruhm hatte, anerkannt morben iſt“; der 
hoͤchſte Orden des Kaiſerreichs Brafilien. 

1829, 17. Dct., Roſenorden, gefliftet von demfelben bei feiner Vermählung mit der 
Prinzeifin Amalie von Leuchtenberg. Eivil- und Militärverdienftorven. 

1843, 9. Sept., Orden des heiligen Benedict von Aviz, geftiftet von Dom Be: 
dro II. als Kaifer von Braftlien. An demfelben Tage und von demfelben find geftiftet: ber 
Orden Unferd Herrn Jeſu Chriſti und der Orden des heiligen Jakob. 

Braunfchweig: 1834, 25. April, Orden Heinrich's des Löwen, von dem Herzog 
Wilhelm von Braunfchweig geftiftet. Civil- und Militärverbienflorben. 

Dänemark: Danebrogorden, in feinem erflen Anfange von König Walbenar Il., 1219, 
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abgeleitet, 1671 vom Könige Friedrich TII. geftiftet, 1698 vom Könige Chriſtian V. mit Sta- 
tuten verjeben, durch Eönigliches Patent vom 28. Juni 1808 erneuert und erweitert, womit An: 
oronungen vom 28. San. 1809 und 28. Jan. 1812 in Verbindung flehen. 

1693, 1. Dee., Elefantenorden. Nah Anfängen unter König Ehriftian I. und ſpä⸗ 
tern ſtellenweiſen Sortfegungen am 1. Dec. vom König Chriſtian V. neu gegründet. 

Frankreich: 1802, 15. Mai, Orden ber Chrenlegion, geftiftet von Bonaparte wäh- 
renb des Bonfulatd. An demſelben Tage, an welchem Bonaparte für feine Ernennung zum 
tebenslänglichen Conſul dem Senat dankte (2. Mai 1802), fam auch die Gründung der Ehren: 
legion zur Sprache, nachdem man fi bis dahin in ver Republik mit Ertheilung von Ehren- 
waffen u. dgl. begnügt hatte. Am 11. Mai machte Lucian Bonaparte dem Senat darüber aus: 
führlichen Vortrag, und nachdem Savoy:Rollin und Chauvelin dagegen, Freville, Garrion de 
Nizas und Lucian wienerholt dafür geiprochen, erfolgte mit 56 gegen 38 Stimmen die An- 
nahme des Vorſchlags. Gleiches gefhah im Geſetzgebenden Körper mit 166 gegen 110 Stim: 
men. Nach ver Rückkehr der Bourbonen wurde der Orden von Ludwig XVII. am 6. Juli 1814 
beflätigt; aber die Zahl der mit dem Orden verbundenen Brziehungsanftalten wurde verrin- 
gert, das Bruftbild Napoleon's in der Decoration durch dad Heinrich's IV. erfegt, der Adler wich 
den Lilien, und ungeachtet ihrer fünf Flügel wurde die Ordensdecoration „Kreuz genannt. 
Die Orvonnanz vom 17. Febr. 1815 gab dem Orden eine ganz andere Natur und die fremb- 
artigften Zufäge. Nach den Hundert Tagen ſchuf Die Orbonnanz vom 26. März 1816 ein 
neues Geſetzbuch der Legion, in welden man den Abwegen von 1815 feR folgte. Die Zahl 
der Legionäre war auf 42000 angewachſen. Die Revolution von 1830 bebielt den Orden 
der Esrenlegion bei und Ludwig Philipp beflätigte ihn bereits am 9. Aug. 1830. Ohne 
die durch die Reftauration wiederhergeftellten übrigen Orden eigentlih abzufhaffen, trug 
Zudwig Philipp felbft doch nie einen andern, noch vertheilte ex einen andern als den der Ehren- 
legion, deſſen Form eine leichte Abänderung erhalten Hatte. Nach ber Vertreibung Ludwig 
Philipp's traf der mit der ausübenden Gewalt beauftragte Gonfeilpräfinent Gavaignac in repu⸗ 
blikaniſchem Sinn Abänderungen Hinfichtli der Korm der Decoration durch Verfügung von 
12. Sept. 1848; der Kopf Bonaparte’8 murbe dabei wiederhergeftellt. Ludwig Napoleon gab 
als Präfident ver Nepublif der Decoration am 31. Dec. 1851 den Adler und am 3. Jan. 1852 
völlig die Form zurüd, „wie fie ver Kaifer angenommen hatte‘. Dem folgte am 16. März 
1852 ein Decret über die Organifation der Ehrenlegion, mit ſehr wichtigen Beſtimmungen be- 
ſonders Hinfichtlich der PBenjionen, Diplome und Vorrechte des Ordens (Tit. V). Als jährliche 
Belohnungen follten erhalten: die Legionäre 250 Fro., die Offiziere 500 Frs., die Comman⸗ 
beure 1000 Fro., die Großoffiziere 2000 Frs., die Großkreuze 3000818. Auch ald „von Gottes. 
Gnaden und durch den Volkswillen Kaifer von Frankreich”, widmete Ludwig Napoleon dem 

Orden feine fortgeſetzte Aufmerkſamkeit, fo durch dad Decret von 14. März 1853, welches die 
bezũglichen Batentverhältnifie ordnete. 

1830, 13. Dec., Julikreuz, geſtiftet von dem König Ludwig Philipp zum Andenken an 
die Tage der Revolution deſſelben Jahres und zur Belohnung derjenigen, die ſich während der⸗ 
ſelben ausgezeichnet haben. 

Die ältern franzoͤſiſchen, in der Revolution durch ein Geſetz vom Jahre 1791 untergegan⸗ 
genen, während ver Reſtauration meiſt förmlich wiederhergeſtellten, aber ſeit der Julirevolu⸗ 
tion 1830 nicht mehr üblichen Orden waren: 

1416, ... Mai, Orden vom heiligen Hubert, geſtiftet unter dem Namen ordre de 
la idelite auf fünf Jahre von einigen Herren bed Herzogthung Bar, 1423 unter vem Namen 
des heiligen Hubert fortgefegt. 

1469, 1. Aug., Orden des heiligen Michael, geftiftet vom König Ludwig XI. zu 
Ehren des Heiligen Michael ald Beſchützers des Reiche. 

1578, 30. Dee, Orden vom Heiligen Geift, vom König Heinrich LI. geftiftet in- 
folge zweier merfwürbigen, zur Zeit feined Geburtätages, am Pfingfifeft, eingetretenen Greig⸗ 
nifje: feiner Ermählung zum König von Polen (1573) und feiner Nachfolge auf dem franzd- 
fiigen Thron (1574). 

1607, ..... vereinigte Orden des heiligen Lazarus und Unferer lieben 
Frauen vom Berge Karmel(Ordresroyaux, militaires et hospitaliers de St.-Lazare et 
de Notre Dame du Mont Carmel reunis); der letztere Orden warb von Heinrich IV. ald Be: 
weis ver Aufrichtigkeit feines uͤbertritts zum Katholicismus eingefeßt und 1608 mit dem Orden 
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des heiligen Lazarus, einem fehr alten, um bie Zeit der erften Kreuzzüge im Gelobten Lande 
entflandenen Orden, vereinigt. 

1693, . . April, Milttärorden des heiligen Ludwig, eingefeßt von Ludwig XIV. 
jür Offiziere, welche wenigſtens 28 Jahre gedient und fi durch eine glänzende That aus- 
gezeichnet hatten. 

1759, .... März, Militärvervienflorden (institution du mörite militaire). Zub 
wig XV. feßte ihn für nichtkatholiſche Militärs ein, da nur Katholiken den Zubwigdorben er- 
halten Eonnten. 

Griechenland: Orden des Erlöfers, 1833, 1. Juni (20. Mai) geftiftet von König 
Otto „zur Grinnerung an bie unter dem Beiftande der göttlichen Vorſehung ebenfo wunderbar 
als glücklich vollbrachte Rettung Griechenlands“ als Verdienſtorden. 

Großbritannien und die Joniſchen Infeln: 1350, 19. Jan. Orden des Hoſenban— 
bes (Order ufthe garter), geftiftet vom König Eduard III. (Üiber die verſchiedenen Sagen, 
worauf die Stiftung dieſes Ordens gegründet wird, vgl. Gottſchalck, a. a. O., Abth. II, 1818, 
©. 113— 115; von Biedenfeld, zweiter Band feine angeführten Werks, ©. 218 u.219, Note). 
König Heinrich VIII. hob die frühern Statuten zum Theil auf und ſetzte am 23. April 1522 er- 
neuerte Statuten in 38 Artikeln feft. 

....... Bathorden (Order of the bath). Es iſt ungewiß, ob Richard II. oder 
Heinrich IV. (1399) ſein Stifter; nach dem „Royal Calendar“ der letztere. Bei feiner Krönung 
ernannte Heinrich 46 Ritter, welche alle die Nacht vorher gewacht und ſich gebadet hatten. Im 
Jahre 1725 wurde der Orden vom König Georg I. erneuert. Bis 1815 hatte dieſer Orden, 
gleich allen andern großbritannifchen Orden, nur Eine Klaffe; von da an gab man ihm aber drei 
Klaffen. Urheber viefer Imgeftaltung und Erweiterung war ber damalige Stantöfecretär des 
Kriegsdepartements, Graf Bathurft, und Grund derfelben die Menge von audgezeichneten, in 
den damals beendigten Kriegen geſchehenen Thaten und Dienften, befonders beim Militär; je- 
doch nicht ohne lebhaften Widerfpruc ver oppojitionellen Prefle. (S. u.) 

1540,....Drden der Diftel ober St.: Andreasorden, nah dem „Royal Calendar‘ 
785 geftiftet, 1540 erneuert und 1687 wieberhergeftellt. Erneuerer, wol aud Stifter, war 
Jakob V. von Schottland ; Wieberherfteller Jakob VII. von Schottland. Die Königin Anna er: 
neuerte den Orden im Jahre 1703, worauf Georg I. am 18. Mai 1725 ihn feierlich beftätigte 
und feine Statuten theilmeife änderte. Zunächſt für vornehme Schotten beftimmt. 

1783, 5. Febr, Orden des heiligen Patricius (Order of St.-Patrick), geftiftet vom 
Könige Georg I. und ald Orden für Irland mit dem Namen des Schugpatrond dieſes Theils 
des großhritannifchen Reichs, des heiligen Patric, belegt. Auch die folgenden Könige, und noch 
neueſtens die Königin Victoria, befchäftigten fi mit bem Orden, invem fie bezügliche Statuten 
erließen. 

1818, 27. April, St.⸗Michael- und St.:Georgenorden (the most distinguished 
order of St.-Michael and St.- George), geftiftet vom König ®eorg II. zum Andenfen an 
die Stantöverträge vom 23. Mai 1814 und 5. Nov. 1815, durch welche die Infel Malta und 
die Joniſchen Infeln Großbritannien unterworfen und mit ihm verbunden wurden. Die am 
12. Aug. 1828 befannt gemachten Statuten wurden von Georg IV. am 5. April 1826 und von 
Wilhelm IV. am 17. Oct. 1832 geändert. 

1837, 1. Mai, Orden des britifgen Indien, geftiftet von der Königin Victoria. 
Er wird vom Generalgouverneur von Indien in der VBerfammlung an eingeborene active Dffi: 
giere der indiſchen Armee für lange, treue und ehrenvolle Dienfle verliehen. 

1861, 25. Juni, Orden des Sterns von Indien, geftiftet von derfelben. 

Sannover: 1815, 12. Aug., Guelfenorden, gefliftet von dem Prinz-Regenten, nad: 
maligen König Georg IV. von Großbritannien, zur Erinnerung an die Befreiung Hannovers 
von franzöfifcher Herrfhaft und an beflen Erhebung zum Königreihe. Weiter geftaltet vom 
König Ernft I. Auguft, 20. Mai 1841. 

1839, 23. April, Orden von ©t.: Georg, geftiftet von demſelben. 

Großherzogtum Seflen: 1807, 25. Aug., Haud: und Verdienflorden, geftiftet 
bon den Großherzog Ludwig I., erhielt den Namen Ludwigsorden und befondere Statuten 
am 14. Der. 1831 dur Großherzog Ludwig I. ° 

1840, 1. Mai, Berdienftorden Philipp's des Großmüthigen, geftiftet von dem 
Großherzog Ludwig II. 

Kurfürftentbum Heflen: 1769, 5. März, Militärvervienflorden (fonft und bis 














On 29 


I820: Vordre pour la vertu militaire), geſtiftet vom Landgrafen Friedrich II. am 1. Jan. 1818 
vom Kurfürſten Wilhelm J. wieder auf die erſte Klaſſe beſchränkt. 

1770, 14. Aug., Haudorden vom goldenen Loͤwen, geſtiftet von demſelben, erweitert 
vom Zurfürften Wilhelm I. am 1. San. 1818. 

1814, 18. März, Orden vom eifernen Helm, gefliftet vom Kurfürflen Wilhelm 1. 
nad dem Vorbilde des eifernen Kreuzes. Die Statuten beflinnmen, daß er nach beenvigtem 
Kriege nicht mehr vergeben werben folle. 

1851, 20. Aug., kurfürſt licher Wilhel msorden, geftiftet vom Kurfürften Wilhelm U. 

Kirhenfaat: 1099, Orden des Heiligen Grabes zu Jerufalem, geftiftet von 
Bottfried von Bouillon, König von Jerufalem, erneuert vom Papft Alexander VI., 1496. 

1319, Chriſtusorden, geftiftet vom Papft Johann XXU. (XXI.). 

1559, Orden von goldenen Sporn, vom Papſt Baul III. oder von Pius IV., 1559 
für Givifverbienft geftiftet. S. unten Orden des heiligen Sylveſter. 

1560, Orden des heiligen Johannes vom Rateran, vom Bapf Pius IV. geftiftet, 
zur Belohnung bürgerlichen Verdienſtes. 

1831, 1. Sept., Orden des heiligen Gregor des Großen, vom Papſt Gregor XVI. 
für Givil: und Militärverbienft, nad Dämpfung der Unruhen im Kirchenſtaat, gefiftet. 

1841, 31. Oct. Orden des heiligen Syivefter, geftiftet vom Papſt Gregor XVI. 
Der Dxben vom goldenen Sporn wurde in diefen neugeflifteten Orden verſchmolzen. 

1847, 17. Zuni, Orden von Pius ILX., gefliftet vom Bapft Pius IX. 

San⸗Marino: 1859, 13. Aug., Ritterorden von San: Marino. Gefiftet vom 
fouveränen Großen Rath der Republik. 

Modena: 1855, 27. Dec, Ritterorden des Adlers von Efte, geftiftet vom Herzog 
Sranz L von Modena. 

Monaco: 1858, 15. März, Orden des heiligen Karl, gefliftet vom Fürſten Karl II. 
von Monaco. 

Raflan: 1858, 29. San. und 16. März, Haus orden vom goldenen Löwen, ge: 
fliftet vom Herzog Adolf von Naſſau in Gemeinſchaft mit vem König Wilhelm der Niederlande. 

1858, 8. Mai, Civil- und Verdienſtorden Adolf's von Naſſan, geſtiftet von 
demſelben. 

Niederlande: 1815, 30. April, Militär- Wilhelmsorden ‚ geſtiftet vom König 
Wilhelm I. der Niederlande. 

1815, 26. Sept., Civilverdienſtorden vom niederländiſchen Löwen, geftiftet 
vom König Wilhelm I. der Niederlande. 

1841, 29. Dec., Orden der Eichenkrone (für Luremburg), geftiftet vom König Wil⸗ 
Helm Il. der Niederlande. 

1858, 29. San. und 16. März, Naffauifger Hausorden vom goldenen 23: 
wen (f. Nafſau). 

Didenburg: 1838, 27.Nov., Haus- und Verdienſtoxrden des Herzogs Peter 
Friedrich Ludwig, gefliftet vom Großherzog Peter Friedrich Auguft von Holftein-DOlben- 
burg, zur Erinnerung an die vor 25 Iahren flatigefunnene Rückkehr feines verftorbenen Vaters 
in feine Staaten. 

Dsmanifches Neid: 1799,..... Drden des halben Mondes. Sultan Selim IIT. 
fiftete ihn, als Nelfon die franzöftfche Flotte bei Abukir geichlagen Hatte, zur Belohnung der 
Berdienfle auswärtiger Berfonen um die Pforte, und Nelfon war der erfle, der ihn erhielt. 

1831, 19. Aug., Orden des Ruhmes (Nifchan » Iftihair), gefliftet vom Sultan 
Mahmud 1. 

1852, Auguft, Medſchidiéorden, gefliftet vom Sultan Abb⸗ul⸗Medſchid. 

1861, ..... Osmanicorden, gefiftet vom Sultan Abp-uls Aziz. - 

Dfterreig: 1430, 10. San., Drden vom Goldenen Vlies, geftiftet vom Herzog 
Philipp III., dem Gutigen, von Burgund, am Tage feiner Vermählung mit der VPrinzeſſin Iſa⸗ 
belle von Portugal. Die Statuten find vom 27. Nov. 1431. Im Jahre 1477 ging der Orben 
mit den burgundifchen Nieverlanden an Ofterreih über. Nah 1700 nahm fowol Sſterreich 
als Spanien das Recht auf den Orden in Anſpruch; der Streit blieb unentſchieden, und die 
Regenten beider Staaten ernennen, unter Ertheilung faſt gleicher Ordenszeichen, Ritter des 
Goldenen Vlieſes. 

1750,.... Eliſaſth-Thereſtaorden, sin Militärorden, geſtiftet von der Kaiſerin 
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Giſabeth Chriſtine, ver Witwe des Kaiſers Karl VE, und erneuert und veräubert von der Toch⸗ 
ter der Stifterin, der Kaiferin Maria Therefia. 

1757, 18. Iuni, Militär: Maria-Therefiaornen, geftiftet von ver Kaiferin Maria 
Thereſia, infolge des Ausbruchs des Siebenjährigen Kriegs im Jahre 1756 und inäbefondere 
der Schlacht bei Kollin. Die Statuten vom 12. Dec. 1758 find dur einen Anhang vom 
12. Dec. 1810 vom Kaifer Franz I. von Hſterreich erweitert und berichtigt. Nur wirkliches 
militäriſches Verdienſt berechtigt zu dieſem Orden, und weder hohe Geburt, noch die Confeſfion, 
noch Dienſtalter und Rang ſollen hierbei in Frage kommen. Der Maria-Thereſiaorden iſt be⸗ 
ſonders dadurch wichtig, daß faſt alle ſpäter errichteten militäriſchen Verdienſtorden anderer 
Souveräne ihn als Muſter für ihre Organiſation benutzten. Unumgänglihe Bedingung für 
den Empfang dieſes Ordens war eine wirklich vorhandene, foͤrmlich bezeugte und vom Ordens⸗ 
kapitel geprüfte militäriſche That. „Niemand ſoll“, ſagt Art. 3 der Ordensſtatuten, „wegen 
hoher Geburt, langjähriger Dienſte, vor dem Feinde erhaltener Wunden und vorhergehender 
Dienſte, noch weniger aus bloßer Gnade und auf Fürſprache den Orden empfangen.“ Dieſe 
ſtrengern Anforderungen haben nun auch ſowol dem Maria: Therefiaorven als ven nah ihm 
gebildeten Ghrigen Militärverbienftorden in ven Augen des Publikums benjenigen innern Werth 
bewahrt, welcher den meiften Übrigen Orden (audj den fogenannten Verdienſtorden) längſt ver- 
loren gegangen iſt. 

1764, 5. Mat, Königlid ungarifger Orden des heiligen Stephan, von ber 
Kaiferin Maria Thereſia geſtiftet, ein Civilverdienſtorden. Die Statuten ſind vom 6. Mai 1764. 
Das Großmeiſterthum iſt mit der Krone Ungarn vereinigt. 

1808, 8. Ian., Leopoldsorden, vom Kaiſer Franz J. von Ofterreich, zur Erinnerung 
an ſeinen Vater, und da der Stepbandorben nur für adeliche Berfonen beftimmt war, für Mi- 
litär= und Givilperfonen ohne Unterfchien des Standes geftiftet. Die Statuten des Orden find 
vom 14. Juli 1808. 

1816, 12. Febr, Orden bereifernen Krone, geftiftet vom Kaiſer Franz I. von Öfter: 
reich, zur @einnerung an die Wiebervereinigung der italientfchen Provinzen mit dem Kaiſer⸗ 
thum Ofterreih. Die Statuten find vom 1. Jan. 1816. Zur Aufnahme in den Orben iſt ohne 
Unterſchied des Standes geeignet, wer entſchiedene Anhänglichkeit an den Landesfürſten und 
an den Staat bewiefen u. f. w. Diefer Orden erinnert an den frühern Orden der eifernen 
Krone (Ordine della corona di ferio), welden Napoleon I. am 5. Juni 1805 nad) feiner am 
20. Mai 1805 zu Mailand erfolgten Krönung zum Könige von Italien geftiftet hatte. (Das 
„Gothaiſche genealogiſche Taſchenbuch aufs Jahr 1864” bezeichnet zunächſt Napoleon I. als 
Stifter und dann Franz I. als Wieberherfteller des öſterreichiſchen Ordens der eiſernen Krone.) 

1840, 28. Juni, Deutſcher Ritterorden, erneuert unb verändert vom Kaiſer Franz 
von Öfterreich. 

1849, 2. Dee., Franz-Joſephſsorden, gefliftet vom Kaifer Franz Joſeph von 

rreich. 

Oſterreichiſcher Damenorden: 

1669, 18. Sept. Stern-Kreuzorden. Die Erhaltung einer Reliquie in einer aus: 
gebrochenen Feuerebrunſt gab ver Kaiſerin Eleonore, Witwe des Kaiſers Ferdinand UL, Ber: 
anlaffung zur Stiftung dieſes Damenordens. Papft und Kaifer beftätigten ihn 1668. 

Barma: 1190, Konftantinorden (früher Angelusorven), gefliftet vom Kaifer von 
Byzanz, Iſaak Angelus Komnenus, kam 1699 an Parma, 1784 an Neapel und wurde feit 
1816, nachdem die Erzherzogin Marie Lutfe Herzogin von Barma gemorven war, ſowol von 
Parma als von Sicilien vergeben. 

Herfien: 1808, Sonnenorden, fpäter Sonnen: und Löwenorden, geftiftet von 
Feth⸗Ali⸗Schah, zur Belohnung derjenigen Ausländer, die Perfien wichtige Dienfle gefeiftet 
Haben. 

Portugal: 1162, Militärverdienſtorden des heiligen Benedict von Aviz, 
anfänglich ein Verein von Rittern zurBelämpfung der Mauren. Bom Könige Alfons I. Henri: 
auez von Gaftilien genehmigt, wurde die Vruderſchaft 1162 zu einem geiftlichen Ritterorden 
erhoben. Bon ihrem Wohnfige im Jahre 1187, der Grenzfeſtung Aviz, flammt ihr Name. 
Schon früh, im Jahre 1385, übernahm der König von Portugal die Großmeifterwürbe. Aus 
einem geiftlichen warb ber Orden 1789 ein milttärifger Verdienſtorden. Er bat noch anſehn⸗ 
liche Befigungen. 

1170, ..... Drden des heiligen Jakob vom Schwert. , Ritter, welche Bilgrime 
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nach dem Grabe des Heiligen Jakob von Compoſtella ſchügten, gaben dieſem Orden feinen Ur: 
ſprung. Vom König Ferdinand II. von Leon und vom König Alfons I. von Baftilien erhielten 
fie Güter gefhentt, und vom Papſt Alexander III. befam der Orden 1175 die Beflätigung. Spä- 
ter theilte fi der Orden zwiſchen Spanien und Portugal; die Könige beider Staaten wurden 
feine Großmeiſter. Er hat noch bedentende Befigungen in denſelben. In Spanien iſt der St.⸗ 
Jakobsorden immer noch ein geiftliher (militärifher) Orden; in Portugal (nah einigen) fett 
1789 ein Eivilverbienftorden. 

1317,..... Chriſtusorden, gefliftet vom König Dionys. Als Portugal unter König 
Johann 1. Colonien in Indien und Afrika zu gründen anfing, geſchahen die Unternehmungen 
auf Koſten des Chriſtusordens, dem die Könige dad Cigenthum aller feiner Entdeckungen zu⸗ 
fiherten. Nach mehrfachen Modiftcationen der bierburd; dem Orden angewachſenen Macht und 
Reichthums griff Die Krone zum Nadicalmittel und vereinigte 1550 dad Broßmeilterthum für 
immer mit fih. Noch jest iſt ver Orden fehr mohlhabenn. 

1459, Thurm- und Schwertorden, geftiftet von König Alfond V. von Gaftilien, er: 
neuert im November 1808 vom König Johann VI. zu Rio-de: Janeiro. 

1818, 6. Febr. Orden der unbefledten Empfängniß von Billa-Vicofa, ge 
fiftet von Johann VI. Die Statuten find vom 10. Sept. 1819. 

1826, 16. April, Beterdorden. (S. Brafllien.) 

Portugieſiſche Damenorden: 

1801, 4. Rov., Orden der heiligen Eliſabeth, geftiftet vom Prinz: Megenten Johann 
von Portugal. 

1804, Drden ber heiligen Ifabella, geftiftet von der Königin Charlotte von Bour- 
bon, Bemahlin des Königs Johann VI., für Damen. (Scheint wieder eingegangen.) 

Sreußen: 1440, Schwanen orben. Urſprünglich warb biefer Orden von Kurfürft 
Friedrich II. von Brandenburg für Ritter und Damen zu Ehren der Jungfrau Maria geftiftet, 
und das Klofter auf dem Berge bei Altbrandenburg zum Hauptflg dieſer geiftlichen und Andachto⸗ 
geſellſchaften für fürftliche, rittermäßige und adeliche Perfonen beflimmt. Die Statuten find 
vom 15. Aug. 1443. Kurfürft Albrecht und Bapft Pius ll. beftätigten 1485 den Orden. Zweck 
diefed Vereins war: innigfte und ſtets lebendige Verehrung der Jungfrau Maria dur‘ Wort 
und That kundzugeben. Diefem Zweck entfprad auch das Ordenszeichen volltommen. Die 
Statuten erklärten feine Infignien mit: Zerknirſchung, wahrer Reue, Beichte, Buße, Kaftelung, 
Unſchuld, gute Werke u. ſ. w. Mit der Reformation erloſch ver Orden, und feine fämmtlichen 
Beiigungen und Einkünfte fielen ven Staaten, worin fle fi} befanden, anheim. EineBerfügung 
des Königs Friedrich Wilhelm IV. von Preußen vom 24. Dec. 18483 bezeichnete ald eine befon- 
ders erfreuliche Erſcheinung unferer Zeit: bie weitverbreiteten Befrebungen, „auf dem Wege 
der Bildung von Vereinen phuflfche und moralifche Leiden zu lindern”, und drückte bie Über: 

zeugung aus, daß viele Vereine, welche zu jenem Zwede thätig wären, zu ber vollen Wirkſam⸗ 
feit, deren fe fähig felen, nur dann gelangen Edunten, wenn fie ein gemeinfames Band um 
einen leitenden und anregenden Mittelpunkt vereinigte. Dieſes gemeinfame Band follte in der 
neuen Ginrichtung des (deutlich auf dem Mariencultus beruhenden) Schwanenorbend gefunden, 
die Anfertigung neuer Statuten vorgenommen, ein leitender Ordensrath gebilbet, ein evange- 
liſches Mutterhaus in Berlin für die Krankenpflege in großen Spitälern geftiftet werden. Die 
Bekanntmachung iſt deutlich vom König ſelbſt verfaßt und voll Humanität und Religiofität, 
aber freilich in jener excluſiven Richtung, melde die Öffentlihe Meinung nicht billigte. Wahr- 
fheinlih war dann aud die der Neuerrichtung des Ordens entgegengetretene Stimmung bie 
Urfade, daß man von feiner weitern Ausbildung nichts Hörte. 

1701, 18. San., Orden des Schwarzen Adler, gefliftet vom Kurfürften Friedrich III. 
von Brandenburg an feinem Krönungstage zum erften König von Preußen. Erfter Orden des 
Königreichs. Die Zahl ver Ritter, die vom Stifter auf 30 beſchränkt war, ift jept unbeftimmt. 
Die Ritter find zugleich Ritter vom Rothen Adlerorden erſter Klafſe. 

1734, Drden des Rothen Adlers. Im Jahre 1660 brandenburg-baireuthiſcher Or⸗ 
den de la Concorde, 1712 deögleihen Orden de la sincerite, wurde der Orden 1734, unter 
Markgraf Georg Friedrich Karl von Brandenburg⸗Baireuth umb Kulmbach, ver brandenbur- 
gifche rothe Adler genannt. Im Jahre 1791 übernahm König Friedrich Wilhelm von Preußen 
den Orden mit den Fürſtenthümern und erklärte ihn durch Urkunde von 12. Juni 1792 zum 
zweiten Haus⸗ und Hoforden. Spätere Berorbnungen braten für den Orden noch manche 
Erweiterungen, fo namentlich vom 18. Oct. 1861 dur) König Wilhelm I. 
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1740, Militärverdienflorden. Prinz Karl Emil fliftele 1665 ben Orden de | 
generosite und übertrug das Großmeiſterthum feinem Bruder, dem Kurfürften Friedrich II. 
Der Orden kam jedoch erft 1685 officiell zum Vorſchein. Friedrich IT. verwandelte bei feiner 
Thronbeſteigung 1740 diefen Orden in den Orden pour le merite, indem er ihn meiſt an Mi- 
litär:, aber doch auch an Civilperſonen gab. Friedrich Wilhelm IL. endlich beſtimmte ihn unter 
dem Nanıen „Militärverdienſtorden“, durch feine Ermweiterungsurfunde vom 18. Jau. 1810, 
zur Belohnung des Militärverdienfled im Kampf. 

1812, 23. Mai, St.-Johanniterorden, gefliftet vom König Friedrich Wilhelm IT. 
zum Andenfen an die im Jahre 1811 aufgelöfte und für erlofchen erklärte Ballei Brandenburg 
des St.:3ohanniterorvend und neu organifirt von König Friedrich Wilhelm IV. am 15. Det. 
1852. Dem reihten fih dann noch an bie am 8. Aug. 1853 erfolgte Beflätigung der am 
24. Juni 1853 vom Ordenskapitel der Ballei Brandenburg befchloffenen Statuten. 

1813, 10. März, Orden des eifernen Kreuzes, gegründet vom König Friedrich 

ilhelm IIL., „das Verdienſt, welches in dem jetzt ausbrechenden Kriege, entweder in wirklichem 
Kampfe mit dem Feinde, oder außerdem, im Felde oder daheim, jedoch in Beziehung auf dieſen 
großen Kampf um Freiheit und Selbſtändigkeit erworben wird, beſonders auszuzeichnen, und 
nach dieſem Kriege nicht weiter zu verleihen u. ſ. w.“ (Worte der Stiftungsurkunde.) Durch 
koͤnigliche Verordnung vom 5. Mai 1813 find in der Kirche einer jeden preußiſchen Garniſon 
Tafeln aufgerichtet, auf welchen vie Namen der Gebliebenen und die fich durch eine tapfere Hand⸗ 
lung der Belohnung des eifernen Kreuzes würdig machten, aufgefehrieben find. Sodann be: 
ftinnmte ein Eönigliher Befehl vom 12. März 1814, daß, wenn ein Inhaber des eifernen Kreu⸗ 
geb mit Tode abgehe, das Kreuz auf einen andern, der an dem Feldzug theilgenommen und ſich 
durch Verdienſte Anfprud darauf erworben, vererbt werben folle. Friedrich Wilhelm IV. endlich 
hat am 3. Aug, 1841, als dem Geburtötage feines verewigten Vaters, verfügt, daß die ältern 
Inhaber (Senigren) des eifernen Kreuzes jährliche Ehrenfolde von je 150 oder 50 Thlr. auf 
Xebendzeit erhalten follen. Von Senioren, die deffen nicht bebürftig, erwartet die Verfügung 
Ablehnung. Auch unter König Wilhelm I. erfuhren die Inhaber des Ordens Begünftigungen. 

1842, 31. Mai, die Friedensklaſſe des Ordens pour le merite, für Wiſſen— 
ſchaften und Künfte, geftiftet von König Friedrich Wilhelm IV., am 102. Jahredtage des 
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Stiftungdurkunde nur folden Männern verlieben werben, „die ſich durch weitverbreitete An⸗ 
erkennung ihrer Bervienfte in biefen Gebieten einen audgezeihneten Namen eriworben haben”. 
Die Zahl der Ritter diefer Klaffe ded Ordens pour le merite iſt auf 30 feftgefegt, welche ber 
„deutſchen Nation’ angehören und bei jedesmaligem Abgange wieder ergänzt werben follen. 
Bei ſolchem Abgange follen die Stimmen der Libriggebliebenen wegen Befegung ber Stelle 
durch den Ordenskanzler eingeholt und dem König vorgelegt werben, ver dann frei feine Be: 
flimmung trifft. Außer jenen 30 ernennt aber auch noch der König „zur erhöhten Ehre des 
Ordens“ in andern Rändern Männer, „melde ſich große Verdienſte um die Wiſſenſchaften und 
Künſte erworben haben”, zu Rittern. Die Zahl diefer ausländiſchen Ritter foll pie flimmfähi- 
gen nicht überfteigen, und bei einem Abgang unter venfelben ift die Wiederbeſetzung ver Stelle 
nicht erforderlich. Die künftigen Verleihungen viefer Ordensklaſſe follen nur entweder am Tage 
des Regierungsantritts, ober der Geburt, ober des Todes König Friedrich's II. erfolgen. Bei 
dem am GStiftungdtage in Sansſouci abgehaltenen Ordenskapitel fungirte A. von Humboldt 
als Kanzler; Gornelius ift Vicekanzler. Unter den ernannten Rittern waren Namen von wohl- 
yerdientem europäifchen Auf, aber auch unbekanntere; und insbeſondere, daß unter die 30 Rit: 
ter „deutfcher Nation” nur vier Nichtpreußen aufgenommen waren, die beichränfte Zahl ber 
Ritter „deutſcher Nation‘, die lange Zeit unterlaffene Wahl z. B. Uhland's, der, als fie endlich 
auf A. von Humboldt's Vorfihlag 1852 erfolgte, fie aus Gründen ablehnte, die ebenfo beſcheiden 
und böflich gefaßt als geſtnnungsvoll waren, oder eined deutſchen Hiftoriferd, und endlich die 
Ernennung Daguerre’8 und Franz Liſzt's, des Klaviervirtuofen, zu audländifhen Rittern, tief 
die Kritik in den verſchiedenſten Richtungen auf. Theils die legten Leidensjahre des Königs 
Friedrich Wilhelm IV., theils die feit feinem Tode zur Herrſchaft gekommenen maßgebenden 
Stimmungen und das die Literatur und Kunft überwogende politifche Leben haben den neuen 
Orden in feiner Bedeutung und Wirkfamkeit ſehr zurücktreten laffen. 

1851, 23. Aug., Königlider Hausorden von Hohenzollern. Am 5. Dec. 1841 
vom Fürften Friedrich Wilhelm Konftantin von Hohenzollern: Hedhingen und Fürften Anton 
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Friedrich von Hohenzollern⸗ Sigmaringen geſtiftet, wurde er, nach dem Übergang der beiden 
Fuürſtenthümer in preußiſche Herrſchaft, am 23. Aug. 1851 vom König Friedrich Wilhelm IV. 
von Preußen ald Hausorden von Hohenzollern zum „koͤniglichen“ Hausorden erhoben und er- 
weitert durch König Wilhelm I. am 1. Det. 1861. 

1861, 18. Oct. Kronenorden, gefliftet von König Wilhelm 1. von Preußen. 

Preußiſcher Damenorden: 

1814, 3. Aug., zuif enorden, vom König Friedrich Wilhelm II. zur Auszeihnung 
derjenigen rauen gegründet, deren ausbauernde Thätigkeit und Hülfsleiftung während des 
Kriegs beſonders anerkannt war. Gr iſt der einzige Frauenorden, welder nicht den adelichen 
Stand erfordert. Seinen Namen erhielt er ald Andenken an die Königin Luiſe (flarh 1810). 
Am 15. Juli erließ König Friedrich Wilhelm IV. ein die Erinnerung dieſes Ordens betreffendes 
Patent in Bezug auf die Jahre 1848 und 1849. 

Außland: 1325, ... .. Orden des Weißen Adlers (gewefener polnifiher Orden), 
angeblih vom König Wladislaw IV. von Polen 1325 bei Gelegenheit ver Vermählung feines 
Sohnes Kafimir mit der litauifchen Prinzeſſin Anna geftiftet; im Jahre 1705 vom Kurfürften 
Augufi U, von Sachſen, als König von Polen, erneuert, 1807 von Napoleon für beſtehend 
erklärt, gehört feit 1831 durch Faiferlich ruſſiſchen Ukas zu ven Orden des ruffifchen Reichs. 

1698, 30.Nov. (11, Dec), Orden bed heiligen Andreas (des Patrond von Ruß: 
lan»), gefiftet von dem Zar Peter, nahmaligem Kaifer Beter I., nad) ver Beflegung der Stre⸗ 
ligen, indem alle bei deren Bekämpfung befonderd Thätige mit dem neuen Ordensband ge: 
ſchmückt wurden. Diejer Orden ift ver hoͤchſte Des ruſſiſchen Reiche. 

1722, Orden des heiligen Alexander Newſki, geftiftet vom Kaifer Peter I. zu 
Ehren Alerander Jaroslawitſch's, Großfürften von Nowgorod, eines der Helden und Heiligen 
des ruſfiſchen Reichs, der von feinen Siegen an der Newa im Jahre 1722 den Beinamen 
Newfti erhielt. 

1735, 14. Sebr. (3. Febr.) Orden ber Heiligen Anna. Vom Herzog Karl Friedrich 
von Schlesſswig⸗Holſtein⸗Gottorp geftiftet, erklärte ihn Kaiſer Paul I. im Jahre 1796 für einen 
ruffifchen Orden zur Belohnung des Verdienſtes aller Stände. 

1765, 7. Mai, Orden des heiligen Stanidlaus (gewefener polnifcher Orden), ge: 
Riftet vom Grafen Stenislaus Auguft Poniatowſki nad feiner Wahl zum Könige ald Stanis- 
laus II. Seine Verleihung geſchah fehr verſchwenderiſch, aber nach der Theilung Polens wurbe 
er gar nicht mehr vertheilt. Infolge des geftifteten Herzogthums Warſchau befam er gleich Den 
ubrigen polnifhen Orden neues Leben, und König Friedrich Auguft von Sachfen verlieh ihn 
als Herzog von Warſchau. Nachdem Polen an Rußland gelangte, wurde er vom Kaifer Alex⸗ 
awder 1. ald König von Polen am 1. Dec. 1815 förmlich erneuert. Gr gehört nun durch kaiſer⸗ 
lich ruſſiſchen Ukas vom Jahre 1831 zu den Orden des rufiifchen Reiche. 

1769, 7. Dec. (26. Nov.), Orden bes Heiligen Georg, gefliftet von der Kaiferin 
Ratharina II., ein Militärorden. 

1782, 3. Dct. (22. Sept.), Orden des Heiligen Wladimir, von der Kaiſerin Ka: 
tharina II. am Jahrestage ihrer Krönung zum Andenken des erften chriſtlichen Großfürften, 
Wladimir des Großen, errichtet; Militär- und Civilverdienſtorden. 

1791, Militärverdienflorden (gewefener polnifcher Orden), geftiftet vom König 
Stanislaus II. von Polen, zur Belohnung der Offiziere der Armee, vie fi in dem Kriege für 
Selbſtändigkeit und Freiheit gegen Rußland auszeihnen würden. Die Targomizer Eonfd- 
deration unterfagte den Gebrauch ded Ordens. Im Jahre 1807 wurde er vom König Fried: 
rih Auguft von Sachſen ald Herzog von Warſchau wiederhergeftellt. Kaifer Nikolaus Hat 
diefen Orden den Orden des ruffiihen Kaiferreih unter dem Namen „kaiſerlich koͤnigliches 
Militärverdienftzeichen‘ einverleibt, zugleich aber befohlen, daß dieſes Militärverdienſtzeichen 
in der Folge nicht mehr ertheilt werben folle. 

Königreihd Sachen: 1736, 7. Oct. St. Heinrihdorden, geftiftet von Auguft ILL, 
König von Polen und Kurfürften von Sachſen, Militärverbienftorden, 1768 vom Kurabmini- 
ftrator Prinzen Xaver von neuem errichtet, nah mehrern Pauſen von 1807 an wieder blü- 
hend und am 23. Dec. 1829 von König Anton mit neuen Statuten verſehen. 

1807, 20. Zuli, Haudorden der Rautenfrone, gefliftet vom König Friedrich Au⸗ 
guft von Sachſen, vorzügli auf Napoleon’8 Betrieb, deſſen Bruft auch die erfie Decoration 
deffelben ſchmückte. 
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1815, 7. Suni, Eivilverdienflorden, gefliftet vom König Friedrich Auguft nad 
feiner Rückkehr in feine Staaten. Die Statuten find vom 12. Aug. 1815. 

1850, 31. Dee., Albrechtſsorden, geftiftet vom König Friedrich Auguft IL. von Sachſen. 

Großherzogthum Sachſen-Weimar-⸗Eiſenach: 1732, 2.Aug., Orden der Wach— 
famfeit oder vom weißen Kalten, vom Herzog Ernſt Auguft zu Sadfen-Weimar, zur 
Ermunterung der Treue und zur Belohnung der patriotiichen Gefinnungen für das Deutiche 
Reich und deſſen damaliges Oberhaupt, ven Kaifer Karl VI., mit deſſen Genehmigung gefliftet 
und am 18. Oct. 1815 vom Großherzog Karl Auguft, dem Manne der fräftigen und deutſchen 
Gefinnung, erneuert, „eingedenk“, wie ed in ven Statuten von diefem Tage Heißt, „ber durch die 
göttliche Vorfehung und durch die deutſche Kraft und Tugend dem gefammten Reiche deutſcher 
Nation wiedergetvonnenen und jegt auf dad neue gefiherten Unabhängigkeit, und um auch un= 
ſererſeits Männern, welche durch Rath over That zu diefen großen Werke ausgezeichnet bei= 
getragen haben, ein Zeichen ver Würdigung ihrer Verdienſte, deren Folgen fih aud unferm 
großherzoglichen Haufe und unfern Landen vorzüglich wohlthätig erwiefen haben, zu widmen 
u.f. w.“ Der Orden legt feinen Befigern bie Pflicht auf: „gegen das gemeinfame beutiche 
Baterland und gegen die jevedmalige rechtmäßige höchſte Nationalbehörde treu und ergeben zu 
fein, nach Maßgabe feines Standpunktes dahin zu wirken, daß vaterländiſche Geſinnung, daß 
deutſche Art und Kunft, Vervollkommnung ber gefellihaftlihen Ginrichtungen in der Geſetz⸗ 
gebung, Verwaltung, Staatöverfaffung und Rechtspflege fi immer mehr entwideln, und daß 
auf eine gründliche und des Ernſtes des deutſchen Nationaldarakterd würdige Weife ſich Licht 
und Wahrheit verbreite; auch ſich bedrängter und dur den Krieg verarmter Mitbürger, be— 
fonders der im Kampfe fürs Vaterland Verwundeten und ver Hinterlaffenen gefallener Krieger 
thätig anzunehmen.” . 

Herzogthümer Sachen: Altenburg, KRoburg-Gotha und Meiningen: 1835, 25. Dec., 
berzoglid ſachſen-erneſtiniſcher Hausorden, eine Erneuerung des im Jahre 1690 
unter dem Namen „Orden ber deutihen Neblikeit vom Gerzog Zriebrih I zu Sachſen⸗ 
Gotha: Altenburg geftifteten Orbend. Diefe Erneuerung gefhah in einer gemeinfhaftlichen 
Urkunde der Herzoge Friedrich von Sachſen-Altenburg, Ernft zu Sachſen-Koburg-Gotha und 
Bernhard Erih Freund von Sadhfen:Meiningen. Jedem ver drei herzoglichen Häufer ſteht 
das Recht der Verleihung eines Dritteld der vorgefehenen Ordenszeichen gu. 

Sardinien: höchfte Orden ver Verkündigung (ordine supremo dell Annunciata), 
von Amadeus VI., Grafen von Savoyen, zwifdhen 1360 und 1363 unter vem Namen des 
Ordens vom Halsband geftiftet. Bigentliche Ordensverfaſſung erhielt die Stiftung erft im 
Sabre 1409 durch Amadeus VII, Herzog von Savoyen, und der Orden erfl durch Herzog Karl 
den Guten im Jahre 1518 mit neuen Statuten auch feinen jegigen Namen. Aber aud in der 
Folge unterlagen feine Statuten no mehrmald Veränderungen. Seit 1720 wurde ver bis 
dahin Herzoglich ſavoyiſche Orden ein jarbinifcher, und zwar der erfle des Landes. 

1434, Orden des heiligen Morig und Lazarus, gefliftet ald Morigorben von 
Amadeus VIIL., erfiem Herzog von Savoyen, kurz vor der Niederlegung der Regierung feines 
Landes und indem er als Abſicht bei der Stiftung des Ordens bezeichnete: „Vereinigung ber 
GBotteöverehrung mit der Politik, der innern Heiligkeit mit dem Öffentlihen Wirken”, auch nad 
Erreichung dieſer Zwecke zu fireben jedem Ritter vorſchrieb. Grneuert wurde diefer Orden 
1572 dur den Herzog Emanuel Philibert, indem er ven Rittern die Aufrehthaltung und 
Bertheidigung der Fatholifhen Religion zur Hauptpflicht machte, und von Papft Gregor XIII. 
im nämlichen Jahre beftätigt. Zugleich vereinigte er damit den um diefe Zeit von ihn in Ita: 
lien aufgehobenen Lazarudorden. Der Orden iſt nun farbinifcher Orden, von König Bictor 
Emanuel am 27. Dec. 1816 mit neuen Statuten verfehen, woran König Karl Albert im Jahre 
1831 Verſchiedenes änderte. Der Orden tft ſehr wohlhabend. 

1815, 14. Aug., koͤniglich militäriſcher Orden von Savoyen, geftiftet vom König 
Victor Emanuel von Sardinien für verdiente Militärs, 

1831, 29. Oct., Givilgrden von Savoyen, geftiftet vom König Karl Albert von 
Sardinien. 

Schweden und Norwegen: Seraphinenorden (dad blaue Band). König Magnus J. 
von Swealand foll um 1260 over 1285 ihn geftiftet haben. Erneuert ward er durch König 
Friedrich I. von Schweden am 28. April 1748; erneuert und vermehrt wurden Die Statuten 
durch König Karl XII. im Jahre 1814. 

1522, Schwertorden (dad gelbe Band), vom König Guſtav I. Waja geftiftet; am 
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28. April 1748 vom König Friedrich 1. wiederhergeftellt. Er erhielt feit dev Zeit mehrere Er: 
weiterungen und ift Militärorden. Selbſt der König kann, nad den Statuten, nur durd den 
Ausſpruch der Armee dad Kreuz veflelben erhalten. Ein ſolches Zuerfennen fand flatt bei König 
Guſtav Ill. im Jahre 1789. 

1748, 28. April, Nordſternorden (dad ſchwarze Band), geftiftet oder erneuert vom 
König Friedrich I. zur Belohnung bürgerlicher Tugenden u. dgl. 

1772, 26. Mai, Waſaorden (dad grüne Band), geftiftet vom König Suftav 1H., am 
Tage feiner Krönung, zur Belohnung der Verbienfte un Landwirthſchaft, Bergbau, Handel, 
Fabrikweſen u. |. w. | 

1811, 27. Mai, Orden Karl’ 8 XIII., geftiftet von demjelben für die Höhern Beamten 
der ſchwediſchen Freimaurer. 

1847, 21. Aug., Orden ded heiligen Olaf, gefiftet von König Oskar von Schweben. 

@ieilien (beibe): 1190, Konftantinorpen (f. Parnın). 

1738, 3. Jan., Orden des Heiligen Januarius, geftiftet vom König Karl beider 
Eicilien, nahherigem König Karl Il. von Spanien, bei Gelegenheit feiner Vermählung mit 
der Prinzeijin Amalie, König Auguſt's IIL von Polen Tochter. Nach der Eroberung und. Be- 
jegung des Königreichd Neapel durch die Brangofen im Jahre 1806 wurde er in dieſem Lande 
aufgehoben, dagegen aber blühte er in Sicilien fort und ſeit 1814 wieder in beiden Sicilien. 
Die Ritter maden ji verbindlich, um jeden Preis die Eatholifche Religion zu vertheidigen. 

1800, 1. April, Orden des Heiligen Ferdinand und des Verdienſtes, vom 
König Ferdinand IV. infolge feines Cinzugs in Neapel am 4. Juli 1799 gegründet. Weitere 
Geſchichte ded Drvend und Verbindlichkeit der Ritter wie beim vorgenannten Orden. 

1819, 1. Jan, Militävorden des heiligen Georg der Wiedervereinigung, 
vom König Ferdinand IV. geftiftet, Erjagorpen für ven Orden beider Sicilien, geftiftet von 
Sojeph Napoleon ald König von Neapel am 24. Febr. 1808 und 1815 duch Decret anders 
gefaltet. 

1829, 28. Sept., Orden Franz' J. gefliftet von König Kranz L zur Belohnung der 
Tugenden des bürgerlichen Lebens, 

&panien: 1156, militärifher Ritterorden von Alcantara (anfanglih Orden 
des heiligen Julian von Pereiro). Er wurde von ben beiden Brüdern Don Suero und Don 
Gomez Bernando Barrientos 1156 gefliftet, im nämlichen Jahre vom Biſchof von Salamanca 
und am 29. Dec. 1177 vom Papſt Alexander UL. beſtätigt. Im Jahre 1494 vereinigte König 
Ferdinand mit Bewilligung ded Papſtes Iunocenz VI. das Großmeiſterthum mit der Krone. 

1158, militärijcher Ritterorden von Galatrava. Gr fand feine Entflehung in 
einem Verſprechen des Königs Sancho III. von Gaflilien und der Veriheidigung der Stat Ca⸗ 
latrava durch einen Orden von Geiftlihen und Kriegdleuten gegen die Mauren. Im Jahre 1164 

beftätigte Bapft Alerander III. ven Orden von Galatrava als Ritterorden. 

1170, Orden des heiligen Jakob vom Schwert (ſ. Portugal). 

1216, Orden Jeſu Chriſti (woqu fpäter: und des heiligen Peter), vom heiligen Do⸗ 
minicus während des Kreuzzugs gegen die Albigenjer eingelegt und vom Papſt Honorius II. 
beftätigt. König Ferdinand VIL ernannte im Jahre 1815 alle Mitglieder des Inquifitiond- 
tribunald zu Rittern dieſes Ordens. Außer Übung fam er jeit dem Untergange der Ingquifition. 

1319, militärifher Ritterorden Unſerer Dame von Montefat, gegründet 
vom König Jakob I. von Aragonien und Valencia zum Erſatz ded aufgehobenen Tempelherren⸗ 
ordend und mit den Ginfünften des legtern in jenen Staaten dotirt. Papſt Benedict XIII, ver⸗ 
einigte damit 1399 den Ritterorden des heiligen Georg von Alfanıa und König Philipp IE. 
erwirfte der Krone dad Recht der oberften Apminiftration dieſes Ordens, deflen Gropmeifter: 
thum 1587 völlig mit der Krone vereinigt wurbe. 

1430, 10. Jan., Orden von Goldenen Vlies (1. Hfterreich). 

1771,19. Sept., koͤniglicher und ausgezeichneter Orden Karl's III. geſtiftet von 
dieſem König bei der Geburt jeines Sohnes Karl Clemens und am 21. Febr. 17 72 vom Papſt 
Clemens XIV. beſtätigt. Gr iſt ein Orden für ven Adel. Der Orden wurde 1804 erneuert, 
unter Sofeph Napoleon aufgehoben und 1814 wiederhergeſtellt. Sonderbar, aber einer alten, 
aus den Zeiten der Kriege gegen die Mauren herrührenden Sitte entjprechenn ift, daß der heilige 
Ignaz von Loyola im Jahre 1817 das Großkreuz des Karlsordens erhielt. 

1811, 21. Aug., militärifger Orden des heiligen Ferdinand, von den Gortes 
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gegründet, vom König Ferdinand VII. im Jahre 1815 anders geſtaltet und zur Belohnung 
militaͤriſcher Verdienſte beftimmt. u 

1814, 28. Nov. militärifher Orden des heiligen Hermenegild, geftiftet vom 
König Ferbinand VIL 

1815, 24. März, amerifanifher Orben Iſabella's der Katholiſchen, vom König 
Ferdinand VII. geftiftet, um bewährten Royalismus und den Bifer zur Erhaltung der inbifchen 
Befigungen zu belohnen. 

1833, 20. Suni, Marien=Luifen-Ifabellenorden, ein militärifcher Orden, ge: 
ftiftet zum Andenken an den der älteften Infantin, Tochter des Königs Ferdinand VII. und jetzi⸗ 
gen Königin, geleifleten Cid. 

Spanifher Damenorden: 

1792, 19. März, Orden der Königin Marie Luife, Gemahlin König Karl's IV., 
als Ehrenzeichen für Damen hohen Ranges. Der Orden wurde, nachdem er gleich ven übrigen 
fpanifchen Orden von Joſeph Napoleon aufgehoben war, 1816 von der Königin Maria Iſa⸗ 
bella Franziska erneuert. 

Toscana: 1562, Orden des heiligen Stephan, gegründet von Cosmus von Me- 
diei, erflem Großherzog von Toscana, zum Andenken an den am 2. Aug. 1554 bei Marciani 
über die Zranzofen unter dem Marſchall Strozzi erfochtenen Sieg wie zur Befämpfung der 
Serräuber. Der Tag des heiligen Stephan, der 2. Aug., gab dem Orden feinen Patron und 
Namen. Papft Pius IV. beftätigte ihn. Die Ritter des Ordens waren tapfer zur See und ſol⸗ 
len bis zum Jahre 1678 gegen 15000 Sklaven befreit haben. Ihr lehytes kriegeriſches Unter— 
nehmen war die Vertheidigung Venedigs gegen die Türken im Jahre 1684. Der Orden wurde 
vom Großherzog Ferdinand II. am 22. Dec. 1817 erneuert. 

1807, 19. März, Orden des heiligen Joſeph, gefliftet von Berbinand IH. ald Groß- 
Berzog von Würzburg und von demfelben, nad) feiner Rückkehr nad Toscana (im Jahre 1814), 
am 18. März 1817 erneuert. 

Die-beiden ebengenannten Orden find von der proviforifhen Regierung durch Decrete 
refp. vom November 1859 und 19. März 1817 für aufgehoben erklärt und nit wieder er⸗ 
neuert worden. 

1814, Orden des weißen Kreuzes, gefliftet vom Großherzog Ferdinand IN. 

1833, 1. Juni, Militärverbienflorden des heiligen Beorg, früherer Iuccaifcher 
Orden, geftiftet von Herzog Karl Ludwig von Lucca. Die Statuten find vom 7. Mai 1841. 

1836, 22. Ian., Civilverdienſtorden des heiligen Ludwig, ebenfalls früherer 
luccaiſcher Orden, gefliftet von demielben. 

Türkei, |. Ddmanifches Reich. 

Benezuela: 1819, Orden ver Befreier, geftiftet von Bolivar. 

Würtemberg: 1702, Orden des goldenen Adlers, aud der „Jagdorden“ genannt, 
geftiftet 1702 vom Herzog Friedrich Karl von Würtemberg, von Herzog Karl Alerander er- 
neuert und 1807 durch König Friedrich I. nad Annahme der Königämwürbe verändert. Am 
23. Sept. 1818 wurde er mit dem Orden des Givilvervienfted in Bezug auf neue Ordens⸗ 
vertheilungen vereinigt. 

1759, 11. $ebr., Orden des Militärverbienfted, geftiftet vom Herzog Karl Eugen 
von Würtemberg als Militär- Karlorvden zur Belohnung der Offiziere, die fih im Sieben: 
jährigen Kriege ausgezeichnet Hatten. Im November 1799 wurde er vom damaligen Kur⸗ 
fürften, dem nachherigen König Friedrich I., wie jeßt benannt und am 6. Nov. 1806, nach An⸗ 
nahme ber koͤniglichen Würde, unter gänzlicher Veränderung mit neuen Statuten verfehen. 
Am 23. Sept. 1818 unterlag der Orden einer Abänderung. 

1806, 6. Nov. Orden des Eivilverdienfleß, geftiftet am 6. Nov. 1806 vom König 
Friedrich I. an feinen erften Geburtötage nach Annahme ver Eöniglihen Würde. Am 23. Sept. 
1818 wurbe er mit dem Orden der witrtembergifchen Krone in Bezug auf neue Orbendverthei- 
[ungen vereinigt. 

1818, 23. Sept., Orden der würtembergifhen Krone, geftiftet vom König Wil: 
beim I. zur Bereinigung ber beiden frühern Löniglihen Orden des goldenen Adlers und bes 
Civilverdienſtes, jedoch blos in Bezug auf neue Orvendvertheilungen. 

1830, 1. Ian., Friedrichſorden, gegründet vom König Wilhelm I. zur Grinnerung 
an die Verdienſte des Königs Friedrich um das würtembergifche Haus; der 1. San. war ber Tag 
der Annahme der Koͤnigswürde. 
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Theils als angereihte unterſte Abtheilungen beſtehender Orden, theils ſelbſtändig finven 
ſich auch noch in den meiſten Staaten Deutſchlands (auch in feinen freien Staͤdten) und Europas 
eine Menge fogenannte Denkzeichen, Medalllen, Kreuze, Berbienfimebaillen, Auszeichnungen, 
Ehrenzeichen, Denkmünzen u. |. w. Beſonders ift Died der Fall für die Militärs, und zwar 
entweder mit Bezug auf die Theilnahme an beftimmten Zeldzägen (3. B. in Dentſchland an ven 
Feldzügen von 1813, 1814 und 1815, in Rußland an den Feldzügen in Perfien, ver Türkei), 
ober an beſtimmten einzelnen Kriegsthaten, Schlachten u. dgl. (3. B. in Rußland an ver Ein- 
nahme von Warſchau), oder endlich wegen der bloßen Zeitlänge der von ihnen geleifteten Dienite 
(3. B. 20 oder 25 Jahre). Beſonders in Spanien gibt e8 viele folder Auszeignungsfreuze 
(von Biedenfeld zählt deren in feinem mebhrgenannten Werke nicht weniger als 58, meift auf die 
Kriege der Spanier gegen die Franzoſen bezügliche). Aber au für Siviliften (beſonders als 
Anerkennung edler bürgerlicher Dienfte, 3. B. Lebendrettungen, ausgezeichneter fonftiger Lei- 
lungen u. f. w.) und in den Givilftand übergetretene ehemalige Militärs (Beteranen) fommen 
einzelne jener Ehrenzeichen, meift auf den legten Grund Hin, zur Anwendung. Es find theils 
goldene, theils filberne, theils Eupferne, theild aus einem andern, mit dem Anlaß in Verbindung 
ſtehenden Metall geprägte und Durch die Benennung, welche fle führen, zugleich in ihrer äußern 
Geſtalt beſchriebene Zeichen, welche, wie Die Orden ſelbſt, zugleich noch äußere insbeſondere pecus 
niare Bortheile bringen oder nicht. 

Die Geſchichte der einzelnen Orden ift eine Geſchichte des Ordensweſend überhaupt. Nach— 
dem bie Gorporationen zu theild frommen, theils Eriegerifchen Zwecken ſehr bald Die Cigenſchaft 
des Adelichſeins als Bedingung ber Aufnahme in den betreffenden Ritterorben aufgenommen 
hatten, verlangte man doch noch But und Blut von dieſem Abel; er mußte im einzelnen ges 
horchen, um im ganzen herrſchen zu Eönnen. Anders fpäter, nachdem dieſe thatkräftige und 
hiſtoriſch wichtige Abtheilung der Ritterorden entweder untergegangen, oder doch nicht mehr im 
ißrer urfprünglichen Beftalt vorhanden, oder, wenn noch fo vorhanden, doch etwas für fich war, 
während ihre matten Nachbilder, ihre farbigen Schatten, nebenher ihr Wefen trieben. 

Weder das Zuläffige noch das Paſſende von Auszeichnungen für ausgezeichnete Verbienfte 
ſoll beftritten werben. Aber es wäre zweckmäßiger geweien, die Beifpiele folder Auszeichnuns 
gen in den Geſchichten der großen Staaten des Alterthums aufzuſuchen, als fie nach einer Ana⸗ 
logie zu bilden, welde in ihren Brundlagen nicht paßt, und ſie nach Beitimmungen zu vertbeilen, 
weiche gerabe ba, mo fie die größern Auszeichnungen verabreicht, nicht einmal ein biefelben be: 
dingendes Berbienft behauptet. 

Inſofern war e8 wirklich vielleicht vernünftiger, als die Orden nur noch Eine Klaſſe Hatten. 
Die eine Klaffe war für die Vornehmſten und Hochgeborenen beſtimmt; fie ftel denſelben als 
Theil ihres Glücksloſes zu ; fie bedienten ſich verfelben als eine Art Bermögenstheils, und weder 

an Bervienft, noch an übergangenes Verdienſt, noch an Reid, der an dem ertheilten Orden von 
feiten einiger Dugend dritter nagte, war zu denken. Jedenfalls war folder Neid numeriſch 
ſehr unbedeutend. Was man fo nennt: die Mafle, dad Publikum, war nicht dabei betheiligt. 
Wie man fidh beſchied, niemals ald Kurfürft bei einer Raiferfrönung mitzuwirken, ober nie auf 
dem Reichötage zu Regensburg mitzuflimmen, ober nie mit Feldmarſchall oder wirklihem Ge⸗ 
heimrathe betitelt zu werben, fo beſchied man fi aud, für immer von jenen glänzenden Kapiteln 
ausgeſchloſſen zu bleiben, deren Thüren nur vor dem Schimmer einer goldenen Kette und eine 
daran befeftigten koſtbaren Ordens auffprangen. 

Sogar aber zu jener Zeit machten fi bisweilen ſchon bie nacıtheiligen Folgen der Super- 
fötation der Ordensertheilungen bemerfbar. So jchufen die Könige Franz U. und Kart IX. 
von Frankreich eine folhe Menge von Michaelisordendrittern, daß der Orden durchaus fein An⸗ 
fehen verlor und fpottweife „ver Orden für alle laftbare Thiere“ genannt wurde. Heitrich IN. 
hatte dann große Mühe, dad Anfehen des Ordens wieder zu heben. 

Doch dieſes nur gelegentlich bemerkt. Es ift kurz ausgeführt, daß, wollte man die alten 
geiftliden Ritterorden in ven Glanz der Höfe einführen, man vernünitiger bei @iner Klaſſe der 
weltlihen Ritterorden geblieben wäre und nicht die PBrätenfion mit dem Inftitut verbunden 
hätte, bisweilen wirkliches Verbienft damit zu belohnen, oder doch die Ertheilung einzelner 
Ritterorden, als für Verdienſt zu ertheilen, in ihren Statuten vorzufehen. Selbſt die Haus⸗, 
Hof und Jagdorden hätten von diefem Standpunkte aus Feine Kritik zu befahren gehabt. Denn 
die Eigenfchaft eines geſchickten Schügen ober eined gewandten Hofmanns iſt nicht jevermannd 
Sache, und feldft wenn fie häufiger wäre, fo würde doch ihre Berudfihtigung immer auf Nei⸗ 
gung und Häufigem perfänlichen Zufammenfein mit denjenigen beruhen, welche über jene Haus⸗, 
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Sof: und Jagdorden gebieten — auf etwas alfo, womit jene Maffe, jenes Publikum, nit in 
Concurrenz treten kann. 

Mit ven erweiterten Zwecken der Orden ift das Syſtem ver Barcellirung derfelben in Ober: 
und Unterklaſſen eng verbunden. Man wollte pamit mol bezweden, auf in ausgedehntern 
Kreifen Auszeichnungen zukommen zu lafien; aber vielleicht wurde dabei noch anderes beabſich⸗ 
tigt, und wenn nicht, fo hat ed doch gewiß nicht gefäumt, ebenfalls ſich einzuftellen. Ganz ab⸗ 
gejehen von der Frage nämlich, warum aud bei diefem theilmeife umgewandelten Inftitute Die 
Bornehmen und Hochgeborenen nit einmal unter Behauptung von Verdienſt die hoͤhern 
Klafſen der Orden zugewieſen bekommen, kann nicht geleugnet werben, daß jenes Syflem der 
Parcellirung aud ein Syſtem des Uniformirtfeind in Klaffen der bürgerlichen Geſellſchaft ein- 
führte, welche daſſelbe bis dahin nicht kannten, und daß es eine Rlaffificirung begründete, welche 
Bis tief herunter in gewiſſen dunkeln Abftractionen, und gewiß nicht zu Bunften freier Unabhän⸗ 
gigkeit und denkender Selbftänpigfeit, ihre Sproffen treibt. Man muß einfehen, daß infolge 
dieſes Syſtems der Parcellirung die Staatöregierungen eine neue mächtige Gewalt in die Hände 
befommen haben, ohne befondern Aufwand von Kapital (für welchen ohnedies die Staatskafſe 
einflehen muß), und dabei noch auf ebenso Öffentliche ald verbindliche Weife die Menſchen um 
ihr (der Stantöregierungen) Intereffe zu verfammeln ober Doch deren allzu herbes Auflehnen 
dagegen zu neutralifiven, geleiftete Dienfte zu belohnen, zu leiftenbe belohnen zu koͤnnen und 
ſelbfi Männern, denen man mehr moralifche Kraft zutrauen follte, durch Übergehen etwas Un⸗ 
angenehmes zu erzeigen. 

Vorſtehende Erwägungen find nichtd Neues, und wie gegen Orden, fo gegen deren Klafit= 
fieirungen, fanden fie jchon häufig im Kaufe ver Befchichte ihre Anwendung. Oben beim Gin= 
einnatudorden ward erzählt, daß diefer feinen republifanifchen Urfprung im allgemeinen gewiß 
nicht verleugnende Orden heftigen Widerſpruch erfuhr. Ebenfo ift auch gewiß, daß die Um— 
geftaltung und Erweiterung des Bathordens in mehrere Klaffen (f. oben) im Jahre 1815 
von einem großen Theile der englifchen Preſſe ungünftig aufgenommen wurde. Daß „Morning 
Chronicle‘’ nannte fie „einen neuen Schritt zur Errichtung eines Militärftaats, als Vorläufer 
einer militärifchen Regierung“, und wirklich foll dieſes Verhalten der englifhen Preſſe ver- 
anlaßt haben, daß (bis 1834 wenigſtens) feine Ernennungen zur dritten Klaſſe flattfanden. 

Man fpricht bisweilen von Militärherrichaft oder von Beantenhierardjie; gewiß, wo bie: 
felden fi finden, haben fie, außer ver firengen Gliederung des Dienſtes und einem Mechanis⸗ 
mus, dem man das Ausfehen von etwas Seelenhaftem angefünftelt hat, mit in jener Barcel- 
lirung der Orden ihre Hauptſtütze und ihr äußeres weſentliches Bindemittel. Freilich nur bis 
zu einem gewiſſen Punft. Das heißt: Grundbedingung bleibt, daß die Orden nit in allzu 
großer Menge vertheilt werden, nicht in fo großer Menge, daß ihr Werth, die Meinung. der 
Menge davon, bedeutend leidet. Hier wäre alfo zwifchen jenem Zweck und diefer Rückficht die 
richtige Mitte zu finden. Es iſt nicht leicht, und oft trieb der Zweck, ober die Ruͤckſicht auf Wün: 
fie, oder ein Rechnungsfehler daran vorüber. 

Gottſchalck äußert in feinem mehrfah angeführten Werke: „Gegenwärtig gebe es viele, 
vielleicht zu viele Ritterorven. Dabei findet er den Grund der großen Vermehrung verfelben 
„im zugenommenen Glanze der Höfe und im Außergemöhnlichen unferer Zeit”. Gottichald 
ſchrieb dieſes 1817; feit damals ift das Außergewöhnliche unferer Zeit fehr zum Gewoͤhnlichen 
herabgefhmunden, während doc die Zahl der Ritterorden zugenommen hat und aud) Die Zahl der 
einzelnen audgegebenen Decorationen zugenommen haben mag. Jenes ift gewiß (f. oben), 
und auch für dieſes fprechen ſtatiſtiſche Angaben. So zählte der Orden der franzöfiſchen Ehren- 
legion im Jahre 1819: 78 Großkreuze, 155 Großoffiziere, 648 Commandeurs, 3963 Offiziere 
und 30864 Ritter. Im Jahre 1831 Hatte ver Orden 42802 Mitglieder, worunter 99 ®roß= 
freuze; im September 1833 49260 Mitglieder, worunter 106 Großkreuze; am 31. Oct. 1838 
zählte man nahe an 100 Großfreuze, 207 Großoffiziere, 838 Kommandeurs, 4500 Offiziere 
und 44728 decorirte Ritter. Die Gefammtzahl der ruſſiſchen Orden belief ji im Februar 
1817 auf 31409, worunter 1915 Georgsorden, 12206 Wladimirorvden und 16825 St.:An- 
nenorden. Es wäre intereffant, zu wiflen, wie viel fie jetzt ausmachen. Selbft der gleiche Betrag 
wäre relativ mehr, da ber türfifche, der Faufafifche Krieg, der Krieg in der Krim und die ver: 
ſchiedenen polnifchen Seriege doc; gewiß weniger Orden ertrugen ald die Kriege von 1812 —15., 
und bie feither vergangene Zeit die meiften der alten decorirten Krieger hinriß. 

Außer dem zugenommenen Blanze der ‚Höfe haben alfo wol noch andere wichtige LImflände ; 
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zur Vermehrung der Orden beigetragen. Nicht eine größere Quantität in Individuen vor: 
bandenen wirflihen Verdienſtes (denn diefes Verdienft wird duch Orden fo wenig hervor⸗ 
gelockt ald durch Nichtorden unterdrüdt), jondern, was zunächſt Deutfchland betrifft, die nad 
Auflöfung bed Deutſchen Reichs entflanbenen einzelnen deutſchen Souveränetäten, welche zur 
Stifrung und Vertheilung von Orden aufs vollftändigfte activ legitimirt erfchienen ; und, was 
das Allgemeine betrifft, daS ſchon erwähnte und andeutend geprüfte Syſtem der Parcellirung 
der Orden in Ober: und Unterflaffen, mitbeftimmt durch politifhe Rüdfihten und angewandt 
auf politiiche Verhältnifie. 

Gottſchalck ſelbſt drückt in milder Frage den Zweifel aus, ob es gut geweſen fei, die Zahl 

der Orden fo bedeutend fleigen zu laſſen, ob es gut fein werde, fie noch immerfort zu mehren, 
ob der Werth, ven fie haben koͤnnen, durch ihren Anwachs und daß verſchwenderiſche Vertheilen 
derſelben niht geſchwächt und endlich Lauheit gegen die vor einem Jahrhundert noch hoͤchſt 
ebrenvolle Außzeihnung durch einen Orden erzeugt werde? Ja, er bejaht dann entfchieven bie 
legtere Frage, indem er hinzufügt, daß die Fälle gar nicht felten feien, wo Perſonen, welche mit 
Orden beigenft wurden, dieſes Geſchenk gern abgelehnt hätten, wenn es Verbindungen und 
Verhältniſſe zugelafien. Der Freiherr von Biedenfeld aber, obgleich ein gut monarchiſcher Mann, 
fit in feinem erwähnten Werke (Bd. 1, S. 17) in einer Note die Bemerkung ein, daß bie in 
neuern Zeiten jo oft gerügte Gleihgültigfeit, womit man heute einen Orden als puren Beweis 
ver Gunft vergebe und morgen ald Belohnung für ein wirkliches Verdienſt ertheile, auf Orbens- 
würde, Ordenswerth und Ordendwirfung unabänderlich nachtheiligen Einfluß haben müſſe. 

Was indbefondere die Ehrenlegionskreuze betrifft, fo bemerkte der Baron Mounier am 
23. Mai 1839 darüber in der Pairsfanımer zu Paris: „Dieſe übertriebene Freigebigfeit muß 
alte Welt in Erflaunen fegen.... Wirft man einen Blick in den «Almanac royal», fo wird 
man geftehen müflen, daß in vielen Zweigen der Öffentlihen Verwaltung die Decoration der 
Ehrenlegion keine Ausgeihnung mehr if. Wenn man auf diefe Weife fortfahren wollte, würde 
der Orden bald nur noch zu einem gemöhnlichen Uniformanhängfel; er wäre wie der Knopf der 
Mandarinen — ein Zeihen aller Negierungsbeamten.” Diefe Bemerkungen haben eine all: 
gemeine Natur, und ihre Grundgedanken wenigftend fehen wir ſelbſt in Staaten anerkannt, 
welche bisher mit am reichlichften im Vertheilen der Orden waren. So lad man im Juni 1840 
in ruſſiſchen Blättern: der Kaifer habe bemerft, daß vie Würdigung zur Belohnung durd Or⸗ 
den ohne befondere Bervienfte, mithin ohne Erfüllung der Hauptbebingung, dem Zwecke ber 
Stiftung der Orben zuwiberlaufe, ven Werth ver Orden in der allgemeinen Meinung herunter: 
fege und der Regierung die Mittel zur fhuldigen Belohnung wahrer Verpienfte raube. Dem: 
nad Gabe der Kaiſer zu beflimmen geruht, daß bei den VBorfchlägen zu Belohnungen burd) Or⸗ 
den, ſelbſt in den Ballen, wo viefe nicht durch die Ordenskapitel gehen, die befondern Verdienſte 

der von den vorfchlagenden Behörden Genannten genau angegeben werben follen. Und ähnlich 
vernahm man aus Berlin, daß am Ordensfeſt des Jahres 1841 — während in frühern Jahren 
an diejem Feſte eine Menge Orden vertheilt zu werben pflegten — nur wenige vertheilt worden 
feien und der König beabfichtige, Fünftig hierbei zu beharren, fich vorbehaltend, bei feinen Reifen 
in bie Provinzen perfünlid an Würdige die Orden zu übergeben. Indeflen hat die Folgezeit 
die Richtigkeit viefer Nachricht Feinedwegs bewiejen; denn wenn auch allerbingd die neue Ber: 
theilung von Orden mit Reifen in die Provinzen häufigſt in Verbindung gefegt ward, fo flel.fie 
danı doch regelmäßig in enormem Umfange aus. 

Gegenüber dem Entwidelungsgange, welden dad Ordensweſen nun einmal genommen 
bat, ſcheint auch die Frage ziemlih müßig: Ob man daſſelbe nit conftitutionaliftren Fönne ? 
Denn ed ift zwar fehr wahr, daß die Orden, weldhe nur dem Abel verliehen werden koͤnnen, gegen 
ein fehr billiges Gefeg der Bleichheit, und die, melde blos an Katholiken zu verleihen find, gegen - 
ein noch billigeres @efeg der Toleranz anſtoßen; es ift weiter wahr, daß manche Ordenszwecke 
offenbar zu ven abfurden gehören, und daß, wo Zufagen dabei zu machen find, dieſe nicht felten 
im religidä-hyperorthoboreften over im politiichzabfoluteften Sinne gefaßt erfcheinen — aber 
deſſenungeachtet leidet audy ein Orden der Ehrenfegion, der weder Stand noch Blaubendbefennt- 
nis in Erwägung zieht, an jenen Misſtänden und Mängeln. Und fo, wenn wir neuere Orben 
ind Auge faflen, haben wir faſt nur die Yaflung des Gedankens, die urfprüngliche Gonception, 
zu loben, wenn diefelbe eine wohlgemeinte und würbige war. Das Ciſerne Kreuz ftand da in 
der erften Reihe; aber nur noch ald Trophäe rühmlicher Vergangenheit; fein Zweck wurbe ihm 
gleich kurz geftedt, und wir haben deshalb fo wenig fein Los zu beklagen ald das Los des Jüng= 
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lingß, der in frifchem raſchen Anfturme für das Vaterland fiel. Dagegen ſteht noch würdig und 
tüchtig der Orven vom Weißen Falken (f. oben). Seine Sinfegungsworte verdienen fleted An⸗ 
denfen. &8 find Worte, in denen ver Deutſche nicht nur feine Bergangenheit ſich fpiegeln laſſen 
mag, ſondern auch feine Zukunft. 

Klüber bemerkt in feinem „Offentlichen Recht des Deutfchen Bundes“, 6.496, Notec., man 
habe Orden vom Goldenen Sporn, vom Hofenband, von der Diftel, vom Elefanten, vom Löwen, 
von allerlei Heiligen, z. B. vom heiligen Simplicius, 1403 vom Abt zu Fulda geftiftet, aber 
noch feinen vom Pflug für verbiente Lanpwirthe. Diefe Bemerfung Klüber's ift richtig, aber 
ihre directe Pointe trifft nicht, d. h. fle tft gegen dad Inftitut, wie es fehr bald im Laufe der 
Zeiten geworben tft; fie iſt gegen vie Lächerlichkeiten und Ungerechtigkeiten, die ihm zu Grunde 
liegen; wenn indeffen die Öffentlihe Meinung jemals dahin durchbräche, daß man einen Orden 
vom Pflug fliften koͤnnte, der feine Großkreuze zwifchen gemähten Garben und feine Comman⸗ 
deure an Entwäfjerungsgräben ſuchte, dann würden die Orden überhaupt nicht mehr daſein. 

Auch direct richtiger iſt eine andere Bemerkung Klüber's, a. a. O., Note b.: „Der Anficht 
eine Ungenannten, «bei dem Überfluß von Orden müſſe e8 zum guten Ton werben, foviel 
möglid feinen zu tragen», fleht meift das Staatöintereffe und die Eitelfeit ver Mehrzahl ent⸗ 
gegen.” Gbenfo dachte Napoleon, und er caleulirte, mit wejentlider Rückſicht auf feine poli= 
tifhen Plane, darauf. Als er nämlich — der damalige Erſte Gonful der franzöfifchen Repu⸗ 
blik! — im Jahre 1802 feinen Gefegentwurf in Betreff der Errichtung einer Ghrenlegion im 
Staatsrathe berathen ließ, misbilligte der Staatsrath Bertier eine dem Geifte der Republik jo 
wiberftrebende Inflitution und fagte: „vie Auszeichnungen feien die Kinderklappern ver Mon⸗ 
archie.“ — „Man zeige mir“, antwortete der Erſte Eonful, „eine alte ober neue Republik, in 
der e8 feine Auszeichnungen gegeben hätte. Dan nennt biejes Kinderklappern. Nun denn, 
mit Kinderflappern leitet man die Menſchen.“ 

Es fönnte auffallen, daß in neuefler Zeit, wo die Preßfreiheit zum Theil auch wilde Blüten 
getrieben bat, und wo bei dffentlihen Sandlungen weniger Rückſichten in die Schale geworfen 
wurben, bad Ordensweſen ald Inftitut und die Ordensvertheilungen im einzelnen nicht einer 
häufigern und Heftigern Kritif unterworfen wurden. Aber vielleicht gab e8 für beide feine un- 
günftigere Kritik ald dad Schweigen der Gleihgültigkeit, die Gefinnung, die dad Wort part 
und für genügend hält, mit den Achfeln zu zuden. Deſſenungeachtet blieb auch nicht die Kritif 
bed Worts aus. So lad man im October 1863 in Iffentlicyen Blättern, daß der Stadtverord⸗ 
netenvorfteher Kochhann in Berlin, von dem Magiftrat aufgefordert, Vorfchläge zu Ordens⸗ 
vertheilungen an Mitglieder ver Stadtverordnetenverſammlung zu machen, dies abgelehnt und 
jeine Ablehnung fo motivirt Habe: Orden für Leiftungen unbefoldeter Gommunalbeamten ge: 
börten feiner Anſicht nad einer übermundenen Zeit an. Der höchſte Lohn des Bürgers folle 
und müffe fein das eigene Bewußtſein treu erfüllter Bürgerpflicht, die höchſte Ehre die Öffents 
liche Achtung. Wer mehr wolle, verfalle in Eitelfeit, gebe zugleich die Würbe des freien Man⸗ 
ned auf und folle lieber fern bleiben vom Dienft für die Mitbürger. Einen Beweis jedoch zus 
glei, wie wenig folde Anſchauungen bißjegt unbeftrittene find, gab die weitere Gefchichte der⸗ 
jelben in der genannten Behörde felbft. 

Literatur. Außer den mehrermähnten von Biedenfelv’fhen und Gottſchalck'ſchen Arbeiten 
über biefen Gegenftand werben, mit Umgehung älterer Werke, die folgenden hier noch genannt: 
Kuhn, „Handbud der Geſchichte und BVerfaffung aller blühenden Orden” (Wien 1811); 
Krünig, „Encyklopädie (1817), CXXV, 301—613; Wippel, „Die Ritterorden“ (2 Boe,, 
Berlin 1817 —19, zweite Auflage, 1824); von der Aue, „Das Ritterthum und die Ritterorben” 
(Merjeburg 1825); Gelbke, „Die Ritterorven und Ehrenzeichen ſämmtlicher Spuveräne 
Europas’ (Berlin 1832—39); Lift, „Ordensſtiftungen von 1841—45" (Bremen 1847); 
„Bud der Ritterorden und Ehrenzeichen‘ (Brüffel 1848, neue Auflage, 1854); Adermann, 
„Ordensbuch ſämmtlicher in Guropa blühender und erlofhener Orden und Ehrenzeichen‘ 
(Annaberg 1855); Schulze, „Chronik ſämmtlicher befannten Ritterorden und Ehrenzeichen, 
welche von Souveränen und Regierungen verliehen werben, nebft Abbildungen der Decoratios 
nen‘ (Berlin 1855). K. Buchner. 

Organiſation. (Bolitifche Eintheilung des Staats.) DerAusprudOrganifation 
bezeichnet die Einrichtung eined Weſens, welches man einen Organismus nennt, oder diejenige 
Einritung, vermöge welcher etwas ein Organismus ifl. 

Wie faft unfere ganze politiſche Kunſtſprache, fo ift auch dieſer Ausdruck fremden Urfprungs, 
Die in demſelben liegende Idee aber iſt eine ganz allgemeine, gehört deineswegs erſt unſern 
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Tagen an (Geld, „Staat und Geſellſchaft“, I, 575, Note 322) 1), und würde fi ganz gut 
deutf mit den Worten „naturgemäße Eintheilung, Zufammenfegung, Einrichtung, Ber; 
faffung“ bezeichnen laflen. 

&8 gibt ebenjo viele Organijatipnen als organifirbare ober des organifchen Lebens fühige 
Dbjecte, und müffen nicht nur hiernach, ſondern auch nach den verſchiedenen Seiten des orga: 
niſchen Lebens eines. und befielben Organismus verſchiedene Organifationen unterſchieden 
werben.?) Jede Geſammtorganiſation eines Weſens aber ſteht einmal unter dem allgemeinen 
organijchen Geſetze, dann zugleih unter dem befonbern Geſetze feiner Individualität; daß 
endli die Organifation einer einzelnen Seite des Dafeind und Rebend eined organifchen 
Weſens von den eben angeführten beiden allgemeinern Gefegen beherrſcht fein müffe, verfteht 
ſich von ſelbſt. 

In dem Ausdruck „Organismus“ liegt der Begriff eines aus verſchiedenen Elententen 
zuſammengeſetzten und zwar ſo zu einer lebendigen und ſelbſtändigen Cinheit verbundenen 
Körpers, daß dieſer Körper zur Erhaltung, Ausbildung und Fortpflanzung ſeines Weſens 
eben durch diefe lebendige organische Einheit befähigt ifl. Die Desorganijation für den frag- 
lichen Körper beginnt folglih da, wo bie bezeichnete Einheit aufhört, wenn auch aus dieſer 
Desorganijation felbft wieder neue organifche Geftaltungen hervorgehen. Unorganiſch ober 
das Gegentheil eines Organismus aber ift alles, was überhaupt ohne die vorhin bezeichnete Art 
von Zufammenfegung oder Einheit befteht. 

Urjprünglidh gehört der Begriff des Organismus den Naturwiſſenſchaften an, und fein 
eigentlichen Gegenjag unter ven zufammengefegten Körpern ift der Mechanismus, d. h. ein für 
ich allein tobter, ganz und gar nur von außen bewegter, der Erhaltung, Ausbildung und Fort⸗ 
planzung durch fi ſelbſt abjolut unfähiger, Eünftlih zufammengefegter Körper, ver nur einem 
fremden Dafein dient, von welchem er die Gefege feines eigenen Dafeins empfängt. Im Orga 
niſmus liegt mehr das fpontane Werden, wenn aud nach einem hoͤhern Geſetze, und das vielem 
Selbfimerven entſprechende ſchaffende und geftaltende Leben. Im Mechanismus herrſcht das 
Gemachtwerden, wenn auch in Nachbildung organiicher Erſcheinungen und nicht ohne Berück⸗ 
Adtigung organiſcher Geſetze. 

Übrigens werden die beiden Ausdrücke: Organismus und Mechanismus, nicht ſelten mit- 
einander verwechſelt, wol auch verbunden. So ſpricht man z. B. von einer Ämterorganiſations⸗ 
Hoheit und daneben von einem Beamtenmehanidmus, von einer Staatdmafchine und von orga= 
niſchen Gefegen des Staats. Die Urfahen diefer Erfcheinung finn bald nur der Mangel einer 
klaren und beflimmten Auffaffung beiver Begriffe, bald die Ausartungen bed einen oder bed 

„andern Glementd, von denen jedes in jedem Staate unentbehrlich, vefp. unvermeidlich iſt. 
Denn fowie das organifche Princip Das allein richtige Ideal des Staats if, man vom Staate 
nut da und infomweit fprehen kann, wo und inwieweit das organifähe Geſetz zu verwirklichen 
angeftrebt wird, fo ift deflen vollendete Darftellung, weil Ideal, unmöglich und deshalb ein ge: 
wiſſer mechaniſcher Beftend in jenem Staate unvermeidlich. 

Finden ſich nun auch allentbalben und zu allen Zeiten einzelne Manifeflationen ber orga⸗ 
niſchen Staatsidee ®), fo hat dieſelbe doch erſt in neuerer und neuefter Zeit die Bedeutung eines 
allgemeinen und auch praftifch maßgebenden culturftantlichen Princips gewonnen, zunädft auf 


1) Vgl. dazu Held, 11,16 fg., 451 fg., 525, 542, 608, 687. Waik, Bolitif, ©. 24 fg. Tocques 
ville, La Democratie en Amerique, I, 82 fg. Pattel, Le droit des gens (neuefte Ausgabe von 
PBradiersZodere), I, 153 fg. Zacharık, Bierzig Bücher, IH, 127. Walter, Naturrecht und Bolitit (Bonn 
1863), ©. 288 fg., 807 Tg. Über ben Begriff „„organifche Einrichtungen’ nach deutſchem Bundesrecht 
ſ. Zöpfl, Stanterecht (fünfte Auflage), I, 340, 343, 346. 

2) Befonders wichtig erfcheint hier die Organifation der oberften Staatsverwaltungs⸗ oder Central⸗ 
Belle, des Miniſteriums. Gleichwie das menichliche und ftantliche Leben fich in drei miteinander innig 
verbundenen Hauptrichtungen, ber materialiftifchen, intellectuellen und moraliſchen, manifeflirt, ber 
faatliche Gedanke des Menichen daher auch in den brei Hauptftiftungsarten, nämlich in den Stiftungen 
für Wohlthätigfeits:, Unterrichtss und Cultuszwecke hervortritt, jo bilden fich auch naturgemäß brei cen> 
trale Hauptzmweige ber Berwaltung des Staats, nämlich ein Minifterium für die materiellen, eins für 
die intellectuelten und ein brittes für bie moraliichen Gefammtinterefien der Nation. Dem entfprechen 
auch drei Klaflen von nicht zu den eigentlichen Staatsbienern zählenden öffentlichen Dienern, nämlich: 
1) Arzte md Apotheter, Hebammen u. |. w.; 2) Lehrer, Anwälte und Notare; 3) Prieſter und eigents 
liche Erzieber. | 

“ 3) Fir das Mittelalter vgl. Förfter, Die Stantslehre des Mittelalters (in ver Allgemeinen Monates 
ſchrift, Jahrg. 1868, ©. 852 und-fpäter in einem befondern Abdruck publicirt). 
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der religiös-fittlichen Bafis des Chriftenthums, dann durch die Fortſchritte per Staatsphiloſophie 
und endlich durch die Macht der modernen materiellen Exiſtenzverhältniſſe. 

In der organiſchen Staatdidee oder in der Auffaffung des Staatd ald Organismus fpricht 
ſich aber entſchieden eine voppelte Behauptung aus, namlich: 1) der Staat muß, wie alled außer 
dem Urfchöpfer, aljo auch wie die Organismen von überwiegend naturwiſſenſchaftlicher Bedeu⸗ 
tung, nad) feinem höhern Gefee, nach ver Schöpfungdidee, werben, fih erhalten und fortbilden. 
2) Das Werden, der Beftand und jede Entwidelung des Staats aber find nicht denkbar ohne die 
freie Mitthätigkeit ver Menſchen, feiner Glieder. 

In diefem zweiten Punkte Tiegt gerade dad durch die menſchliche Natur bedingte eigen- 
thümliche Weſen ded Staats als Organismus — d. h. die analoge Anwendung ded Begriffs 
„Organismus“ aufden Staat kann nur unter der Bedingung geflattet werben, daß durch Die 
Behauptung diefes zweiten Punktes der Eigenthümlichkeit der die ſtaatliche Einheit bildenden 
Weſen vie gebührende Rechnung getragen wird. 

Nah ver organischen Staatdidee muß daher jede concrete geſchichtliche Staatsſchöpfung auf 
Geſetz und Vertrag zugleich beruhend gedacht werben, rejp. kann nur infoweit ald eine bem 
Ideale entiprehende oder organifche erſcheinen, als fie dem höhern Gefehe gemäß und doch mit 
dem freien Willen feiner Glieder, im ganzen und in allen darauf bezüglichen Binzelbeiten der 
Berfaffung, ftattgefunden hat. Denn die Ordnung, welche herrſcht, wo feine Freiheit ift, ift todt 
und toͤdtend; die Freiheit aber, vie befteht, wo feine Ordnung herrſcht, ift unprobuctiv und, 
wenn thätig, nur zerjlörend. 

Wie fehr die organiihe Staatsidee die gegenwärtig alle Gulturftaaten beherrfchende fei, 
dies zeigen fogar bie vielen VBerirrungen ber neuern Staatötheorien, und zwar felbft diejenigen, 
melde, obmol fie den organifhen Staatsgedanken in fi tragen, doch, fcharf aufgefaßt, ihm 
gerade am meiften entgegenwirken. Wir meinen natürlich nicht jene Theorien und Praktiken, 
welche erfunden und angewendet werden nah dem Sage „Mundus vult decipi, ergo decipiatur.“ 
Wir denken nur an diejenigen Verſuche, melde in dem ehrlihfien Streben nad Wahrheit 
gemacht, reſp. jomweit jie als foldhe aufgenommen worden find. Oder führen die Theorien von 
der Gewaltentheilung, von der fingirten Souveränetät der Vernunft, des Geſetzes u. |. w., von 
der Volksſouveränetät in einem monarchiſchen Staate, von den gemiſchten Berfaffungsformen, 
in ihrem legten Grunde nicht alle zufammen auf die organiſche Staatdidee zurüd? Und ift die 
unaufhaltjane Verbreitung des Conftitutionalismus in feiner Negation des Abſolutismus 
etwas anderes ald der Sieg der organiſchen Staatdivee? Wenn man aber in unfern Tagen 
ebenfo geiftreiche wie dem Charakter nach untadelhafte Männer (3.8. C. Frans) gegen jene 
Irrlehren des Gonftitutionalismus, gegen eine Reihe von ganz unorganifhen Anmendungen 
deflelben und gegen ven modernen Liberalismus ald politifche Partei mit aller Energie auf: 
treten und fie flatt des Conſtitutionalismus ein andered Staatäprincip, das foͤderale ober 
föperative, in Vorſchlag bringen ſieht, was ift dies anderes als ein Verſuch, die wahre organische 
Staatdidee vor ihrem Untergang durch ihre eigene Schöpfung, durch den Conſtitutionalismus, 
wie er irethümlich aufgefaßt und praftieirt wich, zu retten? 

Soll nun der Staat in irgendeiner einzelnen Beziehung, z.B. feiner politiichen Eintheilung, 
organijch fein, fo muß er ed vor allem im ganzen fein wollen, d. h. dad ganze flantliche Leben 
muß in allen feinen Beziehungen von ber organijhen Staatdidee getragen fein. Die wirkliche 
Ausführung dieſer Idee kann dabei ganz gut in Diefer oder jener Beziehung noch unvollenver, 
ja bei dem ſtets Neues hervorbringenden Leben eined Volks leicht noch gar nicht in Angriff 
genommen fein. Entſcheidend ift nur, daß ed nie am Triebe zur höhern Vollendung, zur all: 
feitigen Durdführung fehle. So kann man aud) nur die eine oder die andere Seite der Orga: 
nifation des Staatd für ſich allein genauer betrachten, wie dies bier mit der politiihen Ein- 
theilung bed Landes geſchehen joll, aber immer nur unter der Boraudjegung, dag man Dabei 
das Ganze wohl im Auge behält. Dies ſcheint und nun gerabe der größte Fehler zu fein, ver 
bisher mit dem Conftitutionaliämud gemacht wurde, daß man, einmal im Befige einer Ver: 
faffung, eines gewiffen Maßes von Freiheiten, entweder die entfprechenve Fortbildung und 
Ausbreitung ver Breibeit bei neugeſchaffenen Oronungen, oder Die Ordnung bei neuangeftrebten 
Erweiterungen der Freiheitäfphäre vergeflen bat; daß die durch den Gonftitutionalismus zur 
politifhen Macht gelangten Kreife für fi den abfolutiftifhen und centralijirenden Staats: 
gedanken in Anfpruch nahmen und fi der nun einmal vorhandenen Ordnungen für immer zu 
bemädtigen fuchten, den Anforderungen des Lebens aber unfrudtbare Zänfereien über ven 
Buchſtaben des Gefeges, die Angſt vor gefährlichen Neuerungen, die Indolenz des jichern 
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Machibefiged und den Widerſtand angeblich unverjährbarer und doch erft fo junger Sonder: 
berechtigungen, die aber ihrem Weſen nah nur allgemeine politifche Bilichten fein können, 
entgegenfegten. Daß der Gonflitutionalismus feine Legitimation nur in der organifchen 
Staatsidee finde und feine wahre Aufgabe demnach nur darin beftehen könne, den Staat in 
allen feinen Beziehungen, namentlid auch bezüglich der gefammten Volfsbildung, des Kriegs: 
weſens, der Aflociation, des gefammten Iocalen Lebens u. ſ. w. organiſch zu durchdringen, daran 
dachte man gar nit, ober zu wenig „et hinc illae lacrymae“. 

Die eigentlichen Subſtrate des Staatdorganismus oder der Organijation des Staats find 
Bolt und Land — und zwar nicht das eine oder dad andere, nicht daß eine mit größerer, Das 
andere mit geringerer, fondern beide zufanımen, beide für den Staat mit im wefentlichen gleicher 
Bedeutung, in fleter, lebendiger gegenfeitiger Wechſelwirkung. Wie dad Land, um ein Staats: 
gebiet, ein geſchichtlicher Schauplag zu werben, des Volkes bedarf, jo muß ein Bolt auch ein 
Zand haben, wenn es ein flaatliches Leben führen will. Auch eine Wüfte muß, will fie ein Bolt 
beherrſchen, von demfelben, wenn nicht feßhaft bewohnt, Doch irgendwie erfaßt fein; ein felb- 
fländigeö nomadiſirendes Volk wechfelt die Wohnfige, aber beherrſcht fletd jenes Land, welches 
es im Turnus feiner Wanderungen befeßt*); ein ganz verlaffenes Land und ein vertriebene® 
Volk find als ſolche Leine flaatlihen Subftrate. Das alte Seekönigthun bildet Feine Ausnahme 
non dem Poflufat, daß nur Land und Volk zuſammen die beiden wefentlihen Subfirate des 
Staats jind.2) Natürlih aber muß die große Berfchiedenheit der Staatsbildungen, wie jie 
ſowol der Art ald auch dem Grade nad unter den Völkern befteht, mit einer ebenfo großen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Land- und Volföverhältnifie in Verbindung flehen. 

Ein Organismus iſt das Volk als georpnete Einheit feiner ſtäändiſchen und forialen Glie⸗ 
derungen. Wie dad Volk durch das Land feine Stätte, Stetigfeit im Kreife ver Factoren ver 
Geſchichte der Menfchheit erhält, jo das Land feine Lebenskraft und Weihe ald Schauplag der 
Geſchichte durch das Voll. Das Prineip der einheitlichen Organifation eines ftaatlihen Volks 
kann infofern verſchieden fein, als dieſe entweder auf eine einzelne phyſiſche Berfon als Spige 
des ganzen Volksorganismus hinausgeht, oder nit. Normalermeife aber kann das Volk nie 
im feindlichen Gegenſatze zum Staate, zur Einheit fi) befinden. Alle feinem andern Staate 
gänzlich angebörigen Menſchen in einem gedachten Staate bilden zufammen fein Bolf, und bie 
im Innern möglichen Begenfäge zwiſchen Herrfcher und Beherrichten, Regierung und Regierten, 
zwiſchen diefer und jener Klaffe des Volks dürfen vie höhere Einheit nie aufheben und müßten, 
wenn fie es thäten, mit des Volkes Gefammtorganifation, au bie Einheit des Staats aus: 
ichließen. (Held, „Staat und Geſellſchaft“, II, 3 fg.) Stehen ſich aber auch alle Glieder eines 
Staats infofern glei, d. h. find fie ſämmtlich nothwendig von dem organifähen Geſetze des 
Staatd erfaßt, fo folgt daraus nicht, daß fih auch alle auf derjelben Stelle im Organismus 
befinden. Im Begentheil! Das organiſche Geſetz verlangt eine Verfchiedenheit der Glieder, und 
fowie die Menſchen bei aller menſchlichen Gleichheit individuell verſchieden find, fo ſoll jeder an 
fener der verfhienenen Stellen des Staatdorganismus feine Stelle finden, welche nach feiner 
Individualität ihm, refp. nach der Eigenthümlichkeit der Stelle dieſer am meiften zufagt. Dies 
ſpricht fi in der Nothwendigkeit und dem wirklichen Dafein verſchiedener Berufe, ver ihnen 
entiprechenven verfchiebenen Lebensthätigfeiten und der darauf gegründeten beſondern Ber: 
geiellfhaftungen aus. Kein Bolt ift eine Summe gleicher nebeneinander gereihter Binheiten; 
jedes Volk ift eine Ginheit verfchiedener, gefellfchaftlih geglieverter und organifh zufammen: 
gefaßter Lebenskreiſe. Lestere nennt man Stände, wenn fie zum Bewußtſein ihrer Zufammen: 
gehdrigkeit gefommen und vom Geſammtorganismus als organtiche Glieder dadurch anerfannt 


4) Die geringere Stetigren in den Wohnftgen wird bei ſolchen Völkern durch eine in der Regel befto 
größere Stetigfeit in dem Bolfsbeftande ar lichen. Und gerade wo bie Urfachen des Nomadiſirens 
unüberwinblich find und biefes daher fortbefteht, findet man die größte Zähigfeit ber Traditionen, die 
größte Unveränderlichfeit der Zuftände. An fich aber find Land und Volk gleich ewig, beide aber Ber- 
änderungen eigener Art unterworfen. Man denfe in Beziehung auf bas Land nicht nur an ben Befig: 
wechſel, fondern vorzüglich an die ungeheuern Veränderungen in den rechtlichen Bodenbefigverhältnifien, 
von den territorialen Veränderungen zu gefchweigen. Und welchen Binflug haben bie weſentlich am 
Bolfe hängenden Mobiliarbefige auf das Land? Danach dürfte wol auch die Streitfrage zu betrachten 
fein, ob ein Staat, refp. Monarch ſich paffender nach dem Lande oder nach dem Bolfe zu benennen habe. 

5) Ebenfo wenig diejenigen Bereine, welche ſich wie die Bufanier in Weftindien oder die Mam⸗ 
Iufen in Agypten nicht durch Fortpflanzung, fondern durch Gooptation erhielten. Vattel, Le droit des 
gens (neue Ausgabe von Prabier-Fodert, Paris 1863), I, 123. 
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find, daß ihnen ein ihrer beſondern Richtung entſprechendes beſonderes Recht verliehen ober, 
- jofern fie autonom ein ſolches entwidelt haben, diefes anerkannt wurde und fle beſondere 
Rechtsgemeinſchaften geworben find. Jeder wahre Stand ift demnach eine politiſche Schöpfung 
und fegt befondere politifche Stanvespflichten, Pflichten gegen den @efammtorganiämus voraus, 
um berentwillen die beſondern Rechte gegeben, refp. anerkannt werden. Geſellſchaftliche Kreiſe, 
bei denen ed noch nicht zu einer befondern Rechtsgemeinſchaft innerhalb des Befammtorganidmus 
gefommen, oder wo eine foldye bereit8 wieder aufgehoben ift, kann man foriale nennen. Offen⸗ 
bar aber liegt ebenio im eigentlihen Stande ein fociales, wie in jebem joctalen Kreife ein flän- 
diſches Element. Es fann bei einem beflimmten VBolfe Momente geben, two infolge eined großen 
Umſchwungs zwiſchen den beitehenven ſtändiſchen und ven forialen Bildungen großartige 
Gollijionen und für beive fo große Veränderungen eintreten, daß es ſchwer ift, den Unterſchied 
zwiſchen ihnen feftzuhalten, beſonders dann, wenn es möglich ift, daß ein und daſſelbe Individuum 
zugleich verſchiedenen Ständen angehdre. Die alten Stände löfen fi und bie neuen focialen 
Geſtaltungen find noch im Fluſſe — das Volk fcheint aufzugdren ein Organismus zu fein, 
und je mehr alte Sünden auf den bißherigen Ständen laften, je unlauterere Elemente mit ven 
neuen forialen Erſcheinungen im Fluſſe find, deſto trüber iſt das ganze Bild. Das find Krifen 
im organifchen Leben eines Volks, die, wenn nicht mit feiner Auflöfung, mit einer zeitgemäßen 
Revrganifation, d. h. mit einer neuen, zeitgemäßen Stänbebilvung enden müflen, an weldye ſich 
aber fofort nach dem Geſetze des Lebens auch wieder neue ſociale Bildungen neben den forialen 
Reften der frühern Stände anichließen werden. Betrachtet man aber ven Stand als ein Rechts— 
inftitut, jo ift es Elar, daß in dieſer Beziehung der Staat feine Grenze fein müffe, während ex in 
feiner Cigenſchaft al ſociales Gebilde fo weit gebt als vie Menſchheit, welche verwandte fociale 
Gebilde kennt. So beftlimmt 3. B. der Staat die-befonvern Rechte, welche er innerhalb feiner 
Grenzen feinem Abel, feinen Dienern, ven Prieſtern ver Öffentlich anerfannten Religionsgefell- 
ſchaften u.f.w. einräumt — nichtsdeſtoweniger befteht eine gewifle nicht nur geiftige Afloriation 
zwifchen dem Adel aller civilifirten Länder, ven Prieftern derſelben Religionsgeſellſchaft u. |. w. 
Umgekehrt aber wird au die allgemeinfte fociale Erſcheinung immer wieder danach tradhten, 
innerhalb ver Grenzen der gegebenen Staaten eine ihren befondern Bedürfniſſen entſprechende 
rechtliche Stellung, die Anerkennung ald Stand, zu erhalten, und ſelbſt die kosmopolitiſchſte 
Menichenklafle, vie der Kaufleute, bat fletd daflelbe Streben allenthalben einigermaßen 
beurfundet. 

Betrachten wir das Land als dad andere Staatdfubftrar‘), jo werden wir finden, daß es 
merkwürdig mit den angegebenen Gigenjchaften des Volks harmonirt. Auch in dem Lande; im 
Gebiete ned Staatd kann fein Stückchen fein, welches nicht zu ihm als Ganzem gehörte, auch 
dann nicht, wenn es Privateigenthum eines Fremden, vielleicht eines auswärtigen Souveräns 
wäre.?) Auch dad Land ift feine Summe gleicher aneinander gereihter Ginzelgrunnftüde, 
fondern ein Organismus, eine organifche Einheit feiner nad) Größe, Art, privaten Befigtiteln 
und nad der gefammten biftorifhen Entwidelung verſchiedenen Theile. Wie das pofitive Hecht 
der Stände, jo kann die durch pofitive Geſetze beftehenve Cintheilung des Landes, ja feine ganze 
Zufammenjegung mehr oder weniger dem Poftulat einer wahren Organiſation widerſprechen. 
Das Poftulat jelbft wird dadurch nicht aufgehoben, und wenn aud Hier Krifen ver Entwidelung 
entftehen, fo koͤnnen fie nur zu einer höhern und beſſern Organiſation oder zur Dedorganifation 
führen. Sowie der Begriff ded Staats nicht durch eine beſtimmte Serlenzahl des Volks bedingt 
ift, fo hängt er auch nit ab von einem beflimmten Flächeninhalt feines Landes. Dagegen ent⸗ 
fpricht e8 der Natur des Staats, daß fein Volk nicht eine buch, ein einziged Familienband 
zufanmengehaltene Anzahl von Menſchen, das Land nicht das Beſitzthum einer einzigen Familie 


6) Zachariä, Bierzig Bücher, V, 32 fg. Deutfche Vierteljahrfchrift, Heft 73, ©. 336. Vollgraff, 
Bolitifche Syfteme, III, 517; IV, 586 de R.v. Mohl, Staatsrecht, Völferrecht und Politik, Thl. II, 
Abth. 1, S. 312 fg. Held, Syſtemldes Verfaflungsrechte, I, 169 fg. „Das Land ift das Haus des Bolfe“ 
— ‚wer aber an einem Haufe baut, der baut am Staate“; Baldus fagte: „Superioritatem inhaerere 
territorio sicut nebulam paludi.” liber den Einfluß der Berfchiedenheit des Landes auf die Bevälfes 
rung: Zachariä, Bierzig Bücher, II, 24, 30, 37, 46 fg.; Tocqueville, a. a. O., S. 144. Uber die Wech⸗ 
felmirtung zwifchen Sand und Bolf: Held, Staat und Gefellfchaft, II, 204 fg. 

7) &o kann das Land felbft zur Grundlage einer Art von Standesrecht werden, wenn fein Recht 
jedem @ingeborenen angeboren und in bem Staat, zu welchem das fragliche Sand gehört, allgemein ans 
erfannt wird (Syflem der perfünlichen Rechte in den Leu: barbarorum). Natürlih muß auch über 
folchen Sonderrechten ein gemeines territoriales Recht des Staats ftehen (die Eapitularien). 
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oder felbft nur einer einzigen Gemeinde fei. Legterer Sag, mit andern Worten ausgebrüdt, 
befagt wol aud, Daß in der Regel ein Staat nicht bloß aus einer einzigen Localgemeinſchaft 
beitebe, jonbern die große Localgemeinde, die er felbfk gerade durch das Land bildet, wieder aus 
mebrern, ihm, der fouveränen Localgemeinve, als folder untergeorpneten Localgemeinden 
zufammengejept fei. Das Land ald Privateigenthum einzelner phyſiſcher ober juriftifcher Per⸗ 
fonen (auch des Staat8fiscuß) zerfällt in größere oder kleinere Grundſtücke vefp: Qutöcomplere, 
Domanium; das Land als Bafld der Ortögemeinvden in Marfungen, von denen wieder mehrere . 
zu einer größern Zotalgemeinde, dem Diftriet (Banton) und mehrere Diftricte zu einem Kreis, 
zu einer Provinz (Departement) vereinigt fein können, während das Land in feiner Kotalität 
als Unterlage des Staatd dad Stantögebiet, Staatsterritorium und die Staatögemwalt in ihrer 
Beziehung hierauf die Territorials oder Gebietshoheit genannt wird, früher aber wol auch zur 





Bezeichmung ihrer Untheilbarkeit und Ausichließlichkeit mit Eigentum (toute propriete) ges . . 


geben wurde. Legtern Ausdruck hat man in neuerer Zeit nicht blos aus theoretifchen, ſondern 
auch aus praftifchen Gründen lieber vermieden, da er leicht zu einer Verwechſelung ber weſentlich 
politiſchen Rechte des Staats am Gebiet mit den Privateigenthumsrechten und zu Berfuchen ver 
Repriftinirung früherer Staatsobereigenthumstheorien führen konnte. Ohne Zweifel gehört die 
Drganifation des ganzen Landes zum Zwecke der Verwaltung zu dem weſentlichen Inhalt des 
Gebietahoheitorechts des Staats und hängt dieſes Medyt mit der fogenannten Organiſations⸗ 
gewalt, AmterorganifationäHoheit innig zufammen. Daraus erflärt fih aud der allgemeine 
Staatörehtögrunnfag, daß, wenige und mei nur fheinbare Ausnahmen abgerechnet, jedes 
Grundftüd einem Verwaltungsbezirke zugetheilt, alfo, da die Gemeinden die Grundlage aller 
Drganifation des Landes und feiner Verwaltung bilden, einer Gemeindemarkung einverleibt 
fein müſſe. Wir werden übrigens fpäter nachweiſen, daß in der Regel fidy die Organiſation de& 
Landes naturgemäß won felbft bildet, nicht fünflli vom Staate gemadt wird, und daß die Auf- 
gabe des Staats in Diefer Beziehung wie bezüglich der entſprechenden Organifation der Verwal: 
tung der Hauptfache nad nur darin befteht, fi) den gewordenen Geſtaltungen anzuſchließen, 
igre Weiterbilvungen zu verfolgen und alles im Interefle einer wahren organiſchen Einheit 
zu ordnen und zu leiten. 

Die feſten juriftifch beftimmbaren und beflimmten Orundlagen einer wahren Staats: 
organtfation find demnach vie Stände und die Bemeinven.®) Die@emeinde als lorale Gemein 
ſchaft iſt weſentlich privatrechtlich und particulariſtiſch, als Verwaltungsbezirk aber politiſch und 
dem gemeinen oͤffentlichen Rechte des Staats unterworfen. Der Stand als ſolcher iſt gleichfalls 
privatrechtlich und ſpecialiſtiſch, als Glied des Volks aber politiſch und generell, als ſociale 
Geſtaltung endlich univerſell und humaniſtiſch. Gerade dadurch aber, daß Stände ohne Ge⸗ 
meinden nicht denkbar find und Standes- und Gemeindeleben durch ihre Verbindung ſich 
gegenfeitig durchdringen, verhindert Die Gemeinde, daß fi der Stand nicht ſocialiſtiſch ver: 
flüchtige und dem Staate entfremde oder, ganz im Staate aufgehend, feine humane Balls ver- 
liere, während durch bie Stände die Gemeinde verhindert wird, ſich entweder local zu ifoliren 
ober ihre politifche Bedeutung für dad Ganze durch abfolute Nichtberückfichtigung ihrer Tocalen 
Selbflänvigkeit einzubüßen. 9) 

Gemeinden und Stände find es demnach, wodurch Land und Volk als zufammengefete 
politiſche Weſen, over als jinnlihsfittlihde Organismen und beide zufammen als Staats⸗ 
organismuß erfiheinen. Sie erfcheinen nicht als willkürliche, dieſem oder jenem pofltiven Rechte 
eines concreten Volks eigentgümliche, gemachte Erfcheinungen oder Einrichtungen, fondern als 
die notbwendigen, naturwüchftgen und allen Völkern gemeinfamen Producte beftimmter Eultur: 
grade. Demnach bezeichnend für die Überwindung einer nievern und für die Erreichung einer 
Höhern Gulturftufe, können fie wol, wenn einmal entflanden, dur weitere Gulturbewegungen 
und Staatdentwidelungen diefen entfpredhenb mopificirt, einzelne hierher gehörige Erfcheinungen 
vom Staate aufgehoben und neue Geſtaltungen von ihm veranlaßt, jedenfalls als rechtliche 
Geſammtindividualitäten beflätigt werben, ja fie müſſen es, um mit dem Staatsganzen in. or⸗ 
ganiigem Einklang und Verband bleiben zu können — aber gänzlich aufgegeben oder doch für 
den Befammtorganismus beveutungslos können locale und fländifche @eftaltungen ebenfo wenig 
werden wie die ihnen vorausgegangenen Organifationen, die Bamilien- und Stammes- 


8) Tocqueville, La Democratie en Amerigne, I, "1808 Sefierii 9% Deutſchen Vierteljahr⸗ 
ſchritt zent. 1860, Heft 4, ©. 45 fg.; f. auch Iahrg. 1 „seft 2, S 
9) Guizot, Histoire parlementaire (Baris 1868), I, 215. 
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verbindungen. Denn im weitern Kortfchritte find es gerade dieſe urſprünglichſten georbneten 
menschlichen Geſellſchaftsverhältniſſe, welche durch ihre pauernde Verbindung mit Grund un 
Boden, erftere ald Kerne neuer Gemeindefhäpfungen oder Grundlagen politifcher Stellungen, 
letztere ald erweiterte Gemeinden in der Horn von Gauen, Difkricten, Provinzen, eine gefleigerte 
Bedeutung für den Staat befommen. 

Iſt ein Staat durch eine Mehrheit von Provinzen oder Ländern gebildet, die ſich einer 
gewiſſen particwlären Selbftänvigfeit erfreuen, fo meint man oft, daß dieſer Umfland der or: 
ganifihen Binheit des Staats hinderlich ſei. Umgekehrt wollen viele die organifche Einheit des 
Staats durd die Befeitigung aller particularen Selbfländigkeiten bebingt fehen. Abſolut hin⸗ 
geftellt iind beide Anfichten falſch. Es komnit vielmehr alle darauf an, wie weit der Particu⸗ 
larismus der Theile gebt — ob er wirklich centrifugal oder nur die gefunde Bethätigung der 
individuellen Mannichfaltigkeiten, alfo eine lebendige, pofitive, centripetale Kraft des Ganzen 
ift. Die Erfahrung lehrt, daß ed mächtige organifche Ginigungsgründe gibt, melde felbft Die 
größten Barticularitäten beherrihen, während die Freude einer gewiffen Selbſtändigkeit ſelber 
ein bedeutendes Binigungsmoment ift. Dagegen gibt ed auch unüberwindliche organifche Zer— 
ſetzungsgründe trog aller äußerlihen Einheit, während gerade die Unterbrüdung jeder par⸗ 
ticularen Selbſtändigkeit ein ſehr ſtarkes centrifugales Element werden kann. So kommt es 
denn auch vor, daß bei einer im ganzen mechaniſchen Centraliſation da auch ein präpominirendes 
Einheitselement beſtehen kann (Frankreich!), während dort die höchſte partieulare Freiheit nicht 
jene freie Einheit hervorbringt, welche den Staat zuſammenhält (das Deutſche Reich!). Außer 
den geſchichtlichen Geſammtentwickelungen, den innern rationellen und moraliſchen Sympathien 
und Antipathien, erſcheinen die äußern Griftenzbebingungen wol als die ſtärkſten Factoren ſtaat⸗ 
licher Einigungen und Zerreißungen. 

In Lande, wenn es auch Leben aufnimmt und wiedergibt, zeigt jich vorherrichenn ver Retige 
Charakter des Staats, und haben ſich daher vie fletigen Organifationen des Staats der natür- 
lichen Organifation des Landes anzuſchließen. Im Volke, wenn es gleich ebenfalls Stetigkeit 
hefigt und verleiht, zeigt ſich vorherrſchend der lebendig bewegte Charakter eines Staats, und 
haben ſich folglich deſſen Organifationen, foweit fle der Bewegung, dem Fortſchritte dienen, 
der natürlihen Drganifationen des Volkes zu bedienen. Es erfcheinen ſonach aud hier 
wieder Gemeinden und Stände in natürliher und unauflösliger, wechlelfeitig wirfiamer 

Verbindung. 

| Die organifche Natur, das eigenthümsliche Leben des in Localgemeinden zerfallenden Landes 
und in Stände gegliederten Volkes werben jelbftverftändlich bedingt Durch die Geſetze, welche die 
Theile des Landes zu einem Gebiete, die Theile ver Benölferung zu einem Volke, und beides zu 
einem Staate zufammenfügen; Dazu genügt es freilich nicht, daß im Geiſte eines Geſetzgebers 
die Staatseinheitsidee befteht, oder daß diefelbe in geichriebenen Befegen nievergelegt wird, 
fondern es ift nothwendig, daß bie ald Staatöfubftrate genachten Länder und Völker innerlich 
und äußerlich befähigt, geneigt feien, einen Staat zu bilden. Dazu ift erforberlid, daß ſowol 
das Land als auch das Volk jeded für fi und beide zufammen innerlih und äußerlich geeinigt 
feien. Diefe Einigung poftulirt alſo aud einheitliche Organifationen, und dieſe liegen wieder 
von ſelbſt im Begriffe eines ſtaatlichen Territoriumd und eines ſtaatlichen Bolld. Daher 
fommt ed denn au, daß der Name des Landes oder des Volks nicht ſelten identiſch mit Staat 
gebraucht werden. 

Gleichwie nun aber das Land auf ſeine Bewohner bildend, eigenthümlich geſtaltend wirkt, 
fo wirken dieſe wieder auf dad Land; daher erzeugen die geographiſchen und ſtatiſtiſchen Ber- 
fchiedenheiten ber Ränder eines und beflelben Staatögebiets entfprechende Berfihiedenheiten der 
Bevölferungen und umgekehrt. Diefe Verſchiedenheiten Freuzen und verbinden fi wieder mit 
denjenigen Verſchiedenheiten, welche ver Unterſchied der Berufe oder Stände hervorbringt. 
Während nun die Cinheit des Staats auch eine alle dieſe Verſchiedenheiten beherrſchende, ſie 
organiſch zuſammenfaſſende Einheit poſtulirt, kann die politiſche Eintheilung des Landes doch 
nicht ohne Rückſicht auf die verſchiedenen Bewohnerſchaften als particulare Nationalitäten oder 
ſpecielle Standesklaſſen geſchehen, reſp. die Verwaltung des Staats, die ſich an locale Sonder⸗ 
gemeinweſen und ſtändiſche Volksklaſſen anſchließen muß, hat dieſen Varticularitäten und 
Specialitäten entſprechende Rechnung zu tragen. Indem ſich nun der Staat der verſchiedenen 
größern und kleinern localen Gemeinweſen zur localen Durchführung ſeiner allgemeinen Maß—⸗ 
nahmen, und der Stände bei der Verwaltung aller ſpeciell ausgedrückten i in ſtaatsnothwendigen 
Berufen dargeſtellten Intereſſen bedient, zum Zwecke der Einheit aber immer wieder die localen 
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wie bie ſtändiſchen Bildungen miteinander in eine gewiſſe Verbindung ſetzt, wahrt er jich die 
Milligkeit, Freiheit und Bollfraft der Wirkjamfeit dieſer Organe im Dienfte der Einheit 
baburch, daß er der Localgemeinſchaft eine oft bis zu einem eigenen Privatrecht, je bis an bie 
außerfte Grenze des Öffentlihen Rechts gehende Particularität oder befondere territoriale 
Rechtsgemeinſchaft und für ihre rein localen Zwecke eigene juriftifche Berfönlichkeit, ven Ständen 
aber ein ihren beſondern Bedürfniſſen entſprechendes, alfo vie wahre Nechtögleihheit gewährendes 
beiondered Standesrecht und wol aud ven Charakter juriftifcher Perſonen läßt, reſp. verleiht. 
Es ift dabei gleichgültig, ob der concrete Staat aus früher verſchiedenen Theilen erft allmählich 
zu feiner im gegebenen Kalle beftehennen Einheit zufammengefügt worden war, oder ob eine 
ſolche Verſchiedenheit wenigftens Hiftoriich nachweisbar nie vorhanden geweien, ober wenn doch, 
allmählich in Vergefienheit gerathen iſt. Denn wo fie nicht war oder eine Zeit lang nicht mehr 
iR, da wird fie ih nah dem natürlihen Machtgefege Iocaler Intereffen immer wieder neu 
erzeugen. Daſſelbe gilt von ven Ständen. Ob man von einen Volke ausgehe, welches ur- 
ſprünglich nur aus einem einzigen eigentlichen Stande beſtand (mie 3. B. der Stand ber Freien 
bei den alten Germanen) 19), oder von einem Volke, welches in einer beſtimmten Beriode jeiner 
Entwidelung die verſchiedenen Stänbeunterjchiebe einer voraußgegangenen Periode vollſtändig 
abgeſchliffen ober doch wenigſtens rechtlich aufgehoben hat und im gegebenen Augenblick noch 
nicht zum Abſchluß einer neuen Ständebildung gelangt iſt — gleichviel! ſoll das Volk nicht 
untergehen, jo muß eine neue zeitgemäße Geſtaltung deſſelben, eine ſtändiſche Organiſation vor 
ſich gehen und diefe ebenfo dem Staate dienen, wie die obenermähnte Anforderung an ven Staat 
ſtellen. 12) Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß wir Die Unfreiheit als den Zufland ver 
Rechtloſigkeit nicht für einen Stand zu erfennen vermögen. Aus den bisherigen Ausführungen 
ergibt ih nun: 

1) daß die übertriebene Selbflänpigfeit der Gemeinden und Stände den conereten Einheits⸗ 
ſtaat auflöfen müßte, währen» 

2) ver Mangel einiger rechtlich anerkannter Freiheit und Selbflänpigfeit loraler Gemeinden 
und ſtändiſcher Genoffenfhaften in einem wirklih lebensfähigen organiſchen Einheitsſtaate 
immer nur ein vorübergehenper Zufland fein koͤnnte. Denn die eigentliche, nachhaltige Kraft 
bes Staat# beruht auf der Freiheit und Freudigkeit, mit der man ihm. angehört und dient — ber 
ftarfe Schild aller Breiheiten. aber iſt pie fräftige, ftraffe Einheit des Staats. 

Hieraus folgt, wad von den zur Bezeichnung der verichienenen Berwaltungdorganijations- 
principien gebräudßlichen Ausdrücken: Gentralifation und Decentralifation (Föderalismus), 
Burraufratie und Selfgovernment zu halten fei.!?) Keiner ver angegebenen Ausbrüde kann 
und darf Im Sinne eined abjoluten und für fih ober in Berbindung mit nur einem ver andern 
Ausprüde allein richtigen, den Staat ausſchließlich beherrichenden und ihm genügenden Prins 

cips aufgefaßt werben. Gentralifation bezeichnet im allgerheinen eine Binigung, ohne zu fagen, 
wie weit ſie gehe, alfo etwas, was dem Staat fo unbedingt nothwendig ift wie Decentralifation, 
d. 5. eine gewiſſe Selbſtändigkeit und Sreiheit der Glieder, feien dieſe Binzel- oder Geſammt⸗ 
weien (Gemeinden und Sorporationen, Stände). Bureaufratie bezeichnet überhaupt eine ge⸗ 
wifle von den Staatdämtern bei Ausübung der denjelben anvertrauten Regierungdredte aus- 
gehende dffentlihe Gewalt, während Selfgovernment im allgemeinen bie Leitung der öffentlichen ' 
Angelegenheiten oder eine ven Staatögefegen entfprechenve Haltung der Iocalen und ſtändiſchen 
Bereine dur deren Glieder ſelbſt, alfo ohne eine eigentliche Führung durch Staatdamter, bes - 
deutet. Die gewöhnliche Anjicht, als ob Centralifation und Bureaufratie ebenfo unauflöslich 
aneinander gebunden jelen wie Decentralijation und Selfgovernment, ift deshalb auch in dieſer 
Allgemeinheit nicht minder irrig wie bie andere gleihweit verbreitete Meinung, ald ob Gen: 
tralijation und Burenufratie abfolut ſchlecht, Decentralifation und Selfgovernment abfolut gut 
feien, ober, nad einer diametral entgegengejegten Meinung, gerade dad Umgekehrte gelte. 
Da in jedem Staat eine gewifle Gentralifation, und, auf einer gewiffen Bildungsftufe wenig- 
fiend, auch mit eigentlihen Staatsdienern beſetzte Staatsämter abfolut unentbehrlich find, weil 
der Staat nicht nur gewifler Kenntniffe und Fähigkeiten, fondern auch der Widmung des gan⸗ 


10) Der Stand des freien Grundbefigere fcheint übrigens in den früheften Zeiten nicht fowol ein 
privat⸗ und flaatsrechtlicher ale vielmehr ein völferrechtlicher Stand ei zu fein. 

11) Über das fogenannte numerifdye und dynamiſche Princip f. Held, Syftem, II, 38 fg., und derſelbe, 
Staat und Geſellſchaft, II, 456 fg 

12) Held, Staat und Gefeireeift 1,184, 190 fg., 442, 445, 462 fg., 542 fg. 
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zen Lebens bedarf, ſo kann ohne einige Centraliſation und Bureaukratie kein Culturſtaat ge⸗ 
dacht werben. Lind da jede wahre Cultur durch die Freiheit bedingt iſt, fo gilt daſſelbe von der 
Derentralifation und vom Selfgovernment. Die Ausprüde Gentralifation und Bureaufratie 
find aber keineswegs fo miteinander verbunden, ald ob nicht von der Bureaufratie decentrali⸗ 
firende Bewegungen ausgeben Eönnten. Auf der andern Seite wirb wol nicht leicht etwas für 
weniger bureaukratifh gehalten worden fein ald die gejeggebenden Verſammlungen in ver 
erften Frangoͤſiſchen Revolutiondzeit. — und dennoch haben gerade fie mehr centralifirt, als je 
in der Höchften Blütezeit des abſoluten Koͤnigthums geſchehen war. Bei ver richtigen Würbi- 
gung der fraglichen Begriffe kommt daher alles vorzüglich darauf an, was im gegebenen Falle, 
und wie ed centralifirt, beziehungsweiſe ſtaatsamtlich verwaltet, was der Decentralifation über 
laflen und wie das Selfgovernment geübt wird. Denn da beides, Gentralifation und Decen= 
tralifation, Bureaufratie und Selfgovernment in einem gewiflen Maße ſtets in jedem Staate 
nebeneinander beftehen müflen, fo kann man in vielen Gegenfägen nur die Friction der Ginheit 
und Orbnung mit der befondern Individualität und Freiheit auf dem Boden der Staatsverwal⸗ 
tung erkennen und ald Princip nur den Sag aufftellen,, daß diefer Gegenfag, bier wie überall, 
ſtets die den gegebenen Berhältnifien entſprechende Ausgleihung finden müfle. Aus dem Dan: 
gel der Erkenntniß dieſes Principe oder des guten Willens zu feiner Anwenbung erklärt es fich, 
daß bei Diefem oder jenem Volke bald nur die Gentralifation und Yureaufratie, bald nur bie 
Decentralitation amd das Selfgovernment angeftrebt wird und das Megiment im erfien alle 
abfolutifttfch = pespotifch , im legten Kalle dagegen einheitäftantöwibrig und anarchiſch werben 
muß. Durch die Cinſeitigkeit ihrer Verfolgung alfo werben bie fraglichen Brincipten verhäng- 
nißvoll für jeden Staat, und weil eine Einfeitigfeit ober Extrembeit.immer nothwendig bie an: 
dere bervorzuft, jo pflegt nıan au in der Regel von dem einen der gegenfägliden Principien 


auf das andere zu verfallen, nachdem man fi von ben Nachtheilen und von der Unerträglich- 


feit des erſtern überzeugt hat. So ift denn auch Gentralifation und Bureaukratie für die fort: 
ſchrittanſtrebenden Maſſen, Derentralifation und Selfgovernment für Die fogenannten conſerva⸗ 
tiven Kretfe Gegenſtand ber bitterften Anfeindung geworben, und glauben erflere nur durch De⸗ 
centralifation und Selfgovernment, legtere nur durch Gentralifatton und Burenufratie ſich zum 
Siege, dem Staat zum Wohlfein verhelfen zu innen, ſehen aber nicht ein, daß ihre Einfeltig- 
feit beide im mejentlidhen zu demſelben ſtaatswidrigen Refultat führe, und daß der Staat in dem 
circulus vitiosus, der durch den fortmährenden Wechſel in der Herrichaft des Despotismus und 
der Anarchie oder eigentlich nur Durch den Wechfel der despotiſch und anarchiſch zugleich herr⸗ 
ſchenden entgegengefegten Barteien entfleht, nad) und nach untergehen muß. Wenn nun aber 
auch die fraglichen Begenfäge im ganzen unvermeidlich find, jo ifl ed Die Aufgabe eines politifch 

gebildeten Volks und einer weifen Regierung , ben Kampf: derſelben nie auf eine dad Wohl, ja 

die Griftenz des Staats gefährdende Weiſe zum Ausbruch kommen zu laſſen und durch eine ent⸗ 

ſprechende Organiſation der Staatsverwaltung, in welcher Centraliſation und Decentraliſation, 
Bureaukratie und Selfgovernment nach localen und ſtändiſchen Kreiſen glücklich verbunden find, 
ſtets ein ſicheres Mittel organiſcher Ausgleichung feindlicher Gegenſätze bereit zu haben. 

Damit iſt aber auch vollſtändig erwieſen, daß die politiſche Cintheilung des Landes und 
Volks als Baſis der Staatsverwaltung, reſp. deren Gebrauch als ſolcher, nicht ſowol von der 
Staatsbeherrſchungsform als vielmehr von den herrſchenden Regierungsprincipien ſowie davon 
abhängt, wie ein concreter Staat den abſtracten und abſoluten Staatszweck in einem gegebenen 
geſchichtlichen Moment auffaßt. Daher kommt es auch, daß unter der Herrſchaft einer und der⸗ 
ſelben Staatsform, ſelbſt oft unter der Herrſchaft eines und deſſelben Monarchen ein bedeuten⸗ 
der Wechſel in ven Staatsverwaltungsprincipien fattfinden kann, namentlich dann, wenn, ſei 
es durch revolutionäre Bewegungen oder vermittels der conſtitutionellen Einrichtungen, ein 
Wechſel in der Präpotenz der politiſchen Parteien ſtattfindet. Ohne Zweifel wird die Verſchie⸗ 
denheit der Staatsformen auch an und für fich, dann die mögliche verſchiedene Auffaſſung des 
Weſens einer jeden Staatsform und ihres Verhältnifſſes zu den Regierungsprincipien einen 
gewiſſen Binfluß, mehr noch auf den innern Charakter ald auf bie äußern Formen der Staats— 
verwaltung üben. Nie aber darf bei ver Beurtbeilung einer concreten Staatöverwaltung und 
ber ihr zu Grunde liegenden Landed- und Boltdeintheilung außer Acht gelaffen werben, ob und 
inwiefern ver fragliche Staat auf dem Wege iſt, durch Decentralifation ſich in eine gefunde 
Stantenmehrheit zu Löfen, oder in Eranfhafter Zerfplitterung feine Selbſtändigkeit einzubüßen, 
ober feine bisher mehr füderale Natur dem Einheitsſtaat zu nähern oder aus Gründen der Selbſt⸗ 
erhaltung frei in ein ihn beſtimmendes Bundeöverhältnig einzutreten. Jeder Staat befindet ich 
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mehr oder minder auf einem der angedeuteten Wege, alſo in einem Ubergangezuftande, und das 
klare Bewußtſein hiervon, die richtige Erkenntniß der wahren Natur der ſich zeigenden über⸗ 
gangstendenzen iſt die erſte, freilich nur ſehr ſelten erfüllte, weil ſchwerſte Bedingung einer mei: 
ſen Staatsverwaltung. Und wenn man hierbei erwägt, welche entſcheidende Rolle in ſolchen 
Bewegungen nicht eine ſchnell verſammelte und, wie ſchnell bewegte ebenſo ſchnell auseinander⸗ 
ſtiebende wenn auch noch ſo zahlreiche Menfchenmaſſe, ſondern die tief wurzelnden, dauernden, 
an fich ſelbſtändigen Intereſſen der localen und ſtändiſchen Gemeinweſen ſpielen müſſen, fo wird 
man auch hier wieder erkennen, daß eine tüchtige Staatövermaltung Gemeinde- und ftändifches 
Leben voraudjegen und beides, ſammt der Stantdeinheit über und mit ihnen, ald ihre Haupt- 
grundlagen anerkennen und fefthalten muß. 

Gehen wir nun zu einer kurzen Prüfung der aufgeftellten Grundfäge an der Sand der Ge: 
ſchichte über. 

Die natürliche Vorausſetzung einer auf locale Gemeinven und ſtaͤndiſche Gliederung ſich 
ſtützenden Staatöverwaltung iſt eine ſolche Ausdehnung des Landes und eine ſolche Groöͤße des 
Volks, welche eine Mehrzahl von Localgemeinden und Ständen zuläßt. Die ſocial-politiſche 
Vorausfehung dazu iſt aber einerſeits die feſte Anſäãſſigkeit des Volks in einem beſtimmten aus 
Gemeindemarkungen beſtehendem Gebiete und ein eine Mehrzahl von Berufen hervorbringen⸗ 
der höherer Culturgrad. In der Regel werben beide Arten von Vorausfegungen zufanımen 
vorhanden fein, indem immer die eine bie andere mit fi zu bringen pflegt. Sowie aber in 
der ganz felbftännig daſtehenden Familie oder Stammesverbindung der Staat gegeben ift, fo 
kann man auch in diefen urſprünglichſten Formen menſchlicher Geſammtweſen ſchon die Rubi: 
mente zu beſondern localen und ſtändiſchen Vergeſellſchaftungen entdecken. Die eigentliche Aus- 
Bildung der letztern geht in ſehr verſchiedener Weiſe von ſtatten; Voͤlker aber, welche in Berüh⸗ 
zung mit Culturvölkern gekommen, ven Familien- oder Stammfaatözuftand und dad mit Dem: 
jelben gewöhnlich verbundene nomadiſche Kriegerthum zu überwinden nit im Stande find, er- 
feinen dem lintergange verfallen. 

Der allgemeine Zug jedes Gulturvolfs nad Gemeinden: und Ständeentwidelung 15) muß 
fih hauptſächlich infofern verſchieden äußern, je nachdem eine Staatsbildung überhaupt und 
vorherrichend von dem organischen Geſetze getragen ift over nid. 

Für die ganze Alte Welt galt nun vorherrſchend das Geſetz der mechanischen Verbindung 
von Ländern und Völkern, alfo auch ein nur mechanifches Verwaltungsſyſtem, oder mit andern 
Worten das Princip der materiellen Gewalt, wie nach außen fo nach innen. Über dem Ge- 
danken und Bevurfniß eine friedlichen Völferverfehrs fand im ganzen Alterthum die Präten: 
fion irgendeines mächtigen Volks auf Weltherrihaft — über dem Gedanken und Bevürfniffe 
eines freigeordneten innern flantlichen Lebens die Prätenjion irgenbeines präbominirenden 
Theiles des Volks auf den Alleinbefig der Breiheit und politifchen Madt. Ob diefer Theil ein 
Prieſterthum, eine Eriegerifche Arxiftofratie oder nur eine beſtimmte Dynaftie, vielleicht gar nur 
der herrſchende Dedpot geweſen, ift für dad Verwaltungsſyſtem im ganzen ebenfo gleichgültig, 
wie ob die fragliche Gewaltherrſchaft von einer herrſchenden Stadtgemeinde felbft ausging und 
fih nur über eine Heine Markung, über ein wenig umfangreiches Gebiet mit unfreien Gemein: 
den oder über eine ganze Welt erftredte.1%) Dengemäß ging die ganze innere Entwidelung 
der Landesverwaltung auf eine an die natürlichen oder künſtlich gemachten Abtheilungen fi 
anſchließende Ausbeutung der unterworfenen Lande, die ganze ſtändiſche Entwidelung des 
Volks auf vie Ausbildung einer herrfchenden und dienenden Klaſſe, beides in ver Form unlds- 
barer Oegenfüpe. Die fiscalifche Ausbeutung des Landes gleicht einem Raubbau, die dienen: 


\ 


13) Organifationsideen Blaton’s in deſſen Legg., V, 8, 16; VI, 15; VIII, 18. gute weiihe innere 
Staatsorganifation |. Vollgraff, Politiiche Syiteme, u, 246, 249 fg. , 268 fg., 

14) Der Wechſel im Beflg des Landes ift noch ein Ref bes —E em ſich durch 
dauernden Befig auf natürlichem Wege fefte Socalgemeinfchaften mit particularen Nationalitäten, fo 
wird eine Art von Fendalismus entftehen, der eine Ariftofratie hervorruft, welche ber Despotiomus zu 
zerſtören fuchen muß ober ſelbſt eine Mehrzahl von Desvotien herworbringt. ©. Braffeur be Bourbourg, 
Histoire des nations civilis6es de Mexique, II, 431; vgl. mit Müller, Amerifanifche Urreligionen, 
S. 349. Bon der römifchen Staatsverwaltung fagt Safteprie, Histoire de la libert6 politique, I, 4, 
treffend: „Le principe du gouvernement de Rome c'est la destruction de l'individu au profit 
de Y'’etat, la destruction des provinces au profit de Rome, la destruction de tous au profit de 
l’empereur. “ 
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den Maffen werden zur Sklaverei erniedrigt, und während der Herrfcher oder die herrſchende 
Klaffe in unnatürlicher Hypertrophie unrettbar erfranfen, bürren die audgefogenen Provinzen 
und dienenden Völfer zu leblofen Mumien zujanımen. Die Stagnation und der Untergang 
der Völker der Alten Welt erfcheint ald die nothwendige Folge ihres falſchen Qumanitätöprin= 
cips, welches, den organischen Staatseinheitsgedanfen ausſchließend, aud die freie Gemeinde 
und ven felbftändigen Stand ald Bafis des innern flaatlihen Lebens ausfhloß. Daher fonnte 
weder die Allgemeinheit und Gleichheit ver Sklaverei in ven orientalifchen Theofratien, noch die 
Allgemeinheit und Gleichheit der Eivität im römischen Reiche ven Verfall aufhalten. 

Mefentlich anders geftaltete fich vie Sache in den von den germanifchen Bölfern gegründeten 
modernen Gulturftaaren. Die auf die fränfifchen Könige übergegangene römische Welteinheitd- 
idee wurde gebrochen 19) durch die Trennung dieſes Reichs und, infofern diefelbe Idee auf Das 
Deutſche Reich überging , deren Realifation theild durch die Selbſtändigwerdung anderer Na— 
tionen, theild durch die Entwidelungen im Schoje ded Deutfchen Reichs felbft vereitelt. Die 
innern Gründe dieſer Erſcheinungen liegen einerjeit8 in der Macht des germaniichen Freiheitd- 
gefühls, welches weder den fiegenden noch den beiiegten Stamm zur Aufrihtung refp. Ertra= 
gung eines abfoluten oder fElavijchen Unterwerfungsverhältniffes veranlaſſen konnte, anderer 
jeit8 aber in der Macht der chriſtlichen Humanitätsidee, die um jo flärfer innerlich gegen jebe 
Gewaltherrfhaft wirkte, je weniger fie äußerlich diejelbe anzugreifen ſchien. Überall ſehen 
wir locale und ftändifche Selbftändigkeiten, melde einen lebendigen Antheil an allen Angele— 
genheiten dedjenigen Gemeinweſens nehmen, dem fie angehören. Waren fie aber durch den 
Bang der Entwidelung von diefer unmittelbaren Antheilnahme ausgeſchloſſen, wie z.B. vie 
landfäffigen Gemeinden und Stände von den Reichsverhandlungen, die Hinterfäffigen Gemein= 
den und Stände von ben Territoriallandtagen, fo fand doch nicht nur immer eine gewiſſe Art von 
mittelbarer Vertretung ftatt, fondern e8 verblieb auch, was viel widtiger, allen diefen Ge: 
meinden und Ständen eine gewiffe Selbjtindigfeit, die fi bei ven großen Territorialgemeinden 
des Reichs allmählich bis zu einer ftaatlihen, bei den land= und hinterſäſſigen Localgemeinden 
biß zu einer jehr hohen corporativen Selbftindigkeit fteigerte, während die Stände der Terri- 
torien ald Land- oder doch Provinzialftände auftraten und jelbft in den einzelnen Localgemein⸗ 
den, freien Städten wie unfreien Landgemeinden, für die Verwaltung der localen Gemeinves 
angelegenbeiten eine Art von fländifcher Nepräjentation der ſtädtiſchen Magiftratur mie dem 
Landes- oder Grundherrn gegenüber flattfand. Gerade der hierdurch geförderte Selbſtiſoli— 
rungstrieb rief bei der immer dringender erfcheinenden Nothwendigkeit des ftraffern Zuſammen⸗ 
ihluffes von Land und Leuten die energifhern Gentralijationsbeftrebungen der Fürften hervor, 
welche darin von den Legiften, d. h. mit dem Roͤmiſchen Recht vertrauten Juriſten, ünterflügt 
wurden, womit zugleich der Anfang einer Art von Bureaufratie gegeben erfheint. Der Ver: 
lauf diefer Entwidelungen war übrigens in den verſchiedenen moternen Staaten keineswegd 
berfelbe. Begünftigt dur ihre Gefammtverhältniffe und durch die eigenthümliche Art, in 
welcher Wilhelm ber Eroberer dad Feudalfyftem in England begründete, haben die Engländer 
bisher Gentralifation und Decentralifation, Bureaufratie und Selfgovernment am glücklichſten 
miteinander zu verbinden gewußt, obgleidy die iriichen Zuftände, die Verhältniffe des Pächter: 
und Arbeiterftandes bis zur Stunde noch ungelöfte Probleme find, das bisherige Selfgovern= 
ment von vielen Engländern immermehr als ſchadhaft und unzureichend betrachtet wird und 
Englandg Verhältniffe zu feinen auswärtigen Befigungen nur zu fehr an die Grundſätze ber 
antifen Politik erinnern. Frankreich 19) Hat zuerft durch das abjolute Königthun: und dann 
durch die Verfolgung bed Princips einer allgemeinen Gleichheit alle feine rechtlichen Standes— 
verfchiedenheiten zu vernichten und in der Form der Departementaleintheilung jede provinziale, 
durch feine Gemeindegeſetze jede ortsgemeindliche Selbflänpigfeit aufzuheben verſucht. Allein in 
den focialen Zujtänden der franzöflihen Nation lebt immer noch der Geift ftändifcher Verſchie— 





15) Nichts beweiſt mehr die Vergeblichfeit aller ‚gefeggeberifchen Drganifationen, mwenn-ibnen die 
realen Berhältniffe nicht entgegenfommen, ala die an fich trefflichen und nach den Zeitverhältniffen höchft 
vollendeten Verwaltungsorganifationen Karl’s des Großen, wie fie aus befien zahlreichen Capitularien 
erfichtlich iind. Man gebenfe nur ber das ganze Reich umfaſſenden Grafichaftseintheilung, der könig⸗ 
lichen Senbboten, ber Heeres: und Gerichtsorganifation. Die mehr in der Natur der Verhältniſſe lies 
genden Eremtionen und Jmmunitäten nebſt den Benefizien, refp. Lehen mußten das ganze Syſtem bald 
brechen oder fonnten es vielmehr nicht zur Sonfolidation fommen laffen. 

16) Tocqueville, Das alte Staatsweſen u. |. w., ©. 72 fg. Duvergier de Hauranne, Histoire par- 
lementaire, IV, 342. 
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benbeiten ; die provinziell = eigenthümliche Mannichfaltigkeit ver Bevölkerung ift in der Departe⸗ 
mentaleintheifung 17) noch nicht untergegangen; der locale Gemeinjinn regt ſich noch allent- 
halben erfennbar, und wenn wahrhaft patriotijche Franzdfifche Staatdmänner in tiefem Schmerz, 
aber doch mit klarem Blick den gegenwärtigen troftlofen Zuftand ihrer Nation, wie er durch eine 
übertriebene bureaukratiſche Gentralifation herbeigeführt worden ift, gefchilvert haben, fprechen 
üch alle einmuthig dahin aus, daß nur durch eine geeignete Decentralifation mit Selfgovernment 
Rettung möglich ſei.8) Zeugt dies dafür, daß auch in Frankreich die organische Grundidee des 
germanischen Gulturflaatd noch nicht untergegangen ift, jo bleiben doch das, Wann” und „Wie“ 
ihrer Realifation für diefen Staat faum zu ergründende Probleme.1?) Deutichland Ihwanfte 
bisher zwiſchen ven von England und Frankreich vertretenen Syflemen in ver Mitte. Nachdem 
die decentralifirende und jelfgovernmentale Richtung dad Neich gelöft?”) und eine Staaten: 
mehrheit mit Unterwerfung und Aufhebung einer Maffe bisher faft vollfommen felbfländiger 
Territorien und Stände hervorgebracht hatte?!), wurde in dieſen Staaten die ſchon früher in 

den größern Zerritorien bis aufs Außerfte getriebenene Gentralifation und Bureaufratie, nun= 

mehr nad; modernem franzöfifhen Muſter, fortzufegen, refp. auf Die neuen Staateeinheiten an⸗ 
zuwenden verfudt.2?) Ohne Zweifel waren die mittelalterliden Gemeinde: und Standesver⸗ 
hältniſſe nicht weiter anwendbar ; fie hatten ficy überlebt. Aber etwas von ihrem Geifte war 
unfterblig und mußte, wie e8 die eigentliche Seele des wahren Conſtitutionalismus ift, jo mit 
vielem in zeitgemäßer Form wiedererftehen und das ganze flaatliche Leben zu durchdringen ſu⸗ 
den. Daher if es für unfere Tage charakteriſtiſch, daß man fait allenthalben in Deutſchland Re- 

formbeftrebungen bezüglich der Gemeindeorganifationen in der Rihtung nach Selfgonernment 

wahrnimmt und ven größern localen Verbänden, Diftricten, Kreifen, Provinzen in Betreff ihrer 
eigenen Angelegenheiten eine höhere Bedeutung für die geſammte Staatöverwaltung beilegt. 
Eine jehr große Schwierigkeit dabei entfteht aber aud der Verbindung bed Gemeindelebens mit 

den Standeöverhälmiflen, reſp. ver localen Anfälligkeit und Heimatöberehtigung mit ven Prin= 
cipien der Berufs- und Gewerbefreibeit, ver großen geihloflenen Grunpbefigungen mit ven 
Gonfequenzen ihrer Einmarkung in einen beflinnmten Gemeindeverband, des Princips der mög- 
lichſt allgemeinen Betheiligung an den Öffentlichen Angelegenheiten, namentlich an den politis 
hen Wahlen mit der unvermeinlihen Anlehnung der Organiſation der Wahlen an die beite- 
henden Gemeinden, ver Notwendigkeit einer gewiſſen Vertretung jedes Interefjed von allge: 
meiner Bedeutung mit dem Mangel irgendeiner dieſen Interefien entſprechenden Volksorgani⸗ 
fation. Da nun mit der Selbftändigfeit der localen Gemeinden unweigerlich auch die Anfor: 
derungen des Staats an viefelben zunehmen werben, die Befriedigung derſelben aber, abgeſehen 
von einer wahren Gemeinfinn erheilchenben politifchen Bildung, auch eine organijche Gliederung 
der Bendlferungen verlangen müflen, jo dürfte bie Hauptaufgabe einer praftifchen Politik gegen: 
wärtig darin beſtehen, durch Veranlafſung und Unterftügung ber unfern Zufländen entſprechen⸗ 

den Afforiation das übel der Stänvelofigfeit unjerer Völker allmählich zu befeitigen. 
Außer der im October 1863 von der oͤſterreichiſchen Regierung an den Reichotag gebrachten 


17) Bol. über dieſe Held, Legitimität und Legitimitätsprincip (Würzburg 1859), ©. 34. Laurent, 
L'eglise et Vétat, II, 93. Torqueville, Das alte Staatsweſen, ©. 86, 144, 244. Die abfolute Macht- 
lofigfeit der gegenwärtigen franzöflfchen Generalräthe, deren Directoren und Bureaur der Kaifer er- 
nennt, ift allgemein anerfannt. Am vollfommenften hat wol Royer:Eollard in der franzöfifchen Kam⸗ 
mer von 1817 die Idee der Gentralifation ausgelprochen, wenn er ſagt: „Je souhaite que le gou- 
vernement du roi etc... . et qu’on puisse dire aussi de lui, que sur toute la surface de ce 
grand royaume il se meut comme un, seul homme.“ Duvergier de Hauranne, Histoire parle- 
mentaire, IV,66. gl. auch die „Attributlions de l’etat” bei Bacherot, La democratie, &. 260 fg. 

18) Vgl. Odilon-Barrot, La centralisation. 

19) Guizot, Memoires, III, 137 fg.: „L’uniformite des esprits fait töt ou tard leur faiblesse 
ou leur servitude:‘ Ä 

20) Nicht felten hatte eine mehrfache Landeshoheit die Einheit Heiner Localgemeinden, ja einzelner 
Häufer durchſchnitten. | J 

21) Walter, Deutſche Rechtsgeſchichte, 1, 378. Waitz, Deutſche Verfaſſungsgeſchichte, II, 192 fg., 
208 fg. Held, Staat und Geſellſchaft, II, 188 fg. oo 

22) Eih ganz eigenthümlicyes nach den verfchiebenen Provinzen wieder in manchem verſchiedenes 
Anftitut der innern erwallung ift das der preußifchen Lanbräthe. Vgl. darüber Augsburger Allgemeine 
Zeitung, Jahrg. 1863, Nr. 172, Hauptblatt, ©. 2844, und den Art. Landräthe und Kreisſtände im 
Staate:Lerifon” und in Wagener's Staats: und Gefelljchaftslerifon. Zöpfl, a. a. rk IT, 181, 448. 
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Vorlage, welche die Grundlage zu einer neuen politiſchen Organifation ver Koͤnigreiche und 
Länder „dieſſeit der Leitha‘ enthält?3), erfcheint aus unfern Tagen vorzüglich das jüngſt zu 
Stande gelommene und auch ſchon publicirte ?%) großherzoglich badiſche Gefeg über die Orga- 
nifation der innern Verwaltung von großer Bedeutung. Da übrigens die Urtheile über baffelbe 
fehr verſchieden find und fein Vollzug vorerft auf unbeftinnmte Zeit verſchoben ift, fo dürfte Hier 
nicht der Ort fein, näher auf daſſelbe einzugehen.?°) 

Die gegenwärtige Theorie der Staatöverwaltung unterjcheibet zwei Hauptverwaltungs- 
fofteme, nämlich das fogenannte Provinzial: und dad Realfyftem. Nach jenem if die Stants- 
verwaltung für jede Provinz eineihr eigenthümliche, die Provinz bald inniger, bald larer mit ver 
oberften Staatögewalt verbindend; nad dem legtern wird die Verwaltung von oben herab für 
das ganze Land gleihmäßig nad ihren verfhiebenen Objecten organifirt und geübt.?s) Aus 
Vorftehendem ergibt ſich, daß beide Syſteme, jedes für ſich allein Berechtigung verlangen», 
pie Extreme von Decentralifation und Gentralifation darftellen mürden und jedes derſelben 
nur in der rechten Verbindung mit dem andern zuläfiig fei. Das Provinzialſyſtem ſetzt jeden- 
falls eine gewifle particulare Eigenthümlichfeit einzelner Stantötheile voraus und kann dieſelben 
nicht weiter [hügen, als es die organifhe und ftarfe Einheit des Staats zuläßt. Das Real: 
foftem findet feine Rechtfertigung in dem Einheitsbedürfniß des Staats und muß demnach aud 
gerabe fo meit gehen wie dieſes. In concreto hängt natürlich alled von dem Zuſtande des Staats 
und von beifen Auffaffung ſeitens der leitenden Factoren ab. Immer erfcheint die richtige Mi- 
fung beider Syſteme als die Aufgabe einer weiſen Politik, würde aber niemals möglid, refp. 
zur Feftftellung einer trefflihen Staatsverwaltung genügend fein, wenn man dabei von Den 
focialen und ſtändiſchen Blieverungen des Volks gänzlid Umgang nehmen wollte.27) 

3. Held. 

Drganifation der Gerichte. Sie bezeichnet!) die von dem Staate vermöge feiner 
Juſtizhoheit zur Handhabung des Rechts und zur Fürforge für die Wirkfamfeit der Hierzu 
nöthigen Anftalten getroffene Anordnung der verſchiedenen Gerichte, weldhe zur Ausübung der 
Rechtspflege in einem gewiffen Wirkungskreife beftimmt find, ven Inbegriff der Vorſchriften 
über die Befegung der Gerichte, über das Verhältniß der verſchiedenen Inſtanzen, ſowie über 
das Verhältniß der Berichte zu den übrigen Behörden. Diefe Anordnung iſt nun ein Gegen⸗ 
ftand der Gefepgebung, daher auch in conftitutionellen Staaten nur dur Mitwirkung ber 
Kammern eine darauf bezügliche Beftimmung zu Stande kommen und bie beſtehende wieder 
abgeändert werben fann.?) Hierzu gehört, daß nicht blos die Zahl ver Gerichte, ſondern auch 
die Beftimmung, an welchen Orten fie errichtet werden follen, fowie die Zahl der Richter, die zu 
Mechtſprechung bei einem Gerichte nöthig find, nur durch Geſetz u. |. w., in conflitutionellen 
Staaten mit Zuſtimmung ver Kammern feftgeftellt wird. Alle dieſe fcheinbar unbedeutenden 
äußern Verhältniffe haben den wichtigſten Einfluß auf die Rechtſprechung und die Erreichung 
der Zwecke der Juſtiz, weil nur davon, ob in großen Gerichtsbezirken Berichte angeorbnet find, ober 
in einen Bezirken Gerichte beftellt werben, die Bortheile für die Rechtſuchenden in Givilfachen 
abhängen, indem die Schwierigkeit, jein Recht zu erlangen, und der Zwang, an weit entfernte 

Gerichtsſitze zu gehen, leicht denjenigen, ver das Recht auf feiner Seite hat, von der Rechtsver⸗ 
folgung abhält, während in Strafſachen die Möglicgkeit, begangene Verbrechen ſchnell und ſicher 


23) Die Grundzüge berfelben |. Augsburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1863, Nr. 305, S. 5049. 
Das neuefte Project einer auf Selbftverwaltung gegründeten Organifation f. bei Frans, Die Duelle 
alles Üübels (Stuttgart 1863), ©. 215 fg. 

24) Stoßherzoglich badifches Regierungsblatt, Jahrg. 1863, Nr. XLIV. 

25) Bol. hierher die Beilage Nr. 581 zum Brotofoll der 35. Sigung der babifchen Erſten Kammer 
vom 9. Zuli 1863 (Gommiffionsbericht des Hofraths Dr. Bluntſchli). Augsburger Allgemeine Zeitung, 
Jahrg. 1868, Beilage Nr. 97, ©. 1604 fg. und Hauptblatt Nr. 304, ©. 5030 fg., Nr. 1813, S. 5178. 

26) Gerfiner, Die Grundlehren der Staatsverwaltung (Würzburg 1862), 1, 155 fg. Über das Ber- 
—— Berfaffung und Verwaltung ſ. Held, Syſtem I, 26 fg. Derſelbe, Staat und Geſell⸗ 

aft, II, 8. 

27) Dan denfe 3. B. an die Adelscorporationen in Rußland, an bie Handels und Gewerberäthe, 
die weſentlich fändifchen Lands oder Provinzialräthe, die Ianbwirthfchaftlichen und ſonſtigen Eultur- 
zwecken dienenden Bereine bei uns und beren Wichtigkeit für die innere Verwaltung. 

1) Earre, Les lois de l’organisation et de la compötence des jurisdictions civiles (Baris 
1826) S. XXX. Zöpfl, Staatsredht, II, 617. Zachariä, Staatsrecht, II, 201. Bluntſchli, Allgemei⸗ 
nes Stautsrecht, II, 101. 

- 2) Feuerbach, Kleine Schriften (Nürnberg 1833), Nr. 7. 
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zu entbeden, wefentlich dadurch bedingt iſt, daß in der Nähe ſich Beamte befinden, welche ſogleich 
nach verübter That die Anzeigen und Beſchwerden aufnehmen und die Beweiſe ſammeln koͤnnen. 
Auch die Gruͤndlichkeit der Rechtſprechung hängt davon ab, wie viel Richter zur Urtheilsfällung 

gehören. Alle diefe Rückſichten rechtfertigen den Satz, daß die Gerichtsorganiſation nur durch 
833 feftgeftellt werden kann, obgleich immer noch die vollziehende und aufjehende Gewalt im 
Staate in die Lage fommen wird, auch burch Verordnungen mande auf die Rechtspflege bezug: 
liche Punkte zu ordnen, 5. B. die Gerichtätage, oder bei Gollegien die Bildung von Senaten, 
die Art der Abflimmung zu beflimmen und durch Verfügungen eingefhlichene Misbräuche zu 
rügen oder zur Befchleunigung des Geſchäftsganges Vorſchriften zu erlaflen. Auf die Organi- 
jation der Gerichte Haben mehrere wichtige zum Theil felbft politifche Verhältniffe Einfluß. Die 
Regierungsform eined Staats fleht an ver Spige dieſer Verhältniffe. Während in Monarchien 
das Ernennungsrecht ver Richter von dem Regenten ausgeht, ift es in der Nepublif das Volk, 
welches die Richter wählt. Begreiflich wird bei der legten Einrichtung die politifhe Parteien⸗ 
anficht bei ver Befegung ver Richterftellen einen großen Einfluß üben und kann daher leicht der 
gründlichen und unparteiifhen Rechtspflege nachtheilig werben, infofern die Wählenden oft 
vorzugämeife auf die mit den ihrigen zufammenflimmenden politifchen Anfichten der Candidaten 
Rückfichten nehmen und weniger die Bigenfchaften des Beifted und des Gemüths beachten; 
welche zum tuhtigen Richter gehören, daher auch die Unabhängigkeit der Richter Leicht leidet, 
vorzüglid wenn nad) dem Ablauf gewiſſer Jahre der gewählte Richter von feiner Stelle abtreten 
muß, wenn er nicht wieder neu erwählt wird, ſodaß derjenige, welcher Wiedererwählung wünſcht 
und un die Gunſt der Wählenven buhlen ınuß, in die Lage fommen Eann, bei feinen Urtheilen 
ſich jo zu benehmen, daß er ver Gunft derjenigen fiher ift, von denen jeine künftige Erwählung 
abhängt. Ohnehin kann aud ba, wo Die Wahl großer Berfammlungen über die Befegung der 
Gerichte entſcheidet, leicht ver Nachtheil eintreten, der überhaupt bei Wahlen vorfommt, in denen 
Stimmenmehrheit ven Ausſchlag gibt, nämlich, daß das Buhlen um Stimmen von ſeiten ſolcher 
Wähler, die gar nicht im Stande find, richtig zu würdigen, welche Eigenſchaften zum Richteramte 
gehören, der Zudringlichfeit, ber Einwirkung von Familien oder einzelnen, vie nad Volk leiten, 
und der Anwendung unwürdiger Mittel Einfluß gewährt. In dieſer Beziehung find auch die 
Verhandlungen in Nordamerika in Bezug auf die Wahl der Richter Iehrreih, indem immer 
mehr die Anficht flegt, daß die Wahl der Richter dur das Volk auf gewifle Zeit gefährlich ift. 
In Bezug auf Amerika liefert gute Nachweiſungen Lieber ?), und über die Schweiz verbanft man 
fie der Schrift von Cherbuliez.) In Frankreich, wo 1791 die Wahl der Richter dur das Volk 
eingeführt wurde, lehrte bald die Erfahrung die Unzweckmäßigkeit dieſes Syftems.5) Das 
Berhälmiß der Iuftigorganifation wird ferner beflimmt durch die Stellung, welche der richterlichen 
Bewalt eingeräumt wird. Die Gerichte find es, weldhe eine heilſame Bontrole ausüben ®), 
infjofern fie gegen geſetzwidrige Handlungen ber Staatsbehörden ven Bürger jhügen, ber, indem 
er an das Gericht fidh wendet, darauf rechnen fann, daß der Richter die Rechtmäßigkeit eines 
ergangenen Actes prüfen und da, wo er die Illegalität erkennt, die dadurch geftiftete Verlegung 
aufheben wird, durch diefe Befugnis aber am beften unerlaubten Eingriffen ver Behörven in 
die Nechtöfphäre der Bürger entgegenwirft und über pie Art, wie bie Geſetze gehandhabt werben, 
wadt. Diefes ift nod mehr da der Ball, wo den Gerichten ſelbſt eine politiſche Stellung, mie in 
PRordamerifa?), eingeräumt ift, ſodaß file es find, melche felbft entjcheiven, ob ein in einem 
Staate erlafienes Gejeh gegeben werben. Eonnte, ob ed nicht vielmehr ver Berfaflung Amerikas 
widerfpridht.®) Den bedeutendſten Einfluß hat auf die Gerichtsorganiſation die Art der Theil: 
nahme ded Volkes an ver Rechtſprechung. Es kommt darauf an, ob die Geſetzgebung des Landes 
die Urtheiläfällung durch Geſchworene anerkennt. Je mehr ver Gefehgeber die Trennung ber 
That- und Rechtsfragen annimmt und die Wichtigkeit des Einfluffes derjenigen anerkannt 
wird, welche über vie Thatfrage (richtiger über die Schulpfrage) zu entſcheiden haben, deſto 


3) Lieber, On civil liberty, ©. 243 (in der deutfchen Überfegung von Mittermaier, Sohn, ©. 186). 

4) Cherbuliez, De la dé mocratie en Suisse, II, 167. 

5) Laboulaye in feinem Buche Le parti liberal, ©. 254, fagt: „On faisait du juge un serviteur 
du peuple et de l’opinion.‘ 

6) Gherbuliez in feinem Werke Theorie des garanties constitutionelles (Paris 1833), HI, 68, 
ſpricht umfländlicher von dieſer Gontrofe. 

7) Zorqueville, De lad Democratie en Amerique, I, 138. 

dð) Iydentlichleiten gegen dieſe politiſche Stellung der Gerichte im Archiv für civiliſtiſche Prarie, 
XXI, 274. 
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mehr wird das Gebiet der Rechtſprechung ber eigentlihen Nichter beſchränkt werben. Die 
Wirkfamkeit der Gerichte wird da, wo Geſchworene über Thatfragen entſcheiden, nur bei der 
Kinleitung des Procefied und der Inftruction des Verfahrens, fowie in Bezug auf Urtheils- 
fällung da ſich äußern, wo fein Streit über Thatfragen vorliegt und nur eine Rechtsfrage zu 
entfcheiden ift, oder mo ed nur darauf anfommt, ven Ausfprud der Geſchworenen über die 
Thatfragen unter bie Gejege zu ſubſumiren und als Ergebniß dieſer Subfumtion das Urtheil 
zu fällen. Auf diefe Art war einft in Rom, folange judices pedanetsüber die Thatfragen ur- 
theilten, das Geſchäft des magistratus beſchränkt, und noch jet haben die Richter in England 
und Frankreich, foweit Geſchworene urtheilen, eine beſchränktere Thätigkeit. Da, mo Geſchworene 
urtheilen, wird daher die Zahl der Nichter weit Fleiner als in Ländern fein, in welden, wie z. B. 
in Deutjhland, die Rechtſprechung über That: und Rechtsfragen in den Händen der angeftellten 
Richter ſich befindet. Ein bedeutender Grund, welcher in Ländern ver legten Art eine größere 
Richterzahl fordert, fallt da weg, mo Geſchworene urtheilen.?) Selbſt die Appellation erhält 
eine andere Bedeutung da, mo Gejhmorenenverfaffung befteht; denn es iſt unverträglich mit Der 
Idee des Geſchworenengerichts, daß gegen vie Entfcheidung über die Thatfrage noch ein Rechts⸗ 
mittel geflattet werde; der Ausſpruch des Volks, welches in den Geſchworenengerichten urtbeilt, 
muß unumftöplic fein, wenn fein Kormfehler zu Grunde liegt, welcher eine Gefegesübertretung 
enthält, daher Rechtsmittel nur zuläfjig fein können gegen Ausſprüche der Richter über 
Rechtspunkte, naher auch eine kleinere Richterzahl für Die Befegung der Gerichte zweiter Inflanz 
nothwendig wird. Die Stellung ver Richter wird da, mo Geſchworene vorkommen, verſchieden 
fein, je nachvem eine Oppofition der Staatsrichter und Geſchworenen und felbft ein gemiffes 
Mistrauen der Geſetzgeber gegen die Geſchworenen vorkommt, oder volles Vertrauen zu Den 
Geſchworenen und die liberzeugung befteht, daß die Geſchworenen die Schuldfrage richtig ent- 
ſcheiden, zugleich vie Anficht gilt, daß der Wahrſpruch durch Zufammenmwirkung der Befhmorenen 
und der Staatörichter zu Stande fommt. Nach der erften Anficht, vie in Frankreich und vielfach 
in Deutihland vorkommt, wird der Umfang der Thätigfeit der Staatsrichter ausgedehnt fein, 
während nach der zweiten in England geltenden Anſicht die Stellung des Richters eine be 
ſchränkte if. 19%) Bon Einfluß auf die richterliche Organiſation ift noch Die Grundanficht von der 
Aufgabe des Richteramtd. Geht man von einer ſcharfen Trennung der Gewalten aus, fo kommt 
man, wie in Frankreich, dazu, daß dem Richter nur die logische Function 11) der Subfumtion 
der Thatſachen unter Gefege, nach vorgängiger Prüfung der vorgelegten Beweife und nad 
Auslegung ber Gefege, beigelegt wird, ſodaß mit der Urtheilsfällung auch bie richterlihe Thä⸗ 
tigkeit Geendigt ifE und die Vollſtreckung der Urtheile nicht mehr zur Function des Richters, 

fondern zum Wirfungsfreife ver vollziehenden Gewalt gehört, infofern nicht im Laufe des Ber- 

fahrens über die Vollſtreckung wieder ein Streit über einen einzelnen Punkt entfteht. 12) Eine 

andere Aniicht liegt Dagegen, 3. B. in Deutſchland, dem Richteramte zu Grunde, indem man ald 
Zweck der Rechtspflege nicht blos die Urtheilsfällung, fondern die Realiſirung des Rechto der 
Bartei, die durch dad Urtheil als die berechtigte anerkannt wurde, unter Anſehen des Staats auf 
dem Wege der Vollſtreckung anfieht und daher auch die Vollſtreckung ver Urtheile als einen 
Abſchnitt des ganzen Verfahrens erkennt, wodurch begreiflich der Gefchäftöfreis ver Richter fehr 
erweitert und das Bedürfniß einer größern Richterzahl vermehrt wird. Nicht unbeachtet darf 
noch eine Anficht bleiben, welche der vichterlihen Gewalt eine excluſtve Stellung im Staate 
in der Art einräumt, daß man nur bie von dem Staate angeftellten Richter ald diejenigen be: 
trachtet, an welche alle Rechtsſtreitigkeiten gebracht werben follten, indem man nur ihnen als den 
im Namen des Staatd urtheilenden Beamten jene Eigenfchaften zutraut, durch deren Befig in 
Bezug auf die Richter die Bermuthung begründet ift, daß die von ihnen gefällten Urteile die 
Wahrheit fo enthalten, daß darauf die Anwendung des Zwangs zum Vortheile des Siegers 
gebaut werben darf. Selbft finanzielle Rückſichten, welde in der Verwaltung der Juſtiz durch 
die von den Parteien bezahlten Sporteln ein Mittel der Vermehrung der Staatdeinnahmen 


9) Sy kommen in England nur 15 Richter vor, welche ausgefendet werben, theils um ten Affifen 
zu präfidiren, theils über die ftreitigen Rechtsfragen zu entfcheiben. 
10) Richtig bemerft das Laboulaye in Le parti liberal, ©. 19. 
11) Eine ſolche erfennt auch nur an Rotted in feiner Ausgabe von Aretin, Staatsrecht der conſti⸗ 
tutionellen Monarchie (zweite Auflage 1840), IL, 209. 
12) 3. 3. ob ein gewiſſes gewähltee Ereeutionsmittel gefeßlich zuläffig ift — oder ob die zur Boll: 
ſtreckung gezogene Sache dem Berurtheilten gehört. 
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erfennen, gefellen fi zu den Gründen, nah welden man mistrauifh allen Einrichtungen 
enigegenwirft, die, mie man glaubt, die Gewalt des Staats beihränfen, wohin man auch 
die Befugniß rechnet, daß ausſchließend nur vie von dem Staate angeftellten Nichter urthei- 
len. Richtiger betrachtet man die Stellung des Richteramts nur jo, daß der Staat durch die 
Grridtung von Gerichten deren gute Befegung verbürgt, daß die Rechtſuchenden ſelbſt gern 
mit Bertrauen jih an dieſe Gerichte wenden, jedem, welder in feinen Rechten jich beein: 
trädtigt glaubt, ein Mittel anbietet, feinen Proceß entfcheiden zu laffen und ven Begner 
zu zwingen, vor dieſen Richtern Recht zu nehmen, ohne vabei die Procepführung vor ben 
Gerichten ald ausſchließend zur Rechtſprechung geeignete Einrichtung vorzufchreiben. Nach 
dieſer Anficht wird die Geſetzgebung auch andere Mittel geftatten, durch welche ein Rechtsſtreit 
zweckmäßig entſchieden werden kann, ohne daß die Parteien noͤthig haben, ſich an die vom Staate 
beſtellten Gerichte zu wenden. Dahin gehört z. B. dad Schiedsmännerinſtitut, welches in 
Preußen ſeit 1826 beſteht, und manche wohlthätige 18) Früchte trägt 1%), infofern die leichte 
Zugänglichkeit der Schiedsmänner, die Vertrauen einflößende Individualität diefer Perſonen 
und der Umſtand, daß keine Koſten dabei entſtehen, die Rechtſuchenden leicht veranlaßt, an die 
Schiedsmänner fich zu wenden, um den Unbequemlichkeiten ver langfamen und foftipieligen 
Brocepführung zu entgehen. Daher nad) vorliegenden Tabellen eine große Zahl von Procefien 
con 1829 —37 verglichen worden ift. 19) Im neuerer Zeit ift durch das Strafgejegbud die 
Anwendung bed Inftituts 10) dadurch ausgedehnt worden, daß wegen Beleidigungen, ſoweit der 
bürgerliche Rechtsweg offen ift, vorerft die Bermittelung durd) Schiedsmänner verſucht wer- 
den mup. 17) In diefe Klaffe gehört auch dad im Herzogtfum Meiningen beſtehende friedens- 
gerichtliche Inſtitut. 18) Nach einer vorliegenden Tabelle wurben in Meiningen 1842 von 5368 
angemeldeten Sachen 968 durd) Vergleich beendigt. Daraus erflart es jih aud, warum in 
Baden 19) und in Heffen*0) der Antrag auf Einführung ähnlicher Inflitute in den Kammern 
vielfache linterftügung fand, obwol mande Schwierigkeiten, welde jih der Ausführung der 
Idee entgegenfegen, nicht unbeachtet bleiben dürfen. 2!) Die Organifation der Gerichte, wie fie 
in vielen Ländern Europas vorfonmt, beruht nicht auf einer durchgreifenden Gefeggebung, 
melde von einem beſtimmten Prinvip aus die Forderungen der Zweckmäßigkeit berüdiichtigte 
und danach das Verhältniß der verſchiedenen Gerichte feſtſetzte; fie ift vielmehr nur ein Ausflug 
der allmählichen Ausbildung zufälliger Verhältniffe, die in einen Staate vorfamen und ver- 
ſchiedene Gerichte in dad Leben riefen. Diefes ift z. B. in Deutfchland der Fall, wo allmählich 
die alte Schöffenverfaffung verfiel und nun die Richter, welche früher nach ver deutſch-rechtlichen 
Verfaſſung nur die Proceffe einleiteten, ven Schöffengerichten präfibirten, die von den Schöffen 
gefundenen Urtheile ausfpraden und vollzogen, in ven meiften Ländern feit der Zeit, als die 
Schöffen nicht mehr richteten, felbft die Urtheile fällten und über That- und Rechtsfragen ent: 
ſchieden. Auch die Obergerichte, welche ald ſolche heutzutage vorfonnen, waren häufig 
urjprünglidh nur die regelmäßigen Gerichte für privilegirte Perſonen, bis jie fpäter zugleich 
Gerichte zweiter Inftanz für Berfonen wurden, die ihren orbentlihen Gerichtsſtand in erfler 
Inſtanz vor den gewöhnlichen Untergerichten hatten. Der alte Orundfag, daß jeder von feined: 
‚gleichen gerichtet werbe, und daß man für beſondere Verhältniffe und die daraus entfpringenpen 
Streitigkeiten auch eigene Gerichte aufftellte, z. B. in Lehns-, in Reichsſachen, erzeugte jene 
große Zahl von fogenannten privilegirten Gerichten, deren Beftehen in einzelnen Ländern ber 


13) Sande, Über das Schiedsmännerinftitut in Preußen (Berlin 1835). Heffter, Preußiſcher Civil⸗ 
proceg, $. 41. 

14) Daß ein übereinftimmendes Urtheil der Obergerichtspräfidenten über die Nüglichkeit des Inſti⸗ 
tuts nicht vorfommt, bemerkt der preußifche Juſtizminiſter in feinem Bericht an den König über die 
Zuftizverwaltung in Preußen von 1836, ©. 93. 

15) Nach der Zuflizverwaltungsftatiftif des preugifchen Staats von Etarfe, S. 58, wurden in den 
Provinzen Preußen, Bommern, Schleflen, Brandenburg, Sachſen von 214403 angemeldeten Sachen 
174680 verglichen. In der Provinz Preußen allein wurden drei Viertel aller Sachen von den Schieds⸗ 
männern verglichen. Weitere Mittheilungen werden im Art. Vergleichsgericht gegeben werden. 

16) Strafgefegbuch von 1851, Sinführungsenict, Art. 18. 

17) Einfchränfungen im Archiv für preußifches Strafrecht, VIIL, 614. 

18) Meiningen, Geſetz vom 22. Juni 1835. 

19) Hier flellte Welder in der Zweiten Kammer auf dem Landtage von 1837 den Antrag, der von 
Heiden Kammern angenommen wurde. 

20) Linde in dem Archiv für civiliftifhe Praxis, XX, 308— 316. 

21) Mittermaicr, Der gemeine deutfche Proceß (britte Auflage), I, 172. 
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Einheit ver Juſtiz ebenfo nachtheilig war als die Batrimonialgerihtöbarfeit, die den Staat in 
eine große Zahl von Kleinen Gerichtsbezirken auflöfte, in denen weder bie Stellung ber Patri- 
monialrichter, noch der Häuflg vorfommende Wunſch der Gerichtöherren, vie Gerichtsbarkeit 
möglichft einträgli zu machen, den Unterthanen Bürgſchaft einer guten unparteliſchen Juftiz 
gewährte. Auf diefe Art findet man in Deutſchland keine gleihförmige Berihtöorganifation 2%), 
und nur in einigen Bunkten findet man in ben meiften Staaten, in welchen nicht die Geſezgebung 
energifcher eingegriffen hat, eine übereinſtimmung, nänıli daß bei den Untergerichten, welde 
nit collegialiſch organifirt, fondern nur von @inem Nichter befegt find, bie Juſtiz und Ver⸗ 
waltung vereinigt ift, daß die Gerichte zweiter Inſtanz zugleich Gerichte erfter Inſtanz für die 
Privilegirten find, und ald Gerichte dritter Inſtanz die Oberappellationd: oder Oberhofgerichte, 
oberfte Suftizftelle, vorfommen. 2°) Erſt die neuere Zeit hatte in einigen Staaten die Noth⸗ 
wendigfeit einer durchgreifenden, auf beflere Grundlagen gebauten Gerichtsorganiſation ge= 
fordert. Frankreich war es, in welchem zuerft eine den Forderungen der Zeit entſprechende Or⸗ 
ganifation zu Stande kam, welde darauf gebaut if, daß In erfter Inftanz in größern Gerichts⸗ 
bezirken collegialifch organifixte Gerichte aufgeftellt find, welche alle Givilprocefle entſcheiden, 
in Straffaden die Unterſuchung führen und für folde Straflachen, welche nicht bloße Polizei— 
firafen, aber auch nicht peinliche Strafen nach ſich ziehen, als Zuchtpolizeigerichte entſcheiden. 7%) 
Neben viejen Eollegialgerichten beftehen aber zur Bejeitigung der Nachtheile zu ausgebehnter 
Gerichtsbezirke Friedensgerichte als Einzelrichter zur Entfcheidung einfaher Eivilftreitigfeiten 
unter einer gewiffen Summe und gewiffer Sachen, bei denen eine jchleunige Entſcheidung noth⸗ 
wendig wird. Als Gerichte zweiter Inftanz beftehen Appellationdgerichte, welde in Civilfachen 
in zweiter Inftanz über die von den erften Inflanzgerichten gefällten Urtheile auf eingelegte 
Rechtsmittel entſcheiden, an welche ferner die Appellation gegen zuchtpolizeiliche Urtheile geht, 
und welche zugleih in einer befondern Abthellung über die Verfegung in den Anklageftand 
urtheilen. An ver Spige des Gebäudes fteht der Caſſationshof. Diefe Organifation liegt 
im mefentlichen den Gerichten zu Orunde, welde in den deutſchen Nheinprovinzen vorfommen, 
die ehemald zu Frankreich gehörten, und finvet fich jedoch überall mit Modalitäten in ven 
Niederlanden ?°), in Belgien 29), in ver Schweiz ?27) und in Italien, z. B. in Toscana 29), mo die 
Serichtöverfaffung jehr umſtaͤndlich im Jahre 1838 organifirt wurbe. In Frankreich felbit 
wurbe bie Gerihtöorganifation vielfach Gegenftand von Berathungen und jelbft Änberungen 
in ber Geſetzgebung. Insbeſondere waren 1848 Vorſchläge zu tief eingreifenden Änderungen 
gemacht, bei denen die Rückſicht auf Koftenerfparung vorwalten, namentlich in Bezug auf den 
Vorſchlag, daß die Bezirfögerihte aufgehoben und in jenem Departement nur Ein Gericht erfier 
Inſtanz errichtet werden follte; zugleich Eanıen wieder Vorfchläge auf Erweiterung des Inftituts 
der Geſchworenen vor.29) In der Geſetzgebung Franfreihd war vorzüglicd die Erweiterung 
ber Competenz der Friebensrichter Gegenftand mehrerer neuen Gefege. 30) 


22) Eine brauchbare Überficht der Gerichteverfaffungen deutjcher Länder f. in Kratzſch' Tabellari= 
ſcher Überficht des Juſtizorganismus der ſämmtlichen deutſchen Bundesſtaaten (Leipzig 1836). Hauff, 
Die Gerichtsverfaſſung der fämmtlichen deutſchen Staaten (Fürth 1856). 

23) Nacjrichten über Gerichtöverfaflung einzelner Länder f. bei Hufnagel und Scheurlen, Gerichts: 

verfaffungen ber deutſchen Bundesstaaten (Tübingen 1829). Wagner, Die Lehre von den Eivilgerichts- 
ftellen in den öfterreichifchen Kaiferflaaten, bearbeitet von Haimerl (2 Bde., Wien 1834). Falf, Die 
Gerichteverfaffung ber Herzogthümer Schleswig und Helftein (Nitona 1835). 
.. 24) Die Hauptgefeße And: Geſetz vom 27. Bentofe des Jahres VIII; Decret vom 30. März 1808 
über Polizei und Disciplin der Gerichte; Gefeg vom 20. April 1810 sur l’organisation judiciaire. 
Vorzügliche Werfe: Carnot, De la discipline judiciaire (Paris 1825). Eyraud, De l’administra- 
tion de Ja justice et l’ordre justice (4 Bde. Barie 1825). Barre, Les lois de l’organisation et de 
la competence des jurisdictions civiles (2 Bde., Paris 1883—39). Henrion de Panſey, De l’auto- 
rite judiciaire en France (dritte Auflage, 2 Bde. , Baris 1827; neue Auflage, 1843). Bonier, Ele- 
mens d’organisation judiciaire (1853). Regnart, De l’organisalion judiciaire (1855). 

25) Geſetze von 1827 und 28. April 1835 in der Zeitfchrift für ansländifche Gefeggebung, VIII, 87. 

26) Geſetz vom 9. Aug. 1832. 

27) Nachweiſungen im Archiv für civiliſtiſche Praxis, XVII, 129. 

28) Bom 2. Aug. 1838. 

29) Ich habe im Archiv für civiliftifche Praris, XXX, 440—444, ten Gang der damaligen Bez 
rathungen geichildert; vgl. noch Regnard, De l’organisation judiciaire, &. 97. 

‚ 80) Insbefonbere durch Geſetze von 1838 und 1855. Überall zeigt ſich, daß in Frankreich Unflars 
heit über die Stellung ber Friedensrichter herrſcht. Regnard, &. 110. Bordeaur, Philosophie de la 
procedure, ©. 130, Lavielle, Etudes sur la procedure civile, ©. 63. 
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In Deutſchland Hatte die große politifche Bewegung auch einen Einfluß auf die Gefeßgebung 
über Serichtöverfaffung. Die gerechten Forderungen auf Einführung der Öffentlihen, mündlichen 
und Schwurgerichte und auf Befreiung der Suftiz von den Cinmiſchungen der Verwaltungs⸗ 
behoͤrden führten dazu, auch eine andere, ver Erfüllung der bezeichneten Korberungen entfpre= 
chende Gerichtsverfafſung einzuführen. In den in Frankfurt beſchloſſenen Grundrechten waren bie 
Punkte bezeichnet, auf welche die Verbeflerungen in ver Elnftigen Gerichtsorganiſation gerichtet 
jein müßten. 31) In den einzelnen Staaten zeigen vie damals vorgelegten Befegedentwürfe wes 
nigflend an, daß nad der in den Grundrechten angedeuteten Richtung (die franzöftiche Bin: 
richtung ſchwebte dabei im wejentlichen vor) die Gerichtsverfaſſung umgeftaltet werben jollte. 
Dies zeigen die Entwürfe in Oſterreich, Preußen, Baiern, Sachſen, Heſſen, Hannover, Braun⸗ 
ſchweig, Baden. 32) Mehrere Staaten begnügten ſich (theils aus Furcht vor den großen Koſten, 
theils wegen der Schwierigkeit, eine völlige Umgeſtaltung durchzuführen) mit einigen ſehr 
ungenũgenden Berbeflerungen. 3°) Bon den deutſchen Staaten, welche folgerichtig ein vollſtaͤn⸗ 
diges mit den Forderungen ded entſprechenden Verfahrens im Einklang ſtehendes Syſtem ver 
Gerichtsverfafſſung durchführten, find Hannover *) und Braunfchmeig 26) anzuführen, zu 
welchen ſpãter noch Oldenburg hinzutam. InBaiern war 185086) ein auf richtigen Grundlagen 
gebauter Entwurf den Kammern vorgelegt und von biefen nach einer umfichtigen Berathung 
angenommen ?), aber nit zur Ausführung gelangt. Im Jahre 1856 wurbe ein neuer Entwurf 
vorgelegt, worin die Trennung der Verwaltung von der Juſtiz ebenjo wenig ald die Aufhebung 
der privilsgirten Gerichtoſtände ausgejproden, die nicht flreitige Gerichtsbarkeit ven @inzel- 
richtern belajlen, aber doch eine Art Gollegialverfaffung für die richtigen Rechtsſtreitigkeiten an⸗ 
erfannt wurde. Das am 1. Juli 1856 verkündete Geſetz 3°) trat in Wirkjamkeit, aber die Er: 
fahrunglehrte bald vie Nachtheile einerauf Halbheit beruhenden Gefeggebung. Im Jahre 1861 
tehrte man in Baiern zu den rihtigen Grundfätzen zurüd, bie 1848—49 vorfchmebten, und 
das am 10. Nov. 1861 verfündete Geſetz 39) führte die Trennung der Jufliz von der Vers 
waltung, die@ollegialverfaflung auch für@ivilftreitigkeiten in erfter Inſtanz und im weſentlichen 
die Scheidung der freiwilligen Gerichtsbarkeit von der flreitigen durch. Die neueflen beutjchen 
Leiſtungen der Geſetzgebung auf dem Gebiete der Gerichtöverfaffung find die badiſche, die wür- 
tembergijche und kurheſſiſche. Das badiſche Befeg wurde am 19. Mai 1864 verfündet. Na 
diefem Belek ift Collegialverfaflung für die Gerichte der erſten Inſtanz zum Grunde gelegt, 
ſodaß auch Giviiftreitigfeiten in erſter Inftanz von Bollegialgerichten entſchieden werben, 
die Sompetenz der Einzelgerichte ift aber in Civilſachen ſehr ausgedehnt (bis 200 Fl.), und 
in Strafjahen richten über Polizeiübertretungen Schöffengerichte (davon unten). @inen we: 

ſentlichen Einfluß auf die ganze Organifation hat die von ben Miniftern vorgeſchlagene und 
von den Kammern in ihrer Mehrheit gebilligte Ausſchließung der Appellation gegen Ur: 
theile der Bezirkögerichte in Bezug auf die Thatfrage. Dadurch war das Bebürfniß ver Auf⸗ 
flellung von Gerichten, an welche die Appellation von den Bezirfögerichten (wie in Frank⸗ 
reih an die Appellationdgerichte) ging, infofern weggefallen, als man für die jogenann- 
ten correctionellen Bälle Fein Berufungsgericht brauchte. Das Geſetz kam zu dem Auswege, 
die Appellation gegen Urtheile eines Collegialgerichts ( Kreidgeriht3) an ein andered im 
Range gleichſtehendes als Appellationsgericht gehen zu laſſen. Gin eigentliher Eafjations- 
Hof wurde nicht errichtet. *%) Der würtembergifhe Entwurf*t) beruht ähnlich dem bapifchen 


31) Grundrechte, Art. 9, 65. 4—49. " 

32) Eine Darftellung des wefentlichen Inhalis diefer Entwürfe habe ich gegeben im Archiv für Bir 
rılpraris, XXXI, 248— 267. 

33) Dahin gehören mehrere deutfche Staaten, z. B. der fächflfche, Würtemberg und Baden ; |. Nach⸗ 
tichten in der Note 22 angeführten Schrift von Hauff. 

34) Das geltende Geſetz ift vom 8. Nov. 1850. Über die Abänderungen 1858. Archiv, XL, 432. 

35) Geſetz vom 21. Aug. 1849. | . 

36) Das geltende Gefep vom 29. Aug. 1857. Uber die Arbeiten von 1855 vgl. Archiv, XLI, 245; 
XLI, 65. | 

36) Darüber Archiv, XXXIII, 283. 

38) Darüber Edel, Das bairifche Gefeg vom 1. Juli 1856, mit Commentar (Nördlingen 1857). 

39) Edel, Gommentar zu dem bairifchen Geſetz vom 10. Nov. 1861 (Nördlingen 1862). 

40) In den Verhandlungen der Kammer zeigte fih eine (wol zu weit getriebene) Nachgiebigfeit 
gegen bie Borfchläge ber Regierung. Mittheilungen über ben Gang ber Berbanblungen in Bezug auf 
den Entwurf von 1848 im Archiv, XXXII, 263. 

41) Der revidirte Entwurf iſt vom 26. März 1868. 
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darauf, daß in jedem Oberamt a) ein Bezirkögericht ald Einzelgericht errichtet wird, das in 
Eivilfahen über Summen von 75 Gulden und über geringere Straflahen mit Schöffen ent- 
ſcheidet. b) Kreisgerichte ala Gollegtalgerichte beftehen mit Abtheilungen in Raths- und An: 
Eagefammern, in Straffammern für Entſcheidung von Straffällen, die nicht an Bezirks⸗ 
gerichte und nicht an Schwurgerichte gehören, und Civilkammern zur Entſcheidung ber Strei⸗ 
tigkeiten, welche nicht an Bezirkögerichte gehören, und das Berufungsrecht gegen bezirfö- 
gerichtliche Urtheile. c) Obertribunal mit Eriminalfenat zur Entſcheidung über Beſchwerden 
und einem Givilfenat ald Berufungdgericht gegen Urtheile der Kreisgerichte. Der affations- 
hof (beſtehend aus Mitgliedern des Obertribunals) zur Entſcheidung der Nichtigkeitsbeſchwerden. 
Das kurheſſiſche Geſetz 22) kennt a) Untergerichte als Einzelgerichte zur Entſcheidung von Civil⸗ 
ſtreitigkeiten und von geringen Strafſachen mit Schöffen, auch mit Beibehaltung der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. b) Obergerichte zur Entſcheidung über Berufungen gegen untergerichtliche 
Urtheile und in Straffachen über Vergehen, die nit an Schwurgerichte gehören (auch über 
Majeftätsheleivigungen) c) Oberappellationdgericht. 

Bon den im Auslande in neuefter Zeit ergangenen Gefegen über Gerichtöverfaffung ver: 
dienen bemerft zu werben, 1) das helgifche*?), 2) vie Gefeßgebung für Piemont (fpäter aus- 
gedehnt auf das Königreich Italien) **), zwar vielfach ver franzöſiſchen Gefepgebung nachgebilvet, 
jedoch mit manchen Gigenthünlichkeiten, 3. B. daß gegen alleirtheile ver Cinzelrichter Berufung 
zugelaffen if. 3) Die königlich nieberländifche Geſetzgebung über gerichtliche Organijation. 
Nachdem feit 1851 mehrere Entwürfe Gegenftand der Verhandlung in den Beneralftaaten 
wurden #5), legte ver Juſtizminiſter 1860 einen Geſetzesentwurf vor *6), welcher der allgemeinen 
Auimerkfamfeit würdig ift, nicht blos wegen der vielen auf Erfahrung gegründeten vorgeſchla⸗ 
genen Verbefferungen ber franzöfiihen Geſetzgebung und wegen ver Bollftändigfeit, fondern 
auch weil der Entwurf in ven Generalftaaten Gegenftand jo tief eingehender Verhandlungen 
wurde, wie in feiner Kammer ähnliche vorfamen. Im Auguſt 1861 wurde der Entwurf als 
Geſetz verkündet. Zur richtigen Beurtheilung der einzelnen wichtigen ragen wird am beiten 
Die Betrachtung der einzelnen Arten ver Gerichte dienen. 

I. In Bezug auf die Gerichte erfier Inftanz bemerkt man nicht jelten eine Anficht 27), die auf 
die Art der Befegung der Untergerichte einen nachtheiligen Einfluß geübt hat, nämlich die 
Anſicht, daß die von ver erften Inftanz geſprochenen Urtheile doc mehr Verſuche jeien und in 
zweiter Inflanz, wenn die mit dem Urtheile unzufriedene Partei Rechtsmittel ergreift, hinreichend 
verbeflert werben fünnten. Es ift aber unwürbig, wenn man nicht jchon Die Grundlage der 
Zuftiz fo einrichtet, daß die Berichte, an welche alle Proceſſe gelangen, gut organijirt find, ſodaß 
ihre Befegung In Bezug auf Intelligenz und Unabhängigkeit der Richter den Rechtſuchenden 
das nöthige Vertrauen einflößt und bie Bürgfchaft gewährt, daß von dieſen Richtern gerechte 
Urtheile gefällt und daher die Bürger nicht genöthigt werben, erft auf dem Eoftjpieligen Wege 
der Appellation bei ver höhern Inftanz Recht zu fuhen. Die Erfahrung lehrt, daß überall, wo 
bie Gerichte erfter Inflanz nicht gut organifixt find, die ſchlechte Tüdenhafte Procehführung in 
erfter Inftanz eine ungenügenvde Grundlage gewährt, wenn ber Streit in zweiter Inflanz ent⸗ 
ſchieden werden foll, ſodaß dann neue Thatfachen vorgetragen werben und häufig erft in zmeiter 
Snftanz der Proceß die Grundlage gewinnt, welde er in erfter Inftanz hätte haben jollen. Es 
folfte daher Grundſatz jein, ſchon die Berichte erſter Inflanz fo gut zu organifiren, daß die 
Rechtſuchenden nicht genöthigt werben, erft durch Nechtömittel ihr Heil zu ſuchen. Folgende 
Punkte vervienen bei dieſer Organijation die wichtigfte Erwägung: A) Die Trennung der Juftiz 
von der Adminiftration. B) Die Negelung des Verhältnifies der Juſtizbehoͤrden zu den Ver: 
waltungsftellen, insbeſondere der Polizei gegenüber, und die Anorbnung von Schutzmitteln für 
die Juftiz gegen Übergriffe der Verwaltungsftellen. C) Sicherung der Unabhängigkeit der 
Richter in Bezug auf Entlaſſung und Verfegung. D) Die Gefährdung der Unabhängigkeit durch 
fogenannte Digciplinarhöfe. E) Sorge für einen würdigen Movocatenftand. F) Die Errichtung 


42) Dom 28. Oct. 1863. . 

43) Das geltende Geſetz ift vom 11. Aug. 1832. Uber Gefepe von 1845—48 im Archiv, XXXIL, 
444. Viber den merfwürbigen Entwurf von 1856 im Archiv, XL, 98. Der nenefte Entwurf ift von 1862. 
44) Das geltende Gele ift vom 13. Nov. 1859. Über die Arbeiten von 1854 im Archiv, XL, 230. 
Aber das Geleg von 1859 im Archiv, XLIII, 389. | 

45) Darüber Mittheilungen im Archiv, XL, 111; über Entwurf von 1857 im Archiv, XL, 118. 

46) Darüber Archiv, XLIII, 390. 

47) von Gönner, im Entwurf eines Geſetzbuchs für das gerichtliche Verfahren, S. 106. 
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son Gollegialgerihten im Verhältniſſe zu Cinzelrichtern. G) Die Trennung der freiwilligen 
Gerichtobarkeit von der flreitigen. | 

A) Bis zur neueften Zeit berubte die deutſche Gerichtöverfaffung darauf, daß der nämliche 
Beamte die Juſtiz und Die Verwaltung ausübte. Für dieſe Einrichtung führte man an *8), dag 
für die Bürger e8 vortheilhaft wäre, wenn fie in allen ihren Angelegenheiten an. ven nämlichen 
Beamten ſich wenden könnten, indem vorzüglid) auf dem Lande die Bürger gewohnt wären, in 
alfen ihren die Öffentliche Verwaltung betreffenden Sachen Rath bei dem Beamten bes Unter: 
gerichts zu ſuchen. Man berief fih darauf, daß dieſes Vertrauen ber Amtöuntergebenen zu 
ihrem Beamten durch eine Trennung der Gewalten erjchüttert würde, daß fonft, wenn ein 
anderer Beamte für die Verwaltung und ein anderer für bie Juſtiz beftellt iſt, Competenz⸗ 
freitigkeiten, Reibungen unter ven Beamten und unnöthige Schreibereien herbeigeführt würden, 
daß zugleich Durch die vermehrte Zahl ver nach dieſer Organifation nöthigen Beamten vermehrte 
Koften entftänden, und ver Juſtizbeamte nachtheiliger geftellt wäre, weil er die Kenntniß feiner 
Amtöuntergebenen entbehre. Allein alle viefe Gründe find nur ſcheinbar, und die Erfahrung 
ber Länder, in melden in neuerer Zeit die Verwaltung aud in erfter Inſtanz von der Juftiz 
getrennt wurde, z. B. in Würtemberg?9), Kurheffen 59), Großherzogthum Heflen 1), Sachſen⸗ 
Meiningend2), beweift, daß dieſe Einrichtung nur Bortheile und feine erheblichen Nachtheile53) 
hat. In Frankreich, Belgien, Ofterreih und Preußen befteht ſie ſchon feit langer Zeit. Die 
Nothwendigkeit diefer Trennung hängt zufammen mit der Trennung %) der Bewalten. Je 
freier und unabhängiger fi jede Gewalt in ihrem Wirkungsfreife bewegt, deſto ficherer erreicht 
fie ihren Zwed. Wenn man in allen Staaten erfennt, daß in Höhern Inftanzen bie Juſtiz von 
ber Bermwaltung getrennt werben müſſe, jo fragt man billig, warum man nicht in erſter Inftanz, 
alfo in jenem Wirkungskreiſe, worin am häufigften die Brage vorkommt, die Trennung vor: 
ninımt. Alle Bortheile der Theilung ver Arbeit fprechen für ſie. Es gehören zum tüchtigen 
Juſtizbeamten andere Kenntniffe und Eigenfchaften al8 zu dem Verwaltungsbeamten. Talente 
und Neigungen find aber ungleich vertheilt, und ſchwerlich dürften viele Männer gefunden 
werben, welche in gleichen Grade die Energte und Gewandtheit ded Verwaltungsbeamten mit 
der Maffe rechtswiſſenſchaftlicher Kenntnifle, der Kunft ver Subfumtion der Thatjachen und ber 
gründlichen Auslegung der Gefege vereinigen. Wo ver Beamte Verwaltung und Juſtiz in fid 
vereinigt, fleht er unter zwei Minifterien und vorgefegten Stellen. Gollifionen ver Aufträge 
find nach der Erfahrung unvermeidlich, und nur zu gern neigt fich der Beamte vorzugsweiſe auf 
die Seite jener Behörde, die für feine Beförderung befler forgen kann als die Juſtizſtelle. Daß 
auch die Verwaltung der Juſtiz durch die Maffe von Vermaltungägeichäften leidet, welche oft 
ſchnell drängen und tief eingreifend die ganze Thätigkeit des Beamten in Anfprud nehmen 
und feine Zeit zur Vornahme von Iuftizgefchäften laffen, wird durch die Erfahrung nachgemiejen. 
Selbſt die Einrichtung, nad) welcher bei einem Untergerichte zwei Beamte angeftellt find, von 
welchen einer nur für die Juſtizgeſchäfte verwendet wird, ift nur eine halbe Maßregel, da in ver 
Regel nur dem zweiten Beamten, aljo dem jüngern noch weniger geübten, ſelbſt noch nicht un= 
abhängig geflellten Manne, die Juſtiz überlaffen wird und der Amtsvorſtand theils dennoch 
auch Juſtizgeſchäfte beforgt, theild auf die Verwaltung derfelben einwirken fann. Die Forderung 
der Gerechtigkeit, Gründlichkeit und Schnelligfeit der Juftiz führt dazu, daß fie nur von foldhen 
Beamten verwaltet merbe, die blos der Juſtiz ſich widmen fönnen. 

Alle Einwendungen gegen die Trennung der Juſtiz und Verwaltung, insbefondere aud) die, 
daß die Regierung ber nöthigen Energie beraubt würde, werben befeitigt, wenn man nur die 
Berwaltung und Regierung genau fheidet 9°), und das unfelige Streben aufgibt, die Wirf- 
famfeit und Unabhängigkeit der ®erichte, wenn ihre Entſcheidung den herrſchenden Machthabern 
unbequem ift, durch Cinmiſchung der Verwaltung zu lähmen. 9°) Daß Eonflicte ver Bermaltung 


43) Buchta, Der Dienft der deutfchen Juftizämter, I, 12. 

49) Würtembergifches Verwaltungsedict vom 1. Dlärz 1822. 

50) Organifationgebict vom 29. Juni 1821. 51) Berorbnung vom 1. Dec. 1817. 

52) Meiningifches Geſetz vom 21. Ian. 1829. 

53) Jede neue Einrichtung hat im Anfang ihre Unbequemlichfeiten, bis das Volk fid) daran ges 
wöhnt und bie Beamten ihre Stellung begreifen. 

54) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft 2, S. 56. Mittermaier's Auffag im Archiv, 
XVIII, 138—148. 

55) Zöpfl, Grumbfähe des beutfchen Staatsrechts (fünfte Auflage), II, 253, Note. 

56) Mittermaier's Auffag im Archiv, XL, 256—264; XLIV, 85. 
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und der Juftiz nicht auf eine nachtheilige Art vorfommen und leicht Erledigung finden, beweiſt 
die belgische Gefeggebung durch ihre Beftimmung.57) In neuefter Zeit ift die Trennung ber 
Juſtiz von der Berwaltung in ven Gejeggebungen von Oldenburg 59), Baiern 59) und Baden 60) 
anerkannt worden. 

B) Prüft man aber die Art, wie die einzelnen Staaten die Trennuhg der Berwalsung von der 
Juſtiz durchgeführt Haben, fo überzeugt man ſich leicht, daß eine Halbheit vorliegt, und die Geſetz⸗ 
geber, an die übermacht ver Verwaltung gemöhnt, beider Dur&führung möglichft vielvon den bis⸗ 
herigen Einrichtungen gu retten ſuchen und dadurch die Intereflen der Juſtiz gefährden. Died zeige 
ih I) in der zwar befchränften Beibehaltung der Adminiſtrativjuſtiz CU und ver Errichtung beion= 
derer fogenannter Gerichtshoͤfe für gewifle Gegenſtände °2),2) in ver Stellung der Polizei zu den 
Gerichten. Statt des einzig richtigen Verhältniffes, nach welchem die Bolizei nur die Gehülfin und 
Dienerin der Juftizfein fol 63), räumt man der Bolizei eine Macht ein, durch welche fie bei Anzeigen 
von Anfhuldigungen mit Hinwegſetzung über Elare gejegliche Vorſchriften willkürlich gefährliche 
Unterfuhungserperimente maden, ven Angeichuldigten lange im Gefängniß behalten Tann, bis 
es ihr beliebt, ihn der Juſtiz abzuliefern, und unter ven Aushängejchiln der jogenannten Gri=- 
minalpolizet fih die nur einem Unterſuchungsrichter zuftehennen Befugniffe anzumaßen. 6*) 
3) Auch das franzoͤſiſche Inftityt der gerichtlichen Polizei gibt ven Verwaltungsftellen eine 
gefährliche Macht, in die Befugniſſe der Juſtiz einzugreifen®), 3. B. dem Bräferten, ber 
felbft Verhaftungen und Beihlagnahme der Briefe auf der Poſt anoronen fann. 66) 4) In 
dem Inftitut der fogenannten Gompetenzconfliete liegt ein Mittel, wodurch die Negierung eine 
Sache, deren unparteiifche Entſcheidung durch Die Berichte fie ſcheut, dieſen entziehen und an eine 
Bermaltungsbehörbe bringen over doch lange Verzögerung bewirken kann. 67) 

‚ ©) Weſentlich iſt die Sicherung der Unabhängigkeit der Juſtiz und der Nicgter®), und 
zwar der Juſtiz in einer zweifachen Richtung, a) nämlich daß der Nechtöverfolgung an dem 
Gerichte Fein Hinderniß entgegengeftellt, niemand feinem ordentlichen, d. h. dem durch das 
Geſetz ihm angewieſenen Gerichte entzogen, insbeſondere einem Ausnahmögericht unterworfen 
werde 69), und daß in den gefeglihen Gang ber Jufliz weder der Negent noch die Regie 
rung oder Berwaltung fi einmiſchen darf?9), infofern nit eine Verfügung buch Die dem 
Staate zuftehende Oberaufſicht über die Rechtspflege geredhtfertigt wird. b) Zur Unabhängig: 
keit der Richter gehört noch eine Stellung derſelben, bei welcher jede Beſorgniß entfernt ift, 
daß die Auswahl ver Richter nur burd) die Gunſt des Regenten ober ver Minifter geſchieht (zu 
leicht mit Rückſicht Darauf, ob ver Richter ein gefügiges Werkzeug der Machthaber fein wird); 
es wird ferner wichtig”), daß der Richter nicht gegen feinen Willen verfegt??) und vorzüg⸗ 
lich nit von feiner Stelle entfegt werden kann, wenn er nicht ein nach den Bejegen den Ber- 
Inft nad) ſich ziehendes Verbrechen verübt Hat?3), daher jeder ficher ift, daß et von feinem erha⸗ 


57) Empfehlungswürdig it hier das Studium der Werke von Broudere und Tieleman, Repertoire 
du droit administratif de la Belgique (9 Bde., Brüffel 1844), und #005, Le droit administratif 
beige, I, 238 - 369. 

58) Oldenburgiſches Geſetz uͤber Gerichtsverfaſſung vom 29. Aug. 1857, Art. 3; Geſetz über die 
Amter vom 29. Aug. 1857. 

59) Geſetz vom 10. Nov. 1861. 60) Geſetz vom 5. Det. 1863. 

61) Wir Haben in dem Art. Juſtiz, ©. 737, die Gründe gegen diefe Einrichtung angegeben. 

62) Auch das badische Geſetz über Berwaltung vom 5. Oct. 1868, Art. 15—18, ftellt einen Vers 
waltungögerichtehof auf. Die neuefte Bertheibigung der Abminiftrativjuftiz ſ. bei Bluntfchli, Staats⸗ 
recht, II, . 

63) So drückt Laboulaye, Le parti liberal, ©. 14, das Berhälmiß aus. 

64) Nachmweifungen im Gerichtsfaal, Jahrg. 1862, ©. 41; und in Bezug auf Breußen in Unfere 
Zeit. Se zum Converſations⸗Lexikon (Leipzig 1863), VII, 420—432. 

65) Gerichtsfaal, Jahrg. 1862, ©. 44. 66) Archiv. Jahrg. 1855, Nr. 18. 

67) Darüber ift in dieſem Werfe, VIII, 736, bereits das Nöthige bemerft. 

68) Bluntſchli, Staatsrecht, IT, 207. ı 

69) Leider herricht freilich noch vielfach in einzelnen Staaten die Auficht, daß für außerordentliche 
Fälle befondere Gerichte, die nur den Schein ber Gerichte haben , nothwendig werben. 

70) Daran erflärt ſich die Unzulänglichfeit der Cabinetejuftiz. 

71) Daher war bie Unabhängigkeit der Richter am beften in jenen Staaten geſichert (noch jest in 
Belgien), wo wenigftens bei einigen, 3. B. den höchften Gerichten, die Richter nach bem Vorfchlag des 
Richtercollegiung ernannt wurben. 

12) Gute Bemerkungen bei Labonlaye, S. 232. 

73) Dies wird immermehr durch nene Geſetze anerfannt. Zachariaͤ, Staaterecht. Zöpfl Staatorecht. 
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benen Amte?2) nicht entfernt werben kann, bloß meil er nicht ven Willen der Machthaber 
befolgt. 7°) | Ä | 

D) Im Zufammendang damit ſteht Die in einigen Staaten eingeführte, die Unabhängigkeit 
der Richter ſehr gefährdende Einrihtung der Didciplinargerichtöhöfe in ner Art, daß varüber, ob 
ein Richter auch wegen Handlungen, die feine Verbrechen enthalten, bie man aber als des Rich⸗ 
ters anmürdige betrachtet, feiner Stelle entfegt werben darf (ſelbſt ohne Anſpruch auf Benflon), ein 
aus Richtern beſtehendes Collegium entſcheiden ſoll. Es iſt begreiflich, daß bei einer ſolchen Ein- 
richtung70) der Richter feine Schutzwehr gegen Willkür hat, weil die Entſcheidung darüber, ob der 
Richter z. B. der Parteinahme gegen die Regierung ſchuldig iſt oder ſich unwürdig betrug, feine 
juriftifche Grundlage hat und zu leicht zu beforgen ift 77), daß das Minifterium bei ber Befegung 
der Rihterftellen vorzüglich auf die polittfche Gefinnung der Berfon Rückficht nimmt, ſodaß dadurch 
die Unabhängigkeit der Richter und das Vertrauen zur Juſtiz leiden Eann. 78) 

E) Weſentlich ift zur Sicherung der guten Juflizorganifation die Sorge für einen freien 
Anvocatenftand, der geeignet if, den Bürger in Bezug auf Ausübung und Belehrung ihrer 
Rechte und bei ihrer Rechtsverfolgung Fräftig zur Seite zu flehen und den Richtern die gerechte 
Entfcgeivung zu erleihtern. Hierzu gehört: a) eine würbige Stellung des Advocatenfiandes, 
ſodaß niemand durch beſchränkende, nur Willkür des Minifteriums begünftigenve Geſetze ab⸗ 
gehalten iſt, dieſem Stande ſich zu widmen.?9) b) Daß die freie muthige Ausübung des Berufs 
dem Advocaten durch Willkür begünſtigende Beſchränkungen und Aufſichtsmaßregeln nicht 
gehindert wird 80), c) daß nicht durch irrige Anwendung von Geſichtspunkten, die man gegen 
Staatöbiener geltend machen konnte, auf Anwälte bie freie Ausübung ſtaatsbürgerlicher Rechte 
verfümmert wird. 1) 

F) Bedeutend wird eine gehörige Feſtſtellung des Verhältniſſes der Collegialgerichte zu ven 
Einzelriätern. Man erkennt immer mehr, daß zu einer guten @erichtöverfaffung gehört, daß 
fon in erfter Juſtanz Gollegialgerichte angeorbnet find. Wenn zwar für die Beibehaltung ver 
bisherigen deutſchen Einriätung, nad) welcher in erſter Inſtanz Binzelrichter entſcheiden, an⸗ 
geführt ward®?), daß nur dadurch der Vortheil erreicht werben kann, daß kleinere Gerichtsbezirke 
angeorbnet und daher die Rechtſuchenden in ven Stand gefegt werden, in ber Nähe ſchnell und 
ohne viele Koften ihre Richter zu finden, daB felbft eine größere Berantwortlichkeit auf dem 
Haupte eined einzelnen Mannes ruht, und man erwarten darf, daß der Cinzelrichter 83) um fo 
ſicherer gewiſſenhaft entſcheiden werde, weil er weiß, daß er allein das Urtbeil zu verantworten 
bat; wenn man in biefer Einrichtung felbft einen Vortheil deswegen findet, daß dieſer Richter 
leicht den mündlich von ihm inftruirten Proceß fihnell entſcheiden kann, fo werben doch dieſe 
angeblichen Vortheile weit aufgewogen durch die Nachtheile, welche ſich daran knüpfen, und 
Buch die Borzüge der Gollegialverfaffung. *) Nur da, wo mehrere Richter urtheilen und das 
Urtheil das Ergebniß der Stimmenmehrheit nach forgfältiger Prüfung ift, wird man erwarten 
Dürfen, daß eine gründliche Berathung vorkommt, während das Urtheil de einzelnen nur feine 





74) Würdig fagt Laboulaye ©. 255: „Entre le peuple et le gouvernement le juge repreösente 
une force & part la justice, devant laquelle le peuple et le gouvernement doivent incliner.“ 

75) Mit Unrecht hat man In einigen Gefegen, 3. B. noch im badifchen Entwurfe von 1863, bei ben 
Ginzelrichtern diefe Unabſetzbarkeit nicht anerfennen wollen. 

6) Ein folder Disciplinachof beſteht z.B. in Preußen. Berordnung vom 10. Juli 1849. Bgl. 
überhaupt Zewaria, Staaterecht, II, 50, 60. Zöpfl, Staatsrecht, II, 601, 798. Bluntſchli, Stante: 
recht, II, 142. 

9) Wie weit ein Richter, der nicht aufhört Staatsbürger zu fein, befugt ift, offen feine vielleicht 
von dem Syſtem des Minifterinms abweichenbe ee ngung an den Tag zu legen, wird immer fehr 
ftreitig fein. Zu fehr befchränft das Urtheil des preugiichen Obertribunals vom 14. Sept. 1868 (Juſtiz⸗ 
minifterialblatt, 1863, S. 243) das freie Recht der Richter. 

78) Merkwürdige Nachrichten über preugiiche Zuftände in Unfere Zeit, VII, 402—412. 

79) Darüber Mittermaier's Nachweifungen im Archiv, XLIV, Nr. 15. . 

80) Über neue Anmwaltsorbnungen im Archiv, XLV, 247; XLVI, Nr.12. Über bedenkliche Einſtüſſe 
in Preußen auf den Anwaltſtand in Unfere Zeit, VII, 412. 

81) Mit Recht hat ſich daher der preußifche Anwaltftand gegen das in Rote 77 angeführte Urtheil 
erflärt (Preußifche Anmwaltszeitung, Jahrg. 1863, Nrn. 46 u. 47). 

82) Buchta, Dienft der deuiſchen Juftisämter, I, 205. 

83) Gründe für und wider die Gollegialverfaffung im Archiv, XIV, 398. 

84) Mittermaier's Auflap im Archiv, XVII, 48. Zentner, Andeutungen einer auf Gollegialität ges 
bauten Berichtsverfafjung (Manheim 1839). Archiv, XLI, 435. Feder, Grundzüge einer deutſchen 
Gerichtsverfaffung (Offenburg 1862). 
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Meinung ift. Es iſt befannt, wie die nämliche Rechtsſache von verihiedenen Seiten betrachtet 
werben kann; jeber, der felbft in Gollegien lebte, weiß, daß häufig erft durch ven Austaufch. der 
Anſichten und die Abwägung der verſchiedenen Gründe die Wahrheit gewonnen wird, während 
der einzelne an feiner einmal gefapten Meinung fefthalt. 8°) Die Collegialverfaffung gibt aber 
auch die Bürgfchaft, daß mit größerer Unabhängigkeit und Selbfländigfeit die Urtheile von ven 
in einen Collegium vereinigten Richtern gefällt werben, weil dev Muth jedes einzelnen mehr 
wählt, wenn er mit mehrern die Berantwortlichkeit theilt, und weil Die Energie eines Gollegial: 
mitgliedes andere zu gleicher Kraft entflammt. Ohnehin jegt die Einführung einer guten, auf 
Offentlichkeit und Mündlichkeit gebauten Procedur weſentlich vie Gollegiglverfaflung voraus. Da 
die Gerichtsorganiſation immer aufgefaßt werden muß, wie jie auf die Bermaltung der Eiviljuftiz 
und der Criminaljuſtiz paßt, fo ift e8 Doppelt nothwendig, in der legten Beziehung ſchon in erfter 
Inſtanz collegialifch eingerichtete Gerichte zu Haben ; denn nur dadurch wird e8 möglich, Die unab⸗ 
weisliche Forderung zu befriedigen, daß öffentliches mündliches Hauptverfahren vor dem urtheis 
lenden Richter angeordnet werde. Die ſchwerſten Verbrechen Fönnen dann vor den Appellationd= 
gerichten mit Gefchworenen, die geringen Straffälle, deren Strafe z. B. nur einige Tage Strafe 
beträgt, vor den Einzelrichtern, und bie größte Zahl der Straffälle, deren Strafe 5. B. nur bis 
zwei oder drei Jahre Breiheitöftrafe beträgt, vor ven Gollegialgerichten eriter Inflanz abgeur⸗ 
theilt werben. Nach diefer Gerichtöverfalung, welche in Frankreich, Belgien, Holland, Stalien und 
der Schweiz gilt, läßt ſich die Criminaljuſtiz jehr paſſend einrichten, jopaß bei jenem Gollegial- 
gerihte ein Mitglied veffelben als Unterſuchungsrichter aufgeftellt wird, Diejed Die Unterſuchung 
aller im Gerichtsbezirke vorgekommenen Straffälle führt, jedoch den Ginzelrichtern Die noth- 
wendigen Unterfuchungshanblungen, die beffer an Ort und Stelle des begangenen Verbrecheng 
vorgenommen werben fünnen, anfträgt, mit den bei dem Gollegialgerichte angeftellten Staats— 
procurator communicirt, ſodaß nad gefchloffener Borunterfuchung die [hmerern Straffälle an 
die Appellationdgerichte zur Aburtheilung geſendet und die mittlern (Zuchtpolizeigerichtsfälle 
in Fraukreich) in Die Sigungen bed Bezirksgerichts (Collegialgerichts erſter Inſtanz) gewieſen 
werden. Dieſe Collegialgerichtsverfaſſung hat aber nur einen Werth unter der Vorausſetzung, 
daß die Art ihrer Beſetzung jene Vortheile zu gewähren im Stande iſt, deren Erreichung als 
Zweck ver Urtheilsfällung durch Collegien vorſchwebt, und daß die Nachtheile, welche dieſe Ver⸗ 
faſſung erzeugen kann, durch eine zweckmäßige Aufſtellung von Einzelrichtern beſeitigt werben, 
In der erſten Rückficht hat der Geſetzgeber dafür zu ſorgen, daß die Berichte fo beſetzt werden, 
daß eine gründliche Beratbung möglih wird. Bine zu Fleine Zahl der Richter, welche das 
Collegium bilden, ift in diefer Beziehung nicht wünſchenswerth 86), weil nach der Erfahrung in 
ſolchen Gollegien, z. B. welche nur aus drei Richtern beſtehen, jelten die günftigen Verhaͤltniſſe 
eintreten, welche voraudgefegt werden müſſen, wenn vie Bollegialverfaffung Vortheile haben 
ſoll; denn gewöhnlich ſchon überhaupt ift eine Majorität von zwei gegen eins Feine ſolche, welche 
bejondered Vertrauen gibt; ein Mann, ver durch Talent oder Derbheit oder höhere Stellung 
ein Übergewicht über die andern übt, iſt dann der eigentliche Richter und bewirkt leicht, daß 
einer der zwei Eollegen ihm zuſtimmt. Nach der Erfahrung ift e8 vorzüglich der Präfident, 
welcher den größten Einfluß auf die Fällung des Urtheils hat. Je mehr in neuer Zeit die Anſicht 
Verteidiger findet, daß da, wo Offentlichkeit und Mündlichkeit vorfommt und die alte gefegliche 
Beweistheorie aufgehoben ift, gegen Lirtheile ber Staatörichter in Bezug auf die Thatfrage feine 
Berufung ftattfinden foll, defto mehr wird eine flärkere Bejegung der Gerichte wefentlich. 
Noch wichtiger wird der zweite oben angeführte Punkt, nämlich die Beflimmung eines richtigen 
Berhältniffes von Einzelrichtern zu den Collegialgerichten. Unverfennbar entftehen dadurch, 
dap für große Gerichtsbezirke, 3.8. von 60— 80000 Einwohnern, Ein Gericht angeordnet wird, 
Nachtheile, weil dann die Rechtſuchenden in zu weiter Entfernung von dem Gerichtsſitze wohnen 
und, durch die Schwierigkeiten und Koften der Rechtsverfolgung abgefchredit, nicht leicht ven 
Rechtsweg betreten Eönnen, aud) durch die Entfernung der Zeugen vom Gerichtsſitze und durch 
die Hinderniffe, melde die Bornahme des Augenſcheins an dem jtreitigen Orte bat, größere 
Koften entftehen. In Strafiaden aber hängt felbft die Herftellung der Wahrheit von ver 
Gerihtäorganifation ab, injofern da, wo nur für große Gerichtsbezirke ein Gericht beftellt wird, 
bei welchem der Unterfuhungsrichter jih befindet, am Anfange bes Proceſſes, two oft Gefahr auf 


85) Aus den flatiftifchen Tabellen 7 ſich, daß weit mehr Urtheile der Einzelrichter in zweiter In⸗ 
ſtanz reformirt werden als Urtheile von Gollegialgerichten im Ball der Appellationen gegen biefelben, 
86) Mittermaier’s Aufſatz im Archiv, XVII, 120. 
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dem Berzuge ſchwebt, die Vernehmung des Beſchädigten, die ſchnelle Vernehmung der Zeugen, 
die Vornahme des Augenſcheins und dadurch die jichere Herftellung des Thatbeſtandes und 
Audmittelung des Thäters gehindert wird. Das Bedürfniß fordert daher die Organifation von 
Gerichten*7), welche, ven Rechtsbedürftigen nahe, ohne Mühe und große Koften zur Verhandlung 
oder Entiheidung von Streitfadhen aufgefordert werben fünnen. In manden Fallen, in denen 
es auf ſchnelle Enticheidung ankommt, wo z. B. Gefahr auf dem Verzuge ift, oder wo nur durch 
eine Localunterfudung an Ort und Stelle eine gerechte Entſcheidung möglich wird, oder wo es 
auf einfache Fälle ankommt, hei welchen die perſönliche Erſcheinung der Barteien bei der Ver: 
handlung zweckmaͤßig ift, würbe der Zwang, an das entfernte Collegialgericht fich zu wenden, 
unpaffend fein, und die Anordnung von Einzelrichtern für Fleine Bezirke ift hier nothwendig. 
Auf diejem Grundfage beruht die Drganifation der Friedensgerichte in Sranfrei 38), BelgienSP), 
Holland”), Stalien?!), per Schweiz 2) und in den meiften deutſchen Staaten.??) In diefer Bes 
ziehung ift die Regulirung der Competenz diefer Ginzelviter von hoher Wichtigkeit. 9%) Es ift 
bedenklich, dieſe Gompetenz zu ſehr audzudehnen, weil man fonft leicht dazu kommt, die Mehr: 
zabl ver Sachen an die Einzelrichter zu weifen und dielirtheilsfällung durch die Collegialgerichte 
mehr zur Ausnahme zu machen. Biel kommt auch darauf an, welche Eigenfchaften man bei die— 
ſen Cinzelrichtern vorausſetzt. Betrachtet man z. B. die Idee, welche dem friedendgerichtlichen 
Inſtitut in Frankreich zu Grunde lag, jo dachte man hei feiner Errichtung nicht daran, eigent⸗ 
lie Juriſten als Friedensrichter anzuftellen; ſie follten Männer fein, welche durch ſittliche 
Autorität ausgezeichnet, wohlhabend und von der Regierung unabhängig wären und mehr 
vermittelnd wirkten; daraus erflärt ſich die beſchränkte Kompetenz der Friedensgerichte $) vach 
dem urſprünglichen Geſetze; allein das Inflitut änderte bald feinen Charakter; die Friedens: 
gerihte wurden angeftellte, beſoldete (obwol ſchlecht bezahlte) Richter. Als die zu Frankreich 
gehörigen Rheinprovinzen wieder an deutiche Herrſcher kamen, wurben die Friedensgerichte 
mehr wie andere Gerichte betrachtet, und nur Iuriften, die alle Eigenſchaften befigen mußten, 
wie fie gefeglid überhaupt zum Richteramte gehörten, konnten Frievendrichter fein; daher kam 
man aber auch dazu, die Competenz dieſer Briedensrichter zu erweitern. In Rheinpreußen 
geihah dieſes ſchon durch das Gefeg vom 7. Juni 1821, nad welchem bie Friedensrichter in 
legter Inftanz bis 20 Thlr. und in perjönligen und Mobiliarklagen mit Appellation bis 
300 Thlr. Ipreden follten. In Rheinbaiern und Rheinheſſen ergingen ähnliche Gefege. In 
Sranfreich fühlte man gleichfalls Die Nothwendigkeit einer Berbefferung, und ſchor 1835 wurde 
den Kammern ein Gefegentwurf über gerichtliche Organiſation vorgelegt. 9%) Erſt im Jahre 
1838 fam das Geſetz vom 11. April über die Competenz der Gerichte erfler Inſtanz und das 
vom 7. Juni 1838 über die Friedensgerichte zu Stande. 9”) Danach entfiheiden die Frledens⸗ 
geriite ohne Berufung bis zum Betrage von 100 Frs., und mit Vorbehalt ver Prüfung bis 
200 8x8. in perjdnlihen und Mobiliarklagen. Außer diefen Sachen find noch durch das Gejeg 
von 1790 (mit einigen Abänderungen, welche die Erfahrung als nothwendig zeigte, duch daß 
Geſetz von 1838) andere Gegenftände ohne Rückſicht auf den Betrag an bie Friedensgerichte 
gewieſen, 3.8. Klagen über Beſchädigung von Feldfrüchten, Ernten, Verrüdung von Grenz⸗ 





87) Mittermaier, Der gemeine beutfche Proceß (zweite Auflage), Beitrag 4, ©. 49 fg. 

88) Nach dem Geſetz vom 9. Ventoſe Jahr IX (24. Aug. 1790). Henrion de Panſey, De la com- 
Meisnce des juges de paix, Kap. 1. Meyer, Esprit, origine et progres des institutions judiciaires, 
V, 368. 


89) Nach dem Geſetz vom 4. Aug. 1832 find die Friedensrichter in Belgien unwipgeruflich angeftellt. 

30) ®efeg über bie richterliche Organifation von 1835, Art. 38, 39, und neues Geſetz von 1861. 
Bol. Zeitfchrift für ausländifche Geſetzgebung, VIII, 106. 

91) Cödice di Parma von 1820, Art. 49—72. Codice di Roma von 1834, Art. 493-536. 
Regolamento di procedura civile per i tribunali del Granducato di Toscana von 1814 und Rego- 
Jamento vom 9. Aug. 1838; vgl. Auszüge bei Mittermaier, Der gemeine beutfche Proceß, Heft 4, 
S. 40—42. 92) Nachweiſungen bei Mittermaier, ©. 42. 

33) 3.2. in Hannover, Braunfchweig und Oldenburg. " 

94) Welche Rüdfichten dabei entfcheiden follen, vgl. Mittermaier, ©. 51. 

35) Nach dem Geſetz von 1790 fprachen fie über gewiffe Sachen bis zum Betrag von 50 Frs. in letz⸗ 
ter Inſtanz, in erſter Inſtanz bie zum Betrag von 100 Frs. in Perſonal⸗ und Mobiliarklagen. 

96) Eine gute Dasftellung von Klimrath in der Zeitfchrift für ausländifche Geſetzgebung, V, 165; 
und das wichtige Wert von Mafion, Sur le projet de loi, concernant l'organisation des tribunaux 
(Baris 1836). i 
97) Eine gute Darftellung von Fölir in der Zeitfchrift für ausländifche Gefeggebung, Bd. XI, Nr.1. 
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fteinen, Einzäunungen, Klagen über Störungen des Waflerlaufs zur Bewäfferung der Wiefen, 
poſſeſſoriſche Klagen, Streitigkeiten zwiſchen Dienſtherren und Dienſtboten u. a. Auf ähnliche 
Weiſe wurde in Belgien 9) die Competenz der Gerichte erſter Inſtanz und der Friedensgerichte 
(mit den naͤmlichen Summen wie in Frankreich) regulirt. Dieſe Einzelrichter haben auch in 
Strafſachen eine bedeutende Stellung; ſie ſind es, welche über die geringern Fälle (in Frankreich 
„contraventions“ genannt) urtheilen, in der Unterſuchung ſelbſt theils als Beamte der gericht⸗ 
lichen Polizei die an ſie gelangenden Anzeigen und Klagen aufnehmen, Zeugen verhören, den 
Thatbeſtand, vorzüglich inſofern Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, herſtellen und während der 
Unterſuchung von dem Unterſuchungsrichter, an welchen ſie die geſammelten Acten über die erſten 
von ihnen vorgenommenen Schritte einſenden, weitere Befehle erhalten, wodurch ſie zu einzelnen 
Unterſuchungshandlungen ermächtigt werben, ſowie fie als Beamte der gerichtlichen Polizei 
unter der Staatsbehoͤrde ſtehen, die ihnen Aufträge gibt. Bemerkt muß noch werden, daß in 
einigen Ländern Deutſchlands, in-welhen in erſter Inſtanz das Gericht nur aus einem Beamten 
beſteht, die Einrichtung vorkam, daß die Criminalgerichtsbarkeit nicht mit jedem Untergericht ver⸗ 
bunden war, ſondern enttweber eigene Unterſuchungsgerichte, 3. B. die Inquifitoriate in Preußen, 
errichtet waren oder die Bezirke mehrerer Untergerichte fo vereinigt werden, daß ein derſelben als 
Griminalgericht des ganzen Bezirks erklärt war. 9%) Nach der deutſchen Einrichtung ift auch das 
Gericht erfter Inftanz (Landgericht, Amt genannt) häufig diejenige Stelle, welche bis zu einer 
beſtimmten Grenze über die geringern Straffälle 100), in denen fie die Unterfuhung führte, 
zugleich das Urtheil zu fällen hat; weil man in diefer Ginrichtung ebenfo für die Beſchuldigten 
den Bertheil findet, daß die ohnehin gewöhnlich ſchon einfache Sache ſchnell und ohne viele 
Koften abgeurtheilt wird, ald dad Intereile des Staats erkennt, daß die Obergerichte nicht mit 
der Aburtheilung einfacher Fälle beläftigt und Koften und Zeitverluft vermieden werden, welche 
durch Einfendung von Acten an die entfernten Obergerichte zur Entſcheidung entfliehen müßten. 
Bergleiht man ven Umfang, in melden nad) den neuern Gefegen über Gerichtöverfaflung ven 
Einzelrichtern eine Gompetenz in Civilproceſſen eingeräumt werden foll, fo bemerkt man bald, 
daß noch große Verſchiedenheit ſowol über Die Summe 101), his zu welcher dieſen Einzelrichtern 
gegeben werben, als in Bezug auf die Fälle berricht, in denen ohne Rückſicht auf ven Betrag 
des Streits die Einzelrichter entſcheiden dürfen 102), ebenfo in Anfehung der Frage, wie weit 
durch Prorogation die Gompetenz abgeändert 193) werben kann. Gewiß ift, daß, wenn man 
(wie nad dem babifchen Gefeg) die Einzelrichter bis 200 Fl. entfcheiden läßt, ver Sache 
nad) dad Princip, daß Gollegialgerichte ſchon in erſter Inftanz entſcheiden follen, aufgehoben ift, 
weil dann die Mehrzahl der Procefie in einem häufig zu leicht fjummarifchen Verfahren ver: 
Handelt wird, den Rechtſuchenden die Benugung der Hülfe tüchtiger Advocaten erſchwert ift, 
und die regelmäßig mehr von jüngern Männern mit geringem Gehalt erfolgenve Befegung der 
Stellen der Cinzelrichter oft Beſorgniß erweckt, da dieſen Richtern nicht vie nöthige Unabhängigkeit 
gelichert ift. Nicht unerwähnt darf noch bleiben, daß in Bezug auf Gerichte erfter Inftanz 
vielfach neuerlich die Forderung geftellt wird, daß in diefen Gerichten mehr das volksthümliche 
Element angewendet wirb!09), und zwar a)inGivilprocefien, infofern man Schöffengerichte oder 
Zuziehung von Gefhmworenen verlangt. In Bezug auf den erften Vorſchlag lehrt jedoch die 
Erfahrung 108), daß die Benugung diefer Gerichte nicht fo gut iſt, als man oft glaubt, und in 
Anfehung ver Schwurgeridhte in Civilſachen erheben ſich vielfache Bedenklichkeiten 206), ſelbſt in 
England ift die Erfahrung belehren. 197) Dagegen b) bewährt fih in den Staaten, wo der 


m 


98) Durch Seſetz vom 25. März 1841. 
99) Nähere Nachweiſungen in Mittermaier's Strafverfahren i in den dentfchen Gerichten I, 191. 
100) Mittermaier, Über die Strafgefeßgebung in ihrer Kortbildung (Heidelberg 1841), ©. 
101) 3. B. in Hannover bis 100 Thlr. in Braunfchweig bis 50 Thlr., in Oldenburg bis 75 Thlr., 
in Baiern bie 150 Fl., in Baden bis 200 Fl. 
102) 3.8. in Bezug auf Dienftbarfeiten, befonders Beſitzklagen. 
103) Mittermaier’s Nachweifungen im Archiv, XLI, 87. Meier‘ 8 Kritifche rörterungen über Ei: 
vilproceß, ©. 46. 
104) Eine beaiangewürbige Schrift darüber iſt die von —— ‚Grundzüge einer volfsthümlichen 
beutfchen Gerichtsverfaſſung noch Müller im Archiv, Bo. XLVI, Nr. 6. 
105) In Bezug auf Wirtemberg Breitling im Archiv, Bd. KLvt, Nr. 14. 
106) NRachweifungen im Archiv, XXXI, 388; XLV, 247. 
107) Namentlich wegen Beiziehung ber Geſchworenen in Grafſchaftsgerichten im Archiv, XLV, ar. 
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Verſuch gemacht if 10°), die Veiziehung von Schöffen zur Aburtheilung ver an Einzelrichter ge- 
wiefenen Straffälle, ſodaß durch Abſtimmung des Richters und ver Schöffen aus dem Volke das 
Urtheil zu Stande kommt, ald fehr wohlthätig. 109) 

G. Bon Wichtigkeit für eine gute Gerichtöverfaflung ift noch die Befchränfung der Berichte 
auf bie rein flreitige Gerichtsbarkeit. In Deutſchland ift in vielen Ländern noch das Untergericht 
zugleich die Behörde, welche Die fogenannte freiwillige Gerichtsbarkeit verwaltet, z. B. Tefla: 
mente aufnimmt, bie Urkunden über Verträge auffaßt. Diefe Einrichtung zeigt fi als unzweck⸗ 
mäßig, weil theils dadurch dem Bericht eine Gefhäftslaft aufgelegt wird, welche ven Beamten 
in ber ſchleunigen und ununterbrochenen Beforgung der ald Hauptſache ihm obliegenden Ge⸗ 
ſchäfte der Juſtiz hindert und nicht felten in eine ber Unparteilichfeit des Richters ungünſtige Lage 
ihn jegt, indem er bei Aufnahme ver Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit theils Nathgeber 
der Barteten fein muß, theild die Redaction der Urkunden beforgt, und in der Folge doch über 
Rechtsſtreitigkeiten entſcheiden fol, welche über Die von ihm aufgenommenen Rechtsgeſchäfte ſich 
erheben. Weit zweckmäßiger erſcheint daher eine Einrichtung, nach welcher die Verwaltung ber 
freiwilligen Gerichtöbarkeit eigenen Beamten (Notarien) übertragen wird. 210) Es darf jedoch 
nicht unbemerkt bleiben, daß jelbft da, wo die Gefepgebung die Notare ald die regelmäßigen 
Beamten zur Verwaltung der nichtſtreitigen Gerichtsbarkeit aufftellt, es ſich rechtfertigt, daß, 
wie auch dad frangdflfche Geſetz es thut 111), einige Geſchäfte megen ihrer Wichtigkeit und des 
Zuſammenhangs oft mit fhwierigen Rechtsfragen an Gerichte gewiefen werben. 112) Auch in 
neuern Geſetzen deutfher Staaten kommt nod eine folde Hinwelfung von Rechtsgeſchäften an 
Gerichte vor?13), vorzüglich noch infofern das Gefeg für gewiſſe Geſchäfte gerichtliche Prüfung 
und Beflätigung nothwendig findet. 11%) 

1. Die Berichte zweiter Inftanz kommen in Deutichland unter verſchiedenen Namen 
(Appellationsgerichte, Hofgerichte, Juſtizkanzleien, Kammergerichte, Oberlandeögerichte, Ober: 
gerihte) vor. Sie find collegialiih organtfirt und üben die reine Juftiz ohne alle Admini⸗ 
ftrationdgefchäfte aus. In Frankreich bilden die Appellationshöfe vie Gerichte zweiter In⸗ 
flanz. Die Stellung diefer veutfchen Gerichte iſt: A) in Civilſachen die, daß an fie von 
allen Urtheilen der Gerichte der erſten Inflanz Rechtsmittel ergriffen werben können, und 
daß fie ald oberaufſehende Berichte über die Juſtizverwaltung in erfter Inflanz erſcheinen. In 
der erften Rückſicht ift die Beichrankung ber Appellation nach gewiffen Summen 12°), beren 
Betrag der Streitgegenftand überfleigen muß, wenn ein Nechtömittel ergriffen werben barf, 
wichtig. Man bemerkt bei der Bergleihung der darauf bezüglichen Ranbeögefege, daß man die 
Summe nicht felten zu niedrig fegt und dadurch bewirkt, daß bie Mehrzahl ver Fälle der Mög: 
lichkeit entzogen wird, die darin von ber erften Inſtanz gefällten Urtheile der Prüfung des Höhern 
Gericht! zu unterwerfen. Als oberauffehende Gerichte find es die Gerichte zweiter Inflanz, 
welche theils durch Tabellen, welche die Berichte erfter Inſtanz über ihre Gefchäftsführung ein- 
fenden müffen, von dem Stande der Geſchäftsthätigkeit Diefer Gerichte fich überzeugen und durch 
geeignete Bemerkungen eingefchlichene Misbräuche rügen und die faumigen Richter zum größern 
Eifer antreiben Fönnen, theils durch Beſchwerden der Barteien über verweigerte oder verzögerte 
Juſtiz bei ven Gerichten erfter Inſtanz oder andere Beſchwerden illegaler Handlungen aufgefor= 
dert werben, in anhängige Proceffe jedoch nur fo weit einzugreifen, als fle die Hinderniſſe einer 
gerechten und fchleunigen Juſtizverwaltung befeitigen können. Im Bufammenhange mit dem 
Verhältniß der Obergerichte und der Rechtsmittel ſtand das Inftitut ber Actenverfendung 119), 
das wohlthätig in Ländern ſich bewährte, in welchen es an Obergerichten fehlte, ſodaß Ergrei- 


108) Neulich in Hannover und Olpenburg eingeführt; fie follen auch in Kurhefien, Baben, Bremen 
und Württemberg eingeführt werben. 

109) Rachweifungen von Schwarze, vgl. Gerichtszeitung, Jahrg. 1862, ©. 169. 

110) ©. Rotariat. 

111) Code de procedure von Art. 383 an. 

112) 3. B. wegen Autorifation für Ehefrauen, Interdiction, Theilungen. 

113) 3. B. nach bairifcher @erichtsverfaflung von 1861, Art. 18. Ebel, Com., &. 62, bei Hypo: 
thekenweſen, Bormundfchaften. Diele Gefchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit find im neuen badifchen 
Geſetz vom 28. Mai 1864 über freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat übertragen. 

114) Bairifches Notariatsgeleß, Art. 11 u. 12. 

115) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft 3, ©. 82. 

116) S. Actenverſendung. 


Staats:Perifon. XL, 5 
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fung von Rechtsmitteln nicht möglich gewefen wäre, ober in Kleinen Territorien zwedmäßig 
wirkte, in denen ven Gerichtähöfen die nöthige Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit der Richter 
fehlte, und daher den Parteien ein großer Rechtefchug gegeben war, wenn fie hoffen durften, daß 
ihre Rechtöftreitigkeiten an Eollegien fämen, die, im Auslande von jedem Einfluß auf die Richter 
unabhängig geftellt, nur nach ven Gefegen, ohne Anfehen ver Perſon urtheilten und, felbft auf 
Höhenpunfte ver Wiſſenſchaft ftehend, bei ver Urtheilsfällung gründlicher, als es häufig dem 
Praktiker möglich ift, die Forderungen der Wiffenfchaften beachteten, auf bie Fortbildung ber 
Praxis einwirkten und durch diefe Theilnahme am Leben und, zur Rechtsanwendung gend: 
thigt, ſelbſt die Wiſſenſchaft frifher und mehr ven Bedürfniſſen des Lebend gemäß ausbil- 
den Eonnten. Daher es ſehr zu beklagen ift, daß durch einen (fpäter freilich wieder aufge 
bobenen) Bundesbeſchluß, welcher die Verſendung der Arten in Criminalſachen verbietet, 
diefe Möglichkeit der praktifhen Ausbildung bem Theoretifer entzogen und der Rechtsanwen⸗ 
dung jene befruchtende Einwirkung dev Wiſſenſchaft geraubt worden ifl. Es muß jedoch an: 
erkannt werben, daß da, wo Dffentlicfeit und Mündlichkeit der Nechtöpflege befteben, bie 
Actenverfendung ihre Bedeutung verliert. B) In Criminalſachen find die Obergerichte 
zweiter Inſtanz: a) die vegelmäßigen urtheilenden Gerichte erfler Inflanz, infofern nad 
deutſcher Einrichtung die Untergeridhte nur die Unterfuhung führen und die Acten nad dem 
Schluffe der Unterſuchung an das Obergericht zur Entſcheidung einfenven; b) fle jind bie 
Gerichte zweiter Inflanz, wenn gegen bie Urtheile, welche von den Untergerichten in erfler 
Inſtanz gefällt worden find, Berufung eingelegt wird; c) fie iind es, an welche im Laufe des Pro⸗ 
ceſſes Anfragen ver Unterſuchungsgerichte in wichtigen Fällen, 3. B. ob Verhaftung vorgenom⸗ 
men werben darf, und Beſchwerden der Angeſchuldigten oder ihrer Verwandten gegen bie Ver: 
fügungen der Untergerichte gelangen. In Frankieich und in denjenigen Ländern, in welden 
das Verfahren auf die Grundlagen der Offentlichkeit und Münplichkeit gebaut ift, erfcheinen die 
Appellationdhöfe 1) als diejenigen, welche in zweiter Inftanz über die Berufungen entjcheiben, 
welche gegen die von den Zuchtpolizeibehoͤrden gefällten Urtheile eingelegt werben. 2) Eine 
eigene Abtheilung des Appellationshofs bildet ver Anklagefenat (oder die Ankflagefammer), wel: 
her nach geichloffener Borunterfuhung darüber entſcheidet, ob der Angeſchuldigte in den Stand 
der Anklage zu verfegen jei. 117) 3) Der Appellationshof fann in Fällen, in welden eine 
Unterfuhung wegen eines Verbrechens erhoben ift und vielleicht die Staat8behörbe (oft aus 
politifhen Rückſichten, oder weil die Regierung gewiſſe Berfonen begünftigen will) und der 
Unterfuhungsrichter feine Unterfuchung einleitete, verorpnen, daß der Generalprocurator bie 
geeignete Uinterfuchung einleiten laſſe. 118) 4) Der Appellationshof ift infofern das urtheilende 
Gericht, als ein Appellationdgerichtärath der Afftfe präſidirt und der Aſſiſenhof außer den Ge⸗ 
Ihmworenen, ald Richtern ver Schuldfrage, auch aus Appellationsrichtern befteht, die als Richter 
des Rechts über die im Laufe ver Aſſiſe vorkommenden Rechtsfragen fowie über die zu erfennende 
Strafe nad dem Ausspruch der Geſchworenen entfheiden. In neuefter Zeit hat vie Anjicht viel- 
Tach Anhänger gefunden, daß da, wo öffentliches mündliches Verfahren befteht, eine Berufung 
über die Schuldfrage weder mit dem neuen Verfahren vereinbar noch nöthig fei 119), während 
die Erfahrung Frankreichs, wo noch dad Gefeg von 1856 die Berufung beftätigte, die Noth: 
wendigfeit ver Appellation zeigt und gewichtige Gründe 120) nachweiſen, daß die Befeitigung des 
Rechtsmittel bevenklich fein würde. Erwähnt muß noch eine neue Richtung mancher Geſetz⸗ 
gebungen 121) werben, nach welcher (wol aus unzeitiger Sparfamfeit) eind der Gollegialgerichte 
erfter Inftanz ald Appellationsgericht für andere im Range gleichſtehend erklärt wird. Die Er: 
fahrung wird lehren, daß diefe Einrichtung, die mit dem Wefen ver Appellation nicht im Gin: 
fang ſteht, jih nicht gut bemähren wird. 122) 

IT. Gerichte dritter Inftanz find die in den deutfchen Staaten unter verſchiedenen 
Ausdrücken (Oberappellationdgerichte, Oberhofgerichte, Obertribunale, oberfte Juſtizſtellen) 


117) Sranzöfifches Geſetz vom 20. April 1816, Art. 11. 

118) Vgl. Darüber Henrion de Panſey, De l’autorite judiciaire en France, I, 421. 

119) Diefe Anficht ift in die braunſchweigiſche Geſetzgebung und in die Entwürfe von Baden und 
Mürtemberg übergegangen und wird von bedeutenden Schriftilellern vertheidigt, 3. B. von Schmarst, 
Walther und Slafer. 

120) Bon Mittermaier erörtert in Goltdammer's Archiv, X, 14, 163. 

121) In Sranfreich kam fie vor im Code bis 1856. Das badifche Geſetz über Gerichtöverfaflung 
hat bie neue Anficht aufgenommen. 

122) Mittermaier's Nachweifungen im Archiv, XLV, 231. 
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vorkommenden Gerichte, an welche pie Appellation gegen die Urtheile ver ®erichte zweiter Inſtanz 
in Civilſachen und gegen die in Griminalfachen in erfter Inftanz von den Obergerichten gefpro= 
henen lirtheile gebt. Zugleich find fie oberauffehende Gerichte über die Juſtizverwaltung der 
untern Geritäftellen, ſodaß an fie die Berichte der Gerichte zweiter Inftanz ſowie die Beſchwer⸗ 
den ber betheiligten Verfonen gelangen. Die Bedeutung diefer Gerichte ift in Deutſchland dop⸗ 
pelt groß, da die deutſche Bundesacte 123) den Parteien dad Recht auf drei Inflanzen zufichert. 
Diefe Beſtimmung hat jedoch nicht den Sinn 12%), daß in allen Sachen vie Varteien drei In⸗ 
ftanzen haben müffen, da vielmehr es jeder Bundesregierung freifteht, die Gerichtsverfaſſung 
ihres Landes nad Belieben zu orbnen und Durch Beftimmung von Appellationdfunmen ober 
Aufftellung von gewiffen Sachen, in denen das Öffentliche Leben eine fchnellere Juſtiz nothwendig 
macht, die Berufung an bie dritte Inſtanz zu befchränfen, 125) Gine neue Richtung der Geſetz⸗ 
gebung if, daß die dritte Inftanz als entbehrlich betrachtet wird. 

IV. An ber Spige der Gerichtsverfaſſung fleht nach vem franzoͤſiſchen Recht und den Geſetzen 
der Länder, deren Gerichtönerfaflung der franzöſiſchen nachgebildet ift, ver Caſſations hof126), 
veranlaßt durch ein ſchon vor der Franzöſiſchen Revolution vorkommendes Inſtitut, im Jahre 
1790 im weſentlichen auf vie Weiſe, wie fie noch jegt in Frankreich zu Grunde gelegt iſt, orga⸗ 
nifiet, um über Eaffationsgefuche zu ſprechen, Gompetenzeonfliste zu reguliren, über Syndikats⸗ 
lagen zu erkennen. Diefer Gerichtshof darf nicht einem deutſchen Gericht dritter Injtanz gleich- 
geftellt werben, da der Caſſationshof nicht in ver Hauptſache felbft ſpricht und au die Stelle des 
Urtheild, welches er aufhebt, ein anderes fegt, fondern nur das Urtheil caffirt und zur Entfchei= 
dung über die Hauptſache an ein anderes Gericht in manchen Fällen die Sache weifl.127) 
Diefer Caſſationshof wird in Frankreich ald hochgeachtetes Collegium, ald eind der wichtigſten 
Mittel 123) betrachtet, vie Gteihförmigkeit ver Nechtöpflege und die Vermeidung verfchiepen- 
artiger Audlegungen des Gefeges zu bewirken, während er zugleih (im Zufammenhange mit 
den Inftitut der Staatöbehörbe) dazu beiträgt, die Intereffen des Geſetzes zu ſichern und felbft 
wieder wohlthätig auf die Verbeflerung ver Gefeßgebung zu wirfen. Es darf aber auch nicht 
unberudijichfigt bleiben, daß dieſes Inftitut ohnehin nur da von Bebeutung fein kann, wenn in 
einem Lande nur eine gleihförmige Geſetzgebung, wie 3. B. in Frankreich, beſteht, dagegen we— 
niger Werth da haben kann 129), wo das in einem Lande geltende Necht aus einer Mafle von 
Provinzialrechten und Statuten zuſammengeſetzt ift, welde in verſchiedenen Landestheilen gelten. 
Auch erzeugt das Recht, Kaflation zu ergreifen, manche Verzögerungen, deren Nachtheile kaum im 
Verhältniß mit den gerühmten Bortheilen des Inftituts ſtehen. Amı wichtigften aber ift die Sache 
wegen der Wirkung, die in dem Falle, wenn viefes Lirtbeil vernichtet wird, eintreten foll. Es 
war in Frankreich anerkannt, daß die Berichte durch die Entſcheidungen des Caſſationshofs nicht 
gebunden find, daher häufig die Appellationshöfe gerade die nämliche Rechtsanſicht wieder aud- 
ſprachen, wegen welcher der Caſſationshof caffirte. Hier befindet fich Der Geſetzgeber in einer ſchlim⸗ 
men Lage; denn wenn man bie Gerichte durch die Rechtsſprüche des Caſſationshofs für gebunden 
erflärt, ſo legt man eigentlich piejen Hofe eine Art geſetzgebender Gewalt bei und hindert das 
freie Fortſchreiten der Gefegedanwendung; läßt man aber den Gerichten völlige Freiheit, vie 
Entſcheidung im Widerſpruche mit der des Caflationshofs zu geben, fo hat der Ausſpruch befiel- 
ben weniger Werth, obwol nit zu leugnen ift, Daß die beifern, in einer Reihe von Urtheilen 
aufgeftellten Anfichten des Caſſationshofs zulegt doc ihren Einfluß auf die Rechtſprechung äußern 
werden. Dad neuefte franzoͤſiſche Gefeg 130) gebietet, daß, wenn dad zweite Urtheil aus dem 
nämlichen Motive wie das erfte caffirt ift, das Gericht in Bezug auf ben Rechtöpunft nach dem 
Ausfpruche des Caſſationshofs jich Fichten müffe. In mehrern Staaten, in welden ver Cafſa⸗ 
tionshof befteht, ift diefe Behörde mehr in einen Reviſionshof verwandelt worden, infofern er 
auch in Fällen, in venen er dad Urtheil cafjirt, in der Hauptſache ſelbſt Necht Sprechen Tann. 131) 


123) Art. 12. 124) Bundesbeſchluß vom 14. März 1822, 

125) Mittermaier, Der gemeine deutſche Proceß, Heft 3, S. 20-24. 

126) Mittermaier, Heft 3, S. 136. 

127) Feuerbach, Über Offentlichfeit, IT, 94. 

128) Meyer, Esprit origine, V, 416. Müller, Das Inftitut der Staatsanwaltichaft, S. 149. 

129) Mittermaier, Der gemeine deutfche Proceß, Heft 3, S. 142. 

130) Bom 1. April 1837. _ 

131) 3. B. für Rheinpreugen. S. noc; überhaupt: Zentner, Andeutungen über bie Einführung 
einer auf Gollegialität gebauten Gerichtöverfaffung, S. 45, 55, 119; über ben Caffationshof in den 

' OÖ 





68 Drientalifche Frage 


In neuerer Zeit ift durch die Einführung des Öffentlichen und mündlichen Berfahrend in Deutſch⸗ 
land die Frage über bie Bebeutung des Caſſationshofs wichtiger geworben und in deutſche Geſetz⸗ 
gebungen übergegangen. 132) Daß ver Werth eines ſolchen Gerichts nicht felten überfchägt wird, 
ergibt fi, wenn man erwägt, daß die Vorausſetzung, tvorauf das Gericht beruht, nämlich vie 
Möglichkeit der ſcharfen Trennung der That: und Rechtsfragen, in vielen Proceſſen nicht vor- 
handen ift, daß, wenn man ven Entfcheivungen des Cafſſationshofs eine verbindliche Kraft für 
andere Gerichte beilegt, die freie Rechtſprechung nad ven Fortſchritten ver Wiſſenſchaft leicht 
gehindert wird, daß die gehoffte Rechtseinheit und Gleichfoͤrmigkeit nicht zu erreichen ift, daß in 
Strafſachen die gute Wirkfamkeit des Caſſationshofs leicht daran fiheitert, daß er die Entſchei⸗ 
dung über die Thatfrage oder einen thatſächlichen Umſtand, wenn aud der Irrthum noch fo klar 
vorliegt, als feftftehend nehmen muß. 133) Es verbient Beachtung, daß in Italien neuerlich des⸗ 
wegen vielfadh dem Gericht ber dritten Inflanz der Vorzug vor dem Caſſationshofe gegeben 
wird, 13%) | 

V. Wefentli zu einer Begründung einer zwedinäßigen Gerichtsorganiſation ift das In⸗ 
flitut ver Staat8behörhe (ministöre public), das am meiften beiträgt, die Reinheit der Juſtiz 
und die Befreiung der Gerichte von fremdartigen Geſchäften zu bewirken, eine gehörige Aufficht 
über die Juftizuerwaltung zu begründen und die Beobachtung ver Geſetze zu ſichern. 

K. J. A. Mittermaier. 

Orientaliſche Frage. Die orientaliſche Frage, d. h. vie Wechſelwirkung zwiſchen den 
Intereſſen des Morgen- und Abendlandes, begann mit dem 26. Mai 1453. Als Mohammed I. 
den morſchen byzantiniſchen Kaiſerthron geſtürzt und die Reſidenz Konſtantin's, wo das Ehri- 
ſtenthum obwaltete, in die Hauptſtadt eines mohammedaniſchen Staats umgewandelt Hatte, 
wurde gleichzeitig der Keim zu einer Frage gelegt, die noch kein Doipus geloͤſt hat: Wann wird 
der Halbmond wieder dem Kreuze weichen? 

Wir müſſen dazu einleitend bemerken, daß der Ausdruck „orientaliſche Frage ſeit dem Frieden 
von Kutſchuk⸗-Kainardſchi (21. Juli 1774), alſo ſeit faſt einem Jahrhundert, eine zweite Be⸗ 
deutung erhalten hat, die nämlich, ob Rußlands Übergewicht ein durchgreifendes fein folle und 
diefem beſchieden fei, ven „Eranfen Mann“, wie das osmaniſche Reich bezeichnet worden, allein 
zu Grabe zu geleiten: hierin liegt der eigentlihe Mittelpunkt des Kampfes zwifchen Norden 
und Welten Europas, für welchen augenblidlih ein Waffenſtillſtand in Geftalt des Parifer 
Friedens von 1856 geihloffen worben iſt. Es knüpft fih daran die Herrſchaft zur See, foweit 
der Befig der Darpanellen biefe für Schwarzes und Mittelmeer bieten kann, alfo politifches In⸗ 
terejje in Verbindung mit dem materiellen Vortheil, und im Hintergrunde lauert immer wie- 
der die Frage: Soll nad griechiſche oder Das lateiniſche Kreuz auf der wiedergemeihten So- 
phienkirche aufgepflanzt werden? 

Jene zwei Momente der orientalifhen Frage, deren erfted den Türfen als Erbfeind bezeich⸗ 
nete, indeß dad zweite denſelben als eine Nothwendigkeit für das europäifche Gleichgewicht an- 
erkennt, find gleich merkwürdig und erfchiweren die Löfung des Räthſels. 

Das Oftrömifihe Reich freilich hatte feinen Halt mehr, und nirgendwo zeigten ſich Sympa⸗ 
thien für paffelbe, viel weniger mar man gefonnen, dem Eindringen der Türken Hemmniffe ent- 
gegenzuſetzen ober fie thatkräftig gleich nach Konftantinopeld Fall wieder zu vertreiben. Hatte e8 
auch den Anſchein, daß Ungarn, welches unter Wladislaus mit Polen vereinigt war, ernflere 
Kämpfe unternehmen wolle, und zeichneten fi auch die Siege des tapfern Feldherrn Johann 
Hunyades vorzugsweiſe vortheilhaft aus, ſodaß Sultan Murad in feinen Planen gegen Ungarn 
gehemmt wurde, jo konnten doch dieſe vorübergehenden Siege weder ben Fortſchritt Mihammed's 
noch die fernere Ausbreitung der Türken verhindern, und im Jahre 1460 wurden dieſen auch 
Bosnien, die Herzegowina, Montenegro, die Walachei, Athen, ver Peloponnes zutheil. Ein ein- 
helliges Wirken gegen ſie im chriſtlichen Weſten war nicht zu Stande zu bringen, und der mo— 
Kunmebenilße Fanatismus, welcher vie kriegs- und beuteluftigen Scharen befeelte, trug dad 

bergewidht davon, obſchon man wohl fühlte, daß ein ſolches fo befhämend als gefahrdrohend 


Niederlanden: Birnbaum, in der Zeirfchrift für ausländifche —— II, 12; und nach dem neue⸗ 
ſten Geſetz von 1835: Aſſer, in der Zeitſchrift für ausländifche Geſetzgebung, VIII, 98, 109. 
132) Nachweiſungen von Preußen, Braunſchweig, Hannover, —5 — 
Archiv, XLIV, 298 -304. 
133) Mittermaier's Nachweiſungen im Archiv, XLIV, 288—303. 
134) Archiv, XLIV, 304 -310. 
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war. Die Türkenſteuer wurde feit ber Mitte des 15. Jahrhunderts von den Päpften ausge⸗ 
ſchrieben; der Ertrag verfelben reichte aber nicht weit, und bie Plane einer Belehrung des Sul⸗ 
tans mußten felbftverftännlich ſcheitern. 

Dabei darf nicht überfehen werben, daß der Fall des Byzantinifchen Reichs ven Aufſchwung 
des weftlihen Europa förderte. Die vertriebenen Griechen brachten die Kunde der griechifchen 
Claſſiker nach Italien; fie lehrten ihre Sprache, und fo waren fie mittelbar diejenigen, melde 
es den Deutſchen ermöglichten, bie Heilige Schrift zu überfegen und aller Welt zugänglich zu 
maden. Ganz neue Gebiete des Wiſſens und der Forſchung öffneten fi, und ed war nicht zu 
verwundern, daß in einem großen Theile von Europa an eine Wieverheritellung des Oſtroͤmi⸗ 
ſchen Reichs nad und nach gar nicht mehr gebacht wurbe, wenn auch Öfter der Plan auftauchte, 
den Sultan zu vertreiben, welcher als Feind des Chriſtenthums gelten mußte, und das Reid) 
dann unter verſchiedene Mächte zu theilen. 88 ift Hierbei von großem Binfluß, daß das Papſt⸗ 
thum theils jelbft zu ſehr mit den claſſiſchen Ideen fich zu befgäftigen begann, theils an Ener⸗ 
gie für ven Glauben immer mehr erjchlaifte, und daß bie weltlichen Mächte, damals andere als 
jegt, ſchon zu fehr in ihren Privatintereflen befangen waren, als daß fie auf daß Ungewiſſe 
hin den nicht leicht zu überwindenden Türfen hätten entgegentreten mögen. Vielmehr war 
ihnen der Sultan ein fehr bequemer Alliixter, wenn ein Bündniß mit ihm ihren Vortheil zu 
fördern ſchien, und andererfeitd ein allzu mächtiger Herrſcher, als daß es nicht oft wũnſchens⸗ 
werth gewejen wäre, fi mit ihm zu verfländigen. Die Sultane hatten inımer größere Ermei- 
terung ihres Reichs im Sinne; namentlih war e8 Ungarn, das fie zu bejigen trachteten, und 
fhon 1497 rücdten Türfen in Bolen ein. Das 1456 befreite Belgrad fiel 1521 wieder in ihre 
Hände, nachdem ſie ji kurz zuvor auch Syrien und Ägypten erworben hatten. Ihre Macht 
nahm befländig jo jehr zu, daß das damals auf dem Gipfel feiner Macht ſtehende Venedig «8 
für angemeſſen hielt, nach verſchiedenen Friegerifchen Unternehmungen lieber Frieden zu fchließen 
(1479, 1502), wobei es jedesmal Einbußen erlitt, und diefe Nachgiebigfeit Venedigs war es 
wiederum, weldhe dem Sultan freien Spielraum ließ, um das Fraftige Ungarn zu gewinnen, 
welchem zwar von mander Seite Hülfe verfprochen worden war, das jedoch, allein gegen jeine 
muthigen Feinde fi zu wehren genöthigt, zulegt auch Frieden ſchließen mußte. Es fam fogar 
fo weit, daß der Sultan von den europäifhen Mächten in ihre Privatintereffen hineingezogen 
wurde, und Frankreich fpielte ſchon damals eine erhebliche Rolle in dieſen Intriguen. 

Franz I. war ed, Der einen Krieg gegen den Sultan als roi tres-chretien zu führen vor 
Leo X. jich bereit erklärte ; man jolfe vie Türkei theilen; er wolle fie mit Kaiſer Marimilian und 
dem Tatbolifchen Ferdinand erobern, und dann follten drei Theile daraus gemacht werben. 
Allein in ver Wirklichkeit war es ihm um die deutſche Kaiferfrone zu thun, und Leo X. follte 
ihm dabei behülflich fein. Als nun 1519 die Kaiferwahl nit in feinem Sinne ausgefallen, 
jo wurde er gleichgültig in Sachen der katholiſchen Ehriftenheit. Er gab diefe Plane auf, und, 
bei Pavia 1525 geſchlagen, war er es vielmehr, ver fi vem Sultan zu nähern fuchte und dieſen 
überreden wollte, Ungarn anzugreifen und ihm in irgendeiner Weife gegen ven fpanifchen Herr⸗ 
ſcher beizuftehen. Und gleichzeitig unterhandelte er doch auch mit Karl und verſprach in feinem 
Freilafjungd: und Friedensvertrage 1526, Ungarn zu verteidigen und bie Sekte Mohammed's 
zu vernichten. Doch auch dieſes hielt er nit; Ungarn wurde von ihm im Stiche gelafien. Eine 
ähnliche Rolle fpielte das ohnmächtig gewordene, nothwendig frieblidh gefinnte Venedig. 

Diejem Treiben gegenüber mar vie deutſche Politik wol angethan, ernfler aufzutreten; 
allein der gute Wille auf dem veutichen Neichätage, welcher felbft durch dad Hereinbrechen der 
Reformation nicht gehemnit wurde, reichte Doch auch nicht aus. Die Schwerfälligfeit des Reichs⸗ 
regiments war allzu groß, und Sultan Soliman hatte vie Ungarn bei Mohacd am 29. Aug. 
1526 auf8 Haupt gefchlagen. König Ludwig von Ungarn war gefallen; der Sultan fland vor 
Dien, ehe noch ein energifcher Schritt gefchehen war, dem tapfern Lande zu Hülfe zu eilen, wel⸗ 
ches doch ſonſt von hoher Wichtigkeit für König Ferdinand fein mußte. Denn nun handelte ed 
ih nicht mehr um den Erbfeind der Chriftenheit, jondern um die Krone Ungarn, welche 
Ferdinand ald Ludwig’8 Schwager in Anfprucd zu nehmen hatte, und wozu ihn der preöburger 
Reichstag berief, indeß ver ſtuhlweißenburger Landtag den ehrgeizigen Wojwoden von Sieben- 
bürgen, Johann Zapolya, zum König von Ungarn ernannt hatte. Diefe Känıpfe waren ein 
Sieg für den Sultan, der, in fie hineingeriffen, gewiflermaßen die Geſchicke jener Staaten 
in-die Hand befam. Ferdinand hatte nicht die Kraft, feindliche Unternehmungen zu wagen; der 
Sultan trat für Zapolya auf; Branz I. ſchloß mit legtern 1528 ein Bündniß unter der Bedin⸗ 
gung, daß fein zweiter Sohn, Heinrich, ‚Herzog von Orleans, in Ungarn fuccedire. Der 
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Sultan nahm Bodnien, Dalmatien und fland am 26. Sept. 1529 vor Wien. Da galt es Eile, 
und wirklich gelang e8, die Belagerung diefer Reſidenz glücklich zurückzuweiſen. Große Inter- 
eſſen fanden auf vem Spiele, nicht allein der Befig Ungarns. 

Die Reformation hatte begonnen; Kaifer Karl V. mußte nicht mit ihr fertig zu werben. 
Freilich fhleuderte Dr. Martin Luther auch feine Donnerworte „wider den Türken‘, allein die 
Keberei hatte doch einen großen Theil Deutfhland8 ergriffen und mußte überwunden werben. 
Auf der einen Seite erhoben fich diefe Keger, auf der andern drängte der Feind aller Ehriften- 
heit, und fowol Karl ald Ferdinand hatten die Wahl, ob fle mit ven Kegern ober mit den Heiden 
gehen follten — wahrlich eine ſchwierige Aufgabe, die ſich an ven Beſitz des herrlichen Ungarn 
knüpfte. Was mar da anders zu thun, als alle Mittel aufzubieten, daß der Sultan fi gnädig 
zeige? Doc fie vemüthigten fi vergebens. Der Sultan zog wieder nad Ungarn, nur daß 
es ihm diesmal nicht glückte, und ex ſchon im Auguft 1532 fich zurüdziehen mußte. Alle viplo- 
matifhe Thätigfeit Tpielte von da an lange Zeit in Konflantinopel, der Groptürfe ließ feine 
Stimme vernehmen; Johann Zapolya wurde wirklich für feine Lebendzeit König von Ungarn, 
nur daß dieſes nach feinem Tode an Ferdinand zurüdfallen follte. 

Es kann bier nicht unfere Aufgabe fein, vie Wechfelfälle, bie dabei eintraten, die Perfidie des 
Königs Franz von Frankreich, die Intriguen zwifhen ihm und Kaifer Karl V., vie unglüdlichen 
Feldzüge Ferdinand's und des deutſchen Reichsheeres gegen Soliman zu ſchildern; genug, ver 
Sultan betrachtete Ungarn als ein Land, über welches ex verfügen könne. Zapolya’3 Sohn, 
Sohann Sigmund, erhielt ven größten Theil veffelben, Ferdinand einen fünfjährigen Waffen- 
ſtillftand für einen Eleinen Theil Ungarns, wobei er jährlih 30000 Dufaten zahlen mußte, und 
fo war Ofterreich dahin gefommen, einen jährlichen Tribut in Form eines Geſchenks an ven Sul: 
tan zu zahlen! Das Datum dieſes Vertrags ift vom 19. Juni 1547. Es folgten neue Kämpfe, 
ein neuer Waffenftillfiann auf acht Jahre, und nad Ferdinand's Tode hatten fomol Marimi- 
lian II. ald Rubolf I. einen fchweren Stand gegen ven Sultan. Zu Lande waren die Türken 
überall fiegreich geblieben und in die verſchiedenen Varteiintereffen chriſtlicher Mächte verwickelt; 
zur See hatten fie freilich die Schlacht bei Lepanto am 7. Oct. 1571 verloren, allein trotzdem 
Venedig geſchwächt. 88 galt nicht mehr, die Sultane zu vertreiben und die Türkei zu tbeilen ; 
man verfländigte fich lieber mit ihnen, man benußte fie zu eigenen Zwecken, ja man bevadjte 
fih, ob fie nicht am Ende proteftantifhen Reichsſtänden vorzuziehen feien. Die Türkei war 
einig und thatkräftig, die europäifchen Mächte überall untereinander gejpalten. Die Türken, 
zu allen Zeiten Meifter in der Diplomatie (ihr ganzer Charakter, ihre ganze Koranlehre tragen 
dazu bei), erfannten fehr wohl, daß fle doch immer eine dieſer Mächte für fi gewinnen Fönn- 
ten, und betrachteten deshalb alle Nüftungen mit Geringſchätzung. Spanien, welches doch an 
der Spitze der echten katholiſch⸗-chriſtlichen Geſinnung ſtehen follte, ſchloß nach langen Bemü⸗ 
Hungen einen Waffenſtillſtand mit der Türfei (1580), welche andererfeitd in genauer Kennt⸗ 
niß der enropälfchen Verhältniſſe auch mit den Proteftanten in gutem Einvernehmen zu fteben 
ſuchte. 

Nun trat auch, wenngleich in vorſichtiger Weiſe, England 1578 in Berührung mit dem 
Sultan. Engliſche Schiffe durften bis dahin nur unter dem Schutze der franzoͤſiſchen Flagge in 
türkiſchen Häfen erſcheinen. Das franzöfiihe Protectorat war thatſächlich vorhanden; ein eng⸗ 
lifher Kaufmann, William Harebone, ſetzte ed indeß durch, daß die englifche Flagge fich in der 
Levante frei zeigen durfte, und dieſe Gapitulation wurde 1593 erneuert. Die Seemacht ver 
Türfen war inzwifchen eine fehr bebeutenvde geworben, während Venedig in viefer Beziehung 
wie im Levantehandel abnahm, was für die Fortſchritte ver oomaniſchen Macht zu Lande fehr 
vortheilhaft war, ſodaß das allein noch Fampfluftige Ofterreih, mweldes vie Mishandlungen 
Ungarnd lange ruhig mit anfehen und feinen Tribut hatte zahlen müffen, bei feinem Mangel 
an Geld nur durch die drückendſten Berhältnifie ſich veranlaßt fehen konnte, einen Krieg zu er- 
öffnen, ver faft 14 Jahre währte (1593—1606) und freili in Frieden von Sitwa Torof 
den Kaifer feines Jahrestributs enthob, allein doc in Bezug auf Ungarn und Siebenbürgen 
feine fihernden Bürgfhaften bot. Ungarn felbft, die öfterreihifchen Stände, der Reichstag 
zu Regensburg ſprachen nad diefen Frieden ven Wunſch aus, man möge einftweilen von 
neuen Kriegen ablaffen; fie Hätten allzu große Opfer gebracht, und dieſen Unſtand benugte die 
Pforte, überall treulos zu verfahren und in Siebenbürgen die Revolten zu fördern. Im Jahre 
1615 fand ein abermaliger Frievendfhluß auf 20 Jahre flatt, und niemand hatte ven Muth, 
den Aufruhr in Konftantinopel felbft, welder 1622 Ddman II. ftürzte und die Janitſcharen 
hervorhob, im Intereffe der europälfchen ChHriftenheit zu benugen. Siebenbürgen ging ver: 
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loren und ward wiebergewonnen, Ungarn aber fonnte nicht ganz wiedererrungen werben, und 
man mußte fi 1664 aufs neue mit den alten Friedensbedingungen zufrieden erflären. 

Während diefer Zeit war die Pfortegefchäftig, eigenthümliche Verbindungen mit vem König: 
reich Polen anzufnüpfen. Schon früh Hatte fie dieſes Land angefallen und war in eine feindliche 
Stellung zu demfelben gerathen, bis fi ein befferes Einvernehmen berftellte. Denn im Kampfe 
gegen Ungarn ſuchten beine Mächte fich zu nähern und der Sultan erfannte allmählich eine we⸗ 
ſentliche Aufgabe darin, bei den polnifhen Koͤnigswahlen vorzugsmeife darauf hinzumirfen, 
daß minder mächtige Berfonen auf den Thron gefegt wurden, um fo dad durch Parteien und 
Sekten zerriffene Land immer mehr zu ſchwächen. Died gelang auch der Pforte, bis unter König 
Sigmund II. wegen der Anſprüche Polens auf die Moldau und Walachei wiederum Zermürf: 
niffe zwiſchen beiden Mächten eintraten, pie mit einem Kriege endeten, bei welchen die Türken 
Einbuße erlitten und nach drei Jahren (1623) Friede gefchloffen wurbe, Die Tataren wur: 
den von ber Pforte, die Kofaden von ven Polen unterflügt; ein eigentlich friedlicher Zuſtand 
berichte immer nit; ed wurbe abermals ein Feldzug von der Pforte gegen Polen verfucht, 
der wieder midlang und einen neuen Frieden veranlaßte, deſſen Dauer um fo weniger gefichert 
war, als die Pforte fih auch der Ukraine bemädtigen wollte, wogegen die Polen fich ſchwer 
wehren Eonnten. 

Im Auguft 1672 war denn au Mohammed IV. aufs neue ausgezogen und hatte Kamenec 
(Vodolsfi) genommen, ſodaß Podolien verloren ging. Der Kronfeloherr Johann Sobieffi 
konnte trog aller perfönlichen Heldengefinnung dies nicht abwehren, nur gedachte er Die Schmach 
abzumälzen gedachte. Der Friebe, 1672 geichloffen, wurde von ihm ſchon 1673 zerriffen; er 
vernichtete die Türken bei Choczim; feine Friedensbedingungen misfielen der Türkei; er ver: 
trieb 1678 die Türken aus Volhynien, und nur der Übermacht der Pforte mußte er, inzwi- 
fhen König geworben, 1676 nachgeben, um ſich in der Frift des Waffenſtillſtandes (denn Frie⸗ 
densfchlüffe gab e8 eigentlich niht) aufs neue zu rüflen. So war er im Stande, 1683 am 
12. Sept. Wien zu retten, welches abermals von den Türken belagert wurbe, obſchon ihm 
der Undank Ofterreich8 dafür lohnte und er nrit allen Opfern doch nichts für ſich erringen konnte. 
Er farb im Juni 1696, und von va ab war Polen nicht mehr die Macht, welche den Eindringen 
der Türken fiegreich Hätte entgegengeführt werben tönnen, wenn fie aud fpäter Bodolien und 
die Ukraine wiedergemann. Auch nad diefer Seite bin trat mit Ende des 17. Jahrhunderts der 
Verfall Polens ein, theils durch feine Herrfcher, theild durch feinen Adel, beide nur darauf be: 
dat, Zerwürfniffein Innern zu fördern und die Nachbarſtaaten in diefe hineinzuzerren, nicht aber, 
in mutbiger und ritterlicher Ginigkeit den gefährlichen und Eriegerifchen Türken zurückzuweiſen. 
Der Übermuth der Pforte, bei welcher pie Geſandten fo vieler Staaten intriguirten, wuchs zu⸗ 
ſehends, trotz einzelner Niederlagen. Die Sultane erkannten mit ihren ſchlauen Rathgebern, daß 
man der Türken bedürfe, um bald da, bald dort einander zu bekämpfen, und an einen Gegenſatz 
des heidniſchen Regiments mit chriſtlicher Politik wurde gar nicht mehr gedacht. Eine Ver⸗ 
treibung ber Türken aus Europa, eine Theilung ver Türkei, ein Kampf zum Schutze der Chri⸗ 
ftenheit innerhalb des Osmaniſchen Reichs waren Dinge, von denen die Rede nicht fein konnte. 

Der Occident war ohnmächtig und uneinig. War auch dem Orient zweimal vor Wien ein 
Halt geboten worden, fo zeigte ſich Oſterreich doch nicht flarf genug, dem Erbfeinde ber Chriſten⸗ 
Heit die Spige zu bieten, und gegen feine eigenen nicht fatholifchen Uinterthanen intolerant genug, 
nahm es doch die feinfte Rüdficht gegen die Befenner des Korans. Da erhob fi eine andere 
Macht im Norden, welche die Vernichtung der Türkenherrſchaft in Europa ſich zum Ziel ftellte, 
zur Vergrößerung der eigenen Macht, mit den Waffen der Kirche und des Schwerts, zu Land 
und zur See, eine Macht, deren Politik immer mehr die orientaltfhe Frage zu einer neuen Phaſe 
führte, in welder man die Erhaltung der Pforte für nothwendig, bie Schwächung jener norbi: 
ſchen Macht für unerlaßlich hielt. Im diefer Phafe befinden wir und noch jegt; die Macht, die 
wir eben angedeutet haben, iſt Rußland. 

Swan IH., der gewaltige und muthige Großfürſt, Hatte fih mit Sophie, Tochter des Kaiferd 
Emanuel Paläologoß, vermählt. Diefer nahe Verwandte des byzantiniſchen Haufes ſchickte 1499 
Geſandte nach Konftantinopel, um den ruſſiſchen- Kaufleuten auch unter ver Türkenherrſchaft 
gefiherten Handel zu verfhaffen, namentlich mit Kaffa am Schwarzen Meere, wie denn |päter 
daffelbe befonders in Betreff Afows und Kaſans gefhah. Das Schwarze Meer fpielte ſchon da: 
mald eine bedeutende Rolle, fhon 1561 kam es zu Eonflicten zwifchen Ruffen und Türken in 
jener Region, was beweifen ınag, feit wielange man die geographifche Wichtigkeit jener Pofltion 
£ennt, ganz abgefehen von ven griechifchen Zeiten, da man am Schwarzen und Aſowſchen Deere 
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die Handelswege durch Colonien zu eröffnen verſtand. Ginen entſchiedenern Kanıpf führten 
beide Mächte wegen des Planes, Don und Wolga durch einen Kanal zu verbinpen, welche Abjicht 
der Türken Iwan IV. vereitelte und die Tataren und Janitſcharen nieberfchlug. Faſt gleichzeitig 
bilveten fich daſelbſt die für Rußland freundſchaftlich gefinnten ponifhen Koſacken. Allmählich 
und in der Thatunter fehr graufamer Kriegführung juchte die ruſſiſche Herrichaft ich. feflzufegen, 
und deshalb nad verſchiedenen Seiten hin fi Breunde zu gewinnen. Dabei trat von vorn 
herein das wichtige Slement hervor, daß der Großfürft over Zar ver griechiſchen Religion an- 
gehörte und dadurch einen unmittelbaren Einfluß auf einen großen Theil der Bevölkerung 
bes Osmaniſchen Reichs auszuüben im Stande war. Diefes Element aber ift in jenen Gegenden 
mächtiger, ald man in unfern gegen bie Kirche ziemlich gleihgültigen Landen zu erfennen pflegt. 
Überall war man ver Anficht, e8 fei rathfam, mit ven Moskowiten fid freundlich zu halten, um 
biefe, mo ed gälte, gegen die Osmanen gebrauden zu fönnen, und ebenfo geichah es umgefebrt. 
Aus demfelben Grunde fuchte auch die Pforte folange als möglich einen Krieg mit Rußland 
zu vermeiden. Michael Romanow wurbe von ihr 1643 als Kaiſer aller Reuflen anerkannt. 
Bei dem großen Uinfange beider Staaten wurben zulegt die Zerwürfnifie unvermeidlich; fie en- 
deten unter dem Enkel Michael's, Feodor IH., mit dem Radziner Frieden 1681, in weldem 
Rußland Kiew erhielt und anderweitige Bortheile am Schwarzen Meere fi zu verſchaffen 
wußte. Dahin zielte das Beftreben Rußlands immer mehr; auf der einen Seite war es vie 
Krim, die man bejigen wollte, auf der andern Seite die Macht in der Oſtſee, und Peter, mit 
Beinamen ber Große, war dazu angethan, diefe Zwecke fowie die Bildung einer gewältigen See- 
macht anzubahnen und theilweife in einer ſechsunddreißigjährigen Regierung burdhgufegen. Er 
verftand e8, gemeinfam mit den übrigen Mächten, und doch nicht überall im Einklang mit ihnen, 
vollends durd den am 26. Ian. 1699 abgefchloffenen Frieden zu Carlowitz (bei Peterwarbein) 
die Türken zu ſchwächen; er ſtand mit Öfterreih, Bolen und Venedig auf der einen Seite, die 
Pforte allein auf der andern, und doch wollte er nur Waffenſtillſftand, denn den Frieden mochte er 
jelbfländig erringen. Die Engländer und Holländer ſuchten zu vermitteln; die Ruffen ſchloſſen 
ihren Frieden trotzdem nur erſt 1702 in Konſtantinopel felbſt. Der ruſſiſche Geſandte war auf 
einem ruſſiſchen Kriegsſchiffe von 36 Kanonen durch das Schwarze Meer nach den Dardanellen 
gefahren, und der Donner ruſſiſcher Salutſchüfſe erſchallte am Goldenen Horn. Die Maͤchte hatten 
Rußland geftüpt, um ben Sultan zu beſchädigen. Es war ihnen gelungen; allein neben der 
Schwächung des Erbfeindes erkannten ſie auf einmal die ſteigende Bedeutung einer nicht allein 
ſlawiſchen, ſondern auch griechiſchen Potenz, die durch die verſchiedenſten Mittel in die türkiſchen 
Zuſtände einzugreifen vermochte. Doc ſchien es noch ein Leichtes, den Einfluß ber halbbari⸗ 
ſchen Macht zu vernichten; Karl XI. von Schweden machte den Angriff; Niederlagen und Ber: 
luſte demüthigten Rußland. Allein Peter wurde durch dieſe Schläge erft recht gefräftigt, und 
als er 1725 farb, hatte er allerdings manches eingebüßt, darunter au das wichtige Aſow; 
allein wie viel mehr Hatte er an andern Seiten gewonnen, und vor allem, welche Pofition im 
europäifchen Staatenfuftem Hatte ex feinem Meiche verfchafft! 

So fing man an, der Frage näher zu treten, ob es nicht im Interefle Europas liege, die 
Türkenherrſchaft, die ſchon manchen Stoß erlitten hatte, zu erhalten, damit nicht pie rufjtiche 
Gewalt ein Übergewicht gewinne, welches in Europa und Afien gleich fehr Gefahr bringen 
mußte, und wobei es ſich nicht minder um bie Herrſchaft zur See und den Beflg der einträglichften 
Handelswege nad Alten handelte. Seit anderthalb Jahrhunderten handelt e8 fi darum, daß 
der Sultan nicht falle, fo ſchwach eraud fei, und daß Rußland, fo hoch es gefliegen und nie 
groß fein @influß in der europäiſchen Politil geworben, nicht zu einer prädominirenden, das 
Gleichgewicht der Staaten gefährdenden Broßmadt werde. Ob Peter ver Große ein jhrift- 
liches Ieftament hinterlaſſen Hat oder nicht, gilt dabei gleichviel — er fand ſchon vor, was er 
ſelbſt nur erweitern zu müſſen als Aufgabe ſeines Staats erkannte. Und ſeitdem iſt die Türkei 
ein Spielball der europaͤiſchen Politik, und die orientaliſche hat ſich zur weſtländiſchen Fra: ge 
umgeftaltet. 

Der Friede von Garlowig bildet einen bedeutenden Abſchnitt; Öſfterreich gewann Ungarn 
und Siebenbürgen, was eine große Benachtheiligung der Pforte war, und derfelbe Staat war 
es, welcher nur den Prinzen Eugen bei Peterwarbein und Belgrad die Türken flug, ſodaß 
ed im Frieden von Pafjarowig (in Serbien) am 21. Juli 1718 der Pforte abermals Belgrap, 
Temedvar nebft Theilen von Serbien und der Walachei abnehmen Fonnte. Die Rolle, welche 
Ofterreih gegenüber der Pforte von jenen Frieden bis zu dem burchgreifenbern von Kutſchuk⸗ 
Kainardſchi geſpielt hat, verdient eine beſondere geſchichtliche Darſtellung und zeigt, daß es auch 
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ein „politiſches Teſtament“ irgendeines öfterreihifchen Kaiferd geben muß, wenn man ed auch 
nirgendwo im Drud zu lejen erhalten hat. 

Achmed IH. war in allen Unternehmungen fo unglücklich geweſen, daß man ihn nach türfi- 
jeher Weife abfegte und einjperrte. Deſſen Nachfolger Mahmud I. hatte auch Fein befonveres 
Glück; doch gewann er im Frieden von Belgrad 1739 diefe Stadt und bie verlorenen Theile 
Serbien und der Walachei zurück, indeß Rußlands Bemühungen, die Krim zu erobern, mis- 
langen, Afow verloren blieb und dort fowie auf dem Schwarzen Deere keine ruſſiſchen Schiffe 
unterhalten werben durften. Frankreich vermittelte damals und veranlaßte in Konftantinopel 
1741 die Convention, durch welche die Pforte nicht allein ven Kaifertitel des Zaren anerkannte, 
ſondern au den Ruſſen eine fehr erhebliche Strede in der Ukraine nad der Krim hin ein: 
räumte. Diefe Bermittelung nahm freilich bald ein Ende, denn Katharina II. war ver fran- 
zöfifchen Politik nicht gewogen, und dieſe lehtere verlor bei ber Pforte immer mehr an Einfluß, 
ſodaß ſie jelbf während ver ruffifchen Eingriffe in Polen ven Divan faum aufzureizen vermochte. 
Katharina I. war es, welche Polens Theilung, die Schwächung der Türkei, die Befreiung der 
Griechen, die Eroberung der Krim ebenfo wie der Donaufürftenthümer ind Auge gefaßt Hatte. 
Lange dauerte es, ehe ed zum Bruce kam; Muftapha LIE endlich eröffnete ven Krieg, und zwar 
wegen der unverantwortlicden Intervention Rußlands in Polen. Der türkiſche Sultan wollte ſich 
der Rechte Polens annehmen; die ruſſiſche Kaiferin erklärte, die Diffiventen in Polen fügen zu 
müſſen; beide hatten jedoch anderes im Sinne. Merkwürdig find die Briefe Voltaire's an Die 
Kaiſerin aud jener Zeit; er ſchwärmte für die MWieberherflellung der griehifchen Herrſchaft und 
die Vertreibung der Türken aus Europa. Die Moldau und Walachei gingen 1769 verloren; 
die ruffifche Flotte im Mittelmeere errang unter Orlow den Sieg bei Tſchesme (16. Juli 1770); 
Feldzüge in ber Krim vertrieben den dortigen Khan; allein dad Glück war zulegt nicht auf 
ruffiſcher Seite, und die Kaiſerin zog ſich allmählich von ihren huchfahrenden Projerten zurüd 
und hielt an demjenigen feft, was ihr wirklich zunächſt erreichbar ſchien. Lange Unterhand⸗ 
lungen wechfelten mit Triegerifcgen Zuſammenſtoͤßen ab, Die Bforte ſchloß am 6. Juli 1771 
einen geheimen Subfivienvertrag mit Ofterreich, welches dem Sultan feine verlorenen Beſitzun⸗ 
gen wiebererobern jollte, wofür der Türke dem Oſterreicher für die Ausrüftung des Heeres 
10 Mill. Piafter auszuzahlen fi anheiſchig machte. In Petersburg und Berlin erregte biefer 
Bertrag die außerorbentlihfle Senfation, denn Wien Hatte in Petersburg vermitteln wollen, 
und ſelbſt in Konftantinopel fing man bald an, diefer twiener Bolitik zu miötrauen, welde zwar 
von der Pforte Geld zu nehmen bereit war, allein von Gegenleiftungen nichts blicken ließ. 
Alle dieſe Umflände zwangen endlich, da Nachgiebigkeit von der ruffifchden Diplomatie nicht zu 
erwarten ſtand, die Pforte zum Frieden von Kutſchuk-Kainardſchi am 21. Juli 1774 (unter 
Sultan Abd⸗ul⸗Hamid). Rußland erlangte die Unabhängigkeit ver Tatarei, ven Beſitz von 
Kertſch, Ienikale und Kinburn, die Schiffahrt auf dem Schwarzen Meere, die religiöje Schuß=- 
berrſchaft über die griechiſch⸗chriſtlichen Unterthanen ver Pforte zu Pera, eine fefte diplomatiſche 
Stellung in Konftantinopel und einen Schadenerfag von 71/, Mill. Biaftern. Alle Bermitte- 
lungs= und Milderungsverfuche, felbft diejenigen, die von Friedrich dem Großen ausgegangen 
waren, hatten feinen Erfolg gehabt. 

Wir wollen Hier erwähnen, daß Preußen vor Friedrich dem Großen in fehr geringen Bezie- 
Bungen zur Pforte geſtanden hatte, und daß dieſer Herrfcher diefelbe ald eine binfallige Macht 
betrachtete, Die jedoch bald gegen Ofterreich, bald gegen Rußland benugt werben Eönnte. Er 
ſchloß am 2. April 1761 einen Handelsvertrag mit ver Türfei, wobei er feiner biplomatijchen 
Bertretung einen freien Spielraum verfchaffte, und würde vielleicht der Pforte noch mehr haben 
nugen können, wenn nicht deren Subfldienvertrag mit DOfterreich dazwiſchengekommen wäre. 
Nach dem Bertrage von Kutſchuk-⸗Kainardſchi ging die Pforte fogleih den König an, er möge 
einige Beflimmungen beffelben durch Vorſtellungen in Beteröburg zu mildern ſuchen. Der 
König that, was er konnte, allein die Kaijerin wollte nit nachgeben; die Pforte mußte am 
24. Jan. 1775 ven Bertrag förmlich ratificiren und einen Geſandten nach Petersburg abfchiden. 

Zu gleiher Zeit Hatte Ofterreich freilich für die Pforte nicht allein nichts gethan, es Hatte 
vielmehr an den Grenzen ver Moldau und Walachei dur Ingenieure Meflungen vornehmen 
und Karten entwerfen laflen, eine Maßregel, vie feindſelige Abiichten verriet. Kaum war 
der für die Pforte jo nachtheilige Friede geſchloſſen, ald Truppen in die Moldau einrückten 
und einen Grenzdiſtrict biefes Landed mit den Hauptorten Czernowitz und Sutihama, etwa 
30 Stunden lang und 20 breit, befegten. Die Pforte war darüber Höchlichft entrüftet; man 
ſprach vom Kriege gegen Oſterreich; dieſes aber entfiyulbigte fi) mit der Nothwendigkeit einer 
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feit lange verzögerten Grenzregulirung. Die Pforte mußte 1775 die öfterreihifhen Anmaßun⸗ 
gen genehmigen und die von vemfelben befegten Diftricte abtreten, obſchon jich ein allgemeiner 
Ünwille varüber ausſprach, daß Ofterreich feinen geſchwächten Bundesgenoſſen, der ihm eben 
erſt Geld gezahlt Hatte, fo zu berauben kein Bedenken trug. 

Der Friede von Kutſchuk-Kainardſchi war alfo nun ratificirt. Was die Pforte eingebüßt 
Hatte, war fo bedeutend, daß weitere Verlufte von ſelbſt folgen mußten, und doch gab es, bei den 
Begenfägen ver europäiſchen Politik, immer mindeſtens Eine Macht, welche ven Ruffen bei der 
fernern Befchädigung der Pforte Beiftand zu leiften fein Bedenken trug. Weitere Folgen follte 
der Vertrag erft in fpäterer Zeit mit fi führen, va Rußland daraus ein Recht Herleitete, ge: 
wiffermaßen das Brotectorat über die in der Türkei lebenden griechifchen Chriſten zu beanfpru- 
hen, indeß findet fidj eine fo allgemeine Beftimmung nirgends, vielmehr follte die ruſſiſche Pro⸗ 
tectton fi nur über die dortige Geſandtſchaftskapelle und eine Kirche in Konftantinopel er: 
ſtrecken. Die Ofterreicher und die Türken ſchienen gleich fehr über bie außerorbentlichen Reſul⸗ 
tate jened Friedens erfchroden zu fein, zu welden Katharina die Glückwünſche aller Dipfomaten 
entgegennahm. Doch damit war die Pforte noch nicht genug genemüthigt; es handelte fidh 
um den gänzlichen Berluft der Krim, von wo aus ein ruffifcher Eroberungdzug nad) Konſtan⸗ 
tinopel nur zu leicht möglich war. Erſt nach vollendeter Thatfache erkannte man die Bedeutung 
derfelben. 

Bei ver großen maritimen Wichtigkeit ver Krim war es der Pforte zunächſt darum zu thun, 
bie geiftliche Khalifat8-Souveränetät daſelbſt in möglichſt umfaſſender Weife aufrecht zu erhalten, 
wogegen Rußland den vollen Befig der Halbinfel erftrebte, was ihm dadurch erleichtert wurde, 
daß e8 dort verfchlenene untereinander zerfallene Khane gab, von denen der eine, Dewlet Girai, 
ber Pforte ergeben, der andere, Schakim Girai, der ruſſtſche Schützling war. Gleichzeitig unter: 
handelte man und ſchwankte in Konftantinopel, wo man im Divan zmei Parteien hatte, von 
denen die eine, Eriegerifch gefinnt, des Friedens von Kutſchuk-Kainardſchi ſich gern entlebigt 
hätte, nur daß auch ſie fort und fort rathſchlagte, indeß Rußland 1776 ſchon Perekop beſetzt 
Hatte. Rußland ſetzte fi dort immer feſter; der von ver Pforte begünftigte Khan mußte 
fliehen, und der zuffifche wurde von ven Tataren anerkannt. Wir koͤnnen Hier nicht die ver⸗ 
ſchiedenen Einwirkungen der einzelnen europätichen Mächte ſchildern, genug, ed lagen um jene 
Zeit andere Intereflen vor, welche ſowol England als Öfterreidh abhielten, ver Türkenherrſchaft 
auf der Krim fi energifch anzunehmen. Die Pforte unterzeichnete vemnad am 21. März 1779 
eine Convention, in welcher fle die Unabhängigkelt ver Tataren unter dem von Rußland em- 
pfohlenen Schakim Girai anerkannte, ſich jedoch noch immer die geiftliche Khalifats-Souveränetät 
vorbehielt; die Ruſſen follten freie Schiffahrt aus dem Schwarzen Meere in ven Archipel erhal: 
ten, dagegen die Krim innerhalb dreier Monate räumen, eine Beſtimmung, vie allerdings 
theilweife vollzogen wurde; allein da die alten Differenzen inımer wieder ausbrachen und bie 
Pforte die Gegner des einmal eingefegten Khans aufs neue unterſtützte, was um fo mehr ftatt: 
finden mußte, als die fremden Mächte jelbft fie bald hierhin bald dorthin trieben, fo rückte 
Nupland aufs neue in die Krim, vertrieb den eigenen Khan und nahm im April 1783 die 
ganze Krim ohne meitered in Beichlag, wogegen die Pforte einen für Rußland günfligen Han: 
delövertrag mit dieſer Macht gleich darauf am 4. Juni unterzeichnete und am 8. San. 1784 
fogar die Krim förmlich abtrat. Doch damit war fein Ende. Im Jahre 1787 befuchte die Kai: 
ferin Katharina die Krim, in welder fowol Suworom als Potemkin die entſetzlichſten Grauſam⸗ 
feiten begangen hatten, und bald genug wurde diefe ruſſtſche Provinz benugt, um von dort bie 
Pforte weiter zu ſchwächen, deren Bedrängniß in eine Zeit fiel, pa Frankreich der Revolution an: 
heimgefallen war, und fowol Oſterreich als Breußen biefer entgegenzutreten für die Hauptauf⸗ 
gabe ihrer Politik erachteten, indeß kurz zuvor die Theilung Polens als eine unerlaßliche Noth⸗ 
wendigkeit erjchienen war. 

Die europäifchen Berhältnifie waren in einem höchſt vermorrenen Zuftande; bie Großmächte, 
über Ruplands Zunahme an Macht ebenfo ſehr beforgt als über vie unberehenbaren Folgen ber 
frangöfifchen Umwälzung, boten alles auf, irgendeine Bermittelung herbeizuführen, vollende 
nachdem 1788 ber Krieg zwifchen der Pforte und Rußland abermals ausgebrochen war, wobei 
Oſterreich auf ruffifcher Seite ftand. Die Türken wehrten fih mit Macht; doch fielen allmäh⸗ 
ih 1788— 90 fowol Belgrad ald Akjerman, Bender, Jomael in die Hände der Ofterreicher 
und ARuffen. Die gewaltigen Schlachten und blutigen Belagerungen führten am Ende Teinen 
Gewinft herbei. Oſterreich erhielt die Feftung Alt: Orfova, Rußland nichts als Oczakow und 
eine Eleine Landſtrecke zwifchen Dniepr und Dnieftr; legterer follte die Grenze zwifchen Ruß⸗ 
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land und der Türkei bilden, welche leßtere Beffarabien und die Moldau behielt. So beftimmte 
der Friede von Jaſſy vom 9. Ian. 1792, in welchem endlich die Krim nebft der Infel Raman 
für Rußland beflätigt wurden, mit dem Kuban ald Grenzſcheide am Kaukafus. 

Selim II. war zu jener Zeit Sultan (jeit 1789). Die Franzöflifche Nevolution, die Thei⸗ 
lung Polens, die in Deutſchland herrſchende Gärung, der Zerfall des Deutfhen Reichs, die 
Einmifhung Rußlands in die europäifchen Wirren riffen alle Verhältniſſe mit Macht um, und 
in der Türkei begannen nad) zwei Seiten neue Richtungen fi zu bilden; die eine mit dem Be⸗ 
ftreben, innere Reformen in den geſchwächten Staat einzuführen, die andere, die griechiſche, in= 
dem die Griechen, wenn auch von Katharina II. getäufcht, fi vom türfifchen Joche zu befreien 
anftrebten und die confeffionelle Einheit ver Nuffen mit Ihnen doch immer neue Anknüpfungs⸗ 
punfte für beide darbot. Selim II. beabfichtigte, die ganze Stantövermaltung des verkomme⸗ 
nen Reichs umzuwandeln, doch gelang e8 ihm nicht nur nicht, die herrſchenden Potenzen inner: 
halb des Staatd dafür zu gewinnen, ſondern e8 trennten ſich bie Paſchas der einzelnen Provin⸗ 
zen immer mehr vom Gentrum in Konflantinopel los, und er wurde überdies von den im Divan 
ih befämpfenden Parteien, zulegt nothwendigerweiſe in den Strudel der europälfchen Umwäl⸗ 
zungen bineingerifien. Die gewaltigen Ereigniffe zu Anfang biefes Jahrhunderts zogen an der 
Pforte in bunteſtem Wechſel vorüber: eine Allianz wechfelte mit der andern ab; Frankreich 
eroberte Ägypten und trat e8 1802 wieder ab; Rußland und England wirkten dahin, daß die 
Pforte dem erfien Napoleon den Kaifertitel folange als möglich verweigerte; die gewandte 
franzöfifge Diplomatie (vertreten durch General Horace Sehaftiani) riß den Einfluß wieder 
an fi; die Pforte begann den Krieg gegen Rußland und England; ein englifches Geſchwader 
drang durch die Dardanellen. Dazu kam, daß vie altgläubige Partei das Übergewicht gewann, 
Selim am 30. Mai 1807 vom Throne geftoßen (er wurde am 28. Juli 1808 umgebracht) und 
Muftapha IV. nicht minder in kurzer Friſt geflürzt wurbe, bis Mahmud II. ven Thron beftieg, 
der zwar anfänglich überall den Frieden wiederherzuftellen fuchte, allein ſehr bald in neue Ber: 
würfniffe mit Rußland gerieth,, vie erſt durch den Frieden von Bufarefi vom 28. Mai 1812 
eine Audgleihung erhielten. Rußland war zu jehr beprängt, zu ſehr anderweitig in Anſpruch 
genommen, als daß ed nicht auf jener Seite gern nachgegeben hätte, weshalb e8 denn auch nur 
die alten Friedensſchlüſſe von Kainardſchi und Jaſſy beftätigen ließ. Sein Gebiet erweiterte ſich 
indeß bis zum Pruth und zur Donau, ſodaß Ihm Beflaradien und der Eleinere Sftliche Theil der 
Moldau (mit Akjerman, Ismail, Benver, Kilia und Choczim) verblieb. 

Die Regierung Mahmud's IL, die bis 1839 währte, war überreih an Greigniffen,, theils 
wegen der innern Reformen, theild wegen der Kämpfe um Griechenland und wegen ber fleten 
Bunahme der ruſſiſchen Macht ſowol unter Alexander als unter Nikolaus. Der zähe Wider⸗ 
ſtand der türkiſchen Diplomatie, die muthige Vertheidigung der türkiſchen Truppen, deren Re⸗ 
organiſation durch ausländiſche Offiziere der Sultan eifrig betrieb, waren allein im Stande, die 
Türkei zu ſchützen, deren Aufrechterhaltung übrigens ſchon damals als eine Hauptbedingung der 
orientaliſchen Politik der europäiſchen Großmächte hervortrat. 

Über die Unterredung Alexander's von Rußland mit Napoleon wegen der Zukunft der Tür⸗ 
kei, über die Plane jenes gewaltigen Herrſchers in Betreff der Theilung oder Schwächung der 
osmaniſchen Macht läßt ſich nach Bignon und Thiers manches berichten; ſo viel ſteht feſt: beide 
hielten nicht viel von der europäiſchen Fortdauer der Pforte; allein über das Wie war eine Ver⸗ 
ſtändigung ſchwer zu erreichen. Sollte Konſtantinopel an Rußland fallen? „Niemals! das 
wäre die Herrſchaft der Welt“; ſo wird Napoleon's Monolog erzählt. „Konſtantinopel müßte 
mein werben: es wäre nichté als der Schlüſſel meines Reichs“; fo gibt man Alexander’8 Auße⸗ 
rung an. Rußland wollte am Schwarzen Meeere die Türkei beherrſchen, Frankreich Agypten 
nehmen und das Mittelmeer zum franzoͤſiſchen Binnenſee machen. Beide waren von Feind⸗ 
ſchaft gegen England beſeelt, beide hätten auch an Oſterreich etwas abgegeben. Die Verhält- 
niſſe liegen jet anders, folange England und Frankreich zufammengeben. Nah Napoleon’8 I. 
Sturz war e8 aber eine andere Seite, welche für die Türkei Gefahr brachte. 

Griechenland fiel ab, dad niemals ganz unter türkifches Regiment gebracht war, denn dieſes 
bedrückte ziemlich gleihmäfig alle Chriften, und war doch nachſichtig, fobald e8 nur die Kopf⸗ 
fteuer pünftlih einziehen Eonnte; das erwachende Griechenland aber war allmählih von ber 
Überzeugung durchdrungen worden, man müffe gegen die Fremdherrſchaft einen Kampf begin: 
nen, ber durch Die Religion gebeiligt ſei. Revolutionen, Aufftände waren zu jener Zeit über: 
haupt an der Tagedordnung ; die Dpfilantis gaben vie Anyegung in den Donaufürftenthümern ; 
in April 1821 hatte fih faft ganz Griechenland empört. Der Sultan war zu ſchwach, die Grie⸗ 
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hen allein zu unterwerfen ; die Philhellenen riefen ganz Europa auf, wenngleich das Beneh⸗ 
men ihrer Günftlinge ihnen oft genug bittere Enttäufhung bereitete. Mehemed Ali-Paſcha, 
per mächtige Herr des Paſchaliks Agypten, ſchickte auf türkifhes Aurufen feinen Sohn Ibra⸗ 
him, ver mit gewaltiger Heeresmacht ven Griechen viel zu [haften madte. England, Frankreich 
und Rußland (mo inzwiſchen Nikolaus I. ven Thron beftiegen) vereinigten fich, die Pforte dahin 
zu bewegen, daß fie ein unabhängiges Griechenland gegen Erlegung eines Jahrestributs ge⸗ 
ftatte. Am 20. Oct. 1827 vernichtete Admiral Codrington bei Navarino die türfifh-ägyptiiche 
Flotte, im Auguft 1828 räumte Ibrahim das Feld, Graf Kapodiſtrias (ein Korfiote, Günſt⸗ 
ling Alexander's von Rußland) wurde Präfident von Öriechenland ; 1829 gab der Sultan feine 
Rechte auf daſſelbe auf. Die übrigen Ereigniffe, die Ermordung Kapodiſtrias', vie Ableh⸗ 
nung Leopold's von Sachſen-Koburg, die Wahl Dtto’8 von Baiern zum König, die bairifche 
Regentſchaft, die Megierung König Dtto’8, der Sturz deflelben, die Wahl des Prinzen Georg 
von Dänemark aus dem Haufe Schleswig-Holſtein-Glücksburg, gehören nicht Hierher; 
genug, im Frieden von Adrianopel erkannte Mahmud II. die Unabhängigkeit Griechenlands an, 
wo von nun an neben der griedhifchen Zerrifienheit und Schlauheit ein neuer Spielraum für bie 
europäifhen Mächte fih eröffnete und Rußland vermöge feiner Religiondgleichheit inner einen 
überwiegenden Einflug behalten mußte. 

Auf der nörvlien Seite war Mahmud II. während viefer ganzen Zeit in neue Kriege mit 
Rußland gerathen, welches durch den Frieden von Bufareft keineswegs befriedigt war. Kaifer 
Nikolaus (1825) trat noch weit entfchienener auf als fein Bruder. Er verlangte die Selbflän- 
digkeit der Donaufürftenthbümer unter Hoßpodaren, die, von der Pforte ernannt, nicht ohne 
ruffifhe Zuſtinimung follten entlaffen werben können, ſodaß viefe Provinzen (deren hohen 
Werth namentlih Öſterreich niemald außer Augen ließ) gewiffermaßen von Rußland ab- 
Dingen; ibm war ed darum zu thun, daß das linke Donauufer bis Kilia, His zur nörbliften 
Donaumündung fein werve; die Handelsichiffe follten auf dem Donauarne daſelbſt nad Be⸗ 
lieben fahren, tie Kriegsſchiffe pagegen nur bis zur Cinmündung ded Pruth. Was Half ven 
Türken die Luft zum Kriege? Die Mittel fehlten; man mußte einjtweilen nachgeben, und ber 
Sriede von Akjerman (25. Sept. 1826) räumte ven Ruſſen alle ihre Forderungen ein. Beider⸗ 
feitig wurde biejer Friede nur als Waffenſtillſtand betrachtet. Rußland mußte aber auch erft 
rüften und mit großer Anftrengung ein Heer zufammenbringen, welches am 7.Mai 1828 den 
VPruth überſchritt, doch in diefem Jahre nicht viel ausrichtete, obſchon die Türfen nur eine ge- 
ringe Truppenzahl entgegenftellen fonnten. Befler gelang es im Jahre 1829, als Diebitſch 
ven Balkan überſtieg (Graf Diebitih- Sabalfanffi) und am 20. Aug. Adrianopel befepte. 
Biel weiter hätte er nicht geben Fönnen; bie Türken hatten ſich gekräftigt. Konſtantinopel 
zu erobern wäre fehr jchwierig geworden; allein europäifche Einflüffe und preußifche Bermit- 
telung wirkten für Rußland, ſodaß endlich ver Friede am 14. Sept. 1829 in Adrianopel trog 
aller Oppoſition des Sultans zulegt zu Stande fam. Durch diefen gewann Rußland äußerlich 
nicht allzu viel; die DonaufürftentHümer wurben unter lebendlängliche Hospodare geftellt; 
die Grenze am Pruth blieb dieſelbe (nad Schleifung von Siliſtria); freier Handelsverkehr 
im Schwarzen und Griechiſchen Meeere wurde eingeräumt; allein die Machtſtellung Rußlands 
hatte einen großen Zuwachs erhalten. Griechenland und die Donaufürftentgümer waren unter 
deſſen Protectorat gerathen. 

Dazu kam ein neuer Kriegäfall. Mehemed-Ali von Agypten, welcher dem Sultan fo eifrig 
gegen Griechenland beigeftanden hatte, fann feit langem darauf, ſich von ber türfifchen Ober- 
herrſchaft loszureigen, wozu ihm alle Mittel zu Gebote ſtanden. Er hatte Land: und Seemacht, 
und an Geld gebrach ed ihm au nit. Im Jahre 1831 fiel Ibrahim: Palcha in Syrien ein, 
und ald die Pforte ihm Damasfus und Akko verweigert hatte, eroberte er Syrien und nahm 
den Großvezier gefangen. Der Sultan ſchloß ein Bündniß mit Nupland gegen ven Paſcha. Am 
8. Juni 1833 wurde der Vertrag zu Hunkiar-Skeleſſi abgeihloflen, welcher dem Sultan Hülfe 
zu Sand und zu Wafler verſprach, dagegen die Schließung der Dardanellen und des Bosporus 
gegen Kriegsichiffe ausbedang. Ein augenblidliher Vertrag zwifchen dem Sultan und dem 
Paſcha war durch Frankreichs Vermittelung zu Kutahia (6. Mai 1833) erfolgt, allein beider- 
jeitö mit der Abſicht balpiger Kriegderneuerung. Der Paſcha beſaß Ägypten und Syrien und 
eroberte dazu theilweife Arabien; der Sultan feßte den Paſcha ab, aber dieſer errang bei Nifib 
am 24. Juni 1839 einen vollftänpigen Sieg über die turfifchen Truppen, indeß elf Tage fpäter 
ber türfifche Admiral Achmed-Paſcha die ganze Flotte vem Paſcha außlieferte. 

Mahmud II., bei feinen Tode 54 Jahre alt, Hatte jo nad) außen bin fehr viellinglüd erlebt. 
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Doch war er zugleich der verdienſtvolle Schöpfer innerer Reformen der Türfet, ſoweit dieſe in einer 
Zeit möglich wurben, welche fo fehr Eriegerifchen Verlauf hatte. Ald erfle Nothwendigkeit hatte er _ 
eine vollſtändig neue Milltärorganifation erfannt, und dazu bedurfte e8 einer Unterdrückung ber 
Sanitfharen; fie wurden im Juni 1827 vernichtet und Hierauf die türkifhe Armee unter rift: 
lihen Offizieren in jehr bebeutender Weiſe verbeflert, was fi trog mancher Niederlagen immer 
wieder bewährt hat. Die Türken find ein muthiges Volk; gute Heerführer haben ihnen oft ben 
Sieg über die Ruffen verfchafft. Auch anvermeitige Neuerungen durchzuführen lie Mahmud IL. 
fi angelegen fein. Die politifhe Verwaltung, die Zollgefeggebung, die Stellung der Chriſten 
im Orient waren fein Augenmerk; die Ordnung der Staatseinkünfte wurde beſonders von ihm 
betrieben, nur daß ihm von allen Eden und Enden außer ven ſchweren Kriegsereigniffen Hin⸗ 
dernifle de® Vorurtheild und der Trägheit in dem großen Reiche entgegentraten. Man darf 
fagen, daß Mahmup nad allen Seiten Hin eine fehr große Rolle gefpielt bat; er farb am 
1. Juni 1839, und fein fiebzehnjährtger un Abd⸗ul⸗Medſchid beſtieg den Thron. 

In politiſcher Hinficht galt es zunaͤchſt, die uͤbermacht Mehemed-Ali's zu unterdrücken. 
Die Großmächte miſchten ſich hinein, nur daß Frankreich ven Paſcha begünſtigte, als ob er im 
Beſitz aller feiner Erwerbungen mehr Kraft befäße, ven ruſſiſchen Übergriffen zu widerſtehen, als 
die Pforte. Dadurch entfland eine Spannung zwiſchen Frankreich und England. Letzteres 
fürdtete den Binfluß Frankreichs im Mittelmeere, und am 15. Juli 1840 wurde eine Qua: 
pruplealliang zwifchen vier Großmaͤchten abgeſchloſſen, von welcher Frankreich erſt nach dem Ab: 
ſchluſſe Kunde erhielt. Mehemed-Ali ſollte die erbliche Herrſchaft über Agypten und einen 
Theil Syriend unter Oberherrlichkeit des Sultans erhalten, alle übrigen @rwerbungen follte 
er zurüdgeben. Der Paſcha widerfegte fi; die englifch:öfterreihifche Flotte erfocht aber Sieg 
auf Sieg bid zum Bombarbement von Alexandria. Sir Charles Napier zwang ven Paſcha, 
bie eben aufgezählten Bedingungen einzugehen. Frankreich trat bei. Dieſes zeitweilig ifolixte 
Reich gelangte wieder in das europätfche Goncert durch den Londoner Vertrag vom 13. Juli 
1841, in weldem die Schließung der Dardanellen und des Bosporus aufs neue feftgeftellt 
wurde. 

In dieje Zeit fällt ein großer felbfländiger Act des jungen Sultans, der Hatti-Scherif von 
Gülhane vom3.Nov.1839, der die ®rundlage der innern Staatöreformen bildet, und dem 1854 
und 1856 zwei neue Erlaſſe gleicher Art gefolgt find. Dan darf darüber von vornherein benter- 
ten, daß, wenn auch manche ber darin feftgeftellten Anverungen auf vem Bapier fleben geblie: 
ben, doch vieles zur Ausführung gelangt iſt und nach vielen Seiten bin den türkifchen wie hrift- 
lihen Unterthanen der Pforte Bortheil gebracht hat. Inmiefern der ganze Staatan Kraft gemon- 
nen oder deſſen innere, fociale Auflöfung durch theilmeife nicht mehr mohammedaniſche Princi⸗ 
pien geförbert worden, iſt noch nicht endgültig zu entfcheiden. Die Zeit, feit welcher Die Reformen 
beſtehen, ift noch zu ſehr von Kriegen durchzogen und durch Aufhetzung aller Art verbittert, als daß 
biefelben in ungeflörter Muhe Wurzeln hätten fhlagen oder gar Früchte bringen fünnen. Gleich: 
heit des Rechts, ver Befteuerung, des Militärbienftes waren die erſten Anorbnungen für alle 
Unterthanen jeven Glaubens; chriſtliche Beiftliche follten die Kopffleuer von ven Chriſten er⸗ 
heben, welche keine befonbern Abzeichen mehrtragen durften; ein neues Strafgefegbuch wurde ein- 
geführt, Türken zur Bildung in militäriichen und diplomatiſchen Dingen nad) dem Auslande ge: 
fandt, das Unterrichtöwefen gefördert; fpäter wurde beftimmt, daß in Griminalprocefien, bei wel: 
hen Mohammedaner und Chriſten betheiligt feien, chriftliches Zeugniß zugelaffen werben vürfe ; 
der Rath des Tanſtmat wurde eingefegt, welchen die Entwidelung der noch mangelnden organi= 
hen Geſetze obliegt, endlich die Kopffleuer der Chriften aufgehoben, ihre Verpflihtung zum 
Heeresdienſte und Zahlung einer Kriegäfteuer fefigeftellt und ſchließlich der Hatti- Humayın am 
48. Febr. 1856 erlaffen, in weldem alle vorherigen Anoronungen befräftigt und zuſammen⸗ 
geftellt wurben. Freie Ausübung des Gottesdienſtes, Unterrichtöfreipeit, Gleichheit der Be⸗ 
ſteuerung, jährliche Veröffentlichung des Budgets, allgemeiner Kriegsdienſt (mit Stellvertretung 
und Loskaufung), Die Einfegung gemifchter Gerichte für Rechtsfälle verſchiedener Glaubens⸗ 
genofjen bildeten die Grundlage dieſes Erlaſſes.) Diefe, wenn man ven mohammebanifchen 
Staat bedenkt, außerordentlichen Reformen hat Abd-ul-Medſchid in feiner zweiundzwangigjäh- 
tigen Regierung angeordnet und, ſoweit es an ihm lag, Durchführen laſſen. 

Unterdeſſen konnte ſelbſtverſtändlich ein türkiſcher Sultan fein Regiment nicht lange in Ruhe 
führen: alle europäifchen Großmächte fhmeichelten ihm oder beprängten ihn, und der Nachbar 
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Rußland Tonnte vollends mit den bisher errungenen Vortheilen noch nicht zufrieden fein. Dad 
erfte war eine Intervention rufjlfcher Truppen in den Donaufürftenfhümern, die fhon 1848 einen 
vereinigten Staat bilden wollten. Am 1. Mai 1849 fand der Vertrag von Balta-Liman ftatt, 
wonad die Hospodare alle leben Jahre ernannt werben ſollten. Es follte ein DOccupationdheer 
in ven Brovinzen bleiben ; allein jhon 1851 räumten Die Truppen das Land, nachdem die Pforte 
bei Rußland Vorftellungen darüber gemacht Hatte. Kurz zuvor hatten noch Zerwürfniffe mit 
Rußland und Ofterreich wegen der nad) der Türkei geflüchteten polnifchen und ungariſchen Re⸗ 
volutionärs flattgefunden, infolge deren die Geſandten beider Staaten Konftantinopel ver- 
ließen, die englifche Flotte in ven Dardanellen einlief und die Bforte enbli die Ausweitung ber 
Flüchtlinge zuiicherte. 

So nahte dad Jahr 1853, in deſſen erfien Monat die vielbefprochenen Unterhaltungen des 
Kaiferd Nikolaus mit dem englifhen Befandten Sir Hamilton Seymour fallen. England und 
Rußland, fo meinte der Kaifer, müßten immer Hand in Hand gehen, denn der Zerfall der Türkei 
fei nicht mehr fern; der kranke Mann könne nicht lange mehr leben. Dabei warer ver Anficht, es 
dürfe’ fein byzantinifches Kaiferthun, ein allzu vergrößerted Griechenland, kein Konftantinopel 
im Beſitz einer Großmacht geben. Bei einer Theilung könne Agypten an England fallen. 

Bald darauf brach Ofterreich wegen Montenegro los. Dort waren Gonflicte mit ver Tür: 
fei entftanden, nachdem der Fürſt des Landes, Daniel, in nähere Beziehungen zu Rußland 
getreten war. Graf Leiningen wurbe eiligfi nach Konftantinopel geſchickt und machte der Bforte 
Vorwürfe über ihre Kriegsluft, wobei fie jogar ungarifhe Flüchtlinge verwende; er flellte 
ein Ultimatum von drei Tagen, die Bforte gab nad, und gleich darauf trat Fürft Menſchikow 
als außerordentlicher ruffiicher Gefandter bei der Pforte ein und verlangte Erfüllung aller aus 
dem Vertrage von Kutſchuk-Kainardſchi herzuleitenden Verpflichtungen, Anerkennung bed ruf- 
ſiſchen Schutzrechts über die Chriften in der Türfel, wobei dad Recht der griechiſchen Glaubens⸗ 
genoflen an der Bethlehemfirche und am Grabestempel bei Jerufalem ald Borwand genommen 
wurde. Die Pforte war bereit, die Rechte und Privilegien der griechifchen Kirche zu wahren, jedoch 
nur infoweit, als die Souveränetätsrechte des Sultans Durch eine mit Rußland zu vereinbarende 
Convention nit verlegt würden. Allein Menſchikow ftellte fein Ultimatum und verlieg am 
21. Mai 1853 Konftantinopel. Die Belorgnifle wuchſen, und mit Recht, denn un ein Unter- 
pfand für feine angeblich rechtmäßigen Anſprüche zu haben, ließ. Kaifer Nifolaus anı 3. Juli in 
die Donaufürftenthümer einrücden. Und fo begannen die vielen biplomatifchen Unterhandlungen 
und friegeriichen Wechfelfälle, die noch in allgemeiner Erinnerung leben. Die Flotten Frank: 
reihs und Englands anferten bei ver Infel Tenedos. Am 26. Sept. erflärte ver Eranfe 
Mann dem gefunden Kaifer den Krieg; am 30. Nov. wurde die türkiſche Flotte bei Sinope ver⸗ 
nichtet, aber Siliſtria wurde heldenmüthig und erfolgreich vertheidigt; am 5. San. 1854 liefen 
die Flotten der Weſtmächte in das Schwarze Meer ein. England und Frankreich brachen ben di⸗ 
plomatifhen Verkehr mit Rußland ab; die Räumung der Donaufürftenthümer, wurde ver: 
langt; die ruffifhen Truppen überfchritten aber am 23. März die Donau. Oſterreich er- 
Elärte, die Donaufürftenthümer befegen zu wollen; Rußland räumte fie bis Ende Juli. Gier 
zurückgedrängt, war aud der Kampf in Afien ein nur ſchwacher, und der Kampf in der Oſtſee 
bewirkte nur die einflweilige Eroberung der Alandsinſeln. Unterhandlungen über vier Punkte 
ſcheiterten. Oſterreich beſetzte die DonaufürftenthHümer, und der Kriegsſchauplatz wurde nach ber 
Krim verlegt; die Engländer und Franzoſen fiegten an der Alma und bei Balaflawa. Die Be- 
lagerung Sewaftopold begann Mitte October. Oſterreich hatte inzwiſchen am 2. Dec. einen Ber: 
trag mit ven Weſtmächten abgefchloffen; daſſelbe Hatte Sardinien gethan, und in Wien trat bie 
Eonferenz zufanmen, in welde ein außerordentliches Ereigniß fiel, ver Tod des Kaifers Niko: 
laus. Am 2. März 1855 beitieg Alerander U. den Thron, und nun erft trat die Conferenz bey 
drei Großmächte nit Rußland in Thätigkeit, indeß Preußen fehlte. Neben dieſer gingen die Erie- 
gerifchen Arbeiten auf der Krim fort. Im Juni wurden die Unterhandlungen in Wien abge- 
broden; am 9. Sept. war Sewaftopol genommen. Kaifer Napoleon Außerte Friedendwünſche; 
am 25. Febr. 1856 trat die Conferenz in Paris zufammen (anfänglih ohne Preußen, da 
erſt am 18. März eintrat). Warfenftillftand wurde beſchloſſen; am 30. März wurde der Pa: 
rifer Friede unterzeichnet. ?) 

Orundbebingungen dieſes Friedens find: Räumung ver Krim jeitend der Alliirten, der Stabt 
Kars (Berjien) ruſſiſcherſeits; die Türkei wird in den europäiſchen öffentlichen Rechtszuſtand auf 


2) Jasmund, Netenjtüde zur orientaliichen Frage. 
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genommen, bie Unabhängigkeit und Integrität verfelben alljeitig garantirt; das Schwarze Meer 
wird neutralifirt, nur einige beflimmte Kriegsfchiffe dürfen port gehalten werben; militärifch- 
maritime Arjenale werden nicht zugeſtanden; in die Darvanellen und ben Bosporus ſoll kein 
fremdes Kriegsſchiff einfegeln; bie beffarabiihe Grenze, die Donauſchiffahrt, vie Verhältnifie 
der Donaufürftenthümer werden regulirt; bie Alanbeinfeln bürfen nicht wieder befeftigt werden. 
Diefes find die Hauptpunfte der 34 Artikel des Vertrags und der dieſem beigefügten drei Con⸗ 
ventionen. Außerdem fchloffen England, Frankreich und Ofterreih am 15. April noch einen 
Bertrag zur ſolidariſchen Garantie ver Unabhängigkeit und Integrität des Osmanifchen Reichs, 
wonach jede Verlegung bed Pariſer Friedensvertrags als casus belli betrachtet werben foll. 
Alle Beftimmungen wurden nad langwierigen Unterhandlungen ausgeführt, in den Donau: 
fürftenthümern , welche von nun an „Vereinigte Fürſtenthümer der Moldau und Walachei“ 
beißen follten, unter Oberherrlichkeit des Sultans, wollte man Hospodare einſetzen, welche, auf 
Lebenszeit von der auf je ſieben Jahre berufenen Verſammlung gewählt, die Inveſtitur vom 
Sultan erhalten ſollten. Später iſt im December 1861 eine Union beider Provinzen unter 
Einem Fürſten, mit Einem Miniſterium und Einer Verfammlung in Bubkareſt feſtgeſtellt 
worden. 

Mit dieſem hochwichtigen Actenſtück ift die orientalifche Frage zu einer vorläufigen Löfung 
gelangt. Im den legten Jahren ift vieles für innere Reformen weiter ausgeführt worben, und 
am 25. Juni 1861 beftieg Abd⸗ul⸗Aziz, Bruder des verfiorbenen Sultans, ven Thron. Häufige 
Minifterwechjel erfchwerten die Regierung. Die Finanzen waren bei der großen Verſchwen⸗ 
dung, bie im Haushalt des Sultand vorherrſcht, immer mehr zerrüttet, obfchon die Steuern 
ziemlich gut einlaufen und bie Anleihen ſich wiederholen. Die engliſchen Minifter verfihern un⸗ 
terdeffen im Parlament bei allen Gelegenheiten, daß die Pforte fi in einer ſehr günftigen 
Rage befindet. 

Wir haben e8 verſucht, in furzen Umriffen pie nunmehr vier Jahrhunderte alte orientalische 
Frage zu fhilvern. 2) Das Streben aller europäifchen Staaten, das zuerſt einmüthig dahin 
ging, den heibnifhen Türken aus Europa zu vertreiben, Hat ſich im Laufe der Zeit bei ber 
Gefahr, welche Rußlands Übermacht droht, in eine auf Erhaltung der Türkei durch chriſt⸗ 
lie Großmächte gerichtete Politik umgeftaltet. Bor beinahe neunzig Jahren meinte der öfter- 
reichiſche Geſandte Thugut nach Abfchluß des Friedens von Kutſchuk⸗Kainardſchi, es fei alles 
zu befürchten; die Türkei gehe unter; Rußland merbe eine fabelhaft allgewaltige Weltmonardie. 
Vor zehn Jahren erwartete Kaijer Nikolaus das nicht ferne Ableben des kranken Mannes, 
der ihm plöglich topt in die Arme fallen könne. Jetzt iſt die Türkei ein integrirender Theil 
des europäiſchen Staatsrechts und Concerts, dem nichts zu Leide gejchehen darf, ohne daß gleich 
prei Großmächte die Waffen dafür ergriffen. Offenbar haben jene Propheten fich verrechnet, 
und doch wird von mehr als einer Seite die Fortdauer der Türfei bezweifelt, um fo mehr, ala 
das europäiſche Staatenſyſtem überhaupt einer Umgeftaltung entgegenzugehen fcheint. Die 
Karte von Europa wird großen Beränderungen unterliegen, und bie Türkei kann dabei nicht 
außer Acht gelafien werden. Don Religion Tann bei ver Politik die Rede nicht fein; Intereſſe 
allein leitet vie Cabinete. 

Trotz alledem gibt e8 viele, die fich fragen, ob nicht früher oder ſpäter eine Theilung unver⸗ 
meidlich fein werde. Die Türfei Hat die heiligen Stätten der Juden, der Chriften und der Tür- 
fen im Beſitz, ein allerdings wunderbares Zufammentreffen. Sie bietet durch die Meere, welche 
fie beherrſcht, durch die Lage von Konſtantinopel ven Schlüffel zu einer weltbeivegenden Macht, 
zu gewaltigen Verkehrswegen zwifchen Morgen und Abendland. Diefed mohanımebanifce 
Reich wird von einer griehifhen Macht beprängt, die durch ihren Glauben in mannichfachen 
Beziehungen zu einem fehr großen Theile ver Bevölkerung des Osmanischen Reiche ſteht. Roͤ⸗ 
miſcher und griechiſcher Katholicismus, erfterer mit weit größerer Entwidelungsfreiheit ald letz⸗ 
terer, bekämpfen einander auf einem fehr umfaſſenden Terrain. 

Wir deuten nur an, welche großartige weltgeſchichtliche Momente in dev Löfung der orien- 
talifhen Frage liegen, und £önnen doch nur mit der Überzeugung fehließen, daß der Schlußſtein 
der Loͤſung die Wiederaufpflanzung des Kreuzes auf der heiligen Sophienfirche zu Konſtan⸗ 
tinopel fein wird. M. Runkel. 


3) Bgl. Zinkeiſen, Geſchichte des Osmaniſchen Reichs (7 Bde.), und Eichmann, Die Reformen 
des Osmaniſchen Reichs. 
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Ofterreich. (Staatsgeſchichte.) I.Geſchichte bis zum Jahre 1848. Mit dem Vor⸗ 
dringen ber Römerin die Landſchaften des heutigen Ofterreich brichtdererfte Lichtſtrahl in das Dun- 
tel der oͤſterreichiſchen Vorzeit. Was über die Wanderungen und Kämpfe der vielſprachigen Voͤl⸗ 
fer, die früher den Boden Oſterreichs einander ftreitig gemacht, auf und gekommen iſt, Dad gibt, 
auch Durch die mübfeligfte Forſchung, die ſcharfſinnigſte Gombination belebt, fein Gefammtbilo, 
auf dem ſich Licht und Schatten theilen würven. Im erfien Jahrhundert unferer Zeitrechnung 
erſchienen vömifche Legionen in den Uferländern der Donau; fie brechen bie Wildheit der bier 
feßhaften Barbaren ebenfo durch Gewalt der römischen Waffen wie durch die Kraft ber römischen 
Cultur. Geſetz und ſtaatliche Ordnung keimen auf einem Boden, den Thrafen, Gelten, Ger⸗ 
manen zum Kampfplag, nicht zum Vaterland erworben hatten ; roͤmiſche Municipaleinrichtungen 
werden aud der Heimat jenfeit der Alpen in bad eroberte Gebiet übertragen ; kühne Straßen- 
bauten verbinden die neuen Provinzen untereinander und mit italiihem Land. So lernten die 
Unterjochten den Verluftibrer Unabhängigkeit, das Preisgeben ihrer Stammeseigenthümlichkeiten, 
an welches der Römer den Genuß aller bürgerlichen Rechte und wirthſchaftlichen Vortheile 
fnüpfte, minder ſchmerzhaft ertragen. Neue Schichten zügellofer Wandervoͤlker mußten fid 
von außerhalb der römifhen Grenze über das Land wälzen, ehe es feinen Eroberern entriffen 
und per frühern Barbarel zurüdgegeben warb. 

Oſterreich zählt zu ven wenigen Ländern des europäifchen Continents, wo durch bie Stürme 
ber Voͤlkerwanderung bis auf ven Grund vertilgt wurde, mas Rom gepflanzt Hatte. Wenn e8 
in Sranfreih und am Rhein zur wildeſten Merovingerzeit, in Italien zu allen Zeiten Stätten 
gegeben hat, wo der Reſt einer untergehenden Bildung gefhont und, wenn auch kärglich, ge⸗ 
pflegt wurde: fo bat es an folhen in den Gemarken des heutigen Ofterreih vom Ausgang des 
5. bis Anfang des 9. Jahrhunderts gefehlt. Nom mußte fein Werk nochmals tun und durch 
Import feines Chriſtenthums Barbaren zähmen, bie in ben mittlern Donaugegenden aud Die 
legten und ſchwächſten Liberrefte deſſen zextreten hatten, wa8 dort vom heidniſchen Genius ver 
Ewigen Stadt für ein Menſchen erträgliches Dafein gefchaffen worden. 

Bon der legtern Hälfte des 2. Jahrhunderts an reiht fih in fletigem, nie von bauernden 
Erfolg römischer Waffen unterbrodhenem Gange Invaflon an Invaflon in den zum heutigen 
Oſterreich zählenden transalpiniſchen Provinzen bes Imperiums. Ums Jahr 165 n. Chr. fehen 
wir die Donaugrenze vom Schwarzwald bis Dacien von Voölkern deutſchen und farmatifchen 
Stamnıed: Hermunduren, Longobarden, Marlomannen, Quaden, Bandalen, Jazygen, Victo= 
falen, Alanen u. ſ. w. beprängt, zum Theile durchbrochen und bie anliegenden Landestheilegeplün- 
dert. Mit halbem Erfolge nur befämpfte file Rom in dem fogenannten Markomanniſchen Krieg, 
der (blos durch einen faulen Frieden unterbrochen) 15 Jahre lang mit wechſelndem Glück von 
dem großen Gäfar Marc Aurel geführt und nach deſſen Tode (geft. 17. März 180 inWien) von 
Commodus ruhmlos beendet wurde. Seither erneuerten jene germanifchen und jarmatifchen 
Bölfer ihre Einfälle in römifches Gebiet. Ste hatten Böhmen, Mähren, Oberungarn unbe⸗ 
firitten im Befig, drangen von Hier aus weit über die Donau vor — fo die Marfomannen im 
Sabre 260 bis Ravenna — und wurden nicht immer mit bewaffneter Hand, fondern oft durch 
ſchweres Xöfegeld zum Rückzug betvogen. Die greulihfte Berwüflung um fich Her verbreitenn, 
gaben fie die Strecken Landes, welche fie durchzogen hatten, intraurigflem Zuftande an bie Römer 
zurüd, und dieſen fehlte ſchon die Kraft, ihre Gulturmifjion von vorn aufzunehmen. 

Mit dem Einbrud der Hunnen in Europa (375) beginnt eine neue Reihe ſchwerer Heim⸗ 
fuhungen unferer Gebiete. Über bie verheerenden Züge dieſes Volks fehlt e8 und an ausführ- 
liger Kunde; wir wiffen nur, daß die zwifchen Dnieſtr und Theiß wohnenden weſtgothiſchen 
Voͤlker zu Beginn des Hunneneinbruchs über die Donau ins Oſtroͤmiſche Reich gedrängt wurben, 
daß die Macht aller farmatifchen, deutſchen und flawifhen Stämme vom Schwarzen Meer bis 
zur Oſtſee von den Hunnen gebrochen ward, daß das ungeheuere Heer, welches Attila um Die 
Mitte des 5. Jahrhunderts gegen Aetius nad Frankreich führte, durch zahlreiche Kontingente 
unterjochter Völker: Oſtgothen, Gepiven, Seruler, Rugier, Quaden, Marlomannen, Brufterer 
u. f. w. verftärft war, Gewaltige Mailen dieſes Heeres müffen über Oſterreichs heutige Gebiete 
gezogen fein; das Hauptheer unter Attila wälzte fih damals wahrſcheinlich über Böhmen, 
Mit Attila's Tode und dem Zerfall feines Reichs entftehen im Stromgebiet ver Donau neue 
Reiche, von befreiten Völkern gegründet, an Stelle der früheren Herrfhaft Roms. Gepiden und 
Longobarden bilden foldhe in Oberungarn, Heruler an der Mar und Waag, Rugier, bald 
ben Longobarden und Herulern unter Oboacer weichend, im nörblien Ofterreich bis gegen 
die Krems. 
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In dieſe Zeit vielleicht, und keinesfalls ſpäter als um die Mitte des 6. Jahrhunderts, mag 
auch das Vorbringen der Slawen zu fegen fein, Die fih aus ihrer alten Heimat im Norben ber 
Karpaten nad Böhmen fchoben, dann über die Donau bis an den Hämus und die Adria rückten 
und fo die Gegenven einnahmen, in denen fie theild noch heute wohnen, theild Spuren ihrer 
Anwesenheit in Ortönamen und Volkscharakter binterlaflen haben. 

Die zweite Hälfte des 6. Jahrhunderts brachte einen neuen Voͤlkerſturm — die Raubzüge 
ber Avaren. Zum Glück fanden dieſe an den vom Weften andringenden Franken einen Danım, 
der fi anfangs zwar jehr oder, aber fchlieplich unüberwinblich erwies. Bon den Avaxen wur: 
den Die ihnen anfangs gegen die Gepiden verbünbeten Longobarben aus dem nörblichen Öfterreich 
und Ungarn verbrängt. Ein neuer Haufen von Plünderern wälzten ſich dann die Vertriebenen 
vurch Oſterreich nad} Italien hinüber. Seither (568) geboten Avaren unumfhränft in Ungarn, 
in Ofterreich bis an bie Enns, ihre Raubzüge von va nah Weften und nordweſtlich über Böhmen 
fortfegend. In diefem Lande fcheinen fie fi dauernd niedergelaſſen zu haben; wenigſtens be- 
durfte e8 blutiger Kämpfe, fie aus demfelben zu verbrängen. Der Siawenhäuptling Sam, 
wie e8 heißt, ein Franke von Geburt, ſchlug fie (623) wiederholt mit feltenem Glücke und befreite 
Böhmen und Mähren auf immer vom Avarenjode. Er dehnte Hierauf feine Herrfchaft weithin 
aus; die Grenze bed von ihm begründeten und mit ihm untergehenden mächtigen Slawenreichs 
308g fi im Süden über die Donau, vielleicht bis zu den fleirifchen Alpen, im Norden an Spree 
und Havel, öftlih an Die Karpaten und im Welten bis zu einem (jegt nicht mehr beflimmbaren) 
Punkte, auf dem ein Conflict mir ven Franken nicht zu vermeiden war. Die erften Kämpfe ber 
Gehen mit den Franken fielen fehr glücklich für jene aus; fie fonnten, ruhig gelaflen von ben 
im Bulgarentrieg befhäftigten Avdren, ihre ganze Macht gegen die Franken menden und den 
Angriff derfelben erfolgreich zurüchweifen. Unter ihrer, der von Samo geführten Ezechen, 
Hegemonie ward fo ein Reich begründet, das im flegreihen Kampfe gegen Franken fich meſſend, 
deutſchem Weſen und deutſcher Macht in dieſen Gegenden großen Abbruch prohte, Doc es blieb 
bei der Drohung; nad Samo's Tode finden wir die ganze ſlawiſche Herrlichkeit in ber zmeiten 
Hälfte des 7. Jahrhunderts in fich zerfplittert, einen feften Kern auf die Dauer nur in Böhnen 
anfegend. 

Später fchreiten die Avaren mächtig gegen Welten vor; fhon in den Jahren 680— 700 
befegen fie das rechte Donauufer wieder bis zur Enns, das linke in gleicher Auspehnung nad 
Werften, wie ein Keil zwiſchen Nord und Südſlawen getrieben. Ihnen war, ungebrochen durch 
wiederholte Erfolge auf avariſcher Seite, der deutſche Volksſtamm der Batern mit zäher Wehr: 
fraft entgegengetreten ; erſt nachdem deſſen altgermantfche Breiheit, einerſeits durch Uberwiegen 
der berzoglichen Gewalt, andererſeits durch Herftellung eines Abhängigkeitsverhältnifies der 
Baiern von den Franken, gebeugt war, kann ein beutfcher Baiernberzog ſich vermefien, Avaren 
als Bundesgenoſſen gegen feinen fränkifchen Lehnsherrn berbeizurufen. Dies Wagniß ſchien 
ſelbſt dem bairifchen Adel zu groß; er fiel von feinen Herzog ab, ber ſich genoͤthigt ſah, bie 
herzogliche Würde gemäß dem Spruch ver Reichsverſammlung von Ingelöheim (788) nieder: 
zulegen. Karl ver Große ließ den flörrifhen Bafallen in ein Klofter ſperren und übernahm 
Baiern in die eigene Bermwaltung ; fränkiſche Grafen, eine Beamtenariftofratie, vem Commando 
von Karl’3 Schwager Gerold unterworfen, traten an bie Stelle ver troß frecher Avarenallianz 
gefunfenen herzoglichen, Gewalt. Die zu fpät eintreffende Hülfe der Avaren Fam nod früh genug, 
um wiederholt zurüdgeichlagen zu werben; nachdem ſchon fränkifche Sendboten (Missi regii) 
fih ihnen gewachſen gezeigt, brachen Karl ver Große und fein Sohn Pipin gegen die Avaren los 
und warfen fie biß über die Raab zurüd; im Jahre 791 endlich wurde daß befefligte Avaren⸗ 
lager, der mädtige Hring, zwifchen Donau und Theiß genommen und damit die Kraft bed 
räuberifchen Volks gebrochen. Das Fränkiſche Reich hatte feine Grenze nad Südoſten tief 
ind Innere des heutigen DOfterreich vorgerüct, und den eroberten Territorien wurden von den 

fieghaften Karolingern Markgrafen beftellt. 

&3 wurden zwei Großmarfen gebildet; die eine, ſuͤdliche, Großmark Friaul, umfaßte alles 
Land zwifhen Sau und Drau, oder ben ſüdlichen Theil ver altrömifchen Provinz Unterpannonien, 
das heutige Krain und Sftrien, das füdliche Tirol und weſtliche Steiermark, ferner Liburnien 
(Heute Dalmatien) und das eigentliche Friaul bis über Aquileia hinaus. Diefe ſüdliche Mark 
blieb aber nur kurze Zeit beifammen ; ſchon 824 erfolgte, wegen Saumfeligfeit des Markgrafen 
im Kriege gegen aufftändifche Bulgaren, die Biertheilung der Großmark Friaul. Die Grenzen 
ver Heinern Marken, in welche fie zerfiel, blieben auch nicht lange unverrüdt; fie wurden vollends 
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durch den magyariſchen Einbruch verwiſcht, und nach Bewältigung der Ungarn nahmen hier 
die Ottonen neue Gebietsabgrenzungen vor, die wir ſpäter in Betracht ziehen wollen. Die 
andere Großmark, weiter noͤrdlich liegend und als Mark im Oſtlande bezeichnet, umfaßte: ven 
Norden Unterpannoniens, am linken Ufer der Drau; das Land zwiſchen dem Wienerwald und 
dem Fluſſe Raab, die in Mömerzeiten jener die Oſt-, dieſer die Weſtgrenze Oberpannoniens 
bildeten ; endlich die Oſtmark im engern Sinne des Wortes. Die legtere erſtreckte ih am reiten 
Ufer der Donan von der Enns bis zur alten Grenzſcheide ver römischen Provinzen Noricum und 
Pannonien, dem Wienerwald, am linken Ufer ver Donau ungefähr in gleicher Audpehnung von 
Weſt nach Oſt mit ſchwankender Öftlider Begrenzung. 

So ungefähr können wir uns, nach den ſpärlich fließenden Quellen zu urtheilen, vie 
Territortalbildung jener Zeit in unfern Gegenden vorftellen. Verfaflung und Vermaltung 
waren den Einrichtungen in fonfligen Theilen des Karolingerreichs analog; die ſüdöſtlichen 
Marken veflelben folgten dem Impuls einer ſtraff centralifirten Staatögewalt, melde für fie 
zunächſt in dem Abhängigkeitöverbältnifle zu Baiern in Erfcheinung trat. Mit der Auflöfung 
des Karolingerreiches, mit vem Verfall feiner Theile beganıı auch für diefe Länder eine Periode 
des Rückfalls in die frühern anarchiſchen Zuftände, welche mit der magyarifhen Eroberung 
ihren hoͤchſten Gipfelpunft erreichte. Schon vor derfelben waren jenfeit der Marfengrenze 
wohnende ſlawiſche Voͤlkerſchaften der fränkiſchen Schöpfung theils läftig, theild gefährlich ge: 
worben. Ihnen hatten die Karolinger ein Verhaͤltniß der Zinsbarkeit auferlegt, das aber nur 
kurze Zeit Beſtand hatte und erſt durch Die Herrfcher aus fpätern Eräftigen Kaiſergeſchlechtern des 
Reichs wieder erneuert iwerden mußte. Mit der Uneinigkeit im fränkifchen Koͤnigshauſe blühte 
Mähren zu einer Baiern und den Marken gefährlihden Macht empor; «8 erlangte unter feinem 
gewaltigen Fürften Smwatopluf die Anerkennung feiner Unabhängigkeit nad blutiger Fehde 
(Frieden von Forchheim 874); von der Drau bis Weichfel und Elbe gebot Swatopluk dem neuen, 
die Marken umklammernden Stawenreiche. Es erlag den Ungarn, die zuerft als dem Franken⸗ 
fönig Arnulf verbündet nach ven Weften vorbringen, Großmähren erobern (905 und 906) und 
für immer aus der Geſchichte ftreichen, aber bald auch gegen die Baiern fich wenden, bie Oftmarf 
zertrümmern und wie ein verheerender Sturmwind über Deutfchland nach Frankreich und Italien 
einherbraufen. In Jahre 907 ichlagen fie die Baiern unter Markgraf Liutpold und gewinnen 
die Oſtmark; fhon im nächſten Jahre kürzen ihre Reiterfharen über Sachen und Thüringen 
‚her, 909 über Schwaben, 910 über Baiern, 915 erfcheinen fie vor Fulda und Bremen, 917 in 
der Schweiz, 919 in Italien und Frankreich u. ſ. w. Erſt den großen ſächſiſchen Kaifern war es 
beihieden, Mitteleuropa von biejen räuberifchen Heerzügen der Ungarn zu befreien. Seit ven 
deutſchen Siegen bei Merfeburg (948) und auf dem Lechfelde (955) hören die Magyaren auf, 
halb Europa in Schreden zu jegen, und wurden bald danach von ihrem heiligen Stephan zu 
Chriſten in die Erziehung geſchickt. Die Deutjchen aber grünveten die ſüdöſtlichen Marken ihres 
Reichs wieder, auch die Oſtmark darunter, und fegten diefer neue Markgrafen, pie man ſpäter 
zu Herzogen vorrüden ließ, bis endlich aus jenen deutſchen Lehnsherrichaften ein vieliprahig Reich 
wurde, beffen Verbindung mit Deutfchland, je lockerer jie fich zu geftalten anfing, deſto wuchtiger 
auf die Entwidelung deutſcher und europäifcher Verhältniſſe drückte. 

Die neue Ottoniſche Oſtmark wurde nicht gleich in den Grenzen bergeftellt, welche die frühere 
farolingifche Hatte. Sie dehnte fidd anfangs von ber Enns ſchwerlich weiter ald bis zur Erlaf am 
rechten, bis zur Mündung bed Kanpfluffes am linken Donauufer aus. Späteftend im Jahre 
976°) wurde fie einem alten fränkifchen Geflecht, ven Babenbergern, verliehen; erfter Lehn⸗ 
träger aus Diefem Haufe ift Markgraf Leopold I., der die Grenzen feines Beſitzes in glüdlichen 
Kämpfen gegen bie Dagyaren (fie behaupteten noch bis 984 Melk als ihre Grenzfeftung) weiter 
nad Often vorfhob. Bon da an erſtreckte fih die Babenberger Mark bis zum Kahlengebirge; 
erſt im Jahre 1043 ward ber Leithafluß als die Grenze gegen Ungarn gewonnen. Über ben 
Grad der Abhängigkeit der Markgrafſchaft von den Herzogen Baierns iſt zwiſchen oͤſterreichiſchen 
und bairiſchen Forſchern ein lebhafter Streit entbrannt, an dem Localpatriotismus und Eifer 
für die Wiſſenſchaft wol den gleichen Theil haben. Wir können nur auf die Quellen verweiſen, 


1) Bgl. Jäger, Beiträge zur öſterreichiſchen Geſchichte, Erſte Abhandlung über das Jahr 976 (Sepa⸗ 
ratabdrud aus der öfterreichifchen Gymnafialzeitſchrift, 1855 — 56) ; ferner v. Meiller, Die Regeften 
ber Babenberger (Wien 1850), Note 1; endlich Waig in Ranfe’s Jahrbüchern, 1, 175 u. 176. 
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aus denen man ſich über den Bang dieſer Fehde Raths Holen kann2); zu unumſtoͤßlich gewonne⸗ 
nen Refultaten von Bedeutung hat jie noch nicht geführt. 

Zu gleiher Zeit mit der Belehnung der Babenberger nahın Kaiſer Dtto II, eine Regelung 
des Markenweſens im Süden Oſterreichs vor. Sein damaliger Kampf mit dem Baiernherzog 
Heinrich II. mochte den Kaiſer überzeugt haben, daß die Ausdehnung der bairiſchen Lehnsherr— 
lichkeit über alle ſüdöſtliche Marken des Reichs von Gefahr ſei; er bildete in dieſen Gegenden 
ein eigened Herzogthum Kärnten, dad nun an Stelle Baierns ven einzelnen Marken im Süden 
überorpnet wurde. Dieje waren: die obere Färntener Mark, den Norden der heutigen Steier: 
mark umfaflend; die untere kärntener Mark zwiſchen Mur und Sau; die Marken Krain von 
der Sau zur Kulpa, ungefähr in der Ausdehnung des jegigen öſterreichiſchen Kronlandes 
gleichen Namens, und das Friaul nebſt Verona, welches legtere ſchon Otto I. von Italien getrennt 
hatte; endlich Die Mark Iſtrien. Sie ſämmtlich follten dem Herzog von Kärnten zu Lehn gehen, 
erhielten aber nicht jofort eine jene ihren eigenen Markgrafen; Krain warb dem färntener Her: 
jog in ungetrennte Berwaltung übergeben und erfcheint erft mit dem 12. Jahrhundert. unter 
markgräßicher, von der herzoglichen geſonderter Gewalt. In der Folge freilich ning die ganze 
Ditonifhe Marfenconception raſch ihrem Verfall, ihrer Auflöfung entgegen. Mächtige gräfliche 
Dynaſten jchüttelten das Lehnsband, das jie an Die färntener Herzoge knüpfte, zuerft eigen= 
mädtig, dann mit Genehmigung ded Reichs ab; die Marken erweiterten ſich auf Koften Herzogs 
lichen Gebiets oder reihöunmittelbarer Enclaven; immer deutlicher ſchaͤlte fih aus dem Wufle 
endlojer Streitigkeiten um des Nachbars But der Kern der fpätern Territorialbildung heraus, 
der dann zur Reife gelangt den Befigern der Oſtmark in den Schos fiel, 

Dixie Hatte in den Babenbergern ein Herrſchergeſchlecht gewonnen, wie e8 Die Zeit erforderte. 
Bald ſchmiegſam und kirchenfreundlich, bald unternehmungsluſtig und gewaltthätig, ver eine 
ängfli auf Bewahrung und Mehrung des Seinigen bedacht, der andere ed großmüthig auf 
weiten Kreuzfahrten verzettelnd, dieſer mit den Brommien in vie Kirche, jener mit den Säufern 
in die Schenke: fo waren dieſe babenberger Marfgrafen und Herzoge, alles am rechten Orte, 
den rechten Lenten gegenüber, und wie es die jeweilige Mode des Tages brachte. Wer Eennt fie 
nicht, die Erzählung von Richard Löwenherz und feinen feindlichen Bruder in Chriſto, dem 
babenberger Herzog Leopold V., dem Tugendhaften benannt, der fih mit dem Kaifer ind eng= 
liſche Löſegeld theilte, ehe er ven Eoftbaren ang, den gleichgeſinnten, im Herren gleich zerknirſchten 
Glaubenshelden aus ven Krallen ließ! So innig verwoben waren in jener Zeit Das Erhabene 
mit Dem Gemeinen, Heroen= mit Banditenthum, das Heilige und Das Niederträhtige — eine 
Zeit, in ber Männer wie die Babenberger den Grundſtein eines Reichs legten, das noch heute 
ſortbeſteht. Sein Name, Ofterreih, kommt ſchon, während der zweite Babenberger der Oftmarf 
gebot, urfundlid vor (996), und nicht lange nach deilen erſtem Auftauchen in der Geſchichte 
finden wir ihn durch fchlaue Parteinahme ver Markgrafen bald für, bald gegen die Laiferliche 
Bewalt zu anfehnlicher Bedeutung gebracht. Markgraf Ernſt der Tapfere ſteht fehl zu Heinrich IV. 
und fällt im Kampfe für den Salier am Tage der Schlacht an der Unftrut (1075); fein Sohn 
Leopold II. (die Erblihkeit der Markgrafenwürde war aud bier ſchon thatfächlich zur Geltung 
gefommen), uneingedenk der Machtvermehrung, die dem Haufe durch kaiſerliche Schenkungen 
zutheil geworben, erklärt ji gegen ven Raifer und muß durch Gewalt zum Gehorfam zurüd- 
geführt werben (1079); er bricht nochmals Die Treue, wird ſeines Lehns verluftig erklärt, muß 
gegen ven Böhmenherzog Wratiflam, dem der Kaifer die Mark verliehen, fämpfen, unterliegt 
(Schlacht Hei Mailberg 1082), behauptet ſich aber nichtödefloweniger im Bejige der Markgraf⸗ 
ſchaft, da ſein Gegner aus Böhmen ven erlangten Sieg, wie e8 den Anſchein hat, nicht weiter ver- 
folgte. Unangefochten von Kaijer Heinrich IV. folgt diejem zweiten Leopold ein dritter des Nanıeng, 
der al8bald wieder mit ven Gegnern bed Kaiſers zufammenfteht, die Schweiter König Hein 
rich's V., des Mebellen gegen ven eigenen Vater, heivathet und Durch die Heirath in bie ſtaufiſche 
Verwandtſchaft kommt. Als mit Konrad II. die Blüte der Hobenflaufen begann, va blühte 





2) Ehabert, Bruchftüce einer Staats: und Rechtsgefchichte der deutsch = öfterreichifchen Länder, 8. 30 
(in ben Denkfchriften der wiener Afademie, 1852, Hiftorifche Section, Bd. DI u. IV); ferner Pall: 
gun, Breisfchrift über Baiern als Noricum (in den Abhandlungen der bairifchen Afademie der Wiflen: 
chaften, 1807), 1, 535— 558; Morig, Abhandlung über das privilegium Fridericianum (in 
Bd. XXVII ber Monum. boic., 1831); Hormanr, Taſchenbuch für vaterländifche Gefchichte (1813), 
©. 127 — 154. 6° 
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auch der oſtmärkiſche Weizen der babenberger Sippe. Wenn ſpäter die Habsburger vergeblich 
nach dem Beſitz von Baiern trachteten, ward er den Babenbergern ſchon um dieſe Zeit beſchieden. 
Konrad III. verlieh das den Welfen abgenommene Baiern dem Markgrafen Leopold IV.(1139), 
dem ſein Bruder Heinrich II. Jaſomirgott im Befitze der Mark und des Herzogthums folgte 
(mit letztern im Jahre 1143 belehnt). Doch als Kaiſer Friedrich J. ſich mit den Welfen ver⸗ 
ſöhnte und Heinrich den Löwen zu neuer Macht erhob, da mußte der über Baiern geſetzte baben⸗ 
berger Herzog, ein wahrer Parvenu zwifchen Welfen und Staufen, die Zeche zahlen, nad} mehr: 
jährigem Zögern Baiern heraudgeben und ji damit begnügen, feine unterennfifhe Herrſchaft 
durd Theile des Landes ob der Enns zu vergrößern und feinen marfgräfliden Rang zur herzog⸗ 
lichen Würde zu erhöhen. Es beginnt (1156) die Reihe der Herzuge von Oſterreich, reich: 
unmittelbarer Kürften, bie fein Abhängigfeitöverhältnig mehr an Baiern Enüpft, die ihr Herzog⸗ 
thum als erbliches Lehn vom Reihe und die cognatifche Erbfolge von demſelben zugeftanden 
haben, die in Wien ihre Refivenz auffchlugen und nur zum Befuche jener kaiſerlichen Hoftage, 
fo in ihrer Nachbarſchaft, in Baiern, vorkämen, verpflichtet waren, von deren Gerichtöbarfeit 
endlich e8 feine Eremtionen im Lande Oſterreich geben ſolle. Dies die Summe des Privilegs, 
das Kaiſer Friedrich J. dem Heinrich Jaſomirgott im Jahre 1156 ertheilte, des richtigen, 
zweifellos echten oͤſterreichiſchen Freiheitsbriefes, denn es exiſtirt unter dem Namen eine Anzahl 
gefälſchter Urkunden, die eine Reihe weiterer Begünſtigungen enthalten und als impia fraus des 
Herzogs Rudolf IV. (1358 —65) ſich herausgeſtellt haben.ꝰ) 

Schon unter dem unmittelbaren Nachfolger des erſten öſterreichiſchen Herzogs wurde der 
Befitz des Hauſes dur Erlangung der Steiermark vermehrt. Bon der Burg an der Steier 
aus hatte eine glückliche Grafendynaſtie, fiyraburger oder traunganer Grafen, ihre Herrſchaft 
über die obere und untere Färntener Mark, von denen wir oben ald Dttonifcher Schöpfung ge⸗ 
ſprochen haben, außzudehnen gewußt. Ihr war um die Mitte des 12. Jahrhunderts bereitd ein 
mächtigered Gebiet untertban, al8 die färntener Serzoge hatten. Bis nad Italien hinüber, mo 
fie (113638) die Graffhaft Bordenone lehnmäßig erwarben, reichte ihre Gewalt. Seit 
1148 fommt für ihren ganzen Länderbeſitz zwiſchen Enns und Sau der Name Steiermark vor. 
Kaifer Friedrich I. erhob die Traungauer zu Herzogen (1180), und ver legte Sprofle des 
Geſchlechts, ein Ottokar VL. ſchloß mit ven Babenbergern ven Erbvertragvon Georgenberg(1186), 
dur welchen bad neue Herzugthum nad bes Erblaſſers baldigem Tode an Leopold V. von 
Dfterreich flel. Die Eaiferlihe Belehbnung erfolgte dur Kaifer Heinrih VI. in Jahre 1192. 
Auch zur Erwerbung von Krain für ſterreich wurde nod in der Babenberger Beit die Grund: 
lage gelegt, und zwar durch Ankauf krainiſcher Lehnsgüter des Hochſtifts Breifingen von ſeiten 
Herzog Leopold's VI.; ber Sohn des Käufers, Friedrich der Streitbare von DOfterreih, nannte 
ih auf Grund des erlangten Lehnbeſitzes in Krain den „Herrn“ des Landes. Der erſte habs⸗ 
burger Kaifer nahm in der Folge diefen zweifelhaften Rechtsanſpruch des legten Babenbergers 
zum Vorwand, ald er den Beſitz Kraind vom Herzogtfum Kärnten trennte und feinen 
Söhnen verlieh. 

Friedrich II. der Streitbare, war der legte Herzog aus Babenberger Stamm. Seine Regie: 
rungszeit (1230—46) füllen raftlofe Kämpfe mit allen Nachbarn, deren bloße Aufzählung 
einen Begriff von dem händelfüchtigen Temperanıent viefesgürften beibringen mag. Im Jahre 
1230 führt er Krieg mit Böhmen und Ungarn, unglüdlid, denn feine Lande wurden vom Feinde 
bis an die Donau vermüftet ; 1233 unternimmt er feinen Rachezugna Mähren, 1234 ſchließt er 
Brieden ; aber ſchon im nächſtfolgenden Jahre führt er neuen Krieg und zieht wieder nah Mähren; 
1236 wird über ihn die Reichsacht auögefprochen, deren Vollzug Böhmen, Baiern, vem Marf- 


3) Auch das echte Brivilegium, das fogenannte privilegium minus, iſt in neuefter Zeit angefochten 
worden, ſ. Lorenz, Die Erwerbung Oſterreichs durch Ottofar von Böhmen, im Anhang der Abhand- 
lung, welche die öfterreichifche Oypmnaftalzeitfchrift in Heft 2, 1857 brachte; dagegen wol entfcheidend: 
Sigungsbrricht der wiener Afademie (1857), Bd. XXIII. Der Streit über diefe Privilegienfrage ift alt 
und hat jo viel ala ficher ergeben, daß das privilegium majus, welches zu den oben im Tert erwähnten 
Rechten eine Reihe augerorbentlicher, dein Geift der Zeit von 1156 durchaus wiberfprechender Befug⸗ 
niſſe Binzufügt, eine offenbare Faͤlſchung if, die aus dem 14. Jahrhundert ffammt und Herzog Rudolf IV. 
zum Urheber hat. Legteres hat, wenn es beflen nach Böhmer's und Wattenbach's Unterſuchungen noch 
bedurfte, neuerdings zur Evidenz bargethan Huber, in ber Abhandlung: Entftehungsgefchichte der öfter: 
reichiichen Freiheitsbriefe, in den Sigungsberichten der wiener Afademie (1860), XXXIV, ©. 17 fg. Die 
Stimme Böhmer’s in den NRegeften des Kaiferreiche von 1198— 1254, Nr. 1036, S. 199; die Watten: 
bach's im Archiv für Stunde öfterreichifcher Gefchichtsquellen (Wien 1852), VL, 77—119. 
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grafen von Brandenburg und mehrern Biſchöfen aufgetragen, und infolge deren ganz Öfterreich 
und Steiermark erobert wird; Friedrich halt ich tapfer in den befeftigten Orten ; 1237 (Januar bis 
April) erfcheint Kaifer Friedrich I. in Wien, erklärt die Befigungen des Babenbergers für un- 
mittelbared Reichsgut, erhebt Wien zur freien deutſchen Reichsſtadt; im nachften Jahre ſteht der 
Geächtete wieder aufrecht, verſoͤhnt jih mit König Wenzel von Böhmen, dem er Defterreich bis 
zur Donau abzutreten verfpricht, belagert Wien, nimmt e8 nad hartnädiger Gegenwehr; 
1239 Abfall des Streitbaren von dem Bünbnig mit Böhmen, erziwungener Friede mit den 
Nachbarn, da die Mongolen alle gleich bedrohen; 1240 Verjöhnung mit dem Kaiſer, 1241 Bund 
mit Böhmen, Kärnten, vem Markgrafen von Baden, vem Patriarchen von Aquileja, vor deren 
vereinigten Heeren die Mongolen, vie bereitö Korneuburg, Wien (Neuftadt) eingefchloflen hatten, 
zurüdmweichen müffen; 1241 flieht König Bela IV. vor ven Mongolen nad OHfierreich, Friedrich 
erpreßt von ihm den mitgebrachten koͤniglichen Schatz und die Abtretung dreier Comitate Oden⸗ 
burg, Altenburg, Wiefelburg, für nichtsſagende Hülfe; 1242 neuer Krieg mit Böhmen, erfolg: 
lofer Zug des Streitbaren uber Znaym; biefer Krieg und ein anderer mit Ungarn, das feine 
drei Comitate zurüdverlangt, füllt ven Neft ver Regierungszeit Friedrich's aus. Ex befiegt die 
Böhmen zwiſchen Staa und Laa (26. Ian. 1246), ſchließt Frieden und die ſchon vor Jahren 
in Ausfiht genommene, aber von Kaifer Briebrich II. Bintertriebene Bermählung feiner Nichte 
Bertrud mit Wladiſlaw, dem Sohn des boͤhmiſchen Königs, wendet ji dann gegen die Ungarn 
und fällt fie verfolgend nad) flegreicher Schlacht an der Leitha am 15. Juli 1246. Dies war bad 
Ende feined ruheloſen Dafeind und zugleich der Ausgang der Babenberger Herrſchaft in Ofter- 
reich; mit Friedrich war der Manndflamm des Geſchlechts erloſchen, das vor 270 Iahren die 
Oſtmark übernommen Hatte und fie nun dur Steiermark, Theile von Krain, von Rande ob 
der Enns, von Italien (Bordenone) vergrößert ald erledigtes deutſches Herzogthum demjeni⸗ 
gen Prätenventen hinterließ, der zuzugreifen Muth hatte. 

Bergegenwärtigen wir und ben Zufland, in welchem fich die Öfterreichifchen Länder befanden, 
als fle mit Friedrich's Hingang zu herrenlofem Gute wurben. Es war die Zeit, da die Reichs⸗ 
gewalt, durch unternehmende Päpfte gefhwächt, ihrem jichern Verfall entgegenging, ver große 
Kaifer Friedrich 11. in vergeblihem Ringen mit Innocenz IV. feine legten Kräfte einfegte, bie 
Landeshoheit ver Fürſten ald Refultat der ſtaufiſchen Kämpfe um Gewinnung ephenterer Haus: 
macht in Stalien mächtig hervorbrach. Das Interregnum follte bald zur Thatſache werben, und 
die Bedingungen, welche feinen langen Beftand fiherten, waren im Reiche fertig gegeben. 
Parallel mit den erfolgreihen Beftrebungen der Fürften nad) Lockerung des Reichsverbandes 
gingen die der Stände nad) Geltendmachung von Privilegien, die auf eine Schmälerung der 
Landeshoheit von unten, der Macht des „Herrn“ binauslaufen follten. Au in Oſterreich, in 
Steierniark waren derartige ſtändiſche Tendenzen hervorgetreten, und fie hätten gewiß die gleich⸗ 
zeitige Sntwidelung in andern deutſchen Landen raſch überholt, wenn fi für dad erledigte 
Herzogthum nicht bald ein oberſter Gewalthaber gefunden hätte, der, ein Fremder, ein Sproß 
aus dem urflamwifchen Geſchlecht der Przemysliden, Menfchen und Dinge auf deutſchem Boden 
nach großartigem, leider der Zeit voraneilenden Mapftab zu lenken verftann, wie ed vor ihm in 
diefen Gegenden noch nie gefehen worden. 

ALS mit des legten Babenbergers Hingang das Öfterreichiiche Interregnum.begann, hätte 
man glanben mögen, daß die Rolle der Stände nicht nur bei Wieverbefegung des herzoglichen 
Stuhls, fondern auf für das Zufanmenhalten von Net und Ordnung in Rande maßgebend 
jein werde. Nicht etwa, daß die Gliederung der Stände in fich eine geſchloſſene war, daß fle eine 
Bertretung bed Landes nach fefter Regel und leitendem Princip ermöglicht Hätte! Solche flün- 
diſche Bildungen waren den 14. und 15. Jahrhundert vorbehalten, dem 13. fremd. Wol aber 
mar ben damaligen Trägern der fländifchen Gerechtfame eine Summe von Privilegien ertheilt 
worden, Die ihnen ein entſcheidendes Wort bei Regelung wichtiger Randesangelegenheiten ficherte. 
Nur find Umfang und Art ihrer Thätigfeit In ftetem Hinblick auf die leitende Perfönlichkeit des 
Herzog8 beſtimmt: als jein Beirath *) fungiren Stände, und nun gab ed niemand, feinen Herzog, 
dent man rathen jollte. Daher mag e8 zu erklären fein, daß die Stände von Öfterreich in dieſer 
Zeit nicht Eräftiger auftreten, und wenn ihre volle Bedeutung zumeift in dem Umſtand hervor- 
tritt, daß fle dem Lande einen ‚Herzog feßten, jo beburften eben auch fie eines ſolchen in erſter 
Rinie, weil fie ohne ihn nichtd waren und beveuten Fonnten, Um weniged anders waren die 
Zandeöfreiheiten Steiermarks beichaffen. Die Landeshandfeſten ver Stände dieſes Herzogthums. 


4) ©. Böhmer’s Regeften bes Kaiferreiche zum Jahre 1231. 
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Sofern jle ver Oeorgenberger Vertrag °) don 1186 mit bindenver Verpflichtung für die öfterreihifch- 
babenbergiihen Nachfolger betätigt, enthalten ver Privilegien gar viele, aber nicht? von der Art, 
welches die Stände befähigt Hätte, für das Land im Nothfalle ohne Herzog vorzuforgen. Einen 
Lichtpunkt In den Sven Zufländen diefer Zeit gewinnt man durch einen Blid auf die @ntwidelung 
des Städteweſens. Die Babenberger hatten für die Pflege deſſelben offenen Sinn; berühmt ift 
das ennfer Stadtrecht (1212 von Herzog Leopold VI. ertHeilt), die Grundlage des wiener (1221), 
dem das miener:nemflädter u. a. folgten. Muſtert man die Reihe von Öfterreichifchen Städte⸗ 
orbnungen, die aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts auf und gekommen ift, prüft man bie 
im Geifte Eräftiger Gemeindeautonomie gehaltenen Beftimmungen berjelben, jo wird man zu 
dem Schluß gelangen, daß das Selfgovernnient der Städte in Oſterreich damals fein leeres 
Wort ſein konnte, daß gerade die Städte eine längere Vacanz des herzoglichen Stuhls noch am 
leichteſten ertragen mochten. Und doch waren fie es, die dem fremden Herrſcher Ottokar nach⸗ 
mals mit einer Liebe und Treue anhingen, die ſeinen Fall wie den Sieg ſeines kaiſerlichen 
Gegners überdauerte. Gewiß! ein ſchoͤnes Zeichen von Bürgertugend, zugleich ein ehrendes 
Zeugniß für den Fürften, dem es von folder Seite dargebracht worden! 

Es dürfte Hier der Ort fein, der Geſchichte des Landes, welches den weutj:öfterreichifchen 
Herzogthümern einen neuen Fürften gab, in kurzem zu gebenfen. Durch Karl den Großen in 
ein tributäres Verhältniß zum Neiche gebracht, durch die großen Kaiſer aus ſächſiſchem Haufe 
in daſſelbe zurückgeführt, war Böhmen dennoch factiſch einunabhängiger Staat geworden, ven 
in Beginn des 13. Jahrhunderts unter deutſche Neichslande zu zählen ein Spiel mit Worten 
gewefen wäre. Trotzdem Boͤhmens Herzoge und Könige wieberholt an römiſch-deutſchen 
Königsmahlen theilgenommen, trogbem einige von ihnen ihr Land von Reiche zu Lehn er— 
worben hatten und die Wahl des Landesheren durch die einheimischen Großen rechtlich ver 
Beftätignng ſeitens der Kaifer bedurfte, war doch über alle dieſe rechtlichen Verhältnifle die 
thatfächlihe Bedeutung und geihichtliche Entwickelung Böhmens hinausgewachſen. Es hatten 
in der zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts die böhmischen Herzoge Wenzel der Heilige, 
Boleflam I. und IL. den Grund einer einheitlihen Herrſchergewalt gelegt, die trog nachmaliger 
Thronwirren und wieberholter Geltendmachung kaiſerlicher Prärogative über Böhmen nicht 
erfhüttert wurde. So oft auch Zwiefpalt im Przemyslidenhauſe herricht, die Großen des Lanz 
des in Parteien zerfallen, die Geiftlichfeit begehrlihen Auges nad der Immunitätäfreiheit, 
mie fie in Deutichland gäng und gebe war, hinüberſchielt: vie herzogliche. fpäter Fönigliche 
Gewalt fchnellt immer wieder empor, bringt das Verlorene ein, gewinnt Hchtlich nach jeder Kriſis 
an Anfehen und Beſtand. So entflehen Ordnungen, die in fchreiendem Gegenſatz zu deutichen 
Zuftänden verharren. Wir fagen died von der Zeit bi8 gegen den Ausgang bes 13. Jahr: 
hunderts, nicht von der fpätern. In Böhmen fehlt dad Element der Aufldfung, das durch zahl: 
reiche geiftlihe Immunitäten und Bremtionen ind weltlihe Regiment hineingetragen murbe, 
gänzlich, in Deutſchland ift e8 obenauf; hier die Freiheit und Wirkungsfphäre ver Stände ein 
Ausflug kaiſerlicher Privilegien und demzufolge das Recht flänpifcher Berufung an vie Hoheit 
des Reichs gefegliche Negel — dort zwar Stände, ein Landtag mit dem Rechte zur Herricher: 
wahl, aber im Berhältniß zwijchen Kürft und Landesvertretung Feine Ginmifchung eines dritten, 
an den zu appelliren wäre; hier das Reichsoberhaupt Inhaber ver Negalien over beſtimmter 
kaiſerlicher Nutzungsrechte, der Landedherr nur in lehnmäßigem Nießbrauch verfelben — dort 
ein Regal ureigen dem Herzog oder König, nie zu ven Bezligen des Kaiſers gerechnet, nie von 
diefem erhoben oder verliehen; hier endlich das verderbliche Princip der Ländertheilung unter 
die erbberechtigten Glieder ver landesherrlichen Familie fihtlih einreipend, mit dem 14. Jahr: 
hundert fhon zu voller Blüte gediehen — dort feine Theilung der Herrfchaft, die (feit dem 
Jahre 1054) nad der, freilich vielfach durchbrochenen Senioraterbfolge ſich fortpflanzt, 
feit 1216 dem Geſetze der Primogenitur folgt. Die gegebenen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
boͤhmiſcher und deutfcher Lande zeigen demnach ſolche Verfihiedenheiten in Urſprung und Cha: 
rafter, daß ed durchaus nicht angeht, die Hoheit des Reichs über Böhmen für eine wirkjame 
anzufehen, welde in ven böhmischen Zuftänden Ausprud fände; diefe waren vielmehr fo be: 
Schaffen, ald wenn das Land fein Reichstheil, deſſen Schickſal und Einrichtungen dem Ganzen 
folgen, fondern ein vollfonmen unabhängiger, jonveräner Staat geweſen wäre Wir finden 
denfelben, da fein Herrfcher in die Erbfchaft ver Babenberger eintritt und für Ofterreich, für 


Steiermark, durd die Schwäche des Neichs begünftigt,, den böhmifhen analoge Zuflände her: 


5) Muchar,, Gefchichte des Herzogthums Steiermarf (6 Bde., Graz 1844 —59), IV, 521 fg. 
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aufzuführen, aud für fle die Verbindung mit Deutichland zu lockern verſucht — wir finden 
diefen ſlawiſchen Staat um die Zeit, wie von alters her, auch im Befige der Markgrafſchaft 
Mähren. Ste war als ſolche im Jahre 1197 conftituirt worden und bildete ein Lehn der Krone 
Böhmen. Kaijer Friedrich Barbarofia Hatte zwar den Verſuch gemacht, Mähren als ein eigenes 
Lehn des Römiihen Reichs zu vergeben, und ber gleichzeitige Zwiſt im Przemyslidenhauſe 
degünftigte died Unternehmen. Bon Reichs wegen warb dem Lande ein Markgraf gejegt (1182), 
und in Wege der Gewalt wurde diefer, nachdem Kaiſer Friedrich nad Italien gezogen, durch 
den böhmiſchen Herzog abgefegt. Der befiegte Markgraf mußte feinem Titel und den Anfprüchen 
auf reichsunmittelbare Stellung entfagen (1186); Mähren kehrte in das frühere Verhältniß 
gänzlicher Abhängigkeit von Böhmen zurück. Als Hierauf nah Kaiſer Friedrich's Tode ver 
kräftige Przemysl Ottofar I. in Böhmen zur oberflen Gewalt gelangte, warb für Mähren ber 
Titel einer Markgrafſchaft erneuert; Dttofar gab fie feinem Bruder als böhmifches Kronlehn, 
und ein ſolches blieb fie auch in der Folge. Es war nicht das erſte mal in der deutſchen Gefchichte, 
daß ein Rechtsanſpruch, den ein Kaiſer für den Augenblick glücklich durchgeſetzt, wieder verloren 
ging, nachdem der Herrſcher ven Rüden gewandt hatte, um in Italien Krone und Leben und 
deutfche Reichdintereffen aufs Spiel zu fegen. 

Das durch mährifche Lande verftärkte Böhmen, deſſen Herzuge mit Przemysl Dttofar I. 
bleibend den koͤniglichen Titel®) erlangt (1212), weiß fich in ven Befig der babenberger Erb: 
ſchaft zu fegen. Die Bemühungen Kaifer Friedrich's IL, Ofterreih und Steiermark als heim- 
gefallene Reihölehen zu behandeln, wollten ſchon zu Kebzeiten des Kaifers keinen rechten Fort: 
gang nehmen; mit Friedrich's Tode (1250) war an eine Durchführung derſelben felbfiverftännlich 
nit zu denken. Die Öfterreichifchen und fleirifhen Stände mußten ji num ernftlih um einen 
Landesherrn umjehen. Es war, durch Ehroniftenberichte veranlaßt, vielfach die Anficht vor: 
berrfchend, daß die Stände von Ofterreich ihren Blick auf einen Sohn Konftanzia’s, Schwefter 
bes verflorhbenen Herzogs, Bemahlin Markgraf Heinrich's des Erlauchten von Meißen, gemorfen 
hatten, daß ſchon die Deputation wie zu feierliher Einholung deſſelben nad) Meißen auf dem 
Wege war, aber in Brag von König Wenzel aufgehalten und zur Annahme feines Sohnes als 
Herzog beredet wurde. Diefe Erzählung ift heutzutage mol gründlich abgethan 7); es läßt fich 
nicht Länger bezweifeln, daß eine mächtige Partei der Stände für da8.Haud der Przemysliden war, 
ihren Willen purchjegte und gegen Ende des Jahres 1251 an den Böhmenfönig Wenzel noti: 
fieirte. Diefe Entſcheidung der Stände zur vollendeten Thatſache zu machen, rückte ver böhmifche 
Kronprinz ohne Säumen ind Land. Schon am 9. Dec. 1251 wird er von den Wienern an⸗ 
erfannt; feine Öflerreihifchen Anhänger im Gefolge, weiß er rafch das ganze Land in feine Gewalt 
zu befommen. Wegen Steiermarfs entbrennt mit Ungarn zmweijührige Fehde, die duch den 
Ofener Frieden (unter bed Papftes Bermittelung geſchloſſen) 1254 beendet wird und zu vor: 
übergehender Trennung beider Länder führt. Die Ungarn, denen Steiermark überlaffen murbe, 
machten fich aber im Lande fo verhaßt, daß ein wilder Aufruhr gegen fle ausbricht. Dttofar 
fhlägt fih auf die Seite ver Stelerer und erhält auch ihr Land nach der Schlacht bei Kroiffenbrunn 
(1260), in der die Ungarn gefhlagen wurden. Er herrichte, feit des Vaters Tode (1253) auch 
König von Böhnten, in thatfächlicher Souveränetät über die öſterreichiſch-herzoglichen Länder; 
man kennt des Reiches Noth um jene Zeit und wie es, fchattenhaft vahinfinfend, zur Ausübung 
feiner Lehnsherrlichkeit über die Herzogthümer auch nicht einmal den [hwächften Anlauf nehmen 
konnte. Dennoch läßt ih Dttofar von dem deutichen König Richard von Cornwallis belehren 
(1262) und erwirbt fo auch die formelle Anerfennung eines Beſttzes, deſſen prafiiihe Wirk: 
ſamkeit gar nicht in Frage war. Man wirft ihm vor, daß er Deutfchlands Ohnmacht benußte, 
um eine felbftändige Macht aufzurichten, die vom Niefengebirge bis zur Adria reichte und nur 
nah Form und Nanıen, nicht dem Weſen nad mit Deutichland in Reichsverbindung bliebe. 
Wenn dies wahr ift, fo haben jedenfalls die Habsburger feine Bemühungen redlich fortgefegt, 


6) Als perfünliche Auszeichnung war ber königliche Titel fchon dem Böhmenherzog Wratiflaw von 
Kaiſer Heinrich IV. 1086 verliehen worden; im Jahre 1158 eine ähnliche Verleihung Friedrich Bar: 
baroffa’s an Wladiflaw II., diesmal jedoch auch für die Nachfolger Wladiſlaw's geltend, |. Palacky, 
ia von Böhmen, I, 438. Indeß gibt es nach wie vor Seräoge von Böhmen; erſt feit bem feier: 
lichen Privileg Kaifer Friedrich's II. vom 26. Sept. 1212 bleibt die Fönigliche Würde unzertrennlich von 
der Herrfchaft über Böhmen. 

7) Schon Kurz, Ofterreich unter den Königen Ottofar und Albrecht I. (Linz 1816), I, 10 verwirft 
die oben im Tert erwähnte, unhaltbare Erzählung; fle hat nichtspefloweniger auch nach ihm in mans 
hen Geſchichtsbũchern Bingang gefunden. 
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und es iſt die Frage, ob dem Fremden zur Sünde an deutſchem Weſen angerechnet werben ſoll, 
was man von ber einheimifchen Kaiferfamilie, wenn nicht als Vorzug, jo doch als ſelbſtverſtändlich 
binnimmt, ob der Erfolg die nämliche Beftrebung Heiligt, deren Scheitern bei dem vom Glücke 
Berlaffenen unbarmherzig verdammt wird. Im Grunde that Ottofar doch nur, was die Habs⸗ 
burger nad ihm nit laſſen konnten: in deutfch:öfterreihifchen Landen eine Hausmacht auf- 
richten, die naturgemäß hier ihre Stelle hat, vie naturgemäß ihre eigenen Wege geht und 
Deutſchland entweder ruhig die feinigen wandeln läßt oder von dem rechten Wege nationaler 
Entwidelung ablenkt. Eine ſolche ausmacht Eonnte fih auf den erſten Berfuh ihrer Begrün- 
dung durch Ottokar nit Bahn brechen; noch war das Neich fo hinfällig nicht, daß es Died dul⸗ 
den mußte, noch war die fpäter vom Zufall gegebene, aber nothwendige Vorausſetzung nicht 
erfüllt, daß der Beſitz der Kaiſerkrone die Schöpfer der öſterreichiſchen Hausmacht gegen ein 
Übergreifen der £aiferlichen Gewalt fiherte. Aber fo ſich von felbft ergebenp war ſchon damals 
die Vereinigung der ehemaligen Oſtmarken des Reichs zu Einem Staatöförper, daß Dttofar 
fie vollziehen Fonnte, ohne im Schoß der vereinigten Länder auf irgendwie namhaften Wider- 
fand zu ftoßen. Bon außerhalb ver Öfterreichtfchen Marken mußte der Impuls zur Bewegung 
fommen, die dem Böhmenkönig das Gewonnene entreißen follte. Ex hatte zu Oflerreih und 
Steiermark bereitd Kärnten, Krain, die Windiſche Mark erworben; durch Erbvertrag mit dem 
legten färntener Herzog Ulrich Hatte er ſich das Anfallsrecht auf diefe Beilgungen verſchafft. 
Nach dem Ableben des Herzogs ſäunite er nicht, ven Vertrag geltend zu machen, die herrenlos 
gewordenen Länder von Steiermarf aus in Befig zn nehmen (1269). Hiernit fand Ottofar LI. 
auf dem Höhepunft feiner Macht, die er keineswegs zum Schaven der erworbenen Gebiete zu 
brauden wußte. Eine Reihe nüglicher Anorbnungen datirt von feiner Herrſchaft in Ofterreich 
und Steiermark; fofort nad) feinem Einzuge in erfterm verfündigt er einen allgemeinen Land: 
frieben (bie Urkunde unter vem Namen Ottokar's Landfrieden, Forma pacis befannt), in welchem 
unter Anflug an das überkommene oͤſterreichiſche Landrecht 8), theilweife unter Nachbildung 
deſſelben doch ſchon der Grundcharakter ver Ottokar'ſchen Negierung hervortritt. Nichts weniger 
ald nachfichtige Begünftigung der Adelsherrſchaft war von ihr zu erwarten, und fie hielt pad Ver- 
ſprechen, das fle in den erften Tagen ihres Beſtandes dem Rande gegeben. Die „Forma pacis’’ 
wurde nad) der Beflgergreifung Steiermarks auch über dies Land ausgedehnt; der Übermuth 
ver Adelsherren ward zeitweilig gebrochen, dadurch aber auch in weiterer Nachwirkung ber zahl- 
reihe Abfall veranlagt, der in den Reihen des Heimifchen Adels mit dem Erſcheinen Rudolf's von 
Habsburg ald Gegner Ottokar's einreißt. Wie Böhmen, fo ift audı Steiermark das Land, in 
beffen Entwickelung unter Ottofar'fcher Hoheit der Gegenfag zwifchen Eöniglihem und Adelswillen 
am grellften Hervortritt. Der König ging mit dem fleiriichen Adel flreng zu Gericht und ent= 
wand landesherrliches Recht und Gut deſſen Händen, wie er es in Böhmen that. Durch fein 
Urbarbuch von 1265 fucht er, der erfte ſteiriſche Herzog, in feine Einkünfte und Rechte als ſolcher 
Ginficht zu erlangen, um zu revindleiren, was im Laufe ver Zeiten widerrehtlih von Privaten 
an ji gezogen worden. Ganz fo verfährt er in Böhmen, wo er unerbittlich mit der Einziehung 
verpfändeter Krongüter vorgeht. Diefer König war vielleicht der tüchtigfte Finanzmann, ben bie 
öfterreichifchen Länder im ganzen Verlaufe ihrer Gefchichte hervorgebracht Haben. Sein Schat war 
ſtets gefüllt, fein Reichtum welt und breit gerühmt, beneidet; das ift in Ofterreih8 Marfen feit- 
dem mohl felten einem Herrſcher pafitrt, und feinem von ihnen indem Grave. Vielleicht ift feiner 
richtigern Einficht in die Elementargrundfäge jeder Finanzwirthſchaft auch die Begünftigung 
ber Juden zugufchreiben, in welcher er feinen ver humanſten Gefeßgeber des Mittelalters Hinter 
ich läßt, Die meiften verfelben übertrifft. Sein Judengeſetz von 1268 ſchließt ſich allerdings an 
das von Friedrich dem Streitbaren für Oſterreich erlaſſene an, zeichnet ſich aber dadurch aus, daß 


8) Das oͤſterreichiſche Landrecht, deſſen Urfprung wir vor das Interregnum ſetzen, iſt eine ber wich⸗ 
tigften Quellen für deutfche Rechtsgefchichte.. Es herrfchte und herrfcht noch Tebhafter Streit über bie 
Zeit ber Entflehung biefes Rechtsbuchs; die einen fegen fie in die Periode ber Babenberger, die andern 
in die ber Habsburger, Zöpfl, Deutfche Rechtsgefchichte (dritte Auflage), $. 42, S. 176, in die zweite 
Hälfte des 14. Jahrhunderts. Wir folgen der Meinung Siegel’s, Die beiden Denfinäler des öflerreidhi- 
fchen Landrechts und ihre Entftehung, in ben Sipungsberiäten der wiener Akademie (1860), XXXV, 
109 fg. Die lange Controverfe fcheint durch diefe Arbeit gelöft oder doch ihrer Löfung um einen mächti⸗ 
gen Schritt näher gerückt. Als Zeit der Entſtehung wird das Jahr 1237, als eigentlicher Urheber des 
Landrechts Kaifer Sriebrich II. angegeben, der damals in Wien anwefend war und Ofterreich in reiche 


unmittelbare Berwaltung genommen hatte, 
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es für alle Länder der Ottokar'ſchen Monarchie gegeben wurde. Died Geſetz 9) ſtellt ven Juden 
vor Bericht dem Chriſten gleich, ebenſo Judeneid und Chriſteneid, Judenmord und Chriſtenmord; 
es fpricht der Klaffe Menjchen, welche im Mittelalter meift nur für fleuerbare Materie angefehen 
wurde, Schuß der Perfon, des Beſitzes, überhaupt eine rechtliche Stellung im Staate zu. Was 
ferner Dttofar I. in Öfterreich zur Kräftigung des Bürgerthums, in Böhmen und Mähren für 
Pflege des Städteweſens, Körderung der deutſchen Eolonifation that, kann hier nur flüchtig 
erwähnt, nicht des weitern ausgeführt werden. Er war ven vereinigten oͤſterreichiſch-boͤhmiſchen 
Ländern ein in wahrem Sinne des Wortes erleuchteter Megent, dem Auslande der gefürdtete 
König, der feine Macht im raſchen Zuge erhößt, lingarn beftegt, bis nach den fernen heidniſchen 
Preußen dad Kreuz und feine koͤniglich-herzoglichen Fahnen getragen Hatte. 

Diefe Stellung des Königs, welcher den meiften gleichzeitigen Monarchen ver Chriftenheit an 
Macht und Einfluß überlegen war, follte an ven Grafen Rudolf von Habsburg verloren gehen. 
Die Wahl defjelben zum deutſchen König erfolgte am 29. Sept. 1273. Er ftammte aus einer 
in Helvetien, im Elſaß und Breisgau begüterten Familie. Durch Raſchheit des Entichluffes 
und der That, durch Muth und Schlauheit zugleich hatte er in der wüften, fehvereichen Zeit des 
beutfchen Zwiſchenreichs ji einen Namen gemacht und feine Bejlgungen vermehrt. Man darf 
fich nicht vorftelfen, er fei ein bettelarmer Graf gewefen, als ihn die Kurfürften mit Übergehung 
der boͤhmiſchen Wahlſtimme zum König wählten; Charakter und äußere Lage waren bei ihm 
danach, dad Kleine Dynaften von ihm alles, große nichts zu fürchten hatten. Es wird Died immer: 
Hin als ein Heiner Anfang der Eöniglihen Laufbahn zu gelten haben; wunderbarer und ehrenber 
für Rudolf iſt es aber, daß er ſchnell und ficher dad deutſche Königthum zu einer Wacht zu erheben 
wußte, ohne von Haus aus mit materiellen Ditteln zu biefem Beginnen glänzend verjehen zu fein; 
daß er dem allermädhtigften und vor allen gefürchteten Reichsfürſten, Ottofar IL, gegenüber ſich 
als Herrn gezeigt! Auf den nürnberger Reichstag (1274) werben fämmtliche Erwerbungen des 
Boͤhmenkoͤnigs als fälligeReichslehen zurücgeforbert; zwei Jahre ſpäter muß ſich Ottofar, nach⸗ 
dem Rudolf in Oſterreich vorgedrungen, Steiermark von Tirol aus durch den görz:tiroler Gra⸗ 
fen Meinhard ver boͤhmiſchen Herrſchaft jo gut als entzogen war, dem Spruche fügen, bie Herzog 
tbümer und Marken herausgeben, Böhnen und Mähren von Rudolf zu Lehn nehmen. Nach 
abermals zwei Jahren erneuerter Kriegsausbruch zwifchen Rudolf und dem Böhmenfönig, Nie: 
derlage und tragijcher Tod des legtern in der Schlacht auf dem Marchfeld (26. Aug. 1278). 
Der Przemyslide fiel, von Adelsfractionen im eigenen Lande verlaflen und verrathen, von 
feinem auswärtigen Alliirten unterftügt, felbft vom PBapfte nicht, dem Ottokar in Zeiten feines 
Glücks treu angebangen hatte. Auch feine Lebenserfahrung und fein Tod follten ven Ausſpruch 
des großen Italiener8 10) Hefräftigen, demzufolge in ver Papſtfreundſchaft für weltliche Fürſten 
kein «Heil if. 

Mudolf blieb nah feined Gegners Kal noch bis zum Jahre 1281 in Sſterreich, das 
er als fälliges Reichslehn behandelte, aber als Beſitz ſeines eigenen Hauſes zu behalten wünſchte. 
Gegen Ende des Jahres 1282 belehnte er feine Söhne Albrecht und Rudolf mit ſämmtlichen, 
dem König Dttofar entriffenen Beflgungen: Ofterreih, Steiermark, Krain, der Windiſchen 
Mark, felbft Kirnten. Das lektgenannte Herzogthum mußte jedoch vier Jahre fpäter an ben 
görz-tiroler Grafen Meinhard wegen deffen wirkſamer Dienflleiftung bei Vertreibung Ottokar's 
herausgegeben werden. So traten die haböburger Grafen in die Reihe der Herzoge über und 
ſetzten am&auf der mittlern Donau, am Fuß der Karnifchen und Noriſchen Alpen fi ald Lan: 
deögerren feſt. Wir finden fie kaum ein halbes Jahrhundert nach ihrem Einzuge im Beſitz 
einer neuen, anfehnlichen Bewerbung, des Herzogthums Kärnten, dad Rudolf von vorn 
herein für fein Haus im Auge gehabt, aber zu Gunſten jened tiroler Meinhard fahren laſſen 
mußte. Jetzt (1335) ſetzt ſie der Tod Heinrich's von Kärnten-Tirol in Beſitz ded ſchon damals 
Erfirebten. Noch entgeht ihnen Tirol, aber nicht auf lange; der Herzug Rudolf IV., ven wir 
ſchon oben bei ®elegenheit einer nicht fehr faubern Privilegiumsfrage zu nennen gehabt, weiß 
Margaretfa Maultaſch, die legte Erbin des Landes, glücklich ind Garn zu locken; ſchon zu ihren 
Tebzeiten tritt fie die Verwaltung bed Landes an den Habsburger Herzog ab; im September 
1863 feierte Tirol dad fünfhundertjährige Jubiläum diefer Vereinigung mit ÄÖgſterreich. 


— — — — — 
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9) Es findet fich abgedruckt bei Boczek, Codex diplomaticus et epistolar. Moraviae (Brünn 
1836 A ), ®b. IV, Urkunde 16, 
10) „...Chi & nelle guerre e pericoli del papa amico, sarä nelle victorie accompagnato, 
e nelle rovine solo.‘ (Marchiavelli, Istorie fiorentine, Bud 8, Kap. 17). 





90 Oſterreich (Staatsgeſchichte) 


So ſterben Oynaſtengeſchlechter, gräfliche, herzogliche, konigliche im Umkreis um Habsburgs 
Beflgungen ab — das Erlöfchen jedes von ihnen bezeichnet beinahe regelmäßig den Moment, da 
das Licht ver Habsburger flärfer aufleuchtet, bis ed eine große, düſtere Kadel in beiden Hälften 
der Welt vom Chimboraffo und Mericanifchen Golf bis zu den Bergketten Siebenbürgens zu 
fehen ift. Erbverträge, feltener offene Gewalt, am jeltenften Mechtötitel ver Wahl durch Landes⸗ 
flände (Ungarn, Böhmen) find der Weg, der zu neuen Erwerbungen führt, und das Glüd — «8 
folgt auf allen Wegen. 

Wenn Rudolf Ofterreih den Seinigen als deutſches Reichslehn übertragen, fo bat fein 
Sohn Albrecht durch firenge, rüdfichtlofe, aber dem Zwecke entſprechende Regierungsweiſe 
dafür Sorge getragen, daß fie fich dort für alle Zukunft behaupten fonnten. Es hatte von der 
Gefammtbelehnung beider Söhne Rudolf's bald fein Ablommen; fhon im Jahre 1283 werben 
die Öfterreichifchen Ränder Albrecht allein verliehen, fein Bruder Rudolf mit Verſprechungen 
abgefpeift, bie weder ihm noch deflen Sohne Johann erfüllt werden follten. Die öfterreichi- 
fhen Stände, bie jeldft bei Rudolf um dieſe Vereinigung der Herrihaft in einer Hand ge- 
beten hatten, mußten es bald empfinden, daß es zumeilen denn doch ſchwerer fei, Einen Herrn zu 
ertragen flatt ihrer zwei. Der Sorgen für das Neid war Albrecht nach des Vaters Tode ledig: 
er konnte fi mit ganzer Seele auf Herftellung einer neuen Ordnung der Dinge in Ofterreid 
werfen, und die Stände erleichterten ihm durch unglückliche Aufſtandsverſuche feine Aufgabe. 
Im Juli 1291 hatte Rudolf das Zeitliche gefegnet; ihm folgte ald deutſcher König Adolf 
von Naflau, vorzügli auf Betreiben des von Albrecht beleivigten Böhmenkönige Wenzel I. 
gewählt. Albrecht mochte mol das Streben nad) der deutſchen Krone auf beflere Zeiten ver: 
Sparen ; er rechnete indeß mit feinen Stänven ab, die wir in den Jahren 1292 und 1293 wild 
empört gegen ihren Landesherrn finden, der zugleich vom falzburger Erzbiſchof und durch Otto 
von Baiern befriegt wird. Er wirft die Stände nieder, ſowol in Ofterreich ald Steiermark, 
fchmälert deren Rechte, wie er die Wiens beichnitten hatte, welchem feine reihöunmittelbare 
Stellung von Rudolf felbft, behufs Ausrottung der Ottofar'fhen Sympathien ver Wiener, be: 
ftätigt worben war. Albrecht prüdt e8 zur reihömittelbaren, landesherrlichen Stabt herab. 

Um gegen den Aufruhr freiere Sand zu gewinnen, hatte fi der Herzog mit König 
Wenzel U. von Böhmen audgeföhnt; beide Fürften fchienen bald Freunde geworben zu fein; 
wenigftens helfen fie einer bem andern nad Kräften, mo es ihren Vortheil gilt: [Wenzel dem 
“Herzog zur Abſetzung Adolf's von Naffau, Albrecht dem König zur Erweiterung ber böb- 
miſchen Herrſchaft über Die Grenze des Erzgebirges. Im Jahre 1298 mird Albrecht von einer 
Partei deutſcher Kürften (Wenzel IL, Sachſen, Brandenburg) als Gegenfönig aufgeflellt; es 
gelingt ihm, Adolf von Naſſau in der Schlacht Hei Gellesheim zu beftegen und, wie ed heißt, mit 
eigener Hand zu töbten. Er entwidelt dann in deutfchen Angelegenheiten die gleiche Energie, 
pie er in Öfterreichifchen gezeigt Hatte; man fann es nicht leugnen, ihm war un die Erhöhung 
des koͤniglichen Anfehens über die Fürften zu thun, und er verfolgt diefen feinen Zweck gemalt: 
thätig, ohne Erbarmen, nicht fehr mählerifch in ven Mitteln und nad durchaus einfeltiger Rich⸗ 
tung. Während er nutzlos dynaſtiſche Fragen aufwirft und einzelne Reichsfürſten aus ihren 
Beſitzthum ohne triftigen Grund zu verdrängen finnt, andern die Einkünfte ſchmälern, fie aus 
dem Genuſſe folder vertreiben will, die Schweizer durch unerträglichen Drud zum Kampfe auf: 
ſtachelt, erledigte Reichslehen, un feine Fönigliche Stellung zu feftigen, einziehen möchte, kurz in 
allem und jedem ruhelos nah Macht firebt, nad Gewalt im Wege der Gewalt, die ifin Endziel 
und Mittel zugleich ifl; macht er doch andererſeits dem Papfte größere Zugeſtändniſſe, ald ie einer 
feiner Eaiferligden Vorfahren dem roͤmiſchen Hofe gemacht Hatte 1!) und vergibt fo mit der einen 
Hand an Rom, mad er in Deutfchland mit der andern zu fallen meint, ohne es wirklich er- 
reihen ober fefihalten zu fönnen. Er endet (1308), ermordet durch feinen Neffen Johann, dem 
er die helvetifchen Beiigungen des Haufes abzutreten fidh weigert und eine Entſchädigung durch 
den Gewinn von Meißen in unbeftimmte Aussicht ftelft. 

Mit feinem Tode entſchlüpft Die deutſche Krone, die Herzog Friedrich ver Schöne im Kampfe 
gegen Ludwig den Baiern vergeblich feftzuhalten fucht, dem Haufe Habsburg, dad erft nadı 
130 Jahren wieder in deren Befig gelangt, um fie nicht mehr herauszugeben. Ziehen wir die 
Bilanz der Verlufte und Gewinne, welche in dieſem hundertdreißigiährigen Zeitraum zu ver- 
zeichnen iind, welche die Situation Oſterreichs in dem Augenblic bedingen, da fein Regenten: 
haus wieder zum beutfchen Kaifergefchlecht wird! 


11) Pfiſter, Befchichte der Teutfchen, III, 108. 
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Wenn wir im Beginn dieſer Hundertbreißigjährigen Periode die Herrſchaft über ſterreich 
in Einer Hand vereinigt ſehen, auch die ſofort nach Albrecht's Tode zwiſchen den Herzogen Fried⸗ 
rich und Leopold vorgenommene Theilung keine eigentliche Läändertheilung war, ſondern nur bie 
Berwaltung der habsburgiſchen Stammgüter von der des öſterreichiſch- herzoglichen Befiges 
trennte, finden wir am Ansgang der hier in Rede ſtehenden Zeit das Princip der Länderthei⸗ 
lung zu voller Durchführung gelangt. Es gibt jetzt, in der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts, 
keine vereinigten oͤſterreichiſchen Lande und Beſitzungen mehr; das Ganze iſt unter zwei herzog⸗ 
liche Linien, die Albrechtiner und Leopoldiner, getheilt, eins der Loſe fogar zwiſchen erbberech⸗ 
tigte Prinzen untergetheilt. Jeder Theilherrfcher nimmt das ihm zugefallene Befigthum in 
eigene Verwaltung , durchkreuzt oder unterſtützt nad Convenienz die Regierung des ihm ver: 
wandten Nachbars, fühlt fi zumeilen als Glied einer und verfelben Familie, kaum jemals als 
Theilfürſt eines und deflelben Landes. Wol erfolgt noch die Sefammtbelehnung von feiten 
des Reichs an dad herzogliche Haus als ſolches und in Betreff ſaͤmmtlicher Befigungen der Habs⸗ 
burger, fo 1366 und 1421; aber was hatten in biefer Zeit Belehnungen von Reichs wegen 
der üppig aufmuchernden Landeshoheit der Meihöfürften gegenüber.zu bedeuten? Die Ge- 
fammtbelehnung ift leere Korm, die Vielheit der Herrfchaften Thatſache. Was indeß den Habs⸗ 
burgern an feft geſchloſſener @inheit Ihrer Befigungen verloren ging, dem hielten neue Erwer⸗ 
dungen, Ausfiht auf weitere Vermehrung folder, vielverheißende Erbverträge und Heiraths⸗ 
verbindungen die Wage. Beide berzogliche Linien Hatten, die eine früher, die andere fpäter, es 
verſtanden, ihre Länder zu arrondiren, bei Irrungen und Vergleichen mit nachbarlichen Fürſten 
dem eigenen Vortheil geſchickt und erfolgreich nachzugehen. Der legte gemeinfchaftliche Negent 
Oſterreichs, mit deſſen Abfterben das Ländertheilungswerk feinen Fortgang nahm, Rubolf IV., 
hatte feinen Nachfolgern die Pfade gewiefen, auf venen fie troß vielfacher Zwietracht im eigenen 
Haufe zur Herrſcherdynaſtie in Öfterreich, in Böhmen, in Ungarn ſich emporarbeiteten. Der 
Grwerbung von Tirol und Kärnten unter diefem Herzog haben wir ſchon oben gedacht; er war 
ed au, der durch Erbvertrag mit dem Grafen Albrecht von Goͤrz pie Theile von Krain und der 
Windiſchen Mark, die den Habsburgern noch fehlten, ſich verfchreiben ließ. Sie fielen nah Graf 
Albrecht's Tode (1374) an die Leopoldiniſche Linie des Haufes, die in Steiermark, Kärnten, 
Krain, Tirol, in Schwaben und am Rhein Herifchte, während auf die Albrechtiner bei der Thei- 
lung nur Ofterreih ob und unter der Ennd gefallen mar. Der Reſt von ven Befigungen des 
Goͤrzers, die eigentliche Grafſchaft Goͤrz mit Gradiska, Mitterburg und dem Puſterthale follte 
die habsburgiſchen Beflgungen in Kärnten und Krain erft viel fpäter arrondiren Helfen; er ward 
erft von Kaiſer Marimilian im Jahre 1500, aber auf Brund jened von Herzog Rudolf IV. ab: 
geichloffenen und feither (1394) ernenerten Erbvertrags mit Oſterreich vereinigt. Derfelbe 
Rudolf hatte au für das Geſchlecht einen andern, weitaus Groͤßeres verheißenden Erbvertrag 
abgeichlofjen, ven mit Kaifer Karl IV. ald Haupt der Auremburger und koͤniglichem Herrſcher in 
Böhmen (10. Febr. 1364). Diefem Vertrag zufolge follten nach dem Erldſchen aller männ- 
lichen und weiblien Nachkommen des einen vertragfchließenden Haufes alle Länder und Be⸗ 
figungen defielben dem andern Haufe anheimfallen. Der Iuremburger Kaifer mochte bei der 
Einigung mit ven Habsburger. Herzog anf Erneuerung des Ottokar'ſchen Reichs finnen, und bald _ 
hatte e& ven Anfchein, als ob der Kaiſer richtig gerechnet und fein Geſchlecht dem habsburgiſchen 
zu Überleben alle Ausficht hätte. Rudolf IV. ftarb im nächften Jahr nach Abſchluß des Vertrags, 
und dad Haus Habsburg fland mit feinem Tode nur noch auf vier Augen, e8 waren bie Herzoge 
Albrecht und Leopold. Wie glänzend, ſchien e8, hatte der Kalfer für die Seinen vorgeforgt! wie 
nahe lag die Möglichkeit des Ausfterbens der Haböburger, der Bereinigung ihrer Beiigungen 
mit Böhmen! und in welcher Kerne mochten Zeitgenoffen die andere Eventualität fehen, daß ein 
in ſich getheiltes Ofterreich die Kraft Haben würde, vorkommendenfalls ven Erbvertrag geltend 
zu machen, die weitgeftvedten Beflgungen der Luxemburger für Haböburg zu gewinnen! Mehr 
denn fünfmal feit dem Jahre 1373 theilten die Herzoge Albrecht und Leopold nah Rudolf's 
Tode ben Geſammtbeſitz des Hauſes, ehe ed zur entſcheidenden Länbertheilung von 1397 kam; 
fie hätten Ofterreich mol noch etlichemal dividiren können — das tauſendfach überſchwengliche 
Süd des Haufes Hätte c8 immer wieder zuſammengebracht. 

Am regfamften auf Laͤndererwerb ging die Leopoldinifche Linie aus. Noch zu Lebzeiten ihres 
Stifterd gewann fle durch Kauf von den Montforts Feldkirch mit dem Innern Bregenzerwalde 
(1375), die Landvogtei in Mittelſchwaben pfandiweife vom König Wenzel (1379), die Graf⸗ 
ſchaft Hohenberg durch Kauf (1381), endlich (1382) dad wichtige Trieft, defien Bewohner fi 
Leopold unterwarfen, um der wechſelnden Oberherrſchaft Venedigs und bed Patriarchen von 
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Aquileja zu entgehen. Dagegen verlor dieſe Linie und mit ihr das ganze Haus in einem neuen 
unglücklichen Kriege in der Schweiz namhafte helvetiſche Beſizungen an die bürgerlichen Sieger, 
vor denen Leopold jeldft bei Sempach (9. Juli 1386) fiel. Es Fam hierauf zur gemeinihaft- 
lichen Regierung feiner vier Söhne und, nad) dem Tode zweier von ihnen, zur Unterteilung 
der Leopoldiniſchen Rande; eine fleirifche Linie nimmt Steiermarf, Kärnten, die Windifche Marf, 
eine tiroler Linie Tirol, die Befigungen an der Etſch und im Innthal, die habsburgiſchen 
Stammgüter (Theilung von 1411). Es tritt in ven Erwerbungen einiger Stillſtand ein; Ber- 
luſt und Cinbuße gefellen fich zu den entgangenen Gewinn. Die tiroler Linie gibt unter Fried⸗ 
rich IV. erft freiwillig dynaftifhe Anfprüche den Eingenoffen preis, funfzigjähriger Waffenſtill⸗ 
ftand mit ihnen 1412, dann gezwungen: den Aargau, Winterthur, Knonau u. f. w., ja jelbft 
das Stammſchloß Habsburg. Friedrich, der die Flucht des Papſtes vom Koftniger Concil be⸗ 
günftigte, verfällt in die Reihsacht, wird von ben verfantmelten Vätern in ven Bann gethan 
(1415), von ven Schweizern auf die Ermächtigung des Kaiſers hin troß des funfzigjährigen 
Waffenſtillſtandes befriegt, von der alten Alliirten des Haufes, Göttin Fortuna, verlaffen, von 
Mit: und Nachwelt der Herzog mit der leeren Tafche genannt. Er vettet durch Vergleich mit dem 
Kalfer den Belig des tiroler Landes und von den ſchwäbiſchen Gütern fo viel, als ver gelb- 
bedürftige Sigismund nicht mittlerweile verkauft oder verpfändet Hatte — was die Schweizer 
fih genommen hatten, haben fie behalten. 

Als die Leopoldiner in ihrem tiroler Zweige jo unangenehme Erfahrungen machten, da 
begann die Sache der Albrechtiner, der anfangs fo wenig Begünftigten, in bunten Flor zu kom⸗ 
men. Es war ein frommed Geſchlecht, dieſe Albrechtiner, beſonders die erflen zwei von ihnen: 
Albrecht III. und der IV. des Namens. Dfterreich erfreute ich unter ihnen einer forgfamen Bilege 
Eirchlicher Intereffen, unter Albrecht IV. fogar einer lufligen, o gewiß! fehr luſtigen Verfolgung 
der Waldenſer. Wäre der ruhelofe, unternehmende Kaifer Sigismund nicht gemefen, es hätten 
diefe öfterreichifchen Bürften ihr Land von den großen Welthänveln der Zeit wahrfcheinlich ganz 
ferngehalten, um deſto ſicherer den Himmel zu gewinnen. Aber Sigismund brachte die böhmi- 
fhen, vie ungarifchen, die Reichsverhältniſſe fo in ven Kluf, daß Albrecht IV. bei dem beften Willen, 
jeinem Bater als thatenſcheuem Betbruder nachzuahmen, von der Strömung erfaßt und zu 
Thaten getrieben wurde. Er fieht fi In den Bruderftreit ver Zuremburger bineingezogen und 
von Sigismund, damals König von Ungarn, zum Gefangenwärter über König Wenzel beftellt. 
Bon diefem, den er Elug und milde zu behandeln weiß, erhält er die gegenfeitige Erbfolge beider 
Häufer beftätigt, und Sigismund, der fonft feine Handlungen nicht gerade nad) Wenzel’ Bor: 
gang einrichtet, jichert Albrecht den gleichen Vortheil zu, beflätigt den Erbfolgevertrag auch von 
feiner Seite. Der Herzog und der lingarfönig treten eine gemeinfchaftlice Heerfahrt nach 
Mähren an, und jener flirbt auf derfelben (1404). Sein Sohn, Albrecht V., nachmals deutfcher 
König Albrecht IL, verfällt als miinderjährig der Vormundſchaft Herzog Wilhelm's vom fleiri= 
Then Zweig der Leopoldiner, nach beflen Tode (1406) zwei andere Leopoldiniſche Prinzen, Brüt- 
der des Verftorbenen, um die erledigte Vormundſchaft in wüfter Fehde ringen, bis endlich 
(1409) ben Streit durch ſchiedsrichterlichen Vergleih ein Ende gemadt, die Vormundſchaft 
zwifchen beiden Brüdern getheilt wird. Die Stände Ofterreihs, welche in diefer herrenlofen 
Zeit ſich fühlen gelernt, befeitigten ſchließlich die Bormundfchaft, nod ehe fie abgelaufen war, er- 
flärten den vierzehnjährigen Albrecht für volljährig und ließen dies durch Föniglihen Schied⸗ 
ſpruch von Sigismund beflätigen (1411). Des jungen Albrecht Regierung batte fo unter den 
Aufpicien König Sigiomund's vielverheißend begonnen ; die Gunft des Kaiſers blieb ihr treu 
und hob dadurch das Haus Ofterreich zu neuen Ehren empor. Nibrecht gewann 1422 Mähren 
als Mitgift der Kaifertochter Eliſabeth; er unterftügte feinen Schwiegervater Eräftigft, aber er= 
folglo8 in Bekämpfung der böhmischen Huffiten, die unwiderſtehlich den gegen fie aufgerufenen 
Kreuzheeren objlegten und nur durch eigene Uneinigfeit geihrwächt dem Iuremburger Sigismund 
den Weg zur thatfähhlihen Geltendmachung feiner boͤhmiſchen Königswürde offen ließen. 
Kaum daß fih der Kaifer in Befige Böhmens fah, verfanmelte er die Stände des Landes und 
die ungarifchen in Mähren (1437) und betrieb vie Wahl feines Schroiegerfohnes Albrecht zum 
König beider Länder. Sein Bemühen war von Erfolg; gemäß dem Willen Sigismund’s er⸗ 
hoben die Ungarn nad des Kaiſers Tode (December 1437) den Herzog Albrecht in Stuhl: 
weißenburg zu ihrem König; in Böhnen hielten nur die Katholifen und die gemäßigte Huffi= 
tenpartei zu ihm, während von ber andern Seite Kajimir von Polen gewählt wurde. Albrecht 
"wußte fi) zu behaupten und feine Krönung in, Prag durchzuſetzen (Juli 1438). Schon früher 
hatte ihn Die Wahl der Kurfürften auf den deutſchen Thron berufen (März 1438), welchen ev 
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— nachdem die lingarn, denen er verfprochen Hatte, die deutſche Krone mit der ihrigen nicht zu 
sunuliren, darein gewilligt — auch annahm. 

So waren denn bie Kronen Deutſchlands, Böhmend, Ungarns auf dem Haupte eines 
Habsburgers vereinigt, aber die Öfterreichifäden Lande ſelbſt getheilt, va8 Herzogthum Öfterreich 
allein im Beige des dreifach gefrönten Könige. In Steiermark, in Tirol trieben Habsburger 
aus Leopoldiniſcher Linie ihr Weien, nicht immer zum Helle der Länder ober zum Ruhme der 
gemeinfchaftlihen Dynaftie. Vor und nad Albrecht II, fehlt es nicht an Beifpielen heller Zwie⸗ 
tracht im herzoglichen Haufe, und man wäre verſucht, die Machtftellung deſſelben, trotz ver ge: 
waltigen Erhoͤhung der Albrechtiner, im Wertheniepriger anzufchlagen, als ſie 130 Jahre früher 
gewejen. Damals hatte Albrecht I. fein Haus wol nicht im Beſitze der deutſchen Krone, aber in 
dem eines ungetheilten Öfterreich hinterlaffen, wo er eben mit flarfer Hand die Stände nieber: 
geworfen hatte; jeßt regten die Stände ihr Haupt, fühlten fih als Macht neben, ja uber ven 
vielen Landesherren, deren gegenfeitige Familienfehden oft die Intervention der Stände hervor: 
riefen, oft durch Schienfpruch verfelben eine Begleihung fanden. Damals follte Friedrich ber 
Schöne vergebend um den Beſitz der deutſchen Krone ringen, die jegt dem Herzog König Albrecht 
ind Haus getragen wird; aber damals war die deutſche Krone viel, jetzt iſt fie wenig und fol. 
bald nichts werben, dank der Unfähigkeit ihres zweitfolgenden Trägers, jenes Briebrich ILL, von 
deffen Verhältniß zu den Neichöfürften fein Zeitgenoffe Äneas Syloius treffend berichtet: 
„Tantum ei parebant, quantum volebant; volebant autem minimum.’ Mol modte nun der 
Befig der Kronen Böhmend und Ungarns den Glanz des Haufed weithin und bis in Gegenden 
ſtrahlen laflen, wohin der Auf veifelben im Anfang ded 14. Jahrhunderts kaum geprungen 
war — aber es blieben Wahlfronen, die das Haupt Albrecht II. zierten, deren Gewinn nur durch 
eine Reihe unerhörter Glücksfälle möglich geworben, um bald wieder verloren zu geben und 
erft unter gänzlich veränderten Zeitumfländen neuerdings erlangt zu werben. Die tiefern 
Stundlagen ber habsburgiſchen Herrſchaft über Ofterreich finden wir in viefer Zeit mächtig er- 
ſchüttert, wenn auch der Herrfchaftäbereich des Hauſes plöglih über Ungarn und Böhmen aus⸗ 
gedehnt erſcheint. ALS entſcheidende Epoche für Ofterreichs Zukunft gilt Älbrecht's IT. fonft milde 
und wohlthätige Regierung nur deshalb, weil fie das Scheitern der Verſuche bezeichnet, welche 
die Gründung eines mächtigen Staatsbaues von Böhmen aus zum Begenftand hatten. Die 
Zuxemburger waren nahe daran, einen folden Bau aufzuführen; in ihr Erbe treten jegt bie 
Habsburger und vollführen von Ofterreih aus, mad jenen mit Böhmen ald Schwerpunkt 
midlungen war. 

Nicht ganz zwei Jahre nach feiner Berufung auf den veutfhen Thron flarb Albrecht IL. 
( October 1439); kaum drei Wochen darauf finden wir die Stände von Sſterreich auf dem Tage 
von Berchtholsdorf verſammelt, um zu entſcheiden, was mit dem Lande geſchehen ſolle. Denn 
Albrecht's Witwe harrte noch ihrer Niederkunft; erſt im Februar 1440 kam Albrecht's Sohn 
Ladiſlaw (posthumus) auf ungariſcher Erde zur Welt. Inzwiſchen Hatten die Stände die An⸗ 
ordnung getroffen, daß der fleirifche Leopoldiner Friedrich (nachmals Kaifer Friedrich III.) unter 
gewiſſen Bedingungen vie Negentichaft und Bormundfchaft übernehmen follte, wenn Elifabeth 
eined Sohnes genefen würde. Der vorgefehene Fall war eingetreten, aber Friedrich, ver Zeit 
feined Lebens nichts recht und ganz fein konnte, weder Herzog noch König und Kaifer, bewährte 
fih aud als Bormund nit. Sein Bruder Albrecht (VE) trachtete danach, die rentable Vor⸗ 
mundſchaft an fi zu reißen, und Friedrich mußte ſich mit ihm zur Theilung der Landeseinfünfte 
verfteben. So in Oſterreich, mo dad Anfehen des herzoglichen Hauſes durch derlei Vorgänge. 
immer mehr verfiel, während dad der Landesſtände im fchönften Wachsſthum emporſchoß. Noch 
ſchlimmer ſah e8 in Böhmen und Ungarn aus. Letzteres Land verfiel dem wildeſten Parteihader, 
in welchem ein Theil des Adels zu König Wladiſlaw von Polen ald Kronprätendenten hielt, ein 
anderer bei Ladiſſaw (posthumus) ausharrte. Erft mit des Polenkünigs Tode in der Türfen- 
Ichladht bei Varna (1444) begann bie Sache des jungen habsburgiſchen Königs beſſer zu flehen 
und flegte enplich ganz ob. Die Böhmen hingegen feßten ſich zwei Statthalter, einen Utra= 
quiften und einen Katholiken, zur Führung der Landesregentſchaft ein; nachdem der Utraquift 
geftorben, wurde an feine Stelle Georg von Podiebrad ermählt, der bald feinen Gollegen ver⸗ 
drängte und in Ladiſlſaw's Namen über Böhmen gebot. Der fteirifche Friedrich, feit 1440 ald 
deutfcher König Friedrich III. Tieß in Böhmen, Uingarn, oft auch felbft in Oſterreich die Dinge 
gehen, wie ſie gehen mochten, und ſein Mündel, den Koͤnig und Herzog Ladiſlaw, in einer Weiſe 
erziehen, die nicht die beſte war. Kaum daß dieſer, noch jung bei Jahren, in Ungarn zu einiger 
Gewalt gelangt war, zeigte er durch ſein Betragen, namentlich gegen das Heldengeſchlecht der 
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Hunyade, einen Charakter, der für die Zukunft Schlimmes befürchten ließ. Doc alle Befürch⸗ 
tungen und alle Hoffnungen, welche an die Wirkſamkeit Ladiſlſaw's geknüpft werben mochten, 
entſchwanden mit feinem Tode, der ven erft Siebzehnjährigen plötzlich dahinraffte (23. Nov. 
1457). Mit ihm erlofch die Linie der Albrechtiner und ging der Beiig der Kronen lingarn und 
Böhmen aud) ven andern Habsburgern für einige Zeit verloren. Friedrich IH. reclamirt zwar 
dieſe erledigten Throne für fi, flößt aber als ungarifcher und böhmifcher Prätendent nur Mit⸗ 
leivein. In lingarn herrſcht Matthias Hunyady, in Böhmen Georg von Podiebrad, vielleicht 
bie zwei größten Herrſcher, welche dieſen Ländern je beſchieden worden; Oſterreich ift unter 
Friedrich, Albrecht und den tiroler Sigismund getheilt; es beginnt die Zeit, melde für baffelbe 
und, man kann ohne Übertreibung fagen, auch für Deutfihland als die Georg's von Pos 
diebrad bezeichnet werben muß. 

Böhmen, zu deſſen König Georg auf dem prager Landtag im Mai 1458 erwählt murbe, 
hatte ih von den Verheerungen ver Huſſitenkriege wieder erholt, zumeift dank der frühern Thaͤ⸗ 
tigfeit Georg's als Bubernator des Landes (1448— 57). Es war nad Erloͤſchen des Przemys⸗ 
livenhaufes (1306) an die Luxemburger gefonmen (1309), die diefen ihren neuerlangten Fa⸗ 
milienbeiig nachmals zu einer gewaltigen Macht erhoben. Als böhmiiher König und beutfcher 
Kaifer herrfchte Karl IV. über die von alters her verbundenen Länder Böhmen und Mähren, mit 
denen ſchon jein Vater die Lehnshoheit über die ſchleſiſchen Herzoge vereint und fo die Herr- 
ſchaft Böhmens, [päter Oſterreichs, über Schlefien begründet hatte. 12) Bon feinem kaiſerlichen 
Anjeben zur Bermehrung ber luxemburgiſchen Hausmacht ausgiebigen Gebrauch machend, 
annectirte Karl IV. die Grafſchaft Ola und den egerer Kreis dem Königreih Böhmen, mik 
welchen er auch die Kurmark Brandenburg als heimgefallenes Neihslehn verband. Immer 
fefter wurde das Verhältniß zu Schlefien, welches Land in vollftändige Abhängigkeit von Böhmen 
fiel — auch dies mol durch kluge Berwerthung der Kaiſerwürde von ſeiten Karl's. Es folgte die 
Zeit des ſchwachen Wenzel, dann Sigismund's, der in Böhmen anfangs ein König ohne Land 
und Geld war, mit den Hufliten erſt nach deren Zerfall in Parteien und aud da nur pur Ver— 
gleich fertig werben fonnte, Brandenburg, das er nicht zu halten vermochte, an vie Hohenzollern 
gab, die Macht Böhmens nicht jo weit behaupten konnte, als fein Vater Karl IV.. fie gefteigert 
hatte. Immerhin war e8 für die damaligen Verhältniſſe ein Staat erften Ranges und jedenfalls 
der mächtigfte in Deutfchland zu nennen, wenn aud ver neue König Georg feine Anerfennung 
als Landesherr erft nur in Böhmen und Mähren durchfegte und die rehtgläubigen Schlefier ihm 
als Utraquiften, als fegerifchen Kelchner pie Huldigung verfagten. 

Durch den traurigen Stand der Reichöverhältnifie begünftigt, durch Friedrich's IH. mit 
Hülf- und Rathlofigkeit gepaarte Habjucht in die öfterreih:ungarifhenIrrungen bineingezogen, 
verftand e8 König Georg, raſch feine Macht zu heben. Nicht ganz ein Jahr nach feiner Thron= 
befteigung finden wir ihn und die vorzüglichſten deutſchen Reichsfürſten, Pratzgraf Friedrich ven 
Siegreihen, Albrecht Achilles, Briedrih von Brandenburg, die ſächſiſchen Herzoge auf dem Tage 
von Eger (April1459) verjammelt, wo er, von allen gefürchtet und als Bundesgenoſſe gejucht, 
feine Irrungen mit einzelnen berjelben und die Fehden, welche fie untereinanper hatten, ausgleicht 
ober doch die Wege zu folder Ausgleihung ebnet. Bon diefem Tage datirt im Neiche feine Aner= 
fennung ald König, der Verzicht Sachſens auf dad Erbrecht in Böhmen und auf Unterftügung 
der dem König noch immer widerftrebenden Schlefier. Bald darauf wird König Georg von Kaifer 
Friedrich III. als Helfer gegen Ungarn angerufen und erzielt die Verlängerung des Waffenſtill⸗ 
ſtandes zwijchen Matthias Hunyady und dem Kaifer (Juli 1459). Auf dem zweiten Tage in 
Eger (November 1459) wird danır friedliche Einigung mit ven bairifchen Herzogen ber münche⸗ 
ner Linie gepflogen, mit Albrecht Achilles jener große Plan bezüglich einer Regelung ver deut⸗ 
ſchen Verhältniſſe beſprochen, ver leiver nicht zur Ausführung gelangen follte. Alle feine Feinde 
zu Freunden befehrend, jieht der König feinen Streit mit den Breslauern dur Pius IL bei⸗ 
gelegt, und mit Neujahr 1460 gebot ver kluge Georg, deſſen Mahl in Mähren auf Hinberniffe, 
in Schlefien auf den heftigſten Widerſtand geflogen, unbeftritten in ſämmtlichen Dependenzen 
der böhmischen Krone. Bald richteten jich aller Blicke auf ven außerorventlihen Mann. Bon 


12) Übrigens war es ſchon feit Ende des 13. Jahrhunderts Beftreben der böhmifchen Könige ges 
wefen, ſich in Schlefien als Lehnsherren feftzufegen und das Band zu lockern, welches bie ſchleſiſchen 
Großen und Herzuge ganz zweifellos feit Mitte bes 11. Jahrhunderts an Polen knuͤpfte. Vgl. hierüber 
Stengel, Gefchichte von Schlefien (Breslau 1853), und Palaeky, Gefchichte von Böhmen, 11, 12 und 
Bd. II, Abth. 2, S. 161 fo. 
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ihm eriwarteten die gewandteſten deutſchen Staatsmänner der Zeit, wie Melhior Mayr, die 
erften deutſchen Patrioten, wie Gregor von Haymburg, daß er die Heillofen Zuftände im Reiche 
auf Recht und Geſetz zurüdführe; feine Wahl zum römischen König erichten als der einzige Ret⸗ 
tungsanfer in flurmbemwegter, hoffnungsloſer Zeit. Dieje Erhebung fcheiterte einerfeits an den 
Benrühungen des Markgrafen Albrecht Achilles, des brandenburgiſchen Kurhauſes, andererfeits 
mochten den König die großen Schwierigfeiten, welche gegen den Plan in und außer Böhmen 
auftaudten, zum Aufgeben vefjelben veranlaßt haben. Er trug ihm ben grinmigen Haß des 
Kaiſers ein, ver aber unter ewigen Irrungen mit den Öfterreihifchen Ständen, mit feinen Bru⸗ 
ber Albrecht von Oberdfterreih, mit König Matthias von Ungarn und der Laſt von Misachtung 
erliegend, die fi gegen ihn in Deutſchland gefammelt hatte, zu feinen energifhen Streiche 
wider ven Böhmen ausholen fonnte. . 

Diefe großartige Stellung des Königs erfchütterte zuerft Pius IL durch Widerruf (1462) 
der Sompartate, auf Grund deren die Bafeler Kirchenverſammlung den confefjlonellen Frieden 
in Böhmen aufgebaut, aber freilich dur Zugeſtändniß des Kelches, Lockerung des unbebingten 
Anſehens des Klerus auch die Macht der römifchen Hierarchie einigermaßen preisgegeben hatte, 
Zum Glücke für Georg waren Die Verhältniſſe, als dieſer päpſtliche Widerruf erfolgte, im Neiche 
und in Oſterreich jo beſchaffen, daß kluge Ausnugung derſelben fein Anſehen in eben dem Grade 
erhöhte, in dem Pius II. es herabgedrückt hatte. In dem nämlichen Jahre (1462), welches 
Bapit und König auf immer entzweite, ſchlug wieder einmal ver alte Streit des Kaiſers mit 
jeinen Bruder Albrecht, mit den Öfterreichlichen Ständen und den Bürgern von Wien in hellen 
Flammen auf. Bon den Auffländifhen in der wiener Burg belagert, ſchien Friedrich LI. ver: 
loren, da bie Reichsfürſten für ihn nur Klagen und mohlmeinende Wünfche hatten. Er wandte 
ich in feiner Bedräängniß an König Georg; diefer rückt ohne Säumen gen Wien und fließt 
bier mit Albrecht einen Frieden ab, der ven Kaifer allervings zur Entfagung ber Herrſchaft über 
Wien und Ofterreih auf acht Jahre nöthigte, aber doch aus der Gefahr fhlinpflicher Gefangen⸗ 
ſchaft befreite (4. Der. 1462). So ſchattenhaft war aber der Zauber kaiſerlicher Macht noch 
nicht pabingefunfen, daß die Erreitung ihres Trägers aus Feindes Hand nicht neuen Glanz und 
Hoheit über ven Retter ſelbſt ausgeſtrahlt Hätte. 

Bon Friedrich IH. ward bald durch den Tod feines Bruders Albrecht eine ſchwere Laſt ges 
nommen; biefem war im Wiener Frieden bie Negierung Sſterreichs auf acht Jahre übertragen 
worden, und ſie fiel nun an den Kaiſer zurück, dem auch die Staͤnde huldigten. So erſcheinen 
die beiden Oſterreich mit Steiermark nach vierundachtzigjähriger Trennung wieder unter Einem 
Herrſcher vereint. Nach dieſer neuen Vereinigung ließen ſich beſſere Zeiten für die ſchwer heim⸗ 
geſuchten Länder erwarten. Sie hatten unter Friedrich's und Albrecht's getheilter Regierung, 
unter den Kämpfen ber feindlichen Brüder und den faulen Compromiſſen zwiſchen benfelben 
enorm zu leiden gehabt; zum Überfluß war ihnen von der traurigen Binanzweisheit jener Tage 
eine Münzverfihlehterung aufoctroyirt worden, die der ewigen Geldnoth des Kaiſers abhelfen 
follte, aber flatt deſſen das Münzweſen Oſterreichs und ver Rachbarlande, felbft das böhmifche, 
furchtbar unterwühlte Um die Plagen vollzumaden, Hatte fih um 1460 infolge ver Ver: 
ſchlechterung der umlaufenden Taufchmittel eine Theuerung eingeftellt, weldhe die Preife um das 
Zehnfache des gewohnten Maßes fleigen ließ, In Ofterreich herrfchte ein Schrei ver Verzweif⸗ 
lung, man erzählte jih von Hungertode vieler, vom Morden der Kinder durch die Mütter 
u.dgl. Es mochte nun, da Friedrich unbeftritten gebot und den Ländern Ruhe gönnen konnte, 
den Anſchein haben, daß die Zeit der Erholung von jo manderlei Drangfal gefommen fei. 
Solche frohe Hoffnung zu beftärfen war ver gleichzeitig mit ver Xändernereinigung abgefhloflene 
Friede mit König Matthias von Ungarn ganz geeignet. Friedrich II. entjagte in vemfelben 
den Anſprüchen auf Befig der ungarifchen Krone, die er jeit König Ladiſlſaw's (des Nachgebore⸗ 
nen) Tode fo beharrlid aufrecht gehalten Hatte. Trotzdem er aber von diefer Seite jegt Ruhe 
behielt, verfäumte er es, bie Öfterreichifchen Verhältniffe auf fefte Regel und Ordnung zurück⸗ 
zuführen. Ein unglüdliches Berhängniß, an dem weder er noch Georg von Podiebrad ſchuld 
war, fügte e8, daß er feit 1465 mit dem König von Böhmen in anfangs geheime, fpäter offene 
Feindſchaft trat. Gegen diefen hatte es der Bapft an Aufheungen nicht fehlen laflen, pie endlich 
auf König Matthias Eindru machten und zum Kriege zwiſchen Böhmen und Ungarn führten. 
Der Raifer nahm (1468) Bartei wider den Kelchner, reifte aber in demſelben Jahre wallfahrtend 
nach Rom, den Schug über Ofterreih Matthias überlaflend. Voll Mistrauen gegen diefen, mit 
Georg tödlich verfeindet, fehlen ihm wieder Hülfe, Rath und Geld und feinen Ländern halb: 
wegs erträgliche Zuflände. König Georg ftirht, nicht ohme zulegt, trog eines aufftändiſchen 
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boͤhmiſchen Herrenbundes und ver Kriegsunternehmungen Matthias’ fein Glück zum Beſſern ge⸗ 
wandt zu haben, im Mai des Jahres 1471. Mit ihm ſcheidet die einzige Kraft, welche die aufs 
tiefſte zerrütteten VBerhältniffe der öſterreichiſchen Lande leidlich zu ordnen vermocht hätte. Er 
war dahingegangen, der große Staatsmann, dem auch ſeine Feinde, und beinahe ſind wir auf 
die Berichte folder als einzige Quelle feiner Geſchichte verwieſen, Vorliebe für blutigen Krieg, 
für Anwendung offener Gewalt nicht nachgefagt haben. Dan Hat ihn oft ven fchlauen Georg 
genannt, und wenn er dieſe Bezeihnung aud im fchlechteften Sinne des Wortes verbient hätte 
— es wäre fein Hingang auch dann für alle öſterreichiſchen Länder ein unerjeglicher Verluſt ge: 
weien. Neben dem fchrankenlofen Ehrgeiz des Iingarfönigs, neben ver Zaghaftigkeit Fried⸗ 
rich's IH. war die vielgeläfterte Schlauheit Georg's ganz am Orte, und da fie jegt ald mäßigen⸗ 
des Element nad) ber einen Seite, als antreibended nach der andern, als maßvoll gebietendes 
über beiden fehlte, mußte das Unglück früherer Jahre eine neue Folge herber Prüfungen gebären. 

Die Böhmen Hatten an Georg's Stelle Wiadiflam von Polen, Sohn des Königs Kafimir, 
zum Herrſcher gewählt. Friedrich IH. und Matthias traten dagegen auf und nahmen den böh— 
mifchen Thron für fih in Anfprud. Dies führte zum Kriege diefer zwei Kronprätenventen 
untereinander, und wer kann fagen, welche Ausdehnung der Kampf ſchon damals angenommen 
Hätte, wenn nicht die Osmanen beide Theile beproht und durch Verheerungen Kärntens, Krains, 
ber Steiermark zum Frieden gemahnt hätten. Friedrich IH. war jedoch jo unvorfichtig, König 
Wladiſlaw mit Böhnen zu belehnen, was zu neuem Kriege mit Matthias führte. Matthias 
beſetzte Nieveröfterreih und zwang ven Kaifer, aud ihn mit ver Krone Böhmen zu belehnen. 
Es hatte dies nicht den gewünſchten Erfolg; Matthias griff abermals zu ven Waffen, eroberte 
Wien, Nieberöfterreih, Halb Steiermark und Kärnten (1485), während der Kaifer in Deutfch- 
Iand fruchtlos um Reichshülfe flehte. Mehr als die Hälfte der öſterreichiſchen Befigungen 
wurde fo eine ungarifche Provinz und blieb es bis zu Matthias' Tode (1490). 

Während aber die Länder unter den wiederholten Kriegözügen zu leiden gehabt und bie 
ungarifche Eroberung ihnen keineswegs Zuftände gebradt hatte, die eine Heilung ver geſchla⸗ 
genen Wunden ermöglichten, ſehen wir das Herricherhaus durch die burgundifche Heirath Maxi⸗ 
miltan’8, des Sohnes Friedrich's, mit neuem Glanze ſich umgeben. Maria, die einzige Tochter 
und Erbin Karl's des Kühnen von Burgund, brachte ihrem Gemahl von den reichen Befigungen 
ihres Vaters die Niederlande zu: Flandern, Hennegau, Brabant, Luxemburg, Limburg, See- 
land, Holland, Weftfriesland, Geldern, Zütphen, welche Gebiete in dem mit Ludwig XI. von 
Frankreich gefchloffenen Frieden von Arras (December 1482) bei Marimilian verblieben. Des 
Reſtes burgunpifcher Lande: des Herzogthums Burgund, dann Hohburgunds, der Picarbie 
hatte fi der franzoͤſiſche Herrfcher bemädhtigt. 

Einen weitern Zuwachs an Länverbefig erlangte Marimilian für fein Haus durch die Er- 
werbung Tirold aus den Händen feines Vetterd Herzog Sigismund's, des Sohnes jenes Her: 
3098 Friedrich mit der leeren Tafche, der einen guten THeil des gemeinfchaftligen habsburgiſchen 
Erbes an die Schweizer verloren Hatte. Auch diefe Erwerbung flel in die Zeit, da ber größte 
Theil von Hſterreich dem Ungarköntg Matthias gehorchte. Schon hatte Sigismund, der Theile 
von ben helvetifhen Bejigungen des Haufes wie fein Vater an die Schweizer abgeben mußte 
und ganz wie diefer in peinliher Geldnoth war, Tirol feinem Nachbar Albrecht von Baiern zum 
Kaufe angeboten. Die Stände des Landes vereitelten aber ven Abſchluß des Geſchäfts durch 
offenen Aufftand; fie waren e8, die Marimilian herbeiriefen und ihren Herzog zur Adoption 
feines Vetters nöthigten (1488). Schon im nächften Jahre mußte Sigismund gegen Anwei⸗ 
fung einer Benflon der Herrfchaft zu Gunften des adoptirten Maximilian entfagen. Bon Tirol 
aus begab ſich dieſer hierauf nach —8 wohin bie langerſehnte, aber durch Friedrich's IH. 
Benehmen verzögerte Reichshülfe, ein Heer unter Albrecht von Sachfen, endlich gedrungen war. 
Man ſchien jedoch wenig von Waffenthaten zu Hoffen und Hatte auch bereitö mit den Ungarn 
einen Waffenſtillſtand abgefchloffen (1488); unter Vermittelung des Papſtes fam es fogar zu 
Briebendverhandlungen, deren Ausgang für Marimilian wol ſchwerlich ein glänzender geweſen 
wäre. Der Tod Matthias’ aber ließ das Glück Ofterreich8 mächtig wieder auffchnellen. Innere 
Thronwirren verhinderten die Ungarn am Feſthalten des Eroberten, und beinahe ohne Kampf 
309 Maximilian in Ofterreich ein, nahm Wien, deſſen ſchwache ungarifche Befagung durch eine 
Erhebung der Bürger zum Abzug gezwungen wurbe, drang von bier weiter nad) Ungarn vor, 
eroberte Ödenburg, Raab, Komorn und andere Städte, endlich auch Stuhlweißenburg und 
mußte auf dem Wege nad Ofen halten, weil fein Heer wegen rückſtändigen Solded ben Ge— 
horſam meigerte. Unterdeſſen war ed den Ungarn gelungen, die Sache ihres erwählten Königs 
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Wladiſlaw von Polen, deſſelben, den auch bie Böhmen zum Herrſcher ausgerufen hatten, zu 
fefligen, und Marimilian fah fi gendtbigt Frieden zu fchließen (7. Nov. 1491), in welchem er 
fi und feinem Haufe die Erbfolge in Ungarn nad) Abgang ber männlichen Defcendenz König 
Wladiflaw's zu jihern wußte. Die zwei: und dreifach getheilt geweſenen Öfterreihifchen Lande 
wurden fo von neuem vereinigt, bie @roberungen des Matthias Hunyady in ihrer ganzen Aus⸗ 
dehnung den lingarn wieder abgenommen — und Friedrich IH. ward es am Abend feines Lebens 
vergönnt, der Ruhe im Glück zu pflegen, nachdem fein unerfchütterliches Phlegma ihm dieſelbe 
auch unter den bitterften Heimfuchungen bes Schickſals bewahrt hatte. Ex flarb im Auguſt 1493 
und ſah alfo no, wie Marimilian die nieberländifchen Befigungen des Haufes Durch einen 
neuen günftigen Friedensſchluß mit Franfreih un Hohburgund und Artois vermehrte (Mai 
1493), ſah Ofterreich in vollem Aufblühen zu einer Macht, von der beim Antritt feiner Re: 
gierung auch nicht der jchattenhafte Umriß zu erfpähen geweſen, ſah endlich, wie das Haus Habe: 
burg, dem er durch Erhebung feiner Linie zur erzberzoglihen (1453) einen Elangvollern Titel 
verliehen, eine Summe von Gütern und Ehren auf fich häufte, die zu bezeichnen bald Fein Titel 
und Name glänzend genug fein würde. Derfelbe Kaifer aber, in deſſen Regierungszeit eine fo 
unerwartete, durch fein Zuthun nur weniggeförberte Wendung der Geſchicke Oſterreichs fallt, ließ 
durch fein Nichtsthun die Eaiferlihe Würde und dad Deutfche Reich immer tiefer in Berfall kom⸗ 
men. Die dreiundfunfzigjährige Negierung eines Herrſchers, wie Friedrich III. e8 war, ericheint 
geeignet, die feſteſte Königägewalt um Ruf und Anfehen zu bringen; eine bereitd erfchütterte 
Monarchie wie die deutſche mußte Durch die ſchuldbare Nachläſſigkeit ihres Trägers die Grund: 
lagen ihres Beftandes gelodert ſehen. Die vollftändige Ohnmacht des Kaiſerthums war über 
ein halbes Jahrhundert lang in Bermanenz gemefen ; die Eaiferlichen Rechte und Befugniffe hatte 
Friedrich felbft als nuglofen Ballaft für fein träge dahinfahrendes Schiff trog alles Wider: 
firebend auswerfen müffen, eine Beute demjenigen, der zuzugreifen verfland — zuerſt dem 
Papfte, der mit rauberifcher Gier fein Strandrecht übte, dann den Territorialfürften,, die, ed 
endlich müde, fletd ungehört und unbeachtet auf Reichsreform zu dringen, jeder für ſich zu er: 
haſchen ſuchten, was der Strom der Zeiten ald herrenloſes Gut in ihr Bereich trieb. 

Als der römifche König Maximilian, in Innsbrud weilend, ven Tod feines Vaters erfuhr, 
war feine erfte Sorge, dem erblich überkommenen Länderbeſitze eine fefte Regierung zu geben. 
Schon im Jahre 1494 wurden die Gentralbehörden ber Öfterreichifchen Provinzen ihren Grund⸗ 
zugen nad} organifirt, wenn fie auch erft acht Jahre fpäter ihre enbgültig bleibende Einrichtung 
erhielten. Es waren dies die fogenannten Neginente eines für die fünf (nieder:) öſterreichiſchen 
Brovinzen: Ober: und Unteröfterreih, Steiermark, Kärnten, Krain, Windifhe Mark, mit 
dem Sige Wien; ein anderes in Innsbruck für Tirol und Vorarlberd, letzteres auf den ſchon 
1486 eingerichteten Ordnungen fußend. Diefe Negimente hatten die Oberaufficht über-die Ver: 
waltung der ihnen untergeorbneten Provinzen, welche noch immer in den Händen der Stände 
zubte. Zahlreiche Vereinbarungen mit dieſen, deren Inhalt in den Landtagsabſchieden, jo= 
genannten Libellen, vorliegt, führten allmählich zu einer gründlichen Reform der Verwaltung, 
namentlich der Finanzverwaltung, für welde die Hoffammer ald neue Gentralbehörbe gebildet 
ward. Wenn ed deſſenungeachtet mit Maximilian's Finanzen im ganzen Verlauf feiner Re: 
gierung eine ziemlich ſchlechte Bewandtniß hatte, fo mag dies wol auch ber precäre Zuftand, in 
dem er bie Öfterreichifchen Länder von Friedrich übernommen, veranlaßt haben; die meifte Schuld 
lag freilih an Maximilian felbft, ver fich in Eoftfptelige Unternehmungen, ohne Rechner zu fein, 
einließ. 

Mit ven deutſchen Reichsſtänden fand jih Maximilian vorläufig durch Verkündigung bed 
ervigen Landfriedens (Auguft 1495) ab; er wandte dann feine Aufmerkjamfeit den niederlän- 
diſchen Beilgungen zu, wo er feinen ſechzehnjährigen Sohn Philipp ſchon 1494 zum Statthalter 
eingefegt hatte. Mit der Anerkennung des Haufes Habsburg ald niederländiſcher Herrider: 
dynaſtie Hatte es jedoch einen langfamen Fortgang; mächtige Vaſallen widerſetzten ſich dem mit 
wechſelndem Erfolge, und noch einige Jahre ſeither mußte Herzog Albrecht von Sachſen, als 
Statthalter von Friebland, mit ihrer Unterwerfung hinbringen. Im October 1496 vermaählte 
fih Philipp, nun achtzehnjährig, mit Johanna, der Tochter Ferdinand's von Aragon und ber 
eaftilifchen Ifabella; bald hierauf trat im ſpaniſchen Negentenhaufe große Sterblichkeit ein, 
welde ven Haböhurgern die Wege zur Herrſchaft Über die vereinigten caftilifh = aragonifchen 
Lande richtete. Im Jahre 1504 folgt Philipp feiner Schwiegermutter Ifabella in ber Re: 
gierung Caſtiliens, die er thatſächlich im Jahre 1506 antritt, um bald darauf mit Hinterlaffung 
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des minderjährigen Karl gu ſterben. Um Karl's Vormundſchaft, ein ventabled Gefchäft, kommt 
es zu einigen Irrungen zwiſchen feinem Großvater von mütterliher und dem von väterlicher 
Seite, Ferdinand von Aragon und Marimilian, vie fich fchlieplich dahin vergleihen, daß Die 
Regentſchaft in Baftilien an jenen, die in Burgund an biefen fällt. 

Während fich dem öfterreichifchen Haufe in Spanien die glanzvollften Ausſichten eröffien, 
verſäumt ed Maximilian nicht, auch nach anderer Seite, nad Italien audzugreifen. Er hatte 
fi Ihon 1494 zum zweiten mal vermählt, und zwar mit Blanca Maria, der Schwefter Johann 
Galeazzo's von Mailand aus dem Geſchlecht der Sforza; als hocherwünſchter Brautfchag fielen 
dem Geldbedürftigen dabei 400000 Dukaten zu. Großartige Plane mit Bezug auf Italien 
jagen einander alsbald in bunter Reihe; und Maximilian war nicht dev Herrfcher, folder Ver: 
juhung zu widerſtehen. Die Allianziyfleme und Kriegsfahrten wechſeln auf der Apenniniſchen 
Halbinſel; der Kaifer betheiligt fih an allen Wendungen verjelben, trachtet ſtets nach enormen 
Gewinnen, muß aber fürliebnehmen, wenn es gelingt, kleine Vortheile zu erzielen und aus 
einer Gelpverlegenheit herauszufonmen, un fofort wieder in eine andere zu flürzgen. Es blei— 
ben feinem Haufe aus diefen vielfachen, über zwei Jahrzehnte fortgefponnenen Unternehmun= 
gen die Herrichaften Hoveredo, Riva, Ampezzo, Covolo, die Reichsvicariate Ala, Avia, Mori, 
Brentonico im Brüffeler Friedensſchluß mit Venedig (1518); zugleich verpflichtete ſich Die 
Signorie zur Zahlung von 200000 Dufaten an Maximilian. Bedeutender waren bie Er- 
werbungen des Haufed Habsburg im Süden der Halbinjel, wo Ferdinand von Aragonien 
das in Gemeinſchaft mit den Franzoſen eroberte Neapel ganz für fi behielt (1503) und auf 
feinen Enkel Karl vererbte (1516). Zu diejer Eroberung Hatte jedoch Maximilian nicht un= 
mittelbar verholfen. 

In Deutſchland geftalten ſich die öfterreichifchen Befigungen während deffen zu einer ver— 
größerten und compactern Ländermaſſe. Der Abrundung derſelben mitteld Anfalls ver Graf⸗ 
Ihaft Görz haben wir ſchon oben (S. 91) gedacht; Hier jind die bairiſchen Landestheile zu ver= 
zeichnen, welche infolge des bairiſch-landshutiſchen Erbfolgekriegs an Oſterreich fielen. Es 
waren dies zum Theile Enclaven der ausgeſtorbenen landshuter Linie in Oberöſterreich, zum 
andern ſehr anſehnliche Beſitzungen derſelben in Tirol oder nächſt der tiroler Grenze (Ziller⸗ 
thal, Kufſtein, Kitzbüchel), Im ganzen ungefähr 45 Quadratmieilen Landes, welche die Grenze 
gegen Baiern hin vortreffli arrondirten. Unglücklich, wie alle Habsburger ed waren, blieb 
Maximilian in feinen Unternehmungen gegen die Schweiz. Er verlangte von den Eidgenoſſen 
Unterwerfung unter die Gerihtöbarfeit ded Reichs, Zahlung von Neichäfteuern, Truppen 
fendungen nad) Italien in feinen Intereffe — Forderungen, die zu einem kurzen, aber ver= 
heerenden Kriege führten und im Bafeler Frieden mit ven Eidgenofjen (September 1499) von 
Maximilian gänzlich fallen gelaffen wurden. Die legten Bande, welche die Schweiz and Neid 
fnüpften, wurben in biefen Brieden gelöft — ber weitfälifche hat nur codificirt, was Die Schwei= 
zer bereitö gegen Marimilian durchgeſetzt Hatten: ihre Entlaffung aus dem Reichsverband. 

Wie der Helvetifche Freiftaat, das Nefultat zweihundertjähriger Kämpfe gegen die Hab8- 
burger, feine volle Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit thatfächlich unter Marimilian I. ge⸗ 
winnt, jo bildet ſich auch das eigenthümliche Verhältniß der Öfterreichifchen Lande zum Deutſchen 
Reiche im Zeitalter dieſes Kaiferd zu dem aus, was es feither geblieben iſt. Die auf dem 
Reichstag zu Köln (1512) feſtgeſetzte deutſche Kreideintheilung hatte zwar auch die burgun- 
diſch- Öfterreihifchen Beiigungen der Habsburger einbezogen, davon jämmtliche öſterreichiſchen 
Hausbeſitzungen dem Öfterreichifchen, die Niederlande ven burgundifchen Kreife zugetheilt; aber 
jowol die innere Organijation diefer Länder, ald auch die weltgejchichtliche Bebeutung ihrer 
Dynaſtie brachte jte ſchon damals in eine vom Reiche abgefchloflene Stellung. Die Einritun- 
gen der Maximilianlſchen Regierung in Ofterreich, wie fie der Kaifer (1494) feftgeftellt, 1501 
und 1502 weiter ausgebildet, 1518 auf dem vereinigten Landtag ber gefammten beutfchen 
Erbländer mit den Ständen endgültig vereinbart hat, jle zeugen fämmtlich von dem crfolg: 
reihen Bemühen, die Sache Oſterreichs auf fich ſelbſt zu ftellen, die Verbindung mit Deutſch⸗ 
land zu lodern. Mol gab es einen Reichshofrath in Wien, welcher öfterreichifche und deutſche 
Angelegenheiten gemeinjchaftlid beforgen, welcher zugleich als oberſte Gontrolbehörbe über 
die früher erwähnten Regierungen (Megimente) Hfierreichs fungiren follte; aber dieſe Ver⸗ 
einigung beutfcher und öfterreichifcher MNegierungsthätigfeit ſtellte fih bald als unhaltbar her- 
aus. Die deutihen Reichsſtände reclamirten heftig gegen dies Hofrathscollegium, das Rechte 
bed Reichskammergerichts in Anfprud nahm; es behauptete fi trogbem in Genuß und Aus⸗ 
übung berjelben, aber keineswegs in feiner Befugniß als oberfte öfterreichifche Controlbehörde. 
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Die innern Angelegenheiten Oſterreichs wurden der Competenz jenes Collegiums raſch ent— 
zogen; bereits unter Ferdinand I. iſt es ausſchließlich deutſche Reichsbehörde; allgemach ver- 
ſchwindet auch die letzte Spur eines mehr als nominellen Zuſammenhangs mit Deutſchland, 
der es erlaubte, Oſterreich als Theil, als mit den übrigen gleich gearteten, gleich behandelten, 
gleich berechtigten und verpflichteten Theil eines gemeinſchaftlichen Reichsganzen anzuſehen. 
Und wenn nachmals der Weſtfäliſche Frieden Ofterreich thatſächlich vom Reiche trennte 13), wie 
er die Schweiz vechtli aus dem Reichsverband entließ, ſo hat ſich dieſe im Wege Rechtens aus— 
geſprochene, und jene durch. Thatſachen gegebene Trennung ſchon mit Marimilian I. zu voll- 
ziehen begonnen. 

In den beharrlichen Streben nad der Krone Ungarns und Böhmens mußte das Öfterreicht: 
Ihe Haus, abermals durch Heirathen, feinem Ziele näher zu rüden. Im Jahre 1515 wird bie 
haböburgiich = jagellonifche Wechſelheirath verabredet; die Enkel Marimilian’s, Ferdinand und 
Maria, jollen ih mit den Kindern König Wladiſlaw's IL. von Böhmen und Ungarn, Anna 
und Ludwig, vermählen; ſelbſtverſtändlich werben die alten Erbverträge zwiſchen Ungarn, 
Dfterreih, Böhmen erneuert; 1521 werben bie Ehen gejchloffen, nachdem Marimilian über 
den inzwifchen (1516) zum Throne gelangten Ludwig (II.) in Gemeinſchaft mit König Sigis- 
mund von Polen die Bormundfhaft geführt. So hatte der Kaifer für die Erhöhung feines 
Haufed Großes vollendet oder vorbereitet; ev hatte gethan, was nur in feinen Kräften ftand, 
um eine gegen bie Wechfelfälle der deutſchen Kaiferwahl gejiherte, über beine Welten audge- 
dehnte Hausmacht zu gründen. Giner der fräftigften, unternehmungsluftigften Fürſten feiner 
und aller Zeiten, batte er eine Friſche und Beweglichkeit des Geiſtes an ven Tag gelegt, weldhe 
tonft vem Geſchlechte ver Habsburger verjagt blieben. Er ftarb am 12. San. 1519, feine Enkel 
Karl und Ferdinand ald Erben hinterlaſſend, deren einer den gemeinihaftligen Stanım in Spa: 
nien, Neapel, beiden Indien, den Niederlanden, auf dem deutſchen Kaiſerthron repräfentirte, 
deren anderer Oſterreich, bald aud Böhmen, fromme Anſprüche auflingarn (foweit es ben 
Türfen genehm war) und ſchließlich, als unvermeidliches Stammeserbe, gleichfalls die deutſche 
Krone für ſich behielt. 

Im Juni 1519 erfolgte die Wahl des ſpaniſchen Karl zum deutſchen Kaiſer (Maximilian 
hatte ih 1508 mit Genehmigung Papft Julius’ II. den Titel eines erwählten römischen Kaiſers 
beigelegt, ohne die Krönung in Rom erlangt zu haben; bei dem Uſus verblieb e8 aud), und bie 
nachfolgenden Haböhurger auf den deutſchen Thron nannten ſich römifch: deutfche Kaifer auf 
Grund der vollzogenen Wahl, ohne erſt Römerzüge anzutreten). ine der erften Regierungs⸗ 
handlungen Karl's V. galt der Ausnugung der Kaiſerwürde zur Vergrößerung ver habsburgi— 
ihen Hausmacht, inden dad Herzogthum Würteniberg (Februar 1521) durch Kauf vom 
Schwäbiſchen Bunde, der ed erobert hatte, an Oſterreich überging. Der Kaiſer trat Died Her— 
zogthum feinem Bruder Ferdinand ab, der es jedoch nicht lange zu halten vermochte; es mußte 
ihon 1534 wieder an Herzog Ulrih von Würtemberg zurüdgegeben werden. In einer Reihe 
von Xheilungen trafen die beiven Brüder über dad weit ausgedehnte Erbe Verfügung; zuleßt 
(Februar 1522) erbielt Ferdinand ſämmtliche veutfche Länder mit Vorbehalt des Rückfalls vom 
Elijah, Breisgau und Sundgau an Karl und niit Ausnahme der Niederlande. Von dem ſtipu— 
lirten Rückfall Hatte e8 indeß fpäter (1540) mit Zuftimmung des Kaifers fein Abfomnten. 
Für den unermeßlichen Hausbeſitz zeigten fich mit den Tode Ludwig's II. von Böhnen und Un- 
garn in der Schlacht bei Mohacs (am 29. Aug. 1526) Ausfihten auf neuerliche Vermehrung. 
Nach diefer großen Kataftrophe bringt Ferdinand die Anfprüce aus den frühern (obenerwähn: 
ten) Erbverträgen zur Geltung. Den Ungarn gegenüber Eehrt er mit Abfichtlichkeit feine Eigen: 
Schaft als Katholik Heraus, um bie Beftätigung feines Erbrechts durch Wahl der Stände von 
ten rehtgläubigen Adel zu erlangen. In Böhnen Fanı ihm zu flatten, daß gerade damals fein 
Bruder Karl nit dem Papft im Kriege war und die böhmifchen Utraquiften mol auch deshalb 


13) Das Berhäftnig Ofterreiche zu Deutfchland nach Abſchluß des Weftfälifchen Friedens charafteris 
firt Droyfen treffend, indem er fagt: ‚Mit dem Frieden waren bie öflerreichifchen Reichslande ebenfo 
gut von dem Körper des Reiche gelöft, wie bie, welche an Schweben mit, an Frankreich ohne den Titel 
der Reichsftandfchaft überwiefen waren; ebenfo gut, wie ber burgundifche Kreis und bie alten Reiches 
lehen in Italien, welche Spanien befaß ... der Öfterreichifche, der burgundifche Kreis ftand nicht unter 
den Reichsgerichten und ber Reichserecutionsordnung, zahlte nicht zu ben Raten des Reiche, bie andern 
acht waren und hießen die Zahlkreiſe.“ Geſchichte der preußifchen Politik (Leipzig 1863), Bd. II, 
Abth. 2, S. 8 u. 9. J 
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den Habsburgern geneigter waren als den Wittelsbachern, deren einer (Herzog Wilhelm von 
Baiern) um die Krone warb. Lind nicht blos der Beſitz Boͤhmens war auf dem Spiel; die Stände 
dieſes Königreichs Hatten mit der Wahl eines neuen Herrſchers au die Entſcheldung über 
eine Frage von weitaus größerer Bedeutung in der Hand. Derfelbe Herzog Wilhelm von 
Batern, ver von Frankreich begünftigt als böhmiſcher Kronprätendent in ven Vordergrund trat, 
verfolgte ven Plan, römifcher König zu werben. Er hätte, wenn ihm feine Abfihten gelungen 
wären, eine Stellung im Reihe gewonnen, von welcher auß die öfterreihifche mächtig zu er= 
ſchüttern, vielleicht auf immer zu drehen war. „Nie gab es ein für die Machtentwickelung 
Oſterreichs gefährlicheres Unternehmen! 14) Mittels Eluger Schmiegfamkeit und maßvollen 
Anfihhaltens weiß Ferdinand ven nahenden Sturm zu befhwören. Den anfänglich gehegten 
Plan, fi fofort nach Erledigung des böhmischen Throns König von Böhmen zu nennen, läßt 
er fallen; er refpectirt das Wahlrecht der Stände und ſchmeichelt ihnen durch ſolche Anerken= 
nung ihrer Macht und ihrer Rechte. Im October 1526 wird er gewählt, aber nur auf Be- 
dingungen hin; denn er muß den Utraquiften geloben, die Compactaten zu voller Gültigkeit zu 
bringen, auch den Gläubigen dieſes Belenntniffes einen kelchneriſchen Erzbiſchof zu verfchaffen. 
Überdies fordern die Stände von ihm, er möge die Beilegung der Religionswirren herbeiführen , 
die gleiche Forderung erheben die Stände von Schlefien, wo Bredlau fhon 1523 proteftantifch 
geworden war, wo Berg, DIE, Sranfenftein dem Enkel Georg's von Podiebrad gehorchten und 
die evangelifche Lehre ebenfo fefte Wurzel ſchlug, als deren die katholifche hier noch vor einem 
halben Jahrhundert befeifen hatte. Mag ed nun richtig fein, daß der Befigtitel ver Habsburger 
auf Böhmen aud dem Erbrecht und Erbverträgen herrührfe — Ferdinand unternahm nichts, 
was den Böhmen den Glauben benommen hätte, es fei erft ihre freie Wahl von nöthen, um 
jenen Erbeinigungen gefeßlie Kraft und Wirffamkeit zu verleihen. Er war politifch genug, 
fih in das Nothwendige zu fügen, ven Stunden Goncefitonen zu machen, die vielleicht nicht ge⸗ 
macht worden wären, wenn der bairifhe Goncurrent fih nicht auf ven Plan geftellt hätte. Und 
fo Hatte Ferdinand (von ihm felbft durch jene Zugeftändniffe in Zweifel geftellt) Erbanſprüche 
auf einen Beſitz, in welchen ihn thatfächlich erſt die Freie Wahl der Stände fegte. Die Zügel der 
Herrſchaft in Böhmen und feinen Dependenzen konnten von Sſterreich nur auf Grund dieſer 
Wahl ergriffen werden — ſie wären ſonſt allem Anſchein nach den Habsburgern entſchlüpft. 

Weit geringere Erfolge begleiten Ferdinand's Streben nach der ungariſchen Krone. 
Obgleich von einer Partei der Stände dieſes Reichs (November 1526 in Presburg) zum König 
erforen, blieb er ein folder ohne Land, da ſich der mächtige Johann Zapolya, von der andern 
Ständepartei gewählt, im Bunde mit den Sultan behauptete. Uber die Osmanen berrfchte 
Soliman II., welcher alle Gegner des Hauſes Oſterreich kräftigſt unterſtützte und im September 
1529 mit mächtigem Heerzug vor Wien erſchien. Ferdinand flüchtete nach Linz und fpähte 
nad Hülfe, zu der die proteflantifchen Reichsſtände auf Luther's Mahnung fich dennoch herbei: 
ließen, obwol ihnen auf dem Reichsſtag von 1529 die Reichsgewähr ihrer kirchlichen Gründun- 
gen leitfinnig genug entzogen worven war. Soliman z0g nad wicherholten vergebliden 
Stürmen von Wien ab; eine Verfolgung des alfo erzielten Vortheild aber ging über Ferdi— 
nand's Kräfte und feine Gelomittel. Es kam zum Waffenftillftand mit Soliman (1532), fpäter 
unter Vermittelung Karl's V. zum Frieden (1538), nachdem Ferdinand Ungarn vergebens durch 
das Erbieten einer Geldſumme von den Türken zu geminnen gefucht.26) Johann Zapolya refi- 
dirte in Ofen als König; Soliman zog nach deifen Tode (1541) Ungarn als türkiſches Lehn 
ein; er ftellt an Ferdinand das Verlangen, auch für Ofterreih Tribut zu zahlen, bricht auf die 
Zurüdweifung biefer Forderung neuerdings verheerend in Ofterreich und Steiermark ein, 
bis ſich Ferdinand endlich (1547) Herbeiläßt, alle türfijchen Eroberungen in Ungarn anzuer= 
fennen und 30000 Dufaten als jährlichen Tribut dem Sultan zu zahlen. Erſt nachdem mit 
Soliman’d Tod die Zeit des Sinfens und Verfalld der osmaniſchen Macht eintritt, Fönnen die 
Habsburger freier athmen und feftern Fuß in Ungarn faffen. 

Wenn ed aber mit der Beflgergreifung im Often langſam von flatten geht, fo ift nach We⸗ 
ften zu immer wachſende Sicherung des bereitö Erlangten zu verzeichnen. Karl V. hatte bie 
Wahl feines Bruders Ferdinand zum römifchen König (1531) gluͤcklich durchgeſetzt und fühlte 
ih nachmals in allen feinen Unternehmungen von fabelhaften Erfolge gehoben. Im Jahre 


14) Ranfe ‚ Deutſche Geſchichte im Zeitalter der Reformation (zweite Auflage, 3 Bde), S. 482. 
18 uber viele yo und 1531 vorgefommenen @eldanbote und den Preis, dem fie galten, f. Ranke, 
a. a. O., S. , . 
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1546 glaubt er endlich die Stunde der Abrechnung mit den Proteſtanten gekommen; ihm ſtellt 
ſich der Schmalkaldiſche Bund mit ungenügenden Kräften entgegen und kämpft bis zur gänz- 
lichen Nieverlage bei Mühlberg (24. April 1547). Des Kaiferd Autorität in Deutfchland 
ſchien feftgeftellt wie auf Belfen, die des römiſchen Königs in den Erblanden nicht minder. In 
Böhmen, wo ji der utraquiftifche Geiſt geregt hatte, bot die frühere Weigerung ber Stänve, 
am Kriege gegen ven Schmalfalbifchen Bund theilzunehmen, Gelegenheit zu erwünſchten Re⸗ 
preſſalien. Nicht ungeahnvet follte es ven boͤhmiſchen Kegern hingehen, daß fie fi in Abma⸗ 
Hungen mit dem (nun gefangenen) Kurfürften Johann Friedrich von Sachſen eingelaffen, daß 
jie bis zur Errichtung eines Heered fich verftiegen hatten, dem fie nicht die Beſtimmung eines 
Kreuzheers wider die Proteftanten zu geben vermeint. Berbinand erſchien nach dem mühlberger 
Sieg rächend und flrafend in ‘Prag, cafjirte Die Vorrechte Prags und anderer föniglicher Stäbte, 
nahm ihnen ihre Befigungen weg. Mit Hinrihtungen und körperlicher Züchtigung der „Re⸗ 
bellen’’ wurde ver Landtag (Auguft 1547) eröffnet; aller Widerftand des Adels und der Städte 
war gebrochen, die Gewalt des regierenden Hauſes fland, unbehinvert durch ehedem jo ftörrifche 
Vaſallen, aufredht. 

Wir Halten hier im Glanzpunkt der habsburgiſchen Macht mit unferer Erzählung 
inne. Dieje iſt fpäter durch Gewinn der ungarifehen Länder erweitert, nicht erhöht worden. So 
unabwendbar als die Übermacht des fpanifchen Karl im Bereiche der großen Politik Europas 
ſchien, fo bleibend und ficher errungen feine kaiſerliche Vollgewalt in deutfchen Dingen nad ven 
Schlage von Mühlberg ſich anließ — hat der Zauber des Namens Habsburg niemals wieber vor 
Mit: und Nachwelt erſcheinen können. Die Herrſchaft über Spanien, die Niederlande, dad Herzog: 
thum Mailand, Neapel, über die Eroberungen an Afrikas Nordküſte, die reichen Eolonien in 
Amerika hielt ſchon unter Philipp IL. im erſten Stadium des Verfalls; der Beſitz ber Öfterrei- 
chiſchen Linie, jo gewaltig er noch anwuchs, bot das Material zur Verfolgung jener zähen, von 
mannichfachen Erfolgen gefrönten Habsburger Politik, in der aber fein Raum ift für die groß- 
artigen Plane eines Karl V., für die welterſchütternde Bedeutung derſelben ober die blendende 
Wirkung, von der fie, wenn auch nur Eurze Zeit, begleitet waren. Bon ver Schlacht bei Müpl- 
berg angefangen bis zu dem Fühnen Zuge jened Morig von Sachjen gegen Inndbrud, der ven 
Kaifer in die Gefahr unrühmlicher Gefangenfchaft brachte und zum Abſchluß des Paflauer Reli- 
gionsfriedens (1555) zwang, mochte ven Geſchlechte Habsburg nichts unerreichbar vorfommen. 
In dieſe Zeit fallt vie Betreibung des Plans, nach welchem dev Sohn Karl’s, Philipp von Spa= 
nien, von den Deutfchen zum römifchen König gefegt werben und, wenn [päter Kaijer geworben, 
dem Sohne Ferdinand’, Marimilian, die römifche Koͤnigswürde zumenden jollte. Alternirend 
zwifchen beiden Linien des Hauſes wollte der Kaifer die deutſche Krone machen; nur widerftre- 
bend ging Ferdinand auf die Vereinbarung ein, aber jie wurde geſchloſſen 16), und dem Reiche 
blühte die Ausficht, fie ertragen zu müſſen. So wäre ed dahin gefomnien, daß der ſpaniſche Groß: 
ſtaat, deſſen Intereſſen über die Iberiſche und Apenninifche Halbinfel, über Ocean und Mittel: 
meer, Gentralamerifa und Nordafrika, kurz überall Hin verzweigt waren, nur nad) Deutichland 
anı wenigften, daß dieſer Großftaat dem Deutſchen Reiche in fletiger Wechfelfolge feine Kaijer 
gegeben hätte. Eine dahin zielende Succeſſionsordnung bezeichneten zeitgenöſſiſche Vaterlande- 
freunde wol mit Recht ald offenen Verrath; fie hätte unfern Geſchichtsannalen noch gefehlt, 
um diefelben zur Vorſchule für Höhern Bloͤdſinn, zum Spott der Ammenftuben zu machen. 

Nach dem Paſſauer Religionsfrieden, ver dem Kaifer jene Hoffnung auf energiſche Katho- 
licifirung der Welt benehmen mußte, wollte Karl vie Bürde des Kaiſerthums nicht lange mehr 
tragen. Er abvicirte ſchon 1556 und ließ die Anerkennung feines Verzichts bei ven Kurfürften 
betreiben, ungeachtet fein Sohn ihm vorftellte, er ( Philipp) würde durch dieſe Abdankung, was 
die Niederlande und Italien betrifft, viel verlieren.??) Wie fi) das Neich dabei flünve, dad 
führte ex feinem Vater nicht zu Gemüthe; er brauchte wol dad Argument, von ben er jih Er- 
folg verſprach. Im Jahre 1558 übernahm endlich Ferdinand unter Zuftimmung ver Kurfür— 
ften die Leitung der deutſchen Angelegenheiten. Aus dem römifchen König wurde ein Kalfer, 
Ferdinand I.; der Plan, Philipp JL an Stelle feines Oheims in die deutfche Kaiferreihe zu 


16) In Augsburg am 9. März 1551. Eine Copie derjelben findet ſich im brüffeler Archiv, 1. Mignet, 
Charles V., son abdication, son sejour et sa mort au monastere de Yuste (Paris 1854), ©. 42, 
wo auch ausführliches über den Plan nachzufehen ift. Ranke handelt darüber in feiner Deutfchen Ges 
fhichte im Zeitalter der Reformation, V, 125, 126, 201. 

17) Das Schreiben Philipp’s bei Migner, a. a. O., ©. 257 u. 258. 
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bringen, war geſcheitert, wie ſo manches, das ins Leben zu bannen Karl V. ſich vornehmen 
konnte, bis Moritz von Sachſen, treulos, aber zum Heile Deutſchlande und des freien Glau— 
bens, der kaiſerlichen Allmacht eine Grenze ſetzte. Ferdinand I. herrſchte bis 1564, unbedeu⸗ 
tend als Kaiſer, gegen das Ende ſeiner Regierung ziemlich duldſam in Glaubensangelegenheiten 
als Landesherr, obwol er die Jeſuiten in Oſterreich zuerſt aufnahm und ſelbſt ein eifriger Ka— 
tholik war. Er verordnete teſtamentariſch und durch Hausordnung die Theilung ber öſter— 
reichiſchen Länder, welche auch von feinen Söhnen untereinander vorgenommen wurde. Den 
Befipftand des Hauſes hatte er überdies durch Ankauf ver Grafſchaft Bregenz, ſoweit fie bie 
dahin (1523) nicht fhon zu Ofterreich gehörte, und der Grafſchaft Thengen (1542) vermehrt; 
aud die Reichsſtadt Koftnig fiel, wegen ihrer Theilnahme am Schmalfalvifhen Bund geächtet, 
in feinen Befit (1548). 

Dem zwifhen Ferdinand's Söhnen (März 1565) abgeſchloſſenen Theilungdvertrag gemäß 
erhielt der ältefte der Kürften, Maximilian, Ofterreich,, ver zweite Sohn, Ferdinand, Tirol und 
die öfterreichifchen VBefigungen im Reich, Karl endlich Steiermark, Kärnten, Krain und Görz. 
Die Kaiferwürde fiel an Maximilian (II.), den die Kurfürſten bereitd im Jahre 1562 zum roͤmi⸗ 
ſchen König erwählt hatten. Durch die Stände des Landes zum Nachfolger des Vaters auf dem 
boͤhmiſchen Koͤnigsthron berufen, kam auch) in Ungarn für ihn eine Wahl zu Stande, wo aber 
feit 1552 die türfifchen Kriege erneuert worden waren und Johann Sigismund Zapolya unter 
dem Schirm des Halbmonds den Königstitel behauptete. Es gelang jedoch, ven Nachfolger So— 
liman’8, den Sultan Selim II, zum Abſchluß eined Waffenftillftandes zu vermögen (1568), 
worauf ver auf fich ſelbſt geftellte Zavolya dem Königstitel entfagen mußte (1570). Er behielt 
Siebenbürgen und einen Theil Oberungarns diefleit der Theiß. Marimilian II., einer der auf- 
geflärteften Regenten aus Habsburgs Stanım, geftattete den Proteflanten in Öfterreih und 
Ungarn, den Utraquiften in Böhmen Freiheit des Religionshefenntniffes und Ausübung ihres 
Eultus. Die vergeblihen Bemühungen zur Herftellung der Kircheneinheit fommen unter Maris 
milian's Regierung in Stillftand ; gewaltfanie Befehrung wollte ver Kaifer nicht, und im Wege 
des Friedens ließen ſich die mächtigften Gegenfäge ver Zeit nicht vereinen, Der Grundſatz, An 
dersgläubige gewähren zu laffen, begann Wurzel zu ſchlagen, und bie Nachfolger Marinilian’d 
hatten lange Kämpfe zu beftehen, ehe fie pie Folgen ver Duldſamkeit dieſes Kaiſers rückgängig 
machen, die Geltendmachung jened Grundſatzes wenigftens in den oͤſterreichiſchen Ländern Hint- 
anhalten fonnten. Gegen den Abend feines Lebens eröffnete ih Marimilian die Ausficht auf 
die polniſche Krone; aber der thatfräftige Stephan Bathory (als Nachfolger Johann Sigismund 
Zapolya's Fürft von Siebenbürgen) wußte feine Wahl zum König von Polen gegen vie des 
Kaiferd zu behaupten. Marimilian ftarb, nachdem bie Bewerbung von Polen und feine bei 
einem Theil des Adels durchgeſetzte Wahl ihm nur Enttäufhungen bereitet, im October 1576. 
Sein Nachfolger auf dem deutfchen Kaiferthron, in Böhmen und Öfterreih war Rubolf IL. 
Mit ihm und feinen übrigen Brüdern, Söhnen Marimilian’s, erlofch diefe Linie des Hauſes, 
und wenig hätte gefehlt, fo wäre auch der Olanz, der Habdburgs Stamm ungab, mit ihnen, 
durch ihre Lineinigkeit, ihr unpolitiihes Verhalten erlofhen. Rudolf war in Spanien durch 
Jeſuiten erzogen worden, fromm katholiſch, nicht ohne wiſſenſchaftliche Kenntniffe, die er mit 
Leidenschaft trieb, während er die Regierungsgeſchäfte vernadhläffigte, unthätig ſelbſt ven wich— 
tigften Greigniffen zufehend und, wo er eingriff, den Stand der Sachen noch nah Möglichkeit 
verderbend. Bon feinen Brüdern, die fih zu verforgen fuchten, wie es ging (aber es ging eben 
nicht fehr glücklich), wurde der eine, Erzherzog Mattbiad, zum Oberhaupte ded Haufes ge= 
wählt (April 1606); langjährige Erfahrung mochte dieſe Fürſten gelehrt haben, daß auf der 
Kaifer gar fein Verlap fei, daß er die gemeinfhaftlihen Kamilienangelegenheiten ebenfo ins 
arge bringe wie Staats- und Reichsangelegenheiten. Rudolf war ob der Wahl des Matthias 
zum Beforger ver Hausintereſſen fehr erbittert und mollte über feine Brüder hinweg zur Er: 
hebung der fleirifchen Linie fhreiten (die tiroler war mit ihrem Gründer Ferdinand, Gemahl 
Philippinend Welfer, 1595 erloſchen, ihr Beſitz für die beiden übriggebliebenen gemein: 
Ihaftlih verwaltet worden). Das neugewählte Oberhaupt des Hauſes zog aber mit einem Heer 
gegen ven Kaifer aus und erzwang bie Abtretung Ofterreih8, Ungarns, Mährens, in welden 
Ländern jih nun Matthias ald Landesherr gerirte. Er mußte den Proteftanten in Ofterreich 
volle religiöje Freiheit gewähren; das Beifpiel wirkte anſteckend auf die Evangelifhen Böh— 
mend, und der arme Kaifer wurbe von diefen zum Erlaß jenes berühmten Majeſtätsbriefs ge: 
nöthigt, durch welchen er, den Frieden feiner Seele preisgebend, den Nichtkatholifchen Freiheit 
der Religionsübung, dad Net zur Gründung neuer Schulen und Kirchen verleihen mußte, 
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überdied auch die prager Univerſität und Conſiſtorium ihnen eingeräumt wurde. (Juli 1609). 
Wenige Monate fpäter werben auch den fhlefiihen Proteſtanten gleiche Befugniſſe ertheilt; auch 
fie wußten ihren Majeftätöbrief vom Kaifer zu erlangen (Auguft 1609). In einen ſolchen Grad 
von Misahtung war aber Rudolf beiden Ständen verfallen, daß ſelbſt fo weitgehende Zugeſtänd⸗ 
niffe fie nicht vermögen konnten, ihn ald Herrn zu behalten. Als feine fortwährende Begünfti- 
gung ber fleirifhen Linie dad Haupt des Haufes, Matthias, neuerdings aufreizte, kam es dieſem 
wie gerufen, daß bie böhmischen Stände ihn förmlich, einluden, mit feinem Hrere nach Böhmen zu 
rüden und hier von ber oberſten Gewalt Befig zu ergreifen. Erzherzog Matthias ließ ſich nicht 
viel bitten und zwang ven Kaifer (14. April 1611), ihm auch Böhmen nebft ven Dependenzen 
des Landes, Schlefien und Lauflg, abzutreten. Auch diefe Schmad mußte Rudolf über fidh er: 
gehen laſſen, feinem Lieblingsfige Prag als Entthronter den Ruͤcken fehren und, wie einft 
Friedrich IIl., aller Herrlichkeit entkleivet nach Deutfchland ziehen, das num feinem audgeraub- 
ten Kaifer helfen follte. Es ereilte ihn rechtzeitig der Tod (Sanuar 1612); 35 Jahre als Kerr: 
ſcher fungirend, Hatte er feine Untauglichkeit zu regieren unter allen Umſtaͤnden und in allen 
Verhältniſſen an das Tageslicht gebracht. 

Aud mit Matthiad, der feinem Bruder als veutfcher Kaiſer folgte (Juni 1612), wollten 
fich die Zuflände in Ofterreich nicht zum Beflern wenden. Man kann fagen, daß Matthias bei: 
nabe in allen öſterreichiſchen Ländern nur von der Stände Gnaden herrfchte — fo mächtig waren 
Die Prärogative derfelben angewachſen, fo hinfällig zeigte ſich die landesherrliche Gewalt! 
Dfterreich glich einem Heerlager, in dem Fürſt und Stände Vorbereitung auf neuerliche Kämpfe 
trafen; denn eine dauerhafte frievlihe Einigung war unmöglich, theild wegen der, auch ander: 
wärts, beftig aufeinanverplagenden religiöfen Gegenfäge, theild wegen des Vorherrſchens 
auswärtiger Einflüſſe, die ih nicht aufhalten ließen, weil fie in natürlichem Gegenftoß wider 
die traditionelle nad Ländererwerb ausgreifende Politik des Haufes Oſterreich erfolgten. Für 
Die Nachbarn, die ſich bedroht fühlten, lag es im Gebote ver Nothwendigkeit, die ſtändiſche Be⸗ 
wegung zu unterſtützen, ſie aufzuſtacheln, wo ſie zu erlahmen drohte, ihr Handreichung zu bieten, 
wo fie nach Hülfe bedürftig ſchien. Die Habsburger wieder mußten ihr halbfertiges Reich aus— 
zubauen traten; fie Fonnten ihre Nachbarn nicht unbehelligt laſſen, weil ihnen fo manches von 
deren Beſitzthum als Material zu jenem Ausbau bei ver Hand lag. Es gilt dies namentlich von 
dem damaligen Berhältnig zu Ungarn, zu Siebenbürgen und den Türken; denn bier blieb dem 
regierenden Haufe Feine Wahl, ald entweder mit vem nominellen Beflg der ungarifchen Krone 
fürliebzunehmen, ihn aud) ganz fahren zu laffen, oder den Kampf mit den andern Goncurren- 
ten um ungariſches Landedgut aufzunehmen, wenn auch diefe ven Ständen Öfterreichifcher Lan- 
dedtheile neue Fräftige Bundesgenoſſenſchaft zuführten. Unter Matthias nahm biefe politifche 
Eonftellation durch die Wahl des Berhlen Gabor zum Fürften der Siebenbürgen eine über die 
maßen drohende Geftalt an. Bethlen Gabor, ven Türken tributpflichtig,, die Derzeit noch in 
Dfen ihren Paſcha Hatten, wußte fi troß dieſes Abhängigkfeitöverhältniffes zu einer Macht 
emporzubeben, die — folange er lebte — von unberehenbarem Nachtheil für Ofterreich war. 
Wir begegnen ihm ſchon in den Tagen Kaifer Mattbiad’ ald lauerndem Gegner der Habs: 
burger; er verlegt ihnen in Ungarn den Weg zur Beruhigung jener Theile des Landes, in 
deren Beſitz fie fich zu behaupten gemußt; bald ift Fein Zweifel, daß er fräftig genug ift, einen 
harten Stoß auszuhalten und fi den Zeitpunft, wann er nachgeben, wann er wieder losſchla⸗ 
gen fol, nad) eigener Gonvenienz zu wählen. Nad ihm blicken die unzufrievenen Stände aus, 
nad ihm fpäter alle, die im erften Decennium des Dreißigjährigen Kriegs den Kampf mit‘ 
Habsburg wagen; iſt er es doch geweſen, ver durch fein Vorgehen in Ungarn, feine Verbin: 
dungen mit Böhmen den Ausbrud jenes gewaltigen Krieges fürderte, der die prager Stände, 
melde auf ihn bauen zu koͤnnen wähnten, in ihren Plane, ſich von Matthias’ Nachfolger, 
Ferdinand, lodzufagen, durch feine Haltung beftärkte. Aber auf diefen Bethlen war eben 
fein Verla. Wenn andere ihre Feindſchaft gegen Habsburg auf die Spitze zu treiben Tiebten, 
wußte er die feinige zu mäßigen, wie e8 fein Vortheil erheifchte; fobald er feinen Gewinn im 
Sichern Hatte, Schloß er Frieden und ließ die Bundesgenoſſen mit Ihren wagbalfigen Unterneh: 
mungen im Stich, wenn e8 dann mit dieſen zu ſtark abwärts ging, brach er den Frieden und 
bewirkte fo, daß Dfterreich weder überwunden werben noch zu Ruhe und Athem kommen konnte. 

Nebſt Bethlen Babor trug Matthias feloft zum Ausbruch des Dreipigjährigen Kriegs bei. 
Dies vermöge jened Erbvertrags, durch welchen er feine Brüder Marimilian und Albrecht be= 
wog, dem Rechte der Nachfolge in ven öfterreichifchen Bejlgungen zu entfagen und biefelben, von 
neuen vereinigt, den Erzherzog Ferdinand aus der ſteiriſchen Linie zu überlafien (1617). 
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Ferdinand wurde auch in dem nämlichen Jahre zum König von Böhmen, im nächſten zum König 
von Ungarn gefrönt. Er beſchwor in beiden Reichen die Vorrechte ver Stände, vie kirchlichen 
Freiheiten — die Artikel der ungarifchen Gonftitution, wie ven Majeftätöhrief der Böhmen, 
Unter allen Erzherzogen des Haufes mar aber Ferdinand derjenige, deſſen Eiden die Stände (und 
wie e8 die Folge zeigte, nicht ganz mit Unrecht) am wenigften Glauben ſchenken konnten. Altrener 
Zögling der Jefuiten, eined Ordens, ver eben damals ienes künſtliche Syſtem der chriſtlichen 
Moral und der katholiſchen Confeſſionaipraris anfertigte, in welches die Beſchoͤnigung von Lug 
und Trug fo vortrefflich hineinpaßt, konnte Ferdinand unmöglich bei den Proteſtanten Ber: 
trauen erweden. Er hatte in ven Befigungen ber fleirifchen Linie den Evangelifchen alle Rechte 
entzogen, bie ihnen von feinem Vater Karl verliehen worden waren. Sein Einfluß machte ſich 
gegen das Lebensende des ſchwachen Matthias au in Böhmen geltend; die Utraquiften fühlten 
ih Hier nicht fiher und mußten die Zeit kommen fehen, da ihre Mechte wo nicht gebrochen, ſo 
doch aufs engherzigfte auögelegt wurden. Nod war fein Jahr jeit Ferdinand's Krönung ver: 
gangen, ald die Wegnahme zweier utraquiftifher Kirchen den Ständen dad Signal gab, ibr 
Heil in offener Auflehnung zu juhen. Es erfolgte der Fenſterſturz in Prag, von dem insge⸗ 
mein der Anfang des Dreißigjährigen Kriegs datirt wird (23. Mai 1618); die Jejuiten mupten 
das Land räumen, deflen Verwaltung in die Hände von 30 Directoren aud der Stände Mitte 
gelegt wurde. Graf Thurn leitete die Organiſirung der ſtändiſchen Waffenmacht; Schleſien 
und bie Zaufigen, ſchon durchweg proteftantifch, traten mit Böhmen in Conföderation; jete 
Spur einer faiferlihen Autorität ward in diefen Ländern verwiſcht, kaum daß die öſterreichiſche 
Streitmacht fi in Budweis hielt, im Süben des Landes dad Fortſchreiten der Bewegung buch 
einigen Widerſtand aufzuhalten fuchte. Als Kaiſer Matthiad (im März 1619) farb, drang 
Thurn nad Mähren vor, bejegte Brünn, Olmüg, Iglau und ſchloß mit dem Landtage eine 
mähriſch-böhmiſche Union ab. Mähren fepte fih 24 Directoren, vertrieb gleihfallß die Je: 
juiten , war für die proteſtantiſche Sache ganz geironnen. Ihurn wandte fih dann gegen Wien 
und erſchien bald vor deſſen Mauern (Juni 1619). Es folgt die Scene in der wiener Hofburz, 
wo die evangelifchen Stände Nieveröfterreihs von Ferdinand die Beftätigung ihrer Vereinba⸗ 
rungen mit Thurn ertrogen wollen, aber dad Schmettern der Trompeten eines Neiterregimentö 
fie verfheucht (11. Juni). Die Böhmen hatten offenbar die Zeit verpaßt, Wien zu neben; 
ie mußten unverrichteter Dinge abziehen, und Ferdinand's Angelegenheit nahm jegt eine günfti: 
gere Wendung, obgleich Thurn aud) fpäter (Movenber 1619) bis vor Wien vordringt, ſich Hier 
mit Bethlen Gabor vereint und die Stadt abermald bedroht, um wieder ohne den gewünjdten 
Erfolg abziehen zu müſſen. 

Ferdinand war (Auguft 1619) zum veutfchen Kaifer gewählt worden und kräftigte ih 
Durch einen Bund mit der kaiferlichen Liga, deren Führer, Marimilian von Baiern, dem Kaiſet 
zur Eroberung Boͤhmens verhalf. Die Schlaht am Weißen Berge entichieb für Ferdinand (am 
8. Nov. 1620); der von den Böhmen zum König erwählte Friedrich von der Pfalz machte dem 
Kaifer Plaß, der nun ald abfoluter Herriher über Böhmen gebot. Achtundvierzig der ange: 
jehenen Parteigänger Friedrich's wurden nah ſummariſchem Proceſſe zum Tode verurtheilt, 
21 davon mwurben begnabigt, die übrigen graufam hingerichtet. Maffenconfiscationen braden 
berein; fie trafen vorzüglich den nationalgefinnten böhmifchen Adel, deſſen Reihen überdies 
dur Ausmanderung gelichtet waren. Den Landtag ließ man erft 1627 zufanmentreten; er 
mußte die Einbuße an Rechten und Freiheiten , die verfügt wurde, einfach regiftriren. Biſcöfe, 
Abte und Prälaten, auf deren Fügſamkeit man fi unter allen Umftänden verlaflen Eonnte, er⸗ 
bielten Sig und Stiumte und Vorrang vor den andern Landſtänden. Der Majeftätäbrief blieb 
durch Die Nebellion verwirkt; an Stelle ver Religionsfreibeit trat Knechtſchaft der @eifler, welche 
von den wiebereingeführten Jefuiten in Zucht und Pflege genommen wurden; wer nicht zur 
alleinſeligmachenden Kirche zurüdfehren wollte, der wurde aus Böhmen vertrieben, mo nur 
insgeheim fpärliche Nefte ver einft jo blühenden evangelifchen Gemeinden fortbeftanden und eine 
lange Naht des Aberglaubens, von lichtſcheuen Pfaffen ſorgſam gehütet, ſich über das Land 
ſenkte! Boͤhmen erfcheint fortan nur als haboburgiſche Hausdomäne und oͤſterreichiſche Provinz 
in der Geſchichte, ſeine Stände und Landtage haben Rechte, aber nicht die Macht, ſie zur Gel⸗ 
tung zu bringen; ihre Zuſammenſetzung iſt auch danach, daß ſie die Tugend ſtummen Ge⸗ 
horſams und unbedingter Entſagung mit jedem Tage perfecter üben lernen. 

Doch nicht allein in Böhmen, auch in den übrigen oͤſterreichiſchen Ländern ging Gerbigan 4 
Streben nach Brachlegung der ſtändiſchen Gerechtſame, nadı Wiederaufrichtung ber kath iſchen 
Glaubendeinheit. Es war kein erfolgloſes, zumal der Kaiſer ſich oft zu den aͤußerſten YRitteln 
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der Gewalt entſchloß und pen Ketzern gegenüber unbefümmert um wohlverbriefte Rechte vorging. 
Man Hat ihndamit zu entfhulpigen gefucht, daß er an dem Brundfag feftgehalten habe, ver: 
liehene Gerechtſame feien nur fo lange in Geltung, als die Berechtigten nit durch Widerſtand 
gegen den Landesherrn fie verwirkt hätten. Mag er Hlernad in Böhmen, in Mähren gehan- 
delt Haben — leugnen lüßt fi nicht, daß in beiden Ofierreich, in Schleſien bie nichtigften Bor: 
wände ergriffen wurden, um den Proteflanten alle kirchlichen und politiſchen Rechte zu entziehen. 
Reichsgeſetze, Unterwerfungdverträge ver Stände (Schleſien), eidliche Zuſicherung bei Ent- 
gegennahme der Huldigung (Nieveröfterreih) galten dem Kaifer nichts, wo es fih um Er: 
füllung der eingebildeten Gewiſſenspflicht handelte, welche vorſchrieb, den Ketzern feien vie 
Güter diefer Erde zunehmen, um ſie zu Candidaten des himmliſchen Reichs, zu folgfamen lin 
terthanen ihres rechtgläubigen Herrn zu machen. Diefe Politik ver Belehrung um jeden Preis 
und gegen jedes Recht profperirte unter Ferdinand's Händen; in den Ländern, welche ihm ge- 
horchten, wurde ber Proteflantismud entweder unterbrüct oder, wie in Ungarn, mädtig ein- 
geſchränkt. Solche Erfolge ded Kaiferd mögen nicht ohne Nachwirkung auf jeine deutſche Po⸗ 
litik geblieben fein; im Reiche war der günftige Zeitpunft,, da die proteftantifhen Stände, nad 
der Schlacht am Weißen Berge, ſich durch Eleinere Zugeftänpniffe befriedigen ließen, unmieder- 
bringlich verfaumt worden; der Krieg mwüthete fort, und der Kaifer, der nad den fchlinnmften 
Niederlagen ber öfterreihiichen Waffen feine Entmuthigung Eannte, hielt auch in feinen Forde⸗ 
zungen für die Eatholiihe Sache nicht Maß und Ziel im Augenblide des Triumphs. Diefe 
Tanatifh:fatholifhe Richtung der Ferdinand'ſchen Politik hat fletd die Wiedererneuerung des 
Kampfes herbeiführen helfen — an dem großen Werfe einer völligen Erſchöpfung des Reichs 
hat ver Kaifer nad) Kräften mitgearbeitet. 

Gine Schmälerung erfuhr ber Öfterreichifche Befigftand unter Ferdinand Il. durch die Ab: 
tretung ber Laufig an Sachſen, die zuerft pfandmweife für des ſächſiſchen Kurfürften Johann 
Georg Mithülfe bei Bezwingung Schleſiens ftattfand (1623) ; in Prager Frieden (1635) flel 
dann bie Laufig als böhmifches Lehn bleibend an Sachen. Eine Ländertheilung, die legte im 
öfterreihiihen Haufe, nahnı Ferdinand mit jeinen Bruder Leopold vor, dem er (1623) das 
tirolifhe und vorderöfterreichifche Gebiet (die Stammgüter in Schwaben und Elſaß) überließ. 
Die Linie dieſes Leopold flarb im Jahre 1665 aus; ihre Ränder fielen dann, foweit nicht Frank⸗ 
rei im Weftfälifchen Frieden fie erlangt hatte, wieder an ven Geſammtbeſitz des Haufed zurüd. 
Ferdinand li. beugte weitern I heilungen in Ofterreih durch ein Primogeniturgefeg vor, welches 
er teftamentarifch erließ und feine Nachfolger unverlegt hielten. Der Kaiſer ftarb im Februar 
1637 ; die Wahl feines Sohnes Ferdinand (III.) zum römifhen König war 1636 erfolgt, des⸗ 
gleichen Hatte man in Ungarn eine Wahl für ihn erzielt; ald König von Böhmen war er ſchon 
auf vem Landtag von 1627 gefrönt worden. Ferdinand II. trat ald Kaifer die Erbfchaft feines 
Vaters an, deſſen Politik die deutſchen Reichsſtände mit nicht unbegründeter Scheu vor Hab8- 
burg und großem Mistrauen erfüllt hatte; — war doch jelbft zwifchen ven zwei Jugendfreunden, 
Ferdinand II. und Marimilian von Baiern, mannichfacher Linfrieven und tiefe Verflinnmung 
entſtanden! Den ald Bermähtnip überfonmenen Krieg führte Berbinand II. nod ein Jahr- 
zehut weiter; erſt die Bedrohung Oſterreichs Durch das Vorbringen der Schweden nad Prag 
entſchied den Frieden. Er war nicht ohne Cinbuße an dem habsburgiſchen Beſitzſtand zu er⸗ 
faufen. Dieje hatte aber nicht die in Wien herrſchende Linie des Hauſes zu erleiden. Der 
Sohn jened Leopold, dem Ferdinand IL Tirol und die vorderöfterreihifchen Ränder überlaf- 
ien hatte, ein Ferdinand Karl, mußte Ober- und Niederelſaß, ven Sundgau, die Feſtung 
Breiſach, die Landvogtei über die 10 elſäſſiſchen Reichsſtädte an Frankreich abgeben, welches 
ih dafür zur Zahlung von 3 Mil. Livres an ihn verpflichtete, auch die Stände im Elſaß in 
ihrer Reihsunmittelbarfeit zu belaflen verſprach. Sonſt blieb der Kamilienbefig Haboburgs 
dur den Weſtfäliſchen Frieden ungeſchmälert; denn daß die Schweiz und bie Niederlande als 
vom Reichsverband gelöfte, felbfländige Staaten anerfannt wurden, ift nicht als Verluft Ofter- 
reiche zu zählen. Hatten doc ſchon die Schweizer unter Maximilian I. allen Anfprüden des 
Reichs und feiner Raiferbynaftie in Helvetien ein Ende gemacht und die jieben nörbliden Pro⸗ 
vinzen der Niederlande ihre Trennung von des fpanifhen Habsburgers Philipp IL. desyoti- 
Ihem Regiment im Jahre 1579 ausgeſprochen. Die Beſchränkung der kaiferlihen Macht, vie 
Loderung des Reichsverbandes, die Erhöhung der Reichsſtände zu jo gut ald völlig fouveränen 
Gewalten, dad ihnen verliebene freie Bündnißrecht — fämntlih Errungenſchaften des langen 
Kriegs und Refultate des abgefchloffenen Friedens, liefen dem Intereſſe des öfterreichifchen 
Hauſes nicht zumider und fehädigten es thatfählich in keiner Weile. Zwiſchen Frankreich, 
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Schweden und Ofterreih, mächtig emporftrebenden oder im Höhepunkt voller Kraft angelang- 
ten Staaien, flechte der deutſche Neihäkörper in Ohnmacht dahin. Auf Koften veffelben hatten 
fih die zwei frempen Königreiche mit dem Kaiſer abgefunden; lag da ver Gedanke nicht nahe, 
daß wie diesmal auch in Zukunft Deutihland berufen fei, berzuhalten für die midlungenen 
Unternehmungen, die gefheiterten Plane feiner Kaiſer? Mochte man einen folden Gedanken 
weder offen befennen, noch in feiner ſchrecklichen Klarheit erfaßt Haben — man lebte danach, 
verhängnißvolle Kriege und Friedensſchlüſſe zeigten wiederholt feine Berwirflihung. Ein Bor- 
wurf foll deshalb weder gegen dad Haus Habsburg noch gegen feine Staatsmänner gerichtet 
werden: fie verfolgten eben das öfterreichifche Intereffe, das nicht immer mit dem deutſchen zu= 
fammenfällt, ja in wefentlihen Punkten von Deutſchlands Intereſſe fehr verfchieden if. Zum 
Heile des Reichs Hätte der Krieg, ven der Osnabrücker Friede Schloß, viel früher beendet werden 
fönnen, wenn die beiden Ferdinande nicht fo beharrlich gegen die Gleichberechtigung der Pro- 
teftanten fich gefteift und rechtzeitig Zugeſtändniſſe gemacht Hätten, die von ihnen ſchließlich 
dennoch, nur in höherm Maße, geboten werben mußten. Die Endziele ver Öfterreichifchen Po- 
litik wechfelten fpäter, aber die Methode ver Hauspolitif war viefelbe und mußte biefelbe fein: 
Dfterreih Hatte fi dem deutſchen Wefen entfremdet und verfolgte feinen Vortheil neben oder, 
wenn ed nicht anderd ging, troß Deutſchland. 

An der innern Rage der Öfterreichifchen Länder hatte dev Meftfälifche Friede nichts ober 
äußerſt wenig geändert. Aus Böhmen zogen die Schweden ab; die Rechte der Proteftanten - 
blieben vernichtet; von einer Duldung Nigtfatholifher war (Ungam audgenommen) feine 
Rede; Ferdinand III. dachte und handelte in Religionsſachen wie fein Vater 1°); nur das Recht 
freundlicher Vorftelung für ihre in Ofterreich beprängten Glaubensgenoflen Hatte er im Weft- 
fäliſchen Frieden den deutfchen Reichsfürſten zugeftehen müflen. Man weiß, mas foldhe Bor: 
ftellung werth fei, und mie menig fie auögerichtet habe — ließ doch ber Faiferliche Hof oͤſterreichi⸗ 
Ihe Grafen und Herren evangelijcher Eonfeffion, die bei den Reihsfürften um derart freund- 
Tchaftliche Intervention baten, einfangen und beftrafen.19) Eine beſchränkte Freiheit der Reli- 
gionsübung hatte der Friede auch den Proteftanten in Schlefien und dem Abel in Niederöfter- 
reich zugefprochen; die Erfüllung diefer Bedingung ließ aber in dem legtgenannten Lande alles, 
in erfterm viel zu wünſchen übrig. Directer Verfolgung waren die jchlefifchen Proteflanten 
nicht ausgefegt; mit ihren Klagen und Reclamationen hatte es jedoch Fein Ende, weil fie mit 
offenbarer Midgunft behandelt und Die ihnen gegebenen Zufiherungen nad Möglichkeit elubirt 
wurden. Den Ungarn hatte Ferdinand III. in der legten Zeit des Dreißigjährigen Kriegs, von 
dem fiebenbürger Fürften Georg Raͤkoͤczy bedrängt, wie fein Vater im erften Jahrzehnt des 
Kanıpfes von Bethlen Gabor, alle ihre Eirchlichen Freiheiten im Linzer Friedensſchluß (1645) 
beftätigen müflen. Der Glaubensdruck, unter dem Ofterreich auch die ungariſchen Proteftanten 
beugen wollte, wurde jo durch Raͤkoöczy's rechtzeitiged Ginfchreiten abgeſchüttelt. 

Ferdinand IH. Hatte Die Wahl feines gleihnamigen Sohnes zum römischen König glüdlich 
durchgefegt (1653) ; als dieſer aber geftorben war, fheiterten alle Bemühungen, die Stimmen 
der Kurfürften auf des Kaiſers zweiten Sohn, Zeopold, zu vereinen. Die Wahl veffelben zum 
römischen König wurde nicht zu Wege Febracht; auch nach Ferdinand's III. Tode (April 1657) 
dauerte e8 ungebührlich lange, ehe die Wahlverhandlungen in Deutfchland , bei denen franzdfi- 
ſches Geld anfangs eine große Rolle fpielte, mit der Erwählung Leopold’8 zum deutfchen Kaiſer 
ein Ende nahmen (Juli 1658). Schon vorbem war berfelbe in Presburg zum König von Un: 
garn erwählt und gekrönt worden; auch feine Krönung in Böhmen fiel noch in die Regierungs⸗ 
zeit feines Vaters. Leopold I., von den Jeſuiten zum katholiſchen Priefter erzogen und erft nad 
Hingang feined ältern Bruders zum Herrſchaftscandidaten vorgerückt, hatte das Glück, die öfter- 
reihifchen Truppen während ber erften Hälfte feiner Regierung durch Montecuculi, den Herzog 
von Lothringen, ven Markgrafen von Baden, während der zweiten durch Prinz Eugen von Sa= 
voyen führen zu laffen. Die öſterreichiſche Kriegführung in jener Zeit machte den größten Theil 
deffen wieder gut, was bie leitenden Staatdmänner von der Sorte eined Auersperg, Lobkowitz, 
Lamberg, Sinzendorf unter einem Kaijer von Leopold's Schlage verdorben hatten. Indolenz, 
Mangel an Eifer für die eigene Sache, bequemes Sichgehen> und Negierenlaffen kann man diefem 
Kaiſer nicht voriwerfen; er war nad) des faiferlihen Günſtlings Lobfomig Sturze (1674) fein 
eigener Premierminifter und förmlich verfeffen auf Regierungsgeſchäfte. Da er aber wenig 


18) Mailaͤth, Gefchichte des äfterreichifchen Kaiferftaats (Hamburg 1842), S. 448. 
19) ©. die von Droyfen, a. a. O., ©. 98, erzählten Fälle vom Jahre 1653. 
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Menſchenkenntniß befaß, feine Geiftedgaben beſchränkt waren, feine Anſchauungen kleinlich, fein 
Berfland durchaus Fein praftiiher, Eonnte er mit feiner Manie, ich dadurch als Herriher zu 
geberden, daß er möglichft Vieles und Verſchiedenartiges fi auflud, nur wenig Gutes aus: 
richten. Die Minifter und Geheimräthe vermochten die Entichlüffe des Kaifers, in denen fein 
Syſtem, fondern alled Laune und Willkür war, in denen gemüthlide Schwäche mit unerbitt: 
liher Grauſamkeit wechſelte, weder vorauszuberechnen noch folgerichtig auszuführen. Die 
Beloherren hatten ihre helle Noth und lagen mit den maßgebenden wiener Potenzen, wie in 
unferm Jahrhundert Erzherzog Karl und Radetzky, fortwährend im Streite. Eine vernichtende 
Kritik dieſes Leopoldiniſchen Regiments hat Prinz Eugen im Siegeslauf des Spaniſchen Erb: 
folgekriegs niedergeſchrieben; er äußert fi in einem Briefe 29) an einen feiner Bertrauten herb 
und bitter, nach mannichfacher Klage, wie folgt: „In allen dieſen aber möchte ich doch endlich 
wiffen, ob der Kaifer gar nicht remediren wolle; fein ®eld, Fein Volk, kein Magazin, Feine 
Munition, feine Anftalt, kein Ernft, fein Eifer, Feine Sorge, und doch gleichwol Krieg führen, 
triumphiren und Kron und Scepter ſammt Land und Leuten gewinnen wollen, find contradic- 
toria, bie ich nicht mehr auseinanderflauben kann.“ Das iſt die Signatur des Leopoldiniſchen 
Zeitalters in Ofierreich, die Schilderung der ganzen Regierungsperiode dieſes Kaiſers in wenig 
Worte gedrängt. 

Schon in den erſten Jahren der Herrſchaft Leopold's brach der Kampf mit den Türken in 
Ungarn los, ven Lande, dad im weitern Verlauf des 17. Jahrhunderts der Schauplatz fort⸗ 
währender Kriege oder Unruhen werben ſollte (ſ, Ungarn). Als Endergebniß der großen 
Siege Montecuculi's, ſpäter Eugen's, iſt das Emporkommen der habsburgiſchen Macht in 
Ungarn an Stelle der türkiſchen zu verzeichnen: durch die Schlacht bei St.e-Gotthard (1664), 
welche ver erfigenannte Feldherr flug, war trog eines übereilten, unwürdigen Friedens— 
ſchluſſes dennoch verhindert, dag Siebenbürgen zu einem osmaniſchen Paſchalik wurde, und 
anbererfeitd fo viel ausgerichtet, daß dies Fürſtenthum, in welchen e8 die Türken nicht zu blei- 
bender Feſtſetzung gebracht, fpäter von Habsburg in Bellg genommen werben fonnte (1691); 
Eugen’8 Steg bei Zentha führte zu den Frieden von Garlovicz;, welchen Leopold endlich den 
Befig von ganz lingarn, in dad fich die frühern Habshurger ſtets mit den Türken theilen ge: 
mußt, verbanfte. Die legte Belagerung Wiens durd ven Großvezier Kara Muftapha (1683) 
ift nur eine Epijode in dem bewegten Drama diefer türfifch = ungarifch = öfterreichifhen Känıpfe 
— ber legte Bang, den die Osmanli auf deutſchem Boden wagten, ſchreckhaft und gefahrprohend 
für Reopold , der nach Linz flischtete und Hier in Angft und Andacht verweilte, bis Johann So- 
biejfi al8 rettender Genius des Haufes Habsburg auf die Scene trat. Das fiegreihe Vor: 
dringen in lingarn bradte (bi auf Eugen's Zeit) nicht blos Gewinn an Land und Leuten, 
fonvdern auch dem Henker Arbeit. Die Berfhmwörungen des ungarifhen Adels mit Gegnern 
des Kaiferd wurden in Blut erflidt (1671); die Rettung Wiens, begleitet von weiterm Fort⸗ 
ſchritt der Öfterreichiihen Waffen, hat die Einſetzung jenes Schredenstribunald in Eperies er: 
mögliht, das mit der Hinrichtung der Iinzufrienenen fo lange fortfuhr, bis der Landtag in 
Presburg (31. Oct. 1687) in alles "willigte, was Leopold von ihm begehrte. So wurde 
Ungarn aus einem Wahlreih zur Erbmonardhie der Habsburger im Manndftanne — eine 
grundgefeglihe Anderung, welche ver Landtag im Hinblick auf die Schlächterei in Eperies be- 
ſchließen mußte, ſowie ev auch jene Beftimmung des ungarifchen Staatsrechts fallen ließ, welche 
dem Adel das jus resistendi gegen ven König einräumt. 

Die Zeit Leopold's J. für Ofterreich epochemachend durch die gelungene Sicherung und Aus: 
dehnung des ungariſchen Beſitzes, war für Deutſchland verhängnißvoll durch pie wiederholten 
und in ganzen mit großem Erfolg unternommenen Raubanfälle Ludwig's XIV. Ob der Kaifer 
die eroberungdluftigen Franzoſen gewähren ließ oder kämpfend für das Reich eintrat — Deutſch⸗ 
land zog in beiden Fällen den fürzern: es wird audgeplündert, in feiner Integrität gefchäptgt, 
in feiner Würde verleßt; es ift für feine Freunde ein Gegenſtand des Mitleids, ven Feinden ein 
Zielpunft des Hohns, den Reichsfürſten eine Laſt, dem Kaifer im Wechfel der Zeit bald ein 
politifhes Kapital, bald eine Verlegenheit mehr. Der erfte unter Leopold I. geführte Neichs- 
frieg mit den Branzofen endete 1679 dur den Frieden von Nimwegen mit der Trennung der 
Franche-Comteé vom Reiche, der Liberlaffung Freiburgs in-Breidgau an Ludwig, der vorüber- 
gehenden, nachmals wieder bejeitigten, ſchließlich und zulegt wieder vollzogenen Annerion 
Zothringend an Frankreich. Noch waren feine drei Jahre über diefen Frieden vergangen, und 
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Ludwig XIV. nahm die freie Reichsſtadt Strasburg in Beſitz; der Kaiſer ließ es geſchehen und 
fand überdies auch nichts dagegen einzuwenden oder zu unternehmen, daß Ludwig alles das⸗ 
jenige für ſich behielt, was er auf Grund der berüchtigten Reunionen bis 1. Aug. 1681 an 
ſich geriſſen hatte. Aber Ludwig war unerſättlich, der Kaiſer und die Mehrzahl ber Reichs⸗ 
fürſten waren ihm gegenüber wie Tauben, wenn der Habicht zwiſchen ſie fährt — es mußte ein 
Stärkerer kommen, ver dem franzöſiſchen König den Meiſter zeigte. Das militäriſche und poli— 
tiſche uͤbergewicht Frankreichs in Europa war eine Thatſache, und ſpielend hätte Ludwig bie 
Goalition gebrochen, die jich endlich zwifchen Leopold, Spanien, Schweden, Baiern und einigen 
Reichskreiſen gegen den großmächtigen Bourbonenkönig gebilvet hatte (1686). Da Fam es in 
England zur Vertreibung Jakob's UI. und zur Thronbeſteigung Wilhelm’8 von Oranien: ver 
größte Gegner Ludwig's XIV. warf die vereinigte Macht Hollands und Britannien in die Wag- 
ihale, um Europa in den Stand zu fegen, fi mit Frankreich in Glück und Kraft zu meflen. Der 
Krieg nahın jet eine andere Wendung; man fann fagen, baß er eben erft begann. Denn in 
raſchem Siegedlaufe hatten die Franzoſen die Pfalz genommen ; nicht das Reich entriß fie ihnen, 
nicht vor deutſchen Heereöfräften, fondern vor Spanien, Holland, England, die auf den Ruf 
Wilhelm's II. zu den Waffen griffen, mußten fie aus der Pfalz unter unfeliger Verwüſtung 
weihen. Acht Sabre noch tobte der Krieg meiter und die Rysmwijfer Friedensſchlüſſe (1697) 
machen dad Nefultat veffelben abermals zu einem unglüdbringenven für Deutfhland. Stras- 
burg nebft allem, was anı linken Ufer des Rhein dazu gehörte, verblieb bei Frankreich, die 
zehn Reichsſtädte und die Neichöritterfchaft innerhalb des Elſaß wurden von jedem Reichsver⸗ 
band gelöft und unbedingt an Ludwig überlaffen, während dasjenige, was er an Deutichland 
zurüdgab, bedingt, unter der Laſt der berüchtigten Ryswijker Clauſel, melde die proteftanti- 
Ihen und die Fatholiichen Reichsſtände in jo wilden Hader miteinander brachte, übernommen 
werben mußte. Dafür erhielt ver Kaifer Breifah und Freiburg wieder, und der Herzog von 
Lothringen, deifen Vater in Öfterreichifchen Dienften geftanden hatte, fein Land. 

Die rivalifivenden Häufer Bourbon und Habsburg blickten damals lüftern auf die [panifche 
Arbſchaft, welche mit ven Tode Karl's II. von Spanien, des legten Habsburgers dieſer Linie, 
in Erledigung kommen mußte. Daß Frankreich ven Anfall der reihen Hinterlaflenihaft an 
einen Daböburger ver deutſchen Linie nicht dulden könne, ohne einen Krieg bis aufs Mefler zu 
führen, lag aufber Hand; daß Sſterreich und mit ihm Deutſchland, ja Europa, nicht ruhig 
zuſehen dürften, wenn der gefürchtete Bourbonenkönig Spanien für ſeine Dynaſtie gewänne, 
konnte niemand ein Geheimniß ſein. Es galt, die Gefahr eines Weltkriegs abzuwenden durch 
Herbeiführung eines Arrangements zwiſchen beiden Erbberechtigten. Die Diplomatie ging an 
dies ſchwierige Werk und erſann eine Reihe von Theilungséverträgen, die ſehr klug und fein an⸗ 
gelegt waren (hatte doch Wilhelm II. feine Hand dabei im Spiel!), aber zu nidts führten. 
Die Ländergier und Habjucht Ludwig's XIV. waren nicht in Schranken zu halten ; ihn verlangte 
nad) ganz Spanien für feine Sippe, nad allen Befigungen ber caftilifhen Krone, wie fie über 
dem weiten Erdenrund zerftreut waren. Theile davon abzugeben, am wenigften folde, mit 
denen ſich Ofterreich zufriedengeben mochte, Fam ihm nicht in den Sinn. Leopold I. wollte nun 
gleihfalls dad Ganze für die Seinen Haben; er betheuerte fein heiliges Recht darauf, ließ es bei 
Ausbruch ded Erbfolgekriegs haarſcharf deduciren und erklärte fih im Gewilfen gebunden, für 
ein gutes habsburgiſches Necht einzuſtehen, bei deſſen Verwirklichung ſich überdies ganz Europa 
vortrefflich befände (gäbe ed ja dann nad wie vor eine ſpaniſche und eine deutſche Linie Hab8- 
burg, aljo keine Neuerung, keine Verruckung der Machtverhältniffe"). Wie ſchade nur, daß es 
mit dem Pochen auf die Integrität Spaniens, dem man durch Feinerlei Theilung nabe treten 
wolle, mit vem lauten nachdrücklichen Betonen des Rechtsſtandpunktes, über ven man Feinerlei 

- Compromiß bei gutem Gewiffen und heiler Ehre abſchließen dürfe, eine trübe unlautere Be- 
wandtniß hatte. Frankreich hatte in mehr ald einen Theilungsvertrag gewilligt gehabt; auch 
fterreich Hatte nicht immer fo keuſch und gewilfenhaft gethan, fondern lange Zeit (volle 
32 Jahre) vor den Tode des Erblaffers fih in Abmahungen über das Erbe eingelaffen, die zu 
einem förmlichen Theilungdvertrag?1) mit Ludwig XIV. gediehen waren, aber nachmals freilich 
von Feiner Seite der Erwähnung wertb gehalten wurben. Es war eine Machtfrage, die zum 
Austrag fam, und der lange Krieg, der fie entſchied, wurde von Europa in ver Abſicht geführt, 
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zwifchen ven Bourbonen und den Haböburgern , Die beide von Anfang am wenigften nachgaben 
und ſchließlich die legten im Nachgeben waren, einen Audgleich zu bewirken. Ohne einen folchen 
lief der Welttheil Gefahr, der Präponderanz eines Herrfchergefchlechts zu unterliegen: dad 
ftarre dynaſtiſche Recht fland, wie fo sft, in Widerfpruh mit den Bebürfnifien ver Zeit, mit 
den Intereffen Europas, dem Dafein felbftänbiger Nationen und Staaten; es mußte gebeugt 
werben durch Krieg, und Die Friedensſtörer waren Diejenigen, welche die Geltendmachung ihrer 
dynaſtiſchen Anſprüche bis auf den Punkt trieben, mo aud das höchſte Recht zu ſchreiendem 
Unrecht wird. 

Kaifer Leopold I. erlebte nicht dad Ende des Kriegs. Er farb (Mai 1705), nachdem Eugen 
und Marlborough das hartnäckig vertheidigte Übergewicht der franzöfifchen Waffen in Deutfch- 
land gebrochen und die Engländer den Erzherzog Karl, des Kaifers zweiten Sohn, ald Präten- 
denten nad Eatalonien gebracht und bier hatten zum König von Spanien ausrufen laffen. Leo⸗ 
pold's Sohn, Joſeph, folgte in der Kaiſerwürde. 

Joſeph I. unterſchied ih in vielen Punften fehr vortheilhaft von feinem Vater. Er hatte 
Sinn für die Erkenntniß der Weltverhältniffe, die Fähigkeit, feine Negentenaufgaben zu er= 
faffen und ihrer Durchführung nahe zu bringen. Doch fehlte ihm zumeilen die Mäßigung, 
welche dazu gehört, nur das Mögliche zu wollen und bie eigenen Kräfte auf Erreichung veflelben 
zu concentriren. In religidfer Beziehung ziemlich aufgeflärt und etwas duldfamer als feine 
Vorgänger in Ofterreich, huldigte er andererjeitd den Adelsvorurtheilen feiner Zeit in einem 
bis zum Läherlihen gehenden Grade; auf Sparfamfeit im Staatshaushalt bedacht, war er 
deſto verfämwenderifcher in feinen Hofausgaben und prunfliebend bis zum Exceß. 

Der Krieg nahm ungeflört durch den eingetretenen Regierungswechſel feinen Fortgang. In 
Italien triumphirte Eugen von Savoyen und verbrängte die Franzoſen aus der Halbinfel, die 
nun dem Kaiſer ald Herrn und Bebieter anheimfiel. Er vertheilte italienifches Land nad Gut: 
vünken und Belieben (Achtserkläärung des Herzogs von Mantua und Austheilung feiner Län- 
Ber); der Bapft, ver zu Frankreich gehalten hatte, mußte den Erzherzog Karl ald König von 
Spanien anerkennen, ihn mit der Krone beider Sicilien belehnen, bie päpftlichen Truppen bis 
auf 5000 Mann entlaffen — dies alles, trotzdem er dem Kaifer unverhohlen mit dem Banne 
gedroht hatte und das Verhältnig zwiſchen Joſeph I. und Clemens XI. auf dem Punfte war, eine 
Geſtalt anzunehmen jener gleich, in weldhe die Dinge zwifchen Victor Emanuel und Pius IX. ge⸗ 
ratben find. Ehenfo glüdlich wie in Italien Tief ſich Die Angelegenheit des Kaiferd in den Niever- 
landen an. Die Kriegsjahre 1706, 1707, 1709 braditen große Nicderlagen der Franzofen; 
Ludwig XIV. war bis zum Außerſten gebracht, zur Annahme harter Friedensbedingungen willig; 
nur die offenbare Demüthigung, die ihm England, wo noch die Eriegsluftigen Whigs mit Marl: 
borough obenauf waren, auferlegen wollte, Fonnte und durfte er nicht über jich ergehen laffen. 
Der Krieg war bis zur gänzlihen Erjhöpfung Frankreichs geführt, und noch fah man Feine 
Wendung zum Frieden ab. Da ſtarb der Kaifer (1711) und Erzherzog Karl, der legte Habs— 
burger vom Mannsftamm, derfelbe, der als nomineller König von Spanien fänmtliche Depen⸗ 
denzen der fpanifchen Krone In Italien und ven Niederlanden innehatte, trat nun auch in den 
Öfterreihifchen Beſitz. 

— Zu Anfang ded Jahrhunderts jah Ludwig XIV. den größten Theil von Europa in Waffen 
gegen das Haus Bourbon vereinigt, weil dieſes alle ſpaniſchen Beſitzungen für einen feiner 
Sprofien in Anfprud nahm — jegt aber war e8 ein Habsburger, der Die Kronen Spanien und 
Oſterreich zumal auf fein Haupt fegen und fo eine Macht begründen wollte, der Die Verbindung 
alfer übrigen Staaten Europas faum gewachſen, gefhweige denn überlegen wäre. Die von 
feiten Frankreichs drohende Gefahr hatte Die Verbündeten zuiammengeführt, die jegt von Ofter- 
reich kommende mußte fle wieder auseinanderhringen. Weder in feinem noch in Europas In= 
tereſſe, ſondern nusfchlieplih zum Vortheil Marlborough's und feiner Clique führte England 
nod einige Zeit den Krieg fort; er hatte aber, nachdem es in London zum Miniſterwechſel ge= 
fommen war, auch unvermweilt ein Ende. Durd den Frieden von Utrecht zwifchen England und 
Sranfreih (am 13. April 1713) warb die Coalition gebrochen, die Kraft Oſterreichs das trotz 
Eugen's Warnung beſſere Bedingungen zu erzielen hoffte, gelähmt. Vergeblich ſuchte Eugen 
von Savoyen jetzt die Franzoſen aufzuhalten; ſie gewannen immermehr Boden und nahmen 
im Reiche, in dem geduldigen Reiche, welches auch diesmal die Kriegsluſt feines Kaiſers büßte, 
eine Stadt nach der andern unter ſchweren Contributionen: Speier, Worms, Kaiferdlautern, 
endlich die Feftungen Landau und Freiburg. Es mußte zu Friedensverhandlungen geihriften 
werden, und diefe fielen wol für Öfterreich etwas vortheilhafter aus, als Die von Utrecht ausge⸗ 
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gangen waren; Deutfchland aber erhielt aud) diesmal nicht jene günſtigern Bedingungen, welche 
es für die Fortſetzung des Kriegs entſchädigt hätten. 

Die Bedingungen, wie fie Sranfreih unmittelbar nah dem Utrechter Frieden zugeftehen 
wollte, wurden jegt in Raftabt und Baden (1714), namentlich in Betreff Italiens zu Gunften 
Ofterreich8 erweitert. Während früher Ludwig XIV. den vorläufigen Beſitz Sarbiniens für 
feinen Bundeögenoffen, den Kurfürften von Baiern, verlangt hatte, blieb jegt die Infel bei 
Oſterreich; mit Bezug auf Territorien der italienischen Fürſten überhaupt wurbe der damalige 
Befigftand als maßgebend bezeichnet, während ehedem Frankreich begehrt Hatte, es möge ver 
Kaifer in Italien alles zurüdgeben, was von Rechts wegen andern gehörte. Auch in den 
Niederlanden hatte Ludwig die Abtretung einiger Städte und Provinzen an den Kurfürften 
von Baiern bis zu deſſen voller Entſchädigung begehrt; jetzt fielen die gefammten ſpaniſchen 
Niederlande an Karl. Nur bezüglich ver Befagung in mehrern feiten Orten verfelben mußte 
ex ſich mit den Holländern zu dem fogenannten Barrierenvertrag einigen. Was das Deutjde 
Reich anlangt, hatte der König, ehe ed noch zur Fortſetzung des Kriegs nach dem Utrechter Frie⸗ 
den kam, auf Grund des Ryswijker Friedensvertrags abfhließen wollen. Wenn jept neben 
dieſem auch ver Weiträlifche und ver Nimweger Frieven ald Grundlage ded neuen Friedenswerks 
angezogen wurden, jo brachte das dem Reiche wenig Vortheil; e8 erhielt Kehl zurück, wie ber 
Kaiſer Breiſach und Freiburg, dafür behielt Frankreich das mittlerweile eroberte Landau. Würe 
der Krieg nicht fortgejegt worden, fo hätten die Franzoſen Landau nicht erobert, die Deutſchen 
es behalten. Die Verzögerung des Friedensſchluſſes brachte Oſterreich, deſſen Erbländer vom 
Kriege nicht berührt wurden, unzweifelhaft Gewinn, Deutſchland nur einen Nutzen, der durch 
die empfindlichen Verluſte an Geld und Gut während der neuerlichen bis Worms und Speier 
vorgegangenen Invaſion mindeſtens aufgewogen wurde. 

Um zwei der ſchoͤnſten Länder der Erde, Neapel und das Mailändiſche, vermehrt, durch dad 
wohlhabende Brabant bereihert, mit Häfen an der todcanifhen Küfte verfehen, im Beige 
der zweitgrößten Infel des Mittelmeeres: jo ging Oſterreich aus dem Spaniſchen Erbfolgefrieg 
hervor. Dieſe Erfolge dankte ed zu einem Theil der Coalition, die fi) gegen Ludwig XIV. ge: 
bildet hatte, zu dem andern, vielleicht arößern, dem Prinzen Eugen von Savoyen, der, vielfach 
behindert von Hofereaturen in Wien, Ofterreich zum Siege führte, indem er feine eigenen Wege 
ging. Im Vergleich mit andern Staatdmännern und Feldherren, die den Habsburgern und 
fpäter den Haufe Lothringen gedient, iſt etwas von erdrückender Größe in dem Manne, terin 
einer verfhndrkelten Zeit und einer Umgebung, die fich beftenfalld mit gemeiner Pfiffigkeit 
vertrug, ein Charakter aus Einem Gufle war: wie ein Werk antiker Plaftif neben den Hohen, 
zerbrechlichen Nippſachen, welche ald Menichen geltend die Enıpfang- und Vorzimmer ver wiener 
Hofburg damals ausſftaffirten. 

Karl VI. verdanfte bald nad Abſchluß des Friedens von Raſtadt feinem Feldherrn neuen 
Ländergewinn. Es war zum Türkenkriege gekommen, ven Eugen mit glänzenden Siegen raſch 
zu Ende führte. Der Friede von Paſſarowitz (1718) gab Ofterreih das Banat mit Temedvar, 
Serbien mit Belgrad, vie Walachei bis zur Aluta, Bosnien bis zur Sau, den bi dahin tür 
fiich gewefenen Theil von Slawonien, Die Wendung, welche um vie gleiche Zeit in ven Bezie: 
Hungen Frankreichs zu England und Spanien eintrat, brachte dad Scheitern der Projecte Al: 
beroni's, des italienifchen Staatsmanns in ſpaniſchen Dienften, der Sarbinien und Sicilien 
„ (1717) erobern ließ, auf der Apenniniſchen Halbinjel Fuß zu falten fuchte, um den Söhnen 

Philipp's V. aus zweiter Ehe mit einer parmejanijchen Prinzeffin von foliven Reizen, grassa 
lombarda (fie wurde nachmals durch mehr ald pünktliche Erfüllung ehelicher Pflichten mager) 
italienifche Brincipate zu verfchaffen. Dieſem in den unfaubern Räumen der königlichen Schlaf: 
fammer in Madrid audgehedten Plane traten England, Holland, Oſterreich und Frankreich ent: 
gegen. Die Quadrupleallianz der Mächte bewirkte, daß die ſpaniſchen Luftſchloͤſſer eben In Luft 
aufgingen. Der Raifer hatte den Vortheil, für Sarbinien das näher zu Neapel gelegene Siei- 
lien einzutaufchen; der Infant Carlos, Sohn Philipp’ V. und feiner zweiten Gemahlin, den 
feine Mutter ſchon als König von Italien geträumt hatte, erhielt ie Anwartſchaft auf Toscana, 
wo man dem Ausfterben dev Mediceer entgegenjah, dann auf Parma und Biacenza. Sardinien 
fiel mit dem Königdtitel an dad Haus Savoyen (1720). 

Im weitern Verlauf feiner Regierung zeigte Karl VI., daß er nicht der Mann geweien, Er: 
rungened zufammenzuhalten oder Ofterreid in vem Glanzpunkt der Macht zu fixiren, ben Eu: 
gen's Siege über die Monarchie heraufgeführt Hatten , oder auch nur einem leidlichen Stand ber 
Finanzen, der Civil: und Heereöverwaltung vorzuforgen. Er ließ fih von ben Ereigniffen 
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treiben. Selbſt die Weije, wie er den an und für ſich großen, furchtbaren Gedanken einer Ver: 
erbung der Monarchie auf jeine Tochter betrieb, artete bei ihm in Liebhaberei, in Kamilien= 
marotte aus. Da war ihm fein Opfer zu groß, wenn ed galt, der Bragmatiihen Sanction 
eine Anerkennung mehr auf dem Papier zu verjchaffen, durch theuer erfaufte Staatöverträge 
und diplomatiſche Acte, über deren Werth doch Prinz Eugen ſich jehr wegwerfend äußerte. 
Statt eines wohlgefüllten Schaged und einer tüchtigen Armee hinterließ ev Garantien und Ber: 
heißungen von feiten ver Mehrzahl ver Mächte, welche über die herrſchende Finanznoth, die ein- 
geriffene Dedorganifation der Armee nicht hinweghalfen. Schon im Jahre 1713 Hatte Karl VL. 
die Pragmatifhe Sanıtion??) als Haudgefeg erlaffen, demzufolge die verfchiedenen Länder 
Oſterreichs in Ermangelung männlicher Nachfolge, auf feine, des Kaiſers Töchter und ihre 
Defcendenten nad dem Rechte der Erfigeburt im männlichen und weibliden Stamme über: 
geben follten. Im Jahre 1731 opferte er die Handelsgeſellſchaft von Oſtende, deren Grin: 
bung die Eiferfucht der Seemächte erregt hatte, un ſeitens diefer die Anerkennung der Pragma- 
tiſchen Sanction zu erlangen. Er ließ jih 1733 zum polnischen Succeffiondfrieg verleiten, weil 
AuguftI. der Pragmatiſchen Sanction beigetreten war, folglich gegen Stanislaus Leſzezynſki, 
den Schwiegervater Ludwig's XV., unterftügt werben mußte. Frankreich, Spanien, Sardinien 
ftanden gegen Sſterreich ; Eugen war altersſchwach geworben; die Franzoſen nahmen Lothrin⸗ 
gen und beſetzten Kehl; in Italien machten die Verbündeten reißende Fortſchritte, Neapel fiel in 
die Hände der Spanier. Was der Kaiſer im Kriege verloren hatte, gab er auch im Frieden 
preis: Neapel und Sicilien wurde an den ſpaniſchen Infanten Carlos abgetreten, Sardinien 
erhielt von der lombardiſchen Artiſchoke zwei friſche Blätter, Novara und Tortona, Lothringen 
bekam der Schwiegervater Ludwig's XV., es ſollte aber nach dem Tode dieſes vertriebenen 
Polenkoͤnigs an Frankreich fallen. Im Tauſche für ſein Land ward dem Herzog Franz Stephan 
von Lothringen dad durch Ausgang der Mediceer erlenigte Toscana übergeben; Parma und 
Piacenza fielan Oſterreich — ein ſchwacher Erſatz für fo große Abtretungen an eigenem und 
deutichem Reichslande. Aber die Pragmatifche Sanction fah Karl VI. dur neuerliche Aner- 
fennung audgezeihnet, Branfreih, Spanien, Neapel, Sardinien verpflichteten ſich auf fie. 
(Der polnische Suceeffiondkrieg nahm thatfachlich durch die Bräliminarien von Wien, October 
1735, ein Ende; förmliche Friedensſchlüſſe erfolgten erſt päter: mit Branfreih im Novem⸗ 
ber 1738, mit Spanien, Neapel und Sardinien erft im Jahre 1739.) 

Zu feinem Unglüd ließ fi der Kaifer gegen Ende feiner Laufbahn noch auf einen Türfen- 
frieg ein. Rußland Hatte die Raubſucht ver krimſchen Tataren zum Vorwand eines friegeri: 
fihen Auftretens gegen den. Halbmond genommen; fterreih wollte anfangs vermitteln, trat 
indeß bald zu den Ruſſen als activer Bundesgenoſſe über. Der Krieg, jo begreiflih er von 
ruſfiſcher Seite war — galt es doch, die Schmach des Prutber Friedens wieder gut zu machen! — 
war ſeitens Ofterreich8 ein Verſtoß gegen jedes Recht und die einfachften Regeln ver Klugheit. 
Man konnte fih die unbegreiflide Parteinahme des Kaiferd gegen den Sultan nicht anders 
erklären , ald durch ven Verdacht, daß die Öfterreichifchen Minifter mit ruſſiſchem Gelde beſtochen 
worben jeien.2?) Die Strafe folgte auf ven Fuße: der Krieg war einer ver verhängnißvoll- 
flen für Oſterreich, ver Belgraber Friede, ver ihn fchloß, einer ver ſchmachvollften. Nach vrei 
unglücklichen Feldzügen machte endlich der Öflerreihifche General Neipperg ver heillofen Wirth 
ſchaft 23) durch einen Friedensſchluß um jeden Preis ein Ende, Er gab Serbien mit Belgrad 
und die Walachei bis zur Aluta, foweit ſie im Pafjarowiger Brieden erlangt worden war, den 
Türken zurüd (September 1739); Karl VI. ſchickte feinen General ob dieſes ſchmählichen Trac- 
tat8 auf die Feſtung. Im Jahre 1740 ſtarb der Kaifer; mit ihm erlofch der Manndflamm des 
Hauſes Habsburg, und Maria Therefia trat die Herrſchaft eines Reichs an, welches ihr auf der 


22) Die Pragmatiiche Sanction wurde auch den Landtagen aller öfterreichiichen Länder vorgelegt, fie 
jollte nicht blos ein Hausgefeg, fondern ein Staatsgrundgefeh fein. Don den Ständen Nieberöfterreiche 
and Böhmens wurde fie 1720, vom ungarifchen Landtag, unter Verwahrung der ungarifchen Ver: 
Taffungsrechte 1722 und in demfelben Jahre auch vom fiebenbürgifchen Landtage angenommen. Bon 
* übrigen Landtagen wurbe fie zwifchen den Jahren 1720 — 24 als ein für biefe gültiges Erbfolge⸗ 
geſetz anerfannt. 

23) Pgl. die Stimmen hierfür bei Sugenheim, Rußlands Einfluß auf und Beziehungen zu Deutſch⸗ 
land (Frankfurt a M. 1856), 1, 222. 

24) Selbſt den harmlofen Wienern war biefe Wirtbichaft damals zu toll; fie behaupteten, Kaifer, 
Minifter, Feldherren und Diplomaten Hätten in feltener Ungeſchicklichkeit fich felbft überboten. Gore, 
Geſchichte des Haufes Ofterreich (deutſche Üiberfegung), IV, 66. 
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wanfenden Grundlage der Pragmatiſchen Sanction und in vernadläffigtem, ſchadhaftem Zu- 
ftande hinterlaffen worden. 

„ Die ſchweren Opfer, welche Karl VI. gebracht Hatte, um feiner Tochter die Nachfolge in 
Ofterreich zu fihern, erwieſen ſich jeßt ald nutzlos: Karl Albrecht von Baiern nahm das äfter- 
reihifche Erbe auf Grund eines Teftamentd und eined Codicills Kaiſer Ferdinand's L. für fi in 
Anfprud; die Mächte, welche die Pragmatifche Sanction anerfannt hatten, befannen fi jegt 
eines andern und ergriffen in ihrer Mehrzahl gegen Maria Tiherefia Partei. Mit einem des⸗ 
organifirten Heere, bei dem kläglichſten Stand der Finanzen follte Sſterreich halb Europa gegen⸗ 
über ſeine Stellung behaupten und der von gierigen Händen betriebenen Theilung ſeiner Lande 
widerſtehen. Friedrich der Große brach in Schleſien ein, Baiern und Franzoſen in Boͤhmen; 
hier ließ ſich Karl Albrecht zum Koͤnig kroͤnen, und die Pragmatiſche Sanction, die auch von den 
Ständen dieſes Landes acceptirt worden war, zeigte hier, wie überall, die Cigenſchaft eines 
werthlofen Bapierd, dad der Krönung eines Wittelsbachers nicht im Wege ſtand. In Ungarn 
allein, wo der Landtag die veränderte Erbfolge nur unter Beflätigung der verfaffungsmäßigen 
Rechte und Freiheiten anerkannt hatte (1723), fand Maria Therefia eine kräftige Unterflügung. 
Allerdings darf man fich diefe nicht fo im Sturme erobert, nicht fo raſch und nachhaltig gewährt, 
nicht fo fiher die Entſcheidung bringend vorftellen, wie fie von ungarifhen und öſterreichiſchen 
Federn durd lange Zeit aufs geduldige Papier gezeichnet wurbe. Die Stände des Landes bie: 
ben aud diesmal ihrer Gewohnheit treu, Flagten über mannichfache Schädigung ihrer Rechte 
und riefen nad Abhülfe, ehe fle Blut und Leben für Erhaltung der Monarchie aufboten. 
Volksthümliche Sage und politifhe Berehnung haben Died Betragen ber Stände ber Vergeſſen⸗ 
heit geweiht, ver ed durch nüchterne gefhichtliche Forfchung entriffen merben mußte. Heutzutage, 
da man in Ofterreich die Verdienfte der Ungarn um die Monarchie ebenfo zu verkleinern ſucht, 
wie man fie zeitweilig ind Oroßartige zu ziehen wußte, hört man es wol der ungariſchen Na: 
tion Öfterd vorrüden, daß fie damals die Verlegenheit ver Regierung gewinnſüchtig benugt habe. 
Abgeſehen davon, daß died ein an ſich fehr ungerechter Vorwurf if, — denn welches Bolt kann 
anders vie Sreiheit erlangen ald durch Benugung der Verlegenheiten feiner Regierung! — hat 
Ungarn um jene Zeit nicht blos fein Recht gefihert, fondern auch für das der neuen Dynaſtie 
gekämpft. Es dürfte im Oſterreichiſchen Erbfolgefrieg nahe an 100000 Mann für Oſterreich 
geſtellt Haben?5) und Hat durch feine Haltung die Muthigen aufgerichtet, die Kühnen mit neuer 
Hoffnung erfrifcht. 

Noch im Laufe des Sſterreichiſchen Erbfolgekriegs mußte Maria Thereſta in die Abtretung 
Schleſiens an Preußen wiederholt tractatmäßig willigen, zuletzt im Dresdener Friedendſchluß 
(1745). Es war der herbſte Verluſt, den das Ringen um Oſterreichs Fortbeſtand in euro: 
päiſchen Staatenſyſtem gekoſtet; mit ihm verglichen waren die Zugeſtäͤndniſſe, durch welche 
ber Aachener Friede erkauft und der Erbfolgekrieg beſchloſfſen wurde, leicht zu ertragen. Dieſer 
Frieden (1748) ließ das Erbe der Kaiſerin bis auf einige mailändiſche Landſchaften (pie übri⸗ 
gend ſchon 1743 Sardinien überlaffen worden waren) und bie Herzogthümer Barma, Piacenza, 
Buaftalla, welche dem ſpaniſchen Infanten Philipp zuflelen, ungeſchmaͤlert, wie fle ed von 
ihrem Vater übernommen hatte. So endete ein Krieg, den abzuwenden Maria Therefia zu viel 
größern Opfern bereit geweſen war. Sie hatte (1741) Ludwig XV. angeboten, das Herzogthum 
Zuremburg an Frankreich zu geben, wenn er bewirfen wolle, daß Spanien mit der Abtretung 
der Niederlande, Baiern mit der von Vorberdfterreich fich zufriedenftellen. Das Kriegsglüd 
entſchied anders: nach achtjährigem ehrenvollen Kampfe mußten die Gegner, bis auf einen, der 
eine deutſche Großmacht aufgerichtet Hatte, mit geringerm Nutzen fürliebnehmen. 

Eine raftlofe Thätigkeit entwickelte Maria Iherefia nach Abſchluß des Friedens, um Die ver: 
wahrlofte öſterreichiſche Verwaltung in ein ordentliches Gleis zu bringen, die Kriegsſchäden 
audzubeffern, auf neuen Krieg Vorbereitung zu treffen. Sie war Alleinherrfcherin in Oſterreich: 
die Stände in den deutſch-ſlawiſchen Provinzen hatten alle Bedeutung verloren — gegen die 
Oppojitiondluft der Ungarn gab e8 gute Hausmittel, möglichft feltene Einberufung des Land: 
tags, Heranziehung des eiteln ungarifchen Adels an den Hof. Ihren Gemahl, den zum deut: 
[hen Kaijer erkorenen Herzog von Lothringen, hatte Maria Therefla wol zum Mitregenten 
proclamirt; er war ed jedoch blos dem Namen nad. Sie regierte, er trieb Gelpfpeculationen; 
fie lenkte die Politik Ofterreiche in neue Bahnen, er durfte fih nur um das Finanz: und Riefe: 
tantenwefen fümmern, deſſen Bedeutung damals freilich unterſchätzt wurde; fle mar eine Herr: 


25) Mailäth, V, 14. 
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ſcherin, die allen wichtigen Regierungsmaßregeln den Stempel ihres Geiſtes aufdrückte, er war 
— ein guter Mann. Im Bereine mit Kaunig, ihrem nachmaligen Staatöfanzler, betrieb 
Maria Therefia Hinter ven Rücken ihrer unfähigen Minifter jenen weit angelegten, unter Hint- 
anjegung aller oͤſterreichiſchen Traditionen zu Ende geführten Plan einer Allianz mit Frankreich, 
welche ver Wienereroberung Schlefiens, ver Vernichtung Preußens galt. Im Innern des Reichs 
ſuchte ſie durch Reformen aller Zweige der Verwaltung den Wohlſtand und die Macht des 
Staats zu erhöhen. Mochte auch anfangs diefe emfige Thätigkeit im Neformiren und Organi: 
firen mehr wie ein unſicheres Taften nach irgendeiner Grundlage der Eoncentration aller Kräfte 
bes Reichs erſcheinen — ed trat doch immer durch Willensſtärke und Thatenluſt ver Regentin 
das Erreichbare über dem unmiederbringlich Verfehlten hervor und kam zu feinem Rechte. In 
erfter Linie wurbe nach dem Aachener Frieden das ſtehende Heer zum Object der Regierungsſorg⸗ 
falt gemadht. Es gelang mit demfelben vortrefflich; ver Wieverausbrud des Kriegs fand ed (Au- 
guft 1756) bei weitem nicht vollftändig ausgerüftet; dennoch war e8 tüchtig genug, vor Ablauf 
des erſten Kriegdjahrs eine Leiftung aufzumeifen, zu der e8 ſich während der frühern Schlefifchen 
Kriege nie emporgeſchwungen, einen Erfolg über Friedrich ven Großen, die Schlacht bei Kollin 
(Juni 1757). Die Armee fand auch fpäter an Joſeph als Mitregent ver Kaiferin einen Eräftigen 
Protector ihrer Intereſſen: fie war gegen dad Ende der Regierung Maria Thereſia's auf 300000 
Mann gebradt, von 50000, wie Karl VI. fie hinterlaffen hatte. Die Gründung des Inftituts 
der Militärgrenze ift ein Werk dieſer Kaiferin, welche überhaupt mehr Eriegerifchen Beift verrieth 
ald mancher ihrer Borgänger und Nachfolger des flärkern Geſchlechts. Als Friedensfürftin zeigte 
Maria Iherefia einen richtigen Bli für vie Schwächen und Fehler der öfterreichifchen Völker: 
bie Thereſianiſche Maßregeln und Geſetze waren zum Theil hart, despotiſch, eigenmädtig auf 
Erreichung eined willkürlich gefegten Zwecks angelegt; aber jie waren dies nur dort, wo Zeit- 
geift und Volkscharakter fi der Härte von felbft beugten, wo nicht das Geſetz, ſondern ver 
Widerſtand gegen daſſelbe vem allgemeinen Urtheil oder Vorurtheil zumiverlief. Allerdings 
tragen auch viele Anordnungen der Kaiſerin das Gepräge eines freien Geiſtes, eine Elaren Ein⸗ 
blicks in die Grundbedingungen einer georbneten ſtaatlichen Eriftenz ; aber wie vorfidhtig, wie 
ſchonend Bnd dieſe entworfen, wie forgfältig werden bei aller Kraft und Sicherheit in ihrer 
Ausführung die Intereffen abgewogen und beſchwichtigt, die ihnen entgegenftehen! Hierher 
find vor allem die ins legte Jahrzehnt der Regierungsperiode Maria Thereiia’d fallenden Pa⸗ 
tente zur Verbeſſerung ver Lage der bäuerlichen Bevölferung, Negelung der Fronen u. dgl. 
zu zählen; fie ebneten dem raſtlos vorwärts ſtrebenden Joſeph die Wege und bewirkten, daß 
den Refornten dieſes Kaiferd wenigftend in einem ihrer Zweige der Erfolg fiher war. In Be: 
treff der bureaukratiſchen Binrichtungen des Reichs leiftete Die Kaiferin mit ihren organifatori- 
Ihen Neuerungen dad Moͤglichſte. Es wurbe neben der vollziehenden Gewalt, melde in den 
deutſch-ſlawiſchen Provinzen bei der vollſtändigen Nichtigkeit der Landſtände durch Rath und 
Gontrole weber beirrt noch gefördert werben fonnte, ein Staatörath gegründet, in deſſen Auf⸗ 
gabe die überfichtlihe Leitung der gefammten Regierungsthätigkeit, das Feſthalten ver Einheit 
und Harmonie zwifchen den oberften Ranzleirefforts zu fallen hatte. Als Mittelglied, welches die 
Provinzialverwaltimgen mit dem Monarchen verbinde, wurden die Hofftellen neu geregelt; al8 
Mittelglied zwifchen der Provinzialverwaltung und den Volke creirte man Kreidänter, bie 
fortan eine bedeutende Rolle in der focialen und politifchen Gefchichte Oſterreichs ſpielen. Sie 
verwieſen die Bauern auf den Staat als Helfer gegen die Willkür der Grundherren, hetzten wol 
auch zuweilen gegen dieſe, bildeten ſich aber im ganzen genommen zu einer Art von Culturmoment 
heraus, an dem das Anſehen und die Allgewalt der Latifundialbeſitzer eine Schranke fanden. 
Unter Maria Therefla wurde auch der Anfang zur Trennung der Juſtiz von der volitiſchen Ver: 
waltung gemacht; die Errichtung einer eigenen oberften Juftizftelle für die deutſch-ſlawiſchen 
Länder füllt ind Jahr 1749. Dagegen wurden die politifhe und die Binanzverwaltung der 
genannten Länder unter einer Behörve, dem Directorium in publicis et cameralibus, ver: 
einigt. Erſt nachdem fi das Unzufönmliche diefer monftröfen Bereinigung der Apminiftration 
mit dem Bamerale herausgeftellt hatte (1762), zerfiel das Dirertoriun, feine Sunctionen als 
politifche Oberbehoͤrde wurden an die böhmiſch-öſterreichiſche Hoffanzlei Übertragen. In die 
Zeitung der Finanzen traten die Soffammern ein. 

Die Geſchichte des Siebenjährigen Kriegs glauben wir hier als jedem Deutſchen befannt 
übergehen zu dürfen. Als Nefultat des oͤſterreichiſch-franzoͤſiſchen Allianzvertrags von Ver: 
failles (1756) hatte dieſer Krieg für diejenigen, welche den Untergang Friedrich's des Großen 
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herbeiführen wollten, vorübergehende Siege, bleibende Enttäufhungen zur Folge. Um Schle⸗ 
ſiens willen hatte Maria Therefla an vie Pompadour geſchrieben, um Schlefiend willen hatte 
fie den Bourbonen den Beſitz jener Provinzen garantirt, die Richelieu und Ludwig XIV. dem 
Reiche entriffen hatten; von Ofterreih, wo man noch heute über die Verbindung Bernhard's 
von Weimar und anderer Proteflanten mit dem Reichsfeind Verrath jchreit, wurden die Fran— 
zojen diesmal nach Deutſchland gerufen, um einen deutſchen Reichsfürften befriegen zu helfen 
bis aufs Mefler! „Ein folhes Bündniß ift unnatürlich!“ vief der Gemahl Maria Therefia's, 
Kaifer Franz I., mit der Hand auf ben Tiſch ſchlagend, als er zuerft von dem Plane erfuhr; es 
war aber nicht nur unnatürlich, fondern auch unfruchtbar für Oſterreich, das feinen Lohn 
vahin hatte und den Hubertöburger Frieden auf den Beſitzſtand vor ben Kriege abfchließen 
mußte, ohne das heißerfehnte Schlefien wiederzuerlangen. 

Maria Thereſia und Friedrich ver Große, ihre Staatdmänner und Kriegshelden hatten ſich 
im Siebenjährigen Kriege erihöpft, Land und Leute hatten unter unfaglihen Anſtrengungen 
furdtbar gelitten — ber Krieg bringt Energie zur Entfaltung, aber ex verzehrt fie auch. 
Dfterreih und Breußen find mit den Friedensjahr 1763 nicht ſchon alt geworden, aber ein jün= 
gerer ift da, iſt bei vollen Kräften und zeigt ihnen ven Meifter. Ungefähr ein Jahr vor Been— 
digung ded Kampfes war Öfterreich ein Alliirter abgefallen; der Zar Peter II. Hatte fofort 
nad feiner Thronbefteigung (1762) den Bund mit Maria Thereſia gelöft, um fi mit Preußen 
zu alliiren. Peter. war wahniinnig, die Ruſſen befreiten ſich eines Nachts von ihm und fegten 
feine Frau, eine deutſche Prinzejfin (aus denn Haufe Anhalt:Zerbft) ald Katharina I. auf den 
Thron. Bald nachdem Katharina ven blutigen Weg zur Herrichaft angetreten, warb der polni- 
ſche Königsthron erledigt; die Zarin Ienfte die neue Koͤnigswahl auf einen ihrer frühen Lieb⸗ 
baber und begann nun Polen zu ungarnen, nad) Genoffen an dem Werfe der unerhörteften 
Vergewaltigung, welche die neuere Geſchichte zu erzählen weiß, fich umzufehen. Obgleich ver 
Thronwechſel, dem fie ven Befig ver Gewalt verdankte, zum Theil durch die nationale Reaction 
gegen die preußenfteundlichen Beftrebungen des ermordeten Kaiſers herbeigeführt worden, lenkte 
Katharina doch ihre Blicke auf Friedrich U. ald brauchbarſten Alliirten gegen Bolen. Nachdem 
fie ihre Truppen aus Anlaß der Königsmahl in die Nepublif einrücken gelaffen, ſchloß fie mit 
Preußen jenen Bundesvertrag, in welchen fi Brienrih und Katharina den ungefchmälerten 
Fortbeftand aller Misbräuche und Mängel der polnifchen Verfaſſung, von liberum veto ange: 
fangen, einander garantixten (1764). Bald darauf braten Rußland and Preußen die Diffi- 
dentenfrage aufs Tapet, und an dieſer eben ſollte Polen fpäter zu Orunde gehen. Solde Bor- 
gänge mußten ſchon damals den europäifhen Cabineten die Überzeugung verfhaffen, daß bie 
zwei norbifchen Mächte auf der Bahn ihrer Übergriffe zum Außerften fommen würben, auch 
wenn fie dies nicht wollten. Wie verhielt fih Dfterreich angefichts der fichtlich feflgefitteten 
ruffljch = preußifchen Allianz und den bebrohlichen Wirkungen gegenüber, welde fie auf dad Los 
eines zerrütteten Nachbarſtaats zu üben anfing? 

In Ofterreih mochte man die Gefahr zur rechten Zeit erkannt Haben ; jie abzuwenden fehlte es 
nicht an Luft, wol aber an Entſchiedenheit und Unbeugſamkeit des Willend. Man jah fi zuerft 
nad) Franfreih um, ob dieſes etwas gegen die drohende Verrückung des Gleichgewichts unter- 
nehmen wolle, und ald das Babinet von Verfailles fich lediglich aufs Intriguiren wider Ruß: 
land verlegte, ald es mit einer Diverjion von türfifcher Seite dad Gewitter abzuleiten fann , als 
vollends diefe die Sache noch verſchlimmerte und der Zarin flatt eines Opfers deren zwei, Polen 
und die Türfei bot: da ließ auch Ofterreich ohne viel Weigern und Zieren fi für den Plan ge= 
winnen, fein Territorium zugleich mit dem Preußens und Rußlands um jhöne Stüde polni— 
ſchen Landes zu vermehren. &8 erhielt bei vem Raube mehr ald 1400 Duadratmeilen und con= 
flituirte die Beute zu’einem eigenen Königreich, Galizien und Lodomerien, das fortan unter 
diefem Namen auf der Lifte ver öfterreichiichen Berigungen vorkommt. Bin Theil des ven Polen 
Abgenommenen wurde (1775) an lingarn gegeben; e8 waren die 13 zipfer Städte, auf welche 

flerreich nanıend der ungarifchen Krone einen Rechtsanſpruch erhoben Hatte, fo wanfend und. 
hohl, wie alled, was unter dem erlogenen Titel eines Rechts bei dieſer Theilung geltend gemacht 
wurde, Schrieb doch Maria Therefia über den traurigen Handel an KRaunig: „In dieſer Sach, 
wo nit allein dad offenbare Recht Himmelfchregt wider Uns, ſondern auch alle Billigkeit und 
die gefunde Vernunft wider und ift, muß befbennen, daß Zeitlebend nit fo beängftigt mich be⸗ 
funden und mid) fehen zu laffen ſchäme“. 

Zur weitern Arrondirung Galiziend, wie auch behufs Erleichterung der Verbindung deflel- 
hen mit Siebenbürgen ließ ſich Maria Therefia die Strecke Landes, welche die Bufowina ge= 
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nannt wird, vom Sultan abtreten (1777); die Abtretung erfolgte auf Grund von Reclama- 
tionen, die Ofterreich erhoben Hatte, weil dies Land ehedem zu Siebenbürgen gezählt worben. 
Der Hospodar ber Moldau, welder fi) dem Borgang widerſetzte, wurde auf Befehl des Sul: 
tand geföpft. 

Am Abend ihres Lebens follte die Kaiferin einen neuen Krieg mit Preußen zu befteben 
haben. Schon bei Lebzeiten des Kurfürften Marimilian Joſeph, des legten Wittelsbachers von 
Mannsftamm, hatte ſich Ofterreich mit veffen rechtmäßigem Erben, Karl Theodor, Kurfürften 
von der Pfalz, in Unterhandlungen wegen Theilung der Erbfhaft eingelaffen. Kaijer Iofeph 
gründese Ofterreihd Ansprüche auf die bairifchen Gebiete, wonach ihn verlangte, theild auf eine 
Belebnung des Kaiſers Sigismund, theild auf feine, Joſeph's, Abflammung von einer bairi⸗ 
Ihen Gemahlin Kaiſer Ferdinand's III., theils auf die Befugniß, eröffnete Neichölehen als 
deutſcher Kaifer einzuziehen. Karl Theodor, der felbft ohne eheliche Nachfolge war, ging auf 
vie Öfterreichifchen Theilungsvorfchläge ein. Sofort nad Maximilian's Tode rückten öſterrei⸗ 
chiſche Truppen in Baiern ein; gleichzeitig wurde ver Theilungdvertrag mit Karl Theodor ab- 
geſchlofſen (Januar 1778) und demjelben gemäß bairifches Land, theild in Maria Thereila’s, 
theil8 in Kaiſer Joſeph's Namen von Oſterreich annectirt. Dies veranlapte dad Einfchreiten 
Friedrich's des Großen, der fich des präfumtiven Erben Karl Theodor's, des Herzogs Karl von 
Pfalz: Zweibrüden, annahm. Es fam zun Kriege, den Maria Thereſia um jeden Preis ver- 
mieden haben mollte und gegen ven Willen ihre8 Sohnes raſch beendete. Sie rief die Vermitte- 
lung der Zarin Katharina an, einer Frau, vor der fie zwar in ihren Rechtsgefühl und ihrem 
etbifchen Bemußtfein ein unheimliched Grauen empfand, vor der fie ih aber dennoch fo meit 
beugte, daß fie, um mit ihren eigenen Worten zu veven, „ihr Heil und ihre Würde” in 
die Hände ver Zarin legte.2°) So ward denn abermals der Fremde zum Richter in einen deut⸗ 
then Streit beſtellt; Rußland dictirte den Teſchener Frieden, Öfterreich und Preußen nahmen 
ihn am. Nur ein Feiner Theil von Baiern, das Innviertel mit Braunau, wurde Ofterreich 
zugefprochen, der Friede felbft unter franzöſiſch-ruſſiſche Garantie geftellt (1779). Maria 
Therefia überlebte ihn nicht lange ; fte ftarb ſchon im nächſten Jahre (29. Nov. 1780). Zu er: 
wähnen ift noch, daß in ihre Zeit die Errichtung der Öfterreihifhen Secundo= und Tertio- 
genitur in Stalien fällt. Das Franz J., dem Gemahl der Kaiferin, gehörige Toscana 
wurde an ben zweiten Sohn Maria Therefla’s-, Erzherzog Peter Leopold, als Serundogenitur 
gegeben (1765); als Leopold Kaiſer wurde und bie Öfterreichifchen Erbftanten in Befig nahm, 
gelangte das Land der Stiftungsurkunde von 1763 entfprechend unter die Herrſchaft des nächſt⸗ 
geborenen Prinzen der Dynaftie, zweiten Sohnes Leopold's, an den ed nach den Stürmen ber 
Revolution und des franzoͤſiſchen Kaiferreih8 vom Wiener Congreß zurücdgegeben wurde. 
Modena erwarb der dritte Sohn Maria Thereſia's, Erzherzog Ferdinand, durd feine Ver: 
mählung mit Beatrix, Erbtochter des legten Herzogs aus dem Haufe Efte; es wurde jo nebft 
den FürftenthHümern Mirandola, Mafla und Earrara eine Tertiogenitur des Haufes Rothrin- 
gen. Erſt die Politik Cavour's entriß dieſe italienischen Gebiete ven Händen ver gemeinjamen 
Dynaftte. 

Joſeph IL, feit dem Tode jeines Vaters (1765) deutfcher Kaifer, führte nah Maria The⸗ 
refin’8 Ableben die Regierung der Öfterreichifihen Länder als raſtlos und ehrlich wirkender Re: 
formator im Innern, ald eroberungsluftiger, ländergieriger Kürft nad außen bin. Das Glück 
jeiner Völker und die Macht des Staatd waren dad Augenmerk feined ganzen Lebens; er 
frug dabei weder nach dem eigenen individuellen VBortheil und Wohlbehagen, noch nad dem 
Rechte anderer, wenn dieſes feinen Planen im Wege ſtand. Gharafter und Bedeutung des 
Mannes ſowie die Hauptmomente feiner Regierung jind bereit a. a. D. dieſes Werks 
(Vi, 642 fg.) zufammengefaßt worden; e8 bleibt und daher nur übrig, mit Eurzen Worten 
der Envergebnifle ver Iofephinifchen Ihätigfeit zu gedenken, ſoweit diefelben eine bleibende 
Spur hinterlaffen oder die Rihtung der Öfterreihifchen Politik auch nach Joſeph II. be⸗ 
einflußt haben. , - 

Epochemachend war Kaiſer Joſeph's Regierung für Ofterreich in erfter Linie durch Hebung 
des Bauernſtandes, der fi nicht wieder auf das Niveau der frühern Erbunterthänigkeit und 
Rechtlofigkeit herabdrücken ließ. Den Frondienſt der Öfterreichifchen Bauern hatte ſchon Maria 
Therefta durch daß fogenannte Robotpatent von 1775 nad) den Maß der Grundſteuer zu regeln 


26) Eore, Befchichte des Haufes Ofterreich. g. 
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geſucht; in Ungarn hatte fie ver Willkür der Grundherren, troß der Weigerung des Landtags 
(1765), durch ein die bäuerlichen Abgaben und Frondienſte feſtſtellendes Urbarium erfolgreich 
ein Ziel gefeßt. Anknüpfend an diefe Thätigkeit feiner Mutter trachtete Joſeph mit aller Ener: 
gie feine8 Geifted danach, die Bodenpropuction durch Entfeffelung ded Bodens zu heben. Durch 
Hofdecret vom 16.Nov. 1781 wurde ven bäuerlichen Unterthanen geftattet, die ihnen günftigfte 
Glaufel des Robotpatents von 1775 neuerdings zu benugen; in demſelben Jahr wurde Die 
Reibeigenfchaft, wo und infofern fie noch in Böhmen und Mähren beftand, aufgehoben; bie 
gleiche Aufhebung erfolgte 1782 für Galizien. Am 1. Sept. 1789 warb daß erfte oͤſterreichiſche 
Abloͤſungsgeſetz verfündigt, durch welches ven Bauern wenigftend die Möglichkeit geboten wurde, 
fich von den Fronen, melde durch Joſeph's Anorbnungen bereits fehr viel von ihrer drückenden 
Natur verloren hatten, gänzlich loszukaufen. Auf diefen Joſephiniſchen Geſetzen fußte die öfter: 
reichifche Ackerwirthſchaft bis auf die neuefte Zeit; fie blieben in den deutfch-flamifchen Ländern 
troß aller reactionärer Strebungen in Kraft, während Ungarn (f. d.) zwar die Octroyi⸗ 
rungen Joſeph's abzumälzen verftand, aber dennoch, insbeſondere feit den dreißiger Jahren 
unfers Jahrhunderts, für die Erleichterung der bäuerlichen Kaften im Wege der verfaflungs- 
mäßigen Gefeßgebung vorgeforgt hat. 

Bon ebenfo nachhaltiger Wirfung wie die agrarifhen Reformen des Kaiferd waren feine 

Neuerungen auf Eirchlichem Gebiete. Sie hielten ſich ungeachtet aller Rückfichtsloſigkeit der 
Form auf der Kinie des für Ofterreich Erreichbaren; der Joſephinismus, ein Abklatſch des Galli⸗ 
kanismus, follte vem Papfte Macht nehmen, ohne fie den Bifchöfen oder der firchlichen Gemein- 
ſchaft zu verleihen; er begründete ven Vorrang des Staats vor der Kirche, das Übergewicht der 
weltlichen Gewalt über die geiftliche. Dabei hatte ed denn in Ofterreich fein Bewenden, wie viel 
aud an dem Toleranzedict von 1781 nachmals unter minder duldſamen Regierungen gebeutet 
wurde, und wie immer frömmelnde Anwanblungen fi der Gunft der Reaction erfreuten. Die 
meiften der von Joſeph aufgehobenen Klöfter blieben aufgehoben; den aus ihren Einkünften 
gebildeten Religionsfonds behielt der Staat in feiner Hand; der Verkehr mit Rom, die Ber: 
Sffentlihung päpftlider Bullen und biſchöflicher Hirtenbriefe, die Verwaltung ded Kirchenguts, 
der Angelegenheiten religidfer Orden, die Pfründenbefegung u. dgl. unterlagen ſämmtlich jenen 
Einſchränkungen und Aufiichtömaßregeln, die Joſeph II. als zu Recht beftehend theils vorgefunden 
theils neu verfündigt, in beiden Fällen aber folgeritig durchgeführt hatte. Erſt die jüngfte 
Bergangenbeit follte in Oſterreich den vollſtändigen Bruch mit dem Joſephinismus durchs 
Concordat bringen. 
Die Vernichtung der ſtändiſchen Gerechtſame, entſprechend dem von Joſeph befolgten Syſtem 
des aufgeklärten Despotismus, war thatſächlich vollzogen und wurde fortgeſetzt, auch nachdem 
die Aufklärung verflogen und blos der Despotismus geblieben war. Es lag dies in der Natur 
der Sache: dad Ständeweſen hatte feine Bedeutung verloren; man konnte e8 mit ſchattenhaften 
Befugniffen ausftatten, mit nichtöfagendem Geremonialgepränge umgeben, auf harmlofen 
Poftulatenlandtagen fich fpreizen laflen, nicht e8 beleben, au) wenn man gewollt hätte. Die 
ſtändiſchen Rechte waren unter Reopold, Franz und Ferdinand dem Landeöherrn weder unbe: 
quem noch zuträglich; fie waren allenthalben nur zum Spiele da und zeigten jich zerbrechlich 
oder kaum des Bruches werth, wenn irgendjemand irgendwo einen Ernſt damit machen wollte. 
Die ungarifhen Verhältniſſe kommen bier ald Die eined Staats im Staate, einer Infel des Gon- 
ſtitutionalismus und der Selbftregierung im Ocean der reinen Despotie nicht in Betracht. 

AL Nefultate feiner audwärtigen Politik hinterließ Joſeph I. feinem Nachfolger ein 
trauriged Erbe. Die Öfterreihifchen Niederlande, deren Verwaltung, wie die von Mailand, 
dem Departement des Außern zugewiefen und vielleicht deshalb im ganzen flet8 eine gute war, 
hatte der Kaifer in vollen Aufruhr gebracht. Dem Plane, jie gegen Baiern audzutaufchen, war 
durch Friedrich den Großen und feine Stiftung des Deutfchen Bürftenbundes raſch ein Ende 
gemacht worden; dem andern Plane, fie gegen Sinn und Wortlaut alter Berfaffungsftatute 
und beſchworener Rechte abfolutiftifch zu regieren, folgte die Revolution aufdem Fuße. Ebenſo 
unheilvoll wie bier zeigte fih Joſeph's Politif in orientalifhen Dingen. Die ververblichfte 
Allianz für Ofterreich, die vuffifche, Hatte ven Kaifer zum Bundesgenoſſen Katharina's II. in 
einem Türfenkriege gemacht, und mochte Joſeph noch fo aufrichtig geäußert Haben, er werde eine 
Vernichtung ded Dsmanifhen Reichs nie zugeben 27), er habe fein Intereffe daran, pie Mützen 
der Koſacken ftatt des türfifchen Turbang in Konflantinopel aufpflanzen zu fehen, er wiſſe nicht, 


27) Stgur, Histoire des principaux &venements du regne de Frederic Guillaume II, II, 983. 
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was mit Konflansinopel anzufangen ſei 28), u. dgl.: die Worte papten nicht recht zu feinen 
Thaten, und der ruflüfch:öfterreihifche Krieg gegen die Osmanen nicht zu den Grundſätzen jeder 
vernünftigen Öfterreichifchen Politik. Nach diefer Richtung hin Kat die Regierung feines Nach⸗ 
folgers Leopold ungemein erfprießlicher für Öfterreich gewirkt: fie trieb Interefienpolitif, während 
Joſeph fi in Eroberungspolitik gefallen Hatte. 

Nicht viel über zwei Jahre herrſchte Leopold II., der das grollende Ungarn zu befänftigen, 
die Niederlande unter Öfterreichifche Botmäßigfeit zurückzuführen, die drohende Allianz Preußens 
und der Seemächte zu fprengen verfland. Noch in vemfelben Jahre, melches Kaifer Joſeph IL. 
ins Grab fleigen ſah, wurde zu Neichenbad ein Gongreß Oſterreichs mit Preußen, England 
und Holland eröffnet, von dem eine gewichtige Anderung der europäifchen Volitik zu datiren ift. 
Breußen, welches der Machterweiterung Ofterreich8 fo beharrlich entgegengeftrebt und bie Allianz 
mit den Seemächten geſchloſſen hatte, um Öfterreichifche Eroberungen gegen die Türkei zu 
hindern oder durch preußifche in Polen aufzumwiegen, wurde durch Leopold befänftigt. Er ver: 
ſprach in der Reichenbacher Gonvention (27. Juli 1790) feinen Frieden mit der Pforte auf dem 
Statusquo abzuſchließen; der Friedensſchluß erfolgte demgemäß zu Sziftowa (December 1790). 
Es hatte früher im Plane gelegen, Ofterreih durch türkifche Groberungen zu vergrößern, da⸗ 
gegen Theile von Galizien wieder mit Polen zu vereinigen, welches Danzig und Thorn an 
Preußen Äbertaffen follte. Zeopolo, der ſich nachmals ald großer Polenfreund zeigte, fonnte auf 
diefen (Herzberg’fchen) Plan nicht gut eingehen, zumal die Polen Danzig als Seeftation nicht 
bergeben wollten und Preußen furzfihtig genug war, die Gelegenheit zur Kräftigung der 
Republik vorübergeben zu laſſen. Die polnifchen Patrioten wandten dann ihre Blicke von Berlin 
nad Wien, wo Leopold II. ſich vergeblich anftrengte, das unglüdliche Land, weldes zur Beute ” 
der Rufſen präbeftinirt war, zu retten. Die Öfterreichifchspreußifche Allianz, für die in Reichen: 
bad) eine Grundlage gewonnen worben, erhtelt ungeachtet aller Anftrengungen des Kaifers eine 
Richtung gegen Polen, weil die preußiſchen Staatsmänner in Reichenbach vie Kühlung verloren 
hatten. Sie trieben nah Leopold's Tode willenlos in das Fahrwaſſer ver Politik, mit der $ranzll. 
den augenblidlihen Vortheil Sſterreichs verfolgte, ohne daß er etwas anderes erzielen konnte 
als die Demüthigung des in falſche Bahnen geleiteten Preußen. 29) 

Der Franzdiifchen Revolution gegenüber verhielt fi) Leopold II. unbeirrt von den Leiden⸗ 
ſchaften des Hofes von Berfailles und dem tobjüchtigen Treiben der Emigration, ſehr vorfichtig. 

Es ſteht actenmäßig feft, daß er feiner eigenen Schwefter, ver Königin Marie Antoineıte, den 
Wunſch nah Wieberherftellung der alten frangdfifhen Kronrechte als Chimäre verwieſen habe. 
Seine Bemühungen, eine Bereinbarung des Hofes mit der gemäßigten Partei ver Revolutions- 
männer zu fördern, fcheiterten an der Energie der vorwärts drängenden Jakobiner und wol 
auch an der Schwäche und Doppelzüngigkeit Ludwig's XVI. Bon einem activen @infchreiten 
Europas in die franzöflfgen Wirren verſprach fich Leopold nur im Falle ver Einigung aller 
Mächte Erfolg; vielleicht glaubte er, wie auch ein großer Thell der Bemäßigten in Frankreich, 
der Revolution fei halt zu gebieten durch lediglich biplomatifche Kundgebungen des vereinten 
Europa, der Krieg fei zu vermeiden. Selbft nach dem mislungenen Fluchtverſuch ver königlichen 
Samilie will er faum mehr erreichen als die Rettung ver fouveränen Verwandten aus ihrer 
gefährlichen Lage; das gilt ihm als Ehrenpflicht; von einem Kreuzzug gegen bie Nevolution, 
einer Wiederaufrichtung ver königlichen Gewalt in ihrer vollen bourbonifhen @lorie läßt er 
Träumer fi unterhalten. Die Sage und eine Geſchichtsforſchung, die nicht viel befier als Sage 
ift, haben ihm derlei Plane und Ideen zur Laſt gelegt, Haben ihn zum Stoͤrenfried des Welttheils 
gemacht, der auf Ergreifung ver Dffenfive gegen bie Umwälzung lauert. Dazu ift er ein viel zu 
gewiegter Bolitifer und nicht feig genug vor dem Umfichgreifen des revolutionären Geiftes, 
mit dem er fi von allem Anfang in ven Niederlanden ſehr praktifch auseinandergefegt hatte. 
Man fann ed nad) allem, was jeßt and Licht gezogen wurde, nicht verfennen, daß der Kaijer 
fi der Anwendung von Geweltmitteln gegen Frankreich widerſetzte, daß er bei feinen Verab⸗ 
redungen mit Breußen (PBillniger Gonvention vom 27. Aug. 1791, Berliner Vertrag vom 
7. Febr. 1792) lediglich vefenfive Zwede im Auge hatte. Die romantiſche Zugabe in dieſen 


28) Fürſt von Ligne, Memoires et melanges historiques et litteraires (Paris 1827), ©. 64. 

29) Die entichiedene Parteinahme Leopold’s I. für Polen ift gegen die gebräuchlicden Anfichten von 
der Bolitif des Kaifers von Eybel in feiner Gefchichte der Revolutiongzeit und neuerdings in ber Hiftos 
riſchen Zeitſchrift (1863), Heft V, S. 387 fg. außer allen Zweifel geftellt worden. Ich folge aud) im 
übrigen für die Zeit Leopold'e den Forſchungen Sybel’e. 
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Öfterreichifch:preußifchen Allianzverträgen mar aus den Stimmungen und Berhältniffen der Zeit, 
nicht aus der aufs Reelle angelegten Natur des Kaiſers gefloflen. 

Leopold Il. überlebte den Abſchluß des berliner Defenſivbündniſſes nur einige Tage; er 
ftarb am 1. März 1792. Ihm folgte fein Sohn Franz II. als deutſcher Kaifer (5. Juli gewählt), 
Später als Erbkaiſer von Oſterreich Franz J. Die erfte Hälfte ver Regierungszeit dieſes Herrſchers 
füllten die Kämpfe gegen das revolutionäre Frankreich; bie zweitewareine lange Friedensperiode, 
nur unterbrochen durch Pollzeiexrpebitionen der Sſterreicher in Italien — in beiden Hälften galt 
der unangetaftete Beftand fchlechter Einrichtungen im Innern des Reichs ald das Endziel aller 
Reiftungen ver Politik. 

Kaifer Franz hat die 43 Jahre feiner Herrſchaft vaftlod und mit nie ausgeſetzter Geſchäftig⸗ 
feit für das Beſte jeinea Staats, wie er ed verfland, gearbeitet; ex hatte fich felbft eine in Wahr- 
heit geplagte Exiftenz befchieden, denn er mühte fi ab, Neuerungen zu verhüten, das gute Alte 
fortzuerhalten, während das unbequeme Neue ſchamlos zu allen Benftern ves kaiſerlichen Cabi⸗ 
netd bineinlugte trog aller Arbeit, Mühe und Plage, e8 von bannen zu weifen. Die Staats 
maſchine follte ihren Gang gehen, wie e8 der Kaifer von ihr zu fehen gewohnt war, er legte emſig 
bald da, bald dort, nachhelfend die Hand an; wenn aber die gewohnte Wirfung ausblieb, Dachte 
er nicht an die Verbefferung ver Mafchine, ſondern wie fie im fchlehten Zuftande zum Gehen zu 
bringen fei; war ſchon das Alte ſchlecht, fo ließ fih von etwas Neuem nur immer Schlechteres 
erwarten. Diefer Peſſimismus des Kaifers mit Bezug auf ungewohnte, nit aus täglicher 
Ubung befannte Dinge war mit einer feltenen Behäbigkeit im Genießen der meift eingebilpeten 
Vorzüge bewährter, d. i. lange gebrauchter und abgebrauchter Einrichtungen verbunden. Wer 
ihn bei ſolchem Genuſſe flörte, wer feine am Beftehenden hangende Natur aufrüttelte, indem er 
das Beſtehende ſelbſt, diefen Bott, in Frage flellte, für den Fannte der Kaifer fein Erbarmen, 
für den war er ein graufamer Räder, ein unverföhnlicher Feind. Mit allem Haß, den nur eine, 
gewiß nie beablichtigte, yerfünliche Beleidigung einflößen kann, verfolgte Kaiſer Franz Diejenigen, 
welche die Drpnung feines Reichs, pie Methode feines Regiments nicht für die befte hielten. Weun 
er fonft die Regierungdgefchäfte in patriarhalifcher Manier abzuthun liebte und bei perjönlicher 
Berührung mit tief unter ihm Stehenden ein leutjeliger Menſch war, erſchien er ganz verwandelt, 
fobald die Principien ded Beharrend, an denen er hielt, die Weihe ver firafenden Gerechtigkeit 
erlangen follten. Dann war der Kaiſer unerbittli, dann konnte er nicht vergeilen, nicht ver⸗ 
zeihen, nicht in Gnaden hingehen lafien, was feiner Vorſtellung nad ald verrätheriſches Ein- 
drangen in bie Geheimniſſe und Pflichten des Herrſchaftsberufs, in die am Alten entbrennenden 
Genüſſe veffelben zu fühnen war. 

Sn feinem äußerften Wiperftreben gegen alles Neue und Ungewohnte, über die landesübliche 
Kanzleipraris Hinausgehende mag der Kaifer durch die bittern Erfahrungen während der 
Revolutionskriege beftärkt und verhärtet worden fein. Die Revolution und jpäter Napoleon 
waren ihm Gegenſtände der Scheu und Aufregung, weil fie immer zu Außerorbehtlichem nö⸗ 
thigten und ben Staat aus dem Gleife ver Routine emporfchredten. Als fle niebergeworfen 
waren, mochte den Kaifer nichts in feiner Zuverſicht fRören, daß er mit der ganzen Summe 
neuer Meinungen, Wünſche und Bevürfniffe Abrechnung halten fönne. Der oberfte der Teufel 
war ja auögetrieben, wozu Federleſens maden, um mit ven Eleinen aufzuräumen? Das Unglück 
der Revolutionskriege, ihr zulegt fiegreiher Ausgang mußten den Kaiſer bei der Gedanken⸗ 
richtung und Gemüthsbeichaffenheit erhalten, die ihn zum unverföhnlichften Gegner alles 
Nevolutionären gemacht hatten. 

Der erfte frangzdfiiche Krieg wurbe an Kranz, noch ehe er. zum deutſchen Kaijer gewählt 
worden, ald König von Ungarn und Böhmen erklärt (20. April 1792). Es war ein Coalitions⸗ 
frieg, der nach dem Auseinanderfallen der Coalition keineswegs ungünftig für Oſterreich endete. 
Der Friede von Campo-Formio (17. Oct. 1797) brachte zwar die Einbuße von Mailand und 
ben Öfterreihifchen Nieverlanden ; dafür aber wurde der größte Theil der geftürzten Republik 

Venedig, das italienifche Feſtland bis an die Etſch an Ofterreich gegeben. In den geheimen 
Artikeln des Vertrags forgte dad wiener Cabinet für die Integrität des Deutfchen Reichs, über 
deren Gefährdung durch den Bafeler Frieden Preußens (1795) von Öfterreihifher Seite fo 
‚mannbaft veclamirt worden war, in ſchlechteſter Weile. Es gab nicht nur den größern Theil des 
linfen Rheinufer preis, fondern verpflichtete ſich auch, zur Abtretung veffelben mitzuwirken, und 
erhielt dafür die Zufage der franzöjifchen Vermittelung zum Erwerbe des Erzbisthums Salzburg 
und jened Iheild von Baiern, der zwiſchen Salzburg, dem Inn und der Salza gelegen war. 
Was Frankreich und Ofterreih nebſtdem gewinnen würden (es hofften eben beide in Unter: 
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Handlungen mit dem Deutfhen Reiche zn gewinnen), das follte gegenfeitig ausgeglichen werben. 
Den Reigefürften, welche Berlufte erlitten hatten, behielt man Entſchädigung in Deutſchland 
vor, ebenfo — den Haufe Dranien. So war diefer Frieden von Campo⸗Formio ein würdiges 
Seitenſtück des Bafeler Friedenoſchluſſes der Preußen, und undegreiflih ift, wie noch heute 
öfterretchifche Hiftorifer, oder Leute, die fich fo nennen, über preußiichen Verrath an Deutſchland 
fchreien, aber die Öfterreichifche Vergrößerungsfudt auf Koften Deutſchlands, wie fte im Vertrag 
von Campo⸗Formio anı greliften hervortritt, eben ganz natürlid und billig ſinden. 

Aud) die zweite Koalition gegen Frankreich, eine vorzugsweiſe ruflifch-Öfterreichifche, brachte 
trog des unglüdlichen Krieges Oſterreich nicht ſehr empfindliche Verluſte im Frieden von 
Luneviſlle (1801). Im ganzen genommen war dieſer Friedensſchluß nicht viel günſtiger ober 
ungünftiger ald der von Campo-Formio. Die Stadt Benebig mit zwei Dritteln des venettani: 
fchen Freiſtaats blieben Oſterreich zugeſprochen, fo Iftrien, Dalmatien, die dazugehörigen 
Infeln im Adriatifhen Meere. Der Thalmeg der Etſch follte in Italien Die Grenze zwifchen 
Dfterreih und der Cisalpiniſchen Nepublif bilden, der Thalweg des Rheinſtronis bie zwifchen 
Frankreich und Deutihland. Die Iothringifchen Secundo= und Tertiogenituren mußten aus 
Stälien weichen: fie erhielten eine Entſchädigung auf veutfches Zand angemwiefen. Weil der 
Kaifer die Eſte von Modena mit Abtretung des Breidgaues ſchadlos hielt, befam er im Reiche: 
deputationsbeſchluß die Bisthümer Trient und Briren zur Ginverleibung in Tirol. Die groß: 
herzogliche Linie von Toscana erhielt das fürularifirte Salzburg. 

Im Laufe der zwei erften Kriege gegen Frankreich hatten Die nordiſchen Mächte ihre Thei- 
lungen von Polen fortgefeßt; bei der zweiten Theilung (1793) ftel nichts für Oſterreich ab; 
erft die dritte (1795) brachte Oſterreich mit dem gänzlichen Untergang von Polen namhafte 
Erwerbungen an Land und Leuten, Stabt und Gebiet von Krakau, die Wojwodſchaften San: 
domir und Lublin, Chem, Theile von Kitauen, Podlachien und Mafuren wurden für öfter: 
reichiſch erfiärt und ala Provinz Meftgaltzien conftituirt. Es war ein Vorgang gleich verwerflid 
wie der, welcher zwei Jahre fpäter die Republik Venedig ohne ven geringften Schein von Recht 
zur öfterreichtichen Beute machte. 

Obwol Ofterreih in dem Kriege, den es um die Scheide des Jahrhunderts in ruffifcher 
Gemeinſchaft mit Frankreich geführt hatte, nicht von befonderm Glück zu erzählen gewußt, ließ 
es fich dennoch zu einem neuen Bunde mit Rußland und zum Kriege von 1805 herbei. Es war 
ein ſchnell beendigter Feldzug, der nad der Dreikaiſerſchlacht von Aufterlig mit dem Verluſte 
aller Befigungen in Italien, der Abtretung Tirols und Vorarlbergs, fowie ber übriggeblie= 
benen vorderoͤſterreichiſchen Gebiete in Schwaben endete. Dafür gab der Preoburger Frieden 
(26. Dec. 1805) nur Salzburg mit Berchtesgaden dem Öfterreihifchen Staate — eine unge⸗ 
nügende Entſchädigung, zumal Salzburg fhon feit dem Bertrag von Luneville in lothringifchen 
Händen geweſen und jest gleichſam nur vie Einbeziehung der Secundo- in die Brimogenitur 
erfolgte. Ferdinand von Toscanaerhielt für Abtretung des Satzburgiichen pad bis dahin bairifche 
Fürſtenthum Würzburg; die vor kurzem nad den Breidgau verpflanzten Efte hatte der Krieg 
um ihr neues Beſitzthum gebracht — der Frieden gab es nicht wieder. _ 

Die Vernichtung der deutſchen Reichsverfaſſung und die Rheinbundsacte hatten die Nieder: 
legung der veutfchen Kaifermürde von feiten Franz’ IH. zur Folge (6. Aug. 1806). Zwei Jahre 
zuvor Hatte Franz ſich bereitö zum. Erbkaiſer von Oſterreich ernannt, dies unter ber ausdrück⸗ 
lien Zuflderung, daß die öfterreichifchen Erbländer, ungeachtet der erfolgten Anderung in 
Würde und Titel des Herrfchers, bei ihren angeſtammten Rechten und Verfaſſungen verbleiben 
ſollten. && war ein Erbkaiſerthum, das nicht als die oberſte Spige eined in Provinzen getheilten 
Geſammtreichs aufgefaßt werden will; ganz abgefehen von der tiefen Kluft, welche die mit con= 
Ritutionellen Rechten außgeftätteten ungarifchen Landestheile von dem deöpotifch vegierten Refte 
ſchied, war auch in dieſem der Zuſammenhang der Theile mit dem Ganzen fein feft und unver: 
rückbar gefchloflener. Unter Kaifer Branz hätte e8 bier gewiß Feine großen Schwierigkeiten 
machen können, feldft die nationalen Verſchiedenheiten von Provinz zu Provinz in den beutfch- 
flawifchen Ländern zu brechen. War doch Damals die deutſche Nation durch Napoleon’s Fremd⸗ 
berrichaft in ihren Innerften Tiefen aufgeregt; fie hätte der Öfterreichifchen Negierung ihre ganze 
Kraft zur Verfügung geftellt, wenn diefe eine deniſche Macht in Ofterreiche Marken hätte be- 
gründen wollen. Aber Kaiſer Franz wäre ver lete geweſen, ber dem deutſchen Volke, den äfter- 
reihifhen Stämmen deſſelben eine dominirende Stellung zu erſchließen Neigung gehabt hätte: 
herrſchen durften die Deutfchen über andere in Ofterreih nur infofern, als fie gehorfamere 
Werkzeuge lieferten und den Kunzleijargon verflanden, in dem amtirt wurde. Sehr bezeichnend 
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für dies Verhältniß ift die Erhebung im Jahre 1809. Sie entfeffelte das deutſche National- 
gefühl, an das Oſterreich appellirte, doch e8 ſchien, als bange ver Regierung vor ven Folgen 
ihrer That: es kam zu einem Kampfe, ver Halb Cabinetskrieg, Halb Nationalkrieg war und ein 
trauriges Ende genommen hat. Am übelften erging e8 dabei denjenigen, welche opfermuthig 
ihre ganze Begeifterung eingefept hatten und an der vollen Hingebnng der Staatölenfer für 
die Sache nicht zweifeln mochten — fo den armen Tirolern, die allerdings auch ihre guten ma⸗ 
teriellen, wir möchten fagen, faufmännifchen Gründe hatten 30), für Oſterreich aufzuſtehen, die 
aber dennoch den Strahlenkranz des ruhmvollen Martyriums zu erringen wußten. 

Zu großen Opfern mußte fih Kaifer Kranz in dem Wiener Frieden (14. Oct. 1809) ver- 
fteben; abgetreten wurde an Baiern: Salzburg, Berchtesgaden, Neuburg, das Innviertel, der 
größte Theil des Haudrudvierteld; an Frankreich: der Villacher Kreid von Kärnten, Krain, 
Gorz und Friaul, Trieft und Iftrien, dad ungarifche Küftenland, Fiume, das kroatiſche Gebiet 
auf dem rechten Sauufer, melde franzöflihen Eroberungen von Napoleon zu den Vereinigten 
Illyriſchen Provinzen conftituirt und ber Verwaltung eines franzöfiihen Generalgouverneurs 
überantiwortet wurden; an bie Schweiz: Razüns; an das Herzogthum Warſchau: Weftgalizien 
mit Krafau und Zamosc. Hierzu Famen noch durch befonvere Übereinkunft (Februar 1810) 
Abtretungen in Oftgalizien an das mit Napoleon feit den tilfiter Welttheilungsplanen und den 
erfurter Berabrebungen verbundene Rußland. An 2000 Duabratmeilen Flächeninhalts, 
3, Mil. Seelen, alle Verbindungen des oͤſterreichiſchen Binnenlandes mit dem Meere gingen 
durch ven Frieden verloren. Zum einzigen mal in feinen Leben hatte Kaifer Franz eine hoch⸗ 
gehende Volksbewegung nicht von ſich gewiefen, fondern mit ihr bis auf einen gewiffen Bunft 
fich zum Kriege gegen Napoleon allürt: fein Wunder, wenn er fpäter all fein Heil von gebrill- 
ten Regimentern und wohlgefchulten Beamten erwartete, wenn er, und mit ihm das ganze offi= 
cielle Dfterreich, ver Bewegung von 1813 gegenüber fühl blieb bis and Herz hinan ! 

Mit vollen Segeln fuhr das Öfterreichifche Staatsſchiff nah Abſchluß des Wiener Friedens 
in den Hafen ver franzöflfchen Allianz. DieMänner, welde e8 zum Kriegsſturm tüchtig gemacht, 
im Sturme felbft geleitet Hatten, wurben über Bord geworfen: ver Kranzofenfeind Philipp 
Stadion war noch wenige Tage vor dem Frieden von Minifterium der äußern Angelegenheiten 
zurückgetreten; an feine Stelle fam Fürſt Metternich, dem großen Eäfar des Weſtens unter 
allen öfterreihifchen Staatsmännern ver angenehmfle. Er lenkte vorerft feine Aufmerkfamfeit 
auf die Herflellung und Feſtigung der guten Beziehungen zu Frankreich und bereitete der Welt 
die große UÜberraſchung, eine Erzherzogin des Faiferlichen Haufes, Marie Luiſe, die Tochter des 
Kaiſers Franz, als Gemahlin des mächtigen Emporkömmlings zu fehen (April 1810). Um 
diefelbe Zeit war der Bund zwifhen Napoleon und Alerander, dem kurz vorher die Verweigerung 
ber Hand einer ruſſiſchen Prinzeſſin wol einen argen Stoß gegeben, fihtlich in voller Auflöjung 
begriffen. Metternich war ganz der Mann, daraus für Ofterreih Kapital zu machen; als bie 
ruſſtiſch⸗franzoͤſiſchen Irrungen zu jener großen Feindſchaft herangewachſen, welche ven Krieg 
von 1812 veranlaßte, ſchloß Ofterreic einen Allianzvertrag mit Napoleon (14. März 1812 
in Paris), dem gemäß fich beide Mächte Ihre Befigungen gegenfeitig garantirten und bie Stellung 
eines Öfterreichifchen Hülfscorps gegen Rußland bevungen ward. Kür den glüdlihen Ausgang 
des Krieges ließ ſich Ofterreich überdies Entfhädigungen und Vergrößerungen an Gebiet ver: 
fprecden. Aber durch den unglüdlihen Verlauf des Kampfes, durch die Schreden des Ruͤckzugs 
von 1812 ging die franzdfifh:öfterreihiihe Allianz in die Brüche. Fürſt Schwarzenberg, der 
Gommandant des oͤſterreichiſchen Hülfscorps, weigerte ih zwar, dem Beifpiele Morck's zu folgen 
(‚ver Ofterreiher” — fagte er — „fei gewohnt, ven Befehlen feines Monarchen zu folgen und 
nicht eigenmächtig zu Handeln‘), Oſterreich ſelbſt, nicht hingeriſſen von ver Volksſtimmung wie 
Preußen, konnte ſeine vermittelnde Rolle fortſpielen, als ſchon der Kampf auf deutſchem Boden 
wogte; aber auf die Dauer war bei ber Hartnäckigkeit Napoleon's eine Stellung nicht haltbar, 
in der oͤſterreichiſche Staatsmänner fi) gefihmeichelt Haben mochten, den Streitenden Frieden 
bietiren zu fönnen. Nah langem Zögern trat dad wiener Cabinet ver Allianz gegen Napoleon 
bei; e8 erließ fein aus Gentz' Feder gefloffenes Kriegsmanifeſt am 10. Aug. 1813 und flo mit 
Rußland und Preußen zu Teplig (9. Sept.) eine Tripleallianz, in der die Mächte fih-ver- 
pflichteten, keinen Separatfrieben mit Frankreich zu fliegen. Seine Theilnahme am Kriege 


30) ©. über diefe Gründe das Buch: Tirol unter der bairiſchen Regierung (Aarau 1816); Aud 
Tin Bonkifche Zuftände und Berfonen in Dentfchland zur Zeit der franzöflichen Herrſchaft (Ghtha 
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Hatte Ofterreich bereitö zwei Monate früher (27. Juni) im Reichenbacher Vertrag für den Fall 
zugefagt, als Napoleon die gemachten Friedensvorſchläge zurückweiſen würde. 

Nach Bervrängung bes Feindes vom deutſchen Boben fuchte Ofterreich im Lager der Alliirten 
für eine Berfländigung mit Napoleon zu wirken. Der Rheinflrom war überfchritten, franzd- 
fiſches Zand von den verbündeten Heeren occupirt, durch glänzende Leiftungen feines Feldherrn⸗ 
genied wußte Napoleon feinen Waffen momentane Erfolge zu verfhaffen, und mit richtigem 
ſtaatsmänniſchen Blick Hatte er erjehen, daß das von Metternich geleitete Oſterreich feinen 
Friedendanirägen am zuganglichften fei. Es bat nicht an der Lauheit Metternich's in Betreibung 
der Friebensunterhandlungen mitNapoleon gelegen, wenn dieſe dennoch zu feinem Ziele führten 
und ver franzoͤſiſche Kaiſer fallen mußte. Am 31. März 1814 zogen die Verbündeten in Paris 
ein; der Vertrag von Bontainebleau brachte (11. April) Napoleon’8 Abdankung gegen Zu= 
iherung ded-Befiges von Parma, Piacenza und Guaftalla für Marie Luife und veren Sohn. 
Auf dem italienifchen Kriegsſchauplatze war es inzwifchen Ofterreih, mehr durch kluge Unter— 
handlung als durch die Wucht feiner Waffen gelungen, ſich thatfählich zuzueignen, was ihm 
ipäter auf dem Wiener Congreß gelaffen werben mußte. Don Murat verrathen, von ven 
Stalienern im Stich gelaffen, von Frankreich ifolirt, mußte Napoleon's Vicefönig Eugen in den 
Berträgen vom 16. und 23. April Keftungen und Heer an Oſterreich außliefern, welches ſich in 
Mailand zum Herrn des Landes erflärte und feit dem Wiener Gongreß bis auf Die neuefte Zeit 
feine Hegemonie über Italien behauptete. 

Bei der endgültigen Regelung der europäiſchen Angelegenheiten, welche dem Wiener Gongreß 
zum Ziele gefegt war, hielt fi Öfterreih unter Metternich's Leitung an Frankreich und Eng⸗ 
land, welche einer Kräftigung Preußens entgegenarbeiteten. In der Frage über Polen und 
Sadjen liefen die Tendenzen ver Mächte jo weit auseinander, daß eine Alltanz zwiſchen Oſter⸗ 
reich und ven Weſtmächten gegen Breußen mit Rußland zu Stande kaͤm (6. Ian. 1815), deren 
Folge der Krieg geweſen wäre, wenn nicht Napoleon durch feine Rüdfehr von Elba die aufs 
äußerſte gefpannte Situation geklärt und Die Mächte zu einem neuen allfeitigen Bunde gegen 
Frankreich geeinigt hätte. Nachdem preußifche und englifche Heereskräfte in den Nieverlanden 
gefiegt, Öfterreihifche ven König Murat, der zur unrechten Zeit für Napoleon losſchlug, um 
Thron und Rei gebracht Hatten, ward ver zweite Parifer Frieden geſchloſſen (20. Nov. 1815), 
im wejentlichen auf denjelben Bedingungen wie der erfle. Dem Berlangen veutfcher Patrioten 
.und preußifcher Staatsmänner entgegen hat Öfterreich e8 bewirkt, daß Frankreich feine Grenzen 
von 1789 und die früher eroberten deutſchen Gebiete gelaffen wurben. In dieſer Frage war die 
Haltung des öfterreihifchen Cabinets maß- und ausfihlaggebenn 3), und fie mar hier entfhie- 
den gegen dad veutjche Interefle gerichtet. 

Trotz der unangenehmen Störung durch Napoleon's Wiedererſcheinen führte der Wiener 
Congreß fein Werk zu Ende; die deutſche Bundedacte vom 8. Juni 1815, die Haupt= oder 
Schlußacte des Congrefied vom 9. Juni veflelben Jahres find die Denfmale feiner Thätigkeit. 
Sie brachten für Ofterreich namhaften Gewinn in dem, was es erhielt, ſowie auch in dent, was 
andern , ven oͤſterreichiſchen Wünfchen und Intereffen fehr entfprechend, zugewieſen wurde oder 
verjagt blieb. Das wiener Babinet verzichtete In dem vom Wiener Kongreß eingeleiteten 
Reſtaurationsproceſſe auf feine Anfprücde an das ſchon im Frieden von Gampo-Formio abge- 
tretene Belgien und überließ Weftgalizien an das mit Rußland verbundene Königreich Polen, 
mit Ausnahme von Krakau, dad zu einer freien neutralen Stabt erklärt und durch den Art. 6 ber 
Wiener: Schluß: Acte ſowie durch den abbitionellen Tractat vom 3. Mai 1815 unter den Schuß 
von Öfterreih, Rußland und Preußen geftellt wurde. Dagegen erhielt e8 ganz Oftgalizien, 
namentlich auch den Tarnopoler Kreis. Baiern mußte gegen Entfhäpigung die frühern öfter: 
reihifhen Brovinzen herausgeben: Tirol mit Vorarlberg und Innviertel, Hausruckviertel und 
Salzburg. Sodann fielen ſämmtliche illyriſche Provinzen an Öfterreich zurück. Dieſes trat mit 
3748 Duabratmeilen dem Deutihen Bunde bei und erhielt das Präfipium am Bundestage. 
In Italien gewann es zu feinen frühern Befigungen das ganze Gebiet von Venedig und den auf 
dem linken Boufer gelegenen Theil von Ferrara fowie das Beſatzungsrecht in Ferrara, Comacchio 
und Piacenza. Die Seitenlinien des habsburgiſchen Haufes wurden in Ihre frühern italieniſchen 
Beigungen von Toscana und Modena wieder eingefept und ver Gemahlin Napoleon’d, Marie 
Zuife, die Herzogthümer Barma, Biacenza und Buaftalla auf Lebenszeit zugetheilt. Nach ihrem 


31) ©. den Nachweis wol unwiderleglich in: Diplomatifche Gefchichte ber Jahre 1813, 1814, 1815 
(Leipzig 1863), IT, 316 fa. u. 347 fg. 
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Tode war Lucca an Toscana gekommen, dagegen Parma der big dahin mit Lucca abgefundenen 
bourboniſchen Quartogenitur zugefallen, um nad) Deren Erlöfcden, mit Ausnahme einiger Theile 
von Piacenza, wieder mit Ofterreich vereinigt zu werben. So wollte e8 ver Gongreß, aber nicht 
die Gefchichte, welche über diefe in Wien beliebte Negelung der italienifhen Verhältniſſe zur 
Tagesordnung geſchritten iſt. Im ganzen und großen genommen hatte die luſtige wiener 
Fürften: und Diplonatenverfammlung ein Oſterreich gedeihliches Werk verrichtet, und die bſter⸗ 
reichiſchen Staatsmänner, Fürſt Metternich in erſter Linie, zeigten ſich von den Congreßleiſtungen 
befriedigt, ja erbaut. 

Anfcheinend ſtark und mächtig war das Reich aus den langen Kämpfen mit der Revolution 
und dem galliſchen Imperator hervorgegangen. Es hatte ſein Territorium, welches vor Beginn 
der gewaltigen Bewegung nicht in eine continuirliche Maſſe zuſammengefaßt war, trefflich ab⸗ 
gerundet; die vom Kernpunkt der Macht durch die ganze Ausdehnung des Deutſchen Reichs ge⸗ 
ſchiedenen Niederlande Hatte man für die venetianifchen Spolien eingetaufcht; die Beflgungen 
im Breiögau, wie ein fremdes eigenlebiged Stüd im Sfterreichifchen Volks- und Staatscharakter, 
murben leichten Sinnes verſchmerzt. Dafielbe Los der Verzettelung feiner Beftgungen über bie 
Karte Deutſchlands und Europas, dem Hſterreich vor der franzöfifhen Ummälzung in gewiſſem 
Maße nicht zu entgehen vermocht, e8 war durch Metternich's Eluge Politik dem bitter gehaßten 
Preußen bereitet worden. Den Mangel an einheitlicher Zufammenfaffung und Leitung der 
Volkskräfte, ver aus dem Grunde Sſterreichs Schwäche war, weil man weder der Vielheit auf: 
richtig gewähren, noch der Einheit um jeden Preis nachſtreben wollte — es hatten ihn Metter- 
nich und gleichgefinnte Seelen auch in die deutſche Bundeöverfaffung hineingetragen ; die Stärke 
einer nachbarlichen Volkskraft, Ofterreich® fletö vege Beforgniß und wirkliche ober eingebilpete 
Gefahr, war auf Generationen gebroden, in Italien eine Ordnung der Dinge aufgerichtet, Die 
zwar nicht allen ausſchweifenden Wünfchen des öfterreiifchen Gabinets Rechnung trug, aber doch 
eine breite Grundlage bot, auf welder die Kürften Italiens zu Bafallen, die Volksſtämme ver 
Halbinfel zu fügfamen willenloſen Knechten der Ofterreicher fich erziehen laflen würden. Kür: 
wahr! Die Stellung ded Donaureichs fchien in einer Weife gekräftigt, vie herrſchſüchtigen 
Charakteren ein weites Feld der Thätigfeit und Machtübug zu eröffnen verfprad. Aber 
Herrſchſucht, Sroberungsgier wird man dem Kalfer Franz fo wenig als jeinen Staatsmännern 
und Diplomaten nachſagen dürfen. Wagniſſe irgendwelcher Art lagen ihnen fern; fie ſuchten 
ſich auf der Höhe zu behaupten, bis zu welcher fie durch den glücklichen Ausgang des Wiener 
Congreſſes gehoben worben, und da diefe Höhe fo mande Stellung jugenblich aufſchießender 
Bewalten überragte, mußte das Wachsthum diefer zu hemmen und zu unterdrücken, nicht bie 
eigene Kraft zu erhöhen Cardinalſatz und unabweisliches Gebot ber wiener Politik fein. 

Wie iſt doch die oͤſterreichiſche Regierung felbft diefem ihrem Hauptgrundfaß in der ganzen 
Zeit von 1815 — 48 untreu geworden! infofern untreu, als jie mit nicht zu beivältigenber 
Indolenz in ven Tag hineinlebte, und nur auf dem Gebiete der auswärtigen Politik eine 
Thätigkeit entfaltete, im Innern des Reichs aber die Heilung der Wunden, melde der Krieg 
geichlagen Hatte, außer Acht ließ oder verfehrt in Die Hand nahm, Wohlftand und Gedeihen ber 
Menge durch foftematifche Vernachläſſigung jeder Volkswirthſchaftspflegè untergrub, die Geifter 
brach legte, ftatt jie zu beleben, da8 ganze Weſen des Staats immer tiefer verfommen ließ, flatt 
es zu kräftigen oder auch nur im Stand der Leiſtungsfähigkeit zu erhalten. Nachdem der 
Miener Eongreß unter Saus und Braus geſchloſſen worben, galt e8 vor allen Dingen, das 
vollfländig erichöpfte Reich durch Beflerung der heillos zerrütteten Finanzen zu einem leben⸗ 
den Organismus wieder aufzuridhten. Anfangs geſchah auch einiges zu dem Enbe: man ging 
an die Ordnung der Greditverhältniffe ded Staats, der feit Anfang des Jahrhunderts die 
Wirthſchaft eines Bankrottirers geführt hatte. Die Koften ver Kriege gegen Napoleon waren 
durch Anlehen und Bapiergelvemiffionen beftritten worden. Letztere hatten eine Ausdehnung erhal 
ten, welche ven Werth des papierenen Umlaufsmittels zeitweilig auf den zmöfften Theil, im Durch⸗ 
fhnitt der legten Monate von 1810 und der erften von 1811 aufein Fünftel des Nominalwerths 
herabgedrüdt Hatte. Wie groß die Noth geweſen, ift daraus erjihtlih, daß in dem Oſterreich 
des Kaiſers Franz durch Patent vom 26. Febr. 1810 auf die Güter des Klerus hingewieſen 
wurde, zu deren Verwendung „zum Beſten des Staats die von den Vorfahren befolgten Grund⸗ 
ſätze berechtigen“! Da man aber mit ſolchen Vertroͤſtungen fo wenig ausrichten konnte als mit 
der wiederholten Zuſicherung, daß das Papiergeld, Die Bancozettel „nie in ihrem Nennwerth her: 
untergeſetzt werben ſollen“, entſchloß man ſich am 20. Febr. 1811, die umlaufenden 1060 Mill. Fl. 
Papiergeldes gegen 212 Mil. neuer Scheine (in der ſogenannten Wiener Währung) umzu— 
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wechſeln, alſo auf ein Fünftel des Nominalwerths zu reduciren, die in Curs geſetzte verſchlechterte 
Kupfermünze gleichfalls auf ein Fünftel, die Zinſen der Staatsſchuld auf die Hälfte herabzuſetzen. 
Dieſer Staaisbankrott wurde dann allerorten in der Monarchie (15. März 1811) zu gleicher 
Zeit verfündigt. Es war auf damit nur auf wenig Jahre Ausbülfe geichafft. Neue Kriege er: 
forderten neue Mittel ; die Bapiergeldfabrifation kam wieder in Flor. Im Anfang des Jahres 
1816 waren nebft jenen 212 Mil. Einlöfungdfheinen in Wiener Währung 466,500000 Fl. 
Anticipationsjcheine im Umlauf — ein Papier fo fchledt wie das andere. &3 war bringend 
geboten, die glücklich beſchiedene Friedenszeit zur Beſeitigung dieſes fetzenhaften Geldes zu be⸗ 
nutzen, es durch ein ſicheres Umlaufmittel zu erſetzen. Die Frage war nur: Wie? — Was die 
Staatöverwaltung in Finanzdingen unternahm, begegnete dem allgemeinen Mistrauen, und dieſes 
mußte neue Nahrung bekommen, weil man den Werth des curſirenden Papiergelres, ungeachtet 
aller gegebenen Zuiiherungen, fhon wieber zu reduciren unternahm. DiefeOperation zu bewerf: 
Relligen und das Miötrauen in alle Praktiken der Stantöverwaltung zu brechen, ward die Na- 
tionalbant ind Leben gerufen (1. Juni 1816). Sie conſtituirte ſich endgültig erft im Sanuar1818, 
nachdem eine proviſoriſche Bankverwaltung bereits feit zwei Jahren in Thätigfeit geweſen und die 
ihr von der Regierung aufgetragenen @efchäfte beforgt Hatte. Es mar feftgejegt worden, aß nie 
wieder ein Papiergeld mit Zwangscurs auögegebeu werben und bie Banf die @inziehung des vor- 
banbenen. theild gegen ihre Noten, theils gegen verzinsliche Staatsſchuldſcheine, vornehmen folle. 
Die Bedingungen der Einziehung liefen darauf hinaus, daß der Staat fein altes Papiergeld 
durch Bermittelung der Banf 40 Proc. unter dem reellen Werthe zurüdfaufen, refp. aus dem 
Verkehr ziehen ließ, und für beinahe vie Hälfte des zurüdgefauften Werthes eine verzinsliche 
Schuld contrahirte. 2?) In dem Monat vor Bekanntwerden diefer Einlöfungsbeningungen war 
der Mittelcurd ver alten Noten auf weniger als ven dritten Theil des Nominalwerthé gefallen ; 
er bob ih allmäahlih und konnte im Mär; 1820 auf 250 alte Wiener- Währung - Nosen 
gegen 100 Fl. C.“M. neuer (Bank:) Noten feftgefegt werden, zu welchem Gurfe die Bank 
fortan das Wiener: Währung- Papiergeld gegen ihre Noten angenommen und fo aus dem Ber: 
kehr gezogen hat. Bon Beginn der Ihätigkeit diefer Öfterreichifchen Nationalbank ift Die Un- 
abhängigfeit verjelben von Staate eine leere Phraſe geweſen; in ver langen Friedensperiode 
von 1816 bis zur Revolution (1848) und nachher hat die Bank dem Stuate, wie es in der 
Natur jeded privilegirten Inſtituts liegt, namhafte Gefälligkeiten erwiejen, als deren Ergebniß 
die Zahlungsunfähigfeit ver Bank uud die neuerliche Unterwühlung des Verkehrs Durch eine 
ſchwankende Baluta zu verzeichnen ift. — Behufs Würdigung ver Öfterreichifchen Finanzpolitik 
von 1816—48 genügt ed wol, hier anzuführen, daß die Zinjen der öſterreichiſchen Staats⸗ 
ſchuld im Jahre 1816: 8,499216 Fl., die auf Lottoanlehen fälligen Pramien 421109 Fl. 
betragen hatten; im Jahre 1847 war die Zinfenlaft ver Staaatsſchuld auf A8,112472 Fl., die 
Sunmen der Rottoprämien auf 1,366151 Fl. angewachſen — und dies in 31 Friedensjahren! 
Nebſtdem hielt der Staat anı Ende diefer Periode bei derſelben Galamität, die er unmittelbar 
nach dem Wiener Congreß zu verwinben gefucht, bei einer Entwerthung der unlaufenden @elds 
zeichen, die bald durch Zahlungseintellung der Bank Öffentlid erklärt wurde und nod heute 
nicht behoben ift. 

Die fo bedeutend vermehrte Schuldenlaft, mit welcher das Hſterreich des Kaiſers Franz und 
Metternich's ſeine Bilanz abſchloß, rührte keineswegs von ungenügender Anſpannung der 
Steuerkräfte her, oder von productiven Ausgaben der Staatsgewalt oder von einen Heeres⸗ 
budget in exceſſiv erhoͤhtem Maße. Schlechte Wirthſchaft allein hat ſie herbeigeführt, träges 
Sichgehenlaſſen in allen Zweigen des Staatshaushalts ließ andere Auskunftsmittel als das 
leidige Schuldenmachen nicht praktikabel erſcheinen. Es fehlte an einem vernünftigen Syſtem 
der Beſteuerung, ein Mangel, ver ſich vielfach noch heute geltend macht; man nahm das Geld, 
wo man ed eben zu nehmen gewohnt war, und jo viel, ald man immer nehmen konnte. Dabei 
kam eben nicht viel anderes Heraus, ald daß die Sinnahmen des Staats ftetig hinter den Be: 
bürfniffen zurüdblieben, der Steuerbrud aber wegen Unzweckmäßigkeit in Anlage und Ver: 
tbeilung der Steuer fehr empfindlich war. Trog des ungejtörten Friedens hatten ſich dieſe übel: 
fände gegen die Mitte ver vierziger Jahre jo gefteigert, daß die niederöfterreihifhen Stände in 
ihrer Landtagserklärung von 1847 zu dem Schluffe gelangten: „pie Bebürfniffe des Staats: 
haushalts find in Gonflict gerathen mit der Leiftungsfähigfeit der Unterthanen“': daß fie gegen 
die furchtbar wachſende Steuerlaft, die Zerrütiung der Kinanzen und des Wohlftanded bie volle 


32) Tegoborffi, Des finances ei du credit public de l'Autriche (Paris 1843), I, 22. 
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Öffentlichkeit ded Staatshaushalts vorſchlugen. Ähnliche Anſichten und Wünfhe wurden in 
der Mitte ver böhmischen und anderer Stände mit nicht geringerer Rebbaftigfeit ausgeſprochen. 
Übrigens darf man der Finanzverwaltung jener Zeit dad Zeugniß nicht verfagen, daß fie 
‚ von ber hevalereöfen Art der Steuererhöhung, zu welder fi dad neuere und neueſte, und ins⸗ 

bejondere das conftitutionelle Oſterreich aufgeſchwungen Hat, feine Ahnung hatte. Wenn vor 
den äußerflen Wagniffen in ver Befleuerung zurüdichreden ein Lob verdienen Heißt, jo verbiente 
jene ältere Öfterreihifche Finanzpolitik im Vergleich mit der neueften dies Lob — welches freilich 
nicht viel fagen will. 

Daß in Ofterreich nicht probuctive Ausgaben der Stantögetwalt ed geweien, was die erhöhte 
Snanfpruchnahme des Credits veranlaßte, iſt ſchon daraus erſichtlich, daß ſämmtliche Finanz⸗ 
jahre von 1818—48 mit einem bedeutenden Deficit [loffen, wie auch ſeither dies chroniſche 
Übel in Bermanenz ??) blieb. Hätte man probuctive Ausgaben machen wollen, fo wäre bie 
ftetige Wiederkehr eined Deficits unmöglich geweſen; man hätte doch nur das Geld in ver Taſche 
der Steuerzablenden laffen müflen, wenn man dies vermocht hätte; ed wäre ihm dann fchon eine 
productive Berwendung gegeben worden. 

Weit entfernt, fi für Zwede der Production in Koften zu verfegen, leiflete vie Regierung 
nicht einmal in Hinmegräumung der Hinderniffe, melde dem freien Spiel der probuctiven. 
Kräfte des Landes im Wege fanden, dad Nothoürftigfte. Ofterreich, das noch in unfern Tagen 
dem größern Theil ſeiner Länderausdehnung nach ein Agriculturftaat ift, that feit Marin THerefia 
und Sojeph II. (f. oben) bis 1847 nicht, und in der zwölften Stunde vor der Revolution ſehr 
wenig, um ſich einen jreien felbftändigen Bauernfland zu ſchaffen. Was in dieſer Hinſicht ge: 
ſchehen und als That zu verzeichnen iſt, das iſt nur für einen Theil des Reichs, den ungartfchen, 
im Wege der heimifhen verfafjungsmäßigen Geſetzgebung gefchehen. In Ungarn, wo bie 
Sofephinifhen Reformen am wenigften Wurzel geſchlagen, beſtrebte man fih, dad Berfäumte 
nachzuholen, und brachte e8 dahin, die agrarifche Gefepgebung der deutſch-ſlawiſchen Ränder, 
wo feit Joſeph alles ftagnirte, doch in einigem zu überholen. Dur das ungariſche Urbarial- 

gefeg von 1847 wurden ben Bauern vollfommene Freizügigkeit, Rechtsſchutz, Teſtirfreiheit, 
volle Eredit= und Erwerbfähigkeit zugeſprochen; gewohnheitsmäßige Begünftigungen gegen 
das Gefeg, wenn auch bloß durch Nachläſſigkeit des Grundherrn in Verfolgung feines Vortheils 
gegeben, follten ven Bauern zu flatten Tommen. Die Abldfung der Brundlaften wurde freier, 
doch möglichft zu erleichternder Libereinkunft vorbehalten, ein Theil der Zehnten wurbe auf- 
gehoben, ‚vie Bronpflicht in eine gemeflene verwandelt. Die Erecution der Leiſtungen durch 
Selbfthülfe des Grundherrn mittel Eörperlicher Ziücchtigung warb aufgehoben. Auf dem Land⸗ 
tage von 1839 nahnı die Magnatentafel den fünften Urbarialartikel, das volle Cigenthumsrecht 
des Bauers betreffend, mit geringen Änderungen an; auf dem Landtage 1843—44 verzichtete 
ber ungarifche Adel auf dad ausſchließliche Recht, jogenannte adeliche Güter zu befigen. Wenn 
all dies wenigftend von dem guten Willen, fortzufchreiten, auf feiten des vielverläfterten 
Ungarn zeigt, ſo fehlt e8 in den deutfh=flawifchen Ländern an jeven Zeichen, weldes ven 
gleichen guten Willen auf feiten ihrer abjoluten Regierung voraudfegen ließe. Dan kam dieſer 
Ä mit mannichfachen Vorſchlägen einer durchgreifenden Ablöfung entgegen; Private, Corporationen 
und Stände beſtürmten ſie mit Vorſtellungen und Bitten; die Bauern ſelbſt ſuchten oͤfter und 
mancherorten durch offenen Widerſtand ſich Gehoͤr zu verſchaffen. Man blieb taub gegen alle 
Vorſchläge, gegen alle mehr oder minder ehrerbietig geſtellte Forderungen, bie man in unerſchüt⸗ 
terlicher Trägheit fämntli ad acta legte, bis endlich ein Greigniß, grauenerregend und furcht⸗ 
bar, in Europa feinen Widerhall fand und die Regierung aus ihrer Lethargie weckte. 

Gegen die aufſtändiſchen Polen von 1846 war ein wilder Bauernkrieg entfeffelt worden, 
vor dem zulegt die Regierung felbft, wie fle ihn aud anfangs geförbert haben mag, zurüd: 
ſchrecken mußte. Durch Europa ging ein Schrei der Entrüflung über die blutigen Megeleien, 
welche die ungezügelten Bauernhorben, dem eigenen thierifhen Triebe nachgebend, unter dem 
Scheine der Loyalität, der bemaffneten Parteinahme für die Öfterreichifhe Regierung verübt 
batten. Es war eine ſchmachvolle Bundesgenoſſenſchaft, von ver ſich die Eaiferlichen Behörben 


33) Tas Deficit war von (in runder Summe) 990000 Fl. für das Jahr 1818 auf 86,800000 ZI, 
im Jahre 1821 geftiegen, in den nächiten zwei Jahren gefallen, 1824 wieber auf 60,600000 Fl. gefties 
gen u. ſ. w. ab: und aufwogend. Das geringfte Defirit der dreißiger Jahre war das von 1837 (9,300000), 
das größte jenes von 1831 (64,500000 Fl.); in ben vierziger Jahren das Fleinfte 1842 (11,800000), 
das bedeutendſte (bis 1848) jenes von 1847 50,600000 Fl. 
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in Galizien weber rein zu halten noch jemals rein zu waſchen vermocht; eine Bundesgenoſſen⸗ 
ſchaft, die nun nad Verrichtung ver greulihen That auch die Entrichtung des gierig verlangten 
Lohns an ven Genoffen, der feine Schlächterbienfte ganz gethan, zum Gebot ver Nothwendigkeit 
machte. Zwar hatte es auch im Verlaufe der Bermegung an Entlohnung der Bauern nicht 
gefehlt *%); aber die bewährte „Treue“ wollte, wie fie fi ohne Wanfen und Scheu bethätigt, 
auch unmiverruflid für alle Zeiten ihren Vortheil aus dem traurigen Handel haben. Diefer 
Umftand beſchleunigte die in Wien gepflogenen Verhandlungen über ein allgemeines Zehnt- 
und Sronenablöfungspatent für die veutfch=flawifchen Länder, welches aud die galizifchen 
Bauern, denen man übrigens ſchon früher Roboterleihterungen gewährt hatte, befriedigen 
follte. Das neue Ablöfungsgefeg wurde durch Eaiferliches Handfhreiben vom 14. Dec. 1846 
genehmigt und zu Anfang des nächſten Jahres publicirt. Es war abermals eine Halbheit, die 
zu nichts führen konnte und durch die bald eintretenden politifchen Veraͤnderungen glüdlich über: 
Holt wurde. Charakteriftifch für das damalige Ofterreich ift, daß jenes vielfach im voraus 
gelobte und pomphaft angekündigte Abldfungspatent im amtlichen Theil der „Wiener Zei⸗ 
tung‘ mit feinem Wort ermähnt wurde; nur im Anzeigeblatt, wo unter hundert Denfchen 
faum einer die Entſcheidung einer Lebensfrage fuchen würde, war e8 zu lefen. Die Enttäufchung, 
die 28 der harrenden Menſchheit bereitete, war eine große ; e8 brachte principiell genomnien gar 
nichts Neues, fondern regelte nur Die auch früher geflattete beiderſeits Treimillige Abfindung 
zwiſchen Grundherren und Fronpflichtigen. Darüber herrſchte unter Sachverſtändigen nur 
Eine Stimme, daß auf dem Wege, den dies Patent vorzeichnete, nichts zu erreichen ſei, wenn 
nicht die Regierung ganz gegen ihre Gewohnheit energiſche Anſtalten treffen wolle, das Abloͤ⸗ 
ſungsgeſchaͤft zu erleichtern. Man verlangte nach Creditvereinen, Landeshypothekenbanken, die 
ihre Wirkſamkeit mit Herbeifhaffung ver Mittel zum Zwecke ver Ablöfung antreten follten ; die 
Regierung that nit für Gründung folder Unternehmungen und duldete auch nicht, daß 
andere etwas dafür thäten. Zum Güde für OÖflerreich verfügte fpäter die Revolution die 
imperative Aufhebung ver Fronpflicht und der Grunplaften; dieſe revolutionäre Errungenfchaft 
blieb ; an ihr zu rütteln durften bie alsbald mieder zu Ehren gelangten reactionären Staats⸗ 
beglüder nit wagen. 

Nicht minder ſchwerfällig und ungeſchickt als in Wahrung der Aderbauintereflen verfuhr die 
Regierung in ihrer Handelspolitif, in ihrem vorſorglichen Walten für die Intereffen der indu⸗ 
firiellen Erzeugung. Nach Beendigung ber Kriege mit Napoleon war der von Kaifer Joſeph II. 
(1788) ftammende Prohibitivtarif, dur manderlei nachträgliche Verordnungen ergänzt, 
nod in Geltung. Nur einige ver im Frieden neu: ober zurüdgemonnenen Propinzen verſchonte 
man mit ver Ausdehnung dieſes Tarifs über ihre Grenzen; zu ben glücklich verfchonten zählten: 
die Lombardei, Venedig, Dalmatien, Tirol. Derzeit beſtanden daher in Oſterreich Zwiſchen⸗ 
zollinien nicht blos gegen Ungarn. Man fühlte vie Nothwendigkeit, einen Tarif, ver 
nun fon über die 30 Jahre alt war, zu rewidiren; man mollte die Tarifcevifion in ihrer 
Sefammtheit zu Wege bringen, ehe man das ganze Mei durch Aufhebung jener Zwiſchen⸗ 
zollinien (bie gegen Ungarn fletd ausgenommen) einem einheitlichen Zollfoftem unterwerfen 
wollte. Da man jedoch die Revifion des Tarifs nicht fogleich ausführte, fondern allmählich für 
einzelne Waarengattungen vornahm und für diefe fogenannte Partialtarife herausgab, wollte 
das Werk kein Ende nehmen. Nur bezüglich ver Durchfuhrzoͤlle ermannte man fih zu Neuerungen, 
die Reformen genannt zu werben verbienen (Tranfitotarifvom 24. Mai 1822 und 8. April 1829). 
Wahrſcheinlich vie Einficht, daß auseinem neuen, total revidirten Zollfoftem nichts werben fünne, 
bewog endlich zum Fallenlaſſen ver Zwiſchenzollinien nod vor Vollendung ver in nebelhafte 
Ferne gerücdten Tarifrevillon; man gab langſam und bedächtig eine biefer Linien nach ver 
anbern auf, die legte gegen Tirol (1. Jan. 1826). In Zollausihlüffen blieben nur: Dal: 
matien, Iſtrien, Trieft und Venedig, Brody, mehrere Infeln und Küftenpläße des Adriatiſchen 
Meeres und felbftverftändlid Ungarn. | 

' Wie ein Donnerſchlag traf bei folder handelspolitiſchen Iupifferenz die Nachricht von 
Gründung des Zollvereind. Fürſt Metternich felbft wurde aufgefchredt; der fletig wiederkeh⸗ 


34) Die Bauern fprachen, wenn fie Infurgenten ablieferten, biefelbe Entſchädigung an, welche 
ihnen der Staat für Borfpannsleiftungen gab. „Es war Pflicht‘, fagt eine öferreichifihe Stimme, 
„dieſer billigen Forderung zu entfprechen.‘ Die „elpanneentfühäbigung wurde in ber Regel mit awei 
Smangigeen bio Wagen ausgezahlt. Vgl. Polniſche Revolutionen. Erinnerungen aus Galizien (Drag 
1863), ©. 2%. 
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rende Öfterreichifche Plan, Preußen von der Leitung der deutſchen Zollangelegenheiten durch 
Ausdehnung der Zolleinigung über Öfterreich auszuſchließen, ſpukte ſchon damals in ven 
Köpfen; Fürſt Metternih ſann auf nicht weniger als eine Durchführung von Art. 19 der deut⸗ 
chen Bundesacte anı Bunde und unter Ofterreih8 vormunbjchaftlicher Initiative. Aber ewig 
wird man von biefen Gedanken fagen fünnen, er falle fo recht mit purer Gedanfenlofigkeit zu: 
ſammen. Setzt er doch voraus, daß der Zollverein einen Standpunkt acceptiren könne, ver 
Ofterreich den Eintritt geftattet: der kräftig Vorgeſchrittene und ver bedächtig Zurückgebliebene 
follen gemeinfam zum Werke fihreiten , und dieſes dort angegriffen werben, mo ber Träge vie 
Hand eingefegt, der Fleißige längft fein Werk gethan Hat. Wenn dies für alle Zeiten ein 
ſchwieriges Problem ift, fo war es doppelt ſchwierig für die Zeit der erften Jugend des Zoll: 
vereins, vie Ofterreich im Syſtem ver allerreinften Prohibition noch vollkommen befangen hielt. 
Schüchtern glaubte die Negierung unterſuchen zu dürfen, ob denn bie Lage der Induſtrie nicht 
einige Erleichterungen jener alleinfeligmachenden Prohibition geftatte; fie ſtellte Rundfrage an 
bei den Gouverneuren Der Kronländer; — ald Antwort erhielt ſie Lobhymnen auf das beſtehende 
Zollſyſtem, Armuthszeugniſſe für die oͤſterreichiſche Induſtrie, die nur mit der türfifchen und 
ruſſiſchen Concurrenz halten fünne. , 

Noch imnıer hofften Öfterreichiiche Staatdmänner, über das Argerniß und die Verlegenheit, 
welde ihnen mit denn Namen des Deutfchen Zollvereind gleichbedeutend waren, Dadurch hinweg⸗ 
zufommen, daß man das liebe Deutfchland vermöge, ſtehen zu bleiben, damit Oſterreich folgen 
fünne. Man bot der Nation für ihr Erfigeburtsrecht ein Linfengericht, man entfchloß fich zur 
Unterſtützung hannoveriſcher Borfchläge bein Bunde (1833), die der Entwickelung des Zoll: 
vereind vorgegriffen hätten, le in ein Rinnfal leiten, aus dem vie Überflutung des unter dem 
Schatten ver Brohibition gebauten Öfterreigifchen Kohls nicht zu befürchten war. 35) Da aber 
Deutſchland feine Wege, ging und Oſterreichs krankhaftes Anklammern an vie feit 1788 be= 
ſtehende Zolleinrichtung nichts fruchtete, entſchloß ſich Kaifer Kranz in der legten Zeit jeiner 
Regierung denn do, mit dem erprobten Alten in Zollfahen zu brechen und namhaftere Er⸗ 
leichterungen des internationalen Handelsverkehrs eintreten zu laffen. Langſam und ſtoßweiſe 
erfolgten folde, von März 1833 angefangen; fle brachten Aufhebung von Einfuhrverboten und 
Anderungen in der Waarencontrole (Zoll: und Staatomonopolordnung von 1835). Erft nad 
des Kaiſers Tode (2. März 1835) kam ed, nicht ohne weitere Zögerung, zu einem neuen Zoll: 
tarif (1838), der aber nur eine Zufammenftellung ver damals gültigen Zollbefimmungen war, 
einen grundfäglihen Bruch mir dem Althergebrachten nicht enthielt, 7O Einfuhr- und 10 Aus: 
fuhrverbote verzeichnete und eben nicht viel mehr als eine Codiſicirung prohibitisniſtiſchen Un⸗ 
finnd brachte. Daß man auf diefem Wege ven Deutfchen Zollverein in feiner Entwickelung nicht 
aufhalten fönne, mußte nachgerade auch in Wien Ear werben; man fügte fi dort nach Erneue⸗ 
rung der Deutſchen Zollvereinsverträge (1841) in das Unabänderliche, ließ die Sachen in 
Deutihland gehen, wie fie gehen mochten, ſchielte begehrlihen Auges nad) den Fleiſchtöpfen 
einer oͤſterreichiſch-italieniſchen Zolleinigung , ohne daß man ſich entſchließen konnte, um ihret- 
willen von dem hergebrachten Syſtem abzugeben. Unter ſolchen Unftänden war eB kein 
Wunder, wenn die Feftftellung der handelspolitiſchen Aufgaben Oſterreichs von der wiener 
Staatdconferenz (November 1841) dahin beſchränkt wurde, daß Fein Zollanſchluß an, feine 
Handelöverträge mit Deutſchland oder Itallen anzuftreben feien, ſondern nur einzelne, wechſel⸗ 
feitige Verfehrserleichterungen,, ald deren Vorbedingung die Reform des Öfterreihiichen Zoll: 
foftem8 verwirklicht werden müfle. 39%) In Ausführung dieſer Grundfäge brachte es die Staats⸗ 
conferenz bis zur Ausarbeitung eines neuen Tarifentmurfs, der aber ein ſolches Jammergeſchrei 
in Babrifantenkreifen erregte, daß der Kaiſer mit allerhöchſter Entihliegung vom 9. April 1844 
die Zollteforn in der beantragten Ausdehnung fallen ließ. Wie nach Negen Sonnenfchein, fo 
Fam jest nad) den herzzerreißenden Klagen über Preißgebung der Induſtrie Dank: und Jubel: 
gefang ob deren glücklicher Rettung. Man ſchritt zur alten Praris zurüd, nahm einzelne Tarif- 
pofltionen vor, erleichterte die Zollfäge derfelben (Mai 1844 bis Juni 1846), allerdings etwas 
rascher und grünblicher, als His dahin üblich geweſen, und mit beitem Erfolge. An dem Syftem 
ſelbſt wurde nichts geändert, und Ofterreich trat in Die Bewegung ded Jahre8 1848 auch in han⸗ 


delspolitiſcher Hinficht als Prohibitivftaat ein. 


35) Bol. Plenfer, Die Entwidelung der indirecten Abgaben in Ofterreich, in ber Ofterreichifchen 
Revue (Wien 1863), V, 128. 
36) Schmidt, Zeitgenöffifche Geſchichten, S. 540. 
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Wie in der Finanzgeſetzgebung, jo war auch im Juftigangelegenhfften feit ven Wiener Gon- 
greß ein Stillſtand eingetreten, ber um fo weniger zu begreifen ober zu entſchuldigen ift, als bie 
legislatoriſche Thätigfeit gegen Ausgang deö vorigen und in erflen Decennium bed laufenden 
Jahrhunderts eine wahrhaft fruchtbare gemein. Das bürgerlidie Geſetzbuch von 1811, ein 
Werk, das bei allen feinen Mängeln Heilfamen Einfluß auf Geſtaltung des öſterreichiſchen 
Rechtslebens geübt Hat, ift die legte große That im Bereich der Legislative, zu der man fid 
emnorgeſchwungen hat; von da an beginnt ver friſche Fluß ver Juſtizgeſetzgebung zu ſtocken; 
man trachtet auch Hier nach Möglichkeit alles beim alten zu laffen, von einem Fortichritt, von 
dem fürjorglihen Walten einer beffernden Hand iſt in ven Rechtseinrichtungen kaum eine Spur 
zu gewahren. Das verhältnißmäßig milde Strafgefegbudh von 1803 verliert alle praftifche 
Bereutung neben einer Strafproceforbnung, die dad inquifitorifche Verfahren auf die Spige 
treibt und die Erprefiung eines Geflänpniffes von feiten des Angeklagten zur Hauptaufgabe des 
Unterfugungdrichterd macht; der Civilproceß bewegt ſich in den Formeln einer Gerichtsordnung, 
welche nur das ſchriftliche Verfahren kennt, dabei allerdings nicht fehr complicirt iſt, aber mit 
ven Forderungen des Lebens, ver Entwidelung des Verkehrs nicht gleihen Schritt halten konnte 
und feit ihrem Beftande (1781) durch einen Wuſt von Nachtragsverordnungen wahrlich nicht 
vervollflommnet wurde. Das Boncuröverfahren war fchleppend ; die Beftimmungen über vie 
Competenz der Berichte, die jogenannten Jurisbictionsnormen ließen manches zu wünſchen 
übrig; der Adel hatte jein privilegirtes Forum und übte ven Gerichtsbann auf feinen Herr: 
haften im Wege der Batrimonialgerichte, mit Abfaffung oder Beurtheilung der Geſetze war 
eine allgemeine Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen betraut. (Uber die ungarifchen Verhält- 
nifle 1. Ungarn.) 

Einen Staat im Staate bildete das Heer. Die lange (vierzehnjährige) Dienflzeit entfrem⸗ 
dete ven Soldaten dem bürgerlichen Berufe und mußte in das Betriebe der Production und des 
Erwerbs überall ſtoͤrend eingreifen. Spät, erfi im Jahre 1845, wurde die Dienftzeit auf acht 
Jahre herabgeſetzt. Der Adel war von der Militärpflicht befreit, welche beinahe ausſchließlich 
auf die ärmern Klaffen der Bevdlferung drüdte und auch nad Einführung der achtjährigen 
Dienflzeit eine äußerſt läflige, für das materielle Gedeihen des Reichs verberblie war. Die 
Greigniffe ver Jahre 1848 und 1849 haben gezeigt, daß in einem Staate, wo alles faul ift, vie 
Armee fi unmöglich bei Geſundheit und voller Kraft erhalten könne. ' 

So war in alle Zweige ver Verwaltung, vie mit dem materiellen Wohl und Geveihen ver 
Menge in Beziehung geflanven, ein nicht zu bewältigender Marasmus gefommen. Es war nur 
die Srage, ob die im Reiche vorhannene Heil- und Lebenskraft ver Nationen ihn verwinden 
£önne oder die herrſchenden Zuſtände fih Im Dafein behauptend das Sinfen und den Verfall 
ded Staat unaufhaltfam Herbeiführen würden. Die Erkenntniß von der Unerträglichfeit des 
beſtehenden Syſtemo wurde zum Gemeingut der halbwegs gebildeten Kreife, zur Außerung des 
Lebensinſtinets in den niebern Schichten der Bevölkerung. Wol that die Regierung dad Mög= 
lichfte, um zu verhindern, daß ſolche Erkenntniß ſich Bahn breche. Wer fennt nicht die auf Aus⸗ 
tilgung von Vernunft und Wiflenfhaft angelegten Polizeifünfte des Metternich : Seninigky’- 
hen Hſterreich, von feiner bis ins Komiſche gehenden Genfur an bis zu jenem Abrichtungs- 
often von trauriger Berühmtheit, das ven Öfterreichifchen Sugenpunterricht bildete. Der Ver: 
waltungsmechanismus, die Hohe Bolitik, die Juſtiz zum Theil und das Kanıerale — alled war 
auf Angeberei bafirt und follte durch fie zufammengehalten werben. Die Kinder wurben zu 
Denuncianten erzogen, und die Lehrer Hatten vorſchriftsmäßig fih an Schuleinrichtungen zu hal⸗ 
ten, welche die Neigung zu misgünftiger Anklage und Anſchwärzung in der Seele ihrer Schüler 
zu kräftigem Wachsthum bringen follten. Auf ven Volksſchulen herrichte ein herz: und geift: 
tödtender Mechanismus, in ven Gymnaſien fand die humaniſtiſche Bildung keine Zufluchtſtätte, 
die Hochſchulen waren (ausgenommen die mediciniſchen Bacultäten in Prag und Wien) dazu 
berufen, ſich feindſelig gegen pie Wiſſenſchaft zu flellen und den Beamtencandidaten der Zufunft 
den legten Schliff zu geben. Es war da wahrhaftig nicht von nöthen, aud noch die Jefuiten 
wieder einzuführen, um das Werk der Verdummung ganz zu vollbringen. Da der Nanıe biefer 
frommen Brüder Schrecken und Auffehen erregte, verfchaffte man ihnen als Liguorianern Zutritt 
in Klöfter und Schulen, fo In Wien (1820), in Steiermarf (1826); fie geflelen ſich aber nicht 
in der Maske und zogen es vor, ſich zu ihrem Schußheiligen Ignatius offen zu befennen; als 
Loyoliften entpuppen fie ſich bald In Steiermark, als ſolche halten fle ihren Einzug in Linz (1836), 
in Tirol (Ende der dreißiger Jahre) und von allem Anfang in Galizien (1820), wo die katho⸗ 
liſche Bolitit der Polen ihnen zu flatten fommt. In ihrer exceptionellen Stellung, die fie bis 
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heute, trop-wiederholter Re: und Declamationen im öſterreichiſchen Reichsrath, zu behaupten 
wußten, blieben fie jever Staatöprüfung vor Bekleidung von Lehrämtern überhoben und wirkten 
eifrigft für Bereicherung und Berherrlihung ihres Ordens, der fi in Ofterreich bald wieder 
heimiſch fühlte. Ihre ratio studiorum erwies ſich mächtiger ald bie profane und rechte Wiflen- 
fchaft, für die man allerdings auch in Wien eine Afademie gründete, aber unter welchen Bedin⸗ 
gungen, in welch einer vemüthigen Form! Das Gründungspatent derfelben (14. Mai 1847) 
verfügte nur die Errichtung einer mathematiſch-naturwiſſenſchaftlichen und einer hiftorifch-phi- 
lologiſchen Klaffe. Nicht vertreten wurden diejenigen Wiſſenſchaften, in denen man den Stifl- 
ftand am lebhafteſten wünfchte oder ven Mangel an Fortſchritt am wenigften bemerkbar machen 
wollte: Staatswiſſenſchaften und PHilofophie. So tief Hatte die herrſchende Politik vem afa- 
demiſch ausgeſchoſſenen Theile ver wiſſenſchaftlichen Notabilitäten Ofterreih8 dad Gefühl ver 
Unterwürfigkeit und ver eigenen Unzulänglichkeit eingeprägt, daß fich Die neue Akademie mit 
einer faft kühn zu nennenden Rejignation durch ihren erfien Beſchluß und eigenften Entfchluß 
unter — Genfur ftellte. Sie that dies im Widerſpruch mit ven Boten ihres Curators, des Erz: 
herzogs Iohann, und ber beiden Korgphäen der Willenfhaft, Hammer- Purgftall und 
Heidinger. 

Nachdem wir auf die Hauptrichtungen des Öffentlichen Lebens in dem vormärzlichen Oſter⸗ 
reich Ruͤckblick geworfen, fei aud) das in Betracht gezogen, was damals weber leben, noch flerben 
fonnte. Es waren dies die ftändifchen Brärogative, welche thatſächlich auf dad Recht der Vor⸗ 
flellung und Bitte beſchränkt blieben. Mochten auch die Stände einzelner Kronländer, fo die 
böhmifchen, die von Niederöfterreih und Steiermark ven Willen zeigen, ihren Wirkungskreis 
auf Orund und Maß ihrer gefhichtlihen, nur aus ver Übung gekommenen Rechte 27) zurüd- 
zuführen — e8 blieb beim Willen und fam günftigftenfalls zu halben, nichts oder wenig fagen- 
den Zugeflänpniflen feitend ver Negierung, die eine abfolute war im firengften Sinne des Wor⸗ 
tes, nach der ganzen Ausdehnung ihrer Macht. Alle Thätigfeit der Öfterreichifchen Landtage, 
der ungarifchen felbftverftändli ausgenommen, begründete nur einige, und gewiß. nicht grunn- 
Tägliche Modificationen in der Ausübung der vollziehenden und oberauffehenden Gewalt. Sie 
hatten die verlangte Steuerjunme nach dem Katafler und der betreffenden Übung umzulegen, 
in einigen Provinzen zugleich die Einhebung der Grundſteuer zu beforgen; ihre Verhandlungen 
waren geheim; Deputationen durften fie nur nad) vorgängiger Genehmigung an ben Kaifer 
fenden; ihre ſtändigen Ausſchüſſe, Gollegien für landſchaftliche Zwecke, waren fo gut ale Re— 
gierungsbehoͤrden in fteter Abhängigkeit von Wien und ven Landesgouverneuren ver Provinzen. 
ALS zulegt die Stände von Böhmen aus ihren Rechten Ernft zu machen fhienen, behufs De- 
duction derfelben eine eigene Commiſſion niederfegten und der Bericht diefer 3°), ein Meifter= 
ſtück feiner Art (mol vorwiegend der Mitwirkung Palacky's zu danken) im Landtage ſelbſt zur 
Sprade fam, da zeigte ſich, daß die Stände vor ihrem eigenen, ſonnenklar feftgeftellten Rechte 
in Furcht geriethen und zaghaft genug bie Regierung zu überzeugen fuchten, daß fie es gar nicht 
fo übel gemeint Hätten. In der Weile zeigt die ganze ſtändiſche Bewegung im vormärzlichen 
Öfterreih immer nur Halbheiten im Entſchluſſe, in der That, felbft im Worte und ganze Er⸗ 
folglofigkeit in ver Wirkung. Ginen maßgebenden Einfluß auf die Negierung mußten vie 
Stände nicht zu gewinnen, und wo fle ſich gegen Ende ber vierziger Jahre in der Rolle der Oppo⸗ 
fition geflelen, da ftärkten fie nur daß allgemeine Miötrauen in Die herrſchenden Zuftände, nicht 
den Blauben an ein gutes ſtändiſches Recht. Dieſes war durch Zeitumflände verloren gegangen 
und ohne ven rechten Muth, ohne Entichloffenheit zurüdverlangt worden: die Revolution ging 
über dafjelbe hinweg und mit ihr vie Geſchiche. 

Die oberfte Leitung der Staatögefhäfte in Dfterreih baben-wir nad ven Grgebnifien, 
welche ſie erzielt hat, geichilpert; ihre innere Einrichtung war wie ein todtes Räderwerk, deſſen 
einförmiger, fchleppender Bang von Kaifer Franz felbft überwacht wurde. Die Gefchäftigfeit 
dieſes Herrfchers kannte feine Orenzen, und die anſtrengende Regierungsweiſe, vie ex fih auf: 
gebürbet hatte, mußte denn doch, nicht weil fie in den meiften Fällen fruchtlos gewefen, fondern 
weil der Nachfoiger auf vem Thron, Kaifer Ferdinand J., die Laſt unmöglich tragen konnte, um⸗ 
geändert werden. Dad Verwaltungsſyſtem blieb jedoch Intact, nur um dad perfönliche Ein- 
fhreiten und Befehlen des Kaifers nicht alleroxten nöthig zu machen, wurde ein Conferenz⸗ 


37) Überfichtliches über die gefchichtliche Entwicelung der Stänberechte in Oſterreich, f. den Art. 
Deutſches Landesſtaatorecht (Staats-Lerifon, IV, 429 — 431). 
38) Sie ift abgebrudt in: Der bögmifche Landtag von 1847 (Gamburg 1848). 
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rath *9) eingelegt. Br beſtand aus zwei Erzherzogen und zwei Miniſtern, nämlich dem Staats⸗ 
lanzler und dem rangälteſten Staats⸗ und Conferenzminiſter. An Gründung von eigentlichen 
Miniſterjen wurde aber nicht gedacht; bie Miniſterſtelle war ſtrenggenommen fein Staats⸗, ſon⸗ 
bern ein Cabinetsamt, und Die verſchiedenen Zweige der Verwaltung liefen in die „„Hofftellen‘‘ 
als oberfle Spitzen aus. , So blich ea bis zur Märzbemegung, und ſolche Hofflellen waren: bie 
drei Hoffanzleien für die oberſte Keitung der Innern Verwaltung, die fogenannte vereinigte Hof: 
tanzlei für alle Länder außer Ungarn, die ungarifche und vie fiebenbärgifche Hofkanzlei, die all⸗ 
gemeine Hoffanımer für Finanz und Handeldangelegenheiten, die oberſte Juſtizſtelle für die 
Rebtäverwaltung in ben nihtungarifchen Bebieten, ber Hoffriegsrath für dad gefamnıte Mis 
litärweſen, die Genfur= und Polizeihofftelle, vie geheime Haus⸗, Hof: und Staatöfanzlei für 
die Angelsgenheiten des Laiferlichen Hauſes und des Äußern, endlich ein Generalrechnungs⸗ 
dixectorium für bie Staatörechnungäcontrole. Nebſtdem beſtand ein Staatorath, der aber ſicht⸗ 
lich degenerirte und ber Aufgabe, pie ihm von Maria Thereſta geftellt worden, längft nicht mehr 
gewachſen war. Sämmtlidde Hofflellen, mit Ausnahme jener für Genfur und Polizei, hatten 
eine Collegialeinrichtung; ihre Beichlüffe wurden durch Stimmenmehrheit, der vortragenven 
. Rätbe gefaßı, der Präfident hatte nur vie gleich entſcheidende Stimme wie jeder Botant. Im 
Schoſe der vereinigten Hofkanzlei beftaub eine eigene Abtheilung für den Öffentlichen Unterricht, 
bie Stubienhojcommifflen, welche fich jahrelang mit Abfaflung eines neuen Unterrichtsplans 
beigäftigte, ohne ihn bis zur Revolution fertig bringen zu können. Bei der Juſtizhofſtelle fun- 
girte als beſondere Abtheilung die ſchon früher erwähnte Befeßgebungshofeommiffion. Unter 
den wiener Hofflellen leiteten in den Hauptftäbten der Provinzen bie Länderbehörden, mit Aus: 
nahme ner Polizei gleichfalld collegialiſch eingerichtet, Die Regierungsgeſchäfte. Die Polizei ale 
enfant gate im Öfterreiifchen Staatsleben hatte überall eine bevorzugte Stellung; ihre Ab: 
hängigfeit von den einzelnen Länderchefs war nur eine partielle, fie Hatte unmittelbare Aufträge 
und Inſtructionen von feiten der Pollzeihofftelle und erftattete auch an biefe unmittelbar Bericht. 
Man wollte einen Pollzeiſtaat haben und über die Stimmung der Leute, über Unternehmungen, 
bie neben und außer der Regierung, wol auch gegen viefelbe, vorbereitet wurden, ſtets aufs befte 
unterrichtet fein. Man hatte ven Polizeiftaat in feiner ganzen Unbehülflichkeit für große Zwecke, 
mit der Unfähigkeit ver Maflen zur Selbſthülfe, ver Rath- und Kopflofigfeit ver Behörden im 
Augenblid ver Kriſio. Aber unterrichtet war man gleihtwol. nicht, dies beweift die Über: 
raſchung, welche ber polnische Aufſtand im Jahre 1846 veranlaßte, der Mangel an jeder Vor: 
bereitung und Rüſtung, ihm entgegenzutreten, bie Gleichgültigfeit, mit der den Nationali- 
tätöbefirebungen zugejehen wurbe als einem harmlojen Spiel, das ein neues Moment ber 
Berfegung des Staatd herbeizuführen nicht geeignet ſchien; Died heweiſt endlich vie Uberrumpe⸗ 
lung der Machthaber burch die Märzrevolution, welche neue, in Oſterreich unbekannt gebliebene 
Gewalten entfeflelte und die Inftigen Kartenhäufer, welche nie Polizei für bombenfeſtes Mauer: 
werk hielt, vom Eroboden hinwegfegte. 

Die äußere Politik des Kaiſerſtaats ward vom Fürften Metternich in dem nämlichen Geifte 
fortgeführt, der Ofterreich8 Verhalten während ver Befreiungokriege und ver Verhandlungen 
be& Wiener Congreſſes dictirt hat. Bine Umkehr in reactionäre Bahnen, wie fie um dieſe Zeit 
in Preußen ſtattfand, iſt ven Fürſten Metternich nicht vorzumerfen; er hat großen Welthändeln 
gegenüber immer nur den Beinen Vortheil Oſterreichs im Auge gehabt und glaubte denſelben 
am beſten zu finden, wenn die beſtehende Ordnung der Dinge allenthalben und jederzeit durch 

ſterreich in Sup genommen würde. Keineswegs aber war er geſonnen, bie öͤſterreichiſche 
Bertretung für die Iuterefien der Erhaltung umfonft anzubieten; wenn neben den großen con= 
fervatinen Zwecken irgendein greifbarer Vortheil für Öfterreich abflel, war dieſes im Zugreifen 
nie bloͤde. So in Deutfchland, wo dad bundestäglide Präflvium in Frankfurt durch Die all- 
gemeine Demofratenfurdht und die. Hinfälligkeit der preußifchen Politik zu mehr als einem bloßen 
Threnrechte wurde, wo Fürſt Metternich die hohe Staatsfunft wie die Ihm vor allen Dingen 
ans Herz gewachſene Polizei dem Zauber des Öfterreichifcgen Namens unterthan machte; fo In 
Stalin, wo Hſterreich von Beginn an ven Grundſat der Reftauration gebrochener Zuftänbe 
nicht fo hoch und rein hielt, daß es vor Übergriffen, vie ſelbſt den Proteft legitimer Fürſten (fo 
des Papftes wegen Ferraras) hervorriefen, fi geicheut hätte; fo in Bolen, wo angeſichts der 





89) Ergöpliches ader deſſen Geneſis und Wirkſamkeit bei Springer, Geſchichte Ofterreiche ſeit dem 
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Bewegung von 1831 die alte Zweideutigkeit der wiener Cabinetspolitik wiederkehrie, die Kit 
Rerne Schabenfreube ber ſterreicher Über Rußlands Gefährbung fi anfanglich Luft mals, 
über freilich and ber endgültige Trinmph der Nuffen allem Liebäugeln Oſterreichs mit den Po⸗ 
Yen raſch ein Ziel fegte: ß namentli in Krakau, wo das Prineip der Drdttung und Rüde, We 
grundfägficde Gegrierfägaft wider die’ Revolution den Vorwand Boten, vin bie vertragmäßige 
Ordnung der Dinge umzuſtürzen unb biefenigen Tractate gu verlegen, deren gehelligter 
Fortbefland dem Fürſten Metternich ‚eine Frage Uber Sein oder Nichtſein wur, wenn eben bad 
Öfterreichtfche Intereffe vabei nicht ins Spiel fam. Faßt man die Ergebniffe zuſammen, melde 
der Politik des Kaiſers Kranz und ves Stantöfanzlers zu verdanken find, fo zeigt es Mi, daß im 
anzen genommen und die dauernde Nachwirkung der Öflerreihifgen Unternehmungen und 
nterlaffungeni erwogen, mehr Unheil als Gewinn für den Staat bei ber Thaligkeit ver Metter⸗ 
nich ſchen Diplomatie herauskamm. Einen Gebietszuwachs wußte Metternich der Monarie mar 
durch die Cinverleibung Krakaus zu verſchaffen, 21,35 Auadratmeilen mit ungefähr 142000 Ein: 
wohnern. Das Befikergreifungspatent batirt vom 11. Mov. 1846; ein Jahr fpäater mußle 
Krakan unter Standrecht geftellt werden. Der Borgang ber drei Theilungsmächte, unhaltbar 
und verwerfli vom Standpunkt Her Wiener Berträge, hatte den Iweck, bie Yolnifihen Veflres 
dungen zur Serflellung der Natton tödlich zu treifen, den Polen die Moͤglkchkeit einer Organl⸗ 
flrung von Streifkehften, der Vorbereitung großartig angelegter Verſchwörungen auf Ainem 
Territoriun zu entziehen, dad auch in feiner nicht vollſtändigen Unabhängigkelt Für bie allwal⸗ 
tende Poltzei der Heiligen Alltanz ein Hinderniß war. Wie man diefen Zweck erreiihte, bie 
Duelle ver polniſchen Revolutionen durch die Annexion von Krakau verflopfte, zeigen neuere 
und neuefte Erfahrungen zur Genüge. Wieverholte Inſurrectionen und bie permanente Bere 
ſchwoͤrung ver Nation gegen eine over bie andere der Theilungsmächte firid nit auszutilgen: 
bie Metternich'ſche Sonfidcation der Republik Krakan war noch die Eonflscatton des pol⸗ 
niſchen Volks. u Ze u * 
| Nicht viel glanzvoller als die Öfterreichifchen Territoriaferwerbungen in det Zeit nah 1818 
waren bie moraliſchen Errungenfäaften ver Politik des Staatäfanzlers. “Die lange Reihe von 
Entwürdigungen, welche die tonangebende wiener Diplomatie feit den Karlsbader Beſchlüfſen 
über das deutſche Volk heraufbeſchwor, die chineſiſche Mauer, melde zum Sihntze Oſterreichs 
gegen bie Anſteckung durch den deutſchen Geiſt erriägtet worden war, die Befehbung aller libera⸗ 
fen Beftredungen, pie Berfpottung der Bahnbrecher ünftiger Einheit und lange vorenthaltenen 
Rechts, die Manie, als Traum, Schmärmerei oder gar ald Verbrechen zu ſtempeln, was in bet 
Seele jebes deutſchen Patrioten als flete Hoffnung, als tröſtende Sehnſuchte lebte; all dies mußte 
dns Gefühl ver Zufammengebörigkeit Oſterreichs und Deutſchlands abſchwachen und bie beſten 
Kräfte der Nation die Berührung mit einem Staate verabfchenen Iehren, der den Deutfihen nur 
dumpfe Verzweiflung und hündiſche Ergebenheit in Ihr Schickſal zu bieten Hatte. Wenn es 
oͤſterreichiſche Intereffen waren, was Fürſt Metternich vertreten hat, fo hat er auch durch das, 
Wofür und wogegen er Partei nahm, gezeigt, daß dieſe Intereflen Deutfihland bie Gegenwart 
unerträglich machten, e8 um bie Zukunft zu betrügen geeignet maren. 
Noch tiefen, nicht zu befänftigenven Haß füete Metternich's Politik in Stalten. Die öſter⸗ 
reichiſche Regierung fühlte ſich hier fo unſicher, daß fle blindlings gi den äußerſten Mitteln der 
Nepreffion griff und durch ſolche die Aufregung und das Racdegefüht der Italiener ſtets leben⸗ 
dig hielt. In Mailand waren die Elemente, daraus eine auf die Dauer zufammenhaltende 
Öfterreihifche Partei zu ſchaffen, in Hinreihenden Maß vorhanden; aber fen im April 1815 
wurde nrit den Sendungen von Italtenern nach dem Spielberg begonnen — gerade nicht das 
Mittel, zu treuer lebe für Oſterreich zu entflammen. Das wiener Gabknet betrachtete feine Herr⸗ 
ſchaft In Italien von vornherein als unverträglich mit dem Beſtande eines gemäßigten mon⸗ 
archiſchen Regiments anf irgendeinem Punkt der Halbinſel; es betrachtete ſich als die Gewähr 
für die Lebensfähigkeit des reinen Abſolutismus italieniſcher VBynaſten und dieſen im Wechſel⸗ 
bunde als eine Art Affecuranz der oͤſterreichiſchen Feſtſezung in Italien. Es nahm bereits ta 
Sabre 1815 (12. Iumt) den Bourbonen in Neapel vertragsmäßig das Verſprechen ab, daß fle 
keine Berfaffung einführen und keine Neuerungen bufden-folften, welche ben alten monarchiſchen 
Einrichtungen zunviberltefen ober mit den Grundfägen der lombardiſchen Verwaltung nicht ver⸗ 
einbar wären. Daß fpäter ähnliche Verträge mit andern italieniſchen Fürſten hinzugekommen 
find, weiß jeder, dem bie Geneſis des itafienifihen Kriegs von 1859 befanns iſt. Ganz ent⸗ 
ſprechend diefen Grundſätzen, welche die Halbinfel thatfächlich zu.einer oiſterreichiſchen Dependeng 
machten, weil fie die italieniſchen Fürſten um allen Halt im Volke bringen auıften, ergriff dann 
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Oſterwich gietig. die Gelegenheit; nen Polizelſchergen der Heiligen Allicuz zwiſchen Adria und 
Muitelaider abzugeben. Es weilte feine Regung von Selbſtaͤndigkeit dulden und verfolgte uns 
nachſichtlich jeden, der — ob Fuͤrſt oder Bürger — sine Kraft ſchien, gefährlich genug, in Wien 
Bedenken zu erregen. Nur Ein Mittel gab es, ſolche Bedenken zu zerſtreuen und den Quälereien 
der Öfterreiiiihen Molizei, den Mönken der Mattexnich ſchen Diplomatie zu entgehen:; unbebing⸗ 
tes Gehorchen, makelloſe Lauterkeit der Gefinnung, Treue ohne Wanken, unabläfßge Mitbethei⸗ 
ligung an Verfolgungen ver Datrieten. Werloren mer, wer einmal eine Anwandlung von 
Shmäde, non Theilnahme für Itallens Leinen gezeigt. Daß der Rrinz von Bariguan, Raul 
Albert, naduualiger König, fi In der Revolution compromittirt, Eannte ihm Ofterreich nie 
verzeihen; es ſuchte auf feine Entfernung vom Throne binzumirfen — alle Unzeichen ſprechen 
kafür, daß ver Blan, die ſardiniſche Thronfolge zu ändern, der öſterreichiſchen Diplomatie nidt 
ganz fan ing;?7) Man kann fich bei einiger Unbefangenheit nicht verhehlen, daß die miener 
Staatsmünner vpn einer Art blinder Wuth gegen alles Italienifche befeeli waren, daß fa bie 
Mittel, eine. anſehnliche Bartei ver Italiener Ihr Ofterreish heranzubilden, abſichtlich verſchmäh⸗ 
ten, ſich wol auch feinen Erfolg aus folder Bemühung verſprachen, daß fie, Doch ſonſt nicht wäh⸗ 
leriſch im Umgang mir Überläufern und Abtrünnigen von ber liberalen Sage, in Italien Com⸗ 
promittirte wie Berpeflete von ſich fliehen und fo allen Regeln der Klugheit entgegen dir Ver⸗ 
räther entmuthigten. Zu Lebzeiten des Kaiferd Franz fonnte fih die Regierung nicht ein: 
mal entfliehen, vie italieniſchen „Hochyerräther“ im Kerker menfchli zu Behandeln, und e8 
wirkte wie ein Lichtſtrahl nad langer Naht, als Kaiſer Ferdinand bei feiner Krönung in Maß 
laud (1838) Nahfiht und Gnade in großem Maßſtab walten lid, Man ſprach dann mol 
xon ſchwarzem Undank für die ertbeilte Amueſtie, aber welches nit ganz verlorene Wolf ließe 
Ah jemald durch Gnadenacte zur Preisgebung feiner Kriftenz, zur Auflöfung feines Lannes 
in eines geographiihen Begriff nerleiten? I | 

Eine Figut des Erbarmens bis zum Komifchen ſpielte ver öſterreichiſche Stantäfanzler mit 
ſeinem @ingreifen in vie orientalifge Frage. Dem Briechenauffand gegenüber ging feine 
Weisheit zu Ende; ihm felbft preßten die Wechſelfälle deſſelben und die herben Enttäufhungen, 
welche er ängitlih auf Türkenfiege lauernd erfuhr, und ber großartige Stü, in dem die Diplo⸗ 
matie Engkandd wie Rußlands die griehiiche Frage behandelte, zu wieherholten malen das &es 
ſtändutß ch, daß die Allianz der Mächte aus ven Bugen gegangen ſei, Daß er und Oſterreich 
allein die rechte Anficht der Sache einer Welt gegenüber zu vertreten hätten. Es war hie Anſicht, 
der zufelge, wie ſich Geng ÄAußerte, die Türfen unglücklicherweiſe immer recht, bie Griechen im⸗ 
mer unrecht hatten. Diefe waren Rebellen, und jene allein verbienten den Schuß der Heiligen 
Allianz — ein Ausſpruch, ven Metternich ungähligemal und, taltlos genug, ſelbſt angelichts 
vollendeter Thatſachen wieberfäute, ohne irgendiemand für dieſe kindiſche Meinung zu ges 
winnen. Es war nur eine geringe Genugthuung und ohne namhaften Gewinn für Oſterreich, 
wenn fpäter (1840) Frankreich bei dem Streite zwiſchen dem ägpytiſchen Vicekoͤnig und ber 
Pforte ſich in dieſelbe iſolirte Stellung verrannte, welche oͤſterreichiſche Privatliebhaberei währe 
rend des griechiſchen Freiheitskampfes geweſen. Das iſt doch ſehr die Frage, ob nicht eine offene; 
rũckhaltsloſe Unterſtũtzung ber Griechen, ja die nachdrückliche Schädigung der Pforte Oſterreichs 
Intereſſen viel weniger beeinträchtigt hätte als jene müßige Politik im Schmollwinkel, dia 
Metternich trieb, Die inmer nur fromme Wünſche Hatte für die Muſelmanen! eine Politik 
der frommen Wünſche, ver wohlmeinenden Rathſchläge, die ſchlechteſte, die es geben kann, um in 
ſchlechter, als Öferreih damit einem Volksſtamme zu ſchaden hoffte, für den Curopa von dem 
liberalen Canning bis zum desopotiſchen Zaren aller Reuſſen Bartel ergriff. Als es Dagegen 
lebendige Negungen nicht gu fördern, fondern zu unterpräden galt, im Sonberbunndfriege der 
Schweiz, ba mußte Ofterreich mit im Chorus der Mächte fein, welche Die Sache ber Jeſuiten zu 
der ihrigen gemacht hatten, da war bie Allianz, deren Auflöfung von Metternich verkündigt 
worden, weil die Alltirten ſich auf volksthümliche Wege verirrt, wieder beiſammen, ihrer ur⸗ 
ſprünglichen Beflimmung, ver Bertretung alles Umvolkathümlichen wiebergegeben. Die auss 
wärtige Politik des sormärzlihen Oſterreich vollzog mit Ihrer Parteinahme im Sonderbunde⸗ 
Eriege, ihrem haſtigen Eifer, ihren diplomatiſchen Wühlereien für die ſchweizeriſchen Jeſuiten ihr 
letztes Meiſterſtück. Es war, als ob fie ber Welt zeigen wollte, daß ed nichts Faules gebe, wofür 
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Metternich und feine Schule nicht in erſter Linie fämpften, nicht die volle Kraft Öfterreiihs ein- 
zufegen bereit wären, Wie eine Läuterung und ein gerechtes Gericht mar dann über Hfierreiqh 
und die Politik, welche es fi unter Metternich zum Lebensziel geſetzt, die Revolution ges 
kommen. 

Literatur. Coxe, „Geſchichte des Hauſes Hſterreich von Rudolf von Haboburg bie auf 
Leopold's II. Tod” (beutfch von Dippold und Wagner; 4 Bde., Hamburg und Lübeck 1810 18) 
Lichnowſky, „Geſchichte des Hauſes Habsburg” (bis zum Tode Friedrich's HL, 8 Bde., Win 
1836 fg.). Mailäth, „Geſchichte des oͤſterreichiſchen Kaiſerſtaats“ (reicht 618 zum Schluß des 
ruſſiſch⸗oͤſterreichiſchen Kriegs inlingarn 1849, 5 Bbe., Hamburg 1834 — 50). Tomek, „Hand: 
buch der oͤſterreichiſchen Gefchichte (bis 1526, erfter Theil, Prag 1858). Pölig, „Ofierreichẽ 
Geſchichte““, neu herausgegeben von Lorenz (mit Literaturangaben auch für Provinzialgeſchichte, 
Wien 1859). Roh, „Chronologiſche Geſchichte Oſterreichs⸗ (Innsbruck 1846). Krones, 
„Umriſſe des Geſchichtslebens der deutſch-öfterreichiſchen Landergruppe vom 10. bis 16. Jahr: 
hundert” (Innsbruck 1863). Für die älteſte Zeit: Büdinger, „Dfterreih8 Geſchichte bis zum 
Ausgang des 13. Jahrhunderts” (bis 1056; Bd. 1, Leipzig 1858). Für die neuefle Seit: 
Shmidt, „Zeitgendfitiche Geſchichten“ (Berlin 1859); Springer, „Geſchichte Oſterreichẽ felt 
dem Wiener Frieden 1809 (Thl. 1, Leipzig 1863), und bie einfchlägigen Partien in Gervinus 
„Geſchichte des 19. Jahrhunderts“. 

IL. Geſchichte fett 1848. Dad Sthauſpiel gänzlicher Haltlofigkelt, unmännlicen 
Aleinmuths und eifrigen Werbens um bie vordem fo ſchnoͤde verachtete Volksgunſt, welches 
die europäifhe Reaction in der größern Hälfte des Sturmjahres 1848 der Welt darbot, hat 
fih in feinen grellſten, aber zugleich Iehrreichften Scenen nad Oſterreich Hinübergefpielt. 
So leicht, als ſich Hier die herrſchenden Gewalten des Tages überwunden gaben, find fie kaum 
irgendwo den auf Recht und Freiheit pochenden Voͤlkern gegenüber gewichen; fo raſch, wie hier 
der Ubergang vom Zuſtande des patriarchaliſchen Megiments in den der Herrſchfucht aller und 
der Herrfchaft niemandes ſich vollzog, hat er mol nirgends bie gewaltigen Phafen feiner Ent: 
widelung durchſtürmt. Und in keinem Staat Europas dürfte die auf den erften Anlauf zu Bo: 
den geworfene Reaction ſich ſobald mie in Ofterreich zu emfigem Thun wieder aufgerafft Haben, 
um wie ein Phoͤnix erneuert und geläutert mit gewaltigem Fluge emporzuftzeben und Gleich⸗ 
gefinnte in die Höhen des reinften Abfolutismus zu ſich heranzuziehen. Will man für dieſe 
and Wunderbare grenzende Erſcheinungen ver Nevolution Ofterreih8 den richtigen Erklä⸗ 
rungsgrund finden, fo muß man bie Umſtände ind Auge faflen, welche vie Bewegung ber wies 
ner Märztage gelingen ließen, nicht well ihr wirklich unwiderſtehliche Kraft Innewohnte, fon: 
dern weil ed den Gegnern an Kraft und Muth gebrach, ihr entgegenzutreten. 

Seien wir gerecht gegen die Revolution in Ofterreich und gegen die Märzbeiwegung, mit ber 
fle in dag Stadium des Erfolgs trat! Wir haben gefehen, daß die unbegreiflicde Verblendung 
der alten öoſterreichiſchen Negierungsleute allen ernften Verbefferungen und Reformen im Wege 
fland und den Staat morſch werben ließ in allen feinen Blievern. Inden Kreifen der Bevdl- 
ferung wußten dies die einen, fühlten oder ahnten es die andern, denen ſich die Staatekrankheit 
nur In Fotm drüdtender Bepürfniffe offenbarte, für deren Befrienigung daß herrfchenbe Syftem 
nur Finflerniß und Moder, nicht Brot und Geift hot. Als Ausprud des richtigen Gedankens in 
ber Seele bevorzugter, ded dunfeln Ahnens und Fühlens Im Herzen der Menge mar bie Revo: 
lution in ihrem natürlichen Rechte und drang hervor zu Leben und Licht, wie ein Samenkorn, 
das in fruchtbare Erde gelegt ift. Aber es ſei und das Wort erlaubt: fie Hatte in Oſterreich fo: 
zufagen nur ein vegetabilifches Daſein; fie überwucherte bort in mächtigen Ranken Bildungen 
und Gewalten, die nad Jahrhunderten zähften und Fräftig genug waren, die marfausfaugende 
Wucherpflanze von fih abzufhütteln. Ziellos in den Tag hineinwachſend, über den eigenen 
Zweck, über das Verhältnig zum Organismus des Ganzen, in dem fie lebte, unklar wie daß 
Blatt, welhes im Winde raufcht, war die Revolution am ficherften überwunden, da fie am laute: 
fen lärmte, und oßne bleibende nachhaltige Spur in Befe und Sitte verſchwunden, nachdem fle 
Politik und Recht in Ofterreich für die Ewigkeit aus den alten ausgetretenen Bahnen zu ſchleu⸗ 
dern vermeint hatte. Es wirb immerbar denkwürdig bleiben und zum Verſtändniß ver Öfterreis 
chiſchen Geſchichte ein Großes beitragen, daß die Revolution in Oſterreich eben dort am beſten 
wußte, was fie wollte, wo fe von Ofterreich am wenigften wiffen wollte, und daß fie gerade dort 
die längfte Nachwirkung Hinterließ: in Ungarn und Italien. 

Der wiener Märzbewegung gegenüber zeigte fi bei den Männern des herrſchenden 
Syſtems eine eigenthümliche Scheu vor energiſchen Thaten, vor rüdfihtslofem Wüthen mit bes 
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waffneter Sand. Diefe Männer hatten ihr Leben lang eine ‚blutige Repreſſion wider aufflän: 
bifche Bevoͤlkerungen, allerdings von ver Ferne aus, für einen und nicht den geringften Theil 
ihres Berufs angejehen; jet, da es galt, in Wien ſelbſt zu unternehnen, was man durch 
Sabre und Jahrzehnte auf ver Apenniniſchen Halbinſel durch oͤſterreichiſche Solbaten verrichten 
ließ, auf wehrlofe Menſchen zu ſchießen, jetzt erfaßte panifher Schrecken dis leitenden Perfönz 
lichkeiten, jest hielt man auf halbem Wege und vactirte nach einigen Salven auf die forbernde 
Menge mit den Forderungen der Mevolution. GEs bürfte jedoch gefehlt fein, dieſe Bögerung im 
Entſchluſſe, dieſe Umkehr von lauherziger Kampfbereitſchaft zu mwillenlofer Nachgiebigkeit auf 
Verzweiflung an Haltbarkeit des Beſtehenden oder auf den Refpect vor ven in Wien entfeflelten 
Volkskräften zurüdzuführen. Was der Märgrevalution fo rafch und. vollſtändig zum Siege 
verholfen Hat, war die Uneinigkeit und die Demoralifation in den gegnerlihen Reihen, welche 
theils die Wünfche und Begehren ver Menge bis auf einen gewiflen Bunkt ſich jelbft angeeignet 
batten, theils wieder in einem Zuſtand der Muthlofigkeit Hielten, der durch auswärtige Ereig: 
niffe, durch die Niederlagen der confervativen Sache in Italien und Frankreich herbeigeführt 
worben. Es iſt befannt, daß eine ſtarke Hofpartei gegen Metternich war und auf defien Sturz 
hinarbeitete; Metternich wieder vermochte ſolchen Bemühungen und Wünſchen nichts entgegen: 
zufegen als ven totalen Banfrott feines Syſtems, ber feit den Neformen Pius’ IX. eine latente, 
feit ver franzoͤſiſchen Februarrevolution allbefannte Thatſache war. Um diefen Banfrottirer zu 
Halten, follte man es auf den Straßentampf in Wien anlommen laffen! Kein Wunder, wenn 
ſelbſt die eifrigflen Anhänger des Fürſten in ihrem Blauben an befien Glücksſtern erfhüttert 
wurden! — Da aber ver Blauben abhanden fam, fehlten aud die Werke, ihn zu bethätigen. 
Ruhmlod und mit ſichtlicher Haft ihrer Belehrung entgegendürſtend, vollzogen bie Barteigänger 
des Kürften ihren Abfall; die Nachmittags- und Abendſtunden des 13. März hatten einen ganz 
zen Troß derfelben zu Anbetern der neuen Gewalten ded Tags umgewandelt. 

Die Ereigniffe des 13. März konnten ver Regierung nicht unerwartet kommen. Rings 
umher fehlte e8 nicht an Vorzeihen bed nahenden Sturms, und wie ernfl dieſe von ber Mes 
gierung genommen wurden, beweift ber Umſtand, daß ſelbſt fe, vielleicht dad ganze Jahr 1847 
über, fi mit Reformgedanken trug. Wir wiſſen heute, daß Fürſt Metternich zu den eifrigften 
Börderern folder Gedanken zählte, daß vie kühnen Geſetzvorlagen für den ungarifchen Landtag 
(1847), von dem Beftreben dictirt, fi felbft als fortſchrittfreundliche Regierung an Stelle ver 
Oppoſition zu ſetzen, großentheild feiner Einwirkung zugufpreiben find, daß er fhon im Februar 
1847 Reorganifationsplane für die außerungarifihen Reichstheile betrieb und bei Durch⸗ 
führung derfelben jogar ven Ständen eine Rolle zugeflehen wollte. Nur freilid blieb es bei 
der Abſicht, Heim guten Willen, den nit die That Frönte, und zu welchem bie gefaßten Ent⸗ 
ſchlüſſe und ergriffenen Regierungdmaßregeln in ſchreiendem Gegenſatze ſtanden. Was half es 
auch, wenn die königlichen Propoſitionen im ungariſchen Landtag ven Forderungen der Oppo⸗ 
ſition im ganzen entſprachen, aber dennoch der verhaßteſte Misbrauch des Adminiſtratoren⸗ 
ſyſtems (ſ. Ungarn) von der Regierung aufrecht gehalten wurde, um erſt nach der Fe⸗ 
bruarrevolution fallen gelaſſen zu werden! Was ‚hatte es andererfeitd mit einem bis zu Berfaf- 
fungöneuerungen ausgeſchmückten Reformplane für die deutſch-ſlawiſchen Länder auf ih — ein 
Reformplan, welcher Befürchtungen feine Entflehung, aber der hellen Todesfurcht, die bei dem 
Ausbruch der Februarrevolution Metternich ergriff, feinen Untergang verbanft. Nach dem 
Sturz des Julikoͤnigthums lautete die wiener Tageßparole: Jept feine Goncefjionen, damit fle 
nit als unfreiwillig gebracht erfheinen?!) — ein ſehr loͤblicher Reglerungsgrundſatz, nur muß 
man ihn aufrecht zu halten wiſſen, nicht mit ihm großthun einer kommenden Gefahr gegenüber, 
um ihn ſchmählich preißzugeben,, wenn die Gefahr wirklich eingetreten if. Damit ber Schein, 
als jei man zu Gonceffionen gezwungen, vermieden werke, bat man in Wien die Zeit ungenügt 
vergehen laflen, 6i8 der Zwang, dem man erlag, für niemand bloßer Schein, für jedermann 
offenfundige Thatfache war. 

Die Bewegung, vor welcher die alte Ordnung der Dinge weichen mußte, hatte fich allmäh: 
lich von ber Peripherie des Reichs nach dem Mittelpunfte fortgepflauzt. Die in Wien als feige 
geicholtenen Italiener follten die erſten fein, welche ihre Stimme gegen ein heilloſes, fortſchritt⸗ 
feindliches Regiment zu erheben wagten. Manin in Venedig, Nazzari in Mailand wandten fi 
an die Gentralcongregationen ihrer Provinz mit Petitionen uns Verbeſſerung der Adminiſtra⸗ 
tion, um Abſtellung zahlreicher Misbräuche und Gebrechen ver öflerreihifhen Verwaltung 
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(December 1847). Die Ceatraltongregationen im Venetianiſchen und in der Lombarbei waren 
eine Art non Notabelm, welche die Neglerung um ſich verfammelt, mit nichtsſagenden sonfulta: 
AMven Befugniflen , nıtt einem fhattenhaften, in der Anwendung vielfad durchlöcherten und ver: 
Chmmerten Retitionsrecht ausgeſtattet Hatte. Selbſt dieſe Korperſchaften konnten nicht unhin, 
den ‚gegebenen Impulſe zu folgen, bie Borderungen Razzari's und Manin's zu unterſtüten. 
Die wiener Regierung antwortete mit Gewaltmaßregeln, lieh Manin und Tommaſeo in Bene: 
big verhaften, hie unerträglicden Polizeiplackereien, benen Italien erlag, verſchärfen. Das ſtei⸗ 
ette die Aufregung der Staliener zum Äußerſten: fie machten ihrer Exbitterung gegen alles 
flerreichifihe auf jede mögliche Weife Luft: Rauch: und Eottoverbote, Verfemung ber fremden 
Beamten und Militärs, Theaterdemonſtrationen, revolutionäre Maueranſchläge waren an der 
Tagesordrung, Die Polizei verbot ausnahmslos alles, was auf Politik Bezug Hatte oder irgend: 
wie als regierungäfeinnliche Kundgebung gebeutet werben konnte; au ſich ganz uuſchuldige Hands 
Inngen — fo wollte es eine Inſtruction ver malländer Beneralpolizeisirertion an bie Unter: 
behörden — felen unnachſfichtlich vom Berbot zu treffen, wenn fie durch Umflände den Charakter 
seiner ber beftehenden Drunang widrigen Demonftration erhalten follten. Am 3. San. (1848) 
brach eine Soldatenemrut⸗ in Mailand aus, bie ber Vicckönig, Erzherzog Rainer, dur Maß: 
rogeln ver Strenge zu ahnden verſprach. Aber die Dinge waren bis zu einen Punkte gediehen, 
wo von einer Beflrafung der Soldaten, welche ven wehrlofen Bürger miöhanbelt Hatten, feine 
Rede fein konnte; bald folgte vie Berfünbigung bed Standrechts und des Belagerungszuftandee, 
done vie Ofterreich in Italien fortan nicht meehr zu herrſchen vermochte. 2 .. 
.Machſt dem Lombardiſch⸗ Venetianiſchen waren in Ungarn die größten Schwierigkeiten 
vorhanden. "Hier tagte felt dem 10. Nov. (1847) der Landtag. Mit ven Zugeflänpniffen an 
die mächtig anwachſende Oppofition , in deren Chorus ſchließlich die conſervativſten Staats: 
männer (ein Baul Somſich!) wit einflimmen mußten, hatte vie Regierung das gänzlich ges 
fhwundene Bertrauen in ihre Ablichten und Praktiken nicht wiedererrungen. Die ſchönen fünig: 
lichen Wropofitlonen, durch welche fi Die wiener Machthaber zum Forttſchritt befannten, um 
biefen eben in ihrem Sinne gu leiten, verloren an geminnender Wirkung durch die von Wien 
ans betriebene Ottorganifation des Obergeſpaninſtituts, mitteld welcher pie Regierung der Eins 
führung einer Arc öfterseiiihher Bureaufratie in Ungarn vorarbeiten und mindeſtens die Bn: 
reauchefs (Untergebene , dachte man, wärben ſich wol finden) heranbilden wollte. Dagegen rin 
Sturm im Landtag, die heftigſten Reben bei ner Adreßdebatte. Vergebens fuchte pie Regie⸗ 
rung zu beſchwichtigen, fi mit den vorwärts Drängenden durch halbe Rachgiebigfelt abzu: 
finden — fie ließ die rechte Zeit zu einer Berfländigung mit frudtlofen Bemühungen nad einer 
ſolchen vorübergehen, und als vie Nachricht som Ausbruch und Gelingen der Februarrevolu⸗ 
tion nach Ungarn Bam, vief dieſes ven zogernden Polititern in Wien ein kräftiges, weithin ſchal⸗ 
lendes: Zu ſpaͤt! entgegen. In kuͤhner, den größten Meiſterſtücken politiſcher Beredſamkeit ſich 
würbig anreihender Rede derkündigte Kofſuth am 3. März den Baukbruch ver alidſterreichiſchen 
Staatskunſt, die gebteterifche Forderung nach Gewährung des vollen ungarifchen Rechts, bad 
wur dann eine Önrantie feines Beflanpes, feiner rückhaltsloſen, ungeſchmälerten Erfüllung habe, 
wenn auf ven übrigen Sfterreihifhen Staaten conftitutionelle Formen verliehen würden. 
Den Tag darauf brachte Die „Wiener Zeitung” einen Situationdartikel Über Die franzöͤſiſche 
evolution, worin fie zur Einigkeit zwiſchen Meglerung und Völkern gegen die communiſtiſche 
Hordenwirthſchaft in Paris mahnte — mit fo armfeligem Befafel hoffte man noch auszufonmen 
and den laut Kordernden Schweigen zu gebieten, die ſtill Unzufriedenen taubftunm gu machen! 
- Zu Böhmen, in den fürnflowifhen Ländern hatte fig feit Jahren ein Geiſt geregt, der jeht 
bie Empfänglichfeit für politiſche Agitation unter den Maſſen ins Dafeln rief. Mehr in der 
Form wiffenfchaftlicher Beſtrebungen und eines als philologifche Liebhaberri getriebenen Cultud 
ber Sprache hatten ſlawiſche Patrioten und Gelehrte ein politifch Handwerk geübt, das auf Ser: 
anbildung eines ſlawiſchen Nationalbemußtjeins hinaußlief. Die Slawen Öfterreiht begannen 
den Drud zu fühlen, der ihre Hefte Volkskraft laͤhmte; fie lernten dem Worte ihrer Sprach⸗ und 
GSeſchichtsforſcher folgen, weil es ebenfo verfiämpli als ſchmelchelhaft zu ihren Ohren Hang. 
In der Mundart, die fie von Kindheit ſprachen, wurden fle gelehrt, fi als zu gleichen Rechte 
mit andern Välferflänmen berufen zu empfinden; eB ward ihnen Aufklärung über das Zablen⸗ 
verhaͤltniß der verſchiedenen Navionalitäten Öfterreiche,, über den Grundſatz ber Majvrität, die 
unbeftritten zu. ihren Bunften fprach, während bie veſtehenden Einrichtungen des Staats He in 
bie Stellung einer von anderd redenden und Ichreibenden Beamten beherrfchten Minderheit 
zurücverjegten. Mit oder tro dem Willen der Negierung ging ed mit vieſer Bearbeitung det 
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Meſſen rüfig yormärtd; in ven ſüdſlswiſchen Ländern war bie Agltatioy von gounernenur 
saler Seite unverkennbar begünftigk,, ſchon als Gegengewicht wider bie magygriſchen Tendenzeg 
kari ſir der NRegiexuus erwünfiht, Unter den nörbligen Slawen, namentlih in Böhmen, ließ 
man die Sache gehen, meil an fie anfangs für haxmlos hielt, in dem Glquben von klug und 
vorfihtig. handelnden czechiſchen Patrioten beftärkt wurde und wol au gar nicht in der Lage 
war, ber ebenſo kräftig als unerfaßfhar gehenden Bewegung Einhalt zu than, Was fie im 
Bange erhielt, may ein Werkzeug, deſſen fich Die Öfterreichifche Fäurenufratie nicht in be Grade 
au bebienen wußte, um feine Verrihtung in ihrer ganzen Beheytung zu erfengen und wirkſam 
zu hemmen m die czechiſche Syrache. Dank der Selbflübermindung oder dem niebrigen Inter; 
efie, welche ezechiſche Batripien zur Annahme von Bolizeiämtern brängten, beherbergte bie öfter; 
reichiſche Regierung nahezu uncontrolichaue Beichüger der nationalen Sache in ben Reihen der 
eigenen Beant⸗nſhaft, Die Höher und hächſt geſtellten, bie ausfchlaggebenden Autoritäten ver⸗ 
Ranben nicht das Czechiſche und waren kei Werthſchätzung ber nationalen Ngisatipn quf Die FBe- 
zichte ſolcher angewieſen, die mit halbem oder ganzem Herzen felbft daran betheiligt waren, 
Vielleicht auch lie men die Sache and dem Grunde gehen, weil fie zu bem Motto: „Divide et 
isspprabis #{ vortrefflich paßte und die volkothümlichen Beſtrebungen der Deutſchen lahm zu 
legen geeignet eyſchien. Wenn dies Jeptere des Gall geweſen, fo zeigte pie Kolge, daß fi bie 
Rechning als richtig erwies und die Slawen revolutionäre Deufſche zu Paaren treiben halfen, 
um wieder naueſtena yon dieſen im Schach gehalten zu werden. 

Im Beginn der 1848er Revolution aber geſtalteten ſich die ſlawlſchen Forderungen zu 
einer wahren Werlegenheit für die Regierung. Ehe noch bie Nachricht yon den wiener Mlärzs 
beſtrebungen nach Prag grorungen war, hatten die Czechen, anfänglich jeden Streit mit dem 
Deutſchthum klug vermeidend, eine Art Vollsverſammlung (41. März) in Scene geſetzt, anf 
der Die Haypiläge der czechoſfigwiſchen Moljtik in ein Programm formulirt und die einzelnen 
Programmpunkte als Forderungen in eine Petition an die Regierung aufgenommen wurden. 
Die Deutfqhen in Prag gaben Dem ſhre Biſtimmung; fie kennten wol nicht anders, theils weil 
in ihren Reihen politiſches Verfiänpni nur ſpärlich vorhanden war, theils weil Die Czechen auch 
freiheitliche Maximen, denen man nicht gut Die Unterſtützung perſagen durfte, zu Fordexungen 
erheben, theils endlich weil die Maſſe des Volks czechiſch war ˖ und auf ihr Recht parhte, dem 
gegenüber die Deutſchen, ohne Halt ins Wolfe und ohne Dikciplin untereinander, nur im Bunde 
wit ver Polizei etwas ausgerichtet hätten, So fam rd, daß in einer Beit, da im Schofe ber 
Regierung wie unter Den Dertretern bex in Wien zur Geltung, gelommenen nationalzbeutichen 
Richtung volliläudige Unflacheit über Endziel und Mittel der deutfh-äferreihifhen Politik 

xxſchte, das Prngramm siner ſlawiſch⸗ oͤſterreichiſchen folgerichtig und ſcharf ausgeführt ſich als 

prberung praſentirte, Die Fzechen ſchrien nach Einverleibung Mährens und Schleſiens in 
Boͤhmen, nach einer neuen Landeßverfaſſung, die nur den Schwerpunkt ber Regierungsthätig⸗ 
keit in Wien belaſſen/ die provinzielle Selbſtaͤndigkeit Boͤhmens reſpectiren jollte, einex Landes⸗ 
veriaffung, welche den Foͤderativſtaat zur Vorausſetzung gehabt und die Wiederaufnahme cen- 
trallfirander Verſuche kn Wege der Gewalt wie der freien Vereinbarung unter ben Voͤlkern un⸗. 
moͤglich gemacht hätte. So erſchreckend klar und burchfichtig wie Died ſlawiſche Verlangen, fo 
unbeſtimmt, aber mit grauenhaft revolutionaͤren Schlagworten hernartretend war das deutſche. 
Zwiſchen beiden ſchwankt⸗ vie Regierung wie ein Rohr im Winde, His fpäter Radeßky's Siege 
im Italien Ihr einiges Selbſtoertrauen wiedergaben und bie Reaftjon zu weitangelegten Plauen 
wider jede nolfätyiggliche Bewegung eymutbigen. . - 

Während in Ungarn die Oppofition aufs kühnfle ihr Haupt erhob, Inden ſlawiſchen Ländern 
geſchidte Vollaflchrex ũch bereis hielten zu ernten, was fie durch Jahrzehhnte geſäet, unterwen Bolen 
in Galizien der. tiefſte Mismuth und bie äußerte Verſtimmung herrſchten, gber der beſte Wille, 
aus ven Zeitumſchwung Nutzen au ziehen, vorhanden war: ſchien in Wien alles ruhig und un; 
bedenklich 90x den Augen ver Balizei. Eine fieberhaft exhöhte politiſche Regſamkeit war bier 
allerdings nit narhauben: die Oppofitionspartei der. niederoͤſterreichiſchen Landſtände blieb 
ſelbſt mir ihren Münfden auf dem legalen Wege; der ald Malgontentenslub verſchriene Juri⸗ 
diſch⸗Politiſche Leſeperein hielt die feinen wol nicht ſtreng anf der Linie ber Legalität, aber io 
nahe als mäglidy an derſelben; die trog aller polizeilichen Aufficht zufammengetretenen Stuben: 
tenverbinpungen ſchloſſen nicht Verſchwoͤrer vom Handwerk, ſondexn die Mehrheit ber intelli- 
genten Studixenden zuſammen, welder bie fuftemasifche Unterwühlung des flaatlihen Beſtandes 
fern ing. Bon eine wirklichen Bolldaufregung,, einem ernften, Kegesgewiſſen Willen, Zu⸗ 
geſtandnuſſe gu ertrogen, kann doch nur nad Ausbruqh der pariſer Februapkataſtrophe bie Rede 
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fein. Die Nachricht vom Sturze Guizot's, von der Abdankung Lubiwig-BHHkpp'S, der Pro⸗ 
elamirung der Republik wirkte belebend, zu Thaten drängend; aller nicht fireng gouvernemen⸗ 
talen Kreife bemächtigte ſich nie dageweſene Unternehmungsluſt, aller Schichten der Bevöllerung 
die Gier nad) Veränderungen, nach neuer Aufregung, na Gewinn von Rechten und Cinſchraͤn⸗ 
tung der Befugniffe einer überall ausgreifenden, unerträglich geworbenen Bolizel. Dem gegen 
über war die Megierung durch Schrecken lahm gelegt, ſprach⸗ und ſinnlos wie ein altersſchwachet 
Greis, der den Ruin der Werke feines ganzen Lebens ſchaut. Und wo dieſe Regierung zu lallen 
wagte, bie Völfer mahnenn, fie mögen fie vor dem Abgrund der Hölle, ver ih in Paris aufs 
gethan, nicht verlaffen, da begegnete fie nur Hohn und Spoit und allgemeiner Beratung, zu 
welchen das im Rathe der Mächtigen aufgeführte Schauſpiel verſagenden Muthes, aber un⸗ 
gebrochener Herrſch⸗ und Keifſucht herausfordern mußte. 

Die Eröffnung der niederoͤſterreichiſchen Landſtände war auf ben 13. März feftgefeht; es 
galt, die ſtändiſche Oppoſition durch actives Auftreten ber Bevölkerung zu Präftigen, ven Anz 
teägen bes ſtaͤndiſchen Ausfchuffes, Uber deren vollsthümlliche Tendenz unverbürgte, wie eB fidh 
fpäter zeigte, unwahre Gerüchte gingen, die Annahme zu figern. Der Gewerbverein - eröffnete 
mit dem Befhluffe einer Adreſſe an den Kaifer ven Reigen (6. März); fie wurbe in Anwefen- 
heit des Erzherzogs Franz Karl mit Acclamation angenommen; ihre Übergabe-in bie Hände 
Sr. Majeftät verſprach diefer Fniferliche Bring dem Verein. Es war eine Adreſſe, deren Unter⸗ 
zeichner noch vor wenigen Wochen günſtigſtenfalls mit Feſtungoſtrafen davongekommen wären; 
ohne irgendwie maßlofe oder nit unbedingt loyale Wünſche zu enthalten, griff fie doch weit 
hinaus über das fhablonenmäßig Erlaubte, deflen ein Menſch mit gefunden Sinnen, folange 
Metternich und Sedlnitky obenauf waren, ſich erdreiſten durfte. „Nur ein feſtes, inniges An⸗ 
ſchließen“ — fo hieß es in der Adreſſe — „an die Stände und Bürger, ein feſtes, inniges An⸗ 
fliegen Oſterreichs an dad gemeinfame beutfche Vaterland und Offenpeit fank das alte ers 
probte Bertrauen wiedergewinnen.“ 

Mit einer zweiten Adreſſe trat der Juridiſch⸗ Politiſche Leſeverein unter Doblhoffe, Bach's, 
ber nachmaligen Miniſter, Führung hervor. Ste wurde In den Loecalltäten mehrerer Vereine, 
dann bei Buchhändlern zur Unterzeichnung aufgelegt, war an Die Stände von Niederöflerreiäh 
gerichtet und bezweckte den volffländigen Bruch mit dem alten Syftem. Den annoch herrſchen⸗ 
ben Gewalten wurde darin ber Fehdehandſchuh hingerworfen; der Muth, ſich durch das geſchrie⸗ 
bene Wort zum Abfall von denfelben zu bekennen, war vorhanden — es fehlte nur noch ber 
Muth zur That. Auch mit dieſem follte Bald die akademiſche Jugend dem in legten Zügen lie= 
genden Abſolutismus dienen ; fie wagte ſich am weiteſten vor und follte für geraume Zeit, wie 
ed dem Kühnften zu Recht gebührt, in den erſten Reihen gläugen. Bine Gtubentenverfammlung 
Hatte den Befchluß gefaßt, eine Adreſſe an den Kalfer zu richten; der Beitritt ſaͤmmtlicher Univer⸗ 
ftätöhörer follte am 12. März in der Aula des Univerfitätggebäubes erflärt werden. Die Apreffe 
forberte in einem Zuge: Gewährung ber Preß- und Redefreiheit, der Lehr⸗ und Lerufrelheit, 
Öffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtsverfahrens, Gleichſtellung ver Religionsbekennt⸗ 
niſſe, Repraäͤſentativverfafſung, kurz ein Verbict über das alte Oſterreich und Heraufführung 
eined neuen. Ste follte mit der Gollectiounterfärift: „Die Studenten ver wiener Hochſchule“, 
verjeben werben, und bie Aulaverfammlung, die ihr beitrat, war nicht Früher zum Auseinander⸗ 
geben zu bringen, als bis die Prefefforen Hye und Enblicer verſprochen hatten, fi nod im 
Laufe des Tags mit der Adreffe in bie Burg zu verfügen und fie bier dem Kaiſer zu übergeben. 
Es gelang ihnen Audienz zu erhalten; ber Beſcheid, ber ihnen warb, lautete allgemein und 
troſtlos: daß man die Sade in genaue Erwägung ziehen werde. 

Am Morgen des 13. März verfammelten ji die Studenten abermals in ber Aula, um 
Mittheilungen über das Ergebniß der Audienz und das Schickſal ihrer Adreſſe entgegenzuneh⸗ 
men. Der Bericht, den ihnen Hye erſtattete, reizte und erbitterte die Ungeduldigen, welche mit 
dem Ruf: Nach dem Landhauſe! (hier war die Eroͤffnung ber Stände für vieſen Tag angeſagt) 
erwiberten, Die Mahnung fand Anklang, und bald zogen die Stubenten, angefähr 2000 an 
der Zahl, in langen Reihen zum Landhaus hin, wo ſich bereits bie Stände eingefunden Hatten. 
In der Nähe des Gebäudes und im Hofe deffelben großer Menſchenandrang, zu dem alle Klaffen 
der Gefellfhaft ihr Kontingent gefteltt Hatten. Die Studenten wurden. mit Iautem Jubel be⸗ 
gräßt, und bald war im Hofe bes Landhauſes eine Rednerbuͤhne improviſtet, von ber Fiſchhof 
" und anbere Redner zun Volke fprachen. Fiſchhof, wol der lauterſte Charakter. unter den -Tage- 
helden der wiener Revolution, wies mit knapp und ſcharf gehaltenen Worten auf bie Forderuu⸗ 
gen der Zeit hin, auf die Rothwendigkeit der Einigung und des Zuſammenwirkens aller Volfs- 
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Räunne Hiterreſcht ste, wenn er geahnt hätte, daß ver unfelige Natbonalitätenyoift alle Er: 
rungenſchaften der Revolution vielleit für immerdar zunichte machen werde. Auf Fiſchhof 
folgten im raſchem Wechſel die andern: Renner, welche die belichteften Schlagwörter des Tages 
varlirten. Ein Student der Medicin las auch die Rede, weile Kofluth am 3. März im un⸗ 
gariſchen Landtag gehalten Hatte; fie wurde mit leidenſchafilichem Zuruf Segriißt und fleigerte 
die Erregung aufs aͤußetſte. Die in Ihrem Berathungsſaul verfammelten Stände mußten fid 
zuiegt entfchließen,, vie zahmen Wünſche, mit denen fie gelommen waren, fallen zu laſſen und 
dafür jene weitgehenden Forderungen aufzunehmen, welche bie untenſtehende Menge erhob und 
jene früher erwähnte Bürgerabreffe, deren Urheberſchaft Bad und Bauernfeld zugefchriehen 
wird, ven Ständen felbfl unserhreitet Hatte. Sie verfpradgen, die Petitivnspunkte ver Adrefſe 
und die Volkowuͤnſche beim Kaiſet zu befürworten, und begaben fi} zu dem Gupe, Landed: 
marſchall Montecneuli an der Spige, in Die Burg. Ehe fle hier ihren Auftrag verrichtet Hatten, 
war ed zum blutigen Zufammenftoß zwiſchen Militär und Bürgern gekommen; ‚in ber Nähe bes 
Landhauſes hatten die Soldaten zuerfl über die Köpfe. ver Leute, dann in vie Maſſen gefeuert, 
welche nun nady dem bürgerlichen Zeughaus ſich zu bewaffnen eilten, daſſelbe aber vom Militär 
befegt fanden und darauf. bin die erften ſchwachen Verſuche im Burrikadenban anfleflten. 

Die Berwirtung war im Wachſen, die Leidenfhaft der Mafien geſtaͤhlt durch bas Bewußt⸗ 
fein, ‚einem ernſten Kampf entgegenzugehen, bie Kunde über Vorgänge in den Vorfläbten 
von der Ginbildungẽkraft ins Runenhafte vergroͤßert. [Die polltifhe Bewegung war auf ven 
Kreis der inneren Stabt befihränft, feit 10 Uhr muorgenE die Gommmmication mit ben Vorſtaͤdten 
burd Militär abgefchnitten, die Stabtthore gefperrt bis auf eins, deſſen nıan in echt oͤſterrrichi⸗ 
fher Weiſe ganz vergeflen hatte.) Deputation auf Deputation verfügte ſich zu dem comman- 
direnden General, Erzherzog Albrecht, um ihn zu bewegen, das Militär aus der Stadt zu 
ziehen. In Confiſtorialſaal der Univerfist ſammelten ſich Die von ver Straße gewichenen Stu⸗ 
denten; fie faßten den Beſchluß, der Rector folle auf Grund eines alten, durch einen Mebichner 
ins Gedaͤchtniß gerufenen Privilegs unverweilt Audienz beim Kalfer negmen, um vie Bewaff⸗ 
nung der Stubirenden gu erbitten. . Bis 9 Uhr abends verfprachen fie ruhig zu bleiben und auf 
das Ergebniß der Senbung zu warten. In der Burg weilte eine Bürgerbeputation, dann bie 
ehrſame Röcperfaft ber nicberöfterreichfichen Stände, welche zur Unterſtũtzung ver Wolkswuͤnſche 
zu Sofe gezogen war und hier zuriidigebalten wurbe, weil man fie mit ungünfligeın Veſcheib 
nicht sieben laſſen wollte, zu einem günftigen ſich nicht ewtfchließen konnte. Die Reifen der For⸗ 
dernden tonrben durch bei anlangenden Rector und zwei mitbeputirte Profefforen verftärkt; aber 
die Staatsconferenz (vgl. über beren Zufammenfegung bie vorhergehende Abthellung) war noch 
immer zu feinem Entſchluß zu bringen, und die bis 9 Uhr geftellte Friſt, nach deren Ablauf: das 
Eutjegliääfte: bevorſtand, nahte rafch ihrem Ende. In der legten Minute ermannte man fid 
enblich zu einer Enticheidung, welche die Bewährung ber lauteſten Forderungen brachte: Bürger 
und Studenten follten ihre Waffen Haben, und die unverzüglich, noch in derſelben Nacht; die 
Nothwendigkeit einer Reorganiſation ver Staatseinricktungen wurbe im Princip zugeſtanden, 
die Abdankung Metternich’d ausgeſprochen. Würdevoll und ben anweſenden Bürgern wol in 
einem keichten Anflug von. Ironie Glück wünſchend ‚zu ber neuen Regierung“, fehieb der ges 
fürdhtete und alluerhaßte Stantemann aus feinem Poften. j 

Die Hartnädigkeit ver Studenten, bie waffenlos nicht von ver Gtelle gerüdt waren und bie 
Gewalt herausgefordert Hatten, hinter der.nieman bereit ſtand, dad Äußerſte zu wagen — fle 
war vom Sieg gekrönt worden. Der Sleger trat: nun in fein Recht und ſchrieb ber wiener Revo⸗ 
Intion feinen Willen zum Befeg. Bon der Aula wurden Minifler geftürzt, Entſcheidungen bei 
Legislation und Maßregeln der Berwaltung angenommen ober zurücdgewiefen, neue Freiheiten 
errungen und ie gevonnenen In zugellofer Haft, alles zu haben ober zu — verliexen, preiäge: 
geben ; bie Aula gebot wie unumſchraͤnkt dem Bange ver Ummwälzung, und mit iht pactirten raſch 
wechſelnde Minifterien wie von Mat zu Macht; fie liebte und vertheidigte: das Recht bes freien 
Mannes, wie flo ed verſtand, und ihr Verſtaͤndniß, fchülerhaft zufammengelefenes Stuckwerk, 
galt ale Maß und Michtſchnur jener ſtaatsmänniſchen Ginſicht, bie man: überall fuchte und nir⸗ 
genbs fand und sonder Aula ala baare Mürize vertvauensvoll hinnahm, weil eben bie Jugend 
in ſich ſelbſt Berträuen ſetzte und für andere ben Muth einer Überzeugung: hatte. Man kann 
dies lÜberwisgen fluventifher Einflüffe verhängnigvoll nennen für ven weitern Verlauf der 
wiener Revolutiows man kann es beklagen, verwluiſchen, darũber lachen, je nach Barteiftellung 
ober Temperament; um e8 aber Hiftorkf richtig aufzufaflen, muß nian ſich ben Mangel an po= 
litiſcher Bteife unten Der ganzen wiener Bevölkerung jener Zeit gegenwärtig halten. Friſchem 
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Muth.uud jugenblichem Schwunge, wenm: auch mit Feiner Bereit emart gau nadıngemäß 
dort die Leitung zu, wo.Boraudiiht eben niemanded Sacht iſt. .. 

In dem Beſteeben nach Wiuführuug eines neuen Verwalungaffens an Dem Sturze 
Metternidy 8 waren fo ziemlich alleVoalfkakreiſe mit eijnem machtigew Theil bar Hofkraiſe einig 
gewmeſen. Die Ginigkeit hoͤrge ſoſort auf, als in Frage kam, was mun:gu thun ſei. Kinaamfehns 
liche Partei der Stande, des Hofs und der hohern BVureaukratie, ſofern dieſe mit bes Grundſatz 
ber Stabilität um jeden Preis maleontent geweſen, hätte es jeht am Kebfien gaſehen, wenn mit 
Fürft Metternich s Entlaſſung hie Ruhe hergeſtellt und vie Muße zur Inangrifnahme mähiger 
Meformen gegeben. worden wäre. Aber ſchon aun Morgen des 14. März ſollie es ſich zeigen, 
daß fo wohlfellen Kaufs nicht auszukonunen ſei. Der Hof murbemit tteuen Forderungen her 
ſtürmt und: mußte wieder nachgeben. Die Aufhebung der Cenſur ward ‚gewährt, bie bealdige 
Veroͤffentlichimg eines Mreßgefeged verfprochen. Se großen Jubel die Kunde non dieſem Meuen 
Bugefläunnig verbueitste — bie rechte Befriedigung, bad Bewußtſein, exrungen zu haben, was 
man wollte, ſtellten ſich doch nicht ein; der Jabel über Verkündigung ber Preßfreiheit wurde 
durch den Huf nad einer Gonflisutien übertönt. Die Steatsconfevenz trat am Abend bed 14. 
in ver Burg zufammen unb berteth, ob es augegetgt fet, fi durch Die. Zujage einer Gonflitution 
zu binden. Das Ergebniß ver Berathung war jenes kaiſerliche Patent vom 15. Marz, welches 
die früber gewährten Bugefännniffe befcäftigte und bes Willen. des Kalſers ansbriidte, Abe 
georbuste alker Bnpwinktalftänbe um AG zu merfammeln, bie nicht blos als Beixath in Kragen 
ber Geſetygebung und Verwaltung, fondenn „gu Behufe der nun beſchloſſenen Conſtitution 
des Vaterlanded! 

Das Wort ſſonſtitution war außgefpenden und re⸗ Frohlocen ber Diener war ein grenzen- 
Infed, Ala Der Kaiſer nachmittags ausfuhr, jauchzee man ihm zug 28 mar wie ein Wiederſe hen 
nad; langer Arenwıng, ein Aufſchrei der Freude nach. bitterut Keid. Derſelbe Tag jtdoch, bex 
eine fo.tröftliche Aufwallung des Balfögefühle brachte, ſollte nit ohne neue herbe Prüfung 
voräbergeben. - Das. Abende erſchien bie Deputation des ungarifchen Banbtage, ven Belatin, 
Erzherzog Stephan, an ber Spige, in Bien, um für Ungsrn Forderungen zu fielen. Gin ſelb⸗ 
ſtändiges umgarijches Minifterium in Peſth, pas nem Lane :verantwerklich ſei; Erhebung de⸗ 
Platin. gırm unperantwortlien Alterego bed Königs, im Yalle dieſer außer Laudes meilte; 
keine ungariſche Hofkanzlei in Wien, nur ein umgerifeger Miniſter dem König zugatheilt; Feine 
Regierumg durch Frembe, beinerlei Biumifihung der erbländaiſchen Miniſter; keinetlei Beltung 
oͤſterreichiſther Ordonnanzen; půnktliche Ausführung der ungariſchen Beiche : ORiecht mit Tinem 
Werte und die Macht, es unverſehrt zu halten — das forderten die Ungarn. Ihre Bunte: wurn⸗ 
den erfüllt, und mer Kaiſer ertheilte den Veſchlüſſen des 1846er Landkagd ſeine Sanckion. 

Auf die ungariſche Deputation folgte bald eine bhmiſche. Sie überbrachte (MDD. März) vie 
neun Tage vorher ¶ ſ. oben) in Prag beſchloſſenen Forberungen, erhielt aber ausneichende Zu⸗ 
ſagen und aurbeſtimmte Antworten. Damit ließ ſich bie nationale Partei: in Prag nicht abfinden; 
fie organiſirte eine Sturmpetition, durch welche der Banbeögouverment , Graf Rudnlf Stadion, 
zur Mitunterzeichnung der czechiſchen Furderungsliſte genöthigt murbe. Bine zweite Deputation 
ging mach Mien ab, und ein Mitglied derfelben dietirte einem ver alteraſchwachen Miniſter jener. 
Zeitepoche die Erfüllung der czechiſchen Wünſche in Die. Geber. So Hatte bie. Ategierung dem 
Ungarn ben. Dunlismns, ven Czechen den Vluralismus zugeſtanden — fehlten notch Die Deut⸗ 
ſchen, denen fie das innige Anſchließen Ofterreichs an das gemeunfnme deutſche Baterlanb ver⸗ 
ſprochen hatte. Um auch ihnen gerecht und des eingebildeten Anſpruchs auf den äſterreichtſchen 
Priwat über Deuiſchland nicht verluſtig zu werben, willigte bie Regierung im die Vornahme ver. 
Wahlen zum frankfurter Parlament. Darob entſtand: großes Geſchrei im czechiſchen Lager, wel⸗ 
ches wieder durch die Erklrung (20. April) beſaͤnftigt wurde, daß reich die Zufimmmg zu 
den Bundesbeſchlüſſen fi vorbehalte und wie Unterorduung dem frankfurter Varlament gegen⸗ 
ber nict anbebiagt verſtanden haben wolle Die im kalſerlichen Patent voin 15. März ver⸗ 
hießene Gonſtitution des Vaterlandes hätte, nach ſolchen Vorgängeu bes Minifteniung zu. ars 
theilen, fehr.bunt ausjehen nıüflen. Die Deutſchen erhofften Ke zum Theil von Yraukfurt aus, 
wondem vie Czechen nichts willen wollten, die Ezechen für ſich, für Mähren une Echlefien von 
. Prag aus, mehin vie Mährer und Sxhlefier. nit pilgenn mochten, andere Slawen von Wien 
ober Uprem und bie Italiener gar von Turin. In voͤllige Ohnmacht gefuucken ſiellie 23 eben Die 
Regierung jedem Volke frei, die Freiheit zu fuchen, mo:es fle-AÄrmen Tünne; wad dabei herausges 
fonsmen ınäre, wenn die Remctton nicht fpäter. ia brutalfter Meife Abrechnunug- gehalten hätte, 
iſt gar nicht gu ermeflen — viefleicht bie. Freiheit, aber eine öfterneiciiche Biraiheit ſicher nicht! 
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Auch nachdem tag Miniſterinm itch zu ver That ermannt hatte, eine Verfaffungsurkunde, 
vielfag an die belgiſche anknüͤpfend, zu publiciren (25. April), kam keine Otdnung in das 
Chaos. Für jeden, ber Iogifih benden konnte, war es kein Näthiel, daß viefe octrogirte Ber: 
faſſung neben ven weitgehenden Gonceſſtonen an Böhmen gar nicht, neben einer deutſchen, auch 
für Ofterreich gültigen Rrichöverfaffung nur ſehr ſchwer ihr Daſein friſten köͤnne; und wer keln 
Denkvermbgen Hatte, dem wurde fie von der radicalen wiener Preſſe ala ein Trzeugniß der 
Partei des Rückſchritts, als ariſtokratiſches Machwerk denuncirt. Es war nur noch in Frage, 
bei welcher Gelegenheit dies todt geborene Kind des Miniſteriums begraben werden ſolle. Die 
Gelegenheit fand fi bald und brachte auch das Mimiſterium vom Leben zum Tobe. 

Es Hatte ſich dies Miniſterium um 17. März als ein verantwortliches zufannmengethant. mb 
endgũltig am 20. März eonflituirt Seine beruorrdgennfin Nitglieber waren Graf Ficquel⸗ 
mont, jpäter proviſoriſch durch Lebzritern, endlich durch Weſſenberg erfegt für vie äußern Anz 
gelegenheiten, Pillersdorf für das Innere; Kübeck; foäter Krauß für die Finanzen, Zanint, balb 
darauf Latour für das Kriegsbepartement. Den DBorfig Hatte urfprünglih Graf Kolowrat 
Inne; er behielt ihn aber nur kurze Beit, Hatte nie fo recht die Leitung des Batizen ,. welches 
Gberhaupt ohne rechte Zeitung war, umd er hinterließ dad Minifterium unter dem thatfächlichen 
Borrang Pillersvorf's, beffen. Geiſt fortan in allen Handlungen der Regieruug zu er⸗ 
kennen war. 

Was den Gel dieſer Verwaltung Jarakteriſirt iſt nicht To ſehr Die Schwäche und Nach⸗ 
giebigkeit überhaupt, ald Heide am würchhten Orte, Die gewaltigen Staattkünftler der Mies 
action, von denen Pillerdborf nachmald beinahe zum Verräther geſtempelt wurde, hättenals.öfters 
reichtiche Minifler von Mär; bid Jult 1848 eben auch vielfach nachgeben uns mit der Straßen⸗ 
demofratie ſich vertragen muͤſſen, rule e8 Pillerddorf ihat. Die meiften der Herren zogen es vet, 
bie Reſidenz zu verlaflen, jeber anf ihr Tusculum zu ziehen und den Audgang der Dinge ab⸗ 
zuwarten. Dennod warew, ihrem- |pätern Orrede zufolge, flo die Helden und Plllersdorf ber 
Beigling. So ſeltſume Namen geben vie Stautsmerfen der Reaetion ben Menſchen und Dingen! 
Die Wahrheit und Gerechtigkeit verlangen, daß man Die Schwäche Billevsnorf!6 aus der: Natur 
bes Mannes und dem Umſtänden ber Zeit, denen er allerbings nicht gemachten war, erkläͤre. 
PBillersporf, ein im alten Syſtem ergrauter Beamte, Hatte fein Leben lang vie eigene That⸗ 
Eraft erſticken müffen, um ben herrſchenden Gewalten des Tags zu gefallen; er that jegt nur, 
was er früher zu üben gelernt hatte: ex beugte ſich vor benen, welche herrſchten. Da aber dieſe 
ganz anders geartet waren ald diejenigen, welche Frühre Die Gerren geſpirlt Hatten, blieben ihm 
die Kraft und Bebeutung ver Wünfche, ver Zorberungen, ja der Baunen. der neurn Bebleter ver⸗ 
borgen; er verjuchte Widerſtand gegen diefelben, wo ex fie am meiflen zu fürchten hatte, und 
ließ fie gewähren, wenn kluges und rechtzeitiges Einfikueiten. gegen fie feine Gefahr gebvacht Hätte, 
Eid den Maffen fügen, mo ed'ndthig,, ihnen entgegentreten, ıvo dies möglich iſt, das lerıtt man 
nicht in den Kanzleien eines abfoluten Staats. Und iſt mit ſolcher Aufgabe ein Alter. Stauts: 
beamte von Pillersdorf's Schlage betraut, fo brechen ohne Schuld des Armen Ereigwiile über 
den Staat herein, wie bie geweſen, welihe Hſterreich im Sabre 1848 getroffen haben. 

Bu einiger Entſchiedenheit raffte ſich das Miniſfterium anf, als ed an die Ausfũuhrung ber 
BVerfaffung von 25. April ging. Eo Tuchte ſich zuerſt durch Gewinnung volläthimlicdder Per: 
ſonlichkeiten zu ergähzen; Balacky, son allen Slawen hoch gefeiert, follte bad Portefenille des 
Unterrichts übernehmen; auch mit Bach wurde ſchon berzeit umterhandelt. Beide ſchlugen bie 
ihnen zugebadhte Ehre aus; dafür gelang es Doblhoff, damals eine der populärſten Perſonlich⸗ 
Seiten in Wien, zur Übernahme des Minifieriums Ber Öffentlidgen Arbeiten zu vermoͤgen. So 
um eisen in ven ihren der Menge gutklingenden Mamen vermehrt, trat dus Gabinet mit cinems 
provifortigen Wahlgefetz hervor (9. Mai), auf Srund deſſen es einen Reichdtag in Gemaßheit 
der Aprilverfaſſung zu bekommen hoffte. Dies Geſeh fußte auf dem Gruudfeatz ver mittelbaren 
Wahl und des Genſus; ein heſtiget Widerſtaud erhob ſich gegen daſſelbe, und dad Minifter 
rium wollte dieſen durch Auflöftung des ſogenannten Centralcomite brechen, welches ihm als 
treibende Kruft der Bewegung erſchien. Es war dies Gomité ſchon in ben Märztagen aus Ab: 
georhneten der Nationalgarde und der Studentenleglon gebildet worden; unangefochten hatte 
es feine politifche Thätigfeit antreten uud: fürtfegen, hohr oder niedere Politik treiben Finnen, 
wie gerade ber Angenbilf dazu angeihan war. Iegt wollte plötzlich die Nogieraug den Fort⸗ 
beſtand dieſer Koͤrperſchaft als unconſtitutionell nicht länger dulden, dir Auflöfung berfelben 
erzwingen. Dadurch ſah ſich das Comite aud ver jedenfalls gewagtetn Rolle eines Angreffers 
auf Verfafſung und Wahlgeſetz in dir vorthelhaftere Stellung eines Vertheidigers verſetzt. 
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Und gelingende Bertheldigung kann die Kräfte wie den Willen zum Angriff nur erhöhen: dies 
ſollte man auch hier erfahren. Am 15. Mai wurbe die Regierung mit lauten Forderungen ber 
flürmt: fie folle ven Beſchluß der Auflöfung des Eentralcomite zurüdnehmen, dad Wahl 
gefeg ändern, das Zweikammerſyſtem fallen laffen, einen conflituirenden Reichstag einberufen. 
Vergebens fträubte fih das Minifterium gegen. ſolche Zumuthungen; die Stupentenlegion rückte 
abends bewaffnet aus und ließ alle Vorbereitungen zum Straßenfampfe treffen. In ver Burg 
fügte man ſich und willigte in die Korberungen bed Tages. 

Um fih neuem Drängen zu entziehen, beſchloß die Eaiferliche Familie Wien zu verlaffen und 
feßte ven Entſchluß am 17. Mai ins Werk, Die Nachricht von der Flucht des Kaiſers verbreitete 
in Wien allgemeinen Schreden, den aber die Regierung nicht zu benugen verfiand. Es war 
unter der Bevölkerung zweifellos der befte Wille einzulenfen vorhanden; flatt dieſen Willen, 
wo er vorhanden war, Eräftig anzuregen, wandte man fi gerade an jenen Theil ber Volks 
partei, der am wenigften Neigung zum Nachgeben, zu ernfler Nefignation Hatte. Die Stuben 
tenlegion folkte fi auflöfen, follte von freien Stüden auseinanbergeben; fie Tieß e3 auf Gewalt 
antommen (26. Mai), und bald zeigte fi, wie mächtig noch der Anhang war, auf ven fie zählen 
fonnte. Noch folgte der größte Theil der Nationalgarbe ihrem Rufe; die Arbeiter eilten aus 
den Vorſtädten herbei, um für Die Studenten zu. kämpfen; Barrifaden wurben errichtet und vie 
Nacht, auch die zwei folgenden Tage über bewacht. Der Sicherheitsausſchuß (der im Dioment 
der Ruͤhrung nach Abreife des Kaifers an Stelle des Centralcomité getreten war) intervenirte 
beim Miniflerium, erhielt aber wenig befriedigende Auskunft, und als ihm vollends die Kunde 
warb, daß fein Bräfident, Graf. Breuner, von den Abſichten ber Regierung gewußt, loͤſte er ih 
im Befühle ver verlegten Wütde auf und ließ bie Behötden ohne jebe vermittelnne Autorität. 
Dem Minifterium wäre die Beſchämung nicht erfpart geblieben, getwähren zu müffen, was auf 
Straßenplafaten ald Forderung des Volks zu lefen war, wenn ſich nicht zum guten Glück Ab⸗ 
geordnete des Gemeinderaths, der Nationalgarde und der Studenten in einen vereinigten Außs 
ſchuß zufammengethan hätten, um mit der Regierung zu verhandeln. Das Minifteriun mußte 
in allem nachgeben, die Legion fortbeftehen laſſen, auch barein willigen, daß eine firenge Unter- 
ſuchung mit den eigentlichen Urhebern des Vorgangs gepflogen werbe, und ſchließlich fih ver- 
pflichten, ven Kaiſer zu fhleunigfter Rückkehr nach Wien einzuladen. 

Nach vieſem neuerlichen Stege der Studenten friftete die Negierung noch ein paar Wochen 
lang eine Art von Scheinexiſtenz, bis fle son dem als Alterego des Kaiſers angelangten Erz= 
herzog Johann auf Andringen bed wieder zufammengetretenen Sicherheitsausſchuſſes entlafjen 
und durch ein neues Babinet erfegt wurbe (Anfang Juli). 

Während die wiener Bewegung in den höcften Wogen ging und Stüd für Stüd vom Ge⸗ 


Iobten Rande des Gonftitutionalismus nach Oſierreich zu fpülen vermeinte, legte bie Reactton 


mit ficherer Hand ven Grund zu ihrem nachmals verheerenden Wirken. Wir meinen nicht die 
zu Iundbrud, dem Aufenthaltsort bes geflüchteten Kaiſers, theils eingeleiteten, theils ihrem Ge— 
lingen nahe gebrachten Intriguen mit dem Namen einer folden Grundlegung zu beebren: fie 
waren nur wie ein unſicheres Taften und Kühlen der Meaction, ver Berfuh, namentlich Un⸗ 
garn gegenüber ein Werk durchzuführen, ohne fi dazu bekennen zu. wollen. Wol aber hatte 
die Partei des Rückſchritts den Muth, andererorten ihre Fahnen zu entfalten, fie offen und 
verſtändlich für jeden aufzupflanzen, der überhaupt im Stande war, bie Farben zu unterſcheiden. 
Solcher Unterſcheldungsgabe konnten ſich freilich Die wärmften und ſelbſt die ertremjten Partei: 
Hänger des Fortſchritts in Wien nicht rühmen: ale Radetzky in Italien ver Reaction das 
Bewußtſein, fle fönne und werbe zu Kräften gelangen, wiederverſchaffte, träumten nod immer 
die Rabicalen und Liberalen in Wien von eunftitutionellen Ordnungen auf mehr ober minder 
vemokratiſcher Bafls! Wie kindiſch nalv, wie harmlos vertrauen, wie arm an Geiſt, an Mutter: 
wis and Menſchenkenntniß waren doch dieſe Leute, vie von allem, was in Italien vorging, fo 
wenig Rotiz nahmen und fo gar nichts verftehen wollten. Da hieß «8 bald, man wolle nur die 
Öfterreichifche Waffenehre retten und, wenn dies geichehen, Mailand freigeben; Halb wieder 
glaubte man alles Ernſtes, den Itallenern müfje ver Sinn für wahre Freiheit, für pie Werth⸗ 
ſchaͤzung der Öfterreihifchen Errungenfchaften durch Gewalt beigebracht werben; die Öfterreichi= 
ſchen Soldaten waren nach biefer Vorſtellung eine Art Freiheitsapoſtel, Die zur Bekehrung einer 
für alles dargebotene Gute undankbaren Menge.audgefanbt worden. Man begriff es nicht, daß 
ber Blaubensfag der Bolföfouveränetät, den man befländig im Munde führte, ver nachmals 
feloft auf dem kremſterer Reichätag ben Stoff zu einer anregenben Debatte bot, als ketetiſch, als 
undfterreihif, als Außerung des Hochverraihs gelten muüͤſſe, ſobald ihn Radetzky's femee in 
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den Staub geworfen, ſobald die uͤbermacht der entgegenſtehenden Principien des Gehorſamd, 
der Disciplin, der mbedingten Hingebung durch blutiges Ringen erhaͤrtet worden. Die Reaction 
ſollte an den Siegen über Karl Albert erkennen lernen, welch ein erfolgreiches Werkzeug fie an 
des Armee zur Unterdrückung volksthümlicher Megungen befige. Die Armee felbft harrte fehn- 
ſuchtigſt des Augenblicks, da man fie als Werkzeug zu ſolchem Ende gebrauchen wolle. . Sie war 
es Gberoräßig, Bürger das große Wort führen und Waffen tragen zu fehen; fie hatte das Be: 
wußtſein, dem Staate eine Provinz gevettet zu haben, und bie Zuverficht, auch Die andern Ge⸗ 
fahren abwenden zu fönnen, welche die Schwäche bes Regierung und die Vegehrlichkeit ver auf- 
geregten Bollömafien über das Reich heraufgeführt. Man wirv ihr das Beftreben nicht ver: 
argen können, etwas zu gelten in einem Staate, für ben fie ihr Blut verſpritzt; man wird das 
militaͤriſche Urtheif oder — Vorurtheil, demzufolge innerhalb der Einrichtungen der Resolution 
für eine maßgebende Stellung des Heeres Fein Raum war, erklärlich, ja nahezu ſelbſtverſtaͤndlich 
finden. ‚Und mit nichten wäre dieſer Stimmung bes Heeres, diefer feiner Marteinahme für den 
unbedingten Rüdfchritt vorzubeugen gewefen, wenn etwa die Reiter der Volkobewegung, vie 
wiener Stubenten und Volßötribunen, die Nationalgarde und fpäter.bie Reichsvertretung ſelbſt 
fih freundlicher zur Armee geftellt hätten... Denn wohl bat es boͤſes Blut erregt, als der Antrag 


⸗ 


auf laute Anerkennung der Armeeleiſtungen in Italien im wiener Reichdtag durchfiel; aber wäre 


er auch mit Acclamation zum Beſchluß erhoben worden — er hätte an der Sache nichts geändert. 

Mit dem trodenen Dante ver Reichovertretung hätte eine Armee nicht fürliebgenommen, vie 

a Im Gegenſatze zur frelheltlichen Entwickelung bes Tages wußte und In folgem als Macht 
len lernte. 

Wenn wir bei Erörterung dieſes Punktes etwas länger vermeilen, fo möge und bie Wichtig: 
keit, vie er für Erkenntniß ver Öfterreichiichen Zuſtände hat, entſchuldigen. Die nalieniſchen 
Befigungen ſterreichs find ein Kriegslager für feine Armee. Diefe lernt in Italien, wo bie 
Mehrzahl der Bevölkerung ihr feinblich entgegenteitt, alle Tugenden üben, melde den rußelos 
wahjamen, jeben Augenblid auf Abwehr oder Vertheinigung gefaßten Solvaten audzeichnen. 
Sie lernt aber auch alle Untugenden, welche das Kriegerleben, wo eö in beflänbiger Trennung 
von einer vaterländiſchen bürgerlichen Geſellſchaft und von deren mohligätigem Cinfluß auf 
Herz und Sinn des Soldaten verharrt, nothwendig mit fi bringt, Untugenden, welde 28 zum 
Handwerk and zu einem ziemlih rohen Handwerk verunftalten, Solche Untugenven: Ber: 
achtung des Bürgerlien, Anmaßung von Vorzugsrechten als einer vor allen Sterblichen aus⸗ 
gezeichneten Kaſte gebührend, Streben nach Alleingeltung in Staate, dev ſich nach dem Gebote 
militaͤriſcher Ziurdmäßigkeit zu richten babe, Die Sucht zu glänzen unb andere vor foldhen 
Glanze ohne Murzen fi ‚beugen zu fehen — wer wüßte nicht, daß dieſe Untugenden feindlich 
geſtimmten Italienern gegenüber einen natürlichen und in ber ber Herzens haͤrtigkeit des Menſchen 
begründeten Urſprung haben. Mer ſie aber durch längere Zeit geübt, men ſie als unzertrennlich 
vom Soldatenberuf in Italien ankleben, der kann fie unmöglich nach einigen Surzen Märſchen, 
vie ihn auf deutſches oder ſlawiſches Gebiet führen, ablegen. Die öͤſterreichiſche Herrſchaft in 
Stalien ift auf die Spige des Schweris geſtellt; die Schwertträger gehorchen den Kalfer; ihnen 
gehorcht die unterjodhte Nation — umb wären fle Halbe Engel, ed müßte.ihnen ein ähnliches, 
wenn auch nicht ganz fo weitgehennes Verhältniß ver Unterordnung, des Gehorſams ald Die 
rechte Ordnung des ganzen Neichd,, als das wahrhaft lebendige Öfterreichliche Staatsgrundgeſetz 
erſcheinen. Die Verfaſſungsgeſchichte Hſterreichs, das Gefetz feiner innern Entwickelung if fo 
zum guten Theil auß einem pfychologiſchen Proceh im Corpsgeiſt ver Armee zu erklären, und 
der Umfland, daß bie oͤſterreichiſchen Siege von 1848 der Reaction zu Kräften verholfen, wie 
die Niederlagen von 1859 ihr — bis auf weiteres — einen argen Stoß verfegt haben, iſt Fein 
zufälliger: er iſt nur Die thatſächliche Werkörperung eines Momentö in jenem — pſychologiſchen 
Proceß. 

Von dieſem nothwendigen Rückſchlag der italieniſchen Ereigniſſe auf die innere Lage Hatte 
bie Beiwegungspartei in ben beutfchen und ſlawiſchen Ländern auch nicht die leifeftle Ahnung. 
Was immer man ihr von befchränkt öfterreichifchem Standpunkt aus vorwerfen mag, baß ſie bie 
Maßregeln der Regierung zur Bekämpfung der Italiener irgendwie zu durchkreuzen verſucht 
Hätte, kann man ihr nicht nachſagen. Als im October 1848 Theile des wiener Garniſon nach 
Ungarn ausrückten, brad ber helle Aufflann aus, und man fuchte die Megierung mit offener 
Gewalt im Kampfe wider Ungarn zu hindern; aber nie war etwas davon zu hören, daß bie 
Sendung von Truppen und Kriegsvorräthen nach Italien irgendwie audy nur lebhafte Demon: 
ſtrationen von feiten der Volkspartei hervorgerufen hätte, Und wahrhaftig! wäre das Mint: 
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herium Pillervorf nicht aller Klugheit und jedes Unternehmungsgeiſtes Bar geweſen — es 
wäre ihm vielleicht gelungen, einen Theil der fe unruhigen, fo aufs äußerſte unbequewen 
wiener Studentenſchaft als Freiwilligencarps nach Italien zu führen, wenn es nur ernſtlich den 
Verſuch dazu gemacht, den Coup gewagt hätte. Aber freilich! wagen, Anußerorventlihes unter 
nehmen, die Welt abſſichtlich und kunſtgerecht täuſchen und durch Täuſchung gewinnen, das 
Ing dieſem Miniſterium fern. Ohne mit Bezug auf Italien irgendwelchem Druck ausge⸗ 
fegt, ohne durch Sturmpetitionen oder lauted Fordern ber Menge in dem Bunkte erſchittert 
worden zu fein, hatie das Cabinet ſich in Friedensverhandlungen auf Grunud einer Territoriab⸗ 
abtretung in Italien eingelaffen. Es wandte ſich desfalls (Depefche vom 8. AyziD an England 
um Vermittelung und erklärte ſpaͤter feine Beraitmilligkeit, auf die Lombardei zu verzichten. 
Die Unterhandlung fcheikerte an den tweiigeheunen Forderungen ber Gegner, welche auch das 
Venetianiſche befreit wiſſen wollten. Vom Kriegamimiſter Latonr aufs eifrigſte mit Vexftär: 
kungen verſehen, machte Radetzky dem Schwanfen: ver. oͤſterreichiſchen Diplomaltie bald durch 
Waffenerfolge ein Ende: Er nahm zuerſt Die abgefallenen Städte im Beustinnifhen, Vicenze 
(11. Juni), Udine, dann Padua und Treviſo, bis anf Venedig, welches die Oſterreicher nad un: 
rũhmllcher Gapitulation (23. März) geräumt hatten, um es erſt im folgenden Jahre bauch hart⸗ 
näckige, von ſchweren Verluſten begleitete Belagerung wiederzugewinnen. In den Tagen bed 
22., 23. und 24. Juli ſchritt Radetzky zur Dffenfive gegen Karl Albert's Hauptmacht, bie ende 
lid) am 25. Juli bei Cuſtozza geichlagen wurbe. Die Piemonteſen mußten nach Mailand und 
von da über ven Teſſin zurück; bie Lombardei gelangte abermals in öſterreichiſche Hände, und 
der Waffenſtillſtand mit Karl Albert wurde auf Grund bed Beſitzſtandes vor dem Kreiege abs 
geſchlofſen. 
‚Beinahe um die.namliche Zeit, als die Sache Ofterreichs in Italien einen Umſchlag zus 
Beſſern naher, wurde Die Armee im Norden des Meike eines Aufſtandes Herr, deſſen Ent: 
ſtehung bis auf den heutigen Tag noch immer nicht gehörig-aufgebellt it. Anfang Juni war 
in Prag der fogenannte Slawencongreß eröffnet worden, in welchen ſich bie. hervorragendes 
Berteiführer der Czechen, Ruthenen, Slomenen, Kroaten, Serben, auch einige Polen zu einem 
feften Brogramm für vie Neuronflituirung des Reichs, die Wahruug ihrer Volkgintereſſen, vie 
Zurückweiſung aller Frankfurter Einfläfle auf öſterteichiſche Dinge u. f. w. vereinigen wollten. 
Nach einigen Sitzungen kam ed zum Gonflist mit ber Milttärgewalt; die czechiſchen Volke— 
malen hatten natürlich mit Heftigfeit fiir den Congreß Partei genommen, feierten ihn durch 
poniphafte Umpüge und benutzten das eingeireieue Bängfifeit, um ber Sache au einen kirch⸗ 
lichen Anfteich zu geben. Von einer Meſſe zurückkehrend, bie (13. Juni) auf offenem Plage, 
unter ver Betheiligung einer zahllofen Menge celebrirt worden war, ging ber Zug der Theil⸗ 
nehmer vor dem Öeneralconunando worbei, wo her verhaßte Fürſt Windiſchgrätz ald Truppen⸗ 
commandant in Böhmen feinen Wohniig Hatte. Hier Fam es zum Steeite mit bereit flobenben 
Truppenabtbeilungen ; bald folgte planloſer Barrifspenbau in ber ganzen Stadt, des Nach⸗ 
mittags Straßenfampf zwifchen Heer und Volk, fpäter, nach einen Marſch über die Moldau 
auf der Kettenbrücke, welche die Aufftändiſchen ungerflört gelaffen, die Beſetzung ber Höhen des 
Hradſchin durch Windiſchgrätz, dann nach fruchtloſen Umerhaudlungen ein Bonbarbement, 
welches die unbedingte Unterwerfung der Stadt raſch herbeiführte. Ein ſlawiſcher Aufftand 
war fo niedergeworfen, und mit der ſlawiſchen Herrlichkeit in Oſterreich hatte es für grramme 
Zeit ein Ende. Die Mitglieder des Slawencongreifee zerftäubten nah allen Nichtungen ber 
Windrofe, die in Ausfiht genommene Bröffnung des böhmiihen Landtags, auf weichem den 
Czechen die Majorität geficdert war, unterblieb wegen des alobala verfünkigten Velagerungs⸗ 
zuſtandes; Entmuthigung bemächtigte ſich der Maſſen, Erhitterung ber Führer, bie nun auf den 
Schlangenwindungen einer intrignenhaften Staatskunft wiederzuerlangen ſuchten, was fie 
durch den unzeitigen Aufſtand an Erfolgen und Anſehen verloren hatten. Die Slawen hat⸗ 
ten es fühlen gelernt, daß ihr ‚Heil nicht im Kampfe mit ber kaiſerlichen Armee gu finden ſei; 
ed begann nun jene eigenthümliche Richtung Der ſlawiſchen Politik hervorzutreten, melde den 
Triumph der eigenen Volksſache in ber Hartuädigfien Befehoung- der Deutfchen und maghari⸗ 
ſchen Nationalbeftrebungen ſuchte. Das Ziel, welches bakei vorſchwebte, war ein klaxes: bie 
Ummwanblung Ofſtterreichs in einen Föberatieftaat, der für ungariſche und deutſche Gegemonie 
feinen Raum Hätte; bie Mittel zur Erreichung bed Ziels dagegen glaubte man ſlawiſcherſeits in 
ber Gemeinſthaft mit der äußeriten Reaction zu finden. Mit ihr betrieb man jeme wilde Hetzerej 
gegen die Ungarn, weldhe den Raſſenkampf ienfelt ver Mühe nicht ruhen ließ; mit ihr perhot: 
vefcirte man die Möglichkeit eines friedlichen Andgleich der magyaro⸗ ſlawiſchen Irrungen, bie, 
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zum Suhorften geführs, ccf vie Niederlage ber Ungarn and hakın — bad haktere ergeben folkten. 
Nut war Died ABeitere eben ein anderes für die Slawen, ein auderes für bie militütiſche Rear 
tion 1’ dieſe neuem Bunbesgenoffen hofften einer den andern zu -überliften, un folhe Hoffnung 
zeugte von ebenfo großem Unverſtand auf ſlawiſcher, wie bon richtiger Erkenatuſß auf venctid> 
närer Solte; Nachdem ih Slawen und Magywren in leibenfchaftlichen Kämpfer. ausgegeben 
und gegenfeltig um wie. beſten Kräfte gebracht Hatten, mußte bie ganze Beute vemisnigen zu- 
falten, vur nach gaͤnzticher Shhwachung ver im Kampfe abgenugten Volbekrafte das einzig Moͤg⸗ 
liche und varum au) Betwänftige wollte, vie Wieveraufrichtung ber abfoluten Gewalt. 

In Wien wurde ver Reichstag am 10. Juli 1848 erdffnet. Den Aag zuvor dankte das 
Mintkerium Piltersworf, das wir oben in einem Zuftand völliger Hülfhefigkuit veriafien haben, 
in corpore 06, Nach dem Studentenſteg vom 26. Mal Hatte ſich der Siherbeitsansiiäuh neu 
gebildet, and feine Ihätigkelt ging Im Laufe des Monats Juni ungeflört fort. Wald eine Art 
Volizeianit für Wien, halb ein Btesolutiondtribunal für das ganze Mei, eine.Übernmdungs: 
behorde Aber Die offenen oder heimlichen Gegner: ver Freiheit, follte diefer Aushuß.bei dem 
Zuſammenteitt des Reichetags frin Mundat niederlegen und. feine Aufiöfung vollziehenn. So 
meinte #8 der Dintfter Millersdotf, aber anders der Gicherheltausihuß felbft, Diefev.euklärte 
am 8. Jull in Üibereinflimmmng mit dem demokratiſchen Club fein Miſtreuen gegen das Mini⸗ 
flerium und Keß vieſen Beſchluß dem felt 24. Juni uls Alterego des Kaifers anweſenden rg 
Herzog Idhann durch eine Deputalion aukündigen, Um dad Mintſterium war ed gefthehen, ver 
Erzherzog Tief ſich vom Sicherheiteausſchuß die neuen Miniſtercandidaten bezeichnen. Doblhoff 
wurde niit. der Bitdung des neuen Cabinets betraut und brachte daſſelbe nad einigen Tagen zu 
Stande (18. Juli). Als Minifterpräfivent und Leiter bed Auswärtigen fungirte Weſſenberg; 
die andere Minifler waden: Dobipoff für das Innere, Bach für die Juftiz, Gornboftel:für den 
Handel, Schwarzer öffentliche Arbetten Aus bem-früdern Gabinet wurden Krauß ale Yinanze 
miniſter, Latdur als Kriegsminiſter herübergenommen. "Dad Programm, zu welchem fich die 
neue Regterung befannte (19. Juli), Hang volkothümlich genug; die Kapitalforderung ber 
Wiener, daß es zu einer tonſtitutlonellen Monarchie auf breitzfter demokratiſcher Bafld kommen 
mülle, kam datin vor; Baum vaß ſie mjt etwas zuhmern Worten umſchrieben war. Den Wie⸗ 
nern zu Litbe wurbde auch in dar feierlichen Croffnungẽerede des Reichstags durch Erzherzog Jo⸗ 
dantı (22. Juli) von dem „innigen Verbande mit Deutſchland⸗ geſprochen. In Einem Athem 
echielten auch die Czechen das Vrerſprechen ber „vollen Olrichberechtigung aller Nationalitäten”. 
Überbies war die ſofort beſchloſſene Aufhebung ded Belagerungszuftundes in Prag eine Con⸗ 
ceſſion an die Slawen; desgletchen die Abſetzung des böhmischen Landesgouverneurs Grafen 
Leo Thun. Auf ſolche Art ſuchte die Regierung eine mächtige, durch zahlriche Stimmen ver⸗ 
tretene Reichſtagspartei ſich zu verſoͤhnen; es gelang ihr dies nach einigen vorübergehenden Ir: 
rungen rafch und bleibend, wogegen fie frelli die. Deutſchen inmmer mehr In die Oppofition 
treiben mußte, da fie des Forderungen einer begehrlichen ſlawiſchen Bundetgenoſſenſchaft ſich 
nicht erwehren konnte. 

Bebeusenn mehr als von dem neun Miniflerlun, beiten Uneinigkeit fi bald an mannich⸗ 
fachen Zeichen erkennen ließ, erwarteten. vie Bolker vom Reichstag, in deſſen Shoe eigenthüm⸗ 
liche Parteinngen herrſchten. Eine Meihe.von Deputixten, dem Gentrum angehörig, war von 
ſtiller Sehuſucht nach den Fleifchtbpjfen des alten Syſtems erfüllt, und ihr Mund floß dennoch 
yon liberalen Redewendungen und Vetheurtungen Über — das nachmalige Verhalten dieſer 
Partei in Zeiten ver brutalſten Reaction rechtfertigt ein ſo ſtrenges Urtheil. Ihr auı nächſten 
ſtehend bet die czechiſche Phalanx dem Miniſterium ihre Dienſte gegen Ungarn, gegen Frank⸗ 
furt, gegen die wiener Volksbewegung und die wiener Volkswünſche aufs gierigſte an. Der 
alfo ſich von ſelbſt ergebenden Toalltion führte Graf Stadion die rutheniſchen Kräfte zu, jene 
Bauerndeputisten und Galizien, die zu Wien ihre Wohnung in einem Stall aufgeſchlagen Hat- 
ten und mit der Treue bed Hundes anf bad Stadion'ſche Fommando horchten, vielleicht die ein: 
zigen im Reichstag, auf welche Oßerreig anter:allen Umfländen und zu jedem Zweite (es waͤre 
denn einem pofenfreunnlichen) zählen konnde. or 

Die Linke ves Reichſtags war von Vertretern ber deutſchen Demokratie gebildet, denen man 
vielfache Jrrthüner und Schwächen nicht abfprechen kann. Es iſt Mode geworben, dieſer Bar- 
tei Untlarheit der Zwecke, Verſchwonumenheit der Gedanken, unwürbiged Nachbeten der Schlag⸗ 
wörter deq Tages zum Vorwurf zu machen, insb allerdingẽ war politiſche Bildung und Ciwſicht 
in ihren Rrihen ſehr fyärlih gefärt. Wenn man Breſtel, Fiſchhof, Schuſelka, vielleicht auch 
Loͤhner aueanimmt, erhoben fſich de Rebner ver Linken ſelten ober nie über die Linis der aller⸗ 
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beſcheidenſten Mittelmäßigkeit. Dennoch wäre es ungerecht, ver Maſſe der Partei eine Art poli- 
tiſchen Inſtincts ganz abzuſprechen oder zu leugnen, daß fie vor ihren ſlawiſchen Gegnern Ehr⸗ 
lichkeit und Dad Bewußtſein, einer großen Gefahr entgegenzugehen, voraushatte. Mögen dieſe 
Männer der Linken über das Verhaͤltniß Oferreihd zu Deutſchland den ſonderbarſten Shwär- 
mereien nachgehangen fein, möge ihnen die oͤſterreichiſche Verfaſſung der Zukunft, dexen Gruud⸗ 
bau fie legen ſollten, nur in dunkeln, verwirrten Umriſſen vorgeſchwebt haben: das Eine ſahen 
fie doch klar und verloren es nicht aus den Augen, daß bie Niedexlage ber Revolution nicht gu 
dem Ideal gemäßigter ſtaatsbürgerlicher Freiheit, fondern zur ſchrankenlofen Alleingeltung des 
Siegers führen werde. Während die Czechen mit der aufgehenten Sonne ber Reastion lieb⸗ 
äugelten, fagte den beutfchen Demokraten der Linken ihr Gefühl, daß diefe Sonne verſengenden 
Strahls jeden Keim der Freiheit ausdoͤrren und niemand als ber Agenen Blorie zu Danke leuch⸗ 
ten werbe. Gie gingen mit der Straßendemofratie in Wien, well diefe beugen zugleich das 
Banier ver reinen, der äußerften Neaction, nicht die buntgeflickten Bähnlein eines ſlawiſch⸗ger⸗ 
maniſchen Voͤlklerbundes aufrichten Hieß. Aus Riederwerfung der Magyaren und der flürmi- 
fen Volksmenge in Wien hafften vie Czechen für ſich einen Heinen Profit; die ſchwarz⸗roth⸗gold 
geftimmten Deutfchen im Reichsatag aber mußten, daß dann die Hoffnungen aller Völker 
gleihmäßig gebrochen fein würden. Sind fie da anzuflagen, wenn fie ihre Trennung von 
der lärmenven Bewegungspartei in Wien, die allerdings ruheliebende Bürger zu geheimen 
Gegnern der freiheitlichen Entwidelung machte, nicht vollziehen wollten und wenn fie bie 
Möglichkeit eines Siegd der Freiheit burd pie Revolution der Gewißheit einer Niederlage vor- 
zogen, welche ber Militärherrfchaft sans phrase die Wege ebnen und jeber volläshümlichen Re⸗ 
‚gung ein Ende bereiten mußte? 

Im Beginn ver Arbeiten des Reichsſtags Hatte es nen Anſchein, ala ob die Regierung nicht 
abgeneigt wäre, fi auf die dentſche Bartei zu ſtühen. Als zum erſten mal (31. Juli) eine 
Prineipienfrage zur Debatte kam, befannte fi da8 Minifterium zu dem Grundſatz der Linfen: 
Wahl des Sonftitutionsausfchuffes nach Provinzen, nicht nad ver Bevollerungozahl, welches 
legtere offenbar ben nichtdeutſchen Elementen die Mehrheit verſchafft hätte. Aber bald zeigte 
ſich, daß diefe Übereinſtimmung zwifchen dem Miniflerium- und ber Linken. nur eine zufällige 
gewefen, daß beide zu einen gleichen Beichluß auß ganz verfihievenen. Beweggründen gelangt 
waren, daß ihre Binigung daher eine ſehr loſe und lockere war, Die Linke wollte aus ber Gen- 
tralifation der außerungariſchen Landestheile für die deutſche Demokratie politifhes Kapital 
berausfählagen; der Megierung war jene Gentralifation ohne Rückſicht auf nationale Zwecke 
einfach Selbſtzweck, deſſen Erreichung in der Idee eines Öfterreichifchen Staatsweſens läge. 
Rah wenigen Tagen benabm der Kriegöminifter Latour der Linken alle Ausficht auf gouver⸗ 
nementale Anerfennung ihrer Tendenzen; er gab ald Antwort auf zwei Interpellationen be= 
zuglich der deutſchen Farben (3. und 11. Aug.) Erklärungen ab, die es deutlich verſtehen 
ließen, daß die Regierung blos nebenher veutiche, hauptſächlich aber nur Öfterreihiiäe Po⸗ 
litik treiben koͤnne. 

In den erſten Tagen des Auguſt kam ver Reichdtag zur Behandlung der durch Kudlich's 
Antrag ſchon früher angeregten Unterthänigkeitsfrage. Der Antrag des jungen Abgeordneten 
aus Schleſien lautete kurz und bündig: „Bon nun an iſt das Unterthänigleitöverhättniß ſammt 
allen daraus entfpringenden Reiten und Pflicgten aufgehoben, vorbe haltlich der Beflimmungen, 
ob.und wie eine Entſchädigung zu leiften ſei.“ Nimmt man dieſen Antrag an und für ji, ohne 
bie dratoriſchen Verzierungen zu berüdfichtigen, welde bie Tageopreſſe und ver. Antragfteller 
felbft in feiner Rebe vom 8. Aug. beigegeben hatten, fo erfcheint er lediglich als die gefegmäßige 
Anerkennung eines thatſächlichen Verhältnifles. Seit ven Märztagen hatte die Unterthänigkeit 
ber bäuerlichen Beſitzer ihren Herrſchaften gegenüber factiſch aufgehört; wo fie nicht, wie in Ga⸗ 
ligien durch Ordonnanzen ber Negierung, melde der freiwilligen Verzichtleiſtung des Adels ven 
Stempel eines Eaiferlihen Machtgebots aufprüdten, befeitigt war, da verweigerten die Bauern 
jede Fronarbeit oder einigten fi Berechtigte und Berpflichtete (Mähren) über die Aufhebung 
und Ablöfung. Trotzdem es fi alfo nur um Anerkennung eines factifhen Zuſtandes unter 
Borbehalt ver Entfhädigungdfrage handelte, erregte die Angelegenheit im Reichsſtag ftürmifche 
Debatten. Dies infolge ihrer Behandlung von beiden Selten, der gemäßigten und der demo⸗ 
Exatifgen. Die Männer der Rinken flellten den Ausfprud einer Aufhebung der Grunblaften fo 
pomphaft als eine Pflicht des Reichdraths Hin, daß der Vorbehalt ver Entichädigungdfrage, die 
auch ſie offen hielten, alle Bebeutung verlor oder doch auf die Bebeutung eines geifligen Vor⸗ 
behalts im Sinne der Jeſuiten herabſank. Gr ſchien nichts anderes zu bezwecken, als eben bie 
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Entſchädigungsfrage factiſch zu löſen, es dem Reichſstag unendlich ſchwer zu machen, ſich ſpäter 
einmal für eine Entſchädigung des herrſchaftlichen Beſitzers im Princip und in der Anwendung 
auszuſprechen. Nach all ven Anpreiſungen des Kudlich'ſchen Antrags als eines Acts verſpäte⸗ 
ter Gerechtigkeit wäre es der bäuerlichen Bevölkerung nachmals wie eine Zurücknahme des Ge⸗ 
währten vorgekommen, wenn man fie für Aufhebung der Grundlaſten zu Zahlungen verpflichtet 
hätte — Zahlungen für Aufhebung eined Unrechts, das im Reichstag grau in grau geſchildert 
worden, um etwa hinterher ald gutes Recht nur gegen Entſchädigung wegzufallen. Da war es 
erklärlih, wenn dad Gentrum Sturm lief, um die Bofltion der Linken zu nehmen. Den Monat 
Auguft über gelangte ter Reichdtag ungeachtet zahlreicher, auch in die tiefe Nacht fortgefegter 
Sigungen zu feinem Beſchluß, bis endlich am 1. Sept. der von Laffer und Mayer ausgegan: 
gene Togenannte Gollestivantrag, welcher die Entſchädigung ald Grundfag aufftellte, vie Ma— 
jorität erhielt. Das Minifterium batte wenig Tage zuvor die Entſcheidung der Angelegenheit 
für eine Cabinetsfrage erklärt; die Furcht vor einem drohenden Minifterwechfel war mit das 
Agens, welches den Wegfall der Grunplaften in Ofterreih nur im Wege ver entgeltlichen Ab: 
1öfung bewirkte. " | 

Zu erneutem Streite fam ed dann über die Frage, ob der Beſchluß des Neichötags erft der - 
faiferliden Sanction bevürfe. Miniſter Bach behauptete dies und erflärte mit dürren Worten: 
das Miniſterium jehe das Haus als conftituirende Reichskammer an, welche die Verfaſſung mit 
den Monarchen zu vereinbaren habe, und als gefeggebende Verſammlung, deren Befchlüffe aber 
nur durd die Sanction des Kaiferd Geſetzeskraft erlangen koͤnnen. Man verlangte in heftiger 
Interpellation von der Regierung genauere Erklärung der Worte: Sanction und Berein- 
barung, einigte ſich aber Ichließlich, ohne Antwort erhalten zu haben, dahin, daß ver gefaßte 
Beſchluß dem Minifterium behufs Einholung ver beiſtimmenden Unterfchrift des Kaifers über: 
mittelt werde (7. Sept.). " 

Wie man fieht, mußte die Regierung genug Kunftmittel der parlamentariichen Taftik in 
Scene ſetzen, um fih mit vem Reichsrath zu verfländigen. Einen Beichluß ganz in ihrem Sinne 
. und wunderbar förderlich ihrem heinlichen Thun erzielte fie erſt durch Mithülfe der Czechen in 
der ungariſchen Frage. Diefe hatte in den eriten Septembertagen eine Wendung genonmen, 
welche alle Betheiligten nöthigte, ihre Barbe zu bekennen. Den anfangs von Innsbruck aus als 
Tegal anerfannten Schritten des ungarischen Minifteriums war der Kroatenban Jellachich, zuerft 
Öffentlich verleugnet, aber intgeheim aufgemuntert, entgegengetreten. Jetzt ſchien es an der Zelt, 
das Vorgehen des Banus laut zu rechtfertigen und die Solidarität der Regierung mit feinen Be: 
ſtrebungen oͤffentlich kundzugeben. Die Deputation ded ungarifhen Landtags, welche an ben, 
feit 12. Aug. wieder in Wien refivirenden Kaifer entfandt worden, vernahm die Kunde von Jel⸗ 
lachich's Wiedereinfegung in Amt und Würde ald deutliche Antwort auf ihr Begehren, das man 
direct ausweichend erwidert hatte. ine zweite Deputation wurde nun vom ungarifchen Land⸗ 
tag diesmal an ven Reichätag beichloffen, um von ben Vertretern Oſterreichs die Intervention 
zwifchen ver Krone und Ungarn, zwiſchen ven Kronten und den Magyaren zu fordern. Am 
19. Sept. berieth der Neichötag, ob er die Deputation, einem Artikel ver Geſchäftsordnung ent: 

egen, annehmen und im Haufe zulaflen follte. Es zwar das legte mal, daß er das Geſchick 
fterreih8 in Händen hielt, und er ließ fidh ed entwinden. Dem Minifterium wäre natürlid 
nicht3 weniger erwünfcht gemefen, als den Reichstag gleihjam zum Richter gefegt zu ſehen zwi⸗ 
ſchen Ungarn und der öfterreichifchen Regierung; dank den Ezechen, welche diesmal, minifteriel- 
ler als die Minifter, gegen die Zulaffung der Deputation eiferten, welche ed nicht erwarten fonn= 
ten, daß der Raflenfanıpf in Ungarn mit erneuter, unaufhaltfamer Kraft auflodere, der ſlawi⸗ 
fen Majorität durch öfterreichifche Negimenter unterflügt zum Siege verhelfend über Ma- 
gyaren und Deutfche, dank den Politikern von dieſer traurigen Sorte, von folder, nahmald 
durch die bitterflen Erfahrungen gevächten und theilweije geheilten Verblendung: kam jener un⸗ 
würdige, unmännliche, unpatriotifche Beſchluß des Reichſtags zu Stande, kraft deſſen der un- 
garifhen Deputation der Zutritt verweigert und die legte Möglichkeit einer friedlich und frei 
vereinbarten Auseinanderjegung zwiſchen ven flreitenden Voͤlkerſchaften Oſterreichs in frevent⸗ 
licher Weiſe preisgegeben wurde. 

Durch den Beſchluß der Zurückweiſung der Deputation hatte der Reichſstag dem Berufe 
einer conftituirenden Verfammlung fo gut wie abdicirt. Was mochte es fortan bedeuten, wenn 
man fidy im Reichstage bemühte, die fchönfte Eonftitution aufs Papier zu bringen und die flaat= 
lichen Lebensordnungen Ofterreichd feftzuftellen, während ber Bürgerkrieg in Ungarn wüthete 
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und der Ausgang deſſelben von allem eher denn von reichstäglichen Beſchlüſſen abhing? — 
Man Hatte die Entſcheidung dem Schwerte anheimgegeben, man hatte es verſchmäht, ſich als 
fouveräne Voͤlkergemeinſchaft mit Ungarn auseinanderzuſetzen, man trieb mit Windeseile dem 
Kriege entgegen, der über das Daſein und die ganze zukünftige Geſtaltung Oſterreichs entſchei⸗ 
ven mußte. Verlauf und Reſultate deſſelben aber hatte ber legte Trommelſchläger der Armee 
mehr in feiner Macht als der Reichätag feiner Geſammthelt nach; dieſer konnte noch in Kremfier 
über den Grundſatz der Volksſouveränetät verhandeln, kraft des Beſchluſſes vom 19. Sept. 
war aber bie Souveränetät in die Kaſernen gewandert und den Händen deſſen wieder zugefallen, 
den allein vie Kaſernenbewohner ald Herrn anerkannten. | 

Gegen Ende des September rüftete die Regierung, um Ungarn bewältigen zu können, vie 
wiener Demokratie, um den Magyaren durch einen Gewaltſtreich wider ihre Feinde zu Helfen. 
Ein Eaiferliches Mantjeft vom 3. Det. brachte Klarheit in die Situation: Jellachich erhielt vie 
außerorventlichften Gewalten über Ungarn, der ungarifhe Reichstag den Befehl zur Auflöfung, 
das ungarische Minifterium feine Entlaffung. Das Manifeft, welches dieſe Botſchaft brachte, 
war von einem kaiſerlichen Garbiften Namens Recſey ald neuem ungariſchen Minifterpräfiden- 
. ten gegengezeiänet. Die conftitutionellen Formen waren dadurch eher carikirt als gewahrt, 
denn was würde man dazu fagen, wenn Königin Victoria eined Tages Lord Palmerflon ent: 
Ileße und einen Major ber Horſeguards mit Bildung des Minifteriumd betraute ? 

Am 6. Det. morgens follte ein deutſches Grenadierbatalllon von Wien nad Ungarn ab- 
rüden. Es weigerte fih, mußte von Euvalerie eöcortirt werden und machte fchließlich mit den 
Studenten und Nationalgarbiflen, welde den Abmarſch Kindern wollten, gemeinfame Sache. 
Zwiſchen dem treu gebliebenen polnischen Regiment Naflau, den Studenten und Barden hatte 
fi zuvor ein Scharmügel entfponnen, bei bent General Breda fiel. Nach Übergang der Grena: 
diere dauerte der Kampf fort und dehnte fich über mehrere Bunfte ver Stadt aus. Die Truppen 
wurden zurüdgebrängt, ungeachtet die Aufftändifchen auch mit dem confervativ gefinnten Theil 
der Nationalgarvde zu kämpfen hatten. Im Kriegöminifterium hatte ſich ber Miniflerrath ver⸗ 
fammelt, er gelangte aber zu feinem energifhen Beſchluß, ver übrigens in der allgemeinen Ver⸗ 
wirrung kaum durchführbar gewefen wäre. Bine wirkungslofe Broclamation an pas Volk war 
alles, wozu dieſe vergeblihen Diinifterberathungen führten. Mittlerweile hatte fich draußen, 
vor den Gebäude des Kriegsminifteriums eine wild tobende Menge zufanmengethan, die nah 
Bad und Latour ſchrie. Erſterm gelang ed zu entwiſchen, ber greife Kriegsminifter aber, ber 
von feinem Poſten nicht weichen wollte, fiel nen Wüthenden in die Hände und wurbe graufant 
ermordet. Umſonſt war ed, daß Die populärften Reihstagsmitglieder ver Linken unter Gefähr: 
dung des eigenen Lebens ihn zu fhügen verfucht; Fiſchhof, Smolfa, Borroſch waren herbei: 
geeilt, um die Kataftrophe zu verhindern; fie fanden fein Gehör und wurden ſelbſt mishandelt. 

lm 5 Uhr abends trat der Reichstag zufammen. Gr erklärte fih für permanent, beſchloß 
eine Loyalitaͤtsadreſſe an ven Kaifer, eine Proclamation an dad Volk, die Nieberfegung einer 
Sicherheitscommiſſion aus dem Schofe feiner Mitglieder. Alles vergebens! die Sreigniffe woll- 
ten ihren Lauf haben, ver Kampf war nicht aufzuhalten. Die ſchreckliche Gewißheit brachte der 
nächſte Morgen, an dem die Abreife des Kaiferd bekannt wurde und dad Volk fich in den Beſitz 
des hartnäckig vertheidigten Zeughauſes geſetzt hatte. Die dort vorgefundenen Waffenvorräthe 
mußten zur Ausrüftung jedes herhalten, der nad einer Waffe Verlangen zeigte. Dex Hof zog 
nah Olmüß, von ven Miniftern folgte der eine, während der andere (Bach) nach Oberöfterreih 
flüchtete, der dritte und vierte nicht zu finden war; nur der Finanzminifter Krauß hielt im gan: 
zen Verlauf der Dctoberrevolution auf feinem Poſten im Reichötag aus. Durch ihn allein ver 
fehrte Die Negierung mit der Neichövertretung, was nicht hinderte, daß er die zahlreichen Pro: 
tefte des Neichötagd gegen das in Olmüg beſchloſſene militärische Vorgehen billigte und unter: 
flüßte, ohne abberufen zu werden. Die in Olmüg thätige Regierung organifttte ven Kampf 
wider die Revolution; die in Wien durch Krauß vertretene half nothgedrungen bei Verthei⸗ 
digung derſelben. Es war eine Doppelftellung, äußerft gefchict gewählt; denn wäre es mit 
Windiſchgrätz' Unternehmungen ſchief gegangen (und auch dieſen Ihlimmften Fall mußte man 
doch in Rechnung ziehen), fo hätte man die olmüger Regierungsmänner dementiren und bem 
Finanzminifter Krauß recht geben fönnen. Der Reichstag war [hon in den erſten Tagen ber 
Dctoberrevolution nur fnapp in befhlußfähiger Zahl beifammen; die czechiſchen Deputirten 
waren geflohen, auch im Gentrum hatten ji die Reihen, allerdings nicht ſtark, gelichtet. Es 
blieb in Wien ein Rumpfparlament zurüd, welches der Regierung nicht imponiren konnte und 
dem radical gefinnten Theil ver wiener Bevölkerung nicht entfchieven genug vorging. Alle Ent 
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ſchiedenheit aber Hätte nichts gefruchtet, da fi der Kreis der Wien bedrohenden Streitkräfte 
immer enger 30g, der früher von auswärts mögliche Succurd nur ſpärlich eingetroffen und alle 
Hoffnung auf Entſatz Durd die Ungarn geriätet war, welche mit dem beften Willen nicht helfen 
fonnten. Die Stadt blieb ſich ſelbſt überlaflen und die halbwegs zurechnungsfähigen Verthei- 
diger derſelben fochten in dem Bewußtſein, für eine verlorene Sache einzuftehen. 

Fürſt Windifhgräg, der Mann, den der Hof mit der Bewältigung Wiens betraut und zum 
Oberbefehlähaber über alle öfterreihifchen Truppen (die In Italien ſtehenden ausgenommen) 
ernannt hatte (16. Oct.), mußte auß biefer verzweifelten Stimmung der Wiener nit zur rech⸗ 
ven Zeit Vorteil zu ziehen. Er forderte unbebingte Unterwerfung, Stellung von Beifeln, Aus- 
fieferung einzeln namhbaft gemachter Gompromittirter; es fcheint, er wollte es nicht zur Üüber⸗ 
gabe, fondern um jeden Preis zum Kampfe kommen laflen. Die Protefte, Bermittelungsver: 
ſuche, Adreſſen und Ungeſetzlichkeitserklärungen des Reihätags blieben fruchtlos ; die Sendung 
der von Branffurt eingetroffenen deutichen Reichsſcommiſſare, Welder und Moßle, mußte fchei- 
tern, meil fie an ſich ganz zwecklos war. Das hätte man in Frankfurt Boch wiſſen follen, daß 
ih Dflerrei nicht einmal, ſoweit feine Politik rein deutfche Angelegenheiten betrifft, geſchweige 
denn in oͤſterreichiſchen Dingen, an deutſche Einrede kehrt. 

Der 28. Det. war der Tag des entfcheidenden Angriffs auf Wien. Die Belagerer nahmen 
Die Vorſtadt Landſtraße, den Rennweg , ven Suüdbahnhof und nad) heldenmüthiger Gegenwehr 
die Jägerzeile, wo auf dem bedrohten Punkte Bem commandirt hatte. Es war der Anfang 
vom Ende; Verhandlungen wegen einer Übergabe mußten am nädften Tage aufgenommen 
werben. Die Überfihreitung ver Leitha durch die Magyaren, das Gefecht, welches ſich infolge 
deften im Nüden des Belagerungäheeres entipann, erregten neue Hoffnungen. Der Kampf 
begann wieder ; die innere Stadt wurde aus ſchwerem Geſchütz beichoflen, die Kugeln zünbeten an 
einigen Orten, fo in den LRocalitäten der Hofbibliothef, deren Brand jedoch Einhalt gethan wer- 
ben konnte. Zulegt wurde dad Burgthor genommen, und durch daſſelbe eindringend befegten 
die Truppen raſch alle Straßen und Plätze. Wien war eine eroberte Stadt (31. Det.). 

Der firengfle Belagerungszuftand warb proclamirt, nad) Mevolutionsmännern und Stu= 
denten gefahndet; die Kriegögerichte eröffneten ihre Thätigkeit und fällten Tobedurtheile in hin: 
reihender Zahl, darunter eind gegen Blum und Fröbel, welcher Ießtere begnabigt wurde. 
Tie Vertagung des Reichdtags war in Olmütz ſchon am 22. Oct. ausgeſprochen worden; 
man vollzog fie nun, indem man während einer am 1. Nov. abgehaltenen Sigung dad Thor 
bes Reichötagsgebäudes abſchloß, ven eingefhloflenen Deputirten zwar ven Ausgang nit ver- 
wehrte, aber ven Wiedereintritt unterfagte. Die Regierung ließ ven Reichstag erfi am 15. Nov. 
in Kremfier, einer kleinen Stadt Mährens, wieder zufammentreten. 

Der Hof Hatte ich inzwiſchen mit einem neuen Minifterium umgeben. Schon am 19. Det. 
war Fürſt Felix Shwarzenberg, bis dahin ald Geſandter in Neapel, zulegt bei dem italieni= 
ſchen Heere als Armeediplomat” thätig, mit der Bildung eines andern Gabinetd betraut worden. 
Er verfhmähte es nicht, fich vorderhand als conftitutionell gefinnt zu befennen. Man hätte 
glauben mögen, er werde den Conſtitutionalismus im engherzigen Sinne ver altengliſchen 
Torgpartei auffaflen; ſpäter zeigte ſich, daß er mehr ven entarteten fanatiſchen Tories aus der 
Zeit unmittelbar nach Cromwell's Hingang gleiche. Zu Gollegen im Amte erlad er ih: Grafen 
Franz Stadion, den geſchworenen Polenfeind, einen Mann von Überzeugung und Willens- 
ſtärke, aber großem Eigenfinn und ziemliger Rückſichtsloſigkeit; den politiihen Nenegaten 
Bad; den triefter Freihändler Bruck, vielleicht vie genialſte Erfcheinung unter den öͤſterreichi⸗ 
fen Staatsmännern felt unvordenklicher Zeit; den Steiermärker Thinnfeld, den frühern Bi: 
nanzminifler Krauß. Die fo zufaummengefegte Regierung trat mit einem Progranım vor die 
Reichövertretung, in welchem fie den aufrichtigen, rückhaltsloſen Willen, conflitutionell zu fein, 
betheuerte, von Gleichberechtigung der Nationalitäten, Gleichheit aller Staatöbürger vor dem 
Geſetze, Öffentlichkeit aller Zweige des Staatölebens ſprach. Das Minifterium hätte bie Sache 
der freiheit zu ber feinigen gemacht; es Hoffe fogar, daß die Italiener „in nicht zu ferner Zu: 
kunft“ die Wohlthat einer Verfaflung genießen würden (und „in nicht zu ferner Zufunft” war 
weber von Berfaflung noch von Mitgenuß ber Italiener die Rede); der Krieg in Ungarn gelte 
nicht der Zreibeit, ſondern venjenigen, die das Vol der Freiheit berauben wollen (0! dieſe 
Räuber! wie arg wurden fie doch von ven Freiheitähelden Bach, Schwarzenberg, Haynau ge: 
züchtigt); Oſterreichs Fortbeſtand in ſtaatlicher Einheit ſei ein deutſches wie ein europäiſches 
Bedürfniß; erſt wenn das verjüngte Oſterreich und dad verjlingte Deutfäland „zur neuen und 
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feſten Form“ gelangt ſind, werde es moͤglich ſein, ihre gegenſeitigen Beziehungen ſtaatlich zu 
beſtimmen; bis dahin werde Sſterreich fortfahren, feine Bundespflichten zu erfüllen (ber oͤſter⸗ 
reichtfche Einmarfch in Kurheſſen war mol Bundespflicht, und vie „neue, fefte Form“ des ver- 
jüngten Deutſchland Tag dem Fürſten Schwarzenberg in Olmüg und während der Dresdener 
Gonferenzen fo fehr auf dem Herzen! Die Entwaffnung Schleswig: Holfteins, der Flottenver- 
kauf u. f. w. nichts als Bundespflicht! o! nahme es doch Dfterreich mit die ſen feinen Pflichten 
nicht fo genau’). 

Der Reichstag that jet von feiner Seite das Möglichfte, um das Minifterium bein Worte 
zu nehmen. Aber wie wird derjenige die Treue halten, der eben nur täufchende Worte geiprochen 
bat und kräftige Thaten verrichten mill, ohne fi um feine oder anderer Worte zu Fümmern ! 
Wie die Keutfche Literatur ihre Sturm: und Drangperiode, fo hatte Öfterreich unter dem Mi- 
nifterilum Stadion: Schwarzenberg nur Drang und Zwang zu herculiſchen Kraftftüden, welde 
auf minifterielles Kommando aufgeführt werben jollten ohne Murren, ohne Renitenz, ohne 
MWiderftand und — ohne liberlegung. ine Verfaffung, wie fle der Reichstag berieth und mit 
aller Eile, welche ver Gegenſtand zuläßt, vorwärts brachte, mit ihren föberaliftifhen Schnör- 
fein, mit Ihrem Fräftigen Anreiz zur Selbftthätigfeit der Bevölkerung, ihrer forgfältig ange— 
brachten Einfchränkung der Regierungsthätigkeit auf beftimmte Zwecke und Theile des Ganzen 
— eine ſolche Berfaffung hätte Männern vom Schlage der damaligen Minifter, Männern volf 
titanifcher Konceptionen und großmädtiger Anläufe zur Begründung einer nie dageweſenen 
dſterreichiſchen Kruftpolitit unmöglich behagen können. Der Armeediplomat Schwarzenberg 
wäre roth geworden vor Schan, wenn ihm feine Armeefameraden hätten vorwerfen fönnen, 
daß die Zungendreſcher des Reichsſtags ihm das Richtmaß geben, nad welchem er fein Regie⸗ 
rungdpenfun audarbeiten müfle. Und noch dazu was für ein Map! ein Maß, welches der 
Willkür fo wenig Raum läßt und dad Regieren zu einer Arbeit macht, bei der foldatifcher Geiſt 
und kecke Reiterlaune nicht3 ausrichten köͤnnen. Das Minifterium wollte eine Verfaſſung, die 
es fich ſelbſt gemacht, gleichgültig ob ſie den Völkern gefalle oder misfalle. Gefällt fie nicht, 
um fo beſſer; man kann fle dann ganz befeitigen, ohne daß jemand um fie weinen würde; fagt 
fie den Leuten zu — nun! dann haben wir den Befhmad anderer getroffen, ohne den eigenen 
Bortheil, dad Recht der freien Bewegung, und Eutfchließung um ein Nennenswerthes preis: 
gegeben zu haben. Aber in die Zwangsiade, welde uns der Reichstag zugeſchnitten, wollen 
und fönnen wir nicht hinein; was müßte aus unfern riejigen Planen werden, wenn wir in vie 
Berfaffung fänen, die Hände nicht frei regen zu dürfen! Darum ift Windiſchgrätz nicht Städte⸗ 
bezwinger geworden, daß wir hier von freien Stüden aufgeben, was er und wiebererfämpfte, 
was die flegreiche Armee ald ihre Errungenſchaft pfliätgetreu und befcheiden vor den Stufen 
des Thrones, nicht auf der Schwelle des Reichstagſaales niederlegt ! 

So ungefähr mögen die Stimmungen in maßgebenden Kreifen gelautet haben, während 
der Reihötag in Kremiler emſig an der Verfaſſung arbeitete und Conflicten mit der Regierung 
nad Möglichkeit aus dem Wege ging. Er nahm es ſchweigend Hin, ald die Frage über die Be- 
deutung feines conftituirenden Charakters, welde in Wien fo heftige Debatten veranlapt hatte, 
kurzweg durch kaiferlichen Ausoſpruch entfchievden murde. Der Deputation,, die er an den neuen 
Kaifer Branz Joſeph nad Dimüg fandte, ward (3. Dee.) die Aufforderung, das Conſtitutions⸗ 
werk fchleuntgft zu beendigen, welches der Herrſcher ſodann prüfen und functioniren werde. 
Die hartnädig war noch im September darüber geftritten worden, ob e8 ſolcher Sanction be: 
bürfe — jegt mußte man die Entſcheidung des Streites als felbfiverftännlich hinnehmen! Die 
am 2. Dec. vollzugene Thronentfagung Kaiſer Ferdinand's, die Berzichtleiftung des Erzherzogs 
Franz Karl auf die Thronfolge zu Gunften feines Sohnes, des jetigen Kalferd, war in aus⸗ 
führliden Manifeften ven Völkern bekannt gegeben worben. Stolz und fräftig Elang darunter 
jened des neuen Herrſchers; es erflärte zwar die Geneigtheit zur Theilung der Kürftenrechte mit 
den Bertretern der Völker, aber auch den feften Entfhluß, den Glanz der Krone ungetrübt zu 
erhalten; es fand fi darin die ‚‚glorreiche Armee als ein Pfeller des Throns“ begrüßt. So weit 
aber war der Umſchwung der Zeiten ſchon gediehen, daß eine folhe Sprache auch ven Vertretern 
demofratifcher Richtungen im Neichätag imponiren mußte. Seven Anlaß zur Verſtändigung 
friepfertigen Sinns elligft ergreifend, bewilligte vie Berfammlung einen geforderten Credit 
von 80 Millionen — ein Botum, das mehr die Tendenz hatte, dad Vertrauen der Regierung 
zum Reichstag zu erweden, ald dem Vertrauen der Volfövertretung in die minifterielle Bolitif 
Ausdruck zu leihen. Auch 6. 1 der Grundrechte, der alle Gewalt des Staats von Voife ab: 
leitete, ward, als nicht unter die Grundrechte gehörig, fallen gelaffen (10. San.), freilid nicht 
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ohne glanzvolle Reben, zu denen Die Gelegenheit fi jo prächtig darbot. Aber die Nachgiebig- 
feit bis zur äußerften Grenze konnte nichtd ausrichten, ba die Negierung eben dieſe Grenze 
überfögritten, die eigene Machtvollkommenkeit anerkannt haben wollte und eine Beſchränkung 
ihrer Functionen ſelbſt Durch den machtloſen Reichstag im Augenblid unerträglich fand. 

Im Laufe des Monate Februar Hatte der Conſtitutionsausſchuß des Reichstags feine Auf: 
gabe vollendet und den Entwurf einer Öfterreihifhen Berfaffung behufs Annahme im Pleno 
fertig gebracht. Man einigte fih dahin, dies Schmerzendfind einer Derfaffung mit Acclama⸗ 
tion zu begrüßen ; der Entwurf follte am 15. März ohne Debatte angenommen werden. Inzwi⸗ 
ſchen erreihte die trügerifche Siegesbotfchaft von ver Schlacht bei Kapolna (26. Febr. 1849) 
den Hof, und am 4. März wurde Hſterreich durch die Auflöfung des Reichſtags und Ver: 
Öffentlihung einer oetroyirten Charte überrafht. Die Errungenfchaften des Jahres 1848 
waren bis auf die Abfchaffung der Grunblaften, woran bie Itegierung nicht zu rühren wagte, 
dabin; die unter dem Druck der Ummälzung erfolgten Berfprechen wurden zurüdgenommen: als 
neues Verſprechen figurirte die Einberufung der Provinziallandtage für 1849 in den Publica: 
tionen ded Tages. Es waren Landtage auf Grund der oetroyirten Verfaſſung, melde dem 
Brundfag der Reichöcentralifation mit der Duldung conflitutioneller Vertretungen einzelner 
Kronländer nit dad mindeſte vergab; denn von allem, was fie brachte und gewährte, follte eben 
nur die Gentralifation bleiben, ver Reft wie ein unſchädlicher Traum verfliegen. 

Die revolutionäre Bewegung hatte ihren Abſchluß gefunden. Es lag noch im Bereiche ver 
Moͤglichkeit, fie fortzufegen, aber nicht im Bereiche des Willens der deutſch-ſlawiſchen Völker. 
Der Sieg der Reaction in Ungarn erwies fih ald ephemer; ungebroden fland das Inſurrec⸗ 
tionsheer im Felde. Acht Tage nad Auflöfung des Neichstags waren kaum verfloffen, und Karl 
Albert kündigte Ofterreich den Waffenftillftand; ein neuer italienifcher Krieg, die Fortdauer 
des ungarischen, die unfertigen Zuftände Im Innern, die Finanznoth — alles ſchien geeignet, 
die revolutionären Leidenfchaften abermals zu entfelleln, ihrem Spiel neue Chancen zu eröffnen. 
Jetzt zeigte fih zur Evidenz (was wir eingangs dieſes Artikels als das die Nevolution beſtim⸗ 
mende Moment hervorgehoben haben), daß vie Völferbemegung von 1848 in Oſterreich nicht 
an der eigenen Kraft, ſondern an der Hinfälligkeit ihrer Gegner die Gewähr ihres Beſtandes 
und Erfolges hatte. Jetzt waren die Gegner erftarkt, jet fonnten fie in den deutſch-ſlawiſchen 
Ländern alled wagen, ob aud der Stand der Dinge in Ungarn, in Italien ſchlimm genug be⸗ 
ſchaffen, ja fogar dazu angethan war, die Revolution jenfeit der Leitha und der Alpen neuer: 
Lich zum Ausbrud zu bringen. Aber ed fehlte Die notwendige Boraudfegung einer Erhebung, 
die, in fi ſchwach und haltlos, nur in der Schwäche der herrſchenden Gewalt ihren Urfprung 
haben konnte. Diefe Schwäche war gewichen, bie Duelle verfiegt, auß der die Umwälzung ihre 
Macht gefhöpft hatte. Stumpffinnige Gleichgültigkeit, nicht zu erfchütternde Geduld, dumpfe 
Lethargie Famen über vie Bevölkerung, welche vor kurzem in Hangen und Bangen nad dem 
freien Staate alle äußern Merkmale jugendlicher Erregung gezeigt hatte, aber in den meiften 
ihrer Schichten die — alte geblieben war. Daran mochten die nad) Kremfier erilirten, von aller 
Berührung mit der Welt abgefhnittenen Mitglieder des Reichſtags zweifeln; gaben fie ſich Doch 
der Hoffnung hin, daß die Völker die Auflöfung und Verhöhnung ihrer gefegmäßigen Reprä⸗ 
fentang (amtlich zieh man ven Reichstag der Unfähigkeit, feine Aufgabe zu vollenden) nicht ruhig 
hinnehmen würden. Alle Zweifel ver Art erwieſen ſich bald al8 unbegründet und mußten dem 
fihern Wiſſen von ver Unbeweglichfeit ver Maflen weihen. Die Ruhe wurde nirgends geftört; 
hoͤchſtens, daß wiener Spießhürger um noch mehr Verhuftungen und Füſilladen von Demofra= 
ten ſchrien und durch lärmenden Servilismus die Todtenflille unterbracdhen. 

Die Innern Berhältniffe geitalteten ſich alfo ziemlich ver Regierung nah Wunſch; fie Hatte 
ihre Sorge jegt mehr der Kriegführung und den Außern Berhältniffen zuzumenden. 

In Italien eröffnete Radetzky den Feldzug gegen Piemont mit der Lofung: Nah Turin! 
und beendigte ihn raſch. Der ſardiniſch-lombardiſche Grenzfluß Tefjin wurde am 20. März 
überjchritten; am 21. fiegte Ofterreih bei Mortara, am 24. vervollftändigte ed den Sieg bei 
Novara. Infolge des nach Karl Albert's Abdankung mit dem König Victor Emanuel abges 
ſchloſſenen Waffenftillftandes verblieben kaiſerliche Befagungen in einem Theil des Piemontefi: 
ſchen; Aleſſandria erhielt eine aus Ofterreihern und Italienern gemifchte Barnifon. In Mat: 
land wurden die Friedendverhandlungen aufgenonmen und von feiten Oſterreichs durch Mi- 
nifter Bruck geführt. Der Friedensſchluß erfolgte auf Grund des Beſitzſtandes vor dem Kriege, 
Piemont hatte ald Erfag der Kriegöfoften 75 MI. Lire zu zahlen. Nach der Nieverwerfung 
Piemonts beeilte fh Ofterreich, feinen alten Einfluß in den mittelitalienifchen Staaten geltend 
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zumachen. Im April 1849 warb der nad) Gaeta gegangene Herrſcher von Todcana dur bour⸗ 
bonifche und päpftlihe Diplomaten für vie Öfterreihtiche Invaflon Ins Toscantfche gewonnen ; 
im Mai rückten die Ofterreicher ohne recht triftigen Grund ein. Umfonft haften franzdfifche 
Stimmen ven Großherzog gewarnt, umfonft todcanifche Zegitimiften vom reinſten Waffer fi 
gegen die Öfterreichifche Befagung erflärt 22), der Toöcanerfürft zog es vor, fein Land als von 
Fremden zurüdgeführter Monarch wieber zu betreten, ohne daß die Nothwendigkeit einer Re: 
ftauration durch Öfterreichifche Bajonnete vorhanden war. Bald übte Ofterreich feinen wuchtigen 
Einfluß auf die Entfhliegungen des Großherzogs und wirkte erfolgreih auf den Bruch bed 
toßcanifchen Verfaſſungsſtatuts durch diefen Fürften Hin. In freundlichſte Beziehung ſetzte es 
fi fortan zum Papſte, der ſchon in feiner Allocution vom 29. April 1848 fi von Italien lod⸗ 
gelagt hatte. LKeichten Herzens wurben In Wien die frühern Verirrungen Pius’ IX. verziehen; 
hatten jie Doch auch die gute Wirkung gehabt, daß viele italienifhe Patrioten, durch die paäpſtliche 
Autorität fich gedeckt wähnend, mit ihren Überzeugungen hervorgerückt waren und num bie 
Zahl der ſchwer Compromittirten, der unnachſichtlich zu Verfolgenden verftärfen Halfen. Bon 
diefen fand fo Oſterreich In den nörhlichen Theilen des Kirchenſtaats, welche kaiſerliche Beſatzun⸗ 
gen erhielten, eine hinreichende Menge zu beliebiger Auswahl vor. | 
Ä Minder vortheilhaft als in Italien ließen fi) die Dinge in Ungarn an. Fürft Windiſch⸗ 
grätz hatte feine gänzliche Infählgfeit zur Heeresführung gezeigt; er mußte (12. April) im 
Oherbefehl durch Welden erfegt werben, dem ſchließlich Haynau folgte. Die Armee war an bie 
Lelthagrenze zurückgegangen und hatte einen zweiten Feldzug zur Eroberung de& Landes zu 
unternehmen. Am 14. April 1849 erwirkte Koffuth vom ungarifchen Landtag in Debreczin die 
Thronentfegung bed Haufed Oſterreich. Es Hlieb fein anderes Rettungsmittel als die ruffl- 
ſche Intervention. Mit Hülfe verfelben gelang es binnen zwei Monaten (13. Juni, Schlacht 
Hei Raab — 13. Aug., Übergabe Goͤrgei's bei Vilaͤgos), dad Verlorene wieder einzubringen. 
Der ungarifhe Krieg war zu Ende, die Einnahme von Komorn nur ein Nachſpiel deffelben; 
der komorner Feftungscommanvant, General Ktapfa, hatte feine andere Wahl, als das ſchwer 
überwindliche Bollwerk unter ehrenvollen Gapitulationsbeningungen #3) zu übergeben. Wenige 
Tage nad der ungarifchen Waffenitredung bei Vilaͤgos capitulirte auch Venedig (22. Aug.), 
dad, von Gholera und Hungerdnoth bedrängt, zum äußerflen audgehalten hatte. Der Wider: 
ſtand der auf ſich ſelbſt geftellten Dogenftabt ift mol, neben Roms Vertheidigung gegen bie 
Franzoſen, der glanzvollſte Moment ver italieniſchen Revolution. Siebzehn Monate lang hatte 
Benedig feine Unabhängigkeit zu behaupten und den tapfern Öfterreichifchen Truppen den Ein= 
tritt zu verwehren gemußt. 

Die Armee hatte fih in Wahrheit „als ein Pfeiler des Thrones“ erwiefen; ihren Anſtren⸗ 
gungen war ed mit ruſſiſcher Sülfe geglüdkt, die Völker des Staats der Reihe nach zu ſtillem 
Gehorſam zu beugen. Die Regierung ſuchte jegt die erzielten Vortheile und Erfolge auf dem 
Wege zu fihern, auf welchem fie errungen worden. Durch Militärgewalt war bie Revolution 
niedergefchlagen worden, Militärgewalt follte fie hindern, fich wieder aufzurichten. @8 beginnt 
für Ofierreich bie Zeit ver reinen Militärherrſchaft: Italien, Ungarn, Wien, Graz waren im 
Belagerungdzuftand ; bald wurde er auch in Prag verfündigt. Für den größten Theil des Reichs 
war fo dad Kriegörecht oberſtes Gefeg, für dad Ganze vie Rüdficht auf militäriſche Zweckmäßig⸗ 
feit und Dienftbarleit aller Staatseinrihtungen dem Wehrſtand gegenüber leitender Gedanke 
der Regierung. Die octroyirte Berfaffung, die politiſchen Grundrechte (20, März 1849 ver: 
oͤffentlicht), die feit Ende Deceniber veffelben Jahres ausgegebenen Landeöverfaffungen für ein: 
zelne Kronländer und andere ſchwach liberaliſtrende Befegespublicationen bildeten das gefchrie- 
bene Recht, die versröftende Verheifung, während die allgemeine Rechtloſigkeit in politiſcher 
Hinſicht die Grundnorm aller gegebenen Zuflände war. Auch wo die Kriegsgerichte nicht tag- 
ten, befliß fi die Bevölferung eines vor kriegsrechtlichem Forum tavellofen Wandels, fhon um 
die Ausdehnung des Martialgefepes auf bisher verfchont gebliebene Landestheile zu verhüten. 
Zeichen von Unzufriedenheit, ja die Kundgebung von bloßen Wünſchen verſchwanden von ber 
Tagesordnung; an ihre Stelle traten: die laute Berfiherung unbrdingter Loyalität, das Aus: 





's auf rund neu ans Licht gezogener Actenftüde bei Genarelli, Le sventure 

F eficato di Pio IX. Rivelazioni accompagnate da documenti arcani tratti 
' ultimo granduca di Toscana (Florenz 1863). 

ch nachmals nicht ganz pünktlich eingehalten; vgl. den Mahnbrief an Haynau 
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kramen ferviler Sefinnung in jubilirenden Ergebenheitsadrefſen, deren Unterzeichner Lob und 

Preis der Großthaten der Armee für den Sffentligen, Denunciationen Anrlihiger oder Ver- 

a für den geheimen Handel mit der Negierung in unerſchdpflichem Maße auf dem Lager 
ielten. 

Die Regierung ließ es nicht an Entfaltung einer reihlichen geſetzgebenden Thätigkelt fehlen; 
fie flellte die Preffe in Brünn, Troppau, Hoßenploß und ähnlichen Orten unter das Schwur: 
gericht, ja, fie dehnte Die Gompetenz von Geſchworenen auf alle Preßvergehen im ganzen Reiche 
aus. Nur freilich Hatte es mit blefer Competenz eine jeltfame Bewandtniß! Sie war ausgeſpro⸗ 
Gen, aber zur praftifchen Ausführung kam fle nur in verſchwindend Fleinem Mapftab, während 
die Kriegsgerichte aufs großartigfte hauften und die Preſſe eben in jenen Provinzen und Städten, 
wo fie eine Bedeutung erlangen Fonnte, terroriſirten. Im März; 1849 war, banf Sta⸗ 
dion's Bemühungen, ein.nened Gemeindegejeg zu Stande gefommen, ein gutes, vortreffliches 
Geſetz; feine Indlebenführung ward verſucht, gelang fogar, aber die communalen Verhältniffe 
gerieten dennoch, vielfach getrübt durch außergefepliche Mafregeln ver Bureaufratie, vernach⸗ 
läffigt aus Apathie der Bevölkerung gegen jede Öffentliche Wirkſamkeit, zu keiner gebeihlichen 
Entwidelung. Einzig von Erfolg, aber gleichfalls von mannichfachſten Übelſtänden beglei⸗ 
tet, war die Durdführung der Orundentlaftung und jener Modus ver Entſchädigung, den das 
Minifterium dabei anordnete. Wenigftens find Klagen wider denfelben nicht aus ven Reihen ver 
bäuerlien Bevölkerung gefommen, welche die einfhlägigen Regierungsmaßregeln meift billig 
und erträglid fand oder do ohne Murren aufnahm. Das Entlaftungsgefhäft z0g fi indeß 
naturgemäß fehr lange Hin; im größten Theil der weſtlichen Provinzen foll es erft 1853 
und 1854 zur Abwidelung gediehen fein, in ven Ländern jenfeit der Leitha noch fpäter. Im 
Laufe der 1850er Jahre waren die agrarifhen Zuftände Oſterreichs keineswegs fehr günflig 
beſchaffen. Eine fo großartige Anderung, wie ſie der plögliche Ubergang aus dem Syſtem der 
Bodencultur mitteld Zwangsarbeit in das der freien Bewirthſchaftung mit fi bringt, ift ohne 
mannichfacdhe Berlegung von Privatintereffen, daher ohne momentane wirthſchaftliche Nachtheile 
nicht durchzuführen. 

Deutſchland gegenhber blieb die Öfterreichifche Volttif unter Kührung des Cabinets Schwar⸗ 
zenberg-Stadion biefelbe, die Ofterreih Im Verlaufe der veutfchen Bewegung von 1848 zu ber 
feinigen gemacht hatte. Sie wechfelte den Ton, ihren Wefen nad blieb fie die nämlichein den Zei: 
ten der größten Schwäche des Öfterreihifchen Regiments wie jept, da ed, zu neuen Erfolgen ge= 
hoben, nur das alte Streben eines Öfterreidyifchen Primats in deutſchen Dingen geltend machen 
wollte. Zu wähnen, daß Fürft Schwarzenberg in Vreußenhaß und verhängnißnoller Schäpt- 
gung veutſcher Intereffen es den frühern oſterreichiſchen Staatemännern zuvorgethan, wäre ein 
großer Irrthum; ihn begünftigten nur die Umſtände, die zaghafte Natur der preufifchen Politik, 
die feltfame Schwärmerei von berliner Bhantaften für vie eingebildete Gemeinſamkeit ver confers 
vativen Intereffen uud dergleichen Dinge. Klar und verflänblich für jedermann war ber Grund: 
ſatz, nad) dem Fürſt Schwarzenberg handelte: fhonungslofe Verfolgung des eigenen Vortheils 
ohne auf den Neben: und Hintermann im deutſchen Staatenbunde zu bliden. Daß mit folder 
Marime unter gelegentlicher Boranftellung des veutfchen Berufs Ofterreichs etwas aus zurichten 
war, iſt nicht ſo ſehr Schwarzenberg's Verdienſt als Preußens Schuld. Er behielt ſein Ziel 
im Auge: dem deutſchen Volke dad Bedürfniß nach Einheit und Macht durch den alten Bundestag 
auszutreiben, und er mußte dies Ziel erreichen; denn in Berlin begann man chen jene roman⸗ 
tifche Politik ind Werk zu fegen, die Preußen ohnmädtig machte. Fürſt Schwarzenberg 
hütete fih wohl, dieſer Politik zu folgen: er ließ Preußen fid für die confervative Sache 
außer Athem jagen, blieb aber jelb ruhig ſtehen, überzeugt, daß Ofterreich nicht einzuholen 
wäre. Wer Erhaltung des in Deutſchland Beftehenven fagt, meint ein öſterreichiſches Intereffe, 
und wenn Hr. von Manteuffel mit der Kreuzzeitungspartei fi für jene erhigten, fo halfen fie 
dieſes wahren und fördern. Fürſt Schwarzenberg kannte feine Leute und wußte, was er denen 
gegenüber, die im Predigen confervativer Schlagmwödrter einzig daftanven, wagen durfte — 
wagen ohne jede Gefahr. In ſolchem Willen von des Gegners Muthlofigkeit, Schwäche und 
Entartung lag Ofterreich6 Stärke, die fi fofort als ein fehr zweifelhaftes Ding herauögeftellt 
Hätte, wenn z. B. Breußen aus feinem deutſchen Beruf fo fharfen Ernft gemacht wie Piemont 
aus feinem italienifchen. Die herausforbernde Manier des Fürften Schwarzenberg wäre ganz 
geeignet gewefen, eine folhe Wandlung der preußifchen Politik herbeizuführen. Wenn fie nicht 
dies, fondern das gerade Grgentheil davon bewirkte, fo zeigte fte ſich ald die rechte, die prakti⸗ 
ſche Manier, mit dem Preußen Friedrich Wilhelm's IV. umzugehen. 


— 
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herium Pilleräborf nit aller Klugheit und jedes Unternehmungsgeiſtes Aar geweſen — 
märe ihm vielleicht gelungen, einen Theil der fe unruhigen, fo aufs äußerſte — 
wiener Scudentenſchaft als Freiwilligencarys nach Italien zu führen, wenn es nur ernſtlich den 
Verſuch dazu gemacht, den Coup gewagt hätte. Aber freilig! wagen, Aucherordentliches unter⸗ 
nehmer, die Welt abſichtlich und Funflgerecht käuſchen und durch Täuſchung gewinnen, daB 
lag dieſem Miniſterium fen. Ohne mit Bezug auf Italien. irgendwelchen Druck ausge⸗ 
ſegt, ohne durch Sturmpetitionen aber lauted Fordern der Menge in dem Punkte erſchüttert 
worden zu fein, hatte das Cabinet ſich In Friedensverhandlungen auf Grund einer Territoriab⸗ 
abtretung in Italien eingelaſſen. Es wandte ſich dedfalls (Depeſche vom 8. April) an England 
am Vermittelung uno erklaͤtte ſpäter feine Beraitwilligfeit, auf die Lombardei zu verzichten. 
Die Unterhandlung fcheikerte an den weitgehenden Forderungen ber Gegner, welche auch bad 
Venetianiſche Gefreit miſſen mollten. Dom Kriegammiſter Latour aufs eifrigſte mit Verſtärr 
Zungen verfehen, machte Radetzky dem Schwanken. ver. Öfterreichiihen Diplomatie ‚bald dur 
Waffenerfolge ein Ende. Er nahm zuerſt die abgefallenen Städte im —— Vicenza 
{11. Juni), Udine, dann Padua und Ireviin, biq auf Venedig, welches die Oſterreicher nad uns 
rũhmlicher Gapitulation (22. März) geräumt hatten, um ed erſt im folgenden Sabre buch harte 
näckige, von ſchweren Verluſten begleitete Belagerung wiederzugewinnen. In den Tagen des 
22., 23. unb 24: Sali ſchritt Radetzky zur Dffenfive gegen Karl Albert's Hauptmacht, Die ende 
lid, am 25. Juli dei Cuſtozza geſchlagen wurde. Die iemontefen ntußten nad) Meiland und 
son da über ven Teffin zurüd; die Lombardei gelangte abermals in öſterreichiſche HAude, und 
der Waffenſtillſtand mit Karl Albert wurde auf Grund des Beſibſtandes vor dem eirge abs 
gefchloffen. 

. „Beinahe um bie. nämlidhe Beit, als bie Sache Huererichs in Italien einen Umschlag zus 
Beffern nahm, wurde die Armee im Norben ned Reicht eines Aufſtandes Herr, deilen Ent: 
flehung bis auf. den Heutigen Tag noch immer nicht gehoͤrig aufgehellt ift. Anfang Juni war 
im Prag ber fogenaunte Slawencongreß eröffnet worden, in welchen ſich bie. hervorragenden 
Barteiführer der Czechen, Ruthenen, Slomenen, Kroaten, Serben, auch einige Polen zu einem 
feften Brogramm für vie Neuronflituirung des Reichs, die Wahrung ihrer Wolfäinterefien, die 
Burüdweljung aller franffurter Sinfläfle auf öſterteichiſche Dinge u. f. w. vereinigen wollten. 
Nach einigen Sigungen kam e8 zum Gonflist mit: ber Militärgewalt; die ezechiſchen Volko— 
malen hatten natürlich mit Heftigkeit fiir Den Congreß Partei genommen, feierten ihn durch 
pomphafte Umzũge und beuugten. daB eingetretene Bfingftfeit, um. der Sache au einen kirch⸗ 
lichen Unftxich zu geben. Bou einer Meſſe zurückketzrend, bie (13, Juni) auf vffenem Platze, 
unter ver Betheiligimg einer zahliofen Menge celebrist worden war, ging der Zug. ber Theil⸗ 
nehmer vor dem Generalconunando vorbei, wo her verhaßte Fürſt Windiſchgrät als Truppen— 
commandant in Böhmen feinen Wohnſitz Hatte. Hier Fam «8 zum Streite mit bereit ſtehenden 
Truppenabtbeilungen ; bald folgte planuloſer Baxrikadenbau in der ganzen Stadt, des Nas 
mittags Straßenfampf zwifchen Heer und Volk, ſpaͤter, na einem Marſch über die Moldau 
auf der Kettenbrücke, welche pie Aufſtändiſchen ungerflört gelaffen, Die Befegung ber Höhen des 
Hradſchin durch Windiſchgrätz, dann nach fruchtloſen Unterhandlungen ein Bonbarbement, 
welches die unbedingte Unterwerfung der Stadt raid herbeiführte. Ein ſlawiſcher Aufftand 
war ſo niedergeworfen, und mit der ſlawiſchen Herrlichkeit in Ofterreich hatte es für geraume 
Zeit ein Ende. Die Mitglieder des Slawencongreſſes zerſtäubten nach allen Richtungen der 
Windroſe, die in Ausfiht genommene Eroͤffnung bes boͤhmiſchen Landtags, auf welchen den 
Czechen die Majprität gefihert war, unterblieb.wegen des alöbala verfiinbigten Belagerungs⸗ 
zuſtandes; Entmuthigung bemächtigte fih der Maſſen, Erkitterung ber Führer, bie ujn auf ben 
Schlangenwindungen einer intriguenhaften Staatkunſt miedergueriaugen. fuchten, was fie 
durd den unzeitigen Auffland an Erfolgen und Anfehen verloren hatten. Die Slawen hat⸗ 
ten e8 fühlen gelernt, daß ihr ‚Heil nit im Kampfe mit ber Taiferlichen Armee zu finden fel; 
ed. begann nun jene eigenthümliche Richtung der ſlawiſchen Politik hervorzutreten, welche den 
Triumph der eigenen Volksſache in ber hartnäckigſten Befehdung der deutſchen und magyarl- 
fihen Nationalbeftrebungen juchte. Das Biel, welches dabei vorſchwebte, war ein klaxes: bie 
Umwandlung Oſterreichs in einen Föberatieflgat, der für ungarische und deutſche Hegemonie 
feinen Raum Hätte; bie Mittel zur Erreichung des Zield dagegen glaubte man ſlawiſcherſeits ie 
der Gemeinfihaft mit der äußerften Reaction zu fisden. Mit ihr betrieb man jeme milne Hetzexel 
gegen die Ungarn, welche den Rafſenkampf ienfeit der Leitha nit ruhen ließ; mit ihr perhoss 
reſcirte man die Möglichkeit eines friedlichen Anuogleichs der magynro-jlawifchen Ierungen, bie, 
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zum Kuberften geführt, erd vie Nirderlage ber Ungarn and dan — das Weiterr ergeben follten 
Nur war dies Weitere eben ein anderes für vie Slawen; ein anderes für bie uiilitätiſche Reace 
tion 1 dieſe neurn Bundesgenoffen hofften eier den andern zu überliſten, unt ſolche Hoffnung 
zeugte vom ebenſo großem Unverſtand auf ſlawiſcher, wie von richtiger Erkenatuiß auf rractio⸗ 
närer Seite: Nachdem fich Slawen mb Magyrren in leibenſchaftlichen Kämpfen auögegeben 
‚und gegenfeitig wm Me. beſten Kräfte gebracht: hatten, mußte bie ganze Beute demjenigen zu⸗ 
fallen, vor nach gänztiger Shwaͤchung der im Rampe abgenugten Volkekrafte bad einzig Mög- 
liche und rarum au) Beiwänftige wollte, vie Widerraufrthtung ber abſoluten Gewalt. - 

In bien wurde ver RKeichsrag anı 10. Juli 1848 enöffnet. Den ag zuvor daukte das 
intkertum Wiltersnorf, das wir oben in sinem Zuſtand völliger Hülftefigkeit verlaffen haben, 
in corpure ad, Nah dem Studentenſteg vom .26. Mal Hatte fi der Sicherheitsausſchuß neu 
gebifvet, uns feine Thätigkeit ging im Laufe des Monats Juni ungeflört fort. Bald eine Art 
Volizeiamt für Wien, Halb ein Revolutivndtribunal für das ganze Hei, eine Übernmhungs- 
behoͤrde Über He offenen. over heimlichen Gegtier: ber Freiheit, follte Liefer Ausſchuß Bei dem 
Zuſammenttitt des Reichetags fein Mandat niederlegen und feine Auflöfung vollziehen. So 
meinte «8 der Minifter Millerſsdorf, aber anders br Giherheitdauticuß ſelbſt. Diefew.erklärte 
am 8. Jull in \ibereinfiimmmng mit benz denokratiſchen Club fein Miſtrauen gegen aus Mini⸗ 
ſterium und Heß vieſen Beſchluß dem felt 24. Juni als Alterego des Kaiferd anweſenden Grz⸗ 
her zog Idhann durch eine: Deputallon aukündigen. Lim das Mintfierium war es gofchehen, ber 
Erzherzog Tief ſich vom Sicherheitsnausſchuß die neuen Miniſtercandidaten bezeichnen. Doblhoff 
würde uiit der Bildung des neuen Cabinets betraut und brachte daſſelbe nad einigen Tagen zu 
Stande (18. Juli). Als Miniſterpräſident und Leiter des Auswärtigen fungirte Weſſenberg; 
die aavern Miniſter waten: Doblhoff fr das Zunere, Bach für die Juſtiz, Hornboſtel: für ven 
Handel, Schwarzer öfftüttiche Arbetten. Aus dem früͤhern Gabinet wurden Krauß als Finanz⸗ 
miniſter, Latdur ald Kriegominiſter herübergenommen. "Das Programm, zu welchen ſich die 
neue Reglerung befannte (19. Juli), Aang volksthümlich genug; wir Kapitalferderung ber 
Wiener, daß ed zu einer ronſtitutlonellen Monarchie uuf breiteſter demokratiſcher Baſis kommen 
müſſe, kam darin vor; kaum Daß fle mjt etwas zahmern Worten umſchrieben war, Den Wie⸗ 
nern zu kiebe wurde auch in der feterlichen Croͤffnungsrede bes Reichſtags durch Erzherzog Io: 
dann (22. Juli) von dem „innigen Verbande mit Deutſchland⸗ geſprochen. In Einem Athem 
erhielten aud die Czechen das Verſprechen der „vollen Gleichberechtigung aller Nationalitäten“. 
Überbies war vie ſofort beſchloſſene Aufhebung des Belagerungäzuftandes in Prag eine Con⸗ 
ceſſion an die Slawen; desgleichen vie Abfehung ves böhmischen Landesgouvernenrs Grafen 
2eo Thun. Auf ſolche Art ſuchte vie Regierung eine mächtige, durch zahlwiche Stimmen ver- 
tretene Reichſtagspartei ſich zu verfühnen ; es gelang ihr dies nach einigen vorübergehenden Ir⸗ 
tungen rafch und bleibend, wogegen fie freilich die. Deutſchen immer mehr In die Oppofition 
treiben mußte, da fie-dar Forderungen einer begehriichen ſiawiſchen Bundetgenoſſenſchaft fich 
nicht erwehren konnte. Ä 

Bebeutend mehr als von dem neuen Miniſterium, deſſen Unelnigbeit ſich bald an mannich⸗ 
fachen Zeichen erkennen ließ, erwarteten nie biker vom Reichsſtag, in deſſen Scho8 rigenthüm⸗ 
liche Bartetangen herrſchten. Eine Reihe von Deputicten, dem Gentrum angehörig, war von 
ftillee Sehnfucht nach den Fleifchtöpfen des alten Syſtems erfüllt, imd ihr Mund floß dennoch 
yon liberalen Mebemendungen und Butheuerungen Über — das nahmalige Verhalten biefer 
Bartei in Zeiten der brutalſten Reaction rechtfertigt ein fo firenges Urtheil. Ihr anı nächſten 
ftebend bot Die czechiſche Phalanx dem Miniſterium ihre Dienfte gegen Iingarn, gegen Branf- 
furt,, gegen die wiener Volksbewegung und vie wiener Volkswünſche aufs gierigfe an. Der 
alfo ſich von felbft ergebenden Toalltion führte Braf Stadion die ruthenifihen Kräfte zu, jene 
Banerndeputirten and Baligten, pie zu Wien ihre Wohnung in einem Stat aufgeſchlagen hat⸗ 
ten und mit Der. Treue des Hunded anf bad Stadion'ſche Fommando horchten, vielleicht die ein- 
ztgen im Reichstag, auf welche Oſterreich nnter allen Umſtaͤnden und zu jedem Zwecke (es wäre 
denn einem polenfreundlichen) zählen konnte, 

Die Linke des Reichstags war von Vertretern der beutfchen Demokratie gebilvet, denen man 
vielfache Itrthümer und Schwächen nicht abſprechen kann. Es ift Diode geworben, vieler Bar- 
tei Untlarheit ver Zwecke, Verſchwommenheit der GOedanken, unwürbiges Nachbeten des Schlag: 
wörter des Tages zum Vorwurf zu machen, und allerdings war politifhe Bildung und Senficht 
in ihren Reihen ſehr ſpaͤrlich zeſäͤrt. Wenn man Breftel, Fiſchhof, Schuſelka, virlleicht auch 
Loͤhner auenimmt, erhoben ſich Die Renner der Linken ſelten oder nie Über die Linis ver aller- 
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es brauchte allerdings noch einiger Zeit, che fie praftifch zur Geltung kam; das Öflerreigifche 
Stalien blieb unter militäriſcher Verwaltung ; alle Militär: und Civilbehoͤrden Hatten Radetzky 
zun Chef. Ungarn war nad Bewältigung des Aufftandes in fünf Militärdiſtricte, den peftber, 
kaſchauer, debrecziner, Öbdenburger und preßburger eingetheilt worden; bei der nun als defl: 
nitiv verfündigten Bermaltungseinrihtung (fle hielt aber nur über den italienifchen Krieg von 
1859 vor) hatte e8 bei der Einthellung in Diftricte fein Verbleiben; nur daß an Stelle ver 
jedem einzelnen Diftriete Übergeorbneten oberſten Militärbehörbe jet Minifterialcommiffare 
traten, welche fich bei den lingarn noch mehr verhaßt machten als die frühern Heeredautoris 
täten. Seit dem Herbſt 1850 fland dem Lande ein Ealferliher Brinz, Erzherzog Albrecht, als 
Civil: und Militärgouverneur vor. Es mußte ausſchließlich durch Fremde regiert werben ; felbft 
die confervativften Ungarn, fofern fie einiges Rufes und Credits bei der Bevölkerung genoffen, 
hielten fi grollend von der im Bach'ſchen Stil betriebenen Regierung fern. 

Inm Punkte der Juftigverwaltung mußten die Reformen der Jahre 1849 und 1850, weil 
fie doch die Möglichkeit der Ausbildung eines volksthümlichen Rechts nicht unbedingt ausſchloſſen, 
neuen Bildungen weichen. Im Mat 1852 wurde ein neues Strafgefehbuch erlaflen, im Juli 
1853 eine neue Strafproceßordnung; beide von der juridifchen Wiffenfchaft gerichtet, barbari⸗ 
ſche Denkmale einer auf Verkümmerung ded Rechts ausgehenden Zeit. Die Breffe ward unter 
ein Geſetz geftellt, welches dem Walten polizeilicher Willtür ungemein erſprießlich war; dennoch 
wurde auch dies Geſetz nachmals durch vielerlet Nachtragsverordnungen durchlöchert oder ſelbſt 
ohne die Veroͤffentlichung ſolcher nach Belieben verſchärft, nad Laune und Einfall Höher ge⸗ 
ftellter Beamten modificirt, nad) Dem durch Furcht vor amtlichen Berweifen beflimmten Ermefien 
niedriger Auffichtdorgane bald far, bald firenger audgelegt und In Anwendung gebracht oder 
nad den Geboten ver Zeitftrömung des Augenblicks In haarſttäubender Weiſe verrenft. 

Die befte Leitung des Stadion'ſchen Regime, das Gemeindegeſetz von 1849, wollte in 
das neue Syſtem ber Bevormundung von allem und jenem nicht paffen. Einzelne Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Geſetzes, fo die über Öffentlichkeit der Verhandlungen in ven Gemeinden, wur⸗ 
den außer Kraft gefegt; andere Ignorirte man vornehm, wieder andern ging man einfady aus 
dem Wege, ohne exft ihre Aufhebung der Diühe werth zu finden. So ließ man bie auf 
Grund des Geſetzes von 1849 gewählten Vertretungen der Gemeinven fortbefichen, auch 
nachdem ihr Mandat längſt erlofhen war. Bet jeder halbwegs paffenden Gelegenheit for⸗ 
derte man von den Gemeindevertretern Rundgebungen des Servilismus, und Died war noch die 
harmloſere Manier, vie Gemeinden zu terrorifiven. Schlimmer war ſchon, daß man in ihre 
Bermögendrechte eingriff, daß die reihern Gemeinden zu fogenannten, aber wahrhaftig nur 
fogenannten, patriotifhen Zwecken ſtets Herbielten und mit der Macht des guten, vieleicht beſſer 
gefagt, ſchlechten Beifpield auf vie Armern drückten. Die Auöpreflung des Gemeindeſeckels zu 
Bunften des Staatsſeckels, dieſer Illuſtration immerwährender Noth und Bedrängniß in 
Sſterreich, mar eins der Hauptgeſchäfte ber Öfterreichifchen Bureaufratie; man weiß, mit wel⸗ 
chem Eifer ſie es bei ®elegenheit ver @inzeihnung des Nationalanlchens Betrieb, und mit melden 
Summen die Communen des Reis zu dem auf 500 Millionen angefegten Ertrag diefer An= 
leide herangezogen wurven. Dabei hieß es freilich, alle Welt, Gemeinden mie Private, bethei⸗ 
ligten fi freiwillig an jenem Nationalanlehn, und wenn man unter Freiheit Zwang, unter. 
Willen Gehorfam verftehen will, hatte es mit diefer Verfiherung auch feine Richtigkeit. 

Auf dem mirthihaftligen Gebiete war durch die Befreiung von Grund und Voden aus 
den Banden des Unterthänigfeitöverhältniffes ein mächtiger Fortſchritt gethan. Nur Hatte 
bie unzweifelhaft geſchickt und glücklich angegriffene Operation ver Brundentlaftung auch ihre 
- Schattenfelten gezeigt, welche eben jetzt, da die praktiſche Durchführung der Maßregel ihren 
Berlauf nahm, befonders hervortraten. Die ehemals herrſchaftlichen Beſitzer waren troß aller 
ihnen zugeſprochenen Entſchädigung In Schaven gekommen, die vom Feudalnexus befreiten ehe⸗ 
maligen Untertbanen hatten theils wegen der eigenen Indolenz, theils wegen ber erhöhten 
Steneranfprüde ver Regierung eine gute Duote ihres Gewinnes dahin. Namentlich war dies 
in den öftlihen Kronländern ver Fall, wo Zmangsverfäufe von Grund und Boden wegen fku> 
migen Schuldenzahlen8 over rüdfländiger Steuern fi in erſchreckendem Grabe hänften. Hier 
wenigftend blieben die guten Wirkungen der Entlaftung für die Gegenwart aud; man mußte 
fih mit einem fehr beſcheidenen Theil verfelben genügen und bezüglich des Reſtes auf bie Zukunft 
vertröften laffen. War aber die Regierung ſchon betreffs ver erfolgreidhften ihrer Maßregeln auf 
ſolche Vertroͤſtung der Maffen angewiefen, fo konnte fle vollends In andern Beziehungen nur 
mit dem gleihen Trofte dienen. Die Zukunft — fo prophezeite man ſtets beftgelaunt und heiter — 
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werbe dem Miniftertum vollkommen recht geben und ver Bevölkerung für bie Entbehrungen des 
Augenblics mit Wohlfſtand, Gedeihen und Zufriepenheit lohnen. Mit ſolchen Verheißungen 
har man in Oſterreich nie gefargt, auch dann nit, wenn das Fräftige, alle wirthfchaftlichen 
Bildungen überwuchernde Wachsthum der Staatoſchuld ed auf den Fingern abzählen ließ, daß 
die Zufunft fortwährend Über Gebühr belaftet, die Daſeins- und Productionsbedingungen in 
berfelben auf ſolche Wirthſchaft Hin erfhwert würden. Im Mat 1852 lieh man in London und 
Paris 3%, Mi. Pd. St.; im September 1852 lieh man 8O Mill. BL. vom inländiſchen 
Markte; im März 1854 ſchon wieder ein neueß (Lotterie:) Aulehn von 50 DIN. Fl.; kaum 
vier Monate fpäter dad Monftreaniehn von 500 Millionen, bie fogenannte „freiwillige Natio⸗ 
nalanleihe”, zu der jedermann in Oſterreich gepreßt wurde; am 1. Ian. 1855 der Verkauf der 
Staatsbahnen, mehrerer Domänen und ärarifchen Bergwerke für 200 MI. Frs.; nebenbei 
fortlaufende Geldaufnahme im Wege der ſchwebenden Schuln, fortbeftehenne Geldentwerthung, 
ſchwankende Wechſeleurſe; Banknoten, die in Wahrhelt Staatsnoten genannt werben müffen; 
bie Nationalbank, Hauptfählic das Ausgabenepartement für Diefelben , nur nebenher eine An- 
ftalt, die Wechfel edcomptirte und auf Pfänder lieh: wie fonnte da von einer Negelung bes 
Staatshaushalts, einer Gleichſtellung der Einnahmen und Ausgaben in demſelben, einer billt- 
gen Rückfichtnahme auf die Productivfräfte des Reichs, geſchweige bein von deren Förderung 
die Rebe fein! Wie konnte in dieſen Punkten alle Schönrehnung und troftreiche Verheißung 
die Leute überzeugen, bie ernſte Rage vertuſchen oder den Credit des Staat, dem nur frivole 
Hoffnung, grundlofes Vertrauen entgegenfanen, aus tiefftem Verfalle emporheben? _ _ 

In einem ſolchen Zuftand der Verkommenheit, ver ſchlimmſten Bebrängnif fing Öfterreich 
an die Ausführung eines Projects, deffen Oelingen die Geſammtrichtung ver europäifchen Sans 
delspolitik, und nicht Bloß der Handelspolttik in neue Bahnen leiten ſollte. Mit zerrütteten Fi⸗ 
nanzen, mit einem unterwühlten Finanzweſen, einem Steuerfuftem, das vielfach auf wanken⸗ 
der Grundlage ruhte und die ſchlechteſte Form ver Befteuerung, das Monopol, zur nothwendi⸗ 
gen Boraudfegung Hatte, follte den preußiſchen Staate der Rang abgelaufen, die Stellung 
eines natürlichen Hauptes des Zollvereind flreitig gemacht werden. Es galt, die Entwidelung 
des deutſchen Handels und Verkehrs In einem Stadium zu halten, dad Orereie den Eintritt 
in den Zollverein ermöglichte. Das Jahr 1852 fah im Grunde genommen die nämlichen öfter: 
reichiſchen Bemühungen und Verſuche, die in Heutzutage aus Anlaß des preußiſch-franzoͤſi⸗ 
fen Sandelövertragd entgegentreten: eine Lünftlic erzeugte und genährte Zollpereinskrifis, 
das Phantom eines mitteleuropälihen Zollbundes, der 70 Millionen zu umfaflen hätte und ven 
Sreihandel zwiſchen dieſen verwirklichen follte, um ven Schutzzoll gegen die übrigen und vie 
erften Handelsſtaaten der Welt zu einem bleibenden Bebürfnig zu machen. Mit folden auss 
fhweifenden Hoffnungen mußte ſich aber die Öfterreichifche Negierung trog alles wüſten Lär-: 
mend ihrer Bunbesgenoffen denn doch verrechnen. Wie klein auch Schwarzenberg und feine 
Nachfolger, frin Nacheiferer von Preußen, von den berliner Staatsmännern und Staatöfophi- 
fen dachten, fo Hein, fo erbärmlic waren dieſe doch wol nicht, daß fie fich auf dem Bebiete zu 
jener feigen Nachgiebigkeit Hätten gehen laflen mögen, die über Erfurt und Bronnzell nad 
. Dimüg geführt hatte. Ohne gerade dem Princip des volkswirthſchaftlichen Fortſchritts zu hul⸗ 
digen, ohne den jebenfalls kühnen, ja waghalfigen Planen Hfletreichs eine ſchoͤpferiſche Idee 
- entgegenzufegen, mußte das berliner Cabinet den Vortheil, ven ihm feine Stellung bot, wenig: 
fiend diesmal auszunugen und das Öfterreichifche Project zu hintertreiben. Die Streitfrage 
war ſchon fo gut als entſchieden, ala man fich in Wien entſchloß, mit der Verhandlung über eine 
anſtändige Form des Rückzugs aus den unvorfichtig eingenommenen Pofltionen ben Mann zu 
betrauen,, der im Jahre 1851 freiwillig und aus überdruß ob ver fanatifch rückſchrittsfreund⸗ 
lichen, vor kelner Breiögebung materieller Intereſſen einhaltennen Stimmung maßgebender 
Kreife feinem Minifterpoflen entiagt hatte, Hrn. von Brud. Der Vertrag, den er in Berlin ab⸗ 
ſchloß (am 19. Fehr. 1853), brachte die Verzichtleiftung Oſterreichs auf kurz vorher mit großer 
Hartnäckigkeit begehrte Zugeſtändniſſe Preußens, ohne die man in Wien nicht leben, nicht ſter⸗ 
ben zu koͤnnen mit gewohnter Übertreibung von Orientalen betheuert hatte. Jetzt lieh man ſich 
ein anſehnlich Stück des Verlangten abhandeln und ergab ſich darein, daß man ſchließlich denn 
doch ein ganz nettes Geſchäft gemacht habe. 

Der Abſchluß einer Zolleinigung gelang nur mit dem Fürſtenthum Liechtenſtein, deſſen 
Herrſcher ſtets mehr öͤſterreichiſcher Gavalier als deutſcher Reichsfürft geweſen, dann mit den 
kleinſten italieniſchen Principaten, welche dem von Wien aus geübten Druck nicht zu wider⸗ 
ſtehen vermochten, Parma und Modena (Augufl 1852). Das immerhin etwas ſchwerer ind Ge: 
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wicht fallende Toscana hielt fich von dem italienisch = öfterreihifchen Zollbund fern, ber übri— 
gend nur vorübergehenden Beftand hatte. Im October 1857 traten Modena und Parma aus 
dem Öfterreihifchen Zollverbande wieder aus. 

Die italieniſchen Verhältniſſe überhaupt blieben trotz der Siege Radetzky's ein Gegenſtand 
nicht enden wollender Verlegenheit für das wiener Cabinet. Die Macht, die es ſich über das 
Schickſal der Halbinſel angemaßt hatte, ruhte auf dem erprobten Übergewicht der öfterreicht= 
ſchen Waffen; es hatte aber damit doch eine andere Bewandtniß als mit der durch militärifche 
Gewalt wieder aufgerichteten und aufrecht gehaltenen Herrſchaft Ofterreich8 in Ungarn. In 
Stalien begegnete man einer wohl organifirten Gegenmacht, der, ohne Europas Unwillen heraus⸗ 
zufordern, nicht beizufommen war. Es waren die freien Ordnungen Piemont, welde die 
auf bloße Gewalt gegründeten Ordnungen Oſterreichs in Schach hielten, und welde bie 
wiener Regierung zwangen, nur in der Audbehnung eines dem ihrigen ähnlichen Regime 
über ganz Italien Sſterreichs Heil und Sicherung zu erfennen. Und mit eben foldher, wir moͤch⸗ 
ten fagen, fataliſtiſcher Nothwendigkeit mußte dad Streben, dieſe Sicherung zu erlangen, den 
ruhigen Befig derfelben unerreihbar machen: je fügfamer die italienifgen Regierungen dem von 
Wien gegebenen Impulfe folgten, vefto größern IInwillen mußte ihr Schalten und Walten in 
der gefnebelten Nation erregen, deito wirkfamer mußte e8 die Unternehmungen confpiratori= 
Iher Sekten und Vereine unterflügen, deſto Eräftiger zum Ausbrud neuer Unruhen, ftetig 
wiederholter Aufftandsverſuche / trog aller Enttäufhung und blutigen Repreffion unvermeid⸗ 
licher revolutionärer Putſche aufreizen. Wenn audy dieje ven Bedrohten die Unentbehrlichkeit 
des öſterreichiſchen Schuges heraugitellten, fo machten fie wieder den Schuß ſelbſt zu einer fehr 
mühjfeligen, beftändigen Gefahren audgefegten Arbeit. Nicht allein vie Trabanten des wiener 
Cabinets Hatten darunter zuleiden und der periodifch wiederkehrenden Angriffe ſeitens der italie= 
nifhen Volksparteien fich zu erwehren, aud) Oſterreich mußte (Februar 1863) den Aufruhr in 
Mailand befampfen und mit Sequeftrirung der Habe lombardiſcher Auswanderer ahnen. 
Diefe unterſchiedslos gegen alle Klaffen der itulienifhen Emigration gerichtete Vermögensbe⸗ 
ſchlagnahme führte zu biplomatifhen Irrungen mit Piemont, welche Oſterreich in der trauri⸗ 
gen Rolle eined nah ruſſiſchem Muſter vorgehenden Maſſenconfiscators erfcheinen ließen und 
zum Abbruch der diplomatiſchen Beziehungen mit dem turiner Gabinet führten (April 1853). 
Die gleiche Rudjictslojigkeit in ver Behandlung — Staatsbürger ſeitens der mailänder 
Heeresautoritäten, deren Sache es nicht war, Schuldige von Unſchuldigen zu unterſcheiden, führte 
um dieſelbe Zeit zu einem Streithandel mit der Schweiz, dem erſt nach zwei Jahren (März; 1855) 
die Wieverberftellung der ſuspendirt gewejenen viplomatifhen Beziehungen mit der Repu— 
blik folgte. 

Eine Politik, die in Italien auf die Erhaltung ſchreiender Miöregierung binauslief, um 
das Öfterreichifche Regiment im Vergleih mit dem päpftlichen ,„ dem modenefifhen und bourbo= 
nifhen mwenigftend als zu etwas gut erfcheinen zu laffen; eine Politik, die in Deutfchland mit 
der Reftauration des alten Bundestags ihr Meiſterſtück geleiftet und die volkswirthſchaftlichen 
Zuftände durch den Eintritt Oſterreichs in den Zollverein in bundestãgliche Schläfrigfeit ver- 
fegen wollte, die im eigenen Lande nur polizetlih abminiftrirte oder kriegsrechtlich terrorifirte: 
mußte ihre Schwäche, ihre Unfruchtbarkeit angeſichts von großen Weltfragen, deren Entſchei⸗ 
bung fie ſich nicht zu entziehen vermochte, bei denen mit den gewöhnlichen, ſeit Jahren geübten 
Künften nicht auszufommen war, zur offenfundigen Thatſache machen. 

Die orientalifhe Angelegenheit trat an Oſterreich heran, und ſie wurde in Eleinlichem 
Stile aufgefaßt, ohne zu einem impoſanten Auftreten des Staatd, für welches diesmal, wenn je, 
die Chancen gefommen waren, benußt zu werben. Die Schuld an der Verſäumniß, bie Oſter⸗ 
reich während der Orientkriſis nun einmal zweifellos begangen hat, wird vielfach dem Mangel 
an einem energiſchen Leiter der auswärtigen Angelegenheiten zugeſchrieben. Fürſt Schwarzen⸗ 
berg (geſtorben April 1862) hätte, ſo ſagt man wol in Wien, die Sache ganz anders ange⸗ 
griffen, als Graf Buol fie angriff; er hätte der Welt gezeigt, wie er fein Dictum vom oͤſterrei⸗ 
chiſchen Undank gegen Rußland verftanden haben wolle. Lim gerecht zu fein, muß man jedoch 
zugefteben, daß die äfterreichifche Politik In orientalifchen Dingen, die Unentfäloffenheit, melde 
fle Eennzeichnete, der Wechſel der Stellungen und Stimmungen, welchen dad wiener Gabinet 
zu feinem Theil erwählt, trogden der Gegenftand Die conjequentefte Behandlung, nicht zu er: 
ſchütternde Beftigkeit geforbert Hätte — daß die alfo geartete öfterreichifche Politik nur eine Folge 
der Öfterreichifhen Zuftände war. Die Unfertigfeit viefer, dann eine bei allem Wechfel der Zei⸗ 
ten bleibende, aus der eigenthümlihen Zufammenjegung des Staats leicht erklärliche Abneigung 
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gegen großartige Unternehmungen auf dem Gebiete des Außern, für welche eben niemals oder 
äußerft felten eine allen Völkern des Reichs gemeinfame Unternehmungsluft zu erzielen ift, fle 
lähmten die Öfterreichifche Action in dieſer Frage wie in mancher andern, die, halbwegs von 
größern Dimenftonen, auch erhöhte Anftrengung und Wagniß mit fi) bringt. Für Ofterreich 
ift ein großer Krieg meift auch ein ſolcher, in dem eine oder bie andere der öfterreichiichen Natio- 
nalitäten gegen die wiener Politik Partei ergreifen fann; fo verhält es ſich wenigfteng feit un: 
gefähr anderthalb Juhrzehnten. Und war dieſe Gefahr im Bunde mit den Weitmächten nicht 
zu fürchten, fo gab es gegen die in Wien allerwege fehr mächtigen ruſſiſchen Einflüffe keinerlei 
Sicherung und gegen ihr unangreifbares Fortwalten kein Mittel. 

Im Beginn der Orientwirren ſchien das Überwiegen dieſer ruffifchen Einflüffe im Rathe 
Oſterreichs eine zweifellos feftgeftellte Thatfache. Der Sendung des Grafen Leiningen ald außer- 
ordentlichen Geſandten mit außerordentlihen Borderungen nad Konflantinupel (Ende Januar 
1853) mochte man vielfach feinen andern Sinn unterftellen als den eines Rußland erwünſchten 
Druds auf das Pfortencabinet. Die Montenegriner, von jeher Schützlinge der Zarenmacht, 
wurden jeßt auch von Öfterreich in Schutz genommen — bedurfte ed der Beweije mehr, um dad 
Borhandenfein eines herzlichen Einvernehmens zwiſchen Wien und Petersburg außer Frage zu 
ftellen? Mögen diejenigen, welche alfo urtheilen, im Unrecht fein, und wir glauben fie find es, 
aber andererſeits läßt fi) aus Leiningen’d Drohnoten an die Pforte wenigſtens der Schluß 
ziehen, daß um bie Zeit ihrer Abfaffung eine Spannung zwifchen beiden Kaiferhöfen, dem öfter: 
reihifchen und ruffifchen,, nicht eriftirt Haben konnte. Sonft wäre ja das Eintreten Ofterreiche 
für die Schüglinge Rußlands geradezu eine Abſurdität gewefen! 

Der glüdliche Ausfall der Miſſion Leiningen's traf mit der Ankunft Fürſt Menſchikow's in 
Konftantinopel zufammen. Der Schreden, welden dad Auftreten dieſes Ruffen veranlaßte, 
lie in Ofterreich längere Zeit feinen andern Gedanken auffomnen als den einer Vereinigung 
deflen, was Rußland forderte, mit dem andern, was bie Pforte, ver ungeſtümen Forderung 
lange nicht entfprechend, zugeflehen wollte. Als praktiſche Folge dieſer Verquickungstheorie 
muß die fogenannte Wiener Note gelten, deren Annahme feitens des Divans ohne die Einwir⸗ 
fung des wachſamen Stratford de Rebcliffe ficher erfolgt wäre; als Beweisſtück für Ofterreichs 
noch nicht erfihütterte Otufienfreundfchaft iſt die Rundnote Graf Buol’8 vom 4. Juli 1853 (dem 
Tage nad der Pruthüberfchreitung) aufzuführen. Graf Buol äußert darin den Wunſch Ofter- 
reichs: „pie innige Allianz‘ aufrecht zu halten, - melde e8 mit Rußland verbinde, und „welche 
eine der fefteften Schranfen gegen die Beftrebungen des revolutionären Geiſtes“ ſei. 

Erſt mit Anfang 1854 machte Öfterreich Miene, aus der Neutralität, für Die es ſich noch kurz 
vorher (Rundnote Buol’8 vom 17. Oct.) erklärt Hatte, heraudtreten zu wollen. Die Sendung ° 
des Grafen Orlow nah Wien war zwar nicht refultatlo8 geblieben, aber fie hatte zu Ergebniſſen 
geführt, die Rußlands Wünſchen und dem Zwecke der Sendung geradezu entgegengefegt waren. 
Graf Buol regte jept ven Plan einer Sommation wegen Räumung ber Donaufürftenthümer 
an; er einigte jich mit Preußen und den Weſtmächten (Gonferenz vom 9. April), um die Inte: 
grität ver Pforte ungefchmälert zu halten, den Berfuchen folder Schmälerung entgegenzumirfen. 
Auch gelang ed no, Preußen zu einem Angriffs und Vertheidigungsbündnig mit Ofter- 
teich zu vermögen (20. April), dad Befagungsrecht In ven Donaufürftenthümern, welches die 
Pforte für diesmal den Oſterreichern zugeftanden hatte, durch Preußen garantiven zu laffen. 
Aber weiter war das berliner Cabinet nur ſchwer zu bringen, und in Wien berrichte noch immer 
ſolche Ruffenfurht, daß man, ohne Preußens ficher zu fein, mit der Zarenmacht nicht anbinven 
wollte. Mit genauer Noth erwirfte man den preußifchen Beitritt zu den (8. Aug.) mit den 
Weſtmächten vereinbarten vier Punkten, ven factifhen Beitritt wenigſtens, da ſich Preußen 
verpflichtete, jeden ruſſiſchen Angriff auf das nach Verwirklihung diefer vier Punkte ſtrebende 
Dfterreich abzuwehren (26. Nov.). Gegen Jahresſchluß (2. Dec.) 1854 kam e8 endlich zum 
Abſchluß der Öfterreihiich : weſtmächtlichen Allianz, welche Beratungen über weitered Vor⸗ 
gehen für den Ball in Ausſicht ftellte, als die Herftellung ded Friedens auf Grundlage der ver: 
einbarten Hauptbeftimmungen nicht noch Im laufenden Jahre gefihert wäre. Ohne große Ge- 
fahr auf ih zunehmen, konnte Oſterreich dies Bündniß unterzeichnen, denn ſchon am 28.Nov. 
hatte der ruffifhe. Befandte in Wien anden Grafen Buol erklärt, daß der Zar die vier Bunte ald 
Ausgangspunkt der Kriedensunterhandlangen annehme. Nach diefer DVerfiherung fonnte 

fterreidh einigermaßen beruhigt den Decembervertrag unterzeichnen; es hatte ja die Gewiß— 
beit, daß der casus foederis entweder gar nicht oder erft nach langen diplomatischen Unterhand⸗ 
lungen mit-Rußland eintreten werde. 
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Auf den nun folgenden Wiener Conferenzen (Eröffnung derſelben im März 1855) hielt 
ſterreich, folange e8 die zwei erſten Garantiepunkte von Rußland zu erzwingen galt, treu zu 
ben Weſtmächten; erſt als diefe erledigt waren und fo die Angelegenheit ver Donaufürftenthä- 
mer, der Donaufchiffahrt, auf welde fie Bezug hatten, eine für Ofterreich günftige Entſchei⸗ 
dung fand, zog ſich das wiener Cabinet in eine Rußland mehr zuſagende Stellung zurück. Beim 
dritten Punkt ver Friedensbeſtimmungen, Reviſton bed Dardanellenvertrags, erklärte Graf 
Buol: es habe Oſterreich nun die Rolle auf ſich genommen, die Wege zu einem gütlichen Ver⸗ 
gleiche aufzufinden (Sitzung vom 21. April). Und dieſe Erklärung wurde abgegeben, nachdem 
der ruſſiſche Conferenzbevollmächtigte, Fürſt Gortſchakow, zwei Tage zuvor gefragt hatte, ob 
das wiener Cabinet willens ſei, die geforderte Beſchränkung der ruſſiſchen Seemacht im Pontus 
zu erzwingen. Nicht Zwang, gütlicher Vergleich! Inutete jetzt die Parole, der man in Wien 
folgte. Nach Abbruch der Gonferenzen entmaifnete Oſterreich; nach dem Fall Sewaſtopols da⸗ 
gegen ließ es ein Ultimatum in Petersburg übergeben. Der Erfolg der Weftmächte hatte den 
wiener Staatsmännern Muth eingeflößt; auch winfte ihnen die Hoffnung, daß fie nicht in Die 
Gelegenheit kommen würden, ihren Muth zu erproben: fie bofften auf Annahme des Ultima- 
tums, auf Frieden und Ruhe, und fle follten ſich nicht getäufcht Haben. 

Während ver Verhandlungen die jegt dem Parifer Frieden vorangingen,, ſuchte Öſterreich 
nach Kräften für ſich VortHeile zu erlangen, ohne daß es am Kriege theilgenommen hätte, ein 
Beftreben, das allerdings natürlich, aber auch ganz gerignet war, die Öfterreichifchen Congreß⸗ 
bevollmaͤchtigten in eine fchiefe Stellung zu bringen. Selbſt von englifcher Seite (Sigung vom 
12. März) mußte Ofterreich den Vorwurf hören, daß es ausſchließliche und beſondere Zuge- 
ſtändniſſe haben wolle, und dieſe verlange es, nachdem es von dem Kriege fern geblieben, der die 
neue Lage geſchaffen. Die Iſolirtheit des Donauſtaats zwiſchen dem grollenden Rußland einer⸗ 
ſeits, den vor Sewaſtopol allein gelaſſenen Weſtmächten andererſeits, zwiſchen dem zu einigem 
Haß gegen feine Unterdrücker verbundenen Italien und dem durch Öfterreihifche Concordat⸗ 
wirthſchaft aufs tieffte erbitterten Deutſchland — dieſe Iſolirtheit follte auf die Entſchließungen 
in Wien immer flärfer prüden und Hier eine Politik, die in der Furcht vor wirklichen oder ein⸗ 
gebildeten Gefahren ihr treibendes Agens hatte, zur Nothwendigkeit machen. Schon als in 
Paris am Congreßtiſch die italieniihe Frage zur Sprache kam, zeigte dabei das Benehmen der 
Öfterreihifchen Bevollmächtigten, daß man ſich in Wien mir allen fchreienden Misbräuchen ver 
päpftlihen und bourbonifchen Regierung identifleire. Von einer Entfernung der öfterreichi: 
fhen Truppen aus den Legationen, einer ernflen Mahnung an Neapel, feinem toffreactio- 
nären Treiben Einhalt zu thun, wollte Öfterreich nichts hören, geſchweige denn an Discuffionen 
über dieſe Bunfte fich betbeiligen. Es gibt Eeine italienische Frage! fchrieben damals die wiener 
Zeitungen, und bie öſterreichiſchen Staatsmänner handelten nad dieſer erlogenen Marine. 
Man fürchtete ih, das öſterreichiſche uͤbergewicht in Stalien an Frankreich zu verlieren; aber 
man that alled, ven Wechſel in folder Präponderanz ven Italienern erwünſcht zu machen und 
vor Europa zu rechtfertigen. Guropa nahm eben für Diejenigen Partei, melde in König Fer⸗ 
dinand nach Reformen drangen, nicht für Ofterreich, das ſolches Drängen als rin Attentat auf 
die Souveränetätsrechte dieſes Tyrannen ausfchrie. 

Die Zeit während des orientaliihen Kriegs hatten die leitenden Stantsmänner Sſterreichs 
zu Anbahnung und Abſchluß eines Werkes benutzt, das auf dem Gebiete der innern Politik das 
Schlimmſte bedeutet hat und noch heute nicht überwunden iſt. Das Concordat vom Auguſt 
1855 brachte eine Reihe von Conceſſionen an die kirchliche Gewalt, die ſich ald rückſichtsloſe 
Schädigung erworbener Rechte oder als unpolitiſche Preisgebung öſterreichiſcher Intereſſen an 
Rom zuſammenfaſſen laſſen. 

Der Sieg, den die ultramontane Partei durch den Abſchluß des Concordats feierte, war von 
langer Hand vorbereitet worden, die ihm vorangehenden Verhandlungen zwiſchen dem paͤpſt⸗ 
lichen Stuhle und dem wiener Cabinet hatten — es war für niemand ein Geheimniß — ge⸗ 
raume Zeit in Anſpruch genommen; der Geiſt, im dem fie geführt wurden, ließ ſich aus frühern 
Regierungsmaßregeln und vor allem aus einer zum Syſtem erhobenen Begünftigung der From⸗ 
melei erfennen. Schon im Jahre 1850 mar das landedfürftliche Placet aufgehoben, der kirch⸗ 
liche Verkehr mit Nom freigegeben worden; vie Biſchöfe entfalteten eine feit lange ungewohnte 
Regſamkeit, bielten berathenve und beſchließende Berfammlungen, auf denen fie laut nach Frei- 
beit der Kirche, nach Unabhängigkeit vom Staate verlangten; im Privatieben bemerkte man 
Zeihen von dem VBorhandenfein jener Herifalen Beftrebungen, welche Lebensäußerungen des 
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GEinzelnen, der Familien unter das Joch der kirchlichen Disciplin zu drücken geeignet waren, 
Man wußte, daß in Rom verhandelt werde, um folden Tendenzen eine bleibende Grundlage zu 
verfhaffen, und man ergab fich varein, daß es Diesmal ohne namhafte Errungenfihaften für die 
Ultramontanen nit abgeben werbe. Dennoch übertraf das Concordat alle derartigen Vermu⸗ 
thungen und Befürchtungen; auf eine fo rückhaltsloſe, unbeſchränkte Anerkennung der fanatiſch⸗ 
papiſtiſchen Doctrinen, eine fo pünftlie, fo weitgehenve Erfüllung ultramontaner Forderun⸗ 
gen war man nicht gefaßt gewefen. Der allgemeinen Überrafhung Worte zu leihen, durfte 
niemand wagen; bie Breffe ſchwieg oder leierte das ihr anbefohlene Lob des Concordats ab; ver 
niedere Klerus, ben die neue Ordnung der Dinge vollfländig in die Hand ver Biſchöfe gab, 
ſchwieg ebenfall® oder lieg fih nur widerwillig zu erlogenen Zeichen ver Begeiflerung gehen, vie 
niemand täuſchten und nirgends imponirten; bie Maffe ver Bevölkerung verhielt ſich ruhig, 
theilnahmloo, flugte hoͤchſtens einen Augenblck und blieb im ganzen unempfindlid für Be: 
brüdungen von feiten ber pfäffiſchen Willfür. Man hatte nicht Zeit, ob folder Bebrüdung, 
welche doch erfi in Ausjicht Rand, ſich zu ereifern,, ver Druck der Gegenwart, vom Staate auf: 
erlegt, machte Rumpf für zufünftigen Druck, ver von der Kirche ausgehen würde. Die Regierung 
hatte durch unpolitifche Nachgiebigkeit an Rom ihre augenblidlihe Lage nicht verfchlimmert, 
nicht verbeflert; fie hatte nur die Beratung der Gebildeten gegen fi heraufbeſchworen — erft 
ber- Kortfhritt der Bildung wird diefe Verachtung zum Gemeingut ver Maffen in Ofterreich 
machen, und ihr wird dann die Regierung erliegen, weldhe mit dem Concordat nicht brechen will 
ober fann. Das Frohlocken der Gegner Ofterreichd über den fonderbaren kirchlichen Act muß 
wol als ein verfrühte bezeichnet werden: das Goncorbat war ein foloffaler Misgriff mehr, ven 
fi die wiener Staatöweijen auf dem Gebiete der Innern Politif zu Schulden kommen ließen; 
wenn aber ver Donauflaat durch Midgriffe auf diefen Gebiete zu ruiniren wäre, fo hätte er 
von der Karte Europas fhon längft verſchwinden müflen. 

Nah Abſchluß und Veröffentlihung des Concordats wurde in Oſterreich auch der Verſuch 
gemacht, die confeſſionellen Verhältniſſe ver Proteſtanten zu regeln. Da man aber an die Be⸗ 
handlung diefer Angelegenheit nur mit lauem Eifer ging, gerieth fie ind Stoden und fonnte erſt 
lange Jahre fpäter zu einem nothdürftigen und alles eher denn befriebigenven Abfchlug gebracht 
werben. Schon im Mai 1856 hatte man Vertrauensmäner der ungarijhen Proteftanten nad 
Wien berufen, unı hier eine kirchenrechtliche Feſtſtellung für die in Ungarn fo flark vertretenen 
Kirchen lutheriſcher und calviniſcher Confeſſion zu berathen. Doch es follten abermald Jahre ver: 
gehen und erſt der italieniſche Krieg kommen, ehe den Proteſtanten Ungarns eine Kirchenver⸗ 
faſſung octroyirt wurde, durch welche man unbegreiflicherweiſe ein Zugeſtändniß für ſie im 
Auge Hatte. Die evangeliſchen Gemeinden Ungarns wieſen die Ihnen zugedachte Wohlthat ala 
Rechtsverletzung zurüd, organijirten ven Widerfland?*) gegen die Ortroyirung, riefen dadurch 
die Reprefjion feitend der Regierung hervor, melde ſelbſt angefehene Conſervative (Zſedenyi) 
vor Gericht ziehen mußte und fich auf dieſe Weife in ven Geruch ſetzte, als treibe fie Glaubens⸗ 
verfolgung gegen Neformirte! - 

Gin leichtere Spiel Hatte dad Minifterium mit ven Proteftanten der Erbländer. Hier 
zeichnete fich die evangelifche Richtung durch Leblofigkeit und Geduld derer aus, bie ihr nad: 
gingen, Die zu Beiträgen für Eatholifhe Schul: und Kirchenzwecke angehalten, dem concordat⸗ 
mäßigen Shegejeß von 1856 (für die gemiſchten Ehen) unterworfen, von Beuutzung Fatholifcher 
Friedhöfe ausgefchloffen, überhaupt in einer Weije behandelt wurden, als gelte e8 den Art. 16 
der beutfhen Bunvedacte, der ihnen die Gleichheit und Gleichberechtigung mit andern chriſt⸗ 
lichen Gonfefjtonen verhieß, in ſein gerades Gegentheil zu verfehren. Ihre Stellung zu verbeffern 
oder auch nur gefegmäßig zu regeln, warb auch nicht dad Kleinfte unternommen ; man ließ diefe 
Berhältnifie gehen, wie fie mochten, auch der bloßen Darlegung, geihweige denn Feftftellung 
derfelben, wich man ſcheu aus. Erft am 8. April 1861 brachte ein Ealjerliches Patent den Pro⸗ 
teftanten Oſterreichs Gewährungen, vie ſchon längft für Befland und Gebeihen ver Kirche un: 
bedingt nothwendig waren. Dies Kaiferliche Patent ordnete die innere Berfaffung ber evange- 
liſchen Kirche im Sinne des Presbyterial: und Synobalprincips „proviſoriſch“ an; die end: 
gültige Regelung follte auf der in Ausjicht geftellten Generalſynode erfolgen. Zu einer folgen 


44) Über die Brincipien und Forderungen, von denen diefer Widerſtand ausging, und deren kano⸗ 
nifche Begründung vgl. Richter, Denffchrift, die Verfaflungsverhältniffe der evangelifchen Kirche in 
Ungarn betreffend, in Dove’s Zeitfchrift für Kirchenrecht (Berlin 1861), S. 138 fg. 
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iſt es erft 1864 gekommen, die ausſchlaggebenden Beſtimmungen des Proteſtantenpatents find 
bis Heute noch nicht ind Leben geführt; fie ftehen lediglich auf dem Papier. Noch immer ge= 
ſchieht es, daß die Proteftanten hier und da zu Kirchen und Schulzweden ver Katholiken „aus⸗ 
nahndweife‘ herangezogen werden, daß man ihnen dad Recht, nach eigenem Ermeſſen Schu- 
len zu gründen, verfümmert und verleivet, daß fle dem concordatlichen Ehegefeh von 1856 in 
Fragen ver gemifchten Ehen und der Erziehung der Kinder aus folchen ſich unterwerfen müflen. 
Und doch war im Proteflantenpatent von 1861 der Staatsminiſter (Hr. von Schmerling) er: 
mächtigt worden, einen Gefegentwurf behufs Regelung der Berhältniffe ver Boangelifchen zu 
andern Kirchen ver „nächſten“ Reichövertretung vorzulegen; allein e8 wurde im Reichsrath 
darauf gedrungen, daß dieſe Angelegenheit enplich in Ordnung gebracht werde! Die Regierung 
wandte jih an Kom und verlangte von der Curie die Vereinbarung einer Reviſion jener Gon= 
cordatbeſtimmungen, welche einer Halbwegs billigen Löfung der Frage über gemifchte Ehen, 
über fonflige Verhältniſſe ver Eatholifhen Kirche zur enangelifchen im Wege flehen: in Nom 
wird desfalls fortwährend mit Ofterreich verhandelt, wenn man das eine Verhandlung nennen 
fann, wo der eine Theil dem andern unveränderlich ſein: Non possumus! entgegenhält. 
Die Zeit vom Abſchluß des Parijer Friedens bis zum Anfang des italienifhen Kriegs ver- 
ging in Ofterreich ohne durchgreifende Reform- oder Reactiondmaßregeln der Innern Politik. 
Verſuche, die öffentlichen Zuftände noch mehr zurüdzufchrauben, wurden nur in nebenfädlichen 
Dingen angeftellt; im großen und ganzen Hatte man ſich felbft und ven eifrigften Barteigängern 
des Rückſchritts genuggethan. Ein Fortſchritt aber lag nicht im Plane, e8 wäre denn im Bunte 
der materiellen Entwickelung, die man gern fördern wollte, um den ewigen Geldverlegenheiten 
zu entgehen. Nur follte eine ſolche Förderung den Hauptgrundſätzen des Rückſchritts nit 
zutiderlaufen, über den Rahmen derfelben nicht hinausſtreben, an ihnen die Grenze finden, 
welche ven Umfchlag de8 okonomiſchen Fortſchritts in den politifchen verhüte. Freiherr von Bruck 
iwar der Dann, den dad herrfchende Syſtem mit ver Aufgabe betraute, die productiven Kräfte 
des Reichs auf die Höhe der Zeit emporzuheben, während die geiftigen Kräfte in tieffter Ver— 
fommenheit niedergehalten wurden. Er leiſtete, was unter fo bewandten Umſtänden zu leiften 
war; botirte dad Reich mit einen Schienenneg, welches er allerdings nicht zum Ausbau bringen 
fonnte, aber doch den Hauptlinien nach vollendet hinterließ; ſuchte Ordnung in das Geldweſen 
zu bringen, die Bank folvent zu machen, den internationalen Hanvelöverfehr durch Abſchluß 
eines Münzvertrags mit den Staaten des Zollvereind zu erleichtern, die Production von ven 
Feſſeln des Zunftzwangs zu erlöfen. Es gelang ihm mit einem oder dem andern, in vielem und 
dem meiften ließ auch er es bei der guten Abjicht, dem frommen Wunfce bewenvden. Mächtige 
Einflüffe durchkreuzten feine Wirkſamkeit; erſt als das Bach'ſche Syſtem in ven legten Zügen 
lag, war die Moͤglichkeit zur Realiſirung Bruck'ſcher Plane gegeben. Da aber hatte ſich Bruck 
ſelbſt im Dienſte eines Syſtems, das er verabſcheute, zum guten Theile abgebraucht, in ſchwäch⸗ 
licher Nachgiebigkeit und Gefälligkeit an daſſelbe compromittirt. Ein Mann von liberalen 
Anwandlungen und ſeltenem Geiſt, als Seckelmeiſter des reinſten Abſolutismus, der geiſtes— 
ärmſten Polizeiwirthſchaft fungirend, war Bruck zeitlebens verdammt, das Reich, deſſen 
Regeneration ihm vorſchwebte, als Brot- und Geldgeber ver Reichsverderber eben mit ver- 
derben zu helfen. | 
Sei es, dag man Frankreichs Abjichten auf Bruch der Öflerreihifchen Hegemonie in Stalien 
nicht fehr ernft nahm oder mit Hülfe einer Tchlagfertigen Armee, im Bunde mit den legitimen 
Mächten des Welttheild ihnen zu begegnen hoffte, man ließ fih in Wien durch ven berühmten 
Neujahrsgruß von 1859 überrafchen und hatte vorher nichts gethan, um der Gefahr einer 
Iſolirung zu entgehen. Bon Ofterreich war in allen Fragen, die bezüglich der Ausführung des 
Pariſer Friedens auftauchten, mit Entſchiedenheit die Partei Englands und der Pforte genom= 
men worden; wie um Frankreich herauszufordern, trat die Öfterreichiiche Diplomatie in Gegner- 
Haft zur franzöftfchen, als e8 fi) um die Union der Donaufürftenthümer, die Grenzberichtigung 
in Beflarabien handelte. Man’ Hielt ih Englands fiher und wollte die neue Richtung ber 
britifchen Politik, die für Öfterreihifche Dienftleiftung und Freundlichkeit unmöglich den Gegen: 
dienft einer Unterflügung der Öfterreihifchen Tyrannei in Italien bieten fonnte, nicht verflehen. 
Man zählte felbft auf Preußen, das ja den Rhein am Po und Mincio vertheidigen müfle, auf 
daffelbe Preußen, deffen Kräftigung und Wachsthum zu verhindern man in Wien ſtets ben 
Willen, zuweilen auch ven Muth hat. Endlich mochte der Gedanke, dad feit 1850 reorganifirte 
Heer, auf welches fo viel Koften und Mühe verwandt worven, im blutigen Kriegöfpiel zu 
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erproben, nicht ohne entſcheidenden Einfluß geblieben ſein. Wenigſtens entſtammt der Entſchluß 
zur Aufnahme der Offenſive gegen Piemont ſolcher Kampfbegierde, ſolchen militäriſchen 
Anwandlungen. 

Bemerkenswerth iſt, daß, waͤhrend Oſterreichs auswärtige Politik in dem Triennium vor 
Aubsbruch ded italieniſchen Kriegs dem Ernſt der Lage jo wenig Rechnung trug, während bie 
innere Berwaltung Ungarns und der Erbländer flagnirend blieb, gerade für die ttalienifchen 
Befigungen Maßregeln beliebt wurden, vie, wie im Vorgefühl der nahenden Gefahr befchloffen, 
vie Bevölkerung für Oſterreich gewinnnen follten. Im November 1856 trat der Kaiſer eine 
Reiſe nach der Lombardei an, im Januar des nächſten Jahres erließ er eine umfaflende Amneftie 
und verfügte die Aufhebung der 1853 angeordneten Befchlagnahme ver Güter lombarbifcher Aus- 
wanderer. Der Bruder des Kaiſers, Erzherzog Ferdinand Mar, wurde zum Generalgouverneur 
des Lombardiſch⸗Venetianiſchen Koͤnigreichs Heftellt; er flug feinen Sig in Mailand auf und 
führte Hier einen Iuxuridfen Hofhalt, deſſen Glanz den italieniſchen Adel anziehen follte. Nicht 
lange nad) feinem Amtöantritt erließ ver Erzherzog ein Rundſchreiben an die Beamtenfchaft der 
ihm untergeorbneten Behörben, welches von der Militärpartei und ven reactionären Brwalten 
im Gentrum als revolutionäre Brandſchrift ausgefchrien wurde, denn es athmete den Geiſt der 
Milde, ver VBerföhnung, der Humanität, einen Geift, der für unverträglich galt mit Hſterreichs 
Herrſchaft in Italien! Doch nicht allein durch Inſtructionen an die oͤſterreichiſchen Beamten, 
auch ſelbſtthaͤtig, durch Ergreifung der Initiative zu umfaſſenden Verbeſſerungen, zur Beſeitigung 
von Misbräuchen und uͤbelſtänden aller Art ſuchte ver Erzherzog der Regierung einen Anhang 
im Volke zu ſchaffen. Die zwei Jahre feiner Wirkſamkeit in Italien waren nicht genügend, das 
Berfäumte nachzuholen und Reformen durchzuführen, deren Bahn eben „zu ſpät“ betreten 
worben; aber fie reichten vollfommen hin, vie redlichen Abfichten des Prinzen, vie ihn vor allen 
andern Öflerreihifhen Staatsmännern auszeichnenden Vorzüge des Geiftes und des Herzens 
ind ſchoͤnſte Licht zu fegen. Man kann vielleicht fagen, daß jegt erſt der Berfuch angeftellt wurde, 
den Stalienern die Fremdherrſchaft erträglich zu machen, und man muß es anerkennen, daß nicht 
an Erzherzog Ferdinand Mar die Schulo lag, wenn diefer Verfuch ſcheiterte. Eine Reihe von 
Mapregeln zur Hebung ver Landesproduction, Herbeiführung einer gerechtern Vertheilung ber 
Steuerlaften, VBerbefferung und Bervollftänvigung der im Lombardiſch-Venetianiſchen fo hoch⸗ 
wichtigen Wafferbauten bezeichnet Die Amtsperiode des neuen Landesgouverneurs. Nicht minder 
wurde für die geiftigen Bebürfniffe des Volkes, Pflege von Kunft und Wiffenfhaft, Ber: 
ſchoͤnerung der Städte u. dgl. geforgt. Man Hat für diefe Beftrebungen des Prinzen wol kaum 
ein Wort der Anerkennung gehabt, und doch iſt e8 dieſen humanen Beftrebungen allein zu ver: 
danfen gewefen, wenn auf bie Herrfchaft Oſterreichs in Mailand furz vor dem Ende verfelben 
ein Lichtſtrahl fiel, welcher fie feit ihrer Wieverherftellung im Jahre 1815 nie beſchienen Hatte. 
Daß ungeachtet ver milden und aufgeklärten Negierung des Erzherzog Mar die Stimmung 
ver Bevölferung im Lombardiſch⸗-Venetianiſchen Feine gründliche Anverung erlitt, und bie Öfter= 
reichiſche Herrſchaft trog ſolcher Bemühungen immer noch ald Fremdherrſchaft erſchien, das 
hatte feinen Grund in den frühern Zuſtänden, deren Folgen während einer fo kurzen Zeit nicht 
befeitigt werden konnten. 

Mit Beginn der kriegeriſchen Verwidelung wurde ver Erzherzog feiner Stelle enthoben; 
alle Civil- und Militärgewalt in Italien follte dev Oberbefehlöhaber über daß dflerreichiiche 
Heer, Seldzeugmeifter Graf Gyulai in feiner Hand vereinigen. Diefe Wahl pflegt man jegt als 
eine hoͤchſt unglückliche zu bezeichnen, und jedenfalls ſteht fo viel feit, daß ſelbſt in Armeekreifen 
unverhohlenes Mistrauen in vie Bähigkeiten des Grafen⸗Feldzeugmeiſters herrſchte. Es waren 
jedoch nicht die in Wien maßgebenden Armeekreife, vie ſich von ſolchem Miötrauen angeſteckt 
zeigten, und fo ward denn zur Ernennung Gyulai's gefhritten. Unter feinem Commando über: 
ſchritt das Öfterreichifche Heer (29. April) den Teffin; von anderer Seite rüdten die Branzofen 
ale Bundesgenoſſen des angegriffenen Theils in Piemont ein. Das Ergreifen der Offenfive 
hatte die ziemlich ſchwankende Stimmung In England zu Gunſten Italiend gewendet, und in 
Preußen, wo zu gleicher Zeit Erzherzog Albrecht ein Bünbniß der zwei deutſchen Gropmägte 
verhandeln follte, ebenfo überrafcht als verlegt. Eine unheimliche Stimmung, bad Gefühl ganz: 
licher Verlaffenheit riß in Wien ein; man griff dort zu dem Mittel der Perfonalveränderungen, 
das auch im fpätern Verlaufe des Krieges nach jeder Enttäufhung und Niederlage immer wieder 
zur Anwenbung kam. An die Stelle des Grafen Buol-Schauenftein wurbe Graf Rechberg zum 
Minifter des Auswärtigen berufen. Dies galt als Zugeſtändniß an Rußland, während die Er⸗ 
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nennung eines Preußenfeinbes, wie Rechberg damals geweſen, für die Anbahnung einer öfter: 
reichiſch⸗preußiſchen Allianz kein günftiged Vorzeichen war. v 

In Oftereeih hatte man überhaupt in Betreff biefer Allianz ganz eigenthümliche Vor: 

flellungen. Theils glaubte man fie für Preußen im Interefle der Selbfterhaltung geboten, 
theils hoffte man bad berliner Cabinet, deſſen Gang für den Grundſatz der Legitimität außer 
Frage fhien, zu einem legitimiftifhen Kreuzzug gegen hie Verächter dieſes Princips zu gewin⸗ 
nen, theils gab man es einfach für bie Pflicht und Schuldigkeit Preußens aus, Öferreich 
in feinen Nöthen beizuſtehen. Dabei kam die makellos öͤſterreichiſche Geſinnung der ſüddeutſchen 
Babinete mit in Rechnung und murbe die Bearbeitung der Volksſtimmung in Deutſchland 
foftematifch betrieben. Von einem Preis, ver auf die preußifche Allianz zu fegen wäre, wollte 
man nichts hören; Zugeftänpniffe in der deutſchen Frage zu machen, lag nicht entfernt im Plane. 
Dap folde, und fehr weit gehende, nöthig wären, un Preußen zur Parteinahne gegen Nayoleon 
zu vermögen, bavon wollte man in Wien ſich nicht überzeugen laſſen; nicht einmal den Ober: 
befehl über die deutſchen GHeereöfräfte follte Preußen erlangen, auch wenn ed das ſchreckliche 
Kriegäwetter von Sſterreichs italieniſchen Fluten auf die Geſtäde des deutſchen Rhein abzu⸗ 
leiten ſich herbeiließe. | _ | 
Und um fo weniger Geneigtheit zeigte das wiener Cabinet zu einer billigen, Behandlung 
hes Staats, den es fih zum Bundesgenoſſen preffen wollte, als die Hoffnungen im Beginn des 
Krieges In Wien ſehr hoch gingen und ein Zweifel an dem Erfolg der oͤſterreichiſchen Waffen 
dort nicht erlaubt war. Daß die Legionen Gyulai's die piemonteſiſche Heexesmacht über den 
Haufen tennen würden, daß dann König Victor Emanuel ald Fürſt ohne Land und Arne ins 
franzoͤſiſche Lager flüchten müſſe, galt für ausgemacht. Turin war das nächſte Ziel des Krieges, 
Paris das entferntere. Erſt nachdem die Fortſchritte gegen bie Piemonteſen alles zu wünſchen 
übrigließen, eine Vernichtung derſelben vor Eintreffen der Franzoſen als vergebliche Hoffnung 
ſich erwies, zog die Furcht in die Hofburg ein und forderte ihre Opfer in ven Eivil- und Militär: 
kanzleien ver Refivenz. Es ift mit großer Beharrlifelt dem Oberbefehlshaber Gyulai zur Laſt 
gelegt worden, wenn in ven erſten Wochen nad Überſchreitung des Teſſin die großen Schläge 
außblieben und die fo gut wie alleinftehenven Piemontefen nicht aufgerieben wurden. Nun war 
Gyulai allerdings nicht ver Mann der raſchen Offenſive, feine Leitung nicht tadellos; aber That- 
fache ift, daß die Heereskräfte, wit denen man ihm die Überfchreitung der Grenze zumuthete, nicht 
genügend waren, ein größeres Wagniß zu unternehmen. Die Dfterreiger wurben zuerft bei 
Montebello (20. Mai) geihlagen, dann von den Piemonteſen unter Beiftand äußerſt ſpärlicher 
franzöfifeger Truppen bei Paleftro (1. Juni), dann bei Magenta (4. Juni), in dem Gefecht bei 
Melegnano (8. Juni), endlich bei Solferino (24. Juni). So traf eine Hiobspoſt nad der andern 
in Wien ein; die Wirfung auf die Amtöträger oder Parteigänger ves beſtehenden Syſtems war 
eine nieberfhmetternve. In Binem Athen wurde Preußens Haltung verwünſcht und auf die end⸗ 
liche Theilnahne diefed Staats am Kampfe alle Hoffnung gefegt. Die Zegitimitätäpolitifer ges 
riethen außer ſich, nie Kriegsenthuſiaſten wurben Fleinlaut, das läfterlihe Schinipfen auf Napoleon, 
Cavour, Victor Emanuel hörte auf populäre Wirkung zu Haben, ver Spott über ven „Räuber: 
Hauptmann‘ Garibaldi verftummte, felbft die Polizei wußte nicht Hülfe und Rath. Erft ald die 
Nachricht vom Abſchluß eines Waffenſtillſtandes, vom Präliminarfrieven in Villafranca 
(11. Juli) anlangte, glaubte ſich das amtlihe Ofterreich gerettet, die Bevölkerung gegen bie 
Fortdauer einer für nuglod angefehenen Menfchenihlächterei gefihert. Der Glaube an viele 
mußte feine Richtigkeit Haben; der aber an eine mögliche Rettung ber alten Ordnung ber 
Dinge ſchien auf wankendem Grunde zu ruhen, 

Es trat zunächft die Erſcheinung hervor, daß die Schuld an dem, was geſchehen, von jeber: 
mann, der parantheilgenommen, von fid) gemwiefen wurde. Im großen und ganzen follte es nicht 
Oſterreich fein, dad die Calamitaͤt verſchuldet, ſondern Preußen, auf deſſen Beiſtand man gezählt 
hatte, auf deſſen Untreue fein veutfches Herz gefaßt gewefen! In amtlicher und halbamtliher 
Darftellung wurbe diefe Anfhauung von Preußens Bosheit und Tücke varürt; es verfing wol 
auch hier und da, aber mehr im Auslande, in ſüddeutſchen Gegenden, in den klein- und müttel- 
ſtaatlichen Gabineten, ald in Ofterreich felbft, wo bie Mehrzahl ver Bevölferung allerdings preu- 
ßenfeindlich, aber noch feindliher geflimmt war gegen das herrſchende Syftem. Dan begriff 
daher aud in Ofterreich fehr wohl, dab man dem Verhalten Preußens nicht ohne weiteres die 
ungünftigen Erfolge der Öfterreihifchen Waffen aufbürden könnte, fondern daß die Gründe 
dafür tiefer lägen, daß fie aus den Syſtem felbſt entſprüngen fein müßten, Es wurden dein⸗ 
nach auch theilweiſe die Fehler ver Kriegführung von oben eingeſtanden, daß dieſe aber bie fort⸗ 
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laufende Reihe von Schlappen und Riederlagen herbeigeführt Hätten, mochte man doch nicht 
unumwunden zugeben. Da ſich das Heer, ſeinen meiſten Truppengattungen nach, gut geſchla⸗ 
gen Hatte, und wäre dies auch nicht ver Fall geweſen, ein Zweiſel an feiner Tapferkeit von vorn⸗ 
herein außgefchloffen war, mußten wie Heeredtieferanten als bie Hauptſchuldigen, als ein uns 
verbrfferlihes, unpatriotiſches Raubgezüchte herhalten. Sie waren and find feine Catone, und 
wenn nachmals die oͤſterreichlſche, namentlich vie wiener Bontgeoille einzelnen von ihnen Bür: 
gerfränge wand, fo war dieſer Cultus ebenfo wenig gerechtfertigt wie der Verfolgungßeifer, 
mit dem bie Stantöregierung ihnen Proceh Aber Proceß auf die Schultern lud. Man hatte 
großartige Schlachten verloren; dem mußten großartige Unterfchleife vorangegangen fein! 
So wollte «8 die amtlich bellebte Logik, die zufällig oder nothwendig (mie der Leſer will) 
mit den Geboten der militärifchen Ehre übereinſtimmte. Auf Grund diefer Uhbereiaftimmung 
und jenes logiſchen Schlufles ward nun die Juſttz in Contribution gefeßt; ſie mußte die groß- 
artigen Unterſchleife finden und aufpeden, und fie brachte e3 (im Proceß Richter) glücklich heraus, 
daB es mit den Garnnummern, die bedungen und geliefert worden, nit feine volle Nichtigkeit. 
Habe. War das nicht großartig? Und wäre die Schlacht bei Solferino nicht ganz fiher gewonnen 
worden, wenn man zu den Kattunen für die Armee Baumwollgarn Ar. O flatt Nr. 1 oder 
umgetehrt genommen hätte? ' . 

Die Regierung machte trotz all dieſer Praktiken und Beſchoͤnigungsverſuche, mit denen wol 
einiges, aber nicht viel auszurichten war, doch fein Hehl daraus, daß etwas im Staate faul jei. 
Sie erklärte, ſich bis auf weiteres vorzugöoweiſe auf innere Politik verlegen zu wollen, durch 
Befeitigung, „ererbter Übelſtände“, Verbeſſerungen ter Geſetzgebung und Verwaltung bie 
Wohlfahrt Öfterreiche zu fördern, dad erfchltterte Aufehen des Staats von neuem. zu befefligen. 
Es follte aber noch langes Bangen und Karren voraudgehen, ehe es zu einem foͤrmlichen 
Syſtembruch kam. Freiherr von Brud hatte dem Kaifer nach Abſchluß des Friedens einen Plan 
zur Negeneration des Reichs überreicht, in welden auf umfaſſende Reformen, auf die Weiter: 
bildung ded Reichstatha (f. über deflen Bunctionen und Zufanımenfegung oben) zu einer Vers 
tretung größerer Volkokrelſe und namhafter Volksintereffen gedrungen wurde. 25) Es foll 
maßgebenden Orts keineswegs die Neigung gefehlt Haben, auf ſolche Vorſchläge einzugehen; 
deren Annahme wurbe jedoch hintertrieben, und die vorläufig beſchloſſenen Änderungen bes 
ſchränkten fih auf Minifterrvechfel und die feit 1848 ſchwungvoll betriebene Hin= und Her: 
organifirung einzelner Miniſterialbureaux. Am 22. Aug. wurbe Herr von Hübner zur Leitung 
des Polizeiminiſteriums, Braf Boluhowsfi an Bach's Stelle zum Minifter des Innern berufen; 
Die übrigen hohen Würbenträger blieben auf ihrem Poften, nur daß Graf Rechberg zugleich 
Minifterpräfivent ward — eine Stelle, die feit Schwarzenberg’8 Tobe unbefegt geblieben, weil 
der Raifer ven Vorſitz in ver Minifterconferenz geführt hatte. Im Ortober nahm man wieder 
eine neue Geſchaäͤftseintheilung im Schos der Gentralregierung vor; die Haupttheile bed auf: 
geldften Handelsminifteriums fielen an Bruck ald Leiter der Finanzen. Dies unglüdfelige 
Handelsminiſterium ift fo recht ein Bild des Schickſals Oſterreichs; denn man wird mit ſeiner 
Drganifirung immer erſt dann fertig, wenn es aufzuldfen beſchloſſen wird, und man loͤſt ed auf, 
wenn ed in nothdürftiger Organiſation einige Zeit In Thätigkeit geweſen. Das dauert fo bis auf 
ven heutigen Tag, trotzvem ver Reichsrath fi darob in Klage und Anklage erging. 

Die Folgen des Miniftermechfeld machten ſich der Bevölkerung, fofern dieſe auf wohlthätige 
Neuerungen ihre Hoffnungen gefegt hatte, nur wenig fühlbar. Der Polizeiminifter Hübner 
gewährte der Prefle etwas freiere Bewegung und feste der Anwendung läderlicder, ind Klein⸗ 
lichſte und Aberwigige gehender Bollzeimaßregeln wider biefelbe eine Örenze. Der neue Minifter 
des Innern fuchte für jein Syſtem die Juden zu gewinnen, Indem ex ihnen einen Theil der genom⸗ 
menen Rechte zuruckgab, jo dad Net, Grundbeſitz zu erwerben; aber dies geſchah für @allzien 
unter fo beſchränkenden Glaufeln und Bedingungen, baf die Maßregel ihren Zweck ver⸗ 
fehlte und dem jüdiſchen Wig nur neuen Spielraum bot. Die Abſicht bes Minifleriums, ben 
Bolkern irgendetwas zu bieten, das wie ein Zugeflänpnig ausfah, führte mit Bezug auf 
Ungarn zur Kundınaung des fihon früher erwähnten ungariſchen Broteantenpatent#, welches 
ver Agitation gegen die Regierung neue Kraft verlieh. Mad ihrem Rechte, nad ihrer alten 
Kirchenverfaſſung ging das Verlangen der Proteflanten Ungarns; vie Gefihenfe, weiche im Pa: 
tent geboten wurden, wies man zurüd, und dad Minifterium fam in bie traurige Rage, Zwang 
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üben zu. müſſen in — Glaubensſachen! So weit hatte es ſelbſt Bach, der Polizei und Strafjuſtiz 
doch auch reichlich in Anſpruch nahm, nie kommen laflen! 

Um fi über die ungarifchen Forderungen und die Möglichkeit, das grollende Land zu ver- 
föhnen, Kenntniß zu verfchaffen, trat der Polizeiminifter (Hühner) mit angefehenen Vertretern 
der confervativen Richtung in Ungarn zufammen. Die Aufflärungen, die ihm hier wurben, 
Eonnte aber biefer Staatömann nicht verwertben; zu unangenehm lautete die Botfchaft, welche 
er nah Wien brachte, ald daß er bier ein offenes Ohr gefunden hätte. Hübner's Vorſchläge 
wurden zurüdgewiefen; der Entſchluß, eine Berfländigung mit Ungarn durch Fallenlaflen der 
Reichscentraliſation zu fuchen, Eonnte nicht gefaßt werben, und Hübner felbft mochte ſich nicht 
entfchließen, in einer Stellung zu verbleiben, wo er wider Einfiht und Beſſerwiſſen zu fleriler 
amtlicher Thätigkeit, zu erfolglofem Exrperimentiren verurtheilt war. Der Polizeiminifter reichte 
feine Entlaffung ein, obmol ihm das in gewiffen Kreifen ald Act ver Widerſetzlichkeit ausgelegt 
wurbe; fein Amt erhielt Freiherr von Thierry, der die Preffe wieder in Zucht und Pflege nahm 
und die Summe der drückenden Beftimmungen durch eine berühmt geworbene Preßnovelle ver- 
mehrte — eine Orbonnanz, die an Strenge nur durch die nachmals vom Reichsrath zum 
Strafgefeg erhobene Novelle überboten ward. 

Die verbhießenen Reformen ließen noch immer auf ſich warten, und nit ven beften Eindruck 
machte es, als durch Faiferliche Verfügung (kundgetban am 5. März 1860) ver Reichsrath, um 
mehrere neuernannte Mitglieder verftärkt, auf ven 31. Mai einberufen wurde, um erft über bie 
nothwendigen Reformen Berathung zu pflegen. Der aljo verftärfte Reichsrath follte auch bei 
Feftftellung des Budgets gehört werden, die Prüfung der Staatsrechnungen vornehmen und in 
allen wichtigen Angelegenheiten der Geſetzgebung eine berathende Stinnme haben. Nur mit 
Mühe gelang ed, einige confervative ungarifche Staats: und Varteimänner aus vormärzlicer 
Zeit zum Eintritt in diefe Körperfchaft zu vermögen; auch fie benugten bie erſte Sitzung zur 
Abgabe einer verwahrenden Erklärung, durch welche fie fi Ihre Ihellnahme an einer geſetlich 
eorrecten ungarifchen Legiölation vorbehielten. Der Reichsrath ſelbſt nahm eine Haltung ein, 
welche dem, was die Regierung von ihm wollte, nicht ganz entſprach. Statt die Berathungen 
über das Budget gefhäftsmäpig aufzunehmen, in Die Prüfung der Staatdrehnungen fih zu 
vertiefen und gelegentlich auf eine oder Die andere Reform hinzudeuten, bie für nothiwenbig over 
wünſchenswerth erfannt worden, ſaß der Reichsrath Über dad ganze Regierungdigftem zu 
Gericht und verurtheilte es. Er lieh verlüberzeugung Ausdruck, dag ohneeine radicale Anderung 
der Verwaltung und Verfaflung des Staats alle Ausbeſſern und Flicken an einzelnen Staats⸗ 
einrichtungen zu nichts führen Eönne; daß die Regelung des Haushalts, die Wieberaufrich- 
tung der Macht des Reihe ohne die gründliche Befeitigung eined Syſtems, dem ein Theil 
der Völker Bleihgültigkeit, der andere Haß und Verachtung entgegenträgt, unmöglich fei. 
Wenn ein fpäterer, im Wege der Wahl zufammengefepter Reichsrath, der eigenen Initiative 
bar, der Regierung zuftimmt und dem gouvernementalen Willen nirgends ernfte Hinderniffe 
bereitet: fo Hat jener durch Ealferlide Ernennung berufene Reichsrath eigenwillig und ſelbſt⸗ 
thätig den Umbau des ganzen Staatögebäubes gefordert, wo die Regierung nur einige Repara⸗ 
turen angebracht und über folche berathen Haben wollte, 

Nicht fo einſtimmig wie dad Urtheil über die äußerfle Nothwendigkeit einer Syflemänverung 
war jene8 über die Formen und Ordnungen, die dad Beſtehende erfegen follten. &8 machten ſich 
zwei Richtungen geltend, deren eine auf die urſprünglichen föderativen Einrichtungen zurück⸗ 
geben wollte, während die Vertreter ver zweiten an ver Gentralijation fefthielten. Dabei unter- 
lief manche Unklarheit ver Vorftellung, und heute noch iſt in Sſterreich die Meinung über daß, 
was die Majorität oder die Minorität des Reichsraths ſchaffen wollte, eine fehr getheilte. 
Geſchichtlich ſteht feft, daß ſich die centraliftifh gefinnte Minderheit ausdrücklich 4°) dagegen 
verwahrte, ald firebe fle der Verwirflihung einer Nepräfentativverfaffung auf rund ber 
Theilung der Gewalten nad, als wolle fie eine conftitutionelle Charte oder die Beſchränkung 
des fouveränen monarchiſchen Rechts durch Volkskammern und Volksrechte, die auch nur im 
entfernteflen auf die Verwirklichung eines fogenannten parlamentarifchen Regiments angelegt 
wären. Nichts ald vie Gentralifation, die gemäßigte Monarchie, die Theilnahme des Volks an 
Entſcheidung feiner auf engere Lebenskreiſe beſchränkten Angelegenheiten, nidyt aber an Aus⸗ 


46) ©. die Erklärungen Hein’s, des Wortführers jener Minorität, bereit conftitutionellen Minis 
ſters ber Juftiz, in der Sigung vom 25., dann vom 26. Sept. bei: Verhandlungen bes dflerreichifchen 
verflärkten Reicherathe. Mach den flenographifcken Aufzeichnungen (Wien 1860), II, 159, 160, 288. 
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Abung der monarchiſchen Regierungsrechte: dies Tag in dem Plane, ven die Minberheit des 
Reichsſsraths vortrug und die wiener Bourgeoifie als ſicheres Mittel der Reichsverjüngung 
bejubelte. 

Die Mehrheit dagegen empfahl den uͤbergang zu föderativen Ordnungen, welche nur die 
Grundbedingungen der Staatsmacht, der einheitlichen Manifeſtation des Staatswillens in 
Händen der Regierung laſſen würden. Für den Reſt der Verwaltungsthätigkeit ſolle man vie 
einzelnen Länder felbft forgen laffen, jedes auf Grund der autonomen Rechte, vie e8 (fo Ungarn) 
früher befeflen, oder die ihm neu ertheilt werben follten. Wenn fi auch nicht verfennen läßt, 
daß die Reichsrathsmajorität mit folhen Vorſchlägen eben auf die gefchichtliche Entwickelung bes 
Reichs und das in der Erinnerung einzelner Völker fortlebende geſchichtliche Net hinwies, 
fo muß man auch andererfeitö zugeben, daß mit foldjer Hinweiſung ihr Programm keineswegs 
erfhöpft war. Speciell mit Bezug auf Ungarn wurde über das Hiftorifche Recht und bie gefeg- 
liche Bafis der Landesverfaflung Hinausgegriffen; die misglückten Gentralifationsverfuche nach 
franzöfifger Manier follten einem Länderföperationsplan nach verblaßtem amerifanifchen 
Mufter weichen. Dabei wollte die Reichsrathsmehrheit der einheitlichen Leitung gewiſſer 
Dienftzweige (Hußeres, Krieg, Finanzen) unter größtmöglicher Schonung der Volkowünſche 
und Volksrechte in Ungarn vorgeforgt Haben; aber fie traf damit weder den Willen ver unga⸗ 
riſchen Nation noch die Tendenz der in Wien vorherrfchenden Einflüffe. 

„ Im Rathe der Krone behielt die Partei der Majorität des Reichsraths für einige Zeit dad 
Übergewicht. In Ausführung der Befhlüffe derſelben wurde das Diplom vom 20. Oct. 1860 
erlaffen und ald beſtändiges unwiderrufliches Staatögrundgefeg verfündigt. Es enthielt ven 
Bruch mit der Bach'ſchen Eentralifation, die Scheidung ver Regierungsgefchäfte in Reichd- und 
Zänberangelegenheiten; es ordnete die Vertretung der Länder auf den Landtagen, pie Mit: 
wirfung ber Volks⸗ oder eigentlich Zandtagsvertreter an ver Gentralgefeßgebung im Reichsrath 
an, deſſen Mitglieder von den Landtagen aus ihrer Mitte zu wählen und nad Wien zu jenden 
wären. Das Zuftandefonmen von Reichsgeſetzen follte künftig an die Zuftinmung des Reichs— 
rathd, das von Landesgefegen an das Votum der Landtage gefnüpft fein; zu Reichsangelegen⸗ 
heiten wurben erklärt: die Zeitung der Staatöflnanzen, ver Handelspolitik in ihren weſentlichen 
Theilen (Zölle, Creditweſen, Münz- und Poftregal u. f. w.), des Kriegsdepartements und als 
felbfverftändlich des Minifteriums des Äußern. Alle andern Gegenflänve der Befeßgebung 
follten an bie Landtage fallen, und mit Bezug auf fie die Selbftregierung der Länder zur 
Wahrheit gemacht werben. Da aber auch in Betreff diefer eigentlichen Lanvedangelegenheiten 
in den nichtungariſchen Provinzen feit lange eine gemeinfame Behandlung und Entſcheidung 
flattgefunden, behielt fidh der Monarch vor, fle von den Landtagen auf den Reichsrath zu ziehen 
und durch die Reichsräthe diefer nichtungariſchen Länder behandeln zu laſſen. 

Die Aufnahme, welche das Octoberdiplom unter ver Bevölkerung fand, war nicht die befte. 
Den Berfeihtern der Reichdeinheit that es zu viel, den Ungarn, welde mit Zähigfeit an Ihrer 
Sonderftellung und Sonderverfaffung hingen, zu wenig. Sofort traten Beftrebungen zu Tage, 
welche das Bebotene nach entgegengefegter Seite weiter bilden und zur Erreihung von Zielen 
verwerthen wollten, die fämmtlid nur das Eine gemeinihaftlid hatten, einander wechſelſeitig 
aufzuheben. Daß fo verfchiedenartige Tendenzen auf vem Boden des neuen Staatsgrundgeſetzes 
fich finden und fid) einigen würden, Tieß ſich kaum hoffen, und bie Regierung that ihr Mög- 
lichſtes, eine ſolche Hoffnung in die Berne zu rücken. Statt dem Diplom durch politifhe Zuge⸗ 
fländniffe Anhang zu verfchaffen, flatt deſſen Gegner durch offene rüchaltslofe Anerkennung der 
gemeinfamen, die Maflen fortreißenden Principien der bürgerlichen Freiheit und Gleichheit zu 
gewinnen, wurde eifrigfl dafür geforgt,, daB die Dctoberzugeflänpniffe in den Augen ber Be⸗ 
völkerung mehr und mehr diöcrebitirt würden. Für bie außerungarifchen Provinzen machte man 
mit der Verdffentlihung einer Art von Ranvesverfaflungen ven Anfang, die jenen recht gab, 
welche im Rahmen des Diplomd nur Raum für retograde Bildungen fehen wollten. Und damit 
wurde auch in Ungarn die übeljte Wirkung erzielt; an dem, wie die Regierung in den Erb⸗ 
provinzen das Verfaffungsleben beſchneiden und serunftaltet Haben molle, Eönne ja entnommen 
werben, daß fie es nicht aufrichtig meine, daß alles Lug und Trug und eitle Vorfpiegelung fel. 
Nicht ein Buchſtabe des ungarifhen Gefeges, dieſes Schugwalls eines waffenlofen Volks, 
dürfe einer ſolchen Regierung, die fih auf Grund des Detoberbiploms in folder Welfe einrichten 
wolle, geopfert werden! Das Minifterium machte es denen, bie in Ungarn eine Partei für pas 
Diplom ſchaffen wollten, geradezn unmoͤglich, ſich ald Regierungsmänner zu befennen, und 
forgte dafür, daß e8 au in den Erbprovinzen ohne Anhänger daſtehe. 
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Am 20. Det. mar auch ein Miniſterwechſel eingetreten und, den geänderten ſtaalsrecht⸗ 
lichen Berbältniffen entſprechend, eine neue Ab⸗ und Zutheilung der Beichäfte im Schos des 
Miniftertumd vorgenommen worben. Die politifhe Verwaltung in ben deutſch-ſlawiſhen 
Ländern und Venedig flel an daB neucreirte „ Stasssminifterium”, mit deffen Leitung der Graf 
Goluchowski, bis dahin Miniſter des Innern, betraut wurde; demſelben Reſſort wurden au 
die Cultus: und Unterrichtſangelegenheiten der Erblaͤnder zugetheilt. Dad Unterrichtsminiſteriuum 
löfte man auf, ber Vorſtand deſſelben, Graf Leo Thun, mußte feine Stellen niederlegen. Das 
gleiche Los traf ven Juſtizminiſter Naͤdafdy, indem die erbländiſche Juſtiz durch den Worſitzenden 
des oberſten Berichtd: und Caffationshofo im Minifſterxath vertreten fein ſollte. Jum pro⸗ 

viſoriſchen Leiter der Inſtiz wurde inzwiſchen Laſſer berufen. Das Polizeiminigerinm erhielt 
Merferyg. Die Finanzen leitete Plener. AS oberſte Behbrde für Juſtiz und Verwaltung in 
Ungurn wurde pie umngariſche Hofkanzlei wiederhergeſtellt; Baron Nikolaus Bay trat als Hof⸗ 
kanzler an deren Spitze. Die Wiedererrichtung einer beſondern Hofkanzlei für Siebenbürgen 
warb angeordnet, aber erſt fpäter vollzogen; für Kroatien, deſſen Union mit Ungarn man in 
suspenso ließ, blieb auch Die Einfegung einer oberflen Hofftelle offen gelaflen, Moch traten .ufe 
Grafen Drgenfeld und Serien, erſtexer ald Kriegsminiſter, dieſer ala ungaxiſcher Miniſter ohne 
PBortefeuiffe, ind Cabinet. 

ALS nächſte conftitutionelle Aufgabe war die Einberufung des ungariſchen Landtags ins 
Auge zu falten. Br foltte ein Krönungstanbtag fein und Die m Kraft chende ungariſche Beleg: 
gebang im Sinne des Octoberdiploms vevidiren. Ehe nber Die Landtagewahl erfolgen Eountz, 
mußte die communafe und. municipale Selhſt verwaltung Yingannd hergeſteilt werden; been ohne 
Dazwiſchenkunft ver autonomen, freigemaͤhlten Komitats⸗ nun Städaebehörden läßt ſich keine 
Wahlhandlung zum Landtag vornehmen. Die Ungarn ſchickten alſo die ihnen von Bach 
ortroyirten Beamten fort und richteten nie Verwaltung auf dem altgewohnten Fuß ein, Deshalb 
allein verbienten fie feinen Tadel; mit den Werkzeugen und Werkführern des Mbfolntiämud ein 
‚Berfaffungsleben zu begrimden ſuchen, hieße Trauben von ben Dornen Iefen wollen. In an⸗ 
derer Hinficht jedoch ſchäumte per Becher des magyariſchen Selbſtgefühls in bedrohlicher Weiſe 
Über; man wollte alles auf das Niveau der vom legten Landtag 1847 — 48 votirten Geſetze 
zurückführen und dem, was als Ergebniß einer zwölfjährigen Entwidelung ſich im Daſein be⸗ 
hauptete, gewaltſam das Leben nehmen. Die Zünfte wurden wieder eingeführt, die Handels⸗ 
geſetzgebung aus dem Bert einer zehnjährigen Uſance geriſſen und auf den todten Buchſtaben des 
dandtäglich geſchriebenen Rechts verwieſen. Wer mit Ungarn in geſchäftlicher Beziehung ge⸗ 
ſtanden oder im Lande Forderungen ausſtehen hatte, der wurde in eine der Nation feindliche 
Stimmung getrieben, weil ihm die Wiederherſtellung der nationalen Selbſtändigkeit und dves 
veralteten nationalen Rechts Schaden brachte. Dazu kamen durch nichts zu veſchoͤnigende Ans: 

ſchreitungen ber reactivirten vollksthümlichen Behoͤrden, Rohelten ver Stuhlrichter, Anwendung 
ber Prügelſtrafe, namentlich gegen die Juden, welche, je weiter fie von Ungarn entfernt waren, 
deſto lauter über brutale Miöhandlung ihrer Glaubensgenoſſen ſchrien. Durch dies kopfloſe 
Betragen haben die Ungarn der bald eintretenden Reaction bie Wege geebnet und derſelben Die 
Moͤglichkeit geboten, ſich trotz Kriegsrecht und Martialgeſez als Retterin ver Bildung und hu: 
manen Voͤlkerſttte zu geriren. 

Die ſteigende Begehrlichkeit der Imgarn und die damit wachſenden Verlegenheiten ber 

Regierung mochten zu der Überzeugung geführt haben, daß man ſich mit den deutſchen und 
ſlawiſchen Provinzen abfinden müffe, um an ihnen einen feſtern Rückhalt gegen die magyariſchen 
Tendenzen zu gewinnen, Schmerling wurde an Goluchowski's Stelle ind Kabinaet berufen; 
ſein Name Hatte unter ben Deutſchen Oſterreichs einen guten Klang, vielleicht weil ſie weni⸗ 
ger dentſch als öͤſterreichiſch geſinnt find und für die Thaten des frankfurter Parlaments 
Tein rechtes Verſtändniß beſitzen. Binnen nicht ganz. drei Monaten brachte Schmerling Ver⸗ 
faſſungsgeſetze für das Geſammtreich und die Länder dieffeit der Leitha zu Stande. Es ſind dies: 
das Grundgeſetz über die Reichsvertretung, die Landesordnungen und Landtagswahlordnungen 
vom 26. Fehr. 1861. Der Form nach gaben fie ſich als die Ausführung der im-Diplom: ppm 
.20. Det. auägefprochenen Grundfäge; dem Weſen nah find fie der geſchickt und kunſtvoll 
angelegte Verſuch, die foͤderaliſtiſche Grundlage des Diploms zu ungehen, hie Selbkändigfeit 
ver Länder, fomelt fie im October anerkannt worden, auf bloßen Schein, das Anſehen der 
Landesgeſetzgebung neben der Reichslegislation gur Unbedeutendheit herabzudrücken. 

Der Reichsrath der Februarverfaſſung, ein aus zwei Kammern beſtehender geſetzgehender 
Körper, zur Vertretung und Wahrung ver Reichsintereſſen mit berufen, muß inſtinctiv bie 
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Gewähr feiner Rechte In der Ausdehnung feiner Macht ſuchen. Für ihn liegt aber die Moͤglich⸗ 
feit einer Machterweiterung in zwei Richtungen, in einer Richtung gegen, in einer andern d 
die Regierung und mit derfelben gegen bie Landeövertretungen. So gewagt und mit Gefahren 
verbunden, wie in Oſterrelch das Streben nach wirkſamer Controle der Regierungshandlungen, 
nach Einſchränkung der Regierungsbefugniſſe durch ein Parlament iſt, fo leicht und lohnend iſt 
dort dad andere Streben nach Verminderung ber Kraft und Bedeutung der Landtage zu Gunſten 
des im Centrum thätigen parlamentarifhen Körpers, des Neihörarhe. Dabei unterftügen 
Regierung und Reichsvertretung ſich gegenfeltig, weil fle beide befliffen find, die Lebens: 
äußerungen der Staatögewalt und Staatsherrlichkeit nach Möglichkeit zu consentriren und pie 
Wirkungskreiſe der für gewiffe Dienflzmeige und Geſetzgebungsfragen mit Ihren gleichberedh- 
tigten Zandedautoritäten einzufhränfen. Zu dem kommt noch vie im Kebruarpatent vorgefehene 
Zufanımenfegung des Reichsraths, der In feinen beiden Häufern alle vereinigen foll, was bie 
Geburts- und Gelvariftofratie ves Reichs an hervorragenden Geldkräften und ahnentüchtigen 
Gavalieren bieten Tann, der durch Äußern Glanz die Landtage ganz und gar in Schatten ftellen 
und die Bevdfferung fo daran gewöhnen fol, glänzende Hoffnungen und @rwartungen nur an 
fein Thun, an feine Werke zu Enüıpfen. u 

Die erfte Sefjton des Reichsraths wurde, nachdem man den Landtagen (Ile haben bie Reichs⸗ 
rathsabgeordneten aus ihrer Mitte zu wählen; vie Reichſsrathspairg find von der Krone ernannt) 
eine furze Lebensdauer vergönnt Hatte, am 1. Mai 1861 vom Kaifer felbft feierlich eröffnet. 
In der Thronrede warb der Bruch mit den abfoluten Syflem als unmwiverrufli vollzogen ver: 
kündigt; jle brachte die Erklärung, daß der Monarch an ber Einheit ves Reichs fefthalten, vie 
gegen felbe wie gegen die ertheilte Verfaſſung gerichteten Angriffe zurückweiſen wolle. Die erfte 
Aufgabe des Neichsrath8 war nun Die Beantwortung der Thronrede durch Adreſſen des Herren: 
und des Abgeorbnetenhaufes. Die Adreßdebatten nahmen tm untern Haufe längere Zeit in An: 
fprud) (im obern wurden fie en famille bei verfchloffenen Thüren geführt) ; die Barteien ver Fö— 
deraliften und der mehr oder minder ergebenen Regierungsmänner geriethen heftig aneinander. 
"Das Ergebnif war der Beſchluß einer Adreſſe In gouvernementalem Sinne, wie auch fpäter hei 
jeder paflenden Gelegenheit eine Zuftimmungsadreffe zur Regierungepolitit von feiten des 
Reichsraths an den Kaifer ging. Eine ganz anfehnliche Zeitlänge der erften Seſſion wurde von 
der Berathung und Beſchlußfaſſung über ſolche Kundgebungen der Loyalität, der offenen Bil- 
ligung wichtiger Regierungshandlungen, der rückhaltsloſen Gutheißung des kriegsrechtlichen 
Vorgehens gegen Ungarn in Anfprud genommen. 

Im Beginn ihrer Thätigkeit war überdies die Reichsvertretung mit ſich felbft nicht im 
Klaren darliber, was ſie eigentlich fel und bedeute. Es fehlten Abgeordnete aus lingarn, Kroatien, 
Venedig und Siebendürgen; aus den drei erfigenannten Kronländern find bis Heute feine 
Reichsrathsmitglieder eingetroffen. Kür das Stautöganze bindende Beſchlüſſe zu faflen, ging bei 
einer fo unvollſtaͤndigen Verſammlung nit an. Es bot ſich dad Auskunftämittel, dem Reichs⸗ 
rath ald einer Vertretung ber außerungariſchen Länder, ald engerm Reihörath im Sinne des 
Februarpatents eine Thätigkeit zuzuweiſen, und mit der Behandlung von Angelegenheiten, 
welche dieſen Ländern gemeinfchaftlid find, ihm zu befehäftigen. Doc nahm der Reichsrath nicht 
aus eigener Initiative dieſen Standpunkt ein; er folgte auch hier dem Geheiß der Regierung, 
melche ihn (5. Juni 1861) zum engern Reichsrath erklärte. Wenige Monate fpäter (December 
1861) muthete nad Cabinet dem nämlihen Reichsrath, In deffen Zufanmenfegung ſich inzwi⸗ 
fen nicht das mindefte geändert hatte, die Ausübung von VBefugniffen der geſammten Reichs- 
vertretung (Beſchlußfaſſüng über das Budget) zu; er lieh fih auch dies nicht zweimal fagen und 
trat jet wieder als Geſammtreichsrath in Erfcheinung. So folgten Abgeorbnetenhaus und 
Herrenhaus des öfterreichifhen Parlaments den wechfelnden Impulfen, bie von der Regierung 
ausgingen ; die Befchlüffe der Majorität ſprachen nichts als Vertrauen in dad Minifterium aus, 
wenn auch dann und mann eine geharnifchte Rede fiel, welche fo viel fagen wollte, als daB bie 
Regierung ein derartiged Vertrauen eigentlich gar nicht verdiene. 

Nur ſpärlich waren die Früchte, welche unter diefer nicht unangefochten, aber unerfhütterlich 
behaupteten Zeitung des Reichſraths durchs Minifterium zur Reife getragen wurben.” Vom 
Mat bis September 1861 war nichts ald das Diätengefeg und die Geſchäftsordnung des Reichs⸗ 
raths legislatoriſch erledigt; vom September bis März 1862 gelangte dad Grundgeſetz für die 
Gemeinden, ein Gefeg zum Schug der perſoͤnlichen Breiheit und des Hausrechts, ein neues 
Preßgefeg zum Austrag. Damit aber fheint der Reichsrath feine Productivität als Gejeßgeber 
außer für Finanzſachen erfhöpft zu haben; im März 1862 nahmen die Budgetdebatten Ihren 
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Anfang, und ſeither lebt das oͤſterreichiſche Parlament beinahe ausſchließlich als Organ in 
Beſteuerungsſachen fort; kaum daß ed noch den Wünſchen ver Bevölkerung in langen Inter⸗ 
vallen durch eine kärglich vargereichte Reform gerecht wird! Allenfalls ſchwingt es fih in ragen 
der auswärtigen Politik over bei Gelegenheiten, die Stoff für chetorifche Übung bieten, zu voll- 
tönender Rede empor, der e8 aber hinterher durch tadellos regierungsfreundliche Beſchlüfſe alle 
Wirkung benimmt. So gefhah ed, um nur eines Falls aus vielen zu gedenken, bei ber De- 
Batte über die miniflerielle Grevitforderung behufs Durchführung der öſterreichiſchen Politik 
in Schleswig = Holftein (Januar 1864). Unbeweglich hielt vie Majorität allen ſchoͤnen ober 
heftigen Neben ſtand und lehnte eine Refolution ab, welde nicht ver unbebingten Ergebung 
in die minifteriellen Entſchließungen, fondern einiger Theilnahme für Deutſchlands Sache 
Worte leihen follte. 

Faßt man die Ergebniffe ver bisjegt abgelaufenen zwei Reichérathsſeſſionen zuſammen, fo 
kann man fi der Einficht nicht erwehren, daß es dieſer üfterreichifchen Reichſsvertretung nicht 
an guten Borfägen, nicht an tüchtigen Arbeitöfräften, wol aber an Muth zur That und an poli- 
tifchem Takte fehle. So viele, das der Reichsrath für die Entſcheidung vorbereitet, blieb unent⸗ 
ſchieden, Eraftlos in den Bereich der frommen Wünfche gebannt, weil vie Abgeorbneten immer 
nur die Schwierigkeiten der Inangriffnahme und Durdführung fahen, nicht auf die Kraft des 
eigenen Willens Verlaß haben mochten. So erging ed namentlich vem Religionsedict, einem 
Befegentwurf behufs Regelung der confeſſionellen Verhältniſſe in anticoncorbatligem Sinne. 
Außerdem hat der Reichsrath durch feine unbedingte Barteinahme für die Politik der Regierung 
in ungarifchen Dingen die Erbitterung der Ungarn gefhärft und deren Abneigung gegen den 
Eintritt in ein gemeinfamesd Reihöparlament erhöht; denn melde gute Folge konnte aus gemein⸗ 
famen Berathungen gehofft werden, in welche ver eine Theil lauten Beifall über die kriegsrechtliche 
Repreffion des andern nıitbringt? aus gemeinfamen Berathungen, welche keinen andern Aus: 
gangspunft gehabt Hätten ald die reichsrätkliche Zuftinmung zu der vorübergehenden, aber vor⸗ 
übergebend totalen Befeitigung jeder Spur von verfaffungsmäßigen Rechte in Ungarn? aus 
Berathungen endlich, zu denen der eine gewaltfamgepreßt worden, während ber andere foldde Ge⸗ 
waltanwendung ganz billig findet und die Verantwortlichkeit der Gewalthaber, des Miniſte⸗ 
riums, durch ſolche Billigung theilt, durch feine Autorität zu decken ſich aufs feierlichſte bereit er⸗ 
Härt? Nein! es hieße vie Natur des ungarifchen Volks, und jedes Volks, gänzlich verfennen, 
wenn man glaubte, auf die Welfe fei bei ihm etwas auszurichten, feien Verfühnung und Eini- 
gung anzubahnen ober bie Auögleihung jener Gegenſätze zu bewirken, die ein Öfterreihifches 
Berfaflungsleben nit Ind Dafein treten laſſen. Und was foll man erfl Dazu fagen, wenn ber 
Reichsrath fpäter (1865) einen Theil von der Unterſtützung abzieht, welche pie Regierung dem 
von einem ſchweren Misjahr heimgeſuchten Ungarn gewähren möchte; wenn vie Reichsvertre⸗ 
tung zu feiljhen anfängt und einen geforderten Credit, der zur Milverung einer Hungerönoth 
beftimmt ift, um Millionen verringert? 

Man hat zu wiederholten malen und mit Vorliebe darauf hingewieſen, daß der Reichsrath 
auch feine ſtarke Seite habe und dieje bei ver erfolgreichen Behandlung ver Binanzangelegenheiten 
zur Geltung gekommen jei. Seit einiger Zeit Freilich ift man etwas mäßiger auch in diefem Lob. 
Solange ed feinen polnischen Aufftand gab und die däniſch-deutſche Verwidelung in ihren 
heutigen Proportionen auch nicht einmal in Ausfiht land, war das Agio des Silbers gegen 
Öfterreihifche Banknoten gefallen; ver Finanzminiſter fonnte mit Vortheil die Reſte eines frühern 
gotterieanlehend an den Mann bringen, der Grebit des Staats fhien gebeſſert. Das hat ver 
Reichsrath bewirkt! das iſt Folge des Vertrauens, welches die Geldmänner Europas in Oſter⸗ 
reichs conſtitutionelle Zuſtände, in die Contrale der Finanzgebarung durch den Reichsrath ſetzen! 
Folge des ungetheilten Beifalls, mit dem die gewiſſenhafte Methode ver Budgetberathung, da® 
ernſte reichsräthliche Streben nach Bewältigung der Finanzcalamitäten begrüßt wird! So ging 
der Chorus amtlicher und halbamtlicher Jubelgefänge über Oſterreichs finanzielle Wiedergeburt 
durh den Reichsrath, dem fegensreichen, dem Geld: und Grevitipenver! 

Die Schwierigkeiten, welche der öfterreihifche Kinanzminifter, Hr. von Plener, beim Abſchluß 
der legten Anleihen (Rofes und Silberanleihe von 1864) gefunden hat, müflen auch die Werth- 
ſchätzung über die finanziellen Leiftungen des Reichsraths auf ein befcheiveneres Maß reduciren. 
Nicht nur, daß die Bedingungen, unter denen dieſe Operation zu Stande kam, jene ausfchweifen= - 
den Hoffnungen weit hinter fi laſſen, welche an die Begründung einer öfterreichifchen Finanz: 
politif durch den Reichſsrath geknüpft wurden — fie zeugen auch von allen eher, denn von einer 
radicalen Änderung der Binanzlage, wie fie auß vorübergehenden, mit der anfänglichen Wirf- 
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ſamkeit des Reichdraths zufammentreffenden Erfheinungen des Geldmarkts prophezeit wurde. 
Ein fortlaufendes Deflcit; fortgefegte Anleihen; übermägige Anfpannung der Steuerkräfte 
weit über das Maß hinaus, welches in dem abjolut regierten Ofterreich als Äuferfte Grenze 
der Steuerleitung galt; noch immer fortbeflehende Unbilligkeiten in Bertheilung der Staatd- 
laften und In Verwendung der Staatselnkünfte: dies find die Symptome eines finanziellen 
Zuſtandes, an welchem die Februarverfaflung und die auf Grund derſelben thätigen neuen 
Autoritäten bier und da gebeflert, aber nichts Entſcheidendes geändert haben. Selbſt vie im 
Jahre 1862 zu Stande gebrachte, hoch gepriefene neue Bankacte, beftimmt, die Übelflänve einer 
ſchwankenden Bapierwährung bis zum Jahre 1867 zu befeitigen, iſt nur wie der Verſuch, ein 
Gebäude aufzuführen, ohne den Brund dazu gelegt zu Haben. Sie ftipulirt die Rüdzahlung von 
beinahe 230 Mill. Fl. der Staatsfhuld an vie Bank His zum Ablauf des Jahres 1866; wenn 
nun aud ein Theil dieſes Poſtens in Domänen fundirt it, fo findet fi In der Bankacte fein 
Mittel angegeben, wie bie Veräußerung eines fo großen Domänencomplexes binnen vier Jahren 
abzuwideln jei, noch aud die Moͤglichkeit dargelegt, wie der Meft dieſer Schuld von feiten eines 
Staats zu begleihen wäre, der in jenem Jahre neue Anleihen machen muß (fo für bie vierzehn 
monatliche Budgetperiode 1864 nicht weniger als 96 Mil. Fl.). Der Stand ver Bank hat 
fich feit Geltung der neuen Acte allerdings gebeflert; wenn aber felbft die Wiederaufnahme der 
Baarzahlungen auf dem reichsräthlich vorgefchriebenen Wege zu erreichen wäre, fo läßt ſich doch 
nit abjehen, wie dann die Fortdauer ver Zahlungen garantirt fein fol. Mit ver einfachen 
Gopie des Peel'ſchen Bankgeſetzes wird der Silberfcha der Oſterreichiſchen Nationalbank nicht 
u hüten fein. 
j Die Bemühungen des NeisrarhB, eine leidliche Ordnung im Staatshaushalt Herzuftellen, 
Eonnten nur zeitweilig und theilweife von Erfolg fein, weil man das Übel nicht hei feiner Wurzel 
faflen wollte. Dies verhinderte Thon die politifche Richtung, in welcher Die Mehrheit der Reichs⸗ 
vertretung ſich gehen ließ. Ein furchtbar zerrüttetes Finanzweſen iſt fo Tange nicht ins Gleich⸗ 
gewicht zu bringen, als der Staat, der Ihm erliegt, die eine Hälfte ſeines Gebiets unter die 
Herrſchaft des Kriegsgeſetzes flellt. Ganze Volksſtaͤmme durch militärifche Gewalt im Schach zu 
Halten, auf die freie politifche Selbfithätigkeit verfelben zu verzichten, wiverfpenflige Regungen 
nicht durch ein im Nationalbewußtfein lebendes Geſetz, fondern durch die bewaffnete Macht zu 
unterbrüden: das mag zumellen unvermeidlich fein, Loflet aber immer Geld, und viel Gelb. 
Wenn der Reichsrath eine fo Eoftfpielige Politik billigt, if alle Mühe, den Koftenpreis derſelben 
niedriger zu flellen, umfonft. Und mögen auch die Vörfencurfe künftig wieder in die Höhe 
gehen, Anleihen billiger negociirt werben, entwerthete Banknoten den vollen Nominalpreis er: 
langen — es wäre damit nur für ven Augenbli geholfen. Vor 1848 flanden die Metalliqued 
auch über Bari und die Roten hatten kein Disagio gegen Silber ; der Staat war dennoch Frank, 
feine Finanzlage eine bedrohliche. 

Die Sigungen ded Reichsraths Hatten den größten Theil des Jahres 1861 und den ganzen 
Berlauf des nächften Jahres in Anfpruc genommen; e8 ergab ſich demnach die Nothwendigkeit, 
auch den andern in der Februarverfaſſung vorgefehenen conftitutlonellen Körperfchaften Gele: 
genheit zur llbung ihrer Kräfte zu bieten. Die Landtage wurden für die erfte Hälfte Januars 
1863 einberufen. Sie find zur Vertretung der einzelnen Provinzen (Königreiche und Länder) 
mit Bezug auf foldhe Angelegenheiten beftimmt, die dem Reiche als Ganzen nicht gemeinfam 
ober für Durdyführung ver Reichscentralifation gleichgültig find, und es war ihnen vergönnt, 
in diefem ihren Wirkungsfreld eine Thätigfeit von dritthalbmonatlicher Dauer zu entwideln. 
Das Ergebniß verfelben war nit unanfehnlich, blieb jedoch vielfach aus dem runde ein unfrucht⸗ 
bares, weil die Regierung allen Beilüffen ver Landtage, vie ihr nur halbwegs anftößig oder 
irgendwie bedenklich vorfamen, die Sanction, folglich die Ausführung verweigerte. So erging e& 
der weitaus großen Mehrzahl der Landtage mit den äußerſt dringlichen Gemeindegeſetzen, welche fie 
votirt hatten. Ungeachtet dieſe @efepe innerhalb des Rahmens der vom Reichsrath beſchloſſenen 
Grundzüge der Gommunalverfaflung für alle deutfh-flawifhen Lande gehalten waren, uns 
geachtet die Regierung bei ven einschlägigen Landtagsverhandlungen meift ihre Zuflimmung zu 
den gefaßten Beſchlüſſen kundgegeben hatte, tauchten doch nad der Hand gouvernementale 
Bedenken auf, welche das Inslebentreten der Gemeinbegefege nicht paſſend oder rathſam er: 
feinen ließen. Bet der nähftfolgenden Sefjton der Landtage (1864) wurde dann diefen con= 
flitutionellen Körperfchaften beveutet, fie mögen ihre frühen Beſchlüfſſe zur Sache fo weit zurüd- 
nehmen ober ändern, ald die Regierung vorfchreibt, winrigenfalld venfelben die Sanction ver: 
weigert würbe und ben betreffenden Rändern bie enbliche Regelung der Gemeindeangelegenheit 
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oprenthalten bliebe. Die meiften ber Landtage thun der Regierung ihren Willen ; in dem Frainer 
"Landtag aber wies Graf Anton Aueräperg (Anaſtaſtus Grün) dieſe gouvernementale Zu- 
muthung nit ohne Erfolg zurüd, indem er mit Fräftiger Rede gegen eine ſolche Spielerei mit 
eonftitutlonellen Formeln fid erklärte und die Mehrheit der Anweſenden für fih gewann. Was 
Hilft das aber? — die Mehrheit ver Landtage entſchloß ih Do zum Nachgeben und yotirte ein 
Gemeindegeſetz nah Vorfohrift der Regierung, Die Niederlage in dem unbeveutenden Krain 
wirb durch den Sieg in einem halben Dugend anderer Provinzen audgsglichen, ganz abgejehm 
davon, daß die Regelung des Communalweſens im Krainiſchen unterpleißen wird, bis auch Hier 
ber Landtag dem Minifterium feinen Willen thut. Das nennt man in Oſterreich berfaffunge- 
mäßig regieren, obwol nicht erfichtlich ift, worin denn sin ſolches Verfahren ſich principiell von 
dem Bach'ſchen unterfcheidet. Damald wurde niemand ym feine Meinung über bie Anpronungen 
der Regierung befragt; jetzt wird wol gefragt, aber zugleich die Antwort vorgefchrieben. 
Die audwärtige Politik — in der Zeit von Erlaß der neuen Verfaſſungsgeſetze 
Bis heutzutage If} zuerft von dem Beſtrehen dictirt, aus der ifolirten Stellung herauszufonimen, 
welche jede Action nah außen lähmte. Ganz neuerdings hat es den Anſchein, ald ob dies 
wirflich gelungen wäre; mit Breußen hat man ich zu gemeinfhaftlihem Vorgehen in Schleswig: 
Holftein verbunden; mit Nufland fieht man auf einem Fuße, der nichts zu wünſchen übrigläßt. 
Died fegtere muß ſchlechterdings der Ball fein, es wäre ſonſt die Dienftfertigfeit nicht zu be: 
greifen, mit welder bie Öfterreichifchen Autoritäten in Galizien den Ruffen bei Unterprüdung 
des polnischen Aufſtandes behülflih waren. Wer ich durch Auslieferung flüchtiger Polen an 
Rußland, dur Zurücweifung folder an der Grenze, durch Befchlagnahme von egenflänven, 
bie zur. Spitalpflege verwundeter Infurgenten dienlich fein Eönnten, über die einfachſten Gebote 
der Menſchlichkeit hinausfegt: der muß entweder von Rußland Begengefälligfeiten erwarten 
ober der eigenen Grauſamkeit die Zügel ſchießen laflen. Da letzteres von Ofterreih nicht anzu: 
nehmen ift, muß erflered wahr fein. Dex polnifchen Frage gegenüber hat dad wiener Cabinet 
den Stanhpunft, den es anfänglich in Gemeinfhaft mit den Weſtmächten einnahm, entweder 
ganz und.gar verlaffen oder bei Behauptung deſſelben es nie aufrihtig gemeint. Wenn Fürſt 
Gortſchakow in feiner Erwiderung auf eine der fruchtloſen diplomatiſchen Noten, bie Im Interefie 
Polens und der europälfchen Gefittung nad Petersburg gingen, bad Einvernehmen ber 
Theilungsmächte untereinander ald paſſendes Auskunftsmittel „orlötug, fo hat er, ob auch von 
Graf Rechberg damals zurechtgewieſen, fpäter doch feinen Zwed erreicht. 
Unverrüdbar, und auch jeden Scheln.einer Inconfequenz vermeivend, ſteht dagegen Oſter⸗ 
reichs Politik Deutſchland gegenüber feft. Im ausſchlaggebenden Moment tritt fie jederzeit auf 
Die Seite, welche den nationalen Forderungen ald ivealifihen, al8 zu weit gehenden misgünftig 
oder ſelbſt feindlich fi entgegengeftelft. Ob mit den Klein: und Vlittelftanten gehend, wenn 
diefe ven Deutfchen Bund gegen etwaige Verfuche Preußens hüten, oder ob mit Preußen im 
Einverſtändniß, wenn ed die Opportunität fo erheiſcht, IR Oſterreich ſtets auf den Augenblick 
gefaßt, und hat auf ihn ſeine Rechnung geſtellt, da wir Deutſche unſere heißeſten Wünſche, 
unſere ſchoͤnſten Hoffnungen aufgeben müſſen und nach ver Täuſchung, welche die eigene Willens⸗ 
kraft uns überſchätzen ließ, die Enttäuſchung kennen lernen, welche den Glauben an pas Bor: 
handenſein eines deutſchen Volkswillens, deutſcher Nationalkräfte erſchüttert. WBeharrlid t 
Wandel der Zeiten hat das wiener Cabinet eine ſolche Rolle geſpielt, auf ſolchen Wegen große 
Erfolge geſucht und gefunden. MN. 
Oſterreich. (Politiſche Statiflif.) Der öſterreichiſche Kaiferftaat umfaßt ein Län- 
dergebiet, weldes einen anſehnlichen Theil ver Mittelalpen, ſämmtliche drei Gebirgszüge ver 
Oſtalpen, die Noriſchen, Karniſchen und Juliſchen, den Oſten des mitteleuropäiſchen und das 
ganze oſteuropäiſche Bergland in fi begreift — nad) der Schweiz der gebirgigſte Staat unſers 
Gontinentd. Bon dem auf Brund der Ergebniffe des Vermeffungsiahres 1860 wit 11736,76 
geographifgen Onadratmeilen angegebenen Flächeninhalt der Monarchie gehören mehr als 
8000 Quadratmeilen ven Gebirgen und dem Berglanve an. Ebenen von hebeutender Aus: 
dehnung zählt Oſterreich nur drei: bie ungarifche (über 1800 Quadratmeilen), die galiziſche 
(über 900 Duadratweilen), bie oberitalifche, ſoweit fie no in den Grenzumfang de Staats 
fällt, mit. dem venetianifhen Tiefland (100 Duadratmeilen). Noch ärmer ald an Ebenen iſt 
die oͤſterreichiſche Monarchie an Küftenland: kaum mehr als 22 Proc. des geſammten Grenzzugs 
in feiner Laͤngenausdehnung kommen auf die Maffergrenge ber Adria (265 Meilen). Dagegen 
ift dad Staatögebiet ein zufammenhängendes, ſich der Maflenform nähernd; erft auf je 10%, 
Duabratmeilen Flaͤchenraums fällt eine Längenmeile Grenze; nur in Dalmatien wird öfter- 
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reichiſches Territorium durch fremdes (türkiſches) unterbrochen. Natürlihe Grenzſcheiden bil: 
den: die Karpaten gegen die Donaufürſtenthümer, die Donau gegen Serbien, die Save, Unna 
und die Dinarifhen Alpen (füdliche Fortfegung ver Jutifchen) gegen die übrigen Grenzländer 
des Osmanſſchen Reichs; Po und Mincio gegen das Königreich Italien in feiner heutigen Aus: 
dehnung; die Weflzüge ver Centralalpen, Rhein und Bodenſee gegen die Schweiz und Baiern; 
gegen Teptered übervied noch Inn und Böhmerwald, gegen Sachſen das Erzgebirge, gegen 
PBreupen dad Riefengebirge, das Gefenke des ſüdoͤſtlichen Sudetenzugs und pie Oppa; offen ift 
bie Grenze nad Rußland zu, und die hier indgemein als Grenzflüffe aufgeführten: Dnieftr, 
Podgorce, Weichſel verdienen nicht den Ramen ſolcher. In ausgiebigem Maße erfreut fich Hſter⸗ 
reich der Waſſerſtraßen für die Binnenſchiffahrt; mehr als tauſend Meilen fließender Gewäfſer ſind 
für die Benutzung durch dieſe tauglich. Die große europäiſche Waſſerſcheide, welche von det Süd⸗ 
fpige ver Iberiſchen Halbinſel durch die Mitte des Continents bis an den Ural ſich hinzieht, bildet 
zugleich die Hauptſcheide der oͤſterreichiſchen Gewäffer. Sie tritt in das oͤſterreichiſche Vorarlberg 
ein, wendet ſich dann im längern Bogen wieder auf fremdes Gebiet, gelangt über das Fichtel⸗ 
gebirge zum Boͤhmerwald, zum mähriſch-boöͤhmiſchen Grenzgebixge, um ſich ſchließlich dem Rücken 
der Rarpaten zuzuwenden, verläuft dann nördlich auf einem Höhenzug ber Karpaten, öſtlich 
auf dem galiziſchen Plateau und tritt endlich zwiſchen den Quellen des Bug und des Sereth auf 
ruffifihen Boden über. So erhält der bei weitem größere Theil Oſterreichs feine Abdachung nach 
den fübenropäffgen Meeren, der Kleinere Reit nach deu deutſchen Geſtaden derOſt- und Nordſee. 
Das größte Flußgebiet innerhalb des Reichs bildet Die nad dem Drient hinweijende Donau 
über 8000 Quadratueilen), das Eleinfte der deutſche Rhein (kaum 45 Quadratmeilen), der 
nur anf eine Länge von nicht viel über vier Meilen pie Reichsgrenze berührt. Auch die große 
Mehrzahl per Binnenfern ſteht mit vem Flußſyſtem der Donau in Berbindung. So der Hall: 
ſtaͤpter⸗, Traun, Wolfgang, Mond, Atter:, Wallerfee, der große Plattenſee in Ungarn 
(24 Quadratmeilen), der Neufleblerfee (12 Duadratmeilen), die Eleinern Seen im Innern des 
Alpengebietd (Wörtber-, Difiacher:, Millfiätterfee in Kärnten, Wocheinerſee in Krain). Nur 
der Gardaſee und die meiften der Hochſeen in den Gentralfarpaten gehören dem Donangebiete 
nicht an und find erflexer zum Flußgebiet des Vo, legtere zu dem ber Weichiel zu zählen. Die 
Verbindung der natürligen Waſſerſtraßen untereinander duch künſtliche ifl in Ofterreich eine 
fehr mangelhafte; ein regelrecht angelegted Ranalfyflem fommt nur im Venetianifchen vor; bier 
fiehen Po, Etſch und Brenta mitteld der Kanäle: Tartaro, Adigetto, di Regnago und di Valle 
miteinander in Gommunication; fonft gibt es Kanäle nur in Niederöfterreih (den Wien-Neu: 
Nädter), in Ungarn den Sarnipfanal behufs Entwäfferung des Sumpfbodens zwiſchen Stußl: 
weißenburg und Szekſard, den Albrecht-Karaſiczakanal in der Baranya, den Franzenskanal 
(Donau und Theiß), den Begafanal (Schiffbarmachung der Bega). Erſt auf je 170 Quadrat⸗ 


meilen Flächenraums kommt eine Längenmeile künſtlicher Waſſerſtraßen. 


Die öſterreichiſche Monarchie begreift 18 „Koͤnigreiche und Länder“, deren Beziehungen 
zueinander und zum Staatögangen durch Landes- und Reichsgeſetze ältern oder jüngern Da: 
tums (f. oben den. Hiftprifchen und weiter unten den fiantörechtlichen Theil des Artifeld) geregelt 
find. Namen, Blähenraum und Bevölferungdzahl diefer fogenannten Kronländer zeigt bie 
nachſtehende Tabelle: }) 


Geographiſche Nblolute 
Quadratmeilen. Bevölkerung. 


Erzherzogthum Oſterreich unter ver Enns (Rieveröfterreih) 861 1,682000 
' ob 


Fr „ „„COOberödſterreich) 217 707000 
Herzogthum Salzburg8g.... 130 147000 
+ n Stirtmart . 2: 2 2 2 2 nr N 2. 408 1,057000 
+ PER. ©. 31: . 188 332000 


J— Krain......... 181 452000 
"Das Küftenland (die gefürftete Grafſchaft Goͤrz und Gra⸗ 
disfa mit ver Marfgraffchaft Iftrien und Trieft ſammt Ge⸗ 


biet in ſich begrelfendd.... 144 621000 





2 Sn derſelben iſt die Bevölkerungszahl nach ber letzten Volkszählung vom October 1857 angegeben. 
Die Richtigkeit [pälerer Schaͤtzungen muß man bahingeftellt fein laffen. Die in der Tabelle mit + bes 
zeichneten Kronlimber gehören dem Dentichen Bunde an; nan den mit * bezeichneten iſt nur ein. Theil 
deniſches Bundesgebiet, nom Küftenlande 86, von Galizien 8 Quabratmeilen, 
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ravhiſche Abſolnte 
—XE Bevölkerung. 


T Gefürftete Grafſchaft Tirol und  Borarlberg . 20. 523 851000 


+ Königreih Böhmen . . 2.0. 944 4,706000 
T Markgraffhaft Mähren . . > 2 2 nn 404 1,867000 
T Herzogthum Schleſien . . en 94 444000 


* Königreich Galizien und Lovomerien rer. 1421 4,597000 
Herzogthum Bufowina - - > 2 2 0 0 190 457000 


Königreih Ungarn . . nn 3896 9,900000 
Großfürſtenthum Siebenbürgen en 997 1,927000 
Königreih Kroatien und Slamonin . - .» 2... 350 876000 

” Dalmatien . . 232 405000 
Venetien (offlciell: romdawiſgg Benetinifet Rönigrei) 447 2,446000 
Die Militärgrene . . . 609 1,065000. 


Bon diefen Kronländern ded Reichs " nur der geringere Theil, 3600 Duabratmeilen, deut⸗ 
ſches Bundesterritorium. Die abjolute Bevölferungszahl der Monardie iſt: 35,019000, von 
denen 12,770000 deutſche Bundesangehoͤrige find. Es ſcheidet fi ferner die Bevoͤlkerung im 
eine bunte Anzahl von Nationalitäten und Nattonalitätlein: 7,890000 Deutſche, 5,000000 
Magyaren, 2,200000 Polen, 6,100000 Gzechen, Mährer und Slowaken, 2,700000 Ruthe⸗ 
nen, 1,180000 Slowenen, 1,337000 Kroaten, 1,438000 Serben (die bisher aufgezählten mit 
Ausnahme der zweierfigenanntenfänmmtlid Slawen), 3,000000 Stallener, 2,640000 Rumänen, 
1,049000 Juden, 150000 Zigeuner, ein paar taufend Albanefen und Griechen, 16000 Ar: 
menier. In fefter geſchloſſenen Maffen wohnen von diefen Voͤlkerſchaften nur die Deutfchen und 
Staliener beifammen ; denn felbfl die Magyaren, welde dad Gepräge ihres Geiſtes dem ganzen 
Lande Ungarn aufgebrüdt Haben, ſehen ihre Heimat vielfach zerflüftet unter andersſprachige 
Stämme, die allerdings (wie die Deutfchen in Ungarn) dem geſchichtlichen ungariſchen Staats⸗ 
leben nicht Immer feinvlich gegenüberflehen, aber doch innerhalb vefjelben mit beflimmten 
Nationaleigenthümlichkeiten fi behaupten. In den weſtlichen, zum Deutfchen Bunde gehörigen 
Kronländern iſt nur in beiden Ofterreih, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Schleften und Tirol 
das Deutſchthum überwiegend, ausſchließlich herrſchend iſt es aber nur in den drei erfigenannten 
Provinzen; wie drei zu fünf verhält fich die Bendlferungszahl der ſüdtiroliſchen Italiener zu 
der deutſchen in Norbtirol, und wo, gleichwie in Böhmen, Mähren, Krain, Slawen und 
Deutfche unter numeriſchem Übergewigt der erflern vorhanden find, treten eulturgefhjichtliche, 
wirthfchaftlihe und anderlei Momente ein, welche ver Alleingeltung ober dem Borrang der 
Majorität ver Bewohner im Wege ſtehen. Beinahe ald rein ſlawiſch dagegen ließe fi Galizien 
bezeichnen (mo freilich wieder die zu milden Haß gegeneinander aufgeftachelten Polen und 
Ruthenen nahezu in gleicher Anzahl feßhaft finb), wäre nicht auch Hier 4, Million galiziſcher 
Juden vorhanden, melde dem polnifchen wie vem ruthenifchen Nationaltypus gleich fern ſtehen. 
Erſt in ver neueften Zeit hat fich unter dieſen Juden etwas vom polnifhen Nationalgeift, ũbri⸗ 
gend ſchwach genug, zu regen begonnen. 

Eine große Verſchiedenheit zeigen die einzelnen Länder des Kaiferflaats mit Bezug auf Die 
relative Bevölkerungszahl. Das Mittel derfelben für die ganze Monarchie beträgt 3114 Men= 
fügen auf die öfterreichifche, demnach nicht ganz 3000 auf die geographifche Duadratmeile (Wir 
wiederholen, daß wir und an die Ergebniffe der legten Volkszählung von 1857 halten.) Bon 
diefer Mittelzahl aber zeigen die einzelnen Kronländer beveutenve Abweichungen; vie höchſte 
Zahl Hat Venetien mit mehr als 5000 Einwohnern auf die Quadratmeile, die Eleinfte zei= 
gen bie drei Alpenländer: Tirol und Vorarlberg, Salzburg, Kärnten; dann dad Yeldland 
Dalmatien, die Militärgrenze, Siebenbürgen, wo nidyt ganz 2000 Menſchen auf je einer 
Quadratmeile Flächenraums feßhaft find. Doch auch die Verwaltungsgebiete eined und bef- 
jelben Kronlandes zeigen oft größere Unterjchiebe in der Dichtigkeit ihrer Bevölkerung. So hat 
der Kreid Padua Im Venetianiſchen beinahe 8000 Einwohner auf je einer Duadratneile, der 
Kreis Udine dagegen feine 4000, der von Belluno feine 3000; nächſt dem padovaner Kreis hat 
(ſelbſtverſtändlich abgeſehen von ver Volksdichte in den großen Städten wie Wien, Trieſt u.f. w.) 
ber leitmeriger Kreis (Königreih Böhmen) die dichtefte Bevölkerung; er zählt 7168 Menfchen 
auf die geographiſche Duadratmeile. Im ganzen genommen läßt ſich eine Abnahme der volks⸗ 
dichte von Weft gegen Dft bemerken, ebenjo von Süden gegen Norden; nur daß allerdings auch 
ſehr wefentliche Abweichungen von biefer Regel vorkommen, Abwelhungen, bie in berage 
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eine® beftimmten Landeötheild, oder in ber Veſchäftigungsweiſe feiner Bewohner ihren Grund 
haben. Die flerilen Gegenden der Alpenlänver 3. B. haben, wenn aud zum Süden ber Mon⸗ 
ardyie gehörend, eine pünne Bevölkerung, während in Böhmen und Schleflen die Bevölkerung 
gerade in den Gebirgsgegenden am dichteſten beifammen wohnt, da hier ald hauptſächlicher 
Nahrungszweig Webeinbuftrie getrieben wird. 

Das Serualverhältnig betreffend macht fih auf in Sſterreich das allgemein beob⸗ 
achtete, nur von ſpärlichen Ausnahmen unterbrochene ſtatiſtiſche Beleg geltend, dem zufolge 
das männliche Geſchlecht unter ver effectiven Bevölferungszahl vom weiblichen überwogen 
wird, ungeachtet bei ven @eburten mehr männliche ald weibliche Kinder vorfommen. Nach den 
neueflen Ausweifen (die fi leider nit auf Ungarn erfireden) wurden in Oſterreich, aus⸗ 
genommen Ungarn, Kroatien und Slawonien, Siebenbürgen, im Jahre 1860 445312 männ⸗ 
lige, 418710 weibliche Kinder geboren, 1861 450859 männlige, 423473 weibliche. Die 
größere Sterblichkeit in den Kinderjahren führt dagegen das Überwiegen des weiblichen Ge⸗ 
ſchlechts in der Bevoͤlkerungszahl raſch herbei; für die gleichen (deutſch-ſlawiſchen und italifchen) 
Länder Oſterreichs beträgt die Sterblichkeitöziffer ver Knaben bis zum Alter von incl. fünf Jahren 
im Jahre 1860 162764, im Jahre 1861 183566, die der Mädchen derſelben Alterdflaflen 
139366 und 159705. Indgemein wird das Zahltenverhältnig der männlichen Bewohner 
Hſterreichs zu den weiblichen mit 1000 zu 1009 angegeben, die Volkszählung von 1857 ergab 
es mit 10000: 10044; e8 zeigen jedoch dieſe allgemeinen Verhältnißzahlen in Wirklichkeit 
größere Schwankungen nad) Ort und Zeit; insbeſondere tritt bei der romaniſchen Bevölkerung 
der ſüdlichen Provinzen das Gleichgewicht beider Geſchlechter, felbft auch das Übergewicht des 
männlidyen über das weibliche hervor. 

Oſterreich bat keine Staatsreliglon, dennoch aber muß man die Stellung der romiſch⸗ 
katholiſchen Kirche daſelbſt ald eine dominirende bezeichnen. Sie ift dies nicht nur durch Die 
Zahl ihrer Bekenner unter den Staatseinwohnern, fondern auch vermöge bed Goncorbats, 
welches der Staatöregierung mit Bezug auf kirchliche Dinge bie Hände bindet und eine Unab: 
hängigfeit der bürgerlichen Geſellſchaft von orthodox⸗roͤmiſchen Einflüffen nicht auffonımen laßt. 
Bon der öfterreichijchen Bendlkerung find 23,968000 Seelen, alfo 69 Bror. der Geſammtziffer, 
roͤmiſch⸗katholiſch, 3,526000 find mit Rom unirte Griechen, 2,918000 Seelen orthobor 
griechiſch; die proteftantifchen Kirchen, lutheriſch und calvinifch, zählen in Ofterreich 3,182616 
Bekenner, zu denen die ungarischen Proteflanten das flärkfte Contingent flellen (man zählt in 
Ungarn 795000 Evangelifche Augsburgifchen und 1,553000 Evangelifche Helvetifchen Bekennt⸗ 
nifjeß, letztere faft durchweg Nationalmagyaren). Von andern Religiondbelenntniffen find ver: 
treten: Unitarier (Soeintaner) mit 50800 Seelen, darunter die meiften (48000) in Sieben: 
bürgen, Fatholifche Armenier 9700, Juden 1,049000, Anhänger verſchiedener Sekten 3900. 
Die Völker Oſterreichs werben übrigens noch vielfach durch nationale Momente an ihren Blau: 
ben gefeflelt. Die Verſchiedenheit des Bekenntniſſes if dem Raffenzwiefpalt ungemein förver: 
li und erhält wieder Durch diefen, wir möchten fagen, eine irdiſche, folglich ſehr verſtändliche, 
mit Händen greifbare Weihe. Schroff ſtehen in Galizien trog der Union roͤmiſch⸗-katholiſche 
Polen gegen griechiſch⸗ unitte Nuthenen, in Ungarn die griechiſchen Popen der Serben gegen vie 
nationalgefinnte Geiſtlichkeit der Magyaren, in Siebenbürgen bie anatolifch gläubigen Ru⸗ 
mänen gegen Magyaren, Szekler und Sachſen. So ifl der Übertritt von einem Glauben zum 
andern in den meiften Gegenden Ofterreihd nicht nur gleihbebeutend mit dem Wechfel einer re= 
ligiöfen Überzeugung oder mit einem Geſchäfte, das man Gewinns halber abſchließt — er ift 
aud der Außtritt aus der Nationalgemeinſchaft, in welcher man geboren und, gleihviel ob gut 
oder ſchlecht, erzogen wurde. Se tiefer der Culturſtand eines ver öfterreichifchen Völker iſt, und 
e8 gibt Darunter einige, die in Bildung und Lebensmanier alles zu lernen haben, deſto zäher 
hängt der Volkscharakter an einer beftimmten Korm des Glaubens, am Dogma, deſſen Banner- 
träger, Priefler allerlei Bekenntniſſes, den religiöfen Eifer durch den nationalen anzufachen 
wiffen. Der rohe ſerbiſche Bope verfteht dies Handwerk ebenfo gut wie der feingefchulte Sefuit, 
und beiden ficht man es vortrefflich befommen. Jeder Seelenhirt weiß in Ofierreich feine Heerde 
zufammenzubalten, weil biefe Berbältniffe, namentlih im Oſten des Reichs, dem geifligen 
Hirtenamt fo ungemein zuträglich find, es fo leicht und ventabel machen. Sie allein genügten 
zur Erklärung des flatiftifch, Ducch Beobachtungen feit 1831 erhärteten Factums, daß bie Ver- 
Bältnißzahlen der Anhänger verſchiedener Religionen in Ofterreich beinahe unverändert bleiben, 
daß ſelbſt das Concordat, welches der römifhen Kirche alle Wege zur Profelgtenmaderet er: 
ſchließt, an jenen Zahlen nichts verrüden konnte. 
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Die Bewegung bet Bevdlkerung in Ögſterreich iſt eine zunehmende, dies durch ben 
Überfchuß ver Geburten über vie Todesfaälle: Sie hatte ſich fett dem Jahre 1818 von 29,800000 
6t6 1857 auf 37, 100000 gehoben; die legte Jahre über war fie ebenfalls im Steigen, und bie 
Abnahme in der abfoluten Bevoͤlkerungsziffer iſt durch Einbuße ver Lombardei beranlaßt. Die 
Beburtsziffer ver Monarchie betrug im Jahresdurchſchnitt 1830—38 3785, 1839-47 4004, 
1830-47 3893, 1852—55 3865 Gebörene auf je 100000 Einwohner. Die zulegt an⸗ 
gegebene Geburtsziffer bezieht fich auf bie früher nicht im Ausweis begriffenen ungariſchen Laͤn⸗ 
der; wenn fie, ungeachtet diefe fich gerade durch eine hohe Beburtdjlffer charakteriſiren, noch im⸗ 
mer niebriger iſt als bie der 1840er Jahre, fo rührt dies daher, weil fie durch Nachwirkung 
der vorangegangenen Sriegöjahre und Ausbruch von Epidemien herabgedrückt wurde. Die 
Geburtäziffer von 1858, des legten Jahres; für vas fi eine ſolche auf Grumd einer Volks⸗ 
zählung (ber vom October 1857) ermitteln täßt, fteigt bereits auf mehr als A000 Geborene von 
100000 Staatseinwohnern. 

Die Sterblichkeitziffer beträgt im Se 1830-47 3287 Todesfälle auf je 
100000 Bewohner; 1852-55 3786; für bad Jahr 1858 (ivie oben bie Geburtsziffer er⸗ 
mittelt) 3159. Sowol das Sterblichfeitöverhältnig als das der Geburten zeigt große Verſchie⸗ 
denheiten von Kronland zu Kronland. So haben im Jahresdurchſchnitt 1852—55 das Her: 

ogthun Salzburg 2778, bie Bukowina und Militärgrenze über 4000, die ferbifche Wojwod⸗ 
—*— (jegt wieder mit Ungarn vereint) fiber 5000 Geborene auf je 100000 Bewohner. Richt 
ganz fo bedeutend, es wäre denn in vorübergehender Welle, iſt der Unterfchied der Sterblids 
feitöziffer, deren Abnahme Übrigens in ver Richtung von Oſten nach Weften und ebenfo in jener 
von Süden nad Norden zu conflatiren ift. Bei der Berednung der mittlern Lebensdauer der 
öfterreichifcden Bevölkerung ift man auf die Erhebungen ver Jahre 1830— 47 beſchränkt, in- 
dem bie ſeit 1851 durchgeführten ftatiflifhen Aufnahmen über Bevölkerungsbewegung eine zu 
kurze Reihe von Jahren umfaſſen, als daß eine Rechnung auf Grund berfelden nicht zu trügert> 
fen Refultaten führen müßte. Auch trat bezüglich Ungarns in diefen Aufnahmen fpäter tie: 
der ein Stillftand ein. Die mittlere Lebenſdauer beträgt alfo nad) dem Jahresdurchſchnitt 1830 
47 27,74 Sabre; fie Ift für das männliche Geſchlecht geringer als füt dad weibliche (26 A1 und 
29,13 Jahre). Der geringeren Sterblichkeit im Weften und Norven ber Monarchie entfprechend 
ift Hier auch die mittlere Lebenſdauer eine höhere al8 in den Öftliden und fühlten Theilen. 

Das Ausmaß der culturfähigen Bodenfläche in Ofterreih läßt ſich Im Hinblick auf 
die Bolfszahl al8 ein im ganzen genommen reichliches bezeichnen. Auf je 10000 nieveröfter- 
reichiſche Joch Flaͤchenausdehnung entfallen 8595 Jod productiver Bodenfläche (100 nieder- 
öfterreichifche Joch — 225,43 preußifcher Morgen); auf je 1000 Stantdeinwohner kommen 
2596 Joch productiven Bodens. Produrtidität und Unprobuctivität des Bodens find jedoch in 
Oſterreich ſehr relative Begriffe. Es muß z. B. auffallen, daß das arme Dalmatien im Ver: 
hältniß zu felner Ausvehnung ein fehr bedeutendes Maß benützten und nußbaren Bodens 
zeigt, vergleichsweiſe bedeutender als die übrigen Kronländer. Bon 10000 Joch dalmatiniſchen 
Flähenraums find 9736 als productiv aufgeführt, und dies aus bem einfachen Brunbe, weil 
dort auch die färglichft benugten Strecken Im Katafter zur probuetiven Bodenfläche zählen. Vie⸗ 
les Land andererjeits, dad im Öftlichen Theil der Monarchie fürunpropnetiv gilt, ift das nur wegen 
Mangels an genligenden Arbeitöfräften. So vrüdt die Bezeichnung von Grund und Boden 
als probuctiv oder unprobuctiv nicht immer die Bulturfähigkelt deffelben aus; fie dat oft in der 
Lage deffelben und in ver Gultnrfraft der Kronlandbewohner ihre Vorautfetzung. 

Der größte Theil des probuctiven Bodens In Öfterreich iſt Wald- oder Aderland. Man 
zählt im ganzen 35,855000 Jod) Heer (bie Reisfelver mit einbegriffen), 31,865000 Joch 
Waldungen, die Oliven, Lorber- und Kaſtanienwälder im Süden des Reichs nicht gereihnet. Die 
Adler: und Waldcultur nimmt von je 10000 Joch probuctiver Fläche 7079 Joch ein. Hiernach 
kommit zunächſt an Ausbehnung das Weideland. Es nimmt mehr als ein Achtel des gefammten 
und nicht viel weniger als ein Sechstel des probuctiven Flächenraums ein; man zäplt in Öfter: 
reich 14,569000 Joch Weide. Die Wieſen- und Gartencultur erftrecdt ih auf 13,780000, 
der Weinbau auf 1,092000 Joch Landes; tn ber offtctellen Eintheilung kommen überdied noch 
612000 od Simpfe mit Rohrſchlag als productivet Boden vor. Das Übertwiegen der ein: 
zelnen Gulturgattungen In den verſchiedenen Kronlänvern iſt großentheild nur rin bebingted: 
die relativ größte Ausdehnimg an Ackerland iſt für Mähren, Böhmen, Shleften, Galizien, beide 
Sfterreih, Ungarn anzunehmen; ben meiften Weinbau treiben Ungarn, Daltkhtten, Venedig, 
Niederöfterreih, Südtirol; die waldreichſten Gebiete find In ber Bukowina, ben dentſchen Mpen⸗ 


Öfterreich (Politiſche SAtmlie; 175 
länvern, der Militärgrenge, Kroatien nnd Stawonien, Siebenbürgen zu finden; entwaldet find 
Venetien und Dalmatien. , . 

Der Bodenwerth In Ofterreidh Ift per Joch productivet Fläche im Mittel auf circa 95 Fl. ) 
zu fohägen; er variirt jedoch nach den einzelnen Krouländern, dt deren Spipe Venetlen mit 
einem durchſchnittlichen Bodenwerth von 220 SI. per Joch ſteht. Am geringften iſt Dalmatien 
beziffert, deſſen 2,165000 Jod) productiver Fläche im ganzen auf 37, Mill. Fl. geſchätzt wer⸗ 
den. Den In Geld ausgedrückten Geſammtwerth des productiven Bodens der Monarqie gibt 
hian auf 9500 MIN. SI. an. Mit Hinzurechnung des Geldwerths des Viehſtandes und der land⸗ 
wirthſchaftlichen Geräthe und Werkzeuge ftelgt dieſe Süumme auf 10785 Mill., denen ald Ge⸗ 
ſammtziffer der auf dem Nealbefig haftenden Hypotheken 1476 MI. BT. gegenüberſtehen. 
Die Öfterreigifche Agricultur und Viehzucht wirthſchaftet, wie man ſieht, vorwiegend mit eige- 
nem, nur zum Fleinen Theil mit entlehntem Kapital; fie macht in diefer Beziehung aus der Noth 
eine Tugend, denn nicht der Überfluß an eigenen Bonds, ſondern der Mangel an Kapitalofferten 
auf dem Geldmarkt zwingt den Öfterreihifhen Lanbwirth, im Geldanteihen Maß zu halten. 
Der jährliche Geſammtwerth der landwirthſchaftlichen Production Sſterreiche wird annähernd 
auf 2073 Mill. Fl. (den Ertrag aus der Viehzucht mitbegriffen), ver Werth der jährlichen Ge: 
treiveprodückion in allen Sorten auf 526,600000 $1. berechnet. Dies Ergebniß kann in Hin- 
blick auf die Bodenvorzüge des Landes und auf die Zahl feiner ackerbauenden Bevdlferung nicht 
als ein befriedigenided gelten. Man hat dem Landbau durch das herrſchende Schutzzollſyſtem 
Arbeits: und Kapitalfräfte entzogen, unt fle ver Induftrie zuzumenden; man bat die Grund: 
ſteuer auf eine. Höhe getrieben, wo fledeprimirend auf die Production wirft, weil fle niedrige Ge: 
treidepreife ünd gute Ernten als das ſchlimmſte Übel erſcheinen läßt, welches den Landwirth 
treffen kann. Zudem kommen noch die Indolenz der Bevoͤlkerung in mehretn Kronländern des 
Reichs, Mangel an ökonomiſchen Bildungsmitteln, leidige Gewohnheit, welche die ausgetretenen 
Spuren geht und jede wohlthätige Neuerung fern Hält. Es bleibt ein Zeichen trauriger wirth⸗ 
ſchaftlicher Zuſtände, wenn in — 52 als einem Lande, das zwel Drittel feiner Geſammt⸗ 
vevoͤlkerung zur landwirthſchaftlichen Arbeit verwendet, Schlachtvieh vom Auslande get im: 
portirt werben muß; wenn bedeutende Flächen pröbuctiven Bodens auch dort, wo jle elner 
böhern Cultür zugeführt werben Eönntert, als Weideland dienen; wenn die Weinprobuctioh un: 
geachtet aller Vorbedingungen Einer Fräftigen Entiwidelung über das Niveau der Mittelmäßig⸗ 
feit, ja der Bernadläffigung In der Behandlung von Weinſtock, Rebe und Saft nit hinaus: 
fommt; wenn bei der Erzeugung von mehr als 1 Mill. Ctrn. Tabad und trog ber Monopoll⸗ 
firung dieſes Artifeld, welche der Benutzung einhelmifcher Bezugsquellen zu flatten kommt, 
im Durchſchnitt ver Jahre 1860 bis incl. 1863 der Einfuhrwerth von Taback und Tabacks⸗ 
fabrifaten den Audfuhrwerch un mehr als 3 Mill. BT. überfleigt, ver Tabacksexport an fich ein 
nicht fehr bebeutender If. j 

In einem beflern Zuftande als die landwirthſchaftliche Production befindet fi pie monta- 
niffifhe. Der Bergbau zählt in Ofterreich zu den ergiebigſten Factoren des Staatshaus⸗ 
halts, theils als Gegenſtand ver Beſteuerung, theils als Erwerbszweig In Staatsregie auf den 
ärariſchen Werfen. Im Jahre 1861 umfaßte der dem Bergbau gewidmete Raum mehr als 
241 Mill. Duadratflafter; die Arbeitermenge, melde die Bergwerkoproducte ans Licht förbert, 
zahlt 114700 Mann; der Geſammtwerth der erzielten Producte wurde 1860 auf 41.700000, 
1861 auf 43,900000, 1862 auf 47,880000 Fl. geihäßt, davon im Jahresdurchſchnitt ein 
Werth von 10,600000 Fl. aus den VBergwerfen des Staats fam. Der producirte Geſammt⸗ 
werth vertheilt fich auf die drei großen Bergreviere der Monarchie, die Alpenländer, Karpaten⸗ 
länder und hereyniſch-ſudetiſchen Länder ziemlich gleichmäßig; die Differenz zwiſchen dem Theil 
jeder Ländergruppe war im Jahre 1860 nahezu verſchwindend Kein, im nächftfolgenven nur 
xückſichtlich ver hercyniſch-ſudetiſchen Länder zu deren Gunſten etwas bedeutender. In diefen 
hatte die Steinfohlenproduction, neueſtens befonders vorgefähritten, ein namhafteres Plus ver 
Erjeugung im Vergleiche mit den andern zwei Gruppen herbeigeführt. 

ſterreichs Boden enthält nahezu alle nugbaren Metalle und viele davon In reichlichem 


2) Ein Gulden Ofterreichifcher Währung, in welcher alfe im Tert angeführten Werthſummen zu vers 
fiehen find, dem öfterreichifch = deutfchen Münzvertrage zufolge nach bem 46⸗Fl.⸗Fuß ausgeprägt, ift feir 
nem Silbergehalt nah = 7%, Thlın. Ein Gulden ber frühern Gonyentionswährung hatte um 5 Proc. 
mehr Gilbergehalt (20 Fl. &.:M. = 21 Sl. Öfterr. W.), war in 60 Kreuzer eingetheilt und 214 Fl. 
der ältern Wiener Währung gleichgefept. Seht ift in Ofterreich für die Untertheilung des Gulden das 
Decimalſyſtem angenommen, 1 Bl. Ofterr. ®. = 100 Reukreuzern. 
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Borrath, zu leichter Ausbeute. Im Jahre 1862 führte die Montaninduftrie des Staats und ber 
Privaten betreffs der in Maffen erzeugten Bergmerföprobucte zu nachſtehenden NRefultaten. Es 
wurden in den Berg: und Hüttenwerfen ber Monardie (mit Ausfchluß der Raffinirwerke) er- 
zeugt an: Rohkupfer 48070 Etr., Blei und DBleiglätte 131500 Gir., Arſenik und Schwefel 
34000 Ctr., Roheiſen 5%, Mill., Gußeiſen 650000 Etr. (das Öfterreicgifche Ciſen iſt meift vor: 
züglich, aber theuer wegen beinahe ausſchließlicher Holzfeuerung in ben Hütten, deshalb iſt vie 
Öfterreihifche Gifeninbuftrie nicht concurrenzfähig mit der englifchen und ber zollvereinsländi⸗ 
fen, die mit Kohle arbeiten und das Product alfo billiger erzielen), Kupfer= und Bifenvitriol 
89500 CEtr. Schwarzfohlen 46,100000, Braunfohlen 36,100000 Gitr. 

Große Übelftände hat fürden Öfterreicgifcgen Bergbau und insbefondere für ben ärarifchen 
ber beftändige Wechfel in ven Organifationen ber oberſten Behörven herbeiführen müffen. 
Zu Anfang der 1840er Jahre befland eine ſelbſtändige Behörde für die Staatsbergwerke, 
die Hoffammer im Münz- und Bergmefen, die aber mit dem Tode ihres Chefs (1842) 
mit der allgemeinen Hofkammer (Binanzminifterium) vereinigt wurbe. Im Jahre 1848 wies 
man den Bergbau an das neucreirte Minifterium der Öffentlichen Arbeiten, das man im nächſten 
Sabre aufhob und dafür eineigenes Minifterium für &andedcultur und Bergweſen gründete, wel⸗ 
ches ſchon 1853 wieder aufgelöft wurde. Die Bergmerksleitung follte von da an einer eigenen 
Section des Finanzminifteriums zufallen; damit hatten aber die Beränverungen und Wechfel 
im Reflort des Bergweſens kein Ende; fle vollzogen fich jept im Innern bes Finanzminifteriums, 
und dad in einer wahrhaft ergäglichen Weiſe, in bunter Reihenfolge. Zuerft fam vie Trennung 
bes Münzweſens von der Bergbaufection des Finanzminiſteriums, ebenfo die Trennung ber 
Montanforfte von der Bergbaufection und Verſetzung In eine andere Section. Später kehrte 
das Münzweſen wieder in den Verband der Bergweſensabtheilung zurüd, aber das Salinen: 
wejen wurde davon ausgeſchieden und mit einer anbern Abtheilung vereinigt; endlich erfolgte 
1862 die Trennung des legidlativen und abminiftrativen Theils Cberghauptmannfchaftliches 
Reflort) vom Finanzminiſterium und Unterftellung beffelben unter das Handelöminifterium. 3) 
Man flebt, es Herrichte in dem Punkte ein gar mannichfaltiger Geſchmack; wie in einem Feen⸗ 
ſtück die Verwandlungen, fo jagten die Neuorganifationen eine die andere — wer zählte vie 
Namen derjelben, wer die Gelder, die für dieſes Experimentiren audgegeben wurben! 

Die öfterreigifche Inpuftrieftatiftif läßt, infofern fle ein Bild der induſtriellen Leiſtungen 
und Zuftände der neueften Zeit darbieten foll, ſich nur fehr unvollftännig geben. Seit dem 
Sabre 1843 wurbe die inbuftrielle Production der Monarchie weder dem Werthe noch der Menge 
nad in ihrer Befammtheit erhoben ; man ift auf die Berichte der einzelnen Hanvelöfammern und 
auf die ſtatiſtiſchen Mittheilungen in dem öoͤſterreichiſchen Katalog und Bericht über die jüngfle 
londoner Weltausſtellung angewiefen; felbft die vor kurzem veröffentlichten Überfichtätafeln der 
Statiftit Oſterreichs für 1861 und 1862 (hie neuefle größere amtliche Publication bis Ende 
April 1864) bringen flatt einer ziffermäßigen Darftellung der oͤſterreichiſchen Induſtriezuſtände 
nur ein paar Notizen über Munfelrübenzuder, Bier: und Branntweinerzeugung, von fonfligen 
Zweigen der Broduction nicht ein Wort! 

Der Werth der induftriellen Geſammtproduction in Oſterreich wird für die Gegenwart 
(1860) auf 1200 Mill. ZI. geſchätzt; find Die Vorausſetzungen dieſer Schätzung richtig und lei⸗ 
ben fie auch bei Ermittelung des annähernden Werths der öſterreichiſchen Induſtrieerzeugung 
für 1863 Anwendung, fo wäre dieſe für das letztgenannte Jahr mit einem Aquivalent von 
15— 1600 Mil. Fl. anzufegen. Der Theil, welchen die verſchiedenen Neichögebiete zu biefer 
Gefanımterzeugung beitragen, läßt fi für Böhmen mit einem Sechstel, Nieveröfterreih (Wien 
einbegriifen) mit einem Achtel, Mähren und Schlefien mit einem Zehntel ver Hauptfumme an= 
fegen; in abfleigender Linie folgen dann Ungarn fammt Anneren, Venetien, Galizien mit der 
Bukowina, Oberöfterreih mit Salzburg, Tirol mit Vorarlberg, Siebenbürgen, Steiermark, 
Kärnten und Krain, das Küftenland, zulegt endlich Dalmatien und die Militärgrenze. Die 
Bertheilung ver Zweige der Gewerbsthätigkeit unter bie einzelnen Kronländer betreffend, dürf⸗ 
ten im großen und ganzen genommen folgende Beflimmungen zutreffen: 

Böhmen treibt Großinduſtrie in Leinen, Schafwoll- und Baummollwaaren, in Glas (ſehr 
zurüdgegangen und von ven Märkten der Levante, Nordamerikas großentheild durch belgiſche 


a 9 Bingenan, Stubien über ven Bergbau in Öfterreich, in der Ofterreichifchen Revue, Sahrg. 1868, 
. I, I u. VI. 
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Goncurrenz verdrängt), in Porzellan, Steingut, chemiſchen Producten, Rübenzuder, Bier und 
Branntwein. 

Mähren und Schleſiten, in Schafwollproducten unerreicht, Haben beinahe übermäßige Nüben- 

zuderfabrifation, Eiſeninduſtrie und vie meiften Bewerbözweige, die unter Böhmen namhaft 
emacht find. 

’ Nieveröfterreih (55 Proc. vom induftriellen Productionswerth dieſes Kronlandes fallen auf 

Bien) liefert Mode: und Balanteriemaaren, Leber: und Seidenwaaren, Shawls, hat Maſchinen⸗ 

und Chemilalieninduftrie, Baummollfpinnereien, Eifenwaaren= und Papierfabrikation. 

Oberöfterreich hat flarke Senfenfabrikation, Baummollfpinnereien, Eifen: und Leinen 
inbuftrie (die induftriellen Zuſtände dieſes Kronlandes vielleicht die gefündeften in der ganzen 
Monarchie, die hervorragenden Inbuftriellen beffelben — iſt's zu glauben?! — freihändleriſch 
gefinnt, die linzer Handelskammer docirt in ihren Berichten die reinfte Lehre mit Cobden und 
Prince:-Smith um die Wette‘). 

Steiermark, Kärnten und Krain find der Hanptjig der Öfterreichifchen Eifeninbuftrie, Tabo- 
riren aber neueftend an den Folgen des lahmen Betriebs derfelben ; Tirol mit Vorarlberg er⸗ 
zeugen Seiden-, Baumtwoll- und Detallwaaren; das Küftenland und Dalmatien — die Schiffs- 
werften der Monarchie; Benetien ift im Befige einer ausgebildeten Seivden- und Glasinduſtrie, 
bat Papier: und Leverwaarenfabrifation; Ungarn und deſſen Nebenlänver, auf die Agricultur 
angewiefene Gebiete, können den Vergleich mit den weſtlichen Kronländern in induftrieller Be: 
ziehung nicht aushalten, doch hat vie Häusliche Webeinvuftrie bei ihnen einen lebhaften Auf- 
füwung genommen; Ungarn befigt Chemifalienfabrifen, und in neuerer Zeit hat die unver- 
meiblihe Rübenzuderinduftrie auch Hier ihren Sig aufgefhlagen; Galizien und die Bukowina 
brennen Branntwein und treiben Hausweberei, jenes hat überbied die größte Nübenzuderfabrif 
ber Monarchie (in Tlumacz: Duantum der jährlich dort verarbeiteten Nüben 408000 Etr.). 

Die induftriellen Intereffen find feitens der oͤſterreichiſchen Regierung mehr als jeder andere 
Zweig des Öffentliches Dienftes berüdjichtigt und gepflegt worden. Mit der Tarifreform von 
1852 beginnt eine neue handelsgeſchichtliche Epoche für Ofterreih, in der von Amts megen auf 
Belebung des Uinternehmungsägeiftes bingewirkt wurde. Man ließ die kurz vorher (1850) ind 
Dajein gerufenen Gewerbe: und Handelskammern eine regjame Thätigfeit entfalten, man foͤr⸗ 
berte, fo gut ed anging und fo gut man ed verfland, das Geſchäft größerer Unternehmer, die fich 
flet8 einiger Bevorzugung, ja nöthigenfall® auch pecuniärer Unterftügung ſeitens der Staats: 
gewalt zu erfreuen hatten. Wenn man vergleicht, was ver Staat für Aderbauintereffen that, 
eriheinen feine Leiftungen in Pflege ver inpuftriellen Erzeugung in Wahrheit unerhört. Sie 
haben dennocd immer nur zu neuen Klagen und Forderungen ber Induſtriellen geführt, die jeit 
dem Bruch des Prohibitivfyſtems fich bebroht fühlen und darum vor jedem Windzug erſchrecken, 
vor jeder weiter gehenden Ermäßigung der Einfuhrzölle ihr obligates Jammergeſchrei ausftoßen. 
Denn e8 aber mit den Fabrikgeſchäften wirklich fo ſchlecht ftände, wie dieſe Herren behaupten, 
jo müßten die fortwährende Anlage neuer Fabriken, die Ausdehnung der beftehenven, vie Zu: 
nahme der Erzeugung Überhaupt einen hartnädigen Muthwillen, ſich ſelbſt zu ruiniren, von ſei⸗ 
ten ber unternehmenven Kapitaliften zur Vorausfeßung haben. Seit der Zollreform der Jahre 
1852 und 1853 Hat die Öfterreichifche Induftrie — wir wollen nit fagen — proſperirt, aber 
in ihren hauptſächlichen Zweigen fihtlih mehr Stoff verarbeitet und mehr Probucte auf den 
Markt geiegt. Died mag noch lange nicht einen befriedigenden Stand derfelben annehmen 
laſſen (und wenn er nit vorhanden ift, fo haben ficher weit mehr verkehrte Maßregeln ver 
Binanz und Politik, ald der Zollpolitik dazu beigetragen, ihn ſchlecht zu machen) ; aber fo ganz 
miferabel Tann e8 mit einer Inbuftrie nicht befchaffen fein, die in dem legten Jahrzehnt an 
Mafjenconfum und Maffenerzeugung fortwährend zugenommen bat. Nachſtehend lafjen wir 
eine Tabelle ver Ginfuhrmengen ver vorzüglichern Verbrauchs- und Hülfsftoffe der Inpuftrie 
folgen; indem e8 wol nicht ver Bemerkung bebarf, daß aus der Vermehrung dieſer Mengen 
niht gut auf anderes als eine erhöhte inpuftrielle Thätigkeit des Landes gefchlofien werden kann. 
Es wurden in Öfterreich eingeführt: 


1851, 1861. 1862, 18693, 
Gr. Gtr. Er. Gr. 


Nobein . . > 2 2 02. 18324 224752 326710 312303 

Gefriſchtes Schmiedelfen . . 2042 10818 17977 67058 

Stall. . . 2 2 2. 1847 2603 7110 8660 
Staats⸗Lexikon. XI. 12 
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1851. 1881. 1869. 1888, 
Eir. Gtr. Er. Gtr. 

Bei. oe 437 17243 16048 13575 
Holz⸗, Stein: und Braunfohlen 1,843799 5,361645 6,011688 6,869339 
Baumwolle . . 2 2... ...492860 881109 386553 306041 
Flachs und Hanf .. 129949 141466 167817 274451 
Wolle 101848 225902 214503 213288 
Farb- und Gerbſtoffe 413386 433715 358475 280229 
Chemiſche Hülfsftoffe 254069 354245 408762 402650. 


Beſonders ins Auge zu fallen iſt die bier angegebene Vermehrung In der Einfuhr von 
Noheifen, von Kohlen, die an ſich jehr beträchtlich einen erhöhten Fabrikbetrieb vorausſetzt; 
wo fih in obigen Ziffern eine Abnahme der Einfuhrziffern ber legten Jahre gegen 1851 be⸗ 
merflih macht, iſt ed eine vorübergehende, in erfter Linie durch die unglüdlihe Baumwoll⸗ 
conjunctur der legten Zeit veranlaßt. 

Vergleicht man vie Ausfugrliften der Fabrikate, fo zeigt fich gleichfalls, daß die öfterreihifche 
Induſtrie in ihrer Geſammtheit und mit Rückficht auf ihre Hauptartikel feit dem Bruch mit 
dem Prohibitivſyſtem einen erweiterten Markt gewonnen hat, folglich keineswegs in einem Zu⸗ 
ſtande ber Hülflofigfeit, ded Bedarfs hoher Schugzölle ſich befinden kann. Es betrug die Aus: 
fuhr in Zollcentnern: 


1851. 1861. 1862. 1863. 
Baumwollgarn 1055 8385 -4183 8202 
Reinengarn 77139 32092 46233 67870 
Baummollmwaaren 7700 31264 21235 20858 
Reinenwaaren . 58376 86189 89953 98476 
MWollwaarn . . . 41163 60648 61491 67679 
Glas und Glaswaaren 183531 213913 217737 217942 
Chemiſche Producte und Farbwaaren 22874 29665 85560 83359 
Zündwaaren - 2 2 2 00.2 0...23380 61112 62250 77232. 


Alle viefe Ziffern conflatiren eine namhafte, bei den meiften Waarengattungen ins Mehr: 
fache gehende Zunahme des Erports, während aus den Zollreformen von 1852 und 1853 nur 
bie Schädigung der Öfterreihifchen Inbuftrie vorausgefagt wurbe. Nach dem Geſchrei der In: 
duſtriellen zu urtbeilen, iſt eben jede Tarifermäßigung gleichbedeutend mit dem Preiägeben ber 
nationalen Arbeit, wenn aud die Ein- und Audfuhrliften der Monarchie ven Nachweid liefern, 
daß fie das gerade Gegentheil: eine Foͤrderung ver Induftrieproduction bedeute. 

Der Handel in Ofterreich unterliegt gegenwärtig, fofern er ſich auf den inländiſchen Ber- 
kehr beſchränkt, nur mäßig reftristiven Befegen und Anorpnungen. Seit Beröffentlihung des 
neuen Gewerbegeſetzes (Deceniber 1859) bedarf es nicht mehr einer Goncefjlonirung von Han⸗ 
del8befugniffen, ausgenonmen den Handel mit jenen Artikeln, vie tells im Intereſſe der öffent: 
lichen Sicherheit, theild in dem der Öfterreichifchen Polizei befonderd controlirt werben, fo: 
Waffen, Feuerrequifiten, Arzneien, Bücher u. ſ. w. Die Geltung ded allgemeinen deutſchen 
Handelsgeſetz buchs für Oſterreich iſt von der Regierung und Reichsvertretung angeordnet wor⸗ 
den — nur für Ungarn bat das bezüigliche Einführungsgefeg keine bindende Kraft; bier gelten 
bis auf weiteres die ältern und neuern ungarifhen Gefege. Der internationale Handel iſt 
auf Grund des Zolltarifs von 1852, des Bebruarvertrags mit dem Zollverein (1853) dem 
Syftem eines hoben, jeher ausgiebigen Schutzzolls unterworfen. Da nun alle Ausfiät ge: 
ſchwunden ift, daß die protectioniflifchen Öfterreichiichen Vorſchläge einer Zolleinigung mit 
Deutfchland oder mit jenen Staaten und Staatengruppen, die fi vom preußifch - franzdft- 
ſchen Handelsvertrag gern lodfagen möchten, aber nit Finnen, zur Ausführung kommen: 
wird e8 für Ofterreidh bei dem jet geltenden Hochſchutzzollſyſtem fein Bewenden und mit einer 
Reform deffelben wahrſcheinlich gute ober vielmehr ſeht fehledhte Wege haben. Kann die Re⸗ 
gierung nicht mit ber vollendeten Thatſache eines abgefchloffenen internationalen Acts der bſter⸗ 
reichiſchen Reichsrepräſentanz entgegentreten, fo dürften Ermäßigungen des Zolltarifd ſchwer 
durchzuſegen fein. Eher noch wird e8 zur Erhöhung der Zölle kommen, der Zwifchenzölle in 
erſter Linie und dann ber andern. Den öfterreichifchen Propibitioniften wird der Kamm ſchwel⸗ 
len; fie werben ven infolge des preußifch-franzäflfihen Sandeldvertragd ganz und gar veränder- 
ten Konjuncturen des mitteleuropälfchen Verkehrs nicht durch freifinnige Tarifreformen, fon= 
bern durch firenge Gontrole längs der Orenze, durch Hohe Zölle und raftloje Verfolgung des 
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Schmuggelweſens begegnen wollen. Schon Haben ſich In dieſem Sinne Stimmen in Reicha⸗ 
rath vernehmen laffen, freilich nur die enfants terribles der Brohibition, welche das Schlagwort 
ihrer Partei vor der Zeit ausſchwatzen und zulegt — recht behalten. Das Maß handelspoli⸗ 
uſcher Erkenntniß, deſſen ſich die Wortführer des Tags In Ofterreih rühmen können, iſt fo ge: 
ring, daß man den Rüdfall in das Prohibitivfgflem oder etwas, das ihm zum Verwechſeln 
ähnlich fieht, befürchten muß. 

Nach ven beftehenden Zolleinrichtungen ſcheidet ſich das oͤſterreichiſche Gebiet in zwei Haupt: 
abtheilungen mit verfhiedenem Zollfoftem, deren erſte die Provinz Dalmatien, deren andere 
die übrigen Kronländer umfaßt. Für Dalmatien ift nämlich ein Tarif aufgeflellt, ver auf dem 
Grundſatz der Finanzzölle ruht; der Reft unterliegt ven allgemeinen Zolltarif von 1852 mit 
protectioniftifchen Tariffägen. Ausgenommen von der Geltung diefer find die fogenannten Zoll: 
ausſchlüffe: die Freihäfen Venedig, Trieft, Fiume, Buccari, Bortore, Zengg, Carlopago und 
das Gebiet der Stadt Broby in Balizien, deren Verkehr, infofern er nicht zur Waareneinfuhr 
auf öſterreichiſches Zollgebiet wird, Feinerlei Beſchraͤnkungen feiten® der Douane unterliegt. 

Bezüglich der Ausweife über den Internationalen Handelsverkehr Oſterreiche hat die ftati- 
fifche Eentralcommifflon in Wien fi neueflens der dankenswerthen Mühe unterzogen, fie safch 
in moͤglichſter Bollfländigkeit und Genauigkeit zu liefern. Befonders verpienfllich erfcheint in 
biefer Hinficht die Bemühung, eine richtig zutreffende Angabe ver Waarenwerthe zu gewinnen, 
indem die bisher der Berechnung zu Grunde gelegten veralteten Schägungspreife einer durch⸗ 
greifenden Reviflon unterzogen und die neuermittelten Werthbeflimmungen ven Heute gelten: 
den Breifen möglihft angepaßt wurben. Dies Verfahren wurbe bei der Beredinung der Waa- 
renwerthe im internationalen Handelsverkehr von 1862 und 1863 eingehalten. &8 ergab fol- 
gende Reſultate: 

Der Geſammtwerth des Waarenverfehrd des allgemeinen Öfterreiägifchen Zollgebiets betrug 
im Sabre 1863 in ver Einfuhr 262,348115 FI. (1862 261,257288 Fl.), in der Ausfuhr 
303,028656 $1. (1862 321,445061 Fl.) ober, wenn man den Verkehr in eveln Metallen, 
fowie in Gold⸗ und Silbermünzen In Abzug bringt, in der Einfuhr 233,503743 FI. (1862 
238,840324 Fl.), in ver Ausfuhr 281,318944 Fl. (1862 294,611516 B1.). Daraus er⸗ 
bellt, daß die Refultate des Jahres 1863 beveutend ungünftiger find als die des Jahres 1862, 
inden die Einfuhr eine Abnahme von 2,2 Broc., die Ausfuhr eine foldde von 4,5 Proc. auf: 
weißt; es machte ſich eben die Ungunſt ver politiichen Verhältniffe und die Misernte in Ungarn 
fühlbar, welche leßtere die Ausfuhr an Getreide weſentlich reducirte. Der Verkehr in ungefaßten 
Ganz⸗ und Halbedelfteinen, fowie in echten und unechten Perlen ift in ven angeführten Zahlen 
nicht inbegriffen; derfelbe beziffert fih im zehnjährigen Durchſchnitte in der Einfuhr auf 
6,6 Mill., in der Ausfuhr auf 3,2 Mill. SI. 

Der Handelsverkehr Dalmatiend, bei deffen Wertbbefimmung übrigens vie frühern 
Schätzungspreiſe (von 1858) ausnahmsweiſe noch in Anwendung kamen, erreichte 1863 in 
der Einfuhr 7,722038 Fl. (1862 7,305094 $1.), in ver Ausfuhr 6,092641 Fl. (1862 
5,662073 $1.). 

Die angegebenen Ziffern enthalten ven Gefammtwerth ver Öfterreihiichen Ein= und Aus- 
fuhr noch nicht vollſtändig; fie umfaffen nur den Ausweis Über die vorzüglichern, ausſchlag⸗ 
gebenden Waaren. Die vollftändigen Handelsausweiſe erjcheinen erſt mehrere Jahre fpäter und 
verlieren dadurch für den Statiflifer an Intereſſe. Sie ändern übrigens an den überfichtlich zur 
rechten Zeit publicirten Ergebniffen nichts Wefentliches: es wird fpäter lebiglic in ver Ein- 
und Ausfuhr znfammengenommen ein um circa 20 Mil. Fl. größerer Verkehr aufgeführt. 

Der Geſammtertrag aus den Zöllen von allen im Jahre 1863 in den Verkehr des allge- 
meinen öfterreihifchen Zollgebiet8 gekommenen Waaren madt 14,501041 Fl. aus, wovon bie 
Einfuhrzölfe 13,979210 Fl., die Ausfuhrzoͤlle 521831 Fl. gebracht Haben. Zollertrag in 
Dalmatien 1863 275702 EI. 

Um in die wirthſchaftliche Lage des Landes Flar zu fehen, dürfte e8 genügen, aus den Han⸗ 
delsausweiſen fire vie jüngſtverfloſſenen Jahre folgende Daten zufammenzuftellen: 

Im Jahre 1863 ift das abnorme Verhältniß eingetreten, daß die Ausfuhr von Verzehrungs⸗ 
gegenfländen (40,9 Mill.) von ver Einfuhr (54,9 Mil.) bedeutend überwogen wurde. Seit 
1860 hatte bisher ein entgegengrjebtes Berhältniß flattgefunden, der Werth der Ausfuhr diefer 
Gegenſtände überftieg ven der Einfuhr Im Jahresdurchſchnitt um 8 Mill. Die Erllärung wird 
in dem Nothſtand des ſonſt Getreide erportirenden Ungarn zu fuchen fein. Sieht man von dieſer 
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mehr zufälligen Gonftellation bezüglich der Verzehrungsgegenftände ab, fo zeigen die übrigen 
nambaftern Rubriken der Gin- und Ausfuhrliften für 1863 fehr viel Libereinflimmung mit 
denen der Vorjahre. Wie auch früher überfteigt die Ausfuhr von Rohftoffen vie Einfuhr von 
ſolchen (90,8 Mill. gegen 66,4); die Einfuhr von Kalbfabrifaten beträgt, wie früher durch— 
Ihnittlih, mehr ald das Dreifache des Ausfuhrwerthes (69,6 gegen 21,4 Mill. $1.); bei Ganz: 
fabrifaten fleht einer Einfuhr von 42,1 Di. Fl. eine Ausfuhr von 127,2 Mil. FI. gegenüber. 
In den Vorjahren ftellte fih dad Verhältniß der Ein= zur Ausfuhr von Fabrifaten — nad ven 
ältern Schätzungspreiſen — wie folgt: 1860 37 Mill. und 120,5 Mill., 1861 32,3 Mill. und 
137, Mill. 1862 38,5 Mill. und 131,2 Mill. Diefe Zahlen harafterifiren den weithin tönen- 
den Lärmruf von der überſchwemmung Ofterreihs mit fremden Fabrikaten in feiner ganzen 
freienden Hohlheit. Bon allen Waarengattungen, die unter die Babrifate fallen, zeigen nur 
bie literarifhen und Kunftgegenftände eine größere Ein- ald Ausfuhr (6,4 Mil. gegen 
2IMIU. Fl.); alle andern zeigen die oͤſterreichiſche Induſtrie mit beveutenden Mailen für den 
Export arbeiten, jo bei Webe- und Wirkwaaren mit 42 Mill. (Einfuhr 15.4 Mill.), bei Waaren 
aus Stroh, Baft u. ſ. w. mit 5,7 Mill. (gegen eine Einfuhr von 1,7 Mill.), bei Lederwaaren 
mit 7,8 Mil. (Einfuhr 1,5 Mill), bei Holz:, Glas- und Thonmwaaren mit 17,1 Mill. (Ginfuhr 
35 Mill.), bei Metallmaaren mit 8,4 Mil. (Einfuhr 4,9 Mill.), bei Land: und Wafferfahr- 
zeugen mit faft 4 Mill. (Einfuhr 90000 Fl.), bei Inſtrumenten, Mafchinen und kurzen Waaren 
mit 34,9 Mill. (Einfuhr 5,9 Mill), bei chemifhen Producten, Farb- und Fettwaaren mit 
4,5 MIN. (Einfuhr 2,7 Mill). Dana Hat e8 offenbar mit den herzzerreißenden Klagen über 
bie Unmöglichkeit einer Goncurrenz mit dem Auslande nur eine figürlide Bewandtnif, un- 
gefähr in dem Sinne, in welchem Hr. von Rothſchild feinen Namen als Mitunterzeichner 
unter eine Gingabe Öfterreichifcher Invuftrieller fegte, in welder über Mangel an Kapital ge: 
Flagt wurde! Diefer Mangel an Kapital macht ſich in viel Höherm Grade bei der landwirth⸗ 
ſchaftlichen als bei ver induſtriellen und commerziellen Erzeugung fühlbar; er war für dieſe Fein 
fo drückender, daß er die Zunahme des internationalen Verkehrs von einem Umſatzwerth von 
148 Mill. ST. im Jahre 1831 auf einen folden von 219%, Mil. für 1840, 276,9 Mi. für 
1850, endlich nahezu 600 Mill. Fl. (= Werth der Ein: und Ausfuhr) im Sahre 1863 ver- 
hindert hätte. 

Der Beſitzſtand Oſterreichs an Communicationsmitteln iſt je nach der weſtlichen oder 
öftlichen Lage der Reichstheile ein mehr oder minder vortheilhafter. Die Längenausdehnung 
des gefammten Straßenneßes ber Monarchie bezifferte fi Ende 1861 mit 14316 14 öſterreichi⸗ 
ſche Meilen (eine öfterreichifche Meile = 1,0225 geographiſche Meile). Neuere Daten ftehen nicht 
zu Gebote und dürften auch nicht viel geändert zeigen, da der Staat große Enthaltfamfeit im 
Straßenbau übt (ed wurden In ganz Dſterreich im Jahre 1861 kaum vier Meilen ärariſcher 
Straßen neu zugebaut), die Communen gleichfalls nichts weniger als verſchwenderiſch in dem 
Punkte find und die Landtage einiger Kronländer erſt in ihrer letzten Seſſion (1864) zur Be 
fhlußfaffung über die Anlage von Kronlandoſtraßen gelangen Fonnten. Bon der angegebenen 
Meilenlänge der Öfterreihiihen Straßen find nur 2992 Meilen, die wichtigſten Linien, vom 
Staate unterhalten; Anfang 1861 waren e8 3038 Meilen und wurden in biefem Jahre 49 Mei⸗ 
Ien ärarifcher Straße in Galizien aufgelaflen; ven Reſt der Öfterreihifchen Verkehrswege haben 
die einzelnen Kronländer ober Bezirke oder Gemeinden angelegt und zu unterhalten. Es fommt 
in Ofterreich durchſchnittlich auf 3,9 Quadratmeilen Flächenausdehnung eine Meile Arartal- 
frage, während von dem geſammten übrigen (fronländifhen oder communalen) Wege: und 
Straßenneg etwa 1,1 Meilenlänge auf 1 Duadratmeile Flächenraums kommen. Dies Ber- 
hältniß iſt jedoch nur im Mittel aller Kronländer vorhanden und zeigt in Wirklichkeit fehr be- 
deutende Abweichungen, welche eben ſelbſtverſtändlich auf die factifche Bevorzugung eines Reichs⸗ 
theild vor dem andern hinauslaufen müffen. 

In den Ausbau des Ifterreihifhen Eifenbahnneges ift feit Bruck's Tode ein Stillfland 
eingetreten. Mit Ausnahme der Linie der Böhmifhen Weſtbahn (von Prag über Pilfen nad 
Fürth in Baiern) und der Schienenmege, deren Anlage im Pflihtenheft ver ſüdlichen Staats- 
Lombardiſch-Venetianiſchen Geſellſchaft vorgefchrieben ift, wurde in Ciſenbahnbauten nichts von 
Bedeutung in Angriff genommen ober durchgeführt. Dielängenausbehnung ſämmtlicher öfter: 
reichiſchen Ciſenbahnlinien betrug im Jahre 1862 755,46 Meilen, wovon bereitö 24,27 auf bie 
neue Böhmische Weſtbahn Famen; feithertrat nur dur) Ausbau von Südbahnſectionen (Klagen: 
furter Linie) eine ermähnendwerthe Vermehrung ein. Nach dem heutigen Stande (1864) bürfte 
bie Länge der in Betrieb lebenden oͤſterreichiſchen Ciſenbahnen auf 770 Mellen anzunehmen fein, 
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Sämmtliche Linien ſtehen unter einer Privatregie, indem auch bie vom Staate gebauten Bahnen 
in die Hände von Actiengefellihaften übergingen. Man zählt deren in Öfterreidh 14, von 
welchen die Hälfte für die ausgegebenen Werthpapiere oder für eine begrenzte Summe der An- 
lagekoſten eine 5,2proc. Garantie des Staats genießt. Der Genuß jedoch wird ihnen vielfach 
verfümmert und verbittert, indem der jeßige Öfterreihifche Finanzminiſter, Hr. von Plener, bei 
den Zahlungen aus dem Titel ver Zinfengarantie marktet und feilfcht. Die im Jahre 1863 neu= 
gegründete (15. Öfterreichifche) Eifenbahn = Actiengefellfchaft zum Bau der Linie Lemberg- 
Gzernowig mußte für ihr Anlagefapital eine, 7 Proc. des Actienftods gleihfommende Verzin- 
fung garantirt erhalten. Die Bertbeilung des Geſammtnetzes auf die Kronländer betreffend 
theilen wir ven Ziffernanfag mit, zu dem bie bedeutenden oder Inpuftriereichern Ränder an ber 
Längenausdehnung der Öfterreichifchen Bahnen participiren. Es Eommen ausgebaute Eifen- 
bahnlängen auf: 

Öfterreich unter der Ennd . „. . 61,9 Meilen, 

Oberöfterreih mit Salzburg.. 373 „ 


Stelermart . . . .. 497 „u 
Böhmen . » 2 2 2 2 2. 12929 
Mähren und Shieften . . » . 725 u 
Salliien . . 2. 2 2. 641 „ 
Denetien . > 2 2 2 nn. AT „ 


Ungarn 24714  „ 


Lebiglih mit der Hoffnung auf eine Eifenbahn iſt Siebenbürgen vertröftet; bie ſichere 
Ausſicht auf Gewinn einer folden Hat die Bukowina durch Conceſſionirung der Linie Lemberg⸗ 
Czernowizt erlangt. 

Die Betriebörefultate ver oͤſterreichiſchen Bahnen laſſen fih auf Grund ver durchſchnittlichen 
Ziffer der Einnahmen in den Jahren 1860 — 62 (dad Jahr 1863 fommt als ein exrceptionell un⸗ 
günfliges Hier nicht in Betracht) wie folgt zufammenfaflen. Zieht man von der Bruttoeinnahme 
ben Regieaufiwand bed totalen Betriebs (laufende und Fondéauslagen) ab, fo bleibt als erzielter 
Bruttoüberfhuß fammtlicher Öfterreihifchen Bahnen die Summe von 42,556000 Fl. übrig. *) 
Davon entfallen auf die Bahnen anı linfen Donauufer 26,403000, auf die am reiten Donau: 
ufer 16,153000 Fl., per Bahnmeile auf jene 61700, auf diefe 58000 Fl. Betrachtet man 
den erzielten Überfhuß dem Hierbei in Verwendung ſtehenden Kapitaldayfiwande gegenüber 
(nahe 543 Mil. Fl.), fo findet man, daß fich die Öflerreichifhen Bahnen durdfchnittlich mit 
circa 7,82 Proc. rentiren follten. Da aber dem vorgenannten Kapitaldaufwande die to= 
talen geſellſchaftlichen Fonds oder verzinsbaren Wertbpapiere mit circa 678 Mill. entgegen- 
ſtehen, fo reducirt ſich die oben bezifferte Rente auf 6,27 Broc., ein Refultat, welches für die 
öfterreichifhen Bahnen ziemlich günftig ſpräche, wenn eben diefe Mittelziffer ver Rentabilität 
nit in Wirklichkeit fehr große Abweichungen nach unten und oben zeigte. Eine ber Öfterreichi- 
fen Bahnen (vie Nordbahn, Wien-Brünn-Operberg: Krakau) macht ein glänzendes Geſchäft; 
einige wenige derſelben (Südbahn, Buſchtihrader, Auſſig-Teplitzer, Brünn Roffiger, Nördliche 
Staatsbahn) machen ein gutes oder mittelmäßiges; der Neft iſt großentheild auf die Staats⸗ 
garantie der Einnahmen angemwiefen und wurden aus dem Titel derfelben 1861 1,130000 Fl., 
1862 2,194200 Fl. zur Subventionirung einzelner Geſellſchaften ausgezahlt. 

Über den Stand der öfterreichifchen Hanvdeldmarine liegen die Ausweife bis incl. 1862 
vor. Nach denfelben beläuft fi die Geſammtzahl der Öfterreihifchen Seeſchiffe, die Fiſcher⸗ 
barfen mitgerechnet, im Beginn des Jahres 1861 auf 9803, 1862 9825 Seefahrzeuge; ver 
Tonnengehalt war 1861 341972; 1862 331337; der Mannſchaftsſtand 34717 und 34530. 
Die Zahl der Dampfichiffe war im Beginn 1861 und Anfang bed nächften die gleiche, 59; 
deren Tonnengehalt 21338. Große Schiffahrtgefellfhaften find der Oſterreichiſche Lloyd 
(Levantehandel und Pontusfahrer) und, für den Binnenverkehr, die Donaudampfſchiffahrt⸗ 
geſellſchaft. Beide ſind vom Staate ſubventionirt. Der Lloyd fuhr 1837 mit 7, 1862 mit 
60 Schiffen; die Roheinnahme hat ſich in der Periode zwiſchen beiden Jahren von 203343 auf 
7.870000 Fl. gehoben (in legter Ziffer die Staatöfubvention von 2,024000 BI. einbegriffen). 
Die Donaudampfſchiffahrtgeſellſchaft, längs dem ganzen Lauf des Stroms auf Öfterreichifhem 
Gebiet und bis Galacz, dann auf den Nebenflüffen ver Donau, Theiß und Save thätig, nennt 


4) Fillunger, Bergleichende ftatiftifche Zufammenfteflung der Verkehrs⸗ und Betriebsergebnifle ver 
Öfterreichifchen Eifenbahnen (Wien 1863). 
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fi eine k. €. privilegirte, ungeachtet ihr Privileg infolge des Pariſer Friedensſchluſſes von 1856 
gegen Entſchädignng ſeitens der Öfterreichifchen Negierung aufgehoben wurde. Sie bezog aus 
dem Titel diefer Entſchädigung im Jahre 1862 eine Staatöjubvention von 1,180000 Fl.; die 
Zahl ihrer Dampfer betrug mit Ende des nämlichen Jahres 134, die ihrer Schleppſchiffe 629; 
Bruttveinnahme 1862 (ohne die Subvention) 9,201335 51. Nach Dotation ded Verſicherungs⸗ 
fonds, Dedung der 5proe. Actienzinfen und Berzinfung der Geſellſchaftsanlehen fließt vie 
Rechnung feit 1860 mit einem Deflcit, ſodaß für Deckung deſſelben und Auszahlung einer 
Superbividende an die Actionäre nur die Zuflüffe aus dem Titel der Staatsſubvention vor- 
banden find. 

Sm Verkehrsweſen unterliegen nie Poſt und die Telegraphen dem Staatdmonopol. Ber 
zuglich der Poft zeigte fih auch in Dflerreih, daß eine Ermäßigung des Briefportod auf Ber: 
mehrung der Correfpondenz in einem Grabe hinwirkt, der den Ertrag des Poftregald nicht nur 
ungefchmälert Täßf, fondern auch raſch zum Steigen bringt. Wenn im Jahre 1851, in weldes 
der Zeitpunkt der Ermäßigung fällt, die Zahl der beförderten Briefe ih auf 32,252000 be: 
ſchränkte, war fie ſchon 1855 über 50 Mill. geitiegen und hatte im Jahre 1861 78,325000, 
im nächſten Sahre 87,888000 erreicht. Der Ertrag ver Poftgefälle bezifferte fih 1850 mit 
506000 Fl., er war allerdings im nächſten auf 147000 gefallen, flieg aber fofort im Jahre 
1852 auf 669000 und ftetig ſodann bis 3,448000 für 1862. Die Länge der üfterreichifchen 
Telegraphenlinien Betrug im Jahre 1861 1782, im nächſten Sahre 1907 geographiſche Meilen, 
die Zahl der telegraphifhen Staatsdepeſchen 1861 139000, 1862 140000, die der Privat: 
depefhen 708000 und 805000, die Einnahmen für Beförberung der legtern 1,555000 FI. im 
Jahre 1861, 1,272000 Fl. im nächſtfolgenden Jahre. 

Die Aſſociationen zu Inbuftriellen Zweden Eonnten in Oſterreich wegen ber beläftigen- 
den Geſetzgebung über das Vereindmefen zu Feiner rechten Entfaltung gelangen. Erſt in ber 
neueften Zeit jind durch Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuchs in dieſer Hin⸗ 
ſicht mannichfache Erleichterungen eingetreten, deren praftifche Folgen abzuwarten find. Un ber 
Spige der großen öſterreichiſchen Actiengefellichaften fteht dad Inflitut der Öfterreihiigen 
Nationalbank, zur ettelemifiion privilegirt und mit ben anberweitigen außerorbent: 
lichen Befugniffen ausgeftattet, vie, wo das Monopol zur Ausgabe (vorläufig) uneinlösbarer 
Noten mit Zwangscurs einer Centralbank verliehen ift, die gewöhnlichen Attribute derſelben 
bliven. Die öſterreichiſche Nationalbank unterliegt feit 27. Dec. 1862 einem neuen zwiſchen 
Regierung und Reichsrath einerfeitd, der Banfvertretung andererſeits vereinbarten Geſetze, dad 
in Nachahmung der Peel’fhen Bankacte ein Maximum der Notenausgabe feftiegt (200 Mill.), 
welches von der Banf ohne gefeglihe Deckung in Evelmetall im Verkehr gehalten werben barf; 
das Plus der Noten über dies Marimum hinaus hätte metallifche Dedung dem voflen Betrage 
nad zu erhalten. Daneben wurde in demſelben Geſetz die Rüdzahlung ver beider Bank contrahir⸗ 
ten Staatsſchuld, bis auf die Summe non 8O Mill. Fl., welche für die Dauer des Privilegs (bis 
ultima December1876) ausſtehen folle, des Nähern geregelt. Der rückzahlbare Theil der Staats⸗ 
ſchuld ſoll bis Ende 1866 vollſtaͤndig getilgt werben und im naͤchſten Jahre die Wiederaufnahme 
der Baarzahlungen erfolgen. Ob dies neue zum Geſetz erhobene Übereinkommen mit der Bank 
und die neuen Statuten fammt Meglement nicht eben aud wie fo mande frühere Verträge 
des Staatd mit diefem Iuflitut auf dem Papier bleiben werden, ift abzuwarten. Die Lage ber 
Nationalbank Hat ih übrigens feit Einführung der Banfacte gebeſſert. Das Geſchäftsjahr 
1863 fällt bereits vollftändig unter Geltung ver neuen Banfgefege, und es läßt ſich nicht leug- 
nen, daß der Staat ſowol ald die Banf die flipulirten Bedingungen ihrer Vereinbarung, ſoweit 
fie Bisher zu realifiren waren, erfüllt haben. Nur wäre es voreilig, hieraus einen günftigen 
Schluß auf die Zufunft ziehen zu wollen, zumal das erfle Brobejahr der Bankacte wenig läſtige 
Verpflichtungen für beide Theile mit ſich brachte, die Geſchäftsleitung einer infolventen Bank aber 
im Grunde genommen eine fehr einfache, fehr bequeme ift und bei noch fo großer Solibität feine 
Bürgſchaft dafür bietet, vaß im Zuftande der Solvenz banfmäßig wird gewirthſchaftet werben. 
Immerhin läßt ſich nad} den Ergebniffen des Jahres 1863 annehmen, daß Staat und Banf vie 
Wiederaufnahme der Baarzahlungen zu erreichen beftrebt ind, ein Streben, dad ven beften Bil: 
len vorausfegt und fpäter vielleicht für Die That wird genommen werben müffen. Vergleicht 
man den Status der Bank zu Ende 1863 mit jenem zu Anfang des Jahres, ſo zeigen ſich fol: 
gende Nefultate: 

Bei Beginn des Jahres 1863 betrug die Schuld des Staatd an die Banf im ganzen 
217,289000 $1., davon 80 Millionen permanentes Darlehn auf Privilegiumspauer verblei⸗ 


+ 
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ben, ver Reft (137,289000 1.) in ben vier Jahren bis 1866 zurückzuzahlen if. Im Ger 
ſchäftsjahr 1863 beliefen fi dieſe Rüdzahlungen auf 9,100000 Fl. der alten Wiener: Wäp: 
rungsſchuld, un auf 14,400000 Fl. der in Staatögütern fundirten Schuld, welche burg 
Emiſſion des Reſtes vom 1860er Lottoanlehen hereingebracht wurden, dann auf 7 Millionen 
des naͤmlichen Schuldpoſtens, welche durch Verkäufe und Binnahmen von Staatögütern realifirt 
wurben; es bleiben daher noch 106,373000 Fl. zu tilgen. 

Un ih dem Zuſtand der Solvenz zu nähern, follte die Bank ihr eigenthümlich gehörige 
Dörfeneffscten, welde vom Staat bei frühern Gelegenheiten ald Schulddeckung ihr übergeben 
worben, nach Thunlichfeit veräußern. Ende 1862 hatten dieſe Effesten einen Bücherwerth von 
40%, Millionen; davon wurden die Schuldverſchreibungen der Batizifhen Eifenbahn im 
Nennwexth von 13,800000$1. ausgeſchieden, e8 verblieben ſonach noch 26,700000 In Effecten. 
Die Bank hat Hiervon im Jahre 1863 für 13,366062 FI. veräußert, und der Effectenſtand ift 
nun auf13,366784 $1. vermindert. Die Ziffer drückt pen Curswerth aus. Es bleiben ver Banf 
noch in den nächſten drei Jahren zu veräußern 11,800000 81. Orundentlaftungs: Obligationen 
und 5,800000 Fl. Iheißbahn- Prioritäten. Der Notenumlauf erfheint am 31. Dec. 1863 
gegen dad Vorjahr um 30 Millionen reducirt; er bezifferte ſich jetzt auf 396,656000 Fl., denen 
als Metallihag 110,709000 81. (um 5,638000 Fl. mehr ald Ende 1862) gegenüberftanden. 

Die öſterreichiſche Nationalbank ift zugleich Hypothekarcreditbank mit dem Mechte zur Aus⸗ 
gabe von Pfanpbriefen. Sie hat als folde im Jahre 1863 8,600000 FI. neuer Darlehen be: 
willigt; von allen Darlehen wurden 5 Millionen zurüdgezahlt, mithin ergab fi eine Zunahme 
gegen dad Borjahr um 3,600000 ZI. und die Geſammtſumme der Hopothefarvarlehen von 
62,300000 $1.; der Pfanphriefumlauf betrug 56 Millionen, um 3%, Millionen mehr als 
Bade 1862. , 

Die übrigen Banken Oſterreichs entbehren ſämmtlich des Rechts zur Notenaußgabe. Der 
Eacompte⸗- und Lombardverkehr find die hauptſächlichen Zweige ihrer Wirkſamkeit; bie An; 
nahme verzindlider Depoiiten iſt ihnen, Im Gegenfage zu den Meftrictinmaßregeln wider bie 
preußiſchen Provinzialbanken, faft durchweg geftattet. In neuefter Zeit wurde von einigen 
wiener Banken, der Grebitanftalt und der 1863 gegründeten Anglo:Öfterreiifchen Banf, ver 
Verſuch gemacht, ihr Girogeſchäft vuch Nachahmung englifher Einrichtungen in Schwung zu 
bringen. Nach dem Mufter des parijer Mobilarerevits find angelegt: bie Ofterreihifche Credit⸗ 
anſtalt für Handel und Gewerbe (Actienkapital 60 Millionen mit der neueſtens ertheilten Be⸗ 
fugniß einer zeitweiligen Reduction befjelben) und theilweife au die Anglo-Oſterreichiſche Bank. 
Die großen wiener Gelvinftitute haben Filialbanken in den Provinzen, fo Die Nationalbank in 
Prag, Brünn, Beth, Trieſt, Lemberg u. |. w., und ähnlich die Erebitanftalt ; überdies beſtehen 
für fi: eine Nieveröfterreihijhe, eine Böhmische, Mährifche Eſcomptebank, letztere zwei vor 
kuxzem gegründet, die Peſther und die Trieſter Gommerzialbanf. 

In jüngfter Zeit wurden zur Belebung des Credits für landwirthfchaftliche Kreife außer der 
Hypothefarabtheilung der Öfterreichifchen Nationalbank zwei Hypothekenbanken ind Leben ge: 
rufen: die Ungariſche wad die Allgemeine Oſterreichiſche Bopencreditanftalt, legtere im weſent⸗ 
lichen eine Nachahmung des pariſer Credit-foncier, ausgeſtattet mit umfaſſenden Befugniſſen 
und Rehhten, darunter dad Privilegium, daß neben ihr eine andere Hypothekenbank für dad Ge: 
ſammtreich nicht errichtet werden könne. Die Ausgabe von Pfandbriefen iſt in den Geſchaͤfto⸗ 
kreis der in Oſterreich beſtehenden Hypothekenbanken gezogen doch ſind dieſe ſämmtlich Actien⸗ 
banken, deren geſellſchaftliche Theilnehmer nicht zugleich die grundbeſitzenden Creditwerber des 
Inſtituts find. Pfandbriefinſtitute nah preußiſchem Muſter etwa in der Art, von welcher die 
ritterfchaftlichen Creditvereine find, fennt man in Ofterreich nicht. Der Verſuch des boͤhmtſchen 
Landtags, eine Bank für die creditbedürftigen Grundbeſitzer Böhmens ind Leben zu rufen, hatte 
bisjeßt, trotzdem ber Landtag in alle von der Negierung vorgeihlagenen Statutenänderungen 
willigte, nicht den gewünſchten Erfolg: die Sanction des fraglichen Landesgeſetzes wirb ver⸗ 
zögert, man hofft aber, daß dies nicht auf allzu Tange Zeit geſchieht. 

Die Statifik der Verbrechen und Vergehen zeigt für die Jahre 1860 — 62 folgende 
Grgebniffe: Die Zahl der wegen Verbrechen Angellagten beltef fi in Oſterreich , die ungari⸗ 
ſchen Beſitzungen ausgenommen, 1860 auf 22185, 1861 auf 25811, 1862 auf 27568. 
Davon wurden theils freiz, theild losgeſprochen (in Oſterreich gibt es noch eine Freiſprechung 
ab instantia) 1860 2398, 1861 2403, 1862 2434. 

Was die Gattung der Verbrechen betrifft, zeigen bie noͤrdlichen Kronländer einen flärfern 
Antheil an Verbrechen aus Gewinnſucht als die ſüdlichen, welche dagegen in größerm Maße au 
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jener Gattung betheiligt ſind, die eine Neigung zu Gewaltthätigkeiten zum Urſprung hat. 
Auffallend groß iſt die Zahl der politiſchen Verbrechen oder jener Handlungen, die als ſolche 
gelten. So wurden allein wegen des Verbrechens der Majeſtätsbeleidigung verurtheilt 1860 
151, 1861 145, 1862 117 Berfonen. Topesurtheile wurden in den drei aufgeführten Jahren 
gefällt 27, 31,33; davon vollſtreckt 2,7 und 3. Die Zahl der Rüdfälligen ift bei ven Ver— 
urtheilungen anfehnlich genug. Wir machen dies in nachſtehender Tabelle erfitli: 


Geſammtzahl der wegen Noch nie Ein» oder mehrmald wegen Ber- Einmal wegen Ver⸗ Zwei⸗ oder mehrmals wegen 
Berbrechen Berurtbeilten, verurtbeilt. gehen oder lübertretung verurtheilt. brechen verurtheilt. Verbrechen verurtheilt. 


1860 16382 9152 3125 2047 2058 
1861 17534 9624 3352 2158 2400 
1862 19101 10505 3619 2333 2644. 


Des Leſens und Schreibend unfundig waren 1860 von 16300 wegen Verbrechens Verur- 
theilten 7900, 1861 von 17500 8500, 1862 von 19100 9290. Anklagen und Verurthei- 
lungen wegen ftrafbarer Handlungen geringern Grades (Vergehen und Übertretungen) famen 
in folgenden Summen vor: 


Beſchuldigte wegen Derurtheilte wegen 
Vergeben. Ubertretungen. Bergeben. Ubertretungen. 
1860 1837 31602 1275 11467. 
1861 1835 35558 1225 11032 
1862 2245 42061 1576 13384. 


(Sämmtlige Ziffern der Verbrecherftariftif beziehen fih auf die außerungarifhen Provinzen; 
die Daten über die Nechtspflege in Ungarn f. unter dieſem Artikel des „Staats-Lexikon““.) 

Das öfterreihifhe Schulwe ſen fteht mit Bezug auf Volks- und Mittelfegulen vorwiegend 
unter klerikalem Einfluß. Unabhängigkeit ver Schule von der Kirche! fo Tautet jeit Einführung 
ber neuen Berfafjungögefeße das beliebte Schlagwort des Tages, dem aber die Wirklichkeit eben 
nicht entfpricht. In Schulangelegenheiten hat man fo ziemlich alles beim alten gelaflen, gerade 
fo wie in vielen andern Dingen, in der Strafgefeggebung, der politifhen und Suftizorganifa= 
tion, Im Befleuerungsfnflem (audgenommen die unfoftematifhen Steuererhöhungen) u. f. w. 
Man hat im October 1860 das Unterrihtsminifterium aufgelöft und dann die Schulangelegen= 
beiten fo gut als ohne Leitung gelaflen, bis endlich um die Jahresſcheide 1863 — 64 der ſchon 
vorlängft im Plane ſtehende Unterrichtörath, eine Körperfchaft mit confultativen Befugniffen 
ausgeftattet und aus Fachmännern zufammengefept, ind Leben trat. Diefer Unterrichtsrath 
fann und fol nun in jener Frage über Unterricht und wiſſenſchaftliche Fortbildung feine Mei⸗ 
nung abgeben; ob aber diejenigen, welchen vie Rathſchläge gegeben werben, in allen Fällen 
den Willen oder auch die Macht haben, diefe zur praftifchen Durchführung zu bringen, kann 
nur die Zufunft lehren. Nah allen Erfahrungen der frühern Zeit und auf andern Gebieten 
möchte ed dem Unterrichtörathe bei feiner eigenthümlichen Stellung nicht leicht fallen, feine An- 
ſchuungen zur Geltung zu bringen. 

Die öſterreichiſchen Volksſchulen werben in vie nie en (Elementar: oder Trivial:) Schu⸗ 
len und Hauptſchulen eingetheilt. Man zählt deren in DOfterreih (audgenommen die von Un⸗ 
garn, Kroatien, Siebenbürgen) 16065 fatholifche, davon 933 Mädchenſchulen; 906 nidt: 
fatholifhe, davon 22 Mäpchenfhulen, und 83 Judenſchulen. Nach Sprachen gefihieden find 
biefe Schulen verzeichnet als: deutiche 6365, ſlawiſche 4798, magyarifche (außerhalb Ungarns) 2, 
italienifche 2908, rumänifche 102, gemifchte 2796. Die Geſammtzahl der Schulkinder in den⸗ 
felben beläuft ji auf 2,482000. Die Schulpflicht ift in der Regel eine allgemeine für Kinder 
von 6—12 Jahren, und im Durchſchnitt dürften in der Monarchie (die eben angegebenen Zah⸗ 
Ien gelten für 1861 und die Daten der jüngſten Volkszählung find aus dem Jahre 1857) auf 
100 fäulpfliätige 60 die Schule beſuchende Kinder fallen. Bon diefer Mittelzahl zeigen bie 
ſtärkſten Abweichungen: einerfeits Tirol mit Vorarlberg, Mähren, Ober: und Nieberöfterreich 
mit Salzburg, wo mehr ald 95 Proc. der ſchulpflichtigen Kinder die Schule befuchen; anderer: 
jeitö Galizien, Dalmatien, die Bufowina (nit ganz 20 von 100). Das Kehrperfonal in 
den Volksſchulen betreffend verhalten fi auf den katholiſchen Schulen die Neligiondlehrer 
(Katecheten) zu den übrigen Lehrkräften der Zahl nach mie 1 zu 2,5, auf den proteftantifchen 
wie 1 zu 1,8. Die Lehrerzahl auf proteftantiichen Anftalten ift eben eine geringere als in ven 
reicher dotirten Schulen der Katholifen, und daß auf jeder evangelifchen Schule der Religions: 
unterricht durch einen Geiſtlichen der Confeſſion beforgt werbe, ift in Ofterreich noch weniger 
zu vermeiden als andermärtß, 
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Die Zahl ver oͤſterreichiſchen Gymnaſien beträgt außerhalb Ungarns 133; für Ungarn 
liegt nur betreffs der fatholtfchen der Ausweis für 1862 vor, e8 gab deren 59. Mehrere der 
Gymnaflalanftalten Oſterreichs flehen unter ausſchließlich Flerikaler Zeitung; einige davon, fo 
Feldkirch, Ragufa, eins in Linz, werben von Jeſuiten beforgt, und außer diefen frommen Vä⸗ 
tern haben ſich anderlei Mönchsorben: Benedictiner, Piariften, Franciscaner, Ciſtercienſer, 
Auguſtiner u. dgl., des Unterrichts auf ven Gymnaſien bemächtigt. Realſchulen beſtehen, die 
ungariſchen nicht gerechnet, kaum über 20. Höhere techniſche Lehranſtalten gibt es in Graz, 
Trieft, Brag, Brünn, Lemberg, Krafau, Ofen, endlich zählt zu ihnen das Polgtechnifche Inftitut 
in Wien, dad aber mit der Ecole polytechnique in Parts oder dem Polytechnikum In Karl: 
rube nur den Namen , nicht die Vortrefflichfeit ver Einrichtung gemein bat. Lniverfltäten von 
vier Facultäten (deren Eintheilung die in Deutſchland gewöhnliche tft) befigen die Städte Wien, 
Prag, Krakau, Beth, neueftend Graz; Papua hat noch eine fünfte Kacultät, die mathematifche. 
Unvollſtändig (nur im Beſitze von drei Bacultäten) find die Univerfitäten Lemberg und Inn: 
bruck. Reich iſt die Monardie an theologiſchen Lebranftalten, theils biſchöflichen, theils Flöfter- 
lichen, in den außerungariſchen Ländern über 60 an der Zahl, alſo dreimal ſtärker als die 
Realſchulen. Hierzu kommen die theologiſchen Lehranſtalten der Nichtkatholiken, darunter die 
erſte die kak. evangellſch-theologiſche Facultät in Wien. 

Der Klerus iſt in Öfterreih In jeder Beziehung reichlich vertreten, namentlich der des 
römifch = katholifchen Ritus. Die Monarchie ift in 13 Erzbiöcefen getheilt; von auswärtigen 
Erzbiſchoͤfen Hat ver Breslauer Didcefanrechte in Öfterreih. Die Zahl ver römifch = katholifchen 
Bisthüimer beläuft ih auf 52. Der römischen Kleriker (lateinifch oder griechifch = unirt) gibt e8 
in den Kronläntern außerhalb Ungarns 26200, griechiſch- orthodoxe 500; bie evangelifche 
Geiſtlichkeit iR Hier Dur 224 Mitglieder vertreten. Hierzu kommen noch bei den Katholiken 
die Mönche, Laienbrüder, Novizen, Nonnen und Novizinnen ver Klöfter, 13700. Nach ältern 
Daten ®) zählte der Priefterfland aller Gonfeffionen in ganz Ofterreih 70000 Mitglieder, je 
eins auf 530 Einwohnern (in Tirol fam eines fon auf 197). Was dies zu bedeuten habe, 
fann man ermeflen, wenn man mit dem Statuß der priefterlichen Zurigrit ven eineß beliebi- 
gen andern, aber probuctiven Standes vergleicht, 3.8. den der Arzte, deren ed in Oſterreich 
nach neuern Angaben ©) 7139, alſo 1 auf 1,69 Quadratmeile oder auf 5230 Einwohner gab. 
Beiftlihe zu Mepicinalperfonen verhalten fi wie 700 :154. Das reine Einfommen des rö- 
milch = Eatholifchen Klerus in den Ländern bieffeit der Leitha, des Grenzfluffes gegen Ungarn, 
wird auf 13 Mill. FI. abgeſchätzt, was zu 4 Proc. kapitalifirt einen Vermögensſtock von 
325,000000 Fl. vorausfegt. Berechnet man die nicht mitgezählten Stolgebühren auf 
12 Millionen, die Einnahmen der ungarifchen Geiftlichkeit auf 10 Millionen, fo kommt das 
artige Sümmchen von 35 Mill. Fl. als Actiobilanz des Öfterreigifchen Klerus heraus. Die 
Einnahmen des franzöfifchen Klerus dürften insgefammt kaum auf 70 Mill. Frs. zu ſchätzen 
fein; das Staatdeintommen verhält fih nah dem Budget zu dem ber Kirche in Frankreich 
wie 25:1, in Öfterreich iſt dieſe Verhältnißzahl 12:1. 

Die Organifatton der Öfterreihifhen Staatsverwaltung fteht im ganzen und weſent⸗ 
lihen genommen aufdem Punkte, wo fie nach Veröffentlichung ver neuen Grundgeſetze (20. Oct. 
1860 und 26. Febr. 1861) fland. Nur in der Leitung und Bertbeilung der oberften Staats⸗ 
ämter find etwas wichtigere Änderungen vorgenommen worden ; fonft blieb der bureaukratiſche 
Mechanismus, wie ihn Hr. von Bach eingerichtet Hatte, für pie Kronländer außerhalb Ungarns 
unberührt. Der 20. Det. Hatte die Wieverherftellung der ungarifchen wie der fiebenbürgifchen 
Hoffanzlet, die Aufhebung ber fürs ganze Reich eingefepten Mintfterlen des Innern, der Juſtiz, 
des Cultus und Unterrichts gebracht; die oberfte Zeitung der politifhen Verwaltungsdangelegen- 
beiten wurde betreffd der deutſch-ſlawiſchen Länder und Venedigs dem neucreirten Staats: 
minifterium übertragen. Für die Juſtiz follte ein oberfter Eaffationshof in Wien errichtet 
werden, deſſen Vorfigender die Intereffen und den Standpunkt berfelben im Minifterrath 
hätte vertreten follen. Hiervon aber kam man bald ab: man flellte dad Miniflerium ver 
Suftiz wieder her und ernannte ven Präfidenten des Abgeorbnetenhaufes zum Juftizminifter. 
Es war Dr. Hein; Profeffor von Hadner, der ihm auf dem Präfiventenftuhl im Reichsrath 
folgte, erhielt au Die Ernennung zum Borfigenden des Unterrichtsraths, jener Koͤrperſchaft, 
welche ven Berwaltungsbehörben wie dem Minifterrath als Beirath in Angelegenheiten der 


5) Vol. diefelben bei Springer, Statiftil von Ofterreich (Wien 1840), I, 198 u. 328 fg. 
6) Nader, Medicinalfchematismus (Wien 1859). 
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Säule, der Wiffenfchaft und ihrer Lehre zur Seite iehen foll. Bald nad) dem 20. Det. warb 
das Neffort des Staatsminifleriums zwiefach gegliedert: der Staatsminifter foll dieſer Blie- 
derung zufolge vorwiegend die organifche Geſtaltung und Wirkſamkeit der verſchiedenen oͤſter⸗ 
reihifhen Repräfentativförper, die Gefchäfte des frühern Cultus- und Unterrichtöminiſteriums 
als fein Departement bejorgen; der Berwaltungäminifter mehr die laufenden Geſchäfte ver Ad⸗ 
miniftration. Kurz vorher war neben der ungarifchen und fiebenbürgifchen Hoffanzlet ein eige- 
nes Hofvicafterium für die oberfte Yeitung der Eroatifch = flawonifchen Verwaltungdangelegen- 
heiten mit dem Sige in Wien errichtet worben. 

An der Spige der Verwaltung in den größern Kronlänbern flehen die Statthalter, in den 
fleinern Landesſchefs genannt. Dem Statthalter zur Seite fungirt die Statthalterei, dem Landes⸗ 
chef zur Seite die Landesbehoͤrde. (Über die Einrichtung der Verwaltung in Ungarn f. dieſen 
Artikel des „Staats-Lexikon“.) Die nächſte Untertheilung iſt die in Kreife (Venetien Provinzen), 
die weitere in Bezirke. Die Bezirfsänter haben an vielen Orten zugleich mit der Juſtizverwal⸗ 
tung zu thun, deren Gliederung ſonſt nach Bezirkögerihten, Landesgerichten, Oberlandesge⸗ 
richten (je eins in jedem größern Kronland oder für mehrere Kleinere zufammen), endlich dem 
oberjten Gerichtshof in Wien geht. Die Finanzgeſchäfte beforgen unter dem Binanzminifterium 
die Finanzlandesbirectoren und bie dieſen unterſtehenden Sinanzbehörben, zum Theil nad der 
politifhen Zandeseintheilung gegliedert, zum Theil für die Beforgung eines beſtimmten Zwei⸗ 
ges des öffentlichen Cinkommens (Lotto, Taback u. dgl.) eingelegt. Übrigens werben auch poli- 
tifche Bezirksämter zu Binanzgefhälten herangezogen. Mit dem 10. April 1861 wurde daß 
aufgehobene Handelsminiſterium, wir wiffen wirklich nicht zum wievielten male, wiederher⸗ 
geſtellt. In den Wirkungsfreis beffelben hätten zu fallen: die Angelegenheiten des Han: 
deld, der Gewerbe und der Schiffahrt, darunter ganz ausdrũcklich die Verhandlungen und 
ber Abfchluf von Handelöverträgen (doch Hat gerade in diefer Hinfiht das Minifterium des 
Außern die Sache unter feine Initiarive genommen); die Angelegenheiten ver Verkehrs⸗ 
anftalten, der Landescultur, der Statiflif. Nebſtdem hat man in Sſterreich ein Krirgemini- 
fterium, feit 20. Oct. 1860 an die Stelle des frühern Armeeobercommandos getreten, und ein 
Marineminifterium. Am 26. Febr. 1861 wurde gleichzeitig mit der Verdffentlihung neuer 
Reichs- und Laupedgrundgefege bie Bildung eines Stantärath8 angeordnet. Die Mitglieder 
befjelben werben von Kaifer ernaunt und haben ein berathendes Botum mit Bezug auf Geſetz⸗ 
entwürfe, welche vom Minijterium für die Reichövertzetung oder die Randtage vorbereitet wer⸗ 
ben ober, auß der Initiative der Nepräfentivförper hervorgegangen, ver kaiferligen Sanction 
unterbreitet werben. Deggleichen hat der Staatsrath Gutachten über wichtige normatie Ber- 
ordnungen in Vermwaltungsangelegenhelten abzugeben, und fein Wirkungsfreis Toll ih auf Ent- 

ſcheidung von Gompetenzeonflicten, von Streitfragen des Öffentlichen Rechts erfireden. Wie und 
inwiefern jedoch dies legtere der Ball, das wäre erſt durch ein beſonderes Befeg zu regeln, ein 
Geſetz, von dem bisher, außgenonmen die Verheißung deſſelben, nicht die Rede gewejen. 

Die öfterreihifhe Wehrkraft bildet feit Dem im Jahre 1848 eingetretenen Zeitumſchwung 
den Gegenftand eifriger Pflege und Förderung feitens der Regierung. Died nicht ganz mit 
Unrecht; denn mitteld der Bajonnete müflen die felbftännigen Megungen mehr als eines Volks⸗ 
flanımö der Monardie nienergebalten werben, und für ganze Ländercomplexe derfelben iſt Der 
offen ausgeſprochene ober verſchämt abgeleugnete, aber beidemal ſtrict durchgeführte Belage- 
rungszuſtand bie bleibende ober perlobifch wiederkehrende Horu der Beherrſchung. Bei der 
Armee aud) iſt ed gelungen, was aller Kunſt der wiener Staatslenker anderwärts unerreichbar 
blieb: ein gemeinfames Öfterreihifches Nationalgefühl Hervorzurufen. Der Soldat ded Kaiſers 
Hört auf, ſich als Angehöriger feines Volkoſtammes zu geriren; dad Ganze, mit dem ex fi in 
Zufammenhang weiß, ift die Armee, welche allen bürgerlihen Beſtrebungen gleihgültig, wo 
niet feindlich gegenüberſteht. Zu dem Ende find die öſterreichiſchen Solvaten fo gut gedrillt 
wie die Glaubensmiliz ver Päpſte, die Iefuiten. Die lange, lauge Dienftzeit (fie if eine zehn⸗ 
jährige, davon acht Jahre activ, zwei in der Referve) erleichtert ven Militäräutoritäten Die voll- 
ſtändige Löfung des Kriegerd von alfen Verbindungen, welche ven reinen Soldatengeift trũ⸗ 
ben könnten oder nicht kräftig in Erſcheinung treten ließen. Das Heer ift vortrefflich discipli⸗ 
nirt, und feine Treue gerieth feit dem Jahre 1848 nicht ind Wanken, obwol ed an Gelegenheit 
zum Abfall einzelner Truppenkörper nicht fehlte. Ob freilich alle Beſtandtheile der Armee einer 
in dem Grabe verlodenden Gelegenheit, wie fie in Revolutionsjahre geboten war, vorfommen: 
denfalls widerſtehen möchten, läßt fi nicht bemeſſen; vie Erfahrungen von 1848 in Ofter- 
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reich zeigten wenigſtens, daß es Momente geben Tann, da Rational: und Soldatengeiſt vie 
Armee in zwei Heerlager zerklüften. 

Der taktiſchen Eintheilung nad iſt das Öfterreichifche Heer in vier Armeecommandos gejchie- 
den, dann in Armeecorps eingetheilt, melde wieder in Brigaden und Divifionen zerfallen. 
Man zählt neun Armeecorps. Der Waffe nad ift der Heeresſtand auf dem Friedens- und bem 
Kriegöfuß folgender: 


Friedenoſtuͤrte. Kriegofuß. 
Rinieninfantrie . . . 124600 Mann 330400 Dann 
Jäger . ». 2 2 20. 27200 „ 49700 , 
Cavalerie... 40300, 52700 „ 
Artillerie - - 2 2.832900 „ 54900 „ 
Genie und Piomniere. . 10000 „ 
Trainfolanten. . . . 3300 „ 22700 
Ornet . 2.2... 8600 „ 59000 „ 
Sanitätötruppn . . . 1900 „ 2800 „ 
Sefammtflärfe . 248800 Dann 572200 Wann. 


Rechnet man hierzu den Befland der Gensparmerie mit 8000, der kaiferlihen Leibgarden mit 
780 Mann, die Freimtlligenbataillons, die für jenen Krieg errichtet werben, ferner bie Di- 
vifionen der leichten Grenzreiterei, fo kann man bie Kriegöftärfe des öfterreichifchen Heeres 
auf über 600000 Mann veranfhlagen — in ven amtlihen Ausweifen figurirt fie mit 7— 
800000 Wann. 

Die Kriegemarine befteht aus 64 Dampf: und 248 Segelſchiffen, Kanonenzahl 1084. 
Hierbei fin? fänmtliche theils auf offener Ser, theild in Serbereitiihaft gehaltene, theils abge⸗ 
tafelte Kriegsſchiffe mitbegriffen; ebenfo bie zur Kriegsmarine gezählten Bahrzeuge für den 
Dienft längs Donau und Bo, dann im Garda- und Mantuanerfee. (Nur die Fleinern Boote 
find aus der Rechnung gelaffen.) Dem für 1864 dem Reichsrath vorgelegten Nachweis zufolge 
waren von dem Geſammiſtand der Öfterreichifchen Kriegsmarine 49 Schiffe als activ aufgeführt, 
d. h. man wollte im Jahre 1864 , welches urfpränglich als Friedensjahr in Ausfiht genommen 
wurde, nicht mehr ald 49 Kriegsfchiffe theils vollſtändig ausgerüſtet, theild in einfacher See⸗ 
bereitfchaft halten; dieſe hätten einen Mannfchaftäftand von 3960 erforvert. Der Geſammtetat 
der Marine beläuft ih auf 10650 Mann, darunter 6 (Vice- und Sontre=) Admirale, 11 Linien⸗ 
Ihiffsfapiräne, 26 Fregattenfapttäne, 84 Rinienfhiffölieutenants u. ſ. w. Das Dffizierdcorps 
der Marine zählt 647 Mitglieder, ver Mannſchaftsſtand heträgt 7898. Im Budget iſt das 
Erfordernip der Marine für November 1863 bis 31. Dec. 1864 mit 12,098000 FI. aufge- 
führt, und Ofterreich hat in dem legtabgelanfenen Decennium mehr denn 10 Mill. Fl. jährlich 
für die Hebung feiner Wehrfraft zur Ser verwendet. 

Die Finanzen Oſterreichs zeigen bekanntlich Die zwei großen Finanzübel eine permanen- 
ten Deſteits im Staatshaushalt und einer feit 1848 gleichfalld nicht zu bewältigenden Entwer⸗ 
thung der Landeswährung. Nimmt man die legten Budgets bes Kaiſerſtaats zur Hand, fo wirb 
man durch die tranrige Verwandtſchaft derfelben mit ihren Vorgängern namentlich betreffs der 
‚alten gemeinfamen Balansität ungenägender Staatdeinnahmen überraiht. Das Deficit in den 
Jahren 1863 und 1864 Hat eine Ausdehnung, welche eine erhebliche Beflerung oder grundfäg- 
liche Anderung im Vergleich mit den Abgängen von 1857, 1858, 1860 nicht annehmen läßt. 
Und dies, ungeachtet die Steuern durch den Reichsrath bis zur Außerften Möglichkeit erhöht iind, 
ungeachtet die Ausgaben, entſprechend einem zum Theil übel angebrachten Sparſyſtem, in 
Schranken gehalten worden. Der Sachlage gemäß ift die Staatsſchuld von Jahr zu Jahr ange- 
wahren und fletd im Wachſen begriffen. Das Erforderniß für Zinszahlung von derfelben, 
Tilgung und andere mit ihr verbundene Ausgaben bezifferte fih 1860 auf 101,462000 Bl. ; es 
ift für die Periode 1 Nov. 1863 bis 31. Det. 1864 (dad biöherige Öfterreichifehe Finanzlahr 
teihte von November zu November, erft fürd Budget 1864, ein vierzehnmonatliches, brachte 
man es mir dem Sonnenjahr in Übereinflimmung) aufdie Summe von 155,900000 El. ge: 
fliegen, allerdings zum Theil wegen Rüdzahlungen aus dem Titel der ſchwebenden Schuld. 
Wenn aber in einem Jahre auch 40 Millionen der Staatsſchuld zurüdgezahlt werben, dagegen 
nahezu dad Doppelte biefer Summe ald neue Schuld sontrahirt wird, fo liegt es wol auf der 
Hand, Daß eine Beflerung der Finanzen aus jener Schuldentilgung nicht abzufeben if. Wäre 





188 Oſterreich (Politiſche Statiftif) 


Oſterreich In der Lage, neue Anlehen unter günſtigern Bedingungen aufzunehmen, ald bie find, 
welche es bezüglich ver Verpflihtungen aus Altern Anlehen zu tragen hat, fo würde es ſich durch 
neues Schuldenmaden bereichern; da Died aber nicht der Fall ift, kann die Situation durch jede 
Gontrabirung von weitern Anlehen wahrhaftig nicht beffer werben. Gut genug, werben viele 
rufen, wenn fie nur nicht ſchlimmer wird! Was ift aber von dem dffentlihen Grebit eines 
Staats zu halten , ver diefen Satz als Wahrfpruc feiner Finanzpolitik gelten läßt? 

Laut dem Budget für 1864 (wie gefagt ein vierzgehnmonatlihes vom 1. Nov. 1863 bi 
31. Dec. 1864) betragen die Staatsausgaben, ordentliche und außerorbentlide, 614 Mil. Fl., 
die Stantseinnahmen, gleihfalld orbentlihe und außerorbentlihe, 568%, Mill. Fl. Es er- 
gäbe fich alfo ein Abgang von mehr ald 45 MIN. Fl. Sieht man aber auf Die Wirklichkeit, ſoweit 
ſich aus einem Voranſchlag ein Schluß auf fie ziehen läßt, fo beziffert ſich das Deficit viel Höher. 
Die Summe, bis zu welder laut den Finanzgefegen von 1864 der Staatdcrebit in Anſpruch 
genommen werden muß, macht 109,279000 81. aus (f. das Gefeg vom 29. Febr. 1864 im 
„Dfterreichifegen Reichsgeſetzblatt“, Nr. 8, S. 125, 126). Nicht zu vergeffen, daß bie Koſten 
der fihleswig = holfteinifchen Expedition in der Rechnung, melde mit einem ſolchen Paſſivum 
enbet, nicht einbegriffen find; es kommen darin nur die Matricularbeiträge für Sſterreichs An: 
theil an der Bunvesexecution in Holftein- Lauenburg mit 5,344000 Fl. vor. 


Die öſterreichiſchen Staatsausgaben, nad Art der Verwendung gefchieden, find für 1864 


bie folgenden: 


Außerordentlihe und ordentliche Außerordentliche und ordentliche Aus⸗ 
Ausgaben vom 1. Nov. 1863 gaben in der viergehnmonatlidhen 


biö 31. Det. 1864. Periode bis 1. Jan. 1865 
Allerhöchſter Hofflaadt . . 7,455000 Fl. 8,596000 Fl. 
Gabinetöfanzlei des Kaiferd. . 63000 „, 72000 „ 
NReiheratd . .» . .. 453000 „, 456000 „, 
Minifterialtat$ . . . . » 153000 „, 173000 „ 
Außerd- . 2 2 2 200 2,278000 „, 2,651000 „, 
Staatöminiftritum . . - . 29,711000 „, 34,239000 „, 
Ungarifche Soffanzli . . .  12,015000 „ 13,592000 „, 
Siebenbürgifche Hoffanzlei . . 3,405000 „ 3,878000 „, 
Kroatiſch⸗ſlawoniſche Hofkanzlei 1,936000 „, 2,182000 „, 
Finanzminifterium (mit Staats: 
fu). » 2 2 202. .819,245000 „ 382,489000 „, 
Handelöminifterium . . . . 12,768000 „ 14,761000 „, 
Suftizminifterium . . . . 7,873000 „, 9,231000 „ 
PVolizeiminiftertum . . . . 3,010000 „ 3,499000 „, 
Gontrolebebörden . . . .» 3,882000 „ 4,457000 „ 
Kriegsminifterium . . . .  106,841000 „ 123,017000 „, 
Marine . > 2 2 ne 9,599000 „, 10,892000 „, 


An Cinnahmen, ordentlihen und außerordentlidhen, wurbe aufgeführt: 
Kür die 12 Monate vom 1, Roy. 1865 Fur die vierzgehnmonatlidye Beriode 
bis 31. Det. 1864. bis 1. San. 1865, 


Das Minifteriun des Außern . 115000 #1. 134517 81. 
„ Staatsminifterium . . 445000 „ 655000 „, 
Die ungariihe Hoffanzlei . . 311000 „ 519000 „ 
‚„ febenbürgiihe Hoffanzlei . 91000 „, 98000 „ 
„kroatiſch-ſlawoniſche Hoffanzlei 46000 „, 46000 „ 
Das Finangminifterium . . 456,144000 „ 531,604000 „ 
„ Kandelöminiftrium . .  15,929000 „ 18,555000 „, 
» Polizeiminifterium . . 676000 „ 785000 „ 
Die Gontrolebehörden . . . 1000 „, 1000 „ 
Das Kriegsminifterium . .  14,386000 „ 15,787000 „ 
Die Marine . . . . 309000 „ 361000 „, 


Sämmtliche angeführte Ziffern find Pofltionen eines Bruttobubget3, d. h. e8 find vom Be: 
trage der Einnahmen vie Erhebungskoften nicht abgezogen und bei den Ausgaben die von jedem 
Berwaltungszweig felbft erzielten Einnahmen nicht in Abrechnung gebradit. 
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Über die Quellen des oͤſterreichiſchen Staatseinkommens fei nachſtehend das Wichtigfte über: 
fichtlich zuſammengereiht. 

Voranſchlag für die 12 Monate vom 1. Nov. 1863 bie 31. Oct. 1864. 

Direrte Steuern (ordentliche Einnahmen und Ergebniffe ver Zufchläge): 


In Milionen 

Gulden, 
Grundflur . 2 2 2 ren. 69,9 
Gebäudefleun een 232 
Grverbfleun . > 2 6,9 
Derfonalerwerbfleun en 5,2 
Ginfommenfluer. . > oe ee re 2 ee. 198 
Erbſteueeeeerre. .. 0,04 

Summa der directen Steuern 125,1 Millionen, 
Voranſchlag wie oben vom 1. Nov. 1863 bis 31. Oct. 1864. 
Indirecte Steuern (ordentliches und außerordentliches Ergebniß): 
. In Millionen 

Gulden. 
Verzehrungäfleue . 2 2 2 rennen. 176 
Branntweinſteueercr... 5,9 
Mein: und Moflfleur . . 2 2 2 2 ee een. 1685 
Bierfteuer . rn 5,6 
Fleiſch⸗ und Shlachtviehſteuer rn 5 
Zuderfteuer . . en 2,2 
Verzehrungsſteuer von andern Verraucheedenſtrdon 0. 52 
Dadtungen . . x... . nn 1 
Andere Einnahmen . > 2 0 en 1,1 
Sl. 2. 2 re ee ee... 157 
Saz.414 
Tabackkk.. 6122 
Stemple..21292 
Tan . . rn 0,7 
Gebühren von Nehtegefhätten een nn 24,3 
%otto . . en... 182 
Me ee 3,4 
Punzirung . ER 0,09 
Maßen: und Freifihurfgebühren en 0,3 
Bereinte Gebühren in Benedig . . . . .. 0,1 

Summa der inbirerien Steuern 245 Millionen. 


Ein Vergleich diefer Zahlen mit den correfponbirenden ver Borjahre läßt auf eine empfind⸗ 
liche Erhöhung des Steuerdrucks fliegen. Der Geſammtertrag der directen Steuern belief ſich 
tm Jahresdurchſchnitt 185060 auf 94,9 Millionen, jener der indirecten Steuern in dem glei⸗ 
Gen Jahresdurchſchnitt auf 151,9; um einzelne Boften herauszuheben, war 1850 — 60 im 
jährligen Durchſchnitt die Einnahme aus der Grundfteuer 58,1 Millionen, die aus der Ge⸗ 
bäubdefteuer 13, die aus der Erwerb: und Perjonalerwerbfteuer 9,3 (1864 12,1) Millionen, 
Bon den indirecten Steuern war dad Erträgniß aus dem Salzmonopol noch Im Jahre 1859 
nicht Höher als 28,5 Mill. Fl., 1860 33,9; im Voranſchlag für 1864 figurirt es ſchon mit 
41,4, und dies nicht infolge vermehrten Conſums — die Salzpreife find erhöht worden. 
Aus Stempel, Taxen und Gebühren von Rechtsgeſchäften flofien 1859 30,4, im nädften 
Sabre 32,7 Mill, Fl. in den Staatsſchatz; für 1864 find dieſe Poften mit 44,2 Millionen an: 
geſetzt, und dies Eraft eines Gebührengeſetzes, welches im erften Jahre feines Beſtandes bie 
beftigften Reclamationen erregte, ſodaß es vom Reichsrath theilmeife und noch lange nicht 
genügend umgeänbert werben mußte. Mit jedem der Budgetjahre, über welche die öſterreichi— 
ſche Reihövertretung biöher zu beſchließen hatte, waren bie Anfprüche an die Steuerfraft des 
Landes geftiegen, ohne daß man die Reform bed mangelhaften Steuerfuftems in die Sand zu 
nehmen mwagte. In Befleuerungsfadhen reformirte man gar nicht, fondern erhöhte bloß bie 
beftebenden Steuerfäge und die „Zuſchläge“ zu venfelben und die Zufchläge zu den Zufchlägen. 
Geſprochen wurde zwar von der Reviſion des Grunpfleuerfatafters, über die Fehler und 


190 | Oſterreich (Volitiſche Statiit) 


Mängel ves beſtehenden, uüͤbrigens nicht In allen Kronländern nad den gleichen Grundſätzen 
angelegten Kataſters, aber gethan wurde für fie fo gut als gar nichts. Ebenſo Hat ſich die 
“ Binanzverwaltung mit Planen einer gänzlichen Meform der birecten Vefleuerung getragen ; 
fhon aus Bruck's Zeiten datiren vie Anſätze zu folgen, ver Verſuch, fie ver Sffentlichen Dis⸗ 
euffton zu unterziehen und dadurch der Reife entgegenzuführen. Es blieb aber bei ven Planen 
und deren mohlbegründeter Entwidelung coram publico, oder es fam auch wol zur Ber: 
unftaltung derfelben, zu misglüdten Verſuchen, das im Plane Stehende zur Ausführung zu 
bringen. In der legten Seffion des Reichsſsraths Hatte ed der Finanzminifter für gut gefunden, 
mit dem Entwurfe neuer Steuern, einer Perſonalſteuer (melde die reine Kopffteuer war, an: 
klingend an türfifches Muſter), einer Berfonalklaffenftener nad Art der preußiſchen Elaffificir- 
ten Einfommenfteuer, einer Luxusſteuer vor das Abgeordnetenhaus zu treten. Eine Berathung 
im Plenum des Haufes warb nur der Burusfleuer zutbeil; die übrigen Borlagen machten an- 
fangs viel Lärm, um fchließlich todtgefihtniegen und zu Grabe getragen zu werben. Dabei geht 
ed mit ver Erſchoͤpfung der Steuerkräfte, ver Erhöhung ungleihmäßig vertheilter Auflagen, 
die doch gleichbedeutend ift mit einer unbilligen Erihwerung der Staatslaften, der Benußung 
des Staatscredits rafch vorwärts: man treibt in Oſterreich eine Finanzpolitik von der Hand 
in den Mund, man überbürdet die Gegenwart und die Zukunft zugleich; nichts hat an dieſem 
Verfahren die neue verfaſſungsmäßige Ordnung der Dinge gebeſſert, eher noch wurde an der: 
felben gefünbigt, indem dad Schmerling'ſche Cabinet zu Steuererhöhungen und Anlehnsopera⸗ 
tionen fhreiten Eonnte, vie ein Finanzminiſter ver abfoluten Zeit Faum gewagt hätte. Damit 
ift aber für den Staat nichts gewonnen, vielmehr alle Borausfegung gegeben, daß es mit der 
ſchweren Sorge der Öfterreigifchen Finanzleitung fpäter erft recht beginne. 

Neben dem Staatsbudget gehen in Oſterreich die Länderbudgets einher, welche ven finan= 
ziellen Erforverniffen der Kronländer durch Umlagen auf vie directen (Staatd:) Steuern ab: 
helfen follen. Was zumi Uinterfchiede von Reichsfragen ein Zandesangelegenbeit ift, läßt ſich nach 
der weiter unten folgenden Ausführung über daß öſterreichiſche Staatsrecht ermeſſen; daß aber 
die Beforgung mehr ald einer Landesangelegenheit mit Koften verbunden iſt, dürfte auch ohne 
ſtaatsrechtliche Begründung Elar fein. Das Aufbringen dieſer Koften veranlagt eine thatſäch⸗ 
lihe Erhöhung des Steuerdrucks und wird als foldde empfunden. Der Steuerträger bat eben 
mehr Geld an die Steuerkaffe abzuführen, gleichviel ob als feinen Pflichttheil am Reichsbudget 
oder ald Beitrag zum Landedbudget. Was einzelne Landedvertretungen im Jahre 1864 ald Lan- 
deszuſchlag zur Reichsſteuer zu votiren haben, beläuft ich in einigen Kronländern auf mehr als 
20 Proc. der vom Staaf audgefchriebenen directen Auflagen. Daß died eine bedeutende Bela⸗ 
lung der Staatdeinwwohner bilde, tritt nach einem Blick in die Steuerliften zur Evidenz. Die Lei- 
ſtungen, welde in Öfterreih zu finanziellen Reichs- und Landeszwecken gefordert werben, er- 
Thöpfen den Umfang der Steuerpflicht noch nicht; e8 treten no Kommunen mit neuen An= 
forderungen hinzu, welche die Umlage von Communalzufhlägen nöthig machen. Don mehr als 
einer Autorität der vergleichenden Statiftif ift die außer Acht gelaffen worden, wenn fie mit 
der beliebten und abgevrofchenen Angabe über dad Maß von Steuergulden per Kopf der Be- 
völferung das Gewicht des Steuerdrucks ziffermäßig beftimmt haben wollte. PBrovinzial- und 
Sommunallaften eriftiren zwar anderwärts auch und erfcheinen von der vergleichenden Finanz⸗ 
ſtatiſtik überhaupt zu wenig berudijichtigt; fie aber ganz aus der Rechnung laffen und dann 
debustren, ver Ofterreicher habe überhaupt nicht viel Steuern zu zahlen, Heißt ein Kunſtſtückchen 
m beften geben, das fich vielleicht hübſch anfieht, im Grunde genommen aber gar nichts 
heißen will. 

Das Wachsthum der Öfterreihifhen Staatsſchuld If} Durch den fortwährenden Abgang 
im Haushalt des Staats bedingt und wegen ber geringen Ausficht auf ein Schwinven des De⸗ 
ficit8 wol noch für lange Zeit gefichert. In der Periode vom 1. San. 1861 613 30. Oct. 1863 
iſt die confolidirte Schuld durch Ausgabe eines Steueranlehend von 30 MU. Fl. (deſſen Appoints 
mit 5 Proc. verzinkt und bei Steuerzahlungen im Laufe von fünf Jahren al pari angenommen 
werden), dann infolge der Begebung des früher unanbringliden Theils der Lotterieanleibe 
1860 um 160,2 Mill. Fl. vermehrt worden. Linter den ſchulbenmachenden Staaten der Erde 
nimmt Ofterreid) mit dieſer Vermehrung den vierten Rang ein; es haben in ber gleichen Zeit 
nur die Nordamerikaniſche Union, Itallen und Rußland mit Finland höhere Anlehensheträge 
eontrahirt als Öfterreih.”) Im Jahre 1864 iſt die Ausgabe eines neuen Lotterieanlehens von 


7) Bgl. die Daten in Mofer’s Zeitfchrift für Kapital und Rente (Stuttgart 1864), I, 63 fo. 
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40 Mill. FI. bewerkſtelligt worden und fleht eine meltere, bereitö gefeplich geregelte, aber no 
nicht effectuirte Eredltoperatton per 69 Mill. Fl. zu gewärtigen: ein in Silber verzinsliches An- 
(chen, mit den der Binanzminifter fein Glück Hatte. Bei ver Offertausfchreibung für daſſelbe 
blieb ed liegen; Hr. von Plener trat dann mit mehrern Bankhäufern in ein Gonfortium, um 
das Papier in Fleinern Partien zu verwerthen; es hat aber auch Damit nur einen ſchleppenden 
Fortgang. 

Die zur Controle ver Staatsſchulden niedergeſetzte Commiſſion des oͤſterreichiſchen Reichs⸗ 
raths hat im December 1863 einen Ausweis über den Stand ver Geſammtſchuld bis 30. April 
1863 verdffentliht. Danach betrug die ganze, ſchwebende und confolivirte Staatsfhuld Im 
angegebenen Termin auf ein 5proc. Kapital reducirt 2539,200000 Fl.; fie ifl demnach gegen: 
wärtig zu mahe an 22/, Milliarden anzufegen. Die Zinfen- und Rüdzahlungslaft betrug im 
Zeitpunkt des Ausweiſes 113,090000 Fl. Liber dad Maß der ſchwebenden und jenes der con: 
folipirten Schuld gibt nachſtehende Tabelle Aufichluß: 


I. Eonfolidirte Schuld. 
A. Ohne Rüdgahlung des Kapitals. lgemeine oſterreichiſche. Lombardiſch ⸗ venetiantſche. 


a) Altere Schulv: Auf ein Sproe. Kapital in Äſterreichiſcher Währung redutirt. 
In Wiener Währung . . 46,800000 Fl. 
‚, Gonventionsmünzge . . 10,700000 „, 15,000000 Fl. 
b) Neuere Schuld: 
Gonventionsmünge . . . 1542,300000 „, 12,500000 „ 
Öfterreihife Währung .  103,000000 „ 1,900000 „ 
Zufanmen 1702,800000 „, 29,400000 „, 
B. Mit Rückzahlung. 
Wiener Währung . . . . 800000 „, 
Gonventiondmünzge. . . .  110,300000 „ 9,000000 „, 
Ofterreichifche Währung . .  269,900000 ‚, 28,800000 
Zufammen 381,000000 „ 37,800000 „, 
Summa der eonfolivirten Schulo . 2083,800000 „, 67,200000 „, 
1. Schmebende Stud . . . . 887,300000 „ " 800000 „, 
Geſammtſchuld 2471,200000 „, 68,000000 „ 
2539,200000 $I. 5 


Um fi für augenblidtich drängende Bedürfniſſe Geld zu ſchaffen, hat die Öfterreichifche 
Finanzverwaltung überbied Die Prarid einreißen laffen, Obligationen früherer Anlehen, die ver 
Staat zum Bigenthun erworben oder behalten hatte, bei Bankiers zu verfegen. In folden 
Depotgei@äften waren mit Schluß Octobers 1863 Obligationen in Gefammtbetrag von 
19,600000 Fl. verpfändet, darunter 12 Mill. Fl. Loſe von 1860, welde der Binanzminifter 
zu Händen des Staats arquirirt Hatte, um den Curs des Papierd zu heben. Dadurch Eonnte 
allerdings die Begebung des Heftes diefes Anlehens unter vortheilhaften Beringungen ftatt: 
finden, od aber an den vom Markie genommenen 13 Mill. I. Loſe nicht mehr zu verlieren 
fein wird, ald durch den erhöhten Begebungscurs gemonnen wurbe, iſt noch fehr in Frage. 

Aus der Beröffentlihung der Staatoſchulden-Controlecommiſſion ift auch die feit October 
1862 618 zum Zeitpunkt des Ausweifes eingetretene Vermehrung der Schule zu entnehmen. 
Sie beträgt, foweit fie 618 dahin abgerwoidelt war, 100,500000 Fl., dagegen die Verminde⸗ 
zung dur Nädzahlungen und Anfauf zum Börfencurs 85,600000 Fl.; die ſeparat gebuchte 
lombardiſch⸗ venetianifche Schul Hat fi In der Zeit um 2,300000 Fl. vermindert. Bon der 
ältern in Wiener Währung verzindlichen Schuld wurden In der Periode von 1. Nov. 1862 His 
30. April 1863 mehrere Partien dem nad) Beendigung der großen franzöflfchen Kriege feft- 
geftellten Gonvertirungsplan gemäß In Metalliques verlofl. Die Eonvertirung erſtreckte fi 
infolge dieſer Berlofungen auf Obligationen Im Betrage von 6,100000 SI. 

Reben der Staatsſchuld bildet die Grundentlaſtungsſchuld einen Beſtandtheil des 
Paſſivſtandes der Öflerreihifchen Finanzen. Sie entflammt ver im Kaufe der 1850er Jahre 
gegen Entfhädigung vorgenommenen Aufpebung der Fronen und aller aus dem Unterthänig- 
keitsverbande fließenden Laften. Der Bezugsbereihtigte wurde in Obligationen entſchädigt, deren 
Verzinfung und Tilgung eigenen Bonds In den Kronlänbern aufgetragen ward. Die@inihüffe 
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in dieſe Fonds leiſten die ehemals „unterthänigen“ bäuerlichen Grundbeſitzer, und zum Theil 
auch das Land. Die Schuld der Grundentlaſtungsfonds (gleich dem Betrage der ausgegebenen 
und noch nicht aus dem Umlauf gezogenen Obligationen) wird als Schuld der Kronländer an= 
gejehen, in denen der Fonds vorhanden iſt. Doc hat die Staatövermaltung jenen Provinzen, 
welde die Geldmittel behufs Verzinfung und fuccefjiver Tilgung ihrer Obligationen nicht recht⸗ 
zeitig auftreiben konnten, Vorfchüffe geleiftet. Aus ven Bonds anderer Kronländer, welche hin⸗ 
reichend dotirt waren, hat dagegen ver Staat Beträge an fi gezogen und zu feinen Ausgaben 
verwandt. Die Nüczahlung ber fo entlehnten Beträge bilvet jeßt einen Gegenfland ver Aus: 
einanderfegung zwiſchen ven Vertretungen der betreffenden Kronlänver und ver Finanzleitung 
des Staats. Diefe ſchiebt die Rüdzahlungdtermine nah Möglichkeit hinaus, und jene können 
wol nit anderd, ald in die langen Termine willigen. Ziffermäßig beflimmt ſich dies Ver- 
hältniß wie folgt: 

Aus den Überfhülfen einzelner Grundentlaftungsfonds hatte die Finanzverwaltung bis 


31. Oct. 1862 entnommen: 51,463000 $1. 
hierzu in ven Semefter bis 30. April 1863 meitere 9000 „, 

Sn Summa: 51,472000 „ 
Bon diefer Summe wurben bis April 1863 zurüdgezogen: 1,497000 „, 
es jhuldete demnach der Staat noch 49,975000 „, 


Dagegen beitragen die einzelnen Bonds diefer Art gemachten Vorſchüſſe des Staats 
29,184000 $1., ſodaß fi die Schuld der Finanzverwaltung an die Gefammtheit der Fonds 
durch Gompenfation auf 20,791000 Fl. berechnet. Übrigend wurben von ber Staatsſchulden⸗ 
Controlecommiſſion ganz richtig die vollen 49,975000 Fl. in die ſchwebende Schuld einbezogen. ' 
In ihrer Gefammtheitald Schuld ver Kronlänber und Theilſchuld des Staats an die kronländiſchen 
Bonds betrug diefe Grundentlaſtungsſchuld am 1.Nov. 1862 497,780610 Fl. — Kr. C.⸗M. 
durd Liquidirung zugemahfen: an eigentlihen Grundentla⸗ 

Rungsfapitalien .. .. 2,743940 Fl. — Kr. 
für Ratural Entſchädigungen an den 
niedern Curatklerus in Kroatien . 163558 „ 52 „ 2,907000 „ — u. n 


von der Summe per . .... 500,688000 „ — 5, u 
wurden an der Boͤrſe engel .. 809730 Fl. 

ausgelfi . . . 00. 2,279880 „, . 
annullitt . . . 2. 45400 „, 3,135000 „ — 

Es verblieben ſonach am n 30. April 1863ncd . . . .  497,553000 Fl. — Kr.G. m. 
oder . . . 322, 430000 Fl.80 Kr.O. W. 


mit 26, 111537 Fi. an Bing: und Rückzahlung jährlich. 

(Ganz neuerdings hat die Staatsſchulden-Controlecommiſſion einen um ein halbes Jahr 
weiter, bis Ende October 1863, reichenden Ausweis erfcheinen laffen; nach viefem bezifferte 
jih die gefammte Öfterreichifche Staatsſchuld um den angegebenen Termin auf 2547 ,8 Mi .$L., 
die Grundentlaftungsfchuld der Kronländer auf 49,1 Mill. Fl.) 

Das öſterreichiſheStaatsrecht der heutigen Zeit ift feinen wefentlichen Beſtandtheilen nach 
auf die Staatsgrundgeſetze vom 20. Oct. 1860 und von 26. Febr. 1861 gegründet. Es war 
bis zur Veröffentlihung diefer ein Staatsrecht ver abjoluten Monarchie gewefen; denn vie 
Folgen des Revolutionsjahres 1848 hatten auch vie Hinfälligen Schranken befeitigt, welche der 
Beitand der alten Provinzialverfaflungen ver willkürlichen Machtübung der herrſchenden Gewalt 
entgegenfegte. Von Bedeutung war unter diefen Provinzialverfaffungen doch nur die ungarifche, 
die ein kraͤftiges Gegengewicht gegen die im Gentrum des Reichs maßgebenden Tendenzen und 
Einflüffe aufftellte. Das unter dem 20. Oct. 1860 erlaſſene Geſetz zur Regelung ver innern 
ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der Monarchie knüpft an die gefchichtlih überlieferten echte ver 
einzelnen Kronländer an; wenn man aber bedenkt, daß eben vie Hifkorifche Entwickelung über 
dies geichichtliche Recht faft überall zur Tagesordnung übergegangen war, jo drängt fidh 
unverkennbar die Anſicht auf, daß die Anknüpfung der neuen Verfaſſungsordnung an frühere 
repräjentative oder landſtändiſche Bildungen eine wirkliche Goncefjlon für Ungarn, d. h. für 
jenes Land fein follte, wo dieſe Bildungen noch lebenskräftig und nach neuen Leben ringend 
nicht länger ignorirt werben fonnten. Aber von dem Entſchluſſe, fie nicht zu ignoriren, war 
noch ein weiter Schritt zu dem, fie als zu Recht beſtehend und der rückhaltsloſen Erfüllung 
werth anzuerfennen; bis auf gewiſſe Punkte follte es mit ihnen verfucht werben, und wenn ver 
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ne misglückt, blieb no immer die Wahl, die Sachen in Ungarn ungelöft in suspenso 
zu lafien. 

Die Zufammenfegung der NRepräfentativförper erfolgt in Gemäßheit ver Grundgeſetze 
vom 20. Det. 1860 und 26. Febr. 1861, welche auch den Wirkungsfreid verfelben und über: 
haupt das conflitutionelle Recht in Ofterreich beftimmen. Das erſte ver Grundgeſetze, das 
Diplom des Kaiferd Kranz Iofeph I. vom 20.Dect., iſt als „unwiderruflich“ verfündigt worden. 
Der Monarch hat fich kraft dieſes Diploms bezüglich feiner legislativen Rechte an die Mitwir- 
fung der Randtage, beziehungsmeife des Reichſsraths gebunden, zu welchem die Landtage eine 
vom Kaifer feftgefegte Zahl von Mitgliedern zu entfenden haben. Als Gegenſtände, welde 
verfaffungsmäßig in die Competenz ded Reichsraths fallen, werden aufgezählt: die Geſetz⸗ 
gebung über das Münz-, Geld: und Grevitwefen, über Zölle und Handelsſachen, über bie 
Grundſäatze des Zettelbanfmwefend, des Poſt-, Telegraphen= und Eifenbahnwefens, über die 
Art und Weife und die Ordnung der Militärpflichtigfeit; ferner die Einführung neuer Steuern 
und Auflagen, die Erhöhung ver beftehenden, insbeſondere die Erhöhung der Salzpreife, die 
Aufnahme und Gonvertirung von Anleihen, die Veräußerung und Belaftung ded unbeweglichen 
Staatövermögend, die Prüfung und Feftftellung des Budgets, die Prüfung der Rechnungs⸗ 
abfchlüffe der jährlihen Finanzverwaltung. Alle andern Gegenſtände ver Geſetzgebung follen 
in die Competenz der Landtage fallen, und zwar in den zur ungarifchen Krone gehörigen König 
reihen und Länvern im Sinne ihrer früheren Verfaſſung, in den übrigen Kronlänvern auf 
Grund neu zu gewährender Landedordnungen. Diefe Landesordnungen follten alle Stände 
und Intereffen der deutſch-ſlawiſchen Ränder in angemeſſenem Verhältniß zur Vertretung in 
den Landtagen berufen, welchen dad Petitionsrecht an den Monarchen und die Beſchlußfaſſung 
über Aufpringung der für innere Landeserforberniffe nöthigen Mittel gewahrt if. Neben 
Reiherath und Landtagen wurde betreffs ſolcher Gegenſtände ver Gefeßgebung, welche nicht 
ber ausſchließlichen Gompetenz des erftern zufallen, aber feit einer langen Reihe von Jahren für 
die nichtungariſchen Länder in gemeinfaner Weife behandelt und entſchieden wurden, Die gemein 
Thaftliche verfafiungsmäßige Erledigung auch für die Zukunft vorbehalten, dies unter Zuzie⸗ 
Hung der Reichsrathsmitglieder blos aus jenen (deutfch-flawifchen) Ländern. 

Das Diplom war alfo für Ungarn und feine Nebenländer eine partielle Wiederherſtellung 
ihrer „frühern Verfaſſung“, in deren Sinne die Randedangelegenheiten verfelben entſchieden 
werben follten, für vie andern Kronländer ein Xorfo, der erft durdy neue Landesordnungen feine 
plaftifche Vollendung erhalten follte. Nach einem unglüdlichen Verſuch mit Landesordnungen, 
welche in die Zeit nicht paßten, kam es unter dem inzwiſchen zum Staatöminifter berufenen 
von Schmerling zu den Publicationen vom 26. Febr. 1861, melde die verheißenen Landes⸗ 
ordnungen, aber zugleich ein Patent über die Reichövertretung, mannichfach hinausgehend über 
den Rahmen des 20. Oct., brachten. Der Reichsrath, deſſen Scheidung in zwei Kammern am 
20. Det. fiher nit in Plane Ing, hat dem Zebruarpatent Über die Reichsvertretung ent⸗ 
ſprechend aus einem Herrenhaufe und einem Abgeorpnetenhaufe zu beftehen. In erfterm figen: 
bie großjährigen Prinzen des kaiſerlichen Haufes, die großjährigen Häupter jener inländiſchen, 
durch ausgedehnten Örundbefig hervorragenven Adelsgeſchlechter, denen der Monarch die erbliche 
Reichsrathswürde verleiht, die Erzbifchöfe und Die Bifchöfe mit fürftlicher Würde, endlich auf 
Lebzeiten ernannte Mitgliever, die wegen Ihrer Verdienſte um Staat und Kirche, uni Kunſt und 
Wiſſenſchaft vom Katfer in den Reichsrath berufen werden. Das Haus ver Abgeordneten befteht 
aus 343 gewählten Mitglievern; davon entfällt auf die einzelnen Kronländer folgende Zahl: 


Dfterreich unter der Enns 18 Kärnten 5 
Oſterreich ob der Einnd 10 Krain 6 
Salbug . . .. 3 fl . 2 200. 2 
Tirol und Vorarlherg 12 Börz und Srmida . 2 
Stirmumf . . . 13 Sfirien . .. 2 
Dalmatien . . . . 5 Bulowina . 5 
Böhmen . . 2.0. 54 Flingarn . .. 85 
Mähren . 2... 22 +Krvatien u. Slawonien 9 
Shlefleen . . . . 6 Siebenbürgen . . . 26 
Galizien und Krafau . 38 1Beneig . . . . 20 


(Die mit + bezeichneten Kronlänver haben biäher [Muguft 1864] die Wahl verweigert.) 
Staats⸗Lexikon. XI 13 
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Die Mitglieder des Abgeordnetenhauſes werben von dem bezüglidhen Landtage aus feiner 
Mitte Direct durch abjolute Stinnmenmehrheit gewählt. Die Wahlift fo vorzunehmen, daß die 
Befammtzahl ver einem Kronlande zugewiefenen Reichsräthe, mie jie ver Landedorbnung gemäß 
auf beflimmte Gebiete, Städte, Körperſchaften vertheilt ifl, aus den Landtagsvertretern der 
nämlichen Gebiete, Städte und Körperfchaften zu wählen ifl. Der Kaifer behält fid vor, 
die Wahl in ven Reichsrath, wenn fie in einem Randtage nicht zum Vollzug fommt, unmittelbar 
durch die zu vertretenden Gebiete, Stäbte und Körverihaften vornehmen zu lafien. Er ernennt 
die Vorfigenden und je zwei Vicepräftventen aus den Mitgliedern jedes Haufe. Der Wir- 
kungskreis des Reichsraths umfaßt alle Gegenftände der Geſetzgebung, welche ſich auf Rechte, 
Pflichten und Intereffen beziehen, die allen Königreihen und Ländern gemeinſchaftlich find; als 
ſolche werben diejenigen Gegenftänve aufgezählt, welche ſchon das Octoberdiplom der reih8räth- 
lien Gompetenz vorbehielt (f. o.); es ſcheint jedoch, daß diefe Aufzählung im Februarpatent 
6108 beiſpielsweiſe gegeben if, und auch andere Gegenſtände ald die dabei nanıhaft gemach⸗ 
ten vor ven Reichsrath gezogen werben können, wenn nur auf fle dad Kriterium der Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit paßt oder in den Augen ber Majorität zu paffen jheint, Der Umftand, daß An⸗ 
gelegenheiten der auswärtigen Politik, über welche das Februarpatent ſchweigt, vor das 
Forum des jegigen Reichsraths gezogen wurden, bilder ein Präcedens dafür, daß die Reichs⸗ 
vertretung auch Dinge in ihren Wirkungskreis ziehen kann, die ihr das Grundgeſetz vom 
26. Febr. nicht ausdrücklich zuweiſt. Die Einrichtung des engern Reichsraths ift im Februar⸗ 
patent beibehalten, nur daß hier die Behandlung ver ven ſlawiſch⸗-deutſchen Ländern gewohnheits⸗ 
mäßig gemeinfamen Dinge durch die Reichsräthe dieſer Länder nicht ald Vorbehalt des Kaiſers, 
ſondern als gefeglicde Regel aufgeftellt wird. Erſt auf Antrag des engern Reichsraths entſcheidet 
der Kaiſer über Zweifel, welche die Competenz der Koͤrperſchaft den in ihr vertretenen Landtagen 
gegenüber betreffen. 

Geſetzvorſchläge gelangen als Regierungsanträge vor den Reichsrath, doch hat auch dieſer 
das Recht der Initiative zu ſolchen. Zu allen Geſetzen iſt die Übereinſtimmung beider Häuſer 
und bie Eaiferliche Sanction erforderlich. Die Erecutivgewalt kann in Gegenflänven des reichs⸗ 
räthlihen Wirkungsfreifes, wenn der Reichsrath nicht verfammelt ift, dringende Maßregeln 
treffen; e8 hat das Minifterium dem nächſten Reichsrath nur die Gründe und Erfolge ſolcher 
Verfügungen darzulegen ($. 13 des Geſetzes über bie Reichsvertretung). Erſt fpäter wurde die 
Minifterverantwortlichkeit im Prineip ausgeſprochen — von einem Geſetze über diefelbe iſt 
bisher feine Andeutung laut geivorden. 

Beide Häufer fuffen ihre Beſchlüſſe mit abfoluter Stimmenmegrheit, nur Anträge auf 
Anderungen bes Februarpatentd erheifchen eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. Die 
Vertagung und Auflöjung des Reichſsraths kann ver Kaifer anordnen; im Falle der Auflöfung 
haben Neuwahlen feitens ver Landtage flattzufinden, und diefe treten auch ein, wenn ein Landtag 
aufgelöft worden, ſelbſtverſtändlich nur für jene Vertreter, weldye er in das Abgeordnetenhaud 
entjendet. Die Minifter, Hoffanzler und Chefs ver Gentraljtellen Eönnen an allen Berathungen 
beider Häufer theilnehmen und müflen auf Derlangen jevesmal gehört werben. Ein Stimmredt 
üben ſie nur Infofern aus, al8 fie zugleih Mitglieder eines Hauſes find. Die Sitzungen find 
Öffentlich, doch Tönnen, wenn es ver Präfivent oder zehn Mitglieder verlangen und das Haus 
nad Entfernung der Zuhörer dem Verlangen zuftimmt, geheime Sigungen abgehalten werben. 
In folden geheimen Sigungen berieth das Herrenhaus die Antwortsadreſſe auf die Eroͤffnungs⸗ 
rede des Kaiſers in der erften Seffion (1. Mai 1861) — in der conftitutionellen Praxis beider 
Welten gewiß ein eigenthümlicher Ball von Ausübung der Befugniß, geheime Beratyungen 
zu pflegen. 

Am 26. Bebr. 1861 erfolgte auch die Kundmachung ver Landesordnungen für die deutfch- 
ſlawiſchen Kronländer. &8 erhielten neue Landesverfaſſungen: Oſterreich unter und ob der Enns, 
Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain, Küftenland (Görz, Iflrien, Trieft), Tirol und Vor⸗ 
arlberg, Böhmen, Mähren, Schleiten, Galizien, die Bukowina, Dalmatien enplich, deſſen neue 
Zandesorbnung vollftänvig erft dann in Kraft und Wirkfamfeit zu treten hatte, menn über bie 
ſtaatsrechtliche Stellung ded Kronlandes zu Kroatien und Slawonien envgültig entſchieden 
worden. Eine folde Entſcheidung ift bis heute nicht gefällt, vielmehr alles auf Die ſtaatsrechtlichen 
Beziehungen Kroatiens und Slawoniens Bezügliche in ver Schwebe geblieben. Die italienifchen 
Beſitzungen Oſterreichs erhielten am 26. Febr. eine Landedverfaflung auf gleicher Grundlage, 
wie fie die übrigen hatten, nur verfprodhen; bis zur Erfüllung dieſes Verfprechens wollte man 
die frühern (mit einem beratbenden Votum und Petitionsrecht audgeftatteten) Congregatio- 
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nen, welche von der Bevölferung fein Mandat Hierzu erhalten Haben, die Wahl zum Reichsrath 
vollziehen laſſen. Es blieb bei dem Willen, und Venedig tft im Öfterreihifchen Reichsrath 
nicht vertreten. 

Jedes der am 26. Febr. mit Landesordnungen verſehenen Kronländer erbielt einen Land: 
tag, deren ed, die ber ungarifhen Hälfte ungerechnet, fechzehn gibt. ALS fiebzehnter iſt der 
Gemeinderath der reihöunmittelbaren Stadt Trieft zu zählen, welder zugleich landtägliche 
Functionen für Trieft zu üben hat. Die Sonderverfaffungen der verfchievenen Länder fußen, 
abgefegen von geringern durch Örtlihe Verhältniffe ober gouvernementale Zwecke bevingten 
Anberungen, auf ber gleihen Baſis. Die Landtage ald Vertretungen ver Landesinterefien haben 
Sei der Ausübung der gefeggebenven Gewalt im Sinne des faiferlicden Diploma vom 20. Oct. 
mitzuwirken und bie ihnen auferlegte Anzahl von Abgeorbneten zum Reichsrath zu wählen. 
Sie haben dad Recht der Initiative zu Oefegvorihlägen in Randesangelegenheiten. Landesgeſeg 
wird, was der Landtag befhloffen und der Kaifer fanctionirt hat. Zu Lanvdesangelegenheiten 
werben in den Beröffentlihungen des 26. Bebr. erflärt: 

3) Alle Anoronungen in Betreff der Landescultur, der öffentliden Bauten aud Landes: 
mitteln, der vom Lande botirten MWohlthätigkeitöanftalten; ferner der Voranſchlag und die 
Nehnungslegung ded Landes, ſowol Hinfichtlicd, der Landeseinnahmen aus dem Vermögen ber 
Landſchaft und ver Befleuerung für Landeszwecke, ver Benugung des Landescredits, als auch be: 
züglich der orbentlihen und außerorbentlihen Landesausgaben; 

b) nähere Anorbnungen und Ausführungen innerhalb ver Grenzen der allgemeinen Geſetze 
über ®emeinden und ihr Recht, Kirchen- und Schulangelegenheiten, über die Vorſpannsleiſtung, 
Berpflegung und Binquartierung des Heeres; 

c) Anorbnungen über anderweitige dad Wohl oder die Bedürfniſſe des Landes betreffende 
Gegenſtände, welche der Landedvertretung durch befondere Verfügung zugewieſen werben. 

Nebſtdem haben die Landtage Vorſchläge über alle Gegenſtände abzugeben, worüber ſie von 
der Regierung um Rath gefragt werben; fie haben eine berathende Stimme und das Redt ver 
Antragftelung über kundgemachte allgemeine Gefege und Einrichtungen bezüglich der Rück⸗ 
wirfung diejer auf bad Landeswohl, Der Landtag verwaltet unmittelbar oder mittelbar (durch 
den aus feiner Mitte gewählten Landesausſchuß) das Vermögen, das Credit- und Schulden⸗ 
weſen des Landes, den Grundentlaftungdfonds (f. o. im finanziellen Theil des Artikeld); er 
fann Zufchläge zu den directen Steuern bis auf 10 Proc. des urfprünglichen Steueranſatzes 
erheben; höhere Zuſchläge oder andere Landesumlagen bevürfen der Eaiferlihen Genehmi- 
gung (und erhalten fie auch in der Regel, weil ſich die betreffenden Länder ohne fle nicht be= 
helfen fönnen). 

Die Landtage haben fi jährlich einmal auf Eaiferliche Einberufung in den Hauptftäbten 
ihrer refpectiven Länder zu verfammeln, doch fleht e8 der Negierung frei, einen andern Ort als 
Sig des Landtags zu bezeichnen. Die Abgeorpneten zum Landtag find auf ſechs Jahre gewählt, 
ebenfo die zum Reichsrath, weil die Neuwahl eined ganzen Landtags auch jene der von ihm ent: 
fandten Reihörathömitglieder zur Folge hat. Der Kaiſer hat das Recht, ven Vorfigenven zur 
Leitung der Landtagdverhandlungen zu ernennen; diefer heißt in den meiften Ländern: Landes⸗ 
bauptmann, in DOfterreih unter der Enns: Landmarſchall, in Böhmen: Oberſtlandmarſchall, 
in Dalmatien: Präſident. Das Recht der Executive, einen Landtag auch während der Sigungs- 
periode aufzulöfen und neue Wahlen anzuorbnen, ift ungefchmälert. 

Von den Landtagen wird ein permanenter Landesausſchuß als ihr verwaltended und aus⸗ 
führended Organ gewählt, welcher vie laufenden Gefchäfte des Landes zu beforgen hat. Die 
Bunctionddauer der Landesausſchüſſe fällt mit jener des Landtags zufammen, nur daß im Falle 
der Auflöfung oder des gefeglihen Ausgangs des Landtags (nach fehsjähriger Dauer) der Lanz 
desausſchuß beiſammenbleibt, ehe ver neue Landtag einen aus feiner Mitte gewählt hat. Die 
Ausſchußmitglieder müflen ihren Aufenthalt am Sige des Landtags nehmen, von weldem fie 
beſtellt jind, und erhalten eine jährliche Entſchädigung aus Randesmitteln. Sie haben in corpore 
über ihre Gefchäftsführung, bie Ausführung der zu vollziehenden Landtagsbeſchlüſſe ver Landes- 
vertretung Rechenſchaftsberichte abzuftatten, viefelbe in Nechtsangelegenheiten zu vertreten, bie 
Audweife neu gewählter Abgeorbneter zu prüfen und barüber dem Landtage zu berichten. 
Diefer wie fein Ausſchuß faſſen ihre Beſchlüſſe mit abfoluter Stimmenmehrheit und jind 
beſchlußfähig, wenn mehr ald die Hälfte ihrer Mitglieder in der Sigung anweſend iſt. Nur 
wenn Abänderungen in der Landesverfaſſung befchloffen werben jollen, müſſen drei Viertel 
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der Mitgliederzahl anweſend ſein und zwei Drittel der Anweſenden zur Anderung ihre Zu⸗ 
ſtimmung geben. Nach der Groöße der Kronländer tft die Zahl der Landesausſchußmitglieder 
auf vier oder ſechs angegeben, nur Böhmen hat deren acht. 

Sehr eigenthümlich find die Landtagswahlordnungen eingerichtet. Die Regierung hat 
mit der complicirten Anlage derſelben das Ziel verfolgt, fi die Mehrheit ver Landesvertre⸗ 
tung bei allen wichtigen Fragen zu fihern und die Volkselemente oder Nationalitäten, welche 
in Gegnerſchaft zum Minifterium verharren, auf den Landtagen nach einem Maße vertreten 
zu laffen, das fie in die Stellung einer Minorität Bringt. Man hat zuerft die Intereffen des 
großen Grundbeſitzes (in Dalmatien, mo e8 feinen ſolchen gibt, die ver Höchftbefteuerten) aus⸗ 
gefhieden und Die Träger derſelben, bie großen Grundbefiger, in jedem Kronlande ver Regel 
nad zu einem Wahlbezirk und einem Wahlförper conftituirt. Mehr als einen Wahlbezirk und 
MWahlförper dieſer Gruppe mußte man in Galizien und Dalmatien bilden; in Böhmen, Mäh- 
ren, Schleften und ver Bukowina theilt fi der dad Ganze umfaffende Wahlbezirk in zwei be- 
fondere Wahlkörper. Die Wähler dieſer Klaſſe, und es ift in verfelben das katholiſch-hochkirch⸗ 
liche (Prälaten- und Epiffopal-) Element ſtark genug vertreten, wählen in jedem Kronlande 
aus ihrer Mitte vie ihnen zugewiefene Zahl von Landtagsabgeordneten, in ſämmtlichen Land- 
tagen ber deutfch-flawifchen Länder 260 von 1014, auf welche Iegtere Zahl der ganze Perlonal- 
fland der Landtagsabgeordneten fich beläuft. Die Mitgliederzahl des Landtags beträgt in Oſter⸗ 
reich unter ver Enns 66, davon 15 Abgeordnete des Großgrundbeſitzes, in Oſterreich ob der Enns 
beziffert ſich dies Verhaͤltniß auf 10: 50, in Böhmen auf 70: 241, in Mähren auf 30: 100, 
Steiermark 12: 63, Galizien (wo übrigens die Wählerklafle der fügfamen Landgemeinden 
beinahe die Hälfte fammtlicher Landtagsabgeordneten ftellt, 74 von 150) auf 44 : 150 u. f. w. 

Die zweite Kategorie der Wahlbezirke bilden die Städte, Die größern jede für fi mit einem 
oder mebrern Abgeoroneten bedacht, die Eleinern Städte und Märkte je zu zweien oder mehrern 
in einen Wahlbezirk vereinigt. Die Abgeordneten diefer ſtädtiſchen Wahlbezirfe find durch die 
zur Wahl der Gemeinvevertretung berechtigten Gemeinveglieder, weldhe zu dem Ende noch 
das Sieb eined befondern Steuercenfus pafjiren müffen, zu wählen. Von ver Berehtigung zu 
Gemeinde- oder Landtagswahlen ift ausgefhloffen, wer einmal von den orbentlidhen oder von 
außerorbentlichen (Kriegs⸗) Gerichten felbft des geringften Vergehens, auch eines politifchen, 
fhuldig befunden wurde. Die Wähler der flädtifchen Bezirke Haben ihre Abgeordneten zum 
Landtag, wie die Oroßgrundbefiger die ihrigen, direct zu wählen. 

Die dritte Kategorie der Wahlberechtigten find die Handels: und Gewerbefammern. Jede 
folde macht einen aus ihren Mitgliedern und Erfagmännern zufammengefetten Wahlkörper 
aus. Die Wahl ſelbſt ift auch Hier eine directe. 

Aus den Landgemeinden ift die legte Klaffe der Wahlbezirke gebildet. Es werben deren 
mehrere, welche zugleich mehr als einen politifchen Bezirk ausmachen, in einen Wahlbezirf 
zufammengethan. Die Wahl ift hier eine inpirecte, und Die Wahlmänner aller in einem Bezirke 
gelegenen Randgemeinden bilden einen Wahlförper. Se auf 500 Einwohner einer Gemeinde 
(auf mindeftens 250 eines Reſtbetrags) oder je auf eine Gemeinde, dienidht ganz 500 Ein: 
wohner zählt, fommt ein Wahlmann. 

Zum Landtagsabgeorbneten kann derjenige gewählt werden, welcher Öfterreichifcher Staats- 
bürger, 30 Sabre alt ift und in einer Wählerklaffe des Landes, in veffen Vertretung er berufen 
werden foll, das active Wahlrecht Hat, Dienende Offiziere, Militärparteien oder Militärbeamte 
find laut Kriegdminifterialverorbnung vom März 1861 nicht wählbar; fie können felbft dad 
active Wahlrecht, wenn fie einen Haus: oder Grundbefig Haben, der fle dazu berechtigt, nur 
dur Bevollmädtigte ausüben. Kraft ver Landtags-Wahlordnungen Fann nämlid) dad Wahl- 
recht zum Landtage auch durch Bevollmaͤchtigte geübt werben, aber nur bei der Wählerklaſſe des 
großen Grundbeſitzes und durch einen ſelbſt wahlberechtigten Vevolimaqhtiglen. 

Die alſo zuſammengeſetzten Wahlkörper ſenden ihre Vertreter in Die Landtage, die ſelbft 
wieder die Wahlkoͤrper für den Reichsrath find und die Mitglieder deſſelben unter Berückſich⸗ 
tigung der landtäglichen Wahlbezirfe und Intereffengruppen abzuorbnen haben. Überbies hat 
der hohe Klerus in den Landtagen und mittelbar im Reichsrath Virilſtimmen. Das öfter: 
reichiſche Berfaffungsleben erfordert, um ftet8 im Fluß gehalten zu werben, eine lange Reihe 
von Wahlgängen, die, öfter wiederholt, die politifhe Aufregung der Maflen zur normalen 
Stimmung ded Tages machen und fpäter dad Publitum, da auf Überfpannung in nothwen⸗ 
digem Rückſchlag Abfpannung folgt, für die Politik überhaupt und die Wahlvorgänge ins- 
befondere abftumpfen müffen. MN. 
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Oftindien. (Hindu, Mufelmanen und Großmongolen. Die Oſtindiſche 
Gompagnie; die Eroberung und die Geſchichte des Landes bis 1857. Die 
Empörung der Sipahid und die neue DOrganifation.) I Die Hindu, die 
Mufelmanen und die Großmongolen. Die einheimifhen Namen jener zahlreichen 
Länder, vom Himalaja oder ber Schneewohnung im Norden bis herab zum ſüdlichen Meere, 
haben zu verfihienenen Zeiten und bei den verfchiedenen Religiondgenoffen, in melche deren 
Bevölkerung zerfiel, im Verlaufe ver Jahrhunderte mannichfach gewechſelt. Bald hießen viefe 
Zänder Dſchambu-Dwipa, die Infel des Roſenapfels, bald Bharata= Khanda, das ernäh: 
rende fruchtbare Land, bald auch Arjawarta, die Gegend der ehrwürbigen Männer, im Ge: 
genfag zu den Auswärtigen ober Melehas, ven Barbaren, den Verächtern des heiligen Ge: 
fegeß, der heiligen ftaatlichen und bürgerlihen Normen. Die Oriehen und alle weftlichen Völfer 
alter und neuer Zeit haben ven Namen Hindu, Inder, von ven Perfern erhalten, welche hier⸗ 
mit urfprünglidh blos die Anwohner des Indus oder Waſſers — alle Flußnamen koͤnnen auf 
bie Bedeutung von Waffer, Rinnen u. |. w. zurüdgeführt werden — bezeichnet haben mochten. 
Biel fpäter iſt Die neuperfifche Benennung Hinduſtan, Land ver Hindu, hinzugekommen. Der 
welchiftorifche Irethunt des Columbus, welcher feine Entdeckungen Indien, und deren Bewoh⸗ 
ner Indianer nannte, machte ed nothivendig, zwifchen dem Indien in der Neuen und dem 
Indien in der Alten Welt zu unterfcheinen. Jenes wurde nun Weſtindien und biefes Oft: 
indien genannt. 

Die Theilung Oſtindiens in zwei Maffen, Hindoſtan und Dekan, beruht auf der verſchie⸗ 
denen Naturbefhaffenheit diefer Länder. Ein von Welten nad DOften, von Gudſcherat zum 
Ganges ziehendes Gebirge, wegen der vielen Päfle, Vindhya, das Zerriffene genannt, ſcheidet 
die meerumfchlungene Halbinjel von dem Binnenlande, fcheidet die füdlihen Tropenmarfen von 
dem noͤrdlichen continentalen Hindoftan. Dekan bebeutet zur rechten Hand ober zum Süden. 
Es wendet jih nämlid) der Hindu im Gebete nah Dften, daher Heißt ihm vorn Often, hinten 
Weſten, zur Linfen Norden und zur Rechten Süden. 

Unfern jener Binvhyagebirge beginnen die zwei Bergfetten oner Ghat, welche von Norden 
nah Süden flreichend, bald mehr bald minder, hinter die Geſtadelandſchaften zurücktreten und 
von beiden Seiten Defan umſäumen. Alle diefe Länder vieffeit und jenfeit des zerflüfteten 
Gebirges, alle jene Klächen, Thäler und Höhen vom Himalaja bis hinab zum Deere find bereits 
vor der Wanderung, vor dem Eroberungszuge der Brahmanen von Menfhen bewohnt ge⸗ 
weien, melde zu einer und derſelben Raffe, zu einem und demſelben Spradhftamme, Tamul ge= 
nannt in jpätern Zeiten, gehört haben mögen. Es ijt der Menfch gleichwie das Thier ein erd⸗ 
geborenes Geſchöpf; er führt die Natur des Klimad und des Bodens, die ihn erzeugt und nährt. 
In Ländern gleicher Befchaffenheit, wo immer wir ihre Gefchichte bis zum Beginne verfolgen 
fönnen, werben fchwerlich verjchiedene Naffen vorgefunden. ine Berfchiedenartigfeit, wie in 
Europa zivifchen Italienern und Engländern, zwifchen Slawen und Deutſchen, iſt dadurch nicht 
ausgeſchloſſen. Unterſchiede ſolcher Art haben nicht blos ſtattgefunden, ſondern ſind immer noch 
vorhanden in ven weitgeſtreckten Marken, Hindoſtan und Dekan. 

Die von Nordweſten einwandernven Hindu haben, wo imnıer fie den Sieg davontrugen, 
jene barbariſchen Urbewohner theils ausgerottet, theils in die unterſten Kaſten zurückgeſtoßen. 
Südlich der breiten Gebirgsketten vermochten fie, mit Ausnahme des Volks der Maharatten, 
welche zu den eingewanderten Ariern gehören, bloß einzelne Anſiedelungen vorzuſchieben, und 
zwar längs der flachen, von den zurücweichenden Ghat nicht gefhügten Seegebiete und Tief: 
länder. Die Wohnſitze ded Brahmanenvolks bleiben, der Hauptfahe nach Heutigentags wie 
zu den Zeiten ver Geſetze Manu's, umgrenzt von dem Vindhya und dem Himalaja, von dem 
öftliden und weftlihen Meere. In den mittleren Hochlanden des Dekan hat fi die urfprüng- 
lihe Bevölkerung nah Körperbau und Sprade, in Sitten und Gewohnheiten mehr ober 
weniger rein erhalten. Aud in andern Gauen, fogar in dem jenfeitigen nördlichen Hindulande, 
war Die wenigftend dreitaufendiährige Herrſchaft der Brahmanen nicht im Stande, die Reſte 
und Spuren früherer Infaflen ganzlich zu verwifchen. Man findet deren allenthalben, von ven 
Alpenlandfihaften und Thälern Nepald bis zum Vorgebirge Komorin und noch weiter gen 
Süden, auf Geylon und ven Injeln des Archipelagus, von den einbrechenden brahmaniſchen 
Räubern, ver Wahrheit zum Troge, gemeinhin Diebe genannt. Ienfeit diefer Örenzen beginnen 
andere Menfchen. Die wilden Stänme in ven Nandgebirgen Affams, in ven Tibet benachbarten 
Thälern und Höhen, gehören nicht zur eingeborenen indischen Bevölferung; die ſüdöſtlichen 
zählen zur mongolifhen und die nordweſtlichen zur tibetifchen Raſſe. 
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Die Eingeborenen ber indiſchen Halbinjel Haben nur zum Eleinen Theile der brahmaniſchen 
Bildung fiegreihen Wiperftand geleiftet; die große Maſſe ift, wie bei Barbaren zu gefhehen 
pflegt, von der benachbarten Eultur unterjoht worden. Doch haben fie ihre Sprache, wenigftens 
der Hauptſache nach, erhalten, und mehrere eigenthümliche Sitten und Einrichtungen aus dem 
Untergange der Urzuftände errettet. Die heutigen Namen jener zerftreuten, in der altherkomm⸗ 
lichen Roheit gebliebenen Refte find ihnen wol von den Brahmanen gegeben; fie deuten auf 
Wildheit und böſes Gelüfte, oder find von den Wohnftgen innerhalb der Hochebenen und 
Bergſchluchten entlehnt. So Mer und Diana, Bhil und Kuli, Ramufl und andere. Am 
wichtigſten und zahlreihften erſcheinen vie Gond oder Alpler innerhalb aller Gebirgslandſchaf⸗ 
ten des Dekan, vorzüglich auf der Hochebene zwiſchen ven Flüffen Mahanadi und Godaweri, 
zwifchen den Ländern Oriffa, Nagpur und in den benachbarten Bauen, weshalb auch jene 
waldigen mit dichtem Geſträuch überwachfenen Gemarfen Chondwana, das Land ver Alpfer, 
genannt werben. Noch in diefen fpäten Tagen geben fie und ein getreues Bild ſämmtlicher Ein: 
geborenen in Hinboftan und Dekan vor ver @roberung des Brahmanenvolfs, vor der Herrſchaft 
brabmanifäer @ultur. 

Die in den Ebenen zurückgebliebenen Urſaſſen murben zu hörigen Bauern herabgewürdigt. 
Zeibeigene ſolcher Art findet man zu Komara, in Malabar und den meiften Gegenben bes ſüd⸗ 
lichen Indien. Die fElavifchen Zuftände wuchfen während der langen Jahrhunderte fo innig mit 
der Bevölkerung zuſammen, daß die Knechte zur Zeit, als das britiſche Parlament ihre Bande 
löfte, wünfchten, nad der gewohnten Weife fortzuleben. Ein anderer Theil, fern anı Saume 
der Bergwaldung und in den Alpenſchluchten figend, mußte dem fremden Eroberer wenigftend 
einen Zins oder beftimmte Fronarbeiten leiften. Nur jene Urbewohner konnten die volle 
barbarifche Freiheit und Selbftändigfeit wahren, welche ſich ins innere Gebirge, auf die hoben 
waldumgrenzten Bergebenen und in bie mit dichtem Befträud umgebenen Moorlande, zurüd: 
zogen. Aber auch fie wenden fi in unfern Tagen, vorzügli durch die Verbindung mittels 
befferer Heerftraßen und Eifenbahnen, mehr und mehr zur Weife der Hindu. Im raſchen Kaufe 
geht die Befehrung von ftatten. 

Die einzelnen Clans der Gond Hatten bisjet wenig Verfehr untereinander. Ihre rauhen, 
von Kehl: und Bruftlauten überfüllten Mundarten bildeten fich deshalb Leicht, wie im Kaukaſus 
und andern Gebirgögegenden gewöhnli, zu felbfländigen Sprachen empor. Der Älpler einer 
Gemarkung verfteht kaum feinen Nachbar in ver andern. Die Gond jind Leute mittlerer Größe, 
nit feinen wohlgebauten Gliedmaßen und ovaler Gefihtöform; fie Haben abgeftumpfte Rajen 
und vorflebende Backenknochen, über welchen ein lebendiges feuriges Auge hervorleuchtet. Die 
etwas aufgeworfenen Lippen und der Mund find ungemöhnlicder Größe. Ihre Farbe fpielt 
ftarf ind Schwarze. Sie haben einen dünnen Bartwuchs und gleichen in diefer wie in vielen 
andern Beziehungen den Infaflen jenfeit des Ganges, der ſüdaſiatiſchen Infeln und Auftraliend, 
mit denen fie auch, wie bie Länder feldft, in jenen Zeiten, welche über alle Gefchichte Hinaufreihen, 
zufammenhängen mochten. 

Die Alpler kennen feine Offenbarung, feinen Ausguß der Gottheit. Sie vergättern bie 
‚gewaltigen Erfcheinungen, die Naturfärper, unter denen Sonne und Mond bervorragen, die 
verftorbenen Vorfahren, Tugenden und Laſter, ganz nad Weife aller andern Naturreligionen. 
Dieſe ihre Götter jind, wie fie ſelbſt, neivifche, auf Ververben und Untergang finnende Dämonen, 
welche nur durch Geſchenke oder Opfer, worunter Menſchen ihnen das Liebſte, in guter Laune 
erhalten werben können. Solde Opfer, Meria geheißen, fallen wol mehrere Hunderte im Jahre. 
Die Meria müffen, fol die Gottheit Gefallen daran finden, von Händlern erfauft fein; Leute 
anderer Abflammung find genehmer; doch Fönnen im Nothfalle auch Gond gefchlachtet werden. 
Die Lieder, welche während der Opferung ertönen, ſchildern am beflen die Sinnesweiſe, bie 
Zuftinde des Volks. „Göttin der Erde”, fingen fie, „vu bift Die Quelle alles Tibels; deine 
gerechte Rache drückt und nieber. Wir verehrten dich nicht genug! O Verzeibung, große Goͤttin, 
unfer Vorrath ift Klein! Entbehren wir deiner Gunft, fo verzweifeln wir au an unfern fünf: 
tigen Mitteln. Göttin, die ven Tod in ver Pflanze, ven Tod durch Eifen und Stahl ver Menſch⸗ 
heit lehrte! Eine furdtbare Kenntniß! Vergib, o vergib, und niemald werben wir fäumen, 
beine Altäre mit Menfhenblut zu beiprigen. Laß Fülle kommen! übergrüne ven Boden mit 
lebendigem Brote! Fülle die Weiden mit Heerden, daß dichtgedrängt fie geben, daß feine leeren 
Räume gefehen werden vom fernen Hügel! O große Erde, ſchütze uns in den Thälern wie in 
den Ebenen vor wildem Bethier! Mögen die liftige Schlange und der kühne Tiger unfere Kinder 
6108 in Märchen erfchreden, von weißhaarigen Großvätern erzählt. Bewirke doch, daß jeder nut 
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darauf zu denken habe, wie er Lagerhäufer errichte für die gottgefandte Nahrung; dann, dann 
werben wir mit reichlichen Gebräuchen dic verehren. Schaue auf das Leben dir dargebracht! 
Es ift ein erfauftes Opfer, das wir jet erſchlagen!“ Sind diefe Worte erflungen, fo ſcharen 
fi afle un den an einen Pfahl Bebundenen. Der Priefter mit feiner Hacke führt ben erften 
Streich; ihm folgt die Maffe mit ſchrecklichem Getöfe und Geheul. Das Opfer wird, gleichivie 
unter ven Battad, bei lebendigem Leibe in zahllofe Stüde zerriffen, inven die Barbaren wild 
Durdeinander fchreien: „Wir haben dich erfauft, wir Haben dich erfauft; feine Sünde kommt 
über und!” Jever trägt eilig das erbeutete Stud in feine Felder, vergräbt es daſelbſt und gebt 
nad Haufe. Nun fprechen drei Tage lang die Ortobewohner nur durch Zeichen ; am vierten 
werden nach Darbringung eines Büffeld an verfelben Stelle, wo der Menſch geſchlachtet wurde, 
Die Zungen vom Geiſtlichen gelöft und Freude und Luſtbarkeit herrſcht in allen Bauen. 

Neben der furdtbaren Erpgöttin werden die Götter des Kriegs und der Marken, die 
Dämonen ber Blatiern und anderer Seuchen verehrt, deſto mehr, je furchtbarer fie fich zeigen. 
Denn wie fie felber find, mit Eigenſchaften, die fie am meiften achten und fürdten, fo bilden ſich 
die Menſchen ihre göttlihen MWefen. Die Gond haben ihre Götter nicht in beſondern Abbil⸗ 
dungen aufgeftellt, weil fie ihnen balo in dieſer, bald in jener Geſtalt erfcheinen; die Erde am 
Liebften in der eines Tigerd. An den Grenzen, mo bie Glaubensanſichten zufammenfließen, 
wird diefe Gondgottin nicht felten unter der Form der brahmanifchen Zeufelin Durga oder 
Kali verehrt. Seiftlihe und weltliche Macht war in den Ländern Dekans, mie In früher Zeit 
allenthalben auf Erden, in verfelben Perſon vereinigt. Dies bat fih nur bei ven roheften 
Stämmen erhalten. Die meiften haben jegt einen gefonderten Priefterftand, in den jeber ein- 
treten und na Belieben wieder verlaffen ann. DerSohn folgt gemöhnlid dem Bater im Amte. 
Das gefhloffene Kaftenwefen ver Brahmanen ift aber innerhalb der Gebirge völlig unbekannt. 
Der geiftlihe Stand erfreut fih, gemäß feiner Stellung als Vermittler zwifchen ven gefürchteten 
Goͤttern und Menſchen, ſowie aus feiner vermeintlichen göttlichen Ginfegung, eines befondern 
Anſehens und überwiegenden Einflufles. Abba, Abbaja, ein Chondwort für Bater, ift auch In 
den dekaniſchen Gebirgen ber Ehrentitel dieſer Betrogenen oder Betrüger. 

DieRrgierungsform der Älpler ift echt patriarchaliſch. ‚Eines Menſchen Bater feifein Bott.“ 
Ale Glieder ver Familie Hleiben vereinigt bis zum Tode bes Vaters; die verheiratheten Söhne 
leben in befonvdern Häujern; fie fpeifen jedoch am väterlichen Tifhe vom älterlichen Gute. 
Mehrere Familien bilden ein Dorf und mehrere Dörfer eine Mark; die Marken find zu einem 
Stamme und die Stämme zu einem Bunde geeinigt. Jeder dieſer Abtheilungen ift ein Patriarch 
vorgefept, welcher nad ver Sage und dem Glauben bed Volks von demjenigen abflammt, der 
das Dorf und die Marf, ven Stamm und Bund begründet. Der meltlihe Patriarch iſt gemöhns 
Lich, jedoch nicht immer, ver Geiftliche des Bezirks und genießt vermitteld diefer Würde fein 
vorzüglichftes Anfehen. Die Macht des Fürften ift bei alledem äußerſt beichränft. Abgaben 
werden ihm nicht entrichtet; ex ift blod ver erfle unter ven Genoſſen; feine einzige Anszeichnung 
befteht im Borfig bei ven Feſten, bei ven Öffentlichen Keierlichkeiten. Seine Pflicht ift die Er⸗ 
haltung ver Orbnung ; er fit zu Gericht, ſchlichtet die Streitigkeiten und führt im Kriege das 
berzogliche Amt. Ob nun feinen Verfügungen, ob den Beſchlüſſen der Volksverſammlung 
Folge geleiftet wird, dies Hängt an dem perfönlichen Anfehen, an dem moralifdhen Einfluß des 
Fürſten, ſowie an dem Ernſte der berathenven und beſchließenden Verſammlung. Gefegliche 
Smangsmafregeln kennt man noch nit in den vefanifchen Gebirgen. Wirren und Zwiſtig⸗ 
keiten aller Art hören natürlich) niemals auf unter einem folchen lofen bürgerlichen Verbande, 
bei einem barbarifchen Volke, das keine geſchriebenen Ordnungen fennt. Sind doch felbft vie 
verſchiedenen Mundarten im defanifchen Hochlande noch niemals zu einem Schriftfyftem ge⸗ 
orbnet ober gefaßt worden. Unter der Bedingung, daß ihnen Necht geſprochen würde, aber 
Mecht nad ihrem eigenen Brauche, baden die Bond in den legten Jahren ven Englänvern 
zugefagt, fich der Menfhenopfer zu entbalten. Ebenfo gelobten fie, die Ermorbung der weib⸗ 
lichen Kinder, welche in großem Umfange unter viefen Barbaren ſtattfindet, abzuſchaffen. Die 
Sitte iſt theils in ihren religidfen Anſichten, theils in bürgerlichen Verhäftniflen begründet. 
Weiber werden nämlich, gleich wie Die Göttin Erde, als Urheber alles Unglücks betrachtet, und 
dann muß der Vater für jedes Vergehen einer verhelratheten Tochter dem Manne, der Bamilie 
oder denn Stanıme eine Sühne entrichten. Bine liederliche Frau ift die Plage, iſt ein Fluch für 
ihre Blutverwandtfchaft, für ven ganzen Gau. Deshalb werben die Mädchen, gemöhnlih am 
fiebenten Tage nady der Geburt, in Maffe ermorbet, jährlich an taufend blos in drei Marken des 
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Chondlandes, wozu noch 300 Meria kommen, alfo 1300 Opfer in einem Eleinen Winkel des 
großen indifchen Landes, in einem einzigen Jahre. 

Das Brabmanenthum ift ein Fortſchritt, wenn aud nur ein Eleiner, aus diefer Barbarei ver 
Urbewohner. Es kamen zu legtern feftere Staatöverhältniffe und menfchligere Sitten, von 
priefterliher Sflaverei mannichfach durchſchlungen, im Gefolge der Eroberung und Nieberlaf: 
fung der Hindu und ihrer Brahmanen. Was aber dieſe von den Zeiten der Vergangenheit be- 
richten, iſt kaum der Beachtung des Denfenden werth. Es hieße die Zeit verderben, wollte man 
in den ewig wiederkehrenden Wundern, in Liebeögefhichten und anderm wiberlichen Getriebe 
ber Göttermenfhen oder Menſchengoͤtter eine gefhichtlihe Thatſache ſuchen oder hineinlegen. 

Den Prieftervältern, Hgyptern, Hindu und andern, fehlt dad Menfchliche, das Individuelle, 
welches bei ven Griechen, ven Nömern und den alten Germanen anzieht. Die Menjchen werben 
blos ald Synibole, ald Typen betrachtet. Ihre Religionen ſtehen ver Freiheit, der Mutter jever 
Individualität, feinblich entgegen. Hindu und Ägypter haben deshalb Feine Geſchichte; alle die 
entzifferten Inſchriften enthalten Feine Gefchichte im wahren Sinne des Worts. Lügenhaftigkeit, 
die nothwendige verderhliche Krucht des urfprünglichen Truges und Despotismus, ift überbied 
ein allgemein verbreitetes Laſter unter ven Orientalen wie bei allen in oͤſtlicher Weiſe regierten 
Völferfchaften. Die Legendenfammler über alte indische Gefhichte nehmen keinen Anftand, 
ganze Herrſchergeſchlechter Benennungen von Fürften und Zürftenreihen zu erfinden. Colonel 
Wilford, das Opfer folder Betrügereien, erzählt, ein fogenannter Hindu-Annalift zu Benares 
babe ihm offenherzig geflanden, er ergänze ven leeren Raum zwifchen zwei berühmten Königen 
mit willkürlich erfonnenen Namen; er verlängere und verfürze ihre Regierungsperiode nad) 
Belieben; auch zweifle ev feinen Augenblid, daß fich feine Borgänger ähnliche Freiheiten heraus: 
genommen hätten. Die Schreiber muſelmaniſch-indiſcher Geſchichten prahlen nicht jelten mit 
Anführung von Büchern, die fie niemals gefehen; jie erfinden Titel von Werfen, die niemals 
vorhanden gemwefen find, und Schriftfteller, welche gar nicht gelebt Haben. Bor wenigen Jahren 
erihienen zu Agra Zeittafeln des großmongoliſchen Herrſcherhauſes, angeblich aus einer Anzahl 
treffliher Quellenwerfe entnonnen, Die Nachforſchung lehrte, daß dem Verfaſſer keins dieſer 
Werke zu Gebote land, und daß viele fein Wort von dem enthielten, wo fie ald Zeugen angeführt 
waren. Gin anderer liefert ein Verzeichniß ver gefchichtlichen Werke in der Bibliothek des Nizam. 
Man fragte nah und fand, daß der Nizam nicht ein einziges diefer Werke bejige. Die Titel 
waren aus den Vorreben befannter Bücher abgejchrieben. Wir verfhmähen deshalb vie Einzel 
heiten ver brabmanijch:inpifchen Legenden und begnügen und mit der Thatſache, daß die An⸗ 
flebler, welche im Gefolge des Helden Rama, deſſen Thaten und Abenteuer das indiſche Helden: 
buch Ramayana erzählt, nad Süden zogen und einen Theil ver Hier hauſenden ald böje Beifler 
gefhilderten Barbaren und Waldmenfchen unterworfen haben. Die Eroberer ließen jih an den 
äußerften Rändern dev Halbinfel nieder, gründeten die Fürſtenthümer Bandja, Chola und Tſchera 
und führten brahmaniſche Weife ein im Lande, Wann dies gefchehen, wird niemals erforſcht 
werden. Nur die Thatjache fteht über allem Zweifel erhaben: Ein einziger Menſchenſtamm hat 
duch Eroberungszüge, welde Iahrhunderte dauern mochten, in allen ven weitgeftredten 
Marken von den Grenzen Chinas bi zum Euphrat, vom Himalaja und Hindukuh bis herab 
zum Meere feine Wohnfige aufgefchlagen und die einheimiſchen Völkerſchaften theild vernichtet, 
theild zu Knechten herabgewürdigt. Hiervon zeugen die Sprachen wie die uralten Überlieferungen. 
Die Namen Brahma, Buddha und Zoroafter waren damals noch nicht vorhanden oder trennten 
wenigftens die Menſchen noch nicht in feindliche Maffen, welche, unerleuchteter Hoffnungen willen 
im Tode, jich gegenfeitig das Leben rauben oder verbittern. 

Das Land der Brahmanen ift jo reich; es enthält fo viel Anziehendes und wird feit den 
älteften Zeiten mit derart glänzenden Farben geſchildert, daß bie Gebieter des öſtlichen Iran, 
wenn auch nicht im Stromgebiete des Ganges, doch Innerhalb des Pendſchab und in den benad: 
barten Diſtricten, ſich feftzufegen fuchen. Diefe Unternehmungen find auch, bei der eigenthüm⸗ 
lien Geſtaltung des indiſchen Staatölebens und der Geiftesrichtung der Brahmanen, in allen 
Sahrhunderten der Geſchichte, von einem glücklichen Erfolg gekrönt worden ifl. Wenn die untern 
Barben oder Kaſten (ſ. d.), was bei dem Drude, der auf ihnen laftet, unmöglich fcheint, 
auch von patriotifchen Gefühlen bejeelt wären, fle Dürfen ja nicht die Waffen ergreifen; die aus 
ben niebern Theilen des Brahmaleibes Hervorgegangenen find Verworfene und des Wehrftanded 
Unwürdige. Und weshalb follte jelbft der Krieger und Brahmane fein Blut vergießen? Das 
elende Leben, aud Sünde entjproflen, iſt des Gedankens und der Mühe, die man darauf ver: 
wendet, unwerth. Abtödtung des Bleifched, Abſtumpfung jeder Kraft ift die Aufgabe bed 
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Dafeind. Den unreinen Infaflen bed Indusgebietes und ver weſtlichen Alpengauen bes Himalaja 
wird überdies ver echte Hindu niemals zu Hülfe eilen. Das find die Gründe der Schwäche und 
ber Shmad des Brahmanenſtaats, die jedem Fühnen Räuber geflatten, ein Stüd des trefflihen 
Landes an fih zu reißen und "eine felbfländige Willkü rherrſchaft zu errichten. Indien erſcheint 
auch niemals, wenigſtens nicht auf längere Zeit, unter einem Herrſcherhauſe vereinigt; es iſt ſtets 
in viele feindliche Staaten zerſplittert, welche den Fremden, wenn er nicht aus eigenem Triebe 
kommt, herbeiholen, um von ihm unterſtützt den Nachbar zu Boden zu ſchlagen. So zu den 
Zeiten ded Darius, zu den Zeiten Alexander's und der Seleuciven, fo zu den Zeiten der Mufel: 
manen, der Clive und Warren Haflings. 

Seit undenkfliden Zeiten waren Raub: und Plünderungszüge die Lieblingsbefchäftigung des 
wanberluftigen, arbeitöfcheuen Araberd, Mohammed (f. Mobammedanismus) Hat diefed Ge⸗ 
Lüfte zur heiligen Pflicht erhoben. Alle Völker follen niit Feuer und Schwert zum Koran befehrt 
ober wenigftend zur Zahlung eined Tributd gezwungen werben. Die natürliche Tapferkeit und 
Wildheit des Beduinen ward noch durch das Vertrauen auf feinen Bott, durch die Hoffnung 
auf himmliſche ſinnliche Genüffe ins unendliche gefleigert und fo ein Kriegervolk gefchaffen, 
dad unüberwindlich daſtand, folange vie Binigfeit, folange die Begeifterung währte. Groß 
ift der Mujelman im Zerftören, wohlthätige bleibende Einrichtungen hat er nirgendwo 
geſchaffen. 

Bereits zu den Zeiten der Khalifen Omar und Othman haben die Araber zur See, von 
Oman und Bahrein aus, Züge gegen Indien unternommen. Muhaleb, deſſen Nachkommen 
bis auf den Khalifen Jeſſid II. Lariſtan und Ormuz regierten, iſt nach Ferishta der erſte Araber, 
welcher raubend und plündernd gegen Multan vordrang. Streifzüge dieſer Art blieben, ſolange 
es an arabiſchen Anſiedelungen in den eroberten Ländern fehlte, ohne Folgen. Kehrten die 
Moslemin zurück, jo ſammelten ſich die entflohenen Bewohner in ihren alten Wohnſitzen und 
richteten ihr Hausweſen von neuen ein, in altherkömmlicher Weife. Die Kürften Tpotteten ver 
Eide der Untertgänigfeit, zu welchen fie die habſüchtigen Räuber der Wüſte mit dem Schwerte 
in der Hand gezwungen hatten, 

Sebek-Tekin, ver Begründer des großen Reichs der Ohadnewiden, unternimmt während 
ber legten Jahre des 10. Jahrhunderts die erften folgenreihen Züge gegen die Hindu und 
zwingt ihren Fürſten Dſchaipal over Oſchaya-Pala, d. h. Herrn des Sieges, zur Unterwürfigfeit. 
Dſchaipal ſucht jeine frühere ſelbſtändige Macht wienerzuerlangen, fendet, auf Rath jeiner 
Brahmanen, an alle Fürften Inviend, um Zuzug bittend gegen den gemeinſchaftlichen Feind. 
So erhielt ver Nadſcha von Delhi, Adſchmir, Kanodſch und andern Ländern Indiens ein großes 
Heer, nit den er dem Mujelman nah Lamghan entgegenzog. Hier entipann jich ein hitziges 
Treffen. Sebek-Tekin brachte nach wenigen Stunden mit einer verhaltnigmäßig Kleinen Truppe 
den Hindu eine jo furchtbare Niederlage bei, daß jie ihr Lager fammt allem Geräthe zurückließen 
und eilig jenjeit des Indus flohen. Die muſelmaniſchen Heere machten reiche Beute, und ihr 
Gebieter vereinigte alle Länder weſtlich Lamghans und Peſchawers bis gen Nilab, mo jich der 
Charru in ven Indus mündet, mit dem Reiche Ghasna. Dihaipal verfucht es nicht mehr, die 
Länder jenfeit des Indus dem Muſelman zu entreißen, und Sebek-Tekin's Aufmerffamfeit wird 
bald nad andern Gegenden gerichtet, ſodaß er nicht daran denken fonnte, den Indus mit Heeres⸗ 
macht zu überfchreiten, um die Croberungen im Lande der Brahınanen weiter auszudehnen. 
Diefer Fluß bildet wieder während ber Lebzeit des erflen Herrſchers von Shadna, wie ehemals 
zu ven Zeiten des Darius, die Grenze zwifchen Hindoſtan und dem Perſerreiche. 

Mahmud, der Sohn und Nachfolger Sebek-Tekin's, ſuchte ganz Indien feinem Reiche ein- 
zufügen. Gr hat zehn Heereszüge gegen dad Brahmanenland unternommen. Sein legter Zug 
war vorzüglich gegen die berühmte Stadt PBattan-Somnath gerichtet, an ver äußerſten Spige 
der Halbinjel Gudſcherat gelegen, ver InfelDiu gegenüber. Diefer Ort, wegen feiner herrlichen 
Lage ausſchließend Pattan, die Stadt, genannt, erhielt feinen Zunamen Somnath oder richtiger 
Swayambhunat, der durch fich felbft feiende Gott, von einem berühmten Lingam des Siwa, 
eind der größten Heiligthümer Indiend. Der längliche cylinderartige Stein ward täglich) zwei— 
mal in dem gejegneten Wafler des Ganges gebadet, 2000 Brahmanen dienten zur Verrichtung 
der heiligen Bräuche, zum Ergögen der frommen Prieſter und des andächtigen Volks 500 
Bajaderen und 300 Mujifanten. Dreihundert Bartfcherer zogen ihren Unterhalt vom Ein— 
kommen bed Gottes; fle hatten ven Auftrag, vie Gläubigen zu fcheren, welche das Innere des 
Heiligthums beſuchen und hier ihre Andacht verrichten wollten. Dieſer göttliche oder ſcheußliche 
Lingam war der berühmten zwölf einer, die an verfchiedenen Plägen Indiens zur Anbetung 
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und Erbauung der Siwadiener aufgeftellt waren. Für fo Heilig ward ber Tempel erachtet, daß 
felbft Fürſten ihre Töchter dem ſchändlichen Dienfte des Gottes, das Heißt dem Gelüfte der Brab: 
manen weihten. Zur Beftreitung ber laufenden Benürfniffe waren Somnath die Abgaben 
von 10000 Ortſchaften angewiefen. 

Der Zug, welchen Mahmud im Jahre 1025 unternahm, ging über Multan, mo 20000 
Kamele mit Lebensmitteln beladen wurden, damit das Heer in den wüſten Streden keinen 
Mangel leiven möhte. Die Brovinz Adſchmir wie die Hauptflabt Gudſcherats, Nahrwalah, 
mußten fich ſchnell vem Sieger ergeben, und im Anfang des Jahres 1026 erſchien Mathzmud vor 
Somnath. Mit eigener Hand, fo wird wenigſtens verfichert, zertrümmerte der Sieger das 
fteinerne Sinnbild der Gottheit und ließ Stüde davon nah Ghasna bringen, wo fie zur Ber: 
berrfihung des Islam am Eingang der großen Mofchee und vor dent Balaft des Sultans als 
Treppe dienten. Zwei Trümmer follen nad Mekka und Medina gefandt worden fein. Die 
Beute war unermeßlih. Der größte Theil wäre in dem ausgehöhlten Bauche bes fleinernen 
Gottes gefunden worden — Marchen, die in einer ernflen Geſchichte kaum der Srwähnung 
verdienen. 

Gin Hindu warb für beveutende jährliche Lehnsgefälle als Statthalter eingefeht, worauf 
dann das muſelmaniſche Heer feinen Rückzug durch die Sindwüſte begann und nad manderlei 
Beihwerden und Kämpfen im folgenden Jahre zu Ghasna anlangte. Die Dichat, die auf 
beutigentags maffenhaft Sind und das Fünfflußgebiet bewohnen, flürzten fich wieberholt 
über die Truppen und verübten ſchreckliche Grauſamkeiten. Um fie zu züchtigen, ließ Mahmud 
zu Multan eine Anzahl Boote und Schiffe bauen, lieferte dem räuberifchen Volk auf dem Indus 
ein Treffen, worin fie gefhlagen und großentheild vernichtet wurden. Die dem furdtbaren 
Blutbade Entronnenen wurden fpäter derart gedrückt, daß fie ſich theilmeife zum Islam be: 
fehrten — fie gehören jest zu den abergläubifchften und unwiſſendſten Thiermenſchen jener 
Gegenden, In Sitten, Gewohnheiten und Sprade find die Oſchat den Beludſchen verwandt. 
Wie jene, bevürfen jle von Zeit zu Zeit derber Züchtigungen von feiten der herrſchenden Eng: 
länder, foll die ganze Gegend nicht unficher werden. Mahmud ftarh menige Jahre nad der 
Rückkehr vom Zuge gegen Somnath. 

Es mar vergebens, daß die Hinbu ſich mehrmals empdren und ihre Unabhängigkeit wieder 
zu erringen ſuchen. Seinem türfifhen Sklaven, Kothbeddin Ibek, überließ es Sultan Moham⸗ 
med aus der Dynaftie der Ghoriden, welche auf die Ghasnewiden folgte, die Herrſchaft und 
den Glauben des Jolam nad Often, Süden und Norden zu erweitern. Ibek erobert (1193) 
Delhi und erhebt die Stadt zur Nefivenz des mufelmanifchen Reichs in Indien. „Deshalb 
heißt ed nun‘, fagt Ferishta, „bei den fremden Volkern: Das Reich zu Delhi warb von einem 
Sklaven gegründet.“ 

Nach diefen wiederholten Niederlagen ift die Macht und pas Vertrauen des Hinduvolks zu 
ſich felbjt gebrochen; Fein Heiliger Bund kommt mehr zu Stande; jeder Statthalter bleibt der 
eigenen Macht und Einſicht überlaffen. Die einen fuchen fih in Frieden mit den Muſelmanen 
abzufinden und zahlen Tribut, die andern wagen Widerſtand und werben zu Boben geſchlagen. 
Und fo fallen ſchnell nadeinander der Fürft von Benares, deſſen Leichnam man auf dem 
Schlachtfelde an einem falfhen Zahn erkannte, die Radſcha von Kanodſch und Gudſcherat, 
dann die Länder Bundelkand und das fpäter nad den einwandernten Afghanen fogenannte 
Rohilkand. Selbft Audh, Bahar und Bengalen mußten bereitö zu diefer Zeit der Oberhoheit 
des Islam ſich fügen; nur der Süden Indiens hielt fi noch lange frei von allem Ginflufle 
mohammedanifcher Herrfhaft. Die Verwaltung der eroberten Ränder, deren brahmaniſche 
Ginrichtungen zun großen Theil erhalten blieben, wurde vorzüglich ven Händen ber vielge: 
wandten Perfer anvertraut. Dies die Urfache, daß Perſiſch die Geſchäfts- und theilweile 
fogar die Umgangsſprache Hindoſtans geworben ift, Daß mehrere neue aus dem Grunde bed 
Sanskrit hervorgewachſene Sprachen Indiens eine große Anzahl perfifcher Wörter auf: 
genommen haben. 

Kaum zwölf Jahre alt erlangt (1494) Schireddin Mohammed — ein Nachfolger Timur’d 
im vierten Gliede, Baber oder ver Tiger zubenannt — die Herrfchaft über eine fruchtreiche Dafe 
Mittelaftens, Ferghana geheißen. Er unternahm Streifzüge nad) allen Richtungen und wurde 
bald Gebieter eines großen Theild von Hindoſtan. Baber ift ver Gründer des Herrſcherhauſes 
der Timuriden oder Baberiden, welches erſt, infolge des Sipahiaufſtandes 1857, nach einer 
Dauer von mehr als 350 Jahren — ſeine Macht war ſchon längſt vernichtet — auch dem 
Namen nach zu Grunde gegangen. Fälſchlich werden dieſe muſelmaniſchen Herrſcher Mongo⸗ 
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len oder Broßmongolen genannt; Baber und feine Genoffen gehörten zum Türfiftamme; ihre 
Sprade war türkiſch und in dieſer haben Baber und feine Nachfolger ihre Denkwürdigkeiten 
niedergefhrieben. Es galt nämlich feit Diingis- Khan der Name Mongole (ſ. Mongolen 
und Zataren) fir eine Ehrenbenennung, womit fi alle Völker Mittelaſiens bezeichneten. 

Als Feldherr und Staatsmann, ald Menſch und Schriftfteller ragt Baber über alle Zeit⸗ 
genoflen empor, über alle Fürſten des Morgen: und Abendlandes — Kaifer Karl V. und 
Franz J., bie beide den Geiſt ihrer Zeit verfanmten und mishandelten, nicht ausgenommen. 
Welche Taten er mit geringen Mitteln vollführte, Eann man mit feinen eigenen Worten in 
meiner „Geſchichte des englifchen Reihe in Aſien“ nachleſen. Aber aud fein menfhlicher Sinn 
hat den Fürſten zu Eeiner Zeit verlaffen. Mitten unter Kriegsgetümmel fhügt er den Baner 
und Kaufmann; er ftellt, fobald nur immer möglich, die Ordnung ber im bezwungenen Lande 
und forgt durch regelmäßige Pofteinrichtung für Die ungeflörte Verbindung ber einzelnen Theile 
des großen Reid. In die entfernteften Gegenden fickt er Boten, um einen Handelsverkehr 
mit ihnen zu beginnen. Selbft nah Rußland gingen feine Gefandten. Die Regierung zu 
Moskau erwidert: Man würde ſich freuen, die Unterthanen Baber's im Lande zu fehen, und die 
Ruffen nicht hindern, nach Indien zu reifen. Der Großfürft Wafilji läßt jedoch dem Padiſchah 
nichts von Brüderſchaft jagen; „nenn man wußte nicht wer er fei, ob Selbftherrfcher oder nur 
NReichöverwefer von Indien”. 

Der Stammvater der Großmongolen ift ein gläubiger Mufelman, aber ohne vie geringfte 
Spur von Fanatismus; er hält nichts auf Wallfahrten zu den Gräbern ver Hetligen ; er unter- 
ſtützt weder Bettelmönde noch jened andere faule Gefinpel, dad unter dem Namen Fakir und 
Derwiſch im Lande herumftreicht. Mit feinen Freunden und ven bewährten Emirn des Hofes 
fand er auf dem vertraulichften Buße; er blieb ats Padiſchah derſelbe einfache anfpruchslofe 
Mann wie in der Heimat over auf der Flucht aus Ferghana. Am Schluffe der wichtigſten 
Staatsſchreiben erzählte er Anekdoten oder theilte den Freunden Vorfälle des täglichen Lebens 
mit, wenn er glaubte, daß fie ihnen intereffant fein over Uinterbaltung gewähren könnten. So 
fchließt eine Depejche, worin die Innern und äußern Verhältniffe Kabuls ausführlich beſprochen 
und welche Mafregeln im Augenblid genommen werden follten, mit folgenden heiter jinnigen 
Worten: „Ich habe voriges Jahr das Weintrinfen, die Luſt- und Shmaudpartien ganz auf- 
gegeben; e8 fam mich dies fo ſchwer an, daß ich Thränen vergoffen und darüber folgendes vier: 
zeilige Gedicht in türfifcher Sprache gemacht habe: 

Ich bin verftimmt, ben Wein ich miffe, 

Sch bin ımfähig der Geichäfte! 

Ach, Reue führt mich fchnell zur Buße 

Und Buße führt zur Reue zurüd. 
In diefem Jahre aber, Gott fel Dank, haben diefe Trübfeligkelteu aufgehört, was ich vorzüglich 
der anhaltenden geiftigen Befchäftigung mit einer poetifchen Überſetzung zufchreibe. Ich rathe 
Dir, di auch an Enthalrfamfeit zu gewöhnen. Luftpartien und Weinfhmaufereien find freilich 
ſehr angenehm in Geſellſchaften Heiterer Freunde und guter alter Kumpane. Aber nıit went 
willſt du den gefelligen Humpen füllen? Dit wem willſt vu bie Freuden des Wein genießen? 
Penn du in den Iufligen Stunden beim lieblichen Becher nur foldhe Leute, wie Schir-Ahmed und 
Haider-Kuli zu Gefellen haft, fo kann e8 dir wahrlich nicht Schwer fallen, dich zu einen folchen 
Dpfer zu entihließen. Aber verzeihe mir, daß id} in derlei Narrbeiten verfalle.” 

Sn diefer offenen ſchmuckloſen Weife, fern von gemeiner Eitelkeit und großartiger Selbft- 
ſucht, find die Denkwürdigkeiten des außerorbentlihen Mannes durchgängig abgefaßt; es ge- 
ſchieht jedem, Freund wie Feind, fein Recht. Keine Spur von all der gewöhnlichen Halbheit und 
Heuchelei der Schriftfteller höherer Stände, melde es vortheilhaft finden, nicht auf die letzten 
Gründe zurüdzugehen und für unanftändig erflären, die Dinge bei ihrem rechten Namen zu 
nennen. Es iſt ein wohlthuendes Gefühl, mitten unter dem leeren Gerede, unter ver prunfvollen 
Kälte aflatifcher Gefchichtfchreiber einen Fürften zu finden, ber vom Wahne frei ift: Ein Fürſt 
dürfe nicht fühlen vie andere Dienfchen; der für einen Spielgenoffen der Knabenjahre tagelang 
weinen fonnte und e8 für eine Schande Hält, dies und felbft zu fagen. Und fo beſchreibt er die 
Berdienfte und Thaten feiner Freunde und Bekannten, ihre geiftreichen Einfälle und Wortfpiele, 
ihre @igenheiten und abenteuerlichen Begebniffe ohne tückiſche Nachrede oder ſatiriſche Gering⸗ 
ſchätzung, mit Ruhe und Gleichmuth, in lebendiger, anſchaulicher Rebe. 

Dem Sohn Humalun verweift Baber orthugraphifche Fehler und tadelt die Schreibmeife 
feiner Briefe: „Man kann deinen Brief wol leicht lefen, aber wegen der weithergefuchten Worte, 
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die du brauchft, nicht leicht verfichen. Im Brieffchreiben bift du ſicherlich nicht ausgezeichnet, 
und zwar blos deshalb, weil vu dich zu jehr bemüht, deine Talente und Kenntnifle zu zeigen. 
Schreibe künftig ohne alle Ziererei in Elaren gewöhnligen Worten, was dann dem Schreiber 
wie den Lefer weniger Mühe mahen wird,” Im dieſer Weife, Elar und finnreich, ohne Wörter 
pracht und die gewöhnliche Schnörfelei perſiſcher Neimer, find aud die zahlreichen Gebichte des 
Eroberers von Hindoftan. Die Sammlung feiner türfiichen Poeflen ftellt ihn hoch unter den 
Dichtern ſeines Volks. Und fo fehr lag ihm die Dichtkunſt am Herzen, daß er ſich eifrig mit ihren 
Geſetzen bejchäftigte und felbft ein Werk über die Metrik gefchrieben hat. 

Unter ven Nachfolgern Baber’s, welche ih nach und nady ulle Länder Hindoftans und ſelbſt 
den größten Theil von Dekan unteriwarfen, ragt Akbar am meiften hervor, fowol durch 
Tapferkeit wie durch feine einſichtsvolle, menſchliche Regierung. Bor den Zeiten Akbar's kann 
kaum von einer regelmäßigen Verwaltung des indiſch- mohammedaniſchen Staats die Rebe fein. 
Es beſtanden zivar allgemeine Verordnungen und Gefege in Menge, fie wurden jedoch nur aud= 
nahmöweife durchgeführt, nad) Sitte despotiſcher Staaten, dann erft, wenn fie zum Nachtheil 
des Gehorchenden, des Unterwworfenen bienten. Die herrſchende Lehnsariflufratie und Beamien- 
zunft handelte nad) Belieben; die Schranken ver Macht find die Schranfen des Rechts. Die un— 
glücklichen Landbewohner wurden fo hart gebrüdt, daß fie nicht felten Land und Hof verlaffen 
und felbft ihre Kinder verfauft haben. War e8 zu diefem Außerften gekommen, fo ließen fic die 
gebietenden Herren von Hindoſtan, gleichwie im europäifchschriftlichen Mittelalter, herbei, vie 
ehemaligen Freien in ihren eigenen Gütern als Pächter, ald Hörige und Leibeigene aufzunehmen 
undgegen allerlei Leiſtungen zu dulden. Die Lehnsbeſitzer waren theils Mufelmanen, theild Hindu, 
und die Lehne ſelbſt bald lebenslänglich, bald erblich. Nur die Inhaber letzterer Gattung 
wurden urſprünglich Semindar, Grundeigenthümer, genannt; fie erfreuten ſich gewiſſer 
Hoheitsrechte und der Gerichtsbarkeit über ihre Untergebenen. Die großen Lehnsbefizzer leiſteten 
dem Fürſten entweder blos militäriſche oder auch andere Dienſte, zu denen fie vermoͤge ihres 
Lehnbriefs ausdrücklich verpflichtet waren. Dies gilt jenoch blo8 von ven Mufelmanen, die fich zur 
Sunna bekannten; Schliten, melche fi fpäter, namentlid im Dekan, maffenhaft vorfinden, 
wurben anfangs von den Turkmanen gar nicht geduldet. Zwifchen viefen beiden Abtheilungen 
bed Jslam herrfchte noch zu Akbar's Zeiten ſolche Feindſchaft, daß jie nicht felten zu Meuchelmord 
führte, und zwar unter den angefehenften gelehrteften Leuten. 

Hindu mußten neben ven gewöhnlichen Steuern noch das Ungläubigen auferlegte Kopfgeld 
entrichten. An andernLaften, an von Zeit zu Zeit eintretenden Berfolgungen fehlte e3 ebenfalls 
nit — Umſtände, welche, wie man glauben follte, ver Befehrung nur förberli fein Fönnten. 
Deſſenungeachtet machte ver Mohammedanismus in Hindoſtan weniger Glück als in irgendeinem 
andern mit dem Schwert in der Hand eroberten Rande. Die Brahmanen hatten es nämlich ver- 
ftanden, ihre Herrſchaft aufInflitutionen und Meinungen zu gründen, mit fol einem teuflifchen 
Berflande erfonnen und ſolch ſchamloſer Härte durchgeführt, daß fie jelbft dem blutigen Andrang 
des Islam nachhaltigen Widerftand entgegenfegen konnten. Nur ein Achtel der ganzen Bevöl- 
terung Indiens befeunt fi heutigentagd zum Mohammedanismus. In Hindoftan allein, 
Defan nicht mitgerechnet, bildeten die Mosliu zu den Zeiten Dſchehangir's, ein Sechstel 
der Einwohner, 

Könnte wilde Graufamfeit und neivifche Seldftfucht, Eünnte tolle Willkür und blöder Un— 
verfland die Erde in eine Müfte verwandeln, längft fhon würde aller Keim des Lebens ge= 
fhwunden fein. Der Menſch ift aber, in Maſſe genommen, ein ſchmiegſames kriechendes 
Weſen. Man peinige ihn noch fo fehr, er erträgt ed und ſchleppt ſich keuchend an der Scholle 
fort. Wird ihm nur der Magen gefüllt, und dafür forgt die immer fich verjüngenne Natur, 
fo wird das Geſchlecht niemals ausfterben. Hindoſtan iſt überdies ein höchſt fruchtreiches, 
von gewerbkundigen Leuten bewohntes Land; ed hat einen reihen üppigen Boden, zahlreiche 
herrliche Flüſſe mit trefflidem Trinkwaſſer; e8 rühmt fih der edeln Metalle und Erzeugniſſe 
aus allen Naturreichen im Überfluß; ſelbſt mitten im Winter ſind in manchen Gegenden Erde 
und Bäume mit lieblichem Grün bedeckt; in der Regenzeit, vom Juni bis Ende September, iſt 
bie Luft fo wundervoll angenehm, daß fie wie Abul-Fazel, der Miniſter Akbar's, in ſeiner Be- 
ſchreibung Indiens jih ausdrückt, dem Alter jugendliche Kräfte verleiht, Danıı bejuchten ſeit 
den älteften Zeiten Schiffe aus Ägypten, aus Arabien, Berfien und China die Häfen des Landes 
und fauften für baares Geld indische Waaren und Naturerzeugniffe. Die Heimat der Edeln, 
wie die Brahmanen Indien nennen, blieb demnach bei allem brahmaniſchen und mufelmanifchen 
Drude die blühende Stätte einer zahlreichen betriebſamen Bevölferung. Und der Druck ward 
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jegt beveutend gemilvert. Die Regierung Akbar's gleicht einer erfrifchenden Dafe mitten in dem 
wüften mohammedaniſch-indiſchen Getriebe. Diefer Fürſt wünſchte das Wohl aller feiner 
Böälfer, der Hindu mie der Mufelmanen, zu begründen, und zwar nicht blos ihr phylifches, fon= 
dern, indem er die Nebel zu zerftreuen fuchte, womit Wahnglauben die Vernunft umhüllt, auch 
ihr geifliges. Der Herrfcher wollte die in der Nacht der Vorurtheile erblindeten Augen wie: 
derum an den hellen Sonnenſchein ver Wahrheit und Einftcht gewöhnen. 

Das ganze Reich war in 15, Später in 18 Kreiſe eingetheilt worben, welche wieder in 
105 Diftriete und 2737 Bezirke zerflelen. Über jeden Kreis wurde ein Statthalter geſetzt, ver 
zu gleicher Zeit die bürgerliche und Militärveriwaltung hatte. Diefe Subahdar ſtanden un— 
mittelbar unter dem Fürften und erhielten von ihm ihre Befehle. Der Statthalter habe blos, fo 
lauten die Vermwaltungsnormen, dad Wohl ded Volks im Auge, er fei immer freundlich und 
erweife jedem die gebührende Ehre. Seine Mußeftunden möge er zum Lefen philofophifcher 
Schriften verwenden und fi auch nach ihrer Lehre richten; die Erzählungen des Buches Kalila 
und Dimna fönnen ihm ebenfalld als Mufter eines vernünftigen Lebens dienen. Unter den 
Statthaltern ſtanden eigene Beamte, denen der Oberbefehl über pie Sölpner und Lehnstruppen, 
dann die Leitung des Gerichts: und Steuermwefend anvertraut waren. Einem jeden ward ber 
Geſchäftskreis genau vorgezeichnet, um, ſoweit menſchliche Vorficht reicht, Willkür und liber- 
griffe zu befeitigen. Aus dieſem Grunde wurde felbft, was fonft unerhört ift, im Mlorgenlande 
das Geſchäft des Unterfuhungsrichter8 und des Urtheilfprechenven getrennt; das eine ſtand dem 
Kadi zu und das andere dem Mir Adel, das Heißt dem Herrn Richter. Nur bei Gelegenheit 
eines gefährlichen Aufſtandes fonnte der Statthalter, ohne an den Hof zu berichten, Tobesftrafen 
verhängen. Den Katwald, welchen das Geſchäft der Polizeidirectoren und Hauptleute der 
Gensdarmerie an einzelnen Orten und Diftricten zuftand, war anempfohlen, ven Herrn Richter 
von zwei Spionen überwachen zu laffen und dem Fürften alsbald zu berichten, wenn jemand in 
feinem Nechte verfürzt würde. Unter ven zahlreichen Vorſchriften für die Beamten find vor- 
treffliche, freilich auch manche abenteuerliche und barbarifche enthalten. Der Padiſchah wollte 
den Müßiggang abgefchafft wiffen. Der Katwal foll nun darüber wachen, daß jeder ein Hand— 
werf erlerne; niemand dürfe ald Sklave verfauft werben; die frühere Sitte, Kriegsgefangene 
als Sklaven zu behandeln, war bereit8(1561) aufgehoben. Der Katwal möge auskundſchaften, 
wovon und wie die Leute leben, namentlich aber darauf achten, daß feine Frau nad den Tode 
ihres Gemahls gegen ihren Willen verbrannt werde. Eined Tags hörte Afbar, der Radſcha 
von Dſchodpur molle die Mitwe feines Sohnes zwingen, den Scheiterhaufen zu befteigen. 
Der Fürſt ſchwang fih aufs Pferd und ritt eilendd dahin, um durch feine Gegenwart dad Ver: 
brechen zu Kindern. Kalender und anderes fcheinheiliges Bettlergefindel, pas fih von dem 
Schweiße der Fleißigen nährt, follte von ven Polizeibeamten angehalten werben, ein nützliches 
Geſchaäft zu treiben. Das Schlachten der Thiere war an vielen Tagen und felbft während eined 
ganzen Monats im Jahre verboten. Metzger, Todtenwäſcher und andere Leute, die unreine 
Geſchäfte betreiben, mögen fern von andern Bürgern an einem eigenen Orte beifammen wohnen. 
„Wer mit einem Scharfrichter aus Einem Becher trinkt, dem wird die Hand abgehauen ; mer mit 
ihm aus einem Keffel ißt, verliert Einen Finger.‘ 

Vorzügliche Aufmerkfamkeit ward auf das Steuerwefen verwendet; denn hieran hängt, 
wie der Minifter Akbar's treffend bemerkt, ſowol die Kraft ver Regierung wie dad Wohl ver 
großen Maffe der Regierten. Alle gehäffigen oder befchwerlichen Abgaben: vie Kopffteuer der 
Ungläubigen, die Taren auf Wallfahrten wurden aufgehoben und blos eine Orundftener an— 
geordnet, welche Freilich Hoch genug angejegt wurde — aufein Drittheil des rohen Ertragd. Unter 
der einheimifchen Regierung der Hindufürften, heißt e8 in ber betreffenden Verorpnung, wurde 
zwar blos ein Sechstel erhoben; e8 waren aber überdies vielerlei Abgaben von beweglicher Habe 
zu entrichten. Um dieſe große Reform durchzuführen, wurde dad Land vermeffen, feine Ertrags⸗ 
fähigkeit nach drei Klaffen eingetheilt und das Mittel verfelben als Erträgniß eines jeden Tage— 
werks angenommen. Diefe Naturalabgaben find dann, nach dem Durchſchnittspreiſe der legten 
19 Sabre, in Geld verwandelt und fpäter, damit die Häufig wiederkehrende, Geld und Zeit 
foftende Schätzung wegfalle, die Steuern ein für allemal auf 10 Jahre feftgefegt worden. Es 
blieb jedoch jedem freigeftellt, feine Abgaben in Rohftoffen ſelbſt einzuliefern. Auch ift es jedem, 
ber da glaubt, er zahle zu viel, deffen Ader eine fchlecdhte Lage Hatten, häufig brach lagen ober 
andern Nachtheilen ausgeſetzt waren, geftattet, bei der Behörbe eine Vorftellung einzureichen. 
Sie war angewiefen, die Beſchwerden genau zu unterfuchen und in befondern Fällen pie Bauern 
mit Geldvorſchüſſen zu unterflügen. Der Nentmeifter folle im ganzen fein Aınt zur Zufriedens 
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heit der Steuerpflichtigen verwalten; died jet vie Grundnorm, nach welcher er ſich zu richten habe. 
Über die Cinnahmen und ihr Verhältnig zu den Ausgaben kann man, aus Unkunde des Preifes 
der Lebensmittel, zu feinen fihern Ergebniß gelangen. Bedenkt man aber die außerorbentliche 
Pracht des Hofes, die Freigebigfeit des Fürften, ver 2— 3000 Geiſtliche und Gelehrte aller 
Voͤlker und Sekten unterhielt, fo müflen bie Erträgniffe ver Steuern höchſt bedeutend ge⸗ 
wefen fein. 

Der ehemals in England mit fo vieler Leidenſchaftlichkeit geführte Streit über die urfprüng= 
lihen Herren des Grund und Bodens in Hindoſtan, ob er nämlich den einzelnen Beſitzern oder 
den Landeẽfürſten gehöre, ift in gewiſſer Beziehung blo8 ein Wortftreit. Der Staat wird 
aklentbalben in der Theorie ald der alleinige Herr des Bodens betrachtet. Der Boden gehört 
nur dann den Unterthanen, wenn fie die darauf gelegten, zu ben allgemeinen Bepürfniffen 
nothwendigen Abgaben entrihten. Das Weſentliche bleibt demnach blos, wie hoch dieſer 
Grundbeſitz belaftet wird. Iſt das Eigenthum einzig und allein durch eine Grundfteuer bevingt, 
ift der Befiger nicht purch andere hHemmende Anordnungen in feinem Rechte beichränft, Tann er 
nit willfürlih von Haus und Hof gejagt werben: fo iſt fein Gut ohne Zweifel ald freies 
Eigenthum zu betrachten. Radſcha Todar-Mal hat dad Verdienſt, Anoronungen in biefem 
Sinne getroffen und zur Erleichterung des früher fo hart gebrüdten Landmanns mit unerbitt- 
liher Strenge durchgeführt zu haben. Der Radſcha fah fo jehr auf Ordnung und Redlichkeit, 
daß Nentmeifter, welche ſich Unterſchleife zu Schulden fommen ließen, hingerichtet oder zum 
ewigen Gefängniß verurtheilt wurden. Heutigentags noch iſt dieſes, den alten indiſchen Cin⸗ 
richtungen entlehbnte Abgabenfoflem unter dem Namen dieſes Brahmanen in Hindoftan befannt 
und gepriefen. Topar:Mal mar auch für fi felbit ein durchaus ehrlicher, von aller Habſucht 
entfernter Mann, dabei jedoch dem Aberglauben ver Hindu in der Weife ergeben, daß felbft der 
milde Akbar ihm hierüber Vorwürfe machen mußte. 

Nicht mindere Sorgfalt wurde auf die Hebung der Inbuftrie verwendet, namentlich auf bie 
Shamlmanufactur in Kaſchmir. Zu Lahore waren damals, wie heutigentags noch, eine große 
Anzahl Webftühle. Die Abgaben ver Fabrikate, die früher zehn von Hundert betrugen, wurden 
auf die Hälfte herabgeſetzt. Die Truppen beflanden theild aus Söldnern, theild aus einer 
Lehnsmiliz, wobel aber viellinterfäpleifftattfand. Es find deshalb von Zeit zuZeitMufterungen 
angeorbnet worden, um ſich zu fihern, daß die Verzeichniſſe der Mannſchaft, ver Thiere und des 
ganzen Kriegägeräthe mit dem wirklichen Beftande übereinflimmten. Über die Anzahl der 
Söͤldner ift und feine Kunde geworben; die Lehnsmiliz der Seminare ſoll fi auf pie ungebeuere 
Summe von 4,200000 belaufen haben. Es mag dies eine Art Landwehr oder der ganze 
Heerbann geweien fein. Alle vem Kriegsweſen zugehörigen Gegenftände erhielten befondere 
Zeichen, damit wenigftend die VBeruntreuungen und anderer Uinterjchleif erfchwert würben. In 
den übrigen Berwaltungszweigen, in den mannidfadhen Staatsanftalten und ver Hofhaltung 
herrſchte ebenfalls große Ordnung, wenn, woran mir freilich zweifeln müffen, die Borfchriften, 
welche Abul:Fazel der Nachmelt überlieferte, wirkli ausgeführt und zu allen Zeiten aufrecht 
erhalten wurden. Da war vorgeſchrieben, wie das königliche Sausgefinde, wie ver Schagmeifter, 
das Juwelen: und Müngzamt verfahren, wie ed mit dem Harem, der mehr ald 5000 Frauen 
enthielt, mit ven Elefanten — allein zum Ausreiten des Padiſchah fanden 101 bereit — wie 
es mit den Pferven, ven Kamelen, den Ochſen und Maulefeln gehalten, wie die Küche, wie die 
Obſt- und Gemüfegärten beftellt werben follen. Es herrichte an vem großmongolifchen Hofe zu 
Delhi eine Pracht, wie le und die arabiſchen Märchen zu den Zeiten Harun Al-Raſchid's ſchildern; 
in der That, fie muß bezaubernd gewefen fein. Und unter allen diefen Herrlichkeiten, bei allem 
diefen Weiberungethüm, blieb vie Seele des Padiſchah unverborben; er war ein einfacher, reiner, 
edelgejinnter Menſch. Akbar überftrahlt vie meiften Fürften feines Jahrhunderts, innerhalb wie 
außerhalb ver Chriſtenheit. Wie weit fleht der fanatifche, finftere Philipp II. von Spanien, 
Heinrich, Franz, um von dem blutigen KarlIX. gar nicht zu fprechen, ein Albrecht und Wilhelm V. 
von Baiern in jeder Beziehung. hinter dem erleuchteten milden Padiſchah Hindoſtans zurück! 
Daß aber die öftlihen Quellen in diefem Kalle nicht übertreiben, daß fie die Zuſtände und ben 
Fürſten, der fie berbeiführte, wie jie wirklich waren, und varftellen, dafür zeugen die überein 
flimmenden Nachrichten europälfcher Kaufleute, welche zu ver Zeit in Indien lebten, dafür zeugen 
felbft die Angaben der Jefuitenmifflonen in ihren jährlichen Senpfchreiben. 

U. Die Oſtindiſche Compagnie;ihre Eruberung und Regierung des Landes. 
Im Herbſt 1599 traten mehrere Bürger Londons zufammen, welche eine Summe von 30000 
Pfd. St. in verſchiedenen Theilen, von 100 — 3000, unterzeichneten, „un zur Ehre des Vater⸗ 
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landes und zur Vermehrung bed Handels innerhalb des Reichs England eine Reife nad 
Oſtindien und andern oͤſtlichen Ländern und Infeln auszurüften.” „Verſchiedene Kaufleute‘, 
beſagt die Eingabe an ven Geheimen Math, „angetrieben durch den Erfolg der Holländer, welche 
jegt Hier in England Schiffe faufen, um eine neue Reife zu unternehmen, wären nicht weniger 
vom Eifer befeelt, ven Handel ihres Landes zu erhöhen, wie die Holländer e8 find zum Vortheil 
ihres Gemeinweiend. Aus dieſem Grunde hätten fie ſich entſchloſſen, einige Genoſſen nad Oft: 
indien zu fenden. Die Königin möge ihnen ald einer Geſellſchaft, welde ihre Unternehmung 
auf gemeinfhaftlihen Schaden und Gewinn betreibt, einen Breibrief mit den gewöhnlichen 
Sonderrechten ertheilen. Oſtindien ſei jo weit entfernt, der Handel dorthin erheifche fold ein 
bedeutendes Vermögen, daß er nur in Diefer Weiſe betrieben werben koͤnne.“ 

Der Freibrief ver londoner Oſtindiſchen Geſellſchaft Ift an dem legten Tage des Jahres 1600 
von der Königin unterzeichnet worden. Das Parlament hatte zu der Zeit auf ſolche Handlungen 
der Krone noch feinen Binfluß. Die Königin erhob „zur Ehre ver Nation, zur Bereicherung 
des Volks, zur Ermunterung ihrer unternehmenden Unterthanen, wie zur Vermehrung ber 
Schiffahrt und des gefeglihen Handels“ die Bittſteller zu einer Handeldinnung unter dem Na- 
men: „Der Gouverneur und bie londoner Kaufleute, welche den Handel nad Indien betreiben.‘ 
Der Geſellſchaft und ihren Angehörigen ift auf 15 Jahre in allen Ländern, vie nicht im Befitz 
chriſtlicher Fürſten find, Öftlih des Vorgebirges der guten Hoffnung bis zur Straße Magellan, 
ein audfäliegender Handel geflattet. Alle andern Untertanen der Königin find, nach Weiſe ver 
Zeit, welche au in England die gewöhnlichen bürgerlichen Gewerbe zu Befonderrechten machte, 
vom Berfehr mit jenen Gegenden, wenn fie die Gompagnie nit ausdrücklich Hierzu bevollmäch⸗ 
tigt, ausgeſchloſſen. Die Innung kann Länder und anderes Beſitzthum erwerben; fie kann ſich zu 
jeder Zeit und allenthalben verfammeln, um Verfügungen zu treffen, folange ſie den englifchen 
Geſetzen nicht widerſprechen. Als ein Zeichen ver geringen ſtaatswirthſchaftlichen Einſicht jener 
Tage, welche immer noch ven Reichthum eines Volks nach dem baaren Gelde allein ſchätzte, verdient 
bemerft zu werben, daß es der Geſellſchaft zur Pflicht gemacht wurbe, eine ebenfo große Sumnte 
edler Metalle heimzubringen, ald fie ausführen durfte — 30000 Pfo. St. in jedem Jahre. 
Ja, e& fehlt fogar nicht an mehrern Schriften, die zu beweifen fuchten, Der Berfehr mit Oſtindien 
tönne dem Lande nur zum Nachtheil gereichen, indem dadurch das Gleichgewicht des Handels 
zum Nachtheil Englands geftört werde. Man wußte damals no nicht, daß das für Handels- 
zwecke ausgeführte Geld auf den verichiebenften und zumeilen langfanıften Umwegen, und faft 
immer mit Gewinn, wieder ind Land zurüdfehrt. Dem Kaufmann Thomas Mun gebührt das 
Verdienſt, dieſes zuerft In einer eigenen Schrift nachgewieſen zu haben. !) 

Die Aufmerkſamkeit der neuen Gompagnie war zuerft auf die zahlreichen Infeln des öftlichen 
Archipelagus gerigtet. Nun machten aber ihre Geſchäftsführer vie Erfahrung, daß mit Baunı= 
wollwaaren von Kambaja auf den oͤſtlichen Infeln ein vortheilhafter Handel betrieben werden 
Eönnte; die Dixertoren, hieß ed, würden gut tun, auf ver Weſtküſte der Indiſchen Halbinfel eine 
Factorei zu errichten. Schnell geht die Geſellſchaft an vie Ausführung. Sie erhält, alles Wider: 
fireben® der Portugiefen ungeadhtet, gegen Ende 1612 vom Großmongolen Dihehangir die 
Erlaubniß, zu Surate, einer unbedeutenden Handelsſtadt am Ausflug der Tapti, in der Provinz 
Gudſcherat eine Kaufhalle zu erdffen, — ein folgenreiches Breigniß für Afien und Europa, für 
die Gulturbewegung der ganzen Menſchheit. Abul-Fazel, ver einfichtövolle Freund und Minifter 
Akbar's, fcheint vie Gefahr geahnt zu Haben, melde dem Reiche von diefer Seite proben fönnte. 
„sn Surate haben ſich“, fo erzählt er uns in feiner für alle Zeiten lehrreichen Beichreibung In⸗ 
diens, „Die Anhänger Zoroafter’8 niebergelaffen, zur Zeit als jie aus Perſien fliehen mußten. 
Der Kreifinn Sr. Majeftät geftattet ven verſchiedenen Religionsgenoſſen nad ihrer befondern 
Weiſe zu leben ; jene Parfen befolgen ungeflört die Lehren ihrer heiligen Schrift, der Zendaveſta. 
Die Fahrläſſigkeit ver Statthalter trägt die Schuld, daß ſich Europäer einiger benachbarter 
Bauen der Provinz Gudſcherat bemädhtigt haben.” 

Schon in diefen frühen Jahren find Vorbereitungen zu einem englifhzaflatifhen Reiche ge: 


1) Thomas Dun, Englands treasure by foreign trade, or the balance of our foreign trade is 
the rule of our treasure (ondon 1621). Nach einer Angabe in Edinburgh Review, April 1847, 
S. 447, die ich aber für unbegründet Halte (Macpherfon, Ann., II, 297), wäre bies bereits Die zweite 
Auflage des berühmten Werks. Blanqui (Histoire de l’economie politique , Paris 1827, IT, 408) 
nennt den Verfaſſer den geiftreichen Bertheidiger bes Commerzialſyſtems. Die Nachfolger hätten weiter 
nichts zu thun gehabt, als feiner Beweisführung zu folgen. 
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troffen worden. Nach Erbauung der erfien Burg, nad der Theilnahme an ven Streitigkeiten 
indiſcher Fürften, nach der einmal geftatteten Einmiſchung in die Innern Angelegenheiten des 
großmongoliſchen Reichs mar e8, ohne fich felbft aufzugeben, unmoͤglich, auf ber Siegesbahn 
ftehen zu bleiben. Unmöglich war e8, zu fagen, bis hierher und nicht weiter. Dies ift die noth⸗ 
wendige Bolge ber Stellung eines civiliirten Volks, des Verhältniffes der Einfiht und Kraft 
gegenüber ver ganzen over halben Barbarei, gegenüber ver Leivenfchaft, dem Unverftand und 
der Schwäche. Oſchehangir, ver Padiſchah oder Großmongol von Delht, wollte die Bortugiefen, 
welche ein indifches Schiff mit koſtbarer Ladung nahmen, weil e8 feinen portugiefifhen Paß bei 
fich führte, züchtigen. Die Engländer, aufgeforvert, am Kampfe gegen ven gemeinſchaftlichen 
Feind Antheil zu nehmen, folgen mit Breuden der Einladung, und zwar in Tagen, mo Jakob 
mit dem König von Spanien und Portugal auf dem freundfähaftlichften Fuße fland. Die Por: 
tugiefen wurden geſchlagen, und die Hanfa erfreute fih der befondern Gunft des Großmongolen. 
Die Engländer durften die Kaufhalle zu Surate, um fle angeblich gegen Überfülle zu ſchützen, 
befeftigen und in der ganzen Provinz Gubfcherat ungehindert ihren Handel betreiben. Um bie 
Freundſchaft zu befeftigen, vielleicht auch um den ganzen Verkehr mit ven reihen Ländern Hin- 
doſtans und Dekans in ihre Hände zu ziehen, wurden Abgeorbnete nad Agra gefandt, welche 
fuchten, durch foftbare und feltene Gefchenke noch größere Gunft bei Oſchehangir und feiner Um⸗ 
gebung zu erlangen. 

Der und hier fnapp zugemeffene Raum geftattet nicht, die Compagnie auf ihrer fernern Sie⸗ 
gedlaufbahn zu verfolgen. Wir bemerken bloß, daß die britifhen Kaufherren, mitteld im Über⸗ 
fluß gefpendeten Geldes und heimlicher Furcht vor ihrer Macht, vom großmongolifchen Hofe zu 
Delhi immer größere Nechte erwarben. Padiſchah Ferochſchir erließ (1717) an vie Statthalter 
und Beamten zu Bengalen, Bihar und Driffa einen Befehl, wonach die Engländer, ohne alle 
Abgaben, blos gegen ein jährliche Gefchent von 3000 Rupien, in diefen Provinzen des Reichs 
ihren Handel betreiben mögen: „Ste Fönnten nad Belieben, mo immer fie wollen, kaufen und 
verfaufen und Kaufhallen errichten, wozu ihnen ein Grund von 40 Adler Landes angemwiefen 
werben folle; e8 fei ihnen geftattet, in der Nähe ihrer jetigen Beſitzungen Bengalend nod 
18 andere Orte gegen die Bezahlung der darauf liegenden Rente von den Grundbeſitzern zu er: 
werben; überbied müßten ihre Münzen bei ven einheimifchen Kaffen, ohne ven früher angeorb= 
neten Abzug, angenommen werben.” Der Statthalter Murſched-Kuli-Oſchafar-Khan (1704 
— 25), nad) welchem die damalige Refivenzftadt Bengalend Murſchedabad — Abad heißt Stabt 
im Perfifhen — genannt warb, widerfegte fi der Ausführung dieſes Gnadenbriefs. Sein 
Einkommen werde dadurch in mannichfacher Weife geihmälert. Noch kurz vorher (1706) mußte 
ihm die Compagnie für die Erlaubniß zur Errihtung einer Kaufballe in Koſſimbaſar 
25000 Rupien bezahlen, und jegt follten deren allenthalben ohne Entgelt errichtet werben! 
Die britiſche Herrfchaft über 18 neue Orte möchte aber noch größere Nachtheile in den Erträg: 
niffen Bengalens zur Folge haben, fogar die Selbftändigkeit des Landes gefährden. Die Eng: 
länder begnügten ſich vorderhand mit dem, mas der Statthalter gutwillig 'gemähren mollte; 
ohnedies wurben ihnen durch ihre ganze Lage und Stellung andere große Vortheile. Die Ord⸗ 
nung und Sicherheit zu Kalkutta bewog viele Bengalefen, binzuziehen; viefelben Gründe ver- 
mochten die einheimifhen Kaufleute, Dufelmanen, Hindu und Armenier, ihre Frachten vorzüglid 
ben englifchen Schiffen anzuvertrauen, mwoburd der Compagnie, ihren Dienern und Schiffs⸗ 
Eapitänen reiche Gewinfte zufloffen. In folder Weife erlangten die englifchen Nieverlaffungen 
nach Eurzer Zeit eine große Beveutung, worüber die Nabob ober Großen, deren Untertbanen, 
um dem Drude zu entgehen, nad Kalkutta flüchteten, nur noch erbitterter wurben. 

Es Fonnte nicht fehlen, daß während der Wirren, welche infolge des Groberungs= und 
Raubzugs des Nadir-Schah In ganz Indien entflanden, felbft mächtige Säuptlinge In ben be: 
feftigten europäifchen Niederlaffungen eine Zuflucht uchten und fanden. Gewöhnlich befehdeten 
dann bie Gegner folder Flüchtlinge ihre Schugherren und verwidelten fi auf diefem Wege ir 
Kämpfe mit Europäern, denen fie in Feiner Beziehung gewachſen waren. Dies gefhah auch 
wiederholt zu Bengalen, wo die Statthalter in unaufhörlihem Zwiſt mit ven Gaugrafen, Be⸗ 
zirksvorſtehern und Grundbeſitzern lagen. Seradſchah-ed-Daulah, ver vierte Nachfolger des 
Murſched-⸗Kuli-Oſchafar-Khan, zog (1756) gegen die Engländer, die einen ſeiner aus Dacca 
entflobenen Beamten Schuß gewährten, nahm Koffimbafar und fland nach einigen Tagen vo 
Kalkutta. Der Statthalter, unfriegerifchen Geiftes, ein Ouäfer Drake, zog ſich mit allen, dene 
ed möglih war, auf die Schiffe zurück und fegelte hinab nad) Gowindpur. Kalfutta bl 
(20. Zuli 1756) der Willkür des übermüthigen jungen Siegers preiögegeben, welcher, blos 
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Raub und Erpreſſungen finnend, alle andern Anoronungen feinen Beamten und Knechten an⸗ 
heimftellte. 

Man Hatte 146 Engländer gefangen genommen und war in Verlegenheit, fie in Sicherheit 
zu bringen. Es müfle ja in der Burg ein @efängniß fein, fagte ein Hauptmann des Seradſchah; 
dorthin follen fie gebradgt werben. Nun geſchah dies zur heißeſten Jahreszeit der heißen Bone, 
nnd das Gefängniß, gemeinhin „Schwarzes Loch“ genannt, von 20 Quadratfuß im Umfange, 
war blos für einzelne meuterifche Soldaten beſtimmt. Nur die Drohung, Wiperftrebende wür⸗ 
den alsbald niedergehauen, vermochte vie Engländer, in den engen Raum zu treten. Kaum! 
ber legte der Gefangenen mit Mühe hineingebracht, fo wird die Thür verfchloffen, und die dicht 
aneinandergedrängten Gefährten find ihrem furchtbaren Schickſal überlaffen. 

Die erfte Kolge des Zufammenfperrend war ein flarfer Schweiß, auf welchen unerträglicher 
Durſt und folde Bruſtſchmerzen folgten, daß man nur mit Mühe athmen konnte. Waller! Waffer! 
ſchrien die Unglücklichen in Todesängſten. In Schläuchen zu ven beiden fleinen Luftloͤchern wurde 
es hineingereicht, aber nur zu ihrem Verderben. Sie drängten und ſchlugen ſich förmlich um 
einen Trunf; mehrere flelen niever, erftickten oder wurben tobtgetreten. Die mufelmanifchen 
Voften hatten ihre Freude an dem Jammergefchrei; pad Berufe ver Verzweifelnden ſchien ihnen 
ein unterbaltendes Schaufpiel. No vor Mitternadht waren alle nur erfinnlichen Mittel er⸗ 
ſchoͤpft; die Hige wurde immer unerträglicher. Die fo häufig aus: und eingeathmete, mit der 
Ausdünſtung der Lebenden, mit dem Geſtank der fhnellfaulenden Todten gefhwängerte Ruft- 
maſſe wurbe immer todbringender; dumpfe Verzweiflung ergriff ven einen und wilder Wahn: 
finn den andern. Schimpf und Spott jeglicher Art wurde gegen die draußen ftebenden Wachen 
geſchleudert in der Hoffnung, fie möchten bineinfchießen und dem zögernden Jammerleben ein 
Ende maden. Bin Theil verfluchte fi) und die Altern, welche fie geboren, und die Gottheit, bie 
fie verlaffen; ein anderer fuchte die fleinerne Allmacht durch wilde wahnfinnige Gebete zu er: 
weichen. Dieſes gräßliche Schaufptel dauerte fo lange, bis fie in die legten Zudungen fielen. 
Der Zufammenfinfende wurbe nicht aufgehoben; im Gegentheil, ver ſtehende Nachbar warf 
den Schwanfenden vollkommen nieder, damit er felbft über ven zertretenen Leichnam dad Fen⸗ 
fler erreiche. Jedes Mitleid, jede menfchlihe Negung war verſchwunden. Große körper: 
liche Schmerzen drücken den Menſchen zum Thier hinab und dulden Fein anderes Gefühl als 
den Trieb der Selbfterhaltung. Um 2 Uhr waren nur no 50 am Leben. Beim Anbrud 
des langerjehnten Tages wird der Vorſtand Holmell, welchen die Vorſicht eined Mitgefangenen 
an ein Luftloch brachte und fo beim Leben erhielt, zum Nabob gerufen und bald hernach ber 
Zwinger geöffnet. Bon den 146 find nur 23 Lebendige, mehr Gefpenftern als menfhlichen 
Weſen ähnlich, aus dem „Schwarzen Loche“ gekommen. Man brauchte eine halbe Stunde, bis 
die nad Innen gehende Thür, wovor übereinander gehäufte Todte lagen, geöffnet werben 
fonnte. Die Leichen verbreiteten einen ſolchen tödlichen Geſtank, dag fie von den barbarifchen 
Truppen, welde das Entfegliche in Rumpffinniger Gleichgültigkeit anfahen, alsbald weggeichafft 
und in eine tiefe Grube außerhalb des Baftelld begraben werben mußten. 

Robert Elive, der Sohn eined Rechtsanwalts in Shropfhire, zeigte fhon in früher Ju⸗ 
gend bie natürlihen Anlangen Fünftiger Größe; leidenſchaftliches, feurlges Weſen, große Wil: 
Ienöfraft und einen an Tollfühnbeit grenzenden Muth. Altern und Verwandte, Lehrer und 
Freunde mußten endlich den unbengfamen, trogigen Jüngling als unverbefferlihen Taugenichtd 
aufgeben; fie freuten fich ver Gelegenheit, viefe Plage od zu werben. Elive und Orme, ber Held 
und fein Gefchichtfhreiber, erhielten an vemfelben Tage (15. Dec. 1742) Schreiberftellen in 
Oſtindien, ber eine zu Madras, ver andere in Bengalen. Die Geſchäfte indiſcher Beamten jener 
Zeit konnten einen achtzehnjährigen wilden Jüngling leicht zur Verzweiflung bringen. Sie 
mußten einheimiſchen Webern Borfchüfle machen und Sorge tragen, daß fie die beftellten unter: 
pfandlichen Waaren richtig erhielten. Anfänger erhielten überdies fo fhlechten Gehalt, daß fie 
kaum leben konnten. Äitere Diener bereicherten fi durch Handelögefchäfte auf eigene Rechnung 
und fammelten nicht felten große Reichthümer. Sie lebten dann nach allen Richtungen gleichwie 
oͤſtliche Fürſten. Stand doch die Moralität jener Krämerariftofratie und der Engländer durch⸗ 
gängig während des 18. Jahrhunderts auf der nieberften Stufe. 

Das Leben mit ſolchen Leuten, dad Leben unter ſolchen Verhältniſſen erfchten Glive derart 
unerträglich, daß er zweimal verfuchte, ſich zu erfchleßen, — und zweimal hat ihm bie Piftole 
verfagt. Dem künftiger Heerführer gilt dies ald Anzeichen, daß ihn die Gottheit für Großes 
auffpare; er entjchließt fi, bei vem veinlihen Alltagsleben auszuharren, hoffend, In einem 

Staats⸗Lexikon. XI. 14 
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unruhigen Lande wie Indien würde ſich einſtens Gelegenheit ergeben, dem Schreibtiſch zu ent⸗ 
fliehen und thätig und folgenreich in die ſhwankenden verworrenen Zuſtände einzugreifen. Der 
firebende Kaufmannsdiener Hatte richtig gerechnet. Schon während ber Belagerung von Bon= 
dichery finden wir ihn ald Fähnrich beim ‚Heere (September 1749), mo er gute Dienfte Ieiflet. 
Bald wirft er alle8 andere weg, widmet fidh den Kriege, fleigt fchnell von Stufe zu Stufe und 
überragt an Muth, Einfiht und Befonnenheit alle Kampfgenoffen. Die Einnahme Arkots und 
dietapfere Vertheidigung des Plages (November 1751) erregten die Aufmerkfamfeit ber gebies 
tenden Herren im Indifchen Haufe. „Dan erkenne vollfonımen die Verbienfte des Hauptmanns 
Glive und werde fie auch zu belohnen wiſſen.“ 

Nun wurde Hauptmann Glive von der Negierung zu Madras der Oberbefehl über vie Trups 
penabtheilung anvertraut, welche Kalkutta miedererobern und amı Nabob oder Statthalter von 
Bengalen Rache nehmen follte. Die Flotille unter Admiral Watſon war bereits im Drtober unter 
Segel gegangen, landete abererft, von der Norbweft:Munfun aufgehalten, im December zu Ben⸗ 
galen. Serapfhah:ed-Daulah wollte gar nicht glauben, daß die Engländer ed wagen könnten, fi 
gegen ihn zu erheben. MWähnte doch der unmwiffende Drientale, ganz Europa zähle höchſtens rine 
Bevölkerung von 12000 Seelen. Nur eine geringe Befagung hatte er in den Forts zurück⸗ 
gelaflen; andere Mafregeln zum Schuge, zur Vertheidigung des Landes waren nicht getroffen. 
Und fo glich der Angriff der Eleinen, au8 900 europätfchen und 1500 Sipahis ober einheimiſchen 
Soldaten beſtehenden Truppe mehr einem lärmenden Trinmphzug als einem ernſtlichen Kriege. 
Kalkutta, Hugli und mehrere andere Orte fielen alsbald in die Hände der Briten, die jegt land⸗ 
aufiwärts zogen, um die Kauptfladt felbft anzugreifen. Durch die Kühnheit und Schnelle der 
Bewegung geräth ver Nabob in die größte Furcht; er fehnt fi) nach Frieden. Ganz anderer 
Art die Stimmung bed engliſchen Feloherrn; er gefällt fi im Kriege. „Mit dem Barbar jegt 
Thon Frieden zu ſchließen, ift nicht ehrenvoll genug; Seradſchah muß noch derber gezüdtigt 
werden.” Sein Widerſpruch blieb jebocd vergebens. Clive mußte ſich dem Regierungégebot 
von Kalkutta und Madras fügen. Dort hatte man von dem neuen Kriege zwiſchen England 
und Franfreih Nachricht erhalten und wünſchte natürlich, damit alle Macht gegen den euro= 
päifchen Feind und feine Bundesgenoſſen im Dekan gerichtet werden Eönnte, das jchnelle Ende 
der bengalifchen Kämpfe. 

Der Nabob unterwarf ſich allen Bedingungen. Der Friede wurde gefchloffen (7. Bebr. 1757); 
Watfon und Clive verſprachen im Namen ver englifhen Nation Aufhör aller Feindſeligkeiten 
im Lande Bengalen. live z0g jedoch alsbald wider die Franzoſen zu Chandernagor und 
eroberte ven Ort (22. März 1757), was gegen ven Wortinhalt des Vertrags und die wieder: 
Holte Abmahnung des Nabob nad tapferer Gegenwehr geſchah. Noch mehr. live verlangte, 
die Franzoſen, welde fih nad Koffimbafar geflüchtet und des fürftlihen Schuges verfichert 
hatten, ſollen unverzüglich ausgeliefert werden. Der junge, ruhmgierige Feldherr fann auf 
Krieg; alle Mittel dünkten ihm die rechten. „Aſiaten dürfen nit nad europäiſchen Begriffen 
von Recht und Ehre behandelt werben; daß find treu= und gemiffenlofe Menfchen, die man mit 
gleiher Münze bezahlen könne.” So fprad, fo handelte Clive, jo denken und verfahren bie 
meiften Europäer in der Vergangenheit wie in der Gegenwart. Seradſchah, ein junger Mann 
von kaum 20 Jahren, feurigen, unbändigen Wefens, iſt außer fih vor Wuth; bald will er dies, 
bald will er jened gegen den tollfühnen Denen, wie er Glive hieß, unternehmen und befiehlt 
und mwiberruft in demfelben Augenblid dies und jenes aus Feigheit und Furcht vor dem gemalt 
famen, übermädtigen Gegner. 

Clive eilte mit der ganzen Macht nah Murſchedabad. Seradſchah wollte den Feind nicht in 
der Hauptfladt erwarten, raffte feine Truppen zuſammen, und die beiden Heere begegneten fich, 
unfern des Fluſſes, ſechs deutſche Meilen üblich Murſchedabads, bei dem Orte Balafi, von den 
Engländern gemeinhin Plafley geheißen. Clive befehligte 3000 Mann, wovon blos 900 Bri⸗ 
ten und 100 Topaß, d. h. Miſchlinge aus Europäern und Aftaten, die ven in Indien gebräud 
lichen Namen Burafier führen. Der Nabob mochte, Fußvolk und Reiterei zufammen, über 
ein 60000 Mann zählended, mit zahlreicher Artillerie verfehenes Heer gebieten. Der Kriegs- 
rath, der erſte und legte, welchen der britifche Feldherr befragte, erklärte fich gegen die Schlacht. 
In der Berfammlung huldigte Elive ſelbſt dieſer Anfiht. Kaum Hatte er aber mit ji felbR in 
der Binfamfeit Rath gepflogen und die Verhältniffe nochmals im Geifte erwogen, fo war er 
entfchloffen, den zwanzigfach überlegenen Feind alsbald anzugreifen. Nod fand die Sonne an 
dem folgenreichen Tage ded 21. Juni 1757 hoch am Horizont, und bie beiden engverbunbenen 
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Verräther, welche ſich während der Schlacht häufige Botſchaften ſandten, Mir-Oſchafar und 
Robert Clive, hatten bereits ihr Ziel erreicht, Die Verſchworenen riethen dem Nabob, ſich den 
Schlachtfelde zu entziehen, worauf dad zuſammengerottete, Verrath fürchtende Heer nach allen 
Winden zerftäubte. Der betrogene Kürft wurde auf Befehl von Mir-Dſchafar's Sohne zu 
Murſchedabad getödte. Kat aud) Elive feinen tätigen Antheil am Meuchelmord genommen, 
jo müſſen doch feine größten Lobredner zugeben, daß er nicht den geringften Schritt gethan, dem 
wehrlofen Befangenen dad Leben zu erhalten. Das 39. ſich vor andern in der Schladt auß- 
zeichnende englifhe Regiment führt heutigentags noch neben den unter Wellington in Dekan 
wie auf der Pyrenäiſchen Halbinfel errungenen Siegeözeichen ven Namen Blaffey in ver Fahne, 
mit den ſtolzen Denkſpruch: „Primus in Indis.” 

Glive handelte jegt, wie foviele feiner Nachfolger, in Weife ver römifchen Proconfuln. Mir- 
Dihafar wurde zum Throne geführt und ald Fürſt der drei Länder Bengalen, Bihar und Oriffa 
begrüßt. Der fremde Sieger ift der erfte, welcher ihm huldigt, nach oͤſtlicher Sitte mit Gefchen: 
fen an Gold und Silber und anderm Geſchmeide. Die Schapfanımer des Seradſchah ward voll 
gefunden über alle Erwartung. Die Engländer, vor allem ihr Feldherr, erwarben fönig- 
liche Reichthümer. Cine Flotte von mehr ald 100 Booten führte blos in gemünztem Geld 
800000 Pfd., den Antheil ver Regierung, nah Kalkutta. Die ganze Beute foll an 
2,230000 Pfd. betragen haben, Zu Kalkutta wurde eine -Münzftätte errichtet, wo am 
29. Aug. 1757 die erfte Rupie erſchien, geprägt im Namen des Padiſchah von Delhi. 

Die Engländer gebrauchten den legitimen Schein ver Padiſchah Hindoſtans und ihrer Statt: 
halter in derſelben Weife wie die italienifhen Häuptlinge und Fürften das gefunfene Anſehen 
der römifchen Kaifer deutfcher Nation. Die Eroberungen und Anmaßungen follten durch bie 
Lehnsbriefe ver machtloſen, im Volke aber immer noch einer herfömmlichen Ehrfurcht genießen: 
den Majeftät die rechtmäpige Grundlage erhalten. Man wagte e8 felbft noch nicht, die Länder 
in eigenem Namen zu beberrfhen. „In der indifchen Staatsweisheit, bei ven Bewohnern Hin: 
doſtans“, ſolche Lehren gab Lord Elive feiner heimatlihen Regierung, „beiteht dad Wefen zum 
großen Theil in der Born. Seitdem wir Die Steuern erheben, jind wir der That nad) die Herren 
des Landed. Dem Nabob bleibt blos der Name und Schatten der Herrſchaft. Uns geziemt es 
aber, und fruchtet ed, diefen Namen, diefen Schatten zu verehren. Unter der Heiligkeit dieſes 
Scheines können wir alle Übergriffe fremder Mächte niederſchlagen, ohne in die Nothwendigkeit 
zu kommen, unfer eigenes Anjehen bloßzuftellen. Aus viefen und manden andern Gründen 
rathe ih, niemals zu vergeffen, daß es einen einheimischen Statthalter gibt in dieſem Lande.’ 

Die Steuern wurden immerdar für den Schag des Nabob erhoben; die Gerechtigkeit ließ 
man in jeinem Namen und von feinen Beamten verwalten; alle Verhandlungen mit fremden 
Nationen find unter dem Scheine feiner Herrlichkeit gepflogen worben. Die Berwaltung, die 
Ordnung und dad Wohl des Landes litten natürlich furchtbar unter dieſem widerlichen, unhalt: 
baren Lügengemebe einer Doppelregierung. Die Engländer, ihre gemeinften Diener, die frem= 
den wie die einheimifchen, erlaubten jich alle nur erdenklichen Schledhtigfeiten und Bedrückungen. 
Niemand konnte, niemand durfte es wagen, ſie vor Gericht zu ziehen. Die einheimifche Verwal: 
tung war machtlos und eine britifhe außerhalb ver ehemaligen Grenzen der Präſidentſchaft 
Bengalen nicht vorhanden. Die Verbrechen der Engländer blieben unbeftraft; die @ingeborenen 
waren unbedingt ihrer Willkür preiögegeben. Die höhern leitenden Beamten des Nabob wur: 
den von der Negierung zu Ralkutta eingelegt und von einem englifchen Geſchäftsträger über: 
wacht. Zum Behuf einer flindigen Verbreitung und Oberaufjiht von feiten der Präfidentfchaft 
wurde jegt zum erften mal (1765) zwifchen Murſchedabad und Kalkutta eine regelmäßige Poſt 
eingerichtet. Unter dem Schuge folder innerlich feinpfeligen wirrungdvollen Zuftände Fonnten 
auch die einheimiſchen Beantten nad) Luft rauben und plündern und mit dem geflohlenen Bute, 
wie haufig geihad, davongehen. 

Sp erging es nicht blos Bengalen, Bihar und Oriffa, ſondern aud allen von Shah Alem 
vermöge des Vertrags vom 12. Aug. 1765 abgetretenen Ländern, welche nicht unmittelbar unter 
engliſche Herrſchaft geftellt wurden, wie namentlich den fogenannten fünf Bezirken. Dieje durch 
die fünf Flüſſe, welche fie durchziehen, umgrenzten nördlichen Zirkar erftreden fi über 470 eng: 
lifche Dieilen längs des Bengaliſchen Meerbufens und mögen an 17000 Geviertmeilen betragen, 
Auch dieſe weitgeftredten Marten mußte Schah Alem, der in Wahrheit feinen Meierhof beſaß 
in allen den vielen Ländern und Reichen vom Himalaja bis zum Meere, feinen Brotberren, ben 
Engländern, abtreten. Der Statthalter im Süden, Nijam-Ali, welcher ſeinen Dauer Salabat 
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Oſchang (1761) abgefegt und (1763) ermorbet hatte, fügte ſich erft im folgenden Jahre viefer 
zwifchen Schah Alem und den Englänbern getroffenen Übereinfunft. Die Beamten der Oſt⸗ 
indifhen Gefellfhaft nehmen nun (1769) In förmlicher Weile Befig vom Lande. So Hatten 
die Engländer ſchnell nacheinander in Hindoſtan und in Dekan zwei große zufammenhängenve 
Reiche erworben, welchen ſich die Beſitzungen in Kanara leicht anfügten. Alle europäiſchen Na- 
tionen waren von Indien fo gut wie ausgeſchloſſen. Man gebot den einheimifchen Fürften 
ganz nach Gutdünken. Nifams Ali mußte alsbald eine herbe Schmälerung feiner Macht erleiden. 
Der Lehnsmann Muhamen: Ali, Nabob von Kanara, wurde nad dem Wunſche des englifchen 
Feldherrn durch Shah Alem der Lehnspflicht entbunden und zun unabhängigen Fürften er: 
hoben. Denn je größer die Zerftüdelung, vefto fiherer blieb das oberherrliche Anſehen ver Re: 
gierung zu Kalfutta. Der Nifam blickte mit widerſtrebendem, bitterm Gefühle auf alle diefe 
Borfehrungen und fann im ftillen auf Mittel ver Rache. Daher fein Bündniß mit Hayder-Ali 
von Myſore (ſprich Maifore). Die Verbündeten wurden gefchlagen, und ver Nifum bewilligte 
(Februar 1768) gegen eine jährliche Zahlung alled, was die Sieger verlangten, morunter auch 
die Abtretung des ganzen Flachlandes von Krifhna bis zum fünlihen Ende Myſores, die 
Birkar-Balaghat genannt ober die Marken oberhalb ver Päſſe. 

Die Borfigenden im Indiſchen Haufe waren über ven ſchnell aufeinanderfolgenden, wahr: 
haft erdrückenden Ländererwerb höchlich ungehalten. „Wir find nicht geneigt“, erklären fie ihren 
Beamten in Betreff ver Stellung des Nifam zu andern Fürften in Dekan, „bie Würbe eines 
gebietenden Schieb8richterd einzunehmen. Man überlaffe die Herrſcher ihrem Schidfale; fie wer: 
ben fih zu einem Gleichgewicht ver Macht durchkämpfen oder, was und nicht fünımert, zu Örunde 
geben. Betrachten wir die plöglich erlangten Reichthümer unjerer aus Indien zurückkehrenden 
Diener, fo find wir wahrlich gezwungen, ung der Öffentlihen Meinung anzuſchließen. Aug 
wir müffen glauben, daß alle euere Verbindungen, Unterhbandlungen und Verträge mehr auf 
dem Grunde des eigenen Vortheils ald auf dem des Öffentlichen Wohls beruhen. Was mir 
wünſchen, haben wir hinlänglich und oft genug ausgefprochen. Wir mollen keine Angrifföfriege; 
wir wollen die Grenzen unferer Befigungen nicht erweitern. Wir wollen die Erhaltung der 
Mächte Hindoſtans, wie ſie jept find: die eine ift ein Hinderniß, bildet die Schranfe für die an: 
dere. Dies fei und bleibe die unabänderliche Richtſchnur euerer Handlungen. Gegen Europäer, 
namentlid gegen Sranzofen, ift natürlih in ganz anderer Weiſe zu verfahren. Schlagt alle 
Wege ein, offene Feindſeligkeit ausgenommen, um fie aus dem Lande zu treiben.’ 

Die Öffentlihe Meinung Englands hatte fih um die Zeit entſchieden gegen die indiſchen 
Emporfömmlinge, gemeinhin Nabob genannt, ausgeſprochen. Sie werben in Nomanen und 
Schaufpielen der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts als eine üppige, hochmüthige und tyran- 
nifhe Menſchenklaſſe geſchildert, mit einer Dienge lächerlicher Eigenheiten. Es wird gezeigt, wie 
fie ihre auf ſchmachvolle Weife erworbenen Reichthümer in widerlichen Prunk und Großthun 
vergeuben. Methopiften und die andern Stillen im Lande hielten fich fern von dieſen verruchten 
Zeuten, „deren zahlreiche Verbrechen die firafende Gottheit fiherlich an Kindern und Kindedfin: 
dern Altenglands rächen werde”. Die Volksſtimmung fpiegelt fi) wider, wie in England ge: 
wöhnlid, an feinen Vertretern im Parlament. Ein Ausfhuß wird eingefeht (Novemer 1766) 
zur Uinterfudung der Handlungen, Zuftände und Erwerbniffe ver indiſchen Hanſa. Auch das 
Benehmen ihrer Diener, ded Lords Clive namentlid, wird vor den Richterftuhl des Haufed ge: 
zogen, Jetzt Fommt zuerft dad Oberauffihtsrecht der Nation über die Compagnie, über ihre 
Beflgungen und finanziellen Angelegenheiten zur Sprade. Kein lintertfan der Krone Eng: 
lands, diefer Grundſatz ward aufgeftellt und feſtgehalten (1767), könne für fidh Die Oberherr: 
lichkeit von Land und Leuten erwerben. Sie gebühre immer und allenthalben der Nation. 
Bergebens ſuchte Burke aus Feindſchaft gegen das Minifterium Lord North diefen Sa des 
englifhen Staatsrechts anzufechten und lächerlich zu machen. Die Hanfa mufte demgemäß, 
gleihfam als Grundzins für die indifchen Lehne, jährlich eine Summe von 400000 Pfr. St. 
der Staatskaſſe zahlen, über welche pad Parlament verfügen werde. Die Einrede des Indiſchen 
Haujes, daß man nur unter Oberherrlichfeit des Großherrn zu Delhi, der Statthalter und Für: 
ſten Inviens die Landesregierung ausübe und Steuern erhebe, ward ald nichtige Vorfpiegelung 
erfannt und zurückgewieſen. Überdies haben nie Volkövertreter beftimmt, der Bebieter in Hin: 
doſtan und Dekan hätte jährlich für 380837 Pfo. St. Waaren und Erzeugniffe auszuführen; 
dann dürfe die Dividende bis zur nächſten Seſſion 10 Proc. nicht überfleigen, — ein Zeitraum, 
welcher fpäter (1768) der übeln Folgen wegen, welche eine Erhöhung nach ſich ziehen Eönnte, 
bis zum 1. Febr. 1769 ausgebehnt wurde. Wie in der That ed nothwendig war, der Gewinns 
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fucht der Actieninhaber ein Ziel zu fegen, welche vor Eurzem erſt (26. Sept. 1766) die Dividende 
von 8 auf 10 Proc. erhöht hatten, lehrte ſchon die nächfte Zukunft. 

Die Reichthümer, welche einzelne Diener nach Haufe brachten, befeftigten mehr und mehr 
die ſeit Jahrhunderten überlieferte Meinung von den unerfchöpflihen Schagfammern des Mor 
genlanded. Man erfuhr aber gar bald, welchen eiteln Täuſchungen man ſich Hingegeben habe. 
In frühern Jahrhunderten der Weltgeſchichte ſchickten alle feefahrenden Nationen von Jahr zu 
Jahr große Mafien edler Metalle nach Indien. Dies bat, fobald die Engländer die Herren 
indifcher Reiche wurden, zum großen Theil aufgehört. Die Compagnie faufte jeßt nicht blos die 
Erzeugnifle und Fabrikate des Landes, fondern auch die Chinas, Three, rohe Seide und Seiden⸗ 
zeuge, mit indifchen Abgaben. Ihre Beamten fandten Erfparniffe und ihren Raubantheil, vor: 
züglich deshalb, daß beide nicht befannt würden, auf holländiſchen und franzöflfhen Schiffen 
nad ber Heimat, — Gelder, welche von den Kauffahrern dieſer Nationen ebenfalls zum Erwerb 
öftliher Waaren verwendet wurden. Bei dieſem immerwährenten Abzug, ohne bedeutenden 
Zufluß von irgendeiner Seite, bei der Tylechten Verwaltung, der Verwirrung und allgemeinen 
Unficherheit verarmte dad Land in hohem Grade. Nah und nad ſchwand jedes Vertrauen zum 
Beftande, und bald zeigte fich die nothivendige Folge, großer Mangel an eveln Metallen. „Frü⸗ 
her fon haben wir darauf hingewieſen“, dies ſchrieb die Negierung zu Kalkutta an ven Geheim⸗ 
ausſchuß des Indiſchen Haufes, „welche nachtheilige Folgen die Ausfuhr des baaren Geldes aus 
diefem Lande habe. Wiflen wir doch felbft noch nicht, wo wir aufs nächſte Jahr dad nothwendige 
Silber für den chineſiſchen Markt Hernehmen. Bringen wir aber auch die Summe auf, fo wür: 
den euere Einkäufe und der ganze Handel Bengalend fehr darunter leiden.” In fol einem 
Grabe ſchlugen die Hoffnungen fehl, welche Korb Clive auf den unerfhöpflichen Reichthum In⸗ 
dien feßte oder gegen befferes Willen in der Heimat vorfpiegelte. Die angloindifche Regie: 
zung ſcheint aber in der That fo unfundig gewefen zu fein, daß fie glauben fonnte, die Ausfuhr 
trage allein die Schuld ded Mangeld, was keineswegs ver Ball mar. Die edeln Metalle flüch⸗ 
ten ſich zu allen Zeiten und allerorten bei Verwirrung und Unſicherheit in der bürgerlichen 
Geſellſchaft. 

Auch in den Einrichtungen Clive's und ſeiner Nachfolger zeigte ſich bald vieles Mangelhafte. 
Zu den alten Landesgebrechen ſind neue hinzugekommen. Die Erhebung der Landſteuer war für 
den Gebieter wie für den Unterthan ſehr verwickelt und läſtig. Cinen Theil ſammelten eingeborene 
Diener der Rentmeiſter; ein anderer ward jährlich an verſchiedene Perſonen verpachtet; ein dritter 
gehoͤrte großen Grundbefitzern, welche ver Regierung für gewiſſe Summen verantwortlich waren. 
Unter folgen unklaren Zuftänven blieben die Exträgnifle weit Hinter der Erwartung zurüd. Um 
dem Übel abzuhelfen, wurden (Auguft 1769) für einzelne Bezirke englifche Auffeher angeorbnet, 
welche die einheimifchen Beamten übermaden follten. Sie ſelbſt erhielten genaue Verhaltungs⸗ 
befehle und berichteten an die beiden Räthe, wovon der eine zu Murſchedabad faß und der andere 
zu Patna. Zur überwachung aller diefer verfhiedenen Behörden fandte Das Indifche Haus drei 
Dberauffeher nach Hinvoftan (September 1769). Das Schiff verunglüdte. Don den Herren 
Vanfittart, Scrafton und Fort ift niemals eine Spur aufgefunden worben. Bald erhielt man, 
mitteld der englifchen Auffeher in den Provinzen, Kunde von den mannichfachen Bebrüdungen 
der unglüdlihen Bevölkerung. Die Rentmeifter erpreßten ſoviel als möglich von den großen 
Zanpbefigern und überliepen die Maſſe der Grundholden ihrer Willfür. in halbwegs georb- 
netes Raubſyſtem, dad war die Regierung bed Landes. 

Die Misftimmung gegen die angloindifhe Hanfa wuchs aber vorzüglich durch ihre finan- 
ziellen Berlegenheiten. Die Moralität hatte nur einen fehr geringen Anthell daran. Man 
war fidh deſſen im Indifchen Haufe gar wohl bewußt, weshalb auch während ber legten Jahre 
alle guten und ſchlechten Mittel aufgeboten und genehmigt wurben, melde eine Erhöhung ver 
Einnahmen hoffen ließen. Vergebens. Nicht blos daß fie den jährlihen Zins nicht zahlen 
fonnte, fo mußte die Hanfa nod (März 1773) um ein Anlehen von 1, Mill. Pfo. St. beim 
Parlament nachſuchen. uͤberdies möge ihr geftattet fein, jebe beliebige Anzahl Ihee abgabenfrei 
ins Ausland zu verführen. „Das Parlament dürfe ſich verfichert Halten, daß nächſtens geeignete 
Borfchläge gemacht werden zur beflern Verwaltung Indiens, namentlich der Berechtigkettöpflege.” 

Die Verfaflung der Gompagnie, dies blieb von den Tagen, wo bie indiſchen Angelegenheiten 
zum erften mal (1767) vor das Parlament gebracht wurben, Landesüberzeugung, müffe durch⸗ 
aus verändert werben. Negierung und Parlament follen Einfluß auf die Verwaltung ver 
afiatiſchen Befigungen, fie follen die Oberaufficht über alle ftaatlihen Anorbnungen des Indi⸗ 
hen Haufes erhalten. Selbft in ver Thronrede bei Eröffnung des Parlaments, Januar 1772, 


214 Dffmdien 


ward darauf hingeiwiefen. Die Hanfa feßt alle Triebfevern in Bewegung, um foldhe Plane zu 
hintertreiben. Sie wurden ald Bruch ihrer verbrieften Sonderrechte, ald Verlegung ber Con⸗ 
ftitution und des Eigenthums vargeftellt. Alle diefe Umtriebe und Bemühungen waren ver- 
gebens. Lord North bringt (18. Mai 1773) einen Geſetzvorſchlag and Unterhaus, „wodurch 
die Angelegenheiten der Compagnie fowol in Indien wie in der Heimat georbnet und verbeffert 
werden’. Die Actienfperulanten, erflärt ver Miniſter, feten zwar der Maßregel entgegen, die 
Regierung werde aber varauf beftehen. Nur in folder Weiſe könne den zahlveihen Misſtänden 
Abhilfe und dent herannahenben Verderben Einhalt gefhehen. Die bei der Compagnie ftarf 
betheiligte Hauptſtadt fand bie Grundſätze der Bill Im hohen Grade gefährlich. Sie feien ein 
unmittelbarer Angriff auf die Volfäfreiheiten ; dadurch würden alle corporativen Rechte in Frage 
geftellt; der Krone Macht und das PBatronatwefen jeglicher Verwaltung würden In ber Weife 
gemehrt, daß fie der ganzen Verfaſſung zum größten Schaben gereichen fönnten. Alle dieſe und 
andere Bittfehriften, Protefte und vorgeblichen Befürchtungen ver Selbftfucht ſowie die glänzen: 
den Reden ihres MWortführers Edmund Burfe waren von feiner Wirkung. Das Gejeg ift mit 
großer Mehrheit angenommen und die Stellung der Compagnie zum Staate von Orund aus 
geändert worden. Seine weientlihen Bedingungen, gemeinhin Orbnungsacte oder Geſetzes— 
ordnung genannt, haben ſich trefflich bewährt; fie liegen allen fpätern Beftimmungen zu Grunde. 

Haupt der Regierung von Bengalen, Bihar und Oriſſa ift (1773) der Oberftatthalter mit 
einer Befoldung von 25000 Pfd. St. jährlich; ihm ift ein gleihberechtigter Rath beigegeben von 
vier Perfonen, jede mit 8000 Pfd. St. Gehalt; den Oberftatthalter im Rathe gebührt die ganze 
bürgerliche und militärifche Verwaltung. Die Präfiventfhaft Bengalen führt eine Oberaufiicht 
und uͤberwachung jener zu Madras, Bombay und Benculen; außer im Fall der Nothwehr kön— 
nen fie weder Krieg beginnen noch mit den Indifchen Fürften Verträge ſchließen. Die höchſten 
Beamten des Indifchen Reichs werden dad erfte mal von der Krone und dem Parlanıent auf fünf 
Fahre ernannt. Nah Ablauf der Friſt iſt die Wahlden 24 Directoren der vereinigten Geſell⸗ 
fhaft anheimgegeben. Sie unterliegt jedoch der Beftütigung der Krone. Ein Biertel ver durch 
Artieninhaber gewählten Directoren tritt jährlih aus. Die Actie von 1000 Pfo. St. berechtigt 
zu einer Stimme, 3000 zu zwei, 6000 zu drei und 10000 zu vier Stimmen. Alle Briefidhaften, 
auf pad Kriegsweſen und bie finanziellen Zuflände, dann auf Regierung und Bermwaltung Ju: 
diens bezüglid, werben der Krone zur Einſicht und Gutachtung vorgelegt. Kein Beamter, 
gleichviel ob im Föniglichen oner Compagniedienſte, darf Geſchenke annehmen. Die Statthalter, 
Rathsherren und Richter find und bleiben von jeden Antheil am Handeldgewinft ausgefchleffen. 
Ein oberfter fönigliher Gerichtshof wird fünftig den indifchen Behörden zur Seite ftehen, wel: 
her nad) englifchen Geſetz und vollfommen unabhängig von der Verwaltung itber die Beamten 
der Compagnie und alle Engländer fowie über einheimifche Verbrecher zu Recht erkennt, — eine 
Autgemeinte Vorkehrung, die eine Menge neuer Misflände und Bedrängniſſe über die Bewohner 
Hindoſtans verhängte. 

Sn diefem Inhalt der Ordnungsacte liegen die Fünftigen Geſchicke der hindoſtaniſchen und 
nachbarlichen Voͤlkerſchaften verborgen. Sie fönnen jich, aller Anftrengungen ungeachtet, diefem 
ihren Lofe nicht entwinden; fie find ſämmtlich der Oberherrlichkeit Großbritanniens verfalfen. 
Gleiche Urſachen bewirken die Größe des römiſchen und angloailarifchen Reihe. Die wechfrht- 
den Oberflatthalter wollen, mie die wechfelnden Conſuln, durch Friegerifche Thaten und Mehrung 
der Herrſchaft unfterblihen Ruhm gewinnen. Und fie vermögen dies um fo leichter, weil die 
Sultane und Maharadſcha, unkundig der europäiſchen Hülfsquellen ihres Feindes, nicht felten 
muthwilligerweiſe Beleidigungen über Beleidigungen häufen und felbft zum Kampfe heraus 
fordern. Die ſtehenden Heere Indiens find aber, wie alle andern Säloner, denen das Blut: 
vergießen zum Handwerk wird, nad) Krieg begierig. If er ihnen doch ein ficheres Mittel zur 
Bereicherung. Führer und Soldaten erhalten nicht blos Höhere Loͤhnung, ſondern bedeutenden 
Antheilam Raube, Kriegdbeute genannt. Selbſt die Mitglieder ver Hanfa, welche anfänglich 
der Koften wegen herbe Klage erheben, find am Ende nit den Ergebniffen zufrieden. Sat man 
dod neue Stellen zu vergeben, kann man doch mehr Verwandte und Schüglinge verforgen. 
Auch wird den Untermorfenen, zum Vortheil der Fabrikanten und Kaufherren, ein Hanbels- 
vertrag auferlegt; fie müffen den Erzeugniffen des Siegers unter günftigen Bedingungen den 
Zutritt geflatten. Handelsverkehr, Handelsgewinn ift aber, wie man weiß, der Reitftern bes 
ganzen englifchen Gemeinweſens. 

Die Angelegenheiten des neuen Indiſchen Reichs erregten nach kurzem Verlaufe und aus 
mancherlei Gründen, namentlich durch die Verbrechen und Die Anklage des erften Oberftatt- 
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alters, Warren Haflings, nohmald die Aufmerkfamkeit des Parlaments und der Nation, und 
zwar in hohem Grade. Der Verluft der amerifaniihen Golonien mechte ebenfalls viel hierzu 
beigetragen haben; man wollte Borjorge treffen, daß England fein ähnliches Unglüs in Alten 
wiberfahre. Weitfehende Staatsmänner haben bereitd, ungeachtet der häufig wiederholten Ver- 
jiherungen, die Nation und die Hanſa feien jeder Mebrung’ ihrer indiſchen Befigungen ent= 
gegen, an die Eroberung von ganz Hindoflan gedacht. Sie meinten, dieſes oͤſtliche Land würde 
einen reichlichen Erjag für den Abfall ver weitlichen Evlonien darbieten. Und wer nur immer 
die flaatlichen und bürgerlichen Verhältniffe ver Länder zwijchen dem Himalaja und den Meere 
mit Aufnierfiamfeit beachtete, der Eonnte damals fhon mit ziemlicher Beſtimmtheit vorherfagen, 
daß England nicht blos das ganze Reich der Großmongolen erobern, fondern einftend noch, zum 
heil durch die Macht der Umflände, gezwungen werbe, feine flegreihen Waffen in die benach⸗ 
barten Gauen zu tragen. 

Die Compagnie war durch die Erpreffungen Haftingd’ in den Stand gefegt worden, bie 
Summen zurüdzuzahlen, welche fie vor einigen Jahren von Staate entlehnt hatte. Das Par⸗ 
lament gewährte nun vie Austheilung einer größern Dividende, acht vom Hundert, und bewilligte 
mehrere Jahre hintereinander bie Fortdauer aller ihrer Sonderrechte und Beſizungen. Während 
der Zeit wurden einige Geſctzvorſchläge zur beflern Regierung Indiens vor dad Unterhaus ge: 
bracht, unter welchen Kor’ indische Bill dad größte Aufſehen erregte. Fox, Burke und Genoflen 
hatten fid) (April 1783) mit ihrem vieljährigen Gegner Yord North verfühnt, und beide Bar: 
teien waren zu einer Berwaltung, dem fogenannten Goalitionswinifterium, verbunden. Fox 
konnte jegt feine und feine Freundes Burke Anſichten und Borfchläge zur beſſern Regiexung In⸗ 
diend ald Staatöminifler dem Haufe vorlegen (28.Nov. 1783). Die Compagnie follte ven: 
nach als politifche Macht ganz aufhören. An die Stelle der Directoren und Eigenthümer trete 
ein vom Parlament gewählter Siebenerausſchuß, welden alle Macht der Negierung und Ber: 
waltung Indiend übertragen wird; die jieben flellen die Beamten an und entfernen fie wieder 
nad Gutdünken, fomol in der Heimat wie in allen auswärtigen Beligungen ver Hanfa. Die 
Gigenthümer von wenigftend 2000 Bio. St. wählen neun Beijiger, welche unter ver Aufficht des 
regierenden Ausſchufſſes die Hanveldangelegenheiten beforgen. Die Berwaltung Indiens follte, 
der Hauptſache nah, in Herfömmlicher Weife verbleiben; doch möge dad Patronat der Statt: 
halter und Rarhöherren fehr beſchränkt werben, ſodaß auch die untern Beamten unmittelbar 
von dem Giebenerausfhuß abhängen. Alle Monopole, namentlih die von Salz, Betelnuß 
und Taback felen aufgehoben und die Annahnıe der Geſchenke, wenn aud zu Gunften der Com⸗ 
pagnie, vurdgängig verboten. Auch pürfe ferner fein Beamter einem mittelbaren indiſchen Für⸗ 
ften Geld leihen oder von ihn Kändereien in Baht nehmen. Den größern Grundherren und 
Semindaren, fowie den Eleinern Bauern foll ihr Grundbeiig eigen und erblich verbleiben; 
fie Haben hiervon eine beſtimmte unabänderlicde Steuer zu entrichten. Der Oberftatthalter ift 
an die Beichlüffe feines Raths gebunden; ihm fleht blos zu, die Ausführung auf eine beftinmte 
Zeit zu vertragen. Alle Vergehen gegen dieſes Grundgeſetz des Angloindifchen Reichs werben 
von den gewoͤhnlichen Gerichtshöfen in England oder in Indien verhandelt und entſchieden. 
„Diefe Bi und diejenigen Gefege, welche damit zufammenhängen, jind beflimmt, die Magna: 
Charta Hindoſtans zu fein. Was der Weffälifche Friede für die Freiheit der Fürſten und un- 
mittelbaren Städte des Deutfchen Reichs, was die Betition und Erflärung der Rechte für Groß⸗ 
dritannien, das follen die Befege für dieſe zahlreichen Bölferfchaften des Angloindiſchen Reichs 

werben.‘‘'2) 
Die Gegner Fox’ fürdhteten die Vermehrung des Patronatd und des angloindifhen Eins 
fluſſes in der neuern Verwaltung. Das Minifterium möchte, durch die vielen neuen Stellen 
und die Reichthümer Indiens, welche ihm, würden die Gefepvorfchläge angenommen, zu Gebote 
flunden, fol einen zahlreichen Anhang erwerben over erfaufen, daß ed jich immer im Amte be: 
baupten und bie mit fo vielem Blute erfämpften Kreibeiten des englifchen Volks in Gefahr brin- 
gen könnte. Pitt und Genoſſen, welche viefe Befürchtungen im offenen Parlament ausſprachen, 
glaubten, daß fein Argerer Schimpf gegen ihr ganzes Volk und feine Vertreter gefchleubert werben 
koͤnnte. Wie, Altengland follte fi feine Berfaffung abhandeln laſſen und die Nepräfentanten ein- 
jicht8lo8 und niedrig genug fein, die eigenen Freiheiten für Stellen und hohe Befoldungen hinzu⸗ 
geben! Die Redner glaubten natürlich felbft nicht daran. Es waren nur eitle Borfpiegelungen, 


2) Burfe, Speeches, II, 413. %or’ oftindifche a Sal feine Reden und bie Berhandluns 
gen darüber füllen den großen Theil von Bd. II feiner gefammelten Reden. 
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welche doch gerade zu der Zeit auf fruchtbaren Boden flelen. Fox war feines charakterloſen We⸗ 
ſens und der Ausſchweifungen wegen bei ven einflußreichften Klaſſen der Geſellſchaft verhaßt und 
gefürchtet. Die Compagnie und ihr zahlreiher Anhang verabſcheuten ihn mehr ald Tippo-Saib 
und die Mabaratten; die Frommen im Lande hapten ven gottlofen Mann, und Adel und Hof 
fannen auf den Sturz des genialen freifinnigen Miniſters. Auch die Gunft der ehrlichen Staats: 
männer und wadern Bürger hatte Kor zu der Zeit verloren. Sie fonnten ihm das Coalitions⸗ 
minifterium, das Aufgeben der jahrzehntelang verfochtenen Grundfäge nicht verzeihen. 
„Von dem Anfang der Verbindung zwifchen Lord North und den Leuten, die ihn fo lange in 
ben bitterften Ausdrücken befämpft Haben’, fagt ein gleichzeitiger Ehrenmann, „habe ich alles 
Bertrauen zu ven Staatdmännern verloren. Ich erkannte, daß fie die Grundſätze ihren Nei- 
gungen und die Ehre dem Ehrgeiz opfern.” inter ſolchen Umfländen war es natürlich leicht, 
die bereitd Aufgeregten durch grundlofe Verbadtigungen noch mehr zu erregen. König 
Georg II, einen befhränften, eigenjinnigen und unmwiffenden, aber auf feine koͤnigliche Macht 
fehr eiferfüchtigen Fürften, fonnte man leicht glauben machen, dad ganze Königthum laufe Ge: 
fahr, wenn die Bill angenommen würde. Man bradte e8 dahin, daß von feiten ver Krone 
ſelbſt zu verfaſſungswidrigen Mitteln gegriffen wurde: ver König gebrauchte feinen perfünlicen 
Einfluß. Es ging die Rede, er würde jeden Lord, der für die Bill ſtimme, als feinen unver: 
föhnlihen Feind betrachten. Die Bill wurde vom Oberhaufe verworfen (17. Dec. 1783); bie 
Gegner des Minifterd hatten ihr Ziel erreiht. Man fieht hier wieder, daß die Geſchichte ber 
englifgen Parteien zum großen Theil die Geſchichte iſt des Kampfes um Macht und Gewinn. 
Nur der Unkundige fann glauben, es wäre ein Principienftreit. Es ift ver Kanıpf der Rothen 
und Welpen Rofe. Nur wer Macht und Vermögen befigt, ift frei; für die Armen gibt es feine 
Freiheit, häufig nicht einmal ein Recht. 

Dad Minifterium Pitt war vorzüglich durch den Einfluß der Compagnie and Ruder ge: 
langt; e8 bewies jich dankbar in mandherlei Richtungen. Daß eine neue Ordnung der indiſchen 
Angelegenheiten und bie Abichaffung vieler Misbräuche nothwendig ſei, darüber waren alle 
Parteien einverftanden. Die Eigenthümer ver Hanfa traten zufammen : man faßte mehrere Be: 
fhlüffe, welde den neuen Geſetzvorſchlägen zu Grunde lagen. Die Mehrheit des Unterhauſes 
war jebod der Koalition treu geblieben; die Bill des Pitt „zur beffern Regierung und Ber: 
waltung der Oftindifchen Compagnie“ wurde verworfen. Das Parlament wird aufgelöfl 
(10. März 1784); die neuen Wahlen zeigen eine überwiegende Mehrheit für Pitt und Ge: 
noffen; feine Verwaltung dauert in ununterbrodener Folge über 17 Jahre. Der Minifter ſucht 
jegt vor allem ven mislichen Binanzzuftänden feiner Freunde abzuhelfen. Der Eingangszoll 
auf Thee wird von 50 auf 12%/, vom Hundert angefegt, eine Maßregel, welche ven Schleich⸗ 
handel, der der Compagnie fo vielen Schaden verurfadht, zum großen Theil befeitigte. Den 
Ausfall an Steuern mußte die Nation ergänzen. Mehrere andere, nicht minder willfürlice, 
dem allgemeinen Beften ſchädliche Maßregeln folgten; e8 wurde fogar den Eigenthümern ober 
Actionären ein Gewinntheil von 8 Proc. geftattet, obgleich fi} nirgendwo ein Gewinn heraus: 
geftellt hatte. Die Mehrheit gehorchte ven Winke ihres jugenplihen Gebieters, und die Som: 
pagnie verehrte ihn ald den Erlöfer aus den Händen ihrer großen Feinde, For und Burke. 

Die neue Eonflitution zur beffern Regierung des Indischen Reichs, gemeinhin die Bil 
Pitt's genannt, berupt ihrem Wefen nach auf den frühern Vorſchlägen des Lords North und 
Hrn. Dundad. For erregte deshalb einen folden Sturm, weil er die Duelle der Reichthümer 
und Anftellungen, dad Patronat, von der Compagnie ableiten und der Krone, d. h. dem Mini- 
flerium und dem Parlament, zuführen wollte. Pitt's Geſetzvorſchlag wurbe, bevor er and 
Parlament ging, den Directoren zur Begutachtung vorgelegt. Diefe wünſchten, e8 möchten dem 
neuerrichteten Indifchen Minifterium, die Oberaufſichtsbehoͤrde genannt, blos die Berichte 
über bürgerliche und militärifche Angelegenheiten vorgelegt werben; ihre Handelsgeſchäfte will 
die Hanfa vollkommen unabhängig mie biäher betreibeh. Auch möge das neue Miniflerium, 
ohne Aufforderung von feiten des Hofs der Directoren, feine Verordnungen in jelbftändiger 
Weiſe erlaffen fönnen. Im Gegentheil würbe die ausübende Macht ver Compagnie vernichtet 
oder ein unheilvoller Kampf zwifchen zwei felbftännigen Gewalten hervorgerufen werden. Aus 
demſelben Grunde follte auch der Hanfa allein die Zurüdherufung ihrer Diener geftattet fein. 
Wolle das Minifterium Befehle über Krieg und Frieden oder andere wichtige Angelegenheiten 
nad Indien gelangen laffen, fo möchten fie wenigftend einem geheimen Ausſchuſſe des Direr: 
torialhofs übergeben und durch deffen Vermittelung abgeſchickt werden. Die Selbſtändigkeit 
verſchiedener Staatsgewalten, welche zuſammenwirken ſollen, führe nur, wie bekannt, zum 
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Unheil und zur Berwirrung. Aus bemfelben Grunde möge auch der von der Krone ernannte 
Oberbefehlshaber des koͤniglichen Heeres in Indien der Civilverwaltung untergeorbnet werben. 
Überdies fand ber Hof, daß die neue Gonflitution der Oberregierung von Bengalen eine zu 
große Macht über die Präfiventfchaften zu Mabras und Bombay einräume. Diefe würben zu 
bloßen Factoreien herabfinfen. Die Controle Bengalens müfle blos auf Krieg und Frieden be: 
ſchränkt bleiben. Dieſes Gutachten der Compagnie war die Richtſchnur des Minifteiums. Das 
indifhe Srundgefeg wurde nun mit dieſen Abänderungen dem Parlament vorgelegt und ohne 
weitere Modification von beiden Käufern angenommen (13. Aug. 1784). 

Die unabhängige Stellung der Gompagnte, der Staat im Stante war hiermit aufgehoben. 
Der Hof der Dirertoren iſt jetzt blos eine untergeordnete Behörde zur Ausführung ver Befchlüffe 
des Borfigenden in der Oberauffihtöbehdrhe, mit andern Worten des Minifterd für die in- 
diſchen Angelegenheiten, infoweit fie nämlich die bürgerlichen und militärifhen Verhältniſſe 
des Angloindifchen Reichs und das Budget betreffen. Alle Hierauf bezügliche Anorbnungen wer- 
den ihm vorgelegt; ihm fleht frei, fie nad) Belieben zu ändern ober ganz zu verwerfen. Der 
Minifter kann, ſobald es ihm beliebt, in Indien ein Heer ſammeln, diefen oder jenen Lehns⸗ 
jürften feined Landes entjegen und bie dem Angloindiſchen Reiche benachbarten Staaten mit 
Krieg überziehen laffen. So ward ver Heeredzug gegen Afgbaniftan, nach feiner eigenen Er- 
flärung, von Sir John Hobhouſe, vem zur Zeit VBorfigenden im Gontrolamte, unmittelbar an= 
befoblen. Hiermit babe er blos nad feiner Befugniß gehandelt. Die Mitglieder dieſes Indi⸗ 
ſchen Miniſteriums, mit vem Vorfigenden find es vier, nehmen überdlies von allen andern Brief⸗ 
ſchaften und Rechnungen der Compagnie Einficht; fie erhalten wenigftend Innerhalb acht Tagen 
Mittheilung von ven Beſchlüſſen des Hofs der Direetoren und ver Bigenthümer. In ringen 
den Fallen fann das Minifterium feine Befehle unmittelbar nah Indien enden; fle werben 
dann blos dreien Mitgliedern des Directoriums zur Einfiht vorgelegt, der geheime Ausſchuß 
genannt. Diefer Ausschuß, welcher jegt zum erften mal eingerichtet wir, ſendet fpäter die hier⸗ 
auf ertbeilten Antworten ber indifchen Behoͤrden mitteld des Hofs der Directoren an das Mini- 
flerium. Nur biefes darf file eröffnen und ift zu keinerlei Mittheilung ihres Inhalts an vie Be⸗ 
börde des Indiſchen Haufes verbunden. Diefe Behörde zerfällt in fünf Abtheilungen: bie 
ſtaatliche, geheime, militärische, finanzielle und Handelskammer. ine ähnliche Sonderung der 
Geſchäfte findet man von nun an in jeder indifchen Präſidentſchaft. 

Die Verfammlung der Gigenthümer verhielt fih früher zum Hofe der Directoren wie bad 
fouveräne Volk zu feinem Regierungsausfchufle; die Actionäre vergaben die höhern und nie⸗ 
dern Stellen; fie genehmigten oder verwarfen die Beſchlüſſe ver Dirertoren. Died alled war 
dur dad neue Grundgeſetz zu Ende, Jetzt kann ein vom Minifterium genehmigter Beſchluß 
der Directoren nicht mehr aufgehoben werden. Der Statthalter von Bengalen hat eine Art 
Oberleitung über die andern Präſidentſchaften; er kann ſogar die Präſidenten von Madras und 
Bombay des Amts entſetzen. „Der Eroberung neuer Länder ſolle man ſich durchaus enthalten; 
nur zur Abwehr feindlicher Anfälle dürfen die Waffen ergriffen werben.” Der Oberſtatthalter 
und die Präfinenten der andern Regierungen müſſen zwar alle Angelegenheiten vor ihre Räthe 
bringen, fie find aber, nach einem neuern Befege (1786), an deren Beſchlüſſe nicht gebunden. 
Der Feldzeugmeiſter Indiens war urjprünglich das zweite Mitglied der blos aus drei Raths⸗ 
herren beſtehenden Regierung von Bengalen. Später (1786) wurde dies dem freien Ermeſſen 
der Compagnie anheimgeflellt; fie Eönne dem Feldzeugmeifter eine ſolche Stellung übertragen, 
oder aud das Amt des Oberbefehlshabers mit dem des Oberſtatthalters vereinigen. Zu dies 
fen beiden Stellen, dann zu den Präfidenten und Nathöherren ernennt der König; alle andern 
Anftellungen und Beförderungen werben vom Hofe der Directoren aus den Mitgliedern des in⸗ 
difchen Dienfles vorgenommen. Die Beförderungen gefhehen nach den herkömmlichen Normen ; 
finden Ausnahmen flatt, fo follen die Gründe fhriftlich dargelegt werben. Gin Verzeichniß 
aller bürgerlichen und militärifhen Beamten der Gonpagnie, mit Angabe ver Dienftjahre und 
Befoldungen, müfle jährlich dem Parlament vorgelegt werben. Um alle Beftehungen unter 
dieſer ober jener Form zu befeitigen, ward verorbnet: jeder aud Indien zurücfehrende Beamte 
Tolle fein Vermögen angeben und biefe Angabe mit einem Eide befräftigen. Wird bei der Unter: 
ſuchung, welche ven Behörden freifteht, eine Faͤlſ chung entdeckt, ſo iſt das ganze Beſitzthum ver⸗ 
loren. Auf die Anzeige eines Betrugs wurde eine große Belohnung geſetzt. Dieſe Einrichtung, 
die wichtigſte der ganzen neuern Conſtitution, die wichtigſte für die Bevölferung Hindoſtans, 
erregte bei den gierigen Beamten und Stellenjägern großes Misfallen ; nicht weniger miöflel fie 
der Ariftofratie, welche ihre nachgeborenen Söhne zur Erwerbung großer Reihthüner nad 
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Indien fendet. Raum ward dies fund, fo beeilten ſich Minifierium und Compagnie, die Anord⸗ 
nungen zurüdzunehmen (1786). Eine eigene Behörde wird zur Beflcafung der Verbrechen 
uud Vergehen der indifhen Beamten eingefegt, welche aus einer beftimmeen Anzahl Richter, 
aus vier Peerd und ſechs Mitglievern des Haufes ver Gemeinen beiteht. Diefer Gerichtshof 
kann Zeugen vorladen und fle vor den betreffenden Behörden in Indien vernehmen laflen; ihre 
Ausfagen haben dann gleihen Werth, als wenn fle vor einem englifhen Gerichte geſchehen 
wären. Auch iſt die Gompagnie verbunden, alle auf irgendeinen Nechtsfall bezügliche Berichte 
und Schreiben, jobald ed gewünfät, dieſem Gerichtähofe vorzulegen. 

Der Einfluß der Megierung war unter den Grundgeſetz Pitt's nicht geringer ald unter dem 
feines Gegners For. Pitt ging nur vorſichtiger zu Werke; er wußte dieſen Einfluß beſſer zu 
verhülfen. Die Sachwalter ver Sompagnie im Unterhauſe erflären offen, fie würden der Bill 
ihre Zuſtimmung verfagt haben, hätten fie die Tragweite ihrer einzelnen Beflimmungen früher 
erkannt und den Sinn, welchen Ihnen das Minifterium für die indifhen Angelegenheiten unter: 
ſchiebe. Die Oberaufjihtäbehörbe wolle ja die ganze Macht an ſich reißen; ſie wolle die Son: 
derrechte ver Compagnie vernichten und Indien wie ein Kronland regieren. Die Frage über bie 
Anzahl der königlichen Truppen, welche auf Koften der Hanſa nad) Indien gehen jollten, ver- 
anlaßte bald darauf einen förmlihen Bruch zwifchen ven beiden Behoͤrden, dem Hofe der Direc- 
toren und dem Indifhen Minifterium. Pitt brachte deshalb (27. Febr. 1788) einen neuen Ge: 
ſetzvorſchlag ans Parlament, wodurch die koͤniglichen Commiſſare für die indifchen Angelegen- 
heiten ermächtigt wurden, auf Koften der Gompagnie fo viel Truppen nad) Indien zu fenden, 
als ihnen nur immer zur Erhaltung der Ruhe und Sicherheit der britiſchen Beflgungen noth⸗ 
wendig fcheine. Diefes Gefeg ward bloß für eine @rläuterung ber Heftehenden Verfaffung aus: 
gegeben, wonach dad Indiſche Minifterium in Betreff der militäriſchen und bürgerlichen Ange- 
legenheiten bereitd alle Rechte beige, melde dem Hofe der Directoren 1784 zuflanden. Hr. 
Dundas fügte Hinzu, die Commiſſare könnten fogar alles Einkommen des Indiſchen Reichs für 
die Vertheidigung der britiſchen Beflgungen in Anſpruch nehmen, wenn auch der Hanfa feine 
Nupie übrigbleibe. Diefe herrifchen Neben und Anfichten erregten dem Miniflerium auch unter 
feinen Breunden vielen Widerſpruch. Pitt mußte nachgeben und Die Macht der Oberaufſichts⸗ 
behörde erlitt einige Beſchränkungen. Die europäifchen Truppen, welde nad Indien gefandt 
werden, füllen die Anzahl von 8045 im königlichen und 12200 im Compagniedienſte nit über- 
fleigen. Auch dürfe die Oberaufſichtsbehoörde weder Die Loͤhnung nod die befondern Bezüge der 
Beamten einfeitig erhöhen; folche Vernehrungen follen nur auf befondere Auträge des Hofs 
der Directoren gefcheben. 

Nicht geringere Veränderungen wurden in der Innern Verwaltung der indiſchen Beligun- 
gen vorgenommen. Der Nachfolger Maepherſon's, Marquis Cornwallis (12. Sept. 1786) 
— er war zugleich Oberflatthalter und Oberbefehlähaber — erhielt zu dieſem Ende ausführ- 
lihe Verbaltungduornen. Der Hof der Directoren und dad Indviſche Minifterium erflärten, 
fie feien allen abſtracten Theorien zuwider; fle wollten die Bermaltungsformen fremder Yänder, 
namentlid) Englands, nicht auf andere Volkszuſtände übertragen; die Regierung Indiens folle 
nad den Sitten und Gewohnheiten der Bevölkerung eingerichtet werden. Wäre ed aud den 
Behörden mit dieſer Verſicherung ein rechter Ernſt gemefen, fo hätten fie doch nicht durchdringen 
tönnen. Indien war zu der Zeit nach allen weientlihen Punkten und Richtungen, und iſt ed 
theifweife noch, ein unbekanntes Land; die Beamten ver Compagnie forjchten felten nad ven 
heimiſchen Einrichtungen und haben auch wenig @elegenheit, fle Eennen zu lernen. Sie find in 
immermährender Bewegung begriffen; ihre Dienftzeit iſt gewöhnlid verfloffen, bevor fle ihren 
Bezirk erforſchen und die eingefammelten Erfahrungen anwenden fdımen. 

Diefe und andere Ihöne Worte waren eben blos Worte. Die Geburts: und Belbarifto: 
fratie ging im Begentheil darauf aus, jenfeit des Oceans Zuftände zu ſchaffen, unter welchen 
fi die fonderrechtlihen Herren fo bebaglich fühlen möchten gleichwie in der Heimat. Indien 
follte einen zahlreihen und mächtigen, auf Grundbeſitz ruhenden Adel erhalten und in allen 
feinen Zandestheilen mit dem foftfpieligen und langwierigen Gerichtsweſen Altenglands über: 
zogen werben. Daß dadurch die herfömmlichen Rechte zu Boden getreten und mit einem mal 
fold ein vollſtändiger Umſturz im Befigthum vorgenommen wurde, wozu das Mittelalter Jahr: 
Hunderte bedurfte, dies alles fhien die Herren im Indiſchen Haufe und Miniſterium wenig zu 
fümmern. Dan fah nur auf Vermehrung des Einkommens, auf die Verforgung einer größern 
Anzahl Engländer mittel neuer Stellen mit reichen Beſoldungen. 

Alle frühern Vorkehrungen zur Erhöhung der Steuererträgnifle, fo Hieß es unter anderm 
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in den Inſtructionen des Marquis, hätten zu keinem günſtigen Ziele geführt; die Rückſtände 
aus verfloffenen Jahren, die Schulden der Kompagnie find immer gewachſen. Der wirflide 
Ertrag der Steuern bliebe beinahe um ein ganzes Drittel hinter dem Voranſchlag zurüd, 
und die invifhe Schuld belaufe ih auf mehr als 62 Mill. Rupien mit einem Zinfe von 
8°), Proc. Man könne ja unter den beftehenden Berhältniffen auf gar fein bleibendes ficheres 
Einfommen mehr rehnen. Dem müſſe abgeholfen werben. Am beften wäre e8 wol, die Grund: 
fleuer Öffentlih zu verfleigern und bie Rändereien ben meiftbietenden Grundherren auf ewige 
Zeiten, wie bereits die urfprüngliche Bill des Pitt verlangt habe, zu überkaflen. 

Eornivallis überzeugt ih bald von der Iinmöglichkeit, dieſe Aufträge ſogleich ind Leben zu 
rufen. „Man miffe nicht, welche Rechte vie verſchiedenen Klaffen ver Bevölferung an Grund und 
Boden hätten, noch wiſſe man, ob dieſer bereit überlaftet fei oder mit noch größern Abgaben 
belegt werben Eönnte.” Der Oberftatthalter verordnete anfänglich blos führlihe Steuerſätze 
und ließ unterbeffen mittel3 der Einnehmer Nachforſchungen anftellen und Erfundigungen 
einziehen, um hierauf eine bleibende Grundſteuer zu beflimnen. Den Rentämtern wurde zu 
gleicher Zeit die Gerichtöbarkeit und die Polizei in ihren Bezirken übertragen, mas fpäter 
(1793) der vielen Misoſtände wegen wieder aufgehoben wurde. 

Man fund, daß der Aderbau und innere Verkehr während ver lebten Jahre bedeutend ab- 
genommen hatten; die Landbevoͤlkerung ging mit fchnellen Schritten der Armurh und dem Elend 
entgegen, und zwar nicht blos vie Bauern, fondern auch Die großen Orundherren. Im Ver: 
laufe von vier bis fünf Jahren war das neue Katafler für die Kreife Bengulen, Benares, Bihar 
und Driffe vollendet (November 1791); e8 lieferte ven Nachweis einer Grundfteuer von un 
gefähr A2 Mil. FI. leichten Geldes; vie Erträgniffe der Dionopolien von Salz und Opium, 
welche fich in der Folge auf ſo bedeutende Summen beliefen, find Hierbei nicht mitgeredhner. Auf 
diefem Grunde ward zuerft eine gehnjährige und, nachdem der Hof der Directoren feine Zuftim⸗ 
mung gegeben hatte, am 22. März 1793 die ewige Steuerrolle eingeführt. Das Ergebnip der 
Grundſteuer aus den Jahren 1789 und 1790 foll unveranderlich fortbeſtehen für alle Zeiten. 
Nur die gleigzeitige Theilung Volens bietet ein ähnliches Verbreihen dar gegen Eigenthum und 
Menſchenrecht. Die zahlreichen Bewohner diefer Länder — die der Präſidentſchaft Bengalens 
allein wurden damals auf 30 Mill. geſchätzt —, welche fich feit dem Beginn des brabmanitchen 
Staats eines freien, echten Grundbeſitzes erfreuten, und ven fie unter den wieberholten Erobe⸗ 
rungen und Zerflörungen ver Afghanen, Mongvien und Türken bewahrt Hatten, fie waren nun 
ſämmtlich mit einem mal zu elenden trifchen Pächtern herabgewürdigt, die, fobald jie den auf⸗ 
erlegten Grundzins nicht zahlten oder nicht zahlen Fonnten, von Haus und Hof, von dem Gute 
ihrer Väter weggejagt wurden. Ein erblicher Adel, Semindare oder Grundholden geheißen, ift 
an die Stelle der urfprünglichen Fleinen Eigenthümer getreten. 

Bei allevem Hat die verbrecherifche Selbſtſucht der Briten, es haben die Ariftofraten der 
Heimat und Marquis Gornmallis, ihr Haupt In Indien, dad erwünſchte Ziel nicht erreicht. Der 
neugefchaffene Adel der großen Grundbeſitzer Eonnte die eingegangenen ſchweren Verpflichtun: 
gen nicht erfüllen; die Semindare blieben zum großen Theil im Rückſtand, worauf dann bie 
Güter von neuem verfleigert wurden. Und fo ift an die Stelle des bleibenden Beſitzes und ber 
beſtimmten Abgabe, die man erzielen wollte, ein ewiges Schwanken, ein ewiger Wechfel des 
Zandes getreten. Ein Thell des Grunpbefiges ift im Verlaufe meniger Jahre in die Hände 
reicher Kaufleute und Speculanten übergegangen. Der Preis ihrer Ländereien flieg, fie blieben 
aber in den Städten mohnen und beſuchten felten oder niemald ihre großen Butäherrichaften. 
Sie waren den Dienern und Unterpächtern preißgegeben, welche auf nichts anderes ſahen und 
zu fehen brauchten, als daß le von den Bauern ſoviel als möglich erpreßten, damit für ihre 
Gebieter und für jle ſelbſt große Gewinſte erzielt wurden. In menigen Jahren gerieth die Maſſe 
der großen Grundbeſitzer aus den Zelten des Mongolenreichs in ſolch ärmliche Verhältniffe, daß 
Die Bedienſteten der Hanſa, vermöge ihrer ariftofratifchen reichthümlichen Begriffe, mit ihnen 
fo wenig einen Verkehr unterhalten fonnten wie mit den andern gewöhnlichen Bauern. Die 
Herren Ariftofraten forgten, zu der Zeit wenigſtens, in Indien wie in dev Heimat, blos für fi 
ſelbſt. Auch in England vernadhläffigte man alle Einrichtungen und Verbefferungen zur Wei: 
terbildung des Volks. Handel und Verkehr litten unter einer Menge Sonderrechte; Sinecuren 
fraßen einen Theil des Einkommens; die peinlidhe Geſetzgebung und dad Gefängnißweſen 
waren in einem wahrhaft erſchreckenden Zuſtande; fie dienten bloß zur Herabmwürbigung ber 
Menſchheit in phyfiſcher wie in geifliger Beztehung; die Erziehung der Maſſen war ſchlecht und 
zum Theil ganz vernachläſſigt. So ſchildert und der milde Arnold fogar die Zuſtände feines 
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Baterlandes während ver zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts. Konnte man nun in Indien 
befiere Zuflände erwarten? 

Kein geringeres Berverben wurbe durd vie neue Einrichtung des Gerichtsweſens über das 
arme Land verhängt, obgleich die Abficht ficherlich eine viel beffere war als bei der ewigen 
Steuerrolle. Die europäiſchen Körmlichkeiten, welche die Proceffe in die Länge ziehen und fie fo 
Eoftjpielig machen, haben die Bevölkerung derart zurückgeſchreckt, daß vie Einfichtsvollen «8 vor- 
ziehen, lieber einlinrecht zu ertragen ald Klage zu erheben. Es lag dies und liegt zum Theil noch 
in dem europäischen und namentlich in dem englifchen Gerichtsverfahren; Lord Cornwallis trägt 
hieran keine perfönlicde Schuld; er that im Gegenteil alles, um im einzelnen ven Miäftänven 
abzuhelfen. In jeder Stadt ward ein Sillah oder Bezirfögericht für bürgerliche Streitigkeiten 
eingefegt, deſſen Gerichtöfprengel fi über Stadt und Gebiet erſtreckte. Der Vorfigende des 
Gerichts ift ein Curopäer, dem zwei einheimiſche Nechtägelehrte, ein Mufelman und ein Hindu, 
zur Seite ſtehen. Das Gericht erkennt bi8 zum Betrage von 500 Rupien über alle bürgerliche 
Streitigfeiten der Bewohner des Bezirks, mögen jle nun Europäer fein oder Cinheimiſche. Die 
Streitigkeiten über dingliches oder perfönliches Eigenthum, über Erbfolge, Bachtzins und Ein: 
fommen, über Kaftenwefen, Heirathen, Verträge und andere bürgerliche Angelegenheiten wer: 
den von diefen Bezirkögerichten verhandelt und entſchieden. Zur Entſcheidung der Zwiſte ge- 
ringen Belanges, von 50—100 Rupien, wurben von den Bezirkögerichten eigene untergeorb: 
nete Gerichtäperjonen ernannt; den Parteien ift jedoch geflattet, von ven Sadder-Amin, den 
Munfiff und Protofolliften, jo heißen dieſe untergeordneten Berfonen, an den Sillahhof Be: 
rufung einzulegen. Bon dem Bezirksgericht findet eine Appellation an die aus vier Richtern 
beſtehenden Kreisgerichte ftatt, und von viefen wiederum an ven oberflen Gerichtshof, ven Sab: 
der-Dewani-Adaulet, zu Kalkutta. Diefer Gerichtshof Hat einen Oberrichter und fo viele andere 
Beijiger, als der Oberflatthalter im Rathe von Zeit zu Zeit zur ſchnellen Erledigung ber Ge: 
ſchäfte für nothwendig erachtet. 

Während für Sinecuren Taufende verſchwendet wurben, während jährlih 3 Mill. Pfr. St. 
reines Binfommen von Indien nad England gingen, fuchte man bei vem Gerichtsweſen zu 
ſparen. Das geringe Richterperſonal konnte in dem heißen Klima die Menge der Gefchäfte nit 
bewältigen und die Proceffe blieben liegen. Ein Ausſchuß des linterhaufes, vor weldhem (1812) 
biefe Misſtände zur Spracde kamen, ſcheute fich nicht zu erklären: „Die finanziellen Verhältnifie 
anne geftatten weder eine Vermehrung der europäiſchen Richter noch ver einheimifchen Ge: 
huͤlfen.“ 

Dad Parlament hatte ſich bei der letzten Erneuerung des Freibriefs (1813) dad Recht vor: 
behalten, in Handelsſachen nachträglich Änderungen vorzunehmen, und hiervon auch einige: 
mal Gebraud gemacht. Es wurde (1821) unter anderm den englifchen Schiffen der Zwiſchen⸗ 
handel mit ven Rändern innerhalb des Kreibriefs der oflindiihen Hanfa und von hier aus mit 
allen Häfen und Gegenden der Erbe gewährt. Georg Canning flellte bereits als Vorſitzender 
im Indiſchen Gontrolamt (1816— 20) an die zur Erweiterung des auswärtigen Handels ein- 
geſetzten Parlamentsausſchüſſe folgende Anträge: Es folle auf einer Infel des öftlihen Ardipe: 
lagus — Raffles Hatte kurz vorher Singapore erworben — ein Freihafen errichtet werben; den 
britiſchen Kaufherren werde das Recht ertHeilt, hier Thee einzukaufen und nach fremden Ländern 
zu führen; endlih möge die Compagnie einen Theil ihres chineſiſchen Handels dem allge: 
meinen Verkehr überlaffen. Die Directoren widerfpraden, und die Borfhläge wurden be 
feitigt. Ebenſo menig Eonnten die im Parlament wiederholt geftellten Anträge zur Aufhebung 
des chineſiſchen Sonderhandels und für gleiche Zölle vom oft: und weſtindiſchen Zuder ji einer 
hinlänglicden Unterftügung erfreuen. „Alles dies werbe bei dem herannahenden Ablauf des 
Freibriefd zur Sprache kommen.“ Und fo ift es auch geſchehen. Schon 1830 wurden von bei: 
den Käufern Ausihüffe zur Unterfuchung der Regierung und Zuſtände ver inpifchen Länder, 
dann des Handels zwifchen Großbritannien, Oſtindien und China nievergefegt und mehrmald 
erneuert. Diefe Ausſchüſſe brachten, wie auch fpäter (1852), die verfchiedenen Geichäfte in ſechs 
Unterabtheilungen: vie Regierung Indiens und die Verwaltung der indiſchen Angelegenheiten 
in der Heimat, Handelöverfehr, Finanzen und Rechnungsweſen, Abgaben und Einkommen, 
Gerihtöverfaffung, Kriegäweien, Verkehr mit den benachbarten und auswärtigen Staaten. 
Ihre Berichte und Zeugenverhöre ſammt ven zu der Zeit dem Parlament vorgelegten Papieren 
füllen 13— 14000 enggebrudte Seiten in Großquart. Diefed reihe Material enthält neben 
manchem LÜberflüfjigen die jiherfien Nachrichten, die wichtigften Angaben zur Kenntniß aller 
Berhältniffe und Zuftände der indifchen Länder, worüber jährlich eine ungeheuere Maffe von 
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Papieren und Schriften im Inbifchen Haufe und Gontrolamt zufammenlaufen. Nicht minder 
wichtig find diefe Vorlagen iiber andere Zweige des Iffentlichen Lebens Großbritanniens, feiner 
Golonien und der Welt im allgemeinen. Diefe Barlamentsliteratur von 1803, wo fie zuerft 
in folder Auspehnung beginnt, bis Ende 1852 füllt nicht. weniger al8 1721 auf Öffentliche 
Koflen gedruckte, von ihrem Einbande fogenannte Blaue Bücher, reiche, freilich nicht felten nur 
im Auszuge mitgetheilte Quellen der neuen Geſchichte. Ste find während des letzten Jahrzehnts 
noch um mehrere Hundert Bände vermehrt worden. 

Die Regierung und das ganze politifche Getriebe Großbritanniens ſteht mit ver Ämterjagd 
und dem Patronatöwelen in innigem Zufammenhange Man Hält e8 nicht felten mit dieſer 
oder jener Partei, nicht einer Theorie oder Anfit wegen, fondern um Stellen und andere 
Vortheile zu erlangen. Die wihtigften und einträglihften Amter wurben früher und werben 
zum Theil noch nur an Breunde der jeveömaligen Verwaltung verliehen. Died gilt namentlich 
bei ven auswärtigen Bellgungen. Sie bilden, gleihwie Domkapitel und Klöfter im Mittel: 
alter, herkömmliche Verforgungsanftalten für nachgeborene Söhne des Adels und der einfluß- 
reichen Mittelllaffen. Die meiften Unglücksfälle und Schäden find aus dieſem Misbrauch her⸗ 
vorgegangen; es iſt die freffende Krankheit in allen Zweigen der englifgen Golonialvermwaltung, 
in der angloindifchen Kriegführung der Iehten Jahre. Gleiches Unweſen herrſcht in jeder 
Körperihaft, in jedem gefonberten Verein; bierin beftehen die größten Vortheile ihrer Mit: 
glieder. Die mächtigſte Gorporation des Landes, die Oſtindiſche Compagnie, erfreute fidh aber 
des größten Batronatd. Die Anzahl der Givilbeamten belief ſich bei den drei Präjidentfchaften 
alfein auf 11—1200. Vom Jahre 1813—33 gingen 5092 Cadetten nach Indien, von 
1834— 52 fogenannte Schreiber 642, Hülfsärzte 798, Cadetten 5146, Marinecadetten 168, 
welche bier eine gute Befoldung und lebenslängliche Berforgung erhielten. Diefe Anftellungen 
zerfielen nad einem Herkommen in 28 Theile, wovon je zwei ber Vorfigende und fein Stell: 
vertreter im Directorium bekamen, einen jeber der 22 Übrigen Directoren und zwei der Prä- 
fidvent der Oberaufſichtsbehoͤrde. Die Ernennenden mußten eine Erklärung abgeben, daß fie 
keine Belohnung empfingen und die Candidaten für fähig halten. 3) 

Das Refornminifterium Lord Grey (1832) mußte wohl, bie Compagnie werde ih, wenn 
auch mit Widerfireben, allen Wünfchen des Landes fügen, fobald ihr nur das Patronat er- 
halten bleibe. Den Borfigenden Im Inpifchen Haufe wurden nun, wie gewöhnlich gefhah, im 
Privatwege die Bedingungen mitgetbetlt, unter welchen die Regierung geneigt jet, den Freibrief 
zu erneuern: Alle Sonderrechte in Betreff bed Handels, namentlich des chineſiſchen, hören auf; 
die Sompagnie ift ferner blos eine politiſche Corporation ohne irgendeinen Länderbeilg; ihr 
bleibt jedoch, im Namen der englifhen Krone, die Regierung Indiens und das damit zuſammen⸗ 
hängende Patronatsweſen, mit geringen Veränderungen, erhalten. Die Wiverrede der Direec⸗ 
toren, ihrer Freunde und Penflonäre, das Kapital und die Intereffen der Gefellfchaft würden 
durch Sreigebung des Handels, deſſen Gewinfte bisjegt die Dividende deckten, gefährbet, wurde 
leicht befeitigt. Das rohe Einkommen des Angloindifhen Reichs, entgegnet der Vorfigenbe im 
Gontrolamt, betragt jährlich zwiſchen 18 und 20 Mill. Po. St. und fcheint fi} Immer zu ver- 
mebren. Das Land ift unermeplich groß und für jedes Brzeugniß geeignet; eine Menge Hülfs— 
quellen liegen hier noch verborgen. Die Bevölferung ift mäßig, arbeitöfam und, wie e8 ſcheint, 
auch den Berbeflerungen zugänglich, dad Schatzamt unſers Öftlichen Reichs wird ficherlich in ge= 
wöhnlichen Zeiten alle Ausgaben beftreiten können. Die Dividende von 10%, Proc., eine 
jährliche Summe von 650000 Pfd. St. foll jeder andern Leiflung ver Finanzkammer voraus: 
geben; jie bleibt bis zur Rückzahlung des Actienkapitals auf den Grund und Boden Hindofland 
angewiefen. Und würde einflens die Hana aufhören, fo follen 100 Pfo. St. der Actie mit 
200 Pfr. St. eingelöft werden. Im Beginn des Jahres 1852 beftand fie aus 2322 Stimmen, 
wovon 311 Perfonen zwei, 60 Mitglieder drei und nur 42 vier Actien beſaßen. Zur Sicher⸗ 
heit diefer Betheiligten werde jegt ſchon eine Summe von 2 Mill. bei ven Commiſſaren ber 
Staatsſchuld hinterlegt, welche die Interefien zum Kapital [hlügen, bis die zwiefache Summe 


3) Hanfard, Serie 3, XX, 44. Der Werth der Stellen, welche jedes gewöhnliche Mitglied des oſt⸗ 
indiſchen Minifleriums jährlich im Militär: und Civilweſen zu vergeben hatte, wurbe wenigftens auf 
14000 Pfo. St. gefhäpt. Bei denen, welche zwei Theile des Patronats befaßen, flieg die Summe 
natürlich auf das Doppelte. Die Koften des Directoriums und ber andern indiichen Behörden in Eng⸗ 
land, welche unter dem Namen „bie Deglerung in ber Heimat” (the home government) zufanmens 
gefaßt wurden, betrugen in einem Jahre über 128000 Pfr. St. 


222 Oſtindien 


des Actienkapitals, 12 Mill. Pfd. St., beiſammen ſeien. Died wird aber erſt 1885 der Fall 
fein; fo lange zahlt Indien neben andern ſchweren Ausgaben die Hohe willkürlich angefegte 
Dividende. Diefe Anordnung war mit ein Hauptgrund der Verarmung ded Landes und der in 
den folgenden Jahren entflandenen Zerrüttung des indiſchen Finanzweſens. 

Über die Änderungen in ver Regierung und Verwaltung Indiens, welche das Intereſſe der 
Compagnie und der englifhen Handelöwelt, wofür jet hinlänglich geforgt war, nicht unmittel: 
bar berührten, fonnte man leicht zum Verſtändniß Fommen. Die Angelegenheiten, das Wohl und 
Wehe der vielen Millionen aflatifher Untertbanen dünkte wol mandem eine Nebenfade. Man 
hat Indien, wie bereit8 1773, 1783, 1794 und 1813 geſchehen war, fo gut es angehen mochte, 
noch einmal auf 20 Jahre verpaditet; Cigenthümer und Pächter, Krone und Compagnie fuchten 
gute Geſchäfte zu machen und ſich gegenfeitig jo viel ald möglich zu übervortheilen. „Bisjetzt“, 
erklärte die Verſammlung der Directoren, „war ed unfere Politik, Indien in volljtändiger Ab: 
bängigfeit von Großbritannien zu erhalten. Wir ſuchten zu gleicher Zeit beides zu erreichen, 
eine fräftige Regierung in jenem Lande und eine befländige, forgfältige Oberaufſicht in ber 
Heimat. Die einzelnen Statthalterfcpaften zu Madras und Bombay hatten eine Art Selbflän: 
digkeit, den Oberftatthalter blieb jedoch fo viel Macht, um ein gleihförmiges Regierungsſyſtem 
zu erhalten. Alle diefe Behörben fanden wieder, durch ein ausdrückliches Geſetz, unter tem 
Hofe der Directoren und dem Gontrolamte. Der vberften Regierung zu Kalfutta mar (1828) 
eigens anbefohlen, ohne Zuſtimmung des Hofs keine grundfäglie Veränderung vorzunehmen, 
feine neuen Einrichtungen zu treffen und Feine bebeutenden Ausgaben zu machen. Nur in außer: 
ordentlichen Bällen, wenn Gefahr in Derzuge flattfinden Fönnte, ift ihr ein felbflänniges Han: 
dein geftattet. Diefe Einrichtung bat fi bewährt; fie möge ihrem Weſen nad beibehalten 
werden.‘ . 

Die Regierung des Angloinvifhen Reihe war nun der Compagnie (28. Aug. 1833) auf 
noch 20 Sabre, bis zum 30. April 1854 verliehen. Mit dem nächſten Jahre bereit! (22. April 
1834) ging all ihr fonderregtlicher Handel, namentlich der Hinefiihe, zu Ende. Die oberfte 
Gewalt aller bürgerligen und militärifchen Angelegenheiten der indiſchen Negierung beruht auf 
dem Oberftatthalter und feinen vier Räthen. Sie verfügen unter der Kormel. Der Oberftatt: 
halter von Indien im Rate. Die andern Präfidentihaften, aus einem Statthalter und drei 
Räthen beftehend, find ihnen untergeorpnet. Die Präſidentſchaft Bengalens fann mit der Stelle 
eined Generalgouverneurd verbunden fein, was gewöhnlich der Kal ift, over nicht. Die neu: 
eingerichtete vierte Regierung für die nordweſtlichen Lande erhielt bald, um die Koften zu min: 
dern, einen Vicegouverneur, welcher zu Agra rejldirt. Die Befolvung des Oberftatthalters ift 
240000, die eines Nathäheren 96000, des Statthalterd der andern Regierungen 120000, 
der Rathsherren 60000 Sicca Rupien, jede zu 2 Sh. 1 D. gerechnet. Überdies erhält ver 
Oberftatthalter 5000, jedes Rathsmitglied 12300, die Statthalter 2500 Pfr. St. zur Über: 
fahrt. Der Oberftatthalter im Rathe kann beftehende Verordnungen und Gefege aufheben und 
neue erlaffen, welche die Kraft von Parlamentsbeſchlüſſen haben. Deshalb heißen fie audy nidt 
mehr, wie während der legten 40 Jahre (1793— 1833), Verorbnungen, fonbern Arte ober 
Gejege der oberften Regierung. In frühern Zeiten mußten die Verorpnungen von oberften 
königlichen Gerichtähof eingetragen werden ; nur dann hatten jie Geſetzeskraft, nur dann wur⸗ 
den fie von allen Behörden anerfanııt. Auch war Berufung nad England geftattet; ver König 
Eonnte jede Verfügung befeitigen. Alles dies hat aufgehört, der Oberſtatthalter im Mathe beiitt, 
gleihwie die Legislatur der Heimat und der Golonien, die geſetzgebende Gewalt. Es ift Sitte, 
die auf Eigenthum, auf Religion und andere wichtige Angelegenheiten bezüglichen Acte drei 
Monate vorher im Entwurf auszugeben, un die Meinung ver Einheimifhen zu erforjcen, 
ihre Widerreden und Bedenklichkeiten hervorzurufen. Diefe werben der Prüfung unterworfen 
und, nad) Befinden ver Umſtände, die endliche Abfaffung der Gelege angeorbnet. 

Um Thatfachen zu fammeln und die Borarbeiten zu beforgen, wurde ein Geſetzgebungs⸗ 
ausſchuß für Indien eingerichtet. „Er folle allgemeine Gefegbücder und eine vollftändige Po: 
lizeioronung, für Ginbeimifche wie für Engländer, audarbeiten und fie dann ven Behörden zur 
Begutachtung vorlegen.” Macaulay, der berühmte Gefhichtfchreiber, Amos, Cameron und 
andere ausgezeichnete Männer waren neben= und nacheinander Mitglieder dieſes Ausſchuſſes und 
Haben tüchtige Arbeiten zu Tage gefördert. Nah Verlauf einiger Jahre war bereitd ein allge: 
meined Strafgefegbuch vollendet; e8 wurde (1837) dem Drud übergeben und Rechtskundigen 
in Europa und Aflen zur Begutachtung überfandt. Um Ordnung und Zufammenhang in die 
Geſetzgebung zu bringen, hat e8 die Commiſſion vorgezogen, ein ganz neued Geſetzbuch zu ent: 


Dfindien 223 


merfen. „Die einheimifhsindifhen Geſetze feien ſchon längft durch fremde @roberer zum Theil 
ganz befeitigt, zum Theil weſentlich umgeftaltet, fo namentlich beim peinlichen Nechte, welches 
durch das muſelmaniſche erfegt worden und mitteld der englifgen Anorbnungen mannichfache 
Umgeftaltungen erfahren Habe. Als höhft ſchätzbare Hülfsmittel zu ihrer Arbeit bezeichnet 
die Gommiffion den franzöfifhen Codex und des Amerikaners Edward Livingfton Gefetzbuch 
für Koutifiana. 

Der Geſetzgebungsausſchuß ift vom Anfang beim Hofe ber Directoren und den indiſchen 
Behörden ungern gefehen. Die ſelbſtändige Stellung, welche er vermöge des Freibriefs ein⸗ 
nahm, erregte Miswollen und Eiferſucht. Bald wußte man Mittel ausfindig zu machen, feinen 
Wirkunggskreis zu befgränfen und fpäter, dem Weſen nach, ihn ganz zu befeitigen. Die Ge⸗ 
feßbücher des Ausſchuſſes find, obgleich fie von Männern, die der indischen Verhältniffe kundig 
waren, empfohlen wurden, folange die Compagnie bie Macht befaß, nicht zur Ausführung ge: 
tommen. Die Unterthanen Großbritanniend können fi, wie man weiß, in beſtimmten Laͤn⸗ 
dern Indiens ohne irgend höhere Ermächtigung nieberlafien und Ländereien erwerben; in 
andern ift noch eine Erlaubnig nothwendig, doch iſt dem Oberftatthalter im Rathe geftattet, 
auch dieſe für geöffnet zu erflären. Um die Einheimifchen gegen Unbill von feiten biefer neuen 
Snfaflen zu fhügen, follten (1849) alle Engländer, mit Ausnahme derjenigen in ten drei 
Hauptflädten, Kalfutta, Madras und Bombay, gleihwie Die Eingeborenen, unter die Ge- 
richtshoͤfe ver Oſtindiſchen Compagnie geflellt werden. Vor 1813 waren Briten den indiſchen 
Gerichten gar nicht unterworfen; nach dem erneuerten Freibrief jenes Jahres fonnten fie in 
Indien nur bis zu 500 Rupien geftraft werden. Mit der freigegebenen Nieverlaflung, wovon 
zwar nur wenige Gebrauch machten — es lebten (1852) außer ven Bedicnfteten kaum 10000 
Engländer in Indien — war bie Änderung dieſes Geſetzes unumgänglich nothwendig geworden. 
Die engliſchen Inſaſſen Indiens erhoben gegen das Geſetz, welches fie unter die Gerichtshoͤfe 
der Compagnie ſtellt, gewaltige Einrede; es hat auch Feine praktiſche Folge gehabt. 

Während der Verhandlungen über die Erneuerung des vorletzten Freibriefs (1832 und 
1833) warb dem Parlament nicht eine einzige Bitt- und Klageſchrift der Hindu und Muſelmanen 
überreicht. Die Debatten ſelbſt haben nur geringe Aufmerkſamkeit im Angloindiſchen Reiche 
hervorgerufen. Ganz anders bei der letztern Erneuerung (1854). Zahlreiche Cingaben find 
eingelaufen. Man findet hierin die Wünſche und Bedürfniſſe ber verſchiedenen Voölkerſchaften 
und Klaſſen Hindoſtans, der verſchiedenen mit dieſem Lande in Verbindung ſtehenden Indivi⸗ 
duen und Geſellſchaften unverſchleiert und unverkürzt dargelegt. Dieſe Bittſchreiben enthalten 
den wichtigſten und lehrreichſten, durch die letzte Unterſuchung der indiſchen Ländereien zu Tage 
geförderten Stoff, bei weitem wichtiger als die nicht ſelten vom Intereſſe eingegebene Zeugſchaft 
der Compagniebeamten. Das wiederholt geſtellte Geſuch, noch mehrere Einheimiſche aus In⸗ 
dien kommen und vernehmen zu laſſen, oder eine Unterſuchungscommiſſion dahin zu ſenden, 
ward wiederholt zurückgewieſen. Die vielen Blauen Bücher find aber keineswegs ein genügen- 
der Erſatz. Sie find mangelhaft in manderlei Beziehung. Die Herren freien, was ihnen 
nicht behagt, was, wie man ſich ausbrüdt, dem Staatéwohl zumiderläuft. Es heißt dann: das 
Document ift blos im Auszug mitgetheilt. Uber manche Borfehrungen und Ereigniffe werben 
alfe Quellen zurũckgehalten, ſelbſt nach vieler Jahre Verlauf der Zugang Hierzu nicht geflattet. 
Hrn. Marfhman, dem Sohne ded berühmten Gelehrten und Baptiftenfendboten, verweigert 
man immer noch die Urfunden zur Geſchichte ver Seramporemiffion. Sogar der Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß für die indischen Angelegenheiten (1853) erklärte ſich gegen Veröffentlichung aller auf 
den afghanijchen Krieg bezüglichen Denkſchriften. 

Bon den zahlreichen Beſchwerden und Verbeſſerungsvorſchlägen find bei Erneuerung des 
Freibriefs (20. Aug. 1853) nur einige berüdficgtigt worben. Radicalen, plöglihen Anderungen 
ift man in England aus Grundſatz entgegen. Auch waren die Zeitumftände hierzu wenig günſtig. 
Die Volksbewegung, die Wünfche und Erwartungen im Angloindifhen Reihe fliegen immer 
höher empor. Waffen von 5 — 6000 Perfonen hatten ſich wieberholt zu Kalkutta zufanımen- 
gefunden, mobei aufreizende Neben gehalten wurben, vorzüglid von Kriſchna-Wohan-Benard⸗ 
{chi und dem reihen Kaufherrn Ramgopal Ghoſe. Man mußte ein noch größeres Anſchwellen 
der Bewegung beforgen,, daß es am Ende zu Wühlereien und Unruhen komme; der Oberftatt: 
halter Lord Dalhoufie foll deshalb zum ſchnellen Entſcheid gerarhen haben. Auch wurden die 
ruſſiſch-türkiſchen Wirrniffe immer ernfler und nahmen die ganze Aufmerkfantkeit ver Regie⸗ 
rung in Anfprud. Man fuchte ſchnelle Befeitigung aller andern Angelegenheiten. Selbſt ver 
Ausſchuß der Gemeinen hat mit dem fechöten Theile ber Zeugen (8. Aug. 1853) feine Arbei⸗ 
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ten befchloffen, ohne, wie ehemals immer gefchehen,, einen umfaflenden beurtheilenven Bericht 
hinzuzufügen. 

Die wichtigſte Anderung im Freibrief, im neuen indiſchen Grundgeſetz, war der Auslaf 
einer Zeitbeftimmung. Die „India: Aecte”, welche früher gewöhnlich auf 20 Fahre Tautete, 
konnte von nun an in jeder Sefflon zur Sprache gebracht, von neuem geändert over ganz aufge: 
hoben werden. Dad Dirertorium befland nun aus 18 Mitgliedern, wovon die Regierung ſechs 
ernannte, weldhe wenigftens 10 Jahre in Indien, im Dienfle der Krone ober ber Gompagnie 
gelebt hatten. Ebenſo wird vie Hälfte der von den Actienbeiigern gewählten Directoren aus 
Männern beftehen, die wenigftend 10 Sabre in Indien gebient haben. Ein Director erhäft 
500, der VBorfigende und fein Stellvertreter jener 1000 Pfd. St. jährlicder Befoldung. Die 
Einfegung diefes neugeftalteten Directorenhofs hat am 8. März 1854 flattgefunden. 

Die Ernennung der Zöglinge zur Haileyburyanſtalt, ſowie der Hülfsärzte im Compagnie: 
heere durch das oftindifche Directorium hat am 30. April 1854 ihr Ende erreicht. Alle viefe 
Stellen werben künftig durch Prüfungen erworben, geleitet nad Normen, welche von einem 
dur die Oberaufſichtsbehörde über die indiſchen Angelegenheiten eingefegten Ausſchuß ent: 
worfen und dem Parlanıent vorgelegt find. Zutritt zu ven Prüfungen iſt jedem geborenen Un: 
terthan Ihrer Majeftät geftattet. Hiermit ift wenigſtens dem Worte nad — wie fid die Ein- 
richtung bewährt, wie der Buchflabe zur That wird, muß ſich erſt zeigen — das Patronat ober 
Anftellungsreht der Civildiener im Angloindifhen Reiche weſentlich verändert. Nun Elagen 
Hindu, diefe ausgedehntere Befähigung zum Staatsdienſte Eönne ihnen Feine Vortheile ge: 
währen. „Reiſen übers Meer find und durch die althergebracten religiöfen Satzungen ver: 
boten; der Aufenthalt und die Erziehung in Haileybury, welche ald Vorbedingung nothwendig 
feinen, find ung, vermöge des Kaſtenweſens, nicht geflattet. Tiherbies bedenke man bie großen 
Unkoften, welche nur wenige erſchwingen fönnen.” Nun fo ändert diefe unfinnigen menden: 
feindlichen Sagungen ober misachtet fie thatfächlih, wie Rammohun-Roy, Dwarkannath und 
andere hervorragende Männer gethan haben und thun. Blos durch Abwurf des Kaſtenweſens 
und jener ganzen altindifchen Barbarei Eönnen die Bewohner Hindoſtans fi zur Nation em: 
porſchwingen und in der Jahrhunderte Verlauf zur Selbftregierung beranreifen. 

Dem Ausihuß beliebte eine engliſch- akademiſche Erziehung. Seine Vorſchlaͤge find mit 
geringen Änderungen angenommen und die erfien Prüfungen im Juli 1855 abgehalten 
worden. Hiermit wurden der Ariftofratie und andern Reichen, ven hoͤhern Klaffen ver Gefell: 

ſchaft, wie fie fi jenfeit des Kanald ausdrücken, wiederum neue Sonderrechte, die verſchiedenen 
Amter bes indiſchen Givildienftes verliehen. Nur fle Haben die Mittel, ihren Kindern eine afa= 
demifche Bildung zu geben. In folder Weife erhalten bei allen freien Snftitutionen bed Lan: 
des der Adel und das Vermögen immer größere Mittel, während man die Maffen, und zwar 
nicht ohne Abficht, namentlich von feiten dev Epiffopalkirdye, in Erziehung wie in Bildung ver- 
nachläſſigt. Ste tragen alfe drückenden Laften mit und bleiben ausgefchloffen von ven Vortheilen 
des Regiments; an der britifchen Weltherrſchaft Haben fie keinen over nur fehr geringen Antheil. 
Dies ein weientliher Grund jener Maſſenverarmung, woraus England die größten Verlegen: 
beiten, vie größten Gefahren proben. Jenſeit des Atlantifhen Dceans find alle Snftitutionen, 
dad Schulwefen wie die andern, auf Erziehung und Heranbildung ber Jugend berechnet. Das 
nah allen Richtungen freie Leben bildet überbies ven Süngling und vollendet ven Mann. Sie 
wiffen nichts von Prüfungen für Staats: oder Volksdiener; fle verlangen keine Kenntniß ber 
griechiſchen und lateiniſchen Metrik, um einem bürgerlichen Geſchäft vorflehen zu können. Und 
diefe amerifanifchen Einrichtungen Haben fich trefflich bewährt. Die Union erzeugt unter dieſem 
Regiment einen Überfluß an tüchtigen Männern aller Art. Redlicher Wille, Verſtand, Gin: 
fiht, Fleiß, eine gewiſſe Selbſtändigkeit des Charakters und die nöthigen, in unfern Tagen 
leicht ermerbbaren Kenntniffe befähigen zu jebem bürgerlichen Gefchäfte, zu jedem bürgerlichen 
Amte, und fei ed auch, wie die Erfahrung lehrt, das wichtige, das hohe eines Präfidenten ber 
Bereinigten Staaten. 

Der Ausfhuß war anfangs der Anfiht, die Prüfungsgegenflände ver Candidaten für den in- 
diſchen Givilpienft follten viefelben fein wie jene der englifchen Gentlemen, welche im Baterlande 
bleiben. Würde man indiſche Sprachen, eine Kenntniß der orientalifchen MenfchHeit, der orien- 
taliſchen Geſchichte und Literatur verlangen, fo fet zu befürchten, es möchten nur wenige fi zur 
Prüfung melden. Kenntniffe folder Art koͤnnten ja dem Engländer nichts nügen, welcher beim 
Bramen durchfiele und keine ver jährlich an AO erlevigten Stellen erhielte. Man fieht, die Com: 
miffton, mit Macaulay an der Spige, hat ihr Augenmerk blos auf englifche Gentlemen, nicht 
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auf Land und Leute Hindoſtans gerichtet; wäre Died nur im entfernteften ver Yall, fo würde 
man and in Indien eine Prüfungscommiffion einfegen. Wir handelten ungerecht, erklärt 
der Ausſchuß, gegen die großen afademifchen Inflitutionen unferd Reichs, würde man ber grie: 
chiſchen und lateinifchen Berfiflcation nicht einen bebeutenden Antheil am Ausfall ver Prüfun- 
gen geftatten. Von irgendeinem Unrecht gegen bie 20 verſchiedenen Völferfhaften vom Hima⸗ 
laja zum Meere haben die Herren nirgenpwo gefproden. Wer in der Berfification über feine. 
Mitihüler Hervorragt, heißt ed weiter, würde wol in allen Ziveigen des Öffentlichen Lebens 
zur Audzeihhnung gelangen. Bor und Canning, Grenville und Welleslen,, welche im lateini- 
fen und griechiſchen Versmachen ihre Mitfchüler übertrafen, haben in fpätern Jahren dem 
Staate die größten Dienfte geleiftet. Doc bedachte man endlich, daß fie in Schottland die 
claſſiſche Verskunſt weniger beachten. Dugald Stewart, Horner, Jeffrey und Madintofh hät- 
ten hoͤchſt wahrjcheinlich Feine guten aleäiſchen Verſe in lateinifcher Sprache ſchreiben und wol 
noch weniger Shaffpeare in griechiſche Jamben überſetzen können. Deshalb follte die Prüfung 
derart fein, daß auf die griehifche und lateinische Verskunde Fein allzu großes Gewicht gelegt 
werde, damit weder Schotten noch Engländer vom Dienfte ver Oſtindiſchen Compagnie auß: 
geihloffen würden. 

Gegenſtände zur Bezeugung der Fähigkeiten find: englifhe Sprache, engliſche Geſchichte 
und allgemeine Literatur; vie griechifche, lateinifche, franzoͤſiſche, deutſche und italieniſche 
Sprade und Geſchichte; Mathematik, theoretifche und angewandte, dann die verſchiedenen mora= 
liſchen und Naturwiſſenſchaften. Sollte ein Kandidat es wünſchen, fo inne auch eine Prüfung 
im Arabifhen und Sanskrit flattfinden. Die jungen Männer von 18— 22 Jahren, melde 
befteben, gewinnen nicht alsbald Auſpruch auf eine lebenslängliche Verforgung in Indien. Sie 
müſſen ſich jeßt, fo wurde am Ende feftgefegt, ein bis zwei Jahre auf den befondern Dienft 
vorbereiten und dann nochmals eine Prüfung beftehen. Während dieſes Zeitraums follen fie 
blos ihre Eünftige Stellung im Auge haben. Sie mögen fid) eine genaue Kenntniß der Ge⸗ 
ſchichte Indiens erwerben, der Gefchichte im ausgedehnteſten Sinne des Worts, nicht bloß 
mitteld der Werke des Orme, Wilks und Mill, fondern durch Bernier's Reifen, durch bie 
Oden des Sir William Jones und Heber’8 Tagebücher. Cine gleiche Sorgfalt werde ver Lan 
desfenntniß, der Kenntniß der verſchiedenen Voͤlkerſchaften nach allen Richtungen, in Erb: und 
Staatökunde, in Religion und den andern bürgerlihen Zuſtänden gewidmet. Mit vorzüg: 
licher Sorgfalt follen die Candidaten alle Greigniffe, welde zur Ausbreitung der engliihen 
Macht in Invien dienten, zu ergründen ſuchen. Sie müſſen die Art und Weiſe der indiſchen 
Regierung, ihre Stellung zu ven Lehndfürften, zu Mufelmanen, Maharatten und Radſchputen 
erforfchen. Hierbei mögen die wichtigften parlamentarifchen Berichte und die Verhandlungen 
der Legislatur über indifche Angelegenheiten zuftathe gezogen werben. Dazu fomme die Kennt= 
niß der. einen oder andern Indifchen Sprache, welche der Candidat nad) den Landeötheilen wäh: 
len möge, denen er einft feine Thätigkeit widmen wird: Bengali für Bengalen, Telugu für die 
untern Gemarkungen des Defan. Diejenigen, welche die erſte Prüfung mir Erfolg beſtanden, 
follen nämlich alsbald in beftimmte Provinzen und Gemarkungen des Angloindifhen Reichs 
eingewiefen werben, bamit fie wiffen möchten, welche Sprache ihnen am meiften nügt, welche 
befondern Landeskenntniſſe fie am beften fördern in ihrem Fünftigen Amte. 

Die große Mehrheit der indischen Civildiener verwaltet richterliche Geſchäfte. Eine Abthei⸗ 
lung befteht aus eigentlichen Richtern; eine andere, wie die Steuereinnehmer, hat e8 doch vor: 
züglih mit dem Gerichtöwefen zu tun. Die Candidaten müffen fid deshalb, bevor fie die zweite 
Prüfung beftehen, eine allgemeine Kenntniß aller Theile der Rechtswiſſenſchaft zu erwerben 
fuchen,, ebenfo der Finanz: und Handelswiſſenſchaften, Kenntniffe, welche man unter dem Na⸗ 
men der Staatswirthſchaft zufammenfaßt. Sie follen die kaufmänniſche Buchhaltung verftehen, 
die Orundfäge des Bankweſens und des Geldmarkt, die Natur der Stantöfhulden, ver fun- 
dirten wie ber ſchwebenden, und vie Folgen der verfchienenen Steuern auf dad Wohl und Wehe, 
auf Reihthum und Verarmung der Nationen. 

Die jungen Männer müffen fi in der zweiten Prüfung über eine genügenve Vorkenntniß 
aller dieſer Gegenflände ausweifen. Sie werben dann gemäß ihrer Würbigfeit geordnet, was 
zur Nacheiferung dient. Da nämlich der indiſche Dienft nach dem Alter vorſchreitet, nad) dem 
Alter gerechnet wird, fo erlangen vie obenftehenven zuerft ihre Verforgung. Von diefer zweiten 
Prüfung möge es abhängen, ob die indifchen Beamten erft in ihrem funfzigften ob fie ſchon in 
ihrem achtundvierzigſten over jlebenundvierzigften Jahre nach der Heimat zurückkehren und ihre 
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Penfion mit Gemächlichkeit verzehren fönnen. Dies iſt doch am Ende, nach den eigenen Worten 
der Kommiffion , das Ziel, der legte Wunfch aller in der Fremde bedienfleten Engländer. 

Der früher beftandene Geſetzgebungsausſchuß iſt in dem neueflen Grundgeſetz beibehalten. 
Jede Statthalterfhaft oder Viceſtatthalterſchaft fendet ein Mitglied. Der Oberrichter Bengas 
lens und die Oberrichter anderer Pruftventfchaften Haben ebenfalld Sit und Stimme in dieſem 
Ausfhuß. Ihm ift in Verbindung mit dem Oberftatthalter und Rathe die Befugniß gegeben, 
Geſetze und Verordnungen zu erlaffen. Auch die Mitglieder viefer Legislative, welde in Mat 
1854 ihre erfte Sigung hielt, müflen wenigftens zehn Jahre in Givilämtern der Compagnie 
gedient haben. Bon einer Befähigung der Eingeborenen zu diefem wichtigen Amte ift feine Rebe. 
Ihre Majeftät mag überdies einen Ausſchuß in England beftellen, um die bereitö eingereichten 
Vorſchläge und Arbeiten ver frühern indiſchen Geſetzgebungscommiſſion zu prüfen und Bericht 
zu erftatten. Ein folder Ausfhuß ward auch, gleih nad Annahme der neuen India-Acte, 
vom Vorfigenden im Controlamte eingefegt. Diefer Vorſitzende oder Indiſche Minifter erhält 
jest, gleichwie jeder andere Minifter ver Krone, 5000 Pfd. St. Beſoldung. 

Die Verwaltung des Angloindifhen Reichs verblieb dem Dirertorium der Compagnie. 
Selbſt von den maffenhaft einlaufenden Depeſchen — die Berichte über die Zuftände Hindoſtans 
im Sabre 1853 füllten 53 ſtarke Foliobände im Indischen Haufe — erhält der Vorſitzende des 
Controlamts nad dem beſtehenden Geſchäftsgange nur einen fehr geringen Theil zur Einfidht. 
Die gemäß den verſchiedenen Verwaltungszweigen aus dem Directorium felbft gewählten und 
von Zeit zu Zeit erneuerten Ausfchüfle berathen und beſchließen wie früher. Der Directorenhof 
berathet und beſchließt über vie Vorträge der Ausſchüſſe und fendet die Beichlüffe an den Indi⸗ 
fhen Minifter. Stimmt diefer nicht bei, fo müffen nadhträglich die Gründe der gefaßten Be: 
ſchlüſſe [hriftlich angegeben werben. 

In der Stellung und in den Befugniffen der indiſchen Beamten hat man keine wefentliche An⸗ 
derung vorgenommen. Bengalen ward von der Oberſtatthalterſchaft getrennt und unter einen 
Präſidenten oder Vicepräfidenten geſtellt. Als erſter Vicepräſident iſt Hr. Hallivan (Mai 1864) 
durch Lord Dalhouſie ernannt worden mit einer Beſoldung von 100000 Rupien. Dem Vice⸗ 
präſidenten ſind alle Länder der ehemaligen Statthalterſchaft Bengalen, mit Ausnahme von 
Tenaſſerim, untergeben. Dieſes Land, Pegu und Pendfchab verbleiben unmittelbar unter dem 
Generalgouverneur und gehören zu den fogenannten auswärtigen Beſitzungen. Die Beſol⸗ 
dung der Obercommandanten des Heeres iſt ebenfalld auf LOOOOO Rupien angelegt. Die Mit: 
glieder des India-Raths erhalten 80000 und die der Geſetzgebungscommiſſion 50000 Rupien. 

Die Hindu und Mufelmanen waren, gleichwie die andern Infaflen Hindoftans, mit biefem ge- 
ringfügigen Ausgang aller jener Zeugichaften in England, aller jener zahlreichen Unterfuchungen 
in Indien felbft, höchlich unzufrieden. Sie konnten nicht zufrieven fein. Zu Kalkutta, Bombay 
und Madras dat man bald nad Annahnıe der India-Acte wiederholtvon Taufenven befuchte Ver⸗ 
fammlungen gehalten, wo fcharfe Reden fielen. Man beſchuldigte die Regierung ver Täuſchung, 
der Hinterlift und ſelbſt der abjichtlihen Lüge. „Das Wohl der Bingeborenen wird in Wahrheit 
nicht beachtet. Alle jene Ihönen Worte find Lüge und Heuchelei. Ausbeutung unferer Heimat- 
ande zu ihrem eigenen Bortbeile, dad iſt bie einzige Loſung diefer Engländer. Die Ehrlichen 
ſprechen es geradezu aus, daß fie das Land in veöpotifcher Weiſe regieren wollen. Der geprie- 
jene Reformator Jofeph Hume war (1853) aus felbflfüchtigen Beweggründen jener Verbeife- 
rung ber Zuftände unferd Volks entgegen. Mit Vorbedacht hat er mehrere Schriftftücle unter- 
ſchlagen, melde ihm perfönlih und den Ausfhüffen des Barlamentd von Hindoſtan überfandt 
wurden.’ Man gemwahrte natürli bei dem leichterregten Gemüth der Orientalen und ver ge- 
ringen Kenntniß der Vergangenheit viele Übertreibung, ſowol bei ver Würdigung der gegen- 
wärtigen wie ber ehemaligen Zuftände. „Sn frühern Jahrhunderten“, vermeinten bie hartge⸗ 
drückten Baueräleute, „iſt e8 um gar vieles bejler gewefen. Wir gehorchten einheimiſchen Fürz 
fien, welche ih dad Wohl ihrer Unterthanen zu Herzen nahmen und jeder Klage Abhülfe ge- 
währten. Unter folder Herrfhaft erfreute ſich das ganze Volk der Glückſeligkeit. Jetzt Haben 
bie fernen Gebieter kein Auge und Eein Ohr für unfer Wohl und Wehe; fie haben und ihren 
Pächtern, der Oſtindiſchen Eompagnie, preiögegeben. Das heißt fo viel, wir werben gleichwie 
Nindvieh, welches zum Opfer beftimmt iſt, in Wälder voll Tiger getrieben; das heißt fo viel, 
der boͤſe Hirt überläßt den Echlächtern feine ganze große Heerde.“ Selbſt europäiſch gebilvete 
Hindu wurden jegt nicht felten gefunven,, welche ihre Landsleute, ihre brabmanifchen Inſtitu⸗ 
tionen weit über alle die Voͤlker und Einrichtungen des Weftend emporhoben. 

Diefe patriotifche, vom Fremdenhaß getragene Bewegung erſtreckte fi im Beginn nur 
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über geringe Bruchtheile der Bevölferung. Ihre Wellen find mit der wachſenden Bildung und 
Einjicht immer höher gejtiegen, Haben immer größere Ländermaſſen ergriffen, ſodaß Hindu und 
Mufelmanen am Ende das kühne Wagniß unternahmen, die Eroberer aus dem Rande zu jagen 
und ihre ehemalige Selbſtändigkeit wiederzuerringen. 

Irog aller dieſer Klagen, Beſchwerden und Mahnungen, trog ver Erklärung des Oberflatt- 
halterd Lord Dalhoufie (12. Jan, 1848 bis 29. Febr. 1856), daß man der Ruhe Indiens 
feines Tags fiber fei, trotz inhaltsſchwerer Denkſchriften der Kaufherren und Sendboten, 
worin bie zahlreichen Mängel der Regierung, die große Noth und die religiöfen Befürchtungen 
Hindoſtans offen dargelegt wurden, ließen ſich die angloindifchen und englifchen Behörden von 
einer unter ihren Augen angezettelten Verſchwoͤrung, von Volksaufſtaͤnden und Solpaten- 
tebellionen überrafchen — eine welthiftorifche, ven herrſchenden Klafjen in Großbritannien und 
Hindoſtan zum ewigen Vorwurf gereihende Thatſache. 

Nah der Befignahme des Reichs Audh (7. Gebr. 1856) wurde aldbald mit Einrichtung 
eines Telegraphen von Cawnpore nad Laknau, der Haupiſtadt des Koͤnigreichs, begonnen. 
Innerhalb 18 Tagen, die Legung eine Taued von 6000 Buß über den Ganges eingerechnet, 
war die Linie vollendet. Am Tage, wo Dalhouſie die Regierung nieverlegte, ging an Gene: 
tal Dutram, den Befehlshaber im eingezogenen Königreih, die Anfrage: „Steht alles gut 
in Audh?“ und glei denſelben Nachmittag Fam die Antwort: „Alles fteht gut in Audh.“ 
Mit dieſer freudigen Botſchaft wurde Lord Ganning, der Nachfolger Dalhoufle’3, in Kalfutta 
empfangen. Keine drei Monate waren verfloffen, fo wüthete der Aufruhr nicht blos in dem 
neueingefügten Reihe Audh, ſondern felbft in den älteften Befigungen der Oftinpifchen 
Compagnie! 

III. Die Empörung der Sipahis und deren Folgen. Die Sipahis begannen den 
Aufitand, während die indiſche Bevölkerung in großen und ganzen eine abwartende Stellung 
einnahm. Dies liegt in der Natur der Dinge. Eine Nichtbetheiligung der Inſaſſen Hindoſtans, 
würden auch viele Thatſachen nicht das Gegentheil laut verkünden, könnte hieraus nicht gefol- 
gert werben. Die Waffentragenven, die in europäijcher Kriegslunſt geübten und ven Englän- 
dern naheftehenven einheimifchen Truppen mußten zuerſt über biefe Hereinflürzen. Hatten bie 
Soldaten ihr Mordgefhäft, zum Theil wenigſtens, vollendet, dann erft follten die Volksmaſſen, 
die Väter, Brüder und Verwandten ver patriotifchen Sipahis, über die verruchten Frengireſte 
hereinſtürzen und das heilige Land „von diefem Ochfen und Kühe ſchlachtenden und Schweine 
effenden Unflat“ vollkommen reinigen. Zwiſchen ven Sipahis und dem andern indiſchen Volke 
befteht in Wahrheit und Wirklichkeit Fein Unterſchied. Die indifche Armee der Engländer ift 
aus andern Leuten zufammengefeht, als es die aflatifchen Truppen der Portugiefen und Holläns 
der früherer Jahrhunderte waren. Diefe legtern unterhielten eine Gattung Freicorps, wie das 
Fifcher’iche zur Zeit des Siebenjährigen Kriegs, deſſen Führer zu Schlözer fagte: „Es würbe 
ihm leidthun, hätte er einen Kerl, der nicht ven Balgen verdiente.” Jenes bewaffnete Gefinpel 
verließ nicht felten mitten in der Schladt feine Brotherren und trat zum Beinde über. Die 
malaiiſchen Soͤldner der Holländer auf Geylon haben alsbald bei ven landenden Engländern 
Dienfte genommen. So nit die unter ver einheimifchen Bevölkerung Indiend geworbenen 
Krieger unferer Tage. Die englifhen Sipahis gehören zum indiſchen Volke, find wadere und 
tüchtige Männer. Einen Verrath, um höhern Solo zu gewinnen, wie jene Malaien gethan, 
ließen fich diefe Krieger niemals zu Schulden fommen. Im Gegentheil. Beifpiele find genug 
vorhanden, daß Gefangene trog aller Beinigungen nicht zu bewegen waren, bei dem Feinde, 
felbft bei bevrängten Glaubensgenoſſen, bei Tippo : Saib und andern, Dienfte zu nehmen. 

Die Militäreintihtung während der fpätern Jahrhunderte des europaifhen Mittelalters 
gleicht vollkommen ber aftatifhen früherer Zeiten und dem urfprünglichen Sipahisregiment ber 
Engländer. Condottieri warden allerlei Leute, weldhe nur ihren Hauptmann kannten und unter 
feiner Führung da und dort Dienfte nahen, da und dort, gleichwie Mongolen, Turfmanen und 
Mabaratten, auf Raub und Plünderung auszogen. Während der erfien Belagerung von Ma⸗ 
dras (1746) hatte man Radſchputen und angefehene Mufelmanen in Militärvienft genommen, 
ihnen einen tüchtigen Führer, Haliburton geheißen, gegeben; fie wurden nun Haliburton ge: 
nannt, wie jene türfifchen Horden von Seldſchuk und Osman ihre Namen erhielten. Hali⸗ 
burton ward von einem Radſchputen, das ehrgierigfte und eitelfte Geflecht ver Hindu, wel- 
chen er eines Vergehens wegen züchtigte, erfchoflen (1748). Die Truppe hing derart an Ihrem 
Häuptlinge, daß fie den Mörder in Stüde Hieb und die einzelnen Söhne 19 noch lange 
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„Krieger des Herrn Haliburton“ nannten. Dies gefhah auch bei den Generalen Wallis und 
Meadows, im höhern Grave bei Sir Eyre Coote, zu welchem vie Sipahis mit einer Art gött: 
licher Verehrung hinauffahen. Diefe Führer hatten’ alle Sitten und Gebräude ihrer Sipahis 
erforfcht und unter keinen Umſtänden eine Verlegung geflattet. Der Söldner kannte feinen 
Hauptmann, bem folgte er, dem blieb ev anhänglich. Eidſchwur, Fahne und was man mili- 
tärifche Ehre nennt, alle viefe Dinge find für eine folde Solvateöfa von geringem Gewicht. 
Neben andern berühmten engliihen Befehlshabern, wie Lawrence und Clive, hatten bie 
Madras-Sipahis zu jener Zeit auch mehrere einheimifche Kondottieri, jo Mohammed-Iſaff, 
welchen der Geſchichtſchreiber Orme fo häufig erwähnt, Kawden-Bei und Sched - Ibrahim. 
Sie haben ven Engländern große Dienfte geleiftet und find ihnen mit unwandelbarer Treue ge= 
folgt. Nur dem Befehle, zur See zu gehen, Teifteten fie veligiöfer Vorurtheile wegen wieber: 
holten und blutigen Widerftand. Im Jahre 1780 Hat ein Bataillon im Hafen Wizagapatam 
alle feine europätfchen Offiziere erfchoffen,, meil man fie zur Einfhiffung zwingen wollte. 

Die Geſchichte des Bengaliheeres, welches zu allen Zeiten des Angloindiſchen Reichs an die 
Hälfte der Sipahid zählte, wurde von einigen ihrer Hauptleute in ausführliden und fehr lehr⸗ 
reihen Werfen befhrieben. Die Hauptleute find voll der Liebe, der Verehrung und Bewun⸗ 
derung für dieſe ihre getreuen und tüchtigen Soldaten; fie nennen fie nur „unfere braven ©i- 
pahis“. Noch mehr, Eundige und erfahrene Beurtbeiler viefer Schriften erflären, die Ver— 
faffer hätten durhaus die Wahrheit gefagt. Die bedächtigen Herren im Indiahouſe ſchienen 
jedoch von jeher anderer Anfiht. Sie Haben wiederholt während früherer Jahre, zum erften 
mal bereitd 1778, den Befehlshabern verboten, ihre bengalifchen Truppen im Gefhügmefen 
zu unterrichten. Dan belächelte dieſe ſcheue Furchtſamkeit und umging dad Gebot, ſobald ſich 
Gelegenheit oder Vorwand ergab. Beim Ausbruch ver Rebellion von 1857 zählte Die einge: 
borene Artillerie Bengalend über 9000, die europäifche Hingegen blos 7436 Mann. 

Die Sipahis beftanden anfängli nur aus Fußvolk; bein Ausbruche des Maharattenkriegs 
warb (1803) zuerft auch eine einheimifche Reiterei gefhaffen. Noch während des Kriegs hat 
fie vortreffliche Dienfte geleiftet; die Schlachtberichte des Lords Lafe (1803, 1804) find voll ihres 
Lobes. Diefe Waffengattung hat man während ber legten Jahrzehnte bedeutend vermehrt, vor- 
züglih dur jogenannte irreguläre im Pendſchab angeworbene Reiterfcharen. Die Gavalerie 
der Bengalifipahid war vor dem Aufſtande 31000 Dann ſtark, worunter fehr viele Mujel- 
manen. Es dient nämlich, mit Ausnahme des Maharatten, ver Hindu lieber zu Fuß; mehr 
als drei Viertheile der In 74 Negimentern abgetbeilten 8OO0O Dann bengalifcher Infanterie 
waren Hindu, der Reft beftand and Dufelmanen. Diefe Hindu flanımten jedoch nur zum ge= 
tingen Iheile aus der Präſtdentſchaft Bengalen. Sie famen von den nörblihen Provinzen, in 
großer Anzahl au aus Radſchaſtan. Der Radſchpute iſt ein geborener Soldat. Nur von 
Schlachtgetümmel und Waffenthaten erzählt die Mutter ihrem Rinde; nur Schlachtgetümmel 
und Waffengeklirr befingen ihre zahlreichen Meifterfänger. Der Radſchpute if, wenn gut be= 
bandelt, treu, gehorfam und eifrig im Dienft; an Ausdauer mag ed ihm Häufig fehlen, 
niemald an Muth. Will man ihm Religion und alt überfonmene Sitte antaften, glaubt er ſich 
perfünlich beleidigt, dann kennt fein Rachegefühl Feine Grenze. Solch ein Radſchpute jcheut 
feine Gefahr, freudig geht er dem Tode entgegen, um den Feind zu ermorden; Beftien find 
Be dann, diefe edeln Radſchputenritter, und ärger noch als Beftien, wie wir fle fahen zu unfern 

agen. 

Die Sipahis erhalten im Verhältnig zu den Landesbedürfniſſen und Preiſen eine hohe 
Loͤhnung. Auch in anderer Beziehung find fie gut gehalten. Der Linienſoldat befommt einen 
monatlihen Sold von 8— 9, nach Verlauf der fehzehnjährigen Dienftzeit eine Penflon von 
4-25 Fl. Rh. Ein Hawaldar oder Sergeant dad Doppelte. Im gleichen Verhältniß fleigt die 
Loͤhnung des Dſchamadar und Subahpar, einheimifhe Nanıen für Lieutenant und Hauptmann. 
Der Orden von Britifh= Indien zweiter Klaffe trägt täglich einen halben, der erfter Klaffe einen 
ganzen Dollar, während ver beſte Tagelühner Hindoftand nur 3—4 FI. monatlich verbient. 
Tagelöhner Unterbengalens brauchen feine 6 Kr. NH. für ihre täglichen Bedürfnifſe; ſelbſt reiche 
Leute verzehren im Durchſchnitt ven Tag nicht mehr als 18 Kr. Rh. Die Penflonäre ver indi⸗ 
fen Armee, über deren Stellung eigene Normen flattfinden, find zahlreich; fie belaufen fidh 
gewöhnlich über ein Viertel ver activen Heeresmacht. Ein eigened Gefeg beſtimmt (1845), daß 
auf Penfionen feine Schulden gemacht und daß fie nicht verkauft werben können. In feinem 
Valle durfte ein Soldrückſtand eintreten. Sir John Malcolm hat während des Kriegs mit den 
Maharatten (1818— 19) Geld zu 20 Proc. aufgenommen, um bie Truppen befriedigen zu 











Oftindien 229 


können. Lord Lake misachtete (1805) diefe Vorfchrift, alsbald verweigerte feine Heeresabthei⸗ 
lung den Gehorfam. Die einheimifhen Fürſten forgen nur felten für regelmäßige Löhnung, 
für ein gutes Commiſſariat und geben Feine Penfionen; daher die häufige Demoralifation 
ihrer Truppen. 

Im Kriege gegen Nepal (1814— 16) haben die Gebieter Hindoſtans bie in jenen Gebirgs⸗ 
ländern herrſchenden Gorkha — fie find zum Theil Radſchputen und flammen aus Ubayapura, 
zum Theil nähern fie fih der mongoliſchen Rafſe — als ein tapferes, allen Kriegäprangfalen 
Trotz bietendes Geflecht kennen gelernt.*) Die Briten fäumten nicht, gleich nach dem Friedens⸗ 
ſchluß ihre Werber unter vie Gorkha nad Nepal zu ſenden. Leute aus den eroberten ober ge: 
bemüthigten Reihen in Sold zu nehmen, gehört zur altererbten angloaflatifchen Staatsweisheit. 
Man will ſich durch dieſe gutbezahlte Dienerfhaft eine Partei im Lande mahen. Die zahlreich 
herbeikommenden Gorkhaſoͤldlinge wurben unter englifhen Hauptleuten in eigene Regimenter 
eingetheilt, wozu keine andern Religionsgenoſſen und Nationalitäten, weder Hindu noch Mufel: 
manen, Zutritt erhielten. Zwar befennen ſich die Gorkha ebenfalls zum Brabmanismus; fie 
find jedoch milde, laue Gläubige, vorzüglich im Betreff ver Kaftenfonderung. Man dachte mit 
gutem Grunde, die Gorkha Eönnten gegen Aufſtände anderer Truppen ald Schutz- und Truß- 
waffe dienen. General Sir Charles Napier Hatte bereitö vor Jahren großes Mistrauen gegen 
die Bengaliarmee. Jener tüchtige, aber wunderliche Kriegsheld wünſchte zur Sicherftellung 
der anglonflatifgen Herrſchaft 300000 Mann. Ihnen könne man unbebingt vertrauen. Mit 
Ausnahme der Bergftation Simlah find die Gorkha (1857) in der That treu geblieben, und 
dort, heißt es, wäre die Empdrung durch die Furchtſamkeit ver Engländer hervorgerufen wor: 
den. Die aufrührerifhen Gorfha haben ſich auch im Vergleich mit den bengalifchen Sipahis 
enthaltiam, mild und menfchenfreundlih benommen. 

Nach der Eroberung von Sindh (1843) und der Einnahme des Pendſchab (1849) haben 
die Briten in jenen weitgeſtreckten Marken von den Indusmündungen hinauf gen Peſchawer, 
von dem Satlenfch hinüber zu den Soleimanſchen Gebirgsſchluchten, allenthalben ihre Werber 
umbergefandt. Mufelmanifche funnitifhe Baludſchen — fie bilden die herrſchende Klaffe in 
Sindh — afghanifhe Grenzler und Sikhs wurden zum Söldnerdienſt eingeladen und in beſon⸗ 
dere Regimenter geordnet. Dan hat, gleichwie bei ven Gorkha geſchehen, feine Mifhung mit 
andern indiſchen Truppen geftattet: eine vorſchauende Klugheit, welche der angloaflatifchen 
Herrſchaft zum großen Vortheil gereihte. Bon den Sikhs find nur wenige abgefallen. Die 
Baludſchen und jene leiten Reiterregimenter aus ben angrenzenden Gauen bes Indus und 
Pendſchab Haben ohne Ausnahme ihren Fahneneid gehalten. Die verfuchte Heranziehung 
der Peguaner oder Mon nad) der Eroberung Pegus (1852) war vergebliche Mühe. Der un- 
faglie birmaniſche Drud hatte diefe urfprünglichen Landesinfaflen derart herabgemwürbigt, daß 
fie zum Kriegshandwerk untauglich befunden wurden. 

Die bewaffnete Macht der invifchen Länder unter unmittelbarer Herrſchaft Großbritan- 
nien3, die europälfchen Truppen der Königin, ver Oſtindiſchen Compagnie und bie Sipahis 
zufanmen betrug im Beginn des Jahres 1857 in runder Zahl 330000 Mann aller Waffen: 
gattungen. Vor der Einnahme des Reihe Audh (Februar 1856) und dem Kriege gegen Per: 
fien flanden blos 290000 unter ven Waffen. Die Sölpner Audhs, wenigftend 50000, wur: 
den großentheils in englifche Dienfte genommen. Dann gingen furz vor Anfang der angloper- 
fifhen Wirren frifche europäifhe Truppen nah Indien, und innerhalb ber Präfiventfchaft 
Bombay wurden neue einheimifche Negimenter angeworben. An vertragsmäßigen Gontingen= 
ten der Lehnäftanten, welche, mit Ausnahme ver 3000 Mann des Fürften Holfar, von engli= 
ſchen Offizieren befehligt und nad) Belieben in die britifche Armee eingereiht werben Fonnten, 
waren e3 33000 Mann , wovon der Nifam 8000, Sindhia oder Owalior ebenfalld 8000 und 
der Gaikwar von Gudſcherat 4000 Dann zu ftellen Hatten. Die englifche bewaffnete Macht in 
Indien betrug nad Rückkehr der zum Perſiſchen Golf beorverten Heeredabtheilungen 370000 
Mann aller Waffengattungen. Nicht viel weniger Solbaten, eigentliche Truppen und Polizei⸗— 
mannfhaften zufammen, hielten die Lehnsfürften unter der Oberherrlichkeit ver drei Präfivent- 
fhaften. Wir Finnen demnach alle bewaffneten Mannfchaften in Hinvoftan und Dekan, vom 


4) Der Urfprung des Namens Gorkha, oder richtiger Gorcha, ift, wie beinahe alles in der indifchen 
Geſchichte, ſchwankend und märchenhaft. Bald foll Gorkha Kuhhirte bedeuten, bald follen dieſe Leute 
nad) ihrer vorzüglichiten Gottheit Goruchnath genannt worden fein. Andere wieder laflen bie Gorkha 
aus Sorafpore am Fuße der Nepalgebirge fommen, von welcher Heimat fie ben Namen führten. 
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Himalaja herab zum Gap Komorin, von den oͤſtlichen Grenzen Aſams bis hinüber nad Afgha⸗ 
niftan, in runder Zahl auf 700000 reinen. Wahrlid im Verhältnig zu den continentalen 
Armeen eine geringe Truppenzahl für ein Reid von 170 — 180 Mill. Einwohnern. Wir 
ſchwanken abfihtlich zwiſchen viefen beiden Zahlen, denn alle Angaben über Bevölkerung und 
lächeninhalt Indiens, mögen fie auch vom Inviahonfe Herrühren und vom Parlament der 
ffentlichkeit übergeben fein, find blos annähernde Schätzungen. Indien iſt nod nicht voll: 
fländig vermieffen, und eine eigentliche Volkszählung hat auch bißjegt nod nicht flattgefunden. 

Diefen zahlreichen Heeren ver Einheimiſchen fland ein Fleiner Haufe Engländer gegenüber, 
audgebreitet über den weitgeftredten Flächenraum und zerftreut unter der, wie wir ſehen, zum 
großen Theil feindlich gefinnten Bevölkerung. Obwol überrafht von der Verſchwörung, Iet- 
fteten doch diefe Angelſachſen ven Hunderttauſenden ihrer gutbewaffneten und trefflich einge- 
fhulten Feinde nachhaltigen Widerſtand und fchlugen fie In jeder offenen Feldſchlacht mit 
großem Verlufte. An Eöniglihen Truppen waren beim Ausbruche der Rebellion vorhanden 
29000 Dann und an europäifhen Truppen der Oſtindiſchen Compagnie, die Offiziere ber 
Sipahis mitgerechnet, gegen 20000 Dann, wovon jedod einige Taufende noch in Perfien 
ftanden. Civildiener europäifhen Urfprungs gab e8 in Oftindien Anfang 1857 Im ganzen 
808 Perfonen, movon auf Bengalen und die norpweftlichen Provinzen 484, auf Mabras 188 
und auf Bombay 135 famen. Die Engländer außerhalb des Staatspienftes, vie ih im In— 
nern des Landes befanden, zählten kaum einige Hundert, fobaß die Summe ber Europäer, 
welde der Empörung gegenüberftanden, fi mit Einfchluß der im Laufe des Junt und Juli aus 
VPerſien zurüdgetehrten Truppen ſchwerlich auf 51000 Berfonen belaufen haben mag. Und 
doch Eonnten fie dem furdtbaren Sturm Trog bieten und den Zuzug aus der fernen Heimat ab⸗ 

warten. Diefes welthiftorifche Ereigniß ſteht ebenbürtig da den Siegen der Griechen gegen die 
Perſer. Beide Thaten zeigen in gleichem Grade die Überlegenheit der Europäer über die afiati— 
fe Willfür und die aus ihr hervorgehende Barbaret. 

An einem und demfelben Tage follten fi, fo waren die Verſchworenen übereingefommen, 
alle bengalifihen Truppen, wo immer fie in Barnifonen oder Gantonnirungen lagen, erheben, 
ihre englifhen Offiziere und alle Chriften, jung und alt, Dann und Weib, ermorden. Dann 
würden ſie nach Delhi ziehen, ber ehrwürdigen Hauptflabt des alten Reichs, zum Mittelpunfte 
ber Größe, der Selbftänvigfeit Hindoftans, und den Großmongolen Muhammed Bahadır- 
Shah, welder feinem Vater Akbar III, im Jahre 1837 gefolgt war, als Padiſchah von Hindo- 
flan ausrufen. Dekan war nicht in die Verſchwoͤrung gezogen. Mit Ausnahme einiger Grenz⸗ 
marfen wurbe auch, während im nördlichen, im nordmweftlichen und Mittelindien Aufflände 
gegen bie Fremdherrſchaft wütheten, hier im Süden, auf der öfllichen wie auf der weftlichen 
Seite, eine verhältnigmäßige Ruhe erhalten. Dies liegt nicht in anminiftrativen Gründen, nicht 
in der Anhänglichkeit der Einwohner an die angloindifche Regierung; Naturzuftände und Er- 
“ eigniffe, wovon wir in dem erſten Abfchnitt dieſes Artikels ſprachen und welche weit über alle 
beurfundete Befchichte Hinaufreichen, find die Urfachen dieſer denkwürdigen Erſcheinung. 

Am 21. Juni 1857 waren, wie oben berichtet, Hundert Sabre verfloffen feit dem dreifachen 
Berrathe bei dem Orte Palaſi, ſechs Meilen ſüdlich von Murſchedabad gelegen. Die Herrfchaft 
über Bengalen, Driffa, Bihar und andere Länder Hindoftans, ſowie bie gänzlihe Herabwürdi⸗ 
gung der Großmongolen durch die Engländer, dies alles war die Folge diefer von Mir-Oſchafar 
und Robert Elive feingefponnenen Verrätherei, jener ruhmreihen Schlaht von Plaffey, wie 
man fie heißt, welder man in England zum Andenfen ein Monument fegen wollte.) Ganz 
anderd die Mufelmanen und Hindu. „Hundert Jahre nur wird und foll dad Machtgebot ver 
Unreinen, Ungläubigen dauern”, fo verfündeten,, wenigſtens feit Beginn der zwanziger Jahre, 
in Sindoflan die Patrioten und Gläubigen, vie Bettelmönde und religidfen Taugnichtſe aller 
Kutten und Kormen. „Hundert Jahre und nicht länger wird die Fremdherrſchaft Beſtand haben. 
Immer tollkühner, immer ſchändlicher wird fie loßfahren gegen unfere heilige Religion, gegen 
unfere altväterlihen Gefege und Sitten. Sind die hundert Jahre verfloffen, dann erhebt euch 
und blidt empor, Gott fendet feine Racheengel mit dem Flammenſchwerte herab”, ſprachen die 
mufelnanifhen Fafir. „Stwa und Kali erſcheinen mit den bligenden Gefchoffen zweiſchneidigen 
Verderbens“, verfündeten vie zwiefach geborenen Brahmanen. „Sie werben die Unreinen ver: 





5) Diefes Monument follte durch freiwillige Beiträge zu Stande fommen und in Shrewsbury, Haupts 


ort ber Grafſchaft, wo Elive geboren wurde, errichtet werden. Die indifche Revolution hinderte bie 
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tilgen, die Schweinefleiſch freſſenden, die gottloſen, Kühe ſchlachtenden Frengis. Was übrig⸗ 
bleibt vom ruchloſen Geſchlechte, wird zurückgetrieben in die finftere Nacht des Weſtens, woher 
es gekommen, wird ertränkt in den das All umkreiſenden ſechs Milchmeeren. Die Schildkroͤte, 
welche die Erde trägt, dreht ſich dann vor Freude, und der Meru erzittert.“ Ein leitender Ausſchuß, 
ein allgemeiner Führer der Erhebung war nicht vorhanden; ein folher ift unter dem ganzen 
tebellifchen Getriebe niemals zum Vorſchein gekommen. So konnte es geſchehen, daß die Em: 
pörung durch zufällige Breigniffe einige Wochen vor ber beſtimmten Zeit zum Ausbruch gelangte 
und zu verſchiedenen Tagen an verſchiedenen Barnifonsorten. Diefe Umſtände bewahrten die 
Engländer vor dem momentanen Verluſte ihres Angloinvifchen Reichs, welches die untergeord⸗ 
neten, halbwilden Sipahis freilich nur wenige Monate hätten behaupten Eönnen. 

Die vertrauensvollen Gebieter belächelten diefen Wahnwitz; fle Lächelten über die Tſchapati 
(ungefäuerte geröftete Brötchen), welche ſeit Jahresbeginn 1857 mitteld der Taufende der ein: 
Heimifchen Polizeiviener und Slurfhügen von einem Landedende zum andern gefandt wurden; 
fie ſahen mit verbachtlofer Neugier auf alle jene gleichwie durch Zauberfchlag in allen Gemar⸗ 
kungen auftaudenden und von Hand zu Hand gereichten Lotodblumen. Die flolzen Engländer 
verachteten die Feuerzeichen, die von Meierhof zu Meierhof gingen, die Kundfchaft, welche von 
Dorf und Stadt zu Stadt und Dorf gelaufen. Sie veradhteten felbft die Thränen zahlreicher 
Dienfboten und Ammen, welche, von Schmerz erfüllt über das furchtbar herannahende Geſchick 
ihrer Gebieter und Bebieterinnen, je beſchworen, heimzufehren mit ihren Kleinen ing liche 
Vaterland. Alles dies und andered ging an ber Seldfttäufhung und der Selbflzufriebenheit 
ber Bebieter [purlos vorüber. Zu Peſchawer war fogar ber Tag ded Ausbruchs (22. Mai) fo 
allgemein befannt, daß die Lanbleute Feine Lebensmittel zur Stabt bringen wollten. „Deine 
Sipahis find zuverläffig durch und durch. Könnte Dies auch anders fein? Ich forge für fie in 
jeder Weife; fie ehren und lieben mich gleichwie ihren Vater.“ So berichtete der eine Haupt: 
mann. „Meine Sipahis find eiveögetreue, in vielen Schlachten erprobte Männer, welche mit 
Freuden Leib und Leben für ihren Führer laſſen“, fo jprad) ein anderer Hauptmann. Diefe un: 
bejonnenen, gegen ſich felbft, gegen ihre Bamilien und gegen das Baterland fi verfündigenven 
Leute, fie find mit geringer Ausnahme auf gräßliche Weiſe zu Grunde gegangen. 

Im Beginn des Jahres 1857 mehrten ſich Die Anzeichen allgemeiner Unzufriedenheit. Die 
eingeborenen Truppen wurden immer unmwilliger, ihre Haltung immer bebrohlicher. „Wehe über 
euch, ihr Unglücklichen“, Tprachen die Auffeher ver Magazine, wo die Patronen angefertigtwurben, 
„ihr müßt in Kuh-, Ochſen- und Schweinefett beißen; ihr habt die Kaſte verwirkt, ihr gehört 
zum Ausmwurf ber Menſchheit, fein ohne Familie, ohne Erbe und Beſitzthum.“ Der Kaftenlofe 
verliert ja allee, Frau und Kind, Hab und But. General Hearfey berichtet ver Regierung unter 
dem 11. Febr. 1857: man lebe zu Barrafpore, blos 16 (englifhe) Meilen von Kalfutta ent: 
fernt, auf einer zur Sprengung vorbereiteten Mine. Feuersbrünſte entftehen und fo aud in 
andern Garnijonen, melde nur angelegt fein fönnen. Nächtlihe Zufammenfünfte finden ftatt, 
wo Sipahis beratfen, wie man der gemaltjamen Unterdrückung der Religion entgegenarbeiten 
Eönne. Dieſe Meinuug fei allgemein verbreitet, daß fogar der Verſuch, ihr Öffentlich entgegen: 
zutreten, Gefahr bringen möchte. Einige Tage hernach, am 19. Febr., traten die Bengali 
de8 19. Infanterieregiments nächtlicherweile zu Birhampore, im Bezirk Murſchedabad, zuſam⸗ 
men, erbrachen die Behälter, griffen zu ihren Flinten unter einem Gelärm und Betöfe, als 
wenn fie zur Parade zögen. Während ber folgenden Tage vergingen ſich diefe Sipahis wieder⸗ 
holt gegen die Disciplin. Englifhen Offizieren, welde ein Fanatiker des 34. Regiments, ber 
Sipah Mangal Pandy — nad ihm werden fpäter alle Mörder und Feinde ver Engländer Pan: 
298 genannt — angriff und verwundete, wurde fogar die Hülfe verfagt. Befragt über den 
Grund ſolch ungebührlichen Betragend, erklärten die Soldaten ihren Wiberwillen gegen die 
Batronen und den Verdacht, die Regierung wolle fie gemwaltfanerweife zum Ghriftenthum 
bringen. Gleich am folgennen Tage warb dad Regiment (30. März) aufgelöfl. Die Soldaten 
erhielten ven rückſtändigen Sold, gaben ihre Gewehre zurüd und gingen, wohin fie wollten. So 
verfuhr man auch (4. Mai) nd langem Zögern mit den wiederholt aufrührerifchen Sipahis 
des 21. Iufanterieregimentd, welche jogar ihre Offiziere mit ven Gewehrkolben niedergefchlagen 
hatten. Nur zwei Rebellen wurden vor ein Kriegögericht geftellt, verurtheilt und aufgehängt. 
Und doch wußte man von einer in Kalkutta felbft angezettelten Verſchwoͤrung. Fort William 
ſollte durch einen Handftreih genommen, alle Europäer follten ermorbet werden. Auch an vielen 
andern Orten waren einzelne Meutereien vorgefallen. Diefe einſichtsloſe Milde, welche bei den 
Ginheimifchen für Zucht und Schwäche gehalten wurde, befchleunigte ven Aufftand. „Wah, 
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wah!“ riefen Sipahis einer abgelegenen Garnifon zu Aubh, „iſt dies alles, was den Ungehor⸗ 
famen gejhehen? Hätten wir und gegen unfern Nawab, den Sultan von Audh, erhoben, wir 
wären von den Kanonen weggeblafen ober unfere Köpfe auf ven Staptmauern aufgepflanzt 
worden!“ Des Abends Tam der eingeborene Hauptmann biefer Soldaten im Reiche Audh zum 
europäifhen Commandanten und fragte: „Herr, ift die Gefchichte mit vem 21. Regiment wirf- 
U wahr?‘ „Allerdings. „Das wird ver britifchen Regierung ſchlecht bekommen“, entgegnete 
der Subahdar. Der commandirende Offizier unterhielt ſich noch einige Zeit mit feinem Sub: 
ahdar über ven Vorfall und über die Stinnmung der einheimifchen Truppen, ſchrieb dann noch 
in derjelben Nacht einen Brief an feinen Vater nad Kalkutta und fagte: „Keine zwei Monate 
werben vergehen, und eine Rebellion wird fich erheben von einem Ende Hindoſtans zum andern. 
Die Unzufriedenheit unter der Arnıee if allgemein, und bie Schwäche und Cinſichtsloſigkeit der 
oberften Behoͤrden ermutbigen und reizen zur Empörung.” 

Am 8. Mai 1857 verweigerte dad 3. Regiment zu Dlirat (eine alte Stadt ver Bicepräjident= 
ſchaft Agra, die bereitö unter den Eroberungen des Mahmud von Ghasna, 1018, aufgeführt 
wird) die Annahme der neuen Patronen. Das Kriegsgericht verurtheilte eine Anzahl auf mehr 
ober weniger Jahre zur Kettenftrafe, zur Gefangenſchaft mit harter Arbeit. Den andern Si: 
pahis, deren viele dort in Garnifon lagen, Tiefen die Behörden ihre Waffen, und man fehlen 
dem ganzen Borfall keine weitere Aufmerkfamfeit zu winmen. „Das Kriegögericht ift zu Ende”, 
ſchrieb der Vorfigende. ‚‚Die Leute haben zehn Jahre Gefängniß befommen. Sie werden nichts 
mehr von Gmpdrungen hören.” Überdies fonnte man annehmen, europälfche Truppen wären 
genug vorhanden, womit jeder Aufruhr ſchnell und gewaltfam unterdrückt werden moͤchte. Was 
brauchte man da beſondere Vorſorge zu treffen? Und ſo ließ ſich General Hewett, ein ſchwacher 
kränklicher Mann von mehr als 70 Jahren, gleichwie ſo viele andere nach ihm überraſchen. Die 
alten unbrauchbaren Anführer zu Waſſer und zu Lande, das Schützlingsweſen, welches un⸗ 
fähige Leute zu den wichtigſten Stellen emporhebt, hat England wenigftend ebenfo tiefe Wun⸗ 
den gefihlagen als feine zahlreichen Keinde. Sonntags abends, am 10. Mai, als die Glocke zur 
Kirche läutete, brachen zu Mirat die mit alten Morbinftrumenten bewaffneten Sipahis aus 
ihren einftödigen Kajernen hervor und eilten zum Gefängniß, um ihre verurtbeilten Genoſſen 
und bie gemeinen Verbrecher zu befreien. Died ging fehnell und ohne Mühe von flatten. Nies 
mand trat den Meuterern hindernd und abwehrend entgegen. Mit den befreiten und andern 
taub: und mordgierigen Leuten, vorzüglich den niedern Bazarkrämern, zogen fie fobann gegen 
die Wohnungen ihrer Hauptleute und aller Europäer, zündeten fie an, plünberten und morbes 
ten alt und jung, Weib und Kind. ‚Nicht eine Seele der verruchten Frengibrut, welche die 
Kaſte aufheben und die Cingeborenen ihrer Religion berauben will, ſoll am Leben bleiben.“ 
Man ließ die Empoͤrer — ſolche kaum glaubliche Beſtürzung und Rathioſigkei hatte die Be⸗ 
hörden überfallen — ungeſtoͤrt dad Mordgeſchäft vollenden und dann nächtlicherweile ruhig 
nad) Delhi abziehen, nach der 5 — 6 deutſche Meilen von Mirat entfernten alten Reſidenz der 
Großmongolen. Selbſt am folgenden Tage verfolgten die europäifchen Soldaten die Feinde 
und Mordbrenner nit, obſchon dies leicht möglich gemefen wäre. Noch mehr, bie vielen dem 
Mordgewirr entronnenen Militär: und Eivilbeamten verfäunten ed fogar, vie englifchen Bez 
hörden zu Delhi von den Borgefallenen zu unterrichten. 

Es ift Hier nicht meine Aufgabe, noch würbe hierzu Raum geftattet fein, eine Geſchichte ver 
Empörung im Angloindifchen Reiche zu ſchreiben. Überdies ift fie bereit in „Unfere Zeit. 
Jahrbuch zum Converſations-Lexikon“ (Leipzig 1861), Bd. V, in ausführlicher Weife dar— 
geftellt. Ich werde mich auf die Hervorhebung der bie englifhe Regierung wie die Bewohner 
Hindoſtans ſcharf bezeichnenden Urfachen des Aufftanves und die Darftellung einiger daran fi 
knüpfenden welthiftorifhen Begebenheiten befchränfen. 

„Ich kann wol ald belannt vorausfegen‘‘, beginnt die Schrift eines indifhen Mufelmanen 
über die Itebellion, „daß Hindoſtan urfprünglich blos von Hindugläubigen bewohnt war, und 
daß diefe Hindu in Betreff ihrer Religion wahrhaft närrifch find.” Sie allein iſt die wahre, 
ihre Anhänger allein find die Meinen; alle andern Menfchen gelten für vermorfene Geſchöpfe. 
Erf in fpätern Jahrhunderten ift der Islam nad) Indien gekommen und hat dort vielfachen 
Anhang und mehr noch gemaltfame Verbreitung gefunden. Ihre Religion durd gleiche Ge⸗ 
walt zu verlieren, das fürchten fle immer, diefe Hindu. Als die Sipahis nad Afghaniftan 
zogen, erinnerte man ſich allgemein des Borfalls mit Radſchah Man: Singh, eined Veziers der 
frühern Delhiherrfchaft, welcher am Indus die Brahmanen zwang, ihre heilige Schnur abzu⸗ 
legen, weil der Fluß die Grenze ver brahmaniſchen Religion ſei. Die Unzufriedenheit und das 
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Mistrauen — dies ift meine fefle Überzeugung — haben mit dem Kriege in Afghaniſtan be- 
gonnen und wuchern im flillen fort bis auf ven heutigen Tag. 

@8 gehört zu den religidfen Gewohnheiten der Hindu, ihre Speifen weder zu kochen noch 
zu efien, bevor fie nicht ein Bad genommen und andere Geremonien vollbracht haben. In Kabul 
war dies nicht moͤglich; dort mußten fie alles, maß fle brauchten, auf Iffentlihen Märkten von 
Mufelmanen, von Unreinen, Taufen. Die Sipahis glaubten, fle hätten dadurch ihre Kafte 
verloren, und in der That wurden fie auch ald Kaftenlofe nach ihrer Rückkehr in Hindoſtan an: 
gejehen und veradtet. Kein Hindu wollte mit ihnen effen ober mit ihnen umgeben; fie flanven 
einfam da mitten im Vaterlande. i 

Die Mufelmanen hatten beim Kriege gegen Afghaniftan andere Gründe der Unzufrieden⸗ 
heit. Sie follten gegen Ihre Olaubendgenoffen ftreiten, mad der Koran verbietet. Ein Subah- 
dar, welcher dies Öffentlich verfündete, warb von den Engländern erfchoffen. Die andern Mufel- 
manen halfen fi damit, daß ſie, nad ihrer Ausfage, in der Schlacht immer fuchten, über 
Glaubensgenoſſen hinwegzuſchießen over wenigftens niemals zu zielen. Alle dieſe Sipahis, 
Hindu wie Mufelmanen, waren nun, wie man flieht, mit ver Regierung fehr unzufrieden und 
entf&loffen, die erfte befte Gelegenheit zu benugen, Ihren Unmillen zu zeigen. Dies ift auch 
in Sindh gefgehen. Einige Solpaten wurden gehängt. Weiter hat die englifche Regierung 
diefe üble Stimmung nicht beadhtet. 

Zeigt fig meuterifche Stimmung In einem Regiment, fo ift es die Pflicht des Befehls⸗ 
babers, dies alsbald zu berichten und über die Leute Strafen zu verhängen. Dies ift Häufig 
nicht gefhehen. Viele Befehlähaber erflärten,, bei ihnen gehe alles gut, ihre Truppen ſeien zu: 
verläffig, obgleich fie wußten, daß in allen Schichten große Unzufriedenheit und eine an Auf: 
ruhr grenzende Misſtimmung herrfchte. Sie Haben wahrſcheinlich, um bie Ehre ihrer Regi⸗ 
menter zu retten, abfihtlich vie wahren Zuſtände verſchwiegen. Vielleicht find felbft nod in 
diefem Augenbli vie eigentlichen Urſachen der Empörung, fowie die Unzufriedenheit alles 
Bolfs mit der britifchen Negierung, unbekannt. Diefe jollen deshalb ausführlicher dargelegt 
werden. 

ALS die Regierung zu Sarunghar ein Hospital errichtete (1850) und befahl, daß alle 
Leute hoben und niedern Standes durch englifche Arzte gepflegt werben follten, entflanb ſchon 
große Unzufriedenheit. Man glaubte, die Englänver wollten ven Hindu ihren Stand, ihre 
Kafte nehmen. Das Volk trat in Haufen zufammen und wollte fi empören. Es fehlte nur an 
Waffen. Die Behörden hielten e8 für nothwendig, vie Hoopitalordonnanz aufzuheben. Als ver 
obengenannte Mufelman mit feinem Regiment zu Schadſchehanpore lag, verkehrte er viel mit der 
Bevdlferung. „Gut“, hießes, „wenn unfere Landsleute ein Verbrechen begehen, fo follen fie ge= 
ſtraft werden. Warum werben fie aber ihrer fteligion beraubt und auf Immer der Schande preis⸗ 
gegeben? Kommen fle ind Gefängniß, fo wird ihnen der Bart abgefchoren, und alle vie verſchiede⸗ 
nen Hindu müflen miteinander effen. Nun weiß doch die Negierung, daß nicht bloß die mannidh= 
fachen Kaſten, ſondern auch ihre zahlreichen Abtheilungen das nicht effen Dürfen, was von ver 
andern gekocht worden. So etwas ann blos aus dem Grunde geſchehen, weil die Regierung 
die Kafte vernichten will. Kommt nun ein Mann aus dem Befängniß, fo ift er elend daran; 
niemand will, niemand kann mit ihm umgehen. Dies der Grund, weshalb der Gefangene und 
alle feine Berwandten die Regierung haflen für ewige Zeiten.” Diefer Gefängnißordnung 
wegen find fchon zu Arrah, Gaya, Benares und vielen andern Orten Unrufen und Meutereien 
ausgebrochen. Dann haben englifche Mifftonare die Geiftlihen und Großen ber Hindu und 
Mufelmanen zufammengerufen und zu ihnen folgenverweife geſprochen: „Ihr follt künftig 
euere Frauen nicht mehr einfperren, fondern fie ausgehen laſſen, gleichwie dies Sitte ift in an⸗ 
dern Ländern. Ihr follt euere Kinder nicht mehr befchneiden, ihnen nicht mehr die Heilige 
Schnur umhängen, fie unter 18 Jahren nicht verheirathen. Regierungsbeanite müſſen barüber 
wachen, daß ſolche Dinge nicht mehr vorfallen.“ Die ganze Bevälferung, Hindu und Mufel: 
nıanen, find deshalb in große Angft gerathen. „Wozu, ſprachen fie, „werben und dieſe Un 
gläubigen nicht noch zwingen.” Sicherlich durften vie Miffionare Feine ſolchen Dinge ſprechen, 
hätte die Regierung nicht vie Abficht fie auszuführen. Nun wiffen doch die Engländer, mit mem 
fie e8 zu thun haben. Das gemeine Volk ift grenzenlos unwiſſend und bigot; die Gelehrten 
find womöglich noch bigoter. Bon der Väter Weife ſoll in Feiner Beziehung abgegangen wer: 
den; fe kleiden, fie betvegen und benehmen fich, wie bie Vorfahren es gethan. Selbft ein engli: 
ſches Kleivungsftüd anzuziehen bebeutet Ihnen ſoviel als Chriſt werden. Sie glauben, alles 
Neue, alles, was fie nicht verftehen, untergrabe ihre Religion. 
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Die Einverleibung des Reiches Audh machte einen ſehr übeln Eindruck; ſie erregte Be: 
ſorgniſſe allenthalben in Hindoſtan. Die Engländer, hieß es, ſind ein treuloſes Volk. Sie 
hatten mit den Fürſten jenes Landes, welche ihnen zur Herrſchaft verhalfen, heilige Verträge 
eingegangen und ihnen auf immer das Reich verbürgt. Und doch wurde die Familie ihres recht⸗ 
mäßigen Beſitzthums beraubt! Welch ein Fürſt, welch ein Menſch iſt jetzt noch feines Eigen: 
thums ſicher? Nena-Sahib, der Häuptling von Bithur, ward hierüber ſehr aufgebracht; die 
Treulofigkeit gegen Audh, ſagte fein Miniſter damals ſchon, müſſe gerächt werden. Nach 
Eroberung des Pendſchab wurden viele Sikhs und Muſelmanen jenes Landes angeworben. 
Man hatte verſprochen, fie ſollten Haar und Bart in alter Weiſe forttragen dürfen. (Einige 
Sabre ſpäter befahl General Anſon, der Bart müſſe nach engliſcher Vorſchrift zugeſchnitten 
werden. Dies erregte ſolche Misſtimmung, daß viele Soldaten ihren Abſchied nahmen und 
nach Hauſe zurückkehrten. Die Engländer wurden allenthalben als wortbrüchige Leute bezeich⸗ 
net und gehaßt. Die Befehlshaber achteten nicht darauf. Sie haben alle Berichte und War⸗ 
nungen zur Seite geſchoben und ſind auf dem eingeſchlagenen Wege fortgegangen. Im Sep⸗ 
tember 1856 iſt ein Beſehl ergangen, die neugeworbenen Sipahis müſſen künftig ſchwoͤren, 
allenthalben hinzugehen, wohin befohlen. Als die alten Soldaten dies hörten, wurden ſie ſehr 
unzufrieden und ſprachen: „Wie iſt dies moͤglich? Unſere Brüder, welche nach Afghaniſtan 
gingen, ſind bis auf den heutigen Tag nicht wieder in ihre Kaſte aufgenommen. Wer weiß, 
wohin und dieſe Engländer noch ſchicken? Vielleicht gar nach London!” 

Die Regierung hat in letzter Zeit allerdings neue Büchſen eingeführt, weil fle viel weiter 
tragen als die alten Musketen, und hierzu befettete Patronen beflimmt. Diefe Maßregel wurde 
dahin gebeutet, daß alles Volk in Hinvoftan gezwungen wird, das Chriſtenthum anzunehmen. 
Die langgenährte mannichfache Unzufrievenheit ift endlich in offene Nebellton übergegangen. 
Als das meuterifhe Regiment zu Birhampore aufgelöft wurde, zogen die Solvaten nach ber 
Heimat und erklärten allerorten,, daß fie Opfer ihres Glaubens fein. „Die Regierung be: 
fahl“, fagten fie, „wir follen die Patronen abbeißen, unfere Kafte verlieren und Chriſten werben. 
Wir Haben dies nicht gethan. Wir haben zwar unfer Brot verloren, wir find aber unferer Re: 
ligion treu geblieben.” 

Syud Ahmer: Khan, Oberrichter zu Moradabad, zählte zu den einſichtsvollften Beamten 
Hindoftane. Seine zu Agra erſchienene und mit männlicher Offenheit verfaßte Flugſchrift if 
Iehrreich in vielen Beziehungen. Hier tönnen die Gewalthaber im Angloinvifchen Reiche mehr 
lernen ald aus allen amtlichen Berichten und parlamentarifchen Unterfuhungen. „Man täuſche 
ſich nicht abſichtlich“, ſchreibt Syud Ahmer- Khan, „nicht eine Urſache allein Hat die Aufſtände 
bervorgerufen. Aud Rußland und Perfien find ohne Schuld, und felbft die Einziehung Audhs 
ift von geringer Bedeutung. Gar vieles kam zufammen, um Unwillen und Aufruhr zu ver- 
breiten. Kein Eingeborener wurde in den gejeggebenven und oberften Rath zu Kalkutta aufge: 
nonmen, was allgemein Miötrauen, Abneigung und zahlreiche gegenfeltige Misverſtändniſſe 
erregte. Dies balte ich für den Hauptgrund der Empoͤrung; der unmittelbare Ausbruch wurde 
freilich durch andere Urſachen hervorgerufen. Die Befürchtung, die Engländer wollten in bad 
religidfe Leben flörend eingreifen, war allentbalben im Lande verbreitet unter Hindu wie unter 
Mufelmanen. Sie fußte auf einer Menge Maßnahnıen und Handlungen. Hohe Beamte unter: 
ftügten die Miffionare und wohnten ven Prüfungen bei in deren Schulen. Der großen Sorg: 
falt der Regierung für Dorffhulen wurden von der übelwollenden und unwiffenden Menge reli⸗ 
giöfe Motive untergefhoben. Die Errichtung von Mäpchenfhulen fowie ver Vorzug, mwelder 
ven Zöglingen ver Negierungdcollegien zutheil wurve, hat das glinnmende Feuer des Mid: 
trauen? zur Flamme angeblafen. Die Gefängnißordonnanz, wonach alle Gefangenen zufam: 
men efjen mußten, war ein neuer Grund abergläubifcher Angſtlichkeit.“ 

In den legten Jahren wurben viele Gefege erlaffen und Anorbnungen getroffen, welche 
man fehr misliebig aufnahm. So die Gefepe, welche auf Emancipation des weiblichen Ge: 
ſchlechts hinzielten, die Aufhebung der Steuerfreiheit und der Verkauf grunpherrlicher Rechte. 
Die Befeitigung des Lehnsweſens, namentlich in Audh, und die Einführung von Stempel: 
papier erregten ebenfall8 große Unzufriedenheit. Dann darf man nicht vergeffen, baß eine 
Menge Leute, vorzüglich Mufelmanen, weldye Feine Stellen erlangen Eonnten, in bitterfter Ar 
muth lebten. Die Induſtrie und das ganze Gewerbsweſen war fchon feit vielen Jahren durch 
Maſchinen zum großen Theil vernichtet. Nun wurde noch in neuer Zeit dad einheimiſche Ka: 
pital durch wiederholte Negierungsanleihen verringert; alle Speculation hörte auf, und Be: 
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ſchäftigung konnte in gar vielen Fällen nicht mehr gefunden werden. Das Blend mar fo groß, 
daß man bei ver Empörung, bei irgendeiner Änderung nichts mehr verlieren und nur gewinnen 
Zonnte. Und alle dieſe Zuſtände, die ganze Bemüthöverfaffung der Einheimiſchen, ift den Eng: 
ändern vollfommen verborgen geblieben. 

Ih komme jegt zu weientlihern Bunften, welche der Regierung in der That allein zur 
Zaft fallen. Man behandelt die Einheimiſchen mit Misachtung, fagte, fie wären geringerer, 
ſchlechterer Raſſe; ungebilbete, rohe Örtliche Beamte überhäuften fle mit Ungebührlichkeiten 
aller Art. Die Muſelmanen, noch vor kurzen die herrſchende Klaffe, fühlten dieſe Mishand⸗ 
Lungen am tiefften, am fchmerzlichften. Amter von Einfluß und Bedeutung haben bekanntlich 
weder fie noch die Hindu erhalten. Die alte Weife der Hofhaltung, wo werthvolle Geſchenke 
und Ehrentitel auögetheilt wurden, Hatte ganz aufgehört; Habſucht und Eitelkeit fanden Feine 
Befriedigung mehr, jener Grund des Strebend und Ehrgeizes war wie abgegraben. Der Man: 
gel an Disciplin In der Bengalifchen Armee nahm mit jedem Tage zu, und die geringen engli- 
ſchen Streitkräfte liegen bein Ausbruch der Rebellion auf einen günftigen Erfolg hoffen. Das 
Zufammendienen der Mufelmanen und Hindu im Heere bewirkte eine gegenfeitige Annäherung. 
Die erften Hatten nichts gegen die befetteten Batronen, weil nun aber die Hindu Widerſpruch 
dagegen erhoben, haben auch fie ſich ven Klagen ihrer Kameraden angeſchloſſen. Durch viel- 
jährige Nachgiebigkeit und wiederholte Schmeicheleien Hatten ſich bie Briten eine meuteriſche 
Soldatedfa erzogen, welche fon lange auf eine günftige Gelegenheit lauerte, Tiber ihre Ge⸗ 
bieter hereinzubrechen und jie zu vernichten. Die ganz unerwartete plögliche Strenge gegen bie 
Miderfpenfligen zu Mirat verlegte ihren Hochmuth und beleibigte fie ſchwer; fie verloren alles 
Bertrauen in die Regierung und waren feft überzeugt, ein großer Schlag ſtünde bevor gegen 
ihre wirklichen und angemaften Rechte, 

Delpi, der Herb des Aufflanves, war endlich unter ven größten Anftrengungen nad) siner 
viermonatlihen Belagerung genonmen (14. Sept. 1857), der neunzigjährige Großmongole 
zur Kettenfixafe verurtheilt und in die Verbannung nad Rangun abgeführt. Die Engländer 
hatten 24 Iimuriden, Söhne, Enkel, Großenkel und Seitenverwandte des Padiſchah Ghaſt⸗ 
Muhamed — fo hieß der legte Großmongole — als Sühnopfer für ihre ermorbeten Lande: 
leute hingerichtet und die Baberfamilie jedes Anrecht auf die Herrſchaft Hindoſtans für ewige 
Seiten verluftig erklärt. Über die völlige Niederihlagung bed Aufftandes Fonnte jegt Fein 
Zweifel mehr obwalten. Diefe Umſtände bielten Minifterium und Barlament für günftig, um 
die von der englifchen Nation längft gewünfchte Aufhebung der Oſtindiſchen Gompagnie und 
eine gänzliche Anderung in der Regierung des Angloindiſchen Reichs vorzunehmen. Bereitd 
im December (1857) hat Lord Palmerfton einen Geſetzvorſchlag „zur beffern Regierung In: 
diens“ ind Parlament eingebradit. Die Bill, hieß es, beziehe ſich blos auf die Regierung in 
der Heimat; in Indien felbft würden feine Veränderungen flattfinden. An die Stelle des Hofe8 
der Directoren und der Eigenthümer der Oftindifchen Compagnie foll ein Präſidium, d. h. der 
Indiſche Minifter und fein Rath treten. Der Indiſche Miniſter werde ein Mitglied des Cabinets 
fein, das Organ ver Regierung. Nach langen Verhandlungen hat die neue durch den Minifter- 
wechſel verzögerte India: Bill am legten Tage der Seſſton (2. Aug. 1858) die Zuflimmung der 
beiden Hänfer erhalten. Ihre Majeflät verficderte, fie hoffe im Stande zu fein, dad hohe Amt 
der Regierung Hindoſtans durch eine gerechte und unparteiifhe Handhabung der Grfege für 
alle Unterthanen jeven Stammes und jenen Blaubens fegendreich zu machen, ſowie durch Foͤr⸗ 
derung der Wohlfahrt ihr Reich aufzurichten und zu flärken. Diefe Vorſätze find fchneller, ale 
die Königin, als die Regierung nur immer hoffen Eonnten, verwirklicht worden. 

Am Eingang diefes neuen Geſetzes wird die Bedeutung des Namens Indien feftgeftellt. 
Darunter find alle Länder begriffen, deren Regierung Ihrer Mateflät übertragen wird, alſo 
auch die ehemaligen Provinzen des birmanifchen Reiche, ver Malaiiſchen Halbinfel, Binang und 
Singapore, mit allen Rechten und Befugnifien, welche ver Oſtindiſchen Compagnie zugeflanden. 
Ausgeübt werben diefe Rechte duch einen der erſten Staatsfecretäre Ihrer Majeftät, welchem 
auch die mit Indien engverbundenen perfifchen Angelegenheiten überwieſen find. Ihm iſt ein 
Rath von 15 Mitgliedern beigegeben, der Rath von Indien genannt. Die Mehrzahl ver Mit: 
glieder des Raths follen wenigftend zehn Jahre In Indien gedient oder gelebt haben; vom Tage 
ihrer Ernennung rückwärts dürfen nicht mehr al& zehn Jahre verfloffen fein, ſeitdem fe Indien 
verlaffen. Die Mitglieder behalten ihre Stellen Iebenslänglich, fie Fönnen jedoch, auf Antrag 
der beiven Häufer des Barlaments, ihres Amtes enthoben werden. Der Indiſche Staatöjecretär 
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ift Vorfigenver biefes Raths mit der Befugniß, zu flimmen und nad Belieben aus ben Mit- 
gliedern einen Vicepräſidenten zu wählen und wieder zu entfernen. 

Der Oherftatthalter des Angloindifhen Reichs, welcher von nun an den Titel eines Vice— 
koͤnigs oder Nawab-Veziers führt, und das vierte orbentlihe Mitglied feines Raths, vie 
Statthalter der indiſchen Praͤſidentſchaften und ihre Generalapvocaten werben von Ihrer Ma= 
jeftät ernannt, die andern Rathsherren des Oberftatthalterd und die Räthe ver verſchiede⸗ 
nen Präfidentfhaften vom Minifter, mit Zuſtimmung ber verfammelten Mehrheit des In⸗ 
dia-Raths, die Vicegouverneure der Provinzen und Territorien vom Oberftatthalter, immer 
jedoch unter Genehmigung Ihrer Majeflät. Die andern bürgerlichen Beamten werben vom 
Minifter im Rathe aus den Kandidatenliften entnommen, welche vermöge der Verorbnung vom 
21. Mai 1855 ihre Prüfungen beflanden haben. Die Cadetten für den Land: und Seedienft 
erhalten, jedoch nur auf Vorſchlag des Indiſchen Miniſters, ihre Anſtellung unmittelbar durch 
Ihre Majeſtät. Wenigſtens ein Zehntel dieſer Cadetten, mit Ausnahme jener für daß Genie: 
corps und die Artillerie, fol aus den Bamilien genommen werben, welche im indiſchen bürger- 
lichen oder Militärdienfte geftanden haben. Die Stellung und Geihäftsführung des vicekönig⸗ 
lichen Raths zu Kalfutta wurde fpäter derart geändert, daß die einzelnen Mitglieber, nah dem 
Mufter im Mutterlande, zu Staatöfecretären erhoben wurden. Jeder Rathsherr befanı fein 
Amt, fein Minifterium in ausſchließender Weife zugewielen, wofür er perfönliche Verantwortung 
übernimmt. Der Öberftatthalter ift gleichſam Mintflerpräfinent, unter welchem bie verſchiedenen 
Staatöferretäre des Kriegd, ver Finanzen und ber Juſtiz, des Innern, des Handels und ver 
Marine arbeiten und gleihwie in England in jelbfländiger Weife verfügen. Der Indiſche 
Minifter ſoll innerhalb ber erſten 14 Tage jeder Parlamentsfeiiton die Finanzrechnung bes 
zweitvochergebenden Jahres unter den herkömmlichen Abtheilungen vorlegen, von jeder Prä- 
fidentfchaft im beſondern; dann eine Zufammenftellung ber ſämmtlichen Ausgaben und Ein: 
nahmen der indifchen Regierung, mögen fie in England oder außerhalb fattgefunden haben. 
Ebenfo eine Schägung des vorhergehenden Sinanzjahres und ein Verzeichniß der Schulven, 
welche auf Indien laften. Die Rechte und Befugniffe ver Actionäre der Oftindifgen Compagnie 
follen in der Weiſe verbleiben, wie fie früher durch Parlamentöbefchlüffe feftgefeßt wurben; die 
Sompagnie felbit befteht fort, wie ſich englifche Rechtögelehrte ausdrückten, ald ein Gemeinweſen 
vermöge des Freibriefs Wilhelm's I. und ver, Gejege, wodurch biefer Freibrief beſchränkt, 
richtiger aufgehoben wurbe. Alle Geſetze und Anderungen, welde die Oftindiſche Compagnie 
in Indien getroffen und trifft, bleiben bis zur Verkündung dieſes neuen Geſetzes in voller Kraft. 
Die Befigungen der Compagnie in England wie in Inpien werden Eigentum der Krone, und 
fo aud) das berühmte Indiahaus, an deſſen Wandlungen bie ganze Geſchichte ver mächtigſten 
und einflußreihiten Hanfa ver Welthiftorie fi abipiegelt. 

Die Verhandlungen über Indien und die Aufhebung ver Oſtindiſchen Compagnie find auch 
wegen eines andern damit engverbundenen Ereignifles denkwürdig in ber europäifchen Ge— 
ſchichte. Der berühmte Renner Frankreichs, Graf Montalenibert, Enüpfte hieran feine Klage 
über die verlorene Freiheit, über die Entwürbigung feines Vaterlandes unter ver Willkürherr⸗ 
ſchaft Napoleon's II., welche ver Braf bei ihrem Beginn mit Freuden begrüßt hatte. In feiner 
Darftellung dieſer indifchen Debatte im franzoͤſiſchen Parlament, welche bezeichnend genug uns 
nur in der engliſchen uͤberſetzung zugänglich iſt — das franzoͤſiſche Original wurde confiscirt und 
vernichtet — hat Montalembert den ſcharfen Gegenſatz zwiſchen Großbritannien und Frankreich, 
zwiſchen Freiheit und Sklaverei hervorgehoben und von Anfang bis zu Ende durchgeführt. 
„Wenn ich mich krank fühle”, fo beginnt ver Graf, „geplagt durch das Gemurmel der Neuig: 
teitöfrämer aus den Borzimmern, dur das Getöfe der Fanatiker und ver Heuchler, melde 
wähnen, wir wären die Getäuſchten; wenn ich mich dem Erftiden nahe fühle in einer Atmo: 
fphäre, angefüllt durch die Ausdünftung derjenigen, welche ſich in die Sklaverei und in alle 
Schändlichkeit prängen, da made ih mich auf, um eine reinere Luft zu athmen, ich reife ſchnell 
hinüber und nehme ein Lebensbad im freien England. Das legte mal, als ich dieſe Grleichte: 
rung ſuchte, Hat mich das Schickſal begünſtigt. Plögli befand ih mich mitten unter den ge- 
waltigen und ruhmvollen Kämpfen, wo alle Hülfäquellen des Geiſtes, alle Bewegungen des 
Gewiſſens eined großen Volks Hervortreten and Tageslicht, wo die größten Aufgaben der Na⸗ 
tionen, der Menjchheit durch die größten Männer einer großen Nation verhandelt werden, wo 
Menſchen und Sachen, Parteien und Einzelne, Redner und Schriftfteller, die Inhaber ver 
Macht und die Organe ber Öffentlichen Meinung inmitten ded neuen Nom das Bild erneuern, 
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welches ein Römer alter Zeit unter dem Einfluffe ähnlicher Bewegungen vom Forum ent: 
worfen hat: 
Certare ingenio, contendere nobilitate 
Noctes atque dies niti praestante labore, 
Ad summas emergere opes rerumque potiri. 


Bern hätte ich jevem einzelnen Engländer, dem ich begegnete, es fagen mögen, ich gehöre nicht 
zu jenen Parteien, deren Journale den Moͤrdern von Delhi und Cawnpore anjaudhzen und 
täglich ihre Herzenswünsche außfprechen für den Triumph mufelmanifher und heidniſcher 
Horden über die heldenmüthigen Krieger einer chriftlichen Nation, Frankreichs Bundesgenoffe. 
Bon neuem iſt mir wieder Die Schmad der continentalen Preffe ſchwer zu Herzen gegangen. 
Alle dieſe Vertheidiger der weltlihen und geiftlihen Knechtſchaft, wie find fie erfüllt von dem 
Haſſe gegen den Hort der europälfchen Freiheit, gegen das glüdliche Sroßhritannten! Die Par⸗ 
teinahme für die indifche Empörung, das graufame Freudengefihrei, womit von fogenannten 
religiöfen Blättern das Unglück der Engländer in Indien vernommen wurde, die [hamlofe Ver: 
theivigung des furchtbaren Mordens bildet eine der ſchmachvollſten Seiten der neueften ®e- 
ſchichte, ſchmachvoll in vielen Beziehungen.” 

Auf Montag den 30. Aug. 1858 hatten die Directoren eine Sigung In ihrem Haufe in der 
Zeavenhallftraße ausgeſchrieben. Die Actienbefiger und andere Theilhaber hatten ſich, was 
fonft nit gewöhnlich ift, in zahlreicher Menge eingefunden. Sie faßen alle da, fichtlich bewegt 
von ernflen und trüben Betrachtungen. Es war die legte Berfanmlung der Hindoflan und 
Dekan und einen großen Theil ver Nachbarländer beherrſchenden Compagnie. Die Nation 
hatte ihr einft eine große Vollmacht übertragen und fand jegt für gerathen, dieſe Vollmacht 
zurüdzunehmen. Die Compagnie ift in würbiger Weiſe von Schauplaf der Weltgefhichte ab: 
getreten. Ihre legten Maßnahmen waren die Bewilligung der Penſion für den verbienftvollen 
Sir John Lawrence, jetzt Oberflatthalter oder Vicekönig im Angloindifchen Reiche, und freund⸗ 
liche Abſchiedsworte an ihre Diener aller Klaffen, an die Eingeborenen ihres großen Reichs 
jeden Stammeß, jeven Glaubens. „Die Compagnie iſt der Überzeugung, die unparteiifche Ge⸗ 
fchichte werde ed nicht unterlaffen, zu berichten, daß fie es gewefen ifl, welche ven Mitgliedern der 
verſchiedenen bürgerlichen und milttärifchen Dienflzmeige, dann den tapfern Truppen Ihrer 
Majeflät und Ihrer königlichen Vorfahren eine Laufbahn eröffnete, wo fie Die höchiten Eigen⸗ 
fchaften des Staatsmanns und des Kriegers bewähren fonnten. Die Oſtindiſche Compagnie 
fann mit Stolz fagen, daß die Krone Feine ergebenern,, Teine fähigern Diener befigt als vie: 
jenigen, welche in ihrem Dienfle erzogen wurven. Es find zum Theil Männer, deren Namen 
hochverehrt daftehen in allen Ländern der ciollifirten Welt. Den Eingeborenen kann die Com⸗ 
pagnie die Berfiherung geben, daß fie an Ihrer Majeftät eine gnäbige Herrin finden werben ; 
die Königin wird immer der Verdienſte eingebent fein, welche fich die Cingeborenen unter der 
Herrſchaft, die bisjetzt die britifche Souveränetät in Indien ausübte, erworben haben. Nach 
Miederherflellung der Ordnung und ver Ruhe wird Ihre Majeflät fi bemühen, bie Wohl⸗ 
jahrt ihrer Unterthanen in Oſtindien zu fördern, damit fie immer und immer fortſchreiten in 
allem, was die Menfchen und Völker groß, blühend und glücklich macht.” Beſchränkt man bie 
bekannte indifhe Prophezeiung von der hundertjährigen englifhen Herrfchaft auf die Com⸗ 
pagnie, fo ift fie buchſtaͤblich eingetroffen. 

Am 1.Nov. 1858 wurbe den Völkern in Hindoſtan und Dekan unter großen Feierlich⸗ 
keiten mitteld Proclamation verkündet, die Königin habe die Regierung unmittelbar übers 
nommen. Der Oberflatthalter wurbe zum DVicefönig oder Nawab:Bezier — ein neuer Titel — 
ernannt und alle Diener ber Gompagnie in ihren Amtern beftätigt. Die Königin verſprach, 
alle Berträge und Verpflichtungen gegen bie einheimifhen Fürften zuerfüllen, und die Erhaltung 
des Reichs Innerhalb der beſtehenden Grenzen. Obgleich fie felbft feft an der Wahrheit des 
Chriſtenthums Halte, fo werbe fie doch ihre Überzeugung feinem ihrer Unterthanen aufbrängen. 
Niemand wird wegen feiner Religion begünftigt oder beläftigt werben. Alle Unterthanen follen, 
mögen fie diefer ober jener Abflammung, dieſes over jenes Glaubens fein, „ſoweit als möglich” 
frei und unpartelifch zu allen Amtern Zutritt erhalten, welche fle vermöge ihrer Erziehung, 
ihrer Talente und Ehrenhaftigkeit pflihtgemäß vollführen können. Die herkömmlichen Rechte 
und Befugniffe, weldhe am ererbten Grundbeſitze haften, follen fortbeftehen und in Feiner Weife 
gefchmälert werben. Bei allen Gefegen und Anordnungen wird auf Erhaltung der in Indien 
vorhandenen Gerechtſame, Bräuche und Sitten gefehen werben. Senen Aufftänpifchen, welde 
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nicht überführt ſind oder werden koͤnnen, daß ſie an der Ermordung britiſcher Unterthauen un— 
mittelbaren Antheil genommen, wird, wenn ſie bis nächſten Januar (1859) zu ihrer Pflicht 
zurückkehren, eine vollſtändige Amneſtie und Vergeſſenheit aller Vergehen zugeſichert. 

Die Compagnie war aufgehoben, nach Verlauf einiger Monate die Empörung gänzlich un= 
terdrũckt, aber die Schwierigkeiten erfchienen in einer Mannichfaltigkeit und Größe wie niemals 
vorher. Die angloindifhe Armee, vorzüglich die europäifche Abtheilung, mußte während ver 
evolution zu einer außerorbentlichen Höhe gefleigert werben. Gegen Mitte 1859 zählte mar 
431600 Mann aller Waffengattungen, wovon 110600 Europäer, 207765 einheimijche 
Soldaten, überbied eine Gendbarmerie von 89829 Mann. Diefe Armee, namentlich die große 
Anzahl Europäer — fräher höchſtens 4O—45000 Mann — verfhlang ungewöähnlihe Sum- 
men. Bor der Nebellion betrug das Armeebunget 11—12 Mill; im Jahre 1857—58 
24 Mill. und 1858—59 25,849000 Pfr. St. Die Einnahmen jind Hinter den Ausgaben 
bedeutend zurüdgeblieben. Im Rechnungsjahre 1856 —57 betrugen die Ginnahmen in Indien 
31,691015 Pfd. St.; die Ausgaben in Indien 28,079202 Pfo. St., in England 3,529673, 
ſodaß ein reiner Reſt, wenigftend auf dem Papier nad einer Angabe — die indiſchen Finanz 
rehnungen lauteten bis auf bie neuefte Zeit gar verſchieden — von 82140 Pfo. St. geblieben. 
Im Jahre 1857 —58 hatte man Ausgaben 40,226000 Pfo. St., Einnahmen 31,706000, 
alfo ein Deflcit von 8,520000. Im Jahre 1858—59 betrugen die Ausgaben 48,500000, 
die Einnahmen 33,800000, alfo ein Deficit von 14,700000 Pfv. St. Bis Ende 1860 berech⸗ 
nete ber Indiſche Minifter, Sir Charles Wood, in einem dem Unterhaufe erflatteten Bericht 
(1. Aug. 1859) die Schuld in Indien und England auf 95,856000 Pfd. St. und die Zinfen 
zu 3,900000 Pfd. St., pie Zinfenbürgfhaft für Eifenbahnen nicht mitgerechnet. Die indiſche 
Schuld Hat ſich aber In Wahrheit viel Höhererwiefen. Ende 1860 betrug fie 97,851807 Pfr. St., 
wofür an Zinfen 4,461029 Pfd. St. bezahlt wurden. Seit diefer Zeit find einige neue Anleihen 
von 7—8 Mill. Hinzugefommen! Bei alledem war die Finanznoth derart, daß das Eilberzeug 
des Oberflaithalterd zu Kalfutta in die Münze gefandt und durch ein anderes wohlfeileres 
Metall erjept wurde. 

Die in Vorſchlag gebraten, in der Ausführung begriffenen und vollendeten Eifenbahnen 
und Bahnſtrecken hatten bereitd gegen Mitte 1859 eine Länge von 8000 (englifchen) Meilen — 
das herrlichſte Denkmal, welches ſich die Briten in Indien errichten, vie größte Wohlthat, welche 
fie dem indiſchen Volke einftens Hinterlaffen werden. Die Summen, welde die verfchiebenen 
Eompagnien für indifche Bifenbabnen von 1849—53 zuſammengebracht und Bid auf einen 
geringen Neft audgegeben haben, betrugen 23,250480 Pfd. St., wofür fie während derſelben 
Zeit 2,739453 Pfv. St. an Zinfen gezogen haben. Bis Ende Mai 1864 waren 2688 (eng: 
liſche) Meilen in Betrieb, wofür 51,144722 Pfd. St. verwendet wurden. Die Actionäre 
find größtentheild Engländer; von hundert if faum einer aus Hindoſtan. Man baut in Hin= 
doſtan verhältnigmäßig fehr wohlfeil. Während die Meile in England durchſchnittlich 39275 
Pfd. St. Fofter und in Amerifa 8275, braudt man in Inpien blos 8253 Pfo. St. In demſel⸗ 
ben günfligen Verhältnig find aud die Betriebsfoften, welche fi überdies regelmäßig mit ber 
Zänge der Bahn vermindern. Allem Anſchein nach fleht dem indifchen Ciſenbahnweſen, wel⸗ 
ches raſch jeiner Vollendung entgegengebt — die ganze Strede von Kalkutta nad Delhi in einer 
Länge von 400 (englifhen) Meilen wird nächſtens dem Betrieb übergeben — eine große Zu⸗ 
£unft bevor; jegt fon tragen einzelne Bahnftreden einen Gewinn von 6—7 Proc. des An- 
Iagefapitald. Sind einft die profectirteg Bahnen vollendet und eine Anzahl Zweigbahnen 
eröffnet, jo werben Dividenden und Gewinfte von einer faum geahnten Höhe erzielt werben. 
Daſſelbe gilt von den eleftrifhen Telegraphen, deren Erträgniffe fih im Verhälmiß zur Herab⸗ 
fegung bes Preifes mit jenem Jahre mehren. 

In ihren großen Gelonöthen nahm die angloinbifche Regierung zu Finanzmaßregeln ihre 
Zuflucht, welche im Morgenlande unerhört find. Die Steuerlaft beruhte bis dahin beinahe 
ausſchließlich auf dem Grundbeſitz. Don der reinen Einnahme im Jahre 1855—56 mit 
28,812097 Pfd. St. betrug die Lanpfleuer 17,817299 Pfb. St.; die andern Klaffen des 
Gemeinweſens, Gewerbö- und Kaufleute, Actiengejellfchaften, Banfierd und Rapitaliften, Haben 
in unmittelbarer Weife nichts zu den Staatsbedürfniſſen beigetragen. Diefer Misftand, Hieß 
ed, müfle in Zukunft aufhören. Stempeltaren, Opiumaufſchlag, Erhöhung der Eingangszoͤlle, 
Bewerb: und Einfommenfleuer wurben zur Ausführung vorbereitet und letztere, bereitd mit 
einem Einkommen von,24 Pf. St. beginnend, fo hoch gegriffen, daß vom Pfund Sterling 
7 Sh. oder 35 Proc. bezahle werden follten — eine Steuerqual, wie fie in civiltfirten Staaten 
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wol hoͤchſt felten vorfommt. Auf folde Weife Hoffte man die Cinnahmen um 4—6 Millionen 
zu mehren, im Verlauf der Zeit felbft ein annäherndes Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und 
Ausgaben zu erzielen und die Baarſendungen von England nad) Indien zu mindern. 

Bon nicht geringerer Wichtigkeit als die Orduung der Finanzen war die neue Organifation 
der Kriegsmacht. Die erflen und erfahrenflen Offiziere wurben (15. Juli 1858) in London 
zu einem Ausſchuß vereinigt, um über die Fünftige Weife und Stellung der angloindiſchen 
Armee ihre Anfihten auszufprechen und der Regierung beflimmte Anträge zu machen. Die 
Beratbungen und Ergebniffe dieſes Ausſchuſſes, niedergelegt in einem umfangreichen Blauen 
Buche, erſtreckten fi über alle Berhältniffe, Zuſtände und Neigungen ber inpifchen Bevölkerung. 
Cine Menge Hierauf bezügliche Berichte und Denkſchriften find Hinzugefügt. Lehrreichere, 
wichtigere Stoffe zur Kenntnig Indiend werben faum in irgendeinem andern Werke befprochen 
und mitgetheilt. Eine größere europäiſche Armee, erklären die Mitglieder des Ausfchuffes, fei 
fünftig nothwendig,, wenigſtens 80000 Mann, wovon 50000 für Bengalen, 15000 für 
Madras und 15000 für Bombay. Das einheimifche Heer, Reiterei und Fußvolk, bürfe in kei: 
nem flärkern Verhältniß fein, wie 2:1 in Bengalen, wie 3: 1 in Madras und Bombay. Die 
Artillerie folle durchgängig aus Europäern beftehen. Nur da, wo Stationen des Klimas wegen 
den Europäern ſehr nachtheilig, ſeien Ausnahmen geftattet. Die einheimiſche Polizeimannfchaft 
oder Gendbarmerie Fönnte den Reiche ebenfalls gefährlich werden. Ihre militärifche Einrich: 
tung, welche jegt der regelmäßigen einheimifchen Armee gleiche, möge deshalb nur infoweit 
geftattet fein, als fie zur Disciplin nothwendig fei. 

Tüchtige ſtaatswirthſchaftliche Kenntniffe und umfaſſende Einfiht in die finanziellen Faͤhig⸗ 
feiten und 2eiftungen ihrer weitgeſtreckten Befigungen wurden unter den zahlreichen Beamten 
der Oſtindiſchen Eompagnie felten gefunden. Was fih von kaufmänniſchen Herkommen, vom 
gewöhnlichen Geſchäft entfernte, lag außerhalb ihres Geſichtskreiſes. Die Beamten kamen regel: 
mäßig in jehr jungen Jahren nad Indien, wo fi ihnen, hätten fie auch ven Wunfch gehabt, Feine 
Gelegenheit darbot, eine höhere Ausbildung zu erlangen und mit der europäiichen Wiſſenſchaft 
fortzufchreiten. Die britifche Regierung fuchte nun, gleich nachdem das Reich unter ihre un: 
mittelbare Herrichaft gefommen, biefenn Mangel abzuhelfen. Hierzu wurde Jaumes Wilfon, 
bie erfte ſtaatswirthſchaftliche Autorität in England, vorzüglich im finanziellen Fache, erkoren. 
Derfelbe Hat ſich bereitö in den Jahren 1850—52 als Secretär beim Indifchen Anıte (Board 
of control) Berkienfte um den Eiſenbahnbau in Indien erworben und wurde nun im Herbſt 
1859 zum Mitglieve des Gejeggebenven Raths in Kalkutta ernannt mit dem Auftrage, Mittel 
aufzufinden, um dad Gleichgewicht in dem flarf zerrütteten Staatshaushalt herzuftellen. Nach: 
dem Wilfon die Verhältniffe forgfältig geprüft, warb am 18. Febr. 1860 eine Öffentlihe Sigung 
des gefeggebenvden Raths abgehalten, in welder ver Finanzmaun feine Forſchungen und Plane 
vortrug. Vertreter aller Klaffen der Bevölkerung, Grundbeſitzer, Kaufleute und Beamte, die 
verſchiedenſten Neligiondgenofien, Hindu und Mufelmanen, Ehriften und Juden, hatten fi in 
großer Anzahl eingefunden; der dem Publitum angewiefene Raum war gedrängt voll von 
neugierigen und beforglichen Hoͤrern. Wilſon's dreiftündiger Vortrag, der auch beſonders im 
Druck erſchien, bildete gleihfam den Epilog oder die Moral des Trauerfpiels, die Empörung 
in Hindoſtan. 

„Die indifchen Finanzen”, äußerte Wilfon unter anderm, „find infolge der Nebellion in 
großer Zerrüttung. Revolutionen find gar theuer; wer jie macht, muß fie audy bezahlen. Ihr 
Hindu und Mufelmanen, euere Revolution Hat bisjegt 40 Mill. Pfd. St. gefoftet. Eine andere 
Folge ift die bleibende jährlihe Mehrausgabe von 2 Mill. Zinſen für die erhöhte indiſche 
Staatsſchuld, wofür England Feine Bürgfhaft übernehmen wird und kann. Überdies ift zur 
größern Sicherheit in Zukunft eine zahlreichere Heeresmacht von Europäern nothiwendig — 
ebenfalls eine fehr Eoftfpielige Maßnahme. Hindu, Mufelmanen und ihr andern Bewohner 
Hindoſtans, dies alles Habt ihr verichuldet, dies alles Habt ihr zu zahlen. Deshalb werben euch 
neue Steuern auferlegt. Vergleicht fie mit den Anorbnungen euerer Gejegbüder, und ihr 
werbet fie immer noch mäßig und billig finden.” Zur Ausfüllung des gewaltigen Abgrundes 
zwiſchen Einnahmen und Ausgaben wurben verſchiedene Maßregeln empfohlen und im Mathe 
angenommen. Man führte eine in drei Abtheilungen zerfallenne Gewerbiteuer ein, wonach 
Kanbmentsteuie eine Rupie, Krämer und geringe Manufacturiften 4 Rupien, Großhändler, 

rzte, Advocaten, Brofefloren u. f. w. und Kaufleute 10 Rupien des Jahred zahlen müflen. 
Dann ward eine Einfommenfteuer begründet, die mit 200 Rupien Einkommen beginnt und 
bis 500 Rupien 2 Proc. beträgt; das Cinkommen von 500 Rupien aufwärts wird mit 4 Proc. 
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befteuert, wovon 3 Proc. in die Staatskaſſe fließen und 1 Proc. in die Kaffe für oͤrtliche oder 
Bezirksbedürfniſſe fällt. Diefen Steuern find alle Infafen ohne Ausnahme unterworfen. &8 
ward für unbegründet erflärt, wenn die Semindar oder großen Grundbeſitzer, vermöge ber 
ewigen Steuerrolle des Lords Gornwallis®), behaupten, fie müßten von weitern Abgaben 
verfhont bleiben. Auch kam man noch überein, auf den Tabad eine beſondere Steuer zu legen. 
Überbie8 wurde die Einführung eined Papiergeldes, beruhend auf derſelben Grundlage wie 
in England, anempfohlen. 

Wilſon hoffte duch alle dieſe Anordnungen einen Mehrertrag von 5 Mill. Pfo. St. zu 
erzielen, was neben einigen Erfparniffen im Heere hinreichen follte, wenigftens ein annäherndes 
Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und Ausgaben Hervorzubringen. Wenige Monate nad 
Darlegung feiner umfafjenden Plane flarb der tüchtige Mann (11. Aug. 1860). Die Hindu 
erklärten feinen Tod für eine Strafe der Sottheit, weil er ihr auserwähltes Volt mit kaum 
erträglichen Laſten befchweren gewollt. Laing, fein ebenfalls aus England hinübergefandter 
Nachfolger, änderte Wilfon’s finanzielle Vorlagen mannichfach ab, machte noch größere Er- 
fparniffe, wodurch für das Rechnungsjahr 1861— 62, wenn nicht ein Überſchuß erzielt, doch 
das Gleichgewicht zwiſchen Binnahmen und Ausgaben hergeftellt werben Fönnte. Man wollte 
dies anfangs in England gar nicht glauben; felbit der Indiſche Minifter Str Charles Wood 
hatte eine andere Berechnung aufgeftellt. 

Die Mafnahmen und Berechnungen der Herren Wilfon und Laing Haben fi vollflommen 
bewährt. Das indiſche Deficit ift nicht blos verſchwunden, fondern — ein einziges Ereigniß in 
der ganzen angloindiſchen Geſchichte — felbft ein Überfguß ver Einnahmen über die Ausgaben 
erzielt worden. Nach ver Berechnung bed indiſchen Finanzminifters, Sir Charles Trevelyan — 
dargelegt in einer oͤffentlichen Sigung des Geſetzgebenden Raths zu Kalkutta am 30. April 1863 —- 
werde und müſſe diefer überſchuß mit jedem Jahre ſich fleigern. Dieſes außerordentliche Ergebniß 
ift nicht blos durch verminderte Ausgaben, fondern durch vermehrte Einnahmen erzielt worden. 
Die Ausgaben für das Militär waren: 

1858—59 . 2 2 2.000. 21,080948 Pf. St. 
1861—62 . - » 2 2 2000. ..1838681900 „ 


Weniger 7,399048 Pfd. St. 
Seit vem Kriege in der Krim hat die indiſche Induſtrie — mehrere Rohftoffe, die man fonft aus 
Rußland bezog, kommen jegt aus Indien — einen außerorventlihen Auffhwung genommen. 
Die Ausfuhr nd England betrug: 
1854 . 2.2...» 10,672862 Pf. St. 
1859 . 2 2 2 en en. 15,244869 „ „ 
Einen ebenſolchen wohlthätigen Einfluß bat der amerifanifche Bürgerkrieg. Die Ausfuhr von 
Indien nad) England betrug, vorzüglich wegen der vermehrten Baummollausfußr: 
1860 rn 15,106596 Pfd. St. 
1861 nenn 21,958947 „„ 
1862. 2 2 2 0 nn nn. 84149597 5 m 
Im legten Jahre (1862) wird die Baummollausfuhr zu 16—18 Mill. Pfd. St. ange: 
geben. Bon 1856—62 Hat die Zunahme des ganzen Handelsverkehrs zwiſchen Großbritannien 
und dem Angloindifchen Reiche nicht weniger als 30 Mill. Pfo. St. betragen, vorzüglich durch 
ganz neue und vermehrte Ausfuhren aus Hindoflan. Nach den vor Eurzem bem Parlament vor⸗ 
gelegten Handelsüberſichten betrug während der Jahre 1855— 63 einſchließlich die Einfuhr 
aus Indien einen Überfchuß über die Ausfuhr von nicht weniger al 110 Mill. Pfo. St., wel- 
her großentheils in eveln Metallen entrichtet wurde. „Nun wiflen wir“, fagt eine californifche 
Zeitung”), „wo die Milliarde Dollars, welde bei und und zu Wafhoe in ven Jahren 1848 
— 64 an Gold und Silber gewonnen wurde, Hingefommen iſt.“ Die Bewohner Hindoſtans 
haben jet wieder, wie in frühern Jahrhunderten gebräuchlich, vie Auffpeiherung ver edeln 
Metalle in großem Maßſtabe begonnen, Bei alledem herrſcht in England immer noch fo gerin= 
ge8 Intereffe für Indien, daß bei dem Vortrage des Indiſchen Minifters (Juli 1863) im Par: 
lament über die Finanzrechnung des Angloindifhen Reichs kaum 30 Mitgliever des Haufes 


6) Neumann, Geichichte des englifchen Reichs in Aften, I, 430. 
7) Steamer Bulletin (San-$rancisco) vom 3. Juni 1864. 
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zugegen warın. Unter den neuen Ausfuhrartikeln nimmt Jute, eine Art Hanf, welder jetzt 
vielfach, vorzüglich zu Säden für Baummolle, gebraucht wird, einen bedeutenden Rang ein; 
unter ben gefliegenen Baummolle, melde ſchon Herodot ald einen indiſchen Ausfuhrartifel 
kennt, Kaffee und Thee, wovon jet im Durchſchnitt jährlich 2%, Mill. Pfo. von Indien nad 
England gehen. Die Theeplantagen längs ver Abhänge des Himalaja, in Affam und ganz 
Oberindien find in bedeutender Zunahme begriffen. Nah Verlauf weniger Jahre mag ſich 
Indien in Betreff ver Theeausfuhr neben China und Japan flellen koͤnnen. 

In demfelben Grade, wie fich der Anbau und die Erzeugniffe Indiens vermehrten, mehrte 
Ach natürlich auch Die Landſteuer — an 2 Mill. Pfd. St. jährlih — im Vergleich mit den Jah: 
zen vor 1854. Man reine hierzu die neueingeführten Stempeltaren, die Gewerbe und Ein⸗ 
fommenfteuer und bie Erhöhung der Salzfleuer. Alle dieſe verniehrten Cinnahmen zufammen 
mögen ji zwifchen 7—8 Mill. Pfo. St. belaufen. Hierdurch ift erflärbar, daß, obgleih auf 
Erziehung und Bildung, auf öffentliche Arbeiten und beflere polizeiliche Ginrichtungen viel 
größere Summen, ald früher geſchehen, verwendet wurben und ſelbſt einige Steuererleihterun 
gen fattgefunden Hatten, doch bereit3 im legten Finanzjahre (30. April 1862 bis 30. April 
1863) ein Überfhuß von 1,827346 Pfo. St. erzielt werden konnte. Nach der Bupgetaufftel- 
lung von 1863— 64 betrügen die Binnahmen 44,753500 und die Ausgaben 44,495611 
Pfo. St. Hierbei ift noch zu bedenken, daß 5 Mill. Pfd. St. mehr für Neubauten und öffent: 
lichen Unterricht angefegt find, als in frühern Jahren geſchehen. Dit der vorausſichtlich jähr- 
li zunehmennen Wohlfahrt Indiens werden wol die Erträgniffe derart fleigen, um eine be- 
deutende Minderung der indifchen Staatsſchuld vornehmen zu koͤnnen. Die ift im Plane, Tre⸗ 
velyan berechnet, theils in Indien, theils in ver Heimat, während ver Jahre 1862—63, dann 
1863—64 wenigſtens 7 Mill. Pfd. St. abzahlen zu können und am Schluß des Rechnungs⸗ 
jahres 1864 noch einen Baarbeftand von 144, Mil. Pfv. St. in Kaffe zu Haben. Die Rüd: 
zahlung für 1862—63 betrug nach der Angabe des Indiſchen Minifters im Parlament (23. Juli 
1863) 3 Mill., ſodaß jegt die Zinfen der indiſchen Staatsſchuld ſich kaum auf 4 Mill. Pfd. St. 
belaufen. Das Eiſenbahnnetz geht raſch feiner Vollendung entgegen; jegt ſchon bringen bie 
Eifenftraßen tief ins innere Land und machen große Marken zugänglich, welche früher von allem 
Weltverkehr ausgefchloffen waren. Hierzu kommt, daß eine große Anzahl Englänver brach 
liegende Ländereien anfaufen und ſich allenthalben niederlaffen, woburd das ſtillſtehende ver: 
fumpfte Gewäfler des Brahmanenthums in eine frifche und gefunde Bewegung verfeht wird. 
Und fo gäbe es aus dem Angloindifchen Neiche Berbefferungen und Fortſchritte aller Art zu 
berichten, wäre uns hier der Raum vergdnnt, fie darzuftellen und zu würbigen. Ich füge nur 
noch hinzu, daß die frühere Trennung zwiſchen dem Militär: und Civildienſt in Indien von 
dem Dienft im übrigen großbritannijchen Reiche gänzlich aufgehoben iſt. Die indiſche Armee, 
die indiſchen Beamten erfreuen ſich keiner befondern bevorzugten Stellung mehr; es gibt jet 
nur @ine engliſche Arınee, nur Einen englifhen Staatsdienſt. Militär und Civil wird aus und 
nach Indien verfegt, wie die von jeher bei den andern Beflgungen zu gefcheben pflegte. Das 
Angloindifhe Reich iſt dur diefe Maßnahmen dem großbritannifhen Staate, gleichwie 
die andern auöwärtigen Golonien, vollfommen einverleibt. Man beiguldigt die Engländer 
der Selbſtſucht. Nicht mit Unrecht. Die Selbflfucht der Englänver iſt aber nit die be: 
Ihränfte des Wilden, der ven Baum umhaut, um bie Früchte zu gewinnen. Es iſt vie 
großartige, In der Natur der Dinge begründete, ven Vorthril für alle Zukunft oder wenig- 
ſtens auf viele Jahre hinaus berechnende Selbftfucht, welche nie Handlungsweiſe der englifhrn 
Nation beſtimmt. Und mehr wird vererfahrene Welt: und Menſchenkenner von einem einſichts⸗ 
vollen Volke faum erwarten. Einzelne, ja ganze Völker Finnen hochherzig fein und ihre Vor: 
theile auf dem Altar ver Menfchheit opfern. Eine Verpflichtung hierzu ift jedoch nicht vorhan⸗ 
den. Man bevenke überdies, daß gewöhnlich der wohlverflandene Vortheil der Binzelnen und 
der Völker auch der Vortheil der Gemeinweſen und der ganzen Menfchheit if. Die Englänver 
fuchen alle Kräfte und Fähigkeiten Hindoſtans ind Leben zu rufen, weil fie davon In der Gegen 
wart großen Nugen ziehen und noch auf größern in ver Zukunft hoffen. Hiermit leiften ſie 
dem ganzen Morgenlande die größten Dienfte. Sie fuhen, namentlich feit der unmittelbaren 
Herrſchaft der Krone, die tüchtigſten Männer hervor, um fle an vie Spige ihres aflatifchen 
Reichs zu flellen. Nach dem Rücktritt des erften indiſchen Vicefönigs, Lord Canning, im Anz 
fang des Jahres 1862, wurde diefe größte Stelle im großbritanniſchen Weltreiche dem viel⸗ 
erfahrenen, In jeder Beziehung tüchtigen Lord Elgin übertragen. Lord Elgin war ed, wie id 

Staats⸗Lexikon. XI. 16 
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mit allen Einzelheiten in meiner „Oſtaſiatiſchen Geſchichte“8) ausgeführt habe, welcher ven 
Ehinefen zu Peking und den Japanefen zu Jeddo die neuen Verträge aufbürbete. Der Lord If 
bereits im folgenden Jahre auf ver Reife von Kalkutta nady Lahore (20. Nov. 1863) geftorben. 
Während ver Rebellion find unter ven hartbebrängten Angelfahfen eine Menge Helden aufge= 
taucht, welche fi den größten Heroen des Alterthums würdig zur Seite flellen, nit durch 
£ühne, unbefonnene Thaten, fondern durch Muth, Einſicht und Beharrlichfeit. Die beiden 
Lawrence ragen aus ver Helbenfhar hervor: Henry Lawrence in Audh, welcher am 4. Juli 
1857 den Anftrengungen zu Laknau erlegen, und John Lawrence, welder ſich burd feine 
Verwaltung im Pendſchab oder vem Bünfflußgebiet großen Ruhm erworben. John Lawrence 
ift Lord Elgin's Nachfolger im viceföniglihen Amte. Seine Regierung gereicht ihm, dem Mut⸗ 
terlande und ver Menfchheit zur Ehre; die in fo vielen Beziehungen verfihlenenen Infaflen 
in allen ven fernen Marken des Angloindiſchen Reichs find voll von Lobeserhebungen ihres 
Nawab-Veziers. Großbritannien, das möge man niemals vergeflen, hat in feinem indiſchen 
Reiche die erfte vernünftige menſchliche Regierung aufgerichtet, deren fich vie Völker Afiens, mit 
Ausnafıne jener des Hinefiihen Eulturfogftens, jemals erfreuten. Die Affyrer und Babylonier, 
die Macedonier, Römer und Byzantiner haben in feinen Falle beifer regiert als heutigentags 
bie Berfer und Türken, die Araber, Afghanen und Ruſſen. Diefes von Großbritannien gegebene 
Beifptel kann und wird ohne Zweifel von auferorbentlicden Folgen fein. Wenn aud die 
ummohnenben Völker Aſiens nicht herbeikommen und zu den Nachkomnen der Nordbewohner 
fprechen wie die ruſſiſchen Slawen zu deren Vorfahren, den Normannen: „Unfer Land ift groß 
und gefegnet, nur Ordnung mangelt darin; fommt denn, jeid unfere Kürften und herrſchet über 
uns”); fo werben fi doch bie Ajiaten, von benlgeoruneten frieblihen Zufländen angezogen, 
leichter ihrem unvermeidlichen Lofe, ver Oberherrſchaft Großbritannien, fügen. Das Geihid 
hat dieſen Engländern die ſchwere Aufgabe geftellt, die Zuchtmeifter und Erzieher aller Völker 
im Morgenlande zu werden ; die Schwerkraft ihres Reichs liegt jegt in Aften. Diefe veränderte 
Weltftellung darf bei der Beurteilung ber neueften englifchen Politik nicht überfehen werben. 
Manche Räthfel erhalten nur dadurch ihre richtige Löfung. _ KH. Neumann. 
Dftfeepropinzen. Geographiſch-ſtatiſtiſche überſicht. Hiſtoriſcher Uber: 
blick. Gegenwärtiger Culturzuſtand.) L Einleitung. Dieſe Benennung wird hier, 
dem Gebrauche gemäß, in einem beſchränkten Sinne genommen. Denn es gibt Oſtſeeprovinzen 
in verſchiedenen Staaten, in Preußen, Schweden, Rußland, und ſelbſt letzteres beſitzt noch andere 
als gerade bie, welche wir meinen. Finland zumal wäre eine Oftfeeprovinz, wenn ed, ald eigene 
Großfürſtenthum, nicht berechtigt wäre, fich Die Bezeichnung als Provinz überhaupt zu verbitten; 
fodann iſt das alte Ingermanland, das jegige Bouvernement Peteröburg, eine Dftfeeprovinz, 
gerade ebenfo gut als die drei Gouvernenient3, von denen allein Hier die Rede fein foll, nämli 
Eſtland, Livland und Kurland, welde man vorzugsweife jo nennt. Um biefe drei Länder von 
jenen abzufondern, hat man ihnen auch wol den Namen der Baltifhen Halbinſel beigelegt, aber 
gegen allen geographiſchen Sprachgebrauch, denn hier ift £eine Halbinfel, hier ift ein ausge— 
dehntes Küftenland, von welchem zwei große Infeln (Oſel und Dagö), außer mehrern Fleinen, 
abhängen. Deutſche Provinzen Rußlands, mie jie auch heißen, find fie eigentlih nur in dem 
Betracht, daß fie von deutſchen Geſchlechtern erobert worden find, daß fle lange dem Deutz 
hen Orden unterthänig waren, durch ihren Erzbiſchof außerdem zum Deutſchen Reiche ge= 
hörten, und daß fie durch Adel und Bürgertum deutſcher Geſittung zugeführt worben 
find. Die deutſche Sprade Hingegen wird hier nur von einer ſchwachen Minorität geſprochen, 
welche, wie wir bald jehen werben, nod nicht ein Zmölftel ver Geſammtbevölkerung bilbet. 
Wie ten fei, Kurland, Livland und Eſtland find unter fich durch ihre gebilveten Klaffen vers 
bunden, denen vieles, und namentlich das Deutſchthum, gemeinfchaftlich ift; fle Haben im ruf: 
ifhen Reiche daſſelbe Sonderintereffe und machen eine Gefanımtheit aus, die beträchtlich genug 
if, um auf eine fpecielle, eingehende Behandlung Anfpruc zu haben. Zwar iſt ed ungenau, 
wenn man gefagt hat, „vurd ihre Ausdehnung von über 3000 Quadratmeilen übertreifen fie 
mandes Koͤnigreich“: fogar mit Ingermanland bleiben fie noch weit von einer ſolchen Aus⸗ 





8) Oftaflatifche Gefchichte, vom erſten chinefifchen Kriege bis zu ben Verträgen in Peking. 1840 
—60 (Leipzig 1861). 
- 9) Neumann, Die Völker des füdlichen Rußland in ihrer gefchichtlichen Entwidelung. Cine von 
dem Königlichen Inftitut von Frankreich gekrönte Preisfchrift (zweite Auflage, Leipzig 1855), S. 122. 
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dehnung; wollte man aber Finland hinzuzählen, fo wäre auch mit 9000 Quadratmeilen nicht 
genug gefagt. Selbſt vem wirflihen Thatbefland nach, nemzufolge nur von etwa 1700 Qua⸗ 
pratmeilen die Rebe fein kann, haben wir es mit einem namhaften Gebiete zu thun, um vieles 
größer ald Balern, wenn auch lange nicht zur Hälfte ebenfo bevölkert. Für Deutſchland jind 
diefe Länder gleihfam eine dein Norden zugelehrte Vorhut, und maß fie für Rußland find, 
läßt fih aus folgender Bemerkung des Grafen Cancrin abnehmen, ber eine Zeit lang als 
Finanzminiſter für den Colbert dieſes Reichs galt. „Es war eine ganz befondere Gunft der 
Vorſehung“, fo lautet fie, „ald Rußland, welches bis dahin nur ein mechanifches Aggregat fehr 
ungleichartiger Beilandtheile gebilvet hatte, die Deutihen Provinzen ver Oftfee erwerben fonnte, 
welde ſchon organiiche Grundgefrge hatten. Diefe Provinzen haben ihn ald Mufter gedient; 
von da entlehnte ed alle feine organischen Inftitutionen, die Gouvernementöveroränung, Das 
Statut über den Adel, die Municipalverfaflung u. ſ. w. In allen Gejeggebungsfragen .... 
find die Baltifchen Provinzen für Rußland ein Vorbild geweſen.“ Wir wollen fie in dreifacher 
Beziehung befprehen: nachdem wir zuerft eine geographiſch-ſtatiſtiſche Skizze davon entworfen, 
wollen wir in einem kurzen Überblik uns ihre Geſchichte vergegenwärtigen und ſchließlich 
das Wichtigſte von ihrem gegenwärtigen Bulturzuftande und ihrer Beziehungen zu Rußland 
berühren. 

11. Geographiſch-ſtatiſtiſche Überficht. Ihres ſchon ziemlich nörblichen Klimad un⸗ 
geachtet find die drei ruſſiſchen Oftfeeproninzen ein Land, welches, feiner Fruchtbarkeit nach, ven 
Ländern Norddeutſchlands wol zur Seite gefet werben kann. Im ganzen flach, zumal in Eftland, 
fehlt e8 ihm dennoch nicht an Erhebungen aller Art, die theilweife fehr malerifh find. So ift 
Die Naturfhönneit ver Gegend um Wenden in Livland wohl befannt; und in Kurland, das fi 
der Höhen von Kandau und Zabeln rühmt, reichen die Blauen Berge bis an die Seefüfte, über 
welde fie in dem verrufenen Riff von Domesnäe hinausragen, dad nicht fekten ver Schiffahrt 
gefährlich wird. Auch an Wafler fehlt e3 dieſem Lande nicht : vie Flüſſe find zahlreich, und unter 
den Seen ift nad dem Wirzerw, im Weften von Dorpat, au der noch viel beträchtlichere 
Peipusfee zu nennen, ob er gleih nur an der Grenze Livlands und Eſtlands fi ausdehnt. 
Der großen lioländiſchen Infel Dfel und der eflländifchen Dagd, nach welgen noch Möhn und 
Worms eine Erwähnung verbienen,, haben wir ſchon gedacht. Längs der Küfte und hier und 
da auch noch weit landeinwärts ift zwar der Baden fanbig, ſowie er ſich an vielen andern Stellen 
fumpfig und moraftig zeigt, aber im ganzen gibt er doch durch fleißigen Anbau einen bedeutenden 
Ertrag an Getreide, Flachs, Kartoffeln, Gartengewächſen, und feine ausgevehnten Waldungen 
liefern Holz, Kohlen, Theer und andere Waldproducte in Überfluß. Der Verfiherung Bienen- 
ſtamm's zufolge wirft der Roggenbau das ſechste Korn ab, was freilich etwas übertrieben fein 
mag, wenigftend nicht durchſchnittlich iſt. Dazu ift viele Düngung erforderlich, was einen jehr 
bedeutenden Viehſtand vorausfeßt. Aus nachfolgender Tabelle ift ver Flächenraum einer jeden 
ver drei Provinzen, fowie auch deren Bevölkerung, nad) den neueften Zählungen, erfihtlid: 
aus dem Vergleich des einen mit dem andern entnehmen wir, wie viel Köpfe auf die Quadrat: 


meile Eommen. ! 
) lähenraum Abfolute Relative 


in Quadratmeilen Bevoͤlkerung Bevölkerung 
Kurland 494 567078 1147 
Livland 832 883681 1062 
Eſtland 370 303478 820 
1696 1,754237 1034 


Demnad ift die Dichtigfeit der Bevölferung in Kurland am größten und am ſchwächſten in 
Eſtland. Aber auch die der legtern Provinz übertrifft bei weitem bie Durchſchnittsdichtigkeit 
im europäifhen und eigentlihen Rußland (Finland und das Königreih Polen nit mit in= 
begriffen); denn legtere ift nur um wenig flärfer als 650 Köpfe auf die Quadratmeile. In 
Gefammteuropa hingegen beträgt fie 1530 Köpfe, eine Proportion, Hinter der felbft Die. von 
Kurland noch weit zurückbleibt. Demnach kann dieſes ganze Gebiet vorerft nur für ein mäßig 
bevoͤlkertes gelten, das noch große Fortſchritte machen muß, wenn es fich mit unfern weſtlichern 
und ſüdlichern Gulturländern auf Eine Linie ſtellen will, dad dagegen aber auch noch einen 

1) In dem fonft werthvollen halbofficiellen Buche von Bufchen, Bevölkerung bes rufflichen Kaiſer⸗ 
reichs (1862), ©. 63, iſt hier infolge von Verſetzungen alles irrig. 16° 
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weiten Spielraum vor fi hat, welchen es bei immer wachſendem Wohlftande allmählid) aus⸗ 
üflen kann. 

Bisjetzt gehören Grund und Boden beinahe ausſchließlich dem deutſchen Abel, unter welchem 
man etwa 1800 Butöherren zählt, wovon nahezu 850 auf Livland kommen. Die Geſammtzahl 
der Güter (die der Krone und die der Paftorate mit inbegriffen), mag fih auf 2500 belau= 
fen, eine Zahl, von der wieber beinahe die Hälfte Livland angehört. Deutſche überhaupt zählt 
man in Livland 60000, in Kurland 40000 und in Eflland 18000, alfo indgefanmt 118000; 
vom Abel abgeſehen, bilden fe den Bürgerftand der Städte, ſowie den geiftlihen Stand und 
die Klaffe der Gutsverweſer, Amtleute, Schreiber u. f. w. Durchaus vorherrichenn iſt in Kurz 
Iand der lettifche Volksſtamm, zu welchem in diefer Provinz vielleicht 420000 Köpfe zu rechnen 
find. Die Letten Haben aud den ſüdlichen Iheil von Livland inne, wo fie indeſſen nicht Die 
Mehrheit bilden, denn fie mögen Im ganzen nicht mehr ald 320— 330000 Serien betragen, 
während bagegen im nördlichen Livland an 500000 Eften wohnen, die befanntlih zum fin: 
nischen Volksſtamm gehören. Diefer legtere ſcheint In allen drei Provinzen der Urſtamm gemefen 
zu fein; auch hat er fporadifche Überbleibfel unter den Letten zurüdgelaflen, nämlich in Livland 
die Liven, welche diefer Landfchaft ihren Namen gaben, und in Kurland die beinahe ganzlich 
audgeftorbenen Krcewingen, welche mit den auf immer verſchwundenen Kuren nahe verwandt 
waren. In Eflland gibt e8 nur Deutſche und Eften, ein ganz finnifches Völfchen. Das 
etbnographifche Verhältniß in ben drei Landſchaften ift ungefähr folgendes: Letten 750000, 
Eften 680000, Deutfche 118000. Rechnet man nody 20000 Juden, einige Tauſend Ruffen, 
Litauer, Polen, u. ſ. w. hinzu, fo findet man beiläufig die obenangegebene Gefammtbevöl- 
ferung von 1,754000 Seelen, welche beinahe durchgängig Mitglieber der Iutherifchen Landes⸗ 
kirchen find. 

Handel und Induftrie find in dem Gebiete, welches uns hier befchäftigt, nicht unbedeutend. 
Riga, die alte Hanfaftadt, iſt noch jegt ein blühender Seehafen und zählt nahe an 60000 Ein⸗ 
mwohner. Auch Reval in Eſtland, mit feinen 24000 Seelen, und Mitau in Kurland, ob es 
gleih kaum 14000 zäflt, find Feine unanfehnlihe Städte. Dorpat, der Sig der Univerjität 
für alle drei Provinzen, hat nicht viel über 12000 Einwohner. Die übrigen find noch Feiner; 
nichtsdeſtoweniger verdienen Libau, Bernau, Hapfal und Arensburg auf der Infel Ofel als 
Sandelspläge, ſowie Fellin feiner Lehranftalten wegen Beachtung. 

ut. Hiſtoriſcher Überblid. Ausführlich ift vie Gefchichte ver Oſtſeeprovinzen von Dr. 
A. von Ritter geſchrieben worden ©), auf den wir diejenigen verweifen, denen es um vollflänvige 
Kenntniß derfelben zu thun ift. Der folgende, früher von Bülau für unfer Werk verfaßte über⸗ 
blick ift aber eingehend und zuverläffig genug, um bier wiederholt werden zu können. 
| Binnifhe Stämme find (wie im vorhergehenden Abſchnitte gefagt wurden iſt) als die Ur: 

bewohner diefer Länder zu betrachten, und zwar waren es namentlidy die Eften und Liven, bie 
hier ihre friedlichen Sige hatten. Es ſcheint, daß die Eften in ver älteften Zeit im Heutigen 
Livland faßen, wie denn ihre eigenen Sagen fih mannihfah un Dorpat beimegen, während 
diefelben oͤrtlichen Sagen den heutigen Urbewohnern Dorpats unbekannt find. Jene wurden 
durch die von ſlawiſchen Stämmen bedrängten Liven nad) Eſtland getrieben oder bielten ſich nur 
in einigen livlänbifchen Grenzkreiſen; die Liven nahmen bie von ihnen verlaffenen Sige ein, muß⸗ 
ten aber auch diefe mit den den Slawen verwandten Retten theilen, neben venen fie, in Livland und 
Kurland, bis auf wenige Tauſende zufammengefchmolgen find. Der lettiſche Stanım ſcheint feit 
uralter Zeit in dortigen Gegenden feßhaft geweſen zu fein, und man glaubt in ihm die Aftyer 
des Tacituß zu erfennen.®) Diefe Voͤlkerſchaft lebte, ver übrigen Welt entfremdet, in einem lofen 
theokratiſch⸗ demokratiſchen Verbande, gegen außen ziemlich friedlich, wenn auch ungaſtlich, im 
Innern in nationelker Unruhe, von Jagd, Bifcherel, Viehzucht und pürftigem Aderbau, über bie 
unterften Stufen bes gejellfchaftlichen Lebens in etwas erhoben, dann aber flehen bleibend, 
in Sitten und Glauben roh, durch Jahrhunderte unverändert. Aber das Vorbringen chriſtlich⸗ 
germaniſcher Eultur im ſkandinaviſchen Norden und in dem nördlichen Deutſchland wie bie 
Shriftianifirung Polens und feine Nachbildung germanifger Staatöformen, fein Eintritt in 
das europäifche Stantenleben konnten auch fle nicht unberührt laſſen, und die Berührung konnte 
unter fo grellen Gegenſaͤtzen nur eine feindliche fein. Die erfle Annäherung war es nicht. 


ee ber dem ruſſiſchen Kaiſerthum einverleibten beutfchen Oftfeeprovinzen (2 Bde., Riga 
8) Woell, Geſchichte Polens (Hamburg 1840), I, 21 fg. 
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Bremiſche Kaufleute, die nach Gothland fuhren, wurden durch Sturm verſchlagen, landeten an 
ver Düna (1158) und knüpften eine Handelsverbindung an, zu deren Vermittelung ſie eine 
Niederlaffung gründeten. Damald war wenigftens Livland von dem rufitfchen Fürſten Wladimir 
von Polozk zinspfliätig gemacht worden. Die Nachrichten, welche die Bremer zurückbrachten, 
weckten ven Bekehrungseifer des alten Auguftinerd Mainhard von Stift Segeberg in Holflein. 
Er landete um 1186, baute eine Kirche zu DESEUl und fammelte hriftliche Anhänger. Um 
1188 verließ er fein frommes Wert nur, um fi höhere Befugniffe zu deſſen Kortführung zu 
erwerben und fi zum Biſchof von Livland weihen zu laſſen. In diefer Würde zurüdgefehrt, 
fand er fein Unternehmen von ergrimmterer Beindfchaft bedroht, da die Heidenpriefter nun 
beutlicher erfannt hatten, mit welcher Gefahr e8 fie bedrohe; und wenn er felbft auch ſich bis an 
feinen Tod (1196) behaupten mochte, fo mußte doch fein Nachfolger flüchten und einen Kreuzzug 
prebigen, in deffen erftem Beginn er fiel (1198). Der neue Bifchof, Albert von Apolvern, 
brachte eine kräftigere Unternehmung zu Stande, warb von Bremen, Dünemarf und andern 
noͤrdlichen Ländern unterflügt und eroberte 1199 Livland, wo er fich feinen Bifhofsfig in Riga 
erbaute. Daß biefe Erwerbung noch lange Zeit gewaffneter Befchäger bebürfen werde, um dem 
Unmuthe ded nur durch Gewalt bezwungenen, nicht durch Überzeugung gewonnenen Volks und 
ber Feindſchaft no ungezähmter Nachbarn gewachſen zu fein, fah er wohl, und die Richtung 
ber Zeit gab ihm ein Mittel an die Hand, diefen Schuß zu gewinnen, ohne zu benachbarten 
Fürſten feine Zuflucht nednten zu müffen. Erftiftete 1201 den Orden der Verbrüderten Streiter 
CEhriſti (Fratres militiae Christi), den er nach der Negel des Templerordens einrichtete, und dem 
er ein Drittheil des Landes als Dotation anwies. Diefe Ritter, deren erſter Meiſter Vinno 
von Rohrbach war, und die fih die Burg in Wenden zu Ihrem Sit bauten, führten auf ihrem 
Mantel neben dem Zeichen des Kreuzes auch daß eines Schwertes und erhielten daher den Namen 
Schwertbrüder. Auch zu Dorpat und auf Ofel wurden Bisthümer errichtet (1224 und 1227). 
Der Bifhof zu Riga, feit dem 1. Dec. 1224 deutfcher Neihsfürft, feit 1254 Erzbifchof, Hatte 
fich eigentlich die Regierung vorbehalten, ſah aber nach und nad unter langen Streitigkeiten, 
die zu der innern Schwäche diefer neuen Oeftaltung allerdings beigetragen haben, feine Befug⸗ 
niffe geſchmälert und die Ritter zu den eigentlichen Beherrichern des Landes werben. Bon Liv: 
land aud wurden nah und nad auch Kurland und Semgallen unterworfen ; fpäter wurde ebenfo 
Eftland erworben; die heidniſchen Völker, inner mehr fat auf allen Seiten von Chriſten und von 
einem zur Herrſchaft begabtern Volksthum umgeben, den frühern Glauben, wenn auch nicht die 
alten häuslichen Sitten, mit einem neuen vertaufchend und die Fruchtloſigkeit jedes Widerſtandes 
erfennend, fügten fi in das ſchwere Joch der Leibeigenſchaft und des Kreuzſchwertes, unter dem 
es ſich nicht jo gut mohnte wie unter dem Krummſtabe. Für fie hätte e8 leicht beffer ausfallen 
mögen, wenn aus ben Planen des Bifchofß eine wahre geiftliche Herrſchaft erwuchs, oder wenn 
frühzeitig eine erbliche Fürſtenherrſchaft fich unter ihnen erhob, neben der ein ländſäſſiger Adel 

eblüht Hätte. Es würde dann vie Monarchie, wie anderwärts in germanifhen Ländern, den 
Übermuth des Adels, im Bunde mit Bürger und Bauer, gezügelt, der Adel ſelbſt aber das 
Bedürfniß flärker gefühlt Haben, feine Gewalt zu mäßigen und auf den erblichen Gütern bie 
Hinterfaffen zu ſchonen. Sp aber, wo der Orden zugleich die Herrſchaft führte und in feinen 
Gliedern die Lehndgüter verwaltete, dabei überdies nur allmählich einen erblichen Familieubeſitz 
anbahnend, fand ſich nirgends eine Milderung des harten Drudes. Selbſt als fpäter dieſe 
Länder an andere Staaten übergingen, geſchah es theild an folche, wo die ftrengfle Leibeigenſchaft 
ohnedies vorherrichte, theil8 unter Umſtänden, two bie neuen Regierungen vie Rechte des Adels 
lange noch ſchonen mußten oder fle wenigftend nur zu eigenem Nugen beſchränkten, kurz erſt bie 
neuefle Zeit hat einige Milderung gebradt. Unter andern Umſtänden hätte die Bevölkerung 
jener von den Deutſchen untermworfenen Länder germanijirt werben und fich dem veutfchen Weſen, 
zum eigenen Heil und zu Deutſchlands Ehre, anfchliegen mögen. Die Eften, wie die Beifpiele 
einzelner in neuerer Zeit beweiſen, ſind dafür ganz beſonders empfänglich, und daß aud bie 
Zetten nicht unfähig dazu find, if analog aus den Beifpiele der Slawen in den öſtlichen 
Ländern Deutfchlands und in dem öſterreichiſchen Staatengebiete zu fhließen. In jenen Oſtſee⸗ 
länvern aber blieben es gefonderte Stämme. Der Deutsche herrſchte als Adel oder war wenig⸗ 
ſtens frei und reich ald Stäptebürger In den mit deutſchen, autonomiſchen Verfaffungen vers 
fehenen, zum Theil zur Hanfa gehörigen Städten. Diefe Stände theilten die Entwidelung bed 
deutfchen Stantd: und Rechtslebens, der Meligion, der Sitte, der Kunft und Wiſſenſchaft, ber 
Induſtrie und des Handels. Abgefondert von ihnen, eine Parinfafte, ven Heloten ähnlich, 
beftellten die Eften und Letten die Acer des veutfchen Adels, tröfteten ſich mit der treuen Ber 
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wahrung der Sprache und häuslichen Sitten ihrer Vorfahren, deren Freiheit in Öffentliden 
Beziehungen, deren Recht und Glück fie verloren hatten, und nahmen von aller Mitgift ber ger= 
maniſchen Gultur nur die Religion mit fefter Gläubigkeit an. - 

Diefelben Umſtände, welche der Innern Landesblüte hinderlich waren, zeigten fidh auch der 
äußern Macht gefährlih. Der Orden hatte weniger Zuzug aus Deutſchland als der Deutſche 
Orden in Preußen; feine Mitglieder waren zum Iheil dem Lande fremd; feine Häupter waren 
wechſelnd; das vielkdpfige Negiment nicht lange der fih ummandelnden Zeit gewachſen. Mit 
dem Bifchof, mit den Stäpten öftere Zerwürfnifle und jedenfalls getheilte Intereffen, die zu ver= 
mitteln kein gemeinfames Oberhaupt da war. Im Volke feine Theilnahme, Feine Anhänglickeit. 
Bon Litauen aus noch heidniſcher Ankampf, der jedoch wenigftens den Innern Verfall des Or⸗ 
den, den Abfall von feiner Idee noch aufbielt. Dagegen die gefährlichen Nachbarn: Dänemarf, 
Schweden, Polen, Rußland. Dänemark war gleidy anfangs, ſchon durch Biſchof Mainhard, in 
dortige Gegenden gezogen worden, und nicht die Schwertbrüber, fondern die Waffen der Dänen= 
fönige Knud VI. und Waldemar IL. waren ed, welche Eftland besmangen. Waldemar baute 
Neval. Aber die Ritter fuchten ihn daraus zu vertreiben, vereinigten fi zu dieſem Ende mit 
den Deutſchen Rittern (1237), von denen ihnen Hermann von Balk als Heermeifter gefendet 
wurde, und fhon Waldemar, nad der Schlacht von Bornhöved im Sinfen feined Glücks, 
mußte alle Erwerbungen auf dem linfen Ufer der Düna abtreten (1236 und 1238), während 
feine Nachfolger das eigentliche Eſtland mit ven Bisthümern Dorpat und Reval behaupte 
ten, bis endlich Waldemar IV. viefelben (1346) an den Orden verkaufte. Wie Hätte ſich ein 
organiſcher Bezug diefer Ränder gerade zu Dänemark bilden wollen? Durch Tange Jahre zogen 
fih nun die in Gemeinfhaft mit Preußen geführten Kämpfe gegen die heidniſchen Kitauer. 
Manche blutige Schlachten wurden hier gefohten, manche Großthaten verübt, ohne daß auf 
einer Seite Entſcheidendes hätte bewirkt werben können. Friede ſchien bier nicht zu erlangen, 
wenn nicht Vertreibung der Ritter oder gänzliche Unterwerfung der Heiden eintrat. Doch 
fand fich ein neuer Ausweg, als ver litauer Fürft, Sagello, zum Ehriftentfum übertrat und 
die polnifhe Krone erwarb. Aber hatte man nun auch nicht mehr mit Heiden auf Leben und 
Tod zu fämpfen, fo hatte man e8 mit ber ländergierigen Politit mächtiger Staatenherrſcher zu 
thun, und dieſe Aufgabe flel dem Orden ſchwerer ald jene. Der innere Verfall des Deut- 
fhen Ordens in Preußen zog aud In den Oſtſeeländern das Gleiche nach fih. Doc trat er in 
den fernern Rande etwa fpäter ein. Die Verbindung war lofer geworden, weil man fein ge= 
meinfames Ziel vor ſich ſah, und als der legte Großmeifter der Deutfchen Ritter in Preußen, 
Albrecht von Brandenburg, ſich zu feinem Polenkriege rüftete, verfaufte er (1513) dem liv- 
ländiſchen Heermeifter Walter von Plettenberg die volle Unabhängigkeit des Ordens in den 
Öftfeeländern. Walter wurde auch durch Kaljer Karl V. zum deutſchen Reichsfürſten erhoben. 
Wie anders hätte e8 Fonımen können, wenn die Berbindung mit Preußen erhalten worden, jene 
Länder gleichfalls fäcularifirt und der erblihen Monarchie gewonnen worden wären! Auch in 
ihrer Iſolirung ſanken fle, ſank vielmehr die Verfaſſung, auf der fie geruht hatten, und die dem 
Verſchwinden ihrer Idee erlag, wie ihr Verfall dur das allmähliche Umſichgreifen des Prote: 
ſtantismus befchleunigt wurde. So fand die Zeit, wo diefe Länder ſich über dad Geſchick ihrer 
Zukunft entſcheiden und fich über die Stelle erklären mußten, die fie in der europäiſchen Staaten- 
familie einnehmen wollten, fie nicht in dem Beſitz eined den veränderten Anſichten und Berbält: 
niffen gervachfenen Regiments. In diefer Zeit aber griff Zar Iman Waſſiljewitſch Livland an 
und brachte die Ritter in ſolche Beprängniß, daß Eſtland ſich den Schweden in die Arme warf, 
der Heermeifter aber, Konrad von Kettler (28. Nov. 1561), Livland an Polen abtrat, um ſich 
dafür mit dem erblichen Herzogthun von Kurland und Sengallen durd die Republik belehnen 
zu laffen. Er nahm zugleich die Iutherifche Eonfeffion an, zu welder das Volk ſich mit derfelben 
Blaubendfeftigfeit neigte, mit der e8 bis zu dem allgemeinen Umſchwung an den KRatholicidmus 
gehangen hatte, verheirathete ſich mit einer medienburglfchen Prinzefjin und warb ver Gründer 
einer neuen Dynaftie, der nur das entgegen war, daß fie in fo geführliche Umgebungen gefegt 
und nicht mächtig genug war, fi} in denfelben felbft zu fhügen. Aus den drei Ländern zuſam⸗ 
men hätte ein Staat gebilvet werden können, der ſelbſt ein Wort in feinen Angelegenheiten 
mitfprechen konnte. Kurland allein ward nur eine Zeit lang noch durch die gegenfettige Eifer- 
ſucht der Bewerber gefhüßt. 

Aber auch Polen follte wenig Freude an feiner neuen Erwerbung erleben. Konnte es doch 
feine ältern Glieder nicht mehr mit wohlthätiger vLebenskraft durchdringen; wie hätte es neue in 
organiſche Verbindung niit fich fegen wollen? Zwar wurden die Rechte und Freiheiten Livlands 
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durch die cautio Radzivilliana *) beftätigt, aber es fehlte viel, daß dieſe Verbindung polnifiher- 
feitö mit Treue gehalten worden wäre; vielmehr ward fie auf Betrieb des Reichstags in politi- 
ſcher, auf Betrieb ver Kirche in religiöfer Beziehung vielfad) verlegt, und eine gänzliche Ver: 
nichtung ber Rechte Livlands würde erfolgt fein, wenn die Polen ihrem Plane nicht fo oft durch 
ihre eigene Brutalität geſchadet, und wenn nicht die Livländer fo ſtandhaft widerſtrebt hätten. 
Rufland und Schweden ftritten um die Erwerbung Livlands. Im Verlaufe des Krieges ver: 
einigten ſich zwar Schweden und Polen, um gemeinfchaftlich den dritten Mitbewerber vom Felde 
zu weifen. Das gelang für jet, und Rußland, von beiden Mächten angegriffen, entfagte in 
bem zu Kiwerowa-Gorka gejhloffenen Frieden (15. Ian. 1582) mit Polen allen Anſprüchen 
auf Livland. Aber nad nicht zu langer Zeit gaben bie Händel um die ſchwediſche Thronfolge zu 
einem neuen Kriege zmifhen Schweden und Polen Anlaß, in weltchem fi Guſtav Adolf feine 
erſten Lorbern verbiente, ſich des ganzen Livland bemädtigte und es ebenſo behalten, ja die 
Eroberung noch erweitert Haben würde, wenn ihn nicht die Angelegenheiten Deutfchlands zu 
einer gröpern Aufgabe gerufen hätten. Gin Theil feiner Erwerbungen mußte an Polen zu: 
rüdgegeben werben, um eine Berlängerung bed Waffenftillfiandes zu erwirfen, ber zuerft am 
25. Sept. 1629 zu Altmark geſchloſſen worden war und am 25. Sept. 1635 zu Stumsdorf auf 
26 Jahre verlängert murbe; Doch behielt Schweden den größten Theil von Livland. Die Ritter: 
ſchaft Hatte ſchon 1602 mit Schweden capitulirt ®) und fland ſeitdem aud im Frieden auf veifen 
Seite. Was Guſtav Adolf ermorden, ließ fih Karl Guftav nit nehinen, und im Frieden von 
Dliva (3. Mat 1660) mußte Bolen allen Anfprüden auf den größten Theil von Livland, auf 
Eftland und die Infel Dfel entjagen. Wie vielverſprechend auch dieſe ſchwediſche Herrichaft fein 
mochte, in ber kurzen Zeit ihrer Dauer befchäftigten fi die Könige mehr mit Niederdrückung 
des Adels ald mit Emporbebung des Übrigen Volks; während allerdings die Verwaltung 
weit beffer war als Die polnifche, wurde die Berfaffung fo gut wie ganz beifeitegefegt; und in 
Berfolg der befannten Unfälle Schwedend wurden im Frieden von Nyſtad (10. Sept. 1721) 
unter anderm auch Livland, dad unter Karl XII. nur zu oft ein Zielpunft verwüftender Kriege 
geweſen war, und aud dem der erbittertfie Gegner des Schwedenkönigs, Patkul, ftammte, Eft- 
land und die zu beiden gehörigen Infeln an Rußland abgetreten. Auch dad Zarenreidh Hatte 
eben diefen Ländern bei den erfolgten Gapitulationen Verfiherungen ihrer Rechte ertheitt, 
die zuerfi am 30. Sept. 1710 von Beter 1.9), dann von allen folgenden Monarchen beftätigt 
murben. In Kurland vegetirten noch einige Zeit eigene Regenten fort, ohne in ihren Umge⸗ 
bungen und Aufgaben etwas zu finden, was bie immer mehr erſterbende Thatkraft hätte auf: 
regen Eönnen. Sie traten zwar in Verwandtſchaftsbündniſſe niit den mädtigften Dynaftien, 
und die Kaiferin Anna von Rußland war die Witwe eined Herzogs von Kurland; aber fle 
famen auch in eine gänzliche Abhängigkeit von Rußland, gegen die fie das ſchwache Polen, auch 
wenn fie fi) an dieſes hätten anfchließen wollen, nicht zu [hügen vermochte. Der legte Herzog 
aus dem Geſchlechte ver Kettler, Ferdinand, mar ohne männliche Erben. Die Stände wählten 
noch bei feinen Lebzeiten den Grafen Morig von Sachſen zu feinem Nachfolger. Aber Polen, 
das lieber dad Land ganz an fich gezogen hätte, winerfiritt, und als nun ber Erbfall (1737) 
wirklich eintrat, gebot Rußland die Wahl jenes aus nievern Berhältniffen durch Gunſt und Glück 
erhobenen Kavoriten der Kaiſerin Anna, Ernſt's von Biren (Biron). Die Kaiferin bedachte fi 
nicht, ihren ehemaligen Secretär auf den Thron ihres Gemahls zu fegen, und Kurland mußte 
feinen Herzog unter den ruffiichen Höflingen, von jerem Wechſel des launiſchen Hofglücks ab⸗ 
hängig , fich felbft aber aus der Ferne wie ein Landgut bewirtbfchaftet, vielmehr nicht bewirth⸗ 
ſchaftet, fondern nur von übermüthiger Willkür bedrückt ſehen. Nah Biren's Sturze (1740) 
blieb Kurland eine Zeit lang ohne nominellen Herrn; im Jahre 1759 aber belehnte der König 
Auguft HI. von Polen, feine Freundſchaft mit Rußland benugend, feinen dritten Sohn, den 
kräftigen Herzog Karl, mit vem Herzogthum. Allein mit Elifabeth’8 Tode (1762) änderte ji 
Rußlands Politik. Biren ward zurückberufen, und wenn er aud) nicht wieder in Gunft Eanı, fo 
fegten ihn doch die ruffifchen Truppen wieder in Kurland ein. Dort behielt fein Haus einen 
Schatten der Herrfhaft, als erbliche, mit dem Scheine der Unabhängigkeit begnadigte Statt- 
halter Rußlands, was ſie mit größerer Willigkeit waren ald Stanislaw in Polen. Das Be: 


4) Dagiel, Codex dipl., THl. V. Sie ift vom 1. März 1562. 

6) on nom 12. und 18. Juli 1602. Bubdendrod, Sammlung livländifcher Gefege, Bd. II, 
Abth. 1, 8.3 fg. 

6) Triebe, Handbuch der livländifchen Geſchichte, Bo. 1. 
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ſchick ded letztern traf auch dieſe, und als Stanislaw entſagt hatte, trat auch Serzog Peter ſein 
Land förmlich an Rußland ab (18. März 1795). Er hatte zudem Feine männlichen Nachkom⸗ 
men, fondern nur Töchter, welche In der Geſchichte der wiener und parifer Salons ſich einen 
Namen gemacht haben. 

Diefe Erwerbungen Rußlands braten allerdings ein fo fremdartiges Glied in feine Staa⸗ 
tenfette, mie e8 noch feind erworben hatte. Zwar beftanden die nievern Klaffen der Einwohner 
meiſt aud Eften und Fetten. Die Ketten oroneten ſich ihren unternehmenden Stammverwand⸗ 
ten, den Ruffen, willig unter. Die Binnen (&ften) find überall gute, fügfame und brauch⸗ 
bare Untertbanen, und e8 hat diefem Charakter feinen Eintrag gethan, daß fie, mit fo vielen 
anererbten und mit Zähigfeit feftgehaltenen Sitten und Neigungen, aud einen Haß gegen bie 
Slawen bewahrt haben. In dieſem Haß ift kein politiſches Bewußtſein. Sie werden niemals 
zu wahren Ruffen werben, aber fie find gute, treue und nügliche Unterthanen der ruſſiſchen 
Krone. Übrigens waren Leiten und Eſten ohne Einfluß, ohne Gewicht in Staate. Berfaffung, 
Gefege, Kirchenthum, Gerichtsweſen, Einrigtungen aller Art, Sitten, Gebräuche und alles 
Treiben der höhern und mittlern Stände waren deutſch; Deutfche waren die herrſchende Klafle, 
und auf fie kam es zunächſt an, wollte man dieſe Länder nicht blo8 unterwerfen, fondern auch 
gewinnen und in Zufrienenheit erhalten. Man that aud um jo wilfiger alles für dieſen Zweck, 
als man bie Hereinbringung folder Elemente, in denen man die Träger ver Wiſſenſchaft, ver 
Anduftrie und des ruhigen Bürgerthums fah, in das ruſſiſche Staatöleben nur wünſchens⸗ 
werth fand. Der Kaifer Alerander zumal mag wol gewünfät.baben, daß der Charakter feines 
gefammten Rei dem ver Dftfeeprovinzen gleichen möchte, wiewol freilich diefer Charakter 
ji dann zu elnem ganz andern entfalten würde ald hei ver Beſchränkung auf die engen Räume 
abhängiger Provinzen. Jedenfalls pflegte ex ihn, hob ihn geiftig pur) Begründung der Univer⸗ 
fität Dorpat (1802), die ganz nach deutfcher Art eingerichtet wurde, unternahm manches zu 
Qunften des dortigen Handels, der Gommunicationsmittel u. f. w. und fuchte ſelbſt das drückende 
Joch der Leibeigenfhaft durch die Verordnungen von 1804 und 1819 zu heben, was freilich 
mehr dem Namen nad ald im Weien gelang. Jedenfalls warb das germanifche Element in 
ven Oftfeeprovinzen durch lange Jahre in Feiner Weife bedroht, und erft in ver neueften Zeit 
find In diefer Hinfiht Befürchtungen und Klagen laut geworben. Obgleich dutch das überall 
ftarre Benehmen des Kaiferd Nikolaus berechtigt, find fie Doch nicht ohne viel Übertreibung ge⸗ 
blieben , auch ift feitbem der Monarch ven Einwendungen des Adels gerecht geworben. 

IV. Gegenmwärtiger Gufturzuftand. Aus obigem gefgichtlihen Abriffe erklärt fidy 
der jegige Stand der Dinge in den Oſtſeeprovinzen, welchen man in manden Betracht al den 
in Rußland bergeftellten nicht überflügelnd bezeichnen varf. Allerdings iſt der Adel, ſind die 
Bürger in den Stäbten aufgeflärt und der Cultur des Jahrhunderts vollfommen theilhaftig, 
allerdings Hat der Proteflantismus auch unter den Landbewohnern geiftige Begriffe aller Art 
verbreitet, welcher z. B. die benachbarten litauifchen Bauern gänzlich ermangeln; unbeftritten 
bleibt e8 auch, wie ſchon oben bemerkt worden, daß es eine große Wohlthat für den fuzeränen 
Kaiſerſtaat iſt, aus dem deutfchen Element diefer Provinzen Staatsdiener berufen zu können, 
welde die Ruſſen an Rechtlichkeit, Unbeftechlichkeit, Wahrbeitsjinn ebenfo wol als an Kennt= 
niffen und gründlicher Bildung bei weitem übertreffen. Deutfcher Geift und veutfches Werfen, 
da fie einmal über diefe Gegend gegangen find, haben unmöglich ſpurlos bleiben koͤnnen, haben 
im Gegentheil wohlthätige Einflüffe aller Art ausgeübt und dieſe Wirkungen zurüdgelaffen. 
Leider ift aber dieſes Deutfihthun in den Tftfeeprovinzen das alte deutſche Weſen geblieben. 
In ihnen ift der Feudalismus nicht, wie anderwärtd, zu Grabe gegangen, und hat ver Prote- 
ſtantismus nicht die Früchte getragen, welche hervorzubringen feiner Natırr entfpricht. Der 
Adel, der, wie ber polnifche fi gebarend, von dem Grundfag ausging und noch audgeht: Die 
Nation bin ih, Hat fi dem Volke nicht genähert, und die geiftlichen Hirten veffelben haben es 
mehr mit ihm als mit legterm gehalten. Das muß anders werden, fall fi Deutfchland feines 
Antheild an diefen geſellſchaftlichen Zuflande freuen und rühmen fol. Grund und Boden find, 
wie ſchon gejagt worden ift, beinahe ausſchließlich im Beſitze des Adels, und die Ständever: 
fammlungen, die ih, obwol niit verminderter Berechtigung, in allen drei Brovinzen erhalten 
haben, find ein Monopol deffelben, an dem weder Geiftliche no Bürger und Bauern, an dem 
hoͤchſtens in der blühenden Handelsſtadt Riga einige Stadtverordnete theilnehmen. In allen 
dreien nennt ſich der Abel die Ritterfhaft und macht auf Vorrechte aller Ärt Anſpruch. Oſel in 
Lioland, Semgallen oder doch Pilten in Kurland haben noch ihre befondern Ritterfchaften, alle 
aber find unter fich verbrüdert und koͤnnen von der Matrifel der einen Landſchaft in die Der an- 
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dern übergetragen werben. Nur die „Landſaſſen“, oder von außen gekommene Gutsbeſitzer 
werben, wenn fie vom bel ſind, zu den Verſammlungen zugelaffen, zuweilen mit dem Indi⸗ 
genat beehrt und von der Nitterfchaft als beinahe ebenbürtig behandelt. Wahr iſt es, daß man 
die Bürgſchaften ver Selbflänvigfeit zu ſchätzen wiſſen muß, felbft wenn fie nur einer Minorität 
zu flatten kommen, venn ihr Verluſt würbe, zum Schaden aller, ven auf allen laſtenden Abſo⸗ 
lutismus verflärken; daß fie, fo drückend fie auch für die andern Klaffen find, doch wenigftens 
einen Theil der Bevolkerung auf einer Stufe erhalten, welche man ver Geſammtheit wünſcht. 
Allein ohne das hartnädige Feſthalten des Adels an feinen althergebrachten Rechten wäre jetzt 
vieleicht, zumal bei der reformatorifhen und wohlmollenden Thätigkeit des jegigen Kaifers, 
Alexander II., ein entſchiedener Fortſchritt für die Vollsmaſſe zu erzielen, dem ed einem auf: 
geflärten, Hochgebildeten Adel nit wohl anfteht, durch fein Widerſtreben unüberſteigliche 
Ginbernifle in den Weg zu legen, wenn auch feine Sonderinterefien dadurch zu Nachtheil kom⸗ 
men follten. 

Iſt es nit fo? Vieles, was von vorühbergegangenen Generationen ald eine ungeredte 
Beeinträchtigung verfchrien werben war, ſcheint der gegenwärtigen gang natürlid und zeit: 
gemäß. So z. B. die Einführung eines griechifchen fogenannten orthodoxen Biſchofs in Riga, 
ver beinahe durch und durch lutherifchen Stadt; fo die Einrichtung ruſſiſcher Kirchen in gewiſſen 
Landſtädten, welche freilich fi des Proſelytismus hätten entfchlagen follen, den ihre Landed⸗ 
geſetze begünſtigen und über welchen in Kurland und Livland Klagen geführt worden find, die 
gewiß nit alle unberetigt waren.) Nun, ebenjo natürlih wirb ed der kommenden Ge⸗ 
neratien erfcheinen,, wenn die jegige ſich dazu entſchließt, das Volk an dem Grunbbeilg theil- 
nehmen zu laffen, tote es die zuffifche Regierung dem ruſſiſchen Adel gegenüber burchgefegt hat. 

Zwar brüftet man fih In den Oſtſeeprovinzen damit, daß von ihnen dad Beifpiel der Ab: 
ſchaffung der Leibeigenfhaft ausgegangen if. Ganz zu leugnen iſt dies nicht, obgleich die erfie 
Anregung von Polen ausging und eine Kolge ver Berfaffung vom Jahre 1791 war, melde 
aber erſt das Statut des Herzogthums Warſchau von 1807 zur Wirklichkeit machte. Allein 
von Polen abgeſehen, gaben die Oſtſeeprovinzen wirklich ven Anſtoß; In Eſtland, welches ſchon 
1802 fi bereitwillig zeigte, dem Kaiſer Alexander 1. dieſe Freude zu machen, erfolgte es im 
Jahre 1816, in Kurland 1817 , in Livland 1819. Von da an find die Leiten und Eften aller: 
dings, wie die Deutfchen, freie Leute, Leute, die nach eigener Willkür über ihre Verfon ver: 
fügen können; Freizügigkeit gehört zu ihren neuen Rechten. Allein welchen Nugen haben ſie 
aus diefen gezogen? Die Antwort auf diefe Frage wollen wir einem geiftreihen, im gan 
zen fehr billig denkenden umd humanen Skizzenjchreiber überlaffen, deſſen Buch den beiten 
Gemälden von Rußland an die Seite zu fegen iſt, der aber freilich Hier fein Urtheil nicht 
ohne einige Strenge ausſpricht. ) „Die armen Landedeingeborenen‘, bemerkt vieler, 
„haben infolge dieſer Kreilaffung die Scholle unter ven Füßen verloren, die ihnen ehemale 
wenigſtens eine Art von menſchlicher Exiſtenz fiherte, und im Grunde nichts weiter ald eine 
nichtsſagende, abftracte, ja gemeinfhähliche Freiheit dafür zum Geſchenk erhalten, die in 
jenen Provinzen ein zahlreiches, unſtetes und verberbliched Bauernproletariat erzeugt hat, das 
die Öffentliche Wohlfahrt nicht wenig bebroht. Denn die ehemaligen Leibeigenen find durch ihre 
Freilaſſung plöglih von ihrem häuslichen Herde in die weite Welt hinausgeſtoßen worben, 
ohne irgendeinen gefeglihen Anfprud auf eine Hand voll Erde aus dem Verhältniß ihrer frü- 
bern Reibeigenfchaft heriberzuretten. Sie befinden fi daher, gleichſam als freie Leibeigene, 
ganz in derfelben unglücklichen Lage wie die armen irifhen Bauern. Wenn ſie ald Pächter auf 
ihrem Geflnde figen bleiben oder auf den Gütern eines andern Grundherrn unterfommen 
wollen, £önnen fie kaum ber bittern Nothwendigkeit ausweichen, fich die härteſten Bedingungen, 
vie drüdendften Gegenleiftungen gefallen laſſen zu müflen, die nicht felten da8 Maß ihrer frü: 
bern Verpflichtungen im Stande der Leibeigenſchaft weit Überfteigen. Wollen fie dies aber 
nicht, und fönnen fie in den benachbarten Lanpflädten und Seeplägen fein Unterfommen finden, 
fo Bleibt ihnen nichts weiter übrig als in der Geftalt heimatlofer und unfteter Zwiſchenhändler 
und Haufirer, oder gar ald Vagabunden und Bettler auf dem platten Lande herumzulungern. 


7) Indeſſen glauben wir, daß der Derfaffer des fonft merfwürbigen Artikels, Die dentſchen Oſtſee⸗ 
provinzen Rußlands, in der Gegenwart, I, 487—493, in feinen Klagen viel zu weit gegangen iſt. Auch 
die Strenge gegen den baltijchen Adel fcheint uns zu weit gehend. Kuhl’s Urtheile find überall milder 
und gerechter, wie wir aus eigener Anfchauung behaupten können. 

8) Dem Berfafier von Menfchen und Dinge in Rußland (1856). 
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Daraus erklärt ſich denn, weshalb die Aufhebung der Leibeigenſchaft in den deutſch-ruſſiſchen 
Dftfeeprovingen noch fo wenig wohlthätige Wirkungen gezeigt hat. Noch lebt dort der arme 
Bauer in feiner Rauchhütte wie zur Zeit feiner Knechtſchaft, dürftiger gekleidet wie zuvor, da 
auch der reiche filberne Halsſchmuck, mit welchem fonft wol die Hausfrau fi aufpugte, wenn fie 
zur Kirche ging, längft verſchwunden iſt. Unter biefen Umfländen darf man ſich gewiß nicht 
wundern, dag der arme und unwiſſende Lette den Füßen Worten des rufftfchen Bopen begierig 
lauft, wenn ihm dieſer unter der Bedingung des Übertrittß zur morgenländifchen rechtgläu⸗ 
bigen Kirche die Wievererfangung eined eigenen ländlichen Herdes in gewiſſe Ausficht ftellt; 
daß die in dieſen baltiſchen Ländern von dem Lutherthum abgefallenen Landeseingeborenen zu 
vielen, vielen Taufenden gezählt werden und bie evangelifche Landedficche immer mehr zu einer 
Dienſtmagd der rufſiſchen (?) herabſinkt.“ 

In demſelben Sinne redete auch der Verfaſſer des ſchon oben in einer Note angezogenen 
lehrreichen Artikels der „Gegenwart“, der, obgleich zu ſchwarz ausgemalt, doch jedenfalls großer 
Aufmerkſamkeit werth iſt. „Rückgängig ließ ſich die Freiheit nicht machen“, heißt es in einem 
der Abſchnitte deſſelben, „jo erſchwerte man fie denn in jeder Hinſicht. Ein alljährlich 1d0bares 
Accordverhältniß beſtimmte die Leiftungen und Gewährungen. Gegenſeitige Steigerungen 
wurden deſſen natürliche Folge; die Folge dieſer Steigerungen war nun wieder ein vollſtändig 
feindliches Verhältniß zwiſchen dem grundbeſitzloſen Bauern und dem ob dieſer verlorenen Leib⸗ 
herrenrechte ergrimmten Grundherrn. Das Recht der Freizügigkeit wurde beſonders in den 
erſten Jahrzehnten von den Bauern, in der Hoffnung, bei neuen Grundherren günſtigere Be⸗ 
dingungen zu erzielen, bis zum Übermaß in Anſpruch genommen. Dadurch ging das Heimat⸗ 
gefühl beim einzelnen immer mehr verloren, und die Ackerwirthſchaft im ganzen erlitt bedeu⸗ 
tende Einbußen. Der Bauer verarmte immer mehr, mit ihm und durch ihn der Adel.“ Ganz 
der nämlichen Anſicht ſind auch Männer, die, wie der Kurländer Otto von Rutenberg, Eingeborene 
der baltiſchen Provinzen ſind, und wenn auch Dr. G. Merkel im hohen Greiſenalter ſich von 
derſelben losgeſagt hat, nachdem er in feinem bekannten Buche: ‚Die Letten in Livland“ (1797), 
zuerſt die Aufmerkſamkeit auf das traurige Los dieſes Volksſtammes gelenkt hatte, ſo ſind auf 
dieſe letztere Schrift nicht weniger als auf die erſtere Erwiderungen und Abfertigungen gefolgt, 
die, aus kundiger Feder gefloſſen, die Dinge in anderm Lichte zeigen. Die ganze Frage iſt er⸗ 
ſchoͤpfend in dem Werke eines Ungenannten behandelt, auf welches wir verweiſen und deſſen 
Titel folgender iſt: „Die Zuſtände des freien Bauernſtandes in Kurland, von einem Patrioten“ 
(2 Bde., 1860 und 1863). Daneben muß ein anderes Buch nicht außer Acht gelaſſen werben, 
betitelt: „Der Eſte und fein Herr, von einen, ber weder ein Eſte noch deſſen Herr iſt“ (1861). 
Und geftattet der Raum nicht, dieſen hochwichtigen Gegenftand eingehender zubehanveln. Jedoch 
dürfen wir nicht unerwähnt laffen, daß Alexander II., ver erhabene Gründer der nicht von allem 
Grundbeflg getrennten Bauernfreiheit in Rußland, feit 1863 darauf dringt, daß aud) von dem 
Adel der baltifhen Provinzen ven lettifchen und eftnifhen Bauern die Möglichkeit geboten 
werde, einen bauernden und geſicherten Brunbbefig zu erwerben, und daß jchon dazu, wenig⸗ 
ftens in Eſtland, die Einleitung im Gange ift. 

Zur Vervollſtändigung dieſes kurzen Abriffes Haben wir übrigens noch hinzuzufügen, dvaß 
ver nicht zahlreiche Mittelland in den gedachten Provinzen ein gebildeter genannt werden kann, 
und bag er einen jehr achtbaren Gelehrtenſtand in fich fchließt, welcher von ven Univerfitäts- 
profefforen und denen der Gymnaſien und untern Schulen, von den Pfarrern, Ärzten, Rechts- 
eonfulenten und Advocaten gebildet wirb, denen man auch viele Mitgliever ver ſtädtiſchen Be⸗ 
hoͤrden beizäblen ann. Mitau, Riga und Neval Haben ihre gelehrten Gefellihaften; Dorpat 
übt als Landeshochſchule einen wohlthätigen Einfluß, der fi auch auf das ruſſiſche Bildungsleben 
erſtreckt. Sodann erinnern wir noch daran, daß die rufjifhen Gopiflcationsarbeiten ſich au auf 
baltiſches Provinzialrecht beziehen, und daß 1845 zwei Duartbände in deutſcher Sprache erſchie⸗ 
nen find, welche einen beträchtlichen Theil veffelben zufammenftellen. Endlich muß gefagt wer⸗ 
den, daß die drei Provinzen, wie bie rein ruffifhen, eine Gouvernementöverfaffung mit einem 
Givilgouverneur haben, und Daß jene berfelben in Unterabtheilungen zerfällt, die man Kreife 
nennt, je vier oder fünf. Zufammen bilden bie drei Provinzen ein Generalgouvernement, beffen 
Sig im Schloſſe zu Riga ift, wo eine nit unbebeutende Feflung ihm im Notfall Schug ge: 
währt. Der Gapitulation gemäß follte diefed nur von Oſtſeebewohnern verwaltet werden, jedoch 
ift eö wiederholt [don mit Ausländern, wie Marquis Paulucci, oder mit Nationalruffen,, mie 
Fürſt Suworov, befegt worben. 3.9. Schnitzler. 
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Wacht, Zeitpacht, Erbpacht, Erbleihe, Emphufenfe, Leib: und Zeitgewinngut u. ſ. w.!) 
Das franzoͤſiſche Geſetzbuch hat nur wenige befondere Beſtimmungen fperiell über Pachtcon⸗ 
tracte. Unter dieſen erwähnt ed einer in Deutſchland ſeltenen, dagegen im ſüdlichen Frankreich, 
in ven Ländern des geſchriebenen (Roͤmiſchen) Rechts, auch in Oberitalien von älteſter Zeit her 
gebräuchlichen, obſchon im Abnehmen begriffenen Form der Pacht, beſonders Heiner bäuerlicher 
Grundſtücke, der ſogenannten Halbpacht, welche darin beſteht, daß der Pachter die gewonnenen 
Früchte mit dem Verpachter, in der Regel zur Hälfte, jedoch auch nach andern Quotiſations⸗ 
verhältniſſen, zu theilen hat. Ein Pachtvertrag diefer Art ſoll nicht übertragbar fein, fofern 
die Befugniß zur Abtretung der Pacht im Vertrage nicht ausprüdlich eingeräumt worden (Code 
civil, Art. 1763). Die Redtfertigung diefer Beflimmung und zugleich eine weitere Grörte- 
rung dieſer ſchlechteſten Wirthſchaftsform ift in Roſcher's „Nationalökonomik des Ackerbaues“ 
(1860), Thl. Il, 6.59 und S. 159 fg., nachzuſehen. Zur Aufhebung eines Pachtcontracits 
über Landgüter iſt zufolge Art. 1766 des Code civil der Verpachter unter underm aud dann 
ermächtigt, wenn der Pachter das Landgut nicht ınit Vieh und Geräthe verfieht, wie e8 zu deſſen 
Nugung erforberlid if. Erlaß am Bachtzinfe wird nad) Art. 1769 nur bei auf mehrere Jahre 
geihloffenen Pachtverträgen in dem Kalle bewilligt, wenn eine Ernte im ganzen over wenigſtens 
zur Hälfte durch Zufall zu runde gegangen iſt. Es bezieht fich ein ſolcher Pachterlaf jedoch 
nur auf bie Brüchte, welche noch auf dem Halm ſtehen, nicht auch auf die andern. Durch aus— 
drüdliche Übereinkunft kann der Pachter den Zufall, aber nur den gewöhnlichen durch Hagel, 
Blig, Froſt und Abfallen der Traubenbeeren, übernehmen; auf außerorventlihe Zufälle, als 
Kriegöverheerungen und ungewöhnliche Überſchwemmungen, wird eine ſolche Übereinkunft nicht 
Pr fofern nit auch die Übernahme unvorbergefehener Zufälle ausdrücklich be- 
immt ift. 

Sehr ausführliche allgemeine Beftimmungen über die Berhältniffe zwiſchen ‘Bachter und 
Verpachter beilandgütern enthält dagegen das Preußifche allgemeine Landrecht (Thl. I, Tit. 21, 
6. 399 fg.). Unter Landgütern verfteht daffelbe ſolche Beſitzungen, mit welchen Aderbau und 
Viehzucht verbunden ift. Die Pachtverträge über Landgüter follen ohne Unterſchied der Summe 
ſchriftlich abgeſchloſſen werden, widrigenfalls die Pacht nur auf ein Jahr gültig if. Bei einem 
höhern Pachtgelde, von 200 Thlrn. over mehr, foll ver Vertrag fogar ſtets gerichtlich oder no⸗ 
tariell gefchloffen werden. Die Rechte und Pflichten des Pachters hängen wefentlih davon ab, 
ob der Pachtvertrag in Bauſch und Bogen errichtet iſt ober nit, ob Abgaben und Laften im 
ganzen oder nach Anfchlägen und Verzeihniffen übernommen find, ob die Grundſtücke nad 
einem beflimmten Maße over andern Groͤßenbezeichnungen verpaßhtet find. Wenn der Pachter 
die Laften und Abgaben ohne nähere Beftimmung Üibernommen hat, fo hat der Verpachter nur 
die Intereffen der Sypothefenfhulden und die aus Verträgen over Teftanıenten auf dem Gute 
haftenden Zinfen und fortlaufenden Präaftationen zu vertreten. Die gemeingemöhnlihe Er: 
haltung der zur Landwirthfhaft gehörigen Gebäude in Dad und Fach, der Dämme, Teiche, 
Wege, Gräben, Brüden, Berzäaunungen, Gehege, Mühlen und Wafferleitungen liegt in ber 
Regel dem Pachter ob, wogegen er bei andern ohne fein Verſchulden entflanbenen Reparaturen 
dem Berpadhter nur mit den auf dem Gute gewonnenen Materialien und den entbehrlichen 
Dienflleiftungen des Geſindes und der Dienftboten zu Hüffe zu fommen hat. Ungewöhnliche 
Unglücksfälle und Zufälle Hat in der Megel der Berpachter zu vertreten, auch beim Vieh un 
Seldinventarium, fofern daffelbe nicht dem Pachter eigenthümlich gehört oder er das Inven- 
tarium als eifern übernommen bat. Abgefehen von einzelnen Vorſchriften über Bartialrenif- 
fionen bei Miswachs durch Froſt, Dürre, Hagel, Heuſchrecken, uͤberſchwemmung u. f. w., beim 


1) Bgl. zuvörderſt den Art. Miethe, und wegen ber bäuerlichen Zeits und Erbpacht, Erbleihe u. |. w. 
den Art. Agrarverfaſſung und Agrargeſetzgebung. NRückfichtlich des Begriffsunterfchiedes zwifchen Pacht 
und Miethe wird auf den Art. Miethe zurücdgewielen, wo auch bereits von einigen dem franzöftfchen 
Civilgeſetzbuch eigenthümlichen Arten von Bachtverträgen, namentlich des Biehes ohne Verbindung mit 
einem Landgut (cheptel ordinaire und A moitie) bie Rebe gewefen iſt. 
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Biehfterben infolge von Seuchen, bei Brandſchäden und für eigenthümliche Wirthſchaftsrubriken, 
als Fiſchereien, Mühlen u. |. w., kann ver Pachter eine allgemeine Remiſſion am Pachtzinſe nur 
infofern fordern, als er nadhzumeifen vermag, daß das But in dem laufenden Wirthſchafts⸗ 
jahre durch alle Rubriken zufanımengenommen nad) Abzug der Ausgaben nicht fo viel, al8 der 
Pachtzins ausmacht, getragen hat. In Bezug auf Kriegsſchäden trägt der Verpachter alle Be: 
[hädigungen der Subflanz des Gutes und bes Inventariumd und alle Abgaben und Laften, 
welche bei @elegenheit des Kriegs ver Subflanz aufgelegt werben, auch feindliche Brandſchatzun⸗ 
gen und Sontributionen, fofern legtere nicht ausdrücklich auf die Perfonen gefchlagen find; 
überdied hat Verpachter dem Pachter auch Naturallieferungen an den Feind anſchlagsmäßig zu 
vergüten, fobald diefe Naturallteferungen nicht in Heu, Stroh und andern nit für den Ver: 
kauf, fondern nur für die Wirthſchaft angefchlagenen Gegenſtänden befichen. Die Beſchädigun⸗ 
gen ver Früchte und die von dieſen zu entrichtenden Laften und Abgaben muß bingegen ver 
Pachter tragen. Gleich vollfländige Vorſchriften enthält das Preußifche Allgemeine Landrecht 
für die Rüdgewähr des Pachtguts nad) beendigter Pachtzeit oder für den Fall der Entſetzung 
des Pachters, wobei nicht blos lebendes und todtes Inventarium, wie Borräthe, ſondern auch 
der Düngungszuſtand, die Ausſaat, die Pflugarten u. ſ. w. in Betracht kommen. Kein Vachter 
darf, abgeſehen von ſpeciellen Vertragsbeſtimmungen, Stroh und andere zur Vermehrung des 
Düngers dienliche Materialien veräußern und vom Gute foribringen, ſoweit dergleichen nicht 
zur Landeslieferung verlangt wird. Bemerkenswerth als Ergebniß fortgeſchrittener landwirth⸗ 
ſchaftlicher Cinſicht iſt der, eine entgegengeſetzte Beſtimmung des Allgemeinen Landrecht befeiti- 
gende $. 9 des Preußiſchen Landesculturedicts vom 14. Sept. 1811, „daß bei Erhaltung des 
Viehſtandes und refp. bei Rückgewähr deſſelben nicht ſowol auf die Zahl des Viehs als vielmehr 
darauf gefehen werben foll, daß nad den Gutachten Sachverſtändiger eine wenigſtens ebenfo 
ftarfe Duantität ſelbſtgewonnenen Futters ald vorher durch das vorhandene Vieh wirthſchaftlich 
conſumirt wird. | 

Als gemeinühlicher Rückgewährstermin gilt bei Kandgütern Johannis (24. Juni, reſp. 
1. Juli.) Je nad ven verfchienenen Landestheilen, Provinzen und Güterarten find aber auch 
andere Termine, Georgi, 23. April, ober Michaelis, 29. Sept., hergebradt. 

Der Rüdftand zweier Pachttermine berechtigt ven Verpachter, wie auch ven Vermiether, 
dem andern Theil den Contract noch vor Ablauf der bevungenen Zeit aufzufündigen. 

Gine weitere Unter: ober Afterverpachtung ifl in der Regel nur da geftattet, wo ein Pacht: 
gut mehrere Wirthſchaftsrubriken oder Vorwerke hat. 

Bemerkenswerth ift noch das im Nönifchen, im Preußiſchen und im Zranzdlifchen Recht 
dem Verpachter fir Anfprüche aus dem Pachtverhältniß beigelegte Pfandrecht theils an ben 
vom Pachter auf das Pachtgut eingebrachten Sachen (invectis et illatis — dem dem Pachter ge= 
hörigen Inventarium, theild an den geernteten, xefp. vom Boden getrennten Früchten. Sehr 
üblich ift auch die Beftellung einer Bachteaution im baaren Gelde, wofür Berpaditer Sicher⸗ 
heit leiftet. 

Die Bedeutung, welche die Geſetzgebung der Lehre über Berpachtung ver Landgüter beilegt, 
hängt großentheild davon ab, ob die Benugung, vorzugsweiſe der großen Güter, hierunter 
namentlich auch der Domänen, mehr durch Selbſtbewirthſchaftung und Aominiftration oder 
durch Verpachtung gemeinüblich iſt. Beiden Heinern, insbefondere bei ven früher abhängigen, 
durch die Agrargejeggebung in Eigentum verwandelten bäuerlihen Befigungen find Verpach— 
tungen ſeitens der Fleinern Grundeigenthümer im Umfange des preußifhen Staats felten, 
während bei den größern Gütern in der Rheinprovinz und einem Theile von Weftfalen Par: 
cellarverpachtung die Regel bildet, dagegen in ven Öfllihen Provinzen des preußifchen Staats 
die Verpachtung der großen Bejlgungen meift im ganzen und nicht in Parcellen gefchieht, übri— 
gend ebenfo häufig die Selbfibewirthichaftung folder Büter feitend der Privatbefiger vorfommt. 
Bei den zahl: und umfangreihen Domänen ded Staats bildet die Verpachtung fafl die aus— 
nahmsloſe Regel, ſoweit nicht einzelne Domänenvorwerke für befondere Zwecke — Geftüte, 
Remontedepots, landwirthſchaftliche Akademien, Stammſchäfereien u. dgl. der Stantöverwals 
tung vorbehalten find. " 

Miegen der Verpachtung der Domänen iind in fpäterer Zeit fehr vetaillirte, die mit jeber 
neuen Berpadtung fleigende Höhe des Pachtzinſes ſichernde Verordnungen und Inftructionen 
erlaffen; fle finden fi in dem Werke von 2. von Rinne: „Das Domänen:, Forſt- und Jagb- 
weien des preußifchen Staats“, abgedrudt. Liber die frühern Marimen ver preußifden Re— 
gierung bezüglich der Benugung der Domänen ift auf Nicolai: „Okonomiſch⸗ juriftiihe Grund⸗ 
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füge von der Verwaltung des Domänenweiend in den preußiſchen Staaten” (Berlin 1802), 
zu verweifen. 

Bei den regelmäßig durch Verpachtung benugten größern Ghtern, insbeſondere bei den 
Domänenverpahtungen wirb vom Verpachter fein Inventariun mehr mit übergeben; vielmehr 
gehört dies legtere ſtets dem Pachter eigenthünlich, welcher es beim Erloͤſchen der Pacht weg⸗ 
ninemt oder feinem Nachfolger nad) Abkommen oder gegen eine Taxe Aberläßt. Zum Eigen— 
thum des Pachters, vefp. zu feinem ebenfo zu behandelnden Inventarium gehören nicht felten 
mehr Eoftfpielige Fabrikationsanſtalten, Gebäude, Meliorationsanlagen, Deiche, Drains u. ſ. w., 
für welche der Fiscus bei der Ruckgewähr keinen Erfap leiſtet. 

Don welher Bedeutung dad Pachtſyſtem für die Domänengüter In Preußen iſt, ergibt ſich 
unterandermdaraus, daß, und zwar hauptfachlich nur in ven ſechs öfllihen Provinzen, achthundert 
und einige vierzig Vorwerke, reſp. ſelbſtändige Domänengüter mit einem Areal von 1,156000 
Morgen nugbaren Bandes noch vorhanden find. 

Die Verpachtung ver Domänen erfolgt im Wege ded Meiſtgebots, wobei die Staats⸗ 
regierung fich Die Auswahl unter den drei Meiftbietenden vorzubehalten pflegt. 

Während in allen Teilen des Vereinigten Königreich Großbritannien die Zahl fleinerer und 
mittlerer Eigentümer (Freeholders) mehr und mehr abgenommen hat, während fi der Grund 
und Boden Englands in den Händen von nur 40-—-50000 Bamilien befindet und in 286000 
Pachtungen von durhfänittlih 50 Hektaren (circa 200 preußische Morgen) zerfällt, dagegen 
der Boden Frankreichs unter 5 Mil. Grundbeſitzer in 130 Mill. Barcellen vertheilt und von 
7 Mi. Kamilienhäuptern beftellt wird, zählt Preußen, abgefehen von ven Fleinern Beflgungen 
unter 5 preußifchen Morgen in der Anzahl von 1,099333, an Beflgungen von 5—30 Morgen 
über 600000, deren eine Hälfte fhon die Grundlage eines eigentlihen Bauernftandes und 
tüchtiger Adlerbaunahrungen bildet, an Befigungen zwiſchen 30 und 300 Morgen aber 391596 
und von 3—600 Morgen 15079, bei 18200 Beflgungen über 600 Morgen, melde fanmt- 
lie Befigungen meiftentheild im Gigenthum und gegenwärtig im vollfländigen und freien 
Eigenthum bejeflen werden. (S. AUgrarverfaffung und Ugrargefekgebung, Grundver: 
theilung und Dismembration.) Kleine Eigenthümer kommen in England nur no in ein: 
zelnen Grafichaften in erheblicher Zahl vor. In Irland herrfcht befanntlich Parcellarverpachtung. 
Au inden andern Theilen Großbritanniens gehört die Selbſtbewirthſchaftung der größern Güter 
durch die Kigenthümer zu den Ausnahmen, fofern fich nicht der große Grundeigenthümer einen 
Theil feiner Befigungen zur Einrichtung von Muſtern und Vorbildern für vie Wirthſchaft feiner 
Pächter vorbehält. Weil die Landwirthſchaft in Großbritannien faft ausſchließlich von Päch⸗ 
tern (farmers) betrieben wird, nennt man dort jede Landwirthſchaft eine Farm und jeden Land: 
wirth einen Barmer. Die großen Beſttzungen find in mebrere einzelne Pachtgüter von verſchie⸗ 
bener Groͤße je nad ihrer hoͤhern oder geringern Cultur, der Verbindung von Viehzucht und 
Viehwirthſchaft, ven Umfange ver Weiden u. |. w. getheilt. Auch über die Groͤße der englifchen 
Pachthoͤfe jind die erwähnten Artikel nachzuleſen. Intereffante Mittheilungen über die Zus 
fände der Pächter und das Pachtſyſtem am Ende des vorigen Jahrhunderts gibt Thaer in feiner 
„Ginleitung zur Kenntniß der englifhen Landwirthſchaft“ (I, 21 fg.), wobei er im britten 
Bande, S.25, die Bor: und Nachtheile des Pachtſyſtems im Verhältniß zu Fleinen freien Grund⸗ 
eigenthümern, wie fie gegenwärtig glüdlicherweife in Deutſchland die Regel bilden, eingehend 
ſchildert. Auch jet trifft dieſe Schilderung im allgemeinen noch zu, fo fehr fi auch ſeitdem in 
England der Paͤchterſtand, wie deffen Intelligenz und Inpuftrie, in naturgemäßer Wechſel⸗ 
wirfung mit Inbuftrie, Mafchinenmwefen und Weltverkehr gehoben hat. Die größern Vortheile 
des Pachters und die Möglichkeit einer Auswahl von Landwirthſchaften, wie fie für Kapital 
und andere Berhältniffe des Landwirths paflen, haben dazu mitgewirkt, daß die Heinen Grund: 
eigenthümer ihre Beflgungen an die größern verfauften und ed vorzogen, beren Vächter zu 
werben, und mag ed außerdem richtig fein, daß auf diefe Weiſe bei ver Trennung des Vermögen? 
einerfeitö des Grundeigenthümers, andererfeitö derjenigen, bie den Adler bebauen, Im ganzen 
mehr Kapital dem Betriebe des Aderbaues zufließt und in demſelben umgefegt wird. In Eng: 
land gehört das Inventarium in der Regel dem Pachter, und ed erklärt ſich wol hieraus bie 
außerordentliche Verbeflerung von Viehraffen, Ader: und Wirtbfchaftsgeräthen, landwirth⸗ 
ſchaftlichen Mafıhinen u. |. w. Im übrigen find die Pachtſyſteme Englands fehr verſchieden. 
Auch jeht werden noch Pachtungen auf Willkür, bei welchen jeder Theil in jenem Jahre kündi⸗ 
gen kann, wie fie Thaer, a. a. O., Bd. II, Abthl. 2, S.73 fg., ſchildert, ſowie Pachtungen auf 
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beftimmte Termine, die beffern auf 19 ober 21 Jahre, ingleichen Pachtungen auf eined ober auch 
auf zweier oder dreier Menjchen Lebendzeit vorkommen. 

Diefelbe Frage, welche noch gegenwärtig über Die größern ober geringern Vorzüge des 
Groß: oder Kleinbefiged unter Land: und Staatdwirthen geführt wird, ſchwebte auch ſchon da⸗ 
mals, ald Thaer feine „Einleitung zur Kenntniß der englifchen andivirtäfgaft“ ihrieb. Die 
intereffanten Grörterungen (Bo. II, Abthl. 2, S. 91 fg.), welche ſich auch auf Pachtungen be= 
ziehen, fließt Thaer mit dem zu allen Zeiten zutreffendſten Rathe, „daß der Staat ſich in Die 
Bewegung des Büterbefiged nicht mischen folle” ; wenn Recht und Eigenthum gejhüßt ſind, fo 
möge die Gefeggebung die freie Bertheilung der Grundſtücke und Pachtungen ver Willkür eines 
jeden überlaffen und nur die Hindernifle veralteter Formen aud denn Wege räumen. Dann 
merbe von ſelbſt diejenige Bertbeilung des Grund und Bodens erfolgen, welche nach Zeit: und 
Drtöverhältnig in Rückſicht auf Production, Nationalreihthun und Bevölkerung die vortheil- 
Haftefte if. Zu große Güter würden parcellizt, zu Eleine zuſammengeſchmolzen werben. 

In literarifcher Beziehung ift noch jegt ald empfehlendwerth anzuführen: des Oberlandes⸗ 
öfonomiecommifjard Meyer „Grundſätze zur Verfertigung und Beurtheilung richtiger Pacht⸗ 
anfhläge über alle Zweige der Landwirthſchaft, mit einer Vorrede von Thaer“ (1809). Da= 
ſelbſt ift auch der Unterſchied zwifchen Pacht: und andern Ertragsanſchlägen erörtert. Vgl. auch 
von Flotow, „Verſuch einer Anleitung zur Bertigung der Ertragsanſchläge über Landgüter, be- 
fonders über Domänen‘ (1820). 

Bei bäuerlichen Gütern iſt das Beitpachtverhältnig nur da Fein nachtheiliged, wo, wie 
3. B. in Schleswig: Holftein, eine gerechte und billige Geſinnung bei den Gutsherren im ganzen 
vorherrſcht und die bäuerlichen Familien, ſtatt ſie zu drücken, im Beſitze zu erhalten beſtrebt iſt. 
(S. hierüber Dr. G. Hanſſen, „Die Aufhebung der Leibeigenfhaft und vie Umgeftaltung der 
gutsherrlich bäuerlichen Verhältniffe in den Herzogthümern Schleöwig und Holſtein“, 1861.) 

Im allgemeinen gaben aber vorzugöweife dergleichen bauerliche Zeitpargtverhältniffe ſchon 
feit lange Anlaß und Antrieb zur Erbpacht. Zur Vererbpachtung der Domänen, befonders 
bei Zerlegung der größern Vorwerke in Kleinere Güter, waren die Regierungen ſchon in früherer 
Zeit in verſchiedenen Ländern übergegangen, mit Rückſicht auf die mangelhaften finanziellen 
und abminiftrativen Einrichtungen im Verpachtungsweſen, zumal die vollſtändige Veräußerung, 
die Übertragung des Eigenthums der Subflanz an Dritte, meiſt verfaffungsmäßig, fei ed durch 
Verträge der Regentenfamilien unter fi, oder mit ven Lanpfländen, verboten war. Aus ber 
Vererbpachtung ber Domänen, und zwar in der Regel mitteld Bertheilung berfelben in Eleinere 
Bauergüter, auch Überlaffung an Goloniften, ift freilich nachher ein volles und unbeſchränktes 
Eigentdum ber Beliger hervorgegangen. In Brandenburg: Preußen geht ald Staatsmaxime, 
im Intereſſe der Kräftigung des Landes durch Vermehrung der Benölferung und eines wohl- 
babenden Bauernflandes, Die erbliche Überlaffung der Domänen mitteld Zergliederung der Do= 
mänenvorwerfe und Austheilung des Landes an einzelne Familien ſchon auf das 16. Jahr⸗ 
hundert zurüd. Sie wurde von König Friedrich J. lebhaft aufgenommen, fpäter von ihm und 
feinem Nachfolger aber wiederum verlaflen, dann jedoch, hauptſächlich durch ven Einfluß Thaer’s, 
bes erleuchteten Begründer ber vationellen Landwirthſchaft, im erflen Jahrzehnt dieſes Jahr: 
hunderts wiederum aufgenommen. 

Über bie ältern Maßregeln ift von Rönne, „Domänen:, Korft: und Jagdweſen bes preußi- 
[hen Staats“, ©. 36 fg., ferner ©.60 fg., S.108 fg. und ©. 168 fg. zu vergleihen. Man be: 
nugte auch anderwärtd die Vererbpachtung der Bauergüter, um das ſchädliche Leibeigenthum 
aufzuheben und deſſen Verwandlung in beffere, perfönlih und dinglich freiere Verhältnifle zu 
bewirken. Diefen Zweck verfolgte unter anderm im Fürſtenthum Münfter die Erbpachtordnung 
vom 21. Sept. 1783, welche aldbald der (Leib-) Eigenthumſsordnung vom 10. Mai 1770 nach⸗ 
folgte. Allervings hatten auch ſchon die dortigen Leibeigenen einen Erbnießbrauch an ihren 
Höfen, wie denn überhaupt bei den bäuerlichen Höfen Freiheit ver Perſon häufig dem Pacht: 
befig, und Leibeigenthun dem erblichen Befig, ver Erbleihe, entſprach. Wie andererjeits in 
verſchiedenen deutjchen Ländern und Provinzen dad urjprüngliche erbliche Beſitzverhältniß der 
Bauern in Zeitpacht verwandelt worben ift, hat der Art. Agrarverfoflung und Agrargeſetz⸗ 
gebung ausführlich vargeftellt. Die dadurch und duch Einführung des Römischen Rechts häu— 
fig verwiſchten Grenzen einerjeitö zwifchen zeitweifem Befig beftimniter Jahre oder auf Lebend= 
zeit (Zeitpacht, Zeitgewinn) und andererſeits einem Erbnießbrauch und erblichen Nugungs- 
rechte, Haben die Agrargefeßgebung hin und wieder genöthigt, reſp. für zeitweifen und für erb⸗ 
lichen Befig der Bauergüter, ſpecielle Kriterien aufzuftellen. So geſchah dies z. B. in dem 
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frembländifchen Geſetz für das vormalige Großherzogthum Berg, betreffend die abgeſchafften 
Rechte und Abgaben vom 13. Sept. 1811, Art. 12, und im Anſchluß daran in dem preußiichen 
Geſetz über die den Grundbeſitz betreffenden Rechtöverhältnifie und über die Realberechtigungen 
in den Landestheilen, welde zu dem ehemaligen Großherzogtum Berg eine Zeit lang gehört 
haben, vom 21. April 1825 im 6. 22 Hinfichtlih der Leib- und Zeitgewinndgüter. Bloßen 
Zeitpächtern follten außerdem biejenigen bäuerligen Wirthe gleihgeachtet werden, deren erbe 
liches Recht bei der Verleihung auf höchſtens drei Vererbungsfälle oder auf eine Zeit von hoͤch⸗ 
ſtens hundert Sahren beſchränkt worben war. 

Die Erbpadı if jedoch als ein nicht blos von der Pacht, fondern andererſeits auch von dem 
erbliden Colonat⸗ und Baurechte des Bauernſtandes unterſchiedenes Inftitut aufzufaflen. Sie 
it auß jenem erblichen Golonatörechte unter Anwendung römifchsrechtliher Inflitutionen, ins⸗ 
befondere der Emphyteuſe, erwachſen, häufig aber in ben ältern Geſetzen, befonderd in 
den Berleifungsurfunden mit dem Erbzins, einer Art getbeilten Cigenthums, vermifcht worden. 
Beim Erbzins iſt das Ober: und das nutzbare Eigenthum zwifchen dem Erbzinsherrn und Erb- 
zinsmann bergeftalt getheift, daß jenem das erflere, viefem das letztere zufteht, während der Erb⸗ 
pãchter Feinerlei nugbares Bigentbum an der Subflanz ber Sache, ſondern lediglich ein erbliches 
Nießbrauchsrecht Hat. (Eichhorn, „Einleitung in das deutſche Privatrecht‘, 66.160, 255, 
259 u. 260.) 

Die Enphyteuſis des Roͤmiſchen Rechts, welche ber fpätern römischen Zeit angehört, 
bezeichnet den Inbegriff der Rechte und Pflichten des Empfängers eines fruchttragenden Aders 
ober eined Gebäudes, Planes u. f. w. (des empbyteuta) zum Verleiher (dominus emphyteu- 
seos), gegen die Bebingung, bie Sache nicht zu verjchlechtern und bafür eine Abgabe an den Ver⸗ 
leiher zu entrichten. Der emphyteuta hat nur Nutzungsrechte, jedoch den vollen Bebraud und 
die Erzeugnifle ver Sache, ift infoweit aber auch über die Subſtanz der Sache zu verfügen be: 
fugt, ald er die Aughhung des Rechts einem andern überlaflen und letzteres unter Lebenden 
und auf den Todesfall veräußern, die Sache verpfünden, nicht aber mit Servituten beſchweren 
darf. Bei feinen Todesfalle erben die Inteftaterben die Emphyteuſe, wogegen der emphyteuta 
alle auf ver Sache ruhenden Laflen tragen, virjelbe gehörig cultiviren, zu Beräußerungen indeß 
die Zuflimmung des Herrn einholen und dafür ein Lehn- oder Handgeld geben muß. Es gebt 
dies emphgteuticarifche Recht auch dann verloren, wenn ber Zins oder Kanon in zwei, bezüglich 
drei Jahren nicht gezahlt wird. 

Nach Analogie jener römiſchen emphyteusis find befonders fläbtifche und geiftliche Grund: 
ſtücke in den von Deutfchen colonifirten ſlawiſchen und polnischen Ländern an fogenannte Zeit: 
emphyteuten oft auf 30— 40 Jahre und länger ober auch erblich verlichen worden. 

Unter der Erbpacht Hingegen verfleht dad Preußische Allgemeine Landrecht dad vertrags- 
mäßig erblich eingeräumte vollländige Nutzungsrecht einer fremden Sache gegen einen dantit 
im Berhältniß ſtehenden Zins. In ver Regel iſt das Erbpachtrecht ein innmerwährendes und 
gebt auf alle Erben des Befigerd ohne Unterſchied Über; es Fann jedoch der Verirag aud auf 
gewifle Grabe oder Generationen geſchloſſen werden. In zweifelhaften Fällen wird gegen ein 
wirkliches Erbpachtrecht und für ein nur eingeſchränktes Nutzungsrecht vermuthet. Der Erb: 
pachtzins iſt in der Regel unveränderlich; er Fann jedoch auch, wie dies häufig bei Vererbpach⸗ 
tungen bäuerliher Güter, von Mühlen u. f. w. geſchehen, nad Maßgabe ber periodiſch wech⸗ 
felnden Durdfchnittöpreife gewifler Fruchtarten, reſp. nad einem periodiſch zu erneuernden 
Nutzungsanſchlage erhöht ober vermindert werden. Bin Erbſtandsgeld kann bei Errichtung 
des Vertrags theild als Einkaufsgeld, theils aber auch als Baution flipulirt werden. Die Erb: 
ſtandsgerechtigkeit, das vollflännige Nutzungsrecht an der Sache iſt volles Cigenthum des Erb: 
pachters; er darf darüber frei verfügen, daſſelbe veräußern und auch verpfänden. Daher wird 
aud für die Erbpachtgerechtigkeit ein befondered Hypothefenfoliun angelegt. Bei fortwähren- 
der Verringerung des Ertrags durch unvermeidlichen Zufall, ſodaß bie filpulirte Erbpacht aus 
dem Erbpacdtftücke nicht mehr gewonnen werben kann, Hat der Erbpadter einen Remiljions- 
anſpruch, wenn er durch unvermeiblien Zufall ohne fein Verſchulden außer Stand gefegt if, 
fein Recht ein oder mehrere Jahre lang auszuüben. Wegen Ausfalld an Früchten und Nugun: 
gen hat er ald Inhaber des Nuyungsrehts bei Unglüdsfällen feinen Nachlaß zu forbern. 
Wie bereits in dem franzoͤſtſchen Geſetzbuch, fo iſt auch fpäter, theils in ven Verfaflungen, 
theils in beſondern Gefeggebungen beutfcher Länder gleichzeitig mit dem getheilten Eigenthum, 
mit dem Erbzindverhältnig und Lehn das Erbpachtverhältniß ganz aufgehoben und deren Er: 
richtung für Die Zukunft unterfagt. Namentlich beflimmt dad preußifche Geſetz, betreffend die 
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Abläfung ver Neallaften und die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe 
vom 2. März 1815 im $. 2, daß ohne Entſchädigung aufgehoben werben: das Obereigenthum 
des Guts⸗ oder Orundheren und des Erhzinsheren, deögleihen dad Eigenthumorecht bed Erbe 
verpachters, Indem der Erbzinsmann und Erbpadter mit dem Tage ver MNechtökraft bes Ge⸗ 
ſetzes und lediglich auf Grund veffelben das volle Eigentum erlangen. Ebenſo foll vie Bes 
rechtigung des Erbverpachterd ober des Zinsberechtigten, den ihm zuftehenben Kanon oder Zins 
willkürlich zu erhöhen, aufhören. Gelbftverflännlih find mit dieſer Aufhebung des Ober⸗ 
eigenthums, refp. ded Eigenthums des Erbverpachters nicht zugleich die aus dieſem Verhält⸗ 
niffe entfpringenpen Berechtigungen auf Abgaben oder Leiftungen ober ausdrücklich vorbehal- 
tene Nugungen aufgehoben. Vielmehr bleiben dieſe Berechtigungen bis zu ihrer Abldfung 
mit ihren bisherigen Vorzugorechten im Bermögen der Verpflichteten ſortheſtehen s 
. A. Kette 

Pair, Pairie. Die Ausdrücke Pairie, Pair ſtammen von dem lateiniſchen Worte par, 
d. h. gleich, paritas, Gleichheit, und bezeichnen zunächſt und im allgemeinen einen Zuſtand der 
Gleichheit, namentlich die Gleichheit des Standes.) 

Wenn nun die Stände ſcharf geſchieden und jeder derſelben im Beſitze eines ihm eigenthüm⸗ 
lichen Rechts iſt, die Rechtseigenthümlichkeiten der verſchiedenen Stände aber um fo weniger 
von gewiffen allgemeinen, fämmtlihe Stände zu einem organifchen Ganzen vereinigenden 
Rechtsſyſtem beherrfcht werben, je mehr bie verfchiedenen Stände auch verſchiedene local be⸗ 
flimmt getrennte Oruppen barftellen (Bürgerſtand und Stadt, Bauernfland und Dorfleben, 
Ritterſtand und Burgen:, Kriegs: und Hofleben), fo wird jeder Stand feine eigene Autono- 
mie und Jurigdiction üben, und für jeden ein beiondered commercium et connubium ent= 
fiehen. Der Staat tritt natürlich bei einer ſolchen Entwidelung Immer weiter zurück; das ganze 
Leben des Individuums geht In den localen und ſtändiſchen Kreifen auf, und der Verlauf einer 
folgen Bildung kann fein anderer fein, ald daß allmählich die trennende Schärfe der Gegenfäpe 
zu Bunften einer hoͤhern Zufanmengehörigfeit abnimmt, ſei ed, daß der Staat, in Verhältniß 
zu welchem die fraglichen Gegenfäge entſtanden, fie ſelbſt nad) und nad) überwindet, ſei es, daß 
legtere zwar den Staat zur Auflöfung bringen, dann aber innerhalb der von ihnen hervorge⸗ 
brachten engern Kreiſe, ja gerade durch die Entflehung dieſer, überwunden werben. 

Die Bairle num als ein vorherrſchend polltifher Stand und demnach als eine politifche In= 
flitution ift ein Erzeugniß des Feudalismus („C'est au sein du gouvernement f&odal que la 
Pairie prit naissance”; Rogron, „Cod. polit.“, &. XXIX) und muß daher ihre Wiege eben⸗ 
dafelbft gefucht werden, wo bie des Lehnweſens gefunden wurde (Held, „Staat und Geſell⸗ 
haft”, I, 331 fg., und deſſelben Art. Lehnweſen im „Staats: Lexikon‘). Wenn man aber 
erwägt, daß das Lehnweſen felbfi auf einer Mehrzahl von allgemeinen germanifhen Charakter: 
zügen in Verbindung mit vielen nicht minder allgemeinen Zeitumſtänden beruhte, ja daß etwas 
dem Feudalismus Ähnliches ſich unter ven mittelalterlichen Juſtänden verwandten Zuſtänden bei 
ſehr vielen Völkern findet und finden muß?), fo folgt, daß, obgleich die Pairie in ihrer fpeci- 


1,6 hießen & B. im 11. und 12. Jahrhundert die Beamten in den franzöflichen Städten, welche 
bas Gericht der Stadt bildeten und die fläbtifchen Berwaltungsangelegenheiten beforgten, nicht blos 
jurati oder scabini, fondern auch mitunter pares. Bisweilen werden fogar alle Mitglieder einer Ge⸗ 
meinde jurati et pares genannt. Schmidt, Geſchichte von Frankreich (Sammlung von Heeren und 
Ufert), I, 381. Wenn ſich aber bie zum Ausgange ber Karolinger alle &leichen unter fi pares nann⸗ 
ten, fo wurde biefe Bezeichnung body fchon in der angegebenen Periode hauptfächlich für bie Schöffen 
eines und befielben Gerichts gebraucht. Collin de Plancy, Dictionaire f&odal, I, 123 fg., wo es am 
Schluß heißt: „Aujourd’hui les pairs sont, comme d’abord, des hommes egaux en dignite, qui 
s’occupent, avec les reprösentants du peuple, des grands int6r&ts de la nation, et qui com- 
posent le tiers de notre corps legislatif’‘ (nämlich 1820!). Bol. auch Dupin und Laboulaye, Glos- 
saire de l’ancien droit frangais, 3. v. pair, und Waig, Deutfche Berfaffungsgeidhichte, IV, 177, 
276, 467, 492, 511, 514. Wie weit übrigens bie Idee der judicia parium gegangen, wie fle ſich 
felbft auf die allerſpeciellſten Berhältniffe erſtreckte, if aus den Mittheilungen Ofenbrüggen's über die 
„Unzüchter” in Bafel, ben „Narrenrath“ in Appenzell, den „großmächtigen Rath‘ in Zug, das „Saus 
gericht", das „„Kolenberger Bericht” u. |. w. (Deutfche Rechtsalterthümer aus der Schweiz, Zürich 
1858, Heft 1, ©. 1 fg., 8, 18 fg.) zu entnehmen. Uber ein judicium parium der Juden 4 Gneiſt, 
Engliſches Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, I, 184. 

2) So Icheinen 3. B. bie Daimios in Japan eine Art von Pairscurie zu bilden. Vgl. augsburger 
Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1868, Hauptbl. 185, ©. 8062. 
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fiſchen Ausbildung und Bedeutung zunächſt franzöͤſiſchen Urſprungs ifl 2) und auch in England 
mit der Eroberung der Normannen zuſammenhängt, etwas ihr Ähnliches nicht nur bei allen 
germanifhen Völkern, fondern au, unter ähnlihen Vorausfegungen, bei faft allen DBäI- 
fern vorfommen müſſe. 

Pairie im Sinne des Lehnſtaats iſt derjenige Stand, welcher vorzüglich auf den Grunde 
eined großen berrichaftlihen feubalen Beſitzes und einer ebenbürtigen Abflammung (aus: 
nahmöweife wol auch ohne legtere auf Grund eines hohen weltlichen oder geiftlichen Amts) be- 
ruht und feinen Gliedern, die von allen Angehörigen des Landes dem Oberhaupte beffelben 
am nächſten flehen, eine Reihe befonderer andgezeichneter Mechte, namentlich das der Ebenburt 
mit dem Oberhaupte (daher eigentlich pares regni; der Ausodruck pares curiae geht mehr auf 
die Eonfequenzen der Standesgleichheit für ihre Verhältnifie untereinander, obwol die Pairs⸗ 
eurie auch für die Kollifionen derfelben mit dem Oberherrn competent war), alfo ver Standes: 
gleihheit mit ihm verlich.*) 

Aus dem Begriffe der Pairie als erſter Stand, d. h. als eine befonvere, und zwar als die 
audgezeichnetfte Rechtsgemeinſchaft, ergeben fi aber fofort ſchon nachſtehende Folgerungen von 
felöft: 1) vie Pairie muß ihren eigenen Geiſt gehabt haben, ver, wie der aller wahren Stände, 
jedenfalls ein politiſcher geweſen fein muß; 2) der Staatsidee und der concreten Berwirklihung 
derfelden gegenüber fann dieſer Geift, wenn richtig erfaßt, nur der Geift der höchftgefteigerten 
politischen Pflicht geweſen fein; 3) die Pairie mußte aber auch zwiſchen den Standedgenoffen 
felbft eine Reihe beſonderer Pflichten begründen. 

Aus dem Begriffe der Pairie als des der Krone nächſtſtehenden, mit ihr gewiflermaßen 
identificirten Standes aber erflärt ed fi, daß die Zahl ihrer Glieder bei dem pyramibenför- 
migen Aufbau der mittelalterlihen Ständeglienerung niemals eine fehr große fein konnte, und 
daß die Pairie in ihrer urfprünglichen Bedeutung überall die Schickſale des Feudalſyſtems thei- 
len, alfo entweber mit dieſem untergehen , oder zeitgemäß mobiflcirt werden mußte. 

Heben wir nun nochmals hervor, daß die Elemente einer Pairie im Sinne der germanifchen 
Culturwelt ein großer politiſch beſonders gearteter erblicher Grundbeſitz und eine ehenhürtige 
Geburt oder, ihr analog, eine hohe geiftliche Würde gemefen, ihre Hauptconfequenzen in einer 
gewiſſen Gleichſtellung mit dem Staatsoberhaupte *), welches nur als primus inter pares er- 
ſcheint, beftanden, ihre wichtigſte Wirkung aber eine eigenthümliche entfchieven ariftofratifche 
oder oligarchiſche Art von Föderalismus in dem fraglichen Staate war, gehen wir dann zu einer 
kurzen Geſchichte der Pairie in den einzelnen europäiſchen Hauptländern und endlich zu einer 
gedrängten Würdigung der Verbindung verfelben mit den gegenwärtigen Organifationen ver 
conftitutionellen Körper (Ein= oder Zweikammerſyftem) über. 

Die erften Pairs von Frankreich, ihrer ſechs an ver Zahl, waren die Herzoge der Norman- 
die, von Öuyenne und Burgund, dann die Brafen von Touloufe, Champagne und Flandern, 


3) Die franzöfifchen Pairs waren die Befiper der großen Thronlehen, deren Borfahren einft die 
Pairs des erſten capetingifchen Königs vor feiner Erhebung auf den Thron geweien. Seit ben Zeiten 
Philipp's Il. führten fie zur Unterfcheidung von allen andern Bafallen den Namen Pairs von Frank: 
reich. Nach dem allgemeinen PBrincip des germanifchen Mittelalters waren fie die alleinigen Richter in 
Rechtsſachen ihrer Standesgenoſſen und hieß ihr Gericht, dem der König präftpirte und welches fich am 
Hofe des Könige verfammelte, curia parium. Rad; einem andern mittelalterlichen Grundfage, nach 
welchem nur pactirte Normen Gefepesfraft hatten, war es ber Beirath und bie Zuſtimmung ber Pairs, 
von denen die Gültigfeit allgemeiner Normen für das Reich weſentlich abhing. Sie entfchieden naments 
lich auch über Die Gerechtigkeit von Offenfivfriegen und, gerade als Gericht, in allen Fällen der Verant⸗ 
wortlichfeit bes Königs, reſp. Lehnsheren. 

4) Es gibt auch relative Pairfchaften, indem man in einigen Beziehungen mit andern pair fein 
faun, während man es in andern nicht if. Die in der Gefchichte der forialen und fländifchen Glie⸗ 
derungen fich ergebenden Übergänge mußten auch in diefer Hinficht fehr bedeutend werden. Man benfe 
3. B. an bie active und paffive Wahlfühigkeit zum deutfchen Raifer. 

5) Schon bie alten römifchen Patricier waren pares des Königs (Mommfen, Römifche Gefchichte, 
I, 62, 68 fg.) und pactiren, wie die feudalen Pairs aller Klaffen mit dem Lehnsheren, refp. König, auch 
mit dem römifchen König. Als Fönigliche Pairs leiten auch fie ihren Urfprung von den Böttern ab 
(Erfch und Gruber, Encyklopäbdie, vgl. ven Art. Batricier, Sect. III, Thl. XIII, S. 340 fg.). Und wie 
man in Deutfchland fagte, jeder fei König in feinem Lande u, f. w., fo zählte man in Spanien ebenfo 
viele Könige ale ricos hombres (Sempere, Histoire des cortes, ©, 159); der König von Frankreich 
aber aahlıe noch 1355 für fich felbft Kopfſteuer (Schloffer, Gefchichte bes 13. und 14. Jahrhunderts, 
1, 504, Rote). 
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Bermehrt war viefe Zahl, wahrſcheinlich ſchon unter Ludwig VII., ſicher unter Philipp IL, 
durch ſechs geiftliche Pairs, ven Erzbifchof von Rheims, deſſen Suffragane, die Bifchäfe von 
Beauvals, Ehälond an der Marne, Noyon und Laon, und ben Bifhof von Langres (der in die 
Erzbidcefe von Sens gehörte), welche Prälaten alle unmittelbare königliche Lehen, ver legtere 
fogar ein elgentlihed Ihronlehn, trugen. Welchen @influß auf diefe Zahl 12 die mit der 
Zwoͤlfzahl verbundene Geſchichte, Sage und Dichtung gehabt Habe (ſ. Schmidt, a. a. O., 
S. 554 fg.)C), können wir füglich dahingeſtellt laffen, da die Erſcheinung geiftliher Pairs 
neben den weltlichen durch frühere und gleichzeitige analoge und allenthalben vorfommende Er⸗ 
ſcheinungen vollkommen gerechtfertigt erſcheint, während die Sechszahl der weltlihen Pairs 
zunächſt auch die gleiche Zahl geiſtlicher Pairs Hervorrief. Man muß hierbei nur bedenken, daß 
e8 ih um eine fürmliche oberfte Staatsbehörde in der Form einer Lehndcurie handelte, daß 
demnad die Beftfegung der Mitglieverzahl nothwendig, die Zahl 12 aber überall für Lehns⸗ 
eurien (wie für das Grafengericht) Die gemöhnlichfte war, wenn nur der Lehnsherr fo viele Va⸗ 
fallen Hatte (Zöpfl, „Deutſche Rechtsgeſchichte“, S. 864). Ubrigens machte fich bald das Be: 
dürfniß geltend, ungeachtet des Widerſpruchs der alten Pairs?) die Zahl der Mitglieder ver 
curia parium zu vermehren, und dies gefhah dadurch, daß der König nad) feiner freien Wahl 
noch andere geiftliche over weltliche Große, unmittelbare oder jelbft mittelbare Kronvafallen, zur 
Pairie berief, und daß er feinen höchſten Hof- (teip. Staats⸗) Beamten das Necht ertHeilte , ale 
gleichberehtigte Mitglieder in dem Pairdhofe zu ericheinen.®) Zu legtern gehörte ver Kanzler, 
der Sonnetable, ver Oberfammerberr, ver Obermundfchenf, und bis Ente des 12. Jahrhun⸗ 
dertö der Seneihall. Da die ſechs Herzogthümer und Grafſchaften, auf welchen die weltliche 
Pairie urfprünglich beruhte, allmählich in den franzdiifhen Königthum aufgingen, jo blieben 
von den alten Bairfchaften nur die geiftliben. ine gewiſſe Selbftänpigkeit der alten welt- 
lichen Bairsterritorien zeigte ih dann nur noch in den für fie beſtehenden Barlamenten, d. h. un: 
abhängigen von den Bafallen ver Provinz bejegten Gerichtähöfen.?) Sowie nun die erfolg: 
reihen Gentralifationsbeftrebungen der ehemaligen Herzoge von Zrancien und nunmehrigen 
Könige von Frankreich nothwendig zuerft gegen die alten Pairſchaften ald die Grundfäulen der 
Decentralifation gerichtet fein mußten, deren Sturz aber den Bruch des Feudalismus in Frank⸗ 
reich mit ſich brachte, jo fonnten ſich auch die feubalen VBarlanıentöglieder nicht mehr halten, als 
die eigentliche Garde ver Centraliſation, die Legiſten, ih den Zutritt in die Barlamente einmal 
erkämpft hatten. Zwar wurden noch flatt der frühern Pair zwifchen dem 13. und 16. Jahr⸗ 
hunbert deren neue, und zwar zuerſt aus den Gliedern des Föniglihen Haufes, wie z. B. ver 
Herzog son Bretagne, die Grafen von Artoid und Anjou, ber Herzog von Burgund, fpäter, 
namentlich jeit 1551, auch au dem fonftigen hoben Adel ernannt. Ludwig XVI. fleigerte vie 
Zahl der Pairs noch Höher als feine Vorgänger, ſodaß diefelbe zulegt 37 betrug, von denen ver 
Herzog von Uzes ber ältefle, ver Herzog von Richmond der jüngfte geweſen fein fol. Allein 
bie Idee der Bairfchaft war längft dahin; die Übertragung derfelben auf Glieder des fünig= 
lichen Haufes hatte fie bei dem Gebrauche, welden die koͤniglichen Brinzen dem Staatkober- 
haupte gegenüber davon machten, fogar dem Königthun gefährlich erjcheinen Taffen, und wenn 
ihr Name nad der Revolution wieder für einige Zeit in Frankreich eine verfaffungsmäßige Be— 
deutung erhält (chambre des pairs), jo ift mit ihm jede Erinnerung an den Feudalismus der 
franzöfiichen Nation jo widermwärtig geworben, daß er nad der Verfaflung von 1830, welche 
wie die Charte von 1814 die Erfle Kammer nod) chambre des pairs 20) nannte, der Bezeich⸗ 


6) Warnfönig und Stein, Franzöſiſche Staats: und Rechtegefchichte, Bd. I, $$. 142, 173, 244. 

7) Durch bie Bereinigung der Normandie mit ber franzöfifchen Krone war diefe Bairie früh erlofchen. 

8) Dies fcheint Die hiſtoriſche Baſis des hier und da vorfommenben unbefchränften föniglichen Bairs- 
en erh zu fein, defien analoge Ausdehnung auf bie Erſten Kammern unferer modernen Sands 
tage um ſo ungeeigneter erfcheinen muß, je weniger die füniglichen Befiger bes erftern Rechts heutzu= 
tage geneigt fein bürften, von biefem Recht einen der wahren öffentlichen Meinung entgegenlaufenten 
wilffürlichen Gebrauch zu machen. 

9) Das Hauptwerk über biefe fogenannten fonveränen, früh fchon aber zu ihrem eigenen Derhängs 
niß in bie Derwaltung füch einmiichenden Gerichtshöfe Franfreiche ift Baflard d'Eſtang, Les parlements 
de France (2 Thle., Paris 1857). Vol. auch Marnfönig und Stein, Bd. I, 88. 141, 182 fg., 261 fg. 
Eine ſehr intereffante Mittheilung über das Verhältniß der Pairs von Frankreich, deren Bairien unter 
ber Eompetenz der Parlanıente von Baris und Touloufe ftanden (jährlichen Darbringung von Nofen- 
bouquets feiten® ber erflern an die PBarlamenteglieder), vgl. Ehaflan, Essai sur la symbolique du 
droit (Paris 1847), ©. 31 fg. 

10) Über die Nullität dieſer mobernen franzöfifchen Pairie vgl, Ausland, Jahrg. 1832, S. 1047. 
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nung Senat weichen mußte. Und in der That ift das conftitutionelfe Princip einer gewiffen 
allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Gleichheit ohne Zweifel der entſchiedenſte Gegenfag der mittel: 
alterligen Pairie 12), wie der moderne conflitutionelle Einheitäftaat des feudal-ariſtokratiſch⸗ 
föderativen Öffentlichen Rechtszuſtandes. 

Eine Pairſchaft in den Sinne des Altern franzoöͤſiſchen Rechts war in England unmoöͤglich. 
England erfheint von Wilhelm dem Eroberer an trug bed. Feudalismus einer- und der. 
großen Volföfreiheiten anbererfeitd doch centraliirter, und das Verhältniß der verfchienenen 
Klaffen feiner Bewohner zur Krone, zum Staat viel gleicher als in Frankreich. Die engliſche 
Pairie ſchließt ih an den ältern föniglichen Staatörath (permanent council), den eigentlichen 
Sig der Reichsregierung, zunächſt in der Form einer denjelben erweiternden Notabelnver- 
jammlung an. Seit Eduard 1. beginnt diefelbe mit dem Staatdrathe zu einem consilium mag- 
num zufammenzuwadhjen und bildet ald Pairie das engliſche Oberhaus. Die Berufung dazu 
hing einzig vom Willen des Königs ab, und ed gehörte zu deſſen Geſchäften auch die Theilnahme 
an der außerorbentlichen Jurißdiction des Königs. Damit erfhien aud vie Möglichkeit gegeben, 
die allgemeine mittelalterliche Ipee des Pairsgerichts 12), welche biöher nur in den freien Oraf: 
ſchaftsgerichten beſtanden hatte, für die fih nun als beſondern Stand fühlenden großen Barone, 
pares terrae, zu verwirfliden, und dad Oberhaud wurde zum Pairögerichte jeiner Glieder. 
Zu ben anfänglich rein perfönlichen Berufungen kommen nad und nad, mit dem Sinzutreten 
der Erblichfeit ded Standes, immer mehr Berufungen duch fogenannted Patent, und wenn 
auch ſpäter noch perfünliche Berufungen vorkommen und fogar von Blackſtone nach dem Bud: 
ſtaben der englifhen Verfaſſung noch lebendlängliche Berufungen für zuläffig erachtet werben, 
fo findet doch feit Elifabeth praktiſch nur noch eine erbliche Pairie ftatt. Unter Heinrih IV. fleigt 
infolge der ufurpatorifhen Grundlage feiner Regierung die Macht der Pairie over des Hauſes 
der Lords, und die hohe außerorbentliche Jurisdiction des „Königs im Rath” wird zu einen 
Recht der im Oberhauſe verfammelten Barone und Prälaten. Unter den Tubors ift die Servi- 
lität des Oberhauſes, welches einen neuen anfangs noch geiinnungslofen Adel enthält, ein 
Sauptmittel königliher Willkürherrſchaft. Die unter Heinrih VII. noch vorhandenen alten 
29 Lords wurden von Heinrich VIII. auf etwa 51 vermehrt, wozu Elifabeth fernere 7 creirte. 
Sehr zahlreihe neue Neerdernennungen fanden unter den Stuarts flatt, nad deren Dertreibung 
erſt die Lords wieder den Charakter eines wahrhaft politiihen Standes annahmen. 1°). In 
diefer ihrer neuen noch gegenwärtig fortbeftehenden Geftalt ift die englifche Peerie „eine poten⸗ 
zirte Gentry, d. h. eine nochmalige (neben dem Unterhauſe) Vertretung der entry 1%) dur 
die Häupter ausgezeichneter Familien, unabhängig vom wechſelnden Wahleinfluß“, alſo feine 
Bertreterin eined feudalen Grundbeſitzes, fondern des gemeinſchaftlichen Cigenthumsſyſtems; 
ihre Nothwendigkeit für die engliſche Verfaſſung ift ivenler Natur, ald Gegengewicht gegen das 


11) Obwol felöft in diefer eine Spur defjelben @lements fich findet, welches, als die eigentliche Seele 
des Gonflitutionalismug betrachtet, deutlicher in ben Etals generaux, mehr noch in den Notabeln (f. d.) 
hervortritt. Über den Senat Napoleon’s 1.: Bernal, Theorie de l’autorite, I, 229; augsburger All⸗ 
gemeine Zeitung, Jahrg. 1862, Hauptbl. Nr. 187, ©. 3109. Die Mitglieder des gegenwärtigen fran- 
zöftfchen Senats find, abgefehen von andern, namentlich durch Amtercumulation ermöglichten Ein: 
nahmequellen , jedes mit 30000 Frs. befoldet. Doch beweiſt die neuere Gefchichte Frankreichs, daß es 
nicht nur um die bezahlte Freundfchaft mit dem Despetismus etwas fehr Bedenkliches fei, ſondern daß 
auch in dem Weſen einer größern Koͤrperſchaft, folange nur noch ein Bunfen von Leben vorhanden, 
immer ein gewiffer Oppofttionsfeim liege. 

12) Auch die römifchen Euriatcomitien waren eine Art von Bairsgericht und blieben es ſelbſt noch 
in der zweiten Periode. (S. Yatriciat.) Über Bairsgerichte im allgemeinen und die Gerichtsbarkeit ber 
Bairsfammern insbefondere vgl. noch Dünniges, Deutſches Staatsrecht, I, 580 fg. Souchay, Gejchichte 
der beutfchen Monarchie, 1, 612. Zöpfl, Deutfches Staatsrecht, I, 212, 216, 265; II, 136. Sempere, 
S. 162 (im 13. Jahrhundert beftand in Spanien neben dem grande-juge ein Pairégericht). Norden⸗ 
fiycht, Die ſchwediſche Staatsverfaflung, S. 126 fg., 157. Fiſchel, ©. 242. Gneift, I, 133. Guizot, 
Histoire parlementaire, II, 320. Viel-Caſtel, Histoire de la restauration (über ein Project Mold'e), 
IV, 505. Bol. aud was im Art. Minifter über Staatsgerichtöhöfe bemerft wurde, und Hüllmann, 
Geſchichte des Urſprungs der deutſchen Fürſtenwürde (Bonn 1842), ©. 69 fg., 82 fg. 

13) Fiſchel, S. 371 fg. 

14) Held, Legitimität, ©. 30, 31, 43 fg., 47. Montesquien, Esprit des lois, Buch 8, Ray. 5. 
Fiſchel, Die Verfaffung Englante, ©. 17 fg., 20, 36, 53, 57. Guizot, Civilisation en Europe, 
356 fg. Rimufat, Politique liberale, &. 432 fg., 436, 438. Laſteyrie, Histoire de la liberle poli- 
tique, S. 270. Montalivet, De l’avenir, ©. 97. 17* 
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Übergreifen ber politiſchen Parteien.25) So erklärt ſich aber auch, warum die hohe engliſche 
Ariſtokratie keineswegs das hohe Alter habe, das man ihr oft beilegt. Unter den gegenwärtigen 
zwiſchen der Zahl 400 und 450 ſchwankenden Peers von England ſoll nur eine einzige Fa⸗ 
milie, die der Howards 16), einen über die Reformation hinaufgehenden Titel Haben; aus ber 
Zeit Heinrich's VIII. follen nur die Seymours und Ruſſells übrig fein. Die meiften Titel ent: 
ſtammen erft ver Zeit Georg's II. Die englifche Peerage ift kein Stand, fondern ein Amt.17) 
Die befondern Rechte der Peers find nicht Stanbeöprivilegien, fondern perfönlidhe und meiſt 
mit der bezeichneten Anıtsftellung zufammenhängenbe Rechte, welche daher auch jedesmal nur 
dem Chef der Familie, nie ven Nachgeborenen zuftehen. Die englifchen Peerstitel find: Barons, 
Viscount, Earl over Graf, Marques, Duke. Die Pairie ift in ver Negel erblid im Manns: 
ſtamme, doch können auspahındweife au Frauen diefe Würde erben (Peereſſes).18) Solde 
weibliche Peers haben aber obfervanzmäßig weder Sig no Stimme im Oberhaufe. In dem: 
felben befinden ji auch ſchottiſche und irifche Peers 29), aber nicht der ganze hohe Abel, ſon⸗ 
dern nur gewählte Repräfentanten veflelben. 

Das Oberhaus iſt nun vor allem höchſter Gerichtähof des Reihe, weshalb nicht nur der 
König in demfelben gegenwärtig gedacht wird, fondern auch die hoͤchſten juriftifchen Reichs— 
beamten deſſen Sigungen anwohnen müflen. Das Oberhaus ift nun einmal Berufungsinftanz 
für die drei Reichögerichte in Weſtminſter, für den Kanzleihof und für die ſchottiſchen und iri- 
fen Geridte; dann, in pleno, als „Court of our lady the queen in parliament“ Gerichtshof 
erfter und einziger Inftanz, fobald ein Peer des Reichs oder die Gemahlin eined Peers ober 
andere Peereſſes durd Geburt, fowie die Königin-Genaplin, der König oder Prinz-Gemahl 
wegen Treafon und Felony angeklagt werden.?0) 

Abgefehen von dem fi von felbft verftehenden Recht auf Sig und Stimme im Oberhaufe 
haben die englifchen Peerd noch folgende Rechte: Jeder Peer ift als folder Mitglied des Fönig- 
Iihen Geheimen Raths und’muß auf feine Bitte vom König Aubienz erhalten?!) ; Fein Peer 
kann, außer in Hochverrathsfällen, verhaftet, Feiner wegen Treaſon oder Felony vor ein an= 
dered Gericht ald das des Dberhaufed gezogen werben; der Peer genießt einen Höhern Grad von 
Glaubwürdigkeit und Ehrenhaftigfeit, ſodaß er, flatt auf feinen Ein, auf fein Ehrenwort 
deponirt und die üble Nachrede gegen ihn als injuria atrox respectu personae erfdheint. End: 
li ift das Haus eines Peers von aller Gerichtöbarfeit befreit. 

Das Oberhaus befleht gegenwärtig aus folgenden Peersklaſſen: 1) kraft ihres Erbrechts 
und 2) wegen Berufung durd die Krone in Oberhaufe figende Peers; 3) Peers Eraft eines 
Amts, die geiftlihen Lords22); 4) auf Xebenszeit gewählte Peers (die irifhen); 5) für die 
Dauer eined Parlaments abgeordnnete Peers (die [hottifhen). 2°) 

Ubrigend würde man fehr irren, wenn ınan bie eigentliche Grundlage der englifchen Arifto- 
fratie im Oberhauſe ſuchte. Im Gegentheil, die Kraft des Oberhaufes ruht auf der ebenfo 
vernünftigen wie politiſch zweckmäßigen Organifation des englifchen Adels, namentlih auf 
defien Reichthum und feiner Verbindung mit allen nationalen Intereflen, mit vem Selfgovern= 
ment, mit den übrigen Volksklaſſen und auf der Befeitigung aller gehäffigen Standesprivile- 
gien (Montalembert, a. a. O., S. 93 fg.), unbefchabet der genaueften Unterſcheidung ber ver= 
ſchiedenen focialen Rangklaffen. (Montalembert, ©. 68 fg., 72 fg., 87 fg., 90 fg., 95 fg., 
104 fg. u. 116; Wydenbrugk, „Die Umbildung des Feudalſtaats in den modernen Staat‘, 


160 Su, Englifches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, 1, 130 fg., 133, 134 fg., 136, 151, 

16) Übrigens follen die Clintous noch aus dem 13. Jahrhundert ſtammen. 

17) Dazu war fie ſchon in den Rofenfriegen geworden. Fiſchel, S. 9 fg., 49. 

18) May, Berfafiungsgefchichte Englands, I, 200. 

19) Im Königreih Schottland beftand feinerzeit die Einrichtung, daß jede Maßregel dem Parla: 
ment erſt Dann vorgelegt werden fonnte, wenn fie Die Genehmigung einer befiimmten Anzahl von Lords, 
bie deshalb „Artikellords“ hießen, erhalten hatte, Bude, Geſchichte der Eivilifation, II, 265. 

20) Fiſchel, ©. 241 fg. 

21) Blackſtone, I, 425. May, I, 188 fg., 195, 222. Fifchel, S. 370. 

22) Es find deren 30 Bifchöfe und Erzbifchöfe. Afher, Die Grundzüge der Verfaſſung Englaude 
(Leipzig 1862), ©. 24. 

23) Über Stellvertretung im englifchen Oberhaufe vgl. Bladftone, I, 294; über das Verhältniß 
—58 — dem Kronrecht der Peerecreirung und dem der Unterhausauflöſung May, I, 216. Über eng⸗ 
iſche PBarlamentsverhältniffe im allgemeinen: Ausland, Jahrg. 1832, ©. 2 fg. 
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Münden 1861, S. 32, Note; Millar, ‚„‚Observations, concerning the distinction of 
ranks in society”, London 1771.) 

Eine Pairie im franzöfifhen oder englifhen Sinne des Worts beſtand in Deutſchland 
eigentlich nicht. Anſätze dazu waren wol die zu den Eöniglihen Hof- und Gerichtstagen beru= 
fenen geiſtlichen und weltlichen Großen, die hohen Lehnscurien, die fpätere Kurwürde und bie 
Reichsſtandſchaft. Eine Art particularer Pairie Fönnte auch in den lanpfäffigen Ritter: und 
Prälatencurien gefunden werden. Allein der Untergang ber Einheit des Reichs in der Selb: 
fländigkeit der Reihsflände und das Aufgehen der landſäſſigen Pairsſchaften in der entwicelten 
Landeshoheit der Landesherren verhinderten in Deutfchland die Ausbildung einer eigentlichen 
Pairie. Am nächften kommt Ihrer Idee das Berhältniß der fogenannten Mebiatifirten, wie e8 
durch die Bundesacte Art. 14 für ganz Deutſchland gemeingültig georonet werben follte, 
Wenigſtens zeigen Momente wie 3. B. die Ebenbürtigfeit, der privilegirte Gerichtsſtand und die 
außgezeichnete Stellung in den Landedvertretungen auf einen der Pairie verwandten Grund⸗ 
gedanken. Allein vie neuere Gefepgebung iſt auch über die meiften diefer Rechte Hinmweggegan= 
gen, und wenn man nach englifcher Analogie bei ven Zweikammerſyſtemen nicht jelten vie Erfte 
Kammer Pairskammer nennt, fo iſt doch in der Regel dad Berhältuig ein ganz anderes. Bei 
den modernen Zmweifanmerfyftemen?*) handelt es ſich um eine praftifche Durdführung des polt: 
tiſchen Gedankens, ſowol der bewegenden als auch der erhaltenden Kraft des Volks eine ſelb⸗ 
ſtändige Vertretung in den conſtitutionellen Koͤrpern zu ſichern. Ob dies nicht auch in einem 
einzigen Hauſe moͤglich ſei, ob zwei Kammern überall durchführbar und wie dieſelben ihrem 
Zweck gemäß unbeſchadet der Staatseinheit und dem conſtitutionellen Princip einzurichten 
ſeien u. ſ. w., dies ſind vom Standpunkte der Politik aus noch lauter offene Fragen, deren 
Beantwortung nicht für alle Staaten gemeingültig erfolgen fünnte,2°) Dazu gehört auch die 
Frage, ob nicht bei Reform der deutſchen Bunbesverfaffung eine allgemeine deutſche Bairie ein- 
zurichten fet. Wie immer diefe Fragen entſchieden werden — Eins bleibt gewiß, das nämlich, 
daß das Princip der Pairie jedenfalls Fein anderes als die höchftmögliche Steigerung der poli= 
tischen Pflicht fein pürfte.26) J. Held. 

Palmerſton (Henry Sohn Temple, Bidcount). Ein engliſches Journal vom Jahre 1859 
fagt: „Lord Palmerſton ift wahrſcheinlich der am meiften gefcholtene, wie der am meiften be- 
fannte Mann in der Welt, und das will viel fagen in einem Zeitalter, wo e8 Mode geworden, 
Öffentliche Männer zu verunglimpfen und ihren geringfügigften Handlungen unehrliche Motive 
unterzulegen. Der am meiften Geſcholtene: denn von feinen eigenen Landéleuten wurde er eine 
Zeit lang «Verräther», aIntriguant» und ein « Beuerbrand» gejcholten, übereifrig in der Ber: 
theidigung englifcher Intereſſen a tout prix, und andererfeit8 wieder übereifrig, fein Vaterland 
vor einer ausländifchen Macht zu erniedrigen;; während Ausländer ihn oft ald einen ungeheuer: 
lichen Braggadocio bezeichneten — noch vor kaum zehn Jahren — ver Feuer und Flammen fpeie, 
feine Hände in alles ſtecke, das ihn nicht angehe, und jede Nation zu demüthigen fuche, bie eng⸗ 
Iifcher Vergrößerung im Wege flehe. Daß er der am meiften befannte Mann ift, muß aufrichtig 
zugegeben werben, wenn man bedenkt, daß fein Name als ein Palladium galt für jeden bri- 
tiſchen Reifenden, wo immer fein abentenerlicher Geift denfelben hinführen mochte, und daß in 


24) Über Bairie vgl. noch Marquardfen, Das Oberhaus von England und die Wifienfchaft (Erlan⸗ 
gen 1862). Eifenhart, Über den Beruf des Adels im Staate und die Natur der Bairieverfaffung (Stutts 
gart 1852). Graf und Dietherr, Deutfche Rechtsſprichwörter, ©. 34, 41. Tocqueville, La democra- 
tie, I, 127. Guizot, Histoire des origines, II, 424. @uizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), 
1, 309 fg., 313 fg., 317 fg., 322. Barante, Conftitutionelle Fragen, überfegt von Gornet greipgig 
1849). Mill, Representatif government. Ausland, Jahrg. 1833, ©. 481 fg. Carne, Etudes, 
II, 182. Chambrun, Du regime parlementaire, ©. 312 fg., 323 fg., 340. Duvergier be Hauranne, 
Histoire du gouvernement parlementaire, IV, 214. Montalembert, ©. 53. Biel-Caftel, Histoire 
de la restauration, V, 242. ©. Lehnweſen und Lebnrecht, tote 23. Conftant (Ausgabe feiner Werke 
von Zaboulaye), I, 78, 197 fg., 200, 249. rang, Die Quelle alles Übels, S. 77 fg. Zöpfl, Deut: 
fches Staatsrecht, II, 292 fg. Held, Staat und Geſellſchaft, II, Note 290. 

25) Über Ein⸗ und Zweikammerſyſtem vgl. Bladftone, I, 274 fg. Ilſe, Die Politik der deutfchen 
Großmächte (Berlin 1860), S. 119. Rönne, Preußifches Staatsrecht, I, 467, Note 1. Held, Syſtem, 
II, 461 fg. Zopfl, II, $. 360 fg. ©. Landtag. Waldeck, Die conſtitutionelle Monarchie mit Einer 
Kammer (Berlin 1848). Stahl, Die Bildung der Erften Kammer (Berlin 1849). Lamartine, Une 
seule chambre. Eſcher, Handbuch der praftiichen Politik (Leipzig 1864), II, 218 fg. 

26) Übrigens dürfte jedenfalls die erfahrungsmäßige Thatfache zu beachten fein, daß bisjegt Fein 
Oberhaus im Stande gewefen if, dem Unterhaufe auf Die Dauer die Wage zu halten. 
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den Steppen Aſiens wie in den Urwäldern Amerikas in einer gewiſſen Zeit die Furcht vor 
Balmerfton bemerkbare Wirfungen Hatte.‘ 

Summirt man die Anfihten des englifchen Publikums, dem er durch mehr als funfzig Jahre 
als politifher Flügelmann ſichtbar geweſen, fo ergibt fi, daB der edle Viscount ebenfo wenig bie 
herbſte Cenſur jeiner erbitterten Gegner als das blinde Lob feiner oft unferupuläfen Freunde 
verbient. Niemand bezweifelt die Aufrichtigkeit feines Patriotiömuß, jedermann bewundert bie 
plaftifche Form feiner Darftellung und die durchdringende Schärfe feiner Intelligenz; aber die 
meiften räumen auch ein, daß fein Selbftvertrauen oft an Inſolenz grenze, feine Scherzhaftigkeit 
oft zum Plebeiifchen ih erniedrige und die Fruchtbarkeit ver Hülfsquellen ihn verleite, ſich in 
Schwierigkeiten um feiner andern Urſache willen zu flürzen, als damit er fein Geſchick zeigen 
fönne, wie fi aus denjelben herauszuwickeln. Wie dem allen fein möge, ein Facit ergibt fi) 
aus diefem Rechenerempel von Tugenden und Fehlern, daß die Intereffen des Landes niemald von 
ihm vernadhläfftgt, noch, mit Ausnahme weniger Falle, in bedrohlicher Weife miöverftanden 
worden, und noch immer ruft ji jeder Engländer die Worte ded berühmten Sir Nobert Peel 
ins Gedächtniß zurück: „Wir jind alle ftolz auf Palmerſton.“ Das Eho jener Worte ift bie 
auf ven heutigen Tag noch nicht verhaflt, während die Anſichten nur darüber verfchieden jind, 
ob P. feine Stellung feinen Talenten ober feinen Charakter verbanfe. 

Henry John Teniple, dritter Biscount P., jo betitelt nach Palmerfton, einer Ortſchaft in der 
Grafſchaft Dublin, und Baron Temple von Mount:Teniple, Grafſchaft Sligo in Irland, gehört 
zur iriſchen Peerie und wurbe am 20. Det. bed Jahres 1784 zu Broadlands in der englifhen 
Grafſchaft Hampfhire geboren, auf dem Sige feiner Vorfahren. Dem „genealogiſchen Baume“ 
zufolge, wie man in England fi ausdrückt, ſtammt er von einer Familie, die unzweifelhaft jüch 
fhon einen Namen erworben hatte, ehe Wilhelm der Eroberer englifchen Boden betreten. Sein 
Zuname Temple deutet auf einen Bezug mit den Tempelrittern, von denen ein Theil der von 
ihnen bejeffenen Liegenſchaften auf die Vorfahren P.'s überging, als die Güter der Iempelritter 
der Bonfiscation anheimflelen. Sir William Temple, ver Stuatdmann unter der Regierung 
Karl’s II., war der Autor der Triplealliang zwiſchen England, Holland und Schweden, die 
Ludwig XIV. von Kranfrei in der Mitte feiner Groberungen aufpielt. Diefer Temple gehörte 
derjelden Familie an, die ſich im zwei Linien getheilt Hatte, von denen die Ältere durch Ver— 
einigung mit dem Haufe der Örenville die berühmte Familie der Herzoge von Budingham grün= 
dete, während die jüngere Linie nad) Irland auswanderte und zu Palmerfton feßhaft wurde. 
P.'s Bater flarb, als dieſer 19 Jahre alt war, ſodaß er fhon In minorennem Alter zur Peers⸗ 
würde gelangte. Ä 

Seine erfte Erziehung erhielt er auf der berühmten Schule zu Harrow unweit London, bie 
fhon fo vieler bedeutender Staatdmänner erfte geiftige Wiege gemefen und von Lord Byron 
in unvergeßlichen Strophen gefeiert worben. Schon früh nannte er diellniverjität zu Cambridge 
feine Alma mater. Daß ed nit nur Gourtoifie genannt werben kann, wenn man verficherte, 
daß er ſchon damals ungewöhnliche Fähigkeiten entwickelte, bemweift die Thatſache, daß er kaum 
feine Majorennität erlangt hatte, als ihn die Tories jener Univerfität zum Parlamentsmitgliede 
für Cambridge wählten. Dies war im Jahre 1807. Im Jahre vorher war er bei vem Wahl: 
fampfe zu Cambridge gegenüber dem Marquid von Lansdowne (damals Korb Henry Petky) 
unterlegen, acceptirte indeffen den ihm offerirten Sig für ven Wahlflecken Blethingly. Im 
nähften Barlanıent 1806—7 faß er für Newport, einer borough der Injel Wight, und 1807 
wählte ihn, wie ſchon erwähnt, die Univerjität Sambridge, und ſie blieb ihm treu bis 1831. 
Bon 1831—32 faß er für feine erfte parlamentarifche Liebe Bletchingly, 1832 — 35 für South: 
hampjhire, und von 1835 His heute nennt ihn Tiverton fein Member of parliament. So weit 
die parlamentarifche Statiftif. 

Seine Wahl in Cambridge 1807 war intereflant als ein Moment der Parteigefchichte. 
Cambridge galt dann und lange vorher ald die Univerfltät der Whigs, ebenfo wie Oxfords 
Univerjität als vie Yefte der Toried angefehen wurde. Deshalb fanden ſich beide ald Rivalen 
gegenüber, beſonders feit der Zeit dev englifchen Ntevolution; indeffen mit ven Anfang dieſes 
Jahrhunderts verlor der Liberalismus von Cambridge allmählich feinen Halt an „ven Hallen 
und Gollegien am Ufer des Cam“, wie die Phrafe lautete: die Nevolutionsprincipien ftarben 
aus, und der Geift der alten Doctrin der Stuart vom „Rechte von Gotted Onaden“ begann 
„wieder feine einft verlorenen Eroberungen einzunehmen”. Die zu neuer Kraft gelangten 
Zoried wählten ven jungen P. ald ein „Talent und ald einen „Reichen von ihrem Range“, 
bei dem die Torggrundfäge in Fleiſch und Blut übergegangen jeien. Es ift eigenthümlich, daß 
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die erſte Station von Bedeutung in der Carriere des großen Premier der Toryismus vom 
blaueſten Blute geweſen iſt; feine ſtufenweiſe Umwandlung zum Liberalismus kann als ein 
Beiſpiel jener Umwandlung gelten, die mit wenigen Ausnahmen faft alle Klaſſen der briti- 
Then Nation an fi erfahren haben, wenigflend in zweiter oder britter Generation. nd P. ifl 
ein Patriarch der Politik, deſſen Füße im vorigen Jahrhundert wurzeln. Die Bartei ver Whigs 
befand ſich um jene Zeit in der Ebbe. Ihr kurzes Regiment 1806, wo das Whigcahinet bei 
dem König nur einem finftern Gefiht begegnete, war unfähig geweien, Sympathien im Volke 
zu gewinnen. Die Whigs waren dem Kriege gegen Napoleon nicht beſonders geneigt, damit 
verlegten fie die kriegeriſche Bravour ver Nation, und viele ihrer eigenen Partei deſertirten und 
gingen zu dem Torgcabinet über, dad Krieg um jeden Preis wollte. P., indem er als ju⸗ 
gendlicher Tory feine Rolle begann, that damit nichts weiter, als die populäre Partei zu er- 
greifen, denn dad war während des Kriegsfiebers die ver Toried unzweifelhaft. Er war nie 
ein friedfames Gemüth und entwidelte fo viel waffenklirrenden Enthuſiasmus im LUinterhaufe, 
daß er jhon 1809 al8 Kriegsminifter in dad Minifterium des Herzogs von Portland aufges 
nommen wurde, ald Lord Caftlereagh, ver mit dem Minifter ded Auswärtigen, dem gefeierten 
Ganning, in erheblichen Zwift gerathen war, rejignirt hatte. Und Kriegsminifter blieb Lorb P. 
von 1809 — 28; eine große Seltenheit in England! Faſt ein Unicum in der dortigen Cabinets⸗ 
geihichte, ein und daſſelbe Amt, ohne Pauſe, aber auch ohne Avancement während neunzehn 
Sahre zu verwalten! Damald war bie Macht eined Kriegsminiſters von England indeſſen von 
weitern Umfang ald in unjern Tagen. Heute hat der Inhaber diefes Amtes die Civil: und 
Finanzangelegenheiten der Armee zu verwalten; im Anfange dieſes Jahrhunderts Hatte er bie 
Vollmacht, audwärtige Kriegszüge zu dirigiren, wie ein Prafident bes feligen „Hofkriegsraths“ 
in Ofterreich. 

Mar es doch ver verunglüdten Affaire von Walcheren wegen, dag Lord P.'s Vor⸗ 
gänger im Amte, Caſtlereagh, auf Canning's Anempfehlung fozufagen der Stuhl vor die 
Thür gejegt worden. Ganning, obwol Minifter des Auswärtigen, hatte feine Macht, jene 
Erpedition am Ausfegeln zu verhindern. Died Beifpiel beweif, daß der Kriegsminifterpoften 
damals eine Macht in ſich ſchloß, die heute ein Minifter des Auswärtigen nimmermehr aus den 
Händen laffen würde. Das Cabinet löſte fih bald auf, wurde jedoch mit Ausſchließung Ban- 
ning's unter vem Prafiviun Perceval's neu gebildet. P. blicb im Amte. Damald war der 
Enthufiasmus für Sanning noch nicht auf folder Höhe der Temperatur angelangt als in 
fpätern Jahren; ein Enthuſiasmus von folder Allgemeinheit, daß er fpäter Lord P. bewog, 
die Torypartei zu verlaffen, und mit dem glänzenden Commoner Canning gemeinfane Sache zu 
machen. P. war nie ald Staatdnann falt genug, um warmen Impuljen der Begeifteruug Ein 
fluß auf fich zu verfagen. Die blendenve Beredſamkeit Canning's, fein ſcharfer Wig, fein üppiger 
Humor mußte außerdem große Anziehungskraft für Das jenem verwandte Temperament P.'s 
haben, Er beiißt, wie fein große Vorbild, obwol in geringerm Grade, eine fübne, warme und 
immıer fertige Beredſamkeit, gelegentlich purchftreut mit beißenden Sarfadmen und treffendem 
Humior, diejelbe Kraft im Berwalten, diefelbe Kampfluft in ver Debatte, verbunden mit dem 
Fefthalten des einmal geſteckten Zieles. P.'s Gegner bemerken, er fei, glei Ganning, immer 
freijinniger in jeiner auswärtigen ald in feiner inländiſchen Politik geweſen und babe ſich nie 
übereifrig für die parlamentarifche Neform bewirjen. Canning ſchätzte ihn fehr und nannte ihn 
oft ſcherzweiſe „feinen Dreiveder in Attake“. . 

Gine der erften Fragen, bei welcher unter den Tories Zwift entſtand, theilweife infolge ver 
zunehmenden Sreijinnigfeit unter den Männern bed Zeitalter, war bie Katholifenemancipation. 
Ganning — obwol ein fleifnadiger Opponent aller Maßnahmen, die nad demofratijchen 
Grundſätzen „rohen“, — obwol alfo bis zu feinem Lebensende Opponent der großen Reform 
des Parlaments — obwol Verweigerer der Aufhebung der Teſt- und Gorporationdarte, welche 
die Nechte der Anderögläubigen, der Dijfenters, fo jehr befchnitten hatte — hatte eben dieſer 
Ganning doch von feinen berühmten Lehrmeiſter Pitt feinerzeit gelernt, daß es gerecht, ja mehr, 
daß es politifch wäre, römische Katholiken zum Parlament zuzulaffen. Und in dieſer liberalen 
Meinung trat B. auf Canning's Seite, zum entſchiedenen Midvergnügen der Unwandelbaren 
unter den Toried. Bis zu diefer Periode hatte B. beinahe den Spottnamen des Schweigfament 
erworben, felten und in wenigen Bhrafen gefprochen und oft von Canning den Vorwurf der Träg⸗ 
beit auf ſich gezogen. Dft, wenn Ganning durch Die Talente der Oppojltion in die Enge getrieben 
war, foll er es bedauert haben, daß ſein „Oreidecker B. ihnen nicht eine volletabung verabfolgte”. 
Aber die KRatholifenemanripation nahm P.'s Sympathien zu ſehr gefangen, fein natürlicher 
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anzureden, mit Aufbietung allen Talentd. Was damals noch zu den Seltenheiten gehörte, Die 


Bartei für die Emancipation veranftaltete Separatabbrüde von P.'s Neben und verbreitete fie 
als Mittel zur Agitation über ganz England, und feine große Rede am Schlufle des Kampfes, 
in der elften Stunde, vor der entſcheidenden Abſtimmung 1829, wurde von ben gewiegteften 
Richtern über volllonımene Beredſamkeit ald ein Meifterftücl bezeichnet. Ein Tory foll nad 
jener Sigung geäußert haben: „Ich habe Ganning und Brougham, aber nie dergleichen ge= 
Hört, als wie P. geſprochen. Ich konnte mir nicht Helfen, ich mußte für ihn votiren!“ 

Um diefe Zeit war Lord Liverpool Haupt des Cabinets, das ebenfo wie Die ganze Partei der 
Tories ſich in zwei Lager getheilt fand pro und contra der Katholilenemancipation. Lorb 
Liverpool behandelte legtere demnach aus Vorficht als eine „‚offene Frage“ für das Cabinet, um 
das Auseinanderfallen deſſelben zu verhüten. Peel fand Canning gegenüber in dieſer Frage, 
jeder mit einem Fleinen Häuflein von Anhängern „an den Rockſchößen““. Als das Schisma in 
der Partei und im Cabinet unheilbar geworben, und zwar vornehmlich durch Den Tod des ver⸗ 
mittelnden Lord Liverpool, und Peel mit feinem Anhang lieber aus dem hauptlos gewworbenen 
Gabinet ausfchien, ald unter einem neuen Premier zu dienen, der günftig für bie Emancipation 
gefonnen wäre, blieb PB. mit Ganning, feinem Freunde, im Gabiner zurüd, Lebterer war 
Premier, aber nur für einige Donate, gefolgt von dem unentſchiedenen Lord Goderich. Aber 
fowol unter legterm, als zur Zeit, da der Herzog von Wellington ji 1828 zum Premierminifter= 
Fauteuil nöthigen ließ, fährt B. im Bunde mit einigen von Canning's Freunden fort, fein Amt 
zu verwalten. Die Katholifenemancipation war durchgeſetzt, aber die Zeit nahte, wo P. durch 
eine weite Kluft von den ihm biöher Verbrüberten geſchieden und er nicht mehr nur in einer 
Ausnahme, fondern vollfländig fih von den Toried ablöfen und als Liberaler in toto 
dafteben follte. 

Die unrubvolle Frage der parlamentarifhen Reform batte um biefe Zeit, 1829, alle 
Bemüther der Nation aufgeregt. Die Katholifenemancipation hatte manche Tories in Liberale 
verwandelt, im allgemeinen jedoch nicht aus Bründen der Sympathie. Diefe Toried äußerten 
fih in folgenden eigenthümlihen Worten: „Wir haben gegen vie Katholifenemancipation 
geſtimmt und find gefhlagen. Der Fehler muß in der Repräfentation des Volks im Parlament 
liegen; wäre fie eine billigere gewefen, die Emancipation wäre nie durchgefegt worben.” Jeden 
falls nit ſchmeichelhaft für die liberale Majorität des Volks, aber charafteriftifch für die 
Motive der zum Liberalismus Bekehrten unter den zürnenden Toried. Die parlamentarifche 
Refornfrage war ſchon in den Geiftern der Nation als conditio sine qua non etablirt, ver 
Succeß nur noch eine Frage von Geduld und Zeit. An Eleinem Vorſchub fehlte es nirgends. 
Der Wahlfleden (borough) von Eaft:Retford, in Nottinghamfbire, völlig unter dem Einfluß 
des dort reich begüterten Herzogs von Newcaftle, wurde in einer Commitee des Unterhaufes als 
der Wahlbeſtechung ſchuldig erklärt, wodurch ihm die Wahlfähigkeit für pas Parlament verloren 
ginge. Die Brage entfland, was zu thun mit den beiden dadurch leer gewordenen Sigen im 
Parlament. Lord John Ruſſell und feine Whigs fchlugen vor, der reihen und wachſenden 
Stadt Mandefter damit ein Bräjent zu machen, vie bis dahin feltfamerweife nicht mit Einer 
Stimme vertreten geweſen. Der Herzog von Wellington aber beflimmte, daß das verlorene 
Wahlrecht von Eaft:Retford auf die Farmer des umliegenden Diſtricts übergehen follte; eine 
Beflimmung, die erfl recht dem Herzog von Neiwcaftle vollen Einfluß auf feine Pächter in jenem 
Diftriet geben mußte, Canning und P. und drei andere ſtimmten mit den Whigs, d. h. gegen 
ihre eigenen Gollegen im Cabinet Wellington, wie man fagt, darauf vertrauend, daß Wellington 
(mie einft Lord Liverpool) auch dieje Frage als eine „offene“ für dad Gabinet behandeln und 
letzteres dadurch nicht erfchüttert werben würve. Aber ver Commandeur in hundert Schlachten 
war zu jehr an ftricted Commando fein Leben lang gewöhnt gemefen und wollte von folhem 
Compromiß nichts wiffen. Er jeßte Canning ab, er fegte Palmerſton ab und die andern dazu. 
Als einer der legtern ſchüchtern zurückſchrieb, „ob dabei fein Misverſtändniß obwalte” ? jchrieb 
ber eiferne Herzog ihm jene lafonifchen, Sprichwort gewordenen Worte: „Es gibt fein Mis⸗ 
verſtändniß bei mir — es kann fein Misverſtändniß geben — es foll Fein Misverſtändniß geben" 
Zum erften mal feit 20 Jahren war P. aljo ohne Amt! 

P. Hatte die Genugthuung, zu gewahren, daß ber eiferne Herzog dem Strome des neuen 
Geiſtes nicht lange widerſtehen fonnte; die allgemeine Wahl eines neuen Parlaments, bie Juli⸗ 
revolution, waren Dinge, gegen welche auch ein Wellington nit ſtandhalten fonnte. Carl 
Grey, der 24 Jahre in der Oppoſition gefeffen, folgte ihm auf dem erften Fauteuil am Ca⸗ 
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binetstifche und machte fogleih „gut Freund“ mit den Whigs ver alten Schule, mit ben 
überlebenven Freunden Canning's, und Lord P. erreichte, wonach er fo lange fi gefehnt, wor- 
auf er fih fo ausdauernd vorbereitet, das Amt des Secretary for foreign affairs, d.h. Mi- 
nifter8 der auswärtigen Angelegenheiten. 

Neben der Julitevolution, biefem parifer Erobeben, gab es aber noch andere tremblores 
auf europäifcher Erde. Mit der Beobachtung diefer Hatte es P. nunmehr zu thun. Sein Chef, 
Earl Grey, Hatte die Parole ausgegeben: ‚Reform! Dfonomie! Friede!" Das Wort „Friede“ 
war aber nicht in der Weiſe gemeint, daß ed mit gänzlicher Non⸗Intervention (non-interference, 
engliſch) in ven Angelegenheiten fremder Nationen identifch fein follte; guter Rath, Ermuthigung 
oder Rüge, je nachdem die Sache fände, follte immer Englands Werk fein, wo ein Kampf 
zwifchen Willfür und verfafjungsmäßiger Freiheit fich entwidele, wenn aud das Einſchreiten 
vi et armis nur für äußerſte Umſtände vorbehalten bleiben follte. 

Damals beichäftigte bie polnische Erhebung vor allem die Sympatbien Frankreichs und 
Englands. Bin Krieg gegen Rußland wäre unzweifelhaft in hohem Grade populär gewe⸗ 
fen, aber Polen war weit, umgeben von drei Mächten, die alle ald ungebetene Bäfte am gro⸗ 
Ben Räubermahl mitgegeflen, und die wefllihen Gabinete warteten, bis alles vorüber war. 
Belgien lag ihnen in vielen Beziehungen näher, als es gegen Holland um diefelbe Zeit inſur⸗ 
girte. Belgien, Fatholifch, und Holland, proteftantifch und presbyterianiſch, hatten als zu nahe 
Nachbarn das gegenfeitige Misfallen und Misvergnügen aneinander genährt, das fo häufig in 
Ländern fi findet, vie fich berühren, aber nicht vereinigen. Es iſt möglich, daß, hätte man bie 
beiden Hechter allein gelaffen, Holland vernöge feiner alten Energie den in Haß verlorenen 
Halt in den infurgirten Provinzen wieder erlangt hätte. Es ifl eigenthümlich, daß ebenfo, 
wie früher England und Frankreich vem Kampfe in Polen ruhig zugefeben, jegt die drei damals 
intergenirenden Mächte, Preußen, Oſterreich und Rußland, der Infurrection Belgiens zuſchauten, 
faft ohne eine Miene zu verziehen. Das Geſchäft blieb ganz in den Händen Englands und 
Frankreichs, aber dad Geſchick Belgiens wurde ein anderes unter diefen Händen ald dad des 
zerhackten Polenlandes. Doc, begriff die belgifche Frage manche belicate und ſchwierige Punkte 
in fi; das iſt e8 aber gerabe, was P. als feine Arbeit liebt. Er hatte alle Hände voll zu thun, 
um die Intriguen fir eine Incorporation mic Frankreich in den Hintergrund zu drängen. 
Belgien indeß zu geftatten, fich ald unabhängigen Staat zu etabliren, mußte heißen, „feierliche‘ 
Beftimmungen des Wiener Congreſſes über ven Haufen zu werfen, und mehr ald das, es mußte 
zu einer erheblihen Schwächung Hollands führen, jener Macht, die man 15 Jahre vorher 
mit europäifchen linfoften als einen Prellpfahl gegen die Staatskutfche franzöſiſchen Ehrgeizes 
feſtgerammt hatte. Wollte man Belgien jedoch auch von Holland trennen, fo erhob ſich die Frage, 
was mit dem getrennten zu thun: Anſchluß an Branfreih! Nimmermehr! Ganz Guropa 
hätte dagegen proteflirt und England In erfter Linie; deshalb beruhigte fih P.'s Gewiflen 
ad vocem Wiener Congreß damit, Belgien eine eigene unabhängige Eriftenz zu garantiren. 
Als Republik? Die äußerſten Radicalen Belgiens wollten e8, aber P., wohl erwägend, daß 
dann fofort die flillen „drei Zufchauer‘ und das royaliftifche Frankreich zugleich gegen dies 
Arrangement Fronte machen würden, hatte taube Ohren. Somit blieb ein conftitutionelles 
Königreih ald Eompromiß übrig, „und daß die Intereſſen Englands dabei profitiren ſollten“, 
war P.'s Marime. Nun war noch das zu frönende Haupt zu finden. Depeſche jagte Depefce, 
ein Protokoll trat ſozuſagen dem andern auf die Ferſen. Die Schwierigkeit wurbe noch größer, 
als General Chafſe, der Commandeur ver Eitabelle von Antwerpen, im Namen ſeines Königs 
von Holland fi} weigerte, ven Platz zu übergeben, und ein engliſch-franzoͤſi ſches Belagerungs: 
corps erft nach mehrtägigem Bombardement eine Brefche machen mußte, ehe der von P. „durch⸗ 
geſetzte“ König Leopold, ein Koburger, die Schlüffel ausgeliefert erhielt. Diefe Belagerungsdtage 
waren Angfttage für B., denn er traute dem Frieden ver „drei Zuſchauer im Oſten“ nicht und 
fürdtete ein flörendes Veto von biefer Seite, was einen europäiſchen Krieg zur Folge hätte 
haben können. Doch Antwerpen fiel, und Englands Candidat, Leopold von Koburg, wurbe 
König der Belgier, mobei P. Frankreichs Groll durch die Stipulation eines Heirathsvertrags 
des eben Gekroͤnten mit einer Tochter Ludwig Philipp’ beſchwichtigte. Das einzige mal, wo 
Old Pam (wie ihn die Engländer heißen) ald Hochzeitsſtifter und politifcher Brautvater 
debutirt Hat. 

Dies war dad erfte größere Refultat der Staatsömannſchaft P.'s; er ſchuf Brieden, ald alle 
Melt ven Olauben daran verloren hatte. Es iſt wahr, daß er dabei von der altenglifchen 
Trabition in rebus politicis fo weit abgewichen, daß er in die Hände eines Eleinen überfeeifchen 
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Nachbars, der nah Umfländen ohnmächtig oder wiberfpenflig werben fonnte, jene Grenz: 
feftungen lieferte, welche das einzige Bollwerk bildeten, um franzöfifche Einverleibungsfudt in 
jenem Winkel Europas zu brechen; ein Bollwerk, das, als einft in franzoͤſiſchen Händen, ſowol 
Karl V. wie Marlborougb und den Alliirten von 1799 fo Überſchwengliches zu fchaffen ge- 
macht, — aber bie Engländer verföhnten fich Hiermit, weil fie fich Darauf verließen, daß die con⸗ 
ftitutionelle Freiheit die Belgier für innmer davon abhalten würde, dieſes Kleinod durch zu nabe 
Freundſchaft mit ihren ſüdlichen Nachbarn aufs Spiel zu ſetzen. 

Kaum war biefer Knoten gelöft, nicht. mit dem Aleranderfchwert, fondern durch die flinfen 
Zinger ded englifhen Minifters, als neue Fragen von gleiher Wichtigkeit und Schwierigkeit 
P.'s Geſchick auf die Probe ftellten. Das Königreih Bortugal war gleihfam in Form einer 
„Mitgift“ ver &ntelin des Königs von Bortugalund Brafilien, Donna Maria, zutheil geworben, 
aber nit dem Bedingniß, daß fie ihren Dheim Dom Miguel ehelichen follte. Dom Miguel jpielte 
aber nur mit der ihönen Hand, ging nach feines Vaters Tode nah Portugal, ufurpirte ven Thron, 
während feine Verlobte fi in Brafilien befand, und erflärte den bebungenen Heirathöcontract 
für leered Papier. Donna Maria's Anhänger griffen zu den Waffen, unterftügt durch P.'s 
&recutor, den englifhen Admiral Sir Charles Napter. Die Laune des Kriegsglücks war eine 
Zeit lang wanfelmüthig, aber fie entſchied fich zulegt für Die Engländer, und Donna Maria 
wurde Königin „mit einer conftitutionellen Regierung“. — In Spanien entwidelten ſich 
Schwierigkeiten andern Charakters, die aber dennoch in ein gleiches von P. angeſtrebtes Nefultat 
ausliefen. König Ferdinand, einft das pupirte Werkzeug Bonaparte's und ber dupirte Schlächter 
der Sreiheitsfreunde feines Königreiche, hatte zwei Kinder, beide Töchter. Das alte Thronfolge- 
gefeß beſtimmte feit dem Antritt der Bourbonen = Dynaftie in Spanien, daß Fein mweibliches 
Haupt die fpanifche Krone tragen folle. Dies galt ald ein Hauptbedingniß im Document ded 
Utrechter Friedens, um jede Möglichkeit abzufchneiden, dag ein franzoͤſiſcher Prinz die Krone 
Caſtiliens erheirathen könnte. Yerbinand von Spanien, ohne Söhne, wie ermähnt, wünſchte 
nun eine Anderung des Thronfolgegefeßes, un nicht nad) feinem Ableben das Reich an feinen 
Bruder Don Garlos fallen zu laflen. Dazu beburfte er ded Votums der Gorted und mußte 
ihnen liberale Zugefländniffe zu machen, denen die Cortes auch, Schritt für Schritt gewonnen, 
fo viel Vertrauen fchenften, daß fie dem Könige aus Dankbarkeit die Ihronerbichaft für feine 
Töchter zuerfannten. Ferdinand flarb bald darauf, und über feinen Sarge entbrannte ver 
Bürgerkrieg, lange während, graufam, blutig, wie immer in Spanien ver Fall gewejen. Das 
Bolt nahın die Bartei der jungen conflitutionellen Königin Ifabella, der Adel, die Briefter und 
die baskiſchen Volksſtämme die Partei des Don Carlos. Rußland, Ofterreih und Preußen 
waren zu Gunften des abfolutiftifchen Don, England erklärte fi dur P. für Donna Ifabella. 
P., mit feiner gewohnten Ritterlichkeit, entlepigte fich feiner Pflicht mit befonderer Energie zu 
Gunſten der bedrohten Herrſcherin im Escurial und brachte die Quadrupleallianz zwifchen 
England, Frankreich, Spanien und Portugal zu Stande; ein Schachzug, der die drei Earliftifchen 
„Kreunde im Norden“ aus dem Felde drängte. Doch es blieb nicht bei dieſem moralifchen 
Beiftande. Eine „ſpaniſche Legion”, aus Engländern beftehend, nahm den „Shilling‘‘, d. h. 
ließ jih anwerben und wurde nach der Pyrenäiſchen Halbinfel übergeführt, ohne indeß Belegen: 
heit zu großen Heldenthaten zu finden, während eine britiſche CScadre nahe Ber Norbfüfte Freuzte, 
wo der Farliftifche Krieg wüthete, um ven Truppen der Königin jeden zweckdienlichen Beiftand 
zutheil werben zu laſſen. Dadurch, daß V. bei der Anwerbung der „ſpaniſchen Legion‘ beide 
Augen zubrüdte und die Kreuzer ausfandte, fam er der Idee einer „„beivafineten Intervention‘ 
fehr nahe. Dieſer Verftoß gegen „traditionelle Politik’ ging ihm indeflen damals in England 
nicht fo leicht Hin. P.'s Nival, Lord Aberdeen, rügte im Oberhauſe diefe Art ver Einmiſchung 
unummwunden und fam dadurch nicht nur mit P. jelbft, jondern den Ideen ver Whigs überhaupt 
in Colliſion. Aberdeen bielt darauf, Non-Intervention meine Neutralität, und das Haus der Korps, 
auf feine Seite tretend, ftellte verfänglicde Zragen an P., unter anderm die, „wie B. mit feiner 
Duadrupleallianz operiren wolle, im Falle Don Carlos Madrid erreichen un feine Nichte vom 
Throne flürzen würde’? Das war allerdings die Taktik eines afuiften, viefe Angriffäweiie, 
aber B. wurde von feinem Gabinetächef, den Earl Grey, in Schuß genommen, der erflärte „er 
trete ganz auf die Seite feines foreign secretary in vem Bemühen, conftitutionelle Freiheit ſo⸗ 
viel als möglich über ven Gontinent auszubreiten, mit friedlicher Hülfe und moraliſcher Ermu⸗ 
tbigung von feiten Englands“. 

Engländer halten auf fair play (ehrlich Spiel), P. hatte zwei „‚conftitutionelle‘‘ Rönigin- 
nen beihügt, aber fein Auge überwachte fie. Als Donna Maria da Gloria den Pact jo weit 
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verletzte, indem ſie in ihrem Lande zu tyranniſiren begann, mit allen den aͤblichen Chicanen 
gegen Cortes und Preſſe, begannen bie Freunde der Conſtitution mit Waffen zu klirren und 
beſetzten ſogar Oporto, die zweite Stadt des Landes. Darum ſandte die Koͤnigin um Hülfe an 
Iſabella von Spanien. Indeſſen eine dritte Königin — Victoria von England — legte ein ſehr 
entſchiedenes Veto gegen biefe „Revolution von oben‘ ein. P. gab der portugiefifchen Königin 
den wohlmwollenden Rath, nicht einen einzigen ſpaniſchen Soldaten ihre Grenze Üüberfchreiten zu 
laflen, und bot Englands Vermittelung an, welche von der bevrängten Dame acceptirt wurde. 
„Wiederherftellung der portugiefifchen Conſtitution in ihrer erften Integrität und Gewährung 
aller billigen Borberungen der Inſurrection!“ — dies war das von P. für feine Mühe begehrte 
ehrliche „Handgeld“. Lord B. Hatte einen Agenten in Lager der Aufſtändiſchen, und ließ an 
legtere die Aufforderung ergeben, die Waffen nieberzulegen, indem er ihre Beſchwerden zu 
Herzen genommen und die Königin zur Umkehr beivogen habe. Die Antwort der Junta war 
die Vorbereitung eines Angriffs auf Liffabon. Wiederum fah HH BP. veranlaßt, das Princip 
Non-Interference auf feine eigene Weife auszulegen. Er fandte Inftructionen an den Com: 
mandeur des im Tejo liegenden britifchen Geſchwaders, und gerade zur felben Zeit, ala vie 
Snfurgentenflotille von Oporto aus die Mündung des Douro verlaffen. Das war das Ende 
des Bürgerfriegd. P. zeigte diefe Energie, als dad Eabinet, vem er angehörte, auf wankenden 
Füßen fland, mit einer geringen Majorität von ungefähr 25 Stimmen auf feiner Seite, und 
auch diefe nur von wetterwendiſchem Charakter. Das Eabinet Hätte entichuldigt werden koͤnnen, 
hätte e8 um des lieben Friedens daheim willen die Ausländer fich felbft überlaffen, aber es ift 
eine Hiftorifche Thatſache, daß englifche Babinete, wie fehr auch ihre innere Politik fie der 
Abdankung nahe bringen mochte, jedesmal durch irgendeinen großen Coup auf ben Gontinent 
das britifhe Publikum mit ſich auszuföhnen verftanden hat. „Glory“ deckt eine Menge Verfün- 
digungen zu, dad ift ein fo gutes Sprichwort nörblih vom Kanal La Manche wie auf der 
andern Seite beiden gallifhen Nachbarn. P. verſtand vie ichtigfeit dieſer politifhen Mandver 
vortrefflid und fand am Ende der dreißiger Jahre in Syrien @elegenheit, von neuem das Im 
Inlande midliebig gewordene Babinet durch Die Brandung zu fleuern. 

Mehemev: Ali, Paſcha von Ägypten, hatte die türfifche Vaſallenſchaft abgeworfen — eine 
feidene Schnur that damals fhon fo wenig Wirkung wie heute ein römifcher Bannflu — und 
war fogar auf die Eroberung Syriend ausgezogen. Die Türkei verdankt ihre Eriftenz dem 
Neide der europäiſchen Mächte untereinander, aber ebenfo wenig wollen dieſelben, daß ein 
añiatiſcher ober afrifanifher Eroberer den Schügling in erhebliche Befahr bringe. England und 
Oſterreich erachteten dafür, daß ein doppelter Verluſt, wie der Agyvtens und Syriens, die 
Kataſtrophe der Auflöfung in osmaniſchen Reiche allzu ſehr beſchleunigen würde, und P. war 
unermüdlich, Frankreich und Preußen zu einer Ligue zur Aufrechthaltung der Integrität der 
Hohen Pforte zu bewegen. Selten wurde ſein Schreibtalent ſo in Anſpruch genommen wie in 
dieſem Falle, indem Frankreich mit aalglatter Geſchmeidigkeit jedem feſten Griffe auswich. 
Thiers lenkte damals deſſen Geſchicke;, und das franzoͤſiſche Volk machte ſich mit dem Gedanken 
vertraut, daß diplomatiſche Manöver vollenden fönnten, was der erſte Napoleon mit Gewalt 
der Waffen feinerzeit zu erringen verfucht hatte — nämlich eine controlirende Macht Frankreichs 
in den Angelegenheiten Syriens und Ägyptens. (Die Suezkanalangelegenheit unferer Tage 
ifE nur eine neue Auflage ver alten Galculation.) So erhob ſich denn ein Federkrieg zwiſchen 
B. und Thiers, welcher mit zahllofen Protofollen vie Verhandlungen fo in die Länge zog, daß 
Mehemed-Ali's Truppen hinreichend Zeit gewannen, in Syrien ſich feftzufegen und die Feſtang 
St.:Iean d'Acre mit einer anfehnliden Barnifon zu verfehen. P. legte die Weder beifeite und 
appellirte an dad Schwert. Im Jahre 1840 wurde ein hierauf bezüglicder Vertrag zwiſchen 
England, Ofterreih und der Pforte nicht nur abgeſchloſſen, fondern ihm auch durch eine ver⸗ 
einigte Flottenerpedition, zu welcher England das Groß beiſteuerte, eine praktiſche Auslegung 
gegeben. Sir Robert Stopford war Erſter im Commando, Sir Charles Napier unter ihm. 
Die Flotte ankerte vor Beirut. Marineſoldaten landeten und wurden von ber durch bie Ägypter 
hart behandelten Bevölkerung mit Jubel empfangen. Die Folge war, daß die Agypter Schlag 
auf Schlag einen Plug nad dem andern aufgeben mußten; indeſſen die Stabt und Feſtung 
St.-Jean d’Acre erſchien fo vollſtändig uneinnehmbar, vornehmlich durch ihre natürliche Lage, 
die Werke erwieſen ſich von fo außerordentlicher Stärke, daß Sir Robert Stopford fi weigerte, 
auch nur einen Angriff zu wagen, ja einen Plan Str Charles Napier's, den dieſer mit feiner 
gewohnten Kühnbeit entworfen, al& zu gefährlich abiwied. Dennoch fand diefer Plan feinen 
Weg nad London, und P., gereift In Erfahrungen während feiner zwanzigjährigen Barriere 
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als Rriegsminifter, entſchied fi für ven Verſuch und befahl, mit völliger Hintanfeßung bureau⸗ 
Eratifcher Vorurtheile, Sir Robert Stopford, den Plan feines LUintergebenen quözuführen. 
Stopford that Died, ohne eine Spur empfindlicher Ciferſucht zu zeigen. Unter beftigem Bom⸗ 
bardement exrplodirte dad Pulvermagazin der Agypter, wobei nahe an 2000 Menfchen ums 
Reben famen. Die Barnifon übergab die Feſtung. Der Dramaturg diefer Scenen war niemand 
anders als PB. Seine Popularität kannte nunmehr feine Grenzen, aber in Branfreich regte fi 
böfes Blut. St.-Jean d'Acre, einft vom großen Napoleon vergeblich belagert, mar Engländern 
unterlegen und Mehemeb: Ali gelähmt, das konnte ein franzoͤſiſches Gemüth nicht jo leicht ver- 
geben, und nur ver Gleichmuth Ludwig Philipp's, Die befonnene Haltung Thiers' — beidethaten 
mehr dazu, einen Krieg mit der halben Welt zu verhüten, al8 die ziemlich trogige Haltung des 
engliſchen Gabinetd. Aber vie Misſtimmung wirkte noch lange fort und fam bei einzelnen Gele⸗ 
genheiten wieder zum Borfcein. 

Wie ſchon erwähnt, ſaß P. für vie Univerjität Cambridge bis 1831 im Unterhaufe. Er 
war jedoch feinen Wählern langft zu liberal getworven, und fie wurden ihm bei der Neuwahl 
ungetreu. Ebenſo geftattete ihm die confervative Meaction in Soutbhampfhire, wo P.'s 
Wohnſiztz feit feiner Geburt geweien, keineswegs, die Grafihaft länger als während Eines 
Parlaments zu vertreten. Er ftellte ih 1834 für Tiverton, doch erhielt er auch den Sitz nur, 
weil ber ihm vorgezogene Kenneby zu feinen Gunften verzichtete. Seitvem aber hielten feine 
neuen Wähler zu ihm, obwol mitunter nicht ohne heftigen Widerſtand feitens anderer Partei: 
männer. So hatte er fpäter, 1847, einmalwährend der Barlamentöferien, wie jedes Parlaments: 
mitglied zu thun bat, vor feinen Wählern über feine Politik Rebe zu flehen und ji gegen ben 
vom Ghartiften Harney erhobenen Vorwurf der Sreiheitöfeinplichkeit zu vertheidigen. P. machte 
bie Leute laden und itegte. Hier eine Probe: „Harney fagt, ich Hätte eine neue Tyrannei in 
Spanien anftatt der alten eingejegt. Ich leugne dies. Die frühere Regierung hatte die Inqui— 
fition. Vielleicht wiflen viele von euch nicht, was das ift. Defto befler für euch. (Gelächter.) 
In Bortugalfoht Dom Miguel fürTyrannei. Was thaten wir? Setzten wir ihn auf den Stuhl? 
Nein, wir fegten ihn herunter. (Bravo!) Jetzt kommen wir an Syrien. Ich glaube nicht, 
daß die Anhänger meines Opponenten irgendetwas davon verftehen. Er weiß, er verficht felbſt 
wenig davon. (Gelächter) Wie fönnte man alfo erwarten, daß feine Anhünger mehr verftehen 
als er jeldft. (Allgemeine Heiterkeit.) Er jagt, der würbige alte Gentleman Mehemed: Ali war fo 
äuferft geliebt in Syrien, daß feine Regierungsmeife dort ein Paradies zauberte, wo früher 
die Hölle gehaufl. Nun! Wie trieben wir ihn denn aus Syrien? Nur, indem wir dem Bolfe 
des Landes ein paar taufend Musfeten lieben und ihnen ein paar hundert Theerjacken zu Hülfe 
fandten, jagend: Drauf! Jungens! Wollt ihr Mehemed-Ali los werden, wir wollen euch den 
Rüden decken, wenn ihr handeln wollt, jegt jft euere Zeit. (Kachen.) Sie nahmen und beim 
Wort; fie borten und fließen ihn mit Fußtritten aus dem Rande, mit Kopf und Kragen, und feine 
Armee vbendrein und priefen und als ihre Befreier!‘‘ 

In diefer draſtiſchen Weife ſpricht B. immer bei Öffentlichen Gelegenheiten; aud im Bar: 
lament fchleift ex feine Ausdrücke nur felten beſſer, aber er „packt“ die Beifter mit feinen Sar: 
fasmen und feinem energifhen Humor. Doch ich Habe mit dieſer Eleinen Silhouette dem Gange 
der Ereigniffe vorgegriffen. 

Der Lefer verſetze fih an die Weitküfte Afrikas, an die Sflavenfüfte, mo Spanier und Bor: 
tugiefen ihr fluchbeladenes Geſchäft trieben und noch treiben bis auf den heutigen Tag, wenn 
aud in geringerm Umfange, feitvem bie englifhen Kreuzer wachſamer gemorben find und ber er: 
giebige Markt von Neuorleand in die Hände der Abolitioniften Nordamerikas gefallen ift. Tim 
das Jahr 1840 fland der Sklavenhandel jedoch noch in alter Blüte, obwol feit ven Tagen von 
Wilberforce, der zuerft dad Gewiſſen Englands aufrüttelte, englifche Geſchwader Sklavenſchiffen 
länge jener Küfte auflauerten. Died Geſchwader gehörte mit zu P.'s ausmwärtigem Reffort, fowie 
bie damit Hand in Hand gehende Abſchließung von Berträgen mit Negerhäuptlingen zu dem 
Zwecke, dieje dem ſchmählichen Menichenhandel zu entfremden. Obwol in England und ſelbſt im 
Parlament viele Stimmen fih aus Sparſamkeitsrückſichten gegen died uncomfortable Geſchäft 
des Auffangens von Sklavenſchiffen erhoben, ließ dennoch P. im Bunde mit Lord Sohn Ruſſell 
nicht ab, jene Geſchwader immer in effeetivem Stande zu erhalten und neue Methoden für die 
erfolgreiche Uinterbrüctung der Menjhenräuberei ind Werk zu fegen. Eine der energievoliften 
Mapregeln leitete PB. in dem genannten Jahre gegen diefe Berfündigungen ein und wählte als 
Werkzeug den Kapitän Denman. Es war die Praxis der Spanier und der Bortugielen, große 
Sflaventrandporte aus dem Innern Afrifas von den Häuptlingen, die jene Razzias aus Spe⸗ 
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culation unternommen, aufzukaufen und dies „lebendige Ebenholz“ in geräumigen Baracken 
„aufzuſpeichern“, bis ein Schiff vorhanden, Die Ladung einzunehmen. Die Zerſtoͤrung dieſer 
Baraden mußte ein erheblies Hinderniß gegen vie mafienhafte Ausführung ber Schwarzen 
Hilden. Kapitän Denman wurde von P. inftruirt, an dieſes Werk zu gehen. Denman Faufte 
den einflußreichften Negerhäuptlingen bie Erlaubniß ab, jene zahlreichen Baraden und Neger- 
menagerien zerflören zu bürfen, landete Marinetruppen, überfiel die unmenſchlichen Schlie⸗ 
Ber und ftedte, nachdem er Taufende von Sklaven in Breiheit gefeßt, die Gebäude in Brand. 
Seitdem hat England immer dafür geforgt, daß fie aus ihren Ruinen nicht wieder erftehen 
fonnten, und der Sflavenhandbel hat mangels folder Rejervoird nicht wieder feine damaligen 
Dimenfionen erreihen fünnen. Zwar befaßen die Portugiefen die naive Frechheit, Kapitän 
Denman vor dem londoner Gerichtshof der Queens-Bench auf Schabenerfag zu belangen, 
aber diefer wurde auf Staatöfoften vertheidigt, und das Verdiet fiel, wie leicht vorauszufehen 
war, gegen bie Beichädigten aus. Ein anderer wirkſamer Schritt zum Ziel war pie Blokade der 
brajilianifhen Küfte, wohin die meiften Transporte ihren Weg zu nehmen pflegten; wiederum 
ein anderer Schlag gegen das Unweſen wurde auf Inftruction P.'s gegen den größten Sklaven: 
händler Afrikas, den König der Afchantineger geführt und ihm die Seeſtadt Lagos abge: 
nommen. Damit erſtickte man ein wahres Weöpenneft, und Lagos iſt in britiſchen Händen das 
Gentrum aller Operationen gegen den afritanifhen Sflavenhandel geworben. folge ver 
Befreiung von taufend und aber taufend Negern war fpäter die Gründung ber freien Neger: 
republif Riberia. 

In Jahre 1841 trat P. mit feiner Partei aus dem Gabinet und blieb fünf Jahre lang 
außer Amt, wobei er jedoch nicht verfäumte, feinen Nachfolger in Reſſort des Auslandes, ven 
Earl von Aberdeen, ven ganzen Groll der Whigs über die Auflöfung ihrer Adminiſtration als 
unermüblicher Opponent im Unterhaufe fühlen zu laſſen. Lord John Nuffell, fein Gefährte in 
diefem Interim, hatte um diefe Zeit das Unterhaus verlaffen, um feine Honigmonde mit feiner 
jungen Gattin, der Tochter des Carls von Minto, fern von ven Sorgen feiner Führerſchaft ver 
Whigs zuzubringen, und P. wurde inzwifchen ihr Häuptling. B. griff pas Gabinet mit einer 
unbarmherzigen Mevue feiner Mapregeln an, es war ein Feuerwerk von Hohn, Ironie und 
Sarfasnıen, und dad Cabinet hatte außer Sir Robert Peel feine Capacität folhem Widerſacher 
entgegenzuftellen. Als in dem folgenden Jahre das Cabinet fi) gegen den Vorwurf der Träg- 
heit durch feine Thätigkeit im Bereich der Einfommenfteuer und einer Reviſton ver Tarife rei- 
nigte und fomit feine ſchwache Stelle im Bereih der inneren Berwaltung der Attafe offen 
legte, leitete B. diefe gegen defien auswärtige Politif. So denuneirte er Sir Mobert Peel wegen 
der Grenzfrage in Betreff des Dregongebietö, welde mit den Vereinigten Staaten fchmebte, 
und Lord Aberdeen in Betreff der Grenzregulirung zwiſchen Canada und dem norbamerikanifchen 
Staate Maine mitteld des fogenannten Afhburton: Vertrags. P. nannte ed keinen Vertrag, fon= 
dern eine feige Kapitulation. Aber das Unterhaus, nicht gewillt, den alten Familienzwiſt mit den 
nordamerikaniſchen Vettern aufzuregen, fompathifirte in dieſem Falle nicht mit dem gefeierten 
Dppofitionsführer und umging eine Abftimmung, indem e8 während P.'s Rede im eigentlichen 
Sinne davonlief und die Zurückfgebliebenen ſtimmunfähig wurden. Auch der Zwift mit Frankreich 
wegen ber Befellihaftsinfeln im auftralifhen Südſeearchipelagus und der dabei flattgehabten 
Mishandlung des britifchen Conſuls Prichard zu Dtaheiti kam zum Austrag unter Aberbeen’8 
foreign office. Krieg und Frieden hing fozufagen an einem Haar, denn ber alte Groll Frank⸗ 
reichs wegen ber Affaire von St. Jean d'Acre machte ſich bei dieſer Gelegenheit Luft. Diesmal 
machte P. dem Earl von Aberdeen feine Oppoiition und that feinerfeitö viel, um ver Gefahr 
eined Friedensbruchs auszumweihen. Das Schwert blieb ſomit in der Scheide. Um diefe Zeit 
bewegte die Repeal (Aufhebung) ver Korngefege alle Klaffen Englands, und P. erklärte fich im 
Sahre 1845 unumwunden für biefe Repeal. Als Sir Robert Berl gegen Ende deſſelben 
Jahres die gleiche Bahn einfhlug, drang fih dem Cabinet die Überzeugung auf, daß dieſe 
Arbeit befler ven ‚Liberalen‘ überlaffen bliebe, und es dankte ab. Die Königin fandte nad 
Lord John Ruffell und betraute ihn mit der Bildung eines neuen Gabinets, zu welchen Behufe 
legterer fich zuerfi nad) feinen alten Gollegen umfah. Earl Grey, den er zuerft confultirte, lehnte 
jede Mitihätigfeit ab, im Falle PB. wieder dad Ruder der auswärtigen Politik erhalten follte, 
Lord P., verföhnlidern Sinnes, erflärte ſich bereit, auf dieſes Amt gänzlich zu verzichten, aber 
dennoch im Unterhaufe dad Gabinet ver Repeal der Korngeſetze zu Liebe ebenfo thatkräftig 
unterflügen zu mollen, ald wenn er ihm felbft angehörte. „Wenn er aber je in pas Gabinet 
träte, fo würde er fein anderes Amt ald das der auswärtigen Angelegenheiten accepticen.‘ 
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So blieb Ruſſell allein und verlor die glorreiche Gelegenheit, als Premier einem Cabinet vor⸗ 
zuſtehen, das die große Repeal hätte ausführen und das populärſte unter den populären 
Verdienſten eines britiſchen Cabinets fein eigen nennen können. Dieſer Ruhm blieb dem con: 
fervativen Cabinetochef Sir Robert Peel und befähigte ihn, noch eine Eurze Weile am Ruder 
zu bleiben. Aber Zerwürfniffe in feiner Bartei ſchwächten jeine Stüge im Unterhauſe dergeſtalt, 
daß er Lord John Ruſſell den Play räumte, deſſen Bemühungen es zugleich gelang, eine äußerliche 
Verſoͤhnung zwiſchen ben politiſchen Antipoden Grey und P. zu Stande zu bringen und ſich 
ſomit dieſe beiden Kräfte zu ſichern. P. war wieder Miniſter des Außern. 

Als hätten die Ereigniſſe nur darauf gewartet, ſo brachte dieſer Sommer des Jahres 1846 
ſchon Verwickelungen aller Art, die P.'s Talent herausforderten. Es war das Jahr des Bor: 
ſpuks des noch ungeborenen revolutionären Jahres 1848. Die öffentliche Meinung begann id 
jener Fieberhitze zu nähern, welche zwei Jahre jpäter zur Kriſis gelangen follte. Der Sonder: 
bundfrieg in der Schweiz war eins diefer Symptome. Der Schrei der Iefuiten über Unter: 
drückung fand das kömiſch-katholiſche Europa nicht Harthärig. V. beſtand daranf, die ſtreitenden 
Parteien ihre Sache allein erledigen zu lafien. In Frankreich rief eine ſtarke Partei nad Inter⸗ 
vention; Oſterreich und felbft Preußen, deren Neigungen zum mindeſten zweitelhaft erjchie: 
nen, ließen fogar Truppen marſchiren, und ein Bündniß zwiſchen Frankreich, Ofterreich und 
dem päpſtlichen Stuhl begann das Tagesgeſpräch zu bilden, während P. allein auf feiten der 
proteftantifhen Cantone fland. Er proteftirte in einer Note gegen jede ifolirte fremde Ein: 
miſchung in dem Gunflict zwijchen ven proteftantiihen Gantonen und den zum jefuitiichen Son: 
berbund gehörigen und gab dem britiihen Minifterrefidenten in Bern die Inftruction, vie 
ſchweizeriſche Bundeöregierung zu einer ſchleunigen Unterdrückung ber Rebellion zu animiren, 
während er gleichzeitig, um auf alle Bälle einen Aueiweg zu finden, eine Conferenz ber interej: 
jirten Mächte vorihlug zu den Zweck, eine gemeinjame Intervention in Erwägung zu ziehen, 
falls jolde von nöthen werben follte. Indeſſen die Ereigniife Famen legterm zuvor; vie Bun: 
deöregierung behielt die Oberhand, die Iefuiten murben vertrichen und die Ruhe in Helve⸗ 
tien wieverbergeftellt. Die Konferenz trat nie zuſammen. 

Kaum war diefe Sache erledigt, jo hatte er es mit der berühmten „ſpaniſchen Heirath“ zu 
thun, welche ziwiichen einem Sohne Ludwig Philipp's, dem Herzog von Montpenjier, und einer 
Schweſter ver Königin Ifabella von Spanien gefhlojlen wurde. Der Frieden von litredt, 
weicher eine weibliche Thronfolge in Spanien verwehrte, um jede Möglichkeit einer Tranzörlic- 
ſpaniſchen Zwiſchenheirath abzufchneiden, fand nicht mehr im Wege, venn vie ſpaniſchen Gortes 
hatten dieſen Paragraphen wegvotirt und eine Grau berrichte über die Hidalgos. Die 
Dugdrupleallianz, P.'s Merk, hatte ihrer Zeit dad fait accompli beftätigt, aber mit der Clauſel, 
daß eine ſpaniſch-franzoöͤſiſche Kamilienallianz nie jtatthaben dürfe. Ludwig Philipp jann num 
darauf, durch dieſe Clauſel einen undeilbaren Riß zu machen mit dem Project der erwähnten 
Heirath. Er hatte ed aufgegeben, um die Hand der Königin von Spanien für feinen Sohn zu 
werben, und jogar die Heirath Iſabella's mit ihrem Better vermittelt, um vamit jener Clauſel 
ſich fheinbar zu beugen und den Argwohn Lord Aberdeen's, der damals noch im Anıte gemeien, 
zu beſchwichtigen. Aud hatte er demfelben verheigen, vie Heirath zmiichen feinem Sohne und 
ber Schweſter Iſabella's folle nicht eher von ftatten gehen, als bis die Ehe der Königin Iſabella 
mit Nachfonnienfchaft gejegnet wäre. Aber, dies keineswegs abwartend, ignorirte er dad Ber: 
ſprechen, wovon bie Tinte, mit der es gefchrieben, kaum getrocknet war, und beeilte jene anvere 
Heirath mit ſolcher „Discretion“, daß diefelbe lange noch in ver Diplomatie den Beinamen 
„die heimliche Ehe” davonırıg. In diefem Stadium befand ji die Sache, als P. von neuem 
zum Amie gelangte. Die verlegten Zuſicherungen bes franzöſiſchen Könige führten zu einer 
äußerſt erzürnten Correipondenz, in welcher P. die ganze Meifterichaft feiner Feder geltend 
machte; er jegte Damit nur Die Oppofition einem Könige gegenüber fort, die er gegen die jpanijche 
Heirath ſchon vorher im Unterhaufe gegen den von dem Bürgerfönige pupirten Aberdeen be: 
gonnen hatte. Die Controverfe ſpann ſich endlos aus, jedoch fie blieb immer nur ein Nachſpiel, 
denn der Herzog von Montpenjier blieb einmal der Gemahl ver ſpaniſchen Infantin. No che 
der Depeihen: und Notenaustaufch auf beiden Seiten die leitenden Staatömänner ermüdet hatte, 
entfegte die Bebruarrevolution von 1848 den föniglihen Balculator jeined Throne, dem er — 
„mit echt bürgerlicher Borjicht für die Berforgung feiner Kinder’ — durch die ſpaniſche Heirat 
eine neue Stüge geichaffen zu haben glaubte. Damit fiel die langathınige Controverſe von 
felbft Hinmeg, denn mit dem Fall der Orleans blieb ed von feiner Bedeutung mehr, ob ein or⸗ 
leaniftifher Prinz in die ſpaniſche Regentenfamilie hineingeheirathet Haste öder nicht. 
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Die Revolutionen von 1848 werden unvergeſſen bleiben. Ganz Europa war ein Flanm⸗ 
menherd, von Ungarn bis zur Cider, und die Zunfen flogen nah allen Seiten. Nur über 
ven ſchmalen Waflerftreifen, ver Englands gludliche Infel von dem ſich felbft zerfleiſchen⸗ 
den Sranfreich trennt, gelangten fie nicht. Es Hatte darum freie Hände, um im Auslande 
zu „revolutioniren“, wenn es die englifchen Intereffen forderten. P.'s Haltung hat manden 
Schatten auf ihn fallen laffen in diefer Periode, und namentlich fein Verhalten gegenüber 
Sicilien fonnte feine Partei befriedigen, denn es involvirte „Untreue“ in mehrfacher Be: 
ziehung und war bad Gegentheil des englifhen Principe vom „fair play“. P. rechtfer⸗ 
tigte jeine Einmifhung mit dev alten Allianz, die zwifchen ven flciliihen und englifchen 
Bolfe jeit der napoleonifchen Zeit, beflanden, als Sicilien allein dem gewaltigen Eroberer 
Widerſtand leiftete und mit Hülfe britiicher Truppen unter Sir William Bentind die Fran— 
zojen aus der Infel vertrieb. Zur Vergeltung für dieſe Bravour, erwieſen gegenüber dem 
gemeinjamen Feinde, hatte die britifche Negierung ven Giciliern das vielleicht nicht formel 
bindenve, aber doch deutlih genug ausgefprocdene Verſprechen gegeben, daß die von ihnen 
nad den Grundſätzen der Selbſtverwaltung eingefegte Behörde refpectirt und, welchem 
Rande die Inſel auch fpäter jich anfchließen möge, ihre liberale Verfaſſung ihr erhalten Blei: 
ben jolle. Diejes Verſprechen oder beiler Gelübde wurde nicht gehalten. Der Wiener Congreß 
theilte vie Injel Neapel zu, ohne eine Silbe wegen der liberalen Gonflitution zu erwähnen, 
und ein deopotiſcher König von Neapel wäre der legte Mann gewefen, jo meit Chrenmann zu 
jein, um ein Wort zu halten, das er perföntich zwar nicht gegeben, das aber ein heiliges Pflicht: 
erbe für ihn war, injofern daſſelbe Volk Sicilien von dem gemeinfanen Feinde der italienischen 
Freiheit befreit hatte, dad er jetzt unter feiner Herrſchaft empfing. Obwol es nachher immer gehei⸗ 
Ben bat, „Ruhe herrſcht in Sicilien“, glomm doch das Andenken an die ehemalige Selbſtändig⸗ 
keit noch unter der Aſche, unter welcher das Feuer faſt erſtickt ſchien. Im Jahre 1848 erklärten 
die Sicilier ihre Unabhängigkeit und, des alten ihnen geleiſteten Gelübdes nicht vergeſſend, 
wandten ſie fich um Beiſtand an die britiſche Nation. Man verſichert, daß P. dem Anſinnen 
nicht entgegen war. Er gab ihnen „moraliſchen Beiſtand“ einerſeits und vermochte es auch ein⸗ 
zuriäten, daß englifche Lieferanten gegen gutes Geld den Infurgenten Waffen und Munition 
zuführten, ja er Enüpfte ein neues Gelübde an das alte noch nicht gehaltene, daß, „wenn bie 
Sicilier eine Monardie errichten und die Krone dem Bruder des jegtregierenden Königs 
Bictor Emanuel zuerkennen wollten, er ihre Unabhängigkeit anerkennen wolle”. Gin über: 
flüjfiges Veriprechen, venn das ältere umfaßte ſchon ebenjo viel. Solche Politik gleicht der eines 
ſchlechten Zahlers, ver feinen Gläubigern verfichert, wenn ſie ihm noch weiter trauen und gewiſſe 
neue Bedingungen erfüllen wollten, jle ihn in den Stand feßen würden, feine erfte Schuld zu 
entrichten. Daß P.'s Politik fehlte und ver verheißene volle Becher an ven Lippen ver Sirilier 
vorüberging, hat er felbft zwei Urſachen zugeichrieben. Erſtlich feien die Sicilier zu fehr voll 
Vorliebe für vepublifaniiche Inftitutionen gewefen, und zweitens hätten die Tories daheim ihm 
jeine Stellung erſchwert (und allerdings B. Hat jein Amt Häufig allem andern vorgezogen!) 
und dad die Liberalen ihn wenig unterflügten, „daheim genug zu thun habend mit ihren eigenen 
Planen von Parlanıentd: und Finanzreformen“, als daß fie viel Sympathie für ausländiſche 
Mölker, die nach Freiheit rangen, geipart haben fönnten; „mithin hätten ihm die ſiciliſchen 
Republikaner und die englifhen Radicalen (ein ftarfer Name für Freunde erweiterten Wahl: 
rechtd und weijer Ökonomie) die Freude verdorben” — Englands feierlihes Wort zu Halten, 
fönnte man hinzufügen. Sirilten unterlag und P. behielt fein Amt. „Amter im Cabinet“ find, 
folange dad englifche Barlament eriflirt, immer die Fiſche und Brote geweſen, um berentwillen 
Leute die harte Barriere eines eifrigen Iinterhausmitglieves auf jih nehmen. Wenige Aus⸗ 
nahmen waren und find, aber deshalb beftätigen fie nur die Regel. 

Eine Epifode in der diplomatiſchen Thätigfeit P.'s bildete ein vorübergehended Zerwürfniß 
mit Spanien, das allerdings in nichts Weiterm fich fund gab als in einer Abberufung der 
beiderjeitigen Geſandten. Man hatte dort Verfolgungen gegen die Liberalen eingeleitet, gegen 
diejelbe Partei, der die Königin den Thron verdanfte, und B., wie er einft in Portugal gethan, 
machte durch den britifchen Geſandten Sir Henry Bulwer beim madrider Hofe Gegenvorftellun: 
gen, bie aber fhledhte und hochmüthige Aufnahme fanden. Kühle trat ein nad) der kurzen Zeit 
des übertündten Misvergnügens. Als aber fpäter eine ſpaniſche Infantin geboren wurde, 
fanden fi die beiden Geſandten wieder auf ihren Boften ein „aus NRüdfihten üblicher 
Courtoiſie“. 

Einen andern Zwiſt hatte P. mit dem kleinen Griechenland. Ein Schotte, Finlay, und ein 
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Jude, Namens Pacifico, ein Jonier und fomit au Unterthan ber britiſchen Protectorkrone, 
beſchwerten fi über erhebliche Unbill, vie fle von griechiſchen Unterthanen erfahren. &8 unter: 
liegt feinem Zweifel, daß Don Pacifico feine Anfprüde ſehr übertrieb, indeß vie griechiſche 
Megierung lehnte die Entſchädigungsfrage fogar im Princip ab und weigerte fi, die Verech⸗ 
nungen ber geringflen Prüfung zu unterwerfen, worin das englifche Cabinet eine Entſchuldigung 
fand, feinerfeitö den vollen Betrag zu fordern. Indeſſen z0g fih Die Sache fehr in bie Länge 
und wäre vielleicht als Bagatelle noch bis heute unerledigt geblieben, hätten nicht andere Er: 
eignifle dies befchleunigt. Die Joniſchen Infeln waren des engliſchen Protectoratd müde und 
agitirten unverhohlen für einen Anſchluß an das Königreich Griechenland. Eine Infurrection 
brach aus und wurde von dem britifchen Gouverneur mit Gewalt unterbrüdt. Die Ruſſell'ſche 
Idee, „daß jede Nation das Recht Habe, ji ihren Herricher zu wählen‘, lag damals noch in den 
Windeln und murbe auf ein Protectorat, wie dad ermähnte, nicht audgebehnt. Man entvedkte, 
dag griechifche Agenten und, wie man wiflen wollte, auch ruſſiſche Einflüſſe der Infurrection 
Feuer zugetragen hatten, obwol engliſcherſeits felbft zugegeben worden, daß „legale Beweiſe 
dafür nicht gefunden wurden. Deshalb beſchloß P., diefen Mangel damit zu erfegen, daß er vie 
Sache des Don Pacifico zu einer Sache von äußerftem Interefie ſtempelte und für den Befränften 
„sofortige Genugthuung“ verlangte. Als die Griechen wiederum zoͤgerten, erfchien eine imponirende 
engliſche Flotte im Piräus und kaperte ſo viel griechiſche Handelsſchiffe, als hinreichend geweſen, 
Pacifico doppelt zu entſchädigen. Ich entnehme dieſe Thatſache ſogar einer engliſchen Duelle. 
Griechenland zitterte, die europäiſchen Mächte blickten mit Argwohn auf jene Manöver. 
Frankreich bot ſeine Vermittelung an, welche P. ſo weit acceptirte, als ſie den Betrag der Ent⸗ 
ſchädigung beträfe, nicht aber wolle er die Gerechtigkeit des Anſpruchs Überhaupt noch in Frage 
ftellen und von einem franzoͤſiſchen Agenten begutachten laſſen. Der franzdjifche Agent dehnte 
jedoch jofort nad feiner Ankunft in Athen feine Brüfungen auf dieſes verbotene Gebiet auß, 
in Betreff der Frage, „ob überhaupt eine Beſchädigung vorliege‘. Die Griechen fchöpften 
neuen Muth und wollten zu feinem Abkommen die Hand reihen. Wiederum inftruirte P. den 
englifhen Admiral, alle Unterhanplungen abbrechend, das Kapern griechiſcher Schiffe von neuem 
zu unternehmen, und die Folge war, daß ſich die griechifche Negierung „auf®nade und Ungnade“ 
ergeben mußte. Frankreich indeſſen — damals republikaniſch — erachtete dies als eine Inful: 
tirung des franzdfifchen Vermittlers. Der franzöfifche Gefandte verließ Athen, ebenſo der in 
London beglaubigte England. Das fah aus wie Gewitterſchwüle. Indeſſen e8 lag der fran⸗ 
zöflfchen Republik daran, mit den „barbariſchen Infulanern‘ auf gutem Fuße zu ftehen, denn 
P. war ohne Zögern bereit gewefen, die neue Republik in aller Form anzuerkennen, und eine 
Beritändigung blieb nicht lange aus. Ein Abkommen, das geſchloſſen wurde, erfannte fran- 
zöfifcherfeitö die Gerechtigkeit der Anfprühe Englands im Prineip an und englifiherjeitd 
Sranfreid die Befugniß zu, den Betrag des Schabenerfages für Finlay und Don Parifico 
feftzuftellen. 

Diefe Vorgänge konnten nicht verfehlen, ein willkommenes Material für die Parlament: 
bebatten des Jahres 1850 zu liefern, Debatten, in melden die Barteien ihre beften Truppen 
und brillanteften Talente ins Feuer ſchickten. Sie vehnten fih au auf die Haltung P.'s in der 
Schleswig=holfteinifhen Frage und namentlich gegenuber der ungarifchen Revolution aus. Er 
lieh den IIngarn zwar feinen Beiftand, denn, wie liberal aud ein englifcher Mintfter fein mag, 
er wirb nicht gegen die englifhe Maxime fündigen, vor allem einen Krieg ver Nationalitäten zu 
vermeiden, aber er animirte die Türkei in ihrer Weigerung, die ungarifchen Flüchtlinge der 
Barmherzigkeit des erbitterten Oſterreich audzuliefern. Das Parlamentsmitglied Roebuck, dad 
„keiner Partei angehören will”, hatte ein Sündenregifter P.'s vorbereitet und trug auf ein 
Mistrauensvotum des Unterhaufed gegen P. an. Am 24. Juni 1850 erfolgte Debatte darüber. 
Sie war eine denkwürdige und um fo gefährlicher, da das Oberhaud auf ven Antrag des Chefs 
der Tories, Earl Derby, dem Cabinet bereits ein ſolches Votum mit anfehnliher Majorität vin: 
bieirt hatte, was aber, wie Ruffell auf Befragen im Unterhauſe erklärte, allein das Cabinet 
nicht zum Abtritt nöthigen Fünne. Dann brady er in einen wahrhaft glühenden Panegyrikus 
für feinen Gollegen B. aus, „ver ja nicht der Minifter Ofterreih8 oder Rußlands, fondern bet 
Englands ſei“. Darauf entgegnete Roebud in farkaftifcher Weife, „er fet mit der conflitutionellen 
Bafis diefer Doctrin nicht ganz einverftanden und habe demzufolge dad Mistrauensvotum be: 
antragt, aber, um dem Unterhaufe Gelegenheit zu der Erflärung zu geben, ob es das Urtheil 
des Oberhaufes beftätige oder nicht, wolle er ein «Votum ber Billigung» für P.'s Politik be: 
antragen. Die Debatte fpann fi über vier Sigungen aus. Das Cabinet fchien verloren, 
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denn alle Schupzöllner, ſowie die Peeliten, mit einer ober zwei Ausnahmen, und bie ganze 
Jüngerſchaft der Mancheſterſchule machten Fronte gegen die Regierung. Bei dieſer Gelegenheit 
hielt B., der fonft nie lange ſpricht, feine läängſte, eine fünfſtündige Rede, voll außerorbentlicher 
Kraft und Beredſamkeit, jeden einzelnen Schritt feiner Politik vertheidigend, und loͤſchte jeven 
Paragraphen ded gegen ihn aufgeftellten Sündenregiſters. Spät in der vierten Nacht fand die 
Abſtimmung ftatt, und Roebuck's aus Ironie beantragted Bertrauensvotum für P. wurbe alles 
Ernfled mit einer Maiorität von 46 Stimmen angenommen. PB. hatte gegen alle Erwartung 
geflegt ; „er machte die Leute wieder lachen und blieb obenauf“, fagten die Engländer; und es 
wollte etwas heißen, fünf volle Stunden lang bei Humor zu bleiben. Seine Popularität ſtand 
im Zenith. Cheers begrüßten ihn, als er das Haus verließ, und der große Reformelub gab 
ihm zu Ehren ein verſchwenderiſches Feſteſſen. Er galt als die Säule des Cabinets, die kein 
Simſon umwerfen koͤnnte, als der Unentbehrliche, der „gekommene Mann“, wie die Phraſe 
ging. Dies war ein Echo durch die ganze Länge und Breite des Vereinigten Koͤnigreichs Groß⸗ 
britannien und Irland. 

Welches mußte alſo das Erſtaunen im größern Publikum ſein, als Ausgang December 1851 
daſſelbe urploͤtzlich, ohne jede Vorbereitung, durch die Ankündigung überraſcht wurde, P. ſei 
nit länger Miniſter des Auswärtigen und gänzlich aus dem Cabinet geſchieden. Vielfältig 
und weit voneinander abweichend waren die Auslegungen, die dieſes Ereigniß erfuhr. Europa 
war damals in der gefpannteften Erwartung, denn in Paris hatte Ludwig Napoleon feinen 
coup d’etat vollbracht, fih zum Bictator erhoben und die Repräfentantenfammer theils nad) 
Haufe gefandt, theils eingefperrt. Das mußte nach der allgemeinen Anſicht mit dem Ausſcheiden 
PB. aus feinem Amte in irgenbeinem verdeckten Zufammenhang ftehen. Und diesmal betrog 
fich das allen Eindrücken oft blind folgende große Publiftum nicht, wenn aud die Einzelheiten 
erft im folgenden Jahre bei Iinterhaus:Interpellationen, eine nach der andern, zur Sprache 
famen. (Lord Rufjelt führte das Wort, und feine Erklärung wurbe von P. felbft ald in ver 
Hauptſache correct anerkannt.) Das Wefentliche des Ereignifles war Folgendes gewefen: Die 
Königin hatte befohlen, daß Feine Depeſchen aud dem Reſſort ver auswärtigen Angelegenheiten 
an ihre Beflimmung abgefandt werben follten, ohne daß fie ſelbſt dieſe Documente vorher durch⸗ 
Iefen, und daß Fein Schritt im Gebiete der auswärtigen Politik unternoinmen werben follte, 
bevor derfelbe nicht dem gefammten Cabinet und ihr, der Königin ſelbſt, zur Begutachtung vor⸗ 
getragen wäre. Lord P. Hatte gegen dieſen legtern Theil des königlichen Befehls verſtoßen. 
Als der franzöfifche Befandte ihm mit der Neuigfeit feine Aufwartung gemacht, daß fein Herr 
und Meifter ſich zum Alleinherrſcher erhoben, erklärte V. fofort auf eigene Hand feine volle 
Billigung dieſes Schritts. Diefe Bereitwilligfeit haben die Engländer bis auf den heutigen 
Tag „culpable” genannt. Es war bied nur ein „techniſches“ Verſehen und wäre nicht weiter 
gerügt worden, hätten überhaupt zwiſchen P. und dem Hofe der Königin beffere Beziehungen 
obgewaltet, als in der That ver Fall geweſen. lim eined einfach „techniſchen“ Verſehens fchiebt 
man in England einen jo geehrten und alten Staatsdiener nicht ohne jede Geremonie vor die 
Thür. Außerdem verftieh die Beifallserklärung P.'s völlig gegen das Nationalgefühl in jener 
Periode und fchien fo unvereinbar mit ber Bewunderung, die der edle Lord zeitlebens für verfaj- 
jungsmäßige Freiheit ausgeſprochen. Eine Billigung des Staatöftreih8, den Ludwig Napoleon 
unternommen, erſchien ven Englänvern fo unverzeihlic, daß das Bedauern über P.'s Fall nur 
ein ſehr getheiltes genannt werben konnte. Zwar waren ſchon einmal Gerüchte aufgetaucht, daß 
P. Briefe Mazzini’s, der in London lebte, und an Mazzini in London anlangende Briefe hätte 
‚verlegen‘ Iaflen, jedoch fchliefen Diefe Gerüchte wieper ein und fanden faum Glauben, da ein 
ſolches Verfahren ald zu „unengliſch“, mithin vem Publikum als etwas Märchenhaftes erſchien. 
Seat aber frifchte ſich alle& dies wieder auf. Was die Misflimmung betrifft, die zwifchen dem 
Hofe und P. vor feiner Entlaffung geberricht, fo ging die keineswegs unglaubhafte Verilon um, 
daß P. es zu verſchiedenen malen gewagt, diplomatiſche Actenflüde, nachdem fie die Signatur 
der Königin erhalten, zu ändern. Dem wurde nie in der Preſſe widerſprochen, und es gilt als 
wahrſcheinlich, daß weniger fein „techniſches“ Verſehen in Betreff des franzoͤſtſchen Staats⸗ 
ſtreichs als jene „grobe Indiscretion“ die Urſache feiner Entfernung geweſen. Auch iſt es Fein 
Geheimniß geblieben, daß John Ruſſell feines Collegen Fall mit vieler Haft beeilte. Dispute 
verſchiedener Art waren diefer auffälligen Entzmeiung der lange Verbrüderten vorangegangen. 
Alle Berichte aus jener Zeit flimmen darin überein, daß P. „Vergeltung“ fuchte und fie fand. 
Als nämlich dad Gabinet eine Bill zur Wiederbelebung der „alten Miliz’ des Königreichs ein⸗ 
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brachte, wußte P. die Oppoſitlon Im Unterhauſe derart zu organiſiren, daß das Cabinet in ver 
Minorität blieb und, wenige Wochen, nachdem es P. „eliminirt” Hatte, fill. Nun ba die 
Ziberalen in zeitweiligen Miscredit gekommen, berief die Königin Earl Derby zur Bildung eines 
Cabinets. Der Hochtory Derby offerirte demnach dem liberalen P. das jüngſt eingebüßte Amt 
von neuem. P. lehnte dies ab, „weil er ald Verfechter des Freihandels ſich außer Stande fühle, 
in einem Cabinet von Schugzöllnern erfolgreich wirken zu können“, unterflügte Derby jedoch 
eifrigft im Unterhauſe und „Lootfle” ihn recht eigentlich durch ein fehr verworrened Kreuzfeuer 
der verfchiedenen Parteien in der Freihandelsfrage. 

Im Jahre 1853 kam das Goalitiondminifterium, oder wie man ed nannte, „das Mini⸗ 
ſterium aller Talente‘ unter Aberdeen's Vorilg zur Regierung. Es umfaßte außer biefem, 
Lord Klarendon, den Marquis von Lansdowne, Sraham, den Herzog von Neweaſtle, Gladſtone, 
vor allem aber die wieder ausgelähnten beiden Plejaden P. und Ruflell. P. begnügte ſich dieß- 
mal mit dem Minifterium des Innern, wobei ev nach dem allgemeinen Urtheile viel für den 
„Comfort des Volks that. Er hielt es nicht unterfeiner Würde, Verbefferungen ver Rauchfänge 
zur gefeglichen Pflicht zu machen, Trennungen zwiſchen unverträglichen Eheleuten zu erleichtern 
und zur großen Kränfung der Geldintereſſen der Stabtgeiftliiden die Verlegung der Kirchhoͤfe 
vor die Stadtthore durchzuſetzen. Icherwähne biefe Dinge abfichtlih, denn fie bahnten ihm in der 
Gunſt ver bürgerlichen Klaſſen ven Weg zur Bremierminifterfchaft vielleicht mehr als manches 
andere. Diele mehr Häusliche Thätigkeit gewann ihm drei Jahre hindurch fo viel Anhänger, daß 
er 1856 als Premierminifter mit allgemeiner Acclamation begrüßt wurbe. 

Es gehört ver Tagesgefhichte an, wie er in feinem Bemühen, aud den Trümmern von 
Sewaſtopol einen moͤglichſt anſtäändigen Frieden für England zu retten, buch Ruſſell's ſchwache 
Nachgiebigkeit bei ven Wiener Konferenzen gehindert wurde ; ber Tagesgeſchichte deögleichen bie 
vortheilhafte Beendung des von ihm damals gegen China eingeleiteten Kriegs, ber allerdings 
nur eine Paufe machte und in andern Phaſen ſich noch weiter fpinnt. Ein ‚‚Hinefifdhes‘‘ Mio⸗ 
trauensvotum im linterhaufe ließ ihm nur die Alternative, abzudanfen oder das Barlament 
aufzulöfen. Er befaß die Kühnheit, letzteres zu thun und an das Land zu appelfiren, das ihn 
denn auch nicht im Stiche ließ. Daß er bald darauf feine Popularität zeitweife einbüßte, Hatte 
feinen Grund In der „Verſchwörungsbill“, die er einbrachte, gewonnen durch die Vorftellungen 
des Kaiferd der Sranzofen nach dem blutigen Attentate Orſinis. P.'s Bill, welche den 
Zweck hatte, auf das Aſylrecht einen Schlag zu führen, fiel nady heftiger Debatte, und P. 
fland wieder außerhalb des Cabinets al8 Führer der liberalen Oppofition, und zwar Hand 
in Hand mit Ruffell, gegen das zweite Derby: Minifterlum, alfo gegen denſelben Mann, ver, 
obgleich fein Antagonift, ihm feiner Talente halber einen Minifterftuhl im erften Derby: 
Minifterium angeboten; gegen venfelden Mann, ven er, P. jelöft, fo nachdrücklich im Unter⸗ 
haufe gegen bie Liberalen vertheibigt Hatte. England iſt das Land der Widerſprüche und lo: 
giſchen Räthfel, und fo find die Charaktere feiner modernen Staatsmaänner in vieler Beziehung, 
P. obenan. Principtrene um jeden Preis, wie man einen beutihen Staatsmanne zur Pflicht 
macht, eriheint Englänbern immer dann ein Idealismus, wenn „Utilitätsrückſichten“ fle nad 
entgegengefeßter Richtung locken. Nur fo läßt ſich die Biographie P.'s verftehen und feine Bo: 
pularität begreifen; er ging immer nit der Vorliebe und den Borurtheilen der Engländer. 
Er, der 1831 dem König Ludwig Phillpp entgegnet hatte, England ehe fi nicht in ber Lage, 
den Polen auch nur feine moraliſche Unterſtützung angebeihen zu laffen, indem es eine Abwei- 
fung von ſeiten Nifolaus I. befürchtete und nicht zu den Waffen greifen wollte, um folge Ab: 
weifung gebührend zu rügen — ſprach 1863 in anderm Tone durch fein Organ John Muffell, 
aber, indem er diesmal die polnifihen Infurgenten durch Parlamentsreden animirte, ließ er 
file doch fpäter im Sti uno ſteckte drei ruſſiſche Abweiſungen mit kühler Faſſung in die Taſche. 

Beiläufig ſei erwähnt, daß er die irifihen Mitglieder des Parlaments fi nie befreundete. 
Gin Minifter, der, feiner eigenen Samilienabftanımung nad ein Irländer, doch dem Jammer 
Irlands, dem unfeligen Bedrückungsſyſtem ver Landeigenthümer gegen bie jener Willkür preis- 
gegebenen Pächter nichts entgegenftellte als die graufamen Worte: „Laßt die Pächter mit ihren 
Butsherren Ihre Sache ſelbſt ausfechten“, konnte nicht ein Charakter fein, der ihnen bie Heinften 
Hoffnungen für ihre in Armuth verfinfende Anfel erregen konnte. Agrarifche Morde und eine 
Auswanderung von anderthalb Millionen Irlänbern in dem furzen Zeitraum von neun Jahren, 
dies war die Illuſtration zu folder laissez-aller- Bolltit auf dieſem Gebiete. 

88 war im Jahre 1859, als P. zum zweiten mal Bremierminifter wurde, denn des WMini- 
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ſterium Derby Hatte fi der Oppofitionsfirma Palmerfton:Ruffell gegenüber nicht länger als 
zehn Monate erhalten Eönnen. 

Ich regiſtrire Hier ein engliſches Urtheil über ihn. Owen Maddyn fagt in feinen „Chiefs 
and Parties’: „Die Ariftofratie, obwol fein Gegner, hat ihn dennoch immer als einen ihres 
Standes betrachtet, der ihr Ehre made; feine Zeitgenoffen aus der Volksklaſſe haben immer 
feinem eminenten Talent gehulvigt, feiner erftaunliden Gefundheit, feiner überlegenen Gewalt 
als Debattant. Opponirt in feiner auswärtigen Politik, mit Widerſtreben geſchätzt als Führer 
im Unterhauſe, Eritifirt ald Menſch fogar — hat ihm die englifche Geſellſchaft doch nicht ihre 
Bewunderung verfagen können, fowol was feine Energie als feine ungewoͤhnliche Begabung 
anlangt. Er galt ihr als ein aungefrönte® Haupt» unter den Regierenden ber civilifirten Welt. 
Seine Bolitif wird vielleicht keine Nachfolger finden, feine Leiterſchaft im Parlament nicht nach⸗ 
geahmt werben, aber ber Glanz feines perfünlihen Ruhmes wird lange währen und ihn über: 
leben, und fein Muth, feine mannhafte Verwegenheit auf Menjchenalter hinaus unvergeflen 
bleiben.‘ (Diefe Verwegenheit erwarb ihm im Jahre 1848 bei deutſchen Tories den Namen 
„Sohn des Teufel”, und die Koſacken der Ukraine jollen ihre widerſpenſtigen Pferde mit dem 
Zufprud „Suda Palmerston sitschas” (vorwärts, Palmerſton, Hierher'), wie die Chronik er: 
zahlt, gegen die Batterien getrieben haben.) 

Lord B. war jhon ein Veteran im Amte Englands, lange bevor die jegige Generation das 
Licht der Welt erblidte. Man nannte ihn 1837 einen Indifferenten Sprecher. Das ift aber 
lange ber, und als er ein Sechzigjähriger in ber Arena flaud, Hatte er ſchon einen Schwarn 
von Triumphen Hinter jih. Alle feine Zeitgenoffen und Rivalen jah er durch den Tod weg⸗ 
gerafft. P. begann fein politiiches Leben als ein Tory, ald Toryismud populär war; wie 
Reformen populär wurden, änderte er ji zum Reformer. Er war mit wenigen Ausnahmen 
immer Organ ber zeitigen Sympathien oder Antiyathien des Volks und wechſelte mit ihnen; 
er war als Staatsmann immer was bie „Times“ ald Breßorgan, unabhängig von beſtimmtein 
Parteicoder. Ewing Ritchie, der geiftreihe Satiriker, erflärt dad Geheimniß jeiner Bopulari: 
tät wie folgt: „Zwei Gentlemen dinirten einft zuſammen in einem vornehmen Haufe. Als fie 
gingen, flanden die Lakaien am Audgange mit ausgeſtreckter Sand, um das Trinkgeld zu em: 
pfangen. Der Gaft, welcher zuerſt hinausging, ſchien ein Lächeln auf allen ihren Geſichtern 
hervorzurufen. Sein Gefährte befragte ihn deshalb. «Ich gab ihnen nichts», mar die Antwort, 
«ich kitzelte nur ihre Hände!» So Eigelt P. die Engländer jeit funfzig Jahren.‘ 

Die Parlanentöferien benupt er regelmäßig zu Nundreifen im ganzen Lande, raftlos 
Meetings haltend, um John Bull jeine Politik zu erklären, oder auch Orundfteinlegungen voll: 
ziebend, oder von der Jugend der Schulen für feine mwunderbar-frifhen, jugendlihen Neben 
dreimal drei Cheers einzuernten. Darum kennt ihn ganz England, jung und alt, ald den ſpaß⸗ 
haften „Old Pam von England”. 

D’Ieraeli jagte von dem alten „Sir Robert Perl’ feinerzeit, „er fpielte auf dem Parla—⸗ 
ment wie auf einer alten Fiedel!“ Ebenſo macht e8 der greife Premier. Auf der Angftbanf 
der Minifter im Unterhauſe figt er oft obenan, oft in der Mitte. Er Hat den Hut tief in vie 
Augen gezogen, die Arme über die Bruſt gefveuzt und ein Bein mit vieler Nondalance über 
das andere geihlagen. Er ift ver Neftor von allen, aber in feinen Bewegungen ber jugend: 
lichſte, in vortreffliher Gonfervirung, ungeachtet feiner 81 Jahre, bank den Turnübungen 
und dem Sport in jüngern Tagen, ſowie der Vorficht feined Arztes, ver ihn zweimal in jeder 
Woche aufs Land fendet, um dort fi wieder zu erfrifchen. Nichts ſcheint ihn zu verlegen, 
nichts if ihm anzuhaben, nur dad Podagra macht feine Beſuche unangemeldet wie ein alter 
Freund. Zu Pferde figt er noch aufrecht wie ein Ritter der Tafelrunde, der feiner Dame zu 
Huldigen außreitet. Dr. Johnfton fagt von einem tanzenden Bären: „Das Wunder iſt night, 
daß er jo gut tanzt, fondern daß er überhaupt tanzt." So P. Kein Wunder, daß er das 
Land fo gut regiert, ſondern daß er es überhaupt regiert in jo hohem Greifenalter, wo bie 
Mehrzahl der Menſchen ſchon kindiſch fafelt. Jetzt erhebt er jih von der Bank. Wie fräftig 
find feine erfteg Phrafen, Geburt, Amt, Erfahrung haben ihn heimiſch im Parlament ge: 
macht, und jet ex ſich nieder, nachdem er geredet, fo wird gelacht, und der Interpellant hat die 
Empfindung, ats hätte er felbft vorher eine Dummheit gefagt, obgleich er nicht weiß, womit. 
Wie ernft und tief auch die Debatte fih verfpinnen mag, wie hoch auch die Aufregung fleige, 
derjenige würde irren, ber da erwarten wollte, daß Se. Lordſchaft in Hitze gerathen oder als 
Donnerer auftreten werde. Weit gefehlt! Er ſpricht auch dann mit derfelben Leichtigkeit, dem: 
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ſelben Witz, mit demſelben Eifer, den unangenehmen Punkt der Frage mit einem ſtudentiſchen 
„Jocus“ zu umgehen. Nach ihm iſt die Politik ſeines Cabinets immer gut, und ſei ein Fehler 
vorgefallen, ſo habe er nicht viel geſchadet, „und habe er geſchadet, ſo mache dies nicht ſo ſehr 
viel aus“ u. ſ. w. Überall daſſelbe Schlüpfen durch Seitenthüren, dieſelbe Geſchicklichkeit, ſeine 
Rede nicht gerade ven Gewiſſen des Publikums und deſſen innern Überzeugungen, ſondern 
deſſen tagesüblichen Vorurtheilen anzupaſſen, ſowie den Intereſſen des Hauſes. Keiner ent⸗ 
täuſcht ſo den fremden Neuling als Lord P. Seine hohle Stimme, ſein oft unausſtehliches 
Haha! feine übermüthige, ſarkaſtiſche, lächelnd wegwerfende Miene, alles dies wirft zuſammen, 
die erſte Illuſion zu vernichten. Er ſpricht ſelten, und ſelten ſehr lange; er ſitzt beinahe jo ſchnell, 
als er aufgefprungen, und jpricht immer mit vom Herzensgrunde gemüthlicher Sattheit. Und 
beobachtet man ihn, wenn er das Haud verläßt, das die Güte feines alten Metalls auf eine 
ſcheinbar abnugenve Probe geftellt und feine Toilette etwas verflört bat, fo glaubt man es 
faum, daß der bagere, ſchlenkernde, alte Gentleman, ver fih auf den Arm eined Freundes 
ftügt, derſelbe erſtaunliche Mann tft, der je nad) Umſtänden funfzig Jahre lang die Sorge, der 
Stolz, der Haß, der Neid Europas geweſen, der fo großartig eben das Unterhaus berichtigt und 
fo fihern Schritts Weftminfterhall betrat. F. Broemel. 
Pandekten, der Name des in der jetzigen Reihenfolge zweiten, dem Umfang und der in⸗ 
nern Bedeutung nad größten Theild des Corpus juris civilis (ſ. d.), eine auf Kaiſer Juſtinian's 
Befehl abgefaßte und mit Geſetzeskraft ausgeſtattete Sammlung von Auszügen aus den Werfen 
der fogenannten claffifchen römifhen Suriften. Um den Zweck und die Bedeutung der Ban: 
deften zu verftehen, muß man auf ven Entwidelungsgang des Nömifchen Rechts zurückgehen. 
An feiner Blütezelt, welche fich etwa vom 1. Jahrhundert v. Chr. bis zum Anfang des 3. Jahr: 
hunderts n. Ehr. erſtreckt, hatte vaflelbe anfangs, abgefehen von einigen Üiberreften ber ältern 
Zeit, Hauptfächlich drei mehr oder weniger lebendig fließende Quellen: die Ebicte ver Pra- 
toren, welde die Grundſätze für die Rechtsanwendung dieſer Magiftrate enthielten und bie 
Bormulirung und Aufzeihnungen des materiell das Volksleben beherrſchenden Rechts waren; 
die leges, zur Zeit der Republif und auch noch unter den erſten Kaifern ergangene, auf Volks⸗ 
fchlüffen beruhende Gefege; und bie gleichfalls vielfach in pad Privatrecht eingreifenden Senats- 
beichlüffe oder Senatusconfulte. Zu diefen Fam aber fehr bald eine fernere: das fogenannte 
Juriftenredt. Schon feit vem 2. Jahrhundert v. Chr. war dad Rechtoſtudium eine Lieblings: 
befhäftigung hervorragender Männer geworben, und das ji ausbildende freiere gerichtliche 
Verfahren begünftigte die Bedeutung verfelben. So fam ed, daß fehr bald die Anfichten be: 
rühmter Iuriften zu gewohnheitsrechtlich geltenden Rechtsſätzen wurden. Died wurde noch we: 
ſentlich gefördert durch die vom Kaiſer Auguftus einzelnen Rechtögelehrten gegebene Ermäd- 
tigung, in feinem Namen fogenannte Responsa (Ausfprüde) zu ertheilen, die, im Fall ver 
Übereinftimmung, unter Hadrian fogar Gefegeskraft erhielten. Auf diefe Weife wurden fie 
von Erfenntnißquellen des Rechts zu Rechtsquellen jelbft. Zugleich flieg aber auch die ſchrift— 
ftellerifche Thätigkeit ver römischen Juriften zu großer Ausdehnung und Bebeutung, und e8 bil: 
dete jih damit fehr bald das Recht auch als Wiſſenſchaft durch die ausgezeichnete Methode ver: 
felben in vorzüglihem Grade aus, wobei fie namentlich auch die andern vorgedachten Rechts⸗ 
quellen commentirten. Mit ven Rüdgange ver allgemeinen und fomit auch der wiffenfchaft: 
lihen Bildung in ven folgenden Jahrhunderten wurde jedoch dad Verſtändniß und die Anwen: 
dung der von ihnen aufgeftellten Säge immer fhwieriger ; man verfuchte diefelbe durch eine Be⸗ 
ſchränkung auf die Schriften von fünf der berühmteften Rechtsgelehrten zu concentriren, denen 
foͤrmliche Geſetzeskraft beigelegt ward; allein auch diefes Mittel zeigte fih ungenügend, und ed 
war daher ein fehr glüdlicher Schritt, welchen Juſtinian bei feiner Reform des Rechtszuſtandes 
that, daß er auf die Originalwerke von 39 der berühmteften Juriften zurüdging, dieſe aber in 
einem, alles Unpraktiſche ausſcheidenden, alle Widerſprüche untereinander (menigftend ver Ab: 
ſicht Juſtinian's nach) audgleihenden und einem gewiffen Syftem folgenden, im übrigen aber 
mögliäft woͤrtlichen Extracte zufammenfaffen ließ. Es war dies der Inbegriff aller nody brauch⸗ 
baren Beſtandtheile des Juriſtenrechts, welches ſchon feit langer Zeit die eine Hauptquelle des 
geltenden Rechts bildete (die andere, welche die Faiferlichen Sonftitutionen bildeten, kommt für die 
Pandekten nicht in Betracht). Die Abfaffung derfelben wurde am 15. Dec. 530 angeordnet, 
und bereit8 am 16. Der. 533 wurden die Pandekten beftätigt und publicirt. Ihre Bearbeitung 
ift das Werf einer unter dem Vorfige des berühmten Nechtögelehrten Tribonian nievergefegten 
Commiſſton von 16 Juriſten, von denen 11 Advocaten bei dem Gerichtöhofe des prätorifchen 
Präferten zu Konftantinopel und 4 Profefforen (antecessores) an den Rechtsſchulen zu Kon— 
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flantinopel und Berytos waren. Es murben 2000 Bücher von 39 Juriften aus ber Zeit von 
Auguftus bis Konflantin excerpirt, welche auf ungefähr den zmanzigften Theil ihres Original: 
umfangd vebucirt wurden. Die Hälfte aller Excerpte ift aus den Schriften ber vier größten 
Rechtsgelehrten, welde unter ven Kaiſern des Severifchen Hauſes (zu Anfang des 3. Jahrhun⸗ 
dertö) lebten: Papinian, Ulpian, Paulus und Modeftinus, entlehnt. Die Commiſſion vertHeilte, 
ihre Arbeit (wie man jeßt gewöhnlich annimmt) in drei Sectionen: für die eregetifchen Schriften 
(vor allenr bie Gommentare zum Epict), für die vogmatifchen (namentlich die fogenannten libri 
juris eivilis ded Sabinus) und für die unmittelbar praftifchen Schriften (namentlich die des Pa- 
pinian). Die Redaction erfolgte dergeftalt, dag man die excerpirten Fragmente nach ver ſchon 
in den frühern Codices angenommenen Reihenfolge, welche im ganzen der des frühern Edicts 
entjpricht, in Titel (ungefähr 440) und diefe in Bücher (50) gruppirte und in den einzelnen Ti- 
teln im weſentlichen bie nach den obengevachten drei fogenannten Maffen zufanmengehörigen 
Excerpte (fragmenta) zufammenftellte. Suftinian felbft theilte die geſammten Pandekten, der 
Ordnung des CEdicts folgend, in leben Theile (partes) ein; gegenwärtig befolgt man aber nur 
bie Eintheilung in Bücher und Titel. (Liber die Art, die einzelnen Stellen ver Pandekten zu ci= 
tiven, }. Corpus juris civilis.) Bei der Eile, mit welder die ganze hoͤchſt umfängliche 
Arbeit, jelbf wider Erwarten Juſtinian's, ausgeführt wurde, jind die Pandekten nicht allent- 
halben mit ver gehörigen Genauigkeit ercerpirt; anvdererfeitd haben die Bearbeiter ihrem Auf: 
trage gemäß die urfprüngliden Stellen, theild um Widerſprüche zu befeitigen (mad jedoch 
nicht allenthalben geſchehen ift), theild um dad Unpraftifhe auszuſcheiden, mehrfach ab⸗ 
geändert (jogenannte Interpolationen). Deffenungeachtet geben die Pandekten noch im: 
mer ziemlich treu den Inhalt ver Schriften ver claffifchen Iuriften, ſoweit er noch zu Juſtinian's 
Zeit anwendbar war, wieder, und es ift ein großes Verdienſt, daß und durch dieſes Verfahren 
die Denkmäler der claſſiſch-roͤmiſchen Rechtswiſſenſchaft überliefert worden find, während durch 
Abfaffung eines neuen Geſetzbuchs jene Schäge dem Untergang preißgegeben worben wären 
und bie Rechtsbildung der neuern Zeit niemals auf diefem wifjenfhaftliden Grunde hätte empor= 
wachſen können. (S. Römiſches Nedt.) H. S. 
Papiergeld (papier monnaie, paper money) iſt ein Werthzeichen von Papier 
mit darauf bemerkter Geldſumme, welches die Cigenſchaft hat, im Verkehr ſtatt der Metall⸗ 
münze zu dienen, ſodaß ed ihre Stelle vertritt, ſei es als geſetzliches oder als freiwillig ange⸗ 
nommenes Zahlungsmittel. Wie die Einführung des Metallgeldes eine Folge der Arbeits⸗ 
theilung iſt, ſo iſt die Cinführung des Papiergeldes eine Folge der Entwickelung des Credits. 
Das Metallgeld iſt ein Gut, welches für alle übrige in den Verkehr kommende Güter gegeben 
und genommen wird und den unmittelbaren Gütertauſch in einen Tauſch gegen Münzen, in 
Kauf und Verkauf, verwandelt. Das Papiergeld bedeutet einen Werth, welcher dieſem Zeichen 
nit wirklich innewohnt, ſondern entweder auf der allgemeinen Meinung beruht, daß man den— 
jelben jeberzeit für dieſes Zeichen erlangen kann, oder auf dem Bedürfniſſe des Verkehrs, in 
welchem dad Werthzeihen umläuft. Wenn ein Staat durch Münzverſchlechterung ſich aus der 
Noth zu helfen fucht und dadurch Übelſtände herbeiführt, fo beweifen diefe nichts gegen ven 
Mugen des Metallgelves. Ebenfo wenig beweift der mit dem Papiergelde getriebene Misbrauch 
etwas gegen den Nugen des rechten und rechtzeitigen Gebrauchs. Das Papiergeld unterſcheidet 
ji vonden übrigen Grevitpapieren (Staatd= und andern Schuldverſchreibungen, Wechſeln u. dgl.) 
dadurch, daß es ohne alle Foͤrmlichkeiten ver Übertragung von Hand zu Hand geht und weder 
Zinfen nod Disconto trägt. Es gibt auch eine Mittelgattung , melde mit dem ‘Papiergeld die 
ungebundene Umlaufdfähigfeit und mit den übrigen Grevitpapieren den Zinfengenuß gemein 
hat. Hiernach find zwei Arten von Papiergeld zu unterfcheiden. Die eine, in der Hegel vom 
Staate auögegeben, ift gefegliches Zahlungsmittel und wird nicht auf Verlangen des Inhabers 
jederzeit gegen Münze oder Barren (Gold oder Silber) eingelöft. Die andere ift nicht gefegliche® 
Zahlungsmittel und jeverzeit einlösbar; fie wird von Banfanftalten gegen Wechſel oder Fauſt⸗ 
pfänder ausgegeben. Die vom Staat außgegebenen Gelpzeichen find es, welche man gewöhnlid 
unter Papiergeld verfteht ; die andern werben Banknoten (|. Banken und Bankweſen) genannt. 
Beide Arten kommen ſchon früh in der Geſchichte vor, man findet Spuren davon in Griechenland 
wie in China. Das Staatöpapiergelp, welches ohne Unterpfand over Berfprechen ber Ginlöfung 
zeitweife allein oder neben der Metallmünze als Geldzeichen dient, bezeihnet Geng als eind 
jener Zwangsmittel, deren ji die Staaten bedienen, um große außerorventlihe Audgaben, 
ındbejondere die Bedürfniffe eines langwierigen Kriegs zu beftreiten. Hierzu greife man, wenn 
Kriegsfteuern und Anleihen nicht mehr ausreichen, und das Papiergeld habe die Natur einer 
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indirecten Steuer, deren Größe dem Unterſchied zwiſchen dem Nennwerth, zu dem es audge- 
geben, und dem geſunkenen Preiſe, zu den es fpäter eingeloͤſt wird, gleich iſt. Das Opfer, 
welches die Nation auf dieſe Weiſe bringe, ſei minder hart als manche andere Mittel, weil 
es allmählich und von der ganzen Maſſe getragen werde (Gentz, „Kleinere Schriften“, 
IE, 280 fg.). Die wahre Urſache der Verluſte, welche vie Inhaber ſolchen Nothgeldes er- 
leiden, iſt der Krieg, welcher in Feindes Land brandſchatzt, requirirt und plündert, im eige⸗ 
nen Rande die mildere Form der Zahlung mit ſchlechter Münze oder mit Papiergelv wählt, um 
feinen Bedarf herbeizufhaffen. Tritt dann der Schaden zu Tage, fo wird das Mittel ver- 
wünſcht und — wie Hr. von Siömondi gethan — das Ausgeben von Papiergeld ver Balfıh- 
münzerei gleichgeſtellt. Unmittelbar nad fo trüben Erfahrungen, wie z. B. Frankreich mit 
den Aſſignaten (f. d.) und Dfterreih mit feinem Papiergeld gemacht haben, pflegen die 
guten Borfäge, nie wieder Papiergelo auszugeben, feierlich verkündet zu werben. Pranfreich 
bat das Verſprechen gehalten; Öfterreich iſt rückfällig geiworden und zum zweiten mal in bie 
Lage gelommen, Papiergeld auszugeben, größerntheild wieder einzuziehen und im Umlaufe 
durch ein anderes bedenkliches Werthzeichen, nicht einlösbare Banknoten, zu erfepen. 

Wir dürfen daher die Erfindung des Papiergelded weder für etwas Zufälliges noch für das 
Werk eines vorübergehenden Nothſtandes anjehen. Der Credit wird eine Nothwendigkeit, ſo⸗ 
bald ein Volk ſich zur Seefahrt in ferne Länder und zu weitausſehenden Handelsunternehmun⸗ 
gen wendet, um bie Erzeugnifle ferner Zonen gegen eigene ober fremde Producte umzutaufcen. 
Die Metallmünze reicht dann nit mehr aus für Die ins Rieſenhafte vermehrten und vergrößer- 
ten Umſätze; ſie ift auch viel zu fchwerfällig und zu theuer, um dem beflügelten Verkehr nach⸗ 
zufolgen und zu genügen. Gold und Silber flrömen dahin, wo man fie am vortheilhafteften 
verwenden kann, und ber Grebit füllt die Lücten durch Zeichen aus, die er immer zu ſchaffen ver: 
ftebt, und die einander ahnlich find. Die Banken ver Chinefen und der velphiichen Priefter, ver 
Benetianer, Holländer und Briten, bie Wechſel der italienischen Republiken find ähnliche Wir: 
tungen ähnlicher Urfachen, Werkzeuge des Credits, der ſtets erfcheint, wenn feine Zeit gekom⸗ 
men ift, der Individuen und Nationen zu Macht und Reichthum erhebt, wenn er weife und vor= 
fihtig angewendet wird, der aber auch den Misbrauch furchtbar rächt und dann leider nicht 
allein die Schuldigen trifft. Den Urfprung der Werthzeichen faßt Mac Eullod in den Noten 
zu feiner Audgabe von Adam Smith (S. 488) in wenig Worten zuſammen wie folgt: „Die 
Zahlungsverbindlichkeiten einzelner rwurben frühzeitig niebergefchrieben. Dies ift nothwendig, 
um dem Gläubiger Sicherheit zu geben, daß er den vollen Betrag feined Darlehns anſprechen 
kann, und dem Schuloner, daß er keiner liberforderung ausgeſetzt ift; mit Einem Worte, um 
alle jene Streitigkeiten zu vermeiden, die felten ausbleiben, wenn die Bedingungen von Ber: 
trägen nicht deutlich ausgedrückt find. Im Verlaufe ver Zeit und wenn ſich die Geſellſchaft mehr 
mit dem Handel beſchäftigt, beginnen einzelne Inhaber von ſchriftlichen Zahlungsverbindlich⸗ 
keiten anderer dieſelben an vritte abzugeben, benen fie ihrerſeits ſchuldig ſind. Sobald einmal 
die aus folder Verwendung jener Urkunden fließenden Vortheile erkannt find, wird es für Ber: 
fonen, auf deren Bermögen und Zuverläffigkeit das Publifun Vertrauen fegt, eine offenbare 
Duelle von Gewinn, ihre VBerbindlifeiten zur Zahlung gewiffer Summen in einer foldhen 
Form hinauszugeben, welche diefelben tauglih madt, als Umlaufsmittel bei den gewöhnlichen 
Abrehnungen im Geſchäftoleben zu dienen.” So entfteht das Papiergeld, hervorgerufen durch 
den Bortheil ver Ausgeber, dieſe mögen Privatperfonen, Geſellſchaften oder Regierungen fein, 
aufgenommen von dem Verkehr, ven es erleichtert, ſobald er fo weit gebiehen ift, daß weder das 
Metallgeld, noch vie Wechſel, noch die Abrechnungen, noch die Umſchreibungen bei den Depo— 
fitenbanfen für feine Bedürfniſſe hinreichen. Es feßt das wohlfeilfte Umlaufsmittel an die 
Stelle des theuerften und befähigt Die Nation, die im innern Verkehr überflüfjig gemorbenen 
Münzen zun Ankauf ausländischer Rohſtoffe oder Fabrikate zu verwenden. 

„Die Einführung von Bapier an die Stelle von Gold- und Silbergeld“, fagt Adanı Smith 
ferner, „erjegt ein ſehr theueres Werkzeug des Handels durch ein meit wohlfeileres und zumei- 
len ebenfo taugliches. Der Umlauf wird alddann durch ein neues Rad betrieben, welcheö weni⸗ 
ger anzuſchaffen und zu unterhalten foftet ald das alte.” Um zu erläutern, in welcher Weife 
fie zur Vermehrung des rohen oder reinen Volkdeinkommens beiträgt, unterwirft Adam Smith 
die befanntefte Art von Baptergeld (im weitern Sinne), die Banknoten, einer nähern Iinter: 
fuhung. Wenn ein Bankier dad Vertrauen genießt, daß er jederzeit im Stande fel, Die Scheine 
(promissory notes), welche er ausgibt, auf Verlangen gegen baares Geld einzulöfen, fo ſtehen 
fie im Eurfe dem Gold und Silber gleih. Der Bantier leiht feinen Geſchäftsfreunden folche 
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Scheine und bezieht dafür die nämlichen Zinſen, als ob er baares Geld dargeliehen hätte, Diefer 
Zins iſt die Duelle ſeines Gewinns. Ein Theil der Scheine kommt zwar zur Cinlöſung zurüd, 
ein anderer Theil dagegen bleibt monate: und jahrelang im Umlauf. Angenommen, ver Ban- 
fier habe für 100000 Fl. Scheine audgegeben, fo kann ein baarer Vorrath von 20000 Fl. ge: 
nügen, um bie gelegentlich begehrten Einloͤſungen zu beflreiten. Diefe 20000 Fl. Münze thun 
aljo die nämlichen Dienfte, wozu ſonſt 100000 erforderlich wären ; 80000 Fl. Metallmünze 
werben im Umlaufe erſpart, und wenn andere Banken und Banfiers ebenfalls ſolche Gefchäfte 
wachen, fo ann die ganze Girculation mit dem fünften Theile des Geldes und Silbers, welches 
fonft nöthig wäre, im Bange erhalten werben. Da aber durch Die Bankgefchäfte das jährliche 
Volkseinkommen nit vermehrt wird und das vorhandene Metallgeld für ven Bebarf der Gir- 
eulation hinreichte, fo werben, nachdem das Papier an die Stelle getreten und ein Fünftel bes 
Metallgeldes genügt, um die Einlöfungen zu beforgen, die übrigen vier Fünftel im innern Ver: 
fehr entbehrlich, vorausgefegt, daß ſich ver Preis der eveln Metalle nicht verändert und bad 
Papier mit ber Münze gleich ſteht. Wenn z.B. ein Land 100 Millionen Metallgeld Hat und 
diefe durch 100 Millionen Papiergeld erfegt werben, melde ein Borrath von 20 Millionen 
Metallgeld im Umlauf erhält, fo find 80 Millionen mehr vorhanden, ala der innere Verkehr 
bevarf. Diefe 80 Millionen find zu koſtbar, ald daß man le mäßig liegen laffe; ſie werben alfo 
in dad Ausland gehen. Dad Papier würde im Auslande nicht an Zahlungäftatt angenommen 
werben; ed geht aljo Gold und Silber hinaus. Allein das edle Metall wird nicht etwa umfonft 
bingegeben over den auswärtigen Nationen zum Geſchenk gemadt. Man kauft fremde Gh- 
ter, welde entweder in einem dritten oder im eigenen Lande zu Markt gebracht werden. 
Werben diefe Güter in einem fremden Lande wieber verkauft, alſo zu dem fogenannten Zwi- 
fhenhandel verwendet, fo ifl der ganze daraus entipringende Gewinn eine Vermehrung des rei- 
nen Einkommens des eigenen Landes. Das Gold und Silber, weldes durch Einführung des 
Papiers in dem innern Verkehr überflüflig geworben ift, bildet gleihfam ein neues Kapital 
zum Betrieb eined neuen Handelszweiges. Wird das Kapital zum Ankauf von Gütern ver: 
wendet, bie zum inlänbifchen Verbrauch beſtimmt find, fo befteben diefe Güter entweder aus 
Luxusgegenſtänden, weldhe von reichen Müßiggängern verzehrt werben, oder aus Rohfloffen, 
Hülfsftoffen und Geräthen zun Betriebe von Gewerbszweigen. Die Rurusgegenflände, wie 
feine Weine, Seivenwanren u. |. w., find für die Befammtheit nutzlos; allein fie beſchäftigen 
auch nur den Eleinern Theil der Kapitale ; weitaus der größere Theil wird auf Die letztbezeichnete 
Weiſe verrvendet und beförbert die Induſtrie, die Menge und ven Ertrag ber Arbeit. Es wird 
daher der Werth des großen Rades ver Girculation auf die übrigen Theile des umlaufenden 
Kapitals übertragen, und die Operation ber Einführung des Papiers in dem innern Verkehr 
gleiht einigermaßen ber eined Unternehmers, welcher eine neuerfundene wohlfeilere Mafchine 
an die Stelle der alten fegt und um den Unterfjchied des Preifes fein umlaufendes Kapital ver- 
mehrt, den Fonds, woraus er feinen Arbeitern Stoffe und Löhne liefert. Da endlich von der 
gefammten Production eined Landes im Laufe eines Jahres nur ein verhältnigmäßig geringer 
Theil zur Vermehrung des umlaufenden Kapitald verwendet wird, fo muß biefer Theil einen 
beträdhtlihen Zuwachs erhalten, wenn ihm ber Werth der edeln Metalle, die durch Einführung 
des Papiers im innern Verkehr entbehrlich werden, ganz ober doch großentheild zufließt. 

Adam Smith weift an dem Beiſpiel der ſchottiſchen Banken bie Vortheile der Einführung 
des Papierd nach, zugleich aber auch bie Strafe, melde einer übertriebenen Bapieremifiton auf 
dem Buße folgt. Er behauptet, daß die Bank einem Kaufmann oder linternehmer nicht etwa 
dad ganze Kapital, womit er fein Geſchäft betreibt, ja nicht einmal einen beträchtlichen Theil 
deflelben mit Nugen vorſchießen dürfe, ſondern nur einen Betrag, welcher der Summe gleid;: 
kommt, die derfelbe vorräthig halten müßte, um gelegentliche Forderungen zu befriedigen. Was 
die Bank darüber an Papier ausgibt, ift mehr, ald der innere Verkehr mit Leichtigkeit in fich 
aufnehmen kann, firdmt alfo immer wieder zu der Bank zurüd und vermindert ihren Gewinn, 
indem es ihre Roften vermehrt, Wir führen die Hauptftelle wörtlih an: „Nicht durch Ver⸗ 
größerung des Kapitals im Lande, ſondern dadurch, daß fle einen größern Theil dieſes Kapitals 
thätig und werbend machen, als e8 ſonſt der Hall fein würbe, können die wohlverfiandenen 
Banfoperationen bie Induſtrie des Landes fördern. Jener Ihell feines Kapitals, welden ein 
Geihäftsmann unverwendet und in baarenı Gelde liegen laffen muß, um vorkommenden An: 
forderungen zu entſprechen, ift ebenfo viel tobted Vermögen, welches, jolange es in vieler Zage 
bleibt, weder ihm nod feinem Lande etwas einträgt. Die Bold: und Silbermünze, melde in 
einen Lande umläuft, und mittel® deren das Erzeugniß feines Bodens und feiner Arbeit Jahr 
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für Jahr vertheilt und den eigentlichen Conſumenten zugewieſen wird, iſt ebenſo wie die baare 
Summe des Geſchäftsmannes lauter todtes Vermögen. Es iſt ein ſehr werthvoller Theil des 
Kapitals im Lande, bringt ihm aber (unmittelbar) nichts hervor. Die wohlverſtandenen Bank⸗ 
geſchäfte, indem ſie Papier an die Stelle eines großen Theils von jenem Gold und Silber ſetzen, 
befähigen das Land, einen großen Theil dieſes todten Vermögens in thätiges und werbendes 
Vermoͤgen umzuwandeln, in Vermoͤgen, welches dem Lande etwas erzeugt. Die Bold: und 
Silbermünze, welche in einem Lande umläuft, kann füglich mit einer Landſtraße verglicden wer⸗ 
den, die alles Grad und Korn ded Landes in Bewegung ſetzt und auf ben Markt leitet, allein 
jelbft nicht einen Halm erzeugt. Die wohlverfiandenen Banfgefchäfte erbauen, wenn ich mid 
einer fo fühnen Metapher bedienen darf, einen Fahrweg durch Die Luft und befähigen dadurch 
das Land, nach Umſtänden einen großen Theil feiner Lanpftraßen in gute Weiden und Korn= 
felper umzuwandeln, alfo den jährlichen Ertrag der Arbeit und bed Bodens anfehnlicy zu er= 
höhen. Man muß jedoch zugeben, daß der Handel und die Induftrie des Landes, obgleich fie 
um etwas vermehrt werden, doch nicht ganz fo fiher fein Fönnen, wenn fie auf ven dädaliſchen 
Schwingen des Papiergelved einherſchweben, ald wenn fie auf dem feften Boden von Geld und 
Silber wandeln. Außer den Unfällen, denen fle durch die Ungeſchicklichkeit ver Leiter des Pa⸗ 
piergeldes auögefeßt find, unterliegen fle noch andern, gegen welche eine Borjicht oder Geſchick⸗ 
lichfeit jener Lenker ſie ſchützen kann.“ (3.8. infolge eined unglüdlichen Kriegs.) 

Endlich macht Adam Smith in Beziehung auf den eigentlihen Wirfungsfreid für das Va- 
piergeld im innern Verkehr noch eine fehr ſcharffinnige, beachtenswerthe Unterſcheidung: 
„Dan kann den Umlauf in jedem Lande in zwei Theile zerfallend fich vorftellen; in ven Umlauf 
zwifchen den Händlern untereinander und in den Umlauf zwifchen den Händlern und den Con— 
funtenten. Wennſchon die nämlichen Geldſtücke, ob Papier ober Metall, ift glei, einmal in 
dieſem, ein andermal in jenem der beiden Zweige verwendet werben koͤnnen, fo geben doch beide 
ftetö nebeneinander vor fi, und jeder von ihnen erheijcht zu feinem Betrieb eine gewiſſe Geld⸗ 
menge von einer ober der andern Art. Der Werth ver zwifchen den verfchiedenen Händlern 
umlaufenden Güter kann nie größer fein als der Werth derjenigen, die zwifchen ven Händlern 
und Gonfumenten umlaufen; denn was die Händler kaufen, ift doch zulegt dazu beflimmt, an 
bie Conſumenten verkauft zu werben. Da ber Umſatz zwifchen ven Händlern im großen betrie= 
ben wird, fo erfordert er gemöhnlich für jedes Geſchäft eine ziemlich beträchtliche Geldjunme. 
Jener zwifchen ven Händlern und den Conſumenten wird dagegen im Fleinen betrieben und be= 
darf häufig nur unbebeutender Summen; ein Schilling oder ein halber Benny find mandınal 
hinreihend. Allein geringe Summen laufen viel fhneller um als große. @in Schilling medjelt 
jeine Herren Öfter ald eine Guinee und ein halber Benny öfter als ein Schilling. Obgleich 
daber vie jährlihen Anfchaffungen aller Gonfumenten im Werthe ven Käufen der Händler zum 
mindeſten gleich find, fo Fönnen fie doch im allgemeinen mit einer weit geringern Geldmenge be— 
firitten werben, da die nämlichen Geldſtücke dur einen rafhern Umlauf ald Werkzeuge einer 
weit größern Anzahl von Käufen ver Conſumenten als der Händler dienen. Das Papiergeld 
fann fo eingeleitet werden, daß ed fi hauptſächlich auf den Umlauf zwifchen ven verſchiedenen 
Händlern beſchränkt, oder auch, daß es auf einen großen Theil des Verkehrs zwiſchen den Händ⸗ 
fern und den Gonfumenten ſich erſtreckt.“ Letzteres gefhieht, wenn Banknoten in kleinen Be— 
trägen ausgegeben werben. Adam Smith hält dies nicht für zweckmäßig, weil alsdann viele 
unbemittelte Berfonen Bankgeſchäfte nahen und bald falliren, weil-ferner Gold und Eilber 
durch die Fleinen Noten ganz aus dem Umlauf verdrängt wird, während ed ba, wo das Papier 
nur für beveutendere Sunmen im Großhandel cireulirt,, ven Verkehr in Fülle erhalten bleibt. 
Die Händler brauden einen Geldvorrath nur für ihren gegenfeitigen Gefchäftsverfehr, nicht für 
ven Verkehr mit ihren Kunden; denn dieſe bringen ihnen Geld und nehmen ihnen feine. 
Daher Eönnen Banfgejchäfte ver Induftrie und dem Handel die nämlichen Dienfte leiften, wenn 
tie ihr Papiergeld auf die Gireulation zwifchen ben Händlern befchränfen, al wenn fie es in ven 
fleinen Berfehr bringen. Letzteres ift daher ſchädlich und nügt in Feiner Weiſe. 

Auf die Behauptung, daß die Vermehrung des Papiergelveß, indem fie die Dienge ver Um⸗ 
laufsmittel vergrößere, alfo ihren Werth verringere, nothwendig die Geldpreiſe aller Güter er: 
hoͤhen müſſe, beinerft Adam Smith, daß dies bei Bunfnoten, die auf Verlangen unbedingt gegen 
Münze eingelöft werben, nicht nothwendig der Ball fei, da die aus dem Umlauf gezogene Menge 
von Gold und Silber immer der Menge des in denfelben gebraten Papiers gleich fei, alfo das 
Papiergeld nicht nothwendig die Menge der Birculationsmittel vermehre. Er führt bafür rin 
Beiſpiel aus Schottland an, wo die Getreibepreife zu einer Zeit, wo jehr viel Papier im Umlauf 
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war, doc jehr niedrig fanden. Anders verhalte ed ſich freilich mit einem Papier, veflen Ein: 
löfung entweder von dem guten Willen des Ausgeberd abhängt oder von Bedingungen, die der 
Inhaber nicht immer erfüllen kann, oder deſſen Ginlöfung erſt nach einer Neihe von Jahren ge⸗ 
fordert werden darf, und dad in der Zwifchenzeit keine Zinſen trägt. Ein ſolches Papier wird 
allervings nah Maßgabe dieſer Verhältniffe unter ven Werth des Metallgelves herabfinken. 
Aus allen diefen Betrachtungen jchliegt Adam Smith, daß, wenn eine Summe feſtgeſetzt wird, 
unter welcher feine Noten ausgegeben werden dürfen, wenn ferner die Ausgeber angehalten 
. werden, ihr Papier auf Verlangen fogleih und ohne Bedingung gegen Münze einzuldfen, ihr 
Geſchaͤft, ohne Gefahr für das Publikum, in jeder andern Beziehung vollkommen freigegeben 
werden könne. 

Die Vortheile der edeln Metalle ald Stoffe für Geldmünzen find befannt und durch den all- 
gemeinen Gebrauch anerkannt; allein wenn viefe Metalle gar nichts mehr zu wünſchen übrig- 
ließen, fo würbe niemand daran gedacht haben, fie ganz oder theilweife durch andere Stoffe zu 
erjegen. Wirhaben bereits gefehen, daß die großen Koften ver Herbeifhaffung und Unterhaltung 
des Metallgelved ein Hauptanlaß zu den mannichfaltigen Erfindungen waren, daffelbe im Um⸗ 
lauf zu ſparen und mohlfeilere Stoffe dafür einzuführen. Mac Culloch berechnet in der 9. Note 
zu feiner Ausgabe von Adam Smith, dag ein Umlaufsmittel von 50 Millionen Goldſtücken 
. einen jährliden Verluft von 3 Millionen folder Stüde verurfache, und zwar 24, Millionen 
Zinfen zu 5Proc., welche vie Eigenthümer beziehen würben, wenn fie ihr Gold nicht als Münze, 
jondern als werbendes Kapital verwenden könnten, und eine halbe Million für jährliche Ergän— 
zung, um bie Berlufte durch Abnugung, Schiffbrud, Feuer u. ſ. w. zu erfegen. Für Frankreich bes 
rechnet derfelbe die jährlichen Koften der Circulation des Metallgelves auf 141 Mill. Fres. 
Der Borzug der edeln Metalle, daß fie bei geringem Körperinhalt einen großen Werth bar: 
fielen, gebt ebenfalls nur bis zu einem gewiffen Grave, über welchen hinaus z. B. die Verfen- 
dung großer Summen auf weite Stredden bedeutende Koften verurſacht. Die Wechſel, mitteld 
deren größere Summen auf weite Entfernungen durch die Verſendung einer fchriftlichen Urkunde 
flatt eined Münzquantums übermittelt werben; die Abrechnungen ber Kaufleute an großen 
Hanbelöpläßen, wie 3.3. in dem clearing-house In der Lombardſtraße zu fondon, wo Geſchäfte 
im Belaufe von Millionen durch Ausgleihung gegenfeitiger Forderungen mit einer verhältniß- 
mäßig geringen Summe abgemacht werden ; die Depofitens und Girobanken, weldhe nicht nur 
bie Baarzahlungen ver Teilhaber in ein bloßed Ab: und Zuſchreiben der Beträge verivandeln, 
jondern aud ein gutes, unveränberliches Geld (das Bankgeld) fihern — find lauter Mittel, um 
den Gebrauch und die Verſendung des theuern Artiteld Gold und Silber zu jparen. Deflen- 
ungeachtet kann in dem kleinen Verkehr feind viefer Mittel angewendet werden, und eine an⸗ 
fehnlihe Quantität Metallmünze wird noch immer unentbehrlich fein. Hier tritt das Papier: 
geld ein, un eine weitere Verminderung des theuern Umlaufsmitteld und eine productive Ver- 
wendung bed entbehrlich gewordenen Theils möglich zu machen. Die Lebendfrage, worauf es 
Hierbei anfommt, ift: Welches iind die Mittel, um dad Papiergeld im Gleichwerth mit dem 
Metallgelve zu erhalten? Adam Smith beantwortet dieſe Frage dahin, daß ed genüge, das 
Auögeben von Noten unter einem beflimmten Minimum zu verbieten und die Ausgeber anzu: 
Halten, ihre Noten auf Begehren jederzeit gegen Münze einzulöfen. Allein Adam Smith hatte 
dabei nur die Privatbanken in England und Schottland vor Augen und ihre Noten; alfo nur 
das Privatpapiergeld. In dem legten Kapitel feines Werks, dem über die „Staatsſchulden“, 
erwähnt er zwar des Papiergelves der amerikanifchen Golonien, legt aber an baflelbe den näm— 
lichen Maßſtab. In neuern Zeiten wird aber die Benennung „Papiergeld vorzugsweiſe und 
von einigen ausſchließlich für die diejenigen Werthzeichen gebraucht, welche der Staat over eine 
von ihm abhängige Anftalt ausgibt, Werthzeichen, vie als gefegliches Zahlungsmittel gelten 
oder ed doch thatſächlich find und nicht nach dem Belieben des Inhaberd oder in einer beflimmten 
Friſt gegen Münzen eingelöft werben. 

Solange ver Staat allein Geld münzt und feinen Schlagſchatz darauflegt — lehrt Ricardo —, 
bleibt dad Geld auf demſelben Taufchwerth wie jedes andere Stück des nämlichen Metalld von 
gleichem Gewicht und Feingehalt ; wenn aber der Staat für die Prägung einen Schlagſchatz er⸗ 
hebt, fo überfleigt dad gemüngte Geldſtück den Tauſchwerth des ungemünzten Metallſtücks um 
den ganzen Betrag des erhobenen Schlagſchatzes, weil eine größere Arbeitömenge oder, was 
daſſelbe ift, ver Taufchwerth des Erzeugnifjes einer größern Arbeitömenge erforberlich iſt, um es 
fich zu verfchaffen. Solange der Staat allein münzt, kann e8 für die Größe des Schlagſchatzes 
feine Grenze geben ; denn durch Befhranfung ver Müngmenge kann die Münze auf jeden denk⸗ 
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baren Tauſchwerth geſteigert werden. Dies iſt das Grundgeſetz, auf dem der Umlauf des 
Papiergeldes beruht; Die ganze Ausgabe für Papiergeld kann ald Schlagfchatz betrachtet werben. 
Obſchon daſſelbe keinen innern Werth hat, ſo iſt dennoch ſein Tauſchwerth, wenn man ſeine 
Menge beſchränkt, jo groß als jener einer Münze vom gleicher Benennung ober des Metalls in 
diefer Münze. Nach dem nämlicden Grundgeſetze würde auch, bei gehöriger Beſchränkung der 
Menge, eine geringhaltige Münze zu dem Tauſchwerth umlaufen, ven fie haben müßte, wenn 
fie das gefegliche Gewicht und ven gefeglichen Feingehalt Hatte, und nicht nad) dem Tauſchwerth 
des Metall, welches fie wirklich enthält. Daraus folgt, daß dad Papiergeld keineswegs gegen 
Münze einlösbar zu fein braucht, um ihm feinen Umlauf zu fihern. Es ift blos nothwendig, 
daß feine Menge nad) dem Taufchwerth des Metalld geregelt werde, welches zum Maßſtab def: 
felben erklärt if. Wäre dieſer Mapftab Bold non gegebenem Gewicht und Beingehalt, fo könnte 
das Papiergeld mit jedem Sinfen bes Tauſchwerths des Goldes, oder, was der Wirfung nad 
das Nämliche if, mit jedem Steigen der Büterpreife verniehrt werben. Na der Errichtung 
von Banken hat übrigens der Staat nicht mehr allein bie Macht, Gelb in Umlauf zu fegen; das 
Umlaufsmittel wird durch Banfpapier ebenfo gut wie duch Münze vermehrt, ſodaß, wenn ein 
Staat damit umginge, fein Geld zu verichledgtern und deſſen Menge zu verringern, er deſſen 
Taufhwerth nicht halten Fönnte, weil die Banfen die Macht haben, zu der Geſammtmenge des 
Umlaufsmitteld noch das ihrige Hinzuzufügen. Endlich zeigt die Erfahrung, daß weder ein 
Staat noch eine Bank jemals die unbeſchränkte Macht, Papiergeld in Umlauf zu fegen, gehabt 
Hat, ohne diejelbe zu misbrauchen. In allen Staaten follte daher dad Audgeben von Papiergeld 
einer Beſchränkung und Auffiht unterworfen fein, und nichts ſcheint Hierzu fo geeignet, als daß 
man die Ausgeber von Papiergeld der Verbindlichkeit untertwerfe, ihre Noten entweder in Gold⸗ 
münzen ober in Goldbarren zu bezahlen. Gin Unlaufsmittel ijt in feinem vollflommenften 
Zuftand, wenn es ganz aus Papiergeld befteht, aber von gleichem Taufchwerth wie das Bold, 
als deſſen Vertreter es fich bekennt. Der Gebraud von Papier anflatt Gold feßt an die Stelle 
des Eoftfpieligflen Umlaufömitteld das wohlfeilſte und befähigt das Land, ohne Verluft für vie 
einzelnen, alles Gold, das e8 vorher ald Münze verwendete, für Rohftoffe, Geräthfchaften und 
Nahrungsmittel umzutaufchen, durch deren Gebrauch fein Bermögen und feine Genüffe ver: 
mehrt werden. Die Frage, ob die Regierung ober eine Bank Papiergelv ausgeben folle, beant: 
wortet Ricardo dahin, daß es in Beziehung auf das Volfsvermögen gleichgültig ſei; allein im 
Intereſſe ver einzelnen fei e8 vortheilhafter, wenn vie Regierung das Geld, deffen fie z. B. zu 
einer Kriegsrüftung bebarf, in Papierform ausgebe, weil das Volk in viefem Ball die Zinjen 
fpart, Die es durch Steuern aufbringen muß, wenn die Bank Papier ausgibt und es der Re: 
gierung leiht. Den Einwurf, daß eine Regierung die Befugniß, Bapiergeld auszugeben, leichter 
misbrauche ald eine Geſellſchaft, läßt Ricardo nur für eine Willkürherrſchaft gelten, aber nicht 
für einen freien Staat, wo dad Ausgeben der Noten unter ben obenangegebenen Beſchränkungen 
in Die Hände von befondern Beamten gelegt werben kann, die, wie bie Beamten bed Tilgungs⸗ 
fonds, nur dem Parlament verantwortlich wären. Ricardo bat feine Anfiche, mit befonderer 
Beziehung auf die Banf von England und die Landbanken, in der berühmten Schrift 
„Proposals for an economical and secure currency” weiter ausgeführt und fi beſtimmt 
dahin ausgeiproden: „Das Publifum gegen alle andere Veränderungen in dem Taufchwertb 
des Umlaufomittels fihern, als diejenigen find, welchen ihr Maßſtab ſelbſt untermorfen ift, und 
zu gleicher Zeit den Güterumlauf mit dem wenigft Eoftfpieligen Umlaufsmittel beforgen, heißt 
den vollkommenſten Zuftand erreichen, in den ein Umlaufsmittel gebracht werben kann, und wir 
(Engländer) würben alle diefe Bortheile bejigen, wenn wir vie Bank zur Binlöfung ihrer Noten 
mit ungemünztem Golde oder Silber nad den Gewicht und PBreife in der Münzftätte anftatt 
mit Guineen verpflichteten. Durch dieſes Mittel würde man verhüten, daß das Papiergelv je- 
mald unter ven Tauſchwerth der Barren fiele, ohne daß zugleich eine Verminderung feiner 
Menge erfolgte.” — Ricardo's Theorie ift namentlich in Deutfchlann heftig befämpft worden, 
allein die Angriffe gingen von einem Misverſtändniſſe aus. Man nahm an, Ricardo babe fein 
sollfommenftes Umlaufsmittel, dad Papier, unbedingt und allgemein zur Einführung empfohlen. 
Dies ift aber nicht der Fall. Er fchrieb für Großbritannien, ein Land, mo das Metallgelo dem 
rafchen, riefenmäßigen Geſchäftsverkehr längft nicht mehr genügte und dad Papiergeld zum 
Bedürfniß geworden tvar, zu einer Zeit, wo die Noten der Bank von England 20 Jahre lang 
ald Staatöpapiergeld, ald gefegliches Zahlungsmittel, nicht einlösbar gegen Metall, im Umlauf 
waren, ohne im Burfe tiefer gefunfen zu fein als einige Procente, nach einer Kriſis (1797), 
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al8 deren Urfache Ricardo lediglich den paniſchen Schrecken betradtet, der fi des Publikums 
bemädtigt hatte. Seine Theorie des Papiergeldes fügte ſich daher auf gegebene Verbältniffe 
und große unleugbare Thatjachen; doch mobifleirte er fie für Die Anwendung dahin, daß die 
Noten gegen Goldbarren einzuldfen felen. Bor Aufnahme der Baarzahlungen int Jahre 1821 
wurde diefer Vorſchlag Nicardo’8 vom Parlament zum Gefeh erhoben; allein vie häufigen 
Fälfehungen, melde bei kleinern Banknoten vorkamen, zeigten, daß e8 gefährlich fet, ſolche im 
Umlauf zu laffen, und rathſam, wieder Münzen an ihre Stelle zu fegen; deshalb wurde bie 
Bank angehalten, ihre Baarzahlungen, flatt in Barren, wieder in Münzen zu bewerfftelligen. 
Mit Ricardo flimmt im wefentliden auch Mac Falloch überein (Note 9 zu der Ausgabe von 
Adam Smith). Er macht beſonders darauf aufmerkſam, daß das eigentliche Papiergeld (nicht 
einlösbar und geſetzliches Zahlungsmittel) feinen Werth nicht von dem Vertrauen ableite, 
fondern daß e8 eben umlanfe, weil e8 gefeglihes Zahlungsmittel, und meil ein Umlaufsmittel 
für den Verkehr unentbehrlich ift; darum verhält fi, bei gleicher Nachfrage, fein Werth ums 
gekehrt wie Die Menge. Bold und Silber Finnen in keinem Lande beliebig beſchränkt werben. 
Die edeln Metalle Haben noch inımer, troß aller Maßregeln, ihren Weg von den Märkten, wo 
fie am wohlfeilften find, auf jene gefunden, wo fie am hoͤchſten ſtehen, und Lode fhun vergleicht 
die Ausfuhrverbote, wodurch man das Bold im Lande halten wollte, mit ven Verfuche, einen 
Kukuk einzuzäunen. Die Leichtigkeit, Barren zu verſenden, iſt ſo groß, daß der Preis des 
Goldes in Friedenszeiten auf groͤßern Geldmärkten, z. B. London, Amſterdam nnd Hamburg, 
kaum ein Achtel Procent verſchieden ſein kann, ohne daß Barren von dem wohlfeilern Platze 
nach dem theuern wandern. Anders verhält es fich mit dem nicht einloösbaren Paplergelde. 
Dieſes bleibt im Lande, wo es ald geſetzliches Zahlungsmittel gilt, es findet fein Ab- und 
Zuftrömen flatt, weil e8 im Audlande wicht begehrt wird, alfo hängt fein Werth in der Wirk: 
lichkeit nur von dem Verhältniffe ver ausgegebenen Menge zu dem Bedürfniſſe des Verkehrs ab. 
„Könnte demnach hinlängliche Sicherheit erlangt werben, daß die Befugniß, nicht einldsbares 
Papier au@zugeben, nicht misbraucht, und daß Die Menge in dem Maße erweitert ober beſchränkt 
werden würde, un baffelbe im Gleichwerth mit Gold zu erhalten, dann koönnte man letzteres für 
den Geldzweck ganz entbehren, außer ald Werthmeſſer; doch wäre e8 immerhin zweckmäßig, eine 
Hülfsmünze von Silber und Kupfer für Fleinere Zahlungen beizubehalten.” Allein Mac Culloch 
kommt zu vemfelben aber” wie Ricardo. ‚Leider, fügt er bei, „kann eine ſolche Sicherheit 
nicht erlangt werben”, und er gibt dafür Belege zu dem Erfahrungsfage, daß die Ausgeber von 
Papiergeld, wie andere Menſchen, ihr eigenes Intereſſe mehr im Auge haben als das der Ge⸗ 
ſammtheit. Am wenigften iſt eine wohlverſtandene Leitung ber Bapiermenge da zu erwarten, 
wo viele Inftitute Papier ausgeben. Das Unglü der Bankkrifen in ven Jahren 1792 auf 
1793, 1814, 1815 und 1816, 1825 auf 1826 und 1836 auf 1837 fhreibt Mac Culloch ven 
vielen Localbanken zu, welche ihr Papier nad Maßgabe ihrer Privatfpeculationen auf ven Markt 
warfen und Durch die Folgen nicht nur ſich jelbft vuinirten, fondern auch die Bank von England 
in Berlegenheit festen und Tauſende an den Bettelftab brachten. Er trägt daher one weiteres 
darauf an, das Audgeben von Noten auf eine einzige Duelle zu befchränfen; er glaubte nicht, 
daß die Maßregel auf Schwierigkeiten ftoßen Fönne, da die Koflen für Anfertigen der Noten 
und Stempelgebühr, dann der Aufwand, welcher gemacht werden muß, um bie Noten in Umlauf 
zu erhalten, tief in ven Gewinn der Banken einſchneiden, was fhon daraus hervorgehe, daß 
diejenigen Banken, welche nur Noten der Bank von England nach einer mit derſelben getroffenen 
Übereinkunft audgeben, gerade fu große Dividenden bezahlen ald jene, welche fortfahren, ihre 
eigenen Noten in Umlauf zu fegen. Im alle jedoch troß aller Brundfähe und warnenden 
Beifpiele hierauf nicht eingegangen würbe, follte wenigftend die Beſtimmung getroffen werben, 
daß das Stempelamt den Privatbanken feine Noten eher ftempele, als bis eine Sicherheit für 
den Betrag derfelben in Staatöpapieren, Pfanpbriefen oder Hypothek auf Riegenfchaften bei 
der Stenipelcommifjton hinterlegt ift. Hierburd wäre für die bei Privatpapiergeld unerlaßliche 
Einlösbarkeit der Noten geforgt. Die zweite Bedingung eineß gefunden Zuſtandes des Papier: 
umlaufs, daß nämlich das Papier an Menge und Werth Feine andern Schwanfungen erleide, 
als welche vie Metallmünze an feiner Stelle ebenfalls erlitten Haben würde, iſt durd jene Vor⸗ 
ſichtsmaßregel nicht erfüllt; e8 bleibt eine Möglichkeit, fie zu erreichen, folange nicht das Aus- 
geben von Papiergeld auf eine einzige Duelle befhränft wird. Die Charte der Bank von Eng⸗ 
land ift 1845 abgelaufen; die Negierung und das Parlament von Großbritannien haben bei 
Erneuerung ihred Freibriefes dafür geforgt, daß Feine neuen PBrivatzettelbanfen mehr errichtet 
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werben und bie vorhandenen die Menge ihrer Noten nicht vermehren dürfen. Hiermit iſt der 
Grundſatz anerfannt, daß nur Eine Papierquelle beftehen foll; bie Durchführung aber geſchieht 
allmählich, weil man erworbene Rechte dritter nicht verlegen wollte. 

Wir haben im Eingange dieſes Artifeld einer Mittelgattung zwiſchen dem eigentlichen 
Papiergelde und ven Creditpapieren erwähnt, welche wie jenes in Umlauf gefegt wird und wie 
diefe dem Inhaber Zinfen trägt. Aus folher Papieren befteht z. B. der größte Theil ver eng⸗ 
fijchen unfunbirten over ſchwebenden Schuld, welche von Ausgaben berrührt, für deren Deckung 
entweber gar nicht hinreichend geforgt war, oder deren Dedungsmittel nicht zu rechter Zeit 
flüſſig wurden. Solche Papiere ſind: 

1) Die Exchequerbills (Schatzkapimerſcheine), welche von der Schatzkammer nach vor⸗ 
gängiger Ermächtigung durch das Parlament ausgegeben werden; es vergeht keine Seſſion, ohne 
daß ſolche Parlamentsbeſchlüfſe gefaßt werden. Die erſten Exchequerbills wurden 1696 im Be⸗ 
trag von 2,700000 Pfd. St. ausgegeben, und da ſie während der Zeit der Münzumprägung 
vorübergehend an die Stelle des Geldes treten follten, fo wurden fie auch auf geringere Sum- 
men, bi8 zu 10 und 5 Pfd. St., geftellt. Sie tragen meiſtens Zinfen, gemöhnlihd 3—3Y, Pence 
täglich für 100 Pfd. St., und da fie jeder erhält, der ihren Werth bezahlt, To dienen jie ald 
Umlaufsmittel. Nach einer beftimmten Zeit werben ſie bei Entrichtung der Steuern oder anderer 
Schuldigkeiten an die Negierung an Zahlungdftatt angenommen und die verfallenen Zinjen 
werben dem Nennwerth beigefchlagen. Solange fie in ven Händen ver Einnehmer oder an- 
derer Beamten find, tragen jie Feine Zinfen; fobald fie aber wieder audgegeben werben, beginnt 
auch die VBerzinfung. Die Bank von England verpflichtet ſich oft, ſolche bis zu einer beflimmten 
Sunme anzunehmen, und beförvert dadurch ihren Umlauf; die täglichen Geſchäfte zwischen ver 
Bank und der Schagfammer werden hauptfächli durch ſolche Bills von 1000 Pfd. St. be⸗ 
trieben, welde die Bank bis zu dem Belauf der von ihr für Nehnung der Negierung empfan⸗ 
genen Summen in der Schagfammer nieverlegt. Bisweilen werben dieſe Billd auf die Ein: 
nahmen des laufenden Jahres angewieſen, und auf diefe Weife wird der jährliche Ertrag ver 
Steuern gewöhnlich anticipirt. Manchmal werben fie auch ven Einnahmen des folgenden Jahres 
zur Laſt gejegt, und nanıentlich in Kriegszeiten werben große Summen auf diefe Art ausgegeben. 
Oft werben aud neue Erchequerbilld ausgegeben, um ältere einzulöfen, oder fie werden auch, wie 
dies Sir Robert Peel nach feinen Amtsantritt im Jahre 1841 gethan, in fundirte Schuld um⸗ 
gewandelt, inden man ven Inhabern, melde fi dazu verflehen, Staatspapiere unter gewillen 
Bedingungen anbietet. 

2) Navobills (Klottenjcpeine) werden von ver Marineverwaltung audgegeben, um bie Be⸗ 
bürfniffe dieſes wichtigen Zweiges des Staatdaufwands zu decken; fie tragen nad) Ablauf einer 
beitimmten Friſt Zinfen, wenn ſie nicht eingelöft werden. In neuerer Zeit werben flärfere 
Sunmmen, welche für ven Seedienft hinreichend erachtet werden, jährlich bewilligt, ſodaß vie 
Navybills nicht mehr in fo großer Menge wie früher erfcheinen. Sie werden auch nicht mehr 
fundirt, fondern auf 90 Tage geitellt mit Zinfen von 31/, Bence für 100 Pfe. St. und wie 
Wechſel behandelt. 

3) Ord nancebills (Artilleriefcheine) werden in gleiher Weile für die Bedürfniſſe dieſes 
Zweiged der Mikitärverwaltung von dem Artillerieamt ausgegeben. (S. hierüber unter andern 
Hamilton; ‚„Inquiry concerning the rise and progress etc. ofthe national debt of Great 
Britain.‘) In den meiften größern Staaten wird durch ähnliche Mittel die ſchwebende Schuld, 
d. 5. Die Ausgabe, welche durch Fünftige Einnahmen gebedit wird, weil die laufenden nicht Hin= 
reichen, repräfentirt. Frankreich Hat feine bons du tresor, de la marine, feine von den Ein- 
nehmern unterzeichneten bons, die auf jpätere Einnahmen angewiefen jind. Es gab Zeiten, wo 
die jährlihen Zinfen der ſchwebenden Schuld 20 Mill. Frs. betrugen. 

Die in England zu Anfang des Jahrhunderts gemachten Erfahrungen haben die Lehre 
von dem Papiergelve begründet, und ed wird faum möglich fein, den Hauptjägen, die wir an= 
gebeutet, etwas Wefentliches varüber beizufügen, ohne auf bad Feld ver Polemik Herabzufteigen, 
wo und zwar die Kämpfe ver Männer vom Fache vielen Stoff geben, aber Die Sache felbft wenig 
Licht gewinnen würde. Branzöjiiche und deutſche Schriftfteller haben alle aus der englifchen 
Fundgrube gefhöpft; doch müßten wir fürdten, eine Ungerechtigkeit gegen jle zu begehen und 
eine Pflicht gegen den Leſer zu verfäumen, wenn wir nicht einiger von ihnen hier gebächten. 

Jean Baptifle Say (‚Cours complet etc.”, Thl. III, Kap. 16) geiteht dem eigentlichen 
Papiergelde, welches nicht auf Verlangen eingelöft wird, die Eigenſchaft eined Werthzeichens 
nicht zu; feinen Werth erhält es nach ihm einzig dadurch, daß man etwas dafür Faufen kann; 
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da aber dieſer Werth, wie die Erfahrung gelehrt Hat, dem Metallgelve gleichftehen kann, fo ift 
der Streit, ob das Papiergeld ein Werthzeichen fei oder nicht, ein ganz unerbebliher. Im 
wefentliden flimmt Say mit den obenentwidelten Grundſätzen überein, indem er jagt: „Ein 
Papiergeld bat vor ven edeln Metallen den Vorzug, daß ed im Verkehr ebenfo gute Dienfte 
leiftet und ein viel wohlfeileres Werkzeug ift, ſodaß eine Nation, die ſich des Privat-Papiergeldes 
bedient, ven ganzen Werth der im andern Kalle zum Münzgebrauch erforderlichen Metalle zu 
andern Zweden verwenden kann und dennoch ein treffliches Mittel für ven Gelvverfehr, aus: 
genommen aber für die kleinſten Geſchäfte, befigt. Die Metalle, melde dadurch dem Umlauf 
entbehrlich werben, dienen alddann für Geräthfchaften oder ald Ausfuhrartifel und vermehren 
die productiven Rapitale.... Allein die Leichtigkeit, das Papiergelb zu vermehren, ift eine Ge⸗ 
fahr, welcher die Regierungen nur fchwer widerfiehen. Dann folgt vie Entwerthung, und bie 
Waare ſchwindet den Befigern unter ven Händen. Wenn die englifhen Bankbilletö einen 
großen Theil ihres Werths erhalten haben (nach Einflellung ver Baarzahlungen), fo fommt es 
daher, weil Großbritannien durch feine infularifche Lage nie der äußerften Gefahr (einer frem= 
den Eroberung) ausgelegt war. Cine fefle Verwaltung konnte nunmehr das Ausgehen ihrer 
Billete einſchränken“ (Say vergißt, daß Die Banknoten als gefegliches Zahlungsmittel anerkannt 
wurden, ein wefentliche8 @lement, ihre Entwerthbung zu verhindern). „Man kann jedoch nicht 
voraußfagen, was feldft in Großbritannien gefhehen fein würde, wenn nicht Frieve gefchloffen 
worden wäre.’ Wir wollen und ebenfalld der Worte Say's bedienen, um auf einen andern 
Unftand aufmerkfam zu machen, deſſen wir oben nur im Vorbeigehen gevacht haben. „Ein 
anderer Nachtheil des Papiergeldes ift die Lockung, bie es den Kälfhern bietet. Von dem Augey- 
Blid an, wo aus wohlfeilem Stoff (mit Papier und Tinte) eine theuere Waare gefertigt wer⸗ 
den kann, wird die Bier aller Fälſcher geweckt; den gefchicteften winkt eine furchtbare Prämie. 
Der redliche Mann ſchwebt in befländiger Beforgniß, faljche Billete zu erhalten. Es thut ver 
Geſellſchaft wehe, daß fle fo viel firafen muß. In England war die Zahl der wegen Verfer: 
tigung falfeher Banknoten Verurtheilten entfeglih groß. Dies ift eine traurige Zugabe zu den 
Papiergelve, und wenn man bei gehöriger Ordnung und Umficht darin ein wohlfeiles Werkzeug 
des Verkehrs finden fann, jo ift doch auf der andern Seite die Verſuchung, melde es den Fälfchern 
bietet, und der fie nur zu oft unterliegen, ein Gegengewicht, welches man nit vernadhläffigen 
darf." Schon Law's Syſtem bat in Betreff ver Fälfhungen traurige Erfahrungen gemacht, 
und dad britifche Parlament ließ fi dadurch mit heflinnnen, dad Ausgeben Eleiner Banknoten, 
bei denen die Fälſchungen am häufigften vorfomnen, zu unterfagen, und um biefelben durch 
Metallmünzen im Verkehr zu erfehen, die Bank zur Einlöfung ihrer Noten in Münzen ftatt, 
wie nad Ricardo's Vorſchlag früher befchloffen war, in Golbbarren anzuhalten. Wenn Ri: 
cardo richtig bemerkt, daß die Verminderung der Menge des Papiergelves ein Steigen des 
Werths zur Folge habe, und dies durch Die Thatfache belegt, daß die Englifche Banf auf viele 
Weiſe vor Wiederaufnahme der Baarzahlungen ihre Noten auf den Gleichwerth mit Gold ge= 
hoben habe, fo macht Say (zwar weder zuerft noch allein) darauf aufmerkfjam, daß auch die 
Verminderung der Menge des Papiergelves, eben weil fie ein Steigen des Werths bewirkt, ihre 
Nachtheile babe. Der Staat, welcher Anleihen in entwerthetem Gelde gemacht bat, muß die 
Zinfen in der theuern Münze bezahlen; die Pächter, deren Pachtzins in entwertherem Gelbe feft- 
gelegt wurde, müffen ihn mit dem theuern abtragen (wenn nit Die Gutäherren einen Nachlaß 
bewilligen, was in England nicht felten vorfam), während ihre Producte gegen das gute Gelb 
im Preife finfen; die Steuern endlich müffen In ebenfo vielen Stüden des theuern Geldes ent: 
richtet werden, als früher von dem entwertheten zu entrichten waren, und werben daher um 
ebenfo viel erhöht, ald das Geld im Preiſe fteigt. Mit Einem Wort, nad) dem Steigen des Geld⸗ 
preiſes verlieren alle, welche ebenfo viele Stücke theueres Geld bezahlen müffen, als im entwer⸗ 
theten Belve ftipulirt waren; die Empfänger gewinnen, was die Zahler verlieren. Nach dem 
Sinken des Geldpreiſes verhält es ſich gerade umgekehrt. Die unbedingten Gegner des Staat8- 
papiergeldes (das nicht einlösbar und das in einem Zwangscurs ausgegeben oder als geſetzliches 
Zahlungsmittel erklärt wird) nehmen ihre Argumente von den großen und gewichtigen Bei: 
fpielen der verberblichen Folgen her, welche ber Misbrauch des Papiergeldes, veranlapt durch bie 
Finanznoth einer nicht controlirten Staatögewalt, über vie Völker gebracht hat. Verleitet durch 
ihr Rechts- und Menfchlichkeitsgefühl überfehen jie, daß es Bedingungen gibt, unter welchen das 
Papier mit Nugen ald Umlaufsmittel gebraucht werden kann. inter biefe Gegner gehört 
Simonde de Sismondi. 8 eriflirt von ihm eine eigene Schrift: „Du papier monnaie et des 
moyens de le supprimer‘ (aud der Zeitſchrift „Pallas“, Jahrgang 1810, 1. Stück, beſonders 











286 Papiergeld 


abgedruckt, Weimar 1810), worin er das Ausgeben von Staatspapiergeld geradezu für Falſch⸗ 
münzerei erklärt. „Während die Souveräne“, jagt er ©. 8, „die Falſchmünzer jederzeit mit ge⸗ 
rechter Strafe beftraft haben, ließen fie ih allmählich und ohne Die Größe des Übels, welches ſie 
der Geſellſchaft zufügten, zu ahnen, dazu verleiten, die falfchefte aller Münzen, ihre Alfignaten 
auszugeben. Das Beifpiel der Banken und ihrer Noten hat fie verführt; fie glaubten, ohne 
Gewiflendferupel etwas befehlen zu dürfen, was ihre Untertanen von ſelbſt und aus freier 
Wahl fhon thaten.“ Die wiener Bank und die Öfterreichifchen Binanzoperationen, Die ruſſiſche 
und däniſche Bank, die franzoͤſiſchen Aſſignaten geben ihm treffliche Beifpiele für feinen Zweck 
an die Hand und für feine Behauptung, daß unter allen Irrthümern der Fiscalität die Erfin- 
dung bed Papiergeldes die eigentliche Lampplage unferer Zeit fei. Die englifgen Erfahrungen 
beachtet er nicht und Halt das Studium derſelben mehr für müßig als für nüglid (plus curieuse 
qu’utile) , weil die Urſache ver Entwerthung überall die nämliche geweien und man fich nicht 
fowol über ven Miscredit der Banken als vielmehr darüber wundern müſſe, daß ihre befchrie- 
benen Bapierfegen nod irgendwo mehr gelten al& weißes Papier. Hr. von Sismonbi lieg fi 
auch ſpäter feines Beſſern belehren, denn in feinem 1827 erſchienenen Hauptwerfe: „Nouveaux 
principes d’&conomie politique etc.“, befämpft er Die Banfen wie bie Maſchinen und das Fa⸗ 
brikweſen aus lobenswerthem Eifer für die Leiden der arbeitenden Klafien, obgleich er geftchen 
muß, daß er diefen nicht zu helfen wifle. Anerkennung verdient ed, daß Hr. von Sismondi 
hauptſachlich den ſchädlichen Einfluß auf die öffentlihe Moral hervorhebt, welchen gewiſſenloſe 
- Bapieroperationen hervorbringen. Er gibt den Rath, das Papiergeld geradezu zu unterdrücken, 
was für die einzelnen einer Steuer gleihfäme, die fie bezahlen müßten, um ven Staat in ben 
Stand zu fegen, das Papiergeld einzulöfen. Begeiftert von feiner Rabicalcur ruft er aus: „Ic 
nehme feinen Anftand, ed auszufprechen: wenn eine Regierung, die Papiergeld außgegeben hat, 
dermaßen verſchuldet ift, daß fie ihre fundirte und verzinsliche Schuld nicht Durch eine neue, zur 
Einloͤſung ihres lügerihaften Geldes (numeraire mensonger) beſtimmte Schuld vermehren fann, 
fo folf jie zu dem Patriotismus des Volks ihre Zuflucht nehmen, ... fie fol von ihren Unter⸗ 
thanen fordern, daß fie ſelbſt alle Banfbillete, welche fle beiigen, verbrennen, und foll erklären, 
daß von nun an dieſe Billete feinen Zmangdcurs mehr haben, Wenn das Volk no Edelſinn 
befigt, wenn ihm der Name des Vaterlandes Fein leerer Schall ift, fo wird dieſer loyale Aufruf 
des Souveränd an feine Unterthanen hinreihen, um ben Staat von einer Laſt zu befreien, bie 
ihn erbrüdt. Dan wird jih ſchämen, noch Bankbillete jehen zu laſſen, jeder wird ſich beeilen, 
die feinigen in die Flammen zu werfen, und die Nationalſchuld wird mehr Durch die Begeifterung 
des Volks als durch den Befehl des Monarchen getilgt fein.” Hr. von Sismondi ift weit ent⸗ 
fernt, die Größe ded Opfers, das er den Patriotismus des Volks zumuthet, zu kennen; auch be= 
denft er nicht, daß viel geringere Opfer des Patriotismus die Engländer in den Stand geſetzt 
haben, ihre Banknoten auch als Staatspapiergeld im Werth zu erhalten und |päter durch Ver- 
minderung der Menge ven Bleihwerth mit dem Golde herzuſtellen. Hr. von Sismondi ahnt, 
daß mancher Souverän an den Erfolg eines jo heroiſchen Mittels nicht recht glauben oder auch 
zu zartfühlend fein fönne, um dem Volk ein fo großes Opfer zuzumuthen. In dieſem Ball 
fhlägt er vor, wenigftens den Zivangscurd aufzuheben und das Papier allmählich finfen zu 
laflen, wie es mag, ober aber daſſelbe durch zinstragende Staatsobligationen zu erfegen und der 
fundirten Schuld beizufügen. 

Deutihland Hatte in den legten Jahrhunderten zu wenig Antheil an dem Weltverkehr ge- 
nonmen, als dap ihm ein Bedürfniß fühlbar geworden wäre, ein wohlfeileres Umlaufsmittel 
dem innern Verkehr zu ſchaffen, un das koſtbare Metall im auswärtigen Handel nugbringend 
zu verwenden. Wechſel und andere Ereditpapiere genügten dem deutſchen Handel zur Erfparung 
von Geldtransporten und Erleichterung feiner Beldgefchäfte. Der Inpuftrie wuchjen feine 
Flügel, denen dad Metall zu ſchwer geweſen wäre, und im Volk lebte nicht der Speculations⸗ 
geift, ver feinen Thaler ruhig in Kaften liegen fieht, ſondern auf Mittel denkt, ihn umgutreiben, 
um damit zu wuchern. Wäre das veutfche Silber und Gold plögli durch Papier erfegt worden, 
ed würde ſchwerlich in anfehnlicher Menge dem auswärtigen Handel zugefloffen, fondern zum 
großen Theil vergraben worben fein. „Nur aufgeklärte Inpividuen und Voölker“, bemerkt 
Poͤlitz in feiner „Volkswirthſchaftolehre“, II, 236, „ſetzen das Geld in ununterbrodenen lin: 
lauf, während der engherzige Landmann ed vergräabt, weil er dies für das Sicherfte Hält." Auf 
Neichöfeinde, die Uneinigkeit der Neichäglieder, die Verſchwendungen jeiner Höfe, an But und 
Blut, an Menfchen und Geld bis zur Ohnmacht erfchöpft und ausgeſogen. In den Zeiten ber 
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Noth und Bedrängniß greift man zu allen Mitteln, um die äußerſten Kräfte in Bewegung zu 
ſetzen. Hierher gehören denn auch bie Münzverſchlechterungen und die Papieroperationen ver 
Regierungen, und es ift Fein Wunder, daß das Papiergeld in Deutfhland lange mit miätraui- 
fihen Augen angefehen wurde. Die meiflen Schriftfteller, bis auf die neuefle Zeit herab, ver- 
merfen daſſelbe und nähern ſich mehr oder weniger den Anfichten des Hrn. von Sismondi. Uns 
fcheint Hierbei eine Verwechſelung der Urſache mit der Wirkung obzumalten, welche das Gegen: 
ftück zu dem Irrthum von John Lam bildet. Diefer glaubte, durd das Papiergeld lediglich ven 
Eredit erfihaffen zu fönnen, jene meinen, daß das Papiergeld ein Mittel fei, ven Ausgeber aus 
ber Berlegenheit zu ziehen, und zwar ein Mittel, welches bie Empfänger früher oder fpäter ind 
Elend flürze. Wenn aber eine Regierung, um ſich bes Feindes zu erwehren, um bie Volkskraft 
zum Kriege in Bewegung zu fegen, oder um bie Anforderungen eined Siegers zu befriebigen, 
Papiergeld ausgibt, welches dann entwerthet wird, Tauſende von Inhabern um ihr Vermögen 
dringt, einen großen Theil des Nationalkapitals zerftört, fo ift diefes Papier nicht ſowol die 
Urfache des Unglüds als der Vermittler zwiſchen ver wahren Urſache, der Noth, und ihrer 
Wirkung, dem Elend. 

Die Klage über das Papier ift daher im Grunde gegen die Nothwendigkeit des Opfers ge- 
richtet, welches man auf eine ober die andere Weife hätte bringen müflen. Cine andere Frage 
ift e8, ob denn die Zerftörung der Kapitale nothwendig, ob bie Zwecke, denen dieſelben gewinmet 
wurden, nicht vielmehr ſchlechte und verberblihe waren? In foldem Fall wird man mit Bug 
und Recht wieder nicht dad Mittel, dad Papier, fondern eben bie ſchlechten Zwecke anlagen 
müffen, denen das Bermögen von Taufenden geopfert wurde. In Frankreich hat man nicht bloß 
aus Bapier, fondern auch mit der Guillotine Geld geſchlagen; in England hat man fi mit ver 
Bankreftriction geholfen. Wir wollen hoffen, daß in Zukunft ſolche Nothſtände feltener werben, 
dag, wenn fie eintreten, Mittel gefunden werben, um die Opfer, welche die Völker bringen 
müſſen, erträglicher zu machen. Wir wollen mit dem Befagten nur unfere Anſicht kurz begruͤn⸗ 
den, daß Deutichland, weil es an dem Welthandel zu wenig Antheil nahm, und weil jeine In⸗ 
duftrie noch nicht Fräftig entwidelt war, bad Bepürfnig eines wohlfellern Umlaufsmittel® bis 
zur Entwicelung feiner Induſtrie durch den Zollverein nicht gefühlt, Daß e8 aber durch herbe 
Erfahrungen die verderblihen Wirkungen unmäßiger Emiſſionen von Staatspapiergeld hat 
tennen lernen. Daher kommt ed, daß unfere meiften Schriftftelfer die Finanznoth als Die einzige 
Quelle des Papiergeldes betrachten. Ihre Lehre ift daher wenig frudtbar, da man in ihr vie 
Antwort nicht findet auf die Frage: Kann ver Berfehr zu einer Stufe gelangen, wo die Ein⸗ 
führung eines wohlfeilern Umlaufsmittels Bebürfnig wird, und welches find alsdann die Bebin- 
gungen, um bie Vortheile eines folhen zu fichern und die Nachtheile zu vermeiden? Faſt alles, 
was wir hierüber in unfern Werfen über Volks- und Staatöwirthfchaftslchre finden, ift ven 
Engländern entlehnt und nur gleichfam nebenher, im Vorbeigehen, beachtet. Ausnahmen gibt 
ed, und wir werden nicht unterlaflen, ihrer zu erwähnen. 

Einen fehr vortheilhaften Begriff vom Papiergelde gibt Karl („Vollftändiges Handbuch der 
Staatswirthſchaftor und Finanzwiffenfchaft”, Erlangen 1811), indem er fagt ($. 653): „Das 
Papiergeld oder die fogenannte Creditmünze fann das Zahlungsvermögen einer Nation direct 
oder indirect vermehren, indem ed einen ganz neuen Nationalreichthum erfchafft und einen ver- 
größerten Fonds an baarem Gelde für den auswärtigen Handel bereitet. In dieſer Hinficht 
fann ein wohlberechneteö Bapiergeld zur Beförberung der Inbuftrie im ganzen und im einzelnen 
dienen, zur Urbarmadung der Ländereien, Ausrottung dev Sümpfe, Ausdehnung des auswär⸗ 
tigen Handels gebraucht werben.” Uber bie Erhaltung des Papiers im Sleihwerth mit Mes 
tallgeld äußert Harl ($. 670): „Sobald das Papiergeld (de8 Staats) nit durch Grundſtücke 
oder dur eine andere hinlängliche Sicherheit gedeckt iſt, kann e8 nur dadurch in ungezwungenem 
Umlauf nad feinem Nominalwerth erhalten werben, daß man mehrere Kaflen bereit und ſtets 
offen Hält, wo jeder feine Crebitmünze jeden Augenblick gegen baares Geld umfegen kaun.“ 

Es ift viel, daß Harlin der Zeit, wo er fehrieb, ſich, ungeachtet des Schickſals der auf Natio- 
nalgüter baſirten Affignaten und ber Öfterreihiihen Banfzettel, fo frei von Vorurtheilen hielt 
und zroifchen einem wohlberechneten Papiergelde und dem von einer Regierung in ver Noth 
ausgegebenen Papiere unterſcheidet, welches legtere er unter den „Finanzoperationen“ 
(6. 1109 fg.) abhandelt. Unter bie deutfchen Schriftfteller, welche die Lehre vom Papiergeld 
rationell und praftifch auffaflen und fich von dem Voruriheil freibalten, als ob Noth die Quelle 
und Elend die Kolge deſſelben nothwendig fein müfle, gehört H. Baumftark in feinen „Staats⸗ 
wiffenfchaften und Verſuchen“. Das jo heftig angefochtene 27. Hauptſtück vom Umlaufömittel 
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und von den Banken in Ricardo's Werke vechtfertigt Baumſtark in feinen Erläuterungen, welche 
der Üiberfegung ald zweiter Band beigegeben find, ganz einfach durch eine Zufammenftellung 
der Hauptfäge und die Nachweiſung, wie unwahr die Beſchuldigungen find, als Habe Ricardo 
behauptet, dad Papiergeld brauche nicht eingelöft zu werben, jolle gänzlich an die Stelle des 
Metallgelves treten und das einzige Umlaufsmittel fein (Baumſtark, „Volkswirthſchaftliche 
Erläuterungen, vorzüglich über David Ricardo's Syſtem“, Leipzig 1838, ©. 812 fg.). Nebe: 
nius bat in feinen Werke über ven Öffentlihen Credit die Anfichten über dieſes wichtige Thema 
in Deutfchland vielfach berichtigt und erweitert; auch für vie Lehre vom Papiergelde ift fein Wert 
unter den deutſchen nach unferer Anſicht das fruchtbarfte, beſonders hinſichtlich der Wirkungen 
des neuen Umlaufömittel auf dem Geld⸗ und Kapitalmarkt. Außer Nebenius haben wir nod 
einen zweiten Deutfihen den competeften Ausländern an die Seite zu flellen, und biefer ift, wie 
im Eingange erwähnt, Friedrich von Geng. Sein tiefed Studium der englifchen und franzöfl: 
Shen Erfahrungen und feine Theilnagme an den Öflerreihifchen Finanzoperationen feit 1811 
Hatten ihn mit dem Gegenfland volllommen vertraut gemacht und zu einem Urtheil geführt, 
welches heute allgemeinere Anerkennung finden wirb ald damals, wo es den durch entfeglichen 
Misbrauch entftandenen und herrichend gewordenen VBorurtheilen ſcharf entgegentrat. Die 
obenerwähnte Schrift von Sismondi iſt ihm eine Schrift, „vie außer ihrer declamatoriſchen 
Seichtigkeit auch von einer abfoluten Unkentniß des innern Zuſtandes ber Monarchie und aller 
und jeder oͤkonomiſchen und finanziellen Verbältniffe zeugt”. In einem Auffag vom Jahre 
1817 über die damals gegründete Öfterreichifche Bank jagt von Geng: „Die Feinde des Papier: 
gelbes find in den neuern Zeiten ſehr zahlreich und fehr heftig geworben; man hat die Schulven: 
verhältniffe, vie Ereditfofteme und das Papiergeld ald reine Übel angefehen, ohne, einen Schritt 
weiter, zu erkennen, daß nur ber Überbraud in Zeiten der Noth, pie unrichtige Anwendung, 
diefe hoͤchſt natürlichen Dinge erſt zu libeln gemacht hat. Man unterwerfe fih ihnen mit Frei: 
heit, man erfenne ihre Unentbehrlichkeit, man verſoͤhne fih mit ihnen, man inoculire fie, man 
zähme fie, und dieſe fogenannten Ubel werben die Fräftigften Bindungsmittel des Staats und 
die fiherften Bürgfihaften für dad Glück jedes einzelnen werden. Wenn die Unterrichteten aus 
jenen Widerſachern dad politifche und oͤkonomiſche Leben der Nationen in feiner dermaligen 
Ausdehnung und Ausbildung näher betrachten wollen, fo werben fie ſich überzeugen, daß man 
in einem ordentlichen größern Staatshaushalt, beſonders anf einer hHöhern Stufe ver National: 
eultur, des Creditgeldes nicht mehr entbehren kann. . . Es ift übrigens offenkundig, daß in ven 
neuern Zeiten bei der großen Theilung der Arbeit, bei dem rafchern Bewegen alles oͤkonomiſchen 
und politifchen Lebens, die Metalle nicht mehr ausreichen können, die Functionen eines Aus: 
gleichungsmittels allein zu verrichten. Was man alfo auch jegt noch gegen dad Grebitgeld decla⸗ 
mirt, ift ein Reſt der fElavifchen Anhängigfeit an vem Handgreiflichen fachlichen Werth und deſſen 
Repräfentanten, dem Metallgelve u. |. w.’ Bon diefem Ereditgelde (Banknoten) unterſcheidet 
aber Geng ausdrücklich das Staatöpapiergeld, das ohne Unterpfand oder Berfprechen ber 
Einlöfung zeitweife allein over neben der Metallmünze die Functionen eines Geldzeichens ver: 
fieht. Diefed Papiergeld, im engeren Sinne, bezeichnet ex als eins jener Zwangsmittel, deren 
fi die Staaten bedienen, um große außerordentliche Ausgaben, insbefondere die Bedürfniſſe 
eined langwierigen Kriegs, zu beftreiten. Hierzu greife man, wenn Kriegöfteuern und Anleihen 
nicht mehr audreichen, und das Papiergeld habe die Natur einer indireeten Steuer, deren Größe 
dem Unterſchied zwiſchen dem Nennwerth, zu dem es audgegeben, und dem gefunfenen Preife, 
zu dem es fpäter eingelöft wird, gleich iſt. Das Opfer, welches die Nation auf dieſe Weife bringe, 
fei minder hart ald manche andere Mittel, weil es allmählich und von der ganzen Maffe getra: 
gen werde. 

Zum Glück fehlt e8 auch in Deutſchland nicht an Beifpielen von nicht entwerthetem Papier: 
gelde; ja ed geht Preupen, welches im Siebenjährigen Kriege eine foftematifhe Münzverſchlech⸗ 
terung angewendet, jebt allen Staaten ald Mufler eined mäßigen und weifen Gebrauch des 
Papiercredits voran. . 

Ein clafjifches Land für alle Arten von Gebraud und Misbrauch des Erevits ift Nord: 
amerifa, und zwar nicht minder ald Kolonie denn ald Bund freier Staaten. Schon zu Anfang 
des vorigen Jahrhunderts fingen die Colonialtegierungen an, Papiergeld audzugeben. Daffelbe 
mar ein Negierungspapier, nicht nach Belieben des Inhabers, fondern erft eine beſtimmte Zahl 
von Jahren (in der Regel 15) vom Tage ver Emiſſion einlößbar, ohne in der Zwifchenzeit Zinfen 
zu tragen. Dennod wurde ed im Nennwerth audgegeben, als gefegliches Zahlmittel erklärt 
und bei Entrichtung der Steuern angenommen. Gold und Silber famen dort im Verkehr gar 
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nicht mehr vor; Papier war das einzige Umlaufsmittel. Es convenirte den Amerikanern, die 
mit Nugen auf ihren Boden mehr Kapital verwenden konnten, als ihnen zu Gebote ſtand, bie 
Koften für ein fo theueres Umlaufsmitttel wie Gold und Silber zu fparen, den Theil ihrer 
Producte, welchen fie auf Anfhaffung und Unterhaltung veffelben hätten verwenden müſſen, 
lieber für ven Ankauf von Aderwerkzeugen, Kleivungsftoffen, Sausgerätben und andern Erfor: 
derniffen zur @inrihtung und Ausbehnung ihrer Pflanzungen zu benugen; kurz die Nachfrage 
nad werbendem Kapital war jo groß, daß fo wenig ald möglich tobt liegen blieb. Auf der an- 
dern Seite lag es im Interefie der Golonialregierungen, dem Volk fo viel Papiergeld zu liefern, 
ja noch mebr, ald ber innere Verkehr erheifchte. Die Regierung von Pennſylvanien z.B. gab 
Dariehne in Papier und bezog hohe Zinfen davon. Die von Maſſachuſettsbai machte in brin: 
genden Fällen Vorſchüſſe zur Beſtreitung ber dffentlihen Ausgaben und Laufte dad Papier, 
nachdem es allmählich gefunken war, zu dem nievern Preiſe wieder auf. Diefe Golonie bezahlte 
3. B. im Jahre 1747 den größern Theil ihrer Schulden mit dem zehnten Theil des Geldes, in 
veffen Betrag ihre Zettel ausgegeben worden waren. So geben dieſe Golonien in ihren eigen: 
thümlichen Verhältnifien dad Beifpiel eines Landes, deſſen Umlauf ausſchließlich durch Papier: 
geld beforgt wurde. Gold und Silber erfchienen höchſtens im auswärtigen Handel. Diefer 
wurde ausichließlich mit dem Mutterlande, Großbritannien, betrieben, durch gegenfeitigen Aus: 
tauſch ihrer Producte. Virginien und Maryland bezahlten ihre englifchen Waaren mit Tabad, 
und bei ihnen fam Gold und Silber im auswärtigen Berfehr ebenfo wenig vor als im innern. 
Dennod galten fie für wohlhabend und in gedeihlichem Fortſchritt begriffen. Bennfylvanien, 
Neuyork, Neujerfey u. a. bezogen, theils zum eigenen Verbrauch, theils zum Zwiſchenhandel, 
mehr engliſche Manufacte, als fie eigene Probucte nach England zu jenden hatten. Das Bold 
und Silber, welches fie zur Ausgleihung bedurften, wußten fie immer zu finden. Gbenfo ver: 
bielt ed fich mit den weſtindiſchen Zudercolonien. Auch zeigte fich, Daß die Zahlungen derjenigen 
Staaten, welche ihren Saldo mit Gold auszugleigen hatten, regelmäßiger floffen als von jenen, 
welche in Tabad bezahlten. Das Verſchwinden des Goldes und Silbers aus den Kolonien war 
alfo kein Zeihen von Armuth over Unfähigkeit, folches zu faufen, fundern freie Wahl der Be: 
wohner. Alles Gold und Silber, was fie bekommen konnten, jchickten fie nach England, um 
dafür reelles, werbended Kapital einzutaufchen, welches fie unmittelbar probuctiv benugen fonn: 
ten. Wenn fie Metall nothwendig hatten, kauften fie es, und felbft wenn ihre Zahlungen ftodten, 
fam ed, wie Adam Smith bemerft, nicht daher, weil die Leute arm waren, fondern weil fie 
zu eifrig danach firebten, übermäßig reich zu werben. 

Als die amerikanischen Colonien das englifche Joch abgeſchüttelt Hatten und in bie Reihe der 
jelbftändigen Nationen eingetreten waren, ermeiterte fi der Wirkungskreis des raftlofen Spe: 
eulationdgeiftes. Der auswärtige Handel, bisher auf den Verfehr mit dem Mutterlanve be: 
ſchränkt, ſah fi nunmehr die Welt erfihloffen, ind damit mußte auch ver Trieb zur Ausbeutung 
ded Bodens und aller Güterquellen mächtig gefleigert werden. Hatte dad Volk zuvor fon, um 
den größtmöglidden Theil feines Kapital der unmittelbaren Production zuzuwenden, vie edeln 
Metalle aud dem Umlauf gezogen und dur Papier erjegt, jo konnte jegt nicht die Rede davon 
fein, dad foftbarere Girculationsmittel an die Stelle des wohlfeilen zu fegen. Hatten früher bie 
Golonialregierungen das Papier geliefert, fo traten nunmehr die Banfen an ihre Stelle. 

Die Bank ver Vereinigten Staaten wurde 1791 in Philadelphia gegründet, und zwar keines⸗ 
wegs als reine Privatanftalt. Dies geht au ver Einleitung des Freibriefs hervor, welche mit 
den Worten beginnt: „Eine Bankanftalt muß den Finanzen des Landes große Erleichterung 
gewähren, fie kann ohne Schwierigkeit bei unvorbergefehenen Ereigniſſen der Regierung nüg: 
liche Vorſchüſſe machen und leiftet dem Handel und der Induftrie wefentlidhe Vortheile.” So 
beforgte die Bank mit Hülfe ihrer Comptoirs in den verfhiedenen Staaten den Einzug und die 
Berjendung der Öffentlihen Gelder. Der Freibrief ver Bank lautete auf 20 Jahre; er lief dem: 
nad 1811 ab, und da ihn der Congreß nicht erneuern wollte, fo hörte die Anftalt auf. Inzwi⸗ 
Ichen wurde das Bedürfniß einer ſolchen Anftalt bald fühlbar, befonvers in dem Kriege gegen 
England, 1814. Selbft die frühern Gegner trugen auf Wieverherftellung an, und im Jahre 
1816 ward ein neuer Kreibrief auf 20 Jahre genehmigt. Die Staatenbank war aber nicht bie 
einzige Anftalt, namentlich nicht bie einzige, melche Noten ausgab. Es beſtanden Banfgefell: 
ſchaften in allen Staaten, ihr Bapier füllte ven Umlauf, diente zu den gerwagteften Uinterned: . 
mungen, bezahlte dem Staate feine Ländereien, fiel dann, da es oft gar Feine reelle Bafis hatte, 
ploͤtzlich ſammt der Bank, an deren Stelle andere auftauchten, um auch ihrerfeitd wieder zu 
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Grunde zu gehen, nachdem fle viele zu Grunde gerichtet, menige bereichert, ven Staat betrogen 
hatten. Geſetzliche Beflimmungen aller Art wurden erlafien, un den Strom ber Speculation 
in ein geregeltes Bett zu leiten und das Publikum vor Schaden zu wahren. Die Kunft ber 
Geſetzgebung konnte hier nicht helfen. Man erwartete aber Beflerung durch die neue Staaten: 
bank. Die Erwartung ſchien in Erfüllung zu gehen, denn da die Bank nur mit folden Anftalten 
in Verkehr trat, deren Noten part flanden und jeverzeit einlöslih waren, fo zwang fie alle 
entweder zur Baarbezahlung oder zum Bankrott. Man zählte zwiſchen 1811 und 1830 
nicht weniger ald 165 Banken, welche ihre Noten nicht einlöften, abgeſehen davon, baß dieſe 
Aunfſtalten, felbft wenn fie angeblih zur Einldfung bereit waren, fi in der Wirklichkeit 
dadurch zu helfen wußten, daß fie gemeinfchaftlihe Sache gegen jeven machten, der Noten zur 
@inlöfung präfentirte. Die Zahl der Banfen war fletö im Zunehmen; 1830 wurden deren 
330 und 1835 gegen 700 gezählt. Inzwifchen wuchs die Bank ver Vereinigten Staaten zu 
einer furchtbaren Geldmacht heran. Sie hatte außer ihren eigenen Mitteln aud die Staatd- 
gelder in Händen und übte nicht nur auf die übrigen Banken, ſondern auf allen Credit und 
Handel den mädtigften Einfluß. Sie drohte, eine politifche Macht zu werden und fihder Wahlen 
zu bemädhtigen. Die Freunde ver Freiheit ahnten Gefahr, und der Mann, den fle der Gefahr 
entgegenftellten, war ver nämliche, der feine Miligen gezwungen hatte, die Engländer zu ſchla— 
gen, — war der Präſident Jadfon. Kein Freund von halben Maßregeln, beſchloß Jadjon, dad 
Übel mit der Wurzel auszurotten und der Geldariftofratie dad Haupt abzuſchlagen. Mochten 
die Wunden bluten, mochte bie Operation noch fo gefährlich fein, — der alte General fürchtete 
fi nicht, denn es galt die Heilung des ganzen Staatöförpers, und er unternahm fie auf feine 
Berantwortung. Im Jahre 1832, als der Kongreß die Bill zur Erneuerung des Freibriefs 
der Banf angenommen hatte, legte ver Bräfivent fein Veto ein. Im Jahre 1836, wo der Frei: 
brief von 1816 feine Kraft verlor, wurde er nicht erneuert, und die Bank hätte aufhören müflen, 
wenn nicht der Staat Bennfylvanien ihr um ſchweres Geld ein Privilegiun gegeben hätte. Sie 
war übrigens von da an nicht mehr eine Bank der Union, fondern nur des Staats Bennfylvantien. 

Am 11. Juli 1836 erjchien die Treasury order, wonach außer den Noten, die pari flanden 
und jederzeit einlösbar waren, fein Papier bei ven Öffentlihen Kaflen angenommen wurbe und 
angefaufte Staatöländereien mit Metallgelo oder in dem bezeichneten foliven Papier bezahlt 
werden mußten. Präjident Jackſon ging zu weit; ven Feldgefchrei: „Nichts ala Papier!’ fette 
er die Lofung: „Nichts als Gold!” entgegen. Vielleicht war der Kampf zwijchen beiden Extre- 
men nothwendig, um den rechten Weg zu entdecken. 

Im Sommer 1837 fallirten 260 Banken; die übrigen flellten ihre Baarzahlungen ein. 
Ban Buren mußte die Treasury order zurüdnehmen, und die Regierung, welde ein Jahr zu= 
vor in der Verlegenheit war, zu viel einzunehmen, mußte Schaßfheine ausgeben. Das Bapier 
war entwertbet, und damals geſchah ed, wie der britifche Novellift Kapitän Marryat erzählt, 
daß Wirthe und Kaufleute, um niht Münze gegen Bapier herausgeben zu müflen, Anweifungen 
auf ein Glas Wein oder Branntmwein ober auf vier Dugend Auftern fhrieben und damit ihren 
Kunden auf deren Papier herausgaben. Das Gold wurde forgfam aufbewahrt, ſodaß die leder: 
nen Beutel, deren fi die Bauern dazu bevienen, auf das Dreifache im Preife fliegen. 

Seit dem Bürgerfrirge der Nord- und Südſtaaten haben beide Theile Papiergeld in Menge 
ausgegeben, die Entwerthung folgt naturgemäß, im Süben aus Mangel an Mitteln, im Nor: 
den ungeachtet der Einlöfung gegen 6proc. Staatsſchuldſcheine. Amerika macht jept Die Erfah⸗ 
rungen, welche Europa hinter fi hat; auch Hier ift ver Krieg, nicht dad Papier, die Urfache ver 
North, aber raſcher in der Neuen als in der Alten Welt erfept fich der Ausfall an Menſchen und 
Bütern. K. Mathy. 

Papft. Europas Länder und Völker find getheilt unter einige Herrſcherfamilien, die 
durch Heirathsbündniſſe faſt zu einer einzigen Familie ſich verfchmolzen haben. Unterwürfig: 
feit gegen die Fürſten wird allenthalben in Europa (außer in ver Schweiz, deren Bantone eine 
fo merfwürbige Ausnahme bilden) von den Gefegen zur Pflicht gemacht, von den Lehrern ein- 
geprägt, von landeöherrlihen Behörden mit höchſter Wachſamkeit und Strenge aufrecht ge: 
halten. Das Schwert ift zum Scepter getworben, und aufBajonneten ruhen die meiften Throne. 
Bor dem Willen der Gewaltigen ſoll nichts gelten. Neben den gebietenven Kaiſern, Königen 
und Herzogen befteht aber noch ein die ſüdliche Hälfte Europas umſpannendes Herriherthum 
von einer wefentlich verfchiedenen Natur, ein Herrſcherthum, welches ohne Maffengewalt eine 
Obermacht aller Chriſten varftellt und darum ebenfo gut, wie der Landesherr eines beflimmten 
Gebiets den Gehorfan des darin lebenden Volks erheifcht, ja auch die Unterthänigfeit des gläu⸗ 
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bigen Fürſten ſelbſt, Unterthänigkeit menigftens in einer Reihe ver allerwichtigſten Bezüge er: 
heiſcht und mehrentheils erhält. Die alte Welthauptſtadt Rom iſt Si einer Regierung geblie- 
ben, melde die Verhältniffe der geſammten Ehriftenheit im Auge hat und einen bedeutenden 
Theil derfelben beftänbig leitet. Denn in Rom thront das irdiſche Oberhaupt ver göttlichen 
Seildanftalt. Die im Papfle gipfelnde Verfaffung der römiich = Eatholifchen Kirche macht diefen 
nämlich nicht blos zu dem Oberhirten, welcher die Heerde ver Befenner Chriſti im rechten Blau: 
ben erhält und auf Erden den richtigen Weg zur himmlischen Seligkeit führt, ſondern macht ihn 
auch zum Inhaber von Befugniffen und Mahtmitteln, nad denen er wie ein weltlichen Herr: 
ſcher betrachtet werden muß. 

88 hieße die Augen gegen die Wirklichkeit verfchliegen und ven Sinn an hohle Worte hin: 
geben, wollte man bie flaatliche Bebeutung und Gewalt des Vapſtthums verkennen. Wenn der 
Staat, nach ber Beſtimmung des Herausgebers dieſes Werkes, „eine Verbindung freier geſitteter 
Menſchen zu einer würdigen und harmoniſchen Geſammtperſoͤnlichkeit“ iſt, fo wird man ebenſo 
wenig leugnen koͤnnen, daß die roͤmiſch-katholiſche Kirche in gewiſſem Sinne einen Staat vor⸗ 
ſtellt, wie man ihr den Zweck des Staats nicht abſprechen kann, ein in jedem Bezuge richtiges 
Leben zu ermöglichen und zu erwirken, oder mit andern Worten „die vereinte Erſtrebung der 
höchſten Aufgabe ver Menſchheit“, natürlich nach der Weiſe, wie fie dieſe Höchfle Aufgabe ver: 
ſteht. Die Folgſamkeit, welche der Träger einer Staatsgewalt findet, beruht theils auf der 
Anerkennung ſeiner Berechtigung zu befehlen ſeitens der Staatsmitglieder, theils auf der Be⸗ 
rückſichtigung der ihm zu Gebote ſtehenden äußerlich wirkſamen Gewalt. Sein Regieren wird 
durch Cinrichtungen vermittelt, vermöge deren fein Wille in Bereich bed Staats überall hin⸗ 
dringt und er ald Wollender allenthalben durch Vollzieher feiner Befehle vertreten wird. Alle 
diefe Bedingungen find bis zu einem gewiflen Grade dem Papfte gleichfalld verliehen, ſodaß in und 
über ven Staaten, ſoweit der römifch = fatholtihe Glaube Bekenner Hat, ein geiſtliches Neid, 
aufgebaut iſt, welches ſich aus ſich felbft beftimmt, nach feinen Antrieben in pie gemöhnliden 
Staatsverhältniſſe ver Reiche eingreift und auf vie Geſchicke Europas und felbft vieler europäis 
ſchen Anfievelungen in andern Erdtheilen fortdauernd einen weitgreifenden Einfluß ausübt. 
Allerdings ift man gewohnt, das römifche Kirchenthum für keinen Staatöverband anzufehen, 
weil feine Beihaffenheit von dem gewöhnlichen Zufchnitte abweicht, weil ver Papft ſelbſt fein 
Reich ald nicht von diefer Welt bezeichnet, und weil ihm diejenigen äußern Werkzeuge und irdi⸗ 
ſchen Machtmittel abgeben, melde die Fürſten In Händen haben; allein eine näher eingehende 
Betrachtung, welche ih der aus den gewohnten Bezeihnungen und Formen gefhöpften An: 
ſchauung entäußert , um in das Wefen der Dinge einzubringen, wirb gleichwol zu ver ÜÜberzeu: 
gung führen, daß denn doch dem Papſte, auch abgeſehen davon, dag ihn der Kirchenftant zuge= 
hört, vieles zur Seite ſteht, was ihre die Eigenſchaft eines irbifchen Herrſchers aufdrückt, und 
daß Poujoulat das Papſtthum nicht mit Unrecht das Königthum der gläubigen Welt nennt. 

Es iſt der Papſt In ſeiner erſten, feine übrigen Eigenſchaften bedingenden Stellung Pfarr: 
herr der Hauptklirche zum Heiligen Johannes im Lateran. ALS ſolcher iſt er Biſchof von Rom 
und Metropolit der fieben römifchen Didcefen. Als Biſchof von Rom iſt er ebenfo wol Fürſt 
des Kirchenſtaats wie Patriarch des hriftliden Abenplandes und Oberhaupt ver ganzen katho⸗ 
liſchen Kirche. 

Wol jeder Beſchauer des roͤmiſchen Kirchengebäubes, des Webens und Waltens in ihm 
wird fein feſtes Gefüge, feine flarre Unveränderlidhkeit in den Ipeen, feine unwandelbar be: 
bauptete Stetigkeit im Streben und Handeln zu bewundern gedrungen. Wenig Gleiches brachte 
die Weltgefchichte Hervor! Jedoch der Schlußftein, in dem es gipfelt, ber eine Mann, ber die 
oberſte Spige einninmt, ift in fo häufigen Wechſel, daß der gegenwärtige Papft, Pius IX., in 
der Reihenfolge der von der Kirche anerfannten Bäpfte der zweihundertneunundfunfzigfte if. 
Kaum fieben Jahre fonımen mithin im Durchſchnitt auf ein Pontificat. Auch nicht nach fiherm 
Geſetze in unverrückter Folge fleigt einer nad) dem andern auf den päpftlihen Stuhl. Es gibt 
feinen Thronfolger. Der Papſt gehört nicht einer beſtimmten Familie. Des geiftlichen Reiches 
dreifache Krone wird durch Wahl vergeben. Alle unfere monarchiſchen und conflitutionellen 
Doctrinäre haben vie Wahl deö Reichsoberhauptes für eins ver allergroͤßten Übel erklärt; bie 
Erfahrung aber lehrt, daß ſich Die Kirche bei einem Wahlfoftem gut befand. Wenn die fllberne 
Glocke des Capitols, die während der päpftlihen Regierung ſchwieg, mit ihrem Scalle das 
Ableben des Bapftes ven Römern verfündet, fo flodt die Thätigkeit aller Tribungle und Gon- 
gregationen. Am zehnten Tage danach ziehen bie in Nom anweſenden Cardinäle auß ver 
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VPeterskirche in die nahe Sixtiniſche Kapelle des Vaticans oder in den päpftlichden Palaſt auf dem 
Quirinal. Hier ſollen ſie mit niemand verkehren, ſondern in Abgeſchiedenheit um Erleuchtung 
durch den Heiligen Geiſt flehen. Sie beziehen Zellen, deren Wände wollene Teppiche bilden, 
damit über den weiten Raum dad laut Gefprochene hörbar fei. Ihr Conclave wird bewacht. 
Kein Verkehr mit der Welt foll der Erleuchtung Abbruch thun. Indeß hat dieſe Betrachtung, 
dag der Heilige Geift die Wahl leiten ſoll, nicht gehindert, den Beherrſchern von Öfterreich, 
Spatien, Frankreich und Portugal dad Recht einzuräumen, vor der Wahl durd ihren Ge⸗ 
fandten je einen Cardinal ald von der Erwählung ausgeſchloſſen zu bezeichnen ; vier Cardinäle 
fönnen alfo durch die Weltmächte außer Frage geftellt werden. Gewöhnlich wird mit Stimm⸗ 
zetteln, die in einen Keld} geworfen werben, abgeflimmt, und man nimmt jegt an, daß, was 
früher nicht nothwendig ſchien, nur Cardinäle wählbar fein. Haben zwei Drittel der Stim- 
men über den zu Erhöhenden fih geemigt, hat dieſer nad einem leifen Gebete feine Bereit: 
willigfeit erklärt, fo ift fein erſtes, daß er ſymboliſch feine bisherige Perfon abwirft, indem er 
den Namen eines frühern Papſtes ſich zueignet. Er Heißt von dieſer Stunde anders als in 
feinem vorigen Zeben. Bine höhere Natur überlommit ihn. Nun wirb ihm der päpftlice 
Schmud angethan, die weihjeinene Sottane, bie farmelinene Rochetta, die Mozzetta, das roth⸗ 
ſammtene Baret, dad Gingulum und die rothen Pantoffeln mit ven daraufgeſtickten Goldkreuze. 
Kniefällig küſſen ihm darauf die Cardinäle Fuß und Hände und erweifen ihm damit die erfte 
‚ Anbetung” (adoratio prima). Hernach wird ihm ber Fiſcherring angeftedt und aus einen: 
Benfter dem Volke die Wahl verfündigt. In der Sirtinifchen Kapelle empfängt hierauf der 
neue Papft die zweite Adoration, in der Peterskirche bie dritte und ertheilt dem verfammelten 
Volke feinen apoftolifchen Segen, urbi et orbi. Erſt nachdem Died gefchehen, erfolgt die Ein- 
weihung (consecratio), indem der Cardinaldekan ihm über dad Haupt das Gyangelienbuch 
legt, alle anwefenden Biſchöfe ihre Hände auf des Papfled Haupt legen und jener ÖL auf 
daſſelbe ausgießt. Weiter vollzieht der Cardinaldekan an ihm die Krönung, indem er ihm bie 
mit dreifaher Krone umgebene Tiara aufießt, welche feine irbifche, überirdiſche und unterirdiſche 
Macht anzeigt. „Accipe‘, revet ihn der Cardinaldiakon an, „tiaram tribus coronis ornatam 
et scias, te esse patrem principum et regum, rectorem orbis in terra, vicarium salvatoris.“ 
Nun hat er die Gehorſam dgejandtfchaften ver Eatholifchen Fürſten zu erwarten, bie ihm ihre 
Treue verfichern. Br felber bezeichnet ſich als catholicae ecclesiae episcopus und servus ser- 
vorum dei. Ein prachtvoller Hoffluat, zu dem auch die römiſchen Principi fowie die Univer: 
ſitätsſenatoren gehören, die capella pontificia, umgibt ihn bei ven kirchlichen Feierlichkeiten. In 
den legten Jahrhunderten flel nur auf Italiener und nur auf alte, ja greife Männer bie Wahl. 
Ausfiht, die Stinnmen der übrigen Garbinäle für fi zu gewinnen, hat felten der beſonders 
fromme und verbienftvolle, fondern mehrentheild derjenige” der am wenigflen Feinde unter den 
Gardinälen zählt und von ihnen nicht gefürchtet wird. Nur in Zeiten ſchwerer Bebrängniile 
erlas man fraftige Naturen. Indeß machte ſich öfter ein Wechfel der beliebten Art bemerkbar. 
Nicht felten ward nach einem Dogmatifer ein Geſchaͤftsmann , nach einem kirchlichen Ciferer ein 
nachgiebigerer Weltmann, auf einen ſtrengen und harten ein milder und gemäßigter unter den 
Cardinälen zur Dberleitung auserleſen, und umgekehrt, ſei es aus Vorſorglichkeit, um keine 
Richtung auf die Spitze zu treiben, ſei es, weil das Überwuchten der herrſchenden Weiſe ihr Ab⸗ 
neigung erſchuf und das ihr Gntgegengefegte liebgeminnen ließ. Ausnahmefälle waren es 
übrigend immer nur, wenn von ber Berfon der Päpfte ein gewaltiger Anſtoß ausging; ge: 
wöhnlich befagte im großen Ganzen ihr ausfchließenvder Wille nur wenig. Betagte Männer find 
feine Neuerer. Den Reit ihrer Lebensjahre wünſchen fie in Ruhe zu verbringen: wie follten 
fie Störungen und Streit erregen wollen, wie fih ohne Noth in Hader, Zanf und Kampf hin: 
einftürgen? Gern oder ungern laſſen fie alfo alles im gewohnten Gange und folgen felbft dem 
einmal genommenen Zuge. So ift ed ver @eift ver Curie, welcher herrſcht, nicht Die Ber: 
fönlichkeit eines Papſtes. 

Ald weltliher Fürſt hatte der Papſt bis vor kurzem ein unmittelbar jeiner Regierung 
untergebenes Gebiet, welches größer als dad Königreich Hannover und bevölferter als Dänemark 
ſammt feinen Anhängen war. Mittelitalien oder der, Kirchenſtaat“ umfaßte einen Flächeninhalt 
von 727 geographiſchen Duadratmeilen und war von 3 Mill. Menſchen bewohnt. (S. Kirchen⸗ 
ftaat.) So anſehnliches Befisthum hätte ihm eine äußerliche Unterlage gegeben, vermöge deren 
ev vermocht hätte, feine Entichliegungen der Einwirkung anderer Mächte zu entziehen, wenn an: 
vers ed ihm gelungen wäre, fein Herrfchertbum in dem Lande, wo er es allein und ausfchließlich 
übte, auch ſelbſtändig aufrecht zu erhalten. Er konnte innerhalb dieſes Gebiets die weltlichen Zu: 
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flände ganz und gar nach den Ideen der Kirche geftalten und der bürgerlichen Befellfchaft einen 
ihren Anfhauungen und Vorſchriften gemäßen Zuſchnitt geben. In den gegenvärtigen Zuſtänden 
des Kirchenftaatd liegt mithin die Probe vor, ob und inwieweit dieſe kirchlichen Ideen 
ſich wol bewähren. Denn an den Früchten wird ja der Dinge Kern offenbart! Im Kirchen: 
ftaate regierte unbeftritten bie Geiftlichfeit; durch alle Ginrichtungen war audgefchloffen und von 
ver obrigfeitlichen Gewalt ward nicht geduldet, was ver Kirche widerſtrebt; dennoch, oder rich: 
tiger: ebenveshalb ift unbeftritten dieſes Land eind der zurückgebliebenſten Europas, dennoch 
oder ebendeshalb ift fein unter einen mit irdiſcher Fülle fegnenden Himmelsſtriche lebendes 
Volk arm und verhältnigmäßig wenig betriebfan, und verbringt, ungeachtet ed, mit vortreif: 
lichen Anlagen ausgeftattet, in gehöriger Entwidelung Bedeutendes leiften müßte, feine Tage in 
Unwiſſenheit und Entmuthigung. Das Regiment wurde als Drud empfunden und befaß nicht 
einmal die Kraft, Räuberbanden zu vertilgen. Das äußerlich Zufammengehaltene war innerlich 
aufgelöft; fremde Gewalt allein wehrte Zerrüttung ab. Wenn die Stadt Nom ausnahmsweiſe 
immer noch ein Sig großer geifliger Bewegung und reicher Kunftentfaltung geblieben ift, fo 
rührt dies nicht etwa daher, daß feine alteinheimifche Bürgerfchaft ein Strom fchaffender Lebens: 
fräfte durchwallte, jondern findet feine Erklärung in Roms geſchichtlicher Bedeutung, melde e8 
fort und fort zu einem Mittelyunft für Zuftrömungen aus der Ferne macht und ihm barin ben 
Gharafter einer wahren Weltflabt verleiht. Des erborgten Getreibes ungeachtet ericheint Rom 
dem Reifenven, ver Wien, London und Paris fennt, oͤde und gefunfen. „Rom ift gegenwärtig 
die unwiſſendſte Hauptftat Europas’, jagt Mamiant. 1) Für den, der ſehen will, zeigt dem⸗ 
gemäß der Kirchenſtaat ein deutliches Gericht über die Anwendbarkeit der kirchlichen Grundſätze 
und das aus ihnen erwachſende Heil. 

Zur richtigen Würdigung der päpſtlichen Gewalt iſt es vor allem erforderlich, die Anſichten 
und Anſprüche kennen zu lernen, welche von ihren Vorfechtern geltend gemacht worden ſind. In 
neueſter Zeit haben dieſelben allerdings unter dem Drucke ver Verhältniſſe manche Ausſprüche 
ermäßigt, allein, wenn ſie in ihrem Kampfe mit dent Zeitgeiſte vermöchten, dieſen zurückzu⸗ 
drangen in die verlaffenen Bahnen, fo würven ohne Zweifel auch jene weiter gehenden Auf: 
faffungen früherer Tage von neuem hervortreten. Der Geift der Ultramontanen iſt unverän: 
dert der nämliche geblieben. Jene noch fo weit ſich erſtreckende Kolgerung zu Gunften der Papit: 
gewalt wird ihrem Sinne entfprechen. Als das Oberhaupt der gläubigen Ehriftenheit wird ver 
Papſt wegen feiner Eigenſchaft als Amtsnachfolger des Apoftel Petrus betrachtet. Cine Reihe 
von Vollmachten werden aus diefer feiner Nachfolge abgeleitet. Es ift noch jeßt, noch heutigen⸗ 
tagB, bei den Juden gültiger Brauch, daß, wenn ein Rabbinatscandidat nach wohlüberftannener 
Prüfung vor bewährten Nabbinern das Zeugniß ver Befähigung erhält, Rabbiner over Lehrer 
per Gemeinde zu werden, ihm dabei die Gewalt „zu löſen“ (hattarat horaah) ertheilt wird, 
welche im Begenfag fleht zu dev Gewalt des „Bindens“ (assar), Grlauben wir fletd unter 
dem Ausdruck „loͤſen“ und verbieten unter ven Ausdruck „binden“ in Bezug auf den jüdifchen 
Eultus verflanden, und nit mehr; fein Ausſpruch, feine Erklärung foll fortan von Gewicht 
jein. In Naduhmung bed Chriſtenthums haben die jüdiſchen Gelehrten dieſe Formel ſchwerlich 
angenommen; ſie iſt wahrſcheinlich als Überlieferung aus den alten Zeiten beibehalten und 
war ſchon üblich, ehe Jeruſalem zerſtört ward, war üblich, als das Chriſtenthum entſtand. 
Dieſe nämliche Befugniß hat Jeſus ſeinen Fuͤngern übertragen; in gehobener Ausdrucksweiſe 
theilt dies das Matthäusevangelium mit: „Wieviel (oder was) ihr auf Erden binden werdet, 
ſoll auch im Himmel gebunden fein, und wieviel (was) ihr auf Erden loͤſen werdet, ſoll auch 
im Himntel 108 ſein“, läßt es Jeſus zu allen Jüngern (Kap. 18, V. 18) und zu Petrus allein 
(Ray. 16, V. 19) jagen. Anftatt nun nad ber einfachften Erklärung in diefen Worten nichts 
Weiteres zu finden, ald daß Die Ausſprüche der Apoftel gültig fein follen,, daß fie hinfort, ohne 
den Meifter, kraft eigener Binficht wirken mögen, bat man im Gegentheil ihnen vie weitelt- 
tragende Deutung untergefhoben. Denn erftlich wirkte auch Hier der durchgehende Mieverſtand 
ver bildlichen, ſchwülſtigen Ausdrucksweiſe bed Morgenlandes, welcher vie Bibelauslegung be: 
herrſchte, ſodann waltete auch in dieſer Stelle Ausdeutung die Sehnſucht nach dem Wunder⸗ 
baren und Übernatürlichen vor, jener phantaſtiſch-myſteriöſe Geiſt, welcher, weil er einmal 
von den Wegen bes fchlichten Wenſchenverſtandes und der nüchternen Vernunft abgefommen 


1) „Roma — € ormai divenuta la cittä capitale piü ignorante d’Europa e la men fornita di 
cio che occorre agli svariati incrementi del moderno sapere.‘ Sul Papato, lettera ortodossa di 
Terenzio Mamiani a Domenico Berti (Genua 1851), ©. 49. 
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war und in das Gebiet des Unbegreifbaren ſich verftiegen hatte, nun auch von einem Unbegreif: 
lichen zum andern weiter ſchritt, in das Dunfel der Mufterien fi lichtſcheu verfenkte und das 
Unglaubliche noch unglaublidher zu machen mit blindem Eifer ftrebte, um rufen zu koͤnnen: 
„Credo, quia absurdum!’’ Nichts Geringeres als eine Gewalt über Simmel und Hölle 
ward alfo aud jenen Worten des Matthäusevangeliums abgeleitet und die Zuwendung folher un: 
geheuern Vollmacht an die Apoftel als bleibende und auf ihre Nachfolger übergehen dargeſtellt. 
Meiter wird Petrus ald Apoftelfürft, als Erfter und Vertreter des ganzen Apoftelcollegtums 
angefehen, als derjenige demnach, der die Schlüffel des Himmelreichs führt, welchem der Auf: 
trag zutheil geworden, des Herrn Ränımer zu meiden, als ver Eine, auf deflen Belfengrunde 
immerdar die Kirche ruhen fol. Obgleich von mehrern Kebern beftritten worden ift, daß Be: 
trus jemals nach Rom gefommen fei, fo fieht doch Roms Kirche in ihm und in Paulus ihre 
Stifter und behauptet deshalb, daß beider Vollmachten und daß von Petrus indbefondere die 
Schlüſſel des Himmelreih8 an ihre Nachfolger übergegangen find, daß Folglich der jedesmalige 
Papſt ver Oberbirt der ganzen Ghriftenheit und Stellvertreter des Petrus iſt. Als Nachfolger 
und Vertreter ded Petrus ift er aber irvifcher Statthalter Ehrifti, ja der Bicarind Gottes (mie 
Nikolaus III. den römischen Pontifex bezeichnete], der auch fagt: „„Christianae religionis caput 
Imperator caelestis"). @in Papſt berief fih darauf, daß der fromme Kaifer Konſtantinus den 
Pontifer „Gott genannt habe.®) Seine Diener klügelten aus, daß er über ven Schag von 
guten Werken zu verfügen Hat, ver inn Himmel aufbewahrt ift, und aus deſſen Fülle er nach fei- 
ner Gnade den Erdenbewohnern Abläffe und jenfeitige Sündenvergebungen zumenden Fann. 
Auch dad Triventinum nannte ven Papft: ipsius dei in terris vicarium.?) Des Bapftes Titel 
ift darum „Heiligkeit“ (sanctitas) und Die ihn gebührenvde Anrede „Heiliger Vater“ (sanc- 
tissime pater); der Kniefall vor ihm und das Küffen feiner Füße, das zu den Foͤrmlichkeiten 
des päpftlichen Hofes gehört, wird amtlich ald Anbetung (adorazione) bezeichnet. 

Aus dieſer Grundlage folgt, daß ihm die Kirche unterorpnet ift. Iſt dem Papfte vermöge 
jener Übertragung von dem Apoftelfürften die Glaubenswahrheit offenbar und fein Erfennen 
in Lehrftreitigfeiten unfehlbar, hängt von ihm das Verbieten ver Bücher und die Gutheißung 
der Zehrfchriften ab, fo wird auch das Mindere, die Äußere Seite, feinen Beſtimmungen ſich 
fügen müſſen. Alſo iſt er oberfter Hüter und Handhaber der Kirchengefepe, entſcheidet über die 
kirchlichen Einrichtungen und weiſt die Bifchöfe ein. Kein von ihm verworfener Biſchof befigt 
wirflih und Eirhengemäß die Biihofswürde. Alle Wahlen unterliegen mithin feiner Beftäti: 
gung und find inſofern bloße Vorfhläge. Bon ihm gehen alle die Geſammtkirche betreffenden 
Maßregeln aus; er iſt es, ver nie Kirche gegenüber den Herrichern diefer Welt vertritt und mit 
ihnen die geeigneten Verträge (Concordate) abſchließt, welche für die geſammte Kirche ver: 
bindliche Kraft Haben. 

Die linterwürfigfeit und der Gehorfam aller Gläubigen innerhalb ver Kirche gegen ven 
Bapft ift eine aus feiner Stellung fich ergebende Nothwendigkeit. Auch hat ausdrücklich Papft 
Bonifacius VII. in der Bulle Unam sanctam am Schluffe audgefproden: „Wir erklären, fagen, 
beftimmen und entfcheinen hiermit, daß jeded menſchliche Gefhöpf dem römischen Papſte unter: 
worfen fet, und dag man nicht felig werben fönne, ohne died zu glauben.‘ (Porro subesse 
romano pontifici omni humanae creaturae declaramus, dieimus, diffinimus et pronunlia- 
mus omnino esse de necessitate salutis).®) 

Wie weit in der Kirhenregierung der Papſt eigenmädtig fei, war eine lange Zeit heftig 
bewegende Streitfrage. Man konnte nämlich von verfhiedenen Standpunften die Verhältniſſe 
auffaffen. Ging man davon aus, daß Chriftus eine Kirche geftiftet Habe, damit fie beftändig 
der Welt pas Heil anbiete, und nahm man demzufolge an, daß die Kirche von göttlichem Geiſte 
durchdrungen und erfüllt ei, fo Fanı man dahin, die legten Entſcheidungen in der Kirche felbit 
zu fuhen und Rirhenverfammlungen über ven Papft zu flellen. Hierbei fonnte man einen 
doppelten Weg einſchlagen, indem man entweder die Kirche im weitern Sinne auffaßte und 
demnach Doctoren der Theologie, ja gewöhnlichen Prieftern ſowie den weltlihen Bevollmächtig⸗ 
ten der Fürften ein Stimmrecht beimaß (tie Died zu Konflanz der Fall war, wo fie nationenmelfe 


2) Sechstes Decretalenbudh, Tit. VI, Kap. 17. 

8) Decreti Pars I, Distinctio XCVI, ce. 7. 

4) Acta Concilii Tridentini, Sessio VI, de reformatione, c. 1. 

5) Extravagantes decretales quae a diversis romanis pontifleibus post Sixtum emanaverunt, 
de majoritate et obedientia, c. 1. 
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abſtimmten, da Filaſtre hervorhob, daß der Prieiter gleichen Charakter mit dem Bifchof trage, 
der Bapft felber nur ber oberfle Priefter fei, und Pierre d'Ailly bemerkte, daß die Bifchöfe nicht 
immer bie erleuchtetſten Männer feien) — oder aber, indem man die Hierarchie innerhalb der 
Kirche als eine göstlihe Einfegung betrachtete und daher lediglich ven Bifchöfen, hoͤchſtens noch 
den Ordensgeneralen Stimmrecht beimaß (wie zu Trient geſchah, wo einzig die anweſenden 
Biſchöfe abſtimmten, und zwar nicht nach Nationen, ſondern als Perſonen). Dieſer letzte Weg 
führte zu einer geiſtlichen Ariſtokratie. Der entgegengeſetzte Standpunkt fußte darauf, daß 
Chriſtus dem Petrus die Obhut der Gemeinde übertragen habe, und daß auf ſeinem Grunde die 
Kirche ruhen ſolle, woraus die Folgerung gezogen wurde, daß der Papſt die Kirchenverſamm⸗ 
lungen zu berufen und zu leiten babe, daß es bei ihm ſtehe, ihre Beſchlüfſſe zu beſtätigen und der 
Ghriftenheit zu verfünden. Uns ſcheint, ald hänge die Annahme viefer Meinung mit der An: 
erfennung bed Papats überhaupt innig zufammen. Ruht ed auf rechtem Grunde, ſo muß ed 
ein unumjchränftes fein. Die kanoniſche Geſetzgebung beftimmt 6): daß feine regelrechte Ver: 
fammlung der Biſchöfe ohne Autorität des Heiligen Stuhls flattfinden £önne, obfchon einige 
Bifchöfe zufamnıenfommen dürften. : Ohne den Papft finde fein concilium, fondern ein con- 
venticulum oder conciliabulum flatt und alled, was in diefem vorgehe, fei nichtig und leer. 
Gegen Ablauf des 14. Jahrhunderts, während des Schiemas, wurde indeß die Unbefchränft- 
Heit der Papftgewalt von den Belehrten lebhaft beftritten und die Kirche über den Papſt geftellt. 
Die Univerfität Parid drang auf Berufung einer Kirchenverſammlung, inden fie annahm, daß 
in diefer die Kirche ihre rechte Vertretung finde. Pariſer Lehrer, Heinrich von Rangenftein aus 
Helen, welder behauptete: ein öfumenifches Eoncilium trage Gewalt unmittelbar von Chrifto, 

der Bommer Matthäus von Krakow, Nikolaus von Clemanges, Serfon, Pierre d'Ailly u. a. 

verjchafften diefer Anficht Eingang, obfhon bie" entgegengefegte Lehre noch immer entfchiedene 
Vorfechter fand, wie in dem Carbinal Turrecremate, nach deſſen Sägen einzig Petrus unmittel: 
bar von Chriſtus beitallt war und der übrigen Apoftel Vollmacht erft von Petrus ausging, ſodaß 
allerwegen ver Papſt zu thun vermöge, wozu irgendein Prälat berechtigt fei und folgerecht auch 
die Kirhenverfammlungen von ihm abhängen. Zufolge feiner Erklärung ift der Papſt uni- 
versalis dux et rector populi christiani, und ift fein Beruf: dirigere et regulare, praecipere 
atque leges dare potestati saeculari, quibus in administratione sui officii dirigatur in finem 
ultimum felicitatis aeternae. Et secundum hoc Romanus Pontifex se habet ad Reges et 
Principes tanquam architectonicus ad arlifices. Die Streitfrage mar nad) einer ſcharfen 
Formulirung: ob der Papft caput ecclesiae oder caput in ecclesia fei. Anfangs hatte bie 
Bartei der felbfiherrligen Kirhenverfammlung die Oberhand; mit der Kirchenverſammlung zu 
Bafel unterlag fie. Diele, deren Schidfal fo mande Ähnlichkeit mit dem deutſchen Parlament 
bietet, bezeichnet einen großen Wendepunkt. Wie ihr Scheitern auch das Stillſtehen der Kir⸗ 
chenverbeſſerung, ja ein raſches Rũckwärtstreiben zur Folge hatte, fo legte ihr Ausgang eben: 

damit den Grund zu der fpätern Kirhenfpaltung. Denn weil nunmehr dad ehedem Befänpfte 
entſchiedene Oberhand befaß und im Gefühle feines Übergemichts rückſichtslos auftrat, das deut: 
ſche Volk Hingegen mehr und mehr die Überzeugung erlangte, daß aus der Kirche felbft nimmer: 
mehr eine Verbefferung und Abftellung ver als drückend empfundenen Zuftände zu erwarten fei, 
fo legte e8 die eigene Hand an und fprengte In feinem Zorneseifer dad alte Gebäude. Wird das 
Zerſchlagen des deutſchen Parlaments, wird das Vereiteln und Verhöhnen der an dieſes ge: 
knüpften Hoffnungen eine entiprechende Kolge nad) fih ziehen ? Wir glauben es. — Nächſte Wir: 
fung bed Unterliegend der Bafeler war dad auf die Spige Treiben der Papflgemalt bis zum 
größten Abfolutismus. Auf der fünften Lateranſynode (1512 — 17) ſprach der Papſt Leo X. 
feierlich und ohne Widerrede aus: daß der Papft über allen Kirchenverjanmlungen flebe. Im 
Sabre 1520 ſchrieb des papftlihen Palaſtes Meifter, Sylvefler Mazzolino: e8 fei der Papft 
caput orbis universi, die päpftlihe Herrſchaft die einzige wahre Monarchie, jedes weltliche 
Herrſcherthum nur ihr Ausflug ; nichts fünne der Kaifer mit allen Gefegen und mit allen Chri⸗ 
fien gegen des Papftes Willen beftimmen. Die 1563 geſchloſſene Kirchenverfammlung zu 
Trient mar die leßte, welche gehalten wurde, und dieſe war folgfam und unterwürfig. Sie 
ihärfte Gehorfam ein.’) Seitdem mochte ver Papſt jagen: die Kirche bin ih. Vor einigen 
Jahren (1854) hat der Papſt durch eine private Zufammenberufung vieler Biſchoͤfe, welde 
einzeln ihren Beitritt zu der Lehre von der unbefledten Empfängnig Maria's erklärten, den 


6) Decreti Pars I, Distinctio XVI. 
7) Sessio XXIV, decretum de reformatione, c. 12; Sess. XXV, de ref., c.2. 
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Weg gezeigt, wie mit Umgehung der Formen einer Kirchenverſammlung bie Übereinftimmung 
der Bifchöfe mit dem Papfte in allgemeinen Befchlußfaflungen zu beſchaffen ift, die von ihm als 
neue Kirchengefege und Blaubendwahrheiten ber Ghriftenheit verfündet werben follen. Der alte 
Sag „Roms Wort erledigt“ (Roma locuta, causa finita) if bi8 in die Gegenwart aufrecht ge- 
halten worden. Die roͤmiſch-katholiſche Chriſtenheit erkennt, ſoweit jie noch gläubig ifl, vie 
oberhauptlicden Rechte des Papfted an und gehordt ihm ohne alle Widerrebe demüthig als 
demjenigen, der, indem er die allgemeinen Kirchengeſetze handhabt und eine befländige Sorg- 
falt und Auffict für alle Kirchen führt, ebenpamit die Einigkeit in der Kirche erhält. Selbſt 
die Bad:Enıfer Punftation gefleht, obſchon wider die päpftlihe Machtvollkommenheit gerichter 
(1786), in ihrem Eingange zu: „alle Katholiken müflen dem Bapfte immer den fanonifchen 
Gehorſam mit voller Chrerbietigkeit leiſten“, aus welchem oberften Grundſazt eigentlich folgt, 
dag manches, was die in Ems vereinigten Bevollmächtigten deutſcher Biſchöfe ald Übergriffe 
der Römijchen Curie hinftellten, denn doch eigentlich Innerhalb feiner Befugniffe liegen müfle. 
Die Kirhenanfiht unterſchied zwei Battungen der Dinge und Gewalten, pas Weltliche oder 
Irdiſche einerfeits und das @eiflige oder Geiſtliche andererſeits. Der ganze Kreis des letztern jollte 
per päpftlihen Hoheit unterwürfig fein. Nun iſt es mol richtig, daß e8 eine Gegenſätzlichkeit des 
Irdiſchen und Geiſtigen gibt, jedoch gehört die Abtrennung zweier Gebiete in Gemäßheit dieſer 
Beflimmung zumlinmöglichen, Iſt doch der Menſch ein einiges Weſen, an dem beides vereinigt 
zur Erfcheinung kommt; wie jollten Scheivemände zwiſchen beiven Gebieten aufzurichten fein ? 
Dei diefer vorhandenen Ungewißheit ver abzuftedenden Grenzen mußte nothwendig eine jebe der 
beiden Gewalten in das von der andern als ihr zuftändig beanspruchte Bereich hinübergreifen. 
Immer fam darauf es an, welche von beiden gerade die Zeitfirömung für fi hatte. Wenn nun 
in unfern Tagen die Staatsmacht mittelft ver ſtehenden Heere und der Fürſorge ihrer im Roͤmi⸗ 
jchen Recht eingeſchulten Beamten ein erdrückendes und lähmendes libergewicht über jede Ge⸗ 
Haltung und Beftrebung an ſich gebracht hat und beinahe alle geiftigen Beflrebungen unter ihr 
Richtmaß zu Duden und nad dem ihr behagenden Zufchnitt zu geflalten vermag, jo war umge: 
fehrt im Mittelalter, wo man dad Beiftliche noch nicht vom Geiſtigen unterſchied, die Kirche die 
vorherrſchende Macht, der die Gemüther mit voller Wärme zugethan waren, und wie heute 
mancherorts gnädige Junfer und gelpftolze Rittergutöbefiger ald unjere Herren ſich dreift geba= 
ten, fo wog damals vor allem das Wort der ſich vemüthig anftellenden Mönche und der from: 
men gelahrten Doctoren ver Theologie. Der Bapft befaß mithin als der Träger der geiftlihen 
Macht Die Oberhand; der Kaijer hielt ihm die Steigbügel. Und in ver That, da ver Geiſt ja das 
Außere richtet, fo hatte — einmal vorausgefegt, daß der Papft wirflich die Stellung einnahm, 
die ihm die Kirchenanficht zufchrieb, und daß fie ihm in Wahrheit zukommt — Innorentius II. 
vollfommen recht, wenn er von ven beiden den Tag und die Racht erhellenden Leuchten mit ber 
Sonne das Licht der Kirche verglih, und das Koͤnigthum nur ald das Fleinere Licht der Nacht 
bezeichnete. Wie der Mond fein Leuchten von der Sonne empfange, alfo gehe des meltlihen 
Herrſcherthums Glanz vom Papite aus. Auf daß Eine Heerbe fei und Ein Hirt, müßten, gleich- 
wie alle Himmlifchen vor Chriſtus knieten, jo alle Bewohner der Erde dem Statthalter Chriſti 
geboren. Ein folder Ausſpruch des Papftes wies die weltliche Herrichaft zur Folgſamkeit 
gegen die päapftlichen Befehle hin. Etwa hundert Jahre fpäter (1294) erklärte Papft Boni: 
facius VIII.: „Gewiß, wer leugnet, daß das weltliche Schwert in der Gewalt des Petrus ift, be: 
berzigt das Wort des Herrn ſchlecht: «Stede dein Schwert in die Scheide.» Beide Schwerter, 
das geiftliche und das weltliche, find folglicy in dev Macht ver Kirche. Aber jenes muß von ber 
Kirche, dieſes Für die Kirche angewandt werden, jened durch Priefter, dieſes durch Könige und 
Streiter, jedoch nach dem Winke und der Duldung des Priefterd. Ein Schwert muß unter dem 
andern fein, es muß daß weltliche Anfehen vershriftlichen Gewalt unterworfen fein. Denn der 
Apoftel jagt: «ed ift Feine Gewalt außer von Bott.» Zufolge der Ordnung bed Ganzen wird 
alles nit unmittelbar, jonvern dad Niedere durch das Mittlere und das Tiefere durch das Hö- 
bere zur Ordnung zurücdgeführt. Daß aber die geiftlihe Macht jeder weltlihen an Glanz und 
Würde vorgehe, müflen wir um fo offener geſtehen, je größer der Vorzug des Geiſtlichen vor 
dem Zeitlihen ifl. Denn nad ver Wahrheit hat die geiflliche Macht die Einfegung und Beur: 
theilung der irdiſchen (spiritualis potestas terrenam potestatem instituere habet et judicare). 
Wenn demnach die weltliche Gewalt irregeht, jo wirb fie von ber geiftlichen gerichtet, die hoöͤchſte 
Gewalt kann nur Gott richten, fein Menſch. Wer aljo diefer Gewalt widerſteht, der widerſetzt 
ji der Ordnung Gottes.” So Bonifacius. ‚Wer könnte auch zweifeln‘, um mit Gregor's Vill. 
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Worten 9) zu reden, „daß die Prieſter Chriſti aller Fürſten und Gläubigen Lehrer und Väter 
ſind, und daß es erbärmliche Thorheit wäre, wollte der Sohn den Vater, der Schüler ſeinen 
Meiſter ſich unterordnen?“ Beider gegenſeitiges Verhaͤltniß ſtellt ein Bild in der Decretalen⸗ 
handſchrift ver berliner Bibliothek dar, welches einen thronenden Papſt und vor ihm ſtehend 
ven Kaifer zeigt und bie Uinterfchrift trägt: 

Rex ego sum regum, Lex est mea maxima legum, 

Te faciam regem, Tu rectam dilige legem. 

So unterfingen jih denn während des Mittelalters 18 Päpfte, vermöge ihrer Vollmacht 
die Enithronung widerfpenfliger Könige und Kaljer auszufprehen. Sie vergaben Reiche. 
Noch Pius V. ſprach es (am 25. Fehr. 1570) aus, daß der Bapft über alle Völker und alle 
Reiche ver Kürften gefegt ift, und daß er ausreiße, zerflöre, zerſtreue, zerfplittere, um das gläu⸗ 
bige Bolf wohlbehalten und unverfehrt feinem Erlöfer zuzuführen. Selbſt diejenigen Kirchen- 
lehrer, welche, wie Fenelon, durchaus nicht darauf ausgingen, die päpftlihe Machtvollfommen: 
heit auszudehnen, erfannten es dennoch ald einen im Kanoniſchen Recht enthaltenen und bei 
den katholiſchen Völkern geltenden Grundfag an, daß lebiglich ein rechtgläubiger, der Kirche 
treu ergebener Fürſt die Zügel der Herrſchaft führen und Behorfam von den Unterthanen for⸗ 
dern fönne, und daß diefer Gehorſam von felbit wegfalle, wenn ver Papft ihn als einen Gott: 
Iofen aus der Kirchengemeinſchaft geftoßen habe.?) Als Hüter ver Ordnung ſprach einem fol: 
hen (nah dieſer Anjiht) der Papft ven Beilg der Bedingungen ab, deren Vorhandenſein 
zur Erhaltung der königlichen Würde erforverlih ſchien. Die große abendländiſche Völker⸗ 
familie flelite ſonach ein Gemeinweſen unter päpftlicher Botmäpigkeit dar, und zwar einen 
chriſtlichen Staat unter einem national farblofen Oberhaupte. 

Die Geſtaltung der Verhältniſſe richtet fich überall mindeſtens theilweiſe nach den treibenden 
Grundanſichten. In ihrem Geifte entwidelt ji vieles. War und ifl nun die Aufgabe der 
Kirche, das Gottesreich auf Erden zur Darftellung zu bringen und alles Irdiſche mit dem himm⸗ 
lifchen Geiſte zu tränfen, damit es ein von ihm durchdrungenes und getragenes Dafein führe, 
jo mußte ihr wol aud die unbeſchränkte Machtvolffommenheit eingeräumt werden, aller Men= 
ſchen Thun nad Maßgabe der’ göttlichen Gebote zu regeln und nichts Suͤndhaftes vor ſich zu 
dulden. Wie aber wäre jolded ausführbar geweſen, wofern man ben Papfte nicht eine zwin⸗ 
gende Gewalt hätte zugeftehen wollen? Mit dem bloßen Worte, mit dem Wejen des Geiftes 
allein war e8 nit gethan. Zu immer mislihern Folgerungen trieb die falfche Faſſung des 
Grundbegriffes. Man wollte einen „Hriftlihen Staat” und obenein den rechtgläubigen Staat 
herftellen und überjah gänzlich, daß der Glaube etwas ift, was nur die Perfon haben kann, 
daß ber Staat jedoch fein Menſch ift, folglid nur ungenaues Denken die Aufftellung des hrift- 
lien Staats bewirkt hatte und erhielt. In @emäßheit dieſer ergriffenen Vorſtellung wurde aber 
gehandelt. Der geiftliche Arm mußte fich über Lehren und Einrichtungen erſtrecken, mußte die 
Denkart und die Sitte treffen können, wofern überhaupt er feiner Aufgabe gemachfen fein follte. 
Daraus ergaben ſich aber Einmifchungen gebieterifcher Art in alle möglichen Zuſtände, und fein 
Verhältniß war vor dem Hineingreifen der Dienerfchaft ver Kirche fiher. Wen bie Kirche wegen 
Irrgläubigfeit (Kegerei) vervammte, ven zu beftrafen lag dem weltlichen Berichte ob. Er war 
ein unter Menfchen nicht mehr zu duldender Menſch; Audgerottetwerven fein Los. Laut ven 
anerkannten kanoniſchen Beflimmungen war es die Pflicht der Obrigfeiten, die Ausſprüche der 
Kegerrichter zu vollziehen und ihrem Verlangen unweigerlich nachzukommen. Uber wen die 
Kirche die Ausſchließung von der Kirchengemeinſchaft verhängte, ver follte nach ſechs Wochen 
auch in des Kaifers Acht fallen. Die Stadt, in welcher die Kirche die Ausübung des Gottes⸗ 
dienſtes unterfagte, follte feinen Markt mehr offen haben; kurz alle, gegen welche vie Kirche ſich 
kehrte, ſollten ihrer gefelichaftlihen Vortheile verluftig gehen, von jedem Rechtgläubigen ge: 
"mieden und von der irdiſchen Obrigkeit gezüchtigt werden. Derartige Beflinnmungen machten 
in der That die weliliche Herrſchaft zu einer in vielen Beziehungen von den CEntſchließungen ver 
Kirhenbehörne abhängigen Dienerin. Kein mit feiner Kirche nicht in allen Stüden überein: 
flimmenver Katholik kann ſich, wenn ihn nicht ein Concordat feines Staats beſchützt, fobald der 
Papſt Kraft genug hat, nad) den kanoniſchen Sagungen zu verfahren, des geiſtlichen Angriffs 
gegen feine Berfon erwehren, da Bapft Urban IV. die Inquifition mit der Befugniß betraut 
bat, ohne irgendwelchen Unterſchied alle Perfonen, welche kegerifcher Meinungen verdächtig 


8) Gregorii VII Epistolae, VIII, 21. 
9) Fentlon, Dissertatio de auctoritate summi pontificis, Kap. 39. 
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werben, in Unterfuchung zu ziehen und zu firafen; jener muß ſich ven Kirchenftrafen und Bußen 
unterwerfen, pie feine kirchlichen Vorgeſetzten am Blage finden. Die allgemein vorgefchriebe- 
nen Handlungen, zu denen ausnahmslos jeder Gläubige verbunden Ifl, wie Communion und 
Beichte, führen ihn immer wieder von Zeit zu Zeit zur Kirche, in eine Beziehung der Abhan- 
gigkeit vom Priefter. Taufe, Kirmung, Trauung, Beftattung find gleichfalls Anläſſe, in denen 
der Katbolif jih zur Kirche, freiwillig oder unfreiwillig hHinwenden muß. Auf diele Art finden 
fih etwa anderthalbhundert Millionen Menfchen von ven Banden ver Kirche umſchlungen und 
haben im Papfte ihr Haupt zu verehrten. 

Aber auch in einer unmittelbar weltlichen Stellung befindet fi die Kirche, indem fie in 
allen Kindern, in welden fie ſich zu erhalten vermochte, einen beträchtlichen Beſitzſtand innehat 
und aus Ihnen außerdem Einnahmen, wie den Zehnten und andere, bezieht. Aus dem Munde 
eriholl das Wort der hingebenden Uneigennügigfelt, ver freiwilligen Armuth, mit der That 
wurde dad Kirchenvermögen nad) Thunlichfeit vergrößert. Was einmal in den Kirchenbeſitz ge- 
zogen worden war, wurde ihm äußerft felten, nur ausnahmsweiſe wieder entfrembet. Mit aus- 
dauernder Beharrlichkeit trachtete vie Geiftlichkeit danach, ihre Grundſtücke ver flaatlicden Steuer: 
pflichtigfeit und der weltlichen Gerichtsbarkeit zu entziehen, was auch vielfach gelang. Die Wid- 
tigfeit der weltlichen Dinge war den geifllichen Herren gar wohl befannt. Papft Paſchalis macht 
darüber die im Kanoniſchen Recht aufgenommene Bemerfung: Quum corporalis ecclesia aut 
episcopus aut abbas aut tale quid sine rebus corporalibus in nullo proficiat, sicut nec 
anima sine corpore corporaliter vivit 19), und der berühmte freifinger Bifhof Otto äußert ſich: 
„ven Reden ver Gegner, daß und Dienern der Kirche nur rein kirchliche Binfünfte, Zehnten, Erft- 
linge, Opfer gebühren, während Herzogthümer, Braffchaften denen zuftehen, welche, wie wir 
das geiftliche, fo das weltliche Regiment führen, kann man ermwidern: Gott will, daß feine Kirche 
mit weltlichen Gütern und Ehren verherrlicht werde.” Jede felbftifche Wahrnehmung des Kir- 
chenvortheils gefgieht immer zum Ruhme Gottes (ad majorem dei gloriam), ſodaß die Sorge 
der Geiftlichkeit für ſich felbft zum verbienftlichen Werke geftempelt wird. Die Chriftenheit er- 
fuhr, daß die Kirche, wie Goethe fagt, einen guten Magen hat und viel vertragen fann. Das 
Heranziehen von Grunpftüden In das Eigenthum geiftliher Körperfchaften hat übrigens fort- 
während Streit verurjacht, da vom mweltlihen Standpunkte aus zu verhindern war, daß immer 
mehr in die Todte Hand gerieth und ber richtigen volkswirthſchaftlichen Ausnugung fo wie der 
Flüſſigkeit des Verkehrs entrückt würde. 

Wie viel das „Haus Gottes“ 11), die Kirche, im ganzen einnimmt, iſt nicht von und zu be⸗ 
flimmen, muß aber eine ungeheuere Summe austragen. Der Kirchenftaat felbft hatte, bevor ver 
König von Italien feinen größten Theil an fi riß, eine Einnahme von etwa 20 Mil. Ahlen. 
Aus den übrigen Ländern floffen ehedem große Schäge nah Rom, mie der prangende Reichthum 
der dortigen Kirchen bemweift. In unferm Jahrhundert haben fi die Einnahmen, welche ber 
Papft außerhalb des Kirchenftants bezieht und zur Berfügung für die oberfte Verwaltung be⸗ 
fommt, gar fehr vermindert. Sie beflehen theild aus den Gebühren für feine Gerichte, für 
Kanzleiaudfertigungen, Dispenfe und Abfolutionen (d. h. aus Sündenvergebung und Grlaub: 
nißſcheinen, 3.8. die Faſten nicht zu halten, die Schwägerin zu heirathen u. |. w., wofür bie 
Beträge nach Anfehen ver Berfon berechnet werden), theil3 in den fogenannten Quindennia von 
gewiſſen Pfründen und den bei Erlangung eines Kirchenamts zu entrichtenden Annaten, end⸗ 
lich in den aus Berudjichtigung des Seelenheils dargebrachten Gaben. Noch am Ende des vori: 
gen Jahrhunderts floffen blos aus Deutſchland für Ballten und als Annaten jährlich 400000 Fl. 
an die Roͤmiſche Curie; bis 1808 entrichtete der fpanifhe König für den Alleinhandel mit 
päpftlichen Dispenſen in feinem Neiche alljährlich mehrere Millionen Dukaten. Ob in neuern 
Zeiten alle diefe Einnahmequellen zufammen 1 Mitt. Ahle. im Jahre erreichen oder überfteigen, 
laſſen wir dahingeftellt; ihre Höhe ift nebenfählich, weil burd die fehr einträgliden beften 
Pfründen, Bisthümer u. f. w. der Hauptbedarf für die Kirchenverwaltung überreich gedeckt iſt. 

Der dem PBapfte geradezu unterwürfige und von ihm unmittelbar abhängige Bevölkerungs⸗ 
theil bildet ven ge iſt lichen Stand, der ihm in feinem Amte beifteht und feine Befehle vollzieht. 
Die geweihten Männer und die Ordensleute machen einen gefhloffenen über die ganze katholiſche 
Chriſtenheit verbreiteten, in vielen Abftufungen gegliederten Körper aus. Die Aufnahme in 
den Klerus im engern Sinne gefchieht Eraft einer Weihung und durch die Gelübde ver Keuſch⸗ 





10) Decreti Pars II, causa 1, quaestio III, c. 7. 
11) Acta Concilii Tridentini, Sess. XXIV, de ref. 
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heit und des Gehorſams. Das Zeichen der Zugehörigkeit ift die Tonfur, eine kahl gefchorene 
Stelle des Hinterhauptes in Form einer „Krone“. Die Klerifer haben ihre eigene Tracht, fie 
find zu fronnmem Wandel verbunden, follen feine Waffen tragen, an nichtigen Kuftbarkeiten 
nicht theilnehmen, ohne Noth weder Schenfen betreten noch mit Weibern zufamnenfommen, 
ihren Aufenthaltsort und ihre Thätigfeit nach dem Willen ihrer Borgefegten nehmen. Die 
Anzahl der Weltpriefter dürfte man in Europa zwiſchen 2—300000° abzufhägen haben. 
Neigebaur veranichlagt 12) die Menge der Welt: und Kloftergeiftlihen auf 530534, und mit 
den abhängigen Kirchendienern die Befammtzahl ver dem Vapſt zu Gebote ſtehenden Voll zugs⸗ 
macht auf vielleicht vier, allermindeftend zwei Millionen Männer, „welche ald Cadres der 
katholiſchen Ghriftenheit angefehen werden müflen”. Im weitern Sinne rechnet man nämlich 
noch zur Kleriſei die ungeweihten, firdjlichen Perfonen (ecclesiastici), als Nonnen und foldye, 
welche dur Übernahme kirchlicher Verrichtungen und Ablegung von Gelübden in nähere Be: 
ziehungen zu dem geiftlihen Stand getreten jind. Dieſer Klerus bildet in der Welt den erften 
und vornehmften Stand und fteht ald der Verwalter der Myſterien und Gnadenmittel Gott 
näher ald das übrige Volk, ſodaß ihm die Pforten des Himmelreichs weiter geöffnet find als 
ihren Nebenmenfhen. Er hat fein eigeneß, beſonderes Bericht und beanſprucht auch Abgaben 
freiheit. Wer einen Kleriker vor das weltliche Bericht zieht oder einfpertt, foll in Ercommuni: 
cation gerathen. War diefe Beflimmung vor dem libermächtigwerben ber Kürftengewalt nicht 
aufrecht zu erhalten, fo defteht ite doch ald Anſpruch fort. Die Ehelofigkeit fowol ald der Um⸗ 
ftand, dag die für ihn zu gewärtigenden äußern Vortheile von der Kirche abhängen, ſcheidet 
den Geiftlichen von ber bürgerlichen Gefellfchaft aus. Sein eigentliher Oberherr ift der Bapft, 
erft in zweiter Stelle iſt er Unterthan eines Landesfürſten. Nicht einem Lande, fondern der 
über fo viele Länder verbreiteten Kirche fühlt er fich angehörig. Vertritt er im Widerftreite mit 
weltlichen Behörden die Rechte und Anſprüche ver Kirche mit Muth, Umfiht und Kraft, fo mag 
er ficher jein, unter feinen Füßen feften Boden zu behalten. Hat er ſich in folhem Kampfe an 
einer Stelle unmöglich gemacht, fo wird er an einem andern Orte Unterkommen wie Beloh⸗ 
nung feiner Anhänglichkeit an ven Papft, feines Troges gegen die Weltmacht finden. Denn der 
Charakter der Beiftlichfeit it ein weltbürgerlicher, wie ſie ja auch in ihrer Geſammtheit ihre 
eigene Kirchen- (over Staatd:) Sprache im Latein behauptet hat. Ihre innere Einrichtung iſt 
ebenfo mannichfaltig al8 vom Standpunkte der Kirchenherrſchaft wohl überdacht. In ihrem 
Schoſe gibt e8 Schichten übergeordneter Obrigkeiten, aber feinen bemmenben Apelftand, Die 
hoͤchſten Ausſichten find jenem offen, der ſich durch kirchliche Gelehrfamteit, frommen Wandel 
und bingebenden Eifer für die Kirchenmacht hervorthut. Der niedere Bettelmönd, der Eleine 
Kaplan kann zum Fürſtbiſchof, felbft zum Papſte auffteigen. Fortwährend ergänzt fidh die 
Kirchenregierung aus Niedern. Als die Kirche im 15. Jahrhundert ihre Bisthümer mit Prin- 
zen beſetzte, gerieth fle in Verfall. Nach ver Reformation kehrte fie zu ihren Ipeen zurüd. In 
diefem einen Umſtande Tag ein Hauptmittel der geiftlihen Stärke. Die Kirche entzieht aller- 
dings ihrem Diener feine volle Freiheit, aber, wenn er ſich ihr hingibt, gewährt fie ihm zur 
Schadloshaltung ganz andere Ehre und viel größere Vortheile, als der Staat feinen nichtade⸗ 
lihen Beamten gibt, die ja gegenwärtig in den meiften europäiſchen Reichen gleichfalls mit dem 
Verluſte ihrer Selbftändigkelt die zweifelhaft gewordene Ehre des Beamtenthums erfaufen 
müffen. Die zufammenbhaltenden firdlichen Einrichtungen machen aus diefer großen Körper: 
haft ein innig verbundenes Ganze und unterftellen fie einer alle durchdringenden einheitlichen 
Leitung von ungebeuerer Wucht. Der Papſt iſt es, ver fie bewegt. 

Das oberfte Kirchenregiment führt dev Papft mit dem Cardinalscollegium. Die Cardi⸗ 
näle find des Bapftes orventlihe Räthe und Gehülfen; wem der Papſt einen von den 72 Garbi- 
naldtiteln verleihen will, das fteht nach den Beflimmungen des Tridentinums gänzlich in feinem 
Gutdünfen, darf er doch fogar Laien zum Cardinalate erheben; nur die Anzahl der Cardinäle ift 
beſchränkt. Daß alle Stellen voll beſetzt feien, ift ebenfo wenig nothwendig, als daß ſämmtliche 
Cardinäle fi in Rom befinden. Ihr Collegium oder „Conſiſtorium“ muß zufammengerufen 
werden, wenn der Bapft Earbinaldernennungen anzeigt, wenn um Befegung von Bisthümern, 
Beftellung von Coadjutoren und Suffraganen, Abordnung von Nuntien, Bereinigung von Kir: 
hen, Verkauf von Kirchengütern es fich handelt. Das Cardinalscollegium empfängt die aus⸗ 
märtigen Borfchafter und nimmt die Mittheilungen des Papſtes über wichtige Kirchenſachen ent⸗ 
gegen. Dekan veffelben ift ver ältefte ver in Rom anwefenden Cardinäle. Die Hauptgefchäfte: 


12) Reigebaur, Der Bapft und fein Reich (Leipzig 1847), ©. 403. 
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thätigkeit ber Cardinäle liegt aber in den mit beſtimmten Geſchäften betrauten Ausſchüſſen over 
Congregationen, deren Anordnung gleichwie die des Confiſtoriums der Hauptſache nach von 
Sixtus V. ſich herſchreibt. Der Papſt beſtimmt die Vertheilung in die verſchiedenen Congrega⸗ 
tionen und beruft in dieſe nach ſeinem Ermeſſen Prälaten und andere Perſonen; Vorſitzender 
oder Präfectus einer Congregation iſt aber allemal ein Cardinal. Gegenwärtig find 24 Con⸗ 
gregationen theils mit ver Berathung fehr wichtiger Angelegenheiten in Gegenwart des Papftes 
und mit der Borbearbeitung der dem Confiſtorium zu unterbreitenden Angelegenheiten (con- 
gregatio consultativa) beauftragt, theil8 mit der Obhut über die Rechtgläubigkeit (congre- 
gatio sancti officii oder inquisitionis, beftehend aus 12 Garvinälen, dem General des To- 
minicanerordend, den Maefiro di fagro Palazzo, einem Advocaten für die Angefchulbigten, 
Dualiftcatoren, Kanoniften u. a.), und mit der Aufjicht über die erfcheinenden Büchep (con- 
gregatio indicis), theild mit der Wachſamkeit über ven Vollzug der Triventiner Beichlüffe fo: 
wie mit deren Auslegung (congregatio concilii) und über die Raftenfreiheit ver Kirchen und 
Geiftlihen (congregatio ımmunitatum et controversiarum jurisdictionalium), mit der Brü: 
fung der zu Bisthümern Vorgefchlagenen (congregatio examinis episcoporum) und mit ter 
Achtſamkeit über die Nefidenz ver Bijchöfe, mit ven Gerechtſamen der Vrieſter und Mönde 
(congregatio episcoporum et regularium), mit der Aufrechthaltung der Klofterzudt (congre- 
gatio disciplinae regularis), mit den Kirchenbräuchen und gottesdienftlihen Büchern (con- 
gregatio sacrorum rituum), wie den Reliquien (congregatio sacrarum reliquiarum), den Ab⸗ 
läflen (congregatio indulgentiarum), mit außerorventlichen Kirchenangrlegenheiten, das ift mit 
den Verhandlungen gegenüber ven Staaten, mit dem Verhältniß zum Lebrbegriff ver morgen: 
ländiſchen Kirche, mit dem Mifjiondwefen, theils endlich mit verſchiedenen Kirchen= und Landes⸗ 
angelegenheiten des Kirchenftaats befchäftigt. Den dieſen legtern bildet Die sacra consulta den 
päpftlihen Gabinetörath ; ihr Präfect ift gewöhnlich der Garbinalftaatöfecretär, ver zugleid die 
Geſchäfte eined Minifterd des Auswärtigen verfieht, ven Briefverfehr mit dem Auslande führt, 
den Nuntien vorfleht. 

Geiftlihe Berwaltungsbehörnen der römiſch-katholiſchen Chriſtenheit find die Serre: 
tarien, Gerichts behörden die Tribunale. Ihre Vorftände pflegt der Bapft gleichfalls aus dem 
Gardinaldcollegium zu entnehmen. Unter erftern find zwei Segretarie deBrevi, welche Die päpft: 
lichen Erlaſſe lateinifch ausfertigen. Zu den Tribunalen gehört die Poenitentiaria apostolica, 
welche über Sündenvergebung und geheimzuhaltende Dispenfationen entſcheidet, die Dataria 
apostolica, welche gewöhnliche Dispenſationsgeſuche und die Vergabung der den Papſt vorbe: 
baltenen Pfründen bearbeitet, die Cancellaria apostolica, die Signatura justitiae,, die Signa- 
tura graliae u.a. Da die Berufung von allen geiftlichen Gerichten an das Erkenntnis Noms 
freiftebt, fo war pie Rota romana lange Zeit ver hoͤchſte Gerichtähof ver Ehriftenheit. Die Ca- 
mera romana beforgt die Finan zen. Die Amtögrenzen ber verfchiedenen Behörben find übri⸗ 
gend nicht genau abgemarft. Seit den Berfalle des großen Kirchenſtaats haben die meiiten 
vorwiegend mit den Gelchäften des kleinen Kicchenftaats zu thun. Alle biefe in unmittelbarem 
Berfehr mit dem Papſt arbeitenden Behörben, Ämter und Stellen werden mit dem päpftlichen 
Hofftaat zufammen die Römiſche Eurie genannt. 

Die Werkzeuge der Verwaltung find die über alle Gegenden, wo Gläubige leben, verbrei: 
teten Pfarrgeiftlihen und Orpensleute,, welche durch die Bifchöfe und Generale geleitet werben, 
bie ihrerjeitö von den durch die Curie gegebenen Weifungen abhängen. 

Das papflliche Staatshandbuch theilt ven bewohnten Erdball, ohne Rückſicht auf feine flaat: 
ligen Grenzen, in 71413) Bisthümer, deren geiftliche Führung, foweit nänlich in den be: 
treffenden Bezirken oder Diöcefen gläubige Gemeinden beftehen, den Bifchöfen vom Bapfte 
übertragen ift, die ald Zeichen des Hirtenamts den Krummftab führen und in ihrem Palafte ald 
Fürſten einen Thron haben. Bei nem Papfte oder der Curie fleht die Befugniß, bie Länder in 
geiftliche Bezirke einzutbeilen und die bifhöfligen Sige ſowie deren Verhältniß zueinander zu 
beftimmen. Die Beflallung der Biſchoͤfe ift eine für dad ganze Kirchenwefen fo beveutfame Frage, 
daß der Papſt nicht Anftand nehmen durfte, ihretgalben die größten Kämpfe zu wagen. Da 
ihm indeß nicht gelang, gegen die uͤbermacht ver weltlichen Fürften die kirchliche Auffaflung zur 
bedingungslofen Geltung zu erheben, fo hat auch feine Gewalt einen namhaften Abbruch er: 
litten. Im allgemeinen foll die Erwählung eines neuen Biſchofs ben Domherren der Kathebrals 
kirche zuſtehen, Die in manchen Sprengeln die Provinzialbijchöfe und Abte zum Wahlact hinzu: 


13) Oder einige mehr. Die neueſten Staatshandbücher der Kirche liegen mir nicht vor. 








Papſt 301 


zuziehen gehalten ſind. Dermalen haben aber in vielen katholiſchen Reichen die Landesherren 
die Befugniß der Ernennung, und in den meiſten proteſtantiſchen muß das Domkapitel vor der 
Wahl ein von ihm aufgeſtelltes Verzeichniß der in Frage zu ziehenden Geiſtlichen der Landes⸗ 
regierung einreichen, damit dieſe vorher aus ven genannten Perſonen die ihr misliebigen aus: 
Scheide. Auf ſolche personae non gratae darf dann die Wahl nit fallen. Daß bei der flaat- 
lichen Reinigung der Candidatenliſten, mwenigftens in Preußen, keineswegs ſtets mit der erfor: 
derlichen Einfiht verfahren wurde, ift wiederholt fattfam angenfällig geworben; ed fei nur 
erinnert, daß Die preußifche Regierung ben daß breslauer Domkapitel beherrſchenden Profeflor 
Ritter gerade in dem Augenblide von der Wahl zum Fürſtbiſchof von Bredlau ausſchloß, wo 
diefer einfichtövolle Dann nad den mildeſten Beflimmungen in Anſehung der gemifchten Ehen 
und anderer Streitpunfte juchte. Zur wirklichen Gültigkeit gelangt aber die vollzogene Wahl 
erſt, wenn nad dem Ausfall fomol des processus informativus in partibus ald ded processus 
definitivus in curia hinſichtlich der Erwählung auf Grund des aus den Unterfuhungsacten an 
Das Conſiſtorium abgeſtatteten Berichts der Bapft dem Gewählten die bifhöflichen Rechte ver: 
leiht. Erfolgte die Ermählung ohne rechte Freiheit, urker äußerm Drucke, fo darf jie durchaus 
nidyt angenommen werben, ebenfo wenig darf zwifchen ven Wählern und dem Candidaten ein 
Abkommen geichloffen werden. Den Papſte gelobt der neue Biſchof Gehorſam mit ven Worten: 
„Romanoque pontifici beati Petri apostolorum principis successorf ac Jesu Christi vicario 
veram obedientiam spondeo acjuro‘', er ſchwoͤrt auch nach Kräften Häretifer und Schiömatifer 
zu verfolgen und zu befämpfen. Die Gurie bleibt feine vorgefegte Behdrbe, mit der er die Ver⸗ 
bindung beftändig unterhält; er iſt zur Berichterflattung an ven Papſt verpflichtet und muß ſich 
gefallen lafien, daß ver Papſt Bevollmächtigte ernennt, welche in feinen Sprengel von allem 
denn Kenntniß nehmen, was ver Papſt zu erfahren wünſcht, und Die unmittelbar den päpftlichen 
Willen zur Geltung bringen. Allerdings befindet fich der Bifchof als eine Örtliche Obrigkeit in 
feftgefugten Staaten in einer Zwitterfiellung. In den meiften europäiſchen Reichen wird ihm 
jegt noch ein zweiter Bid gegen den Landesherrn abverlangt, und er muß auch augeloben, dieſem 
unterthänig zu fein in bürgerlichen Dingen und mit Hülfe der Religion die Ehrfurcht vor der 
Majeftät zu befördern. Aber er ift unabfegbar ohne des Papſtes Genehmigung und fann über: 
haupt nur wegen ſchwerer Vergehen nach einer in beftimmten Formen von Beiftlichen geführ⸗ 
ten Uinterfuhung feiner Würde verluftig gehen. Die ausgedehnten Befugniffe, welche der Bi: 
{hof über feine Didcefangeiftlichkeit befigt,, macht hinwiederum dieſe zum gefügigen Werkzeuge 
feined Willens, foweit derfelbe mit der Richtung der Kirche und ber Leitung des Papfled im 
Ginflang bleibt. Die vielen Sprengel, welche ver Abfall von der Kirche auflöfte, Hat ver Bapft, 
wenigftens in feinen Anfprüden, nicht aufgegeben; er fährt deshalb fort, für fte Biſchöfe zu 
ernennen, wenn fchon der Titel eined Episcopus in partibus infidelium bloße Würde ohne Ge: 
walt ifl. 

Wie die Bifchöfe, mit wenigen Ausnahmen, in getrennten Gruppen unter Erzbiſchoͤfe ge: 
fteltt find, ſodaß die abweichende perfänliche Richtung eined einzelnen Bifchofs nicht leicht die 
Einigfeit fören und mit befondern Strebungen den allgemeinen Gang zu durchkreuzen vermag, 
fo wird weiter bie beflere Übereinftimmung ihrer Wirffamkeit und gemeinfames Auftreten auf 
PBrovinzialeoneilien herbeigeführt. Die Stellung, welche das Epiffopat zu allen Staatöfragen 
einnimmt, ift daher allemal von Gewicht. Ihr äußerlich wenig merkbarer, leifer aber weit 
ausgebreiteter und unansgefegt waltender Einfluß wird erſt an ven Erfolgen greifbar. Diele 
Hirtenbriefe find politifche Acte. In neuefler Zeit haben die Bifchdfe den Weg gefunden, zur 
Vermeidung des Aufſehens, weldes Bifhofötage erregen, Zufammenfünfte behufs gemein: 
famer geiftlider Übungen zu veranflalten, bei denen ohne Zweifel die Gelegenheit zu Berftän: 
digungen benutt wird. Es ift eingeftanden, daß bei den Erercitien, zu denen bie deutſchen 
Bifchdfe am Grabe des heiligen Bonifacius zu Fulda ſich von Zeit zu Beit vereinigen, ihr Erer: 
citienmeiſter die Pflichten der Bifchöfe als Nachfolger ver Apoftel und ala Theilhaber der Kirchen⸗ 
gemalt ftarf betont, daß daſelbſt ihre Stellung zum Papſte und zur weltliden Gewalt Gegen 
ftand ihrer Betrachtungen ift, und daß fie fich veriprochen haben, den Glanz und die Macht ber 
alleinſeligmachenden Kirche zu wahren. 1%) 

Stügte die päpftliche Herrſchaft ſich lediglich auf die Epiſkopate, fo Eönnte leicht der terri⸗ 
toriale Charakter, ven diefe ihrem Weſen nah an ſich tragen, in Widerſtreit mit ven in Rom 


14) Bericht der Zeit und ber Kaffeler Zeitung, vgl. augaburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1858, 
Mr. 220. 
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waltenden Ideen gerathen, wie dies denn auch wirklich in zwiefacher Weife gefchehen if. Aber 
ed fteht ihr noch ein zweites Heer in ven durch beftinimte Gelübde verpflichteten und an gemein: 
fame Lebensregeln gebundenen geiftlihen Genoſſenſchaften oder Orden zur Seite. Wie vie 
Mönche durch ihr Elöfterliches Leben noch beflinnmter als die eigentlichen Kirchendiener fih von 
der bürgerlihen Geſellſchaft und dem dieſe umſpannenden Staatöverbande abfondern, fo durch⸗ 
fhneidet ihr Zufammenhang die Sprengel, indem diefe geichloffenen Körperſchaften im Zu- 
fammentritt eigener Kapitel ihren Schwerpunft finden und ihren befondern Vorgeſetzten in dem 
in Rom lebenden, vom Bapfte abhängigen Beneral haben. So viele Orden, welche mehrentheils 
einen nicht unanfehnlichen Beſitzſtand zu verwalten haben, reiche Gaben an Bedürftige fpenben, 
für Kranfe Heilanftalten halten und den Unterricht der Jugend auf fih nehmen, üben auf das 
Bolf eine gar gewidhtige Einwirkung aus; fie haben unter ven ärmern und nievern Schichten 
maflenhaften Anhang. Waren bie ältern Orden ver Beauffihtigung des Biſchofs unterftellt, 
jo wurden die Bettelmönde (Wranciscaner und Dominicaner) der biſchoͤflichen Bewalt entzo= 
gen, und gleichwol mit ver Befugniß ausgerüftet, in allen Sprengeln ihre geiftlihe Thätigfeit 
auszuüben. Sie bildeten recht eigentlih das ſtehende Heer der Hierarchie mit dem ausdrück⸗ 
lichen Berufe, vor den Gläubigen zu predigen, Keger aufzuflöbern, das päpftliche Anſehen zu 
vertheidigen. Zwiſchen ihnen und den Bifchöfen erhoben fih, wie zu erwarten, wieberbolt 
ernfte Zwifte. Natürlich ſtrebten die Biſchoͤfe nach der Aufjicht über fie innerhalb ihrer Spren- 
gel, da fie die Vorrechte diefer Orden nur als Beichränfungen der biſchöflichen Gewalt anfehen 
fonnten, wodurch dieſe felbft ffark in Frage geftellt wurde. Und während vie Bifchöfe in dem 
Streit über die Berechtigung der Kirhenverfammlungen gegenüber dem Papſte unterlagen, er- 
rangen fie Hierbei einen Sieg und jegten wirklich Beſchränkungen dieſer Vorrechte durch; allein, 
wenn fie auch die ihnen nad der Kirchenverfaflung zuſtehende Beauflichtigung zurückgewannen 
und (wie vor einigen Jahren der Fürſtbiſchof von Breslau) mit Nachdruck in Streitfällen durch⸗ 
festen, fo blieb nichtsdeſtoweniger der Schwerpunft der Orbendmitglieder in Nom, bei ihrem 
mit dem Papſt verfehrenden General. In erhöhten Grade ift dies bei ven Jeſuiten vermöge 
ihrer Einrichtungen der Fall. (S. Jefuiten.) 

Gin ſehr weientlihes Mittel zur Geltendmachung der päpftlichen Hoheit iſt die Ausfendung 
von Stellvertretern und Abgeordneten, welche auswärts in außerorbentlidher Weife die Ver: 
hältniffe wahrnehmen und im Sinne der Burie regeln. Als Erhalter der Einheit in ver Chri⸗ 
ftenheit mußte ver Papſt ven Weg fich eröffnen, durch befondere Bevollmächtigte überall gleich: 
fam mit eigenen Augen zu ſehen; der Herricherfinn Gregor's VII. befpritt ihn mit großer 
Kühnheit und erreichte durch die Beauftragung zuverläflig ergebener Männer mit beftimmten 
Geſchäften fehr große Erfolge. Seine Legaten übten neben widerfpenftigen Bifchöfen die geift= 
liche Umtögewalt in vollem Umfange, lähmten und befeitigten mithin Die Gegner im Kirchen- 
regimente. Wiewol nun verſchiedenen Erzbifchöfen die Vollmacht des apoftolifhen Legaten als 
mit ihrer eigenen Würde beftändig verbunden übertragen wurde, bie als foldhe Legati nati 
heißen, fo äußerte fi doch ebenfo wol von feiten der Biſchöfe als von feiten der Landesregie⸗ 
rungen ein ftarfer Wiperwille gegen das Legatenwefen oder Nomd unmittelbares Regie 
ven. Das Tridventinum hob deshalb wenigſtens die mit den Bifhöfen concurrirende Gerichtö- 
barkeit auf, 25) Mehrere Herrſcher (namentli die von Franfreih und Spanien) machten bie 
Zulafjung päpftlicher Legaten von ihrer Genehmigung abhängig; der König von Neapel erhielt 
ſelbſt Würde und Recht eines Legatus natus. In welcher Weife die Curie das Anıt eines 
Zegaten auffaßt, erhellt daraus, daß die Regierungsvorſteher over päpſtlichen Statthalter im 
Kirchenſtaate gleichfalls Legaten heißen. Dan macht übrigens den Unterſchied, daß die außer: 
orventlichen Bevollmädtigten des Bapftes, wenn fie Feine Garbinäle find, auch nicht Legaten, 
fondern nur Nuntien genannt werben. Rom hielt Die Anweſenheit feiner Nuntien mit Recht 
für fo vortheilhaft, daß es in vem Lande bes kirchlichen Kampfes, in Deutſchland, mehrere ftän- 
dige Nuntiaturen einrichtete, die als geiftliche Oberrichter der Kegerei, d. h. dem Proteflantis- 
mus entgegenzuwirfen und die Bejchlüffe des Tridentinums aufrecht zu halten beflimmt wurden. 

Nicht blos in der Eigenſchaft ald Fürſt Mittelitaliens, fondern auch als Oberhirt ver Chri⸗ 
ftenbeit ſendet alfo der Papſt politifhe Agenten aus, welche von katholiſchen Königen ſtets mit 
außerordentlihen Ehren enıpfangen wurden und den Vortritt vor allen Gefanbten weltlicher 
Herrſcher beſaßen. Der Wiener Congreß erfannte ven Vorrang der Legaten und Nuntien des 


15) Acta Concilii Tridentini, Sessio XXIV, c. 20. 
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Bapftes vor ven Ambaſſadeurs an.1C) „Der päpfllidde Stuhl’, bemerkt Miruß 17), „benutzte 
feinen doppelten Charakter einer weltlihen und kirchlichen Macht, um durch Bereinigung biefer 
beiden Arten von Verrichtungen die Stellung feiner diplomatiſchen Agenten im Auslande um⸗ 
faſſender und einflußreicher zu machen, und erweiterte hiernach den Umfang der Grebitive und 
Vollmachten feiner Geſandten bei den katholifhen Souveränen auf eine von der Regel gänzlich 
abweichende Weiſe.“ 

Über die Grenzen ber roͤmiſch⸗ katholiſchen Chriſtenheit hinaus erſtreckt der Papſt ſeine 
Macht durch Miſſionen, da in ſeinem Berufe die Glaubensausbreitung liegt. Ihr Mittel⸗ 
punkt iſt die Gongregation der Propaganda. Die heidniſche Welt ift in fünf große Länderreiche 
getheilt, in die Levante, Indien, China, Amerifa und Auftralien. Diefelbe Thätigkeit wendet 
fig auch der abtrünnigen Welt zu, und mit großem Geſchick wird unabläflig daran gearbeitet, 
in ihr von neuem Boden zu gewinnen. Wo bifchöfliche Sige nicht vorhanden find, Da werden apo= 
ſtoliſche Vicare mit den biſchoͤflichen Vollmachten beftellt. So befteht für pie Katholiken des 
Königreihs Sachſen ein apoflolifches Vicariat. Iſt die Geſtaltung der Berhältniffe ven Kirchen: 
befirebungen allzu widrig, fo wird auch wol zur Bermeidung von ſchädlicher Gegenwirkung ins⸗ 
geheim ein folder Vicar ernannt, Das war der Fall in Berlin im verwichenen Jahrzehnt.18) 
Vorkämpfer für die flille Ausbreitung bed Kathulicismus in den Ketzerländern find Die Jeſuiten. 
Das amtliche Verzeichniß der Iefuiten vom Jahre 1841 („Index domorum et sociorum uni- 
versae socielatis Jesu. Romae MDCCCXLI, Excudebat Alexander Monaldi”), welde®, ob: 
ſchon die Drbensverzeichniffe geheim gebaltenwerben, in meinem Befige fich befindet, gibt für 
die Provincia Germaniae superioris 254 Jeſuiten an, darunter eine Dresdensis missio mit 
einem Prieſter bejegt. 

Erwägt man nun die Tragweite aller diefer angeführten Einrihtungen zufammen, fo läßt 
ih diepolitifche Auffaffung ver Kirchenmacht unmöglich abweifen, und man ſieht ſich gedrun⸗ 
gen, im Papſtthum auch eine weltliche Herrichaft zu erblicken. Kirche und Staat bewegen fich nicht 
blos nebeneinander, fondern ihre Thätigkeiten greifen auch ineinander ein. Der Bapft darf 
in einen weiten Umfange und in hochwichtigen Angelegenheiten befehlen. Zwar bat er feine Ka: 
nonen und feine Soldaten (denn die friegerifche Ausrüſtung des Kirchenſtaats fommt nicht in 
Betracht), aber ihm dienen die milites Christi, und mit ber Wirkſamkeit der kanoniſchen 
Eagung erzwingt er feinen Gebote Gehorfam. Und gerade dies gibt feinem Willen und feiner 
Gewalt verftärktes Gewicht, daß fie ven Charakter einer über befondern Volksthümlichkeiten, 
über beflimmten Staatöverbänden ſtehenden Allgemeinheit an ſich trägt und auf einer göttlichen 
Grundlage, der angenommenen Meinung nad, ruht. Diefe ihre fittliche Wefenheit verfchafft 
ihr einen fihern Binfluß über die @emüther von einer ungeheuern Stärke, wenn fie ihrem idea⸗ 
len Berufe treu zu bleiben verſteht. 

Die gläubige Hinnahne der von der römifch: katholifgen Kirche aufgeftellten Grundge⸗ 
danfen führt unferd Erachtens mit folgerihtiger Nothiwendigkeit zur Erhöhung der Bapftge- 
welt und zur Abhängigkeit des Prieſterthums, auch der Geſammtheit ver Bifchöfe von derſelben. 
Innige Kircheneiferer hielten fih darum Immer als Ultramontane. Mit wahrer Olut ward 
daher die ultramontane Richtung den vorhandenen Verbältnifien zum Trotz vertreten. Dahin- 
gegen befanden fidy (ebenfo wie die Rationaliften gegenüber den rechtgläubigen Stockluthera⸗ 
nern unferer Tage) die Anhänger der die Hoheit des Papſtes einengenven und beſchränkenden 
Beftrebungen auf einem halben Standpunkte und erreichten deshalb auch Feine ganzen Erfolge. 
Der Hintergrund ihrer Stellung waren die vorhandenen weltlichen Verhältniſſe, welche aus 
ganz andern Ideen erwachſen find, als aus welcher dad Kirchenthum hervorging. Da fie nun 
aber deſſenungeachtet zu den kirchlichen Ideen fi) befannten,, jo entſprang daraus eine unbefrie⸗ 
digende Zwitterhaftigkeit, welche nur vorübergehend zu befriedigen vermochte, während die 
Gurialiften, welche der jeweiligen Lage bie Berechtigung abſprachen, wenn ſie zu den alten Kir: 
chenideen nit flimmte, im Verlaß auf letere Eraftvoll und kühn ihre Korberungen kundgaben 
und, wofern fle augenbliclih dem Drange der Umflände zu weichen genöthigt waren, nad) eini: 
ger Zeit dennoch wieder bie alten Ansprüche vorbrachten. Wer die Nichtigkeit der Grundan⸗ 
fhauungen zugefteht, ver folfte fi auch in ihre Folgerungen ergeben; hat aber jemand bie 


16) Reglement sur le rang entre les agens diplomatiques. Pieces annexees à l’acte du Con- 
gres de Vienne, signe le 9 Juin 1815, Nr. XVII, Art. 

17) Miruß, Das @uropäifche Gefandtfchaftsrecht (Feipzig 1851), 1, 102. 

18) Neigebaur, ©. 298. 
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Überzeugung erlangt, daß ihre Ergebniffe beſtritten werben müſſen, fo begeht er, gelind geſagt, 
einen Fehler, wenn er mit Deuteleien,, erfünftelten Beſchränkungen und unmwahren Auswegen 
ſich behelfen will; alsdann ift vielmehr feine Pflicht, von den Urſachen auf Die Gründe zurüd: 
zugeben und mit Httlihem Muthe in Vertrauen auf die Kraft ver Wahrheit die Wurzeln des 
Irrthums bloßzulegen und abzufchneiven. 

Das Streben des geiftlihen Standes, in ökumeniſchen Goncilien eine höchfte Geſammt⸗ 
vertretung der Kirche herzuftellen und das Papat zu einer Vollzugsgewalt herabzufegen, 
fheiterte, wie gedacht, mit der Niederlage der Bafeler Verſammlung, und das Tridentiner 
Goncilium war ein Werkzeug der Kirche. Aber dem Übermächtigwerden des Weltlichen 
vermochte die Curie nicht erfolgreich zu begegnen. Der päpftliden Hoheit wirkte die Zeit: 
frömung in doppelter Weije entgegen. Ginmal nämlich ſtrebte die hohe Beiftlichkeit einzel: 
ner Staaten, unter der Wirkſamkeit nationaler Vorftellungen und im Ginverflänpniß mit 
ven Beherrſchern der einzelnen Reiche, nach einer felbfländigern Stellung gegenüber ver ge: 
meinfamen Kirhenregierung , begehrte ald Landeskirche Befreiung von ihren Einmiſchun⸗ 
gen, pochte auf Eigenthümlichkeiten ihres Vaterlandes und nährte Gefichtspunkte, welche mehr 
dem oͤrtlichen Geiſte als dem Sinne jener Allgemeinheit entſprachen, die zum Leben und 
Gedeihen der römifchen Kirche gehört. Zwar führte diefe Abfonderung blos England zum 
wirklihen Abfall; Neapel und Spanien blieben troßvem im Glauben unerſchütterlich feſt, 
Frankreich und das katholiſche Deutſchland fagten ich ebenfo wenig von ber Anerkennung der 
päpftlihen Oberhoheit los, allein ver Gallikanismus arbeitete Doch ſtark an ihrer Befchränfung 
und feßte ſich doch in nicht unbedenklichen Gegenſatz zu berjenigen Auffaflung des Papats, 
welche man in Rom begte. Auch die deutſchen Biſchöfe erftrebten in ver legten Zeit des Heiligen 
Nömifchen Reichs eine Selbſtändigkeit, welche fi) ver Unabhängigkeit annäherte, und fanben 
dabei die Unterftügung angefehener Gelehrten, eines Oberhauſer (1762), Febronius, Vehem 
und anderer, ſodaß bie zur Zeit ver Auflöfung des Reichs geltenden Grundſätze des Kirchen: 
vechtd der Katholiken in Deutfchland (man vergleiche die Iehte, 1806 gegebene Darftellung ber: 
jelben von Hofrath Schnaubert in Jena) eine den curialiftifhen Anforderungen möglichft wenig 
entſprechende Faffung bekommen hatten. uͤberhaupt war die Richtung des 18. Jahrhunderts 
dem Papate ungünftig. Der epiffopale Stanppunft erhob fi ihm gegenüber wieder ſelbſt in 
Stalten. Man ſprach dem Papfte die Befugniß ab, fich in die Verwaltung der Sprengel ande: 
rer Bijchöfe einzumengen ; ihm flehe feine unmittelbare Gerichtsbarkeit über die Sprengel zu, 
ſondern es feien vollmächtige Mittler die Bifchöfe. Beſchaffenheit und Wirkſamkeit des Cpiſko⸗ 
pats fei ganz die nämliche an den Bilhdfen wie am Papſte, und es unterliege das biſchoͤfliche 
Amt feiner Beichräntung Eraft feines Primats. Wäre e8 anders, fagte man, fo würde er der 
„allgemeine alle Kirchen unmittelbar regierende Biſchof“ fein, und es gäbe nur einen einzigen 
Biſchof. 10) Jeder Bifchof fei vielmehr ein ordentlicher Michter über Blauben und Zudt. 
Daraus folgerte man weiter: beftehe das päpſtliche Primat darin, im Namen der Kirche zu 
ſprechen und das die Kirchengeſammtheit Angehende zu beflimmen, jo Eönne er beides ohne die 
Bifchöfe nicht thun, da ja bei dieſen die unmittelbare Negierung ver einzelnen Kirchen ſei; bie 
Güitigkeit feines Ausfpruches ruhe auf deſſen Übereinftimmung mit ven Kirchen, fein alfeini: 
ges Erkennen Hingegen fei bei zweifelhaften, unentſchiedenen Fragen unverbinplich. Träger und 
Schüßer der Einheit ſei der Papſt nur, infofern er vie Beiftimmung der Kirche Habe. 

Noch weit entſchiedener prängte das weltlihe Königthum vie päpfllidde Hoheit in engere 
Grenzen zurüd. Dieſes war im Stande, die einheimifche Landesgeiſtlichkeit unter fich zu beugen 
und aus den Geiftlichen wieder einfache Unterthanen zu machen, ſobald ihm gelang , die Gin: 
wirkung ver Gurie fern zu halten. Dazu mußte der Zufammenhang zwifchen dem Papft und 
den Bifchäfen der Sprengel des Landes gelodert werben, dazu mußte die Verbreitung einee 
päpſtlichen Erlaſſes von der Iandesherrlichen Genehmigung abhängig gemacht, Dazu vie Thätig: 
keit der päpftlihen Nuntien und Regaten in enge Grenzen gebannt werben. Died alles geſchah. 
Die päpſtlichen Bullen und Breven wurden an einvorgängiges könig liches Placet gebunden. 


19) ‚„Alioquin, si hanc auctoritatem haberet, jam esset episcopus universalis immediate re- 
gens ecclesias omnes... quare rejicienda est tanquam episcopis injuriosa et veritati conira- 
ria opinio, qua creditur solum Romanum Pontificem esse ratione primatus sui judicem ordi- 
narium in rebus fidei morumque disciplinae.‘ Praelectiones de ecclesia Christi et universa 
jurisprudentia ecclesiastica, quas habuit in academia Ticinensi Tamburinus (Leipziger Aus 
„abe 1845), III, 48, 57. 
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An ſich ſollten fie nicht im Lande verbreitet werben und gelten, menn nicht eine ſtaatspolizeiliche 
Borprüfung zu ihrer Genehmigung und Annahme geführt hatte. Dem Kirchenrechte gegenüber 
beftand das PBlacet freilich nur de facto, keineswegs de jure, allein die Wirkung des Thatſäch⸗ 
lichen war, daß die Landesgeiſtlichen ver Landesobrigkeit In einer ganz andern Weife, als im 
Mittelalter der Fall geweſen, untergeorbnet wurden, daß felbft in manchen Reihen ver Bifchöfe 
Hirtendriefe und Runpichreiben an bie Pfarrer der 'vorgängigen Einfiht und Billigung welt: 
liher Behoͤrden unterworfen wurden und weiterhin auch die biſchoͤfliche Disciplinargewalt 
über die Geiftlichen des Sprengeld dem Einfluffe der Landesgeſetzgebung und Verwaltung unter: 
lag. Aus den widerftreitenden Anſprüchen des Papſtthums und des Königthums gingen noth: 
menbig eine Menge von Wirren und Berwidelungen hervor, die, peinlich und drangvoll für ven 
in fie hineingerathenen Einzelnen, ven Bölfern und Staaten Barteiung und Kampf zuzogen. Um 
bie Berbältnifie zu klären und Sicherheit zurüdzuführen, wurden zwifchen den beiden ftreiten- 
den Mächten Concord ate geſchloſſen. Auch hierbei ſuchte ver Papft ſich ven Schein der Ober: 
boheit zu wahren, denn diejenigen Anorbnungen , über meldhe eine uͤbereinkunft zu Stande ge: 
fommen war, machte gewöhnlich er ald Geſetzgeber der Kirche bekannt, worauf der Landesherr 
feine Sanction hinzufügte. Thatſächlich aber hat der Papft fich bequemen müffen, auf eine 
Menge von Rechten zu verzihten, ja ſelbſt vie Ernennung zu den Bisthümern weltlichen Ober: 
bäuptern anhelmzugeben. Begenwärtig ift ver Papft von allen europäifchen Staaten be= 
ſchränkt, alle haben jeinen Befugniffen Grenzen gejegt. 

Hat unſere obige Darftellung die Überzeugung gegeben, daß die im Papat zuſammenge⸗ 
haltene katholiſche Kirche nicht lediglich eine äußerliche Form für Geiſtliches, ſondern in Wirk⸗ 
lichkeit eine weltliche Staatsmacht iſt, fo wird ed überflüffig fein, die Nothwendigkeit bes Placets 
für einen Staat zu erweiſen, der in Wahrheit ein geſchloſſenes Ganzes vorſtellen will, oder 
weitläufig darzuthun, daß fein Concordat für die Bevoͤlkerung eines Staats irgenbmelde Ber: 
bindlichkeit hat, fofern nicht alle jeine Beflimmungen duch die Berathung und PBilligung der 
Landesvertretung die zur Geſetzeskraft erforberlihe Eigenichaft erhalten haben. Denn jedes 
Mitglied des Stantöverbannes hat das Recht, zu fordern, daß feine andere hoͤchſte irdiſche Ge: 
walt, als die in viefem Staatöverbande begründete, Anordnungen innerhalb deſſelben treffe. 
Glauben darf jeder, was er will, und in Anfehung reiner Glaubenslehren, die nur in den Bor: 
ftellungen leben, kann der Bapft Feſtſetzungen treffen, wie ihm gut püntt; ſobald es ſich aber 
um @inridhtungen und allgemeine Borfchriften verbindlicher Natur handelt, welche die äußern 
Berhältnifie erfaflen, wenn zumal fie auf diefe abztelen, kann nur aus dem Staate heraus ein 
gültiger Beſchluß zu Stande fommen. Die Freiheit des Bekenntniſſes von Lehrmeinungen leidet 
dadurch nicht, daß dad Net zu befehlen und zu richten dem Papfte verfchränft wird. Die päpft: 
lichen Gerechtſame anerkennen ift ſoviel als grundſätzlich zugeben, daß ber Vapſt nicht blo8 pad 
Haupt ver Bläubigen, fondern auch Oberherrfcher aller hriftlichen Neiche iſt, heißt allen ultra: 
montanen Strebungen Vorſchub leiſten. Mittelftellungen find unberedtigt, müſſen ſchließlich 
zu dem einen ober dem andern Ende ausſchlagen. Die freifinnige Anficht gründet Die Kirchen: 
freiheit auf das Necht zur freien Bereinigung, und muß die Schranken deffelben auch der Kirche 
gegerlüber behaupten. | 

In Einfeitigfeit verfiele jenoch, wer überfähe, daß dieſes zweite, dieſes geiftliche Herrſcher⸗ 
tum ein gewaltiger Damm gegen ven Kürftenabfolutismus, eine mächtige Schutzwehr für vie 
Freiheit einft gewejen if. Im Dunkel des Mittelalterd war ber apoſtoliſche Stuhl eine Leuchte, 
und der Bapft ſtand Jahrhunderte hindurch an ver Spige der geifligen Bewegung. Er fendete 
Miffionen zu den Heiden und gab ven Mittelpunft für die Ausbreitung des Chriftenthums ab. 
Durch ihn wurde die Berfplitterung und der Auseinanderfall der Kirchen verhütet, feine Anſtren⸗ 
gungen vermittelten Verbindung unter ihnen, Übereinftimmung aller, erweckten und nährten 

das Gefühl der Gemeinfamkeit in der Ghriftenheit. Ebendadurch wurden aber bie einzelnen 
Ortlifeiten aus ihrer Vereinzelung heraus in einen größern Zufammenhang geführt, die an 
einer Stelle gemachten Fortjchritte in allgemeine Bekanntfchaft gebracht und der Umlauf der vor: 
bandenen Kenntniffe durch alle romanifch = germanifchen Völker erwirkt. Als Vertreter jittlicher 
Srundfäge und eveln Geiſteslebens ſchlugen die Päpfte die rohe Stärke nieder, befämpften die 
Bosheit und den Leichtfinn, jchärften ohne Unterlaß den Völkern ein, daß ed ein höheres Stre⸗ 
ben über dem irbifchen gebe, und lehrten ven Fürſten, daß Hoheit der Welt der Forderung des 
Geiſtes ſich beugen, ſich dienſtbar bezeigen müſſe; ihr Bannſtrahl ſchmetterte übermüthige Kaiſer 
nieder. Die Größe des Berufs einer Oberleitung, einer alle erziehenden Fürſorge wurde lange 

Staats⸗Lexikon. XI. 20 
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Zeit richtig erfaßt und gab den Päpften und ihren Cardinälen eine erhöhte Stimmung. Aber 
Beftändigkeit ift nicht auf Erden. Im Wandel und Fluſſe iſt alles! Alſo verfland die Eurie 
nit, auf ber Höhe ihres erhabenen Standpunktes fich zu erhalten. Gin übler weltlicher Geiſt 
warb übermädtig. Das päpftlihe Regiment wollte eine Sache Roms werben , nicht die der ge: 
fammten Ghriftenheit fein. Mehrentheils Itallener empfingen die Tiara, und die Würbenträger 
waren vorwiegend auf die Vortheile bedacht, die ihnen durch die Kirche und dad Regiment zu: 
floffen. Die Kortfchritte erfolgten ſeltdem ohne ven Papſt; die Zeit überholte die Curie jie, 
die zäh am Alten klebte, weil dieſes das Gewinnbringende und Bequeme war. Fortſchreiten 
heißt verändern — und davon wollte man in Rom nichts wiffen. Liber ver Beharrlichkeit ves 
Sinnes verftocten die Säfte. Einzelne gab e8 gewiß immer, die vor Augen hatten, maß fpäter 
(1538) das Gutachten ver Cardinäle de emendanda ecclesia ausſprach: daß des Papftes 
Machtgebot eine Herrſchaft ver Vernunft fein müffe, durch melde die anvertraute Heerde zur 
Seligfeit Hingeleitet werde; allein die große Mehrzahl der vornehmen weltmännifchen Prälaten 
und die wuchtende Menge einer wenig gebildeten und wenig einfichtigen Prieſterſchaft Drängte 
vom rechten Pfade ab. Die Altgläubigfeit beugte den Humanismus, verweigerte Der proteflan: 
tifchen Bibelauslegung jedwedes Zugeftändniß und verachtete die philofophifche Aufklärung ver 
neuern Jahrhunderte. Diefen drei Entwicelungsreihen gegenüber dünkte fih der Papft be: 
rufen, die Überlieferung früherer Zeiten als eine heilige und zugleich mit ihr das althergebrachte 
fowol hinſichtlich der Kormen wie der Gedanken ald unverrüdbar zu behaupten. Zäh, unbeng: 
fan, flarr hielt die Gurie alle Lehren und Grundfäge feſt, welche einmal zur Anerkennung ge: 
langt und in ver Vergangenheit von ihr bemährt gefunden waren; damit verſchloß fie ſich dem 
anderes und vollfommeneres erheifhenden Geifte der Neuzeit. Der Papſt gerieth von einem 
Kampf in den andern, nahm immer entfchiedener eine feindfelige Haltung wider bie fortrüden: 
den Entiwicdelungen an und brachte ſich in eine Stellung , weldhe ihm eine reſtaurirende, retro: 
fpective, reactionäre Ihätigkeit auferlegte. Der Streit fchärfte ven Gegenſatz. Anftatt der 
Führer der Chriftenheit zu fein, was die Päpfte öfter im Mittelalter waren, iſt er ein Hemm⸗ 
ſchuh der Entwidelung geworden. Sie zum Stillftand zu bringen iſt er dennoch außer Stande. 
Die noͤrdliche Hälfte @uropad entzog fi feiner Obhut und brach mit ihm. Gegenwärtig find deö 
Papftes Söhne nur noch die Beherrfcher von Öfterreich, Baiern, Sachſen, Liechtenſtein, Frank: 
reich, Spanien, Portugal, Braſilien und der jetzt im Streit mit dem Papſte befindliche Koͤnig 
von Italien. Von dieſen gläubigen Herrſchern gebietet noch dazu einer, der König von Sacſen, 
tiber eine abtrännige Bevölkerung, die im Kirchen: und Schulwefen feine Hände gebunden hat; 
doch wird der nächſte König von Belgien Katholik fein. Die Verlufte, die fein Neid durch 
Luther's Auftreten erlitt, find ungeheuer. Nachdem e8 jedoch dem Papft gelungen, feine Kirche 
in Deutſchland zu erhalten, ließ er Die Wiedereroberung des Verlorenen fit) angelegen fein und 
fuchte mit unverdroffener Beharrlichkeit und ungemeiner Beinheit in der Mitte der proteftartti: 
fhen Beuälferungen feiner Kirche den Boden wiederzugewinnen und zu erweitern. In den bii: 
den erften Jahrhunderten feit ver Reformation waren feine Erfolge auch wirklich namhaft, da: 
gegen find fie inneuern Zeiten, trog des vielen darüber unter Proteftanten erhobenen Gefchreirt, 
nicht der Rede werth. Viel wichtiger ala die Bekehrung einzelner waren die Zugeftänbniffe, zu 
denen die proteftantifchen Regierungen Deutſchlands fich herbeiließen. In Preußen z.B. waren 
die Klagen über „harte Bedrückung gegen die Katholiken”, von denen ſelbſt das Aſchbach'ſche 
„Kirchenlexikon“ (Mainz 1850), IV, 653, ſpricht, im ganzen unbegründet: im @egentpeile 
ging feit Friedrich's des Großen Tagen die Duldſamkeit gegenüber der katholiſchen Kirchen 
regierung fo weit, daß fie zur Unduldſamkeit und Freiheitsbeſchränkung gegenüber den einzelnen 
Staatögliedern ausartete. Den Bifchäfen wurde in Preußen ein bedeutender Einfluß auf bie 
Leitung der linterrichtöangelegenheiten geflattet. Die gemifchten Univerfitäten empfanden davon 
Drud. Wenn Studenten, melde bei einem Hermeflaner hörten, feine Abfolution erhielten. 10 
lag darin die Ausübung einer Oberaufficht Über die Univerfität. In Breslau war es zu bei 
Zeit, ald ver Verfaſſer vafelbft ftunirte, eine angenonmene, wenn auch durch feine ſchriftliche 
Beftimmung verfügte Sache, daß Stupenten ver katholifch:theologifchen Facultät gewiffer Bro: 
fefforen der philoſophiſchen Faeultät Zuhörer nicht fein follten; man wollte wiffen, daß es ihnen 
fonft übel befomme. Studenten der Theologie hörten ganze Gollegien eines Hiſtorikers und 
eines Philofophen, ohne fie fürmlid angenommen zu haben, weil fle deren Ramen auf ihrem 
Verzeichniſſe ver gehörten Borlefungen ſcheuten. Noch vor wenigen Jahren trug es fich zu, daß 
bie Habilitation des gelehrten Dr. Baur (eines Proteftanten) an ver philoſophiſſchen Facul— 
tät der breslauer Univerfität infolge der Ginwirfung des breslauer Bifchofs fcheiterte. Die preu: 
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ßiſche Regierung ließ nicht nur die Gebrüder Theiner fallen, d. h. fie gab ihnen als Profeſſo⸗ 
ren feinen Gehalt, bis der drückendſte Mangel fie zum Rücktritte vom Lehramt zwang und 
die Ultramontanen triumphirten; fie bewies — um Leine härtere Anklage auszuſprechen — ihr 
mangelbaftes Verſtaͤndniß der innern kirchlichen Verhältniffe auch dadurch, daß fie in die Ver⸗ 
längerung ber Alumnatézeit einmwilligte. Die Haltung des mächtigſten unter den proteflanti: 
{hen Fürſten Deutſchlands mußte für Shiwächere maßgebend werben. Erwägt man, daß gerade 
unter einer proteflantifchen Landesregierung die katholiſche Geiftlichkeit ein lebhafteres Bebürf- 
nid des Anfchlufles an Rom fühlen mußte, fo wird e8 bei den neuen von den proteftantifchen 
Regierungen befolgten Brundfägen begreiflih, daß gerade in Deutfchland in unfern Tagen eine 
Schule großwachſen konnte, welche weniger landeskirchlich als papiftifch gefinnt iſt. Der @uropa 
bewegende Kampf um die Staatseinrihtung ließ die Vertheidiger und Anhänger der alten 
Staatöformen, gleichviel, ob fie proteftantifch oder katholiſch waren, in der katholiſchen Hierar⸗ 
(hie einen Leidensgefährten und Bundesgenofien erbliden. 

Nicht Gregoire allein fand, „daß die große Macht des Papſtthums auf der Blinpheit des 
Menſchengeſchlechts beruhe“; auch andere anderögefinnte Kirchenfürſten urtheilten ähnlich. 
Nachdenken erjchien ihnen hochbedenklich; ihre eigene Macht könne leiden, wenn andere Begriffe 
als die alten verbreitet würven. Diele Hielten deswegen in thörichtem Sinne die Anfeinbung 
aller Aufflärer für geboten. In dieſem ungleichen Kampfe fah pie Kirche bald, daß fie weltlichen 
Beiftand fuchen müſſe. Mit allen ihren Mitteln verlor fle gegen die Bücherfchreiber,, und wäh: 
rend fle im proteflantifhen Deutichland wieder Buß faßte, fland ihr bevor, daß fie in pen katho⸗ 
lifchen Gebieten den innerlicden Abfall ihrer Kinver erlebte. Immer größer wurde bie Menge 
derer in Frankreich und Italien, ja ſelbſt in Spanien, welche nur noch äußerlich zur Kirche ih 
befannten,, jevoch Überzeugungen hegten,, die vom Kirchenglauben himmelweit abwichen. Die 
gebildete Männerwelt wird ihr zuſehends abtrünnig. Ginftweilen hält fidh die Kirche des Pap⸗ 
ſtes noch Durch ihre Gewalt über vie Gemüther ver Brauen und über die Dummheit des niedern 
Haufene. In den Kirchen gewahrt man auf zehn, ja auf hundert Frauen nur einen Mann, der 
nicht das Anfehen eines Bettlerd bat. In Neapel gewwahrte ich wol noch (1850) die aufgeregte 
Gläubigkeit und inbrünſtige Spannung dichtgedrängter Maflen,, die herbeigeftrömt waren, um 
das Blut des heiligen Januarius fließen zu fehen, In Rom aber fah ich nem in Sta.:Maria-bel- 
popolo Meſſe leſenden Papfte überall nur mit gaffender Neugier zufchauen; an keiner Stelle be: 
merkte ih Andacht. Die Zeiten haben ſich geändert, die Gejinnungen vertvandelt! Ausbrüche 
heftig grolfenden Haſſes wider Bapft und Klerifei vernahm man aus dem Munde von Romanen. 
Die nievere Geiftlichkeit Italiens wendete fih großentheild vom Papfte ab, blos in der hoͤhern, 
pie von der päpftlihen Herrichaft große Vortheile zog, behielt die Gurie eine Stüge. 

Unter ſolchen Umfländen mußte der Papſt den Beiftand ver weltlichen Mächte zu gewinnen 
trachten. Wie einft, nad der Reformation, der Bapft dem Kaifer Karl V. hatte vorftellen 
laffen: daß, wenn das Volk fich erft erfühnen dürfe, der geiftlichen Gewalt Schranken zu ſetzen, 
hernach auch kein Fürſt mehr rechten Gehorſam finden werbe; fo wurde auch jet, nach der Re⸗ 
volution, ein Anruf an den Abfolutismus gethan. Und wie einft Karl V. meinte: veligiöfe 
Zügelloſigkeit erfülle die Völker mit Neigung zur Freiheit in den bürgerlichen Verhältniſſen und 
gewoͤhne fie, jih Hinauszufegen Über jene Gewalt, fo fagte jegt Lucian Bonaparte: „nie Reli: 
gion ſei ein gar nügliched Werkzeug in dev Hand ber Regierenden und gleichzeitig ein Troſt für 
die Schwachen und Ängſtlichen.“ Er gab damit ein Stichwort ven gleichfalls anhaltsbedürfti⸗ 
gen weltlichen Machthabern. Anvere fprachen ebenfo, und bald handelten die meiften Monarden 
fo, daß ſie im Papſte ihren Bundeögenoflen ſchätzten. Sie machten ner Kirche gern Zugefländ- 
niffe, durch die fie ſich ſelbſt die Hände handen, und gaben willig ihren Völkern das Beifpiel der 
Demuth vor dem Bapfte. Ihre Hoffnung war, daß die Kirche die fih bäumenden Völker im 
Zaume halten werbe. Kurzſichtig genug wähnten fie das! Ihrerſeits machten bie Päpfte fich 
zu Verbuͤndeten der Gewalten, denen der Zeitgeift den Krieg erklärt hatte, und waren beflifien, 
fie in vem Anfampfe wider die Volksfreiheit mit aller Kraft ihrer geiftlichen Mittel zu unter: 
flügen. Dem Freiherrn Heinrich von Weſſenberg wurde der bifchöfliche Krummftab verweigert, 
‚weil er, fagten die Gebrüder Theiner20), „nicht, wie die Nömifche Curie will, Finſterniß, ſon⸗ 
dern Licht verbreitet”. Papft Leo XII. (1823 — 29) verfolgte die Carbonaris, Pius VII. 


20) Die katholifche Kirche, befonders in Schleflen, in ihren Gebrechen bargeftellt von einem katho⸗ 
liſchen Geifllichen, Vorerinnerung S. XXVI zur zweiten Auflage. 
20* 
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(1829 — 31) fpornte die geſammte Beiftlichkeit zum Streiten für ven Ultramontaniömus und 
warf feine Donner auf die geheimen Geſellſchaften; am fhärfften enthüllte fi aber der hart: 
nädige, beſchränkte und beſchränkende Geift, der auf ven papftlihen Stuhle nunmehr waltete, 
in dem Eiferer Gregor XVI. (1831 —46). Seine Erwählung beantwortete ver Aufſtand faſt 
des ganzen Kirchenſtaats. Oſterreichiſche Schwerter mußten ihn nieverfchlagen. Gin Habe: 
burger gab dem Papfte die Herrjchaft des Kirchenſtaats zurück. Zuverfichtlicher wurbe fie ge: 
handhabt. Gregor's Rundſchreiben an alle Patriarchen und Bifhöfe, Nom am 15. Aug.1832, 
bei deſſen Abfaffung ihm die Heilige Jungfrau gnäbig zur Seite geſtanden haben ſollte, beweift 
für alle Zeiten, 6i8 zu welchem Grave des Irrthund den Papft die einmal ergriffene falfche 
Richtung verführte. Er prägt in ihm nit nur den Katholiken fhulbigen Gehorſam und uner: 
fgütterliche Treue gegen die Fürſten ein, er verdammt nicht nur die Sehnfucht nad) Freiheit, 
fondern er erklärt fich überhaupt wider alle Neuerungen und bezeichnet e8 unter anderm als eine 
©ottlofigkeit , die Genfur zu befämpfen. Er preift pie Genfur, er nennt ald Grund bes Verder⸗ 
bend auf Erden „jene vollfonmene und ungezügelte Freiheit der Meinungen, jene verab: 
fheuungsmwürdige und niemals genugfam zu verfluchenvde und verdammende Freiheit der 
Preſſe“, kurz, er harafterifirt dad Papſtthum vergeftalt, ald habe er es fi zur Aufgabe ge: 
wacht, Luther's Schmähungen wider daffelbe zu beflätigen. Der von Rom aus wehende Eifer: 
geift hat die ganze Kirche in eine falſche Stellung zur Sntwidelung des Jahrhunderts ge- 
bracht und in ver Geiſtlichkeit einen ſchlimmen Umſchwung herbeigeführt. Die freie Erhaben- 
beit, die duldſame und verfühnliche Milde ver ältern Geiſtlichkeit iſt zuſehends gewichen vor 
überbandnehmender geiftiger Beſchränktheit, blinder Glaubenswuth und firdlicher Partei: 
leidenfhaft in einem Theile des jüngern Geſchlechts der Priefter. Legten vordem ehrwürdige 
Geiſtliche, erfüllt von wohlwollender Geſinnung, auf die Höhern Endziele der Menſchheit pas 
Hauptgewicht und betrachteten fie die Kirche und ihre Diener wie deren Stügen und Beförverer, 
To ſtellt jener Nachwuchs, dervoll beſchränkten Hochmuths aufdie würdigen Vorgänger herunter: 
ſieht, die Kirche ald das Oberſte in den Vordergrund und läftert in einer unferer Zeit vorbe- 
baltenen Frechheit ven Sinn, der die befte Frucht unferer Bildung iſt. Gewinn fommt der 
Kirche davon nit! Während die Burie im weiten Umkreiſe der Ghriftenheit mit ihrem tief- 
greifenden Cinfluſſe dem Fortſchritt der Breiheit widerftrebte und die wachſende Erfenntnig 
niiederzuhalten jich abmühte, blieb fie doch ſelbſt in fleter Beunrußigung vor jeder Entwicke⸗ 
lung, die eine Neuerung war, und wurde in biefer erregteu Stimmung bei dem verhängniß- 
vollen Lauf, den fie genommen, dahin getrieben, daß fie jelbf die Stügen zerftörte, mittelft 
deren fromme Katholiten des Kirhengebäubes Dauerhaftigkeit zu ſichern trachteten. Die Sy: 
ſteme der Olaubendlehre, welche in Deutſchland Hermes und Günther aufflellten, waren Ber: 
ſuche, einen mit der neuern Wiſſenſchaft vermittelnden Standpunkt ausfindig zu machen. Uber 
beide brach der Papfl ven Stab. Nah ihnen kamen Balper in Breslau und Frohſchammer in 
München ins Gedränge; beinahe jeder, ver über Dogmen felbftändig lehrt, ſetzt ich der Ber: 
werfung aus, wenn er aud ein treuer Sohn der Kirche fein will. In Frankreich if die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit in den Kreifen der Kleriſel bereits erſtickt. Der römifche Katehismus und 
Thontad von Aquino follen vem 19. Jahrhundert genügen! 

Indeß lag in Rom vor Augen, wohin eine fo grundfalfche Haltung führt. Nah Gre⸗ 
gor's XVI. Ende hatte das Gonclave einen Aufftand zu gewärtigen, wenn es den feit 20 Jab- 
ren leitenden Staatsferretär Lambruschini zu Gregor's Nachfolger zu machen hätte wagen 
wollen. Das Volk begehrte die Wahl Gizzi's; vie Cardinäle verwarfen Ihn, aber fie begriffen, 
dag Einhalt gethan werden müſſe. Sie entſchieden fi für den milden wohlwollenden Maftai 
Berretti, der unter dem Namen Pius IX. am 16. Juni 1846 den päpftlichen Stuhl beftieg und 
ihn noch heute innehat. Er begann die Zuftände des Kirchenſtaats zu verbeflern, doc bie von 
feinen Borgängern audgeftreute Saat war ſchon im Reifen, und ihre bittere Frucht mußte er 
often. Ihm ward das Scepter des Kirchenſtaats 1848 entwunden, laut fagten die Römer: 
„Rab Maftai nie mehr ein Papſt!“ Er wurde, als er der Bewegung nicht folgen mochte, in 
feinem Palafte belagert. Am 24. Dec. 1848 flüchtere Pius, als Jäger gekleidet, unter dem 
Namen ded Grafen Spaur (des bairifhen Geſandten) in Geleite ver Gräfin Spaur nad) Gaëta 
unter nenpolitanifhen Schug. Die conftituirende Berfammlung in Rom erklärte darauf förm- 
lih am 9. Behr. 1849 dad Bapftthun der Hoheit über den römifchen Staat verluflig und machte 
Nom zur Republik. Neapvlitaner zogen heran, um den vorigen Zuftand Herzuftellen, Rom 
flug fie zurück. Doc hatte der Papft noch einen Halt in feiner geiftlichen Macht. Ladwig 
Napoleon bedurfte feinen Beiſtand, um die Unterflügung ver katholiſchen Kirche in Frankreich 
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für fein ehrgeiziges Trachten zu gewinnen. Ein franzöfliches Heer, dem bie von Garibaldi ver: 
theidigte Stadt am 4. Juli 1849 fi ergeben mußte, führte ven Papſt zurüd und hält Rom 
nun jchon anderthalb Jahrzehnte befegt. Diele Vorgänge braten die Ruückſchrittspartei wie⸗ 
der in die Höhe. Seitvem waren Pius’ Hände gebunden, und der Stillftand wurde ven neuem 
gepflegt. 

Zamartine hatte während feines Minifteriumd die Idee, daß der Papft beflimmt fei, ver 
PVrafident der großen italienischen Republif zu werben 21); es war anders gefommen. Gemäßigte 
Jtaliener??) möchten zwar fernerhin ein Papſtthum beſtehen laſſen, jedoch die weltliche Herr⸗ 
ihaft und Hoheit ihm entziehen. „Gegenwärtig ſei“, ſpricht Mamiani, „ver Papſt ja doch in 
Abhängigkeit, und die ewigen Rechte und unantaftbaren Freiheiten der Kirche ſchweigen vor 
Oferreih und Rußland.’ 23) Gegenwärtig”, jagt Gioberti, „ift ver Papft ja im Bunde mit 
den Unterdrückern, er felbft ein Unterbrüder, ver das Chriſtenthum zum Pharifäismus aus: 
arten laßt, und Doch follte das Papſtthum der Nerv ver italienifgen Nationalität werden?” 2) 
Auf ſolche Wünfche ver Italiener einzugeben, lag der Curie gänzlich fern, da fie dad Vergan⸗ 
gene fefihielt. Endlich kam der Tag, an dem die verhaltene Wuth in ſchweren Gewitterfchlägen 
ſich entlud, die des Papfles Fürſtenthum zerfchmetterten. Der Errichtung eines einigen Reichs 
Stalien, der nunmehr der piemontelifche König Victor Emanuel fi) untergog , war der Fortbe⸗ 
ftand des Kirchenflaats im Wege. Nach dem Kriege von 1859 fland ein Zuſammenſtoß bevor; 
ver Papſt fuchte den Beiftand ver Gläubigen. Aus allen Eatholifchen Ländern fanden Streiter 
fih in Rom ein, wo eine Heeresmacht gerüftet wurde. Fromme beigifche Frauen kauften vom 
einheimifchen.Heere zwei, drei, vier Soldaten 108, jchickten fie ala Pilgrimme erft nad Loreto, um 
für fie zu beten, dann nad Rom, für den Heiligen Vater die Waffen zu führen. Dagegen regte 
es jih in der Bevölferung des Kirchenſtaats, und von vielen ward Victor Emanuel angerufen. 
Als nun im Jahre 1860 Saribaldi dad Königreich Neapel über den Haufen warf, rüdte am 
11. Sept. ein Heer Victor Emanuel’8 im Kirchenſtaat ein. Diefer König erklärte fih zum Pro: 
testor ded Landes. Am 18. Sept. unterlag bei Caſtelfidardo Lamoriciere mit den Schlüſſel⸗ 
joldaten dem von Cialdini geführten italienifchen Heere, und Ancona, das ſchon an demſelben 
Tege Admiral Perſano beſchoß, mußte fih am 29. Sept. ven General Banti ergeben. Die 
päpſtliche Kriegsmacht war alfo rafh überwunden. Die Marken und Umbrien wurden vom 
ſardiniſchen König befegt und behalten, Rom nur und feine Umgebung, foweit Franzoſen im 
ande flanden, blieb dem Papfte, Viterbo, Civita-Vecchia, Velletri, Brojinone, im ganzen 
etwas über 214 Duadratmeilen, von nahe 700000 Menſchen bemohnt, rettete er aus dem 
Schiffbruch. Auch diejen Beiig ihm zu entreißen, ift jeitpen dad Trachten ver Italiener. Die 
Franzoſen in Rom find dad Hinderniß. Rechnung tragend den Wünſchen der in Frankreich 
noch jo mächtigen katholiſchen Partei, welche das Landvolk und die Weiber für ſich hat, beſchützt 
Kaiſer Napoleon III. ven Papſt. Ließe er ven Bapit fallen, fo würde viefer wahrſcheinlich fei- 
nen Sig in Spanien nehmen und damit franzöjifhem Einfluffe fi entziehen. Wenn der alte 
Papſt ablebt , dann erwartet man die Wahl eines Prälaten, ver ein italienifcher Patrlot ift und 
Nom zur Hauptfladt ded Koͤnigreichs Italien machen foll, inden er Victor Gmanuel in Roms 
Mauern aufnimmt und fi mit feiner Priefterfchar auf den Vatican und Traftenere (das rechte 
Tiberufer) beſchränkt. Daß aber die am alten Weſen fefihaltende Curie bereitd vorgejorgt 
haben dürfte für ven Fall einer neuen Papſtwahl, um fie zum entgegengefegten Ausgang hinzu: 
führen, laßt fich füglich voraudfegen. 

Der Verluft des Kirchenſtaats bis auf das alte Patrimonium Petri und Die Bedrohung auch 
dieſes legten Beſitzes, hat innerhalb der katholifchen Welt die Frage in Verhandlung gebradt: ob 
das Papſtthum einer weltliden Macht bedürfe? Ein Theil ver Geiſtlichkeit betont: um 


21) Mazzini, Republif und Königthum in Italien (Köln 1851), ©. 106. 

22) Eo Terenzio Mamiani, Sul papato, ©. 11, der von der Regierung in Rom, &. 15, folgen: 
dermaßen fpricht: „Ma qual mai libertä civile non verra intorbidata ai Romani ed anzi rotta 
e annullata dal Sant-Offizio, dagli sbirri del Vicariato, dall’ arbitrio continuo e irrefrenabile de’ 
sommi prelati, dalle parzialita dei giudici, dalle sciocche e strabocchevoli revisioni e cen- 
sure sulle stampe e sui libri, dall’ ignoranza e servilitä delle pul:liche scuole e dal potere il 
governo inframmettere in ogni Cosa l’autorita d’alcun canone o d’alcuna bolla, dimenticata 
ma non disdetta, e giacente in archivio com’ arme vecchia in arsenale, che puö a tempo 
e luogo tornare usabile € acconcia?” So Vincenzo Gioberti, Tel rinnovamento civile d’Italia 
(Baris und Turin 1851), U, 192, 117 fg. 

25) Mamieni, ©. 13. 24) Gicberti, I, 490; 11, 100. 
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frei zu fein, müſſe ver Papſt ein Land beſitzen, in dem er der oberſte Gebieter iſt; unmöglich koͤnne 
er interthan eines weltlichen Herrfchers fein, denn wäre er dieß, fo hinge von feinem Oberbaupte 
zulegt auch die Kirche ab, und die Folge davon, daß der Papft fi ſtets nad) dem Willen Eine 
Herrfchers zu richten hätte, würde die Auflöfung der kirchlichen Einheit fein; Zerfall ver katho— 
lifchen Kirche wäre unausbleiblihe Wirkung. „Was“, rufen dagegen die Roͤmer, „was mutbet 
ihr und zu? Warum follen wir gerade verdammt werden, Unterthanen des Papftes zu fein?” 
„Iſt's wirklich noͤthig“, reden bie Italiener, „daß der Heilige Vater ein eigenes Land habe, fo 
erobere man Jeruſalem und gebe es ihm, da ift feine Stelle, oder ſchenke ihm eine Infel im 
Stillen Meere; aber man flöre nicht durch einen Kirchenftaat Italiens Einheit, man raube Sta: 
lien nit feine alte Hauptſtadt Rom.’ Don weltlichen Geſichtspunkten aus urtbeilenn darf man 
nicht verfennen, daß im Kirchenftaate Regierung und Regierte fi nicht miteinander vertragen, 
dag feit einem halben Jahrhundert die Päpfte ihre Herrſchaft über ihr Volt nur auf fremde 
Bajonnete, erft auf Öfterreicher, hernach auf Branzofen fügen mußten, daß, ſobald der aue: 
wärtige Beiftand wegfiel, augenbliclic des Papftes Hoheit zuſammenbrach, kann man ferner 
nicht überfehen, wie im Kirchenftante Prieflerwaltung flattfand, eine Dligarchie folder, die vom 
weltlichen Regieren wenig verſtanden, und wie gerade der Kirchenſtaat zu den fhlechteft regier- 
ten der ganzen Ghriftenheit gehört hat. Hat man irgendein Recht, ein Land gleihjam aufer- 
halb der fortfehreitenden Entwidelung zu flellen? eine fih ſträubende Bevölkerung zu opfern, 
damit der Bapft Unterthanen habe, die er vielleicht gar nicht braudt, um feinen Beruf zu er- 
füllen? Diefe Gründe, felbft noch beffere, würben indeß wenig beveuten, wofern nicht voll- 
brachte Thatfachen den Bapfte fein meifted Land fhon genommen hätten und der Drang der Um⸗ 
flände die päpftliche Herrſchaft über ven Reſt des Kirchenſtaats auch noch gefährbete. Jedermann 
fieht vorher, daß Rom nit mehr lange ein Staat des Papfted bleiben wird. Bet diefer, vie 
ultramontane Partei betrübenden Lage haben daher Eluge Anhänger des Papſtes bei zeiten auf 
die bevorſtehende Veränderung vorzubereiten und den Umſchwung ins günftigfte Licht zu fegen 
ih gemüht. Der weitblidende Döllinger in Münden that dies namentlih 1861 in dem Buche 
„Kirche und Kirchen, Papſtthum und Kirchenſtaat“, welches blinde Eiferer in heftigen Zorn 
verfegte. Das weltlihe Fürſtenthum des Kirchenoberhauptes, bemerkt Döllinger, ift kein Glau⸗ 
bensſatz; Papft bleibt ver Papft, ob mit ober ohne Land. „Die Souveränetät des Papftes‘, 
Sagt er, „iſt fehr elaftifher Natur; fie Hat ſchon fehr verſchiedene Formen durchlebt. Die gött- 
lihe Vorſehung, welche die menſchlichen Dinge vergeftalt leitet, daß aus dem größten Unglück 
zahlreiche Vortheile entfpringen,, fcheint gewollt zu haben, daß die Unterbrechung der päpſt⸗ 
lien Regierung zu einer vollfommneren Form derfelben den Weg bahnen ſolle.“ Döllinger 
meift darauf hin, daß die Kirche ſieben Jahrhunderte ohne einen Länverbefig des Papftes be- 
ftanden hat, daß die Päpfte vielleicht den größten Einfluß in ven Zeiten gehabt haben, in denen 
bie weltlichen Herrſcherſorgen noch nicht auf ihnen lafteten. Daraus folgt, daß mit dem Lande 
dem Papſte die VBorbedingung für die Erfüllung feines Berufes keineswegs entzogen wird; daß 
weltlige Herrſcherthum ift für ihn blos Beigabe, blos Mittel; zerfällt ed, fo ift mitnichten auch 
die Kirche der Auflöfung anheimgegeben. Denn der Berlaß auf den ivealen Fonds des Katbo- 
licismus bleibt. Die religiöfe Innigfeit bedarf nicht der Krücken der Polizei. Döllinger’s 
Troftgründe haben auf viele Fatholifche Geiftliche großen Eindruck gemacht, und man vertheibigt 
jegt in ihren Kreifen jogar den Sag: daß des Papſtes weltliches Fürſtenthum vom Übel fei. 
Denn man bemerft, daß die Erforderniffe eines weltlihen Fürften in den Eigenfchaften des 
Papftes nicht aufgehen, vielmehr fi in einem Widerſpruch mit legtern befinden. Iſt doch die 
Negierungsthätigfeit nothwendigerweiſe eine weltlihe! Er, der Mann der Gnade, muß als 
Fürft Strafen vollftredlen laffen, vielleicht Todesurtheile, er kann als Fürſt Soldaten und Häſcher 
nicht entbehren und wird von äußern Staatsrückſichten abhängig, Hineingezogen in den Streit der 
weltliden Mächte, ven verderblichen. Inſofern der Papſt ein Fürſt ift, unterliegen feine Maßnah⸗ 
men ber Prüfung, dem Tadel. Die Vermengung ber weltlichen und dergeiftlichen Regierung thut 
ſonach jeinem Anfehen Abbruch. Er befigt aber das [chönfte Reich, das Reich der Seelen. Jeden: 
falls würde, wenn dad Papſtthum nicht unter den Nachtheilen einer zu führenden weltlichen Ge: 
bieterfchaft leidet, wo nicht die Kirche, doch gewiß der Glaube geminnen. So lauten die Urtbeile. 
Stünde einen Proteftanten eine Meinung gegenüber diefen getheilten Anſichten zu, fo würde 
biefe dahin gehen, daß eine Scheibung des Geiftigen und Weltlichen, wie foldde von der Kirchen⸗ 
lehre zu Orunde gelegt wird, in Wirklichkeit gar nicht befteht, daß zwar der einzelne für feine 
Perfon ih unabhängig zuerhalten vermag gegenüber einer Weltmacht, daß aber eine irbifche Ein: 
richtung nur dann in Unabhängigkeit fortvauern kann, wenn fie eine äußere Gewalt befigt, pie fe 
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felbftändig richten kann. Der Verlaß auf den „idealen Fonds“ würde nur dann berechtigt fein, 
wenn tie Päpfte allezeit an der Spike der Menichheit ald Führer ihrer fortfchreitenden Entwicke⸗ 
lung geſtanden hätten. Betrachten wir ſchließlich vom Standpunkt eined Deutfchen die zu er: 
wartende Veränderung, fo drängt ſich eine gefhichtliche Wahrnehmung auf. Solange nämlich 
die deutfchen Biſchoͤfe Reichsfürſten waren, haben fie zum Öftern den Päpſten Widerſtand ent: 
gegengefegt, indem fie neben ihrer kirchlichen Aufgabe auch vie Rüdfichten des Reichswohles und 
die Stellung der deutſchen Nation ji beflimmen ließen. Diefe ihre „landeskirchliche“ Haltung 
hat (im großen und ganzen gefprochen) aufgehört und die ultramontane Richtung Hat fie er: 
griffen, feit jie ihren Lanpbefig verloren haben. Nicht unmöglich ift e8 daher, daß, wenn auch 
der Bapft feinen Landbeñtz verliert, ihre Stellung gegenüber dem Papfte fi von neuem ändert 
und daß fie alddann wieder, wo eine Gegenfäglichkeit eintreten follte, ihrem Vaterlande näher 
als dem Papfte ftehen werben. Was überhaupt wir Deutſche in Anfehung des Papſtthums zu 
urtheilen und bei vorfommender Gelegenheit zu eritreben haben, darüber wird ein freifinniger 
Mann weder Belehrung nöthig haben noch erwarten. Heinrich Wuttke. 

Parlament, ſ. Großbritannien und Irland (Staatsgeſchichte). 

Parlamentariſche Regierung, ſ. Landtag. 

Parma, f. Italien. 

Parteien (yolitiige). Daß Gegenfäge im Staatsleben vorhanden find, und nit etwa 
vereinzelt und zeitweilig auftreten, ſondern fletig,und unausgeſetzt wirkſam find, liegt im Wefen 
des Staats ald eined Organismus und in ver Natur der Individuen, deren Geſammtheit den 
Staat ausmacht, deren natürliche Anlagen, geiftige Entwickelung und materielle Intereflen aber 
hoͤchſt verſchieden find. Es finden ſich deshalb politifche Parteien zu allen Zeiten und in allen 
Staaten, und wenn fie ſich auch nicht immer in gewaltfamer Weiſe äußern und im Öffentlichen 
Zeben fihtbar find, fegen fie ſich doch fort auf geiftigem Gebiete und in der Willenihaft. Es 
fann nun nicht der Zweck diefer Abhandlung fein, eine Überficht ver Befchichte der Barteifämpfe 
unter den civilifirten Völkern zu geben, e8 hanbeltfih für und weſentlich um die Charakteriſirung 
der Barteien der Gegenwart. Doch ift zum Verſtändniß der gegenfeitigen Stellung biefer 
ein Blick in die Vergangenheit, aus der fie fich entwidelt haben, erforderlich, venn fie Haben ſich 
biftorifch entwidelt, und ihr eigentliched Ziel ift ohne Verſtändniß der vorangegangenen Kämpfe 
meiſtens nicht zu erflären. Es follen die politiſchen Parteien dargeſtellt werben, aber auch die 
häuptſächlichen Eirhlichen und focialen Bewegungen dürfen nicht ganz unberührt bleiben, weil 
die politifchen und religidjen Streitigkeiten vielfach In einem engen Zufammenhange flehen und 
gegenwärtig feine politifche Partei Ausficht auf bauernden Beſtand hat, wenn fie ſich nicht ihrer 
Stellung zu den forialen Fragen unjerer Zeit volllommen bewußt ifl. 

Der fundamentale Begenfag aller Barteien auf vem Gebiete der ‘Politik ift nun unzweifel⸗ 
haft in der Hauptverfchienenheit zu fuchen, welche die Macht ver Gewohnheit und der Reiz der 
Neuheit, vie Anhänglichkeit an das Hergebrachte und die Neigung zu Veränderungen und Ber: 
beflerungen, die Liebe zur Ordnung und zu alterprobten Einriptungen und die Liebe zur Freiheit 
und zu ungebemmter Anwendung ber von der Natur verliehenen Kräfte auf den Menſchen aus: 
übt. Es if die erhaltende und die umgeftaltende Kraft, bie fi überall in Leben, in der flant: 
lihen Entwidelung aber namentlich darin zeigt, daß es allerorts eine Klaffe von Menſchen gibt, 
welche die Sicherheit ded Staats und dad Wohl der Angehörigen deſſelben in der möglichften 
Schonung bed Beftehenven erblickt, und eine zweite Klaffe, welche ſtets geneigt iſt, Die Mängel der 
vorhandenen Einrichtungen zu erfennen und zu Reformen zu ſchreiten. Gs iſt klar, daß beide Rich⸗ 
tungen eine Berechtigung haben, daß fie aber einer Menge Uinterabtheilungen und Schattirungen 
fähig find, und daß die Extreme entweder zu einer thörichten Verherrlihung alles Alten, blos 
darum, weil es alt ift, oder zu einer kindiſchen Projectmacherei führen müffen. 

Wenn nun aud jener Gegenfat von jeher beftanden hat und die danach unter den verſchie⸗ 
benartigften und wechfelvoliften Formen entflandenen Parteien in immer erneutem Kampfe um 
die Herrſchaft begriffen gemefen find, jo hat body erft die neuere Zeit eine wiſſenſchaftliche Be: 
gründung und Redtfertigung der Örundlagen der Stantögewalt verſucht. Bon der Entftehung 
und dem Begriffe des Staats ausgehend, hat man fi bemüht zu zeigen, welchem der im Staate 
wirkenden Elemente nad) dem ewigen Begriffe des Rechts die oberſte Gewalt zufommen müfle, 
und danach Die eingenommene PBarteiftellung vertheidigt. Auf der einen Seite verfocdht man das 
Net derer, welche nach der Hiftorifchen Entwidelung des Staats und nach den beſtehenden 
Geſetzen zur Regierung berufen ſeien, und deren Macht durch göttlihe Sanction geheiligt fei, 
auf der andern Seite vertheidigte man bad Recht des Volks, einer ſchlechten Regierung Wider⸗ 
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ſtand entgegenzuſetzen. Endlich bildeten ſich die verſchiedenen Parteiſtellungen mit den uns ſo 
geläufigen Namen und Schlagwörtern, als Conſervative und Liberale, Royaliſten und Repu⸗ 
blifaner, Ariftofraten und Demokraten, Zegitimiften und Revolutionäre u. f. w., immer aber 
blieb jener oberſte Gegenſatz geltend, wie nahe jih auch vermittelnde Meinungen berühren 
mochten. 

Eine wiſſenſchaftliche Forſchung über den Rechtsgrund des Staats und ber hoͤchſten Gewalt 
in demſelben feßte Staatenbildungen voraus, wie wir jie nur in der Neuzeit finden. Der 
theokratiſche Charakter ver altorientalifchen Staaten machte eine folde unmöglich; ed würde 
heißen, ſich gegen ven göttlichen Willen auflehnen, wenn man nad dem Rechte des Herrſchers, 
feinen Unterthanen zu gebieten, hätte fragen wollen. In Griechenland und Rom verfuchten 
Philofophen, Theorien über vie richtigfte und meifefle Staatsform aufzuftellen, man war aber, 
wenn auch einzelne Anklänge nicht fehlen, weit davon entfernt, eingehende Unterfuhungen über 
den Rechtsgrund und den Zwed des Staatd anzuftellen. Vielmehr galt ver Staat ald geheiligt 
burch eine ihm innewohnende Autorität, ald jo ganz über den Bürgern flehend, daß der einzelne 
völlig in denfelben aufging. Nicht weniger erkannte dad ganze Mittelalter Staat und Kirche, 
Kaifer und Papft ald zwei Schwerter, die von Bott felbft über vie Menſchen geſetzt feien nicht 
6108 zum Zivede der Ordnung und ded äußern Schuged, fondern au zur Bewahrung der 
‚Reinheit der Lehre und ver Ehrbarkeit der Sitten. Die Reformation befreite von den Feſſeln 
einer traditionellen Xehre, aber ihre ganze Entflehung brachte es mit ſich, daß fie flärfer, als 
jemals die katholiſche Kirche e8 gethan, die Unterordnung unter die weltliche, von Gott ſelbſt 
eingefegte Obrigkeit betonte. 

Eine Doctrin zwar, wie die unferer heutigen Legitimiften, melde aud im äußerfien Kalle 
offenen Widerſtand gegen den Landeöherrn für ungerechtfertigt erklärt, fonnte im Mittelalter 
ſchon um deswillen nicht entfliehen, weil dad ganze feudale Syftenı, auf vem die Staaten berub- 
ten, in gewiffen Bällen die bewaffnete Erhebung gegen ven Lehnsherrn ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend geflattete. Man weiß, mit welcher Unbefangenheit die Könige des Mittelalter Ein- 
ſchränkungen ihrer Macht ertrugen, und wie oft fie gezwungen wurden, vor ihren Unterthanen 
zurückzuweichen, wenn dieje an die vhyfiſche Macht appellirten. Das Lehnsverhältniß war fletö 
auf einer Gegenjeitigkeit ver Rechte und Pflichten begründet, und viefe Nechte wurben nicht nur 
von feiten des Lehnsherrn, jondern oft genug aud wider ihn mit Waffengewalt geltend gemacht. 
88 gab keine Berfaflungen im heutigen Sinne, aber aud feinen abjolutiftifchen Staat in der 
modernen Weile, feinen Staat, in dem ber Fürſt dad ganze Recht der Gefeggebung und die un: 
befhränfte Befugniß, Steuern zu erheben, hätte in Anfpruh nehmen können. In manden 
Staaten war der Widerſtand gegen den König den Unterthanen unter gewiflen Umſtänden zur 
Pflicht gemacht. So nad dem Staatsrehte Norwegens. Ließ bier der König irgenpwo Gewalt 
vor Recht ergeben, fo ſchnitt man einen Pfeil und lieg ihn unter vem Volke umbergehen. Als⸗ 
dann war jeder Bauer verpflichtet, mitzuwirken, daß der König ergriffen und womoͤglich getöbtet 
wurde. Entlam er, fo follte er dad Land auf immer meiden. Bekannter no iſt die Formel bei 
der Krönung des Königs der Aragonier: „Wir, die wir einzeln Euch gleichflehen, und die wir 
alle vereint mehr vermögen ald Ihr, wir machen Eu zum König. Wenn Ihr unjere Bejege 
und Privilegien achtet, werden wir Euch gehorchen, wenn nicht, nicht.‘ T) 

Aber gerade in der Periode, ald in ven meiften Ländern Europas die alten Volksrechte por 
der vorwärts ſtrebenden Fürftenmacht immer mehr dahinſchwanden, im 17. Jahrhundert, 
ward der Berfuh gemacht, in wiſſenſchaftlichem Zufammenhang eine Theorie über vie legten 
Gründe von Recht und Staat aufzuftellen und hieraus das gegenjeitige Verhältniß zwiſchen 
Fürſt und Volk, fowie die unveräußerlichen Rechte der Staatdangehörigen herzuleiten. Der 
Begründer einer Schule, melde ungefähr anderthalb Jahrhunderte die herrfchende in Europa 
war, ift bekanntlich Hugo Grotius (geft.1645). Er beantwortet die Frage, was und denn eigent= 
(ich verpflichte, vem Staate und den in demjelben geltenden Gefegen zu gehorchen, dadurch, daß 
er auf einen Naturzufland zurückgeht, in welchem der Menſch urſprünglich fih befunden haben 
müfle, in welchem e8 feine Geſetze noch rehtlihe Normen gegeben, und in welchem jeder die voll= 
fommene Freiheit gehabt habe, nad jeinem Gefallen zu handeln. Bei einer unbegrenzten An= 
wendung dieſer Kreiheit aber würden ji die Menfchen gegenjeitig vernichten, und ed ſei darum 
ein Bernunftgebot, die eigene Freiheit fo weit zu beſchraͤnken, daß die der Mitmenfchen daneben 


1) „Nos, que cada uno somos tanta como vos, y todos juntos mas que vos, os hacemos 
Rey. Si respetais nuestras leges y privilegios, os obdecederemos. Si no, no!“ 
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beſtehen koͤnne. Die eine inhaltſchwere Folge dieſer Lehre liegt in dem Sage, daß die Beſchrän⸗ 
fung des einzelnen eben nicht weiter gehen darf, ald nothwendig ift, um der Geſammtheit und 
jedem einzelnen gegen jeden Angreifenden Schug zu verleihen, daß ber Staat alfo nur zum 
Zwei der Sicherung des Lebens, des ECigenthums und der Erfüllung der Verträge da ift, 
dagegen nicht Gefege geben darf, welche moralifche Beflerung, die Erhaltung guter Sitten ober 
die Aufrechthaltung einer reinen Religion zur Kolge haben. Eine weitere Folgerung ift, daß, 
wenn auch der Staat ein Bernunftgebot für alle Menſchen if, doch niemand den andern zur 
Erfüllung dieied Vernunftgebots zu zwingen urfprünglich berechtigt fein kann, da alle In: 
dividuen von Natur frei find. Wenn wir dennoch überall den Staat ala volfendete Thatſache 
beſtehend vorfluden, fo iſt dies nur aus einem ſtillſchweigenden Vertrage herzuleiten, aus dem 
allein das Recht der Obrigkeiten ſtammt, und nach welchem es allein zu bemeſſen iſt. Demnach 
iſt der Wille der Unterthanen die Quelle aller obrigkeitlichen Gewalt, die ganze Staatsordnung 
beſteht nur kraft der Cinwilligung der Unterthanen. Aus dieſem ſtillſchweigenden Vertrage 
wurden nun lange Zeit ſelbſt die ungerechteſten und unvernünftigſten Cinrichtungen gerecht⸗ 
fertigt, wie despotiſche Verfaflungen und ſelbſt die Sklaverei, und fo geſchah es, daß jene Theorie 
in den Hörfälen und in den Kreifen der höhern Geſellſchaft allgemeine Geltung fand, während 
fie zunächſt auf die beſtehenden ſtaatlichen Verhältniffe und auf die thatſächliche Unumſchränktheit 
der Fürftengewalt feinen Einfluß ausübte. 

Die Unhaltbarfeit dieſer Doctrin, welche conjequenterweife dahin führt, daß der Staat feine 
Übertretung der Moral, fofern ſie nur nicht Die Sicherheit der aus dem Zuſammenleben der 
Staatdangehörigen jich ergebenven Rechte gefährvet, firafen darf, und daß die Unterthanen ihre 
nur vermöge ihrer vertragsmäßigen Zuflimmung herrfhende Obrigkeit jeverzeit zu entfernen 
beredtigt jind, ift allerdings längft dargethan. Iener Naturzuftand, von welchem ausgegangen 
wird, hat in ver That niemals beftanden und kann niemals beſtanden haben. Auch in dem Zu⸗ 
ftande der Außerften Roheit findet fi die Familie, alfo eine Unterorpnung und nicht ein Ver- 
hältniß, in welchem allen alles erlaubt ift. Der ſtillſchweigende Vertrag ift danach eine reine 
Fiction, welche den freien Willen des Menfchen an die Stelle ver von ver Natur gebotenen Ord⸗ 
nung ſetzt. Das aber ift dad Verdienſt des Hugo Grotius und feiner Schule, daß überhaupt . 
Rechte bed Menfchen ald ſolche anerkannt und jenem flarren antiken Staatöbegriffe ſowie der 
mittelalterlichen feubalen Gliederung der Stände entgegengejeht wurden. 

Die Lehre von der vertragsmäßigen Entſtehung der Staatögewalt und der Ableitung jeder 
Regierung von dem Volke machte fih bald in gewaltigen Bewegungen geltend, zwar nicht auf 
dem Fefllande, wo gerade damals alles der Ausbildung des Abjolutismus zu flatten fam, um 
jo mädtiger aber in England, wo im 17. Jahrhundert ein Parteifampf durchgekämpft wurde, 
deflen Entfcheivung bis auf unfere Tage in allen Ländern Curopas nachempfunden wird. Daß 
gerade England dad Land war, in welchem zuerft fefte und dauernde Grenzmarken zwifchen ber 
föniglihen Gewalt und den Rechten bes Volks gezogen wurden, verdankt ed zum großen Theile 
feiner infularifchen Lage, die es möglich machte, daß das Land noch zu einer Zeit ohne ſtehendes 
Heer war, da alle andere Staaten das Bedürfniß empfunden batten, eine Armee zu unterhalten, 
Die zwar zunächft zum äußern Schuge gebildet war, aber begreiflichermeiie jehr bald in der Hand 
der Fürften ein Werkzeug zur Unterbrüdung ver Volksrechte wurde. Der Mangel eines flehen: 
den Heeres machte ed den Königen aus dem Haufe Stuart unmöglich, dad zu erreichen, was bie 
Fürſten des Feſtlandes um diefelbe Zeit durchführten. Doch war ihr Anhang mädhtig genug, 
um zwei Menfchenalter hindurch einen erbitterten und mechfelvollen Kampf zu führen, vem 
das beſtändig in diefe politifchen Streitigfeiten fi miſchende religiöſe Element eine befondere 
Schärfe und Heftigkeit gab. 

Schon unter Jokob I. waren jene Theorien aufgetaucht, die nachher von Filmer in ein 
Syſtem gebracht wurden, und denen zufolge das Höchfte Weſen die monarchiiche Itegierungdform 
mit befonderm Wohlgefallen anfähe. Die Gewalt des gottgefalbten Monarchen aber fei mit 
Nothwendigkeit eine abfolute und erbliche, etwaige Einfhränfungen berielben befländen nur 
kraft feiner Einwilligung, und dieſe Zuftimmung fönne in jevem Augenblid zurüdgenommen 
werden. Kein Vertrag könne den Herrſcher verpflichten, feine ihm von Bott verliehene unbe: 
ſchränkte Macht pojitiven und dauernden Befchränfungen zu unterwerfen, und auch im äußerſten 
Falle ver Willfürberrfhaft und Tyrannei ſei ein gewaltfamer Widerfland gegen die Anordnungen 
des legitimen Fürften von feiten der Unterthanen unftatthaft. Namentlich dies letztere Kenn 
zeichen, die non-resistence, unterfchied die beiden Hauptparteien, deren Kampf die innere Ge⸗ 
ſchichte Englands während eines langen Zeitraumd bewegt, und die man anfangs mit dem 


314 Darteien 


Namen der Savaliere und Rundkoͤpfe, fpäter mit den der Toried und Whigs bezeichnete. Die 
Scheidelinie, welche diefe beiden großen Parteien voneinander trennte, fiel theilmeife mit der 
Scheidelinie zuſammen, welde die beiden hauptſächlichen Eirchlichen Parteien ſchied. Die englifche 
Epiftopalkicche war ihrer ganzen Entſtehung nad unb durch alle ihre Trapitionen aufs engfte 
mit der Monardie verbunden , ihre Hauptautoritäten hatten in feierlihen Verſammlungen 
die feltfamen Grunpfäge Filmer's aboptirt. Auf der andern Seite hatte fih in den Puritanern 
eine durch ihre Zahl und ihr Gewicht furchtbare Sekte erhoben, welche ſich mit Begeifterung ber 
Lehre Calvin's von der Prädeftination und der Gnadenwahl angeſchloſſen hatte und eine 
Theofratie im evangelifchen Geifte erfirebte, nach melder das ganze Öffentliche Leben nicht 
weniger ald daß des einzelnen dem ausfchließlichen Dienfte Gottes geweiht fein ſoll, nach welder 
alfo alle weltlichen Beſchäftigungen, ſoweit fie nicht zur Rothdurft des Lebens gehören, und alle 
weltligden Bergnügungen nicht zu rechtfertigen find. Staat und Kirche follen vemnad nur dem 
Einen Zwecke dienen, eine Gemeinde der Heiligen herzuftellen zur Ehre Botted. Es leuchtet ein, 
daß eine ſolche Auffaffung des Staatszwecks mit einem üppigen und nad fchranfenlofer Herr⸗ 
ſchaft firebenden Hofe von felbft in Solfifion gerathen mußte, und daß dev Satz, daß man Bott 
mehr gehorchen müffe ald den Menfchen, Gemüther, welche durch Unterbrüdung gereizt waren, 
leicht in eine Stimmung verfegen Fonnte, melde ber Monarchie überhaupt feindli war. Ab⸗ 
gefehen von den Eleinern, vielfach auftaudenden Sekten und PBarteiunterfchieven fand ber 
Puritanismus feine milvefle Form in der mweitverbreiteten Partei ver Preöbyterianer, feine 
Gulmination in der der Independenten, welche alle Überorbnung der Synode verwarfen und bie 
abfolute Unabhängigkeit (Independenz) jeder einzelnen Gemeinde behaupteten. Bon ihnen 
wurde der Gedanke des Reichs der Heiligen bis zu den äußerſten Gonfequenzen verfolgt; die 
unbedingtefte Unterwerfung aller Weltlihgefinnten unter das Regiment der von Bott erleud- 
teten Heiligen war das Biel, das fle mit wunderbarer Energie verfolgten. Sehr befannt ift ihr 
Sieg über die Monarchie, die Aufhebung des Parlamenıs, in dem die Presbyterianer das 
Übergewicht Hatten, die Vernichtung jedes Widerſtandes von feiten der großen Volksmenge, die 
feiner Partei dauernd ergeben, aber eines Solvatenregimentd gänzlih ungewohnt war. So: 
lange Grommell lebte, blieb die Herrfchaft der Independenten unerſchüttert, nad) jeinem Tode 
führte die Spaltung der bis dahin für unüberwindlich gehaltenen Armee ven Sturz ihrer Macht 
herbei. Aber auch wenn ein mit denjelben Herrfchergaben wie Cromwell ausgerüfteter Führer 
an ihre Spige getreten wäre, hätten fie fich nicht auf die Dauer behaupten koͤnnen. Schon ihr 
politifche8 Ziel ließ dies nicht zu. Zwar ging daffelbe auf volle Demokratie, aber das ganze 
Volk follte durch eine ſtrenge Kirchenzucht erft befähigt werben, die Herrfchaft zu führen, zu der 
allein die Heiligen berufen feien. Solange fich dieſe finftern und tapfern Schwärmer in einer 
gefhloffenen fleggeubten Armee fanden, vermochten fie felbft ein an Freiheit gemöhntes Volk 
nieberzubalten, aber e8 war klar, daß weder jener religidfe Fanatismus einen großen Theil des 
Volks ergreifen, noch auch die Armee dauernd aus denfelben Beſtandtheilen zufammengefegt 
bleiben konnte wie zu den Zeiten Cromwell's. 

Bald nad ver Reflauration von 1660 ſchien die Partei, welche gegen Karli. gekämpft hatte, 
vernichtet. Die Epiſkopalkirche, welche während der Herrichaft ver Independenten herabge⸗ 
würdigt und beraubt worden und durch die Rückkehr der Stuart zu den alten Ehren und dem 
frühern Befig gelangt war, war lauter als je in Verfiherungen ihrer unwandeldbaren Anhäng⸗ 
lichkeit an das Königthum und unermünlid in ver Verfolgung der unterprüdten Sekten, nicht 
nur der Independenten, fondern auch der Breöbyterianer, bie doch einen fehr weientlichen Antheil 
an der Rückkehr des verbannten Königs gehabt hatten. Die Misregierung des in Unſittlichkeit 
verfunfenen Karl II. hauchte der zu Boden gemorfenen Partei neuedXeben ein, und der unfinnige 
Verſuch des kopfloſen und tyrannifihen Jakob IL., ber Earholifchen Kirche über die epiffopale das 
Übergewicht zu verfchaffen, rief die Revolution von 1688 hervor. Um viefe Verbindung zu 
vollführen, war eine Verbindung ber Toried mit den Whigs notwendig, und eine folde hatte 
nod vor kurzem unmögli geſchienen. Es bedurfte eines Libermaßes der Tyrannei, un Die 
Bande zu trennen, welche die alte Gavalierpartei an das Haus Stuart feflelte. Aber durch die 
Betheiligung der großen Mehrzahl der Toried an der Vertreibung Jakob's war dad unterſchei⸗ 
dende Parteizeihen, die non-resistence, nothivendig und für inımer aufgegeben, und wenn 
aud die durch die gemeinfame Gefahr hervorgerufene Freundſchaft ver beiden Parteien den ge⸗ 
meinfamen Triumph nicht übernauerte, fo konnten doch auch die Tories, nachdem fie fi gegen 
ihren rechtmäßigen König erhoben und zur Feſtſtellung einer ujurpatorifchen Regierung mit: 
gewirkt hatten, ihre alte Theorie nicht wieder aufnehmen. Die Lehre von ben göttlichen Rechte 
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der Koͤnige und der Unzuläſſigkeit des Widerſtandes hatie den Todesſtoß erhalten, und eben dies 
macht die engliſche Revolution zu einer ſo bedeutſamen und wohlthätigen Epoche nicht blos für 
die Geſchichte Englands, ſondern auch für die Entwickelungsgeſchichte der übrigen europäiſchen 
Staaten. Denn nachdem unter einer uſurpatoriſchen Regierung die Schranken der koͤniglichen 
Gewalt feft und unzweifelhaft beflimmt, nachdem die Rechte der Staatäbürger und die Unpar⸗ 
teilichkeit der Gerichtshoͤfe ficdergeftellt waren, und als England unter ven folgenden nicht minder 
ufurpatorifchen Regierungen in einer Weife profperirte und emporblühte, wie es der fchärffte 
Beobachter zur Zeit der Revolution nicht Hatte ahnen können, da wandten ſich die Augen aller, . 
welche die Rachtheile des feftlänntfchen Abfolutismus Far erkannten, nad England als nad 
demjenigen Lande, von dem her allein alles Seil zu erwarten, deſſen Berfaflung ein leuchtendes 
Vorbild für alle übrigen Staaten fei. Oft freifich geſchah dies mit Unkenntniß des eigentlichen 
Weſens dieſer Verfaſſung, oft au, indem man die Bergangenheit und die befonvern Eigen⸗ 
thümlichfeiten des Landes, deſſen Einrichtungen man ald unbedingt nahahmungswertb empfahl, 
nicht genug berückſichtigte. So ift Montesquieu's Syſtem des Gleichgewichts der drei Gemwalten 
im Staate, der gefeßgebenden, richterlihen und ausübenden, ohne Zweifel ein verunglüdter 
Verſuch, die engliſche Verfaffung auf das Feſtland Hinüberzuverpflangen, ſo wenig auch fonft 
bie Verdienſte des berühmten Verfaflers des Werkes nom Geiſt der Geſetze unterſchätzt 
werben follen. 

Mührend des größten Theils des 18. Jahrhunderts war indeß die Kürflenmacht zu feft- 
gemwurzelt, die Ehrfurcht vor ihrer Autorität noch zu wenig erfchüttert, ald daß Theorien über 
freie Berfaffungen mit wirklicher Volfdrepräfentation eben mehr als Theorien werden Eonnten. 
Allein die nothiwendige Folge der Regierung und des Privatlebens Ludwig's XV. und vieler 
Fürſten des Feftlandes mar das Schwinden des Bertrauend und aller fittliden Bunde, melde 
die Völker an ihre Herrfcher feffelten. Wenn die Lehre des Hugo Grotius fhon die Superlorität 
bed Volks über den Negenten offen ausgeſprochen Hatte und zu dem Mefultat führte, daß 
das Volk berechtigt ſei, ſchlechte Megenten abzufegen, fo entſtanden in der legten Hälfte des 
18. Jahrhundert3 Theorien, welche in dieſer Beziehung alles Biöherige weit überboten. Bon 
hervorragender Bedeutung {ft durch die Folgen für die fpätere Parteiflellung die Lehre 
Roufſeau's. 

Es iſt durchaus nicht zu verwundern, daß gerade in Frankreich die ausſchweifendſten Doc- 
trinen über die natürlichen und unveräußerlichen Menſchenrechte entſtanden ſind und neben dem 
thatſächlich beſtehenden Abſolutismus Anhang und Verbreitung fanden. Nehmen wir auch 
feine Rüdficht auf den lebhaften Geift und erregbare Phantafle der Franzoſen, ſowie auf ihre 
Geneigtheit, Theorien, zu oft ohne gründliche Forſchung, aufzuftellen, jo Bat fein großes Land 
Europas im vergangenen Jahrhundert durch Midregierung mehr gelitten ald Frankreich, und 
nichts ifterflärlicder, al8 daß in einem geiftreichen Volke voll Selbftgefühl und nationalen Stolze8 
patriotifhe und von Mitgefühl für vie leidenden Klafſen ihrer Mitbürger erfüllte Männer auf: 
treten, deren Bifer für die Abftellung des Misbrauchs der Negierungsgewalt e8 ihnen ſchwer 
macht, Gerechtigkeit zu üben. Es kommt hinzu, daß Frankreich ein Fatholifhes Land If, denn 
fhon im Mittelalter war von den Vertheinigern der päpfllichen Gewalt der Grundſat auf: 
geftellt und vertheibigt worden, daß der Papft die Macht habe, Könige abzufegen und die Unter: 
thanen ihres Eides zu entbinden, da die mweltlihe Obrigkeit nur mittelbar, nämlich durch den 
PBapft von Bott fei. Die Jeſuiten waren weiter gegangen und hatten behauptet, die weltliche 
Obrigkeit fei von Gott mittels des Volks. Chriſtus Habe, fo lehrten Lainez, Bellarmin, 
Suarez, vem Petrus und feinen Nachfolgern die gefammte geiftlihe Gewalt verliehen, die welt: 
liche aber ſtamme nur im allgemeinen , in abstracto, von Bott, fie fei nicht einem beflimmten 
Menſchen, nicht einer beflimmten Obrigkeit in concreto gegeben, von der fle ber Fürſt wie- 
derum habe. Es könne daher auch pad Volk aus gerechten Urfachen (silegitima causa adest) 
dem Fürften oder der Obrigkeit die übertragene Macht wieder entziehen. Die Abſicht der Jeſui⸗ 
ten war hierbei freilich, die weltliche Macht der geiftlichen unterzuftellen, aber die Behauptung 
ber Entziehbarkeit der weltlichen Gewalt durch die Unterthanen führte zu Gonfequenzen, melde 
zwar den Begründern jener Theorie fehr fern lagen, allein weientlich vazu beitrugen, dem 
Syſtem Rouffeau’3 Eingang zu verſchaffen. 

Hugo Brorius und feine Anhänger hatten gelehrt, daß der Menſch von Natur frei fei, daß 
er aber dieſe Freiheit vertragsmäßig einfhränfen und felbft darauf verzichten könne. Rouſſeau 
Dagegen trat in feinem vielbefprochenen Werke „Du contrat social‘ zuerft mit der Lehre von der 
Unveräußerlichkeit ver Freiheit auf. Die Menfchen find nicht allein im Naturzuflande 
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Namen der Savaliere und Nundköpfe, fpäter mit dem der Toried und Whigs bezeichnete. Die 
Scheivelinte, welche diefe beiden großen Parteien voneinander trennte, flel theilmeife mit der 
Scheidelinie zuſammen, welche vie beiden hauptſächlichen kirchlichen Barteien ſchied. Die englifche 
Epifkopalfiche war ihrer ganzen Entftehung nad und durch alle ihre Traditionen aufs engfle 
mit der Monarchie verbunden, ihre Hauptautoritäten hatten in feierlihen Berfammlungen 
die feltfamen Grundſätze Filmer's adoptirt. Auf der andern Seite hatte fih in den Buritanern 
rine durch ihre Zahl und ihr Gewicht furchtbare Sekte erhoben, welche ſich mit Begeiflerung ber 
Lehre Calvin's von der Präpeflination und der Onabenwahl angeſchloſſen hatte und eine 
Theokratie im evangelifchen Beifte erftrebte, nad welcher dad ganze öffentliche Leben nicht 
weniger ald das des einzelnen dem ausſchließlichen Dienfte Gottes geweiht fein ſoll, nach welcher 
alfo alle weltlichen Befchäftigungen, ſoweit fie nit zur Nothdurft des Lebens gehören, und alle 
weltlichen Bergnügungen nit zu rechtfertigen find. Staat und Kirche follen demnach nur dem 
Einen Zmede dienen, eine Gemeinde der Heiligen berzuftellen zur Ehre Gottes. Es leuchtet ein, 
daß eine ſolche Auffaffung des Staatszwecks mit einem üppigen und nad fchranfenlofer Herr⸗ 
ſchaft ſtrebenden Hofe von ſelbſt in Bollifion gerathen mußte, und daß der Sat, daß man Bott 
mehr geborchen müffe ald den Menfchen, Gemüther, welche durch Unterdrückung gereizt waren, 
leicht in eine Stimmung verfegen konnte, melde der Monardie überhaupt feindlih war. Ab⸗ 
gefehen von ven Eleinern, vielfach auftaudenden Sekten und Parteiunterfhieven fand ber 
Puritanismus feine mildeſt⸗ Form in der weitverbreiteten Partei der Presbyterianer, ſeine 
Culmination in der der Independenten, welche alle uͤberordnung der Synode verwarfen und bie 
abfolute Unabhängigkeit (Independenz) jeder einzelnen Gemeinde behaupteten. Bon ihnen 
wurde der Gedanke des Reichs der Heiligen bis zu den Außerften Gonfequenzen verfolgt; die 
unbedingtefte Unterwerfung aller Weltlihgefinnten unter das Regiment der von Bott erleud- 
teten Heiligen war daß Ziel, das fie mit wunderbarer Energie verfolgten. Sehr bekannt ift ihr 
Sieg über die Monarchie, die Aufhebung ded Parlaments, in dem die Preöbyterianer das 
Übergewicht hatten, die Vernichtung jedes Widerſtandes von feiten der großen Volksmenge, die 
keiner Partei dauernd ergeben, aber eines Soldatenregiment8 gänzlid) ungewohnt war. So: 
lange Cromwell lebte, blieb die Herrfchaft der Independenten unerſchüttert, nadı jeinem Tode 
führte vie Spaltung der bis dahin für unüberwindlich gehaltenen Armee ven Sturz ihrer Macht 
herbei. Aber auch wenn ein mit denſelben Herrichergaben wie Erommell audgerüfteter Führer 
an ihre Spige getreten wäre, hätten fie fi) nicht auf die Dauer behaupten können. Schon ihr 
politiſches Ziel ließ dies nicht zu. Zwar ging daſſelbe auf volle Demokratie, aber dad ganze 
Volk follte durch eine firenge Kirchenzucht erft befähigt werben, die Herrſchaft zu führen, zu der 
allein die Heiligen berufen feien. Solange fich dieſe finflern und tapfern Schwärmer in einer 
gefchloffenen fieggeübten Armee fanden, vermochten fie felbft ein an Freiheit gemöhntes Volk 
niederzubalten, aber e8 war klar, daß weder jener religidfe Banatiömus einen großen Theil des 
Volks ergreifen, no aud die Armee dauernd aus denſelben Beftandtheilen zufammengejegt 
bleiben Fonnte wie zu ben Zeiten Cromwell's. 

Bald nad der Reftauration von 1660 ſchien die Bartet, welche gegen Karli. gekämpft Hatte, 
vernichtet. Die Epiſkopalkirche, welche während ver Herrihaft ver Inpependenten herabge- 
würdigt und beraubt worden und durd bie Rückkehr der Stuart zu den alten Ehren und bem 
frühern Befig gelangt war, war lauter ald je in Verficherungen ihrer unwanbelbaren Anhäng- 
lichkeit an das Koͤnigthum und unermübdlich in der Verfolgung der unterbrüdten Sekten, nicht 
nur der Independenten, fondern auch der Preöbyterianer, die Doch einen fehr weientlichen Antheil 
an der Rückkehr des verbannten Königs gehabt hatten. Die Disregierung des in Unfittlichkeit 
verſunkenen Karl II. hauchte der zu Boden geworfenen Partei neues Leben ein, und der unfinnige 
Verſuch des kopfloſen und tyranniſchen Jakob IL, der katholiſchen Kirche über die epiffopale das 
Übergewicht zu verſchaffen, rief die Revolution von 1688 hervor. Um diefe Verbindung 
vollführen, mar eine Verbindung der Tories mit ven Whigs nothwendig, und eine ſolche Ha 
nod vor kurzem unmöglich geſchienen. Es bedurfte eines übermaßes der Tyrannei, ie 
Bande zu trennen, welche die alte Gavalierpartei an das Haus Stuart feflelte. Aber iin 
Betheiligung der großen Mehrzahl ver Toried an der Vertreibung Jakob's war dads 
dende Parteizeihen, die non-resistence, nothwendig und für immer aufgegeben, 
auch die durch die gemeinfame Gefahr hervorgerufene Freundſchaft der beiven Pariyie 
meinfamen Triumph nicht überdauerte, fo fonnten body auch die Toried, nachdemn F 
ihren rechtmäßigen König erhoben und zur Feftftellung einer uſurpatoriſchen F* 
gewirkt Hatten, Ihre alte Theorie nicht wieder aufnehmen. Die Lehre von beukg) 
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der Könige und ver Unzuläffigfeit des Widerſtandes hatte ven Todedſtoß erhalten, und eben dies 
macht bie englifde Revolution zu einer fo bebeutfamen und mwohlthätigen Epoche nicht blos für 
die Geſchichte Englands, fondern aud für die Entwickelungsgeſchichte der übrigen europäifchen 
Staaten. Denn nachdem unter einer uſurpatoriſchen Regierung die Schranken der Eöniglihen 
Gewalt feft und unzweifelhaft beftimmt, nachdem die Rechte der Staatsbürger und die Unpar— 
tellichkeit der Gerichtshöfe fichergeflellt waren, und ald England unter ben folgenden nit minder 
uſurpatoriſchen Regierungen in einer Welfe profperirte und emporblühte, wie es der fchärffte 
Beobachter zur Zeit der Revolution nicht hatte ahnen können, da wandten ſich die Augen aller, 
welche die Nachtheile des feſtlaͤndiſchen Abfolutismus Mar erfannten, nad England als nach 
denjenigen Lande, von dem her allein alles Geil zu erwarten, deſſen Verfaflung ein leuchtendes 
Vorbild für alle übrigen Staaten fei. Oft freilich geſchah dies mit Unkenntniß bed eigentlichen 
Weſens diefer Verfaſſung, oft aud, indem man bie Vergangenheit und die befondern @igen- 
thũmlichkeiten des Landes, deſſen Einrichtungen man ald unbebingt nahahmungswerth empfahl, 
nicht genug berüdjiätigte. So ift Montesquieu’8 Syftem bes Gieichgewichts der drei Gewalten 
im Staate, der gefeggebenden, riäterlihen und außübenden, ohne Zmeifel ein verunglüdter 
Verſuch, die englifhe Berfaffung auf dad Feſtland Hinüberzuverpflangen, fo wenig auch fonft 
die Verbienfte des Kerühmten DVerfaflers des Werkes vom Geiſt der Gefege unterſchätt 
werben follen. 

Während des größten Theil des 18. Jahrhunderts war inbeß die Fürflenmacht zu feft= 
gewurzelt, die Ehrfurcht vor Ihrer Autorität no zu wenig erfgüttert, ald daß Theorien über 
freie Berfaffungen mit wirklicher Volkörepräfentation eben mehr ald Theorien werden Eonnten. 
Allein die notwendige Folge der Regierung und des Privatlebens Ludwig's XV. und vieler 
Bürften des Feſtlandes mar das Schwinben bed Bertrauend und aller fittlihen Bunde, welche 
die Völker an ihre Herrſcher feffelten. Wenn die Lehre des Hugo Grotius fon bie Superlorität 
des Volks über den Megenten offen ausgeſprochen hatte und zu dem Mefultat führte, daß 
das Volk berechtigt fei, Schlechte Megenten abzufegen, fo entflanden in ber Iepten Hälfte des 
18. Jahrhunderts Theorien, welche In diefer Beziehung alles Bisherige welt überboten. Bon 
hervorragender Bedeutung iſt durch bie Folgen für die fpätere Parteiftellung die Lehre 
Rouffeau’s. 

&8 ift durchaus nicht zu verwundern, daß gerade in Brankreid die ausſchweifendſten Doc: 
trinen über bie natürlichen und unveräußerlichen Menſchenrechte entftanden find und neben dem 
thaiſächlich beſtehenden Abfolutisnus Anhang und Verbreitung fanden. Nehmen wir auch 
feine Rüdficht auf den lebhaften Beift und erregbare Phantafle ver Franzoſen, ſowie auf ihre 
Geneigtheit, Theorien, zu oft ohne gründliche Forſchung, aufzuftellen, fo hat fein großes Land 
Europas im vergangenen Jahrhundert durch Mißregierung mehr gelitten als Sranfreid, und 
nichts ifterflärlicher, ald daß in einem geiftreichen Volke voll Selöftgefühl und nationalen Stolzes 
vatriotiſche und von Mitgefühl für die leidenden Klaffen ihrer Mitbürger erfüllte Männer aufs 
treten, deren Gifer für die Abftellung des Misbrauchs der Regierungögewalt es ihnen ſchwer 
macht, Gerechtigkeit zu üben. Es kommt Hinzu, daß Frankreich ein katholiſches Land If, denn 
fon im Mittelalter war von den Vertheidigern der päpfllihen Gewalt der Grundſat aufs 
geftellt und vertheidigt worden, daß der Papſt die Mat Habe, Könige abzufegen und bie Unter: 
thanen ihres Eides zu entbinven, ba die weltliche Obrigkeit nur mittelbar, nämlid burd bet 
Bapft von Bott fei. Die Iefuiten waren weiter gegangen und hatten behauptet, bie meirlidhe 
Obrigfeit fei von Gott mittel® des Votfs. Chriftus habe, fo Ichrten Lainez ***— 
Suarez, dem Petrus und ſeinen Nachfolgern die geſammte geiſiliche Gewalt verliehen, Sn a 
liche aber ſtamme nur im allgemeinen, in abstracto, son Bott, fie ſei nicht ne . 
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frei, fondern fie können fi auch vertragsmäßig feiner Autorität unterwerfen; wie das Leben ein 
unveräußerliched Gut ift, fo ift auch die Freiheit ein unveräußerliches Recht des Menſchen, und 
zwar dergeflalt, daß fi der Menſch nit nur nicht rechtmäßig in die Sklaverei verfaufen, 
fondern fi ebenfo wenig mit rechtlicher Wirkung einer politifhen Gewalt unterwerfen fann. 
Wo eine folche factifch befteht, eriflirt nicht dad Verhältniß eines Rechts dem Volke gegenüber, 
fondern umgekehrt das Berhältnig eines Befehls von feiren des Volks an vie beſtehende Obrig⸗ 
keit, ſodaß erſteres nicht nur die höhere Macht, ſondern felbft Obrigkeit ift, jelbft fortwährend 
.die hoͤchſte Gewalt im Staate ausübt. Es iſt demnach diefe Gewalt des Volks ſchlechthin un: 
übertragbar. Wol kann das Volk irgendjemand mit der Vollziehung beauftragen, aber 
nicht ihm die vollziehende Gewalt ſelbſt übertragen, es kann eine Regierung inſtituiren unter 
einer beliebigen Form, als Monarchie, Ariſtokratie, Demokratie, aber nicht unwiderruflich, nicht 
ſo, daß es nicht berechtigt ſei, die von ihm eingeſezte Regierung jeden Augenblick ihrer Macht zu 
entkleiden. Weil alſo das Volk jeden Augenblick im ungetheilten Befige der Gewalt bleiben 
muß, iſt auch keine repräſentative Berfaflung ſtatthaft, denn in einer ſolchen übt das Volk nur 
in Einem Moment ſein unveräußerliches Recht aus, in dem der Wahl, alsdann wird es Sklave 
der Verſammlung, die es gewählt hat. Keine Fundamentalgeſetze, keine Verfaſſung, auch nicht 
eine ſolche, die es ſich ſelbft gegeben hat, keine erworbenen Rechte koͤnnen das Volk rechtlich - 
binden, die Volksgewalt iſt nothwendig rechtlich unumſchrämnkt, und ebendeshalb, weil keinerlei 
Rechte der Individuen gegen ven Willen des Volks geltend gemacht werden koͤnnen, muß auch 
eine abſolute Gleichheit aller beſtehen. Der urſprüngliche Zuſtand der Gleichheit darf nicht zu 
Gunſten einzelner aufgegeben werden. Es muß demnach jeder Staatsangehoͤrige völlig gleichen 
Antheil an der Geſetzgebung Haben. Unzuläſſig iſt jede Bevorzugung der Geburt, des Beſitzes, 
des Standes, jeder beſondere Gerichtsſtand, jede Innung mit corporativen Rechten; jedes 
Individuum muß dem andern völlig gleichſtehen. Das Volk übt feine Souveränetät ſtets nur 
nah Kopfzahl, denn nur dann if die Gewalt des Volks Feine Veräußerung der Breiheit, 
wenn jeder von dem andern gerade fo viel eingeräumt erhält, als er ihm einräumt, nur dann 
ift Die Unumſchränktheit ver Bolfdgewalt fein Despotismus, wenn die Volksgewalt daſſelbe ift 
mit dem Willen jedes einzelnen. 

Mit dieſer legten Schlußfolgerung ift denn freilih aud die Kritif der ganzen Theorie 
Rouffeau’d gegeben. Denn die Kreiheit des einzelnen iſt völlig ebenio gut veräußert, wenn er 
ih dem Willen der Majorität, ald wenn er ſich irgendeiner andern Gewalt unterwirft, er hat 
auch im erftern Ball nur Einen Moment der Freiheit, den, in welchem er ſich enticheidet, ber 
Mehrheit gehorchen zu wollen, oder, um genauer zu reden, gar feinen folden Moment, weil 
nach jener Lehre das Recht der Majorität ein an ſich beſtehendes, nicht von dem Cinzelwillen 
abhängiges if. Allerdings ift die Möglichkeit vorhanden, daß der Wille ver Mehrheit dem des 
einzelnen entjpricht, allein dieſe Möglichkeit erfegt um jo weniger bie @efahr, einem unbedingten 
Despotiomus zu unterliegen, je größer die Gefahr iſt, daß die Mehrheit nicht der Stimme des 
Rechts und der Vernunft, fondern der Leidenfhaft und ven Wünfchen felbftfüchtiger Demagogen 
folgt. Rouffeau meint freilich, wo kein Sonderrecht geduldet werve, werbe es auch feine Sonder⸗ 
intereffen geben, aber dieſe Anſicht beruht auf einem gewaltigen Irrthum. 68 bleibt ber Gegen= 
fag von Reichthum und Armuth, der Unterſchied von Alter, Geſchlecht, phyſiſcher Kraft, geifti- 
ger Begabung und Ausbildung, der Unterſchied, ven Die verſchiedenen Berufsbeihäftigungen, 
bie militärifchen oder bürgerlichen Talente, vie religiöfen Anfichten wie jede andere Überzeugung 
mit ih führen; ein dauerndes und geordnetes Staatöleben, Sicherheit des Eigenthums, religiöfe 
und politifche Freiheit iR in Wirklichkeit mit dem Syſtem Rouſſeau's unvereinbar. 

Auch hat dieſes Syſtem die Probe der praftifchen Durchführung feinen Augenblid beſtanden. 
Die Verſuche, welde während der Franzöfifchen Revolution in viefer Richtung gemacht wurden, 
führten unmittelbar zur zeitwelligen Herrſchaft einzelner, von ver Gunſt der unterfien Klafſen 
der parifer Bevölkerung getragenen Bürger und bald genug zur beöpotiihen Gewalt des fieg- 
reihen Feldherrn. Aber während Napoleon fein eiferned Scepter über einen großen Theil des 
europäifchen Feftlandes ſchwang und jene Negung eines freiheitlihen Geiſtes gewaltſam unter: 
drückte, wirkten jene Grundwahrbeiten von der Unveräußerlichkeit ver Menfchenrechte, von denen 
pie Rouffeau’jche Theorie nur eine Abirrung geweſen war, im flilfen mächtig fort. Die Fürſten 
ſelbſt hatten an die Ideen der Neuzeit appelliren müllen, um ben deutjihen Boden von dem 
fremden Joche zu befreien, Als die Welt wieder ruhig geworden war, waren neue Barteien auf 
den Schauplag getreten, die wir im weſentlichen nod heute wiederfinden, wenn auch damals 
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ihnen eine auf ein einheitliches und Eräftiges Zufammenwirken berechnete Organifation voll: 
fländig ermangelte. 

Talleygrand war auf dem Wiener Congreß mit dem Princip der Regitimität aufgetreten. 
Er war feinesmegs, wie man oft gefagt bat, ber Erfinder ver auf diefem Princip fußenven 
Theorie, ed war die alte Lehre von dem göttlihen und unveräußerlihen Rechte ver Fürſten, die 
Hier nur in neuem Gewande und den Unfländen der Zeit angepaßt unter einem veränderten 
Namen auftauchte. Das fürftliche auf jenem Congreß allein vertretene Interefie ließ allerdingẽ 
eine confequente Durchführung dieſer Theorie nicht zu. Napoleon, der in zahllofen offlciellen 
Schreiben, Staatöverträgen, Friedensſchlüſſen als Kaifer anerkannt, der durch die Bande bed 
Bluts und der Verſchwägerung nıit den älteften deutſchen Fürftenhaufern verbunden war, wurde 
als Ufurpator behanbelt, fein glücklicher Uinterfeloherr, der duch Volkswahl die Erpectanz auf 
den ſchwediſchen Thron erlangt hatte, aber rechtzeitig dem Bunde gegen feinen ehemaligen 
Gebieter beigetreten war, ward mit Hintanfeßung der Rechte des legitimen Koͤnigshauſes an⸗ 
erkannt. Es lag jedoch eine gemiffe Wahrheit in ven Worten Talleyrand's, daß er denen, die 
nur durch ein gemeinſames Intereſſe verbunden feien, ein Princip bringe, und daß dieſes Princip 
allein dem, was nur auf Eroberung berube, bei der bevorſtehenden Theilung ver Gebiete die 
Betätigung des Rechts verleihen könne. Mit dem Worte Legitimität wurde enpli alles 
erflärt und befchönigt, was endlich im Fürfteninterefle vereinbart und an ven Völkern ver: 
brochen war. 

Die Partei, melde man jetzt vorzugäweife Legitimiften zu nennen pflegt, Hat ihren Urſprung 
in Frankreich, wo fie ih in entſchiedenſten Gegenfage zu der Rouſſeau'ſchen Lehre von ber 
Souveränerät des Volks heranbildete. Der Mittelpunkt diefer Doctrin iſt dad von Gott 
ſtammende Königthum, die Unabhängigkeit veffelben vom Volkswillen. Infoweit Hat fie mit 
der alten Lehre der englifchen Toried von der patriarchalifchen Regierungdgewalt eine gemein 
fame Grundlage. Nur nahm die hiſtoriſche Fortbildung diefer Bartei in beiven Ländern einen 
ſehr verſchiedenen Verlauf. Die Englifche Revolution hatte eine Rückkehr zum Princip der 
Unrechtmäßigkeit des offenen Widerſtandes gegen die königliche Autorität zur Unmöglichkeit 
gemacht. Zwar vertraten die Toried noch immer die althergebrachten Zuftände, die Erhaltung 
der Privilegien der Artftofratie, die Verfaflung in ihrer durch Verjährung geheiligten Form; 
aber ihr Verhältniß zu dem durch die Revolution auf den Thron erhobenen Konigshauſe war 
fühl, und es ging diefer Partei ſomit ein wefentliches Lebendelement ab, bis die Sranzöftiche 
Revolution ihr neuen Auffhwung gab und neue Begeifterung einhauchte. In feiner neuen 
Geftalt, ald Gegenjag zu den deſtructiven Tendenzen, die in Branfreih an ber Tagesordnung 
waren, fand der Toryismus einen glänzenden Wortführer in Edmund Burfe. Es fiel ihm nicht 
ein, dad Princip des Nichtwiderftanded zu vertbeidigen, und nichts Tag Ihm ferner, als für den 
Abſolutismus das Wort ergreifen zu wollen, aber er kämpfte mit außerorventliher Kraft für 
die englifhe Verfaſſung in ihrem damaligen Beflande gegen alle Angriffe, welche deren ehrmür: 
Digen Bau umzuflürzen drohten. 

Anders in Franfreih. Hier handelte es fih während der Revolution zunächſt um bie 
Exiftenz des Königthums überhaupt, von welder die bevorrechtete Stellung des Adels und ber 
Staatskirche abhing. England, wo die jüngern Söhne der Peers einfache Bürgerlihe waren 
und fortwährend neue Mitglieder in dad Haus ver Lords aus dem Volk aufgenommen wurden, 
hat niemald einen Adel in den Sinne gehabt wie Frankreich, wo die Geburtdariftofratie durch 
eine breite Kluft vom Volk getrennt war. Der englifhe Toryismus vertritt daher, während 
ihm das Königthum jehr in den Hintergrund getreten ift, die gefammte Verfaflung, ver fran- 
zöfiiche Legitimismud das erbliche Königthum. Daher unterſcheiden ſich auch die Ausführungen 
des berühmteften Vorkämpfers der Kegitimität, des favoyifchen Grafen ve Maiftre, vollftändig 
von denen des Engländerd Burke. Währenn der letztere, völlig nüchtern und praktiſch, jebe 
Verfaſſung, die fih auf organiſchem und geſchichtlichem Wege entwidelt hat, als zu Recht 
beſtehend gegen jeden revolutionären Umſturz in Schuß nimmt, erblickt jener nur in der erblicden 
Monardie die von Gott gebotene Ordnung, in dem Geburtsadel ein auserlefenes Geſchlecht, in 
der Erhebung des Volks gegen den Monarchen gleihmäßig einen Verrath gegen ven König 
und einen Abfall von Gott. Das geheiligte Net der Erben Ludwig's XVL ift noch immer das 
Feldzeichen ver Zegitimiften Frankreichs. 

In Deutichland fanden die Ideen der Revolution zmar um fo mehr einen bereiteten Boden, 
ald der ‚‚aufgeklärte Despotiomus“ mehrerer Fürſten, wie namentlich Friedrich's des Großen und 
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Joſeph's IL, venfelhen auf halbem Wege entgegengefommen war. Aber zunächſt wurbe bie Unum⸗ 
ſchränktheit der deutſchen Fürften durch Die Franzoöſiſche Revolution nicht im mindeften erfchüttert, 
die Siege der franzöftfchen Waffen verbanden im Gegentheil Fürſten und Volk noch enger. Als 
jedoch dad fremde Joch abgejhüttelt war und das deutſche Volk ſich ven verheißenen Lohn feiner 
Anftrengungen hatte aus ven Händen winden laſſen, wurben alsbald zwei Hauptparteirichtungen 
ſichtbar, die zwar noch nicht in georbneten Heerlagern, unter beſtimmten Kührern und Partei: 
namen auftraten, allein kenntlich genug entweber die Ruͤckkehr zu den alten Zuſtänden oder ven 
Fortſchritt zu einem wahrhaft ceonflitutionellen Staatéleben erfirebten. Die legtere Partei ſtand 
offenbar auf völlig loyalem Boden, denn die Bundesacte hatte jedem einzelnen deutſchen Staate 
eine landſtändiſche Verfaflung feierlich garantirt; erftere fand ihre natürliche Stüße an ven 
Machthabern und verfuchte eine wiflenfchaftliche Begründung in der Lehre Haller’3, die im 
wefentlichen mit dem Programm übereinflimmt, mit welchem Beng in Karlsbad erfhien. Seit 
der Sulirevolusion wurde diefe Doctrin namentlih durch das „Politiſche Wochenblatt” vertre= 
ten, das man oft ald Vorläufer ber „Kreuzzeitung“ bezeichnet hat. 

Haller geht von dem Grundgedanken aus, daß alle Bande, welche vie Menſchen untereinander 
verbinden und den Staat bilden, auf einem Naturgefege beruhen, nämlich auf der Bebürftigkeit 
einerfeitö und dem Übergewicht andererfeitö, alfo auf dem Rechte des Stärfern. Das Bedürfniß 
bat ven Menden dahin geführt, fich den Fürſten zu unterwerfen, eben wie das Kind dem Vater, 
der Schüler dem Lehrer, der Kranke dem Arzte gehorcht. In gleicher Weife find die Abhängig: 
feitöverhältniffe imengern Kreife entitanden, z. B. Oberherrlichkeit und Gerichtsbarkeit über die: 
jenigen, denen es geftattet ift, fi auf dem durch übermacht erworbenen Grunnbefige anzufiedeln. 
Nicht aljo der Vertrag ift ed, der den Staat bildet, ſondern bie Nothwendigkeit, welche den 
Bedürftigen zwingt, bei vem Mächtigen Schug zu ſuchen. Confequent hätte Haller nun zu dem 
Refultat kommen müflen, daß das Volf berechtigt fei, dem Fürſten ven Gehorſam zu Fündigen, 
fobald es glaubt, ihn entbehren zu können, gleiäwie der Sohn den Vater verläßt, wenn er fich 
emancipirt, der Schüler den Lehrer, wenn er genug gelernt zu haben glaubt, und ver Kranfe 
den Arzt, wenn er gejund wird. Diefer Schlußfolgerung aber weicht Haller au, indem er den 
zweiten Grundgedanken ausfpricht, daß die Fürſtengewalt, wie jede andere Gewalt, nur zu 
feinem eigenen Nugen da iſt, alfo einen rein privatrechtlichen Charakter hat. Das Land, welches 
er regiert, iſt urfprünglich fein Eigenthum und den Unterthanen nur unter ver Bebingung von 
Begenleiftungen überlafien, die Beamten find feine Diener, und es ift fein Unterſchied zu machen 
zwifchen einem Sofbeamten und einem Beamten der Juſtiz. Da fein Recht alfo ein reines 
Privatrecht iſt und wie alle Privatrechte gefhügt werben muß, darf fein Volk es ihm nicht 
entreißen, ihn nicht abfegen. Der Conſequenz fann Haller fich freilich nicht entfchlagen, daß auch 
das Volk dem Fürſten gegenüber Rechte bat, die ebenfalls rein privatrechtlicher Natur find, und 
dag e8 einer gewaltfamen Verlegung dieſer gewaltſamen Widerſtand entgegenfegen darf. Zu 
dem abſurden Gedanken von dem rein privatrechtlihen Charakter ver Fürftengewalt, wonach bie 
Regierung blos ein Recht, nicht auch eine Pflicht, ver Krieg blos eine Fehde des Fürften ift, und 
die Völker zu bloßen Mitteln herabfinfen, iſt Haller eineötheild durch die Kurt vor der Revo: 
Iution verleitet, die ihm Dffentlichfeit und Öffentliches Recht hat als gleich erſcheinen laffen mit 
Volksſouveränetät, anderntheild durch ein gänzliches Verkennen des geichichtlichen Verlaufe, 
weldher gerade den urjprünglichen mehr patrimonialen Charakter der Einrichtungen in den 
deutſchen mittelalterlichen Territorien immer vollftändiger überwunden hat. Bei alledem zahlt 
diefe Theorie noch immer vereinzelte Anhänger. 

Unter den Fractionen der Partei, die fi in Deutſchland feit 1848 vorzugsweile die legiti⸗ 
mifttfche nennt, befteht eine, veren Ziel manche Aehnlichkeit mit dem Haller’8 Hat, die ſich aber 
auch am weiteften von den Anforderungen der Gegenwart entfernt. Dieſe Fraction beſteht aus 
den Anhängern bed alten Feudalſtaats. Die Adficht diefer feudalen Partei, die zu unferer Zeit 
namentlid im preußiichen Herrenhaufe ſich bemerkbar macht, geht vahin, ven Staat, wie er vor 
1789 beftand, und felbft die Ginrichtungen, die vor der Durchbildung des fürftligen Abſolu⸗ 
tismus in Geltung waren, möglihft vollſtändig ind Leben zurüdzurufen. Sie verwahrt ſich, 
und zwar aufrihtig, gegen den Vorwurf des Strebens nad Unumſchränktheit der fürfllichen 
Gewalt. Sie will in der That eine Befchränfung der landesherrlichen Gewalt, aber nit durch 
eine Bertretung der Nation als foldyer, ſondern durch bevorrechtetelinterthanen, die dem Landes: 
herrn als perſönlich Getreue verbunden ſind, innerhalb ihres Gebiets aber Autonomie beſitzen 
und ſelbſt Obrigkeit ſind. Der Gutsherr auf dem Lande, die Magiſtrate in den Städten üben 
ihre Functionen nicht als Träger der Staatsgewalt, ſondern kraft perſoͤnlicher Autorität und 
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Berechtigung, wie der Landesherr felbft, nur eine Stufe tiefer. Die Landesvertretung vertritt 
in gefonderten Ständen ihre Rechte dem Fürſten gegenüber und wird gebildet aus den Häuptern 
der Fleinen Herrſchaften, in welche der Staat zerfällt, ven Gutsherren als Batrimontalobrigfeiten 
und den Bürgermeiftern als Obrigkelten ver Städte. Bon einer Bertretung der großen Maffe 
des Volks iſt natürlich die Rede nicht, noch weniger von einem einheitlichen Zufammenwirfen 
der Bevdlferung irgendeines größern Territoriums zu gemeinfamen politifhen Zwecken; die 
Untergebenen jeder einzelnen Herrihaft, jedes beſondern Guts, jeder freien Stadt haben vie 
Wahrnahme ihrer Intereffen ver Regierung gegenüber vertrauensvoll ihren reſpectiven Obrig⸗ 
feiten zu überlaffen. Kurz, es ift ein Verfuch, das Mittelalter in feiner ganzen Glorie, mit 
jeinen Edeln und Unfreien, ver Abgefchloffenheit der Stände und Zünfte, ven Gerechtfamen 
bevorrechteter Familien und ariftofratifh eingerichteter Gorporationen wiederherzuſtellen. Es 
ſcheint kaum glaublich, daß man ſolche Borftelungen zu unferer Zeit noch als ein zu erſtrebendes 
Ziel Hinftellt, daß man die ſtändiſche Gliederung, wie ſie, durch das Bedürfniß geboten, faft den 
ganzen Zuftand ded Mittelalters erfüllte, noch jegt für möglih hält. Im Mittelalter vertraten 
Prälaten und Ritterfchaft naturgemäß das Land, erflere als alleinige Vertreter ver geifligen 
Bildung, legtere als meientlicher Beſtandtheil des Heeres und ſomit ald Beſchützer des Kandes, 
wenigſtens gegen auswaͤrtige Feinde, beide zuſammen als die großen Grundbeſitzer, von denen 
faſt das geſammte Landvolk abhängig war; die ummauerten und gräbenumzogenen Städte 
waren ber einzige Hort einer ſich Eräftig entwickelnden und ſelbſtändigen Induſtrie. Jegt iſt die 
Wiſſenſchaft feit Jahrhunderten ein Gemeingut geworben, die Landesvertheidigung iſt ſeit langer 
Zeit zu ſchwer geworben für die Schultern des Adels, der Unterſchied zwifhen Stadt und Land 
im alten Sinne iſt gänzlich geſchwunden. Aber e8 iſt das eigenfte und unveräußerliche Kennzeichen 
des echten Junkerthums, daß ed noch immer Vorrechte in Anfpruch nimmt, wo es längft nicht 
mehr im Stande ift, Gegendienſte zu leiften, und daß ed die Auszeichnung, welche Geburt, Rang 
und Beflg mit ſich führen, nicht als Mittel im Dienfte des Gemeinwefens, ſondern als Mittel 
zur Befriedigung bes perfönlichen Genuſſes anfleht. Nur ein in dieſer Weiſe felbftfüchtiges und 
beſchränktes Junkerthum kann eine dreihundertjährige Geſchichte und die heutigen zahllofen 
Verbindungen der Völker ignoriren und in unferer Zeit ald Gegenmittel gegen die Demokratie 
auf die Aufhebung ber ſeit 1848 entflandenen Verfaflungen binarbeiten, ohne zu bedenken, daß 
eine folche zunächſt nur die Rückkehr zum Abfoluttsmug zur Folge haben würde und biefer ſchon 
an ſich die Wienerherftellung ihrer geliebten feubaliftifhen Staatsgliederung ausfchließen würde, 
ſelbſt wenn ſie fonft möglich wäre. 

Bon dieſen Furzfihtigen Verehrern der Vergangenheit wendet man fi ſchon mit einer 
gewiffen Befriedigung zu einer andern Fraction ber Legitimiften, ven Anhängern der abfoluten 
Monarchie, deren Ideal das Königthum iſt, wie ed vor der Franzoͤſiſchen evolution beftand. 
Diefe wollen natürlich nicht einen orientaliigen Despotismus, nicht, daß der Herrſcher nad) 
reiner Willkür feine Unterthanen töbten, verſtümmeln, einferkern, ihres Cigenthums berauben 
kann, aber erfoll nicht durch verfaſſungsmäßige Rechte, nicht durch Landſtände mit befchließenver 
Stimme, fondern nur durch Sitte und trabitionelle Regierungsweiſe beſchränkt fein. Es mag 
unter den gegebenen Berhältniffen nützlich und nothwendig erſcheinen, daß ein Staatsrath ihm 
zur Seite ftehe, e8 mögen berathende Stände berufen werben, aber die Entſcheidung foll zuleßt 
doch in der Hand des Landesherrn liegen, fein Wille maßgebend fein. Man beruft fih auf das 
Gebot ver Schrift, welche die Unterthänigkeit unter die von Bott verordnete Obrigkeit gebietet, 
auf die politifche Zweckmäßigkeit, die bei einer Trennung der Gewalt eine Reibung zwifchen den 
beiden Factoren, König und Landesvertretung, unvermeiblih mache und nad dem Beifpiele 
Englands eine Corruption der letztern von oben her herbeiführe, endlich auf die Erfahrung, 
welche zeige, daß unter einem unumfchränkten Regiment Preußen, DOfterreich, Frankreich und 
Rußland eine lange Laufbahn des Ruhms und des Glücks durchlaufen haben. Dabei wird 
überfeben, daß das Chriſtenthum mit jeber Berfaflung verträglich ift, daß eine Friction zwiſchen 
zwei Factoren der Negierung, jofern nur beiderfeitö Die verfaflungsmäßigen Schranfen inne- 
gehalten werben, an fi durchaus Fein übel ift, fondern im Gegentheil wahrſcheinlich zu ber 
Wahl des zweckmäßigſten Auswegs führt, ba in ſolchem Falle die verſchiedenen Meinungen 
und das Intereſſe aller Staatdangehörigen discutirt werben können, daß endlich eine Verfafſung 
in der einen Zeitperiode fehr wohl angemeflen fein Eann, die in ver andern völlig unbaltbar ift, 
und daß eben darum die Erfahrung nichts bemeift. Einen Herrſcher, wie Friedrich Wilhelm J. 
es war, würde das heutige Preußen nicht drei Monate lang ertragen. 

ine weitere Fraction ber Zegitimiften, die feit 1848 immer mehr Boden gewonnen und in 
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Friedrich Julius Stahl eine bedeutende wiſſenſchaftliche Vertretung gefunden hat, ſucht den 
Grundgedanken der Legitimität, die Obrigkeit von Gottes Gnaden, mit der unverkennbaren 
Aufgabe unſerer Zeit, ein Staatsbürgerthum und eine Volksvertretung mit wahrhaft conſtitu⸗ 
tionellen Rechten herzuſtellen, in Einklang zu bringen. Stahl ſelbſt bezeichnet die Anhänger 
feiner Partei als die „inftitutionellen Legitimiften”. Er will dad Koͤnigthum nicht als ein vom 
Volke übertragened Amt, ſondern ald eine von Gott ſtammende Autorität, die geichichtliche 
Gontinuttät und das Hiftorifche Recht, eine natürliche Gliederung ver Geſellſchaft. Ex erkennt es 
als ein Gebot der Zeit, „daß die Verhältniſſe der blos perfönlien Gewalt fi fortbilden zu 
Einrihtungen und Inflitutionen von innerer Geſetmäßigkeit“, aber die alten geſchichtlichen 
Herrichaften follen damit nicht verſchwinden, fondern zu Einem ungetheilten in fich gegliederten 
Meiche werben. Die Gemeinfchaft der Nation ſoll das Erfte und Oberfte fein, in weichem alles 
feine Wurzel und Grundlage bat, und erft auf diefer Grundlage follen fi die Menſchen für 
gewifle Beziehungen in Klaffen und Stände ſondern und gruppiren. Die alte ſtändiſche Ver: 
faflung ſoll die Baſis, der terminus a quo bleiben und nur fortgebildet werden aus dem blos 
privatrechtlichen in den Öffentlich rechtlichen und flaatlichen, aus dem blos ſtändiſchen in den 
nationaleinheitlihen Charakter. Alle Hinterſäſſigkeit, Patrimonialität, Untervafallenichaft, 
wonad alle Unterfiehenden, namentlih die Landbevölkerung, dem Staate nur mittelbar an- 
gebört, fol, wo fie noch befteht, ein Ende haben, jeber ſoll unmittelbar und felbft Glied der 
Nation und ihrer Gemeinſchaft fein. Dagegen foll vie Landesvertretung ſtändiſch-ariftokratiſche 
Unterlagen haben im Gegenfag zu einer parlamentarifhen Regierung, e8 foll ber König, trotz 
der Vertretung mit beſchließender Stinnme, der Schwerpunft der Gewalt bleiben, nicht Werkzeug 
einer parlamentarifchen Regierung jein, nicht durch Steuerverweigerung gezwungen werben 
Eönnen, Minifter anzunehnen, die ihm das zu befolgenvde Regierungdfuften vorſchreiben, er 
fol vielmehr innerhalb der gefegmäßigen Schranken nad eigenem Gewiſſen und Lirtheil 
regieren, 

Wenn Stahl’3 Syſtem ſich nun auch wefentlih zu feinem Vortheile von den angeführten 
legitimiftifden Theorien unterfcheipet und in manchen wichtigen Punkten mit der Lehre der 
eonftitutionellen Bartei zufammentrifft, fo ift e8 im Grunde doch nur ein geiftreich durchgeführter 
Berfud, einen Mittelweg zu finden, mo e8 feinen Mittelweg gibt. Stahl verwirft jeden offenen 
MWiderftand gegen das Königthum von Gottes Gnaden, aud) wenn ein König fih über alle 
Gejege hinwegſetzen follte. Allein wie kann von einer dauernden Beſchränkung der Föniglichen 
Gewalt die Rede fein, wenn aud im äußerſten Falle dem Herricher fein bewaffneter Widerſtand 
entgegengefegt werben darf, wenn nur fittliche und geſetzliche Schranken ihn binden follen, 
währenn es ihm thatſächlich freifteht, fi über Sitte und Geſetz zu erheben, ohne daß es den 
Unterthanen erlaubt fein fol, ihm auf anderm Wege, als durch Baffivität und befcheidene 
Remonftrationen entgegenzutreten? Würbe Stahl das Princip der Unzuläffigfeit des Wider: 
ſtandes bis zu den aller Vernunft und Humanität hohnſprechenden Conſequenzen eines Filmer 
zu treiben wagen, würde er behaupten, daß die Unterthanen fortfahren müßten, mit Geduld und 
Ergebenheit einem Herrſcher zu dienen, der Fein Geſetz kennte als feine eigene Laune, ber feine 
Untertbanen in Maſſe abfchlachtete und in bie Sklaverei verkaufte, und der mit diefen Grauſam⸗ 
keiten fortführe, bis Provinzen entvoͤlkert, große Städte ohne Einwohner wären? Haben bie 
deutſchen Fürſten ein ſchweres Unrecht begangen, als fie Ratfer Wenzel vie Treue kündigten, 
oder bie Schweden, als fie Chriſtian IL. nad) dem Stodholmer Blutbade des Throns für verluftig 
erklärten? Niemand leugnet, daß der Widerſtand gegen bie gefegmäßige Obrigfeit nur im 
äußerten Falle erlaubt ift, und daß demjenigen, der zu diefem Mittel greift, auch der Beweis 
eines wirklihen Nothflandes obliegt; gibt man aber einntal zu, daß ver Koͤnigsgewalt gefegliche 
Schranken gezogen werben follen, jo kann man fi auch der Gonfequenz nicht entfchlagen, daß 
er nöthigenfalld auch muß gezwungen werben fünnen, innerhalb derſelben zu verharren. In 
England iſt diefe Grenzlinte feit langem fo genau gezogen, daß fie weder überjehen oder aus 
Unkunde überfhritten werden kann. Sollte in unferer Zeit ein König von England den unfin- 
nigen Verſuch machen, in die parlamentarifchen Befugniffe einzugreifen, wollte er 3. B., wie 
Karl. es that, aud eigener Machtvollkommenheit Abgaben erheben oder von @efegen pispenfiren, 
fo würde allerdings nicht ein bewaffneter Aufftand erfolgen, aus dem einfachen Grunde nämlich, 
weil fein Engländer e8 wagen würde, den Beichlen des Königs in folhem Falle zu gehorchen, 
und feine Hand ſich erheben würde, um ihn bei einer verjudten gewaltfamen Durchführung zu 
unterftügen. Es ift ihm daher nicht blos rechtlich, fondern auch phyſiſch unmöglich, einen der⸗ 
arrigen gejegmwidrigen Willen zur Ausführung zu bringen. Auf dem Eontinent findet bigjegt 
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ein Fürft auch bei beabſichtigten Verfaffungsverlegungen regelmäßig bereite Helfer, und es ift 
erklärlich, daß ein Volk viel erträgt, ehe e8 zu den äußerſten und furchtbaren Mittel greift, Die 
Berfaffung durch offenen Aufſtand zu fügen. Aber e8 wäre eine politifhe Kurzfichtigkeit, es 
fih verhehlen zu wollen, daß auch die befte Verfaſſung Feine Audficht auf Beſtand hat, wenn 
nad Erfhöpfung aller friedlichen und gefegmäßigen Mittel nod in feinem Yalle an die 
phyliihe Gewalt appellirt werben darf. Stahl’8 Lehre von gefeglihen und dauernden Schran: 
fen des Königthumd und von ber Unzuläffigfeit des Widerſtandes find in feiner Weiſe 
vereinbar. 

Was bedeutet ed ferner, daß ver König der Schwerpunkt ver Gewalt fein foll? Ohne Zweifel 
gibt e8 zahlreiche Regierungsgeſchäfte, welche unmöglich in irgend genügenber Weiſe von einer 
großen Verſammlung gut ausgeführt werden können, felbft wenn man in einer ſolchen ein 
ungewöhnliches Maß politifher Bildung und gefchäftlider Erfahrung voraudfegen wollte. 
Einige der wichtigſten Regierungsangelegenheiten erfordern ſchleunige Erledigung, andere, für 
eine Zeit wenigſtens, unverbrüchliches Geheimhalten. Auch in republikaniſchen Staaten iſt ein 
kleiner Ausſchuß von Männern für die eigentliche Reglerung eine unabweisbare Nothwendigkeit. 
In den beſchränkteſten Monarchien hat der König noch weitgreifende Befugniſſe. Wenn aber 
überhaupt von gejeglichen Schranfen des Königthums die Rede ift, fo ift ficherlich die erſte und 
nothwendigſte Befchränfung die, daß Steuern nicht auferlegt werben können ohne Bewilligung 
der Bolfövertretung, und wo dies Princip zur vollen Geltung gelangt und ausnahmslos befolgt 
wird, da liegt auch der Schwerpunft der Gewalt nicht mehr in König, fondern in der Volks— 
vertretung. Was hilft e8 dem König, daß er oberfler Kriegsherr iſt, und daß er die Entſchei⸗ 
dung bat über Krieg und Frieden, wenn er nicht im Stande iſt, einen Monat lang Krieg zu 
führen ohne Bewilligung der Vertreter feines Volks? Wo ift ver Schwerpunft, wenn auch die 
innere Verwaltung fofort in Stocken geräth, fobald die Landesvertretung ihre Zuflimmung zu 
den Regierungdiyften durch Verweigerung ver nöthigen Geldmittel verfagt? Das Steuer: 
bewilligungsrecht ift daher auch ein Dorn im Auge der gefammten legitimiftifhen Partei, ven 
man gern unter dem Vorwande ver Nothwendigkeit zu zeiten befeitigt, wäre ed auch durch einen 
Bruch des Eides auf die Berfaffung. Dieſes Recht, genau beobachtet, hat nicht etwa, tue die Gegner 
fagen, eine parlamentarifche Regierung zur Folge, aber e8 zwingt die koͤnigliche Regierung zur 
Achtung vor dem entſchieden ausgefprochenen Willen ded Volks, ed macht es ihr unmöglich, im 
geraden Widerſpruch mit der Überzeugung der Majorität der Volkövertretung die Verwaltung 
zu führen. Eine wahrhaft conftitutionelle, getreulich innegehaltene Verfaſſung führt allerdings 
mit Nothwenpigfeit dahin, daß die hoͤchſte Gewalt im Staate, die oberfte Eontrole, die endliche 
Entſcheidung in den wichtigſten Angelegenheiten bei ver VolfSvertretung, nicht bei dem König 
fteht, mie Died auch in England feit der Revolution fletö der Fall geweſen tft. 

Wenn Stahl und feine Partei ſtändiſch-ariſtokratiſche Unterlagen für die Kandeövertretung 
fordern, fo ifl Dies einfach eine Frage der hiftorifchen Entwidelung eined Staats und der Zweck⸗ 
mäfigfeit. Eine Ariftofratie hat e8 von jeher gegeben, und eine gewiffe Art von Ariftofratie 
wird bleiben, folange die Menfchen eben Menfchen find. Selbſt unter ven Sklaven des Alter: 
thums machte e8 einen Unterſchied, ob der Sklave im Haufe geboren, und welches feine Ber: 
tihtung war. Die Abftammung von achtbaren ÜÄltern wird zu ieder Zeit ein günftiges 
Borurtheil für die Ehrenhaftigkeit bed Sohns erwecken; die Verſchiedenheit der Intelligenz, 
der Geiſtesbildung, des Befitzes wird fletd dem einen vor bem andern Vorzüge geben; ton 
fih der Glanz der Abſtammung von ruhmreihen Ahnen mit der Macht verbindet, die ſich 
an großen Örundbefig und Reichthum knüpft, da wird auch die höhere-Stellung unter ben 
Mitbürgern nur durch eigene Schuld verloren. Auch ift eine ſolche Ariftofratie Kein übel, 
ſolange der Bevorzugte ſich der mit feiner Stellung verbundenen höhern Pflichten bewußt 
ift. Wie fih in den einzelnen Ländern das Verhältniß der ariftofratifchen Elemente in ver 
Volfsvertretung am zweckmäßigſten ſtellt, hängt völlig von der Entwickelung des Volks und 
feiner Verfaſſung ab. Das Oberhaus in England iſt ein Inftitut, das von jedem Engländer 
als weſentlicher Theil der Verfaffung betrachtet wird, und auf welches auch der geringfte 
Einwohner mit den Gefühl eigener Befriedigung blickt. Würde aber irgendein Berftän- 
Diger es wagen, die Wievereinführung des Adels und ein Herrenhaus für Norwegen in Vor: 
flag zu bringen? Ariftofratifche Unterlagen für bie Landesvertretung mögen in dem einen 
Lande hoͤchſt angemeſſen, in dem andern verderblich ſein, ein allgemeines Princip, wie Stahl es 
aufſtellt, läßt ſich nimmer vertheidigen. Die Erfahrung hat es bereits vollſtändig widerlegt. 
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Niemand wird dem norwegifchen Staate, wo der Abel ſelbſt den äußern Zeichen nach abgefchafft 
ift und die Volfövertretung jeder ſtändiſch-ariſtokratiſchen Unterlage entbehrt, pie Lebendfähigfeit 
abfpreden. Die praftiihe Durchführung der Theorie Stahl's führt entweder zu ber rein con= 
flitutionellen Monarchie mit Aufgebung des Schwerpunfts in der föniglihen Gewalt und mit 
Aufgebung des Princips von der abfoluten Unzuläfiigkeit des Widerſtandes oder zum thatſäch— 
lichen Abſolutismus mit Aufgebung jeder wahrhaft conflitutionellen Verfaflung. 

Dies find die Hauptfractionen derjenigen Partei, welche ſich Heutzutage als bie legitimiſtiſche 
bezeichnet. In ihren Nefultaten geben fie auseinander, ihr gemeinſames Band ift das Feſthalten 
an den, was nad ihrer Meinung hiſtoriſches Recht geworben ift, und Das Princip des Nicht: 
widerftanded. Aus dem erften ergibt jih die Unprodurtivität ber gejanmten Partei oder wenig- 
flend das Widerftreben, diejenigen Veränderungen einzuführen, welde die rieſenhaften Fort⸗ 
fhritte unferer Zeit, bie fleigende Bildung der untern Volksſchichten, ver ſich in immer weitere 
Kreife vertheilenne Wohlſtand, die durch die jegigen Verkehrsmittel und die allen zugute 
kommenden neuen Erfindungen gemeinfam gemorbenen Interejlen nothwendig machen, aus dem 
zweiten die Möglichfeit und Wirklichkeit, daß Die Ausführung auch ber beften VBerfaffung an dem 
Machtſpruche des Fürften feitert. Wenn dennoch diefe Partei eine große Anzahl Anhänger 
zählt, fo liegt Died einedtheild in jener vielen anflebenven Kurt vor gewaltfanen Neuerungen, 
andererjeitd auch in der Stellung und den Sonderintereffen einzelner. Es joll durchaus nicht 
behauptet werden, daß das Intereſſe unbedingt den Ausſchlag gäbe; mo aber eine Parteinahıne 
nothwendig ift, werden Rückſichten auf den eigenen Bortheil oder den des Standes, dem man 
‘angehört, felten ganz ohne Einfluß auf die Entſcheidung bleiben. Nichts ift natürlicher, ald daß 
ein Fürft feine erhabene Stellung liebt und fid in der Ausführung der Plane, die er einmal als 
die beften erfannt Hat, ungern gehemmt ſieht, daß ver grundbejigende Abel unwillig ift, wenn 
die Macht über feine Gutsuntergehörigen, wie fie feine Vorfahren beſaßen, bedroht wird, daß 
der ärmere Abel nicht das einzige verlieren will, was ihm noch eine bevorzugte Stellung ver- 
leiht, daß die Armee, an blinden Gehorſam gewöhnt und früher allein dem Fürſten verpflichtet, 
fürchtet, die Auszeichnung, bie ihr jegt noch gewährt wird, zu verlieren, wenn fie in Wahrheit 
ein Theil des Volks werben follte; die Kirche enpli hat zwar an ſich Feine Vorliebe für irgend⸗ 
eine Verfaffung , wie ji aber die Parteien ver Neuzeit geitaltet haben, erblickt jie die Sicherheit 
und Behaglichkeit ihrer Exiftenz mwahrjcdeinlich auf ver Seite der Anhänger des Koͤnigthums 
von Gotted Onaden. Es ift demnach erflärlih, wenn wir in unferer Zeit als Träger des legi: 
timen Princips in einem Staate namentlich den Fürſten, die Mehrheit des Adels, der Offiziere 
und des Klerus erblicken. 

Menn aber auch die Partei ver Legitimiſten fih um den Thron ſchart, fo darf man fle doch 
nicht mit denen verwechſeln, welche ſehr gewöhnlich als Anhänger ver Negierungspartei bezeichnet 
werben. In jedem Staate wird e8 eine Klaſſe von Menfchen geben, die, in irgendeiner Weile 

von der herrſchenden Gewalt abhängig, blos ihren Vortheil im Auge Haben, deren Beſtreben es 
daher ift, unbefümmert um das Syſtem einer jeweiligen Regierung, mit derſelben in möglihit 
guten Einvernehmen zu bleiben. Auf der andern Seite findet man überall Menfchen, die geneigt 
find, jede Negierungsmaßregel der herbſten Kritik zu unterwerfen, die den Widerftand gegen 
alles, was von ver Regierung audgeht, für eine eines freien Mannes würdige Unabhängigkeit 
halten, und die man deshalb Anhänger der Oppojitionspartei nennt. Beiden Klaflen thut mar 
zu viel Ehre an, wenn man jie mit dem Namen politifher Parteien bezeichnet. Wahrhaft po⸗ 
litifche Parteien, welche ein Prineip verfechten, wird man je nach dem befolgten Negierungs= 
foften auf jeiten der Regierung oder in ver Oppolition erbliden. 
Die Anhänger der Legitimität lieben es, ihre Gegner unter ver Bezeihnung der Parteien 
der Revolution ſich gegenüberzufegen. Died ijt num eine Bezeichnung, die zu vielen Misver- 
ftändniffen Anlaß geben fann. Zwar machten fi die Ibeen, welche die Neuzeit beimegen, wäh⸗ 
rend ter Franzoͤſiſchen Revolution zuerft praktiſch geltend, zwar hatten fie wejentlihen Antheil 
an den verunglüdten Erftlingöverfuchen, eine Iebendfähige Verfaſſung zu Stande zu bringen, 
allein Die Haupturſachen jener Revolution find ganz anderswo zu ſuchen. Wäre Ludwig XV. 
ein weifer Fürſt geweſen, hätte eine Revolution wie diefe nie ausbrechen fönnen, und jelbft 
Ludwig XVI. hätte derfelben durch zeitgemäße Reformen trog des verzweifelten Zuftandes der 
Finanzen vorbeugen können, aber feine Macht der Erde hatte ven Fortſchritt der Zeit aufhalten, 
das Verlangen nad) Aufhebung der Privilegien der bevorrechteten Stände, nad) Gleichheit vor 
«dent Gefege, Breiheit des Gewiſſens, Umgeſtaltung des gerichtlichen Verfahrens u. f. w. zurück⸗ 
drängen können. Die ungeheuere Sündenſchuld der frühern Regierungen rief jenen furdptbaren 





Parteien 323 


Ausbruch hervor, den man fpäter fälſchlich jenen völlig berechtigten Beſtrebungen ſchuld ge: 
geben Hat. Daß jich der wahren Freiheit leicht Die falſche anhängt, daß ſich in Perioden heftiger 
Aufregung eine®eneigtheit zeigt, alled Beſtehende umzuſtürzen, daß es Zeit braucht, bis ſich die 
Begriffe Flären, daß unlautere Motive zahlreich neben edelm Reformationsgeiſt an ven Tag 
treten, daß eine wüthende Menge jich zu entjeglihen Ausfchreitungen hinreißen läßt, dies alles 
liegt in der Iinvollfommenpeit der menſchlichen Natur; es ift nicht entſchuldbar, aber erflärlich, 
und diejenigen jind hauptſächlich dafür anzuflagen, weldhe den Strom ver Zeit ſich beharrlich 
entgegenftemmen. Die Lehre Rouſſeau's, nad) ver das Volk oder vielmehr die Majorität deſſelben 
jeden Augenblid die Höchfte Gewalt ausüben joll, ift ohne Zweifel eine revolutionäre Doctrin, 
fie läßt die Revolution nicht al8 einen Ausnahmefall, ald einen Act per Nothwehr von feiten eines 
gemishandelten Volks erfcheinen, ſondern macht diefelbe permanent, inven fie dem Volk das 
Recht einräumt, eine rechtlich beftehende Ordnung je nad Laune umzuſtoßen; allein es ift ein 
himmelweiter Unterſchied zwifchen der beftändigen und unbebingten Herrfhaft ver Majorität 
und dem politifchen Einfluffe, ven ein Volk in feiner Geſammtheit durch feine erwählten Ver: 
treter und durch das Gewicht ver Öffentlihen Meinung ausübt. 

Die Vertreter einer freifinnigern Richtung werden heutzutage mit verfchiedenen Benen⸗ 
nungen bezeichnet: Demokraten, Radicale, Bonftitutionelle, Liberale, aber mit dieſen Bezeich- 
nungen wird keineswegs immer berfelbe Sinn verbunden. Die Etymologie enticheidet dabei am 
wenigften. Faſſen wir hier die Demokratie in ihrer mweiteften Bebeutung als einen Zuftand des 
Staates, in welhem bad Volk wirklich Theilnahme an der Regierung hat und zu verlangen 
berechtigt ift, jo umfaßt dieſer Begriff nicht blos alle Schattirungen einer freien politifchen 
Anſchauung, ſondern es ſteht auch die gemäßigte Richtung dieſer großen Partei ven befonnenen 
Anhängern der Legitimität keineswegs fern. Die extremen Richtungen laſſen allervingd feine 
Ausgleihung zu, allein e8 wird auch von den von Stahl ſo genannten inflitutionellen Legitimiften 
zugegeben, daß in unjerer Zeit aud) ver Bürger: und Bauernfland einen politifchen Ginfluß zu 
haben beredtigt find. Es handelt fi im Grunde nur un die Ausdehnung und die Art ber 
Geltendmachung. 

Diejenige Partei der Demokraten nun, welche ſich von ber legitimiſtiſchen und ſtreng conſer⸗ 
vativen Anſchauungsweiſe am weiteſten entfernt, bezeichnen wir als die radicale, wie dies nicht 
nur einem ſehr gewöhnlichen Sprachgebrauch, ſondern auch der Etymologie völlig entſprechend 
iſt. Wir verſtehen unter den Radicalen alſo die Partei, welche die Haupturſache alles menſch⸗ 
lichen Elends in den beſtehenden Cinrichtungen erblickt und dieſe, ſoweit es nöthig iſt, mit der 
Wurzel auszurotten ſtrebt, welche alle Menſchen in politiſcher wie in ſocialer Beziehung für 
gleich erklärt, und deren Ideal die abfolute Volksgewalt und die abjolute Gleichheit ift. Keine 
beſtehende Einrichtung, fein Herkommen, kein Gefeg, feine Gonftitution, Fein Recht der Inpivi- 
duen foll gegen ven Volkswillen geltend gemacht werben Fünnen. Aud ver vergangene Wille des 
Volks foll den gegenwärtigen nicht binden, die Ordnung, der Schuß der materiellen Intereflen, 
wenn aud ein fehr wejentliches Motiv für die Beſtimmung dieſes Willens, aber Feine dauernde 
Schranfefür die Volksſouveränetät fein können. Diefe Bartel fann bei einemeigentlich conſtitutio⸗ 
nellen Koͤnigthum nicht ftehen bleiben; wo fie es vermag, ſchafft fie die Monarchie vollends ab, 
denn nur in biefer Berfaffungsform kann bie Maſſe jenen Augenblid jelbftthätig in die Negierung 
eingreifen. Wo fie die Monardie ver Form nad) beflehen laffen muß, nimmt fie dem Herrſcher 
wenigftens alle jene Rechte, welche die conflitutionelle Partei als weſentliche Attribute der Sou⸗ 
veränetät anerkennt, das abfulute Veto, das Net, Krieg zu erklären und Frieden zu fchließen, 
die Macht, die Volkövertretung zu berufen, zu vertagen und aufzuldfen. Ihr Ziel, die abfolute 
Gleichheit aller, verfolgt jie nicht nur durch Abfhaffung aller Vorrechte einzelner oder gewifler 
Stände, fie vernichtet nicht nur alle Spuren ber beſtehenden Ungleichheit bis auf Außerlichkeiten, 
bis zum Wegfall des Adels, der Rangtitel, Ehrenzeihen u. |. w., ſondern ed foll aud wo 
möglich feiner befjer leben, beffer wohnen, beſſer gefleibet fein als der andere, felbft die geiftige 
Bildung fol fo geleitet werben, daß feiner den andern auch hier weit überragt. Als Repräfentant 
der menfchlichen Gattung joll jeber dem andern möglichft gleichgeftellt fein, Feiner vor dem andern 
etwas voraushaben. Auch hinſichtlich des Glaubens foll eine Einheit beſtehen, auch die Religion 
der Dietatur des Volks unterworfen fein. So führt dieſer Radicalismus mit Nothwendigkeit 
zu foctaliftifchen und communiftifchen Tendenzen und zum Aufgeben aller wahren politiſchen 
und religidfen Freiheit des einzelnen. 

Dies zeigte ih ſofort während der Franzoͤſiſchen Revolution. Sobald bielenien, welche von 
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Anbeginn an die Apotheoſe des menſchlichen Geſchlechts, die abſolute Volksſouveränetät gepredigt 
hatten, zur Macht gelangt waren, forderten ſie alsbald ungeheuere Opfer des Eigenthums zum 
Beſten der ärmern Klaffe. Danton wollte, daß die Reichen allein die Koſten des Kriegs gegen 
das Ausland beftreiten follten. Marat verlangte tägliche Speijung des Volks und Herabfegung 
der Taxe für die Lebensmittel, Nobeöpierre Garantie für die Befchäftigung und ben Berbienft 
der Armen. Wenn ed diefen Männern auch weniger daran lag, daß alle ed gut batten, als daß 
feiner es befier hatte ald der andere, und wenn fie glei alle unfähig waren, ihre Lehren 
durch willenfchaftlihe Begründung zu flüßen, fo waren doch bereitö bie Grundlagen bed 
Communismus und ded Socialismus hiermit vollftändig gegeben. Gleichzeitig wurbe bie 
Religion zu einer Staatdanftalt gemacht und nacheinander ber Öffentliche Cultus der Natur, der 
Bernunft, endlich wieder des höchften Wefens becretirt. Bin Grziehungsplan wurde vorgelegt, 
der die Unterſchiede der geiftigen Bildung moͤglichſt verwiſchen und ben Vorzug der Begabung, 
der Gelehrſamkeit und feinen Beredſamkeit, ver fhon die Girondiſten des Ariftofratiömus 
verbäctig gemacht hatte, aufhören machen follte. 

Es verfteht fih hiernach ganz von jelbft, daß der Radicalismus, dieſe äußerſte Form 
der Demokratie, feine zahlreihften Anhänger und feine eigentlihe Stärfe in den unterfien 
Schichten ver Bevölkerung bat. Die Lehre von der natürlichen Gleichheit der Menſchen hat einen 
faft unmiderftehlichen Reiz für den, der bisher auf allen feinen Wegen feine Inferiorität hat 
empfinden müflen, und wirft, verbunden mit der natürlihen Begierde nad Berbeflerung der 
äußern Lage, mit einer Gewalt, die oft zu Thaten des Heroismus, öfter aber noch zu den 
zügellojeften Ausfhweifungen Anlaß gegeben hat. Ebenſo erklärt es ſich, daß in eingeluen über: 
fpannten Oemüthern die Idee der Berberrlihung des Menſchengeſchlechts jih bie zu einem 
Thonungslofen Fanatismus fleigert. Wo aber auch dieſer Fanatismus nicht flattfindet, da führt 
oft ein edles Streben nad) der Verbefferung der Lage der untern Klaſſen zu der Aufftellung von 
Theorien, die mit dem vollften Enthuſiasmus und der lebhafteften Liberzeugung vertheidigt 
werben, deren praftifche Durchführung aber alle Cultur, alle Geſittung und allen Wohlſtand, 
den Jahrhunderte geſchaffen haben, vernichten würden. ' 

Der eigentliche Radicalismus geht zwar nicht fo weit; erfolgert blo8: weil Die Menſchen alle 
gleichen Weſens find, fo müſſen fie auch alle nicht bloß frei, fondern auch alle zur Herrſchaft 
berufen jein. &8 ift aber nur ein Kleiner Schritt bis zu dem Satze: weil fie einerlei Weſens find, 
fo müffen auch die Bedürfniſſe des einen gerade fo befriedigt werben wie die Bebürfnifle des 
andern, fle müflen gleichen Theil haben an ven Genüſſen ver Welt, ven phyſiſchen wie ven gei- 
fligen. Das ift nenn auch die Lehre ver Gommuniften und die Grundlage, auf der fie allefamımt 
ihre Theorien bauen, mögen fie nun, wie Saint-Simon, Aufhebung bed Erbrechts verlangen, um 
das ganze daraus dem Staate zufließende Kapital den tüchtigften Arbeitern zuzuwenden, ober, 
wie Fourier, die Menfchen in gewaltigen Häufern (Bhalanfteren) Eaferniren wollen, damit fie 
dort nad ihrer Pafſſion arbeiten, over, wie Proudhon, den Arbeitern nicht nad) dem Werth 
ihrer Arbeiten, fondern nad ver Arbeitözeit ihren Lohn zu ertbeilen; mögen envli bie 
Socialiften, vor den Gonfequenzen folder Theorien zurückſchrecken, blos die Garantie ber 
Arbeit fordern. 

Der gefanımte Fehler ver radicalen Partei und derjenigen ihrer Anhänger, bie entjchloffen 
bie außerfien Conſequenzen, das Princip der abfofuten Gleichheit der Menfchen verfolgen, ift 
der, daß fie nicht blos die gefchichtliche Entwicelung der Menſchheit, fonvdern aud die ewigen 
Naturgefege aus den Augen fegen. Ed gibt Menfchenrechte, die unveräußerlih find, wie 
Reben, Freiheit, Eigenthum, und jeder Angehörige eines Staats hat ein Recht darauf, daß bie 
Obrigkeit ihn im Genuß diejer Rechte ſchütze; allein es ift Fein natürliches Net, daß jeber 
einzelne felbft obrigfeitlihe Gewalt ausübe. Es ift wünſchenswerth, daß vie allgemeine Auf: 
Härung fich fo weit ausbreite, daß jeder einzelne zum Vollgenuſſe aller bürgerlichen Rechte be: 
fähigt ift, wo aber die gegebenen Verhältniſſe eine folde Befähigung nicht Haben aufkommen 
Laffen, wo ein Theil der Bevoͤlkerung noch in einem Zuſtande der Hoheit verhartt, da iſt e8 auch 
kaum moͤglich, daß eine allgemeine Abflimmung ben Interefien und dem Wohle ver Geſammtheit 
entſprechen kann, und in diefem Falle kann von einem natürlichen Mechte ded einzelnen zur 
Mitwirkung bei Öffentlichen Angelegenheiten nicht die Rede fein. Es gibt ein höheres Recht ala 
der Wille ver Majorität. Wenn auch fämmtliche fflavenhaltende Staaten Nordamerikas ſich zu 
Gunften der Sflaverei ausſprechen, fo bleibt ber Zuftand, mo der Menſch ald Sache behandelt 
wird, doch ein Zuftand der Barbarei und der Widerrechtlichkeit, und wenn alle Tiroler fi ein: 
flimmig für den Orundfag ausfprechen, daß feine Akatholiken in ihrem Rande Grundbeſitz er⸗ 
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werben dürfen, jo ermangelt ein folches Geſetz doch jeder höhern Rechtmäßigkeit. Die weitern 
von den Eommuniften aus den rabicalen Principien gezogenen Conſequenzen ſcheitern ſchon an 
dem Umſtande, daß man alle natürlichen Beweggründe für bie. Arbeit und fomit für die Anz 
ſammlung des Kapitals vernichtet. 

Mit dem Namen ver Liberalen bezeichnet man jegt eine in allen Ländern verbreitete Partei, 
welche die Volföfreiheit in dem Schuge der inbivinuellen Freiheit gegen beſchränkende In- 
ftitutionen von feiten dev Regierung wie gegen vie Gewaltthätigfeit von feiten ver Maffe fucht, 
ſodaß ſich die vein mienfchlihe Exiftenz ungeflört entwideln kann. Der Name als Parteibezeich- 
nung ward zuerft in Spanien gebraudt. Während des Kampfes gegen die Napoleonifche Ge— 
waltherrſchaft fochten Seite an Seite der altcaftilifche Grande und der catalonifche Bauer, ber 
Priefter und der Patriot aus der Schule des Floriva-Blanca und Campomanes. Als aber das 
Land befreit und die Fremdherrſchaft der einheimijchen gewichen war, nannte man biejenigen, 
welde Spanien in die Reihe ber conftitutionelfen Staaten einführen wollten, Liberale. Sie 
fifteten, anfang® jlegreich, die Verfaffung von 1812, die Ferdinand VII. 1814 abfhaffte, 1820 
beſchwor und 1823 wieder in allen Punkten verlegte. Die große Partei, welche diefen Namen 
aboptirt hat, ijt natürlih mannihfaher Schattirungen und Unterabthellungen fähig, allein ihre 
Hauptzwecke einigen fi) immer in dem Streben nach einer geregelten Verfaſſung und nad) ber 
Befeitigung aller Hinderniffe, die der vollen Entwidelung ber geiftigen und materiellen Kräfte 
des einzelnen entgegenftehen. Dieje Partei ignorirt nicht Die Geſchichte, fie achtet das Beſtehende, 
aber jie will, daß es ſich fortbilde ven Benürfniffen der Zeit gemäß. Eine Verfaffung ſoll e8 
dem Herrſcher unmöglich machen, willkürlich in die Nechtöhefugniffe des einzelnen einzugreifen, 
die Gleichheit vor den Geſetze foll vor Bedrückung ſichern, die Unabhängigkeit des Richters bie 
Geſetzlichkeit der rechtlichen Entſcheidungen garantiren, Preßfreiheit der Öffentlichen Meinung 
ungebinderten Ausdruck gewähren, Zoleranz die freie Denkkraft foͤrdern. &8 iſt eine weitere 
Borderung der liberalen Partei und nur eine Kolgerung aus dem Streben nad individueller 
Breibeit, DaB das ‚Heer aufhoͤre zu fein, was e8 in den meiften europätjchen Staaten bi8 auf bie 
neuefle Zeit war, ein Sölonerhaufe, der niemand ald dem Landesherrn verpflichtet ift und 
von biefens auch zur Unterbrüdung einer beſtehenden Rechtsordnung benußgt werden Tann, 
ſondern daß ed nad) dem Sinne der Schöpfer des preußischen Wehrſyſtems aus dem Volk felbft 
herausgebildet werde und ſich als Theil deſſelben fühlt. Aus allen viefen folgt durchaus nicht, 
wie man ber liberalen Bartei wol vorgeworfen hat, eine Entglieverung der Gefellichaft, durchaus 
feine Zerflörung des flaatlihen Organismus, im Gegentheil wirb der Liheraligmus an dem 
beftehenvden Bau der Staatdeinrichtungen quch in Zeitperioden großer politifcher Gärung 
niemals flärfer rütteln, ald ed die Nothwendigkeit mit fi bringt. Derjelbe würde es für un— 
gereimt halten, einem Staat wie England, deifen Inftitutionen mit ber Erbmonarchie und dem 
erblichen Adel fo völlig verwachſen find, eine republikaniſche Verfaffung, oder der Schweiz einen 
Monarden aufprängen zu wollen. Wie die Forderung der Anerkennung allgemein menſchlicher 
Intereffen den Sonderintereffen gegenüber im einzelnen Staat zur Ausführung komme, das 
muß von der Entwickelung veffelben, von den gegebenen Verhältniffen abhängen; daß viefelbe 
au in Europa und auch nach einer vorausgegangenen unumfchränften Herrfhaft zur vollen 
Geltung gelangen kann, das zeigt wieder das Beifpiel Norwegens, wo die Kraft des Volks, bie 
Entlegenheit des Landes und ein befonders günſtiges Geſchick alle gewährt Hat, was vie liberale 
Partei im mefentlichen als Aufgabe Hinftellt. 

An der Möglichkeit, die Korderungen zu erfüllen, welche viefe Partei jegt als völlig bered= * 
tigt und faft als fich von felbft verſtehend anſieht, dachte man weder im Altertfum, noch felbft im 
Mittelalter, es fehlte eben diejenige Rlaffe in der menſchlichen Gefellichaft, welche naturgemäß 
diefelben vertritt. Es ift ein nicht von Menſchen gegebened Beleg, daB Beſitz und Bildung 
Macht verleihen und in befonderer Weife zur Theilnahme an der Herrfchaft berufen find. In 
den antiken Staaten waren dieſe durch Die Freien vertreten, welche das Volk allein ausmachten, 
welche bei allem Wechfel ver Verfaffung ven weſentlichen Einfluß in Stantsleben beftändig be- 
hielten. Wenn man die freie Berfaffung Athens und Roms in ven beften Zeiten beneidet, fo 
darf man nicht vergeffen, daß auch der ärmſte Bürger ver großen Überzahl von Rechtloſen gegen= 
über immer in hohem Brave ein Bevorrechteter und ein Ariftofrat war. Man kann die Kopfzahl 
der Bewohner Attifas in der blühendſten Periode zu etwa 500000 anlagen, darunter aber 
mindeſtens 350= oder 360000 Sklaven reinen. Im Mittelalter waren Beig und Bildung in 
den Händen der Geiftlihfeit und des Adels, und ed war die natürliche Folge, daß dieſe den 
politiſchen Einfluß beſaßen. Wie unwiſſend der waffengeübte Ritter und der üppige Prälat 
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auch ſein mochten, ſie ſtanden an Einſicht in den meiſten Fällen hoch über dem Bauer, der ihnen 
fronte. Der Übergang in die abſolute Staatsform hatte wenigſtens eine gewiſſe Nivellirung 
zur Folge, er machte dem Einen gegenüber die Staatsbürger gleich und war inſofern unbedingt 
ein Fortſchritt, als es im Intereſſe des Fürſten lag, die Macht des Adels durch Hebung des 
Bürgerſtandes zu brechen. Es hob ſich allmählich aus dem Volke eine durch Fleiß und Betrieb: 
famfeit audgezeichnete Klaffe, die namentlid in den Städten erwuchs und ſich durch Beſitz und 
Geiftesbildung dem Adel vollfonmen an die Seite ftellte oder ihn überragte. Der politifche 
Einfluß, zu dem diefer Stand gelangte, gründet ſich nicht etwa auf eine politifhe Sonderung 
der Stände, fondern auf einem Naturgefeg. Der Mittelftand hat nichts Exelufives, es läßt fid 
durchaus feine ſcharfe Grenze zwifchen ihm und der großen Maffe des Volké ziehen, der Sohn 
des ärmſten Fabrikarbeiters mag fich durch Fleiß Kenntniffe, durch Thätigkeit und Sparfamteit 
Bermögen erwerben. Nichts liegt mehr im wohlverftandenen Intereſſe des Mittelftannes, als 
daß jih Aufklärung und Wohlftand unter allen Schichten des Volks verbreite, und daß endlich 
jeder befähigt werde zum Vollgenuß aller politifhen Rechte. Dies ift die Klaſſe ver bürgerlichen 
Geſellſchaft, welche Heutzutage der natürliche Träger ver ®rundfäge ver Tiberalen Partei ift, was 
begreiflich nicht audfchließt, daß auch eine beveutenve Zahl des Adels, die Bedürfniſſe unferer Zeit 
erkennend, dieſelbe Richtung verfolgt. 

Die liberale Partei jieht nicht, wie die Tegitimiftifche, in der monardifchen Negierungdfornt 
eine vorzugsweiſe berechtigte und Gott wohlgefällige Einrichtung, fle führt ebenfo wenig, wie 
die radicale, confequenterweife zur Nepublif, ihre Korderungen mögen in ber leßtern, wo fie 
fi) herangebildet hat, vollkommen erfüllt werben, fönnen e8 aber nicht weniger unter einem per- 
fönlid unverantwortlichen Oberhaupt. In dieſem Balle verlangt fie nur eine Verfaffung, melde 
die Rechte des Volks feftftellt. Hat eine ſolche fich Hiftorifch derart entwickelt, daß die abfulute Ge⸗ 
walt des Herrſchers zu feiner Periode von ver Bevölkerung als zu Recht beftehend anerkannt wurde, 
wie dies in England der Fall geweſen ift, fo ift Died nicht weniger für bie Sicherheit ded Throns 
als fir die Freiheit des Volks zum Heil. In Staaten, bie weniger begünftigt gemefen find, un 
in denen der Abſolutismus factiſch oder rehtli zur volllommenen Durchbildung gekommen ift, 
verlangt ieliberale Partei eine Conſtitution, melde Die Befugniffe des Herrfcherd und die Nechte des 
Bolfd genau feftftellt. In ven meiften Ländern Europas fällt demnad die liberale Partei mit 
ber Partei zufammen, welche man ald die conftitutionelle zu bezeichnen pflegt. Allerdings beftebt 
fein nothwendiger Zufanımenhang zwifchen beiden. Die liberale Bartei iſt nicht abfolut mon⸗ 
archiſch gefinnt. Sie wird fi hüten, eine Monardie ber den Haufen zu werfen, wo fie inner: 
Halb verfelben ihre Forderungen zur Geltung gelangt erblidt; wo aber In einer republifanifchen 
Staatäform Freiheit des einzelnen fi) mit dev Ordnung und der organischen Entwidelung ver: 
trägt, wird fie feinen Einwand gegen biefelbe haben. Schleöwig-Holftein, wo der Mittelftand 
fräftiger, das Proletariat minder zahlreich ift al8 in irgendeinem andern Staate Deutſchlands, 
bat drei Jahre hindurch factiſch ald Republik beftanden, ohne daß ſich eine Spur von anarchiſcher 
Unordnung zeigte. Doc hat fein europäiſcher Staat in der Neuzeit die Probe des Übergangs 
von der monardhifchen zu ver republifanifchen Staatsform auf die Dauer beftanden; es ift daher 
begreiflih, wenn die Mehrzahl ver Liberalen für die Erhaltung des Königthums kämpfen und 
nur auf die Befchränfung vefjelben durch eine Conſtitution dringt. 

Gegen eine ſolche Conſtitution richten ji gegenwärtig die heftigften Angriffe ver Anhänger 
des alten Regierungsſyſtems. Zwei Grundſätze find in der beſchränkten Monarchie fo alt als 

viefe Staatöform felbft, nämlich dad Steuerbewilligungsrecht und bie Verantwortlichkeit der 
Räthe des Herrſchers für die Handlungen der Regierung. Erfteres aber hat in der neuern Zeit 
dadurch eine befondere Korm angenomnten, daß der Volfövertretung alljährlich ein Budget über 
die Finanzlage und die vorausfidtlichen Ausgaben für das folgenne Jahr vorgelegt wird. Die 
Berweigerung ber Genehmigung der zu dieſem Behufe zu erhebenven Steuern verfegt die Re- 
gierung in die Nothwendigkeit, entweder durch Veränderung ihrer Politik die Zuftinnmung der 
Majorität zu erlangen ober durch einfeitige Erhebung von Abgaben die Berfaflung zu verlegen. 
Es gibt nichts, was die Vertheidiger der Vollgewalt des Herrfchers mehr haſſen ald den Drud, 
der hierdurch auf die Negierung geübt wird. Es fcheint ihnen unmwürbig, daß ein König fol 
gezwungen werben können, feine Regierungspolitif ven Wünfchen feiner Unterthanen gemäß zu 
verändern. Dennoch bat nie eine dauernde Befchränfung der Fürftengewalt beftanden, wenn 
nit eine gewiffe Klaffe von Unterthanen dad Recht der Zuftinnmung zur Auflage von Abgaben 
hatte. Daß Die vertrauten Räthe des Königs wegen Handlungen, die von ihn gebilligt worden 
find, in Anklagezuſtand verfegt werden können, iſt der zweite Punkt, ver von feiten der Legitimiften 
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mit Heftigkeit angegriffen wird, und doch leuchtet ein, daß Fein Zügel nothwendiger ift, um bie 
Minifter zu verhindern, zu willfährigen Dienern auch der übeln Leivenfchaften der Fürften her- 
abzuiinfen, ala das Bemwußtfein ver Verantwortlichkeit für jede Berfaffungdverlegung. 

Kaum braucht bemerft zu werben, daß gegen alle übrigen unterjcheidenden Forderungen ver 
liberalen Partei von legitimiftiicher Seite Einwände erhoben werden, gegen die Abſchaffung der 
Cenſur und Stellung der Preßvergeben unter dad Schwurgericht, damit nicht die öffentliche 
Meinung zu einer Macht werde, gegen die Xehrfreiheit, Damit Die Jugend nicht angeftecft werde 
von Lehren, die mit Denen der Regierung in Wiverfpruch ſtehen, gegen die vollfonımene Toleranz, 
damit die Regierung nicht die Macht einbüße, die ihr aud einer Verbindung mit einer von ihr 
abhängigen Staatöfirche erwächft, vor allem aber gegen jede wirklich nationale Armee, die in 
Berfuhung kommen fünnte, einen eigenen Willen zu Haben und pas Geſetz und die Verfaſſung 
ebenfo Hoch zu halten ald ven Befehl des Kriegsherrn. 

Aber felbft die Gegner des liberalen Princips, die in der Beſchränkung des Königthums 
durch gewählte und mit dem Steuerbemilligungdrecht audgerüftete Volfövertreter, in der Toleranz 
und in der freien Goncurrenz ein Übel erblicken, Eönnen ihr Auge kaum den Fortſchritten ver: 
fliegen, welche dieſe Partei in der Entwickelung der Menfchheit hervorgebracht hat. Sie werben 
kaum zu leugnen wagen, daß in der Anerkennung unveräußerliherMenfchenrechte die bewegende 
Triebfever liegt, welcher wir die Humanität der neuern Zeit, die Abihaffung der Tortur und der 
graufamen Strafen, der Leibeigenfchaft und ver Frondienſte, die Würdigung des Menſchen ald 
ſolchen, die freie Entfaltung ver Kräfte des einzelnen, welcher die fegendreihen Erfindungen ber 
Neuzeit wefentlich zuzufchreiben find, verdanken. In ihrem Streben, Sonderintereffen gegen bie 
allgemeinen Intereffen aufrecht zu erhalten, überſehen die heutigen Anhänger ver Legitimität zu 
häufig den weſentlichſten Borzug verliberalen Partei, daß dieſe nämlich die einzige iſt, welche wahr⸗ 
haft productiv iſt, welche Ordnung und Freiheit, die Rückſicht auf das Beſtehende mit der Neu: 
bildung ven Bedürfniſſen einer fortſchreitenden Zeit verbindet. Wenn die Anhänger von Infli: 
tutionen, bie ſich längft überlebt haben, fich noch an den morfchen Stügen befjelben anklammern, 
um beim erften heftigen Anprall von außen unter den Trümmern des Daches, das ihren Vor- 
fahren Schuß und Sicherheit gewähren konnte, begraben zu werben, wenn eitle Projectmacher 
das Beitehende ver Erde gleichmachen möchten, um ein Luftgebilde aufzuführen, das über Nacht 
in ſich ſelbſt zuſammenfällt, ftrebt die liberale Partei die Interefien des Einzelnen mit den 
Snterefien der Geſammtheit zu vereinen, die Forderungen der Neuzeit mit der Berechtigung des 
Beſtehenden auszufühnen und ein Staatsgebäude zu errichten, weldhes durch die Befligfeit der 
Grundlagen Dauer verfpricht, durch den Neubau den Anſprüchen dev Gegenwart Hulbigt. 

Die Parteien, wie ſie hier vargeftellt find, eriftiren In allen Ländern, ihre Wünfche außern 
fich jedoch auf verfchievene Weife. In Rußland kann fi dad erwachende politiiche Leben durch 
Wünſche nad) der Thellnahme an Negierungsgefchäften nicht ausſprechen, zeigt fih aber um fo 
Iauter durch die Lebhaftigkeit, mit der die focialen Fragen beſprochen werben. Bür Polen und 
Ungarn handelt es fi zunächſt um Anerkennung ihrer politifhen Eriftenz, in der Schweiz 
befindet fid} die confervatine und die liberale Partei in einer fortwährenden unblutigen und im 
ganzen fiher wohlthätigen Reibung, die Staaten am Mittelmeer haben zunächſt die Aufgabe 
zu löjen, einen wirklihen Mittelftand zu errichten, über Frankreich lagert jegt die Grabesruhe 
des Despotismus, während die Parteien nur auf die Gelegenheit warten, fi miteinander zu 
meſſen. England ift allerdings vor einer Revolution gefihert, doch mögen die feit 1838 wie⸗ 
derholt in den Ehartiften aufgetretenen Arbeiterbewegungen im Laufe ber Zeit zu einigen Mo— 
dificativnen der Verfaſſung führen. 

Am deutlihften und ausgeprägteften ſcheiden ſich Die geſchilderten Parteien in dem viel 
herrigen Deutfchland. Die Forderungen ver liberalen Partei werden von dem Nationalverein 
in der beflimmteften Weiſe hingeſtellt; wie wenig die Gegenpartei, welche der Einigung Deutſch⸗ 
Iands wiberftrebt, im Volk felbft Anklang findet, zeigt der geringe Erfolg ber Reformpartei. 
Doch ift nicht zu verfennen, daß, infomeit die Ehre Deutſchlands nad) außen hin in Betracht 
kommt, fi im ganzen Einmüthigfeit zeigt, wenngleich bie Sonderinterefien der einzelnen 
Staaten, und namentlich das Verhältniß der beiden deutſchen Großmächte zu ben Fleinern 
Staaten unangenehme Reibungen herbeiführen mag, wie noch ber jüngfte fiegreiche Kampf 
gegen Dänemark genügend beftätigt hat. 

Literatur. Friedrich Rohmer, „Lehre von den politifhen Parteien, durch Theodor 
Rohmer“ (Züri) 1844); Stahl, „Die gegenwärtigen Parteien in Staat und Kirche derlin 
1863). 
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Pasquill. Im allgemeinen bezeihnet man mit dem Namen Pasquill eine Art ſchwerer 
ivealer Injurien, diejenigen nämlich, welche durch bleibende Zeichen, beſonders durch gefchrie= 
bene oder gepruckte Auffäge, erklärt und abſichtlich veröffentlicht werden. Darin, daß dad Er- 
flärte oder Dargeftellte eine Injurie enthalten muß, liegt alfo die weſentliche Vorausſetzung, 
welche das Basquill von der erlaubten freimütbigen Darftellung und Beurtheilung der Hand: 
lungen und Fehler anderer, zumal von der Satire, unterſcheidet. Und durch bad Erforbernip 
der abfichtlichen Verbreitung wird es von der einfahen und ſchriftlichen Injurie unterſchieden, 
die z. B. dann vorliegt, wenn ein Schmähbrief nur dem Beleidigten zugefendet wurde und biefer 
ſelbſt ihn veröffentlicht hat. Die Benennung Pasquill fommt in den ältern Gefegen nicht vor; 
fie findet jich nicht im Nömifchen Rechte, auch noch nicht in der Peinlihen Gerichtsordnung und 
ebenfo wenig in den Schriften der ältern Rechtsgelehrten. Aber in ver Reichspolizeiordnung 
von 1518, Art. 34, und von 1577, Tit. 35, $. 2, ift Ihon von Pasquillen die Rede; allmahlich 
fam dieſer Name bei ven Nechtögelehrten in Gebrauch, und jegt begegnet man ihm aud in Der 
Geſetzgebung. Das Wort ift aus der Volksſprache entſtanden. Es ſoll dem Namen eines wigi- 
gen Schuhmachers in Nom, der Basquino hieß, nachgebildet worben fein, Diefer pflegte mit 
eigenthünlicher Laune und beißenden populären Witze die Lafter und Behler ver Geiſtlichen 
feiner Zeit zu geifeln, was ihn, glei den Hofnarren, ungeftraft nachgeſehen wurde. Nach 
jeinen Tode wurbe eine in der Nähe feiner Bude aufgefundene und Sffentlich aufgeftellte Bild⸗ 
jäule zur heimlichen Anheftung von fatirtfchen Ausfüllen und Schmähſchriften nad der Weiſe 
Pasquino's benugt; jo erhielt dieſe gefürchtete Säule jelbft den Namen Pasquino, und hiervon 
mögen bie angehefteten Schmähfchriften (famosi libelli) allmählich Pasquin'iche Libelle (pas- 
quinei libelli) genannt worden fein, woraus das Wort „Pasquilliſch“ zur Bezeihnung einer 
befondern Art des „Schmählichen“ entflanden iſt. 

Es leuchtet ein, daß Ehrenkränfungen, welde in bleibenden Zeichen ausgedruckt und zugleich 
im PBublifum verbreitet werden, eine ausgedehntere Wirkung zum Nachtheil des Beleidigten 
haben und fon darum auf einer höhern Stufe der Strafbarfeit ſtehen; daß dieſe aber noch 
gefteigert wird, wenn dem Geſchmähten verbrecherifche Handlungen vorgemorien werden, nenn 
jolde Beihuldigungen unmwahr find, wenn der Schmähende ſich in dad Dunkel der Ungenannt- 
heit birgt und damit, dem Beleidigten die Möglichkeit entzieht, auf gerichtlichen Wege bie Ent- 
büllung der Berleumbung und Wiederherftellung feiner Ehre zu fuchen. Die Geſetzgebung ift 
dadurch aufgeforbert, diefe gefährlihere Art der Injurien durch firengere Beftrafung auszu- 
zeihnen und fo eined der höchſten Güter ded Bürgers, die Ehre, gegen boshafte Angriffe fräf- 
tigft zu firmen. j | 

Diefen ftrengern Strafſchutz gab insbeſondere das Nömifhe Recht. Schon die Zwölf Tafeln 
drohten nach Eicero’8 Zeugniß den Läfterfchriften eine KRapitalftrafe. Die fpätern Geſetze zeich- 
neten als beſonders ftrafbar aus: Gedichte, Infchriften, Lieder, überhaupt ſchriftliche Auffäge, 
deren Zweck war, jemanden Öffentlich als einen Laſterhaften und Verbrecher varzuftellen und um 
feine Ehre zu bringen (carmina famosa, epigrammata, psalteria, libri ad infamiam alicujus 
pertinentes, libelli famosi). &8 mar darauf, neben ver Strafe der Körperzühtigung oder des 
Exils, die Infantie und der Verluft ver Fähigkeit zur Teftamentderrihtung und zum Zeugniß- 
ablegen geſetzt (1.5, $.9, 10, 1.6, J. ult. D. de inj. XLVII, 10. — 1.1, D. de his qui not. 
IN, 2). Unter den Kaifern ging hinſichtlich des famosus libellus die Gejeggebung noch weiter, 
woran wol in diefer deöpotifchen Zeit vie Abficht, die Öffentliche Bekanntmachung der Lafter und 
Verbrechen ber Gewalthaber und ihrer Genoffen zu unterprüden, großen Antheil gehakt haben 
mag. Den lirhebern ber Schmähſchriften, ja felbft pen Kindern, welche jie nicht geheimbielten, 
wurde Die Tobeöftrafe gedroht; jedoch nur dann, wenn der Verfaffer, ohne ih zu nennen, dem 
Geſchmähten wirkliche Verbrechen zur Laft legte. Der Übertreter fonnte diefer Strafe ſich jedoch 
entziehen, wenn ev jelbit als öffentlicher Ankläger freiwillig auftrat und die aufgeftellten Be: 
[huldigungen genügend bewies. Dieſe Beflimmungen finden jih aud in dem Juſtinian'ſchen 
@oder — in der cst. unica C. de famosis libellis IX, 36, — in den Hauptzügen wiederholt. 
Die Carolina Hielt jih zwar im ganzen an die römijchen Gefege, jevoch mit mehr Milde. Der 
Art. 110 bedroht den Urheber ſowie ven Verbreiter einer Schmähſchrift mit ver Strafe, die auf 
dad vorgemworfene Verbrechen zu erkennen gewefen wäre, jedoch nur dann, wenn ber Berfafler 
fih gar nicht oder nicht mit feinem rechten Namen genannt hatte, und wenn die Anſchuldigung 
Handlungen betrifft, die, wenn fie wahr wären, dem Geſchmähten eine peinlihe Strafe zu- 
ziehen würben. Der immer zuläfjige Beweis der Wahrheit ſoll nur.bewirken, daß die Strafe 
nur nach richterlichem Ermeſſen zu beſtimmen fei. Von der Strafe des Berluftes der Teftaments- 
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und Zeugenfähigkeit iſt Feine Rede mehr. Aber die durch den Geiſt ver Zeit und den Fortſchritt 
der Wiffenfchaft geleitete Praxis verließ allmählich auch die Strafe ver Wiedervergeltung als 
eine den natürlichen Nechtögefühle nicht entſprechende Härte und fegte an deren Stelle zeitliche 
Freiheitsſtrafen von fürzerer oder längerer Dauer. Wegen der Theilnehmer wendet man bie 
allgemeinen Grundfäge an und beftraft ven zufälligen Binder, der weiter verbreitet, nur ald Be⸗ 
günftiger. Die pasquillifhen Werfe werden in Beſchlag genommen und vernichtet. 

Bei diefen Gange ver Geſetzgebung haben ſich in der Wiſſenſchaft über Die Frage, was als 
Pasquill anzufehen fei, verfhienene Anfihten gebildet. Mehrere Rechtslehrer haben ven Be- 
griff des Pasquills fehr beſchränkt, indem fle dazu die Boraudfegungen forverten, welche der 
Art. 110 der Carolina für die Shmähfchriften begehrt, folglich den Namen Pasquill nur für 
eine andere gleichgeltende Benennung betrachtet. Andere unterjcheiden zwifchen dem Pasquill 
im weitern Sinne und dem Basquill im engern Sinne. Für erfteres gilt der oben aufgeftellte 
Begriff, und es fällt darunter au die Schmähfchrift, ver libellus famosus, als die flrafbarfte 
Art. Unter dem Pasquill im engern Sinne verftehen fie aber jede andere durch bleibende 
Zeichen (alfo auch durch Zeichnung, Malerei, Bildwerk, Schnigwerf u. |. w.) erklärte und in 
dem Publikum verbreitete Injurie, wobei ji die beſondern Erforberniffe der Schmähjchrift 
nit finden. Letztere ift die in gemeinen deutſchen Strafrehte gangbarſte Auffaſſung. 

Die neuern Gefegbüder unterſcheiden meiſtentheils die Pasquille nicht namentlich von ven 
andern Arten der Injurien und Verleumdungen, nur daß die Öffentlichkeit und die Verbreitung 
auch hier das Pasquill als eine ſchwerere Korn derfelben erfcheinen läßt. So insbeſondere das 
öfterreihifche und das preußiiche Geſetzbuch, leßtered dem Code penal fih anfhließend. Nur 
einzelne, wie 3. B. das ſächſiſche Strafgefegbuch, nennen bie Pasquille befonders und verflehen 
darunter folde Beleidigungen oder Berleumdungen, welche ohne Namen oder unter falihem 
Namen durd Schrift verbreitet werben. H. S. 

Paßweſen. Die Vorſchriften über das Paßweſen und der Zweck der Päſſe fallen in das 
Gebiet der Sicherheitspolizei. Sie gehören zu den polizeilichen Präventivmaßregeln zur Erhal⸗ 
tung der Sicherheit und Abwendung von Gefahren, theild im Interefle der einzelnen Perſon, 
welche einen Paß verlangt oder je nach ven Paßgefegen nehmen muß, theils der bürgerlichen Ge⸗ 
jellfchaft überhaupt, theild aber des Staats. Bereits das im frühen Mittelalter gegen das 
Raubritter- und Fehdeſyſtem im Intereſſe der Zolleinkünfte und Marktrechte vom Oberhaupt 
des Reichs gehanphabte oder an einzelne geiftliche und weltliche Fürſten, auch an Stäbte, ver- 
liehene Geleitsrecht führte bie Ertheilung von Geleitöbriefen (oft gegen Bezahlung) zum Schuße 
der das Gebiet der Geleitsherren betretenden Perfonen, als eine Folge des Rechts und der Pflicht 
zur Sorge für dein Landfrieden ınit fih. Nach der jogenannten Goldenen Bulle von 1356 ge: 
noflen die zur Wahl des deutſchen Kaiferd ziehenden Wahlherren und Botfchafter des Faiferlihen 
Geleits bei Strafe der hoͤchſten Acht: mußten fogar auf Verlangen von allen Ständen, deren 
Gebiet jie berührten, mit gewaffneter Hand geleitet werben. Auch die Juden genoffen des kaiſer⸗ 
lihen Schutzrechts, und bei ihren Reiſen des Eniferlichen Geleits. Noch gegenwärtig können 
einzelne Perſonen auch da, wo die Pappflicht nicht mehr als eine allgemeine obligatorische be= 
fteht, in ihrem eigenen Intereffe zur Ausweiſung und Legitimation über ihre Berfon und ihre 
Reiſezwecke Päſſe und Legitimationsurkunden ſich audftellen laflen. Ahnliche Motive walten nach 
Aufhebung der Jagdrechte bei der Ausfertigung von Jagdſcheinen ob, welche die Eigenthüs 
mer der Jagbreviere oder deren Pächter bei Ausübung der Jagd ſtets bei fi führen und auf Er- 
fordern der Polizeibeamten vorzeigen follen; veögleichen bei ven Atteften für die vie Viehmärkte 
beſuchenden Viehverfäufer, welche ſich durch ortöpolizeiliche Befcheinigungen, fei e8 zur Bor 
beugung von Viehdiebſtahl oder von Viehanftedung, reſp. über ven Beiig und die Geſundheit 
der zum Markt gebrachten Viehſtücke auszuweiſen haben, ſodann bei ven Leichenpäſſen, welche 
in allen Fällen, in welchen eine Leiche von einem Gerichtsbezirk durch einen andern geführt wer⸗ 
den ſoll, bei den Regierungen als Landespolizeibehörden nachgefucht werden müflen, wibri: 
genfalls die Polizeiobrigfeit jedes Ortes, wofern ein folder Leihenpap nicht vorgezeigt wer- 
den kann, zu verlangen befugt ift, daß der Sarg geöffnet und die Beſichtigung ber Leiche vor- 
genommen werde. j 

In andern Fällen hat dagegen das Paßweſen mit der Verpflichtung, fi) einen Paß ober eine 
Legitimationdfarte, fei e8 bei der Orts⸗, der Kreis⸗ oder Landespolizeibehoͤrde ausftellen zu laſſen, 
vorzugsweiſe den Zweck, die bürgerliche Gefellfihaft und das Publikum vor ven möglichen Gefah⸗ 
ren zu ſchützen, welche ihm von folden Individuen oder Berufs: und Volksklaſſen drohen können, 
welche die Paßedicte für paßpflichtig erklären, reſp. bei denen fie voraudfegen, daß ihr Umherziehen 
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der gemeinen Sicherheit ſchädlich werden koͤnne. Es ſpielt hierbei der im Polizeiſtaate zur Be- 
ſchränkung der perfönlichen und bürgerlicjen Freiheit fo vielfach gemisbrauchte Begriff derlinbe- 
fholtenheit, melde vie Behörde zu prüfen und durch Ertheilung des Pafjes zu beglaubigen habe, 
feine Rolle. Wenn im Strafredht und vor Gericht ber Grundſatz Geltung hat: „daß jedermann fo 
lange für redlich und unbeſcholten gehalten wird, al& ihm nicht das Gegentheil nachgewieſen iſt“, 
fo liegt dagegen bei ver Paßpolizei mehr oder weniger bie umgelehrte Vorausfegung zu Grunde. 
Unter diefen Geſichtspunkt füllt die Beſtimmung mander Paßedicte, daß namentlich Handwerks⸗ 
geſellen ſelbſt zu Reiſen innerhalb des Landes paßpflichtig find und daher, was den Päſſen gleich- 
ſteht, Wanderbücher mit einer genauen Perſonbeſchreibung, ihrem Signalement, bei ſich führen 
und in jedem Nachtquartier vorzeigen müſſen; ebenſo die Juden, die nicht ſtaatsbürgerliche 
Rechte haben, auch wol diejenigen Perſonen, welche mit ver ordinären Poft reifen. Einen an— 
dern Sinn hat eine ſolche Beſtimmung bei beſtraften Verbrechern, welche unter Polizeiaufficht 
ſtehen. Desgleichen bei denjenigen, welche Hauſirhandel, überhaupt Gewerbe im Umherziehen 
treiben, die ihren Gewerbeſchein mit vollſtändigem Signalement des Inhabers zu ihrer Legiti— 
mation ebenfalls bei fih zu führen haben. Legitimationd- und Gewerbefcheine viefer Art follen 
denjenigen Perfonen nicht ertheilt werben, bie unter Bolizeiaufficht ftehen oder bereits wegen 
Verbrechen oder Vergehen gegen das Eigenthum oder die Sittlichfeit beftraft find. Ahnliches 
gilt von ven Erlaubnipfheinen ver Schaufpielunternehmer, denen die Ertheilung des Legitima= 
tiond= und Gewerbefcheind für ven Fall ver Beforgniß des Misbrauchs ihres Gemerbebetriebs 
zur Verletzung ber Öffentlichen DOrbnung ober Sittlichkeit verfagt, vefp. dieſe Erlaubniß bei der⸗ 
gleihen Misbrauch entzogen werben foll. 

Abgeſehen von den vorſtehend erwähnten beionvern Fällen und Arten ver Paßpflicht, wohei 
zum Theil andere Motive obwalten, ift und wirb das Paßweſen aus weit allgemeinern Gefichts- 
punften, welche dem Wefen des Polizeiftaats angehören, und überwiegend fogar aus politifhen 
aufgefaßt. Daher war dad Paßweſen aud in demjenigen Stante am audgebilvetften, deſſen 
Polizeiregime für die europäischen Gontinentalftaaten zur Zeit des Abfolutismus als mufter: 
gültig betrachtet werden konnte, in Frankreich. Bon daher iſt es denn auch in feiner modernen 
Beftalt und Tendenz, beſonders ald vermeintlihes Schugmittel gegen politifch gefährliche Köpfe 
oder gegen die Importation neuer politifcher Ideen, feinerzeit in Deutfhland eingeführt, wo 
es noch bis auf den heutigen Tag hier und dort im Flor if. Über pas Paßgeſetz ift einzufehen: 
von Kamptz, „Paßgeſetze der europäifchen Staaten’ (Berlin 1817); Reiswig und Hoffmann, 
„Repertorium der europäifchen Paßpolizeigeſetze“ (Berlin 1821), Bd. I und II; Richter, „Sy: 
ftematifche Darftelung der im Königreih Sachen in Bezug auf Neifelegitimation beſtehenden 
Vorſchriften“ (1837); R. von Mohl, „Die Polizeiwiflenfhaft und Syſtem der Präventiv- 
juftig oder Rechtspolizei“ (1845), II, 104 fg. 

Eine ſpeciellere Hiftoriiche Darftellung knüpfen wir an die preußische Paßgeſetzgebung an. 
In Preußen wurde dad Paßweſen, zufolge des Allgemeinen Paßreglements von 20. Mai 1813, 
beim Beginn ver Freiheitskriege, damals hauptſächlich ald ein Siherungsmittel gegen feind: 
lihe Spionage angewendet, von der foeben erft mit dem Auszug der Franzoſen dad Land befreit 
worden mar. Wie ed in der Einleitung jenes Ediets heißt, wurde daffelbe „in Veranlaſſung 
der zur Behauptung der Selbfländigkeit der Krone und des Volks herbeigeführten Ereignifle 
und in befonderer Berückſichtigung derſelben“ erlaffen. Daher ftand an ber Spige dieſes Re- 
glements die Beftimmung, daß der Eintritt aus dem Auslande in die preußifchen Staaten 
einem jeden ohne Unterſchied des Standes, Alters, Geſchlechts und Glaubens, auch ohne Unter⸗ 
ſchied, ob er zu Waſſer oder zu Lande oder mit der ordentlichen Poft oder fonft zu Wagen, zu 
Pferde oder zu Fuß ankomme, ob er in den preußifchen Staaten verbleiben ober viefelben nur 
durchreifen wolle, nicht anders als auf einen Paß geftattet werben foll, der je nad) der Ver: 
fhiedenheit von Perfonen und Zwecken von böhern ober niedern Behörben auszuftellen ift. 
Mit Ausnahme ausmärtiger im freundſchaftlichen Verhältniß flehender Fürften, ver aus den 
Auslande zurüdfehrenden Unterthanen, von Armeecorps und accreditirten Geſandten, inglei: 
Gen derjenigen, welche zur Berfolgung von Verbrechern abgefandt und mit gehörig qualificirten 
Dorumenten competenter Behörven verfeben find, follten alle übrigen Berfonen nur auf einen 
einheimiichen Paß in den Staat eingelaffen werden. Vor Ertheilung des Paſſes an paßpflich⸗ 
tige Individuen haben fich dieſe bei ver Polizeibehörde Durch Notorietät oder glaubhafte Legiti- 
mation al8 unbejcholtene und, unter den damaligen Verhältnifien des Staats, unvervächtige 
Perſonen zu legitimiren. Alle Eingangspäfle waren nicht allein bei der Polizeibehörde ver zu: 
nächſt an der Grenze belegenen einheimifhen Stadt, ſondern auferdem auch eined jeden Orts 
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ohne Unterſchied zwiſchen Stadt und platten Lande, wo der Inhaber übernachtet, zu produciren 
und zu vifiren. War eine Neiferoute vorgefchrieben und biefe vom Reiſenden verlaffen, fo fol: 
ten die Viſa verweigert, der Paßinhaber an die Polizeibehörbe ber zunächſt belegenen Stadt 
zurückgeſchickt und unter polizeiliche oder militärifche Obfervation geftellt, je nach Befinden auch 
in Berwahrfam genommen werden. Gleich firenge Vorſchriften follten aud in Anſehung ber 
einwandernden Künftler und Handwerksgeſellen ohne Unterſchied flattfinven, ob fie mit einem 
Wanderbuche oder nur mit einem Fremdenpaſſe verfehen jeien. Die genauefte Prüfung ver 
Päſſe, des Signalementd und der Reiferoute war allen Bolizeibehörben und deren Organen, 
felöft ven Poſtämtern und ven Gaſtwirthen bei Strafe vorgefchrieben. Jeder paßpflichtige Aus- 
wärtige, welcher über 24 Stunden In einer Stabt ſich aufhalten wollte, mußte den mitgebrachten 
Paß bei ver Volizeibehörve des Orts nieverlegen und Dagegen von derſelben eine Aufenthalte: 
arte nehmen und eine ſolche befondere Aufenthaltöfarte jede einzelne zum Gefolge des Fremden 
gehörige Perſon, felbit die Ehefrau mie Kinder und Dienftboten über 14 Jahre, loͤſen. 

Damals mochten dieſe firengen Paßvorſchriften durch Gründe der Staatsſicherheit gerechtfer: 
tigt jein. Ein fpätered preußiiches Allgemeines Paßedict vom 22. Juni 1817 milvdert zwar dieſe 
Strenge, inden ed ‚neben der Sicherheit im Innern ver Monarchie“ auch auf vie Freiheit des 
Verkehrs Rückſicht nahm, und befchränfte Die Pappflichtigkeit im allgemeinen auf den Eingang 
fiber die Grenze des Staatd und auf Reifen ind Ausland, wogegen Inländer zu Reifen in In: 
nern eined Polizeipaffes nicht mehr bepürfen follten, fondern ohne einen ſolchen frei und unge: 
hindert reifen durften, Doch immer verpflichtet blieben, ſich auf Erforbern der betreffenden Be: 
hörde ald unverdächtig zu legitimiren. Ob zur Erleichterung der Legitimation die im Innern 
reifenden Inländer Päſſe oder mit Signalement verfebene Legitimationdfarten verlangen woll⸗ 
ten, blieb ihnen ſelbſt überlaflen. Doch bebielt e8 auch in dieſem Papedict fein Bewenden bei 
der Ausnahme wegen der Handwerksgeſellen, refp. ihrer Wanderbücher, wegen ber nicht mit 
Staatsbürgerrecht verfehenen Juden und wegen der mit der ordinären Poft Reiſenden. Hinge⸗ 
gen wurde die Beftimmung binficgtlich der Aufenthaltsfarten auf größere, auf Handels- und 
Feſtungsſtädte befhranft. Liber ven Zweck dieſer Vorſchriften ſpricht ſich das Gefeg dahin aus, 
„daß die Öffentliche und Privatſicherheit nicht gefährdet und auch den Landſtreichern und Ver: 
brechern ihr Gewerbe nicht erleichtert werde.” Das Geſetz ſei daher ganz beſonders in An 
fehung der der Öffentlichen und Privatfiherbeit gefährlichen Klaffen und Individuen Fräftig zu 
handhaben. 

Es ift befannt, daß noch gegenwärtig in einzelnen Staaten — fo in Sſterreich — das Paß⸗ 
weſen mit einer, vorzugsweiſe dad reiſende Publikum der gebildeten Stände, ſelbſt die Babe: 
reifenden, treffenden Strenge und Beinlichkeit gehandhabt wird, obfchon das ganze Papwefen, 
je länger je mehr, als zwecklos und nur zur Beläftigung ded Geſchäftsverkehrs wie der Reiſen⸗ 
den dienend erfannt if. Die an Stelle der Päſſe infolge Vereinbarung der deutfchen Staaten 
getretenen, jährlich zu erneuernden Legitimationsfarten find, mit Rückſicht auf bie Erleich— 
terung der Reifegelegenbeit namentlich durch Vermehrung ver Eifenbahnen, in jeder Bezie⸗ 
hung ebenfo nutzlos. 

An England Eennt man das Paßweſen nicht. Zwar hat der König das Recht, alle Fremden 
ausweiſen zu laſſen; fveciell wird dies Recht jedoch durch eine befondere Fremdenacte geregelt, 
tie zulegt im Jahre 1848. Fremde bie fich loval in Lande betragen, ſtehen unter des Königs 
befonderm Schug, und im alle eines Krieges kann der König an Unterthanen ber feindlichen 
Macht freie Geleitähriefe ertbeilen. Fiſchel, „Die Verfaffung Englands’ (1862), ©. 120. 

Neuerlic haben denn auch Die Megierungen des Gontinents eingefehen , daß die Paßgeſetze 
mit der bürgerlichen und wirthfchaftlichen Freiheit nicht ferner vereinbar find. Diefer Einficht ift 
auch die preußiiche Negierung infolge wiederholter Anträge des Hauſes der Abgeorpneten (1861 
und 1862) gefolgt, indem fie ein Geſetz vorlegte, „wonach e8 ſowenig für preußifche Staatd- 
angehörige, als jelbft fiir Ausländer, weder beim Eintritt über die Örenze, noch während bed 
Aufenthalts oder der Reiſe im Inlande, fowenig zum Eingang als zun Ausgang, eines 
Paſſes, refp. ver Viſirung veffelben weiter bedürfen jollte, es jei denn, daß jemand die Erthei- 
lung eined Paſſes oder einer fonftigen polizeilichen Legitimationsurkunde felbft-verlangte‘. Die 
gejeßgebenden Factoren waren über die Unhaltbarfeit ded gegenwärtigen Syſtems aus politi- 
fen, focialen und volkswirthſchaftlichen Gründen einverftanden. Es wurbe überbied im Haufe 
der Abgeorpneten hervorgehoben, daß nicht blos Die Paß-, fondern auch die Aufenthaltäfarten 
mit ver Berfaflung wie mit dem Bedürfniß der Zeit nicht im Einflang fländen, und es werben 
von diefen die freie Bewegung von Ort zu Drt treffenden polizeilichen Beſchränkungen die.arbei- 
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tenden Klaſſen am Härteften betroffen, darunter beſonders die Dienftboten und außer Arbeit ge- 
kommenen Handwerfögefellen, wie Arbeitfuchende jeder Art. „Wenn vie Arbeit”, jo heißt es 
in dem Gommijftonsbericht des preußischen Abgeorpnetenhaufes, „vie Duelle alles materiellen, 
intellectuellen und fittlihen Wohlſtandes ift, fo jollte jie von jeder ihre freie Entfaltung hem⸗ 
menden Schranfe befreit werben; man follte immer ernflliher auf die Verbeflerung ver Lage 
der arbeitenden Klaſſen Bedadht nehmen. Je mehr man fie bevormundet, und je mehr man ihnen 
das Aufiuchen der Arbeit erſchwert, defto mehr wird auch ver Trieb zur Arbeit geſchwächt und 
abgeitumpft. Es fei unwürbig und entmuthigend für den reblichen Arbeiter, wenn man ihm 
die Gelegenheit, feinen Unterhalt auch außerhalb feines Wohnjiges aufzuſuchen, erſchwere, und 
das geihah auf eine nicht zu rechtfertigende Weife durch die beftehende Paß- und Fremden- 
controle.“ 

Haus und Regierung erklärten ſich ebenſo folgerecht mit der nothwendigen Revifion des 
6. 117 des preußiſchen Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851 einverſtanden, „wonach derjenige, 
weicher gejhäfts- und arbeitölos umherzieht, ohne ji darüber ausmweifen zu Fünnen, daß er die 
Mittel zu ſeinem Unterhalt befige oder doch eine Gelegenheit zu venfelben aufſuche, als Landſtrei⸗ 
her mit Gefängniß von einer Woche bis zu drei Monaten beftraft werden fol”. Denn es ift in 
der That diefe aus dem Geſetz über die Beftrafung der Landſtreicher, Bettler und Arbeitöfcheuen 
vom 6. Jan. 1843 in dad Etrafgefegbuh übernommene Beitimmung aud nur ein für bie 
arbeitenden Klaflen verſchärftes Paßedict und ebenſo wenig mit der in der Verfaſſungsurkunde 
gemährleifteten Freiheit der Perſon länger vereinbar. 

Den obigen, aud den Verhandlungen des preußifhen Abgeorbnetenhaufes entnommenen 
Motiven zur Verurtheilung des Paßweſens mit Einjhluß der Aufenthaltsfarten haben wir 
nichts hinzuzufügen. Das Gejeg kam leider nach mehrfachen Verhandlungen zwiſchen ven bei= 
ven Käufern des preußifchen Landtags nur deshalb nicht zu Stande, weil dad Herrenhaus bie 
vom Abgeordnetenhaufe verworfene Beflimmung aufrecht hielt, „daß die Paßpflichtigfeit über- 
Haupt oder für einen beflinnmten Bezirk oder zu Reifen aud und nad beflimmten Staaten vor: 
übergebend durch fönigliche Verordnung wiebereingeführt werden dürfe, infofern die Sicherheit 
des Staatd oder die öffentliche Ordnung durch Krieg, innere Unruhen ober fonftige Greigniffe 
bedroht erjcheint”, wogegen nad der Anjicht des Abgeoronetenhaufes eine ſolche Beftimmung 
mit Rückſicht auf den Art. 63 dev Verfaffungsurfunde vom 31. San. 1850 in einem Special- 
geſetze vollkommen unnöthig erjchien. W. U Kette. 

Patente, I. Batentwefen im allgemeinen. Nach dent Borgange Englands, wo⸗ 
ſelbſt durch das unter der Regierung Jakob's I. am 2. Nov. 1623 erlaſſene Statute of Mono- 
polies (21. James I, c. 3) bei Aufhebung der ſonſtigen Monopole und gewerblichen Excluſiv⸗ 
berechtigungen die Ertheilung von Privilegien für die ausfchließliche Benugung neuer gemerb- 
liher Erfindungen durch offene Briefe — lettres patent — aufrecht erhalten und nen geregelt 
wurde, hat in den größern civilijirten Staaten bad Syſtem ziemlich allgemein Eingang gefun= 
den, daß bemjenigen, der auf dem Gebiete der Induftrie eine neue gewerbliche Erfindung malt, 
die ausjchließliche Benugung derſelben durch Verleihung eines Privilegiums gefihert wirv. 
Aus dem in England dafür gebräuchlichen Ausdrucke ift die deutſche Bezeihnung „Patent“ oder 
„Erfindungspatent‘ (franzöfifh brevet d'invention) entftanden. Der Erfinder Toll dadurch, 
daß ihm das ausschließliche Recht zur Benugung feiner Erfindung ver Regel nach während eines 
gewifjen Zeitraums beigelegt wird, daß jomit jeder Dritte, der ſich diefelbe zu Mugen machen 
will, gezwungen ift, ſich erſt mit ihm abzufinden, für den gehabten Aufwand an Mühe, Zeit 
und Koften ſchadlos gehalten und in den Stand gejegt werben, fich für feinen Scharflinn eine 
Belohnung zu verfhaffen. Indem auf diefe Weile das Privatintereffe des Erfinders gewahrt 
bleibt, fol zugleich der Erfinnungsgeift in allgemeinen angeregt und die Induftrie zur fort- 
fhreitenden Entwidelung aufgemuntert werben. Die Erfindungspatente find mithin beflimmt, 
in ihrer Oefammtwirfung zur Förderung der Induftrie zu dienen, obwol fie zunächſt im priva= 
tiven Interefle einzelner der Verbreitung neuer gewerblicher Erfindungen und Entdeckungen 
entgegentreten. 

Die innere Begründung dieſes Syſtems iſt nicht jelten auf eben die Motive zurüd- 
geführt worden, welche für die Anerkennung und Sierftellung eined geiftigen Eigentums 
geltend gemadht zu werben pflegen. Ausgehend von dem Begriffe der Arbeit, deren Erträgnifie 
ungzweifelhaftes Eigenthum ded Arbeiter feien, wurde die Erfindung, dad Erzeugniß der Gri- 
ftedarbeit ihres Urhebers, als deffen volles Gigenthum angefehen. Speciell die frühere franzö- 
ſiſche Gejeggebung, der e8 Darauf anfam, ven Patentfhug nicht ald aus einem Privilegium 


=: 


Patente 333 


entſpringend, ſondern als durch die Konfequenzen allgemeiner Rechtsgrundſätze geboten darzu⸗ 
ſtellen, hat ſich dieſer Anſchauung angeſchloſſen; das Geſetz vom 7. Jan. 1791 erklärte in Art. 1 
ausdrücklich: „Toute decouverte ou nouvelle invention dans tous les genres d’industrie 
est la propriete de son auteur.''!) Allein die Theorie des geiftigen Eigenthums überhaupt, 
im befondern auch in der Anwendung auf pad Vatentwefen, ift mit unſerer weſentlich durch die 
Lehren des Römifchen Rechts beftimmten Auffaflung des Eigenthums im juriftifchen Sinne 
nicht vereinbar. Gigenthum ift die volle reiptliche Unterwerfung einer Sache, die vollfonmene 
rechtliche Herrſchaft über einen koͤrperlichen Gegenſtand. Es leuchtet ein, daß bei Geiſteserzeug⸗ 
niſſen auf der einen Seite dieſe fächliche Beziehung, die vollftändige zugleich räumliche und zeit: 
liche Beftimmtheit, wie fie ven Gegenfländen des eigentlichen Eigenthumsrechts zufommen muß, 
fehlt, anderntheild aber von einer Herrſchaft über den Gedanken nicht wohl die Rede fein kann. 
Eine ſolche konnte nur fo lange beftehen, ald der Gedanke Gedanke blieb, die Idee wird aber zum 
Gemeingut, jobald fie auf irgendeine Weife ausgeſprochen iſt. Ebenſo bevarf es, was die prak⸗ 
tiihen Folgen für ven Verkehr betrifft, kaum des Nachweiſes, daß die Annahme eines vollen, 
zeitlich unbegrenzten Eigenthums an Erfindungen, flatt die Ausbildung und Weiterentwicelung 
ber Induſtrie zu fördern, derjelben im Gegentheil geradezu unerträgliche Beläftigungen und un: 
überjleigliche Hinderniffe bereiten würde. Die Monopolifirung des ganzen Gewerbbetriebs 
einer Nation, vie Ausbeutung der wirthſchaftlichen Kräfte der Geſammtheit im Intereffe einer 
eigenfüchtigen Minorität, der endlofe und unentwirrbare Wiperftreit angeblich verlegter Privat: 
interejjen müßten die unmittelbaren Folgen fein. Daſſelbe gilt von den Theorem eines auf Zeit 


beſchränkten Cigenthums an dem patentirten Gegenflande. In Verbindung mit anverweiti- 


gen pofitinen Borfchriften über bie Art und Benugung dieſes Rechts, umgeben von zahlreichen 
Präjudizien über Nullität und Verfall, wozu nad einer zienlih allgemein angenommenen 
Praxis felbft die Nichtentrichtung der Gebührentare zum beſtimmten Termin gehört, ift ein 
folder Cigenthumsbegriff wilfenfhaftlih nur eine leere und verwirrende Fiction, von welcher 
ald Grundlage einer Geſetzgebung irgend vermerthbare praktiſche Folgen nicht zu erwarten 
ſtehen.2) Angeſichts diefer Schwierigkeiten hat man nicht unverjucht gelaffen, für den Schug 
neuer gewerblicher Erfindungen einen Anhalt an ber für dad literariſch-artiſtiſche Eigenthum 
kämpfenden Meinung zu fuhen. Wenn vie Befeßgebung eine Art geiftiger Proprietät infofern 
anerfennt und ſchützt, wie dies in Bezug auf Ichriftftellerifche Arbeiten, Zeihnungen, Abbil- 
dungen, muſikaliſche Gompofitionen u. dgl, m. der Ball ift, fo fcheint es in der Conſequenz zu 
liegen, daß bie gleiche Anerkennung und der gleide Schug auch dem geiftig-technifchen Eigen 
thum nicht verfagt werde. Denn ebenfo wie ber Künfller, ver Schriftfteller, der ein Werk der 
obigen Art zu Tage geförbert hat, ift auch berjenige, welchem eine neue gewerbliche Erfindung 
gelang, nicht vermögend, dad zu Stande gebrachte Erzeugniß feines Geiſtes ald Alleingut Feft- 
zubalten. Kommt nun das Gefeg dem erftern zu Hülfe, damit ihm der Nugen nicht von an= 
bern entriffen werbe, fo darf auch wol der legtere das Gleiche erwarten, und zwar um fo mehr, 
als eine neue gewerbliche Erfindung in der Regel erfi nad wiederholten Verſuchen und nad) 
manden vergeblihen Auslagen u. f. w. gelingt, infolge deſſen aber meiftentheil® größere pecu- 
niäre Opfer erheifcht als eine fchriftfiellerifche Arbeit, eine mufifalifche Gompofition u. dgl. m. 
Allein dieſe Bleichartigkeit ift nur dem Scheine nad) vorhanden ; wer in Wahrheit an eine folche, 
an eine „moralifhe Berechtigung des Erfinders zum Schuß feined geiftig-technifchen Eigen: 
thums“ glaubt, wird durch eine bei näherer Prüfung nicht flihhaltige Illuſton getäufcht. Alle 
Erzeugniffe der Kunft und Wiſſenſchaft Haben eine Beftimmtheit ver Form mie des Inhalts, 
die jie zu fertigen und abgefchloffenen Werken macht; die Erfindungen entbehren diefer allfei- 
tigen Beftimmtbeit, Fertigkeit und Einzigkeit. Michel Chevalier bemerkt in dieſer Beziehung: 
Eo liegt klar zu Tage, daß niemals jemand einen Geſang over auch nur zehn hintereinander 
folgende Verfe der „Ilias“, oder etwa ver Chapelain'ſchen „Pucelle““, eine Scene aus Racine’8 
„Phädra‘ oder aus der Pradon's, eine Seite aus Laplace's „Mechanik der Himmelskoͤrper“, ja 
auch nicht die befcheidenfte Abhandlung über Geometrie wird repropueiren können. Daffelde 
gilt von der Muſik. Literariſche oder Fünftleriiche Erzeugniffe haben einen ganz entfchieden in= 


1) Ahnlich Boufflers in feinem am 30. Dee. 1790 der Nutionalverfammlung erftatteten Bericht; 
auch Napoleon III: „L'oeuvre intellectuelle est une propriei&E comme une terre, une maison — 
elle doit jouir des m&mes droits.‘ Dgl, ferner Jobard, Nouvelle économie sociale etc. 
(Brüflel 1844). 

2) Kleinſchrod, Die internationale Batentgefepgebung (Erlangen 1855), $. 2. 
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dividuellen Charakter; um deswillen begründen jie ein unterſcheibbares Eigenthum, dad vom 
Geſetze anerkannt werben kann. Diefer individuelle Typus fehlt dagegen ven den Gegenſtand 
der Erfindungspatente bildenden wirklichen oder vermeintlihen Erfindungen. Kann do, was 
der eine heute thut, morgen von einem andern, von hundert andern gethan werpen. 3) 

Kine Pflicht des Staats, den Erfinder zu jhügen, gibt es nicht; ebenfo wenig gibt es Beſitz⸗ 
oder Eigenthumsklagen zu Guniten von Erfindungen. So bleibt nur übrig — und bied ift der 
in der Neuzeit wol allgemein angenommene Standpunft —, die Berechtigung des Patentſchutzes, 
der nit auf einem Rechtsprincip, fondern auf politiiher Ermägung beruft, aus ver Volks⸗ 
wirthihaftspflege herzuleiten. Der Schug der Erfindungen iſt nichts anderes als eine im In⸗ 
terefje der Volkswirthſchaft getroffene gewerbpolizeilihe Mapregel. Inwiefern das Syſtem auf 
dieſer Baſis fich aufrecht erhalten läßt und namentlich mit Rückſicht darauf als rationell anzu: 
erkennen ijt, daß der Erfinder ohne PBrivilegium jein Intereffe zu Ounften der Induftrie im all- 
gemeinen verlegt jehen würde, und umgekehrt, daß die Induftrie nur in dem Mape gewinnen 
fann, als nügliche Erfindungen aufgemuntert und zur Foͤrderung des öffentlihen Wohls ge⸗ 
Thüßt werben, daß behalten wir bier noch der ſpätern Erörterung vor. 

Begenjtand des durch pas Patent gewährten Schutzes jind dem allgemeinen, auch 
in einzelnen Geſetzgebungen aboptirten Sprachgebrauch zufolge Die gewerblichen Erfindungen 
und Entdeckungen. Diefe Ausdrucksweiſe ift, fireng genommen, eine misbräuchliche; was als 
eine patentfähige Entdeckung angeſehen werden fann, fallt unter die Kategorie der Erfindun- 
gen. Bine Entdeckung ift nach der Definition in dem öfterreichifchen Patentgejeß von 1852 jede 
Auffindung einer zwar jchon in früherer Zeit audgeübten, aber wieder ganz verloren gegange: 
nen, over überhaupt einer im Inlande unbefannten Verfahrungsweiſe. Diefer Begriffäbeftim- 
mung zufolge würde ein Patent zunächſt ertheilt werben fönnen, wenn jemand durch jeine ſelbſt⸗ 
ſchöpferiſche Thätigkeit ein Verfahren ermittelt, vermöge deſſen ein Gegenſtand hergeftellt wird, 
ber zwar jchon in früherer Zeit hergeftellt worden ift, fpäter aber nicht mehr hat hergeftellt wer⸗ 
den fünnen. Abgejehen davon, daß Died ein rückſichtlich ver Patentfähigfeit aus dem Geſichts— 
punkte der Neuheit praftijch immer jehr zweifelhafter und durd dad Geſetz niemals im all- 
gemeinen zu entſcheidender Ball ift, fo erſcheint auch eine derartige Entdeckung in nichtẽ von 
einer Erfindung verfchieven. Denn einmal wird ſich kaum jemals der Beweis führen laflen, 
daß in der Vorzeit zur Herflellung des nämlichen Gegenftandes auch das nämliche Berfahren 
angewendet worden iſt, fobann aber liegt das Charafteriftifche ver Erfindung, wie dieſes Wort 
von den Sprachgebrauch angewendet wird, nicht jowol darin, daß etwas abfolut Neues, jondern 
darin, daß etwas für die Mitmelt Neues gefhaffen wird. Weshalb aber nach der vorerwähnten 
Begriffäbeflimmung überhaupt die Auffindung einer im Inlande unbefannten induftriellen 
Verfahrungéweiſe mit dem Ausdrucke Entdeckung und nicht ald Erfindung bezeichnet werben 
fol, iſt nit abzufehen. In Bezug auf die Patentfähigkeit interefjirt aljo nur die Erfindung, 
mag nun dieſelbe die Productionsmethode, Productionsmittel oder das Product, und zwar ſowol 
die Sache in ganzen wie einzelne Theile derſelben betreffen. Das weentlichfte Erforderniß bier: 
bei ift die Neuheit; ver Werth ver Erfindung ift an fich gleihgültig. Das Hierin ausgefprocene, 
in ver Natur der Sache liegende Princip ſchließt bei confequenter Durchführung die fogenann= 
ten Berbejjerungspatente (franzdjifch brevets de perfectionnement) aus. Denn iſt e8 
Thon im einzelnen Balle jehr jchwierig, genau eine Entſcheidung darüber zu treffen, ob das als 
patentfähig beanſpruchte Object nur die Veränderung eines ſchon befannten Gegenſtandes ober 
etwas ganz Neues ift, fo wird Durch dad in dem Begriff „Verbefferung‘ enthaltene Requifit der 
Zwedmäpigkeit und erhöhten Brauchbarfeit bei der fraglichen Art der Patente ein Erforderniß 
zur Geltung gebracht, das mit der Neuheit und ven Kriterien terfelben auch nicht in der ent= 
fernteften innern Beziehung ſteht. Werden daher Verbeſſerungspatente als ſolche aufrecht er= 
halten, fo müßte man überhaupt für Erfindungen ven Patentſchutz nicht anders gewähren, als 
wenn biefelben praftiich find und dem Bekannten gegenüber einen Fortſchritt in ſich ſchließen. 
Es leuchtet ein, daß damit die Entſcheidung über die Ertheilung fowie über die Rechtsbeſtändig⸗ 
£eit von Patenten nicht mehr ausichließlich von der Beantwortung einer thatſächlichen Frage, 
fondern zugleich und zumeift von dem jubjectiven Ermeflen ver Sachverftändigen und des Rich- 
ter8 abhängig gemacht werben würde, Nichtsdeſtoweniger finden fi in allen Geſetzgebungen 
die Verbefierungspatente ald eine befondere Specied aufgeführt; der Grund hiervon dürfte 
darin zu fuchen fein, daß es wichtig iſt, das Rechtsverhältniß zroifchen demjenigen, mwelder eine 


3) L’exposition universelle de 1862 (Paris 1862). > 
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Veränderung an einem bereitö patentirten Gegenflande erfunden Hat, und auf dieſe Verän— 
derung ihrer Neuheit wegen ein Patent beanfprudt, und demjenigen, welden auf ven Gegen⸗ 
ſtand ſelbſt ein Privilegium gewährt worden ift, zu regeln und fefte Anhaltspunfte dafür auf- 
zuftellen. 

Eine dritte Art der Patente find die fogenannten Einführungspatente (franzöſiſch 
brevets d'importation) für die in Auslande befannt gewordenen Erfindungen. Sie verbanfen 
ihre Entftehung dem Art. 3 des franzöſiſchen Gefeged vom 7. Jan. 1791, wonach derjenige, 
welcher zuerft eine neue Erfindung nad Frankreich bringt, verjelben Vortheile theilhaftig fein 
ſoll, wie wenn er der Erfinder wäre. Hiernach würden unter Einführungspatenten folde Pa⸗ 
tente zu verſtehen fein, welche jemand, der nicht der Erfinder iſt, für die Einführung einer 
auswärtigen Erfindung in ein Land ertheilt werben, in welchem dieſelbe noch nicht gekannt und 
zur Anwendung gebracht iſt. In dieſem Sinne werden fie in $. 2 des preußiſchen Publican⸗ 
dums vom 14. Oct. 1815 aufgefaßt, während in der Einleitung zu ber Übereinkunft unter den 
Zollvereindftaaten vom 21. Sept. 1842 die Einführungdpatente im allgemeinen als „Batente 
für die Übertragung einer ausländischen Erfindung‘ bezeichnet werben, ohne daß der Nüdiicht, 
ob ver Bewerber ver Erfinder jei oder nicht, Erwähnung geſchähe. Das öſterreichiſche Geſetz 
vom 15. Aug. 1852 beflimmt dagegen in 6.3: „Auf eine neue Entdeckung, Erfindung und 
Verbeſſerung, welche aus dem Auslande in das öfterreihiiche Stantögebiet eingeführt werden 
will, kann nur dann ein ausſchließendes Privilegium verliehen werden, wenn die Ausübung 
berfelben aud im Auslande noch auf ein ausſchließendes Privilegium beichräntt ift. Eine folde 
Verleihung kann aber nur den Inhaber des ausländischen Privilegiumd oder deſſen Rechts— 
nachfolger zutheil werben. Ohne dieſe Beſchränkungen ift ein Patent auf eine im Auslande 
gemachte, im Inlande aber noch nit in Ausübung flehende Erfindung, Entdeckung over Ber: 
beſſerung unſtatthaft.“ Ginführungspatente in dem Sinne, daß ſolche aud einem andern als 
dem ausländiſchen Erfinver jelbft oder deſſen Rechtsnachfolger ertheilt werben bürften, find aljo 
ausgeſchloſſen. Und in der That erſcheint es auch nach keiner Seite hin gerechtfertigt, einem 
dritten, einem müßigen Speculanten vielleicht, durch ein Patent ein ausſchließendes Recht dazu 
zu geben, daß er ſich Die auswärtige Erfindung zu Nutze mache, namentlich nicht in der Jetztzeit, 
in welcher zahlreiche technische Schriften, Zeitungen, Gewerbeausſtellungen, bie unendlich er 
leihterten Communicationsmittel, die allgemein verbreitete Kenntnip fremder Sprachen das in 
allen Rändern der Erbe Beftehenbe ichnell dem betbeiligten Publikum mittheilen und ben inter- 
nationalen Austauſch gewerblidher Erzeugniffe mit ehedem nicht geahneter Beichleunigung und 
Leichtigkeit ſich vollziehen laſſen. 

Was nun die Erfindungen als das eigentliche Object des Patentſchutzes be⸗ 
trifft, fo muß, da es ſich um wirthſchaftliche Güter handelt, der Durch die geiſtige Thätigkeit des 
Erfinders neu oder anders, reſp. befler gewonnene Gegenfland neben ver Neuheit insbeſondere 
die Fähigkeit beiigen, Taufchwerth zu erlangen, mit andern Worten ven Grad ver Brauchbarkeit 
in fi tragen, daß er gegen andere Güter umgetaufcht, Verfehrsgegenfland werben kann. Dies 
gilt nicht von den im Wege der Abſtraction oder Gombination ermittelten wiſſenſchaftlichen 
Theorien, Lehrfägen u. |. w.?), fowie von den nur an die Perfon des Ausübenben gebundenen 
Kunftfertigfeiten, Geſchicklichkeiten, Handgriffen. Naturerzeugniffe jind ihrer Weſenheit nad 
von dem Patentihuge ausgeſchloſſen. Schädliche, geſetzwidrige, die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit gefährdende Begenflände ober Vorrichtungen zu patentiren, d. 5. unter feinen be: 
fondern Schuß zu flellen, ſtreitet wider den Begriff des Staats als eines fittlihen Verbandes; 
derartige Erfindungen entbehren daher ebenfalld der gejchmäßigen Bevorzugung. °) 

Soll der Induſtrie eines Landes der von dem Patent erwartete oder verheißene Nutzen 
werben, dann ift Fürſorge bafür zu treffen, 1) daß der patentirte Gegenftand wirklich zur Aus⸗ 
führung gelangt, 2) daß das betreffende Publikum nah Ablauf der Schugfrift die Erfindung 
fi ohne weiteres zu eigen niachen kann. In beiden Beziehungen enthalten die meiften Geſetz⸗ 
gebungen vofitive Beflimmungen. Sie bevrohen ven Patentnehmer namentlich, wenn ber erft: 
erwähnte Fall nicht zutrifft, mit dem Verluſt des von ihm erworbenen Vorrechts und flellen 


4) Das wiffenfchaftliche Brincipien nicht patentfähig find, fprechen nur die foniglich ſächſiſche Ver⸗ 
ordnung über Erfindungspatente vom 20. Jan. 1853 und das italienifche Geſetz vom 30, Oct. 1859 
ausbrüdlich aus. 

5) Setränfe, Arzneien und Nahrungsmittel find aus Gründen ber Wohlfahrtspolizei faft überall 
von ber Patentirung ausgefchloffen. 
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fpeciell zu 2 die NichtertHeilung des beantragten Patents in Ausſicht, falls der Patentſucher bei 
Ginreihung feiner Anträge biejenige deutliche Beichreibung, Erläuterung oder Verfinnbild⸗ 
lichung vermiffen läßt, welche geeignet ift, ver Gefellfhaft die Fünftige Kenntniß der patentirten 
Erfindung in allen ihren Theilen zu gewähren, fie in den Beſitz der Erfindung zu fegen. Der 
Zeitpunft, zu welchem die Veröffentlihung ver Beihreibungen erfolgt, ift in den einzelnen Lau: 
dern verſchieden feſtgeſetzt; jedenfalls iſt die möglihfte Publicität in dem Patentwefen erwünſcht, 
damit der in der Erfindung enthaltene principielle Kortfigritt, wenn aud feine Anwendung 
noch in Grenzen eingefchloffen bleibt, behufs ver Fortbildung der Gewerbe fofort Gemeingut 
werde und, worauf in der Praxis fo außerorventlid viel anfommt, das technifche Publikum 
keinen Augenblict darüber im Dunkeln fei, was e8 thun und mad e8 nicht thun darf. 

Der dem PBatentinhaber gewährte Schug darf dad Maß einer gewiffen Zeitdauer 
nicht überfchreiten. Wie hoch letztere zu bemeſſen fei, iſt eine Brage von eingreifender Wichtig: 
keit. Denn, wenn es einerfeitd feinem Zweifel unterliegt, daß ver Anſpruch des Erfinverd auf 
Schuß gegen unberechtigte Nachbildung oder Vervielfältigung ein um fo begrünbeterer ift, je be⸗ 
deutender oder umfangreicher die Erfindung feldft ſich varftellt, oder je größere Anlagen fie etwa 
für ihre Ausführung forbert, fo fleht diefem Intereffe dasjenige des Publitums auf der andern 
Seite gerade entgegen ; dieſes wird ſtets dahin trachten, daß das wahrhaft Nügliche fo ſchleunig 
als möglihd Gemeingut werde. Wellen Anſpruch in vie erfte Linie zu fielen fei, kann nicht 
a priori, fondern nur je nach Umſtänden entjchienen werden. Mit Recht wird nämlich hervor⸗ 
gehoben ©), daß bei einer derartigen Beflimmung neben ven unendlichen Abftufungen in dent 
Werthe der verſchiedenen Erfindungen auch noch die allgemeinen volfswirthfchaftlichen Zuſtände 
des betreffenden Landes als wefentliche Factoren auftreten. Nach Lage ver meiften Gefehgebun- 
gen hat fich nie Sache jo geftaltet, daß, mit Ausnahme von Belgien und Dänemark, die Dauer 
der Erelufivberechtigung funfzehn Jahre nicht überfteigt. Die bis zu diefer Marimalgrenze zu⸗ 
läffigen Abftufungen werben entweder feitens ber Behörden nad Maßgabe ver dem patentirten 
Gegenftande zuerfannten Wichtigkeit feftgefegt, oder fie entfprechen den Anträgen bed Erfinder 
felbft, welchem allerdings in Brincip wol kaum eine Frift zu lang ausgedehnt fein kann, der 
jedoch in Berückfichtigung der zu zahlenden und mit der Zeitdauer fleigenden Gebühren oder 
Taxen zuweilen ben eigenen Vortheil darin erkennen wird, vorerft nicht einen erheblichen Gelb: 
betrag auf das Spiel zu fehen, ſondern mittel8 der wohlfeilern Löfung eines kurzen Privile: 
giums fich vorab über die Erfüllbarkeit der gehegten Erwartungen Gewißheit zu verſchaffen. 
Die theoretifche Forderung, daß der Patentfhug der darin enthaltenen Belohnung wegen ganz 
oder jo gut wie gratid gewährt werben müſſe, ift nicht ald begründet anzuerfennen. Die Er: 
hebung von Bebühren rechtfertigt ſich dadurch, daß der Staat im vorwwiegenden Interefle der 
Patentbemwerber ſich genötbigt fieht, gewifle Einrichtungen, wie z. B. die Beftellung einer befon- 
dern Behoͤrde, Patentbehörbe, vie Veröffentlihung ver Zeichnungen und Befchreibungen u. f. w. 
zu treffen, und daß e8 der Geſammtheit ver Steuerpflichtigen nicht wohl angefonnen werden Fann, 
die hierzu erforberlihen Koften aufzubringen. Es fommt noch hinzu, daß die Darbringung 
eined wenn auch nur mäßigen Gelbopfers in vielen Fällen mol geeignet fcheint, eine Schugwehr 
gegen die im Öffentlichen Intereffe gar nicht zu befördernde, die Behörven ungemein beläftigenpe 
Patentirung der unbedeutendſten Kleinigkeiten zu bilden. Das Steigen der Gebühr mit der 
Zahl der Jahre, für melde das Patent ertheilt wird, ift durch die Erwägung geboten, daß, je 
länger ber von dem Erfinder begehrte Schug für feine Erfindung währt, um fo größer aud 
präfumtiv der Vortheil fein wird, den er von der Anwendung des ausſchließenden Rechts ztebt, 
und daß er deshalb auch mit einer um fo flärfern Beifteuer zu den obenermähnten Koften ber: 
angezogen werben mag. Aus berlei Gebühren und Taren eine Yinanzquelfe ded Staats zu 
machen, würde freilich den Grundſätzen der modernen Staatswirthſchaft widerſprechen. Die 
Gebühren und Taxen betragen, mie wir hier fehließlich nicht unermähnt fein Taffen wollen, z. B. 
in Sranfreid incl. Stempel für ein funfzehnjähriges Patent circa 1550 Frs., in Belgien 
1200 Frs., in Holland 600-750 Fl., in England für ein vierzehnjähriges circa 175 Pf. St., 
in Oſterreich für 15 Jahre 735 Fl., in Baiern 275 Fl., für 10 Jahre in Sachſen 80 Thlr., in 
Würtemberg 50 — 200 Fl. In Hannover wird 1 Thlr. Stempel und eine Gebühr von 
5—30 Thlr., in Preußen von 1 Thlr. erhoben; der Sag ift ſtets derſelbe ohne Unterſchied, ob 
die Erfindung wichtig oder durchaus werthlos ift. 


6) Vgl. Kleinſchrod, 8. 4. 
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In Bezug auf den Inhalt ded durch dad Vatent gewährten Rechts ift zu unters 
fheiden zwifchen vem Berhältniffe, welhes der Patentirte ver Staatögewalt gegenüber, und dem: 
jenigen, das ex dem Publikum gegenüber einnimmt. Nach den frühern Ausführungen wird 
durch das Patent ein gemerbliches Monopol, d. h. die Befugniß verliehen, jedem dritten bie 
Ausführung oder Anfertigung bed Patentgegenftanbes, bei Maſchinen, Werkzeugen, Fabrik⸗ 
geräthfchaften, fowie Verfahrungsweiſen au die Anwendung berjelben zu unterfagen; nicht 
felten fleht dem Patentinhaber aud ein Verbietungsrecht auf den Verkauf von Gegenftänden zu, 
welche mit dem patentirten übereinflimmen. Letzteres dürfte indeſſen kaum zu billigen fein, 
denn es unterliegt feinem Zweifel, daß damit durch das Patentwefen die Gefahr einer Hem⸗ 
mung des Verkehrs und einer übermäßigen Vertheuerung der Wanren für die Gonjumenten 
ſehr nahe gerückt wird, mie ed denn auf der andern Seite ſicher ift, daß (das Batent ald eine Be⸗ 
lohnung angeſehen) ſchon das ausſchließliche Recht ver Anfertigung eines Gegenſtandes inner: 
halb Landes ein ſehr bedeutendes und meiſtens in genügenver Weiſe lucratives iſt. Der An: 
fprud auf wirffamen Schuß für jened Unterſagungsrecht ſteht aber dem Patentinhaber voll: 
Eommen zu; jede Production oder Fabrikation, welche ven ausſchließenden Charakter des ver: 
liehenen Privilegiums in irgenveiner Hinfigt tangirt, wird mit Recht als ein Eingriff in daſ⸗ 
felbe behandelt und nad Maßgabe des Geſetzes zurückgewieſen. Ein mehreres als dieſe Nega- 
tion, alfo etwa ein pofitived Recht auf befondere Befreiung, Bevorzugung, Begünftigung foll 
den PBatentirten nicht zugeflanden werben. Die eigene Ausübung der Erfindung feitens bes 
Erfinders bleibt vielmehr ftetd von den allgemeinen Gefegen desjenigen Staats abhängig, in 
welchem fle vorgenommen wird, und ver Patentträger hat nicht nur die gewerbpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften im großen und ganzen, fonbern aud diejenigen zu beobachten, welche auf den Betrieb 
des mit der Erfindung zufammenhängenden fpeciellen Gewerbes Bezug haben. Für ven Pa⸗ 
tentirten felbft und dem Publikum gegenüber ift das durch das Privilegium begründete Necht ein 
Vermoͤgensrecht; ed kann mithin übertragen, getbeilt”), vererbt, veräußert werden, gerade wie 
fonflige8 bewegliches Cigenthum. Hierbei mag ih, um die Patentregifter ſtets genau und auf 
dem Stande der Gegenwart zu erhalten, für bie Praris die Nothwendigkeit der Beobachtung 
gewiſſer Körmlihkeiten ergeben ; auf dad Weſen ver Sache haben ſolche keinen Einfluß, und ijt 
daher auch bier nicht im nähern darauf einzugehen. 

Die wichtigern Fälle ver Aufhebung von Patenten laflen fi aus der bisherigen 
Darftellung leicht herleiten. Es find in ver Kürze zufammengefaßt folgende: 1) Ablauf des Zeit: 
raums, für welden das Patent ertheilt wurde, falls nicht eine Verlängerung des Privilegiums, 
die unter Umſtänden und nad) befonvern Beftimmungen erfolgen Eann, eingetreten ft; 2) Ver: 
zicht des Inhaberd auf die fernere Ausübung feines Rechts während der ihm zugeftandenen 
Schutzfriſt; 3) Nidtausführung der Erfindung innerhalb Landes und innerhalb der Dauer des 
bierfür eingeräumten Zeitraums. Welcher Gedanke der Feſtſetzung biefer Beflinnmung zu 
Grunde liegt, ift oben hervorgehoben. Hier bleibt noch anzuführen, daß vie beſtehenden Patent: 
gejege in Bezug auf die Art und Weile ver Erfüllung dieſer Verpflichtung fehr weſentlich von- 
einander abweichen. Nach den öfterreiiichen Privilegiengejege joll ver Privilegirte vie Er⸗ 
findung im Inlanve auszuüben angefangen haben ; nach den in Baiern beſtehenden Vorſchriften 
foll er die Ausführung der Erfindung bewirkt haben ; nad) den ſächſiſchen Geſetze joll die Er: 
findung im Koͤnigreich Sachen zur Ausführung oder Anwendung gelangt fein; das preußifche 
Geſetz fordert von dem Patentirten, daß er von dem ihm verliehenen Rechte Gebraud zu maden 
angefangen habe. Daß das Beginnen mit ver Ausführung ald das entſcheidende Moment hin: 
geftellt werde, erfcheint weder ausreichenn noch zweckentſprechend; denn wird der obenangeführte 
Zweck ber fraglichen, beim Patentinhaber obliegenden Verpflichtung feftgehalten, jo iſt demſelben 
dadurch gewiß nicht entſprochen, daß der Parentirte die erſten Einleitungen zur Ausführung 
de8 Gegenſtandes der Erfindung trifft, ohne vielleicht ſpäterhin überhaupt zur Vollendung des 
Begonnenen zu fchreiten. ͤberdies kann e8 äußerſt zweifelhaft fein, welcher Act ald das An: 
fangen ver Ausführung anzuſehen fei. Wernere Aufhebungsgründe find in einzelnen Gejeg: 
gebungen, 3. B. in denen Oſterreichs, Baierns, Hannovers, Frankreichs, Spaniens, Unter: 
brechung in der Ausübung der patentirten Erfindung während längerer oder kürzerer Zeit; Nicht: 
entrichtung der Taxen zu dem beftimmten Zeitpunfte, z. B. nach dem italienifchen Gelege von 


7) In Baiern ift nach $. 107 der Verordnung vom 21. April 1862 die Theilung von Patenten 
unteriagt. 


Staats-Rerifon. XI. 22 


338 Patente 


30. Oct. 1859; Unvereinbarfeit des Patents mit Öffentlichen Rückſichten (6. 29 des öfterreidhi- 
ſchen Privilegiengefege8). Allen PBatentgefegen gemeinfam ift die Beflimmung, der zufolge 
Patente erlöfchen, wenn die weſentliche Vorausſetzung, unter der jie ertheilt wurden, nämlich Die- 
jenige der Neuheit, ſich als irrig erweift, wenn es ſich alfo herausſtellt, daß der patentirte Gegen 
fland vor ver Gewährung des Patents bereitd bekannt oder gar ſchon anderweitig mit einem 
Patent verfehen war. Diefer legte Punkt führe uns auf die fiir das ganze Patentweſen wich⸗ 
tigfte Srage über die VBorunterfuhung der Neuheit und Gigenthümlidfeit von 
Erfindungen, reip. Verbefferungen zurüd. Die Gefeggebungen ber verfchiedenen 
Staaten zerfallen in Bezug Hierauf in zwei Hauptklaffen. 

Der erften Klafie gehören diejenigen Gefeggebungen an, in weldhen eine ſolche vorgängige 
Unterſuchung vorgefchrieben ift, vergeftalt, daß ein Patent nur dann ertHeilt werben kann, wenn 
der Gegenftand veffelben bei dieſer Unterfuhung für neu und eigenthümlich erfannt wird. Hier: 
her gehört gegenwärtig die Gefeßgebung in den meiften deutſchen Staaten, in Preußen, Sachen, 
Hannover und in den Vereinigten Staaten von Amerika, die legtere mit der ausdrücklichen 
Beihränfung, daß die Erfindung noch nit von einem andern im Inlande gemacht fein dürfe. 
Die Gefeggebung der übrigen größern civiltiirten Staaten huldigt dem entgegengejegten Prin⸗ 
eip in dem fogenannten Anmelvefoflem, dem zufolge dad Patent jedem, der darum nachſucht, 
gewährt wird und es dem Publikum überlajfen bleibt, vem Inhaber den Nachweis zu führen, 
daß die VBorausfegung ver Neuheit nicht zutreffe. Der Theorie nad ift das erflermähnte, das 
Borprüfungsfoftem jevenfalld das allein rihtige. Wir wiederholen, was alljeitig zugeſtanden 
wird, daß das Patent ein vom Staate verliehenes Monopol ift; Monopole aber ſoll der Staat, 
wenn überhaupt, nur dann vergeben, wenn überwiegende Gründe dazu vorliegen. Über das 
Borhandenfein folder Gründe ſich vorher Gewißheit zu verſchaffen, ift im Intereife feiner An— 
gehörigen Recht wie Pflicht des Staats, der der Inconjequenz fih ſchuldig machen würde, wenn 
er auf andern Gebieten mit Necht fih bemüht zeigt, das Monopolweſen ſelbſt unter erheblichen 
Opfern zu befeitigen, und bei dieſer Klaffe von gewerblichen Exeluſivrechten gar nit weiter da⸗ 
nad) fragt, ob denn beſondere Beranlaffung vorhanden jei, welche die für den allgemeinen Ge⸗ 
werbebetrieb möglicherweife damit verbundenen Nachtheile aufwiegt. Die muterielle Vorprüfung 
feitens der Regierung erſcheint aber ferner ebenjo vortheilhaft für das Publikum, das einen 
Schug gegen nuglofe, unbedeutende Patente findet und der widerwärtigen Gefahr zahllofer 
Batentftreitigfeiten entgeht, wie für ven Erfinder, welcher nicht mehr in die Lage kommt, im Ge⸗ 
ſchäftsverkehr die vielleicht mühlelige oder koſtſpielige oder weitläufige Bedingung des Werths 
feiner Erfindung erft noch conftatiren zu müſſen, fondern mit der unter amtlicher Autorität aus 
gefertigten Beſcheinigung der Neuheit feiner Erfindung dem dritten fofort gegenübertreten 
kann. Dennod find die Gründe gegen das Vorprüfungsſyſtem, die zu ebenfo viel unterflügen- 
den Momenten für das Anmeldeſyſtem werden, zahlreich. Man pflegt namentlich hervorzu— 
heben: Aus der unternommenen materiellen Prüfung und Beurtbeilung neuer induftrieller Erz 
findungen erwächft ver Regierung eine Duelle von Willkür, Verlegenheiten, gehäfiigen Recla= 
mationen; fle geräth in eine faljche Stellung, indem ſie Urtheile fällt, die niemals auf voller, 
unumftößlicher Gewißheit beruhen fönnen. Denn ift ed ſchon an fi ſchwer, Verfonen mit jo 
umfaffenden Kenntniffen, fo frei von allen Brivatintereffen, Vorurtbeilen und Barteilichfeiten 
ausfindig zu machen, daß ihnen das Gefchäft ver Unterfuhung mit voller Ruhe übertragen wer— 
den möchte, fo iſt e8 geradezu undenkbar, daß e3 in der Macht irgendeined Menden oder einer 
Koͤrperſchaft jtehe, ven Entwicelungsgang einer in ihren Anfängen oft unfdeinbaren Erfindung 
vorherzufehen und Hieraus den Grad ihres Nutzens im voraus zu beflinnmen. Aus der Baten- 
tirung bedeutungsloſer, läherliher ober frivoler Dinge entfteht in allgemeinen doch für nie: 
mand anders ein Schade ald für den Erfinder felbft; und ift dies der Fall, wie iſt e8 dann zu 
rechtfertigen, daß der Gefellfchaft ein unberehenbarer Schade erwachſen kann, wenn unter den 
zurüdgewtefenen Geſuchen ji eine Erfindung befindet, die von größter Erheblichfeit werben 
fonnte, nun aber unterdrückt wird, wol gar verloren gebt. Der Erfinder leivet foldergeftalt 
unter dem Vorprüfungsſyſtem, dem Publikum aber ergeht e8 kaum beſſer. Der Irreleitung 
dur ſchwindelhafte Patente ift es nicht entzogen, vielmehr erft recht preiögegeben. Nur zu 
geneigt, infolge der amtlichen Unterfuhung den ihm dargebotenen Gegenflänven, weil jie pa= 
tentirt find, einen hoͤhern Grad von Wichtigkeit beizumeſſen, als ſolche mit Recht beiten, ge= 
wohnt, auf die Sicherheit des eigenen Urtheils zu verzichten, wird e8 über den Werth der Erfin= 
dungen leicht getäufcht, nicht felten, wo e8 fiher zu fein glaubt, empfindlich betrogen. 

Gine Erörterung über die Tragweite und Bedeutung affer In dieſen Ausführungen nur 
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furz angebeuteten Gründe gegen das Präventivſyſtem würde hier zu weit führen. Es genüge 
hervorzuheben, daß dad VBorprüfungsverfahren in einer Beziehung anerkanntermaßen unmög— 
lich geworben ifl. Bei den großen Kortfchritten, welche die Induftrie in ven legten Jahrzehnten 
gemacht, und der umfangreidhen Literatur, welche fle hervorgerufen, ift e8 nämlich in ver That 
vollfommen unausführbar, ji darüber Gewißheit zu verjchaffen, daß eine Erfindung nit 
bereits anderswo in den Bewerben Anwendung gefunden bat oder in irgendeinen Werke des 
In: oder Auslandes befchrieben worden ift. Die zu überwindenden Schrierigkeiten fönnen ſich 
der Natur der Sache nad) nicht vermindern; jie müflen mit der Zeit immer mehr zunehmen, denn 
in demfelben Maße, in welchem ſich die Inpuftrie entwickelt und verbreitet, wird jih auch die Li- 
teratur vermehren, werden fich die ſchon auögeführten Erfindungen dev Wahrnehmung der mit 
der Borprüfung beauftragten Behörbe entziehen. Die Aufgabe der legtern nıuß daher mit der 
Zeit zu einerböllig unlösbaren werden — und ift ed nach einem amtlichen Zugeſtändniß fchon 
geworben. Kaum in einem andern Sande dürfte ver Prüfungsbehörde ein reichhaltigeres, ſorg⸗ 
fältiger georonetes Material zu Gebote ftehen ald in Preußen. Die dortige technifhe Deputa- 
tion für Gewerbe iſt in Beſitz einer vollftändigen technologischen Bibliothek, welcher fortgehend 
alle wichtigern einſchlagenden Werfe und Zeitichriften des In= und Auslandes zugeführt wer: 
den. Die Schwierigkeit, jich in derjelben zu orientiren, hat wor längerer Zeit zu der Anlegung 
eines befonvern Repertoriums geführt, in welches alle neuen Erfindungen mit ver größten Ge: 
nauigfeit und Regelmäßigfeit eingetragen werden. Obgleich auf die unerlaßlichſten Notizen in 
fürzefter Faſſung beihränft, war diefed Nepertorium vor zehn Jahren bereit zu zwei ftarfen 
Boliobänden angeihwollen! Und doch wollte jene Behörde, wie jie im Juli 1853 erflärte, ſchon 
damals nicht dafür einftehen, daß nicht dennoch in dem einen oder andern Kalle bereit Vorhan⸗ 
denes überjehen wurde. Allein, un dagegen geſichert zu fein, würde auch die außgiebigfte Kennt 
niß der vorhandenen Literatur durchaus nicht genügen. Viele Erfindungen find längft in den 
Gewerben in Anwendung, bevor jie in Öffentlihen Werfen beichrieben werben. Die neuerdings 
häufiger gewordenen Gewerbeaudftellungen haben ebenfalls ein reiches Material angehäuft. 
Mag aud ven betreffenden Gutachtern die Gelegenheit dargeboten werben, die Fortſchritte der 
Induftrie im In= und Auslande zu verfolgen, in der Ausführung fennen zu lernen, ausgefchloffen 
bleibt nicht, daß jelbft wichtige Erfindungen in der Menge ſpurlos vorübergehen, unbeachtet 
in das Licht treten oder ed wieder aufſuchen, nachdem fie ſich ſchon Früher unter ber Sonne ges 
zeigt hatten. Man wird einräumen, daß mit alledem der Stab über das VBorprüfungsverfahren 
gebrochen ift. 

Das Anmeldeſyſtem bietet einen unbeftreitbaren Vorzug dar. 88 führt die Thätigkeit der 
Staatöverwaltung auf das rein Formale zurüud und überläßt e8 den Intereffenten, ſich gegen vie 
Nachtheile eines unbefugten Patentſchutzes durch Provocation auf richterliche Entfcheivung über 
die von ihnen anzufechtende und durch Beweife zu widerlegende Neuheit ber patentirten Erfin= 
dung zu wahren. Zu verfennen ift jedoch nit, daß durch das Repreſſivſyſtem, indem ber 
Rechtsſchutz zu einem für alle Erfindungen gleichen gemacht wird, eine gewifle Gefahr der Bez 
läftigung für das Publikum, beziehungsweife der Verfehröfreiheit indicirt ift. Als wichtigſtes 
Schugmittel dagegen gelten die Abgaben, mit denen die Erlangung eined Patents in den ber 
Borpräfung abgeneigten Rändern belegt ift, und welde, wie die oben gegebene Zujanımen: 
ftellung erweift, diejenigen in den übrigen Staaten meit überfteigen. „Dadurch, daß der Batent- 
juchende den Schuß, den er in Anſpruch nimmt, auch theuer bezahlen muß, full er veranlaßt 
werben, zu rechnen, ob die Reclame nicht zu theuer bezahlt, ob das Rifico der zweifelhaften Neu⸗ 
heit nicht zu groß ift, und die Verleihung von Patenten wird mehr auf die Bälle befchränft, wo 
das Patent ſich bezahlt macht, wo die Erfindung aljo neu, verbienftvoll, wichtig und belohnens⸗ 
wertb iſt. Die Patentgebühr wird zur Geldſtrafe, wenn unter dem Vorwande einer neuen Er⸗ 
findung der Patentſchutz erſchlichen iſt.“ Hiergegen iſt zu erinnern, daß die Abgabe, um über- 
Haupt wirken zu Fönnen, ſehr hoch gegriffen werden muß, dann aber ven wahren, verdienſtvollen 
Erfinder empfindlich trifft und befteuert oder ihn vielleicht nöthigt, fich wegen Mangels eigener 
Mittel ven reichen Speculanten in die Hand zu geben, die dann die Erfindung für ſich ausbeuten. 
Und weiter — die anderwärts bei der Borunterjuhung der Neuheit entflehenden Schwierig⸗ 
feiten werben bei den Anmelvefgftem nicht vermieden. Solange überhaupt Patente ertheilt 
werden, muß bie Frage zur Entſcheidung fommen, ob die Erfindung als neu anzuerkennen fe 
oder nicht. Fällt ed nun aber ſchon einer mit allen Mitteln ausgeſtatteten Behörde überaus 
ſchwer, diefer Anforderung zu entſprechen, wie viel mehr gilt Died von dem Privaten, dem jene 
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Mittel fehlen. Und tritt Die erwähnte Stage doch immer und allerwegen twieber entgegen, ift es 
dann nicht im Nefultat völlig gleihgültig, ob die Neuheit gelegentlich der Vorprüfung ober bei 
der infolge einer Reclamation vorzunehmenden Nachunterſuchung erörtert wird? Diefe Beer: 
£ungen genügen vielleicht, um zu erklären, weshalb in England, feiner Wiege, das Anmelde: 
fyftem mehr und mehr verworfen, ald eine mit erheblihen Nachtheilen für vie fortſchreitende 
Entwieelung der Inbuftrie verfnüpfte Einrihtung gekennzeichnet wird. Schon feit Jahren 
werben in ber dortigen Preffe bie bitterflen Klagen laut, daß mit der Patentertheilung für jede 
als neu audgegebene Erfindung der Speculation Thor und Thür geöffnet find, um das bereits 
zum Gemeingut Gewordene wieber zum Monopol zu madhen, un das Publikum durch ein be= 
trügliches Spiel Hinter dad Licht zu führen. Das Patentweſen wird geradezu ald eine Wiber- 
wärtigfeit der ärgerlichften Art gefgolten. „Weber Archimedes, nod Galilei, nod Newton oder 
andere große Erfinder‘, fo äußert jih die „Times“, „ſahen in der Hoffnung auf die Erlangung 
eines Patents einen Antrieb Entdedungen zu machen, auch genofjen fie keinerlei Monopol, wo: 
gegen es zur Zeit mehrere Taufende fogenannter Erfinder gibt, die unter dem Vorwande, einen 
neuen Schnitt zu einer Slanelljade oder zu einem baunmvollenen Hemde, oder eine neue De: 
ıhode Gier zu Schaum zu fhlagen, over Kohlen auf, das Feuer zu legen, ober ein Cabriolet mit 
der Offnung Hinten und einen Omnibus mit der Öffnung vorn zu machen, ober eine Kuh zu 
melken, eine Straße zu fegen, ober Rüben Elein zu ſchneiden — erfunden zu haben, mit ihren 
verderblichen Prätenfionen fih auf allen Wegen und Stegen finden.‘ Und an einer andern 
Stelle: „Als Salomo behauptete, daß ed nichts Neues unter ver Sonne gäbe, konnte er damit 
fhwerlic einen Beweis feiner gerühmten Weisheit geben; denn wäre dem fo, wie könnte er ji 
denn in directem Widerfprud mit dem englifchen Gefeg befinden? Das engliſche Geſetz ftatuirr, 
dag nicht nur unter der Sonne, fondern auch unter dem Monde alled neu if. Made ein Paar 
Hofenträger over einen Befriereimer, bei deren letzterm du fo viel, und bei deren erftern fo wenig 
Friction ala möglich verlangft, mache fie nach dem Lichte deines gefunden Verflanded, indem 
du dabei die befannten mechanischen Principien zur Anwendung bringft, welche geeignet find, 
die Friction zu vermehren und zu vermindern; du wirft, ehe du noch die Hälfte deiner Aufgabe 
vollendet haft, finden, daß du alle möglichen Arten neuer Principien entvedt, daß du neue 
Kunftgriffe erfunden, daß du neue Gombinationen alter Theile gemacht, und daß du nad) der 
Sprache eined alten Statutd, das Heilloferweife im Lande noch immer in Kraft befteht, einen 
neuen «abrifartifel» zu Stande gebracht Haft. — Nun, lieber Herr! wirft du fagen, daran 
ift gar nichts Neued. Wenn Sie einen Schlägel haben wollen, ver ji ſchnell in einen Eimer 
herumdreht, fo nehmen Sie ein paar Räder mit einem Handgriff, und wenn Sie wollen, daß 
das Ding rafcher geht, Jo nehmen Sie nod eine Multiplicationsrad Hinzu. Dazu gehört nit 
viel Belehrjamkeit. — Ja, aber esift nad dem Statut Jakob's ein neues Fabrikat, und mas 
noch wichtiger, es ift eine Neuigfeit, die erfunden wurde, ehe du fie entdeckteſt; fie ift ald Eigen: 
thum zuerfannt und damit Brivateigenthum geworden. Wenn bu alfo Hofenträger machen 
willſt, die ſich leicht ziehen, oder einen Gefriereimer, der recht raſch Eis probucirt, jo ſetz dich 
hin und überlege, wie du dad Ding in recht unnatürlicher Weife machſt. Wenn du nad den 
Bingebungen des klaren Menfchenverftandes zu Werke gehft, fo machſt du einen Eingriff auf 
Hrn. Soundfo’3 neues Fabrifat. — Nun, was ift denn dabei? fragft du. — Hr. Soundfo 
wird fich deshalb furchtbar an dir rächen. Er bringt di vor den Kanzleigerichtähof, ſchleppt 
dich von diefem vor dad Landgericht, bringt dann zwölf ſchlichte Leute in einen Verſchlag zu= 
fanımen, läßt eine Anrede über mechanifche Kräfte an fie halten, fie mit Modellen verdugen und 
mit Bemweismitteln confus maden, bis dur, wie jie, daftehft voll Verwunderung über dic Ge— 
heimniffe, welche in Hofenträgern und Gefriereimern verfteckt find, und dich wunderft, mie ed bir 
fo leicht vorfam, fie auf die natürlichfte Weile von der Welt zu machen. Was aber auch daraus 
erfolgen mag, fo viel ift gemiß, daß du eine hübſche Summe Geld dabei verlierft, und möglicher- 
weiſe endet e8 bamit, daß man dir alle deine Hofenträger nimmt und daß du dich dein ganzes 
übriges Xeben lang unter den gerichtlichen Befehl befinveft, nie wieder Hoſenträger zu machen, 
du müßteft denn Dad Mittel entdecken, ſie ſo tadelnswerth und fo ganz beſonders unbequem zu 
machen, daß nie jemand vorher daran gedacht hätte, Diefelhe Methode dabei anzuwenden. Alles, 
was begreiflich ift, ift neu, und alles, was nen ift, ift Privateigentbum. — Die Schraube, dad 
Mad, der Hebel jind alle neu. — Sei nit fo voreilig, und zu widerſprechen. Wenn fle auch 
im Princip alt find, nach englifchen Gefeg find ſie alle neu, Man follte wol glauben, jie wären 
nun heutzutage Gemeingut. Keineswegs. Jedes ift der Gegenftand von etwa funfzig Patenten, 
und wenn du zufällig das glücliche Individuum märeft, das eins derfelben zum erften mal zu 
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einem neuen Zwede verwendete, jo könnte ohne deine Erlaubniß dies ein anderer nicht thun.” — 
In Frankreich und Belgien ſieht es kaum anders aus, Zu Taufenden werben die Patente bort 
jährlich ertheilt; man Elagt über das Vorhandenfein von Erfindern und Patentcommiffionären 
von Profeſſion, die in alle Fächer hineinpfuſchen und mit den erhaltenen Privilegien einen 
ſchmählichen Handel treiben. Dem befannten Belehrten, Michel Chevalier, erſcheint es in feiner 
ſchon angeführten Schrift nicht zweifelhaft, daß mit den Patenten, die ein Privilegium und ein 
Monopol zu gleicher Zeit feien, gründlich aufgeräumt werden müſſe, wenn der unter dem ber: 
zeitigen Unwefen ſchwer leidenden Inbuftrie wieder Hülfe werben ſoll. Er gehört zu den ent: 
Ihiedenen Borfämpfern ber radicalen Anjicht, welche die Gejeglicgkeit eines Erfindungspatents 
beſtreitet, und der zufolge die an der gegenwärtigen Gefeggebung vorzunehmenden Veränderun⸗ 
gen einfach in der gänzlichen Aufhebung der Patente beftehen. Denfelben Standpunft nehmen 
jenfeit des Kanals Hervorragende Volföwirthe, wie z. B. der Vicefanzler Eubitt, Profeffor 
Rogers, Bright, Lord Granville in und neben ber Vreffe ein; in Deutſchland theilen ihn nad) 
einer neuerdings von ihr ausgegebenen Parole die preußifche Regierung®), die Mehrzahl der preu= 
hiſchen Handelskammern und kaufmänniſchen Gorporationen 9) fowie die Vertreter ver Wiflen- 
ſchaſt. e) Der Sieg der folhergeftalt getragenen Bewegung ift nicht zweifelhaft. Wol mag 
die baldige und allfeitige Erringung deffelben bei ver Richtung, welche Die Mehrzahl ver deut- 
jhen Regierungen in ber Patentfrage verfolgt (vgl. unten), noch dahinſtehen; zu hoffen bleibt 
nur, daß die deutfche Induſtrie nicht zu lange auch auf dieſem Gebiete der Freiheit entbehre, 
welche allein froͤhliches Gedeihen, nachhaltige Kraft, dauernden Segen verleiht. Die Zeit, durch 
äußern Schuß ihr aufzubelfen, ift vorüber, und das Patentweſen, auch abgejehen von feiner 
zeitigen, mehr ober minder empfundenen Unhaltbarfeit in der einen wie in der andern Weiſe, 
eine in jich verlebte Form ver Volkswirthſchaftspflege, ver mithin auch nicht durch Eleinliche Ab⸗ 
änderungen in den gegenwärtigen Modalitäten der Patentertheilung, durch gewifle Clauſeln 
und Gautelen Brifche und Bedeutung wiedergemährt werben kann. Die Periove der wirth— 
ſchaftlichen Entwidelung, in welder das Patentweien beftehen mochte, war diejenige, al die 
Kapitalien mangelten, der Unternehmungsgeiſt fhlummerte, die Verfehröverhältnifie an einer 
von der Gegenwart faft ſchon vergefienen Schwerfälligfeit laborirten, die Heutige Induſtrie 
ſammt ihren zahlreichen Hülfsmitteln und Hülfswiſſenſchaften noch in ver Kindheit lag. Bei 
derartigen Zufländen mag Mirabeau mit feinen Sage: „L'art de creer le genie n'est peut- 
&tre que l’art de le seconder”, vet haben. Es mag dann widtig erſcheinen, durch Privi- 
legien dem Gewerbbetrieb überhaupt, fpeclell auch dem einzelnen Erfinder Nugen und Auf: 
munterung zu Schaffen, die Möglichkeit des erleigterten Auffindend von Kapital zu gewähren, 
die zaghafte Speculation vor hemmenden und flörenden Einflüffen zu Hüten, den neuen Ideen 
raſchen Eingang und fihere Aufnahme zu bereiten. Allein, felbft wenn das eventuell Erfolg: 
reiche derartiger Maßnahmen zugeflanden wird, mer möchte überfehen, daß eine ſolche Wirth: 
ſchaftspolitik nur auf fo lange und nur infoweit zuläfjlg iſt, als, wie dies auf niedern Eulturs 
ftufen ver Ball zu fein pflegt, die Iinternehmer noch ängſtlich find und über feine großen Kapi- 


8) Der Erlap des preugifchen Handelsminifteriums vom 5. Aug. 1863 ftellt die Frage an die Hans 
delsfammern dahin: ob die Vortheile, welche die Verleihung von Batenten überhaupt darbietet, 
von den Nachiheilen, welche erfahrungsmäßig mit dem Borprüfungefuflem der Patentgejeßgebung ver⸗ 
bunden find, uͤberwogen werden, und ob mit Rüdficht auf den gegenwärtigen Stanbpunft ber Indus 
ſtrie es ber durch das Batent bezweckten Anregung bes Erfindungsgeiſtes jetzt noch bedarf? 

9) Mit wenigen Ausnahmen, darunter allerdings die Induftriellen Vertreter Berlins, find dem Ver⸗ 
yehmen nach die Gutachten der über die Patentfrage gehörten Handelsvorftände (f. Note 8) verneinend, 
und zivar meift bebingungslos verneinend ausgefallen. So find unter andern bie Handelsfammern von | 
Köln, Solingen und Breslau in das Lager der entjchiedenen Gegner bes Patentweiens übergetreten. 
Auch die Handels: und Gewerbefammer zu Dresden ſprach fich im März 1863 auf Grund cines von der 
fächfifchen Regierung geforderten Gutachtens für die Befeitigung bes :Patentfchuges aus, und im Princip 
find die Kammern von Leipzig und Plauen diefen Anfichten beigetreten. Vgl. Rentzſch, Das geiftige 
Eigenthum u. |. w. (Leipzig 1863). 

10) Nach längern, lebhaften und höchſt interefianten Debatten wurde auf dem fecjsten Dongreß 
deutfcher Bolfswirthe zu Dresden im September 1863 nachitehende Refolution mit überwiegender Ma: 
jorität angenommen: ‚In Erwägung, daß Patente den Fortfchritt der Erfindungen nicht begünfligen, 
vielmehr deren Zuflandefommen erfchweren, daß fie die rafche, allgemeine Anwendung nüglicher Erfin⸗ 
dungen hemmen, daß fie den Erfindern felbft mehr Nachtheil ale Vortheil bringen und daher eine höchſt 
trügliche Form der Belohnung find, befchließt der Congreß beuticher Volkswirthe, zu erflären, daß Er: 
findungspatente dem Gemeinwohl ſchadlich find.” 
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talien verfügen. Und billig bleibt der Frage Raum, ob nicht mit einem allenfalls nothwen⸗ 
digen, indeflen vorübergehenden und mit der Zeit jich ſelbſt wieder entbehrlich machenvden Ge⸗ 
werbeichug auch das in Diefem beruhende, alfo nur relativ geredhtfertigte Patentiwefen fein Ende 
finden muß? Oder wäre legtered an fi) begründet? Welches find dann aber die bedeutendſten 
und erfolgreigiten Schöpfungen für Inbuftrie, Wiſſenſchaften und haudliches Leben, die dur 
den ihren Erfindern zugeflandenen Schuß wach gerufen wurden, wo und wann iſt das Patent: 
privilegium in ber That das geweien, was es feiner Idee nach fein fol: eine Prämie für die ge: 
machte Erfindung, eine Belohnung für deren vervienftvollen Urheber? Ricardo Hat bereits dar⸗ 
auf hingewieſen, daß die größten Erfindungen aus einer Zeit flamımen, in welcher flatt materiel- 
lex Bortheile dem Erfinder Galgen und Scheiterhaufen in fihererer Ausſicht fanden. Bon den 
Heroen Kopernicud, Galilei, Kepler, Newton gar nicht zu fprechen, welden Gewinn bat 
Graham aus feiner Entdeckung, daß die kryſtalliſirbaren Salze aus Flüſſigkeiten durch Endos⸗ 
moſe jih entfernen laffen, gezogen? Was haben dem berühmten Lenoir feine hervorragenden 
- Reiftungen in ber Berfertigung pbyilfalifher und mathematiiher Inftrumente eingetragen? 
Argand und Fulton find in Dürftigfeit durch das Leben gegangen. Hargraves, ber wirkliche 
(irfinder der spinning-jenny, ein armer Arbeiter in Arkwright's Fabrik, ift, wie jein Enkel auf 
dem volkswirthſchaftlichen Congreß zu Dresden bezeugt hat, beifeiner Erfindung leer ausgegangen 
und arm geftorben, indeß fein Fabrikherr, ver ein Patent für fih nahm, ein reicher Diann ward, 
Ruhm und Ehren davontrug. Die Zahl vieler Beifpiele läßt fich leicht vermehren, während die 
- Batentfanguinifer und den Nachweis ſchuldig bleiben, daß um des möglichen Patentſchutzes 
willen, etwa im Hinblid auf diefen und auf die damit verbundenen pecuniären Vortheile in 
Wahrheit auch nur ein namhafter Fortfchritt in der Technif oder in der Induſtrie gemacht wor⸗ 
ben iſt. In diejer Beziehung ift für die Beurtheilung des Nugens der Patente ſchon mit Recht 
darauf Hingewiefen worden, daß, wollte man eine Derartige Berechnung aufftellen, dann behufs 
Erlangung eines richtigen Reſultats alle Erfindungen vorweg abgezogen werden müflen, bie 
durd Zufall, durch Noth, durch die Concurrenz veranlaßt wurden, denn fie würben ja auch ohne 
Patent gemacht worden fein. Man würde aber noch weiter gehen müſſen; man hätte die treffend 
angeführte Thatſache zu widerlegen, daß in der Schweiz, wo Patente nicht exifliren, wahrhaft 
großartige Erfindungen gemacht wurden, daß dort der Erfindungsgeift von Jahr zu Jahr mäch— 
tiger vorfchreitet, und eine competente Stelle, die Direction des ſchweizeriſchen Polytechnikums, 
nimmt nicht Anfland, die hohe Blüte der Induſtrie in der Eidgenoffenfchaft weſentlich aus dem 
Nichtvorhandenfein von Priyilegien Herzuleiten. Man müßte fchlieglich übernehmen, ven Ent= 
ftehungsproceß von Erfindungen zu einem andern zu machen, als er iſt. Erfindungen werden 
nicht aus den Armeln gefchüttelt, ſodaß fie ohne weiteres fertig, zu dem gewollten Zwecke un 
mittelbar praktijch verwendbar daſtehen (wie viele „Erfinder“ und „Miterfinder“ theilen fich 
wol in ven Ruhm, uns unfere Dampfmaſchinen geſchaffen zu haben!). Wol find fle, menn nicht 
von dem nedifchen Zufall oder von der täglichen Erfahrung an die Hand gegeben, dad müh— 
ſame Refultat oft jahrelanger Studien, ernften Denfend und vielleicht Eoftfpieliger Verfuche. 
Allein die eventuell notbiwendigen Vorarbeiten werden in bewußter Abjicht nie unternommen 
werden, wenn nicht entweder der Boden durch tie Männer der Willenichaft inſoweit vorbereiter 
ift, daß es ſich hauptſächlich um ein Weiterbauen auf ver bereitd gewonnenen Brundlage handelt, 
oder wenn nicht das wach gewordene Bedürfniß dem geiftigen Schaffen eine in gewiſſer Richtung 
ganz beſtimmte Thätigfeit anweift. In dem legtern Falle ift e8 gewiß, daß ver jich geltend 
machenden Nachfrage gegenüber niemals einer allein den invicirten Weg betreten wird, daß 
mebrere hier oder dort, fpontan ober in gegenfeitiger oder in äußerer Anregung den näntlichen 
Pfad aufjuhen werben; im erſtgedachten Kalle unterliegt e3 feinem Zweifel, daß nicht jener 
Nachtreter oder Handlanger, fei er auch noch fo fleißig, noch fu opferbereit gewejen, der wahre 
geiflige Urheber des technifchen Werks ift, fondern daß dem Größern vor ihn, auf deſſen Schul⸗ 
‚tern er fich geftellt, diefe Bezeihnung mit Net gebührt. Hier erkennen wir dad Patentwefen 
für widerſpruchsvoll, denn nach dem Wortlaut der Geſetze find ja diejenigen, denen folhergeftalt 
der wefentlie Antheil an der Erfindung zukommt, von dem Patentſchutz ausgeſchloſſen, und 
weshalb dem legten in der Reihe der erfinderifchen Köpfe ven Nutzen aus der Arbeit von andern 
zuſchreiben? bort für ungerecht, denn in den gebildeten Nationen befteht zur Zeit ein nahezu 
unerfhöpfliher Fonds der auf die Kortichritte der Inpduftrie verwendbaren SKenntniffe, und 
Grund genug liegt zur Annahme vor, daß, falls fi das Bedürfniß nad) neuen Mitteln und 
Wegen fühlbar macht, zehn Perſonen flatt einer die nöthige Entdeckung herbeiführen, ja faft 
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gleichzeitig herbeiführen werben 11); da fehen wir es überflüfiig und nuglos, überall aber, wo 
es befteht, mit den durch jedes Monopol unvermeidlich bedingten Nachtheilen belaſtet und in 
feinem Zweck ald Belohnung weder bewährt, noch als Gewerbefhugmittel für die Gegenwart 
von nöthen — ein peinliches Hemmniß und nur nod eine unleivliche Verkehrsſchranke. Wir 
glauben nicht Fehlzugreifen, wenn wir die Befeltigung des Patentfhuges aus Gründen des 
Rechts, der Volitif, ver Sittlichfeit und des Gemeinwohls geboten bezeichnen. 

1. Die Batentgejeßgebung der einzelnen Staaten. A. Die Deutfhen Boll: 
vereinsſtaaten und Oſterreich. Wiewol nad Art. 19 der deutſchen Bundesacte und 
nad Art. 65 der Wiener: Schluß: Acte dad Patentweſen unftreitig zu den der deutſchen Bundes— 
verſammlung zur Fürſorge überwiefenen allgemeinen Angelegenheiten gehört, fo iſt es dennoch 
bisher nicht gelungen, in biefer Beziehung Beſtimmungen zu treffen, welche ſich gleichmäßig über 
fänmtliche Bundesftaaten ausdehnen. Noch immer ertheilt jeder deutſche Staat nur für feinen 
Bereich gültige Batente, und e8 beftehen dabei im einzelnen faft ebenfo viel verſchiedene Normen, 
als es verfihiedene Staaten in Deutſchland gibt. Die hierdurch für Die Batentnchmer erwachfen: 
den Weitläufigfeiten und Schwierigkeiten, namentlich auch der Umſtand, daß bei ber geringen 
räumlichen Ausdehnung mancher Staaten die Rentabilität des gefhüßten Unternehmens eine 
oft zweifelhafte bfeibt, Haben frühzeitig den Wunfch nad einem allgemeinen deutſchen Patent: 
geſetz wach gerufen. Ohne auf das Frühere einzugehen, ift hier nur aus der Neuzeit zu bemerken, 
daß in der Bundestagdfigung vom 26. Juli 1860 feitend der Negierungen von Balern, Sad: 
fen, Würtemberg, Kurheflen, Heſſen-Darmſtadt, Naffau, Medlenburg- Schwerin und Strelig, 
Sadjfen: Meiningen und Altenburg der Antrag geftellt wurde, bie betreffenden, feit ven Dres: 
dener Minifterinlconferenzen im Jahre 1851 ruhenden Berathungen wieber aufzunehmen und 
diefe Angelegenheit dem handelspolitiſchen Ausſchuß am Bunde zu überweijen. Letzterer er= 
ftattete in ver Situng vom 1. Aug. 1861 Bericht, infolge deffen am 5. Dec, 1861 beſchloſſen 
wurde, eine Fachmännercommiſſion zur Ausarbeitung gutachtlicher Vorſchläge zufammen- 
zuberufen. Gegen diefen Beſchluß ſtimmten die Regierungen von Preußen, Braunſchweig und 
Oldenburg fowie die Breien Städte. Nachdem Öfterreih, Baiern, Sachſen, Baden, Würtem: 
berg, Hannover und Heffen-Darnftadt fi) zur Abfendung von Commiffarien bereit erflärt 
hatten, wurde am 24. Juli 1862 befchloffen, daß die Commiſſion am 24. Nov. deſſelben Jahres 
in Sranffurt a. M. zufanmentreten folle. Ste hat ſich ihred Auftrags in 24 Sigungen, von 
denen die legte amı 16. Mai 1863 flattfand, entledigt, und zwar in einer Weife, welche nach den 
obigen Erörterungen über die Angemeifenheit des Patentihuges, und namentlich, nachdem ſchon 
die verfchiedenften Stimmen für deilen Befeitigung laut geworden find, als überraſchend be: 
zeichnet werden muß. Inder Kahmännercommifiton wurde namlich die Brage, ob die Induſtrie 
überhaupt eined Schugeß für Erfindungen im Sinne des dvermaligen Patentwefens bevürfe, be= 
ziehentlich, ob letzteres nationaloͤkonomiſch zu rechtfertigen fei, nicht weiter geprüft, fondern ohne 
weiteres ebenfo wie die zweite Frage, ob eine Gemeinſamkeit der in den deutfchen Bundesſtaaten 
aufzuſtellenden Vorſchriften über dad Patentwefen ein Bedürfniß fei, bejahend beantwortet. 
Die Vorfchläge ver Commiſſion find durch ven Drud veröffentlicht worden. Unmittelbar dar- 
auf nahm die preußifche Regierung Veranlaffung, den von ihr in der Patentfrage eingenonme: 
nen Standpunft durch den bereits erwähnten Erlaß von 5. Aug. 1863 Eundzugeben. Auf tie 
Refultate der Dadurch veranlaßten Enquöte geftügt, hat Preußen in der Bundestagsjigung von 
31. Der. 1863 fih gegen die von der Fachmännercommiſſion ausgearbeiteten Entwürfe, welde 
das fogenannte Anmeldeſyſtem zur Grundlage haben, eine Erweiterung des Patentſchutzes und 
fpeciell Erleichterungen bei ver Erlangung von Patenten bezwecken, ausgeſprochen. Die hierfür 
entwidelten Gründe beruhen hauptſächlich darauf, Daß jened Syſtem in England und Frankreich, 
wo es feit langer Zeit in Geltung fleht, mehr und mehr als unhaltbar und die Intereflen ver 
Induſtrie ſchänvigend erfaunt, eine Verpflanzung deffelben nad Deutſchland mithin im hoͤchſten 
Maße bedenklich fei.12) Tiher den weitern Verlauf ver Verhandlungen am Bunde verlautete in 
dem erften Monat des Jahres 1864 noch nichts; Doch, wie ſchon anderweitig bemerkt, es ift wol 
erwünfcht, daß das Votum Preußend allgemein aboptirt werde. 


11) Beifpiele gleichzeitiger Erfindungen find die Refultate der Unterfuchungen Daguerre's und 
Niepce's, Böttger 8 und Schönbein’s in Bezug auf Echiefbaummolle, Möhler's und Deville’s in der 
Herftellung fünftlicher @pelfteine. 

12) Mit befonderer Bezugnahme hierauf haben wir oben die Auslaſſungen der englifchen Brefle aus 
führlicher mitgetheilt; wir verweifen daher auf Abfchn. I. 
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Was nun Die gegenwärtigen geſetzlichen Beflimmungen in den einzelnen deutſchen Staaten 
betrifft, fo ift e8 gelungen, in den zum Deutfhen Zoll: und Hanbelöverein verbundenen Staaten 
durch die Vereinbarung vom 21. Sept. 1842 gewifle gemeinſchaftliche Grundfäge wegen Er- 
theilung von Erfindungspatenten und Privilegien feftzuftellen. Auf der andern Seite hat Oſter⸗ 
reich durch dad Beleg vom 15. Aug. 1852 die hier vorliegende Frage für den ganzen Umfang 
des Reichs zum Abſchluß gebradit. 

1) Die Deutfhen Zollvereinsftaaten im allgemeinen. Patente follen nur für 
ſolche Gegenftände erteilt werden, welche wirklich neu und eigenthümlich find. Die Ertheilung 
eined Patents darf mithin nicht flattfinden für Gegenſtände, weldye vor dem Tage der Ertheilung 
des Patents innerhalb des Vereinsgebietd ſchon ausgeführt, gungbar over aufirgenveine Weife 
befannt waren; insbeſondere bleibt diefelbe ausgefchloflen bei allen Gegenftänden, die bereits in 
öffentlichen Werfen des In: oder Auslandes, fie mögen in der deutſchen oder in einer freniben 
Sprache geichrieben fein, vergeftalt durch Befchreibung oder Zeihnung dargeftellt find, daß da= 
nach deren Ausführung durch jenen Sachverſtändigen erfolgen kann. Linter den obigen Vor: 
ausſezungen kann auf die Verbeſſerung eines ſchon bekannten oder bereits patentirten Gegen⸗ 
ſtandes ein Patent gleichfalls ertheilt werden, ſofern die angebrachte Änderung etwas Neues 
und Eigenthümliches ausmacht. Die Ertheilung eined Patents begründet in allen Vereins⸗ 
flaaten niemals ein Redt: 1) die Einfuhr foldher Gegenftände, welche mit dem patentirten über= 
einftimmen, oder 2) den Verkauf und Abfag verfelben zu verbieten oder zu befehränfen. Ebenſo 
wenig darf dadurch dem Patentinhaber ein Recht beigelegt werden, 3) den Be: oder Verbrauch 
von dergleichen Gegenſtänden, wenn ſolche nicht von ihm bezogen oder mit feiner Zuſtimmung 
anderweitig angeſchafft find, zu unterfagen, mit alleiniger Ausnahme des Falls: wenn von 
Maſchinen und Werkzeugen für die Babrifation und den Gewerbbetrieb, nicht aber von all- 
gemeinen, zum Ge- und Verbrauch bes größern Publifums beflimmten Handeldartifeln die 
Rede ift. Jeder Vereindregierung bleibt überlafen, durch Ertheilung eined Patents innerhalb 
ihres Gebiets dem Patentinhaber 1) ein Recht zur ausfchließlihen Anfertigung oder Aus: 
führung des in Rede ſtehenden Gegenſtandes zu gewähren. Ingleichen innerhalb ihres Gebiets 
dem Patentinhaber 2) das Recht zu ertheilen: a) eine neue Fabrikationsmethode, ober b) neue 
Maſchinen oder Werkzeuge für die Fabrikation in der Art ausfhließlid anzumenden, daß 
er berechtigt ift, allen denjenigen die Benugung der patentirten Methode oder den Gebrauch des 
patentirten Gegenſtandes zu unterfagen, welche pad Recht dazu nicht von ihm erworben ober den 
patentirten Gegenftand nicht von ihm bezogen haben. In jedem Vereinöflaate werden die inter: 
thanen der übrigen Vereinsſtaaten fowol in Betreff ver Verleihung von Patenten, ald auch hin⸗ 
ſichtlich des Schupes für die dur die Patentertheilung begründeten Befugnifle den eigenen ' 
Unterthanen gleich behandelt. Die in einem Staate erfolgte Patentertheilung darf jedoch keines⸗ 
wegs ald eine Rückſicht geltend gemacht werben, aus welcher un aud) in andern Vereinsſtaaten 
ein Patent auf venfelben Gegenftand nicht zu verfagen wäre. Die Gewährung eines Patents 
bleibt vielmehr dem freien Ermeflen jedes einzelnen Staats vorbehalten; fie begreift ferner für 
den Unterthanen eined andern Vereinsſtaats die Befugniß zur jelbfländigen Nieverlaffung und 
Ausübung des Gewerbes, in welches ver patentirte Gegenitand einſchlägt, nicht in jih; Die Be- 
fugniß hierzu ift nah Maßgabe der Verfaffung jedes Staats bejonderd zu erwerben. Wird 
nad Ertheilung eined Patents der Nachweis geführt, daß die Borausfegung ber Neuheit und 
Eigenthümlichfeit nicht gegründet war, fo Toll daſſelbe fofort zurückgezogen werben. In folden 
Füllen, wo der patentirte Gegenftand zwar einzelnen ſchon früher befannt geweſen, von dieſen 
jedoch geheimgehalten worben ift, bleibt das Patent, foweit deſſen Aufhebung nicht etwa durch 
anbermweite Umſtände bedingt wird, zwar bei Kräften, jedoch gegen die gedachten Perſonen ohne 
Wirkung. Die Ertbeilung eined Patents in einen DVereinsftaate ift fogleih, mit allgemeiner 
Bezeihnung bed Gegenſtandes, des Namens und Wohnorts des Patentinhabers, ſowie der 
Dauer des Patents in den zu amtlichen Mittheilungen beſtimmten Blätiern öffentlich zu ver⸗ 
künden. Innerhalb dieſer gemeinſam vereinbarten Grenzen gelten nun in den größern Zoll⸗ 
vereinsſtaaten folgende beſondere Beſtimmungen: 

a) Preußen. Publicandum vom 14. Oct. 1815. Jede Sache kann Gegenſtand einer 
Patentirung werben, wenn ſie nur neu erfunden, reell verbeſſert, oder im Fall der bloßen Ein—⸗ 
führung ausländiſcher Erfindungen, wirklich durd den Antragfteller im Lande zuerft befannt 
gemacht und zur Anwendung gebracht werben foll. Patentgefuche find bei der Provinzial⸗ 
regierung anzubringen; diefen Geſuchen find ganz genaue Beſchreibungen und Darftellungen 
der zu patentirenden Sachen durch Modelle, Zeichnungen oder Schriften, und ſoweit möglid 
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durch diefe drei Mitte zugleich beizufügen, auch zu erflären, ob das Patent für Die ganze Mon: 
archie oder für einen beſtimmten Theil derſelben und für welhen Zeitraum es gewünſcht mir, 
Die Regierung veranlaßt eine Prüfung der angezeigten Erfindung oder Verbefferung durch 
Sachverſtandige, und das Handelsminiſterium entſcheidet über das Geſuch ſowol in Abſicht der 
Patentirung im allgemeinen als über ven Umfang und die Dauer des Patents. Die ein— 
gereihten Modelle, Zeihnungen und Beſchreibungen werben ſorgfältig aufbewahrt. Die für: 
zefte Zeit ber Dauer eines Patents beträgt ein Jahr, die längfte 15 Jahre. Bon dem ihm 
verliehenen Nechte muß der Patentirte längftend vor Ablauf eines Jahres, von den Tage der 
Ausfertigung des Patents an gerechnet, Gebrauch zu machen anfangen, wibrigenfall fein Recht 
für erlofhen erachtet wird; der Nachweis hierüber ift duch Vorlegung eined Zeugnifles ver 
Ortöpolizeibehörde zu führen. Eine beſondere Patentſteuer wird nit erhoben, jondern es wer⸗ 
den nur zum Patent und zum Notificatorium je 15 Sgr. Stempel verwandt. Wenn fi ergibt, 
daß die Vorausfegung der Neuheit und Eigenthümlichkeit ver Sache nicht begründet war, fo 
erlifcht das ganze Patentrecht, und e8 wird dies gleich bei Ertheilung des Patents durch eine 
darin aufgenommene beſondere Clauſel dem PBatentirten befannt gemacht. Behauptete Berinz 
trächtigungen des Excluſivrechts find ſeitens des Patentirten in Beſchwerdewege bei der Re— 
gierung derjenigen Provinz anzubringen, in welder ver Beeinträchtiger feinen Wohnfig hat. 
Der Regierung gebührt mit Vorbehalt des Recurſes an dad Handelsminiſterium bie definitive 
Entſcheidung fo, daß demjenigen, ver überführt wird, ein durch ein Patent erlangtes Recht ge: 
ſchädigt zu haben, unter Zulafllegung der Unterfuhungsfoften, die Benugung oder Anwendung 
ber patentirten Sache auf jo lange, ald das Patent dauert, unterfagt bleibt, ihm auch befannt 
gemacht wird, daß er im Wiederholungsfalle mit Gonfldcation ber vorgefunbenen Werkzeuge, 
Materialien und Fabrifate beftraft werben würde. Wenn die Drohung fi fruchtlos erweift, 
fo wird die Strafe dergeftalt zur Ausführung gebracht, daß ſämmtliche confiscirte Objecte dem 
Patentirten zur weitern Benugung übergeben werben; dem lettern bleibt außerdem überlaffen, 
im Wege des Civilproceſſes den ihm zugefügten Schaden gegen ben Beeinträdhtiger geltend zu 
machen. Neben diefem Schuß wird Geheimhaltung der patentirten Sache dem Patentirten nicht 
zugejihert. Ausländer 18) fönnen fein Patent erhalten; fofern eine von ihnen angegebene Sache 
patentfähig ift, muß das Patent auf einen Inländer geftellt werben. Die aus dem Patente 
fliegenden Rechte können durch Übertragung oder Vererbung auf andere qualificirte Berfonen 
übergeben. 

b) Sachſen. Veroronung vom 20. Jan. 1853. Nur für wirklich neue und eigenthüm⸗ 
lihe Gegenſtände wird ein Patent (Erfindungsprivilegiun) ertheilt. Von der Patentirung 
find ausgeſchloſſen: Arzneimittel jeder Art und Arzneibereitungsmethoben, Schönheitsmittel, 
Nahrungsmittel einfhlieplid der zum Verzehren beftimmten Luxusartikel, alle Mufter, Façons 
und allgemeine wiffenjchaftlihe Orundwahrheiten. ‘Patente für Verbefferungen an bereits pri- 
vilegirten Gegenftänden werben zwar ertheilt, fünnen aber, folange das Privilegiun für den 
Hauptgegenſtand noch läuft, nur dann ausgeübt werden, wenn der damit Betheiligte das Recht 
zur Benußung der urjprünglichen Erfindung von dem Inhaber des dafür ertheilten Privile- 
giums erworben hat. In: wie Ausländer Finnen um ein Patent nachſuchen; Ausländer, welche 
nicht in einem der deutfchen Bundesſtaaten die Staatdangehörigkeit befigen, müſſen einen in 
Sachſen wohnhaften und flaatsangehörigen Patentträger fofort bei Anbringung des Geſuchs 
bezeichnen, auch deſſen Einverftänbnip beibringen. Die Rechte aus dem Patent dürfen auf 
Dritte übertragen werben; ein Anfprud auf Schuß des Privilegiumd wird für den Erwerber 
jedoch nur dann durch die Übertragung begründet, wenn er Staatdangehöriger in einem der 
deutichen Bundesländer ift. Für einen Gegenftand, deſſen Erfinder Angehöriger eines deutſchen 
Bundesſftaats ift und dort ein Patent dafür erlangt bat, wirb ein ſolches für den bereich des 
Königreichs nur dem Erfinder oder deſſen Rechtsnachfolger ertheilt. Das Patent gibt dem Ins 
haber das Recht, dag niemand ohne feine Binwilligung innerhalb Sachſens ven Gegenſtand 
der Erfindung anfertigen, ausführen oder anwenden darf. Dieſes Verbietungsrecht erſtreckt fi 
niemals auf die Ginfuhr folder Gegenflände, welche mit dem privilegirten übereinftimmen, auf 
den Verkauf und auf den Abſatz der privilegirten Gegenflände und ebenfo wenig auf deren Ge⸗ 
brauch; e8 bleibt denjenigen gegenüber, welche vor Ertheilung des Patents den Gegenſtand deſ⸗ 
felben bereitd gekannt haben, unwirfiam. Dad Patent begreift das Recht zum Betriebe eines 
Gewerbes mit der VBerfertigung oder Anmwenbung des patentirten Gegenftandes nicht in ſich. 


— ne nme 


13) D. h. Angehörige der nicht zum Deutfchen Zollverein gehörigen Staaten, 
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Die Dauer des Patents erſtreckt ſich zunächſt auf fünf Jahre, vom Tage ver Ausftellung der Ur⸗ 
Funde an gerechnet; fie kann auf weitere fünf Jahre verlängert werden, wenn ber Inhaber gegen 
Erlegung der Koften vier Wochen vor dem Ablauf der erſten Friſt bei dem Minifterium des 
Innern darum nachſucht. Die Gültigkeit jedes Erfindungsprivilegiums ift an die Bedingung 
geknüpft, daß die Erfindung binnen Jahresfrift im Königreih Sachſen zur Ausführung oder 
Anwendung gebramt wird, es fei denn, daß der Batentträger hieran durch Verhältniffe behindert 
worden ift, deren Befeitigung nicht in feiner Macht lag, in welchem Kalle eine Ausdehnung der 
Ausführungsfrift eintreten fann. Das Patent erliiht: 1) mit Ablauf der Frift, für melde es 
gewährt wurbe, 2) durch Zurücdnahme: a) wenn der Gegenſtand nicht nen und eigenthümlich 
war, b) wenn ver Patentinhaber ſich wahrheitswidriger Angaben über feine Stuatdangehörig- 
feit fhuldig gemacht hat, c) wenn der Gegenſtand des Patents bereitö in einem andern Staate 
des Deutfchen Bundes dem Erfinder patentirt war und der Inhaber des Privilegiums für 
Sachſen weder der Erfinder noch deſſen Nechtönachfolger ift, d) wenn die eingereichte Befchrei- 
bung und deren Beilagen die Erfindung nicht vollfländig ober unrichtig darſtellen, e) wenn die 
Erfindung nicht rechtzeitig im Lande zur Ausführung oder Anwendung gelangt. Über bie 
Zurücknahme beſchließt das Miniſterium des Innern, an welches auch die mit den erforderlichen 
Erläuterungen (Befchreibungen, Zeihnungen, Modellen) verfehenen Anträge auf Vatentirung 
und die Koftenbeträge dafür einzufenven find. Die Befchreibungen u. f. w. werden während 
der Batentdauer forgfältig verfchloffen aufbewahrt; nad Ablauf oder Zurücknahme des Patents 
verfügt dad Minifterium frei über dieſelben, namentlic bleibt ſolchenfalls Die Veröffentlihung 
borbehalten. Behauptete Beeinträchtigungen des Ausſchließungsrechts werben als flreitige Ad⸗ 
winiftrativfachen im Sinne des Geſetzes vom 30. Jan. 1835 sub D behandelt. Die wegen Li— 
quidirens in VBerwaltungsdangelegenheiten überhaupt beftehenden Grundfäge und Tarbeftim- 
mungen kommen in Patentſachen neben den fperiellen Koften für Ertheilung, reſp. Verlän— 
gerung des Privilegiums in Anwendung, und es find zu entrichten a) fofort bei Einreihung de 
Patentgeſuchs 7%, Thlr., b) für ein Patent auf fünf Jahre 221/, Thlr., c) für ein Geſuch um 
Berlängerung der Anusführungsfrift 4 Thlr., d) für ein Geſuch um Verlängerung des Patents 
auf weitere fünf Jahre 50 Thlr. 

c) Baiern. a) Die fieben ältern Kreife des Königreihs. (Verordnung vom 
21. April 1862.) Für Entdeckungen, Erfindungen oder Berbefierungen im Gebiete der In— 
duftrie im allgemeinen, viefelben mögen ein neues Fabrikat, ein neues Babrifationsmittel ober 
eine neue Fabrikationsmethode betreffen, können Erfindungsprivilegien, Gewerböprivilegien, 
Gewerbspatente ertheilt werden, wenn a) der Gegenſtand felbft neu oder eigenthümlich ift, oder 
die angebrachte Anderung etwas Neues und Eigenthümliches enthält, und wenn derſelbe dabei 
b) von ſolcher Bedeutſamkeit iſt, daß die Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung einen ge: 
meinnügigen weientlihen Einfluß zu äußern vermag. Die Verleihung folder Privilegien lebt 
den Minifterium des Handels und der Öffentlihen Arbeiten zu. @inführungspatente werden 
ertbeilt, wenn die vorftehenn bezeichneten allgemeinen Erforderniſſe vorhanden find und der zu 
privtlegirende Gegenftand im Auslande auch gefhügt iſt. Solche Privilegien werden nur an 
den ausländischen Erfinder oder veflen Rechtsnachfolger ertHeilt; die Angehörigen ausländiſcher 
Staaten, welche Reciprocität beobachten, werven hinſichtlich der Verleihung von Gemwerböprivi: 
legien und in Bezug auf den Schuß für die dadurch begründeten Befugniffe ven bairiſchen Unter: 
tbanen gleichbehandelt; fie erhalten aber Fein Patent für einen längern Zeitraum, als derjenige 
ift, während deſſen der fragliche Gegenſtand ſich des Schuges des in dem auswärtigen Staate 
bereit8 erworbenen Patents noch zu erfreuen hat. Für die Neuheit und Eigenthümlichkeit hat 
der Gefuchfteller jedenfalls die Haftung zu übernehmen. Anträge auf Batentirung find mittel: 
dar oder unmittelbar bei dem Hanvelsminifterium einzureichen; fie müffen ven Namen, Stand, 
Mohn: und Aufenthaltsort des Bewerbers, die allgemeine, aber harafteriftifche Bezeichnung 
der Erfindung oder Berbefferung und endlich die Anzahl ver Jahre, für welche das Patent nad): 
geiucht wird, enthalten. Außer der Tare und dem Stempelbetrage ift gleichzeitig eine in deutſcher 
Sprache abgefaßte eingehende Beſchreibung des Gegenſtandes, eventuell auch Zeihnung, Auf: 
riß, Modell vorzulegen. Das Bittgefuch und die Beſchreibung werben fogleich bei ihrer Uber: 
reihung mit dem Präfentatum, unter genauer Angabe bed Tages und der Stunde verjeben; 
die hierüber dem Bewerber ausgeftellte Beicheinigung begründet rin eventuelled Prioritätsredt. 
Kein Gewerböprivilegium darf für einen längern Zeitraum als 15 Jahre ausgeftellt werden; 
war jedoch daffelbe urfprünglic für einen kürzern Zeitraum verliehen, fo fann eine Verlängerung 
bi8 zu 15 Jahren zugeflanden werben. Die Taxe beträgt auf 1 Jahr 25 Fl., auf 2 Jahre 
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30 Fl., auf3, 4, 5, 6 Jahre je 10 Fl. mehr, auf 7 Jahre 90 Fl., 8 Jahre 110 Fl., 9 Jahre 
130 Fl., 10 Jahre 150 Fl., für jedes weitere Jahr 618 zu 15 Jahren 25 Bl. mehr. Zur Tare 
kommt nod ein Stempelbetrag von 3 Fl. Der limfang ded ertheilten Rechts befteht darin, daß 
der Inhaber jeden Dritten von der Anfertigung und Ausführung, beziehentlih Anwendung des 
patentirten Gegenflandes ausſchließen kann, fofern ev nicht die Befugniß zu ber Anfertigung, 
Ausführung oder Anwendung erworben oder ven patentirten Gegenftand von ihm bezogen hat. 
Das Semerböyprivilegium darf nicht getheilt werden; fonftige VBeräußerungen und aud Ver: 
erbung find ftattbaft, doch muß von jeder Befigveränderung binnen drei Monaten bei dem 
Handelöminifterium Anzeige erftattet werden. Die Patente verlieren ihre Wirkung: a) falle 
ih nad) Audfertigung derfelben eins von den Verbältniffen berauäftellt, welche, wenn fie ſchon 
bei der Ausfertigung vorhanden geweien wären, legtere unzuläffig gemadt haben würden; 
b) wenn der Gegenftand ſich nicht als neu und eigenthümlich erweift; c) wenn Beftanbtheile ver 
Erfindung oder Verbeflerung, von denen vie vollkommene Anfertigung, Ausführung oder An- 
wendung des patentirten Gegenſtandes abhängt, bei Einreihung ver Beſchreibung u. |. w. vers 
fhwiegen oder unrichtig angegeben wurden; d) wenn der Inhaber des Erfindungdprivilegiume 
nicht binnen drei Jahren oder bei Fürzerer Patentdauer ald ſechs Jahre binnen der erften Hälfte 
dieſes Zeitraums, oder wenn der Inhaber eined Einführnungspatents nicht binnen einem Jahre 
die Ausführung veffelben bewirkt und ſich darüber ausweiſt; e) wenn die Ausführung zwei 
Sahre lang aufgegeben wurde; f) wenn bei den an ausländiſche Erfinder verliehenen Privilegien 
Das betreffende Batent außer Wirkfamfeit tritt; g) durch Verzicht; h) bei unterlaffener rechtzei⸗ 
tiger Anzeige in Befigveränderungsfällen; i) durch Ablauf der Friſt, für welche das Patent ges 
währt wurde. Liber die ertheilten Gewerböprivilegien werden bei dem Minifterium Regifter 
geführt und die zu den Privilegien gehörigen Zeichnungen, Veſchreibungen u. ſ. w. in einem 
befondern Archive aufbewahrt. Patentftreitigfeiten gehören zu dem Wirkungskreiſe der Polizei: 
behoͤrden, falls ſie nicht zwiſchen zweien oder mehrern Betheiligten über den aus einem privats 
rechtlichen Titel hergeleiteten Befig an dem Gemerböprivilegium entſtehen, in welden Valle der 
Civilrichter zu erkennen hat. 

B) Die Pfalz. Die in dieſem Theile des Königreihs Baiern geltenden Beſtimmungen 
ſchließen ſich im weſentlichen an diejenigen in den rechtsrheiniſchen Kreifen an, und ift deshalb 
bier nit im nähern darauf einzugehen. 

d) Württemberg. Die neue Gewerbeordnung vom 12. Febr. 1862 verorpnet in Art. 67, 
daß rüudjichtlic ver Erfindungen und Patente die Beſtimmungen ver Gewerbeordnung vom 5. Aug. 
1836, foweit ſolche nicht durch dad Gefet vom 29. Juni 1842 abgeändert find, in Kraft bleiben 
folfen. Fürdie Erfindung eines neuen Fabrikats, eines neuen Fabrikationsmittels oder einer neuen 
Fabrikationsmethode, desgleichen für die erſte Einführung einer ſolchen Erfindung, wenn und 
folange diefelbe im Auslande nur unter Patentſchutzi in Ausübung geſetzt iſt, können Patente 
verwilligt werden. Die Ertheilung hängt in den einzelnen Fällen von dem Ermeſſen der Re⸗ 
gierung ab. in Dritter darf in das durch ein Erfindungs- oder Einführungspatent ertheilte 
Ausſchlußrecht während ver Dauer deffelben nicht eingreifen. Patentbewerber haben ihre Ein 
gaben an das Bezirksamt ihres inländifhen Wohnſitzes oder des für dad betreffende Gewerbe 
gemwäßlten Niederlaſſungsorts, nebft einer erihöpfenden und getreuen Befchreibung, etwa noth⸗ 
wendigen Zeihnungen u. ſ. w. zu übergeben; bie Beſchreibung darf verſchloſſen fein. Über vie ge: 
fchehene Übergabe, den Tag und Stunde derfelben wird eine amtliche Befcheinigung auögefertigt, 
bie Gingabe ſelbſt aber mit ihren Zubehör unter Angabe des Zeitpunkts der Borlegung an das 
Minifterium des Innern abgefandt. Verweigerungsgründe für die Batentirung find: Unver— 
einbarfeit ver Bereitung, für welche dieſelbe nachgeſucht ift, mit den beſtehenden Geſetzen, Vor⸗ 
handenſein eines für denfelben Gegenſtand ſchon früher ausgefertigten Privilegiums, notoriſche 
Anwendung der angeblichen Erfindung im Zollvereinsinlande. Die Dauer der Patentzeit darf 
zehn Jahre nicht überſteigen. Die eingereichte Beſchreibung des patentirten Gegenſtandes kann 
während der Patentdauer ohne Zuſtimmung des Berechtigten bei entſtandenen Streitigkeiten 
der die Entſcheidung treffenden Behörde mitgetheilt, ſonſt aber einem dritten nur dann zur Ein⸗ 
fiht gegeben werben, wenn bei Erfindungspatenten das letzte Jahr der bewilligten Patentzeit 
angetreten und bei Einführungdpatenten die erſte Hälfte ver Patentdauer abgelaufen, ferner, 
wenn der um Binficht Bittende ein Angehöriger der Zollvereindftaaten ift, I Intereſſe zur 
Sache nachweift und hinreichende Sicherheit gegen etwaigen Misbrauch ſtellt. Für das Patent 
wird eine während der Dauer deſſelben jährlich zu zahlende Abgabe von 5—20 Fl. angeſetzt, 
welche erſtmals bei der Aushändigung des Patents und ſodann mit jedem neuen Patentjahre zu 
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zahlen ift. Patente auf weniger als zehn Jahre fönnen bis auf Diefe Zeitbauer verlängert wer- 
den, falls ein dahin zielender Antrag bei Erfindungspatenten vor Antritt des legten Jahres, bei 
Einfuͤhrungspatenten vor Ablauf der erften Hälfte der frühern Dauer geftellt if. Der BVerech⸗ 
tigte kann unter Beobachtung der allgemeinen Belege jebe beliebige Anzahl von Gewerbeanlagen, 
ohne Unterſchied des Orts, errichten und feine Befugniffe auf andere übertragen oder folde in 
den Mitgenuß aufnehmen. Das Patentrecht geht eventuell auf die Erben über. Dem Privile- 
gieninhaber jteht ein ausſchließendes Recht auf vie Anfertigung des patentirten Gegenſtandes, 
und wenn ed fih um Fabrikationsmethoden, Maſchinen oder Fabrikationswerkzeuge handelt, 
auch die ausjchließliche Anwendung des patentirten Mittels oder Verfahrens zu. Bei wiffent- 
licher Verlegung eines patenticten Babrifationdverfahrens oder Mitteld tritt zum Vortheil des 
Berechtigten Wegnahme der nahgeahmten Werkzeuge oder Apparate, ſowie der mit dieſen her- 
vorgebradhten Gegenftände, eventuell Erlegung des Werth der bereitö veräußerten ober in an= 
bere verarbeiteten Objecte ein; wiverrechtliche Anfertigung patentirter Kabrifate wird zum Vor⸗ 
theil des Berechtigten mit Wegnahme ber angefertigten Gegenflänbe und Erfagleiftung, eventuell 
aber nur mit Uinterfagung der fernern Anfertigung und des fernern Verkaufs beftraft. Die 
Berbefjerungspatente erfireden fih nur auf die Verbeflerung nach den in der Beſchreibung an⸗ 
gegebenen Unterſchieden; die übrigen Theile der bereits patentirten Erfindung laſſen ſie un= 
berührt. Nichtigkeitserklärung eines Patents tritt ein: a) wenn ein anderer ſchon vor dem Zeit⸗ 
punkte der Übergabe ver Beſchreibung an das Bezirksamt ſich um ein Patent für viefelbe Erfin= 
dung beworben, oder b) wenn der Gegenfland bed Patentd bereitd im Zollvereindgebiet oder 
ohne Patentfhug in Auslande in Ausübung gefeßt oder in einer Öffentlichen, im Drud er: 
ſchienenen Schrift für jeden Sachverſtändigen verſtändlich hefchrieben war, oder c) wenn in der 
Befchreibung ein weſentlicher Beſtandtheil der Erfindung verichwiegen oder das ald patent: 
fähig Beanfpruchte unrichtig bargeftellt war, oder d) wenn von einem andern Zollvereindinlän- 
der nachgewieſen wird, daß er die Erfindung gemacht hat und durch Untreue des fpäter Paten 
tirten ihrer verluflig gegangen iſt. Crfindungspatente erloͤſchen durch Ablauf der Schugfrift, 
durch Verzicht, duch Nichtausübung der Erfindung innerhalb zweier Jahre nach der Patent- 
ertheilung, vefp. durch Unterbrechung der Ausübung in ebenfo langer Frift, ferner, wenn der 
Betrieb des patentirten Gewerbed aus dem Lande gezogen wird und bie patentirte Bereitung 
oder Die dabei angewendeten Mittel ven Bejegen widerſtreiten. Einführungspatente fallen aus 
‚eben den Gründen wie Erfindungspatente fort, außerdem aber no, wenn das betreffende aus: 
ländiſche Batent, auf Grund deflen die Einführung erfolgte, außer Kraft tritt. 

e) Hannover. Gewerbeordnung vom 1. Aug. 1847. Wer eine neue Erfindung im Ge: 
biete der Gewerbe macht, Tann das Recht zu ihrer ausfhließlihen Anwendung auf gewiſſe Zeit 
erhalten (Erfindungspatent). Ebenſo kann demjenigen, der eine im Auslande gemachte, jedoch 
nicht bekannt gewordene Erfindung zuerft einführt, ein Patent (Ginführungspatent) darauf er- 
tHeilt werden. Daß die Erfindung im Auslande patentirt wäre, ift nicht erforverlih. Erfinder 
jemand an einer in Hannover patentirten Erfindung eine wefentliche Verbeſſerung, jo kann auf 
dieſe Verbeſſerung ein Patent (Berbefferungspatent) gewährt werben; durch daffelbe wird jedoch 
das Erfindungspatent nicht beeinträchtigt. Dem Patentgeſuche ift eine genaue, richtige und voll- 
ftändige Beichreibung des Orgenftandes, ſammt Zeihnungen, Modellen, eventuell auch mit 
einer Probe beizufügen, es iſt jedesmal anzugeben, für welche Einzelheiten ‘ver Erfindung bie. 
Neuheit in Anſpruch genommen wird. Das Minifterium des Innern ald Patentbehoͤrde ver⸗ 
anlaft eine Prüfung des Geſuchs durch Sachverſtändige über die Neuheit und Eigenthümlich— 
Feit des Gegenſtandes und trifft feine Entſcheidung nad dem Ergebniß diefer Vorunterſuchung. 
Ausländer erhalten ein Patent nur dann, wenn die Erfindung in Hannover zur Ausführung 
gebracht werben fol. Die Schupfrift fol nicht mehr als zehn Jahre betragen; Verlängerung 
der auffürzere Zeit ertheilten Privilegien bis zu dieſer Maximalgrenze iſt, wenn der Antrag ein 
Jahr vorher geftellt wird, zuläfjig. Einführungspatente find nicht über die Dauer des auslän= . 
diſchen Patents hinaus zu ertheilen, Das durch das Patent erlangte Recht beſchränkt jih auf 
den Gegenftand, welcher durch die in der Befchreibung enthaltenen Unterſcheidungsmerkmale be- 
zeihnetift. Die Beſchreibung kann nad Ertheilung des Patents veröffentlicht werden, und je⸗ 
der Landeseinmohner fann fie nebft den Zeichnungen und Modellen einſehen, auch Abfchrift oder 
Abzeichnung davon erhalten. Das Patent darf auf andere übertragen und vererbt werben. DBe- 
einträdhtigungen des Excluſivrechts werden, neben Gonfldcation der rechtswidrig verfertigten 
Gegenfände, eventuell auch der Werkzeuge zur Berfertigung, mit Geldbuße bis zu 25 Thlrn. be= 
legt. Eine Zurüdnahme des Patents erfolgt, wenn die Erfindung nicht neu iſt, menn bie Be⸗ 
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ſchreibung Unrichtigkeiten oder Unvollſtändigkeiten zeigt, wenn ein anderer nachweiſt, daß er die 
Erfindung gemacht oder bei Einführungspatenten zuerſt eingeführt und der Patentinhaber fie 
unrechtmäßig ſich zugeeignet hat, endlich wenn die Erfindung ohne genügenpen Orund ein halbes 
Jahr nad der Batentertheilung im Lande noch nicht in Ausübung gefegt oder die Ausübung 
ein halbes Jahr lang unterbrochen ift. Die Koften der Vatenterthellung find die tarifmäpigen 
Stempel. 

2) Ofterreid. Geſetz vom 15. Aug. 1852. Jede neue Entdeckung, Erfindung oder Ver⸗ 
beiferung , welche ein neues Erzeugniß der Induftrie, oder ein neued Erzeugungämittel, oder 
eine neue Grzeugungsmethobe zum Gegenftand Hat, kann patentirt werden, und zwar ohne 
Unterſchied, ob das Privilegium von einem öſterreichiſchen Staatsangehörigen ober von einem 
Ausländer nahgefucht wird, Als neu wird jede Entbedung, Erfindung oder Verbeiferung be⸗ 
trachtet, wenn fie bis zur Zeit des beantragten Privilegiums im Inlande weder in Ausübung 
fteht, noch durd ein veröffentlichtes Druckwerk befannt if. Ausgenommen find Nahrungs: 
mittel, Getränfe, Arzneien, fowie Begenftände, deren Ausübung aus Gründen der Geſundheit, 
Sittlichkeit, Sicherheit und des allgemeinen Staatdinterefled unzuläffig if. Auf neue Gnt= 
deedungen u. f. w. des Auslandes werben Privilegien nur dann verliehen, wenn die Ausübung 
derjelben auch im Auslande noch auf ein ausſchließendes Recht beſchränkt ift; eine ſolche Ver⸗ 
leihung kann aber nur dem Inhaber des ausländifhen Privilegiums oder deſſen Rechtsnach⸗ 
folgern zu Theil werden. Verbeſſerungspatente auf einen ſchon befannten ober geſchützten Ge: 
genftand Haben nicht den ganzen Gegenfland, fondern nur ven verbeflerten Theil veffelben zum 
Dbjecte. Haben zwei oder mehrere, unter fich verfchiebene Entdeckungen u. |. m. auf einen und 
den nämlichen Gegenftand als Beftanbtheile oder wirkende Mittel Bezug, fo ift eine Bereinigung 
derjelben in ein einziges Privilegium geftattet. Patentgeſuche Eönnen bei den Stattbaltereien, 
oder wo politifhe Kreißbehörden (Kreisämter, Delegationen, Comitatsbehörden) beftehen, bei 
diejen eingereicht werben; jie müffen den Bor- und Zunamen, Gharafter, Wohnort des Be: 
werbers, und falld diefer feinen bleibenden Wohniig in Oſterreich Hat, ven Namen, Eharafter 
und Wohnort eines inländifhen Bevollmädtigten, die Benennung ber Entdeckung u. f. w. in 
ihrer Wefendeit, die Anzahl der Jahre, auf welche dad Privilegium gewünſcht wird, enthalten; 
auch ift anzugeben, ob Geheimhaltung gewünſcht wird ober nicht. Dem Geſuche iſt beizufügen 
a) der Betrag der Privilegiundtare; b) wenn ein Vollmachtsverhältniß vorliegt, die Vollmacht; 
c) bei Einführungspatenten die ausländiſche Privilegiumsurkunde im Original oder in beglau= 
bigter Abichrift; d) die verfiegelte Beichreibung des Gegenflanded, auf deren Umſchlag die Ente 
deefung u. f. w. nach ihrer Wefenheit übereinſtimmend mit ven Angaben im Geſuche und mit 
Benennung der Wohnung ded Bewerbers zu vermerken bleibt. Die Privilegiumstare beträgt 
ohne Unterſchied des Gegenſtandes und der Qualität des Nachſuchenden ald In- oder Ausländer 
für die erften fünf Jahre 100 Fl., für die folgenden fünf Jahre 200 Fl. und für die legten fünf 
Jahre 400 Fl., wovon auf jedes Jahr einzeln, und zwar auf jedes der erſten fünf Jahre 20 Fl., 
mithin auf diefe fünf zufamnen obige 100 Fl., auf das ſechste Jahr 30 Fl., auf das fiebente 
35, achte Jahr 40 Fl. neunte Jahr 45 Fl., zehnte Jahr 50 Fl. u. ſ. f. bis zum funfzehnten Jahr je 
10 $1. mehr, mithin auf die geftartbar längſte Dauerzeit 700 Fl. entfallen. Diefe Tare ift für 
die gefammte Anzahl der nachgefuchten Jahre aufeinmal zu erlegen und wird nur dann zurüd- 
gewährt, wenn das Privilegium aus einer nach deffen Ertheilung eintretenden Öffentlichen Rück⸗ 
ſicht annullirt wird. Die Beichreibung iſt in deutfcher Sprache ober in der Geſchäftöſprache des 
Kronlandes, wo dad Geſuch eingereicht wird, abzufaffen und von dem Bewerber ober deſſen im 
Geſuche genannten Bevollmächtigten zu unterſchreiben; fie muß eine zerglieverte Darftellung ber 
Entdeckung u. |. w. enthalten und fo gefaßt fein, daß jeder Sachverſtändige den Gegenſtand va: 
nad zu verfertigen vermag ; ed darf in derſelben nichts verfchwiegen fein von dem, was die Mit: 
tel oder die Ausführungsweiſe betrifft; Zeihnungen, Mufter und Modelle find eventuell bei⸗ 
zufügen. Die Behörde prüft dad Gefud in Gegenwart des liberreicherd mit Rückficht auf die 
Bormalien, vermerft darauf Tag und Stunde der Überreihung und ven erlegten Tarbetrag 
unter Mitfertigung des Bewerbers oder deſſen Bevolfmädtigten und flelft einen Enıpfange- 
Schein aus; von diefem Tag und diefer Stunde an gilt die Priorität der angezeigten Entdeckung 
u. ſ. w. Dad Geſuch fammt allen Beilagen wird, wenn ed nit unmittelbar bei der Statt- 
halterei eingereicht ift, ohne Verzug und längftens binnen drei Tagen an die Statthalterei ber: 
fandt. Bei diefer erfolgt eine Prüfung jeder Eingabe in ver Beziehung, ob der Gegenſtand zur 
Patentirung geeignet ift oder nicht, und ob die Beilagen den worgefchriebenen Bedingungen ent: 
Sprechen. Die Gefuche gelangen bejahendenfalls an das Handelöminifterium, welches zur Über: 
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prüfung aller vorgeichriebenen Erforderniſſe berufen und dem es ausjchliegend vorbehalten ift, 
die gejiegelte Beichreibung zu Öffnen und materiell wie formell zu unterſuchen, wobei jedoch eine 
wie immer geartete Unterſuchung über die Neuheit und Nüglichkeit in feinem Falle fattfinvet. 
Die Batente werden durch den Minifter für Handel und Gewerbe mitteld einer beiondern Ur: 
kunde ertheilt; jie entbinven niemals von den gejeglihen Anordnungen und Vorfchriften, die in 
öffentlichen Geſundheits-, Sicherheits- oder Sittlichkeitsrückſichten oder in allgemeinen Staatd- 
inteveffe beftehen oder erlaffen werben; die Ausübung bleibt folglich von allen derartigen Anz 
ordnungen und Vorſchriften abhängig, wonach biefelbe, je nachdem fie durch jene eingefchränft 
oder jelbft ganz unterjagt wird, nur beſchränkt oder auch gar nicht flattfinden darf. Die Be 
ſchreibungen ſammt Beilagen werben zur Aufbewahrung und weitern Gebrauch dem Gentral: 
archiv für Privilegien übergeben. Ein ausjcließended Privilegium jihert und [hügt dem Pri⸗ 
vilegirten den ausſchließenden Gebrauch feiner Entdeckung u. |. w., ſowie das Recht, alle jene 
Werkſtätten zu errichten und jede Art von Hülfsarbeitern für dieſelben, welche zur vollftänpigen 
Ausübung ded Gegenftandes in der beliebigften weiteiten Ausdehnung nöthig find, aufzuneh⸗ 
men, beliebige Gefellfchafter anzunehmen, die Benugung des Gegenſtandes nad) jedem Maß: 
flabe zu vergrößern, über dad Privilegium felbft zu disponiren, e8 zu vererben, verfaufen, ver: 
pachten, überhaupt zu veräußern. Der limfang der gejeglihen Wirkfamfeit jedes Privilegiuns 
erſtreckt jih auf dad ganze Reichsgebiet; die höchſte Dauerzeit ift 15 Jahre, Doch ift dem Kaifer 
die Bewilligung einer längern Krift in befonvdern Fallen vorbehalten. Das Privilegium be- 
ginnt von dem Tage der Ausfertigung der Urkunde; Patente, die auf kürzere als vie höchſte 
Dauer extheilt wurden, fünnen, wenn vor Erlöfhen des Rechts darum rechtzeitig nachgefucht 
wird, bis zur feftgefegten längflen Dauer verlängert werben, Die Privilegien verlieren ihre 
Gültigkeit 1) durch Nullitätderflärung, wenn a) es fich beraußftellt, daß die gefeglichen Erfor- 
derniffe nicht vorhanden find, alfo die Befhreibung mangelhaft und ungenügend ift, die Ent- 
deckung die Eigenfchaft ver Neuheit nicht hatte, dad Einführungspatent nicht dem Inhaber des 
auf den nämlichen Gegenftand früher erwirften ausländischen Privilegiumd oder deſſen Ceſſio⸗ 
naren ertheilt wurde, wenn bie ſpäter privilegirte Entdeckung u. f. w. mit einer früher ord⸗ 
nungsmäßig patentirten identifch iſt; b) wenn eine bie Güttigfeit ned Patents bedingende Ber: 
pflihtung nit erfüllt wird; c) wenn e@ mit öffentlihen Rückſichten in Widerftreit tritt; 
2) durch Erldfhung. Hierher gehören die Kalle des Nichtanfangens der Ausuübung ber Ent: 
deckung im Inlande binnen Jahresfrift, ober der Unterbrechung der Ausübung während zmeier 
Jahre, Ablauf der urfprünglichen oder verlängerten Dauer des Privilegiund, freiwillige Zurück⸗ 
legung des Patents. Jedes ertheilte Privilegium wird in ein bei dem Handeldminifterium ge= 
führtes Regiſter eingetragen. Die Einſicht dieſer Negifter jomwie der aufbewahrten Beſchrei— 
bungen fammt Beigaben, deren Geheimhaltung nit nachgeſucht wurbe, fteht jedermann zu. 
Die unter Lebenden oder von Todes megen ganz oder theilweife erfolgte Übertragung von Privi- 
legten auf andere ift entweder durch die Statthalterei des Kronlandes oder direct dem Mini- 
flerium anzuzeigen; ſie wirb in ein Regiſter eingetragen und Öffentlich befannt gemacht. Patent⸗ 
freitigfeiten werben, wenn es ſich nicht um den Antrag auf Einftellung eines Eingriffs handelt, 
ober wenn nit dad Eigenthum oder pie Priorität der Entdeckung oder privatrechtliche Anſprüche 
in Frage fteben, in welchen Fällen die Givilgerichte darüber befinden, von den politifchen Be: 
hörden entfhieden. If die Beſchreibung eines Privilegiums in die offen flehenden Regifter 
eingetragen, fo begründet ſchon der erfte Eingriff, iſt aber die Beichreibung geheimgebalten wor⸗ 
ben, jede Wiederholung des bereits unterfagten Eingriffs in daſſelbe eine Gelpftrafe von 25 Fl. 
bis 1000 Fl. neben Gonfidcation der vorhandenen nachgemachten oder nachgeahmten Gegen: 
fände und Zerflörung der zur Ausführung der Nadahmung ausſchließlich dienlichen Werk: 
zeuge und Hülfsmittel. Die Beloftrafe Fällt vem Armenfonds des Orts zu, wo die Übertretung 
begangen murbe. 

B. Italien. Geſetz vom 30. Oct. 1859 für die alten und neuen Provinzen. Der Urheber 
einer neuen induflriellen Erfindung oder Entdeckung bat das Recht, ſie in Ausführung zu brin⸗ 
gen und innerhalb ver gefeglichen Grenzen und Bedingungen während mindeftend eined Jahres 
und längftens funfzehn Jahren ausfchließlih Nuten daraus zu ziehen. Eine induftrielle Erfin⸗ 
dung oder Entdedung wird ald neu betrachtet, wenn fie vorher gar nicht befannt war, oder wenn 
bei einer vorhandenen und oberflädhlihen Kenntniß die zu ihrer Ausführung erforderlichen Ei- 
genthümlichkeiten unbefannt waren. Neue induſtrielle Erfindungen u. f. w. verleihen, menn fie 
auch ſchon im Auslande befannt gemacht worden find, dad Recht, ein Patent in Stalien zu ver: 
langen, injofern die Ausfertigung nachgeſucht wird, ehe das ausländiſche Patent abläuft und 
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ehe ein anderer dieſelbe Erfindung frei in das Land eingeführt und daſelbſt zur Ausführung 
gebracht hat. Jede Modification einer mit einem noch gültigen Patente verſehenen Erfindung 
u. ſ. w. gibt das Recht auf ein Verbefferungspatent. Ausgeſchloſſen von dem Patentſchutze find: 
induſtrielle Erfindungen u. f. w., welche gegen die Gefege, vie Moral und die öffentliche Sicher- 
heit verjtoßen, welche nicht Die Erzeugung materieller Begenflände zum Zweck haben, rein theore- 
tifche Erfindungen und Entdeckungen, Arzneimittel aller Aıt. Das Patent auf einen neuen 
Begenftand ſchließt die ausſchließliche Verfertigung und den Verkauf des Gegenſtandes felbft in 
ih; handelt es fi aber um die Anwendung eined erfundenen oder entdeckten hemifchen Agens, 
eines Verfahrens, einer Methode, einer Majchine, eines Triebwerfs, einer Vorrichtung oder 
irgendeiner mechanischen Anordnung in einem Induſtriezweige, fo wird das Recht verliehen, die 
Anwendung derfelben durch andere zu verhindern. Für die von den Urhebern ver patentirten 
Erfindung oder deren Rechtonachfolgern an dem Gegenſtande angebrachten Modiflcationen wer⸗ 
den Ergänzungspatente bewilligt. Die Wirkungen eines Privilegiums beginnen dritten Per: 
jonen gegenüber von dem Augenblid, an welchem das betreffende Geſuch vorgelegt wurde. Die 
Zeitdauer der Schugfrift wird immer von den legten Tage eines der Monate März, Juni, Sep: 
tember und December an gerechnet, und zwar zunächſt dem Tage, an welchem das Geſuch an: 
gebracht iſt. Die Patente haben für ganz Italien Gültigkeit und unterliegen einer verhältniß- 
mäßigen Taxe zur Zeit ver Nachſuchung fowie einer weitern jährlichen Gebühr; erftere befteht 
in dem Betrage von fo viel mal 10 Livres, al8 für wie viele Jahre das Patent verlangt wird, 
leßtere beträgt 40 Livres für die erften drei Sahre, 65 fürı die folgenden drei Jahre, 90 für die 
dritten drei Jahre, 115 für die vierten und 150 Livres für die legten drei Jahre. Für ein Er- 
gänzungspatent find einmal pränumerando 20 Livred zu zahlen. Alle Batentangelegenheiten 
reffortiren von dem Finanzminiſterium, bei deſſen Unterbehörden die Gejuche, welche Namen, 
Zunamen, Baterland und Domicil des Antragftellerd, reſp. deſſen Bevollmächtigten, pie Anz 
gabe der Entdeckung nebft deren charakteriſtiſchen Merkmalen, die Zeitvauer, für welche das 
Patent gewünſcht wird, enthalten müffen, fowie die Befchreibungen, Zeichnungen u. f. w. ein= 
zureichen find. Die Befhreibungen jind in italienifcher oder franzoͤſiſcher Sprache abzufaifen 
und fo deutlih und vollfländig aufzufegen, daß jeder Sachverſtändige den Begenftand in Aus 
führung bringen kann. Sowol von der Beſchreibung wie von den Zeichnungen jind drei Dri- 
ginale einzureichen. Derjenige, welchem ein Patent gehört, kann in ben erften ſechs Monaten der 
Patentvauer verlangen, daß daffelde nur auf einen Theil ver dem erften Gefuch beigefügten Be⸗ 
fhreibung beichränft werde, jogenannte Binfhränfungspatente. Die mit der Annahme von 
Patentanträgen beauftragte Behörde hat ein Protofoll aufzunehmen, in dem Tag und Stunde 
der Borlegung fowie der Gegenfland Eurz zu vermerken find; Abjchrift dieſes Protokoll und des 
Eintragungsregifters müffen binnen fünf Tagen an das Finanzminifteriun eingereicht werben, 
welches legtere nach erfolgter Regiftrirung die Patenturfunde ausftellt. Im Falle ver Verwei⸗ 
gerung bes Privilegiumd fleht dem Interejienten binnen 14 Tagen vie Reclamation zu an eine 
aus 15 Mitgliedern zufammengefegte Commiſſion, welche aus drei dem Richterſtande ober ver 
Zuriftenfacuftät der turiner Univerfität angehörenden Perfonen und aus zwölf andern Mitglie⸗ 
dern befteht, Die aus der Klaffe der phyſikaliſchen und mathematiſchen Wiffenihaften der turiner 
Akademie, aus den Profefforen der gleichen Wiſſenſchaften bei der turiner Univerſität und ven 
techniſchen Schulen gewählt werben. Dieſe Commiſſion zerfällt in drei Sectionen (mechaniſche, 
phyiikalifche und chemiſche), deren jede aus einem der drei Rechtskundigen und vier Technikern ge⸗ 
bildet wird. Je nach ver Beſchaffenheit des Gegenſtandes wird die Reclamation von einer diefer 
Sertionen geprüft; eine Berathung im Plenum tritt nur dann ein, wenn bad Gutachten ber 
Section nicht einftimmig gefaßt werden kann. Übertragungen von Patenten werben in befon= 
dern Regiftern vermerkt und Öffentlich befannt gemacht; die Negifter find zwar öffentlich, allein 
vor Ablauf von drei Monaten nad) Ertheilung des Patents darf niemand davon Einſicht neh⸗ 
men. Später ift neben der Einfiht auch die Kenntnißnahme ver Befchreibungen, Zeichnungen 
und Modelle geftattet, und außerdem werben alle ſechs Donate die im verfloffenen Semefter er⸗ 
theilten Patente mit den Beihreibungen und Zeichnungen vollfländig veröffentlicht. Patente 
find nichtig, wenn der Gegenſtand ein gefeglich unzuläffiger ift, oder das Privilegium für Ge⸗ 
tränfe und Verzehrungsgegenflände gegen dad Gutachten der Sanitätöbehörpe ertheilt wurde, 
oder wenn Titel und liberfchrift ver Erfindung mala fide jo angegeben find, daß fle dem wirk⸗ 
lihen Gegenſtand nicht entfprechen, oder wenn die Beichreibung unzulänglih iſt oder Vers 
heimlichungen darin entdedt werden, wenn die Erfindung nicht neu ober Feine induſtrielle ift. 
Das Patent verliert feine Gültigkeit, wenn die Pränumeranvozahlung ber jährlihen Taxe au 
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nur einmal unterbleibt, wenn bei Privilegien auf fünf oder weniger Jahre die Erfindung nicht 
innerhalb eines Jahres, fonft innerhalb zweier Jahre audgeführt worden ift, oder wenn die 
Ausführung ein, refp. zwei Jahre unterbrochen wurde. Die Verhandlungen auf Nichtigkeits⸗ 
erklärung oder Annullirung von Patenten werben vor den Provinzialtribunalen geführt. 

C. Spanien. Geſetz von 27. Mai 1826. Jeder, ohne Unterſchied ob In: oder Auslän⸗ 

der, kann auf ein in Spanien in derfelben Weiſe und in derielben Art noch unbekanntes In: 
firument, Geräth, hemifches oder phyſikaliſches Verfahren, Maſchinen, ganz oder theilweife, ein 
ausſchließendes Privilegium erlangen. Behufs Feftftellung der Neuheit und des Nutzens des 
Begenftandes foll zwar eine vorgängige Prüfung flattfinden, allein, indem ver Erfinder in dieſer 
Beziehung die alleinige Haftpflicht trägt, erwachſen der Regierung daraus feinerlei Verbind— 
lichkeiten. Die Patente werben je nach der Wahl der Bewerber auf 5, 10 oder 15 Jahre aus: 
geftellt, Einführungspatente dagegen nur auf fünf Jahre. Zehn-, reſp. funfzehnjährige Ba: 
tente jind von der Verlängerung, die bei fünfjährigen bis auf zehn Jahre fattfinden kann, aus: 
geſchloffen. Die mit den erforderlichen Beilagen verjehenen Anträge auf Patentirung find bei 
den Provinzialintendanturen, reſp. bei dem Intendanten in Madrid anzubringen. Legterer prä: 
fentirt die Geſuche und verfieht viefelben mit dev Adreſſe des Finanzminifters, den fie alsdann 
von den Betheiligten felbft oder von deren Bevollmächtigten übergeben werden. Die Gebühren 
betragen für ein Privilegium von 5 Jahren 1000 Realen, für ein desgleichen von 10 Jahren 
3000 Realen, für 15 Jahre 6000 Realen, fürein Einführungspatent 3000 Realen und außerdem 
nod 80 Realen Ausfertigungskoſten. Die verfiegelten Batentfchriften werben in einem beſondern 
verfchloffenen Zimmer des Eöniglihen Archivs aufbewahrt und dürfen nur dann geöffnet wer- 
den, wenn bei Streitigkeiten ein richterliher Befehl dies erheiiht. Der Batentinhaber bat das 
ausſchließliche Kigenthum an dem patentirten Gegenflande und kann daſſelbe unter Beobachtung 
der vorgefihriebenen Formalitäten cediren, fortgeben, verkaufen oder teſtamentariſch vermachen, 
fo jedoch, daß die Veräußerung u. f. w. ungültig wird, wenn der anıtliche Act fiber die erfolgte 
Übertragung des Eigenthums- oder Nutzungsrechts nicht binnen 23 Tagen dem zufländigen 
Intendanten in den Provinzen oder jenen in Madrid angezeigt wird. Die Patente verlieren 
ihre Gültigkeit, wenn die Schupfrift verftrichen ift, wenn das Patent nicht binnen drei Monaten 
nad dem Antrage abgelangt wird, die Ausführung innerhalb der Frift von einem Jahre und 
einem Tag unterbleibt, oder wenn Die Ausführung ebenfo lange unterbrochen wird, ſchließlich 
wenn der Nachweis geführt wird, daß ver privilegirte Gegenſtand entweder ſchon in Spanien 
exiftirt, oder in Öffentlichen Werken bejchrieben iſt, oder anderwärts befteht und von dem Patent: 
träger fälihlih ald eigene Erfindung bezeichnet wurbe. Patentftreitigkeiten werben von dem 
Provinzialintendanten vorbehaltlih ded Recurſes an das Finanzminifterium entſchieden; vie 
Strafen beflehen in Confidcation aller nachgemachten Gegenftände, fowie der zur Nachbildung 
verwendeten Mafchinen, Geräthſchaften u. ſ. w und Zahlung des breifahen Werths derſelben 
zu Gunſten des rehtmäßigen Privilegieninhabers. 
D.,. Portugal. Gefeg aus dem Jahre 1809. Die Patente werven in ähnlicher Weiſe wie 
in Spanien, und aud) nach vorgängiger Prüfung der Neuheit und Nüplichkeit, wobei jedoch ber 
Bewerber ebenfalld die alleinige Haftung übernimmt, verliehen. Die längfte Patentdauer iſt 
14 Jahre. Die Koften betragen für ein @rfindungspatent ohne Unterſchied der Dauer 
8200 Reis. 

E. Sranfreid. Geſetz vom 5. Juli 1844. Jede neue Entvedung oder Erfindung in 
allen Gattungen ver Induftrie gemährt ihrem Urheber unter den gefeglichen Bedingungen und 
für den gefeglihen Zeitraum ein ausſchließendes Recht auf die Benugung biefer Entdeckung 
u. ſ. w. zu feinem Vortheil. Ein unter der Benennung „brevet d'invention‘' von der Re⸗ 
gierung verliehener Titel conflatirt dieſes Necht. Als neue Erfindungen u. f. w. werden betrach⸗ 
tet: die Erfindungen neuer Induftrieproducte und die Erfindung neuer Mittel oder einer neuen 
Anwendung befannter Mittel, um ein induſtrielles Erzeugniß oder Produrt zu erlangen. Ba: 
tente werben nicht ertheilt auf pharnacentifhe Zufammenfegungen oder Heilmittel aller Art, 
und auf Plane und Gombinationen, welche Credit- und Binanzoperationen betreffen. Die Batent: 
dauer beträgt 5, 10 oder 15 Jahre, und die Tare 500 Frs. für fünfjährige, 1000 Frs. für zehn: 
jährige, 1500 Fr. für funfzehnjährige Privilegien. Dieje Taxe ift in Jahresbeträgen (an- 
nuite) von je 100 Frs. bei Strafe des Verfall, wenn ein fälliger Termin ohne Zahlung ver: 
ſtreicht, zu zahlen. Anträge auf Erfindungspatente iind verfchloffen bei dem Generalfecretartat 
der PBräfeetur im Departement des Wohnorts des Bewerberd, oder in jedem andern Depar: 
tement, woſelbſt ex fich niederzulaffen beabſichtigt, einzureichen ; fie müffen an das Sandeldmini: 
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ſterium gerichtet, von einer Beſchreibung der Entdeckung u. ſ. w., von den erforderlichen Zeich⸗ 
nungen oder Modellen und von einem Verzeichniß der deponirten Stücke begleitet ſein. Das 
Verlangen darf nur auf einen Hauptgegenſtand nebſt den mit dieſem in Verbindung ſtehen⸗ 
den Detailgegenſtänden und ven hierbei in Betracht Eonımenden Anwendungen gerichtet fein. 
Die Bingabe muß die Dauer des verlangten Brevets, ſowie die ſummariſche Benennung bes 
Begenftandes enthalten; die einfach und nit überhäuft zu Haltende-Befchreibung iſt in franzd- 
fifder Sprache abzufaflen und fammt der Zeichnung in duplo vorzulegen. Die Zeichnungen 
follen mit Tinte und die Maße im Decimalmaße angegeben fein. Alle Stüde ver Eingabe ſind 
von dem Bewerber, reip. von deſſen Bevollmächtigtem zu unterzeichnen. Vor Annahme des An: 
trag feitend Der Behörde hat der Bewerber fi über die ald Abſchlag auf die Taxe erfolgte Zah: 
lung von 100 Frs. auszuweiſen. Der Präfecturbeamte nimmt über die Hinterlegung ein kur⸗ 
zes Protokoll auf, trägt daſſelbe, nachdem ed von dem Bewerber unterzeichnet ift, in ein für Diefen 
Zweck vorliegended Regifter ein und conflatirt damit die flattgehabte Depofition des Geſuchs 
fowie Tag und Stunde der Libergabe des letztern; gegen Erlegung ver Stempelgebühr erhält der 
Bewerber eine Audfertigung biefes Protokolls. Die Dauer des Patents läuft vom Tage ber 
Sinterlegung des Geſuchs. Diefes fowie die bis dahin gepflogenen amtlihen Verhandlungen 
gelangen binnen fünf Tagen dur die Präfecten an das Hanveläminifterium, woſelbſt in der 
Neidenfolge des Empfangs der Geſuche zur Eröffnung der Eingaben und Außfertigung ber 
Patente gefhritten wird. Die in formeller Beziehung für vorfhriftsmäßig zu erachtenden Ge⸗ 
fuche erhalten das Brevet ohne vorgängige materielle Unterfuchung, auf Gefahr des Bewerbers 
und ohne Barantie ſowol hinſichtlich der Realität, Neuheit oder des Verdienſtes der Erfinder 
als bezüglich der Zuverläfiigkeit und Genauigkeit der Beſchreibung. Ein Erlaß des Minifters 
bildet dad Erfindungspatent, dem das beglaubigte Duplifat der Beſchreibung und Zeichnungen 
beigefügt wird. Die erfte Ausfertigung erfolgt foftenfrei; für fpäter verlangte Ausfertigungen 
defielben Patents find 25 Frs. Tare zu entrichten. Gingaben, bei denen bie vorgefchriebenen 
Hormalitäten außer Acht gelaffen find. bleiben unberüdfihtigt, und die Hälfte der mit dieſen 
Eingaben erlegten Summen verbleibt dem Staatsfhage; dagegen erfolgt die volle Zurückgabe 
der Tare, wenn die Ausftellung des Patents aus ſachlichen Gründen unterbleibt. Berlängerun: 
gen von Patenten erfolgen nur im Wege ver Geſetzgebung. Dem Batentirten, beflen Theil: 
habern oder Rechtsnachfolgern ſteht während der ganzen Patentvauer dad Recht zu, die ihnen 
verliebenen Befugniffe mitteld Hinterlegung ber betreffenden Eingabe unter ven obenerwähnten 
Foͤrmlichkeiten auch für |pätere Veränderungen, Verbefferungen und Zufäge der urfprünglichen 
Erfindung in Anfprud zu nehmen. Derartige Abänderungen u. |. m. werden durch in ber 
nämlichen Form gleich dem Hauptpatente ausgeſtellte Gertificate conftatirt;; für ein ſolches certi- 
ficat d’addition ift eine Tare von 20 Frs. zu entrichten. Nur der Patentirte und feine Genoſſen 
koͤnnen binnen Jahresfrift ein gültiges Batent auf Abänderungen, vefp. Zufäge der Erfindung, 
welche ven Gegenfland des urfprünglichen Privilegiums ausmacht, erlangen, inbeffen ift es 
jedermann, der ein Berbeflerungspatent auf eine ſchon patentirte Erfindung zu erhalten wünſcht, 
geflattet, im Verlaufe des gedachten Jahres feine Eingabe zu deponiren, melde ſodann bei dem 
Minifterium unter Siegel verbleibt, bis nach Umfluß des Jahres zur Dffnung der Schriftflüde 
und Ertheilung des Patents gefchritten wird. Jedes Patent kann mitteld notarieller Acte ganz 
ober theilmeife cedirt werden; dritten gegenüber erlangt bie Gefilon aber erſt dann Gültigkeit, 
wenn fie auf dem Serretariat der Präfeetur einregiftrirt worben ift. Die Befchreibungen, Zeig: 
nungen, Mobelle u. ſ. w. verbleiben bis zum Ablauf der Patente bei vem Handeldminifteriam, 
woſelbſt ihre Einſichtnahme auf Verlangen jenem Eoftenfrei geftattet wird; die entweder woͤrt⸗ 
liche oder auszugsweiſe Veräffentlihung verfelben erfolgt nah Zahlung des zweiten Jahres: 
betragd. Ausländer vürfen, natürlih unter Innehaltung der gefeglihen Bedingungen und 
Hormalitäten, Erfindungspatente in Frankreich erwerben; Einführungspatente werden nur auf 
die im Auslande ebenfalls privilegirten Erfindungen und nur für die Dauer der Schugfrift im 
Auslande ertheilt. Patente find in folgenden Fällen nichtig: a) wenn die betreffende Entdeckung 
u. ſ. w. nicht neu iſt, b) nach den allgemeinen Beftimmungen für ein ‘Patent nicht geeignet fcheint, 
c) wenn Patente fih über Principien, Methoden, Syſteme u. f. w. verbreiten, ohne deren An⸗ 
wendung für invuftrielle Zwecke nachzuweiſen, d) menn erfannt wird, daß der Gegenftand des 
Patents der Öffentlichen Ordnung, Sicherheit, Sittlichfeit oder den Randeögefegen zumwiderläuft, 
e) wenn ber Titel, unter dem dad Patent verlangt wurde, betrügerifcherweife einen andern 
Begenfland als dad wahre Object der Erfindung begreift, f) wenn die Befchreibung für bie 
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Ausübung der Erfindung ungenügend befunden wird, g) wenn das Zufagcertificat auf eine den 
gefeglichen Vorfchriften zuwiderlaufende Weife erworben wurbe. Als nicht neu in Sinne der 
vorftehenden Vorſchrift unter a) wird jede Entdeckung, Erfindung oder Anwendung erklärt, 
welche in Frankreich oder im Auslande vor dem Tage der Anmeldung um ein Patent darauf eine 
folche Veröffentlihung erlangt hat, daß diefelbe hiernach wirflih ausgeführt werben kann. 
Aller Rechte aus dem Patente wird verluftig: a) jeder Patentirte, der die Zahlung des better: 
fenden Jahresbetrags vor dem Eintritt eined jeden Jahres unterläßt, b) derjenige, welcher feine 
patentirte Entdeckung u. f. w. nicht binnen zwei Jahren vom Tage der Patentertheilung an aue- 
geführt oder zwei Jahre Hintereinander das Patent nicht benugt hat, endlich c) ber Beſitzer 
eined Patentd, welcher Erzeugniffe des Auslandes gleicher Art, wie jene durch das Brevet ge: 
ſchützten, nach Frankreich einführt. Bon ver legtern Anordnung find Maſchinenmodelle aus: 
genommen, deren Ginfuhr der Handelsminiſter geftatten kann, und ausländiſche Fabrikate, bie 
mit Zuſtimmung der Regierung zu oͤffentlichen Ausſtellungen oder Verſuchen beſtimmit ſind. 
Einer im Wiederholungsfalle zu verdoppelnden Geldſtrafe von 50 — 1000 Fro. unterliegt, wer 
fih, ohne patentirt zu fein, oder nach Ablauf ver Schugfrift die Eigenſchaft eines Patentirten 
beifegt, und wer als wirklich Patentirter diefe Eigenihaft ohne den Zufaß „sans garantie du 
Gouvernement’' erwähnt. Gerichtliche Klagen auf Nichtigkeit und Verfall find ebenfo wie alle 
Anfechtungen des Eigenthums bei ven Civilgerichten erſter Inftanz anzubringen. 
F. Belgien. Gefege vom 24. Mat 1854 und 27. März; 1857. Für jede Erfindung oder 
Merbefferung, die als ein Object des Gewerbe: oder Handelsbetriebs genutzt werden Fann, 
werben Erfindungs:, Verbeflerungs: oder Ginführungspatente erteilt. Die Gewährung des 
Patents erfolgt ohne vorgängige Prüfung, auf Gefahr des Antragftellers, ohne Garantie fo- 
wol für die Ausführbarkeit, Neuheit und Verdienſtlichkeit des Erfinder, als auch für die Ge- 
nauigfeit der Beſchreibung und ohne Präjubiz für die Rechte dritter. Die Patentdauer ift auf 
20 Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem das Protokoll über die erfolgte Depo: 
fition des Antrags auf Patentirung aufgenommen wurde, feſtgeſetzt. Für jedes Patent wird 
eine mit den Jahren fleigende Gebühr bezahlt; diefelbe beträgt für das erſte Jahr 10 Frso., für 
das zweite Jahr 20, für das dritte 30 Fro. u. f. f. bis zum zwanzigften Jahre (200 FIrs.). 
Die für den Inhaber des Hauptpatents audgeftellten Verbeſſerungspatente find Eoftenfrei. 
Durch dad Patent erwirbt ber Inhaber, reſp. deſſen Rechtsnachfolger das Recht: 1) den paten- 
tirten Gegenſtand entweder felbft oder durch Bevollmächtigte zu feinem Vortheil zu nugen; 
2) diejenigen gerichtlich zu belangen, melde fein Recht entweber durch Herftellung bed Erzeng: 
niffes oder durch Anwendung der in dem Patente gefhligten Mittel im Wege des Verkaufens, 
Feilbietens oder Einführens nachgemachter Gegenſtände beeinträchtigen. Iſt dieſe Beeinträd: 
tigung wiſſentlich erfolgt, fo hat das Gericht zum Vortheil des Batentirten auf Confiscation der 
nachgemachten Gegenftände, ſowie der zur Hervorbringung der letztern verwendeten Inftrumente 
und Geräthſchaften zu erfennen, oder eine dem Werthe ver bereit verkauften Objecte ent: 
ſprechende Geldbuße feftzufegen ; geſchah Die Berinträchtigung bona fide, fo wird die Verwen⸗ 
dung derjenigen Maſchinen oder Gerätbfchaften, welche als nachgebildet erfannt find, und der 
Gebraud der Inftrumente und Beräthfchaften für Herftellung des geſchützten Gegenſtandes bei 
Strafe unterfagt. Kür Abänderungen bes Erfindungdgegenftandes And Verbeflerungspatente 
mit derfelben Dauer wie für das Hauptpatent zu ertheilen. Einführungs- und Verbefferungs: 
patente verleihen die nänılichen Rechte wie die Erfindungspatente. Die Batentanträge müflen 
verflegelt, in doppelter Fertigung, bei dem Secretariat eined der Provinzialgouvernentents oder 
auf dem Bureau eines Bezirfscommiffartats mit einer klaren und vollftändigen Befchreibung 
in einer der in Belgien gebräuchlichen Sprachen, ſowie mit einer im metriſchen Syſtem ent: 
worfenen Zeichnung verfehen eingereicht werden. Die Annahme verfelben findet nur flatt gegen 
Borzeigung einer Quittung über Die erfolgte Zahlung des erften Jahresbetrags der Tare. Ein 
von dem Brovinzialfecretär oder von dem Bezirkscommiſſar Foftenfrei aufgenommenes und 
in ein für diefen Zweck vorliegendes Negifter eingetragenes, von dem Antragfteller unter: 
zeichnete® Protokoll conitatirt die gefhehene Deyofltion des Geſuchs ſowie Tag und Stunde 
der Übergabe deſſelben. Die Batentbeichreibungen werben entweder wörtlih oder ihrem weſent⸗ 
fihen Inhalte nah durd die Berwaltungsbehörnen drei Monate nach Ertheilung des Patents 
veröffentlicht und die Einfihtnahme der etwa affervirten Zeichnungen, Modelle u. ſ. w. geftattet. 
Jede entweder unter Lebenden oder von Todes wegen erfolgende Übertragung des Privilegiums 
ift mit der firen Abgabe von 10 Fro. belegt. Wird die vorerwähnte Tare nicht innerhalb des 
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Monate, in welchem fie fällig ift, bezahlt, jo muß der Batentträger nad) vorgängiger Nuffor: 
berung bei Strafe des Berlufted aller feiner Rechte, vor Ablauf von weitern ſechs Monaten, 
außer dem fälligen Jahresbetrage noch eine Summe von 10 Frs. erlegen. Die Ausführungs- 
frift beträgt ein Jahr, kann aber eventuell auf ein weitered Jahr verlängert werben; Nicht: 
beobachtung diefer Beſtimmung zieht den Verluſt des Patents nad fih, ebenfo die einjährige 
Unterbredung der Ausübung. Patente werben von den Gerichtöhöfen aus folgenden Gründen 
für nichtig erflärt: a) wenn nachgewieſen wird, Daß der patentirte Gegenftand, bevor die Erfin⸗ 
dung, Einführung ober Verbeſſerung deſſelben geſetzlich conſtatirt war, ſchon von einem dritten 
in Belgien zu induſtriellen Zwecken genutzt wurde; b) wenn der Patentirte in der feinen An- 
trag beigefügten Beichreibung abſichtlich einen Theil feines Geheimniſſes verſchwiegen oder baf- 
felbe ungenau angegeben hat; c) wenn nadhgewiejen wird, daß die vollfländige Specification 
und die genauen Zeichnungen des patentirten Gegenflandes vor der Hinterlegung des Gefuche 
in einem gedruckten und veröffentlichten Werke befannt gemacht waren; d) wenn bei Erfindungs- 
patenten der Gegenſtand derfelben ſchon vorher in Belgien oder im Auslande Begenftand des 
gefeglichen Schugeö geweſen ift. Im legtern Kalle kann das Patent jedoch eventuell ald Gin- 
fusrpatent aufrecht erhalten merden. Die Patentangelegenheiten rejjortiren in Belgien von dem 
Minifterium des Innern. 

G. Niederlande. Geſetz vom 25. Jan. 1817. Für neue Erfindungen oder weſentliche 
Berbeflerungen können, wenn fie einen gewerblichen Zwed haben oder mechaniſche Vorrichtun- 
gen betreffen, Inländern Erfindungd= over Einführungspatente ertheilt werden. Die Dauer 
beträgt 5, 10 oder 15 Jahre; aus dem Auslande eingeführte Erfindungen werben jedoch nur 
auf jo lange gefhügt, als jie dort des Privilegiums theilhaftig find. Die Gebühren betragen 
je nad) der Dauer und Wichtigkeit des Patents (für jeden ſpeciellen Fall) nicht unter 150 Fl. 
und nicht über 750 Fl. Anträge auf Patentirung find in einer durch den Provinzialſyndikus zu 
befdrdernden Eingabe an den König zu richten; fie müflen mit den erforverlichen genauen Be- 
freibungen, Zeichnungen, Modellen u. |. w. verfehen fein. Die Ausfertigung des Patents 
erfolgt auf einen Bericht deö Generalcommiflars für Linterricht und Kunft; Hierbei iſt aber die 
Zufendung des Geſuchs nebſt Beichreibung ver Erfindung an das königliche Inflitut blos ala 
facultativ vorbehalten, nicht unerlaßlich gefordert. Eine öffentliche Befanntmadung der Be⸗ 
fhreibungen u. |. w. geſchieht, ſobald bie gefeliche Schugfrift verftrichen, e8 fei denn, daß be⸗ 
fondere Rückſichten derartigen Publicationen entgegenftänden, in welchem Falle jedoch bet nach⸗ 
gewieſenem Interefle zur Sache auch eine privative Mittheilung des Gegenſtandes erfolgen barf. 
Die Patentftrafen find in der Gonfldcation der nachgemachten Gegenſtände zum Vortheil des 
Batentirten und Zubilligung eines entſprechenden Schadenerſatzes die gewöhnliden. Wenn 
das Patent der Nullität verfallen foll, weil die frühere wirflihe Aueübung der betreffenden 
Grilndung behauptet wird, fo Haben darüber die Gerichte zu enticheiden ; die Verwaltungs⸗ 
behörben befinden in folgenden Fällen ver Nichtigfeit: a) wenn ver Patentirte in ver eingereid- 
ten Befchreibung feiner Erfindung mala fide einen Theil des Geheimniſſes verſchwiegen oder 
falfch angegeben hat; b) wenn nachgewieſen wird, daß die patentirte Erfindung ſchon früher in 
einem gedruckten Werke befchrieben und veröffentlicht war; c) wenn ohne Begründung der Ur- 
fachen das verliehene Batent binnen zwei Jahren vom Tage der Ausführung an nicht ausgeübt 
worden iſt; d) wenn ber Erfinder fpäter für die nämliche Erfindung ein Patent im Auslande 
erworben hat; e) wenn die Ausübung der Erfindung mit ven Nüdfichten ver Öffentlichen Sicher: 
Heit fi in Widerſpruch ſetzt. 

H. Dänemark beilgt gar Fein Patentgefeg; die Verleihung von Patenten iſt dort der 
oberflen Adminiſtrativbehörde überlafien, welche nad ihren Ermeſſen für jeden befondern Ball 
eine Schugfrift je nach Beihaffenheit der Sache von 3—20 Jahren gewähren fann. 

l. Rußland. Der Gegenftand, auf welden ein Patent nachgeſucht wird, unterliegt einer 
Prüfung darüber, ob nicht bereitö früher ein Patent für den nämlichen Gegenſtand verliehen 
worden ift, ob die Beſchreibung Hinlänglich deutlich, genau und erfhöpfenn, ob der Gegenſtand 
nicht für die Geſundheit, Öffentliche Sicherheit und für die Staatsrevenuen gefährlih und im 
allgemeinen vortHeilhaft if; die technifche Seite der Sache bleibt aljo unberührt. Patente werden 
ſowol für inländifche wie für ausländiſche Erfindungen ertheilt. Zehn Jahre jind bie längſte 
Dauer ver Schutzfriſt; innerhalb derfelben Hat der Bewerber die Wahl, ob er das Patent auf 
drei oder fünf Jahre nehmen will. Die Ginführung von fremden, im Auslande geſchützten Er: 
findungen ift geftattet, Die Dauer jedoch auf die Zeit des ausländiſchen Squtes heſchränti. Die 
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Koften betragen für ein breijäßriges Patent 90 Rubel, auf fünf Jahre 150 Rubel, auf zehn 
Jahre 450 Rubel. Die Beihreibungen müffen in ruffifger Sprache abgefaßt fein. Die Erfin- 
dung muß im erften Viertel des für die Dauer des Patents feflgefegten Termins ausgeführt 
werben, und dad Patent erlifcht unter anderm, wenn die Ausführung ver Erfindung nicht binnen 
fech8 Monaten nad) der vorangeführten Friſt nachgewieſen ifl. 

K. England. Das in Abſchnitt I. dieſes Auffages als die Orundlage ded ganzen modernen 
Patentweſens bezeichnete Statut Jakob's I., welches noch gegenwärtig in Kraft befteht und im 
befondern die Baſis der englifchen Gefeggebung bildet, lautet wie folgt: „Verordnet wird, daß 
die vorhergehenden Erklärungen (dad Verbot ver Monopole betreffend) Eeinen Bezug haben ſollen 
auf alle Batentbriefe und Privilegien, welche künftig auf einen Zeitraum von 14 Jahren oder 
weniger ertheilt werben für die außfchließliche Verfertigung oder Gervorbringung neuer In: 
duflriegegenftände irgendeiner Art innerhalb dieſes Koͤnigreichs, und iſt deren Verfertigung 
daher für die Zeit ver Gültigkeit dieſer Patentbriefe jeder andern Berfon unterfagt — vorbehal: 
ten jedoch, daß diefe neuen Induſtriegegenſtände nicht den beſtehenden Geſetzen entgegen ober dem 
Staate nachtheilig jind durch Erhöhung der Preife für innere Bebürfniffe, oder den Handel be: 
einträchtigen oder eine allgemeine Beläftigung und Benachtheiligung des Publikums zur Folge 
haben. Die erwähnten Jahre follen gezählt werben von dem Datum der erſten Patentbriefe 
oder Bewilligung ber betreffenden Privilegien. Zu diefem Grundgeſetz find dann fpäter er: 
läuternve und ermweiternde Beflimmungen binzugetreten (5 et 6 Will. IV., cap. 83, 2 et 3 Vict, 
cap. 67, 7 et 8 Vict., cap. 69, 15 et 16 Vict., cap. 83). Die wichtigſten Grundfäge des eng: 
liſchen Patentrechts find, nach denfelben Hier in der Kürze zufammengefaßt, folgende: 

Für die zu den Prärogativen der Krone gezählte Verleihung von Patenten ift eine befon: 
dere Commiſſion gebilbet; dieſelbe befteht aus dem Lordkanzler, dem Master of the Rolls, dem 
Attorney-Öeneral für England, dem Lord: Apvocaten, dem Solicitor-General für Schottland, dem 
Attorney: General und dem Solicitor:General für Irland; dem Monarden fleht es frei, auf 
noch andere Berfonen für beliebige Zeit zu Mitglievern diefer Commiſſton zu ernennen. Die 
derfelben überwieſenen Amtsbefugnifle Fönnen von je drei oder mehrern ernannten Mitgliedern 
ausgeübt werben, unter der Zahl der legtern muß fih aber ver Lordkanzler oder Der Master of 
the Rolls befinden. An diefe Commiſſion, je nach ihren drei Abtheilungen für England, Schott: 
Iand und Irland, find alle Patentgefuche zu richten, welche, mit ver gleich näher zu erwähnen: 
den Declaration verfehen, auf dem Bureau mittels eines Protokoll! aufgenommen werben, in 
dem die vorläufige Specification über die Natur der Erfindung und der Tag der Einreihung 
des Antrags zu verzeichnen find. Hierüber erhält ver Gefuchfteller, reſp. deſſen Agent ein Ger: 
tificat. Das Ganze wird zugleich in die Commifitongregifler eingetragen. Das Geſuch wird 
von der Commiſſion einem ihrer Mitglieder, das die Qualität eines Law-Officer beftgt (d. h. 
entweber dem Attorney: General für England, oder dem Lord-Advocaten oder Soltcitor-@eneral 
für Schottland, oder dem Attorney-®eneral oder Soltcitor-General für Irland) übertragen. 
Diefer fteht die vorläufige Specification ein, wobei er in Zweifelsfällen eine wiſſenſchaftliche oder 
andere Berfon zuziehen kann, und flellt, wenn er die Überzeugung gewonnen hat, daß bie Er: 
findung in der vorläufigen Sperification genügend befihrieben ift, ein Gertificat über feine Zu: 
flimmung aus. Letzteres wird in gehöriger Faffung dem Antragfteller übergeben und begrün: 
det für diefen die Befugniß, während ſechs Monaten, vom Tage der Bingabe an gerechnet, davon 
Gebraud zu machen und daſſelbe zu veröffentlichen, ohne Präjubiz für die wirfliche Patent: 
verleihung, da der durch dad Gertificat gewährte Schug nur ein proviforifcher ift. Die Derlara- 
tion bei @inreihung des Geſuchs muß folgendermaßen lauten: „Sch u. f. w. erkläre offen und 
feierlich, daß ich im Vefig der Erfindung (Bezeichnung verfelben) bin; von welder Erfindung id 
glaube, daß fle von großem Öffentlichen Nugen fein wird ; daß ich der wirkliche und erſte Erfinder 
berfelben bin, und daß diejelbe nad) meinem beften Wiffen und Glauben weder von einer noch 
von mehrern Perfonen in Anwendung gebracht iſt; und ich gebe dieſe Declaration in wiſſent⸗ 
licher Überzeugung ab, daß viefelbe wahr ift, und Eraft der gefeglichen Beflimmungen ber Acte 
u. f. w.“ Anflatt der vorgedachten proviforifhen Sperification kann der Batentbewerber aber 
auch fogleih unter Siegel und Unterſchrift eine vollftändige Specification der Erfindung bem 
Gefuche beilegen; hierdurch erwirbt er, außer der proniforifchen Protection wie bei vorläufigen 
Befchreibungen, für die erften ſechs Monate, vom Tage der Eingabe an in Bezug auf pie Rechte 
und Privilegien der Erfindung den nämlichen gefeglihen Schuß wie durch das Patent feld. 
Das nachfolgende Patent enthält ſodann ven Vorbehalt, daß es als nichtig zu betrachten ſei, 
wenn bie mit dem Gefuche eingereichte Specification Feine richtige und vollſtändige Beſchreibung 
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ber Erfindung darſtellt. In beiden Faͤllen, mag nun bie Erfindung proviſoriſch geſchützt wer- 
den oder auf Grund einer volifländigen Specification den gefeglihen Schug erlangen, ſteht «8 
der Commiſſion frei, eine Bekanntmachung über den ertheilten Schuß zu veröffentlichen, damit 
jeder gegen vie fragliche Patentertheilung einkommen und feine Einwendungen dagegen geltend 
machen kann. Iſt die für eine derartige Wiperfpruchderhebung beftinnmte Zeit verfloflen, fo 
werben bie Specification (bie vorläufige over die vollfländige) und die ettwa Dagegen geltend 
gemachten Protefte dem Law-Officer zugeftellt, welcher darüber befindet, wer vie durch 
den Proteit erwachſenen Koften zu tragen hat, und der befugt ift, über die Ausftellung von Ba= 
tenten befondere Warrants (Executivbefehle) mit folhen Vorbehalten, Bedingungen und Be⸗ 
ſchränkungen, wie er fie für nothwendig erachtet, audzufertigen. Dieſes ganze Verfahren fegt 
bie vollſtändigſte Öffentlichkeit bei Batentverleihungen voraus, und fo find denn aud die Com⸗ 
mifjarien angewieſen, jede Beſchreibung fogleich ver Einficht des Publiftums zu überlaffen. Die 
unter dem großen Siegel erlafienen Erfindungspatente gelten für Großbritannien und Irland, 
die Ranalinjeln und die Infel Man; auch Eönnen dieſelben mittel® eines beſondern Anſuchens 
anf die englifchen Golonien oder auf einzelne derfelben, die jedoch im Patent befonders zu er= 
wähnen jind, ausgebehnt werden. In Gemäßheit des vorerwähnten Warrants follen übrigens 
Patente nur dann ertheilt werben, wenn dad Geſuch darum binnen drei Monaten von Ausſtel⸗ 
lung des Warrants an eingegangen iſt. Jedem Inhaber eines Patents wird geftattet, in Bezug 
auf einzelne Theile ver eingereichten Specification feined Patente Abänderungen in der Beſchrei⸗ 
bung ber Erfindung beider Batentbehörde einzureichen ; diefe Abänderungen werben, wenn fie ge: 
börig abgefapt find, als weſentlicher Theil ver erſten Speciflcation betrachtet; zugleich ift es jeder⸗ 
mann erlaubt, ein ſogenanntes Caveat (gerichtliche Bermahrung) gegen derartige Abänderungen 
ber Sperification eineß bereits verliehenen Patents einzulegen. Der Einleger des Caveat erhält 
dadurd das Recht, dag jeine Verwahrung von dem Attorney:General ober Solicitor:@eneral 
oder Lord: Advocaten in Kenntniß und Ermägung genommen werben muß. Alle Streitigkeiten 
und Entfheidungen in Bezug auf angefochtene Patente gehören vor den Court of Chancery. 
Die frühere englifche Patentgefeggebung kannte feine Einführungspatente ; alles außerhalb des 
Königreihs Erfundene oder Bekanntgewordene galt ald nicht gefchehen oder nicht vorhanden. 
Daß neuefte Geſetz (Vict.15 et 16, cap. 83) läßt Batente zur Cinführung im Auslande gemach⸗ 
ter Erfindungen zu, jedoch nur dann, wenn aud dort ein Patent darauf gewonnen wurde, und 
nur auf fo lange, al8 ver betreffende Schug in ven außerenglifchen Gebieten zugeftanzen iſt. Was 
die Dauer der britifchen Patente betrifft, fo ift der Krone dad Recht verliehen, nad vorgängiger 
Anhörung des richterlihen Gomite im Beheimrath ein Erfindungspatent auf 14 Jahre über 
ben gefeglichen Termin eventuell zu verlängern; da letzterer an ih fhon 14 Jahre beträgt, fo 
ift mithin die längfte in England zuläfiige Schugfrift auf 28 Jahre bemeſſen. Eine Friſt zur 
Ausführung der Erfindung innerhalb Landes befteht in England nit. Ehedem durfte das 
Patent bei Strafe des Erloͤſchens an nicht mehr als fünf Perſonen abgetreten werben; viefe Be⸗ 
ſtimmung ift zur Zeit dahin abgeändert, daß es geſetzlich erlaubt ift, an ver Benugung von Er- 
findungspatenten eine beliebig große Anzahl von SBerfonen theilnehmen zu laffen. Die eng- 
liſchen Geſetze fennen nur drei Fälle, in denen die Nichtigkeit ertheilter Patente eintritt; dieſe 
find 1) Nichtbezahlung der Taxe, 2) Erbringung des Beweiſes, daß das Patent durch Betrug 
und zum Nachtheil eines ſchon früher beſtandenen gleihartigen Privilegiums erworben wurbe, 
3) Beröffentlihung und Anwendung der Erfindung im In= oder Auslande vor Anbringung des 
Patentgeſuchs. Wie die Dauer ver Patente ſtets die nämliche ift, fo jind auch die Gebühren 
für Erlangung bed Privilegiuns immer viefelben; je betragen 140 Pfo. St. an Taren und 
Kanzleigebühren und 35 Pfd. St. an Stempel. B.D. Janowski. 

Patrieier, Patriciat. Das Batriciat if, ber Gynofratie gegenüber, eine Erſcheinung von 
allgemeiner ceulturgejchichtlider Bedeutung, es findet fih daher auch etwas ihm Ahnliches 
unter gewiflen Vorausfegungen bei vielen Völkern. (Vgl. Bachofen, „Das Mutterrecht“, 
Stuttgart 1861, ©. 18, 22, 50, 104, 127 fg., 141 fg., 154, 166, 260 fg., 325, 382, 389.) 
Indem wir in diefer Beziehung auf das eben citirte gelehrte und geiftreiche Werk verweilen, 
müffen wir ung hier auf die und zunächſt interefjirenden Bedeutungen des Patriciatd, auf dad 
eigentliche römische Patriciat in den verſchiedenen Phaſen feines Beftandes und auf das Patriciat 
in den deutſchen Städten befchränfen. 

1. Dasrömifche Patriciat. Diefed war ein auf der religiöfen Weihe des Vaterprincips 
beruhender, mit der Abflammung von einem Patricier gegebener bejonderer, hoher politifcher 
Stand. Jene religiöfe Weihe erfcheint als die eigentliche Baiis ver beiden Grundpfeiler ber 
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ganzen roͤmiſchen Verfaflung, der patria potestas und des Imperium.!) Daher hatten ur= 
fprüngli nur die patricii, d. h. Diejenigen, qui patrem ciere possunt, activen Antheil am 
ftaatlichen Leben, und ihnen gegenüber erſcheinen alle andern Staatöbürger als privi homines, 
die demnach (Plebejer) nur an dem jus quiritum (Privatredt) theilzunehnen fähig waren. 2) 
Das Wort PBatricier over PBatriciat ftammt ohne Zweifel von pater, eine Bezeihnung, welche 
im Sinne des alten römifchen Civilrechts, d. 5. des Tpecififch roͤmiſch⸗ nationalen Confoͤderations⸗ 
und Verfafſſungsrechts, einen viel engern Sinn als unjer Wort Vater, in biefer Begrenzung 
aber auch eine unferm Begriff, Vater“ fremde politiſche Bedeutung hatte. Patricii hießen dann die 
Angehörigen der patres. Die ſchon früher vorkommende Bezeichnung der Patricier ald nobiles 
ift nur ein Ausdruck für ihre hoben, audgezeichneten Eigenſchaften, und darf dieſe nobilitas 
weder mit dem fpätern Amts- oder Verdienſtadel ver Römer vermwechfelt, noch nad der fpätern 
Bedeutung des Patriciatd felbft oder unferd germanifchen Adels beurtheilt werber, wenn es 
auch an einzelnen verwandten Zügen nicht fehlt. (liber Urfprung und Bedeutung der Worte 
pater, Patricius |. Rein, in Erf und Oruber'8 „Allgemeiner Encyklopädie“, Sect.3, Thl. XI, 
S. 340 fg. Pauli, „Realencyflopädie‘‘, V, 1227.) 

In dem alten Rom waren die Patricier die einzigen eigentlichen roͤmiſchen Bürger. Sie 
allein bilbeten den populus romanus, und wührend die Gefammtheit der PBatricier in ihren 
verfaffungsmäßigen Vereinigungen (comitlia curiata) die römische Bürgergemeinbe, vieTrägerin 
der fouveränen römifchen Staatsidee bildete, waren die Vorſtände der patricifhen Häufer 
(patres) in der Form des Senats des Königs eigentlicher Staatsrath. Der König ſelbſt war 
patriciihen Geſchlechts, und wenn e8 auch zu feinen Rechten oder vielmehr Pflichten ®) gehörte, 
feinen Nachfolger felbft zu beftinmen, fo ruhte doch in Ermangelung einer ſolchen Beitimmung 
das imperium im Thronerledigungsfall nebft ver Befugniß, den interrex zu ernennen, auf der 
patricifhen Volksgemeinde. Der König felbft war nicht ſowol ein Befter, Höchfter, als vielmehr 
ein primus inter pares, fowie unter den Patriciern felbfl das Princip der vollenvetften recht: 
lichen Gleichheit herrſchte, wenn auch thatſächliche Verſchiedenheiten unvermeidlich fein mußten.*) 
Die altefte römische Verfaffung auf Grundlage ver patricifchen Bolksgemeinde mit dem patri: 
eifchen lebenslänglichen und nicht erblihen Königthum, welches ſelbſt nur eine analoge Aus: 
dehnung der Gewalt des paterfamilias über die ganze römische Volksgemeinde war, erfcheint mie 
ein erſter Verfuch, die durch eine völkerrechtlihe Conföberation der verſchiedenen uriprünglichen 
Familien, refp. Bamilienverbindungen zu einer ariftofratifchen Republik gemorbene Nation 
auch in der Form flaatdeinheitlich zu geftalten. Die Patricier waren demnach in der ülteften 
Zeit nicht fowol die römifhen Boll: als vielmehr Alleinbürger ; fie bilden das Heer und die 
gefeßgebenvden Berfammlungen, ihre patres aber eine Art repräfentativen oberſten Staats- 
raths. ®) 

Die Eintheilung diefer Bürgerſchaft und ihr entſprechend der römifchen Feldmark ruhte auf 
einer Art von Decimalfyftem, indem jeder der drei urfprüngliden Hauptſtämme (Tribus), der 
Ramnes, Titied und Ruceres, je aus 10 Eurien oder Familienconipleren, jede Eurie aber wieder 
aud 10 Decurien oder Dekaden beftand. Man hat legtere oft mit den gentes iventificirt umd 
über legtern Ausdruck verſchiedene andere Meinungen aufgeftellt. Die richtige Anficht ſcheint 
aber Mommiſen aufgeftellt zu haben, wenn er die gens der familia gegenüberfegt und behauptet, 
Agnaten und Gentilen bezeichneten ven Mannsftanım; die Familie aber umfafle nur diejenigen 
Individuen, welche von Generation zu Generation aufjteigend, den Grad ihrer Abftammung 
von einem gemeinſchaftlichen Stammherrn darthun können, das Geſchlecht dagegen auch diejenigen, 
welche blos die Abſtammung ſelbſt von einem gemeinſchaftlichen Ahnherrn, aber nicht mehr voll⸗ 
ſtändig die Zwiſchenglieder, alſo nicht den Grad nachzuweiſen vermögen (a. a. O. I, 58).°) 

Wenn ſich nun aus jener Eintheilung zunächſt 30 Curien, 300 Geſchlechter und infolge 
deffen 300 Senatoren, ebenjo viele Reiter und 3000 Häuſer ſammt einer gleihen Zahl von 


1) Mommfen, Römifche Gefchichte, Bo. I, Abth. 1, ©. 58 fa., 261 fo. 

2) Ddllinger, Heidenthum und Judenthum (Hegensburg 1857), ©. 465 fg. ©. Plebiſcit. 

3) Vgl. Vattel, Droit des gens (neuefte Ausgabe von Pradier:Fodere, Paris 1863), I, 240. 

4) Hierher gehört einmal der Unterjchied der patricifchen Gentes in majores (wozu man die Ram: 
nes, reſp. die ältern recynete) und in minores (namentlich die Auceres) fowie der Unterfchieb, den es 
machte, ob man als Reiter (die Reiterei war eine ausgewählte Truppe, in welche der Eintritt nur 
bei befonderer Wohlhabenheit, Ausrüftung und Übung möglich erfchien) oder Fußgänger diente. 
Mommien, 1, 69, 

5) Mommfen, I, 68 fg., 71 fg. 6) Pauli, S. 1227 fg. 
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Kriegern zu Buß ergeben, fo iſt doch Eein Zweifel, daß, gleichwie dieſes Verfaſſungsſchema nicht 
erft in Rom entflanden, die betreffenden Zahlen auch in Rom nicht wirklich praktiſch geweſen 
und nit wirkli angewendet worden jind. Das Patriclat erſcheint aber immer als ein feſt⸗ 
gefchlofjener, nach außen fich ſcharf abgrenzender und nur durch die Abſtammung oder einen 
Volksbeſchluß, aljo Durch ein Geſetz erwerbbarer, bald ſchon mit jedem andern Bürgerrecht unver: 
träglicher Stand (uber ven Unterſchied zwifchen „patricium cooptari” und „patronum cooptari” 
ſ. Monunſen, a. a. O., 1,68). 

Man hat ſchon für Die ältefte Periode zwiſchen den beiondern öffentlichen, privaten und 
faeralen Rechten der Batricier unterſchieden. In Erwägung aber, daß nach der älteften römischen 
Verfaſſung die Batricier allein ſelbſtändige Rechte befigen Eonnten, daß aber auch nach ven 
Gejammtzuftänden Roms in der bamaligen Zeit Öffentliches, privates und jacraleg Recht in einer 
ſo innigen Verbindung miteinander ſtanden, daß eine Scheidung derfelben zu einer ganz falfchen 
Grundauffafſung der damaligen Lage des roͤmiſchen Volks führen müßte, in Erwägung biefer 
Gründe jcheint e8 geeigneter zu jein, obige Bintheilung gänzlich fallen zu laflen.”) War doch 
das ganze alte römische Civilrecht ein politifches, ein auf den urjprünglichen Föderationen der 
patricifchen Gefchlechter beruhendes vertragsmäßiges Übereintommen nur für fle und deshalb 
unter vie Oewährleiftung ihrer Bundesgötter geftellt (Sacralrecht), daher auch nur unter ihnen 
garantirt (commercium), und nur unter ihnen folive rechtliche Geſchlechtoverbindungen 
möglid (connubium). Deshalb konnten auch nur aus ihnen die Könige und Senatoren her: 
vorgehen (jus honorum), nur fie eine Stimme In ber Verwaltung unb Fortbildung ihrer 
Grundverträge führen (jus suffragii calatis comitiis curiatis), nur fie gegen Entſcheidungen 
Öffentlicher Beamten an die fouveräne Volksgemeinde (zu welcher natürlich der König ald Haupt 
zählte) provoriren (jus provocationis). Daher konnten auch nur fie an den religiöfen Beierlich- 
feiten bed Staat), der felbft die Gottheit ded Ganzen war und, fo divinifirt, die Religion vor: 
zuglih als politiichen ‚Hebel organifirt Hatte, Antheil Haben, während ed ſich als eine Folge der 
frühern und nicht ganz aufgegebinen Stammesielbfländigkeit betrachten läßt, wenn in jeder 
patriciſchen Stammesgenoſſenſchaft, und natürlid nur in einer jolden, die früher für fie allein 
aber auch ausichließlich geltenden Gottedculte fortgeſetzt wurden (jus sacrorum publicorum 
und privatorum, leptere für Die curia und gens). Gine Art von Privatrecht läßt jüch für dieſe 
Zeit eigentlich nur im Schofe ber einzelnen Kamilien deufen, obgleich für deſſen Waltung durch 
den pater familias wieder ein gemiſchter Standvunkt genommen werden muß. Dem Staat 
gegenüber erfcheint nämlich ver pater familias zur Aufrechthaltung der privaten Orbnung in 
feinem Saufeverpflichtet ; fetneöffentliche Pflicht gebt fo weit, unter limfländen dem Neugeborenen 
die Aufnahme, vem Erwachſenen dad Verbleiben in ver Bamilie, ja das Leben abzufprechen, 
während die Mitwirfung ded concilium domesticum zu folden Rechtsacten die Familie jelbft 
wieder wie einen Fleinen Staat organifirt erfcheinen laßt, aus der ausſchließlichen Berechtigung 
der Batricier aber überhaupt ſich die Folge ergibt, daß fie Direct allein alle politifhen Laften zu 
tragen haben, refp. dem römischen Staat gegenüber alle ihre Nechte, welche ſie im Verhältniß 
zum Nichtpatricier haben, als Öffentliche Pflichten eriheinen. Und in der That beruhte bie 
intenfive Macht des alten Patriciats nicht ſowol auf der Bethätigung ihrer Stellung als eined 
Rechtsvorzugs gegen die Nichtpatricier, als vielmehr auf der Auffaffung und gewiflenhaften 
Berhätigung berfelben als des Inbegriffs aller Bürgerpflichten gegen die Herrliche und herr⸗ 
ſchende Roma. 

Um die ganze Stellung des alten Patriciats richtig zu beurtheilen, ericheint nichts geeigneter 
als die Betrachtung ſeines Gegenſatzes, ver Stellung der Glientel und Plebs.s) Im Vergleich 
zu den überall ganz rechtloſen Fremden war die Lage der Glientel und Plebejer eine privatrechtlich 
geſchützte, und genoſſen dieſe Klafien einerfeits des vollen Gaſtrechts (der Hospitalität), anderer: 
ſeits erfreuten fie ſich eines paffiven Antheild an den sacra und Feften. Dagegen fehlte ihnen 
mit jeder Betheiligung am Öffentlichen Leben auch das commercium und counubium mit den 
Patriciern, und „fie ſtanden weder in der Legion noch in ven Gomitien”. Eine Reihe von Grün: 
den, bie alle in der natürlichen Entwidelung liegen, welche die urfprünglichen Grundlagen der 


7) Ihatfächlich war der Gegenfag zwiſchen Patriciern und Plebejern lange auch ibentifch mit bem 
Gegenfag zwifchen Reichen und Armen. Auch hat zur Entartung des römifchen (mie des griechiichen) _ 
Batriciats (vgl. Laurent, Etudes, II, 456) der Reichthum nicht wenig beigetragen. „Ils confondirent 
la pauvrete et le vice, la fortune et la vertu.‘ 

8) Pauli, TI, 547 fg.; IV, 993, und s. v. Tabulae duodecim. Backofen, S. 141 fy. 
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römischen Verfaſſung an der Hand der Ereigniſſe nehmen mußten, namentlih aber die Wir- 
fungen ber Freilaſſung, die Begünftigung der Glienten durch die Könige, die Entflehung 
einer freien Plebs durch das latinifche Bündniß, dad Zuſammenſchmelzen der alten patriciſchen 
Geſchlechter, die gefleigerten Bebürfniffe des römiſchen Staats und der pft bedeutende Wohlſtand 
der plebejifhen Familien — died alles wirkte nebft dem innern Bebürfnig der Affoeiation und 
ber troß alledem fortgejeßten Abgeichloffenheit des Patriciats zuſammen, um bie ganze Mafle 
der zwijchen dem Patriciat und dev Sklaverei ſtehenden Angehörigen Roms nad und nach als eine 
befondere, des Öffentlichen Rechts zwar noch entbehrenve aber trogpem mächtige und freie Klafle, 
al3 einen beiondern Stand mit gemeinfamen Intereflen, als eine eigene, freie, wenigftens 
privatredhtlich vollberechtigte Gemeinde gegenüber ven alleinberrichenven Patriciat hervortreten 
zu lafien. 

Der entſcheidende Schritt für die Abſtumpfung des bisherigen Gegenſatzes zwifchen Batriciat 
und Plebs muß in der fogenannten Servianifchen VBerfaffungsreform (Mommfen, a. a. O., I, 
80 fg.), und zwar deshalb gefunden werben, weil durch dieſelbe nie am tiefften greifenden politifchen 
Pflichten, die zum Kriegsdienſt und zur Beifleuer (tributum), nicht mehr als Kolge des Patri⸗ 
ciats, fondern überhaupt der perfünlichen Freiheit hingeftellt wurden. Von nun an find auch 
die Plebejer ingenui, Glieder des römischen Volks. Da aber die Batricier fo zähe als moͤglich 
theil8 an der Gefchloffenheit und. Erblichfeit ihres Standes, theild an gewiflen alten Rechten, vie 
nun der plebs gegenüber als wirkliche Vorrechte erjcheinen, fefthielten, fo bildete ſich jegt in der 
erweiterten großen und einigen römiichen Volfögenteinvde ein neuer Segenfag von Alt: und 
Neubürgern, und es nahmen die erftern, die Patricier, im weientlihen ven Charafter eined 
Geblütsadels an, der weder Durch Reichthum noch durch Würden bedingt war, jowie der Blebejer 
weder durch das eine noch durch das andere zum Patricier werben konnte. Die Möglichfeit einer 
ausnahmeweiſen Aufnahme von Plebejern ind Patriciat und eines Austrittd aus dem Patriciat 
ind Plebejat ändert hieran nichts. 

Die großen Lebendgefege eined jeden Staats, Erhalten Mıd Erringen, Stehenbleiben und 
Bewegen, vertreten durch den Gegenjag zwiſchen Batriciat und Plebe, find demnach durch die 
Servianiſche Berfaflung nicht aufgehoben, ſondern follen durch diefelbe vermittelt werben, nachdem 
jie in eine milbere Form gebradjt worden. Allein wie iv oft in der Gejchichte, fo zeigt ſich auch 
in dem weitern Verlauf der Entwickelung dieſes Verhältniſſes nicht ein bewußtes und williges 
Streben nad) organijcher Ausgleichung. Jeder der beiden gegenſätzlichen Factoren will um der 
alleinigen Herrfchaft willen den andern vernichten, das Patriciat die Plebs, um in alter Form 
fortzuherrſchen — die Plebs das Patriciat, um deſſen Alleinherrihaft in neuer Form fih anzu= 
eignen. Der Erfolg eines ſolchen unvermittelten Kampfes zweier an ſich berechtigten Elemente, 
welder jpäter zum Kampf zwifchen Freiheit und Sklaverei ausartete, kann nur dad gegenfeitige 
Aufteiben beider, und zwar entweder mit Vernichtung des Staats jelbft oder mit deren Unter 
werfung unter eine dritte unorganiſche Macht fein. In Rom trat in der Form des Imperatoren⸗ 
thums zuerfl der zweite Fall ein, weldes aber felbft nur die Inauguration eines (dev im un⸗ 
gelöften Kampf der Gegenjäge aufgeriebenen Volkskräfte wegen) unaufhaltſamen Berfalls war. 
Es würde ber diefem Gegenjtande Hier gemibmete Raum nicht Hinreihen, die Geſchichte des 
Patriciatd und der damit innigft zufanımenhängenven Plebs in allen ihren Wendungen, 
Wechſelfällen zu verfolgen und fönnen daher nur die Hauptpunfte aus derſelben hervor⸗ 
gehoben werden. 

Der Hauptlampf zwiſchen dem Patriciat und Plebejat Tallt in die Zeit von der Vertreibung 
ber Könige bis etwa 300 v. Chr. Erfteres hatte zwar das ausichließliche Recht auf die Euriat- 
comitien behauptet; allein neben dieſen waren zuerft die Genturiateomitien und fpäter bie 
Gomitien ver Plebs, die Tributeomitien getreten, und während fidh hierdurch die Gompetenz ber 
alten Curiatcomitien auf immer wenigere und burch den Zeitenwechſel unbedeutenber gewordene 
Gegenftände beichränfte, war der Einfluß der Batricier durch das ihnen aud in ben Tribut= 
somitien zuſtehende Stimmrecht bier fo gering, daß jie felbft e8 faum auszuüben verfuchten. 
Nur in den Genturiatcomitien war ihnen durch den weſentlich ariftofratifhen Grundgedanken, 
auf welchen diefelben ruhten, ein großer Einfluß geblieben, ver übrigens natürlich mit ber 
Bedeutung diefer Comitien gleichfalls fhwinden mußte. Der Sieg der Plebs Tag alfo bier, 
d. h. in Bezug auf die Antheilnahme an den wichtigſten Staatsgeſchäften, hauptſächlich, neben 
der Einrichtung des Volfötribunats, in der Begründung und ſelbſtändigen Macht der Tribut: 
eomitien. (S. Blebifeit.) Was die Öffentlichen Amter, Würden, Magiftraturen betrifft, fo 
jehen wir, wie die Plebejer gleichfalls nach und nad flegreich in biefelben eindringen. Sogar 
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ſolche Ämter, welche die Patricier ſelbſt ausſchließlich für ſich, zur Stuͤtze ihrer Macht geſchaffen 
hatten, die Cenſur und Prätur, werden den Plebejern zugänglich. Am längſten ſcheinen die 
Plebejer von dem Richteramt wegen der innigen Verbindung zwiſchen dem jus sacrum und 
eivile und wegen der ſtrengen Geheimhaltung ber religiöfen Geheimniſſe durch die Patricier 
ausgefchloffen gewejen zu fein. Doc finden wir gegen dad Ende der Republik Plebejer ſchon im 
Befip des Richteramtd. Auch des Provocationsrechts wurden bie Blebejertheilbaftig, und es blieb 
ben @uriateomitien von ihrer alten richterlihen Eompetenz nur ver Charakter eines Pairsgerichts 
für die Patricier, den ſie jedoch zulegt auch noch an die Tributcomitien verloren (Goriolan). 
Denjelben Entwidelungsgang müflen wir bei der Innern Verbindung zwiſchen Religion und 
Recht auch bezügli der den Patriciern urfprünglich ausfchließenn angehörigen Religions⸗ 
verwaltung finden. Den Patriciern verblieben nämlich nur einige wenige Stellen (bed rex 
sacrificus, der lamines majores und der palatinifhen Salier) ohne Theilnahme ver Plebejer. 
Lestere erwarben Dagegen nad und nad bie Aufnahme ind Augurencollegium, das Recht, in 
Öffentlichen und Privatangelegenheiten die Aufpicien zu befragen, einen Antheil an der Beauf⸗ 
fihtigung der Sibylliniſchen Bücher, den Zutritt zu dent Pontiflcat und zu den Sacerbotien. 
Nachdem ferner die Plebejer dad commercium und die Befugniß zur Ausübung des Patronatd 
mit den Patriciern gemeinſchaftlich erworben Hatten, waren auch die widhtigften privatrechtlichen 
Unterſchiede zwiſchen ihnen gefallen. Nach langem Sträuben ver Batriciergegen dad connubium 
mit den Plebejern flegten legtere auch in dieſem Punkte, woran es im weientlichen nichts ändert, 
wenn wir bie Patrieier (wie andere aus privilegirten Ständen zu bloßen beſondern focialen 
Erſcheinungen gewordene Klafien) noch lange an ihrem Ebenbürtigkeitöprincip fefthalten fehen. 
Ebenſo iſt ed nur Thatſache und nicht mehr Rechtsgrundſatz, daß die Patricier fich faft aus⸗ 
ſchließlich in der Benugung bed ager publicus befanden, während die jpätern reichen Plebejer 
auch in Bezug auf die Schuldbedrückung der Armen fi fo ziemlich den Patriciern gleichftellten.?) 
Ein paar andere Vorrechte mit dem vorherrſchenden Gharafter von Ehrenvorrechten, nämlich 
eine befondere Fußbekleidung 10) und das jus imaginum oder wächſerner Ahnenbilver hörten 
mit dem Eintritt der Plebejer in den Senat und in curulifche Amter auf, ausſchließliche Standes⸗ 
vorrechte Ber erftern zu fein. Rechnet man hinzu, daß die Zahl der patricifchen Geſchlechter durch 
Ausfterben jo jehr abnahm, daß gegen Ende ver Republik veren nur noch funfzig übrig waren, und 
der Stand durch Stanbederhöhungen von Plebejern künſtlich erhalten werben mußte, jo tft leicht 
einzujehen, daß von dem alten Patriciat nicht viel mehr übrig war. Aber wie durch den Eintritt 
der Plebs in die patriciihen Stellungen diefe nicht felbft gehoben wurben, fo gewann auch bie 
Plebs durch die Vernichtung ihres Gegenſatzes weder an Kraft no Bedeutung, und indem 
fi Die beiden Grundelemente der römifchen Republik aufrieben, bereiteten fie den Boden für 
dad römische Kaiſerthum, d. 5. für den Despotismus eines einzigen und die faft gleiche 
Sklaverei aller. 

Trotzdem allen finden wir den Namen Patricier auch in ver fpätern Kaiferzeit, aber freilich 
in einem ganz andern Sinne ald in dem eines wefentlich erblihen Standes. Bei Verlegung des 
Kaijerfiges nah Byzanz nämlich war eine neue DOrganifation fowol des Hofes ald au der 
Reichsverwaltung dem Kaifer Konftantin als nöthig erjhienen, und fo, errichtete dieſer zu 
dieſem Zwecke aud) eine neue Art von Patriciat 11), weiches, ohne auf Rom befchränft zu fein, 
ein vein perjänlicher, hohen Rang und Ehren verleihender Titel war und bald nur als Titel, 
bald aber und zwar meiftens in Verbindung mit hohen Hof- und Staatsämtern vorfam. Wenn 
viele Stellen ausdrücklich angeben, daß dieſe Batricier gleichfam die Väter des Kaifers feien 
(nit wie die alten Patricier die Väter Roms), wenn wir diefelben in ven nächften, auch ver= 
wandtihaftlihen Beziehungen zu den Kaifern fehen, fo dürfte die Anſchauung gerechtfertigt 
erſcheinen, daß dieſes Patriciat ver den fpätern Zeiten des Kaiſerthums entſprechende Ausdruck 
der Pairsidee geweſen fei. Dieſes Patriciat Eonnte nur durch Taiferliche Verleihung erworben 
werden. Die Kaifer waren aber damit ſparſam, und ba e8 in ber Negel nur wegen langjähriger 
treuer Dienfte in ven hoͤchſten Staatsämtern ertheilt wurbe, fo war das Patriciat faft nur dem 
hoͤhern Alter zugängli und defto Höher geachtet, je mehr felbft Die despotifchften Fürſten es zu 
achten gezwungen fhienen. Das Patriciat als ſolches gab die Befreiung von ber väterlichen 


9) Mommfen, Bd. I, Abth. 1, S. 225; Bo. I, Abth. 2, ©. 760 fg. 
10) Auf diefe wurde felbft noch in dem Kaiſerthum zu Trapezunt ein befonberer Werth gelegt. Vgl. 
Sallmerayer, Gefchichte des Kaiſerthums von Trapezunt (München 1827), ©. 333. 
11) Die Hofbamen ber KRaiferin führten den Titel „Patricia. 
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Gewalt, von den zu einem erblichen Bluch geworvenen Laſten des Decurionatd und von einigen 
minder wichtigen Auflagen, dann einen privilegirten Gerichtsſtand (eine Art von Pairsgericht 
unter dem DBorjige des Kaifers) und endlih dad Recht auf gewille äußere Ehrenabzeichen in 
der Kleidung. 

ALS die germanifchen Völker mit ven Römern in jene verhängnißvolle nähere Berührung 
traten, welche zunächft dem occidentaliſchen Reiche das Ende brachte, da juchten auch die Fürſten 
der erflern die Würbe des römischen Patriciats, wol nicht allein aud Citelkeit und leerer Titel⸗ 
ſucht, auch nicht aus tiefer Verehrung vor dem Patriciat ald ſolchem, als vielmehr in richtiger 
Würdigung der ganzen politifhen Situation, nach welcher die Freundſchaft mit Rom, reip. 
Byzanz außer andern Bortheilen auch ven hatte, jie mit dem Nimbus römischer Größe zu be= 
fleiden und ihren Unternehmungen einen nicht zu unterſchätzenden Brab von Legitimität zu 
geben. Auch als die germanischen Eroberer Italiens felbft Batricier zu ernennen anfingen, und 
Nachbildungen des Patriciats in mehrern mittelalterliden Staaten vorfamen, blieb das römische 
Batriciat Dennoch immer und zwar jo lange das vornehmfle, bis das roͤmiſch-byzantiniſche Reich 
unrettbarem Untergang verfallen war. 

Unterdeſſen hatte die eigenthümliche Lage, in welder ver Papft und dad Volk Roms ji 
befanden, insbefondere feit dem Ende der byzantiniihen Herrſchaft über Stalien, vem Papft, 
dent Klerus und dem Volk von Rom zu einer Wienererneuerung ded Patriciats, freilich auch in 
einem ganz neuen Sinne, Veranlaflung gegeben. Bapit und Klerus juchten nämlich nad einem 
ausgiebigen weltlihen Schutze für jich und die Kirche, und von biefer Seite betrachtet, ift dieſes 
Patriciat die Wiege des ſpäter wienererneuten römiſchen Kaifertbums in feiner Bebeutung als 
advocatia ecclesiae. Dazu bedurfte e8 aber aud einer Organifation und Anführung bed 
römischen Volks, von welcher Seite betrachtet der Butricius als weltlicher Chef der Ewigen Stadt 
und wol aud als Führer des römischen Volks gegen den Papft ericheint und demnach ſchon in 
dieſem Batriciat alle die fpätern Kämpfe zwiſchen Kaifer und Papſt, Kirche und Staat gleihjam 
vorgebildet liegen. Die Gefahren, welche Rom und dem Chriſtenthum durch die große Ber: 
breitung der arianiſchen Irrlehre unter den germanijchen Stämmen drohten, hatten den Papft 
fhon zu einem innigern Anſchluß an den Sigamber Chlodwig veranlaßt, und das Bedürfniß 
des Schutzes durch einen mächtigen Arm, namentlich gegen die Longobarven, beſtimmte ben 
römischen Stuhl, wahrfcheinlidh fhon den karolingiſchen Hausmaiern das roͤmiſche Patriciat 
zu ertheilen. So ging daflelbe aud auf vie erſten karolingiſchen Könige über 12), und wenn 
der Titel Später noch neben dem des vrömijhen Kaiferd vorkommt, jo hat er doch mit der Aus- 
bildung des Römischen Kaiſerthums deutſcher Nation alle und jede felbflänpige Bedeutung 
verloren. 

U. Das Patriciat in ben Städten bed Mittelalterd, namentlih in Deutſch— 
land. Wenn aud in den früher von den Römern beherrſcht geweienen Ländern, in welchen 
fpäter germanifhe Völker ji anflevelten und zur Herrſchaft gelangten, Städte und in ihnen 
einzelne Refte ſtädtiſchen Lebens und römischer Municipalverfafiung vorhanden waren, wenn 
ferner auch die Verfaflung der germanifchen Städte jich in einzelnen Bunften an römifche Mufter 
anſchloß ober menigftend, was der regelmäßige Fall, ſich roͤmiſcher Ausdrücke zur Bezeihnung 
neuer Einrichtungen, und zwar oft ohne die nöthige Kritik bediente, jo erfcheint doch das ganze 
mittelalterlihe Stäbtervefen jeinem Weſen nad als eine eigenthümliche organifch-nationale 
Schöpfung ver germanifchen Välker. Wie mande Analogie der innere Entwidelungdgang in 
den einzelnen Städten mit dem innern Entwidelungsgang der Stadt Rom darbietet, die Ber- 
wandtſchaft zwiſchen beiden beruht auf fo allgemeinen Erfcheinungen, daß fie nur einen unter: 
geordneten Werth bat, während felbft bei der ſcheinbar größten Verwandtiſchaft in ver Ihat eine 
fo große Verſchiedenheit zwifchen ihnen Herrfcht, daß gerane dieſe als das Entſcheidende betrachtet 
werben muß. Man denfe nur an das „urbs et orbis‘‘, an die Verfchiedenheiten der gefammten 
fittlih:religidfen Anfhauung und den beftimmenden Einfluß verfelben im alten Non wie in der 
germantichen Welt! 

Die germanifchen Städte find nichts Gemachtes, fondern etwas Gewordenes. Nur allnıählich 
ſcheiden fie fih Außerlid von den Anflebelungen des platten Landes, während ihre Bevdlferung 
dieſelbe Mannichfaltigkeit aufmweift mie die des ganzen Landes und in den Stäbten jebe Klaffe 
nad) denjelben ihr eigenen Rechten lebt, wie die Standrögenoflen in den Höfen, Dörfern und 


12) Zöopfl, Deuiſche Rechtsgeſchichte (dritte Auflage), S. 263, Note 9, ©. 401, 404, 420. Wait, 
Deutfche Berfaffungsgefchichte, IH, 79 fy., 156, 164, 172, 178, 885; IV, 280, Rote 2. 
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fonftigen länplichen Niederlaffungen. Die wenigen in fpäterer Zeit erfolgten planmäßigen 
Stadtanlagen, wie z. DB. die von Freiburg im Breisgau, fanden nad dem Muſter bereits ent⸗ 
wickelter Städte ftatt und beftätigen ald Ausnahmen nur die Regel. Der Begriff eines eigenen 
Bürgerftandes oder eined auf der Mitglienfchaft in einer fäbtifchen Gemeinde beruhenden be: 
fondern Standes erſcheint vemnad vor allem dadurch bedingt, daß der Begriff einer Stabt ald 
einer neuen und eigenthümlichen Art geordneter Iocaler Gemeinweſen fi entwidelt hatte, oder 
dag dur die Macht der eigenthümlichen Verhältniſſe des ſtädtiſchen Zufammenlebens alle 
Angehörigen einer Stadt ohne Rüdjiht auf ihre frühern rechtlichen Stellungen in eine beſondere 
ſtädtiſche Rechtsgemeinſchaft famen, welche die frühern Rechtsunterſchiede wenn nicht ganz ver: 
wiſchen, jo doch wefentlich mindern und modificiren und dadurch den Städter als ſolchen mit 
dem Bewohner des platten Landes in Gegenſatz fegen mußte. Das am meiften beſtimmende 
Moment für die Eigenthümlichkeit des ſtädtiſchen Lebens erfcheint aber der Umſtand, daß die 
Stadt ihrer ganzen Natur nad nicht für den Aderbau geeignet erfcheint, und daß, während 
hierdurch und durch die Nothwendigfeit einer gemeinfamen Vertheidigung der Grundbeſitz für 
Die Städte eine ganz andere Bedeutung ald auf dem platten Lande erhält, auch dad Kriegsweſen 
der Städter fi weſentlich anders als auf den Burgen geftalten mußte. Die jogenannte bürger: 
liche Nahrung, d. h. Handel und Gewerbe, wirb auf dieſe Welle Urfadhe und Wirkung des 
Staͤdteweſens und die eigentliche Grundlage des Bürgerſtandes. Diefer Bürgerfland zerfiel nun 
in den meilten Städten in zwei Klaflen, eine höhere, welche man Patriciat nannte, und eine niebere, 
welde wol aud Plebs genannt wurde. 13) 

Uber den rechtlichen Charafter dieſes Gegenſatzes zwiſchen dem fläbtifchen Patriciat und der 
Plebs ift nur fo viel unbeftritten, daß, wo immer er vorkommt, in rein privatrechtlicher Bezie⸗ 
bung, alfo was die perfönliche Freiheit und ven Genuß des Stadtrecht angeht, zwiſchen beiden 
Klaffen ein Unterſchied nicht beftand, die Bedeutung dieſes Gegenfages aljo auf der Verſchieden⸗ 
heit der politifchen Stellung berußte, daß ferner das Patriciat Die volle landrechtliche Freiheit, 
einen größern Reichthum und Grundbeſitz und eine gewiſſe Geſchloſſenheit ver Familien (daher 
die Erbgüter) hatte und bie Betreibung gemeiner Handwerke, wol auch des häufig zünftigen 
Kleinhandels ausſchloß.18) Was aber das Berhälmiß des Patriciats zum Adel angeht, jo fagt 
Roth von Schredenftein, a. a. D., S. 66, das Patriciat fei feine befondere Adelsſtufe, ſondern 
weit eher ein in der Regel von Edelleuten ausgelibte®, potenzirtes Bürgerthun gemejen, wäh: 
rend Zöpfl, a.a.D., die Annahme des Patriciats als eines beiondern Städteadels im Gegenſatze 
zu den Landadel oder zu den Rittermäßigen des platten Landes weber gefeglih noch unbedenklich 
nennt und die Standeögleichheit zwiſchen diefen beiden Klajjen nur dann zugibt, wenn bie 
Patricier rittermäßige Lebensweiſe führten oder jonft die Beweife des adelichen Standed, ohne 
denſelben durch unabeliche Lebensmweife verwirkt zu haben, aufbringen Eounten. ?°) Jedenfalls 
ift gewiß, daß der Aufenthalt einer adelichen Familie in einer Stadt fie allein noch nicht zu einer 
patricifhen Familie, dad entfcheidende Merfmal des Patricintd aber, nämlich die Angebörigfeit 
an eine patricifche Gorporation, allein eine patricifche Familie noch nicht zu einer adelichen machte, 
dag fih das Patriciat aber fpäter ebenfo aus den Zünften wie aus dem Landadel refrutirte 
und die Bezeichnung „Patriciat“ überhaupt erft feit der Menaiffancezeit 16) fi findet, während 
man in den frühern Quellen nur von cives, civitatenses, cives urbani, burgenses, |päter wol 
auch von ſtädtiſchen Schöffenbaren, von Geſchlechtern, Genannten, otiosi, Altbürgern fprad. 
Die Bezeichnung „ehrbar” theilten fie mit dem Adel, weil jie wie dieſer auf ihre Abflammung 
hielten und im Gegenſatz zur plebs Geſchlechternamen führten. Beſondere, theils vein locale, 
theil8 auf beſtimmte eigentbiimliche Rechte und Pflichten ver Geſchlechter ſich beziehende Namen 
f. bei Roth von Schredenftein, a. a. D., S. 71 fg. Beider Würbigung des deutſchen Patriciats 
kommt ed nun vorzüglid auf folgende drei Punkte an: 1) das Patriciat iſt nit nur in den ver: 
ſchiedenen Städten, in denen es fich finder, verfchieden geftellt, fondern es findet auch überall 


13) Literatur: Mittermaier, Deutfches Privatrecht (flebente Auflage), $. 61. Zöpfl, Das alte 
bamberger Recht, ©. 59 fg. Zöpfl, Deutfche Rechtägefchichte, ©. 350 fg. Das neuefte monographitche 
Werk hierüber ift Roth von Schredenflein, Das Batriciat in den deutfchen Städten (Tübingen 1856). 
Walter, Deutfche Rechtsgefchichte, FF. 238, 241, 462. Held, Staat und Gefellichaft, II, 351, Note. 

14) Roth von Schredeuftein, ©. 20 fo. 

15) Eins der intereffanteften hierher gehörigen Werfe ift Stetten, @efchichte ber adelichen Geſchlech⸗ 
ter in der Freien Reichsftabt Augsburg Augsburg 1762). Als eine dem adelichen PBatriciat verwandte 
Erfcheinung dürften auch die weilfälifchen Erbmannen zu betrachten fein. 

16) Über die Renaiffance: Laurent, Etudes, VIll, 385 fg. 


364 Patricier 


rückſichtlich dieſer ſeiner Stellung eine ununterbrochene Bewegung ſtatt, und zwar namentlich 
2) durch feinen Gegenſatz zur Plebs oder zu ven zünftigen Bewerben !7), die ih allmählich und 
zu verfchiedenen Zeiten, mit verſchiedenem Erfolge, bald mehr friedlich, bald auf pem Wege offener 
Gewalt, die Theilnahme an dem Stadtregiment oder dem Bürgerrecht errangen. 1°) 3) Nicht 
nur innerhalb des eigentlichen Patriciats ald dem Inbegriff der „Geſchlechter“ bildete fih da und 
dort eine Abflufung, wie z. B. zwiſchen ven rathefähigen und nichtrathsfähigen Geſchlechtern in 
Nürnberg, fondern ber Ausdruck Patriviat fand au, namentlih im Norden Deutjchlands, 
bald eine Ausdehnung auf alle hervorleuchtenden, wenngleich urſprünglich zünftig geweſenen 
Familien, ſodaß hier, wie ehedem in Rom, der Sieg der Plebo ven Begriff des alten Patriciats 
im weſentlichen vermwifchte. 19) 

Sowie es ſich aber aus dem Wefen einer Stadt und aus deren Berhältnig zu den damaligen 
Zuftänden erklärt, daß das ganze Leben der Städter vorzüglid auf das Gedeihen der Stadt 
concentrirt und daher bie äußere Politik ver Städte ebenfo ſchwankend wie die innere conjequent 
fein mußte, fo folgt aus den allgemeinen Fehdezuſtand des Mittelalters, daß zuerft den ritterliche 
Lebendart führenden Gefchlechtern eine überwiegende Bedeutung in den Städten zufallen mußte, 
die aber mit den fi von Tag zu Tag fleigenden Bebürfniffen der ſtädtiſchen Gemeinmwefen, mit 
der Verminderung der patricifhen Geſchlechter, mit der nothwendigen Herbeiziehung ber Zünfte 
zum ſtädtiſchen Kriegöpienft, mit dem fleigennen Reichthum ber Gewerbe, mit der Reception des 
Röinifehen Rechts und der Begründung gelehrter Berichte und mit der Nothwendigkeit befonverer 
Kenntniffe und Übung für die Verwaltung (Roth von Schredenflein, a. a. O., S. 599 fg.) 
und endlich und hauptſächlich mit ver Mächtigwerdung ver Ideen der Freiheit und Gleichheit 
unhaltbar wurde. Je mehr ſich der Patricier von ver Lebensweiſe, Kleidung u. ſ. w. an bis zum 
burgahnlichen Charakter feines Hauſes auch äußerlich auszeichnete (Roth von Schreckenſtein, 
a. a. O., 214 fg.), und je weniger alle dieſe Dinge den veränderten Zeiten anpaßten, deſto mehr 
und wirkſamere Oppofition mußten ſie hervorrufen. 

Wenn ed nun aber ver Hauptfache nach richtig ift, daß ein eigenthümlicher Zug bed deutſch⸗ 
mittelalterlihen Bürgerthums darin beftehe, daB ed niemals mit der Befchichte gebrochen (Roth 
von Schredenflein, a. a.D., ©. 265), fo ift doch nicht minder wahr, daß gerade das Beftreben 
des Patriciatd, alle alten, nun zu Privilegien gewordenen Rechte zu behaupten, ohne dafür auf 
Leiftungen eingehen zu wollen, welche vie veränderte Sachlage mit ſich brachte (ebend. S. 279, 
319, 320), den gewaltthätigen Kampf der Zünfte hervorrief, aus welchem als unſchätzbar gün— 
ſtiges Rejultat unter Einwirkung des auf Hriftlicher Bafis ruhenden Princips der Breiheit und 
Gleichheit das „allmähliche Auffteigen aller Schichten der fläptebürgerlihen Einwohnerſchaft 
zu der ihren Fähigkeiten und Mitteln wirklich entfprechenden Stufe‘ fi herausftellt (ebend. 
©. 244, 262). 

Gewiß unterfhägen auch wir nicht, was das Patriciat feit der Säcularifation der Willen 
[haft und Kunft (ebend. ©. 561) für beide gethan und melde Verbienfte ihm überhaupt für die 
Begründung und Erhaltung der Macht und des Reichthums der Städte gebühren. Allein gerade 
dadurch, daß es fich in einer Zeit, in welcher feine Rolle als ein audgezeichneter und geſchloſſener 
Stand am Ende war, dennod unverändert als folder um jeden Preis erhalten wollte, Hatte e& 
denjelben Weg eingefhlagen, der das römische Patriciat und mit ihm Nom felbft ruinirte. 
Durd den Sieg des zünftigen Bürgerthums, der das Patriciat nicht ſowol vernichtete, als viel: 
mehr nur feine gegenfägliche Stellung zu den realen Anforderungen der veränderten Zeit auß= 
glich, Hat das chriſtliche Sittengefeg gegen einen ver vielen mittelalterlichen Anflüge des antifen 
Eittengefeßes einen der wichtigften Siege errungen, indem die ®rundlage bed modernen Staats, 
dad allgemeine Staatöbürgerthum, einzig und allein in dem Siege zu fuchen iſt, den bie orga⸗ 
niſche Staatsidee zuerft in den Städten durch die Herftellung des allgemeinen Stabtbürger- 
thums erfämpft Hat. 

Heutzutage fehlt den Neften des ehemaligen Patriciats jede befondere juriftifche Bebeutung, 
in ben deutfchen Städten. Entweder iſt es dadurch, dag ihm die Requiſite des Adels nachzuweiſen 
möglid, ein in die betreffende Rangklaſſe des Adels gehöriger Beſtandtheil viejed oft aller oder 
doch der meiften Privilegien verluftig gegangenen Standes 20) geworden, oder es gehört dem 


17) Der Batricier trieb nur Das Gewerbe bes Großhandels, welches nicht zünftig war. Vgl. Coyer, 
La noblesse commergante (neue Ausgabe, London 1758). 

18) Roth von Schredenflein, ©. 239 fg., 261 fg. 19) Roth von Schredenftein, S. 208. 

20) Über den römischen Adel gegen Ende bes Raiferreiche f. die Stelle aus Ammian. Marcell. bei 
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auch nur in wenigen Beziehungen noch al8 befonderer Stand erſcheinenden allgemeinen Stabt- 
bürgerthum an. Das die Bürger ver Städte Heutzutage am meiflen unterfcheidende und auf den 
Antheil am Stabtregiment einflußreihfte Moment iſt der Reichthum, ſodaß man jegt zmifchen 
den Reichen, bourgeois, und ven Armen, d. b. den Fleinen Handwerkern und Arbeitern unter: 
fcheidet. 2!) Die Situation ber Vourgeoifie und ihr Verhältniß zu den Arbeitern iſt denen des 
alten Batriciats zu den zünftigen Bewerben in mancher Beziehung nicht ganz unähnlich. Möchte 
die reiche Bourgeoifie Die Lehre der Geſchichte nicht überfehen !22) 

Natura omnibus novitatis incrementis adversa nobilitas. Quinctil. Declam. 3, 18. 

Contemtor animus ac superbia commune nobilitatis malum. Sall. Ig. 64, s Held 

.Helb. 

Hatrimonialgerichtöbarkeit.) Darunter verfieht man einen Inbegriff von obrig: 
keitlichen, namentlih Jurisdictions- und SPolizeibefugniffen, welcher entweder dingliche Per: 
tinenz gewifler Güter und als folde mit ihnen Gigenthum (in patrimonio) ihres Befigers, oder 
das eigene Recht einer juriftifchen Perſon, z. B. einer Standed= oder Localcorporation u. f. w. 
ift und demnach zu ber Staatsjurisbiction ſich in einem gewiflen Gegenfage befindet. Da nun 
bier die Gerihtöbarkeit ald der Hauptgegenſtand, die Gutsherrlichkeit aber als die regelmäßige 
Baſis dieſes Verbältnifjes erfcheint, fo rechtfertigt es fich, wenn daſſelbe auch vorzüglich von vielen 
beiden Seiten aus berückſichtigt wird. 

Der Ausdruck Patrimonialgerichtsbarkeit eriheint ftreng genommen ald eine contradictio 
in adjecto, da Recht und Gericht wenigſtens direct nur Ausflüfle ver Staatögewalt, alfo auch 
nur biefer zufländig fein Eönnen, Wenn man nichtövefloweniger in der Übergangsperiode aus 
dem Feudalismus in den modernen Staat, und infolge deilen als Reſte des erſtern auch in dieſem 
noch lange Patrimonialgerichtöharfeiten fand und theilmeife noch findet, fo erflärt ſich dieſe Er⸗ 
ſcheinung aus dem lebendigen Fluſſe, in welchem fich die europäifche Stantenbilvung befand, 
fowie aus der Zweifelhaftigkeit, Unbeſtimmtheit und Schwäche ver im fortwährenden Übergangs 
ſtadium befindlichen Staatenbildungen. Daher kommt es aud, daß man, gleichfam a posteriori, 
die Gutsherrlichkeit eine quasi publica autoritas und die Patrimonialgerihtöbarkeit eine ab- 
geleitete Jurisdiction nannte und fie rückwärts ald eine unter der Oberaufſicht und ven Gefegen 
des Staat ſtehende Berechtigung erklärte. 

Die Patrimonialgerichtsbarkeit hat, wie jede Gerichtöbarfeit und jedes weientlihe Hoheits⸗ 
recht. eine politiſche oder oͤffentlich-rechtliche und eine private oder fiscalifche Seite. In ven le: 
bendigen und unendlich mannichfachen, ſelbſt an ganz Fleine Brunpbefigungen ſich anklammern⸗ 
ven Staatenbildungdtriebe des Mittelalter32), wie er ſich den großartigen und verfrühten, ja 
oft ganz unmögliden Staatsivealen diefer Jugend: und Heroenzeit unferer Nation gegenüber 


Zaurent, Etudes, III, 348 fg., 352 fg. Das im Jahre 1814 in Paris erfchienene Journal general de 
France aber nannte den Abel „une sorte de papier monnaie auquel l’opinion donne toute sa va- 
leur et dont le cours ne doit &tre force‘ (Duvergier be Hauranne, Histoire du gouvernement 
parlementaire, II, 347). 

21) Richtig iſt es, wenn Garne (Etudes, II, 183) fagt: ‚„‚Une societe bourgeoise dominee par 
des inter&ts viagers ne saurait enfanter des familles patriciennes.“ 

22) Sehr Belehrendes über das Patriciat findet fih in Mommfen, Römifche Forfchungen (Berlin 
1864), ©. 69 fg., 128 fg., 319 fg. Lange, Römifche Alterthümer (bisjegt 2 Thle. Staatsalterthümer, 
Berlin 1861—62). Laurent, Etudes, I, 379; IH, 3, 42 fg., 47, 51 fg., 60, 87, 281, 241; IV, 1 fg.; 
VII, 611. S. auch Denis, Histoire des theories, II, 47. Wallon, Histoire de l’esclavage, III, 120. 
Zaferritre, I, 7 fg., 11, 18. Lacombe, Histoire de la royaute, Bd. I, S. XXXVIII. Conſtant (in 
abo nlane'e neuer Ausgabe feiner Werfe), I, 206. DByl. auch Held, Staat und Gejellfchaft, I, 221; 
1) Die ältere Literatur über dieſen Gegenftand vgl.-unter dem gleichlautenden Artikel in Erſch und 
Gruber's Encyflopäbie, Sect. 3, Thl. XII, S. 375 fg. Vgl. befonders Wachsmuth, Verſuch einer fy- 
ftematifchen Darftellung der PBatrimonialgerichtsbarfeit (dazu Recenfion in Richter’ Jahrbüchern für 
kritiſche Rechtswifienfchaft, Jahrg. 1842, S. 124 fg). Holler, Befchichte und Würdigung der deutfchen 
BVatrimonialgerichtsbarkeit (Landshut 1804). Wirfchinger, Darjtellung der Entflehung, Ausbildung und 
des jetzigen rechtlichen Zuflandes der Patrimonialgerichtsbarfeit in Baieen (München 1837). Heſſe, 
Anfichten über Batrimonialgerichte (Altenburg 1868). Neuere Literatur f. auch bei Held, Syftem bes 
Berfaffungsrechts, Il, 689. Walter, Deutfche Rechtsgeichichte, II, 273 fg. Zöpfl, Deutfche Rechts: 
geihichte, 5.22. Zöpfl, Deutiches Staatsrecht, Bd. II, 68. 295 u. 448. Vattel, Droit des gens 
(Ausgabe von Pradiers:Fodere), I, 236, 422 fg. Dazu noch: Klüber, Verfaſſung und Gefchichte der Ge: 
richtslehen (Erlangen 1785). Klüber, Geſchichte der fländifchen Gerichtsbarkeit in Baiern (2 Thle., 
Peſth 1791—93). Efcher, Handbuch der praftifchen Politif (Leipzig 1863—64), IL, 184. 

2) Über Spanien |. Sempere, Histoire des Cortes, ©. 73. 
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berhätigte, zeigt fih num die eigenthümliche Erfcheinung , daß der größere, gleihviel ob alodiale 
oder feudale Brundbeiig, jedem Anſpruche an eine Superiorität darüber die Prätenſion eines 
privaten, freien Rechts entgegenzujegen und mir ber Behauptung des Beſitzes „en toute pro- 
priete” (ober bei Lehn eined nur vertragämäßig beichränften Gigentbums) jede höhere Autorität 
darüber auszuſchließen ſuchte. So die Hofherren für ihre Höfe: io überhaupt mit der Aus— 
dehnung der Immunität und deren immer häufigerer Anwendung alle fogenannten Immunitäts⸗ 
herren; fo die Städte über ihre Markungen u. |. w. Und dieſer Selbitändigfeitäprang, wie er 
fich zuerft im Anichluffe an die localen Gemeinſchaften manifeftirte, trug fi ſpäter auch auf Die 
ftännifchen Vereine und zwar oft wieder im Oegenfage zu ber ſie umfchliependen Localgemeinde 
über. Aber hiermit ift nur die eine Seite des Verhältnifſes bezeichnet. Würde nämlich aud 
jeder Gedanke an eine höhere Ableitung der auß einer ſolchen Siolirung folgennen Rechte des 
Butöherrn über die auf feinem Gute anfäfjigen Leute des verichiedeniten Rechts geiehlt haben, 
fo mußte fi) aud dem ganzen Berhältnifle jelbft in Verbindung mit den die Zeit beberricdhenden 
Ideen ergeben, daß der Herr im Interefle des Ganzen, welches auch fein Intereffe war, Pflichten 
gegen daſſelbe Habe, daß er ed nicht blos wie einen Begenflanb des Privateigenthums betrachten 
durfte, obgleih auch nach unten Privarret und politifche Pflicht eigenthümlich gemiſcht waren. 
Infolge diefer zweiten Seite des Verhältniſſes war es Pflicht der Herren, aud ohne eine könig⸗ 
liche Jurisdiction verliehen erhalten zu haben, oder auch dann, wenn ihnen dieſelbe ald dominium 
utile übertragen gemefen wäre, ten Angehörigen ihres Guts nicht nur überhaupt Rechte zu ge- 
währen, von denen daß alte politifche oder völferrechtliche Landrecht nichts mußte (Hofrecht, 
Dienſtrecht, Lehnrecht), ſondern auch die dieſes Recht etwa begründenden Meceptiondverträge 
gewiſſenhaft zu halten und Colliſionen ihrer Leute mit ihnen ſelbſt oder untereinander friedlich 
zu entſcheiden, ſowie deren etwaige Bedürfnifſe einer jurisdietio non contentiosa entſprechend 
zu befriedigen. Daß dabei der nad) außen gefehrte Geſichtspunkt einer privatrechtlichen Berech⸗ 
tigung audy bei den innern Verhältniffen zur Geltung zu bringen verſucht und in Beiden Midh- 
tungen mancher Misbrauch getrieben wurde, ift natürlich. Allein gleichwie in der erften Richtung 
die Unfähigkeit dieſer vielen Kleinen Einzelexiftenzen zu einen wirklich ſelbſtändigen Dafein in 
der durch die Idee des Reichs ausgedrückten Macht der Idee nationaler Zufammengehörigkeit 
auch zu einer gewiflen politifchen Abhängigkeit führte, fo war keine patrimonial:feudal-patri- 
archaliſch-dynaſtiſche Auffaffung ver innern Verhältnifle ftarf genug, um den natürlichen poli- 
tifchen Genius derſelben gänzlich vernichten zu Eönnen. Ja! gerade vie nachdrücklichſte Geltend⸗ 
madung des privatrechtlihen Charakters des Verhältnifſes nach außen, wie diejelbe in der Los⸗ 
trennung bed Lande und der Leute vom Reich und in dem Streben, leßtere trog ihrer verichte- 
denen Geburts: und Standesrechte ven Behoͤrden der Herrſchaft und einem allgemeinen gleichen 
Landrecht gegenüber gleihzuftellen, ſich ausſprach, war das flärkfte Mittel, diefe Patrimonien 
immer mehr in ji felbft zu ſtaatsähnlichen Schdpfungen umzugeftalten. 

Im wefentlichen war die innere Entwidelung der größten Territorien und der Eleinften 
Gutsherrſchaften diefelbe. Der Hauptunterſchied beftand nur darin, daß die erftern ohne Mittel 
zum Reich gehörten, die legtern aber, mit Ausnahme ver Reichsſtädte, Reichsdoͤrfer und Neichs- 
ritter, einem Herrn der erften Klaſſe unterworfen waren und nur durch deren Bermittelung mit dem 
Neich in Verbindung flanden. Während aber die Landeshoheit der mächtigen Reichsſtände vie 
Reichsgewalt jo abforbirte, Daß dieſer von einer effectiven Stantögewalt nichts ubrigblieb, zog fie 
zugleich die politifchen Elenıente der ihnen unterworfenen Gutéherrlichkeiten fo mächtig an ſich, 
daß legtern nicht blieb, ald was man nach den damaligen Anſichten als privatrechtlich betrachten 
fonnte. So erfheint der großen Territorialherren oberfte, durch bie privilegia de non appel- 
lando und non evocando wahrhaft fouverän gewordene Jurisdiction al® ein Zeichen des voll- 
endeten Siegd der alten Keime particuläter Staatsfelbftändigkeit über dad Reich, beflen &e- 
richten eine faft nur imaginäre Gompetenz geblieben, und deſſen Eigenjchaft als Urquelle aller 
Juriddiction mehr ein Machtelement der Stände ald des Reichs felbfl geworden war. So blickte 
man praktiſch jegt auf Die Juridbictionshoheit der Landesherren, des Landes höchſter Obrigkeit, 
als den Ausgangspunft aller Rechtspflege wie Geſetzgebung. So erfcheint aber auch die den 
landſäſſig gewordenen Gutsherren verbliebene Berihtöbarfeit ald ber landesherrlichen Obrig⸗ 
keit untergeordnet, wie der von den glücklichern Herren in ſeiner privatrechtlichen Eigenſchaft 
noch ſo lange als moͤglich geſchonte, ſeiner politiſchen Lebenskraft nach aber längſt erſtickte Keim 
zur Landeshoheit. Daß dabei die aus dem nothwendigen Fortſchritt im ſtaatlichen Leben inner: 
ih wirffamen Kräfte und mit deren Hülfe das Roͤmiſche Recht, damit aber die gefteigerten An= 
forderungen an eine tüchtige Suftizorganifation mehr mitgewirkt haben als die einzelnen ge= 
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ſchichtlich nachweisbaren Gewaltſtreiche der mächtigen Territorialherren oder deren Verträge mit 
ihnen unterworfenen Gerichtsherren, dürfte nicht zu bezweifeln fein. In daſſelbe Verhältniß 
aber, in welches zur Zeit des Reichs ſchon viele Berichtöinhaber zu mächtigen Landesherren ge: 
kommen waren, treten kraft der fogenannten Meblatifation die nicht fouyerän gewordenen ehe⸗ 
maligen Reichsſtände fammt Reichsſtädten, Reichsdoͤrfern und Reichsrittern zu den nunmehrigen 
deutfchen Souveränen, ihren früheren Standesgenoſſen. Nur dad Reich war weggefallen, fie 
aber waren, flatt der laren Neichäftaatögewalt, nun ver bereits fehr firaffen, ja damals noch 
weſentlich zum Abfolutisnus geneigten Gewalt der einzelnen deutfchen Staaten unterworfen. 

Das Streben der erftarften Landeshoheit fhon, noch mehr das der nun rechtlich vollenveten 
Souveränetät mußte dahin gehen, die Einheit auf Koften des Particularismus zu mehren. 
Daraus erflärt fi, daß die gut&herrliche Gerichtsbarkeit, wo fie noch nit beftand, auch nicht 
mehr entftehen konnte, und daß nicht nur jede Ausdehnung der beftehenden verhindert, ſondern 
andy die Ausübung derfelben von der Beobachtung ber geſetzlichen Beftimmungen abhängig ge- 
macht, d. h. fie möglichſt ihres privaten Charakters entkleivet und unter die Geſichtspunkte ver 
landesherrlichen Jurisdiction gebraht wurde. Bon ba bis zur Aufhebung oder Abldfung der 
Patrimonialgerihtöbarfeit war nur Ein Schritt, deffen längere Verzögerung vielleicht nur aus 
der Rückſicht auf die Mebiatifirten fi erflärt. Doch Hiervon fpäter. Wir haben zuvor noch 
den Inhalt und den verſchiedenen Umfang der Patrimonialgerichtsbarkeit, dann deren inneres 
Verhältniß zur ſtaatlichen Binheit näher zu prüfen. 

Indem wir den Grundfag wiederholen, daß ber fogenannte patrimoninle Charakter ver 
Jurisdiction nicht im Stande fein könne, das Wefen der legtern zu alteriren, betrachten wir 
1) die Befegung der Patrimonialgerichte. Dazu gehörte vor allem ein Richter und zwar eine 

um Richteramt nach den beftehenden Geſetzen ſowol im allgemeinen ald auch in dem befonvern 
Falle befähigte Perfon. Wenn nun ver Berichtäherr nicht felbft Mitglien des dem Batrimonial- 
gericht übergeordneten Obergerichts, wenn er ferner im Beflge aller nöthigen perfönlichen Cigen⸗ 
fehaften, in concreto aud) nicht judex in propria causa), feine Nichteramtöqualification vom 
Staate anerfannt und das Selbſtiudickren nicht ausnahmsweiſe in einem Lande troß aller bie- 
‚fer Vorausſetzungen doch verboten ift, fo kann er ohne Zweifel In eigener Perion die ihm zu: 
ſtehende Serichtsbarkeit auch ausüben, reſp. bei hoͤhern, collegial befegten Patrimonialgerichten 
mitausũben helfen. Der Patrimonialrichter, gleichbiel ob der Gerichtsherr ſelbſt oder nicht, iſt 
den Landesgeſetzen in jeder Beziehung unterworfen, ſoll aber auch dieſelbe richterliche Selbſtän⸗ 
digkeit haben wie die Staatöjuflizbeamten, namentlich dem Gerichtoherrn gegenüber, dem ebenſo 
wenig eine Art von Gabinetöjuftiz wie eine Art willfürlichen adminiſtrativen Verfahrens gegen 
den Gerichtsverwalter zuftehen kann. Wie aber ven Gerichtsherrn, gleich dem Staat für deſſen 
Öffentliche Beamte, viefelbe Haftung für ven Gerichtöhalter obliegt, fo muß ihm auch eine Art 
von Oberaufftcht über legtern zuftehen, wobnrd aber natürlich die flaatliche Oberaufficht über 
die Verwaltung der Patrimonialgerichte nicht ausgefloffen wird. 

Übrigens ift die Befegung ver Patrimonialgerichte eine verſchiedene je nad dem Umfange 
ihrer Competenz. Patrimonialgerichte, denen außer der nichtflreitigen Gerihtöbarfeit*) nur 
die Behandlung Heiner localpolizeilider Sachen zufteht, ferner ſolche, welde in Civilſachen als 
erfte Inftanz, in Griminalfachen ald zum erften Angriff, in Polizeiſachen zur Vertretung der 
Staatsbiftrict#polizei competent erfiheinen, werben mit Einzelrichtern beſetzt. Wo aber bie 
Competenz ber Batrinionialgerichte, wie bei denen der Stanbeöherren, bis zur zweiten Inflanz in 
Givil- und erften Inflanz in Strafſachen geht, da erſcheint collegiale Befegung als nothwendig. 
Bon der Regel, daß zur befegten Gerichtsbank Richter und Actuar gehöre, wurde oft Infofern 
Umgang genommen, ald man bei den niedrigften Patrimontalgerichten dem Gerichtshalter oft 
verftattete,, fein eigener Actuar zu fein. Dagegen hat man gerade bei den Patrimonialgerichten 
lange noch auf die Beiziehung von Schöffen oder Bericht#belfigern gehalten. Die Stellung ober 
Verwendung derfelben war aber eine fehr verſchiedene, indem fie bald nur als Solennitätözeugen, 
bald als Gehülfen des Gerichts (fo namentlich in Polizei: und Straffachen ſowie bei Aus⸗ 
führung gerichtliche Urtheile und Befehle), bald ald Organe oder Urkundsperfonen für locale 
Ufancen (nicht Gewohnheitsrechte) benugt wurden. 


3) Bon einem judex in propria causa fann nicht bie Rebe fein, wenn bie Berichtsangehörigen 
oder fonfligen Lente des Gerichtöheren vor beffen gehörig beieptem Gericht, reſp. Gerichtshalter oder 
Suftizcollegium , gegen ihn felbft ale Proceßpartei auftreten. 

4) Namentlich das fo wichtige Hypotheken⸗ und Depofitenwefen. 
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2) Rechte und Pflichten des Gerichtsherrn. Der Gerichtsherr als ſolcher hat alle mit der 
ihm zuſtehenden Gerichtsbarkeit verbundenen Koſten, mittelbare wie unmittelbare, z. B. für die 
Beſolidung feiner Beamten und Gerichtsdiener, für die Gerichts- und Gefängnißlocalitäten, für 
Strafunterfuhungen, Regie u. |. w. zu tragen; dagegen gebühren ihm, und hierin liegt eigent- 
{ih der patrimoniale Charakter des Verhältnifles, die Gerihtönugungen, wozu nicht blos die 
eigentlichen Gerihtöfporteln, fondern aud die Strafgelder u. dgl.m., mitunter auch ſolche Rechte 
gezählt werden, vie, mie Die gabella emigrationis und eine Reihe von Chrenrechten, wieder nicht 
fowol aus dem privatrechtlichen Charakter der Patrimonialgerichtsbarkeit ald vielmehr daraus 
folgen, daß die Gerichtöherrlichkeit fletö eine außgezeichnete Öffentliche Stellung begrünvete. 
Diefer unzerftörbare politifde Charakter der Gerichtsbarkeit ift aud) der Grund, warum hier 
und da durch ausdrückliche Gelege zur Ausübung der auf einem Gut ruhenden Batrimonial- 
gerichtöbarfeit, au menn das But an ſich ſchon ein adeliches war, doch noch der adeliche Stand 
bes Befigerd gefordert ®), und für den Ball, daß der Gerichtsherr in Beſtellung, Befegung und 
Verwaltung feines Gerichts nicht den Anforderungen bed Staatd entſprach, letzterm das Recht 
zugefprochen wurde, ftatt des Gerichtsherrn das Erforberliche zu veranlaflen. Auf der andern 
Seite tritt der privatrechtliche Charakter dieſes Verhältniſſes am fhärfften darin hervor, daß bie 
Patrimontalgerichtöbarkeit zu ihrem Erwerb im allgemeinen. feine Art befonverer Befähigung 
vorausfegt, und daß fie nach ihrer privatrechtlichen Seite wie jedes andere Privateigenthum ver: 
äußert, ja fogar verpadhtet werben kann. 

In unfern fo vieles umgeflaltenven Zeiten ift auch bie Frage über die Zweckmäßigkeit ver 
Patrimonialgerihtöbarkeit aufgemorfen und um fo lebhafter discutirt worden, je inniger man 
diefelbe mit dem Gegenſatze des modernen und feudalen Staatöprincips in Berbindung erachtete, 
und je leidenſchaftlicher man ven einen oder andern dieſer beiden Standpunkte als Parteiſtand⸗ 
puntte fefthalten zu muͤſſen glaubte. Natürlich, daß dabei ebenfo viele unhaltbare Gründe für 
wie gegen die Patrimonialgerichtöbarkeit geltend gemacht morben find; daß man legterer ebenfo 
viele Übelftände ohne Fug und Recht auflaftete, wie ihrer Aufhebung Vortheife zurechnete, bie 
ganz anderswo zu ſuchen waren. Sonderkar muß e8 aber immer erfcheinen, wenn man die Auf- 
hebung der Patrimontalgerihtöbarkeit von der einen Seite als ein Werk übertriebener bureau- 
tratifcher, centralifirender, ja monardhiiäh-abjolutiftifcher Tendenzen, von der andern Seite ald 
eine Folge anarchiſch-demokratiſch-revolutionärer Zerflörungsmuth gegen alles hiſtoriſch Her: 
gebrachte, als eine Nachäffung des franzoͤſiſchen Revolutionsſchwindels betrachtet. Allerdings 
ſteht nicht8 entgegen, daß fle nicht beides zugleich oder Doc von beidem etwaß ſei. Zeigt doch die 
Geſchichte nur zu viele Beifpiele, wo die Regierungen und bie untern Klaffen, beide freilich aus 
verfchiedenen Gründen und mit am Ende verſchiedenen Zwecken, gegen die zwiſchen ihnen liegen: 
den Mittelglieber gemeinihaftlihe Sache gemacht Hatten. Allein wie dem auch fet, und wenn 
dem aud In unferm Kalle mitunter fo gemejen fein mag — im großen und ganzen muß bie 
Sache doch anders als blos vom Partelftanppunfte. aus aufgefaßt werben, und zwar um fo mehr, 
wenn ſelbſt die entgegengefegteften politifhen Parteien ſich bezüglich ihrer freundſchaftlich die 
Hand gereicht haben. 

Vor allem iſt nun zu conftatiren, daß nicht erft 1848 und im nächften Gefolge dieſes poli: 
tifch fo fehr bemegten Jahres, ſondern ſchon viel früher, in einer vergleichömeife fehr ruhigen 
Periode, die Einfiht von der Iinverträglichkeit des patrimonialen Gerichtsweſens mit dem mo: 
dernen Staate ſich praktifch geltend gemacht Hatte. Dies zeigt fi vor allem darin, daß bereitd 
fon feit ven zwanziger Jahren viele und zwar mitunter gerave Die vornehmften Batrimonial- 
gerihtöherren ihre Patrimontalgerichtöbarkeit theild gänzlich, theils in einem gewiflen Umfang 
freiwillig aufgegeben haben, worauß von ſelbſt folgt, daß dann die Staatsgerichtsbarkeit in das 
verlaffene Gebiet eintreten mußte.) Dies gefhah namentlich in Preußen, Baiern, Hannover, 
Baden und den beiden Heilen, während in Würtemberg, Anhalt: Köthen und in Baden ſchon 


5) Die Gerichtsbarkeit ruhte alfo ale patrimoniale, refp. ging fo lange auf ven Staat über, ale ein 
Nichtadelicher das Gut beſaß. 

6) Die ſchon zur Meichszeit geltende Anficht, daß alle Batrimonialjurisbiction nur in Ableitung von 
der landesherrlichen Jurisdiction ober als eine Gonceffion des Landesherrn, demnach als mittelbare Ge: 
richtsbarkeit zu betrachten fei, und das nicht feltene vertragsweife Übernehmen ber Batrimonialjurid 
diction feitens des Staats beweifen fchon allein den unbeftimmten und fchwanfenden Zufland des ganzen 
fee Ebenfo die dabei vorfommenden weitern Ausbrüde, wie „Abtretung, Ablöſung, Auf: 

ebung“ u. f. w. | 





Patrimonialgerichtsbarkeit 369 


durch Gefege feit dem Jahre 1809—13 die patrimoniale Gerichtsbarkeit gänzlich aufgehoben 
geweſen war, und erſt durch die deutſche Bundedacte Art. 14 wieder eine Veränderung zu Gun: 
fien der Meviatifirten und Reichsritter eintreten mußte. Die Bundesacte aber beftimmte 
(a. a. O., sub c): „&8 jollen ihnen (den Mediatifirten) überhaupt, in Rückſicht ihrer Perfonen, 
Familien und Befigungen, alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werben oder bleiben, 
melde aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeflörtem Benuffe herrühren und nicht zu der Staats⸗ 
gewalt und den hoͤhern Regierungsrehten gehören. Unter vorerwähnten Rechten find ins⸗ 
befondere und namentlich begriffen: 4) die Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gered: 
tigteitöpflege in erfler und, wo bie Befigung groß genug ift, in zweiter Inflanz u. f.w..... 
jedoch nach Vorſchrift ver Landesgeſetze, welchen fie... .. wie der Oberaufſicht ver Regierungen 
unterworfen bleiben. Am Schluffe des Artikels wird „dem ehemaligen Reichsadel (d. h. ver 
Reichsritterſchaft)“ unter andern Rechten auch die Patrimonialgerichtöbarkeit, jedoch mit dem 
beſondern Beifuge zugefigert, daß dieſe Rechte nur nach Vorfchrift der Landesgefege ausgeübt 
werben können. 

Der Hauptunterichied, welcher duch den Art. 14 der Bundesacte zwifchen ven Standes⸗ 
berren und Reichsrittern einer= und den landfäffigen Patrimonialgerichtsherren andererfeitd be- 
gründet wurde, befteht im allgemeinen wie beſonders rückſichtlich ver Gerichtsbarkeit darin, daß 
für die erfteen in der Bundesacte eine Art von voͤlkerrechtlicher Garantie ihrer Standes=, reſp. 
Gutsrechte begründet wurbe, welche für letztere fehlte. Gin weiterer Unterfchieb zwifchen den 
Standeöherren auf ber einen Seite und dem ganzen übrigen grundbeflgenden Adel anvererfeits 
(der landfälfige Adel und die Reichsritterſchaft wurden allenthalben im weſentlichen einander 
gleichgeftellt) zeigt fih darin, daß bei ven Stanbeöherten von der „Ausübung der bürgerlichen 
und peinlichen Gerechtigkeitspflege“, und zwar unter Umſtänden fogar in zweiter Inftanz, bei 
den übrigen Adelichen nur von ver „Patrimonialgerichtsbarkeit“ geſprochen wird. Unter allen 
Umftänden aber können Standesherren, Reichsritter und landſäſſige Adeliche Feine echte be- 
anſpruchen, welde zur Staatögewalt und den höhern Regierungsrechten gehören, und müflen fle 
aud die ihnen namentlih ald Ausflüffe des Gigentbums zugefiherten Rechte nach den Vor: 
ſchriften ver Landesgeſetze und unter flaatliher Oberauffiht ausüben. 

Hat nun gleich die Bundesacte nicht gefagt, welche Rechte zur Staatögewalt und den höhern 
Regierungsrechten zu zählen find, fo kann doch über zwei Dinge ein ernſtlicher Zweifel nicht be- 
ftehen, nämlich einmal darüber, daß bie Beflimmung deſſen, mad zur Staatögewalt und den 
hoͤhern Regierungsrechten gehöre, nicht von ven Patrimonialgerihtöherren abhängen fann, und 
dann, daß die oberfte Jurisdiction, das Audgehen aller Jurisdiction von der Staatögewalt, 
weſentlich zur Staatögemwalt ober zu ven höhern Regierungsrechten zähle. 

Demnach kann der ſtandesherrliche oder patrimoniale Gerichtsherr dem Staat gegenüber 
nur in einer doppelten Eigenfchaft betradytet werden, nämlich entweber 1) als eine Art von 
Mandatar des Staatd, dem die Ausübung von in der Jurisdictionshoheit liegenden Rechten 
als eine befonvere Amtöpflicht in einem beflimmten Umfange und nach den beſtehenden Geſetzen 
anvertraut ift; oder 2) als Inhaber eines Privatrechts, foweit die Berichtöbarkeit eine privat: 
rechtliche oder fiscalifche Seite darbietet. 

Man hat wol audy noch einen dritten Standpunkt hervorgehoben, nämlich ven eined Ehren: 
rechts. Allein offenbar ift dies fein befonderer Standpunft, da vernünftigerweife alle eigent- 
lihen Öhrenrechte oder Würben nur von einer entſprechenden Bürde, alfo von einer beſondern 
politiſchen Pflicht abgeleitet werben können, die Batrimonialgerichtöbarfeit ald Ehrenrecht dem: 
nach mit der eben sub 1 bezeichneten Auffaffung verfelben zufammenfallen müßte. 

Betrachtet man nun ven Staat in feiner vollen Souveränetät, fo fann es feinem Zweifel 
unterliegen, daß er jedes Mandat zur Ausübung feiner Hoheitsrechte in dem Augenblick, wo er 
daffelbe für unnöthig oder gar nachtheilig Hält, zu modificiren und gänzlich zurüdzuziehen be: 
rechtigt fein müfle. Die Patrimonialgericgtöbarkeit ald mandirte Ausübung ver Jurisdictions⸗ 
hoheit fällt demnach von diefer Seite aus unter den allgemeinen Standpunkt ber anvertrauten 
Amtögewalt. Eine Mopification dieſes Standpunkts könnte nur in den obenerwähnten Be: 
flimmungen der Bundesacte für die von berfelben bezeichneten Abelöklaffen gefunden werben 
wollen. Daß die Bundesacte einer freiwilligen Abtretung der Patrimonialgerihtäbarkeit an 
den Staat nicht entgegenfteht, ift ar. Eine andere Frage aber wäre die, ab, abgejehen von den 
Ianpfäffigen Batrimontalgerigtöherren, Standesherren und Reichsritter zu einer ſolchen Abtre⸗ 
tung überhaupt auf dem Wege der Randesgefeggebung auch ohne oder gegen ihren Willen ge: 

Staats⸗Lexikon. XI. 24 
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zwungen werben können? Vom Standpunkt des Bundesrecht aus muß dieſe Frage jedenfalls 
verneint werben, und bleibt vorkommendenfalls den Betreffenden ohne Zweifel der Weg ber 
Beſchwerde an ven Bund unbenommen. Allein hier tritt eben wieder die unvermeidliche Golli- 
fion zwifchen den Bundesgrundverträgen und den Gonfequenzen der vollen Souveränetät ber 
deutfchen Bundeöglieder an ven Tag. Die Gejehgebung eines Staats hindern wollen, das zu 
thun, was für die Exiftenz und Börberung beflelben von ihr ald weſentlich erkannt wird, iſt 
fiher das ſtärkſte Attentat gegen feine Selbfländigkeit.”) Der fragliche Staat aber bildet ſelbſt 
wieder ein Glied der collectiven Bundesgewalt und wird im Bunde feine Interefjen un jo mehr 
geltend machen, je mehr durch dad Schwanken zwiſchen ver Auffaſſung der Grundlagen de8Bun= 
des ald Verträge und als Geſetze dazu die Möglichkeit gegeben ift. Wäre aber auch der Bund 
nicht fo ſchwach, wie er fi in der That gegenüber ver Souveränetät feiner Glieder erwieſen bat, 
wäre er nicht fo entfihieben, wie bisher der Kal, außerhalb ver innern Fortbildung der deutſchen 
Staatöverhältniffe geblieben, fo müßte doch eine Beſchwerde über Verlegung der durch bie 
Bundedacte garantirten Rechte um fo geringere Ausſicht auf Erfolg haben, je mehr der fragliche 
Borgang einer Landesgeſetzgebung ſich in allen oder den meiften Bundesſtaaten wiederholt und 
je entſchiedener er die Sympathien ber Zeit auf feiner Seite hat. Dies jollten die Standeöherren 
und die Glieder der ehemaligen Reichsritterſchaft da, wo es nod nicht geſchehen, wol bedenken 
und erwägen, daß das Verharren auf veralteten, wenn aud noch formellreitlid begründeten 
Privilegien ihnen felbft ſicher ebenfo viel ſchaden als das energifche Erfaflen ver Zeit, das Ein= 
treten in zeitgemäße und ihnen durch ihre Verhältnifie befonderd nahe gelegte politifche Stel- 
lungen, refp. Pflichten nügen müßte. Died gilt auch von bem mit der patrimonialen Gerichts— 
Herrlichkeit in einer gewiflen Verbindung flehenden privilegirten Gerichtsſtand, und die Er— 
fahrung hat bewiefen, daß die Gerichtsherren da, wo jle ohne Schwierigkeiten auf bie neuern 
ſtaatlichen Entwidelungen eingegangen, darum nicht übler gefahren iind. Übrigens find audy 
wir der Anficht, daß den Mängeln unjers Rechtölebend keineswegs mit der Bejeitigung ber 
Patrimonialgerichtöbarkeit jede mögliche und billigerieije zu beanfpruchende Abhülfe geworven 
fei. Dazu gehört vor allem noch ein volksthümlicheres Recht und eine volkethümlichere Ein— 
richtung des Proceffed, denen beiden wir mit Sehnſucht entgegenfehen. Nicht ein für ganz 
Deutichland gleiches Civil- und Proceßrechtögefeg, wie es immer bejchaffen fei, ſondern folde 
Geſetze verlangen wir, die leicht von allen Deutfchen verſtanden, meil von deutſchem Geiſte ge= 
tragen und fo eingerichtet find, daß auch den berechtigten Sonderinbivinualitäten der deutichen 
Stämme unbeſchadet der Binheit die gebührende Rechnung getragen werde. Solde Befepe find 
jedoch nicht vie Aufgabe für gewöhnliche Geſetzmacherei, ſondern für ein wahres deutſches Geſetz⸗ 
gebungsgenie. 

Mit der vorigen Ausführung ift aber keineswegs gemeint, daß der Staat berechtigt fei, 
bie Patrimonialgerichtöbarkeit ohne weitereß aufzuheben. Als Privatrecht oder von ihrer privat= 
rechtlichen Seite betrachtet fällt die Patrimonialgerihtsbarkeit bei ihrer Aufhebung aus politi= 
fen Gründen offenbar unter den Grunpfa der Erpropriation.®) Der Staat erfcheint dem= 
nad verpflichtet, infomweit bei Aufhebung der Patrimonialgerichtöbarfeit volle Entſchädigung zu 
leiften. Freilich ift bei ven Anforverungen, melde die neuere Zeit in fortwährend fleigendem 
Maße an die Gerichtsbarkeit ftellt, der fiscalifche Standpunft ganz in ven Hintergrund getreten. 
De Freminville fhon Hatte den Ertrag der Patrimonialgerichtsbarkeit in Frankreich vor ver 
Revolution nit auf den zwanzigften Theil des Bobenertrags geſchätzt (Torqueville, „Das alte 
Staatömwefen u. ſ. w.“, S. 335 fg.), und es dürfte mol nicht zu viel behauptet fein, wenn man 
fagt, daß In neuerer Zeit Feine Patrimonialgerichtsbarkeit, welche den berechtigten Anforderun- 
gen des Staatd vollfommen entſprach, fo viel abwarf, um alle damit verbundenen Koften voll- 
fländig zu decken. Es befand fi daher In dieſer Beziehung z.B. die bairifche Regierung in 
ihrem vollen Rechte, wenn fie nad) dem zur Beförderung der freiwilligen Abtretung ber Ge⸗ 
richtobarkeit erlaffenen Gefege vom 28. Dec. 1831 durd ein Befeg vom 4. Juni 1848 (die 
Aufhebung der ſtandes- und gutöherrlihen Gerichtsbarkeit betreffend) in Art. 1 erklärte: 

„Die ſtandes- und gutöherrliche Gerichtöbarkeit und Polizeigewalt geht . . . . an ven Staat 
über. Diejenigen Butöbefiger, welche deren Abtretung an den Staat bis zum 18. April1. J. 


7) Bas in England geichieht, damit nicht unter Umſtänden aus der Verwaltung ber Friebensgerichte 
durch reiche Gutsbefitzer eine Art von Patrimonialgerichtsbarfeit entſtehe, vgl. Kilchel, Die Derfafung 
Englands, ©. 334 fg. 

8) Bol, Hierüber Held, Staat und Gefellfchaft, 11, 882, Note 279. 
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incl. erklärt Haben, werben nad) dem Gefege vom 28. Dec. 1831 entfchädigt; diejenigen Be— 
figer, welche dieſen Verzicht bis dahin nicht geleiftet Haben, erhalten ihre Entſchädigung dadurch, 
daß die ſtandesherrlichen Gerichts- und Polizeibeamten und Diener unter ven Anftellungsbebin- 
gungen und Peniionsnormen, bie am 12. April 1848 beſtanden, ſowie die Penflonen aus prag⸗ 
matiſchen Anftellungen folder Bedienfteten nad) ven an felbem Tage beitehenden Normen vom 
Staat übernommen werben u. f. w.“ 3. Held. 

Patronatsrecht. (Geſchichtliche Entwickelung. Dogmatifche Darftellung. 
Landesherrliches Patronatsrecht. Neuere Verſuche zur Abſchaffung des Pa— 
tronats.) 

r. Die geſchichtliche Entwickelung.) 1) Das römiſche Reich. Die früheſte 
Stelle der Quellen, in der ſich ein Keim des Patronatsrechts vorfindet, iſt eine Conſtitution des 
Kaiſers Zeno von Jahre 497, die J. 15, C. de sacrosanctis ecclesiis 1, 2, worin es heißt: „Si 
quis donaverit aliquam rem mobilem vel immobilem vel se moventem aut jus aliquod in 
honorem martyris aut prophetae aut angeli, tanquam ipsi postea oratorium aedificaturus, et 
donationem insinuaverit, apud quos necesse est, cogitur opus, quamvis non inchoatum 
fuerit, perficere per se vel per heredes, et perfecto operi dare ea, quae donatione conti- 
nentur, Idem et in xenodochiis et nosocomiis et ptochiis obinet, liceatque episcopis et 
oeconomis convenire ipsos. His vero adimplelis, administratio secundum ea, quae his, 
qui liberalitatem exercuerunt, visa sunt et secundum praescriptos fines fiat.’ Jedenfalls 
wird durch dieſe Vorſchrift dem Stifter ausdrücklich ein gewifler Einfluß auf die Adminiſtration 
der von ihm gefchenften Kirchengüter zugeftanden, über deſſen Ausdehnung jedoch aus ver Stelle 
nichts Genaueres erhellt; auch mag es zweifelhaft fein, ob die Borfchrift fih nur auf die im Be- 
fege ausdrücklich namhaft gemachten Arten von kirchlichen Stiftungen (oratoria, xenodochia, 
nosocomia, ptochia) beziehn, oder ob fie ganz allgemein jei; endlid wird man über die innere 
Natur des ganzen Rechtöverhältniffes aus dieſen Worten kaum etwas Sicheres entnehmen 
fönnen. Bon un fo größerer Bebeutung ift dann aber eine Gonftitution des Kaiſers Anaftajlus 
vom Jahre 510, die l. 10, C. dehaeret. et manich. 1, 5; wir müſſen biefelbe ihrem ganzen Um— 
fange nad} mittheilen. „Si qui orthodoxae religiohis emtione vera vel fietitia, aut quocun- 
- que alio jure vel titulo praedia vel possessiones resque immobiles, in quibus orthodoxae 
fidei ecclesiae vel oratoria constituta sunt, in haereticae sectae et contraria orthodoxae 
fidei sentientem quamcunque personam transferre voluerint, nullam hujusmodi vel inter 
vivos habitam, vel secreto judicio compositam valere volumus voluntatem, etiamsi ab 
orthodoxae fidei venditore vel quocunque modo alienatore commentilio sub qualibet 
occasione fuerint assignata. Sed irrita omnia hujusmodi documenta, et tanquam penitus 
nec scripta esse censemus. Haec enim praedia et possessiones, quae in haereticas per- 
sonas quocunque modo translatae fuerint vel collatae, fisci nostri juribus decernimus vin- 
dicari. Sive enim apud dominos possessoresque orthodoxos ea praedia maneant, sive 
ad fisci nostri jura pervenerint, necesse est in his ecclesias et oratoria constituta diligen- 
tius et sollicitius instaurari. Nostrae enim serenitatis undique ad hunc exitum providen- 
tia ducit, ut omnipotentis dei templa, in quibus nostrae fidei instituta perdurant, cultu 
assiduo per omnia saecula rediviva serventur. Neque enim dubitari potest, si in haere- 
ticos tales veniant possessiones, in quibus verae fidei ecclesiae vel oratoria constituta 





1) Bon älterer Literatur befonders Franriscus Florens, Tractatus de antiquo jure patronatus 
(Opp. edit. Paris., II, 78 fg.) und Tractatus ad libri III, Decret. tit. 38, de jure patronatus (Opp. 
edit. Paris., 11, 249 fg.). Franciscus de Roye, Ad titulum de jure patronatus libro tertio Decre- 
talium ejusdem de juribus honorificis in ecclesia libri duo (Angers 1667), Sı1— 138). Themaf 
finus, Vetus ac nova ecclesiae disciplina, Thl. II, Bud, 1, Kap. 29 fg. Sodann Böhmer, Jus ec- 
clesiasticum Protestantium, Thl. IIT, ad Buch III, Tit. 38, S. 462—498. (Eugen Montag) Ge 
fchichte des Patronatsrechts in der Kirche (Teutfchland [Bamberg] 1806). Ofterley, De juris patrona- 
tus notione ex decretalibus Gregorii IX. hausta, priorum constitutionum ratione habita; diss. 
inaug. (Göttingen 1824), S. 1—70. Lippert, Berfuch einer hiſtoriſch⸗ dogmatiſchen Entwickelung ber 
Lehre vom Patronat nad) den Grunbfägen des Kanoniſchen Rechts (Gießen 1829), S. 1—34. Kaim, 
Das Kirchenpatronatsrecht nach feiner Eniftehung, Entwickelung und heutigen Stellung im Staate, 
Die Nechtegefchichte (Thl. I, eivaig 1845). Mittelftäbt, De juris patronatus quod reale dicitur 
origine; diss. inaug. (Breslau 1856; Abjchnitt einer von der Juriftenfacultät in Berlin gefrönten 
Preisſchrift). 4 , 
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sunt, et integritas colitur, omnimodo ab his deseri atque destitui, et omni cultu vacare, 
omnibus sacris et solidis viduari mysteriis, omni splendore privari, nullis populorum con- 
ventionibus, nullis clericorum observationibus celebrari, et ex hoc sine dubio easdem 
ecclesias perire, ruere, complanari. Neque enim de earum instauratione haeretici po- 
tuerant aliquando cogitare, quas penitus esse nolebant. Quae omnia resecantes ad prae- 
sentem legem pervenimus.” Sn dieſer Gonftitution werden nun einerfeitö neben ven Ora- 
torien die ecclesiae ausprüdlih erwähnt, dann aber wird der Fundator geradezu Eigen: 
tbüner des Grund und Bodens genannt, auf welchem das Kirchengebäude errichtet ift, und 
nirgends bedient fi der Kaiſer eined Ausdrucks, aus welchem ſich der Übergang bes Eigen: 
thums, welches zur Fundation beflimmt ift, auf die Kirche nachweiſen liege. Demgemäß hat 
denn auch der Bigenthümer des Grund und Bodens in allgemeinen dad Recht, das Grunpftud 
fammt den darauf errichteten Kirchengebäuden im privatredtlihen Wege an jenen Dritten zu 
veräußern ; dieſe Bonflitution verbietet nur die Veräußerung an Häretiker im Intereffe ver Er: 
haltung des kirchlichen Beftandes und würde gewiß nicht erlaflen fein, wenn nicht felbft derartige 
Beräußerungen häufig vorgefommen wären. Wenn daburd) der rechtliche Gefichtspunkt, ber 
für die Beurtheilung diefer Verhältniffe in Betracht kam, im allgemeinen angegeben ift, fo er: 
fehen wir vie Geſtaltung des einzelnen aus mehrern Gefegen Juftinian’8, die nach der Zeitfolge 
kurz erwähnt werben mögen. Bon geringerer Bebeutung ift zunächſt eine Gonftitution vom 
Jahre 550, die J. 46, C. de episc. et cler. 1, 3, woburd den Erben die Erfüllung der zu from: 
men Zweden geſchehenen legtwilligen Verfügungen eingefhärft wird; der Kaifer geflattet dann 
in $. 3 ausdrücklich, daß den Schenfern die Berechtigung zuftehen ſoll, Anminiftratoren für bie 
fraglichen Inftitute zu ernennen oder ihren Erben die Ernennung dverfelben zu übertragen: 
indeß dürfte doch aus dieſer Beflimmung an fi eine Reſervirung des Cigenthums von jeiten 
der Fundatoren kaum gefunden werben Fönnen; von der Anftellung ver Geiftlichen ift aber über: 
haupt nicht die Rede. Ein ſolches Anſtellungsrecht ergibt fich dann aber ganz zweifellos aus einem 
Reſcript des Kaiſers vom Jahre 537 an den Patriarchen von Konſtantinopel, Nov. 57, c. 2: 
„lud quoque in honorem et reverentiam tuae sedis definimus, ut, si quis, qui ecclesiam 
aedificavit, vel etiam alio modo in ea ministeria obeuntibus annonas suppeditavit, cleri- 
cos quosdam in illa velit constituere, non habeat is facultatem quos vult auctoritate sua 
ad pietatem tuam adducendi, et absque judicio et exploratione creentur; sed qui adducti 
sunt, a tua sanctitate’examinentur atqae ex voluntate tua et illius, qui sacerdotio prae- 
erit, illi qui beatitudini tuae et successoribus tuis idonei esse deique ministerio digni 
videbuntur, semper creentur, ne sacra dei (id quod sacriselogiis sancitur)) profanentur. sed 
intacta, ineffabilia et tremenda quum sint, sancte, pie et reverenter habeantur.‘ get 
aus der Faflung diefer Stelle aufs Harfte hervor, daß nicht Damals erft eine ſolche Anftellungs: 
befugniß neu gegeben wurbe, fondern daß ſie ſchon Tängft in Übung, ja vielfach misbraucht war, 
ſodaß ed nöthig wurde, durch einen befondern Erlaß das fragliche Recht auf eine mit derfird: 
lien Ordnung verträgliche Auspehnung zurückzuführen. Wenn in diefer Stelle kein Anlap da 
war, auch des Anftellungsrechtö der Erben des Fundators beſonders Erwähnung zu thun, jo er: 
gibt fich das direct aus einer Hußerung in dem großen Kirchengeſetze des Jahre8546, Nov. 123, 
c. 18: „Si quis oratorium construxerit, in eoque clericos constituere velit vel ipse vel 
heredes ejus, si ipsi clericis impensas praebeant, et dignos nominent, nominati creenlur. 
Si vero ab iis electos sacri canones tamquam indignos creari prohibebunt, tunc sanctissi- _ 
mus illius loci episcopus quos meliores putaverit constitui curet.“ Es ift jedoch hervorzu⸗ 
heben, daß in viefer legten Stelle ausprüdlich nur von Oratorien die Rede ift. Einen genauern 
Aufſchluß darüber, ob das Präfentationsrecht als Ausflug des Eigenthums oder ald eine be: 
fondere Begünftigung erfcheine, vermag ich freilich in allen dieſen Duellenzeugniflen nit zu 
finden. Wiederholungen der Beflimmung, wonad die Erben zur Erfüllung des zu frommen 
Zwecken Ausgefegten angehalten werben follen, fowie die ausdrückliche Vorſchrift, daß feine 
aedes sacra ohne Erlaubniß des Bifchofs gebaut werben dürfe, finden ſich in Nov. 131, c. 10 
Nov. 5, c.1 und Nov. 67,c.2. Endlich findet fi in ver Nov. 131, c. 14 vom Jahre 549 
noch eine fehr entſchiedene Anerkennung des Eigenthumsrechts der Stifter in ben Worten: 
„Si vero orthodoxus possessionem habeat, in qua sit sanctissima ecclesia, eamque alie- 
naverit vel reliquerit, in emphyteusin vellocationem, vel in quamlibet administratione® 
eam Judaeo, vel Samaritae, vel Graeco, vel Montanistae, vel Ariano, vel alii haeretico con- 
cedens sanctissima illius vici ecclesia dominium earum vindicet. Si quis vero haeretico- 
rum quibus etiam Nestorianos et Acephalos, et Eutychianistas adnumeramus, speluncam 
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incredulitatis suae aedificare, vel siJudaei novam synagogem exstruere ausi fuerint, sanc- 
tissima illius loci ecclesia aedificium dominio suo vindicet.“ 

Im Abendlande ſcheint die Entwidelung eine langſamere gewejen zu fein. In den 
Schlüffen ver Synode von Arauſio (Dranges) (Conc. arissacum I, 441,c.10, c.1,C.16 
qu. 5) ift nur von einem bauenden Bifchofe die Rede; auch wird ausdrücklich gefagt, daß pas 
Vorſchlagsérecht eine gratia fei, obgleich wieder die Kirche bie res sua des bauenden Biſchofs ge= 
nannt wird; si quis episcoporum in alienae civitalis territorio pro quacunque suorum op- 
portunitate ecclesiam aedificare disponit, non praesumat dedicationem facere, quae illius 
est, in cujus territorio ecclesia assurgit. Aedificatori vero episcopo haec gratia reservelur 
ut quos desiderat clericos in re sua ordinari, ipsos ordinet is, cujus territorium est, vel si 
ordinati jam sint, ipsos habere acquiescat et omnis ecclesiae ipsius gubernatio ad eum, 
in cujus civitatis territorio ecclesia surrexit, pertinebit. Ahnlich das Conc. Arelat. II, 451, 
c. 36 hoc solum aedificatori episcopo credimus reservandum. Lind in den beiden Stellen 
bed Gelaſius, c. 26 und 27, C.16, qu. 7, ſcheint ein Recht irgendwelcher Art für ven Funda⸗ 
tor ganz in Abrede geflellt zu werden; auf den Wunfch der Bundatoren werben bie competenten 
Bischöfe vont Papfle angewiefen, die Dedication und Benedietion der neugebauten Kirche vor= 
zunehmen, dann aber wird ausdrücklich hinzugeſetzt: „Recturus sine dubio praeter proces- 
sionis aditum, qui omni Christiano debetur, nihil ibidem se proprii juris habiturum”, und 
„nihil tamen sibi fundator ex hac basilica neverit vindicandum, nisi processionis aditum, 
qui Christianis omnibus in commune debetur.” In der That werben doch alle von der Glofle 
und andern gemachten Berfuche, unter processionis aditus etwas weitered zu verftehen ald itio 
ad ecclesiam sacrorum causa, durd den Zufag qui Christianis omnibus in commune de- 
betur hinfällig. Auf der andern Seite ſcheinen freilich einzelne Ausdrücke, in re Juliana sui 
juris, in re sua quod Sextilianum vocatur auf ein @igenthumsverbältniß hinzudeuten. 
Weſentlich dieſelben Ausprüde werben übrigens in der von Richter aus dem Liber diurnus, 
c. 5, lit. 3 neuerdings mitgetheilten Petitio dedicationis oratorii (Richter, „Lehrbuch“, An: 
bang, ©. 787) gebraudt: „In praedio quidem ill. juris mei basilicam sumptu proprio me 
suggero construxisse... . promitto pariter nihil mihi de eodem loco ulterius vindicandum 
nisi processionis aditum qui Christianis omnibus in commune debetur.” 

2) Das Frankenreich und die germanifhe Entwidelung. Die eigenthümliche 
Bedeutung, welche dem Grundeigenthum im ältern germaniſchen Recht zukam, wonach Bigen- 
thum an Grund und Boden auch Hoheitsrechte involvirte und eine feſte Scheidung von dominium 
und imperium nicht exiſtirte, begünſtigte die Auffaſſung, wonach die Kirchen im Eigenthum 
ihrer Gründer verbleiben ſollten, ganz ungemein. Die Quellen laſſen auch in dieſer Hinſicht 
gar feinen Zweifel; jo heißt ed ganz ausdrücklich in einem Capit. Francof.KaroliM.a.794,c.54 
(Berg, III, 75): „De ecclesiis quae ab ingenuis hominibus construuntur, licet eas tradere, 
vendere, tantum modo ut ecclesia non destruatur sed serviuntur cotidie honores” ; ferner 
in einem Capit. Lothar's 1. f. g. constitutiones Olonnenses vom Jahre 823 (Perg, III, 236): 
„Statutum est, ut si quis liber homo per consensum episcopi sui ecelesiam in sua con- 
struxerit proprietate, fontesque in eadem ab episcopo fuerint consecrati, ideo non suam 
perdat hereditatem, sed si episcopus voluerit, officium sacri baptismatis in sua transfer- 
tur ecclesia, ipsa vero aqua quae transfertur in constructoris maneatjure.” Demgemäß 
murben auch folde Kirchen im privatrechtlihen Erbgange getheilt, und zahlreiche Geſetze ſuchen 
bie Misbräuche abzuftellen, die dadurch für die Verwaltung des Kirchenweſens entſtanden find; 
jo namentlid das Gapit. Wormat. a. 829, c.2 (Perg, III, 350): „De ecclesiis quae inter 
coheredes divisae sunt, consideratum est, quatenus si secundum providentiam et admo- 
Dilionem episcopi ipsi coheredes eas voluerint tenere et honorare faciant; sin autem hoc 
contradixerint, ut in’episcopi potestate maneat, ulrum eas ita consistere permitlat, aut 
reliquias exinde auferat. Et ubi ad nostrum beneficium ecclesiae pertinentes ita divisae 
inventae fuerint, ut describatur et nobis renuncietur”, cf. c.35, C.16, qu. 7; ſodann 
Hludovici Germaniae regis conventus Mogunt. 851, c. 5 (Perg, III, 412): „Perlatum ad 
nos est, quod inter heredes ecclesise in rebus propriis constilute dividantur, et tanta per 
eandem divisionem simultas oriatur, ut unius altaris quattuor partes fiant, et singule 
partes singulos habeant presbyteros, quod sine discordia et simultate nullo modo augeri 
potest. Unde nobis visum est, quod hujuscemodi ecclesia inter heredes dividi non de- 
beat. Et si in contentionem venerunt, et simultates inter eos surrexerint, per quas sa- 
cerdos suo ibi officio canonice fungi non possit, praecipiatur ab episcopo civitatis, ut nullo 
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modo ibi missarum solennia celebrentur, donec illi ad concordiam redeant ex parı vol»: 
atque consilio ecclesia illa sacerdotem canonice habeat, quilibere suum mynisterium ibi 
peragere possit.“ Demgemäß wurben Kirchen mie anderer Beflg zu Eigenthum oder zu Bene: 
firium vergeben ; fo fchenfte Karl der Große die Martinskirche zu Linz, die früher ein Kapellan, 
dann Biſchof Waldrich von Paffau zu Benefiz gehabt hatte, ſeinem Schwager, dem Grafen 
Kerold, der dann einen jährlichen Zins von 20 Solidi an die Kirche von Paſſau gezahlt hat. 
wohin fe auch nach deſſen Tode zurückfallen fol. Aug alle übrigen Formen ber Übertragung 
von Eigenthum werden auf Kirhen angewandt; eine Schenkerin behielt fi den Beſitz ihrer 
Kirche mit Zubehör auf Lebendzeit vor, worauf fle an Zreifingen fallen fol; ebenfo redet fich 
ein Precareiverhältniß, wonach ein Presbyter, der mit ſeinen Verwandten eine Kirche erbaut 
hat, dieſelbe an den Stuhl in Freifingen ſchenkt, jedoch auf Lebenszeit zu Benefiz zurückerhält 
und ſelbſt daran ordinirt wird.) 

Unter den Rechten, die den Beſitzern der Kirchen als Ausfluß des Eigenthums zuftanden, 
findet fih namentlich auch das Anſtellungsrecht. Die neunte Synode von Toledo 655,c.2 (c. 32, 
C. 16, qu. 7) fprad dad Recht nur den Fundatoren perfünlic zu und machte dad Beflätigungs: 
recht des Biſchofs jehr beflimmt geltend, ſchützte aber doch auch andererſeits dad Recht der Zun- 
datoren gegenüber ven Bifhöfen: „Decernimus ut quamdiu fundatores ecclesiarum in hac 
vita exstilerint, pro eisdem locis curam permittantur habere sollicitam atque rectores 
idoneos in eisdem basilicis iidem ipsi offerant episcopis ordinandos. Quod si tales forsi- 
tan non inveniantur ab eis, tunc quos episcopus loci probaverit Deo placitos sacris culti- 
bus instituat, cum eorum conniventia servituros. Quodsi spretis ejusdem fundatoribus 
rectores ibidem praesumpserit episcopus ordinare et ordinationem suam irritam noverit 
esse, et ad verecundiam suam alios in eorum loco (quos iidem ipsi fundatores condignos 
elegerint) ordinari.“ Es ſcheinen dann im Laufe des 8. Jahrhunderts große Misbräuche son 
feiten der Laien vorgefonmen zu fein, menigftend wird in einem Capit. general. a. 783, c. 2 
(Perg, II, 46) ausdrũcklich eingefchärft: „De ecclesiis baptismalibus ut nullatenus eas laici 
homines tenere debeaut, sed per sacerdotes fiant, sicut ordo est gubernatus‘', und e3 fin: 
ben fih dann zahlreiche Gapitularien ‚ in denen ſowol für die Einſetzung als für die Abfegung 
der Geiftlihen Übereinftimmung zwifchen den Eigenthümer und dem Bifchof verlangt wird; to 
das Edictum pro episcopis a. 800 (Berk , 1, 81), worin den weltlichen Großen vorgehalten 
wird, „ut presbyteros nescio qua temeritate praesentari episcopis denegeltis, insuper et 
aliorum clericos usurpare non pertimescatis, et absque consensu episcopi in vestras eccle- 
siasmittere audeatis, necnon in vestris ministeriis pontifices nostros talem potestatem ha- 
berenonpermittatis, qualemrectitudo ecclesiastica docet‘'; foferner daß Capit.Aquense a.802, 
c.13 (Perg, III, 106), mo es heißt: „ut nullus ex laicis presbyterum vel diaconem seu clericum 
secum habere praesumat, vel ad ecclesias suas ordinare absque licentia seu examinatione 
episcopisui, ut ipsesciat, sirecte possit appellari clericus aut presbyter et sit absque repre- 
hensione”; ſo das Capit. de presbyteris a.809,c. 2( Perg, IH, 161): „utnulluslaicus presby- 
terum in ecclesia mittlere vel eicere praesumat, nisi per consensum episcopi‘; und das Conc. 
Cabill.II,c.42,a.813. Dod wird andererfeitd ausdrücklich hervorgehoben, daß die Zurückweiſung 
von feiten der Bifchöfe Feine wilffürliche fein foll, Capit. Aquisgr. a.817, c.9, (Perg, II, 207), 
„statutum est, ut sine auctoritate vel consensu episcoporum presbyteri in quibuslibet ec- 
clesiis nec constituantur, nec expellantur; et si laici clericos probabilis vitae et doctrinae 
episcopis consecrandos, suisque in ecelesiis constituendos, obtulerint, nulla qualibet occa- 
sione eos reiciant‘'; cf. Ansegisi Capitularium , lib. I, c.34 (Perg, 111,283) und c. 104 (Perg, 
11, 286); Zuwiderhandelnde follen mit ver Bannbufe belegt werben, Capit. Wormat., a. 829, 
c.1 (Perg, 111,350): „De his, qui sine Consensu episcopi presbyleros in ecclesiis suis Con- 
slituunt, velde ecclesüsejiciunt, et ab episcopo vel quolibet misso dominico admoniti, oboe- 
dire noluerint, ut bannum nostrum rewadiare coganlur, et per fidejussores ad palatium 
nostrum venire jubeantur‘’; und fpäter wurbe fogar der zuwiderhandelnde Geiftlide und 
Fundator mit der Ercommunication bedroht, Hiudovici Il. imp. Conventus Ticinensis a. 850 
(Perg, II, 399) c. 18: „Nulla ratione clerici aut sacerdotes habendi sunt, qui sub nullius 
episcopi disciplina et providentia gubernantur; tales enim acephalos, id est sine capite 
prisca ecclesiae consueludo nuncuparvit. Docendi sunt igitur seculares viri, ut siin do- 
mibus suis misteria divina jugiter exerceri desiderant, quod valde laudabile est, ab his 


2) Rettberg, Kirchengefhichte Deutſchlands (Göttingen 1848), II, 617. 
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tamen tractentur, qui ab episcdpis examinati fuerunt et ab ordinatoribus suis commen- 
daticiis litteris comitati probantur, cum ad peregrina forte migrare necesse est. Si qui 
ergo contemptores canonum extraordinarie et inlicite ministrantes, et divina sacramenta 
taliter violantes inveniunlur, primum ab episcopo uterque admoneatur, et vagans sc. cle- 
ricus vel sacerdos et is, qui ejus usurpativo fruitur officio, et siab hac noluerint se te- 
meritate compescere excommunicentur.’ i 

Meiter machten die Kundatoren ein Recht an die Einkünfte der von ihnen gegründeten 
Kirchen geltend, theild in Fällen der Berarmung, wo fihon die vierte Synode von Toledo 633, 
die im Princip das Eigentbum der Gründer leugnete, ihnen eine Berechtigung zugeſtand, Conc. 
Tolet. IV, c. 32,37, cf.c.6, C.10, qu. 1 und c. 30, C. 16, qu. 7: „Noverint conditores 
basilicarum in rebus quas iisdem ecclesiis conferunt, nullam se potestatem habere, sed 
juxta canonum instituta sicut ecclesiam ita et dotem ejus ad ordinationem episcopi per- 
tinere. Quicunque fidelium devotione propria de facultatibus suis ecclesiae aliquid con- 
tulerint, si forte ipsi aut filii eorum redacti fuerint ad inopiam, ab eadem ecclesia suffra- 
gium vilae, pro lemporis usu percipiant.“ Aber auch abgefehen davon wurden vielfach An⸗ 
ſprüche auf die Einkünfte ver Kirchen erhoben, ja es kam vor, daß einzelne Erbauer fogar von 
den auf den Altar geopferten Gaben einen Antheil verlangten. Die Synoden wehrten ſich fehr 
entjchieden dagegen, nannten ed Kirchen auf Speculation bauen, verboten ben Biſchofen die 
Ginweihung berfelben und fprachen ihnen nach alter Weife die volle Verfügung wie über die 
Geiſtlichen fo auch über Die Güter der Patronatskirchen zu. Allein felbft Ludwig der Fromme 
muß einräumen, daß wenn nach Beftreitung des geiftlichen Dienftes vom Einkommen der Kirche 
etwad übrigbleibe, davon die pflichtmäßige Abgabe an die feudalen Herren (suis seniori- 
bus), wofür um die Mitte des 9. Jahrhunderts der Name patronus ?) eintritt, entrichtet werde. 
Noch Benevict Levita kämpft gegen die Anfiht, daß die dos folder Kirchen nit unter dem 
Biſchof ftehe.*) 

Es mag ferner noch zur allgemeinen Charafteriftif hervorgehoben werben, daß dad Perfo- 
nal an den Dratorien auf den Gütern der Großen zu allen möglichen weltlihen Dienftleiftun: 
gen verwandt wurde, wovon Agobard (feit 813 Erzbifchof von Lyon) eine lebhafte Schilderung 
entwirft... ,Increbuil consuetudo impia, ut pene nullus inveniatur anhelans et quantulum- 
cunque proficiens ad honores et gloriam temporalem, qui non domesticum habeat sacer- 
dotem, non cui obediat, sed a quo incessanter exigat licitam simul ac inlicitam obe- 
dientiam, non solum in divinis officiis, verum etiam in humanis, ita ut plerique inve- 
niantur, qui ad mensas ministrent, aut saccata (?) vina misceant, aut canes ducant, aut 
caballos quibus feminae sedent regant, aut agellos provideant.” °) 

Endlich ift es eine nenerdings gemachte intereffante Wahrnehmung, daß baflelbe Recht, 
welches die Grunpherrlichfeit gewährte, auch da ſich findet, wo freie Bauerngemeinden eine 
Grundherrlichkeit nicht Hatten auffommen laſſen, daß namentlid in Friesland die Wahl der 
Prieſter durch die Gemeinde, d. b. die Befammtheit der freien Grunpbefiger erfolgte ; fo heißt ed 
namentlid im Ruftringer Recht (von Richthofen, „Frieſiſche Rechtsquellen‘, ©. 127): „Dies 
gebot St. Willehad, der der erfte Bifchof war zu Bremen, ald wir Ehriften wurden um Gottes 
halber und des Papſtes Leo, daß wir Gottes Haus baueten und rechtes Chriſtenthum hielten. 
Und alle Frieſen müffen um der Gnade willen bauen auf (in) ihrem freien Gute Gottes Haus 

ohne Anſprache des Biſchofs und Propftes, und die Leute, welche das Gotteshaus erben (auf die es 
erblich übergeht) und die Bauung thun zu Gottes Ehre und um ihrer Sünden willen, die haben 
den Priefter zu Tiefen binnen Landes und nicht außer Landes, und ber Propſt hat ihm den Altar zu 
leihen.” Ähnlich ſcheint es ſich Hinfichtlich der fähfifhen Gemeinden in Siebenbürgen verhalten au 
haben, die feit ver Mitte des 12. Jahrhunderts, um dem Drud der Feudalherren und ber Prie⸗ 
ſterſchaft in der Heimat zu entgehen, dorthin einwanderten; in dem Goldenen Freibrief des 
Königs Andreas von 1224 heißt es: „Sacerdotes vero suos libere eligant, et electos repre- 
sentent, et ipsis decimas persolvant, et de omni jure ecclesiastico secundum antiquam 
consuetudinem respondeant. So auch im nordiſchen Recht, indem das ſchoniſche Kirchen⸗ 
recht des Biſchofs Anskil von 1162 vorſchreibt: „Ecclesia cum vacat pastore eligant pres- 
byterum parrochiani in voluntate episcopi; si presbyterforefecerit emendet injuriam passo 


3) Hincmar, Capitula data archidiaconis, c. 5 (Opp. I, 737). 
4) Rettberg, a. a. O. ©. 619. 
5) Waitz, Beutfche Derfaffungsgefchichte (Kiel 1860), MI, 365, Note 2. 
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et retineat beneficium altaris sui: parrochiani non dep@illant presbyterum suum, nec li- 
ceat presbytero causa dicioris beneficii ad aliam se transferre ecclesiam invitis parrochia- 
nis”; und im „Uplandslagen” heißt es: „nun find die Kirchen geweiht, da kommen die Prie: 
fler und werden für fie begehrt; dad wäre Recht, daß alle fie nehmen; bie Parochianen follen 
mit ihm zum Bifchof ziehen; die Bifchdfe mögen feine Kenntnifje und feinen Weihebrief prüfen.” 
Ebenſo verhält es fich endlich in zahlreichen deutſchen Städten; in einem Diplom Friedrich's J. 
von 1188 in Bezug auf Lübeck werben die dortigen Bürger, denen dad Net der Pfarrwahl 
zuftehen foll, geradezu Patrone genannt. Mortuo sacerdote cives quem volaerint vice pa- 
troni sibi sacerdotem eligant et episcopo repraesentent.®) 
3) Die Reform Alexander's III. Unterdeß hatte fi eine gänzlich veränderte Grund⸗ 
anihauung in Bezug auf dies Rechtsverhältniß geltend gemacht, welche bereitö in vereinzelten 
ußerungen auf dem Boden des Frankenreichs hervorgetreten war und namentlich in Benebic: 
tus Levita ihren Verfechter gehabt hatte, welche dann mit dem wachſenden hierarchiſchen Bewußt⸗ 
fein im Laufe des 11. und 12. Jahrhunderts immermehr durchgedrungen war, und welche end⸗ 
lich durch Alexander IH. auf eine zwar geräufchloje, aber fehr tiefgreifende IBeife in das Detail 
der Rechtsbeſtimmungen eindrang , der in ähnlicher Weife wie Gregor VII. gegen das landes⸗ 
herrliche Nominationsrecht der Bilchdfe gegen das Patronatsrecht ver Pfarreien auftrat. Die 
Reconftruction des Patronatsrechtd nad hierarchiſchen Principien, welche damals ſtattfand, leug: 
nete das Eigenthum der Grundherren an den Kirchen ganz und gar; die den Patronen an den 
von ihnen erbauten Kirchen etwa zuftehenden Rechte find nur ein praemium fundationis, dazu 
eingeführt, um vie Laien zum Kirchenbau anzutreiben. Indem alfo dad Patronatsredht nicht mehr 
ein Audfluß des Eigenthums, fondern eine Begünftigung der Kirche war, jo verlor es feine bid- 
herige Gigenſchaft als jus meretemporalequibusdam principiisspiritualibus circumscriptum, 
und wurde zu einem jus spiritualibus annexum, welches ber geiſtlichen Gerichtobarkeit unter: 
worfen und dem gewöhnlichen privatrechtlichen Verkehre entzogen wurde. Und während früher 
bei der Anſtellung nur der biſchoͤfliche Conſens erforderlich geweſen war, jo wurde jegt cine 
förmlihe auctoritas des Biſchofs erfordert, das bisherige Kollationsrecht der Patrone in ein 
Präfentationdrecht verwandelt. Wenn mehrere Patrone ji nicht hatten einigen können, fo 
Hatte in der frühern Zeit der Biſchof blos das Recht gehabt, die Reliquien wegzunehmen und 
bie Thüren zu ſchließen, jegt aber follte er die @eiftlichen in ſolchem Falle felbfl-einfegen. Damit 
bing enblih au zujammen, daß jegt feite Kriften eingeführt wurden, nad deren Ablauf das 
Recht der Patrone erloſch, währenn früher die Bifhöfe darauf befchränft geweſen waren, bie 
Säumigen zu einer rafchen Bejegung zu ermahnen, dagegen nicht die Befugniß gehabt hatten, 
diefelben eines Ausflufles ihres Eigenthumsrechts zu berauben. Dennoch konnte durd bie 
damalige Umgeſtaltung nicht die ganze frühere Geſchichte außgetilgt werben, ein Überbleibfel des 
alten Rechts ift die Beibehaltung der realen Natur des Patronats, denn eigentlich hätten nad ver 
veränderten Grundanſchauung alle Batronatsrechte perfönliche werden müflen. Das hat doch in 
der That feinen Sinn, daß man eine Prämie für einen Wohlthäter auf ven Grundbeſitz radi⸗ 
eirt. Jedenfalld war nun Raum gegeben zur Ausbilbung des perfänlihen Patronatsrechts, neben 
welchem dad dingliche, obwol es in Deutſchland weitaus das regelmäßige ift, doch in ver kano⸗ 
nifhen Rechtslehre „als eine nicht wol unter dad Princip zu bringende Ausnahme erfcheint”. 
4) Die Reformation und die neuere Zeit. Somwenig dad Patronatsrecht mit den 
hoͤchſten Verfaflungsprincipien des Proteftantiömus in vollem Cinklange fleht, fo finden ſich 
Do in der Reformationdzeit nur ganz vereinzelte Verſuche, daſſelbe zu Bunften eined freien 
Wahlrechts der Gemeinde zu befeitigen. Vielmehr tritt wol die Anſchauung hervor, wonad 
bie freie Gemeindewahl felbft nur als eine Art Patronatsrecht, beruhend auf dem Eigenthum des 
Kirchenguts, aufzufaflen fei. Wir berufen uns dafür auf eine Stelle bei Luther in der Ermah⸗ 
nung zum $rieden, auf die 12 Artikel ver Bauernfhaft in Schwaben 1525 7), wo es heißt: 
„Bine ganze Gemeine fol Macht haben einen Pfarrherrn zu wählen und zu entfegen, Diefer 
Artikel ift vet, wenn er nur auch chriſtlich würde fürgenommen, ohne daß bie Kapitel um 


6) Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts (fünfte Auflage), $. 158, Note 18. Dove, Freie Pfarrwah⸗ 
len im deuiſchen Mittelalter (Zeiiſchrifi für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, ©. 468 fg.). Hiuſchius über 
bie Succeſſion in Patronatsrechte u. ſ. wm. (Zeitſchrift für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, ©. 431). Fried⸗ 
berg, De finium inter ecclesiam et civitatem regundorum judicio (feipzig 1861), S. 176, Note 3. 
Teutih, Zur Gefchichte der Pfarrersmahlen in der evangelifchen Landeskirche in Siebenbürgen (Her⸗ 
mannflabt 1862). 

7) Sämmtliche Werke (Erlangen 1830), XXIV, 263, 280. 
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Rande angezeigt nichts dazu dienen. Wenn nu die Güter der Pfarr von der Oberfeit fommen, 
und nicht von der Gemeine, fo mag die Gemeine nicht diefelben Güter zumenben dem, den fie er⸗ 
wählet, denn das wäre geraubt und genommen, jondern will jie ein Pfarrherrn haben, daß fie 
zuerſt ſolchen vemühtigkli bitte von der Oberkeit. Will die Oberfeit nicht, fo wähle fie einen 
eignen, und nähre venfelben von ihren eignen Gütern, und lafle ver Oberfeit ihre Güter, oder 
verlange jie mit Recht von ihr. Will aber vie Oberkeit ſolchen ihren erwählten und ernährten 
Pfarrherr nicht leiden, jo laß man ihn fliehen in eine andere Stadt, und fliehe mit ihm wer da 
will, und Chriſtus lehrt. Das beißt Hriftlih und evangeliſch eigne Pfarrherrn wählen und 
baben. Wer anders thut, ver Handelt undhriftlich al8 ein Näuber und Frevler.“ Etwas anders 
al8 Hier gegenüber ven Bauern fpricht jich Luther allerpings in derfelben Schrift gegenüber den 
Fürften und Herren aus, wo er fagt: „Der erfte Artikel, da fie begeren das Evangelium zu 
hören und Recht einen Pfarrer zu erwählen, Fünnt ihr nicht abichlahen mit einigen Schein: 
wiewol der eigen Nug mit unterläuft, daß fie fürgeben ſolche Pfarrer mit dem Zehend zu er= 
halten , der nicht ihr iſt; fo iſt doch das die Summa, man folle ihn das Evangelium laſſen pre= 
digen. Darüber kann und foll keine Oberkeit. Ja Oberkeit foll nicht wehren, was Jedermann 
lehren und glauben will, es fei Evangelium oder Lugen; iſt gnug, daß fie Aufruhr und Un— 
frieve zu lehren wehret.” Im ganzen haben damals die Gemeinden einen gewiflen Antheil 
bei der Bejegung des Pfarramts erlangt, vie Patrone aber ihr Präfentationsrecht nicht ver- 
loren, wie das 3. B. unter befonderer Betonung der Gemeinderechte in einer ber erſten Kirs 
henorbnungen, der Landesorbnung bes Herzogthums Preußen 1525, Art. 1, folgendermaßen 
hervorgehoben wird: „Mit erwelung der pfarrer wollen wir das es hinfuro volgender maynung 
gehalten fol werden. Als nemlich das fich der lehen Her umb ainen tuchtigen geſchigkten das 
worts gots erfarnen man umbjehen fol, und denſelbigen alddann ven pfarrlindern anzeigen, 
vnd wenn fie ſich alſo ſammtlich mit annemung des pfarrerd vertragen und vereinigt, den Bi⸗ 
ſchouven als Samlandt und Ryſenburgk nad) gelegenheit eines yden Bistumbs zu fertigen, die 
jnen alsden weiter eraminiren follen, vnd fo er tüchtig vnd gefhigkt befunden, dem lebens Gern 
vnd pfarrkindern nebft vermeldung feiner gejhigligfeit wieverumb zu jenden. So aber der 
leben Her und piarrfinder mit erwelung eines pfarres zwitrechtig vnd ftreitig, Alſo das ydes 
tegl einen Andern erwelen wurbt, Sol derjhenig, der durch den Biſchouv oder andere bazu ver⸗ 
ordnete perjon für den tüchtigften erfant, angenommen vnd von dem leben Hern ober gemain, 
on erfantnus des Biſchouvs nit abgefegt werden. (Nichter, „Die evangelifhen Kirchen⸗ 
orbnungen” , 1, 33.) Doch werben anderswo die Rechte der Gemeinde gegenüber dem Pa⸗ 
trone gar nit erwähnt, fo heißt es in dem Unterricht der Vifitatoren an die Biarrherren im 
Kurfürſtenthum Sachſen 1528: „Es ift auch für gut angefehen vnd georbnet, ob Fünftiglich der 
Pfarher oder Prediger einer auff dem Lande feiner refir, mit tod abgehen, oder jonft ih von 
dannen menden, vnd andern an yhm flatt durch yhre lehenherrn genommen würben, ber ober 
diefelbigen follen zuvor, ehe fie mit ver Pfarhen belehnet, ober zu Prediger aufgenommen 
werden, dem Superattendenten furgeflellt werben, Der fol verhören und eranıiniren, wie fie 
yen ohrer lere vnd leben geſchickt“ ... (Richter, a. a. O., ©. 99.) 

Dagegen bat nun aber die proteftantifche Nechtsentwidelung zu einer eigenthümlichen Aus 
Dehnung ber im Patronatsrecht enthaltenen Befugnifle geführt und wenigftend in vielen deut⸗ 
ſchen Landeskirchen Elemente mit demſelben verbunden, die feinen Inhalt über den kanoniſchen 
Kreis weit hinausführen. Es mag fein, daß zuweilen die Reaction der Kirche gegen bie ur⸗ 
fprünglih deutſchen Geftaltungen nicht ganz durchgedrungen, aljo ver Inbegriff der Rechte des 
Patronats ſchon vor der Reformation über den feit vem 12. Jahrhundert aufgeftellten Schul⸗ 
begriff fich erſtreckte. Die ſtaatliche Entwidelung Deutſchlands mußte eine ſolche Erweiterung 
im höchſten Grade begünftigen; denn überall zerfplitterte fi die Stantögewalt in erblihe Befige 
thümer in den Händen von Privaten, immer mehr machte ſich der deutſche Begriff ded Grund⸗ 
eigenthums geltend, wonach dad Cigenthum eine Herrſchaft in dem räumlichen Gebiet bedeutet 
und die Herren der räumlichen Flächen des Staats auch die Inhaber der Staatögewalt waren; 
nicht bloß von den Territorien galt das, von Landesherrſchaften und Reichsſtädten, jondern auch 
von den Rittergütern und den landſäſſigen Städten innerhalb der Territorien. Die Rittergüter 
namentlich waren nicht blos Landgüter, fondern Eleine Territorien, auf denen ber Eigenthä- 
mer als folder Hoheitsrechte ausübt. Die Mächtigen unter ven Landſaſſen firebten dahin, in 
ein ähnliches Verhältniß zum Landesherrn zu treten, wie jener zum Kaifer fland ; die Gewalt 
der Landesherren war eine Nachbildung der Reichsſtaatsgewalt, die Gewalt der Patrimonial⸗ 
herren eine Nachbildung der Landeshoheit. Der Landesherr ſelbſt erſchien gleichfalls nur ale 
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ein mit eigenem Grund und Boden angefeflener, mit mannichfachen nugbaren Rechten begüter: 
ter Herr, ver fein Fürftenthum und feine Herrlichkeit gerade in derfelben Weife befaß wie jeder 
andere fein freies Eigentbum. Indem nun infolge ver Reformation , wie anderiveitig von mir 
nachgemiefen ift, das Territorialfyftem zur Geltung kam und demgemäß eine völlige Identität 
von Staat und Kirche herbeigeführt wurde, fo bildete fh im Anfchluß an dad Patronatredt 
der Batrimonialherren als Correlat zum landesherrlichen Kirchenregiment auch in dieſen Flei- 
nern Kreiſen eine Art von untergeordneter Kirchengewalt aus; wie man es neuerdings audge- 
drückt hat „in der Berfon des Patrone concentrirte ſich die kirchliche Tocalverfaflung wie in der 
Perſon des Landesherrn vie kirchliche Gefammtverfaflung‘‘ ®); für den Proteſtantismus wurde 
eben der Patrimonialſtaat auch Kirchenftaat, das Patronatsreht befam rin obrigfeitliches 
Element, der Batron war dad praecipuum membrum in feiner Gemeinde. Indeß mit der all: 
mählihen Vernichtung der Einrichtungen der Batrimonialzeit, mit der Geltendmachung der 
Souveränetät find diefe weitern Attribute des Patronatsrechts wiederum Hinfällig geworben, 
und fhon 3. H. Böhmer Eonnte für feine Zeit behaupten: „Toto coelo jus patronatus simplex 
differt a jure summo circa sacra seu ut alii quamvis incommode dicere ament a jure epi- 
scopali.“ Es war daher ein völliger Anahronismus, wenn gegenüber den auf Durchführung 
der Verfaffungsbeflimmungen in Bezug auf Glaubens- und Eultusfreiheit gerichteten Beſtre⸗ 
dungen der preußifchen Regierung einige Kirchenpatrone „de Herzogthums Magdeburg” fi 
veranlaßt fahen, in einer Eingabe vom April 1859 „officielle Gewähr für ven Gewiffensfrie: 
den ihrer irritirten Gemeinden zu fordern”, ed wurbe ihnen ganz richtig erwidert, daß ihnen 
eine Vertretung ver Kirchengemeinden gegenüber ver Kirchenregierung ober der Staatöregierung 
nicht zuflände, daß fie Feine Gorporation zu vertreten hätten, fondern nur ihre Perfon und ihren 
Fanatismus. 

Am ausgedehnteſten war einſt der Begriff des Patronatsrechts in den Städten, und 
davon find auch noch Überbleibſel erhalten; z. B. in der Stadt Braunſchweig werben gewiſſe 
kirchenregimentliche Befugniſſe, die dem Magiſtrat noch aus der Zeit der frühern verhältniß⸗ 
mäßigen Selbſtändigkeit zuſtehen, als patronatsrechtliche Befugniſſe aufgefaßt. Und in einem 
„Commiſſionsentwurfe zu einer Verfaſſung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche im hambur⸗ 
giſchen Staate“ aus der neueften Zeit heißt ed im $.5: „Das Patronat über die evangelifch- 
Intberifhe Kirche in dem bamburgifhen Staat fteht den Senat zu, welcher daſſelbe wie bid: 
ber durch feine evangeliſch-lutheriſchen Mitglieder ausübt.” Diefes Batronat ift, wie fich wei: 
ter ergibt, zu unterfcheiden von dem den Senat nah Art. 23 der Staatöverfaffung von 
ihn auszuübenden Oberaufſichtsrecht über alle religidfen Gemeinfchaften, es enthält fowol 
Ehrenrechte, ald Ehrenpflichten; zu jenen gehören die Eirchliche Kürbitte, der Ehrenplag in ver 
Kirche, die Theilnahme feiner evangeliſch-lutheriſchen Mitglieder an ven Baftorenwahlen. in 
ihrem Kirchſpiele, die Ernennung zweier Präfipialmitglieder für die Synode, den Kirchenrath, bie 
Kreisconvente, die ſtädtiſchen Kirchencollegien, die Betätigung ſowol der dem Kirchenrath ob: 
liegenden Wahl des Seniord des Minifteriumd, als auch aller Hauptpaftoren: und Paſtoren⸗ 
wahlen, Die Beflätigung der von der Synode hefchloffenen Firchlichen Verordnungen. Zu den 
Ehrenpflichten gehören ver Schug der Kirche in den Ihr veriaflunggmäßig zuſtehenden Rechten, 
die freundliche Unterſtützung, Börderung und Pflege ihrer äußern und innern Angelegenheiten. 
indbefondere ihrer Anftalten, ſoweit ſolche nad) der Verfaſſung und den Geſetzen des Staats 
gewährt werden fönnen; die bereitwillige Mitwirkung zur Erhaltung und Fortbildung der 
kirchlichen Verfaffung und Ordnung, zur Erreihung der religiöd=fittlidden Zwecke der kirch⸗ 
lihen Bemeinfhaft. Man wird nun zunäcft troß der gegentheiligen Verfiherung darauf 
Hinweifen müſſen, daß in diefen Rechten und Pflichten allervings auch ſolche enthalten find, 
welche nach allen hergebrachten Vorſtellungen zum Oberauffichtsrechte, der Kirchenhoheit bed 
Stantd, zu rechnen find. Außerdem find andere darin enthalten, welche eine wahrhaft Firhen: 
zegimentliche Natur haben. Jedenfalls ift der technifche Schulbegriff des Batronats weit über: 
ſchritten, es iſt der Inbegriff der vem Staate zuſtehenden Mechte und Pflichten des Kirchenregi⸗ 
ments, theilweife auch der Kirhenhoheit, und es ifl wegen das Ungebräuchlichen einer ſolchen 
Terminologie aud von einem der Beurtheiler des Entwurfs der Wegfall des „vieldeutigen und 
verwirrenden Worts“ gewünſcht; es könne in ſolchem Sinne kein Patronat über eine ganze 


A Mahler, Geſchichte der evangelifchen Kirchenverfaffung in der Mark Brandenburg (Weimar 
1846), & 
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evangelifche Landeskirche geben.?) Dennoch müffen wir uns aber der Behauptung ver Motive 
jenes Entwurfs anfhließen, daß der Name und der damit verbundene Begriff des Patronats 
auf gefichtliher Begründung beruße. 

II. Die dogmatiſche Darftellung. 2%) 1) Die Arten des Patronatérechts. 
Dad Patronatsrecht ift entweder ein geiftliches oder ein weltlicheö oder ein gemiſchtes; entfchei= 
dend dafür ift die Art und Weile der Begründung, nicht aber die Qualität des gegenwärtigen 
Inhabers. Ein geiftliched Patronat iſt demgemäß ein ſolches, welches einem geiftlicden Inftitute 
oder einer phyſiſchen geiftlichen Perfon vermöge ihrer Würde zufteht, auch wenn es etwa von 
einem weltlichen Abminiftrator geiftlicher patronatsberechtigter Güter gelibt wird, einerlei ob 
e3 uriprünglich vielleicht ein meltliches Patronat war, aber durch irgendein gültiges Rechts- 
geſchäft auf ein kirchliches Beneficium übertragen wurde. Ein weltliches Patronat ift ein folches, 
welched nicht an eine geiftliche Perſon geknüpft ift, aud wenn zufällig ver Inhaber veffelben, 
an den e8 auf dem Wege des Erbganges u. ſ. w.; gelangt ift, ein Geiſtlicher fein ſollte, auch wird 
das primitive geiflliche Patronat durch rechtögültige Übertragung an Laien ein Laienpatronat. 
Das gemifchte Patronat fordert feinem Begriffe nach mindeſtens zwei Patrone, von denen der 
eine nach obigen Nüdfichten ein geiftlicher, ver andere ein weltlicher Patron ift; daſſelbe ent⸗ 
ſteht meift dadurch, daß Hei der Stiftung Kirchen- und Taienvermögen concurriren; entweder 
üben dann die Patronatöberechtigten ihre Rechte abwechſelnd aus oder zufammen; im legtern 
Valle werden die Grundſätze vesjenigen Patronatérechts angewandt, welche das fragliche aus 
dem Patronat entjpringende Verhältnig am meiften begünftigen. 

Das Patronatsrecht ift entweder ein perfönliches oder ein dingliches; perſoͤnlich ift daſſelbe, 
wenn ed der Perfon des Stifters, einerlei ob einer phyſiſchen oder einer juriftifchen Perfon, und 
deſſen Nachfolgern zufteht; dinglich ift e8 dagegen, wenn es mit irgendeinem Grundſtück als 
Pertinenz verbunden ift, ſodaß der Empfänger der Hauptfache auch dad Patronat ald Acceſſo⸗ 
rium empfängt. In Deutschland ift die Dinglichkeit weitaus Die Negel, namentlich die Laien: 
patronate haben faft alle viefe Natur; nach Preußischen Landrecht wird im zweifelhaften Fall 
vermuthrt, DaB das Kirchenpatronat auf einem Gut oder Grundſtück hafte, und nach preußi⸗ 
fen und märfifhen Patronatsrecht flreitet geradezu die Präſumtion zu Ounften der Ritter: 
gutöbefiger hinſichtlich aller innerhalb des Guts gelegenen Kirchen. Das perjönliche Patronat 
iſt entweder ein rein erbliches, wenn es ohne Unterfchied auf alle Erben des Patrond, auch die 
teftamentarifchen,, übertragen wird, oder ein fogenanntes Bamilienpatronat, welches nur auf 
die Nachkommen bed erften Erwerbers übergeben kann, auf diefe aber auch dann übergeht, wenn 
fie vom legten Inhaber nicht zu Erben eingefegt ſind; ausnahmsweiſe ift das Familienpatronat 
ſogar ausjchließlich auf die männliden Nachkommen des erften Erwerbers befhränft. In ganz 
feltenen Fällen ift das perſoͤnliche Patronat ein höchſt perfönliches, indem der Inhaber daſſelbe 
nur für feine Lebenszeit auszuüben berechtigt ift. 

2) Der Erwerb des Patronatdrehtd. Der regelmäßige Entflehungdgrund ift Die 
Stiftung einer kirchlichen Anftalt (Kundation im weitern Sinne); man verfteht darunter bie 
Herſtellung eined Gebäudes mit einer gelicherten gotteödienftllihen Beftimmung. In folder 
Stiftung find drei verfchiedene Momente enthalten; theild die Anweifung von Grund und 
Boden (Fundation im engern Sinne); jedod muß dad Grundſtück ſchuldenfrei, als Eigentbum 
der Kirche und ohne Nemuneration übertragen werben; theils die Erbauung des firchlichen Ge= 
bäudes (aedificatio); theils die Affignation des Vermögens, durch deſſen Revenuen ſowol die 
Koſten der Unterhaltung der kirchlichen Anſtalt, als auch ein ſtandesmäßiges Einkommen des an 
derſelben angeftellten Geiſtlichen geſichert wird (dotatio). Es wird nun aber zur Begründung 
eines Patronatsrechts nicht erfordert, daß dieſe drei Momente in verfelben Berfon nothwendig 
zufanımentreffen, fondern es genügt nad) der überwiegenden Meinung ber Theorie und einer 


9) Zur Würdigung des Bommiffionsentwurfs zu einer Berfaffung für die evangelifchslutherifche 
Kirche im hamburgifchen Staate (Hamburg 1864), S. 47, 91. 

10) Bh. Mayer, Das Patronaterecht, dargeftellt nad) dem gemeinen Kirchenrecht und nach öflerreis 
chiſchen Verordnungen (Wien 1824). Lippert, Verſuch einer hiſtoriſch-dogmatiſchen Entwidelung ber 
Lehre vom Patronat nach ben Grundfägen bes Kanonifchen Rechts (Biegen 1829). Bruno Schilling, 
Der firchliche Batronat nad) Kanonifchem Recht und mit befonderer Nüdficht auf Controverfen (Leipzig 
1854). Gerlach, Das Präfentationsrecht auf Pfarreien. Inanguralabhandlung (München 1854). 
Michels, Quaestiones controversae de jure patronatus, diss. inaug. (Berlin 1857). Das Bud 
von Hellmar, Das Batronat nad) preußifchem Landes: und Provinzialrecht (Elberfeld 1850), war mir 
nicht zugänglid). 
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faſt einſtimmigen Praxis ſchon das Vorhandenſein eines einzigen derſelben. Jedoch fept bie 
Entſtehung des Patronatsrechts eine nach ben drei Beziehungen fertige Kirche voraus. Aus: 
nahmöweife wird dad Patronatärecht über eine Kirche freier Gollatur au durch päpftliches 
Privileg begründet, namentlich dann, wenn jemand der Kirche Wohlthaten erwiejen hat, bie 
aber an ſich zur Begründung bed Patronatsrechts nicht audreicden mürben. Und endlich kommt 
auch die Rechtöregel in Betracht, nach mweldyer der unvorbenkliche Beſitz des Rechts Die Vermu⸗ 
thung rehtmäßigen Erwerbs begründet. 

3) Die Ausübung des Patronatsrechts kann unter Umfländen ſuspendirt werben, 
namentlich dann, wenn daſſelbe an Perſonen gelangt, die zu den Nichthriften gehören, wie z. 2. 
das Patronatrecht jüdischer Rittergutöhefiger nirgends anerkannt wird. Bine Streitfrage hat 
fih aber neuerbings über die Fähigkeit der Proteftanten in Bezug auf Patronatsrechte an fa: 
tholifhen Kirchen erhoben. Man hatte nämlich bisher unter Berufung auf Art. 5, 6. 31 der 
Dönabrüder Friedensurkunde für eine den Angehörigen beider Gonfefiionen zuſtehende gegen: 
jeitige Berechtigung entſchieden. Diefe Beflimmung handelt nun allervings lediglich von der 
Religionsübung der Proteflanten in den Ländern der katholiſchen Reichsſtände, indem feflgeiegt 
wird, daß ihnen folde in dem Umfange zuſtehen folle, wie jie dieielbe im Jahre 1624 gehabt 
hätten, nebft den dazu gehörigen Anneren gemäß dem Bejigflande, zu denen die Einrichtung ber 
Confiſtorien, Schul: und Kirchenämter, das Patronatsrecht u. dgl. gerechnet wird, mit dem Hin: 
zufügen, daß fie auch im Befig aller Kirchen, Stiftungen, Hospitäler u. j. w. verbleiben 
jollen, vie fie zu dem gedachten Zeitpunkte befeflen hatten. Ob nun unter den zum Annex der 
proteftantifchen Religionsübung gehörigen Patronatsrechten auch die auf katholiſche Kirchen be: 
zuglichen angefehen werden können, ſcheint mir allervings mindeſtens zweifelhaft, um jo zwei: 
felhafter, als im 6. 26, wo von dem Beſitzſtande des 1. Ian. 1624 in Bezug auf mittelbare 
Kirhengüter die Rebe ift, ausprudlich hervorgehoben wirb, daß den Proteflanten diejenigen 
Patronate verbleiben follten, die fie an den damals im Befi von Katholiken befindlichen Kirchen⸗ 
gütern hatten. 1!) Indeſſen, wie vem auch fei, jedenfalls bat im Anſchluß an jene erfte Stelle 
eine conftante Praxis Batronatsrechte der Proteflanten über katholiſche Kirchen und umgekehrt 
anerfannt. Es iſt dann neuervings von Fatholifcher Seite her den Proteflanten eine Derartige 
Berechtigung beſtritten worden. Wir müſſen nun zunächſt geftehen, daß wir eine ®efährbung des 
„öffentlichen Friedens“ darin gar nicht zu finden vermögen, und daß ſolchen Beſtrebungen ſogar 
eine gewiſſe Berechtigung nicht abzufprechen iſt. Man halte die katholiſche Kirche fo feft wie irgend⸗ 
möglid unter der Botmäßigkeit des Staats, aber man lafle nicht andere Kirchen in fie hinein: 
regieren, das verlegt ven Grundſatz kirchlicher Selbſtverwaltung, den doch aud andere Kirden: 
und Religionsgejellfchaften bei ſich durchzuſetzen ſuchen, aufs äußerfte. Aber das iind nur 
Bemerfungen für die Geſetzgebung, die gewiß allen Grund hat, ven biäherigen Rechtszuſtand in 
Einflang mit den neuen Berhältniffen zu fegen. Solange vergleichen noch nicht erfolgt ift, muß 
freilih allen einfeitigen Beftrebungen der katholiſchen Biſchoͤfe dad entgegenftehenve deutſche 
Gewohnheitsrecht entgegengehalten werben. Übrigens hatte fhon das Preußifche Landrecht die 
Berechtigung eines anderdgläubigen Patrons dadurch bedeutend befchränft, daß er drei Subject 
zur Probeprevigt zu beflinmen bat und demjenigen die Boration zutheil werben Taflen muß, 
der bei ver Gemeinde nach ver Mehrzahl der Stimmen verjelben ven meiften Beifall hat, anderer: 
feitö muß die Gemeinde regelmäßig eins der vorgeſchlagenen Subjecte mählen (Allgemeines 
Preupifches Landrecht, Thl. II, Tit. 11, 6. 340 fg.). Auch ift neuerdings in einen im Ginver: 
ſtändniß mit dem Cultueminiſter erlaffenen Refeript des preußifchen Evangeliichen Oberkirchen⸗ 


11) Die beiden Stellen lauten: Art. 5, 6.31. „Hoc autem non obstante statuum Catholicorum 
landsassii vasalli et subditi cujuscunque generis, qui sive publicam sive privatam Augusia- 
nae Confessionis exercitium anno millesimo sexcentesimo vicesimo quarto quacunque annl 
parte sive certo pacto aut privilegio sive longo usu sive sola denique observantia dieti annl 
habuerunt, retineant id in posterum una cum annexis, quatenus illa dicto anng exercuerunt, 
aut exercita fuisse probare potuerunt. Cujusmodi annexa habentur institutio Consistoriorum, 
ministeriorum tam scholasticorum quam ecclesiasticorum, jus patronatus aliaque similia jam 
nec minus maneant in Possessione omnium dicto tempore in potestate eorumdem constituto- 
rum templorum, fundationum, monasteriorum, hospitalium cum omnibus pertinentiis, reditibus 
et acsessionibus.‘ Art. 5, $. 26. ‚„Quodsi quoque Augustanae confessioni addicti in ejusmodi 
bonis ecclesiasticis mediatis dieto anno dieque a Catholicis realiter, pleno vel ex parte PO& 
sessis jure praesentandi, visitandi, inspectionis, confirmandi, corrigendi, protectionis, aper- 
turae, hospitationis, servitiorum, operarum habuerunt, item parochos, praepositos ibi aluerunt, 
jura ista illis sarta sectaque maneant.‘ 
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raths vom 1. Aug. 1861 ein der griechiſchen Kirche angehoͤriger Beſitzer eines patronatberech⸗ 
tigten Guts zur Ausübung des Patronaté über eine evangeliſche Pfarrſtelle nicht zugelaffen; 
und wenn man auch zugeben kann, daß rein formell betrachtet die evangeliſche Kirchenbehoöͤrde 
in ihrem Rechte war, fo geht doch auß dieſer Entſcheidung hervor, daß man aud auf dieſer Seite 
fih möglihft abzufchließen gevenkt, wie man auch gewiß feine Anhänger ver Freien Gemeinden 
zulaffen würbe. 12) 

4) Was die Rechte des Patrons betrifft, fo kommt zunächſt in Betracht das Präjenta- 
tionsrecht zu den eriedigten Kirchenämtern. Die Präfentation muß erfolgen innerhalb einer 
beitimmten Frift, melde beim Laienpatronat vier, beim geiftlichen ſechs Monate beträgt und mit 
der Erledigung des Kirchenamts beginnt. Es ift verboten, ſich ſelbſt zu präfentixen, nicht aber 
einen Berwanbten, ſelbſt den Sohn. Wenn das Präfentationsrehtmehrern zufteht( Sonıpatronat), 
fo entfcheidet entweder ein Turnus oder Stimmenmehrheit, vie aber regelmäßig nur eine relative 
zu fein braucht, over es können auch mehrere präfentirt werben; beim Gompatronat iſt die Prä- 
fentation eined der Batrone geftattet. Während beim geiftlihen Patronat mit der geſchehenen 
PBräafentation das Recht des Patron erlifcht, fo iſt beim Laienpatronat ein jus variandi, eine 
Nachpräfentation geftattet, die jedoch feine privative, fondern nur eine cumulative Kraft bat, 
ſodaß alfa die frühere Bräfentation dadurch nicht zurückgenommen wird, fondern der Verleiher 
unter mehrern die Auswahl bat. Durch das Präfentationsrecht wird nur das regelmäßige 
kirchenregimentliche Gollaturrecht befhräntt, nicht aber ift das Präfentationsrecht ſelbſt ein 
Verleihungsrecht. Es ift aber eine jehr wichtige Srage, wie weit die Befugniß der competenten 
Kirhenobern in der Zurüdweifung eines Präfentirten gehen folle. Darüber iſt man natür- 
lich einverflanden, daß die Kirchenbehoͤrde frei zu prüfen hat, ob ein folder die zur Ermerbung 
des Kirchenamts nöthigen allgemeinen Erforverniffe hat, alfo ob er die vorgefchriebene Prüfung 
beftanden, das kanoniſche Alter erreicht hat, ob er flaatdangehörig iſt u. f. m. Dagegen iſt «8 
zweifelhaft, ob die Kirchenbehoͤrde auch berechtigt fein jolle, vie Verleihung dann zu verweigern, 
- menn der im allgemeinen zum geiftlichen Dienft befähigt Gefundene dem beſondern Bebürfniß 
der fraglichen Stelle nit ent|pricht, Feine den Bebürfnifien der fraglichen Gemeinde gewachſene 
und entiprechende Berfönlichkeit ift, ob alfo neben jener mehr formellen auch eine materielle 
Beurteilung von feiten des Kirchenobern eintreten folle. In der That iſt diefe weitere Aus: 
dehnung der firchenregimentlihen Prüfung für Preußen durch einen auf Grund allechöcfter 
Willensäußerung ergangenen Erlaß des Oberkirdenrath vom 7: Juni 1854 anerkannt, inden 
verfügt wird, „daß die Prüfung nicht allein auf die Kormgültigfeit der von Privatpatronen, 
Gorporationen oder Gemeinden getroffenen Wahlund auf Dieallgemeine Fähigkeit des Berufenen 
zur Übernahme eines getftlichen Anıts, fondern auch auf die fperiellen Verhältniſſe ver zu be⸗ 
fegenden Stelle und des zu befegenben Orts, ſowie auf die befondern Bigenfchaften und 
Bäßigfeiten des auserſehenen Candidaten ſich zu richten habe‘‘, und es wird dann hervorgehoben, 
daß eine ſolche „außerordentliche Maßregel“ des Kirchenregiments namentlich bei Beſetzung ein⸗ 
flußreiherer Bfründen, beifpielöwelfe bei ver @rnennung zu der obern Pfarrftelle in einer Stabt, 
Anwendung finden folle. 12) Indeſſen es tft doch nicht zu verkennen, daß darin eine ſehr bedenk⸗ 
liche Schmälerung des Patronatsrechts liegt, vie der Willkür des Kirchenregiments Thür und 
Thor Öffnet. Für das proteftantifche Kirchenrecht kommt dann außerdem noch die Mitwirkung 
der Gemeinde in Betracht, und diefe wird auch als völlig genügend erfcheinen fönnen, um die 
Inconvenienzen, die etwa aus patronatifher Nüdfichtslofigkeit entſtehen Lönnten, zu befeitigen. 
Diefer negative Einfluß der Gemeinde auf die Befegung der an berfelben fungirenden Kirchen⸗ 
ämter, der mit vollſtem Recht zu den wefentlihen und unveräußerliden Befugniffen ver Gemeinde 
gezählt wird, ift jedoch vielfach ſowol gegenüber dem Patronatörecht als der kirchenregimentlichen 
Gollation zu einer bloßen Begenvorftellung berabgefunfen, über deren Erheblichkeit das Kirchen: 
regiment entfcheibet; ja in einigen Lanveskirchen ift ſelbſt Dies fo unfchäpliche Necht den Gemein⸗ 
den entzogen worben. 

Außer den Bräfentationdrecht fleht dem Patron die fogenannte cura beneficii zu; darin 
iſt regelmäßig nur dad Recht begriffen, von der Bermögensverwaltung Kenntniß zu nehmen, 
und zur richtigen Verfügung über die Pfründe, zur Union und Theilung der lektern, ober zur 
Beräußerung ded Vermögens ven Gonfend zu ertheilen; nicht aber liegt darin eine eigentliche 


12) Richter, Kirchenrecht (fünfte Auflage), $. 154, Note 17. Dove, Zeitfhrift für Kirchenrecht, 
Sabre 1862, S. 122—125, 481 fg. und die dort citirten. Archiv für das Fatholifche Kirchenrecht, 
VU, Heft 2. 13) Mofer, Allgemeines Kirchenblatt, Jahrg. 1856, ©. 187, 
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Aufiicht; es iſt ganz jingulär, wenn im Königreih Sachſen der Batton bei wichtigen Verän— 
derungen in ven Berhältniffen der Batronatspfarrei, z. B. bei Veräußerung von Gütern, be: 
deutenden Verwendungen, Errichtung neuer Amter an dev Kirche, Berminderung oder Erhöhung 
der Dotatton der jchon beftehenden, nicht nur vorher zu hören ift, fondern auch allen Verhand⸗ 
lungen des Kirchenregiments entweder felbft ober durch einen Bevollmächtigten beiwohnen kann; 
diefe Beſtimmung ift auch in den neuen ſächſiſchen Kicchenverfaflungsentwurf vom Jahre 1860 
6.54 übergegangen, in welchem auch fonft den Patronen ganz erorbitante Rechte verliehen werben, 
vgl. $. 23, 61. — Außerdem haben die Patrone gemeinrechtlich einen Anſpruch auf Alimente 
bei unverſchuldeter Verarmung, fofern das Kirchenvermögen Überſchuß hat und andere Ber: 
pflichtete nicht da jind; nur in einigen Ländern ift das Recht geſetzlich abgeihafft. Endlich 
kommen den Patronen au noch gewiſſe Ehrenrechte zu, wohin namentlich ein Ehrenplag in ber 
Kirche, Fürbitte im Kirchengebet, Trauergeläute, Kirhentrauer und eine beſonders ausge⸗— 
zeichnete Begräbnipftelle, wenn auch nicht mehr im Innern der Kirche, gerechnet wird. Dagegen 
kommt nad den gemeinen Recht der Gegenwart dem Patron ein Einfluß auf Die Interna, Lehren, 
Eultus, Disciplin nicht zu, namentlich nicht eine Controle über die Kirchendiener, vie vielmehr 
nad gefchehener Anftellung dem Patron gegenüber völlig unabhängig find und lediglich von 
ihrer vorgefegten Dienſtbehörde amtlihe Weifungen empfangen. Zu den auffallenden Beſtim⸗ 
mungen des ſächſiſchen Entwurfs gehört unter anderm, daß der Patron ein geborenes Mitglied 
des Kirchenvorftandes fein, deſſen Beſchlüſſe zu ſuspendiren berechtigt fein ſollte, ſowie daß fünf 
Patrone Mitglieder der Synode fein follten. 

5) Die Pflichten des Patrons. An und für ſich jind gemeinrechtlich mit dem Patronat 
feine weitern Laften verbunden al8 die Verpflichtung, falls vie Kirche baufällig ifl, für deren 
Neubau zu forgen, wenn nit etwa der Patron es vorziehen follte, ſeinem Patronatörecht zu 
entjagen. In Hannover ift neuerdings der Fall vorgekommen, daß ein Patron, um ſich dieſer 
indirecten Verpflichtung zum Wiederaufbau der Kirche zu entziehen, auf fein Patronatörecht ver: 
zichtet hat. Nicht einmal diefer Sat iſt übrigens in der Praxis inımer ftreng gehandhabt. 
Moͤglicherweiſe kann in ſolchen Fällen ein Compatronat entftehen. Daß von einer directen Ver- 
pflichtung des Patrond, zur kirchlichen Baulaft beizutragen, namentlich in dem Kalle nicht die 
Rede fein kann, wo, wie das Die Regel ift, ver Patron feine Einkünfte aus der zu bauenden Kirche 
bezieht, ergibt jich von ſelbſt; ed wäre juriſtiſch ſchwer begreiflih, wie aus einer der Kirche aus 
freien Stüden erzeigten Wohlthat ſich eine derartige Forderung ergeben follte. Particularrecht⸗ 
lich Haben ſich Freilich im Lauf der Zeit häufig weitere Laſten des Patrons gebilvet; fo fol ſogar 
in einigen Landeskirchen vie Pflicht für den Patron beftehen, das Beneficium zu vergrößern; 
im affgemeinen wird man jedoch nicht fagen dürfen, daß die Patrone verpflichtet wären, der 
Vorſchrift des Kirchenregiments in Bezug auf die congrua u. f. m. nachzukommen, daß ed 
vielmehr lediglich Sache des Kirchenregiments ſelbſt ift, für eine etwaige Verbefferung auch diefer 
Stellen zu forgen, fei es als perſoͤnliche Zulage des Patronatögeiftlihen oder als fehle Auf- 
beflerung der Pfründe, wo ed dann freilich, namentlid im legten Falle, Sache des Kirchen⸗ 
regiments fein wird, folhe Bewilligungen zu benugen, um Einſchränkungen des Patronatd- 
rechts herbeizuführen. Eine Verpflihtung des Kirchenregimentd in dieſer Hinſicht befteht 
überhaupt nidt. 

II. Das landesherrliche Patronat.14) Wie jedem Privatnıann, fo fann das Pa- 
tronat natürlich auch dem Landesherrn zuflehen, jedoch bedarf e8 auch in viefen Kalle nach allges 
meinen Grundfägen fpeciefler Rechtötitel. Inden: nun im Lauf der Zeit die Landesherren in 
den Beflg zahllofer einzelner Patronatörechte gelangt waren und durch die Reformation die 
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14) (Frey), Das landesherrliche PBatronatsrecht, eine neue Erfindung (Bamberg 1804). regel, 
Das landesherrliche Batronatsrecht nach ben veränderten Berhältnifien (Würzburg und Bamberg 1805). 
(Frey) Bemerfungen über Gregel’s Schrift, Das landesherrliche Batronatsrecht n. f. w. (1805). Reibel, 
Didcefanverhältniffe Fatholifcher Bifchöfe (Alm 1806). (Montag) Abhandlungen über das alte und 
neue landesherrliche Batronatsrecht (Bamberg und Würzburg 1810) Hinſchius, De jure patronatus 
regio; diss. inaug. (Berlin 1855). Derfelte, Das Iandesherrliche Patronatsrecht gegenüber der fas 
tholiſchen Kirche (Berlin 1856). Derfelbe über die Succeffion in Batronatsrechte fäcularifirter geifts 
licher Inftitute (Zeitfchrift für Kirchenrecht, Jahrg. 1862, ©. 412 fg.). Bluhme, Die Rechtsnachfolge 
der Breien Stadt Franffurt in den Patronatsrechten des fäcularifirten Bartholomäusftifts —— 
für Kirchenrecht, Jahrg. 1864, ©. 46—104, beſ. 75 fg. Archiv für katholiſches Kirchenrecht, Bo. VII, 
Heft 1u. 2. Kompe, Das Batronatsrecht im Streit mit den Forderungen des oberrheinifchen Eypiffos 
pats (Zeitichrift für deutſches Recht, Jahrg. 1862, XVII, 265 fg.) 
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proteftantiſchen Fürſten auch als Kirchenobere und Nachfolger der katholiſchen Biſchöfe das 
Beſetzungsrecht über viele geiſtliche Stellen auszuüben hatten, fo kam es bei zunehmender terri- 
torialiftifcher Richtung allmählich dahin, dem Landedheren ganz allgemein vermöge der Landes⸗ 
hoheit eine derartige Befugniß zu vindiciren und in diefem Sinne den Begriff eines fogenannten 
landesherrlichen Patronatsrechts aufzuftellen. Wenn ſchon früher namentli in Oſterreich bei 
einzelnen-Borgängen in Gemäßheit dieſer Theorie verfahren war, fo fand ſie eine ſehr meit- 
gehende Anwendung im Anflug an die Beftimmung des jüngften Reichsſchluſſes von 27. April 
1803, gewöhnlich citirt nad) dem Ausſchußbericht an ven Reichötag ald Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluß vom 25. Febr. deſſelben Jahres. Indem damals eine allgemeine Säcularifation des 
reihöunmittelbaren und bed landſäſſigen Kirchenguts ſtattfand, fo wurde in $. 36 ausdrücklich 
beftimmt: „Die namentlid und förmlich zur Entfchädigung angewiefenen Stifter, Abteien und 
Klöſter, ſowie die der Dispoſition ver Landesherren überlaffenen, geben überhaupt an ihre neuen 
Beliger mit allen Bütern, Rechten, Kapitalien, Ginfünften, wo fie auch immer gelegen jind, 
über, fofern nicht ausdrückliche Trennungen feftgeftellt find. Es wurde nun von feiten ver 
Regierungen der Grundſatz aufgeftellt, vaß zugleich mit jenen Gütern und Beflgungen auch die 
Succeſſion in die jenen Klöftern, Stiftern und Bifchöfen früher zuſtehenden Präfentationd: und 
Collaturrechte auf fie übergegangen fei, und zwar auf Grund der Souveränetät, indem über- 
Haupt dad landesherrliche Befegungsrecht die Regel fei, gegen welches der Bischof feine Collatur 
als Augnahme zu beweifen habe. Namentlich die Furfürftlich bairifche Regierung erflärte im Jahre 
1803 ausbrüdlic, daß, wie in den übrigen Eurfürftlichen fo auch in den Entſchädigungslanden 
dem Kurfürften das Patronatsrecht an allen den Pfarreien und fonfligen Beneflcien zuſtehe, auf 
welchen fein jus laicale patronatus hafte, und in einem Erlafle des General⸗Landescommiſſariats 
an das bifchöfliche Vicariat in Bamberg wird in einer längern Erörterung, „obgleich man feinen 
Beruf fühlt, ich mit dem biſchöflichen Bicarlat gleihfam in gelehrte Fehden einzulaſſen“, behauptet, 
daß das Beſetzungsrecht ver Pfarreien, welches den Fürftbifchöfen in Deutfchland zugeſtanden habe, 
nicht aus der biſchöflichen Gewalt entfprungen, fondern von den Biſchoͤfen ald Landesherren er- 
worben ſei und daher deren Nachfolgern im Fürſtenthum zuftehen müffe; wenn auch etwa ber 
geiftlihe Fürſt als Patron nie felbft als Biſchof ein Subject präfentirt habe, fondern geradezu 
zur Collatur gefchritten fein werde, fo dürfe doch die eigentlich fürftbifhöflihe Handlung nicht 
als Ausflug der biſchoͤflichen Gewalt allein angefehen werden. 

Diefe allgemeine Folgerung aus dem angeführten $. 36 und überhaupt die ganze An: 
nahme eines landesherrlichen Patronatsrechts iſt jedoch unzuläfſig. Man muß vielmehr die 
einzelnen fpeciellen Titel der Succefflon unterfuchen und danach den libergang ber Präfen- 
tationd= und Collaturrechte beflimmen, und zwar ftellt ſich demgemäß bie Sache folgenver- 
maßen. Die perfünlichen einem geiftlihen Landesherrn, Klofter, Stifte zugeflanvenen Pa⸗ 
tronatörechte jind untergegangen, die Beneflcien in vie freie bifchöfliche Verleihung gefommen ; 
die perfönlichen weltlichen Patronate der frühern Reichsſtände und anderer welilicher Infti- 
tute in den geifllihen Territorien find denſelben geblieben, beziehungsweiie auf das neue 
Land, den Landesherrn übergegangen; die Beſetzungsrechte der Fürſtbiſchöfe und exemten 
Prälaten als folder waren fein Ausflug des Patronats, find alfo fortgefallen mit dem glei= 
hen Erfolge; bei ber incorporatio plena {ft mit der Aufhebung des Stiftd u. f. ww. die Va⸗ 
canz des Beneficiums eingetreten, deſſen Befegung dem Biſchof zufteht; fland einem Stift 
oder Klofter ein Realpatronat zu, jo ift daſſelbe mit den Bütern übergegangen, bie ein andermal 
den Dominialgütern der geiftlichen Landeaherren fehlenden Patronatsrechte wurden von den 
neuen Befigern erworben. Endlich in zweifelhaften Ballen fleht dem Bifchofe die Bermuthung 
der freien Goflatur zur Seite, weil fein Collaturrecht nah kirchlichen Rechtsbegriffen das 
normale ift. Wenn trogbem namentlid in ven ſüddeutſchen Staaten, wo die Säcularifation 
im umfaſſendſten Maße ftattgefunden hatte, ein landesherrliches Patronatsrehht in weitem Um⸗ 
fange zur Geltung gebracht war, indem 3.8. in Baden 1807 geradezu erklärt wurde, „bie 
Ernennung der Kirchenbeamten, welche eine eigene dazu gewidmete Pfründe oder fonft ein vom 
Staat geſichertes Dienftgehalt haben, fomme der Kirchengewalt nicht zu, fondern gebühre dem 
jeweiligen Staatöregenten”, und in Würtemberg fogar die Devolution, im Ball der Privat 
patron nicht rechtzeitig präfentirt hatte, flatt an ven Biſchof au den Souverän erfolgen follte, 
fo kann nicht wundernehmen, wenn die Organe der £atholifchen Kirche ſich gegen ſolche Maß⸗ 
nahmen als Vergewaltigungen ausfprechen. Diefer Standpunkt ift denn vorzugsweiſe geltend 
gemacht in ven beiden Denkſchriften des Epiffopats der oberrheinifchen Kirhenprovinz aus ben 
Jahren 1851 und 1853, worin dieſe den Regierungen ber zur oberrheiniihen Kirchenprovinz 
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vereinigten Staaten eine Reihe von Forderungen in Bezug auf größere Selbſtändigkeit der 
Kirche vortragen. So heißt ed namentli in der zweiten Denkſchrift S. 19: „Die erfle und 
hauptſächlichſte Beſchwerde der Biſchöfe befteht darin, daß die Negierungen für fih das Recht 
in Anfprud nehmen, die katholiſchen Pfarrer anzuftellen, alle Pfarreien und übrigen kirchlichen 
Stellen und Amter zu befegen; fie nehmen dagegen für ſich die freie Verleihung ver geiftligen 
Amter ald ein unveräußerliches Recht der Kirche und der bifchöflichen Jurispiction in Anſpruch. 

Eine Beſchränkung des freien Verleihungsrechts könne hier und da vorkommen, wo ein geſetz⸗ 
liches und zu Recht beſtehendes Patronat einem Patron das Recht verleiht, nicht etwa eine 
Pfründe zu beſetzen — denn das iſt ein für allemal unſtatthaft — ſondern eine taugliche 
Berfon zu dieſer Stelle dem Biſchof zu präſentiren. Ob und in welchen Fällen aber ein ſolches 
Patronatsrecht begründet, und nach welchen Grundſätzen e8 auszuüben fei, das iſt lediglich nach 
den Grundſätzen des geltenden Kirchenrechts zu beurtheilen.” Wir übergehen die einzelnen 
Stadien des darüber entbrannten Streitd, der einen integrirenden Theil des fündeutfchen 
Kirchenftreitd überhaupt bildet, und heben nur noch hervor, wie man in Baden im Bergleiche- 
wege zu einer feften Regulirung gelangt ift, indem bie Verordnung, die Befegung der katho⸗ 
liſchen Kirchenpfründen betreffend, vom 20.Nov. 1861 unter Erwähnung des Einverftänpniffes 
des Erzbiſchofs vorſchreibt, daß fortan der landesfürſtlichen Präfentation 304 näher bezeichnete 
Pfründen zugefchrieben werben follen, während ber freien Verleihung des Erzbiſchofs 163 Pfrün- 
den überwiefen werben. Übrigens haben ſich Männer wie Mohl und Jolly 15) dafür erklärt, die 
Befegung der Kirchenämter ver Kirche felbft zu überlaflen, e8 fei das eine der unmittelbarften Kol: 
gen der erflärten Selbſtändigkeit, und obgleich namentlich Mohl nachdrücklich hervorhebt, daß 
offenbar dadurch dem Staate ein bedeutendes Machtelement entginge, ja ſogar eine gewiſſe 
Gefahr erwachſen könne, fo ſcheint ihm doch, daß ein Vorbehalt beſonderer Rechtstitel zu ein⸗ 
zelnen Ernennungen, alſo namentlich auch des Patronatsrechts nur wenig geeignet ſei, die 
Sachlage zu ändern, auch in ſolchen Fällen bleibe der Kirchengewalt eine bedeutende Mitwirkung, 
hauptfählid aber habe die Negierung bei Vergebung von PBatronatöpfarreien do immer nur 
eine Auswahl unter dem Klerud, wie er fih nun einmal audgebildet babe; „dieſe Anfprüche 
mögen alfo bewahrt werben, da fie einmal zu Recht beftehen, aber von einer großen Bedeutung 
für die Kräftigung ber Stellung bed Staats find fie kaum“. Um fo mehr dringen dann aber 
beide, namentlich Jolly darauf, daß, wenn man auch der Kirche die Ernennung ihrer Beamten 
im einzelnen Kalle überlaffen müfle, um fo mehr allgemeine Forderungen von feiten des Staats 
in Betreff der zur Berfehung eines geiftlihen Amts erforderlichen Cigenſchaften aufgeftellt 
werden müßten. 

IV. Dieneuern Berfude zur Abfhaffung ded Batronats. Indem dad Patronat, 
namentli durch den darin enthaltenen Einfluß auf vie Anflellung der Kirchenpiener, unver- 
kennbar der Entwidelung einer freien kirchlichen Bemeinveverfaflung weſentliche Gindernifle 
bereitet, fo find in neuerer Zeit häufig Beftrebungen hervorgetreten, daſſelbe gänzlich zu befei- 
tigen. In der That wird man fagen dürfen, daß das Batronatsrecht zu den kirchlichen Gemeinde⸗ 
verbältnifien in einer ganz ähnlichen Stellung ſich befinde wie die Reſte der gutöherrlihen Ge⸗ 
richtsbarkeit und Polizei zu der freien Selbfiverwaltung ver politifchen Gemeinden. 

Was namentlich die Verhältniſſe in Preußen betrifft, fo hatte ſchon Schleiermader in dem 
denkwürdigen, Vorſchlag zu einer Berfaflung der proteftantifchen Kirche im preußiſchen Staate“ 
(1808) Abſchn. I, 6.12, das freie Wahlrecht ver Gemeinde unter Goncurrenz der Synode in 
Anfprud genommen und geradezu ausgeſprochen: „alles Patronatsrecht muß gänzlich abgeſchafft, 
und bie die einzige Art fein, wie Prebigerftellen befegt werben.“ Es ift dann befannt, wie ge= 
rade an der Schwierigkeit, die Patrone in die neue Ordnung ber Dinge einzureiben, bie nach den 
Freiheitskriegen unternommenen kirchlichen Berfaflungsverfuche gefcheitert find. Dennoch glaubte 
die Generalſynode von 1846 nicht, in bem Entwurfe ber Kirchenverfafſſung das Patronatsrecht 
antaften zu bürfen; man wurde dabei mol durch ben Hinblid auf die rheiniſch-weſtfäliſche Kir- 
chenordnung geleitet, wo baflelbe allerdings auch beftehen geblieben war, aber thatfächlich nacht 
häufig ift; nur Sydow bat bei der damaligen Berathung eine fÜrmliche Abtretung des Rechts 
der Pfarrbefegung von feiten der Patrone für erforberlidh erklärt. Erſt die Verfaſſungsceem⸗ 
miffion der Nationalverfammlung erklärte im 6. 20 ihres Entwurfs, daß dad Kirchenpatreonat 
ſowol des Staats ald der Privatperfonen aufgehoben und dieſe Aufhebung durch ein befonppered 


v' 
15) Mohl, Über das Berhältniß des Staats zur Kirche WStaatsrecht, Voͤlkerrecht, Bol) IL, ‚1219 fg. 
Jolly, Die badiſchen Geſetzentwürfe über die kirchlichen Verhaͤltniſſe (Seidelberg 1860), ©. 18 fi 
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Geſetz geregelt werden ſolle. Die Motive dazu bemerken, daß das Kirchenpatronat ſeinem Be⸗ 
griffe nach ſo ſehr der Autonomie der Religonogefelifchaften widerſpreche und in der Anwen⸗ 
dung zu fo erheblichen Übelſtänden führe, daß das Beduüͤrfniß der Aufhebung dieſes Inſtituts 
feiner weitern Rechtfertigung bedürfe; indeſſen Fönne die Aufhebung nur im Wege ber Geſetz⸗ 
gebung mit Berückfichtigung ber Patronatölaften erfolgen. Die octroyirte Berfaffungsurkunde 
vom 5. Dec. 1848 Art. 14 hatte in wefentlicher Übereinftimmung damit die Beflimmung, daß 
das Patronatöreht atıfzuheben fei; wogegen der Art. 17 der revidirten Verfaſſungsurkunde 
vom 31. Jan. 1850 lautet: „Über das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen 
daſſelbe aufgehoben werden kann, wird ein beſonderes Geſetz ergehen.“ Es hat nun zwar der 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten von Ladenberg wiederholt erklärt, daß das verheißene 
Geſet bereits vollſtändig ausgearbeitet fei und den Kammern balpigft vorgelegt werben folle; 
indeß bereitö im Mai 1854 erflärte der Minifter von Naumer, daß die Ausführung des 
Art. 17 der Verfafſungsurkunde jegt fehr fern liege, und es iſt demgemäß eine folhe Vorlage 
überhaupt nicht erfolgt. Dan bat ſich flatt deffen alle ervenkliche Mühe gegeben, das Patronat 
mit den Grundzügen ver kirchlichen Gemeindeordnung für die öftlihen Provinzen vom 29. Junt 
1850 in @inflang zu fegen. Es war darin vorgefchrieben, daß die Vermögensverwaltung den 
vom Patronat ernannten Kirchenvorftebern verbleiben folle, daß aber die vom Patronat 
ernannten Kirchenvorſte her zugleich Mitglieder des Gemeindekirchenraths ſein ſollten, um 
auf dieſe Weiſe einen gefährlichen Dualismus zu vermeiden; auch forderte ein Erlaß des Mini⸗ 
ſteriums der geiſtlichen Angelegenheiten, Abtheilung für die innern evangeliſchen Kirchen⸗ 
ſachen, vom 2. Juli 1850 alle kirchlich gefinnten Patrone auf, durch einen gaͤnzlichen Verzicht 
auf die Ernennung der Kirchenvorſteher die Bildung der Gemeindeverfaſſung zu foͤrdern. Die 
Patrone find aber in ihrer großen Mehrzahl ſehr wenig geneigt geweſen, auf dergleichen Pro⸗ 
pofitionen einzugehen, vielmehr haben fle, wie eine Denkfchrift des Oberkirchenraths, Die kirch⸗ 
liche Gemeindeordnung betreffend, vom Jahre 1855 fagt, „bie ganze Einrichtung als eine Ge⸗ 
fährdung ihrer Befugniffe, ald ein Hinderniß zur Erfüllung Ihrer Pflichten betrachtet, ja felbft 
der Gedanke eines folden Organismus wurde von mandhem Patron als demokratiſch, der gött- 
lihen Autorität ledig und darum als gefährlich für Kirche und Staat bekämpft; auf dieſem 
Grunde iſt in Pommern eine maſſenhafte Proteftation gegen die nen Patronen zugedachte « Ent⸗ 
laffung aus dem Kirdjenamt» und eine eigene Petition des Provinziallandtags gegen die Ge⸗ 
meindeorbnung hervorgetreten“. Demgemäß fah fi dad Kirchenregiment, von einzelnen feiner 
Organe, namentlich dem magbeburger Gonflftorium, vorwärts getrieben, zu weitern Conceſſionen 
an die Patrone veranlaßt. Auf Grund mehrerer in Anlaß ver erwähnten Denkichrift erfolgten 
Gutachten und nad ausführlichen Berathungen befchloß die „kirchliche Gonferenz” im Jahre 
1856, dem Kirchenregiment zu empfehlen, aus ven Brundzügen alles auszuſcheiden, was 
die Aufhebung des Patronats vorausfegt oder deſſen Rechte beeinträchtigt, ben evangelifhen 
Kirchenpatronen vorzubehalten, von den Verhandlungen der Kirchengemeinderäthe Kennt: 
niß zu erhalten, au, ihre Qualification voraudgefegt, den Berfammlungen des Gemeinde: 
kirchenraths mit Stimmrecht beimohnen zu dürfen. Die allerhöchſte Ordre vom 27. Febr. 
1860, betreffend die Fortbildung ber enangelifhen Kirchenverfaſſung, gefteht ven Patronen 
wirklich das Recht zu, zu jeder Zeit perfönlich oder durch Cinſicht in vie über die Sigungen auf: 
zunehmenven Brotofolle von den Verhandlungen der Gemeindekirchenräthe Kenntniß zu nehmen, 
was dann durch den Erlaf des Oberkirchenraths vom 16. Febr. 1861 näher regulirt wurde; es 
wurde ferner, wie in einem Erlaffe des Oberkirchenraths vom 7. März 1860 noch näher er= 
läutert wurde, hervorgehoben, daß den Gerechtſamen des Patronats in gleicher Weife wie den 
Befugniflen des geiftlichen Amts und des landesherlichen Kirchenregiments Die erneuerte Garantie 
ihres unverfürzten Beſtandes ertheilt werde; es wurde dann aber andererſeits zu Gunſten einer 
freien Entwickelung ver kirchlichen Gemeindeverhältniffe vorgefchrieben, daß die Vorſteher bei 
den Kirchen landeöherrlichen Batronats aus ver Zahl der qualificirten Mitglieder ded Gemeinde⸗ 
kirchenraths ernannt werben follten; und auf das Verlangen der Patrone, geborene Mitglieder 
des Gemeindekirchenraths zu fein, wogegen fi ſchon ein Erlaß des Oberkirchenraths vom 
19. Dec. 1850 ganz entſchieden ausgeſprochen hatte, wurde gar nicht eingegangen. 19) 


16) Actenftüde aus der Berwaltung des Evangelifchen Oberkirchenraths, I, 18, 34; II, 15, 37, 
226, 232, 284, 245; IV, 40, 52, 63, 81, 86, 87, 116, 125; V, 6, 9, 101, 119, 121. Mofer, Al: 
gemeines Kicchenblatt, Jahrg. 1852, S 8 fg. 
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In hohem Grabe interefſant für die Frage nach Abſchaffung des Patronats ſind die Ver⸗ 
handlungen, welche auf der Deutſchen Evangeliſchen Kirchenconferenz zu Ciſenach im Jahre 1861 
ſtattgefunden haben. 17) Es handelte ſich zwar zunächſt nicht um die Frage, ob überhaupt und auf 
welchem Wege der kirchlichen und ſtaatlichen Geſetzgebung die völlige Beſeitigung oder irgend⸗ 
welche Modification deſſelben im Intereſſe und Geiſte der Kirche anzuſtreben ſei, ſondern man 
wollte in Gemäßheit eines Conferenzbeſchluſſes vom Jahre 1859 unter Anerkennung des Se: 
gend, welden ein treu verwaltetes Patronat für die Wohlfahrt ver Gemeinden zu fliften vermöge, 
nur auf eine Prüfung derjenigen Momente eingeben, welche hinſichtlich der Stellung der Kirchen⸗ 
regierung zu den Patronen, zu den Patronatsgemeinden u. ſ. w. in Betracht zu ziehen ſind. 
Deſſenungeachtet läßt der vortreffliche Bericht des Hrn. Oberkirchenrathsdirectors Staatsraths 
Runde aus Oldenburg ſehr deutlich die Überzeugung von der Unhaltbarkeit des ganzen Inſtituts 
durhbliden. „Das Patronat“, heißt es, „a unter allen Umſtänden fein natürliched Glied des 
jegigen firhlien Organismus, fondern eine Ausnahme von der Regel, eine Beſchränkung ver 
natürlichen Nebendäußerungen des Kirchenregimentö und der Gemeinde, ein zu Bunften einer 
beſtimmten Perfon unter beſondern geſchichtlichen Verhältniſſen entſtandenes exceptionelles Recht, 
alſo ein Privilegium, welches an und für ſich der Kirche fremd iſt und ihr ebendeshalb wenig⸗ 
ſtens leicht nachtheilig werden kann.“ Es wird dann zwar zugegeben, daß es unter Umſtänden 
da, wo es lange beſtehe, zu ertragen ſei, ja ſelbſt ſein Gutes habe, aber man dürfe nicht einem 
an fich veralteten anomalen Inſtitut einen Einfluß auf die kirchliche Verfafſungsgeſtaltung zu⸗ 
geſtehen, es heiße neuen Wein in alte Schläuche füllen, wenn man erwarten wolle, daß heut⸗ 
zutage beſonders durch vie Patrone kirchliches Leben in den Gemeinden gefördert werde, Daß 
ferner etwaige Misbräuche des Patrons bei der Präſentation die Geſetzgebung wol veranlaſſen 
koͤnne und müffe, das ganze Inftitut zu befeitigen, damit das Übel mit der Wurzel ausgerottet 
werde. Und ausdrücklich hebt ver Herr Referent hervor, daß hier mie überall das höhere Intereffe 
der allgemeinen Wohlfahrt wol im Stande fei, das wohlerworbene Recht des Individuums zu 
befeitigen, ganz wie e8 bei der Aufhebung der Batrimonialgerichtöbarfeit der Ball geweien fei. 
Der Correferent, Kirhenrath und Oberbofprediger Dr. Dittenberger aus Weimar, erklärt 
fi mit allen mejentlihen Sägen des Referenten einverftanden, meint aber, es ſei doch manches 
in diefer Hinficht beffer geworden, wenngleich er zugibt, daß noch immer nicht daß kirchliche Be: 
dürfniß der Gemeinde bei Ausübung des Präſentationsrechts genügend berüudjichtigt werde, 
daß nody oft das Unterbringen von Verwandten oder Haußslehrern over. Univeriitätöfreunden 
einziges Motiv der Praͤſentation ſei; „Gewiſſenloſigkeit und Schamloſigkeit, wie ich fie erlebt, 
nicht in diefem Lande, wo aud ich allen Grund habe, dad Verfahren ver Patrone im ganzen 
ehrend anzuerkennen, fondern vor dreißig Jahren in meinem frühern Vaterlande, kommen jegt 
wol nidyt mehr vor. Daß man bei Vergebung der Brarreien heimlich Simonie treibt, daß, man 
einer großen Gemeinde einen ganz und gar untauglidhen Pfarrer gibt, lediglich weil er im Jagd⸗ 
gefolge des Patrons der beſte Schütze iſt, daß man an noch ſchmählichere unſittliche Bedin⸗ 
gungen die Zuſage der Präſentation knüpft, das halte ich jetzt für unmöglich“. Im ganzen un: 
günftig über das Patronat ſprach ſich aud ein Bericht ded Conſiſtoriums zu Stuttgart aus, 
wähıend dagegen der Oberkirchenrath Kliefoth erflärt, daß er ſich in principieller Beziehung 
zu dem Referat in Diſſens befinde, und namentlich der Grundanfhauung entgegentrete, daß 
das Patronat ein veraltereß, zur Beleitigung beſtimmtes Inftitut fei, unter Berufung auf die 
Thatſache, daß von der medlenburgijchen Regierung noch ganz fürzlidy neue Patronatsrechte er: 
theilt feien; Hr. von Harleß begnügte fi mit der Erklärung, daß in Baiern feine Dejiderien 
vorlägen, welche durchgreifende Mapregeln erforberten. 

Endlich haben in allerneuefter Zeit in der erften hannoveriſchen Kammer in der Sigung 
vom 28. Mai 1864 bei Gelegenheit der dritten Berathung über den Entwurf einer Kirchen⸗ 
vorſtands⸗ und Synodalordnung Verhannlungen über die Abſchaffung des Patronatsrechtd 
flattgefunvden auf Grund eined Antrags ded Kammerraths von der Decken, deſſen wichtigſter 
Theil darauf gerichtet war, die Eönigliche Regierung um eine Äußerung darüber zu erfuchen, ob 
es jid, empfehle, ſoweit eine Geneigtheit ver Berechtigten ſich dazu finde, auf eine allmähliche 
Aufhebung des Patronats im Wege der Vermittelung hinzuwirken. Diefer Antrag iſt zwar bei 
ber Abflimmung abgelehnt, indeflen iſt doch der Hauptgrund, der von dem Antragfteller felbft 
und mehrern andern Mitgliedern hervorgehoben wurde, von der Begenjeite keineswegs wider⸗ 





17) Moser, Allgemeines Kirchenblatt, Jahrg. 1861, S. 441, 445, 446, 449, 451, 458, 459, 409, 
410, 411, 659. 
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legt: Hr. von der Decken geht nämlich in der Begründung feines Antrags davon aus, daß mit 
der Entwidelung der Synovalverfaffung im Kaufe der Zeit die Befugniſſe der Gemeinde fi 
nothmwendig erweitern müßten, und folgeweife auf Koften ver Patrone. Er halte dies zwar für 
fein Unglüd, wenn, wie er hoffe, das kirchliche Leben durch die Synodalordnung gefördert werde, 
Aber die Iingeretigfeit fei nicht zu verfennen, die darin liege, daß die Patrone in ihren verfön 
lichen Intereflen und wohlerworbenen Rechten notbiwendig würden beeinträchtigt werden müffen, 
während ihre Verpflichtungen, wo dergleichen mit dem Putronat verbunden, immer nur ji) 
würden vermehren fönnen, denn mit der Vermehrung der Population und mit den wachſenden 
Anfprüchen des Kirchen: und Schulregimentd würden die Batrone, mo fle verpflichtet ſeien, für 
die Bepürfnifie des Kirchfpiels oder der Schulgemeinvde zu forgen, nothwendig in eine fehr üble 
Rage kommen. &3 beihränfe ſich aber feine Befürchrung nicht auf die wachſende Benachthei⸗ 
tigung der finanziellen Intereffen der Patrone, die ganze Stellung der Patrone werde immer 
mehr in eine ichiefe Yage geratben. Auch von anderer Seite wurde nod hervorgehoben (Graf 
Borried), daR dad Patronatsrecht mit der Entwidelung, die mit der Einführung der Synodal⸗ 
ordnung auf kirchlichem Gebiete berreren werden folle, nicht in @inflang zu bringen fe. Daß 
Patronatsrecht ftehe mit dieſen Berhältniffen in Widerſpruch, und werde die Synodalordnung 
mehr und mehr zu einer Berheiligung der Gemeinde bei Beſetzung der Stellen der höhern und 
niedern Kirchendiener führen. Da, mo Patronate beftänden, ftellten ſich dem Hinderniſſe in den 
Weg und würden eine ungleihmäßige Behandlung der Gemeinden veranlaffen. Es fei deshalb 
durchaus gerathen, rechtzeitig, und ehe eine dem Patronat feindfelige Richtung ſich weiter ent= 
wickelt hade, In nähere Erwägung zu ziehen, wie das Parronat in angemeflener Weije zu befeis 
tigen ſei. 39) 

83 mag zun Schluß noch auf einen Geſichtspunkt hingemiefen werben, den Puchta mit 
Bezug auf die verfihiedene Stellung der katholiſchen und proteftantifhen Auffaffung hinfichtlich 
des Patronats geltend gemacht hat. Er erflärt daffelbe überhaupt für eine Anomalie und em⸗ 
pfiehlt deſſen Abſchaffung mit deurlichem Hinmeld auf das freie Wahlrecht der Gemeinde. Er 
fagt dann wörtlih: „In der Farboliichen Kirche If e8 dem kirchlichen Weſen weniger miber: 
ftrebend, weil dorr Amt und Benefletum das Vorwiegende ift, die Perfon dagegen zurüdtritt; 
die Ordination hat eine folbe Kraft, die weientlichen priefterlichen Functionen find von der Be: 
fchaffenbeit, daß die Perſonen als fungibel erſcheinen, ein Orpinirter in der Hauptſache fo gut 
ift al8 der andere. Ganz anders in der evangeliſchen Kirche, melde dieſes ihrem innerften 
Weſen fremdartige Inftitut von jener überkommen und noch nicht die innere Kraft empfangen 
hat, fich deffelben zu entledigen.“ 19) Ernft Meier. 

Pauperismus. (Auftreten und Ausdehnung beffelben. Zuftände ver ar⸗ 
beitenden Klaffen. Folgen und Gefahren. Pauperismus der ländlichen und 
Induſtriebezirke. Die Mittel gegen ven Pauperismus.) 

I. Auftreten und Ausdehnung deffelben. Someit Alterthumskunde und Geſchichte 
und in die Bergangenheit zurückblicken laflen, zu allen Zeiten und überall hat e8 neben denjeni⸗ 
gen, welche aus Beſitz und Erwerb ihr ausreihendes Einkommen befaßen und zum Theil mit 
Glücksgütern reich gefegnet in Überfluß und Luxus lebten, Arnıe, d. h. folde Menſchen gegeben, 
denen die zum Lebensunterhalt nothwendigen Mittel fehlten, und die fie ſich auch nicht in genü- 
genden Maße durch Arbeit zu gewinnen vermodten, ja die, wenn ihnen fein Beiſtand gewährt 
ward, in Elend und Noth untergehen mußten. Aller fo zahlreich und mit fo großen Verſpre⸗ 
dungen aufgetaudhten ſocialen Syſteme ungeachtet ift auch Feine Ausficht vorhanden, die Ar: 
muth, das große Übel der menſchlichen Geſellſchaft, die Mutter zahlreicher Verbrechen, auszu⸗ 
rotren; nur ihre Verminderung allein und die Linderung und Befeltigung der Noth, welche fie 
bei den einzelnen zur Folge hat, kann mit Hoffnung auf Erfolg angeftrebt werden. Weshalb 
dem fo ift, haben wir hier nicht zu erörtern und ebenfo wenig näher auf die Armuth und die 
Mittel, durch welche fie befämpft werben kann, einzugehen; nur auf einen für die nachfolgende 
Erörterung harakteriftifhen Punkt wollen wir fogleich Hinmeifen. Zahlreiche Urſachen rufen 
bei nen einzelnen und den Familien die Armuth hervor, und zwar find diefelben bald unverſchul⸗ 
dete, wie Krüppelhaftigkeit, Koörperſchwäche, geiftige Gebrechen, Krankheit, Unglücksfälle 
anderer Art u. f. w., bald verſchuldete, wie Trägheit, Unredlichkeit, leichtſinnige Verſchwen⸗ 


18) Sunnoverifches Landtagsblatt, Nr. 40. 
19) Puchta, Einleitung in das Recht ber Kirche (Leipzig 1840), ©. 140. 95% 
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dung, Verbrechen u. dgl. m.; aber immer find dieſe Urſachen weſentlich ſolche, welche fich an die 
einzelne Perſon, dad Individuum, anfnüpfen und deſſen Armuth veranlaffen, bei deren Abwe⸗ 


ſenheit die Erwerböfähigkeit in vollem Maße vorhanden fein und Dagegen der Zufland ver 


Hülfsbedürftigkeit und materiellen Noth nicht exifliren würde. 

Ganz anders verhält e8 fich mit vem :Pauperismus. Denn erftend zeigt fih der Pauperis⸗ 
mus nicht überall zu allen Zeiten ; es gibt vielmehr Ränder und gefellfhaftlihe Zuflände, welde 
. Ihn förmlich ausſchließen, und dagegen andere, in denen er ſich unausbleiblich zeigt, welche ihn 
hervorbringen und fördern, die feine Befeitigung faft ebenjo unmöglich ald die Befeitigung der 
Armuth erſcheinen laffen. Ferner wird er, wie ſich Dies ſchon zum Theil aus dem eben Gefagten 
ergibt, durch allgemeine, in ganzen Ländern und Diftricten vorhandene Urſachen veranlaßt, er 
brüdt eine ganze Klaffe ver Bevölkerung in Entbehrung, Noth und Elend herab und weicht 
nicht eher, als bis die politifchen, wirthfchaftlichen und ſocialen Verhältniffe der betreffenden 
Gebiete eine weſentliche, durdgreifende Veränderung und DBerbeflerung erfahren Haben. 
Während die eigentlihe Armuth durch die freie Wohlthätigkeit und die Öffentliche Armenpflegr, 
welche beide ſich mit den einzelnen beſchäftigen, gelindert werden kann, erforbert der Pauperid: 
muß fräftigere,, außgebehntere Mapregeln, welche ihn an ver Wurzel angreifen, die beftehenven 
Zuftände wenigftend in einzelnen wichtigen Theilen umformen, und deshalb durch Staat und 
Gefellfhaft in die Hand genommen und unterflügt werden müffen. 

Das Wort „Pauperismuß‘ if ein neugebilveted Wort, das vor zivel Decennien in Frank⸗ 
veih und England bei Belegenheit der Erörterungen über die fociale Frage und bie Verbefle: 
tung der traurigen Rage der Arbeiter in ven Babrikviftricten entfland, indeß ſchnell allgemeine 
Berbreitung fand und ſich auch in Deutfhland, wo man es vergeblich durch „Maffenarmuth” 
hat erfegen wollen, eingebürgert hat. Abgeleitet von dem lateinifchen pauper, bezeichnet ed ven 
dauernd geworbenen Zuftand, in weldem fich die unvermögende, vorzugsweiſe auf die gemeine 
Handarbeit angemiefene Bevölkerung eines Landes befindet, wenn fle fich nicht in genügenven 
Mape ausreichend lohnende Arbeit zu verfchaffen vermag, fondern mit Mangel an Arbeit zu 
kämpfen hat und zugleid der Arbeitslohn fo tief Herabgefunfen ift, daß er die gemößnliäten 
Lebensbedürfniſſe für den Arbeiter und feine Familie nicht mehr deckt. In diefem Fall verbrei- 
ten ſich Armuth, Noth und Blend über die ganze arbeitende Klaſſe, fie werben in berfelben ro: 
niſch und ſelbſt erblih. Auch der gefunde, Eräftige, tüchtige und fleißige Arbeiter, der tra- 
vailleur parfait, wie man ihm bezeichnet hat, derjenige, der das volle Arbeitspenſum liefern 
kann und liefert, muß dann fogar bei hinreichender Nachfrage nach Arbeit des niedrigen Arbeitö: 
lohns wegen darauf verzichten, feine Bebürfniffe in dem Maße zu befriedigen, als es die Rüd: 
ficht auf feine und feiner Familie Förperliche und geiflige Geſundheit erforbert; bei mangelnder 
Arbeit aber — und diefer Fall tritt für den einzelnen und ſelbſt für ganze Kategorien nidt ſel⸗ 
ten ein — flebt er völlig dem travailleur imparfait glei, der, weil er an körperlichen, geiftigen 
oder moralifhen Gebrechen leidet, zu den Armen zählt. Man würbe fehr irren, wenn man an: 
nehnen wollte, ver Pauperismus fei, weil er erft in unferer Zeit erfannt und charakteriſirt wor: 
den ift, ein Product des 19. Jahrhunderts; er war vielmehr fihon früher und namentlid auf 
in alter Zeit vorhanden, obwol die Inflitution der Sklaverei feine Entwidelung verhinderte. 
Nur bat die Wiſſenſchaft erſt in der neuern Zeit diefen Zufland einer genauern Unterſuchung 
für werth gehalten; früher zählte man alle diejenigen, welche durch ihn zu leiden hatten, ohne 
weiteres zu den Armen. Aber allervings Hat fi} der Pauperismus erſt in den legten Decennien 
in der Weiſe geftaltet und verbreitet, mie wir ihn gegenwärtig zu beobachten Gelegenheit haben. 
Je flärker und ſchneller im allgemeinen die Bevölkerung in Europa auwuchs, je mehr id 
namentlich die fogenannte arbeitende Klaffe überall und zumal da, wo bie Induſtrie Gen: 
tralpunkte [huf und maffenhafte Werkſtätten gründete, fi an Zahl vergrößerte, deſto mehr trat 
auch ver Pauperismus hervor und nahm zugleich Dimenfionen an, welche Staat und Geſellſchaft 
in ſchwere Beforgniffe zu verfegengeeignet ind. Mit rund iſt daher die Frage ded Pauperiömud 
als die Frage des Jahrhunderts bezeichnet worden, und richtig haben die bedeutendſten ſocialen 
Schriftſteller ausgeführt, daß fie, ſelbſt wenn es die größten Anftrengungen erforbern follte, ge: 
18ft werben müffe, follen die nachtheiligen Folgen dieſes übels nicht für die nächfte Gegenwart 
verberblich werben, focialen Revolutionen Thor und Thür öffnen und die Menfchheit in einer 
furzen Reihe von Jahrzehnten phyñſch, geiftig und moralifch ruiniren. 

U. Zuftände ver arbeitenden Klaffen. Faſſen wir die Lage der arbeitenven Klaſſe, 
des fogenannten Proletariats, da, wo der Pauperismus herrfcht, etwas näher ind Auge. Der 
Arbeitslohn iſt fo tief herabgefunfen, daß ver Arbeiter ſich nicht mehr im Stande fleht, alle 
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feine Bebürfniffe und die feiner Familie in ausreichender Weife zu befriedigen. Er muß daher 
nothgedrungen daran denken, fie zu befchränfen. Da er aber in erfter Linie für den Körper, 
deffen Geſundheit und Kraft die Hauptbebingung ber Arbeitöfähigkeit ift, zu forgen bat, fo 
treten zunächſt alle geiftigen Bedürfniſſe In den Hintergrund; in kurzer Zeit finkt ver Arbeiter 
auf die Stufe des Arbeitötbieres herab, das für feine Nahrung Dienfte letftet. Aber dabei fann 
er in der Regel nicht flehen bleiben. Auch für Nahrung, Kleidung und Wohnung reicht der 
tägliche Erwerb nicht mehr aus, der Arbeiter wird vielmehr gendthigt, ſich mit ungenügenver 
Nahrung, mangelhafter, gegen die Witterungseinflüffe nit vollſtändig ſchützender Kleidung 
und enger, ungefunder Wohnung zu begnügen, trotzdem gerade In biefer Hinficht feine oft fehr 
anftrengende Beſchaͤftigung verhältnigmäßig nicht geringe Anforderungen flellt. Die natür⸗ 
liche Folge von alledem ift, daß der Körper, ver ohnehin Häufig durch die Arbeit ſelbſt leidet, fich 
ihnell ſchwaͤcht, den Keim von Krankheiten in fih aufnimmt und entwidelt und endlich nicht 
mehr das volle Maß der Arbeit zu leiften vermag. Sowie diefer Zeitpuntt eintritt, vermindert 
fid) auch der Lohn des betreffenden Individuums; an die Stelle der Dürftigkeit tritt pie Roth, 
die Hülfshenürftigkeit. Aber micht felten verfällt ver Arbeiter noch fehneller feinem Schickſal. 
Im feinen Erwerb zu fleigern, vermehrt er bei Stücklohn feine Anftrengungen, erhöht bei 
Stundenlohn feine Arbeitözeit, gibt Die ihm ſehr nothwendige Sonntagsruhe auf und entfräftet 
damit in fürzerer Zeit feinen Körper. Ober er wird arbeitslos, muß felbft das Nothwendigſte 
entbehren und wird auf dieſe Weife Eörperlich zu Grunde gerichtet. 

Wir Haben bisher faft nur von dem unverheiratheten Arbeiter geſprochen, müffen aber jet 
hervorheben , daß bei dem verheiratheten, ver in der Regel nicht mehr erwicht, fih die Verhält⸗ 
niffe noch ungünftiger geftalten. Als Ernährer ver Familie foll er fo viel erübrigen, um neben 
den feinigen auch die Bebürfniffe feiner Frau und feiner oft zahlreichen Kinderſchar zu decken. 
Infolge deſſen bat er fich nicht nur größern Anftrengungen, fondern aud größern Ginfchrän- 
fungen, welche auf ihn noch nachtheiliger einwirken, zu unterziehen. Dabei ift er weit zahl⸗ 
reichern Unglücksfällen ausgeſetzt ald der unverheirathete Arbeiter, denn Frau und Kinder 
fönnen ſchwer erfranfen, fein geringes Mobiliar kann ihm verloren geben u. |. w., und felbft 
die Geburt eines neuen Familienglieds, das Wochenbett feiner Frau, wird für ihn häufig ein 
Unglück, welches ihn dem Blend zuführt. Tritt Arbeitslofigkeit ein, fo vermag ber unverhei- 
rathete Arbeiter noch dadurch, daß er an einem andern, im Augenblid günfliger geftellten Ort 
Arbeit fucht, ſich Erwerb zu verfchaffen; der verheirathete dagegen iſt faft unauflöslih an die 
Heimat gebunden. Günftiger ſcheint fi die Sache zu geftalten, menn die Frau und ermadjjenen 
Kinder ebenfalld erwerben. Indeß treten in diefem Fall Misftände hervor, welche zwar ande⸗ 
rer Art find, aber ebenfo nachtheilige Folgen haben. Abgejehen davon, daß bie Krauenarbeit 
üdberall da, wo fie ſich auspehnt, mefentlih auf die Verminderung des Lohns hinwirkt und 
baburd die männlichen Arbeiter ſchwer benachtheiligt, zerreißt fle auch den Hausſtand bes 
Arbeiterd und verfchulbet das phyſtiſche und geiftige Siehtbum der nächſten Generation. 
Erſchreckende Schilderungen der Zuſtände, melde die Frauenarbeit in Fabriken veranlaßt, be⸗ 
figen wir namentlih aus England. Die Wohnung finkt zur Schlafftelle herab; Mann und 
Frau find In Hinficht auf die Nahrung auf die fchlechtere Koft erbärmlicher Wirthähäufer Hinz 
gewieſen, in denen fie fi, wenn es angeht, auch bei ſtarken Getränken vergnügen; das Fami— 
lienleben Hört auf, die Einflüffe ver Fabrik tragen zum fittlichen wie förperlichen Herabfommen 
der Frauen bei; ihrer Schwangerſchaft ungeachtet müffen dieſe angeftrengt arbeiten und werben 
für das Wochenbett nur wenige Tage befreit; maffenhaft flerben bie ſchwächlichen, oft mit Ge⸗ 
brechen behafteten Neugeborenen dahin; die Überlebenden Kinder können nicht an der Mutter: 
bruft genährt, fondern müflen fremden Berfonen, meift andern Arbeiterfrauen,, melde fid 
wenig um fie befümmern Finnen, zur Pflege überlaflen werben und wachſen in Verwahrloſung 
und Siechthum auf, ohne Hinsliche Erziehung und oft auch ohne die der Schule, um ſobald ale 
möglih, 6, 8, höchſtens 10 und 12 Jahre alt, zur Arbeit angehalten zu werben; es ent- 
fteht ein Geſchlecht, das in jeder Hinfiht verborben und zu frühem Tod verdammt, ver Geſell⸗ 
haft weit mehr ſchadet als nützt, und deſſen Nachkommenſchaft, falls es eine ſolche überhaupt 
hat, nur noch unglücklicher und verdorbener fein fann.?) 


1) Man hat die arbeitende Klaffe ba, wo ber Bauperismus herrfcht, das Proletariat, ihre Glieder 
die Broletarier genannt. Im alten Rom führten diefen Namen die Angehörigen ber ärmften Klaſſe, 
welche feine Steuern zu zahlen vermochte und dem Staate nur durch die Kinder, welche fie erzeugte, 
nüglich wurde, Auch jept ift das Proletariat diejenige Klafie der Bevölkerung, welche bei weitem ben 
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II. Folgen und Gefahren. Wie derartige Berhältniffe auf den Urbeiterfland wirken 
müſſen, ift leicht einzufehen. Nachdem der einzelne lange mit dem Ihn bedrohenden Schickſal 
fruchtlos gefämpft bat, kommt er fhlieflih zu der traurigen Überzeugung , daß er demſelben 
durch Tüchtigkeit, Fleiß und Redlichkeit nicht entgehen kann, daß er aber noch weniger im Stande 
ift, ſich in beſſere Verhältnifle zu verfegen oder auch nur fich für Die fpätern Jahre feine® Lebens 
eine forgenloje Eriſtenz zu fihern. Damit fhwindet aber der moraliide Sporn, welder ihn 
bisher zur Arbeit antrieb; der Arbeiter wird läfiig, legt wol gar die Hände in den Schoß, läpt 
die Dinge, nachdem er jede Hoffnung auf Beflerung verloren bat, geben, wie fie eben gehen 
wollen. Ohne Zweifel verfchlechtert er damit nur feine Lage; aber er glaubt dem Ruin unter 
feinen Umſtänden entgehen zu £önnen, und wo die Verzweiflung erft ji eingebrängt hat, finden 
vernünftige Erwägungen keine Stätte mehr. Noch will er ſich nur in der drückendſten Noth an 
die Armenpflege wenden; kaum ift indeß ber erſte Schritt geſchehen und Geld, das er nicht durch 
fquere Arbeit ermerben mußte, in feine Hände gelegt worden, fo beginnt dad Almofennehmen 
feinen entilttlihenden Ginfluß zu üben. Alle Armenvermaltungen machen tagtäglich die traurige 
Erfahrung , daß der Arbeiter, welcher infolge häuslicher Unglüdsfälle oder wegen Arbeitöman: 
gel einmal unterflügt worden if, ven Weg zum Armenpfleger ftetö wieder von neuem einfchlägt, 
bis er endlich ein arheitäfcheuer Bettler geworden ift. Indeß, tie viele lenken auf noch ſchlim⸗ 
mere Dege ein und endigen als Verbrecher im Zuchthauſe, nachdem fie ihr kleines Beſitzthum 
pergeudet, Weib und Kinder im Blend verlaffen und ih die Rückkehr zur Arbeit, von der fie 
fi völkig entwöhnt haben, durch den ſchlechten Auf, ven fie ih erworben, und die übeln Ge: 
wohnheiten, welde ihnen zur zweiten Natur geworben find, für immer abgefchnitten haben. 
Mit Recht haben daher ulle Schriftfteller, welche ausprüdli oder gelegentlich die Folgen des 
Pauperismus beiproden haben, einen befondern Nachdruck auf die tiefe Entlittlichung gelegt, 
welche er im Arbeiterflande entwidelt, und vie ji einer anſteckenden Krankheit gleich mit faft 
wunderbarer Schnelligfeit zu verbreiten vermag, trotzdem fie in gemöhnliden Zeiten nicht 
immer jedem Ind Auge ſpringt. 

Wir brauden nicht weiter auszuführen, daß die Zuflände eines Volks feine gefunden fein 
können, wenn ein fo wichtiges Glied wie der Arbeiterſtand in ber bezeichneten Weife leidet und 
ftatt ſich zu heben, tiefer und tiefer finft; es liegt das für jebermann klar genug auf ber Hant. 
Aber wir müffen wenigftend mit Einem Worte darauf hindeuten , daß aud das wirthſchaftliche 
Leben nicht gedeihen kann. Induftrie und Gewerbthätigfeit werden ſtets nur da zur hödjften 
Blüte gelangen, wo ber Unternehmer durch tüchtige Arbeiter geflügt und gefördert wird, und 
es fehlt auch nicht an Beifpielen, daß bedeutende Induftriezweige eines Landes in verhältniß: 
mäßig furzer Zeit herabgekommen und fogar untergegangen find, weil die in ihnen beſchäftig⸗ 
ten Arbeiter in Hinſicht auf moralifhe Haltung, Energie und tehnifhe Qualification, melde 
legtere ohne beide nicht errungen werben kann, den gebotenen Anforderungen nicht genügten. 

In dem Pauperismus liegen ferner große politifche und fociale Gefahren. Daß ber Ar: 
heiter wie jeder andere dad Recht ald Menich zu exiſtiren in Anfprud nimmt, vermag ihm nie: 
mand zu verwehren; dies Recht wird auch von allen Seiten anerkannt, da er ein ſehr nützliches 
Glied der menſchlichen Gefellicgaft bildet. Nichtsdeſtoweniger jieht er feine Exiftenz ſtets ge: 
fährdet, ih und die Seinen dem Untergang ausgelegt. Nur zu leicht findet deshalb bei ihm bie 
Idee Eingang, da ihm unrecht gefchehe, daß er von ven Reichern unterdrüdt und ausgelogen 
werde. Zunädft pflegt fi fein Zorn gegen die Arbeitgeber zu richten. Gr bemerkt, day id 
diefelben, während er darbt, in einer günftigen, oft glänzenden Rage befinden, und ſchreibt diefen 
Umftand dem „Syſtem der Ausbeutung ihrer Arbeiter” zu. Indem er von der irrthümliden 
Anſicht ausgeht, daß bei der Erzeugung der wirthſchaftlichen Güter die Arbeit In erſter Linie 
ſtehe, ja daß jie allein es ſei, welche producirt, glaubt er, ohne auf die andern Factoren weſent⸗ 
lich Rüdjiht nehmen zu müllen, für die Arbeit den größern Theil bed Gewinns fordern zu 
koͤnnen. Die Folge davon ift, daß bei den Arbeitern eine den Arbeitgebern feindielige Stim: 
mung entfteht, welche für ihren Durchbruch nur auf den günftig ſcheinenden Moment hartt. 
Hut ih indeß dieſe Stimmung erft entwickelt, fo wird fie fi bald gegen ven Staat wenden. 
„Denn der Staat“, jo pflegt ver Arbeiter zu raiionniren, „muß dafür forgen, daß Gerechtigkeit 
im Lande herrjcht ; ſowie er nicht zugeben darf, daß der Stärfite feine Mitbürger benachtheiligt, 


größten Kinderreichthum aufzuweifen hat, bei der die Procentzahl ber Geburten bie größte if. Um 


o verderbi:cher muß fchließlich Die Verwahrlofung ber zahlreichen Arbeiterflaife, aus der überdies die 
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fo darf er dies auch vom Reichſten nicht dulden; er hat ferner Einrichtungen zu ſchaffen, welche 
verhindern, daß der arbeitöfähige und arbeitäfuftige Arbeiter deshalb, weil er keine Arbeit zu 
finden vermag, in Noth geräth.“ Aus diefen Erwägungen find denn in der That eine große Zahl 
von Forderungen hervorgegangen, twelche zwar nicht allein in Arbeiterkreifen erörtert worden 
find, aber dennoch fanımtlich vie Natur des Staats verfennen und ihm Aufgaben, die er nicht loͤſen 
kann, ftellen. Wir erinnern nur an die Normirung eines Lohnminimums, die Anerkenntniß 
des Rechts auf Arbeit, die Zumeifung von Arbeit an die Arbeitölofen, pie Erridtung von 
Nativnalwerfflätten, die Organiſation der Arbeit, die Bildung von Arbeitergemeinfdhaften 
durch den Staat und ihre Audftattung mit Kapital durch denfelben u.f.w. Daß es leicht iſt, 
derartigen Forderungen bei denen, welche purd ben Pauperismus leiden, Eingang zu vers 
ſchaffen, eine große Zahl von Arbeitern für fo lockende Ausfichten zu begeiftern und dem ent⸗ 
ſprechende Beftrebungen hervorzurufen, begreift ſich; ſchwer iſt e8 dagegen, Menſchen, welche 
die wirthſchaftlichen Geſetze nicht kennen und nicht zu erfaſſen vermoͤgen, von der gänzlichen Un⸗ 
fähigkeit des Staats, ſolchen Anſprüchen zu genügen, zu überzeugen. Weigert ſich aber der 
Staat, auf Erperimente einzugehen, melde er nicht nur als fruchtloſe, ſondern auch als gefähr⸗ 
liche erkennt, fo wendet fi die Misftimmung der Arbeiter gegen ihn, und welche Folgen das 
fhließlich Haben kann, hat das Jahr 1848, namentlich in Frankreich, gezeigt; fie laſſen ſich aber 
auch an andern Orten bemerken. Indem der Bauperismus ebenfo verderbliche als haltloſe 
Theorien hervorruft und ihnen Anhänger verſchafft, welche durch Zahl, phyſiſche Kraft und 
rückſichtsloſe Energie ins Gewicht fallen, bedroht er den Staat und fegt ihn Erfhürterungen 
aus, welche, wenn fie wirklich eintreten, für alle Staatsbürger ohne Ausnahme die ſchwerſten 
Folgen haben müflen. " 

IV. Der Bauperismußd der ländlichen und der Induſtriebezirke. Bel dieſer 
hohen Bebeutung des Bauperismud für die Gegenwart und Zufunft des Staats und der Ge⸗ 
feltihaft muß ex Die allgemeine Aufmerkjamfelt erregen. In der That hat er bereits zu vielen 
Grörterungen Beranlaffung gegeben. Namentlich ift auch die Frage, wie er entfteht, und welche 
Zuſtände ihn hervorrufen und fördern, oft erwogen worden. Wir haben bereit erwähnt, daß 
er nicht überall vorkommt und bei Beodlferungen,, welde auf einer gewillen Eulturftufe ſtehen, 
auch nicht vorhanden fein kann. So findet fih 3. B. bei den halbwilden Stämmen, denen In 
warmen Klimaten die Natur ihre geringen Bedürfniſſe freigebig ſpendet, kaum bie Armuth und 
noch weniger ver Pauperismus, und ebenfo wenig zelgt er fich bei den Nomadenvoͤlkern, weldye 
faft ausfchließlich von Viehzucht leben. Auch in aderbautreibenden Ländern iſt er nicht Häufig. 
Sn der Regel liefern bei der geringen Dichtigkeit ver Bevölkerung diefer Länder Aderbau und 
Biehzucht alle Lebensbebärfniffe in reichlihem Maße und fehlt e8 weit eher an Arbeitöfräften, 
als daß fi ein uͤberfluß bemerklich machen follte. Um die Grundbefiger gruppiren fich die un⸗ 
felbftändıgen Leute, invem fie etweder als Dienftboten in ven Hausſtand eintreten oder ald Tage- 
löhner, welche faft jahraus jahrein beſchäftigt werden, ſich demſelben anfchließen oder ziemlich 
nahe ſtehen. Arbeit und Erwerb, wenn auch nur ein geringer, ift immer vorhanden. Denn 
ſelbſt wenn Nothjahre eintreten und bie Preiſe der Lebensmittel beträchtlich ſteigen, wird der 
ländliche Arbeiter, obgleich er ich Entbehrungen unterziehen muß, nicht brotlos, denn die Ars 
beit hat ſich damit nicht vermindert, und der Grundbeſitzer kann feine Gehülfen nicht entbehren. 
Er muß fie fih zu erhalten fuchen. Indeß tritt ver Pauperidurud doch hier und da In aderbau: 
treibenden Kändern auf, wenn nämlich dev Grundbeſitz in wenigen Händen iſt und der bei 
weitem größere, fich ſtark vermehrende Theil der Einwohnerſchaft aus Tagelöhnern und unver: 
mögenden Kleinpächtern oder auch Fleinen Eigenthümern befteht. Diefe kleinen Leute ohne 
eigentliches Befigthum leben meift von der Hand in den Mund und geratben, fobald einige 
ſchlechte Jahre eintreten und die Ernten nicht völlig dem Bedürfniß genügen, allgemein in dad 
hoͤchfte Elend, aus dem fie fich nicht mehr zu retten vermögen. Faſt in jeder Hinficht ſtehen fie, 
trogdem es auf den erften Blick nicht fo fheinen mag, auf derfelben Stufe wie die Arbeiter in 
den induſtriellen Gegenden, welche ver Pauperismus verheert, und es machen ſich bei ihnen bie 
gleichen Erfeinungen bemerkbar. Gin Beifpiel davon liefert namentlich Irland. Nicht beſſer 
ftellen fi die Verhättniffe, wenn eine zahlreiche Bevölkerung von Kleinen Landbeſitzern und 
Pächtern ſich irgendeiner inpuftriellen Nebenbefyäftigung widmet, z. B. Weberei treibt. Weil 
in diefem Fall ver Grundbeiig der einzelnen fehr gering zu fein pflegt und auch die gewerbliche 
Thätigkeit nur unbedeutend fein kann, gewähren beide in gewöhnlichen Zeiten nur ein fehr dürf⸗ 
tiges Ausfonımen ; treten aber ſchlechte Ernten oder Arbeitsſtockungen oder beide zugleich ein, 
fo bricht ein um fo fhlimmerer Nothſtand aus, als es an allen Mitteln fehlt, ihm energifch zu 
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befämpfen. Anderweite Arbeit läßt ſich nicht befchaffen, die meift fehr armen Gemeinden haben 
feine außsreichenven Fonds zu langdauernden Unterflügungen, und auch der Staat iſt nit in ver 
Lage, den größten Theil ver Einwohnerſchaft oft ausgedehnter Bezirke monatelang zu erhalten. 
Da entwideln fh venn, wie es 3. B. im Jahre 1844 geſchehen iſt, Zuflände, welde in unferm 
Jahrhundert kaum als möglich betrachtet werben, und der Hungertyphus becimirt Die Bevöl⸗ 
kerung, deren Apathie bereits fo groß geworben ift, daß fie felbft die rettende Hand, wenn fie 
ihr geboten wird, kaum uoch zu ergreifen vermag. ?) 

Die eigentlihe Heimat des Pauperismus And aber diejenigen Ränder und Diftricte, in 
welchen die Fabrikinduſtrie durch die Ginführung der Mafchinen und der Arbeitätheilung eine 
bedeutende Ausdehnung gewonnen bat. Die Bevölkerung beiteht Hier in der Regel aus einer 
geringen Anzahl reicher Inpuftriellen, einer mäßig zahlreichen Mittelklafle und fehr vielen Ar: 
beiterfamilien, deren ganze Eriftenz von jener Fabrifinduftrie abhängt. Entwidelt ih ein 
neuer Induſtriezweig ſchnell zu Hoher Blüte, fo pflegt er anfänglich die Arbeiter gut zu nähren, 
denn In der Regel fehlt es ihm noch an Arbeitöfräften; aber bald drängen fich diefe maffenhaft 
heran, zugleich tritt vie Goncurrenz hervor und brüdt bie Preife der Erzeugniſſe und den Ge⸗ 
winn der internehmer, welche damit genöthigt werden, ven Arbeitslohn berabzufegen. Bald er- 
wirbt der Arbeiter kaum fo viel, ald er nothwendig bedarf; nur menn die Arbeit ſtark gebt, Hat 
er ein reichlicheres Auskommen, muß fi dann aber übermäßig anftrengen. Kür die Zufunft ver: 
mag er nicht zu forgen und kann doch feine Lebensbedürfniſſe nur fo lange beftreiten, al6 er ar- 
beiten kann und Arbeit finvet. Wir haben bereitö erwähnt, in welche Lage der Arbeiter geräth, 
wenn er auch nur zeitiveife arbeitsunfähig wird, und daß er dann nicht felten untergebt; der⸗ 
artige Unglücksfälle kommen aber häufig vor und werden nur um deswillen feltener erwähnt, weil 
fie fich dem Blick größerer Kreife entziehen. Außerdem erfcheint das Unglück auf den erſten Blid 
nicht fo groß, weil der Arbeitöunfähige Anſpruch auf den Belfland der Armenpflege bat, der 
einzelne Arbeitöfähige aber, wenn er in feinem Erwerbözweige arbeitöloß geworben iſt, vielleicht 
in einem andern Arbeit zu finden vermag. Bemerkbarer werven bie Kolgen des Pauperismus 
aber dann, wenn infolge von Gefhäftsconjuncturen, Überprobuction, Sperrung von Abfag- 
wegen, Landedralamitäten u. f. w.einzelne Induſtrien zeitweiſe fich einſchränken und ihre Arbeiter 
entlaffen nüffen. Hunderte und Taufende von Familienvätern fliehen dann brot: und hülflos 
da und wiflen nicht, wovon fle den folgenden Tag Frau und Kinder ernähren follen. Die Fabrik: 
herren vermögen ihnen nicht zu helfen, denn fie leiden ebenfall8 durch die Arbeitsſtockung; Be: 
fhäftigung, felbft färglich lohnende, läßt fi für große Maflen nicht auffinden, und öffentliche 
Arbeiten, wenn file überhaupt unternonmen werben, Lönnen nur verhältnigmäßig wenige Per: 
fonen heranziehen; die Armenpflege und bie Wohlthätigkeit aber befigen nicht die Mittel, um bei 
einem jo ſtarken Andrang zu helfen. UÜberſehen wir nicht, daß da, wo eine große Induſtrie be⸗ 
ſteht, alle Klafjen ver Bevölkerung mit ihr zufammenhängen und deshalb ebenfalld durch Ar⸗ 
beitsſtockungen leiden, alfo gerade dann, wenn diefe eintreten, große Opfer nicht zu bringen 
vermögen. Natürlich ift das Elend deſto größer, je einheitlicher die Induſtrie iſt, je allgemei- 
ner fie vaber betroffen wird. Auch Theuerungen, wenn fie fich nicht mit Arbeitäftoddungen ver: 
binden, haben fehr beflagenswerthe Kolgen; indeß werden fie von dem Arbeiter leichter ertra= 
gen, weil er durch fie zwar zu Entbehrungen genöthigt wirb, feine Eriftenzmittel aber nicht 
völlig verliert. Am fhlimmften geftalten fi dagegen die Dinge, fobald ein Inpuftriezweig, 
fei ed infolge fremder Goncurrenz , fei es weil jeine Producte nicht mehr geſucht werben oder in 
anderer Weife beffer und billiger hergeftellt werden können, ganz abftirbt. Denn in diefem Fall 
haben die Arbeiter, welche ihm angehören, langiührige Leiden zu dulden. Zwar bie energi: 
fhern, Elarer fehenden unter ihnen wenden fih bald andern einträglichern und gefichertern Be⸗ 
fhaftigungen zu, aber der größere Theil täufcht fi nur zu lange mit trügerifhen Hoffnungen 
auf Beilerung feiner Lage oder ift alt und flumpf geworden und deshalb nicht im Stande, fich 
für eine neue Thätigkeit die erforderliche Geihidlichfeit und Routine, die auch bei ven gewöhn⸗ 
lichen Arbeitern verlangt werben, zu verichaffen. Nicht mit Unrecht ift behauptet worden, daß 
ein jinfender Induſtriezweig einen großen Theil der Unternehmer und Arbeiter unter feinen 
Ruinen begräbt. 


2) In den beiden Flandern ift der Grundbefitz fehr getheilt und befchäftigen ſich die Ginwohner 
nebenbei mit ber Flachsſpinnerei und Leinweberei. Die bort herrfchenden Zuftände ſchildert am beiten 
und eingehendſten Ducpktiaur in feiner gefrönten Preisfchrift Memoire sur le pauperisme dans les 
Flandres (Brüffel 1850).  . " / 
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V. Mittelgegen ven Pauperismus. Werfen wir jept die Frage auf, welche Mittel 
zur Abhülfe biäher vorgefhlagen worden fine, und wie fie ſich, ſoweit fie bisjept in Anwendung 
gefommen find, bewährt-Haben, jo müffen wir zunachft jede Erörterung der neuen focialen Sy⸗ 
fieme, welde dad 19. Jahrhundert gebradit hat, von vornherein ausfhließen, da biefelben 
über die Srage ded Pauperismus hinausgehen und außerdem an einem andern Orte ihre Be: 
ſprechung finden. Berner werden hinſichtlich mehrerer Mittel, welche die Loöſung des Problems 
unmittelbarer berühren, wenige Andeutungen genügen, ſobald fie, wie die Frage des Arbeits- 
lohns, der Auswanderung und Colonifation, der Affoclation u. |. w. in eigenen Artikeln er: 
ſchoͤpfender, als es bei dieſer Gelegenheit zuläffig iſt, beſprochen werben. uͤberhaupt erſcheint 
es nicht möglich, den fo wichtigen Gegenſtand anders als eurſoriſch zu behandeln, da die Eroͤrte⸗ 
rungen noch zu keinem Abſchluß geführt haben und täglich neue Vorſchläge auftauchen. 

Überall, wo ver Pauperismus ſich zeigt, pflegt man zunächſt als Mittel gegen venfelben bie 
Auswanderung vorzufchlagen. Tauſende finden feine Arbeit oder erhalten nur kärglichen Lohn ; 
man glaubt ihnen unmittelbar nicht helfen zu koͤnnen; in andern Ländern fehlt e8 aber an Ar: 
beitskräften; nichts fcheint daher natürlicher, als daß die arbeitsloſen, darbenden Arbeits⸗ 
fähigen dahin gewieſen werben, wo ſie ſich eine beſſere, geſichertere Exiſtenz verſchaffen koͤnnen, daß 
man ihnen ſogar die überfiedelung durch Unterftüßungen zu erleichtern ſucht. Nicht ihnen allein 
will man damit helfen, man hofft zu gleicher Zeit, daß die zurückbleibenden Arbeiter, da die 
Concurrenz vermindert wird, befler, als e8 bisher ver Ball war, geftellt werden. Dabei bleiben 
indeß viele gewichtige Umflände unberückſichtigt. Was die Verminderung der Bevölkerung 
überhaupt betrifft, fo Fällt fie wenig ins Bericht ; thatſächlich ſteht feft, daß die Auswanderung, 
ſelbſt wenn fie eine große Ausdehnung erreicht, durch den Überfchuß der Geburten über die 
Todesfälle nur felten nicht gedeckt wird. In der Negel tritt fie alfo nur einer ſtärkern Vermeh⸗ 
rung entgegen. Berner wandern in der Negel die Eräftigften und tüchtigflen Glieder der arbei⸗ 
tenden Klaffe, Diejenigen, die fih aud in ber Heimat durchzubringen vermögen, aus, während 
bie untüchtigern, ſchwächern Elemente zurückbleiben. Daß dadurch aber Staat und Geſellſchaft 
nicht gewinnen, fonbern verlieren, bedarf keines Nachweiſes. Außerdem iſt zu beachten, daß 
mit der Verminderung der Probucenten auch eine Verminderung ber Conſumenten eintritt, und 
daß ein bedeutendes Kapital dem wirthſchaftlichen Betriebe der Heimat entzogen wird. Iſt die 
Auswanderung ber Arbeiter einer Kategorie größer, als ſie durchſchnittlich zu fein pflegt, fo kann 
fie wol Mangel an Arbeitöfräften und Steigerung der Lohnſätze bewirken, indeß wird bamit 
nichts gewonnen, fobald der betroffene Induſtriezweig durch die Erhöhung bed Lohns außer 
Stand gelegt wird, der Goncurrenz zu begegnen und ben Abſatz auf der gleichen Höhe zu er- 
balten. Endlich darf nicht unbeadhtet bleiben, daß die Auswanderung eine große Anzahl 
von Familien fatt dem Wohlftande dem Elend entgegenführt, und daß es deshalb ſtets be: 
denklich bleiben wird, fie von Staats wegen in die Hand zu nehmen und dadurch den Vorwurf 
ber egoiftiihen Ausitoßung eines Theils der Bürger auf die Geſammtheit berabzuziehen. 
Freilich darf fie ebenfo wenig von Staatd wegen behindert und erſchwert werben. Ahnlid wie 
mit der Auswanderung verhält es ſich mit der innern Golonifation; nur ift fie, da pie Ausdeh⸗ 
nung bisponibler Ländereien von wirklicher Ertragsfähigfeit faft nirgends bedeutend iſt und die 
Herftellung der Anfievelungen große Koſten verurſacht, faft noch ſchwieriger und inſofern auch 
gefährlicher, als im Hall des Mislingens nicht nur die gedachten Opfer verloren find, ſondern 
durch die dauernde Unterflügung oder anderweite linterbringung ber Coloniſten noch größere 
nach lich zieben. 

Übrigens iſt die Übervölferung an fich nicht eine abfolute, fondern eine relative. Ein fo: 
ned , fruchtbares Land kann mit wenigen taufend Menſchen auf ver Quadratmeile übervölfert 
fein, während man daflelbe von einem weniger fruchtbaren, deſſen Einwohnerzahl bei gleicher 
Ausdehnung des Grundes und Bodens die dreifache Ift, nicht zu fagen berechtigt if. Der Gan= 
ton Zürich 3. B. gehört zu den bevölkertſten Diftricten Europas und erzeugt nur einen geringen 
Theil der Lebensmittel, welcher er bedarf; deflenungeachtet ift er nicht übervölfert, fordern kann, 
wie es in den legten Jahrzehnten auch wirklich geicheben ift, feine Einwohnerzahl noch weiter 
fleigern.. Aber allervings benugt ex feinen Grund und Boden in der vortheilhafteften Weife, 
und befigt eine fo ausgedehnte und fruchtbringende Inbuftrie, daß er die Bedürfniſſe feiner Ein⸗ 
wohner in fernen Ländern einzufaufen vermag. Deshalb ift die Auswanderung ber dichten 
Bevoͤlkerung ungeachtet nur gering, während fie in andern weniger bevdlferten, aber auch weni⸗ 
ger gut bewirthfchafteten und induftrielofen Kantonen groß genannt werden kann. Wird das 
ind Auge gefaßt, fo ergibt fi, daß e8 nicht darauf ankommt, die Einwohnerfchaft eines Landes 
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zu verminbern, ſondern die wirtbichaftliche Tätigkeit deſſelben fo weit zu erhöhen, bis alle Hände 
lohnende Arbeit gefunven haben. ragen wir, was der Staat, um dieſen Zweck zu erreichen, 
thun muß, fo ergibt fich, Daß er vor allen Dingen alle Hinderniſſe tertzuräumen hat, weiche nur 
infolge der allgemeinen Unfenntniß der volkswirthſchaftlichen Gefege durch die frühern Jahr: 
hunderte gefchaffen worden find. Alle Beichrawkungen und Belaftungen des Grund und Bo: 
dens, alle Zwang: und Bannrechie, ver Zunftzwang, die Gefege über Zinsfuß und Bucher, die 
Hinderniſſe des freien Verkehrs im Inlande, die Schupzölle, Ausfuhrverbote u. f. m. hemmen 
die aaturgemäße Production und verhindern damit einen Theil des Arbeiterfiandes, ſich Arbeit 
und Lohn zu verſchaffen. Sie müſſen daher fallen. Ferner aber hat der Staat darauf hinzu: 
wirfen, daß die Berfehrdmittel verbeflert, ven Landeserzeugniſſen auf Grund von Zoll: und 
Handelöverträgen die fremden Märkte geöffnet und die Producte ded Auslandes, mögen fie nun 
zur Gonfumtion oder zur Verarbeitung beftimmt fein, den inländiichen Gonfumenten leicht und 
billig zugänglich werden. Denn damit wird nicht nur ebenfalls die Production gefördert und 
die Goncurrenz mit dem Auslande erleichtert; ed wird auch dem Arbeiter möglich gemacht, den 
Theil feiner Lebenöbedürfniſſe, welchen er aus vem Auslande bezieht, billiger einzukaufen. 

Mit der Wegräumung ver Verfehrshinnerniffe und der Offnung der Zollſchranken hat aber 
ber Staat wefentlih daß Seinige gethan. Sobald er weiter geht und die wirthſchaftliche Thä- 
tigkeit zu veguliren und zu organifiren ſtrebt, ſchadet er ſelbſt bei der beften Abſicht. Der Zunit: 
zwang, welcher ven Handwerferftand auf der Höhe erhalten follte, aber fein Herabfinfen ver⸗ 
ſchuldet Hat, die Schutzzoͤlle, welche mit der Abſicht, die Gewerbthätigfeit zu foͤrden, krankhafte 
Induftrien hervorgerufen und dadurch den Pauperismus weiter verbreitet haben, find bereits 
verurtheilt; aber das Princip, aus dem fie entiproffen find, taucht immer wieder von neuem 
auf. Wir werden vie neuefte Bhafe, in welche e8 eingetreten ift, bei Gelegenheit der Erwerbs: 
affociationen fpäter furz berühren. Aber in weldyer Geſtalt es ſich auch verförpern mag, gerade 
im $ntereife der arbeitenden Bevölkerung muß es am energifchften befämpft werden. Denn 
nicht8 iſt gefährlicher und verderblicher als Gewerbszweige hervorrufen und treibhausmäßig in 
die Höhe bringen, welche, weil fie die Bedingungen ihres Beſtehens nicht vorfinden, dem Unter: 
gange von vornherein geweiht find. 

Fragt man den Arbeiter, welchem Umſtande ex die Lage des Arbeiterftändes zufchreibt, fo 
erhält man ohne Zweifel ſtets die Antwort, daß der Lohn zu niedrig fei und nicht im Verhälmiß 
zu den Bedürfniſſen ftehe, welde befriedigt werden müflen. So foricht ſich der oberfählefiide 
Arbeiter, auf deſſen Tiſch Faft nur Kartoffeln Eommen, ver beſſer geftelfte Arbeiter der deutſchen 
Induftrieftätten und der ſich verhältnigmäßig gut nährende englifche Arbeiter aus. In der That 
ift der Lohn faft überall fo niedrig, daß er kaum die täglichen Bepürfnifle des Arbeiters und 
feiner Familie deckt, eine ausreichende Fürſorge für das Alter und für fchlechte Zeiten indeß nicht 
geftartet. Die Goncurrenz, melde den Unternehmer trifft, hat die Preiſe der meiften wirth: 
ſchaftlichen Erzeugnifle jo weit herabgedrückt, daß fie nur bei niedrigem Lohn probucirt werben 
fönnen, und durd die Concurrenz, melde die Arbeiter ſich gegenfeitig machen, find biele ge⸗ 
zwungen worben , ben niedrigen Lohniag anzunehmen. Da die Arbeiter zugleich Conſumenten 
find, fo haben fie durch die Erniedrigung der Breife ohne Zweifel gewonnen, aber nicht fo viel, 
als fie Durch dad Herabgehen des Lohnes verloren haben. -Der Lohn follte alfo Höher geftellt 
werden. Das ift indeß ſchwer und am wenigſten durch fünftlihe Mittel zu erreichen. Die früher 
wol vorgeſchlagene Feftfegung eine Lohnminimums kann jetzt nicht mehr ernftli in Betracht 
kommen; dagegen wird das Recht der Arbeitercoalition vertreten. Es muß zugegeben werben, 
daß die Arbeitgeber, welche geringer an Zahl find, unter fid) Verabrebungen zu treffen vermoͤ⸗ 
gen, die @xiftenz der einzelnen Arbeiter in der Hand haben und den Arbeitslohn Leicht auf dad 
Minimum herabdrücken Einen, während Die ungünftiger geftellten Arbeiter, zumal ihnen ba? 
Geſetz in den meiften Ländern Verbindungen und Arbeitdeinftellungen bei Strafe verbietet, 
feine Mittel befigen,, um das wirthſchaftlich zuläſſige Lohnmaximum zu erzielen. Aber die Gr 
fahrungen Englands, das die Eoalitiondfreiheit kennt, beweiſen nicht, daß dieſelbe der Noth 
des Arbeiterftandes abhelfen kann. In der Regel find Arbeitercoalitionen deshalb fruchtlod, 
weil nicht alle Arbeiter fi ihnen anfchliegen, diejenigen aber, weldye ihnen beitreten and bi8 
zur Arbeitdeinftellung geben, da fie fofort alle Subſiſtenzmittel verlieren, den Kampf mit den 
Unternehmern nur Eurze Zeit durdführen können. Daher kommt ſchließlich ein Friede zu 
Stande, bei den die Arbeiter entweder nichts oder fehr wenig gewinnen, ber aber faft In jedem 
Ball Ihre Abhängigkeit von Arbeitgeber vermehrt. Häufige Coalitionen und Strikes fügen 
überdies der Induftrie des Landes, in welhem fle vorfommen, großen Schaden zu und bringen 
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auch die Arbeiter in-Nachtheil. Nur infofern konnte vie Goalitionäfreigeit nüglich wirken, als 
ie, da bei jeder Arbeitseinftellung die Unternehmer ebenfalls Schaben feiden , dieſe veranlaßt, 
aus Scheu vor ihnen unmotivirte Lohnherabſetzungen zu unterlaffen. Dagegen macht fich die 
Lohnerhoͤhung in ganz natürlicher und ungefährlicher Weife, wenn, wie bereitd angedeutet wor: 
den ift, infolge der Wegräumung aller Betriebd: und Verkehrshinderniſſe die wirthfchnftliche 
Thaͤtigkeit eined Landes ſich entwidelt, und neue Induſtriezweige, weldye Arbeiter an ſich ziehen, 
entſtehen. Ia dieſem Kal kann die Lohnfteigerung fogar nicht ausbleiben und if aud in der 
That oft eingetreten, ſei es fir alle Arbeiterfategorien, fei ed mindeſtens für diejenigen, welche 
mehr als der gewöhnliche Arbeiter zu leiſten vermögen. 

Wenn wir ausgeiprochen haben, daß die Goncurrenz, welche ſich die Arbeiter gegenfeitig 
mahen, den Lohn herabgedrückt habe, fo foll damit nicht geſagt fein, daß nicht weitere Ur- 
ſachen mitgewirft haben. Ohne Zweifel liegen noch andere vor, indeß fallen dieſelben meift 
weniger Ind Gewicht. Und wieder andere tragen die Schuld, daß der Arbeiter eine beſſere 
Stellung bisher nicht erringen konnte. Hierher gehört vor allen Dingen die verhältnigmäßig 
ungenügende Bildung der großen Maffe ver Arbeiter. Es wird gewiß nicht beftritten werben 
koͤnnen, daß der Arbeiterftand Deutſchlands in den legten Jahrzehnten bebeutende Fortſchritte 
gemacht bat, und daß eine große Anzahl feiner Glieder eine höhere Stellung zu erringen redlich 
bemüht geweſen iſt. Aber ebenfo wentg läßt fih ableugnen, daß in ver Mehrzahl dad Bedürfniß 
ber Fortbildung noch erſt entwidelt werben muß. &8 würde zu weit führen, den Urſachen dieſer 
Erſcheinung nachzuforſchen; ohne Zweifel liegen fie aber größtentheild in der mangelhaften Er⸗ 
ziehung des Hauſes und der Schule, welche deshalb einer durchgreifenden Verbeflerung, bei ver 
Staat und Gemeinde ernſtlich mitzuwirken haben, bedürfen. Welche wichtigen Folgen die beifere 
geiflige und moralifche Durchbildung des Arbeiterftandes für ihn felbft Haben muß, laßt ſich un⸗ 
ſchwer ũberſehen; wir wollen nur auf einige ausdrücklich hinweiſen. Nur zu oft il ver Ar: 
beiter gegesuvärtig nicht viel mehr ald eine Mafchine, welche tagtäglich in gewohnter Weiſe die 
ihr obliegende Arbeit vurchführt, ſchlechter ober beſſer, je nachdem mehr oder weniger Routine 
vorhanden ifl. Er wird deshalb auch nur dürftig bezahlt, wenig beachtet und, fobald er nicht 
mehr verwendbar ift, beifeltegefhoben. Schon der begründete Anfprucd auf Achsung , welchen 
ber gebildete Arbeiter erhebt, bewahrt ihn vor diefer Behandlung ; er hat aber auch dadurch, daß 
er dem Arbeitgeber ſelbſt bei der untergeordnetſten Arbeit zu nügen vermag und wirklich nügt, 
Anipzu auf eine hößere Stellung und auf beſſern Lohn. Verläßt er ein Etabliffement, jo 
findet er in einem andern leicht ein Unterfommen; treten Arbeitöftodungen ein, fo kam er 
außerhalb. feines Induſtriezweigs Beichäftigung finden; daſſelbe iſt der Fall, wenn ber legtere 
mit Vortheil nicht mehr betrieben wird. Die Hülfsmittel, über welche er verfügt, nügen ihm in 
jener Lage des Lebens und laſſen ihn nicht finfen; fie fegen ihn in den Stand, ſeine Bedürfniſſe 
zu regeln und mit geringern Mitteln beſſer zu befriedigen. Die meiften Arbeiter verfallen nur 
deshalb in Apathie und geben moralifch unter, weil ihnen die Ausficht, jemals eine beflere, felb: 
fländige Stellung zu gewinnen, mangelt; der gewanbte, tüchtige, gebilnete Arbeiter hat feine 
Beranlaffung , auf diefe Ausſicht zu verzichten. Endlich gilt von den ganzen Stande, was von 
dem einzelnen gejagt wurde. Sobald er fih auf vie Stufe geftellt Hat, welche er zu erringen 
vermag, erzwingt er auch die Achtung und die Sympatbien der andern befler geftellten Klaſſen, 
die erfi dann, wenn er fich felbft zu helfen beftrebt ift, ihn mit allen den Mitteln, weiche ihm 
fehlen, fie aber befigen, mit Intelligenz und Kapital, zu unterflügen bereit fein werben. 

Schon jegt ift, anknüpfend an die eigenen Beftrebungen der Arbeiter, in diefer Hinſicht 
manches geſchehen, maß freilich Die Kage ver arbeitenden Klaſſen nicht radical verbeilern und den 
Pauperiönud befeitigen wird, aber do den Nothfland mindert und viele Gefahren der Maſſen⸗ 
armuth in die Gerne rückt. Ausgehend von der Anfiht, daß ed an Mitteln fehle, den Erwerb 
des Arbeiterd zu erhöhen, find uud dem Princip der Aſſociation heraus Ginrihtungen geſchaffen 
worden, bie den Arbeiter in ven Stand fepen, feine Lebensbedürfniffe billiger zu erlangen. 
Dahin gehören die fogenannten Spargeiellihaften, die Lebendmittel: und Gonfumvereine, vie 
Anfaufsvereinigungen, Vereinsbäckereien. Durch dieſelben erhält der Arbeiter feine Lebenobe⸗ 
bürfniffe in guter Qualität zum Engrospreife, dem ein geringer Aufſchlag für Geſchäftsunkoſten 
Hinzugefügt wird, während er fie biäher oft 100 Proc. theuerer als der Bermögende bezahlen 
mußte. Darlehnöfaffen gemähren ihn, der biöher, wenn er in Noth gerieth, Feinen Credit zn 
erlangen wußte, mäßige Anlehen. Durch eine verhältnißmäßig nicht Bedeutende Zahlung er- 
wirbt er in Kranfenkaflen und Gefunvheitöpflegevereinen für den Kranfheitäfall Aniprud an 
Krankenunterflügung, Arznei und ärztliche Behandlung; In Sterbekaſſen kann er für den Fall 
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ſeines Todes feiner Famille ein Sterbegeld ſichern; Invaliden- und Alteröverforgungäfaffen 
garantiren ihm für die Zeit ſeiner Arbeitsunfähigkeit, mag ſie nun durch Alter oder durch einen 
Unfall eintreten, eine Penſion, welche ihn wenigſtens vor ber Nothwendigkeit, die Armenpflege 
um Hülfe anzurufen, ſicherſtellt. Aynliche Einriätungen, welche ebenfalls auf den Principien 
der Affociation, Gegenfeitigkeit und Verfiherung beruhen, werben noch tweiter entſtehen und 
nad) und nad; ven Arbeiter gegen alle die Gefahren, welche ihn fo zahlreich bedrohen, üicherzu⸗ 
ſtellen ſuchen. Selbſt die Kürforge für die Zeiten ber Arbeitsſtockung ift bereits in Betracht ge= 
zogen worben. Freilich umfaflen die [hügenden Vereinigungen biöjegt nur einzelne Kreife und 
einen verhältnigmäßig geringen Theil des Profetarlats, aber fie dehnen fi mit einer Sänellig- 
keit aus, die Anerkennung verbient. Und wenn gegen fie eingewendet wird, daß ber Arbeiter 
felten Mittel befige , ſich bei allen denjenigen, welche ſich ihm anbieten und ihm nüglich find, zu 
beteiligen, fo iſt das zwar richtig, faſt überall Haben indeß bie Arbeitgeber mit richtigem Blick 
erkannt, daß es ihre Pflicht fei und von ihrem Interefle geboten werbe, fo gemeinnügige Infli= 
tute durch reiche Beiträge Eräftig zu unterflügen und ihre Entwickelung tie Ihren Fortbeſtand 
zu garantiren. 

Namentlid in England, aber auch in Deutſchland und Frankreich, ift im legten Jahrzehnt 
durch Vermittelung ver Affociation ein weiterer, bebeutfamer Schritt geſchehen. Es find nänı- 
lich fogenannte @rwerböaffociationen entſtanden, melde meift aus Handmwerkögefellen, zum 
Theil aber aud) aus Fabrifarbeitern beftehen und im legtern Fall Arbeltäftätten nad dem Sy— 
ftem des Fabrikbetriebs errichtet Haben. Die vorliegenden Berichte über Ihre Entwickelung ver= 
hehlen zwar die Schwierigkeiten nicht, auf melde die Erwerböaffociationen und namentlich bie 
von ihnen erriteten Fabriken geftoßen find, zeigen aber bereit recht günftige Refultate auf. 
Indeß find doch nod zu wenig Erfahrungen gefammelt und e8 wäre deshalb gewagt, ein enb= 
gültiges Urtheil über fie außzufprehen. Das Ziel, nad dem fle ſtreben, ift: die Arbeiter zu 
Unternehmern zu machen und ihnen den Gewinn, welchen jegt bie letztern für ſich in Anſpruch 
nehmen, zu ſichern. Ob fie es in größerm Mafftab errelchen werben, fleht noch dahin. Es ift 
fehr ſchwer, eine tüchlige Arbeitergemeinfhaft, deren ſämmtliche Glieder unausgefegt für das 
Wohl des Ganzen wirken und ftreben, zu bilben ; faſt noch ſchwerer indeß, die rechten Leiter, welche 
twenigftend gegenwärtig noch nicht aus der Arbeiterflaffe genommen werben können, aufzufinben. 
Außerdem haben die Erwerbögenoffenfhaften mit Mangel an Kapital und Credit zu kämpfen 
und können deshalb kaum mit Unternehmern, welde über Hunderttauſende und Millionen ver= 
fügen, concurriren, zumal biefe noch bie einheitliche und energiſche Leitung für fi) Haben und 
verhältnigmäßig leicht ſchlimme Eonjuncturen zu überwinden vermögen. Wenn in neuerer Zeit 
in Deutihland der Vorſchlag gemacht worben ift, Erwerböaffociationen der Fabrikarbelter im 
größten Maßſtab zu gründen und ihnen burd ven Staat ausreichendes Kapital zur Verfügung 
zu ftellen, jo wird damit nit nur dem Staat eine feinem Wefen fremde und ſehr gefährliche 
Aufgabe geitellt, fondern auch das Princip der Griverbögenoffenfchaften felbft, die freie Aſſo⸗ 
ciation, vernichtet and bie Rüdkehr zu der bereits durch Wiſſenſchaft und Praris befeitigten Or= 
ganifation der Arbeit durch den Staat angebahnt. An fi ſchon unhaltbar, verlieren vergleichen 
Vorſchläge völlig ven Boden und verzichten auf jede ernflliche Betrachtung, fobal fie feinen an= 
dern ojtenjiblen Zwed haben als ven, ein Sonderintereffe einer politiſchen Warte, eine Agita= 
tion der Arbeiter gegen bie Arbeitgeber hervorzurufen. 

88 würve fehr getvagt fein, mollte man behaupten, daß mit ben Mitteln, welde biöjept in 
Betracht gefommen find, der Pauperismus völlig ausgerottet werden wird. Das Übel hat 
bereitö zu ſehr um ſich gegriffen und eine zu große Höhe erreicht, als daß es leicht weichen follte. 
Es muß daher erft grünvlih und nad allen Seiten hin fludirt werben, bevor fi bie rechten 
‚Heilmittel finden und anmenben laffen. Aber das Problem liegt vor, ver Wille, es zu Iöfen, 
ift vorhanden, und bie erſten Schritte find gethan. Die folgenden werden mit Naturnothwen- 
vigfeit aus ihnen hervorgehen und fi auf fie fügen. Mit Recht mahnt Ducpetiaur in dem 
Motto feines Memotre über den Pauperismus ber beiden Flandern: „Les ameliorations ne 
simprovisent pas; elles naissent de celles qui pr&csdent,” 

Die Literatur des Pauperismus if eine fo ausgedehnte, daß bie Aufzählung ber einzelnen 
Schriften einen ſtarken Band fühlen würde. Konnte doch Ducpetiaur ſchon im Jahre 1850 
einige 20 Schriften über ven Pauperismus eines fo Kleinen Diſtricts, ale die beiden Flandern, 
verzeichnen. Die beſte Fundgrube für die Kenntniß ver Zuſtände des Proletariatd und ber arbei⸗ 
tenden Klaffe überhaupt find die amtlichen Berichte der Armenverwaltungen, nämlich z. B. die 
„Reports of the Poor-law-commissioners’‘, die Schriften des preußifchen Gentralvereins für 
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das Wohl der arbeitenden Klaſſen u. |. w., ferner eine große Anzahl Schriften über ben Paupe⸗ 
rismus der einzelnen länder und Provinzen: Villermd, „Tableau de l'état physique et mo- 
rale des ouvriers employes dans les manufactures‘‘ (Parid 1840). Audiganne, „Les po- 
pulations ouvriöres et les industries de la France‘: (Paris 1844); „Enquäte sur la condi- 
tion des olasses ouvrieres et sur le travail des enfants. Rapport de la commission insti- 
tutse”' (Brüffel 1845 — 46). Ducpktiaur, „M&moire sur le pauperisme. dans les Flandres” 
(Brüffel 1850). Engels, „Lage der arbeitenden Klaffen in England‘' (1841). Arrivabene, 
„De l’etat des travailleurs de Vira-Magadino‘ (1840). Beres, „Les classes ouvridres. Du 
pauperisme par Marchand’‘ (Paris 1845) u.|.w. Was die Vorfchläge betrifft, welche die 
Befeltigung des Pauperismus zum Zwed haben, fo find fie meift in den Lehrbüchern der Bolfs- 
wirtbfhaft, den Schriften über foriale Berbältniffe, den Abhandlungen der gemeinnützigen 
Vereine und vielen Taufenden von Broſchüren und Berichten enthalten und beſprochen worben. 

9. Runge. 

Peel (Sir Robert). Niemand kann in unfern Tagen die äußerften Gonfequenzen pro: 
phezeien, welche fih aud den focialen Fragen und Verhältniſſen entwickeln werden, die ſich auf 
das immenfe Wahsthum des modernen Manufacturſyſtems fügen. Es wird die Lage Englands 
verändern und den Charakter der ganzen civiliſirten Welt. Kriege zwifchen Tarifen und nationa⸗ 
len Manufacturintereffen, Ciferſuchtsausbrüche mit ver Elle in ver einen mit dem Schwert in der 
andern Hand haben vorgejpufi, und in England rühren fi die Gontroverfen leidenſchaftlicher 
denn je über die Frage, wie ed zu erreichen, baß menſchliche Weſen moralifch, geiftig und phyfſiſch 
glücklich gemacht werben koͤnnen, trotzdem daß fie in Fabrikſtädten verurtHeilt find, ihr Leben in 
den „Bienenkoͤrben der Factoreien“ auszudauern. Dieſes Glück hat feinen andern Anker als 
bie zufällige Perfönlichkeit ded Arbeitgebers”, er Fann ein Menfcenfreund, ex kann ein 
Wucherer fein und nur im Namen verjhieben von einem Nero. Das „Glück“ Liegt nicht In dem 
fhmalen Kompaß gerechten Lohns und gerechter Arbeit — noch gewinnt die Sicherheit des 
modernen Manufacturfyitems durch gelegentliche Menſchenfreunde. Es kann dem Kürbis des 
Propheten Jonas gleichen, ver in einer Nacht auß der Erde wuchs und In einer Nacht verwelfte. 
Diefe Bragen datiren vom 19. Jahrhundert. Sie wurben erft mit dem Syſtem geboren, denn 
jeve neue Ara iſt eine „Üra des @uten ſowol wie des Übels“, und ein feines Meſſer aus Sheffield 
durchſchneidet das geſegnete Brot und durchſchneidet eine Pulsader. 

Unter den erwähnenswertheſten Namen in England, bie mit feinem Manufacturſyſtem ver⸗ 
wachſen find, ift der von Perl oder Peele, wie die urfprüngliche Korn gewefen. Der Großvater 
des Staatsmannes und Miniflers Sir Nobert P. führte in Lancaſhire den Beinamen Peterfllien- 
Peele von dem Umſtande, daß er bei feinen erſten Berfuchen des Calicotdrucks ein Peterfilienblatt 
ald Mufter benugte. Wie dem auch ſei, fein dritter Sohn wurde ber Gründer der Familie P. 
Gr, der Vater des Staatdmannes, tauchte zuerfl aus dem Dunkel der Unbedeutendheit empor, 
wurbe einer ber erften und größten Galicotfabrifanten Englands, Parlamentsmitglied und 
Baronet und farb 1830, hinterlaflend einen guten Namen und viel Land und Geld. Er ſah 
feinen lebenslangen Wunfch erfüllt, von einem Sohne, der ein. Staatsmann wäre, überlebt 

u werben. 

Robert P. wurde am 5. Febr. 1788 zu Ehamberhall unweit des Fabrikortes Burg ge⸗ 
boren, und zwar in einer ärmlichen Hütte, wohin fein Bater zeitweife verzogen, während fein 
unweit gelegenes großes Landhaus einer Reparatur unterworfen wurde. Er wurde zu der be: 
rühnten Schule von Harrow gefendet, wo er der Spielgenofle Lord Byron's war.!) Dann 
nach der Univerfität Oxford überfiedelnd, gewann er die böchften Grade in claſſiſchen Studien 
und in der Mathematrif. 

Im Jahre 1809 Hatte ex das Alter der Münbigfeit erreicht, und Sir Robert P. „ver Alte“ 
that fein Außerſtes, feinen Sohn in das Parlament zu bringen. Es gelang. Der Wahlfleden 
Caſhel wählte ihn. Einfluß und Reichthum bemeifterten Wahlen damals noch leichter als Heute. 


1) Byron fagt von ihm aus jener Zeit: „P., der Staatsmann, was er war, ift und fein wird, und 
id, wir waren immer friebliche Freunde. Lehrer und Schüler prophezeiten viel von ihm, und er hat 
ung nicht getäufcht. Als ein gelehrter Schüler war er mir überlegen, als Declamator und Gefticulator 
fam ich ihm wenigftens gleich; als ein Schuljunge, außerhalb ver Schule, kam ich immer in Unan⸗ 
nehmlichfeiten, er niemals, und in der Schule wußte er feine Lectionen immer, ich felten; aber wenn 
ich fie wußte, wußte ich fle jo gut wie er. In allgemeinen Unterrichtsgegenftänden, namentlich in der 
Geſchichte, glaube ich mit vielen andern ihm überlegen geweſen zu fein.’ Im Knaben wandelt ber 
fünftige Mann, " 
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Es gab damals große Leute im Unterhauſe. Zwar Burke, Pitt und Fox lagen unter dem Grab⸗ 
ſtein, aber einzelne ihrer Zeitgenoſſen hatten ſie überlebt, ſo die Vergangenheit mit der Gegen⸗ 
wart verkettend. Sheridan, Wilberforce, den Freund der Menſchen und Erlöfer der Negerſklaven, 
hatten deren parlamentariſche Feldzüge getheilt und lebten noch, und Canning ſtand in der Blüte 
des Mannesalters und in der Sommerreife feiner geiſtigen Kraft, ſowie Huskifſon, der zu einem 
philojophiihen Staatsmann jich veredelt hatte. Da waren nody andere Notabeln, wie Grattan, 
der Advorat der Karholifenemancipation, die fpäter Beel zu ſigniren beflimmt war, ver finftere 
ernfte Romilly, Burdett, ver Halbgott des Pöbels, Staatdmänner wie Lord Henrn VPetty (der 
ein hoher Achtziger 1863 ald Marquis von Lanédowne geftorben), Erofer, der Schriftfteller, 
James Abererombn, fpärer Whigiprecher des Haufes, vor allem aber. ver geiftuolle, nie um 
Mittel verlegene Gaftlereagh , der damals noch nicht von feinem Selbfimord träumte. Kor 
Brougbamı betrat zur felben Zeit die politiihe Bühne und ebenfo Palmerſton. Unter dieſe trat 
der junge Majorenne, der Student der Politik „Robert Beel”. 

Der politifche Horizont war ummödlft. Die Erpepition nach Walcheren und ihr Mikgeſchick 
hatte dad Minifterium des Herzogs von Portland zum Gegenſtand vielen Odiums gemacht. 
Ganning war Minifter des Auswärtigen und Gafllereagh Kriegs- und Colonialminiſter. 
Zwiſchen beiden erbob fi ein Zwiſt. Kanning wünfdte die Entfernung Caſtlereagh's und 
hatte diefe dem Chef des Gabinets, Herzog von Portland, eröffnet, worauf Caſtlereagh ihn der 
Derrärherei befchuldigte und heraudiorverte. Dad Duellerfolgte und Ganning wurde verwundet. 
Darauf reſignirte der Herzog von Portland, und feine beiven Minifter (in England secretaries 
genannt) thaten daflelbe. Kin neues Babinet wurde conflruirt, mit Spencer Perceval ale 
Lordſchatzmeiſter ander Spige, der Marquis von Wellesley und der Barl Liverpool erfegten die 
Duellanten. Balmerfton wurde Kriegsminifter. (S. Palmerfton.) 

Die Erbitterung des Landes über die Walheren: Affaire erwartete mit Ungeduld den Zu: 
fammentritt des Barlaments, fo that die Oppofition im befondern. PBerceval Iud deshalb in 
befondern Eircularen alle „Freunde der Regierung” ein, fig-pünftlih und zahlreich einzufinden 
am 23. Jan. 1810. Bei diejer Gelegenheit machte Robert B. feine erfte Berbeugung vor dem 
Publikum und hielt feinen „maiden speech‘ für die Negierung, dem Unglück von Walcheren 
das fonftige Gedeihen des Landes entgegenhaltend. „England“, fagte er, „verlangt weber Frieden 
noch Krieg, aber e8 will feine Unmwürdigfeit leiden und feine unpaffenden Eoncefitonen malen. 
Mit der ganzen Mafchinerie von Gewalt und Perfidie gegen fich, hat unfer Land Bonaparte be: 
wielen, Daß ed unverwundbar gerade an jenen Bunfte, auf den er feine Angriffe richtet. Der 
Export britiiher Fabrikate überfleigt den früherer Berioden um mehrere Diilionen. Was innere 
Zuſtände anlangt, fo ift Frankreich der Blüte feiner Ingend beraubt worden, während England 
an Bluͤte gewachſen, und die einzige Änverung nur das Subſtitut der Mafchine für Händearbeit 
geworben iſt.“ Die Miniſter triumpbirten mit einer großen Majorität. P. ſprach öfters für ihre 
Surerefien. Die, Broteund die Fiſche konnten an ihm nicht lange vorbeipaffiren, wie die Phraſe 
in England lautet, und er wurde zum Linterfecretär für die Golonien gemadht. 

Während Canning die Rhetorik ale eine hohe Kunft behandelte, war die P.'s mehr eine 
überlegte und mohlausgearbeitete „Manier, weniger ein Original. Er hatte auch ſchwerer zu 
fänpfen, um anerkannt zu werben, denn faft alle die Großen Hatten fi ſchon vorher ein 
Nenommee ald Redner im Gerichtähof gegründet, B. nicht. Er betrat das Haus einfach als ein 
„moblerzogener Gentleman‘ und fam fomit unter die feinften Vergrößerungsgläfer der eiter: 
ſüchtigſten Kritik. Man behandelte ihn lange als „ſublime Mittelmäßigkeit“, die niemals über 
das Nineau offlciellee Routine fich erheben Eönnte, 

Der Lordihagmeifter Spencer Berceval wurde 1812 im Unterhauſe erſchoſſen. Ein mini: 
fterielled Interregnum folgte, und zulegt bildete ver Earl Liverpool ein neues Gabinet, in dem 
P. als Chief-secretary for Ireland (Dlinifter für Irland) feinen Platz nahm, den er bi6 1818 
ausfüllte. Inn Jahre 1819 warer ohne Amt und nur „unabhängiges Parlamentömtrglieb”, und det 
leitende Agent in ven legislativen Maßnahmen für die permanente Wiederaufnahme von Baat- 
zahlungen feltend der Bank von England. Eo bedarf eines kurzen Rückblicks, um diefen Moment 
voll würdigen zu Eönnen. 

Unter Pitt war Krieg zwiſchen England und Frankreich. Pitt forderte Gelb über Gelb. 
Die Bank von England wurde alarnirt. Bonaparte fiegte in Stallen; Nelfon hütete das Meer. 
Irland grolite in Rebellionen. Der Handel wurbe beunruhigt, der Credit erſchüttert, Gold 
frömte aus der Banf, „Mehr Geld!“ rief der Premierminifter, und die Bank mies auf halb 
geleexte Koffer. Da erſchien ein Minifterialbefhluß, „ver Bank die Einloͤſung ihrer Noten In 
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baarem Gelde auf fo lange verbietend, als pad Parlament dies für gut finden würde“. Obgleich 
Kor im Parlament 1797 dagegen wetterte, „daß man ſich damit der Gelder von PBrivatleuten, 
melde diefelben dem Scha bes öffentlihen Gläubiger anvertraut, bemächtige“, fanctionirte das 
Parlament die Ordre. Obiges Beilpiel wurde von den Fleinen Banfen nachgeahmt, indem fie 
ihre eigenen Noten mit den ald „legaled Zahlmittel‘‘ erflärten ‚uneinlööbaren‘ Noten ber 
Bank non England einlöften. Sogar Privarleute gaben Noten aus mit ihrer Nanıenäctffre, 
bis zu einer Kleinheit von wenigen Schillingen herab, nad dem Princip jenes Schaufpielers, 
ber bemerfte, daß der Papierſchneeſturm, unter welchen erfhöpft niederzufinfen feine Rolle gebot, 
nicht zur rechten Zeit auf die Bühne hernieverfam, und deshalb vem Mafchiniften zurief: „Kannſt 
du nit weiß ſchneien, fo Ichneie braun.’ Indeſſen das Publikum hielt unter fi dennoch ven 
Credit aufrecht, und Handel und Wanpel florirte in fo überraſchendem Grade, daß manche ver⸗ 
ſicherten, das Kriegäpapiergeld habe alle mohlhabenn gemacht. Nur zuweilen und altmählid 
fühlte man heran, „daß etwas faul im Staate“. Man begriff die Bedenklichkeit des Umſtandes, 
daß man für eine goldene Guinea, die fonft 21 Schillinge gegolten, felbft im abgenugten und 
verbünnten Zuflande jegt 28 Schillinge erhalten konnte. Schlichte Gemüther trauten den gol: 
denen Guineas mehr ald den Noten, und das Syſtem des Anhänfens des Goldes in Truhe und 
Built wurde. Mode. Die Banknoten flogen über das Land, und die Banf von England fabrizirte 
mit unermüdeten Eifer. Mroſchüren erihienen, die vor Exceß warnten; viele Stimmen ver: 
langten eine parlamentarische Mevifton der Nutenausgabe. Die Unruhe hatte Zeit zu wachen, 
denn erft 1810 conftituirte fich die berühmte „Bullion:&ommittee‘ im Parlament unter Vorfig 
des populären Rechtagelehrten und Bubliciften Francis Horner. Graminationen folgten auf 
GEraminatiouen. Die Banfvirectoren behaupteten, daß fie nur Noten audgäben bei der Dis: 
eontirung von, Wehfeln von ungmweifelhafter Solivität, und daß ein Ruin wie der in Frankreich 
durch die Afiignaten veruriachte nicht in England zu befürdten wäre. Der Sturm im Publikum 
war unbeſchreiblich Die Committee redigirte 16 Reſolutionen zur Beihränfung ber Notenaud⸗ 
gabe, von denen die legtedie Wiederaufnahme der Baareinlöfung auf zwei Jahre fpäter verlangte, 
Der Lordſchatzmeiſter antwortete mit 17 Gegenreſolutionen und verlangte, daß „das Haus ſich 
zu dem «Blsubenn. verpflichten jolle, vie Banknoten feien noch, wie vordem, Aquivalente für die 
geiepliche Minze im Iuland, für defien Zmede fie allein beſtimmt gemefen“, das bie: 
„Verpflichtet euch zu dem Glauben, daß das Wafler bergaufwärts ebenfo rafch fließt wie thal: 
abwärts,“ Ganning rief: „Berpflichtet euch zu dem Glauben!“ und Hunderte machten aus. 
der Roth.eine Tugend und folgten dem Ruf, ſo auch die beiden Peel, Vater und Sohn. Dan 
erfand dad Sprichwort: „Pitt und Papiergeld haben England davor geſchützt, eine franzoͤſtſche 
Golonie. zu. werden.” (PB. der Sohn blieb übrigens feinen Vertrauensvotum nur treu 
bis 1849.) | 

Ein Weir verbot, Daß .irgenbeine Note der Bank von England unter ihrem bezeiäneten 
Werth in Zahlungsflatt gegeben oder angenommen werde. Die Bank von England fühlte fü 
wohl dabei, fo wohl, daß 1814 nad) dem Friedensſchluß jie fich für „‚unvorbereiter” auf Baar: 
zahlungen erklärte. Die Negierung brauchte noch ihre Hülfe und gab eine neue Friſt 618 1816. 
Im Jahre 1817 fingen die Baareinlöfungen endlich wieder an, aber die Noteninbaber liefen 
Sturm in foldem Maße, daß der Bank eine.neue Frift gewährt wurde. So fam 1819 heran, 
und B. agitirte im Parlament, den Friſten endlich ein Ende zu machen. „Sch habe 1811 mid 
zu dem Glauben verpflichtet”, fagte er; „jetzt als Borligenver ver Committee babe Ich die Sache 
näber unterfucht und. bin entfchlofjen, aus meinem Gedächtniß das Votum zu verbannen, das 
ich vor Jahren gegeben.‘ Die Unterfuhungen der Gommittee führten zur „PeelsBill“, wie 
man den Antrag nannte, „daß eine ſtufenweiſe Wiederaufnahme von Baarzahlungen feitens der 
Bank von Gngland. vor fi gehen Tolle”. 

Die Veels:Bill wurde 1819 vom Parlament angenommen, und die Bank von England 
hatte. ihre Vorbereitung auf Erfüllung der neuen Anordnung zu treffen. Zwei Jahre fpäter, 
am 1. Mai 1821, begann biefelbe wieder ihre Baarzahlungen. Ein großes Fallen der Preije 
erfolgte nothwendigerweiſe, die bis 1814 für manche Lebensbedürfniſſe um 50— 100 Brorent 
avancirt gemejen. Nach 1821 wurden alle Banknoten unter 5 Pfo. St. außer Girculation ge- 
fegt. Ungufriedene gab ed genug im Lande deſſenungeachtet, die unter dem Ballen der hinauf⸗ 
geihraubten Preiſe litten, und fogar noch 14 Jahre nach ver Annahme ver Peels Bill, 1834, 
brachte dad Parlamentsmitglied Gobbet ein langed Sünpenregifter gegen die Perld: Bill vor 
das Unterhaus, dem der Antrag beigefügt war, eine Adreſſe an die Krone zu richten, damit Gir 
Robert P. als der Urheber der Wiederaufnahme der Banrzahlungen aus dem Miniflerrathe 
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entfernt werde. P. widerlegte in geifteollfter Weife pie Prophezeiungen über einen National- 
bankrott, mit weldhen Gobbet das Haus einzufhüchtern gefuht. Das Unterhaus abeptirte 
P.'s Rathſchläge und beſchloß fogar, was faſt unerhört in der parlamentarifhen Geſchichte, 
bie Bill Cobbet's gänzlih aus den Ardiven des Parlaments zu „löſchen“, als Hätte fie 
nie exiflirt. 

Mit einem andern Greigniß ift der Nanıe Sir Robert P.'s unlösbar verfnüpft, mit der 
Katholifenemancipation, deren Beflegeler er jeboch ziemlich „wider Willen” geworden. Schon 
hatten lange vor 1830 Staatsmänner wie Burke, die Irländer Brattan und Burran, Pitt, For, 
Ersfine, Windham, Plunfet und der noch heute lebende Brougham alle Beredſamkeit, Pathos, 
Beuer, Logik und Iinwillen aufgewendet, um jenen &leden, „vie politifchen und bürgerlichen 
Beihränfungen der Katholiken‘, aus dem britifhen Statutenbuch zu löfhen. Ganning, der 
brillante und anmuthige Redner Ganning, ging fozufagen unter in vem Kampfe. Dennod war 
der Gedanke der Ratholilenemancipation in England unpopulär geblieben zu einer Zeit, wo 
der größere Theil Europas ſchon längſt die erleuchtete Maßtegel der Gleichberechtigung für alle 
Glaubensbekenntniſſe acceptirt hatte. Das Eros der hoͤhern Geſellſchaftsklaſſen in England 
war Dagegen, ebenfo dad Gros der Mittelklaſſen und die arbeitenden Klaflen. Es waren nicht 
nur die Mitglieber ver „established church‘ (der Anglikaniſchen Kirche), fondern aud die 
überwiegende Mehrzahl der zahlreihen Diffenters und proteflantifchen Sekten unfähig, ven 
grauen Staub des Mittelalters in diefer Frage abzufgütteln. Und wenn auch die Katholiken- 
emancipation längft eine Thatſache in England, jo währt das grimme Vorurtheil noch im 
unfern Tagen fort und würde, wenn gereizt, noch heute die Krawalle von 1780 unter dem Ruf 
„No Popery” erneuern. Die engliſche Reformation hat dem Volk gelehrt, daß das Papſtthum 
der „Mann der. Sünde” fei, von dem dad Neue Teſtament fpreche, und der Bapft der immer 
lebendige Typus des „Sohnes der Verdammniß“, ver, die Majeflät des Himmels beleidigen, 
fich felbft zu einem Gott machen wollte. Bon der Reformation bis zur Nevolution von 1688 
erfolgte ein unaufhoͤrllcher, durch proteflantifche und katholiſche Scheiterhaufen abwechſelnd be⸗ 
leuchteter Kampf zwifchen Katholiciomus und Proteftantisnus; das eine Princip ſtrebte feine 
politifhe Macht wieder zu erreichen, das andere ven Begner niederzubalten. Im Bertrag von 
Limerict, als die Überrefte ber Truppen des legten vertriebenen Stuart, Königs James IL., in 
Irland vor dem proteflantifchen Heere Englands die Waffen ſtreckten, war die Bedingung ent- 
halten, daß die Katholiken diefelben religiöfen Privilegien haben follten, die fle unter dem in⸗ 
different geilunten Karl II. ihr eigen nannten. Diefen Vertrag brach England, in Furcht gefegt 
durch die Ginflüfterungen proteftantifcher Irländer, deren Fanatismus bis in unfer Jahrhundert 
gereicht Hat. (S. Drangelogen.) Es erließ den „Penal Code“ gegen alles was Bapftthum hieß. 
Diefed Gefeg theilte Die Bevölkerung in zwei Lager, Triumphirende und Unterdrüdte, ſeufzend 
unter dem vae victis religlöfer Verfolgungsſucht. Die erftern hatten, wie Burke fagt, „alles 
Wahlrecht, alles Cigenthum, alle Erziehungsmittel, bie andern hatten nur Waffer und Torf 
für ich’. Alle Priefter Hatten Irland zu verlaffen, alle katholiſchen Schulmeifter wurben ver: 
bannt. Kein Proteftant durfte eine Katholikin heirathen. Das Befeg erkannte einen Katholiken 
als gar nit exiflirend an. Maflenhafte Auswanderung aus Irland war die Folge, und bis 
1745 fielen nidgt weniger als 450000 Irländer in Kriegen Frankreich gegen England. Erft 
nach dieſer Periode traten Milderungen ded Codex ein. Katholifche Beiftliche wurden bedingungs⸗ 
weife zugelaffen, auch ven Katholifen die Erwerbung von Eigenthum wieder geftattet, aber an 
ihrem Grundbeſitz hing Fein „Votum“, und Zwiſchenheirathen wurden noch mit @eloftrafen be= 
laftet. Auch waren ven Katholiken noch alle Erziehungsmittel verwehrt. 

Ausgang des vorigen Jahrhunderts, ald Irlands Hauptftabt noch ein irländiſches Bar: 
Iament beherbergte und feine Geſellſchaft an Geiſt und Bildung die Londons tief In Schatten 
ftellte, wie ſelbſt von engliſchen Geſchichtſchreibern ehrlich eingeräumt wird, nahm das irifche 
Parlament fih der Katholiken und ihrer Menſchen- und Staatsbürgerrechte an. Es wurbe fo 
viel erreicht, daß die Katholifen Irlands zum Parlament wählen durften — aber der Gewählte 
mußte ein Proteflant fein. Ebenfo fliftete ein iriſcher Barlamentsbefhluß das berühmte 
Maynooth⸗Gollege zur Erziehung Eatholifcher Beiftlicher, eine Conceſſion, die bis heute noch 
ſelbſt im vereinigten Parlament zu London mit Erbitterung angegriffen wird. (No im Jahre 
1863 erfolgte ein Antrag auf Entziehung der Staatsjubvention für dieſe einzige Eatholifche 
Hochſchule im Vereinigten Königreich, während das ganze Fatholifche Irland der proteſtantiſchen 
Kirche Irlands bis heute Steuern zahlen muß!) Die religidfe Erbitterung der Parteien Irlands 
ſchrieb die blutige Befchichte der irifchen Rebellion von 1798, Zwei Jahre fpäter erfolgte die 
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yarlamentarifcge Union Irlands und Britanniend; auf welchem Wege, ift in der Biographie 
D’Eonneli’3 geſchildert. (S. O' Connell.)*) Unter den Verheißungen Englands war aud die 
„mündliche“ der völligen Katholifenemancipation. Pitt nahm das. Odium des Bruchs diefer 
Verheißung auf fih und ſchied nur anf einige Tage aus dent Gabinet aus, „als genügende 
Selbſtbuße“! 

In England hatten die Schrecken der erſten Franzoͤſiſchen Revolution zu dem ſonderbaren 
Vorurtheil geführt, daß mit der Doctrin ver Menſchenrechte der Katholicismus zu thun gehabt hätte. 
Es genügte, daß die Revolutkon in einem katholiſchen Lande vor ſich gegangen. Man hatte den 
Katholicismus früher mit der Oppoſition gegen bürgerliche Freiheit iventificirt, man fürchtete 
ihn jegt als „beginnend im Dunkel des Aberglaubensd und endend im Feuerbrand ber Ungläu: 
bigkeit und des Atheismus.” j 

Als P. feine Öffentlide Laufbahn begann, lebte noch der alte Parteiruf „No Popery‘. 
Die Opponenten flüßten ſich auf politifche oder religidfe Gegengründe. Lord Redesdale fagte 
1811: „Unſere Eonftitution iſt proteftantifh. Sie koͤnnte nie einen Fatholifhen Souverän ver- 
tragen und noch weniger einen Fatholifchen Miniſter.“ Andere erklärten e8 für eine heilige und 
bibelgetreue Pflicht, die Päpftlichen zu entmuthigen. PB. nahm in der Emanripationdfrage feine 
Stellung auf dem Argument politifher Nützlichkeit gegen diefelbe im Jahre 1812, ohne indeſſen 
ich für ven Begenfland fehr zu erwärmen. Ex ſah im Parlamentseide noch ein unüberfteigliches 
Hinderniß für die Zufaffung katholiſcher Mitgliever und flimmte mit der Minorität von 106 
gegen eine Majorität von 235, ald Canning's Bill, „die Emancipationsfrage in nächſter Sefflon 
in Erwägung zu ziehen’, im Unterhaufe durchging. In demfelben Jahre ging P. nad) Irland 
als Chief-Secretary unter dem Herzog von Richmond als, Vicekonig (Lorb-Lieutenant). Es 
war eine unrubige Periode und P. hatte eine undankbare Stellung. DieRepealbemegung ſpukte 
bereitd vor. Die Katholifen hatten Muth gefhöpft und fi organifirt; ihnen gegenüber orga⸗ 
nifirte fi$ der fanatifche Proteflantenbund der DOrangiften. Das britifche Parlanıent ordnete 
1813 eine Unterfudung über die Exiftenz der legtern Societät an. Aber obgleich fein Bor: 
gefehter, der Herzog von Richmond, ſich bemühte, unparteiifch zu Handeln, neigte P., fein Chief- 
Secretary, zur Seite des Orangebundes und wurde defien Vertheidiger, weshalb ihm bie 
Itländer den Spottnamen Orange: Peel (Drangenfchale) vindicirten. Er widmete fi ber 
energifchen Handhabung der Polizei und wurde fozufagen der „Erfinder der Gonſtables, 
welche bis Heute noch von der niedern Volköklaffe mit dem Verachtung ausſprechenden Namen 
„die bintigen Peelers“ bezeichnet werden. Seine hierauf bezügliche Bill wurde im Unterhaufe 
acceptirt, an deffen Sigungen er von Zeit zu Zeit theilnahm. Daſſelbe gefhah mit feiner Bill 
„gegen ungefeßliche Verſchwörungen““. Eine andere Bill P.'s, das von den Katholiken Irlands 
eingefegte Tatholic-Board für ungefeglich zu erklären, brachte ihn in perſoͤnliche Colliſion mit 
Daniel D’Eonnell, die zu einer Herausforderung führte, aber gütlich beigelegt wurde. Die beider: 
jeitige Animofltät wurde aber eine lebenslange. O'Connell's Agitation für Gkeiberehtigung 
der Blaubensbrfenntniffe und politifche Freiheit Heilte viele englifche Diſſenters fogar von ihren 
Borurtbeilen und gewann der Katholifenemancipation Freunde in England. 

Im Jahre 1817 wurde P. von der Univerfität Oxford ind Parlament gewählt, und 1818 
reſignirte ex auf feinen Poften als Irish-Secretary. Seine Gegnerſchaft gegen die Katholifen- 
emancipation harte ihm die Wahl in Oxford verfchafft, von deſſen Univerſität bis Heute nicht nur 
Katholiken, fondern auch alle nicht zur Anglikanifchen Kirche gehörigen Diffenters ausgeſchloſ⸗ 
fen find. Bon Jahr zu Jahr fpannen ſich im Unterhaufe vie katholiſchen Debatten fort. Es war 
1821, ald Lord Plunfet auf die berühmten Männer anfpielte, die von Zeit zu Zeit fo warme 
Fürſprecher der Katholifenemancipation geweien: „Wenn wir an den theuern Bildern biefer 
gefeierten Tobten vorüberwandeln wie in einer Öffentlichen und feierlichen Proceffion, jollen wir 
nicht da alle Barteigefühle aufgeben, alle zurnenden Leinenfhaften und unwürdigen Vorurtheile?“ 
Er appellixte an P.'s Talent, an feine hohen Principien ald Staatsmann und Gentleman, der 
Sache feine Stimme zu leihen. P. erwiderte mit Herzlichkeit in folgendem Sinne: „Er wünjde 
zwar, baß feine Meinung gegen vie Emaneipation die Oberhand behulte, werbe fih aber von 
Herzen freuen, werin feine Argumente und Prophezeiungen fpäter fi als grundlos erweiſen 


ſollten.“ Die übermäßige Furcht proteſtantiſcher Mitglieder, daß Unheil daraus folgen müſſe, 


2) Noch im Jahre 1775 Hatte das britifche Parlament „für immer auf das Recht verzichtet, Irland 


durch feine Gefege zu binden‘! 


* Staate-kerifon, XI. 26 . 
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wenn je Männer wie O'Connell einen Sitz im Parlament erhielten, theilte er dennoch nicht und 
lächelte diefen Einwand als nebenſächlich hinweg mit deu Worten: „Ich Gabe noch nie einen 
Deniagogen gefannt, ber, fobald er einen Sig in biefem Haufe erhalten, nicht zu paſſenden 
Dimenſionen zuſammengeſchrumpft wäre, ehe ſechs Monate vergangen, Laßt den Demagogen 
kommen und fein Schlimnftes thun !” 

Ich übergehe einige Jahre, auch 1825, in welchem der Herzog von Dorf, präfumtiver 
Thronerbe, im Haufe der Lords feinen Entſchluß erklärte, ven katholiſchen Anſprüchen unter 
allen Umftänden Widerſtand zu leiten — und komme zum Jahre 1827. Canning löfle ven 
Garl Liverpool ald Bremierminifter ab, Dies veranlaßte ſechs Gabinetämitglieber, Darunter den 
Herzog von Wellington und Robert P. zum Austritt. P. erklärte ausdrücklich, dies geichebe 
feinerfeit8 wegen der Stellung Canning's zu Gunften der Karholifen. „Meine DOppoſition 
gründet fib auf Principien feit 18 Jahren. Ich halte dafür, daß die Bortbauer der Schranken, 
welche Katbolifen von der Erreichung politiſcher Macht ausfhließen, für Die Aufrechthaltung der 
Conſtitution und die Intereffen der beſtehenden Kirche nothwendig find.” Canning's Minifterium 
lebte nicht lange, ebenſo das nächſte des Lords Goderich. Dann fam dad Wellington- Berl:Gabinet 
an dad Ruder (1828). Die Hoffnungen ver Katholiken, welche mit dem Namen Canning eine 
tofige Zufunft verbunden hatten, fanfen jet zur tiefften Ebbe. P. acceptirte ven Minifterpoften 
mit der Erflärung, e8 werde unmöglich bleiben, ein dauerndes Regierungsfuftens feftzuftellen, 
wenn nicht entweder die Eatholifche Frage ganz aus deſſen Principien ausgeſchloſſen oder durch⸗ 
geführt werde als eine conditio sine quanon. Lord Ruffell, zur Zeit Führer der Whigs des 
Unterhaufes, brachte B. eine Niederlage bei, indem er trog deſſen Oppofition den Widerruf ber 
Teſt-Acte durchſetzte, die bisher Die Rechteder Diffenters befchränkt hatte. Das war ver Vorläufer 
der Katholifenemancipation. O'Connell wurde in Irland zum Parlamentsmitglien gewählt, 
und die Eidesfrage — er war ber erfte Katholik im Unterhaufe — kam aufs Tapet. Neur 
Spannung im ganzen Lande. P. begann zu ſchwanken, ebenjo Wellington, der die Proteſtanten 
durch einen Privatbrief in Alarm verfehte, den er an feinen alten Ragergenoflen von fpanifchen 
Feldzug her, Dr. Curtis, fatholifhen Primaten für Irland, gerichtet und darin bie brennende Frage 
mit ven Worten berührte: „Wenn wir bie Frage nur füreine Eurze Zeit in Bergeffenheit begraben, 
und die Zmifchenzeit zu forgfältigen Erwägungen anwenden £önnten, jo wollte ich nicht an einem 
befriedigenden Mefultat verzweifeln.” Curtis publicirte den Brief, und der Lord: Lieutenant von 
Irland, Marquis von Anglefea, ein alter Waterloo: Held, gratulirte Wellington fofort in einem 
öffentlichen Schreiben wegen dieſer Wendung in feiner Gefinnung. Wellington ſah fi in den 
Augen der Proteflanten compromittirt und rief Anglefea von feinem Poften ab. Um diefelbe 
Zeit bereifte B. den Norden Englands, wurde ald Champion des Proteſtantismus fetirt und 
technete fich zu jenen, in deren Gemüth Eein Wechfel eingetreten ſei! Dies war wenige Monate 
vor der großen Wendung. 

Ob ftille Erwägungen ein Wunder gewirft oder den Staatdmann eine Infpiration er: 
leuchtete, iſt unerflärt geblieben. Im folgenden Januar (1829) gingen Gerüchte um, daß die 
Katholikenfrage zur Erledigung kommen folle. Die königliche Gröffnungärede vor dem Bar- 
lament im Februar beftätigte dies, und einen Tag vor der erften Sitzung erflärte P. dem Kanzler 
der Univerſität Oxford, daß er auf feinen Sig im Parlament für dieſelbe verzichte, „da er durch 
das Gefühl einer überwältigenvden Pflicht fich veranlaßt fehe, einen Schritt in der katholiſchen 
Frage zu thun, auf welhem ihm die Sympathien feiner Wähler nicht folgen würben.” Die 
erzürnten Univerſitätswähler ließen ihn auch bei der Neuwahl fofort purchfallen, aber ver Wahl: 
fleden von Weſtbury in Wiltjhire erfor ihn als Vertreter, 

Endlich am 5. März brachte Veel vor überfülltem Unterbaufe feine berühmte Bill über die 
Katholikenemancipation ein. Er fpracd länger als vier Stunden. Die Hauptftelle lautete: 
„Ich babe feit Jahren verfucht, die Romiſch⸗Katholiſchen vom Parlament und von hohen Staats⸗ 
ämtern auszuſchließen. Ich glaube nicht, daß es ein unnatürlicher oder unvernünftiger Kanıpf 
gewefen. Ich gebe diefen Kampf auf infolge ber Überzeugung, daß er nit länger unter Bor: 
theilen fortgefegt werben kann, aus Mangel an Diaterial und Inftrumenten, die für die Dauer 
einem ſolchen gewachfen wären, Ih gebe deshalb nach und weiche einer moraliſchen Nothwen⸗ 
digkeit, die ich nicht zu controliren im Stande bin, ungewillt, den Widerſtand bis zu einem 
Punkte zu treiben, wo die Inftitutionen, die ich vertheibigen wollte, gefährdet werben koͤnnten. 
Ich fehe auf den Ausgang mit Fafjung und Vertrauen. Wir werden damit die große moralifche 
Alltanz ver Römifh-Katholtfchen gefprengt haben, die Ihnen fo viel Stärke gab, und werben 
auf unferer Seite die berühmten Autoritäten haben, welche ſich bisher zu ihnen allein gejellten. 
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Der verfammelnde Ruf aBürgerliche Freiheit ) wird ſo ganz unfer eigen werden. Das Ber: 
dienſt gehört nicht mir, e8 gehört Kor, Grattan, Plunket, ver Oppofition und meinem großen 
Freunde Eanning, der nit mehr ift. Durch ihre Bemühungen und trog meines Wiverftandes 
hat die Sache geſiegt!“ 

Hat je ein Staatsmann ehrlicher, großherziger, unfeldflfüchtiger gefproden, vor ihm — 
oder nad) ihm? So ſchloß die lange Periode des privtlegirten Religionshaſſes, diefer unfeligen 
drei Jahrhunderte ded Innern Unfriedens. Erſt am Tage vorher hatte fih König Georg IV. 
nad langen Wiverſtreben entichloffen — erft nachdem ihn alle feine Minifter verlaffen und 
refignirten — der Bill feine Sanction zu geben. 

Schlagen wir ein anderes Kapitel auf. P. loͤſchte „Blut“ von dem Schilde Englands durch 
Berbeflerungen in der Criminalgerichtspflege, die eine barbarifche war, Noch bis zum Ende ver 
zweiten Dekade diefed Jahrhundertö waren 300 Verbrechen und Vergehen verfchiedenfter Art 
mit Todeöftrafe bedroht. Balgen und Pranger ftanden ſelten mehr als vierzehn Tage leer. 
Allein in London wurden gegen dreißig in jenem Jahre gehängt.®) Im Jahre 1823 brachte P. 
vier Bills ein zur Milderung der drakoniſchen Härte der Strafgefeße, und alle vier wurden Geſetz. 
Ja 1825 fette er @efege zur Reform der Geſchworenengerichte burch und 1830 rin Geſetz behufé 
Beſchränkungen in ber Anwendung der Todesſtrafe für Fälſchungen. Um viefelbe Zeit hatte er 
die Polizei von London, ber großen Metropole, organifirt, vie bisher nur aus Halbinvaliden 
und Nachtwächtern beſtanden hatte. 

Es bedarf eines weitern Rahmens als den, ver eine Biographie Sir Robert P.'s umſchließt, 
um ein Bild der Kämpfe zu geben, welche ſich um parlamentariſche Reform in England ſchon 
ſeit dem Anfange des vorigen Jahrhunderts entſponnen hatten. Sie wurde eine Thatſache in 
dieſem Jahrhundert, wenn auch nicht in dem Heute erſehnten Maße. Darüber verweiſe ich den 
Lefer auf die Biographie Lord John Ruſſell's, welcher ver Champion diefer Reform gemwefen. 
Ich beſchränke mich Hier auf einige Intereflante Gitate von Urtheilen aus vem Munde von geit- 
genoffen P.'s über diefe Frage, die in ben breißiger Sahren alle Gemüther in Großbritannien 
in Gärung fegte und mehr als jede andere eine unberehenbare Popularität beſaß. Carl 
Ziperpool, ven die Unruhen im Lande, ver Schrei: „Gleichmäßige Repräfentation oder Ton!” in 
Angft verfegt, fagte: „Parlamentsreform bedroht und mit der Schreckensherrſchaft von 1794.” 
Das war 1817. Zehn Iahre ſpäter fprach der geniale Canning mährend feiner kurzen Premier: 
miniſterſchaft Die Worte: „Ich werbe der Parlamentsreform bis zum Ende meines Lebens op: 
poniren, wie th Hißher gethan.“ Brougham rief B. im Parlament zu: „Die Tage der Gewalt 
find vergangen. Der, welcher Heute dieſes Land noch mit königlihem Gutbünfen oder militä- 
rifcher Macht regieren mollte, würde von feiner Höhe geftürzt werben. Ich age euch, die Mi⸗ 
nifter an, nicht den König, eu, feine Schmeichler, feine niedrigen, fächelnden Parafiten.” P., 
damals Minifter, erhob fi mit Unwillen gegen diefe Anklage, unter anderm jagend: „Lord 
Brougham Hat das vollfommene Recht, Miniſter anzugreifen, aber nicht das, Maͤnner der 
Schmeichelſucht anzuflagen, die fo unabhängig wie er ſelbſt find.” Nach ven pariſer Julitagen 
bildete ſich eine Sacquerte im ganzen Suͤden Englands. Branpfliftungen und Kabrifenzerftörung 
folgten aufeinander in großer Zahl. Das ſchreckte die Xories von jedem Gedanken an erivet- 
terted Wahlrecht ab. Earl Grey fagte im Kaufe ver Lords: „Ich verneine das Recht jedes 
beliebigen Steuerzahler zur Patlamentswahl. Das Necht des Volks ift, eine gute Regierung 
zu haben, die feine Privilegien und fein Glück ſchützt. Wenn dies mit Urmahlen nicht erreichbar, 
fo ift die Wahlbeſchränkung das Recht des Volks.” Darauf erwiverte Wellington: „Die Re: 
gierung Sr. Majeftät tft fo wenig vorbereitet auf parlamentarifche Reform als der enle Lord 
ſelbſt. Solange ich mit ver Regierung zu thun habe, werde ich allen darauf zielenden Maß⸗ 
regeln Widerſtand leiſten.“ Dieſes Widerſtandes wegen flel das Gabinet Wellington- Perl am 
15. Nov. 1830. Zwei Jahre fpäter wurde Ruſſell's Reformbill Gefeg. P. Hatte His dahin Feine 
Erleuchtung gehabt, die ihn zu einer gleichen Wendung wie in ver Fatholifchen Frage bewogen 
haben Könnte. 

Als 1834 das erſte Reformparlament aufgelöft war, ftellte fi Sir Robert P. als Wahl: 
canbibat für Tammorth, dad ihn wählte und bis Heute eine Tafchenausgabe peelitifher Wahl⸗ 
orte geblieben tft. Er erffärte ſich bereit, im Sinne ver Reformbill zu regieren, „wenn ver Geiſt 


3) Ein Diebftahl, deſſen Object höher als 13 Pence (11 Sgr.), wurde lange mit dem Tode am 
Galgen beſtraft. 96° 
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der Neform nur eine ſorgfältige Beaufſichtigung der Inſtitutionen civilen und eccleſiaſtiſchen 
Charakters in, eintrachtsvoller Weiſe verlange und die Aufrechthaltung bewährter Rechte mit 
ber Abfchaffung wirklicher Mishräuche und Beſchwerden verbinde”. Ex erfuhr mehrere Nieder: 
lagen im Unterhaufe in Nebendingen, aber ſchied aus dem Cabinet, als Ruſſell feine Bill auf 
Verwendung der Surplus:Revenuen der iriſch-proteſtantiſchen Kirche für eccleſiaſtiſche Schul: 
zwede einbrachte und zwei andere Bills durchſetzte, darauf gerichtet, bei jener Verwendung ohne 
Unterſchied des religidfen Glaubenäbekenntniffes zu verfahren, Das Minifteriun P. machte 
einem Reformer:Minifterium Plag. Seitdem fuhren die Peeliten des Parlaments fort, ihre 
Gegner auf alle ervenkliche Weife in Berlegenheiten und Gonflicte zu führen. Im Jahre 1838 
war infolge mander Miögefhide in Handel und Wandel ein Deficit in der Staatskaſſe ein- 
getreten, und Unzufriedenheit verſchiedenſter Art hob mit Recht ober Unreht dem Reform: 
minifterium die meifte Schuld in die Schuhe. Im Jahre 1839 Hatte fih dad Parlament der 
weſtindiſchen Infel Samalca in Oppojition gegen die englifche Regierung hineingezankt, indem 
e8 der Negeremancipation nit feine unummundene Zuflimmung gaben wollte. Das englifche 
Gabinet brachte eine Bill im Parlament zu London ein, pie Berfaffung Jamaicas zu ſuspendiren, 
und blieb mit fünf Stimmen In der Minorität, worauf ed abdanfte. Wellington und P. follten 
ein neues Gabinet bilden, aber P. befand fich in Differenz mit ver Königin in Betreff ber Da⸗ 
men ihres Hofſtaats, deren Entlaffung er zu einer Bedingung machte, weil fie mit whigiſtiſchen 
Familien verwandt feien und das Ohr der Königin hätten. Diefe Bedingung wurde indefien 
nicht bewilligt, und fo ſchloſſen fih P. und Wellington um biefer Eleinligen Scrupel P.'s willen 
die Thür zum Amte auf weitere zwei Jahre (bis 1841). Das abgetretene Whigcabinet regierte 
von neuem und fuchte fi namentlich mit einer verbeflerten Boftorganifation und Herabſetzung 
des Briefportod populär zu machen; und in der That, niemand verfannte in dieſem Punkte die 
Verdienſte des Reformeabinets. Die Toried begannen 1840 im Parlament dennod eine 
heftige Fehde gegen die Whigs des Minifteriums. Sir John Yarde Buller brachte ein Mis⸗ 
trauendvotum gegen baflelbe in Vorſchlag, und das Gabinet fiegte nur mit 21 Stimmen über 
feine Gegner. Bei diefer Oelegenheit hatte P. die Sturmeolonnen geführt und beſchwerte ſich 
bitter über die Ausfchließung der Konfervativen vom Staatsruder. Er legte auch die ungefunden 
Berhältniffe des Handels, die Unficherheit des Credits mit beißendem Spott ven „Reformers“ 
zur Laft, ſowie den Geift ver Infuborbination, ber fi duch das Land feit der Neformberwegung 
manifeftire. Sir James Graham, unterflügt von P., cenſirte heftig den „Krieg in China”. P. 
fagte: „Beim Mangel jedes Vertrauens in Ihrer Majeſtät Gabinet beteich nur, daß die Macht, 
die von oben den Rath der Menſchen regiert, es zulaſſe, diefe unfelige Angelegenheit durch ge: 
rechte und nicht unehrenhafte Mapregeln zu ordnen.” Mit einer Kleinen Majorität von 10 
Stimmen rettete fi das Cabinet vor dem Sturze. Die Seffion 1841 war die legte des Reform: 
cabinet3. Im Parlament Barteiagitation und noch heißere Agitation im Lande für Abſchaffung 
der Korngeſetze und für Handelsreform! Zu beiden Dingen, aber in fehr beſchnittenem Umfange 
waren die Whigs im Gabinet nicht ungewillt fih zu entfchließen, und Lord John Ruſſell fepte 
die Schußzöllner des Parlaments in Erftaunen durch den Vorſchlag, den Einfuhrzoll auf frem⸗ 
des Korn auf 8 Schillinge herabzuſetzen. Umfonft! War früher der Herzog von Wellington 
zu fpät in feinem Widerflande gegen Reform gekommen, kam Ruſſell einerfeits zu fpät, anderer: 
feit3 zu früh mit Balliativeonceffionen. Sir Robert P., Schupzöllner damals noch von ent: 
ſchiedenſter Farbe, motivirte: „daß die Minifter nicht Hinlänglid das Vertrauen des Hauſes 
befäßen, um Mafregeln durch die Discuffion zu tragen, die fie für mejentli für das Öffentliche 
Wohl erachten, und daß ihr Verbleiben im Amt unter folden Umſtänden der Eonflitution zuwider⸗ 
laufe.’ Dieſes Mistrauensvotum wurde mit 312 gegen 311 Stimmen, aljo einer einzigen 
Stimme Majorität angenommen. Andere Niederlagen famen hinzu. Eine Parlamentsauflöfung 
erfolgte. Damit hatte die Regierung an dad Volk appellirt, und das Volk antwortete mit einer 
Wahl ihrer Begner in Cohorten. Die Confervativen fritten Schulter an Schulter mit einer 
Frartion der Whigs, und die Neformer und Radicalen, welche über die Zögerungen des alten 
Minifteriums die Geduld verloren, machten feine Oppofttion zu deſſen Gunften. Kuſſell wurde 
von der City von London gewählt, B. wiederum in Tammortb, wo er ed geſchickt umging, 
feine Anfichten zu fehr zu präcifiren. „Der Doctor”, fagte er, „iſt noch nicht hineingerufen, um 
dem Patienten zu verfhreiben, und kann demnach die Arznei nit im voraus beflimmen.“ 
Seine Gegner beſchuldigten ihn, damit auf die Königin felbft angefpielt zu haben, un deren 
perſoͤnliches Wohlwollen und perſoͤnlichen Wiverwillen gegen die andere, beide Parteien, bie 
Tories wie die Whigs, fih nur zu oft in einer faſt unconflitutionellen Weife befehdet Hatten. 
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Es iſt dies oft bedauert als voöllig „unengliſch“, einerfeits den Namen der Königin zu einem 
Signal von Einfluß und Autorität zu gebrauden, oder ihn zum Begenftand unehrerbietiger 
Rüge audzuerfehen. Bei der Eröffnung des neuen, recht eigentlich in Sturm geborenen Bar 
laments erſchien die Königin diesmal nit in Perfon. Die in Stellvertretung verlefene 
Thronrede wurde ein Free-Trade-Speech genannt, weil die Königin in derfelben verlangte, 
daß das Parlament ſich mit den Steuern und Zöllen beſchäftigen folle, wobei namentlich vie 
Entfeffelung des Handels und die Intereffen des Volks im Auge zu behalten wären. Diefer 
Schritt des Cabinets war Fühn, gegemüber einem ſchutzzöllneriſchen Parlament, das über die 
Agitation von Eobden, Bright und Wilfon, den Ehanıpions ber Anti: Cornlarm - League 
ohnehin in ũble Laune verfegt war; eine Agitation, die ihre Anhänger unter ven freilich ‚nicht 
wahlfähigen‘‘ Volksflaffen nach Hunderttaufenden berechnete und nieifterhaft wie ein Staat 
im Staate organifirt war und fo operirte. Dieſer Groll der Schußzöllner trat in der Berathung 
der Antwort anf bie Thronrede unverkennbar zu Tage. Vier Nächte lang währten die Debatten. 
Die Antwort follte ein Mistrauensvotum gegen das Cabinet werden, als deſſen Verteidiger 
unter anderm fogar O'Connell auftrat und die Tories moralifhe Spießruthen Taufen ließ. 
Dies führte zu heftiger Bontroverfe zwiſchen ihm und Peel. Endlich kam es zur Abflimmung. 
Dad Mistrauensvotum wurde angenommen; diefes nicht mit Einer Stimme Majorität gegen 
bie Minifter, fondern mit 91. Es Hatten 629 Parlamentsmitgliever an der Abftimmung theil- 
genommen. Wer hätte damals prophezeien wollen, daß P. felbft Advvocat des Freihandels 
werden und das Volk ihn ald ven „unfelbftfüchtigften” aller Staatsmänner preifen würbe! 

Das Minifterium Ruffell trat ab unter vem Fühlen Trofte Roebud’s, „daß es nun eine 
Idnge tugendhafte Laufbahn in der Oppofition vor ſich Habe”, und Die Gonfervativen kamen and 
Ruder, B. ale Schagkanzler (Finanzminiſter), Wellington als Minifter ohne Portefeuille und 
Führer des Oberhauſes. 

Seit fünf Jahren hatte das Land unter verfchiedenen Kalamitäten gelitten und neue Mis- 
ernten folgten. Die Repeal der Korngefehe wurde Volksgeſchrei mehr denn je. Dem Schrei 
„Billiges Brot‘ folgten die Mottos „Billiges Fleifh und „Billige Fiſche“. Das Publikum 
wurbe genau barüber unterrichtet, wie viel Bingangszoll auf fremdes Vieh und fremde Fiſche 
zu entrichten war, und daß taufend andere Vertheuerungen der Lebendmittel durch die Zoll: 
organifation verurfadht wurden. Die Preffe theilte fich in zwei Lager, und man wartete mit Un— 
geduld auf die erſten Schritte, die P. in einer oder der andern Richtung unternehmen würde. 
Die Seſſton des Jahres 1842 wurde mit Glanz eröffnet. König Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen war gegenwärtig. Wiederum war die Thronrede ein „‚Free-Trade-Speech‘ in milber 
Form zwar, aber doch unvervaulid für die Schugzöffner und Antireformer. Jetzt Fam bie 
Zeit, wo P. Lorbern pflüden follte, un die er Ruſſell beraubte, indem er ihn aus dem Gabinet 
drängte. Derfelbe P., der ala Schugzöliner mit verdeckter Karte geipielt, drehte fie um, und 
Kornfreihandel war das Bild! Nicht, daß er mit diefer Überraſchung mit einem mal hervor: 
trat, er drehte die Karte um, zu langſam für die Whigs, die Radicalen, die Freihändler, zu ſchnell 
für die grundbefigenpen fornverhandelnden Toried, Zuerft erfolgte das fogenannte ‚neue 
Korngefeg‘‘, introducirt durch eine einftündige Rede P.'s, die noch nicht alle Anker ver Schuß: 
zollpolitik lichtete. Jenes Geſetz ſuchte ein Durchſchnittsmaximum für Kornpreife feftzuftellen 
und hielt noch an Eingangszöllen feſt. Ruſſell opponirte, Cobden verhoͤhnte es; doch fie blieben 
in der Minorität. Dann erfolgte der „neue Tarif“, begleitet von einer „Einkommenſteuer“. 
In der Anführung und Gruppirung von Facten und Zahlen hatte P. keinen Rivalendm Unter: 
baufe, Der Tarif reducirte die Abgaben auf 750 Artikel unter 1200, die biöher der Befteuerung 
unterlagen, und in vielen Fällen um ein Beträchtliches. Die Einkommenfteuer u. ſ. w. war eine 
bittere Mebicin, die Begüterten waren lange unwillig, fie einzunehmen, und entſchlofſſen ſich erft 
dazu, als ihre Dauer auf fünf Jahre beſchränkt wurde. Sie hatten eine inſtinctmäßige Furcht, 
daß englifche Binanzminifter Geſchmack an diefer Maßregel finden und fie verewigen mwürben. 
Die Thatſache, daß noch Heute, im Jahre 1864, Gladſtone die, Einfommenfteuer‘ unter feine 
beliebteften Ziehbrunnen rechnet, heweiſt, daß jener Inftinct fein trüglicher gewefen. 

. Während ver berühmten Finanzperiode P.'s von 1841—46 wurde der ganze dommerzielle 
Goder feiner biöherigen Nigorofität entfleivet, der Sturm der Anti: Gornlam : League be: 
ſchwichtigt, indem P., dem Andrange nachgebend, ihre Sache zu der feinigen machte und bie 
Abſchaffung der verhaßten Korngeſetze burdführte, feinen Bank-Charter-Act ein Geſez werben 
fah und die allgemeine Finanzpolitik des Landes auf feftere Grundlagen flellte, denn fie je 
vorher gehabt. Um dies zu erreichen, hatte er die Fundamente feiner Politit gänzlich verändert 
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und mit den Tories gebrochen, die alle von ihm abfielen. Seine Partei, Die ihn unter dem Namen 
„Peeliten“ überlebt, gilt als confervativ gegenüber politiihen und namentlih PBarlamenıs: 
und Wahlreformen, ald liberal. in Sachen des Handels und ber Finanzen, ein Juſtemilieu 
zwifchen der Ungeduld ver Whigs und ver Zähigkeit der Toried. Als P. 1846 aus dem Cabinet 
trat, verfolgte er feine Vermittelungspolitit im Parlament, „das Wohl des Landes” über die 
Parteimandver flellend, ſodaß er je nad Umſtänden feiner Partei zu Lieb noch zu Schaben 
operirte, obwol eine Vorliebe für die Whigs fih darin.manifeflirte, dag er das Cabinet mehr 
als einmal mit feinem Redetalent und den Voten feiner Freunde unterflügte, auch hei den Toried 
als „Uberläufer” unwandelbar unbeliebt blieb. Ein englifher Blograph fagte von ihm: „Er 
batte genug von Rang und Macht gekannt und blieb nur noch eifrig, feinen Einfluß lebendig zu 
erhalten, Die Zeit hatte die Vorurtheile, die er befeflen, geläutert, und fein Elarer Kopf war 
frei von jenen Wolfen, mit denen Leidenſchaft oder Herzendgefühle oft das Urtheil öffentlicher 
Männer umfloren.” PB. mar nit fühig, mit englifhem Parteittog an einer Laufbahn feftzu: 
halten, gegen die feine Intelligenz Grund fand fich aufzulehnen. Seine Beredſamkeit fpiegelte 
diefen Charakter wieder. Sein Gemüth hatte Feinen tiefen Ton, feine Sprachweiſe Eeine Elef- 
tricität, er Fleivete Principien nicht in glühende Worte, fandte feine lebendigen Blige aus, er: 
zwang feine unauslöfchlige Rückerinnerung. Aber er war ein beivunberter, vollenveter, öffent: 
licher Rebner, fähig, mit großer Kunſt feine Objecte zu ordnen und im Elarften Licht zu zeigen, 
dabei mit großer Beinheit ausweichende Antiworten zu geben, wo Haß und Ungebuld ihn über 
die nächſten ſtaatsmänniſchen Ziele hinaudzudrängen juchten, weshalb ihn feine Gegner den 
„größten Meifter ver Plaufibilität” zu nennen pflegten. Diefe Gewohnheit legte er in fpätern 
Jahren überhaupt ganz ab, als er feſtern Boden betreten. Aber bis zulegt blieb er ein hoher 
Künftler des Worted, oder, um mit Milton zu reben, „feine Worte, gleich fo vielen zarten, bie: 
nenden Zuftgeiftern, folgten ihm feines Befehls gewärtig, in wohlgeglieverten Reihen und rüd: 
ten je nach Wunſch immer in die paffende Stelle‘. Wie oft hat er Die Keulenträger der erbittert: 
ſten Gegnerſchaft durch Höflichkeit, Kühle und namentlid durch Geduld entwaffnet. 

An dem Abend vor jenem plöglichen Linfall, ver feinem Leben ein Ende machen follte, hatte 
das Unterhaus, dad vierzig Jahre lang Zeuge feiner Triumphe geweien, ftürmifche Debatten ge: 
führt, und man ſprach von einem neuen Gabinet P. Es war das Jahr 1850, und die Nachwehen 
von 1848 waren noch in England fühlbar. Aber am nächſten Mittag, der jener Debatte folgte, 
flürzte P. auf einem Spazierritt in St.-James-Park Eöpflings von feinen ſcheu geworbenen 
Pferde und hatte drei Tage fpäter (2. Juni) ausgeathmet. 

Quizot hat feine Biogrophie gefchrieben. Bemerfenswerth iſt folgende Stelle: „Inden 
fih P. von ver Vergangenheit ohne cyniſche Indifferenz trennte und der Zukunft ohne aben: 
teuerliche Tollfühnheit ind Auge fah, mar er nur von dem Begehren beherrſcht, den Bebüri- 
niffen der Zeit abzuhelfen und fein Vaterland vor Gefahren und Verlegenheiten zu bewahren. 
So war er nad der Reihe ein Konfervativer und ein Neformer, ein Tory oder ein Whig, und 
beinahe ein Radicaler, populär und unpopulär, glei ſtark und eifrig im Widerſtande wie im 
Nachgeben, fo mitunter übermäßige Conceſſionen machend, mehr weife als weitfichtig, mehr 
muthig als feit, aber Immer aufrichtig, patriotifh und in merkwürdigem Grade geeignet, in 
einer Übergangöperiode zu regieren. Als er feine Erfolge vollendet, rief ihn Gott plöplid 
ab, in der Fülle der Kraft und des Ruhmes, wie einen eveln Arbeiter, der feine Aufgabe 
vor Tagesende beendet und der bingeht, feinen Lohn zu empfangen von dem Meifter, dem et 
wohl gedient.“ . 

Am weftlihen Ende der Straße Cheapſide in der City, nahe ver berühmten Paulskirthe 
im Angefiht des Gentralplages des Welthandels, fteht eine hohe fleinerne dunkle Statue, das 
Geſicht nach Morgen gewendet. Sie trägt nur vier Buchflaben ala Infhrift „PEEL”. Er war 
ber erfte Minifter in Europa, welcher auf den noch nicht vollendeten Charter des Freihandels 
der Völker fein Siegel drüdte. 

Sir Robert P. hinterließ drei Söhne, Robert, Frederik, William. Letzterer unterlag vor 
einigen Jahren dem Klima Inviens, wo er fi ald Militär ausgezeichnet. Robert und Frederich 
die unter den Augen ihres großen Vaters ſich auszeichneten, find gegenwärtig Minifter IM 
Cabinet Palmerfton-ARuffell*) und felöftverflännlih Parlamentömitgliever, wie General Perl, 


4) Als Frederick B. 1849 feine erfle Barlamentsrebe zu Gunſten ver Zulaffung der Juben zum Unter’ 
haufe gehalten, war der Bater Sir R. P. dermaßen über diefes Debut entzüdt, daß er unmittelbar 
darauf ihm einen Cheque über 10000 Pfr. St. ale Geſchenk überfandte, 
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Bruder des großen Staatomannes, und wie John Peel, einer feiner Neffen. So ſitzen vier Mit: 
glieder der Familie Beel im Unterhaufe des britiſchen Parlaments. Auch hieraus fpricht die 
Dankbarkeit ver Nation, 8. Broemel, 

Denfion, Penſtonirung. Keine Geſellſchaft, am wenigſten ein Gemeinwefen, wie e8 ber 
Staat ifl, wäre ohhne Hingabe der Bliener an die Jutereſſen des Ganzen, bie ja auch wieder 
Intereffen eines jeden einzelnen fein ſollten, denkbar, und injofern Eönnte man fagen, daß jedes 
Glied ded Staats demfelben zu dienen babe und infomweit Staatöbiener fei. In der That gibt e8 
ftaatliche Zuflänve, wo jeder, wenigſtens jeder wehrhafte und felbftändige Mann oder jeder Voll⸗ 
freie, nidgt nur durch die Berolgung der Geſetze oder Reiftung gewiſſer materieller Güter, fon= 
dern auch in der Art dem Staat dient, daß er faſt alle Functionen der dffentlihen Gewalt namens 
des Staatd felbft perſoͤnlich und auf feine eigenen Koften übernimmt. So mar e8 3. B. in den 
elafftfihen Staaten der Alten Welt während der Periode des erflen Königthums und im Anfang 
der Republif, wo zwar Mayiftsaturen oder befondere Staatsämter nicht gänzlich Fehlten (ſowol 
das aligriedyifche als auch das altrömtiche Königthum fcheinen vorherrfchend eine Magiftratur 
gerbefen zu fein), Gefeggebung und: Rechtspflege aber wie der Kriegsvienft von jedem Bürger 
auf feine Koſten geübt werben mußten, Die Antheile, vefp. Nugungen der Bürger an den 
Stantsländereien mögen dagegen.ald Aquivalente betrachtet worden fein. Mit dem Untergang 
der altrepublifanifchen Civität, mit ver fleigenden Ausdehnung und Künſtlichkeit der Staate- 
verhältniſſe und mit der wachſenden Schwierigkeit ihrer Zeitung, mit der zunehmenden wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Ausbildung des Rechts und endlich mit der Begründung der imperatorlichen Einherr⸗ 
ſchaft fehen wir vie unmittelbare Betheiligung der ſchon durch Die Plebs fehr erweiterten Bürger: 
ſchaft immer mehr zurück⸗, dagegen die Bebeutung der Magiftratur immer mehr in den Vorder: 
grund treten, ohne Daß jedoch der despotiſche Charalter des Kaiſerthums eine die Magifkratur ſo⸗ 
wol politifch wie privatrechtlich felbfländig ſtellende Organiſation derjelben zugelaflen hätte. 1) 

Au bei den germanifchen Böllern feben wir anfangs jeden felbflännigen freien Mann, 
jpäter vorzügli den freien Grundbefitzer, unmittelbar und auf eigene Koften ven Dienjt des 
Staats, der fi auf Geſeggebung und Mechtöpflege in ven Vollöverfammlungen und auf ven 
Kriegsdienſt nady dem Heerbaun beſchrünkte, verfehen!?) In den auf den Ruinen des römifchen 
Weltreichs gegründeten germanifchen Staaten wirkt zwar noch die alte Cinrichtung fort. ®) 
Allein einerfeitd nimmt [don das neue Königthum etwas von einem Amte an und mußte mit 
Rückſicht auf die Romanen, auf-vie Kirche und ber vielfach veränderten Verhältnifſe wegen 
auch mit Rückficht auf die Germanen zur Begründung von Öffentliden (Hof: und Staats-) 
Ämtern (f. Sof) führen, wobei man-fi gern an römifhe und byzantiniſche Muſter aniehnte; 
andererſeits vermindert fich auch durch zahlreiche günftige Abhängigkeitsverhältniſſe, in welche 
die große Maſſe der Gemeinfreien freiwillig oder gezwungen eintrat, die Zahl der leßtern all: 
mählich fo fehr und entfliehen durch die Immunitäten, die Lebnäherrlichkeit und Landeshoheit 
jo durchweg neue Verhältniſſe, daß dad alte Syftem, dem Staate zu dienen, unhaltbar erfcheinen. 
mußte. So ſehen wir denn in her trustis regia, in der Verpfliätung ber untermwmorfenen Stam: 
mesfürften, in ven koͤniglichen Hof: und Hausbeamten u. |. w. für das ganze Reich ein förm- 
liches Beamtenfoftem anbahnen, die niebern Volksklaſſen in den gejeggebenden Reichsverſamm⸗ 
lungen immer mehr zurädtreten, auf den größern Grundbeſitzungen des Königs, der Kirche 
und der weltlihen Großen aber ein neued.gemijchtes Syſtem entftehen, indem daſelbſt unter 
eigenen Beanıten des Herrn bie Iocale Autonomie, Rechtspflege und Friegerifhe Vertheidigung 
von allen Butseingefeflenen beforgt zu werben pflegte. Wie in jeder andern Beziehung, fo find 
auch bezüglich des Öffentlichen Dienftes die in den Gapitularien niedergelegten Organiſations⸗ 
verfuche Karl's des Großen bie hedeutendſten aus diefer Periode. Der Schwerpunkt der karolin⸗ 
giichen Amterorganiiation it das Grafenamt, welches regelmäßig die Ausübung der gefammten 
königlichen Kriegs- und Friedensgewalt für den ganzen Berwaltungshezirk einer Grafſchaft 
umfaßt, weder erblich noch nothwendig fundirt ift, eine befondern Kenntnifle und feinen Aus- 
ſchluß von andern Lebendberufen mit ſich brachte, wefentlich aber in einem Höchft perfönlichen Treue: 
verhältniß zum König beruhte. Das Herzogtfum, Markgrafentfum und das Inftitut der 
Missi dominieci erfcheinen als Amter nur wie Mobiflcationen der Grafſchaft. 


1) ®allon, Histoire de l’esclavage, Ill, 181 fg., 146, 161. Laurent, Etudes, IV, 299, Note 1. 

2) Buchez und Rour, Histoire parlementaire, I, 9. 

8) Waitz, Verfaflungsgefchichte, IV, 5 fg., 119 fg., 396 fg., 408 fg., 480 fg. Roth von Schreden: ” 
ftein, Reicheritter, 3, 108 fg., 119. Guizot, Histoire des origines, I, 171. 
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Die karolingiſche Organiſation war aber troß ihrer Unfertigkeit dennoch weit ihrer Zeit 
vorangeeilt und gewann feinen Befland, weshalb wir fie mit ſo vielem andern, was Karl's des 
Großen mächtiger Öeift anftrebte, im Feudalismus untergehen fehen.*) Die Folge des das ganze 
Leben des Mittelalters beherrichenben Feudalismus für den öffentlichen Dienft mußte fein, daß 
wie alle gefellfchaftlichen Beziehungen, wie das ganze Öffentliche Leben, fo auch beſonders der 
öffentliche Dienft feudale Geftaltung annahm. Der perſonificirte Staat, der König, wurde zum 
Oberlehnsherrn; ver freigebliebene Mann aber fonnte nur Vaſall fein und nur als folder dem 
Stant dienen. Letzteres war in doppelter Weile möglich, nämlich entweder fü, daß der Vaſall 
ein Lehngut empfängt, um dafür ein Amt zu verwalten, oben fo, daß er ein Amt felbft als 
dominium utile erhält, um dafür irgendwelche Keiftungen zu.maden. Hof⸗ und Staatsämter 
laufen aber auch hier noch bunt durcheinander, und der Wirrwarr erſcheint um fo größer, wenn 
man bedenkt, daß auch patrimoniale Amtörechte, Ausftüfle der Grundherrlichkeit, ſowol durch 
datio als auch durch oblatio Gegenfland von Berleihungen wurben, bie deutſchen Könige aber 
ſelbſt ſtets in einer doppelten Eigenſchaft, namlich theils ala Oberhäupter bes Reich, theils als 
mächtige Territorislherren auftraten und in leßterer Beztehung mit fich felbft und dem Reiche in 
beftändiger Colliſion fich befinden mußten. Wenn fih nun aud der innere Grundtcharakter des 
Amts durch die uͤberwucherung des Feudalismus nicht ganz verlor, fo mußte doch der Begriff 
eined daran beſtehenden dominium utile, vefp. die Erblichwerbung des Amts in Berbiadung mit 
der Erblichkeit feiner fenbalen Fundirung fehr zum Nachteil ber Amtönerwaltung ausſchlagen. 
Dies zeigt fi in Deutfchland dem Reiche gegenüber in der Selbfländigwerbung ber Territorien, 
und in den. Territorien in dem Selbfländigfeitsprang ver mädtigern Landſaſſen. Gleichwie 
aber in Deutſchland der Sieg der Landeshoheit über Die centrifugalen, d. 6. feudalen Territorial- 
elemente mit dem Siege des Roͤmiſchen Rechts und mit ber Entfenbalijirung der öffentlichen 
Amter oder mit der Einführung nicht vafallitifcher, gelehrter fürſtlicher Diener beginnt, fo Hatte 
auch in Frankreich die Entfeubalifirung der Monarchie unter Rudwig IX. mit der Entfeubalifirung 
der Amter angefangen. (Garne, „Franzoͤfiſche Staatseinheit“, S. 119.) 

Das auf den Feudaliöomus folgende Syſtem des Staats- und Fürſtenabſolutismus mußte 
begreiflich für die neue Geftaltung des öffentligen Dienfles und der Stellung in vemfelben von 
dem größten Sinfluffe werden. Ald Wirkungen bed neuen. Syſtems erſcheinen: 1) die Feind⸗ 
haft gegen alle mit einer gewiffen Selbſtändigkeit ( Autonomie, Selfgovernment) verbundenen 
Reſte aus früherer Zeit, ein gewifles Mistrauen gegen biefelben. und ein gewiſſes grenzemlofes 
Gentralifiren. Dies und 2) die beſtändige Geldverlegenheit ‚ver: Fürſten erklärt dad namentlich 
in Frankreich ausgebildete Syſtem der Auterfäuflichfeit und den mir dem Änıterfauf verbun⸗ 
denen Misbraud, odgleih in dem gekauften Amte eine gewiffe Verwandtſchaft mit dem zu 
Zehn getragenen Amt und eine gewifle Garantie für die Selbftändigfeit ded Beamten gefunden 
werden muß.°) 3) Wie zur Zeit des Abfolutismus ver Fürft wefentlich der Staat if, jo muß 
aud) der Staatsdienſt weſentlich zu einem Fürſtendienſt werben, Der Adeliche, der Höfling ſchien 
dazu am meiſten geeignet; auch war man ihm einigermaßen Entſchädigung ſchuldig, gleichwie er 
beren am meiften bedurfte. Selbft das Syftem der Anwartſchaften glaubte man aus bem Lehn 
berübernehmen zu dürfen ©), und die unnatürlichſten Amtercumulationen ?), Sinecuren u. f. w. 
fanden neben jeder Art fürftlicher Willfür flatt. ' 


4) Roth von Schredenflein, Patriciat, an vielen Stellen, befondere S. 135, 211 fg. Hurter, Innos 
een) III., IV, 6l fg. Buckle, @efchichte der Eiyilifation, Bd. I, Abth. 2, S. 110, Held, Syftem, II, 


15 1g. 

5) Held, Syftem, II, 323, Note 1. Torqueville, Das alte Stantsweien, S. 48. Man errichtete 
zahllofe, fogar fchädliche Amter und hob die autonomifchen Stellen immer wieder auf, um nur recht viel 
und oft verfaufen zu können. Richelieu foll 100000 Stellen aufgehoben haben, und unter Bolbert ergab 
fih (1664), daß das Amtseigenthum ein Kapital von circa 500 Mill. repräfentirte. Tocqueville, 
©. 106, 122 fg. Laferriere, Essai sur l’histoire du droit francais, 1, 326 fg., 333 fg. Gonflant 
(neue Ausgabe feiner Werfe von Laboulaye), I, 153 fg. Du Eellier, Histoire des classes laborieuses, 
S. 207. Remuſat, Politique liberal, S. 32 fg. Card, S. 330. (Amterhandel in China bei Güglaff, 
Leben des Tao: Kuang, ©. 55.) Baſtard d'Eſtang, Les parlements de France, I, 106 fg., 120 fg. 
Solfy, Histoire du mouvement intellectuel, I, 316. Thierry, Der dritte Stand, S. 175. 

6) Kaiſer, Sranzöftfche Berfaffungsgefchichte, S. 10. Zachariä, Vierzig Bücher, VI, 285. Staate- 
Lerifon, IV, 459, Note. Gneiſt, Das heutige englifche Verfaflungsrecht, I, 298. Über bie Rage bes 
Beamten unter dem Despotismus vgl. Ausland, Jahrg. 1828, ©. 26. Vollgraff, Erfler Verſuch. 
2b. I, 5.153. Dunder, Gefchichte bes Alterthums, II, 643 fg. 

7) So wie conftitutionelle Formen fein Mittel gegen ben Asfolntiemus, fo find fie auch feins gegen 
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Nach der Innern Idee des conflitutionellen Staats mußten ſich aber bald bie wichtigſten 
Veränderungen in der ganzen Stellung des Staatövienfled ergeben, und heben wir davon 
nur hervor: 1) die Richtung des conflitutionellen Staatd auf ein mehr objectives als perfön- 
lies Regiment, und daher auch auf Sicherftellung des Staatöbienerd gegen perfönliche Witlkür 
von oben. Dies drückt ſich fhon in ber Bezeichnung „Staatödiener, Eöniglicher Staatöbiener” ftatt 
„koniglicher Diener” oder gar „Bedienter“ aus. Namentlich aber iſt es wichtig, dag zwiſchen 
den durch die Anflellung überkommenen Amtöpfliten und ben damit erworbenen Privatredhten 
ded Beamten und der Seinigen unterſchieden wirb und legtere unter beſondern Berfafiungs- 
garantien ſtehen, weil fie ſelbſt als Berfaflungsgarantien betradgtet werben. 2) Die Richtung 
des conftitutionelten Staats auf eine gefunde Decentralifation. 

Für unſern Begenfland erfcheint nun vorzüglich die eben sub 1 bezeichnete Richtung, in 
welcher audy das Streben nach einer vollſtändigern Abgrenzung zwiſchen Öffentlihem und pri⸗ 
vatem Recht gegeben ift, ald maßgebend. 

Benfion it nämlih nah unferm Sprachgebrauch ®) ein jährlicher Geldbezug aus der 
Staaiskaffe oder aus einem beſondern Benitonsfonds, welder beim Beamten auch nach dem un: 
verſchuldeten Berluft feined Amts, reſp. feiner Witwe und feinen Kindern auch noch nad 
feinem Tode von Rechts wegen zufteht. 

Nach der gegenwärtigen Lage ver Dinge ifk nämlich der Staatsdienerſtand (mohl zu unter: 
ſcheiden non dem Stande ber öffentlichen Diener, wie 3. B. Arzte, Anwälte u. f. w.) nicht nur 
burd ein langes, koſtbares, jede andere Beruföbeihäftigung ausſchließendes Vorbereitungs⸗ 
ſtudium und durch ein in der Regel mehrjähriged unentgeltliches Arbeiten für den Staat bedingt, 
fonbern bringt auch außerdem unabweidbar den Verzicht auf jebe andere, namentlich bürgerliche, 
luerative Geſchaͤfte mit fih.9) Princip für den Staat bei Anftellung von Beamten ift, ven nad 
ben Anforberungen des Amtd Tüchtigſten zu wählen. Ob derſelbe Bermögen babe oder nicht, 
ift gleichgültig. Aber ebendeshalb muß der Staat feinem Beamten, von dem er bie vollſtändigſte 
Hingabe an den öffentligen Dienft verlangt, fo viel geben, als zu einer anfländigen Lebensweife, 
für beſcheidene Bedürfniſſe, tuchtige Kindererziehung u. dgl. m. erforverlih Ift. Aus demſelben 
Grunde aber fleht e8 zwar nur dem Staat zu, audzufprechen, ob er feineß Diener aud noch 
ferner bedürfe, ob dieſer für den Dienft noch fähig fel und im Verneinungsfall ihn feines Amto 
zu entheben. Allein da ber bisherige Beamte nicht nur gewiſſe Verdienſte um ben Staat bat, 
fondern auch weder während feiner Amtöführung erhebliche Erſparniſſe von feinem Amtö- 
einfommen machen, nod nad jeiner Entfernung vom Amt wegen Kranklichkeit oder hoben 
Alterd (dies find wenigſtens Die regelmäßigen Bälle) auf einen der gewöhnlichen Erwerbsberufe 
angewiejen werben könnte, fo hat der Staat die Pflicht, dem mit allen Ehren aus dem activen 
Dienſt tretenden Staatövtener die ſtandesmäßigen linterbaltsmittel zu gewähren. Aus ben- 
jelben Gründen erflärt fich eine gewiſſe Fürforge für Weib und Kinder des Staatsdieners, und 
zwar forbert es bie Würde des Staats und feines Dienfted, daß derlei Benfionen grundfäglich 
von Rechte wegen zuſtehen und weder eine Sache willkürlicher fürftlicher Verleihung reſp. Er: 
böhung oder Minderung, noch in Wahrheit ein fogenanntes Gnadenbrot feien. 

Die Benitondfrage ift ohne Zweifel eine der brennenpften Fragen unferer Staatshaushalite 
und bamit-unferer gefammten Staatseriflenz. Der Penfionsetat kann bei der großen und wie es 
ſcheint noch immer fih mehrenden Zahl der penſionsberechtigten Civil- und Militärperfonen 
und bei den unzweifelhaft mit jedem Tage ſich fleigernven und vertheuernden Lebensbedürfniſſen 
eine große Berlegenheit für ven Staat werben, welcher auf der andern Seite die nicht minder 


Amtercumulationen und fonfligen Misbrauch. Im Branfreich des zweiten Kaiferreiche hat man durch 
Amtercnmulationen einige Stellungen bis auf 250000 FIrs. Befoldung getrieben, fo zwar, daß etwa 
60 Berfonen zufammen 5—6 Mill. Frs. jährlich bezichen. 

8) Berfchtebene Bebeutungen des Worts Benflon f. in Erich und Gruber's Allgemeiner Encyklopäs 
bie, Sect. 4, Thl. XVI. Sehr Grwähnenswerthes über diefen Gegenfland enthält eine Reihe von Auf⸗ 
fäßen in den Beilagen der augsburger Allgemeinen Zeitung, Februar 1857, namentlich die Ar. VII in 
Nr. 43 der alegivten Beilagen. 

9) Danach ift zu beurtheilen, wenn ber Abgeorbnete Michelini ſich in ber turiner Deputirtenfammer 
am 13. Jan. 1864 unbedingt gegen jede Penſion ausfprach, weil er den Beamten als einen Arbeits: 
miether betrachtet wiſſen will, der, wenn er nicht mehr arbeite, andy feine Zahlung beanfpruchen fünne 
und wie jeber andere Bürger, wie ber Arzt, Advocat, Ingenieur u. f. mw. felbft für fein Alter zu forgen 
habe. Die Lebensverficherungen feien für diefen Stand wie par excellence gemacht u. |. w. Bol. 
angeburger Allgemeine Zeitung, Jahrg. 1864, Beil. Nr. 20, ©. 322. 
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große Verlegenheit eines ſichtlich wachſenden und ſehr gefährlichen Beamtenproletariais 10) 
gegenüberſteht. 
Will der moderne Staat dieſen traurigen Eventualitäten mit einigem Erfolge entgegentreten, 
ſo muß er: 1) vor allem den Conſtitutionalismus zur vollen lebendigen Wahrheit, zur Form 
eines wahrhaften innerlich organiſchen Staats werden laſſen und, indem ſo und nur ſo ein 
wirkliches ſtaatsgemãßes Selfgovernment angebahnt wird, die Möglichkeit einer Verminderung 
der Zahl der Staatsdiener ohne Nachtheil für den Dienſt des Staats anbahnen 11); 2) vie An: 
forderungen an die Bewerber um Staatspienfte nicht höher ſtellen, als es vie Natar des be: 
treffenden Dienſtes mit fi bringt, und Dinge, welde von ihrer geſchäftemäßigen Seite aus 
rein gewerblidher Natur find, aud nur als ſolche behandeln (man denke au die Berkebre: 
anflalten); 8) jeden Dienft aber nur mit ven relativ beiten Kräften befegen umb dadurch bie 
moͤglichſt geringfte Zahl von Staatövienern erzielen; 4) für vie beſte Ausbildung zum öffent: 
lihen Dienſt forgen, den Staatöviener au ohne Amtereumulation gut bezahlen und, obne 
bei Regulirung der Gehalte wie Penſionen eine weile Sparfamfeit außer Auge zu laſſen, 
dafür forgen, daß eine wohlverbiente Beförderung auch noch auf einem andern Wege als 
blos auf dem eines Auffleigens zu einem höhern Amte, .zu einer hoͤhern Charge erreidt 
werben £önne. 

Wir halten namentlich die sub 4 ermähnten Punkte als entſcheidend. Freude und Bela: 
bigung zum Amte geben in der Regel Hand in Hand. Die Höhere rein politifche Auffaffung 
des oͤffentlichen Amts aber kann allein dieſes jelbft 12), die wiſſenſchaftliche Erfaflung des Lebens 
allein ven Beamten vor Entartung bewahren. Dringende Nahrungsforgen bei beſcheidener 
Anforderung ind der Tod jeder höhern TIhätigkeit und die Leidenſchaft, fortwährenn auf der 
Leiter der Amtöbierarchie Höher zu fleigen, die Urfache, warum feiner bet demjenigen Amt 
bleiben will, für welches er vielleicht amı beften taugt. Es muß davon Act genommen werben, 
daß in unfern Tagen, wie vieled aud in manchen anbern Beziehungen noch zu wünſchen iſt, 
doch durch rechtliche Sicherflellung und billige Behandlung der Beanıten, ferner durch Aui: 
befierung ver Gehalte und Steigerung des Gehalts ohne Veränderung der Charge nicht Unbe: 
beutendes geichehen iſt. 

Rad dem gegenwärtig geltenden Recht beruhen die im Detail allerdings ſehr verſchiedenen 
‚Penfionsaniprüde der Staatödiener und ihrer Nelicten faft allenthalben auf feſten Rechts⸗ 
normen, welche jogar nicht felten ven Charakter von Verfaſſungsgeſetzen Haben und daher unter 
befonvern Sarantien fliehen. Gauptgrundfäge find: 

1) Wenn ber Beamte aus ſeinerſeits unverfchuldeten Gründen vom Anıte entfernt wich, ſo 
hat er bis zur Weiterverwendung oder bis zu feinem Tode ein Recht auf einen beſtimmten jaͤhr⸗ 
lichen Bezug, der in einem feftgefepten Theile feines Activgehalte (Dienſtgehalts) befteht und je 
nad der Dauer feiner Dienftzeit, mitunter auch je nachdem er ein Adminiſtrativ⸗ oder Juftiz 
beamier war, größer, vefp. dem Activgebalte gleich ifl. Die Unterſcheidung eines Dienſt⸗ und 
Functiondgehalts und die Berechnung der Penſion nur nach Procenten des erftern müſſen wir 
für eine um fo unglücklichere Erfindung bezeichnen, je mebr fie berechnet und andgeführt wurde, 
um namentlich bei ven Verwaltungsbeamten jeve Selbftänvigkeit zu vernichten. Niet felten if 
ber Beamte nach einer gewiſſen längern Dienftzeit ohne weiteres berechtigt, feine Penſion zu 
fordern, ober er hat, wenn er in dem activen Dienft ein gewifles hohes Alter erreichte, das Recht 
auf ven Fortbezug feines ganzen Gehalts als Penfion. Lange Dienftzeit und hohes Alter find 
demnach allgemeine Gründe für günfligere Penfionsverhättniffe. 12) 


10) Der Umſtand, daß blos die Armern fich zu den Amtern drängen, oder die Erfcheinung, daß nur 
die Reichern, etwa auch ein Adel, im Befig der öffentlichen Amter find, erfcheinen immer als ſocial⸗ 
politifche Thatfachen von höchfler Bedeutung, um fo mehr, als fie ohne, ja gegen die pofitiven Rede: 
befimmungen vorfommen und jebenfalle durch leßtere nicht befeitigt werben Tönnen. 

11) Vacherot, La Democratie, ©. 245, gefleht aber ein, daß auch bie vollendetfle Demokratie bet 
Staatsbiener nicht entbehren Tönne, und Day, Berfaffungsgefchichte Englands, I, 114, hebt hervor, daß 
auch in dem eigentlichen Lande des Selfgovernment, in England, die Beamten immer zahlreicher wer⸗ 
den. Vgl. auch Fifchel, Die Verfafiung Englands, S. 132 fg. ln 

12) „Le desir universel et immodere des emplois publics est la pire des maladies sociales 
(Montalembert, De l’avenir, ©. 85), welcher Kranfheit es übrigens vollfommen gleichfommt, wenn 
fih der Staat gezwungen fieht, die nöthigen Beamten durch Beſtechung zu gewinnen ober durch Gewalt 
und Grblicherflärung der Laſt zu prefien. 

‚ 13) Man unterfcgeidet mol auch zwifchen befinitiv und proviforifch Angeflellten. Dann find nur bie 
Richterbeamten fofort mit der Anftellung definitiv, während alle übrigen: Beamten einige Jahre lang 
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2) Die Penitonen pflegen aus beſondern Fonds gezahlt zu werben, welche entweber der 
Staat allein, oder die Beamten felber durch jährliche Gehaltsabzüge bilden, ober durch ein 
Zufammenmwirken beider Factoren oder auf andere Welle zu Stande gebracht werben. RNeben 
der Höhe des Activgebalts entſcheidet dann mit über die Größe. der Benfion nit ſelten 
die Größe der von dem PBenfioniften wahrend feiner Activität gezahlten Beiträge zum 
Denfkondfonds. - 0 

3) Der gefeplihe Penfionsanſpruch gehört zu ven Brivatrechten des Denflonärs und feiner 
Relicten und kann nicht durch irgendeine aus adminiſtrativen Rüdiichten erlaſſene Berfügung, 
fondern nur durd ein richterliches Urtheil verloren werben. Streitigleiten über das Recht auf 
Penlion und deren Umfang gehören demnach vor die Gerichte. 

4) Die Benfionsverhältniffe der fogenannten mittelbaren Staatö:(Gemeinderorporations:) 
diener pflegen glei wie die ber flandedherrlihen und adelichen Diener in ver Hegel nad 
Analogie der Staatöpienerpenfiouen geordnet zu fein. 14) Bei Abldfung und Aufhebung ber 
ſtandesſherrlichen und patrimonialen Gerihtöbarbeit wurden die Benfionen ber beireffenben 
Juſtizbeamten vom Staat übernommen ; nicht felten aber ift dad Recht auf Penflon paven ab⸗ 
Hängig, daß man beim Eintritt in der activen Dienft fich zur Leiſtung der Penſtonsfondsbeiträge 
verpflichte, oder es iſt vie Anftellung felbft von diefer Verpflichtung bedingt. 

5) Als Relicten eined Staatöbieners oder als foldhe pragmatiſch Berechtigte Bönmen bier 
nur Frau und Kinder in Betracht fommen. Damit eine Witwe penfionsberenhtigt ſei, muß bie 
Ehe als politifch vollgültig erſcheinen, und zwar während der Activität des Diener, refp. mit 
Genehmigung der Regierung abgefchloffen gewefen fein. 15) Bon den Kindern können nur bie 
ehelichen oder per subsequens matrimonium legitimirten in Frage fommen. inter dieſer 
legten Borausfegung iſt ed aber gleichgültig, ob das pragmatiſch berechtigte Subject ein Dann: 
oder ein Weib war (vragmatiſch angeftelltes weibliches Thenterperfonal). Wenn alſo 3. B. eine 
förmlich angeflellte Sängerin oder Tänzerin an einem Hof- und Nationaltheater eine in jener 
Beziehung gültige Ehe eingeht und fſpäter Witwe wird, jo gebührt ihr außer ihrem Gehalte 
auch die etwaige Witwenpenilon ihres verftorbenen Diannes; und wenn fie mit Hinterlaflung 
von Kindern aus diefer Ehe verftirht, fo gebührt den Kindern ebenfo wol bie betreffende Benilon 
vor feiten ihres Vaters wie die von felten ihrer Mutter, denn bie befondern Benflondrehte 
beider Ältern waren durch deren Stellung begründete Vermoͤgensrechte eines jeden von ihnen, 
melde durch ihre Heirath allein nicht alterirt wurden und demnach auch auf bie Kinder 
übergingen. 

6) Zu ven Benfionsrechten der angegebenen Relicten gehören aud das mitunter vorkom⸗ 
mende Gnadenjahr und der Sterb- oder Nachmonat, d. h. das Recht auf noch eine volle Jahres⸗ 
rate des vom Verftorbenen bezogenen Amts⸗ oder Benfiondgehalts oder nur auf bie betreffende 
ganze Rate des Sterbnonats und des darauffolgenden Monats, Der Hauptſache nad aber 
pflegen die Penflonsrechte der Witwen in einer Quote des Amts⸗ oder Penfionsgehalts bed 
Mannes zu befteben. Die Benflonen der Kinder werben gewöhnlid nad Quoten ver Benfion 
ihrer Mütter. berechnet. Die Witwenpenſionen mie bie der Kinder find ebenjo wie Die Benfionen 
der Staatadiener in Feiner Weife durch Bermögenslofigkeit bedingt. Doch werben die Witwen: 
penflonen nur für die Dauer des Witwenflandes, die Benfionen der Kinder in der Regel nur 
bis zu deren Volljährigkeit oder Verſorgung entrichtet. Höherer Staatsdiener Kinder haben 





proviforifch find, alfo erft nad) deren Ablauf definitiv und Dadurch auch erſt zu den gefeplichen Penſions⸗ 
anfprüchen berechtigt werben. Allein die Erfahrung beweiſt, daß die Staaten von dem höchft gefährlichen 
Rechte, noch im Broviforium befindliche Beamte lediglich deshalb ohne Penflon eutlaffen zu fünnen, 
weil fie noch proviforifch waren, feinen Gebrauch machen oder, wenn fie es boch thun, ich felbft am. 
meiften fchaben. 

14) Daffelbe gilt von den Militärs. Übrigens find gerade die Peufionsverhältniſſe diefes Standes 
in manchen Staaten um ber unbebingten Suborbination willen infofern etwas unflcher, als ziwar durch 
die Beiträge aller. Offiziere zu dem Penflonsfonbs dieſer ein fehr reichlicher fein kann, nichtsbefloweniger 
aber die Gewährung einer Benfion und die Beſtimmung ihrer Höhe formell » rechtlich im der Gnade des 
Souveräns als oberften Kriegsherrn fteht. W 

15) Die Verweigerung bes Checonſenſes ſeitens des Staats gegen einen Beamten erſcheint als etwas 
ſehr Bedenkliches, alſo ebenſo auch die ganze Vorſchrift, daß jeder Staatsdiener dieſen Conſens erholen 
müffe. Etwas andere wäre freilich die Verehelichungsanzeige. Es kommt allerdings das meiſte darauf 
an, wie jene Vorſchrift gehandhabt wird. Allein man Fünnte doch fragen, ob es nicht beſſer wäre, einen 
Staatsbiener, der ein mit feiner Stellung nach Anficht ber Regierung unverträgliches Eheband ge: 
ſchloſſen hat, zu penfloniren ale ihm den Eheconſens zu verweigern ? 
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oft für den Fall ihrer Nichtverſorgung lebenslängliche Penjionen und pflegt auch den Kindern 
niederer Staatöbiener für ven Ball Ihrer Erwerbsunfähigkeit eine lebenslängliche Benflon ge- 
reicht zu werben. Uberhaupt Karakterifirt die neuere Zeit nit nur eine größere rechtliche 
Sicherheit, fondern auch eine durchgehende Aufbefferung der Benflonsverhältniffe und eine fehr 
humane Handhabung der beſtehenden vernünftig fparfamen!®) Benfionsreglements.17) 

Über die befondern Benfionsverhältniffe ver Beamten des Deutfchen Bundes, dann über bie 
duch ven Reichſdeputationshauptſchluß won 1803 begründeten Benflonen, ferner über Die 
Denfionen der Mitgliener und Angehörigen des ehemaligen Reichskammergerichts, der über⸗ 
theinifchen Bifchäfe und Geiſtlichen, ver Mitglieder des Deutſchen Ordens und der Mitgliever 
und Diener des Johanniterordens f. Zipfl, „Deutſches Staatsrecht“ (fünfte Auflage), 1,335 fg.; 
1,67 fg. J. Held. 

Perikles, ver größte griechtfge Staatsmann, den fein eigenes Zeitalter „ven olympiſchen“ 
nannte, war ber Sohn des Siegers von Mykale, Zantippos, und der Agarifte, einer Nichte des 
ſykloniſchen Tyrannos Klyftenes. Jahr und Tag feiner Geburt, welder Abnungen einer 
außergewöhnlichen Zukunft vorangegangen fein follen (mie dies zu allen Zeiten und bei allen 
Bölkern für außergewöhnliche Menſchen angenommen wird) I), find unbefannt. UÜbrigens ift 
jedenfalls die vornehme Geburt P.'s nicht minder bebeutungsvoll gemefen als fein gefunver 
Körper, feine reichen Geiftesanlagen, die Gunſt feiner Berhältnifle, insbeſondere feiner ganzen 
Erziehung ?) und Griechenlands, vefp. der Welt gefammte pamalige Lage. 

Eo fönnte vielleicht für manchen auf den erften Blick einiger Rechtfertigung bevürfen, daß 
dem laud jaäͤhrigen Lenker einer ganz andern Zeiten und Verhältniffen angehörigen Kleinen grie- 
‚Hifchen Republik ein Aufjag in dieſem „Staats-Lexikon“, den großen flaatliden Shöpfungen 

unſerer Zeit und den weltbewegenden politifchen Kragen unferer Tage gegenüber, gewidmet wirb. 
Allein wenn man auch nidt in dem bis zur Stunde nicht erlofchenen und durch ſtets erneute 
Bearbeitungen des periieifchen Zeitalter bethätigten wiſſenſchaftlichen Intereffe an demſelben 
bie fraglidge Rechtfertigung finden wollte, fo wird fich Diefelbe doch dann von felbft ergeben, wenn 
man den Standpunft gebührend würdigt, von welchem wir bei dieſem Auffage audgehen. 

Die Bolitit oder die Staatskunſt, die Kunft der Lenkung oder Regierung der Staaten er: 
ſcheint uns nämlich als die Fähigkeit, auf der Grundlage und innerhalb des Rahmens der be- 

ſtehenden rechtlichen Einritungen bie gefammte geſellſchaftliche Macht des Staats zufammen- 
zufaffen, dieſelbe ſowol extenfiv als intenftv immer mehr zu heben und fie zum Fortſchritt Des 
Staats in der Richtung bed wahren Ideals, refp. des abfoluten Staatszwecks nad der indivi⸗ 
duefl=eigenthümlichen Natur des concreten Volks und deſſen gefammter momentaner Lage zu 
dirigiren. In einem je höhern Grabe jemand dieſe Fähigkeit befigt und übt, in einem befto 
vollennetern Sinne des Wort ift er ein Staatdmann. Died gilt für alle Zeiten und Völker, 
und kann daran der Umfland , ob ein Volk der Zeit nach weit abliegt und feiner Individualität 
nad von unfern Bölkern noch fo verſchieden war, nichts ändern. Dadurch alfo, daß PB. unbe: 
firittenermaßen der größte Stantdmann eines politifch jo hoch gebildeten Volks wie die Grie⸗ 
hen und namentlich die Athener geweſen, ift auch ber Beweis geliefert, daß die Darftellung 
feiner politiſchen Wirkſamkeit für alle Zeiten und Völker von hohem Werthe fein müfle. Wenn 
aber dad Bolt der Hellenen im Vergleich zu unfern modernen Völkern ein Eleines, Athen im 
Vergleich zu unfern Weltſtaaten winzig erfcheinen muß, fo Darf man nicht vergeffen, daß bie 
Groͤße eines Staats und Volks, wegen der darin enthaltenen fittlichen Potenzen, nicht blos nad 


16) Minifterpenfionen von dreißig und mehr taufend Gulden jährlich, wie fle noch in ben erfien Des 
cennien dieſes Jahrhunderts von Mittelftanten gegeben wurden, fennt unfere Seit nicht mehr. 

17) Über die Benflonsreglements in einigen deutfchen Staaten vgl. bie oben citirte Abhandlung von 
Buddeus in ber Erſch und Gruber’fchen Allgemeinen Encyflopädie. Außerdem find noch über bie ein- 
fchlägigen Staatsbienerverhäftmifie zu vergleichen: Die Beamten: und Befoldungsfrage in ihrem Zu⸗ 
fammenhange mit der Organifation des Staatsdienftes und der Univerfitäten (dritter Abbrud, Wien 
1857). Bollgraff, Bolitifche Syſteme, IV, 584 fg., 643, 689. R. von Mohl, Staatsrecht, Politif 
und Völkerrecht, Bd. II, Abth. 1, S. 62 fg. Schmitthenner, Ideales Staatsrecht, S. 502 fg. Deut: 
fche Bierteljahrfchrift, XXV, 25; XCI, 1 fg. Barante, Eonftitutionelle Fragen, S. 44 fg. Zörpf, 
Deutſches Staatsrecht, II, 784 fg., 792. 

1) Wurben ihm doch fogar Übäter Wunder nachgeſagt; vgl. den Auffag über P® in Erfch und Gru: 
ber’s Encyklopädie, Sect. 3, Thl. XVII, ©. 4. 

2) Als feine Lehrer werben genannt: in ber Muſik Damon und Pytbofleides, in ber Phyſik Zeno, 
in der Philoſophie Anaragoras, 
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der Zahl der Seelen und Quadratmeilen, die es umfaßt, bemeſſen werden darf, und daß, wie 
z. B. die geiſtige Überlegenheit verhältnißmäßig kleiner Völker heute noch das eigentliche Herr: 
fchaftselement derſelben über koloſſale coloniale Beſitzungen if, die geiflige Überlegenheit ver 
Griechen ſeinerzeit die Alte Welt beherrſcht hat, das herrſchende Athen alſo damals wirklich auch 
‚jenen Charakter einer Weltmacht, jene politiſche Größe und Selbfländigkeit beſaß, welche allein 
einen Staatsmann in großartigem Stil, einen wahren Staatsmann auffommen läßt. Info: 
fern geben aber auch vie griechiſchen Gegemoniebeftrebungen für unfere Zeit manches fehr be: 
lehrende Beifpiel, unter anderm auch dad, daß ein Volk, weldes jelbfländig fein will und dazu 
die Kraft Hat, fo lange an feiner Ausdehnung und innern Bonfolidation arbeiten muß, bis feine 
nad den gegebenen Verhältniffen nicht genügende Selbftändigfeit jenen Grab erreicht habe, 
durch welchen eine freie Bethätigung feiner Individualität oder, was daffelbe ift, eine ſelbſtän⸗ 
dige Politik und wahrhaft große ftantömännifche Charaktere demſelben möglich werben. 

Zunähf ein Volk wie das der Athener und mit ihnen dann Griechenland, endlich aber mit 
diefem die Welt zu beherrihen, war überhaupt und insbeſondere in den Zeiten P.'s Leine 
leichte Aufgabe.?) 

Die Geſchichte P.'s und feines Zeitalterd hat bereits fo viele und treffliche Bearbeiter ge⸗ 
funden, daß wir im allgemeinen getroft auf dieſe verweifen können. Auch finden wir und nicht 
berufen, bier eine Menge von geledrten Streitfragen, welche ſich über einzelne zu dieſer Ge⸗ 
ſchichte gehörige Thatfachen erhoben Haben, zu behandeln. Linfere Aufgabe kann nur fein, P. 
als ein felten erreichtes und kaum übertroffened Muſter eines wahren Staatsmannes nach den 
Hauptzügen feines ſtaatsmänniſchen Charakters zu fhilnern. Dies fol nun in folgenden Haupt⸗ 

punkten geſchehen. 

j 1) Schon in früher Jugend richtet P. feine ganze Erfcheinung, fein ganzes Leben für feinen 
großen politifchen Beruf ein. Des Jünglings Auge if fon unverwandt auf ben Staat, das 
Ideal feines Geiſtes gerichtet; ſchon in feiner Jugendblüte jucht er alles zu vermeiden, wad ihm 
vereint für feine wenn auch noch unbeutlichen, doch jedenfalls eveln und großartigen Plane bins 
berlich werben könnte. So trägt ſchon feine Jugend einen gewillen Stenpel des Ernſtes und 
der Reife, während das hohe Ideal derielben in ungeſchwächtem Glanze noch den trüben Abend 
feines Lebens verklärt. Keine der gewöhnlichen Iugendausfhweifungen lähmt feine Kraft und 
belaftet fein Gewiſſen; Feine geift= und leblofe Arbeit ſtumpft Geift und Empfindung für das 
Höhere ab. Selbſt reich, verihmäht er die üppige, äußerlich glänzende, aber Hohle und demora⸗ 
lifirende Untbätigfeit des Reichthums und fucht mit unermüblichem Fleiße bei nen beften Lehrern 
bie univerfellften Renntnifle. Sein Ernſt, feine Cinfachheit und wahre geiflige mit der größten 
und für alle gleichen Leutfeligkeit gepaarte llberlegenheit, die er flug durch reiche Spenden and 
Volk unterftügte, machte feine ariftofratiige Geburt, ſtatt zu einem Grunde der Antipathie, zu 
einem nur um fo flärfern Grunde der Sympathien des Volks. Denn nur feinen Feind will das 
Bolt ernievrigt fehen; fein Liebling foll vornehm fein, und es wendet ſich ſchnell von ihm ab, 
wenn es ſich überzeugt, daß er in irgendeiner Beziehung hinter andern zurückſteht und mit fich 
felbft aud feine Partei lächerlih madt. Athen erfreute fi aber damals auch des feltenen und 
nur in freien Staaten möglichen Glücks, daß einer eminenten Begabung ſchon verhältnigmäßig 
früh der Weg zu einen großen politiihen Einfluß offen land, wogegen zugleich bie ganze Bil: 
dung bes jungen Mannes ſchon vom Anfang an einen politiihen Charakter Hatte. Etwas 
Ahnliches bietet in unferer Zeit, mit Ausnahme von Amerika, nur England dar. Und wenn 
die Möglichkeit eines zu frühen Zintrittö in maßgebende politifhe Stellungen, abgefehen von 
außerorbentlichen Fällen, ohne Zmeifel auch ihre Bedenken bat, fo fteht doch außer Zweifel, daß 
der politifche Einfluß auf die Erziehung nicht nur übertrieben und bis zur Unnatürlichkeit ges 
fleigert, fondern au zum größten Nachtheil des Staats vergeffen, bis zur Unnatürlichkeit 
unterlaflen werben kann. 

2) B. flellt und einen Mann im feltenften Gleichgewicht feiner nad allen Seiten hin aus⸗ 
gezeichneten Gaben und in einer wunderbaren Ausgleihung des Selbfigefühls ober der indivi⸗ 
duellen Freiheit mit dem Pflichtgefühl over der Unterwerfung unter die Befege dar. Daher er⸗ 


3) Ariftofratie, Tyrannis, Demokratie und Oligarchie hatten alle bereits ſchon wieberholt und mit 
wechleindem Geſchick in Athen geherrfcht und bedeutende Machtelemente zurüdgelaflen. Solon aber, ber 
erfie Begründer, wie Kleifthenes, der Reftaurator der Demokratie, waren Ariftofraten geweſen. Der 
Kampf um die Staatsform war feinem Weſen nach ein Kampf um bas Regierungsprincip. Dies erklärt 
am meiften den Sieg B.s. - 
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klärt es ſich, warum ihm mehr als den meiſten vor und nach Ihm bie Ider eines organiſchen 
Staatd im griechiſchen Sinne vorſchwebte und fein ganzes Tichten und Trachten auf die Reali⸗ 
firung diefer Idee durch fein fo Hoc begabtes und fonft fo mannichfach begünſtigtes Volk ge= 
richtet fein konnte. Seine ganze Politik nad) innen und außen, nach ihren Tendenzen wie nach 
ihrem Maße, ging auf dieſes Ziel. 

Betrachten wir zunähft P.'s innere Politik, fo begann fie mit dem Kampfe gegen ein Er- 
trem, wie fie mit dem Kampfe gegen ein anderes Extrem ſchloß. Wie zur Ginführung des orga⸗ 
niſchen Staatd die längſt zu einer Oligarchie gewordene Ariftofratie gebrochen werden mußte, 
fo tonnte die Erhaltung der Schöpfungen P.'s nur dur den Sieg über die Demagogie er- 
hofft werden. P. errang beide Siege, und zwar durch fein demoralifirendes, unmürbige8 Mittel; 
dabei wußte ex denfelben Demoß, ver ihm dazu verhalf, ſtets in Zudt und Ordnung zu er- 
halten. Desgleichen bediente er ſich feines Sieges nie für fich oder feine verfönlihen Intereften, 
fondern immer nur für den Staat und beachtete ſtets das rechte Maß. Namentlich) war ihm jede 
rabicale Reformtendenz, jedes bortrinäre Geſetzneuerungsbeſtreben fremd. Seiner Anfchauung 
von Athens Beruf gegenüber mußte er die Dligarchen, und zwar gerade bie ausgezeichnetfien 
und um den Staat verdienteften von ihnen bekämpfen; allein er ging nie weiter, al8 die Lim: 
fände es erforderten, und fuchte nie perfönlihe Rache. Über die von ihm eingeführten Geſetz⸗ 
reformen ſind, wie es beider Art der betreffenden Lberkieferungen nicht anders fein kann, vie 
Anſichten ſehr verfchienen. Als gewiß kann man (mit Deimling im „‚Schweizerifhen Mufeum“, 
Sahrg.2, ©. 312) nur anführen: eine Einfhränfung der Kompetenz des altehrwürbigen 
Areopags, die Einführung eines Soldes für die Richter und Eccleflaſten und die @elpvertheis- 
lungen an die Menge zur Theilnahme an den Öffentlichen Schaufpielen und Feſtzügen. Vgl. da⸗ 
gegen „Griechiſche Mythologie und Antiquitäten u. f. w.“ überfegt auß Grote's Griechiſche 
Gejchichte”, von Ih. Fifcher (Leipzig 1858), III, 617 fg. Daß diefe Neformen nicht blos von 
ben Gegnern P.'s mit ungünfligen Augen betrachtet wurden, ſondern auch überhaupt in man- 
her Beziehung bedenklich gefunden werben können, {fl natürlih. Daß fie aber P. einführte, 
beweift,, daß fie jedenfalls nothwendig waren, um größeres Übel zu vermeiden; und wenn man 
die vamaligen Berhältnifie objertio würdigt, fo müllen fle jedem Billigen als hoͤchſt maßvoll er- 
feinen. Hierher gehört auch ein weiterer harakterifcher Zug P.’8. Ohne Zweifel geſchah e# 
nämlich nicht aus Feigheit, fondern aus weiler politifcher Berechnung, daß er in der Politik feine 
Berfon fo wenig ald moͤglich hervortreten ließ. Vieles geſchah durch feine Freunde; nur in den 
größten Momenten trat er, aber nit als B., fondern wie die verkörperte Athene felbft hervor. 
Und doch hätte er bei der durchfichtigen Reinheit feines Privatcharakters, bei jenem Aufgeben 
im Staat, welches jede Benugung der politifchen Stellung zu individuellen Zwecken mied, um 
fo leichter geneigt fein koͤnnen, feine eminente Berfönlichkeit in die Wagfchale der Entieipung 
zu werfen. Nachdem aber P. feine innern Feinde befeitigt hatte, begann er Die Harmonie feines 
eigenen Weſens auf die Gefammitheit feiner Mitbürger audzuftrahlen. Seine Sorge für das 
Volk erſtreckte fi gleihmäßig auf Beflerung der materielfen Exiſtenz, auf Hebung der Intelli- 
genz, anf Steigerung der Moralität, und während jede feiner Maßregeln zunääft und haupt: 
ſächlich nur der einen oder der andern dieſer drei Hauptrichtungen des menſchlichen Daſeins zu 
dienen ſchien, durchdrang fie in der That immer alle zufammen, wie fie ſtets von allen dreien ge⸗ 
tragen war. Von dieſem Stanbpunfte aus muß betrachtet werben, was B. durch Erleichterung 
refp. Bergeltung des Öffentlichen Dienftes für die armern Maflen that, ebenfo feine Begrün: 
dung, Mehrung und manche Verwendung des Staatsſchatzes, mie z. B. die Armenfpelfungen, 
ferner feine mehr als fürftliche Pflege ver Kunft in öffentliden Bauten und Denknialen*), die 
Unterflüägung der Künfller und Gelehrten und felbft die ganze Art, wie er feine unvergleichliche 
Beredſamkeit übte. Das Wohlbefinden des Volks verſetzte daſſelbe in eine der höhern Bil: 
dung zuganglicher machende, feinpfelig=bittern Neid ausfchließenne Stimmung; die edle Aus- 
ſchmückung des öffentlichen Lebens hob die Seele, bereicherte die Erfenntniß und gab reichliche 
Gelegenheit zu verbienftbringender Arbeit, die Pflege der Wiſſenſchaft nützliche Kenntniffe, 
Bereicherung des ganzen Lebens und eblere Gefinnung. Etwas ganz Wunderbare war es 


4) Über die Blüte der dramatifchen Poeſie Griechenlands während des Seitalters P.'s vgl. Weber, 
Allgemeine Weltgefchichte, II, 522 fg. Ohne Zweifel war P. auch von einem fehr ftarfen religiöfen 
Sinn erfüllt und fuchte namentlich durch feine Tempelbauten und wundervollen (Phidias) Bötterbilder 
auf die religiöfe Gefinnung feines Bolfs erhebend einzumwirfen. Der Patriotismus P.'s und. der politi⸗ 
ſche Eharatter der griechifchen Staatsreligionen lafien Feine andere Annahme zu. 
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namentlich um die Art und Weiſe, in welcher P. von ſeiner glänzenden Rednergabe Gebrauch 
machte.*). Abgeſehen von einigen aphoriſtiſchen Außerungen iſt und zwar feine Rede P.'s 
im Original erhalten. Dagegen hat uns namentlich Thucydides mehrere derſelben, und zwar 
gerade die geſchichtlich berühmteſten überliefert und ſtimmen die gründlichſten Kritiker darin 
überein, daß dieſe Reden nach ihrem ganzen Weſen und dem Charakter des Thucydides als treue 
Abbilder der Ideen und Sprachweiſe P.'s betrachtet werden dürfen.) Das Weſen dieſer 
ſchon im Alterthum als unvergleichlich geſchilderten Beredſamkeit muß aber gefunden werden in 
der tiefſten Kenntniß des Menſchen, beſonders des atheniſchen, in einem unmittelbaren Erfaſſen 
des fraglichen Punktes ohne Umſchweife und in einer ebenſo gründlichen und umfichtigen wie 
flaren und gerechten Würdigung deſſelben, ganz bejonderd aber in dem Fernhalten jeder ge- 
meinen Popularitätshaſcherei und in der Kunſt, „alle einzelnen Vorfälle auf allgemeine Prins 
cipien, auf durchgreifende Ideen zu beziehen und dieſe aus einer edeln und großartigen Bor: 
ſtellung über die Beftimmung des Menſchengeſchlechts zu ſchöpfen“. P. fagt feinen Atbenern 
auch die unangenehme Wahrheit, jucht aber, flatt zu ben gemeinen Leinenfchaften der Menge 
berabzufteigen, alle zu feiner erhabenen Höhe hinaufzuziehen. So iſt P. nicht nur ber erſte 
Finanz⸗- und (mie wir fpäter fehen werden) auch Kriegsmann, fondern zugleich die verförperte 
Moral und Religion wie Intelligenz des begabteften aller griechischen Völfer — Das verkörperte 
Speal eines Hellenen. 

Sehen wir nun auf die äußere Politif P.'s, fo werben wir biefelbe mit feiner innern Bo: 
litif in vollſtem Einflang finden. 

PB. gebt zuvörderſt darauf aus, daß die jevem Staat nothwendige volle Selbſtändigkeit für 
fein Athen eine Wahrheit ſei. Wie er in allenı ven bloßen Schein meidet, fo auch in Beztehung 
auf bie völkerrechtliche Stellung ſeines Volks. Nachdem er ſoweit möglich feinen Staat innerlich 
organiſch georbnet und dadurch fo ſtark als thunlich gemacht, Heer una Schiffsmannſchaften nur 
aus Bürgern und Metöfen gebilvet und einen für die damaligen Verhältniffe und im Ver⸗ 
gleich zu den Mitteln feiner Gegner ſehr erheblichen Staatsjchag geſammelt Hatte, tritt er mit 
feiner bogen, weit über den Stadtſtaat hinausgehenden Idee von Athens Beruf entſchieden her: 
vor und fucht für biefelbe das Verſtändniß und die Begeifterung feines Volks zu erlangen. Da 
Athen für jich allein der nothwendigen Selbftändigfeit nicht fählg war, fo handelte es fi vor: 
erit um eine Goncentration der gefammten hellenifchen Nation, eine Idee, melde, obgleich P. 
zu ihrer Verwirklichung alles Mögliche that, an dem Particularismus der vielen griechiſchen 
Stadtiſtaaten und namentlih an dem Antagonismud von Sparta fheiterte. Sowie aber Athen 
im hoͤchſten Sinne der Träger der Kraft und des Glanzes des Hellenifchen Geiſtes war, fo ſtand 
und fiel die griechiſche Nationalität mit Athen. Nach Bereitelung der panhelleniſchen Foͤdera⸗ 
tiondidee unter Athens Führung blieb für die auswärtige Politit P.'s nur Ein Weg, nämlich 
der, durch Golonijation Athens überflüfjige Bevölkerung abzuleiten und damit ſelbſt neue athe: 
nische Machtgebiete zu erwerben, durch Bundeöverträge foviel als möglich an fich zu Fetten, im 
übrigen aber auf die Kraft der Waffen zu rechnen. P. erkennt bie Erhaltung der nationalen 
Ehre als das erſte, Höchfte, um nichts verfäuflicde Gut feines Volks; Hält zu großen Zielen au 
nur große Mittel, bie er ſtets bereit bat, für geeignet; meidet alles, was man eine Politik „ver 
freien Hand” nennen fönnte, indem er ſtets fein Ziel Elar und entfchieden ausſpricht und mit 
aller Energie dafür eintritt, fchlägt aber den Werth der Herrſchaft nicht nach der Zahl und Aus: 
dehnung ber beherrſchten Länder und Völker an, ſondern nad dem Werth der Beherrichten ſelbſt. 
Stets und nach allen Seiten hin wachſam, vorfidtig für alle Fälle, ohne libereilung im Glück 
und unentmuthigt im Unglüd, ſteht er ein unerſchütterlicher Feld in der Springflut bed Erfolgs 
wie in der Sturmnacht des Miggeſchicks. Selbſt ver erite Soldat feines Volks, ein unvergleich⸗ 
licher Feldherr, liebt er ven Krieg nicht. Aber er bereitet und führt ihn feinen großartigen Ideen 
gemäß. Nicht das Kleine griechiſche Landgebiet, ſondern das weite, bewegliche, nach griechiſcher 





5) Befonders berühmt find die officiellen Leichenreden P.'s und hat unter diefen diejenige, welche 
uns Thucydides in feinem Peloponnefiſchen Krieg, Buch 2, Kap. 85 fg., überliefert, die größte Bes 
sühmtheit erhalten, 

6) Die neueflen Schriften über Thucydides find gie Aufſätze von F. Kortüm in deſſen Geſchichtliche 
Forſchungen im Gebiete des Alterthums, des Mittelalters und der Neuzeit, von denen ber eine Gedau⸗ 
ten über die pädagogilchsphilologifche Erklärung Thucydides enthält, der andere mit „Zur Charakteriſtik 
Thucydides“ überfchrieben if. Dann: Bodshammer, Die fittlicysreligiöfe Weltanfchauung Thucydides 
(Tübingen 1862). Das geiſtreichſte Werk über biefen berühmten Schriftfleller bleibt aber immer: Ros 
fcher, Leben, Werke und Zeitalter Thucybides' u. |. w. (Göttingen 1842), Thl. 1 der Klio. 
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Anſicht Die Völker nicht ſcheidende, ſondern verbindende Meer iſt ver eigentliche Kriegsſchauplatg 
P.'s, der es verſteht, den Athenern für den Fall des Verluſtes ihrer Stadt ein zweites Athen 
auf den Schiffen zu erbauen. Alle Kriege P.'s haben, im Verhältniß zu ſeinem Staatsideale, 
den Charakter von Defenſivkriegen, von Kriegen für Athens Selbſterhaltung, die mit ſeiner 
Hegemonie über Griechenland und feiner imponirenden, ja herrſchenden Stellung über die Bar: 
baren identiſch ſchien. Zu diefem Zwed war das ganze athenifhe Volk nur Ein Heer, deſſen 
Werth P. in der vollkommenſten Disciplin fand. Deswegen fuchte er die Athener zu überzeu- 
gen, daß der endliche und entſcheidende Sieg nicht von momentanen heißblutigen Aufwallungen, 
fondern vielmehr davon abhänge, den Feind gleihfam mit dem Gewehr beim Fuß ruhig heran⸗ 
flürmen zu laffen, um ihn in dem den eigenen Waffen günftigften Moment mit deſto zerflören: 
derer Wirkung empfangen zu Eönnen. P. ſtrebte nicht nad) einer ungemeflenen Ausdehnung des 
athenifchen Landes, obgleich er für die Berechtigung des athenifchen Einfluffes feine Schranfen 
anerkannte, und übte ald Sieger nie eine Härte, die nicht als Eriftenzbedingung für Athen 
erſchien. Gleichwie aber P. in Athen die Oligarchie, welde nah Art aller Oligarchien mit 
Sparta und wol aud mit Perfien confpirirte, nieverwerfen mußte, fo befämpfte er auch in 
andern Staaten reſp. Städten gerade fie am Heftigften und übte gegen fle auch die meiſte Strenge. 
Weit entfernt aber, für die charakteriſtiſchen Schwächen jenes Volks und namentlich des atheni: 
ſchen Demoß blind zu fein, fuchte ex dieſelben durch fein eigenes Beifpiel maßlofen Patriotismus 
zu beilen und verfland es, fein Volk zu einer folden Höhe patriotifher Opferbereiwilligkeit 
zu fleigern, daB die Achtung vor Athen felbft im Feindeslande zu einem mächtigen Bundes: 
genofien werden mußte. 

Unter diefen Umſtänden erklärt es fi, daß und warum P. fein bemofratifches Volk tbat- 
ſächlich wie der unbeſchränkteſte Monarch beherrſchte?) und fon früh die Furcht entfland oder 
doch als begründet vorgefhügt wurde, ald ob er auch den Namen eines Tyrannod annehmen 
wolle. Allein P. beberrfchte fich ſelbſt und fürchtete vielleicht mehr als feine Anhänger die Ge⸗ 
fahren einer Uſurpation, weil er diefelben beſſer durchſchaute. P.'s Macht beruhte auf dem Prä⸗ 
figiun feiner eminenten Perfönlichkeit, welche er aber nicht nur nicht vom Volk abſchloß, 
fondern vielmehr fo ſehr mit feinem Volk zu iventificiren verſtand, daß dieſes ſelbſt in ihm zu 
berrfchen glaubte. Das Ariftotelifche Ideal der Herrfhaft, die gute Einherrſchaft oder bie 
Monarchie als die alleinige Herrihaft des Beſten, ſchien fi in der vierzigjährigen Periode der 
polisifhen Wirkſamkeit P.'s verwirklicht zu Haben ®), und wenn man allen den echten Glanz 
überfchaut, der fi) namentlich während einer funfzehnjährigen ausſchließlichen Herrſchafts⸗ 
und Friedenszeit unter B. in Athen entwidelte, fo fühlt man unmerflich ewas von den Träu: 
men eined goldenen Zeitalters in ſich erwachen. 

Allein man würde fehr irren, wenn man glaubte, daß diefem hellen Bilde jeder Schatten 
fehlte. Schon die Politik P.'s ift nicht ohne Fehler. P. dachte vor allem nie in volfem Exrnfte 
an einen wahren Föberaliömus. Es iſt freilich der Fehler des antiken Staats: und Völker: 
rechtsprincips überhaupt und namentlich der Fehler Spartad gemefen, daß P. bei allen oflen- 
fibeln Föderativbeftrebungen nur an Athens Hegemonie denken konnte.,) Mag daraus eine 
perſoͤnliche Rechtfertigung P.'s ohne Zweifel hervorgehen, objectiv hetradhtet befteht ver ange: 
führte Fehler feiner Politik doch. Auch möchten wir fagen, P. habe ven fehr bedeutungsvollen 
Behler gehabt, gegen feine eigenen Tugenden nicht auflichtig genug geweſen zufein. Sein ganzes 
Syitem berubte eigentlich nur auf feiner Perfönlichkeit, und die Erhaltung deſſelben mußte ohne 
ihn ald in Frage geftellt eriheinen. In einer Republik ift Died ein noch größerer Fehler als in 
einer Monarchie, der auch nicht damit entſchuldigt werden kann, daß P. nicht darauf rechnen 
Tonnte, jeine beiden legitimen Söhne überleben zu müflen. Aud hat ih PB. mehrmals dazu 
verleiten laffen, durch Beftehung zu feinem Ziele zu gelangen, und mie geläufig dieſes Mittel 
allen Zeiten gewefen, wie entſchuldbar es dem Alterthum gefchienen haben mag, „semper ali- 
quid haeret”. Selbſt der Privatcharakter P.'s war nicht von allen Schwächen frei, und wenn 


7) Zerminier, Histoire des legislation, I, 229 fg. „Ce chef d'une democratie &tait un veritable 
toi.” Laboulaye, Etudes morales et politiques, S. 137, 144fg., vergleicht die Allmacht B.'6 mit der 
eines Bhilipp II. von Spanien und hebt hervor, daß mit dem Tode beider, gleichwie mit dem Lub⸗ 
wig’6 XIV. und Nikolaus’ von Rußland der Verfall beginnt. Überhaupt ift die Geſchichte P.'s für die 
* an den Staatsformen und deren Verhältniß zu den Regierungsprincipien der Staaten ehr 
ehrreich. 

8) Der Beginn ber politifchen Wirkfamfeit P.'s wird etwa von 469 an gerechnet. 

9) Zaurent, Etudes, II, 195 fg. 2erminier, I, 228. 
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aud fein Berhälinig zu der geiſtreichen Afpafla 19) meber überhaupt ein blos triviales war noch 
Rreng nad) den chriſtlichen Sittlichkeitsgrundſätzen beurtbeilt werben darf, fo hat ed doch feiner: 
zeit Anftop erweckt und iſt nicht dadurch geabelt, daß ein P. ed unterhielt, fondern P. muß un 
endlich hoch geftanden haben, weil ex ſich in feiner Stellung behauptete, obgleich er mit einer He: 
täre buhlte. 11) Man braucht daher auf die heftigen und oft fehr plumpen Verleumdungen, deren 
Gegenſtand aud ein P. geweien, keinen Werth zu legen und muß doch erfennen, daß P. weder 
von menſchlichen noch politifhen Schwächen ganz frei war, Aber B. Hat nicht nur den Beften 
feiner Zeit Benüge getban, ſondern auch fle alle weit übertroffen, und während die ihn geifeln- 
den griehifhen Satirlker den Sturmvoͤgeln gleichen, welche mit Athens Niebergang ven Unter: 
gang Briechenlands vorherfagen, wird der Name P.'s auf ewig mit der glänzendſten Periode 
Griechenlands und baher mit einer der glänzendſten Perioden ber Gefchichte ver Menſchheit un: 
auflöslich verbunden bleiben. 12) 

Je mehr man die Größe ver Zeltgenoffen 13), namentlich der Gegner P.'s erkennt, deflo er: 
babener muß er felbft hervortreten, und wenn Athen nad dem Tode P.'s ſchnell verfiel, fo 
geſchah es nicht infolge der Politik P.s, ſondern deshalb, weil die Athener dieſe Politik nad 
P.'s Tode verließen, und weil fie ſelbſt aufhörten diejenigen Athener zu fein, die fie zur Zeit P.'s 
gewefen. Athen ging an dem innerſten Princip der antiken Politik zu Grunde wie alle Staa= 
ten der Alten Welt, und werben aud) Diejenigen Staaten unferer Ara zu Grunde gehen, melde 
fih, wenngleih unter andern Formen, zu dieſen Principien thatſächlich bekennen. Daß aber 
PB. im Stande war, unter der Macht vieler alle Berbältnifle und Menſchen beherrichenden Prin⸗ 
cipien Athen und mit ihm den griechiſchen Geiſt zu der Höhe feines Zeitalters zu erheben, das 
wird ewig fein darum deſto größeres Verdienſt bleiben, dem der nach ihm folgende fhnelle Ver⸗ 
fall nur als Folie dienen kann. 

Literatur. Außer den bisher im Text und in’ den Noten angeführten Schriften vgl. die 
Auffäße s. v. Thucydides in Pauli's „Realencyklopädie“ und in Erſch und Gruber's „Allge⸗ 
meine Encyklopädie“. Weflenberg, „Volksleben zu Athen” (1828). Bilfing, „Athen und 
bie Politik feiner Staatömänner u. f. w.“ (Heidelberg 1862). Curtius, „Griechiſche Ge⸗ 
ſchichte““ II, 172 fg. Weber, „Allgemeine Weltgeſchichte“, IL, 509 fg. J. Seld. 

Perfien. (Begriff ver Nationalität. Geographiſch⸗-ſtatiſtiſche Überfigt. 
Geſchichtlicher überblick. Berfaffungdgefhihte. Gegenwärtige Berfaffung.) 

l. Begriff der Nationalität. Man bezeichnet im Sprachgebrauch Europas mit dem 
Namen Perfer ein Gemiſch von Nationalitäten, welches mit dem einheimifhen Namen Iranier 
beißt und in zmei oder, wenn man will, drei urverſchiedene Beſtandtheile zu zerlegen iſt. Berfien 
iſt das Grenzgebiet, mo die drei großen Völferfamilien, Semiten, Arier und Turanier, ſich be= 
rühren; die Bermifhung derfelben ift jedoch nirgends fo vollſtändig durchgedrungen, um eine 
einheitliche neue Nation zu erzeugen, obgleich das femitifche Blut Im Laufe der Zeiten am mei⸗ 
ften von den beiden andern aufgefogen worden iſt und die heutigen Perſer daher nit ganz 
unrecht haben, menn fie die iranische Nation nur in zwei Hälften theilen, Deren einer fie die Bes 
nennung Farſy, der andern Die Bezeichnung Turfi geben. In den Anfängen unferer geſchicht⸗ 
lichen Kunde biefes Landes finden wir die ganze Südhälfte veffelben von ſemitiſchen Ureinwoh⸗ 
nern bevölfert. Die affgrifche Herrſchaft verpflanzte femitifhes Blut bis nah Herat und Kabul. 
Mit dem Ball der aſſyriſchen Herrſchaft tritt das iraniſche Element von der Norboftgrenze des 
Landes herein und überwiegt unter der achämenidiſchen Herrfchaft. Im macedoniſchen Zeitalter 
drängt wieder von Meſopotamien ber fyrifches Volk fi bis in den Often vor und weicht erſt 
dem Andrang turanifcher Stämme, die von Norden ber ven Ariern nachrücken. Die arijche 
Tendenz, die unter ven Saflaniden wieder durchbricht, ift ſchon ſtark femitifirt und bereitet fo der 
neuen jemitifhen Völkerwanderung ben Weg, die mit dem ſtürmiſchen Anprall des Islam das 
ariſche Land bis an vie Örenzen Turans uͤberſchwemmt. Wiederum folgen vann Einbrüche vom 


10) Dgl. den gleichlautenden Artikel in Pauli's Realencyklopaͤdie, Thl. I, und Deimling, a. a. O., 
S. 333. Uber den Hetäriemus f. auch Backofen, Mutterrecht, ©. 78. 

11) Ebenſo muß die von den Athenern gewährte Legitimation feines mit der Aſpaſia erzeugten Soh⸗ 
nes beurtbeilt werben. j 
u Über den Aufang bes Peloponneſiſchen Kriegs, die Peſt in Athen und den Tod P.'s vgl. Weber, 

r g. 

13) Dem P. war ein Miltiades, Ariſtides, Themiſtokles, Timon und Thucydides vorausgegangen 
und theilweiſe noch gleichzeitig. 
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Norden her; turaniſche, turkmaniſche Horden folgen jahrhundertelang aufeinander, dringen 
bis an Europas Grenze vor und nehmen dann wieder ihren Rückzug auf Perſien. Was in 
dieſem Voͤlkergedränge neben der noch immer wandernden turaniſchen Bevoͤlkerung haften ge⸗ 
blieben iſt, trägt den Namen Farſy, Perſer. Dieſer ethniſche Begriff umfaßt wieder zweierlei 
Arten von Menſchen. Die eine bewohnt die Gebirge im Süden und Weſten und begreift in 
ſich die Bachtiaren, Luren und Kurden, ſowie eine Zahl verſprengter ſtammverwandter Volko⸗ 
haufen, die durch künſtliche, gewaltſame Verpflanzung bis nach Maſanderan und der turkma⸗ 
niſchen Grenze, ja bis nach Kandahar verſchlagen ſind. Phyſiſche Schoͤnheit, große Koͤrperkraft, 

Furchtloſigkeit, Rührigkeit und natürlicher Verſtand zeichnen dieſe Völkerſchaften vortheilhaft 
aus; aber ihr gänzlicher Mangel an Disciplin, ihre erregbare Reizbarkeit, ihre überfpannten 
Begriffe im Punkte der Ehre und ihre Hartnädigkeit machen fie zu wenig brauchbaren Elemen⸗ 
ten im Staatöleben. Der andere Menſchenſchlag ift ganz anderer Natur. Iſt jener der Iranier 
in unverfälfchtem Naturzuftande, fo ifl diefer der verfeinerte, durch Kreuzung ver Raſſen ver: 
edelte Arier. Er bildet die Bevölferung der perfifchen Städte, iſt ber eigentlich perſiſch redende 
Theil des Volks und Mt aus einer fortgefegten Mifhung von iranifhem, arabifchem, indiſchem 
und türkiſchem Blut entfprofien. Diefe Menſchenklaſſe nennt fich felbft Tadſchik. Sie vereinigt 
in ihrer Körperbildung und Phyſiognomie die Vorzüge der kaufafifchen Raſſe mit den Gigen- 
thümlichkeiten aflatifher Schönheit: hoher Wuchs, ſchwarze brennende Augen, ſtarker Bart: 
wuchs und dichte gemölbte Brauen find der gemeinfame Typus. Sie liefert vorzugäweife die 
Staatdmänner, Gelehrten, Künftler, die Geihäftsmänner und Handwerker, aber auch Tagediebe 
und Abenteurer in Menge; Beift, Wig und Spott find ihr geiftiges Erbtheil von jeher geweſen; 
Vergnügungsſucht, Blattheit im Benehmen, Rügenhaftigkeit und Blafirtheit Haben pie modernen 
Generationen vor ihren Urpätern voraus, Als Ganzes betrachtet find Die Tadſchik nur eim zu- 
fammengewürfeltes Gemisch von Individuen; fie Eennen keine Bande des Stammes, ja faum 
der Familie, und find auch darin die Epigonen der alten Perſer, bei denen eine geordnete Stamm: 
verfaflung nie zur Ausbildung gelangen Eonnte. Ganz anders ift dad Bild, weldes bie tür: 
kiſche Bevölkerung Irans zeigt. Man kann nicht fagen, wo jle anfängt und wo fle aufhört; 
und der Verſuch, Die türkifhe Sprachgrenze durch eine Linie ziemlich weit weſtlich zu zeichnen, 
wie ihn die neuefte Karte macht, ift ein vergebliher. Sie ift über das ganze Land im Morben, 
Weſten und Often verbreitet. Der Kern dieſer Raſſe ift nomadifch geblieben; nicht, daß fie ziel- 
und ſchrankenlos das Land durchſchweifte wie ehemals, fondern fle hat ihre beſtimmten Wohn: 
pläge, ihre feſten Wanderkreiſe für jedes der vielen Gemeinweſen, die zu ihr zählen, aber fie bat 
das Eharafteriftifche des Nomadenthums bewahrt, indem bei ihr die Bande des Stammlebens 
ebenfo feft und dauernd find als bei ven Tadſchik locker; dieſe Wanderflämme bilden zufammen- 
genommen ein einheitlicheö und gleihartiges Ganzes, eine Körperihaft im Staate, deren Be: 
deutung namentlich in ihrer Ertegerifchen Tüchtigkeit liegt. Auspauernd und arbeitfam, durch 
Aderbau und Biehzudt an Anftrengung gewöhnt, muskulds gebaut, repräfentiren fie bie phy⸗ 
fiſche Kraft des Landes; und um wie viel jie den Tadſchik an geiftiger Lebhaftigkeit nachſtehen, 
um ebenfo viel übertreffen fle die iranifche Nafle an Moralität und Thatkraft. Ste baben es 
bewieſen, indem fie wienerholt dem Lande die größten Fürſten gegeben haben. Auch die gegen⸗ 
wärtig herrſchende Dynaſtie ver Kadſcharen iſt ihnen entſtammt. 

Der Gegenſatz zwiſchen dieſen beiden fo ganz heterogenen Elementen der Bevoͤllerung iſt 
für die politiſche Betrachtung des Landes von hoͤchſter Wichtigkeit. Die gegenſeitige Verachtung, 
mit welcher die einen die andern behandeln, lähmt die Kraft ded Staats; der Indifferentismus 
der einen gibt dem Gemeinfinn der andern nichts nach; Die einen reden, bie andern handeln ; 
aber die revenden führen das Wort, bis die andern zum Schwert greifen; jene haben es ver: 
flanden, fid vor der Welt, der europäiſchen indbefondere, als die wahren Vertreter Irans zu 
geriren, und find nicht felten als die Franzoſen des Orients begrüßt worden ; vielleicht laſſen fich 
die andern als die Deutichen ded Oſtens bezeichnen. 

H. Geographiſch-ſtatiſtiſcher Überblid. Berfien ald Land hat Feine natürlichen 
Grenzen. Als Reich Hat e8 feinen Umfang zu verfchlevenen Zeiten jo vielfach geändert, daß 
jeweiltge Angaben über die dazu gehörigen Länder und deren Bevdlferung fich jeverzeit auf 
einen andern territorialen Complex beziehen. Bald bat es ſich, wie unter ven Achaͤmeniden, den 
Parthern und wieder im 17. Jahrhundert unter Schah Abbas vom Indus bis zum Euphrat 
und bis an die Geſtade des Mittelmeerd entfaltet, und mag an 70—100 Mill. Einwohner ge: 
zahlt Haben, bald wieder waren die Herrfcher Perfiens auf den Beflg weniger Provinzen 
beſchränkt und Herren von kaum 3 Mill. Menfhen. Die politifche Eintheilung in Berwaltungs:- 
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bezirke ift in gleicher Weiſe ſchwankend und wechſelnd geweſen. Darius theilte fein Reich in 
20 Satrapten, im parthifchen Reich kennen wir die Namen von 18 Provinzen; das ſaſſanidiſche 
umfaßte 24 Ränder. Nach einer langen Zerriffenheit in den erften Jahrhunderten bed Islam, 
die in ihren geographiſchen Einzelheiten fih am leichteften durch kartographiſche Darftellungen, 
wie in Spruner's hiſtoriſchem Atlas !), veranfchaulicden läßt, wird ed dann von den mongoli: 
fen Weltreichen verfhlungen und bildet zum Theil ihren Mittelpunkt. Die Safewidenherr⸗ 
haft ſeit Beginn des 16. Jahrhunderts richtet allmählich das alte Reich in gleichem Umfange 
wie zur Saffanidenzelt wieder auf und flellt die 24 Statthalterfchaften wieder her.)) Von die: 
fen find feltvem 9 durch den Abfall ver Afghanen, 3 durch Abtretung an Rußland verloren 
gegangen, ſodaß das jekige Rei von Iran nur 12 derjelben noch beilkt. Doch find auch dieſe 
weit entfernt, feft abgeſchloſſene und ein für allemal abgerundete Bezirke zu fein; vielmehr mer- 
den fortwährend dur Abtrennung einzelner Diftricte und Vereinigung mit andern ober durch 
Zuſammenwerfen mehrerer Provinzen zu einer Statthalterichaft pie Innern Abgrenzungen ver: 
rückt; ja ſelbſt die Grenzen nach außen find in vielen Einzelheiten fortwährenden Schwankungen 
unterworfen. Die folgende Aufzählung der Beſtandtheile des Reichs verzeichnet daher mehr bie 
Sauptgruppen, den Kern der Bintheilung bes Landes, als daß fle die gerabe beſtehende admini⸗ 
ſtrative Organifatton veranſchaulichte. Zwiſchen der aflatifhen Türkei im Weften, Rußland, 
dent Kaspiſchen Meer und den Khanaten von Khiwa und Bokhara im Norden, Kabul und 
Afghaniftan tm Oſten, dem Indiſchen Dcean und Perfifchen Meerbufen im Süden breitet fi 
ein Länderſtrich aus, deffen Oberfläche na Berehnung — eine Vermeffung ift noch nicht zu 
Stande gefommen — zwiſchen 22— 26000 Duadratmeilen angegeben wird. Die weftlichen 
Provinzen find: 1) Luriflan, das Bergland am obern Laufe des Kerfha, Grenzgebiet gegen . 
Bagdad, von dem obenerwähnten Stanıme der Luren bewohnt, mit den Städten Mijanrud und, 
Khurremabad; 2) Arbilan, dad perfiiche Kurbiften, neben kurdiſcher auch von türkifcher Be- 
vöfferung bewohnt, mit der Hauptfladt Kermanſchah; 3) Aſerbeidſchan mit der Hauptflabt 
Täbris (160000 Einwohner), dem wichtigſten Mittelpunfte des Handelsverkehrs mit Kuropa, 
und den Plägen zweiten Ranges, Urumia, Meragha, Khoi; ift überwiegend von Türken be⸗ 
völkert. Die Nordgrenze bilden: 4) Ghilan mit Deilem und bem unter einem beſondern Gou⸗ 
verneur flehenden Diftriet Talifeh, das Küftenland um die Südweſtecke des Kaspiſchen Meers; 
für Europa bedeutfam wegen feiner trefflihen Seidenzucht; Hauptſtadt Reſcht; 5) Mafanderan 
nebfl dem ebenfalls gemöhnlich befonders verwalteten Fürſtenthum Afterabab, im Süden bes 
Kaspiſchen Meers, Hauptort Sarl, außerdem nennenswerthe Handelsplätze Balfruſch, Amol; 
Bevoͤlkerung iraniſch; 6) Taberiſtan nebit Kumis, oͤſtlich vom vorigen: Grenze gegen die Turk⸗ 
manen im Oſten des Kaspiſchen Meers; 7) norböftlich ſtoͤßt daran das alte Parthien, jetzt Ku⸗ 
hiſtan, das Gebirgsland genannt, bewohnt von einer Miſchung aus Nordariern und Turaniern 
und in zwei Diſtricte Terbidſchan und Tebes getheilt. Die Hauptprovinz des Oſtens iſt 
8) Khoraffan, ein weites Land, deſſen Herren die Perſer jedoch nur zum Theil ſind; ſeine Haupt⸗ 
ſtadt iſt Meſched (180000 Einwohner), der Knotenpunkt des Verkehrs mit dem Oſten, poli⸗ 
tiſch wichtig wegen der Straße nach Herat und der Grenzſcheide gegen dies jetzt unabhängige 
Fürſtenthum. 9) Kerman iſt die ſüdoͤſtliche Grenzprovinz, großentheils ein wüftes Land, doch 
in dem bewohntern Theile mit dem Städten Kerman, Ardeſchir und Gawaſchir induſtriereich. 
Den Sübrand endlich bilden 10) Farſiſtan, das alte Stammland der eigentlichen Perſer mit der 
alten Hauptſtadt Perſepolis und der gegenwärtigen Schiras und der Hafenſtadt Bender-Buſchir 
am Berfifhen Meerbufen, und 11) Khufiflan mit der Hauptflabt Schufchter In ver Nähe der 
alten Koͤnigsreſidenz Sufa, und ber Grenzſtadt gegen Basrah, Mohammera, die als Cinbruchs⸗ 
flation auch im letzten englifchen Kriege viel genannt wurde. Inmitten diefes Kreifes von Land⸗ 
fhaften und Ländern liegt 12) die Hauptprovinz Irak, zum Unterſchied von der gleichnamigen 
türfifchen Provinz das perfifche Irak genannt. Der Name fchon, welcher nichts anderes bedeutet 
als „ariſch“, weift parauf hin, daß ed der Kern des Reihe iſt. In ihr liegt Die einft prächtige 
und noch jeßt bedeutende (150000 Einwohner) ehemalige Hauptfladt des Landes Ispahan und 
das felt dem Gründer der gegenwärtigen Dynaſtie zur Refldenz erhobene, etwa 100000 Ein⸗ 
wohner zählende Teheran. 

Über die numerifhen Berhältniffe ver Bevölkerung fehlt es an zuverläffigen ſtatiſtiſchen An- 


1) Spruner, Giftorifehsgeographifiier Handatlas (Gotha 1855), Abth. 3. 
2) Das Einzelne vgl. man bei Ritter, Erbfunde, Thl. VIII, Buch 3, ©. 122-158 . 
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gaben. Man darf als annähernd richtig annehmen, daß die Geſammtbevölkerung Perfiens 
10 Mill. Seelen nicht überfleige, ſodaß im Durchſchnitt auf der Quadratmeile nicht mehr al 
400 Menſchen wohnen, große Streden find aber unbewohnbare Wüflen. Die angeflebelte Be: 
völferung in Städten und auf dem Lande beläuft fih auf etwa 7 Mill., die nomadiſche auf 
3 Mill. Dem Glaubensbekenntniß nad find die bei weitem überwiegende Diehrzahl Mohamme 
daner, namlich 7,500000 Schiiten, 1,500000 Sunniten, 500000 Diſſidenten verſchiedener 
Sekten, während Chriſten (Armenier und Neflorianer), Juden, Gebern und Heiden etwa 
Y, Mil. zufammen ausmaden.?) 

Die Dichtigkeit der Bevölkerung ift nach dem Terrain und ven Culturverhältniſſen ſehr ver: 
fhteden. Berfien ift im allgemeinen wafler: und vegetationdarm, dagegen reich an Bebirgen 
und Salzwülten. Die Gebirge, unfähig größern und complicirtern Erwerbszweigen Nahrung 
zu geben, find, ſoweit fie nicht ganz unbewohnt find, nur der Aufenthalt für Nomaden, die, 
wenngleich auch fie während ver Wintermonate ſich in Städten, Flecken und Dörfern zuſammen⸗ 
drängen, fih doch ver Bearbeitung des Bodens nur in nothdürftigſter Weife zur Befriedigunz 
bes eigenen Bedarfs unterziehen. Da nun ſelbſt große Raumflächen oft nur den Heerden weni: 
ger Befiger Butter fihern, fo ift bie Bevölferung der gebirgigen Diſtricte nur ſpärlich. In ven 
Ebenen der Öftlihen Provinzen, mo bie Salz: und Sandſteppen den vorwiegenven Theil der 
Landſchaft bilden, ift der Anbau des Bodens noch Färglier und beſchränkt ſich faſt auf die hin 
und wieder von der Natur eingeftreuten Dafen, die dann oft von außerordentlicher Fruchtbarkeit 
und Ergiebigkeit find, daher dicht bevölfert und angebaut zu fein pflegen. Die zwiſchen jenen 
unfrudtbaren Gebirgen und dieſen waſſerarmen Sanpmüften belegenen Niederungen der mitt: 
lern Provinzen halten fi rudiihtlih der Kultur und Bevölkerungsdichtigkeit auf einer ge: 
deihlichen und glücklichen Mittelftufe. Gier iſt der Zuftand der Gewerböthätigfeit ein befonters 
blühender, wofür die größere Zahl volfreicher Städte, die gerade das mittlere Perfien auf: 
zuweifen hat, ein günftiged Zeugniß ablegt, und ebenfo ernährt der Boden hier durxch einen 
ebenfo forgfältigen Anbau ald reichen Ertrag eine dichtere und wohlhabendere. Ländliche Be: 
völferung. Am meiften von der Natur begünftigt erfcheinen aber bie limgebungen der Binnen: 
gewäjler, im Weiten des Urumiaſees, im Norden des Kaspifchen Meers. Dort ift Aſerbeid⸗ 
ſchan und hier find die probuctenreihen Provinzen Ghilan und Mafanderan am dichteſien 
bevölkert. 

Der Nationalreihthum Perſiens befteht hauptſächlich in einem über das Bedürfniß dei 
Landes hinausgehenven liberfluß an Producten der Viehzucht, ver Seldenzudt, des Aderbaurt 
und der Obſtzucht. Pferde, Schafe, Häute und Belle, Butter und Talg, Nohfeide, Cocond und 
Seidenwurmfamen, Weizen, Reis, Taback, Baummolle, Barbfloffe, getrodnete Früchte und 
Htofinen bilden bie Hauptgegenftände der Ausfuhr. Die Induſtrie ift von ihrer frühern Höhe 
und Berühmtheit fehr herabgefommen, und die zur Ausfuhr kommenden Manufacte in Wolk, 
Seide und Baummolle, Teppiche, Shawls und Bekleivungsfloffe finden ihren Marft faſt nur 
im Orient ſelbſt, feltener den Weg nach Europa. Dagegen bezieht Perfien ven größten Theil 
feines Bedarfs an baummollenen Zeugen, an Bolonialwaaren und an metallurgifchen Erzeug: 
niffen aus dem Auslande, vorzugsweije aus Europa. | 

In bandelöpolitiiher Beziehung unterſcheidet man mit Recht zwiſchen Oft: und Mel: 
perfien. Senes, das oͤſtliche Gebiet, lehnt fi in feinen Bebürfniffen, feinen Handelsformen 
und Handelswegen an die oftaliatifhen Staaten an, mit denen ed theild durch die Karavanın: 
ſtraßen, deren Knotenpunkte Herat und Meſched find, theild auch auf dem Seewege, deſſen Aud: 
gangahafen Benver-Bufchir it, in Verkehr ſteht; doch iſt Die Schiffahrt faſt ausfchlieglid in 
nichtperſiſchen Händen, da der Perſer eine durchgängige Antipathie gegen alles Seeweſen hat. 
Die weſtliche Hälfte Perliend, deren Hauptmarft Tähris iſt, unterhält vagegen einen lebhaften 
Handel mit Rußland, der Türkei und den mweftlihen Curopa, wohin ber Verkehr theild über 
Tiflis, theild über Erzerum feinen Weg nah dem Schwarzen Meere und durch Vermittelung 
Konftantinopeld nimmt. Um den Grfammtbelauf des Aus: und Rinfuhrhandels in beiden Be: 
bieten in ein paar runden approrimativen Ziffern zu veranſchaulichen, fo fhägt man 

die jährliche Ausfuhr aus MWeftperfien auf 13,200000 Thlr. 
die jährliche Ausführ aus Oſtperſien auf 7,800000 „ 
Geſammtausfuhr 21,000000 Thlr. 


3) Blau, Commerzielle Zuftände Perſiens (Berlin 1858), ©. 1. 
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die jährliche Ginfuhr in Weftperflen auf 13,000000 Thlr. 
die jährliche Einfuhr in Oftperfien auf 8,000000 „, 


Gejammteinfuht 21,000000 Thlr. 


ſodaß ſich ein durchſchnittlicher Geſammtumſatz von beiläufig 42 Mill. Thlra. annehmen läßt, eine 
Ziffer, die allerdingẽ keinen ſehr Hohen Begriff von ven Dimenſtonen des perſiſchen Handels gibt, 
aber doch zu beweifen ſcheint, daß der Belauf des Gewinftes aus der Ausfuhr den Bedarf ber 
Einfuhr zu decken im Stande if. Da über dad Finanzweſen des perfifchen Reichs weiter unten 
in dem Abſchnitt „Verfaſſung“ die Rede fein wird, fo fei bier nur bemerkt, daß ed eine Staats- 
ſchuld in Perfien nit gibt. Die Communicationdmittel im Lande find noch Außerft primitiver 
Art. Wie ed feine Seeſchiffahrt gibt, fo gibt ed auch keine Flußſchiffahrt, keinen fhiffbaren Fluß. 
Kunſtſtraßen befigt Perfien, mit Ausnahme einiger Keiner Streden zwiſchen der Hauptſtadt 
und den benahbarten Luftfchlöffern des Schahs, nicht. Der Verkehr bebient ſich daher zum 
Transport noch ausjchließlich der Laftthiere; Karavanen von Kamelen, Pferden, Maulthieren, 
Eſeln find die üblichen Fortſchaffungsmittel. Telegraphen find in neueſter Zeit angelegt worden 
von Teheran nach Täbris und nach Reicht; an einer Linie nach der ruffifchen Orenze wirb gebaut, 
und eine andere, welche ihren Anſchluß in Bagdad finden foll, iſt projectirt. 

Trotz diefer unverfennbaren Unentwideltheit aller feiner Verhältniſſe ift Perſiens geogra: 
phiſche Rage als öftlihen Nachbars ver Türkei und Inmitten der Länder, welche Weſt- und Oſt⸗ 
aſiens ganze Zukunft im Schofe tragen, wohl geeignet, ihm über kurz oder lang eine höhere Be⸗ 
deutung auch für Europa zu fihern und es als zunächſt berufen erfcheinen zu laffen, vom poli- 
tifchen Geſichtspunkte aus [härfer ins Auge gefaßt zu werben. 

IE Geſchichtlicher Überblid. SBerilen ift vermöge feiner Lage von jeher der Schau⸗ 
plag des Zufammenfloßes der drei großen Völkerfamilien gemejen, deren Entwidelung und 
Ausbreitung die Geſchichte Weftafiens bilden, und Berfiens Geſchichte ift daher die Gefchichte 
eines halben Welttheils, in deſſen Grenzen, einem faft regelmäßigen Turnus folgend, abwechſelnd 
bald Iranier, bald Semiten, bald Turanier dad herrſchende Element find, Berfien bat zu keiner 
Zeit, jeit es feinen Platz in ver Weltgefchichte eingenommen, aufgehört, denfelben zu behaupten, 
e8 Hat nie dad Schickfal feiner Feinde getheilt, nach einer vorausgegangenen Zeit ver Blüte und 
des Ruhms von der Bühne der Geſchichte abzutreten und dein Fluch einer langen Vergeſſenheit 
anbeimzufallen, vorübergehend nur und felten find die Perioden, mo ed nicht den Mittelpunft 
großer Reiche gebildet Hätte. Perfien, ſoweit ed der Geſchichte angehört, iſt nie jung geweſen 
und nie alt geworden. Es tritt gleich als eine Großmacht auf den Trümmern großer Mächte in 
die Geſchichte ein. 

Weichlichkeit, Demoraliſation und Dünkel der Herrſcher und Voͤlker hatte in der erſten 
Hälfte des 6. Jahrhunderts v. Chr. den Fall der Reiche Vorderaſiens vorbereitet, als aus den 
Winfel einer unberühmten Satrapie ein neues kriegeriſches Geſchlecht in aller Friſch⸗ und Kraft 
ſein Haupt erhob und ſich die reiche Erbſchaft zur Beute erſah. Die Throne von Babylon, 
Medien und Lydien brechen, ſobald die neue Zeit daran rüttelt mit dem Weckruf: Genügſamkeit! 
Wahrhaftigkeit! Geſetzlichkeit! Genügſamkeit in den Bedürfniſſen des Lebens, Wahrhaftigkeit 
des gegebenen Worts, Ehrfurcht und Gehorſam den Geſetzen der Natur und der Religion waren 
die Fürſt und Volk durchdringenden fittlichen Orundlagen der Arier, mit denen der Gründer 
des perflichen Reichs gegen fein Jahrhundert in die Schranfen trat. Cyrus nennen Ihn bie 
Abenblänver, Kurufch die morgenländifchen Beitgenoflen; 558 v. Chr. iſt das Jahr, in welchem 
das Perſerreich an die Stelle des medifchen tritt. Cyrus’ Geſchlecht, das Haus der Achämeni— 
den, blieb länger als zwei Jahrhunderte faſt ununterbrochen, in einer ältern und einer jüngern 
Line, im Befig des Throns. Groß geworden durch dad Glück der Waffen, in fi erſtarkt durch 
bie weife Regierung Darjavuſch's I. (Darius Hyſtaspes' Sohn), erreicht dad Achaͤmenidenreich 
den Höhepunft feiner Macht unter Xerxes I. (Kſcharſcha), fängt dann zu ſinken an feit Arta= 
xerxes J. und flürzt zuſammen, als im Jahre 330 der große Alexander von Macebonien den 
dritten Darius (Kodomanus) beflegt hat. Nicht das fehnelle Wachsthum, nicht der raſche in⸗ 
nere Berfall, nicht die ſich wiederholenden Palaftintriguen, Koͤnigsmorde, Erbfolgeftreitigfeiten 
und Empörungen find die meltgefchichtlich bedeutfanen Momente diefer Jahrhunderte; denn fie 
fehren in gleicher Folge und Form in allen aflatifehen Despotien zu allen Zeiten wieder. Einen 
weit fpannendern Eonflict im großen Drama der Weltgefhichte und die eigentliche Intrigue 
dieſes Aufzugs bietet die Erfcheinung, wie der große orientalifche Koloß, nachdem er zuvor durch 
ded Darius Misgeſchick an der Donau und auf den Gefilden von Marathon, und des Xerred 
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Niederlagen zu Waſſer und zu Lande genöthigt iſt, den Gedanken an eine Beherrſchung ver 
Melt, an eine Eroberung Europas aufzugeben, ſchließlich demſelben Geifte und verfelben Kriegs 
kunſt des kleinen Griechenvolks erliegen muß, die ihm zuerſt, zu Cyrus’ I. Zeit, ein Gegenfland 
des Spotts und dann unter Cyrus dem Jüngern ein fo geſuchtes Merkzeug zur Stärkung jeiner 
eigenen Macht gewefen waren. 

Was die Berfer von Oſten ber nicht erreicht Hatten, Guropa und Alien unter Einem Scepter 
zu feben, das fegte mit glücklichern Erfolge ver macedoniſche Eroberer ins Werk. Mit 
Alexander's Sieg über den legten Achämeniden wechſelte die Dynaftie auf Perfiend Thron den 
Namen und das berrichende Volk wol feinen Plag; allein im ganzen und großen war dad Reid 
von feinem jähen Sturze raſch wieder erhoben und wieder geworben, wie ed geweien war. Die 
Geſchichtöophiloſophie der orientalifhen Hiftorifer' culminirt in der Nachricht, daß Ariftoteles 
felöft dem glüdlihen Sieger räth, die perfifchen Großen un des Einfluffes willen, den fle auf 
das Bolt Haben, an ihrem Plabe zu laffen und fo aus Feinden nützliche Stügen feiner Politik 
zu machen. Ja, was Cyrus gethan hatte, ald er die Tochter des legten Meders zu feiner erften 
Gemahlin erhob, daſſelbe that Alerander, indem er Darius’ Tochter Statira heimführte und 
damit im Sinne ber ortentalifchen Rechtsanſchauung und in den Augen des Volks feiner Befig- 
ergreifung gleihfam den Stempel legitimer Nachfolge aufprüdte. Mitten in feinen großen 
Planen, das alte Reich mit ven neuzugeführten Elementen zu verichmelzen, Europa mit Afiaten, 
Alten mir Europäern zu bevölfern und über beide von der alten Weltſtadt Babylon aus zu Herr: 
ſchen, ereilte ihn ein früher Tod (323 v. Chr.). Aber auch ald nad Ihm fein Meich zerſtückelt 
zwifchen feine Feldherren getheilt ward, blieb nad) kurzem Kämpfen die öftliche Monarchie wieder 
unter Binem Scepter vereint und bildete nun, feit Seleufusden Thron von Babylon (8120. Er.) 
beftiegen, das große Reich ver Seleuciden. Auch vieles ift nur eine Kortfegung der alten per: 
ſiſchen Monarchie. Der Erfolg der Waffen, der dem erften Seleufus den Beinamen Rifator 
gab und feine Macht bis an die Grenzen Indiend trug, war unter feiner Regierung mit Ge⸗ 
rechtigkeit und Milde gepaart. Das vorwiegend foriiche Element, welches mit dem griechiſchen 
verbündet dad Ariertyum in allen Sphären buld oberfläclicher, bald tiefer pringen» überwäl⸗ 
tigte, war ja dem Lande ohnehin nicht etwas jo durchaus Heterogenes, da e8 überall auf den vor⸗ 
handenen femitifchen Grinnerungen fußte. Nur an den Gemarfungen ber wilden und rohen 
turaniſchen Stämme brach ſich die Kraft diefer civiliſatoriſchen Völfervermifhung. Die Nad- 
folger des Seleufus Nikator waren nit im Stande, alle Länder, die ihr Ahn erworben, zu- 
fammenzupalten; die öftlihen Statthalter Fündigten zuerft den Gehorfam. Die Schwäche der 
Regierung des Antiohus Theos gab dad Sigual zur Erhebung bed parthifhen Kriegervolfs 
am Norvoftranbe Irand. 

Turanier übernehmen nun von der Mitte des 3. Jahrhunderts v. Chr. an bis in das 
3. Sahrbundert n. Chr. Hinein die Rolle ver Arier in Allen, während faft gleichzeitig in Europa 
Rom ald Meltreih an die Stelle Griechenlands tritt. Der rohen Kraft eined Volks von un: 
willenden, graufamen Barbaren erliegt die dreihundertjährige künſtliche Treibhauscultur des 
perftichen Reichs faſt auf den erfien Stoß. Das Princip ver turanifhen Stammoerfaflung auf 
die untermorfenen Gebiete übertragen, gibt vemBerferreih ein andered Gepräge. Die morgen- 
ländiſchen Gefhichtfchreiber nennen den Zeitraum der parthiſchen Herrichaft mit einem bezeich⸗ 
nenden Auddru die Epoche der Horbenfönige. An die Spige der neuen Eroberer ſtellte fidh 
Arſchagh (Arfaces), der Häuptling eines Eland, und ward bald von allen Stammhäuptern als 
Oberkönig anerkannt. Den parthifchen Staatenbund bildeten — der Eleinen Fürften nicht zu 
gedenken, welche unter der Oberlehnsherrlichkeit des Großkönigs flanden — vier Königreiche, 
das eigentliche Perfien, Baktrien, Armenien und Scythien. Im erften chriſtlichen Jahrhundert 
erſtreckte ſich das Neich der Arfactven über alle Provinzen des ehemaligen Perſerreichs. Mit 
den Römern bald in freunpfchaftliden Bunde, bald im Kampfe auf Leben und Tod, jet flegend, 
jegt beftegt, Eonnte ed doch niemals durch römische Waffen überwältigt ober zertrümmert werben 
und überbauerte die Blüte Noms in ungefhwädter Kraft. Eine nationale Reaction im Innern 
allein vermochte ihm den Todesſtoß zu geben. Sie erfolgte, nachdem bad Haus der Arfaciden 
dem Reiche in dreizehn Generationen eine Reihe von einigen dreißig Kürften gegeben hatte und 
die Kraft des Volks in der Berührung mit den verfeinerten Sitten und ber geifligen Üiberlegen- 
heit der Beflegten gebrochen war. Der Nationalhaß, den der Kern des perſiſchen Volks ununter- 
brochen gegen feine turaniichen Unterdrücker genährt hatte, wie etwa bie Völker ver heutigen 
Türkei ihn feit 4200 Jahren gegen Osman's Stamm nähren, beburfte nur einer Führung zu 
einem nationalen Ziel, um von der Paſſtvität zur Action überzugehen. Er iſt das Subflrat zu 
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dem in ſo vieler Hinſicht merkwürdigen Gegenſatze zwiſchen dem Reich der Arſaciden und dem 
ihrer Nachfolger, der Saſſaniden. 

Unter ven Seleuciden und Arſaciden war die iraniſche Nationalität und Religion gegen den 
GHellenismus eineötheild und anderntheils gegen bie Barbarei zurückgetreten: es galt fie wieber: 
berzußellen, die Reime des nationalen und religiöfen Lchend Irand wieder zu beleben. Während 
die Barther nur einen Reſt von Perferthum in Außern Titeln und Formen zur Schau getragen 
hatten, war die Reflauration des Perſerthums unter ven Saſſaniden eine tiefinnerliche, und daß 
fie eine bewußte war, ergibt ſich aus vielen Einzelheiten, deren wir in der Verfafſungsgeſchichte 
gedenken werden. Die Revolution, durch welche die Arſaciden geflürzt wurden, ging von dem 
eigentlicgen Perfien aus; ihre Hauptträger waren Die Magier und an deren Spige ein Prieſter⸗ 
geſchlecht, dad von einem feiner Ahnen, Saflan, den Namen führte. Unter ver Reihe von Für: 
ften, die dieſem Geſchlecht entfproffen, glänzen als die nennenöwertheften: Ardeſchir I. (Arta⸗ 
xerxed), der Meligiondeiferer, ver eigentliche Gründer des neuen Reichs, als welcher er im Jahre 
226 den Titel „König der Könige” annahm; dann fein Sohn Schahpur I. (238269), durch 
gludliche Kriege gegen Rom berühmt, Kobad (491 —531), deflen Regierung durch einen in 
orientalifchen Staaten jeltenen Kampf politifcher Doctrinen für und bebeutfam iſt; Kosru L 
(Nuſchirwan), veffen Beinane noch heute in Berfien ald Sinnbild aller Weisheit, Gerechtigkeit 
und Seelengröße gepriefen wird (534— 579); endlich Kosru IL, mit dem Beinamen Parwiz, 
unter defien Banner fi vie Perſer noch einmal mit einer Kraft und Anftrengung wie faum 
jemals vorher erhoben, um ven alten Erbfeind, jegt Byzanz genannt, zu vernichten (591-628). 
Die Erfhöpfung, welche dieſe legten Kämpfe für beide Neiche, das oſtroͤmiſche wie bad perjifche, 
zur Folge hatten, verbunden mit Hader und Zwiftigkeit im Innern, bereitete ſchon den Boden für 
bie von Arabien ber brobende Ummwälzung, wo Mohammed in Jahre 571 geboren war. Seit 
ver erfien Aufforderung, die der neue Prophet an Kosru Barwiz richtete, ſich zu feiner Lehre 
zu befennen, bis zum völligen Sturze ver Saffaniden, unter Jezdegerd IV. (632— 651), ver: 
gehen nur noch wenige Jahrzehnte, während deren es kaum noch ver Schwäche und Erbärnlid- 
feit der legten Sprößlinge Saflan’8 bedurfte, um den perfifchen Thron zum Spielball einer ehr⸗ 
geizigen, felbffüchtigen, entnervten Ariftofratie, zum Tunmelplag des ſchnoͤden Verraths und 
niedriger Barteileivenfchaften zu machen. Nächft diefem Innern politifden Zerfall ift die cultur⸗ 
hiſtoriſche Vorſtufe für ven Triumph des Islam in dem großen Einfluß zu fuchen, ven unter den 
Saflaniden die fyriihe Bildung in Perfien gewonnen hatte. Die ſyriſche Sprade war noch 
unter den erſten Saffaniven, wie aus ihren Münzen und Titeln erhellt, ein altes Erbtheil der 
Berwaltungsfphäre von der Seleucidenzeit her; überdies war fle die Sprache des Chriſtenthumè, 
das feit dem 4. Jahrhundert flarken Anhang unter ven Perfern fand. Und obwol Bahranı 
(420—440), dem Drud der nationalen Reaction und dem Einfluß ver Magier nachgeben, 
beides, Chriſtenthum und ſyriſche Sprade, aus dem Reiche zu verbannen fuchte, fo war doch die 
geiftige Höhe des in tobten Formen erflarrten Magiertfums dem bildenden und anregenben 
Einfluß nicht gewachſen, den das ſyriſche Chriſtenthum vereint mit griechifcher Wiſſenſchaft nun 
um fo mehr übte. In der legten Hälfte ver Safſanidenherrſchaft, beſonders unter Kosru Nu: 
ſchirwan war dad perſiſche Reich der Mittelpunkt einer großen geiſtigen Bewegung geworden, 
die in der Ausbreitung der Neſtorianer, in der „Schule der Perfer!’ zu Edeſſa mit ihrer eigen⸗ 
ihümlichen theologiſch⸗philoſophiſchen Literatur, in den Akademien von Niſibis und Gandifapur 
ihre hauptſächlichſten, von Griechen und Syrern gehanphabten Hebel fand. Zu derfelben Zeit 
hatte auch das arabifche Element bereits einen Einfluß auf perfifdem Boden gewonnen, der für 
das Verſtändniß ver rafchen Fortſchritte, welche bald vie Waffen des Islam machen follten, nicht 
Hoc genug angeſchlagen werden kann. Das lachmidiſche Königreich in Gira, im arabiſchen 
Irak, war bald ald Vafallenflaat ver Saſſaniden, bald als Verbündeter derſelben einestheils ein 
immer unentbehrlicherer Borpoften der perſiſchen Herrfchaft geworben und hatte als folder einen 
weſentlichen Theil an allen außern Verwickelungen, die diefelbe bedrohten, war aber andern: 
theilg infolge feiner Gonflicte mit den arabifhen Stämmen der benachbarten Wüſte auch das 
erite Ziel der Froberung, die nun mit dem Schwert in der einen Sand und dem Koran in der 
andern über Iran hereinbrach, nachdem das Scepter der Saſſaniden während 426 Jahren dar: 
iiber gewaltet hatte (651). 

Der angeborenen Raub: und Plünverungsluft des Arabers verlieh Mohammed's Lehre eine 
religiöfe Weihe, Inden fie dem Moslem zur heiligen Pflicht machte, alle Völker entweder mit 
Gewalt zur Annahme der neuen Lehre zu zwingen oder fie zindbar zu maden. Bon religidfer 
Begeiſterung getragen und durch die Hoffnung auf finnliche Genüſſe gefleigert, durchbrach die 
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natürliche Tapferkeit bes Beduinen leicht alle Dämme, die ber verweichlichte und entnervie Sinn 
der Iranier der andringenden Flut noch entgegenzufegen hatte. Das erſte Jahrhundert ver mo: 
hammedanifchen Ara, dad Jahrhundert der erften Glaubenskriege führte die Heere der omajvi: 
diſchen Khalifen In rafhem Siegeslauf über alle Länder perfifcher Zunge, bis an die äußerften 
Grenzen Bokharas und Kabıld, über ven Umkreis der Zendreligion Hinaus bis ind Bebiet ve} 
Buddhismus (707— 712 n. Chr.). Schmiegiam wie immer beugt ſich der Perfer ber gewalti- 
gen Fauſt, die ihn fchlägt, doch nur um den erften Augenblid zu erfpähen, wo fein Unabhängig: 
keitsſinn der aufgeziwungenen Fremdherrſchaft mit Erfolg Oppoſition machen fann. Nicht blot, 
daß die Völker Irans, obwol fie maffenhaft zur Annahme des Islam gezwungen waren, ihre 
angeſtammte Sprache, ihre nationalen Erinnerungen und bie ererbten Sitten und Gewohnhei⸗ 
ten mit in den neuen Staat hinübernahmen, auch Innerhalb des Islam machte ſich der Geiſt det 
Wiverſpruchs und der Sonderung bald genug geltend in der bogmatifch und politifch gleich wig: 
tigen, noch Heute die Schranken zwifchen Berfer und Araber bildenden Spaltung zwiſchen Shi: 
ten und Sunniten (feit 720). Die Geſchmeidigkeit und Geſchäftsgewandtheit des Perſers li 
ihn überbied raſch ven Weg erfennen, auf dem er eine bedentungsvolle Stellung in dem neum 
Staatöwefen gewinnen Fönne, in der Leitung der Staatsgeſchäfte; in der politifchen Intrigue 
war er ber erprobte Meiſter des Araberd. Und fo fehen wir denn fhon unter dem erften Ab: 
bafiden feit ver Mitte de8 8. Jahrhunderts mehr als einen geborenen Perſer an der Spige der 
Berwaltung des unbehülftihen Reihe, innerhalb deſſen die Khalifen ohnehin mehr die fird: 
liche ald die weltliche Macht in ihrer Berfon vereinten. Die größten Staatömänner bed Khali: 
fat8, wie die berühniten Barmefiden, waren Perfer. Dem unter ſolchen Borbebingungen fort: 
dauernd genähtten Selbfigefühl und Streben nach Unabhängigkeit von der ſchwachen Gentral: 
regierung zu Bagdad fehlte ed nicht an Erfolg. Schon im nächſten Jahrhundert wurde Perfien 
von einheimifchen Statthaltern befehligt, und feit Al-Mamun, der in Erinnerung feiner frühern 
Statthalterfhaft in Khoraffan eine befonvere Vorliebe für Perſien auch als Khalif (813—833) 
bewahrte, mußte das Khalifat fich eines Theils feiner Herrfhaft in Berfien zu Gunften eine 
mächtigen Statthalterfamilie, ver Thaheriden (feit 820) entäußern, deren faft fouveräne Un: 
abhängigkeit gleihfam das Vorſpiel zu der Folge von kleinen Dynaſtien bildete, bie nun meil 
von den norböftlihen, fernſten Provinzen ausgehend, auf iranifcher Erde einander brängten 
und bei der immer wachſenden Schwäche des Thrond von Bagdad, wenn auch anf dem Boden 
des Jolam, doc In weltlicher Unabhängigkeit vom Khalifen, die Gefchichte Perſiens bis zu dem 
Punkte foripflanzen, wo duch die Verſchmelzung der Eroberer mit ven Unterjochten die Bildung 
ber neuperfiihen Nationalität vollendet ifl. Die Thaheriden wurden dur die Soffariden 
verdrängt (868— 898), die von Siftan aus ganz Khoraffan, Kerman, Irak, Khuſiſtan, bald 
auch Mafanderan und Taberiſtan beberrfchten. Hierauf theilten während hundert Jahren if 
die Geſchlechter der Samaniden, vom Kaspifchen Meere bis zum Perſiſchen Meerbufen of: 
wärts, weſtwärts von diefer Linie die Bujiden in die Herrfchaft der perjifchen Provinzen, wo— 
neben mehrere Kleinere Dynaftien, wie die Ziaden anı Kaspifchen Meere und bie Ghasnewiden 
(jeit 976) an den Grenzen Indiens entflanden. Die legtern, die Sultane von Ghasna, waren 
nachweislich ein türkisches Geflecht, fo oft auch die einheimifchen Chroniften fih bemühen, ihren 
Urfprung auf eine ſaſſanidiſche Familie zurädzuführen, wie faft bei allen jenen Dynaftien ver: 
ſucht wird, um ihnen den Stempel der Tegitimen Erbfolge aufzubrüden. Sie haben ihre Stelle 
in der Weltgeſchichte ich vornehmlich dadurch geſichert, daß fie den Islam nad Indien trugen 
und dort Schöpfer einer neuen Gultur murben, Nicht weniger aber war für Perfien ſelbſt vie 
Epoche der GOhasnewiden Hoch bedeutungsvoll durch die von dieſen Herrſchern ausgehende Wiebrr: 
belebung der geſchichtlichen Erinnerungen Irans in der Dichtung. Auf Anregung des großen 
Mahmud von Ghasna (geſt. 1030) entſtand das „Buch der Könige” von Firduſi, der von nid 
jelbft fagen Fonnte: „Alle Kraft habe ih aufgeboten, dad alte Berfien neu zu beleben durch diefed 
periifche Werk“, ein Wort, das beweift, wie felbftbewußt das Nationalgefühl trog arabiſchet 
und türkifcher Herrſchaft ſich forterhalten hatte. Doc wurden dieſe Regungen des Volksthum, 
bevor fie feftere Geftalt gerinnen konnten, aufs neue unterbrochen, als der turkmaniſche Stamm 
der Seldſchuken, von dem wankenden Khalifat zur Hülfe herbeigerufen und dann bald bie 
Oberherrſchaft behauptend, auf dem Schauplag erſchien (1037) und die Herrſchaft in faſt allen 
Theilen bes perjiihen Reichs an fih rif. Das Rei der Seldſchuken ift gleichſam eine neu 
Auflage der parthiſchen Herrfchaft der Horbenkönige. Wie jene gründeten dieſe ihre Madıt auf 
bie Bertheilung ver Provinzen und Statthalterſchaften unter Angehörige ihres Stammes. An 
hrer Spige ald Großkoͤnige haben fi Fürſten wie Alp-Arslan (geft. 1072) und Malek-Stchab 
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(gef. 1092) durch eigene Herrſchertugenden wie durch den Ruhm ihres Veziers Niſam⸗el⸗Mulk 
einen großen Namen gemadt. Die fortgefegte Zerfplitterung ver Macht führte aber ſchon unter 
den nähften Nachfolgern Malek⸗Schah's, die weder feine Fähigkeiten noch fein Glücktheilten, eine 
weitere Zerftüdelung des Reichs herbei, und während des 12. Jahrhunderts erheben fich daher 
auf den Trümmern ver Seldſchukenherrſchaft zahlreiche Heine Fürſtenthümer, deren Herren, unter 
bem Titel der Atabeks bekannt, meift türkiſche Emporfümmlinge waren. Der ungefähr gleich⸗ 
zeitige Sturz per Ghasſnewiden durch das Haus der Guriden(felt1150) und das Emporfommen 
ver Schahs von Khowaresmien, deren Kimpfe mit den Seldſchuken in Die Geſchichte Irans 
bineinragen, find Vorläufer zu der großen Bewegung, welche vie Öftliche Welt feit dem Beginn 
des 13. Jahrhunderts ergriff. Aus den Steppen Aflens brach, wie ein furchtbar verheerender 
Strom das Heer Dfhingis- Khan’ 8 zunächſt über Khowaresmien und Khorafjan herein; bald 
überfhwenmte es Mittelperfien, alle Blüte feiner fhönften Brovinzen vernichtend; Hulaku⸗ 
Khan, der Sohn des Didingis, vollendete die Unterjochung Verſiens, und mit ver Ginnahme 
Bagdads (1256) hörte auch die nominelle Herrſchaft der Khalifen vollends auf. Aber, je mehr 
es fcheinen mochte, Daß dad euer und Schwert der Barbaren auch den legten Reſt ver Civiliſa⸗ 
tion hätte vernichten müflen, ber fich noch wenigftens in ven Hauptftärten erhalten hatte, deſto 
. mehr fpricht ed für die fittenmildernde Atmofphäre Iran, daß Hulaku ſelbſt und mehrere feiner 
Nachfolger ven Ruhm von Goͤnnern der Wiflenfhaft und der Dichtung, von mwellen Beleg: 
gebern, aufgeflärten und toleranten Herrſchern und Wohlthätern des Landes hinterlaflen haben, 
einen Ruhm, der gegenflandslo8 geweſen wäre, wenn nicht Perſien feinen unverwüſtlichen Fonds 
von geiftiger und politischer Bildung ihnen entgegengebradht hätte. Daneben ift freilih daß 
Sahrhundert der Dſchingiſiden auch an wilden Empdrungen, fanatifhen Neligionsbedrückungen, 
graufamen Stantöftreichen und in ber Iehten Zeit an biutigen Kämpfen unter den Abkoömm⸗ 
lingen des Herrſcherhauſed ſelbſt nit arm, und dadurch wurde ſowol dem raſchen Verfall diefer 
Oynaſtie ald aud) dem Wiedererwachen des nationalen Geiſtes, der Reaction gegen bie Fremd⸗ 
herrſchaft, ver Weg bereitet. Als Vorkämpfer viefer neuen Regung verdient unter den Dyna= 
ſtien, bie ih aus dem Schutt bed erſten Mongolenreichs erheben, die ver Muzafferiden in 
Kerman, Khuſiſtan und einem Theil von Bars, gegründet von Mohanımed:ben-Muzaffer 
(geft. 1364), genannt zu werben, deren zweiter Fürft, der treffliche Schah Schudſcha, als Zeit: 
genoſſe und Gönner des großen Lyrikers Hafis von des Iegtern Ruhme ungertrennlid if. Aber 
noch einmal erflidte die auffeimende Nationalitätöbeftrebung der zweite Einbruch der Mon⸗ 
golen, Timur (geft. 1405), der Herr von Samarfand, trat in bie Fußſtapfen Oſchingis-Khan's, 
um nod einmal ein mongoliſches Weltreich zu gründen. Verſien war nur ein Theil des 
ungeheuern Koloſſes, den der große Eroberer zu einem flaatlichen Ganzen zufammenzuichmelzen 
verſuchte. Gelang ihm letzteres auch nur unvolltommen , fo riihmen doch feine Geſchichtſchreiber 
von ihm, daß unter feiner glüdlichen Herrſchaft an Stelle ver Anarchie und Gewaltthaͤtigkeit 
Recht, Ordnung und Sicherheit traten. Nicht ein Gleiches laͤßt fih von feinen Nachfolgern 
jagen. Der vorübergehende Glanz, der noch feines Sohnes Shah Roch Negierung (geft. 1446) 
umgab, hinderte nicht, daß fchon feit Timur's Tode Perfien die Beute zahlreicher Eleiner Häupt⸗ 
linge wurde, die eine kurze und tyrannifche Herrſchaft in den einzelnen Provinzen übten. Die 
nennendwertheften derſelben find die Häuptlinge der turfmanifhen Horben vom ſchwarzen 
und weißen Sammel, unter denen Uſun-Haſſan (geft. 1478) der glüdlichfte Vernichter ber 
Mongolenderrfhaft wurde. Doc feine Nachkommen geriethen unter ſich in nicht mindere Wirren 
als die Timuriden und ihr Reich in ebenfo ſchnellen Verfall. 

So waren denn acht Jahrhunderte. wilder Kämpfe und aufreibender Mevolutionen über 
Iran babingegangen, in denen überall nähft ven Arabern der erften zwei Jahrhunderte dag 
turaniſche Element ald das eigentlich treibende erfheint. Beiden gemeinfam ift mehr die Sucht 
der Zerftörung als die Kunft des Aufbauens; nirgends vermag der frembe Bindringling in Per: 
fien ſich völlig an die Stelle des Heimifchen zu feßen, fondern wird von dem Blut des Landes 
aufgefogen. ever neue Sturm trifft mehr die hervorragenden Kronen und Afte als bie nie: 
drige am Boden haftende Diaffe. Leider hat die orientalifche Geſchichtſchreibung nur für das 
Schidjal ver Großen Auge und Ohr und weiß wenig oder nicht von der ftillen Arbeit bes 
Genius der Völker, der unter dem wilden Toben des Kriegsgottes fäet und erntet. Auch Europa 
bat in jenen Jahrhunderten von Völferleben des innern Ajien nichts gewußt. Kaum daß bie 
Kreuzzüge es mit den Küſtenländern des Mittelmeers in eine nähere Berührung braten, und 
daß der Mongolenzug gleich einem würgenben Befpenft Europa aus feinem Schlafe weckte. Die 
geringen Hoffnungen, die die hriftliche Welt auf die Ausbreitung des Chriſtenthums unter der 
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Herrſchaft ver Dſchingiſiden Abaka-Khan und Sazan: Khan fegten durfte, Die vereinzelten Vot⸗ 
ſchaften europäifcher Fürſten an vie Herrſcher Aftens, wie die de8 P. Rubruquis (Roebrook) im 
Auftrag Ludwig's des Heiligen an den Hof Mangu:Khan’s, eines Enkels von Diingis- Khan; 
wie Die der Kaufberren von Venedig, Garalonien und Biscava, die Zimur (1397) an ben Ufern 
des Don empfing, und die Sendung von Geſchenken, die Heinrich IH. von Gaftilien demſelben 
machte, find ebenfo viele ſchwache Lichtpunkte in dem Dunkel, in das Aſien fih noch vor 
Europa hüllte. 

Licht warb ed erſt mit dem großen Morgenroth, das der Anfang ded 16. Jahrhunderts über 
den Erdball heraufführte. Perſien tritt in eine neue Phaſe feiner Geſchichte, und Europa tritt 
Säritt für Schritt dem Wunderlande näher, dad wie ein Phönix aus feiner eigenen Aſche Hd 
verjüngt, um wieder dad alte zu werben. Die nationale Wiedergeburt Perſiens, bie das Ziel 
diefer neuen Periode wird, ift dad Werk, wenn aud nit dad Verdienſt der Safewiden⸗ 
fürften,, die feit dem Jahre 1499 durch die liberwältigung der Turkmanenſchahs einen neuen 
Staat in Iran gründeten, von dem mit Recht geiagt werben darf, daß mit ihm das vor beinahe 
900 Jahren verſchwundene Neich der Perfer ind Leben zurückkehrte. Ismail-Schah, der Safe: 
wide (gefl. 1523), mag er immerhin felbft aus turanifhem Blut ftammen, muß es, fowenig 
wir auch ein politifches Programm oder Manifeft von ihm bejigen, verftanden haben, in dem 
Perſervolk das voppelte Bewußtiein feiner nationalen Kraft und feiner religidfen Cinheit zu er⸗ 
weden, benn wir finden von jeßt ab das Perſerthum nicht blos als foldes ausgeprägter zum 
Durchbruch kommen, fondern es ftellt fi) auch das perſiſche Neich als ſchiitiſches in ſchroffern 
Gegenfap zu feinen funnitifgen Nachbarn, unter denen namentlih dad oſmaniſche um diefelbe 
Zeit in das Stadium feiner höchſten Blüte tritt. Mit ver Safewidenepoche beginnt auch der 
erfte diplomatische Verkehr zwiſchen Europa und dem perfiihen Hofe. An Joͤmail's Sohn Tha⸗ 
masp (regiert 1523— 76) fandte Königin Eliſabeth von England als erften accreditirten Bot⸗ 
ſchafter Sir Anthony Senkinfon mit vem Auftrag, bie Eröffnung eines geregelten Handels⸗ 
verfehrs zwiſchen beiden Ländern zu betreiben, Thamasp lehnte e8 jedoch ab, den Beglaubigung: 
brief des Sefandten anzunehmen, weil derfelbe ein Unglänbiger fei. Im Jahre 1585 beftieg 
Schah Abbas den Thron, der größte Monarch aus den Haufe der Safewiden. Cine Laufbahn 
ded feltenften Glücks machte ihn ebenfo zu einem gefürchteten Gegner des osmaniſchen Reichs, 
wie zum Gegenſtand hoher Bewunderung der europäischen Höfe, die feine Freundſchaft in ver 
Hoffnung fuchten, in ihm ein Werkzeug zur Vernichtung der türfifhen Macht, vie damals 
Europa bedrohte, zu finden. Engliſcher Einfluß war es beſonders, der feit feiner Zeit fich in 
Perſien feftfegte ; Venedig, Branfreih, Spanien, Holland, dad Deutfche Reich und der päpflliche 
Stuhl trieben damals mehr Politik in Perfien als heutzutage ihre Erben. Berfrühte Verſuche, 
die Intereifen Europas und Perſiens zu verketten! Nach Abbas’ des Großen Tobe (1628) ging 
unter der zunehmenden Ohnmacht und Verweichlichung feiner Nachfolger während eines faft 
adhtzigjährigen Friedens dad Meich der Safewiden einem unvermeiblichen Untergang entgegen. 
Der ſchwache Schah Huffein, der legte Beherrſcher Berliend aus dieſem Stamme (jeit 1694), 
ein faft willenlofes Werkzeug feiner Weiber und Verſchnittenen, war nicht mehr im Stande, 
dem hereinbrechenden Verhängniß zu entgehen uud den überhanpnehmenden Empoörungen der 
Vaſallen an den Grenzen fiegreih zu begegnen. Die mächtigſten und gefährlidften dieſer 
Empörer waren die funnitifhen Afgbanen, unter denen fid um dieſe Zeit beſonders ber 
Stamm der Gildſchi, zu deren Gebiet Ghaona und Kabulgehörten, am meiften Hervorthat. Mir: 
Wais, dad Haupt der Gildſchi, ftellte fi an die Spige der Diisvergnügten, die mit ber Tyran⸗ 
nei der ſafewidiſchen Statthalter unzufrieden waren, riß fein Land felt 1709 von dem Perfer- 
reid) 108, und führte fo die Theilung Perſiens herbei, die vollendet wurde, als fein Sohn Mir: 
Mahmud im Jahre 1722 bis Jopahan vorbrang. Die afghanifche Ufurpation erſtreckte fi Über 
die ganze Oft: und Süphälfte Perfiens, während am Rande des Kaspifchen Meerd der lette 
Sprößling ver Safewiven, Schah Thamasp IL., die legten Trümmer feines Erbtheils um fich 
ſammelte, ſchwach genug, um fi weder dem Andrang Rußlande, das jegt mit Peter dem Großen 
zum exften mal thätig in nie Geſchicke Irans eingreift und die Provinzen Dagheſtan und Schir⸗ 
wan an fich reißt (1724), noch dem Übergreifen der Pforte auf ehemals iranifches Gebiet er: 
wehren zu koͤnnen. Thamasp's Feldzeugmeifter Nadir-Khan, rin tatarifher Affihare von 
Geburt, war dad auserfehene Werkzeug der Vorfehung, um unter Mahmud's Nachfolger 
Eſchreff der Tyrannei der verhaßten Afghanen ein Ende zu machen und auf den Trümmern 
ihrer Herrfchaft mit der Energie und Verſchlagenheit, die ihn vor vielen Herrſchern Berfiens 
auszeichnet, das Gebäude feiner eigenen Gewaltherrſchaft zu errichten. Glückliche Siege über 
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die Afghanen, die Osmanen und Ruſſen machten ihn’ (1736) zum Alleinherrider des weiten 
Reichs, das nun noch einmal wieder in ber Ausdehnung, die ed unter den erſten Safemwiden ge: 
habt hatte, unter Einen Scepter vereinigt war. Nadir-Schah behauptete ven Thron elf Fahre 
hindurd. So groß fein Ruhm ald Wieverberfteller des Reichs geweſen ift, fo viel Miögriffe 
und Misgeſchick zeihnen feine innere Politif aus, fo viel Bleden haften auf feinem Charakter 
als Menſch. Die zahllofen Opfer, vie feiner Graufamfeit und feinen krankhaften Mistrauen 
fielen, und die unerhörten Erpreſſungen, die er übte, ſtempeln ihn zu einem wilden Tyrannen; 
der vergebliche Verſuch, den er machte, die fchiitifche Staatöreligion mit der Sunna zu verſchmel⸗ 
zen, zeigen, wie ihm felbft das nicht heilig war, was dem perfifchen Volf als das eigentliche 
Panier feiner Wiedergeburt gegolten hatte. So vermochte er nenn nicht, Gründer einer Dyna- 
ftie in Perfien zu werden. Nach feiner Ermordung (1747) bricht wieder eine ungeheuere Ver⸗ 
wirrung über dad Reich herein, der alte Glanz und die alte Größe gehen unwiederbringlich ver: 
loren. Das Reid zerfällt in zwei große Hälften, im Oſten erfteht feit 1750 ald unabhängige 
Macht das Reich ver Afghanen unter Achmed-Khan vom Duraniſtamme, daneben ein khoraſſani⸗ 
ſches Fürſtenthum unter Nachkommen Nadir's. Im Weſten ſtreiten um den Thron des eigent⸗ 
lichen Perſien unter dem Deckmantel der Legitimität, unter der Fahne der Wiederherſtellung 
der Safewidendynaſtie, Eurdifche und turkmaniſche Häuptlinge. Es verläuft ein halbes Jahr⸗ 
hundert, ohne daß eine bedeutende Perſoͤnlichkeit hervortritt, wenn man nicht dahin den wilden 
Mohammed⸗-Kerim⸗Aga zählen will, dem es während zwanzig Jahren (1759 — 79) gelang, den 
Dämon der Zwietraht und Zerriffenheit fo weit zu beihmwören, daß er ald Schah anerkannt 
war. Rad feinen Tode neue Wirren, aus denen endlich feit 1794 dad Geſchlecht ver Kad⸗ 
Scharen, dad noch heute auf dem Throne Perſiens figt, fiegreich hervorgeht. 

Der Stamm-ver Kadiharen hatte feit drei Jahrhunderten feine Hauptfige in den Pro⸗ 
pinzen Mafanderan und Aftreabad. Zur Zeit Kerim-Schah's war der Häuptling derfelben 
Aga-Mohammed⸗Khan als ein gefährlicher Nebenbuhler in Haft gehalten worden. Beim Aus: 
bruch der Wirren in den adıtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts begann diefer Mohammed, 
fobal# er den Feſſeln entronuen, feine heimatlichen Provinzen und bald darauf auch das be: 
nachbarte Ghilan als jelbftändiges Fürſtenthum zu conftituiren. In den Kämpfen, die deshalb 
mit ven Nachkommen Kerim-Khan's entbrennen , dringt er bis ind Herz es Reichs vor, wirft 
die Kurven in dem Süden zurüd und bemädhtigt ſich ded ganzen Irak mit der alten Hauptftabt 
Ispahan. lm feinen Stammilgen näher zu fein, verlegt er 1795 die Reſidenz nach Teheran, 
wo jie fich noch iegt befindet, nimmt ven Nadiriden Khoraflan, unterwirft ji einen Theil Geor⸗ 
giend (Frieden mit Rußland 1797, in welchem der Kur ald Grenze angenommen wirb), fällt 
aber fhon in demfelben Jahre durch Meuchelmord. Wie er felbft von Anfang an nur durch 
Schreden und Hinrihtungen den Adel des Landes zum Behorfam zu zwingen vermodht hatte, 
ſo bedurfte auch fein Neffe und Nachfolger Feth-Ali-Schah, ald er ven Thron beflieg, aller 
Snergie, um fi auf demſelben zu behaupten. Das erſte Jahrzehnt feiner Regierung füllt ein 
neuer Krieg um Khoraſſan, das in Jahre 1802 an die Krane von Iran zurückgebracht wird, 
und der Krieg um Georgien mit Rußland, der durch den Frieden von Quliftan (1813), wenn 
auch nur vorläufig, beendigt wurde, und in welchem Perſien ganz Dagheftan, Schirwan, Baku, 
Karabagh und Talifh an Rußland abtrat und feinen Anſprüchen auf Georgien, Imerethien, 
Mingrelien und Buriel für innmer entjagte. Feth-Ali-Schah konnte dieſen Verluſt nicht ver: 
fhmerzen, und faum war er nad dem Zerfall des Afghanenreichs (1818) und nad) dem Feld⸗ 
zug gegen die Pforte (1822), in welchem Bagdad an die Türken verloren ging, einigermaßen 
Herr feiner Bewegungen geworben, fo brach der dritte Krieg gegen Rußland aus, der diesmal 
dur den ſchimpflichen Frieden von Turkmantſchai (1828) Perſien um bie lete Hoffnung 
brachte', das Verlorene auf dieſer Seite wiederzugewinnen, indem es nicht nur noch Die Kha⸗ 
nate Eriwan und Nachtſchiwan abtreten, ſondern auch 20 Mill. Rubel Kriegdkoften zahlen und 
bie Verpflichtung übernehmen mußte, auf ven Gewäſſern des Kaspiſchen Meered nie eine be: 
waffnete Seemacht zu unterhalten. Kriege mit europäifhen Mächten find für die orientalifchen 
Völker allezeit mit durchgreifenden Folgen für die Entwidelung des flantlichen Lebens verknüpft 
geweſen; und jo dürften wir auch in den ruſſiſch-perſiſchen Kriegen die eigentlichen Ausgangs: 
punfte für den Einfluß erfennen, ven in ven legten 50 Jahren Europa auf Perfien gehabt hat. 
Jene Kriege waren ed zunächſt, welche ven Schah dad Bedürfniß erkennen ließen, feine Armee 
nad dem Vorbilde europälfcher Heere zu organificen, welchen Plan befonders der begabte und 
weitblidende Kronprinz Abbas-Mirza zu dem feinigen machte. Im Gefolge derfelben Kriege 
begann ein bis dahin nicht gelannter Verkehr von europälfhen Geſandtſchaften, Offizieren, 
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Kaufleuten, Künſtlern und Gelehrten, der zur Kunde des Landes und zur Verbreitung europäi⸗ 
ſcher Kenntniſſe in demſelben ungemein viel beigetragen hat. Jenen Kriegen verdankt endlich Per⸗ 
fien, wieder in den Geſichtskreis europäiſcher Politiker gezogen worden zu fein, was ſeit der Zeit 
Abbad’ ded Großen nicht mehr der Fall war. Daß ſchon Napoleon I. auf eine Allianz mit Ber- 
jlen ein großes Gewicht legte, um eineötheild Rußland an feinen Südgrenzen zu befchäftigen 
und anderntheild den Englänvern auf dem Wege nad Indien zuvorzufommen, ift ebenfo be⸗ 
kannt, wie daß Feth-Ali ſelbſt in einem Bunde mit einer der weftlichen Großmächte die ſicherſte 
Garantie gegen die weitern Kortfchritte Rußlands zu finden hoffte. Der franzöfifche Einfluß, 
ber durch die Mifiton des Generald Barbanne (1807) vorbereitet werben follte, vermochte ſich 
jedod gegen bie mächtigere Politik Englands, die in feinen Beſizungen in Oſtindien fußte, am 
teheraner Hofe nicht feſtzuſetzen, und ſo ſind bis in die neueſte Zeit es hauptſächlich Rußland 
und England geweſen, welche durch Unterhaltung eines regelmäßigen diplomatiſchen Verkehrs 
mit Perften einen beſtimmenden Einfluß auf deſſen Politik gehabt Haben. Feth-⸗Ali-Schah hat 
während feiner Regierung fo mandes mohammedaniſche Reich in Oftaften zufammenbreden 
und fo mande Dynaftie verichlungen gefehen, daß es nicht wundernehnen fann, wenn er im 
Hinblid auf die wachſenden Kortfihritte ver europäiiben Mächte in Aſien fein Hauptaugenmerf 
vor allem auf die Befeftigung feiner Dynaftie, unbefümmert um das Wohl oder Wehe derer, die 
er zu feinen Unterthanen gemacht Hatte, gerichtet hielt. Seine vierzigjährige Regierung weiß von 
unaufhdrlihen Innern Fehden und einer verderblichen Apminiftration genug zu erzählen, wenig 
aber oder nichts von Geſetzen und Maßregeln zur Hebung des Wohls der Bevölkerung. Die 
zahlreiche Nachkommenſchaft, mit der Beth: Ali gelegnet war, überſchwemmte das Land mit einer 
großen Zahl koͤniglicher Bringen, bie ald Statthalter in alle Provinzen und größere Städte 
vertheilt wurden und zur Ausfaugung des Landes mehr ald zu feiner Begküdung beitrugen. 
Den befähigtften unter feinen Söhnen, Abbad-Mirza, hatte er in richtiger Grfenntniß der Auf: 
gaben der Zukunft zu feinem Nachfolger auf dem Throne beftimmt, und als vdiefer leider zu 
früh (1833) geftorben war, fegten Rußland und England gemeinfam e8 durch, daß feiner der 
Brüder Abbas’, fundern fein Sohn Mohammed zum Ihronfolger defignirt ward. Beth - Alt: 
Shah flarb am 23. Det. 1834. Mohammed's Thronbefteigung ftieß auf geringern Wider: 
fand, ald man erwaßtet hatte. In den ruinirten Provinzen und verfommenen Städten fanden 
ſich nicht einmal mehr die Elemente eines fräftigen Bürgerfriegd, obwol die Luft dazu den zahl⸗ 
reihen Thronprätendenten nicht fehlte. Die verfchiedenen Prinzen, die fi zur Thronfolge 
näher berechtigt glaubten, hatten in den Ländern, über die fie gefegt waren, ihre8 Eigennutzes 
und ihrer lafterhaften Lebensweife megen fi nirgends eine ſtarke Bartei oder auch nur die Zu- 
neigung eined Theils der Bevölkerung zu erwerben vermodt, und ihre materiellen Mittel 
waren ebenfo arınfelig, als ihr Geift Impotent war. So erhielt ſich die Kadſcharendynaſtie mit 
Hülfe einer geringen Unterflügung britifher Subflvien und Hüffstruppen trog der phyjifchen 
und moralifhen Erbärmlichkeit afler ihrer Mitglieder, Mohammed nicht ausgenommen. Das 
Reich war in fich zu tief zerrüttet und geſchwächt, um ihm und feinen europäifchen Protectoren 
einen ebenbürtigen Rivalen entgegenfteflen zu fönnen. Mohammed-Schah felbft hatte weder 
das Genie noch die ritterlichen Eigenſchaften und den Enthuſiasmus für Verbefferungen, ven 
man an feinem Vater rühmte, noch auch die ruhige Mäßigung feines Großvaters. Seine Re- 
gierung iſt ruhm- und thatenlos dahingegangen und bietet nur das Intereffe, ben perfifchen 
Hof jegt ald einen der Tummelpläge zu zeigen, auf dem fich die Rivalirät zwiſchen Rußland 
und England um bie Suprematie in Mittelaften zu fhaffen mat. So war der mislungene, 
von Rußland betriebene, von England widerrathene Feldzug gegen Herat (1838), veffen Wie- 
dereroberung eine von feinem Vater ererbte Lieblingsidee Mohammed:⸗ Schah's war, einer der 
erften Aufzüge in dem Drama, welches unter den Mauern der wichtigen Metropole des Oſtens, 
jener „Perle Khoraſſans“, bis auf unfere Tage fpielt, und in welchem es im englifhen Intereffe 
zu liegen ſcheint, die afghaniſchen Fleinen Staaten ſich felbft überlaffen und allmählich einander 
aufreiben zu ſehen, bis fie zur Annerion an das britifche Indien reif fein werden, während 
Rußland eben dahin flrebt, dort die perfifche Macht, die für vereinftige Blane der Zaren in 
biefer Richtung der natürliche Verbündete Rußlands fein würde, zu flärfen und fiherzuftellen. 
Auf dieſem Standpunfte gibt Rußland, wie felbft feine Gegner anerkennen, jih Mühe, die 
Rolle eines großmüthigen, wohlwollenden und uneigennügigen Beſchützers von Verſien zu 
jpielen, wogegen England durch Drohungen und Thätlichkeiten das Syflen der Einſchüchterung 
befolgt. Andere enropälfche Mächte greifen bis heute noch in dies Getriebe nit ein. Die 
Bemühungen Mohammed⸗Schah's, gegen die beiden Rivalen einen Ruͤckhalt in Frankreich zu 
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finden, infolge deren ein Geſandtenwechſel zwifchen Teheran und Paris (1846 — 47) ftattfand, 
ein Freundſchaftsvertrag vorbereitet wurde und eine Miſſion franzoͤſiſcher Offiziere nach Perfien 
fam, um die Truppen des Schah nach europäiſcher Weife zu bilden, find erfolglos geblieben. 
Auch der Thronwechſel im Jahre 1848 hat In der Stellung der auömärtigen Mächte zu Perflen 
und ber innern Lage des Landes nicht viel geändert. Dem franfhaften Schlemmer Mohammed⸗ 
Shah folgte am 5. Sept des genannten Jahres fein junger, damals zwanzigjähriger Sohn 
Nasredbin. Die beiden Schutzmächte mußten auch diesmal durch ihr Fräftiges Auftreten das 
Zand vor einem längern Bürgerkrieg, mit vem die zahlreichen Kronprätendenten unter den 
ältern Verwandten des Koͤnigshauſes prohten, zu bewahren; die Aufflände zu Schiras, Ispa⸗ 
dan, Reſcht und einigen andern Städten, die ſich in der erflen Zeit gegen den neuen Thron⸗ 
erben richteten und von Zeit zu Zeit ih noch wiederholen, damit die Kadſcharendynaſtie der 
unfigern Grundlage, auf der fie im Volk ſteht, wohleingedenk bleibe, find immer wieder raſch 
unterbrüdt worden. Der übel geleitete Verſuch, welcher franzoͤſiſchem Einfluſſe zugeſchrieben 
wird, in Khoraffan, wo ein Schwager Shah Mohammed's eine faft unabhängige Statthalter: 
ſchaft innegehabt hatte, ein eigenes Fürſtenthum zu gründen, fcheiterte faft im Entftehen, indem 
bad Heer des Schah unter Hamza-Mirza, unterflügt von dem Khan von Herat, Jar-Ahmed, 
ihn gänzlich ſchlug, ift aber infofern nicht ohne Bedeutung, weil er in die ohnehin fortwähren: ' 
den Wirren mit Herat eine neue Verwickelung brachte. Jar-Ahmed-Khan ſtellte fi infolge 
diefer Ereigniffe halb gezwungen, Halb freiwillig unter die Suzeränetär Perſiens und gab 
diefer Stellung felbft dadurch äußern Ausdruck, daß er ſich nad Teheran begab und Münzen 
im Namen Nasreddin-Schah's in Herat lagen ließ, England, das in den Verhandlungen 
von 1839 ausdrücklich die Unabhängigkeit Heratd von Perfien fipulirt hatte, gerieth dadurch 
in neue Zwiſtigkeiten mit Perfien, das feinerfeitö durch dad Bündniß der Engländer mit Doft- 
Mohammed: Khan, dem Emir von Kabul, und durch deſſen Einnahme Kandahars (1855) ſich 
bedroht glaubte. Der gleichzeitig erfolgte Abſchluß eines Vertrags zwiſchen Frankreich und 
Derfien (12. Juli 1855) und dad unerwartete Auftreten ber Vereinigten Staaten Nord: 
amerifas, das im October 1856 ein Freundſchaftsbündniß mit Perfien ſchloß, fowie vie Be⸗ 
fegung Gerats durch perfifhe Truppen (25. Oct. 1856), reisten England aufs hoͤchſte, und 
es griff Diesmal zum Schwert, um Perfien einzufhüchtern. Der kurze, ruhmloſe Krieg, ven 
bierauf ein kleines britifches Heer unter General Dutranı in den ſüdlichen Provinzen Perfiend 
führte, endigte ſchon im März 1857 dur den Friedensſchluß, in welchem Perſien aufs neue 
fich verpflichtete, fich jeder Einmifhung in Die herater Frage zu enthalten und die Unabhängig: 
feit Aighaniſtans anzuerkennen, bewied aber aud binlänglih, wie wenig Perlien im Stande 
ist, felbft wenn ihm die moralifche Unterflügung Rußlands zur Seite fleht, einen ernften Kampf 
mit England aufzunehmen. ine Bolge dieſer Demüthigung ift es feitvem geweien, daß dem 
Vorrücken Doſt-Mohammed's gegen Herat, welches er feit dem Herbit 1862 belagerte, und 
unter deſſen Dauern er im Juli 1863 ftarb, Berfien keinen ernften Widerſtand entgegenzufegen 
gewagt und vermodt hat. Perjiend Macht und Einfluß im Oſten iſt von feiner ehemaligen 
Größe tief herabgeſunken, feine fünliche und öÖftliche Grenze ift den Briten fo gut wie preid- 
gegeben. Im Norden ſteht Rußland am Kaspiſchen Meer und ſtreckt über Khiwa feinen Arm 
immer weiter aus, Iran zu umfhlingen. Bom Weiten her dringt ein neuer Beind feiner Un: 
abhängigfeit und Abgeſchloſſenheit herein, ven es unbewußt felbft heraufbeſchworen hat. Es iſt 
nit die Türkei, mit der Berfien unter feinen legten Dtegenten ji nur um Abrundung ber bei: 
berfeitigen Grenzen in gefahrlofer Weife zu reiben gemohnt geworden iſt, und von deren Eeite 
aud ein ernfter Zufammenftoß ſchon wegen ihrer eigenen Schwäche nicht zu befürdten ſteht, 
wol aber, meinen wir, iſt es die im Anzuge begriffene europäifche Givilifation,, Die im Gefolge 
ber zahlreichen Handelsverträge, melde Ferrukh-Khan im Jahre 1857 mit faft allen europäi⸗ 
ſchen Staaten ſchloß, herannaht, und die mit ver Zeit in ähnlicher Weife, wie die Gapitulationen 
für die Pforte die Untergrabung ihrer Autorität zur Folge gehabt Haben, fiherlich dem Perſer⸗ 
volk feine Selbfländigkeit und feinen befondern Charakter rauben und in ihm den Keim zu 
völliger Umgeftaltung legen wird. Ob viele eine fegendreiche oder eine verberbenbringende, ob 
eine Berjüngung noch brauchbarer Kräfte oder eine Vernichtung des legten Reſtes verfelben fein 
wird, darüber urtheilen die unterrichteiften Kenner des Landes ſehr verfchieden; und wenn wir 
auch gern Europa die Hoffnung offen laffen wollen, daß dem iranischen Bruberflamm nod eine 
größere Zukunft vorbehalten ift ald unfern türfifhen Nachbarn, fo dürfen wir und nicht ber 
Beherzigung ber Worte des Staatömannd verfhließen, der auf die Brage: „Sont ils aptes 
à accepter une civilisation nouvelle ?” die Antwort gibt: „Je ne suis pas dispose à le croire. 
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On entend beaucoup parler chez nous depuis une Itrentaine d'années de civiliser les 
autres peuples du monde, de porter la civilisation à telle nation ou à telle autre. J'ai beau 
regarder, je ne m’apergois pas qu'on ait obtenu jusqu'ici aucun resultat de ce genre’’ — 
ein Urtheil, das um fo bedeutſamer ift, als es auß der ever des jegigen Geſandten derjenigen 
Nation am teheraner Hofe fließt, die fich felbft vorzugsweife die Vorkämpferin biefer Civiliſa⸗ 
tion zu nennen liebt.*) 

Die Verträge, welche feit 1857 die internationalen Beziehungen Europas zu Perfien geord⸗ 
net haben, bieten ihrem Inhalt nach für die Zukunft ein meites Feld der Entwickelung des euro- 
päiſchen Einfluffes in Iran. Die Intereffen Europas an jenem Lande find gleihfam ſolidariſch 
dadurch verbunden worden, daß der Grundfag der Gleichberechtigung mit der meift begünftigten 
Nation in allen jenen-Berträgen feitgehalten und dadurch alfo jener Vortheil, den mo Immer 
die eine oder die andere Ration dem perflihen Gouvernement abgewonnen hat und künftig ab⸗ 
gewinnen wird, ein Gemeingut Curopas geworben ifl. Insbeſondere ift aud die Zulaffung 
eines eximixten Gerichtsſtandes für alle in Berfien handeltreibenden und fi aufhaltennen fremde 
Unterthanen eine Eoncefiton, Die mit der Zeit nothmendigerweife einen Staat Im Staat ſchaffen 
muß, wie der gleiche Grundfag In den Gapitulationen mit der Türkei ihn gefchaffen Hat. Die 
in denfelben Verträgen ſtipulirte Errichtung von je prei Bonfularpoften jeder Macht in Perfien 
laßt zugleich Hoffen, daß e8 an einer Fräftigen Handhabung und Ausnugung der fomit in jenem 
Erotheil gemonnenen Bofltion nicht fehlen wird. Nach dem Vorgange Frankreichs (1855) und 
Nordamerifas (1856) haben Handeld: und Freundſchaftsverträge mit Perſien geſchloſſen: Sar: 
dinien (26. April 1857), Oflerreih (17. Mai 1857), Preußen (25. Juni 1857), die Nieder⸗ 
lande (3. Sult 1857)), die Hanfeftädte (23. Juli 1857), Belgien (31. Juli 1857). Es Haben 
feitvem Preußen im Jahre 1860 und Italien in Jahre 1862 außerorbentliche Miſſtonen an ven 
Hof von Teheran entjendet, um den gefchlofienen Bund zu befräftigen und einen birectern Ber: 
fehr einzuleiten. Der jähe Tod des preußiichen Minifterd Baron Minutoli (farb bei Schirad 
am 5. Nov. 1860) und die fhleunige Rückkehr der italienifhen Miffton aus PBerfien haben 
jedoch bißjegt unmittelbare Früchte aus diefem Entgegenkommen einiger Staaten gegen Perflen 
nicht reifen laffen. Auch ift die vertragsmäßig zuläffige Gründung von Gonfulaten felt dem Ab- 
ſchluß der Verträge noch von feiner der chriſtlichen Mächte für dringlich eradjtet worden, und 
praftif find alle jene Abmachungen wol noch ein todter Buchſtabe. Ebenfo iſt die legte im 
Jahre 1858 nad Perflen gegangene franzdfifche Dilttärmiffion, welche dort die Inftruction des 
Milltärd, und die Direction der Kriegsſchulen und des Arfenald übernehmen wollte, in den 
legten Jahren (1862 und 1863) völlig geſcheitert. 

Immerhin aber ift mit dem Abſchluß jener Verträge ein Wendepunkt in der Stellung Ber: 
flend zu den europälfhen Staaten eingetreten, welder verbient, felbft vom Standpunfte der 
allgemeinen Politik aus ind Auge gefaßt zu werben, da die Eriftenz voͤlkerrechtlicher Acte allein 
genügt, um aud jenem Lande im Gejihtöfreis der europäiſchen Staatswiſſenſchaften einen 
Plap zu ſichern und felbft für das Innere flaatliche Leben Irans ein größeres Interefle als bis: 
ber zu erwecken. 

IV. Verfaſſungsgeſchichte. Die Zähigkeit, mit welcher ver alte Orient im neuen fort: 
lebt, und Infolge deren die politifhe Entmidelung aflatiiher Staaten faum in Jahrhunderten 
das vollbringt, was fi im Weiten in Jahrzehnten vollzieht, berechtigt und verpflichtet ung, 
in der Darftellung der Geſchichte der heutigen ſtaatlichen Verbältnifie Perfiens bis auf die Be: 
ftaltung derfelben in den früheften Perioden der perjifchen Geſchichte zurückzugreifen und von 
da abwärts die Erſcheinung zu verfolgen, daß in der perfifchen Verfafſungsgeſchichte ein Zeit: 
raum von drittehalb Jahrtauſenden als eine deutlich erkennbare Stufenfolge von zufanmen: 
hängenden Entwidelungsphafen ſich varftelft. 

Es iſt von durchgreifendem Einfluß auf alle fpätern Wandlungen ver Berfaflung des perft- 
fen Reichs gewefen, daß die Herricherfamilte, mit welcher Perſien zuerft in die Geſchichte ein- 
tritt, und welche den Reich zuerft gemeinfame ftaatlihe Binrichtungen verlieh, eine iranifche 
war. Aus dem Schofe iranifhen Lebens hervorgegangen und von iraniſchem Volksthum ge⸗ 
tragen, iſt die Staatskunſt, durch melde einft dad Haus der Achämeniden «8 möglich machte, 
fein weites Reich zu regieren, das unveräußerliche Erbtheil und der natürliche Pflegling ver 
Iranifhen Provinzen geblieben, fo ſehr auch die Paarung mit turanifcher Desorganifation ihre 
Berwirflihung bedroht und die Herrſchaft des Islam Ihre freie und naturgemäße Entfaltung 


4) Sobineau, Trois ans en Asie (Paris 1859), ©. 472. 
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behindert Hat. Das Princip, das ihr zu Grunde lag, iſt eben ſtaͤrker, nachhaltiger, lebens⸗ 
fähiger gewejen als bie ihm entgegengetretenen unariien. Während da, mo turanifches 
Weſen pominirt, nur eine außerlihe Conglomeration heterogener Elemente erkennbar ift,, fel es 
daß fie durch die rohe Gewalt militärifcher Bande zufammengehalten werben, fei es daß eine 
füderative Zuſammenordnung felbfländiger Organismen verſucht wird, und während der Se= 
mitismus, beſonders in feiner islamifchen Beftalt, fo oft er zur Staatenbildung und Staats: 
regierung greift, in ſich den Keim zu einer centrifugalen Bewegung trägt, iſt das Grundprincip 
ber alten und neuen iraniſchen Staatöverfaffung jenes Befeg der Natur, wonach das AU um 
eine Gentralfonne freift, von ihr fein Licht und feine Bewegungsgeſetze empfängt und ſich ihr in 
jeglicher Beziehung unbedingt unterordnet. In feinem monardifhen Staatsweſen iſt jenes 
Princip der Gentralifation fo entſchieden zu dent Schluffe gelangt, daß ver Herrfcher ſelbſt der 
Staat iſt, als in der iranifhen Monardie; und wie hätte es anders jein Fönnen, da felbfi vom 
Standpunkte der Beherrſcher aus, im alten wie im neuen Perften, in der Cyropädie wie in dem 
heutigen Volksliede, das Ideal jeder irdischen Herrſchaft jene goldene Ara des Despotismus if, 
in welder der unumſchränkte Fürſt nicht ald der Tyrann, fondern als der Vater feiner Unter: 
tbanen gilt, wo Reichthum und liberfluß von der Hand des Herrfchers wie von einer ſegnenden 
Gottheit auögeftreut wird, mo jeder Stand und jedes Individuum feinen ihm entfprechenden 
Wirkungsfreis hat und ausfüllt? Diefer Dedpotismus kennt weder Leibeigenfhaft noch Be: 
vormundung der einzelnen in Gefinnung und Glauben, in Handel und Wandel, er läßt vie 
Voͤlker ſich jelbft regieren und laßt dent Individuum Die größte Yreibeit ver Bewegung und Gel- 
tendmachung in feiner Sphäre. Lebte nicht dieſes Ideal feit Jahrtauſenden im Volk Irans, fo 
hätte ed nicht mit fo unverwüftlihdem Bleihmuth Fremdherrſchaft auf Fremdherrſchaft über fi 
ergeben laflen, ohne fi zu beugen, ja ohne fih zu ändern — wenn ed nicht eine Anderung 
heißen foll, daß an Stelle ver Begeifterung für Verwirklichung jenes ſtaatlichen Ideals, wie fie 
unter ber altperiifhen Monarchie zu Tage tritt, im Laufe ver Generationen jener völlige In⸗ 
bifferentismus für die Wirklichfeit getreten iſt, wie ihn der heutige Perfer zur Schau trägt. 

Perſien als einheitliches Meich ift nie wieder fo groß und die iranifche Bevoölkerung deſſelben 
nie wieder von einer ſolchen Ausnahmeftellung begünfligt geweſen wie zur Zeit ver Achäme⸗ 
niden. Die große Bedeutung dieſes Herrſcherhauſes für die Geſchichte und flaatlicde Entwicke⸗ 
lung Aſiens lag darin, daß ed an Stelle ver bis dahin mächtigen meift femitifhen Gulturflaaten 
Borberaflend die Herrſchaft der Arier fegte. Zunächſt durch Wahl unter Gleichberechtigten, erft 
in Cyrus und dann in Darius I., an die Spige eined noch unentfalteten Volks gerufen, erfaßte 
das Gefchlecht der Achäͤmeniden in feiner ganzen Größe die Aufgabe, ji zum alleinigen Mittel- 
punkt des Weltreihs und die Theorie zur Wirklichkeit zu machen, daß der Staat nur um des 
Fürſten millen da if, daß der Glanz und die Befriedigung des Herrſcherd ber legte Zweck des 
Staatöweiend fein muß, daß das Staatsoberhaupt nicht blos unumſchraͤnkter Autofrat, fon= 
dern auch hoͤchſter Eigenthümer von Land und Leuten ift, daß bie Beherrſchten niht Bürger eines 
Staats, jondern ohne Ausnahme, vom höchſten bis zum niedrigfien, nur Knechte des Könige 
find, und daß ihm allein das Recht zufteht, Aber jeden derſelben nach Gutdünken zu walten und 
zu falten. &8 gelang Ihnen, durch Bewegung von Kräften, die fie vorzugsweiſe im iraniſchen 
Volkathum fuchten und fanden, diefer Aufgabe gerecht zu werben; Darius Iöfte fie, wie keiner 
vor noch nach ihm. | 

Berfuchen wir die Grundzüge ber Berfaflung des Achaͤmenidenreichs in gebrängter Kürze 
zu zeichnen, über das einzelne auf Heeren'd trefflicde Darftellung des Syſtems und Dunder’s 
an ſachlichem Detail reiche Darflellung verweifend.®) 

Der König iſt die einzige Macht im Staat, von ihm emanirt alle Gewalt, fein Wille ift 
Geſetz, feine Perſon fleht über dem Beleg, „er fanıı thun, was er will”, lehren bie perſi⸗ 
ſchen Geſetzgeber. Diefe Machtſtellung ift aber fo durchaus perſoͤnlich, daß felbit eine regel⸗ 
mäßige erbliche Thronfolge nicht befteht, vielmehr der König feine Erhebung auf den Thron 
felten anders als durch Blutvergießen ober durch Intriguen des Palafles erreicht. Die näd: 
fien Stügen der koͤniglichen Macht find vie leiblihen und fernern Verwandten des Könige. 
Ihnen waren die vorgüglichften Hofämter und die widtigften Statthalterpoflen und Befehls⸗ 
haberſtellen anvertraut; diejenigen von ihnen, welche fein Amt befleibeten, bildeten vor: 
zugsweife die Umgebung des Königs. In mweiterm Kreije genoß alles, was dem eigentlichen 





5) Heeren, Ideen, Bd. I, Abth. 1, S. 858 fg.: Innere Verfafiung des perflichen Reiche. Dunder, 
Alte Geſchichte, IL, 689 fg.: Die Berfaflung bes perflichen Reiche. 
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Perſervolk entflammte, eine bevorrechtete Stellung. Die Verwaltung auch nichtariſcher Pro⸗ 
vinzen wird überwiegend Perfern übertragen, die Gommando& in ber Armee, auch in den 
Miethéheeren, find in ihren Händen, ein beſonders reich beſoldetes und wohl verpflegted Garde⸗ 
corpo ift ausfhließlih aus Perfern gebilvet. Damit au der gemeine Mann ſich der Bevor: 
zugung der perfiichen Bevölkerung bewußt werbe, war jeder geborene Perfer und der Grund⸗ 
beſitz im eigentlichen Perſis von allen Abgaben frei, und fo oft der König dad Stammland 
betrat, theilte er an alle Bewohner deſſelben Goldgeſchenke aus. "Andere als dieje nationalen 
Unterſchiede zwilchen den iraniſchen und nihtarifchen Bevölferungstheilen kennt das alte Perſer⸗ 
reich nicht; namentlich Hat man vergeblich verſucht, ven Befland gefonderter Kaften darin wieder: 
zufinden oder hineinzutragen ; felbft die Priefterfchaft mit ihrer Erblichkeit und Abgeſchloſſen⸗ 
beit iſt urfprünglich ein mehr auf nationale als auf ftändifche Sonderung gegründetes Inflitut, 
eine in fertiger Organifation aus dem mebifchen Reich übernommene Koͤrperſchaft, deren weient: 
lier Einfluß in ihrer Stellung ald Vertreter der iranifchen Religion und ihrer Aufgabe, zwi: 
ſchen Staat und Kirche zu vermitteln, begründet erfcheint. 

Das weſentlichſte Mittel zur Ausübung der koͤniglichen Machtvollkommenheit aber lag in 
einem zahlreihen und wohlgeſchulten Beamtenftande. Als Vorſchule des künftigen Staats⸗ 
dieners diente die Erziehung am föniglichen Hofe; e8 wurde von Staats wegen Sorge getragen, 
die Söhne vornehmer Bamilien unter den Augen des Könige zum königlichen Dienſt zu er: 
ziehen. Die Gewöhnung an firengfte Disciplin von Jugend an, die verfhwenderifhen Bunf: 
Hezeigungen an verbiente, und bad graufamfte Strafverfahren gegen läffige ober widerſetliche 
Beamte waren die Garantien für die unbedingte Hingabe und Treue der Organe, welchen ber 
König einen Theil feiner Gewalt übertrug. In der nächften IImgebung des Königs bildeten bie 
fieben vornehmften Männer, die Häupter der erften Familien des Landes, einen höcften 
Staatsrath; bei wichtigen Anläffen wurde derjelbe durch Zuziehung der höchſtſtehenden Hof: 
und Staatsbeamten, Provinzialgouverneure und Heerführer verflärkt. Neben ven Mitglievern 
des engern Raths, welche den Titel „Lichter des Reichs“ führten, war ber erfle Bertraute des 
Königs fein Polizeiminifter, dad „Auge des Königs‘ genannt. Unter ihm fland ein Heer von 
Beamten, welches ald Aufpaſſer und Horcher im ganzen Lande vertheilt war und eine geheime 
Ubermadhung der Statthalter und ihrer Uinterbeamten übte. An allen Hauptknotenpunkten bed 
Verkehrs waren Wachtpoſten eingerichtet, melde eine polizeiliche Controle über Reiſende und 
Briefe hatten, und zu ihrer Unterſtützung blieben in allen eroberten Ländern Befatungen, deren 
Befehlshaber vor allem die öffentliche Sicherheit und Ruhe aufrecht zu erhalten hatten. Von 
ber militärifchen Gewalt urfprünglich getrennt, fpäter jedoch nicht felten mit ihr in denfelben 
Händen vereinigt, war die Givilverwaltung der Provinzen. Die Statthalter, Satrapen, waren 
mit den weitgehendſten Vollmachten auögeftattet; ihnen lag ed ob, die Autorität des Königs in 
den Provinzen aufrecht zu erhalten und den königlichen Willen zu handhaben, fie bildeten in ber 
Berwaltung wie in ber Juſtiz die legte Inſtanz für den Ihnen untergebenen Landestheil, und 
Beſchwerden über jie vermochten höchſtens auf vem Wege geheimer Denunciationen zu ven Ob: 
ten des Königs zu dringen. Befonders lag ihnen die Pflicht 06, die Raturallieferungen und 
Steuern der Provinz zu erheben, zu welchem Zweck ihnen koͤnigliche Einnehmer zur Seite fan: 
den, die Gontingente an Mannfchaften und Schiffen, welche die einzelnen Länder zu ftellen 
batten, zu befchaffen und für die Erhaltung der Straßen, Brücken, Poſtſtationen und fonfti: 
gen oͤffentlichen Einrichtungen zu forgen. Über viefe Außerlichkeiten der Regierungskunſt if 
der iraniſche Despotismus nie hinausgefommen. * In die innern Angelegenheiten der unter: 
worfenen Völker miſchte fi dad Gouvernement fo wenig, daß es ihnen vielmehr ebenfo ihre 
eigenen Berfafiungen und Geſetze, ja felbft ihre angeftammten Fürften ließ, als es gegen die 
freie Übung fremder Eulte und Religionen äußerſt duldfam und nachſichtig zu fein pflegte. Ein 
allgemeines Reichsgeſttz als Grundlage für die richterlichen Entſcheidungen exiflirte nicht; 
Willkür und Herkommen gaben allein ven Maßſtab ab, und wenn man aus Nachrichten bet 
Alten gefolgert hat, daß es in Reich der Achämeniden einen unabfegbaren, erblichen und auf 
Lebenszeit befeftigten Richterfland gegeben habe, fo ift das nur in fehr beſchränktem Maße von 
den Kronjuriften (duxaorat Barsdmior) gültig, welche im Rath des Königs faßen und her 
ein Erbthetl der vorahämenidifchen Familienrechte im alten Stanımlande waren. Im aller 
meinen war e8 von dem Weſen des Despotismus ungertrennlich, daß jeder Beamte auf eihre 
Wink des Königs abfegbar war, und felbft die Erblichkeit einzelner Amter am Hofe und’irung 
Provinzen fegte ſtets die königliche Zuſtimmung voraus. ı 
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Bon der Heeresverfaſſung willen wir, daß ſie auf dem Grundſatze allgemeiner Wehrpflich⸗ 
tigkeit berubte; namentlich war im eigentlidhen Iran jeder, der Ländereien befaß, zum Kriegs⸗ 
dienſt zu Pferde verpflichtet. Bei ver Ruͤſtung zu größern Kriegszügen erfolgte ein allgemeines 
Aufgebot in den Provinzen des Reichs, und ed kann nicht als übertrieben bezeichnet werben, 
wenn dad Heer bed Xerxes auf etwa 21/, Millionen Köpfe geſchätzt wurde. Das ſtehende Heer 
mochte fich in Kriedendzeiten, wo e8 zur Befagung in Feflungen und Garnifonen verwendet war, 
auf nicht mehr ald 100000 Dann belaufen. Die Eintheilung deffelben, welde in der Haupt⸗ 
fache auch auf die irregulären Truppen übertragen twurbe, folgte dem Decimalfoftem. Die ge- 
fanımte bewaffnete Macht zerfiel in Divifionen von 10000 Mann, jede Divtjion in 10 Ba: 
taillone zu 1000 Mann, jeved Bataillon in 10 Compagnien zu 100 Mann, und biefe wieder 
in Gorporaljchaften zu 10 Mann. Die Bereinigung mehrerer Divifionen zu einem Armeecorps 
hing von Umſtänden ab; der Corpöcommandant ward vom König direct ernannt und ernannte 
feinerfeitö die Divifiond- und Bataillonsführer, die Chargen vom Hauptmann abwärts ver- 
lieh der Divifiondgeneral. Die Stärke ver Gontingente, welche in den einzelnen Provinzen aus⸗ 
gehoben wurden, wurde nad Erfordernig vom König beſtimmt. 

Außer ver Stellung diefer Kontingente lag den Provinzen aud die Verpflegung ber Trup- 
pen ob, welde mit Ausnahme der griechiſchen Söloner, nicht auf Sold, fondern auf Natural 
lieferungen angewiefen waren. Nicht minder mußten bie Provinzen die Mittel zum Unterhalt 
der zahlreichen Beamten aufbringen, und es ift leicht zu erfehen, daß diefe Lieferungen und Auf⸗ 
lagen eine faft noch ſchwerere Kaft für die unterjochten Länder waren als der Tribut, der außer- 
dem an ven königlichen Hof abgeführt wurte. Was in den erſten Zeiten der Monardie nur 
als Freiwilliges Geſchenk nem König dargebradht worden war, wurbe von Darius in eine regel: 
mäßige fefte Abgabe verwandelt, fobalo mit dem Wachsthum des Reichs die Bedürfniſſe für den 
Unterhalt einer glänzenden Hofhaltung gefliegen waren. Die jogenannte Steuerverfaflung des 
Darius ift nichts anderes als eine Matrikularumlage der Bedürfnifſe der Givillifte, und man 
würde ſehr irren, wenn man annehmen wollte, daß es ein Verſuch zur ordentlichen Finanzver⸗ 
waltung des Reichs gewefen wäre. Der Zweck feiner Befleuerung ift fein anderer als die Unter: 
haltung des Hofs und des herrfchenden Volkoſtammes auf Koften der beilegten Untertanen, 
deren Länder als Gigenthum der Eroberer betrachtet wurden; von einer Beftreitung der dffent: 
lichen Ausgaben aus diefen Steuern ift feine Rede, doch darf pabei auch nicht vergeflen werben, 
daß vieles, was nad) unfern Begriffen zu den Staatsanftalten und zur Kategorie Öffentlicher 
Zaften gehört, wie z. B. Öffentliche und gemeinnügige Bauten, das Poſtweſen und die Unter: 
haltung der Leibtruppen, im perfifchen Reich, wie fpäter im mongolifhen, als Privatfache und 
Ehrenpflicht des Königs galt. Die Steuern beſtanden theils in Geldabgaben, theild in Natural: 
lieferungen. Der Erhebung verjelben gingen Vermeflungen und Eataftralifhe Beranlagungen 
voraus. Die Repartition der Kieferungen von Früchten und Naturalien erfolgte mit Rückſicht 
auf die Fruchtbarkeit und die vorzügliäften Zocalculturen der Provinzen. Die Baareinnahme 
aus der Grundſteuer belief fih zu Darius’ Zeit auf jährlich etwa 30 Mill. Thlr., eine Summe, 
welche durch freiwillige Geſchenke, durch Gonflscationen, dur Monopole und ausnahmsweiſe 
durch Verkehrszoͤlle noch bedeutend erhöht wurde. Einen Waarenzoll vom Import- und 
Exporthandel fcheint das alte Perfien fo wenig gekannt zu haben ald Zollfranten zwifchen 
den einzelnen Provinzen. Die Zahlung ver Tribute erfolgte mir Ausnahme eined indiſchen 
Diftriets in Silber ; das Münzrecht ſtand außer dem König auch ven Provinzialftatthaltern zu, 


und für die weſtlichen Provinzen wenigſtens beftand eine gemeinfame Münzordnung. In wel⸗ 


her Weiſe fi übrigens auch über die Grenzen der feftgefegten Abgaben hinaus die Krone als 
Herrin und Bigenthümerin des Landes betrachtete, beweift der Gebrauch, die vornehmen Hof: 
bedienten, Freunde und Verwandten des Königs, wo fie Anſpruch auf Gnadenbezeigungen 
hatten, durch Belehnung mit dem lebenslänglichen, zuweilen auch erblichen Veſitz von Ortſchaf⸗ 
ten und Rändereien oder deren ſämmtlichen oder theilweiſen Einkünften zu belohnen. Im Zu: 
ſammenhang damit erfcheint auch die Sitte, ganze Völferflämme aus einem Theil des Reichs 
in einen andern zu verjegen,, welche aus politifchen Gründen oft in Anwendung gebracht wurbe, 
als ein Ausfluß des Kronrechts, mit ihren Untertbanen nach Belieben zu halten. Nehmen und 


ba befehlen auf feiten der Regierung, geben und gehorchen auf feiten ver Völker ift, mit kurzen Wor⸗ 


ten, der Inbegriff dev. Wechſelbeziehungen zwifchen beiden Bactoren des Staats. Wenn es auf 


dniefer Grundlage den Achämeniden gelungen ift, nicht allein ein Weltreich zu gründen und e8 


— 


a 


ahrhundertelang zu regieren, fondern aud für Jahrtaufende dem iraniſchen Staatsweſen das 
N EtaatssLerifon. XI. | 98 
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eigenthlimliche Gepräge aufzudrücken, das es noch heute bewahrt hat, fo dürfen wir mit Recht 
die achämenidiſche Staatsverfaſſung als den eigentlichen Grundſtock aller derjenigen Reftaurs- 
tionsverſuche erkennen, in denen In der ſpaͤtern Geſchichte das iraniſche Element der Bevoͤlkerung 
wieder zum Durchbruch kommt. 

Die Entwickelung dieſes Kernflanmed am Faden der Geſchichte weiter verfolgend, ſehen wir 
ihn unter der Saſſanidenherrſchaft zu voller Pracht noch einmal entfaltet, nachdem die Stürme 
der Fremdherrſchaft ihn zum Theil feines Markes beraubt hatten. Die Safſaniden gründeten 
ihre Herrſchaft weientlih auf die Reftauration der nationalen und religiöfen Lebensmotive 
Stand. Nicht blos Außerlichfeiten , wie daß die ſaſſanidiſchen Könige wieder iraniſche Namen, 
Artaxerxes, Kosru, Kobad, VBahran, ja fogar Ahuramazda (Ormuzd) tragen, daß unter ven 
Sceulpiuren der Ahämeniven neue Reliefd angebracht werben, um bie Thaten ver neuen Iranier 
denen der alten gleichzuftellen, daß die Titel und Embleme der Achämeniden wiederfehren, legen 
dafür Zeugniß ab, auch im innern Kern bed Staatslebens fußt das Saflanibenreid auf vem 
achämenidiſchen. Als Grundcharakter des Koͤnigthums erfcheint wieder der Abfolutismus, dad 
Königthum, welches in der Theorie jo ganzes und voͤlliges Alleinherrenthum ift. Im Gegenfah 
zu dem jüngft voraufgegangenen feubalen Koͤnigthum ber Parther duldet der Saflanide nidt, 
daß ein anderer neben ihm ben Koͤnigstitel führt. So tft die königlihe Würde der Nat: 
kommen Babek's nicht allein excluſiver, fondern ſelbſt darin der achämenidiſchen völlig aͤhnlich 
daß fie auch In der Erblichkeit fefter an den Gliedern derſelben Familie haftet als früher. Von 
Balaftrevolutionen und Haremintriguen bei eingetretenem Thronwechſel hören wir unter ben 
Saflaniden feltener oder wenigftens erft in ven Zeiten des ſpätern Verfalls. Am Hofe Echrten 
die meiften der alten Einrichtungen zurück; die Barther Hatten ein Hofleben, einen Hofflaat 
überhaupt nit. Namentlich nahm der Reichsadel, die iranische Ariſtokratie, abermals feine 
bevorzugte Stellung in der Umgebung des Könige ein; die Geſchlechter, die unter den Arfaciven 
geherrſcht Hatten, mußten fi mit dem Aufenthalt und zuweilen einer amtlichen Stellung in ben 
Provinzen begnügen. Die Ariftofratie genoß wieder des herkoͤmmlichen Rechts, in wichtigen 
Staatsfahen um ihren Rath befragt zu werben, und bildete nach griechiſchen Schriftftellern eine 
Art ſtehenden Reichſsraths unter dem Vorſitz des Königs. In außergemöhnlichen Zeitläufen 
übt dieſe Ariftokratie fogar das Net, die Krone einem andern Prinzen als dem legitinen 
Thronfolger zu übertragen. Die Großwürdenträger des Reichs werden aus ihrer, Mitte ge: 
nommen, Die Satrapie tritt wieber an die Stelle der parthifchen Lehnsſtaaten, zum Theil ad 
Erbgut einzelner Familien. Artarerres ſchon begann feine Wiederherſtellung des Reiche mit 
einer Inftruction an die Satrapen über die Provinzialverwaltung, die zwar in ihren Einzel: 
beiten nicht befannt iſt, aber fiher, nad dem gefammten Geiſte feiner Negierung zu ſchließen, 
nah dem Mufler ver Berwaltung des Darius gemodelt war. Als fpäter diefe Inftruction in 
Bergeflenheit zu geratben anfing, fertigte Kosru Anuſchirwan biefelbe aufs neue den Satra: 
pen zu. Diefer legtgenannte Fürſt hat überhaupt ven Ruhm Hinterlaffen, auf dem Bebiet ber 


innern Bermaltung des Reichs Ausgezeichneteß gefhaffen zu haben. Die Unbeſtechlichkeit vr 


Richter und Beamten unter feinem Scepter war fprihmwöärtlih. Seine Steuerverfaflung, die 
nad) arabifhen Gewährsmännern ſich noch bis ind A. Jahrhundert nah der mohammedaniſchen 
Eroberung Hinein forterhalten hat, war eine neue Auflage der von Darius nerfuchten. Er be: 
legte unter anderm wieder alle bebauten Ländereien mit einer Abgabe als Revenu der Krone. 
Die Bertheilung diefer Grundfteuer war auf die Bermeflung der Flächen bafirt und betrug 
einen Dirhem in Geld und 64 ſchwere Pfund Getreide aufd Joh. Ebenſo führte er eine Kopf⸗ 
feuer ein, melde 6 Dirhem für die Armen und 48 Dirhem für bie Reichen betrug — erſter 





Verſuch einer Elaffificirten @infommenfteuer. Eine andere von Ihm herrührende und feit ſeinet 


Zeit bis Heute in Perfien beſtehende Abgabe war die Befteuerung ver Obſtbäume. Alle Steuern 
wurden in viermonatlihen Raten erhoben, und dad Corps der königlichen Stewereinnehmer 
warb wieder organifirt wie vordem. Auch die Militärverfaflung der Saflaniden iſt analog ver 
altperfiihen. Die Schar der 10000 Unfterblichen war ſchon unter ven erften Saffaniben mir: 
verhergeftellt worden. Mit befonverm Eifer arbeiteten die Safjaniven an der Wieberher: 


flellung der alten Religion. Es wurden viele Taufende von Magiern zu einem großen Goncil | 


verfanmelt, ein Großmagier wieder eingefegt, die Hierarchie fefter organifirt und, wie #8 ſcheint, 
fogar mit größerm Einfluß auf die Staatdangelegenheiten audgeftattet ald je vorher. Mit ber 
Wiederbelebung bes alten Glaubens geht Hand in Hand die Sammlung und neue Rebaction 
ber perfifchen Religionsſchriften, die in dieſe Zeit verlegt wird. Die auswärtige Politik fogar 





fol, wo immer moͤglich, mit den Anforderungen der Neligion in Einklang bleiben. Die Ma: 
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gier haben die legte Entſcheidung darüber, wer ald Reichs- oder Nationalfeind zu betrachten ſei, 
ob triftiger Grund zu einem Krieg vorliege oder nicht u. dgl. Flathe in feiner trefflihen Dar: 
ftellung diefer Verhältniſſe ©) hebt mit Recht hervor, daß im ganzen genommen das neue Perfer- 
reich faft in einem günftigern Licht fi zeigt ald das alte. Die bloße Laune, Willfür und Zus 
fälligfeit der fpätern Achämenidenzeit ift aus dem faffanidifchen Staat verbannt. Der ganze 
Eharafter ver Herrfcherfamilie ift ein anderer als bei den alten Königen. Tyrannei, Grauſam⸗ 
feit und Wildheit erſcheint nur als einzelne Ausnahme; Handel, Verkehr, Cultur und Aderbau 
werben vorzugsweiſe befhügt. Wenigſtens wird von Artaxerxes (Ardſchir J.) der Ausſpruch 
überliefert, daß das Wohl des Reichs auf der Blüte der Ackerbaues beruhen müſſe. Das hat aber 
ihn und ſeine Nachfolger nicht gehindert, ſich dennoch weſentlich auf die Ariſtokratie zu ſtützen. 
Und je ungezügelter die Anmaßung des Adels und je fühlbarer die Prärogative deſſelben den 
niedern Volksklaſſen wurden, um ſo natürlicher kann es nur erſcheinen, daß in einer Periode, 
wo die Lehre des Chriſtenthums nicht blos in Perſien eine ſtarke Ausbreitung gefunden, ſondern 
ſelbſt den Verſuch gemacht Hatte, ſich mit der Lehre Zoroaſter's zu verſchmelzen (Manichäismus), 
nichtverſtandene Auffaſſungen der Begriffe Freiheit und Menſchenwürde einmal einen lebhaften 
politiſchen Kampf der äußerſten communiſtiſchen Tendenzen gegen die Vorrechte ver beſitzenden 
ariſtokratiſchen KHlaffe Hervorriefen. Died war der Charakter der merfwürbigen, ganz Berlien 
tief erfehütternden Bewegung, die unter dem Namen und der Führung des Magier Mazdak in 
der legten Hälfte ded 5. und dem Anfang des 6. Jahrhunderts n. Chr. die Regierung des Safla- 
niden Kobad zu einer der eigenthümlichften Erfcheinungen in ver perſiſchen Verfaſſungsgeſchichte 
gemadt hat. Mazdak lehrte die Nichtigkeit der Ständeunterfchiede unter ven Menſchen, previgte 
eine völlige Gleichheit ver Klafjen und ging fogar fo weit, Gemeinſchaftlichkeit des unbeweglichen 
Befiges und der Frauen ald nothwendige Gonfequenzen anzunehnen. Überbies eiferte er gegen 
Lurud, Kleiderpracht und Wohlleben, und man fagt ihm nad, daß er felbfl dad Dogma von 
der moralifchen Gleichgültigkeit aller menfhlihen Handlungen aufgeftellt habe. Der König 
ſelbſt, hauptſächlich wol um ein Gegengewicht gegen die immer herrifcher und dem Throne läſti— 
ger werbende Ariftofratie zu finden, begünftigte die neue Lehre und foll die Gemeinfchaft der 
rauen gejeglich geboten, auch fonft ven Verfuch zu Neuerungen im Sinne der Forderungen 
Mazdak's gemadt haben. Allein Haltlos in ſich felbft, unmöglich in praftifcher Anwendung auf 
das Stantöleben, mußte diefe Bewegung bald ihr Ende erreihen. Nicht blos die Ariftofratie, 
fondern auch der gefundere Theil des Volks wiejen die Erankhaften Ausflüffe der Mazdak'ſchen 
Revolution mit Aufbletung aller Kräfte zurüd, ehe noch alle Bande ver Geſellſchaft gelodert 
waren, und ein furdtbares Blutbab vernichtete alle Anhänger derſelben ſchon im Anfang der 
Negierung Anuſchirwan's. Mit vem Ende feiner Regierung verlieren jih aud die nüglichen 
Folgen, welche die Erkenntniß der Gefahr für die innern Zuftände des Reichs gehabt haben 
modte, und die Saſſanidenherrſchaft verfümmert zufehends an demſelben Ubel, das alle Staa: 
ten untergraben bat, die in der Stärkung der Adelspartei ihre legte Nettung gefucht haben, an 
der überhandnehmenven Selbftüberbebung, Demoralifation und ſchließlichen Werrätherei der 
Ariftofratie. | 

Nach dieſem jelbftbereiteten Kal bedurfte e3 langer Jahrhunderte, ehe der iraniſche Lebens⸗ 
nerv in dem perfifchen Staat im Kampf gegen fremde Cultur und fremde Eroberung wieder fo 
weit erftarft war, um ald regenerirende Kraft ein neues Staatsweſen zu gründen. Erſt mit ber 
Dynaftie der Safewiden (feit vem 16. Jahrhundert, 2000 Jahre nach der Gründung des erften 
Perferreih8) Hat die iraniſche Nation ven Kreidlauf ver politiſchen Wandlungen fo weit durch⸗ 
gemacht, um als eine Wiedergeburt des alten Perferthums erfcheinen zu koͤnnen. Iſt auch man⸗ 
ches an diefer dritten Generation fihtlidy fremden Urſprungs — und wir werben gleich erläu- 
tern, wie die Verwachſung ded fremden mit dem heimifchen in ver Verfaffung vor fi ging — 
fo find doch die leitenden Ideen und ein großer Theil der daraus gefloffenen Einzelgebilbe im 
Safewidenreich wieder ein jo deutliches Bonterfei der altperſiſchen, daß man fi um die dazwi⸗ 
ſchenliegenden Jahrtauſende zurüdverfegt glauben möchte. Wiederum tritt dad Königthum als 
der Inbegriff der hoͤchſten und unbefchränfteften Gewalt über Volk und Land auf; eine faſt gött⸗ 
liche Verehrung wird dem Schaf gezollt und, der Lehre der rehtgläubigen Moslems zuwider, 
gilt der Schah als Stellvertreter Gottes und des Propheten, feitvem „der König der Schiiten“, 


6) Erſch und Gruber’s nlgemeine Encpklopädie, Art. Berfien, Sert. 3, Bd. XVII, ©. 397 fg. Mals 
eolm, Histoire de Perse, I, 128 fg. > 99 
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wie perfifche Hiftorifer den erften Safewiden nennen, durd die Erhebung des fhiitifchen Be: 
kenntniſſes zur Staatsreligion jenem Grundzug des perſiſchen Nationalſtolzes, einen eigenen 
Glauben im eigenen Lande zu haben, neue Nahrung zu geben verſtanden hatte. Gine mächtige 
Prieſterſchaft, jet im Gewande bes Islam, fleht an derfelben Stelle neben und fafl über dem 
Thron, wo zur Zeit der Safjaniven die Magier geftanden hatten. Daneben ift die hohe Arifo- 
fratie wieder in faft alle ihre alten Nechte eingefegt; nur fließt in ihren Adern jchon viel arabi- 
ſches, turfmanifches » afghaniftifches Blut, und darum ift die ausſchließliche Bevorzugung der 
iranifhen Raffe nicht mehr angebracht. Diefe Ariftofratie lehnt ſich nicht mehr ausfchlieglic an 
den Thron, fondern ftügt fih daneben auf vie Vitalität ver Stammverfaffung. Die Wander- 
flämme namentlich wählen ihre Häupter felbft, und ver Schah kann ihnen nicht leicht die Beſtäu— 
gung verweigern. Gin Theil des Adelö findet in den Statthalterfchaften und Großämtern des 
Reichs feine alte Stelle, oft in lebenslänglicher Würde, zuweilen nach altperjifchen Braud in 
erblicher Folge von Vater auf Sohn. Daneben hat aber ver Schah) die freiere Wahl, Staats: 
beamte auch aus andern Schiäten zu nehmen, und nimmt fie nicht jelten aus der Reihe begün: 
fligter Sklaven. Die Verwaltung der Provinzen erinnert vielfach an die älteften Einrichtungen 
der Adämeniven. Die Statthalter vereinigen in fi} die oberfte Civil- und Militärautorität. 
Jeder hat feine Inftruction vom Hof erhalten, und viefelben Vorſichtsmaßregeln zur Über: 
wadung der Statthalter, welche einft gegen die Satrapen in Anwendung gebracht wurben, 
damit der Wille des Königs wohl ausgeführt werde, kennt auch die Staatökunft der Safewiben, 
indem file ven Provinzial: und Städtegouverneuren eine Zahl direct von Hof abhängiger Beam: 
ten Beigeben, die jene zu überwachen haben. Die Gentralifation der Verwaltung am Hof un 
die oberfte Leitung der Staatögejchäfte zeigt unter den Safewiden noch große Ahnlichkeit mit der 
alten PBerferweife. An der Spibe der Verwaltung fteht der Vezier, bald mit Vollmacht, in all 
Zmeige des Staatömechanismus, die Rechtspflege, das Militärwefen, die Polizei perfönlid ein 
zugreifen, bald befondere Minifter für jeden derſelben neben ji haben. Dies Inftitut ift, was 
erſt neuerlich erfannt und nachgewieſen worden Ift 7), nicht etwa aus dem Khalifat von Bagdad 
herübergenommien, ſondern glei; andern in bie islamiſchen Staaten eingebürgerten Einrigtun: 
gen, wie 3. B. die der Kataftrirung der Grunpftüde und die Rathscollegien (Divane), altperii: 
ſchen Urſprungs und hat fein Urbild in dem Anıte, deflen Träger an Darius’ Hof „Auge dei 
Königs’ hieß und in der Saſſanidenzeit ald auyxaSsdpog Tod Baaukdug bezeichnet wird. Der 
Bezier iſt das Alterego des Schah; er übt factifh alle die Gewalt aus, die der Schah hefikt, 
und ift ihm allein verantwortlid. Wie er in allen weltlihen Dingen die Hand des Monarden 
ift, oder um den Ausdruck eines morgenländiſchen Staatörechtölehrers zu gebrauchen „die Zunge 
des Königs, die Waffe des Thron, die Zierde des Reichs, der Ordner der Geſchäfte“, fo it 
auch die geiftlihe Gewalt des Schah8 in einem Großmürdenträger verkörpert, der als pontifex 
maximus mit dem Titel Sadr-el-Sudur an der Spige der geſammten ‚Hierarchie ſteht und mit 
der Oberleitung aller religiöfen Angelegenheiten betraut ift. Er kann nur aus den Sejjibs, den 
Nachkommen ded Propheten, gewählt werden. Wennfhon er damit gleihfam den unariſchen 
Islam dem iranifhen Staatsweſen gegenüber repräjentirt, fo ift Doch auch feine Function in 
Wirklichkeit nichts anderes ald eine Wiederbelebung per Würde des Großmagiers der ältern Zeit. 
Ebenſo erfcheint die Beamtenfategorie, denen befonders die Rechnungsführung, bad Finanz 
wefen oblag, im Safewidenreich wieber In höchfter Ausbildung; aus ihrer Mitte werben vor- 
zugsweiſe die Staatöjecretäre (Munſchi) genommen. Nicht minder endlih werden von nam: 
haften Hofchargen an dem Hof der Safewiden ungefähr viefelben erwähnt, die am altperüſchen 
üblich gewejen waren: ber Oberceremonienmeifter, ver Haushofmarſchall, der Oberſtſtallmeiſter, 
der Oberftleibwächter des Pfeild und Bogend, der Schagmeifter der Füniglihen Kammer, ber 
Oberſt der Hundertgarden, die Thronwächter, Käufer und Trabanten. 

Kurz die Berfaffung des Safewidenreichs will nichts anderes fein und iſt nichts anderes all 
eine Berjüngung und zeitgemäße Kortfegung des altiranifhen Staatsweſens. Das Neid det 
Safewiden aber, befonvers die Negierung des großen Abbas, ift noch heute das im Volke le: 
bende Ideal perfifcher Größe und perſiſchen Glanzes. Noch trennen faum anderthalb Jahrhun: 
derte die Gegenwart von jener Vergangenheit, und noch heute ift der Pulsſchlag des Staats⸗ 
koͤrpers faft genau berfelbe, wie er damals war. Iſt inzwiſchen die Beimiſchung nichtariſcher 
Elemente noch ftärfer geworden, und war ſchon damals der iraniſche Staat nicht mehr völlig in 
feiner urfprünglicgen Reinheit des achämenidiſchen und in der gefäuberten Beftalt des ſaſſanidi⸗ 


7) Enger, Über das Vezierat (Zeitfchrift ver Deutfchen morgenländifchen Geſellſchaft, XITI, 239 19.) 
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hen Zeitalter wieberherzuftellen, fo kennt die Berfaffungsgefchichte Perfiens auch die Stoffe, 
die dieſer Neinheit Eintrag thaten, und die Geſetze, nach denen fie in das iranifche Staatöleben 
hineindrangen ober es zeitweilig paralyſirten. 

Nachdem wir biöher hauptſächlich das iraniſche Element als ven einen Factor des perfifchen 
Staats in feiner Entwidelung verfolgt haben, haben wir nun auf die Zeit zurüdzugehen, wo 
zuerfl das turanifche Element als zweiter Hauptfactor In die Verfafſungsgeſchichte eintritt, und 
von da abiwärtd ebenfalls der Erſcheinung zu folgen, wie ein Reis anderer Species auf den Ira- 
nifhen Grundſtock gepfropft, mit der Zeit in inniger Verwachſung mit dem alten Stamme nit 
bloß jahrhundertelang gegrünt, fondern aud noch bis in unfere Tage hinein Schofle getrieben 
bat. Dem iranifhen Ganzen gegenüber madt das turanifche Element ebenfall8 den Anſpruch 
ala Ganzes betrachtet zu werben. 

Die ältefte Periode turanifcher Herrichaft in Perften ift die parthifche, eine Periode, deren 
Geſchichtſchreibung äußerft lückenhaft ift, deren innere Zuftände uns daher nur mangelhaft 
bekannt fein können, fo erfolgreih auch umfaffende Korfchungen neuerer Zeit®) auß den ver- 
ſchiedenſten Quellen ein ungefähres Bild damaliger Verfaffungszuftände zu geben verfudht 
haben. Es Haben die Parther, bemerkt Neumann, wie alle halbbarbarifhen Voͤlker, die 
große Reiche gründeten, in den unteriworfenen Gebieten eine Lehnsverfaſſung eingeführt. Wie 
jollten auch ſolche Horden zu der Einſicht und den Kenntniffen gelangt fein, die nothwendig ge= 
iweien wären, um einen Staat auf neuern Grundlagen mit allgemein gültigen Gejegen und 
einer regelmäßigen Gentralverwaltung zu ſchaffen oder auch nur zu erhalten? Die macedoniſch⸗ 
ſeleucidiſche Herrſchaft, an deren Stelle fie vie ihrige feßten, war felbft eine traurige Meifterin 
biefer Kunſt. Es darf hier nicht unbemerkt bleiben, daß durch Die ganze Geſchichte des Hellenis⸗ 
mus in Aflen ein großer Wiperfprud geht. So tief au befonnene und planmäßige Handlungs 
weife, verftändiger Muth und Ausdauer, durch welche zu allen Zeiten der gebildete Bewohner 

"des Weftend ven Völkern des Oſtens imponirt, ven griechiihen Regiment ven Weg in dad Herz 
Ajtens Hineinbahnt, fo bleiben doch alle jeine Erfolge nur ein Vorbringen civiliſatoriſcher und 
nivellirenden Cultur, nicht aber ein Sieg durchgreifender politifher Neuerungen. Der leivige 
Verſuch, eine rohe phyſiſche Macht mit ideellen Theorien zu durchdringen und barbarifche Na: 
turen fi zu affimiliren, bat in alter wie in neuerer Zeit alle darauf gefegten Hoffnungen und 
Syſteme zu Schanden gemadt; auch der Hellenigmus In Iran hat ſich damit nur das eigene 
frühe Grab gegraben ; nebenbei aber iſt gerade er e8 geweſen, ber durch feine Scheincivilifation 
die Bräde geihlagen bat, die dem turanifchen Barbaren unter dem Aushängeſchild griedifcher 
Namen und Titel den Einbruch in die fhon fehr geſchwächte arifche Staatenwelt erleichterte. 
Eines Beffern erniangelnd, laſſen daher die Parther jedem untermworfenen Volk ftillfehweigend 
die ererbten Sitten, die angeflammten Gefege, zum Theil felbft die angeflanmten Fürſten. 
Dad Band, das die einzelnen Theile ihres Reichs zuſammenhält, iſt nur ein äußerſt lockeres und 
ä ußerliches. Bon einer Gentralifation des Staat, von einer organifchen Verbindung der ver: 
ſchiedenen Beftandtheile ift zunächſt Feine Spur zu erbliden. Das Arſacidenreich hatte in dieſer 
Beziehung eine auffallende Ahnlichkeit mit ven Feudalſyſtemen in Buropa. Die kleinen Zür- 
ften und Herren tragen ihre Herrfchaft zu Lehn von dem Oberfönig, müſſen bie auferlegten 
Xehnögefälle zu beſtimmten Zeiten entrichten und im Kal eines allgemeinen Aufgebots ihre 
Mannen in mehr oder minder beftimmter Zahl flellen. In allen andern Beziehungen genießt 
der Lehnsfürft vollfommene Freiheit, er bat namentlich gegen die nicht zum Staatenbund ge: 
hörigen Stämme dad Recht ded Krieg und Friedens, ein Recht, von dem befanntlih Mithrivat 
ber Große den mweiteften Gebrauch machte, obwol er im Grunde nichts anderes als ein Vaſall 
der Parther war. In ihrer Blütezeit beftand diefe Monarchie aus vier Königreichen; die herr: 
ſchenden Bamilien waren durch Bande des Bluts miteinander verwandt; im eigentlichen Per: 
jien herrſchte ver Oroßfönig ; den Königen wie ven Häuptlingen der Clanſchaft ftand eine viel: 
fach gegliederte Ariftofratie des Beſitzes, Gaugrafen, und der Geburt, Altermänner, zur Seite, 
deren nad dem Herkommen beftimmte Pflichten und Befugniffe felbft die Könige nicht nach eige⸗ 
nem Qutbünfen aufheben konnten. Diefer Adel hat z. B. das Net, beim oberften Lehnsherrn 
Klage gegen die Stanımeshänpter zu führen. Wird die Beſchwerde begründet gefunden, fo 
verfährt der König gegen den Feudalherrn mit derſelben Strenge wie gegen ven geringften 

feiner Kuechte. Doc ſcheint außer der Gerichtsbarkeit über den Adel es nicht ded Königs Sache, 


8) de Saint-Martin, Histoire des Arsacides (Paris 1846), Thl. Inu. II, Neumann, Gefchichte 
bes englifchen Reiche in Aflen, 1, 96 fg. 
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Recht zu ſprechen, zu verurtheilen oder zu begnadigen. Die Beſtrafung der Verbrechen ge⸗ 
woͤhnlicher Leute blieb, wie es ſcheint, in der Regel den Verwandten des Beſchädigten über— 
laſſen; doch werden fie zuweilen vor oͤffentliche Gaugerichte geſtellt. Die Fürſten der Parther 
Hatten ſowenig wie die roͤmiſchen Kaiſer deutſcher Nation im Mittelalter eine feſte Neiivenz; 
fie zogen mit ihren flüchtigen Neitericharen in den Gemarkungen umber und hielten bald da 
bald dort Hof und Gericht, ftatt von einem gläuzenden Hofftaat, von dem Lager ihrer Ritter 
und Reifigen umgeben. Aud die Gemarfungen felbft, innerhalb deren die einzelnen Horden 
ihre Wander und Weibeviftricte hatten, waren nicht durch Gefege und höhere Anorbnungen 
abgegrenzt, ſondern mechfelfeitige Furcht und der Inftinet, mit den in fo primitiven Verhält⸗ 
niffen die realen Macdtverhältniffe Würdigung zu finden pflegen, erſetzten, was in rivilifirtern 
Bemeinfchaften die Idee des Rechts ſchafft und erhält. Die Horden felbft zerfielen wieder in 
Unterabtbeilungen, von denen jede einen in politifcher wie religidfer Hinſicht gefonderten Ber: 
band bildete. Um ed mit einem Worte zu bezeichnen, welches in der Berfaffung der inneraflati- 
fhen Hirten= und Kriegervölfer der fpätern Zeit daſſelbe Verhältniß ausdrückt, war die Grund: 
lage des parthifchen Staats der Uluß, der Stanımverband in allen feinen Gonfequenzen eines 
mehr patriachalifchen als despotiſchen Verhältniffes des Häuptlings zu den Glieder. Semiti: 
ſche Nomaden Haben zu zeiten analoge Verhältniſſe durchlebt, nicht aber Arier. In die arifche 
Melt nach dem Achämenidenreiche hineingefhoben, vermochte dad neue Princip noch keine rechte 
Wurzel zu ſchlagen. Erſt nachdem die Jahrhunderte ver Saffaniden und des Khalifats Perſien 
für den Geniuß des femitifchen Volks empfänglider gemacht hatten, Eonnte das turanifche Ele- 
ment auch ſich inniger in dad perjifche Staatöleben hineinweben. 

Die zweite turaniſche Periode der perſiſchen Verfaſſungsgeſchichte ift die Zeit der Einbrüche 
turkmaniſcher und mongolifher Horden, der Khane der Seldſchuken, der Heere Dſchingis-Khan's 
und Timur’d. Wie die Saffaniden den Staat der Achämeniden wieder aufnehmen, fo fegen bie 
turanifhen Völker des 11. bis 14. Jahrhunderts das Werk ver Parther, das Werk der Ber: 
flörung und Dedorganifation des iranischen Staats fort. In diefer zweiten Periode tritt uns 
Turan — ſei ed, dag eingehendere Nachrichten?) und einen tiefen Einblick geftatten, fei es, 
daß eine taufendjährige Entwidelung nicht fpurlo8 an der Geftaltung feiner Sitten und An- 
fhauungen vorübergegangen war — unleugbar als auf einer höhern Stufe politifher Bildung 
ſtehend entgegen und bietet, wenn nicht in dem äußern Auftreten, fo doch in der innern Ber: 
faffung und den Maximen der Regierung mehrfache Anknüpfungspunkte an das iranifche Staat$- 
leben, die eine Verſchmelzung beider vorzubereiten geeignet find. 

Dei ihrem erften Erfheinen an der Grenze Perſiens erfcheinen diefe tatariſch-mongoliſchen 
Völkerſchaften noch völlig in der Berfaffung wie jene Horden ver Partber. In den weiten 
Steppen Nordafiend waren fie über dad Maß geſellſchaftlicher Ordnung, welches allen Eriege- 
rifhen Nomabenvölfern gemeinſam ift, nicht hinausgefommen. Da ift jevermann Krieger; 
friegerifcher Heldenmuth die einzige Staffel zur höchſten Würde, Krieg nit dem Nahbar das 
tägliche Mittel, das eigene Dafein zu friften. Staatlihde Ordnung, Zudt, Geſetze gelten und 
walten nur im engern Kreife ver Bamilie und des Stammes. Die erblihe Häuptlingswürde 
erſtreckt ihre Macht nur auf Eleine Gemeinweſen, aud denen fortvauernd neue Fleine Stämme 
ſich abzweigen; dem Häuptling zur Seiteftehen die Älteften der Familie (Risch-sefid, ®raubärte) 
zugleich ald Stügen und als Schranken feiner Gewalt. Sich felbft überlaffen find dieſe Wölfer 
zu großer politifher Staatenbildung nicht gefhaffen ; fle reiben einander auf ohne höhern Zweck 
und erflehen wieder ohne höhern Beruf. Erft in der Berührung mit civilifirtern Ländern werben 
fle furdtbar, fie Haben nicht zu verlieren, alles zu gewinnen; es lodt fie ver Schimmer des 
Reichthums, der Glanz des Lurus; ein Ziel, das außerhalb ihrer täglichen Intereffen Liegt, 
vereint fie zu gemeinfamem Handeln, die Stammeöfehden verſtummen vor den äußern Keine, 
und, wie bie Naubvögel, wittern fie die Berwefung von weitem; jie werfen fi nicht leicht auf 
ein großes Nachbarreich, es fei denn, daß daffelbe ſchon in fi faul fei und dem Verfall entgegen- 
gehe. Daher ihre großen Erfolge in Perſien, in Indien, in China. Aber fein der großen 
Reiche, die ihnen zum Opfer gefallen, haben ſie aus eigener Kraft lange und dauernd zu regieren 
und zufammenzubalten vermocht. Das Talent der Organifation und Verwaltung fehlt ihnen ; 
ſelbſt die Schädellehre behauptet das von ihnen, dem Hange zur Uppigfeit und Wohlleben aber 
erliegen fie um fo raſcher, je weniger fie daran gewöhnt find. Nur, wo ed ihnen gelungen iſt, 


9) de la Eroir, Histoire de Genghizkhan. Kirdpatrif, Institutions of Gazan Chan. Die eige: 
nen Memoiren Timur’s, überfegt von White (Institutes of Timur, London 1838). 
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dem unterjochten Nachbar fo viel von ver Staatskunſt abzulaufchen, daß das eroberte Land unter 
neuem Namen feine alten Cinrichtungen fortführen konnte, haben türkiſch-mongoliſche Völker 
die Herrichaft zu behaupten vermodt, wie 3. B. die Ddmanen in der Türfet, deren Reid) weit 
mehr, ald man gemeiniglich glaubt, auf der Grundlage des Kaiſerthums Byzanz ftebt. Ahnlich 
iſt es in Berfien zu erklären, daß Iran fo viele Jahrhunderte hindurch turkmaniſche und mon⸗ 
goliſche Herrſcher auf ſeinen Thronen geſehen hat. Die natürliche Tendenz der Vernichtung des 
Beſtehenden machte unwillkürlich der Aneignung bes Vorgefundenen Platz; dad Alte, das Er⸗ 
probte im Staatöleben, das Überfommene im Volksleben war flärfer und pofitiver als das 
neue, negirende und zerfegende Slement, und überbauerte daher und abforbirte ven Zuwachs 
von frifchen Säften, den die Eroberer ihm zugeführt hatten. Der Todeskeim aller turanifchen 
Herrſchaft anf iraniſchem Boden ift eben, daß fie dieſe Abforption nicht ſich vollenden laffen will, 
fondern auch ihrerfeits, ihrem Naturell getreu bleibend, ji nicht burch Inoculation auf den im 
Boden wurzelnden Stamm, fondern durch immer neue Seglinge fortzupflanzen verfucht. So 
das Reich ver Selvfchufen, die, nachdem fie im rafchen Fluge des erften Sturm das Khalifen- 
rei genommen hatten, e8 nicht zufammenzuhalten vermochten, ſondern, wie einft die Parther, 
fir Brüder, Ohme und Vettern des Hauſes, eine Menge größerer und kleinerer Statthalter: 
ſchaften errichteten, die fi bald unabhängig machten und dann an der altturanifchen Wirth⸗ 
ſchaft Eleiner Fehden zu Grunde gingen. So aud unter ber erften und zweiten Mongolen: 
herrſchaft. Diefelbe Erfcheinung tritt und während der vritten turaniihen Domination in 
Perfien entgegen, die Nadir⸗Schah gründete. Die Gejepgebungen und Berwaltungsmaßregeln 
Dſchingis⸗Khan's und Timur's find daher In ihrer praftifchen Erfheinung ein Gemiſch von 
turanifchen und iranifchen Ideen, bei dem nicht immer klar ift, ob die Zufanmenfeßung unmit- 
telharen oder mittelbaren Einflüffen zugufchreiben iſt. Dſchingio-Khan hielt es, angeſichts ver 
zabllofen kleinen Herren mit großen Titeln, die er niederwarf, vor allem für nöthig, die äußere 
Würde des Koͤnigthums auch dadurch wieder in ihre Rechte einzufegen, daß er für fi allein 
den Titel Khan in Anfprud nahm und allen Bafallen verbot, ven gleigen zu führen, ahnlich 
wie die Saffanivnen und ander& als die Barther, die ven Titel König den unterworfenen Fürften 
um fo lieber ließen, um mit defto größerm Recht ih König der Könige zu nennen. Jeder 
Unterthan hatte die Pflicht, dem Staat in einer oder der andern Welle perfönli und unmittel- 
bar zu dienen; wer nicht vem Kriegerflande angehörte, mußte eine beftimmte Zahl von Tagen 
im Jahr Frondienſte für das allgemeine Befte leiften; ein Tag in ver Moche gehörte ausſchließ⸗ 
lich dem Dienfte des königlichen Biscus. Bedeutſam war die Beßimmung (in der wir das alt- 
perſiſche Syflem ver erimirten Stellung der herrſchenden Raſſe wiedererfennen), daß Fein 
Mongole over Tatar Sklave oder Diener fein durfte, ein Geſetz, welches gleihmäßig zur Hebung 
des Nationalflolzes, wie zur Vermehrung der Kriegerſchar und zur Berwerthung der Kriegs: 
gefangenen beitragen mußte. Die militärifhe Organifation zeigt ebenfalls nicht wenig Spuren 
altperfifcher Entlehnung ; das Heer war in Divifionen von 10000 Mann, diefe in Reginenter 
zu 1000 Mann getheilt. Die Generale und Oberflen ernannte dad Staat8oberhaupt. Jedes 
Regiment hatte 10 Sompagnien zu 100 Köpfen, jeve 10 Mann bildeten eine Section. Dabei 
war darauf Bedacht genommen, die einzelnen Stänıme in gefonderten Cadres zufammenzubalten 
und die Dffizierftellen in venjelben vorzugämeife mit den Stammeßhäuptlingen zu befegen. 
Die ganze bewaffnete Macht (600000 Mann) war in vier Armeecorps (Ordu) getheilt, deren 
Führung den Prinzen des öniglihen Haufes zuftand. Die Disciplin und Mannszucht war 
außerorventlih fireng. Kein Soldat durfte plündern ohne Befehl; war aber viefer Befehl 
ertheilt — und dad gefchah in jedem Feindesland, folange e8 fich nicht zur Unterwerfung bereit 
erklärte — fo hatte jeder Soldat daffelbe Anrecht auf den Beuteanthell wie ver höchſte Offtzier. 
Aud die bürgerliche Juſtiz ward fireng gehandhabt: größere Diebftähle wurden mit dem Tode, 
Fleinere mit ber Beitfche beftraft; für leßteres fonnte auch eine Geldſtrafe im neunfachen Betrage 
des geſtohlenen Gegenſtandes fuhflituirt werben. Todesſtrafe fand auch auf dem Ehebruch. 
Polygamie war erlaubt, und um die allmähliche Bermifhung der Stämme und Raffen zu för: 
dern, begünftigte das Geſetz beſonders das Connubium zwiſchen nicht verwandten Familien. 
Unter den Nachfolgern Oſchingis-Khan's hat beſonders Ghazan-Khan die innere Verwaltung 
des Reichs durch weife Geſetze zu ordnen verfucht. Ihm werden eine Reihe von Verordnungen 
zugeichrieben, vie die Herrichaft ver Ilkhane lange überdauert haben und zum Theil noch jegt 
fortbeftehen. So erließ er eine Sammlung von Vorſchriften über die Juſtizverwaltung, ein 
Reglement über vie Steuererhebung, deögleihen über bie Vertheilung ver Ländereien, vie zur 
Derpflegung und Belohnung ver Truppen beflimmt waren, eine Straßenordnung, eine Ver: 
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oronung über das Neihspoftweien, ein Beleg über gleihmäpiges Normalgewicht und Münz- 
wejen, welches um fo noͤthiger erfcheinen konnte, als unter feinen nächſten Vorgängern bie 
Finanzverwaltung des Reichs fo herabgefommen war, daß einmal im Jahre 1294 fogar der 
Verſuch gemacht wurde, nad) dem Vorgange Ehinad den Mangel an baaren Umlaufsmitteln 
durd Einführung eines Papiergeldes mit Zmangsrurd zu erfegen. Im ihrer ganzen Rid: 
tung auf das Wohl der Maſſen, auf die Brofperität ver ſtaatlichen Geſellſchaft unterſcheidet ic 
dieje Gefeßgebung principiell von der iraniſchen; fie wird im Licht ver Verfaſſungsgeſchichte als 
ein Ausflug der Paarung von femitifchen, turanifchen und iranischen Anſchauungen aufzufaffen 
fein, zu denen am Hofe der Seldſchuken die Pflege arabifher Wiſſenſchaft und die Staatöfunfl 
des Vezierats in jeiner höchſten Blüte ven Grund gelegt hatten, und denen vielleicht die Berüb: 
rung mit den chriſtlichen Staaten manche eigenthüntlichere Schattirung gegeben hatte. Dagegen 
repräfentirt die Berfaffung Timur's wieder eine Rückkehr zum mehr turanifchen Princip ver 
Solvatenherrihaft und ber Bevorzugung des Stammadels. Timur, fo oft er fich auch feiner 
Einfiht und Weisheit rühmt, und fo Großes er geſchaffen hat, fheint fich doch nicht über ven 
engen Gefichtöfreid der Umgebung erhoben zu haben. Er umgab fih mit den Baronen ver 
lang, die er befehligte, und verfammelte fie in allen wichtigen Angelegenheiten zu einem großen 
Rath (Kurultai), dem er ſelbſt präjivirte. Die Ordnung und Sicherheit feiner weiten Ränder 
glaubte er feinen beſſern Händen anvertrauen zu koͤnnen als denen feiner Krieger und Häupt: 
linge ; die Anführer der Zehntaufende und Taufende des Heeres verfahen gleichzeitig Die Geſchaͤfte 
des Richteramts und des Steuermefend. Aber aus Mistrauen und Beforgniß, daß fie die fo in 
Ihre Hände gelegte Macht gegen ihren Herrn misbrauden könnten, aboptirte er bie landesübliche 
Sitte, jenem feiner Dffiziere einen Spion. mit der Anwartſchaft auf Nachfolge In dem Poſten 
beizugeben — ein Syſtem, welches nur dazu beitragen konnte, die Kräfte des Landes not 
mehr zu untergraben, indem es zwei Blutfauger ftatt eines an jede Ader des Lebens ſehte. 
In Timur’d Fußftapfen tritt nach drei Jahrhunderten noch einmal ein Turanier, Nadir-Khan. 
Auch feine Zeit trägt diefelben Grundſätze der Gewaltherrſchaft zur Schau, Die fich nicht auf vie 
Bölfer, nit auf die angeſtammte Verfaflung flüßt, fonvdern auf den Militärdespotismud. 
Kein Herrſcher ift in Perſien unpopulärer gemejen ald Nadir-Khan. Der Krieg ift fein Element, 
in dem er aufgewachfen ift, dem er die Krone verdankt, und um Krieg führen zu Eönnen, faugt 
er durch joldatifche Zucht der Verwaltung das Land aus; das Mistrauen gegen die iraniſche 
Bevdlferung fleigert ſich bis zum Syſtem, alles iraniſche Edelblut audzurotten und maflenhaft 
bie Perfer hinzuſchlachten. Das Gemeingut der eigentlich perfifhen Bevölkerung, der ſchiitiſche 
Glaube, wird mit Füßen getreten, und die niedrigſten Leidenſchaften, Geldgier, Blutgier, 
Tyrannei dictiven allein noch die Befepe ded Landes. Nadir-Schah's Regierung ift ber legte 
Sieg des turanifchen Elements über das iraniſche. Es mußte noch einmal in feiner ganzen 
Roheit aufwallen, ehe es ſich völlig und hoffentlich für immer mit dem iraniſchen Organismus 
zu einem flaatlihen Ganzen verſchmolz. 

Ehe wir das Gebilde betrachten, welches aus diefer Verſchmelzung als ver moderne perfilde 
Staat hervorgegangen ift, haben wir und, nachdem wir biäher die beivden-Bactoren des Ganzen, 
die iraniſche und die turanifche Verfaflung, einzeln und in ihrer Verkettung miteinander dargeſtellt 
Haben, noch eine Lüde in der Innern Geſchichte Berfiend vor Augen zu ftelien, die in der Nähe 
beſehen eigentlich feine ift, doch In ferner Perſpective leicht als eine folde angefprochen werden 
fünnte. 88 iſt die Frage, ob und melden Einfluß die Sahrhunderte der Iintermerfung Berfiend 
unter den Islam und die Errichtung der kleinen mohammedanifchen Reihe auf dem Boden 
Irans zwiſchen dem Sturz der Saffaniden und dem Auftreten der Seldſchukiden, d. h. bet 
Übergang zwifhen der zweiten iraniſchen und zweiten turaniihen Berfaffungsperiode, auf die 
fpätere ſtaatliche Entwidelung gehabt haben? Diefer Einfluß ift in politifcher Beziehung meht 
ein negativer ald ein ſchöpferiſcher geweſen. Mufelmanifche Staaten als folde haben fih nie 
zur felbfländigen Conſtituirung, Ausbildung vorgefundener ſtaatlicher Elemente erheben können. 
Feſtes Erbrecht in der regierenden Familie, dauernde dynaſtiſche Hausgeſetze find dem Idlam 
ebenfo fremd wie die bürgerliche Ordnung im Intereffe ver Negierten. Das Khalifat war zuerfl 
eine Würde nah Wahl; dann legten die Khalifen fi) das Recht bei, ihren Nachfolger felbft zu 
wählen nah Willkür und Laune. Die im Islam vollenvete Unterorbnung bed Staats unter die 
Intereſſen des Glaubens hat zur Folge, daß die Beiträge des Volks zur Erhaltung des Staats 
weientlih zur Stütze des Dogmas dienen, daß der Kriegspienft nicht eine politiihe Pflicht, 
fondern ein religiöfes Werk ift, daB die leitenden Staatsgrundſätze von religiöfem Fanatismus 
eingegeben find. So wenig das chriſtliche Papſtthum fähig iſt, ald Staat dauernd fortzuleben 
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und wohſthatig zu-wirken, fo wenig iſt das orientalifche Papſtthum der Khalifen an fi im 
Stande geweſen, eine weltliche Macht auf ſolcher Baſis zu gründen, zumal mo, wie in Perfien 
und wie in Spanien, der Islam auf eine alte nationale Eultur übertragen werben follte. Der 
Islam hat auf iraniſchem Boden weſentlich einen culturhiftorifcgen, nicht einen politiihen Ein- 
flug. Wie dereinft der Übergang von der erften iraniſchen Verfaffungsperiode (Achämeniden) 
zur erften turanifch=parthifhen ich durch Vermittelung des Griechenthums, das mir oben gleich: 
falls mehr als Träger der geiftigen Gultur denn als einer politifchen Umgeftaltung charakteri⸗ 
jirten, bewerfftelligt hat, fo bildet der Slam in ven Sahrhunderten nad Mohammed für Perfien 
wol die Brüde zu einem in mander Beziehung neuen geiftigen Leben, aber auf allen andern 
Gebieten mehr ald gerade auf dem politifchen. Dem Hellenismus und dem Islam, fo verſchieden 
fie beide an ſich find, ift va gemeinfam, daß fle mit dem Geiſt und Naturell heterogener Völker 
nicht zu rechnen verſtehen; darum find beine, wo fie die Aufgabe hatten, ihre Fähigkeit zur 
Umbildung von Staatöverfaflungen auf iraniſcher Grundlage zu zeigen, ohne bleibende 
Erfolge geblieben. 

Infolge feiner geſchichtlichen Entwickelung iſt ſonach das perſiſche Staatöweſen weit weniger 
auf islamiſche Inſtitutionen gegründet, als es von einem Staat im mohammedaniſchen 
Drient erwartet werben bürfte, und das Verſerreich ſteht in dieſer Beziehung auf einem 
andern Boden ald das osmaniſche Nachbarreich, weil e8 eben eine durchaus verfäiebene Ver⸗ 
gangenheit hat. 

V. Begenwärtige Berfaffung Perſiens. Bon gefäriebenen Berfaflungdur: 
funden, Reihögrundgefegen, Charten u. dgl. ift ſelbſtverſtändlich in einem morgenlänpifchen 
Staatöweien ebenfo wenig die Rede ald von einer Theilnahme der Staatsbürger an der 
Schöpfung oder Abänderung der Normen, welche die Rechte und Pflichten ver Krone, der Re⸗ 
gierung und der Unterthanen ordnen. Die flaatlihen Binrihtungen beruhen vielmehr theils 
auf altem Herkommen, wie e8 in Reichschroniken ober theoretiſchen Staatsſchriften fortgepflanzt 
wird, aus denen in zweifelhaften Fällen Bräcedenzfälle zu conftatiren genügt, theils auf dem 
Ausfluffe ver legislatoriſchen und apminiftrativen Gewalt der Regierung, ihre Anordnungen 
ben Umfländen anzupaflen. Durch Berfhmelgung von Trapition und Opportunität hat im 
Laufe dieſes Jahrhunderts die Dynaftie ver Kadſcharen die Reichsverfaſſung Perfiend mehr und 
mehr zu einem wirflihen Ganzen confolivirt, fo wahr es auch andererfeit# iſt, daß nichts daran 
dur bündige Formen garantirt ifl. 

1) Der Schah. Was zunähft das Staatsoberhaupt anbetrifft, fo Haben neuere Beobachter, 
wie Gobineau und Brugſch 19) hervorgehoben, daß der Schah nad) der Theorie des Reichs⸗ 
grundgefeged nur als illegitimer Herrfcher, ald Monarch de facto aber nit de jure angefehen 
werde. Da aber ein verbrieftes Geſetz als ſolches nicht eriftirt, fo foll das nur dahin verflanden 
werden, daß das dunkle Gefühl eines Theils der Bevölferung, welches feinen Ausdruck in den 
Raiſonnements der Beiftlichfeit in den Städten findet, die Fülle der gefehlichen Souveränetät 
nur einem Bürftenhaufe glaubt zuerfennen zu können, welches in birecter Erbfolge feinen Ur: 
fprung auf die altiranifhen Koͤnigsfamilien zurüdzuführen vermag. Das hindert aber nicht, 
daß dent fait accompli gegenüber alle Provinzen des Landes und alle Elemente der Bevdlferung 
den Schah als ihren alleinigen Herrn und Fürſten anfehen und ber Krone alle die Rechte zu= 
geſtehen, die je ein irantiher Monard gehabt Hat. Auch iſt undeflritten die gegenwärtige 
Dynaflie von den europäifhen Mächten als rechtmäßige anerfannt, wie die obenermähnten 
Staatöverträge beweilen. Ob nach europäifchen Begriffen die perſiſche Monardie als König: 
thum oder als Kaiſerthum zu bezeichnen fet, iſt eine Frage, die fiherlih im Lande ſelbſt für 
gleichgültig gelten wird, die aber Doch aufgeworfen werden darf, weil bei europäiſchen Staats⸗ 
männern Bweifel darüber zu befteben fcheinen. Das imperialiftifche Frankreich, welches zu 
eigener Satidfaction hberall imperialiftifche Anfhauungen wahrnehmen will, auch wo fie nicht 
vorbanpen find, iſt damit vorangegangen, in feinem Vertrage mit Perfien dem Schah ven Titel 
„Empereur des Empereurs“ zu verleihen, eine Neuerung, welche nahezu and Lädherliche ftreift, 
fobald man fi} vergegenwärtigt, daß die entfprechenden alt= und neuperfiſchen Ausdrücke 
K'hshäyathiya K'hshayathiyanam (grieh. Baouevg Basuıdav, fallen, malkan malka) und 
Schabinschah unter der Bluralität von Rönigen, welche dem Großfänig unterworfen waren, 
felbft die kleinſten Bafallen, wenn fie einen fürftliden Rang behaupteten, mit vor Augen hatten. 
Die Nachahmung diefer franzdjifhen Erfindung In ven übrigen europälfchen Verträgen, welche 


10) Gobineau, S. 384 fg. Brugfch, Reife nach Berften, I, 220. 
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am perſiſchen Hofe aufs willkommenſte acceptirt und beſtens audgebeutet wir, hat nur dazu 
‚gedient, dad Anfehen der europäifchen Fürſten in den Augen der Aflaten herabzufegen, indem 
der ohnehin übermüthige Perſer darin eine Huldigung erkennt, vie freilich nicht beabfitigt war. 
Diefem neuen und für vie Europäer nichts weniger als ſchmeichelhaften Sprachgebraud läßt fih 
entgegenjegen, daß die hiſtoriſch und ſprachlich allein berechtigte Deutung des Titeld Schah 
„Koͤnig“ und Schahinſchah „König der Könige” ift, wie denn aud die thatſächliche Stellung 
des perfiihen Monarchen feinen Anlaß zu einer Neuerung an dieſem Thatbeſtand zu geben 
geeignet ift, wenn man ed nicht ald etwa fpecifiich Katjerliches anſehen will, daß der Schah in 
Verfien nicht ſowol Verwalter und Megierer des Staats ift, ald vielmehr „uber dem Staat in 
der Eigenſchaft eines Beſchützers“ fteht, wie Bobineau ſich ausdrückt. Die Erbfolge auf dem 
perfifden Thron ift in der regierenden Familie zwar nicht durch ein gefihriebened Hausgeſet 
feſtgeſtellt, ſcheint aber feit Feth-Ali-Schah dahin geregelt zu fein, daß der Schah ſchon bei Xeb: 
zeiten einem feiner directen Nachkommen ald ausfchlieglich berechtigtem Thronfolger huldigen 
ließ, um im voraus den erfahrungsmäßig für Perfien fo verderblich gewordenen Streitigkeiten 
foviel möglich vorzubeugen, wozu eine befonvere Aufforderung in der zahlreichen Nadhfommen: 
ſchaft Feth-Ali⸗-Schah's gefunden werben mußte. Die Prinzen von Geblüt genießen mit dem 
geſammten Eöniglihen Haufe dad Vorrecht, aus den Einfünften des Landes die Koften für ihren 
eigenen Unterhalt und ihren Hofhalt zu beftreiten, und feheinen daher zu feinen Zwecke ald nur 
zu dieſem in den Provinzen und Diftricten des Landes ald nominelle Statthalter und Bon: 
verneure vertheilt, ohne daß fie in der Negel die Verwaltung ber Randeötheile, auf deren Ein: 
fünfte ihre Stellung ihnen Anwartſchaft gibt, thatfächlich leiteten. Es ift eine von vielen Rei: 
fenden gemachte Beobachtung, daß die Erpreflungen, Ausichweifungen, Bedrückungen und 
Misftände aller Art, welche dieſes Syſtem mit fi bringt, ein Hauptgrund tft, weshalb die 
Dynaſtie der Kadſcharen in Lande vielfach gehaßt und angefeindet wird. Als Gegengewicht 
gegen bie darauß entflehenden Gefahren hat die jept regierende Dynaflie, der Tradition ber 
frühern Herrſcher getreu, den Gebrauch feftgehalten, einen großen Theil der vornehmſten 
Adelihen des Landed immer an den Hof nad Teheran zu ziehen und durch Verleihung von 
Hofämtern und Titeln fi zu attachiren. Die Rangorbnung in den Titeln beruht noch heute 
auf Erinnerungen der alten Decintaltheilung ber militärifchen Cadres, welche wir ſowol in ver 
ülteften iranischen Verfaffung kennen gelernt, als aud in der turanifchen wiedergefunden haben. 
Die Anwejenheit dieſes Adeld in ver Hauptflabt und die der Eöniglien Prinzen in ven Pro: 
pinzen ſehen die Kadſcharen felbft als eind der zweckmäßigſten Mittel an, um das Land in 
Unterwürfigfeit und Gehorfam zu halten, um dem Eöniglihen Willen ven ſchuldigen Reſpect 
zu fihern. „Der Wille und das Wort des Königs‘, jagt Malcolm 1X), „hat zu allen Zeiten in 
Perfien ald Geſetz gegolten, und des Königs Macht hat wol nie andere Schranken gehabt ald die, 
welche fein Refpect vor der Religion, feine Rückſicht auf das beſtehende Herfommen, die Sorge 
um feinen guten Ruf und die Furcht vor Aufftänden oder Empörungen ihn naturgemäß ſetzten. 
Es gibt in Perfien weder eine Berfammlung von Peers, noch eine Volksvertretung, noch eine 
Rathöverfammlung ver Ulemad. Es ift ein angenommener Grundſatz, daß der König, frei von 
jeder Verantwortlichkeit, thun und laflen kann, mad er will. Er kann die Minifter, Richter, 
Offiziere und Beamten aller Grade ernennen und abjegen; er ift Herr über das Leben und 
Eigenthum aller feiner Untertbanen; namentlich iſt dieſe Gewalt unbefchränft rückſichtlich der 
Mitglieder des koͤniglichen Haufes, des Beamtenflandes, und insbeſondere auch aller derer, die 
ber Nebellion und feindlicher Handlungen gegen den Schah überführt find.” Ginrichtungen, 
willfürlihe Strafen und Bermögendconftlöcationen können daher ohne rigterliche Unterfuchung 
und ohne Urtheil durd einen Eöniglihen Machtſpruch verhängt werben, und ed hängt nur von 
dem perfönlihen Charakter des Monarchen ab, wie weit er feine Gewalt gebrauchen will. Da: 
gegen findet die Föniglihe Willkür ihre Grenzen, fobald fle fi in vie unabhängigern Klaflen 
der Bendlferung Eingriffe erlauben würde. Der geiftlihe Stand, ver Handelsſtand, die tribut: 
pflihtigen Stämme und felbft die adlerbauenden Nomaden verlangen und genießen, durch bie 
Öffentlihe Meinung und ven Corpsgeiſt gefhüßt, eine größere Schonung, ald man nad bem 
fonfligen deöpotifchen Regiment erwarten follte. Zu den perfänlien Attributen des Schahs 
gehört es, ſowol der Höchfte Richter in weltlichen Dingen als auch ber oberſte Kriegsherr zu fein 


11) Histoire de Perse, ®b. IV, Kap. 23, S. 158 fg.; ein Abfchnitt, welcher über die Verfaffungt: 
zuflände unter Feth⸗Ali Schah eine jehr eingehende Darftellung enthält, 
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und den Sigungen des höchſten Staatsraths in Berfon zu präflviren. Allein wenn ſchließlich 
der engliſche Diplomat ver Meinung ift, daß e8 Fein Land gebe, in welchem ver Monarch mehr 
Pflichten babe als in Perflen, fo mag man das dem befangenen Blic des britifchen Staats- 
mannes im Anfang unferd Jahrhunderts zugute halten; feit 50 Jahren aber ift es ſicherlich 
anders geworben. 

2) Der Staatdrath. Schon unter Feth-Ali-Schah, mehr noch unter feinen Nachfolgern 
Mohammed und Nasrebdin concentrirte ſich die eigentliche Berantwortung aller Regierungs: 
handlungen und die Vertretung bed Staats als politifhen Begriffs in ver Berfon des Veziers, 
einer Würde, welche nad perfifcher Anfhauung in Wahrheit die Continuität des iranifchen 
Staatd, welhen fie urſprünglich entfproffen ift, ſichtbar varftellt, wie oft auch die Dynaftien, 
die das Land beherrſchen, wechſeln mögen. Das Großvezierat if in Perfien der reelle umd 
unmittelbare Mittelpunft der Verwaltung; von ihm reflortiren das Innere, die Finanzen, die 
Öffentlichen Arbeiten und die Armee; der Bezier fhlägt dem König alle zu ernennenden Beanıten 
vor, und ihm allein legen fie Rechenſchaft ab. Unter ihm ſtehen zuerſt die fibrigen Minifter, bie 
Unterflantöfecretäre und Staatsräthe; jeden Minifterium unterftehen wiederum verſchiedene 
Kategorien von Beamten. Die fo gegründete Allmacht des Vezierd hat zu zeiten nicht verfehlt, 
ihre Gefahren mit ſich zu bringen, ſodaß e8 zuweilen gerathen fhien, vie Gewalt zu theilen und 
au bie Stelle bed einzelnen Veziers einen mehrköpfigen Rath mit ver oberften Leitung der Ge⸗ 
Thäfte zu betrauen. So hat Nasredpin-Schah erft neuerlich noch, im Jahre 1858, den Poſten 


eines Bezierd (Sahrazam) unterbrüdt und den Verſuch gemacht, feinLand durch ein Minifterium . 


zu regieren, in welchem er felbft ven Vorfig führte. Allein die Kolge davon war, daß nunmehr 
nicht, wie früher, ver Vezier für jedes Unglüd, das das Land betraf, verantwortlich gemacht und 
dem Hafle ver Bevoͤlkerung wegen der ſchlechten Verwaltung preiögegeben werben fonnte, fon= 
dern der Schah ſelbſt für alle Regierungsfünden eintreten mußte, die Stellung des letztern hat 
baber durch diefe Nahahmung einer europäifchen Inftitution an Anfehen und Heiligkeit nur 
eingebüßt, und in Perfien glaubt niemand, daß eine folhe NRegierungsform ohne Vezier 
einen dauernden Beftand haben werde, ſondern daß bie gegenwärtige miniflerielle Orga- 
nifation bald wieder der frühern Plag machen werde. Der höchfte Staatsrat war zur Zeit 
Mohammed-Schah's (ſeit 1835) aus fünf Mitglievern zufammengefegt, dad gegenwärtige Mini- 
Rerium befteht aus einem Minifter ohne Bortefeuille, mit dem Titel Müfchir-ed:vauleh als 
Präſidenten und acht Stantöminiftern, nämlich 1) dem Minifter ver auswärtigen Angelegen: 

heiten mit dem Titel Motemmin:el-fultan, 2) dem Kriegsminifter und Chef ver Armee Emir: 
elzomera, 3) dem Minifter ver Finanzen mit dem Ehrennamen Muftofizel-memalif, 4) dem 
Minifter des Innern mit dem Titel Eminzed- vauleh, 5) dem Juftizminifter mit dem Titel 
Mutemid:ed.dauleh, 6) dem Minifter der Stiftungen und Fonds unter dem Ehrentitel Nasr: 
elzmult, 7) dem Minifter ver ſchönen Künfte und des Handels mit dem Titel Nazirzelzmulf 
und 8) dem Minifter des Unterrichts und der Wiſſeuſchaften, Vezierzelzulum. Außerdem ha⸗ 
ben noch die Prinzen, melde in Teheran anmefend find, und einige Hofchargen Sig und Stinme 
im Reichsrath. Der Geſqchäftskreis ver einzelnen Minifter ift durch eine koͤnigliche Berorbnung 
von 30. Aug. 1858 beflimmt. In Betreff des Minifters des Innern heißt ed darin: dev Emin⸗ 
ed=dauleh Hat die Ehrenbezeigungen ſämmtlicher Staatöviener und in den Verfammlungen 
den Vorrang vor allen andern zu genießen, bei ven allgemeinen Audienzen fi eines Ebren- 
plates zu erfreuen und bei feftlichen Gelegenheiten die unterthänigfte Anfprade an Se. Majeſtät 
zu halten, die Verwaltung bes königlichen Hofes zu führen, für den Glanz und die Pracht deſ⸗ 
felben zu forgen und darüber Sr. Majeftät Rechenſchaft zu geben, bei der Ernennung ber 
Gouverneure der Provinzen die Inftructionen für deren Verwaltung von Sr. Majeftät entge: 
genzunehmen und benfelben zu ertheilen, ſowie an ihre Negierungsfige abzuordnen, beögleichen 
bezüglich der Abberufung derfelben, Schuldbriefe des Staats, welche mit dem koͤniglichen Sie: 
gel auögefertigt werben, unparteiifh und ordnungsgemäß bei der Kriegskaſſe oder betreffenden 
Zandedfaffe anzuweifen und Sr. Majeftät zu unterbreiten, damit fie die allerhoͤchſte Signatur 
erhalten und dann bei ver Kaffe erhoben werben, endlich alle Angelegenheiten, welche nicht die 
eigenen Miniftern übertragenen Gefchäfte des Heeres, des Außern, der Juſtiz und der Stif: 
tungen berühren; ausgenommen find ferner die Angelegenheiten der Eöniglichen Bringen, des 
Cultus und feiner Diener, fowie die der öffentlichen Bauten. — Da femit dem Minifter deö 
Innern noch jegt ein großer Theil der Functionen des frühern Großveziers zugetheilt zu fein 
ſcheint, fo wird der Einfluß, den derfelbe üben kann, allein von der Perfönlichkeit abhängen, 
die mit dieſem Amte betraut ift. Daß der Minifter des Innern in obiger Aufzählung, die aus 
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ofſtcieller Quelle entlehnt iſt, erſt in vierter Stelle erſcheint, hat feinen Grund darin, daß die 
Reihenfolge der Minifter durch ihr Alter bedingt ift. 

3) Die Armee. Über den Kriegsminifter heißt e8: verfelbe ift Chef der Armee; ſämmtliche 
reguläre Infanterieregimenter, die gefammte reguläre und irreguläre Relterei, die Infpertion 
der Artillerie, ded Arfenals, der Kanonengieherei, des Fuhr- und Monturmefens der Armre 
gehört zu feiner Amtöfphäre. — Die perfifche Armee hat in ihrer Organifation in ven letzten 
Jahrzehnten vielfache Veränderungen erfahren, welche zum Theil daraus entfprangen, daß vie 
Berfuche, diefelbe mir Hilfe europäifcher Inftructeure nad) europäiſchem Muſter zu formiren, 
bald nach engliichen, bald nach ruſſiſchen, Bald nach franzoͤſiſchen, bald nach öſterreichiſchen Vor: 
‚ bildern gemacht murben, ohne jedoch in der einen oder der andern Weiſe zu einem befriedigenden 
Refultat zu gelangen. Gegenwärtig ifl die Armee zufammengefegt wie folgt: 


Infanterie, I0 Armeecorps zu 10 Regimentern a 800—1000 Mann . 95000 Mann 


Gavalerie, Reguläre Gardecavalerie 1 Regiment 500 „ 
Streguläre Reiterei 29000 „ - . 29500 „ 
Artillerie, Bußartilferie und reitende zufammen . . . 2 2 2. ...5000 „ 
Generalftab ee 380 , 
129880 Dann, 


Die irreguläre Reiterei bilden die Gontingente der unter Oberhohelt des Schahs ſtehenden No: 
mabenftämme, welche in KRriegszeiten aufgeboten werben. Die Infanterie iſt mit Ausnahme 
einiger Garveregimenter nicht viel mehr ald eine Art Miliz, welde in Friedenszeiten nur, 
fomweit ver Wacht: und Sicherheitäpdienft in ven Stäbten und auf dem platten Lande e8 erfordert, 
zur Activität herangezogen werben, im übrigen aber von andern Beihäftigungen leben. Für 
ihren Unterhalt trägt nicht der Staat Sorge, jondern die Diftricte und Ortfhaften, in denen fie 
nach dem Maßſtabe von etwa 2 Broc. der männlichen Bevölkerung ausgehoben werben. 

4) Berwaltung und Nehtöpflege, Befigverhältniffe und Finanzen. 
Obwol die durch die obige Verordnung Nasreddin-Schah's geichaffene neue Organifation einen 
befondern Reffortminifter für die Iuftiz unter die hoͤchften Würbenträger des Reichs eingereiht 
bat, fo iſt doch eine fharfe Trennung von Rechtöpflege und Verwaltung in Perfien noch nicht 
erfolgt, obwol in diefem Lande mehr als im Osmaniſchen Reich die Elemente vorhanden find, 
um zu biefer Trennung zu gelangen. &8 Hat ſich nämlich in Perfien neben ver Juftizpflege, 
welche nad) den Grundlehren des Islam auf den Koran und dad gefchriebene mohammedaniſche 
Recht bafirt ift und von der mohammedaniſchen Geiftlihfeit ausgeht wird, das Gewohnheits⸗ 
recht in der Ausübung der meltlichen Gerichtsbarkeit Iebenpig forterhalten und wird von Ber: 
waltungsbeamten gehandhabt. An der Spige der Brovinzialverwaltung ſtehen die Statthalter 
und Biceftatthalter; unter ihnen die Gouverneure der größern Städte (Hafim), die Provinzial: 
fleuerbirectoren (Sabit), die Polizeilieutenantd (Daroga), die Bürgermeifter (Salanter), bie 
Schultheißen (Kevfhuda), deren jedem wieder eine Zahl von Unterbeamten beigegeben If. 
Neben ver Verwaltung ihrer Bezirke liegt allen dieſen Beamten auch jene auf das Gewohnheits⸗ 
recht gegründete Gerichtsbarkeit (Urf) ob, welche mit der Polizeigerichtöharfeit unferer Staaten 
verglidgen zu werben pflegt. Indeß find die Grenzen zwifchen dieſer und der geiftlichen Berichts: 
barfeit nirgends fcharf gezeichnet, und es läßt ih nur annähernd richtig der Unterſchied auf: 
ſtellen, daß das dem Koran entnummene Recht In allen Streitigkeiten über religlöfe Ceremonien, 
Erbſchaften, Ehen, Gontracte, Verkäufe, kurz über alle Civilſachen entſcheidet, während bie 
Eriminaljuftiz zunächft den Urfgerichten zuftehe, welche Raub, Mord, Diebſtahl, Betrug und 
andere Verbrechen gegen die Öffentliche Sicherheit vor ihr Forum ziehen, fo jedoch, daß fie 
fhwerere Verbrechen nad erfolgter Vorunterſuchung an die geiftlihen Gerichte verweilen. 
Wird von biefen oder jenen auf Todesftrafe erkannt, jo muß das Urthell zur Beftätigung an 
pen König geben, der allein ven Befehl zur Hinrichtung ertheilen fann und ebenfo dad Net 
ber Gnade üben darf. Bei den geiftlihen Civilgerichtöhdfen, die in ihrer Procedur und Rechts⸗ 
praxis von den allgemeinen Orbnungen mohammedaniſcher Gerichte nur infofern abweichen, 
als die fchiitifche Lehre ihre Eigenthümlichfeiten hat 12), führt der Scheikh-ul⸗iglam den Vorſitß; 
ein folder befindet fih in jeder größern Stadt; unter ihm ſtehen zumächft die Kadis; in Kleinen 
Städten findet man melftend nur einen Kadi, und auf den Dörfern find Mollas von nieverm 


‚ 12) R. von Tornauv hat in feinem trefflichen Buche Das moslemifche Recht (Reipzig 1856) nach 
einer langen Praris in faytitifchen Ländern überall auf das frhtitifche Recht befondere Ridhdt genommen. 
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Nange die Gerichtsbehoͤrden. Verwickeltere Sachen verweifen die untern Gerichtsöbehörden ge= 
wöhnlih an die nächſthöhern, und ein oberjter Gerichtshof mit dem Sige in Teheran ift die 
hoͤchſte Inftanz für alle Berichte ver Monarchie. Außerhalb des eigentlihen Anflanzenzugs 
ſtehen ale Wächter des geiftlichen Rechts, und als Rathgeber in flreitigen Fällen die Mitglieder 
der hohen Seiftlichfeit, die Mupfchtehivd und Imams, deren Anfehen ein jo großes und deren 
Einfluß ein fo weitreichender ift, daß jelbft der Hof ihre Entſcheidungen nicht leicht anzutaften 
wagt. Es gibt vieferÖberpriefter im Reiche nur eine befchrankte Zahl, 3—5 ; die frühere Würde 
des Sadri-Subur, an welcher unter der Safewidenherrichaft die gefanımte perfifche Hierarchie 
eulminirte, exiſtirt gegenwärtig nicht mehr. 

Soweit die Beamtenwelt nicht dem geiftliden Stande angehört, wird ſie faft ausſchließlich 
aus der Klaſſe ver Bevölferung genommen, welde mit dem Namen ver Mirzas bezeichnet zu 
werben pflegt, und welche Brugſch 13) im Gegenfag zu der Geiftlichkeit als erften Stande, als 
zweiten Stand der periifchen Geſellſchaft einführt. Eine oberflächliche Bildung, eine feine Art 
fih zu benehmen und Anftand der äußern Erfcheinung, einiger Wis und Talent zu intriguiren, 
vor allem aber die Brotection hochgeftellter und am Hofe einflußreidyer Berfonen iind bie einzigen 
Borbedingungen, welde die Anwartſchaft auf die Beamtenlaufbahn begründen. Im allgemeinen ift 
die große Sorruption der perfifchen Geiftlihkeit und Beanitenwelt ein die Adminiftration und 
Juſtiz durchfreſſender Krebsfhaden, welden wegzuleugnen ebenfo vergeblich ift, als zu hoffen, 
daß in dieſer Hinſicht bald eine gründliche Befferung bevorſtehe, weil die Erziehung in VBerfien 
jelbft weſentlich alle Außerlichkeiten in den Borbergrund ftellt, und die Verſuche, die fünftige 
verfiiche Beamtenmelt im Auslande, in Paris und London, für ihren Beruf heranzubilden, nad 
den Erfahrungen, die ähnliche Verſuche ver türfifchen Regierung eingebracht haben, ſchwerlich 
zu etwa Quten führen werben. 

Die befigenden Klaffen ver Bevölkerung, Grundbeſitzer und Kaufleute, laffen ſich mit den 
Gewerbtreibenden und Aderbauern in Ginen Stand — wenn einmal die Geſellſchaft danach 
Flaffifleirt werden foll — zufammenfaflen, da das Gefeg und bie fociale Ordnung der Dinge 
einen Unterſchied in ihren ſtaatsbürgerlichen Rechten und Bflichten nicht kennt. Sie find vie 
fleuerzahlende Maffe ver Bevölkerung. Die Grunpbeiigverhältniffe find in Perfien ebenfalls 
mebr durch das Herkommen ald durch das gefchriebene Geſetz geregelt. Cineſtaatswiſſenſchaftliche 
Unterſuchung, welche Worms in ſeiner Abhandlung „Sur la constitution de la propriete terri- 
toriale dans les pays musulmans“ 1%) aufgenommen hat, verſucht zwar, einen Theil der beſte⸗ 
henden Berhältniffe auf die allgemeinen Inftitutionen des Islam zurückzuführen, erihöpft aber 
den Gegenſtand nicht. Es wird auch Hier vieled auf Rechnung der alten Landesgebräuche zu 
ftellen jein, welche flärker waren ald das Geſetz Mohammed's, während unıgefehrt nachgewieſen 
werben fönnte, daß der Jolam unter dem Khalifat vieled zum allgemeinen Kanon erhob, was 
altperſiſche Cinrichtung war. Aller unangebaute Boden und mehr ald ein Drittel des bebauten 
Bodens, nad) andern fogar mehr als die Hälfte, ift in Perfien Eigentbum ver Krone, welche 
einen Theil davon, die Staatsgüter (Maufufat), ven Provinzialgouverneuren zur Ausnugung 
überläßt, die ihrerfeitö aus dem Ertrag derfelben die Gehalte ihrer Unterbeamten und Provin- 
zialmiligen gewöhnlich in Naturalanweifungen decken und den Überfhuß für ſich vereinnahmen. 
Ein anderer Theil derfelben, Privatgüter des Königs (Kaffeh), dienen als Apanage ver Hof: 
chargen, der Offiziere und Haudtruppen. Die Verwaltung der Krongüter pflegt zum Behuf 
der Bewirthſchaftung ganze Diftricte, Dörfer und einzelne Orundftüde an Private gegen Zah⸗ 
lung einer jährlichen Abgabe, zum lebenslängliden ober zeitweifen Nießbrauch abzutreten. 
Die bäuerlichen Infaflen folder Lehnsgüter bewirthſchaften viefelben für Rechnung des Lehns⸗ 
trägerd. Bon den Ertrag ded bearbeiteten Grundes und Bodens gehören dem Bauer 20 Proec., 
wenn er die Ausfaat felbft beſchafft, 10 Proc., wenn er le vom Herren des Dorfes empfängt. 
Die übrigen 80—90 Proc. bezieht der Lehnöträger und hat davon 20—50 Proc. Abgabe an 
den Staat zu zahlen, wofern nicht der Betrag diefer Abgabe ein für allemal bei der Belehnuug 
feftgefegt iſt, was namentlich in den altperjiihen Provinzen der Fall ift, wo auf Grund uralter 
Kataftralregifter der Bodenertrag feſt abgeichägt if. Häufig werben foldhe Lehen gegen eine 
jährliche Rente wieder an die Regierung verpactet, und da gar nicht felten die rückſtändigen 
Nenten jahrelang nicht ausgezahlt werben, fo findet dann die Regierung ihre Gläubiger ge: 
woͤhnlich wieder mit einem Gefchent an Dörfern oder Grunpfläden ab. Zu den Krongütern 


18) A. a. O., ©. 221. 
14) Journal Asiatique, Jahrg. 1843, ©. 126 fg. 
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gehört jegt auch ber größte Theil des ehemaligen Cigenthums der Kirche, der Mofeen, denen 
von affem eroberten Rande reichlich ein Fünftel gehörte, außerdem aber ein großer Befipfland 
durd freiwillige Schenkung von Privaten oder durd Königliche Onabenacte zugefallen war. 
Died Eigenthum war unverleglih und von jeglicher Gonfiscation frei, bis Nadir-Schah alle 
geiftlihen Güter einzog und für Staatselgenthum erklärte. 

Daneben befteht aud wirklicher Privatbefig, fowol für Mohammebaner als für Rajahs. 
Der Korn nad) wird zwar auch diefer Privatbefig nur als eine Nugniefung angefehen, Indem 
derſelbe dem Gigenthümer von 99 zu 99 Jahren vom Staat abgetreten wird. Während eines 
ſolchen Zeitraums aber fann der Gigenthümer frei und ungehindert darüber verfügen, Faufen 
und ſchenken, nur nicht theilen; und nad) Ablauf der 99 Jahre erneuert der jeweilige Befiger 
den Nupungscontract gegen Zahlung ded Geſammtertrages des 100. Jahres, eine Cinrich⸗ 
tung, die ſicherlich nicht erft mit dem Islam nad; Berfien gefommen, aber dur ihn fanctionirt 
morden ift. Die jährlie Abgabe von dem Privatbefig ift nit gleihmäßig; fie beläuft fich theils 
auf 20, theils auf 10 und theil8 nur auf 5 Proc., je nahbem die Bewäflerungsanlagen auf 
Staatsfoften unterhalten werben oder nicht. Der Kaufmann in Perfien zahlt feine directen 
Steuern an den Staat, trägt aber indirect eine nicht geringere Laft als der Landwirth. Wie 
der Boden, fo ift aud) ein großer Theil der Bazar, Kaufläven und Magazine, Karavanferais 
und Waarenniederlagen Eigenthum der Krone, und der Kaufmann, ber fie benugt, fteht zu dem 
Staat im Verhältniffe des Miethers: feine Abgaben an die Regierung find jedoch in den meiften 
Fällen nicht ein fefter Miethsfag, fondern ein Vrocentfag vom Gefhäftögeroinn. Außerdem 
fallen der handeltreibenden Bevölkerung bie meiften Waarenzölle zur Laſt, welche fomol von 
inländifhen als ausländifhen Handelsartikeln erhoben werden. Geſchloſſene kaufmänniſche 
Gilden beftehen wenigſtens in den größern Städten. Der Stand ber Handwerker ift nach Zünf: 
ten geordnet, die unter einem Altmeifter ſtehen, der die Gewerbfteuer von den Zunftgenoffen 
nad dem Belauf des jährlichen Miethzinfed der Buben einzieht und an die Regierung zahlt. 
Nihtmohammedaner, welche Unterthanen des Schade find, entrichten eine Kopffteuer. Aud von 
den Wanderſtämmen wird eine ſolche erhoben, indem die Stammeshäuptlinge ven jährlich zu 
entrihtenden Tribut auf die Famillen des Stammes nad) der Kopfzahl vertheilen. Zu dieſen 
verſchledenen Revenuen des Staats find endlich noch zu reinen die bedeutenden Naturalabgaben 
und Geſchenke, welde unter dem Titel Sadir bei außerorbentlihen Anläffen, als Feldzügen, 
Öffentlichen Bauten, Ausftattung von Prinzen und Prinzefiinnen, Reifen fremder Geſandten 
a. dgl. von einzelnen Diftricten erhoben werben, ſowie die jährlichen Neujahröpräfente an ven 
Schah, die zwar durch eine Eönigliche Verorbnung feit einigen Jahren abgefchafft fein follten, 
aber nichtsveftoweniger fortfahren, eine wigtige Einnahme ver Krone zu bilden. Über ven 
ungefähren Belauf der Gefammteinnahme des Staats lauten die Angaben fo abweichend 
voneinander, daß etwas Beſtimmtes fh darüber um fo weniger fagen läßt, als ein georbneter 
Staatöhaushalt wol überhaupt nicht befteht, glaubwürbige Ziffern wenigſtens nicht zu erfahren 
find; daher alle biöherigen Angaben darüber nur auf Schägungen beruhen. Jaubert [hägte fie 
auf SO Mil. 3x8. 1°), Fraſer auf 75 Mill., Malcolm auf 144 Mikl., Blau auf 110 Mitt. 
Vergleihsweife feien hier ein paar Zahlen angeführt, welde die Herabgefonmenheit des neuen 
Perſien gegen das alte beweiſen. Unter Kosru-Parwiz belief fi die Einnahme des Saffanivden- 
reichs auf mehr ald 300 Mil. Fro.; unter Mamun betrugen die Nevenuen des öſtlichen 
Khalifats über 1 Milllarde Frs. i0) Aus den Einfünften werden ſowol die Ausgaben des 
Königlichen Hofhalts als die öffentlichen Ausgaben, foweit Iegtere nicht Sache der Provinzen 
find, beftritten. Der Schagmeifter des Schahs ift Zinanzminifter des Reichs. Eine Staats- 
ſchuld exiſtirt in Perſten nicht. 


15) Jaubert, Voyage en Perse, ©. 146, gibt folgende Verechnung 
Getvag der KromgÜler . 0 2 en N 





Gmin ne .. 500000 
Auflagen auf Waaren und Gewerbe. 400000  „ 
Alerlei Steuem . 2 2 2 2 22200 700000 
Sefhente 0 en nn, 600000 u „ 
Tribut der Stämme. . . 2: “2. 1100000 





Zufammen _ 4,000000 Toman & 20 Bre. 
Die Zahlen bei Blau, Gommerziele Zuftände Perſiens, ©. 6, find zwar neuer, beziehen fn3 
nicht Dlos auf die Stautseinfünfte, jondern auch auf geiftliche Stiftungen, bie nicht dahin geh: 
16) Journal Asiatique, Jahrg. 1862, I, 181. 
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Diefer Blick auf die Verwaltungszuftände des Landes zeigt, wie bie ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten des Perſers mit den drei Leiftungen, Gehorfam gegen ven König, Kriegspflicht und 
Steuerzahlung erihöpft find. Staatsbürgerliche Rechte find durch ſchriftliche Nrkunden nirgends 
befonders verbrieft. Als eine Art von folden im Herfommen begründeten Grundrechten kann 
man ed jedoch betrachten: erftens, daß jedem Perfer zu jeder Zeit freifteht, nicyt nur im Lane 
ſelbſt der vollften Breizügigfeit zu genießen, fondern auch dad Land beliebig zu verlaflen, wobei 
nur Beamte und Sklaven gewiffen Befchränfungen unterworfen find; zweitens, daß alle Berfer 
vom hoͤchſten bis zum niedrigſten vor den Gefege gleich find und e& in diefer Beziehung Feine 
&rimirten gibt. Daß es fomit an einer Verfaffung nad europäifchen Begriffen ebenfo fehr fehlt 
als an einer Codificirung der Landesgefege, hindert übrigens nicht, daß troß der despotiſchen 
Hegierungsform, oder vielmehr weil die Negierung ſich von allen Maßregelungen bes Ein- 
zelnen fern hält, bie individuelle Freiheit in Perfien, wie in allen orientalifhen Despotien, 
größer ift als in europäifchen Polizeiftanten, und was wir Ehre, Vaterland, Patriotismus, 


Freiheitsgefühl und Rechtsſinn nennen, erfegt dem Berfer feine Religion und ver Blaube 


an ſich ſelbſt. O. Blau. 

Perſon, Perſoͤnlichkeit (om philoſophiſchen und Rechtsſtandpunkte). ) Be: 
kannilich bezeichneten, wie die Griechen mit Xpoooxov, die Römer mit persona bie Maske, deren 
fi die Schaufpieler bei Ihren Darftellungen bedienten, wol aber auch die darzuſtellende Nolle 
felbR.?) In beiden Fühlen iſt demnach persona eine dem Schaufpieler als Menschen fremde, 
von ihm erft eingelernte, angenonımene Cigenſchaft, und obwol die persona nach diefem doppel⸗ 
ten Wortfinn die Ipentifieirung des Künfllers mit Madle und Rolle auf künſtlichem Wege 
voraudfegt, iſt ed doch gerade die Maske, welche dem Inhalt der Mole gegenüber und bei der 
regelmäßigen Nothwendigkeit, daß ein Schaufpieler in demſelben Stüc mehrere Rollen fpielen 
mußte, gewiflermaßen den perjönlihen Charakter des Schaufpielers ſchützte, wenn fle auch zu⸗ 
gleich darauf berechnet jein mußte, dem Publikum die nöthige Illuſion zu verfchaffen. Ob nun 
gleich ſelbſt in dieſer clafiifchen Anwendung des Ausdrucks persona entſchieden etwas liegt, was 
mit deflen fpeeififch iuriflifcher Anwendung verwandt ift, fo kam viefelbe doch bei den modernen 
Bölfern außer Gebrauch, es wäre denn, daß man die Sitte, in den Schaufpielen und auf den 
Theaterzetteln heute noch die Rollen und beren Träger unter der gemeinfamen Rubrif „Berfo: 
nen‘ aufzuführen, mit jenem Gebrauch der Griechen und Nömer in Verbinvung fegen wollte, 
was um fo näher zu liegen fcheint, als man ja ebenfalls Heutzutage noch das Coſtüm eines Schau: 
ſpielers, und was zur äußern treffenden Darftellung feiner Rolle gehört, deſſen Maske zu nen: 
nen pflegt. - | 

Im gewöhnlichen Leben wie in der Wiſſenſchaft verfteht man aber bei ung, und zwar infofern 
der Hauptſache nach übereinſtimmend mit dem juriftifchen Sprachgebrauch der Nömer, unter 
Perſon den Gegenſatz von Sache ®), und zwar nicht, als 06 der eine Begriff ohne den andern 
erfennbar oder auch nur denkbar wäre, fondern fo, daß der eine nur durch den andern, beide nur 
durch ihre wechlelfeitigen Beziehungen zueinander moͤglich find.*) Denn Sache iſt alles, was 
für ven Menſchen einen Bermögenswerth hat, und ver Menſch iſt es, ver nach ven Geſetzen feines 
Weſens darüber entfcheidet, ob oder inwiefern ein Ding ihm einen folden Werth barbiete. 
Dffenbar handelt dabei der Menſch frei, foweit er überhaupt frei fein kann, d. h. es gibt Dinge, 
die er ald Sache ſchätzen kann oder nicht, während hinwiederum gewifle Dinge dem Menfchen 
gegenüber mit abfoluter Nothwendigkeit Sachen oder Werthobjecte fein müflen, 3.8. die noͤthig⸗ 
ften Nahrungsmittel, der Menſch aber in fich felbft ven Grund finden follte, warum Menſchen, 
feinesgleidhen, niemals Sachen fein können. | 

Ohne Sache ift der Menſch ebenfo wenig denkbar wie der Sachbegriff ohne ven Menfchen. °) 


1) Auch auf dem theologiſchen Gebiet ift Die Perfon ober Berfönlichfeit, z. B. bezüglich der Perfön- 
lichkeit Gottes, der Dreifaltigfeit, der perfönlichen Forteriftenz nach dem Toben. f. w., Gegenftand der 
wichtigflen Forfchungen. 2) Pauli, Realencyflopäbie, s. v. persona. 

3) Hierauf beruhen noch viele Gegenfäge in unferer Rechtsfprache, 3. B. der zwiſchen Berfonaliften 
und Realiften, perfönlichem und Geburtsadel, Perfonals und Realinjurie, Perſonal⸗ und Realumion, 
Berfönlichkeit und Objectivität der Anfchauungen, Perfonals und Realleiftungen, Dienfte u. f. w. 
©. Naturrecht, sub 13. 

4) Daraus erklären fi} auch die ſchon bei den Römern vorfommenden Übertragungen perfönlicher 
Rechte und Pflichten auf Sachen und umgefehrt, eine Erfcheinung, die in bem germanifchen abelichen 
und bäuerlichen Guͤter ſyſtem am höchften getrieben ifl. 

5) Homo et humus! Röder fagt in Fine Naturrecht (zweite Auflage, I, 7): „Die wefentlichen 
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Der Menſch alſo iſt's, der lebloſe wie lebendige unfreie Gegenſtände der Schöpfung mit Noth⸗ 
wendigkeit oder frei zu Sachen macht, indem er ſie als Mittel ſeinen Zwecken unterordnet und 
theilweiſe ſogar erſt ſchafft. Inſofern aber jeder Menſch ſelbſt zu ſachlichen Leiſtungen fähig iſt, 
kann er, natürlich ohne ſelbſt Sache zu werden, doch auch einen ſachlichen Werth für ſeine Mit⸗ 
menſchen bekommen, und fo ergibt ſich, daß die Perſon einmal eine in ſich berechtigte directe Macht 
über ſachliche Gegenſtände, dann aber eine indirecte derartige Macht, auf ſachliche Leiſtungen 
durch die Mitmenſchen gerichtet, enthalte. 

Hieraus folgt weiter, daß der Begriff von Perſon ©) weſentlich mit dem Begriff des Menſchen 
zufammenhängt; ferner, daß die nähere Beflinnmung des Begriffs von Perfon von den maß⸗ 
gebenven Aufaflungen des menſchlichen Weſens beftinnmt werben muß (Humanitätsprincip); 
endlich, daß etwas von dem wahren Begriff Perſon überall und zu allen Zeiten vorhanden war, 
iſt und bleibt, gleichviel ob er in abstracto feſtgeſtellt oder auch nur zum Bewußtſein gekommen 
war oder nicht und deshalb nur auf dem Gefühle beruhte. 

Der Menſch iſt ein koͤrperlich-geiſtiges, individuell ſelbſtändiges und doch nothwendig geſel⸗ 
liges Weſen. Deshalb bedarf er der Sache, obwol ihm die Beſtimmung, welche Sachen und wie 
er fie brauche, in einem gewiſſen Grabe freiſtehen muß. Auf der Selbſtbeſtimmung zum Zweck 
der individuellen Geltendmachung und Entwickelung beruht ber Begriff der Perſon, der übrigens 
wegen der geſelligen Natur des Menſchen nicht von den Conſequenzen der Geſelligkeit geſchieden 
werden kann. Jeder Menſch hat demnach nothwendig eine individuelle oder privatrechtliche und 
eine geſellige oder oͤffentlichrechtliche Perſoͤnlichkeit zugleich, die man wol nach einzelnen Haupt⸗ 
wirkungen voneinander unterſcheiden, ihrer wechſelſeitigen Durchdringung und intimen Verbin⸗ 
dung wegen aber nicht voneinander getrennt denken kann. 

Soweit die Freiheit geht und geſchützt iſt, herrſcht der Menſch; ſeine Individualität entſcheidet 
allein, oder er iſt Privatperſon, ſoweit er nicht beherrſcht wird. Nur eine Folge hiervon iſt es 
aber, daß er auch die Conſequenzen jeiner Handlungsweiſe zu tragen hat, refp. feinen Mitmen⸗ 
ſchen verpflichtet ift, foweit er entweder die Grenze feiner Freiheit eigenmächtig überfchreitet ober 
ſich ſelbſt innerhalb verfelben erlaubterweife bindet. Vermoͤge ſeiner Gefelligfeit muß jedoch der 
Menſch durd die Geſellſchaft, ver einzelne burd dad Gemeinweſen beherrſcht fein. Nur hier: 
durch ift eine maßvolle und geſchützte oder überhaupt eine praftifhe Freiheit möglih.?) Die 
geſellſchaftliche Grenze ver Kreiheit erſcheint demnach ald die Grundbedingung jeber indivinuellen 
Freiheit, und die freie Beachtung der politifchen Freiheitsgrenzen iſt das Weſen der politifchen 
Freiheit. 

Da man den Menſchen nicht ohne oder außerhalb des Staatd denken kann, fo ift ver an ihn 
gebundene Begriff von Perſon ebenfo durch feine menſchliche Freiheit bevingt wie an feine gefel- 
lige Verbindung unauflöslih geknüpft, Perfon alfo iventifch mit Subjert von Rechten und 
Prichten, welche Rechte und Pflichten theils ſolche fein fönnen, vie aus dem freien Verkehr ber 
Individuen untereinander innerhalb ver Grenzen ber geſellſchaftlichen Pflichten, theils foldge, die 
aus dem Verhältniß der Inpividuen zum Staat unbeſchadet der individuellen Freiheit ber- 
vorgehen. 





Mechte des Einzelmenfchen als folchen und ale Wurzelgliedes ver Menſchheit Tonnen nur verſtanden wer⸗ 
den, wenn man fie zurüdführt auf das eine und ganze Mecht des Einzelmenjchen, Das man wegen feiner 
Begründung in der Vernünftigfeit, d. h. Perfönlichfeit, auch das eine Urs oder Grundrecht der Ber- 
ſönlichkeit oder ber Menfchheit nennt.‘ Vgl. dazu Held, Syſtem des Verfaſſungsrechts, Thl. II, 8. 458. 

6) Personne mit ne ift dem Franzoſen die flärffte Verneinung, baß jemand ba war u. dgl. m. 
Perſon nennt man wol auch Individuen, denen man gar feinen befondern Charakter beilegen will, ohne 
ihnen die Rechtöfubjertivität abfprechen zu fönnen. In ber alten franzöfifchen Rechtsfprache hieß Per- 
sonne, identiſch mit dem angelfächflichen parson, foviel wie cur&, beneficier, entfprehend dem per- 
sonnage (personatus), cur6, benefice ecclesiastique. Personnier (personarii) oder parceniens 
(angellähfifcy Parceners), d. h. Diitbefiger oder Mittheilhaber an einer Gemeinfchaft, namentlich einer 
ländlichen. Es fcheinen aber beide Ausbrüde auf einem andern Stammiorte zu beruhen. Vgl. Dupin 
und Laboulaye, Glossaire de l’ancien droit francais (Paris 1846). 

7) Serrari, Histoire de la raison d’etat („La liberte fille de la legalite‘‘), ©. 78 fg. Selbſt 
Vacherot, La Dömocratie, gefteht zu, baß die „égalité“ für fich allein noch fein Fortfchritt fei, und 
Bentham erfennt die Sicherheit als identifch mit Freiheit Essai sur l’Espagne, ©. 69). Vgl. aud 
&imon, La liberte (Paris 1859). Larroque, Renovation religieuse, &. 198. Torqueville, Das alte 
Staatswefen u. |. w., ©. 65, 73 fg. Mit der „liberlé decente‘ (welches übrigens fein neuer Ges 
danfe it, indem ſchon Gui Coquille von einer „Spes libertatis honestae‘ gefprochen hat, vgl. Rb 
mufat, Politique liberale, ©. 36) iſt aber freilich nichts gefagt und noch weniger gethan. Übrigens hat 
ſchon 1572 Volano eine Schrift De libertate politica gefirieben. 
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Man kann deshalb wol ſagen, jeder Menſch ſei private und politiſche Perſon zugleich oder 
habe zugleich personam publicam et privatam, und da dies Vernunftpoſtulat iſt, ſo gibt es 
ſchon deshalb keinen Menſchen oder ſollte vielmehr keinen geben, von dem man nicht ſagen 
fönnte: „sustinet plures personas“. 

Schen wir nun aber auf die Erſcheinungen, welche das pofitive Recht über dieſen Gegen⸗ 
ftand darbietet, fo treten zunächfi vie folgenven als beſonders auffallend hervor: 

1) Nicht jever Menſch gilt als Perfon oder Rechtsſubject, alfo ald Menſch; es gibt viele 
Menſchen, denen, obgleih jie Menſchen find, alle und jede Nechtöfubjectivität ab: und nur bie 
Eigenſchaft von Sachen zugeſprochen wird, 

2) Es gibt Perſonen, die entweder nur einen privatrechtlichen oder nur einen oͤffentlichrecht⸗ 
lihen Charakter haben follen, und verbindet ſich damit nicht felten die Anfchauung, als ob in 
einer Perjönlichkeit der erften Art eine Halbheit, in Verfönlichkeiten der zweiten Art eine befon- 
dere Steigerung der Subjectivität zu erkennen wäre. ®) 

3) Jede Perſoͤnlichkeit, und zwar in jedem einzelnen Subject wieder jede der in ihm vereinig- 
ten personae, ift einer jehr mannichfadhen Abftufung fähig, deren Gründe teils felbft wieder 
allgemein menſchliche, theils fpecielle Gründe der einzelnen pojitiven Rechte find. 

4) Die Berfönlicgkeit ift fo eng mit dem menſchlichen Wefen verbunden, daß fie in manchen 
Beriehungen ſchon früher angenonmen wird, ehe nur die allererfien Vorbedingungen einer felb: 
ſtändigen Individualität vorhanden find, und auch dann noch fortbefteht, wenn dieſe entweder in 
andere übergegangen ober fogar gänzlich dahin if. 

Diefe Erſcheinungen erfordern eine eingehende Betrachtung. Ad 1) Wir haben oben be- 
merkt, daß der Begriff der Perfönlichkeit vorzüglich auch von den allgemeinen herrſchenden An- 
fichten uͤber das Weſen des Menſchen, von dem Humanitätöprincipabhänge. In dieſer Beziehung 
zerfällt die ganze Mafle der gefhichtlichen Erſcheinungen in zwei Hälften, deren eine dem nicht: 
chriſtlichen, die andere dem chriſtlichen Humanitätsprincip angehört. Die nichthriftliche Welt 
geht entweder direct davon aus, daß die Menfchen angeborenerweife fo verfchieden felen, daß vie 
einen nur zum Herrſchen (ald Rechtsſubjecte), die andern nur zum Dienen auf der Welt wären 
(als Rechtsobjecte). Die andern nehmen nicht ven Menfchen, fondern nur den Bürger eines 
beftimmten Staats zum Ausgangspunfte. Hier iſt dann bie active Mitglienfchaft im politifchen 
Organismus die Baſis aller Rechtsfähigkeit oder Perſoͤnlichkeit, reſp. Rechtsſubjectivität, und 
dieſe erſcheint dann auch nur als etwas ſtreng Poſitives. Übrigens fallen im weſentlichen bie 
beiden Standpunkte zuſammen, gleichwie ihre Conſequenzen in der Hauptſache dieſelben find. 
Auch macht ed im Princip feinen großen Unterſchied, ob die Grundlagen eines von dieſer An- 
ſchauung beherrſchten Staats mehr theofratifche over rationaliftifche, oder mehr materinliftifche, 
namentlich friegerifche find. Hierher gehören beſonders bie der ganzen unchriſtlichen Welt 
geläufigen Gegenſätze zwifchen Freien und Sklaven, herrſchenden und dienenden Kaſten (Parias) 
u. ſ. w. Der Untergang der Alten Welt und die elenden Refte der auf folgen Principien ruhen⸗ 
den Völker haben ebenfo längſt ſchon über deren unheilvollen, unnatürliden Irrthum gerichtet, 
wie eine Reihe von charakteriſtiſchen, durch die Geſchichte dieſer Völker gehenden, für ſie ſelbſt 
freilich unfruchtbar gebliebenen Zügen den Beweis liefert, daß feine menſchliche Autorität im 
Stande ift, die natürliche Wahrheit in der Bruft des Menſchen gänzlich verflummen zu machen. 9) 
Die Behauptung der Unperſoͤnlichkeit der Sklaven zwang nothwendig zu einer Menge von fünft- 
lichen Fictionen, zu einer Reihe unlösbarer und, je feiner angelegter, deſto widerſpruchsvollerer 
Probleme. Je mehr ver Staat muß, je Höher er in der Cultur flieg, deſto mehr gerieth er durch 
die ſteigende Zahl feiner Sklaven und die damit fi fleigernde Strenge gegen diefelben mit fi 
ſelbſt in Colliſion, bis er endlich an der Unfreiheit aller anfam und für das allerunfreiefte, weil 


8) Auch für dieſe beiden Gegenfäße ift das Geſetz der harmonifchen Ausgleichung beider in bem ein: 
zelnen Menſchen dus höchfte —32 Die Geſchichte aber kümmert ſich nicht um das Privatleben; nur 
Die politiſche Wirkſamkeit (und erſt Durch dieſe Die private) gehört ihr an. Welche ungeheuere Wirkſam⸗ 
feit im Guten wie im Übeln von eingelnen eminenten Perfönlichkeiten durch ihre politifche Stellung auss 
gehen Tann, ift befannt. Vgl. Held, Staat und Gefellichaft, 1, 27, Note 25, ©. 42 fg., 274, 281. 
&uijot, Histoire parlementaire, Bd. I, S. XXXIV. Dal. aud) die Außerung Marc Aurel’s bei Denis, 
Histoire des theories, II, 175. Dupont: White, L’'homme et l’etat, I, 191, 194. 

9) Bol. unter anderm Denis, II, 18, 28, 69, 156, 159 fg., 165 fg., 426 fg. Laurent, Etudes, 
1, 162; II, 251. Held, 2egitimität, S. 25, Note 1. Budle, Geſchichte der Civilifation, I, 129 fg.; 
11, 68, 157, 181, Note 75. 
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dem Geſetz am meiſten fremd gewordene feiner Glieder, für den Despoten ſelbſt, die Fiction auf- 
ſtellen mußte, daß er allein frei ſe. Der Despotismus, das Ende aller unchriſtlichen Staaten, 
ift Mutter und Frucht der Unfreiheit zugleih, und wie er der Nichtachtung der Menfgenwürde 
entflanımt, fo fann er auch Inı Despoten nicht einen Menfchen, fondern muß in ihm etwas Über: 
menjchliches, etwas Göttliches fehen 19), alſo Menſchheit und Bottheit miteinander zum Banf: 
rott bringen. Die-Ertreme berühren fih nicht nur, jle reiben fi, wenn ohne Ausgleichung 
bleibend, auch auf. 

Die hriftliche Weltgehtdagegen von dem Menſchen, jeiner Gottähnlichkeit, alfo angeborenen 
Freiheit und in biefer Beziehung auch von der Gleichheit der Menihen aus. Bei der unauf: 
lhobaren Verbindung zwiiden Freiheit und Rechtsfähigfeit ergibt ſich dadurch firr Die chriſtliche 
Ara vie Gonfequenz, daß jeder Menſch Rechtöfubjeet fein oder Berfönlichkeit Haben müfle, und 
daß alle Menſchen ald foldye im weſentlichen die gleiche Rechtsfähigkeit bejigen. Der dominirende 
Zug der chriſtlichen Staatengefdichte ift daher das Ringen nach Gejeglichfeit, und zwar nad 
Bejeglichkeit für alle, ſelbſt für diejenigen, melde nicht Angehörige des Staats find, in welchem 
fie jih gerade aufhalten. Dazu fonımt, daß man in den chriſtlichen Staaten erfannte, wie die 
Geſetze nicht alles iind, und wie gerade dad wahre Humanitätsgeſetz, die wahre Moral oder 
das natürliche Necht der Menſchen, die eigentliche Seele, das Leben der Gejege, die Duelle ihrer 
Erhaltung und ihrer normalen Fortbildung fei, alfo noch ein höheres Belek beitehe als das 
pojitive. Die Freiheit in der Erforfchung dieſes Geſetzes, Die Autorität der philoſophiſchen Wahr: 
heit gegenüber ven einzelnen Hiftorifhen Erfcheinungen und die allmählich reformirende Madı 
derſelben, in Berbindung damit die Freiheit ver Gewiſſen in religiöfen wie politiſchen Dingen 
und der Umftand, daß Religion und Redt, Staat und Kirche wenigftend principiell jedes frei 
in jeiner eigenthümlichen Sphäre iſt, während fie fi fortwährend berühren und durchdringen, 
dies alles ruht weientlih auf dem chriſtlichen Quntanitätäprineip und ift ebenfo Mutter wie 
Frucht der Anerfennung der allgemeinen Menſchenwürde. Zmar hat fi der menſchliche Irr⸗ 
thum, der zum Princip der Alten Welt erhoben wurde, auch in der chriſtlichen Ara nicht minder 
geltend zu machen gefudt 11), wie die Alte Welt fehr Tautere Afvirationen zum reinen Huma: 
nitätSprineip aufzuweiſen hatte. Auch die hriftlihe Welt kannte den Gegenfaß zwifchen freien 
und Unfrelen und hat denjelben nit nur oft in den widerlichſten Kormen ausgeprägt, fondern 
aud lange genug in ungeheuerer Verbreitung aufrecht erhalten. Aber nie ohne feierlichen 
Proteſt! Die geiftlihen wie die weltlihen Geſetze proteftirten ohne Unterlaß gegen die Willkür 
großer und fleiner Despoten, und wenn ſie oft zu ſchwach waren, das Recht gegen die Macht 
geltend zu machen, fo genügten fie doch, die Oriflamme ber Menſchenwürde leuchtend zu erhal: 
ten. 12) GBine.ununterbrochene Kette latenter wie offenfundiger Kämpfe führte nach oft wei: 
ſelndem Geſchick endlich ſtets zum Siege ber Humanität, und dad gigantifche Ningen , welde 
zwei anfdheinend diametral entgegengejehte Bölferfoloffe, Nordamerika und Rußland, in un: 
fern Tagen voflbringen, zeigt, gleich der mit jedem Tage fleigenden Bewegung in Frankreich 
und dem Aufihwung der Nationalität in Deutfchland, daß die Humanität noch nicht zux bloßen 
Theorie, die hriftlichen Völker noch nicht unfähig geworden, ihre Berwirklihung praktiſh 
ſelbſt mit den ungeheuerften Opfern anzuftreben. 

Diefe Entmidelung führtenun zu folgenden, unferer Meinung nach vorzüglichſten, ũbrigens 
fon während des ganzen darum geführten Kampfes 13) immer mehr oder minder beutlid 
durchblickenden Wirfungen: 

a) Jever chriſtliche Staat ruht verfaſſungsmäßig auf dem Princip, daß jeder Menſch ald 
folcher gewiffe Rechte haben müffe, die zwar nothwendig In dem flaatlihen Zufanımenleben eine 
Grenze finden, alfo relativ beſchränkt, nicht abfolut und unendlich find, aber auch durch den Stact 
nie vollftändig aufgehoben werden fünnen, da fie nicht vom Staat gegeben, ſondern fo find, 
daß ſie der Staat [hügen muß. Soweit die Perfönlichkeit nur diefe Rechte erfaßt, wird fie ſchon 
durch die lebendige, menfchliche, nicht abortive und nicht monftröfe Geburt erworben. 1%) Der 


10) Held, I, 424. 

11) Bgl. unter anderm über die Haltung der Epanier gegen die Indianer Mericos, augeburger 
Ailgemeine Zeitung, Jahrg. 1862, Beil. Nr. 96, S. 1682. 

12) Bat. Zeibeigenſchaft in Deutſchland und dazu —— de Plancy, Dictionuaire feodal (3weut 
Auflage, Baris 1820), in einer Reihe einſchlägiger Artifel. 
13) © ;. B. im Bauernfriege. Vgl. Roth von Schredenflein, Das Batriciat, S. 166. 
14) Dupon⸗-White, L’'homme et l’etat, S. 186. 
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Staat verleiht fle nit, und was feine Gelege mit Rückſicht auf jie thun koͤnnen, beftebt in deren 
Anerkennung, Sicherung und politifh vernünftigen Begrenzung, reſp in ber Befeitigung nicht 
gerechtfertigter Schranfen. 15) Da daß rein innerliche, das Gemüths- und Geiſtesleben des Men⸗ 
ſchen überhaupt nit in pas weſentlich äußerliche Gebiet des Staats fällt, fo Eönnen ſich feine 
Gefege auch nicht mit dem Drang der Erzwingbarkeit auf diefes erſtrecken. Da aber die innere 
Freiheit ohne die Möglichkeit äußerer Berhätigung, felbft wenn denkbar, doch jedenfalls werthlos 
wäre, fo ift der Stant vielen Rechten gegenüber verpflichtet, ihnen eine freie äußere Bethätigungs⸗ 
ſphäre offen zu laſſen. Diefes ift vie wahre Idee der freilich oft genug falfh aufgefaßten foge- 
nannten Urrechte, Grundrechte, allgemeinen Menfchenrechte, birth-rights, eine Idee, die nie ganz 
fehlte 16), allein erft in der chriſtlichen Welt zu einem gemeingültigen Princip erhoben murbe. 17) 
Diefes Princip geht fo weit, daß, bei aller Achtung fremder, namentlich angeborener Rechte, das 
bloße Berreten des europälichen Bodend genügt, um demjenigen, der nad) dem Mecht feiner Ge⸗ 
burt Sklave ift, die Freiheit zu geben 1°), und die Haltung der europäiſchen Regierungen in dem 
gegenwärtigen Kampfe der nordamerikaniſchen Union hat e8 bewiefen, daß jelbft die größten 
materiellen Intereffen nicht flark genug find, um einer Regierung zu geftatten, für die Sklaven: 
ſtaaten entſchieden einige Sympathien zeigen, geſchweige bethätigen zu können. 19) 

b) Die Idee des chriſtlichen Staats begnügt ſich aber nicht mit einer privatrechtlihen Eman⸗ 
cipation bed Menſchen. Sie will auch, daß er dem Staat nur organifch angehöre. Die Schran: 
fen feiner Freiheit follen nicht rein willfürliche, vie Beachtung derjelben nicht eine unfreie, er: 
zwungene jein. Jever foll ein lebendiges Glied des Staats werben, dem er angehört, und wie 
ex frei vie Gelege, die er kennt, verfteht, anerkennt, erfüllt, fo foll ihm der Staat aud die Mittel, 
reſp. Nechte geben, durch welche ihm die freie Bethätigung feines ſtaatlichen Sinnes möglich iſt. 
Mit andern Worten, der moderne Staat trennt die Menfchlichfeit, die freie Individualität nicht 
von der Gefelligfeit, und wie verſchieden die Ausdrücke für dieſen Gedanken, wie fehlerhaft oft 
deſſen Auffaflung im ganzen, wie irrig bie einzelnen daraus entnommenen Folgerungen fein 
mögen, an und für ſich betrachtet, iſt er abfolut wahr, und erfcheinen felbft vie angegebenen Irr: 
thümer ala Träger einer wahren Idee. 20) Allein wie ſchon innerhalb des allgemeinen gleichen 
menſchlichen Wefens eine unendliche Mannichfaltigkeit der Ideen hervortritt, fo findet auch in 
Beziehung auf die gefellige Dualiflcation eine außerorbentlih große Verſchiedenheit unter den 
Menſchen flatt, und die Würdigung diefer Verſchiedenheiten, deren organifde Ordnung, nicht 
aber deren Unterdrückung, und gefchehe fie auch unter dem beſtechenden Namen ber Gleichheit, tft 
das eigentlihe Palladium ver Freiheit oder der Perfünligkeit. 22) Hieraus geht aber noch eine 
weitere Beftärkung des wichtigen Satzes hervor, daß in der That die private und politifche Tha- 
tigfeit nicht voneinander gefchieden werben fünnen. In den Anfängen aller Bölfer, auch ber 
Voͤlker des Alterthums, find wirklich beide für diejenigen Glieder des Staats, melde überhaupt 


15) Val. Held, Syſtem bes Verfaffungsrechts, II, 550, 553, 557 fg. Angeborene Vorrechte haben 
offenbar mit dieſem Begriff nichts zu thun und entfiehen erſt dann, wenn ber Begriff angeborener befonder 
ver Pflichten verloren gegangen. Dagegen beruht das altgermanifche Syflem ber perfünlichen Rechte 
(vgl. Dahn, Die Könige, 1, 189. Graf und Dietherr, Deutſche Rechtsiprichwörter, ©. 25. Guizot, 
Histoire des origines, I, 246. Laſteyrie, Histoire de la libert6 politique, I, 34, 73 fg., 137 fg., 
145 fg., 147, 159 fg. Held, Staat und Gefellichaft, Bd. II, Note 204 u. 249) auf ber befundern Ras 
tionalität, 

16) Dupont⸗White, S. 19, 21. 

17) Guizot, M&moires, I, 169. Laurent, Etudes, II, 148. Bollgraff, Bolitifche Syſteme. I, 48 fg. 
Duvergier be Hauranne, Histoire du gouvernement parlementaire, II, 505. Mill, On liberty: an 
Essay (London 1859). Über Menfchenrechte vgl. Guizot, Histoire des origines, II, 284 fg. Derfelbe, 
Histoire parlementaire, 1, 308. Blackſtone, Commentaires, I, 211 fg., 217, Note. Dupon⸗White, 
187 fg. Kaltenborn, Die deutichen Binheitsbeftrebungen, I, 107. Zöpfl, Deutfches Staatsrecht (fünfte 
Auflage), I, 370, 485, 490; U, 21 fg., 206, 209. Held, 557 fg. Laferriere, Essai sur l’'histoire du 
droit frangais, II, 14. Geyer, Gefchichte und Syſtem der Redhtephilofophie (Innsbruck 1836), ©. 187 fg. 

18) Sal, De servo, libertate donato, si Europae solum attigit. (Amflerdam 1834). Geld, 
Staat und Geſellſchaft, Bo. II, Anhang 2. Fiſchel, Die Berfaffung Englands, ©. 48. 

19) @in tiefer Sinn aber liegt darin, wenn Bonald fich ausfpricht: „La revolution qui a com- 
mence par la declaration des droits de Phomme, ne finira que par la declaration des droits de 
Dieu.“ Vgl. dazu die vernichtende Kritik der revolutionären Auffaffung der Menfchenrechte bei Bentham, 
Tactique des assemblees legislatives (zweite Auflage, 2 Thle., Baris 1822), I, 257 fg. 

20) Held, Staat und Geſellſchaft, Thl. I, Anhang 2. S. Drganifation. 

21) „Droits de l’etat, droits de l’'individu, deux contemporains qui naissent le möme jour, 
celui oü tombent les priviléges.“ Dupont-White, S. 24. 09° 
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personam haben, fo innig verbunden, daß man ſich verſucht fühlt, bald das ganze öͤffentliche 
Recht ein Privatrecht ver fogenannten herrſchenden Klafle, bald das ganze Privatrecht derſelben 
ein Öffentliche® zu nennen. Man überfieht freilich dabei einerfeitS den weſentlich föderativen 
GSharakter der. antifen Republifen, andererfeitö dad innerhalb der einzelnen verbündeten Familien 
und Stämme fortlebende Recht und geht nur zu oft von der falſcheu Annahme aus, ald ob über: 
haupt die beiden Rechtogebiete haarſcharf voneinander getrennt werben Fönnten und dürften, 
Übrigens iſt gerade nichts bezeichnender für ven Verfall Noms, als daß feinem fpätern fo hoch 
ausgebildeten Recht alle Fäden einer wahrhaft organischen Verbindung der freien Privatrechts⸗ 
ſphaͤre mit dem freili nur in der Form imperatorifher Willkür auftretenden öffentlichen Recht 
abgehen, während bei und die Entwicelungen bes privaten und öffentlichen Rechts miteinander 
Hand in Hand gehen müffen, und bie Beziehungen und Berührungen zwifchen beiben auf jedem 
Schritt, der in dem einen ober andern Rechtsgebiet gethan wird, Elar in Die Augen fpringen, 

Ad2) Aus Vorftehenvem erhellt, wie e8 thatſächlich unmöglic wäre, daß ein Menſch nur 
entweder eine private ober eine politiſche Perſoͤnlichkeit hätte, weil eben die eine ohne die andere 
gar nicht denkbar wäre. Allein richtig iſt e8, daß die Perfönlijkeit der einen vorherrſchend eine 
privatrechtliche, Die der andern mehr eine politifche zu fein ſcheint, daß die einen gänzlid in 
Privatleben aufzugeben fheinen, während die andern nur für den Staat zu exiftiren behaupten, 
und daß, je nachdem man einen Menſchen betrachtet, er bald mehr vie private, bald mehr die po⸗ 
litiſche Berjönlichkeit hervortreten läßt. Ohne Zweifel find es die Frauen und Kinder, melde, 
wie fie zunächſt und volftändig dem Haufe, der Kamille angehören, auch nur Privatrechtsſub⸗ 
jecte zu fein feinen, während 3. B. die Staatöbiener ober gar der Souverän meift nur nah 
ihrer mehr oder weniger hervorleuchtenden politifhen Stellung in Betracht kommen. Aber 
Frauen und Kinder ftehen unter dem Schutze des Staats und haben gegen ihn biejenigen politi 
ſchen Pflichten zu erfüllen, zu denen jie befähigt find (Entrichtung der Steuern, Beobachtung 
der Gefege u. ſ. w.). Der Souverän felbft ann um fo weniger ohne Privatfubjectivität fein, 
als er ja immer ein Menſch ſein muß; und wie ausfcließlih das Neben eines Mannes dem 
Öffentlichen Dienft gewidmet fein mag, feine Individualität beſteht, macht fich auch im Amt gels 
tend und muß bei jeder Organifation des dffentlihen Dienftes in Rechnung gebracht werben. 
Werben fünftlich, 3. B. durch pofitive Beſtimmungen, angeblich rein private ober rein politiſche 
Stellungen geſchaffen, fo müffen fid im Leben fehr ſchnell die damit verbundenen Widerſprüche 
geltend machen, und wenn bie fogenannte rein private Stellung nicht zu politifhem Gehalt, die 
ſogenannte rein öffentliche Stellung nicht zu einer gewiflen Salvirung der privaten Perfönlid: 
keit gelangt und dadurch der falſche Ausgangspunkt überwunden wird, fo ift unfehlbar ſowol bie 
‚private wie bie politifche Verfönlichkeit, d. h. Freiheit, definitiv ruinirt und, was man fo nennt, 
aux noch eine Lüge. Daher kann nichts gänzlid, ven Einwirkungen des Staatd entzogen werden, 
auch die Frauen und Kinder nit; daher firebt ver Fremde nach einer ftaatlihen Anerkennung 
feiner Perſoͤnlichteit; daher drängte die Plebs und Clientel mit aller Macht auf die active Redts: 
gemeinſchaft mit ven Patriciern, daher nahm das Römische Recht immer mehr vom jus gentium in 
fich auf. Daher aber aud die Vernichtung aller Perſönlichkeit mit dent Despotismus, der Sklaven 
zum Öffentlichen Dienft wie zur Frone peitſcht und ſelbſt dem Paſcha feine fihere Stätte privaten 
Dafeind, jondern nur die Möglichkeit eines Verſtecks und eines Despotismus em miniature 
geftattet. In diefer Verbindung ber privaten und öffentlichen Perſönlichkeit ift auch der Grund 
fo vieler welthiſtoriſch gewordener Verwechſelungen beider miteinander zu ſuchen. So iſt z. B. 
die Identiftcirung des Staats mit der Perſon und dem perſoͤnlichen Willen des Souveränd vie 
Duelle des Abfolutismus und Deöpotisnus, während bie Ipentificirung der Berfon und des 
perfönlichen Willens des Souveräns mit dem Gefeg und dem obiectiven Bedürfniß des Staats 
die Quelle des freien Staats ift. So hat ferner die Gonvertirung des Amts und ber Amtopflicht 
in ein individuelles oder privates Recht der damit Beliehenen das Amt und das Reich entartet oder, 
vielleicht richtiger, beide nit zur Verwirklichung ihrer Idee kommen laffen. So ift endlich das 
Briefterthum mit deffen Auffaffung als perſönliches Recht nicht minder in feinem wahren Welen 
gefährbet ald ver Staat durch die Auffaffung der politifchen Functionen (Wahlen, Mitglienfhait 
in den Landtagen, eigentliher Staatsdienſt) ald perſönliche Rechte. Natürlich mup in allen 
dieſen Dingen eine tüchtige politifche Bildung das Befte thun; doch müffen die Gefege fo ein: 
gerichtet fein, daß fle jedem Privaten ſtets eine gewiffe Kühlung feines ſtaatlichen Weſens geben, 
während feine politiſche Stellung fo eingerichtet fein darf, daß fie die gerechten Anforderungen 
der darin Befindlichen auf private Selbfländigfeit unberückſichtigt läßt. 

Ad 3) Nach der Idee der allgemeinen Menſchenrechte ift e8 (Guizot, „M&moires“, I, 169) 
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noch eine zweite Idee, welche ven Charakter der modernen Givilifation beflimmt, nämlich die 
Idee, daß ed individuelle Rechte gebe, welche, ohne Rückſicht auf die äußern Verhältnifle ver 
Geburt, des Vermögens und Ranges, einzig und allein das perfünliche Verbienft eines jeben 
Menſchen find und jeder, der fie in ſich felbft trägt, auch zu entfalten berechtigt fein müffe. Wir 
haben fon oben bemerkt, dag die menfchlihe, d. 5. freie Gleichheit die unendlichſte Mannichfal⸗ 
tigkeit nicht nur nicht ausfchließe, fondern vielmehr poftulire. Ja, je freier und gebildeter ein 
Volk ift, defto reichlicher muß fih gerade neben ver volllommenften Anerfennung der Gleichheit 
bie Verſchiedenheit entfalten, deſto mehr muß fie allenthalben, auch in den Inflitutionen, zur 
Geltung gelangen. Die natürlihen Schranken diefer Verfchtedenheit find aber einmal, daß fie 
bie principielle Gleichheit nicht aufhebe, und zweitens, daß fle nicht bis zu einer Befährbung der 
organischen Einheit des Staats wirkſam werde. 

Zu allen Zeiten und bei allen Bölfern fehen mir mehrfache Abftufungen der Berfönlichkeit 
ſowol in privater wie in politifcher Beziehung. Die volle private Perſoͤnlichkeit ift jedenfalls 
bebingt Durch eine gewiffe Reife des Verftandes, vermöge welcher der ſich rechtlich bethätigende 
Wille auch als ein ernſter und hinreichend verftändiger, zum Überfehen feiner Gonfequenzen 
geeigneter betrachtet werben kann. Iſt daher auch Frau und Kind 22) privatrechtsfähig, jo er- 
ſcheint dod ihre, namentlich der Kinder, rechtliche Handlungsfähigkeit als eine geminberte und 
bedarf gerade der Gleichheit wegen einer Ergänzung. Daher fehen wir namentlich in ven Zeiten 
der ungeſchiedenen Verbindung zwifthen privatem und öffentlichem Necht eine gewiſſe Vertretung 
für die Frauen jeded Alters, während durch die mit dem :Beruf des Weibes von felbft fi er- 
gebende und durd) die Bemüthsweihheit deſſelben ihm noch gefährlicher werdende Rechtsunkunde 
bie Anforderung entfleht, ihm in gemiffen Fällen einen befondern Schug und Nachſicht zu ge- 
währen, namentlih aud) ihrem Ehemann gegenüber. Kinder aber werden bevormundet, und 
zwar grunpfäglich nad dem Grad ihrer geiftigen Reife, nad welchem aud ihre ftrafbaren 
Handlungen abzuwägen find. Wenn wir aber z. B. in Nom kraft der patria potestas Leute in - 
einem Zuftand der Selbftändigfeit jeben, welche in anderer Beziehung unſelbſtändig find, und 
umgefebrt, fo Hat Dieß feinen Grund in dem befondern politiſchen Charakter diefed Verhältniffes, 
gleichwie denn auch andere Momente, melde, wie 3. B. Geſundheit, Religion, Ehre u. |. w., die 
Rechtsfähigkeit abflufen, diefe Ihre Bepeutung vorzüglich aus dem Charafter ber politifchen 
Einrichtungen und aus dem gänzlichen Mangel einer Unterſcheidung des oͤffentlichen und pri= 
vaten Rechts entnehmen. Je mehr das wahre Humanitätsprincip zurüdtritt, und je ftraffer Die 
Brincipien eines Staats jind, befto flärfer müflen folde Momente auf die Perfönlichfeit ein 
wirfen. So waren bei den alten Germanen Greiſe und Sieche rechtlos, ohne Perfönlichfeit, weil 
fie der Eriegerifchen Geſellſchaft unnütz, ja zur Laft geworben. In reinen Theofratien oder wo 
eine wahre Staatöreligion befteht, muß dem Andersgläubigen wenigflend dad commercium 
juris publici gänzlich verf&hloflen fein, und wo und infomweit als die Rechtsfähigkeit ganz ober 
theilweije durch die Mitgliedſchaft in einem beflimmten Kreife der Staatdangebörigen bebingt 
wird, da ift es nothwendig auch die persona oder Rechtsfähigkeit. So fonnte es kommen, daß der 
Austritt oder die Ausſtoßung aus gewiffen Rechtöfreifen für die Betroffenen der Vernichtung 
(expatriatio, $rieblofigfeit) oder doch einer bedeutenden Verminderung (deminutio, Redt: und 
Ghrlofigfeit)) der persona gleihfam, und daß der Mangel derjenigen @igenfhaften, melde zum 
Eintritt in die fraglichen Nechtöfreife erforderlich waren (Fremde, Unfreigeborene,, unehelidhe 
Kinder, Juden, Keger, unehrliches Gewerbe u. f. w.) viefelbe Wirkung Hatte. Inder Alten Welt 
entſchied vorherrfchend die Geburt über ven Grad der Rechtsfähigkeit; nur wenige und ſchwache 
Brüden führten über dieſe Grenze hinweg, und erft als die flarken Federn der alten Staatd- 
maſchinen erlahmt waren, finden wir die allgemeine Breiheit zur Sflaverei geworden (wenn 
ed auch unter dem Namen der Givität wäre), aus welder einige Refte vergangener Größe wie 
Ruinen und einige unfertige Anfäge zu Neubauten hervorragen. Auch in dieſer Beziehung 
haben die modernen Bölfer wenigftens theilweiſe die Schule des Alterthums durchgemacht. Be: 
trachtet man nämlich nur Eine Seite ihrer fortal-politifhen Entwickelung, fo ſcheint es faft, als 
ob im Mittelalter lediglich die Geburt über ven Grad der Perfönlichkeit entichieven habe, da fie 
ja regelmäßig auch über Vermögen, Nang und Stand, Religion und Recht des Individuums 
entſchied. Allein dieſe Bande waren weder ſo feſt wie im Alterthum, noch fehlten zahlreiche und 
feſte uͤberbrückungen zwiſchen dem angeborenen Segen over Fluch und der freien Selbſtbeſtim⸗ 


22) Dgl. Pudta, Defiperwerb eines Kindes, im Rheinifchen Mufeum für Jurisprudenz (Böttingen 
1838), Bo, Vu. 
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mung. Das Königthum und bie Kirche waren es, bie zuerſt den Kampf für Befreiung des In- 
dividuums gegen daß angeerbte Recht, für eine gewiſſe Gleichheit der Freiheit und ver Unter: 
werfung aufnahmen. Dann famen die Städte, denen ed zuerft gelang, dieſe Ider für die 
Angehörigen ihres Weichbildes organifh durchzuführen; enblich die Landesherren, melde nad 
langem Kampfe mit ven Beubalteften ven Gedanken einer allgemeinen gleihen Unterthandbrreg: 
tigung und Verpflichtung durchführten. Daß belebende und Iegitimirende Grundprincip biefer 
ganzen Bewegung war bie hriftlihe Wahrheit der allgemeinen gleichen Menſchenwürde. Na: 
türli Eönnen aber bie proviventiellen Einwirkungen, welche in den Geburtsverhältniſſen liegen, 
durch Gefege nicht bejeitigt werben. Diefe begründen nothwendig Verſchiedenheiten, welche die 
Berhätigung ber indivipuellen Breiheit nicht auögleichen kann, wie letztere mauche Verſchiedenheu 
der @eburtöverhältnifie bald erft begründet, bald wieder ausgleicht. Abgefehen hiervon aber it 
das Geſchlecht und das unreife Alter naturgefeglich die Urſache einer Verſchiedenheit der Perfün: 
lichteit, und der Bremde kann nicht in verfelben rechtlichen Lage fein wie der Einheimiſche; die 
BVerfchiedenheit der Berufe, d. h. beflimmter dem Staat dauernd unentbehrlider Lebensrich 
tungen, erfordert auch bie Berüͤckſichtigung ihrer verſchiedenen Bebürfniffe in den Befegen, bie 
bald einen neuen wahren Beruf das ihm nöthige befonbere Recht gewähren, bald einem ab: 
geftorbenen Stande fein beſonderes bioheriges Recht entziehen müflen; die Gewiffendfreiheit 
Tann gleichfalls beſondere Rechte zur Folge haben ; ein geſunder Particularismus läßt entipre: 
Sende particulare Rechte zu, und neben, ja über allebem wirft die Macht der öffentlihen Mei: 
nung und bie freie Selbftbeflimmung der Menſchen, indem fie freiwillig Macht und Einfluf 
gewährt oder verweigert, je nachdem fie e8 für geeignet Hält. 

Die leitenden Principien unferer Zeit in biefer Beziehung dürften im weſentlichen fol: 
gende fein: 

a) Grundfäglic fteht jedem die vollfreie Entfaltung feiner Perfönligfeit innerhalb ber 
Befege frei. Diele Freiheit iſt ſelbſt Princip ver Gefege. In dieſer Beziehung ſowie rudfigrig 
der gerichtlichen Verfolgung ſtehen alle Menſchen und Rechte einander in der Hauptſache voll: 
kommen glei. 

b) Die Unterfjiebe, welche unfere Rechte in Betreff der Perfönlichkeit oder Rechtsfähigken 
machen, haben ſelbſt nur die Bermirklihung eines wahren, hoͤhern, der menſchlichen Freihelt ent: 
ſprechenden Gleichheitsprincips zum Gegenftande. Nur deshalb werden den Frauen diejenigen 
politiihen Pflichten nicht zugemuthet, Die fie nach der Natur ihres Geſchlechts perſoöͤnlich nicht leiſten 
können, und darum haben fie natürlich auch nicht die diefen Pflichten entſprechenden Rechte 
Unreifen Perſonen wird die entfprechende Rechtövertretung gewährt; Standesrechte find nicht 
Brivilegien, fondern die Mittel zur Erfüllung ber befondern Standeöpfliten; die Perſoͤnlichleit 
iſt durch Fein beſonderes zeligiöfes Bekenntniß bebingt, und die Stellung im Staat richtet Id 
unter der Borausfegung ver volltommenen Staatsangehörigkeit, Ehrenhaftigfeit und einer 
gewiflen privaten Gelbftändigkeit lediglich nad) dem perfänlihen Verdienſt, reſp. nad der in 
irgendeiner gefeglichen Weiſe anerkannten Befähigung dazu. Man kann über die Art, wie dieſ 
Brincipien da oder dort durchgeführt find, fehr verſchiedener Meinung fein; daß fie jelht 
unfere Zeit beherrſchen, ift nicht zu bezweifeln. 

Ad 4) Schon die Römer Hatten das Kind im Mutterleibe, wenn fie es auch regelmäßig ald 
einen Teil ver Mutter betraditeten, unter der Vorausfegung feiner dereinftigen lebendigen und 
tehtöfähigen Geburt wenigftend inſofern als Rechtsſubject oder Berfon behandelt, als «8 fi 
um feinen Bortheil handelte. Diefe gewiß nur billige Rückſicht wird auch von allen Rechten 
unferer Zeit genommen und iſt noch weiter ausgebehnt worden. Eine eigenthümliche Erfäri: 
nung aber ift, wenigftens auf den erften Blick, eine persona, bie nicht ein einzelner lebender 
Menſch ift, oder die fogenannte juriftifche, fingirte, moralifhe Verſon. 

Den Begriff (aber wohlgemerkt nicht die Sache) der juriftiſchen Perfon als einen beftinmten 
techniſchen Begriff verdanken wir dem Römiſchen Recht, mit deffen Reception ja überhaupt eine 
Reihe von Redtöbegriffen uns erſt zum wiſſenſchaftlichen Bewußtfein gebracht wurde, währen 
fie der Sache nad, wenngleich in nalional-individueller Weife, bei und ſchon vorhanden waren. 
Gerade diefer Umftand aber, infolge deſſen man ſich ſtets an die ſpecifiſch römische, hoöͤchſt abſtracie 
und von fehr entwickelten Verhältniflen eigener Art ausgehende Auffaflung Hielt, iſt der Grund, 
warum bie Darftellung der Lehre von den juriftifihen Perſonen bisher meift eine ſehr einfeitige, 
mangeldafte und die Anſichten über biefelben fo ſehr getheilt waren. Daher kommt es aud, DaF 
ſchon darüber, worin das Weſen der juriftifchen Perfon beftehe, dann Über die einzelnen Arten 
der juriftifchen Perfonen fehr verſchiedene Meinungen herrſchen, daß die Germaniften den Ro: 
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naniften gegenüber ſich mit eigenen Begriffen, wie „Rechtsgemeinſchaften, Genoſſenſchaften, 
Befammteigenthum u. |. w.“ zu helfen fuhen und einzelne in einer Art von Verzweiflung fo 
weit geben, nicht nur dieſe oder jene, ſondern alle juriftiiche Perfönlichkeitim angegebenen Sinne 
zu leugnen. 

Der Probirftein für den Begriff der juriftifchen Perföntichfeit dürfte wiederum einzig und 
allein im Menfchen zu fuchen fein, denn nit nur muß der Sap beftehen, daß Menſch und Per- 
ſoͤnlichkeit unter allen Umſtänden fich wechfelfeitig bedingen, fondern auch angeſchlagen werben, 
daß fa überhaupt alles, was ift, gleihjam durch ven Menjchen hindurch muß und menfchlich, 
geihichtlic nur in ihm und wie er ed darſtellt, vorhanden if. Alfo kann aud pie juriftiiche 
Perfon, obgleich fie nicht felbft gleich einem phyſiſchen Einzelmenfchen ift, nur in, durch und für 
Menſchen fein. 

Steht dem Einzelmenfchen die Gefellfchaft, ver Verein von Menfchen gegenüber, fo werben 
wir vielleicht aus beiden und ihren Beziehungen zueinander dad Mefen ver juriftifchen Berfon 
finden. Der den Menfhen zur Bornahme einer rehtlihen Handlung oder zur Bethätigung 
feiner Perfönlichkeit beftinnmende Wille iſt nämlich entweder ver Hauptfache nad ein für fi 
allein flehenver, von ihm allein durchführbarer, zunächſt nur auf einen beftimmten Moment, auf 
die Gegenwart und ein rein individuelles Interefle berechneter, oder er ift das gerane Gegentheil 
hiervon. * Dann will der Menih, wiederum der Hauptfache nach, etwas, was nad) feiner Idee 
viele oder alle andern gleihfalld mit ihm wollen, waß er jevenfalld aus irgendeinem Grunde für 
fich allein, mit feinen individuellen Kräften nicht vollftändig realiftren Eönnte, aber feiner Natur 
nach doch renlifirt werben muß, wad nicht nur um eines beflimmten Augenblicks und auch nicht 
um feines rein individuellen Intereffes willen geſchehen foll. Hier fheint uns die Orundlage 
zur Erkenntniß der juriftifchen Perfönlichkeit zu liegen. 

Kein Menſch ift nämlich im Stande, nur in einer der beiden ebenangegebenen Richtungen 
allein zu denken, ja, überhaupt einen Gedanken zu haben, ver abfolut rein nur auf die eine oder 
andere der beiden Willensrihtungen paßte. Jever menſchliche Willendact geht alfo aus feiner 
individuellen und gefelligen Natur zugleich hervor, entipricht feiner perfönlichen Ausbildung in 
beiden Beziehungen und berührt, wie unfühlbar auch manchmal, Perſon und Gefellfchaft zu⸗ 
gleih. Auch wirt der Menſch, abgefehen von unzweifelhaften Geiftesflörungen, nie daran den⸗ 
fen, daß er alles fo einrichten Fönne, daß Im Moment jeines Todes alle Fäden, durch die er 
rechtlich an die Gefellichaft gebunden ift, alle feine Rechte gegen andere, alle feine Pflichten gegen 
dritte fo vollſtaͤndig gelöft wären, als wenn er und fie gar nicht beſtanden hätten. Auch der ein: 
fachſte, felbftfüchtigfte Menſch wird auf dieſe Weiſe activ oder paſſiv feinen Willen mit einem 
Bedürfniß der Befellfchaft, welder er angehört, in Einklang feßen müflen. 

Aus alledem erhellt, daß bie Perſoͤnlichkeit oder Rechtsſubjectivität mit ber bes einzelnen 
Menſchen eben feiner natur= und vernunftnothwendigen Geſelligkeit wegen nicht erfchöpft fein 
kann, daß alfo au die Befellfchaft Rechte Haben, Perſon, Rechtsſubject fein müſſe gerade 
un des Menfchen willen, der in ihr und durch fle im Verbande mit feineögleihen, und zwar 
gerriffermaßen ſchon vor wie nach feinem Leben, verbunden befteht. 

Es gibt daher einen menſchlichen Willen wie menſchliche Ideen, die nicht erft mit dem Men⸗ 
fhen geboren und mit ihm nicht begraben werben. 23) Es iſt der mit der Geſelligkeit conforme, 


23) Nur fogenannte höchft perfönliche, d. h. rein individuell beſtimmte Rechte und Pflichten gehen 
mit bem betreffenden Individuum unter, wenn fie nur an ihm hängen. Dagegen ift es auch klar, daß 
und warum jurifiifche Perfonen derjenigen Rechte und Pflichten unfähig find, für welche Die menfchliche 
Einzelperfönlichfeit wefentliche Vorausfegung iſt. Suriftifche Perionen haben nur den Willen ihres 
Stiftere oder ben ihrer Idee entfprechenden Willen, refp. nur ein folcher Wille Tann als ber Wille der 
juriftifchen Perfon betrachtet werben. Daraus folgt, daß eben in ihrem anerfannten rechtmäßigen Be⸗ 
ftande der Beweis liege, wie fie 3. DB. eines Verbrechens, alfo auch der Beftrafung unfähig find. Des⸗ 
gleichen haben ſie weder Gemüth, noch Glauben, Religion, religidfe Unfterblichkeit. Wol aber können 
die jeweiligen Träger oder Berwalter der juriftifchen Berfönlichfeit von beren eigentlichem Willen abs 
weichen und infolge deſſen ſtrafbar werben, gleichwie bie fonftige Geiftesrichtung berfelben, namentlich 
wenn fie fich fortfegt, mit dem Charakter der juriftifchen Perſon felbft ſich identificiren Fann. Allein 
dies bleibt nichtsodeſtoweniger facti, nicht juris, und bie Vortheile oder Nachtheile, welche infolge befien 
die jurififche Berfon oder ihre einzelnen Glieder treffen, müflen doch flets auseinanbergehalten werben. 
Auch die Beftrafung aller gegenwärtigen Glieder einer juriftifchen Berfon ift noch nicht eine Beftrafung 
der juriſtiſchen Perſon ſelbſt, und wenn man namentlih im Mittelalter nicht felten von Beſtrafung 
juriſtiſcher Berfonen hört, fo hat dies feinen Grund ebenda, wo Die Urfache für Beftrafung von Thieren 
gefucht werden muß, nämlich in dem Mangel einer’ hinreichend fcharfen Auffaflung der Berfünlichfeit 
oder in dem Aberglauben, 
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aus dem Bedürfniß der Bor: und Fortexiſtenz ſich ergebende Wille auf die Verwirklichung ent: 
fprecddender Ideen, d. h. auf irgendeine der großen menſchlichen Lebensrichtungen, refp. deren 
harmonifche Audgleihung, und auf die richtige Zufammenflimmung von Orbnung und Freiheit 
vorberrfchend gerichtet. Und wenn und inſoweit ein folder Wille nicht blos befteht, ſondern fich 
auch bethätigt und audy In dieſer feiner Eigenfchaft von dem maßgebenden Rechtskreiſe anerfannt 
und trog ber menſchlichen Sterblichkeit fortwährend gefchügt ift, alſo auch ohne Fortbeſtand feines 
erften Schöpfers oder erften phyſiſchen Subjects aufrecht erhalten wird, infofern und injoweit 
ift eine fogenannte juriftifche Perfon vorhanden. Oder mit andern Worten: die juriſtiſche Per- 
fon ift der rechtlich anerkannte und geſchützte, zunächſt durd ein ober mehrere Inbivibuen Hin- 
durchgegangene, gemeinnügige und troß des Wechſels der phyſiſchen Perfönlichfeiten als folder 
fortbeftehenve und aufrecht erhaltene Wille fammt den zu feiner Verwirklichung vorhandenen 
Mitteln (Berfon und Sache!), welche letztere ebendeshalb vor jeder individuell willkürlichen 
Berwendung für alle Zukunft befhütt werben follen. 

Die Idee der juriftifchen Berfon hängt alfo ebenjo mit dem Weſen des Individuums wie 
mit dem der menſchlichen Geſellſchaft zuſammen und iſt in dieſem Sinne ebenjo natürlich wie 
die ſcharfe Begriffäbeftimmung verfelben ſchwierig und künſtlich. E83 erklärt fi aber hieraus 
auch, daß in der erfien und einfachſten felbjtändigen Gefammteriftenzform ver Menſchen, 3.28. 
in einem Familien- oder Stammflaat 2%), ſchon die juriftifche Perfönlichfeir vorhanden war. 
Die Römer haben daher nicht erft diefe Perfünlichkeit erfunden, dann fie Fünftlich ihrem aus- 
gebildeten Staat aufgepflanzt und von da auf andere Gemeinwefen übertragen, fonbern die 
von Anfang an vorhandene Idee begrifflich gefunden und vargeitellt, viefelbe auch von ihrem 
höher entwidelten Staat nicht getrennt, von da aus auf vom Staat ſelbſt nunmehr beherrfchte 
politifche Willensfhöpfungen 2°) übertragen und enblih, dem Untergange des organifchenrömi= 
ſchen Staatslebens gegenüber, lediglich theoretifch-abftract ausgebildet. Die beiden Hauptfehler 
der fireng civiliſtiſchen Theorien beftehen aber, abgefehen davon, daß fie dad innerlich nothwen⸗ 
dige, ſpontane, den vollendeten römifhen Stante längft vorausgegangene organifche Entftehen 
juriftifcher Perfönlichkeiten überfehen, darin, daß fie erftend eine haarſcharfe Trennung zwiſchen 
den Rechten und Pflichten der juriftifchen Befammtperfon und denen ihrer jeweiligen einzelnen 
Glieder aufftellen, während das Leben beweift, daß feine ſolche Gefammtperfon beftehen kann, 
ohne ihren Gliedern individuelle Rechte zu gewähren und individuelle Pflichten aufzulegen, 
und daß fie zweitens nicht daran zu denken fcheinen, wie ein Verein oder eine Stiftung, die ur- 
ſprünglich eine reine Privatfache gewejen, allmählich eine politifche Bebeutung gewinnen und 
fich deshalb in eine juriftifche Perfönlichfett verwandeln kann, und umgekehrt, wodurch natürlich 
auch die Situation der Glieder und des Staats zu ihnen weſentlich fih ändern muß, daß aber 
auch, was felbft Staat war, dieſes zu fein aufhören kann und doch, wie 3. B. als Rocalgemeinde, 
in feiner Gigenfchaft als juriftifche Perſon fortbeftehen muß, während, was nicht Staat war, 
zum Staat werben und untergeorbete juriftifche Perſonen nun felbft erhalten oder erſt hervor⸗ 
rufen werde. 20) 

Liegt num die innere Berechtigung der juriſtiſchen Perfon, und zwar jeder, in ihrer Staat8- 
gemäpheit, fo iſt es nur natürlich, daß jene juriftifhe Perſon, die felbft Staat ift, ihre Berech⸗ 
tigung einfach in ihrem felbftändigen Dafein, die von ihr umfhloffenen Perſönlichkeiten aber 
bie nöthige Berehtigung nur in einer ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Anerkennung ihres 
Staats finden, was beſonders mit Rückſicht auf die vorhin angebeuteten übergangspunkte wich⸗ 
tig erſcheint. 


24) Zaboulaye, Recherches sur la condition des femmes , ©. 79. 

25) Namentlich auf locale und fonftige Gorporationen, Über die Ausbildung ber deutfchen Stände 
als juriftifche Perfonen vgl. Befeler, Zur Gefchichte des deutſchen Ständerechts (Berlin 1860). Grone, 
Geſchichte der corporativen Berfaffung des braunfchweigifchen Ritterfiandes (Hannover 1842). Help, 
Staat und Geſellſchaft, II, 301 fg. 

26) Die flärffte Widerlegung der civiliftifchen Theorie von dem flarren und unvereinbaren, feine 
Übergänge zulafienden Gegenfay zwifchen der universitas personarum und ber societas finden wir in 
den Beflimmungen bes Allgemeinen Deutfchen Handelsgeſetzbuchs über die Handelsgefellfchaften, welche 
ebenfo dem wahren Bebürfniß wie den praftifch längft bethätigten Anfchauungen nnferer Tage Rechnun 
tragen. Man beachte nur, wie von der offenen Geſellſchaft an bis zu der reinen Actiengejellfchaft hinau 
in bemfelben Maße, in welchem bie rein individuelle PBerfönlichfeit ver Glieder zurück⸗ und zugleich bie 
Bedeutung der Gefellfchaft für immer weitere Kreife hervorteist, die Einwirkungen des Staats wachfen 
und immer mehr Conſequenzen der juriftifchen Perfünlichfeit ancrfannt werben, ohne daß der Begriff 
berfelben für irgendeine dieſer Geſellſchaften als maßgebend aufgeftellt würde. 
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Haben wir vorerft nur die juriftifche Perſoͤnlichkeit des Staats und elgentliher Gorporationen 
beroorgehoben, fo kann doch Fein Zweifel fein, daß auch die Stiftungen zu den juriftifchen Per⸗ 
fonen gehören. Während die nichtflaatlichen Localcorporationen die geſammte Lebensgemein— 
haft, ſoweit jie auf ver loralen Grundlage und nad) der befondern Art der Rocalgemeinde mög: 
li, dauernd verwirklichen helfen, die nichtlocalen Borporationen aber irgendeinen wahren 
Beruf in ſtändiſch vollendeter Organiſation darftellen follen, ift zwar bie Stiftung weber noth⸗ 
wendig local nod corporativ (obgleich fe beides fein kann), fondern möglicherweife ein auf ewige 
Verwirklichung der Zwede nur einer der drei großen Lebensſtroͤmungen, Religion, Erfenntniß 
oder materielles Wohlbefinden (Cultus, Unterricht oder Wohlthätigkeit) gerichteter einzelner, 
collectiver oder auch Geſammtwille mit ver fachlichen Unterlage eines derſelben ausſchließlich und 
für immer gewinmeten Bermögend. Mit dem ganzen Staat fympathetifh, fleht die Stiftung 
nothwendig wie unter dem Schuße, fo unter der Controle des Staats, der ührigend durch feine 
Bereind- und Amortifationdgejege wie durch befondere Gefege, z. B. über Artiengefellfchaften, 
Bamilienfiveicommifle u. ſ. w. und endlich durch allgemeine bürgerliche und Verfaſſungsgeſetze 
bie allgemeinen und befondern Brfahrungen in der Form von Rechten und Pflichten bethätigt, 
die er durch die Öffentliche Stimme und feine Bermaltungsorgane über die Nützlichkeit oder Ge- 
fährlichkeit ſowie über die in den Gorporationen, Sorietäten und Stiftungen vorgehenden 
innern Wandlungen. zu machen Gelegenheit hat. 

Hat man aber in neuerer Zeit die juriflifche Perfönlichkeit der fogenannten liegenden, d. 6. 
nod von feinem Erben angetretenen Erbſchaft, meiftend aufgegeben und dazu nach unfern Ein= 
rihtungen, namentlih in Erwägung der Teftamentserecutorfchaft, manden guten Orund, fo 
ſpricht doch auch mander gute Grund für die juriftifche Verfönlichkeit der hereditas jacens, denn 
die Annahme ded fortdauernden Lebens des Erblaſſers bis zur Antretung findet jedenfalld, wo 
nothwendig, mit aus Gründen des Öffentlichen Interefled, der allgemeinen öffentlichen Rechte 
ordnung ſtatt. 

Da und der Zweck dieſes Werks eine weitere Ausführung nicht geftattet, fo vertveifen mir 
derenthalben auf Held, „Syſtem des Verfaſſungsrechts“, TI, 184 fg., und derſelbe, „Staat und 
Geſellſchaft“, I, 104 fg., beſonders 109 fg., und II, 35 fg., woſelbſt ſich auch in der Note 38 
eine ſehr vollfländige Literatur über die juriftiiche Berfönlichkeit findet. 27) 3. Held. 

Perfonalftand und Perjonalftandsregifter. Der Berfonalftand eines Menſchen, reiy. 
Staatdangebörigen faßt diefen ald Subject von Rechten auf, und zwar ſowol in Bezug auf feine 
natürliche als auf feine bürgerliche Nechtöfähigkeit. Linter dem status naturalis, der natürlichen 
Nectöfähigkeit, find diejenigen phyſiſchen Eigenſchaften verflanven, von welchen befondere 
Rechtsverhältniſſe abhängen, hingegen unter dem status civilis, unter der bürgerlihen Rechtd- 
tähigfeit, diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche vermöge der poiitiven Geſetze der Perſon als 
Rechtsſubjert beimohnen. Die VBorausfegung der allgemeinen natürlihen Ntchtöfähigfeit ift, 
dag jemand ein Menſch fei, ald Menſch lebendig und lebensfähig geboren‘ worden und des Ge— 
brauchs feiner Vernunft mächtig fei. Bel ver bürgerlichen Rechtsfähigkeit, dem status civilis, 
unterſchied dad Nömifche Recht hauptſächlich drei, ven status der Libertät (des perfönlidy Freien, 
des Sreigelafienen oder Sklaven), ver Civität (der Eigenſchaft ald römifcher Bürger) und der 
Familie (des Bamilienhauptes oder unter der väterlichen Gewalt ſtehenden Bamiliengliedes). 
Auf den nach diefen verſchiedenen Kategorien verſchiedenen Berfonalftand und Inbegriff davon 
abhängiger Rechtsfähigkeit der Perjonen bezogen fih dann im Roͤmiſchen Redt die Beſtim⸗ 
mungen wegen der Erwerbung eined status oder des Verluſtes beffelben (capitis deminutio), 
bürgerliche Ehre, Ehe, Entlaffung aus der väterlihen Gewalt u. |. w. Das Deutiche Recht des 
Mittelalters und bis zur neuern Zeit hin fannte Hinfichtlich des Perſonalſtandes, des status und 
der Nechtöfähigfeit der Perſonen, indbefondere der Libertät und Bivität, der perfönlichen 
Freiheits- oder Abhäangigfeitörechte wie der politifchen und der Gemeindebürgerrechte noch eine 
bei weiten größere Mannichfaltigkeit von Abflufungen, Vorrechten oder Beſchränkungen nad) 
Maßgabe ver flänpifchen Gliederung von Adel, Bürgern und Bauern, wiederum aber auch bein 
Adel nad Maßgabe der verfchiedenen Heerfhilde und Brave des hohen, nievern, angeerbten oder 


27) Nachträglich vgL Hierzu noch: Vattel, Droit des gens (neue Ausgabe von Pradier-Fodéré), 
1, 73 fg., 136, Rote2, S.177. Salfomwffi, Bemerkungen zur Lehre von ben jurififchen Perſonen u. ſ. w. 
(Leipzig 1863). Röder, Grundzüge des Naturrechts oder der Rechtsphilofophie (zweite Auflage, Leipzig 
und Heidelberg 1860-63), I, 138, 158; II, 13, 20. Über Urrechte, obend., II, 7 fg. Trendelenburg, 
Naturrecht auf bem Grunde der Ethik (Reipzig 1860), 6. 86 fg. 
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5108 perfönlichen, des alten und neuen Geſchlechts⸗, des Ur- oder Briefadels, beim Bauernftande 
nah Maßgabe der mit ven innehabenven Gütern oder deren Bigenfhaft verwachſenen perſoͤn⸗ 
lichen Freiheit oder Erbunterthänigkeit, Hörigkeit und Leibeigenfchaft. Nach diefen und andern 
verfchiedenen Abftufungen richtete ſich dann die größere over geringere politifche, bürgerliche und 
volkswirthſchaftliche Rechtsfähigkeit der Perfonen, in after Zeit au dad Wergeld. Erft die 
Gefepgebung des 19. Sahrhunderts, und zum Theil erft die der legten Jahrzehnte hat in civil: 
rechtlicher Beziehung in Bezug auf den Perfonalftand im engern Sinne die Gleichheit vor dem 
Geſetze hergeftellt. (S. Privilegien und ven Nachtrag dazu.) Die Verſonalſtandsregiſter Haben 
den Zweck, die die Perſon betreffenden Ereigniffe zu verzeichnen, von welchen deren bürgerlide 
Rechtsfähigkeit, bezüglich auch anderer mit derſelben in natürlicher und civilrechtliher Verbindung 
ſtehender Perfonen abhängt. Diele Ereignifle find die Geburt, die Verheirathung und der Top. 
Andere Ereigniffe, wie Domicil, Abwefenbeit, Geiftesfranfheit, Verluft der bürgerlichen Rechte 
infolge gerichtlicher Verurtheilung (ver bürgerliche Tod), Verluft des Staatsbürgerrechts durch 
Auswanderung oder Erwerbung deflelben dur) Naturalifation u. |. w., gehören dagegen nicht 
in die Perſonalſtandsregiſter. Die Perſonal- oder Civilſtandsregiſter werben, je nachdem die 
Trennung der Kirche vom Staat vollſtändiger oder weniger vollftändig oder überhaupt noch 
nicht vollzogen ift, theild von Kirchenbeamten, ven Pfarrern vermödge Auftrags des Staats, 
oder von Civilſtandsbeamten, ven Gerichten oder Bürgermeiftern, Bolizei- und Gemeindebeamten, 
geführt. Die von den berufenen Kirchen- oder Civilbeamten, von den erftern In die Kirchen⸗ 
bücher, von den leßtern in die Civil: oder Berfonalftandsregifter eingetragenen Acte haben 
Öffentlichen Glauben; fie find die Grundlage für den Beweis der wichtigſten Bedingungen der 
Rechtsfähigkeit und der indem einen oder andern Berfonalftande und status begriffenen bürger: 
lihen Rechte und Pflichten. 

Am entſchiedenſten und früheften Hat das franzdfiiche Geſetzbuch das Syftem der Civilſtande⸗ 
vegifter durchgeführt; ein Anerfenntniß, daß einerfeitd die Unabhängigkeit der Kirdye vom 
Staat, zumal bei der Verſchiedenheit der Eonfeffionen, andererſeits die Aufgabe und der Beruf 
des Staats die Überweiſung derjenigen Acte und Urkunden an die Behörben des legtern ver: 
langt, movon die nur im Staat, verniitteld feiner Befege und Organe, geltend zu machenden 
bürgerlichen Rechte abhängen. Der Code civil enihält deshalb (Tit. I, Kap. I, Buch 1) über 
die Acte des Civilſtandes ſehr genaue Vorſchriften für die zu ihrer Verzeichnung berufenen 
Beamten. Es müſſen diefe Acte des Civilſtandes das Jahr, den Tag und die Stunde, wo fie 
aufgenommen werben, die Vornamen, die Geſchlechtsnamen, das Alter, das Gewerbe und den 
Mohnort aller derjenigen ausdrücken, welche darin genannt und aufgeführt werden. Die von 
den Betheiligten bei den Acten des Civilſtandes als Zeugen vorzuführennen Perſonen follen 
ftet8 majorenn und Männer fein ; die Acte werden von Beamten, von dem erſcheinenden Theil 
und den Zeugen unterzeichnet; die NRegifter follen von dem Präfidenten des Gerichts ver erften 
Inſtanz oder von den feine Stelle vertretenden Richtern in ununterbrochen fortlaufender Reihe 
auf jedem Blatte mit Ziffern verfehen, mit vem Handzug beglaubigt, und, welches daß erfle 
und legte Blatt fet, noch befonderd bemerkt werden. Die Acte find in die Regiſter hintereinander, 
ohne einen freien Zwifchenraum zu laffen, einzutragen und am Ende eines jeden Jahres förm- 
lich abzuſchließen. Darauf aber foll eins der beiden Eremplare in die Archive der Gemeinde, 
das andere in die Gerichtäfchreiberei des Tribunals erfter Inſtanz zugleich mit den Vollmachten 
und andern Urkunden niedergelegt werden. Der Geburtsact namentlih muß in ven erften drei 
Tagen nad der Nieberkfunft dem Beamten des Civilſtandes des Orts angezeigt, auch foll dad 
Kind ihm vorgezeigt und gleichzeitig ver Geburtdact in Gegenwart zweier Zeugen gefertigt 
werden. Dem Heirathsact muß vor Schließung der Ehe ein zweimaliged Aufgebot mit einem 
Zwifhenraum von 8 Tagen durch den Beamten des Eivilftanded vorausgehen. Aud ber 
Aufgebotsact wird mit derfelben Genauigkeit in die Givilitannsregifter eingetragen. Die ird: 
liche Einfegnung bleibt dagegen dem Gewiffen der Braut refp. Eheleute vorbehalten, darf jedoch 
der gültig nur von dem Civilſtandsbeamten zu vollziehenden Cheſchließug nicht vorausgehen. 
In Beziehung auf die Eheſchließung beſtimmt der Art. 75 des Code civil: „daß ber Beamte 
des Givilftanded den Brautleuten auf dem Gemeindehauſe im Beifein von vier Zeugen ſämmtliche 
auf ihre Eheſchließung bezüglichen Acte befannt zu machen, das betreffenve Kapitel des Titeld 
von der (he, welches die wechfelfeitigen Rechte und. Pflichten der Eheleute enthält, vorleien, 
fodann aber von jevem Theil einzeln und nadjeinander vie Erflärung abgeben laſſen fol, daß 
fie ih zum Manne und refp. zur Frau nehmen wollen. Sodann hat der Beamte im Namen be? 
Geſetes zu erklären, daß ſie durch das Band ver Ehe verbunden find, und hierüber ven Im fol: 
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genden Artikel genau vorgefhriebenen Act aufzunehmen. Hinſichtlich des Sterbeacts wirb bes 
ftimmt, daß feine Beerdigung ohne Erlaubniß des Beamten des Givilitandes gefchehen darf, 
und daß der Beamte diefe nicht eher zu ertheilen bat, als nachdem er fi zu dem Verftorbenen 
verfügt, um fich feines wirklihen Hinſcheidens zu verfihern, und nur 24 Stunden nad dem 
Hinſcheiden. Der Sterbeact wird von dem Beamten bed Civilſtandes auf die Erklärung zweier 
Zeugen gefertigt. Für die Acte des Civilſtandes außer den Gebiet des Staats enthält Hier: 
naͤchſt das franzoͤſiſche Geſetzbuch noch weitere beſondere Borfchriften, Auf Anträge zur Berich: 
tigung eined Actes des Civilſtandes wird von der competenten Gerichtsbehörde, vorbehaltlid 
der Appellation eigens erkannt. Auch in England ift binfichtlich der Katholiken und Diſſidenten, 
facultativ felbft für Mitglieder der Epiſkopalkirche, feit 1836 eine bürgerliche Form der Ehe: 
Ihließung vor Civilftandsbeamten und die Regiftrirung eingeführt. (Vgl. Fiſchel, „Die Ver: 
faflung Englands”, 1862, ©. 75 fg.) 

In Breußen werben die die Civilſtandsregiſter vertretenden Kirchenbücher von ven Pfarrern 
der öffentlih anerkannten Confeſſionen geführt, ausſchließlich jedoch des Bezirks des Appella- 
tionsgerichtohofs zu Köln, wo der Code civil in Kraft verblieben tft. Für die Diſſidenten und 
die jũdiſchen Confeſſionsverwandten find bie Givilacte und die Führung der Regifter den Ge⸗ 
richten überwiefen. Vgl. wegen der bürgerlichen Beglaubigung ver Geburten, Heirathen und 
Sterbefälle in geduldeten Religiondgefelfchaften die Berorpnung vom 30. März 1847 (Geſetz⸗ 
fanımlung des preußifhen Staats, ©. 125) und für die Juden, Geſetz vom 23. Juli 1847 
(Geſetzſammlung, S. 266). Wegen ver Taufen, Trauungen und Begräbniffe, fowie über Füh— 
rung der Kirchenbücher find die Beftimmungen im Aflgemeinen Preußiſchen Landrecht, Thl. II, 
Tit. 11, Abſatz 6: „Vom Pfarrer und deſſen Rechten‘, enthalten. W. A. Lette 

Peter der Große, ſ. Rußland. 

Petition (Adreſſe, Motion, Beſchwerde, Vorſtellung, Petitionsredt).!) 
J. Das Petitionsrecht iſt, wie man es in England längſt anerkannt, eind der wichtigſten 
Verfaſſungsrechte der Bürger und der Stände, ein weſentlicher Beſtandtheil eines lebendigen, 
gefunden und freien Staatsorganismus. Die wichtige Theorie deſſelben aber wurde im neuern 
deutfhen Staatsrecht durch ängftliche, ver Freiheit ungünftige Rückſichten und durch Polizei⸗ 
beihränfungen der natürlichen Rechte noch vielfach in Schatten geftellt und verfümmert. 

Unter Petition kann man dem mweiteflen Wortfinne nad jedes Begehren, jede Bitte, jenen 
Antrag verfiehen. Dadurch, daß fie etwas verlangt, unterfcheibet fie fich von der bloßen Adreſſe 
als folder, welche nur Anfichten und Befinnungen, etwa Beifall, Lob, Dank ausdrückt. Von 
diefer an fi erlaubten Adreſſe wirb die wichtigfte, die Dankadreſſe auf vie Thronrede, unter 
dem legten Worte abgehandelt werden. Gewöhnlich enthalten aber aud die Adreſſen zugleich 
Wünſche und Bitten. Im engern Sinne unterfcheivet man von Petitionen nicht etwa blos alle 
Geſuche an Privatperfonen, ſondern aud alle an die Gerichte wie an untergeorbnete Verwal⸗ 
tungsbehörden gerichtete Vorftellungen, Gefuche und Beſchwerden und verfteht darunter nur 
bie an ven Megenten oder die Stände gerichteten VBorftellungen, Beſchwerden, Bitten und An- 
träge. Diefe fönnen dann entweder von einzelnen oder mehrern Bürgern und von untergeorb= 
neten Gorporationen, ober ſie können an den Regenten auch von den Ständen gerichtet werden. 
Sie können in allen dieſen Fällen Gefuche um Abhülfe befonverer Beſchwerden über beftimmte 
Berlegungen beftimmter PBerfonen oder Behörden, oder auch andere Anträge um Maßregeln 
für das dffentlihe Wohl enthalten. Die legtern nennt man zum Unterfchieve von jenen Be: 
[werden aud) alsdann häufig im engften Sinne Petitionen, fofern fle nicht in Motionen ein: 
zelner Ständemitgliever beftehen. Unter diefen verfteht man nämlich alle befondern Anträge, 
welche ein Ständemitgliev dahin ſtellt, daß ein beflimmter Begenftand von ver ftändifchen Ver⸗ 
fammlung in Berathung gezogen und darüber befchloffen werde. 

II. Das Recht zu Petitionen imallgemeinen ober das Recht zu bitten — betreffe die 
Bitte nun die Abhülfe einer Beſchwerde oder einen andern Gegenſtand, fei ed des eigenen Wohle 
oder auch des Wohls ver Mitmenſchen — ift ſchon ein allgemeines Menſchenrecht. Es ift vollends 
ein Recht aller Bürger, aller Theilnehmer eines freien, eines würbigen Menfchenvereind. Selbft 
die Türkei gefleht e8 zu und bat eigene Einrichtungen zum Empfange und zur Erledigung der 
Petitionen. Diefed Recht hat an jich Feine andere allgemeine Rechtisgrenze, als daß veflen Aue: 
übung von jeder anderweitigen Rechtsverletzung freigehalten bleibe. Die Pliht aber, ver 


1) Die nöthige Literatur über die Gegenftände diefes Artifels vgl. bei Klüber, Offentliches Recht, 
$$. 148, 149, 169, 217, 218, 296, Bluntfchli, Allgemeines Staaterecht (zweite Auflage), ©. 515. 
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Bitte Folge zw geben, ift natürlich an fi) unabhängig von dem Recht zur Witte ſelbſt, und be- 
ſtimmt ſich nur durch dns Verbältniß ver Bitte zu den Pflichten des Gebetenen. 

Daß jeder Staatsbürger alle rechtlichen Mittel anwende, um durch freie Mebe, freie Ber: 
fammfung, freie Breffe, freies Petitioniren und durch freie Verfügung über ihre Rechte und 
Geldmittel auf die Öffentlichen Beſchlüſſe für Recht und Wohl ber Staatögefellfhaft einzumirken, 
diefes ift, auch noch abgefehen von allen Abftimmungs und Repräſentationsrechten, ein ſchon 
naturrechtliches allgemeines demokratiſches Recht aller Bürger in allen freien Staaten, welche 
pofitive Negierungseinrichtungen die legtern au haben mögen. Deshalb wurden auch alle 
dieſe Rechte in England niemals durch pofitive Verfaflungsbeftimmungen eingeführt, fondern 
als natürliche Rechte ausgeübt. Auch, die Verfaffungsurfunden von Baiern, Baden, Sadıfen, 
Würtemberg fanctioniren das Petitionsrecht nicht pofitiv. Die Prarid aber anerkannte e8 über: 
all als natürliches oder aud) als in dem fanctionirten Recht der perfönlichen Freiheit enthaltenes 
Recht aller Bürger an. Die neuefte Scheinverfaflung von Frankreich verbietet Petitionen an 
dad Volkshaus und erlaubt fie nur an ven Senat. 

Durch die Staatorganifation aber und zum Zweck ver möglichſt Heften und georbneten 
Erledigung der Bitten an öffentliche Behörben als folde find für diefelben meift beftimmte Be: 
hörden und Formen ald Grundbedingung ihrer Annahme und Beachtung feſtgeſetzt. So 
namentlich müffen alle Anträge in wirflihen Juſtizſachen, abgefehen von Beſchwerden über 
Verzögerung und Verweigerung der Juftiz, nur an die Juſtizbehörden, und die Juſtizbeſchwer- 
ven wie alle Beihwerben in Verwaltungsſachen, nur an bie zuftändigen Behörben und an fie 
nur in der verfafjungsmäßigen Stufenfolge gerichtet werben. 

Ebenſo gibt es auch noch andere befondere pofitive, polltiſche ober polizeiliche Beſchraͤnkun⸗ 
gen des Petitionsredhts, welde im allgemeinen ſtets als Ausnahmen zu betrachten und alfo nicht 
zu vermutben find, 

Um die allgemeinen und pofitiven deutſchen Grundfäge über dad Petitionsrecht vollſtän⸗ 
diger darzulegen, unterſcheiden wir bie verſchiedenen Arten von Petitionen: 

1) Über die Vorftellungen, Geſuche und Beſchwerden in reinen Juſtizſachen und an alle 
untergeoronete Verwaltungsbehörben find vie Art. Appellation, Organifation ber Gerichte 
und Stantöverwaltung zu vergleichen. 

2) Über Beſchwerden und Anklagen der Stände gegen die Minifter wird der Art. Berantı 
wortlichkeit handeln. 

3) Über Motionen f. den Art. Gefhäftsorbnung, X. 

4) So bleibt noch dad Petitionsrecht im engern Sinne, und zwar das Petitionsreät der 
Stände und dad der Einzelnen und Eorporationen übrig. 

I. Petitionsreht der Stände. Daf Landflände das Recht haben müffen, über alle 
Begenftände des Öffentlichen Wohls BVorftellungen und Bitten, und insbeſondere auch Beſchwer- 
den und Vitten wegen Verhütung, Aufhebung, Beftrafung und Wiedergutmachung von Ber: 
legungen des Staatswohls und des Rechtszuſtandes an den Regenten zu richten, dieſes folgt aus 
ihrer Stellung und Aufgabe von felbft. Sie ſtehen als die zur Sprache und Vertretung der Re: 
gierten und ihrer Intereifen vorzugsweiſe berechtigten und verpflichteten Öffentlichen Perſönlich- 
feiten ber Regierung gegenüber. Cine andere allgemeine Grenze gibt e8 hier nicht als die in ber 
Vernunft und der Natur der Sache liegende: daß zweckmäßigerweiſe ver Regent nur um bad: 
jenige gebeten werben Fann, was er zu gewähren im Stande ift. Er kann alfo j. B. nicht ge: 
beten werben, durch Eingriff in die unabhängige Juftiz eine Beſchwerde zu erledigen, weil ihm 
ein folder Eingriff rechtlich unmöglich ift. Diefes ganze jegt fogenannte Petitiondredit kam bei 
den frühern deutſchen Landftänden gewöhnlich unter dem Namen des Rechts der desideria und 
gravamina vor, welches die Stände meift in einem allgemeinen Libell der Landeö:gravamina 
und desideria zufammenftellten, und von deren günftiger Erledigung fie ihre Geſetz⸗ und Steuer: 
und Nefrutirungsbewilligungen abhängig machten. Viele neuere Landeöverfaflungen und 
Bundesbeftimmungen?) haben jegt den Landſtänden dieſes Recht, die Bewilligung ber Steuern 
durd) äußere, mit dem Gegenftande ver Steuern nicht zufammenhängende Forderungen zu ber 
dingen, ebenfo wie andere frühere Rechte, z.B. die eigenmächtigen Verſammlungen (Landed: 
convente), die Selbftverwaltung der bewilligten Steuern und manderlei Aominiftrationd: und 
Selbftändigfeits- und Schutzrechte entzogen. Es iſt hier der Ort nicht, darauf einzugehen, In: 
wiefern die frühern Rechte etwa ſämmtlich unzeitgemäß und bedenklich genannt werben Können. 





2) Badiſche Derfafungsurkunde, $. 56. Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 1882, Nr. 2. 
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So viel aber iſt gewiß, daß wenigſtens, je mehr jene kräftigſten landſtändiſchen Rechte und der 
kaiſerliche und reichſgerichtliche Schutz der Verfaſſungen weggefallen ſind, um fo mehr die Un— 
entbehrlichkeit derjenigen Rechte augenfällig wird, melde nad ven heutigen Verhältniſſen vie 
Schutzmittel der ſtändiſchen Verfaffungen bilden follen und als folche in ven Landesverfaſſungs⸗ 
urfunden und felbft bei Abfchließung des Deutfchen Bundes anerfannt oder doc vorausgeſetzt 
wurden, wie 3. B. Dffentlichleit und Preßfreiheit, Minifterveranrwortlichfeit, freies Betitiond- 
recht und völlig freie Wahlrechte u. ſ. w. Denn was follte zulegt aus den landſtändiſchen Ver- 
faflungen ohne alle alte wie ohne die neuen Lebendfräfte und Schugmittel wol anders werben 
als bloße Täuſchungen oder gar, nah Schlözer'd Ausdruck, privilegirte Kandedverräthereien ? 

In Beziehung auf jened freie Petitionsrecht kann auch die Form der Zufanımenfegung ber 
Landſtände, ob fie eine fogenannte ſtändiſche over jogenannte repräfentative fei, nichts entſcheiden. 
Denn aud die nach verſchiedenen Ständen: Adel, Bürger, Bauern, gewählten und abgetheilten 
Ranpflände vertreten Doch, wie ed in der deutſchen Neichöverfaffung und in der von ihr abgeleite= 
ten und ihr nachgebilveten landſtändiſchen Verfaſſung der anerfannte Rechtsgrundſatz war, das 
öffentliche Wohl, die Ehre, Sicherheit und Verfaſſung ober den öffentlihen Rechtszuſtand des 
Baterlanned, ded Reichs oder ber Provinz. So erfennt ed auch fletd die nad) Ständen geordnete 
ſchwediſche Reichsſtandſchaft an. Nur die mehr ald fauſtrechtlich-anarchiſche und feudalzarifto- 
fratifche Theorie des Hrn. von Haller und feiner berliner Nachfolger leugnet e8, indem jie allen 
wahren Staat, alles Gemeinweſen und Bürgerthum wie alle wahre Würde und Majeſtät ver 
Negierung, die hoͤchſten Güter, Ehren und Heiligthümer civililirter Völker vernichtet, ven Staat 
in eine Reihe iſolirter Brivatperjönlichkeiten und alles öffentliche Recht in egoiftilches Privatrecht 
auflöft und blos von einer abgefonderten felbftjüchtigen Verfolgung getrennter Sonderinter= 
eflen oder eigennügiger Privilegien etwas wiſſen will. Nach den allein beachtenswerthen ver: 
nünftigen Grundanſichten loͤſt ſich alſo die Frage über den Unterfchied und die Güte der veprä- 
fentativen oder der im engern Sinne fogenannten ftändifchen Berfaffung in die politifhe Frage 
auf, weiche Korm der Zuſammenſetzung und Ausbildung des ſtändiſchen Körpers am vollftän- 
digften alle wahre Intereffen und Rechte der ganzen Staatögefellihajt vertritt und verbürgt. 

Ebenſo wenig entſcheidet e8 über jenes freie Petitionsrecht etwas, ob die Stände außerdem 
noch flärfere Rechte bejigen oder nicht. Zu diefen ſtärkern Rechten gehört insbeſondere auch noch 
das Recht der Initiative bei ver Geſeggebung, d. h. das Recht, ebenſo wie die Krone eigentliche 
vollitändige Geſetzesvorſchläge zu machen, flatt, wie im Petitionsmege, nur um die Dorlage be: 
ſtimmter Geſetzesvorſchläge von feiten der Negierung zu bitten. Sehr richtig bemerft Zöpfl, 
daß jened Recht der Initiative nur dann ſich praftifch von jenen Petitionsrecht weientlich unter- 
ſcheidet, wenn der Regent Fein abjolutes Veto bei den von den Ständen vorgefchlagenen Ge⸗ 
feßen hat; denn hat er dieſes, fo hängt auch bei ver ſtändiſchen Initiative Doch alled von feiner 
Gewährung der Bitte und Zuflimmung zu ven Gefepesvorjchlägen ab; und aud ohne eigent- 
liche Initiative fönnen andererfeitd die Stände ebenjo wie bei verfelben bereitd die beſondern 
Beflimmungen des Geſetzentwurfs beratben und erbitten, welde fie wünſchen. Nur der Form— 
und Gefchäftöunterfchied findet alfo hier noch ftatt, daß ohne Initiative die vollftändigere, be: 
ſtimmtere Ausarbeitung und Form der Gefepe und ihrer Einzelheiten zuerft von der Negierung 
ausgeht und berathen wird. 

Darüber übrigens befteht Verfchievenheit ver Theorien und ber Verfaſſungsbeſtimmungen, 
ob bei einer Abtheilung der Stände in mehrere Kammern oder felbftändige Eurien, jede von 
innen allein eine Betition an den Regenten bringen Eönne auch ohne die Zuflimmung der an: 
dern. Das Allgemeinrechtlihe und bei dem Mangel beſonderer poſitiver Ausnahmsbeſtimmun⸗ 
gen im Zweifel Gültige iſt gewiß, daß, wie ja felbft jede einzelne phyitfche und moralifche Perfon, 
fo vollends ein ſelbſtändiges lanpfländifches Collegium auch für ſich allein ein vollſtändiges un— 
befchränftes Betitionsrecht hat. Diefes ift auch doppelt in unfern Fleinen Staaten zweckmäßig, 
wo indbelondere die Erſten Kammern ſchwer fo zu bilden jind, daß man eine gehörig vieljeitige 
Bertretung ber Landesintereilen von ihnen erwarten kann. Hier wird alfo die moralifche Kraft 
wohlthätiger Anträge einer andern Kammer dadurch, daß fie dem Fürſten gar nicht mitgetheilt 
werden, jehr geſchwächt. Warum aber foll die mögliche Einfeitigfeit Einer Kammer oder ihre 
Eiferfucht gegen die andere dieſe ververbliche Gewalt haben? Bei vielen Anträgen, z.B. den 
Bitten um Abhülfe von Beſchwerden, ift eine Mitwirkung von ber andern Kammer, fobald die 
Megierung die Beſchwerden für begründet erkennt, gar nicht nöthig. Bei andern, 3.3. bei 
Bitten um Gefegesvorfchläge, darf man auch nicht etwa fagen, daß die Regierung, um barauf 
einzugeben, zuerft die Zuftimmung der andern Kammer vor fih haben müſſe. Oftmals wird 
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auf ihre Vorſchläge dieſe Kammer eingehen, wenn ſie auch auf denſelben Antrag blos von der 
andern Kammer nicht einzugehen geneigt iſt. Die Regierung ſelbſt ſchwächt alſo auch die Wirk⸗ 
ſamkeit ihrer eigenen Juitiative, wenn fie für jeden Antrag einer Kammer zuvor die Verhand⸗ 
lung ver andern Kammer forbert, die, wenn fie einmal.verwarf, nun felbft auf die Anträge der 
Regierung ſchwerer eingeht. , 

Die abfolute Forderung ber Übereinfimmung beider Kammern zu jebem landſtändiſchen 
Antrag ift aljo nur einer jener fünftlihen Hemmſchuhe und ariftofratifhen Dämme gegen die 
angeblich zu große und gefährliche Freiheit. Allein die gefährlicgfte Aufregung allzu volföfreier 
oder demokratiſcher Beſtrebungen liegt immer in den unnatürliden Hemmungen ber gefeglichen 
Freiheit und bed wahren Öffentlichen Wohle. 

Da nun jene Forderung der Übereinflimmung nicht aus ber Natur der Sache und der 
innern Zwedmäßigfeit ver ſtändiſchen Functionen, fondern nur aus äußerlichen Nebenrückſichten 
abgeleitet wurde, fo ergibt ſich auch daraus der fonderbare Widerſpruch der neuern Verfaſſungen, 
daß die eine jene Übereinftimmung da forbert, wo fie bie andere als überflüfjig erflärt und um. 
gekehrt. So fordert die würtembergifche Verfaſſung 6. 182 auch bei Beſchwerden bie Liber: 
einjtimmung, während fie die ſächſiſche Verfaſſung ($. 109) hier nicht fordert. Auch ift viele 
Borderung hier doppelt bedenklich. Die Standpunkte und Intereffen der beiden Kammern kön: 
nen jo verſchieden fein, Daß oft wahre Beſchwerden ver einen, 3. B. die Beſchwerde der Zweiten 
Kammer über verfaſſungswidrige artftofratifche Privilegien oder Cinrichtungen, bei ber andern 
verworfen werden. Nichts aber liege doc mehr im wahren Intereffe auch der Negierung, ald 
dag in Beziehung auf alle Beſchwerden vollftändiges Gehör, unvarteiiihe Prüfung und, wo üe 
gegründet jind, balvigfte Abhülfe erfolgen. Daher kann in England das Unterhaus nicht blos 
bie förmlich gerichtliche Anklage der höchſten Staatöbeamten und ven Proceß vor dem Oberhaus 
einfeitig beſchließen, ſondern auch einfeitig feine Beſchwerde über das Minifterium vor den 
Thron bringen, wodurch z. B. dad Melbourne'ſche Minifterium zum Rücktritt gezwungen 
wurde. In Baden fagt der 6. 67 der Verfaffung: „Seine Vorftellung, Beſchwerde oder An: 
klage kann an den Großherzog gebracht werden ohne Zuftimmung der Mehrheit einer jeben der 
beiden Kammern.” Da nun jene Beihränfung des Petitionsrechtg einer jeden der felbflän: 
digen beiden Kammern ald eine Ausnahme von dem allgemeinen Recht fcheint, weldye im Zweifel 
nicht anzunehmen ift, fo dürfte ſie auch nicht angenommen werben, folange in jener Gefepes: 
beftimmungnod) ein anderer vernünftiger Sinn gefunden werben fünnte als der jener Ausnahmb: 
beftimmung. Nun kann aber allerdingd darin die fehr vernünftige Beflimmung gefunden wer: 
ben, daß nie etwa blos einzelne Ranımermitglieber oder auch nicht die überſtimmten Minoritö: 
ten in einer der beiden Kammern mit ftändiichen Vorträgen, Beſchwerden oder Anträgen den 
Fürſten follen behelligen Eönnen, fondern daß, um biefelben vor ven Thron zu bringen, in die: 
jem Sinne fletd „in einer jeven der beiden Kammern die Zuſtimmung der Mehrheit nothwendig 
iſt“. Doch Hat die andere Auslegung in einer entſchiedenen Praxis den Sieg davongetragen. 
Und jede der beiden Kammern fprict alfo regelmäßig nur allein in ihrer Antwort oder Danf: 
adreſſe auf die Thronrede und etwa bei ver Wahl ihrer Präſidenten ſelbſtändig zum Thron. 

Man hat hier und da Binwendungen erhoben gegen die fländifche Berathung und Beihluß: 
faffung von Anträgen über beſtimmte Gegenſtände, z. B. über Bitten, die Negierung möge für 
dieſe oder jene Bundesmaßregel auf geeignetem Wege wirken. Doc flegte fehr natürlich der 
allgemeine Redtögrundfag, wie er in ven Worten der weimariſchen Berfaflung 6. 79 enthalten 
ift, dag nämlich die Kammern bad Recht haben, dem Megenten „alles dasjenige vorzutragen, 
was fie vermoͤge eines übereinftimmenvden Beſchluſſes für geeignet halten, um als ein gemein: 
ſchaftlicher Wunſch oder als eine gemeinſchaftliche Beſchwerde an ihn gebracht zu merben”. 
Sade der verfallungsmäßigen freien Ermägung des Megenten und feiner verantwortlichen 
Minifter bleibt e8 dann natürlich, zu entſcheiden, welde Anträge er gewähren oder zurückweiſen 
kann und foll. Aber die eigene Prüfung und Überzeugung müſſen für jeven Bürger und jede? 
Kammermitglieo in Beziehung auf ihre Anträge und Bitten an die Kammer, müffen ebenſe 
für die Kammer in Beziehung auf ihre Entſcheidung über die Statthaftigkeit eines Antrags an 
fie, wie auf ihre eigenen Anträge und Bitten an die Regierung entſcheiden. Sie müſſen ebenſo 
frei bleiben, wie die Prüfung und liberzeugung der Regierung über die Gewährung oder Bu: 
rückweiſung der ihr vorgelegten Anträge. Die Bundeöverhältniffe vollends find meift für die 
Stände und ihre und ihres Landes Rechte höchſt wichtig und ein Theil ihres Staatsrechts. So 
haben z. B. auch ſeinerzeit faſt alle deutſche Kammern in der hannoveriſchen Sache darüber 
berathen und Anträge geſtellt, was fie wünſchten, daß ihre Regierungen bei dem Bundestagt 
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als Bundesbeſchluß beantragen und unterflügen follten. Jede entgegenftehenve Anſicht erfcheint 
in der That auch, wie ſich fogleich nadyher zeigen wird, bei genauerer Betrachtung ald hödit be= 
leivigend gegen den Bund wie gegen bie Kandesregierung und ald auf die gefährlichſte Weiſe 
aufregend. 

Über Petitionen und Beſchwerden der Stände bei dem Bunde f. unten IV., 1. C. 

IV. Betitiondreht der einzelnen und derGorporationen. Alle einzelnen Bür- 
ger haben auch, abgeſehen von ven Anträgen an die Juſtiz- und Adminiſtrativbehörden in ihren 
oder ihrer Glienten und Pilegebefohlenen Brivatangelegenheiten, das Recht, Privatbeſchwerden 
und ebenjo uud ihre Bitten und Wünſche, ihre gemeinnügigen Vorſchläge über Gegenftände 
des gemeinfchaftlihen oder öffentlichen Wohls jowol dem Xandesregenten wie den Ständen 
vorzutragen. 

1) Das Beſchwerderecht, und zwar A) an den Hegenten findet nirgends beachtens⸗ 
werthen Widerſpruch. Es hieße, dem Megenten ſelbſt feine hoͤchſte Würde eines Schügers der 
Befege und der rechtlichen Ordnung, eines Beſchützers feiner Unterthanen rauben, wenn man 
den legtern verwehren wollte, da feinen Schug anzurufen, wo fie ſich verlegt halten und die 
regelmäßigen Juſtiz- und Bermaltungsftellen ihnen nad ihrer Überzeugung rechtswidrig bie 
Hülfe verweigerten. 

B) Auch das Recht der Bürger, der einzelnen ober ver Korporationen, den Ständen 
Beſchwerden über Verlegung ihrer eigenen öffentlihen oder Privatrechte einzureichen und 
ihr Fürwort, ihre Verwendung dann auch noch zu erbitten, wenn jie fchon vergeblich dem Re⸗ 
genten ihre Beſchwerde vorlegten, liegt tief Iın Weſen ver ſtändiſchen Verfaflung und ift überall, 
wo diefelbe befteht, anerfannt. Denn es ift gerade die wefentliche Beſtimmung der Stände, den 
ganzen gefelfchaftlihen Rechtszuſtand der Staatögefellidhaft, gegenüber der Regierung, ver: 
faflungsmäßig zu vertreten und zu vertheidigen. Die einzelnen und Borporationen müſſen ſie 
aljo auch authentifch von den ihnen widerfahrenen Störungen dieſes Nechtözuftandes in Kennt= 
nip fegen und fie ſelbſt die verfaſſungsmäßigen Mittel zur Befeitigung diefer Störungen er: 
greifen, insbeſondere auch für die Befchwerden bei dem Fürſten ji) verwenden Dürfen. Sowol 
aber damit der orbentlihe Bang der Verwaltung nicht unterbrochen, als damit den Ständen 
wie der Regierung unnöthige Gejchäfte erfvart werden, fordern die meiften flänpiichen Ber: 
faflungen ausdrücklich als Bedingung der Berüdiihtigung folder Beichwerden von jeiten ver 
Stände eine Nachweiſung der Enthörung oder Die Nachweiſung, daß die Beihwerbeführer 
bereits vergeblid bei den betreffenden höchſten Staatöflellen die Abhülfe ver Beſchwerden 
ſuchten. Bon felbft verfteht es ſich auch, daB die Stände ed fletö ungeeignet finden müſſen, fi 
in wahre Juſtizſachen einzumifchen. Denn bie Juſtiz fol in Beziehung auf fie wahrlich nicht 
minder unabhängig fein als in Beziehung auf die Regierung, Wie dieje aber, fo hat auch die 
Ständeverfammlung gegen Verweigerung und Verzögerung und gegen verfaſſungswidrige 
Ginritungen der Juſtiz Innerhalb ihres Wirfungsfreifed zu forgen. Und es gereicht wol 
manchen neuern deutſchen Stänveverfammlungen keineswegs zur Ehre, daß fie gegen die faft 
unbegreiflihen Eriheinungen und Verzögerungen überlanger geheimer Inquijitionsprocefie jo 
ſtumm geblieben finv. 

C) Nicht minder iſt fürs dritte auch ein Recht der einzelnen, der Corporationen und felbft 
der Landflände, bei dem Bunde Befhwerden einzureichen, anerfannt. Diefes fließt 
mit Nothwendigfeit daraus, daß der Bund ald deuticher Nationalbund der Nation, alſo ihren 
Bürgern und Vertretern, gewiſſe Nationalrechte verbürgen und fhügen zu wollen verpflichtet 
ift. Zugleich aber fließt audy daraus, daß dennoch der Bund feiner allgemeinen rechtlichen Natur 
nad als ein völferrechtliher Verein erklärt ift, und daß er alfo nur ausnahméweiſe einzelne be: 
ſtimmte innere ftaatsrechtlihe Verhältniffe verbürgt, eine nothwendige Beſchränkung dieſes 
Beſchwerderechts. Es muß namlich beſchränkt bleiben auf diejenigen Rechtsverhältniſſe, die ver 
Bunbeögrundvertrag von dem Art. 12 bis zu Ende theils einzelnen Klaffen von Berfonen, wie 
3. B. den Standeöherren, theild allen Bürgern garantirt, wie 3.8. die Exiſtenz einer land: 
ftändifhen Verfaſſung, die Preßfreiheit, die Auswanderungs- und Nachfteuerfreiheit. Der 
Natur des Bundes und jener feiner Verheißungen ganz entiprehend erklärt die Schlußarte . 
Art. 53: „Die dur die Bundedacte den einzelnen Bundesitaaten garantirte Unabhängigfeit 
ſchließt zwar im allgemeinen jede Einwirkung des Bundes in die innere Staatdeinrichtung und 
Staatövermaltnng aus. Da aber die Bundeögliever ſich in dem zweiten Abſchnitt der Bundes: 
acte über einige beſondere Beftinnmungen vereinigt haben, welche ſich theild auf Gewährleiftung 
zugeficherter Rechte, theils auf beſtimmte Verhältniſſe der Unterthanen beziehen, fo liegt der 
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Bundesverſammlung ob, die Erfüllung der durch dieſe Beſtimmungen übernommenen Verbind⸗ 
lichkeiten, wenn ſich aus hinreichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergibt, daß ſolche 
nicht ſtattgefunden habe, zu bewirken. Die Anwendung der in Gemäßheit dieſer Verbindlich⸗ 
keiten getroffenen allgemeinen Anordnungen auf bie einzelnen Fälle bleibt jedoch den Regierun⸗ 
gen allein überlaffen.” 

Auch ergriff bekanntlich Die Hohe deutfche Bundesverſammlung bald nad ihrem erften Zu: 
ſammentritt diefen wichtigen Theil ihrer großen Beflimmung mit ven wärmften Erklärungen. 
So erklärte 3. B. ein gemeinfchaftlidher, fpäter noch fpectell von ben einzelnen Bundesregierun⸗ 
gen beifällig genehmigter Beihluß der Bundedverfanmlung: „Zur Aufrehthaltung ihrer 
frühen Beſchlüſſe und ihrer fhügenden Verwendung für den Eurheffifchen Dekonomen Hoff: 
mann’, nad) dem Orundfage, die Bunbeöverfammlung habe zu forgen: „daß jeden Deutſchen 
. In gehdrigem Wege fein Recht werde“, nochmals feierlih: „daß fi Die Bundesverfanmmlung 
durch Feine ungleiche Beurtheilung werde abhalten laſſen, felbit bedrängter Unterthanen jid ans 
zunehmen, um auch ihnen die Überzeugung zu verfhaffen, daß Deutſchland nur darum mit dem 
Blute der Völker vom fremden Joche befreit und die Länder ihren rehtmäßigen Regenten zurüd: 
gegeben worden, damit überall ein rechtlicher Zuftand an die Stelle der Willfür treten möge.”?) 
Auch an die reihögefeglichen Worte der Eaiferlihen Gerihtsorbnung, Thl. II, S. 525, wird in 
diefen Verhandlungen erinnert: „Ingleichen damit ven Unterthanen wider ihre von Gott vor: 
gefegten Obrigfeiten zu Ungehorfam und leihtliher Widerſetzung nicht Anlaß gegeben, noch fie 
darin geftärfet werden, auch deromegen nicht in äußerften merflihen Schaden und Verberben 
gerathen."%) In ſolchem Sinne wird auch oft wiederholt die Erfüllung des Art. 13 durch an- 
gemeſſene landſtändiſche Verfaffung vargeftellt: „als die Sicherftelung eine allgemeinen ge: 
feglichen Zuftanded im Innern und als anerfannt wefentliher Zweck aller hohen Eontrahenten 
des Bundes, nachdem man als Grund des frühern unhaltbaren, ſtets finfenden Zuflanbed und 
als die wihtigfte aller Gefahren innere Deöpotie und Anarchie“ anerkannte. 5) 

Will man indeffen nit unmwahr fein, fo muß man einräunen, daß fi die Beſchwerde⸗ 
. führer beinn Bunde von jenem Defonomen Hoffmann und den Domänenfäufern (f. d.) an 
bis zu den ſchwer bedrängten Hannoveranern meift feiner glücklichen Erfolge zu erfreuen hatten. 
Auch ſelbſt vie Klagen über verzögerte und verweigerte Juſtiz, von welchen früher einige glüd: 
liche Abhülfe erhielten (Klüber, 8.169), ſcheitern jetzt gemöhnlih an dem Mangel bunbeögefeh: 
lich gemeinjhaftlicher Grundfäge über die Juſtiz und an der Reichtigleit, mit welcher man in 
neuern Zeiten zum Theil durd Amovirung und Auswahl der Nichter, durch landesherrliche, 
rückwärts angemwendete authentifche Interpretationen und Declarationen, durch Erſchaffung und 
Ausdehnung der fogenannten Aominiftrativjufliz und durch abminiftrative Entſcheidungen 
über die Competenzconflicte, vor allem aber durch die unheilvollen neuen Disciplinargkirge 
und die Gabinetäernennungen der Richter, die alten Grundfäge der Selbfländigfeit ber Juli; 
zu Zeiten des Reichs aufgehoben oder wirkungslos für den Schug der Perfonen und des Ver: 
mögens verfolgter Unterthanen zu machen weiß. Selbft der in der Zeit des Reichs durch die 
ungehemmte Beröffentlihung aller actenmäßigen Darftellungen gegebene moraliſche Schug litt 
durch die Genfurgefege und die neuern fhlechten Preßgefege und ihre oft noch ſchamloſere Hand: 
habung felbft durch die jegt meift abhängigen und corrumpirten Richter. Die Bundesverband: 
lungen wurden geheim, und nur je nach der Genfurerlaubniß der bethelligten Regierung foll 
die Beröffentlihung der Actenftüde über die Befchwerben bei vem Bunde flattfinden. (Klüber, 
6. 218.) Nur die Adelichen, welche, wie noch zulegt der Hannoverifche Graf Benthein, wegen 
der ihnen bunveögefeglich gegebenen Privilegien reclamirten, ſchienen vielen meift glücklicher 
zu fein. Doc in eine genauere Unterfuhung und eine gründliche Beurtheilung der hierher ge: 
hörigen Thatfachen einzugehen, ift hier der Ort nicht. Um unferer Zukunft willen aber ift ed 
Pflicht, ſich rückſichtlich der Rechts- und politifchen Theorie im allgemeinen an die ſchon zuvor 
mit den eigenen Worten ver hohen Bundesverfammlung angebeuteten Brundfäge anzuſchließen. 
Je mehr fpätere Bundesbefhlüffe durch neue Beſtimmungen, zum Theil durch langbauernde 
provifvrifche und Ausnahmsmaßregeln in den innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen bürgerliche 
Freiheitsrechte beſchränken und die Rechte der Regierungen und der Mächtigen ſchützen, und 
gerade weil die Hohe Bundesverſammlung nur aus den meiſt adelichen Miniſtern der Fürſten 
befteht, um fo mehr fordern wol Großmuth, Gerechtigkeit und Weisheit dazu auf, daß ſelbſt 


3) Protofolle der Bundesverfammlung, I, 120, 146, 194. 
4) Brotofolfe, II, 136; V, 21. 5) Brotofolle, I, 129; III, 185, 503, 508, 509. 





Petition 465 


jeder Schein beſeitigt werde, als fehle es den Rechten des Volks an gleichmäßigem Schutze. 
Die Geſchichte des Unterganges der Reiche und Syſteme beweiſt es, daß gerade Gefühle und Ur⸗ 
theile, die früher ji gar nicht Öffentlich äußern durften, allmählich dennoch ſehr ſchädlich wirken 
und jevesmal in Zeiten der Noth auf eine verderbliche Weife fih Bahn brechen. Nur wahre, 
d. h. gleiche und gleihmäßig durchgeführte und gefhügte Gerechtigkeit für die Bürger wie für 
die Mächtigen und Regierenden erhält Staaten und Staatenvereine (Klüber, $. 217.) 
Viele Bemwaltthaten, namentlich auch auf adelichen und flandeöherrlichen Gütern im Jahre 1848 
baben es ſchlagend erwiefen, daß man wohl daran gethan hätte, dieſe ſchon vorher in den beiden 
frühern Ausgaben des „Staaté-Lexikon“ wörtlich enthaltenen Warnungen zu berüdjihtigen. 
Neuere, ähnliche und färkere Beweiſe werden fierlih nadfolgen In Preußen und Diedien: 
und, in Anhalt und Naffau und anderwärtö, wenn diefe Warnungen ferner unberüdjichtigt 
leiben. 

Aud die Fragen, wann und von wem wegen der bundesgeſetzlich garantirten Rechte bei 
dem Bundedtage wirffam Beſchwerden erhoben werden können, find zum Theil beftritten und 
eine feite praktiſch allgemein anerkannte Rechtstheorie darüber noch nicht ausgebildet. Der ciz 
tirte Artifel der Schlußacte drückt ſich gewiß richtig in völliger Allgemeinheit aus: vie Bethei- 
ligten haben dieſes Recht. Und nur die eine allgemeine Beſchränkung läßt fih mit Sicherheit 
aus der Natur eines Bundes fouveräner Stanten und feiner natürlih nur blos ausnahme- 
weifen und ſubſidiären Hülfe in innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen ableiten, daß bie Be- 
jhwerben nur dann zuläffig find, wenn die verlegten Rechte zu ben bundesgeſetzlich garantirten 
gehören, wenn ber Reclamant bei venfelben oder gegen deren Verlegung betheiligt war ober 
rechtliches Intereſſe in Beziehung auf ile hat, und endlich, wenn bei den Landesbehoͤrden und 
zulegt bei der fandedregierung feine Hülfe zu finden war. Unter dieſen Bedingungen fönnen z. B. 
einzelne Bürger bei wahrhaft verzögerter oder verweigerter Juftiz (|. Juftizperweigerung und 
Juſtizſache, und Klüber, 6. 169), bei bundeöwidrig entzogener Auswanberungs = ober Nach⸗ 
fteuerfreiheit, oder bei Verlegung der befondern Klaflen von Berfonen gewährten beſondern Rechte 
am Bundedtage Schuß fuhen. Daß auch bei ver Verweigerung ber in Art. 12, 13 und 18 
der Bundedacte und in Art. 56 der Schlußacte allen Bürgern zugefiherten allgeneinen Vers 
faſſungsrechte, 3. B. auch bei der mit der Ausmanderungs: und Nachſteuerfreiheit in einem und 
demjelben Artikel und einem Redeſatze zugeficherten Preßfreiheit einzelne und Gorporationen 
Schug gegen Verlegung diefer Rechte ſuchen dürften, wenn in dem Lande der Schuß für fie 
verfagt wird, und zumal wenn ein verfaffungsmäßiged Drgan zur Vertretung dieſer Vtechte 
fehlt; dieſes fcheint aus allgemeinen Rechte- und politifhen Gründen zu folgen. Denn in 
einem wahren rechtlichen Gemeinweſen hat jedes freie Rechtsmitglied ebenfalld ein Recht und 
eine Pflicht in Beziehung auf die allen gebührenden VBerfaflungsredte. Kür jeden würdigen 
Mann find dieſes die wichtigften, die Heiligften Rechte; er ift alfo bel ihnen betheiligt, wie auch 
Klüber ſtets geltend machte. Recht ohne alles rechtliche Schutzrecht aber ift Widerſinn. Was 
bliebe nun den einzelnen Bürgern und Gorporationen übrig, wenn ihre, wenn des Vaterlandes 
Heiligthümer, die heiligften Verfaffungsrechte, die Grundlagen der Exiſtenz ver Völker wie der 
Bürftenhäufer von einer verblendeten Gewalt gänzlich unterbrüdt würden? Entweder müßten 
fie, müßte die Nation auf ihre Pflicht und ihr Recht und ihre Ehre der Vertheibigung ihres 
Baterlandes, ihrer Familien und Mitbürger feig verzichten, ober fie müßten wegen Mangelö 
gelegmäßiger Hülfe zu ungefeplicher ſchreiten. Das erfte dürfen fie nicht und das letztere follen 
fie auch nicht, zumal nad} den Bundesgefegen, welche den Regierungen gegen jeden gewaltfamen 
Widerſtand der Untertbanen Hülfe verfprechen. (Schlußacte, Art. 25.) Diefelben entziehen 
ſolchergeſtalt den deutfchen Ländern nicht blos etwa das legte, fueilich traurige, zumeilen aber 
doch allein rettende Schugniittel, fie zerftören auch großentheils felbft pie oft wohlthätige Furcht 
vor bemfelben. Freilich iſt es Löblih, wenn fie auf dankenswerthe, wohlthätige Weife den in= 
nern Frieden fhügen wollen. Allein fie werben dieſes nur durch gleiche Gerechtigkeit nach bei: 
den Seiten wirffam zu thun vermögen. Für den Bund felbft und für die Sicherheit fürftlicher 
Regierungen iſt e8 in hohem Brave wichtig, daß nur diefer, niemals ver entgegengefegte Ge⸗ 
danke Wurzel faſſe. Keineswegs gewichtloß dürfte auch die Betrachtung fein, wie jene bundes⸗ 
gefeglihen Zuſicherungen einiger wenigen beutfhen Nationalrechte entſtanden. Die deutfche 
Reichsverfaſſung und ihr Schug waren heilige Rechte für die Nation und alle ihre Bürger. 
Sie wurden anerkannt rechtsungültig dur; fremde Gewalt und ohne Zuftimmung der Nation 
unterbrücdt. Die Proclamation von Kaliſch, anerkannt in den wiener Verhandlungen, verbieh 
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zeitgemäße Wiederherſtellung des frühern nationalen Rechtszuſtandes. Jene wenigen Rechte 
nun follten diefe Verheißung erfüllen. 

Auch ſchien die Bundeöverfammlung, wenigſtens früher, felbft in Beziehung auf die all- 
gemeinen Berfafiungsrechte, den einzelnen ein Recht zuzugeftehen, ven Bundesſchutz für bie: 
felben wirkſam in Anfpruc zu nehmen. In ſolchem Sinne fielen 3. B. zu Anfange.des Jahres 
1818 die Abflimmungen über die auf Veranlaflung einer gemeinſchaftlichen Petition verſchie⸗ 
dener deutfcher Staatöbürger in Anregung gebradte Aufnahme des Art. 13 unter bie Be: 
rathungögegenflände ver hohen Verfammlung, worunter fie früher fehlte. 6) Diefe Anregung 
durch dieſe Petition wurde jegt von mehrern Bundesgefandtichaften, namentlich von dem Eönig- 
lih preußiichen Bevollmächtigten ausdrücklich ald eine „willkommene“ VBeranlaflung zur Er: 
flärung über den widtigen Gegenſtand bezeichnet.) Die Hohe Präſidialgeſandtſchaft, vie eben: 
falls einem der Unternehmer ver Petition Unterflügung verſprochen hatte, „ſofern nur ein an: 
derer Befandter (fomie alddann der merlenburgifhe, der würdige Freiherr von Pleſſen) bie: 
felbe übernehmen und die Sache zuerft anregen würde”, unterflügte fie jegt wirklich aufs 
kräftigſte. Sie berief fi dabei auf die frühern öfterreihifchen Erklärungen auf den Wiener 
Gongreffe und auf die befannten Rechtsregeln, daß ein nad) Inhalt und Zeit nicht genau be: 
ſtimmtes Verfpreden zu Gunften des Annehmers fo bald und fo gut ald möglich erfüllt werden 
müfle. Sie erklärte, daß „zur gemeinſchaftlichen Beruhigung der Bölfer und Regierungen die 
Weisheit der legtern und ihr von dem der Regierten unzertrennliches Intereffe es forverten, daß 
mau in einer Angelegenheit von fo großem Gewicht nach dem Beſten firebe, was unter ben 
gegenwärtigen Umftänden möglid ſei.“s) In noch flärfern Worten drang indhefonvere auf 
Hannover auf eine allgemeine balpmöglidde und am beften eine vertragsmäßige Begründung 
Rändifcher Berfaflungen, „vie ſchon an ſich den Rechten gemäß feien und überdies zu den Zu: 
fagen gehörten, welde ven Völkern während des Freiheitöfriegs laut und dffentlidy gemacht wor: 
den”. So überboten fi die hohen Geſandtſchaften in günftigen Erklärungen, und man hat 
diefen ewig denkwürdigen Verhandlungen und ihrem günftigen Endbeſchluß für die baldmög⸗ 
lie Berwirflihung des Art. 13 und für eine jährlih am Bunde abzulegende Nechenfchaft der 
einzelnen Regierungen über das, was in ihren Landen dafür gefchehen, ven entfcheidenpften Ein: 
fluß auf die jegt bald nachher erfolgte Einführung ſtändiſcher Berfaflungen mit Steuer: und 
Geſetz bewilligungsrechten in mehrern Rändern zugefchrieben, wo man kurz vorher nad oͤffent 
lichen Blättern einem ganz andern Syſtem ſich zuzuneigen fchien. 

So günftig und folgenreidy indeß auch in diefem Fall die Aufnahme jener Eingabe ein: 
zelner Bürger war, fo zeigen doch fpätere Verhandlungen, namentlich die über die hannoveri: 
{he Sache, daß eine feſte und unbeftrittene Theorie hier nicht fofort fiegreich wurde. 

Auch entfteht, ſelbſt wenn man ein Beſchwerderecht ebenfo der einzelnen wie der Landſtaͤnde 
rüdiichtlih der bundeögefeglich zugeficherten Freiheitsrechte zugefteht, die allerdings höchſt 
ſchwierige Frage: erſtreckt fich ein Bundesſchutz- und ein Befchwerberecht lediglich auf eine Ein: 
führung diefer Rechte im allgemeinen over auch auf Die dauernde Erhaltung und auf den Inhalt 
und die Beſtandtheile dieſes Rechts? So viel ift Hier nun auf den erften Blick Elar, daß, wenn 
man nicht jene heiligen Zufagen und bie Begriffe und das Wefen rechtlicher Inftitute und Ver⸗ 
hältniſſe aufheben, jeder Willfür, ja jedem Hohne preiögeben will, die beinen legten Bragen 
nicht abfolur verneint werden Dürfen. Denn in dem Begriff und Weſen der Preßfreiheit und 
der Landſtände, deutſcher Landſtände im Sinne des deutſchen Rechts und der neuen europäiſchen 
Cultur find doch gewiſſe abſolut weſentliche Merkmale enthalten, die gar nicht fehlen uud aufge: 
hoben werben vürfen, wenn die Sache felbft noch erifticen ſoll. Ebenſo gibt ed auch natürliche 
Merkmale, für welche im Zweifel die rechtliche Vorausnahme ftreitet. Wollte nun ein Regent 
etwa ein fürftliches Hinanzcollegium von Beamten einführen und dieſes Landſtände nennen, fo 
Könnte doch nimmer gefagt werden, er habe Art. 13 der Bundedacte verwirklicht, und ehenio 
wenig wäre die im Art. 18 allen Unterthanen als ein Recht zugeiicherte Prebfreiheit erfüllt, 
wenn unter biefem Namen Aufhebung der rechtlichen Freiheit der Preſſe durch Cenſur gegeben 
würde. Nicht minder aber wären beide Artikel unerfüllt, ja die Pflicht der Erfüllung verhöhnt, 
wenn die ihnen entiprechenden Rechte zwar heute gewährt, ſchon morgen aber ſelbſt in ihren 
weſentlichſten Beitandtheilen willkürlich wieder aufgehoben würden. 

Anderntheils aber fordert allerdings die Erhaltung der Selbſtändigkeit der einzelnen Yun: 





6) Brotofolfe, II, 44, 99; IV, 44. 
7) Brotofolle, IV, 2,8, 44, ‚10, 235; V, 46, 126, 281, 286. 8) Brotofolle, ©. 227- 
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desftanten und Bunbesregierungen, daß jenes Ginfchreiten des Bundes in bie innern Berbält: 
niffe auf das Unentbehrlichſte befchränft bleibe. In dieſem Sinne Ift wol Art. 61 der Schluß: 
acte zu verfiehen. Er jagt: „Außer dem Balle der übernommenen befondern Garantie einer 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung und der Aufrechthaltung der über Art. 18 ver Bundesacte hier feft: 
geiegten Beſtimmungen ift vie Bunbesverfammlung nicht berechtigt, in landſtändiſche Ange: 
tegenbeiten oder in Streitigfeiten zwifchen ven Landesherren und ihren Ständen einzumirfen, 
ſolange folche nicht den im Art. 26. bezeichneten Charakter annehmen , in welchem Falle die Be: 
flimmungen dieſes fowie des Art. 27 audy Hierbei Anwendung finden.“ 

Die Hier über Art. 13 feftgefegten Beflimmungen, worauf fih Art. 61 zunächſt bezieht, 
iind bie in den vorhergehenden Art. 653 — 61 enthaltenen. Von diefen wurde Art. 53 bereitd 
oben mitgetheilt. Art. 54 beftimmt, „daß die Bundesverſammlung darüber zu machen hat, 
dag die Beſtimmung, nad welcher in allen Bunvesftaaten landſtändiſche Berfaflungen fein 
follen, in keinem Bundesſtaate unerfüllt bleibe. Art. 55 überläßt ed den Regenten, diefe in⸗ 
nere Zandedangelegenheit „mit Berückſichtigung ſowol der früherhin gefeglich beſtandenen flän- 
diſchen Rechte ald der gegenwärtig obwaltenven Berhälmiffe zu ordnen““. Art. 56 verorbnet: 
„Die in anerkannter Wirkjamfeit beſtehenden landſtändiſchen Verfaflungen können nur auf 
verfaffungsmäßigem Wege wieber abgeändert werden.” Art. 57. beftimmt, daß ver Sonve⸗ 
ran durd die landſtändiſche Verfaflung nur in der Ausübung beflimmter Rechte an die Mit: 
wirfung gebunden werben koͤnne und die gefanmte Stantögewalt aliv in ihm vereinigt bleiben 
müffe, Art. 58 aber, daß er nicht in Erfüllung bundesmäßiger Berpflihtungen gehindert 
werben dürfe. Art. 59 forbert Die Vorſorge der lanpfländifhen Geſchäftsordnungen gegen 
einen die Ruhe gefährdenden Gebrauch der freien Außerungen bei Öffentlichkeit der landftaͤndi⸗ 
chen Verhandlungen. Art. 60. erklärt, daß durch übernommene befondere Barantie der Ver- 
faffungen die Bundesverſammlung das Recht erhalte, auf Anrufung der Betheiligten die Ver: 
faffung aufrecht zu erhalten und die über Auslegung und Anwendung berfelben entflandenen 
Irrungen, fofern dafür nicht anderweitige Mittel und Wege gefeglich vorgefchrieben find, durch 
gütliche Vermittelung oder compromiffariihe Entfheidung beizulegen. Art. 26 und 27 der 
Schlußacte endlih, nach deren Inhalt der Schluß des Artikels aud ohne befondere Garantie 
Bundeshülfe in innern Streitigkeiten geftattet, verheißen lediglich ven Fürſten gegen ihre inter: 
thanen Hülfe, fofern bei ruheſtoͤrenden gefährlichen Widerjeglichkeiten derfelben vie Bürften 
diefe nicht allein bewältigen können und die Bundeshülfe gegen biefelben verlangen. 

Wie fehr num diefe Artikel die Hülfe zum Schug der durch mögliche Regierungswillfür ver: 
legten und unterdrücken Verfaffungen und Berfaflungsrechte beichränfen mögen, fo darf man 
mol dennod diefe Beſchränkung nicht fo weit ausdehnen wollen, daß die wenigen der Nation und 
ben Unterthanen bundesgeſetzlich gegebenen Zuſicherungen ohne alle Bunveshülfe völlig Illu: 
forifch gemacht und verhöhnt werden dürften. Auch Hat der Bund in dem auf dem Wiener Son: 
greß 1883 errichteten Bunvesfchienögericht felbft noch weitere geordnete Abhülfe für vie Be- 
ſchwerden ver Landſtände ald nöthig anerkannt. Der Grundgedanke viefer neuern Cinrichtung, 
daß Fürft und Volk, das letztere hier durch feine landſtändiſchen Vertreter, im Streite als felb- 
Rändig gleichberechtigte Parteien gegenũberſtehen und fi unvarteiiſchem Gericht und gleihem 
Rechtsſpruch unterordnen jollen, ift nun gewiß hochachtbar und dankenswerth. Allein die 
Ausführung möchte darin als unvolllommen fi darftellen, daß 1) die Schiedsrichter durch die 
Regierungen ernannt werben, daß es 2) von dem Willen der betbeiligten Regenten abhängt, 
ob ſie ſich dem Schiedsgericht unterwerfen wollen, und daß 8) dieſes Schiedögericht gerade für 
den allerfchlimmften Fall nicht einmal Hülfe verfpriht, nämlich für ven Fall, wenn die Gewalt 
die echten verfaflungsmäßigen, wenn fie nicht die Minifterwillfür, fondern die das Voll und 
die Intereffen und Rechte der Bürger vertretenden Ständeverfannnlungen vernichtet hat. Des: 
halb blieb auch wol dieſes Bericht völlig unpraftifch. 

Achten wie außerdem auch noch fo fehr das Streben, bie Selbftändigfeit der Innern flaatd- 
rechtlichen Verhältniſſe der einzelnen Bundesländer zu fhonen und dem Rechtsſinne des Volks 
und feiner Stände und ihren verfaffungsmäßigen Mitteln zu vertrauen, daß durch fie die Ver⸗ 
faffungen vertheidigt würden , dennoch fcheint in einem Bundesverein Eleiner Staaten felbft zur 
Erhaltung des Bundes fowie zum Gegengewicht der Scheu ungerechter Regierungen vor der 
von außen unbedrohten Volkskraft, wie ſie in großen Neichen befteht, ſowie zur rechtlichen Aus⸗ 
gleihung des für die Megierungen begründeten Bundesſchuges ein wirkſamer ebenmäßiger 
Bundesfhug auch für die Bürger, wenn die Innern Mittel keine Hülfe mehr genihren noth⸗ 


468 Petition 


wendig zu fein. Vollends aber müſſen wol heutzutage, wo nicht mehr, wie ehemals bei ven 
ältern deutfchen Lanpfländen, eine gemaffnete Prälaten- und Ritterfhaft und die ebenfo bewaff: 
nete Bürgerfchaft der befefligten, fi faft ſelbſtändig regierenden Städte als paciſcirende 
Mächte den Kandesherren gegenüberftehen, ſondern nur waffenlofe, tauſendfach abhängige 
Beamten und Unterthanen, die natürlihen Mittel der Rechtövertheidigung ungehemmt bleiben. 
Es müſſen Öffentlichkeit und Wahrheitöfreiheit, freied Petitiond- und Berfammlungs: und 
Vereinsrecht und unabhängige, inamonible, öffentlihe und Schwurgerichte anerkannt fein. 
Wenn für die neuern jogenannten conftitutionellen Staaten alle diefe Heiligthümer anderer 
freien Völker faft feit dem Beginn unferer neuen ſtändiſchen Eutwickelung durch proviſoriſche 
und Ausnahmsgeſetze zum Theil felbft des Bundes entzogen find und fie ſelbſt bei ven empfinv: 
lichften innern Verlegungen, da, wo andere Völker im Gebraud oder In der Furcht vor engli: 
Then und franzöfifhen Außerfien Rettungsmitteln Schuß gefunden hätten, nicht blos durch die 
innere Regierungsmacht, fondern durch die funfzigfach größere der nichtconftitutionellen Bun: 
beöftaaten aller wirkſamen Vertheidigung fich beraubt ſahen, fo wollen mir zwar über die Er: 
fheinungen krankhafter Zeiten hier hinweggehen; aber die Ehre der deutſchen Volksſtämme, 
welche ſtändiſche Berfaffungen ohne ihre weientlichen Nebenselemente und ihre allein wirkſamen 
Bertheidigungsmittel befaßen, die Ehre ver Wohlgefinnten unter ihren Vertretern, ja Die deut: 
ſche Volksehre erforbern e8, die häufig in den Zeitungen zugleich den conftitutionellen Ber- 
faffungen und den Stänveverfammlungen gemadten Bormürfe abzumeifen. Es ift vielmehr 
zu verwundern, baß dieſelben in ihrer verftiimmelten und gehemmten Wirkſamkeit noch jo vieles 
Gute förderten, fo manches :Böfe bei fih und in andern deutſchen Ländern, wo man fie gern als 
unndthig darſtellen wollte, verhinderten. 

2) Petitionen über allgemeine Angelegenheiten, und zunächſt A. Die an den 
Bund find natürli an ſich ſowol nad dem allgemeinen Recht zur Bitte wie nach der Beftin: 
mung des Bundes, der als ein Nationalbund über wichtige Nationalangelegenheiten zu bera: 
then und zu beſchließen hat, rechtlich zuläſſig. Der Bund beftimmt über die wichtigften Rechte 
und Intereflen der Bürger, wie follte ex es verbieten, daß die Bürger über ihre Rechte und 
Intereſſen zu ihm ſprechen, ihn nad ihrem Standpunkte von ihren Verhältniſſen, Bebürfniffen 
und Wünſchen unterrichten! Etwas Ahnliches wäre ſicher noch in feinem rechtlichen, humanen 
und civilifirten, in feinem chriſtlichen Verhältniß je beſtimmt worden. Jedes ſittliche, jedes 
Rechtsverhältniß vollends, alle Rechte und Pflichten find gegenfeitig, erheifchen das Recht und 
die Freiheit der Sprache. Der deutſche Bürger hat ja aber doch fittliche und rechtliche Pflichten 
gegen ven Bund und auch anerfannte Anfprüche an denfelben. Auch erfannte vie Hohe Bundes: 
verfanimlung glei bei ihrer Eröffnung dieſes Petitionsrecht als fehr wichtig und wohlthätig 
an und forberte felbft zu veffen Gebrauch auf. Die mit allgemeiner Zuflimmung aller Bundes: 
gefandtfhaften aufgenommene Eröffnungsrebe der Präfivialgefandtfchaft fagte unter anderm: 
„Deutſchland ſieht jegt mit gefpannter Erwartung dem Gelfte entgegen, der unfere Berathun: 
gen beleben wird. Jeder Deutjche erwartet mit Zuverficht und Vertrauen, daß wir, eingevenf 
unjerd Berufs, dad Gebäude des großen Nationalbundes vollenden werden, wozu und die 
Bundesacte zur Brundlage dienen foll. Unfer Beftreben wird e8 fein, ver Öffentlichen Meinung 
zu huldigen, ihr zu entſprechen.“ Nach der Erwähnung der Aufgaben ver Bundesverfamm: 
lung und namentlich auch „der Berathung deſſen, was im Strome der Zeit, der Lehrerin der Re⸗ 
gierungen und ber Völker, und nach den jevedmaligen Bebürfniffen, welde ſich zur Berückſich⸗ 
tigung des Bunbestagd eignen werben — ſowie nad Anerkennung: „eines wahren deutſchen 
Buͤrgerrechto, insbeſondere auch dur Art. 18, „wodurch fi ein wahrhaft nationeller Sinn 
ber Gründer bed Bundes bewähre“, heißt es weiter: „Die Zeit bildet und geftaltet die Staaten: 
vereine. Jene Form wird bie befte fein, welche nicht aus bloßen Abftractionen entnommen, 
fondern das Refultat des Nationalbedürfnifles iſt. Nie wollen wir diefe Lehre der Geſchichte 
für Völfer und Regierungen verleugnen und immerhin mit patriotifcher Bereitwilligkeit bie 
Vorſchläge und Wünſche in Erwägung ziehen, welche im Laufe der Zeit über diefen oder jenen 
Gegenſtand der öffentlichen Verhältniffe des Deutfchen Bundes uns zur Kenntniß kommen 
werden.) In diefem Sinne num wurde daB allgemeine Petitionsrecht aller veutfcher Staats 
bürger in allgemeinen vaterländifchen wie in befonvern oder gemeinnügigen Angelegenheiten 
am Bunde anerfannt und vielfady ausgeübt, und für die Art ver Behandlung der Petitionen in 
der Geſchäftsordnung Vorforge getroffen, namentlich auch (30. San. 1817) beſchloſſen, „daß 





9) Protokolle, I, 30, 50, 51. 








. Petition 469 


von ber Bundespräfipialfanzlei ein Verzeichniß ber eingehenven Vorſchläge zu gemeinnügigen 
Anorbnungen,, die einer weitern Prüfung werth geachtet find, angelegt, daſſelbe in ver letzten 
Sigung des Jahres der Verfammlung überreicht, dem Protokoll beigefügt, indeß aber jener 
zweckmäßig und gehaltvoll ſcheinende Borfchlag jedesmal unter ven Bundestagsgeſandtſchaften 
in Umlauf gefegt werbe‘’.10) In den fpätern Entmwidelungsfämpfen ver ftaatöbürgerlichen Frei: 
heit und ihren Gonflicten mit den ariftofratifchen, autofratifchen und bureaukratiſchen Elementen 
des deutſchen Lebens zeigte fich jedoch dieſes Petitionsrecht weniger wirffam und begünftigt als bei 
jener fchon erwähnten Petition mehrerer Staatsbürger megen baldiger Erfüllung des Art. 13. 
Schon die leider aufgehobene befchränfte Offentlichkeit der Bundesverhandlungen war natürlich 
aud dem Petitionsrecht fehr ungünftig. Auch erfchien in der Reihe jener Bundeömaßregeln, 
welche jene Zeitverhältniſſe hervorriefen, eine Beſchränkung des Petitionsrechts. Diefer Be- 
ſchluß, betreffend die Cinreichung gemeinſchaftlicher Adreſſen oder Vorſtellungen, vom 27. Det. 
1831 11) verfügt wörtlid: „Da der Bundesverfammlung gemeinfchaftliche Vorftellungen ober 
Adreſſen über Öffentliche Angelegenheiten des Deutfchen Bundes eingereicht warden find, eine 
Befugnig Hierzu aber in der Bundesverfaffung nicht begründet iſt, das Sammeln ber Unter: 
ſchriften zu dergleichen Adreſſen vielmehr nur ald ein bie Autorität ver Bundesregierungen und 
die bffentliche Ordnung und Ruhe gefährbender Verſuch, auf die gemeinfamen Angelegenheiten 
und Verhältniffe Deutfchlands einen ungeſetzlichen, mit der Stellung ver Unterthanen zu ihren 
Regierungen und diefer legtern zum Bunde unvereinbaren Einfluß zu üben, anzufehen if; 
fo erflärt die Bundbesverfammlung, daß alle vergleichen Adreſſen als unftatthaft zurüdzu: 
weifen feten.” 

Diefer Beſchluß, melden vie bairiſche Regierung, ſowie gewoͤhnlich die Bundesbeſchlüſſe, 
mit der Clauſel: „zur Nachachtung, inſoweit es mit ver bairiſchen Verfaffungsurkunde über: 
einſtimmt“, publicirte (Regierungsblatt vom 17. Febr. 1832), iſt nun allerdings feinem 
Sinne nach rein despotiſch und ein Ausnahmsgeſetz, welches mit ven übrigen Ausnahmsgefetzen 
des Bundes 1848 rechtlich aufgehoben wurde. Gr wurde auch beflraft durch dad auf ihn ge: 
gründete Gefühl des nationalen Haffes, welches filh immer mehr gegen den Bundestag ent: 
wickelte, ſowie durch die bittere Öffentliche Nüge, welche Welder in der Redaction des Beſchluffes 
der in Heidelberg 1848 verfammelten 51 Patrioten ausfprach, und worauf der Bundestag fehr 
bereitwillig und zur Rettung des Öffentlichen Friedens die gemeinſchaftliche Petition annahm und 
bewilligte. 

B. Petitionen, Borftellungen, Bitten, Wünſche und Borfhläge der Bür- 
ger und Gorporationen, fowol der einzelnen als gemeinfhaftlidhe, über allge- 
meine, Öffentliche und gemeinnügige Angelegenheiten an bie Landſtände, und zwar an jebe 
Kammer oder Curie, find ebenjo wie an den Landesherrn nach den obigen allgemeinen Grund⸗ 
fägen und nad) ven Beſtimmungen ober ver Praris faft aller ftändifchen Verfaſſungen rechtlich 
erlaubt.12) Daß auch einzelne Mitglieder ver Stände, fofern fie nur ald Bürger und nit als 
Ständemitglieder dabei handeln und wirken wollen, ihrer eigenen und der andern Kammer 
eigene Petitionen und Beſchwerden übergeben könnten , läßt jich nach allgemeinen Grundfätzen 
nicht leugnen. Ebenſo wenig aber au, daß für eine öffentliche Petition in allgemeinen Ange- 
legenheiten das Staatsbürgerrecht eine Bedingung iſt. Nur einige wenige Verfaflungen heben 
durch pofttive ausdrückliche Ausnahmsbeſtimmungen viefes natürliche Freiheitsrecht auch Für die 
Staatsbürger auf. Die großherzoglich heffifche Berfaffung, welche In der ängfllihen und Reae⸗ 
tionszeit bald nach den Karlsbader Befchlüffen entſtand, ſcheint die politifchen Gründe, melde 
wol vorzugsweiſe diefes politifche Verbot beſtimmten, auch durch einen Rechtsgrund verftärken 
zu wollen. Sie erflärt im Art. 81 nach der Zulaffung von Petitionen einzelner und Corpora⸗ 
tionen, „wenn fie in Sinficht Ihrer individuellen Intereffen ſich auf eine unrechtliche oder un⸗ 
billige Art für verlegt oder gebrüdt halten”, ausprüdlih: „Ein Petitionorecht der einzelnen 
und Gorporationen in Hinficht allgemeiner politifcher Intereflen, welche zu wahren bloß den 


10) Brotofolle, I, 54, 191, 208, 245, 247, 253, 254, 272, 280,461; II, 14, 99, 144, 160, 200; 
III, 136, 172, 181, 286, 828, 490. Nadıträgliche Actenftüde, I, 1, 28; IV, 33, 85, 49, 51, 162, 236, 
244; V, 40, 53, 225, 261; VI, 55, 85, 192, 214; VII, 175, 188, 205, 218; VIII, 17, 151, 196, 217; 
IX, 86, 42, 126, 181, 979 u. |. w. ©. auch das Protofoll vom 27. Oct. 1881, $. 289, und Art. 58 
der Schlußacte. 

. 11) Dgl. Klüber’s Fortſetzung der Duellenfammlung zu dem öffentlichen Recht des Deutichen Bun: 
bes (Erlangen 1833), S. 38. 
12) ©. die Beflimmungen bei Hermsdorf, Syſtem ber beutfchen Eonftitutionen, I, 171 fg. 
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Ständen gebuͤhrt, findet nicht ſtatt, und eine Bereinigung einzelner ober ganzer Corporationen 
für einen ſolchen Zweck ift geſetzwidrig und ſtrafbar.“ 

Daß „vie allgemeinen politiichen Intereflen des Baterlandes blos den Ständen zu wahren 
gebühre”, daß Ne allein dafür Geiinnung, Liebe, Einfichten, Anſichten, Erfahrungen und 
Wünfce hegen und auf gefeglichen Wegen ausſprechen, bethätigen und zu verwirklichen ſuchen 
follten , dieſes tft ſicherlich weder woͤrtlich noch auch blos in Beziehung auf die Bürger, ober auf 

in dem Sinne wahr, daß leptere durch Beritionen an die Stände unrechtlid oder gar für den 
Regenten und die Stände verlegend handelten. Die allgemeinen volitiſchen Intereflen haben 
nicht blos zugleich mit den Ständen auch der Regent und die Minifler und Beamten, ſondern 
auch alle patriotiichen Bürger zu fördern und zu wahren. Man müßte allen Begriff vom freien 
Staat, Gemeinweſen und Bürgerthbum, alle Begriffe und Grundſätze aller freien und civiliſir⸗ 
ten Voͤlker der Erve aufheben, wenn man dieſes behaupten mollte. Die Stände aber, weit ent: 
fernt dadurch in ihren Gerechtfamen verlegt zu werben, weder wenn ber Regent und die Bram: 
ten dieſelben politifhen Intereflen fördern, deren Förderung aud ihnen anvertraut if, ned 
ivenn die Bürger zu dieſem Zweck ihnen ihre eigenen Erfahrungen, Bedürfniſſe, Anſichten und 
Wünſche mittheilen,, finden vielmehr überall in folden Mittheilungen, in dem freien Betitions: 
recht der Bürger eine wohltbätige Unterſtützung und Erweiterung ihrer eigenen patriotiſchen 
Wirkjamfeit. Bon einer Ujurpation ihrer befondern Berfaflungsbefugnifle, 3.8. der officiellen 
wirfjamen Steuerbewilligung und Geſetzzuſtimmung, der Minifteranflage u. ſ. w., koͤnnte ja 
hierbei nur durch die flärkfte Begriffsverwechſelung die Rede fein. Lind der Regent, foll er « 
verfchmähen, ja verbieten, daß ihm zu feiner und feiner Räthe weitern Erwägung petriotifge 
Bürger ihre befondern Erfahrungen, Einfihten, Bünfche und Bitten mittbeilen? Sell auch 
diefes Ufurpation feiner Regentenrechte und, da man es felhft für firafhar erklärt, mol gar, 
fowie eine Anmaßung der Regalien, z. B. des Münzrechts, ein Majeſtätsverbrechen fein? 
Mürde man folhergeftalt nicht ebenfo auch den Begriff eined Landesvaters wie vie Begriffe 
Staat, Gemeinweſen und Staatöbürger zerftören? Und follen die allgemeinen vaterländiſchen 
Intereſſen nicht auch die individuellen Intereſſen patriotifcher Bürger werden? Sind nicht tau: 
ſendmal falfche allgemeine politiſche Maßregeln au drückend und verlegend für ihre indivi⸗ 
duellen Intereffen? Hebt man nicht eine freie Vorſorge felbft für die legtern auf, indem man 
alle gelegliche Vorforge für die erftern.verbietet, ja ald Berbrechen beſtraft? Mit Cinem Wort, 
verlegt und gefährbet man nicht bad Privatwohl zugleich mit der praftifchen patriotifchen Bär: 
gergefinnung und mit ver edelſten und mächtigſten Lebens: und Erhaltungsfraft für die Staa: 
ten und für die Throne, mit dem patriotiſchen Bemeingeift? 

Die vorzüglichfle politifche Bevenklichkeit gegen dad allgemeine und vor allem auch grgen 
das collective Petitionsrecht, welche freilich Feine Berfafiungsurfunde und ihre Motivirung, wol 
aber hier und da ein politifcher Schrififteller ausſpricht, beſteht in ver angeblich zu großen An: 
tegung der Bürger für die Bolitit oder das Bemeinwohl, in einer Verſtärkung des Elements 
ber Bolköfreiheit. Hiergegen ließe ſich, wenn man bei diefer Beforgniß nur an ein einfeitiges 
liberiviegen des demofratifchen Clements dächte, wol auf das Beifpiel Englands hinweiſen. 
Dieſes zeigt, wie das Petitionsrecht auch zu Bunften bes ariſtokratiſchen Elements und auf, 
wie namentli unter Pitt und Georg III., gar fehr zur Uinterflügung bed monarchiſchen Ele: 
ments vortrefilih gebraucht werden fann. 88 zeigt ebenfo, wie ver feit fo vielen Jahren in 
Deutſchland übliche Gebrauch des Petitionsrechts, wie überhaupt die ganze Beforgniß im einer 
irgend gefunden Berfafjung eitel iſt, und wie der etwaige Nachtheil nes Petitionsrechts von ben 
Vortheilen veflelben fo ſehr überwogen wird, daß in England nach der reichen un» großen Gr: 
fahrung dieſes mächtigflen und freieften Volks, offenbar jeder Staatsmann ausgelacht werben 
würde, der dad Petitlonsrecht als ſchädlich oder entbehrlich befämpfen wollte. Was und Deut: 
fhe betrifft, fo müßte vor allen kleinlichen Bedenken und Ängſtlichkeiten über einzelne moͤgliche 
Nachtheile der freien Inflitutionen, die freilich mit jeder menfhlichen Einrichtung verbunden 
iind, ernflli und offen die Frage beantwortet werden: Will man überhaupt bürgerliche Frei: 
heit und einen wahren Rechtszuſtand oder glaubt man, bei der heutigen freien Gntwidelung 
der übrigen europäifchen Völker in Deutſchland in einer natürlich immer wachſenden und Bann 

immer offenbarern Willkürherrſchaft die Zufriedenheit und die Exiftenz ver Nation zu bes 
aupten? Hält man num lehteres mit ung für einen traurigen Wahn, will man alfo Freiheit, 
ann muß man fie wahr und ganz wollen und gewähren, mit allen ihren Infituten, mit 
ihrem'ganzen Organismus. Abſolutismus und Freiheit find wahre Syſteme, fle ſtreben nad 
Harmonie und Gonfequenz. Sie Roßen dad Widerſprechende aus oder werden von ihm audge: 
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ſtoßen, und die bürftigen Hüllen des Scheine ber Breiheit werben bei der weitern Entwickelung 
und bei der heutigen Aufklärung und Wechſelwirkung der Bölfer bald in ihrer Nichtigkeit durch⸗ 
ſchaut. Der natürliche Wunſch eined gemäßigten Sharafterd und einer legitimen Geſtalt der 
Breiheit und ihrer frienlihen Vereinbarung mit wahren monarchiſchen und ariftofratifchen 
Nechten, er läßt ſich offenbar nur auf einem einzigen Wege erhalten, auf dem einer freien, fried⸗ 
lihen, muthigen und großherzigen Gewährung der Freiheit. Ex wird vereitelt, wenn man bie 
Freiheit zum Kampfe, zum flegreichen Kampfe fparet. 

In Beziehung auf das allgemeine natürliche Necht zu Vetitionen darf man, nach dem Bis: 
berigen, ſich wol aud) in Deutſchland der Anfiht, melde Dr. Großmann 1833 in der Erften 
Kammer der Landſtände des Königreichs Sachſen ausſprach, anſchließen: „daß er einen Zweifel 
an dem Betitiondrecht der Untertbanen ebenjo wenig zugeben könne, als man am heilen Tage 
fragen bürrfe, ob die Sonne ſcheine.“ 

In Beziehung auf die politifche Heilfamfeit dieſes Nechts wird nad dem Biäherigen auch 
nur weniges erübrigen. 

Das freie Petitionsrecht Hat fürs erfle eine wichtige, eine weientlide Ergänzung der wahren 
Öffentlichkeit und Öffentlichen Meinung. (S. Offentlichkeit.) Es madıt die Stände erft zu 
wahren Berrretern des Volks und feiner Bebürfnifle und Wünfche. Es iſt außerorpentlid wid 
tig, um in Beziehung auf die beveutendern, gerade jet zu verhandelnden Gegenſtände bie 
Erfahrungen und Einfihten, die Bebürfniffe und Wünſche der Bürger richtiger fennen zu ler: 
nen, und un eine beflänbige lebendige Wechſelwirkung zwiſchen def regierten Nation und ihren 
Vertretern oder Wortführern zu erhalten und dadurch die Güte, Bielfeitigleit, Volksgemäßheit 
der Regierungsmaßregeln,, dad Vertrauen und die Thatfraft des Volks für fie zu gewinnen. 

Das Petitionsreht hat vorzüglich auch dadurch einen unfchägbaren Werth für die Stände: 
kammern, weil ed fle fortvauernd in den Stand fekt, alle Theile des Volkslebens und der 
Staatövermaltung kennen zu lernen, eine fortdauernde moraliſche Gontrole über die Verwal: 
tung auszuüben und in ber allmählichen gelegentlichen Beſprechung faft aller Landebverhält⸗ 
niffe und Bebürfnifle zwiichen der Regierung und den Landfländen, durch den Rath der Stände 
verbefierte und unterftügte NRegierungdmaßregeln wie gute @efegeßentwürfe vorzubereiten. Sie 
und die zwangloſen Diseufitonen über fie begründen für pie ältern und jüngern Negierungd- 
mitglieder wie für die Ständemitgliener einen vortrefflichen Unterricht iiber die allgemeinern 
und befondern Landesverhältniſſe und Bedürfniſſe. Diefe vortrefflihe Seite des Petitionsrechts 
babe ich in meiner ſtändiſchen Wirkſamkeit ſtets neu und ſtets mehr fchäpen lernen. 

Wie wichtig das Petitionsrecht als Recht für die einzelnen Bürger ift, um ihnen Belegen: 
heit und eine moralifche Bürgfchaft und ein gehobenes patriotifches Gefühl zu geben, daß auch 
ihre allgemeinen und befondern Erfahrungen, Anfihten, Wünſche und Bedürfniſſe, foweit 
möglih, vernommen und berkdiichtigt werden, um ihren thätigen patriotifhen Gemeingeiſt 
zu werden und zu flärten, das bedarf mol nad dem. Audgeführten Eeiner weltern Beweis: 
führung. 

Ebenſo gebt wol aus dem bisher Angegebenen hervor, daß zu einer polltiſchen Beſchrän⸗ 
tung des Petitionsrechts auf Binzelpetitionen, zu einem Verbot von Gollectivpetitionen fein 
Grund vorhanden ift. Vielmehr fprehen alle Sauptgründe für das Petitionsrecht auch gerade 
dafür, daß den Bürgern die natürliche Freiheit bleiben muß, ſich über ihre Erfahrungen, 
Bedürfniſſe und Wünſche mit ihren Mitbüergern zu berathen und für die fo geläuterten Au⸗ 
ſichten und Bitten durch die gleichzeitige Übereinflimmung von vielen ein größeres morali- 
ſches Gewicht zu begründen. 8 find engherzige, die natürlichen Rechte und Freiheiten und 
au die Grundfäge unferd gemeinen Deutichen Rechts verlegende Anfichten, wenn man ben 
Bürgern dieſes Recht und die dazu nötbige Affociation , politifche Beredung und Stimmfamm- 
lung gleih unmündigen, der freien Teilnahme am Gemeinwefen beraubten Hörigen verbie= 
ten will. (S. Affociation.) Ja noch bis zum Untergang des Deutichen Reichs durften überall 
ſelbſt die Bauern fi verfammeln und berathen über alles, was ihnen als ein Gebrechen in der 
Landedverwaltung erfhien, und darüber, ob fie deshalb, 3. B. auch wegen einer unbewilligten 
Befteuerung, ein Syndikat zur Ringe über Misbrauch der Landeshoheit bei ven Reichsgerichten 
errichten wollten. Die Bauern und Bürger in dem Eatholifhen Antheil der badiſchen Länder 
errichteten auf ſolche Weife noch gegen Ende des vorigen Jahrhunderts, als die Fatholifche Für⸗ 
ftenlinie ausgeftorben war, fogar Syndikate gegen das ganze Negierungsrecht ihres neuen recht⸗ 
mäßigen proteftantifchen Landesherrn, wurden aber, wie billig, von ven Reichsgerichten über 
den Ungrund ihrer Bitte befchieven. Wie viel weniger bedenklich als ſolche Berathungen über 
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die Legitimität ihres Landesherrn und über die Unterthanenpflicht gegen ihn find nun Vera: 
thungen über die etwa von ber Regierung over den Ständen bei ihren Berathungen zu berüd: 
fichtigenden Wünſche der Bürger? 12) 

Möge man endlich Muth faflen, tie ganze ver heutigen Gulturftufe entſprechende freie 
Staatsordnung frei und großberzig zu geftatten. Diefes aber muß man auch deshalb aufrichtig 
wünſchen, damit gerade das wahre monarchiſche Recht und ein glückliches Verhältniß ver Bür⸗ 
ger zu demſelben, damit die nothwendigen und wohlthätigen Schranken und Mäßigungen der 
Freiheit erhalten werden koͤnnen, damit die Gelüſte nach den republikaniſchen und extrem demo⸗ 
kratiſchen allgemeinen Abſtimmungen entfernt bleiben! Welcer. 

Pfründe. Man verſteht unter Pfründe, praebenda, Beneficialgut, denjenigen Theil des 
Kirchenvermoͤgens, der zur Dotation des geiſtlichen Amts beſtimmt iſt, den Inbegriff der mit 
einem Kirchenamt verbundenen Einkünfte. Der Pfründner hat den Gebrauch und Genuß der 
ſämmtlichen zur Pfründe gehörigen einzelnen Vermögensſtücke, er kann alſo die Grundſtücke 
verpachten, die Wohnungen vermiethen, doch nicht zum Präjudiz des Nachfolger; ſelbſt bei ſtatt⸗ 
gefundener Vorausbezahlung des Pachtpreiſes würde der Pachter nur Entſchädigungsanſprüche 
gegen die Rechtsnachfolger des Pfründners haben. Der Pfründner hat alle petitoriſchen und 
poſſeſſoriſchen Rechtsmittel. Hinſichtlich der Meliorationen gelten die Grundſähe über Impenſen; 
kleine Reparaturen find aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, Deteriorationen müſſen erſetzt wer⸗ 
den. Völlig nichtig iſt jede Art von Veräußerung, Auffündigung von Kapitalien, Beftellung von 
Hypotheken. Beim Tode des Pfründners gehen die ſchon verdienten, noch nicht percipirten 
Früchte nad allgemeinen Rechtsgtundſätzen auf die Erben über, indem bie Geſammtheit ver 
regelmäßigen Sahreseinkünfte fummirt, und die auf die Zeit ver Amtövermwaltung fallende 
Quote berechnet wird. Doch findet ſich vielfach, namentlich in der proteſtantiſchen Kirche, die Ein: 
rihtung des fogenannten Berbienft= und Gnadenjahres, wonach die Gefammteinkünfte ver 
Pfründe innerhalb eines geroiffen Zeitraums nad dem Tode des Pfründners an die Erben be: 
jelben fallen. Wenn früher eine Beſchränkung ber Pfründner hinfichtlich ver Vererbung, nament: 
U in Bezug auf dad aus Firdlihen Mitteln erworbene Vermögen befand, wenigftens beim 
Mangel teſtamentariſcher Verfügungen, fo find ſolche Befhränfungen gegenwärtig meggefallen, 
dafür aber auch andererfeitd die Geiftlihen an bie regelmäßige Teftamentsform gemeinrechtlich 
gebunden. Übrigens müflen die Binnahmen aus der Pfrüunde die fogenannte congrua sc. 
sustentatio erreihen, einen Betrag, ber für die Befrienigung der nothwendigſten Bedürfniſſe 
erforderlich ift und nach Zeit und Ort geſetzlich firirt wird. Ernſt Meier. 

Philoſophie; ihre Anwendung und Geltung in Beziehung auf die Rechts— 
und Staatöwiffenfhaft. Der Begriff ver Philoſophie wird außerorbentlich verſchieden 
beftinnmt. Diefes hat zwei Urſachen. Einestheils befaflen pie Gelehrten einen fehr verſchiedenen 
Umfang menfhlidhen Beftrebens und Wiſſens unter vem Namen PHilofophie und beſtimmen alſo 
die Begriffe verfelben nach fehr verſchiedenen Gegenſätzen gegen andere Theile jenes menſchlichen 
Wiſſens und Beftrebens, mithin ſelbſt verſchieden; anderntheils aber ift alle PHilofophie natür- 
lich Product des Philofophirens, d. h. aber des freien, ſelbſtändigen Denkens und Strebend ver 
Menden, und da nun die Philofophirenden fehr verſchiedene Individuen find und verſchiedene 
Standpunfte und Richtungen erwählen, fo gibt es fehr verſchiedene philoſophiſche Grundan⸗ 
fihten und Syſteme und ebendeshalb faft ebenfo viele verfhiedene Begriffe der Philoſophie. 
Für die Staatswiffenfhaft aber müflen wir eine Begrifföbeftimmung fuchen,, welche dad Weſen 
der Philoſophie und ihr Verhältnig zur Staatswiſſenſchaft auf eine ven Staatsmann befriebi- 


13) Hiernach rechtfertigen ſich alfo ſolche Beflimmungen wie die ber Furheffifchen Verfaflung, $. 35: 
„Einzelne Unterthanen, Gemeinden und Körperfchaften fönnen ihre Wünfche und Bitten in gefepliciem 
Wege berathen und vorbringen‘‘ ; oder wie in ber fachfensweimarifchen, F. 67: ‚‚Seber Staatsbürger 
ift berechtigt, Sebrechen und Wünfche zum gemeinen Beften des Landes dem Landtag oder bem Por: 
ftande befielben vorzulegen‘; oder wie in der tachiensaltenburgifchen, $. 66: „Wohlgemeinte Borfcbläge 
und Wahrnehmungen zum Beften des ganzen Landes oder einzelner Theile beffelben fünnen unmittelbar 
an die höchfte Stelle gelangen, wo fle jederzeit zur Erwägung gezogen werden. Sie fünnen aber auf) 
an bie Landfchaft gebracht werden.‘ Und ebenfo richtig haben die beiden Kammern ber badifchen Land: 
fände mit der Regierung feit Einführung der Berfafiuug (1819), obgleich die badiſche Berfaffung das 
allgemeine PBetitionsrecht nicht ausbrüdlich fpeciell feftept, bafjelbe als ſich von ſelbſt verfichend be: 
trachtet und auf jedem Landtage viele foldyer Petitionen angenvoinnıen und erledigt. Daffelbe geſchieht 
auch auf ben preußifchen Landtagen. Gollectivpetitionen in dem Sinne, baß einer für alle unterfchreibt, 
haben natürlich das Berenfliche, daß man vielleicht, fo wie das englifche Unterhaus, nur ihn allein alt 
Petenten betrachtet. - 
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gende Weife bezeichnet. Hierzu kann uns eine Begriffsbefimmung nad) dem einzelnen, indi⸗ 
vinuellen Schulfgflem nicht dienen, weil diefen individuellen Schulfyftemen die für die Staatd- 
wiſſenſchaft nothwendige objective, praktiſche Allgemeinheit fehlt. (S. Bd. J, „Syſtematiſche 
Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“) Wol aber wird und eine Betrachtung unſerer 
geſchichtlichen Cultur und des darin fi) ergebenden Verhältniſſes der Philoſophie zu den übrigen 
Culturtheilen und Wiſſenſchaften zu dem allgemeinern Begriff der Philoſophie und zur richtigen 
Auffaſſung ihres Verhältniffes zur politiſchen Cultur führen. 

Den weiteſten Umfang gaben bie Alten ver Philoſophie in ihrer Definition derſelben, welche 
Ihon ihr Name enthält: Liebe zur Weisheit nämlich oder Streben nad; derſelben. Hiernach 
fonnte man alle freie ſelbſtäändige Höhere Beftrebung zur Vervollkommnung fowol im Erkennen 
als im Sein und Thun als ihren Gegenſtand bezeichnen. Es ift diefe Vereinigung aud) wirklich 
die Idee der alten griechifchen Weiſen oder Philofophen und felbft nod) die Idee des „weiſen 
Mannes’ der römifchen ſtoiſchen PHilofophie. Sie gründet fih auf die zulegt wirklich unger: 
trennlidde Cinheit des Erkennen und des Wollens des Böttlichen. In Gott jind beide Eins, 
und in immer höherer Vervollkommnung fireben beide immer mehr nad Einheit durch Entfer⸗ 
nung aller Schranken fomol des Erkennens wie des Wollend und Thuns des Böttlihen. Nur 
alfo die unfreie, unſelbſtändige Abhängigkeit des Erkennens und Wollens und Thuns von den 
äußern Eindrüden und Erfahrungsverhältnifien und die von dem blos äußerlich mitgetheilten 
und anbefohlenen Dffenbarungsglauben bilden hier noch den Gegenſatz gegen vie Philoſo⸗ 
phie. Wegen des Gegenfages mit dem blinden Dffenbarungsglauben ober der mitgetheilten 
göttlihden Weidheit nannte man im Mittelalter die Philoſophie auch Weltweispeit. 

Später aber fiel aud) die Theologie der Kirche ſowie überhaupt die ganze menfchliche Eultur, 
das ganze gejellichaftliche Wirken der Wiflenfchaft und ver böhern, ſelbſtändigen, wiſſenſchaft⸗ 
lichen Erkenntniß, Börberung und Leitung anheim. Und viefe Höhere, wiſſenſchaftliche Erfennt- 
nißförberung und Leitung wurbe die Aufgabe des großartigften Inſtituts der neuen Zeit und 
Welt — der Univerfität und des auf ihr gebildeten Gelehrten: und Beamtenſtandes. 

Die Wiſſenſchaft aber, ald dad Ab: und Vorbild des ganzen Landes und der ganzen Aufgabe 
der Menſchheit und ihrer Gultur, mußte nad den verfchiedenen Hauptfeiten und Haupttheilen 
deö Kebens und der Gultur jelbft ſich abtheilen. Diefe legtern aber find nun: 

1) Daß innere oder göttliche, das geiſtige und fittliche Reben und die Vervollkommnung in 
ihm — Wahrheit und Güte — Philoſophie und Theologie. 

2) Das Äußere, finnliche Leben und feine Bervollfommnung — Wohlfein und Wohlfland 
— Medicin und Ofonomie. 

3) Die geſellſchaftliche, friedliche, Hülfreiche oder gerechte und politifhe harmoniſche Ber: 
mittelung und Bereinigung aller Beftrebungen — die lebendige Gerechtigkeit — Rechts- und 
Staatswiſſenſchaft. 

Hiernach nun entſtehen, da Rechts- und Staatswiſſenſchaft ein Ganzes bilden (ſ. Bd. 1, 
„Syſtematiſche Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“), unfere fünf verſchiedenen Hauptwiſſen⸗ 
ſchaften, Facultaͤten und Beamtenklaſſen zur wiſſenſchaftlichen Erkenntniß und zur künſtleriſchen 
Leitung und Geſtaltung der ganzen Cultur, zur Leitung namentlich auch der niedern Cultur des 
ganzen Standes der nicht ſtudirten Bürger. 

Und hiernach erhält die Philoſophie und philoſophiſche Faeultät zu ihrer beſondern Aufgabe 
zunächſt die Wahrheit over die Vervollkommnung in Erkenntniß und Geiſtesbildung. In ihr 
Gebiet alfo fällt das ganze menfchliche Wiſſen infoweit, ald es ausgeht von dem Streben nad) 
felbfländiger Wahrheit und Geiſtesbildung, ſoweit es durch diefe Höhere Idee verbunden iſt und 
ihr dient, unt ſoweit e8 verhältnigmäßig wichtig für fie iſt und fie nicht (bei dev Beſchränkung 
der menſchlichen Kraft und der deshalb nothwendigen Teilung der Arbeit) die beſondere Aus: 
bildung einzelner Theile, welche zugleich die Aufgabe einer andern Facultät ift, diefer (ſowie 
3. B. die Anatomie der mediciniſchen Facultät) überlaflen will. 

In dieſem Wiflen der philoſophiſchen Facultät oder dem philoſophiſchen Wiſſen im weiteiten 
Sinne unterfcheidet man dann wieder nad) den Quellen das Erfahrungs= oder empirische Willen 
und dad Bernunft- oder rationelle Willen. Letzteres, welches man auch wol in einem engern 
Sinne philoſophiſches Wiſſen nennt, befaßt dann aud die rein formellen Vernunftgefege für 
alles menſchliche Denken und Auffaflen, die Logik oder die Vernunftgeſetze der Formen alles 
menſchlichen Denkens, und die Mathematik, die Bernunftgefege zunächſt für die Anfchauung der 
Dinge im Raume ober für die Auffaffung ihrer Größenverhältnifie. Von dieſen rein formellen 
Bernunftgefegen aber unterfcheinet man wieder die Philofophie im engften Sinne als das freie, 
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ſelbſtändige Vernunftwiſſen von dem realen Weſen der Dinge, von der höchſten menſchlichen 
Wahrheit und Gewißheit, von dem Grundverhältniß des Subjectiven zum Obiectiven und bes 
Bedingten zum Unbedingten und von den ewigen Bernunftideen. Man theilt Re in bie theoretiſche 
und die praftiihe Vhiloſophie, je nachdem fie die höchſte Wahrheit von dem Sein aller Dinge 
eder die hoͤchſte Wahrheit für dad menſchliche Wollen und Thun darftellt, und ſodann in reine 
und angemendete Bhilofopbie, je nachdem fie die höchſten Vernunfterfenntniffe an fig ‚oder in 
ihrer Anwendung auf die Erfahrung und auf das rein empiriſche Willen darzuftelfen Hat. 1) 

Nach dem Biöherigen wird fich nun leicht das allgemeine Verhältniß der Philoſophie zu der 
Staatéwiſſenſchaft ergeben. 

Die ganze Cultur unferer heutigen europäifchen Welt und vor allem unſers deutſchen Vater: 
landes, lange ſchon entwadien einer blos finnlihen, empirifhen Stufe, hat auch die Zeit des 
blinden, tbeofratifhen Glaubens und feiner Herrfchaft bereitd Hinter fih. Ste fleht nad dem 
Dbigen unter der Höhern Leitung ber wiſſenſchaftlichen, wiffenfchaftlich geprüften Erkenntniß 
So ift ed denn and) Flar, daß das ganze philofophifche Wiſſen im meiteften und engern und eng: 
ſten Sinne dad unentbehrlichſte Hülfswiſſen für die Staatswiſſenſchaft und für Die Bilbung der 
Rechts- und Staatdmänner iſt, daß ed feine größere Verblendung und Armieligkeit geben kann 
als die Vernachläſſigung und Geringfihägung derſelben. Die philoſophiſche Facultät mit ven 
unter ihrer Leitung ſtehenden gelehrten Schulen und ihr Wiſſen bilden fürs erfte die Vorſchule 
und die allgemeine geiftige und wiſſenſchaftliche Gymnaſtik. Sie geben namentlich auch in ber 
Ausbildung logiihen Auffaflend und Denkens die allgemeine formelle Grundbedingung ver: 
nünftiger Thätigfeit für die Jünger aller andern Facultäten. Anderntheils ift ja aber auf 
fürs zweite, ebenfo wie das lebendige, harmoniſche Univerſum ſelbſt, fo auch fein geiftig leben: 
diges Ab- und Vorbild, die Wiflenfchaft, ein in inniger, lebendiger Verbindung ſtehendes bar: 
moniſches Ganze. Beide müſſen alio ſtets als Ganzes felbft in ihren Theilen erfaßt werden, 
auch von denen, welche nad) dem beſchränkten Maße menfchlicher Kräfte und nach dem Princip 
der Theilung der Arbeit zunächſt für ihre befondere Aufgabe nur die Behandlung eines Theild 
dieſes Ganzen ermählten. Keiner diefer Theile kann richtig aufgefaßt, verſtanden und behandelt 
werben, ohne den Bli auf feinen Zufammenhang mit dem Ganzen, auf feine Ergänzung dur 
andere Theile zu richten. Braucht man mol noch beſonders hinzuweiſen auf die nothmendige 
Hülfe 3.8. des philologifchen, des juriftifchen, des ethnographiſchen, phyſtologiſchen und pfycho⸗ 
logifhen wie des moralifhen Wiſſens für die Juriften und Staatömänner? Auch iſt es vrittend 


, von felbft Elar, daß fogar einen großen Theil ihred Stoffs die juriſtiſch-politiſche Wiſſenſchaft 


mit dem allgemeinen philoſophiſchen Wiſſen gemeinichaftli hat ober aus demſelben entnimmt. 
Endlich auch zur Prüfung, zur Kritik dient viertens jedem andern, alfo auch dem Staatswiſſen, 
das vhiloſophiſche Willen. Daß dieſes in Beziehung auf die logiſche Form und auf bie richtige 
Auffaffung des empirifchen und Hiftorifchen Stoffs ver Fall ift, daß z. B. für die Kritik, Exegefe 
und Hernieneutif, für die Feftftellung des richtigen Textes und des richtigen Verftänbnifles der 
juriftiihen und politifhen Gefege und Beftimmungen Logik, Philologie, Geſchichte, überhaupt 
empirifches Wilfen Prüfungs: und Berihtigungsmittel abgeben, wer möchte dieſes leugnen? 
Und felöft die pojitiven Ideen des Goͤttlichen Guten, Wahren und Rechten, welche in den befon: 
been Staaten und Kirchen, Theologien und Gefeggebungen und in deren hoͤchſten Principien 
anerfannt find, fie find ja doch mindeſtens mehr oder minder vollfommen in der menfihlicen 
Bernunft begründet, mit ven Ideen der Philoſophie zuſammenſtimmend. Zu teren Auffaflung 
und Verſtändniß ift alfo die Philofophie auch infofern ein Hülfsmittel. Aber auch in Beziehung 
auf die Güte der hoͤchſten Grundfäge und Geſetze, in Beziehung auf die Frage, ob und inwiefern 
fie mit der Philoſophie im engften Sinne, mit den hoͤchſten philofophifchen Bernunftideen ver 
einbarlich, ob und inwiefern alfo ihre ganze oder theilweiſe Reform und Umgeſtaltung ver Ver: 
nunft entſprechen würbe, if die Philoſophie ein weſentliches Hülfsmittel. Weder die Theologie 
und liche noch Recht und Politik und Staat koͤnnen unvernünftig fein wollen, können ewigen 
Ideen ver Wahrheit und Güte bleibend den Krieg erflären. Alle Religions: und Rechtslehre 
wird ja vielfältig misverſtanden, mit Irrthümern und Menfchenfagungen vermiſcht und bebarf 
alfo des ſtets reinern, vollkommnern Verſtändniſſes und der Reinigung von folgen Irrthümern 
und Mishrauchen. 

Aber ift nicht Hier die Grenzlinie des Gebrauchs der Philofophie in der Rechts- und Staats⸗ 


— —⸗ — — — — m — 


1) Weitere Ausführung und Begründung der hier aufgeftellten Anſichten find enthalten in Welder, 
Univerſal⸗ und juriflifchspolitifche EnchHlopäbie, ©. 452 fg. 
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wiſſenſchaft wie in der Theologie? der follen die aus der Bhilofophie entnommenen, rein 
philofophiſchen Belege und Wahrheiten als ſolche unmittelbare praftiihe Gültigkeit in Kirche 
und Staat in Anſpruch nehmen fönnen? Sollen fie hier mehr gelten als pie wirklichen juriſti⸗ 
ſchen und ſtaatsgeſetzlichen, als bie chriſtlich- theologiſchen und kirchlichen Gelege und Wahr: 
heiten? Sollen fie dieſelben aus eigener Machtvollkommenheit geradezu vernichten dürfen? 
Mir behaupten unbedenklich: nein! Die Facultäten, ihre wiſſenſchaftlichen Höditen Grundſätze 
und Gefege find felbfändig. Und wir Juriften mit unferer Jurisprudenz und Staatswiſſen⸗ 
haft wollen unfere Selbflänpigfeit ebenfo wenig ver philofophifchen Facultät aufopfern, als wir 
nad den Grundſätzen des Mittelalters unſere Selbſtändigkeit zugleich mit der Selbſtändigkeit 
der Philoſophie der theologifchen Facultät und einer hierarchiſch-theokratiſchen Oberherrſchaft 
abermals preisgeben möchten. 

Bir dürfen ed nit. Dieſes gebt vollſtändig aus ver genauern Betrachtung der Natur und _ 
Beftimmung fowol ded Staatd und der Kirche und der theologischen und juriſtiſchen Grundſätze 
und Geſetze wie aus der Natur der Bhilofopbie und der rein philoſophiſchen Lehre hervor. 

Die Philoſophen find ſchwache, einfeitige, irrthumsfähige Menihen. Sie irien und wider: 
ſprechen fich tauſendfach in ven Principien und Kolgefägen. Und nur das logifche, mathematiſche 
und Erfahrungswiſſen find objectiv allgemein erfenn= und beweidbar für alle Menſchen mit 
gefunden Denkkräften und Sinnen. Das metaphyſiſche und moraliſche Willen aber, feine höch⸗ 
ſten Grundiäge über das Wefen von Gott, ver Welt und und felbft und von unfern ſittlichen 
höchſten Aufgaben und Pflichten, fie find nicht objectiv erfennbar und bemeisbar, ſondern fie 
hängen ab von ber fubjestiven und individuellen Verſchiedenheit der einzelnen Bhilofophen, ihres 
Standpunkts und ihrer Bildung. Die Bbilofophen ſelbſt find ja Hier bi zum heutigen Tage 
in dene ensfihiedenften Widerſpruch in ihren Grundſätzen, ohne daß es möglich wäre, etwa jedem 
vernünftigen Kantianer oder Anhänger von Jacobi und Herbart die Wahrheit der Hegel’fchen 
Grundſätze zu beweifen. Dieſes bat für das geſellſchaftliche Juſammenwirken ver Menſchen vie 
Nothwendigkeit des politiven Wiſſens und ber freien Vereinbarung von Kirhe und Staat er: 
zeugt. 3) Kirche und Staat find freie Vereine. Die Kirche ift ein Verein, entfianden und 
beflebend durch Die gemeinfchaftliche Annabıne eines Glaubensbekenntniſſes und Eirchlichen Ver⸗ 
einsgeſetzes, durch bie freie Annahme der Mitglieder, daß die höchſte Wahrheit über Bott und 
das Verbältniß der Menſchen zu demſelben in ihrem beflimniten Offenbarungsglauben enthalten, 
daß deſſen Inhalt von Bett ſelbſt mitgetheilt ſei und durch freie Bereinbarung über das hiernach 
zu goßaltende kirchliche Glaubens⸗ und firchlihe Geſellſchaftsgeſetz für die Gemeinſchaft ver 
Gläubigen feſtgehalten und verwirklicht werben müſſe. Der Staat iſt ein Verein, entſtanden 
und beſtehend durch die gemeinſchaftliche, allgemeine freie Friedens⸗ und Hülfsverbindung, um 
innerhalb derfelben und nach ihren Geſttzen in gleicher frieblicher Kreiheit und in freien, hülf- 
reihen Zuſammenwirken die hHöchften Aufgaben und Zwecke der einzelnen und der Gemeinſchaft 
zu verwirklihden. 3) Der Verein erkennt die Bereinigung zu gemeinſchaftlichen Vereindgeiegen, ' 
nach der gemeinfhaftlichen höchften Überzeugung oder nad) ber Geſammtvernunft, und das, was 
ihnen gemäß verfaſſungsmäßig von der Geſellſchaft weiter feſtgeſtellt ward, in feinen bürger- 
lichen Blaubensbefenntniflen oder Bürger: und Berfaffungdeiden ald das für die Gemeinſchaft 
möglihk vernünftige Recht an. Alle wollen dadurch, ebenfo wie bie Mitglieder der Kirche, 
ſoweit es gemeinfchaftliche Geſetze und Pilichten und Rechte betrifft, die tauſendfachen Wider: 
fprüde und Willfürlicgfeiten der einzelnen nach ihren angeblichen und wirklichen individuellen 
philoſophiſchen Anfichten audfchließen. Ste wollen ihre friedlich hülfreihe Gemeinichaft gegen 
Anarchie und Despotismus, namentlich auch gegen einen philoſophiſchen Glaubensdespotismus 
fhirmen. Die Philofophie foll freie Lehre und geiflige Erregerin und Bildnerin, vielfaches 
Hilföwitiel ned Verſtändniſſes, der Prüfung und der Reform bleiben. Außerlich allgemein 
gültige, praktiſche, theologiſche oder juriſtiſche Wahrheit und Geſetzgebung in der kirchlichen oder 
in der Staatsgeſellſchaft kann und foll fie nur werden, ſofern fie und ſobald fie und die nad ihr 
zu beivirkende Reform Anerkennung und Aufnahme von ber Kirchen und Staatögejellfchait 
erhalten hat. Es bevarf nun einerfeitd der unentbehrlicyen Lehrfreiheit für Die philoſophiſche 
Bacultät und die Philoſophen und der nöthigen freien Berfaflung in Kirche und Etuat, um nad 
dieſen Grumdſatzen pie hoͤchſte, ja nadı ven Cultur⸗ und Zeitverhältnifien denkbare Freiheit unt 
bie gemeinſchaftliche hoͤchſte Vervollkommnung in Staat und Kirche zu erftreben und zu erwirken. 


2) Weitere Ausführung in dem citirten Syſtem, &. 461 fg. 
8) ©. Bd. I, Syſiemaliſche Enchklopädie der Staatewiffenfgaften, Einleitung, und @rundgefeg. 
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Dagegen wird jene ſtümperhafte, eigenwillige und eigenmächtige Vermiſchung und Grenzver⸗ 
rückung nur Verwirrung, Anarchie und Despotismus begründen und auch die Gründlichkeit und 
Harmonie der Wiſſenſchaft zerſtoͤren, wie wir es in der Geſchichte und noch täglich vor Augen 
ſehen. (S. Bd. I, „Syſtematiſche Encyklopädie der Staatswiſſenſchaften“.) 

Möchten doch dieſe einfachen, unmittelbar aus der Natur ver Sache und aus unferer Cultur, 
aus der Natur von Staat und Kirche, von philofophifhem und pofltivem Wiſſen, von freier, 
individueller philofophifcher Lehre und von gemeinfhaftlihem Geſellſchaftsgeſetz und Recht 
abgeleiteten Säge endlich aud bei uns, ähnlich wie in dem freien, praftifchen Volke ber Eng: 
länder, anerfannt und feftgehalten werden! Gewiß, zu den größten Beweifen und Urjaden, 
daß wir Deutfche, bei fonft fo vielen Vorzügen, dod fo vorzugämelfe unpraktiſch find, gehört vor 
allem das, daß ſowol Theologen und Juriſten wie Philofophen ihr gegenfeitiges richtiges Ver: 
hältniß und ihre Grenzen misfennen. Deshalb denn Hier die Geringihägung und Verachtung 
der Philofopbie und Höhern Geiſtesbildung, vorzüglich von feiten vieler Juriften und Bolitiker: 
dort dagegen die von Philofophen und philofophirenden Theologen und Iuriften ausgehende 
eigenmächtige beöpotifche Einmifchung reiner, individueller Philofophie in die praktifche, all: 
gemeine kirchliche und juriflifche Lehre und Geſetzgebung, ebenfo wie früher und fpäter audh bie 
gleich verkehrte Vernichtung der Freiheit und Selbfländigfeit des Staats und bes Rechts um 
der juriftifchen Facultät durch Unterordnung derfelben unter rein theologifche, häuſtg unter hier: | 
archiſche Slaubensfäge. 

Namentlich auch hei dem Naturrecht ift jene Verkehrtheit fehr häufig. Das rein= und ini: 

viduell⸗philoſophiſche Naturrecht aber muß befchräntt bleiben auf jene obigen großen Aufgaben 
des philologifchen Hülfswiſſens. Nur das aus der allgemein erfennbaren Natur des allgemeinen 
und befondern Rechts- und Staatövereind und feiner höchften Grundſätze logiſch confequent ab: 
geleitete, alfo objective und, wie bie roͤmiſche Jurisprudenz richtig fih ausdrückte, das confentirte, 
d. i. juriftifche Naturrecht, kann und foll auch unmittelbar praftifche juriſtiſche Gültigkeit haben, 
jomwol zur Auslegung und Ergänzung ber bunfeln und fehlenden Beftimmungen wie zur Reform 
der einzelnen, vielleicht unlogifchen und falfhen pofitiven Sagungen vermittelö der verfaffungs: 
mäßigen Geſetzgebungsbehörden. Auch das Volk und feine Eultur, feine Vereine, feine hiſtori⸗ 
ſchen und poſitiven Religions und Rechts- und Staatsanfichten enthalten Vernunft und ver: 
nünftige Ideen, vernünftige höchſte Grunbfäge, fo gut als Euere Philofophie, melde Ihr 
zulegt doch, nur ohne daß Ihr es Cuch Elar macht, und mit individuellen Zuthaten und Irrthuͤ⸗ 
mern und mit nur fubjectiv gültiger Beweisführung von ber Cultur und Vernunft Eueres Bolt 
entlehnt, welche Ihr auch nur darum gerade In ihrer individuellen, oft genug fehr einfeltigen 
Geftalt auffaßt, weil Se. Majeftät der Zufall Euch gerade auf diefe und auf feine andere Schul⸗ 
bank führte. Sucht alfo Doch die Geſetze für die gemeinſchaftlichen geſellſchaftlichen Kirchen⸗ und 
Staatöverhältniffe mit Bewußtſein gleich aus der rechten Duelle zu fehöpfen und auf vie rechte 
Weiſe! Schöpft fie aus der allgemeinen Bernunft des Vereins und nicht blos aus Euerm indi⸗ 
viduellen philofophifchen Schulfoftem! Sucht ja doch auch jeder, welcher ven Mitglienern des 
kleinſten Geſellſchaftsvereins ihr Vertragsrecht entwideln und weifen will, in die Vertragßibern 
einzugeben, die fie wirklich hatten, nicht aber aus den Vertragszwecken zu entwideln, vie fie nad 
feiner Meinung hätten haben follen. Entwickelt und beweift fie analytifch, auf objectivem Wege, 
auß den erfahrungsmäßig anerkannten Höcften Zwecken und Grundfägen, mit ihren logiſchen 
Folgerungen! Dabei haben Euch allerbings ſubjective Ideen und Philofophien jene obige Hülfe 
zu leiften. Nur follt Ihr jene gemeinfchaftliden Wahrheiten nicht auf eine nur für Cuch und 
Buere individuelle philoſophiſche Schule gültige, nur ſubjective Weiſe, von Euerm indivi⸗ 
duellen ſubjectiven, philoſophiſchen Standpunkt aus, a priori, ſynthetiſch conſtruiren wollen: 
Ihr ſollt den Unterſchied der Philoſophie von Theologie und Iuriöprudenz anerkennen und 
achten ! 

Jetzt übrigens, zur Zeit diefer dritten Ausgabe des „Staats⸗CLexikon“, find vie Hier gerügten 
Ginjeitigfeiten weit weniger verbreitet als zur. Zeit der frühern Ausgaben. Damals hatte man 
ſtets zu kämpfen gegen unzuläfftge Einmiſchungen Kantiſcher, naturphilofophifäger und Hegel’: 
ſcher Philoſophien in die praktiſche Jurisprudenz. War doch in dieſem Zeitalter der Schulphi⸗ 
loſophien die Herrſchaft des jedesmaligen neueſten Syſtems fo groß, daß unbewußt ſolche Gegner 
der Philoſophie wie Savigny und ſeine hiſtoriſche Juriſtenſchule vielfach von den in der all⸗ 
gemeinen geiſtigen Lebensluft herrſchenden Anſchauungen misleitet wurden.“) In unſerm 


4) S. Welcker, Syſtem, S. 262 u. 5686. 
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realiſtiſchen Zeitalter dagegen hat man jetzt oft mehr zu warnen vor zu großer Vernachläſſigung 

der Philofophie und insbeſondere auch der den Hiftorifchen Rechten zu Grunde liegenden Ipeen 

ihrer Urheber und des juriflifchen Naturrechts. (S. Politik und Moral und Net.) 
Welcker. 

Phyfiokratie. Phyſiokratiſches oder bkonomiſtiſches Syſtem. Von den drei volks⸗ 
wirthſchaftlichen Syſtemen, welche ſich in den drei legten Jahrhunderten Geltung zu verſchaffen 
gewußt haben, ift pas erfle und ältefle dad fogenannte Mercantilſyſtem, auch Handelsſyſtem 
(j. Sandelsyolitif), und nad Colbert, der es in der Praxis zwanzig Jahre hindurch confequent 
durchgeführt hatte, das Colbert'ſche Syflem, ver Colbertismus genannt. Golbert (geft. 6. Sept. 
1683) fand, als ex Generalcontroleur der Finanzen wurbe, diefe in der traurigften Lage vor; 
nichtsdeſtoweniger follte ex ven enormen, fortwährend fteigenden Anforderungen, welche infolge der 
Kriege die Staatöverwaltung und ber verfchwenderifche Hof an ihn richteten, genügen; er mußte 
deshalb nach neuen Mitteln forjchen, welche bie Steuerfraft des Landes zu heben geeignet waren. 
Er glaubte ſolche Mittel aber in den Vorſchlügen gefunden zu haben, welche die Vertheidiger deö 
Handelsſyſtems in ihren Schriften machten, und in ber That erreichte er ald Mann von Genie 
Außerordentliches mit denjelben, indem er fie mit VBorfiht und Gefchid zur Anwendung brachte. 
Nach diefen Syſtem beruht ver Reichthum, wie des einzelnen jo auch der Völker, auf ver Maſſe 
des Metallgeldes, welches ſich in ihrem Bejig befindet; es kommt daher, will man ven Wohlftand 
eines Landes fleigern, darauf an, das Metallgeld zu vermehren, ed, wenn man es nicht durch 
Bergbau gewinnen kann, aus andern Staaten in fo großer Menge ald möglich bereinzuleiten. 
Zu dieſem Zwed wurde einerfeitö die Ausfuhr ver Rohſtoffe, welche behufs ihrer Gonjumtion 
der Verarbeitung beburften, unterfagt und bie Einfuhr der Fabrikate verboten oder mit Prohi⸗ 
bitivzöllen belegt, während andererſeits der Import von Rohftoffen gefördert und der Export 
der Fabrikate nicht nur freigegeben, fondern felbft prämiirt wurde. Man wollte damit eine mög: 
IHR günftige Handelsbilanz erzielen; das Ausland follte gendthigt werden, den größten Theil 
der Ausfuhrartikel, welde es anfaufte, mit baarem Gelde zu bezahlen, dagegen außer Stande 
fein, Gold und Silber, deffen Ausfuhr übrigen® nicht geftattet ward, an ſich zu ziehen. lim 
diefen Zweck, die günftige Handelshilanz, fchneller zu erreichen, ftrebte man, Handelsverträge, 
welche den Abſat der heimischen Fabrikate begünftigten, abzuſchließen, Handelsgeſellſchaften für 
den Verkehr mit fremden und fernen Ländern und Erbtheilen zu gründen, Golonien, pie man im 
Interefle des Mutterlandes auszubeuten hoffte, zu erwerben u. dgl.m. Alljährlich fuchte man 
feitzuftellen, ob der Werth ver ausgeführten Waaren größer war als der der eingeführten. 
Stellte fi das erftere heuaus, fo war man zufriedengeftellt, venn man nahm an, daß der Wohl⸗ 
fand des Landes zugenommen habe; war dad lehtere ber Ball, fo glaubte man Rückſchritte 
gemadt zu haben, und ſuchte nach neuen, mehr oder weniger gewaltjamen Mitteln und Maß: 
regeln, um die Bilanz in der Zukunft günfliger zu geftalten. 

Obwol dad Handelsſyſtem von einem Grundirrthum ausging und keineswegs auf tüchtigen 
Forſchungen und richtigen, volföwirchfchaftlichen Principien berubte, mußte es ſich doch bis zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts aufrecht zu erhalten. Zwar erkannten es nicht alle feine Anhänger 
vollſtändig und in allen feinen Conſequenzen an und gab es viele, zum Theil fehr bedeutende 
Meinungsverfchiedenheiten unter ihnen ; über ven Hauptpunft, bie Nothwendigkeit der Erzielung 
einer günftigen Handelsbilanz, waren indeß alle einig. So konnte denn die Differenz über 
Mittel und Wege dem Anſehen des Syftemd nur wenig fhaden. Außerdem trug aber auch das 
Handelsſyſtem weſentlich dazu bei, ven Gewerbfleiß gu fördern, neue, einträgliche Induſtriezweige 
bervorzurufen und beſtehende zu entwideln, ven auswärtigen Handel zu Fräftigen und die Stel: 
lung des Landes nach außen hin durch Hanbelöverträge, WBermehrung der Marine und Erwer⸗ 
bung wichtiger Golonien zu heben. Und endlich glaubten noch immer die Regierungen, daß es 
ihren vermitteld des Mercantilfoftems am beften gelinge, die Staatöfaffe zu füllen. 

Im 18. Jahrhundert mehrten ſich indeß die Gegner des Handelsſyſtems, die ſich ſchon früher 
in Jtalien und Deutſchland, weniger in Frankreich, ſporadiſch gezeigt hatten. In Colbert's 
Abſicht hatte es gelegen, vie zahlreichen, im Innern Frankreichs beftehenden Verkehrsſchranken 
zu befeitigen und das verruttete Steuerfgftem neu zu geftalten; er war dabei indeß an dem hef⸗ 
tigen Widerſtande, welden Cigennutz, Barticularismus und Unverſtand ihm entgegengejeßt 
hatten, gefcheitert. So hatte das Handelsſyſtem felbft in Frankreich, wo ed am meiften entwidelt 
worden war, nicht alle diejenigen Früchte, welche man fi von ihm verfprochen hatte, zeitigen 
Lönnen. Außerdem war unter feiner Herrſchaft der von der Stegierung beifeitegefchobene und von 
Zehnten, Abgaben und Fronen nievergedrüdte Landbau tief gefunfen, die meiften Induſtrie⸗ 
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zweige kränkelten, weil ſie nicht natürlich entſtanden, ſondern künſtlich ergeugt waren ober im | 


Interefle des Syſtems fortwährend beengt und gemaßregelt wurden, ber Handel litt ſchwer unter 
den Gonjuneturen durch die Begenmaßregeln anderer Staaten erzeugt, welche dem Mercantil: 


ſyſtem ebenfalls anhingen, und es zeigte fih bei vielen Gelegenheiten, daß felbft dann, wenn | 
die Berechnung eine recht günftige Handelsbilanz ergeben hatte, der Volkswohlſtand keineswege 


in Blüte ſtand, die Staatskaſſen den fortbauernden enormen Anforderungen gegenliber oft von 
Mitteln entbloͤßt waren und ihre Füllung felbft mit äußerfter Anftrengung nicht bewirkt werten 
konnte. Dabei ergab fi, daß andere Staaten, welde in wichtigen Punkten von bem Hanbeld: 
ſyſtem abgewichen maren oder ihm geradezu entgegenbanbelten, augenf&einlich günſtiger geftellı 
waren. So fam es denn, daß, als nad 1750 ein neues volkswirthſchaftliches Syſtem, dat 
von dem biöherigen nicht nur abwich, fondern ihm prineipiell und direct entgegentrat um 
es durchweg negirte, aufgeftellt ward, das Handelsſyſtem auch in feinem Hauptſitze Sranf: 
reich verhältnißmäßig fchnell befeitigt wurde und jich nur noch in wefentlich modificirter Weil 


und bei einzelnen volkswirthſchafilichen Schriftftellern bis in dad 19. Jahrhundert hinein zu | 


erhalten vermochte. 

Dies neue Syſtem, das ſich bereits feit mehrern Jahren Leife anfündigte !), war das phyflo 
kratiſche oder öfonomiftifche Syſtem, als deſſen Stifter der Franzoſe Franz Quesnay (gef. 1774) 
anzeiehen wird. Im Jahre 1694 als der Sohn eines Landwirtho in der Normandie geboren, 
hatte Quesnay Medicin flubirt und war endlich Leibarzt der Frau von Pompabour, melde ihn 


auch zum Leibarzt des Königs Ludwig XV. ernennen ließ, geworden. In biefer Stellung, in 


fortwährendem Verkehr mir dem Hofe und den einflußreicften Staatsmännern, hatte er hin. 
reichende Gelegenbeit, einen Überblick über die Lage des Staats zu gewinnen, der unter der 
üppigen, fittenlofen, wild verſchwenderiſchen Regierung Ludwig's XV. feinem Ruin und der 











Revolution ſchnell entgegeneilte. Aufßerben fland er in nahem Verhältniß zu den beveutendflen 
Gelehrten und Forſchern; Diderot, d'Alenibert, Helverius, Buffon, Turgot u. a. waren feine 


Freunde, denen fid, nachdem er mit feiner Lehre heraußgetreten war, Die zahlreichen und talent: 
vollen Schüler, welche feiner Fahne folgten, anfchlofien. Mit reihen Kenntniflen ſcharfer 
Beobachtungsgabe und einem tüchtigen, philoſophiſch gebildeten Geiſt audgeflattet, nahm er die 
Zeitideen in fih auf und entwidelte in ſich die Überzeugung, daß der Weg, welchen biöher bie 
Staaıs: und Volkswirthſchaft eingefchlagen , verlaflen werden müſſe, weil er ein Irrweg und 
ververklich fei. Zunähft durch die Gleichgeſinnten angeregt, fuchte er die neue Bahn zu finden 
und machte ſich, als er fie entdeckt zu haben glaubte, zum Wegweiſer in der Hoffnung , daß e# 
-fhlieglih gelingen werde, die natürliche Ordnung der menſchlichen Verhältniſſe durchzuſetzen 
und beflere, freiere Zuftänve als die bisherigen herbeizuführen. 
| Ohne Zweifel wirkten auf Quesnay auch die Brinnerungen an die Jugendzeit tief ein; felbi 
am Hofe konnte er die Tage, welche er in der Heimat, auf ven Lande verlebt hatte, nicht vergeſſen. 
Das Landleben erfchien ihm noch vom väterlihen Haufe her als der natürliche Zufland dei 
Menſchen, ver Landbau als die freilich zur Zeit verfannte und misachtete, aber nichtsdeſtoweniger 
einzige Duelle, aus der Reben und Gedeihen für alle fließt. Dazu fam, daß er, indem er dal 
Mercantiligftem verwarf und auf die Zeit vor demſelben gurüdblicte, einen großen Staatömann 
und Staatswirth Frankreichs vorfand, der gleich ihm die Landwirthſchaft ald vie Grundlage dei 
Volkswohlſtandes betrachtet hatte, mit feinen Ideen aber leider nicht durchgedrungen war. Auch 
Sully hatte einft unter dem „guten König Keinri IV.” das Finanzwefen des Staats zerrüttd 
vorgefunden und durch die Hebung der Landwirthſchaft zu beſſern gefucht ; unter feiner Verwal⸗ 
tung waren viele ver Maßregeln, welche Quesnay gut und nützlich erfchienen, wie z. B. die Be: 
freiung des Grund und Bodens von den ihn erdrückenden Laften, die Freigebung des Getreide: 
bandels, die Aufhebung ver Ausfuhrverbote für Getreide angenommen und wenigſtens theilweilt 
eingeführt worden. Quesnay, der noch ſchlimmere finanzielle Verhälmiſſe, als zu Heinrid'elV. 
Seit beftanden hatten, vor fih ſah, glaubte daher Sully's kaum begonnenes und ſchnell wieder 





nr nn — — 





1) Als Vorlänfer der Phyfiofraten gilt, abgefehen von Sully, den man faum fo nennen dar, 
S. A. Banvdini, ein Italiener, der 1760 flach, und deffen 1723 abgefaßte Schrift Discorso eco 
nomico erſt 1775 gebrudt ward. Er forderte größere Freiheit der Laudwirthſchaft und des Derfchrs, 
freie Getreideausfuhr, Vereinfachung der Geſetze, der Verwaltung und bes Steuerweiens, und dachte 
bereits an eine einzige Grundſteuer. Faſt will es fcheinen, als ob Bandini Duesnay nicht anbefann! 
war. Wußerdem trat Dirabenu der Bater ſchon vor Duesnay mit Schriften, in denen ſich phyitefre 
tiſche Lehren finden , öffentlich auf. 
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verlaffenes Werk aufnehmen zu follen. Aber er blieb Dabei nicht fliehen. Es ſchien ihm, weil 
durch finanzielle und flaatöwirtbichnftliche Reformen allein dem leidenden Frankreich nicht mehr 
geholfen werden fonnte, nicht genügenp, flaatd: und volkswirthſchaftliche Brunbfäge hinzuftellen 
und zur Annahme zu bringen; feiner Anſicht zufolge mußte zugleich Die ganze Staatseinrichtung 
umgeftaltet und nach weientlich venfelben Principien, auf denen fein volkswirthſchaftliches Syitem 
beruhte, oxganiſirt werben. 

Die Ideen, welchen Quesnay Worte gab, und die ſeine Schüler demnächſt weiter entwickelten, 
waren kurz folgende: Alle materiellen Dinge, alle Stoffe, welche der Menſch für ſich verwendet, 
bringt die Natur hervor; ſie werden dem Boden abgewonnen. Der Boden iſt daher die einzige 
Quelle, aus der alle Güter fließen. Daraus folgt, daß die auf den Boden verwendeten Arbeiten 
die einzigen find, welche Die Maſſe ver Güter, den Volksreichthum vermehren. Es iſt zwar richtig, 
dag Induftrie und Handel den Werth der Producte fleigern, aber fie thun Died nur um fo viel, 
als bei ihren Arbeiten und behufs Herftellung der legtern Bonenerzeugniffe verbraucht, conjumirt 
werden. Gin Volk wird durch Handel und Inpuftrie nicht reicher, denn wenn 3.3. tauſend 
gewerbliche Arbeiter den Werth der von ihnen bearbeiteten Dinge in einer Woche um 10000 
Frs. erhöhen, fo verbrauden fie in verjelben Zeit Bopenerzeugniffe von gleihem Werth, ver: 
mindern alfo den Volksreichthum um ebenfo viel, als jie ihn fleigern. Ganz anders verhält es 
fih mit der Bobenarbeit. Denn Diele erfegt nicht nur alle Aufwendungen, fondern gewährt 
nod einen Überſchuß, der den mitwirfenden Naturfräften verdankt wird. Was der Boden bei 
der Bearbeitung überhaupt liefert, iſt ver Nobertrag. Bon dem jährlichen rohen Ertrage des 
Bodens jind die Gulturfoften (reprises de la culture) in Abzug zu bringen. Diefelben beſtehen 
a) in den jährliden Auslagen (avances annuelles), welche ftetd von neuen gemadt werden 
müflen, in der Ernährung und linterhaltung ber ländlichen Arbeiter und ihrer zum Betrieb der 
Wirthſchaft erforberlichen Thiere; b) in einer Entſchädigung für die Verwendung der urſprüng⸗ 
lichen oder Beſtandauslagen (avances primitives). Die Landwirthſchaft bedarf zu ihren Betrieb 
ber Arbeitethiere, Wagen, Plüge, ſonſtiger Ackergeräthſchaften u. ſ. w. Dieje werden nicht in 
Ginem Jahre verbraucht, aber nach und nad vernugt und müflen deshalb audgebeifert und nad 
einiger Zeit erfegt werben. Der Aderbauer muß deshalb von ihrem Werthbetrage einen gewiſſen 
boben Zins, der ſich mir Rückſicht auf die jährliche Abnutzung beſtimmt, erhalten. Quesnay 
berechnet, daß die primitiven Auslagen etwa fünfmal fo viel betragen als die jährlihen. So⸗ 
wol vie jährlichen als die Beftandauslagen macht ver Landbauer; diefem find alljährlich die 
erſtern voll zu erflatten, während er für die letztern ebenfalls jährlich die angemeflene Entſchä⸗ 
digung empfängt. 

Sind aud dem jährlihen rohen Ertrag die Gulturfoften gezahlt, jo bleibt ein Reſt, den 
Duednay den reinen Ertrag (produit net) nennt, und der mit der fpäter fogenannten Grund⸗ 
vente wefentlih zufammenfällt. Der reine Ertrag gebührt den Grundeigenthümern (proprie- 
taires) ald Entichädigung ſowol für die Hingabe des rundes und Bodens als für die ſogenann⸗ 
ten Örundanslagen (avances foncieres), welche fie felbft und ihre Vorfahren gemacht haben. 
Diefe Grundauslagen beftehen aus denjenigen Ausgaben, welde zu dem Zweck gemacht werben, 
un den Ertrag des Grundes und Bodens zu erhöhen — die Koften der Urbarmahung, Entwäſſe⸗ 
rung, Reinigung, Bodenverbeflerung (Melioration) u. f. w., ferner der Herftellung von Wohn: 
gebäuden für Die Aderbauer, der Ställe für die Thiere, ver Scheunen u. |.w. Rechnet man ben 
Zins der Örundauslagen, der, weil die Gebäude von Zeit zu Zeit ver Reparatur und Ernene: 
rung bedürfen, ziemlich hoch fein muß, von dem Reinertrag ab, fo bleibt wiederum ein Reſt, und 
dies ift der Überfchuß, welchen die Natur ſchenkt, und der ven Volksreichthum vermehrt. 

Hiernach zerfällt die ganze Bevölkerung eines Yandes in drei große Klaffen. Die erfle der: 
jelben beftebt aus den Landwirthen. Sie bilden die hervorbringende Klaſſe (la classe produo- 
tive), denn fie erzeugen nicht nur fo viel al& fie brauchen, fondern auch den Überſchuß über die 
@utturkoften, den Reinertrag. An fie ſchließt fich die Klaffe ver Grundeigenthümer (proprie- 
taires) an, welche im Beilg der Duelle des Reichthums ift und dieſe durd die Grundauslagen 
feit Jahrhunderten genährt Hat und noch fortwährend nährt. Zu den Gigenthünern gehören 
auch die Zehntberedtigten, welche gewifferniaßen Miteigenthünmer des rundes und Bodens 
find, und ber Landeöherr, ver Dbereigenthümer. Den Eigenthümern und den Landbauern 
gegenüber ſteht Die dritte Klaffe, welche alle übrigen Bürger umfaßt, welhem Stande fie auch 
angehören mögen, welcher Beſchäftigung fie fih au widmen. Da dieſe Klaffe, trogdem fle der 
menſchlichen Geſellſchaft nüglich wird, doch den Werth der Dinge nur um fo viel erhöht, als ſie 
verbraudt, produeirt flenicht, muB daher bie unfruchtbare Kaffe (la classe stErile) genannt 
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werden. Nur indem fie ſpart, kann fie zur Vermehrung des Volksvermögens etwas beitragen. 
Die wichtigſte der drei Klaſſen, der deshalb auch der bedeutendſte Einfluß Im Staat gebührt, if 
bie Klaffe der Orundeigenthümer ; fie befigt die Duelle des Reichthums, aus der die übrigen ig 


nähren, ſollte deshalb auch ein gewiſſes Schirmrecht über die beiden andern ausüben und if be: 


rechtigt, fie zu vertreten. 


Soll vie Staatswirthſchaft, fo wird fortgefahren, richtig und vernünftig eingerichtet werden, 


fo muß davon ausgegangen werben, daß die Landwirthſchaft In jener Weile zu begünftigen if. 
Zu diefem Zweck müſſen zunächſt alle Laften und Beichränfungen, melde vie Landwirthſchaft 
behindern und ihre Entwidelung hemmen, befeitigt werden ; namentlih muß berfelben aud in 
Hinfiht auf den Abfag die volifte Freiheit zugeftanden werben, damit fie für ihre Producte fe 
die hoͤchſten Preife erzielen kann. Je höher die Preiſe ver Bodenproducte fleigen, je größer der 
Reinertrag ausfällt, deſto mehr werden die Grundbeſitzer geneigt fein, Grundauslagen zu ma: 
hen, welche für die Zukunft die Vermehrung des Roh: und damit auch des Neinertrags fidher: 
ftellen. Aber aud Handel und Inpuftrie müflen von allen Hemmniſſen und Laſten befreiı 
fein; man muß alles frei thun und gefcheben laflen (laissez faire et laissez passer!); bie Gon- 
currenz muß überall eintreten und unbehindert wirken Eönnen — denn das hat ſchließlich die 
Folge, daß alle Bürger ihre Berürfniffe billig zu befriedigen vermögen, daß die Audlagen, 
melde Landbauer und Eigenthümer zu machen haben, weniger Eoftjpielig ausfallen, daß daher 
ber Reinertrag des Grundes und Bodens und mit ihn das Bolfövermögen fleigt. Iſt das abrı 
der Fall, fo verbeflert fich die Lage ded ganzen Volks und empfängt auch der Arbeiter, ber freilid 
feine Lebensbedürfniſſe, weil den Landproducten ein weiterer Markt gedffnet wird, tbeuere 
bezahlen muß, höhern Lohn. 





Bon allgemeiner Wichtigkeit fowol ald auch namentlich von fpecieller Bedeutung für Zranf: 


reich waren die Anlichten der Phnflofraten über die Steuern, Bon ber unfrudtbaren Klafl, 
fagten fie, kann man feine Steuern und Abgaben fordern; fle producirt nichts und kann beöhalb 


auch nichts abgeben. Nimmt man ihr dennoch einen Theil ihres Verdienſtes, fo ift fie gemötbigt, 


fi) denfelben durch Steigerung der Preije ihrer Arbeiten von den Landbauern und ben Gigen: 
thümern mit einem Aufichlag erftatten zu laflen. Auch die Einnahmen des Landbauerd dari 
man nit befteuern; fie find nur Grflattungen ver jährlichen und Entſchädigungen für bie primi⸗ 
tiven Auslagen. Sollen die Landbauer hiervon etwas abgeben, jo ſehen fie fih außer Stande, 
ausreichend für die Fünftige Ernte zu forgen; fie laffen infolge deſſen die Gultur des Bodens 
leiden, ziehen vom platten Lande in die Stäbte und werfen ſich auf die Induſtrie. Beſteuerbar 
ift überhaupt nur der Überſchuß, der fich bei der Production ergibt, der Neinertvag, der dem 
Brundeigenthümer gehört. Ex allein"darf daher durch den Staat brlaflet werden. Es joll 
deshalb eine einzige Örundfteuer (l'impot unique) eingeführt werben, die ſich auch dadurch recht⸗ 
fertigt, daß die Steuern der ſterilen Klaffe und der Landbauer ſchließlich noch auf die Cigenthümer 
zurücdfallen müffen. Dieſe Grunpfteuer muß indeß mäßig fein und darf nie fo groß außfallen, 
daß die Eigenthümer durch fie die Luft und die Mittel verlieren, fih für die Bodencultur zu 
intereffiren, weil fonft das Kapital fih vom Ackerbau zurüdzieht und ver Inbuftrie zumendet 
und infolge deffen an die Stelle ver Ader öde Stätten und wüfle Ländereien treten. 2) 

Im allgemeinen fpielt im Syſtem Quesnay's und feiner Schüler die Natur, die ja auch ben 
Ausgangdpunft bildet, die Hauptrolle; es handelte fich vor allen Dingen darum, die natürlide 
Ordnung der Dinge (lordre naturel) herzuftellen ober richtiger: fich felbft zur Geltung bringen 
zu laffen. Deshalb nannten fie ihr Syſtem nad dem Vorgange Dupont's von Nemourd dad 


2) In feinem Tableau &conomique ftellte Quesnay eine Berechnung auf, wie ſich bie Bodenpro⸗ 
bucte nach feiner Anficht vertheilen. Diefe lautet: In einem Lande werben in einem Jahre an Stopen 
gewonnen für 5000 Mill., davon empfangen die Lanpwirthe 3000 Mill. (nämlich 2000 Mill. als Eria 
für die jährlichen Auslagen und 1000 Mill. als Enıfhädigung für die primitiven Auslagen). Der Re 
von 2000 Mill. fällt den Grundeigenthümern zu. Nun bedürfen indeß fowol bie Landwirte als bie 
Gigenthümer der Dienfte und Arbeiten der ſterilen Klafle (Handwerfer, Kaufleute, Gelehrte u. ſ. m.) 
und geben berfelben je für 1000 Mill. ab, ſodaß diefe 2000 Mill. empfängt. Bon den ganzen 5000 Bill 
confumiren mithin die Landwirthe 2000 Mill., die Eigentgümer 1000 Mill., die fterile Klafie 2000 Bil 
(nämlich an Nahrungsmitteln 1000 Milt., an zu verarbeitenden Stoffen 1000 Mill.). Die Steuer wırt 
von den 2000 Mill. der Eigenthümer erhoben, denn ſowol vie flerile Klaſſe ale die Landwirthe fönnen 
von ihrem Quantum nichts entbehren und müßten ſich doch bei den @rundeigenthümern ſchadlos halten, 
was nur unnüge Koften und Schwierigfeiten verurfachen würde. Übrigens haben die meiften Phyfio⸗ 
Fr bald eingefehen, daß ihr impöt unique, impöt non destructeur in ber Praris nicht durch: 

ührbar ift. 


| 
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Syſtem der Phyſiokratie (Naturherrſchaft), das phyſiokratiſche. Außerdem bezeichnete man es 
weſentlich mit Rückſicht auf die Schriften Quesnay's, das „Tableau &conomique und die ma- 
ximes generales du gouvernement &conomique”, als das dfonomiftifche. Gleich bei feinem 
öffentlichen Auftreten (1758) erregte Quesnay die größte Aufmerkſamkeit; Ludwig XV. foll die 
eriten Bogen des Erſtlingswerks eigenhändig aus der Preſſe genommen haben. Tüchtige und 
gewandte Federn vertheidigten und erläuterten Quesnay's Lehren; zu feinen Schülern gehörten 
Mercier de la Riviere, Dupont de Nemours, Letrosne, de Gournay, Baudeau, fein früherer 
Gegner, Mirabeau der Vater, der „älteſte Sohn der Lehre‘ genannt, und namentlich Turgoͤt, der 
jpätere Finanzminifter Frankreichs, ver zwar über dad Syſtem hinausging, aber dod an den 
Grundgedanken der phyſiokratiſchen Schule fefthielt. Auch in Deutichland, wo der Aderbau 
ſtets im höchften Anſehen geftanden hat, und in der Schweiz fand Quesnay zahlreiche Anhänger, 
von denen Schlettwein, Karl Friedrich Marfgraf von Baden, der jogar bie einzige Grundfteuer 
einzuführen verfuchte, Ifelin, Mauvillon, Springer u. a. größere und Eleinere Schriften für da 
phyſiokratiſche Syſtem veroͤffentlichten. Indeß zeigten ſich zugleich beachtenswerthe Gegner, von 
denen hier nur de Mably, de Forbonnais, Pinto, Will, von Pfeiffer genannt fein mögen. 

Ohne Zweifel iſt das phyſiokratiſche Syſtem einfeitig und find die Sätze, aus denen es ab- 
geleitet worden iſt, entweder falfch oder unrichtig aufgefaßt oder zu falfchen Kolgerungen benugt; 
nichtsdeſtoweniger wird niemand feine große Bedeutung für die Periode, in welcher ed auftauchte, 
und für die Volkswirthſchaftolehre verfennen können. Gegen bad Mercantilfgften, das es befei- 
tigte, war das phyfiofratifche Syflem ein großer Fortſchritt. Das Mercantilfoften baſirte auf 
einem verbängnißvollen Grundirrthum und Eonnte deshalb nur nachtheilig wirken; außerdem 
berußte es nit auf gründliden Borfhungen, die e8 nicht einmal zuließ, und waren feine 
Lehren nicht methodiſch zufammengeftellt und in ihrem Verhältniß zueinander geprüft und be: 
richtigt worden. In beiden Hinſichten nahm das phyfiofratifhe Syflem eine weit günftigere 
Stellung ein. Es entdeckte zwar noch nicht, daß die dur den Grund und Boden und dad 
Kapital unterflügte Arbeit Die Duelle des Volksvermögens fei, aber ed erkannte doch die Be: 
deutung des rundes und Bodens und der kindlichen Arbeit, vie es freilich zu fehr in den 
Vordergrund hob, und bahnte damit ven fernern Fortichritt an. Diefen förderte e8 ferner 
dadurch, daß ed gründliche Forſchungen anregte, dad Dafein und Wirken der natürliden Ge⸗ 
jege in der Güterwelt, welche fortwährend und überall in Wirkfantkeit find, anerkannte und 
zu ihrer Feſtſtellung aufforderte und überhaupt zuerft die Volkswirthſchaftslehre als Willen: 
haft, mit der man fi ernftlih und allgemein zu beihäftigen habe, hinſtellte. 

Ferner verdankte pas Mercantilſyſtem fein Entſtehen dem Beftreben, die Staatskaſſen beſſer 
und reichlicher als bisher zu füllen, und warb weſentlich auch nur in dieſer Richtung fortent: 
widelt. Was war natürlicher, als daß ed den urfprünglichen Zweck ſtets feft im Auge behielt? 
Wenn ed galt, eine günftige Handelsbilanz zu erzielen, jo blieben alle Intereffen der einzelnen 
Staatöbürger fofort unberüdjichtigt ; ob fie litten oder nicht, war gleichgültig, ſobald das ver: 
meintlihe Wohl des Ganzen in Frage kam und es fih um Vermehrung des Volksvermoͤgens, 
d. h. der Steuerquelle, handelte. Mochte doch ver Arbeiter, deſſen Lohn durch polizeiliche Maß⸗ 
regeln herabgedrückt werden follte, varben, wenn dadurch der Abfag der Inpuftrieproducte auf 
den auswärtigen Märkten gefteigert werben konnte; mochte ver Aderbauer leiden, ſobald nur im 
Interefje der gewerblichen Broduction die Lebensmittelpreife niedrig blieben! Weil dad Inter: 
efle des Staats, und zwar des abfolutiftifchen, überall in den Vordergrund trat, fo war es ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß die Negierung überall einſchritt; fortwährend hatte fie zu regeln und zu maß: 
vegeln, und nirgends war bie freie Bewegung, weil fie zu andern ald den erftrebten Zielen führen 
fonnte, zuläfiig. Aderbau, Gewerbthätigfeit, Handel, Speculation, Ein- und Ausfuhr, Stoff: 
preife und Arbeitslohn; Luxus und Sparfamfeit fanden unter ängftliher Gontrole und follten 
nur die ihnen von oben herab bezeichneten Richtungen einfhlagen. In Hinſicht auf die Steuern 
warnte man fogar davor, die Staatöbürger zu wenig zu belaften. Dem allen trat das phyſio⸗ 
fratiihe Syſtem mit Entfchiedenheit und direct entgegen. Es wollte zwar auch den Volkswohl⸗ 
Rand entwideln, aber nicht im Interefle der Staatskaſſe, welcher ed nur eine mäßige Steuer 
zugefland, fondern der Staatsbürger, freilich unter Begünſtigung einer Klaffe, die e8 ald die 
wichtigfte und vorzugsmeife berechtigte anſah. Auf dem Boben feiner Zeit ftehend, befümpfte 
es den Abſolutismus auf dem wirtbfchaftlichen Felde, erklärte ſich gegen die ſtaatliche Omni⸗ 
potenz und die Cinmiſchung ver Negierung und vertheivigte die Freiheit des Individuums auf 
Öfonomifhen Gebiet. Den willfürlic gemachten, erfünftelten volkswirthſchaftlichen Zuſtänden 
Staats-Lexikon. XI. 31 
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‚gegenüber forderte es bie Herſtellung der natürlichen Ordnung, bie ſich aus der Natur der Dinge 
felbſt entwickeln ſollte; mit fefter Hand und kühnem Wort griffen feine Bertheibiger alle Schran: 
fen und Hinderniffe an, welche die Production und den Verkehr in ihrer Entwidelung hinderten, 
ganze Klaffen und die Individuen in ihrer freien Bewegung beengten. Als treue Buntes: 
genoffen ftanden fle dabei ven Schriftftellern zur Seite, welche auf religiöfem und politiihen 
Gebiet die alten, abgeftorbenen Syſteme und Marimen, vie ſchädlichen Vorurtheile bekämpften 
Daß ſie hier und da zu weit gingen, daß fie ferner den Glauben an Ihre Lehre, deren Eviden; 
ihrer Meinung nad unzweifelhaft war, ftatt durch Überzeugung zu erzielen, zu forbern ver. 
fuchten, daß einzelne Phyſiokraten fih von den Völkern abwandten und das Heil bei den Fürſten 
und dem aufgeflärten Deöpotismus fuchten, ift Freilich wahr; das ändert indeß an der Beden 
tung und den Werth des Syſtems nichts und kann die Thatfache, daß das phyſiokratiſche Soſten 
den dortſchritt auf wirthſchaftlichem Felde mächtig förberte, nicht befeitigen. 

Kaum ein Jahrzehnt hatte das phyſiokratiſche Syſtem beftanden, ald es bereit feinen Nah 
folger entftehen fah, das fogenannte Induſtrieſyſtem, welches wir dem großen ſchottiſchen Ge: 
lehrten Adam Smith (geb. 1723) verdanken. Wie Quesnay's Vater Landwirth, war Smith‘; 
Vater Zollbeamter, ſtarb aber freilich jo früh, daß fein Beruf auf den Sohn ſchwerlich einzu 
wirken vermochte. Auf einer Reife nad Frankreich und der Schweiz lernte Smith Duednar 
und feine Anhänger fennen und interejfirte ſich für die Lehre fo fehr, daß er ſich fogar br 
Dueönay felbft einige Zeit aufgehalten haben fol. Aber mit ſcharfem Blick erkannte er aus 
fofort, rote die Wahrheiten, die fie bot, fo auch die Irrthümer, die fie verbreitete, und nauent 
lich entging e8 ihm nicht, daß die Grundlage des ganzen Syſtems unhaltbar, hohl fei. Die 
Frucht der Stubien, die fid daran anfnüpften, war fein berühmtes Buch Über die Natur un 
die Urſachen des Reichthums der Nationen, mit dem er daß jegt noch fortbeftehende volkswirth⸗ 
ſchaftliche Syſtem begründete und ſchließlich das phyſiokratiſche, dad ſich noch einige Zeit zu Halten 
mußte, erfegte. B 

Die Literatur des phyſiokratiſchen Syſtems forwie das Verzeihniß ber wichtigſten Schriften, 
melde über daſſelbe erſchienen find, finden fi bei Rau, „Brundfäge der Voikswirthſchafr 
Blanqui, „Histoire de Teconomie politique en Europe”, Steinlein, Biangini u.a. Pie 
wichtigſten Schriften der Phyſiokraten find: Quesnay, „Tableau &conomique” (Berfailles 
1758); verfelbe, „Maximes generales du gouvernement économique““ (Berfailles 1758): 
Xurgot, „Recherches sur la nature et l'origine des richesses” (Paris 1774); derſelbe, 
„Röflexions sur la formation et la distribution des richesses” (Paris 1784); Mirabrau 
(Qater) „L’ami des hommes ou traite de la pöpulation’’ (Avignon 1756); Derfelbe, „Theorie 
de !impöt“ (Paris 1760) ; Derfelbe, „Philosophie rurale‘ (Anftervam 1763); ve Gournas, 
„Essai sur l’esprit de la lögislation favorable ä l'agrieulture” (Paris 1766); Mercier de fa 
Riviere, „L’ordre naturel et essentiel des societ6s politiques” (Paris 1767); Dupont (tr 
Nemoure), „Physiocratie ou constitution naturelle du gouvernement le plus avantageu\ 
au genre humain‘ (Yvervon 1768); (N. Baubeau) „De lorigine et des progres d'une 
science nouvelle” (London und Paris 1768); (Karl Friedrich, Markgraf von Baden) „Abregr 
des principes de l’&conomie politique” (Karlöruhe 1772); Zfelin, „Werfud) über Die geiell 
ſchaftliche Ordnung“ (Bafel 1772); Derfelbe, „Iräumeeines Menſchenfreundes“ (Bafel 1776) 
Mauvillon, „Sammlung von Auffägen über Gegenſtände aus der Staatskunſt“ (Reipzig 1776) 
derfelbe, „Phyſiokratiſche Briefe an Dohm“ (Braunſchwnig 1780); Schlettwein, „Les moyens 
d’arräter la misere publique” (Karlöruhe 1772); Derfelbe, „Die wichtigſte Angelegenheit für 
das ganze Publikum“ (Karlsruhe 1772); Springer, „Über das phyNofratife Suiten“ 
(Nürnberg 1781); Garnier, „Abrégé elementaire des prineipes de l’&conomie politique" 
(Varis 1796); Re prince de G. (Galyzin), „De esprit des &conomistes”" (Braunſchweig 
1796); Krug, „Abriß der Staatsöfonomie” (Berlin 1807); Schmalz, „Encyklopädie der 
Kameralwiſſenſchaften“ (Berlin 1796); „Handbuch der Staatswirthſchaft“ (Berlin 1818) 
„Staatswirthſchaftélehre (Berlin 1818); Duters, „Philosophie de l’&conomie politique“ 
(Paris 1838); Joufftoy, „Catöchisme de l'&conomie politique” (Xeipzig und Paris 1844). 
Die ältern franzöſiſchen Vhnflokraten find zufammengeftelft in dem Sammelwerk von Daire, 
„Collection des &conomistes’ (Paris). Dort finden fid unter andern noch Quesnau, „Dia- 
logues sur le commerce et les travaux des artisans”; Baubrau, „Explication du tableau 
economique”. Außerdem von dem Herausgeber Daire: „Notices sur la vie et les Ira- 
vaux de Quesnay, de Turgot etc.” Einzelne phyſlokratiſche Lehren vertheidigten endlich 
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die Italiener Beccaria („Elementi di economia publica”) und Filangieri („Della legis- 
lazione”’). 9. Runge. 

ietiömnd, ſ. Obfeurantismus. | 

itt, f. For und Pitt. 

lacet. Das Placet Hatte feine Stellung in demjenigen Syſtem des Verhältnifles von 
Staat und Kirche, welches in ver legten Hälfte des 17. Jahrhunderts namentlid in Frankreich 
unter Ludwig XIV. fi) ausbildete, dann während des ganzen 18. und während der erften Hälfte 
des 19. Jahrhunderts faſt in allen europäischen Ländern in anerkannter Geltung gemefen ift. 
Daſſelbe beſteht wefentlich in einem fehr weitreichenden Majeftätsrecht des Staats über vie Kirche, 
einer ausgedehnten Kirchenhoheit, in der namentlich auch ein jus cavendi, ne quid detrimenti 
respublica capiat enthalten war. Zu dem umfaflenden Syſtem von prophylaktiſchen Maß- 
vegein, die demgemäß flaatöfeitig gegenüber ver Kirchengewalt genommen wurden, gehört auch 
die Vorſchrift, pie kirchlichen Verordnungen vor deren Befanntmahung und BVollziehung ber 
Staatögewalt zur Einfiht vorzulegen und von deren Genehmigung die Vollſtreckbarkeit ab- 
hängig zu machen. !) Dies Placet over Erequatur, welches übrigens in einzelnen Anwendungen 
ſchon im Mittelalter vorgekommen iſt, findet fih dann in einer doppelten Ausdehnung, indem 
entweder ohne allen Unterſchied zwiſchen dogmatiſchen und vißciplinären Erlaflen die formelle 
und materielle Prüfung der Staatöregierung in gleicher Weiſe anheimgegeben wird, wie nach 
dem Edict für Die Staaten der oberrheinifchen Kirchenprovinz, dem hannoveriſchen Staatd- 
grundgejege von 1833, den Berfaffungdurfunden für Würtemberg und Großherzogthum 
Heſſen, während dagegen nad einer andern Auffaflung zwiſchen ven dogmatiſchen und ander- 
weiten Erlaſſen infofern ein Unterſchied gemacht wird, daß Hinfichtlich der erftern nur unterfucht 
werben fol, ob fie wirklich rein dogmatiſchen Inhalts find, in welchem Falle dann eine weitere 
materielle Prüfung nicht ſtattfindet; fo nach dem Preußiſchen Landrecht, der kurheſſiſchen Ver- 
fafjung von 1831, nach dem hannoverifchen Landesverfaſſungsgeſetze von 1840. 

Die feit 1848 flärfer hervorgetretenen Beftrebungen, der Kirche eine freiere Bewegung 
gegenüber der Staatögemwalt zu verfchaffen, find denn namentlich auch gegen das Placet gerichtet 
geweſen. So erlären die in Würzburg verfammelten Biſchöͤfe am Schluffe ihrer berühmten 
Denkſchrift vom 14.Nov. 1848, daß „fie jene Art eines die felbfländige und freie Verkündigung 
geiftliher Erlaffe hemmenden Placets als wefentlihe Verlegung des unveräußerlihen Nechts 
ber Kirche, jede mißtrauifche Überwachung des Verkehrs zwifchen Hirt und Heerde als dem 
deutſchen Charakter, deſſen Treue ſprichwoͤrtlich iſt, widerſtrebend und mit dem Bollgenuffe 
wahrer Freiheit unvereinbar erkennen und erklären“. Es iſt dann auch wirklich im Art. 16 der 
preußiſchen Verfaffungdurfunde vom 31. San. 1850 ausgeſprochen, „daß die Bekanntmachung 
Eirhliher Anordnungen nur denjenigen Beihränfungen unterworfen fei, welchen alle übrigen 
Berdffentlihungen unterliegen‘; und die Erläuterungen bed Minifterd von Ladenberg zum 
Art. 16 der Verfaſſungsurkunde bemerken in dieſer Beziehung, „daß die präventive Polizei: 
maßregel des fogenannten Placets ſtets nur Anlaß zu unerwünſchten Streitigfeiten geweſen fei, 
ohne den beabſichtigten Erfolg zu erreihen”. Ebenſo war in ÖOfterreich bereits bei Belegenheit 
der Emanripation der fatholifchen Kirche im Jahre 1850 durch den $. 2 der Faiferlichen Ber: 
ordnung vom 18. April 1850 das Placet aufgehoben, und dad wurde wiederholt ausgeſprochen 
in Art. 2 und 3 des Concordats. Dagegen haben die gleichen Beftrebungen in den Staaten der 
oberrheinifchen Kirchenprovinz keineswegs zu einer Abſchaffung des Placets geführt; es iſt 
namentlich in dem badiſchen Geſetze über die Regelung der kirchlichen Verhältniſſe vom 9. Oct. 
1860 $. 15 ausdrücklich gefagt: „Keine Verordnung der Kirche, welche in bürgerliche und 
ſtaatsbũrgerliche Verhältniffe eingreift, kann rechtliche Geltung in Anfprud nehmen oder in 
Bollzug gefeßt werben, bevor fie Genehmigung des Staats erhalten hat. Alle kirchlichen Ber: 
ordnungen müflen gleichzeitig mit der Berfündigung der Staatöregierung mitgetheilt werben.” 2) 
Ebenſo wenig Erfolg hatten die Beftrebungen ber batrifchen Bifchöfe, Inden dort im Wiper- 
fprud mit dem Goncorbat die Verfaffungsurfunde und das Edict am Placet fefthalten und die 
Entſchließung vom 8. April 1852 nur fo weit auf die bifchöflicden Wünfche eingegangen iſt, ale 
für die biſchoͤflichen Ablaß⸗ und Subiläumsverfündigungen das Placet im voraus ertheilt wurde. 


1) Ban Gspen, De placito regio (Op. IV, 182—242). @aurent, Van Espen, Etude histo- 
rique sur l’6glise et l’Etat en Belgique (Brüffel 1860), S. 75—106. 
2) Vgl. darüber Jolly, Die badifchen Gefepentwürfe, S. 10 fg. 91° 


484 Platon und die Platonifche Republik 


Wenn nun allerdings zugegeben werden mag, daß die Aufhebung einer folden Präventiv⸗ 
maßregel nach den gegenwärtig in ven betreffenden Staaten miaßgebenden Grundanſchauungen 
über dad Verhältniß von Staat und Kirche theoretiſch durchaus folgerichtig geweſen ift, fo wir 
man doch andererfeitö ſchwere Bedenken darüber, ob gegenüber etwaigen Angriffen der Kirche 
gegen ven Staat in bloßen Repreſſivmaßregeln unter allen Umſtänden ein genügender Schug 
liege, nicht unterbrüden Eönnen. Es ift ein Verſuch, über deſſen Durhführbarkeit erſt die Gr- 
fahrung zu entfcheiden hat. ®) Ernft Meier. 

Platon und die Platoniſche Republik, P.'s Leben fiel in eine Zeit, in welcher 
Athen den Höchften Gipfel feiner politifhen Macht und feines äfthetifhen Glanzes ſchon ührr- 
fhritten hatte. Er felbft war 427 geboren und flammte von altberähmten Geſchlechtern ab, 
denn fein Vater war ein Kodride, feine Mutter eine Solonivin. Seine Erziehung war eine 
ebenfo vieljeitige als forgfältige. Sofrated wurde fein Lehrer in der Philofophie, und unter 
feinen Schülern wurbe er derjenige, der jie aud dem Zuſtande gelegentliger Erdrterungen einer 
eriftifhen Caſuiſtik zur wiffenjchaftlihen Totalität erhob und das ethiſche Element, welches So: 
krates vorzüglich gepflegt hatte, aus der Engheit einer nur moraliſirenden Auffaffung zur Weite 
eines politiihen Ideals befreite. Man nehme einmal die Platonifchen Dialoge aus der Gultur: 
geihichte fort und frage ih, 0b Sokrates andy ohne fie zu der mächtigen Geſtalt geworben wäre, 
zu welcher er durch fie herangewachſen ifl. 

Es kann hier nicht unfer Zweck fein, die Platoniſche Philofophie in ihrer ganzen Ausdeh— 
nung zu verfolgen, denn wir haben es hier nur mit ihrer praftifchen Seite zu thun. Wir ab: 
ftrahiren auch von der Gefchichte ihrer Bildung, die in der neuern Zeit feit Hermann's linter: 
jugungen zu fo tief eingehenden Stubien über die hronologifhe Folge der von P. Hinter. 
laffenen Schriften geführt Hat, und beſchränken uns auf die Bemerkung, daß feine Staats 
philoſophie als die gereiftefte Frucht feiner Speculation anzufehen ift, deren Vollendung ihn bis 
ins höchſte Alter hin befchäftigt. 

P.'s Bhilofophie überhaupt beruhte auf dem Begriff der Idee, d. h. des an und für ih 
Allgemeinen. In der Dialeftil wurde diefer Begriff von ihm ſowol logifch als ontologiſch vor: 
getragen. Die Naturphilofophie, welche Sofrates vernadläffigt hatte, führte er nach Pytba: 
goräiihen Örundlagen aus, indem er bier an bie Stelle des Logiſchen das Arithmetiſche und 
Stereometrifche treten ließ. Die Philofophie des Geiſtes war diejenige, in: welcher er fi am 
eigenthümlichften zeigte, denn hier mar noch bis auf ihn Hin wenig gefchehen. Er fonderte die 
verſchiedenen Stufen der Erkenntniß: die Richtigkeit der ſinnlichen Gewißheit, die Wahrſchein⸗ 
lichkeit des reflectirenden Verſtandes, die Wahrheit ver Vernunft. Er flellte das Verhältniß des 
Dentend zum Wollen feft, daß der Begriff des Guten der Thätigfeit ded Handelns als bewegente 
Urfache vorangehen müfle. Er bewies die Unfterblichkeit der Seele aus ihrer Präexiſtenz 
Er erhob ji über den afthetifchen Polytheismus feiner Nation zu einem ethiſchen Theismus. 
Er entwarf dad Ideal eines volllommenen Staatd, wie er fein müßte, um den Begriff der 
Gerechtigkeit zu entſprechen. 

Wie ſehr dies Problem ihn beſchäftigt hat, erſehen wir nicht nur aus den und noch erhal- 
tenen Dialogen, die es behandeln, ſondern auch aus ſeinem Leben, denn wiederholt verſuchte er 
auch eine praktiſche Loͤſung deſſelben. In Athen war kein Boden mehr für eine ſolche, weshalb 
er ſich nach außen wandte. Er war auf ſeinen Reiſen mit Dion, dem Schwager des ſyrakuſiſchen 
Tyrannen Dionyſtos, bekannt geworden. Dion begeiſterte ſich für P.'s Anſichten und bewog 
ihn, auch den Dionyſios dafür zu gewinnen. P. ging darauf ein, beleidigte aber den 
Tyrannen durch feine Freimüthigkeit, weshalb feine Freunde ihn auf ein ſpartaniſches Schiff 
flüchteten, deſſen Befehlshaber Pollis ihn jedoch in Agina an Annikeris von Cyrene verkaufte. 
Dion brachte mit einigen andern das Löſegeld für ihn auf, das Annikeris aber nicht annahm, 
ſondern dafür einen Garten in Athen kaufte, welchen er dem von ihm freigelaſſenen P. 
ſchenkte. Dieſer Garten, in welchem ein Grab des Heros Akademos, gab der Akademie den Namen, 
denn hier war es, wo P. fortan lehrte. Nach dem Tode des ältern Dionyſios erwachte in 
Dion die Hoffnung von neuem, durch P. auf den jüngern Dionyſios einzuwirken. In der 
That kam P. auch 367 wieder nach Sicilien, allein Dionyſios wurde gegen ihn durch den 
Hiſtoriographen Philiſtos eingenommen, ſodaß die Plane zur Reform des ſyrakuſiſchen Staato 


3) Für Beibehaltung bes Placets haben ſich neuerdings Laurent, a. a. O., S. 100- 127, und X. 
von Mohl, Über das Verhältnig des Staats zur Kirche (Staatsrecht, Völferrecht und Politik, I, 27218.), 
ausgelprochen; letzterer aber nur ſchwankend. 
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wieder befeitigt wurden. P. kehrte nad einigen Monaten ohne einen praftifchen Erfolg 
nah Athen zurüd. Der enthuflaftifche Dion glaubte nach einiger Zeit, ale Aſchines fi in 
Sicilten aufpielt, daß Dionyflos fih nunmehr ganz ver Philofophie ergeben habe, und ver- 
mochte den fhon hochbetagten P. 361 zu einer dritten Reiſe nah Syrafus, die jedoch 
ebenso refultatlos als die frühern ausfiel. Die Leibwache des Turannen foll fogar fein Leben 
bedroht Haben. Yon nun ab lehrte er ununterbroden In der Akademie bis an feinen Tod 
347 v. Chr. 

Gelangte nun P. auch nicht dazu, einen Staat nach ſeinem Begriff zu verwirklichen, ſo 
erkennen wir doch aus ſeinen Anſtrengungen dafür, wie groß ſein politiſches Intereſſe war. 
Der Ernſt, mit welchem er unter Gefährdung ſeines Lebens ſein Ideal nicht blos als Begriff in 
ſich hegte, ſondern es auch als Realität in das Daſein zu ſetzen bemüht war, zeichnet ihn unter 
den Philoſophen aus. Es verdient dies bemerkt zu werden, weil man mit der Vorſtellung der 
Platoniſchen Ideen gewöhnlich auch die einer falſchen Überfihwenglickeit zu verbinden pflegt, 
welche dem real Möglichen winerfpreche. 

Wenn B. in vielen Dialogen die fophiftifhe Moral als eine unmoralifche befämpfte, 
ſo befand er fi} Hier noch mit der Sofratil in engerm Zufammenbang. Er verwarf den Eudä- 
monismus, weil er nur auf fubjectiven, relativen, zufälligen Motiven beruht und des feflen 
Maßes eines ſich gleichbleibenden abfoluten Zwecks entbehrt. In feinen politiſchen Dialogen 
aber, im Bolitifoß, in der Politie und in den Nomen, entwidelte er feine Gedanken von der poli- 
tifchen Verwirklichung des Buten. 

Der Dialog Politifoß, der ven Begriff des Staatsmanns auseinanderfegt, fucht zunächſt hie 
Analogie auf, die zwiſchen dem, der im Staat befiehlt, und zwiſchen ähnlichen Situationen, 
3.8. der des Hirten, eriftirt. Der Staatsmann bat e8 mit der Zucht der Volksgemeinde zu thun. 
Redekunſt, Rechtswiſſenſchaft und Kriegskunft ind nur Hülfsthätigkeiten für ihn, denn er muß 
immer mit dem Ganzen jich befchäftigen und, als ein Eöniglicher Menſch, die Einheit deſſelben 
perfönlic in fih tragen. Die Gefepe nänılich find zwar unvermeidlich, um den Menſchen, deren 
Seele feine koͤnigliche iſt wir würden heute fagen, Die nicht geborene Ariftofraten find, — 
das Map ihres Handelns vorzufchreiben, allein das Geſetz zieht eine Schranke auch gegen dad 
Beflere, welches moͤglich wäre und doc nicht geſchehen darf, weil es dem einmal anerkannten 
Geſetze, dem alle im Staate zum Gehorfam verpflichtet find, winerfprechen oder wenigftend ihm 
nicht entfprechen würbe. Die Geſetze find perfectibel, aber dad poſitive, gerade hier und jegt 
geltende Geſetz enthält immer nur eine gewiſſe Vollkommenheit, eine Grenze für den Willen. 
Der Eöniglihe Herrſcher muß deshalb Über diefe Grenze hinausgehen, die Bebürftigfeit des 
beſtehenden Geſetzes ergänzen und feinen Conflict mit der beffern Möglichkeit aufheben dürfen. 
Die volllommenfte Berfaflung ift daher die an Geſetze gebundene Monarchie, in welder der 
Monarch die Mängel des Buchflabens der beſtehenden Geſetze beſtändig aufzuheben und das 
Beflere an die Stelle des weniger Guten zu fegen vermag. Wenn freilich die Monarchie nicht 
an Gefege gebunden, wenn ihr Herrſcher nicht ein gerechter, philoſophiſch gebildeter Mann ift, 
fondern na Willfür und Laune handelt, fo ift fie als Tyrannei die fhlechtefte und drückendſte 
aller Verfaſſungen. Zwiſchen den Extremen der durch Geſetze beflimmten Monarchie und ber 
nah Willkür fchaltenden Tyrannei liegen die uͤbrigen Formen der Staatöverfaflung, die Ari: 
ftofratie und die Demokratie. In jener herrſchen einige, in diefer alle. Die wahre Ariftofratie 
ift diejenige, in welcher die beſten Männer durch ihre perfönliche Autorität herrſchen; bie fhlechte, 
in welcher einige durch das übergewicht ihres Vermögens die Übrigen ald die ärmern in 
Abhängigkeit von fi} halten. Und fo iſt auch pie Demokratie entweder eine ſolche, in welder alle 
nach Geſetzen herrfchen, welche das Volk ſich felbft gibt, oder eine ſolche, in welcher alle geſetzlos 
ihren Leldenfchaften folgen. Diefe Ochlofratie endigt immer in Tyrannei, weil bie Anardie des 
Poͤbels das Bedürfniß einer feſten Ordnung und Gewalt aufpringt. 

Stellt diefer Dialog das Ideal des wahren, d. h. nah P., des philoſophiſch gebildeten 
Staatdmanns auf, fo gibt die Politie dad Bild des wahrhaften Staats. Dieſe Schrift wird 
gewöhnlich unter dem Namen der Platoniſchen Republik citirt, und man pflegt fi darunter ein 
Marimun republifantfcher Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit vorzuftellen, deffen Erhaben⸗ 
heit feiner Verwirklichung entgegenftehe. Nichts ift falfcher, denn dieſer Platoniſche Staat iſt 
ein ariftofwatifcher, in welchem die Landbauer und Handwerker von aller Theilnahme an dem 
politiſchen Handeln ausgeſchloſſen jind. Der Form nach ift dieſe Schrift ein Meiſterſtück, weil 
fe Schritt vor Schritt eine Stadt, Die zugleich der Staat, vor und aufbaut. P. beginnt mit 
einer Kritik dev entgegengefegten Anſichten über den Staat, ob er eine Herrſchaft ber von Natur 
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Stärfern über die Schwächern, oder die Herrſchaft eines Geſetzes, welches die Schwächern vor 
der Ungerehtigfeit dev Stärfern fügen fol. Die Aufgabe des wahren Staats fei daher bie 
Verwirklichung dev Gerechtigkeit, die als vollfomnen nicht durch bloße Befege, fondern nur 
durch philofophifch gebildete Menfchen erreicht werben Fann. Wie dies möglid, ſucht P. in 
der Organifation eines abfoluten Staats zu zeigen. 

Der große, an ſich richtige Gedanke, von welchem P. ausgeht, ift der, daß der Gtaat der 
Menſch felber jei. Um alfo den Begriff des wahrhaften Staats zu erkennen, müfle man vie 
Vermögen der Seele unterſcheiden, wie fie nänıli eine begehrende, eine muthige und eine 
denfende fei. Die begehrende habe ihren Sig im Unterleibe, die muthige in der Bruſt, bie 
denfende im Kopf. 

Aus jeder diefer pſychiſchen Functionen entfpringen nah P. fpecififge Tugenden: aus 
ver begehrenden die Ermäßigung der finnlihen Brgierden, aus der muthigen die Tapferkeit, 
aus ber denfenden die Weisheit. Die Tugend der Gerechtigkeit ift feine befondere, vielmehr allen 
als ihre Harmonie gemeinfam. 

Iſt num der Staat nichts anderes ald der Menf im großen, jo müſſen in ihm dieſe Ber: 
mögen und Tugenden ber Seele als feine verſchiedenen Stände erifliren. Das begehrliche Ber: 
mögen erſcheint ald der Nährftand ber Gewerbtreibenden, dad muthige ald der Wehrftand der 
‚Krieger, das denfende ald ver Herrſcherſtand der Philoſophen. 

Diefe Dreitheilung wird aber infofern zur Zmeitheilung, ald der Nährftanb ven beiden 
andern völlig untergeorbnet iſt und ber Herrſcherſtand felbft aus dem Kriegerftande hervorgeht, 
weil man erft mit dem funfzigften Jahre darin eintreten kann, nachdem man Oymnaftik, Ma: 
thematik, Dialektif und Feidherrndienſt ald die ihm bedingenven Stufen durchgemacht. Ter 
Näprftand hat für P. feinen andern Werth, ald für die beiden obern Gtänbe den Unterhalt 
zu beihaffen. Gr verſchwindet deshalb in feiner Darftellung gänzli, und wir fünnen und feine 
Lage nurrelativ verdeutlichen. Krieg und Wiſſenſchaft, das ift die Seele des Platoniſchen Staats. 
Die Krieger und Philoſophen haben feinen Privatbefig, fondern alles, auch die Mahlzeiten 
(Syiitien), ift bei ihnen gemeinfam. Die Ehe, alfo aud) die Familie, exiſtirt nicht, ſondern die 
Männer und Weiber zeugen Kinder in Nächten, In denen die Negierung ihre Zufammenkunft 
anorbnet. Die Kinder werden von Staatöfäugeammen in Staatöziehanftalten gefäugt und auf: 
gezogen. Schwächliche, kränkliche, miögefaltete Kinder werben ausgeſetzt ober in ben Stand der 
Gewerbtreibenden heruntergefegt. Da fein Bamilienleben eriftirt, fo werden die Mädchen ebenfo 
wie die Knaben in der Oymnaftit und in ber Muſik geübt. Im Felde bilden die Weiber bie 
Nachhut. P. hat nichts anderes im Sinn ald Kriegdtüchtigkeit. Sein Staat ift recht eigent: 
lich ein Militärftaat, denn die Philoſophen, die ihn regieren, find ausgebiente Krieger, die alled 
beftimmen, was zur Erhaltung ded Gemeinweſens nothwendig ift. Sie überweifen bie Kinder 
den verſchiedenen Geſchäften, für welche fle ihnen tauglich ſcheinen; fie leiten alle Statt: 
angelegenheiten und widmen fi vor allem, mit einer gewiffen Abkehr von dem äußern Getriebe 
des Lebens, der Betrachtung der Ideen. Da die Erfgeinung an fi ſchon ein Nachbild des 
Urbildes der Ideen, jo ift Die Kunft aus dem Platoniſchen Staat mit Ausnahme der ernflen Lyril 
ausgeſchloſſen. Nicht weniger die Mythologie, fofern fie keinen ethiihen Gehalt hat. Zuleht 
blickt P. über dad Dieffeitd noch in das Jenſeits hinüber, in welchem die Gerechtigkeit fih 
durch Lohn und Strafe vollendet. Er läßt einen Pamphylier, Er, der geſtorben und nach einigen 
Tagen wiedererwacht war, erzählen, waß er in ber Unterwelt geſchaut habe. 

Das ift der Platoniſche Idealſtaat! Wenn aud ver Menſch ihm zu Grunde gelegt worben, 
fo doch nicht die Menſchheit, venn ver Menſch als folder wird in ihm nicht anerfannt. Gr if 
ein Stänbeftaat, deſſen Princip die Sonderung der Stände nad ihren Bunctionen if. Ter 
Gewerbftand, über deſſen Erziehung und Organifation wir, wie ſchon gejagt, ganz im Dunkeln 
gelaffen werben, hat nur eine negative Tugend, dieBefonnenheit, zur Ermäßigung der ſinnlichen 
Begierben zu cultiviren. Er foll nicht dur; Unordnung unbequem werben. Gr dient nur als 
Mittel, denn fein politiſcher Zweck ift nur, ven Kriegern und Philofophen ein Leben zu ermög: 
lichen, dad, von der Sorge für die gemeinen Bebürfniffe befreit, fi zum Studium ber Dialeftit 
auffwingen ann. P. hat die Theilung der Arbeit ald nothwendig erkannt, weil derjenige, 
der ſich nur mit Einer Arbeit ausſchließlich beſchaͤftigt, fie vollfonımener als ein anderer leiſten 
werbe, ber ſich durch Vielthätigkeit zerftreut; allein die Arbeit wird bei ihm von pen Whiloſophen 
vertheilt, welche die Fähigkeit der übrigen bevormunden. Gie bleibt unfrei. Der Platoniſche 
Staat wiverfpricht fi, indem er einerfeitd durch bie pſychiſche Begründung ber Stände die Indi⸗ 
vidnalität anerkennt, andererfeitö dieſelbe dem Staatszweck opfert. 
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P. flellt, wenigftend in dem Kriegerſtande, das Weib dem Mann in der Art gleich, 
daß er von ihrer pſychiſchen Ungleichheit abfirahirt. Das Weib wird damit feinen wahren We: 
fen entfrembet, und der Mann kann nicht zum wirklichen Mann werben, weil ex fein wirkliches 
Weib, fondern ein Mannweib ſich gegenüber hat. 

P. Hob dad Privateigentfum auf. Wenn aber ein ſolches nicht eriftixt, jo bin ich gegen 
das, was ich befiße, unfrei, venn ed gehört nicht mir, fondern dem Staat, von welchem es mir 
nur zur Nußnießung überlaffen wird. Da ver Staat den Gebrauch, welchen die einzelnen von 
dem, was er ihnen zum Beſitz überläßt, machen, beaufjichtigen muß, jo muß er zum Polizeiftaat 
werden. Das Endliche genirt mich unaufhoͤrlich, weil ich nicht fein wirklicher Eigenthümer bin. 
Meine Individualität kann ſich nicht durch eine Sondergeftaltung meines Beſitzes ausprägen, 
vielmehr bin ich im Eſſen, Wohnen, Kleiden u. f. w. der Uniformität der Staatseinrichtung 
unterworfen. 

Mit der Negation der Familie wird dad Urelement aller Geſchichte, vie Liebe des Mannes 
zum Weibe, der Altern zu den Kindern, der Geſchwiſter untereinander, aufgehoben. Eine Ealte 
ſtaatsperſoͤnliche Zeugung und Erziehung tritt an die Stelle des tiefen Affects der harmonischen 
Zuneigung und der Erziehung der Kinder aus Liebe zu ihnen und aus Freude an ihnen. 

Endlich mit der Abhängigkeit ver Beflimmung bed einzelnen zu einem Geſchäft von der 
Wahl der Philofophen ald der Stantäherrfcher hört Die Freiheit des Berufs auf. Der Platonifche 
Staat ift zwar fein Kaftenftaat, weil er vie Familie aufhebt, welche vie Reinheit des Bluts garan⸗ 
tert, aber er ift ein despotifcher Staat, wenn auch Philofophen die Despoten find. 

Man bat in dem Platoniſchen Staat die hoͤchſte Idealiſtrung des Hellenifchen Staats felbft 

gefunden, fofern er den einzelnen dem allgemeinen Zweck des Staatd aufs flrengfte unter- 
ordnet, allein fein griehifcher Staat vernichtete Die Bamilie und den Privatbeſitz, wenn er auch 
die Macht beider beſchränkte. Kein griehijher Staat verbannte die Kunft, wenn er aud die 
fittengefährlichen Ausfchweifungen verfelben, namentlich in der Muſik, überwachte. Der fittliche 
Rigorismus P.'s beraubt feinen Staat des freien Spield der Phantafie und macht ihn 
langweilig. Aud die doriihen Staaten, die man immer als das Mufter der Platoniſchen Ein: 
richtungen anzuführen pflegt, haben in der Kunſt Außerordentliches geleiftet. Mehr als doriſche 
Staatseinrihtungen hat wol der Socialismus der Pythagoräer auf P. eingewirft. Daß er 
auf Hellas Rückſicht genommen, ift nicht zu beftreiten, weil er fagt, daß die Kriege der Hellenen 
untereinander ald Brubderzwifte angefeben, wohingegen die Gefangenen, vie man im Kriege mit 
andern Völkern mache, ald Sklaven verwendet werben follten. In allen Hellenifhen Staaten 
galten Geſetze, im Platoniſchen fehen wir zwar gewifle Einridhtungen gelten, aber von eigent: 
lihen Gefegen und von einer Organifation der Gefeggebung hören wir nichts, jondern alles 
Schöne und Gute machen die Philoſophen als die vollendeten Staatäpädagogen, als die wirf- 
lihen Könige, wie P. fie nennt. Welche Barbareien werden von ihnen mit einer nalven 
Gelaſſenheit angeoronet, die und heutzutage anwinern muß. Wenn z. B. ein Mann über 
55 Jahre mit einer Frau über 40 Jahre noch ein Kind zeugt, fo foll verſucht werben, dafſſelbe 
während der Schwangerfchaft abzutreiben. Mislingt dies aber, jo full das neugeborene behan⸗ 
delt werden, „als ob es keine Ernährung für daſſelbe gäbe! Welch ein Euphemismus für den 
Hungertob! Die Unterrebner des Sokrates finden aber das alles gut und ſchön. 

Daß die Gerechtigkeit im Staat herrfchen foll, iſt ebenfalls durchaus anzuerkennen, aber fle 
beſteht bei P. nicht darin, daß alle dem gleichen Gefeg unterworfen wären; nit darin, daß 
allen die gleiche Möglichkeit der Entwidelung geboten würde, fondern nur in der Ausgleichung 
der verſchiedenen ſtändiſchen Functionen. Die Gewerbtreibenven taugen einmal zu nichts 
Beſſerm ald zur Handarbeit und zur Händlerſchaft und haben feinen Theil an der Verthei- 
digung und Regierung des Staats. Haben fie nicht, ruft P. aus, die Ehre, Ernährer und 
Lohngeber ver Krieger und Philoſophen zu fein? Dürfen fie nicht Hoffen, anſtändig begraben 
zu werden? Anfländig begraben werden — welche Gnade! 

Wenn man daher fo oft von der Unerreichbarkeit des Platoniſchen Staatd in dem Sinne 
geiproden Hat, als ob unfere menſchliche Schwäche und an feiner Realifirung hinderte, fo ift 
dad nur ein Beweis von Mangel an gejunder und unbefangener Kritik, welche fi burd die 
Bewunderung täufcht, die P. felbft feinen Gonftructionen als unübertrefflihen zollt. P.'s 
Staat ift ein Staat ohne Freiheit, ein Staat, in welchem die heiligften Nechte des Menſchen und 
die anziehendſten Thätigkeiten veflelben dem Zweck geopfert werben, einen flarfen Militärftand 
zu erziehen, um die Unabhängigkeit des Staats nach außen zu fihern. Ob dieſe Selbfländigfeit 
durch eine Polyarchie der Philofophen nicht ſehr geführbet ſei, fallt P. nicht ein zu unter: 
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fuchen, denn der Glaube an die Unfehlbarfeit ver Staatöweifen ſteht ihm feſt. In der That war 
unter den doriſchen Staaten das bäuerliche und bäuriſche Sparta mit feinen Heloten, mit feinem 
Mädchenturnen, feinen Syſſitien, feiner Militärmadt und feiner Gleihgültigkeit gegen die 
fhöne Kunft nit fehr weit von feinem Ideal entfernt, wenn ed nur auch Philoſophen gehabt 
hätte. Alle Lehnsſtaaten, in denen Hörige und gemeine Freie für einen Kriegs: und Briefteradel 
arbeiten müflen, find Genoſſen des Platonifhen Staats. In den waffenluftigen Rittern und 
in den flaatöflugen Hierarchen des germanifchen Mittelalters würbe P. feine obern Stäntr 
gewiß nicht verfannt haben. Am nächften aber würde feinem Ideal der Kommunismus der 
Inkamonarchie des alten Peru oder der Staut der Jefuiten in Paraguay geftanden haben. 

Der Platoniſche Staat iſt nur ein Stadtſtaat, d. 5. ein Eleiner Staat. Er foll nad P., 
um weder zu groß noch zu Elein zu werben, nicht, mehr als 5400 Haushaltungen umfaflen. 
Daher bat er mit Fragen ver höhern Politif gar nichts zu thun, fondern beſchäftigt ſich vorzüg: 
lich mit dem Eleinlihen Pedantismus focialer Einrichtungen, der von feinen Nachfolgern noch 
weiter auögebilvet if. Sie flimmen mit ihm in der Aufhebung der Familie und des Privat: 
eigenthums überein und find erfinderiich, die Gonfequenzen, vie ſich daraus ergeben, mit einem 
großen, oft hoͤchſt abgeſchmackten Detail auszuführen. Die Utopia des Thomas Morus (1516), 
die von einer Kritik des Elends des engliihen Volks audging ; die Urbs solaris des Campo: 
nella, die zuerft 1643 nad dem Tode ihred Verfaſſers gedruckt und von der Anfchauung bed 
kloͤſterlichen Communismus beeinflußt ward, find bis auf Cabet's Ikarien herunter nichts ale 
Nachahmungen des Platoniſchen Staats. Wir verweiſen über dieſe Staatsromane, wie man 
ſie genannt hat, auf die treffliche Analyſe und Kritik derſelben, die Mohl in ſeiner, Geſchichte der 
Staatswiſſenſchaften“ von ihnen gegeben hat. Das, was immer von neuem zu dieſem Platoni⸗ 
fchen Idealismus verlockt, ift die Fiction, daß ein folder Staat alle durch feinen Überfluß mehr 
als ausreihend ernähre, daß folglich niemand über feinen Lebensunterhalt in Sorge zu fein 
braude; daß, weil ver Staat vie Kinder aufziehe, dad Kinderzeugen und Kindergebären keinerlei 
Verlegenheit und Noth bereite, wie P. diefen häuslichen Sammer mit fatirifher Komik ſchil 
dert, und daß bei der Sorgfalt der ffentlihen Erziehung alle In ver ihnen zugemiefenen 
Function tüchtig wären. Exiſtirt Fein Privateigenthum, fo exiftirt kein Diebſtahl, Feine Hab: 
ſucht u. f. w. Eriftirt feine Ehe, fo eriftirt Eein Ehebruch und feine Proſtitution. Exiſtirt 
feine Privaterziehung, fo brauden die Altern nicht zu forgen, wad aus ihren Kindern 
werden folle. 

Erinnern wir und, daß P. im Politifos den Staatsmann als den Weiſen Hinftelft, der 
dad jeden Augenblick Nothwendige aus ver Fülle feiner Einſicht fhöpft; daß er In der Politie 
zeigt, wie ſolche ſtaatsmänniſche Philofophen in Verbindung mit einem tapfern Kriegerftande 
den Staat regieren; fo werben wir von felbft die Gefepgebung vermiffen, ohne welche ein wirk⸗ 
liher Staat, der fein patriarchaliſcher mehr ift, nicht beftehen Fan. Im Höchften, vollenvetften 
Staat ift nah P. das Geſetz überflüflig, weil die Idee des Staats in jedem lebt. Ex ſpottet 
3. B. über die Markteinrichtungen, ald ob vergleichen unter guten und gebilneten Menſchen ſio 
nicht ganz von felbft machte. Bon dem Idealſtaat, in welchem die Philoſophen regieren, ift daher 
der wirkliche Staat, der nad) Gefegen regiert wird, zu unterfcheiden. Diefer Geſetzesſtaat ift eö, 
ben P. in den zwölf Büchern ver „Geſetze“ geſchildert hat. DaB er der Verfaſſer derfelben lei, 
wird von Ariftoteles bezeugt. Die Verfchievenheiten zwiſchen ihnen und der Bolitie laflen ſich 
aus der Verſchiedenheit ver Aufgabe beider Schriften hinlänglic erklären. Der begeifternt: 
Schwung der Nede Eonnte bei einer Verhandlung nicht auffonmen, die ausdrücklich auf bie 
Schranfen und Schwächen der menfhlihen Natur Rüdjicht nimmt. Die Unterfuchung der 
befonvdern Gefeße Eonnte nicht in einem emphatifchen, fondern nur in einem reflectirenden Stil 
geichrieben werben, ber Öfter ſchwerfällig wird, und deſſen verftindiger Ernſt den Ausorud 
heiterer Ironie, wie P. ihn fonft liebt, nicht auffommen läßt. Ebendeshalb iſt aber ver 
Standpunft ein fadhlicherer, praftiicherer, vernunftgemäßerer als in dem „Idealſtaat“, ver 
zwar aud ein möglicher fein foll, jedoch eine foriale Revolution erfordern würde. 

PB. läßt bier nicht den Sokrates auftreten, fonbern einen Athenienfer überhaupt mit 
einem Kretenfer und Spartaner zufammentreffen. Der Kretenfer Kleinias foll eine Colonie 
anlegen und unterrebet fih deshalb mit dem Athenienfer und Spartaner über die Erforbernifle 
eines guten Staatd. Zuerft muftern fie die Lyfurgifche Verfaflung, finden, daß fle zu einfeitig 
auf die Gultur der Tapferkeit hin gerichtet ift, und fchlagen vor, fie durch eine heitere, von Wein 
und Muſik belebte Geſelligkeit zu ergänzen. Es folgt eine Betrachtung der Geſchichte der grie: 
chiſchen Staatöverfaffungen, vie in eine Geſchichte der perſiſchen Monarchie übergeht, welche fd 
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durch die Üppigfeit eines ſchwelgeriſchen Hofs zu Grunde richtete. Es wird hervorgehoben, daß 
die Freiheit ver Demokratie mit der Einheit ver Monarchie durch die Weisheit zu einem Ganzen 
gemifcht fein follte, welches Die vollendetſte Staatsverfaffung ausmachen würde. Wie alſo bat 
man e8 anzufangen, dad Ertrem einer vemofratifchen Zürgellofigkeit der Freiheit und das einer 
felavifhen Unterwürfigfeit der einzelnen unter bie Macht eines einzigen Willens zu vermeiden? 
Diefe Frage, die emige Frage aller Bolitik, foll nun durch eine beftimmte, politive Gefeßaebung 
gelöft werben, die das Eigenthum und den Diebftahl, ven Erwerb durch Arbeit und den Bettel, 
die Ehe und die Proftitution, den Landbau und den Handel, die gute und die ſchlechte Erziehung, 
das Verbrechen und bie Strafe, zum Begenitand hat. In dieſer Geſetzgebung wird nun bad 
Recht des Privateigentgums, die Pflicht des Erwerbs, die Helligkeit der Ehe, die Wichtigkeit des 
Landbaues, die IInvermeiblichkeit eines, wenn auch befchranften Handels hervorgehoben. Die 
Geſetzgebung foll von einer Berfammlung ausgehen, In weldher die Erfahrenften und Gebildet⸗ 
ften des Staats fi miteinander berathen. Daß fie zehn Jahre Mathematik und zehn Jahre 
Dialektik ftudirt Haben follen, wird nit geforvert. Auf die Religion wird ein großer Accent 
gelegt. Im 10. Buch wird ausdrücklich die Gefahr erörtert, in welde die Sittlichfeit und 
Sicherheit eines Staatd durch den Atheismus verfalle, weil der Staat den Eid nicht entbehren 
fönne. Es wird daher verſucht, einen Bewels für die Eriftenz Gottes zu finden, damit bie 
Froͤmmigkeit einen objectiven Halt Babe. Man glaubt Hier in einem ganz modernen Buch zu 
lefen. Liber die Frage, wie dem Bettel, dem Luxus, der Proflitution u. f. w. zu fleuern, ifl 
PB. ſchon faft ebenſo Eug als wir, doch hat er von der Gefeglichkeit der nationaloͤkonomiſchen 
Procefle und von der kosmopolitiſchen Beſtimmung des Geldes noch Feine Ahnung. Jedenfalls 
würden wir lieber in dieſem bürgerfreundlichen Staat der Geſetze als in der Milttärariftofratie 
des Idealſtaats leben. 

Bon der ſogenannten „Epinomis“, die als Anhang zu den „Geſetzen“ gedruckt zu werben 
pilegt, jprechen wir nicht, weil fie, wie auch Suidas bezeugt, in der That unecht Ifl. 

K. Roſenkranz. 

Plebiſeit. Unter plebiscitum verſtanden die Roͤmer einen Beſchluß jener Volksver⸗ 
ſammlnngen, welche Tributcomitien hießen, und in denen die Plebs entſchieden überwog, wäh⸗ 
rend in den beiden andern Arten roͤmiſcher Volksverſammlungen, in den älteſten, den Curiat⸗ 
comitien, und ben neuern, ven Centuriatcomitien, das ariſtokratiſche Element prädominirte. 

„Die Plebs (das Wort iſt von pleo abgeleitet wie rAnTog von AEw) wird auf das weib- 
lich-ſtoffliche Muttertfum zurückgeführt, während das Patriciat von dem Vaterrecht und dem 
«patrem cierev feinen Namen und feine höhere Religionsbedeutung herleitet“ (Bachofen, 
„Das Mutterreht”, S. 142). Die Plebs, zu welcher einige auch die Clienten zählen), wäh: 
rend andere in biefen eine befonvere Klaffe erkennen, entfland durch die Aufnahme der Iatini: 
[hen Stabtgemeinden in Rom ſeit Tullus Hoftiltus. Diefe Aufnahme fand aber zuerft „nur 
von der weiblichen Seite, nicht von ber väterlihen, in welcher das imperium ruht‘ 2) ftatt, 
d. h. in die patricifche, politifch allein berrfchende Staatögemeinde wurben die Plebejer anfangs 
nicht zugelaflen. Wol hatten fie Antheil an dem jus Quiritum oder dem damaligen PBrivatredt; 
durd ihren Ausſchluß vom Öffentlichen Necht aber und durch den Mangel des Connubiums mit 
den patricifhen Geſchlechtern bilpeten fie eine eigene gefchlofiene Klaſſe, eine niedere Gemeinde 
in der großen Stadt: und Staatsgemeinde und einen beſondern Geburtäftand zugleich. 

Den erften Verſuch, diefe Plebeier over Neubürger mit nem Patriciat oder den Altbürgern 
organifch zu verbinden, erfennen wir in der berühmten Genfusverfaflung des Servius Tullius ®) 
(das Hauptwerk hierüber ift von Hufchke), welche al8 einer der wichtigften Wendepunkte des 
römifhen Staatölebens erfcheint, und mit welcher der große Verfaſſungskampf beginnt, der erſt 
durch eine gänzliche Umgeſtaltung der roͤmiſchen Standesverhältnifie zu einigem Abſchluß ge: 
langte.*) Denn da die der Plebs In den Genturiatcomitien eingeräumte Bedeutung ven An- 
ſprüchen verfelben nicht genügen konnte, fo mußte man, dem mächtigen Andrange der Plebo— 


1) Nommfen, Die Elientel, in deſſen Römische Forfchungen (Berlin 1864), 1, 319 fg. Pauli, Real: 
encyflopäbie, s. v. Comitium, Lex, Plebs, Tribunus. 

2) Eine ähnliche Auffaffung des Blebejats findet ſich ſchon bei Vico, dem Ballanche folgte. Dal. 
Chaſſan, Essai sur la symbolique du droit (Barie 1847), ©. 125 fa. 

3) Mommfen, Romiſche Gefchichte, Bd. I, Abth. 1, S. 77 fg., 8O fg. 

4) Uber den innern und, weil mit dem antifen Sittengefeg in Verbindung ftehend, falfchen Charakter 
biefes Kampfes vgl. Held, Staat und Gefellfchaft, I, 221. 
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gemeinde und dem Staatsbedürfniß entſprechend, auf weitered denken. Die Eintheilung ber 
Stadt in eigene (tribus rusticae et urbanae) Tribus und dad Inflitut der Tribusvorftände 
oder Tribunen gab dazu die Mittel an die Hand. Während namlich die drei alten patriciſchen 
tribus Geſchlechtstribus waren, erſchienen die feit Servius Tullius beftehenden neuern tribus 
als geographifche oder topifche Eintheilungen, und der ſehr mannichfaltig gebrauchte Titel tri- 
bunus wurde auch auf die Vorſteher dieſer Diftristögemeinden angewandt und von dieſen ent- 
(ich erft für die Vorſtände der Plebs entlehnt. 

Die tribuni plebis find die den Plebejern infolge der Auswanderung auf den Heiligen Berg 
zugeftandenen unverleglihen Volksvertreter, welche bei dem vorherrſchend plebejifchen Charakter 
der anfänglich jeder allgemeinen Bedeutung entbehrenden, nad) und nach aber immer wichtiger 
werdenden Beriammlungen der localen tribus (comitia tributa), natürlich au immer größere 
Bedeutung gewinnen mußten, bis das Tribunat wie die andern republifanifhen Magiftraturen 
in dem Kaiſerthum, deffen eigentlichen Machtkern es bildete, zufammengefaßt wurde. 

Der Kampf ver Plebs mit dem Patriciat iſt ver Kampf ver organischen Staatsidee mit dem 
mechaniſchen Gewaltſtaat in der fireng rönifhen Form und enthält bie Geſchichte des ſocialen 
und fländifchen Lebens der Nömer. Infolge deffen wird dad Patriciat allmählich faft nur zu 
einer befondern focialen Klaffe herabgedrückt und durch die politifhe Gleichſtellung der Plebs 
mit ven alten Gefchlechtern eine neue Volkseintheilung entwidelt. Dem Geſchlechtsadel des 
Patriciats fteht ver Würdenadel der neuern Zeit gegenüber, und die ver Magiftratur, dem Senat 
und Ritterthum nicht angehörige Mafle des Volks, welche nun wol auch plebs Heißt, ift etwas 
ganz anderes als die alte plebs. 

Die Competenz der Tributcomitien war anfangs eine fehr beſchränkte. Zunächſt für das 
Staatöganze als bloße Diftrictöverfammlungen ohne unmittelbare Wichtigkeit 5), wuchs ihr 
Einfluß mit der Macht des Volks und mit tem Olanz und Reihthum vieler Geſchlechter son 
plebejifhem Urfprung. Wir haben Hier nur die legiälative Bedeutung der Tributcomitien ind 
Auge zu fallen. 

Die Beihlüffe der Tributcomitien bezogen fih urſprünglich blos auf das locale Diftrictö: 
intereffe, beburften deshalb Feiner weitern Beftätigung. Sie hatten jedoch auch feine allgemein 
bindende Kraft. Bald aber legten die Volkstribunen in diefen Verſammlungen auch wichtigere 
Sachen von allgemeinem Intereffe vor und Eonnten feit 305 d. St. Beſchlüſſe derſelben, wenn 
der Senat confentirte und das ganze Volk in den Euriat- oder Genturiatcomitien feine Beftäti: 
gung gab, den Charakter von wirklihen Staatögefepen erlangen. Die Beichlüffe per Tribut: 
comitien hießen plebiscita (‚‚quae tribunis plebis ferentibus accepta sunt‘’) und wurden an: 
fangs ſcharf von den leges unterjdieben, wie plebs von populus. Bald aber wird lex und ple- 
biscitum auf promiscue gebraudt („lex est generale jussum populi aut plebis magistratu 
rogante’’ — „postea lex Hortensia lata est qua cautum est, ut plebiscita universum po- 
pulum teuerent. Itaque eo modo legibus exaequata sunt‘‘). 

Bei Plebifeiten , welche ſich auf die eigentliche Staatöverwaltung bezogen, pflegte auch Ipa- 
ter noch ein Senatsconfult vorherzugehen, was, da die Tribunen dem Senat beimohnten, feht 
praktiſch erſcheint. In allen übrigen Fällen, welche die Angelegenheiten des Volks betrafen, be: 
ſaßen bie Tributcomitien ganz ſelbſtändige geſetzgebende Kraft. 

Als die wichtigſten Kategorien ver ven legißlativen Berathungen und Beihlußfaflungen 
der Tributcomitien unterftellten Angelegenheiten werden (Pauli, „Realencyklopädie“, s. v. Co- 
mitium) angeführt: 1) Beftinmungen über vie Magiftraturen ald Stellvertreter der Nation; 
2) Verleihung des imperium; 3) Beftimmungen über dad Staatövermögen ; 4) Dispenfa: 
tionen und Ausnahmen von den beſtehenden Gefegen ; 5) Verleihung der Givität und des Suf: 
fragium; 6) Entfcheidung über das Schidfal befiegter Städte und Länder, fowie über Provin- 
zialangelegenheiten; 7) Verwilligung von Triumphen; 8) proceffualifche und ganz befonvere 
eine große Maſſe privatrechtlicher Geſetze. Faſt alle Gefege privatrechtlichen Charakters waren 
Plebiſcite. 

Über die Zeit und den Ort ber Abhaltung der Tributcomitien, den Vorſitz in denſelben, 
deren Berufung und Geſchäftsordnung beftanden ‚genaue und fehr vetaillirte Vorſchriften. 


5) Monmfen, Die römifche Tribus in abminiftrativer Beziehung (Altona 1844). Mommfen, Die 
patriciichen und plebejifchen Sonberrechte in den Bürger s und Rathsverfammlungen, in: Römifche der: 
chungen (Berlin 1864), I, 129 fg. 
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Nachdem aber eine in ihren Details fehr verſchiedenartig aufgefaßte Verſchmelzung der Gen: 
turiat: und Tributcomitien flattgefunden hatte (Panli, a. a. O., II, 553 fg.), verloren beide 
Verſammlungsarten des römischen Volks mit diefem felbft bald ihre fouveräne Gewalt. Zwar 
wurden trog dieſer Verſchmelzung vie alten Tributcomitien noch nebenbei fortgehalten, nament: 
li aud zu dem Zweck, bie fex urbis, die Zahlenmajorität, gegen die ariftofratifchen Ele⸗ 
mente zu demagogiſchen Zwecken in Geſetzgebungsangelegenheiten entſcheiden zu laſſen. Daher 
beginnt mit Sulla ein Streben, nicht nur die Centuriatcomitien von der uͤbermacht des Pöbel⸗ 
einfluſſes zu befreien, reſp. fie im ariftofratifhen Sinne zu reftauriren, ſondern aud die Com: 
petenz der Tributcomitien, reſp. die Macht ver Volkstribunen thunlichſt einzufhränfen. Was 
Sulla begonnen hatte, das ſetzte Cäfar fort. Roms Demoralifation, die unterdeß ſowol in 
den reihern und vornehmern Klaffen wie in ben niederern Regionen des Volks ungebeuere 
Fortſchritte gemacht hatte, fih namentlich in der niebrigften Beftechlichfeit und Beftehungsfucht 
manifeftixte und damit die Autorität der Gomitien vernichtete, unterflügte, ja rief hervor eine 
entſchiedene Richtung eminenter Perfönlichkeiten auf Entwidelung ver Monardie. Diefe fand 
ihren Abſchluß in Auguflus, und es ift Elar, daß neben ver Monarchie die alten fouveränen 
Machtvollkommenheiten des römifchen Volks nicht fortbeftehen Eonnten. Bei der ven Roͤmern 
eigenen Geſetzgebungspolitik aber erflärt es fi, daß man aud hier die Formen wenigſtens fo: 
lange ala möglich aufrecht erhielt. Und fo fehen wir denn, daß außer ven Genturiatcomitien 
auch die Trihutverfammlungen noch lange fortbeflanden, aber nur, um zum Schein Geſetzes 
functionen oder Magiftratswahlen vorzunehmen , in der That lediglich blos zu dem Zwed, um 
von dem ausgeſprochenen unbeichränften,, alles beſtimmenden und unabänverlidhen Herrſcher⸗ 
willen des Imperators in Kenntniß gefegt zu werden. Doch ſcheint namentlich in Betreff der 
Wahlen die Sache lange geſchwankt zu Haben. Schon damals mochte auch ven Herrſchſüchtig⸗ 
ften gerade Die große und gemeine Volksmaſſe als das geeignetſte Mittel erichienen fein, ihren 
Desporidmus unter dem Schein der Freiheit, der Wieverherftellung der altrepublifaniichen 
Volföfouveränerät, gegen bie beffern und vielleicht noch einiges Widerſtandes fähigen höhern, 
aber minder zahlreichen Klaffen durchzuſetzen. Aber bald mochten die Gomitien auch Hierzu zu 
ſchlecht, jede weitere Berückſichtigung verfelben überflüffig und nur eine Zeitverſchwendung fein. 
Die Tributceomitien ſchliefen ſammt den Genturiatcomitien nach und nad) fo vollſtändig ein, daß 
man fie nicht einmal mehr ald Mittel für nie Bublication imperatoriicher Willensdacte gebrauchte 
(Literatur bei Bauli, a. a. O., II, 560 und 561). Natürlich hatte ſich aber indeß auch voll- 
ftändig ber alte Begriff der Piebs wie der des Patriciats, das Verhältniß beider zueinander 
und überhaupt dad ganze römifche Stänveverhältniß gänzlich umgeftaltet. Über das Patriciat 
haben wir oben berichtet ; einen beiondern ausgezeichneten Stand bildete allein noch, abgejehen 
von der nur den Reichſten zugänglichen Ritterfchaft, die Magiftratur, in mwelder fi längſt 
patriciſche und plebejifhe Gefchlechter begegneten. Die reihen und angejehenen Geſchlechter 
plebejiſchen Urfprungs flanden zwar nie ben patricifhen gleich, oder ſie traten durch allen ihren 
Reichthum und Einfluß nicht ins Patriciat; allein durch ihren Antheil an ven Höchften Amtern 
zählten fie zu der neuern roͤmiſchen Nobilität, dem Amts: oder Verdienſtadel, der fi einerſeits 
wie der Geburtsadel forterbte, andererfeitö nicht jo ftreng von den noch nicht dazu Gelangten ab: 
geichluffen war (homines novi). Solche plebejifche Familien fonnten, felbft wenn fie nod nicht 
nobiles waren, doch zu den optimates zählen, deren Princip nad) Gicero dad „otium cum di- 
snitate‘ und deren Grundlage „religiones, auspicia, potestas, magistratus, senatus, aucto- 
ritas, leges, mores majorum, judicia, jurisdictio etc.‘ fein follten. Dem Namen nad be: 
fand Patriciat, Nobilität, Magiftratur und Ritterifum bis zum Untergang des römifchen 
Reichs fort, der Sache nad war alles im Pfuhle des Verfalls des römifchen Weltreichs ver⸗ 
ſumpft und das roͤmiſche Volk zu einem uniformen, wüſten Sklavenpöbel geworden, in welchem 
CEinfluß und Reichthum nur die Mittel zur Schändlichkeit ſteigerten und die verſchiedenen Ab⸗ 
Rufungen der Verworfenheit die einzigen wirffamen Blieverungen des Volks waren. 

Das römische Kaiſerreich iſt längft dahin, aber die Ausbrüde Plebs und Plebiſcit find 
geblieben, und während der erflere Ausdruck bei uns bisher Feine beſtimmte flaatsrechtliche Be- 
deutung hatte, fcheint er durch den in neuefter Zeit gemachten Gebrauch des Plebiſcits mit diefem 
wieder eine flaatörechtliche Bedeutung gewinnen zu follen. 

Der Ausdruck plebeji fommt zwar oͤfters in den lateiniſch gefhriebenen Duellen des Mittel- 
alter vor, allein entweder bezeichnet man damit nicht ſowol einen befondern Stand als viel: 
mehr nur arıne und fulhe Freie, die feine nobiles waren; ober der Ausdruck diente, um in ven 
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Städten den Gegenſatz zum Patriciat zu bezeihnen, einen Gegenſatz, der längſt im weient: 
lien befeitigt if.) 

Betrachten wir nun vor allem die gegenwärtigen Anwendungen des Wortes Plebs, fo 
haben fie alle miteinander gemein, daß damit etwas Niedriges und Verächtliches bezeichnet wer: 
ven fol. Wenn nun aud in der Regel diefer Ausdruck vorzüglich von den höhern, gebilbetern, 
reihern und minder zahlreichen Klaffen gegen die niederern, rohern, ärmern und zahlreichern 
Volksklaſſen gebraudt wird, fo ift dies keineswegs die einzige Anwendung. Nicht nur nennt 
der Geburtsadel heute noch gerne alle Plebs, was nicht feinem Geburtsſtande angehört, und 
gleicht hierdurch dem vömifchen Patriciat wie jedem enggefchloffenen und einmal politifch herr: 
[hend geweſenen Geburtsſtande, ſondern es gibt auch das Volk nicht felten den ihm angethanen 
Schimpf zurüd und ſpricht von einer adelihen Plebs over Kanaille, ja, ein Pöbelhaufe bezeid: 
net damit wol fogar einen andern ibm entgegenſtehenden gleich pöbelhaften Haufen.?) 

Plebs bezeichnet alfo nie dad Volk im Sinne der Gefammtheit aller Staatdangehdrigen, 
fondern nur einen Theil derfelben. Der bittere Beigefchmad des Wortes aber hat feinen Grund 
ftetö in einer focialen oder politifhen Collifion, indem mit Plebs etwas focial oder politiſch 
Niedriges, aber doch Bedeutſames, Anſprüche Machendes ausgedrückt fein fol. Man kann des: 
halb ver Plebs füglich die Ariftofratie entgegenftellen, und zwar nicht al8 Staats form, fon: 
dern vielmehr ald Staatsprincip. Aus der möglichermweife fehr verfchiedenen Auffaffung ver 
Ariftofratie ald Staatd:, oder richtiger ald Negierungsprincip wird fi) auch die vorhin ange: 
nebene verfhiebenartige Anwendung des Wortes Plebs ergeben. 

Nach der wahren Grundidee des Staats kann man unter vem ariftofratifchen Princip nichts 
anderes verftehen als das Begentheil von einem flaatlihen Regiment, welches nur aus rein 
individuellen oder Standesintereflengründen reformatorifch oder confervativ, veränderlich oder 
unbeweglic iſt. Auch das entipridt der wahren ariftofratiihen Ipee keineswegs, daß der nach 
einem abfoluten Maßſtabe abfolut Befte over die nad dieſem Grabmefler abfolut Beften in der 
Art den Staat leiten, daß der Staat einen abjolut beften Zufland darftelle. Die wahre Idee 
der Ariftofratie ald Negierungsprincip befteht darin, daß in jedem Fall und Moment von 
feiten der Regierenden dasjenige geichehe, was nach den gegebenen Umſtänden dad Staatäge: 
mäßefte und zugleih Durchführbare ift, gleichviel, ob es im Erhalten oder Reformiren ſich zu 
äußern bat. An und für fi und abfolut ift daher Fein Menſch und Eein Stand ariftofra: 
tiich oder bad Gegentheil davon, fondern wird ed immer erft durch dad Verhältnig feines po- 
litiſchen Thuns oder Laffend zu dem, was im gegebenen Fall ald das am meiflen Staatsgemäße 
erfcheint, 

Daraus ergibt ih, daß aud der vollendetfte Ariftofrat (im beften Sinne des Worts) feine 
höchſt plebejifchen (im ſchlimmften Wortiinne), fhwahen Momente haben kann, währenn der 
prononeirtefte Plebejer ſich pa und bort zur hochſten ariftofratifchen That zu potenziren vermag. 
88 folgt ferner, daß ein Stand, der nad den geihichtlihen Entwickelungen eines Volks vie 
Tpätigfeit für den Staat zu feinem ausſchließlichen oder doch vorherrſchenden Beruf gemadt 
und dadurch die übrigen Klaffen der Staatsangehörigen von der unmittelbaren Antheilnahme 
an den Staatögefhäften ausgeſchloſſen bat, ein ariftofratifches Anfehen befommen muß und 
auch einen wahrhaft ariftofratifhen Charakter infomeit erhält, als er das vorhin angegebene 


6) Tacit. Germ., Kap. 12. Zöpfl, Deutfche Rechtsgeſchichte, S. 312, 324, 838, 350, 362. Waig, 
Deutfche Berfaflungsgefchichte, II, 184, Note 6, 252, Note 4; III, 335, Note 4; IV, 280, Note 2. In 
einer ber zwifchen dem 10. und 13. Jahrhundert zahlreich vorfommenden Berufungen auf bie alten 
Stanımesrechte (leges barbarorum) heißt es auch einmal: „Secundum jus scitumque Francorum.” 
Walter, Deutfche Rechtsgefchichte, I, 377, Note 1. Roth von Schredenftein, Das Patriciat, ©. 262. 
Mit der Plebs verwandt ift wol aud) „der Herr omnes“'. Waig, Jürgen Wullenwever, II, 54, 19. 
Über die Bebeutung von „plebium‘ vgl. Zöpfl, S. 860, Note 1. 

7) Held, Syflem bes Verfaffungsrechts, I, 109 fg. Derfelbe, Staat und Geſellſchaft, II, 8 fg. Ein 
neuer englifcher (ſatiriſcher) Schriftfteller ift fo weit gegangen, zu fagen: „Faſt jede Verſammlung if 
Poͤbel“, und befannt ift die Hußerung Swift's: „Wenn ich von Pöbel rede, meine ich nicht die Gaflen: 
fehrer. Es gibt einen Pöbel, der durch alle Stände geht umd ber erft oft dann zu entfiehen und fo 
lange zu beftchen ſcheint, wann und folange das Volf in Maſſe auftritt. Es ift aber auch eine Erfah: 
rung, daß in jeder Verſammlung leicht etwas von ariftofratifchem Charakter entſteht, felbft wenn es ſich 
in pübelhaften Formen äußern follte. Die Erfenntnig biefes ariftofratifchen Elements hängt aber be: 
greiflich davon ab, wie man baffelbe überhaupt verficht. „Ein Pobel im wahren Sinne bes Worte iſt 
nur da, wo die Geſetzgebung durch die Verſagung der Rechte einen ſolchen geſchaffen hat.“ Levita, Die 
Volksvertretung (Leipzig 1850), ©. 120. 
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wahre ariſtokratiſche Princip realiſtrt. Allein dann wird er freilich auch die Plebs nicht mis- 
achtend anſehen. Dies geſchieht in der Regel erſt dann, wenn man ſich überzeugt hat, daß die 
Führung des Staats in der bisherigen Weiſe nicht mehr fortgehen kann, daß die bisherige Art: 
ſtokratie nicht im Stande ift, ferner allein die oͤffentlichen Laſten zutragen, und deshalb die Plebs 
zur Mittragung, ja vieleicht zur ausſchließlichen oder doch hauptſächlichen Tragung der Laſten 
berbeizuziehen, alfo auch dazu fähig ſei. Die Plebs wird gern bereit fein, in ver Hoffnung 
ſich dadurch aud das active Bürgerrecht zu verdienen, Öffentliche Zaften, und zwar fogar unver: 
bältnipmäßig große und viele zu übernehmen. Die bisherige Ariftofratie aber wird ihre biäher 
allein maßgebende Stellung auch ferner zu behaupten fuchen, und hierin liegt ihre jofortige 
Entartung. Herrſchen will fie fort, ihre Anfihten und Intereffen follen auch weiter allein 
maßgebend bleiben; die Plebs foll nurihr dienen. Sie will allein der Staat bleiben, und num 
erſt entſteht fo recht der gehäſſig-feindliche Gegenſatz. Die Ariftofratie erkennt in der Plebs 
eine ihre alte, zuexft vielleicht trefflich begründete, allmählich aber zu einem ſtaatswidrigen Pri: 
vilegium geworvene Stellung bekämpfende, geringere Maſſe; die Plebs aber fühlt, geleitet von 
einem ganz richtigen politiichen Inſtinct, daß die Ariftofratie von der wahren ariftofratiichen 
Idee gewichen fei, und gibt derfelben ven ſchimpflich und gehällig gewordenen Namen Pöbel, 
Plebs, Canaille mit dem Beifag „ariſtokratiſch“ zurück. Diefe Erſcheinung wird ſich jo oft 
wiederholen, als die bisherigen politiſchen Stände ihren politiſchen Machtbeſitz gegen neue all⸗ 
maählich aus der politiſchen Unſelbſtändigkeit emancipirte untere Volksklaſſen in derſelben Weiſe 
zu vertheidigen ſich veranlaßt ſehen.) Daneben aber werden innerhalb ver politiſchen Stände 
ſelbſt ältere geſchichtliche Crinnerungen ſtets eine gewiſſe Rivalität begründen, ſodaß der ältere 
Stand ſich für ariſtokratiſcher, die übrigen für plebejiſch hält, die jüngern, zahlreichern und 
politiſch wichtigern Stände aber (juniores) die Prätenſionen der mehr abgelebten ältern Stände 
für pöbelhaft erklären, während im erhitzten Parteiringen jede Partei die Gegenpartei als 
Poͤbel bezeichnet, ver ſie mit Recht oder Unrecht, ehrlich oder fälſchlich, von ihrem Standpunkte 
aus eine geringere oder gar keine politiſche Berechtigung einräumt. 

Die Kämpfe zwiſchen dem römiſchen Patriciat und Plebejat beftätigen im weſentlichen 
unſere Auffaſſung. Aber bei der Verſchiedenheit zwiſchen dem antiken und modernen, reſp. 
heidniſchen und chriſtlichen Humanitätsprincip iſt ed klar, daß das moderne Ringen politiſch 
unſelbſtändiger Volksmaſſen nad politiſcher Emancipation eine ganz andere Grundlage haben 
müſſe als analoge Erſcheinungen in der Alten Welt.?) 

Die Freiheit im Sinne einer artiven Iheilnahme am Öffentlichen Leben iſt nach der germa= 
niſch-chriſtlichen Weltanfhauung mit der individuellen oder menſchlichen Freiheit naturgefeglich 
ebenfo innig verbunden wie vie Gefelligfeit mit der perfönlihen Selbftändigkeit. Die Univer⸗— 
falität des Chriſtenthums und die Ausnahmsloſigkeit des hriftlihen Dogmas von der Gleichheit 
ver Menſchen vor Bott Schloß in der neuen Ara eine Geftaltung der Staatdorunung aus, nad 
welcder eine beſtimmte Nationalität allein in dem Staat daß active Bürgerrecht gab. Bel ver 
Neigung der Menſchen zur Einfeitigkeit und zum DVerfallen von einem Extrem auf das andere 
ift es nur natürlich, daß auch in unferer Gulturwelt verſchledene einſeitige Richtungen und Ex— 
treme der Freiheit und Gebundenheit vorkommen und ſich im Sinne des Alterthums ariſtokra⸗ 
tiſch zu geſtalten ſuchen. Allein die unſterbliche Kraft des modernen Sittengeſetzes ließ es nie 
zum definitiven Abſchluß einer ſolchen einſeitigen oder extremen Richtung kommen. Immer 
fliegen aus dem Schoſe der modernen Völker mit den neuen ſocialen Bedürfniſſen und Schöpfun: 
gen neue Volksmaſſen auf, deren innere Berechtigung zum thätigen Antheil am Öffentlichen 
Leben gegen monopolifirende Beitrebungen früher allein berechtigter Klaſſen endlich fiegreich 
durdbrang.1°) Die uralte Idee des organiſchen Staats erhielt erft durch das hriftlihe Huma⸗ 


8) Sie wiederholte fi z.B. in ber Bezeichnung ber Bourgeoifle oder des Tiers⸗Etats ale Plebe 
feitens der niedern Vollsklaſſen, während für den Adel auch die Bourgeofle Plebs blieb. 
9) Held, Staat und Gefellfchaft, II, 188 fg. 

10) Danadı ift auch die Hußerung von Chaſſan, S. 355, zu rectificiren: „Deux principes gou- 
vernent le monde civil et regissent la societe, soit ouvertement, soit en secret; les deux prin- 
cipes, egalement legitimes et necessaires, representent toujours, sous des noms divers et 
avec d’innombrables modifications, l’el&ment sacerdotal ou l'éléement civil, l’inter&t patricien 
ou l'interet plebeien, l’element actif ou l’&l&äment passif de la societe. L'un de ces principes 
vient de l’Orient; il donne naissance a l’immobilite sociale qui est le produit de l’el&ment sa- 
cerdotal ou patricien, de l’el&ment materiel, passif ou conservateur de la civilisation; l’autre 
principe qui appartient & l’Occident, engendre le mouvement, le progres, dont le mobile est 
l’el6&ment plöbeien, l'élément actif, spirituel de lassociation civile.“ 
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nitätsgeſetz das Mittel ihrer ſtets fortſchreitenden Realiſation, und dieſe organiſche Staatsiber 
iſt nicht allein der eigentliche Kern alles wahren Conſtitutionalismus, ſondern begreiflich auch 
der Scheinrechtfertigungsgrund aller mit dem Conſtitutionalismus verbundenen Misbräuche 
und Verirrungen. 

Die organische Staatsidee 1Y) verlangt, daß jeder ein lebendiges Glied am Leibe des Staats 
fei, und zwar nach feiner Individualität 12); fie verlangt aber auch, daß jeder Die nach feiner 
und ded Staats Natur ihm zugemwiejene Stellung als Glied des Staats frei ausfülfe. Hleraui 
beruht einerfeitö die Anficht von den allgemeinen politifchen Volksrechten und einer gewiſſen 
Gleichheit auch in politifhen Dingen, andererſeits die Anſicht von der Bedeutung der Öffent: 
lihen Meinung, refp. von der Nothwendigkeit der Übereinſtimmung aller nit den Öffentlichen 
Einridtungen und allgemeinen Rechtsnormen. Die Theorien von ben Grund und Urreh 
ten, von der Gleichheit der Geſetze und vor dem Geſetze, von der Theilung der Gemwalten, von 
der Souveränetät des Gefeged, der Vernunft, des Volks u. |. w., vom Staatövertrag und 
der ausſchließlichen Geltung pactirter Gefege, von einer befchränften Negierungsgewalt dei 
Könige und deren hoͤchſt verſchiedenartig verclaufulirten oder maskirten Berantwortlichfeit, von 
der Rechtmäßigkeit aller oder gewiſſer Nevolutionen u. f. w. — fle ruhen alle mit ihrem vollen 
wahren und falihen Inhalt auf ver organiſchen Staatsidee. ' 

Nach der Aufgabe dieſes Artikeld haben wir ed hier vorzüglich mit dev Volfsfonveränetäts: 
idee und mit bem namentlich feit neuefter Zeit verfelben attachirten Plebiſcit zu thun. 

Bolksjouveränetät13) ift ohne Zmeifel ein ſtaatörechtlich vollftändig begründeter Begrifi, 
wenn man darunter die vollfommen völferrechtliche Selbflänvigfeit einer organifirten politiſchen 
Geſammtheit, alfo die organische Einheit von ftaatlihd Negierenden und Regierten verfteht. 
Auch in einem monardifchen Staat iſt eine Volksſouveränetät ohne den Monarchen denkbar, 
wenn ed eben gänzlih an einem unzweifelhaft gejeglihen Monarchen oder deflen verfaffunge: 
mäßigem Nachfolger fehlt.1%) In einem nichtmonarchiſchen Staat ift entweder eine Ariftofratie 
im engern Sinne der künſtlich-perſönliche Träger ver einheitlichen Staatögemalt, d. h. Soure: 
ränetät, oder ber öfp.og, und dann kann, wenn man örios mit Volk überſetzt, gleichfalls von 
Bolfsfonveränetät gefprochen werden. Bon einer Bolfsjouveränetät in einem genau beftlimm: 
ten ſtaatsrechtlichen Sinne aber neben einem wirflihen Monarchen oder einer verfaffungamäfi: 
gen Ariftofratie fprechen wollen, heißt jedenfalls zwei Souveräne ſetzen, was nicht möglich ifl, 
ohne ven Staat aufzuheben. In Staaten, in welden ſtaatsrechtlich die Stellung des Könige 
oder der Ariftofratie zweifelhaft und unbeflimmt ift, wird freilich auch eine gewiſſe rechtliche lin: 
beitinnmtheit über die Stellung des Volks und feiner Repräfentanten herrſchen und dieſe da am 
größten fein, wo die Berfaflung ſelbſt ausprüudlich oder gewohnheitsrechtlich das Volk im Gegen: 
fag zum Souverän troß der monarchiſchen oder ariftofratifchen Staatsform als fouverän erklärt 
Sn normalen Berhältniffen wird die Praxis dieſen Übelſtand ausgleichen; in außerorbentlicen 
Berbältniffen kann durch eminente Berfönlichfeiten derſelbe momentan ausgeglichen werden. 
Damit ift aber auch alles gefagt, was man Gutes über einen ſolchen Zuftand jagen kann. 

Unfere Zeit hat es in Branfreich (1852) und, abgefehen von Italien, Savoyen und Nizza, 
in Griechenland und Mexico (1863) bewieſen, daß Volksabſtimmungen (Piebifeite) auch ieg! 
noch 25) zu allem gebraucht werden Eönnen, nur nicht zu einer fihern Entſcheidung über den 
wirklichen politifchen Willen der Nationen und zur Begründung eines beffern und dauerhaften 
ſtaatlichen Zuſtandes. Unſere Zeit hat ferner bewieſen, daß man das Plebiſcit Feineswegs an 


— — — 


11) al. hierüber Held, Staat und Sefellfchaft, 1, 575 fg. 
12) „Un droit politique, c’est une portion de gouvernement.... l'inegalite en est le priu- 
cipe.“ Guizot, Histoire parlementaire (Paris 1863), I, 308, 309. 

13) Vgl. Förfler, Die Staatslehre des Mittelalters, in der Allgemeinen Monatsfchrift, Jahrz 
1852, ©. 847. Klüpfel, ebendaf., S. 907. Ranke, Franzöftfche Geichichte, I, 285. Klüber, Acten 
des Wiener Congreſſes, VI, 246, 293 fg. Tocqueville, La democratie en Amerique, I, 65 fa., 76. 
81. Zuchariä, Dierzig Bücher, 1, 104 fg. Declaration des droits de l’homme (1793), Art. 25, %. 
Acte constitutionnelle, Art. 7 fa. Held, Syflem des Verfafjungsrechts, I, 271 fg. Derfelbe, Stau 
und Gefellfchaft, I, 421; II, 503 fg. (an welch legterer Stelle fi die vollftändigfte Iufammenftellun, 
der neuern Literatur über die Bolfsfouveränetät findet). 

9 14) Zattel, Droit des gens (neuefte Ausgabe von Bradier:Foderd, 3 Thle., Paris 1868), 1, 22°. 
81, Note 1. 

15) Wie zur Zeit der Franzöfifchen Revolution. Auch die Berfaffung Bonaparte's vom 16. Behr 
1800 war durch ein Plebifcit angenommen worden, besgleichen feine Annahme ale Icbenslänglict: 
Erfier Conſul u. ſ. w. 
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wendet, um den consensus omnium feftzuftellen, jondern um alle nach dem unmiberftehlich 
mächtigen Willen einzelner zu Ienfen und audzubeuten, daß das Plebifeit, indem es zur for- 
mellen Bornahme eines politifhen Freiheitsactes zwingt, das Gegentheil politifcher Freiheit 
gewährt, daß dad Plebiſcit die befle Form ift, um den darin liegenden wahren Kern, freie 
Willensäußerung und ungeſchminkte Außerung der herrſchenden öffentlihen Meinung, zu 
fälfhen. Der gegenwärtige König von Griechenland, Georgios, wurde durch eine Art von Ac⸗ 
clamation ernannt, da man eine neue Volksabſtimmung als allzu gefährlich und zeitraubenp(?) 
unterlaffen zu müffen glaubte. Aud die Angelegenheit des Dappenthald follte nicht, wie früher 
intenbirt war, auf dem Wege des Congreſſes, ſondern auf dem eines Plebifeits zur Erledigung 
fommen. Zu dieſem Behuf follte Die franzöfifche Negierung und ebenfo der ſchweizeriſche Bun: 
desrath eine Broclamation an Die Bewohner des genannten Thals erlafien, welche viefelben auf- 
fordert, auf der Präfeetur zu Nyon die Erflärung abzugeben, ob fie Schweizer bleiben oder 
franzöfifche Bürger werben wollen. Unterbeß ift aber dieſe Angelegenheit auf gemöhnlidhem 
Wege georbnet worden. In der Sache ver nordalbingiſchen Herzogthümer iſt freilich dad Recht 
fo flar, daß ein Plebifrit wenigftend überflüfiig erjcheint. Allein obgleich, vielleicht weil gerade 
in diefer Sache eine Volksabſtimmung ohne irgendeinen Ffünftlihen Einflug das unmiderleg- 
lichfte Zeugniß für das gute Recht und vie allgemeinfte Rechtsüberzeugung des Volks geliefert 
haben würde, fo hat man e8 unterlaffen, eine folhe in ver Form des Plebiſcits vorzunehmen, 
Thatſächlich hat fie Freilich nichtöpeftoweniger flattgefunden. Wie wenig aber die neuen hiftori- 
fhen Erſcheinungen ber Plebifeite aus ver Vertrags: oder Übertragungstheorie abgeleitet, reip. 
zu deren Begründung benußt werben Eönnen, erhellt aus dem Umſtande, daß, wie z. B. bei 
der Wahl des Königs Leopold durch die belgiſche Eonflituante, fo auch für dad Volf in Frank⸗ 
reich , Griechenland, Mexico und in den von Piemont und Frankreich annerirten Ländern gar 
feine Möglichkeit ver Wahl gegeben war. Die Gefammtheit der Umſtände ließ überall nur 
ein Botum als möglich erfcheinen, und fo war hier, wie es immer bei den fogenannten pactirten 
Gefegen fein follte, die Abflimmung nur der formelle Modus, dad auszusprechen, was als eine 
höhere oder doch unabweisbare Nothwendigkeit nad) Lage der Sache feftitand. 

Die Anwendung des Plebiſcits in den modernen Staaten datirt feit ver Branzöfifchen Ne: 
volution, und wenn ihr für einen revolutionären, republifanifchen Zuftand, oder für den Fall 
des gänzlihen Mangels eines verfaflungsmäßigen Monarden aud in Monardien eine gewiſſe 
Berechtigung nicht abgelprochen werden kann, fo ift dieſelbe doch bei Vorhandenſein des legtern 
und einer verfaſſungsmäßigen Volfdrepräfentation um fo mehr zu vermerfen, als fle bie ver: 
faffungsmäßigen Gewalten discrebitirt, nur in feltenen und widtigen Momenten möglich ift, 
bei Häufigern Gebrauch ſich abnugt, das Land in bedenkliche Aufregung verfegt,, die ärgerlid- 
ften Erfheinungen hervorruft und um fo gefährlicher erſcheint, je Bedenklicher die innere und 
äußere Lage des Staats, je weniger confolivirt namentlid die politifhen Parteien und ber 
Thron felber jind, je mehr ed in den Maflen des Volks an politifher Erkenntniß und entſpre⸗ 
hender Charaftertüchttgkeit Fehlt. 

Das Plebifeit fept wie die Volksſouveränetät fo auch das allgemeine Wahlrecht (suffrage 
universel) voraus, d. h. ein Plebifeit ift nicht ohne allgemeines Wahlrecht denkbar. Wenn man 
aber auch mit Buizot („Mém.“, 1,165) der Meinung ift, daß fchon in der unbedingten Ur: 
wablfähigfelt eine Art von suffrage universel liege, fo ift doch letzteres möglich, ohne daß das 
Volk deshalb nothwendig aud direct zu Plebifciten gerufen wird. 

Aber eben diejenigen Gefahren, welche mit dem suffrage universel verbunden find, müſſen 
auch die Gefahren der Plebiſcite fein. 

Bor allem ift zu conflatiren, daß auch das am meiften erweiterte Stimmrecht nie fo weit 
gehen kann, um alle Angehörigen des Staats zur Urne zu laflen. Daß dazu ein gewiſſes Alter 
gehöre, wird von niemand beftritten; mol aber befteben fehr verfchiedene Anjichten über vie 
Höhe dieſes Alters. Auch iſt fehr beftritten, ob dazu eine gemiffe Vermögensſelbſtändigkeit erfor: 
derlich und worin diefelbe genügend zu finden fei. Weiter ift in neuefter Zeit die politifche Wahl⸗ 
Fähigkeit ver Frauen, für welche keine geringern Autoritäten als Hare und Mitt (f. Held, Re— 
cenfion von Mill’8 „Representative government” in dem Januarheft 1864 der „Zeitſchrift für 
Die gefammte Staatswiſſenſchaft“) auftraten, Gegenftand eines heftigen Streitd gewor: 
den!) u. ſ. w. Es ift Hier nicht der Ort, die Bedeutung des suffrage universel nady allen 
Seiten näher zu prüfen. Daß ed aus der Volföfouveränetät, wenigftend in einem monardji- 





16) Duvergier de Sauranne, Histoire du gouvernement representatif, I, 199. 
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ſchen oder ariſtokratiſchen Staat, nicht gerechtfertigt werden koͤnne, geht ſchon aus der Unver⸗ 
traͤglichkeit ſeiner Baſis, der Volksſouveränetät, mit der nothwendigen Einheit ver Staats: 
gewalt und ihrer perjönlien Darftellung durch das monarchiſche oder ariftofratifche Staats: 
oberhaupt, namentlich auch daraus hervor, daß das Verhältniß einer folden Volksſouveränetät 
zu den verfaflungsmäßigen Kepräfentanten ver Staatögewalt gar nicht genau, wie doch unab: 
weisbar nöthig, beitinnmt werden fann. Sehr lehrreich ift in diefer Beziehung eine Außerung 
des Deputirten Andrada in ven portugiellfchen Gorteöserfammlungen im Jahre 1822, der den 
bei feinem Angriff auf den Liebling des Volks, Borges Garneiro, unruhig werdenden PBubli: 
fum der Galerien zurief: „Ich verlange, daß ihr in den Grenzen der Achtung bleibt. Bei den 
Wahlen ſeid ihr Könige, Unterthanen aber im Umkreiſe diefer Mauern!“ 

Wenn fi übrigens aud bei den praftifhen Engländern feit 1818 die Stimmen für das 
allgemeine Stimmrecht mehren (May, „Engliſche Verfaſſungsgeſchichte“, I, 280) und ſelbſt 
Mill, „Representalive government‘, Kap. VIIL, entſchieden dafür ſpricht 17), fo hat Dies feinen 
Grund theild darin, daß in England niemand jich diejed Recht ohne vernünftige Schranfen 
denft (Mill verlangt z.B. einen gewiflen Bildungsgrad, Entrichtung von Steuern, Zahlungs: 
fähigkeit), theild darin, daß in England das Priucip der Volksſouveränetät anerfannt und die 
gegenwärtige Zufammenfegung des Parlaments, namentlich aber die Wahlrechte für das linter- 
haus, fo ſchlecht als möglid organijirt find, auch das allgemeinfte Wahlrecht aber weder den 
Beſtand ded Staatd noch der Krone gefährden würde, da der politiide Sinn ver Engländer 
und deren Patriotismus fie nie nach einem von beiden würde greifen laflen. 

Außerdem fpricht freilich noch ein abfoluter, idealer Orund für das allgemeine Stimmredt 
und injofern auch für dad Plebiſcit. Diefer befteht aber, wie bereitö oben angedeutet worden, 
in deren Verbindung mit der organiſchen Staatsidee und mit dem nie zu überſchätzenden Werth 
der öffentlihen Meinung und der Kenntnig derjelben jeitend der Negierungen.1®) 

Dad organiſche Staatsideal will, daß jeder, der dem Staat angehört, auch organijch den 
felben verbunden jei, und daß deshalb der ganze Staat, ſeine Verfafſung und feine Geſetze nur 
der Außbrud der Überzeugung aller feiner Angehörigen von deren höherer Berechtigung und 
Nothwendigkeit jeien. Wie jedes Ideal, jo wird auch dieſes hienieden nie in abfoluter Vollen⸗ 
dung realiſirt werden fünnen. Aber ald wahres Ideal, ald jene Staatögrundanfhauung, bie 
den wahren Weſen des Dienfchen entfpricht, muß es das Ziel aller Menſchen für ihre eigene 
Ausbildung, das Ziel aller ftaatlihen Entwickelungen unferer Culturvölker fein, wenn von 
einem wahren Fortjchritt gejprochen werden full, Dazu gehört aber, daß nicht nur bie gebilpe: 
tern Klafjen darauf verzichten, allein den Staat beeinfluffen und bie minder gebildeten abfolut 
davon ausſchließen oder unberückſichtigt laffen, oder gar die politifche Leitung des Staats als 
Standesmonopol lediglich in ihrem Standevintereſſe ausbeuten zu wollen, fondern daß auch bie 
minder gebildeten Klaffen durch wahrhaft politifche Bildung 19), zu welcher jie übrigens ſelbſt⸗ 
thätig mitzuwirken haben, immer höher gehoben, die Mafje des Pöbels, d. h. „eines mit dem 
Fluch der Geiltesfflaverei beladenen Theils des Volks“20), immer mehr vermindert werde. 
Wir erfennen vollitändig die Größe und Schwierigkeit diefer Aufgabe; allein dies ändert nichtd 
an der abloluten Nothwendigkeit ihrer Löfung, und ſchließen wir uns vollitändig an Nogron 
(„Code politique u. f. w.”, Paris 1843, S. II, Note 1) an, wenn er jagt: „Les ellorts de 
la philosophie et de la civilisation, en r&pandant parmi les masses les bienfaits de l’educa- 
tion, doivent tendre de jour en jour à rendre cette classe moins nombreuse; c'est la. 
anotre ayis, la seul grande r&forme &lectorale possible et raisonnable.’ 3. Held. 





17) Auffallend und doch nur natürlich muß es erfcheinen, wenn Eh. Müller, einer der neuern legi⸗ 
timiftifchen Schriftfteller, in feinem Buche La legitimite (Paris 1857) fih im Prineip für das Vote 
universel entfcheidet (S. 140, 145), freilich aber unter praktiſchen Anwendungsformen, welche die 
eigentliche Bulfsaction auf ein Minimum, eigentlich auf nichts reduciren. 

18) In diefem Sinne ıft es richtig, wenn Laſteyrie, Histoire de la politique liberale (I, 195, 200), 
jich äupert: „‚Alors (zur Zeit HYinfmar’s) comme aujourd’hui il y avait beaucoup d’objections ei 
peu d’arguments contre le suffrage universel.“ Liber legteres vgl. noch: Eonftant (in Laboulaye's 
neuefter Ausgabe feiner Werfe), I, 201. Barante, Gonftitutionelle Tragen, ©. 12 fg. Duvergier 
de Hauranne, I, 350 fg. BielsGaftel, Histoire de la restauration, V, 354, 365. Mohl, Staatsregit, 
Völferrecht und Politif, Bo. IL, Abth. 1, 292 jg. Deutſche Vierteljahrfchrift, Jahrg. 1862, ©. 134, 
148. @uizot, Histoire parlementaire, L, 217. de Renuffon, Le christianisme et le suffrage uni- 
versel (Baris 1863). de Broglie, La diplomatie du suffrage universel. de Remufat, Les elec- 
tions de 1863 en France, in der Revue de deux Mondes, Jahrg. 1863, XLVI, 257 fy. 

19) Held, Staat und Gefellfchaft, I, 256 fg. 20) Nöper, Reitephilofophie, 11, 68, 29. 
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Polen. (Volks: und Staatsgeſchichte bis zur dritten Theilung; Ver— 
faſſungsgeſchichte; Polen ſeit der dritten Theilung; Statiſtiſches.) In dem 
Augenblick, da die Geſchichte des polniſchen Volks aus dem Dämmerungsdunkel der Sage an 
das Licht heraustritt und der nebelhafte Schleier durch wohlbeglaubigte Nachrichten hinweg: 
gezogen wird, ſehen wir dad Geſchlecht ver Biaften auf dem Throne, das, von einem niedern 
Bauer entſtammend, eine lange Reihe von Fürſten ven polnifchen Volk gegeben Hat. Es hat 
jicherlic feinen guten Orund, daß in der gemeinſlawiſchen wie in der fpeciell yolnifchen Sage 
jih der demokratiſche Zug von der Erhebung eined Bauern auf den Fürftenthron wiederholt 
und mit bewußter Genugthuung betont wird. Wenn man bedenkt, daß jedes Volk in der Sage 
feine Ideale und idealen Wünſche und Hoffnungen ausprägt, fo dürfte man ſchon in den älteften 
Zeiten auf eine nur zu tiefe Empfindung der gedrückten Lage des ſlawiſchen Banernftandes ſchlie⸗ 
Ben müffen. Aber diefe ganze Zeit wird ſo wenig von dem Lichte ver Geſchichte erhellt, daß ſchwer 
zu ſcheiden iſt, was der Dichtung der Kolgezeit und was dem wirklichen Leben angehört. Ob der 
Bauer Piaft den Königsthron felbft beftiegen, läßt die Sage ungewiß, aber fein Sohn Ziemo-= 
wit ſoll 32 Jahre das Scepter getragen haben. Genau befehen hat die polnische Sage nur vie 
Zuflände des polnischen Volks ganz abftract unter ven Nanıen ver Kürten perfonifleirt: die Ein— 
wanderung in die Gegenden zwiſchen Weichjel und Oder, vie erfte Nieverlaffung daſelbſt, vie 
weitere Eroberung des Landes nad Oſten und Süden hin und endlich Die Einrichtung des neuen 
Gemeinweſens. Wichtiger als die Einzelheiten der ſchwer zu lauternden Sage wird an dieſem 
Orte die Sfizzirung des Gebietsumfangs fein, welder der Herrichaft der Piaften unterworfen 
war. Als Grundbeftandtbeile derſelben Fünnen wir die Gegenden um Krufzwice, Gneſen und 
Bofen anfehen, wo auch der Sage urfprünglihe Heimat if. Von dort dehnten jene Kriege: 
fürften ihre Herrſchaft weiter aus, und zwar zunächſt wol oſtwärts über dad Mafovierland. 
Ringdumber wohnten flammverwandte Völker. Nordwärts von der Netze faßen zwiſchen 
Meichfel und Over die Pommern, diefen benachbart an der Meichfel die Breußen, beide nach la: 
wiſcher Art in eine Reihe Eleinerer ſelbſtändiger Stämme gejpalten, welche nur locker durch 
einen gemeinfamen Cultus zu einer Einheit verbunden waren. Auf ſie folgten nad) Oſten die 
rohen und wilden Ritauerflämme, die bis an die Sümpfe des Przypec in Süden reichten und im 
Weften am Bug in der fpäter polnifchen Provinz Podlachien fagen. Im Süpen hatten ruſſiſche 
Stämme bis dahin, wo der San aus den Karpaten tritt, id) vorgefchoben. Um ven Oberlauf 
der Weichſel wohnten die Chorwaten und andere Eleinere flawifche Stämme, die mit den Oder: 
und Elbſlawen die Piaſtenherrſchaft im Weften umfchloffen. Erſt um vie Mitte des 10. Sahr- 
hunderts trat in diefe flawifhen Maffen durch die Begegnung mit den an der Oder vordringen- 
ven Deutichen Licht und Leben ein, und un dad Jahr 963 unterwarf Gero, ein deutſcher Mark⸗ 
graf, nebfl andern Stämmen auch die von Mieczyilamw I. (dem vierten Regenten in ver Reihe 
Der Biaften) beherrfchten Polen, und der polnifche Kürft wurde ein „Mann“ des Kaifers, zahlte 
Tribut, leiftete Heerfolge und erfhien bald in Perfon auf den deutichen Hoftagen. Durch die 
Verheirathung dieſes Fürften mit der böhmischen Herzogstochter Dombrowka (965) wurde er 
ſelbſt dem Chriſtenthum zugeführt und, was für das Verhältniß zwiſchen Volf und Fürſt be: 
zeichnend ift, mit ihm das polnische Wolf. Das erfte Biscthum war Poſen, ein Suffraganat 
Magdeburgs, der erfte Bifchof hieß Jordan. Wiefen nun alfo politiſche und kirchliche Verhaͤlt⸗ 
niſſe Polen auf Deutfchland hin, fo erhob ſich doch aus ven Gegenfag der Raffe, der Sitte und 
Lebensart, des religidfen Lebens und der Bivilifationsflufe, die fich bei den Deutfchen in einem 
ſchon mannichfach ausgebildeten politifhen und Eirhlihen Organismus varftellte, ein Anta- 
gonidmus, der einen unaufhörlichen, kaum durch zeitweilige Indifferenz unterbrochenen Kampf 
der beiden Völker hervorrief, deſſen Ende noch heute nicht erreicht iſt. 

Aber Die eigentliche Begründung Polens ald Staat war nicht das Werk des Fürften, der ihm 
das Chriſtenthum gegeben hatte, fondern blieb feinem Sohne, vem Boleſlaw Chrobry (der 
Tapfere) (992— 1025), vorbehalten. Gleich nad feinem Regierungsantritt ließ ex, flatt mit 
feinen Stiefbrübern das Land zu theilen, dieſe fanımt ihrer Mutter aud dem Lande vertreiben, 
feine Bermandten blenden und riß fo die Alleinherrſchaft an ih. Anfangs änderte fich nichts in 
feinem Verhältniß zum Deutſchen Reiche; er eroberte das Unterland der Weichfel und verfuchte 
mit Hülfe des Biſchofs Adalbert von Prag durch Befehrung der nordwärts wohnenden Preußen 
ich diefe Erwerbung zu fihern. Die Belehrung mislang freilih, aber Danzig nebit Pomerel- 
len blieb auf Jahrhunderte unter polnifcher Bormäßigfeit. ALS gegen Ablauf des eriten Jahr: 
tauſends n. Chr. Herzog Boleflaus von Böhmen geftorben war, griff der Bolenfürft Krakau 
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an und ließ alle Böhnten daſelbſt niedermachen. Bis an die Donau foll derfelbe feine Herr: 
{haft ausgedehnt Haben. Mit Dänen und Schweben trat er in nrannichfache Berührung, und 
felbft bei dem deutſchen Kaiſer genoß er fo hohes Anfehen, daß Otto II ihn in Gneſen befuchte 
und ihn „einen Freund und Bundesgenoſſen des römifchen Volks“ nach alter Roͤmerweiſe 
nannte. Bei diefer feierlichen Gelegenheit wurde Die Abhängigfeit der polnifchen Kirche von der 
Metropole Magdeburg gelöft, ein eigenes Erzbisthum zu Onefen geftiftet und vieſem die Bis- 
thümer Krafau, Breslau, Pofen und Salcholberg untergeben. Kaum aber war Otto II. ge: 
ftorben,, fo drang Boleflaw, in dem Beftreben, ſich ganz von deutfcher Oberhoheit zu befreien, 
gegen die deutſchen Marfen vor (1002) und bemädhtigte fich der Lanfig bis Meißen Hin. Der 
anfangs errungene Erfolg wurde zwar durch Kaiſer Heinrich von Deutſchland mefentlid ver: 
fürzt, allein Boleſlaw verftand es, neben der Gewalt auch diplomatifhe und Beſtechungskünſte 
anzuwenden, und verfchaffte fich eine Bartei im deutfchen Lande. Diefe wurde für ihn nament: 
lich in den eingetretenen böhmifchen Verwickelungen nüglih, denn einen dort ausgebrochenen 
Erbfolgeſtreit wußte er fo geſchickt auszubeuten, daß Prag und damit Böhmen ihm felbft als 
Beſitz zufiel (1003). Wiederholter Züge der deutſchen Krieger bedurfte ed, um ihn daraus zu 
verdrängen. Bis nach Pofen zogen ihm die Deutfchen nach und zwangen ihn endlich zum Brie: 
den. Boleflam mar ihn eingegangen, um ihn zu brechen. Den Slawenfürften und befonders 
dem Herzog Jaromir von Böhmen wurden die allgemein ſlawiſchen Intereffer gegen bie Herr: 
{haft ver Deutfchen geltend gemacht, um ſich zu rächen. Obwol dies nicht unmittelbar von Er: 
folg gekrönt war, fo gelang es dem fühnen Boleflaw doch, durch einen raſchen Feldzug bis in 
die Nähe von Magdeburg alle verlorenen Ländereien (1008) fich wieder anzueignen, In deren 
unangefochtenem Befig ihn die Uneinigfeit der anwohnenden deutſchen Herren einige Jahre er: 
hielt. Erft im Jahre 1010 begannen lebhafte Kriegszüge, um ihn zurüdzubrängen. Allein 
auch ihr Ergebnif war unbeveutend; e8 kam 1013 zu einem von Boleſlaw felhft angebotenen 
Frieden, in welchem diefer mit ben von ihm erftrebten Länderſtrecken belehnt wurde. 

Es begann nur wieder das frühere Treiben. Boleflam hatte ven Plan nit aufgegeben, die 
flawifhen Stämme dem Deutfchen Reich gegenüber zu vereinigen, und erhob neue Verſuche an 
dem Böhnenherzog, dem er ſtets ihre „Blutöverwandtfchaft ind Bewußtfein rief, um ihn an 
feine Seite zu ziehen. Der Kaifer Heinrich II. muß die ungemöhnlihe Gefahr, welche Deutſch 
land von diefem Unterfangen aus bedrohte, in ihrem vollen Umfang ermefjen haben, denn mit 
einem außerorventlihen Aufgebot von Kräften brach er 1015 In die öſtlichen Landſchaften ein. 
Die Natur dieſes Landes, das noch faſt gänzlich mit Wald und Moraft bedeckt war, und die Ent: 
legenbeit deflelben benahmen den deutſchen Heeren ihre Wirkungsfähigfeit; obwol fle wieder⸗ 
holentlich flegreich waren, fchleppte ih dennoch ver Krieg nur ſchwächlich dahin, und miederum 
auf daß freie Anerbieten des Polenherzogs wurde der Friede zu Budiſfin im Jahre 1018 ge: 
fhloffen, nicht wie es fich geziemt hätte, fagt der deutſche Chroniſt Thitmar, ſondern wie 
ed die Umftände geboten. Die Abhängigkeit des Herzogd von Deutfchen Rei war bedeutungs⸗ 
106 geworben. 

Um dieſelbe Zeit hatte fih ein anderes Feld für ven Ehrgeiz dieſes Kürften im Oſten er: 
öffnet. Dort war ein ebenfo mächtiges Neth ald das von Boleſlaw raſch aufgethürmte im Ent: 
ftehen. Bon Kiew aus hatte der Nachfolger Rurik's, der mächtige Dfeg, am Ende des 10. Jahr: 
Hunderts Volhynien und Podolien, und fpäter Wladimir die tſcherweniſchen Städte und Bali: 
zien bi8 an den San feiner Herrfchaft unterworfen. Auf dieſem Boden berührten fich bie bei: 
den Eroberer Wladimir und Boleflaw. Um das Jahr 1013 fand der erfte Zuſammenſtoß ſtatt, 
bei weldyem deutſche Hülfstruppen auf polniſcher Seite dienten. In Rußland aber waren Per: 
änderungen auf dem Throne von Kiew vorgegangen; Saroflam Hatte ſich auf denfelben ge: 
ſchwungen. Er fegte ſich mit Kaiſer Heinrich II. in Verbindung gegen Polen, und auf diejen 
Umftand mag wol ver Friede zu Budifjin zurüdzuführen fein. Bon ven Deutfchen befreit 
wandte fi) Boleflam gegen Jaroſlaw (1018), fhlug ihn am Bug und rückte in die Hauptitadt 
Kiew faft unangefochten ein. Zwar Eonnte er fi dort nicht Halten, aber die tſcherweniſchen 
Städte blieben doch fortan unter feiner Herrfchaft. Kurz vor feinem Tode (1025) ſetzte ſich der 
mächtige Boleflam aus eigener Machtvolltommenheit die Königsfrone auf. In der Zeit Bo: 
leſlaw des Tapfern läßt ſich die Verfaffung des polniſchen Gemeinweſens noch wenig klat über: 
ſchauen. Die fürfllihe Macht war fhon zu folder Ausbildung gelangt, daß die urſprüngliche 
Bemeinfreiheit {hr gänzlich unterlegen war. Diefe Gemeinfreiheit ift aber nicht in dem Sinne 
wie bei den Germanen zu verfiehen. Bei den letztern befand dieſelbe in der älteften Zelt über 
alle Individuen erſtreckt, dann aber entwidelte fih innerhalb der ganzen Bevoͤlkerung eine 
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fociafe Gliederung, die einen Theil bis zur Hörigfeit und Leibeigenfchaft; herniederdrückte und 
den andern in Stufenfolge bis in bie unmittelbare Nahe des Throns erhob. Anders bei den 
Polen. Gemeinfrei waren die ſlawiſchen Stämme fidherlih, aber bald überwand ein Stamm 
den andern: Der Sieger riß die Freiheit und Rechtsfülle an fi; ver Befiegte blieb in einer 
wenn auch anfangs mäßigen Gebundenheit. So bat man fi dad Vorhandenſein einer Schlachta 
(na) Lelewel u. a. von ed, Lechitae abgeleitet), eines zahlreiden Adelsſtandes, ver im aus: 
ſchließlichen Befig des Kriegsdienſtrechts und anderer Bevorzugungen ald fiegender Stamm war, 
gegenüber der großen Maſſe ver Kmeten, der adferbauenden, beilegten Bevölkerung zu denen. 
Neben vielem andern ift der bis auf den heutigen Tag noch erfennbare, gleichwol aber von ven 
Geſchichtſchreibern noch nicht hinreichend gewürbigte, ethnographiſche Unterſchied zwifchen Ade- 
lihen und Richtadelichen ein trefienber Beweis hierflir. Die erfte Befteuerung, von welder und 
Nachricht gegeben wird, die fogenannte-stroza, weldhe in einem Map Weizen und einem Maß 
Hafer von jeder Pflugwende oder. Hufe beftand, zeigt ſchon durch ihre Qualität, daß fie Die ader: 
bauende Bevölkerung allein nur traf. Diefe lebte nach wie vor in einer Art Bau: und Schuß: 
verband (vicinia, opole), und erft ald der Adel fich diefe Verbände untertban zu maden wußte, 
entwickelte fi daraus die im Verlauf der Geſchichte die Balls des polnischen Gemeinweſens bil- 
dende Baftellaneiverfaffung. Die Ausbreitung des Chriſtenthums mit feiner Hierarchie und 
der Umſtand, daß daflelbe aus dem fendalifirten Deutichland nach Polen eingeführt wurde, bat 
nicht unmefentli dabei mitgewirkt. Aber zu einem dem wefteuropäifchen auch nur ähnlichen 
Feudalismus ift e8 in Polen nicht gefommen. &8 wird fich dies im Verlauf ver Entwidelung 
noch weiter beftätigen. 

Unter Boleflam dem Tapfern nahın ver Einfluß der Kirche bebeutend zu, denn er ließ ſich 
die Feſtſtellung und Verbreitung beflelben lebhaft angelegen fein. Er errichtete niehrere Bis: 
thümer, und die Klöfter Meferig, Tiniec, Sieriehow und Lyſa göra follen theils fein eigenes 
Werk gemefen fein, theils fhon unter ihm beſtanden haben. Aber die große Macht Polens im 
Anfang des 11. Jahrhunderts, welche durch Boleſlaw's außerordentliche Perjönlichfeit bedingt 
war, brach Stud für Stüd unter feinem minder begabten Sohne Mieczyflam II. (1025 — 34) 
zufammen. Die Ungarn nahmen no vor 1029 die Slowakei und einen Theil Mährens, ohne 
daß er e8 hindern konnte, die Böhnen brachen in Mähren ein, und Polen mie Ungarn daraus 
verbrängend eigneten fie fih das ganze Land zu. Blutige Kämpfe mit den Deutichen, bei welchen 
der eigene Bruder des Polenfürften, Otto, Hülfe gegen bie gewaltthätige Entziehung feines 
Erbantheils gefucht Hatte, führten endlich zur gänzlichen Vertreibung Mieczyſſaw's aus Polen 
und zur Thronbefleigung durch jenen Otto, der dafür auch die deutſche Oberherrlichkeit an⸗ 
erkannte. Doch raſch genug ereilte ihn der Mord. Unter diefen Wirren eroberte Jaroſlaw von 
Kiew die tſcherweniſchen Städte, und ald Mieczuflam wieder zurüdfehrte, war feine Macht ber: 
maßen erihüttert, vaß er fih (7. Juli 1032) dem Kaiſer Konrad unterwarf; die deutſch-ſlawi⸗ 
ſchen Grenzlänver erhielt er nicht wieder. Ein Verſuch der Pommern, fih von dem Jod der 
Polen zu befreien, midlang zwar, aber er harafterifirt den Zuſtand bes Reichs, das unter Bo: 
leſlaw eind der größten in @uropa war. Nah dem Tode Mieczyſlaw's übernahm feine hinter: 
laffene Witwe Richeza, eine Tochter des Vfalzgrafen bei Rhein, für ihren unmündigen Sohn 
Kafimir die Herrihaft; pie Schlachta war erftarkt und ließ fich eine Bevorzugung der Fremden, 
wie fie von Richeza gelibt wurde, von einem Weibe um fo weniger gefallen. Richeza wurde au 
dem Lande getrieben, und die ganze innere Staatsordnung löfte fich in wilder Vermirrung auf. 
Sowie die Schlachta ſich wider die fürftlihe Gewalt empoͤrte oder vielmehr dieſe ihrem Willen 
unterwarf, fo erhoben fich die Kmetonen gegen jene; ein allgemeiner Abfall vom Chriſtenthum 
fand flatt. Unter ſolchen Verhältniſſen fanden fih die Pommern nicht mehr veranlaßt, ihren 
Tribut zu zahlen, der ruſſiſche Großfürſt Saroflam ſchob feine Herrſchaft über Podlachien bie 
nad Mafovien vor, Biretiflam von Böhmen fiel mit feinen Scharen Über Krakau und ſelbſt 
Gneſen her, von wo er die Gebeine des heiligen Adalbert, des preußifchen Märtyrers, entführte. 
Polen war verödet, gefchreächt, Hülflos. Da war ed dem mit deutſchen Hülfstruppen ind Vater: 
land zurückkehrenden Kaſimir nicht ſchwer, die Ihm gebührende Herrſchaft an lich zu ziehen. Er 
fuchte eine Hauptftüge in der Anerfennung der deutſchen Oberhoheit. Im Innern wurden 
namentlich durch Befeſtigung des Chriſtenthums leidliche Berhältniffe wienerhergeftellt, doch zu 
einer kräftigern Wirkſamkeit nach außen hin kam das Land erſt wieder nach den 1058 erfolgten 
Tode Kaſimir's unter deffen älteftenn Sohne Boleflam Smialy (dem Kühnen). Einer neuen 
Feſtigung des Polenreichs kam namentlich der Zuftand Deutſchlands, das eben damals von dem 
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gewaltigen Zuſammenſtoß des Imperialismus mit dem Vapſtthum erfchüttert wurbe, günflig 
entgegen; nicht minder gelegen waren die Verhältniffe in Ungarn und Böhmen, wo Kron: 
prätendenten auftraten und ſchließlich bei Polen Hülfe fuchten. Es gelang Boleflaw nad) einem 
Siege an der Theiß, dem Herzog Bela und ſpäter deffen Söhnen die ungarifche Krone zu er: 
werben und bie Böhmen zu demüthigen. Auch in die rufitichen Angelegenheiten bekam er, wie 
fein Ahn, Veranlaſſung einzugreifen, und im Jahre 1069 drang er nad Kiew vor; freilid 
gingen die Erfolge dieſes Zugs bald wieder verloren. Aber feine überwiegende Stellung gegen 
die flawifchen Fürſten des Dftens, feine Triumphe über Ungarn und Böhmen fleigerten feinen 
übermuth dermaßen, daß er am Weihnachtsfeſte 1076 ſich trog feiner Verbindlichkeiten gegen 
das Deutſche Reich mit vielem Pomp die Königsfrone auffegen ließ. Wie würden nicht die na 
tionalen und Elerifalen Chroniften der alten Zeit diefen König gefeiert und erhoben Haben, wenn 
ex fi nicht amı Schluß feines Lebens einer Unthat ſchuldig gemacht Hätte, die ihn in den Augen 
jener al8 ein Ungeheuer erfcheinen ließ. Er tödtete nämlich den fpäter zum Heiligen erhobenen 
Biſchof von Krakau mit eigener Hand. Da verließ ihn die Treue des Volks — das will fagen, 
der Adel, weldyer die Erhebung der fürftlicden Gewalt nicht ertragen mochte, benugte den Kon: 
flict des Königs mit ver Kirche, und Boleſſaw mußte Thron und Reid) verlafen; in einen fernen 
Klofter foll er von Reue gequält geftorben fein. Boleſlaw's vuhigerer und gemäßigter Bruder, 
Wladyflaw Hermann, trat die Herrichaft über Polen (um 1080) an und ebnete die unter 
feinem fühnen Bruder aufgeregten Wellen. Er ließ den Koͤnigstitel fallen, und durch feine Ber: 
heirathung mit Judith, der Schwefter Kaifer Heinridy’3 IV., kam er zu Deutſchland und Böhmen 
in ein glücklicheres Verhältniß. Died geftattete ihm, feine Kraft gegen die Pommern zu richten, 
und ein erbitterter Krieg erhob fi um das Land nordwärts der Netze, der vorläufig für Polen 
feine Frucht trug, denn innere Entzweiung trat wieder hemmend dazwiſchen, welche ven eigenen 
Sohn ded Fürften gegen den Vater in offener Empörung in das Feld zug. Gegen den mit vielen 
Anlagen audgeftatteten Günftling Wladyſlaw's, gegen den Palatin Sieciech, erhob ſich theild 
wegen des von ihm geübten Drucks, theild aus Neid und Midgunft ein Theil des Adels, ver 
einen unehelihen Sohn des Fürſten, Zbigniew, auf den Schild hob und um Breslau eine folde 
Macht entwidelte, daß der gekränfte Vater mit dem Empörer Frieden fhließen mußte. Der 
Anhang Zbigniew’d aber, welcher der Gewalt ſich nicht gebeugt hatte, wurde durch die Flugen | 
Berheißungen und Beftehungen des Palatin Sieciech gewonnen, und nachdem Zbigniew, feine 
legten Kräfte in Kujawien zufammenraffend, in einer Schlacht befiegt worden war, mußte er ald 
Gefangener in einer Feſte des Palatins eine Zeit lang ſchmachten, bis erſt durch Vermittelung 
der Landesbiſchoͤfe fein Bater ſich mit ihm verfühnte. Aber dieſe Eintracht war nicht von Daurr: 
Sieciech blieb ein Stein des Anſtoßes. Auch der rechtmäßige und im Kriege ergogene und auf. 
gewachſene Sohn Wladyſlaw's, Boleſlaw mit vem Beinamen Krzywouſty (Krummaul), 
ſchloß fich der Empörung gegen feinen Bater und deſſen Günftling an. Der greife und ſchwach 
gewordene Fürſt entſchloß ſich anfänglich, Sieciech zu entfernen, aber der Palatin hatte feinen 
Geiſt fo gefeffelt, daß er einft fein Lager in der Nacht verließ und ſich zu Sieciech begab. Mit 
Mühe und Gewalt festen erft die Söhne die Verbannung des Palatind durch. 

Beide Söhne Wladyſlaw's waren ſchon bein Leben des Vaters in ven Bejig von grofen 
Theilen des Reichs getreten, und als Wladyſlaw Hermann im Jahre 1102 das Zeitliche jeg: 
nete, vollzog fih damals ſchon eine Theilung des Reichs, welche jedoch alle ihre mannichfachen 
Folgen zu jener Zeit darum noch nicht nad) fi zog, weil Boleflam Krzywouſty feinen Bruder 
Zbigniew in allen Stüden dermaßen überwog, daß bie Reichseinheit mindeſtens zu Lebzeiten 
Boleflam’8 bald wieder zur Ihatfache wurde und andauerte. Gegen die Pommern und Rujjen 
- machte Boleflam fein Übergewicht fiegreid) geltend, während Zbigniew heimliches Einverſtändniß 
mit allen Feinden feines Bruders pflog. Darin lag der Grund, daß die fiegreihen Kriegszuͤge 
Boleflam’8 gegen die Böhmen, Mähren und Bommern keine dauernden Ergebniffe hatten, und 
ſchließlich konnte dieſer Zuftand ſich nicht fortfegen, ohne die beiden Brüder zu einem offenen 
feindlihen Zuſammenſtoß zu bringen. Zbigniew mußte ſich vor der libermacht feines Bruders 
beugen und fih mit der Herrihaft in Mafovien als Vaſall Boleſlaw's begnügen. Aber 
Zbigniew brad fein Wort und das frühere Verhältniß trat wieder ein. Die Kriegszüge Bo: 
leſlaw's gegen die Pommern und Böhmen reihten jich wieder ununterbrochen aneinander. Letz— 
tere reizten auch den Kaifer Heinrich V., die Anſprüche auf die Oberhoheit der deutſchen Krone 
über Polen twieder zu erheben; e8 kam zu einem higigen Kriege zwifchen Heinrich und Boleſlaw, 
der zum Nachtheil der Deutfchen endete. Die Kämpfe mit ven Pommern wurden fortgeführt 
und hatten endlich die ganzliche Eroberung der Neglinie fanınıt den nordwärts gelegenen Land: 
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ſchaften und einen günſtigen Frieden mit Böhmen zur Folge. Um aber neuen Ausbrüchen vor: 
zubeugen, ließ Boleflam feinen Bruder Zbigniew (1111) ermorden. Durch Bugübungen fuchte 
der Fürft fein ſtürmiſch mahnendes Gewiffen zu befänftigen. Obwol Boleſlaw aud) nach diefer 
Zeit ununterbrochen feine Kriege fortfegte, fo waren dieſe doch nicht mehr von fo günftigen Er: 
folgen gekrönt, namentlich verurſachten die wiederholten Einfälle der Nuffen in Polen von Wla— 
dimir und Halicz aus dem Meiche großen Schaden; Boleflaw wußte ſich zu rächen, aber während 
ſich Wolodar von Halicz ihm unterwarf, empörten fi die Oftpommern. Der Bolenfürft be: 
wältigte fie und drang nun zum erflen mal bis Stettin vor; die Oberherrichaft der Polen in 
Ponmern war damit erfochten; zur Belehrung des Volks fühlten aber die polnischen Bifchöfe 
nicht den Beruf in ji, und es war einem Deutichen vorbehalten, der Apoftel diefes Landes zu 
werben. Bon Boleflam eingeladen, drang der Biſchof Otto von Bamberg das Evangelium ver: 
fündigend in Bonmern ein. Nicht ohne bewunderungswürdige Selbftverleugnung von feiten 
des Bischofs und nicht ohne heftigen Widerſtand von feiten bed ponmerifchen Volks gelang das 
mübevolle Werk. Gleichwol hatte den tapfern Polenfürften in ven legten Lebensjahren das 
Glück verlaffen. Er focht unglüdlich gegen vie Ruffen und Böhneen und mußte, um ſich gegen 
diefe Ruhe zu fhaffen, in Merfeburg vor Kaiſer Lothar ven Eid der „Mannſchaft“ für Pom— 
mern und Rügen leiften und einen zwölfjährigen Tribut fi aufbürden. Im Herbſt 1139 fühlte 
der alte Kriegsheld fein Ende herannahen. Er hatte fünf Söhne. Unter die vier ältern Söhne 
theilte er das Reich. Bin verhängnißvoller Schritt, deflen Folgen Polen jahrhundertelang zu 
beflagen hatte. Wladyſlaw follte Krafau und Schleſien, Boleſſaw Kedzierzawy (dev Kraus: 
haarige) Mafovien und Kujawien, Mieczyſſaw Onefen und Pommern, Heinrich Sandomir er: 
halten; der jüngſte wurde ald unmündig übergangen. Bei diefer Thellung ſtellte er als Geſetz 
für die Zufunft feft, daß ſtets der ältefte der Familie mit dem Befig von Krakau nicht nur ein 
Shrenprincipat erhalten, fondern auch ald Großherzog (maximus dux, monarcha) eine höhere 
Gewalt ausüben und In feiner Perfon die Reichdeinheit darſtellen follte. Diefe Senioratäherr: 
ihaft war in einer übeln Stunde für Polen erſonnen. 

WladyflamIl., der Großfürſt, begann alsbald, gereizt durch feine Gemahlin Agnes, vie 
Bedrückung feiner Brüder. Diefen gefellte ſich aber ver Adel und die Beiftlichkeit zu, und Wla⸗ 
dyſlaw wurde zur Flucht nad Deutfchland gezwungen. Boleflam Kedzierzawy erhielt dad Se: 
niorat. Friedrich 1. Barbaroffa fuchte für den Vertriebenen zu interveniven und drang flegreich 
bis gegen Poſen vor. Boleſlaw demüthigte fih und erfannte die deutſche Oberhoheit an. Spä- 
ter brach er aber fein Wort und verftand fi nur dazu, den Söhnen Wladyſlaw's (Boleſlaw, 
Mieczyflam und Konrad) Schleflen einzuräumen. Damit war Schlefien von Polen abgezweigt, 
und obmol es noch längere Zeit die Schickfale Polens infofern theilte, als es viefelben unglüd: 
lichen Snflitutionen hatte, fo begann doch für dafjelbe eine vollkommen andere Entwidelung, 
namentlich feitbem von unten herauf eine alle Volksſchichten und Staatdelemente durchdringende 
Germanifirung begann, die zulet dieſe Schöne Provinz gleihfam als eine reife Frucht dem Deut: 
ſchen Neid In den Schoß warf. In Schleflen wiederholten ſich die trüben Greigniffe, welde in 
Polen ftattfanden, denn auch dort wurbe das Erbtheilungsprincip eingeführt, und ald es im 
Anfang des 14. Sahrhunderts unter das böhmifche Scepter ſich begab, war es in nicht weniger 
als 18 Herzogthümer zerfallen. Inzwiſchen behauptete Boleſlaw der Kraushanrige dad Senio- 
var bis zu feinem Lebensende (1173), da e8 an den dritten Sohn Boleſlaw Krummaul’s, Miec⸗ 
zyſlaw (mit dem Beinamen „ver Alte‘) überging. Seine Herrfhaft war kurz; Aufregungen 
und Empdrungen erfihütterten das Land, und fhon 1177 riß Kaflmir der Gerechte (Sprawieb- 
liwy), der jüngfte Bruder des biäherigen Großfürften, der von Herzog Heinrich Sandomir er⸗ 
erbt hatte, das Seniorat und deflen Befigthum an ſich; Mieczyſlaw floh und mußte feinen eigenen 
Sohn Dtto im feindlichen Lager erblicken. Kaſimir gab diefem Otto Großpolen mit Ausihluß 
Gneſens, und dem Sohne Boleflam Kedzierzjawy's (Lefzet) Mafovien und Kujawien. In diejen 
Zudungen, denen das Rand preidgegeben war, gelangten Adel und Geiftlichfeit zu folder Macht, 
daß fle den Großfürften hindern konnten, auf das Anerbieten einer frievlihen Audgleihung, 
das der vertriebene Mieczuflam gemacht hatte, einzugehen. Der legtere eroberte mit Gewalt 
feine Erblande theilweife, aber das Sentorat Kafimir's zu erfhlittern war er nicht im Stande. 
Doch kaum war diefer, von einem glücklichen Kriegszuge nach Halicz zurückgekehrt, geftorben 
(1194), fo begann ein bis zur blutigen Schlacht ſich ſteigerndes Ringen un das Seniorat. Unter 
den voraufgegangenen Wirren wurde die fürftliche Gewalt immer mehr untergraben, und nit 
mehr ein irgendwie aufgeftellteß Geſetz war für die Erbfolge in dem Seniorat maßgebend, fon: 
bern allein des Adels ungezügelte Gewalt. Kafimir der Gerechte hatte nur aus dem Grunde 
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fo lange dad Seniorat zu erhalten vermodt, weil er dem Willen jener fi unterwarf; und weil 
Mieczyilam jedesmal, wenn er feinen Wunſch erlangt hatte, fi ver Willkürherrſchaft des fi 
wie ein König benehmenden Biſchofs Pelka von Krafau und des über dad Großfürſtenthum 
gleihfam nach Belieben verfügenven Palatin Nikolaus von Sandomir widerſetzte, jo glückte es 
ihm durchaus nicht, fein Gefchlecht im Principat zu erhalten. Es war eine Misreglerung voll 
widriger Kämpfe der Gewalt, ver Lift, der Beflehung und der Selbſtſucht, vie über ben Tod 
Mieczyflaw’3 hinauswährte. Die unglüdlihen Kolgen der Inftitution Boleſlaw's IFL machten 
fi in einer Zerjprengung des ganzen Reichskörpers fühlbar. Da dad Seniorat in dem Streit 
um baffelbe nichtig und bedeutungslos geworben war, fo bildeten fi auf Grund der fortgefepten 
Theilungen felbftändige Herzogthümer, die jede Beziehung zueinander ſchon fafl ganz auf: 
gegeben hatten. Die volle Kraft des Landes, die früher gefürchtet fidh gegen das Ausland richten 
fonnte, war nicht nur zerbrödelt, fondern wandte jid in das eigene Innere. DaB bei diefem 
Herunterbrüden der fürftlihen Gewalt pie Macht ver mit der Kriegspienftleiftung bevorredhteten 
Stände bis zur Unumſchränktheit fi erhob, braucht kaum noch angemerkt zu werben. Die Ge: 
[dichte des ganzen 13. Jahrhunderts iſt von dieſer Zerlöfung erfüllt, und fo tief einſchneidend 
waren die Wirkungen vderfelben, daß, ald durch die Obmacht eines ausländiſchen Fürſten vie 
Theile wieder vereinigt wurden, der neue Geſammtkoͤrper nur einen foͤderalen Charakter erhal: 
ten hat. Dies blieb bis zur legten Stunde des Reid. Die nationale Kirche allein iſt es, welde 
in diefer Zeit der Aufloͤſung aller Macht, in ven Beſitz des höchſten Einfluffes gelangt, Die inımer 
mehr ed auf ji) nimmt, die Einheit des Staatöfärpers darzuftellen. 

Es iſt Hier nicht der Ort, die Einzelheiten dieſer Auflöfung auszuführen; bei dem kurz be: 
neflenen Raum würde fi vie Aufzählung auf eine Genealogie des Piaſtiſchen Haufes beſchrän⸗ 
fen. Betrachten wir daher nur die größern Gruppen, welche in biefer Zeit ſich herausbildeten. 
Pommern war, wie wir fhon geliehen haben, ven birecten Einfluß Polens gänzlicd entzogen; 
die großpolnifhen Rande, welche ſchon unter Kaſtmir den Gerechten und vor ihm von den Elein- 
polnifhen abgetrennt waren, entwidelten immer mehr eine von jenen verſchiedene Bigenart, 
Schleſien unterlag demfelben Schickſal, und feine Berührungen mit den Öftlihen Provinzen 
ftellten nur die Frage, ob e8 nicht ſelbſt im Stande fein wird, jene zu abforbiren; zu ihnen wie: 
der in ein Berhältnig der Botmäßigkeit zu treten, war durch die fortichreitende Germanifirung 
zur Unmöglichkeit gemadt. Die Eleinpolnifhen Provinzen gaben ihren in dem Teflament Bo: 
leſlaw's IT. ihnen zugerheilten Beruf, die übrigen Landſchaften zu beherrſchen, faſt gänzlich auf 
und beichränften ih auf einen ausdauernden Kampf mit ven rufitihen Provinzen. Im Norden 
entwicdelte ſich das Herzogthum Mafovien, ven dann noch Kujawien zufiel, bis zu folder Stärfe, 
daß e3 ven Kampf mit den heidniſchen Preußen und Litauern aufnahm und die Aufgabe der 
Ghriftianifirung diefer Länder Idfen zu Eönnen glaubte. Es ift ein unfruchtbares Beſtreben, zu 
unterfuchen, was geſchehen wäre, wenn diefe provinzialen Briftenzen unangefochten ihrer ab: 
gefonderten Entwickelung und ihrem particularen Leben fi ganz hätten hingeben können. 68 
iſt nur zu berichten, daß durch verfchiedene Umſtände bedingt in die aufgelöften Maffen das 
Germanenthum zu allen Boren allmählich Hineinprang und von der andern Seite die Mon: 
golen wie eine Sturniflut die ganze Bevölkerung aus ver Reihe der europäischen Nationen weg⸗ 
ſchwemmen zu wollen ſchienen. Als um das Jahr 1240 die mongolifhen Tataren gleich einer 
Derverben bereitenden Heufchredenfchar fih auf jenem alten Wege, ven die großen Völker: 
. bewegungen von Aften aus immer nahmen, über die feythifchen Stepven und über das Ober: 
fand ver Weichſel Hinwegmälzten, da ſchien e8, als wäre das zerfallene Polen eine Beute ver mil: 
den Horden geworden, und erft im legten Augenblick, als dieſe Barbaren ſchon an der äußerſten 
weftlichen Grenze des Landes flanden, einte der Selbfterhaltungstrieb die getrennten Kräfte, und 
am 15. April 1241 wurde in der Schladht bei Liegnig mit Mühe und Noth wenigftens bie 
Eriftenz des Volks gerettet. Aber die Demüthigung fhien die Selbſtſucht noch nicht erſchoͤpft 
zu haben; troß des gemeinfamen Unglüds ſuchte man vie Rettung nicht in der Einheit ded ge: 
meinfamen Baterlandes, Ä 

Unter den Scharen, die vor Liegnig den Mongolenhorden gegenübertraten, erblidte man 
au Poppo von Dftierna, den Landmeifter des Deutfchen Ordens, oder des Ordens der heiligen 
Jungfrau Maria zu Serufalem mit feinen Rittern, angethan mit weißen Mänteln, auf ben 
ein ſchwarzes Kreuz angebracht war. Diefer gegen Ende des 12. Jahrhunderts in Btolemald 
gegründete Orden war im zweiten Jahrzehnt des 13. Jahrhunderts, als der vierte Hochmeiſtet 
befielben, Hermann von Salza, regierte, vom Herzog Konrad von Mafovien zun Kampf gegen 
die heidniſchen Preußen und Litauer eingeladen worden und mit reichen Schenfungen für ſolche 
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Leiftung bedacht. Die Landſchaften Culm und Löbau waren dem Orden ald Beiigthum über: 
laſſen, und was bie Ritter an beweglichem oder unbeweglichen Eigenthum den Heiden abnehmen 
würden, follte ihnen unangefochten angehören. Wahrſcheinlich if ed, daß dieſe reichen Ver⸗ 
leidungen in anderer Abficht gegeben, in anderer empfangen wurben. Herzog Konrad mochte 
ſich dabei Die Fortdauer feines landeshoheitlichen Rechts vorbehalten gebacht Haben. Der Orben 
meinte, niemand in feinem Nechte zu Eränfen, wenn er in dem für die fernere Ausbreitung ded 
Ordens günflig gelegenen Rande eine ſouveräne Territorialherrfchaft begründete, die er feiner 
Natur und Zufapımenfegung nad bald in nähere Beziehung zum Deutfchen Reich ald zu Polen 
brachte. Dieſer deutiche Staat aber war fiir Polen gerade in den Zeiten feiner jugenplichen 
Entwickelung ein Pfahl im Zleifche, denn eben in dieſer Epoche war e8 von den Meeresfüften 
völlig vergrängt, durch deren Dermittelung ed in intimere Berührung mit der Cultur des weft: 
lien Europa hätte kommen können. Griffen Hier im Norden vie Deutjchen in einem flaatlichen 
Zufamnienhang mitten in bad nationale Leben der Polen hinein, fo trat auf der Weftgrenze 
Polens eing Erſcheinung auf, wie kaum etwas Ähnliches in der Geſchichte wieder aufgezeigt wer⸗ 
ven kann. Die innern Kriege und die verheerenden Einfälle barbariſcher Horden hatten das 
ohnehin dünnbevoͤlkerte Land dermaßen feiner Bewohner beraubt, daß der nothivenvdige Kampf 
mit den Hinderniſſen, welde die Natur dem Anbau ded Landes bot, nicht mehr beſtanden werben 
fonnte. ‚Die weithin ſich erftredennen Wälder und Moräfte blieben in ihrem unfruchtbaren Zu: 
flande; ja jelbft diejenigen Streden, welde vom Pflug des Landmanns aufgelodert wurden, 
trugen wegen ber geringen Einſicht und des Mangeld an Arbeitöluft der ackerbauenden Be- 
völferung. nur geringe Frucht. Dazu bedingte das polnische Gewohnheitsrecht fo drückende 
Steuerlaften, melde theils dem Adel, theild der Geiſtlichkeit und nur zum geringften Theil ven 
Fürſten zugute kamen, daß die öfonomifchen Verhältniſſe des Landes in nicht minder beklagens⸗ 
werthem Stande waren ald die politifhen. Da entſchloſſen fid) denn die Herzöge, dem Beifpiel 
ber Geiftlichfeit folgend, in immer gahlreihern Scharen deutſche Anſiedler herbeizuführen, welche 
die Wälder ausrodeten, Sümpfe trodueten und unwirthliche Gegenden in fruchtreiche Fluren 
umwandelten. Alle viefe Anſiedler wurden von den Beſchwerden des polnischen Rechts entbun⸗ 
den, und nad germanifchem Recht wurben erft Dorfſchaften und zulegt Stäbte gegründet, bie 
den Wohlftand ‚hoben und die Einfünfte des Fürſten in reihem Maße vermehrten. Es wird 
weiter unten noch Gelegenheit fein, von biefer Erſcheinung zu reden. Hier fei nur aufihre poli= 
tiihe Wirkung hingewieſen. Durch die immer zahlreichern Cinwanderungen der Deutſchen 
wurde der nationale Geiſt gerade in den untern Volksſchichten, welche feine breite Baſis aus⸗ 
machten, beeinträchtigt, und während in Schleſien und Preußen die Germaniſirung fo durch⸗ 
greifen ji vollzog, daß beide Länder Eeinerlei innerlihe Gemeinſchaft mit Polen mehr hatten, 
waren auch in ben übrigen Provinzen bereits fo viele Anſätze vorhanden, daß im weitern Fort⸗ 
jhreiten die ſlawiſchen Elemente einer allmählichen Abforption anheinigefallen wären, wenn 
nicht am Ente des 13, Jahrhunderts ein gewaltiger Rückſchlag in nationalem Sinne flatt: 
gefunden hätte, 

Sowie die Entwidelung des Landes überhaut tvon Grofpolen ihren Anfang genonimen 
hatte, fo ging auch die aus jenem bedenklichen Zuftande rettende That von hier aus, Kleinpolen 
war dermaßen machtlo8 getworden, daß auswärtige Bewerber um feinen Beſitz ringen konnten. 
Die Krafauer zitierten vor der Herrſchaft eines heimiſchen Piaften und wählten daher den deut= 
[hen Herzog Heinrich den Rechtfchaffenen von Breslau zu ihrem Oberhaupt. Der eigentlid 
erbberechtigte Wladyſlaw Lokietek (Ellenlang) mußte das Land verlafien. Als aber Heinrich 
1292 geftorben war, entwidelte jih ein Exbfolgeftreit, in welchen die Macht vor dem Recht ven 
Sieg davontrug. Der mächtige König Wenzel von Böhmen, auf rund problematifcher Schen- 
kungen herbeigerufen, eroberte Kleinpolen und duldete den Herzog Wladyjlam Lokietek nur ald 
Lehnsträger in einem heil diefer Länder, während böhmifche Statthalter In den andern Thei- 
len die Herrſchaft übten. Inzwiſchen ermannte fi der Herzog Przemyſlaw II. von Großpolen, 
ber durch eine teflamentarifche Schenkung vom Herzog Meftwin von Pommern au Pomerellen 
erhalten hatte, zu einer ebenfo kühnen als bedeutungsvollen That. Gr ließ ſich am 26. Juli 
1295 zum König von ganz Polen und Herzog von Pommern frönen. Allein fhon ein Jahr 
ſpäter endete ein gewaltfamer Tod dad Leben des Königs, der hohe Entwürfe für die Erhebung 
Polens im Herzen trug, das Land aber war noch größerer Anarchie preisgegeben ald zuvor, 
denn Przemyſlaw hatte feine Söhne, und die Agnaten, darunter eben jener Wladyſlaw Lokietek, 
vermehrten mit ihren ſich kreuzenden Anfprücen vie Verwirrung. Es war ein troftlofer Zu- 
fand, aus welchem nur ein außerorventliches Mittel vetten konnte. Der Adel, unter ſolchen Ber: 
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hältniffen beinahe fonverän geworben, ließ Daher ven König Wenzel von Böhmen einladen, auf 
die übrigen Landſchaften einzunehmen und unter feine Statthalter zu flellen. Wenzel ging gern 
und bald daraufein, und um biefer Erwerbung eine Art von Nechtötitel zu geben, heiratete ec 
die von Przemyſlaw hinterlaffene Tochter Richſa. Wladyſlaw Lofietel wurde aus feinen Landen 
vertrieben und ging nad) Nom, 

Es war eine Fremdherrſchaft, unter weldher Polen das 14. Jahrhundert antrat, aber immer 
doch eine Herrſchaft, und einige Jahre genoß dad Land die Segnungen ber Ruhe. Als aber 
Wenzel wegen ber feinem Sohne übertragenen Krone von Ungarn (dort war der Arpabifde 
Stamm erloſchen) mit dem Papſt in Streit und mit dem deutſchen Kaifer in Krieg geratben 
war, gelang e8 Lokietek, wieder auf polnifhem Boden Fuß zu fallen. Der Top Wenzel’8 II. kam 
ihm günftig entgegen, denn ber Sohn beffelben, Wenzel IIL., war ein ſchwächlicher Knabe, der 
zwar Polen feiner Krone zu erhalten die Abſicht hatte, aber fchon im erften Jahre feiner Re: 
gierung durch Meuchelmord aus den Xeben gefchafft wurde. Lokietek fchritt jegt von Landfaft 
zu Landſchaft vor, und Halb widerſtrebend, Halb aus freien Stücken erkannte ihn das ganze Land 
an, weil feine Alternative vorhanden war. Nur in Bomerellen glüdte es ihm nicht. Mit bie: 
fen Lande waren die brandenburgifchen Markgrafen für Abtretungen in ver Laufig am Ente 
des 13. Jahrhunderts entſchädigt worden. Jetzt waren die Markgrafen eben daran, biefed Land, 
da ihnen Widerſtand geleiftet wurde, mit Waffengewalt fi zu unterwerfen. Lokietek, noch un: 
gerüftet, einen folgen Kampf allein zu übernehmen (ba Herzog Heinrich von Glogau fid in: 
zwifchen des weſtlichen Großpolen bemächtigt Hatte), fuchte, um beſonders dad wichtige Danzig 
Ihügen zu können, Hülfe bei ven Deutfchen Ordensrittern. Diefe waren folche zu Teiften bereit, 
aber unter dem Vorwand unerfüllter Vertragsbebingungen eroberten fie Danzig und furz bar: 
auf Dirſchau und Schweg und die zugehörige Landſchaft für fich ſelbſt. Lokietek war zu ſchwach, 
um es ihnen flreitig zu machen. Die Ritter fuchten daher einen Rechtstitel dadurch zu erlangen, 
daß fie den Branvenburgern das Land um 10000 Mark Silbers abfauften. Durdy verfallene 
Pfandſchaften und durch leichtfertige Verkäufe von fetten der kujawiſchen Theilherzoge gelang es 
dem Orden, diefen neuen Bejlg noch mehr zu arrondiren, und ald im Jahre 1309 der Hochmeiſter 
Siegfried von Feuchtwangen feinen Sig nah Marienburg verlegte, war die Territorlalherr- 
ſchaft des Ordens im Norden von Polen feft begründet und ein marfverzehrender Feind Polens 
ihn zu Häupten eingefegt. Lokietek war zu einem MWiderftande um fo weniger geeignet, ale 
ſelbſt fein unbeftrittener Befig fich noch in beftigfter Gärung befand. Mit Mühe nur erwarb er 
den durch den Tod Heinrich's von Blogau (1309) frei gewordenen Theil Großpolens. In Kra⸗ 
Eau felbft hatte er (1311) einen Aufruhr nienerzufchlagen. Peſt und Hungersnot (1315 — 16) 
zebrten dad Land aus. Dennoch aber hatten fich die Verhältniffe um dad Jahr 1320 dermaßen 
gebeffert, daß Xofietef an die Entwürfe Przemyſlaw's II. anknüpfend, ſich mit der Bitte an ben 
Papft wenden Fonnte, daß dieſer ihm zur Königöfrönung den Conſens ertheile. Offen will: 
fahrte ver Papft nit, wegen des Einſpruchs, den Böhmen dagegen erhob. Aber unter der 
Hand gab er unter ver Bedingung, daß Polen einen alten Tribut an die Burie wieder aufnahm 
und eine Kopfftener von einem Denar an die päpftliche Kammer (Peterspfennig) entrichtete, 
feine Einwilligung. Das „Mannenverhältniß“ zum Deutſchen Reid) war vergeflen. 

Bon der Zeit an nahm Polen wieder eine feftere Haltung an. Die erite That des neuen 
Königs war die Einleitung eines Procefles vor päpftlichen Commiſſarien gegen den Orden wegen 


Pommern. War au der Erfolg nur ein moraliſcher, fo flärkte er dod) den nationalen Patrio: 


tismus. Dann ging Lofietef, ven Vorftellungen feiner Zeit entgegen, ein Bündniß mit dem ge: 
waltigen Heidenkönig ber Litauer, Gedymin, dem natürlichen Erbfeinde des Ordens ein und 
verheirathete feinen Sohn Kafimir.mit einer Tochter veffelben. Die allernächſte Folge davon war 
ein furdtbarer Raubzug in die brandenburgiſchen Lande, durch welchen das Rand einer grauen: 
haften Berheerung anheimfiel. Dies waren gewiffermaßen nur die Vorſpiele zu dem Kriege 
niit dem Orden, der 1327 endlich ausbrach. König Johann von Böhmen griff in venfelben mit 
ein. Das durchweg germanifirte Schleflen nämlich hatte, ver ewigen Kämpfe feiner Piaſtiſchen 
Theilherzoge mühe, ſich unter die Lehnsherrlichkeit Böhmens begeben, und nur einige Lande: 
theile widerftrebten derſelben noch; diefe noch zu bewältigen und bad ganze Land vor ber Nüd: 
kehr polnischer Herrfchaft zu wahren, ferner die Eriegerifche Neigung des Königs, die ihm bie 
lebhafteſten Sympathien für den Orden einflößten, veranlaßten vie Theilnahme des Boͤhmen⸗ 
königs an dem Kriege zwifchen Polen und dem Orden. Bis zum Lebensende Lokietek's (1333) 
dauerte diefer an Wedhjelfälle reiche Kampf, und am Ende veflelben waren bie Landſchaften Ku: 
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jawien und Dobrzyn in die Hände des Ordens gelangt, welche er jedoch in dem erſt zehn Jahre 
fpäter gefhloffenen Frieden ven Polen wieder abtrat. 

Diefer bebeutfame Friede, welchen exft noch ein zweiter außgevehnterer Proceß wegen Bon: 
mern, Eulm und Michelau vor päpflliden Gommifjarien voraufgegangen war, war dad Werk 
des Könige Kafimir, der, infofern er ſchon dadurch vor den übrigen Herrfchern Polens ſich 
aus zeichnete, Daß er das Hauptgewicht feiner Kürforge auf die Hebung der Wohlfahrt und Gultur 
jeined Baterlandes richtete, für Bolen mit Recht den Namen „der Große” verbient. Sein Leben 
zeigt eine ganze Kette von Friedenoſchlüſſen und Friedensthaten. Gleich nach feinem Regierungs⸗ 
antritt föhnte er ſich mit den Bramdenburgern aus, hierauf zu Trencin (11335) mit ven Böhmen, 
Dauerten auch die Verhandlungen mit dem Orden ganze zehn Jahre, fo Fam endlich doch 1343 
zu KRalif ein Friede zu Stande, auf®rund deffen, wie gefagt, Kujawien und Dobrzyn an Polen 
zurückkamen, der Orden aber nunmehr Bommern, Culm und Michelau fraft der unbedingten 
und freiwilligen Renuncation des Königs mit vollem Recht fein eigen nennen fonnte, Zwar 
wurde kurz nad dieſem Friedensſchluß das gute Verhältniß zu Böhmen wieder geftört; allein 
die® mar nur vorübergehend, und dermaßen hatte fich in diefer Zeit die Macht Polens ſchon 
gehoben, daß ſelbſt das mächtige Böhmen fi die Einbufße des frauftäpter Gebiets (1346) ge: 
fallen Iafien mußte. Nur gegen ven Weiten zeigte der König Kaſimir diefe aufrichtig für die 
Förderung des Friedens und guten Einvernehmens bemühte Politik. Die Eriegerifche Kraft fei- 
ned Volks lenkte er nach einer andern Seite hin. In weiſer Erwägung, daß der Kanıpf mit dem 
aufblühenden und von ganz Deutfchland unterflügten und getragenen Orben nur bie VBernid: 
tung Polens herbeiführen Pönnte, richtete er fein Schwert gemäß den Trapitionen feiner Väter 
gegen die Ruthenen in den Provinzen Halicz und Wladimir, und es gelang ihm auch, dieſe 
wichtigen Provinzen dem polnifchen Lande einzuverleiben. Freilich) mußte er häufig genug um 
diefe Landſchaften mit den wilden Litauern fämpfen, aber dadurch flärkte fi die Kriegsmacht 
jeined Volks, und da er durch Erbfchaft Kujawien und durch diplomatiſche Verträge die Ober: 
lehnsherrlichkeit über Mafovien gewonnen hatte, fo fland Polen in den legten Jahren Kaſimir's 
in einem Umfange ba, den es kaum in den glänzendſten Seiten der erften Binften gehabt hat. 
Iinftreitig aber no wichtiger und bebeutfaner waren feine Bemühungen um die Steigerung 
de8 allgemeinen Wohlſtandes. Gr bediente ſich hierzu, wie feine Vorfahren getban hatten, ins⸗ 
beſondere der Dentſchen, die er zahlreich ind Land rief und mit Landbefig an waldbewachſenen 
oder morafligen Stellen ausflattete; unter dem unermüdlichen Fleiße und dem tüchtigen und ver: 
ftändigen Anbau diefer Anfiedler blühte das Land auf. Während auf der einen Seite hierdurch 
eine umfaflende Bermantfirung des Landes hereindrechen zu wollen ſchien, Eräftigte er den na= 
tionafen Geift durch Firirung der althergebrachten Gefege, indem er das alte Gewohnheitsrecht 
in den einzelnen Provinzen in aufgefchriebenen Statuten fammeln und dann zu einem all= 
gemeinen Geſetzbuch für den einheitlihen Staat verarbeiten ließ. „Quum sub uno principe 
eadeın gens diverso jure frui non debeat, ne sit tanquam monstrum diversa habens ca- 
pita, oxpedit reipublicae, ut uno et aequali judicio, tam Cracoviae (Kleinpolen) quam Po- 
loniae (Großpolen) et ceterae nostrae terrae judicentur. Et ex quo unus princeps est om- 
nium, una etiam moneta in toto regno haberi debet, cum consilio totius nostrae Baroniae 
et assensu; quae debet esse perpetua et bona in valore, ut per hoc magis sit zrata et ac- 
cepta.“ Diefer Sag an der Spige ſeines 1368 publicirten Geſetzbuchs harakterifirt Die ganze 
Richtung Kaſimir's. Um aber auch bei den immer zahlreicher werdenden deutfchen Gemeinden 
den für Bolen hoͤchſt bedenklichen Juſammenhang mit dem Stammlande derfelben, der durch die 
fortwährenvden Ginholungen von Rechtöhelehrung aus Magveburg, Halle, Kübel u. a. neben 
andern Berührungen lebhaft unterhalten wurde, im Interefie der flantlihen Einheit zu unter⸗ 
brechen, erritete er in Krakau einen Oberhof aus fieben Schöffen und einem Schultheißen, die 
nach magbeburgifchem Recht erkennen follten. Eine Appellation war nur noch an den König 
geftattet. Um ferner dem Nationalgeijte eine Pflegeflätte und eine feftere und tiefere Begrün⸗ 
dung durch Wiſſenſchaften und Künſte zu verfchaflen, legte er (1364) nad dem Mufter von 
Padua und Bologna bei Krafau eine Univerfität an, deren Dotationen auf die Salinenerträge 
von Wieliczka angewiefen wurden. Leider gelang ed Kaflmir nicht, für dieje Univerſität auch 
eine theologiſche Facultät zu gewinnen, vie der Lebensnerv ſolcher Anftalten in jener Zeit war. 
Daher verfiel die ganze Einrichtung alsbald und wurde erft im Anfang des 15. Jahrhunderts 
durch Wladyſlaw Jagello und defien Gemahlin Hedwig zu wirklichem Leben hervorgerufen. 
Fünf Barcalaurei foflen noch bei Xebzeiten Kaſimir's auf dieſer Anftalt promovirt worben fein. 
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Um die Dotationen der Univerfität zu fihern und überhaupt ein ergiebiges Regal in feinem 
Ertrag zu heben, wurde der Salinenbetrieb bei Wieliczka, der ſeit dem 12. Jahrhundert bis 
auf den heutigen Tag eine reiche Ausbeute geliefert hat, durch beſondere Statute genau normirt, 
und ausführliche Vorſchriften beflimmten vie Werfführung, bie Normative, die Benüfle des 
Bergmwerfs. Über die Landesfteuern wurben ſtrenge Geſetze erlaflen, da das fönigliche Ararium 
dur das willkürliche Verfahren der Staroften häufige Einbußen erlitt,. Soweit es in ber 
Gewalt des Königs lag, wachte er audy darüber, daß dieſen Belegen Gehorſam geleiftet würde. 
Er kannte fein Anfehen der Perfon; jeder Stand und jever Rang wurde nad bem Geſetz be: 
handelt; vem Übermutb des Adels fuchte er, foviel ed anging, zu fleuern. Seine Begünftigung 
ber niederen Stände trug ihm von dem gereizten Adel den Beinamen „Bauernfönig” ein. Gr 
hatte fi deſſen nicht zu ſchämen. Ebenſo übt er menſchenfreundliche Dulbung gegen bie im 
griechiſch-katholiſchen Glauben Geborenen, gegen die Sarazenen und Juben und wurde bafür 
mit ver Berleumbung verfolgt, daß er eine jüdiſche Maitrefle an feinem Hofe gehabt hätte, wo- 
für e8 auch nicht ven mindeften fihern Anhaltspunkt gibt. Zahlreiche, biq dahin in Polen un: 
gewöhnliche Steinbauten, die theild von den Schriftftelleen geſchildert werben, theils nod bie 
auf den heutigen Tag fich erhalten haben, legen Zeugniß von feiner Fürſorge für das jo feht 
preiögegebene Land ab, und es iſt ein fchönes Wort des Geſchichtſchreibers Dlugoß: Kafimir 
babe Bolen von Holz überkommen und es von Stein zurüdgelaflen. 

Leider war es den Polen nicht vergdnnt, mehrere folcher Fürſten zu beilgen. Er war ber 
legte feines Stamms, der legte Piaſt, der die Krone trug. Andere Nachfolger mögen ihn au 
Friegerifhem Ruhm und an glorreichen Helpenthaten überragt haben, andere mögen aud ver 
tationalen Individualität durch eine prunfvollere Gefchichte und lebhaft in vie Augen fprin- 
gende Großthaten entiprochen haben, Feiner hat dem wahren Glück und Wohlbefinden ber Be: 
berrichten größere Dienfte geleiftet, im Sinne menfhheitliher Entwickelung und des Fortſchritts 
mehr in Polen gewirkt als Kafimir. Er verſtand e8, ven Intereflen ver Humanität zu bienen, 
ohne die der Nationalität zu kränken. Ins volle Licht wird feine Würbigfeit durch feinen ſchon 
beim Leben beflimmten Nachfolger geſetzt (Kafimirftarb, ohne Söhne zu binterlaflen) durch Lud⸗ 
wig von Ungarn aus dem Haufe Anjou. Kurz nad der Krönung Lofietef'3 nämlich hatte 
ih Karl von Ungarn: Anjou mit der Schwefter Kafimir's verheiratbet, und ald dieſe Che mit 
Kindern gejegnet war, ging Karl mit allen Mitteln darauf aus, die Krone Polen an fein Haus 
zu bringen. Die polnifhen Reihömagnaten wurden beſtochen, und ed gelang, König Kaſimir 
im Jahre 1339 zu einer Anerkennung ber Erbfolge in der ungariſchen Seitenlinie zu beivegen. 
Im Jahre 1355 wurde dieſe Stipulation von den Ständen beider Völker fanctionirt, und als 
Kafimir geftorben war, beeilte fih König Ludwig, che beſonders die maſoviſchen Herzoge ald 
Prätendenten bervortreten konnten, vie Erbfhaft anzutreten, Allein König Ludwig Eonnte, 
wie er fagte, „die polniſche Luft nicht ertragen” und eilte, die Herrſchaft feiner alten Mutter, 
der Königin Blifabeth, überlaflend, nah Ungarn wieder zurüd. Unheilvolle Willkür und ränke⸗ 
jüchtiged Spiel zerftörten theilmeife wieder den mühfamen Aufbau des vorigen Königs und 
machten Polen winzig im Rathe ver Völker. 

Die ſelbſt- und herrſchſüchtige Hausmachtsvolitik Ludwig's hatte aber auf die polniſche Ber: 
faflung fo einſchneidende Folgen, daß hier Darauf etwas mehr Rüdjicht genommen werden muß. 
Eliſabeth's Regiment in Bolen war ein entſchieden verwerfliches, aber infofern der Mangel an 
Zucht und der Gewährung der Willkür dem Adel zugute fam, dem einzigen Factor, auf den in 
der Verwaltung noch Rückſicht zu nehmen war, fo würde ex dieſer Weiberwirthſchaft nicht wiber: 
firebt haben. Aber Ludwig hatte ebenfo wenig ald Kaſimir Söhne; und um feiner Tochter den 
volnifhen Thron verleihen zu Eönnen, bedurfte e8 einer Änderung des berfömmlichen Grund: 
rechts, und dieſe fland in der Gewalt des Adels. Ludwig, Elifabeth und ihre Diplomaten arkei- 
teten nun unaufhörlich mit allen Mitteln daran, ven Plan des Königs durchzuſetzen. Wer ben 
Beftehungen und Verheißungen ſich nicht beugen wollte, wurbe mit Gewalt dazu gebracht; fol: 
chem Zwang erlag endlich der gefammte großpofnifche Adel auf der Berfammlung zu Kaſchau, 
wo Ludwig fein Ziel erreichte. Er verlieh dafür dem Adel eine Art „Charte“, gleichſam alt 
Entgelt für die Zuftimmung in der Erbfolgefrage, allein auf Koſten ver übrigen Stände det 
Staats, denn nunmehr war nicht blos factiſch, fondern auch gefeßlich der Adel allein in den 
Beſitz alles Rechts und aller Gewalt, felbft mit Beichränfung des Königthums, wie weiter 
unten noch gezeigt werben foll, gefegt. Sabre voll Verwirrung folgten dieſem Gonvent von 
Kaſchau (1374), und alles war vorbereitet, daß, als Ludwig im Jahre 1382 aus dem Leben 
ſchied, der Bürgerkrieg fi erhob. Zwei Jahre lang tobte die Anarchie im Lande, und ber 
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Kampf der Prätendenten wogte bald in diefe, bald in jene Landſchaft hinüber. Der Adel hatte 
in Sachen der Erbfolge mehrere Berfammlungen, in welden fi allmählid die Formen ver 
fpätern Reichötage mit ihren Borzügen und ihren verberbenbringenden Schwächen heraudbil- 
deten. Selbſt Spuren des fpäter fo berüchtigten liberum veto finden ſich fchon in dieſer Zeit. 
Und am Ende aller Kämpfe Eam ed vollfommen anders, ald es Ludwig jich gedacht Hatte. 
Nicht die ältefle Tochter Marie (und deren Gemahl, der Markgraf Sigismund von Branden- 
burg) kam auf den Thron, fondern die jüngere Hedwig, welde aber nicht den ihr bei Xeb- 
zeiten des Vaters bereits angetrauten Wilhelm von Oſterreich heirathete, fondern den Enkel 
des Litauerfürſten Gedimin, den ebenſo verſchlagenen und liſtigen als von erſtaunlichem Glück 
begünſtigten Jagello, der erſt kurz vor feiner Trauung das Chriſtenthum annahm und in ber 
Taufe den Namen Wladyſlaw erhielt. Im Jahre 1386 beftieg er den Thron Polens und mit 
ihm beginnt das Herrichergefihlecht der Iagellonen. 

Die Bereinigung Polens und Litauend war jedoch Hiermit nur vorbereitet, nicht wirklich 
vollzogen; feinen Bruder Stirigiello hatte der Bolenkönig in feinem Stammlande ald Statt- 
halter eingefegt. Aber bie Macht Litauens kam jebenfalls den Polen zu flatten, und fo gelang 
e8 dem König Wladyſlaw, einen Feind nach dem andern zu überwinden. Erſtlich wurden bie 
Ungarn aus den reußifchen Provinzen, wo fie ji unter Ludwig feſtgeſetzt hatten, vertrieben und 
die Landſchaften dem polnifchen Reich einverleibt. Doc weitaus das Wichtigſte in der Negie: 
rung dieſes verfhlagenen Monarchen war fein großer Sieg in der Schlacht bei Tannenberg 
1410 über den Deutfchen Orden. Wie ſich dieſer Krieg eingefädelt hatte, ift Früher ſchon erzählt 
worden. Die unmittelbaren Kolgen dieſes Siegs waren freilich im Verhältniß zu jeinen ſpätern 
umgefaltenden Wirkungen gering zu nennen. Denn wenn auch der Drben im Augenblid nur 
Sanıpgitien und das ihm verpfändete Dobrzyn nebft 600000 Fl., in brei Raten zahlbar, verlor, 
jo mar der Orden doch feit der tannenberger Schlacht innerlich gebrochen, und das jo wunderbar 
unter demſelben aufgeblühte Land ſchickte ih an, eine Beute ber Polen zu werben. - Die Erfolge 
über ben Orden waren die einzigen wirklich bedeutſamen, welche die achtundvierzigiährige Regie: 
vung des Fürſten in Polen fchließlicg aufzumweifen hat. Die Treulofigfeit und Doppelzüngigfeit 
in den vielfachen diplomatiſchen Verhandlungen mit den deutihen Kaifern, mit vem König von 
Ungarn, ja mt feinen eigenen Bettern in Litauen wendeten ſich nur zu häufig gegen ihn felbft. 
Die Ertegerifcge Ratur des Heiden, vermöge welcher er die Eulturentwidelung des Landes und 
die Aufſparung feiner Kräfte fiir den Dienft geiftigen Fortſchritts geringihägte und in der terri- 
torialen Ausdehnung bed Reichs allein feiner Aufgabe genügt zu haben vermeinte, biefe Natur 
hatte ihn nicht verlaffen , jo fehr auch die kirchlichen Scribenten unaufhörli verjichern, daß die 
Taufe aus ihm den edelften und hrifllichften Bürften gemacht habe, und es iſt gewiß charakteri⸗ 
ſtiſch, daß die polnischen Riteratoren gerade diefen König als einen beſondern Heros hervorheben. 
Aus allem wird ihm eine Glorie bereitet; daß er ſchwachmüthig genug war, den ihm angetra⸗ 
genen Thron des hufüitiich gewordenen Böhmen außzufchlagen, foll ein Verdienſt fein, nit min⸗ 
der, daß er jeden Irrgläubigen, d. h. dem Huſſitenthum Hulvigenden, mit dem Tode beſtrafen 
ließ. In feiner Familie (er hatte nacheinander vier Frauen) war fortwährend Neibung und 
Zwiſt; er jelbft war verſchwenderiſch, unbeftändig und träge, ganz beberrfcht von dem bigoten 
und diplomatifhen Cardinal Zbigniew Olesnicki. Im Jahre 1413 flellte er in der Verfamm: 
lung zu Hrodlo dem litauifchen Adel Diefelben Freiheiten und Vorrechte aus, welche bie volni⸗ 
ſchen Cdelinge befaßen, wie ex denn überhaupt allezeit dieſen Stand begünftigte. Gleichwol 
mußte er ed erleben, daß 1426 die Urkunde, welche feinem Sohne die Nachfolge jihern follte, 


mit Säbelhieben zerhauen wurde, und erft ald ex fi verpflichtete, ven Kirchen- und Staats: 


beamten jomie überhaupt einem jeben feine bergebrachten Kreiheiten zu bewahren, an niemand 
eine Beanitung außerhalb feiner Provinz zu verleihen, dem Adel allen Schaben, den er bei einem 
Feldzug außerhalb ver Landesgrenzen erleiden würde, zu erfegen und aud in einem im Lande 
geführten Kriege deflen Befreiung aus etwaiger Kriegsgefangenſchaft auf ſich zu nehmen, bie 
Münggerechtigkeit nicht ohne Bewilligung der Stände auszuüben, feine @etreidelieferung außer 
der theilweiſen Zahlung des Hufengeldes zu verlangen, niemand, außer wenn er über einem Ga- 
pitalverbrechen ergriffen wäre, gefänglich einzuziehen, auch niemandes Güter ohne richterliches 
GErkenntniß zu confisciren, dad polnifche Recht in allen neuerworbenen Landſchaften einzuführen 
und die Haferlieferungen von Kujawien und Dobrzyn nad zehn Jahren abzufchaffen, erſt ald er 
ih zu folder Cinſchränkung der Rönigögewalt verpflichtet hatte, wurde Die Wahl feined Sohnes 
zugeihert. Er flarb 1434 im Alter von 88 Jahren und hinterließ den Thron dem Wlady— 
law (III.) Warnencz yk (von Varna), der erſt ins zehnten Lebensjahre fand, und für ben ber 
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herrſchſüchtige Cardinal Zbignie das Heft der Negierung in Händen hatte. Auch diefed Me: 
genten Zeben hat nur Bürgerkrieg im Anfang und auswärtigen Krieg am Ende veilelben auf: 
zumweifen. Bis zu feiner Krönung, die fünf Jahre nad feiner Thronbefleigung flattfanp, 
fümpften die Parteien in Innern des Landes, und als Wladyſlaw's Sache entlich den Sieg 
davongetragen hatte, warb und kämpfte er um den Befiß Ungarns, der ihm auch in der That 
zutheil wurbe. Das verwicelte ihn aber in einen Krieg mit den Türken, der unter der Führung 
des Johannes Hunyades Corvinus nicht ohne Glück geführt ward. Hungersnoth und Kranf: 
heiten veranlaßten beide Theile zum Abſchluß eines zehnjährigen Briedens. Als jedoch Wladyſlaw 
treulos feinen Eidſchwur brach, rücte ihm ein zahlreiches Türkenheer entgegen, und bei Varna 
mußte er feine Unzuverläfiigkeit bügen. Er wurde gefhlagen (1444) und fand im Getümmel 
ter Schladht feinen Tod. Er war nur 21 Jahre alt geworden. Als Wladyſlaw Jagello aus 
ven Leben ſchied, hatte der Adel bereitd eine Macht und einen Einfluß auf das Regiment an fi 
geriffen, weldhe dad Königthum In Polen wenig begehrenswerth machen konnte. Daß diefer alles 
beherrſchende Einfluß unter feinem Sohne, ver den Aufenthalt in Ungarn den heißen Debatten 
mit feinen Magnaten vorzog, nicht abnahnı, fondern unter den gegebenen Berhältniffen fich nur 
. fleigern mußte, ift leicht erfichtlih. Nach dem Tode des Warnenczyk aber mar der Thron nicht 
weniger ald zwei Jahre gänzlich erledigt, und es gab für die Allgewalt des Adels nicht einmal 
einen Schein von Begengewidt. Denn der erbberechtigte Kafimir Jagellonczyk, der als Groß⸗ 
fürft in Litauen regierte, war erft nach langer Zeit zu bewegen, bie fügfamern Litauer zu ver: 
laſſen und ſich der Anmaßung der herriihen Polen auszufehen. 

Man Fan als wejentlihften Inhalt des ganzen Iagellonenzeitalterd die Steigerung der 
Adelsgewalt auf Koften des Königthund und die territoriale Auspehnung des Reichs anfehen. 
Wenn nun aud die Ausbreitung ver Herrfchaft über weite und große Strecken der Geſchichte 
eined Volks einen befondern Schimmer verleiht, jo bleibt Do immer noch die Frage, ob in ber 
Art und Gattung eines folhen Volks diejenige überfirömende Vollfraft Itegt, um die fremden 
Länder und Nationen mit dem eigenen Gulturgelfte zu durchwehen und fi allmählich zu affi: 
miliren. Polen raffte in diefer Zeit eine ganze Anzahl Länder zufammen im Norden, Süben 
und Often, ja felbft an ver weftlichen Grenze (Zator und Auſchwitz), aber ver innere Geiſt der 
Nation, vermöge welches fich die meiften Schieffale einer ſolchen beſtimmen, fräftigte und ent: 
wickelte jich dadurch nicht, im Gegentheil, er erlahmte an dem Übermaß feiner eigenen Groͤße. 

Der Deutfche Orden empfing unter Rafimir IV. (1446—92) den Todesſtoß, nicht ſowol den 
Lohn als vielmehr die Konfequenz feiner unnatürlicden Herrſchaft. Seine eigenen Städte empörten 
ſich wider ihn und wirkten mit zu feinem Sturze; und dennoch, fo verdammlich die Ordensherren 
gewirthichaftet Hatten, waren im Anfang des polnifchen Kriegs in Preußen 21000 wohlbevöl: 
ferte Dörfer und viele reiche blühende Städte, eine Zahl, die wol felbft jet dort nicht wieder 
erreicht worden ift. Am Ende des Kriegs zählte man nur noch 3020 Ortſchaften. In den 1466 
zu Thorn gefhloffenen Frieden befam Polen Culm, Michelau, ganz Pomerellen, Marienburg, 
Stuhm, Chriftburg, Elbing und Tolkemit ſammt deren Gebieten. Der Biſchof von Ermeland 
hatte ſchon früher ven König von Polen als feinen Oberherrn anerkannt. Dem Orben verblieb 
das übrige Prenßen, vie Bisthümer PBomefanien und Samland. Doc follte er dad ihm über: 
laffene Land nur ald ein Lehn ver Krone Bolen befigen und jeder Hochmeifter gehalten fein, ſechs 
Monate nad feiner Wahl den Eid der Treue zu leiften, daß er den Frieden aufrichtig halten und 
niemals um die Entbindung von feinem Eide nachſuchen werde. Auch feine etwaigen Eroberun: 
gen follten venfelben Bedingungen unterliegen. Bei den vom Kriege betroffenen Bürgern 
wurde eiu Unterfchied zwiſchen Adelichen und Bürgerlichen gemacht. Den erftern wurde un: 
bedingte Amneftie und Güterreftitution gemährt, die andern mußten ihr eigened Gut erft wieder 
einldfen. 

Eine andere wichtige Erſcheinung in der Regierung Kafimir's war die bisher auf bloßem 
Herkommen berubenve, nunmehr aber grundrechtlich feftgeftellte Einrichtung des Reichstags. 
Im Jahre 1459 wurde zu Piotrkom ein Reichstag gehalten, zu welchem ver König einerjeitd 
und der Adel andererfeltd in Begleitung fo zahlreiher Bewaffneter eriienen, daß e8 einem 
großen Heerlager glich, welches in zwei Fambfbereite Parteien zerfiel. Man glaubte daher ben 
in Zukunft unvermeidlichen Gonflicten dadurch vorzubeugen, daß man auf ven Reichstag von 
1468 nad) Piotrkow nicht mehr ven ganzen Adel befchien, ſondern jeder Wojwodſchaft nur zwi 
Bevollmächtigte ald „Landboten“ zuerkannt. Damit var mindeſtens anfangs eine leichtere 
Handhabung der gefeßgebenden Gewalt angebahnt, aber andererfettö war damit auch dem ſchon 
in der Anlage des polnifchen Reichs vorhandenen Föderalcharakter ein lebendiger Ausdruck ge: 
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geben. Bon der Zeit an war ver polnifche Staat nur ein Föberalflaat. Aber auch in ver Perſon 
des Könige felbft wirkte ein unheilvoller Dualismus. Er Hatte ſein Leben lang eine Vorliebe für 
Litauen, deſſen Magnaten jedoch einer Bereinigung mit Polen widerfirebten. Nach dem Supe: 
gleiche Urſachen, gleiche Wirkungen, befand in Litauen derſelbe Zuftand wie in Polen. Hören 
wir, wie Relewel dad Gemeinweſen Litauen in biefer Zeit jilvert. „Litauen war weder fo dicht 
bevölkert noch jo wohlhabenn wie Polen. Stellen wir und das niedere Volf als leibeigen und 
gefnedtet vor, einen von den Magnaten abhängigen, als Vaſallen verfelben geltenden Adel, die 
Magneten voll Argwohn, vol Angft wegen ihrer Brivilegien und voll Furcht, etwas von ihren 
Vorrechten zu verlieren, unaufhörli untereinander felbft in Streit und Haß; alle litauifchen 
oder reußifchen Edelleute des griechiichen oder lateinifchen Ritus nad) Freiheit begierig, ohne 
einen hoͤhern Wunſch als dag PBrivilegium von Hroblo, das ihnen gleiche Freiheiten wie dem 
polniſchen Adel bewilligte, in feiner ganzen Ausdehnung verwirklicht zu fehen, ihrer Dienft- 
barkeit mübe, ohne jemand über ſich fehen zu wollen; die reußiſchen und litauiſchen Magnaten 
ihrerſeits, meiftend mit erblicden Herzogs: oder Bürftentiteln (kniaz) verfehen, bildeten allein 
den Senat und den Reichſtag, von melden die Evelleute ausgefchloffen waren.’ Mit viefer 
fortfopreitenden Zerrüttung im Innern contraftirten aufs lebhaftefte die äußern Erfolge, denn 
nad) vielen Kämpfen erlangte Wladyſlaw, der Sohn des Polenkünigs, die Kronen von Böhmen 
und Ungarn, während Die drei übrigen Söhne Johann Albredt, Alerander und Sigis— 
mund nacheinander nachdem Tode Kaſimir's IV. (1492) in Bolen regierten. Inzwiſchen erhob ſich 
im Often eine Macht, welche vereinft ven polnijchen Staat in den Abgrund flürzen follte, die 
Madıt der Moßfowiter, welde unter Iwan I. Wafliljewitih Großnowgorod und einen Theil 
Weißrußlands an fi riffen, ohne daß Bolen es hindern konnte. Unter Johann Albredt traten 
theoretiich gewiflermaßen (duch Buonacorfi oder Kallimachus, wie er auch hieß, den Lehrer des 
Königs angeregt) einige Verſuche hervor, die Macht des Adels zu brechen. Ein folder Sturm 
aber wurde ſchon Durch die bloße Abſicht hervorgerufen, daß ver König ihn nur dadurch wieder 
beſchwichtigen Eonnte, daß er (1494) den Nichtadelichen das Recht des Grundbeſitzerwerbs 
nahm und in bie alten Staatögefege eine Kormel einfchaltete, wonach ohne Beſchluß der Pro- 
vinzial= und Neihötage weder ein Geſetz noch eine Kriegserklärung Gültigkeit haben follte. 
Unter feinem Nachfolger Alexander wurde dem Königthum felbft die Verfügung über die könig— 
lichen Domänen entzogen. 

Eine beffere, die glänzendſte Zeit des polniſchen Staats, führte Sigismund I., „ber 
Alte”, herbei. Er beilieg 1506 den Thron von Polen, zugleich ald Großfürft von Litauen. 
Gleich im Anfang feiner Regierung hatte er eine offene Rebellion feines Hofmarſchalls Glinffi 
niederzuſchlagen, die von Moskowien unterftügt wurde und trug des Sieges ber Polen bei Orſza 
nicht ganz zu Gunften Sigismund's endigte. Im Jahre 1509 verfuchte Bogban, Hospobar der 
Waladei, einen Einfall in das Land von Halicz, doch ward er vertrieben und gezwungen, den 
Lehnseid und Tribut zu leiften. Statt der päpftlichen Aufforderung entſprechend an beim Kriege 
wider bie Türken Anteil zu nehmen, zog ver König von Polen es vor, mit den Tataren einen 
blutigen Kampf aufzunehmen, und in der Schladht bei Wisniowiec (1512) deckten 24000 Ta: 
taren das Feld. Inzwiſchen wurde der von Glinſki angeregte Krieg mit ven Moskowitern fort: 
geſetzt. So wurde der König von einem Kriege zum andern fortgeriffen, und es wurden zu 
feiner Zeit die furchtbarſten Schlachten des 16. Jahrhunderts gefhlagen. Trotzdem fehen wir 
noch Polen in allen öftlihen Kämpfen jener Zeit mitfämpfen, fo in Mobacd und an andern 
Orten. Auch der Deutfche Orden flellte fich unter die Feinde Sigismund's, allein unfähig der 
gewaltigen Macht des Königs zu widerſtehen und aus Zuneigung für bie neue lutherifche Lehre 
feiner Lebensgrundlage beraubt, gab berfelbe fernen Widerfland auf, Der Hochmeiſter legte 
den Ordensmantel ab, verheirathete fi, und dad ganze Land trat zu ber proteftantifchen Lehre 
über. Preußen wurde ein Polen zinsbares Herzogthum, Albredt von Brandenburg wurde 
als deſſen Herzog anerkannt und erhielt den erften Sig neben dem König in ver Reihe der polni⸗ 
fen Senatoren. In der legten Zeit feiner Regierung wurde Sigismund gänzlih von feiner 
Gemahlin Bona Sforza, einer Tochter des Herzogs Johann Galeazzo, beherriht, was von dem 
Adel Polens mit einem bis zur offenen Empörung (1537) gefteigerten Unwillen nur ertragen 
wurde. Die Gleichheit des Adels, an ſich eine Unmoͤglichkeit, befam durch die eitle Selbſtſucht 
vieler Magnaten, welde fi von deutfchen Titeln blenven ließen, einen tiefen Riß. Der niedere 
Adel fräubte ji gegen Die Sewalt und Obmacht, welche jene auf fie ausübten. So zeigte ſich 
jelbft in der Blütezeit des Landes eine Zerrifjenheit in der Bevölkerung, die nothwendig zum 
Unheil führen mußte. Der bejahrte König ſtarb 1548 zu Krakau und hinterließ feinem Sohne 
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ein Reich von mächtiger Ausdehnung, Polen, Litauen und Preußen umfaſſend. Doch wer 
möchte den König Sigismund Auguft um ein Reich beneiden, deſſen Bürger ſich das Recht her⸗ 
ausnahmen ſelbſt in feine Familienverhältniſſe einzugreifen! Ex Hatte nämlich die Barbara 
Radziwill, alfo ein Weib aus dem Landesadel, geheirathet. Die eiferfüchtig vertheidigte Gleich: 
heit des Adels ließ daß aber nicht zu. Es entftand eine Emeute, die nur mit knapper Noth be: 
fhwichtigt wurde. Als Sigismund Auguft in gerechter Erkenntniß, daß dem Reichskörper eine 
grönere Einheit noththue, die an die Krone Polen gefallenen Länder Litauen, Preußen und das 
FürftenthHum Zator mit dem Kronlande fo zu vereinigen trachtete, daß jene dieſem gleichgeftellt 
würden, zerriß der Großmarſchall Kmita die Verſammlung, indem er feinen Stab auf ten 
Boden bed Saaled warf. Auf ver Hochſchule zu Krakau entflann eine Empdrung, mehr ald 
100 Studirende verließen die Univerfität und das Land. Ja man badte fogar fon daran, 
den König zu entfegen und den Kronhetmann Johann Tarnowſtki auszurufen. Bine lange Zeit 
konnte gar fein Reichſtag gehalten werden. Lange währte es, ehe die aufgeregten Wogen ſich 
wieder einigermaßen ebneten. Die wichtigſten Ereigniſſe in dem Reben jenes Monarchen waren 
das Eindringen des Lutherthums und die endlich erfolgte Union ber verfhiedenen Länder. 
Sieht man von Deutſchland ab, fo wurde faft fein Land Europas fo ſtark von der neuen Lehre 
ergriffen ald Polen. Diefed Land, das, in alten Zeiten der päpſtlichen Curie tributär, als das 
treuefte der Kirche galt und feiner katholiſchen Hierarchie einen ſo außerordentlichen Einfluß 
auf die Staatdangrlegenheiten geftattete als nirgends fonft, murbe in reißender Schnelligkeit 
von dem Proteftantismug ergriffen, und es wird nicht mit inrecht angenommen, daß fünf Sechs⸗ 
tel aller Einwohner ven Lehren der Reformation anbingen: und nit etwa bloß der unmaß: 
gebliche THeil ver Bevölkerung, fondern ebenfo fehr der einflußreichfte Theil ver Magnaten ; ja 
der Legat des Papftes ſchrieb voll Beforgniß nach Nom, daß auch der Erzbiſchof Jakob Uchanſki 
zum Abfall Hinneige, und man hat guten Grund anzunehmen, daß der König felbfl etwas in 
der treuen Anhänglichkeit an ven katholiſchen Kirchenglauben wankte. Go ertenfiv aber diejer 
Sieg der neuen Lehre in allen pamaligen Formen als Galvinisnnd, Lutherthum u. a. war, ſo 
geringfügig fheint er doch intenjiv geweſen zu fein. Denn einige Jahrzehnte genügten, um 
den alten Stand nicht nur wieberherzuftellen, fondern einen Fanatismus zu erzeugen, deſſen 
Oluten noch heute erfennbar find. Man hat wol die Brage aufgeworfen, was aus Bolen ge- 
worden wäre, wenn es den Proteftantismus als Staatöreligion bei fih eingeführt hätte. 
Müßige Frage! Die Schidfale der Völker entflanımen zumelft der Summe Ihrer eingepflanz⸗ 
ten Individualität, die ſich unter diefer wie unter jener Olaubensform erhält und nur bald in 
dieſer, bald in jener Seftalt fi äußert. Das aber ſteht feit, daß, wenn Polen auf die Daner, 
wie ed anfangs that, fi ald ein Nefugium der Geniffendfreiheit aufgeworfen hätte, ja ale 
ein Hort und Schüger derjelben aufgetreten wäre, es eine Mifiion in dem Völferlehen Eurovas 
übernommen haben würde, die ihm ſeit der Zeit, wo die Überflutungen unferd Welttheils 
durch afiatiihe Barbarei nicht mehr zu fürchten fanden, abhanden gefomnten if. 

Mie gejagt, die erſten Maßnahmen des Königs Sigismund Auguft waren im Sinne body: 
herziger Toleranz und Gerechtigkeit. Bifchöfe, welche der Farholifchen Kirche entfagten, blieben 
in Senat. Unter dem Schuge diefer umfaſſenden Glaubensfreiheit geſchah es, daß ſelbſt eine 
fo abſonderliche Sekte als die der Socinianer (begründet von Lälius Socinus, melcher die Lehre 
der Unitarier bid zur äußerſten Confequenz durchführte) eine Zeit lang dort ein ungeflörtes Aſvl 
fand. Auf der andern Seite aber wurde durch die Mannichfaltigkeit der nichtkatholiſchen Kehren 
die durchgreifende Wirfung einer einzigen gebenimt, und fie beraubten fi} bei der herrſchenden 
Unbildung der Volksmaſſen insbeſondere gegenfeltig des Anjehend. Allmählich fanf die neue 
Lehre in Polen bei vielen zu einer bloßen Argumentation der Partei herunter, fie wurde ein 
Gegenftand der Politik. 

Das andere wichtige Ereignig unter Sigiomund Auguft war die Vereinigung Volend und 
der allmählich erworbenen Länder, Litauen, Volhynien, Podolien, Ukraine, Podlachien, 
Preußen, zu einem Staaröförper, in welchem die verfhiedenen Lande einander gleichgeftellt 
waren (Unia 1569). Die Verhandlungen hierüber hatten ſich fehr in die Länge gezogen, ebe 
fie zur Ausführung famen. Daß troß dieſes Arte ber Foͤderalcharakter Polens nicht ſchwand. 
das zeigte ih gar bald in ben Provinziallandtagen, die In ihren Wünfchen und Forderungen 
eine ſolche Verſchiedenheit zeigten, daß fhon das allein die Zerrifienheit auf den allgemeinen 
Reichstagen hinreichend erflärt. Außer den Berlgungen aber, welche die Regenten aus dem 
Haufe Wafa fpäter an den Oſtſeeküſten dem polnischen Reiche zubrachten, hatte daſſelbe damals 
feine größte Ausvpehnung erlangt, Es umfaßte über 17000 Duadratmeilen und reichte von 
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der Mündung der Netze bis an bie Desna im Oſten, und von ver Oſtſee bis an Bender Hin; 
faft alle Feinde deffelben waren geſchwächt, nur fein größter ftand gerade damals in auffleigen: 
ber Blirte — feine Staatöverfaflung. 

Im Jahre 1572 war Sigismund Auguft kinderlos geftorben und mit ihm das Geſchlecht ver 
Jagellonen erlofchen. Seitven infolge des Erbtheilungsprincips und der ſchließlich daraus 
bervorgehenden Fremdherrſchaft die natürliche Erbfolge unterbrochen und beim Audfterben 
der Piaſtenkoͤnige die Regentſchaft an Ludwig von Anjou übergegangen war, der den Mangel 
eines direrten Rechts nıit großen Zugeftänpniflen an den Adel erfauft hatte, ſeitdem hatte dieſer 
im ftillen dad Recht, über die Krone zu verfügen, an ſich geriffen. Er übte dieſes Recht durch 
den Senat und hielt fich Bei ver Ausübung deſſelben innerhalb ver Dynaftie, ſodaß hier Wahl 
und Erbfolge zufammenmwirften. In dem heftigen Parteikampfe, der nad) dem Erloͤſchen des 
Jagelloniſchen Mannsſtammes entſtand und durd die Verallgemeinerung des Wahlrechts, 
welche bie nichtſenatoriſche Nitterfchaft durchſetzte, Bid nahe an den Bürgerkrieg fidy fleigerte, 
war gleihwol Immer noch dieſe Verföhnung von Erbfolge und Wahlrecht durch Berüd- 
ſichtigung der angeflammten Dynaftie im Auge behalten worden. Man wählte fo, daß 
ber zufünftige König die etwas gealterte, aber umvermäßlte Schweſter des legten Jagello⸗ 
nen, Anna, heirathen Fonnte, nämlich den noch unvermählten Heinrih von Valois, 
den Bruder König Karl’8 IX. von Frankreich. Sowie nun aber alle Stüde ver nad und 
nad) geworbenen polnifchen Verfaffung in viefer Übergangsepode ihre äußerſte Ausbildung 
erhielten, fo wurden auch die jeit Ludwig von Anjou üblichen pacta conventa (Stipula= 
tion der Nationalvertretung mit der Krone) in einer Art gefaßt, welche es zweifelhaft er: 
feinen läßt, ob die Nation dem Prinzen Heinrich mit der Krone mehr verliehen oder 
Heinrich mehr dem Bolenvolfe gegeben hat. Dieſe pacta conventa, die auch für die zufünfti- 
gen Wahlen das Mufter abgaben, charakteriſiren den Act mehr als Schacher denn als Wahl. 
Jean de Monluc mußte im Namen des franzöfifchen Prinzen verſprechen: daß diefer als König 
nicht allein feinen Nachfolger nicht beflimmen, fondern nicht einmal der Nation vorjchlagen 
dürfe, er müfle fletö von 16 Senatoren umgeben fein, und ohne deren Zuflimmung dürfe er 
nichts unternehmen; ein Aufgebot der NRitterfchaft ohne Genehmigung der Stände fel ungültig; 
Ausländern Ehren und Amter zu verleihen ſei durchaus unzuläflig, und ohne die Cinwilli⸗ 
gung der Stände koͤnne der König fich nit verheirathen. In dieſem fpeciellen Halle der Wahl 
Heinrich's follte Frankreich eine Blotte ausrüften, melde für Polen die Herrſchaft in der Oſtſee 
zu erringen babe, A000 Branzofen follten zum Kriege gegen die Mosſkowiter geftellt werden, 
in fonfligen Kriegen müßte Frankreich Subfiviengelder zahlen; der König müſſe jährlid aus 
feiner franzöftfchen Heimat eine halbe Million Gulden beziehen, um fie zum Beften des Landes 
zu verwenden, die Schulden Sigismund Auguſt's müffe er bezahlen, und 100 junge Polen auf 
jeine Koften erziehen taflen. Daß um einen folgen Thron, der faum einen Schatten von indi⸗ 
vidueller Freiheit ubrigließ, dennoch von Preußen, Brandenburg, Ofterreih, Schweden, dem 
Moskomwiter und einheimilhen Magnaten (denn auch ſolche traten damals und fpäter ald Be⸗ 
werber auf, man nannte foldje !Biaften) gebuhlt werden fonnte, bleibt ein Räthſel. Heinrich 
von Balois war nad fünf Monaten ver Regierung überdrüßig und entfloh heimlih aus dem 
Lande zu feiner Mutter Katharina von Medici, veren Lieblingsfohn er befanntlid) war. Natür⸗ 
li brachte der außergewöhnliche Ball eine noch größere Verwirrung im Lande hervor. Die 
Reichstage ded Zwiſchenreichs waren förmlichen Campagnen ähnlich, und anf die @inwirfung des 
türkiſchen Befandten wurde Stephan Bathori von Siebenbürgen, iedoch in der Art gewählt, 
daß ihm der Thron nur unter der Bedingung, daß er bie etiva 60 Jahre alte Anna Jagellonfa 
heirathete, übertragen wurbe. Binen Tag nad) der Krönung erfüllte er dieſe harte Bedingung. 
Preußen und befonders Danzig mußten erſt dur Waffengewalt zur Anerkennung Stephan’s 
gebracht merven (1577). Gleich in den erften Jahren jeiner Regierung führte er einen glüd: 
lichen Krieg gegen ven Mookowiter. Seine Regierungsgrundfäge, die er von vornherein dem 
Reichstag kundgab, ſprach er In dem energiihen Worte aus: „er wolle fein gemalter König, 
fein König in abstracto fein.” In diefem Streben nady Stärkung der Königsgewalt, welche 
allerdings den Übeln, an denen Polen krankte, hätte abhelfen können, ſtand ihm der Kanzler 
und Krongroßhetmann Johann Zamojffi mit Thatfraft bei, der allmählich aus einem über: 
eifrigen Vertheipiger der Adelsgleichheit (ihm ift vornehmlich die Verallgemeinerung ded Wahl⸗ 
rechts zuzufchreiben) ein Vorkämpfer der dictatorifchen Gewalt geworden war. Im Zujanınen- 
hang mit diefen Beftrebungen wurde daher auch die Fatholifche Reſtauration lebhaft in Angriff 
genommen und, ein Keim des Verderbens, die Jeſuiten in dad Land eingeführt. Obwol e8 auch 
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unter Stephan an Zerrüttung und geheimen Verſchwörungen nicht mangelte, fo war body feine 
Zeit, namentlid in Betracht der folgenden, noch die glücklichſte Epoche des polnischen Staatslebens. 
Seit feiner Regierung (er ftarb 1586) hörte die Jahresreihe des Glücks und Wohlergebens für 
Polen auf. Das ein volles Jahr dauernde Interregnum von Jahre 1587 mar einer der trüben 
Momente der wilden Zerflüftung aus perfönlichen Intereflen, die nur im Augenblid ohne be: 
deutendern Schaden für das Reich überhaupt verliefen, weil das habfüchtige Ausland noch nicı 
feinen Arm audgeftredt hatte. Es erfolgte fchlieglich eine Doppelwahl. Die Partei der Zbo— 
rowſki, der die meiften Proteflanten angehörten, erfor ſich den oͤſterreichiſchen Erzherzog Mari 
milian, die andere, welde unter ver Führung des Kanzlerd Zamojfti ſtand, wählte den Sobn 
des ſchwediſchen Königs Johann III. und der Katharina Jagellonka (alfo auch bier miı 
Rückſicht auf die alte Dynaftie), den im Fatholifyen Glauben erzogenen Sigismund. Beit: 
Parteien fuchten fi zuvorzulommen, und ed fam um Krakau zu einem harten Kampfe. Dir- 
Überlegenheit Zamojſki's führte Sigismund nicht blos zum Siege, ſondern es gelang dem Kron: 
feloherrn, den Erzherzog bei Pitſchen in Schlejien (1588) zu ſchlagen und ihn ſelbſt gefangen zu 
nehmen. Gin pfäffifches und feiled Regiment war mit Sigismund III. auf ven Thron gelangı. 
Die beiten Männer wurden von Hofe entfernt, die proteftantifchen Befenner mit brutaler Ber 
folgung heimgeſucht, ihre Kirchen zerflört, der Sejuit Skarga vertheilte Ämter und Würden im 
Kamen bed Königs; ed wurbe mit einer Art Grundſätzlichkeit auf den Bürgerkrieg hingear— 
beitet, Der auch nicht ausblieb. Von vornherein büßte Sigismund fein Nachfolgerecht in Schwer: 
den ein, welches fein Oheim Karl von Sübermanland an fi riß; dadurch verlor Polen Efllant, 
das Sigismund nad) den pacta conventa diefem Lande hätte einverleiben füllen. Die Tür 
fen, welche auf die beſchimpfendſte Weife von Polen einen Tribut forderten, wurben nur durch 
den Tod Sinan-Paſcha's abgehalten, ihre Heerfäulen gegen Bolen zu wälzen. Es war nod 
ein Glück für Polen, daß unter diefer jämmerlichen Herrſchaft Männer von echter Größe, wie 
Zamojjfi, Chodkiewicz u. a. jich erhoben und die Berfehrtheiten und Vergehen der Krone fo: 
viel als möglich gut zu machen beftvebt waren. Während Sigismund mit dem Reichstag uber 
die Sache des falihen Demetrius verhandelte, empörte jih der Wojwode Nikolaus Zehrzv: 
dowffi (Führer der Kanzleriften, fo genannt von dem Kanzler Zamojffi, im Gegenfag zu 
den Negaliften, ver Partei des Königs) und hatte bald an 100000 Köpfe unter feinen Fahnen. 
Bon dem tapfern Zolfiewffi wurden bie Rebellen (1606) bei Janowiec gefhlagen. Als Zeb: 
rzydowſki im Jahre 1607 wieder losbrach, wurde ihm bei Guzowo eine Schladt geliefert, in der 
die Königlichen wiederum Sieger blieben. Die Rebellen aber mußten anıneflirt werden. Kaum 
war dieſer zerflövende Kampf beendet, jo nöthigte Die Lage der Dinge in Rußland, wie fie durch 
ben falfchen Demetrius herbeigeführt war, zu neuen Kriegen. Sigismund wurde dazu bejon. 
ders durch die Hoffnung gereizt, Die ſchismatiſchen Ruſſen für die lateiniſche Kirche zu ge- 
winnen. Am Ende hatte er davon nur Verlufte, abgejehen von dem Ruin aller inuern Ber: 
hältniffe. Der Soldat war zuchtlos und verberbt, der Hof ein Tunmelplag niedriger Intri: 
guen, die Heerführer waren felbitfüchtig und uneinig, und als Michael Nikititſch Romanow in 
Moskau zum Zar ausgerufen wurde, mußte Sigismund, deijen eigener Sohn einft in Mosfau 
zum Herrfcher erhoben worden war, ſich mit einem für ihn ziemlich ungünftigen Frieden (bei 
Diwylja 1619) begnügen. Smolensf, Severien und Czernichow (Tſcherniechow) fielen ver 
Krone Polen anheim, dagegen verlor fie in derſelben Zeit vie Moldau an vie Türfei. Inzwi— 
fhen waren ven politifchen Rebellionen militärifche gefolgt. Der Solo der Armee war audge: 
blieben, und es bildeten ih Conföberationen, die ih ihre Rückſtände! zur drückendſten Laſt der 
Bevölkerung auf eigene Hand eintrieben. Hierzu Fam bie ununterbrochene Verfolgung der 
Difjidenten, die mehrfach heftige Grbitterung erzeugte. Ein Schwächling in jeder Beziehung, 
nahm Sigismund doch an allen Kriegen jener Zeit Antbeil, vieleiht um nur den Adel zu be: 
ſchäftigen. Durch feine Öfterreihiiche Gemahlin wurde er veranlaßt, an dem großen Religion: 
friege in Deutichland theilzunehmen; er hoffte dabei feine Anrechte auf Schweden zur Geltung 
bringen zu fünnen; aber Guſtav Adolf nahm Livland und Riga (1621) und machte fon in 
Preußen fo bedeutende Kortichritte, daß Sigismund mit der Abtretung von Livland umd eines 
Theils von Preußen fich den Frieden erfaufen mußte; 45 Jahre dauerte dieſe unglüdliche Re 
gierung. Sigismund flarb 1632. 

Obwol die Frage über ven Nachfolger eigentlich entichieden war und dad Recht Wladv: 
flaw’81V., des Sohnes Sigismund’s, fo außer Zweifel war, daß ſich nicht einmal ein Mitbe 
werber einfand, fo gab es dennoch wieder ein fo ſtürmiſches Interregnum, daß wenig zum blu: 
tigen Zufammenftop fehlte, Die Forderung der Kojaden, an der Wahl theilzunehmen, und Die 
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Klagen derjelben uber Knechtung und Zivangsbefehrungen von feiten der Polen wurden na= 
türlich abgewieſen, und dies führte fpäter jchredkliche Bolgen herbei. Wladyſlaw IV. entſprach 
dem Geifte des Polenvolks beffer ald fein Bater. Er führte einen kurzen, glüdlichen Krieg 
gegen die Modfowiter, ver mit der günfligen Gonvention zu Wiazma fein Ende nahm. Ebenſo 
ſchloſſen die Schweden mit ibm zu Stumsdorf 1635 Frieden, vermöge deſſen er Preußen wie: 
vererhielt. Dagegen trübte jich ver innere Zuftand nur noch mehr. Wladyſlaw wollte einen 
Orden der conceptio immaculata einführen, was den Adel in große Aufregung verfegte; es 
ging ferner bad Gerücht, der König wolle mit Hülfe ver Koſacken die Macht des Adels brechen. 
Da beihränfte ihn ein Reichsſstagsbeſchluß auf eine Ehrenwace von 1200 Mann ; andere Trup: 
pen follte ex nicht halten dürfen. Während fo die friegerifhe Macht des Staatd untergraben 
wurde, hatte ver Reichötag fein Bedenken, vie Gewalt der priefterlihen und jejuitifchen Hierar: 
hie in jeder Weife zu vermehren und zu flärfen. @8 läßt ſich allerdings nicht in Abrede flellen, 
dag dadurd auch wiederum viel für die Entwidekung der Literatur und Bildung überhaupt ges 
wonnen wurde. So füllt auch unter anderm die Berufung der fpäter fo berühmt gewordenen 
fratres piurum scholarum nad Warſchau in Die Negierungdzeit Wladyſlaw's. Andererſeits 
wurde aber dadurch eine jedes freiere Streben fo hart unterdrückende Katholifirung eingeführt, 
daß vie widhtigften Geſellſchaftsintereſſen darüber zu Grunde gingen. Der König flarb 1648, 
gerade in bem Augenblid, als Bogdan Chmielnicki jih an die Spige der Koſacken und Tataren 
geftellt hatte und gebieteriich Abhülfe gegen die Jejuiten und gegen die Juden, ſowie die Privi— 
legirung der Kofaden mit allen den Vortheilen ded Adelitandes-verlangte. Die vom Convo— 
cationsreichſtag gegen Ehmielnicki’8 Nebellion getroffenen Maßregeln waren fo unzureichenp, 
daß die Kojaden ohne Widerſtand brandſchatzend und plündernd bis nach Zanıwsd vordrangen. 
Umfonft überjandte der inzwischen unter heftigen Linruhen gewählte Johann Rajimir, der 
Bruder des verftorbenen Königs, den Kofadenführer Chmielnicki Stab und Ropichweif(l Zeichen 
der Feldherrnwürde), weil er ihn durch Milde zur Uinterwerfung zu bringen hoffte. Chmielnicki 
verivarf das Anerbieten und der Krieg begann. Da die Tataren jedod die ſoſacken treulos ver⸗ 
liegen , ſchloß Bogdan einen feinen Wünſchen ganz entfprehenden Frieden. Dagegen erhob ſich 
aber der katholiſche Fanatismus, daß, wie es in dem Frieden bedungen wer, der griechiſche Me- 
tropolitan Sig und Stimme im Senat haben ſollte. So entflamnıte der Krieg aufs neue, der 
eine Reihe biutiger Schlachten im Gefolge hatte. Sowie in diefer Zeit in Bolen überhaupt die 
Ihärfiten Gegenſätze ſich miſchten, Jo berührten Sieg und Niederlage in dieſem Kriege ſich der⸗ 
maßen, daß der Staat völlig einem Schiffe glich, das auf flurmgepeitichten Meere unıhergeworfen 
wird. Bald jollte von Norden her eine Welle über ihm ganz und gar zuſammenſchlagen. In dem 
Augenblid, da Chmielnicki jih ven Moskowitern unterwerfend, diefe lauernden Feinde Po— 
lens gegen baffelbe zum Kriege angereizt hatte, haderte ver ſchwächliche König Johann Kajimir 
mit einem feiner Untertbanen um ein von ihm verführtes, ehebrecheriſches Weib. Der tiefge: 
kränkte Batte Hieronymus Nadziejomifi, welchem der Senat auf Anftiften des Königs Tod und 
Infamie zubecretirte, flüchtete ſich nach Schweden, und e8 bedurfte nur noch einer jolchen äuper= 
lichen Anregung, um Karl Guſtav zum Kriege gegen Polen zu veranlaflen. SKränfung genug 
hatte vie Anmaßung Johann Kafimir’s, mit der er ſich den Titel eines Königs von Schweden bei- 
legte, in Karl Guftav hervorgerufen. Während nun 1654 bie Modfowiter ganz Litauen er: 
vberten und bi nad Lemberg vordrangen, zogen 1655 die Schweden von Pommern nad) 
Großpolen, dad treulos ohne Widerſtand fih dem Feinde unterwarf, von dort nah Warſchau 
und von da nad) Krakau. Der ganze Staat fiel ven Schweden in die Hände; jo demoraliſirt 
war damals ſchon der ganze Adel, daß er ſolchen Verraths ſich nicht ſchämte. Johaunn Kafimir 
war nach Schleſien geflohen. Die Bedrückungen, welche die Schweden übten, empörten aber das 
Polenvolk, und in ver Conföderation von Tiſzowice (29. Dec. 1655) ſchloſſen einige Patrioten 
zur Befreiung ded Landes einen Bund. Die Conföderation rip endlid Johann Kaſimir mit 
fort, ed fam zun Kampfe. Karl Guſtav entwarf, um Bundesgenoſſen zu gewinnen, einen 
Plan zur Zerftüdelung Polens, bot vem Großen Kurfürften von Brandenburg, Friedrich Wil- 
heim, Großpolen und dem fiebenbürgifchen Herzog Georg Rakoczy Kleinpolen an. Aus Ab- 
neigung gegen Brandenburg und Schweden nahm ver habsburgiſche Hof Tür Polen Bartet, und 
obgleich auch die öſterreichiſch-ungariſche Hülfe wenig ausrichtete, fo zog doch Oſterreich damals 
ſchon die unerjchöpflichen Bergwerke von Wieliczka ald Pfand für die Kriegöfoften für ſich ein. 
Dieſes die Zukunft ſchon andeutende Vorſpiel nahm ſchließlich doch noch für Polen eine verhält: 
nißmäßig günftige Wendung. Mit Rupland wurde ein Warfenftillftand, mit den Dünen ein 
Staats-Lexikon. XI. 33 
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Bündniß abgeſchloſſen, was für Karl Guſtav beſonders empfindlich war; mit Brandenburg kam 
es endlich zum Vertrag von Wehlau, welcher ven Kurfürſten von der polniſchen Lehnshoheit über 
Preußen befreite, und zulegt wurbe auch Schweden (1660) im Frieden zu Dliva durch bie Ab⸗ 
tretung Livlands und Entfagung aller Anrechte auf Schweden feitens Johann Kafimir’s beſchwich⸗ 
tigt. Kaum war Died geſchehen, fo brachen die Koſackenkriege und damit auch der Krieg mit den 
Mosfowitern wieder aus, der ſchließlich von Polen, das innerlich einer furchtbaren Zerrüttung 
durch Militäraufftände und durch die frivole Anwendung des liberum veto in Reichstage (Si: 
cinffi war ber erfte, ver 1652 dadurch einen Reichstag zerriß) entgegenging, im Waffenftiliftand 
zu Andruſzow Smolensf, Siewierz, Gzernihom und die Ukraine jenfelt des Dniepr und ſpäter 
Kiew abriß. Die äußern Berlufte waren gering in Verhältniß zu der innern Auflöjung. Die 
Königin, eine Franzoͤſin von Geburt, entwarf den Plan, ven Prinzen Conde d'Enghien ſchon 
bei Lebzeiten Johann Kaſimir's ald Nachfolger wählen zu laffen. Diefer Gedanke fand im 
Reichstag heftigen Widerftand, der von demKronfeldherrn Georg Lubomirſki geleitet wurde. 
Man fuhtefid daher dieſes widerſtrebenden Magnaten durch intriguante und falfche Anlagen zu 
entledigen. Seine Amter wurden an Johann Sobieffi verliefen. Lubomirſki ſchaffte ſich einen 
Anhang in Schlefien und Oroßpolen und erregte einen Bürgerfrieg. Im Jahre 1666 beilegte er 
in der Schlacht bei Montwy die Königlichen. Mehr ald 10000 Mann Eoftete diefer Krieg, der im 
Frieden zu Lengowice mit der Reſtitution Lubomirſti's ſchloß. Damit hatte aber der innere Hader 
fein Ende, und wie in einer Anwandlung von Hellſicht rief einft Johann Kaflmir in Neichötage 
aus: „Bei unfern heimiſchen Unruhen und Zwiftigfeiten haben wir einen Angriff und eine Thei: 
fung der Republik zu fürdten. Gott gebe, daß ich ein falſcher Prophet fei, aber ich meine, ver 
Moskowiter wird Litauen, ver Brandenburger wird Großpolen und Preußen, und Öfterreich Kra⸗ 
kau und die angrenzenden Länder nehmen.“ Es war unſchwer, ſo zu prophezeien, da der Koͤnig 
ſelbſt am beſten wußte, wie wenig er der gewaltigen Aufgabe, Polen zu regieren, gewachſen war. 
In dem Augenblick, da der bei den Polen verbliebene und durchaus misvergnügte Theil der 
Koſacken bei den Türken Schutz ſuchte und die Tataren ſchon in das Land einfielen, entſchloß ſich 
Johann Kaſimir, die Regierung niederzulegen und ſich in ein franzöſiſches Kloſter zurüdzu: 
ziehen. Er ſchied 1669 und ließ Hinter ſich ein Reich voll Elend. Handel, Gewerbe, Wohl: 
ftand waren im Verfall; ein toller Luxus und eine unbefchreibliche Verſchwendung und Aus: 
ſchweifung fog die legten Kräfte für den Tand aus; das wilde Gebaren abelichen uͤbermuths 
Fannte feine Grenzen nieht, der nienere Adel, die wenigen Bürger und Bauern waren dem 
furchtbarften Elend preisgegeben, ervrüct von Abgaben und Laften, und die letzten Lumpen, 
die fie befaßen, waren ihnen nicht einmal vor ihren eigenen Herren fiber. Johann Kaſimir, 
der ſelbſt, ehe er König wurde, Cardinal und Jeſuit geweſen war, verband fich mit feinen ehe: 
maligen Genoffen zu einem Syflem der Verfolgung und Unterdrückung ber Diſſidenten, dad 
nur in Spanien etwa mit gleicher Herzlofigfeit geübt wurde. Erziehung und Unterricht ver: 
fanfen in ber Ubung junferliher Barbarei und Raufboldshochmuth, und die auswärtigen 
Mächte warteten nur auf den Augenblid, um fi) über ven im Verenden begriffenen Leichnam 
berzuftürzen. 

Daß fihtlihe Verderben führte zu allerlei Erperimenten, nur das eine Rettung verheißende 
Mittel, Anderung ber unglüdjeligen Staatöverfaffung, blieb unverfucht. Während man fonft 
bei der Koͤnigswahl einen wahren Schrecken vor allem äußerte, was bie fogenannte Gleichheit bed 
Adels hätte erſchüttern fönnen, erhob man jegt troß des Widerſpruchs ber. dem Prinzen Conde 
d'Enghien anhänglihen Partei einen Edelmann, Michael Wisnowiecki, auf den Thron. 
Die franzöſiſche Vartei wühlte gegen ihn und erregte Unruhen; zu feinem Schuge bildete fid 
eine Conföberation zu Golub und ein neuer Bürgerkrieg begann. Inzwiſchen brechen die Türken 
in Podolien, in die Ukraine ein, und um jih Ruhe zu erfaufen, muß Polen einen Tribut anf 
ih nehmen. Der Stolz des Landes fträubt fi dagegen; wiederum bricht der Krleg unter 
Zeitung Johann Sobiejfi’8 aus, und nach mehrern glücklichen Erfolgen kommt ein Vergleich zu 
Stande, der Polen der wichtigen Feſtung Kamieniec beraubt. König Michael war inveflen 
(1673) mit Tode abgegangen, und unter nicht geringen Stürmen bekam Johann Sobiejfi 
Thron und Krone. Europa Hat diefen Fürſten mit unfterblihem Ruhme in das Gedenkbuch ber 
Geſchichte eingetragen, Polen an ſich hätte wenig Beranlaffungdazu. Denn die vielgepriefene und 
(wie freilich noch nicht unangezweifelt feftfteht) von Sobieffi ausgeführte That vor Wien, vet 
Entfag der von ven Türken gefährveten Stadt, hat Polen nur den Dank vom Haufe Habsburg” 
eingebracht. Unter allen den verworrenen Gabalen, die damals dad Neid) zerfleiichten und das 
Schauſpiel einer bis zum Verrath jeder Wahrheit und Tugend getriebenen Selbſtſucht boten, 
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ſteckte überall Öfterreichifcher Einfluß, Sobieffi felbft, gequält von den Intriguen feiner Frau, 
die ihren eigenen Sohn, den Prinzen Jakob, töblid) haßte und von der Nachfolge zu verdrängen 
wußte, wurde durch ben Tod (1696) von der martervollen Krone erlöſt, welche er wiederholent⸗ 
lich abzulegen bereit gewefen war. Noch über feinem Leichnam entfpannen ih zwiſchen Mutter 
und Sohn Scenen, die man nicht ohne Entrüftung zu lefen im Stande ift. | 
Auch der Verſuch mit einem König aus dem heimifchen Adel war demnach misglüdt und 
hatte ven Staat nur noch weiter ind Elend geflogen, benn zu den Buhlereien, unter dem Koͤnig⸗ 
thum dem Gigennug und der Gitelfeit zu fröhnen, gefellte ſich jegt die Buhlerel um das Königs 
thum felbft. Die Redensart: „Das Köͤnigshaus ift das Grab Der polnifchen Freiheit“, melde zur 
Zeit Sobieſki's gelegentlich gefallen war und hundertfältig varlirt wurde, fennzeichnet nur bie 
Selbftverblendung, vermöge welder fortwährend eine Reformation am „Haupte“ gefucht wurde, 
während fie nur an „ven Gliedern“ nothwendig, dringend nothwendig war. Diefe polnifche 
Freiheit, der Gegenfland einer unerſchöpflichen Phrafenhaftigfeit, war thatfählich die Freiheit 
eines von der Bergwand herabflürgenden Körpers; unten fommt diefer zerfchellt an. Den 
Ränken der Maria Kaſimira Sobiejfa und der ihr treuen Sapieha gelang es vorerft, den ſich 
ſchon ald König gerirenden Prinzen Jakob als Nachfolger unmöglich zu maden. Die Fran⸗ 
zofen, welche vie Polen damals ſchon, wie fpäter, mit Vorfpiegelungen und Madinationen 
täufchten, hatten den Gejandten Bolignac beauftragt, für den Prinzen Ludwig Conti um den 
Thron zu werben. Den Borzug erhielt jedoch Friedrich Auguft, Kurfürft von Sachſen, da ver 
franzöjifhe Prinz mit den 10 Mill. Fl. nicht wetteifern Fonnte, welche jener der polnifchen 
Republik auszuzahlen verhieß. Vermoͤge ihrer „Freiheit“ wählten die Magnaten diefen, nad: 
dem er noch rafch zum Fatholifchen Glauben übergetreten war und Ofterreich die Wahl gebilligt 
batte. Auguft II, jo hieß er in ‘Bolen, fand Unzufriedene in Menge vor; in Litauen war ber 
Bürgerkrieg förmlid in Permanenz; der Krieg mit den Türken wurde durch ſächſiſche und 
polniſche Truppen fortgefeßt, und wirklih erhielt Polen im Frieden zu Carloviz (1699) 
Kamieniec und Podolien zurüd. Berner gelang es Auguft, von Oſterreich die Salzwerke von 
Wieliczka wiederzuerlangen. Anders aber erging ed im Norden. Auguft fhloß mit Dänemark 
und Rußland Bündniffe, um dur fie Livland wiederzugewinnen. In Rußland herrſchte 
damals Peter ver Broße, ver fein Auge auf Ingermanland geworfen hatte, Schweden ſtand 
ganz allein, hatte aber einen Karl XI. zum König. Karl flug mit unermarteter Schnelligkeit 
die Dänen und hierauf die Nuffen bei Narva, dann warf er ſich auf Ritauen und Polen, wo die 
von Auguft II. nicht begünftigten Sapieha mit Karl Einverſtändniſſe angefnüpft Hatten. 
Karl ging diefelbe Straße, wie fein Borfahr Karl Guftav, direct auf Warfchau zu, welches er 
einnahm, ſchlug dann Auguft noch einmal bei Kliszow und zug dann ohne Widerftand in 
Krakau ein. Es bildeten fich wieder Conföderationen, aber nicht mehr in nationalem Sinne, 
Sondern in rein dynaftifchen-Intereffe; in Sendomir für Auguft II., in Großpolen für den von 
Karl protegirten Staniſlaw Leſzezynſki, den der Schwedenkönig gewählt wiffen wollte Anı 
12. Juli 1705 erfolgte auch wirklich diefe Wahl, welche Auguft im Frieden zu Altranftäbt 
(11. Sept. 1706) mit Verzichtleiſtung auf die Krone anerkannte. Die europäiſchen Mächte, 
nıit Ausnahme Rußlands, erkannten Leſzezynſki ald König an. Nur der Zar Peter führte 
einen Raubfrieg gegen denfelben, und in Polen felbft erhoben fich zahlreiche Parteigänger für 
Auguft 1., die beſonders ſeit dem abenteuerlihen Zuge Karl’d nad dem Innern Rußlands 
Hoffnung auf Wiedereinfegung des ſächſiſchen Kurfürften hegten. Diefe erfüllten fih nah dem 
tragifchen Untergang des ſchwediſchen Heeres bei Pultawa 1709. Kaum erhielt Auguft die 
Nachricht davon, fo jagte er fih von dem Frieden zu Altranftädt los und trat in Polen wieber 
auf, Da Staniflaw Lefzezunffi, verlaffen von feinem Beſchützer, geflohen war und ruffifhe 
und jahflfhe Truppen das Rand überfhwenmten, jo war Auguft unangefochten in feine alten 
Rechte eingetreten. Kaum aber war unter dem Schuß ber ruſſiſchen Waffen die Sicherheit gegen 
das Ausland gemährleiftet, als auch die Zwvietracht im Innern ausbrach. Im Jahre 1715 con- 
föderirte jich der Adel zu Tarnogrod, und ver Bürgerkrieg ging blutig wieder an. Es bedurfte 
der Intervention des rufjifchen Zaren, um in einem Compromiß 1717 den Frieden wieder: 
berzuftellen, Er erfolgte durch den fogenannten „ſtummen“ Reichstag, der nah „ſächſiſchem 
Muſter“ gehalten wurde, d. h., es wurde „Die yarlamentarifche Beredſamkeit verachtet“, alſo 
nicht viel geſprochen, ſondern regelmäßig einfach votirt. Der ſächſiſche Graf Flemming war die 
Seele dieſer Unterhandlungen. Es wurden namentlich in Rückſicht der Armee Reformen ein⸗ 
geführt, und zum Erſatz für dieſe von dem Adel bewilligten Zugeſtändniſſe die Rechte der Pro⸗ 
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teftanten noch mehr eingejchräuft. Peter der Große blieb auch ferner ver Beihüger Auguſt's, 
und diefem Umſtande iſt ed zuzufchreiben, daß endlich (1719) der General Poniatowffi, ver 
Geſandte Auguſt's, es durchſetzte, die Anerkennung von Schweden zu erringen. Es folgten 
für Polen jetzt einige Jahre der Ruhe, und ed hatte Muße, ſich zu reformiren. Was aber in 
diefer ganzen Zeit für die Verbeſſerung der Verhältniſſe geſchah, Hatte Feine ſonderliche Bedeu⸗ 
tung, weil durchaus nur Äußerlichkeiten davon betroffen wurden; innerlich ging die Nepublif 
ihren alten zur Auflöfung führenden Weg. Nur in Einem Punkte erhob fi der gefanımte 
Reichstag zu einer haarſträubenden Gründlichkeit, nämlich jedesmal wenn es galt, Die Diffidenten 
zu unterdrücken und zu vergewaltigen. In Thorn hatten die Jejuiten einen Schüler des dortigen 
lutheriſchen Gymnaſiums in ihren Gollegien eingefperrt. Der Poͤbel drang in die Gollegien ein, 
um den Quiheraner zu befreien und jene zu verwüften. Die Bürgerſchaft wiverfegte ſich dem 
und fhüßte die Jefuiten. Bald follte die unglückliche Stadt erfahren, melde auch einſtens Die 
polnische Herrſchaft der des Deutfhen Ordens vorgezogen hatte, was für Recht in Polen gilt. 
Nicht blos das Alfefforialgericht, fondern der ganze Reichsſtag (1724) machte jih zum Theil: 
nehmer ded fhauderhaften Spruchs, der über Thorn fiel. Rösner, ver die Stadt fo tapfer gegen 
die Schweden vertheidigt Hatte, und Zernede, die beiven Bürgermeifter, wurden nebſt neun 
andern Bürgern zum Tode verurtheilt und mit Ausnahme Zernede's, vem vie Jejuiten das 
Reben fchenften, auch wirklich enthauptet. Ein Schrei ded Entfeßend ging durch Europa, und alle 
europäifhen Mächte traten mishilligend dagegen auf. Noch einmal trat in Grodno ein Reichs: 
tag zufammen, dann fan, folange Auguft lebte, feiner wieder zu Stande. Die Charafteriftif 
des Königs, des Hofed und der Zeit ift treffend von Raumer in folgenden Worten geliefert: 
‚Man weiß nicht, ob man mehr erflaunen foll über die Bereitwilligfeit dev Kuppler, der Lieder— 
lihfeit der Weiber, oder ven frevelhaften Leichtſinn des Königs. Jede Sitte wird mit Vorliebe 
übertreten und untergraben, Fein früheres Opfer Eurzer Luſt warnt die fpätern, und bie ſchreck— 
lichſten Folgen erzeugen weder Beſonnenheit noch Reue. Es ſcheint, ald habe alle ein Taumel 
des Wahnſinns ergriffen, wogegen die Stimme der Vernunft, der Erfahrung und Religion 
nichts vermochte.“ In dieſer Richtung bewegte ſich mehr oder weniger die geſammte Nation. 
Durch den Tod Auguſt's II. (1733) wurde zunächſt wieder die Aufmerkſamkeit der auswärtigen 
Mächte auf Polen hingezogen. Rußland, von deſſen Gnaden Auguſt II. König geweſen war, 
war entſchloſſen, dieſe Beute nicht mehr fahren zu laſſen. 

Durch die Unterzeichnung der Pragmatiſchen Sanction gewann der Kurfürſt von Sachſen 
Auguſt Ul. den deutſchen Kaiſer Karl VI. und durch das Verſprechen, den Abſichten der ruſſiſchen 
Regierung auf Kurland nicht entgegentreten zu wollen, zog er den nordiſchen Kaiſerhof auf 
ſeine Seite. Der Adel aber beſchloß den von Frankreich protegirten Staniflaw Leſzczynſti, 
deſſen Tochter Marie Eleonore mit Ludwig XIV. verheirathet war, von neuem auf den Thron zu 
erheben. Der Primas, der Erzbiſchof Theodor Potocki von Onefen, jchloß daher ſchon in feinem 
„Univerſale“ alle Ausländer von der Candidatur aud. Die Stimmen vereinigten ih daher auf 
Staniſlaw. Aber die Geſandten Ofterreihs und Rußlands erklärten rund heraus, daß ſie nie: 
mand anders ald den Kurfüriten ald König anerkennen würden. Während Staniflam von 
Weſten her nah Warfhau Fam, rückten ruſſiſche Truppen über die öftlihen Grenzen. Der 
Generalfelozeugmeifter Oraf Lacy zog mit 20000 Ruſſen gegen Warſchau und begegnete anı 
30. Sept. bei Praga einem Haufen beflodhener, unzufriedener oder ſächſiſch gelinnter Edelleute. 
Unter dem Schuße rufiifcher Bajonnete wurde Auguft UL. al8 König audgerufen. Lefzezynjfi 
zog fih nach Danzig zurüd, und diefe Stadt leiftete Fräftigen Biderfland, als fie von den Ruſſen 
belagert wurde. Polen war indeß fhon zu ohnmädhtig, um an einen Sieg denken zu fönnen; 
die franzölijche Unterftügung war durchaus unzulänglid, Lefzezynffi mußte weidhen. Zwar 
erklärte Rupwig XV. zu Ounften Staniſlaw's Oſterreich den Krieg, aber bald darauf (1735), 
wurde zu Wien der Friede gefhloffen. Staniflaw erhielt zur Entſchädigung auf Lebzeiten 
Lothringen, welches nach dem Tode des polniſchen Fürſten (1766) wieder an Frankreich fiel. 
Danzig aber mußte der ruſſiſchen Kaijerin Anna 1 Mill. Thlr. und ihren Generalen 30000 
Dukaten ald Entfhädigung zahlen. 

August I. Hielt den 21. Juni 1736 feinen feierlichen Einzug in die Hauptfladt Warſchau 
und eröffnete einen Varificationdreihätag, der eine allgemeine Amneflie ausſprach. Es war der 
einzige Reichstag, der zu feinen Lebzeiten zum Schluß gekommen ift; einer ſ olchen Verwilderung 
und Zuchtloſigkeit waren die Parteien in Polen anheimgefallen. Das einzige Mittel, mit dem 
man noch etwas in Polen zu erwirken hoffen durfte, war die Beſtechung. Der Zuſtand des 
LZandes war ähnlich dem eines Sterbenden, der in ohnmächtigem Todesſchlummer nur noch 
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ſchwache Regungen des fliehenden Lebens zeigt. Lelewel, der eifrige Patriot, ſchildert die Lage 
mit bitterer Ironie: „Polen ſchaͤtzte ſich unter der ſächſi iſchen Herrfchaft dermaßen glücklich, daß 
man es zur Zeit der Sachſen mit einer Herberge verglich, wo jeder einkehren, ſich gütlich thun 
und dann wieder fortgehen konnte. Man ſagte, die Unordnung ſei die Stütze ſeines Daſeins, 

fein Glück und fein Heil. Zu dieſem Zwecke wurden die Reichstage beſtändig durch ein einziges 
Veto abgebrochen. Bei Gelagen dienten Trunkenheit und rohe Prahlereien als Beweis, daß in 
den Häuſern des Adels Überfluß herrſche, und daß es ihm nicht an Muth fehle. Mit dem Glas 
in ber. Hand vergaß man alleBerlufte und allevon treulofen Nachbarn ausgeübten Erpreflungen. 

Gin Theil ver Einwohner, welcher des Staats bürgerrechts beraubt war (bie Difiinenten), Tebte 
zurüdgezogen und genoß feinen befcheinenen Wohlſtand. Polen gli einen Kranken, den bie 
langanhaltenden Schnierzen und Leiden allmählich abgeftumpft haben. Bauern, Städter, 
Edelleute waren gleihgültig gegen ihre Ernievrigung und gegen ihre Schmach.“ Gewiß war 
Auguft einer der ſchlechteſten Regenten, welche die Krone Polens trugen. Aber ihn perfönlid, 
dafür verantwortlich zu machen, hat man faum ein Recht. Wenn er ſelbſt weniger indifferent 
gegen alle politiſchen Vorgänge um ſich herum geweſen wäre, als es in Wirklichkeit der Fall war, 

ſo hätte ja doch jedes Organ für ſeine Thätigkeit gefehlt. Die Geſandten Rußlands, Sflerreichs 
und dann auch Preußens unterhielten abſichtlich die maßloſe Anarchie, der Geſandte Frankreichs, 

das ſich zu allen Zeiten für ven Beſchützer Polens ausgegeben, hatte dazu den beſondern Auf: 
trag jeined Monarchen. Fremde Heere durfte Auguft nicht im Lande dulden; fo Hatte er in 
den pacta conventa gefäworen, und bie Einbeimifchen führten förmliche Kamilienfriege mits 
einander. Die Hofpartei, welche gegen die Aufrehterhaltung der alten Zuchtlofigfeit nichts ein= 
zuwenden fand, war beſonders unterftüßt durch die Potocki und die Radziwill. Als Gegner 
derjelben fieht man die Partei der Gzartoryiffi, welche eine Staatöreform auf monardifch- 
abjolutiftifhen Grundlagen durchgeführt wiſſen wollte, dabei aber natürlich nicht die Selbftver- 
leugnung beiaß, ſich felbft nicht als das allergeeignetfte Organ einer ſolchen anzufehen. Die Czar⸗ 
torgjffi hatten durch mandjerlei Verbindungen fi zu bedeutendem Einfluß erhoben, und In ay: 
erfennenswerther Weife Neihthum und Talent in ihrer Bartei zu paaren gewußt. Nament: 
lich ragte in legterer Beziehung Staniſſaw Poniatomffi hervor. Diefer und die beiden Gzar- 
toryjffi, Auguft, Kanzler von Litauen, und Michael, Wojwode von Rußland, fhufen nun eine 
ganze Menge von Veränderungen, bie auf die Konftituirung ver abfoluten Monarchie abzielten. 
Den felgen, unfähigen, niebrig gefinnten Minifter Brühl wußteh fie durch Unterflügung feines 
durch falſche Genealogien nachgewiefenen polnifchen Indigenats zu täufchen und zu beherrfchen. 
Als jie ed aber 1762 für angemeffen eradhteten, nunmehr mit der Hofpartei zu brechen, mußte 
der junge Stanijlam Auguft Boniatomffi, welcher als ein romanhafter, verliebter Ged ſich die 
Zuneigung der ruſſiſchen Großfürftin Katharina zu erwerben gewußt hatte, gegen vie Zulaffung 
des jüngern Brühl zum polnifchen Reichstag protefliren. Es entfland ein heftiger Tumult, der 
Reichötag wurde zerrijlen, die Ezartoryiffi begannen das Land aufzumühlen; ſie fepten ihre 
Hoffnungen auf Rußland. Als der Herzog von Kurland, der fein Land als Lehn der Krone 
Bolen trug, geftorben war, hatten rufjifche Bajonnete Biron, den Bünftling der Zarin Anna, 
dem Lehndtande zum Negenten aufgebrängt. Unter Elifabeth aber traf ihn Die Verbannung nad) 
Sibirien, und die Verwaltung ruhte in ven Händen einer von Auguftllf. niebergefegten Behörde, 
jebod) die Einfünfte der Tafelgüter gingen nah Rußland. Endlich wurde Prinz Karl von Sad: 
fen, der dritte Sohn Auguſt's, zum Herzog beflimmt. Als jedoch Peter III. zur Regierung ge= 
langt, Biron zurüdtief, wurbe Karl verdrängt. Die rufjifhe Regierung benupte diefen Anlaß, 
eine Armee nach Polen zu ſchicken, zumal fie wußte, daß Preußen e8 dulden werde, denn dieſes 
hatte fih mit Rußland in einer Convention von 1762 verftänpigt, daß in Polen nur die Wahl 
eined Eingeborenen gebuldet und die Dijjinenten fortan von diefen Mächten in Schug genommen 
werben follten. Der Geſandte Rußlands (Peter DIT. war inzwifchen von Katharina ermorbet 
worden), Graf Kayferling, ſah darüber in Polen eine ſolche Erbitterung, daß er eine Verftär: 
fung der ruſſiſchen Armee in Bolen forderte, die unter Vorwänden auch erfolgte. Daß zu dieſem 
Entſchluſſe auch die Werbungen ver Czartoryjſki'ſchen Partei beitrugen, ift ganz unzweifelhaft. 
Katharina fchrieb ihrem Günſtling Poniatowffi: „Entweder Sie oder Ihren Vetter, Fürſt Abanı, 
wird der Herr von Kayferling zum König von Polen machen.” Als Poniatowſki dieſen Brief 
feinen Oheim, Auguft Ezartorvjffi zeigte, fagte diefer mit großer Ruhe: „Wär' ich nicht fo alt, 
möchte ich e8 felbft ihun.“ So viel war das Königthum noch werth. In Piotikow bildete ſich 
für die ruſſiſchen Plane eine Conföderation, die zur Durdführung ihrer Wünſche fein Blut 
ſcheute. Unter ſolchen Umftänden war Auguft IH. 1763 (5. Oct.) geftorben. Der Brimas 
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Wladyſlaw Alexander Lubienſki Ind durch Univerfale zum Convorationsreihätag ein. Die 
ruſſiſchen Truppen rückten dem Wahlfeld näher. Kayferling und Repnin gaben am 4. April 
1764 ihre Beglaubigungsfchreiben feitend der ruſſiſchen Regentin ab; am 7. begann ber 
Reichstag. Unter heftigem Tumult wurde er durch Mokronowſki's Veto zerriffen. Das war 
den Gzartornjifi lieb, fie blieben dann allein zurück, bildeten eine Gonföderation und ſchlugen mit 
Waffengewalt die andern Frartionen im Lande nieder. 

Inzwiſchen hatten Katharina und Briedridh ber Große von Preußen, ver nach dem Hubertus: 
burger Frieden den polnifchen Händeln eine befondere Aufmerkjamfeit winmete, eine Convention 
(11. April 1764) abgefchloffen und in einem geheimen Artikel vereinbart: „nicht nur nicht zu 
dulden, daß irgendjemand die Republif ihres freien Wahlrechts beraube, vie Königswürbe erblih 
mache oder ich dafelbft zum unumſchränkten Herrſcher aufwerfe, ſondern aud gemeinſchaftlich 
durch alle möglichen Mittel, die nad) ſolchem Ziele ftrebenven Plane gleich nach deren Entdeckung 
zu vereiteln und im Nothfall fogar zur Waffengewalt ihre Zufludt zu nehmen, um bie 
Republik vor dem Umſturz ihrer Verfaffung und ihrer Brundgefege zu ſichern.“ In einem 
Manifeft verbürgte Katharina in Verbindung mit Öfterreih und Preußen der Nepublik ihren 
Beiigftand. Unter ſolchen Vorereigniffen kam e8 zur Wahl. Die meiften Adelichen wünfchten 
zwar einen Piaftlen und richteten in dieſem Sinne ihr Auge auf Karl Branicki, während 
Kayferling und Graf Carolath-Schöͤnaich, der preußifche Gefandte, halbofficiell fi äußerten, 
fie würden feinen andern ald Poniatowffi anerkennen. Die Czartoryjſki hatten Rußland 
überliften zu können geglaubt und gewähnt, mit deffen Hülfe die demokratiſch-nationale Partel 
unterdrücken zu fönnen, dad Königthum zu flärfen und im Beſitz veffelben einen monardifchen 
Staat herzuftellen. Darauf Hin bezogen fih auch die gemeinnügigen Geſetze, welche im Gon- 
vocationsreichſtag von ihnen feftgeftellt worden waren. Jetzt aber waren fie Die Betäufchten. 
Katharina hatte fie unterflügt und den Schein genährt, als befoͤrdere fie Poniatowfft aus Anlaf 
ihrer früheren Liebfchaft mit ihm; im Grunde war ihr Poniatomffi nur deshalb erwünſcht, weil 
er mehr ald ein anderer den peteröburger Befehlen nachzukommen gezwungen war. Wie wenig 
ernft ed ihr darum war, zeigt die eifrige Pflege des Intercefjiondredyts, des liberum veto, 
welches eine bequeme Handhabe dazu bot, nichts, was ven Staat frommen Tonnte, zu Stande 
kommen zu laffen. Kayferling fhien der ruſſiſchen Kaiferin nicht genug den Erfolg zu verbür: 
gen, und es wurde ihm daher ver brutale und kluge Nepnin an die Seite geſetzt. Es war ein 
trauriger Wahlreihätag 1764. Ein preußifches Heer fland an ver Weftgrenze, vie Ruſſen hau: 
ften im Lande felbft, und vie Gefandten commandirten auf dem Wahlfelde. Die eifrigften An: 
ftrengungen ber Patrioten blieben ohne Ergebniß. Poniatowſtki wurde gewählt; feine Gegner 
waren vor der Gewalt gemichen. 

Staniſlaw Auguft Poniatowſki, erhoben durch die Gzartoryjffi, geſtützt durch 20000 ruf: 
ſiſche Söldner, unterftügte aber keineswegs die Bemühungen feiner eigenen Partei, die fremden 
Truppen zum Abzug zu nötbigen. Wie follte er auch? Wer hielt ihn dann? Repnin (Kayfır: 
ling war am 7. Sept. geflorben)) drohte jedermann, der einen dahin zielenden Antrag ftellen 
würde, feiner Güter zu berauben. Dennod wagte e8 Gadtan Soltyk (1765) und forderte, daß 
die Difjidenten, welche die Hülfe des Auslandes in Anſpruch genommen hätten, als DVerräther 
erklärt werben follten. Sowie nämlich die Anhänger der griechiſchen Kirche an Rußland, fo 
hatten fich die Proteftanten an die Höfe von Berlin und London gewendet, um über die Auf: 
hebung der im Frieden zu Dliva ihnen zugefidherten Toleranz Klage zu führen. Katharina 
freute ſich deß. Sie fandte Soltifow fofort mit 40000 Mann vor die Thore Warfhaus. Unter 
dieſem Drud waren die im Reihötag Verfammelten zum Nachgeben bereit. Sofort fpannte 
Repnin feine Forderungen bis zur vollfommenen Gleichſtellung der Diffidenten und ließ Soltyf 
und mehrere Staroften, ſowie den Bifhof von Kiew — ‚weil fie die Reinheit ber Gefinnungen 
Katharina’d verdächtigt hätten’ — nad Sibirien bringen. Die Gleichſtellung der Diffidenten 
und dad Intercefjionsrecht in vollem Umfang wurden wieberbergeftellt. 

Der König war machtlos und verachtet in Lande. Voll Zorn gegen Repnin, der allein in 
Warſchau gebot, erwartete der Adel nur einen Führer zum Ausbruch. Michael Krafinffi und 
Joſeph Pulawſki gaben das Zeichen. Sie flifteten am 29. Gebr. 1768 zu Bar an ver türkiſchen 
Grenze eine Eonföderation zur Vertheivigung der Religion und ver erſchütterten Verfaflung. 
Durch Kofaden, Türken, Xataren, welche angetworben wurden, und mit den von allen Seiten 
ih anſchließenden Adel Polens warb ein Heer von 8000 Dann zuſammengebracht. Als Repnin 
davon Kunde erhielt, zwang er einige feile Senatoren, rufitiche Hülfe gegen Die Gonföberation 
anzuflehen. Sofort fegten ſich die vuffifchen Heerfäulen in Bewegung, ver polnifche Abel griff 
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überall zu den Waffen und vermehrte die todesmuthige Schar der Confoͤderirten. Es war ein 
entfegliher Kampf. Nie gezählt können die Breuelthaten werben, Die der ruchloſe Repnin verüben 
ließ. In die Nkraine ſchickte die „für Freiheit und Glück des Menfchengefchlehts ſchwärmende“ 
Katharina die zaporogiichen Koſacken, melde mehr ald 200000 Menfchen nievergemegelt ha⸗ 
ben follen. Nicht geringere Schandthaten freilich verübten die Gonföverirten an ihren eigenen 
Mitbürgern. Die Barer Confoͤderirten, deren Kern in einer Zahl von 1200 Mann in Bar 
ſelbſt ergriffen und nad Sibirien gefhleppt ward, wurden gefchlagen und zerfireut und löſten 
fi in viele Kleine Conföderationen auf. Repnin hatte durch Schreien gefirgt. Seine Kaiferin 
dedavouirte ihn hinterher und ſandte an feine Stelle den Fürſten Wolfonfti, welder mit . 
größerer Milde auftrat. Als nun dermaßen Polen faft ganz in der Gewalt Nußlands ſich be: 
fand und obendrein dieſes noch gerade damald gegen die Türken einige Höchft bemerkliche Erfolge 
errungen hatte, näherten fih DOfterreih und Preußen einander mebr, und die Zuſammenkünfte 
Joſeph's II. mit Friedrich dem Großen zu Neiffe und Mähriſch-Neuſtadt hatten eine Verabredung 
zur Folge, nach welcher dieſe beiden Mächte die Vermittelung eines Friedens zwiſchen der Zarin 
und dem Sultan anbieten wollten. Der Bruder Friedrich's, Prinz Heinrich, erhielt ven Auftrag, 
Dem peteräburger Hofe die Sache vorzufchlagen. Dabei kam denn aud Polen zur Sprade, 
und — ed ift viel hin- und bergeftritten worben, welche der drei theilenden Mächte den Plan 
erfonnen und zur Ausführung vorgelegt hat. Oſterreich war die erfte, welche unter dem Vor⸗ 
wande, daß es alte Rechte Ungarns auf die Geſpanſchaft Zips, welche Ungarn 1472 an Polen 
pfandweife überlaſſen Hatte, geltend machen wolle, in Polen einrüdte. Katharina fagte daher 
nicht unrihtig zum Prinzen Heinrich: „Wenn Oſterreich die Republik theilen will, haben die 
übrigen Mächte wol dazu ein gleiches Recht.“ Aber ebenvaflelbe funnte jede der drei Mächte von 
der andern behaupten. Im Grunde wünfchten alle drei Mächte die Theilung Polend aus dop⸗ 
pelten Urſachen, einmal, weil fie e8 aus Eigennug wollten, und dann, weil e8 die andern wollten. 
Hinzugekommen waren over mindeftens hervorgehoben wurden nod) einige andere In dieſe Zeit 
fallende Momente. Bine Anzahl verfchworener Jatrioten Hatte ſich des Königs Staniflam 
Auguft mit Gewalt zu bemäcdhtigen gefucht; ſchon war derfelbe aus Warſchau entführt, als die 
Perwirrung der Verſchworenen und wol aud) die Einfiht, daß die verwegene That nichts foͤrdere, 
ihn feinem Schickſal überließ. Diefed Attentat regte die zur Theitung entſchloſſenen Mächte nur 
noch mehr an. Die Greuel und Gewaltthaten ver fi fortwährend ſchlagenden Bonföderationen 
und Ruſſen hatten einen Grad erreicht, daß felbft die in Polen fo gänzlich gefnechteten Bauern 
losbrachen und bier und dort beifpiellofe Verheerungen anrichteten. Auf die Dauer konnte 
diefer Zuftand weder in Intereffe des Landes noch au der Großmächte ertragen werben, und 
follte einmal unwiderruſtich das unglüdliche Land zum Opfer fallen, fo war ed gut, daß fid 
Rußland, Preußen und Ofterreich ſchon ans Furcht vor der Einmiſchung der übrigen europäi⸗ 
[hen Mächte mit ihrer That beeilten. Am 17. Febr. 1772 kam zwiſchen Preußen und Rußland 
der erfte Iheilungdvertrag zu Stande; Ofterreich trat demfelben furz darauf (4. März) bei. 
Zunächſt unter dem Scheine, den ſchon feit 1770 beftehenden Peſtcordon (denn zu allen Übeln . 
war in Bolen die Seuche noch hinzugefommen) weiter ausdehnen zu wollen, rüdten die Preußen 
und Ofterreicher in Bolen ein. Seit dieſem Gewaltact gaben die Confoöderirten jeden Wirerfland 
auf, zerftreuten fi) und viele wanderten aus. Im September deſſelben Jahres legte der ruſſiſche 
Gefandte, ver Graf Stadelberg, im Namen der drei Mächte den untereinander geſchloſſenen 
Tractat den polnifchen Senatoren vor. Um den ganzen Handel zu befchönigen, wurden damald 
viele gelehrie Schriften publicirt, welche beweiſen follten, daß die Theilungsmächte auf die von 
ihnen abgeriffenen Landestheile ein hiſtoriſches Anrecht hätten. Aber wie ed mit dem Recht der 
Sache beftellt war, gibt Friedrich IL. felbft an: „Die Ofterreicher miöbrauchten eine unrichtige 
Kurte von Polen, worauf fe die beiden Flußnamen Zbrucz und Podhorze, deren Namen fie 
entftelften, miteinander verwechfelten, und dehnten unter diefem Vorwand, immer den Fluß 
fuchend, ihre Grenzen weit über die Linie hinaus, die ihnen in Theilungsvertrag vorgefehrieben 
war.” Ebenſo aber verfuhr Preußen. Der preußijche Gefandte in Warfchau depucirte fo: 
die Gewäſſer ver Netze gehören meinem König, alfo au, wenn fie audtritt, mithin auch die 
überſchwemmten Länder, wenn bie Blut in ihr Bett wieder zurüdgefunfen ift, und der König 
ließ die Möglichkeit einer Uberfchwemmung von 12 Meilen annehmen. Später ließ Preußen 
noch weitere Annerionen durch unvermerfted Vorſchieben ver Grenze vornehmen, und der Rath 
Brenkenhof zeigte fich dabei ald ein fehr gewandter Diener feined Herrn. Polen verlor in diefer 
Theilung mehr ald fünf Millionen feiner Einwohner; faft zwei Millionen huldigten Rußland, 
Oſterreich erhielt Oftgalizien und Lodomirien mit einer noch größern Bewohnerzahl, Preußen 
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nahm das Nepland, Pomerellen, dad polnifche Preußen, mit Ausſchluß von Thorn, Danzig 
und Ermeland, etwa 630 Duadratmeilen, welde nad Einführung des preußifhen Steuer- 
ſyſtems 1%, Mitt. Thlr. Einkünfte abwarfen. Im April 1773 wurde der Reichstag eröffnet, 
der diefe erfte Zerftiidkelung gutbeißen follte. Beſtechung, Drohung, Niederträchtigkeit ver 
Gefinnung und feile Charvakterlofigfeit bewirften denn aud wirklich eine foldhe Sanction. Die 
auswärtigen Mächte fahen gleichgültig zu. Die Protefte ver Konföderirten, welche ihren Gen- 
tralfig nad) dem Auslande hatten verlegen müſſen, ſowie die des Königs Staniflam Auguft, ver: 
hallten in ven Wind. 


Erft 1775 wurde jener unglückliche Reichstag gefchloffen ; das liberum veto wurde unange: . 


taftet beibehalten, der Senat wurde abgefhafft und durch einen permanenten Reichstagsausſchuß 
erſetzt; Polen jollte ein Wahlreich bleiben, aber nur Eingeborene auf den Thron erhoben wer: 
den können. Rußland garantirte diefe neue Verfaſſung. Auch die Steuerverhältniffe wurden 
neu georonet, woburd die Einkünfte des verftümmelten Polen auf die frühere Höhe des ganzen 
Landes gebracht wurden. Der Jejuitenorden wurde um biefe Zeit durch Klemens XIV. auf: 
gehoben. Das benugten die Theilungsmächte, um mit den eingezogenen Gütern ihre feilen, 
verrätherifhen Parteigänger zu belohnen, und um die weitern Plane zur Reife zu bringen, 
wurde ein Beſtechungsſyſtem organijirt, bad mehrere Millionen Dufaten erforverte. Nahm bie 
Demoralifation auf der einen Seite hierdurch in einer Abjcheu erregenden Weife zu, fo fleigerte 
doch auf der andern die erfahrene Demüthigung den Patriotismus und ſchärfte ihn bei vielen 
namentlich zu der praftifhen Erfenntniß deſſen, was dem Lande noth fei, Pflege ver Bildung 
und Erziehung, und indbefondere Begründung beſſerer wirthſchaftlicher Berhältniffe. Bon ten 
verkäuflichen Seelen, die um Geld und Gut den Weg einfchlugen, der ihnen von Petersburg unt 
Berlin aus vorgefchrieben war, ift nicht zu reden. Aber nur das war unglüdlid, daß die wirflid 
wohlmeinende, un da8 Vaterland redlich bejorgte Partei innerlich gefpalten und getheilt war 
und aud der verſchiedenen fubjectiven Anfhauung von den Mitteln zu einer gedeihlichen 
Negeneration ded Staat fi) gegenjeitig Hinderniffe in ven Weg legte, die den Verrath nur 
der Korruption zum Siege verhalfen. Der eine Iheil der Patrioten nahm nit vollem Red: 
ein Fiasco ber altern Staatöverfaflung an und fuchte daher vie Reform auf dem andern Extren 
zu begründen, auf einem ber alten Adelsdemokratie ſcharf entgegengefegten Abſolutismus; ver 
andere glaubte dad Unglüd des Landes gerade aus dem Bruch der alten Berfaflung, aus ihrer 
nicht hinreichend confequenten Duchführung erklären zu müflen. So bildete fih ein ſcharfer 
Gegenſatz, in welchem ji) die ungezügeltfte Demofratie ald bis zum Außerfien confervatin, und 
die abſolutiſtiſch-dictatoriſche Doctrin als von Grund aus revolutionär herausftellte. Ehe jedck 
der Gegenſaz fich völlig fchroff gegenüberftellte, gingen diefe beiden Barteien auf ver Grundlage 
ihrer patriotifchen Beftrebungen miteinander in ber Befürverung der beſſern Finanzeinrichtungen, 
in der Hebung des Handels, des Aderbaues und der Gewerbe, in ver Errihtung gemeinnügiger 
Inftitute, in der Befeltigung des den Geift lähmenden Einfluffed einer unpatriotiihen Hierarchie, 
in der Gründung und Berbeiferung von Schulen und Lehranftalten, in der Sörberung der 
Künfte und Wiflenfchaften. Der Kampf brad aber aus, ald der Inhalt der Reformen und tie 
volitifhe Drganifation zur Sprade fam, und der wieder echt polnische Reichstag von 1780, 
in weldem der mit manderlei VBorzügen ausgeftattete Gefegcoder, den Andreas Zamojffi an: 
gefertigt Hatte, mit einer beifpiellofen Verblendung vermorfen wurde, zeigte, wie haltlos das 
Staatsgebände felbft ven veblichften Beftrebungen gegenüber geworben war. In dieſem Geirs: 
buch mar eine menigftend einigermaßen freiere Stellung der Bauern angeftrebt und die Elemente 
zur Begründung eined freien Bauernflanded angebahnt ; ferner wurden darin die zakllojen 
Inımunitäten und Exemptionen beſchränkt; die Staroftengerichtöbarfeit wurde darin aufge: 
hoben und zur Beförberung ber Ausgleichung zwiſchen Adel und Bürgerfchaft follten die Ehen 
zwifchen diefen beiven Ständen erleichtert werden. Doc, dad war dem Nteichätag von 1780 Tauter 
Berrath und „würdig ded Scheiterhaufens“. 

Die ruſſiſch-öͤſterreichiſch-preußiſche Allianz zerfiel, ald Rußland mit größerer Energie feine 
Vlane zur Vernichtung der Türkei aufnahm. Kaiſer Joſeph ſchloß fi in diefer politifchen 
Mendung enger an Rußland an, während Preußen eine Boalition mit England und Holfant 
einging und in Sclejien eine Armee zufammenzog, um nad Maßgabe des Banges der Dinge 
in der Türfei feine Entihlüffe zu faflen. Polen und Schweden wurden zu Preußen hinüber: 
gezogen, und einen feindfeligern Act gegen Rußland Eonnte Polen gar nicht begehen, als daß es 
ih zu Maßnahmen der innern Kräftigung entſchloß. Unter folden Umſtänden une zu ſolchem 
Behuf begann im Jahre 1788 der große, vierjährige Reichstag, der legte, ber überhaupt flatt: 
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fand. Staniflam Nalecz Malachowſtki leitete venfelben. Der König Friedrich Wilhelm I. 
erklärte durch feinen Geſandten Ruckhefini, daß die Garantie Rußlands für die beſtehende Ver- 
faflung Polens daſſelbe nicht hindern könne, diefe umzuändern; Hailes, der engliſche Reſident, 
unterftügte dieſe Meinung. Der Reichstag felbft war bald wieder in auseinandergehende Rich⸗ 
tungen zerfallen, in eine preußiſche (die nationale) Bartei und mehrere ruſſiſche, deren ber- 
ſchiedene fi befämpfende Nuancen doch darin fi berührten, daß ſie das Heil von dem Gehor: 
fam gegen die Launen Katharina's erwarteten. Der König wurde nur nıit großer Mühe für 
pie erftere Partei gewonnen. Bald begann der Kampf. Der nächfte Begenitand deſſelben war 
dad Heer, das auf 100000 Mann erhöht werben follte. Während hierüber Berathungen 
gepflogen wurden, zettelte Nußland in den litauifhen Grenzländern allerlei Verſchwoͤrungen 
und Uinruben an, was die Erbitterung gegen die rufjifche Partei noch fleigerte; hierzu fam, daß 
mehrere Mitglieder dieſer legtern, bie ſich Hffentlih compromittirt Hatten, von den Reichstag 
mit ſchweren Strafen belegt wurden, und ald nun enplid ver permanente Rath, der an bie 
Stelle des Senatd in der von Rußland garantirten Berfaffung getreten war, nad) Reihdtagd- 
beichluß aufgehoben wurde, war der Brud mit Rußland entfchieden. Luccheſini fpornte jegt mit 
allem Eifer zu einer neuen Berfaffung an; er leugnete nicht, daß Preußen gern Thorn umd 
Danzig beſäße, aber wenn dad gewünſchte Bündniß daran fheitern follte, fo war er bereit, 
darauf nicht befleben zu wollen. Am 7. Sept. 1789, zu berfelben Zeit, als aud in Frankreich 
die conftitutrende Nationalverfammlung tagte, wurde in Bolen ein Ausſchuß ernannt, welder 
die neue Charte entwerfen follte. Bine ver wichtigſten Beftimmungen war die 1791 angenont= 
mene, daß der Thron im ſächſiſchen Kurfürſtenhauſe erbli fein und Friedrich Auguft, ein 
Enfel Auguſt's III., nad dem regierenden König den Ihron befteigen folle. Berner wurde be- 
willigt, daß der Bürgerftand fortan auf ven Reichdtagen durch 24 Mitglieder vertreten fein folle. 
Diefe Berfallung, melde in der That in Anbetracht ver beengenden Berhältniffe viel Qutes ent: 
hielt und mindeftend die Bafls conflitutioneller Freiheit abgeben mußte, wurde enplid am 3. 
und 5. Mai 1791 publicirt und beſchworen, und neun Monate fpäter, am 14. Febr. 1792, in 
den Provinzialverfammlungen überall gutgeheißen und mit Jubel aufgenommen. Das römiſch⸗ 
katholiſche Bekenntniß blieb nach derfelben Staatsreligion, den andern Confefjionen ward freie 
Ausübung ihrer @ulte geftattet;; die gefeggebende Gewalt ruht in ven beiden Kammern des Reichs: 
tag8, der alle zwei Jahre zufammentreten muß. Die Landbotenkammer hat die Geſetzesvorſchläge 
zu berathen und zu beichließen, die Senatöfammer fann diefelben beflätigen ober vermwerfen. 
Überall entſcheidet Stimmenmehrheit. Die vollziehende Gewalt liegt in der Hand des Könige, 
dem zur Seite ein Minifterrath (straz) von ſechs Berfonen fteht. Das liberum veto und Con: 
füderationen find für immer aufgehoben. Aber zur Gleichheit der Staatsbürger vor dem Gefeg, 
zur Abſchaffung der Keibeigenfhaft Eonnte man jih durchaus nicht erheben. Alle 25 Jahre 
follte ein außerordentlicher Reichstag behufs Reviſton ver Verfaſſung abgehalten werden. Der 
König Friedrich Wilhelm I. ſprach mit Entfchiedenheit feinen Beifall über die Verfaſſung 
wieberholentlich aus. 

Joſeph U. war indeſſen mit Tode abgegangen und Leopold II. fhien geneigt, den unfrucht⸗ 
baren Krieg gegen die Pforte mit einem vortheilhaften Frieden zu fchließen. Die geradern Wege, 
welche Herzberg, der preußiſche Minifler, vorgeichlagen hatte, gefielen dem Kaiſer Leopold IL, 
deflen gewundene und verfchlungene Politik felbft Heute noch nicht Har zu Tage liegt, durchaus 
nicht, und als auch England plöglich die Koalition mit Breußen und Polen verlieh und ſich ganz 
zu Diterreich hinneigte, ſtand Friedrich Wilhelm U. ganz iſolirt. Dazu kamen noch die Hinter- 
liffigen und tüdifchen Verdrehungen des berüchtigten Diplomaten Bifchoföwerber, der ſchließlich 
Herzberg und den König überliftete. Preußens Vermittelungévorſchläge zwiſchen Oſterreich 
und der Pforte, die ihm jelbft Thorn und Danzig hätten eintragen follen, wurden verworfen; 
Leopold machte feinen Frieden auf eigene Kauft. Natürlich erkaltete Hiermit auch Preußen für 
Polen und näherte ſich wieder der Politik Katharina’s. Diefe hatte unterbeffen anı 14. Aug. 
1790 zu Werelä mit Schweden, und am 9. Ian. 1792 zu Jaſſy mit den Türfen Zrieden ge= 
fchloffen. Hierauf machte fie Ofterreih und Preußen jedem befonderd vertrauliche Mittheilungen 
über Bolen und wies auf ven Gewinn bin, der dort mit leichter Mühe zu erreichen ftand. Bei 
beiden, pie erfchrecft über die Vorgänge in Frankreich überall „ven Geift der Meuterri und ver 
Demokratie’ witterten, fanden die Agenten Rußlands gar geneigted Ohr. So ihrer Sache ge= 
wiß, lieg Katharina, obwol ihr der Bruch der von ihr garantirten Berfaflung ſchon hinreichend 
als Kriegsrall dienen fonnte, von ihren Parteigängern, an deren Spige Xavier Branirfi und 
Felix Potocki landen, eine Gonföderation am 14. Mai 1792 zu Targomice unterzeichnen, in 
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welcher die Verfaflupg von 1791 als „das Grab der Monarchie“ bezeichnet und die Wieder⸗ 
herftellung ber „freien republikaniſchen Regierung‘ verlangt wurde. Um dieſe Gonföderation 
zu unterftüßen, prangen bie ruffiihen Truppen abermals in Polen ein. Der König Staniflam 
Auguft zeigte in dieſem Augenblid feine ganze Eharafterlofigfeit. Weber im Lager bei Dubna, 
nod in dem ihm fo nahen beiPraga war er zu erblicken. Die Hauptmacht der Bolen ftand unter 
dem Prinzen von Würtemberg bei Grodno und unter Jofeph Poniatowſtki, einem Neffen des 
frühern Königs, an den Orenzen ber Ukraine. In dem Heere des Tegtern dienten Thaddäus 
Koſciuſzko und Wielohorfki, denen faft allein zuzuſchreiben ift, vaß Die vor der Übermacht der 
Ruſſen fiber den Bug zurückweichenden Truppen Poniatowſki's wenigilens zufammenblieben. 

Umſonſt errang Kofeiufzko bei Dubienfa einen Kleinen aber glänzenden Sieg. Ebenfo mußte 
ſich das andere Heer über den Bug zurüdziehen, denn die Ruſſen drangen mit unbezwinglicher 
Gewalt und in großer übermacht vor. Des polnifchen Königs Beigheit nahın immer mehr ben 
Gharafter ded Verraths an. Er ſchrieb am 22. Juni an Katharina und verſprach, die polnifche 
Krone ihren Enfel, dem Großfürſten Konftantin zu überlaffen. Zur Antwort erhielt er unter 
vielen Vorwürfen eine Aufforderung, fi ber Sonföderation von Targotrice anzufhließen. Er 
brach feinen Eid vom 3. Mai 1791 und unterſchrieb endlich am 23. Juli 1792 die Gonföderation. 
„Verrätheriſcher, meineibiger König!‘ erfcholf e8 um den Palaft in Warfhau herum, und fein 
eigener Neffe jchrieb ihm: „Beſſer wäre es, Ew. Majeftät hätten einen ehrenvollen Tod gefucht, 
als das ganze Land verrathen.” Ein unausſprechlicher Schmerz erfaßte die Nation. Die beiten 
Männer wanderten aus, die Generale Koſciuſzko, Mofronowffi, Zabiello nahmen ihre Ent: 
lafjung. Die Confoͤderirten waren am Ruder. Felix Potocki benahm ſich wie ein Dictator. 

Am 21. Dec. wurde eine conſtituirende Commiſſion niedergeſetzt, welche den Polen „die Freiheit 
ihrer Väter wiedergeben ſollte“. Xavier Branicki reiſte nach Petersburg, um der Zarin für die 
„Rettung Polens“ zu danken. 

Alle dieſe Vorgänge geſchahen eben in ver Zeit, als Preußen in Bunde mit Sſterreich den 
unglücklichen Feldzug nach Frankreich unternahm, um die Franzöſiſche Nevolution, dieſes 
Schreckbild der Legitimität, und dad Jakobinerthum niederzuſchlagen. Die Fürſten empfanden 
natürlich eine gewiſſe Solivarität ihrer Intereffen und Theilnahme für den unglücklichen Zub: 
wig XVI. In allem, was jich bewegte, witterte daher ver Furzjichtige Friedrich Wilhelm IE. 
Jakobinismus. Daher die veränderte und feindliche Haltung, die er jebt gegen die Verfaffung 
vom 3. Mai 1791 einnahm, während fie doch auf fein Drangen und unter feinem wiederholten 
Beifall zu Stande gefonmen war. Es war gewiß eine Ehrlichkeit, wenn ein Manifeit bes 
Preußenfönigs am 16. Ian. 1793 erklärte, daß die preußifchen Truppen, welche mın unter dem 
Feldmarſchall von Möllendorf in Polen einrücten, die Beftimmung hätten, ver Verbreitung 
des „revolutionären Geiſtes“ Schranken zu fegen. Nur mußten die@onföderirten bald erfahren, 
daß diefe „Unterdrückung des Jakobinismus“ mit Einwilligung Rußlands geſchah. Zwar pro= 
teftirten die „‚verrathenen Verräther“, die Conföderirten, am 2. Febr., aber durch Drohung und 
Gewalt brachte der ruffiiche Geſandte Sievers dieſe Stimmen bald zum Schweigen. Gin 
preußlfches Manifeft vom 24. Febr. Flagte Danzig an, „Schwindler und Aufrührer in feiner 
Mitte zu hegen“, und nad einer furzen Blofade wurde bie Stadt genommen (27. März). 
Eine neue Proclamation (25. März), welde wiederum gegen den bemofratifc = franzöfifchen 
Geiſt allerlei Declamationen enthielt, feßte indbefondere Großpolen davon in Kenntniß, daß 
Friedrich Wilhelm, genöthigt, gegen Frankreich Krieg zu führen, ji den Rücken veden müſſe 
und darum von gewiffen Diftricten Befig ergreifen mwerbe, beren Bewohner nunmehr aufge⸗ 
forbert werben, fih fügfum ihrem neuen „legitimen“ Souverän zu unterwerfen. Die Palatinate 
Pofen, Gneſen, Kaliſch, Sieradz, Lenrzic, Stabt und Klofter Czenſtochau, die Landſchaft Wilna 
und die größern Theile von Block und Rawa, ſowie Danzig und Thorn wurden von Preußen 
annectirt und erhielten den Namen Süppreußen. In ähnlihen Wendungen gegen ven Jako— 
binismus ergeht fi das Manifeft Katharina’ vom 9. April, und mit denjelben Gründen wird 
die @inverleibung der Öftlichen Hälfte Polens in das ruſſiſche Neich veclarirt. Die Kaiferin ſelbſt 
hatte mit eigener Hand auf der Karte Polen eine Linie gezeichnet, welche von Polen 4553 
Quadratmeilen abſchnitt. Bon dem unglüdlichen Rande blieben nur 4016 Quadratmeilen 
übrig. Der ruffifche Gefandte Sievers ließ jeden, ver fich nicht der Conföberation von Targowice 
anſchloß, des Bürgerrehts verluftig erklären, dann erft wurben bie Bezirföverfanmlungen und 
endlich der Neichötag auf den 17. Juni nad Grodno einberufen. Es erfhienen nur noch 10 
Senatoren und Yanbboten aus denjenigen Diftricten, die jept noch Polen bildeten. Manchen 
gab die Verzweiflung die Kraft eines mannhaften Widerſtandes ein. Sievers und der preußiſche 
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Minifter Buchholz verlangten die Einfegung eines Außfchuffes, der die Angelegenheit der neuen 
Theilung verhandeln folle. Als fih einiger Widerſtand zeigte, drohte Sievers, die Eöniglichen 
Einkünfte mit Beichlag zu belegen, und ließ einige Mitglieder des Reichstags in ihren eigenen 
Wohnungen ald Befangene bewachen. Der Reichstag proteflirte gegen dieſen Act der Gewalt. 
Unter fortmährendem Droben und Drängen und durch die Borfpiegelung eined Führers der 
ruſſiſchen Partei (Koſakowſki), daß man in Die Abtretung an Preußen nidyt werde zu willigen 
brauden, wenn man die Forderungen Rußlands erfüllte, erlangte Sievers am 23. Juli die 
Unterzeichnung eined Bertragd, nach welchem die von ruſſiſchen Truppen befegten Brovinzen 
vom Reichstag förmlich abgetreten wurben. Jett verlangte Buchholz eine ähnliche Erklärung. 
Aber der geleiftete Widerſtand war noch hartnädiger und flärker. Sievers und feine Truppen 
machten auch diesmal die Schergen. Vier Lanpboten wurden durch Kofaden aus der Stadt 
gebracht. Ald am andern Tage (den 23. Sept.) der Neihötag wiedeg zufanımentrat, herrſchte 
in dem Sigungsfaale eine lautlofe Stile; fein Sprecher erhob fi ; jedermann war entſchloſſen, 
dadurch die Aufhebung des Reichstags durchzuſetzen. Nichts half das Toben und Drohen des 
anmefenden rufflfchen Generals Nautenfeld. Bis 3 Uhr des andern Morgens dauerte dad un⸗ 
heimliche Schweigen. Endlich erhob fi der Marſchall Bielinffi, ftellte die Frage, ob man den 
Forderungen Preußens ji füge, und ald au auf die Wiederholung derſelben Schweigen er: 
folgte, ließ derjelbe vie Einwilligung der Verſammlung in dad Protokoll des Reichstags ein 
tragen. Dad war bie zweite Theilung Polens. 

Der weiter tagende Reichstag befchäftigte fich wieder mit der Organifation des noch verblie= 
benen Theils von Polen. Die Befege jener conflituirenden Berfammlung wurden aufgehoben, 
und Rußland garantirte wieder die DVerfaflung und Integrität der Republik. Wenn die 
Manifefte Rußlandso und Preußens fortwährend ven Jakobinismus in Polen ald Motiv ihrer 
Mapregeln vorſchützten, fo war Died nichts mehr als eine eitle Redensart, venn darin waren alle 
politiihen Parteien in Bolen einig geworben, daß man zur Nettung des Staats eine fefte 
Monarchie gründen müfle; wenn jene Mächte aber zugleich behaupteten, das ganze Land fei von 
geheimen Geſellſchaften unterwühlt, fo hatten fie allerdings recht, denn es bereitete fich eine 
verzweiflungsvolleInfurrestion vor, und geheime @efellichaften, deren Fäden theils in Warſchau, 
theild in Dredden, mo Thaddäus Koſciuſzko, Hugo Kolontaj und Ignaz Potorfi ihren Wohnſitz 
aufgefhlagen hatten, zuſammenliefen, bemühten ſich, die allgemeine Stimmung gegen die Gewalt 
Ruplandd und Preußens zu erbittern. Den erften Ausbruch verfuchte der General Byſzewſki, 
der Warſchau überfallen wollte und zu dem Behuf den König Staniflam Auguft mit in das 
Geheimniß zog. Diefer hatte jedoch dem ruſſiſchen General Igelſtroͤm den Plan mitgetheilt und 
ihn zu Vorſichtsmaßregeln aufgefordert. Byſzewſki zog fih daher nah Krakau und vereinigte 
fih dort mit dem General Wadzicki. Bon Koſciuſzko's Yührung erwarteten alle Hell und 
Gelingen. Um nicht zu früh Argwohn zu erwecken, begab ſich diefer Anfang 1794 nad) Italien. 
Die Emigranten in Drespen verfuchten inzwiſchen vom Audlande her Unterflügung zu gewinnen, 
allein von feiner Seite zeigte fich dazu eine reelle Ausficht. Sie ſuchten daher unter folden Um⸗ 
ftänden ven Ausbruch noch hinzuhalten, aber bald wurden fie von den Greigniffen überrafät. 
Igelſtroͤm verfuchte namlich, argwöhniſch geworben, einen Theil der polnischen Armee zu ent: 
waffnen, ver General Mavalinffi leiſtete Wiverftand, und den Zufanımenftoß vermeiden, zog 
auch er fih auf geſchickte Weife nach Krakau, wohin jegt auch Thaddäus Kofciufzfo geeilt war. 
Am 24. März 1794 wurde die Erhebung proclamirt, der Krieg gegen Rußland und Preußen 
begonnen; die Verfaflungsfragen wurden vorläufig beifeitegelaflen und Koſciuſzko mit bie: 
tatorifcher Gewalt audgeftattet. Die Bauern um Krakau herum wurden mit Senfen bewaffnet 
und neben dem Diilitär in das Heer eingereibt. Koſciuſzko legte auf dieſe Senfenmänner 
(Kosiniery) immer ein großes Gewicht. Der erfte Zufammenftoß mit den ruſſiſchen Truppen 
fand am 4. April 1794 bei Raclawice flatt, und die Bolen, obwol in der Minverzahl, blieben 
Sieger. Das befeuerte den Muth der Verſchworenen; trog der eifrigften Borforge Igelftröm’s 
und der zahlreichften Berhaftungen und Deportationen einflußreiher Männer erhob id Warſchau 
am Gründonnerdtag, und nadı einem faft breitägigen Kanıpfe wurden bie Ruſſen aus der 
Hauptftadt Herausgefchlagen. Hierauf wurde eine proviſoriſche Regierung eingefegt, Ignaz 
Zafrzemffi wurde Stadtpräjivdent, und Staniflaw Mofronomffi Stabteommandant. Ein 
Fourier berichtete dem Koſciuſzko und Kolontaj das glüdliche Creigniß. „Lebt der König noch ?“ 
fragte Kolontaj. „Ja“, erwiderte ver Fourier, „und feine Hoheit iſt noch anerkannt.” „Dann“, 
rief Rolontaj, „iſt unfere Revolution verloren; die Armee wird ſich einige Monate vortrefflich 
Schlagen, aber Bolen wird fallen und der König feine Bernichtung unterzeichnen.” Faſt zu gleicher 
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Zeit war der Aufftand in Litauen ausgebrochen, und Wilna wurde wie Warſchau durch einen 
Handftreih genommen. Das Revolutionstribunal in Warfchau ließ indeß die compromittirteſten 
Barteigänger Rußlands aufhängen. Allmählich zogen fih auch aus den nicht injurgirten 
Lanpfchaften die Krieger und waffenfähigen Männer zu Koſciuſzko, welcher an Stelle der pro= 
viforifchen Regierung einen Adhtmännerrath unter Kolontaj in Warſchau einſetzte. Dafich dieſer 
Rath klüglich mit dem Koͤnig in Verbindung geſetzt hatte, wurde er von den Geſchäftsträgern 
der päpftlihen Curie, von Ofterreich, Spanien, England, Holland und Schweden anerkannt. 
So weit ging die Sache gut. Koſciuzſko aber ſah recht wohl, daß ein Gelingen von dem En- 
thufiasmus der großen Volksmaſſe, von der Theilnahme des Bauernftanves abhängig fei. Auf 
biefen fuchte er fi zu flügen, und um ihn zu gewinnen, mußte er ihm wenigftens Freiheits- 
Hoffnungen entgegentragen können. Aber Davon mwollte der größte Theil des Adels nichts hören. 
Die Bauern wurden wieder theilnahmlos, und der Adel entfremdete ſich ſeinem Dictator. Auch 
die Bürger in den Städten wurben midtrauifch, und fo groß auch die Opferwilligkeit einzelner 
Patrioten war, fo fehlte doch die durchgreifende und alles umfaſſende Theilnahme. Dazu kamen 
Spaltungen unter den Infurrectiongführern. Die Befonnenheit Koſciuſzko's wurbe von Hugo 
Kolontaj, der die Rolle eined Robeöpterre gern gefpielt hätte, nicht getheilt, und es bilbete ſich 
bald eine Schredendpartei der „Hugiften”, welche von den rubigern Bürger mit Furcht und Haß 
angejehen wurde. Durch mehrere Niederlagen wurde die Stimmung noch mehr herabgeprüudt. 
Am 6. Juni unterlag Koſciuſzko dem preußifchen General Favrat bei Szezeforiny, nachdem er 
die Ruffen ſchon geworfen hatte, am 8. Juni wurbe ver General Zajönczek bei Chelm von dem 
ruſſiſchen General Derfelden geſchlagen. Wieniawffi, dem die Stadt Krafau anvertraut war, 
übergab diefelbe ſammt den Schloffe ven Preußen ohne Schwertftreih. Namentlid) rief der letzte 
Borfall eine außerorbentlihe Erbitterung in Warfchau hervor, die bis zur Emeute des Poͤbels 
ſich fteigerte. Mit knapper Noth wurde das Schredendreginent des Pöbels gebändigt, aber die 
®ärung nahm immer mehr zu, während der Gemeinſinn erfaltete. So fand Koſciuſzko Die Lage, 
als er in Warſchau einrückte. Haft hinter ihm her kam eine preußische Arınee von 50000 Mann 
und eine ruflifche von 9000 und eröffneten die Belagerung. Das Gros ver Ruffen fland unter: 
deſſen in Litauen und wurde von den Generalen Zafinffi und Wielohorffi beichäftigt. Im Juli 
perjuchten die Ruffen einen Sturm auf Wilna, der no, als es fhon zum Straßenkampf ge: 
fommen war, abgefchlagen wurde. Beſſer glüdte es ihnen einige Wochen fpäter, und am 
12. Aug. fiel Wilna und damit faft ganz Litauen in die Gewalt der Feinde. Die preußifche 
Armee erwartete, ehe jie zum Angriff auf Warſchau vorging, eine Zufuhr ſchwerer Geſchũtze 
auf ver Weichſel von Graudenz aus, als plöglic die Nachricht eintraf, da jene Zufuhr unmeit 
von Brzedc von den Polen abgeſchnitten und in den Grund gebohrt, fowie daß in Großpolen ber 
Aufitand ausgebrochen fei. Friedrich Wilhelm mußte daher in ben erften Tagen des Septeniber 
die Belagerung aufgeben und ſich mit feiner ganzen Armee zurüdzieben. 

Oſterreich griff jest gleichfalls in Die Lage der Dinge ein. Es hatte mit Misbehagen Die 
zweite Theilung Polens unter ven zwei andern Mächten allein abgemacht geſehen und ergriff 
daher jest die Einladung Luchhefini’3 zur Gooperation mit Eifer. Während im Norden der 
Kampf tobte, rückte eine öfterreichifche Armee in Volhynien ein „zum Schuge der Öfterreichifchen 
Brenzen”. Die Polen mußten e8 um fo mehr dulden, ald eben von Rußland her eine neue 
Armee unter dem General Suworow heranrüdte. Vergeblich Ieiftete Karl Sierafowffi am 
17. Sept. bei Krupſzyce einen fo heftigen Wiberftand, daß die Ruffen mehrere taujend Mann 
verloren, die Ruſſen rüdten über ven Bug, fhlugen vie Polen bei Terespol und eilten auf 
Warſchau zu. In diefem Augenblid ging Koſciuſzko in das Lager ab, um, wenn möglid, vie 
Bereinigung Suworow's mit dem General Ferſen zu vereiteln. Ferſen beabfigtigte Warſchau 
zu überraſchen, Kofciufzco ging ihm daher entgegen und traf ihn (10. Dct.) bei Maciejowice, 
zehn Meilen von Warfchau. Ein furdtbarer Kampf entipann jih. Schon wichen bie Ruſſen, 
als ploͤtzlich Suworow herannahte. Die Polen fonnten nicht wiverflehen, erbrüdt von ver Über- 
macht der feindlichen Heeresmaſſen. Alles floh; Koſciuſzko verfuchte vergeblich die fliehenven 
Reiter wieder zu fanımeln. Er fürzte vom Pferde, und flürzend feuchte er aus ber ſchmerz⸗ 
erfüllten Bruft: „Finis Poloniae.“ Gerbeifprengende Kofaden verwunden ihn und nehmen 
ihn nebft feinen Freunde Nienicewicz, fowie Sterafomffi, Kamenfti, Kopec, Fiſcher, Seidlitz 
gefangen. Der legte Stern Polen war untergegangen. Der befte Mann, den Polen geboren, 
war auf dem Wege nad) einem ruf ſiſchen Kerker. 

Verzweiflung erfaßte die Krieger in Warſchau, und die Parteien machten ſich jetzt gegenſeitig 
Vorwürfe, jede der andern die Schuld zuſchiebend. Indeß rückte Suworow mit 40000 Mann 
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gegen die Beftung Praga, während preußifche Truppen auf die Hauptflabt Warſchau ji warfen, 
um aud ber Eroberung der Stadt ein Anrecht auf viefelbe herleiten zu können. Praga war 
auserjehen, das entjegenvolle Drama mit einem furchtbaren Fall abzufgließen. Am 4. Nov, 
wurde ed erjlürmt. Wer nicht durch Feindeshand flel, fand das Grab in den Fluten ver Weichfel, 
da die nah Warſchau führende Brüde abgebrochen war. Jaſinſki und Grabowſti ſanken mit 
8000 Kriegern fümpfend unter dem Schmert der Feinde; mehr ald 12000 Bewohner ver 
Vorſtadt wurden von den wüthenden Ruſſen nievergemegelt; durch die Gaſſen wälzte fich vie 
Flamme. Warfchau mußte am 8. Nov. capituliren. Der ftolze Sumorom hielt blutbefleckt feinen 
Einzug in die Hauptflant. Die Häupter der Injurrection verließen die Stadt, Hugo Kolontaj 
zuerſt. Bon nun an löfle jih der ganze noch übrige Reſt ver Injurgenten raſch auf; der legte 
Theil der polnifchen Armee ſtreckte am 10. Nov. bei Radoſzyce die Waffen. Wohin auch immer 
die Batrivten ſich wandten, wurben fie ald Nebellen behandelt und mußten in öflerreichifche, 
preußifche oder rufjifche Kerker wandern. Uber früher entfommen war, wurde feiner Güter 
verluftig erklärt und in contumaciam verurtbeilt. Die fiegreihen Mächte fnüpften alsbald 
Berhanplungen über die Iheilung der Beute an. Somwol an beweglihem wie an unbeweglichen 
Gute erhielt Nupland den Löwenantheil. Es befan von den nod übrigen ande 2183 Qua: 
vratmeilen, während Ofterreich 834 nebſt Krafau, und Preußen nur 697 Duadratmeilen nebft 
Warſchau erhielt, Im Januar 1796 ergriffen pie Mächte von dem Rande Beſitz; Polen war 
aus der Reihe der europäischen Staaten geftrichen. Der König Staniſſaw Auguft wurde nad 
Grodno verwiefen, wo er von einem Önadengehalt des ruſſiſchen Hofes bis zum Jahre 1798 
(geft. 12. Bebr.) lebte. Einen unglüdlihern König möchte die Gejchichte wol nicht auf: 
zumeijen haben. N 

War nun auch Polen kein europäifcher Staat mehr, jo hörte ed doch nicht auf, eine wichtige 
Holle in der Geſchichte und Politik dieſes Staatenſyſtems zu jpielen. Bid auf ven heutigen Tag 
taucht die Frage über feine Zufunft fletö wieder von neuem auf, und fein Geſchick iſt bis heute 
nicht endgültig entfchieden. Noch die legten Zeiten waren erfüllt von einem Kampfe für das 
Dafein Polens. Ehe wir diefe jedoch beleuchten, müſſen wir einen Blick auf fein politifches, 
wirthſchaftliches und Eulturleben richten, um zu ermeflen, welches die natürlihen Urſachen eined 
jo unerhörten Sturzes gewefen find. Die Gewalt und der Frevel feiner Nachbarn haben feinen 
jammervollen Untergang vollzogen. Was aber lockte die Habſucht berfelben herbei, was ebnete 
ver Gewaltthat die Wege? " 

Verfaſſungsgeſchichte. Wenn man die Entwidelung der polnifhen Berfaffung in aufs 
und abſteigenderLinie verfolgt, laffen fich verfchienene Cpochen in derſelben erfennen, die durch eigen= 
thümliche Merkmale ſich voneinander unterfcheiden. Die Anfänge find ung freilich nicht mit voll- 
ſtändiger Sicherheit hefannt, denn wo auch immer der Schleier des Völkerlebens jich lüftet, da ift 
das Drama fhon in vollem Gange, und nurdurd Rückſchlüſſe iſt es erlaubt, die Geneſis Der zuerft 
wahrgenonmenen Zuftänve ſich zuvergegenmärtigen. Die älteften gefchriebenen Rechtödenkmäler 
in Polen fallen aber in eine jo fpäte Zeit, in dad 13. und 14. Jahrhundert, daß aus ihnen kaum 
auf die allerälteften Zeiten, etwa auf die Zeit der Einwanderung der Slawen in bie Oſtländer 
Europas gefchloffen und die Art des geſellſchaftlichen Zuſammenhangs daraus abgenommen 
werden kann. Das aber erjcheint aus ihnen fowol ald aus der Analogie mit andern ſlawiſchen 
Stämmen beftimmt hervorzugehen, daß die erfte Grundlage der Gejellichaft überhaupt die 
Geſchlechtszuſammengehörigkeit, ver Familienverband gemefen ift, und bag das Grundeigenthum 
nicht ſowol von dem Individunm als jolhem, fondern urfprünglich von der Bamilie als Gemein: 
bejig erworben worden iſt. Minveftens leuchtet dieſe VBorftellung hervor, wenn man bei Tauſch, 
Kauf, Schenkung, überhaupt bei der Diöpojition über Güter von der Rechtsgewohnheit eine 
Zuftimmung der Familiengliever und Verwandten fordern fieht, wenn dad Erbrecht felbit bis 
auf die entjernteften Verwandtſchaftsgrade fich erſtreckt. Und wie bei ven Germanen in der Blut- 
rache und in dem an die Stelle verfelben getretenen Wergelde eine Solidarität des Geſchlechts⸗ 
verbandes ausgedrückt war, fu fand daſſelbe bei ven Slawen überhaupt und bei den Polen ind: 
bejondere, zumal ald das äußere Zeichen des Geſchlechtsverbandes dad Wappen (herb) noch hin= 
zugefummen war, mit ſolcher Gonfequenz ſtatt, daß in gewiſſen Beziehungen dieſe Einrichtung 
noch im 18. Jahrhundert ihre Wirkungen äußerte. Nicht das Individuum aljo (denn dieſes 
iſt anficheigentlich beveutungslos und gelangterft zu einer rechtlichen Stellung durch die Bamilie), 
jondern die Familie ift das erjte Element des polnifchen Gemeinweſens. Später vereinigen fi 
die Familien mit Rückſicht auf ven Boden, den fie bewohnen, zu einen Schugbiftrict (vicinia, 
vpole). Mehrere Familieneinheiten gehen in viefe höhere Einheit auf. Die Bedingungen dieſer 
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Berbindung find die gemeinſchaftliche Verantwortung für vorgefallenen Mord und die gemein- 
ſchaftliche Leiſtung Öffentlicher Dienfte, namentlich ſobald dieſe auf die fürflliche Gewalt ſich be- 
zogen. Mittelbar jowol als unmittelbar gehen beide, Geſchlechtsverband und Diftrictöverband, 
wieber in dem Stamme auf. Und hier gilt e8 nun zu unterfuchen, welche Unterſcheidungen fi 
von diefem Gefihtspunfte aus unter den Indivinuen ergeben. Man erkennt hier folde, die per- 
fönlich frei mit freiem Cigenthum, und folde, die zwar perſoͤnlich frei, aber ohne freies Eigen: 
thum find. Erftere find die Adelichen (Szlachta, Szlachcice), die andern find die Kmetonen 
(Kmieci). Einen zwiſchen beiden ftehenven freien Bauernfland, wie in Deutſchland, gab es nicht. 
Wie ſich dieſe Gliederung entwidelt Hat, ift freilich no nicht erwielen, mindeſtens gehen bie 
Anjichten darüber weit auseinander. Wie wenig hiſtoriſche Anknüpfungspunfte fih aud für 
die Annahme finden, daß der Adel aus ven Nachkommen eines flegreichen Stammes ſich gebilvet, 
fo läßt ich diefe dennoch, wie ſchon oben angedeutet, aus ethnologiſchen Beziehungen befler erklä⸗ 
ren ald aus der bloßen Verſchiebung ded Grundbeſitzes, welche nad) Analogie der Germanen als 
Entftehungsgrund angegeben wurde. Wie ih aber aus dem Adel dann vie fürftlihe Gewalt 
entwickelte, das ift bei dem Dunkel der Sagen aus diefer Übergang&periode nicht feftzuftelfen, 
und wo die Schatten weichen, tritt und die fürftliche Gewalt ſchon al8 fertige Thatſache entgegen. 
Es ift leicht erfichtlich, daß die Einführung des Chriſtenthums, und noch dazu durd die Vermit⸗ 
telung des feubalifirten Deutſchland, die verſchiedenen Stände ſchärfer fchieb, den Umfang ihrer 
Gerechtſamen genauer beftimmte, Furz das Gemeinweſen und feine Geflaltung mehr durchbildete. 
Daher läßt ſich daſſelbe erft unter Boleflam Chrobry mit einiger Klarheit überbliden. 

Zur Zeit diefes Monarchen war die gefammte Bevölferung entweder Schlachta, Abel oder 
Kmetonen, Kmeten, Zindbauern, oder ganz Leibeigene. Der Adel war neben andern Vorrechten 
im Beſitz des Kriegsdienftrecht, des jus militare, und hatte fomit allein die Landesvertheidigung 
auszuüben. Principiell war das feftgehalten, allein dennoch koͤnnen auch Kmeten, beſonders 
wenn jie reich find, das Kriegsdienſtrecht ermerben, und in folden Fällen können fie auch über: 
Haupt in den Adel aufgenommen werben. Ie ausjchließlicher aber in ver weitern Entwidelung 
ber Begriff des nobilis mit den des miles zufammenfiel, deſto weniger leicht Eonnte jener Ball 
eintreten. Zur größern Unterfheidung trugen bald die im Berlauf der Zeit neu hinzugefommenen 
Merkmale des Adels bei; vielleicht früher als fonft in Europa fehen wir nämlich Hier das 
Wappen (herb), welches ein Geſchlecht ſich beilegt. Es ift ein äußerliches Symbol des Geſchlechts⸗ 
verbandes, deſſen hervorragendſte und bis in die letzten Zeiten feitgehaltene Bigenthüntlichkeit 
die über alle Individuen innerhalb des Verbandes und über alle Geſchlechter innerhalb des 
Stammes oder auch Staats herrſchende Gleichheit ift. Alle, die einmalin ven Abel aufgenommen 
waren, galten rechtlich oder mindeſtens theoretiih als gleihftehenn. Es gab feinen Vorrang. 
Der geſchichtliche, polttifche und oͤkonomiſche Proceß brachte freilich jehr bald eine große Dienge 
von VBerfchiedenheiten hervor. So ftellt dad Strafgrfeg die milites famosi, die mit großem 
Defig den Ruhm der Abftammung verbanden, höher al8 die milites scartabelli, die gewiſſer⸗ 
maßen nur einen Codicillaradel bildeten, bei venen die Nobilität jich auf reichen Beil und eine 
Erhebung durch den dazu berechtigten Kürften gründete, „Ritter neuer Schaffung”. Es fallen 
diefe beinahe zufammen mit den milites de sculteto vel cmetone facti; doch erhalten bie erflern 
einen erblichen Adel, während die legtern nur perfönlich deſſelben theilhaftig werden, Solange 
das Kriegspienftreht auch von den Kmeten erworben werben Eonnte, befteht ein natürlidyer 
Uinterfchied zwifchen miles und nobilis. Im weitern Verlauf werden die beiden Begriffe immer 
übereinftimmender, bis dann fhließlic der gefanmte Adel nach römiſchem Mufter ven Namen 
ordo equestris annimmt. Alle diefe Kriterien des Adels wurben von ihm feitgehalten und bie 
zu ihren Conſequenzen fortgebilvet. Das ausſchließliche Kriegsdienſtrecht und fomit die Landes- 
vertheidigungäpflicht brachte e8 naturgemäß mit ſich, daß der Model jih dafür anderer Laflen zu 
entledigen ftrebte. und fhon im 14. Jahrhundert Hatte er bei dem König Ludwig von Ungarn 
aus dem Haufe Anjou feine unbedingte Steuerfreiheit durchgeſetzt. Wenn dev Abel nachher 
noch irgendwelche Steuer aus freier Entſchließung in Anbetracht der Umſtände leiftet, fo geſchiebt 
es pro hac sola vice, ut ne traheretur in sequentiam. ine andere natürlihe Conſequenz ver 
Gründung ded Adels auf den Beflg war dad anı Ende des 15. Jahrhunderts erlaflene Verbot, 
wonad dem Nichtadelichen die Ermerbung des Grundbeſitzes verwehrt war. Eine wenig beden⸗ 
tende Ausnahme würde hierin 6108 für die cives fortunatiores gemacht. Zu dem ausſchließlichen 
Beſitz des Kriegsdienſtrechts trat alfo nunmehr noch der aller Civilrechte, und mit einem Federſtrich 
war die ganze Maſſe des Volks zur Rechtloſigkeit verurtheilt. Von nun an beginnt die immer 
weiter greifende Übermacht und Schrankenloſigkeit des Adels, die Bedrückung des andern Standes, 
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und dad iſt jene Freiheit, auf welche immer mit ſo vielein Stolze hingewieſen wird; eine Freiheit 
der einen, bie mit der Knechiſchaft der andern bezahlt wurde. Vom Feudalismus aber und 
alten feinen Unzuträglikeiten blieb Polen, wie fhon aus den Vorſtehenden zu entnehmen ift, 
durchweg frei. Wenn in ven Geſetzbüchern öfter von „Baronen’ die Rebe ift, fo darf man fid 
davon nicht zur Annahme einer feudalen Gliederung bewegen laffen. Die Baronie ift in Bolen 
ein Amt, und zwar ein durchaus perfdnliches, nicht erbliches. Der engere Rath des Fürſten, 
aus dem fich jpäter der Senat entwidelt hat, ift die Baronie. Daß dieſe aber meiftentheild den 
durch Geſchlecht und Beilgreihthum Ausgezeichneten zufällt, iſt nicht in dieſen Qualitäten 
begründet. 

Sahen wir den Abel im 14. Jahrhundert fi von allen directen Steuern befreien, fo macht 
er fi in ven folgenden, da immer mehr aller politifcher Einfluß in feine Machtſphäre gelangt, 
auch von den indirecten los, von Zöllen, Mahl: und Schladtfteuern, Einquartierungen u. dgl. 
Erſt in den Negenerationdverfuden des 18. Jahrhunderts wurde dieſer Misbrauch zunächft 
theilweife, dann gänzlich abgeftellt. Von der Vorſtellung beherricht, daß der gefanmte Grund⸗ 
befig, wofern er nicht durch fyecielle Beſitztitel jih anders harakterifirt, Gemeingut oder Staats: 
eigenthun fei (wobei man ſich aber ven Staat nicht als juriftifche Perfon dachte), trat der Adel 
fogar mit Anſprüchen an die Nationalgüter hervor, und die erblo8 heimgefallenen oder ſonſt 
erledigten Güter forderte er für ji) unter dem Titel eined panis bene merentium, 

Der Adel war es, der alle Umter und Würden für jih in Anſpruch nahm, König Ludwig und 
Wladyſlaw Jagello mußten in Rückſicht der geiftlichen und weltlichen Amter fi dazu verpflichten, 
und fo blieb es auch. Wo in geiftlihen Amtern eine Ausnahme flatuirt wurbe, da ſetzte das Anıt 
fo viele Kenntnifle oder fo mühjelige Anftrengung voraus, als eben bei ven Abel nicht gefunden 
wurde. Dagegen lieh er ſich gern die Verleihung von Zolläntern und Hebeftellen gefallen, 
welche ebenfo leicht ald einträglich waren. Der Adel felbft machte die Geſetze; natürlich verftand 
er dabei fein Intereffe zu wahren. Unantaftbarfeit des Apelichen, ehe er eined Eriminalverbrechens 
überführt worden, war durch die Verfaſſung gemährleiftet. Dagegen beſaß er das Necht über 
Tod und Leben feiner Hörigen auf feinen Gütern. Verfuche des Königthung, fi ein Gegen: 
gewicht in den Städten zu fchaffen, wurden fletd von Adel paralyfirt, und zur Zeit des Wahl: 
reichs im Anfang des 17. Jahrhunderts wurde der Krone auch die Befugniß zu adeln genommen, 
um die mächtige Körverihaft vor Intermittirenden Elementen zu bewahren. Zur völligen 
Durchführung folder Allgewalt trug die Theorie von der Gleichheit aller Adelichen mächtig bei. 
Mir fagen Theorie, denn es braucht nicht erft angemerft zu werben, daß lich factiſch Die Sade 
vollfonmen anders ftellte. Aber jene Idee der völligen Gleichheit reizte jelbft den bürftigften 
unter den Abdelichen, für feine Standeögenoffen mit einzuftehen und ihren Vortheil zu beförvern, 
um unter der Gunſt der Umſtände etwa emporzufonmen und dann niemand nachzuſtehen. 
„Der adeliche Infaß ift dem Wojwoden gleich‘, war freilich nur ein Sprichwort, fein Factum, 
aber biefer Gedanke gab doc dem niedern Adel (drobna szlachta) feine ganz eigenthümliche 
Richtung. Sagt man, daß dieje Weife eine vernünftige Anterlage für die Adelsrepublik war, 
jo hätte das einen Sinn, wenn fie eine praktiſche Wahrheit geweſen wäre, Aber das war fie 
nimmermehr. Vielmehr galten hier wie anderwärtd Fülle der Mittel und Glanz der Geburt 
für die Erwerbung eines überwiegenden Einfluffes, und diefer Zwieſpalt zwiſchen ver Theorie, 
die in den Befegedformeln ihren Ausdruck Hatte, und den thatfächlichen Beſtande erzeugte nur ben 
Ruin der Geſetzesautorität und begründete die perennirende Revolution. 

Gehen wir zur Charafteriftif der nichtadelichen Volksmaſſe über, fo darf man nicht außer 
Acht lafjen, daß ſowol die Mythenluft ver Völker faſt überall und nicht minder die Sentimen= 
talität mancher Gefhichtfchreiber für Die Zeit, welche durch glaubwürdige Zeugniffe nicht auf: 
gebellt wird, von einem Zuſtand glücklicher Freiheit träumen, der als paflenve Unterlage idyl⸗ 
lifcher Dichtung ſich darſtellt. Wo für die Erfenntniß der politifhen Zuftände Polens die un: 
poetifchen, aber fehr wahrheitätreuen Urkunden im engern Sinne bes Wort3 eintreten, da fin= 
den wir ven Mangel eined ganz freien Bauernftandes überhaupt, pagegen die Kmeten (homines, 
incolae, coloni, rustici, ignobiles, ruricolae) als perfönlih wol frei, aber nicht im Beſitz 
freien Eigenthums, und neben biefen die adscripticii, Schollenleute, Hörige, welche entweder 
Kriegdgefangene oder fonftwie Sklaven geworben waren. Die Kmeten haften nicht unbedingt 
an dem Grund und Boden, haben an diefen ein gewiſſes Erbrecht und find allen Anſchein 
nad die eigentlihen Bauern. Die Adſeripticii Dagegen, die von den Kmeten immer mehr 
in fih aufnahmen, waren die Hofhörigen, deren Arbeit vom Herrn beftimmt wurde, und denen 
nur zum eigenen Unterhalt ein Ackermaß gegen Geld: oder Naturalienleiftung (Getreide, 
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Honig, Gier, Hühner, Käfe) und gegen Robot auf den herrfchaftlichen Gütern verliehen war. 
Unter ihnen fand man Köche, Brauer, Bäder, Fleiſcher, Beutler, Drechsler, Böttcher, Ziegel: 
ftreicher, Kämmerer, Zeidler, Gärtner, Pflüger, Fiſcher, Walphüter, Jäger, Falkner, Biber: 
fänger, Hundeführer, Pferdehüter. Sie ſtimmen aljo etiwa überein mit den Handwerkern der 
deutſchen Hofrechte, aus denen ſich die erften zunächſt hofrechtlichen, dann ftädtifhen Innungen 
bildeten. In Bolen fand dieſer libergang nicht flatt. Charakteriſtiſch aber iſt, daß der Stand 
der Nichtadelichen ebenjo gut ald der ver Adelichen zu dem Fürſten in einem directen Verhältniß 
fland; der Adel durch die Leiftungen, von denen er jih im 14. Jahrhundert freizumachen 
wußte, namentlih die Prlugfteuer (poradine) und öffentlihe Dienfte wie fürſtliches @eleit 
(przewod) u. dgl., ver Bauer aber durch eine erfchredend große Menge von Laften: jie waren 
gehalten, Burgen und Brüden zu bauen oder auszubeſſern, beziegentlich eine Brüdenfteuer da= 
für zu zahlen (mostne), Gräben zu ziehen (fossatum, wywoz), Wälder zu rovden (wymed), in 
den fürflligen Burgen Wachrvienft zu thun ober venfelben durd Geld vder Getreide abzulöfen 
(stroza), Vorſpann und Fuhren zu leiften (podwod, powoz), Wegweijer und Geleit zu ftellen 
(przewod), die Verbrecher zu verfolgen (slad), Jagddienſte zu thun und in Rückſicht ver Balken 
und Biber gleihfan den Wildftand zu hüten (sokol); alle Abgaben ruhten auf ihnen, Die. Hufen⸗ 
und Hoffteuer (poradine und podworowe), Abgaben an Honig und Getreide, Lieferungen 
von Kühen, Ochſen, Schafen, mit Einem Worte Requifitionen des Fürften, die der Bezirf auf: 
zubringen verpflichtet war, und endlich die Pflicht, das ganze Geleit des Bürften aufzunehmen, 
zu beherbergen und zu verpflegen. Diefer directe Zufammenhang des Bauern mit den Fürſten 
wurde noch wefentlich dadurch gefürbert, daß der Fürft felbft der größte Grundbeſitzer im Lande 
. war und den meiſten Boden, jowie eine große Anzahl von ausſchließlichen Nugungen bejap. 
Als der Kanıpf zwiſchen Adel und fürftlider Gewalt allmählich zu Gunſten des erftern ſich 
entjchied, geriethen die Bauern natürlich inner mehr in die Gewalt des Adels, und da er Die 
Gejeggebung in Händen hatte, jo war ed natürlich, daß dieje nicht eben zu Gunſten der Baueru 
audfiel. Ter häufig in der ältern Gejhidhte Polens vorfommenve Fall, daß die Fürſten im 
Gegenſatz zum Adel ji zu befondern Bejhügern und Wahreru der Bauern und ihrer Berhält: 
nifje aufwerfen, zeigt eben, wie fehr die Krone mit vem Bauernftand in vem Adel den gemein: 
Ihaftlihen Gegner erkannte. Ein flarfer Gemeindeverband aber allein hätte den Bauer die 
nöthige Wipderftandsfraft geben können, namentlich würde ein ſolcher e3 verhütet haben, daß die 
immer rafcher erfulgende Mifchung der Kmeten, der nur Dinglich Unfreien mit den Hörigen, den 
dinglich und perſönlich Unfreien, alle Bauern auch ver bepingten Breiheit beraubte. Bon einem 
jolhen ftärfern Gemeindeverband ift aber feine wirkliche Spur vorhanden. Ihre Verwaltung 
war von außerordentliher Einfachheit; die alten Schugpiftricte (vicinia, opole) wurden bis ine 
14. Jahrhundert feftgehalten. Der gemeinfchartlihe Mittelpunkt war die Burg (grod, castrum). 
In diefen Bezirken vertrat der Burgwart, der Gaftellan, in allen Stüden vie Rechte ded Fürſten. 
Nur einige Beamte unterftügen ihn in der Verwaltung, fonft herrſcht in allen Kreifen der Ber: 
waltung und auch des Gerichtsweſens eine außerordentliche Unnmittelbarkeit. Der Gaftellanı 
übte in feinen: Bezirk bald felbft, bald vertreten durch einen judex die volle Gerichtsbarkeit über 
alle Eingefeifenen. Erſt ſpäter treten vie zahlreichen Exremtionen und Inimunitäten ein. In— 
dep waren biefe erften Jahrhunderte, die und nur eine mäßige Gebundenheit des Kmeten zeigen, 
die glücklichſten. Im Berlauf der Jahre wurde jeine Lage nicht beffer, ſondern er ſank gänzlich 
zum Fronknecht herab. Das Geſetzbuch, dad im 14. Jahrhundert niedergejhrieben wurde, das 
Statut von Wislica, erkennt dem Kmeten noch ein Wergeld zu, wenn ber Todtſchlag dur einen 
Adelichen erfolgte, im 17. Jahrhundert war der Adeliche über feines Bauern Tod und Leben 
Herr; in ebendenfelben Statut werden Die Beringungen für den Fortgang des Kmeten von 
der innegehabten Scholle angegeben; ſchon 1496 wird dieſes Wegzugsrecht außerordentlich be= 
jhränft, jene Bedingungen können nicht mehr eintreten. Das Erbrecht ver Kmetenhufe wirt 
bermaßen eingeengt, daß es eigentlich zu exiſtiren aufhört. Die Grundidee der Zinspacht des 
Kmeten geht gänzlich verloren, und die Arbeit wird zur Fron. Das Statut von 1496, das ſich 
ganz bejonderd durch Verlegung der Menſchenrechte au den Bauern kennzeichnet, raubt den 
Bauern bie Stimme vor Gericht, und Forderungen an ihn fünnen nur durch die Berjon des 
Grundherrn zur Realijivung gelangen; die Erwerbung des Grundbeſitzes wurde, wie [hon oben 
mitgetheilt, den Nichtavelichen verboten, ſodaß aljo des Staat? Schug und Gefeg nur dem 
Adel zugute kam, dev Kmete war preisgegeben. Die Willkür ded Orunpherrn war fein Geſetz. 

Das Vorhandenſein und die Blüte polnifcher Städte in den allerälteften Zeiten, von denen 
ung patriotiſche und parteiiiche Schriftfleller erzählen, kann freilich behauptet werben, aber einen 
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ſtärkern Beweis als die ſubjective Vermuthung beizubringen moͤchte wol kaum gelingen. Man 
hat durch Analogie von den übrigen Slawen darauf geſchloſſen. Aber eine ſolche läßt doch nur 
eine ganz allgemeine Annahme zu; beſtimmtes darüber läßt ſich nicht ſagen. Das, was wir aus der 
hiſtoriſchen Zeit von Städten wiſſen, iſt von fo untergeordneter Bedeutung, daß es ſehr ſchwer 
fällt, diefelben von den bäuerlichen Niederlaffungen zu unterſchieden. Die Städte waren bald 
etwas größere bald geringere Menjhenanfanımlungen, die unter den ſchützenden Mauern einer 
Burg und unter der Autorität und Gewalt eined Gaftelland Sicherheit ſuchten. Da ihnen bie 
Prunicipalverfaffung gänzlich fremd war und ber geringe Handelsbetrieb und die noch dürf⸗ 
tigere Induftrie nur auf die unmittelbarften Bedürfniſſe hinausliefen und zumelft mit dem Er: 
werb aud dem Aderbau und den Walverzeugnifien zufammenhing, fo kann wol nicht eigentlich 
von Städten die Rede fein. Und was von denſelben wirflid vorhanden war, dad ging unter den 
Zerrüttungen des Landes, namentlich zur Zeit ver Erbtheilungen, dann durd die Einfülle der 
barbarijchen Horden des Oſtens und in den fortpauernden Kämpfen mit den Deutfchen völlig zu 
Grunde. E38 fehlte nicht blos in den wenigen Städten, ſondern felbft auf dem Lande zur Be: 
ftellung des Ackers und Bodens an geeigneten, geſchickten und arbeitöfähigen Männern, Es trat 
diefer Zufland gerade zu verjelben Zeit ein, al8 in Deutſchland die Feudalherrſchaft anfing auf 
eine Art die arbeitenden Klaflen zu bevrüden, daß diefe ſich entweder in Die Schutz und Freiheit 
bietenden Städte flüchteten, oder den Wanderſtab ergriffen und im Auslande eine Wohnſtätte 
ſuchten. Das Zuſammentreffen mehrerer Umſtände brachte hier eine Erſcheinung zu Wege, die 
kaum etwas Ähnliches in der Geſchichte aufzuweiſen hat. Sowie den Polen das Chriftenthum 
von Deutſchland gebradit worden mar, fo erhielten fie aud von dorther ihre erflen @eiftlichen. 
Maren ja doc die erſten Bisthüner nur Suffraganate des veutfchen Erzbisthums Magdeburg. 
Man höre die Zufanmenftellung eines neuern Hiftoriferd darüber: „In der That laßt es ſich 
nachweiſen, daß vie Mehrzahl ver Klöfter, welche in Bolen neu gegründet wurden, Töchterftif: 
tungen älterer deutjcher find. In Betreff Großpoleng ift dad ganz außer Zweifel, aber aud in 
Betreff Mafoviend und Kleinpolens fpricht alles dafür. So wurde dad Auguftiner. Chorherren: 
ftift zu Mſtow in Krakauiſchen von Bredlau aud gegründet: die Eiftercienferabteien Leda und 
Wagrowiec erhielten ihre erften Bewohner aus Altenburg bei Köln am Rhein; von ebendaher 
Fame mahrjcheinlich diefe Mönche nach Sulejow an der Pilica, Wanſzow und Koproneg im 
frafauer Sprengel; Mogila an der Weichfel im Krafauifchen, Byſzewo in Kujawien verehrten 
das ſchleſiſche Leubus als Mutterklofter, das feinerfeitö wieder eine Filialftiftung von Klofter 
Pforta bei Naumburg war; Obra galt ald eine Mediattochter von Altenburg; Blefen an ber 
Obra wurde von Mönchen aus dem Klofter Dobrilugk in der Niederlaufig organijirt; Paradies 
ging von Lehnin in ver Mark Brandenburg aus; Priment war eine Tochterſtiftung von Bara: 
dies.“ Die fo eingewanderten Deutfchen hielten nun an ihrer Nativnalität feft und Hatten ſich 
faum in ihren neuen Wohnfigen, die reichlich mit Ackergut aufgeftattet waren, eingerichtet, ald 
ſie auch ſchon ihre Landsleute zur Urbarmachung ber ihnen gefchenften Zänderfirecten nach ſich 
zogen. Bei der geringen Bevölferung des ſlawiſchen Landes und bei der unbedingten Über: 
legenheit an Bildung, Fleiß und Arbeitöluft der veutfchen Ackersleute verſprachen dieſe Herbei- 
gerufenen Anjlebler eine weit reichere Ausbeute des Ackerlandes. Die Geiſtlichen verſtanden ſich 
gern zu guten Bebingungen gegen diefe Ankoͤmmlinge. Vorerſt mußte ihnen perfünliche Freiheit 
verbürgt werden, ferner Erbrecht an dem Grund und Boden gegen die Leiftung mäßiger Zinjen 
und Dienfte, dann einige Jahre Steuerfreiheit, um die erfte Anjievelung zu erleichtern. Der 
gute Erfolg diefer Maßregel zeigte ſich alsbald. Denu die Deutſchen waren fleißige Landwirthe, 
welche Wälder audrodeten, Sümpfe trodneten, Weiden und Bappeln anpflanzten, das Feld 
beſſer beftellten und Gartenfrüchte anbauten, oder tüchtige Handwerker, welche fehr bald vie ver: 
ſchwindend geringe Zahl der polnischen Handwerker weit Hinter fich gelaffen hatten. Der den 
geiftlihen Herren gehörige Boden blühte fihtlih auf und warf einen überrafchend großen Zins 
ab. Die Fürften folgten alsbald dem Beifpiel der Klöſter und Biſchoͤfe, riefen ſolche deutſche 
Anſiedler auch aufihre Beiigungen und erwarteten nicht umfonft eine größere Ertragsfähigfeit 
des an die Fremden verliehenen Grund und Bodend. Das MWefentlichfte aber war, daß Diele 
Anſiedler, die von Jahr zu Jahr in größerer Menge einftrömten, ihre fertige und vollfommene 
Bemeindeverfaffung mitbrachten, nad der zu leben ihnen bewilligt werden mußte. Wo fte nicht 
die unbedingtefte Selbſtändigkeit fanden, wo irgendwelche beſtehende Verhältniſſe ihre unein: 
geſchränkte Freiheit verfümmerten, da war ihres Bleibens nit. Eigene Gerichtsbarkeit, 
eigene Verwaltung blieben immer die Hauptbedingung. An der Spige einer ſolchen deutfchen 
Stants-kerifon. XI. 34 
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Dorfgemeinde fland ber scultetus, Schultheiß, und nur zuweilen behielt ſich ver Lanbeäherr vie 
oberfte Gerichtsbarkeit in Griminalfällen vor. Aufmerkſam gemacht durch den reihen Segen 
diefer neuen Anlagen, gaben Fürften und Adel aud ihren Kmeten und Hörigen diefelben Rechte 
und Freiheiten wie den deutſchen Anſiedlern. So wurden Scleilen, Bommern, Preußen ger: 
mantjirt und Großpolen bid an die MWeichfel Hin fhon im 13. und 14. Jahrhundert mit un: 
gemein zahlreichen deutichen Elementen gemifcht, Aber beider bloßen Bildung ber Dorfgemeinde 
blieben die Deutſchen nicht fliehen. Die herbeiziehenden Handwerker und Gemwerböleute würden 
auf dem Dorfe nicht genug Gelegenheit für ihren Betrieb gehabt haben. Es wurden baher 
Städte angelegt. Der Landesherr gab die Erlaubniß dazu. Auch die Städter waren der Ge: 
richtsbarkeit ver Caſtellane entzogen und flanden unter ihrem eigenen Richter, ihrem Erbvogt 
(advocalus), der mit den Schöffen das Gericht bildete. Diefer Erbvogt war ed in der Regel, 
der die ganzen Anjledelungsverhältniffe und die dazu nöthigen Verhandlungen mit den Landes⸗ 
fürften vermittelt hatte, ver locator. Er erhielt den dritten Theil aller Strafgelver und Gerichts⸗ 
gefälle, einen Antheil an Kram-, Fleiſch-, Schuh: und Brotbänfen, an dem Schlachthof, an 
Grund: und Marftzinfen, an Zöllen und an den zur Stabt gehörigen Adern, nebft verſchiedenen 
anderweitigen Nutzungen nad der Lage des Orts al! Wald, Jagd, Wieſen, Gärten, Triften, 
das Recht, Walk-, Mahl, Lohmühlen und Bavefluben anzulegen. Die Bürger der Stabt- 
gemeinde waren durchaus frei und erhielten Aderland mit Breijahren wie die Dörfler. Sie mähl- 
ten fi ihren Magiftrat (consules) und richteten ihre Verfaſſung vollkommen fo wie in der Hei⸗ 
mat ein; das Urbild wurde bald von Magdeburg, bald von Lübeck und andern Orten entnommen; 
indbefondere war das fchlefifhe Städtchen Neumarft, das ſchon früh deutſche Stadtverfaſſung 
gehabt Hat, ald Mufter gewählt. Überall wo ſolche Rechtsverleihungen nad deutſcher Art flatt= 
fanden, da waren auch Deutſche vorhanden, welche ed enıpfingen, und das ganze Lanb wurde 
andauernd mit einer fü außerordentlihen Menge veutjcher Anſiedler überzogen, daß das Heimi= 
Ihe Element fichtli) darunter zufammenichrumpfte. Bis ind 16. Jahrhundert und bie nad 
Podlachien und Podolien erſtreckte fi} dieje Einwanderung der Deutichen, und der Begriff des 
Städtewefend und Bürgerthung war in Polen ganz untrennbar von dem der Deutfhen. Daher 
erklärt e8 ih auch, daß im Mittelalter In faft allen Stabtfirchen Polens deutſch gepredigt wurde, 
daß der gejammte linterricht fih zu germanljiren anfing und die nationalen Kirchenhäupter 
firenge Mittel ergreifen mußten, um mindeſtens die @oeriftenz ber polnifhen Sprache neben ver 
deutjchen in den Parochialſchulen zu bewirken. Yaft alle Gerichtsverhandlungen, felbft in den— 
fenigen Städten, in welchen ji die Brennpunfte des flawifchen Lebens befanden, wie Krakau, 
Poſen u. a., wurden in deutfcher Sprache gehalten. Mit Einem Worte, pie nachhaltige und an- 
dauernde deutſche Sinwanderung hatte dem polnifchen Reiche erfi ein wirkliches Bürgerthum 
mit allen den Eräftigen Rebensthätigkeiten, bie vaflelbe immer im Gefolge hat, gegehen. 

Sehen wir nunmehr, wie ed demfelben in Polen erging. Anfänglid unterhielten biefe 
Städte eine fortdauernde Beziehung zu dem Mutterlande und fanden darin ihren Bereinigungs- 
punft. Sobald nämlich vie Schöffen das Urtel nicht finden oder nicht zur Zufriedenheit der 
Parteien finden konnten, fo wurde Rechtsbelehrung bei denjenigen Städten geholt, von denen 
man die Stadtverfaflung entlehnt hatte, in Magveburg, Kübel, Culm u. |. f. Diefe Rechts— 
beledrungen unterhielten einen ununterbrodenen Verkehr zwiſchen den Golonien und dem 
Stammland. Als ſich aber unter dem Negiment Kaſimir's ded Großen im 14. Jahrhundert ver 
ganze Staat neu organijirte und die Staatdeinhelt durchgeführt werben follte, fand Kaflmir es 
nothwendig, diefen Zuſammenhang zu löfen, und verbot 1365 die Reifen in das Ausland be- 
hufs der Nechtöbelehrungen. Um den Inflanzenzug innerhalb des Landes zum Audtrag zu 
bringen, wurden Geridhtöoberhöfe eingerichtet, welche jedwede Belehrung zu ertheilen, jede 
Appellation entgegenzunehmen und nach Dlagveburgifchem Nechte zu befinden hatten. Wurden 
auf dieſe Weife die deutichen Städte in Polen ihrem Heimatslande entfremdet, fo geihah nichts, 
um ihnen im Rande felbft eine politifche Stüge und einen gemeinſchaftlichen Intereffenpunft zu 
verleihen. Sie lebten in Ijolirung und in fortmährendem Kampf mit dem jie immer mebr be= 
drückenden und beeinträchtigenden Adel, je mehr deſſen Macht und Einfluß geftiegen war. Wäre 
diefer Kampf gemeinf&haftlid und Im Bunde mit dem Königthum, das ein Interefle für ſolch 
ein Bünpniß haben mußte, unternonnen worden, fo wäre wol kaum die Gefunfenheit der 
Städte bis zu dem Grade vorgefhritten, als ed in Wirklichkeit der Hall war. Jetzt aber zer: 
ſplitterte er ich in lauter Eleinliche Zänfereien und rieb allmählich die Kraft der Deutfhen auf. 
An dem Geſammitſtaat und an deffen gefeggeberticher Thärigkeit war dem Bürgerthum, von 
einigen zweifelhaften Ausnahmen abgefchen, Fein Antheil gegönnt. Zu dem Wiverwillen des 
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Adels gegen alles Deutſche geſellte ſich die Feindſchaft gegen Ordnung und Bürgerfinn, gegen 
Fleiß und Freiheit. Nur in Preußen mar es der ariftofratifchen Willkürherrſchaft nicht ge- 
lungen, dad Städtethum und die Bürgerfraft zu vernichten. Durch die lange Herrſchaft des 
Deutſchen Ordens, der das Land aus Schlamm und Wüftenel erhoben und zu einem der ein- 
träglichſten und fruchtreichften Landſtriche umgewandelt hat, Hatte auch das Stäbteweien eine 
Macht und eine Ineinandergreifende Organijation erlangt und geübt, die den Städten in Polen 
allzu fehr abging. Der Haß und ber Widerwille des Adels gegen pad Bürgerthum ging fo weit, 
daß felbft in der Eonftitution vom 3. Mai 1791, alfo zur Zeit, als die ultima ratio verſucht 
wurde, den Bürgern nur eine berathende Stimme in ber Reichövertretung eingeräumt wer⸗ 
den follte. 

Sehr viel Hatte zur Berfchlimmerung der Lage des Bürgerftandes der Glaubenszwieſpalt 
infolge ver Neformation beigetragen. Zunächſt bewirkten die Ereigniffe in Deutfchland einen 
ſtarken Nachfchub deutſcher Einwanderer in Polen. Proteftanten, die dem Verfolgungßeifer der 
Katholiken ich zu entziehen fuchten, kamen zahlreich in dad anfänglich duldſame Land. Die Ber: 
folgung und der Fanatismus erhoben ſich aber auch hier und mit nicht geringer Gewalt. Streit 
und Zwift entftand innerhalb der Stabtmauern. Die Kräfte der Deutſchen fpalteten fi und 
kehrten fih widereinander. Für die Katholiken traten die Heerfcharen der Jefuiten ein, die Rei⸗ 
bungen wiederholten fih, und die Schulen wurben Pflanzflätten der Unduldſamkeit. Mittels 
des Königd wurden von ber erhigten Geiſtlichkeit die Stabtobrigfeiten dahin gedrängt, daß fie 
ungerecht im Interefle der Katholiihen wider Andersgläubige regierten. Die Cinmifhungen 
der Staroften in die Innern Gemeindeangelegenheiten wurden immer häufiger. Noch immer 
zogen während ber beutjchen Religiondfriege deutſche Einwanderer nad. Mit befonnener Brei: 
heit und mit anregender Betheiligung der Bürger an dem Stabtreginent hätte ein gebeihliches 
Bürgerthum für Polen gebildet werden Fönnen. Statt deſſen beſchloß der Reichstag lauter Ge⸗ 
feße, welche vie alte Bürgerfreiheit zerftörten. So iſt denn Polen bis auf den heutigen Tag ohne 
ein Bürgerthum geblieben, und die mangelhafte Verfaffung gibt ſich darin mehr als vielleicht in 
irgendeinem andern Umſtande fund. 

Wir wollen nunmehr ven Mechanismus dieſer Berfaffung auf ven Grund fehen und bes 
ginnen mit dem Oberften, dem Königthum. Der eigentlihe Begründer veflelben iſt Boleſlaw 
Ehrobry. Als viefer die Koͤnigswürde fich aneignete, fiel ed ihm gar nicht ein, ihre Macht mit 
irgenbeinem Staatöfactor zu teilen. Es war ganz unzweifelhaft eine erbliche Monarchie, vie 
er eingerichtet hatte. Indeß hatten wir bereits oben Gelegenheit zu zeigen, wie häufig Störun= 
gen in ver firengen, gefegmäßigen Erbfolge eintraten, und wie oft der rechtmäßige Thronfolger 
durd Gewalt an der Befipergreifung feines Rechts gehindert wurde. Die Erbfolgeftreitigkeiten 
fanden aber immer innerhalb des Piaſtiſchen Hauſes flatt, und mie oft auch Unregelmäßigfeiten 
vorgefomnen fein mochten, immer bleibt e8 vollfommen richtig, wenn der älteſte polnifhe Chro⸗ 
nift, Kadlubek, die Fürſten feines Jahrhunderts (des 12.) principes succedanei nennt. Infolge 
der Erbtheilungen kamen Berprängungen und Vergewaltigungen unter den Piaſten noch häu⸗ 
figer vor; wenn aber einer derſelben auf ilegalem Wege Thron und Macht fi zuzueignen 
ftrebte, dann mußte ex freilich dem einflußreichen Abel, der die Kriegsmacht bilnete, eine gewich⸗ 
tige Stimme gewähren, ja der Erfolg feined Unternehmens war regelmäßig ganz und gar von 
dem Machtſpruch des Adels abhängig. Das Geſetz hörte in ſolchem Falle auf, die Willfür und 
freie Entfchließung waltete. Aber gleichwol lebte in dem Adel — und das iſt auch für die fpätere 
Zeit feftzubalten — eine Loyalität, freilich nicht gegen die fürftliche Perfon, wol aber gegen das 
fürſtliche Geſchlecht. Aus einer Abweihung von der regelmäßigen Erbfolge machte ſich der pol- 
nifche Adel nicht viel, wol aber hielt ex mit vieler Ausdauer auf die Erhaltung des en 
Haufes. Allerdings trat auch In dieſer Beziehung in den legten zwei Jahrhunderten eine An= 
derung ein. Wir wollen died näher beleuchten. Am Ende des 13, Jahrhunderts, ald die Auf- 
Löfung infolge ver Erbtheilungen einen hohen Grab erreicht Hatte, war die Auswahl unter den 
Piaſten fehr beſchränkt; nur wenige lebten und feiner gewährte ver Ausficht auf eine Beſſerung 
der zertrümmerten Berhältniffe irgendwelche Bürgſchaft. Man entfchloß fi, eine andere Dyna⸗ 
ftie zu berufen, man wendete fih an König Wenzel IL von Böhmen. Aber unter welcher Be: 
dingung? Er mußte ji verpflichten, die Richſa, Die Tochter Praemyflam’s II., die Piaftin zu 
beirathen. Nur fo wurde die Loyalität des Adels beruhigt. Es war mithin nicht eine andere 
Dynaftie, die gewählt worden war, fondern ver Übergang auf ven Weiberſtamm. Die böhmifche 
Dynaſtie erhielt fi nit; Wladyſlaw Lokietek, der erbberechtigte Piaft, kehrte wieder In fein 
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Land zurüd, und eine nicht geringe Waffe gegen die Anhänger der böhmiſchen Dynaſtie brachte 
er in feinen Geſchlecht, in feiner Legitimität mit; er wurde anerkannt, und mit Bewilligung und 
Billigung des Adels nahm er 1320 den Königätitel an. Ihm folgte ohne weiteres jein Sohn 
Kafimir. Diefer hatte aber Feine männlichen Leibederben. Die mafovifchen und Eujawifchen 
Piaften, deren Erbrecht bei Lebzeiten Kaſimir's fehr wohl in Erwägung gezogen wurbe, waren 
aber vergeftalt machtlos, daß fie mit den Werbungen Ludwig's von Ungarn nit concurriren 
fonnten. Ludwig trug den Sieg davon. Aber warum? Weiler ein Sohn ver Elifabeth, der 
Schweſter Kaſimir's des Großen, einer Toter Wladyſlaw Lokietek's war, alfo ein Piaft mütter- 
(icherfeitd. Der Gewalt beburfte e8, um bie Polen zu nöthigen, daß ſie die Töchter Ludwig's 
als erbberechtigt anerfannten, und trotzdem fle ſchon 1374 ſich Dazu bereit erklärt hatten, ſtand 
dennod 1382 eine mächtige Partei für den direstern, nähern Piaften, für den Herzog von Da: 
fovien auf. Die Umftände befiegten ihn. Hedwig, in deren Adern von jeiten ihres Vaters 
Ludwig wie von feiten ihrer Mutter Cliſabeth (der Jüngern) Piaſtiſches Blut floß, wurde der 
König (rex) und der Großfürſt von Litauen Wladyſlaw Jagello ihr zum Gemahl gegeben. So 
war die Übertragung der Krone aus dem Piaftifhen in das Jagelloniſche Haus erfolgt ohne 
einen Bruch der eingeborenen Loyalität. Jetzt tritt an Die Stelle ver unbedingten Erbfolge im: 
mer beveutfamer und wirfungsvoller die Wahl. Jeder Jagellonenfünig wird gewählt, aber die 
Wahl iſt ein hohler Schein, eine leere Korm, blos dazu angethan, um gute Bedingungen für bie 
Stellung des Adels in der Monardie zu erwirken. Es fällt niemand ein, einen andern zu 
wählen als denjenigen, der aud) nad) dem Erbrecht auf den Thron gelangt fein würde. Wenn 
bei dem Wahlaet feldft Hier und da Competitoren genannt wurden, fo geſchah e8 eben nur, um 
der Wahl etwas mehr Anſchein von Wahrheit und Wirkligfeit zu verleihen, Nicht nur fiel die 
„Wahl“ auf keinen ſolchen Mitbewerber, fondern fie kamen gar nicht ernſtlich in Betracht. Der 
Adel erlaubte ven Jagelloniſchen Königen nicht, ihre Nachfolger beim Leben zu bezeichnen, und 
doch wählte er feinen andern, als wen jene wahrſcheinlich fih aud erforen haben würden, die 
Kinder, die Brüder des regierenden Königs, und in der Union zu Hrodlo wahrte er fi nur das 
Wahlrecht für den Fall, daß der König ohne erbberegitigte Kinder oder Agnaten flürbe. Diefer 
Fall trat 1572 mit vem Tode Sigismund Auguſt's ein, und in der Negel nimmt man nad dem 
äußern Sein an, daß jebt die eigentliche unbefangene freie Wahl begonnen habe. Das ift aber 
keineswegs richtig. Freilich wid) man ganz und gar von der Piaſtiſchen und Sagellonifchen Dy— 
naftie und wählte den mit beiden Käufern nicht verwandten Heinrich von Valois. Sehr wohl, 
aber nur unter dev Bedingung, daß er die Schwefter des legten Jagelloniden, die Prinzefjin 
Anna heirathete. Man ging alfo wieder nur auf den Weiberftamm ber legitinen Dynaflie über. 
Heinrich von Valois, der fi dieſer Verbindung nicht unterziehen wollte, gewann die Überzeu- 
gung, daß ohne diefelbe fein Thron nicht zu behaupten fei, und er ließ ihn im Stich. Die Nation 
übte wieder ihr Wahlrecht, aber inımer unter der Fortwirkung ded Legimitätsprincipd. Stephan 
Bathori von Siebenbürgen wurde ald König oder vielmehr ald Gemahl der Anna Jagellonka 
gewählt. Nur unter diefer Bedingung wurde er einem Mitbewerber, wie der öſterreichiſche 
Erzherzog Marimilian war, vorgezogen; Bathori flarb ohne Kinder. Es entftand ein heftiger 
Wahlkampf, aus dem gar eine Doppelwahl hervorging. Aber es fiegte doch nur die Vartei, 
welche zunächſt die Blutsverwandtſchaft berudjichtigte. Sigmund Wafa wurde gewählt ver: 
möge feiner Geburt von feiner Mutter Katharina, welde eine Schwefter des legten Jagelloni: 
den Sigmund Auguſt war. So war aud hier wieber die Dynaftie Wafa erforen, weil fie mit 
der Sagellonifchen durch den Weiberſtamm verfnüpft war. Auch nah Sigmund II. fanden 
Wahlkämpfe flatt, bei denen beinahe ſämmtliche Dynaftien Europas eoncurrirten, aber ge: 
wählt wurten Wafa, bi8 mit Johann Kaflmir, ver feiner unglüdlihen Regierung dur 
freiwillige Abdankung ein Ende machte, der polnifche Staat in jenen Strudel von Exrperimen: 
ten bineingerifien wurde, der Die Habſucht und Gewalt der Nachbarn reizte, und zulegt der Zu⸗ 
fand fich erzeugte, „va man in Polen fi nur zu büden brauchte, um etwas aufzuheben”. 
Die Bezeichnung Polend als ein Wahlreich gilt daher eigentlih nur für die legten Hundert Jahre 
und iſt früher nur in befchränktem Sinne zu nehmen; fie ift nur infofern richtig, als nach ven 
beſtehenden Befegen ein anderer ald ber mehr oder minder Erbberechtigte hätte gewählt wer: 
den fönnen. Aber factiich geihah ed nicht. 

Die ganze polnifche Berfaffung ift nicht mit einem mal entflanden; fie ift nichtdas Product 
wiſſenſchaftlicher Erfenntniß, fie ift nicht in eine Charte zufammengefaßt, fle if nicht in Die Ari⸗ 
ſtoteliſchen Kategorien ver Staatäformen unterzubringen, fie ift nicht, was fu häufig geſchehen 
ift, mit den antifen Staaten In Vergleih zu fegen, fie iſt nicht rein monarchiſch und noch viel 
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weniger rein republifanifch und hat doch von beiden etwas; fie if nicht frei, nicht despotiſch und 
doch auch wieder beides zugleih. Sie ift ein Product der verfchledenartigften im Berlauf ver 
Jahrhunderte eingetretenen geſchichtlichen Ereigniſſe, Folge und Ergebniß derallerungletchartig- 
ften und in ber Zeit wechfelnden Stimmungen bed Volks, fie ift Feine verlicehene, gegebene, aber 
auch feine eroberte, abgezwungene Verfaffung, fondern eine gewordene. Darum jpielt in ihr 
die antiqua consuetudo eine fo außerorbentlihe Rolle; darum ftoßen die Reformen, welde den 
Keim umgewandelter Berhältnifle in ih tragen, auf einen fo außerordentlichen Widerſpruch. 
Diefe antiqua consuetudo iſt im ganzen aber nicht Älter als feit vem 14. Jahrhundert. Da: 
mals, bei dem uͤbergang der Koͤnigswuͤrde von Kaſimir, dem legten Biaften, auf Ludwig, feine 
Tochter Hedwig und deren Gemahl Jagello, bildeten ſich die erften Formen dieſes Gemohnheite- 
rechts aus, jowol in Rüdjiht auf das Königthum als in Rückſicht auf ven Reichstag. Diefe 
Erbfolge Ludwig's war nämlich, da nähere Piaften lebten, zunächſt nur ein diplomatiſches Über: 
einfommen zwiſchen Karl, dem Bater Ludwig's, und Kafimir. Die Einwilligung der Nation 
wurde erft 15 Jahre nad) der erften Verabredung darüber eingeholt. Um dieſe Einwilligung 
zu erlangen, um zu erreichen, daß zu Gunften Ludwig's von dem alten Herfommen abgegangen 
würde, mußte verfelbe nachgeben und der Nation gewiffe Korverungen zugeftehen und urkund⸗ 
lich verbriefen.. Da auch Ludwig feine Söhne hatte und aufs fehnlichfte wünfchte, einer feiner 
Töchter den polnischen Thron zuwenden zu koͤnnen, fo mußte er wieberum ver Nation eine Ab⸗ 
weihung vom Herkommen zumuthen und diefe Zumuthung auch durd Bewilligungen außer: 
orbentliher Art unterflügen. Wir wiffen bereitö, wie die faft gänzliche Befreiung des Adels 
von den directen Steuern eine Frucht jener Gapitulation von 1374 war. Dem Wladyſlaw Ja: 
gello waren, als er fi un Hedwig und den Thron von Polen bewarb, alle Umſtände höchſt 

ungünftig ; er war ein Heide und der eigentliche Erbfeind des Landes. Sollten feine Plane fi 
erfüllen, fo mußte er mit dem Adel verhandeln, mußte ihm die fhon errungenen Vorrechte be: 
flätigen und neue hinzufügen; anders waren die Gemüther nicht zu gewinnen. Als Jagello 
feinen Sohn zum Nachfolger deſignirt wiffen wollte, und eine Zeit lang anftand, die Confirma⸗ 
tion der Privilegien zu vollziehen, zerhieb man bie Defignirungdurfunde des Prinzen vor den 
Augen des Königd. So wurde feit Ludwig diefer neue Brauch zur „alten Gewohnheit” ; man 
ließ jeden König vor feinem Regierungdantritt gewiffe Bebingungen unterzeichnen, die fpäter 
den Namen pacta conventa erhielten. Es ift nunmehr fehr begreiflih, warum der Adel troß 
wohlbewußter Loyalität gegen die Dynaftie, trog der Anhänglichfeit an dad legitime Haus die 
Wahlform mit Hartnädigfeit wahrt, innmer mehr ausdehnt und an ben endlichen Ausfall inı= 
mer neue Bedingungen fnüpft. Es ift in diefen „pactis conventis” ein eigenthümlicher Fort⸗ 
ſchritt zu bemerken. Sie beſtehen anfänglich im weſentlichen aus lauter negativen Punkten, in⸗ 
ſofern fie eine Pflicht des Adels nach der andern, vie feine Willkür und Freiheit beſchränkt, ab- 
fhaffen. Als aber dieſe negativen Bereilligungen erſchoͤpft waren und dem Abel nichts mehr 
von der Schulter zu nehmen mar, begannen die pofitiven Zugeſtändniſſe, pie fich Hi8 zur gemein 
ften Belebung, bis zur Bezahlung des Throns und der Föniglichen Ehren fleigerten. Zum 
Beweis mögen bier nur die Pacta Ludwig's von Ungarn und Auguft’8 II. von Sachſen einander 
gegenübergeftellt werden. Ludwig verzichtet (1355) auf die bei Reifen des Königs im Lande 
üblichen Requiſitionen, will in Zukunft keine neuen Steuern auflegen, will den Adel für Kriegs⸗ 
züge außer Landes entſchädigen und will alle beſtehenden Rechte und Satzungen wahren. Von 
Auguſt IL führen wir nur das Allerweſentlichſte an: Wahrung aller inzwiſchen bis zur Un— 
ermeßlichkeit angewachſenen Vorrechte und Standesprivilegien, übertritt zur katholiſchen Reli: 
gion, die Auszahlung von 10 Mil. Fl. an die Staatdfaffe, vie Wievereroberung der Feſtung 
Kamieniec durch ſächſiſche Kriegsvölker, die Wiederherftellung der frühern Reichsgrenzen durch 
Unterwerfung der Moldau, Walachei, Ukraine und anderer Landſchaften, die Unterhaltung von 
6000 Kriegern auf eigene Koften oder äquivalente jährliche Belpleiftung an ven Staat, Ber: 
befferung des Münzfußes, Errichtung einer Ritterfchule auf eigene Koften, Ummandlung ber _ 
Beftungen nad) dem neuern Syflem u. dgl. Wurden alfo die pacta conventa erft im 16. Jahr⸗ 
Hundert gefeglich eingeführt, jo beftanden fle doch der Sache nach ſchon längft zuvor. Doc hat: 
ten ſie anfänglich durchaus nichts Außerordentliches, denn dergleichen Gapitulationen, melde 
dem Staatsoberhaupt unmittelbar gewiffe Beſchränkungen auferlegten, waren aud in den übri⸗ 
gen Staaten Europas im Mittelalter gebräuchlich. Aber in ihrer ſpätern Ausbildung kann 
man in ihnen einerjeitd nur ein weiteres Moment zum Sturze und Bankrott des ganzen Staats 
erkennen, und andererfeitd einen Beitrag zur Geſchichte der menschlichen Eitelkeit, die, um mit 
Krone und Scepter fpielen zu Eönnen, fih zum Werfzeug einer zügellojen Geſellſchaft machen 
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laͤßt und dafür noch einen Preis zahlt, der nicht im entfernteften zu dem Gewinn in einem 
rechten Verhältniß fteht. Denn jeder auf Grund folder pacta conventa gewählte König wurbe 
von vornherein zum Betrüger an feiner eigenen Nation. Wol nicht ein einziger der fo gez 
wählten Könige hielt feine VBerfprehungen im ganzen Umfang, und foweit er fie erfüllte, Hatte 
er das natürliche Beftreben, ſich auf diefe oder jene Weije dafür ſchadlos zu halten. Der König 
bezahlte den Thron, um ſich Durch Die Throninhabe wiederum bezahlt zu machen. 

Weiter lag aber in den paclis convenlis eine unmittelbare Berantmwortlichfeit des Staats⸗ 
oberhaupts, die aud in der That von Heinrich von Valois an ald Grundprinciy galt, ein 
Vrincip, das jeve Rebellion rechifertigte. Zuerft war die Auffündigung ded Gehorfamd (rokosz) 
nit einmal an beftimmte Formen gebunden.. Erit im 17. Jahrhundert wurden gewifle vor- 
angehente Ermahnungen für nothwendig befunden, und felbft in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts hielt man an diefer alle Ordnung durchaus verwirrenden ‚alten Gewohnheit“ 
fo feft, daß man fie unter die Garbinalgefeße aufnahm. Im übrigen mar ver König in allen 
Stüden ven übrigen Souveränen Europas glei. Er fchrieb fi „von Gottes Gnaden“, er hielt 
einen veihlihen, byzantinifch-ceremoniöfen Hofftaat, er bezug ein den Civilliften in den neuen 
eonftitutionellen Staaten vergleichbares Einkommen. Die Königdwürbe erhob zugleich feine 
Frau und feine Kinder. Beide waren nad) Maßgabe ihred Ranges reichlich dotirt. Glanz und 
Pracht und Höfifche Erifette nebſt den ſymboliſchen Gebräuchen waren am polniſchen Hofe wie in 
andern Staaten gepflegt. Die ganze Haltlofigfeit der Theorien von einem myſtiſchen Zufam: 
menhang der Eöniglichen Würde mit der göttlichen Gewalt zeigt ſich In ihrer ganzen unſittlichen 
Blöße bei dem Königthum in Polen. Durch die fhamlofefte Korruption, häufig durch Gewalt 
der Parteien, und meift durch Oefügigfeit gegen des Adels immer ausfchmeifendere Forderungen 
gelangten die Könige auf ihren Thron, und unmittelbar darauf waren fie unangezmweifelt „von 
Gottes Gnaden“. Dad Necht ver Antervertheilung, das ausfchliepli in der Hand des Könige 
ruhte, war bei ver Bedeutung und Wichtigkeit der Ämter felbjt die wichtigfte Handhabe für die 
Regierung des Königs. War demnach der König in allen Außerlihen Stüden den monardifch- 
feudalen des übrigen Buropa gleich, fo bleibt ung zu erivägen, inwieweit die Nation — oder wie 
fhon erwiefen wurde, der Adel — durch die Staatsverfaſſung zu einer Theilnahme an ver Re: 
gierung berechtigt war, und mie viel von den guten wie fohlimmen Schickſalen des polnitchen 
Volks auf vie eigene Schuld zurüdfällt. 

Auch Hierbei bemerken wir eine fortfchreitende Entwidelung der Repräfentativverfaflung 
den Hiftorifchen Verhältniffen gemäß. In Polen gab es feine „Charte“ wie in andern Ländern, 
auf welche fi die Berechtfame des Volks der Krone gegenüber ſtützte; feine Goldene Bulle, Feine 
Magna:Charta, feine Joyeuse entree u. dgl., kurz zwifchen den polnifchen König und die pol: 
niſche Nation hatte ih, um eine befannte Redewendung zu gebrauden, fein Blatt Papier ge: 
drängt, aber dafür ganze Actenftöße von Blättchen. Es gab feine Eontlitution, aber eine 
zahllofe Menge von Gonftitutionsartifeln. Schon der eine Umſtand, daß die Geſchichtſchreiber 
bald dieſes bald jenes Privilegium als das Orundgefeg betrachten, iſt Hierfür bemweifenn. Und 
doch iſt fein Privilegium fo umfaflend, daß man es ald das Grundprogramm ver flaatlichen 
Einrichtung anfehen künnte, Feind von fo doctrinärem Gehalt, daß man aud nur die allgemeinen 
PBrincipien daraus entnehmen fönnte. Alles beruhte auf einer fortwährend flüffigen, beweg- 
lichen, bald fich vermehrenden, bald fi mindernden Maffe von Conſtitutionsartikeln, die mehr 
ober minder folgenreich durch den auf den König geübten Drud oder auch nur durch die Stim- 
mung, welche die jeweiligen Ereigniffe erzeugten, hervorgerufen waren. Natürlich muß man in 
diefer Beziehung von den Regenerationsverſuchen ver legten Epoche abſehen. Die Stetigfelt 
der ganzen Verfaflung beruhte einerfeitö auf der Selbftfucht des bevorrechteten Standes, ber 
feine Bortbeile mit Zähigfeit und Hartnädigkeit zu behaupten mußte, andererſeits auf ber in 
der That in dem polnischen Berfaffungsleben immerfort principiell feftgehaltenen „antiqua 
consuetudo’'. 

Die ältern Zeiten zeigen auch dieſe Berhältnifie nur fehr unklar. So wenig dad Maß der 
fürftlihen Gewalt zur Zeit der eigentlihen Staatöbegründung unter Boleſlaw Chrobry feit: 
gefteflt werben fann, fo wenig ift darüber Genaues zu fagen, inwiefern damals die Nation eine 
Thellnahme an der Negierung hatte. Die Vorftellungen von dem Vorhandenſein eines beredy- 
tigten Senats u. dgl. jind Fictionen, welche ſich auf die Darftellung eines Geſchichtſchreibers aus 
den 15. Jahrhundert (bed Ian Diugosz) zurüdführen Taffen. Im Gegentheil fheint das viel 
richtiger zu ſein, was Starowolffi behauptet, daß bis zu ven Zeiten Kaſimir's des Großen alle 
geſetzgeberiſche Gewalt in ven Händen des Königs lag. Wer jedoch das Dlittelalter kennt, weiß, 
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daß dergleichen mehr theoretifcher als praftifcher Natur if. Die Vorflellung, daß „ber König 
das lebendige Geſetz“ fei, herrſchte noch felbit zu den Zeiten, ald der König nicht einmal mehr 
über feine eigene PBerjon verfügen Eonnte, als er zu feinen Heirathen felbft die Einwilligung 
der Nation fich einholen mußte. Je weniger in den alten Zeiten der Adelſtand vollkommen aud- 
geprägt war, je freier nod) und ein Gegengewicht bildend bie übrigen Stände waren, je feltener 
noch die fürjtlichen Perfonen Unregelmäpigfeiten in der natürlihen und gewohnheitsmäßigen 
Erbfolge durch Zugeftänpniffe an die Nation erfaufen mußten, je fefter fie noch auf ihrem Recht 
fußen Eonnten, deſto unbeichränfter war ihre Machtvollkommenheit. Es Fam aber bald eine 
Zeit, wo dad Standesintereſſe innerhalb des Adels eine gewijle Solidarität erzeugte, welche die 
einzelnen Geſchlechter zu „Brüderſchaften“ und diefe „Brüderſchaften“ zu einem corporativen, 
Staatsfactor umbildete, wo ferner nit Natur und Gewohnheit, Erbrecht und Erbfolge, fon: 
dern Gewalt und Überlegenheit, aud) wol die reine Unterflügung bevorzugter Barteien ven Weg 
zum Throne babnten, wo die Fürſten der Nation ihre Anerfennung und Unteriverfung abfau: 
fen mußten; in diefer Zeit fanf natürlich die fürftlihe Gewalt, flieg vie des Adels, vie erftere 
wurde immer mehr von der legtern abhängig. Solange ferner der geſammte Staat ein ein⸗ 
heitliches Ganzes bildete und in natürlicher Folge eine größere Menge von Gegenfägen in fid 
barg, fand die fleigende Macht ded Adels in dem eigenen Mangel an Einheit und in ver Der- 
fhiedenartigfeit ver Beftrebungen und Intereſſen ein kräftiges Hinderniß, dad dem Übergewicht 
ver fürftlihen Gewalt zugute kam. Die Erbtheilungen änderten die Berhältniffe hierin voll- 
ftändig. Es dauerte gar nicht lange, fo verfügte jede Provinzialadelskörperſchaft über dad 
Herzogthum; der Adel jeßte Die Landſchaftsherzoge ein, vertrieb ſie nach feiner Willfür und nad) 
feinem Grmeflen, zumal er allein die Kriegsmacht abgab und die Theilherzoge, fortwährend in 
Fehden untereinander begriffen, ber Krieger bedurften. So war am Ende des 14. Jahrhunderts 
Wladyſlaw Lofietef durch die Faft jouverän gewordenen Provinzialadelskörperſchaften vertrieben 
worden; durch ebendiejelben wurde er wieder in feine Rechte eingejegt, ſodaß factifch lange ſchon 
Verhältniſſe beftanden, die erſt ſpäter rechtlich fanctionirt wurden. 

Neuere Schriftiteller haben behauptet, daß von dem Augenblid an, da Lokietek die verſchie⸗ 
denen Adelsförperjhaften durch die Vereinigung mehrerer Provinzen wiederum in einen durch 
feine Berjon ausgedrückten Zuſammenhang gebracht hatte, fogleich die natürliche Conſequenz 
einer nunmehr gemeinfhaftlihen Nationalvertretung durch den gefanınten Adel erfolgt wäre, 
und laffen, an einen ganz mißverftandenen Ausdruck eined anonymen Annaliften anfnüpfend, 
zu Ghencin im Jahre 1331 den erften Reihätag abgehalten werben. Alle Theile diefer Be: 
hauptung find vollfommen unrichtig. Nicht nur hatte die Erhebung Lokietek's zum König feinen 
fo weit reihenden Erfolg, daß nunmehr auch die Wiedervereinigung der Provinzialförper: 
Ihaften hätte bewirkt werden fünnen, fondern während der ganzen Regierung Kaſimir's des 
Großen blieb der Zuftand derfelbe und dauerte im Grunde felbft fort, ald eine Geſammtvertre⸗ 
tung fich gebildet hatte. Die erfte Theilnahme des Adels nämlich an ver Regierung berubte auf 
der eigenthümlichen Form der Gerichtsbarkeit. Der König und die Herzoge hatten nämlich die 
Prliht und die Gewohnheit, in ven Landſchaften umherzureiſen, um Gericht abzuhalten und 
Recht zu Sprechen. Dieje Gerichtsſitzungen führten felbftverftändlich ven Adel der nächftgelegenen 
Gegend zahlreich herbei, und ſie wurden bald unter der weder gefeglichen, noch nothwendigen 
Afiiftenz ded Apdeld vorgenommen. Daher ſtammen in den Urkunden die haufig angetroffenen 
Bormeln in praesentia oder de consilio, Oder cum consensu praelatorum, comitum, militum, 
aliorum quam plurimorum nobilium, clericorum u. dgl., die lediglich ein wirkliches Ereigniß 
ausdrücken, die aber, in die Urkunde aufgenommen, ihr durchaus feine höhere Sanction ober 
Geltung verleihen, noch in derfelben fehlen der Gültigkeit auch nur im geringften Abbruch 
thun. Wir ſchilderten bereit?, wie die fürftliche Hoheit oft genug an den Adel, alfo an die 
Krieger ih um der eigenen Exiſtenz willen wenden mußte; dieſe Gerichts halber beſtehenden 
Verſammlungen (colloquia nannte man fie) gaben aber eine erwünfchte Gelegenheit zu weitern 
außerhalb des befondern Zwecks der Jurisdietion liegenden Befprehungen und Verhandlungen. 
Das oft wiederholte Ereigniß wird leicht zum Gewohnheitsrecht, beſonders wenn das lehtere, 
um zu gelten, nicht erft der Godification bedarf. Diele Colloquia vertauſchten leicht ihre Ten⸗ 
benz; die gerichtliche trat in ven Hintergrund, die politiihe drängte fi hervor. Ja ed wurde 
(immer nur provinziell) fogar ausſchließlich zu pulitifhen Zmeden eine Adelsverſammlung 
(conventus) veranftaltet, und fo war thatfächlich ver Provinzialadel zu einer Repräjentativ: 
gemalt für die betreffende Landſchaft gelangt. Aus der Gewohnheit der Berathbung war ein 
Recht der Berathung hervorgewachſen, und da in ven Hänzen ded Adels vie Mittel zur Er- 
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füllung aller politiſchen Maßnahmen lagen, ſo blieb es nicht lange bei dem Recht der Berathung, 
ſondern e8 entwickelte ſich das Recht der Entſcheidung für oder gegen die fürſtliche Gewalt. 
Bei dieſem Zuſtande blieb es auch dann noch, als Lokietek als König mehrere Landſchaften un⸗ 
mittelbar unter ſeinem Scepter hatte. Nimmermehr kam es unter ihm zu einer gemeinſchaft⸗ 
lichen Verſammlung. Kaflmir ver Große ſtrebte aber eine ſolche Fuſion und Einheit an, 
lange Zeit umfonft, denn dieſe provinziale Bildung fträubte ſich gegen die Gentralifation aufs 
entichiedenfte. Als er daher die Codificirung des Gewohnheitsrechts unternahm, mußte er fi 
damit begnügen, die Statuten Großpolens von dem großpolnifchen Adel, die Statuten Klein: 
polens von dem kleinpolniſchen Adel zufammentragen zu lafien. Gegen Ende feines Lebens 
:(1368) fheint wirflid eine gemteinfame Verſammlung zu Stande gefommen zu fein. Aber auch 
dies ift ganz ungewiß, man fann ed nur vermuthen. 

Andere Verbältniffe jedoch traten unter und durch Ludwig von Ungarn ein. Diefer fam 
nur hochſt felten nach Polen und hielt wenigftend in Perfon weder colloquia noch conventus. 
Nur wo ed ſich um die Erbfolge feiner Töchter handelte, hatte er den dringenden Wunſch, mit 
dem Adel unmittelbar zu verhandeln, und er ließ daher (1374) die Spigen des Adels zu fi 
nad) Kaſchau kommen. Die Provinzialtiennung wirkte fort; die Großpolen kamen gefonbert 
von den Kleinpolen; erftere widerſtrebten den Abfichten kudwig's, die letztern pflichteten bei. 
Nur der Gewalt wich der Widerſtand ver Großpolen, fie hatte einen gemeinfhaftlicgeu, entſchei⸗ 
denden Beſchluß der ganzen Nationalvertretung zur Folge. Nach dem Tode Ludwig's, ald Ge⸗ 
fahr und Verwirrung wegen der Erbfolge dad Land ſchwer bedrohten, verfammelte ſich der 
großpolniſche Adel in feiner Eigenfchaft als Provinzialförperihaft zur Entwerfung eines Pro⸗ 
gramms in Miloflaw. Da man aber unter ven beflehenvden Verhältnifien das Bedürfniß des 
Einverſtändniſſes mit dem Adel von Krakau und Sendomir empfand, Iud man denfelben zu 
einer gemeinfchaftlihen Verſammlung nah Radomſk ein; diefer kam nicht; er hatte feine Pro: 
vinzialverfammlung noch nicht gehalten. Der kleinpolniſche Adel veranftaltete inzwiichen feine 
Provinzialverfammlung in Wiflica. Da die übrigen Landſchaften nebſt Großpolen einen ge: 
meinfamen Beihluß dringend wünſchten, ſchickten fie Delegirte von jeder Landſchaft nah Wi: 
flica, und nunmehr wurde dort eine allgemeine Landedverfanmlung gehalten, der erfle Reichs- 
tag. SIeßt blieb diefe Norm; die gemeinſame Vertretung befteht aus den Delegirten der Land: 
jchaften, die in den Provinzialverfammlungen des Adels gewählt und mit beflimmten Program: 

men verfehen worden waren. 

Es verfteht fih von felbft, daß noch viel dazu fehlte, die Nationalvertretung gefeglich in den 
Staateorganidmud eingeführt zu ſehen. Aber wenn die Verhältniſſe die Einberufung des 
Adels erforderten, ſo geſchah es eben in der vor der Einſetzung Jagello's ſtatuirten Weiſe. So 
wurden, als dieſer König 1404 eine außerordentliche Geldbewilligung wünſchte, erſt die cou- 
ventus particulares veranſtaltet. Dieſe wählten Deputirte, welche vie Frage auf der Haupt: 
verjammlung zu Korczyn zu entſcheiden hatten. Diefe Verſammlung ift noch in einer andern 
Beziehung von Intereife. König Ludwig nämlid Hatte in der vorerwähnten kaſchauer Ber: 
ſammlung fi} des Rechts begeben, Steuern auszuſchreiben ohne die Bewilligung des Landes. 
Es lag hierin ſchon eine gewiffe Nötbigung, jegt eine Form zu finden, unter welder in außer- 
ordentlihen Fällen diefe Bewilligung eingeholt werben könne. Die korczyner Verſammlung 
von 1404 nahm die Form von 1382 an; ihr Zweck war die Zuſtimmung zur Erhebung: eines 
außerordentlien Hufenzinjed von 12 ®r. von jeder Pflugmenve, die fie „pro hoc sola vice, 
ut ne traheretur in sequentiam” dem König gab. In diefem nunmehr alfo anerfannten 
Steuerbewilligungsredht hatte die Nationalverfammlung aud ihren Inhalt gefunden. Es fam 
nur noch darauf an, ihre periodifche Wiederkehr anzuoronen. Das blieb lange Zeit aus, denn 
der König hielt an dem füberalen Charakter der Landſchaften feft und fand ed angemefjener, fo= 
viel ald nıöglih nur mit den Provinzialkörperſchaften zu verkehren. Erſt im Jahre 1468, als 
die Krone wieder einmal in großer Geldnoth war, wurde nach dem frühern Braud eine Ber: 
ſammlung einbernfen. Die Landſchaften hatten je zwei Deputirte zu wählen, nuntii terrestres, 
Landboten (eigentlich Landſchaftsboten). 

Das war aber, um nach heutigem Gebrauch die Sache zu bezeichnen, nur die Zweite Kam⸗ 
mer. Auch die Erſte Kammer, der Senat, hatte eine ſolche hiſtoriſche Vergangenheit. Auch er 
harte ſich fo nach und nach gebildet, und die Rechte, die er allmählich an ſich zog, entwickelten ſich 
gleihfall8 aus der Natur und dem Verlauf der Dinge. Seit ver Einführung der Gafteflanei- 
verfaffung, deren Anfänge auf Boleflaw Chrobry zurüdzuführen find, wurden die Amter un 
die Burgherren, Caſtellane, vergeben, welche dieſelben mit Hülfe weniger Unterbeamten verwal⸗ 











Polen 537 


teten. Zu dieſen traten dann ſpäter die den König oder Herzog vertretenden Provinzialbeamten, 
die Palatine oder, wie man ſie ſpäter nannte, Wojwoden. Dieſe Amter wurden an die einfluß⸗ 
reichſten Familienhäupter verliehen, und es entfland eine gewiſſe ariſtokratiſche Bureaukratie. 
Waͤren die Ämter erblich geweſen, ſo hätte die ganze Einrichtung zum Feudalismus führen 
müſſen. Das waren fie jedoch nicht. Dieſe Beamtenſchaft bildete faſt zu allen Zeiten den natür⸗ 
lichen nächſten Rarh des Königs. Zu ihr gefellten fih die höchſten Spigen ver geiſtlichen Hier⸗ 
archie, und aus diefer Vereinigung ging der Senat hervor. Uberall kommt ver nichtadeliche 
Theil der Bevölkerung gar nicht in Betracht. Nehmen wir nun ven Stönig als den erften Factor 
der Geſezgebung, ven Senat ald den zweiten, die Landbotenkammer ald den dritten, fo haben 
wir äußerlich betradtet den modernen conflitutionellen Staat, für den jich fehr bald als ter- 
minus technicus der Ausdruck „respublica” einfhlih. Der Unftand, daß die meiften Ver: 
bandlungen und Reben ver polnifhen Nationalverſammlung in lateinijcher Sprade geführt 
wurden, bat nit wenig zur Verwirrung der Begriffe beigetragen. Die römifche Nomenclatur 
wurde in die polnifchen Einrichtungen eingeführt und eine Menge von nneigentlihen Bezeich⸗ 
nungen dadurch aufgenommen. Der moderne Sprachgebraud verbindet mit jener Nomenclatur 
fhon ohnehin feinedwegs den antifen cungruente Begriffe. Durch das, was die Ausdrücke in 
Polen bezeichneten, kommt noch eine weitere Incongruenz Hinzu, und fo vermifchte fi} die Bes 
deutung der politifchen Inftitutionen vollftändig. Die polniſche Republik‘ hat, wie wir aus 
dem monarchiſch-feudalen Charakter des Königthums und aus der genetifchen Schilderung ber 
Stände erwiefen haben, nichts zu ſchaffen mit dem Wefen der modernen Republif, nichts mit dem 
ber antiken Önpoxpatia, nichtd mit all den Fategorifirten Begriffen der Schule und Doctrin. 
Sie ift aber auch durchaus nicht, wie felbft von fehr unbefangenen Geſchichtſchreibern und Po- 
litifern angenommen wurde, lediglich ein Ausdruck des Gemeinweſens überhaupt (der „oͤffent⸗ 
lihen Gemeinſache““), venn es leidet gar feinen Zweifel, daB auf die Aufnahme diefes Ausdrucks 
ganz gewiß die Theilnahme der Nation an der Gefehgebung und Verwaltung in einer biß an die 
Volksſouveränetät flreifenden Ausdehnung mit eingewirft Hat. Dan darf nur daran erinnern, 
daß eben vor diefen Sachverhalt der Ausdruck nicht gebräuchlich war. Auch der moderne Con⸗ 
ſtitutionalismus (abgefeben davon, daß derfelbe die völlige Ausſchließung der nichtadelichen Be⸗ 
völferung von der Ausübung des Staatsbürgerrechts und die Bereinigung aller Gerechtſame 
bei der Ariftofratie nimmermehr in fich begreift) ſtimmt mit der polnischen Staatsinftitution nur 
‚ganz äußerlich in einigen Formen überein. Die Subftanz des Gonftitutionalidmus, die befannte 
Zheilung der Gewalten, die Dedung der unverantwortlichen Krone durch verantwortliche Räthe 
u. dgl. m. war in der polnifhen Berfaflung entweder gar nicht zu finden, oder doch verſchoben 
oder auch von Grund aud umgekehrt. Die polnifche „Republik war aud nit auß der Ver: 
miſchung zweier Staatöformen hervorgegangen, momit ſich die Unklarheit fo gern aushilft, fon= 
bern fie war eine abſolute Eigenart. Nach fubjertiven Standpunften haben die Geſchichtſchreiber 
und Politiker bald diefed bald jenes Moment aus dem Stantöleben Bolend in ven Vordergrund 
gerückt und diefe oder jene Form davon heraußconftruirt, um fle nur in die doctrinären Schul⸗ 
fategorien unterbringen zu koͤnnen. Will man dad Rechte treffen, fo darf man nichteinen Augen: 
blick vergeffen, daß die Verfaſſung Bolens ein Product feiner Geſchichte ift und ihre ganze qua= 
litative und quantitative Entmwidelung von den zufälligen @reigniffen abhängig war. 

In Rückſicht auf ihre Entftehung haben wir dies bereits erwiefen. Bon demfelben Charakter 
iſt auch der ortgang. Im Anfang des 16. Sahrhunderts raubt Die Nationalvertretung der Krone 
das Recht der Entſcheidung über Krieg und Brieven und dad Recht neue Gefege zu erlaflen und 
eignet es ſich jelbft zu. Damit war im wefentlichen ver Kampf zwifchen Krone und Abel zu Guns 
ſten der legtern entſchieden; die meitern Streitigkeiten betreffen nur noch untergeorbnete Dinge. 

„ Wir fünnen und bier nicht über die Unoronungen und Ausſchreitungen, melde bei ver 
Ubung der Nlationalvertretung flattfanden, über die kleinen Schlachten und Gefechte, vie bei den 
Verſammlungen geliefert wurden, über die Miffethaten ver Parteieraltation und über bie un 
redliche Geſinnung biefer oder jener Partei, dieſes oder jenes Mitgliedes verbreiten, wir müffen 
und begnügen, die Formen, wie ſie vermöge der Gewohnheit beſtanden, zu ſchildern. Der König 
(oder während der Zwifchenregierung der Primas, der jeweilige Erzbifchof von Gneſen) berief 
den Reichötag, und zwar In folgender Art: Gommiffare wurden mit Inftructionen (credentia) 
verfehen an die Landſchaften abgejandt und mußten diefen auf ihren dazu berufenen Provin⸗ 
zialverfammlungen (sejmiki) die dem Reichſstag zu machenden Vorlagen audeinanderjegen. 
Die sejmiki Jourden im ganzen Reich an Einem Tage und zwar ſechs Wochen vor Eröfinung 
des Reichötags gehalten. Sie hielten ihre Berathung unter Leitung eined gewählten Ma.⸗ 
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ſchalls, nahmen den Vortrag des koͤniglichen Commiſſars entgegen, votirten ihre in den vor— 
gelegten Dingen einzubaltende Anjicht, welche den hierauf erft gewählten Deputirten als SIn- 
firuction galt. Die Zahl der Deputirten Bing von dem Herfommen, von dem Zufall und aud 

von der Willfür der sejmiki ah. Im 16. und 17. Jahrhundert war noch der Gebrauch, daß' 
bie Delegirten der sejmiki Zufammenfünfte (generalia) drei Wochen vor Eröffnung des Reichs⸗ 

tags hielten, um die empfangenen Infttuctionen zu vergleihen und Die Schärfe der Gegenfäge 
in voraus zu mildern. Später wurden fie ald in ver That überflüſſig abgeichafft oder minde⸗ 

ftens in ihrer Tendenz gänzlich verändert. Nur in Preußen blieben fie beftehen; dieſes hatte 
überhaupt mehrere anders geordnete Verhältniſſe, die hier nicht geſchildert werden können. Der 
Reichötag beftand aus zwei Kammern, den Senat und der Ranpbotenverjamnlung Dan 
unterfchied (namentlich in der fpätern Zeit) ordentliche und außerorbentliche Reichstage. Die er⸗ 

fiern traten alle zwei Jahre zufammen, bie andern in dringenden Fällen. Die Dauer des Reichs⸗ 
tags dehnte fih nah Maßgabe der Gefchäfte aus; doch wurde 1567 ald Norm der Zeitraum 

von ſechs Wochen feftgeftellt. Im Senat faßen: 2 Erzbifchöie, 19 Bifchöfe, uber 30 PBalatine 

und einige mehr als 80 Gaftellane. Die Landbotenkammer konnte nicht fireng begrenzt fein, 

da die sejmiki bald mehr bald weniger Delegirte wählten. Übrigens drängten ſich auch viele 
Adelihe ohne Mandat in die Verſammlung. Die Landboten erhielten Diäten, die Senatoren 

nit. Die Landboten waren während der Dauer ded Reichstags ſowie ſechs Wochen vor dem: 

jelben und ſechs Wochen nach demſelben frei von aller gerichtlichen Verfolgung. Die Beratgun- 

gen geſchahen öffentlih, nur In manchen Fällen verhandelte man „reinotis arbitris”. Die Kei= 

tung der Debatten und Gefchäfte lag dem Marihall ob. Die perfönliche Anſicht des Abgeord⸗ 

neten war ſchon an ſich genöthigt, gegen die Inflruction ver Wojwodſchaft zurüidzutreten. Als 

aber zulegt noch die Pflicht Hinzutrat, Rechenſchaft über die Thätigkeit beim Neichätag vor der 

Wojwodſchaftsverſammlung (sejmy relacyjne) zu geben, fanf die Bedeutung des einzelnen 

Landboten ganz. Indeß war das bei der befannten Geſchäftsordnung, vermöge welcher durch 

eine einzige diſſentirende Stimme der ganze Beichluß zunichte gemacht werben konnte (liberum 

veto), ein Glück. 

Es ift fo viel ſchon über dieſes liberum veto, dad fi allerdings als ein Nagel zum 
Sarge des polnischen Reichs erwielen Hat, geichrieben und gefprodhen worden, und die Anz 
fiohten darüber gehen weit auseinander, Uns will ed bebünfen, dag es ohne die Provinzial⸗ 
verfammlungen nicht zu verfichen ift, und daß es felbjt wiederum dieſe Provinzialverfaffung 
in einer überrafhenden und charakteriſtiſchen Weife beleuchtet. Seit der Zeit der Theilfürſten 
ift das Reich nämlich niemald zu jener innern Einheit gelangt, welche Kafimir ver Große ihm zu 
geben trachtete. Diefer Hatte jein Ideal, die Reichseinheit, nur erit im Eutftehen binterlaflen, 
und der einheitliche Entwidelungeproceß wurde durch die Eopflofe Regierung Ludwig's von Un— 
garn wieder unterbrochen, ja durch feine ganze Bolitif wurden die Gegenfüge nur um fo [härfer 
und geſpannter. Wladyflam Sagello hingegen, ver dad kaſchauer Privilegium, nad welchem 
die Steuerausfchreibung der Befugniß des Königs entrücdt war, auf jih nehmen und vefpectiren 
mußte, hatte geradezu ein Interefle daran, die Trennung und Spaltung aufrecht zu erhalten. 
Er bedurfte oft großer Geldſummen; es gab Fein gefegliched Organ im Lande, durch welches 
dieje geihafft werben Eonnten; er unterbandelte daher mit ven Landſchaften; verweigerte die 
eine, jo bewilligte doch die andere. Natürlich lag dem Königthum überhaupt Daran, den Adel, 
der durch fein Standesintereſſe zu einer fo imponirenden Macht geeint war, bei feinen provin= ' 
ziellen Verſchiedenheiten, die fich zur Zeit der Erbtheilungen eingemwurzelt hatten, feftzubalten 
und feinen Einfluß damit zu mindern. Diefe Provinzialverjchiedenheiten blieben, und was im 
Staatöleben lange geübt wird, wächſt oft an Intenfivität und Bedeutung. Auf diefe Verfchie- 
denheiten gründete fi) die ganze Form des Reichſstags mit feinen voraufgehenden sejmiki und 
feinen nadfolgenden Berichterftattungsiandtagen;; darauf gründete ih auch die Paralyſe ver 
perfönlichen Meinung der Abgeordneten durch die Inftruction der Wojwodſchaft; darauf grün= 
dete fi) dad Weſen der Abgeoroneten überhaupt, dad beſonders dadurch ſcharf charakteriſirt 
wird, daß fie urfprünglich und in Litauen His auf die fpätere Zeit ihre Diäten nicht vom Staat, 
ſondern von der Landſchaft bezogen; fie. waren eben feine Organe des Staats, fondern der 
Wojwodſchaft. If das als erwiefen anzunehmen, fo folgt daraus, daß in den Reichstag alfo 
nur eine Föderation von Staaten dargeftellt it. Die hier angeführten Momente find bei wei- 
tem nicht die einzigen, welche für den Foöͤderalcharakter Polend, over noch richtiger für ven Cha: 
rakter Polens als Bundesſtaat zeugen, und aus dieſem Geſichtspunkte erfcheint denn auch dag 
liberum veto des einzelnen, das Recht, wonad die Einſprache des einzelnen den ganzen Be- 
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ihluß unmöglih machen konnte, weniger feltfam, als die Schematiften, denen jenes Princip 
weder zum conftitutionellen noch zum republifanifhen Staat paflen will, anzunehmen geneigt 
find. Bedenkt man, daß durd ven Abgeorbneten nicht eine individuelle Meinung, fondern eine 
ganze Wojwodſchaft ſprach, die ſich nicht majoriliren laffen wollte, fo liegt darin ſchon viel 
weniger linvernunft, als ed auf den erften Blick ven Anſchein hat. Nicht umfonft legten bie ı 
rührigen Politiker der Blütezeit ein fo außerordentliches Gewicht auf die sejmiki, und in ber 
That lag dort Im wefentlichen ver Schwerpunkt ver Staatögemalt, und infofern af dieſen alle 
Avelichen fich betheiltgten,, liegt allerdings ver Bezeichnung „Adelsdemokratie“, vie häufig für 
Polen gebraudt worden iſt, etwas Richtiges zu Orunde. Wir reden nicht von den Misbräuchen 
und Verkümmerungen der ganzen Inftitution, wir fuchen nur den Geift der Sache zu erfaflen, 
wie er aud den Gonftitutionen sich ergibt. Freilich gaben die Inftructionen der Lanpfchaften 
noch immer dem willfürlihen Ermefien und den perfünliden Anjichten des Deputirten einen 
binreihend großen Spielraum, einmal durd die Berechtigung eigener Außlegung, dann durch 
die Wendungen und Wandlungen, welche vie Vorlagen unter dem Einfluß der Reichsſstagsdebat⸗ 
ten erfuhren, und in diefem Sinne wurden die Nechenfchaftölandtage von dem größten Staats- 
mann Polens, von Johann Zamojjki, aus ihrer ſchwankenden Geſtalt zu einer definitiven Re⸗ 
gelung gebradt. Da aber die Berantwortlichfeit nur eine, man kann fagen, moraliſche blieb 
und eine firafrechtliche Verfolgung bei Audjchreitungen nicht zu fürdten ftand, und da ferner 
nur über wirkliche Beſchlüſſe Nechenfchaft gegeben wurde, vie nicht zu Stande gekommenen aber 
einer ſolchen nicht bedurften, Jſo änderte fich die Tendenz der Rechenſchaftslandtage; fie wurden 
mehr eine Beitätigungsinftang und bejchäftigten ji nur noch mit ven Mitteln zur Ausführung 
der Reichstagsbeſchlüſſe. 

Sp fügte fi der fonderbare Gebrauch des liberum veto den übrigen Inftitutionen als 
ein ganz erklärlihes und natürliches Gefep ein. Wenn aber von mehr ald hundert Shrift- 
ftellern immer wieder Die alte Unrichtigkeit aufgetifcht wird, daß dieſer Gebrauch erft im 
Jahre 1652 dur den Einfpruch des Landboten Sicinffi aufgefommen fei, fo zengt dies von 
einer weitverbreiteten Unfunde in polnifhen Dingen, und es bleibt ziemlich unerflärt, wie die 
Nachwelt darauf gekommen ift, gerade dieſer Anwendung des liberum veto foviel Gewicht bei⸗ 
zumeflen, ohne jih daran zu flohen, daß die Sache zu jener Zeit nichts weniger als beſonders 
epochemachend betrachtet worden iſt; der Neichötag fügte ih jenem Einfpruch ohne weiteres in 
Anerkennung eines altbeſtehenden, wohlbegründeten Geſetzes. Lange vorher waren Vorlagen 
wegen diffentirender Anfichten einer Minorität nicht zum Beſchluß gefonmen, lange vorher 
haben Staardmänner und Bubliciften fi über diefe Sache, je nad) ihrem Standpunfte lobend 
und tadelnd ausgeſprochen; ja noch mehr, das im 14. Jahrhundert zwiichen Ludwig von Un: 
garn und Wladyſlaw Sagello flattgehabte Interregnum, das für die Gefchichte ver polnifchen 
Berfaflung fo ungemein folgenreich geweſen ift, zeigt und aud einen ganz deutlichen Ball des 
grübten liberum veto. Große Scharen von adelihen Parteigängern des Herzogs Ziemowit 
von Mafovien tagten (1383) in der Kirche zu Sieradz und riefen unter Leitung des Erz- 
biſchofs von Gnefen den Herzog zum König von Polen aus. Ein einziger Edelmann, Jaffo 
Teczynſki, rief: „Nein, ich Halte an der Treue gegen Hedwig!” und die ganze Berfammlung 
fügte ſich, der Beichluß von vorhin ift nichtig. Dieſes Einftimmigfeitöprincip ſcheint bis in Die 
älteften Zeiten der ſlawiſchen Sitte hinaufzuragen und ald Schuß für die Dinorität betrachtet 
worden zu fein, deren Recht, daß feine auf die Berfaffung bezüglichen Anderungen ohne ihre 
Einwilligung vorgenommen werben können, gewahrt werben ſollte. Als Bürgichaft vafür be: 
fland die Gunföveration, d. h. urſprünglich das Recht, fih gegen vie beſtehende Gewalt aufzu: 
lehnen, nicht behufs des Umfturzes, fondern behufs der Erhaltung ver beſtehenden Verhältniffe, - 
oder fozufagen, dad Recht der Rebellion des Conſervatismus. So innig verwandt, als wir das 
liberum veto mit der Provinzialverfaſſung geieben haben, ebenfo eng verknüpft ift es mit dem 
Gonföderationdredt. Sie find getrennt unverftändli, im Zuſammenhang einander bedingend. 
Dad fahten jene europäifchen Mächte, melde mit ausdauernder Abfichtlichkeit ven Ruin und 
Bankrott Polens zu fördern fuchten, fehr richtig auf, indem fie liberum veto und Confoͤdera⸗ 
tiongredt der polnifchen Berfaffung unter allen Umſtänden gewahrt und erhalten wiffen wollten. 
Daß beide PBrincipien jeden Staat, auch wenn er auf dem folideften Gulturbau gegründet, und 
wenn feine Handhabung des Geſetzes auch eine ideal vollfommene wäre, zu Grunde richten 
müfjen, liegt auf der Hand. Wie tiefen Ball mußten fie erſt bewirken, wo beides in hohem 
Grade mangelte? 

Rückſichtlich der Staatsverwaltung Polens ift von den Gelehrten und Forſchern nod wenig 
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Licht verbreitet worden. Die Archive des Landes find theild zu Grunde gegangen, theils hierhin 
und dorthin zerftreut, ſodaß es [wer wird, den Geihäftögang der adminiftrativen Behörden 
und diefe felbft nad) dem Umfang Ihrer Machtbefugniß zu beſchreiben. Dazu fommt noch eine 
unter den Bolen bis zun gegenwärtigen Augenblick beſtehende Vorliebe für mündliche Verhand⸗ 
lungen und Berichterſtattungen, welche der Nachwelt das allein dauernde Schriftthum entztehen. 
In Umtiffen mögen bier einige Punkte des Verwaltungsapparats gefhildert werden. In der 
Beamtenhierardie haben wir zuerft blejenigen zu betrachten, welde ver Krone zunääfiftanden. 
Bon den primitivern Zuftänden ber ältern Zeit kann hier nicht vie Rede fein. Und damals war 
auch die ganze Einrichtung von großer Einfachheit ; vie Caftellane verfahen in ihren Gaftellanei= 
bezirken alle adminiftrativen, gerihtlihen und fonfligen Befugniffe, ſoweit nicht Exemtionen 
und Immunitäten es anderd anorbneten; an ber Spihe ber ganzen Provinz ftand der Palatin. 
In der fpätern Zeit fehen wir unmittelbar nächſt dem Thron die Großmarſchälle, die zur Zeit 
des Interregnums dad Präſidium im Senat hatten, fonft aber die oberfte Polizeibehörbe, die 
Behörde zur Leitung der auswärtigen Gefhäfte und der innern Angelegenheiten bilveten. 
Diefen folgten die Kanzleibehörben, venen die Gontrafignatur ver königlichen Erlaffe oblag, 
ohne daß aber daraus irgendwelche Verantwortlichkeit entfprang; an der Spike fland der 
Großkanzler. Hierauf finden wir ven Shagmeifter und endlich die Hofmarſchälle, eine Art von 
Minifterium des Föniglihen Hauſes. Schon diefe Amter waren, fo fehr ihre Gompetenz und 
ihr Beruf auf den ganzen Staat gerichtet war, gedoppelt vorhanden, denn fie beftanden befon: 
ders für Litauen, befonders für das Königreich. Je weiter hinunter man bie Beamtengliederung 
verfolgt, defto mehr verliert fie ihre Beziehung zum Gefammtftaat und ftellt ih immer mehr 
als eine rein provinziale Behörbe bar. Aus diefem Grunde ift aud) ihre große Mannidfaltig- 
feit zu erklären, bie und nur ein weitered Moment für die Auffaflung Volens ald eines eigen= 
thümlichen föverativen Staats dienen kann. Im ganzen waren in Polen nit weniger ald an 
20000 Ämter, die alle in den Händen des Adels id) befanden. Selbſt der Ausrufer bei Bericht 
mußte ein Abelicer fein. Die Ämter waren meift unbefolvet und remunerirten fi entweder 
aus dem daran haftenden Grundbeſitz oder den dabei abfallenden Sporteln. Es lag darin, wie 
weiter unten noch ermähnt werben foll, ein ſchwerer Fehler ver Finanzverwaltung. Erft in den 
Iegten Zeiten, als e8 einen Staatöhaushalt gab, erhielten einige höhere Beamte auch Befol- 
dung. In der Mitte des 15. Jahrhunderts wurde der Krone dad Hecht entzogen, die Ämter zu 
sermehren, aber aud zu vermindern, nicht einmal in Rückſicht ver Hofchargen. Die Be: 
fegung mander Unter war an beftimmte Zeiten gebunven, ſodaß z. B. eine Kategorie nur 
in den legten vier Jahresmonaten befeßt werben fonnte. Die Ämter waren Iebenslängli und 
der Beamte nur nad) richterlihen Erfenntniß abfegbar. Sowol denen, melde ſich bemühen, die 
polniſche Staatöverfaflung mit irgendeiner ſchematiſchen Form zu vergleihen, fowie denen, 
welche diefer Verfaffung eine faum eingefhränfte Bewunderung zutheil werben laffen, darf 
man nur die Inconvenienz entgegenhalten, bie fich hier ergibt. Der König wählt ſich zwar 
feine oberften Beamten; er ift verantwortlich, die Beamten aber nicht, und dennoch darf fie der 
König nicht abfegen, ihr Amt gehört ihnen lebenslänglich. Traten demnach Conflicte ein, fo 
£onnten fie nur durch Compromiſſe gelöft werben, bei denen am Ende einzig und allein auf die 
Selöftfuht und auf die perſönlichen Intereffen ſpeculirt wurde. Die erwähnten Oberbeamten 
Hatten Sig im Senat oder bildeten eigentli den Senat. In den Provinzen war allmählich 
alle Amtögemalt an die Staroften (capitanei) übergegangen, melde feit ver Böhmenherrſchaft 
am Anfang des 14. Jahrhunderts in Polen eingeführt waren. Die Staroften waren entweder 
tenutarii (niegrodowe) vder cum jurisdictione (grodowe); bie erftern waren mehr Sine= 
euren mit vielen Nugnießungen ohne Pflichten, die andern verjahen die öffentliche Stabt:, 
Dorf: und Wegepolizei, die Eintrelbung der Domänengefälle, die Executive der richterlichen 
Sprüde, die Hut der Öffentlichen Archive, die Jurisdiction in Griminalfällen, wo feine Exenı= 
tion beftand (wie in den nad) Deutſchem Recht ausgethanen Dörfern und Städten oder geift: 
licher Juriöbiction unterftehenden Ortſchaften) und endlich den Befeftigungäftand der Burgen 
und Feſten. Nach der erften Teilung Volens waren im Kronlande 81, in Litauen 24 Orod⸗ 
faroften. Bedingung für die Annahme eines Amts überhaupt war vor allem adeliche Geburt, 
und dann Grundbefig in demjenigen Landestheil, auf welden ſich die Befugniß des Amts er: 
redte, Ein außerordentlicher Übelftand war bie Mögligjkeit, ein Amt zu veräußern, zu ver 
faufen, wozu freilih die Einwilligung des Königs nothwendig war. Dem Gefeg zufolge 
ſollten weder der König noch der Staatöjhag einen Gewinn davon beziehen. Das Geſetz bes 
fand; gleichwol wird im 16. und 17. Jahrhundert diefe Quelle ald eine der reichlichſten für 
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tie Stantöfinanzen zu betrachten fein. Im Iahre 1662 follen an ſechs Millionen für Amter⸗ 
verkauf erzielt worden ſein. Er wurde von den Koͤniginnen, namentlich von denen, die aus Ita⸗ 
lien und Frankreich ſtammten, mit einer Schamloſigkeit betrieben, die kaum von der ſchändlich⸗ 
ften Simonie katholiſcher Kirhenwürbenträger übertroffen worden iſt. Erft 1764 wurde dem 
König Staniſlaw Auguft ver Amterſchacher unterfagt. Die Frage, ob jemand mehrere Ämter 
zu gleicher Zeit innehaben dürfe, murde zu verſchiedenen Zeiten mehrfach verhandelt. Im Prin- 
cip erklärte man fi Dagegen, und die lex incompatibilia Hatte die Abficht dieß zu verhüten. In 
ver Praxis geftaltete fi) die Sache ganz anders, und man fuchte fich erft mit dem Sophisma 
zu entjhuldigen (3. B. Johann Zamojffi), daß die „cumulatio” von Militär- und Eivilämtern 
nicht darunter begriffen ſei. Später fiel auch ſelbſt die Befhhönigung hinweg. 

Eine der beklagenswertheſten Seiten der polnifchen Staatäverfaffung war das mit den an: 
bern Staaten kaum zu vergleichende Binanz: und Steuerfoftem. In den folgenden ganz kurzen 
Demerfungen darüber wird ji der Natur der Sache nach beides miteinander mifchen. Es ift 
wol der wundeſte Bunft im ganzen polnifchen Staatöleben, und nichts mag wol der Vitalität 
des Staats mehr geſchadet haben ald der außerorbentlihe Unverftand, der fich in diefen Dingen 
fundgab. Wollten wir und darauf einlaffen, wenn auch nur obenhin den argen Misbrauch, der 
in ber Beflallung der Steuereinnehmer u. dgl. und von dieſen ſelbſt geübt worden ift, zu fchil: 
dern, wir hätten ein püftereres Bild zu entwerfen ald dad der Zöllner im fpätern Römiſchen Reich. 
Nicht in dem politifchen Leben in engern Sinne des Worts, nicht auf den Reichtstagen, auf dem 
Throne, bei ven Wahlen, bei ven Provinzialverfammlungen, bei den Berichten, nirgends fonft 
wie in den Steuer: und Binanzinftitutionen iſt die berüchtigte „polnische Wirthſchaft“ zu ſuchen. 
Das war die ſyſtematiſirte Unordnung und Zudtlofigkeit. Don einer Finanzeinrichtung kann 
im eigentlichen Sinne erft gefproden werben, feitbem Kaflınir ver Große eine Art von Fidcus 
oder koͤniglicher Finanzkammer eingerichtet hatte, welche alle Cinzelſteuern, ſoweit fle aus dem 
Alterthum noch üblich waren, zufammenfaßte. Gleichwol befand auch er fih ſchon fo häufig in 
Seloverlegenheiten, fobald es fih um Staatdactionen handelte, daß er entweder zu Verpfän- 
dungen ganzer Provinzen oder zu den Subventionen der Kirche greifen mußte. Viel fchlimmer 
geftultete fih Die Sache unter Ludwig von Anjou, feinem Nachfolger, der, um dad Nachfolgerecht 
für feine Töchter zu erwerben, fih nicht nur des Steuerausfchreibungsrechts kraft königlicher 
Machtvollkommenheit (1374) begab, fondern geradezu die gänzliche Steuerfreiheit proclamirte 
und fomit das ftarfe Bindemittel zwifchen Krone und Nation, das die Steuern bilden, ver- 
nidhtete. Der Vorbehalt eines Bezugs von 2 Grofchen von jeder Hufe war nur ein ſchatten⸗ 
bafter Erfag. Ja man war fo fehr bemüht, ihm den Charakter der Steuer zu nehmen, daß 
man ed nur ein signum summi dominii et recognilionis coronae regiae Poloniae nannte. 
Damit war dem ganzen Staatöwefen dad Mittel der organifhen Durchdringung und Zuſam⸗ 
menwirkung aller Einzelinftitutionen geraubt. Jede war auf fich felbft geftellt, mußte fich jelbft 
erhalten; ver König und die Kronbeamten lebten vom Ertrag der Krongüter, bie Juftiz von 
den Bußen und Sporteln, die Adminiftration von ihren fpechfifchen Einfünften, die Landes- 
vertheidigung, welche perfönlige Pfliht und Beruf des Adels war, fhuf fi bie zu einem ge⸗ 
wiffen Bunfte, folange fie nämli innerhalb der Randesgrenzen zur Verwendung kam, ihre 
Subſiſtenz aus ſich ſelbſt. Damit war aber allen benjenigen Maßregeln, melde mehrern In⸗ 
ſtitutionen zu gleicher Zeit oder gar dem ganzen Staat in ihrer Wirkung zugute kommen 
ſollten, der Keim von vornherein zerſtoͤrt, und wenn der König "nit die Entfagungsfähigfeit 
bejaß, aus feinen Mitteln fie zu fhaffen, fo unterblieben fie ganz und gar. Aber ſelbſt dem 
föniglihen Schatz, der, wie gefagt, dad Staatdärarium zu vertreten hatte, erwuchſen oft genug 
im Verlauf der Zeit beträchtliche Ausfälle, denn bei ver Geringfügigfeit ver Eöniglihen Gewalt 
gegenüber dem maßlofen Beftimmungsrecht des Adeld mußte die Krone jeden ungewöhnlichen 
ober außerorventlihen Schritt niit Selbftentäußerung von Einkünften, Prärogativen u. dgl. er⸗ 
faufen. König Ludwig verzichtet, um feinem Better Kafimir in der Regierung zu folgen, auf 
die bei Reifen der Könige üblihen Requiſitionen (stan, statio); derjelbe hebt, um die weibliche 
Erbfolge durchzuſetzen, faft alle Steuern auf. Jagello will feinen Kindern den Thron fihern 
und verzichtet faft gänzlich auf die einzige noch übrige Directe Steuer, auf den Hufenzind, Wie 
fah es nun erft aus, wenn gar ein Krieg geführt werben follte! Dann mußte ſich das Staats: 
oberhaupt bittend an bie einzelnen Landſchaften wenden und deren freiwillige Kriegsbeifteuern 
erwarten. Es war daher nur confequent, wenn In der Mitte des 15. Jahrhunderts die Ent- 
ſcheidung über Krieg und Frieden in die Competenz der Landfihaftscomitien gelegt wurde. 
Solange noch die Krondomänen In der Hand der Krone waren, fonnte durch deren Verwerthung 
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die Selbſtändigkeit ihrer Entfhließung gewahrt werden. Als aber Noth, Verſchwendung, Ver: 
fhleuderung auch diefen Schag erfchöpft hatten, und das war fhon in der Blütezeit der Jagello⸗ 
nen der Ball, fo blieben nur noch die Regallen, die indirecten Steuern. Aber bereitd 1454 
hatte ſich ver Adel für fi, fein Geſinde und fein Vieh von denfelben zu befreien gewußt. über- 
dies waren die Zölle bei einem Volk, das aus faft lauter fleuerbefreitem Adel und aus pienen= 
den Ackersleuten beftand, nichts weniger als beträchtlich, denn auch die legtern fuhren, eben weil 
fie die Leute deſſelben waren, zollfrei ein und aus, und der Gewerbebetrieb war durchaus nicht 
blühend. Diefe Verwirrung in der Finanzwirthſchaft ging nun fo das ganze 15. Jahrhundert 
hindurch, und als 1504 eine Sonderung des Staats: und Kronguts vorgenommen wurde, war 
eigentlich von beivem nur noch blutwenig vorhanden. 

‚Sigismund I. mußte daher tiefeingreifende Reformen vornehmen; das Erfte und, wie es 
fcheint, dad Nothwendigſte, war, daß er die Steuereinnahme unter die Controle der Juſtiz ftellte 
und beſtimmte Normen für den Modus der Eintreibung aufflellte. Mit dem Bedürfniß eines 
ſtehenden Heeres konnte fi der Reichſtag auch der Bewilligung einer fländigen Steuer nicht 
mehr entziehen, und man fegte 1539 einen Hufenzind von 18 Groſchen an. Die Diäten der un- 
beſchränkt und willkürlich ji vermehrenden Landboten verzehrten große Summen des Staat8- 
fonds ; eö war Daher feine geringe Entlaftung, als 1540 die Zahl derfelben auf die ältern Nor- 
men zurüdgeführt wurde. Die Befeitigung und Erleichterung vieler Schranken bei @in- und 
Ausfuhr ergab eine reihere Ausbeute der Zölle; die Verbeflerung ver Münze hob das Ber: 
trauen, und die Befreiung des Ein- und Verfaufs von der üblich: gewefenen Steuer förderte den 
Kleinverkehr, Gleichwol waren die Folgen nur gering, denn das Grundübel, die omnipotente 
Gewalt und Immunität ded Adels wurde nit nur nicht erfchüittert, fondern wuchs inſofern, als 
der Adel ſich für jede Zuſtimmung zu den wohlgemeinten Reformen von ſeiten der Krone Aqui⸗ 
valente zu ſchaffen wußte. Je mehr die Finanzwirthſchaft eine Thätigkeit entwickelte, deſto hitzi⸗ 
ger übertrieb det Adel ſein Recht der Controle, und je mehr Gewicht auf die indirecten Steuern 
gelegt werden mußte, deſto leichter gelang es ihm, ſich denſelben zu entziehen. Jede Bewilligung 
wurde gewährt pro hac sola vice, ut ne potuerit trahi insequelam, und bei jeder Bewilligung 
war die erite Bedingung feine eigene Erention. Das war nit mehr Freiheit, das war bie 
Gumulation alles Öffentlichen und bürgerlichen Rechts auf einen Theil ver Bevölkerung, um 
den andern zur abfoluten Redtlofigfeit Yyerabzubrüden. Hierzu kam ja noch, daß auf die Länge 
der Zeit der Adel feinen Egoismus nicht blos corporativ vertrat, ſondern daß ſich Innerhalb 
dieſes gemeinfchaftlichen Ningens und Strebend noch das inbivipuelle Intereſſe einzelner gel- 
tend machte, wodurch dem Gemeinweſen alle feften Stügen vollfländig entzogen wurden. So 
aufopferungßbereit fi daher auch der König Sigismund Auguft zeigte, Inden er ben vierten 
Theil (Quarta) feiner Tafelgelver dem ſtehenden Heere zumieß, fo ſehr er auch über ven Geiſt 
feiner Zeit und feines Volks dadurch Hinaudgriff, daß er die nach Rom zu entrichtenden An= 
naten für Staatözwede verwendete, fo wurden doc die Vortheile, Die Dadurch gewonnen waren, 
bald wieder aufgewogen durch die Einrihtung, daß die Krone die Verbindlichkeit übernahm, 
verdienten oder auch nur einflußreihen Männern die dem Fidcus anheimgefallenen Güter als 
„panis benemerentium‘’ zu verleihen (bona caduca ad fiscum devoluta nobilibus bene me- 
ritis distribuantur). Wa8 aber in diefer ganzen Zeit dad Finanzweſen insbefondere unter: 
grub, war die Sitte, die Einnahmen unmittelbar an ven Berausgabungöftätten, namentlid 
den Heermeiftern zur Verfügung zu übergeben, ſodaß der Staatsſchatz flatt des Geldes nur 
leere Berechnungen erhielt, die faum noch einer Controle zu unterziehen waren. Und dad alles 
war noch in der beffern Zeit der Jagellonen. 

Jegt zu ven Wahlkönigen, wenn man ihnen diefen Namen geben fann, denn gewählt 
wurden fie zwar, aber mer weiß ed denn nicht, daß ver verwerflichſte Schadher ſie aufden Thron 
gebracht hat? Die jevedmaligen pacta conventa zeigen und, daß die Throncandivdaten ftatt in 
einen Staatöfhag einzutreten, ganz exorbitante Summen für die leidige Ehre, König zu fein, 
erlegen mußten. Der König felbft war demnach, genau genommen, der einzige Steuern zahlende 
Edelmann feines Reihe. Wenn man fid) alio den Thron bezahlen ließ, fo war e8 eben ſehr 
natürlih, daß man mit aller Lebhaftigkeit ſich davor verwahrte, irgendwelche Steuerauflagen 
möglich zu machen. Das war fo ziemlich der einzige Punkt, in welchem die ganze Nation in Einig⸗ 
keit zufammenftand. Ja felbit wenn die Ariftofratie in einer Anwandlung von politiſcher Er: 
kenntniß, daß auf diefem Wege die Republik ihrem unvermeidlihen Untergang zueile, ſich 

zur Selbftverlengnung und Opferbereitibaft hätte aufraffen mollen, fie wäre unbedingt zu: 
rückgehalten und gelähmt durch die zwingende Gewalt der gebieterifchen Lauda der Provinzial: 
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Iandtage. Durch diefe Relationdfejmifi war der Landbote zum bloßen Organ, zum Sprach⸗ 
rohr des Provinzialadels gemacht, deſſen Principalforberung unbedingte Verweigerung aller 
Steuerbewilligung war. Es lag eine gewifle Logik darin, wenn ſchließlich 1576 die Landſchaf⸗ 
ten das ganze gemeinfame Band zerjprengten und fi alle Einmifchung des Reichsſtags wie des 
Königs in Rüdfiht der Steuern und deren Verwendung verbaten. Behufs der Controle wur⸗ 
den im Jahre 1591 zwei fogenannte „Tribunale” in Kronpolen und in Litauen eingefegt, Com⸗ 
mifftonen, welche den Auftrag hatten, die Rückſtände in den Steuern, foweit fie vom gemeinen 
Mann, immer freilih dur die Bermittelung des Edelmanns, gezahlt wurden, zu verzeichnen, 
Veruntreuungen zu beftrafen und über die Verwendung der Gelder fi Ausweis zu verſchaffen. 
Aber viele Kommiffionen hatten Fein anderes Refultat, als hoͤchſtens das ganze Elend und die 
ganze Wirthſchaft zum Bewußtfein zu bringen, denn ihre Thätigfett pralite an dem Mechanis- 
muß ber elgenthümlichen Stantsorganifation und an der Stellung bed Adels im polnischen Ges 
meinwefen vollfländig ab. Das fortvauernde Übel führte zu allerhand kleinlichen Maßnahmen, 

zur Ginführung einer Anzahl won Beamten, von denen man Abhülfe durd ein Syftem von 
Revifionen und Superrevifionen erwartete, während died doch nur unnüß ben Staatshaushalt 
belaflete. Ebenſo ging e8 mit ven indirecten Steuern her; der Adel war nicht nur zollfrei, fon= 
bern riß durch die Beitimmung, daß nur Adeliche Zöllner fein dürfen, die Zollverwaltung an 
fih und befand fih bei diefer Theilung der Zolleinfünfte mit ver Krone nit am ſchlimmſten. 
Es lag mithin die geſammte directe und indirecte Steuerlaft auf dem unadelichen Theil der Be: 
völferung, auf dem verſchwindend Fleinen Theil der Bürgerfhaft, auf den Juden, auf den 
Adersleuten, und es bleibt bewunderungswürbig, wie troß folder Misverhältniffe ver Staat 
überhaupt noch zu verwalten war. In außerorbentlicden Fällen war er faft nur auf den Enthu⸗ 
ſiasmus angewiefen, der zwar zumellen fi in rührender Lebhaftigfeit Äußerte, der aber, wie 
männiglid befannt, ein zu haltlofer Factor in der Kinanzverwaltung ift. Selten oder wol nie 
war er allgemein, felten von hinreichender Intenfivität. Wenn daher dad Staatsgebäude nicht 
vor jedem Luftzuge zuſammenbrechen follte, mußten foldye extreme Auskunftömittel in Anwen 
dung gebracht werben, die faft jedes Gemeinweſen mit Gewißheit zu Grunde richten. Kaufleute 
und Juden mußten erhebliche runde Summen außer den regulären Steuern zahlen (donativa), 
die öffentlichen Einfünfte wurden verpadtet; auf die föniglihen Güter wurden Anleihen auf- 
genommen, Einnahmen und Gefälle wurden als Zinfen verſchleudert, felbft die Kirchengeräthe 
wurden mit Genehmigung der Kirche angetaftet, die Kronjumelen wurden verpfändet, Mono: 
pole wurden felbft für Schreibpapter und Tuch eingeführt, ja das Heer erbielt fogar die Er- 
mädtigung, Im Fall es Rückſtände bei der Staatskaſſe habe, ſich unmittelbar an die Einkünfte 
zu halten und gleich für jich einzuziehen. Was iſt ed daher zu verwundern, wenn damit den 
Meutereien gleichjan ein gefeglicher Boden gegeben war? Man bat ausgerechnet, daß in Ver⸗ 
lauf eined Jahrhunderts das meuterifhe Heer zu feiner Beſchwichtigung die Summe von 
360 Mill. Fl. auf außerordentlihen Wege verfchlungen hat, ungerechnet die dabei vorgefom- 
mene Schädigung des Privatguts. Als dann im 18. Jahrhundert diefer Zufland einer Neform 
unterzogen wurbe, war ed zu ſpät; der Staat war nicht mehr zu retten. 

Zuerſt war man bemüht, das Steuerbewilligungdredht in dem Reichstag zu concentriren 
und den Landfchaften dad Weigerungsrecht zu entziehen, was erft nach wiederholten Reactionen 
gelang. In dem fogenannten „ſtummen“ Reiätag (1717), wo man nicht parlanıentirte, fon= 
dern nad „ſächſiſchem“ Mufter verfuhr, wurben in Anfehung des ſtehenden Heered regelmäßige 
Abgaben eingeführt, indem die Entrichtung des Poglöwne (subsidium charitativum) auch für 
den Adel obligatorifch gemadt wurbe. Eine frühere Nachachtung des „ſächſiſchen“ Mufters 
würde den Staat haben retten können. Allein fhon 1718 wurde jeder Fortſchritt auf dieſer 
Bahn durch die neue Sanction bed liberum veto gehemmt, wodurd einer Entwidelung ber 
Steuern nad Maßgabe der Steuerfähigfeit wieder alle Möglichkeit entzogen wurde. Ein Schritt 
vorwärts und zwei wieder zurüd. Man war wol gewillt zu veformiren, aber doch fo, dag man 
fi) nichts vergab. Das Bedürfniß von Gonfulaten zur Sicherung des auswärtigen Handels 
erfannte man wol an, aber man bewilligte nicht etwa die Mittel dazu, man verpflichtete Fried⸗ 
rich Auguft III. in den pacta conventa 100000 Fl. jährlid dafür aus feiner Taſche zu ent= 
richten. Schließlich kam man dahin, die gefammten Kroneinfünfte dem Meiftbietenden zuzu⸗ 
Schlagen. In ver legten Stunde, als ſchon der Drud der fremden Gewalthaber auf Polen laftrte, 
machte man noch rührige Anftrengungen;; namentlich gebührt Staniflam Auguſt das Verpienft, 
gediegenere Binanzeinrichtungen getroffen zu haben. Gin allgemeiner Zoll für alle Stände und 
Provinzen wurde durchgeführt und ver Ertrag fpäter entfprechend vertheilt; dad Judendonativ 
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(200000 Fl.) wurde in eine Kopfſteuer umgewandelt, die Poſtgefälle wurden für Regalien er- 
klärt, der Bergbau einer ausländiſchen Compagnie verpachtet. Im Jahre 1786 wurde eine neue 
Finanzquelle in der Einrichtung einer Lotterie gewonnen. Endlich im Jahre 1775, alſo nach der 
erſten Theilung, wurde ein Budget aufgeftellt, daß ein Einfommen von 15,070175 ZI. und 
ein faft ebenfo großes Deftcit erwies. Den außerordentlichſten Anfttengungen gelang es, dieſe 
Staatdeinnabmen in 15 Jahren, alfo bis zum Jahre 1791, auf etwa 371, Mill. Fl. zu fleigern. 
Aber die Botmäßigfeit, unter der ſchon das ganze Land ftand, entzog ihn den erhofften Vor⸗ 
theil diefer confolidirtern Binanzverwaltung, und ald nad) der Gonftitution vom 3. Mai 1791 
der legte Verſuch gemacht werden follte, die Staatöverhältniffe felbftändig zu orbnen, mußte 
man zur Negociirung einer Anleihe von 13 Millionen feine Zufludt nehmen, die in Genua zu 
Stande kam. Nach der legten Theilung Polens verfielen die einzelnen Theile dem Yinanzen: 
flande der Länder, an welche fie gefonmen waren. Es braucht wol kaum bemerkt zu werden, 
daß der Theil, welcher Preußen zugefallen ift, fich der beften Lage zu erfreuen hatte. 

Polen jeit der dritten Theilung. Wir fehren nunmehr wieder zu der Geſchichte 
des polnifchen Volks zurück. in polnifches Reich gab ed nicht mehr. Es beginnt jegt jene 
Kette von Bewegungen, Madinationen, Gonfpirationen, Ausbrühen und verzweiflunge- 
vollen Kämpfen, vie alle Ereignifie Europas begleiteten, bebingten oder hervorriefen. Diejen 
Tod bei lebendigem Leibe konnte das Volk nit verminden, und fobunt und wechſelvoll die legten 
70 Jahre gewejen jind, fo bunt und verfchienen ift die Stimntung und dad Urtheil, mit welchen 
Europa jenes Ringen um dad Dafein des polnifhen Volks betrachtet hat. Auf der einen Seite 
verfolgte man die Kämpfe der Bolen mit dem überſchwenglichſten und thellnehmenpften Enthu= 
flasmus, mit übermäpiger Gefühlsfhmärmerei und krankhafter Sentimentalität, auf der 
andern wieder mit ungegründeter Verachtung, mit Haß und Widermillen; einer ruhigen Be- 
trachtung ihrer Lage war Europa ebenfo unzugänglich geworben als vie Polen ſelbſt. Es Hatte 

ih unter den legtern in bemfelben Augenblid, da e8 ihnen verwehrt war, einen Staat noch zu 
bilden, die Staatsidee gewiffermaßen zu einem Ideal ausgebildet, und alle träunten von einen 
politifhen Meſſianismus, der abwechjelnd bald diefer bald jener europaifchen Größe zugemutbet, 
bald von diejer bald von jener hervorragenden PBerfdnlichfeit erwartet wurde. Das Interefle 
der Befreiung theilten fie lange Zeit mit dem Liberalismus in Europa , der auch gegen ſchweren 
Drud, gegen Feſſeln ankämpfte, die von ebenvenfelben ihm angelegt waren, welde audy Polen 
in Banden gefchlagen, und e8 bildete jich in ganz Curopa eine Coalition Polens und der Demo⸗ 
Tratie, die fo feſt ineinandergeſchlungen war, daß bis auf den heutigen Tag viele Politiker von der 
Vorſtellung einer Identität der beiden Ziele ſich nicht loomachen koͤnnen. Indeß brach die Verſchie⸗ 
denheit der Tendenz bald hervor und das Bündniß fiel faſt überall auseinander, wo es ſich um die 
Realiſirung der letzten Wünſche handelte. Der Demokratie war es an der Befreiung zur Freiheit 
gelegen, den Polen um die Befreiung allein. Ja, die letztern brachten von vornherein eine große 
und mächtige Fraction mit ſich, welche von der Freiheit als ſolcher nichts hoͤren mochte, welche 
ihr fo feindlich gegenübertrat, daß fie ſich ſelbſt nicht ſcheute, mit den Feinden ber Befreiung lie: 
ber ihren Pact zu machen. Wie thoͤricht und unrichtig es aber auch war, das Polenthum mit 
der Demokratie Europas zu identificiren, fo geſchah es doch — und natürlich gerade von den 
Machthabern, vie beiden nunmehr ein Schickſal bereiteten, das ein trauriges Blatt in der Ge- 
ſchichte der modernen Civiliſation ausmacht. Beide haifen einander wenig, aber beide häuften 
aufeinander zu den eigenen Leiden noch die des Verbündeten. In jenem politiſchen Mefitanie- 
mus, der die Polen fortwährenn erfüllte, übermog bie durch feine Täuſchung zu vertilgende 
Vorftellung ‚ daß Frankreich e8 fein würde, welches zur Erlöfung Polens feine Macht und fein 
Schwert erheben würde. Frankreich fand und findet aus Egoismus ein Intereile baran, dieſe 
Vorſtellung zu nähren, zu erhalten, aber nur mit dem Worte. Mit hohlen Nevendarten von 
Sympathie und Mitgefühl, man kann Tagen, mit einem frivolen Genuß, den das tragifche Drama 
der polnifchen Gefchichte ihnen darbot, haben fie jene utopifche Meinung bei ven Polen aufrecht 
erhalten und fie davon abgezogen, ihre Aufgabe dort anzufaflen, wo fie allein Heil verfpricht, 
in der Entmidelung und Ausbreitung der innern Cultur und Givilifation. In diefen 70 Jap: 
ten, während welder in Frankreich alle nur denkbaren Schattirungen der Negierungsformen 
durchgemacht wurden, von der äußerften Volksherrſchaft bis zu dem alleräußerfien, dem aflati: 
ſchen vergleihbaren Despotismus — hatten alle für Polen ſympathiſche Worte, zumeilen aus 
diplomatiſche Noten, doch nie eine wirkliche That. Alles, was fie für bie Getäufchten thaten, 
bean darin, daß fie ihnen einen Herd, eine Stätte für die dad Unglück häufende Confpira: 

on boten. 
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Die legte Thellung Bolens fand zur Zeit flatt, als in Frankreich die Volksherrſchaft auf 
ihrem Gipfel ftand. Die zahlreihe Emigration aus Polen, die, der Verfolgung der drei Thei⸗ 
lungsmächte ſich entziehend, unter folhen Umſtänden in Frankreich ſich nieberlaffen und feftfegen 
durfte, bearbeitete die Einflugreihen der franzöfifhen Republik, die ohnehin damals mit 
Preußen und Oſterreich im Kriege ſtand, auch Polen zum Gegenſtand des Kampfintereſſes zu 
erheben. Aber ver Baſeler Friede vom 5. April 1795 wurde mit Preußen unter Verhält⸗ 
niffen abgeſchloſſen, die der Republik nicht geftatteten, die Bedingungen zu dietiren und an Po: 
[en auch nur zu denken, felbft wenn der Wille dazu vorhanten gewefen wäre. Da die polni= 
Shen Emigranten als Fremde in die franzöflfche Armee nicht treten Eonnten, fo fchloffen fie fich 
den Töchterrepublifen an, welche die Sache Frankreichs verfodhten, und bildeten (9. San. 1797) 
unter Johann Heinrih Dombrowffi im Dienfte der fogenannten Gidalpinifchen Republik pol⸗ 
nijche Legionen, die unter ihren nationalen Farben ih dankbare Hülfe für ihre eigene Sache zu 
erringen ftrebten, Dombromffi Hatte die Abficht, über Dalmatien und Ungarn nad Polen ein: 
zubredhen, während andere Emigrantencolonnen von der Moldau aus beraufziehen follten. 
Intriguen und Berrath vereitelten feine Plane, und fowol die Prälinitnarien von Leoben 
(18. April 1797) wie der Sriede zu Campo-Formio, der den Italienischen Feldzug beenvigte, 
brachten den Polen nicht den mindeften Vortheil; es wurde ihrer dabei gar nicht gedacht. Als 
jebod der Krieg zwilchen Frankreich und Ofterreih, das nıım mit Rußland verbündet war, wie: 
der ausbrach, theilten Die Legionen das Misgeſchick der republikaniſchen Heere, und in ver Capi⸗ 
tulation von Mantua (28. Juli 1799) wurden die Deferteure der Öfterreichifchen Armee, d. 6. 
die galizifchen Audgehobenen, welche zu ben polnifchen Legionen Üübergetreten waren, von den 
republifanifchen Heerführern auf die ſchmachvollſte Weife ausgeliefert. In derfelben Brit 
kämpfte Dombrowſtki an der Trebbia und bei Novi mit, und nur ſchwache Trümmer feiner Le: 
gionen retteten ſich nach Frankreich. Bon neuem bildeten ſich Hier polnifche Streitcolonnen, die 
unter Dombrowffi ji dem inzwiſchen am 18. Brumaire zum Erften Gonful erhobenen General 
Bonaparte zur Verfügung ftellten. Zugleich fanımelte Kniaziewicz an der untern Donau eine 
Region, die dem über Böhmen und Mähren herbeiziehenden Dombronfti fi anfchließen follte. 
Aber der Friede zu Luneville (26. Jan. 1801) zerſtoͤrte wiederum die patriotifchen Hoffnungen, 
und die Legionen wurden nun ein Spielball der Selbftfuht. Bonaparte wollte urſprünglich 
eine Leibgarbe daraus forniren, dann fchickte er, als er auf Widerſtand ftieß, einen Theil davon. 
an ven neuen König Ludwig von Etrurien und ſchließlich die uͤberreſte gar zur Bekämpfung des 
Negeraufftandes nad Sun: Domingo. Sie wurben dadurch gänzlich zerfprengt und aufgerieben. 
Sie waren daß erfte Opfer des mächtigen Geiftes ver Lüge und Gewalt, ver ganz Europa ſich zu 
unterjodhen im Begriff war. Während die kriegsfähige Mannfchaft fich fo im Interefle Frank: 
reichs gegen diejenigen ſchlug, welche ald Machthaber das polnische Land in Händen hatten, er: 
litt dieſes verfchiedenartige Schieffale unter den drei verfchiebenen Negenten. Die Landſchaften, 
welche Preußen befaß und die zum Theil fpäter an Rußland kamen, tragen bis auf den heuti= 
gen Tag bie fegensreihen Spuren diefer Bermaltung. So fehr Preußen damals durch den 
Übermuth der junkerlichen und frönmelnden Staatölenker auf dem Punkte fand, einen tieren 
Fall zu thun, fo muß ihm doch nachgeſagt werben, daß es viele und beträchtliche Opfer brachte, 
um dad ausgefogene und heruntergefommene Rand wieder in ertragfüähigen Stand zu fegen und 
den Wohlſtand und die Wohlfahrt ver Bevölkerung wieber zu heben. Die Anlegung von öffent: 
lichen Magazinen, die noch heute an den Weichfelufern (3.8. bei Wloclawek) zu ſehen find, 
die zahlreiche Vermehrung ver Schulen, die Achtung des Eigenthums und die Sicherung deffel: 
ben durch Handhabung einer zuverläffigen Gerichtsbarkeit, die Beförderung der Gelehrtenge⸗ 
ſellſchaften in Warfchau, die Duldung und Pilege der polniſchen Nationalität durch polniſchen 
Unterricht, die Genehmigung des polnifhen Nationaltheater, die Betheiligung aller polnifchen 
Unterthanen an den Gerechtſamen, deren alle Preußen theilhaftig waren, alle dieſe Maßregeln 
hoben den Zufland des preußifch: polnifchen Landes in einer Weife, die unter der nationalen 
Herrſchaft demſelben nicht widerfahren war. Auch Ofterreid that von vornherein den einſchnei⸗ 
denden Schritt, die Freiheit der Bauern zu proclamiren, und gewann fi dadurch deren Danf: 
barkeit, die ihm noch heute in dem Nationalitätentampf zugute kommt. Allein der gebrüdte 
Stand der Finanzen und die fortwährenden friegerifchen Berwidelungen ließen Oſterreich nicht 
viel zum Gultiviren kommen, zumal e8 feiner ganzen Natur und Zufammenfegung nad) das 
Nationalitätöprincip wenig begünftigen fann. Doch wurde bier das trübe Schickſal mindeſtens 
einigermaßen gemäßigt. Sehr unglüdli aber waren die Zuſtände ver Ländertheile, welde an 

Stantsskerifon. X. 35 





546 Holen 


Rußland gekommen waren. Die Herrſchaft Katharina's war barbariih. Das Eigenthum 
wurde nicht geachtet, Unterriht und Bildung wurden unterdrückt, bie griechiſch- unirten und 
fatholifhen Gemeinden in ihren Glaubensſachen gefränft. Nicht viel befler wurde es unter der 
Regierung des im Jahre 1796 auf den Thron gekommenen Paul, der zwar mit tbeatraliſchem 
Auffeben vielen Bolen, unter andern auch Koſciuſzko, wieder bie Breiheit ſchenkte, den Ber: 
folgungen der Religiondgefellfihaften Einhalt that und mande Schule wieder eröffnete, der aber 
im höchſten Grade launenhaft, mistrauifh und ſchwankend in feiner Politik war. Er hatte 
wol zuweilen hochfliegenve Plane, und in folgen Anwandlungen von Großherzigfeit dachte er 
wol auch an eine Wieberherftellung Polens, allein der gewaltfame Tod durch die Hand der Höf- 
linge verhinderte jede That. Paul hatte im einzelnen den Polen manche Gerechtigkeit und Hu⸗ 
manität widerfahren Iaffen, im ganzen aber empfand das Land einen Drud von felten ber untern 
Beamtenfchichten, ver kaum mit irgendetwas ähnlichen zu vergleichen iſt; Härter, graufamer 
mögen wol befiegte Völker Thon behandelt worden fein, nie aber mit diefer Art von naivem Cynis⸗ 
mus, der dem ruffifchen Beamten fo eigenthümlich Il. Während das Volk feufzte, bemühte ſich 
der Fürſt Adam Ezartoryjffi, der mit dem Kaiſer Alerander in jüngern Jahren in den freundſchaft⸗ 
lichſten Verhältniſſen geſtanden und viel mit ihm geſchwärmt hatte, vergebens, ihn zu einer 
echten That für das polniſche Land zu bewegen. Alexander ſchwärmte weiter, er ſchrieb dem 
Fürſten in ſentimental-ſchwülftigem Tone, was er alles zu thun gedenke, und begnügte id 
damit, dem Fürſten und einigen andern Polen die höchſten Ehrenbezeigungen und Würden zu⸗ 
theil werden zu laffen, dad Volf ging leer aus. Freilich war die Zeit dazu wenig genug an⸗ 
getban. An einem einzigen Tage, am Tage der Schladht bei Jena, war der Staat Friedrich's 
des Großen vor dem Stoß des franzöflichen Erobererd zuſammengebrochen, geftürzt durch den⸗ 
jelben Fehler, den er an Polen zu rächen hatte, durch die Verlegung feines Schwerpunkts in 
die aud feinem vernünftigen Grunde bevorrechtete Kategorie des Adels. Da die Ruſſen fich auf 
die Seite der Preußen ftellten, fo mußte Napoleon den Kriegsſchauplatz meiter nad Dften Hin: 
überfchieben. Binen eifrigen Verbündeten fand er an Polen. Am 3. Nov. 1806 erfhien eine 
von den Generalen Dombromffi und Wybicki unterzeichnete Proclamation, worin die Polen 
aufgefordert wurden, zu den Waffen zu greifen und unter Napoleon's Fahnen fi) der Ehre 
werth zu zeigen, wieder eine unabhängige Nation zu werden. Natürlih war ver Inſurree⸗ 
tionsverfuch zunähft auf Süd- und Weftpreußen befchränft; da aber gerade dort das preußifche 
Regiment fi den Dank des Landes verbient hatte, fo mußten noch Fräftigere Agitationsmittel 
in Anwendung gebradt werden. Kofeiufzfo hatte e8 abgelehnt, im Dienft Napoleon's für 
jein Vaterland aufzutreten. Der Eroberer wußte aber, welches Anfehen der tapfere Held bei 
jeinem Volke genoß, und trug fein Bedenken, ven Namen deſſelben in einer vom 1. Nov. datirten 
Proclamation zu misbrauchen und zu fälfhen. Das angeblidhe Verfprechen Koſciuſzko's, wie⸗ 
der heimfehren und die Leitung des Aufſtandes übernehmen zu wollen, wirkte raſch, das Volk 
ftand auf, und in wenigen Wochen war für Preußen der Berluft feiner polnifchen Provinzen 
entſchieden. Am 4. Nov. zog Davouft in Pofen ein. Dombrowffi organtjirte rafch viele Na⸗ 
tionalvegimenter,, die wenigen feften Punkte wurden bald genommen, und fihon gegen Ente 
deſſelben Monats war Napoleon jelbft in Bofen. Auch die Hauptſtadt Warſchau fiel in die 
Hände der Branzofen und Polen, und am 19. Dec. wurbe der Kaifer dort mit Enthuſiasmus 
als Befreier begrüßt. Groß war bie Opferfreubigfeit des patrivtifchen Volks, aber Immer noch 
wurde fle übertroffen von dem Umfang der Gontributionen und Requiſitionen, welche die fran⸗ 
zöfifchen „„Befreier‘ forderten. Der franzdjifche General Vincent, der zum Gommiffar bei der 
neu eingefegten warſchauer Landesbehörbe fungirte, hatte Darüber zu wachen, daß nichts wider 
den Willen des Kaifers gefhähe, denn weit entfernt war Napoleon von dem feften Entſchluß, 
Polen feine Selbfländigfeit wiederzugeben. Noch im Verlauf der Unterbandlungen um den 
Tilſiter Frieden erklärte er fich bereit, das ganze Land ven Kalfer Alerander zu übergeben. 
Erft ald Diefem Die Bedingungen dafür zu hoch erfchienen, wurde daraus ein „Herzogthum War- 
hau’ geftiftet. Seine Beftandtheile waren diejenigen Landſchaften, welche in ven zwei legten 
Theilungen Polens an Preußen gekommen waren, mit Ausfchluß des Kreifes Bialyftof und 
Auguftowo, welche zu Rußland gefchlagen wurden. ſterreich hatte wegen Galizien ſchon früher 
beruhigende Verſicherungen erhalten. Die Seeſtadt Danzig ſollte unter dem Schutze Preußens 
und des neuerdings zum König erhobenen und als „Eigenthümer und Souverän“ des Herzog- 
thums Warſchau erklärten Regenten von Sachſen als Freiſtadt beſtehen. Liber 2 Mill. Sin- 
wohner erhielt das neue Herzogthum; Marſchälle und Generale ver franzöſiſchen Armee wurden 
mit den beſten Domänen beſchenkt; in Dresden wurde unter Mitwirkung ver Franzoſen eine 
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Randesverfaffung entworfen. Allein Napoleon hat in feinem ganzen Leben ſtets Unglück mit 
feinen Staatsgründungen gehabt. Stets entflanden unter feiner Hand nnr ungefunde Carica⸗ 
turen von Staaten, aber eine der am wenigſten lebensfähigen Bilvungen war dad Herzogthum 
Marfhau, deffen Souverän ein Deutfcher, deffen Givilgefeßgebung, Handelsrecht, Verwaltung 
franzöfifch und deflen faft 90000 Mann betragende polnifhe Armee dazu verwendet wurde, zu 
Bunften der Bonapartifhen Dynaſtie den Aufftand ver Spanier niederzuſchlagen. Die Ber: 
theibigung des Landes war kärglich; und als der Krieg zwifchen Frankreich und Oſterreich wie: 
der ausgebrochen war, wurbe der Fürſt Jofeph Poniatowſki von dem Erzherzog Ferdinand bei 
Rafzyn (19. April 1809) gefhlagen, und Warſchau mußte capituliren. Da erhob jih Dom: 
browſki wieder, und In mehrern Treffen gelang e8 ihm, die Ofterreicher wieber herauszuſchlagen 
und mit Hülfe der ald Verbündete Napoleon’8 auftretenden Ruſſen Krakau zu nehmen. Diefe 
Erfolge murden auch durch eine Vergrößerung des Herzogthums im Wiener Frieden (14. Ort.) 
um 900 Duadratnteilen (einfhließli der alten Hauptſtadt Krakau) definitiv gejihert. Aber 
diefer Gründung erging e8 wie ben übrigen Napoleonifchen, fie verfümmerte unter der Laſt der 
Leiftungen für Zwecke und Intereflen, die den eigenen durchaus fern lagen, Um das Jahr 1812 
wurde dad Herzogthum Gegenſtand der treulofeften Bolitit. Napoleon, im Begriff Rußland zu 
bekriegen, machte den Patrioten allerlei Hoffnungen auf Wieverherftellung Polens. Während 
die polnifhe Armee in Rußland das Schickſal ver franzoͤſiſchen theilte, glaubten die Patrioten 
den Abfichten Napoleon’8 entgegenfonmen zu müffen, und unter dem Vorſitz des Fürften Adam 
Gzartoryiffi bildete der Landtag am 28. Juni eine Confdderation und proclamirte das neue 
Polen. Als aber Napoleon dur eine Deputation davon in Wien hörte, gab er eine fehr ab⸗ 
kühlende Antiwort und bezeugte der Sache durchaus feinen Beifall. Die Ereigniffe des Winters 
1812, welche einen fo ungeheuern UImfchwung in Europa bewirkten, fielen auch auf Polen fol- 
genreih zurüd. Dombromffi und Joſeph VPoniatowſki mit ihren Truppen zogen mit den Re= 
ften der großen Armee nah Deutſchland und Frankreich; einige feſte Pläße in Polen wurden 
gegen die Verbündeten noch gehalten, weil diefe den Blid auf den Welten richteten und ſich nicht 
durch Belagerungen hindern laffen wollten. Mit dem Sturze Napoleon’8 aber fiel auch der 
ganze fünftlide Bau des Herzogthums Warfchau über den Haufen. 

Polens Schidfal fiel nun dem Wiener Congreß anheim. Es iſt nöthig, Hierbei etwas län- 
ger zu verweilen. Urſprünglich beabfihtigte Alexander von Rußland, dad neueroberte Herzog: 
thum Warfchau mit dem ganzen Großfürftenthum Litauen wieder zu vereinigen und ein Polen⸗ 
reich mit conflitutioneller Verfaſſung und eigener Armee unter bloßer Perfonalunion mit Ruß: 
Iand zu begründen. Allein dagegen erhob ſich alles, was in Rußland nur eine Stimme hatte, 
Armee, Adel, Geiftlihkeit. Ex ließ daher diefen Gedanken fallen und befchränfte dieſe Abſicht 
nur auf das Herzogthum Warſchau. Faſt alle Staatsmänner Europas ſuchten ihn davon ab- 
zubringen, aber die freundſchaftlichen Beziehungen zu dem Fürſten Gzartoryiffi, der dieſe Plane 
Alexander's lebhaft befürmortete, überwogen bie Rathſchläge ver Politik; Alexander ließ nicht 
von feiner Idee. Preußen war nur unter der Bedingung, daß es ganz Sachen erhielt, fie zu 
unterflügen bereit, Öfterreich Ichnte fie ganz ab, England trat mit Entſchiedenheit dagegen auf, 
und Frankreich drang aus Gründen, die in feinem ganzen politiſchen Syſtem zu jener Zeit lagen, 
auf ein völliges Aufgeben der Plane, einen polnifchen Staat, unter welder Form aud immer, 
wiederberzuftellen. Mindeftens ſtanden vie Verhältniffe fo im Anfang der Berathungen. Blieb 
aber Öfterreich bei feiner Ablehnung jened Gedankens, dann mußte es Preußen mit Sachſen ent= 
ſchädigen, was ihm noch weniger erwünſcht mar, ed fam daher auf die Theilung Sachſens als 
einen geeigneten Ausweg ; Polen dagegen follte bißan die Weichſel reichend mit ver Verfaſſung von 
1772 over 1791 unter rufiifcher Hoheit wiederbergeftellt werden. Unzählige Unterhandlungen 
und Intriguen wurben über diefe Frage neu angeſponnen, ein Diplomat fuchte den andern zu 
überliften, und fließli war es Tallegrand, der fie alle In feine Nege zog, wenn auch durchaus 
nicht mit einem großen Gedanken, fondern mit dem allerfleinlihften Shader. Preußen trat 
dem König von Sachſen eine Landftrede mit 800000 Einwohnern nebft Dresben und Leipzig 
ab und erhielt dafür von Polen das Land bi8 an die Prodna und die Stadt Thorn, Oſterreich 
nahm den tarnopoler Krel® und mußte ſich Krakau ald Freiſtaat an feinen Grenzen gefallen 
laffen; das übrige Polen wurde dem Kaifer Nlerander überlaffen. Am meiiten hatte England 
auf die Theilung Bolend gebrungen,, und Lord Eaftlereagh war namentlich über Die parlamen= 
tarifchen Inflitutionen beforgt, melde Alexander dem Lande geben wollte. In diejer Abnei- 
gung begegnete er dem Fürſten Metternich, der auch fi bemühte, den Beſchluß herbeizuführen, 
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daß man ſich über die Polen — das iſt dad dem Kaiſer Alexander übergebene Polen — zu verlei- 
hende Verfaſſung gemeinſchaftlich verſtändigen werde. Derſelbe Lord Caſtlereagh fuchte von den 
drei andern Mächten Erklärungen auszuwirken, daß ſie ihre polniſchen Unterthanen mit Scho— 
nung ihrer Nationalität als Polen behandeln würden. Darauf haben ſich die Polen fpäter be⸗ 
rufen, um darzuthun, daß man Ihnen in Wien verfprochen habe, fie follten ſich, obgleich fie 
unter drei verfchiedenen Staaten vertheilt blieben, eines politifch - einheitlihen Nationaldafeins 
erfreuen. Daß daran nit gedacht worden fein konnte, zeigt fhon allein die bare Unmöglich- 
keit einer folden Einrichtung. 

Menden wir und nun zu bem aus dem Wiener Congreß hervorgegangenen „Königreid 
Polen’. Alexander beeilte fi das von ihm gegebene Wort einzuldfen, und anı 15. Dec. 1815 
erſchien eine volksthümliche Berfaffung. Diefe fette eine beſondere Regierung, ein eigened Mini⸗ 
fterium ein. Die Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetz wurbe zwar in ver Berfaffung aus⸗ 
gefprochen, aber gleich bei der Zufammenfegung der Natlonalvertretung durchaus nicht mit 
Gonfequenz durchgeführt. Auch den Bauern wurten einige politifhe Rechte, namentli das 
Stimmrecht eingeräumt. Senatoren und Landbotenfammer bildeten die Vertretung des 
Volks; die Minifter Hatten jedesmal das Budget vorzulegen, die Kammer das Recht, e8 zu ver- 
werfen ober zu ändern; außerdem garantirte dieſe Verfaſſuug die Freiheit ver Berfon, bie 
Sicherheit des ECigenthums und das Recht Öffentlicher Meinungsäußerung in Schrift und Wort. 
Der General Zajonczek, ein Mann, ber die verfchiedenartigften Wandlungen durchgemacht hatte, 
wurbe zum Vicekoͤnig ernannt, Alerander ſelbſt eröffnete ven Landtag und zeigte alle nur mög- 
liche freifinnige Nüdfiht auf das patriotifhe Gefühl des Volks. Anders jedoch wurde ed nad 
dem Abſchluß der Heiligen Allianz; der Geift der Reaction und des Voͤlkerdrucks, der ganz 
Europa von den Thronen aus zu beherrfchen anfing, führte aud in Polen eine Änderung des 
Verfahrens ein. Alexander wurde, wie immer Menſchen, vie mehr von Gefühlen ald von Fla- 
rem Bewußtfein geleitet werden, von jedem Widerſtande, mochte er von der Kammer oder aud 
nur von der Gonfequenz der Verhältniffe ausgehen, beleidigt. Zuerſt wurde dad Budgetrecht 
verlegt; die Leiter der Oppofition, die Brüder Niemojowffi, fuchte man auf iffegalem Wege aus 
dem Math zu entfernen, eine Maßregel, melde die Landſchaft Kaliſch, die fie gewählt hatte, in 
nicht geringe Aufregung verfegte. Gegen die gemährleiftete Preßfreiheit wurde die Cenſur wie⸗ 
der eingeführt und zwar in einer Strenge und Rückſichtsloſigkeit, welche kaum damals in andern 
Staaten, in denen man gegen bie literarifchen Erzeugniffe auch nicht eben fanft verfuhr, in 
ähnlicher Weife angetroffen wurde. Der alte Zajonczet gab fi fogar dazu her, eine Anzahl von 
Bolkefhulen zu fließen, und andere Polen, die in bem Unterrichtsweſen beſchäftigt waren, 
unterftügten diefe fluchwürdige Maßregel mit einem Eifer, der einer beffern Sache würdig gemefen 
wäre. Richt minder hart wurden die höhern Lehranftalten behandelt, die in einen magern Sche⸗ 
matismus eingezwängt wurden. Noch übler geftalteten fih die Berhältniffe, al ven Großfürſten 
Konftantin, der bis dahin an der Spiße ver polnischen Armee geftanden hatte, eine außerorbent- 
liche, unverantwortlicde Gewalt aud für Bivilangelegenheiten anvertraut wurde. Dieſer Fürft 
war in eine ſchoͤne Polin verliebt, die er mit Entfagung auf die ruſſiſche Erbfolge heirathete. Er 
hatte in feinen Wefen viel mit Peter dem Großen gemein, indem er mit dem rohen und wilde: 
ſten Paganismus Grfenntniß und Aufflärung in feltfamer Weife miſchte. Konftantin Tiebte 
die polnische Armee, aber etwa fo, wie man einen Hund liebt, den man beim Dreſſiren prügelt 
— das that ver Gropfürft buchſtäblich mit der Armee und ihren Offizieren — um ihn fpäter mit 
füßer Vertraulichkeit zu herzen. Berfolgungen, Quälereien und Spionagen nahmen überhand. 
Sowie der Großfürft felbft von Peteröburg aus einer geheimen Überwachung unterftellt war, 
fo ließ er wiederum in Bolen alles im geheimen beauffichtigen. Natürlich brachte ein folder Zu⸗ 
fland bald die den italienifhen Carbonaris nachgeahnmte Bildung geheimer Gefellihaften zu 
Wege, die bei der befannten und hiſtoriſch begründeten Neigung der Polen zur Gonfpiration 
eine die beſtehenden Verhältniſſe und die brutale Regierung gefährdende Ausbreitung und Be- 
deutung erhielten. Die Philareten, Philomaten, die Strahlenden, die vom weißen Adler u. a. 
waren entweder vollkommene Geheimbünde oder Verbände mit einer vormandliden und einer 
geheimen Tenvenz; fie fanden untereinander in fortvauernder Verbindung. Die Regierung 
wußte von der Briftenz derſelben, aber gleichwol blieben ihr die leitenden wie überhaupt bie be: 
theiligten Perfönlicgkeiten verborgen. Nur felten gelangte einiges davon durch die Ungeduld 
der zum größten Theil darin vermidelten Umniverfitäts- und Schuljugend an das Tageslicht. 
Dann war aud die Strafe eine graufame; überhaupt Eonnte das die Selbſtſucht des „idealen“ 
Alexander nicht vertragen, baß ein Volk feine Angelegenheiten felbft in die Hand nehme. A 
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follte von ihm erwartet werben. Vertrauen, dieſe ungeredtfertigte Prätenfion aller Despo⸗ 
ten, war flet6 auf feinen Lippen, felbfl dann, wenn er unreife Knaben, die thörichterwelfe 
auf der Schulbank einen Geheimbund geftifiet hatten, ihren Altern entreißen und in Ketten und 
Banden nad Sibirien oder an den Kaukaſus fchiden ließ. Das Wüthen eines Menſchen wie 
Nowofllzom , das namentlich gegen die Jugend gerichtet war, gab ven geheimen Verbindungen 
nur immer mehr Nahrung, indem e8 Wuth und Entrüftung felbft in den Befonnenften Herzen 
entzündete. In biefem Zufland befand fi Polen, als Alerander am 1. Dec. 1825 ſtarb. 

Die Militäraufſtände und Bewegungen in Rußland bei ver Throndefteigung Nifolaud’ I. 
ftanden zum Theil mit dem polniſchen Barbonarismus in Verbindung. Mit nerviger Kauft 
wußte der junge Kaifer jeden Wiberfland gegen feine rohe Gewaltherrſchaft nieverzufchlagen. 
Br ließ ih in Warſchau frönen, aber machte wenigftend feine Berfprehungen und erregte feine 
Hoffnungen. Die Attentate mehrten ji, und während fie die Ivee des Konigsmordes unter 
der Menge bigiger junger Leute populär madten, erregten fie an den Höfen Konſtantin's zu 
Warſchau, wie des Nifolaus zu Peteröburg immer mehr Verlegenheit und Erbitterung. So 
nahmen die Berfolgungen auf der einen Seite zu, auf der andern flieg der revolutionäre Geiſt. 
In vieler Zeit gefhah ed, daß die Demofratie Europas, insbeſondere Frankreich, ſchwärmend 
für jeden Ausbruch gegen die beſtehenden drückenden Bewalten, die Konfpirationen der Polen 
begünfligte. Die Emigration, welde in Frankreich ihre Site etablirt Hatte, machte das ver- 
bindende Mittelglied aus. Doc ging dies alles im geheimen vor ; Öffentlich hatten die Verhält⸗ 
niſſe noch Eeine Zeichen des nahenden Ausbruchs gegeben. Die Monftreprocefle, welche gegen 
viele Theilnehmer ver geheimen Geſellſchaften anhängig gemacht wurden, hatten in Warfchau, 
wo der Senat ald Gerichtähof eingefegt wurbe, feinen der Regierung günftigen Erfolg. Die 
aber in den litauifchen Provinzen Gompromittirten, deren Spruch in Peteröburg gefällt wurde, 
wurden nad) Sibirien geſchickt. Trog alledem wurde noch immer Conſtitutionalismus gefpielt. 
Im Jahre 1830 wurde der Landtag einberufen und der Antrag über die Abſchaffung der nad 
dem Code Napoleon eingeführten Bivilehe gab zu aufregenden Debatten Beranlaffung. Die 
Regierungdentwürfe unterlagen bei der Abflimmung. Gleichwol trat ver Muth nicht hervor, 
um über bie Miöregierung und bie Quälereien offene Klage zu führen. Niemand wagte die 
Beſchwerden ver Nation darzulegen, denn feiner wartete nur dad Schickſal der Niemojowſkis, 
die jahrelang auf ihren eigenen Gütern ald Gefangene gehalten wurden, weil fle an dem Land⸗ 
tage von ben gefprochen, was die ganze Nation durchdrang, die Empdrung gegen bie ruſſiſche 
Gewalt. Die Bitterfeit flieg daher um fo höher in den geheimen Geſellſchaften, pie auch in dem 
Heere einen breiten Anhang gefunden hatten. Gerade dasjenige Regiment , welches der Groß⸗ 
fürft Konflantin mit den meiften Zärtlihfeiten — In feiner Art — überhäuft Hatte, ftand am 
lebhafteften zu ver Verſchwoͤrung, die in den Entwürfen der Volksleiter eine immer feſtere Ge⸗ 
ftalt annahm. 

Da zudte die Iulirevolution von Paris her über Europa nad Polen hinein. Der Eifer 
und die Begeifterung , welche fich überall, wohin die Nachricht gelangte, an ihre Ferſen hefteten, . 
Die Bewegungen, die fie in Deutfchland und Italien Hervorrief, ver Schrecken und bie Betäubung, 
in’weldhe die Höfe und Fürften gerathen waren, die Stimmung des Voll! und des Militärs, 
alles drängte zu rafcher Entwidelung des lange genährten Revolutionskeims. Gegen Enve 
September 1830 hielten die vornehmften Spigen der geheimen Verbindungen eine Verſamm⸗ 
lung zu Warſchau. Zwei Blane wurden vorgelegt. Der eine faßte die zu bewirkende Erhe⸗ 
bung im großartigfien Stil ald einen Krieg auf, deſſen Herd auf dem ganzen ehemaligen polni= 
ſchen Bebiet gegen alle rei Mächte, Rußland, Ofterreih und Preußen, aufgefchlagen werben 
follte; der andere nahm mehr eine fozufagen interne Rebellion in Ausſicht, die erfi nad und 
nad) zu einer allgemeinen Schilverhebung, und zwar zundrberfi nur gegen Rußland ausgedehnt 
werden follte. Der legtere Vorfchlag wurde angenommen, und in einer neuen Berfammlung 
der 20. Det. als Termin des Ausbruchs feftgefegt. Bine proviſoriſche Regierung wurde ſchon 
im voraus aus Mitgliedern des Reichſstags gebilvet, und dazu Wladyſlaw Oſtrowſki, Wincenty 
Niemojowfli, der gelehrte Hiftorifer Joachim Lelemel, ferner Walenty Zwierzkowffi und ber 
General Braf Roman Soltyk ſowie der Fürſt Czartoryiſki beſtimmt. Mehrere ſchlugen indeß 
die Betheiligung an dieſer Behoͤrde einſtweilen aus. Indeß waren den ruſſiſchen Beamten viele 
Symptome des herannahenden Sturmes bemerkbar geworden, und die Polizei hatte bereitds ei⸗ 
nige Fäden der Berfhmwärung in Händen. Der Großfürſt Konſtantin wurde mehrfach gewarnt. 
Die Berfchworenen verlegten daher den Ausbruch auf den 10. Dec. Inzwiſchen follten die 
Provinzen bearbeitet und für den Auffland vorbereitet werden. In Ofterreih und Preußen 
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wurden mittlerweile Borfihtömaßregeln getroffen. Die galizifhen Regimenter wurben nad 
Ungarn verlegt und bie pofenfche Landwehr dermaßen dislocirt, daß von ihr nichts zu fürchten 
war. ber gerade dieſe Umſtände beichleunigten in Marfchau den Ausbruch. Am Abend des 
29.Nov. begann der Aufruhr. Binige junge Leute warfen fih auf Schloß Belvedere, wo Groß⸗ 
fürft Konftantin ji befand, um zunächſt fich der Perfon vefjelben zu verfihern. Die Wachen 
wurden niebergeworfen, und der Großfürft befand fi In großer Gefahr. Mit knapper Noth 
entronn er durch eine Hinterthür. Das Auffladern eines Brauhauſes hätte dem angelegten 
Plan zufolge den Infurgenten im andern Theile der Stadt das Zeichen geben follen. Doc griffen 
bie Ereigniffe nicht berechnetermaßen ineinander. Die Truppen, fowol die ruſſiſchen als die in 
ihrer Treue ausharrenden polnischen, follten entwaffnet und nöthigenfalls in den Kaſernen in: 
ternirt werben. Statt deſſen wurden fie nur hinausgebrängt und zogen wenig behelligt ihrem 
Generalifiimus nad. Die vielen Oenerale, welche in dieſer Nacht ihren Tod fanden, fielen 
nicht im offenen Kampfe, jondern wurden mehr oder minder meuchlerifch überfallen und nieber: 
gemadt. Auch der Enthufiasmus der Bürger Warſchaus, von dem viel erzählt worden iſt, und 
der Eifer, mit welchen diefelben zu ven Waffen gegriffen Haben ſollen, gehören ind Bereich der 
Babel. Die ganze Bewegung war mehr blutig als großartig und blieb vorläufig innerhalb ber 
verſchworenen Kreije; fie war ſchlecht organifirt, und hätten ver Großfürft und feine Leute, wie 
in der Regel tgrannifche Oenrüther bein herannahenten Sturm, nicht vollſtändig den Kopf ver: 
Ioren und wären nicht wie gefcheuchtes Wild vavongeeilt, fo wäre es gar nicht ſchwer geworben, 
mit den 7000 Mann ruffifcher Truppen bie ganze verhältnigmäßig unbedeutende Infurrection 
niederzuſchlagen. Es war von den Nevolutionären gut angelegt, daß der erfte Streich gegen 
den Großfürft- Statthalter geführt wurde. Den Umfang, den bie Bewegung fpäter erreichte, 
hatte fie im Anfang durchaus nit. Nur bei wenigen, und zwar ven tüdtigften Männern war 
fie in ihrem erften Auftreten eine nationale Erhebung mit dem audgefprochenen Zweck einer 
Mieverherftellung Polens. Bei den meiften, und zwar bei fehr einflußreichen Häuptern ward 
diejelbe mehr ald eine vemofratifche betrachtet, die Darauf abzielte, von dem rufjifhen Hof Zu: 
geftandniffe abzuringen. Die alte ariftofratifche Partei, ald deren Urbild man den Fürſten 
Gzartorgiffi anfah, der fhon aus dem 18. Jahrhundert Her in feiner Familie die Tradition 
nährte, daß Polen in Unterhandlungen mit dem ruffifchen Hof fih am beften flehen und vie 
meiften Vortheile für feine Lage gewinnen könnte, diefe Partei machte ven Kampf mit, um den 
Credit bei der Nation nicht einzubüßen, und war jelbft nad) dem durch Konſtantin's Kopfloſtg⸗ 
feit leicht errungenen Siege gern bereit, ihren Frieden mit dem peteröburger Hof zu fchließen. 
Umfonft forderten die wirklid nationalen Häupter der Verſchwrung eine proviforifche Regie: 
tung und den Ausfprud der Entthronung der Romanows in Polen. Das gab ver ganzen Re⸗ 
volution eine außerordentlich ſchwache Seite, welche die im Sinne Rußlands wirkenden hoben 
Beamten wohl audzubeuten verftanden. Der Binanzminifter Lubecki verfuchte erft ver ganzen 
Emeute Herr zu werden, und ald dies fcheiterte, ftellte er fih klüglich an vie Spiße derſelben. 
Gr löfte ven alten Bermaltungsrath zum Theil auf und z0g eifrige Mitglieder ver Nevolutions- 
partei in ven neugebilbeten hinein: Xeon Dembowſki, Joachim Lelewel, Wladyſlaw Oftromffi 
und Buftav Malachowſki. Das Volf forderte mit Ungeſtüm die Ernennung Joſeph Chlopicki's 
zum Heerführer. Diefer General hatte unter dem Marſchall Suchet mit Auszeihnung in Spa⸗ 
nien gedient und fpäter den Raunen des Großfürſten Ronftantin einen hochfahrenden Wider: 
fland entgegengefegt; dadurch war er populär geworben. ALS die Bewegung zum Ausbruch 
fam, verbarg er fi In dem Haufe des Primas, und der General Pac mußte einftweilen dad 
Commando übernehmen, bis es Chlopicki gefiel aus feinem Verſteck hervorzukommen. Er hatte 
von vornherein nicht das mindeſte Vertrauen auf einen Erfolg der Revolution. Er nahm daher 
den Oberbefehlan, um zu unterhandeln, nicht um ſich zu fhlagen. Darin begegnete er dem 
Fürſten Lubecki, ver die demokratiſchen Mitglieder des neuen Verwaltungsraths geſchickt zu pu= 
piren wußte. Der Großfürſt nämlich befand fi immer noch an der Spike von etwa 8000 Mann 
treuer Soldaten in Wierzbno bei Warfchau und begehrte, wie die Dinge in Warſchau lagen, 
nicht ohne erfolgreiche Ausſicht, zu unterbandeln. Es erfchienen bei ihm Lubecki, Gzartoryjifi, 
Oftrowffi und Lelewel. Die beiden legtern ftellten ihm vie Nothwendigkeit vor, daß er Polen 
ungeſäumt verließe, die erftern, die Fürften, wünſchten pringend feine Rückkehr in die Haupt⸗ 
ſtadt. Ia aus dem Verwaltungsrath wurde biefelbe Bitte Ihm noch einmal fohriftli and Herz 
gelegt. Aber der Großfürſt fah mol, daß feine Rückkehr eher ver Actiondpartei ein neues Über⸗ 
gewicht durch die Entzündung äußerfter Leidenfchaften geben würde, und begab ſich Daher nad 
Entlaffung der ihm treu gebliebenen polnifchen Truppen nad Rußland zurüd. 
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Faſt alle Darſtellungen der bedeutenden Ereigniffe in Polen aus jener Zeit find einſeitig 
und partelifch und geben ih Muͤhe, ver Sache ihre pathetiſchſte Seite abzugewinnen. Trotzdem 
müffen fie alle geftehen,, daß in Warfchau eine Unordnung, eine Blanlofigfeit und ein wüſtes 
Toben herrſchte wie nirgends fonft nach einer flegreihen Revolution. Der unüberwindliche 
Begenfag zwiſchen den politiſchen Clubs, welche mit Eifer die Erhebung zu einem National: 
frieg zu fleigern bemüht waren, und ber ariftofratifch = militäriichen Partel, welche in Ermange⸗ 
lung eines visciplinirten Heeres einen ben Umflänben nad günfligen Frieden mit Rußland in 
Ausfiht nahm, lähmte alle Fraftigern Entſchließungen, obwol ih allmählich das ganze Kant 
dem Aufftand anfhloß und ſelbſt in Litauen die Revolution flegreich begann. Dazu kam die der 
ganzen Aufregung abgeneigte Simmung Chlopicki's, ver ſelbſt von dem Enthufiasmus, ver feiner 
Verjon dargebracht wurde, nur geärgert war. Er glaubte in der Bewegung überhaupt nur ein 
Abbild der Franzöſiſchen Revolution wiederzufinden, und ſowie er feinen Meifter, ven franzöfifchen 
Kaiſer, mit dem „kleinen Hut” nachzuahmen affectixte, fo veranftaltete er jetzt auch eine Art von 
18. Brumaire. Nach einer Heerſchau trat er in den Sigungsfaal der Siebenmännerregierung, 
welche inzwifchen die Regierungdgewalt an fid gezogen hatte, und erflärte gebieteriſch, daß er 
fi zum „„Dietator’’ made. Niemand wagte Dagegen aufzutreten. Dex neue aus der-Revolu: 
tion hervorgegangene Dictator hatte nichts Eiligeres zu thun, als gerade diejenigen Organe, 
welche die Revolution möglich gemadt und bis dahin gehalten hatten, In Unthätigfeit zu ver- 
fegen und zu entfernen. Die Minifter der proviforifchen Regierung ſetzte er außer Function, 
obglei er ihnen das Amt beließ. Unter foldden Umſtänden verfammelte ſich der einberufene 
Reichstag. Ehe er noch eröffnet wurde, verhandelte Chlopicki mit den einzelnen Gliedern deſſel⸗ 
ben und fand Gelegenheit feine Anſichten auszufprehen. Er betrachte ſich noch ferner als loya⸗ 
Ien Unterthan des Kaiſers Nikolaus, er bezwecke nichts anderes ald eine confequente Durchfüͤh⸗ 
rung der Berfaffung. Diefe herzlofe und Eleingeiftige Politik wäre aber nicht einmal durchführ⸗ 
bar gewejen, felbft wenn ver Neihötag fi die Anſchauung Chlopicki's hätte zu eigen machen 
wollen. Denn wie man in Petersburg die Sache auffaßte, das Fündigte die Rede des Kaiſers 
vom 8. Dec. an bie Dffiziere, in welcher er nicht zu ruhen ſich verſchwor, als bis ver „letzte pol⸗ 
niſche Rebell“ beftraft wäre, das zeigte ferner das ruſſiſche Manifefl vom 17. Dec., in welchem 
es Heißt: „Wir erlafien ven Befehl, alles wieder in ven vorigen Stand herzuftellen. Glaubten 
die Bolen, ald fie die Waffen ergriffen, Zugeftänpniffe erhalten zu können, fo if ihre Hoffnung 
eitel, Wir jind bereit, den Treubrud zu flrafen, wollen aber ven Unfchuldigen von den Ver: 
brechern unterſcheiden.“ Alfo eine Transartion auf einer andern Grundlage ald auf unbeding⸗ 
ter Unterwerfung war gar nicht in Ausſicht zu nehmen. 

Der Reihdtag wurde am 18. Ian. eröffnet. Unklarheit in den zu ergreifenden Maßnah⸗ 
men -und ein Mangel an fähigen und zuverläffigen Männern ſchwächten feine Bebeutung. 
Der einzige weitſehende und die Revolution gründlich auffaflende Mann war Joachim Lelewel. 
Man erzählt, der Kürft Metternich in Wien Habe die Bedeutung dieſes einen Mannes jo fehr 
gefürchtet, daß er gegen die Auslieferung veflelben fi anheiſchig machte, die polnifche Erhe⸗ 
bung zu begünftigen, und Lelewel foll gegen Garantie für die Erfüllung dieſer Zufage ſich be- 
reit erflärt haben, fich aufzuopfern. Mag die auch nur zu den zahlreihen Mythen gehören, 
deren fruchtreiher Boden immer bewegte, aufgeregte Zeiten find, fo fennzeichnet es dennoch, 
welche Bedeutung dem gelehrten Profeſſor in diefen Ereigniffen beigelegt wurde. Er virigirte, 
wenn auch nicht unmittelbar, diepatriotifchen und revolutionären Glubs, alfo die eigentlich drän⸗ 
gende Macht ver ganzen Erhebung. Trotzdem blieb er aber im Reichstag in der Minderheit, 
und mit Schmerz mußte er fehen, daß von diefer unfähigen Körperfchaft ver General Ehlopicki, 
welcher durch Niederlegung der Dictatormürde feine Nothwendigkeit Ind rechte Licht zu fegen 
trachtete, beinahe gebeten wurde die Dictatur wieder zu übernehmen. Der Reichötag fegte ihm 
zwar einen uͤberwachungsausſchuß zur Seite, aber der Zwiefpalt ward in alle Maßnahmen ge: 
tragen, nachdem man ſich nicht gefcheut hatte einen Dictator an die Spige zu ftellen, ber offen 
als fein Programm eine möglihft günftige Transaction mit dem Zar erflürt hatte. Der 
Reichstag hatte ferner eine „Manifeflceommifjion’’ eingefegt, die fich au) unterm 5. Jan 1831 
in einem ausführlichen Schriftflüd ihrer Aufgabe entlenigte. Nur mit Widerſtreben Chlo⸗ 
piefi’8 kam e8 an die Offentlichfeit, obgleich fein Inhalt für eine eben erft fiegreiche Revolution 
mehr als gemäßigt war. Die Redewendungen, melde Damals den Stil aller derartigen Docu⸗ 
mente mehr oder minder ſchmückten, fehlten auch bier nit; von dem, worauf ed anfam, maß 
nunmehr gefhehen jolle, war wenig oder gar nit Erwähnung gethan. Der Dietator ſetzte 
inzwiſchen wiederum einen neuen Rath ein, der mit ihm mehr in der Auffaſſung überein⸗ 
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fimmte, die ganze Erhebung nur für einen Ausbruch bed Volks wegen Verlegung jeiner Ver⸗ 
faffung anzunehmen. Demgemäß wurden die Männer der Bewegung verdächtigt, unterdrückt, 
und am 11. Ian. war dieſes reactionäre Regiment ſchon zu dem Grade der Machtvollkommen⸗ 
heit gelangt, daß e8 wagen konnte, ven Patrioten Lelewel in ven Kerker zu ſchicken, aus dem er 
freilich einige Tage fpäter entlafjen wurbe. Es waren dies ereignißvolle Tage geweien, in denen 
endlich die Sache fidh entwidelte. Am 15. Ian. war bie Antwort des Zaren Nikolaus auf die 
Sendung Lubecki's und Jezierſki's erfolgt, in der unter fehr erklärlihen Gomplimenten gegen 
Chlopicki die Übergabe auf Gnade und Ungnade an Rußland gefordert wurde. Der Anfhauung 
des Dictators fland diefer Abjchluß des großen Dramas fehr nahe. Dies aber brachte endlich 
den Bruch zwifchen dem ſchwächlichen Reihötag und dem Heerführer zu Wege. Nach einer 
furdibaren Scene, in welder der Dictator fih wie ein wüthender Boltron geberbete, legte er 
endlich die Dictatur nieder, und während die Heerführung dem Fürſten Michael Radziwill an= 
vertraut wurde, erhob ſich der Neihötag zur Verhandlung über die Frage, ob mıan dad Haus 
Romanow von dem polnifchen Thron entjegen folle. Die Ariftofratenpartei bot ale Mittel auf, 
einen derartigen Beſchluß zu bintertreiben. Als aber Iezierffi die Antwort und Anſicht des 
Kaiſers mittheilte, wie er geäußert hätte: „Ich bin König von Polen, ic} werde e8 zufammen- 
drüden; der erſte Kanonenſchuß, welchen die Polen abfeuern, wird Polen vernichten!” u. f. w. 
— da war die Sache entihieden. Das ruffifche Kaiſerhaus wurde bes Thrond verluflig erklärt. 
(25. Ian.), und ſechs Tage fpäter trat die Nationalregierung, beſtehend aus fünf Männern, an 
die Spitze des Staats. Diefe waren Zürft Adam Czartoryjſti, Wincenty Niemojowjfi, Theo: 
phil Morawfli, Staniflam Barzykowſki und Joachim Lelewel. 

Während diefer warſchauer Vorgänge rüdte der Feldmarſchall Diebitſch- Sabalkanſti mit 
einer Armee von angebli 120000 Ruffen und 400 Kanonen in Bolen ein. Die Zahl mag über: 
trieben fein. Die polnische Armee beftand einschließlich ver in ven Feſtungen Braga, Moplin 
und Zamosc nothwendigen Barnifonen etwa aus 60000 Mann und hatte etwa 150 euer: 
ſchlünde; aber fowie in der polnifchen Verwaltung eine neue Behörve immer die andere ver- 
drängte und ſchließlich ein Heer von Oberbeamten vorhanden war, vie bald dienſtlich unmittel- 
bar bald mittelbar einen Einfluß ausühten und die Maßregeln in die buntefte Berwirrung brach⸗ 
ten, fo war e8 auch in ver Armee der Ball, und die fprichmwörtlich gewordene Tapferkeit der Bolen 
führte ohne jeden Erfolg und Gewinn die ruhmwürdigſten Thaten aus; alles erflickte in ver 
Eitelkeit und Selbſtſucht der Obergenerale, die ihre Triumphe ſchon immer im voraus feierten 
und in wahrhaft Eindifcher Weiſe bald dieſe bald jene bedeutende Verfönlichkeit im Außerlichen 
nachäfften, und ſich mehr wie Thenterhelnen denn als ernfle Männer benahmen. Chlopicki hatte 
die Armee in einem Dreied fo aufgeftellt, daß fie fih unter die Wälle von Praga zurüdziehen 
fonnte, nachdem jie in Vorpoftengefechten ven Feind beunruhigt hatte. in ſolches führte 
Dwernicki am 14. Febr. bei Staczek fiegreih aus; an demſelben Tage hielt Skrzynecki mit 
vielem Glück eine feindliche Abtheilung mehrere Stunden auf; endlich aber am 19. Behr. fließen 
die Hauptheere bei Grochow aufeinander, zwei Tage lang kämpften fie um das Feld, es blieb 
den Polen. Nach einigen Tagen der Waffenruhe wurde der blutige Kanıpf (25. Febr.) wieber 
aufgenommen ; die Ruflen nahmen alle Linien und Bofitionen und drängten die Bolen nad 
einem auf beiden Seiten mit vielen Berluften bezahlten Blutbade über die Weichfel gegen War- 
Ihau Hin zurück. Chlopicki wurde verwundet und zog fi nach Krafau zurüd, der Öffentlichen 
Thätigkeit entfagend. Am Tage nach ver Schlacht fand unter den Heerführern eine jener Scenen 
ftatt, Die das allgemeine Unglück eined Gemeinweſens häufig felbft des Troftes entkleiden, der in 
dem tragiſchen Pathos eines großenerlittenen Schlags liegt. Die Befehlshaber ſtritten und zanften 
miteinander, wem die Schuld des Unheils zuzufchreiben fei, und überhäuften fich gegenfeitig mit 
den unwürbigften Borwürfen. Endlich kam man überein, den ber ariftofratifchen Bartei angehöri- 
gen General Johann Skrzynecki, ver die Operationen bes Rückzugs geleitet hatte, zum Ober: 
befehlöhaber ver Armee zu ernennen; vie Nationalregierung und ber Reichstag beflätigten ihn, 
ed war aber feine glückliche Wahl. Da Diebitſch wegen des eintretenden Thauwetters, welches das 
Eiß der Weichſel in Bewegung fepte, fi gegen Lublin Hin zurüdzog, fo Eonnten die weitern Rü- 
lungen unbehelligt vorgenommen werben, obgleich die foͤrmliche Blokade ver Landesgrenzen durch 
Oſterreich und Preußen die Herbeifhaffung von Waffen und Munition ungemein erſchwerte. 
Nahdem vier Wochen über diefen Vorbereitungen verfloflen waren, begann Skrzynecki, ben 
Ruſſen unvermuthet, mit dem legten Märztage von neuem den Kampf und fiegte in drei kurz 
aufeinander folgenden Schlachten, bei Wawer, Dembewilfie und Iganie (10. April), ſodaß die 
ruſſiſche Armee ſich in vollſtändiger Zerrüttung befand. Hätte Skrzynecki jept feine vortheil= 
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hafte Lage raſch und kühn benutzt, fo Hätte er auch das Gros der Armee unter Diebitſch, dad in 
verlorenen Stellungen ſich befand, erreichen und zerfprengen koͤnnen, denn ſchon bei Iganie 
Hatte ſich die völlige Demoralifation des ruffifchen Heeres gezeigt, indem felbft „vie Löwen von 
Varna“ ihre Waffen von ih warfen und in wilder Flucht fi auflöften. Allein das Glück 
hatte dem Obergeneral feine Befonnenheit geraubt; er verftieg fich zu einem libermutb, aus dem 
nur Unheil erwadhien konnte. Er blieb in Unthätigkeit. Inzwifchen waren Aufftände in Volhy⸗ 
nien und Podolien ausgebrochen. Der tapfere Dwernicki wurde dazu beſtimmit, biefelben zu 
unterflügen. Am 3. April brach er Daher an der Spige eines unbeträchtlichen Corps von Za= 
mode auf; bei Boreml jhlug er am 16. April das weit überlegene Corps des Generals Rüdi⸗ 
ger und eilte dem Orte feiner Beflinnmung entgegen. Währenppeflen aber hatte Rüdiger fi 
mit Kayfaroff vereinigt, und durch gefhidte Manöver wurde Diwernicki im Norden von ber 
etwa 25000 Mann flarken rufiifchen Armee, im Süden von der öſterreichiſchen Orenze einge⸗ 
ſchloſſen. Er wich der Übermacht und trat über die Grenze, wo er alsbald von den Sſterreichern 
entwaffnet wurde. Damit war der Aufſtand in den ſüdlichen Provinzen vollkommen geſcheitert. 
Aller Augen richteten ſich jetzt auf Litauen und Samogitien, wo es gelungen war, eine Inſurrec⸗ 
tion des Adels hervorzurufen. Dieſe blieb im Verhältniß zu dem Umfang der Ereignifle im 
Königreich unbedeutend und ſpann fih nur in einem andauernden und ermübenden Partei⸗ 
gängerfrieg fort. Vergeblich machte Karl Zaluffi ven Verfuh, Wilna zu überrumpeln; er 
wurde von den aus Kurland herbeiziehenven Hülfätruppen verjagt. Nur in ven Wälbern trie⸗ 
ben fi lange Zeit Heine Abtheilungen umber, die bald Hier bald dort die Nuflen in Bewegung 
erhielten. Skrzynecki betrachtete alle dieſe Aufſtäände in der Ferne nur als bequeme Diverfio- 
nen und richtete fein ganzed Augenmerk nur auf bie Armee Diebitſch's. Anfang Mai begann 
er feine Operationen und theilte feine inzwifchen bis auf 86000 Mann angewachfene Armee in 
verſchiedene Colonnen, die er hierhin und dorthin zu Eleinern Unternehmungen birigirte. Der 
kenntnißreiche und fcharffinnige General Prondzynfki war bio dahin für Skrzynecki der leitende 
Berftand gewefen; er Hatte vie Plane entworfen, und folange ver Dbergeneral ſich daran hielt, 
erzielte er Erfolge, jegt aber ließ er fich von Kleinen, unfruchtbaren Gefechten bis nad Tikoczyn 
fortreißen, während Diebitſch mit Schnelligkeit feine getrennten Truppen fanımelte und mit im⸗ 
ponirender Macht am 26. Mai bei Oftrolenka auftrat. Skrzynecki hatte diefen Angriff nicht 
erwartet. Es entipann fi ein furchtbarer und mörberifcher Kampf. Ströme Bluts füllten 
das Bett des Narew; die Blüte der polnifchen Offiziere fand in dem wilden Gemetzel ihren Tod. 
Freilih waren die Berlufte der Ruffen noch zahlreicher, aber Skrzynecki räumte das Feld und 
zog jich ungeordnet nach Praga zurüd. Als er fih auf die Flucht begab, riefer, Koſciuſzko 
nachahmend, wehmüthig aus: „Finis Poloniae!” 

So fland e8 im Felde. In Warſchau ftritten indeß die Parteien des Reichstags erbittert 
gegeneinander. In tiefem Zwiefpalt waren fie überhaupt In vie Revolution eingetreten, und 
felbft ver Enthuſiasmus ded Augenblicks hatte nicht einmal vorübergehend einigen und bie Ge⸗ 
genſätze verföhnen gekonnt. Es lag in dem Zuge der Zeit, ver Epodje der Julirevolution, daß 
ſelbſt dort, wo die Erhebung fiegreich gemefen,, mit Eifer vorerft gegen die extremen Parteien 
und Richtungen Fronte gemacht wurde. Dad Juftemilieu der Hleinherzigen und energielojen 
Bourgeoifie von Paris fand in Warfchau fein Ehenbild in einer Ariftofratencoterie, die den 
Himmel ewig voller Kronen fah, mit denen, wie In ältern Zeiten, gegen gute Bedingungen mit 
allen thronfähigen Prinzen Europas geſchachert werben konnte; und wie jene bort ununter= 
brochen bemüht war, die ivenlen Inflincte der großen Maffe zu unterdrücken und zu vernich⸗ 
ten, fo bildete ſich hier nicht minder biefe, wie in ver Regel durch wohlfeilen, opferlofen Sieg, 
am Ruder flehende Sippe ver Hochariſtokraten zu einem Organ aus, das in aller ‚Haft die ganze 
Revolution in Unterhandlungen zu erfliden beftrebt war. Mit einer auferorbentlichen Ge: 
wandtheit wurde flatt des Princips der Freiheit, das die Jugend mit rafendem Enthuflasmuß, 
das Alter mit freudiger Erregtheit in die Schlacht getrieben Hatte, das der bloßen Befreiung 
untergeſchoben und mit echt boctrinärem Sinn das im meftlihen Europa Erfolgte kleinlich nach⸗ 
geahmt. Man mußte einen König haben um jeden Preis, daher denn auch den Beſchluß auf- 
ſtellen (8. Febr.), daß Polen nichts anderes fein werde als eine „conftitutionelle Monarchie“. 
Auf die wort= und verfereichen Sumpathieerflärungen, welche vamald ganz Europa für Polen 
durchklangen, wurde ein übergroßes Gewicht gelegt , obgleich der Fortgang der Sache bereitd 
gezeigt hatte, daß ſelbſt die überfchwenglichen Declamationen in der franzoͤſiſchen Kammer aud) 
nicht im mindeften bie reale Hülfe diefes Staats ihnen zu erringen geeignet waren. Wo irgend 
an einem europäifchen Hofe ein Wort des Mitleivs oder der Theilnahme gehoͤrt wurde, da er⸗ 
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fhienen auch jchon bie Agenten ver Ariftofratie, um in wiberliger Selbſterniedrigung mit dem 
Angebot der Krone ji den Bdgen eined Königd zu erwerben und zu verfihern. Dies gelang 
nun jener Partei nicht, dagegen hatte fie für ihre Maßnahmen im Innern mehr Glück. Es war 
von ber temofratifchen Bartei mit Lebbaftigfeit die Emancipation der Juden, welche den zehn: 
ten Theil der Geſammtbevoͤlkerung Polens ausmachten, gefordert worden; ed gelang dem 
Reichetag, dieſe Maßregel, melde eine große Menge rühriger Kräfte und bedeutende Geld⸗ 
mittel eingetragen haben würbe, zu verwerfen und bamit diefen Theil der Bevölkerung, ver an 
allen wichtigen Punkten zerfireut wur, ind ruſſiſche Lager zu ſcheuchen. Noch viel fhlimmer 
fland es um die tief In das Öffentliche Reben eingreifende Bauernfrage. Man fühlte wohl, daß 
bierin etwas gefchehen müffe, daß man nur im Verein mit dieſem Factor einen andauernden 
Widerſtand gegen die umringenven Gefahren ausüben könne, aber alles, was nach dieſer Seite 
bin geſchah, war, daß man die Sache in Erwägung zog. Man deliberirte über die formellen 
Vorfragen fhon fo viel und fo lange, bi8 es zu ſpät war, aufden Gegenſtand felbft auch nur 
einzugehen. Die wenigen treibenden und drängenden Elemente, welche die Fünfmännerregie⸗ 
rung und der Reichstag in feiner Mitte zählte, drangen nicht durch, blieben wirfungdloß , und 
dennoch war fchon ihr bloßes Vorhandenſein ver Ariftofratenpartei ein Dorn in Auge. Nament- 
lich bemühte fich um eine derartige Burificirung der Negierungdbehörben der bei Oſtrolenka ge- 
ſchlagene, eitle General Skrzynecki. Man verfuchte daher, die Nationalregierung umzuftürzen, 
nur um Lelewel daraud zu entfernen. Der Obergeneral hatte fi in dieſen Plan fo vertieft, daß 
er darüber feinen eigentlihen Beruf gänzlich vergeflen zu haben ſchien, obwol mittlerweile in 
Litauen der Kampf tobte. Vergeblich hatte dort der ganz unfähige Gielgud einen Verfud auf 
Wilna gemacht, die Polen wurden empfindlich gefehlagen (18. Juni) und zogen fich erft in der 
Gegend von Szawle wieder zu einen Fleinen Korps zufammen, dad aber ein nicht minder trau⸗ 
riges Schidfal Hatte. Nach dieſem neuen Schlage war die Infurrection in Ritauen vorüber, 
denn die Infurgenten und die polnifchen Hülfätruppen traten, um ſich zu retten, auf preußifches 
Gebiet über und wurden entwaffnet. Gielgud wurde von einem Heißblütigen Offizier vor der 
Fronte niedergeſchoſſen. Nur Dembinfki fchlug fh mit einer kleinen Schar mitten durch die 
Ruſſen hindurch, um dann fpäter in Warfchau durch fein Erfcheinen große Wandlungen herz 
vorzurufen. 

Skrzynecki Hatte nichts gethan, um jenen Theil der Armee zu retten. Er ermüdete die 
Hauptarmee mit ganz nuglofen Märfchen, ging, ein gegen Lublin hin begonnenes Unternehmen 
abbrechend, in raſchem Zuge über die Meichjel zurüd (20. Juni) und ließ den General Jan⸗ 
kowſti zurüd, der ohne Schwertſtreich von dem ruſſiſchen General Rüdiger fich einen Artilferie= 
park abnehmen ließ und fi fo gut wie entwaffnet dem Hauptheer wieder anfchloß. Verrätherei 
fheint dabei im Spiel gewejen zu fein. Mittlerweile war der rufiiiche Feldmarſchall Diebitſch 
am 10. Juni plöglich geftorben, und ver Großfürſt Konftantin war ihm nicht minder unerwartet 
am 29. defielben Monats im Tode nachgefolgt. Die Leitung der ruſſiſchen Paclficationdarmee 
ging nun In eine furdtbarere Hand über. Der Graf Baskiewitfh-Erimanffi, der Befieger der 
Perfer, trat an die Spige. Mit großer Kühnheit und mit richtigem Vertrauen auf die Unfähig— 
feit und Nadläjfigkeit Skrzynecki's führte derſelbe alle feine Truppen fait unter den Kanonen 
von Modlin vorüber nad) Niedzawa, um geftügt auf die lange, ſtark befegte polnifche Grenze Die 
ganze Infurrection burd feine Bewegung nad) Often hin gleihfam aufzurollen. Bon den Zer- 
fall aller Berhältnifie in Warſchau trog diefer hohen Gefahr ift es unmöglich in ver Kürze ein 
Bild zu entwerfen; Neid, Feindſchaft, Biferfucht entzweite vie Führer, ungerignete Maßregeln, 
frivole Verbaftungen beunrubigten dad Volk, des Dbergenerals thörichtes Vielregieren und 
Einmifchen in alle Dinge verwirrte das Knäuel, das Schadhern ber Diplomatie erzeugte falſche 
Hoffnungen und vereitelte die geeignete Vorforge, alles Vertrauen war erjchüttert, die Kührer 
wurden von ihren eigenen Parteien verdächtigt — dad ganze Wirrfal polnifher Verfaflungs- 
kämpfe war mit allen Schredden ausgebrochen. Bis zur Lächerlichfeit wurden zahllofe Conmiſ⸗ 
jionen, Deputationen, Ausſchüſſe ein- und abgefegt. Nichts von diefen Fleinlihen Maßregeln 
tonnte der Gärung gebieten, die endlich in ver Nacht des 15. Aug. furchtbar losbrach. Zwei 
Tage zuvor war Skrzynecki, ver auf die förmlichen Aufforderungen des Reichstags zu Fechten 
zwar verſprochen, fein Wort aber nicht gehalten hatte, feines Amts entfegt worden, under durch 
feinen kühnen Rüdzug durch Litauen fehr populäre Dembinffi ihm zum proviforifhen Nach: 
folger gegeben worden. Allen Dembinffi erklärte, er werde nicht anders als fein Freund 
Skrzynecki, d. h. im Sinne der ariftofratifhen Partei handeln. Das genügte, um ihn wieber 
zu flürzen, und die lange verbaltene Wuth brach unheilvoll und ſchrecklich aus. Die wüthende 
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Menge überfiel die Gefängniſſe und ermorbete die in Haft befindlichen Generale. Die ganze 
Naht tobte an verſchiedenen Orten diefe entfegliche Volksjuſtiz. Der General Krukowiecki, da⸗ 
mals Bouverneur von Warſchau, wird von gemwichtigen Zeugen als ver Urheber diefer Würg: 
feenen bezeichnet. So viel fleht feſt, daß fie auf ein Zeichen von ihm aufhörten. Daß nody ein 
Krieg mit den Ruſſen geführt würde, ſchien man vergeffen zu haben; man Eehrte die Waffen 
gegen fich ſelbſft. Die Nationafregierung legte ihr Amt nieder, und Dembinffi machte den Ber: 
fu, durch brutale Gewalt die Dietatur an fich zu bringen; bie drohende Haltung des Volks je: 
doc vereitelte dieſes Unternehmen. Der unglüdliche Reichſtag beichloß wieder eine neue Re— 
gierungsform ; der Präfivent follte alle vollziehende Gewalt in Händen haben und die Ober: 
generale ernennen. Krufowiecki wurde Präfivdent und ernannte als folder zum Generalifiimus 
den Dembinjfi. Später aber gab er die Armee dem greifen Kaſimir Malachowſti. Während 
diefer Zeit rückte Paskiewitſch beſtändig näher ; das polnijche Heer fland unter den Wällen von 
Warſchau. Man Hielt Kriegsrath im Palafte (19. Aug.) und ſchickte nad den Vorſchlage 
Uminſki's den General Ramorino mit 25000 Mann und 42 Kanonen nad Podlachien und 
Lubienffi mit 4000 Mann nad der Wojwodſchaft Block. Aber dieſe Theilung des Heeres 
wurde, wenn anderß fie nicht fhon der Anfang ded Verraths war, verhängnißvoll. Denn PBas- 
kiewitſch befchloß nun den Angriff auf die Hauptſtadt zu unternehmen. Es war jedenfalls merf: 
würdig, daß Krukowiecki ven Zeitpunft des Sturmd genau im voraus mußte. Sobald der 
Kampf begonnen hatte, wurden bie Berbandlungen offener geführt. Der Graf Berg erklärte 
den Parlamentären Prondzunffi und Peter Wyſocki im Namen des Kaiferd von Rußland, daß 
erfelbe gegen unbedingte linterwerfung alles Geſchehene vergeffen, ven alten Verfaſſungs⸗ 
verlegungen fleuern und den Infurgenten eine vollfommene Amneflie ertheilen werde. Indeß 
fand fi außer dem Präfiventen niemand, der auf diefe Borfchläge offen einzugehen magte. 
Darauf begann der furdtbare Kanıpf. Der Tapferfeit des warfchauer Volks follte keine Be- 
legenheit zum Handeln geboten werben, denn ver Gouverneur von Warſchau, der General 
Ghrzanowffi, eine Ereatur Krukowiecki's, drohte jedermann erfchiegen zu laſſen, der das Bolt 
auf den Kampfplag führen würde. Die Nationalgarden mußten fi alſo aufldfen, während 
die Ruffen am 6. Sept. fih der erften Befeftigungslinien und des flarfen Kernwerks Wola be: 
mächtigten. Um Mitternacht ſchrieb Krukowiecki an Paskiewitſch und bat um eine Uinterredung, 
die aud am frühen Morgen ftattfand. Es wurbe ein achtſtündiger Waffenſtillſtand vereinbart, 
während welcher Prondzynſti vergeblich jih bemühte, den Neichötag für die Gapitulation Kru= 
kowiecki's zu gewinnen. Um 1 Uhr nahmittags begann ber fürdterliche Kampf von neuem; auf 
beiden Seiten fhlug man ſich mit einer beifpiellofen Erbitterung. Fünf Stunden fpäter legte der 
Prafivent Krukowiecki ein freilih nur von ihm unterzeichneted Actenflüd in die Hände des 
Grafen Berg, deſſen Inhalt fo Iautete: „Sire! In diefen Augenblic beauftragt, im Namen 
ber polnifchen Nation zu Em. k. k. Majeftät zu fpredhen, wende ih mid durch Se. Excellenz 
den Herrn Grafen Paskiewitſch-⸗Eriwanſki an Ihr Vaterherz. Indem ſich die polnifche Nation 
ohne irgendeine Bedingung Ew. Majeflät unferm Könige unterwirft, weiß diefelbe, daß Sie, 
allein im Stande find, die Vergangenheit vergeſſen zu machen und die tiefen Wunden zu Heilen, 
welche mein Baterland zerfleiicht Haben.” Spät am Abend, während draußen die Vorſtadt 
Czoſte in hellen Flammen aufloverte, wurde der Reichſstag zum dritten mal an diefen Tag ver: 
fammelt, Rrufowiecki feiner Stellung enthoben und Bonaventura Niemojomffi an feiner Stelle 
als Präfivent ernannt. Alsbald flog man einen Waffenftillftand von 48 Stunden ab, und 
die meiften Beamten und Reihötagsmitgliever zogen fich nit ven Neften der Armee nad) Praga, 
das der Gapitulation zufolge ven Ruſſen ausgeliefert werben mußte, und von dort nad) Moplin 
zurüd. 

Es war aber nicht der äußere Feind, der damit etwa ſchon die nationale Sade zum Sturz 
gebracht hätte, denn nod fanden derfelben Mittel zu Gebote, die, wenn nicht die innere Zer⸗ 
füftung und ber wie ein Feuer um ſich greifende Verrath bie Kräfte paralyjirt hätten, immer 
nod an einem andern Punkte die ganze Macht des ruſſiſchen Bedrängers hätten herausfordern 
können. Noch verfügte der Neichätag über eine Armee von 68000 Mann und über 13—14 
Mit. Fl. (à 5 Ngr.), aber es war eben ein Unglüd, daß der unfähige Reichstag, ver ſich aus 
Graltationen in Erfchlaffung und aus biefer wieder in unbefonnene Aufregung werfen ließ, 
darüber verfügte und die Armee in ihrem nunmehrigen Haupteorps unter Ramorino bei Ka⸗ 
lufzyn ſtand. Diefer erhielt Befehl, in Modlin fi mit den übrigen Theilen der Armee zu ver: 
einigen. Nicht ſowol Berrätherei ald Mistrauen in die Berjönlichfeiten, welche die Capitula⸗ 
tion zu Warfhau unterzeichnet Hatten, veranlaßten Namorino, dieſer Ordre nicht zu gehorchen; 
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er ſuchte ſich mit Rozycki zu vereinigen und gerieth dabei, wie kurz zuvor Dwernicki, in die 
Stellung zwiſchen ven Ruffen und ver öſterreichiſchen Grenze, und al bie erſtern ihn mit Über- 
macht angriffen, trat er in ver Nacht zum 16. Sept. nad) Balizien über und legte dort bie Waffen 
nieder. Rozycki dagegen ſetzte den Kampf gegen die Muffen den ganzen Monat noch mit Zaͤhig⸗ 
feit und Geſchicklichkeit fort, bis feine Divifion fhließlid auf 2000 Mann heruntergefommen 
war. Die mobliner Armee hatte indeflen einen neuen Obergeneral ın der Berfon Rybinſki's 
erhalten, während der Reihötag in Zakroczym fi verfammelte, um dort einen neuen Orden, 
der Beharrlichkeit (usque ad finem), zu fiften und die reelle Überzeugung zu gewinnen, daß 
die franzoͤſiſche Regierung srog der Vertröftung durd den Minifterpräjivdenten, den General 
Sebaſtiani nicht nur nicht für Polen einfchreiten würde, fondern mit Eifer die ruſſiſche Freund⸗ 
ſchaft ſuche. Während ber Öfterreihifche und der preußiſche Conſul in Warſchau mit ver Na: 
tionalregierung immer in offlciellem Verkehr geſtanden hatten, vermied e8 der franzoͤſiſche Con⸗ 
ful Durand Hartnädig und begrüßte zuerft die einziehenden Ruſſen mit lebhafter Freuden⸗ 
bezeigung. Gleichwol wurde dad Vertrauen auf Frankreich nicht erjhüttert, und die utopiſche 
Hoffnung lebt bis auf den heutigen Tag. 
ALS die Ruffen Ramerino und Rozycki nicht mehr zu fürchten hatten, wandten fie ſich gegen 
Nybinffi, der ſich zunächſt, da Modlin nicht verproviantirt war, nach Plock zurüdyog; der Aus: 
gang war voraudzufehen; die preußifche Negierung, die nicht ohne Bejorgniß eine Armee von 
mehr ald 20000 Bewaffneten in ihre ohnehin aufgeregten Grenzlande einmarſchiren ſah, zog 
ihre Truppen dermaßen zufammen, daß ſie im Angeſicht ver polnischen Armee einen feſten Cor: 
don bildeten. Irog diefer verzweiflungsvollen Lage riß neuer Zroiefpalt in die Trümmer ber 
Armee ein; ein Theil gehorchte Rybinffi, ein anderer dem General Uminſki. Unter folden lim: 
fländen fleigerten die Ruſſen die mittlerweile ununterbrochen verhandelten Unterwerfungöbedin- 
gungen und verlangten bei Wloclawek nicht mehr die Ergebung an den conflitutionellen 
König von Polen, fonbern die unbebingte Iinterwerfung unter die Autorität des Kaiferd von 
Rußland. Died entſchied. Am 5. Oct. zog Rybinſki mit 21000 Mann bei Szczulowo über bie 
preußiſche Grenze, wo fie nach getroffener Vereinbarung die Waffen ſtreckten. Modlin capitu⸗ 
lirte, Zamode ergab ſich auf Gnade und Ungnade. Am 16. Det. hielten der Großfürſt Michael 
und der zum Fürſten von Warſchau erhobene General Paskiewitſch eine große Siegesfeier, und 
neben ven Klagen und Verwünſchungen der Polen flieg das rauſchende Teveum der triumphiren⸗ 
den Sieger empor. Das Schidfal Polens lag jegt in der Hand des petersburger Hofs. Die 
am 1. Det. erlaffene Amneftie war mehr eine formelle Goncefflon an die Stimmung Europas 
als von rettender Wirkung, denn die Ausnahınen gaben jede mehr oder minder betheiligt gewe— 
jene und midliebige Perfönlichkeit ver Willlür der nunmehrigen Machthaber völlig preis. 
Selbit die in rujfiigem Interefle Berrath oder mindeſtens allzu zeitige Refignation übenden 
Männer aus der legten Epoche des Aufitandes, wie Krukowiecki, Brondzynifi u. a. m. verfielen 
der Deportationdfirafe, die euphemiftifch als „Anfiedelung im Innern Rußlands“ bezeichnet 
wurde. Die Güterconfidcationen wurden zu einem gejeglichen Act geftempelt. Gegen Ende des 
Jahres wurden die zurückgebliebenen Kinder aller tobten, geflüchteten, verhafteten polnijchen 
Edelleute auf Wagen geparkt, von Koſacken e&cortirt und ind Innere des Reichs geſchleppt, un 
für den Militärbienft erzogen zu werden. Das war wol der gräßlichfte Act des ganzen Dramas. 
Das am 26. Febr. 1832 erſchienene organifche Statut verſuchte kaum noch den Schein einer 
Cigenthũmlichkeit Polens zu wahren; wenn man einige im Grunde unwefentlicde Formen und 
Einrichtungen ausnimmt, war die ganze Organifation genau eben nur die einer vuflifchen 
Provinz. Der Abfolutismus, ver damals ald Rückſchlag gegen die ind Unfaßbare ſich verflei- 
genden Intentionen der Julitevolution in Erfindung von Mitteln und Organen zur Knechtung 
und Audrottung aller freiheitlihen Beftrebungen ſich erichöpfte und ſich förmlich in Behaglich⸗ 
feit über die Quälereien und Eleinherzigen Plackereien gegen vie Kiberalen wälzte, fiel mit feinen 
ſchwerſten Schlägen auf Polen nieder. Der Despotismus des Kaifers Nifolaus, der feine dämo— 
niſchen Einflüffe überall in Europa geltend machte, fam in Polen zu feinem ungeſchminkteſten 
Ausdrud, und ſowie er überall und namentlich auch in Deutſchland vermöge des Triebes der 
Seldfterhaltung feinen furchtbarſten Feind in ver geifligen Bildung und Aufklärung richtig 
herausfand, fo richtete ev auch gegen dieje inöbeſondere feine mebufenartige Gewalt. Schule 
und Kirche wurben einem völlig durchgebildeten Syſtem der Zerflörung und Vernichtung preid= 
gegeben, und ald die Blüte diefer Wirkſamkeit mag es wol anzufehen fein, wenn eine der Crea⸗ 
turen des Nikolaus'ſchen Regiments, die erſt jüngfl der Volkswuth zu weichen gezwungen wurde, 
jeinem Kaiſer ſchreiben Eonnte: „Ich bin fo glüdlih, in dieſem Jahre hundert Schulen ſchließen 
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gekonnt zu haben.’ Freilich war die Erhebung ver Bolen von ben Schulen ausgegangen und 
wurde dorther mit Eifer und Einſicht genährt. Nicht minder hatte Die Kirche ſich vollſtändig in 
den Dienft der nationalen Sache begeben und aus der Bigoterie des größten Theils der polni⸗ 
fhen Bevölkerung in der Entziindung eines beifpiellofen Fanatismus ein ſchwer wiegendes Ka⸗ 
pital für die Revolution gemacht. Aber keineswegs waren es dieſe politifchen Rückſichten aus- 
ſchließlich, welche die Higige Verfolgung ſeitens des peteröburger Hofs herausforderten. Noch 
bedeutſamer wirkten hierbei die nationalen Plane des Ruſſenthums mit, welche eine gründliche 
und vollſtändige Ruſſificirung ber oͤſtlichen Provinzen zur Abſicht haben, und welche genau ge⸗ 
nommen die wefentlichfte Subftanz des Kampfes jener beiden flammverwandten Voͤlkerſchaften 
ausmahen. Inwieweit die Ruffifieirung des Koͤnigreichs Polen ernflliche Abficht der Politik 
Nikolaus’ war, mag dabingeftellt bleiben; vieleicht ſollte das Unternehmen verfelben nur in 
feiner Wirkung auf die litauiſchen klein- und weißruffifhen Gegenven fich erſtrecken. Gegen: 
wärtig ift fie in Abſicht des Koͤnigreichs definitiv aufgegeben. Dafür aber haben ſich alle Bar: 
teien Rußlands auf lebhaftefte in der Idee vereinigt, die litauiſchen Provinzen aus dem ruſſi⸗ 
ſchen Einfluß und der ruſſiſchen Herrichaft in feiner Weiſe wieder gerathen zu laflen; bie ganze 
ruſſiſche Nation ift von dieſem Gedanken durchdrungen; es ift ihre fire Ipee geworben, und darin 
befonders (denn natürlich Liegen dieſe Provinzen ven Polen nicht minder am Herzen) liegt bie 
unbebingte Unverſoͤhnlichkeit des Begenfages, darin der Keim unauförlicder Kämpfe und 
krampfhafter Auflehnungen, die der Witz der Diplomatie ebenfo wenig als müßige Theorien von 
Gelehrten bannen werben. 

Sowie ed namlid Mythen gibt, die auf den erften Bid bald fih nicht ald die Sprößlinge 
des frei empfindenden Volfägeiftes, fondern als die Machwerke knoͤcherner Belehrfanfeit kund⸗ 
thun, fo ſchwingen fi zumellen Staatötheorien in bie Gedankenkreiſe der Geſellſchaft, denen 
man ihre Abfunft aus der Doctrinenfabrif an der Unnatur ihrer Bedingungen, an der an: 
gefränfelten Gedankenbläfſe, an der verſtimmenden, ſchlecht verborgenen Abſichtlichkeit ſchon in 
ber Ferne anſieht. Solch ein Erzeugniß war die Idee des Panſſawismus. Es iſt hier nicht der 
Ort, dieſes Gebilde, deffen Väter zum Theil noch am Leben find, geſchichtlich zu verfolgen; es 
ift Hier nur unfers Amts, zu verzeichnen, daß der in dem gewaltigen Ringen geübtere politifche 
Blick der Bolen fie vor dieſem Monftrum bewahrt hat. Es ift erftaunlich, wie menig Anflang 
dieſe von den Czechen mit vielem Geräuſch gepredigte und In Peteröburg mit vieler Vorliebe 
gepflegte Theorie bei ven Polen gefunden trog ihrer ſcheinbaren Größe und ihrer, man möchte 
fagen aftherifchen Außenfeite. Die Polen fahen richtig in dem durchgeführten Panſlawismus 
einen ſyſtematiſchen Selbſtmord und verwarfen ihn. Wir kommen noch einmal in Rückſicht ver 
neueften Bewegung darauf zurüd und wenden und nad dem Punkte bin, wo die Polen nad) 
ihrer grauenvollen Niederlage die Action wieder aufnahmen. 

Das mit cyniſcher Gleihgültigfeit von Sebaſtiani geäußerte Wort „L’ordre regne a Var- 
sovie‘ war nur zu wahr. 8 war eine Ordnung, die von ber abfoluten Leblofigfeit nicht zu 
unterfcheiden war, und dem unter der Willkürherrſchaft erſtarrenden Volke kam der Kaiſer Ni: 
folaus mit ver Verjiherung entgegen, „daß ed ein Glück ſei, Rußland anzugehören“. Das 
ganze Land wurde in jeder Beziehung fo hermetifch abgefchloflen, daß man in Europa wenig von 
der furchtbaren Demoralifation ver Gemüther bemerkte; dad Denunciantenthum nahm In einer 
erſchreckenden Weife überhand, die Liebevienerei und Stellenjägerei war grenzenloß, bie Cor⸗ 
ruption das einzige Mittel, bei ven Behörben irgendetwas zu erlangen. Am fchlinmften trieben 
ed die polniſchen Beamten im ruſſiſchen Dienft; dieſe ergaben ſich mit vollem Bewußtfein ver 
Lafterhaftigfeit mit jener Refignation eined Verbrechers, der nie wieder ven Pfab der Tugend zu 
finden hofft. Der zurüdgebliebene Adel, ver mit der Zummthung eined Beweifes feiner Be: 
burtdanfprüche gepeinigt murbe, ergab ſich einer Leichtfertigkeit und Schlaffheit, Die das Princip 
des apr&s nous le deluge faft immer hervorbringt. Tief zerfleifcht wurde das Herz der auf: 
richtigen Patrioten über diefe Zerflörung aller fittlihen Bande, und in Petersburg wied man 
mit höhnifcher Genugthuung darauf hin, indem man mit fophiftifhem Trug Wirkung und 
Urfache blendend vertaufchte. Die Borfämpfer ver nationalen Sache fahen wol ein, daß das 
fittli und materiell verheerte Königreich Polen nicht mehr eine geeignete Operationsbafis für 
ihre Unternehmungen fel, und jener im Jahre 1834 von Joſeph Zalewſki unternonmene Ber: 
ſuch, einen „Partiſanenkrieg“, d. i. Guerrillafrieg in Rußland zu organifiren, kann nur als eine 
vereinzelte Exrpfoflon eines Heißſporns angefehen werben, die ohne die Bethelligung ber eigent: 
li beveutijamen Kräfte ruhmlos fcheitern mußte. Der Schwerpunft des neuen Beginnend lag 
in der unter der Freiheit des franzöfifchen Bürgerkoͤnigthums jich leicht disciplinirenden Emi- 
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gration, und als Baſis der Thätigkeit ſollten nunmehr vie an Preußen und Oſterreich gelangten 
polniſchen Landestheile dienen, die fih ſchon inſofern beſonders empfahlen, als der Freiſtaat 
Krakau einen geeigneten Stützvunkt für die Sammlung und Organiſation der Kräfte darbot. 
Die ganze Emigration theilte fi in drei Sauptgruppen, von denen bie eine, bie ariftofratifche 
unter dem Fürften Szartoryjfki, bei äußerft geringer Thätigfeit das Hell noch immer von Den 
verſchiedenen Windrichtungen der damals im Vordergrund wirkenden Diplomatie erwartete. 
Die zweite, ber bemofratifche Berein, ging auf eine Goalition mit den übrigen revolutionären 
Elementen Europas ein und war eifrig bemüht, in einem Zuſammenſturz der Durch den Wiener 
Gongreß ungeſchickt und principienlos zuſammengeflickten Verhältniffe ihre Ziele zu erreihen. 
Unter Lelewel endlich bildete fih In Brüffel eine Eleinere Gruppe der Entigration, die durch 
Gulturförderung und Aufflärung ben Boden für die künftige That zu ebnen trachtete, im weſent⸗ 
lihen aber mit vem demokratiſchen Verein übereinftimmte. Die ariftofratifche Partei fing den 
Thurm von der Spike zu bauen an und wählte den Fürften Adam Gzartorgjffi als König von 
Polen in partibus (1838), wogegen jedoch 2238 Bolen, Männer von Gewiht, ihr Beto ein= 
legten. Lelewel's „‚Konfederacya‘ (geftiftet am 25. Mai 1839) juchte zu vermitteln, aber das 
Übergewicht verblieb bei dem demokratiſchen Verein. Das Syflem der Garbonari bildete bie 
Grundlage ded gemeinfamen Vorgehens; ſchon 1834 hatte ver Emigrant Nomicki dieſes Syſtem 
in Galizien eingeführt; von 1835 — 37 beftand in Krafau ald Hauptfladt ver Geheimbünde bie 
„Stowarzyszenie ludu polskiego” , die ih dann nad dem Vorbild anderer Ränder in ein 
„Sungfarmatien” verwandelte. Alle Entdeckungen der Polizei ver drei Theilungsftaaten trafen 
nur Einzelheiten, die nur auf einen Augenblid die Fäden ber Verſchwoͤrung zu zerreißen im 
- Stande waren; die Knotenpunfte wurden nicht gefaßt. Das aber war nicht zu verfennen, daß 
Krafau ein Hauptfiß derfelben fei, und ver Art. 9 der Wiener: Gongreß-Acte, nad welchem Krakau 
weder Überläufern noch Ausreißern noch andern vom Geſetz verfolgten Perfonen, die den drei 
Mächten angehören, Zufludt und Schuß gewähren dürfe, bot die Handhabe zum Einfchreiten. 
Unruhen, die beim Namendfefte des rufjifhen Kaiſers 1836 flattgefunden hatten, gaben ven er⸗ 
wünſchten Vorwand, und fo forderten am 9. Febr. die Refidenten der drei Höfe von Peters- 
burg, Wien und Berlin ven Senat des Freiftaats auf, binnen acht Tagen fämmtliche Flücht⸗ 
linge zu verjagen, und als dies bis zum 17. Febt. nicht gefchehen war, zogen öfterreichifche 
Soldaten in die Stadt ein. Mehr ald 2000 Männer Hatten fi Hier unter falfhen Namen 
aufgehalten. Diefer Vorfall allein wäre ſchon geeignet geweſen, vie ariftofratifche Partei be⸗ 
tehren zu Eönnen, denn die Mächte zeigten nur Frankreich aus Höflichkeit ihre Maßregel an, 
für England hielt man nicht einmal eine Note erforverlih. Als aber die Öfterreicher Krakau 
verlaſſen hatten, entwickelte ſich bald wieder der frühere Stand der Dinge. 

Schon am 5. Juli 1835 hatte die demokratiſche Geſellſchaft ihr Organiſationsſtatut den 
Eingeweihten mitgetheilt, das in der Hauptſache den carbonariſtiſchen nachgeahmt war. An der 
Spitze ſtand eine geheime polniſche Nationalregierung, die 1840 nach Verſailles verlegt wurde 
und aus fünf Mitgliedern beſtand. Sie erließ an alle Vereine Inſtructionen, in denen immer 
von neuem der Satz gepredigt wurde: „ber künftige polniſche Aufſtand ſoll feine bloße Infur: 
rection fein, ſondern eine fociale Revolution.“ Auf die Emancipation ver Bauern wurde nun⸗ 
mehr der Nachdruck gelegt. und mit dieſen Ideen eine lebhafte Einwirkung auf die Bevölkerungen 
von Pofen, Galizien und Polen durch Emiffare, durch zahllofe Brandſchriften und durch Filial⸗ 
‚vereine dauernd unterhalten. Nach geheimen Mittheilungen ver preußifchen Regierung an die 
Öfterreichifche zählte der vemofratifche Verein in den verhällnigmäßig geringften Tandestheilen, 
bie ihr unterftanden, allein nicht weniger ald 5000 Mitgliever. Der Zeitpunkt zum Losſchlagen 
rückte immer näher. Die oberfte Leitung des Feldzugsplans Tag in der Hand des feit 1844 in 
die NRativnalregierung eingetretenen Ludwig Mieroflamffi, welcher der Nationafregierung einen 
bis ind Detail audgearbeiteten Entwurf vorlegte. Die Abficht war, daß man fih mit allen 
revolutionären Kräften ver vorzüglichſten Punkte und Städte im Großherzogthum Pofen und 
Galizien bemädtige, dann binnen acht Tagen militäriſch organifire und die polnifhen Beſitzun⸗ 
gen Preußens und Ofterreih8 räume, um ind Königreich Polen gemeinfam einzufallen, und 
einen fürmlichen Nationalkrieg mit Rußland beginne. Der Anfang des Jahres 1846 wurde 
endlich für ven Losbruch feftgeitellt. Der Plan war kühn und im einzelnen wohlberechnet; nur 
war mit Reichtfertigkeit ein Moment in dem Caleul mit aufgeftellt, deſſen innere Qualität ſich 
der Einfſicht der revolutionären Leiter entzog. Ste unterfchägten die Stimmung der Bauern. 
Sie wähnten in ihnen noch bie überlegungslofe Mafle, vie fih zum Werkzeug ver Ariftofratie 
und zum unbebingten Gehorfam gegen die kirchliche Hierarchie geboren fühlt. Daß das nament- 
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lich infolge der allgemeinen pünktlich gehandhabten Gerichtöbarkeit aufgefliegene Selbſtbewußt⸗ 
fein der Bauern ſelbſt den im Lande beſindlichen Emiſſaren entgehen konnte, zeugt von einer. 
fieberhaften Eingenommenpeit für den revolutionären Plan, ver die Einficht in die wahre Sach⸗ 
lage umdüſterte. Vielleicht bauten auch die Leiter des Ganzen zu viel auf die in Ausſicht genom⸗ 
mene gleichzeitige Eruption der umflürzenden Elemente in Ungarn und Italien, denn ver Sache 
nach mar ber Ausbruch, wie er im Jahre 1848 in die Erſcheinung trat, für 1846 ſchon -an- 
gelegt; allein dieſe blieb damals aus, als ſchon vie Anfänge eine fo ganz ungeahnte Wendung 
nahmen. Die Revolution blieb 1846 innerhalb derjenigen Elemente flehen, welche ihr fchon in 
den vorbereitenden Stadien angehört hatten, und doc waren diefe nicht die geeigneten, um mit 
ihnen allein einen Erfolg zu erzielen. Man unternahm den Krieg gleihfam mit einer Armee 
von Offizieren und hoffte, dad Gros für diefelben anzuwerben. Allein dies blieb nicht nur aus, 
fondern ftellte ih mit Wuth und Leidenſchaft geradezu auf die feindliche Seite. 

Alles died jind bier nur kurze Andeutungen der Angelegenheiten, die in ihren Details eine 
fo eigenthümliche Verkettung von Umſtänden und Verhältniffen varftellen, daß fie nur aud dem 
Geſichtopunkte ver allgemeinen politiſchen Lage jener Zeit, in welcher die wichtigften Fragen ber 
Geſellſchaft ungelöft gärten, zu verfiehen find. Die Richtung des polnischen Aufflandes war 
demnach auch verfchieden, je nachdem er fi gegen Preußen, Öfterreih oder Rußland fehrte. 
Sein Hauptihauplag follte diedmal Balizien werben und der Ausbruch in der Naht vom 
21. zun 22. Febr. feinen Anfang nehmen. Mit ihren Dienflleuten follten die Gutöbeflger die 
Kreisftäpte überfallen, alle deutſchen Soldaten und Beamten tobtichlagen, Die Kaſſen und Waffen 
vorräthe wegnehmen. Die aufgebotene Landwehr polnischen Stammes follte dann fofort gegen 
den rufiifchen Feind geführt werden. In Preußen jedoch ergriff die Regierung ſchon gegen Ende 
des Jahres 1845 ſehr energifche Maßregeln, und am 13. Jan. 1846 unternahm eine Imme⸗ 
diatcommiſſion eine fpecielle Unteriuhung, die am 12. Febr. zur Berhaftung Mieroflawifi’s, 
Stefanfki’d und anderer Bewegungshäupter führte. Damit war in Poſen der ganzen Bewegung 
die Spige abgebroden, benn dadurd waren alle übrigen Betheiligten Eopf= und rathlos ge: 
worden, und der Aufſtand war bort zerfprengt, obwol eine Kleine Anzahl heißblütiger Fanatiker 
ih zu dem thörichten Berfuch Hinreißen ließ, am 3. März die Feſtung Bofen überrumpeln zu 
wollen. In Krakau dagegen nahm die Nevolution eine fehr lebhafte Geſtalt an und erweckte 
einen Augenbli lang die Vorſtellung, daß fie gelingen werbe. Dan fprad dort davon mit 
großer Unumwundenheit und bezeichnete keck nicht blos Die Zeit des Ausbruchs, fondern ſelbſt 
die Männer, die an der Spige ftanden, ſodaß am 16. Behr. der Öfterreichiiche Reſident, Baron 
Palmrode, nad Übereinkunft mit den preußifchen und ruſſiſchen Refiventen, und nachdem der 
Senatspräjident ſich mit der vorhandenen Miliz außer Stande erklärt hatte, die Ordnung auf: 
recht zu erhalten, ven Generalmajor Gollin, der zu Pobgorze flationirt war, zum Ginmarfc in 
Krakau aufforderte. Dem wiederholten Drängen gab Collin nad und zog mit 600 Mann In= 
fanterie (Nugent), 150 Pierden und einer halben Batterie, einer uatürlih für die Aufgabe 
gänzlich unzureichenden Streitmadjt, in Krakau ein. In der Nacht vom 20. zum 21. Febr. wurde 
diefe Truppe, die jih auf vem Marft aufgeftellt Hatte, von Infurgenten angegriffen. Nach etwa 
breiftündigem Kampf zogen ſich die Infurgenten zurück, dagegen wurden die oͤſterreichiſchen Com⸗ 
mandos zu Krzeſzowice, Chrzanow und Jaworzno gänzlich aufgerieben. Am 22. Febr. ſah ſich 
auch Gollin genöthigt die Stadt zu räumen, die republifanifhen Beamten und die Miliz zogen 
mit. Sofort conftituirte fi die Nationalregierung, beflehend aus drei Männern, Ludwig 
Gorzkowſki, Johann Tyſſowſti und Alerander Bregorzemffi; Karl Rogawſki wurde zum Se- 
eretär ernannt. Bei der Wendung des Aufftandes In Oftgalizien aber erfchien e8 nothwendig, 
eine Dictatur einzufegen, und man erfor dazu das Regierungsmitglied Joh. Tyſſowſti. Aber 
fhon in der Nadt vom 24. zum 25. %ebr. wurde er in feinem Bette von politifchen Gegnern 
überfallen und zum Verzicht gezwungen. Der Profefior Michael Wifzniewffi ufurpirte Die 
Dictatur und behauptete jle die eine Nat, dann flüchtete er nach Preußen und Tyſſonſti geber⸗ 
dete ſich wieder als Dictator. 

Hätten die Leiter des Aufſtandes aber ahnen Fönnen, welche Wendung derſelbe in Galizien 
nehmen würde, er wäre wahrſcheinlich unterblieben. Das Haupt der Empörung war hier 
Michael Wiefiolonffi, der In Lyſagora mit etwa 30 Edelleuten getreu den Inſtructionen 
der Nationalregierung vor die Bauern bintrat und ihnen die communiftifhen Geſellſchafts⸗ 
grundlagen, welde von jener proclamirt worden waren, vortrug. Die Bauern verftanden fehr 
wohl, was das Aufhdren ver Robot, ver Tabad: und Salzmonopole, die ihnen zugefagt wurden, 
zu bedeuten habe, aber ihnen fehlte nicht nur der Glaube daran, fondern fie follten auf dad 
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Verſprechen verjenigen, die jelbft die Robot von ihnen genoſſen hatten, gegen die einzige Macht 
zu Felde ziehen, melde ihnen Erleichterungen ihrer Zage verfchafft hatte, gegen die Eniferliche 
Gewalt. Sie jhüttelten bedenklich die Köpfe. Aufgereizt waren ie ſchon feit Wochen durch un 
aufbörlich ſchleichende Gerüchte, die vielleicht abfichtlich verbreitet worden waren, daß Die Herren 
damit ungingen, die Bauern zu vernichten, um fich neue Arbeiter ind Land kommen zu laffen. 
Die Bauern fegten jenem Wieftolowffi einen unerwarteten Widerfland entgegen; dad war ber 
trogige Edelmann nit gewohnt. Den Sprecher der Bauern ſchoß er mit feinem Piftol nieder. 
Mit Wuthgeſchrei ſtürzten fich Die Bauern auf die Evelleute, erichlugen die meiften, warfen jie 
auf Schlitten und fhleppten jle vor dad Kreisamt nah Tarnow. Wie ein Lauffeiier verbreitete 
ſich diefe Erhebung der Bauern wider den Adel; die öfterreichifchen Beamten fleigerten bie Er- 
bitterung, und mehr als 2000 Adeliche, Prieſter und Dominlalbeamte fanden unter den Senfen, 
Dreſchflegeln und Biken ver Bauern ihren Tod. Diefe Iegtern jcharten fi unter Jakob Szela, 
der durch ven Drud feitens feiner Grundherrſchaft, der Bogufz, zur Wuth getrieben war, und 
hauften in wilder Weife im Lande umher. Nur mit Mühe wurden fie nach längerer Zeit wieder 
zur Ruhe gebracht. Denfelben Gegenfag wußte die rufiifche Negterung in Südpolen hervor: 
zurufen, und aud bort wegten die Bauern ſchon ihre Senjen gegen ven Adel. Der Emiſſar 
Dombromffi, der dort wirkte, erkannte die Hoffnungdlofigfeit und entfloh zeitig genug, während 
ber Berfuch des Pantaleon Potocki, die Stadt Siedlce durd einen Handſtreich zu nehmen, einen 
für die Polen beklagenswerthen Ausgang nahm. 

Indeſſen waren ruſſiſche Heeresfäulen unter Paniutin auf Krafau loßgezogen, während der 
Öfterreichifche Oberſt Benedek mit einigen Truppen und rafch zufammengerafften Bauern bie 
Infurgenten bei Gdow ſchlug und feine Bereinigung mit Collin zu Stande brachte. Bon Preu: 
Ben her rücdte der Graf Brandenburg mit Krieggmadt herbei. Die Dictatur in Krakau ſah 
durch die unerwarteten Vorgänge in Galizien ihre Sache für verloren an, und mit ſchwachem 
Widerſtande gegen bie Öfterreidher loͤſte fie fih auf. Die Infurgenten verließen die Hauptfladt ; 
mit den Reften feiner Krieger ging Tyſſowſkl über die preußifche Grenze und ſtreckte die Waffen. 
Bon den drei Schutzmächten war die Wiederberftellung des Freiſtaats Krakau nach ſolchem Ver: 
lauf der Dinge natürlich nit niehr zu erwarten. Die Diplomatie einigte ih nad einigem 
Widerſtreben von preußifcher Seite dahin, die Stadt dem Öfterreiifchen Staat einzuverleiben. 
Bei etwas mehr politifihem Scharfblic des preußifhen Bevollmädtigten würde derfelbe im 
Intereffe des ſchleſiſchen Handeld nimmermehr auf dieſes Arrangement eingegangen fein. Aber 
die ungereimteften Dinge fiber die mercantile Bedeutung dieſes Plage wurden dem Diplomaten 
aufgebunden, und da die Stimme der Öffentlihen Meinung in jener Zeit ſchon aus Grunpfag 
verachtet wurde, fo mußte erft eine Deputarion der ſchlefiſchen Induſtriellen dem berliner Cabinet 
Licht Darüber verſchaffen, welch einen nachtheiligen Streich e8 gegen feine eigenen Intereflen 
geführt Habe. Selbftverftännlich blieben alle ſpätern Reclamationen fruchtlos. Für Polen war 
dies die legte Theilung geweſen, die auch den letzten Punkt der freien Selbſtändigkeit entzog. 

Der gefcheiterte Verſuch des Jahres 1846 machte die parifer Emigration nicht muthlos. 
Die ariftofratifche Partei wienerholte gleich im Anfang des Aufftanves Ihre Hulbigungen gegen 
den Fürften Adam Gzartorgjffi, und ald er vorüber und verloren war, Teugnete fie verrätheri: 
icherweije ihre Solidarität mit demfelben und jhmeichelte wienerum den Höfen, um daß ver- 
lorene Terrain wiederzugewinnen. Die demokratiſche Geſellſchaft hingegen verfolgte mit Ste- 
tigfeit ihre frübern Wege. Enplid im Jahre 1848 nad) der Bebruarrevolution zu Paris fchien 
der Augenblick gefommen, um aus dem Aufruhr des ganzen europäifchen Gontinents Früchte zu 
pflüden. Durch ihren gewaltfamen Drur hatte die ruſſiſche Regierung in dem Königreich oder, 
wie man e8 auch wol nannte, in Gongreßpolen jeden Verſuch unmöglich gemacht. Dort anzu 
greifen lag auch nicht im Plan ver Emigration. In Ofterreih gab das Unternehmen wegen 
des erprobten Begenfages zwifcden Adel und Bauern, zu dem ſich noch der vom wiener Hofe mit 
Zärtlichkeit und Eifer gepflegte und immer flärfer fi hebende Gegenſatz zwiſchen Ruthenen und 
Polen gefellte, zu den größten Bedenken Beranlaffung. Die ganze Kraft der Erhebung warf 
jich daher auf Preußen, das ohnehin durch innerlihe Gärungen und durch feine Beziehungen 
zu dem übrigen Deutſchland einer flarfen Krifis entgegenging. Nicht geringen Antheil Hatten 
die Polen an dem berliner Aufflande des 18. Mürz, und kaum war diefer gelungen, fo wurde die 
günftige Gelegenheit, durch bereit gehaltene Relais, nach Pofen gemeldet, wo ſich alsbald eine 
Revolution entwidelte, welche bei der Rathlofigkeit in Berlin einen folden Umfang gewann, 
daß diefe Provinz für den preußiſchen Staat verloren zu fein ſchien. (Über die Einzelheiten 
ſ. Pofen.) Allein auch Hier Hatte fih mit Kraft und Bewußtſein ein ſtarker Gegenfag, das 
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Deutſchthum, heraudgebildet, welches mit wahrhaft bemunderungsmwürbiger Zähigkeit und mit 
vielem Muth ſich nicht blos dem Polenthum, fondern felbf der durch Nachgiebigkeit und Ener: 
gielojigfeit machtlos gewordenen Regierung entgegenwarf und dieje zu Thaten drängend und 
fortreißend aud eigener Kraft die Provinz der hohenzollernſchen Krone erhielt. Die Aufregun- 
gen des Jahres 1848 brachten fomit ven Polen, welche fat überall an venfelben einen kühnen 
und muthvollen Antheil nahmen, faft gar feinen Erfolg. Zum Theil lag ed eben an der AU- 
gemeinheit der Bewegung, die überall mehr moralifche ald materielle Siege erfämpfte. Die 
polniſchen Intentionen liefen auf eine Veränderung bed Territorialbeflanves hinaus, die viel 
weniger im Geiſte jenes Aufruhrs lag und auch überall, wo fie verfudht wurde, nur mit einer 
lebhaften Niederlage endete. 

Eine der Höcften und ſchoͤnſten Wirkungen des Jahres 1848 war aber die Klärung der 
politiſchen Binfiht, durch weldhe dad Trübe und Schwüle der voraufgegangenen romantijiten- 
den Jahrzehnte mit frifhem Windzug verfcheucht wurde, und auch der polnifchen Emigration 
drängte ſich allmählich die Überzeugung auf, daß e8 bei ver Verfolgung allgemeiner nationaler 
Ziele nit gut gethan ift, politifche Parteiunterfchiede geltend zu machen, vie fi doch nur auf 
die Methode, auf die Mittel und Wege, nicht auf den Zweck beziehen koͤnnen. Es kam daher in 
Paris im Anfang des jüngftverfloffenen Jahrzehnts zu einer Zuflon der beiden Parteien, melde 
jo lange einander bekämpft hatten, und mit nunmehr vereinten Kräften wurden die gemeinſchaft⸗ 
lichen Abfichten in die Hand genommen. Aber die Exploſion des Jahres 1848 hatte noch vie 
andere Folge gehabt, die ganze Wirkfamfeit der Emigration mindeſtens in der Art, als fie früher 
erfolgt war, veralten zu laffen. Die geheimen Gonfpirationen, die im Dunkeln ſchleichenden 
Verſchwoͤrungen, der ganze Apparat der Demagogenfünfte hatte fi) mehr oder weniger über: 
lebt, und in der Ihätigfeit der Emigration ſowol ald bei den Einflußreichen im Lande felbft 
wurde mit größerm Nachdruck das Eivilifationsmoment betont. Mit dem Stantäftreih vom 
2. Dec. in Frankreich fliegen die Hoffnungen der Bolen wieder ind Ungemeffene, allein ver Eifer, 
mit welchem Ludwig Napoleon fi mit ven Dynaftien Europas in guted @invernehmen zu fegen 
trachtete und insbeſondere die Freundſchaft Rußlands fuchte, mußte die Erwartungen wieder 
weſentlich herabflimmen. Aber keine Täuſchung konnte dad Vertrauen der Polen auf die Er: 
löſung durch Frankreich erfhüttern. In ver That hatte auch Frankreich einen Augenblid lang 
an die Wiederherftellung Polens gedacht, weniger im Interefle ver Polen wie ald eine Diver- 
fion in dem großen Kriege, der zwifchen der Türkei, England und Frankreich einerfeits und 
Rußland andererfeits über die fogenannte „‚orientalifhe Frage” ausgebrochen war, aber auch 
nur einen Augenblid lang. Dan trug fih damals mit allerlei mehr oder minder abenteuerlichen 
Gombinationen. Um Preußen zu gewinnen, das Rußland auf der ganzen Weitfeite und 
namentlich da, wo die That für die Sache Polens gefchehen mußte, den Leib deckte, Hatte man 
ihm die Herzogthümer Schleöwig- Holftein angeboten, und die damaligen Staatdmänner 
Preußens bewiefen ein ebenfo großes politifches Verſtändniß ald Herr von Kanig bei der Aus⸗ 
lieferung Krafaus an Ofterreih. In jenen Jahren tennzeichnete die Barteinahme gegen Ruß: 
land eine Art von Liberalismus, aber auch nur der Schein eine ſolchen war ben Rathgebern 
des Königs Friedrich Wilhelm IV. ein folder Greuel, daß fle vie wichtigſten Intereflen darüber 
preißgaben. Polen Hofite vergeblich; daß aber in jenen Tagen trog der Schwäche und Verlegen: 
heit Rußland in dem Königreich Polen fich Fein Aufſtand entwidelte, ift nur demjenigen er: 
klärlich, der die tiefe Demoralifation des Landes durch das Regierungsſyſtem des Kaiſers Ni: 
kolaus kennt. Eine eiferne Fauſt hatte ven fittlichen Geiſt des Landes und Volks niedergehalten 
und zum Theil zertrümmert. 

Nod vor dem Ende des Kriegs ftarb der Raifer Nikolaus an gebruchenem Herzen, und ber 
mit reformatorifchen Ideen erfüllte Kaiſer Alerander II. Fam auf ven Thron. In ganz Europa 
erwachte damals langſam und allmählich der Geiſt der Freiheit und des Selbſtbewußtſeins wie- 
der aus dem lethargifhen Schlaf, in den ihn Ermüdung und Erſchöpfung einige Sahre verſenkt 
hatten. Aus der Nacht einer brutalen Reaction erhoben ſich wieber einzelne Lichtſtrahlen reine- 
rer Geſinnungen. Aud der Liberalismus hatte in den ſchweren Prüfungen, vie er beflanden 
hatte, viele Schlacken abgefegt und erhob ſich jept geläuterter, praftifcher. Er hatte feine nebel- 
bafte Univerfalität abgelegt und faßte jegt um fo fefter Die nationalen Intereffen Ind Auge, und 
je größer ver Widerſtand geweſen war, ven ex ehedem in Rußland befonderd gefunden hatte, 
mit deſto unaugbaltfamerer Gewalt firdmte er jet dort ein. Das ganze Land gerieth in vie 
furchtbarſten Gärungen; der abfolute Despotismus hatte Banfrott gemacht, und zum Glück für 
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dad Land war man an dem neuen petersburger Hof willig, dies anzuerkennen und zum Theil 
mindeftend auf das alte fchroffe Syflem der unbedingten Berneinung aller Autonomie zu ver- 
zichten. In ven Polen erwachten kühne Hoffnungen, denn einer Maßregel gegenüber, wie die 
Befreiung von 22 Mill. Leibeigenen trog des Widerſtandes einer mächtigen, dabei in hohem 
Grade materielf interefiirten Ariftofratie, erichien die Erwartung einer NReftitution der Verhält- 
niffe, wie fle Kaifer Aleranderl. im Jahre 1815 angeoronet Hatte, nicht allzu übertrieben. rei: 
lich hatte Alexander II. bei feinem Beſuch in Warſchau diefe Hoffnungen nichts weniger als rege 
gemacht, indem er vor „Träumereien“, wie er ed nannte, ernfllich warnte. Aber die Ereigniſſe 
in Europa nahınen eine Richtung, welche ven Polen ihre Forderungen durchaus nicht zu kühn, 
durchaus nicht unberechtigt erjcheinen ließen. Frankreich, ver politifche Meſſias der Polen, Hatte 
für Italien das Schwert gegen das abfolutiftifche Öfterreich ergriffen und damit für ein anderes 
Land diefenige That unternonmen, welche die Polen für ſich felbft erhofften. Warum follte es 
nicht auch confequent noch weiter gehen und auch für Polen, mit dem ed zu allen Zeiten zärtliche 
Redensarten ausgetauſcht hatte, venjelben Breundfchaftsdienft unternehmen? Die Bonapartijche 
Donaftie, die ganz und gar nur auf Popularität fi gründete, konnte, jo fehlen es, ein Unter: 
nehmen nicht abweiſen, das im franzoͤſiſchen Volk einen lebhaften Enthuſiasmus erzeugt Haben 
würde. Daß die Analogie zwifchen Italien und Polen durchweg hinke, das liegen die polnifchen 
Politiker unbeachtet, und der parifer Hof nährte mit Abjichtlichkeit durch Vorfpiegelungen aller 
Art viefe Taufhung. Der Kampf für Italien bot Frankreich ein ganz unmittelbares, materiel: 
le8 Intereife, das franzoͤſiſche Übergewicht in Italien, die Arrondirung an ber Alpenfette durch 
Nizza und Savoyen, die allmähliche Verwandlung ded Mittelländifchen Meers in einen fran- 
zöjifhen See, wie Napoleon I. es angeftrebt Hatte, und die enge Verbindung ber romanifchen 
Völker, Iauter Dinge, die Bolen in feiner Weile in irgendwie adäquatem Sinne zu bieten inı 
Stande war.” Der Kampf für Italien bedingte nur einen „localifirten” Krieg mit Oſterreich 
allein, deſſen Eollifion ver Intereffen mit Rußland an der untern Donau, mit Preußen in 
Deutſchland ihm jede namhafte Uinterflügung und deifen damaliges Regierungsfuften ibm jede 
Sympathie Europas entzog, während eine Unternehmung für Polen einen Krieg mit ven größ- 
ten Kriegsmächten unſers Fefllandes im Gefolge Haben würde. Aber der Enthufladmus über: 
wog die Einficht in die wirkliche Lage ver Verhältniffe, und die allerdings fehr richtige Über: 
zeugung, daß ber bermalige Zuftand der polnischen Angelegenheiten unmöglich fortvauern fünne, 
bob die Hoffnungen ver Polen zur äußerſten Höhe. 

Diefe leptere Überzeugung theilte der peteröburger Hof, und der Plan eines ausgezeichne⸗ 
ten polnifhen Magnaten, des Markgrafen Wielopoljfi (aus dem Haufe Gonzaga-Myſzkowſtki), 
der ſchon im Jahre 1842 fi in einem Offenen Briefe für einen theilweifen Verzicht der polni⸗ 
fen Anſprüche zu Bunften der panſlawiſtiſchen Idee ausgefprochen hatte, fand dort ein um fo 
geneigteres Ohr, als er ven Lieblingsgedanfen ber ruſſiſchen Staatslenker wie des vufjifchen 
Volks mit einſchloß, namlich die Verdrängung des Polenihums aus den Iitauifchen und klein⸗ 
ruffifchen Provinzen und die unbebingte Ruffificirung derfelben, wozu in dem durch bie Auf- 
hebung ver Leibeigenſchaft gefteigerten ruffifchen Element, das in den nievern Volksſchichten 
einen breiten Boden findet, fih die Anknüpfungspunfte boten. Für dieſes Opfer wollte der 
patriotifche Markgraf alle Segnungen der Cultur dem Königreich Polen gewähren und durch 
thatkräftige Hebung und Förderung aller materiellen und intellectuellen Kräfte für das Wieder: 
aufleben ber polnischen Nation einen freien Boden [haffen. Im Hintergrund dieſes Pland,- 
in welchem die Preisgebung Ritauens und des Ruffinenlandes von dem Geſichtspunkte der pan⸗ 
flamiftifchen Theorie aus nit einmal ald ein Opfer angefehen wurde, lauerte noch eine weiter 
ausſehende Speculation, melde indhefondere die ruſſiſchen Staatslenker beftochen Hat. Es 
fchten damals, ald gingen bie europäiſchen Staats: und Mactverhältniffe einer neuen Um: 
geftaltung entgegen, welche das Kriterium ver Nationalitäten zum Ausgangspunfte nahm. In 
folhem Sinne ſchien für einen öfterreichifchen Staat Fein Plag mehr in dem europäiſchen Staa⸗ 
tenbunde zu fein, Preußens Schwerpunft fiel in eine Richtung, in weldher ed nad jenen Theo: 
rien nur noch ein vermindertes Interefle für die Provinz Bofen haben konnte, und ed flellte fich 
fomit in der Berne die Ausficdht dar, Galizien und Poſen mit dem neuerflandenen und durch ge= 
hobene Civiliſation erftarkten Königreich Polen — vielleicht unter einer ruſſiſchen Secundo⸗ 
genitur — zu vereinigen und fo eine ’-“--“erfteffung Polens auf andern Grundlagen, als 
bis dahin die polnifchen Führer ger erlane⸗ Mamentlich war ed der Großfürſt 
Konflantin, den dieſe Vorſchläge *8 nm polniſchen Markgrafen 
ſofort mit Lebhaftigkeit an die F 'eB ſich von ven Kaiſer 
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mit der polnischen Statthalterſchaft betrauen und ernannte Wielopolſki zu feinem Miniſter. 
Maßregeln für die Bacification des Landes waren nothwendig geworben, denn die Aufregung, 
welche von den polnifchen Führern der nunmehr vereinigten demokratiſchen und ariftofratifchen 
Partei und der gefammten Geiftlihkeit im Verein mit den Ultramontanen Frankreichs aufs 
lebhaftefte gefhürt wurde, hatte einen fo hohen Gran erreicht, daß furchtbare Erploflonen zu 
beforgen flanden. Die beiden Männer an der Spige der Regierung begannen mit Eifer ihr 
Werf; eine Art von ſtändiſcher Vertretung follte gewählt werden; eine neue liniverfität mit 
lauter nationalen Lehrfräften wurde zu Warſchau erdffnet, überall in Städten und Flecken 
follten Volksſchulen errichtet werben, und an vielen Orten wurde fhon damit der Anfang ge: 
macht; die Lage der Juden wurde gebeffert durch Aufhebung mehrerer exceptioneller Steuern; 
mit Einem Worte, ein mindeftens fehr gut gemeinted Regiment wurde in Warfchau errichtet. 
Zum linglüd für die Sache war ver Marfgraf Wielopolffi trog der Ehrlichkeit feiner Blane 
und trog feiner bebeutenden Talente einer der unpopulärften Männer im ganzen polnifchen 
Adel und fowol der ertreme ald der gemäßigte Panſlawismus eine der unpopulärften Ideen im 
polnijhen Volk. Den Beſtrebungen der Regierung wurde nicht nur der energiſchſte Wider⸗ 
ftand entgegengefegt, ſondern alsbald organifirte die revolutionäre Partei eine geheime Na: 
tionalregierung, die bis nad Balizien Hineinreihte, und ver erflaunten Welt bot Polen das 
merfwürbige Schaufpiel eined Landes, das zu gleicher Zeit von zwei Negierungen, von denen 
jede der andern diametral entgegenwirkte, bebherrfcht wurde. Die Öffentliche Megierung hatte 
faft gar Feine Bartei hinter fih, während die geheime durch einen heifpiellofen Terrorismus, in 
welchem felbft ver politifche Meuchelmord als gerechtfertigt erfchten, zunächſt nur eine fortgefeßte 
Ablehnung aller Maßnahmen, die von ber ruſſiſchen Regierung ausgingen, berbeiführte. Die 
Verirrung und Erbitterung biefer im geheimen wirkenden Behörden ging fo weit, daß jeder⸗ 
mann, ber ihren myſteriös verbreiteten Befehlen zu trogen wagte, einer fihern Schädigung, in 
vielen Fällen dem Tode felbft entgegenging. Der Großfürft Konfltantig und der Minifter 
Wielopolſki wurden fo jehr mit Mordverſuchen gepeinigt, daß fie aus ihrer eigenen Küche, ohne 
mit den Speifen früher Proben angeftellt zu haben, nicht mehr zu effen wagten. Natürlich 
tief Died die Wuth der ohnehin zu Ehicanen geneigten rufitfchen Polizei in äußerſtem Grade 
hervor; ed war ein Zufland zum Erbarmen. Dazu Fam, daß der peteräburger Hof den Minifter 
Wielopolffi mit Vorwürfen zu überhäufen anfing, weil er feinen Berfprehungen, dad Land 
zu beruhigen, nicht nachkommen Fonnte. Es war gegen Ende des Jahres 1862, da wurde 
von irgendeiner Seite her ein entfeglicher Rathſchlag eingegeben, der eine Krifis Herbeiführte. 
Seit dem Tode des Kaiſers Nikolaus oder vielmehr feit dem Pariſer Frieden von 1856 hatte 
nämlich, um dem erfchöpften Lande Erholung zu gönnen, feine Rekrutirung flattgefunden. Im 
Winter 1862 mar eine ſolche in Ausſicht genommen, und da e8 ſich gezeigt hatte, daß Die revo⸗ 
Iutionären Glemente größtentheils in der Jugend zu fuchen feien, fo ſchlug jener Rathgeber, für 
welchen man unter den Bolen bis auf diefen Augenblick, und mie es fcheint mit vollem Necht, 
den Markgrafen hält, der Megierung vor, bei dieſer Gelegenheit alle revolutionären, das hieß, 
alfe gebilvetern jungen Leute auszuheben und in bie Armee zu fleden. Das Wuth = und Jam- 
mergefchrei des Landes war entfeglih. Die Sünglinge flüchteten trog ber Winterfälte in bie 
Mälder und bildeten dort Rotten, denen die Bewohner auf Schleichwegen allmählich erfl Spei⸗ 
jen, Kleivung und dann Waffen und Munition zutrugen. Sobald man wieder fämpfte, flieg 
der Enthufiasmus auf eine unglaubliche Höhe. Die geheime Nationalregierung entwidelte eine 
außerorbentlige Thätigkeit; die Emigration in Paris machte zahlreihe Waffenanfäufe, und 
aus Bofen und Galizien firdmten unaufhörlich Zugügler zu ven ſich immer fefter ausbildenden 
Infurgentenbanden hinüber, die bald zum Lebhafteften Angriff übergingen und namentlich in 
Südpolen, wo ihnen die Öfterreichifche Grenze eine gute Operationsbaſis darbot, nicht un- 
bedeutende Erfolge errangen. Der Sohn eined Arztes aus Krotoſchin, Maryan Langiewicz, 
ſtellte fi an bie Spige der Banden und ernannte fid zum Dictator. Sein Apjutant war ein 
Trauenzimmer. Der Schwäche und Überraſchung des ruſſiſchen Militärs hatte er einige glück⸗ 
lich gelungene Streiche zu verdanken; ſobald jenes aber Verftärkungen erhielt, wurde er ge: 
ſchlagen und floh ruhmlos über die Öfterreichifche Grenze. Es war ein furdhtbarer und bei der 
Erbitterung auf beiden Seiten graufam geführter Partifanenkrieg, ver in den Hauptfläbten 
durch die foftematifche Behinderung und Umgarnung ver Regierung, die von ihren eigenen Or: 
ganen verrathen wurde, eine nicht geringe Unterflügung fand. In Peteröburg war man über 
diefe Wendung der Dinge In großer Aufregung, namentlih da auch bie unten Provinzen 
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von dem Aufftande ergriffen waren, und ed fanden reactionäre Einflüffe dort einen willigen 
Boden. Der Großfürſt Konflantin und bald darauf auch der Markgraf Wielopolſti verließen, 
vorläufig an ihren Werk verzweifelnd, dad Rand, und eine furdtbar gewaltthätige Militär: 
herrichaft trat an deren Stelle. 

Trog der ſichtlichen Hoffnungdlojigfeit wurde der Kampf nt einer imponirenden Audpauer 
und mit einer wunderbaren Opferfreudigfeit fortgefegt, Die nur durch den glühenden Fanatismus 
der Jünglinge, welcher durch Brauen, durch die Geiftlichkeit und durch trügliche Hoffnungen ge- 
ſchürt ward, erklärbar find. Auf wen anders hätten dieſe Hoffnungen gefeßt fein jollen ald auf 
Franfreih? Und das war allerdings richtig, Daß die bonapartiftifche Regierung ſchon wiederholt 
die Infurgirung des ganzen Dflend von Mitau bis an die Donaumündungen mit in ven Galcul 
ihrer europälfchen Plane gezogen und mit einzelnen Agenten Verhandlungen darüber gepflogen 
hatte. Allein jie that auch nicht dad mindefte, um das Geſchick ver Polen in irgendeiner Weile 
günfliger zu wenden. Oſterreich, dad feit dem italienifchen Kriege ein conflitutioneller Staat ge- 
worden war und mit den unter feinen Scepter vereinigten Nationalitäten fi in gutem Ein- 
vernehmen zu erhalten trachten mußte, fchenfte, da es überdies mit Rußland in den gejpanute: 
fien Verhältniffen lebte, dem Aufftande eine zuſchauende Konnivenz, inden ed dadurch die Ber: 
widelungen von feinen eigenen Grenzen fern halten zu können vermeinte. In Preußen dagegen 
war eben damals wieder die feudalzmilitärifche Partei an die Herrſchaft gelangt, und da Dieje 
nach ihren alten Traditionen in Rußland eine Stüge ſuchte, fo flo dad Miniflerium am 
8. Febr. 1863 mit der ruffifchen Regierung eine Convention ab über gegenfeitige Unterflügung 
behufs Unterdrückung des Aufftanded und eventuelle Beſetzung eines beſtimmiten ruſſiſchen, 
beziehentlich preußifchen Grenzgürtels durch die fremde Kriegemadt. Dem Sturme gegenüber, 
ver fih gegen diefe Convention nit blos in Frankreich, England und Ofterreih, jondern im 
eigenen Lande felbft erhob, wurde diefe Convention raſch unterprüdt und eine gemäpigtere Ber- 
einbarung (vielleicht nicht einmal in diplomatifch=officieller Korm) an die Stelle derfelben ge- 
bracht. Nicht ſowol das Interefle für die Polen, ald ver Antagonismus gegen Preugen, welches 
zu Ifoliren in den Abfichten der übrigen europäiſchen Diplomatie lag, rief bei Franfreih, Eng: 
land und Oſterreich eine lebhafte Theilnahme für die polniſche Inſurrection hervor, und in iden⸗ 
tischen Noten, die den ſchroffſten Ton anſchlugen, melden ver diplomatiſche Gebrauch zuläßt, 
wurde die ruffifche Negierung ob ihrer Behandlung ver Polen wiederholentlih angegangen. 
Wußten die Minifter in Peteröburg , daß diefen Worten keine That folgen würde? Sie ant- 
worteten in herausforbernder Weife. Und während dieſes leeren Federkriegs wüthete ver Par— 
tifanenfampf weiter fort. Andere europäifche Gollifionen traten dur den Tod des Dänen: 
koͤnigs dazwiſchen und rückten die polnische Frage in ven Hintergrund. Der ruffiihen Regierung 
war aber die Bemerkung nicht entgangen, daß die Landbevölkerung, vie Bauern, nicht nur mit 
äußerft geringer Theilnahme ven Aufſtand betrachteten, fundern im Gegentheil bier und da 
thatkräftig wider denſelben Partei nahmen. Sie beſchloß daher, diefen Gegenfag durch voll: 
ftändige Befreiung der Bauern von aller Zinspflicdtigfeit an die Gutsherren und turd Ein: 
räumung und freie Schenkung der von jenen innegehabten Rändereien zu verjchärfen. Diele 
Berechnung erwies fi ald volllommen richtig, wiederum unterlag Polen vollſtändig. 

Statififhed. Wir Haben oben ſchon bemerkt, daß die Unverfühnlichkeit des Gegen: 
ſatzes zwifchen Ruſſen und Polen nit ſowol in der Verfaffungsfrage liege al8 in der Frage 
um die nationale Zugehörigkeit Weißrußlands, Litauens und Kleinrußlands. In Anbetracht 
dieſes Umſtandes iſt venn auch ein lebhafter Panıphletenfampf über dieſen Gegenfland entbrannt, 
und je mehr in unfern Tagen die Herrfchaft über ein Land abhängig gemacht wird von dem 
Willen und ven Wünfchen ver überwiegenden Diehrheit ver Bevölkerung , defto natürlicher war 
e8, daß man bie allgemeine Statiftif ald Waffe in jenem Kampfe ins Feld führte. Die gefunde 
Idee, welche diefem modernen Staatöreht zu Grunde liegt, ift freilich in der biöherigen Praxis 
mindeſtens dadurch getrübt worven, daß man bei Zählung und Wägung ber Stimmen nur 
rein äußerlich die mathematifche Zahl in Anſchlag bradte. Daß damit nicht eigentlich eine 
Willensmeinung ber Völker zum Ausdruck kommt, weiß jeder, der fich die Mittel, durch welde 
die allgemeine Stimmung beherrfäht und geleitet wird, zum Bewußtſein gebracht Hat. Daß 
ferner derjenigen Behörbe, welcher der Zählungsact in die Hand gelegt wird, bei eintretenden 


Fällen der Unbeſtimmtheit ver groß“ P-#+ -ingeräumt wird, ihre Sympathien 
und Antipathien zur Beltunf * ꝛitern Eroͤrterung. Wenn dem⸗ 
nach auf die Zuſammenſetzu Arten Provinzen ein Gewicht 
- gelegt werden ſoll, jo wirt daß das Raifonnement der 
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ruſſiſchen Regierung ih anf Zählungen flüßt, welche von ihren eigenen, ihr ergebenen Organen 
bewerfftelligt worden find, daß fie ferner fih wohl Hitet, ein andered Moment als die bloße 
Zahl aufzuführen. Wenn ſie beifpieldmeife auch den Grad der Bildung der betreffenden Volks⸗ 
flaffen mit in Anfchlag brächte, ſo würden ihre Anſprüche zum Theil hinter dad Maß der Bered- 
tigung zurüdfinfen. Denn man darf wol fagen, daß fo ziemlich alles, was in jenen Gegenden 
an europälfcher Gefittung vorhanden iſt, wefentlih in dem Polenthum feinen Boden hat und 
nur die breite, untere Volksmaſſe in Sprache, Religion und Sitte vem Ruſſenthum in größerer 
Verwandtſchaft nahe fleht. Daß ferner faft die ganze herrſchende Ariftofratie, welche in den 
Slawenlanden doch vorzugdweife als maßgebender Staatöfartor anzujehen ift, weſentlich der 
polnischen Nationalität angehört, ift ein Ergebniß der geichichtlichen Entwidelung in den leg: 
ten Jahrhunderten. uͤberdies dürften die rufflfhen Politiker eingeflehen, daß fie trog einer 
angeftrengten Verfolgung und vielleicht gerade wegen derfelben nur wenig Feld der z. B. in Li- 
tauen mit großem Einfluß herrſchenden katholiſchen Kirche abgerungen haben. Denn die Ent- 
nationalifirung und Überleitung der Bevölkerung in das Ruffentbum muß hier ſtets mit einer 
Umwandlung des Kirchenglaubens Hand in Hand gehen, was befanntlidy eine ungleich ſchwie⸗ 
rigere Aufgabe ift ala die Unterdrückung einer Nationalität. Es fcheint daher, daß die rufjifchen 
Autoren und Adminiftratoren, welde, wie gefagt, nur die äußerlihen Zahlenverhältniffe zum 
Maßſtabe nehmen, die Bedeutung des Polonismus In den angeführten Ländern durchaus unter- 
Ihägen. Da und indeſſen feine andern Materialien zur Beurthellung der Verhältniſſe zur 
Verfügung ſtehen, fo geben wir bier nur eine nach den neueften Aufftelungen der peteröburger 
Statiftifer zufanmengetragene Tabelle, melde und das Bevdlferungsverhältniß einigermaßen 
veranfhauligen wird. Natürlih müflen wir hierbei die Landſchaften nach ber Eintheilung 
aufführen, die ihnen im Verwaltungsorganismus des ruffifhen Reichskörpers angewielen 
worden ift: 

Auf 100 
Andere C. zählt 


Groß⸗ Klein⸗ Weiß⸗ Muffen unter | 
@ouvernements. ' ruffen. ruffen. ruffen. andern Be Litauer. Polen. Juden. Nationen. man 
nennungen. Bolen. 
Weißrußland: 
Mitebel . 1843 — 426808 — 139295 63432 62628 10189 9, 
Nohilew . 4449 1405 713375 — 945 27238 102855 887 3,2 
aundt 58390 21015 661770 — 64149 116789 96981 2892 11,5 
itauen: 
Wilna 14930 701 146041 23016 418880 154386 76802 3318 18,4 
Kowno 4576 728 1548 — 730933 25189 101337 40727 2,7 
SGrodno . 132286 98934 25879 36390 201897 193228 94219 6814 24,0 
Kleinrupland: 
Ken . . .» 1876 1,3556320 11699 1355 38026 83351 225074 1655 46 
Tobolien . 7251 1,1419455 11239 10050 — 209234 195847 43428 12,9 
Volhynien 8634 597671 28534 407855 20535 174100 183890 5208 12,2 


Im ganzen 229235 3,217719 2,026893 478666 1,614660 1,046947 1,139633 114618 10,4. 


Die im Bouvernement Witebsk unter dem Titel ‚andere Nationen’ aufgezählten 10189 Ein- 
wohner find meift Deutfche, die unter derfelben Nubrif für Kowno erwähnten 40727 Ein: 
wohner find meift Deutfche und Tataren, und endlich die unter ebenderfelben Bezeihnung an: 
geführten 43428 Rinwohner von Podolien find zum größten Theil Molbauer. Zu den Li— 
tauern find hierüberall auch Xetten und Samaiten gerechnet, aberihre Anzahl ift nicht beträchtlich. 

Hierzu find noch etma 13000 Polen zu rechnen, die in Kurland wohnen. Wir fügen hierzu 
noch die Statiftif des eigentlichen Koͤnigreichs Polen, welches von der ruffifhen Verwaltung 
in fünf Kreife eingetbeilt ifl. Sein Gefanmtflächeninhalt beträgt 2331 Quadratmeilen mit 
einer Einwohnerzahl von 4,852055. Davon fallen auf das Gouvernement Auguflowo 
342 Duadratmeilen mit 626594 Binwohnern, auf dad Gouvernement Lublin 548 Quadrat 
meilen mit 1,028816 Einwohnern, auf das Gouvernement Plock 318 Quadratmeilen mit 
548406 Einwohnern, auf dad Gouvernement Radon 455 Quadratmeilen mit 939344 Ein- 
wohnern und auf dad Gouvernenent Warfhau 668 Quadratmeilen mit 1,708895 Ein⸗ 
wohnern. 

Diefe Angaben ftügen fi aber noch auf vie Zählung von 1851. Inzwifchen Hat das flati- 
ftifhe Eomite im Jahre 1858 eine neue Aufnahme veranftaltet, nach welcher fi) der Geviert⸗ 
gehalt des Landes auf 109244 Duadratwerft oder 2257,81 Quadratmeilen beläuft und eine 
Einwohnerzahl von 4,764446 ergibt, ſodaß im Königreih Polen auf die Duadratmeile 
2110 Einwohner kommen. Nehmen wir diefes Total der Bewohner in runder Summe mit 
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4,800000 an, und ſcheiden wir die eingemengten fremden Nattonalitätsangehdrigen aus, fo 
ergibt fich folgendes Refultat: Polen 3,560000, Ruffen 220000, Deutſche 240000, Li: 
tauer 185000, Juden 595000, anderer Nationalität 500. _ 

Somit beträgt die Anzahl der eigentlichen Polen unter ruſſiſchem Regiment in Kleinruß⸗ 
land, Weißrußland, Litauen, Kurland und dem Königreich nad) den obigen Angaben 4,619947, 
oder in runder Summe 5 Millionen. Indeß find, wie gefagt, diefe Schägungen durchaus mit 
Vorſicht aufzunehmen. Werfen wir zum Schluß noch einen Blick auf dad Bevölferungs- und 
beziehentlich Nationalitätöverhältniß der unter preußifcher und öſterreichiſcher Herrſchaft ſtehen⸗ 
den Landeötheile, und behalten wir der Konformität wegen gleihfall8 die Angaben von 1858 
bei. DaTerritorialveränderungen nicht flattgefunven haben, fo iſt nur die fletige Bevölkerung: 
zunahnte in Anfchlag zu bringen, bie befanntlid in Preußen in ſtärkerm Maße vor ih geht als 
in Ofterreich. Dagegen war die Germanifirung dort auch bei weiten flärfer, und Die Erfegung 
des polnifchen Elements durch Deutſche halt ficherlih dem durch die Bevölferungdzunahme auf 
die Polen fommenden Zuwachs minveftens dad Gleichgewicht. Nur die Provinzen Preußen, 
Pofen und Schlefien haben Bewohner polnifher Nationalität aufzumelfen, und es ſtellt fid 
folgendes Verhältniß heraus: 


Provinz Preußen hat 1178 Quadratm. mit 2,744500 Einw., darunter Polen 607000, 
Oſtpreußen 20.20... 280000 
Mefpreufn . . 2. 2.2 ....827000 
Provinz Pofen bat 536 Duadratm. mit 1,417155 Einw., darunter Bolen . 678000, 
Provinz Schleflen hat 742 Quadratm. mit 3,269613 Einw., parunter Polen . 601000, 


An Summa auf den Fläheninhalt von 2456 Duadratmellen mit 7,431268 Einw. 
fommen Polen 2:2 . 1,836000. 

In Öfterreich leben Bolen vorzüglich nur in Galizien, das in der Verwaltung In ein öft: 
liches und weſtliches Galizien (Lemberg und Krakau) eingetheilt ift. Der Flächeninhalt beträgt 
1423 Duadratmeilen mit einer Bevdlferung von 4,612116 Einwohnern. Davon find: 
Deutfhe 93387, Juden 312962, Armenier 2733, Slawen (Polen und Rutbenen) 4,146395, 
anderer Nationalität 56639. 

Scheidet man bie Ruthenen aus und rechnet die Mazurafen und Goralen ver galiziſchen 
Gebirge und die Laden aus Schleſien zu ven Polen Hinzu, fo leben in Oflerreih überhaupt 
2,055852 Polen. Die Gefammtzahl aller in Rußland, Preußen und Öfterreich lebenden 
Polen beträgt demnach ungefähr 9 Millionen. 3. Caro. 

Politik und Moral, Staatsmoral. Für jeden, ver ih auch nur einigermaßen mit 
Politik beihaftigt, muB ed auffallend fein, daß man in ver Theorie und im praktiſchen Leben 
von fo vielen höchſt verfchiedenen Arten der Politik Spricht. Selbſt eine nicht auf Vollſtändigkeit 
Anſpruch machende Zufammenftellung der am gemöhnlichiten vorkommenden Arten bürfte 
nicht ohne alles Interefle fein.!) 

Man unterfheidet nämlich: Groß: und Kleinſtaatspolitik, Politik ver Intereffen, Politik der 
Principien, Gefühle und Empfindungen, Politik der Gonfufion, des Friedens, der Delicateffe, 
dynaſtiſche und nationale, Gabinet3- und Volkspolitik, engliſche Groffirerpolitif und Guineen: 
moral, Politik ver Routine und ded Gedankens, Senfationspolitif, Politique occulte et d’appa- 
rence, Marſchalls-, Armee-, Prätorianer=, Agitationdpolitik, Parteipolitil, innere und äußere 
Politik, Eintagspolitif, Eventualpolitif, praftifche und ideale, theoretifche und doctrinäre Politik, 
Annerionspolitit, Höhere und niebere, directe und indirecte, gefunde und faule, weit: und Eurz- 
fihtige Politik, Widerſtands- und Bemwegungspolitif, confervative und liberale, radicale und 
reacttonäre, revolutionäre und legitimiftifche Politik, Politik des Natur: oder Menſchenrechts 
und ber pofitiven Sabung, Berfonalpolitif, Ruhmespolitif, Politik des Juſtemilieu, active Po- 
litik und Politik ver freien Hand, Politik der Routine und des Gedanfens, des „laisser aller“ 
der Bewegung und des Wiberftanded, „politique generale et lointaine” und „politique per- 
sonnelle et impatiente‘’ u. f. w.?) 


1) Über ven Begriff Bolitif f. Krug, Kreuz: und Ouerzüge, Nr. 1. Guizot, Histoire parlemen- 
taire, 1I, 325. Bollgraff, Politifche Syſteme, III, 458. Uber den Begriff der rorrrela f. Pauli, Real- 
encyklopädie, s. h. v., über ben ber Boligei Zimmermann, Deutjche Belizei im 19. Jahrhundert (Han: 
nover 1845). Funf, Die Auffaffung des Begriffs ver Polizei im vorigen Jahrhundert (Zeitfchrift für Die 
gefammten Staatswilfenfchaften, XIX, 489 fg.). 

2) Bol. über einige biefer Unterfcheidungen Frantz, Die Duelle alles Übels, ©. 39, 46. Zachariä, 
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Bei einer ſolchen Maſſe von Verfchiedenheiten muß es fafl wundernehmen,, wenn man vor 
lauter Bäumen den Wald noch fieht, und entfleht nothwendig zuerft bie Frage, woher e8 fomme, 
daß man fo viele Arten von Politik unterfcheidet, oder richtiger, daß man fo verfchlebene Epitheta, 
und zwar in gutem oder übelm Sinne, mit diefen Begriff verbindet? 

Die Schwierigfeit einer richtigen Erkenntniß des Weſens der Politik fleigert fih aber noch 
durch folgende Momente: 1) Das Wort ift fremden Urfprungs, und haben die Griechen und 
Römer bei der Eigenthümlichkeit ver ganzen Auffaflung des Weſens und der Organifation 
ihrer Staaten auch eigenthümliche Begriffe damit verbunden. Namentlich fehlte den claſſiſchen 
Völkern der ſcharfe Unterfchied zwiſchen Geſetzgebung, Rechtspflege und eigentlicher Staatsver⸗ 
waltung, zwifchen Religions- und Staatögefellfhaft, Moral und Net, Unterſchiede, melde 
nebft dem chriſtlichen Humanitätsprincip bie gegenwärtige Ära der germanischen Staaten haraf: 
terifiren. Theile die Unfertigfeit unferer Staaten, theils das Anlehnen ver ganzen mittelalterlichen 
Staatswiſſenſchaft und Staatskunſt an antife, namentlich an das Ariftotelifhe Mufter erklären 
es, daß die ältern publiciftifchen Schriftfteller bis ind 18. Jahrhundert Recht und Politik nicht 
ihieden ®), während durch den pradominirenden Einfluß ver Kirche auch die beiden Begriffe von 
Religion und Moral lange nicht gehörig getrennt wurden. Ohne Zweifel haben dieſe Er: 
ſcheinungen nicht nur in einer gewiffen höhern Einheit aller dieſer Begriffe eine abfolute Be- 
rechtigung, jo zwar, daß diefe Einheit felbfl in nem ausgebildetſten Staatsweſen nicht vergeflen 
werben darf, ſondern find auch relativ berechtigt dur) den gefanımten, wenig entwidelten Zu⸗ 
ftand der Staaten im Mittelalter. Allein da die politiſche Schriftftellerei überhaupt erft mit 
höher entwicelten Zeiten beginnt, zuerfl aber immer durch den Untergang eines alten lange ge- 
herrſcht habenden Syſtems geweckt und dann immer wieder gleihfam nur floßweife, d. h. bei 
neuen großen Entwickelungsmomenten, in Blüte gebracht wird, deshalb aber auch unter dem 
Einfluß der heftig aufeinander prallenden Gegenfäße fleht, fo erhellt, daß die Literatur über 
Politik, wenn man fie nit vom Standpunfte einer rein objectiven Staatsauffaffung und nicht 
in ihrer Totalität, nicht wie von einer Vogelperfpective aus betrachtet, gleihwie die Geſchichte 
iiber die Ereigniffe,, jo über den abfoluten Charakter des Begriffs der Volitif irreführen Tann. 

2) Es muß gewiß einen großen Unterſchied maden, ob man vie Politik nur als eine Wiſſen⸗ 
ſchaft, ober nur als eine Kunft*) auffaßt, oder ob man mit biefem Worte eine befonbere 
Wiſſenſchaft fanımt der ihre Ubung enthaltenden Kunft bezeichnet.5) ' 

3) Sieht man aud) gänzlich davon ab, daß das Verhältnig zwifchen Politik und Recht, Po⸗ 
litik und Moral, politifher Erkenntniß und bloßer fogenannter Staatöflugheit auch zur Stunde 
noch keineswegs befinitiv georonet ift und Infolge deſſen, wie mir fpäter nachweiſen, die ent⸗ 
gegengefegteften Anfichten über dad wahre Wefen der Politik beſtehen, fo herrſcht doch auch 
außerdem noch unter ven politifchen Autoritäten infofern eine verwirrende Mannichfaltigfeit der 
Anfichten, als diefelben, mehr oder minder deutlich, in der Beurtheilung einzelner Erfcheinun: 
gen oder in der Abficht, eine geiftreiche oder praftifche ſtaatsmänniſche Sentenz hinzuwerfen, ein 
Princip der Politif aufzuftellen ſcheinen und dabei nicht jelten mit ihren fonft aufgeftellten 
Principien in Coflifion gerathen, ober, bei der Allgemeinheit ihrer Phrafen, um fo mehr ver: 
wirren, je mehr ver Schein der Gentalität befticht und jeder, die Autorität nach feinem eigenen 
Bedürfniß ſuchend, alles ihm Gefällige daraus ableitenfann. Schon Volney („Oeuvr. compl.“, 
©. 155) hat auf die Gefahren eines bloßen Generalilirend und einer theoretiſchen Principien- 
veiterei in politifhen Dingen aufmerkſam gemacht und Hufeland's berühmten Grundfag: „Ge: 
neralifire nie Krankheit, fpecialifire den Fall” (vgl. Zachariä, „Vierzig Bücher‘, 1, 177) auch 
auf die Staatöfunft angewendet wiflen mollen 6), von dem Eoloffalen Misbraud fremder Schlag: 


‘ 


Pierzig Bücher, I, 166 fg.; II, 101 fg. Mommfen, Römifche — III, 93, 168, 176, 290. Mon⸗ 
talembert, De l’avenir, ©. 7. Kaltenborn, Die deutſchen Einheitsbeſtrebungen, Il, 76, 82, 104, 127, 
218, 281, 292. @uizot, Memoires, II, 142 fg., 167. Derfelbe, Histoire parlementaire, II, 445. 
Grundfäge der Realpolitif, S. 15. Klüber, Acten des Wiener Congreſſes, III, 493. Ein eigenes Wert 
über die Politique royale en France (fünfte Auflage, Parts 1849) befigen wir von Laurentie. Helb, 
Staat und Gefellfchaft, II, 131, 726, 739, 742, 745, 749, und Fröbel, Theorie der Politik, II, 86 (Bo: 
litik der ‚faits accomplis“). 

3) Bollgraff, Bolitifche Syfteme, Bd. III, $. 168. 

4) Bollgraff, Bolitifche Syfteme, 1, 78 fg. Derfelbe, Erfler Berfuch u. f. w, Bd. III, $. 125 fg. 
Buckle, Gefchichte der Civiliſation in England, I, 395, 401, 436. 

5) „Die Theorie der Politik ift nicht die Theorie eines Zuſtandes, fonbern bie Theorie einer Bewe⸗ 
gung.‘ Rröbel, Theorie der Politif, Thl. II, ©. VI. 

6) ‚Il en est de la politigue comme de la medicine, oü des ph6nomenes isoles jettent dans 
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wörter ganz zu ſchweigen.) Was kann aber der Erfenntnig damit gebient fein, wenn Na⸗ 
poleon I. die Politik „ein Schickſal“ nennt, Nivernois fie al$ „une science respectable dont 
le but est de reserrer les liens de la sociele entre les hommes” (Bollgraff, a. a. O., l, 70) 
bezeichnet, Laurent, „L'église et l'état“, III, 471 fg., ie nicht al8 „science du droit pur”, fon= 
dern ald „science des choses possibles’’ charakteriſtrt, Guizot, „Hist. parlem.‘, I, 200, das 
Weſen der Politit dahin angibt: „Iln’y apas de jamais en politique. On se conduit de 
jour le jour, selon la prudence et la necessite”, und Roſcher, „Thucydides“, S. 267 hinwirft, 
daß „alle großen Staatömänner tiefbewegter Zeiten fih wenig aus flaatörechtlichen Bedenken ge- 
macht hätten, Gerber, „Die Öffentlihen Rechte“ (Tübingen 1852), ©. 13 aber wol gar unfere 
Zeit als „eine Zeit der Politif, nicht des Rechts“ bezeichnet? Selbft die Außerung von Frantz 
und Trendelenburg, daß jede politifche Frage zunächſt und vor allem eine Machtfrage fet, kann 
bei der regelmäßig rein materialiftifchen Auffaflung des Begriffd ver Staatdmacht leicht zu Mis⸗ 
verſtändniſſen führen.®) 
Die neueften wiſſenſchaftlichen Beftimmungen des Begriffs der Politik find: Froͤbel, „Theo⸗ 
rie der Politik“ (Wien 1861, 1864), I und Il, 1: „Die Politik iſt die Wiſſenſchaft und Kunft 
des Lebens im Staat‘ (vielleicht richtiger: des wahrhaft ſtaatsgemäßen Lebens). ?) 

Waitz, „Grundzüge der Politik“ (Kiel 1862), S. 3: „Die Politik faflen wir allgemein 
als die Lehre vom Staat, d. h. als wiffenfchaftliche Erörterung der Verhältniffe des Staats, mit 
Rüdficht ſowol auf die Hiftorifche Entwidelung der Staaten überhaupt, wie auf die ſtaatlichen 
Zuftände und Bedürfnifſe der Gegenwart.” 

Eier, „Handbuch ver praktiſchen Politik“ (Reipzig 1863), Thl. 1, Abthl. I, ©. 11: „Die 
Politik fol die flantlihen Binrichtungen im Sinne des Fortſchritts entwideln, die Kraft und 
Wohlfahrt der Nation heben, nach einer Höhern Stufe der Gultur flreben.” 

Röder, „Rechtsphiloſophie“ (zweite Auflage), I, 48 fg.: „Politik ift vie lebenskunſtge⸗ 
mäße Verwirklichung des Rechts und Staats, d. h. der Idee des Rechts. Bolitif als Wiffen- 
haft enthält die ſyſtematiſche Darftellung der dafür nöthigen Negeln. Sie ift daher mit der 
Philoſophie des Rechts oder mit dem Naturrecht im Grunde identiſch.“ 

Roller, „Grundſätze der Staatswiſſenſchaften“ (Stuttgart 1864), S. 1: „Als Willen 
ſchaft ſtellt fich vie Politif Hin — als die Lehre von ven Orundfägen und Mitteln in Beziehung 
auf die Zwecke der Rechte.10) Sie iſt entweder eine reine ober angewandte Lehre, je nachdem 
fie ſich blos mit den Grundſätzen oder audy mit den Mitteln befaßt. Endlich verfieht man unter 
Politik blos das befondere Regierungsſyſtem einzelner Staaten. In biefem Sinne ift fie der 
Inbegriff der befondern Orundjäge einer Regierung in Bezug auf den Staatszweck.“ 11) 

Bemerkenswerth an diefen neueften Beflimmungen if, einmal, daß fie alle mit Ausnahme 


l’erreur sur les vraies causes du mal. On se presse trop d’6tablir en regles generales des cas 
particuliers: ces principes universels qui plaisent tout à l’esprit ont presque toujours le defaut 
d’&tre vagues. Il est si rare que les faits sur lesquelles on raisonne, soient exacis, et lobserva- 
tion en est si delicate, que l’on doit souvent craindre d’elever des systemes sur des bases 
imaginaires.‘' Mit Recht aber fagt Lafteyrie, Histoire de la liberte politique (I, 78, 79): „Jamais 
théories n’ont manqu& aux interöts ni aux passions .... n’admettre qu’une partie de la verite, 
c'est le mensonge des systemes.’‘ Bgl. auch Guizot, Memoires, I, 339; II, 291. Renan, Etudes, 
S. 49. Bollgraff, Politische Syfteme, Thl. I, S. XVI fg. 

7) Vollgraff, Politiſche Syfteme, II, 447, 452, 462 fy.; IV, 228, 261. Styur, Galerie morale 
et politique, I, 12, 264. Piel-Eaftel, Histoire de la restauration, V, 313. ®uizot, Civilisation en 
Europe, ©. 12. Deutfche Bierteljahrfchrift, Heft 93, S. 296. Bentham, Tactiques des assemblees 
legislatives (2 Thle., Paris 1822), Thl. II. 

8) Über die verſchiedenen Bedeutungen des Begriffs der Politik vgl. Mohl, Geſchichte der Literatur 
der Staatswiffenfchaften, III, 841, 348. Paez, Das bewegliche Clement in den politifchen Wiflenfchaf: 
ten (Deutfche Vierteljahrfchrift, Heft 83). 

9) Diefe Definition, mit welcher Bluntfchli (Nilgemeines Staatsrecht, zweite Auflage, I, 1 fg.) im 
wefentlichen übereinflimmt, ift wörtlich angenommen von Zöpfl, Deutſches Staatsrecht (fünfte Auf: 
lage), 1,29. Vgl. auch Fröbel, II, 362. 

10) Mohl, Gefchichte der Literatur der Staatswifienfchaften, legt in feinem Aufſatze: Allgemeine 
Literatur der Bolitif (III, 341 fg.) dem Worte Bolitif den Sinn: „Staatskunſt im engern Sinne; d. 6. 
alfo die Wiffenfchaft von ben richtigen Mitteln zur Erreichung des Staatszwecks“, unter. 

11) Bgl. anch Held, Syflem des Berfaflungsrechte, I, 11. Walter, Naturrecht und Bolitif (Bonn 
1863), verfteht ($. 396) unter Politik die geſammte höhere, äußere und innere Staatsleitung, ein Ger 
biet, „welches über die gewöhnliche Verwaltungsfunft hinausgeht, und wodurch fich das Talent großer 
Staatsmänner oder großer Fürften zu be " 
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der Waitz'ſchen, mit Bolitif nicht die gefammte Staatswiſſenſchaft bezeichnen, daß jie die Politik 
als Willenichaft und Kunft unterfcheiden, ohne eine gemifle Einheit beiver aufzugeben, daß ſie 
ferner der Sittlichkeit und der Politif,, dem pofitiven Recht und der Verwaltung ded Staats, 
jedem feine beiondere Rolle anweifen , ohne neren höhere Einheit aufzuheben, daß fie entſchieden 
vom Menfchen nad) dem riftlihen Humanitätsprincip ausgehen und enplich die Politik als eine 
reine Klugheits- oder Schlauheitdfache verwwerfen. 

In dem Ausgang der modernen politifhen Wiflenfhaft von dem ganzen und wahren We- 
fen des Menfchen finden wir die wahre Realität; in einer naturgemäßen Auseinanderhaltung 
von Staat und Kirhe, Recht und Moral, unbefchadet ihrer hoͤhern Einheit, die wahre Ver: 
nunftgemäßhelt, in der ethiſchen Durchdringung der gefammten Staatölehre die wahre Idea⸗ 
lität, im Verſuche, dieſe drei Brincipien möglihft vollfommen zu entwideln und unter fid zu 
verbinden, den wahren Fortfchritt der modernen Staatswiſſenſchaft. 

Wenn man heutzutage unter Volitik nur einen einzelnen Zweig der Staatswiſſenſchaften 
verfteht, fo bat dies feinen Grund in der allenthalben fpecialifirenven , arbeittheilenden Ridy- 
tung unferer Zeiten. Diefe Richtung hat ohne Zweifel ihren eigenen Werth, allein es darf 
dabei nicht zu weit gegangen und namentlich nicht überfehen werden, daß nicht nur das Wefen 
eined Ganzen dadurch befler erfannt wird, wenn die Erfenntniß feiner einzelnen Theile fort⸗ 
Ichreitet, fondern auch jede moͤglichſt richtige Detailerkenntniß durch die wahre Erfenntniß des 
Ganzen bedingt if. Wenn demnad nichts entgegenftebt, unter Politik eine fpecielle Staats⸗ 
wiffenfchaft zu begreifen, welche die in den übrigen Spectalfächern der Staatswiſſenſchaften nicht 
enthaltenen Dinge umfchließt, fo wird Doch auch Die nothwendige Einheit ver Staatswiſſenſchaf⸗ 
ten dazu zwingen, ven Ausdruck Politit noch in einem andern Sinne, nämlich zur Bezeihnung 
der einen und gefammten Staatswillenfchaft, zu gebrauden. In diefem Sinne bilden alle 
Disciplinen ber Rechts: und Verwaltungswiſſenſchaft fammt ihren allgemeinen wiſſenſchaft⸗ 
lihen Grundlagen nur eine einzige Wiflenfhaft, die ver Politik. Auch die Unterſcheidung der 
Politik als Wiſſenſchaft und als Kunſt ift fiher nicht ohne eine gewiffe Berechtigung. Allein es 
ift aud wichtig, darauf aufmerffam zu machen, daß die Auseinanderhaltung der Theorie und der 
Praxis fih nirgends wiſſenſchaftlich unhaltbarer und praftifch nachtheiliger manifefliren würde 
als gerade in der Politif. Der Staat, alfo auch feine Erfenntniß und die Kunft feiner Leitung, 
ift nur für ven Menfchen da, und feine Wiſſenſchaft kann ihrer eigenften Natur nach mehr und 
unmittelbarer auf die praftifche Übung gehen als die Politik. Andererjeits find die abfoluten 
Grundlagen diefer Wiffenfhaft und ihre Hiftorifchen Objecte, beftimmte Völker, Cinrichtun⸗ 
gen u. f. w. gar nit ohne Kenntniß des wirklichen Lebens diefer Bölfer, der Junction ihrer 
Einrichtungen möglih. Staatliche Fähigkeiten oder politifhe Verfönlichfeiten find daher ſtets 
durch die Wiffenfchaft des Staats und deren Übung zugleich bedingt, und die Volitif kann daher 
vernünftigermweife auch nie blos als Wiffenfchaft oder blos als Kunft aufgefaßt werben. 

Die Politit muß daher enthalten einen philofophifchen Theil, welcher die von der Philo⸗ 
ſophie erfannten abfoluten Wahrheiten auf den Staat und fein ganzes Reben überträgt, ferner 
einen naturwiflenfchaftlichen Theil, welcher beſonders die materialiftiihen Factoren bes ſtaats⸗ 
geſellſchaftlichen Lebens nach allen Seiten ergründet und würdigt, endlich einen rationaliſtiſchen 
heil, welcher ſich damit befhäftigt, das, was in einem gegebenen Moment das moͤglichſt Beſte 
und Durchführbare iſt, mit ſicherer Hand feftzuftellen. Und wo diefe Erfenntniffe in dem ge- 
hörigen Maße vereint find, da wird e8 aud nie an dem nöthigen Drang zur Übung, zur Bethäs 
tigung des Könnens, zur Kunſt der Bolitik fehlen. Leider aber ift jene Vereinigung von Er: 
fenntniffen an und für fich fchon fehr felten und noch feltener eine ihr entſprechende Charafter- 
bildung; während anbererfeitd gerade der Mangel beider allein e8 erklärt, warum ſich nicht nur 
die Feindſchaft gegen den Staat, ſondern felbft die ſtaatsfreundlichſte und beftgemeinte Abficht 
fo oft, in unfern Tagen immer und immer mehr, zur politifchen Action drängt, ohne dazu wirf- 
lich innerlid berufen zu fein. Altes treibt jegt Politik und fucht die Geltendmadung feiner in: 
dividuellen Anſichten; die Staatspolitit muß deshalb oft, wie die Schiffe im Sturm, das enge 
Hafenbecken der innnern Politik verlaffen und auf dad weite offene Meer der äußern Politik Hin: 
ausfteuern, um nicht auf Untiefen und Riffe zu gerathen. Manchmal aber gleicht vie Politik 
der Zuftichifferei, für die man zwar einige Geſetze fennt und in Anwendung bringt, deren Haupt⸗ 
gefeß jedoch, namentlich die Strömungen in den verſchiedenen Luftſchichten, unbekannt iſt. 

Es kann nicht die Aufgabe dieſes Auffages fein, ein aud nur einigermaßen vollftindiges 
Syitem der Staatswiſſenſchaft over felbft blos der Bolitif als einer Disciplin derjelben zu geben. 
Wir müflen und darauf befchränfen, das Grundprincip der Politik und deren letztes höchſtes 
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Ziel genau zu beflimmen und bie Hanptverirrungen anzugeben, in welde bie Erfenntniß und 
Kunft des ſtaatlichen Lebens ſchon verfallen ift und noch verfallen fann. 

Iſt Bolitik als Wiffenjchaft die organifch zufammenhängende Erfenntniß vom wahren We: 
fen des Staats ald eined lebendigen Organismus und zugleidy die Fähigkeit und Kunſt, dieſe 
Erfenntniß auf die nach den gegebenen Verbältniffen förberlichfte Weife auf das geſammte ſtaat⸗ 
liche Leben zu deſſen immer richtigerer Beftimmung und höherer Erfüllung in Anwendung zu 
fegen, fo folgt, daß alle Politik beſtimmt fein müſſe 1) durd ihr Princip oder ihren legten 
Ausgangdpunft, der zugleich deren höchſter Zielpunft fein muß, und 2) durch dad Verhältniß 
dieſes Princips zu den Fähigkeiten feined Trägerd und zu der gefammten in concreto gegebenen 
Tage, Einrihtung und Bilpung ded Staat. Daraus erklären ſich jegt ſchon zwei der größten 
und gewöhnlichften Irrthümer über das Wefen der Politik, nämlid a) das Beſtimmtwerden 
durch perſoͤnliche Gründe, feien es Anfichten, Intereffen oder Sympathien und Antipathien : 
b) die Meinung von der Brinciplofigfeit der Polttif.12) 

Gleichwie ed aber vernünftigerweife nur Ein hHöchftes und letztes Princip alles Seins geben 
kann, nämlich Gott, welches zugleich dad äußerſte Ziel alles irdiſchen Dafeins iſt, oder mit an- 
dern Worten, gleihwie ed nur eine urfprüngliche Idee gibt, nämlich den göttlichen Schöpfung: 
gebanfen, die deshalb ald der einzige richtige Maßſtab für ven idealen Werth aller fonft Ideen 
genannten Gedanken abgibt, fo exiſtirt nothwendigerweiſe nur Ein Gebanfenprincip, Eine 
Grundidee der Politik, die feine andere ald daß legte Brincip, die hoͤchſte Idee des ganzen menſch 
lihen Seins ift, nämlich derfelbe göttliche Schoͤpfungsgedanke. | 

Deshalb fagten wir in unferm Werfe „Staat und Gefellihaft”, I, 38: „Das Ipeal ift 
auch eine entſchieden praftifche Seite aller Staatsfunft und Staatöwiffenfchaft, eine unent- 
behrliche Grundlage aller wirklichen Realpolitit, da ohne Ideal ebenſo ver Ausgangs- wie der 
Zielpunkt fehlen würde; wogegen man mit Recht auf ſolche Ideale feinen Werth legt, die von 
den gegebenen wirklichen Verhältniffen, der Materie und Intelligenz des Staats, gänzlich zu 
abftrahiren bemüht find.” Letztere liegen nämlich nicht minder in der göttlichen Schöpfungsidee 
als die Unmöglichkeit, dieſe auf Erden vollkommen zu erkennen und zu verwirkliden, und 
darum iſt ed richtig, wenn wir (a. a. O., S. 39) hinzufügten, „daß ed auch etwas praftifch 
Hochwichtiges um den fehr verfühnlichen Gedanken der Unvollkommenheit alles Irdiſchen ift.“ 


Denn eben hierdurch ergibt ih, daß zugleich eine unbegrenzte Perfectibilität alles Irdiſchen, 


alfo auch des Staatd, und damit das eigentliche Geſetz des Fortſchritts, in der. göttlichen 
Schöpfungsidee enthalten fei.13) 

In einer Zeit wie die unferige mag es vielen gewagt oder doch jonderbar erfcheinen, Gott 
und feinen Schöpfungsgebanfen zum Ausgangspunkte einer Wiffenfhaft und Kunft genommen 
zu ſehen, die, je mehr fle fich theoretifch außbreitet und vertieft, deſto mehr an praftifhen Ein- 
fluß zu verlieren fcheint.!*) Die misachtenden Epitheta der jogenannten praftiihen Bolitif 
mehren ſich mit jenem Tage; Eigenjhaften, welche die eine Bartei für die evelften hält, find ver 
andern bie verwerflihften ; die Macht der Thatfachen fcheint jeder Wilfenfchaft und Kunft mit 
jevem Tage mehr zu fpotten und bie größte contradictio in adjecto, die es je gegeben, eine Bo: 
litik der Thatfachen, der faits accomplis, zu rechtfertigen. Allein dieſe Erſcheinungen beweifen 
nicht8 gegen ven von und angegebenen Ausgangs: und Zielpunft aller Bolitif. Sie geben viel: 
mehr nur Zeugniß dafür, daß entweder der politifchen Praxis die Principien gänzlich fehlen, 
oder daß legtere falfch jind, oder daß Diefer oder jener Staat einer richtigen und ſelbſtändigen 
Politik nicht fähig ift, oder endlich, daß man ſelbſt bei richtig erfanntem Princip zur Durchfüh— 
rung, zur Anwendung deſſelben in concreto, und zur Entwidelung und Bethätigung aller 


12) Die Politik wäre demnach nichts als „un simple contrat de garantie nıutuelle de citoyen 
a citoyen, de commune à conımune, de province à province, de peuple à peuple ete.“, ein 
Vertrag „variable dans ses articles suivant la matiere et r&vocable ad libitum a l'infini' (Prou⸗ 
phon, La revolution sociale, zweite Auflage, Brüffel 1852, ©. 44). 

13) Der wahrhaft gebildete Staatsmann wird daher durch das Ideal nie verleitet werden, gering: 
ſchätzend und rückſichtslos die praftifchen Strebungen zu beurtheilen, einen gefunden Ipealismus dagegen 
nur für eine Sentimentalität oder Schwärmerei zu halten. 

14) Auffallend aber bleibt immer die ungeheuere Zahl insbefondere franzöfifcher focialer und politis 
feher Werke, welche das Hauptgewicht ganz oder doch theilweife auf bie Sittlichfeit legen, bie Aufmerk⸗ 
famfeit auf und die gefteigerte Empfindlichfeit für die fugenannte Staatsmoral und das Berlaffen der 
rein materialiftifchen oder rein rationaliftifchen Staatsgrundlehren, flatt welcher inımer häufiger auf das 
Chriſtenthum als die eigentliche Bafls unferer gefammten Eultur und Stantenbildungen recurrirt wird. 
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feiner Gonfequenzen die Fähigkeit und Kraft nicht hatte. Daß dem fo fei, wird bie nun fol- 
gende eingehendere Betrachtung nachweiſen. 

Nach dem von und eingenommenen Stanbpunfte ergibt ſich ala nächſte Folge, daß die herr— 
ſchende Gottesanfhauung eines Volks oder einer ganzen Zeit auch für Die gefammte politifche 
Erkenntniß derfelben und für ihre Staatökunft mit maßgebend fein müfle. In dem Grabe alfo, 
in welchen die Gottesanſchauung eines Volks oder Zeitalter ſich ver abfolut wahren Gottesidee 
nähert und dieſe dad Dafein deſſelben mirflich belebt, in nemfelben Grade wird die Politik als 
Miffenfhaft uud Kunſt dieſes Volks und Zeitalterd auf wahren und abfolut fortfchrittäfähigen 
Grundlagen ruhen. 

Man made und nicht den Vorwurf einer theologifirenden oder fentimentalen Politik. Wir 
haben ed hier weder mit der Theologie überhaupt oder einer beftimmten Theologie, noch mit 
religiöfen Befenntniffen zu thun, fondern einzig mit vem Menfchen, und zwar mit dem ganzen 
Menſchen als Hiftoriihem Subject und Object aller Politif. Zum ganzen Menſchen gehört 
aber auch eine Gottesanfhauung, und wie ver Menſch auf dem Wege der Erfenntniß (ganz ab: 
gejehen vom Wege des religiöfen Glaubens) nur durch die richtige Erfenntniß feines eigenen 
Weſens zu einiger richtigen Erkenntniß Gottes gelangen kann und umgefehrt, jo find aud 
Gottes-, Menſchen- und alle jonftigen wahren Grfenntniffe unauflöslid miteinander verbun- 
den und fich wechjelfeitig beſtimmend. 

Der Staat fliht allerdings nur ein irdiſches Band, aber aus himmlischen Gründen, für 
bimmlifche Zwecke. Der Himmel ſchaut In den Staat hinein, und der Menſch blickt aus dem 
Staat in den Himmel. Kann doc felbft ver nüchternfte Rechtsſtaat in dem Eid Die Berufung 
auf den Himmel nicht entbehren, und hat ein geiftreiher Schriftfteller mit Recht geſagt, e3 gebe 
fein gefhichtlih auch nur einigermaßen intereffant gewordenes Volk, an deſſen Wiege nicht die 
Religion als eigentliche Amme der Eultur geflanven. 15) Legteres wird namentlich auch durch dic 
reihe Symbolik aller alten Rechte überhaupt, durch deren poetiſch-ſittlich-religiöſen Charakter, 
fowol bezüglich des materiellen Rechts wie ver gerichtlichen Procedur, vollſtändig erwiefen. 16) 

Darum aber ift nicht nur die Verſchiedenheit ver Gottesanſchauung im Alterthum und in 
ber riftlichen Weltära die Grundurfache der Verfchienenheit ver antiken und modernen Politik, 
ſondern auch die Identität der antifen und modernen Gottesanſchauung bie Urſache, warum ſich 
da und dort, im Guten wie im Übeln, die Politik dieſer beiden Weltperioden ſympathetiſch be- 
rühren. Der Menih war in beiden Weltperiopen weſentlich berfelbe. Aber während er im 
Alterthum die Wahrheit nur ahnte und den Irrthum zum Staatöprincip erhob und in ben In- 
ſtitutionen verförperte, Eennt er in der movernen Ara die Wahrheit, ohne jene IInvollfommen: 
heit verloren zu haben, welche das Altertum zu Grunde richtete, weil es ben Irrthum ‚nicht 
überwand, und auch unfere Völker zu Grunde richten muß, wenn fie fich nicht fletö neu zur Über: 
windung ded Irrthums erfhwingen und die erfannte Wahrheit auch immer neu und lebendig 
verwirklichen. | 

Die Grundirrthümer, melde die Politik des Alterthums 17) charakterifiren, find aber: 


_— 


15) Folgende Hußerungen enthalten, vielleicht unbewußt, nur in andern Worten diefelbe Idee: „I 
ya deux especes de Politique: l'une fondee sur les lois que la nature a Etahlis, pour procurer 
aux hommes le bonheur,, c’est-ä-dire celle qui est le veritable droit naturel; l'autre, ouvrage 
des hommes, droit variable et conventionnel, produit des passions, de linjustice, de la force, 
dont il ne resulte que de faux biens et des grands revers“ (Mabiy bei Bolney, S. 583). 
„L’exemple parti d’en haut accreditait l’opinion que la politique n’a rien ä faire avec la justice. 
C’est un prejuge ... mais, quoiqu’il egare le sentiment moral, il ne le supprime pas‘ (Re: 
mufat, Politique liberal, &. 197). „C'est I’'honndte qui fait l’utile, et non l’utile qui fait 'hon- 
neie, parce que le premier est le bien absolu et le second le bien relatif” (Bacherut, La de- 
mocratie, ©. 235). ‚Les morts les plus illustres ont besoin de reposer dans les temples oü 
Yimmortalite est tous les jours proclamee, et leur culte est bien froid et bien precaire quand 
on le separe du culte de Dieu“ (®uizot, Memoires, II, 72). „Le progres, c’est toujours de 
rentrer dans la verite, dans les conditions &ternelles de la societe, de salisfaire ä ses vrais be- 
soins réels et actuels’ (berfelbe, Histoire parlementaire, II, 449). gl. audy Hildenbrand, Rechte: 
pbilofophie, I, 17 fg. Scherr, Gefchichte der Religion, Il, 43. Zachariä, Vierzig Bücher, I, 85. 

16) Vgl. Chaflan, Essai sur la symbolique du droit (Paris 1847), Einleitung, beſonders 
©. LXXII, LXXXVI u. 212 fg. S. noch Zachariä, Vierzig Bücher, I, 43; VI, 93. Otto, De juris- 
prudentia symbolica (Utrecht 1730). Dümge, Symbolik germanifcher Bölfer in einigen Rechtöge: 
wohnheiten (Heidelberg 1812). Die einfchlägigen Arbeiten von Grimm und Phillips find befannt. 

17) Laurent (Etudes, II, 495) bezeichnet die politique universelle zur Zeit des Demofthenes als 
„l’art d’@tre unjuste impunement'‘'. 
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1) Die Idee bon einer derartigen den Menſchen angeborenen Ungleichheit, daß nur ein gewiſſes 
Geblüt zu einem unmittelbaren thätigen Antheil am Leben des Staat (oder wie e8 nach der 
antiken Anſchauung eigentlich heißt, zur Herrſchaft) bereditigt, alle übrigen Menſchen aber in 
irgendeiner Weife diefer Herrſchaft unterworfen freien. Die Folge dieſes Grundfages war der 
bermetiiche Abichluß der herrſchenden Klaffe von allen übrigen, ber fi am prägnanteften in 
dent unüberwindlichen Gegenfag zwiſchen Freiheit und Sklaverei ausſprach. Hieraus refultirte 
enplic vie abſolute Unmöglichkeit, die Idee einer organifchen Einheit aller einem Staat Anz 
gebörigen zu verwirfligen. Statt ihrer fand, melde Abftufungen immer innerhalb ver freien 
und unfreien Klaſſe ftattfinden mochten, zwifchen beiden innerhalb bes Staats ſtets nur eine 
mechanſſche oder Gewaltsverbindung flatt, was nichts anderes als ein ewiger, latenter, nur 
durch fürdterlice Gruptionen unterbrodener Kriegäzuftand fein konnte. Nach einer folden 
Auffaffung dev menſchlichen Verſchiedenheit oder bei der überhaupt beftehenden Annahme, daß 
es möglich ſet, daß die einen zur politiſchen Activität befähigt, die andern unbefähigt geboren 
werden, eriheint es nur natürlich, daß auch die Barteifämpfe innerhalb ver freien Klaffe einen 
mebr zerftörenben als allmählich organifh fördernden Charakter haben mußten. So ſuchten 
die Patricier die Plebs der Sklaverei wenigſtens thatſächlich nad; Möglichkeit nahe zu Halten, 
und vie Plebs ſtrebte das Patriciat der Sklaverei möglichſt nahe zu bringen. Es ift das Eigen- 
rbümliche der wahren, d. h. georhneten menſchlichen Freiheit, daß fle nur dann gedeiht, wenn 
fie jeder wenigftens pflegen fann, und ald Monopol einer Klaffe, fei fie zahlreich oder nicht, mit 
diefer zugleich gänzlich zu Grunde geht. Bon allen Mafchinen ift ver Menfch die [hlechtefte und 
ruintvenofte. Kein Staat des Alterthums hat der Fäulniß widerftanden, die von der Sklaverei 
ſich allmählich über alles verbreitete. Zuerft vergiftet fie das Häusliche Leben und zulegt den 
ganzen Dombau des Staats. 

2) Der andere Grundirrthum bed Alterthums war, daß feine Staaten nur bie eine over bie 
andere ber drei großen Hauptrichtungen des menſchlichen Dafeins einfeltig verfolgten oder viel- 
mehr ſtets die eine Richtung zur alleinigen Herrſcherin über bie andern fegten, und zwar felbft 
dann, wenn fie im Laufe ihrer Entwidelungen die Richtung verändern mußten. Da war ed 
die brutale Geld- oder Waffenmacht, dort eine zur Herrſchaft gelangte Religion, wo anders 
wieder eine Summe politiſch- rechtlicher Erfenntniffe, ver man die alleinige Beherrſchung des 
ganzen Volkslebens zuſchrieb. Infolge deffen war entweder ber Kriegszweck der Herr der Re— 
ligion und ver Intelligenz, oder die Religion bie alleingebietende Herrin aller materiellen und 
intellectuellen Kräfte, oder das Stantögefeg die Gebieterin über Glauben und alles Vermögen. 
68 fehlte demnach auch die organifeh = Harmonifche Ausbildung des Menfchen und die organiſch- 
harmonische Verbindung ber Lebensrichtungen, ein dem Weſen ded Menfchen als folden 
ſompathetiſcher Staats zweck. Demnach konnte der Staat felbft für Die Freien oft nur ein rauher 
Despot fein, da er allein und für alle im weſentlichen gleich die individuelle Entwidelung zu 
meiftern beſtrebt jein mußte. Die angeborene Freiheit fonnte wie die Unfreiheit zu einem an= 
geborenen Fluch werden, der dem Despotismus, dem alles gleichmachenden, erfolgreich vorar= 
beitere. Offenbar aber hängt diefer Irrthum innigft mit dem unter 1 bezeichneten zufammen. 
Anden man durch ven Gieg der Waffen, durch eine befondere Religion und Vernunfterkenntniß 
die durch fie Überwundenen auf Erden und im Himmel aus der Gemeinſchaft zu bannen fucht, 
wendet ſich das falſche Prineip doppelſchneidig gegen den Sieger. Es zwingt ihn, die angeblich 
mit ibm geborene Eigenſchaft, auf welder feine erflen Erfolge beruhten, durch alle Generationen 
unverändert feftzubalten. Er fann, er will es nicht, und doch muß er es. Er wird felbft Sflave 
des falſchen Princivs und erhält fo bie Vergewaltigung zurück, durch welche er zum Herrn ges 
worden. Der Ölaube veredelt nicht, die Intelligenz fteigert nicht feine materielle Kraft; die ma= 
terielle Kraft und die Intelligenz dienen nicht frei den ethiſchen Aſpirationen; der Glaube bes 
gründet und belebt nicht, die materielle Kraft fleigert nicht da Streben nad) Erkenntniß. Die 
Ginfeitigfeit macıt die allein gebrauchten Federn lahm umd läßt die ungebrauchten erſchlaffen — 
der Erfolg it in allen Fällen ebenfo wefentlic glei, nämlich Verfall, wie e8 die Urſache war, 
nämlich Deöpotisumg und Sklaverei! 

3) Hieraus erflärt ſich aber aud von felbft noch ein dritter Grundirrthum der antiken Staa= 
temmelt — nämlich, daß, da die einen nur herrſchen, Die andern nur dienen follen, niemand an 
die Norhwenvigfeit einer richtigen Ausgleichung zwiſchen Breiheit und Ordnung date. Die, 
welche du herrſchten, follten nicht gehorchen und ungefehrt. Daher waren auch alle politiſchen 
Entwickelungskämpfe in der Alten Welt Kämpfe um die Herrſchaft. Es handelte ſich nicht darum, 
Inden man immer mehr unzuträgliche und unwürdige Hinverniffe der Freiheit befeitigte, auch 
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immer wieder neue Bande der Ordnung zu flechten, oder nicht darum, indem man immer wieder 
neue productive Kräfte aud ihrer Gebundenheit löfte, ſie zugleich in einer entſprechenden Weije 
für ven Staat, dad Ganze, zufjammenzufaflen. Die Freiheit war politifhe Herrſchaft; fie blieb 
nad Form und Inhalt flet8 dieſelbe oder ſtrebte doch ed zu bleiben, und nur die Träger derjelben 
wechſelten, wenn es den Nichtherrſchenden gelang, die bisher Herrſchenden zu entfegen. Die 
Geſchichte weift zwar auch Compromiſſe zwifchen beiven Theilen auf; allein dieſe kamen meilt zu 
ſpät, waren nicht Zeichen ver Kraft, jonvdern der Ohnmacht und, wenn nicht Beweife, daß bie 
bisherigen politifchen Vorrechte bereits ihren größten Werth verloren hatten, doch entweder 
ſichere Mittel oder unzweifelhaite Vorboten, daß jie venjelben bald verlieren würden. Freiheit 
und Ordnung waren nicht die untrennbaren Hebel der menfchlihen und ftaatlihen Vervoll- 
fomummnung, fondern zwei unverjöhnliche Feinde, die bei jeder Eroberung, welche der eine machte, 
zerflörten, was der andere zu ſchaffen verjucht hatte. 

Diefe Irrthümer ver antiken Politik, infolge welcher e8 ebenſo an einer friedlichen Verbin⸗ 
dung felbftändiger Völker wie an einer organifchen Verbindung verfchiedener Klaffen eines und 
deſſelben Volks fehlte, jeder Staat das Bild einer Öypertrophie irgendeiner einzelnen Dafeind- 
richtung und der Schauplag ununterbrodener Kämpfe extremer Tendenzen war, entjpraden 
übrigend au jo vollfonmen ver niangelhaften Selbfterkenntnig des Menſchen, daß fie auch 
heute noh Macht genug haben und man fi bei ver Schwäche unjerer Zeit, die richtige Er- 
fenntniß confequent zu bethätigen, gar oft in vie fchlimmften Situationen der alten Politik 
verjegt zu ſehen glaubt. 

Die rihtige Grundidee Gottes und des Menſchen, aljo auch des Staats und feines Lebens, 
ift aber der modernen Ara durch dad Chriftenthun geworden, welches im Gegenfag zum Alter⸗ 
thum die bei aller individuellen Mannichfaltigfeit doch wefentliche Gleichheit aller Menſchen 
vor Gott, aljo auch unter jih, proclamirt und das Geſetz der organifchen Binheit der drei 
großen Richtungen des menjchlichen Weſens, reip. der drei großen irdiſchen Daſeinsformen, fo: 
wie dad weitere Befeg der bei allen fortjchreitenden Entwidelungen fortwährend nöthigen bar: 
monifhen Ausgleihung zwiſchen Freiheit und Ordnung vollkommen fanctionirt hat. 

Mehr politifch ausgedrückt ift die fraglide Grundidee die der organiſchen Einheit ver Men 
ſchen in der Gefellihaft oder ver für alle freien Einheit, in welcher jeder die feiner Individua⸗ 
lität entſprechende Stelle innehat; ferner die Idee der organiſchen Einheit des Menfchen nad 
Seele, Geift und Körper und der gleihmäßigen Entwidelung der auf ihnen beruhenden drei 
großen Lebensrichtungen ver Völfer, ſowie der fleten Berföhnung zwifchen den Anforberungen 
des Individuums und der Geſellſchaft, wie Died nur im Staat und ſoweit es in Ihm möglich iſt. 

Es begreift fich leicht, daß fich der alte und ewig gleiche Menſch gelegentlich der politifchen 
Verirrungen unter der Herrichaft des ebenermäßnten chriſtlichen Humanitätöprincips anderer 
Bormen, wenigftend i in der Regel, beviente, als dies im Alterthum ver Ball geweien. So fam 
ed, daß man in unferer Ara ebenfo die Theofratie wie die ſtaatsdienende Religion verwarf, beis 
des aber ver Sache nad nicht ganz überwand, daß man diefe Art von Vermögen und jenen 
Stand confervativ und allein politifch einflußreich gelten laffen wollte und jogar Monopole des 
politifchen Verſtandes ſchuf, während auf der andern Seite kaum ein Irrthbum antiker Politik 
größer war als die vielen Irrthümer unferer Zeit über dad Prineip ver Freiheit und Gleichheit. 
Führte doch die erftere zur Loͤſung der Ginheit des Staats und feiner Kraft, die legtere zur Ne= 
gation aller der zahllofen natürlihen Mannichfaltigfeiten der Menjchen und Völker, alfv zu 
derjelben innern Spaltung und ſklaviſchen Uniformität, welche den Entwidelungdgang der 
alten Stuaten kennzeichnen. 

Allein während im Alterthum die Ahnungen der Wahrheit dem hartkryſtalliſirten Irrthum 
gegenüber nicht mehr verwirklicht werden konnten, haben die antiken Reminiſcenzen und ſelbſt 
die in den modernſten Formen, je nach den verfchiedenen Geſchmacksrichtungen unſerer geſchicht⸗ 
lichen Entwickelungsperioden verſchieden auftretenden Miſverſtändniſſe und Misanwendungen 
des chriſtlichen Princips dieſes nicht vernichten koͤnnen. Hatte ed vom Anfang an, ſelbſt ehe es 
noch zum Bewußtſein gekommen, die glänzendſten Siege gefeiert, ſo wird es und mit ihm unſere 
Nationen ſo lange herrſchen, als letztere nicht die Kraft oder den Willen verlieren, es herr⸗ 
ſchen zu laſſen. 

Die Einſeitigkeit, welche einen der größten Irrthümer der antiken Politik bildet, wurde 
übrigens in der chriſtlichen Ara nicht blos mitunter praktiſch verſucht, ſondern auch vielleicht 
theoretiſch begründet. Beweis dafür find die verſchiedenen Staatszweckstheorien, die die ver: 
ſchiedenen Anfichten,, weil über das Endziel, darum auch über die legte Grundlage, dad Princip, 
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bie Idee des Staatd und aller Politik enthalten. Streng genommen gibt ed nur vier Staats— 
zwedötheorien, von denen die eine, vie Wohlfahrtötbeorie, der materialiſtiſchen, die zweite, die 
Rechtstheorie, ver vationaliftifhen, und die dritte, die Sittlichkeitätheorte, der fpiritualiftifchen 
Richtung des menſchlichen Dafeind entfpricht, die vierte aber bald mehr bald minder glüdlich ein 
Ausdruck für die Einheit von allen dreien iſt. Auch in den verſchiedenen pilofophifhen und 
biftoriichen Theorien über SPrincip und Rechtsgrund bed Staats und der Staatögewalt zeigt 
jich dieſelbe Verſchiedenheit, je nahdem man nur von einer Richtung des irdiſchen Daſeins, 
oder von dieſem nad) allen feinen Richtungen zugleich ausgeht. 

Dabei ift jedoch charakteriſtiſch: 1) daß feine von diefen in einfeitiger Auffaffung des Men: 
ſchen und Staats beruhenden Anfichten auf ihrer @infeitigfeit ftreng befteht over dieſelbe ſcharf 
durdführt. Jede ſchämt ſich fofort, nachdem fie kaum ihr Glaubensbekenntniß aufgeftellt Hat, 
daffelbe unmopifleirt feftzuhalten. Und wie die Völker, Halb mit Bewußtfein, halb faft inftinet- 
mäßig, lich ſtets von einer einfeitigen Politik abgewendet und ihr immer Mit Erfolg Oppofition 
gemacht haben, fo hat die Praxis bald die falfche Theorie corrigirt, und diefe felbft ſich veranlaßt 
geieben, in irgendeiner Form auch die übrigen Lebensrichtungen Ind Programm aufzunehmen. 
Darum wird die Wohlfahrtötheorie zu einer Theorie ver geiftigen und leiblihen Wohlfahrt, die 
Rechtstheorie erweitert fich zu einer Theorie deſſen, was objectiv und abfolut gerecht der ganzen 
Natur des Menſchen entſprechend ift, und die Sittlichfeitätheorie modificirt fich dahin, daß man 
nicht mehr verlangen könne, ald dem Staat feiner Natur nad) möglich fet. 

2) Daß keine diefer einfeitigen Auffaffungen jemals definitiv und unabanderlih fiir immer 
dad leitende Princip der Politif eines Staats geworben iſt und deſſen Einrichtungen nur auf 
biefe8 berechnet gemefen find. Die Oppofition, welche naturgemäß bald gegen jede Einfettigkeit 
fich bildete, und deren höhere materielle Berechtigung bei dem ungmweifelhaften Sittengefeg unſe⸗ 
rer Zeit niemand leugnen Eonnte, muß, wenn fie fih nur nicht in den Mitteln vergriff, nach und 
nad immer zu Erfolg kommen. Diejer Erfolg’ beftand freilich in der Regel darin, daß an die 
Stelle der bisherigen Einfeitigfeit eine andere trat. Uber fchon ver Wechfel war ein Vortheil, 
und fowie e8 Suche der ſtaatslenkenden Politik ift, allen gewaltfamen Zufammenflößen ver in 
fteter Entwickelung begriffenen Berhältniffe und Volksmaſſen zuverzufonmen, fo hat fle auf 
die Aufgabe, ſtets die aufeinander platzenden Einfeitigfeiten oder Extreme auszugleichen. 

Der nach unferer Über sengung wahre Grundgedanke ver Bolitik ift num allerdings fehr ein⸗ 
fach und leicht zu faflen. Allein ſchwer, fehr ſchwer iſt es, die Gonfequenzen veffelben in jedem 
gegebenen geihichtlichen Mone:.t feitzubalten, noch ſchwerer, ihnen gemäß ſtets confequent zu 
handeln. Und nicht nur ſchwer, aud undankbar, im gemöhnlichen Sinne des Worte, iſt Die 
Stellung des wahren Staatsmanns, ter nicht um Lohn, nicht un Liebe und Gunft, fondern 
um den Segen der Zukunft dient (Mommien, „Roͤmiſche Geſchichte““, II, 457).19) Es jei ung 
verftattet, eine Reihe von praftifchen Grundſätzen der Politif, welche wir für die wichtigften 
halten, kurz anzubeuten. 

1) Da nur derjenige Gedanke den Namen einer politiſchen Idee verdient, der von der richti⸗ 
gen Erkenntniß des Weſens des Menſchen und Staats überhaupt und eines beſtimmten Staats 
und Volks insbeſondere ausgeht, alſo im allgemeinen und nach den gegebenen Umſtänden or⸗ 
ganiſch iſt, fo erſcheint auch nur derjenige ein Staatsmann oder jeder inſoweit als Staats⸗ 
mann, als er ſelbſt harmoniſch und organiſch menſchlich-politiſch und national entwickelt iſt. 
Selbſtentwickelung in dieſem Sinne iſt daher die erſte politiſche Pflicht eines jeden, und auf dieſe 
durch alle gegebenen Mittel einzuwirken, ſie immer weiter zu verbreiten, immer groͤßern Maſſen 
aus dem blos mechaniſchen Verhältniß in ein organiſches zum Staat zu verhelfen, dies oder die 
Befoͤrderung der politiſchen Erkenntniß und Charakterbildung nennen wir die erſte Aufgabe der 
Politif 19), falls nicht ein dringender Grund die Selbſterhaltung des Staats in Frage ſtellt. 
Iſt dies der Fall, dann geht dieſe allen andern politiſchen Zielen momentan vor. 

2) Die Politik muß ſtets deſſen, was zu nächſt möglich iſt, ſich klar bewußt fein, damit nicht 
bie Idee eines nicht möglichen Beſſern zum Feinde des möglichen Guten werde.?o) Möchten 


18) Es iſt ſehr bezeichnend, wenn ein Mann mit ſolchen Erfahrungen wie Guizot (Mémoires, VI, 
45) ſich dahin äußert: „Rien n'est plus rare, en politique, que les r&solutions simples et la 
poursuite exclusive d’un but unique, sans distraction ni complaisance pour de secrets desirs 
qui depassent le vrai et public dessin.” &. auch Zamartine, La France parlementaire (Paris 
1864), I, 207, 212. 19) Held, Staat und Gefellfchaft, I, 257 fg. 

20) Man fann dies auch fo ausdrücken: die Politik hat unter zwei Übeln flets bas Fleinere zu wäh⸗ 
ken, und nur eine richtige Bolitif gewährt die Hierzu nöthige Erkenntniß. 
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daher vie Völker beherzigen, wenn Guizot („Memoires’, 11, 286) ihnen fagt: „Il faut que les 
peuples qui veulent ötre biengouvernes renoncent äfaire de leurs impressions et de leurs 
goüts dramatiques la rögle de leur gouvernement’, die eigentlichen Polttifer aber nicht über: 
fehen, daß: „La politique veut un certain melange d’indifference et de passion, de liberte 
d’esprit et de volonte arretee, qu'il n'est pas aise de concilier avec une forte adhesion à des 
id6es generales et une sincere intention de tenir la balance exacte entre les principes et 
les inter&ts divers de la société“ (Derfelbe , I, 177). 

5) Das nad den gegebenen Verhältniſſen rechte Maß ift die ſicherſte Garantie für eine er: 
jprießliche politifche Wirkfamfeit. Schon Taritus fpricht ed aus („imperaturus hominibus, 
qui nec totam servitutem pati possunt, nec totam libertatem‘'), daß der Segen der Freiheit 
wie der Ordnung in deren rihtigem Verhältniß zu ſuchen jei (j. auch Buizot, a. a. D., I, 312). 
Joſeph II. und Pombal ſchadeten mehr, als fie nügten, indem ſie ihre Völker nad Grundſätzen 
regieren wollten, für welche diefelben noch nicht reif gewefen; Briebrich von Preußen aber er- 
zielte feine ungebeuern Erfolge, weiler, wenn aud als Philofoph denkend, doch nur nad) ven 
beftebenden Verhältniflen regierte (Bollgraff, „Politiſche Syſteme“, I, 185). 

4) Abgejehen von Momenten, mo fi) der Staat wirflih in der Noth ver Selbfterhaltung 
befindet, ift Feine Politik gefährlicher als die, welche einzelnen Ständen oder Intereffen allein 
Gewicht beilegt und fie deshalb unverhältnißmäßig begünſtigt. Sie wird dadurch nothwendig 
ungerecht gegen die übrigen Stände und Intereffen, vie fie reprimiren muß. Statt ihnen die 
organische Stellung anzuweifen und dadurch eine pojitive und productive Kraft für das Ganze 
zu gewinnen, verdirbt fle auch die von ihr audgezeichneten Stände und Intereſſen, wie die Ge⸗ 
ſchichte nur zu oft lehrt. Vivenot, „Herzog Albredt von Sachſen-Teſchen“ (Wien 1861), 
Thl. I, gelegentlich ver brabantifchen Stände und ihrer Haltung gegen Oſterreich, 1794. 

5) Es gibt feinen wahren Fortſchritt bei einfeitiger Politik; jeder folder Fortfchritt wäre 
ein Rückſchritt, da ein wahrer Kortfchritt nur in der Harmonie der Kebendrichtungen und in der 
Ausjöhnung des Dualismus der Freiheit und Ordnung beftehenkann. Gin Spiritualismus, der 
bie Welt vergäße, ein Nationalismus, ver feine Baſis und praftifche Nutzanwendung hätte, 
ein Materialismus, ven Feine Moral verevelte und Feine Intelligenz für menfchliche Zwecke ver: 
ivendete, müßten lauter in ihrer Verfolgung den Staat vernichtenvde, weil den Menſchen entar⸗ 
tende Dinge fein. Wenn daher ven Briten nur ber „Profit“, den Franzoſen nur die „gloire” 
der Kriegderfolge, den Deutfchen nur ihre „Philoſopheme“ gefunde Politik wären, fo müßte 
man fagen, daß diefe Völker politiſch ebenfo Frank ſeien wie jene Völker ner Alten Welt, deren 
ganze PolitifMaterialismus oder Rationalismus (Ghinefen), Brahma oder fonft ein unnatür- 
lich übertriebener und deshalb lügenhafter Spiritualismus ift. 

6> Es ift möglih, ja kann unvermeiblih nothwendig fein, die Politik zu wechſeln.?1) 
Allein es ift unmöglich, in verſchiedenen Branchen der Ausübung der Staatögewalt, ober auch 
nur in der äußern Politik im Gegenfag zur innern 2), verichiedenen politifhen Principien zu 
folgen. Wir müſſen bei dieſem Sage etwas länger verweilen. Die @inheit, wie fie der Staat 
bildet aus mehrern Millionen Menſchen ver verjchiedenften und wechſelndſten Art, von denen 
jeder einzelne wieder in der Erreihung feiner individuellen Zwede die Hauptaufgabe feines 
Daſeins erkennt, fi in jedem Augenblic mit vem Staat in Oppojition findet und mit ven Mi: 
nuten feine Anfichten, Strebungen, Bebürfnifle ändert, eine Einheit, jagen wir, wie fie ftetig, 
ſtark und frei der Staat aus den Millionen feiner Glieder machen foll, müßte unmöglich oder 
doc wunderbar erfcheinen, wenn nicht die Mannichfaltigkeit oder Freiheit der Individuen ohne 
den Staat gleichfalls unmöglich oder nur dur ein Wunder denkbar wäre. Die Natur: und 
Bernunftnothwendigfeit des Staats überhaupt ift das flärfite Bindemittel jebed concreten 
Staats, und die Unentbehrlichfeit einer politifchen Exiftenz, ohne welche eine individuell freie 
Sondereriftenz undenfbar erfcheint, bindet die centrifugalen Menſchen, Gemeinden, Provinzen, 
ja ganze Völker auf eine oft faft unbegreifliche Weife dauerhaft zufammen. Daß dabei gleich: 
zeitig eine gewiſſe Mannichfaltigfeit ver Anfichten über die zu verfolgende Politit und in der 


21) Held, Staat und Gefellfchaft, IL, 739. Dies gilt namentlich auch gegenüber gewiffen fogenanns 
ten traditionellen SBolitifen. 

22) Held, 11, 561, 726 fg. Die Äußerung Guizot's (M&moires, Il, 250): „L'imperfection des 
gouvernements a toujours éêté grande, mais bien plus grande dans les affaires du dehors que 
dans celle du dedans. La politique exierieure a te le thöätre favori de la violence brutale ou 
habile, de la fraude et de la badauderie, de l'’egoisme imprevoyant et de la credulite empha- 
tique’', berührt Die Sache nur äußerlich und obenhin und ſteht bemnach unferer Auffaffung nicht entgegen. 


576 Politik und Moral 


Aufeinanderfolge der Zeiten ein gewifler Wechfel in den leitenden Grundanfſichten ver Politik 
ftattfinden müffe, wenn bei aller flaatlihen Ordnung die inpividuelle Freiheit der Glieder ge- 
wahrt wurde, verfteht jich von ſelbſt. Beweis dafür find nicht nur die gejeglichen Zuflände un⸗— 
ferer Staaten, welche häufig eine Menge von Gejepen in gleichzeitiger Geltung aufweifen, die 
febr verſchiedenen, ja diametral entgegengefegten politiſchen Syitemen entftammten, fondern 
auch die geſchichtlichen Verläufe ver Geblütsmonarchien felbft,, welche und trog der ſogenannten 
traditionellen dynaſtiſchen Politik zeigen, daß der Nachfolger auf dem Thron in der Regel eine 
andere Politik verfolgt als jein Vorgänger. Die vorherrfchende Richtung der Regierungstbä- 
tigkeit eined Monarchen auf die eine oder andere der drei Hauptfeiten bed menſchlichen Daſeins 
und die dadurch eintretende Vernachläſſigung der übrigen beftimmt den Nachfolger um jo mehr 
in diefer Beziehung die Politik zu wechjeln, als dies vie leichtefte und dankbarſte Art, Zufrie- 
denheit zu ernten, fein muß. Die höhere Aufgabe ver Politik bleibt natürlich auch für Immer 
die, Harmonie und Ausgleihung in dem von und oben angegebenen Sinne hervorzubringen, 
und wenn died mit Klarheit und Energie ind Werk gefegt wird und eine ſolche Politik Polirif 
des „Zuftemilieu‘ genannt würde, fo müßte die Juftemilieu: Volitif als die beſte Politif be- 

zeichnet werden. Allein in der Regel wird eine ſolche Politi€ entweder nur aus Mangel an 
Klarheit des Zield und Energie der Mittel ergriffen over, wegen mangelnder politiſcher Bil: 

dung ded Volks, nur ald Politif ver Schwäche und Doppelzüngigfeit aufgefaßt und bleibt daher 
meift erfolglos. Übrigens hüte man fih, Einheit der Politit und politifhe Principienreiterei 
für iventifch zu halten. Jede Fräftige Politik muB durch das ganze flaatlihe Regiment hindurch⸗ 
geben, wie jede Eraftlofe Politik vem ganzen flaatlihen Leben einen ſchwankenden Charakter 
aufdrücken. Allein die Einheit ver Politik will nicht fo viel jagen, als ob eine politifche Idee in 

dem Augenblid, wo fie auftaucht und zu realifiren begonnen wird, auch fofort ganz und in jeder 

Beziehung durchgeführt werben fönne. Nehmen wir ein Beijpiel! Den fogenannten Gonfti- 

tutionalismus liegt ohne Zweifel eine beſtimmte politifche Grunbivee unter. Demgemäß ver- 

langt der Conſtitutionalismus nicht etwa bloß eine gefchriebene Verfaſſung mit gewiffen allge- 

mein befannten conftitutionellen Ginrichtungen, wie 3. B. Volkswahlen, Minifterverantwort- 

lichfeit.u. f. w., jondern die Durchführung der organifchen Staatsibee in allen Beziehungen 

des ftaatlihen Lebens, in der Gemeinde: und Provinzialverfafiung,, in ver Einrichtung der Ge= 

richte und der Berwaltungsbehörden, inder Organifation ver Kriegsmacht u. |. w. Diefe Durd- 

führung befteht aber nicht in einer Neihe gefeglih gemachter Einrichtungen, fonvdern iſt nur 

möglich durd den Fortſchritt ver Bölfer felbft in flaatdorganifcher Beziehung. Diejer wird fih 

aber, wenn er überhaupt ſtattfindet, allenthalben nur nach und nach vollziehen, er wird gleidy- 

janı von jedem einzelnen in jedem gegebenen Moment neu errungen, gegen fich ſelbſt behauptet 

werden, und Darum müſſen immer neben ven organifchen oder conftitutionellen Zufländen auch 

gewiffe anarchifche, abfolutiftifche und ſogar despotiſche Zuſtände vorhanden fein. Wie aber 

die frühere Gefchichte bemeift, daß Abfolutismus und Despotismud, beſtanden fle, gleichviel 

unter welder Staatöform, einmal als Negierungsprincip, immer weiter über alle flaatlichen 

Berhältniffe ſich verbreiteten, bid das organifche Leben im Staat erſtorben war, fo zeigt auch die 

verhältnißmäßig kurze Geſchichte des Conſtitutionalismus fhon deutlih genug, daß ſich die 

Voͤlker mit einzelnen conſtitutionellen Conceſſionen nicht begnügen, daß ein partieller Conſtitu⸗ 

tionalismus gar feiner iſt und ein Staat entweder durch und durch oder gar nicht organiſch ſei.?2) 

Die Gefahr der modernen Politik in dieſer Beziehung befteht darin, daß fle über der Freiheit die 

Ordnung ebenfo vernadhläffigen könnte, wie die nichtconftitutionelle Politik über ver Ordnung 

die Freiheit vernachläſſigt Hat. 

Wir haben und aber auch dahin ausgeſprochen, daß ein Volk infofern nicht zu gleicher Zeit 
eine doppelte Politik Haben Fönne, als feine äußere Politik eine andere wäre als feine innere. 
Im Gegenfag hierzu Hat man nicht felten behauptet, daß bie Äußere und innere Politik eines 
Volks abjolut verfchieden fein müßten.) Man hat aber hierbei offenbar zweierlei überfehen, 


23) ©. weiter unten sub 13. - 

24) Sind beide wirklich jo verfchieden, dann ift erflärlich, wenn Metternich nach der Kataftrophe 
von 1848 in London zu Guizot fagte: „Jai quelquefois gouverne l’Europe, mais l’Autriche, ja- 
mais‘ (Guizot, Memoires, Il, 339); danı muß man fid, aber auch über berlei Kataftrophen nicht 
wundern. Übrigens kam e6 zu allen Seiten, und zwar nicht blos bei Staaten, fondern auch bei Privaten 
vor, daß man fi, um den Unannehmliczfeiten des innern Lebens und der Nothwendigfeit ihrer Ber: 
beflerung au entheben , in das Öffentliche, reſp. äußere Leben ſtürzte, eine auch für Brivatgefellfchaften 
unglückliche Politit, die alles gefunde Leben von innen heraus zerſtören muß. 
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nämli a) daß es gar nicht möglich ift, materiell die äußere und innere Politik auseinanderzu= 
halten, und b) daß vie fignalifirten Unterſchiede zwiſchen beiden nicht Unterſchiede In den politi= 
Shen Principien, fondern nur Unterfgiede in den Formen und Mitteln ver Außerung derſelben 
feien, wie jich diefelben mit Nothwendigkeit daraus ergeben, daß bei der Außern Bolitif der 
Staat mit andern Staaten, bei der innern mit feinen eigenen Gliedern in Beziehung tritt. 
Letzteres erklärt e8 auch, daß ein Staat gegen feine eigenen Glieder in demſelben Augenblid, 
wo biejelben von ihm abzufallen, fih von ihm zu trennen, ihn ſelbſt zu befehden beginnen, in 
daſſelbe Verhaͤltniß geſetzt, ihnen dieſelbe Politik entgegenzuſtellen gezwungen iſt, wie er es zu 
andern, namentlich zu ihm feindlichen Staaten zu thun pflegt, und ed nur vom Erfolg abhängt, 
ob diefer Zuftand definitiv oder der frühere wieverbergeftellt wird. Im legtern Fall wird 
wieder die innere Politik, freilich unter den Durch die Umflände gebotenen Modificationen plag: 
greifen. 

Die Lehre von der Verfchiedenheit zwifchen äußerer und innerer Politik fheint mit der Ein= 
theilung des Staatsrechts in ein Außered und innered und mit ber Unterfcheidung einer Souves 
ränetät nach außen und nach innen zufammenzubängen. Alle dieſe Unterfcheidungen bezeichnen 
aber allerdings wol verſchiedene Richtungen der Staatsgewalt, keineswegs aber eine Berfchie: 
denheit diefer felbft und der ihre Handlungsweiſe beflimmenden Principien oder politifchen 
Ideen. Bleiben wir hier bei der Unterſcheidung zwifchen äußerer und innerer Politik, fo ift vor 
allem Klar, daß der erfte Zweck der Politik in beiden Beziehungen verfelbe, nämlich die Selbft- 
erhaltung fei, und daß diefe jelbft immer gleichzeitig von äußern und Innern Umſtänden abhängt. 
In dieſem Sinne ift nicht nur eine fraftoolle, ehrliche, gute innere Politik die befte äußere, ſon⸗ 
dern ed gilt mit demſelben Zuge auch das Umgefehrte. 2°) Gebenenfalls kann jedoch um ber 
Selbfterhaltung oder Selbitförderung willen in einem beflimmten Moment die politifche Action 
entweber vorherrſchend eine Außere oder mehr eine innere fein müflen. Dies liegt aber dann 
nit in dem verſchiedenen Weſen der äußern und innern Politik, fondern in der momentanen 
politifchen Situation des Staatd. Je ungefährbeter feine Eriftenz von aufen, je größer die 
Kraft des Völferrechtö iſt, deſto weniger wird Die Selbfterhaltung beſondere Anſtrengungen 
nad außen erheifchen. Was Gent in feinem berühmten Sendſchreiben an Friedrich Wilhelm II. 
(Schloſſer, „Schriften von Genp”, II, 16, 17) ausſprach, daß nämlich bei ver Lage, in welcher 
Europa ſich befindet, nicht die innere, ſondern die auswärtigen Verhältniſſe eined Reichs die 
weſentliche Bedingung feiner Wohlfahrt und faft ohne Ausnahme die erfte Duelle fei, woraus 
fein Glück ober fein Verderben herfließe — das ift heute nody mehr wahr als damals (1797). 
Dies muß aber um fo mehr beflagt werben, je weniger man ſich darüber täufchen kann, daß die 
im Conſtitutionalismus auftretende Idee des organiſchen Staatd nie zur vollen Wahrheit und 
zu der möglichen Realifation gelangen kann, folange diefer Zuftand währt. Denn ver Conſti⸗ 
tutionalismus ift, welches auch fein indirecter Einfluß auf die äußere Politik fein mag, weſent— 
Ih und unmittelbar nur auf die innern Verhältniſſe gerichtet und muß in demfelben Maße 
leiden, als Die innern Angelegenheiten an Bedeutung fortwährend den äußern untergeordnet 
ericheinen. Damit hängt noch eine andere fehr bedenklihe Erfheinung zufanımen. Wir haben 
ed erlebt, daß man von feiten größerer Mächte eine ihrer Politik entgegengefeßte, auf der innern 
Rechtsüberzeugung der Völker beruhende Politik Fleinerer Staaten eine gefährliche vemofratis 
ſche Politik nannte und die fo verfegerte wahrhaft legitime Politif des minder Mächtigen unter 
der gefälfchten Firma der Legitimität niederzudrücken ſuchte. Der Sieg einer ſolchen Politik 
müßte, und wenn wir nod zehnmal mehr conftitutionelle Charten erhielten, als wir fhon haben, 
dad Brab der wahren conflitutionellen Idee, des organifchen Staats, der modernen Givilifation 
fein, und wäre e8 ohne Zweifel befler, offen den Nothſtand einzugeflehen. Auch die geſchichtlich 
unleugbare Thatſache, Daß der Staat in der äußern Politik fih oft gerade der den Mitteln feiner 
innern Volitik am meiften entgegengefegten Mittel bevient, ift Fein Beweis dafür, daß die 
innere und äußere Politik des Staats an ſich wefentlich verfchleven ſei. Die liberalfte innere 
Politik verbindet ſich nicht felten mit abjoluten Staaten ober mit den abfolutiftiihen Elementen 
anderer Staaten. ine innere Politik, welche mit eiferner Hand jede Freiheit im eigenen Lande 





25) Sehr richtig fagt Guizot (Pourquoi la revolution ete., &. 72): „C'est une dangereuse 
tentative de chercher au dehors des forces secretes pour agir sur les affaires interieures de 
son pays; les plus habiles courent grand risque de servir ainsi les desseins de l’etranger plu- 
töt que leurs propres desseins.“ 
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daniederhält und, obgleich felbft der Revolution entflammt , vie Revolution bis aufs Meſſer 
bekämpft, findet e8 oft zweckmäßig, die Kreiheitöbeftrebungen in andern Ländern zu fördern und 
mit den revolutionären Elementen derfelßen zu confpiriren. In welder Form dies geſchieht, 
ob, um den wahren Glauben im eigenen Rande durch Förderung ber Kegerei im fremden zu er- 
halten oder um eine Dynaftie Durch ven Vorſchritt in der Givilifation fefter zu begrühben u. |. w., 
ift ganz gleichgültig. Aber nicht überfehen darf werben, daß, wenn aud) die Selbfterhaltung 
eines Staats andere Eonfequenzen nach fich zieht als bie des Individuums, die natürliche Ver: 
ſchiedenheit ver Mittel ver äußern und Innern Politik nie den Sat reditfertige, daß der Zweck 
die Mittel Heilige. Cine Politik, welche in ihren äußern Verhältniſſen Orundfäge als Mittel 
gebraudt, die fie in ihren Innern Verhältniffen befämpft, ift immer ein Zeichen entweber eines 
natürlich nicht Haltbaren Staatszuftandes oder einer ſchweren Krankheit feiner Hauptorgane; 
und da durch eine jolche Politik dieſe Misftände nit nur nicht gehoben, fondern eher verſchlim⸗ 
mert werben müffen, fo merden auch ihre Hauptnachtheile immer auf den betreffenden Staat 
zurüdfallen, gleihviel, warn man dieſe Wirfungen gewahr wird, gleigviel, ob fie zuerſt nur 
die Leiter oder andere treffen. 

7) Ein Hauptprobirftein einer wahrhaft guten Politik belebt darin, ob fie nur eine Ein: 
tags oder kurzſichtige Utilitäts-, eine Bequemlichkeitd- und Laisser-aller= Politik, eine fein 
Prineip vertretende, perfönliche, über Kleinigkeiten ober Dody untergeordnete Dinge die Haupt 
fache vernachläſſigende Politif oder das Gegentheil von den allen ifl.2%) Je weitjidgtiger und 
tiefblickender eine Politik ift, deſto ftaatsgemäßer wird fle fein, was felbfl dann gilt, wenn es 
ſich um anfcheinend kleinere Angelegenheiten oder um ſchnelle Entſcheidungen handelt. Der 
Staatsmann muß dem Elugen Führer im Gebirge gleichen, der weiß, daß bie Fleinfte ungeſchickte 
"Bewegung eine Zavine erzeugen kann, bie ganze Thäler begräbt. Er muß wiſſen, daß die 
ſchnellſte Entſcheidung weithin tragende, unberehenbare Wirkungen Hat, und daß das unerwar- 
tetfte Greigniß meift wohl vorbereitet war. Hat er es überfehen, wie es fi) allmählich bilvete, 
und wurde er dadurch überrafcht, fo fehe er jih vor, daß er nicht auch noch eine unüberlegte Ent 
ſcheidung treffe. 

Wie wenig eine momentane Utilität8politif eine mahre Politik fei, ergibt fih aber noch aus 
folgenden Erwägungen. Politiſch ift nur das Staatsgemäße. Der Staat in feiner Tendenz 
nad) Ewigkeit ift aber ein Jahrhunderte, ja Jahrtauſende umfaffender einheitlicher Zufammen= 
hang von zahllofen und unendlich mannichfaltigen Urfachen und Wirfungen. Das abfolute 
Weſen des Staats in Verbindung mit den gegebenen Verhältniſſen ift nur die eigentliche Norm 
alfer Bolitif, deren Übung demnach als eine Pflicht im Dienft des Staats erfheint. Wer von 
diefer Idee erfüllt ift, wird nicht leicht dazu kommen, feine politifche Stellung in feinem eigenen 
perſoͤnlichen, alfo egoiftifhen,, ſtaatswidrigen Intereffe zu misbrauchen. Fehlt aber dieſe Ibee, 
oder findet man e8 zu mühſam, feine politifche Thätigkeit ihr gemäß einzurichten, fo wird mar 
nur an den augenblicklichen Erfolg denken und feine eigene rein individuelle Anſicht uber one, 
was nüglie, d. h. dem Handelnden am nüglichften und bequemften ift, entſcheiden laſſen. Wenn 
aber das ftaatliche Intereffe nur nach perſönlichen Nützlichkeitsanſichten entſchieden wird und fi 
in die Berwaltung der öffentlihen Angelegenheiten die :Privatintereffen ver Leitenden als maß⸗ 
gebend einmiſchen, fo muß fich ein Doppeltes ergeben, nämlich a) eine allgemeine Unzufrieden⸗ 
heit aller derer, die eine wahrhaft ftaatlihe Politif wollen, und zugleich aud aller derjenigen, 
deren Privatinterefien ven unter die Agide des Staatd geftellten, maßgebend gewordenen PBri- 
vatintereffen nadhgejeßt wurden; b) eine Verwirrung ber politifhen Begriffe, eine kritiſche und 
bittere Meinungsverfchiedenheit über die Politik und deren Lenker, eine gewifle Lügenhaftigkeit 
ber Politik, ein ſtetes Schwanken, eine hoͤchſt gefährliche Unſicherheit derſelben. 

8) Unflarheit und Unjicherheit ver Politik jind aber fo große Übel, daß fie jelbft die befte 
Abſicht vollſtändig paralyfiren. Wir find nicht ver Meinung, als ob jeder Bürger au ein 
Staatömann im engern Sinne des Wortd fein fönnte oder follte, obgleich das Ideal des Staats 
einige wahrhaft ftaatsmännifche Eigenfchaften von jedem Bürger verlangen muß, ba ohne fie 
der organifhe Staat unmöglich und jedes Mittel dazu, wie z. B. der Conſtitutionalismus, zur 
Unmahrheit werden müßte. Damit verträgt es fih aber wohl, daß einzelne Momente oder 
Schritte der ftaatölenkenden Politik nicht fofort allen Elar jind, wenn nur die herrſchende Politik 
infoweit allen klar ift, daß fie auch wegen einzelner Unklarheiten das Vertrauen nicht verlieren. 
Ebenfo wurde bereitö bemerkt, daß eine praftifche Politik ſtets etwas elaftiich fein und fih den 





26) Guizot, Memoires, VI, 129. 
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gegebenen Berhältniffen abaptiren müfle. Diefe Elaſticität darf aber nicht ihren Grund in ver 
Brineiplofigfeit, fondern muß ihn darin haben, daß man das PBrincip nach den concreten Um— 
ſtänden, und nicht nach einem abſoluten, abftracten Maßſtabe zu realificen fucht. 

Eine ſolche Klarheit und Beſtimmtheit dev Politik ift die wefentliche Bedingung einer ehr- 
lichen und energifhen Politik. Sie hat aber felbft wieder zwei andere Borandfegungen, nämlich 
a) einen Staat, ver nach den gegebenen Verhältniffen in ber Lage ift, weſentlich durch die eigene 
Kraft feine Selbſtändigkeit unter den Blitfinaten zu behaupten, und b) eine ſolche Stufe ver 
innern ſtaatlichen Ausbildung, daß, unbefchadet der Einheit des Ganzen, doch der Hauptfache 
nach feine unklare Verbindung deſſen, was des Staats ift, mit dem, was Privatſache ift, ſtattfindet. 

Die erfte Boraudjegung oder bie ftaatlich ſelbſtändige Nationalität, in welcher auch enthal= 
ten ift, daß ber fragliche Staat den allgemeinen Staatszweck auf eine ihm und nur ihn eigen= 
thümliche Weife zu verwirklichen ſuchen muß, gewährt allein eine energifche, erpanfive, active 
Politik, ſchließt die ftet8 unklaren Principien einer bloßen Defenſiv⸗- over Neutralitätspolitit aus, 
gewährt folide Allianzen und ehrliche, veutliche völferrechtlihe Verträge. Sie fließt die Doppel: 
züungigfeit aus, welche bie Kolge aller nur halben Selbſtändigkeit fein muß, gleichviel ob die: 
ſelbe juriftifh in der fogenannten Halbjouveränetät und den fogenannten Suzeränetätöverhält- 
niffen, over thatſächlich in einer vafalliftiihen Abhängigkeit von dem Einfluß ftärferer Mächte 
ihren Ausdruck findet, oder ob ein unklares Bundeöverhältniß in Frage ſteht. Die Geſchichte 
der Politif der Donaufürftenthümer und aller Vaſallenſtaaten, dann vieler juriftifch vollkom— 
men fouveräner Kleinftaaten, endlich aller Staaten des Deutihen Bundes nebft der Geſchichte 
der ſchweizeriſchen und norpamerifanifchen Unionen ift ein fortlaufender Beweis unferer Be⸗ 
hauptung. Dedgleichen darf man nur die Geſchichte des europäiichen Mittelalters betrachten, 
an ihrer Hand nur ein einziges Inſtitut des öffentlihen Rechts prüfen, um ſich zu über- 
zeugen, welchen lähmenden Einfluß auf die Bolitif e8 Habe, wenn dad, was des Staats if, 
nicht wenigftend der Hauptfache nady von dem, was Bott und dem Menjchen gebührt, unterfchie- 
den wird. Wir verweifen des Beifpield Halber nur auf vie Bermifhung der Sffentligen und 
privatrehtlihen Momente in dem Lehn, auf die Geſchichte des Thronfolgerechts ſowol in den 
europälfchen Großftaaten als auch in ven deutſchen Territorien u. f. m. 

Ein befonderer Grund der Unklarheit und Unficherheit der Politik ift aber auch darin zu 
finden, daß ſich die Grundanſchauungen eined Volks über das, was Recht If, verwirren, nament= 
lih dann, wenn über die Geſetzmäßigkeit der oberfien Regierung ſelbſt oder über die Ver: 
faffungsmäßigfeit wichtiger Regierungsmapregeln Meinungsverſchiedenheit entfteht. Uſurpa— 
tionen und Revolutionen, welche mit der Legitimität, legitime Regierungen, welche mit der Uſur⸗ 
pation und Nevolution, Neflaurationen, welche gar mit Legitimität, Ufurpation und Revolu— 
tion bald Eofettiren, bald im Streit liegen, conftitutionelle Regierungen, welche fich heute hinter 
der Verfaſſung verfhangen, um fie morgen zu durchbrechen, find Urſachen und Wirkungen 
fhwanfend geworbener Stantögrundlagen und nothwendig Träger einer unſichern, energie= 
lofen und unwahren Politik, die felbft oft wieder durch eine unnatürlihe Zufammenfegung des 
Staats hervorgerufen iſt. Es muß aljo die Hauptaufgabe einer wahren Politik jein, die Ur⸗ 
fachen folder Erſcheinungen nicht herbeizuführen (principiis, etsi minimis, obsta) und, wenn 
fie bereits da find, jie möglichft ſchnell zu befeitigen, damit nicht jene Erſcheinungen mit einer Art 
von Naturnothwendigkeit eintreten, welche zwar die Erſcheinungen erklärt, nicht aber bie fie 
herbeiführende oder duldende Politik rechtfertigt. Wir werden weiter unten nochmals auf dieſen 
Punkt zurückkommen. 

9) Mit den Ausführungen unter 8 wollten wir aber weder die Möglichkeit einer haarſchar⸗ 
fen Trennung des Staatd von Individuum, des öffentlichen vom privaten Recht ausiprechen, 
noch behaupten, daß eine wahre, d. 5. jelbftändige, energifche Bolitif nur einem großen Staat 
möglich fe. Im Gegentheil Halten wir nur diejenige Politik für eine wahre, welche, bei aller 
MWürbigung der Verſchiedenheit zwifchen Staat und Individuen, die Höhere und unzertrennliche, 
alles durchdringende Ginheit derfelben fefthält, und feunen fo viele und mächtige Bactoren ber 
Politik außer ver Ausdehnung ded Landes und der Kopfzahl ver Staatdangehörigen, daß wir 
ebenso oft Eleinen Staaten eine felbftändige, großen eine unjelbftändige Volitik zufchreiben 
müjfen. Allein wie Staat und Menſch die Erdoberfläche und die Kopfzahl nothwendig geiftig 
potenziren, fo werben burd bie äußerliche und negative Natur des Staatd die rein geiftigen Po⸗ 
tenzen des Dafeins auch gewiſſermaßen materialijirt, und es ift deshalb unverfennbar, daß, ce- 
teris paribus, eine höhere Volkszahl und eine größere Länderausdehnung für die Selbfländig- 
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keit der Politik ein fehr wichtiger Kactor ifl. Bei den Umſtande, daß über die Bedingungen 
feiner Seldfterhaltung und feines Kortfchritts jeder Staat allein entſcheidender Richter ift, er= 


. Härt ed ſich, daß aud die höchſte Steigerung des Völkerrecht, da fie den Krieg nie ganz zu be= 


feitigen vermag , eine zu große Verſchiedenheit der äußerlich materiellen, innerlich aber ſtets be= 
jeelten Machtfactoren der Staaten nicht auszugleichen im Stande wäre. 

10) Die Geheimhaltung einzelner politifher Maßnahmen 7), befonderd im Verkehr mit 
andern Staaten, ift oft, wenigftend für einige Zeit, eine unabweishare Nothwendigfeit. Etwas 
ganz anderes und abfolut verwerflich ift die Heimlichfeit als Princip der ganzen Politik?8) und 
jene politifche Unreblichkeit, Durch geheime Artikel das Weſen der Öffentlich gemachten Uberein- 
kommen zu paralgfiten oder zu den geraden Gegeniheil zu verfehren. Dafjelbe gilt von einer 
Politik, welche Vollzugsverordnungen dazu benugt, um das verfaffungsmäßig entſtandene 
Geſetz in der Anwendung zu entſtellen und es zu den von den Geſetzgebern nicht beabſichtigten 
Zwecken zu gebrauden.??) 

11) Es fann momentan unabweisbar erfiheinen, durch einen Act der äußern Politik der 
Entroidelung eines innern Übelftandes vorzubeugen. Eine Bolitif aber, welche über alle innern 
Schwierigkeiten durch Beichäftigung der Nation nad) außen hinwegzukommen principiell be= 
ftrebt iſt, erfcheint al8 eine Politik ver Verzweiflung , als die Politik eines in verziweifelter Lage 
befindlichen Staats, oder führt nothwendig zu einer foldden Lage. 

12) Die Geſchichte lehrt, daß eine Menge der großartigften wie der Lleinlichften politifchen 
Maßnahmen das gerade Gegentheil von dem herbeiführte, was durch fie beabfidhtigt war. Der 
verkehrte Erfolg ift ehr oft die Folge einer verfehrten Politik; nicht felten tritt er aber aud) 
troß der correcteften Führung der Politik ein. Bor allem ift Hier wieder darauf aufmerfiam zu 
machen, daß der unmittelbare oder nächſte Erfolg nie der ganze Erfolg einer Politik if, daß 
ferner ber Erfolg von vielen Umſtänden mitbebingt ift, welche im Moment ber politifhen Be⸗ 
rathung und Action nicht in Anfchlag gebracht werben konnten, daß überhaupt politifche Er⸗ 
folge nur hoͤchſt ſelten mathematisch berechnet werden können und deshalb keineswegs ein ſicherer 
Mapftab ver Politik find. ALS folder erfcheint immer nur bie objective Nichtigkeit des politi- 
ſchen Princips und die zweckgemäße Anwendung unter den gegebenen Umſtänden, ſoweit dieſe 
beurtheilt werben konnen. Eine foldye Politik kann nie erfolglo8 und wird, ohne außerorbent: 
liche Umſtände, bei richtiger Würdigung auch immer die ſtaatlich erfolgreichfte fein. Sie feht 
ſtets eine glückliche Verbindung von Wiſſenſchaft und Praris voraus und fließt die Einfeitig- 
keit des Doctrinarismus wie des Empirismus aus. Des wahren abfoluten Ausgangs und Biel: 
punkts wohl bewußt, muß jede Politik fich ſelbſt als eine ftaatsgemäße Wirkung der gegebenen 
Urſachen und zugleich ald Urfache fünftiger flaatsgemäßer Wirkungen betrachten; was fie in 
diefer Beziehung überfieht, muß nachtheilige Früchte tragen troß des richtigen Princips, ohne 
welches andererjeitö auch die richtige Würdigung ver momentanen Situation feine richtige Po⸗ 
litik begründen fann. Die leitende Politik darf in der Anftrebung des Ideals nicht der Zeit fo 
vorhergehen, daß diefe nicht folgen kann, und felbft ein Karl ver Große ſowie manche ver größten 
deutfchen Kaifer haben diefen Irrthum begangen. Die Idee eines Reichs, wie fie Diefen Män= 
nern vorſchwebte und von denfelben auf verſchiedene Weife verwirklicht werben wollte, war jenen 
Zeiten und Bölfern noch unfaßbar, weshalb auch gerade das Gegentheil von vem entfland, was 
jener Idee entſprochen hätte, nämlich ver Feudalismus und die Zerfplitterung Deutfchlands. 

13) Gehört es zu einer guten Politit, Dinge nicht zu Principien zu machen, die e8 über: 
haupt nicht oder noch nicht oder nicht mehr find, und werthvolle Kräfte nicht für Zwecke zu ab⸗ 
forbiren, die überhaupt unbebeutend oder noch nicht beveutend oder bereits bedeutungslos ge= 
worden find, fo müflen doch zwei Negeln unverbrühlich für jede gute Politik gelten, namlich 
a) die oben unter 6 fhon angeveutete Negel, daß ein wahres politifches Princip in gewifler 
Beziehung den-ganzen Staat durchdringen muß, und b) daß für große politifche Zwecke auch 


27) Ruge, Aus früherer Zeit u. f. w., in ber angsburger Allgemeinen Zeitung, Jahrg. 1863, 
Beil. 88, S. 1459. 

28) Gleichwie Offentlichfeit und möglichft ausgebehnte Betheiligung des Bolfs am innern Leben des 
Staats das Princip des neuen Staaterechts und der innern Bolitif geworden, fo muß nunmehr auch we: 
nigftens bei der Entfcheibung völferrechtlicher Fragen die Stimme ber Völfer auf Grund einer hinrei⸗ 
chenden Publicität der Sache mit entfcheiden. Fröbel, Theorie der Bolitif, I, 20, 279 fg., 320, 

29) „Le defaut de sincerite a ete le vice radical de la restauration.‘‘ @uizot, Histoire par- 
lementaire, II, 98. Die Außerungen von Lamartine vgl. in der Note 18. 
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große Mittel vorhanden fein müflen.?°) ine Politik, welche dieſe Regeln außer Acht läßt, if 
eine halbe Bolitit und oft nachtheiliger als die confequente und energifche Durchführung eines 
Irrthums. Auch verräth legtere noch eine politifche Kraft, welche trotz des Irrthums zukunfts⸗ 
fähig ift, während eine Halbe Politik nicht felten als die Folge politifher Unfähigkeit eines 
Volks auch bei der beften Politik erſcheint. Wählen wir ein Beifpiel zur Erklärung dieſer Säge, 
fo bietet ſich von ſelbſt der Gonftitutionalismus dar. Seiner Idee nach iſt verfelbe ein Regie: 
rungsprincip ober ein Princip der Politit. Die conftitutionellen Formen felbft find nicht das 
Mefen des Sonftitutionalismud, fondern nur die Hüllen und dadurch eins ber Mittel zur Ver- 
wirklichung feiner Idee. Diefe, die organifhe Staatsidee in der unfern Zeiten entſprechenden 
Form, muß folglich durch dad ganze flantliche Reben hindurchgehen, vafjelbe befeelen und eben 
Darum aud in allen Kreifen veffelben vie entfprehenden Kormen hervorrufen. Das Parlanıent 
ift nur eine einzelne Erſcheinung deſſelben. Ob fich daher ein ſolches geſchichtlich entwickelte oder 
ob es gefeglich eingeführt wurbe, ob alfo die conftitutionelle Artung des ganzen Öffentlichen Le⸗ 
bens bereitö vor oder doch mit ihm ſchon war, oder erſt durch pad Parlament begründet und 
weiter verbreitet werben fol, alleind, ein Gonflitutionalismus, der einzig und allein in einem 
Parlament beftände , önnte alles Mögliche, nur nicht die entſprechende Verwirklichung der con⸗ 
ftitutionellen Idee fein. Ein anderes Beifpiel bietet leider die deutſche Bolitit. Ohne hier unter: 
fuchen zu fönnen,, warum es fo ift, kann doch niemand verfennen, daß den hochgetragenen Ideen 
von Deutſchlands Voͤlkerberuf, von einer wahrhaft deutſchen Politik u. f. w. nur deshalb die 
wirrdige Realifation fehlt, weil ed nicht gelingt, die dlefer Idee entfprechenden großen Mittel auf 
den Zweck zu verfammeln und zu lenken. Die großen Momente in der Geſchichte eines jenen 
Volks find diejenigen, wo daſſelbe mit aller Macht für ein großes Ziel eintritt. 

14) Man hat von verfchiedenen Seiten Recht und Politik voneinander gänzlich zu trennen 
verſucht; ohne Zweifel ift das Recht etwas anderes ald die Politik 31), aber ebenfo zweifellos ift 
das eine nicht ohne dad andere. Der Staat als das weſentliche Subftrat und Object, wie als 
das ideale Subject der Politik ift ohne Recht undenkbar, und das Recht eines Staat ift ein 
Product, aber auch die fefte Bafis ver Politik und feine Erhaltung und Fortbildung einer der 
wichtigſten Gegenſtände der politifchen Thätigfeit. Gerade ver Begriff der Politik iſt es, der 
und mit Nothwendigkeit auf die Einheit der Regierung eined Staats lenkt. Welche Einrich⸗ 
tungen und Mächte auf vie Lenfung des Staats in concreto Einfluß haben, wie flarf die 
dadurch ausgeübte Prejlion fei, in wie mannichfachen Richtungen ſich das Xeben des Staats er: 
gießt, und wie jehr diefe mit einer gewiflen Selbſtändigkeit nad dem Princip ber Arbeitöthei= 
lung, namentlid in höher gebildeten Staaten, voneinander geſchieden fein mögen — bie Bin- 
heit der Regierung und alfo aud der Politik darf fo wenig wie vie Einheit des Staats, deſſen 
hoͤchſter Lebensausdruck fie ift, aufgegeben werben. Es gibt eine Geſetzgebungs-22), Verwal: 
tungs⸗, Juſtiz⸗23), Polizei, Dilitärpolitit-3%), eine auswärtige und eine Finanzpolitik?) u. ſ. w., 
allein fie alle müſſen von einer hoͤhern Einheit getragen und harmoniſch zufammengeflimmt 
werden, und bieß ift die eigentliche Aufgabe einer wahren Staatd: oder Negierungspolitif, wie 
fie auch in der natürlichen oder künſtlichen Perſoneneinheit des Souveränd und in der nothwen⸗ 


80) Eine Bolitif ohne Kraft und Entfchiebenheit Hat man wol auch „politique de l!’occasion man- 
quée“ genannt; wir bezeichneten eine ſolche Bolitif lieber als eine „‚politique manquante de force”. 

31) Mohl, Geſchichie der Literatur, III, 851. Wie aber Eollifionen zwifchen verfchiedenen Rechten 
nur durch Compromiſſe gelöft werden können, wenn nicht das eine untergehen foll, fo find die nie ver: 
meidlichen Collifionen zwifchen Recht und Politik nur durch irgendeine Art von Transaction zu heben, 
wenn nicht bas eine oder das andere eine unheilbare ober boch ſchwere Berlekung erleiden foll. Für ein 
organifches Leben ift die Transaction Lebensprincip und muß biefelbe natürlich in jedem concreten Ball 
durch die richtige Politik beftimmt werden. Vgl. auch Held, Staat und Gefellfchaft, IL, 747. 

32) Mably, Über die Geſetzgebung und die Grundfäge der Geſetze. Aus dem Branzöflichen (2 Thle., 
Nürnberg 1779). Erhard, Derfuch über das Anfehen der Sefege und bie Mittel ihnen ſolches zu ver- 
ſchaffen und zu erhalten (Leipzig 1804). Berftäder, Syſtematiſche Darſtellung der Geſetzgebungskunſt 
(Frankfurt a. M. und Leipzig 1837 —40), Bd. I—IV, Abth. 1. Holmes, The statesman or principles 
of legislation and law (Augufta 1840). Türfheim, Betrachtungen auf dem Gebiete der Berfaflungs- 
und Stantenpolitif (Karlsruhe 1842). ©. auch Befeggebung und Legitimität. 

33) Garp, De religionis et poenarum necessitudine in legibus et moribus gentium perspicua 
(Amfterdam 1827). 

34) Gribis, Della politica militare (Turin 1824). 

20) Murharb, Theorie der Politit der Beſtenerung (1834), Arnd, Die naturgemäße Steuer 
(Franifurt a. M. 1852). C. Berier, Les finances et la politique (Paris 1863). 
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digen Einheit des Minifteriumsd in fi und mit dem Souverän, in ber Einheit zwiſchen Sou- 
verän, Minifterium und Parlament dargeftellt ift. Die maßgebenden Factoren des Lebens des 
Staats laufen in der Regierung zu einer Harmonifchen Einheit zufanmen und firömen von ihr 
wieber in alle Kreiſe des öffentlichen Lebens, in einer gewillen Weife gleichartig geftaltend, 
zurüd. In der That ift ed nicht ſchwer einzufehen, wie äußeres und inneres öffentliches Recht, 
privates und Öffentliches Recht, Juſtiz und Verwaltung u. f. w. untereinander zufammenhän- 
gen und in einem organifchen Staat eine lebensvolle Einheit bilden trog aller ihrer Verſchie⸗ 
denheiten. Die Regierung ift die Verkörperung des maßgebenden Verhältniſſes zwifchen Frei⸗ 
heit und Orbnung im Staat nad) den drei großen Lebensrihtungen. Sie äußert fi) vorzüg- 
lic, in den verfhlebenartigen unter Staatsautorität erlafienen Normen für ven Schuß der Frei⸗ 
heit und der Orbnung. Sieht man ab von der ſpecifiſch conflitutionellen Bedeutung des Wort 
„Geſetz“, fo Eönnte man fagen, alle Bolitik ſei weſentlich eine Gefeggebungspolitit36), denn 
eine wahre Geſetzgebungspolitik führt dazu: a) daß man erfenne, wie e8 unmöglich fei, im 
Staat alles durch Gefege zu normiren. Cie lehrt, daß es viele Dinge in Staat von großer 
Wichtigkeit gebe, die der Staat durch Gefege gar nicht normiren fann, alfo auch zu normiren 
nicht verjuden darf, und die wahre Erkenntniß des Menfchen und des Staats kann nicht ver: 
fehlen, dieſe Dinge auch felbft zu erkennen und ihre Entwidelung innerhalb richtiger Geſetzes⸗ 
grenzen freizulaffen 97); b) die rechte Form zu finden, innerhalb welcher ein Gefeg ober eine 
Norm die ihr nöthige Autorität erhält. Für geſetzliche Beſtimmungen über die Grundeinrich: 
tungen bes Staats oder über allgemeine Oegenflände, welche dauernd und gemeingültig geord⸗ 
net werben joflen, ift Gewißheit Darüber nöthig, daß die gefegliche Anordnung auch der allge- 
meinen Nechtsüberzeugung entfpreche. Andere Normirungen, melde ſich einerjeits innerhalb 
des beftehenven gefeglihen Rahmens bewegen, andererfeitd nur auf einzelne Perfonen oder 
Momente befhräntt find und nur dad bereit geordnete Leben des Staats vermitteln, bebürfen 
weder einer fo complicirten Form, noch würde dieſelbe förderlich oder aud nur in ven meiften 
Fallen möglid fein; c) den materiellen Inhalt einer jeden Norn nad veren Gegenfland, Art 
und Form, ſowie nad den Bedingungen des praktiſchen Vollzugszwecks zu faflen und endlich 
d) die Wortfaffung derfelben, Ihre Bublication und Promulgation, vem Bedürfniß gemäß ein: 
zurichten. Don der Anfiht, ald ob alle Volitik gewiffermaßen, nämlich in dek eben angeführ- 
ten Weiſe, nur eine Geſetzgebungspolitik fei, fheint allerdings diejenige Anſicht weit entfernt, 
welche anninımt, daß ed Beiten gebe, die gar nicht Zeiten des Rechts, ſondern nur der Bolitik 
feien. Richtig iſt e8 wol, daß in gewiflen Zeiten over Momenten die Politik das Necht zu ſehr 
außer Anfag läßt. Allein dann ift eben ein anomaler Zuftand vorhanden, welcher entweder Die 
Berlaffenheit ver Politit vom Recht oder des Rechts von der Politik, ein unpolitifches Recht oder 
eine rechtswidrige Bolitif bezeichnet und dem Recht dad wahre Leben, ver Politik die feſte Grund⸗ 
lage abfpriht. Es ift dies ſtets ein Franfhafter, von Fehlern der Regierung wie des Volks be: 
dingter Zuſtand, der eintritt, wenn momentane Utilität über die Politik, einfeitige Intereſſen 
über die Rechtsbildung entſcheiden, wenn die Rechtsbildung mit den übrigen Bildungen des 
öffentlichen Lebens ſchuldhaft nicht in gleichem Schritt gehalten wird. Etwas anderes, weil nur 
ein vorübergehenber Zufland, wäre ed, wenn im Fall einer wirklichen oder doch ehrlich gemein- 
ten Selbfterhaltungsnoth vorübergehend die Schranken des geltenden Rechts durch die Staats⸗ 
action durchbrochen werben müßten. Allein gerade für ſolche Fälle Hat das moderne. Staats: 
recht manche felbft wieder rechtliche Ausfunftömittel geboten, z. B. die Exrpropriation, die ſoge⸗ 
nannten proviforifchen Geſetze u. |. w.; und während ebendiefe Mittel beweifen, daß auch bie 
neuefte Zeit auf die Rechtmäßigfeit in der Volitik einen entſcheidenden Werth legt, verftcht es 
ſich von felbit, daß jene Politik vie übelfte wäre, welche zuerft künſtlich den Staat in einen Noth- 
fand verfegte, um dann mit dem Schein ded Rechts über das Recht ſelbſt hinwegkommen zu 
fönnen. Die Politif der Staatsſtreiche enthüllt ſtets einen traurigen öffentlichen Zuftand, fei es, 
daß der Staatsſtreich durch die Umſtände ſich rechtfertigt, ober daß er ohne diefe Rechtfertigung 
ftattgefunden. 

15) Ein beſonders wichtiger Orundfag der Politik ift aber auch ver, daß alles zur rechten 
Zeit gefhehe. Die Nichtberückſichtigung diefed Grundſatzes hat die unglüdliche Folge, daß Re⸗ 
formen übereilt in unruhig gewordenen, alſo für die Geſetzgebung ungünfligen Zeiten vorge- 


-Y 
36) Vollgraff, Erſter Verfuch, Bd. III, $. 125 fg. Man fünnte ebenfo die ganze Thätigfeit ber re⸗ 
präfentativen Körper auf deren Antheil.an der Grefengebung zurückführen. 
37) Das Zuvielregieren nur um zu regieren iſt oft viel bebenklicher als das Zuwenigregieren. 
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nonmen werden müſſen und felbft den zweifmäßigften Anordnungen der gebührende Dant ent: 
zogen wird, weil fie zu ſpät fommen, nicht in voller Freiheit gegeben und mit Mistrauen 
empfangen worden. Daß übrigens unter allen Umſtänden die einen Volk heilig geworbenen 
Formen beobachtet werden müſſen, verftebt jich von ſelbſt. 

Nachdem wir die wichtigſten Grundſätze einer wahren Politik entwickelt haben, glauben wir 
hier vorzüglich noch zwei Punkte näher ind Auge faffen zu müffen, nämlich 1) die Auffaffung 
der Politik als einer reinen Klugheitstheorie, 2) das Verhältniß der Politik zur Moral. 

Zul. Die Auffaflung der Politik als Staatsklugheitslehre ift nichts Neues, datirt auch 
nit etwa erſt ſeit Machiavelli, fondern ift fo alt ald die Menſchheit. In Verbindung mit der 
Anſicht von dem Recht ver Übermacht bildet file fogar den eigentlichen Kern ver Politik aller 
Voͤlker der Alten Welt und aller derjenigen Völker unferer Zeit, welche noch im wefentlichen auf 
den Humanitätsprincipien der Alten Welt beruhen. Faßt man die Politik nur ald eine Klug: 
heitölehre auf, wodurch fle mit dem Begriff ver Diplomatie (dad Wort mit dem üblichen ſchlim— 
men Beigefhmad genonmen) identiflcirt wird, fo iſt Fein Zweifel, daß in dieſem Sinne ſelbſt 
ganz wilde Völker vollkommene Meifter der Politik fein Fünnen und gemefen ſind.8) Ginige 
von den heiligen Büchern des Orients enthalten politifche Vorſchriften, welche ſich auf die Flein- 
ften Detaild des öffentlichen Lebens, 3.8. auf die Wahl der Nefivenz des Souveräng u. f. w. 
beziehen und an Fluger Überlegtheit und Schlauheit alles übertreffen, was in diefer Hinficht . 
unfere moderne Staatöfunft lehrt.?9) Bekannt ift die punica wie die graeca fides, und der 
„ſchamloſe Sag‘, daß jeder in der Bolitif thun dürfe, was er kann, die Erfahrung, daß „die 
Diplomatie e8 zu allen Zeiten unter ihrer Würbe erachtete, dad Einfache einfach zu fagen”, und 
daß „Menfhen, die ihr ganzes Leben mit diplomatischen Curven zu thun haben, die Lehre von 
der geraden Linie trandfcendental wird”, find Dinge, die wir reichlich genug in der Gefchichte ver 
claſſiſchen Völker vorfinden (Mommſen, „Römifche Geſchichte“, IL, 379, III, 197; Baader, 
„Biographie“, ©. 95).10) Kaifer Sigismund's Wahlfpruch fol gewefen fein: ‚Qui nescit 
simulare, nescit regnare”, und befonders jeit dem 15. Jahrhundert fheint fich die unfelige 
Meinung nit jowol erft gebildet ald vielmehr zu förmlicher Anerkennung erſchwungen zu 
haben, als 06 die Politik lediglich eine Sache ver Schlauheit und Gewalt fei.*)) Bon diefem 
Standpunft aus erjcheint es dann auch nicht bloß ald Satire, wenn Voltaire fagt: ‚„„Cesont 
les abus qui gouvernent le monde”, und Barrere höhnte: „La guillotine fait tout, c'est 
elle qui gouverne.” Bekannt find die Außerungen Oxenſtierna's über die Leichtigkeit, mit 
der man Menfchen regieren koͤnne, und Beaumarchais' bittere und epochemachende Satire auf 
die Politik (Clemens, „Die Nevolutionen u. ſ. w.“, S. XIfg.; Zachariä, „Vierzig Bücher’, 
V, 22, 91 fg. u. 171) iſt minder befannt; daß (nah Carlyle, „Geſchichte Friedrich's II.“) ein 
englifher Botſchafter das Gefandtengefhäft dahin definirte: „To lie abroad for his country”, 
d. h. Tür fein eigened Land im Ausland zu liegen (oder zu lügen), und daß e8 nicht jpecififch eng⸗ 
lifch fei, gefunde Politik mit Profit für iventifch zu Halten, denn nur die befondere Art des von 
den Engländern gefuchten Profits ift rein engliſch, nicht das Princip felbft.*?) 


38) Volney, Oeuvres completes, ©. 724. Braffenr be Bourbourg, Histoire des nations civi- 
lisees en Mexique, II, 411. 

39) Döllinger, Heidenthum und Judenthum, 478, 489. Laurent, Etudes, I, 75, 76, 215; III, 200 fg. 

40) Obgleich Cic. de off., I, 19, 63, fagt: „Scientia, quae est remota a justitia, calliditas po- 
tius quam sapientia est appellanda‘‘, fo haben die Römer doch ehedem andere Völker ebenfo durch 
Grregung und Befriedigung finnlicher Lüfte fich zu unterwerfen gewußt (Döllinger, S. 728) wie bie 
modernen chriſtlichen Völfer, namentlidy die Engländer. Man fieht, das „avilir, apres demolir‘‘ ift 
ein uraltes politifches Experiment. 

41) Carné, Die franzöfifche Staatseinheit, S. 198. Guizot, Civilisation en Europe, ©. 311. 

42) Guizot, Memoires, II, 160: „La comedie qui se joue toujours un peu entre les acteurs 
politiques.“ Derfelbe, II, 339: „Les diplomates ont le privilege de grandir aux yeux de leur 
pays sans avoir port& le poids de ses affaires et de ses &preuves inl&rieures.” Laurent, Etudes, 
III, 190: „Tant que la doctrine de la fraternite n’aura pris racine dans le droit de gens, la di- 
plomatie ne sera qu’une Espece de guerre, oü au lieu de lutter noblement les armes à la main, 
on se combat avec la ruse et la fraude etc.’ Vgl. no PBalmerfton, S. 139 fg. Ganesco, Diplo- 
matie et nationalite” (Paris 1856). Unterſuchungen über das europäifche Gleichgewicht, ©. 425 fg. 
Gneiſt, Englifches Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht, I, 220, 239. Über die diplomatifche Silben- 
ftecherei in der alten und neuen Zeit f. Momnifen, Römifche Gefchichte, III, 139, 318 fg., 389, 390. 
Laurent, V, 90, 571. Vacherot, S. 145. Guizot, Memoires, III, 222, Duvergier de Hauranne, Hi- 
stoire du gouvernement parlementaire, Il, 175; II, 65, 283. Held, Syitem bes Verfaſſungs⸗ 
rechts, II, 131, Note 1. 
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Klugheit it an fi nur eine untergeorbnete Geiſtesgabe, welche fi in einem höhern Grade 
von Umſicht äußert, oft ohne alle befondere Beiftesanlage oder Geiſtesbildung zeigt, nicht felten. 
gerade nıit einem niedrigen oder erniedrigten Sinne verbunden ift (Sklaven=, Bebienten-, Bauern= 
pfiffigkeit) und ihren Werth nur durch den Zweck, auf welchen fie gerichtet ift, fonie durch die 
Mittel erhält, veren fie ſich bedient. Zwiſchen einer bloßen ſtaatslenkenden Schlaußeit und der 
Abgefeimtheit des Sklaven befteht eine merfiwürbige innere Sympathie. Gleichwie der Dedpot 
und Leibherr über ven Sklaven, jo übt die Macht ver Umſtände bei einer principlofen Politik 
eine ſolche drückende Gewalt über deren Träger, daß er, um die Situation auch nur einiger- 
maßen haltbar zu machen, flatt der unbrauchbaren wahren Erfenntniß und echten Gefühlskraft 
nur die bier allein anwendbare Klugheit oder Schlanheit entfaltet und in biefer dann freilich 
oft wunderbare und wunderliche Refl ourcen findet. Wir jind zwar nicht ver Meinung Sully's, 
daß man ben Staat ganz fo zu regieren habe wie ein Hausweſen, noch der des Eroberers von 
Macevonien (des L. Amilius Paulus), daß ein Gaſtmahl zu ordnen und eftfpiele zu leiten 
die Sache deſſelben Mannes fei, der in Felde zu flegen wiffe (ſ. Zachariä, „Vierzig Bücher“, 
1,238 fg.) ; aber richtig ift es, daß wahrhaft organifatorifche Genies ſich überall gelten machen 
werden, und daß, wie verfchieden die Gegenftände feien , vie Klugheit allein und an und für fi 
ftet8 dieſelbe Geiſtesgabe fei, ob ſie ſich in Staatsſachen oder in Brivatangelegenheiten bethätige. 
Wir glauben aber auch, daß die Klugheit als ausſchließliche Rathgeberin in Privatangelegen⸗ 
heiten ebenfo menſchenunwürdig fei wie in Öffentliden Angelegenheiten, in denen beiden ge: 
rabe diejenigen Handlungen, weldhe von den Klügften am meiften getavelt werben, oft die größ- 
ten Erfolge erzielten. Die Macht Ber Umftände und der Ideen fpottet nicht felten der vollenvetften 
Klugheit, die ih dann ebenfo oft in den eigenen Negen fängt. Ohne deshalb ven Werth ver 
Klugheit zu unterſchätzen *2), haben die Menſchen doch ftet3 demjenigen, ver nur durch Klugheit 
fi) außzeichnete, ebenfo wie dem einfeitigen Gefühlsmenſchen oder demjenigen, dem nur Reich 
thum und materielle Macht zur Seite fland, die hoͤchſte, ja die wahre Achtung verfagt, welches 
auch immer ber tbatfächliche Einfluß folher Berfönlichfeiten gewefen jein mag. Abgefehen von 
allem andern fo hat pie Kurzathmigfeit ihrer politifhen Schöpfungen flet8 ven Beweis geliefert, 
daß ed ihnen an den wahren ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften fehlte. **) 

Zu 2. If die Politik nicht gleich materieller Macht oder gleih Klugheit und Schlauheit, 10 
ift fie auch nicht gleich Moral. Allein wie in ven Bluctuationen der großen Hauptfactoren der 
Politik bald das materialiftifhe Element (Alchemie und Goldmacherei, phyſiſche Populationd- 
vermehrung und Verbefferung, eine rein materialiftifche Nationalöfononie= und Finanzpolitik, 
ausſchließliche Richtung ver Politik auf ven Krieg u. f. w.), bald das Klugheitdelement (diplo⸗ 
matifche Action und Einführung eines Eugen Täuſchungsſyſtems mit Niederhaltung der objec- 
tiv wahren Erfenntniffe über das Wefen des Staats, burenufratifche Politik, Politit vom 
Standpunkt des beſchränkten Unterthanenverflandes aus) übertvog und nod überwiegt, und 
auch wiſſenſchaftlich vorherrſchend gepflegt wird: fo gilt daſſelbe auch von dem fittlichen over 
Moralelement, und zwar in den verfchiedenften Formen (Theofratie, jus divinum, die Gottes⸗ 
gnabentheorie u. f. w.). Der in der Binfeitigkeit diefer Anfchauung liegende Irrthum führte 
natürlich zu den unglücklichſten Wirkungen und zu den unldsbarften Gollifionen mit der Reali- 
tät der Verhältniſſe, und bies iſt ald Hauptgrund anzuſehen, warum ſich die Anficht bildete, als 
ob in flaatlihen Dingen nit nur Macht und Klugheit, ſondern aud) Moral etwas mefentlid) 
anderes wäre als in Privatſachen. 

Wir Haben an einer andern Stelle das wichtige Reſultat begründet („Staat und Geſell⸗ 
ſchaft“, I, 377), daß „vie Moral die Verwirklichung oder praftifche Anwendung des Gottes⸗ 
gedankens (im allgemeinen wie in concreto) nit im birecten Rapport mit Gott, fondern in 
ben directen Beziehungen zum gefanmten irdiſchen Dafein — oder die indirecte Übung der Re⸗ 
ligton, die Zurüdführung der Freiheit und ber naturgefeglihen Verhältniffe auf den erſten 
Audgang, deren Richtung auf das leßte Ziel alles irdiſchen Daſeins, auf Gott, ſei“, woraus 


43) Eine Reihe fehr Veh fünniger | politifcher Säge vgl. 3. B. bei Guizot, Memoires, I, 170, 218, 
228, 306; II, 173, 186, 206, 356. “Derfelbe, Histoire des origines du gouvernement parlemen-. 
taire, II, al. Kaurent, Etudes, III, 305 fg. 

44) Über wahre Reatemänniic Srögeh Curtius, Griechiſche Gefchichte, 1, 262, 265. Tocqueville, 
La democratie, I, 163. Zachariä, Bierzig Bücher, II, 220. Mommfen, Röinifche Befchichte, II, 373; 
11, 273. Mohi, Sefchichte der Literatur ber Staatswiffenfchaften, 11, 125, 148, 163 fg., 199, 173 fg.. 
186 fg., 190 fg., 197, 211. 
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fi dann nicht nur die Verſchiedenheit zwifchen Religion und Moral, fondern auch deren Ein- 
heit in der Art ergebe, daß Moral ohne Religion und Religion ohne Moral glei unmoͤglich 
und, wenn nicht in Harmonie, unfruchtbar fein müffen.*®) 

Ohne Zweifel kann e8 Momente in der Gefchichte eines jeden Volks geben, in denen nicht 
deffen Sittlichkeit, fondern Macht oder Klugheit über fein Schickſal entſcheiden. Aber für die 
Dauer gerettet und ſicher wirb ein Volk nie fein ohne einen tüchtigen fittlichen Kern, ber für fein 
ganzes politiſches Leben mitbeſtimmend iſt.“) Wir Haben fhon früher auf dieſes Moment Hin- 
gewiejen, und es bedarf nur eines oberflächlichen Überblickens der Geſchichte, um zu erfennen, 
dag ohne fittliche Größe auch fein großer ſtaatsmänniſcher Charakter denkbar ift, daß aber, je 
fritifcher ein Moment für einen Staat erſcheint, deſto weniger zu feiner Überwindung die ge- 
wöhnlicden gefeglichen Mittel ausreichen, vielmehr nur durch eine außerorventliche fittliche An⸗ 
firengung Hülfe erfolgt. Nicht das Außerorventlicde der Anftrengung , fondern deren geftei- 
gertes fittliches Element bringt die Rettung dem Volk, und wie wenig auch unjere vollkommen⸗ 
ſten Gefege im Stande find dies vorzuſchreiben und auszuführen, daß fle trotzdem darauf rech⸗ 
nen, beweift doch gar mander Umſtand, z. B. die Aufnahme ver Treue in den politifhen Bür- 
gereid, die Zunahme der auf die moralifche Überzeugung geftelften wichtigen politifhen Pflih= 
ten, die Erhaltung von gewiffen Ehrenauszeihnungen für außerorbentlihe von beſonderer 
moralifcher Kraft zeugende Handlungen #7), die abfolute Strafbarkfeit gewifler Handlungen 
ohne alle Rückſicht auf Rechtskenntniß u. f. w. 

Es wurde in neuefter Zeit von einer mit hoher Autorität in der Wiffenfchaft befleiveten 
Seite gejagt, daß ed an einer eigentlihen Staatsfittenlehre noch fehle. Wir möchten un: 
fererfeitö eher das Gegentheil behaupten und fagen, daß es zu viele Staatöfittenlehren gebe. 
Daß vabei mander Irrthum mit unterläuft, viele Auffaffungen principiell falfch find, verfteht 
fi von ſelbſt. Allein es gibt gewiffe Zeichen ver Zeiten, bie fih nicht misverſtehen over über- 
feben laflen, und die um fo wichtiger find, je mehr fie fich nicht blo8 in einer mehr ober weniger 
auf beſchränkte literarifche Kreife berechneten Thätigfeit äußern, fondern das ganze Leben charak⸗ 
terifixgen. 

Zu diefen Zeichen gehört: a) die immer entfhiebener in der Literatur hervortretende und in 
den Völkern ſich verbreitende Erfenntniß von der hriftlihen Grundlage unſers gefammten Cul⸗ 
turlebend, alfo auch der Berfaffungs: und Berwaltungsprincipien unferer Staaten; b) die in 
faft zahllofen Werfen beihätigte Verbindung aller Disciplinen des Rechts und der Politif mit 
der Moral und eine im Vergleich felbft mit dem frommen Mittelalter unendlich gefleigerte Milde 
und Schambaftigfeit in allen Dingen des Sffentlihen Xebens, in ber Redaction und Anıwen= 
dung der Geſetze wie in den Öffentlichen Sitten, die, wenn auch oft nur äußerlich und gezwun⸗ 
gen, doch, eben als eine unvermeidliche Hulbigung gegen das Sittlichfeitögefühl und deſſen 
Einfluß auf den öffentlichen Anftand, ein lautredendes Zeugniß für die politifche Macht der Mo- 
ralität ift.*9) , 

Alle Ränıpfe ver Menſchheit für die Freiheit und für bie Ordnung wurben unter ber Agibe 
der Moral gefämpft und waren ohne Zweifel moralifch befeelt, ſobald für vie Freiheit um der 
ihr entſprechenden Ordnung, für die Ordnung um der nur durch fie möglichen Freiheit, ſowie 
für eine fortwährende Ausgleichung beiber in deren gleichzeitigen Fortſchritt nach allen Lebens⸗ 
richtungen, gerungen worben ift. 


45) Röder, Rechtsphilofophie (zweite Auflage), I, 109 fg., 120 fg. Trenbelenburg, Naturrecht, 
88. 5—44. Walter, Naturrecht und Bolitif, 65. 14—17, 30, 218 fg. 

46) Das Neueſte in diefer Beziehung ift Sröbel’s Ausführung über die Weltpolitif und bie völfer- 
rechtliche Aufgabe der Kirche (Theorie ver Bolitif, I, 362 fg.) 

47) „Die nationalen Opfer beweifen die nationale Tugend‘‘, Leben von MWilberforce, II, 443; II, 
ae rontafembert, De l’avenir, &. 49, 148, 145. Tocqueville, I, 145. Zachariäͤ, Vierzig Bücher, 
II, 233. . 

1 Montaleımbert, S. 143, 145. Deutfche Bierteljahrfchrift, Jahrg. 1857, Heft 77, ©. 52 fg. 
Der Verſuch, in einem Eyftem des Staatsrechts das Verhaͤltniß zwifchen Staat und Sittengefeß orga- 

nifch einzufügen, findet fid) wol zuerft bei Held, Syflem bes Verfafiungsrechts, I, 199 fg. Die tiefere 
Begründung und Ausführung diefes VBerhältniffes aber nebft einer umfaflenden, namentlich neuern und 
neueften Literatur bei Held, Staat und Gefellfchaft, I, 352 fg., 598; 11, 228 fg., 785, 791. Eben find 
erfchienen: Bautain, La philosophie des lois au point de vue chretien (Paris 868). Minghetti, 
Des rapports de l’economie politique avec la morale et le droit. Traduit par Saint-Germain 
Leduc (Paris 1863). Rondelet, Du spiritualisme en economie politique. Ouvrage couronn& par 
!Academie (Paris 1859). Scderholm, Der geiftige Kosmos, Anhang zu Thl. II: zur chriſtlichen Bolitif. 


586 Politik und Moral 


Während aber die Moral im Menfchen zugleich die Moral des Menſchen if, erſcheint Die 
Moral im Staat nicht zugleich ald die Moral des Staats. Nur bilvlich läßt ſich letzteres jagen ; 
will man aber doch ernftlih von einer Moral des Staats ſprechen, ſo muß man nothwendig 
bavon ausgehen, daß bei diefer, d. b. bei der Moral im Staat, bei der Moral der Menſchen 
eines Staats, andere Dinge und Erſcheinungen in Frage kommen als bei der Moral eines ein⸗ 
zelnen Menſchen. Diefe Verſchiedenheit, nicht eine Verfchienenheit ver Grundfäge, begründet 
einen Unterſchied zwifchen der Moral des Staats, refp. im Staat wie in jedem Geſammtweſen, 
und der Moral der einzelnen Judividuen. . 

Die Moral des einzelnen Menſchen befteht in deſſen Beziehungen zu Gott, in feiner Üiber= 
einflimmung mit Gott, in einer Handlungsweiſe, die dem Ausgang von Bott und der Wieder: 
fehr zu ihm entſpricht. Die Moralität in diefem Sinne jegt aljo keineswegs ein Leben in der 
Geſellſchaft wefentli voraus; fie kann mit ven Anforberungen vefjelben fogar in Widerſpruch 
geratben, niemald aber principiell es audichließen vder feine Anforderungen negiren, da bie 
Geſellſchaftlichkeit ebenfo gut in ber göttlichen Schöpfungsidee liegt wie die freie Einzelperjön- 
lichkeit. Während aber ver Staat ed jedem überlaffen muß, wie er ſich perfünlich zu Gott flelle, 
kann er eine Menge von wechſelſeitigen Beziehungen der Menſchen zueinander weder ber be: 
fondern Übereinkunft für den gegebenen Ball, noch der einfeitigen willfürliden Beftim: 
mung des einen over des andern überlaffen. Indem er diefe Verhältniffe orbnet und feine 
Ordnung um feiner Selbfterhaltung willen nöthigenfallß erzwingt, ſoll aber bei dieſer Ord⸗ 
nung felbft Feine individuelle Willfür flattfinden, fondern die Art der Ordnung ebenjo dem 
materiellen und intellectuellen , wie dem fittlihen Bebürfniß des ganzen Volks entiprehen. Die 
Gewalt des Staats in fittliher Beziehung erfcheint demnach gleichfalls ald eine Geſammtkraft, 
die jedoch ein ihr eigenthümliches Weſen hat. Wie nämlich die materielle Geſammtkraft des 
Staats in feinen Finanzen und Heeren, bie intellectuelle in feinen Organtjationen nieder: 
gelegt, aber in venfelben weder vollfonmen feparirt von den andern Kräften, noch jeve für 
fid in einem gegebenen Moment vollfländig enthalten ift, fo tft Die fittliche Geſammtkraft ald 
ftaatlihe Kraft vorzüglid in der Öffentlichen Meinung *?) und deren Organen, fowie in dem 
energifhen auf das Staatswohl gerichteten Gefammtwillen ausgebrüdt, ohne fi aber darin 
völlig zu erjchöpfen over von den andern Geſammikräften auszufcheiden. Gleich dem Der: 
mögen und dem Berftand, fo kommt auch die Moralität des Individuums nicht vom Staat, 
und dient gleichfalls keins von ihnen ausſchließlich dem Stant. Wol kann e8 Momente geben, 
wo ber Staat dad eine oder andere von ihnen ganz oder doch mehr als verhältnigmäßig, 
d. h. mit Zurüdjegung des individuellen Bebürfniffes, in Anfpruh nimmt, wo ed dann 
aber gerade zum individuellen Bedürfniß werden follte, Die Anforderungen des Staats vor 
allem zu befriedigen. Negelmäßig verlangt jedoch der Staat, wenn nicht privates und öffentliches 
Intereſſe vollfommen miteinander verbunden find, nicht mehr ald fo viel, daß die privaten Exi⸗ 
ftenzen wohl fortbeftcehen fönnen. Diefes Nötbigfte erzwingt er jih auch durch Finanz- und 
Gonferiptiondgefege , durch zwangsmeife Durdführung aller feiner übrigen Befehle, z.B. Ur: 
theile, Unterrichtsgeſetze u. f. w., und fogar durch gefeßlihe und erzwingbare Normen über 
Dinge, melche wefentlih moralifcher Natur find. So gibt ed mandhen Zwang in Saden der 
weſentlich ethiſchen Familienverhältniſſe, in Religionsſachen u. f. w. 

Allein der Zwang geht immer blos auf die äußern Erſcheinungen und iſt nur ein äußerſter 
Nothbehelf. Zunächſt rechnet der Staat auf freie Vollziehung ſeiner Anforderungen, und ſowie 
die Rechtsbeſftimmungen über Ehe, väterliche Gewalt u. ſ. w. den Mangel der moraliſchen 
Grundlagen diejer Verhältniſſe nicht erfegen Eönnen, fo würben die betaillirteflen Binanz- und 
Bonfcriptiondgefege ven Ausfall nicht decken, der durch den Mangel politifcher Ehrlichkeit und 
patriotiſcher Geſinnung in den Blut- und Gutfteuern entſtehen müßte. Selbft die Fortbildung 
der Geſetze, diefer gleichſam kryſtalliſirten Volksmoralität, wäre ohne eine lebendige, ven @e- 
fegen umfaßbare moralifche Kraft eine Unmöglichkeit. 

Kommt daher gleich die Moral nit von dem Staat, fo ift derielbe doch auch nicht ohne fie, 
und gleichwie der Staat vieles thun kann, um indirect auf dieſelbe fördernd zu wirken, fo vermag 
er auch vieles zu unterlaffen, wodurch er fie verlegen müßte. Welche ungeheuere Kraft übri: 
gend die Moralität in einem Staat, felbfl in ganz normalen Zuftänden, fe, wird jeder leicht 
erkennen, wenn er nur einmal ernftlih unterfucht, welchen Einfluß die Liebe zum Vaterlande 


49) „L’opinion publique est le pouvoir dominant, le principe generateur des lois.“ Tocque- 
‚ville, La democratie, I, 148. 
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und zum angeflanımten Souverän 50), der Glaube und das Vertrauen auf die leitenden Staats- 
männer und deren Organe, endlich, und zwar nicht am menigflen, bie Hoffnung auf Befler- 
werben in flaatlihen Dingen übt, und wohin mit allen feinen Geſetzen ſammt militärifchen und 
finanziellen Kräften ein Staat ohne diefe moraliihen Factoren kommen muß. 

Der Staat als das Abftrartum einer zur ſelbſtändigen Gefanmteinbeit verbundenen und 
organifirten Länder: und Menfchenmaffe hat weder überhaupt eine eigene Moralität, noch Eönnte, 
- falls er eine folde dennoch hätte, dieſe eine befondere fein. Der Staat kann aber auch vermöge 

feines äußern und zunächſt nur auf die irdiſche Ordnung der Dinge gerichteten Weſens direct 
nichts für die Moralität feiner Angehörigen tbun, deren Gejaumtmoralität ja gerade daß bil- 
bet, wad man Moralität des Staatd nennen könnte. Indirect aber fann feitend des Staats, 
d. h. der Regierung und Geſetzgebung, fehr vieles zur Förderung oder Minderung der Mora 
lität gefchehen, da die Lenker ver Politik eines Staats in moraliſcher Beziehung ebenjo gut unter 
wie über dem Niveau der allgemeinen Volksmoralität jtehen können. Auch hier wirb e8 einen 
abfoluten und relativen Mapftab geben. Steht vie Regierung in moralifcher Beziehung über 
dem Volk, fo wird jie ihre Pflicht in Bezug auf die indirecte Pflege per Moralität nicht zu er- 
füllen vermögen, ohne hier und da dad niedere moralifche Gefühl des Volks zu verlegen, und 
wird gerade bier eine befondere politiiche Weisheit nothwendig fein, damit man nicht mit ben. 
Streben nad Fortfhritt nur dem Rückſchritt Biene. Steht aber die Negierung in moraliſcher 
Beziehung unter dem Volk, jo wird zuerft alle8 darauf anfonımen, ob Died von einer maßgeben⸗ 
den Seite rechtzeitig erfannt wird und die Möglichkeit einer moralifch beffern Regierung noch 
vorhanden iſt oder nit. Grfternfalls wird in der ganzen Stantöregierung eine ungeheuere 
Beränderung (3. B. durd Einführung des Conſtitutionalismus in einen von Servilität, Be⸗ 
fiehung und rober Genupfucht unter civilijirten Formen beherrſchten Zande, in welchem nur bie 
untern Volksſchichten gefund geblieben) ſtattfinden, im legtern der Staat allmählich, aber un: 
aufhaltjam zu Grunde gehen.5?) 

Die Staatdmoral in dem von und gegebenen Sinne des Wortes äußert ſich Daher vorzüg⸗ 
lich in folgenden Punkten: a) Die Selbfterhaltung ift eines ftnatlihen Gemeinweſens erfte 
Pfliht, oder es ift die Pflicht aller gegen jeden einzelnen und jedes einzelnen gegen alle, ſich 
als ſtaatliches Geſammtweſen und damit auch die allgemein charakteriftifche Individualität aller 
Staatdangehörigen zu erhalten. Dem Feinde gegenüber gibt e8 hier keine chriſtlich-ſittliche 
Aufopferungs⸗ oder Verzichtopflicht. Ein Ehrift, welcher mit einem andern ſich auf einer Planke 
rettet, kann e8 für feine Pflicht Halten, nad gewonnener Überzeugung, daß die Planfe nur 
Einen trägt, ih für den andern zu opfern, und zwei Ehriften Fönnen wol den Kampf um die 
Selbfterhaltung miteinander unterlaffen, wenn fie einſehen, daß auch nicht für einen von ihnen 
der lintergang des andern Nettung gebe. Allein zwiſchen Staaten find dies unmoͤgliche Dinge. 
Kein Staat opfert ji für einen andern Staat freiwillig, feiner geht kampflos in ver Ver: 
zweiflung an jeiner Xebensfähigfeit unter. Was aber ein Staat zu feiner Selbfterhaltung thun 
muß, hängt meift von dem gegen ihn gemachten Angriff ab, Wie es übrigens fein Verhältniß 
gibt, in welchem die moralifche Kraft der Individuen und Völker fich reicher und mannichfacher 
entwideln tönnte ald im Kriege 52), fo ift ver Krieg zugleich diejenige Situation, in welder 
der gewöhnliche Maßſtab ver Moralität am wenigften ausreicht. Immer aber wird derjenige 
Sieg der reinfte fein, deſſen Sache die moralifch befte war, und deflen Erringung am wenigften 
durch moraliſch verwerfliche Mittel ftattgefunden hat.°3) 

b) Alle Befege und Verordnungen bes Staatd follen, ſoweit es die äußern Lebensbeziehun⸗ 





50) Held, Die Legitimität, S. 47, Note B. 

51) Held, Syftem des Verfaffungsrechts, I, 202 fg. Ahrens, Juriftifche Encyflopädie, ©. 8, 44. 
Zachariä, Vierzig Bücher, VI, 5. 2ufinge, La naissance, duree et chute des etats 1588. Bed, De 
ratione et sorte varia diuturn. imperiorum (Leipzig 1827). Ferrari, Histoire de la raison poli- 
tique, ©. 101. @uizot, Civilisation en Europe, ©. 230. ®rundfäge der Realpolitif, S. 105. Wenn 
aber Liebig in feiner Chemie in ihrer Anwendung auf Agricultur und Phyflologie u. f. w. behauptet: 
„Das Entitehen und den Untergang der Nationen beherrfche ein und dafjelbe Naturgefeg. Die Beraus 
bung ber Länder an ben Bedingungen ihrer Bruchtbarfeit bedinge ihren Untergang, die Erhaltung der⸗ 
felben ihre Fortdauer, ihren Reichthum und ihre Macht‘, fo ift er ung den legten Grund diefer Erfchei- 
nung fchuldig geblieben, weldyer einfach bort in ber Demoralifation und folglich in der Faulheit und 
—B ‚ hier in einer hoͤhern in energiſcher Arbeit und beſcheidenem Genuß ſich äußernden Mora⸗ 
ıtät beftebt. . 

52) Held, Staat und Gefellfchaft, I, 537, Note. 

58) Uber die Bedeutung bes königlichen Wortes: Guizot, Memoires, I, 122. 
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gen angeht, die möglichft getvenen Träger ver Moralität fein. Die Reform der Gefehe und 
Verordnungen iſt demnach weſentlich mitbebingt durch die Veränderungen, welche fi in den 
herrſchenden Moralanfhauungen ergeben. 

c) Wie viel geiftigeß Leben der Staat In ſich enthält, ohne es freilich vollkommen in fi ab= 
fliegen zu Fönnen, wie viele geiftige Kraft ex felbft bedarf, rein geiftige Mittel befigt er nicht. 
Er kann daher aud) das rein Geiftige nicht bannen, nicht erzwingen, nicht burd rein geiftige 
Mittel fördern. Aber bei ver Verbindung aller menfhlihen Sittlichfeit mit der Intelligenz und - 
Körperlichkeit ift ed Elar, daß, was ber Staat für letztere thut, auch mittelbar für die Sittlichfeit 
geſchieht. Und wie bie Steigerung der Intelligenz oder des materiellen Wohlbefindens ohne 
Moralität eine krankhaſte Superfötation der Gefellfchaft wäre, fo muß die Moralität des Volks 
mit der Steigerung ber beiden andern Dafeinspotenzen flet8 zunehmen.®*) 

d) Bequemlichkeit oder momentane und einfeitige Mtilität rechtfertigt nie eine, fei e8 im 
Thun oder Unterlaſſen, jei e8 im Befehlen oder Toleriren, unmoralifche Politif. Was nament- 
li das Toleriren betrifft, fo muß hier vorzüglich darauf aufmerkſam gemacht werden, daß man 
meift nicht um der Tugend der Toleranz, fondern nur um feiner eigenen Schwäche willen tole- 
rant ift, oder daß man unzweifelhaft unmoraliſche Dinge nur deshalb tolerirt, weil man den 
Muth zu ihrer Bekämpfung nicht Hat, oder weil man fle auszunugen für nöthig Hält, ober weil 
man biefelbe Schwäche theilt und auch für fi) Toleranz verlangt. Mit einer äußerlich deutlidy 
in Handlungen hervortretenden Unfittlichfeit darf Leine geſunde Politik trandigiren®®), wenn- 
gleich die Befferung von innen heraus nicht Sache des Staats ifl. 

e) Da aber die Moralität als fittlihe Eigenfchaft vor allem auf der Freiheit befteht, jo er= 
ſcheint die Förderung der Freiheit, natürlich unbefchabet der Ordnung, als der mächtigfte poli= 
tifche Hebel der Sittlichkeit. Wir meinen aber nicht, daß der Menſch im Stant fo frei werben 
koͤnne, daß er nicht mehr an Befege gebunden wäre, fondern daß einerſeits die Freiheit nicht in 
der Ordnung untergehe und das Verhältniß zwifchen Freiheit und Ordnung inımer mehr nad 
dem wahren Ideal der menfchlichen Gefellichaft eingerichtet, andererſeits aber auch das Geſetz 
feldft immer weniger durch Furt und Zwang, fondern zunehmend durch freie Erfüllung be⸗ 
ftehe und wirke,66) 

f) Natürlich aber kann die individuelle moralifche Anfhauung ber in den Geſetzen für die 
äußere Lebensbeziehung nievergelegten oder äußerlich gewordenen Gefammtmoralanfhauung 
entgegen Feine Autorität in Anfpruch nehmen. Die Selbfterhaltung des Staats hat in einem 
folgen Fall die nothwendige Folge, daß der Staat denjenigen, der ſich nicht fügt, zur Ausſchei— 
dung zwingen ober felbft ihn audfcheiden muß. 

Schließlich vermweifen wir auf unfern Art. Regierung und fügen nur noch ein Wort über 
die mit der Politik offenbar im Innigften Zufammenhang ftehenven politifhen Parteien bei.27) 
Eine wahre politifche Partei kann nur infofern gedacht werden, als über ihr als höchſtes und 
letztes Gefeg jedenfalls die Einheit und der Nutzen des Staats fleht. Partes politicae find daher 
nur moͤglich, injofern über das, was den Stant frommt, verſchiedene Meinungen vorhanden 
find. Es gibt in der Politik verfchiedene Anſichten, die bald zu förmlichen Befenntniffen und 
Vereinen führen, bald ohne foldhe äußere Geftaltung bleiben. Im erftern Ball gibt ed univer- 
felle (katholiſche) und befonvere Befenntniffe, wobei andere im Leben der Neligionen vorkom⸗ 
mende Erfhelnungen, wie 3. B. Kegerei, Simonie, Apoftafle, Seften u. f. w. nit fehlen. 
Es ift Hier nicht der Drt, eingehender das politifche Parteiweſen zu behandeln, nur der eine Sag. 
foll al eigentlicher Carbinalfag hier feftgeftellt werden, daß mehrer die Motive nod die Mittel 


54) „Le progres, c'est toujours de rentrer dans la verite, dans les conditions eternelles de 
la societe, de satisfaire a 3es vrais besoins reels et actuels.“ ®nizot, Histoire parlementaire, 
II, 449. „Sans doute le perfectionnement de I’homme est le but definitif que doit avoir en vue 
toute philosophie, toute religion, toute politique etc.” Laurent, Etudes, III, 472. Dupont-®®hite, 
L’homme et l'etat, ©. 186. Die fehlechtefte Bolitif aber wird es immer fein, den Staat zu einer Re: 
Iigionsanftalt, die Religion zu einer Staatsanftalt machen zu wollen! 

55) Hierin liegt auch die Löfung der Frage über das Verhältniß des Staats zur Proſtitution. Es 
erfcheint bemerfenswerth, daß England bei aller feiner großen Preßfreiheit eine eigene Parlamentsacte 
(Sampbell-Acte) über die gerichtliche Verfolgung unfittlicher Bücher befigt. 

56) Guizot, I, 124; 11, 483, 434. „La violence brise les liens moraux et rend vicieux op- 
presseur et opprime.‘ „Aucun fleau n’est plus cruel que l'injustice regulierement admini- 
strée.“ Lafteyrie, Histoire de la liberte politique, I, 123, 124. 

57) Held, II, 536, Note. Die in München gehaltenen und in der augsburger Allgemeinen Zeitung, 
Jahrg. 1864, Beil, Nr. 18 fg., abgedruckten Vorträge über politische Parteien von Riehl, 
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und Zwecke einer politifchen Partei gegen die herrſchende Moralität verfloßen dürfen, wenn bie 
Partei nicht felbft erkranken und allmählich entarten fol. Bon den Umfländen aber wird e8 
abhängen, ob eine politifche Partei berechtigt ift, fi) fo mit dem Staat felbft für identiſch zu 
Halten, daß fie ihre Selbfterhaltung mit ver Selbfterhaltung des Staats für gleichbedeutend 
Halten darf.°®) 

Literatur. Außer den im Text und in den Noten bereitö allegirten Werken f. De Neal, 
„La science du gouvernement‘ (Barid und Amſterdam 1762); Luden, „Handbuch der 
Staatsmeisheit over Politif” (Jena 1811); De Banlieu:Bonoeil, „De artis civilis et poli- 
ticae notione” (Göttingen 1830); Ney, „Theorie et pralique de la science sociale etc.‘ 
(Paris 1842); Vattel, a. a. O., II, 397. J. Held. 

Politiſche Arithmetik. Der Staat, als ein in organiſcher Verbindung und Beziehung 
ſtehender Complexus von Perſonen und Sachen, bietet der Auffaſſung neben der qualitativen 
auch eine quantitative Seite dar; und ſoweit er in ſeiner zeitlichen und räumlichen Erſcheinung 
einen Inbegriff von Gegenſtänden umfaßt, die ſich nach Zahl, Maß und Gewicht ſchätzen laſſen, 
liefert er die Daten zur Anwendung einer politiſchen Arithmetik. Es iſt ein Theil der Aufgabe 
der Statiſtik, zur Schilderung der gegenwärtigen oder der als gegenwärtig gedachten politiſchen 
Zuſtände die in Zahlen darftellbaren Erſcheinungen des öffentlichen Lebens zu fanımeln. Allein 
dieſes Sammeln ift nur ein Mittel zum Zweck; denn ihre höhere Aufgabe erfüllt fie erſt, wenn 
fie in räumlicher Beziehung das Verhältniß erfennen läßt, wonach bie politiſchen Thatſachen in 
den einzelnen Staaten und ihren Beftandtheilen zum Vorſchein fommen, und wenn fie in zeit= 
liher Beziehung, im Rückblicke auf die Erfahrungen ver Bergangenheit, Die Geſetze der Be⸗ 
wegung bed Völkerlebens erforſcht. Nur durch dieſe Auffindung des Verhältnißmäßigen und 
Geſetzmäßigen wird die Statiſtik das, was fie fein foll: die Baſis einer auf die Kenntniß des 
Daſeins und der Entwickelung gegründeten, alſo der einzig möglichen und wahrhaften legitimen 
Politik. In dieſer zweifachen Richtung, zur Darlegung des verhältnißmäßigen Nebeneinander 
und des geſetzmäßig Succeſſiven im Staat bietet ſich ihr nun die politiſche Arithmetik als Hülfs- 
wiflenihaft dar. Weiß etwa die Etatiftif die Ausdehnung mehrerer Staaten in Quadrat⸗ 
meilen und die Zahl ihrer Bewohner zu einer und berfelben Zeit anzugeben, fo ift ein ſehr ein⸗ 
faches Beifpiel der erften Art, wenn biernad die politifche Arithmetik die mittlere Dichtigfeit der 
Bevölkerung und dad Berhältniß der einen zur andern berechnet. Gin ebenfo einfaches Beifpiel 
ber zweiten Art ift ed, wenn nad) den flatiftifhen Daten der Zunahme einer Staatsbevölferung 
Binnen einer Reihe von Jahren das Verhältniß diefer Zunahnıe etwa in Procenten der ur 
fprünglihen Bevölkerung audgemittelt und ausgedrückt wird. Iſt dieſes Verhältniß ein fletig 
progreffives, jo läßt fih nun auch, unter Vorausfegung der Fortdauer deſſelben Gefepes der 
Bewegung, die Gröfe ber Bevölkerung nach einer gewiffen Reihe von Jahren berechnen (eine 
Vorausſetzung, bie freilich nur Außerft felten und babei niemals auf lange Zeit eintritt, weil vie 
Verhältniſſe — die Elemente jeder derartigen Aufftellung — wenigitens in vielen einzelnen Be⸗ 
ziehungen einen fleten Wechſel unterliegen. Infolge deffen hat fi denn aud) von allen Vor⸗ 
auöberehnungen, wie groß die Volkszahl eined Landes nach einer längern Zeitperiode fein werde, 
auch nicht eine einzige thatfählich bewährt). 

Da die politifche Arithmetik ihre Stoffe von der Statiftit empfängt, fo hat ihre Ausbildung 
und Anwendung mit ben Fortſchritten biefer Wiffenfchaft in fletem Zufammenhang geftanven. 
Auf der andern Seite fonnte aber die Statiftif ohne den Beiftand der polltifhen Arithmetif 
ihre Ziele nicht erreichen, und fo mag man allerdings die letztere als eine Hülfswiffenfchaft ver 
erftern anfehen. Allein fie ift viefes in dem Sinne, mie die menfchlihe Hand für den Menfchen 
ſelbſt ein Hülfdmittel zur Arbeit ift; denn fie ift für die Statiftif ein wiſſenſchaftliches Organ 
und fteht mit ihr im innigften organifhen Zufanımenhang des wechſelſeitigen Gebens und 
Empfangend. Für die Ausbildung der politifhen Arithmetik war ed natürlih an ſich gleich: 
gültig, ob fie das flatiftifche Material blos im rein wiffenfchafrlichen Intereffe verarbeitete, oder 
ob damit zugleich ein unmittelbar praftifcher Zweck verfolgt wurde; ob z. B. vie Zahl ver Todes: 
fälle in den verſchiedenen Alteröflaflen verglichen wurde, um danach das Geſetz der wahrſchein⸗ 
lien Lebensdauer zu ermitteln, ober ob man auf Die Keuntniß dieſes Geſetzes alsbald beftimmte 
Anftalten gründen wollte, als z. B. Leibrenten, Tontinen, Lebensverfiherungen, Heiraths⸗, 


58) Über das Berhältnig zwifchen Bolitif und Sittenlehre vgl. noch Mohl, Gefchichte der Literatur, 
11,351. Madintofh in Battel, Droit des gens (neue Ausgabe von Pradier⸗Foderé), IH, 350. Claſen, 
De religione politica. Bentura, Die hriftliche Politik, überfegt von Külb (Mainz). 
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Witwen- und Leichenkaſſen u. dgl. Wie bei allen andern Doctrinen, waren es aber doch häufig 
beſondere factifche Verhältniffe und fyerielle Intereffen, die zu ihrer Ausbildung in der einen 
oder andern Richtung die nähere Beranlaffung gaben. Es ift daher nicht blos zufällig, daß als 
bie Miege dieſer Wiſſenſchaft gerabe England betrachtet werten muß, wo Halley wahrfcheintich 
die erfte und noch unvollfonmeneSterblidfeitätafel nach den breslauer Todtenliſten berechnete !), 
wo früh fhon Betty, Short, King, Braunt, Davenant u. a, ihre Bergleihungen und Forfijun- 
gen anftellten. Gab dod in England fhon die größere Difentlichkeit des Staatslebens gar 
manche Stoffe an die Hand, die man anderswo einer mathematiſchen Beleuchtung nicht ausfegen 
wollte, und fand ji doch gar manches Befondere, was zu Berechnungen verfchiedener Art prin= 
gend aufforberte, wie das Anfchiwellen der Nationalſchuld, die theilweife Tilgung derſelben 
durch Zeitrenten (Annuitäten), die Errihtung des Sinfingfunds, die ausgedehnte Schiffahrr 
mit ihrer Havarie (Affeeuranzen) u. |. w. In Deutſchland flellte zuerſt Sußmilch, hauptſächlich 
auf der Grundlage der in Schweden publicirten flatiftifchen Tabellen, das über die Verhältniffe 
und den Gang der Benölferung Beobadhtete und Berechnete in umfaflenderer Weife, als 
irgendwo vor ihm geihehen war, zufanımen. Die von ihm verfündeten Geſetze der Bewegung 
der Bevdlferung wurden jedoch nad fpätern, vielfeitigern Erfahrungen bedeutend modificirt, 
und ed waren befonderd Deutſche, die in neuefter Zeit die einihlägigen Zufammenftellungen, 
Bergleihungen und Berechnungen auf bie weiteften Kreife ausbehnten und dadurch weſentlich 
zur Ausbildung einer Lehre beittugen, worin die politifche Arithmetik vielfahe Anwendung 
fand, und die zugleich ein reiches Material für die weitere Entwidelung derjelben an die Hand 
gab.2) In den germaniihen Staaten ver Mitte Europas brachte es ſchon das herrſchende Prin⸗ 
eip einer vormundfchaftlihen Regierung mit fi, das fich der Staat felbft um manderlei Ber 
forgungsanftalten für Witwen, Waifen u. dgl. bemühte. Hiernach wurde man in Deutſchland 
und feinen Nachbarſtaaten durch die Gründung mannichfacher Verforgungsanftalten auf Lebens⸗ 
zeit auf die genauere Ausmittelung der wahrſcheinlichen Lebensdauer und die Darauf gegründete 
Berehnung der Leib: oder Rebensrenten geführt. Insbefondere verdankt man der Errichtung 
einer Witwenkaſſe in Dänemark die von Tetend im Jahre 1785 herausgegebene „Einleitung 
zur Berechnung der Leibrenten und Anwartſchaften“ und die weitere Ausführung diefes Gegen— 
ftandes dur 3. H. Meyer. ?) Als ein ſpecielles Beifpiel, wie befondere politifche Zuftände und 
Misftände zur Anwendung der politiſchen Arithmetik Gelegenheit gaben, mag bier noch an— 
geführt werben, daß man den „deutſchen Landesherren'““, die mit dem Berfauf ihrer „Unter: 
thanen“ in fremde Kriegsdienſte Wucher trieben, die Summe beredjnete, die fie ih, ohne ſibca⸗ 
lifche Nachtheile zu erleiden, mußten zahlen laſſen; ober daß man der Schweiz die nationalöfo= 
nomifchen Berlufte berechnete, die fie ſich durch die herkömmlichen Werbungen für ausländifche 
Staaten zuzog.*) Es liegt in der Natur vielfacher politiſcher Berhältniffe, daß die Beſtimmung 
der Grenzen der Wahrfcheinlichkeit für bad Eintreten verfchievenartiger möglicher Fälle öfters 
von Intereffe ift. Die Franzoſen, bei denen fi) überhaupt ein bervortretended Talent für vie 
analytifhe Behandlung der Wiſſenſchaften gewahren läßt, haben ſich auch theils um die theore⸗ 
tifte Ausbildung der Wahrſcheinlichkeitsrechnung, theild um ihre Anwendung auf wichtige 
Fragen der Politik große Verbienfte erworben, wie in ven Werken von Pascal, Fermat, Pariſot 
(‚Trait& du calcul conjectural‘), Zacroir (,‚Trait& &l&ment. du calcul de prubabilite‘', 1816) 
und befonders von Raplace. 5) Bon deutfhen Schriften nennen wir dad Werk von 2. C. Bleib: 


— 


1) Und zwar, wie man nach dem Titel feiner eriten Abhandlung über diefen Gegenftand annehmen 
muß, um ein neues Feld für die Glücksſpiele zu eröffnen. 

2) Beifpieleweife mag hier nur angeführt werben: Bickes, Die Bewegung der Bevölferung mehrerer 
europäifchen Staaten (Stuttgart 1833). Gasper, Die wahrfcheinliche Lebenstauer u. f. w. (Berlin 
1835). Bernoulli, Handbuch der Bopulationiftif (Ulm 1841). Wappäus, Allgemeine Bevölkerungs⸗ 
Ratiftif (2 Bde., 1860-61). Erwähnung verdient namentlich auch noch die Kleine aber inhalireiche 
Abhandlung 7 Hopf über Sterblichkeitsliſten, im Anhang zur dritten Auflage von Kolb's Hand⸗ 
buch der Statiflif. 

3) In der Allgemeinen Anleitung zur Berechnung ber Leibrenten und Anmwartichaften (2 Bde., Ko⸗ 
yenhagen 1828). Nicht ange vorher war Brune’s Berechnung der Erbensrenten und Anwartfchaften 
(Lenıgo 1820) erfchienen. 

4) Bal. z. B. Slorencourt, Abhandlungen aus ber juriftifchen und politifchen Rechenfunft (Alten: 
burg 1781), S. 106 fg. 

5) S. Philofophifcher Verſuch über Wahrfcheinlichfeiten, mit erlänternben Anmerfungen heraus 
gegeben von Langsdorf (Heidelberg 1819). Unter den deutfchen Mathematifern, die ſich um biefe Lehre 
verdient gemacht, ift befonders Gauß zu nennen. 
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treu („Politiſche Arithmetik. Anleitung zur Kenntniß und Übung aller im Staatöwefen vor⸗ 
kommenden Berehnungen‘, Heidelberg 1845), und das von Dr. Alb. Wild („Politiſche 
Rechnungswiſſenſchaft“, Bd. I, Münden 1862). Außer ver Anwendung der Wahrfchein- 
lichkeitsrechnung und Combinationslehre auf die Beflimmung einfadher und zufammengefegter 
Leibrenten und Anwartfhaften, bot ſich namentlich in den Zahlenlottos und Staatslotterien ein 
nahe liegender Stoff dar, und die Berechnungen Haben gezeigt, in welchem Maße die Regierun- 
gen nicht felten auch jegt noch mit bem Vertrauen und den Gelüſten der Staatöbewohner einen 
wucheriſchen Misbrauch treiben. C) In den legten Jahrzehnten ift bekanntlich die Rückzahlung 
von Staatsſchulden in der Form von Staat8lotterien nicht felten beliebt worven, ſodaß die Til: 
gung der in Partiallofe getheilten Schuld nad Ziehungen erfolgt, die auf eine lange Reihe von 
Jahren vertheilt find und, außer dem Betrage des Kapitals und der einfadhen Zinfen, zugleich 
die Möglichkeit von Gewinſten in Ausficht ftellen. Wenn fich hierbei die mathematifche Wahr- 
Scheinlichfeit de8 Gewinns nad den Regeln der Wahrſcheinlichkeitörechnung beftinnmen läßt, fo 
bedarf es diefer nicht einmal, fondern nur der gewoͤhnlichen Interuſurialrechnung, um bie 
Werthe der empfangenen und zurüdgezahlten Totalfummen andzumitteln und hiernach zu er= 
meffen, wie weit etwa dieſe Binanzoperationen ſich als Staatswucher harakterifiven lafien. Ge⸗ 
wöhnlich ift indeſſen Schon durch die Verloſungsplane bafür geforgt, daß ſolche Nachrechnungen, 
obgleich an fich nicht ſchwierig, jedenfalls ziemlich zeitraubend find und darum nur felten unter= 
nommen werden, ſodaß ſich hinter dem vollen Schein ver Publicität doch öfters noch für das 
größere Publikum das Geheimniß einer finanziellen Plusmacherei verſtecken koͤnnte. Es tritt 
dabei die fehr auffallende Erfcheinung hervor, daß bie Anlehndlofe durchgehends weit theuerer 
bezahlt werben als die gewöhnlichen Staatöpapiere der nämlihen Länder mit dem gleichen 
Bindertrage. 

Die ſtatiſtiſch und politisch intereffanten Verhältnifle, die fih arithmetifch ausdrücken laſſen, 
fünnen auch graphiſch, oder zur VBerfinnlihung Ihrer räumlichen Verhältniſſe auch geographiſch 
dargeftellt werden. Auf viefe Weife Hat man durch Anwendung von Abfeiffen und Orbinaten 
mancherlei Gurven entworfen, um etwa die wahrfcheinliche Lebensdauer, ober die phyſiſche 
Stärke, oder den Hang zum Verbrechen u. dgl. in den verſchledenen Altersklaffen anfhaulid 
zu machen und die Berehnung durch Meffung der entſprechenden Drbinaten zu erfegen. Ober 
man hat in ftatiftifchen Gulturfarten das Verhältnißmäßige in ven Gulturzuftänden durch pro= 
portionirte Figuren, wie Quadrate, Dreiede, Kreife, augenfällig gemadt, ober endlich burd 
ſtärkere oder ſchwächere Färbung, durd die Bertheilung von Lit und Schatten die Unterfchieve 
in den Gulturverhältniffen verſchiedener Gebietötheile zu bezeichnen geſucht. Beiſpiele von Kar: 
ten diefer legtern Art, wodurch in Branfreih und einigen Nebenländern bie Berbreitung bes 
Unterrichts ſowie der Verbrechen am Eigenthum und an Perfonen bargeftelit find, finden fid 
unter anderm in dem fehr beachtenswerthen Werk von A. Quetelet: „Sur l’homme et le dé- 
veloppement de ses facultés.““) Man könnte die Entwerfung folder Culturbilder für nutz⸗ 
lofe Spielerei erflären, und vielfach wird wirfli Spielerei pamit getrieben ; an fi aber liegt es 
gleichwol im Intereffe ver Wiſſenſchaft, ihre Ergebniffe in ven verfchiedenften Weiſen und Be: 
ziehungen ind Auge zu faffen. So läßt ein Blick auf die bemerften Karten leicht erfennen, wie 
ji) der meiſte Unterricht und die meiften Verbrechen in den Gegenden des größern Verfehrs, an 
den Meereöfüften und an den Ufern ber Ströme finden; und man wird hiernach durch Die geo⸗ 
graphifche Darftellung alsbald auf ein Verhältnig aufmerffam gemadt, deſſen Erkenntniß ſich 
ver blos arithmetiſchen Betrachtung wol längere Zeit entzogen haben könnte. 

Es verfteht fich von felbft, daß die politifche Arithmetik auf zählbare Gegenflände, bie unter 
unabänderlien Belegen und Verhältniffen ftehen, eine unmittelbare und flriete Anwendung 
findet, wie 3.8. auf die Berechnung ver Abnahme einer Staatsſchuld unter dem Einfluß eines 
regelmäßig wirfenvden Tilgungsfonds. Allein ihre Sphäre erftredt ſich noch viel weiter, auch 
in das Gebiet folder Erſcheinungen des Öffentliden Lebens, denen das auf den erften Anblick 
nicht berechenbar ſcheinende Spiel moraliſcher Triebfedern und individueller Leidenſchaften, 
Neigungen, Intereffen und Gelüfte zu Grunde liegt. Die Beobachtung von gröflern Mengen 
gleihartiger Erfcheinungen, die, von conftanten Urſachen herrührend, jich gleichtwol im einzelnen. 


6) Berechnungen darüber f. unter anderm bei Müller, Arithmetif und Algebra u. |. w. (Heidelberg 
1833), S. 505 fg., und in Wild’s eben citirtem Werke. 

7) In der deutfchen Überfegung von Niesfe (Stuttgart 1838) Hat dieſes Werk durch zahlreiche Zus 
füge noch größern Werth erhalten. 
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als unregelmäßig und veränderlich zeigen, ließ nämlich bald gewahren, daß zwiſchen dieſen 
Zahlen Verhältniſſe ſtattfinden, die faſt unabänderlich find. Dieſes iſt das von Poiſſon ?) fo= 
genannte Geſetz der großen Zahlen, das von der Statiſtik auch für die moraliſche Welt ſchon in 
ſehr mannichfachen Beziehungen beſtätigt worden iſt, und wodurch ſchon Buffon zur Bearbeitung 
feiner „Arithmetique morale“ veranlaßt werben konnte. Der Grund für dieſe Regelmäßigkeit 
in der Unregelmäßigkeit, für dieſe Nothwendigkeit im ſcheinbar Willkürlichen liegt im ſteten 
Zuſammenhang und der ununterbrochenen Wechſelwirkung zwiſchen den Voͤlkern und den 
äußern Bedingungen ihres Daſeins und ihrer Entwickelung. Treten darum weder auf der ſub⸗ 
jectiven noch auf der objectiven Seite des Völkerlebens weſentliche Veränderungen in den Trieb- 
federn feiner Bewegung ein, fo müſſen fih von Zeit zu Zeit wefentlich diefelben Einflüffe wie⸗ 
derholen und weſentlich diefelben Wirkungen und Rüdwirkungen erzeugen. Unter dieſer Vor— 
ausfegung erhält alfo dad Volföleben einen rhythmiſchen Verlauf, der zwar oft nur in einer 
lange fortgejegten Beobachtung erfennbar, aber bei einer zahlreichen Menge von Erfahrungen 
nad) allen Richtungen hin meßbar wird. Laſſen fi dagegen in diefen Verlauf plöglie Hem⸗ 
mungen oder Beichleunigungen bemerfen, fo müflen wir umgefehrt auf entſprechende Verän⸗ 
derungen in den Urfachen fchließen. So war e8 ficherlih nicht die Wirkung eines bloßen Un— 
gefährs, daß nad dem legten großen Siege der Reaction in den verſchiedenen Gebieten Deutjd- 
lands und ebenfo in Frankreich feit vem Jahre 1849 durchgehends eine gewaltige Abnahme in 
der fonft gewöhnlichen Bevölferungsvermehrung eintrat, ja in fehr vielen Ländern fogar eine 
furchtbare pojitive Verringerung ver Einwohnerzahl fih ergab. Es war Feine Folge eines blin- 
den Zufalls, wenn die Zollvereinszählungen herausſtellten, daß die Menfchenzapl in ven Jahren 
1850—56 in ber Fleinen bairifchen Rheinpfalz um 29036, in Baden um 50937, in Würten- 
berg um 74875, dann im Großherzogthum Heflen von 1853 —56 um 17890, in Kurhefien 
aber von 1850—59 um 33012 Perfonen ſich vermindert hatte. Die damit im Zuſammenhang 
ftehende Verminderung der Heirathen und der Geburten, die (wenigftend relative) Vermehrung 
der Sterbefälle und der Ausmwanderungen (au der nur wenig über 100 Quadratmeilen um= 
faflenden bairiſchen Rheinpfalz zogen in den neun Jahren 1849—58 50754 Menfchen fort) 
waren Wirkungen jehr beſtimmter Urfachen, und die ftatiftifhen Ergebniffe über die Bevölke— 
tungsbewegung von damals bilden wichtige Momente zur Beurtbeilung des in jener Epode 
herrſchenden Regime, vie nicht bezeichnender und einfchneidenber fein Fönnten. 

Weit die meiften Veränderungen in den Triebfedern des Völferlebens, zumal ſolche, die fich 
nicht unmittelbar auf die politifchen Inftitutionen felbft, auf Verfaſſung, Geſetzgebung oder 
Berwaltung beziehen, treten aber nur ſehr allmählich und nicht felten in beflimmter und meß⸗ 
barer Progrefilon ein, was denn eine Anwendung der politifchen Arithmetik möglich macht. 
Darum läßt ſich für gewöhnliche Verhältniffe auf eine Reihe von Jahren hinaus die mit der 
Bermehrung der Ehen zufammenhängende Vermehrung der Benölferung over die mittlere 
Lebensdauer berechnen ; venn obgleich jede Heirath von individueller Willfür abhängt, und ob- 
gleich ver einzelne eine ver Geſundheit mehr oder minder zuträgliche Lebensweiſe führen, ja fein 
Leben ſelbſt gewaltſam abfürzen kann, fo iſt Doch im ganzen das jittlih phyſiſche Bedürfniß für 
die Eingehung von Ehen ſowie die Lebensmweife und ver Erhaltungstrieb keinen plöglichen Ber= 
änderungen unterworfen. In ähnlicher Weife mag der Staat für eine Reihe von Jahren auf 
einen mittlern Ertrag aus Conſumtionsſteuern, aus Gerichtskoſten, aus Xotterien und Öffent- 
lihen Spielen zählen, folange er annehmen kann, daß aud die Bedürfniſſe der Conſumtion 
und die Mittel ihrer Befrienigung, die Beranlaffungen zum Rechtsſtreit und bie Proceßſucht, 
die Gelegenheiten zum Spiele und die Spielſucht wefentlich Diefelben bleiben. In beſonders auf: 
fallender Weiſe hat das Gejeß ber großen Zahlen durch die Statiftif der Criminalrechtspflege 
feine Betätigung erhalten, indem ſich danach conftant bleibende Zahlenverbältniffe zwiſchen 
Bevölkerung und Angeklagten ergaben und in der Wiederkehr ver Verbrechen felbft eine größere 
Regelmäßigkeit bemerkbar wurde als in Einnahmen und Ausgaben des Staats ober in den 
jährliden Zahlen der Geburten, Sterbefälle und Trauungen. Diefed erflärt fi unter ber 
Borausfegung, daß ſich bei einen gewiſſen Zuftande der Geſellſchaft vie Summe der Belegen: 
heiten und Verlodungen zum Verbrechen wieberholt; daß bei einer gewiffen Bildungeſtufe des 
BVolkscharafterd und Volkögeiftes, alfo bei einer beſtimmten pofitiven und negativen Reactions: 
fähigkeit gegen den Anreiz zum Verbrechen auch den Gelegenheiten und Verlodungen dazu in 


8) Lehrbuch der Wahrfcheinlichkeitsrechnung und beren wichtigften Anwendungen. Deutfch bearbeitet 
und mit Zufägen verfehen von Schnufe (Braunfchweig 1841). 
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beſtimmter Weiſe nachgegeben wird; endlich, daß bei gleichen polizeilichen Inſtitutionen und bei 
gleicher polizeilicher Wachſamkeit unter den begangenen Verbrechen ſtets eine verhältnißmäßige 
Anzahl entdeckt werden muß.9) Gin gleiches conſtantes Verhältniß zeigte ſich zwiſchen den An⸗ 
klagen, den Verurtheilungen und Freiſprechungen. Zur Ausmittelung deſſelben brauchte man 
in Frankreich nur je 7000 Fälle als die Anzahl der jährlich von ven Geſchworenengerichten aus⸗ 
geſprochenen Urtheile zu betrachten, während für die Beftimmung ver mittlern Lebensdauer eine 
gleihe Menge von Fällen bei weiten nicht hinreichte. Die Stetigkeit deſſelben Verhältniſſes 
weift num aber zugleidh darauf Hin, daß bei einer größern Anzahl richterlier Entſcheidungen 
im ganzen auch die Urfachen diefelben bleiben, die auf die Richtigkeit oder Unrichtigkeit der Ur: 
theile der Geſchworenen Einfluß haben; daß alfo auch derſelbe Werth der objertiven Bemels- 
gründe, dieſelbe Fähigkeit der Richter in Beurtheilung der Sachverhältniſſe, diefelbe Neigung 
für Sreifprehung ober Verurtheilung, dieſelbe Gewiflenhaftigkeit und Gewilfenlofigfeit perio: 
diſch wieder zum Vorſchein fommen. Hiernach Eonnte man die größere oder geringere Wahr: 
ſcheinlichkeit richtiger und unrichtiger Urtheile der Gefhworenen und Tribunale in Rechnung 
ziehen, wie dieſes zumal von franzöfifchen Mathematifern, namentlid) von Laplace und Poiſſon, 
geſchehen if. 20) Wenn e8 bei einer Jury von 12 Mitgliedern ſchon möglich ift, daß einſtimmig 
oder mit 11 Stimmen gegen 1 ein unridtig verdammendes Urtheil gefällt wird, fo muß Doch 
dieje Wahrfcheinlichfeit bei einem Verhältnig von 10:2, von 9:3, von 8:4 und von 7:5 
Stimmen in fehr großem Made fleigen. So wurde bei der größten Stimmenmehrheit von 
11:1 die Wahrfcheinlichfeit eines Irrtfums, nach den für Sranfreih vorhandenen criminal: 
ftatiftifhen Daten, nur auf Ygıon berechnet; in den folgenden Stimmverbältniffen aber auf je 
14/102, F/gıoar > Aaroar "/gıgp und 2389, 199. Im legtern Fall oder bei einer Stimmen⸗ 
mehrheit von nur 7:5 wäre alfo die Wahrfcheinlicfeit ſchon beinahe 2/,, ſodaß ed auf eine 
ſehr große Anzahl von Angeklagten bei diefer Majorität fehr wahrſcheinlich ift, daß %, nicht 
hätten verurtheilt werden jollen. 1) Bel einer derartigen Berehnung drängt ſich auch bie 
Wahrnehmung auf, daß, fofern einfache Stimmenmehrheit in einem Richtercollegium entfcheidet, 
die Wahrfcheinlichkeit eines Irrtfums nicht unbebingt vermindert wird durch Vergrößerung der 
Richterzahl. Wenn in einem Collegium von drei Richtern die einfache Majorität das Schuldig 
ansfprach (alfo mit 2 Stimmen gegen 1), fo ift die Wahrfcheinlichfeit eines falſchen Spruchs 
(wenigſtens in der nächſtliegenden Beziehung) geringer, al8 wenn die Gefammtzahl 7 oder 9 
war und fomit 4 gegen 3 oder 5 gegen 4 flanden. Indeß kommt doc audy noch ein anderer 
Umftand in Betracht: die größere Zahl der Richter Führt zu einer allfritigern Erörterung, und 
dadurch werben mande Irrthümer aufgevedt, welche ſich dem Urtheil des einzelnen entzogen 
hätten. Hierin liegt der Werth einer größern Richterzahl. Aus dem vorhin Gefagten läßt fich 
übrigens doch auch ermeflen, mie meit neue gefegliche Beftimmungen über dad zurBerurtheilung 
erforderliche Stimmenverhältniß die individuelle Nechtäficherheit, gegenüber dem gefellfchaft- 
lihen Interefle für Beftrafung ber wirklich begangenen Verbrechen, entweder zu gefährben oder 
gegen bie Gefahr einer unrichtigen Beurtheilung zu ſchützen vermögen. 

Die conftanten Verbältniffe in der Wiederkehr ver Verbrechen ind Auge faflend, fagte Que: 
telet die treffenden Worte: „Es gibt ein Budget, das mit ſchauerlicher Regelmäßigfeit bezahlt 
wird, nämlich das der Gefängniſſe, Galeren und Schaffote.“ Beachtet man gar, daß nad ge- 
wiffen erfabrungsmäßigen Ergebniflen die Wahrfcheinlichfeit richtiger oder falfcher richterlicher 
Urtheile in derſelben Weiſe berechnet wird, wie fi in einem Würfelfpiel das Eintreten aller 
möglichen, auch der feltenften Gombinationen berechnen läßt, fo ſcheint ſich einer oberflächlichen 
Betrachtung, durch diefe Anwendung der Mathematik auf die Statiftif, eine Ausſicht auf vie 


9) Eine Veränderung in der Wirkfamfeit des einen diefer Bactoren müßte natürlich aud) das Ges 
fammtrefultat oder das Verhältniß der Angeklagten zur Bevölferung verändern. Auch wäre eine Ver⸗ 
mehrung der Wirffamfeit des einen Factors und eine Verminderung des andern in foldjem Verhaͤltniß 
denkbar, daß das Befammtrefultat das gleiche bliebe, während dech die daſſelbe probueirenden Urfachen, 
einzeln betrachtet, eine Beränderung erlitten hätten. Daß aber dieſer Kal der unwahrfcheinlichere .ift, 
Braucht nicht befondere erwähnt zu werben. 

10) Auch die Petersburger Akademie gab 1834 ein Memoire Ditrogaffi's heraus über die Anwen⸗ 
sung F Wahrſcheinlichkeitsrechnung auf die Entfcheidungen ber Gefchworenen und bie Urtheile ber 
Tribunale. 

11) Über bie Anwendung der Wahrfcheinlichfeitsrehnung auf bie in Sranfteid erhobenen ftatiftifchen 
Daten der Adminiſtration, der Eriminaljuftiz und Eiviljuftiz vgl. Poiſſon, S. 323 fg. 
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Herrſchaft einer eiſernen Nothwendigkeit und eines troſtloſen Materialismus im Völkerleben zu 
eröffnen. Aber gerade das Gegentheil iſt wahr, weil überhaupt erſt die Erkenntniß der Noth= 
wenbigfeit die Bedingung der Freiheit und eben darum die Wiſſenſchaft eine raſtlos thätige 
Befreierin des Menfchengefchlehts ifl. Denn wir müffen nicht überfehen, daß bie Thatſachen 
der Statiftif nur die Wirkungen beſtimmter Urſachen find, und daß wir ohne die Erfenntniß 
eined nothwendigen Verlaufs diefer Wirkungen auch nit im Stande wären, die Urſachen der 
die Gefellſchaft bedrückenden Übel zu erkennen und diefe mit freier Selbftbeflimmung an der 
Wurzel anzugreifen. Die Zahl der Häufer, melde in einer großen Stadt nieverbrennt, bemerkt 
der treffliche Statiflifer Dr. Farr, wechjelt in einer größern Periode allerdings nur wenig, fo= 
fern die Bauart dje gleiche bleibt. Grfegt man aber infolge der erlangten Erfenntnig bie Holz= 
bauten durch Steine, jo wird man fofort ein anderes Ergebniß bekommen. Bei dem einen 
Bergbauſyſtem verunglüden von 1000 Arbeitern durchſchnittlich im Jahre 8, bei einem andern 
Syſtem nur 4. Die durch die Statiftif erworbene Erkenntniß führt alfo am ſicherſten zu nüg= 
lichen Kortichritten und Verbefferungen. 12) Gemip iſt e8 aljo ein guter Rath, wenn Laplace in 
feinem „Essai sur les probabilites’ fagt: „Appliquons aux sciences politiques et morales 
la methode fondee sur l'observalion et sur le calcul, methode, qui nous a si bien servi 
dans les sciences naturelles.' Die Befolgung dieſes Raths ift indefjen für die politifche Arith= 
metik durch die Fortſchritte der noch fehr jungen Statiftif bedingt, die zumalin Sanımlung und 
Bergleihung ver Thatfachen der moraliihen und intellectuellen Welt biöjegt nur unvollkom⸗ 
mene Verſuche gemacht oder wenige Fundamente gelegt hat. Um fo größer aber iſt das Feld 
und um fo reicher find die Früchte, die man fi von der Verbindung ber beiden Wiffenigaften 
noch für die Zukunft verfprechen darf. W. Schulz und © F. Kolb. 

Politiſche Beredfamkeit, ſ. Redekunſt (parlamentariſche). 

Politiſche Flüchtlinge. (Bol. Aſyl und Aſylrecht, Auslieferung.) Die Voͤlker, vie 
ſich noch im Zuſtande der Roheit befinden, erkennen kein Recht außerhalb der Gemeinſchaft an, 
in welcher ſie leben. Wehe dem Fremdling, den ein Sturm oder ein ſonſtiges Misgeſchick an 
die Küften des homeriſchen Hellas oder des pelasgiſchen Italien oder auch an die Küſten der 
Nord- und Oftfee noch zu einer Zeit trieb, als die Blüte Athens und Roms lange dahin war! 
Die Gunſt des Zufalld oder feine perſoͤnliche Erfheinung mochte Mitleid und Intereffe für ihn 
rege machen, und den einmal Empfohlenen mochte Gaſtfreiheit bi8 zum Ubermaße durch das Land 
geleiten, aber fein Recht fland ihm zur Seite, das ihn vor dem wilden Libermuth ungaftlier 
und räuberiſcher Bewohner fhüste, Feine Strafe traf den, ber ihn ausplünderte oder erichlug. 
Und doch ereignete es ich fo Teicht, daß ev mit oder ohne Schuld eine Zuflucht im fremden Lande 
fuchen mußte. Der Kaufmann, den Durft nah Gewinn in entfernte und unbrfannte vLänder 
trieb, ſetzte ſich ſtets einer folden Gefahr aus, aber auch für den ruhigen Bürger, ber nicht Daran 
dachte, feinen Acer oder jeinen Webftuhl auf längere Zeit zu verlajlen, lag durchaus feine Un— 
wahrfcheinlichfeit in der Ausficht, einmal das Mitleid wilder Barbaren anflehen zu müffen. 
Verbannung aus dem Vaterlande wurde im Alterthum ſehr gewöhnlich über den freien Mann 
verhängt, ver fi feinen Mitbürgern misliebig gemacht Hatte; fie trat in ven antiken Republifen 
ganz fpeciell als Strafe wegen politiiher Vergehen, freilih auch oft genug infolge des Neides 
ein, ven politijche Verdienſte erweckt hatten, und es ift in unferer Zeit, welche durch tauſendfache 
materielle und geiftige Intereffen die Bölfer miteinander verbunden bat, nicht leicht, ſich eine 
Borftellung von dem Elend zu machen, welches die Verbannung aud der geliebten Baterftant 
über den Hochflrebenden Staatsmann einer Großſtadt des Alterthums brachte. Wohin follte er 
flieden? Sollte er ſich zu den Feinden feines Vaterlandes begeben und dieſen feine Dienfle wid⸗ 
men? Rachbegierde und Sehnfuht nach der Rückkehr Haben oft zu dieſem Schritte getrieben, 
allein man fennt aud dem Alterthum kaum einen Fall, in welchem alle Zuneigung zu der 
Heimatöftadt dur den Haß wegen der Verſchmähung von feiten der Mitbürger gänzlich unter- 
drückt, wo-fie nicht wieder zum Vorfchein gefonmen wäre in der Stunde der Gefahr, bie viel: 
leicht durch den Verbannten felbft herbeigeführt murbe. Jener Kosmopolitismus, zu dem fich 
mande Staatsbürger der Neuzeit prahlerifch befennen, fand in den Staaten jener Periode feine 
Stätte. Enge Grenzen ſchloſſen dieſe Staaten ein, innerhalb derjelben aber fand man unter ber 
freien Bürgerſchaft einen Gemeinfinn, der allerdings oft in frevelhaften Libermuth gegen Fremde 
und gegen Unfreie audartete, der aber auch geeignet war, alle jene Tugenden zu erwecken, bie 
von begeifterter Vaterlandsliebe ungertvennlich find. Und felbft als der unterworfene Erdkreis 


12) Kolb, Handbuch der vergleichenden Statiftif (Dritte Auflage, Leipzig 1862). 
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zu Roms Füßen lag, waren eben nur noch die einzelnen Völkerſchaften, von denen jede ihre be: 
fundere ruhmvolle Tradition hatte, unter Einer Oberherrſchaft vereint, es war ein großer 
Schritt zur Verſchmelzung der Völker geſchehen, aber noch immer blickte ver Grieche mit Stolz 
auf die Großthaten und die unvergleichlichen Geiited: und Kunſtwerke feiner Väter, der Punier 
gedachte nod immer mit Trauer des Tages, da Karthago in Trümmer fanf, und der Gaflier 
hörte nicht auf, ih nach der verlorenen Unabhängigkeit zu fehnen, noch lange hielt jede Provinz 
mit Zähigfeit feft an den Sitten und Gebräuchen aus der Zeit ihrer Selbſtändigkeit. Die Kla— 
gen eines Gicero und eined Ovid aus ihrer Verbannung kommen uns weibifch vor, ſie würden 
und aber vielleicht weniger unmännlich erfcheinen, wenn wir und ganz in die Gefühle hinein- 
verjegen könnten, mit denen ein Römer feine Siebenhügelftabt betrachtete, und wenn ung mehr 
Nachrichten von minder berühmten, in ähnlicher Lage befindlihen Männern aufbewahrt wären, 
an deren Charakterſtärke zu zweifeln wir feinen Grund haben. 

Der rubelofefte und von feinen Landsleuten am meiften gehaßte Staatsmann unferd Jahr: 
hundertö mag feine Stellung für fiher und beneidenswerth halten dem Los eined Staatsmanns 
jener Zeit gegenüber. Der flete Kanıpf der Bactionen in den alten Nepublifen, ver Neid ver 
mit ihm um die Volfegunft buhlenden Rivalen, die Schnelligkeit des Wechſels der Obergewalt, 
die rachſüchtige Wuth der Sieger, bie Leichtigkeit, mit weldyer in den Bolfsverfammlungen Ver⸗ 
urtheilungen erfolgten oder Gelege mit rückwirkender Kraft zu dieſem med angenommen 
wurden, machten das Leben des Volksführers im Alterthum unruhiger als das eines politifchen 
Verſchwoöͤrers der Neuzeit. Überblicken wir bie ganze Reihe berühmter Staatsmänner des Alter- 
thums, fo finden wir verhältnißmäßig überaus wenige, die, wie Perikles, im Vollgenuß ihrer 
Macht eines frienlihen Todes farben. Bei weitem die Mehrzahl unterlag einer Begenpartei, 
jei e8 in einem Volkstumult oder Soldatenaufftande, oder fei ed, dag ihn die Dolde von Ber: 
fhwörern erreichten, fei es, daß er durd einen Richterſpruch aus dem Vaterlande vertrieben 
wurde, oder endlih, daß er der förmlichen Verurtheilung durch ein freiwilliges Exil zuvorkam. 

Der gewöhnliche Vorwand, unter weldhen bie Berurtheilung erfolgte, war dad Streben nach 
der Tyrannis. Aber mit vem Haupte einer Partei fielen regelmäßig auch die untergeoroneten 
Glieder derfelben, ſodaß die Zahl der Verbannten zumeilen außerordentlich groß war. Dabei 
folgten Sieg und Niederlage oft in wunderbar ſchnellem Wechſel, wie z. B. während der Bürger: 
friege gegen Ende der römiichen Republik. Die Belohnung der Parteigenoffen mit den Gütern 
der Proſcribirten war die nächſte und nach damaligen Rechtsbegriffen die natürlichfte Folge des 
Siegs. Doc fegte der Verluft ſämmtlicher bürgerlicher Rechte ſtets ein foͤrmliches Urtheil vor= 
aus. Bon einer Unterſcheidung zwiſchen einem wegen politifcher Vergeben Verurtheilten und 
einem wegen anderer Berbrechen der Strafe Berfallenen wußte das antife Recht nichts; doch 
erlaubt e8 dad fittliche Gefühl des Menſchen nicht, denjenigen, ver ſich aus vielleicht fehr edeln 
Motiven gegen die beſtehende Staatsordnung aufgelehut hat, mit den gemeinen Verbrecher auf 
Gine Stufe zu flellen, und wir finden daher nicht felten, daß auch damals politiiche Verbannte 
von gleichzeitigen Gegnern mit Achtung genannt und nicht blos von befreundeten, ſondern jelbft 
von feindlichen Staaten gaftfreundlich aufgenommen werben. 

Dad den Erdkreis überwältigende Römerreich, verbunden mit der hriftlihen Anfhanung 
von der Gemeinſamkeit des Menſchengeſchlechts, Hatte die Völker einander genähert, im Mittel- 
alter entflanden die Anfänge eines Völkerrechts, man begann zu begreifen, daß es ein höheres 
Recht gäbe ald dad in einem einzelnen Staat vorbandene. Im 14. und 15. Jahrhundert be= 
gegnen wir bereitö vereinzelten Verträgen über die Auslieferung von Verbredern zum gegens 
fritigen Schuge, und dies hatte die nothwendige Folge, daß der Unterfchied zwifchen den poli= 
tiihen und gemeinen Verbrechern bald fhärfer hervortreten mußte. Die Landesverweiſung war 
derzeit in Deutfchland überhaupt eine fehr gewöhnliche Strafe, und bei den damaligen Zuſtän⸗ 
den konnte es nicht fehlen, daß die Zahl derer, welche wegen Auflehnung gegen ihren Oberherrn 
oder wegen fonftigen Friedensbruchs ihr Vaterland meiden mußten, flet3 jehr bedeutend war. 
Während ver Herrſchaft des eigentlichen Beudalftaatd befand ſich die menſchliche Geſellſchaft in 
einem fortiwährenden Kriege. Der vömifche Kaifer, der Erbe ver Bäfaren, ſah ſich als recht⸗ 
mäßigen Oberlehnsherrn ſämmtlicher Staaten des Erdkreiſes an, und die Gliederung der Va⸗ 
fallen und Untervafallen folgte bi8 zum Fleinften Baron herab, der mit einem Dutzend gehar- 
nifchter Reiter ind Feld zog. Das Nechtöverhältniß des Lehnsherrn zu feinem Vaſallen aber 
war ſtets ein ſchwankendes. Es war inımer auf Gegenfeitigkeit begründet, und die Rechte und 
Pflichten kaum in Einem Falle genau beflimmt. Nichts war natürlicher, als daß jever feinen 
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Einfluß fo weit auszudehnen fuchte ald möglih, und Faum Fam ber Fall vor, daß der Lehns— 
pflichtige nicht Grund genug fand, die Nichtbefolgung der Anforberung feines Lehnsherrn zu 
rechtfertigen, fofern er die Macht befaß, demſelben Widerſtand zu leiften. Wenn Kaifer Fried— 
rich Barbaroffa feinem mädtigften Bajallen, Heinrich dem Löwen, vergebens zu Füßen fiel, umı 
ihn zum Beiftande auf feinem Kriegszug nad) Italien zu begleiten, wenn er zwanzig Jahre fpäter 
Rache nahın und ven ſtolzen Herzog in die Verbannung trieb, jo ift Died nur ein hervorragen= 
des Beispiel deſſen, was ich fortwährend in größern und Fleinern Verhältniſſen wiederholte. 
Sehr häufig fand der flüchtige VBerbannte gewichtigen Schug, und ſchwerlich brauchte er ſich weit 
von feiner Heimat zu entfernen, um Feinde feines Feindes zu finden. Wir fehen daher Häufig 
Vertriebene eine große politifche Rolle ſpielen, und jelbft die Reichsacht war oft genug hieran 
fein Hindernig. Don einem Nationalgefühl im modernen Sinne war noch die Rede nicht, und 

die vielfach verfchlungenen Bande ded Lehnsverhältniſſes, melde das Mittelalter duldete, ja 
liebte, ließen häufig die Rechtsfrage fo zweifelbaft, daß Verbindungen mit auswärtigen Zürften 

gegen ven eigenen Lehnsherrn, der dem Vaſallen wirklih oder angeblich unrecht gethan, kaum 

als tadelnswerth erſchienen. Dennoch war die Lage eines politifchen Flüchtlings in jener Zeit 

ſtets eine unfichere und oft eine elende. Wie fhnell und leicht wurde er nicht dem Ehrgeize oder 

der Gewinnſucht feines bisherigen Beſchützers geopfert! Dad Nechtöverhältnig folder Flücht— 

linge, die etiwaige Pflicht des fremden Staats zur Auslieferung derfelben feitzuftellen, dazu war 

noch nicht entfernt der Verſuch gemadt worden. Baft jederzeit war ihr Los der Willkür oder 

ver Schwäche vedjenigen unter den vielen Eleinen Deöpoten preißgegeben, in deſſen Territorium 

fie fi) gerade befanden. 

Dagegen mußte fhon der erfte Verſuch einer wifjenichaftlihen Begründung des Rechts zur 
Unterfuhung der Brage über das Verhältnig der im Auslande weilenden Verbrecher und 
nanıentlich über die Verpflichtung zu deren Auslieferung führen. Hugo Grotius gelangt in 
feinem epochemachenden Werfe „De jure belli et pacis“ (Bull, Kap. 21, $$. 4—6) zu dem 
Reſultat, daß der fremde Staat den Verbrecher entweder ausliefern oder felbft ſtrafen müſſe. 
Dieſe Verpfliihtung leitet er feinem Syſtem gemäß aus einem Naturzuftande her, in welchem 
jeder Schuldlofe dad Recht habe, den Schuldigen zu firafen. Wenn nun in einen beftehenven 
Staat dies Recht auf die Staatögewalt übergegangen fei und e8 diefer auch überlaſſen bleiben 
müffe, ihren eigenen Angehörigen zu beftrafen ober ſtraflos zu laffen, fo befige diefelbe doch dies 
Recht nicht denjenigen Verbrechern gegenüber, welche die ganze Befellfchait angehen, und noch 
weniger hinfichtlid folder Verbrechen, welche die Sicherheit und Würde eines andern Staats 
berühren. Nur durch Audlieferung oder Beftrafung könne der Staat, zu den der Verbreder 
geflohen ift, dem beleivigten Staat das Necht nehmen, Genugthuung auf dem Wege der Ge— 
walt zu fuchen. (Über dad Nähere vgl. die Art. Afyl und Aſylrecht und Auslieferung.) 

Hugo Grotius und feine Nachfolger Eennen übrigens einen Unterſchied zwifchen politifchen 
und gemeinen Verbrechern zum Vortheil der erftern nit. Im Gegentheil werden nad jener 
Theorie die politifchen Verbrecher ganz vorzugsweife der Auslieferung, eventuell der Beftrafung 
anheimfallen, injofern gerade dieſe für bie Würde und Sicherheit des Staatd, dem fie angehören, 
die gefährlichſten zu fein pflegen. Es ift aber dieſe Unterſcheidung für die vechtlihe Stellung 
der politifchen Flüchtlinge gerade das entſcheidende Moment. 

Sin politifher Flüchtling ift natürlich bei weitem nicht immer ein Verbrecher, nicht einmal 
immer ein Angellagter. Im einer Zeit Heftiger politifcher Gärung mag ihn eine Zaghaftigfeit, 
die ſich mit ver völligen Unſchuld wohl verträgt, bewogen haben, zeitweilig feine Zufludt in 
fremden Ländern zu ſuchen. Der Schluß, daß jeder, der fein Vaterland zu folder Zeit verläßt, 
nothwendig ſchuldig, und daß die Entfernung eines ſolchen gemeingefährlichen Menſchen im 
Grunde ein Gewinn für den Staat fei, infofern jedesmal ein Eranfed Glied von dem Staats- 
förper abgefchnitten werde, ift ganz und gar falih. Im Gegentheil ift pie Zunahme politifcher 
Flüchtlinge jederzeit der bünpigfte Beweis für das Wachfen ver Krankheit des Staats. Auch ift 
die freiwillige Entfernung durchaus nit immer, wie man oft gefagt hat, ein Zeichen von 
Mangel an Muth. Ed kann nicht als Feigheit bezeichnet werden, wenn in dem wilden, durch fo 
viele Blutfcenen bezeichneten Parteihader des 17. Jahrhunderts englifhe Parteihäupter fich 
lange Jahre auf dem Gontinent aufhielten, oder wenn während der franzdjifhen Schreckens⸗ 
herrihaft ein Marquis froh war, den Rhein überjritten zu haben, und wer ed weiß, mit 
welcher Gewaltſamkeit die Dänen in ven Jahren 1848 und 1849 verfuhren, der wird fich nicht 
darüber wundern, wenn bei ven Einfällen der Danen eine ziemlich allgemeine Wanderung nad 
dem Süden flattfand. Es würde das Nechtsgefühl jenes Menfchen verlegen, wenn ein neutraler 
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Staat ſolchen Männern, denen nichts zur Laſt gelegt worben ift, Aufnahme und Schuß ver- 
weigern wollte. 

Wenn aber wegen bed Verſuchs, die Staatsordnung gewaltfant zu flören, eine Unterſuchung 
eingeleitet oder ein Urtheil gefällt ift und ber Angeſchuldigte, um ber VBerurtheilung oder ber 
Strafe auszuweichen, fein Vaterland verlaſſen hat, fo Fünnen wieder verfchiedene Fälle ein- 
treten, wonach die Redhtöfrage ſich wefentlich verfchieden geftalten wird. Es kann mit dem poli= 
tiihen Verbrechen ein gemeine concurriren, der Staat, bei dem der Angejchuldigte eine Zuflucht 
geſucht hat, Fann in freundſchaftlichen Beziehungen zu dem vermeintlich beleibigten fliehen oder 
mit demſelben in Krieg verwickelt fein, das Verbrechen kann ein ſolches fein, das in jedem Staat 
beftraft wird, oder in dem einen ftrafbar, in dem andern ſtraflos fein, endlich kann die Größe des 
Vergehens und die Perfönlichkeit des Incriminirten eine mwefentliche Verſchiedenheit begründen. 

Man ift im allgemeinen darüber einig, daß unter den civtlifirten Völkern gemeine Ver⸗ 
brecher ald Perſönlichkeiten, die nach überall geltenden Geſetzen ftrafbar jind, auch rechtmäßig 
der Strafe fich nicht durch die Flucht follen entziehen können, daß aber die Auslieferung, wie ſchon 
Grotius (1. c. $. 4) bezeugt, nach hergebrachter Praxis auf ſchwerere Verbrechen beſchränkt wer⸗ 
den fol. In dem Fall alfo, wo eine Concurrenz gemeiner und politiſcher Verbrechen ſtatt⸗ 
findet, wird eine Schwierigkeit um fo weniger leicht eintreten fönnen, als In diefer Beziehung 
zahlreiche Verträge zwifchen den Staaten beftehen. Die älteften Verträge diefer Art, die uns 
befannt jind, ſchũtzen nicht nur nicht die politischen Verbrecher, fondern machen vie Auslieferung 
derſelben geradezu zur befondern Pflicht, und es ift bereit bemerft worden, daß bie älteſte Schule 
bed Naturrechts einen folchen Unterſchied ebenſo wenig ſtatuirt. In der That kann von dem 
Geſichtspunkte des ſtrengen Rechts aus ein ſolcher Unterſchied nicht gemacht werden. Das Ver⸗ 
brechen Hört dadurch nicht auf ein Verbrechen zu fein, weil ed gegen eine auswärtige Staats— 
ordnung gerichtet il. Sowie man mit dem Übergang ver alten flarren Redhtsanficht, wonach 
ein Recht blos für ven gegebenen Staat eriflirte, in das geläuterte Bewußtfein eined iiber dem 
Staat ſtehenden Rechts Hinübertrat, mußte auch die Anerkennung ver Beitrafung over Aus⸗ 
lieferung politifcher Verbrecher erfolgen. Nach welchem Princip follte ver Räuber zur Beftra= 
fung ausgeliefert, der Hochverräther aber gefhont werden? Daß die Motive des legtern reiner 
fein fönnen, mag auf die Strafzumeflung einen mwefentlihen Einfluß üben, für die Benrtheilung 
jedoch, ob überhaupt ein Verbrechen vorliegt, kann es in keiner Weife entfcheldend fein. Die 
Gründe, weshalb mit vollem Recht ein fo beventenver Unterſchied gemacht wird, find in der That 
mehr politiſcher ald rechtlicher Natur. Sie haben hauptſächlich ihren Grund in der Gefahr, daß 
in einem politiihen Proceſſe nicht vie erforderliche Gewiſſenhaftigkeit bei der Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung beobachtet wird, da der Staat in gewiſſem Sinne Richter in eigener Sache wird. Es 
werden alſo hier ganz andere Erwägungen platzgreifen als bei der Auslieferung von gemeinen 
Verbrechern. Wenn England und die Schweiz alle Flüchtlinge, welche nach den bewegten Jahren 
von 1848 und 1849 dort Zuflucht geſucht hatten, hätten ausliefern wollen, fo würde ein all⸗ 
genieiner Schrei der Entrüftung im ganzen civilifirten Europa entflanden fein. Der Begriff des 
Hochverraths ift ein fo dehnbarer, daß Hier eine ganze Zahl von Handlungen, die aud dem 
reinften Patriotismus hervorgegangen find, leicht unterzubringen find, und bie angedrohten 
Strafen jInd gemeiniglid von einer Strenge, die fich vielleicht durch die Gefahr rechtfertigen 
läßt, gegen die ſich aber das Rechtsgefühl veſſen, der nicht unmittelbar angegriffen ift, flräubt. 
Gerade auch diefe Strenge der Strafen gibt an ſich Veranlaffung zu einer andern Behandlung 
der politifh Verfolgten. Es Fönnen leicht Handlungen zur Entſcheidung fommen, die in den 
conftitutionellen oder republikaniſch organifirten Staaten als heroifche Thaten gepriefen werben, 
die aber in dem abjolutiftifch vegierten Lande mit den ſchwerſten Strafen bedroht find. Weiter 
darf nicht überfehen werden, daB eine große Zahl ver politifchen Verbrechen folde Handlungen 
iind, bei denen nur das Mislingen beftvaft werden kann. Dies liegt in dem Begriff der Revo⸗ 
Iution. Denn eine Revolufion im eigentlichften Sinne des Worts fann nicht mißlingen; glüdt 
nämlich der Verſuch, eine Staatdumwälzung hervorzubringen, fo ift dieſer Verſuch an ſich darum 
ftraflos, weil doch mit der Vollendung auch die bisherigen Bundanıentalgefeße der alten Ne= 
gierung Ihr nothwendiges Ende finden, im Fall des Mislingens aber geht der Verſuch in ein 
eigenes Verbrechen über, in das des Hochverraths. Es mag dabei ſein, daß dieſer hochverräthe⸗ 
riſche Verſuch, eine Staatsumwälzung zu Wege zu bringen, von dem benachbarten Staat öͤffent⸗ 
lich oder heimlich unterſtützt worden iſt, und ed würde der Gipfel der Ungereimtheit fein, in 
ſolchem Ball von diefem Staat zu verlangen, daß er bie bei ihm Hülfe fuchenden geflohenen 
Urheber jenes Verſuchs auszuliefern Habe. 
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Gerade während eines feinpfeligen Berhältniffes des einen Staats zu dem anbern fonımt 
der Fall jehr oft vor, daß die eine Eriegführende Macht innere Feinde zu ihren Zwecken benutzt, 
und dies flreitet gegen feine ver jet ald geltend angenonmenen Kriegöregeln, fofern nicht jene 
einer rohen und barbariihen Zeit angehörigen Mittel angewandt werben, melde bie neuere hu⸗ 
manere Zeit verworfen hat. (Vgl. hierüber ven Art. Krieg.) Politiihe Flüchtlinge werden 
dem feindlichen Staat natürliche Bundesgenoffen und häufig nügliche Helfer fein. liber Die 
legten Säge werben jedem fo zahlreiche Beiſpiele aus der Geſchichte gegenwärtig ſein, daß ein 
Verweilen bei denſelben unnöthig erſcheint. 

Die Art des Vergehens und die Perſoͤnlichkeit des Verbrechers kommt naturgemäß weſent⸗ 
lich in Betracht. Wir ſehen hier ab von Attentaten auf die Perſoͤnlichkeit des Landesherrn, weil 
ſolche, auch ohne daß man üͤberſchwengliche Begriffe von dem Koͤnigthum von Gottes Gnaden 
zu hegen braucht, jedenfalls mit einem gemeinen Verbrechen concurriren. Aber kein Menſch 
wird die Auflehnung gegen Herrſcher wie Jakob II. in England oder die Erhebung der Schles⸗ 
wigsHoflfteiner, felbft wenn er ſolche Handlungen misbilligen follte, auf Eine Stufe fteflen wol⸗ 
Ien mit den Handlungen jener deutſchen Fürften, vie den Sranzofen vor dem Abſchluß des 
Weſtfäliſchen Friedens die Abſichten ihred Kaifers verriethen. Daß die Häupter einer zum 
Zweck des Umſturzes der Verfaffung beſtehenden Vereinbarung anders betrachtet und behandelt 
werden ald die untergeordneten Berföntichkeiten, ift ein in dem Recht mie in der Politik tauſend⸗ 
fach anerfonnter Sa, der allervings aus den einfachſten Rechtsgrundſätzen iiber die Urheber: 
und Genoffenfchaft folgt, in der Politik aber feine befondere Bedeutung durch die Gefährlichkeit 
für den Staat erhält. 

Als Nefultat fann man demnach nur hinftellen, daß nach ſtricten Nechtögrundfägen eine 
Verfchiedenheit ver Behandlung der politifhen Blüchtlinge von den wegen fonftiger Verbrechen 
Entwichenen von feiten des fremden Staats nicht zu rechtfertigen fein würde, daß aber ein 
höheres Recht ver Menſchlichkeit, verbunden mit ven Grundfägen einer richtigen und erleuchteten 
Politik, diefen Unterfchien zu machen gebieten. Wenn man demnach nit mit Balmerfton aus- 
fprechen darf, daß nach allgemein anerfanntem Völkerrecht die Auslieferung politifcher Ver— 
brecher unzuläffig fei, fo darf man wol fagen, daß eine ſolche ftetd nur die Ausnahme, und daß 
die Nufnahme, ver Schuß und die Verweigerung einer etiva verlangten Auslieferung die Regel 
bilden follte. 

Allein e8 gibt gelindere Mittel, die häufig gefordert und nicht felten gewährt werben. Dazu 
gehört namentlich die Ausweifung. Es kann eine ſolche allerdings eine politifche Nothmendig- 
keit fein. Dan kann England nicht tadeln, daß es im Litrechter Frieden auf die Entfernung des 
Prätententen aus Franfreid drang, und felbft in weit Eleinern Verhältniſſen fünnen zahlreich 
in einem Staat vereinte und durch die Sehnfucht nach der Rückkehr und nad) Rache wegen wirk⸗ 
ih oder vermeintlich erlittenen Unrechts erbitterte Verbannte dieſem Staat Gefahr bereiten. 
Doch darf man die letztere Gefahr nicht überfhägen. Der Verbannte mag in feiner Heimat 
eine bedeutende politifche Rolle gefpielt haben, feine Bedeutung wird vielleicht in feinen eigenen 
Augen immer höher fleigen, je mehr fein Verlangen nach feinem Vaterlande wächſt, in Wirk: 
lichkeit verniindert fle fich jedoch fort und fort, fe entbehrlicher er für feine Heimat wird, und je 
mehr neue Kräfte dort auftauchen. Oft ift e8 blos Schwäche und Abhängigkeit von der Macht, 
wobei wir nur an Stein erinnern wollen, neuerer Vorgänge in Staaten, die Dinemarf benad- 
bart find, zu geſchweigen. @ine Ausweiſung politifher Flüchtlinge wegen vein politifher, in 
einem fremden Staat begangener Vergehen wirft allemal ein übles Licht auf den Staat, ber zu 
derfelben greifen mug. In Staaten, die fi ihrer Kraft und der Yefttgfeit ihrer Negierung 
bewußt find, wie England, wird fie nicht leicht vorfommen. ©. 

Politiſche Ofonomie, f. Nationalökonomie. 

Politiſche Barteien, ſ. Parteien. 

Politiſche Poeſie. Die Dichtkunſt Hat zu allen Zeiten Stoffe behandelt, melde dem 
öffentlichen Neben ver Völker angehören, fie bat vie Entwidelung der Staaten nach außen und 
innen, ven Kampf der Parteien und der Völker, ven Bürgerkrieg, den nationalen Unabhängig: 
feitöfampf, den Siegeözug des Eroberers in ihre Kreiſe gezogen; fle hat Hervorragende Männer 
gefeiert, weldhe in Frieden und Krieg dem Staatsleben einen bedeutſamen Auffhwung gaben. 
Alle wahrhaft großen Dichtergenien Haben ſich nicht auf das Gebiet der ſubjectiven Empfindung 
beſchränkt, oder vielmehr, fie Haben dieſelbe auch mit einem allgemeingültigen Inhalt aus den 
großen Lebendfreifen der geſellſchaftlichen und politifchen Welt zu erfüllen gewußt. Im dieſem 
weitern Sinne ift alle Hiftorifche Poeſie, fobald jie das Mythiſche abgeftreift Hat, eine politiiche 
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zu nennen. Große Dichtarten, wie das geſchichtliche Drama, das von den hervorragendſten 
Dramatikern aller Zeiten gepflegt wurde, gehören ganz in dieſen Kreis, auch das Epos, welches 
den Voͤlkerkampf ſchildert, wenngleich die uralten volksthümlichen Muſter dieſer Gattung gegen 
die ſagenhafte Überlieferung das geſchichtliche Element in ven Hintergrund treten ließen. über 
die Berechtigung diefer hiftorifch-politifhen Poeſie ift niemals ein Zweifel erhoben worden. 

Anders verhält e8 ſich mit der politifchen Porfie im engern Sinne, welche aus ven unmittel- 
baren Staatsleben der Gegenwart heraus bichtet, entiweber die Zeitgenoffen oder die. Helven einer 
jüngften, noch in die Gegenwart hineinreihenden Vergangenheit feiert und aud das entferntere 
geſchichtliche Ereigniß in eine Beleuchtung rückt, in der ed den Sympathien und Antipatbhien 
der Gegenwart, ven Beftrebungen und Tendenzen der Parteien näher tritt. Diejenigen, welche 
über das jüngfte Auftreten der politiſchen Lyrik in Deutfchland mit äfthetifcher Vornehmheit ven 
Stab brechen und dabei fih ven Anfchein gaben, als verurtbrilten fie einen hypermodernen Aus⸗ 
wuchs unferer Literatur, eine Berirrung von neueften Datum, deren fich früher die Poeſie nicht 
ſchuldig gemadt, haben damit nur gezeigt, daß ihnen der freiere Blick fehlte, un aus ver all: 
gemeinen Weltliteratur die gleihen und verwandten Erſcheinungen heraus zu erfennen. Frei⸗ 
lid, was den Griechen zur Zeit des Perikles, ven Roͤmern zur Zeit des Auguftus eine frifche 
Gegenwart war, ift und längft eine alterägraue Vergangenheit geworben. And fo ift es kein 
Zweifel, daß auch die politifche Lyrik ver vierziger Jahre nach einigen Jahrhunderten recht ehr⸗ 
würdig und commentarbedürftig geworben fein wird. Unſere Aſthetik Hat fich noch immer nicht 
von den Tendenzen der Romantik freigemacht, welche jeve Berührung mit der profanen Gegen: 
wart als unpoetifch verurtheilte. Sie vergaß dabei, diefen Maßſtab an die dichteriſchen Größen 
dev Vergangenheit anzulegen, um feine Richtigkeit zu prüfen; ſie würde ſich überzeugt haben, 
daB diefelben, dieſem Credo gegenüber, faft alle für Ketzer gelten müßten, ober vielmehr, daß dies 
Credo felbft eine Kegerei jet gegenüber dem Evangelium des Schönen, melches die großen Mei: 
fter und Mufter verfünden. 

Wie ed mit der Berechtigung einer Poeſie ausfieht, die dem Leben und Gevankenkreiſe der 
Gegenwart entfremdet ift, darüber Eonnten die Vertreter der vomantifhen Traumwelt im Un- 
klaren fein, die allgemeine Bildung unferer Zeit ift ed nicht mehr. Mochte die Romantik ji 
einen Dante und Shaffpeare für ihre Tendenzen angeeignet haben, es ift ihr längft bewieſen 
worden, daß jene Dichter auf der Höhe ihrer Zeit ftanden, ja nicht blos der allgemeine Ausdruck 
ihrer geiftigen Gultur, ihres religiöſen und nationalen Strebens waren, fondern fi auch im 
einzelnen der directeften politifhden Beziehungen ſchuldig machten. Es kann daher an ven Did: 
ter unserer Tage auch nur die Anforderung geftellt werben, daß er auf der Höhe feiner Zeit ftehe 
und ihre vielumfaflenden Beftrebungen im Brennpunkte feines Genius vereinige. Wer Hier: 
von die allgemeine Regfamkeit zur Umgeſtaltung des Stantölebend, melde ven harakteriftifchen 
Zug in der Phyſiognomie des ganzen Jahrhunderts bildet, als unberechtigt audfchließen wollte, 
der würde ein geringes Verſtändniß für die Aufgabe ver Zeit wie für die Aufgabe der Poeſie 
an den Tag legen. 

Die Gegner erklären zunächſt ven politifchen Stoff an und für fi) wie überhaupt die ganze 
moderne Gultur für unpoetifh. Wir wollen zwar nicht Mozart's Ausſpruch, daß ein guter 
Eomponift jeden Thorzettel in Muſik fegen könne, auf Die Poefie anwenden. Doc wo Kanıpf, 
Streben, Bewegung ber Beifter und Begeiſterung herrfcht, da wird die Poeite immer heimiſch 
fein, und wer wollte leugnen, daß das politifche Leben unferer Tage eine machtvolle Aufregung 
der Gemüther hervorgerufen hat, ja daß es ebenfo reich iſt an ernften Conflicten und tragijchen 
Greigniffen, wie an entäufiaftifchen Stimmungen und leidenfhaftlihen Ergüffen? Wer in dies 
volle politifche Leben hineingreift, wird in Bezug auf den Stoff gewiß feinen Fehlgriff thun. 

Leichter find die Behlgriffe ver Behandlung, welche bei derartigen, in der Zeit nahe liegenden 
Stoffen eine doppelt ſchwierige ift; denn jener eigenthümliche Duft ver zeitlichen Berne, der ge- 
ſchichtlichen Berfpectiven, der ſchon von felbft eine poetifche Verklärung gewährt, fehlt ihnen 
gänzlidy und muß durch Die doppelte Energie ver dichterifchen Kraft erfegt werben. Die Glaub: 
würbigfeit ver Greignijle bedarf einer doppelt ſtrengen Motivirung; denn der verſtandesmäßige 
Zufammenhang unferd Staatswelend und des ganzen Eulturlebend ift jo allgemein gekannt, 
daß ver dichteriſchen Licenz nur ein geringer Spielraum bleibt. Hierzu Fommt, daß bie politifche 
Überzeugung der Gegenwart, um bei ver Maſſe Curs zu gewinnen, der Formel nicht entbehren 
kann! Die Formel aber ald etwas Fertiged und Entwickelungsloſes kann in der Poefle nur ald 
Phraſe ericheinen. Nicht minder liegt bei ver Behandlung ferner liegender Stoffe im Geifte der 
Gegenwart die Gefahr nahe, daß viefelben ihres eigenthümlichen Geiſtes entfleivet und auf dem 
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Prokruſtesbette der Tendenz gewaltfam ‚verkürzt oder ausgereckt werben. Überhaupt fann bie 
Tendenz als äuperlih an den Fünftlerifchen Organismus angehängte Etikette nur feine innere 
Bedeutung gefährden. Tendenz und Phrafe haben etwas Parajitifched und zerftören, weiter 
wucernd, ſelbſt das innere Leben. 

Doch fo groß die Gefahren find, welchen die Behandlungsweiſe des politifchen Stoff aus= 
geſetzt ift, fo wenig wird das echt vichterifche Talent fi durch diefelben zurückſchrecken laflen. 
Der eingeborenen Begeifterung folgend, wird es ven rechten Weg nicht verfehlen. Es wird feine 
Außere Tendenz in dad Dichtwerf hineintragen, aber es wird aus dem Kernpunft einer politi= 
fen Idee Heraus das ganze Werk in Fünftlerifcher Einheit ſich entfalten laffen; e8 wird nit 
ſchattenhafte Abftrartionen, nicht leere Phrajen zur Schau ftellen, fondern feiner innern Begei= 
fterung einen lebensoollen Ausdruck geben. Die Lyrik fpricht daß politifhe Pathos ald un= 
mittelbare Empfindung aus, die Herzen hinreißend und mit Kampfesluſt oder mit der ganzen 
Wärme eined opferfreudigen Strebens erfüllend. Sie wirb den rhetorifchen Ton der Tribüne 
ebenfo vermeiden, wie eine didaktiſche Augeinanderfegung ver Abfichten und Zwecke. Auch der 
Standpunkt einer Bartei, fo befchränft er gegenüber einer höhern, umfaſſenden Anſchauung, fo 
vergänglich er im Fluſſe ver gefchichtlichen Bewegung erfheinen mag, kann, von einem echten 
Talent in ſchlagender und hinreißender Weife vargeftellt, eine poetifh Hohe und dauernde Be— 
deutung gewinnen. Man kann dabei die patriotifche Lyrik nicht als eine befondere Art von der 
eigentlich politifchen trennen; denn ob dieſe Begeifterung gegen den innern ober äußern Feind 
gerichtet ift, Fann Eeinen gültigen Unterjchied begründen. Wo der Dichter dem allgemeinen 
Willen der Nation Ausdruck gibt, da darf er freilih auch auf die allgemeinen Sympathien 
rechnen, während der Dichter einer Partei auf die Anerkennung der entgegenftehenven verzichten 
muß und erft von einer |pätern Zeit, für welche vie Unterſchiede jener Parteien verblaßt find, 
die aber die Lapidarfchrift des dichteriſchen Genius zu lefen verfteht, die verdiente Würdigung 
finden wird. 

Das wahrhaft Hiftorifche Drama, welches nicht das Familiengemälde und die lyriſche Eyi- 
ſode in den Vordergrund ftellt, wird flet8 einen vpolitiichen Inhalt Haben und die großen Ideen 
ber nationalen Unabhängigkeit und Freiheit, die Gegenfäge der politifchen Parteien, der Legiti- 
mität und Ufurpation u. |. w. zu feinem Mittelpunkt machen. Gin gefchichtlicher Stoff, der ji 
in feiner Weiſe an die politifhen Sympathien der Gegenwart wendet‘, wird felbit, wenn er zu= 
füllig auf nationalen Boden fpielt, fein tiefered und dauerndes Intereffe erwecken fönnen. Da: 
gegen wird noch mehr als in der Lyrik das ſtrengere dramatiſche Kunftgejeg alle fchielenden ten= 
benziöfen Seitenblide, alle publiciftiihen Auselnanderfegungen, alle die innere Wahrheit der 
Handlung und der Charaktere verrüdenden Bezüglichkeiten ausfchließen. Die Stoffe der 
neuern Geſchichte feit ver Neformation bevürfen Feiner Eünftlih unkünſtleriſchen Einrichtung, 
um dem Bewußtfein der Gegenwart ſympathiſch zu werben, da ihr Inhalt jelbft fih innerhalb 
jener politifchen Gegenfäße bewegt, von denen auch unfere Zeit beftimmt ift. Hat ber Drama- 
tifer einen glücklichen Stoff aus diefer Epoche gewählt, fteht ihm Kraft, Leben ver Charakteriſtik 
und Brägnanz des Ausdrucks zu Gebote, fo wird dad verwandte politifche Pathos, wie es die 
Handlung jelbft durchdringt, auch ohne alle abfichtliche Vetonung die Gemüther der Zuhörer 
ergreifen. Doch ift das politifche Intereffe des Stoffs nicht ausfchließlih an die Neuzeit ge- 
knüpft. So haben z.B. die Römerdramen meiftens einen politiichen Inhalt, der als ein Kampf 
der Parteien auch die Gegenwart zu interefjiren vermag. Auch das hiftorifche Epos der Neu— 
zeit wird die fehlende Göttermaſchinerie der Volfsepopde nur durch die bewegenden Mächte 
unſers politifchen Lebens erfegen können. 

Der Faden diefer politifchen Poeſie in engern Sinne zieht ſich durch Die ganze Entwidelung 
der Weltliteratur und laßt ſich In allen Epochen der Literaturgefchichte nachweiſen. Freilich, den 
Drient, in welchem dad öffentliche Leben gänzlich unausgebildet ift, veffen Poeſie nur religiöfe 
Bertiefung, jittliden Gehalt over perfünliche Erlebniffe in marchenhafter Einkleidung kennt, das 
nationale Leben aber nirgends felbftändig von den beſtimmenden Einfluß der religiöfen Phan— 
tajiegebilde losgelöſt Hat, ift bie politifche Poejle fremd, deren ganzes Pathos auf der fittlichen 
Freiheit ruht. China hat von den aſiatiſchen Rändern das am melften ausgebildete Staats: 
leben, aber der Außerlihe Mechanismus deſſelben ſchließt die Boejie aus. In den hinefifchen 
Dramen vertritt meiftens dad Mandarinenthum die Stelle des Fatums; die hiſtoriſchen Anläufe 
in einzelnen Schaufpielen enden meiltend in rührenden Situationen; in andern bleibt das &e- 
Thichtliche oder wenn man will Spolitifche epiſodiſch. So z. B. in ven chineſiſchen Traueripiele 
„Sinzjinsfuei” der Kampf des Königs von Korea, eines Vaſallen des chineſiſchen Kaiſers, 
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gegen feinen Oberherrn. In Indien wie in den mohammebanifchen Staaten fällt dad Politifche 
mit dem Religiöfen unfelbfländig zufanımen, Erft auf dem Boden von Hellas entwidelt ſich zu- 
gleich mit der fhönften Blüte echt menſchlicher Kunſt auch die politifche Poeſie. 

Pindar's großartiger Hymnenihwung war vom mythiſchen Element der alten Volksüber⸗ 
lieferungen durchdrungen, aber bei allen feinen fühnen Sprüngen und fagenbaften Perfpec- 
tiven doch immerhin eine poetifche Chronik des griechiſchen Nationalruhms. Diefe Oden waren 
ihrer Entftehung nah politifhe Gelegenheitsgedichte, indem fie die Sieger in den feftlihen 
Spielen feierten und fomit an das frifchefte Ereigniß des volksthümlichen griechifhen Lebens an— 
fnüpften. Die ganze übrige Lyrik der Hellenen ift von politifchem Pathos durchdrungen, oft 
mit jener unmittelbaren Wendung zu thatkräftigem Vorgehen, welche man ver neueften deutfchen 
Lyrik diefer Richtung am meiften zum Vorwurf gemacht hat. Und zivar kommt der patriotifche 
Geift, der auf die Abwehr gegen den äußern Feind gerichtet ift, ebenfo zur Geltung wie der 
Barteigeift, ver dad Wohl des Gemeinweſens durch die Bekämpfung der innern Feinde deſſelben 
zu fördern fucht. Wir erinnern nur an die thatfräftigen Gefänge des Kallinos, an des Tyrtäos 
begeifterte Kriegslieder, an die Cunomia dieſes Dichters, in welcher er gragen des innern Staats⸗ 
lebens mehr divaftifch behandelt und auf die Beruhigung der Gemüther hinzuwirken ſucht, an 
die theils politifchen, theils Eriegeriichen Elegien des Satirikers Archilochos und an die Sinn- 
fprüche des Theognis von Megara, melde gegen die zur Herrſchaft gelangte Geldariftofratie 
feiner Baterftadt gerichtet find. Auch in die wehmüthigen Liebeöklagen des Mimnermos ift oft 
ein politijcher Zug verwebt, während der Odendichter Alcäos auf feiner flebenfaitigen Kithara 
das von den Wogen innerer Ummälzungen hin- und bergeworfene Staatsfhiff befang, indem 
er feinem Haß gegen die Tyrannen einen glühenden Ausprud gab. 

Bon den außerorventlihen Schäßen der tragifhen Muſe Griechenlands ift nur ein geringer 
Theil auf und’gefommen. Doc jo jehr in ven erhaltenen Dramen ver fruchtbaren griechiſchen 
Tragifer die mythiiche Kabel überwiegt, fo findet ji doch unter ihnen auch das Mufter einer 
politifhen Tragödie: die Perfer des Aeſchylos. Der fühnfte und großartigfte diefer Dichter 
wagte einen tragifhen Stoff aus der unmittelbaren Gegenwart, aus der Zeitgefhichte zu 
Ihöpfen — ungefähr wie wenn ein dramatifcher Dichter unferd Jahrhunderts, der bei Leipzig 
mitgefochten, nicht lange darauf Napoleon zum Helden einer Tragödie machte. Politifche An⸗ 
fpielungen oder beziehungsreiche Verknüpfungen des mythiſchen Stoffe mit dem hiftorifchen Leben 
feiner Tage Hat auch Sophokles in feinen Tragddien nicht verſchmäht. Ganz politifch Dagegen, 
in ded Wortes hervorragender Bedeutung ift die ältere attifche Komödie, das Luſtſpiel des Ari— 
ftophanes, weiches uns bis auf den heutigen Tageinen Spiegel des damaligen Öffentlichen Lebens 
der Athenienfer gibt, Diefe politifhe Komödie ift bisjetzt einzig und unerreicht geblieben, ein 
Ideal, welchen die neuefte, der Schöpfung eines gefunden, öffentlichen Staatslebens mit Begei— 
fterung zugewenbete Zeit mehr als jede frühere nachzuftreben hat. Schon der Schöpfer ber alten 
Komödie, Kratinos, hatte in feinen „Thrakerinnen“ gewagt, den Perifles heftig anzugrei- 
fen, während Pherekrates in den „Agrioi“ Rouſſeau's Ideal, den wilden Waldmenſchen, 
auf die Bühne brachte, um die Neigung der Athener zu einem anarchiſchen Leben und Treiben 
zu verfposten. Hermippos griff In feinen. „Mören“ wie Kratinos den Perikles an, während 
Eupolis in feinen „Demoi“ ihn verherrlichte, eine Komödie, in welcher im übrigen bie wilde 
Demagogie der jüngften Tage gegeifelt und ven Großthaten, der edeln Gefinnung, der würbigen 
Haltung eines frühern ruhmvollen Zeitalters ironiſch gegenübergeftellt wird. Die gleiche Rich— 
tung verfolgte der Meifter der kecken Satire Ariftophanes, der nicht ermüdete, alle Schwächen 
feiner Zeit und des in Verfall gerathenen öffentlichen Lebens zu geifeln. Die elf erhaltenen 
Stücke ſowol ald die andern, von denen und wenigftend der Inhalt überliefert ift, laſſen vie 
Bielfeitigkeit eines Genius bewundern, weldyer die ganze modiſche Gefellfchaft feiner Zeit, die 
Movephilojophie, die Modenihtfunft, die emancipationsjüchtige Frauenwelt ebenfo wie die Er- 
ſcheinungen eines in wilder Aufregung begriffenen Staatdlebens aufs fchlagenpfte zu ver- 
fpotten wußte. Den Höhepunft feiner eigentlich politiihen Komödien bilden die „Voͤgel“, in 
denen er auf phantaftiichem Hintergrunde, nachdem er die Haltlofigkeit und Zerfahrenheit eines 
dem Staatöleben entfremdeten Treibens geſchildert, feinen Idealſtaat aufbaut. Die „Vögel“ find 
die infcenirte Staatötheorie des Ariftophanes, fein dramatiſirtes Utopien. Gegenüber diefem 
allgemein gehaltenen Luſtſpiel waren am fchärfften perfönlich die „Ritter““, in denen der Gerber 
Kleon, der herrſchende Demagog, auf die Bühne gebracht und verfpottet wurde. In mehr alle: 
gorifher Weile geſchah dies in dem nicht erhaltenen Drama „Geras“, in welden ber attifche 
Demos jid, ſelbſt verjüngte und ftatt feiner verftoßenen aften Frau eine junge heirathete. In 
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beiden Stücken erfchien dad athenienfifche Volk felbft in komiſcher Verfonification auf den Bre⸗ 
tern. In den „Adharnern‘ und „Der Friede“ wird bie Zwietradht Griechenlands gegeiielt, 
welche ven Beloponneflichen Krieg und feine unheilſchweren Folgen hervorrief. In den nicht auf 
und gefonmenen „Babyloniern‘, welde an die „Poleis“ des Eupolis erinnern, traf der Spott 
des Ariftophanes den Üibermuth Athens, ver die Bundesſtädte | in einem ſklaviſch abhängigen 
Berhältnif hielt. Die ganze attifche Komödie war in ihrer Richtung „reactionär“, eine Ber: 
herrlihung ver Vergangenheit, eine Berhöhnung der Gegenwart, aus deren freier Beweglichkeit 
fie ſelbſt erft hervorgehen Eonnte. Es gehörte eine großartige Fiberalität der Gefinnung Dazu, 
diefe Angriffe auf der Bühne nicht nur zu ertragen, ſondern zu beflatjchen, zu bewundern, zu 
frönen. Der tugenphafte Heldenmuth, der die Schlahten bei Marathon und Salamid gewann, 
wäre gegen Ariftophanifche Angriffe gewiß nicht fo tolerant geweſen wie der vielgegeifelte De- 
mod des Kleon, 

Die römische Poeſie war aus der Nahahmung der griechifchen hervorgegangen. Der rö- 
miſche Geift war noch einfeitiger politifch als der griechifche, und wäre die dichteriſche Schöpfunge: 
fraft der Nation der Hellenifchen ebenbürtig geweſen, jo würbe die römifche Literatur gewiß Die 
politifchen Muſterdichtungen aller Zeiten aufzuweifen haben. Doc; gerade ver Mangel an 
Thöpferifcher Kraft bewirkte von Haus aus nit nur, daß die römifche Mufe, ftatt frei aus 
eigener Bruft zu Shöpfen, den Weg ver Nachahmung betrat, ſondern auch, daß lie nicht gerade 
die hoͤchſten Gattungen ver Poeſie nahahmte. Unfähig, den genialen Schwung der Ariſtopha⸗ 
niſchen Satire auf das roͤmiſche Staatsleben zu übertragen, begnügte fie fih mit ver Nagahmung 
der neuern Komödie der Griechen, deren Intriguen und Charaftertopen fi im Kreife bes all- 
täglichen Lebens bemegten. Daß die Komoͤdiendichter fih indeſſen von einzelnen politiichen An= 
fpielungen nicht freihielten, beweift das Schidfal des Naevius, ver mit Verbannung beftraft 
wurde, weil er den Metellus und Scipio Afrifanus in feinen Quftfpielen angegriffen. Die Tra⸗ 
gödiendichter jener erſten Epoche behandelten meiſtens, ven Griechen folgenn, mythiſche Stoffe. 
Doch taucht dad vaterlänpifche Drama bereitd in einem Trauerfpiele des Pacuvius „Aemilius“ 
anf und wird fpäter von Attiud in ven Dramen „Decius“, „Brutus“ und „Marcullus“ weiter 
fortgebildet. In der Glanzepoche der römifchen Dichtung unter Auguftus mußte der politiſche 
Geiſt des Volks felbft ven Bann der Nahahmung durchbrechen, aber unfähig, fich neue Formen 
zu fhaffen, die von Griechenland überlieferten zu erfüllen ſuchen. Died fehen wir am veutlich- 
sten an der „Aeneis“ des Virgil, welche in Wahrheit eine politifche Epopde ift und von Anfang 
bis zu Ende den ernften heldenmüthigen @eift ver römifchen Nation athmet. Wie ſchwerfällig 
aud die Homeriſche Gdttermafchinerie in diefer Dichtung zur Anwenvung gebracht worden, wie 
wenig der pomp= und ſchwunghafte reflectirende Ton zu dem ehrwürdigen naiven Vorbilde paflen 
mochte, wie ſehr die Liebesromantif und die Verherrlihung des Amazonenthums auch in den 
Bordergrund trat, das Epos war dennoch eine würbige Feier der flantengründenpen Helden: 
fraft, welche durch die prophetifchen Verfpectiven des fechsten Geſangs mit ver Herrlichkeit des 
weltherrfchenden Nom und feines Gäfar, mit der unmittelbaren „politifden” Gegenwart in 
nächfte Beziehung gefeßt wurde. Sa felbft ver frivole und geniale Ovid, der die Cultur der ba: 
maligen Geſellſchaft in unnachahmlichen Genrebildern vargeftellt Hat, konnte ver Fabelwelt feiner 
„Metamorphofen‘‘ feinen andern Abſchluß geben, als indem er auf ihr mit allen mytbologifchen 
Geſtalten und Geſchichten ausgeſchmücktes Piedeſtal die Bilder des Julius Cäfar und Octavianus 
Auguftus ftellte. So war die Politik in allem; jie war das legte Wort des römischen Geiſtes. 
Aud der originelle Erfinder jener gefälligen poetifchen Gonverfation, weldye das geiellfchaftliche 
Treiben heiter belächelte und fein verfpottete, auch Horaz unterließ e8 nicht, den leichten Ton 
feiner Epifteln durch ein ſchwunghaft getragenes Sendſchreiben an „Auguſtus“ zu unterbrechen, 
in welchem fich, neben ver ſchmeichelhaften perfönlichen Huldigung, doch auch der Stolz des römi- 
fhen Weltbürgerthums und patriotifche Begeifterung ausſprach. In feinen „Open“ fnüpft 
Horaz öfters am bie nächſte Gegenwart an, feiert die Siege der Roͤmer über ferne Völker und 
gibt den Lehren ver Weltweisheit und des feinen Lebensgenuffes durch die Berfpectiven des römi: 
Ichen Weltreich8 eine bedeutſame Folie. Diefe Berfpectiven waren in der fpätern Kaiferzeit der 
Satire wieder verloren gegangen, welche fich mit Entrüftung gegen vie Fäulniß und Bermorfen- 
heit der innern Zuflände richtete und auch bier nur gelegentlich die Wunden des ſtaatlichen Or⸗ 
ganismud mitberührte. 

Die Zeit des auftauchenden Chriſtenthums und feiner erften flegreihen Kämpfe mit dem 
Heidenthum war natürlich der politiſchen Poeſie ungünftig, weil gegenüber dem neuverfündeten 
Gottesreich die irdiſchen Neiche ihre Bedeutung verloren hatten. Erft als das Chriftenthum 
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ſich in der Kirche jelbft einen Organismus mit weltlicher Gliederung geichaffen, als dann ver 
Kampf zwifchen Kirche und Staat, zwiſchen Papft und Kalſer die abendländiſche Ehriftenheit 
in zwei große Parteien zerriß, da tauchte die politifche Boejie wieder auf, und zwar mit aller 
Schärfe ver Volemik, welche ver Erbitterung der Parteien eigen ift. Und ald ver Kampf gegen 
die Hierarchie im Reformationdzeitalter eine gewaltfame Kriſis zur Kolge hatte, da begleitete 
auch die Poeſie mit den Klängen herausfordernder Kampfesluft und flürmifcher Begeifterung bie 
ernftere Arbeit ver Grifter. 

Der ritterlihe Minnegefang in Deutichland und Frankreich beſchränkte jich feineswegd anf 
den Gultus der Liebe und des tendenzlofen Kampfes; er ließ neben den Fähnlein der Turniere 
und ihrer feldfigenugfamen Streitluft aud) das Banner der geiftigen Freiheit und des nationa- 
len Kampfes gegen die mwelfche Herrfchaft wehen. So hat namentlih Walther von ver Bogel- 
weide neben füßen Liebesliedern recht energifche poetiſche Fehdebriefe gegen ven Vapſt gedichtet 
und feine gutlaiferliche Geſinnung auch gegenüber den deutſchen Fürften bewährt, welchen er 
ſchuld gibt, daß fle ven Hohenftaufen bei jeinem Kreuzung nad Paläftina gern [08 zu fein 
wünſchten. Auch Reinmar von Zweter klagt über des Deutfchen Reichs Siechthum und Zeil: 
heit, über die Bereitiwilligfeit, mir der auch die Getauften Jeſum Chriſtum gerkaufen. Der Tanz 
huſer feiert Friedrich Barbaroffa mit begeiftertem Aufſchwung. Auch vie Tronbadours der lie= 
derreihen Provence fangen nicht blos Schäfer: und Minneliever, nicht blos Tenzonen, in denen 
eine galante Sophiſtik die Kragen des Herzens und ber Liebe hin- und herwendete, fondern auch 
Sirvented, Loblieder des Dienftherrn, die ſich ſpäter in die ſchärfſten, Rügelieder“ umwandelten. 
Die Sirventes eined Guillem Figueirad, namentlich aber eines Peire Garbinal find Proben 
einer glühenden Parteilyrik, deren. Spigen gegen dad Prieſterthum gerichtet waren, und Vor⸗ 
läufer ver dichterifchen Polemik des Reformationszeitalters. 

Doch nit blos diefe einzelnen Gefänge und Lieber, auch die größte Dichtung des Mittel: 
alters, in welcher das geiftige Streben deffelben nah allen Richtungen zufanmengefaßt ift, 
Dante'8 „Divina commedia‘, trägt in vielen Bartien den Stempel der politifchen Poeſie. Und 
wie Fonnte es anders fein bei einem Dichter, der in den Parteikämpfen feiner vaterftäbtifchen 
Gemeinde eine jo große Rolle geipielt hat und fpäter ald begeifterter Ghibelline die Nettung 
Staliend in der einheitlichen Herrfchaft des deutfchen Kaiſers erblickte? Alle politifchen Bezie: 
hungen ber „Divina commedia‘, die damals die neueften Zeitereigniffe betrafen, find zwar jegt 
durch Die Länge ver Zeit hinlänglich verbunfelt, ſodaß die gelehrten Commentare Arbeit genug 
finden, um dies alterthümliche Werk dem Verſtändniß des 19. Sahrhunderts näher zu bringen. 
Doch died darf und nicht hindern, Dichtung und Dichter im Verhältniß zu ihrer Zeit und zu 
ihren Zeitgenoffen zu betrachten und die zahlreichen Stellen, welche auf die damalige „Gegen 
wart’ bezüglich und meiftend von einer beftimmten politifhen Tendenz dem Dichter in die Feder 
dietirt waren, der politifchen Poeile zuzueignen. Mit Energie figt Dante zu Bericht über Papft 
und Kaiſer, lapt Friedrich II. im hölliſchen Feuer braten und noch im Paradieſe den Apoftel 
Petrus über feinen irdiſchen Stellvertreter dad ſchärffte Verdammungsurtheil audfprechen. Und 
wenn er feinen Gegner Eorfo Donati, wenn er den Ohibellinen Farinato degli Uberti, wenn er 
Cavalcanti und Pico delle Signe, Zeitgenoffen oder unlängft, verftorbene Söhne feines Jahr: 
Hundert3 mit in feine unfterblichen Terzinen bannt, wenn er im „Fegfeuer“ fein Italien, da 
fteuerlos in den Stürmen umphertreibende Schiff, die Herberge des Schmerzes, mit elegijhen 
Klängen anredet — Ift dies nicht alles politifche Boefte, und würben bie engherzigen Priefter des 
Dantecultud einen modernen Dichter, ver feine Stoffe fo aus der Gegenwart wählte und fo in 
ihren Tendenzen aufginge, nicht ald unpoetiſch verdammen, weil er die Zeitungen in Verſe 
bringe? Auch Petrarca, ein gewiegter Diplomat, bat nicht bloß feine Laura in dem berühniten 
Sonettencyklus befungen, fondern auch in ſchwunghaften Ganzonen „Italien“ und felbft ven 
römischen Volfstribunen Cola Rienzi. 

Daß in der Reformationdzeit, in welcher die Literatur eine publiciftifch-polemifche wurde 
und bie brennenden Tageöfragen zum Gegenſtande hatte, auch die Poeſie eine vorzugsweiſe poli- 
tifche werden mußte, iſt von jelbft einleuchtenn, nicht weniger, daß bie Heftigkeit der veligiöfen 
PBarteiverbitterung fie oft auf dad Gebiet des Pasquills hinüberſpielte und aus jener idealen 
Sphäre herabzog, in welcher auch Die politifche Poejie heimiſch if. Die ganze Volksſatire jener 
Zeit ift padquillartig und felbft in die Faſchingsſpiele der fonft harmloſen Meifterfänger pringt 
biefer herb tendenziöſe Geiſt. Um in dem begeifterten Borfänpfer der freien Bewegung dieſe 
jelöft zu Schildern, bedarf es nur des Hinweiſes auf Ulrich von Hutten, welder ver gegen Rom 
gekehrten Polemik der deutſchen Reformation, wenn auch meiftens in Iateinifchen Verſen, ven 
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kräftigſten Ausdruck gab. Die Zeit nad) dem Dreißigjährigen Kriege tvar in Deutſchlaund eine 
Zeit tiefer Erſchlaffung, aus welcher nur Hier und dort eine elegifche oder fatirifhe Stimme 
drang, um den Verfall des Staatslebens anzuflagen; aber auch im übrigen Europa, dad claſ⸗ 
fifche Theater der Franzoſen ausgenommen, bezeichnet fie nirgends einen Höhepunft der Litera⸗ 
tur. Erſt mit Voltaire und Nouffeau beginnt wieder die Poeſte fid) den öffentlichen Zuſtänden 
zuzuwenden, und ruft eine Revolution in den Geiftern hervor, welche den Ausbruch der großen 
politiſchen Ummälzung in Frankreich zur Folge hatte. Voltaire ſelbſt ſchrieb allerdings mehr 
politifche Proſa als politifhe Verſe; doch ift feine „Henriade“ als ein allegorifch= politifches 
Tendenzgedicht zu betrachten. Friedrich der Große felbft verfaßte mehrere politiſch-philoſophiſche 
Gedichte in höherm Stil und wurde ald eine Perſönlichkeit, welche wieder Die Augen der ganzen 
Natign auf fich lenkte und feiner Zeit ein für alle fpätere Zeiten gültiges Intereffe gab, per Held 
einer begeifterten Lyrik. Ihn feierten Namler und Gleim; aber auch der erfte unferer Claſſiker, 
Klopftod, Hat ihm ſchwunghafte Oden gewidmet. Auch die Franzöſiſche Revolution Hat ver 
Hamburger Sänger theils gefeiert, theild verdammt und fo einen begründeten Anſpruch ge= 
wonnen, in der Reihe der politifchen Lyriker mit aufgezählt zu werben. Wenn ed im übrigen 
au gegen die Thegrie der weimarifchen Claſſicität war, Stoffe der unmittelbaren Gegenwart 
zu entnehmen, jo Eonnte doch ein fo energifcher, von Jugend auf für die Ideen der Freiheit be- 
geifterter Genius, wie ver Schiller’8, der ven Pulsſchlag des weltgeichichtlichen Lebens gleichſam 
in der eigenen Bruft fühlte, den geiftigen Inhalt jeiner Dramen, gleichviel welcher Zeit und 
welcher Nation er ihre Stoffe entnahm, doch nur einem verwandten Speenfreijeentlehnen. Schon 
fein „Fiesco“ war eine „politische Tragödie und wurde von ihm felbft ald republikaniſches 
Schauſpiel bezeihnet. Marquis Pofa im „Don Carlos” wird den Deutſchen noch lange für den 
clafiifhen Vertreter de8 Ksmopolitismus und der geiftigen Breibeit gelten. Im „Wallenſtein“ 
warf das ſoldatiſche Kaiſerthum des Imperators feinen Schatfen voraus, während die „Sung- 
frau von Orleans‘ in romantiſcher Einkleivung, „Wilhelm Tell‘ in ſchlicht realiſtiſcher Yärbung 
das Evangelium der nationalen Unabhängigkeit verfündeten, weldes in den darauffolgenden 
Befreiungskämpfen ein taufendfaches Echo fand. Schon vorher hatte ſich Franfreih in der 
„Marſeillaiſe“ eine Revolutiondhymne gedichtet, welche als Kampf- und Siegeslied des repu= 
blifanifchen und Eaijerlichen Frankreich eine weltgefchichtliche Beveutung gewann. Auch an an= 
dern Nevolutiondgejängen fehlte e8 nicht, und die parifer Theater jener Zeit wurden von Andre 
Chenier u. a. reichlich mit politifchen Tendenzoramen verforgt. 

Das 19. Jahrhundert ift in feinen Grundzügen ein politifches. Unter ver Eonftellation 
der revolutionären Ideen und großartiger Erſchütterungen der Staaten geboren, ijt auch fein 
ganzer Verlauf im wefentlihen ein Kampf um politiſche Grundſätze, welche über die Geifter die— 
jelbe Gewalt gewonnen haben wie zur Zeit dev Neformation die religiöfen. Die hervorragen— 
den Dichter dieſes Jahrhunderts find daher, bei allen Völkern gleihmäßig, von dieſem polliifchen 
Geiſte durchdrungen, vielleicht die phantaftiiche und altfränfifh naive Richtung der deutſchen 
Romantik ausgenonmten, welche am Anfang diefes Jahrhunderts eine unvolkothũümliche Schule 
mit ſpärlichen Erfolgen gründete. Doch ſchon der dieſer Schule zugezählte Heinrich von Kleift 
Hat der Schmach des Baterlandes tiefergreifende Nänien gewidmet und muß ald der Vorläufer 
der patriotifchen Sänger der Befreiungskriege, des jugendlich ſchwunghaften Theodor Körner, 
des eruftfräftigen Morig Arndt, des antififtrenden Stägemann, des mittelalterlich romantischen 
Schenfenvorf, ded fornıgewandten Rückert betrachtet werden. Im Zeitalter der Neflauration 
erregte nur der griechische Aufftand politiſche Sympathien, welche in ven Griechenliedern von 
Wilhelm Müller ihren begeifterten Ausdruck fanden. Doc gehört auch der größte neue Dichter 
Englands, Lord Byron, gerade dieſer Zeit an und hat, während er auf der einen Seite Napo= 
leon einen fulminanten Fehdebrief zuichleudert, auf der andern mit birterften Hohn die Beftre- 
dungen der Heiligen Allianz und ihre Helden gegeijelt. Gleichzeitig fang in Italien Leopardi 
jeine Elegien auf Italien, während Manzoni früher feine Lyra zur Beier ver verjchlebeniten 
politifchen Greigniffe, der Stege Napoleon’s wie der Verbündeten geftimmt und namentlich in 
einer prächtigen Ode Napoleon's Tod befungen hatte. Niccolini dichtete in feinen „Giovanni 
da Procida“ und „Arnoldo da Breäcia” nationale Trauerjpiele mit politiicher Tendenz. Die 
Sulirevolution und der polnische Unabhängigkeitskampf gaben faft in allen Ländern ber politi- 
ſchen Poeſie einen ernenerten Auffhwung. In eine fireng künſtleriſche Form Eleidete namentlich 
Graf Platen ihren Inhalt, glei Hervorragend in ver antifijirenden Ode wie im ſchwunghaften 
Polenlied. Anaſtaſius Grün eröffnete den Reigen ver öfterreihifhen Dichterſchule mit den 
„Spaziergängen eines wiener Poeten“, Igrifchen Fehdebriefen gegen dad Metternich’fche Syſtem, 
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und dem „Schutt“, einer die Ideale der Menfchheit verherrlicdenden, großartig componirten 
Dichtung. Ihm folgten Nikolaus Lenau, fpater Karl Bed, Morig Hartmann, Alfıed Meißner. 
Georg Herwegh fegte ande Stelle ver Bhantafieiveale, in denen die öſterreichiſche Lyrik ſchwelgte, 
ein beftinmtes Programm, indem er an die gefchloffene und ſchwunghafte Korn der Platen'ſchen 
Polenlieder anfnüpfte. Ihm folgten Franz Dingelftent mit den ivonifchen und formgewandten 
„Liedern eines fosmopolitifhen Nachtwächters“, Robert Prutz, der neben dem pathetifdhen oft ven 
fatirifhen Ton anfhlug, Hoffmann von Falleröleben mit Kleinen, fangbaren Epigrammen, 
Rudolf Gottſchall in feiner erſten Sturm- und Drangperiode, Titud Ulrich u. a.. Den revolu: 
tionärften Ton, bei großer Anfchaulichfeit ver Darftelung und greller Victor Hugo'ſcher Be 
leuchtung, ſchlug Ferdinand Freiligrath in feinen fpätern Gedichten an. Heinrich Heine, der in 
der Neifebilderiyrif der Romantik zugleich huldigte und fpottete, hat im „Wintermärchen“ eine 
beißende Satire auf die Öffentlichen Zuftände Deutſchlands geſchrieben. Doc auch confervative 
Dichter, wie Emanuel®eibel in feinen „Schleswig-Holſteiniſchen Sonetten“, Oskar vonRedwitz, 
nit in feinen religiös-ultramontanen,, fondern in einzelnen politifch-liberalen Gedichten und 
andere betraten den Boden der politifchen Lyrik. 

In Sranfreih war ver Revolutionähegeifterung eines Rouget de File, Andre Chenier und 
Eeouchard Lebrun eine geiftig matte imperialiftifche Poeſie gefolgt, welche in Arnault's Roͤmer⸗ 
dramen ebenjo fpufte wie in dem Epos Barthelemy's und Mery's „Napolton en Egypte“. 
Zu glänzenvder und volksthümlicher Höhe erhob fie erft ver Meifter des Chanſon, Beranger, 
der aber gleichzeitig alle Saiten anſchlug, welche ein Echo im Herzen der franzöflfhen Nation 
finden, ſich begeijtert für Die Freiheitsideen ded Jahrhunderts zeigte, die Ariftofratie ber Ne: 
flauration verfpottete und als Anwalt ver Armen und linterdrückten auftrat. Der größte Did: 
ter des heutigen Frankreich ift aud zugleich fein größter politifher Poet. Victor Hugo hat die 
Bourbond, Napoleon und die Republik befungen, doch ftet3 im großartigen monumentalen Stil, 
ber feinen Liedern und Oden Die Unſterblichkeit fihert. Gegen den Napoleoncultus wandte ſich 
der Dichter Archilochiſcher Jamben, Augufte Barbier in feinem Gedichte „L’idole”. Das zweite 
Kaiſerreich Hat ed nur zu Nomanen der Demi: Monde, doch troß feiner Siege in Rußland und 
Stalien und feiner großen Perfpectiven zu feiner politifchen Poefie gebracht. Die Mery'ſche 
Dichtung „Sewaſtopol“ wenigfleng dient ald pad Produect einer altersſchwachen Muſe nicht zur - 
Verherrlichung des neuen Regime. 

Aud In den andern europäifchen Ländern ift die politifche Poeſie in dieſem Jahrhundert in 
den Vordergrund getreten, und es ift Enum ein namhafter Dichter anzuführen, der ſich nicht auch 
auf ihren Gebiet Lorbern errungen. In Spanien hatte fhon am Anfang ded Jahrhunderts 
Arriaza in ſchwungvollen patriotifchen Geſängen, an deren Spige die „Profecia del Pirineo“ 
fteht, fein Volk zum Freiheitskampfe gegen die Branzofen angefpornt. Zahlreiche politifche An= 
Elänge finden fih aud in ven Gedichten und Dramen von Quintana, Herreros, Zorrilla und 
Rubi. In Portugal, wo bereit? Camoens in der „Luſiade“ einen nationalen, feiner Zeit nahe 
liegenden und ihren geiftigen Nerv erfaſſenden Stoff behandelte, haben neuere Dichter wie 
Caſtilho, namentlich aber Garvaldo in der Sammlung „A voz de propheta” tiefempfundene 
politiihe Glegien mit religiöjem Anklang geſchrieben. Auch die ffandinavifche Poeſie fonnte 
fih den Einwirkungen der Zeit nicht entziehen, obgleich bei ihr das national:patriotifche Inter: 
eife, das jich einer jagenhaften Vergangenbeit zumendete, das eigentlich Politiſche überwog. 
Dennod findet ſich auch das legtere nicht nur bei dem ſchwediſchen Dichter Alınquift, einem ber 
vielfeitigften Schriftfteller, fondern auch bei mehrern norwegischen Beten, welche für die lite: 
rariſche Selbſtändigkeit ihres Baterlandes in die Schranfen traten. Auch in der volniſchen und 
ruſſiſchen Literatur drängt das national: patriotifche Element das politifhe mehr in ven Hinter- 
grund, obſchon ſich ſowol bei Mickiewicz ald bei Puſchkin zahlreiche Streifzüge auf das politifche 
Gebiet finden. So ift die politifche Porlte weder eine Erfindung ber Neuzeit, noch ein unberech⸗ 
tigter Auswuchs der Kunft, der nur der Talentlofigfeit zugute kommt, fondern ein integrirender 
Theil der Literatur in allen Zeiten und bei allen Nationen, der von den größten und genialften 
Dichtern mit Vorliebe gepflegt worden ift. . 

Politifche Umtriebe und Unterfuchungen; Centralunterfuhungscommiffion in 
Dentihland. Wenn man den Ausprud „politiiche Umtriebe” in dem gewoͤhnlichen Wortver: 
ftande auffaßt, fo Hat es deren ſelbſtverſtändlich zu allen Zeiten und überall gegeben, wo poli- 
tiſche Barteiungen beflanden. Die herrſchende Partei wird fi in der Regel damit begnügen, 
ihre Gegner durch Gewalt zu unterbrüden,; die Waffen ver unterliegenven befleben in Ver⸗ 
ſchwörungen und geheimen Anjchlägen, in politiſchen Umtrieben. Uber während ver Jahre 
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des großen Rückſchlags, welde auf die Befreiungsfämpfe unfers Jahrhunderts folgten, nahm 
diefer Ausdruck eine bejondere Bedeutung an. In dem feierlihen Aufruf von Kalifh von 
25. März 1813 hatten die verbündeten Monarchen der deutſchen Nation ald Lohn für die ge= 
forderten Anftrengungen und Opfer die Wiederherſtellung der Nutionaleinheit und Freiheit ge- 
lobt, und die Nation Hatte mit Begeifterung dem Rufe Folge geleiftet. Die Bundesacte hatte 
allen veutichen Landen ſtändiſche Verfaffung zugefagt. In verſchiedenen deutfchen Ländchen 
wurde eine foldhe wirklich eingeführt; in den übrigen Staaten drängte man nit, man hoffte 
und erwartete pas Befte. Dann aber zeigten jih beunrubigende Symptome. Cine parlamen- 
tarifche Negierung führte ſo manches Unbequeme für die Herren herbei, die gewohnt gemefen 
waren, an ihren Miniftertiihen mit einem Federſtrich bie Entſcheidungen über das Wohl und 
Wehe der Unterthanen zu treffen. Es verlautete, daß gegen die freifinnige Preſſe Maßregeln 
getroffen würden, daß die Einführung der Verfaflungen verzögert, mo nicht verhindert werben 
Sollte. Die Karlsbader Beichlüffe von 1819 waren natürlich nicht geeignet, dieſe Befürchtun— 
gen niederzufchlagen. Große Unzufriedenheit hatte fi ſchon früher unter der Jugend, nament⸗ 
lich auf den Hochſchulen, verbreitet, und diefe wurde ein Gegenſtand des befondern Übelwollens 
von feiten derjenigen, welche den Kürften Schreebilder von den Gefahren einer Berfaffung vor: 
zumalen liebten. Verzeihliche Ihorheiten von Jünglingen, die im Kampfe freudig ihr Leben 
gewagt hatten, wurben zu Verbrechen geftenipelt, und wirkliche aus Fanatismus von einzelnen 
begangene Verbreden, wie namentlich die Ermordung Kotzebue's durch Sand, wurden ald Anz 
zeichen eined verberbten und ſtaatsgefährlichen Geiſtes, ver Die Jugend ergriffen habe, angejehen 
und in jeder Weiſe von der Reactionspartei ausgebeutet. Selbſt Staatsmänner, die eifrig für 
die Wieverberftellung Deutſchlands gewirkt hatten, ließen jich von dem Strom binreißen. 
‚Run vollends kann von einer Verfaffung nicht die Rede ſein!“ rief Harvenberg aus, alder 
Sand's That erfuhr. Die Cenfur wurde fo fireng als je gehanvhabt, und bald vernahn marı 
von großen Entdeckungen, bie auf geheime politifche Verbindungen und Verſchwörungen hin- 
zielten. Unfaffende Anftalten wurden getroffen, um, wie das Metternich ſchon im Beginn des 
Karlsbader Congreſſes gefordert hatte, die in Deutjchland herrſchende Gärung und Aufregung 
zu unterprüden. Damals erfann man das Vlittel, alle Bewegungen der politifchen Oppofition, 
die fich nicht unter den juriftifchen Begriff eines politifchen Vergehens fubfuniren ließen, in den 
vollfommen vagen, aber um fo brauchbaren Ausdruck der „demagogiſchen“ oder „politiſchen 
Umtriebe“ zufamenzufalfen. Dann begannen politiihe Iinterfuchungen in einer großen Zahl 
der veutfchen Bundesſtaaten, und damit dieſe um fo eher einen Erfolg hätten, wurde ver Verſuch 
gemacht, alle Außerungen ver Misftimmung combinatorifch in Zufammenhang zu bringen. 

Zur Überwachung und Leitung der Unterfuhungen wurde im Jahre 1819 eine Central⸗ 
unterfuhungscommifjion,, aus ven Commiſſaren mehrerer Bundesftaaten gebildet, zu Mainz 
niedergefegt. Sie ſaß jahrelang. Einige dürftige Nejultate ihrer Forſchungen und Combine- 
tionen lieg fie nur fragmentarifd zur Bublicität gelangen. Dagegen hielt wan es nicht für 
zwedmäpig, ben vom hannoverifhen Mitglied der Commiſſion auf 5—600 Boliofeiten erftattes 
ten Binalbericht vom 14. Dec. 1827 der öffentlihen Beurtheilung vorzulegen; er wurbe nur 
in 100 Exemplaren ald Manufeript für die Regierungen gedruckt. Hiernach fonnte ter Erfolg 
keineswegs ven früher abſichtlich hochgeſpannten Erwartungen entiprechen; es war mühſam ge⸗ 
ſucht und kaum irgendetwas aufgefunden worden, was nicht ſchon zuvor notoriſch bekannt ge⸗ 
weſen wäre, ſodaß ſehr allgemein der Eindruck eines unverhältnißmäßigen Aufwandes von 
Mitteln für Erreichung eined kleinen Zwecks zurückbleiben mußte. Dieſe Anſicht iſt denn auch, 
zwar nur leiſe angedeutet, aber verſtändlich genug in einer Depeſche des Fürſten von Metternich 
an den Grafen von Münch-Bellinghauſen von Jahre 1833 ausgeſprochen. Als es ſich namlich 
um die Errichtung einer neuen Gentralunterfuhungscommifiton und deren etwaige Verlegung 
nad Mainz handelte, bemerkte ver Faiferlihe Hof: und Stantöfanzler: „Dagegen (gegen diefe 
Berlegung nad Mainz) ſcheint aber wieder zu ſprechen, daß es vielleicht nicht wünſchenswerth 
wäre, gerade in diefem Augenblic zu einer Verwechſelung zwifchen der neuzubildenden und 
der früher zu Mainz beftandenen Commiſſion Anlaß zu geben.” Der oͤſterreichiſche Staats: 
mann wollte felbft die Erinnerung an ein früheres verfehltes Unternehmen im Gedächtniß ver 
Zeitgenoſſen nicht auffriichen. 

Ein Wunder war es nicht, daß dieje Unterfuhungen rejultatlos geblieben waren. Die Un: 
geduld über die verzögerte Erfüllung des gegebenen Worts war naturgemäß in ben Kreifen 
jüngerer Männer am ftärffien und äußerte fih am lauteften auf den Hochſchulen. Wie wenig 
Staatsgefährliches akademiſche Verbindungen haben, iſt jet jevermann Flar, aber damals 
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waren gerade diefe der Gauptgegenfland der Verfolgung. Hunderte von Sünglingen, deren 
Berbrechen barin beftand, daß jie ihr Vaterland heiß liebten, und daß fie vorfchnelle politifche 
Anfichten, über Die fie wahrfcheinlich wenige Jahre ſpäter gelächelt Haben würden, ausgeſprochen 
Hatten, waren eingeferfert, in Griminalunterfuchung gezogen, ihrer Laufbahn entriffen, eine 
Menge Familien war unglüdlih gemacht worden, aber die große Maffe des Volks hatte faft 
theilnahmlos zugeiehen und das Kindiſche, das ji gelegentlih im dies jugendliche Treiben 
mifchte, völlig erfannt. Es war in der That der Zorn des ohnmächtigen Knaben gegen ven 
Willen des flarfen Manned. Und wie man die Kinder mit der Ruthe nicht blos zum Schwei⸗ 
gen, fondern wol auch zun Schlafen bringt, fo gelang ed noch für diedmal die Aufregung durch 
die theils präaventiven, theils vepreffiven Zwangsmaßregeln zu befhiwichtigen, die beim Karls⸗ 
bader Congreß beliebt worden waren. Aber ſelbſt ſchlafend nahm dad Kind an Wahsthum und 
Kräften zu; als e8 die Donner der Julirevolution weten, zudte ed in einigen feiner ©liever. 
Die revolutionären Bewegungen in Braunfhweig, Helen: Kafjel und Sachſen blieben nicht 
ohne Erfolg, und nur die erfolglofen Revolutionen werben beftraft. Alſo ließ ſich die Politik 
der Stabilität auch in Deutfchland den neugeborenen Statudquo gefallen und war nur bemüht, 
ihm eiligft den alten Mantel der Legitimität umzuhängen, um feine tevolutionäre Blöße zu 
decken und ihn ſobald als möglich feinen Urſprung vergeffen zu laffen. Auf die Maffebewegun: 
gen in Deutfchland folgte nun aber der geiflige Kampf einer liberalen Preffe, vie jich bis zu 
einen gewiflen Grabe, wie in jener Periode der allgemeinern Aufregung der Fall fein wird, 
von den Feſſeln ber Genfur factifch emancipirte. Der Wiverftand, ver ihr entgegentrat, exhitte 
fie mehr und mehr, ſodaß fie, in einzelnen Ericheinungen ven Boden der conftitutionellen Op- 
pofition überjchreitend, eine revolutionäre Richtung einfhlug. Nebenbei wurben Volksver⸗ 
fanımlungen und Feſte nianderlei Art veranftaltet, liberale Reden und Trinkſprüche audge- 
bracht, Vereine geftiftet oder projectirt und Zufammenfünfte gehalten, worin die politifch Gleich⸗ 
gefinnten ihre Hoffnungen oder Beforgnifle austaufchten. Diefe Zeit des Verhandelns war erft 
gefommen, als die des Handelns ſchon vorüber war; denn ſchon herrſchte wieder „pie Ruhe in 
Warſchau“. Allein jeldft vie Unterdrückung der polnifhen Infurrection, die Durchzüge der 
Ausgewanderten und die fo natürlihen Sympathien mit dem Unglück eines Helvenvolf8 wurben 
für Deutfchland ein weiteres Element, um für einige Zeit die Gärung zu fleigern. Don der 
andern Seite trat man ihr mit gerichtlichen und polizeilichen Verfolgungen entgegen, und eine 
zahlreiche offlciöfe und officielle Preffe war emjig bemüht, ihr Wafler ins Feuer zu tragen. 
Unter ſolchen Strebungen und Gegenftrebungen wurde als große liberale Barade in Mai 1832 
das Hambacher Feft veranftaltet. Es erfolgte eine Heftige Exploflon von Worten, worin fi 
der revolutionäre Zündſtoff unſchädlich entlud. Darum äußerte der Fürſt Metternich fo treffend 
in Geifle feiner Politif: „Das Hambader Feſt, wenn es gut benugt wird, fann dad Feſt der 
Buten werden — die Schlehten haben ſich mindeſtens zu fehr übereilt.“ Inder That wurde 
ed von den „Guten“ eiligft benugt; die Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 1832 erfhienen. Range 
ftantörechtliche Debuctionen, Verhandlungen und etwa einige Rechtsverwahrungen von feiten 
der Stände, ſodann einige verber gehaltene Proteftationen außerhalb der Ständeverfanmlun- 
gen waren bie nächſte Folge davon. 

Eine Eleine Zahl von tiefer Aufgeregten, meifteng Jünglinge und jüngere Männer, wähnte 
jedoch, den Bundesbeſchlüfſſen dieſelbe Bedeutung für Deuſchland aufprägen zu fönnen, welche 
die Juliordonnanzen für Frankreich erlangt hatten. Man ſchloß ji in engere Kreife zufammen 
und gab fi), wie es bei folcher Abfonderung immer gejchieht, manchen theils unwillkürlichen, 
theils abſichtlichen Täuſchungen über die wahre Volksſtimmung hin. Es bebürfe, fo träumte 
man, nur eines Funkens, um ganz Deutjchland in Flammen zu fegen; im ſchlimmſten Fall 
habe man fich zu Märtyrern der Freiheit gemacht und der Nation ein Beifpiel hinterlaffen. Die 
Periode der Revolutionen war fürs erfte vorüber, und die der Attentate begann. Doc brachte 
man es in Deutfchland nicht viel weiter ald zum formlojen Embryo einer Militärverfhwörung 
in Würtemberg und zu einer einflünbigen Emeute zu Frankfurt am 3. April 1833. Es war 
indeflen Blut in ven Straßen diefer Stadt gefloffen,, und ſchon vie erfle Kunde des Ereignifles 
wieß auf einige Verzweigungen, zumal auf mehrern Univerfitäten. Die Zahl der Unter: 
ſuchungen und Verhaftungen vergrößerte fi, und die Bundesverſammlung hielt es abermals 
für nöthig, am 20. Juni 1833 eine Bentralunterfuhungscommiffton in Frankfurt niederzu⸗ 
fegen. Es ift harakteriftifch genug, daß ed gerade politifhe Gentralunterfuchungscommiifionen 
waren , in denen die Einheit Deutſchlands, das noch fo wenig Gentrales hat, vor allem andern 
zum Vorfchein Fam; ein Beweis, wie fich bie Machthaber Leichter Darüber vereinigen, was fie 
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hindern wollen, als über das, was werben fol. Bon den Handlungen, über bie jegt der Stab 
gebrochen werben follte, wurzelten fo viele in einer blos misleiteten Liebe zur Freiheit und zum 
Baterlande; fie waren fo fehr Die Folge einer allgemeinen Aufregung, welcher fi nur ver in 
fi abgefchloffene Egoismus leicht zu entziehen vermag, daß es wol Feine dankbare Aufgabe 
war, gegen bie Verirrten bie Strenge des Geſetzes geltend zu machen ober den leidenfchaftlich ge- 
fteigerten Forderungen der Reartiondpartei Genüge zu thun. 

Die in 23 deutſchen Bundesſtaaten eingeleiteten Unterſuchungen ſchleppten fich langfam Hin. 
Endlich wurden nad und nad) gegen einige hundert Betheiligte meiſtens jehr firenge Straf- 
urtheile erlaffen. Darunter waren einige Todesurtbeile, die jebody unvollzogen blieben. Die 
verhängten Strafen fielen ſelbſt bei weſentlich gleichen Thatbeſtande in den verfhiebenen Staa- 
ten äußerſt verſchieden aus und gaben ein ſprechendes Blld von ber bunten Mannidfaltigkeit 
Deutscher Rechtszuſtände. Was man nad langem Suchen gefunden hatte over gefunden zu haben 
glaubte, wurde hauptſächlich in Drei amtlihen oder halbamtlichen Schriften zufammengefaßt: 
‚„Actenmäßige Darftelung der im Koͤnigreich Würtemberg in ven Jahren 1831 — 33 ftatt- 
gehabten hochverrätherifchen und fonfligen revolntionären Umtriebe” (Stuttgart 1839), die 
ſich weſentlich auf Thatſächliches beſchränkt; „Actenmäßige Darftellung der im Großherzog: 
thum Heffen in den Jahren 1832 — 35 flattgehabten hochverrätherifchen und fonfligen damit 
in Verbindung ftehenden verbrecherifcgen Unternehmungen‘ (Darmſtadt 1839), eine dienft- 
gefällige Schrift, die, an der Oberfläche ver Erfheinungen umbergreifend, Feine fehr gelun= 
genen Anftrengungen macht, auch in die tiefen Gründe einzubringen; endli und vor allem 
die „Darlegung der Hauptrefultate aus den wegen der revolutionären Gomplote der neuern Zeit 
in Deutfchland geführten Unterſuchungen“ (Frankfurt). 

Die „ Darlegung‘, verfaßt von dem kaiſerlich öſterreichiſchen Gommiflar und Präfipiren- 
den ber Bundescentralbehörde, Breiheren von Wagemann, ift in gemäßigter und gehbaltener 
Sprache geſchrieben und mag mit deſto größerer Borfiht aufgenommen werben, da fih unter 
der ruhigen Oberfläche auch das unabfichtlich irrige Urtheil leichter verfteckt und den Schein der 
Mahrheit gewinnt. Sie beginnt mit einer furzen Erinnerung an ben geſchichtlichen Zuſammen⸗ 
bang der jogenannten revolutionären Umtriebe in Deutfhland. Darauf if bier nicht weiter 
einzugeben, ba bereit in den einſchlägigen Artifeln des „Staats: Lexikon“ Demagog, Ge: 
heime Gefellfchaften die Gründe und der Verlauf ver Bewegung gewürdigt und geſchildert 
find, allerdings von anderm Geſichtspunkt aus ald von dem eines Faiferlich öfterreichifhen 
Unterſuchungscommiſſars. An die Einleitung fchließt ſich die Darftelung der gerichtlich er= 
mittelten Thatſachen in folgenden drei Abfchnitten: „Von ver Nüdiwirfung der Sulirevolution 
bi8 zum Mislingen der frankfurter Meuterei“; „Revolutionäre Complote nad der frankfur— 
ter Meuterei“; „Das Treiben der Flüchtlinge im Auslande, das Junge Europa, das Junge 
Deutſchland“. 

Im Rückblick auf die mühſelige Arbeit, ſagt die „Darlegung“ am Schluſſe, daß gegen mehr 
als 1800 Angeſchuldigte Unterſuchungen geführt worden ſind. Viele traf jahrelange Haft, und 
in der Regel war die Strafe der Inquiſition noch weit härter und dauernder als die der endlichen 
Entſcheidung. Die Mehrzahl dieſer politiſchen Gefangenen waren wenig erfahrene Jünglinge, 
die meiſtens auf den Hochſchulen aufgegriffen wurden; junge Schößlinge, vie in ver Treibhaus⸗ 
wärme einer bewegten Zeit mehr in Worten als in Thaten allzu üppig ausfchlugen, und die nıan 
ins Gefängniß verfegte, um fie getrocknet wieder in die bürgerliche Geſellſchaft zu verpflangen. 
Aber nicht alle überflanven diefe Procedur; manche Jugendblüte wurde geknickt, mande Kraft 
gebrochen, mehrere unterlagen tönlicher Krankheit oder unheilbarem Wahnfinn, ober griffen 
zum Selbſtmord, ald dem änßerſten Mittel der Erlöfung. 

Mer könnte übrigens im Hinblick auf die große Zahl der gerichtlich Verfolgten in Abrede 
ftellen, daß eine politifhe Misflimmung in fehr weitem Umfang verbreitet war? Allein Die 
Außerungen dieſer Unzufriedenheit waren hoͤchſt verfchienener Art. Und wenn fich einmal eine 
Unterfuhungscommifflon in das Gentrum folder Erſcheinungen geftellt hat, fo ift auch ihr Be: 
ſtreben, alle vereinzelte, zeitlich und räumlich geſchiedene Ausbrüche auf einen Mittelpunft zu 
beziehen, natürlich genug, um ſchon hiernady vermuten zu Dürfen, daß man in jenen Umtrie⸗ 
Sen weit mehr äußern Zufammenhang und abfichtliche Verbindung zu entdecken meinte, al in 
der That vorhanden gewefen iſt. Je anſchaulicher man aber einen oft nur fheinbaren Zufam: 
menbang varzuftellen wußte, um fo gefährlicher mußte das ganze Treiben erfheinen, und um fo 
mehr durfte die Politik ver Großmächte darauf zählen, daß die Regierungen ver conftitutio= 
nellen Kleinflaaten, wo der Hauptfig der Bewegung mar, ihre Sicherheit gegen jede weitere 
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Gefahr gerade in der Hingebung an die abfoluten Staaten ſuchen und ſich der fernern Leitung 
derjelben um fo bereitwilliger unterwerfen würben. Darum hebt die Denkſchrift des oͤſterreichi⸗ 
[hen Unterfuhungscommiflard vielleicht nicht ohne befondere Abfiht (S. 17) hervor, daß bie 
Öfterreichifchen Univerfitäten allem politiſchen Verbindungsweſen durchaus fremd geblieben fine. 

Es mußte wol einigen Eindruck machen, als die „ Darlegung” die äußerten Erſcheinungen 
einer Bewegung , die jich auf einen Zeitraum von acht Jahren vertbeilten,, auf ven Raum weni: 
ger Seiten zufammenfaßte und fchließlich auf eine Anzahl von mehr als 1800 gerichtlich Ver: 
folgten binwied. Um jedoch eine genauere Anfiht der Sache zu gewinnen, ift man natürlich 
genöthigt, das qualitativ Verſchiedene jhärfer auseinanderzubalten. Unter jener Mafle waren 
einige wenige, die ih bid zu einem Angriff mit ven Waffen in der Hand hatten fortreifen 
laifen; einige wenige, die ſich mit ver Abficht der eimnigen Theilnahme an einem Ausbruch mit 
Waffen verfehen hatten, und von folder Abſicht, bei der noch fo viel Selbfttäufhung und fo 
mander ſtillſchweigende Vorbehalt möglich bleibt, iſt es immer noch ein großer Schritt zur wirk⸗ 
lihen That. Cine größere Dienge, die einen Ausbruch erwartete und vielleiht wünfchte, be: 
ſchränkte fich für ven ald möglich oder wahrſcheinlich gedachten Fall auf einige Zufammenkünfte, 
Beiprehungen und Berbindungen. Died gefhah zumal auf mehrern Univerfitäten, und man 
weiß, was man von folden akademiſch-politiſchen Verbindungen, die vielleicht bi8 zum Exa⸗ 
men dauern, zu halten bat. Endlich war unter ven vielen politifhen Proceflen, und dieſes 
mag felbft die größere Zahl derſelben gewefen fein, eine Menge von Preßproceſſen, wie fih in 
dem vielfchreibenden Deutihland nicht anders erwarten läßt. Bon allen in ver „Darlegung“ 
namhaft gemachten Schriften ſcheint aber nur eine einzige, die in dem Fleinften Theil eines klei⸗ 
nen beutfchen Bundesſtaats in wenigen Exemplaren verbreitet wurde und nur ein legter Nach⸗ 
zügler des Frankfurter Attentat8 war, der „Heſſiſche Landbote”, einen entfchieden revolutio⸗ 
nären Charakter gehabt zu haben. Alle andern verurtheilenden Erkenntniſſe über ſolche Schrif⸗ 
ten hatten entweber Beleidigungen Öffentlicher Behörven,, bis zur Majeftätöbeleivigung hinauf, 
ober entfernte gedruckte Verſuche des Aufruhrs oder des Hochverraths zum Gegenftande. 

Die Gefepgebung über Injurien läßt nothwendig dem Nichter einen fehr ſchwer zu bemeſſen⸗ 
den Spielraum. Der Franzoſe bezeichnet mit „querelle d'Allemand“ einen vermeintlider In⸗ 
jurien willen leihtweg begonnenen Streit. Gin geiftooller veutſcher Schriftfleller machte die 
richtige Bemerkung: „ver Deutiche verklagt, wo der Franzoſe lacht“, und ſchon Cicero meinte: 
„Yerbis offendi, morbi signum est.” Inder Periode einer mehr als gereizten Stimmung 
mußte die Erankhaft nationale Empfindlichkeit um fo häufiger zum Vorſchein kommen. &o ge: 
ſchah es wol auch im beften Glauben, daß man in etwas federn Außerungen des politifchen Hu⸗ 
mors flrafbare Injurien fand, daß es gefährlich war, Wig zu haben. 

Noch ſchlimmer ald mit der Gefeßgebung über Injurien jah e8 befanntlich damals mit der⸗ 
jenigen über politifche Vergehen aus. Waren gleich einzelne Arten des Vergehen, wie ber 
Aufruhr, hinlänglich fcharf beſtimmt, fo blieb doch dem Begriff des Hochverraths und des Hoch⸗ 
verrathsverſuchs eine ſolche Elaſticität, daß fich fo ziemlich alle Hußerungen politifher Oppofl= 
tion, die nicht unter eine beflinnmte andere Nubrif fielen, bequem darin unterbringen ließen. 
Die römischen Geſetze aus der Kaiferzeit über ven Hochverrath bilden befanntlid den finnlofeften 
und barbarifchiten Iheil der ganzen römiſchen Legislation, aber fie hatten, wenigſtens zum 
Theil, im vömifch=veutfchen Reiche Geltung erlangt und beflanven, allerbings mit manden 
Milderungen, in einem großen Theil Deutſchlands, bis die neueſte Zeit Wandel geſchafft Hat. 
Knehtöfinn der Beamten that das übrige, und fo brachte die amtliche Dienftbefliffenheit aus den 
Überlieferungen der römifchen Deöpotenzeit und einigen Bruchſtücken des Mittelalterd eine Be⸗ 
griffövermwirrung zu Stande, bie für Die Richter bei ver Linterfuchung des Hochverraths und des 
hochverrätherifchen Verſuchs die Brenzen des Findens und Erfindens oft bis zur Unfenntlid- 
feit verwifchte. 

Unter folhen Berhältnifien war e8 unvermeidlich, daß nicht felten wie juriftifchen Urtheile 
über diefelben politifhen Schriften unter einer und derfelben Gefeßgebung im grellen Wider: 
ſpruch landen. Wo die Richter eines Staats zu harter Strafe verurtbeilten, hatten in unab= 
hängiger Stellung befindliche Juriftenfacultäten, die bewährteften Rechtskundigen an ihrer 
Spige, auf völlige Freiſprechung angetragen; und wenn mitunter bie Öffentliche Bekannt: 
machung biefer abfolutorifchen Nechtögutachten durch die Genfur verhindert wurbe, jo lag der 
Grund wol darin, daß man die Widerfprüche ber deutſchen Jurioprudenz im confervativen 
Intereſſe ver Ruhe und Zufriedenheit ver deutſchen Unterthanen nicht allzu augenfällig machen 
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wollte. Freilich konnte es in der Periode leidenſchaftlicher Aufregung nicht fehlen, daß fi theil⸗ 
weiſe auch die Schriften jener Zeit in leidenſchaftlichen Außerungen gefielen, womit mehr geſagt 
als gethan werden ſollte. Allein mitunter wurden literariſche Werke vor das gerichtliche Forum 
gezogen, bie, von größerm Umfang als 20. Drudbogen, zu ver Klaffe derjenigen gehörten, die 
felbft ver fcharfen Borausficht der deutſchen Bundesverſammlung nicht ald moͤglicherweiſe „ge— 
fährlich“ erſchienen; die, in wiflenfhaftliher Sprache geihrieben, nur an die gebilvetern 
Klaffen des Volks ſich wendeten; die in einer geringen Zahl von Exemplaren auf dem gewöhn= 
lichen Wege des Buchhandels verbreitet wurden und fih höchſtens beigehen ließen, das landſtaͤn⸗ 
difche Recht ver Steuerverweigerung, im Einklang mit den meiften Abgeordneten des Volks, 
nicht ganz in dem befchränften Umfang zu nehmen, ven ihm fpäter die Bundesbefhlüffe vom 
28. Juni 1832 zu geben ſuchten. Schon die Beinlihe Halsgerichtsordnung Kaifer Karl’s V. 
fordert im Art. 178 ganz allgemein zu jevem Verſuche eines Vergehens „etliche dienſtliche und 
fheinlihe Werke”, und e8 war ſchwierig, folde Schriften für „ſcheinliche Werke” zu halten, 
man hätte denn den Ausdruck auf den Gegenfat von Schein und Wahrheit beziehen mollen. 

Nachdem erft einmal in ven zahlreich nievergefegten Uinterfuhungscommifflonen ein neuer 
Stand gefchaffen war, ging man mit der dem deutſchen Volkscharakter fo eigenthümlichen Scheu 
vor Übereilung zu Werke, um die politifchen Unterſuchungen, forte gelegentlich die Unterfug= 
ten, von Grund aus zu erfchöpfen. Dafür hatte man fhliepli den Vortheil, felbft noch einen 
größern Zufammenhang zu entdeden, ald in ver Wirklichkeit vorhanden war. Während dieſes 
in Deutfchland vorging, hatte noch Frankreich feine revolutionären Krifen zu überftehen. Im 
April 1834 erhob fich ein Mafjefampf in ven Straßen von Lyon, von Paris und vielen andern 
Städten diefed Landes. Es galt die Eriftenz der Dynaftie, die Frage zwiſchen Monarchie und 
Republik, das Schickſal Europas. Das Gefecht ſchwankte unentſchleden, bis enblidh vie Regie- 
rung einen blutigen Sieg erfocht. Jetzt wurden aus allen Gegenden Frankreichs über 500 Ber: 
haftete nach der Hauptfladt gebracht. Es war ein außerorbentlicher Fall, der fieben Monate 
Borbereitung erforderte. Die mit der Leitung der Uinterfuchung beauftragte Gommifflon hatte 
17000 Actenſtücke durchzugehen und 4000 Zeugen zu vernehmen. Der ald Gerichtshof con- 
ftituirten und am 24. Nov. 1834 zum erſten mal verfammelten Pairskammer wurde ein drei 
Foliobände füllender Commiſſionsbericht verlefen. Aber das gewöhnliche Local war nicht ge= 
räumig genug, um bie große Zahl aller Betheiligten zu faſſen. Man mußte zum Anbau eines 
neuen Saals an das Lurembourg ſchreiten, der im April 1835 vollendet wurde. So konnten 
erft am 5. Mai veflelben Jahres die eigentlihen Proceßverhandlungen eröffnet werben. Inzwi⸗ 
ſchen hatte eine geſetzwidrige Orbonnanz alle Vertheidiger ausgejchloffen, die nicht auf der Lifte 
eines königlichen Tribunal eingefchrieben waren. Diefes gab Anlaß zu einem befondern Zwi⸗ 
ſchenproceß und damit zu weiterer Zögerung. Auch weigerte ſich ein großer Theil der Ange 
flagten, vem Pairshof, den fie als incompetent erklärten, Rebe zu flehen; tumultuarifche Auf- 
tritte entflanden, ſodaß fi die Pairäfammer nur durch den weitern geſetzwidrigen Beſchluß, 
das Verfahren auch in Abweſenheit der Angeklagten fortzufegen, zu helfen mußte. Ein fpäterer 
Zwiſchenvorfall war die Flucht von 28 der bedeutendſten parifer Gefangenen. Aus dem allen 
erklärt e8 fich, daß erſt am 23. Jan. 1836 gegen 105 Angeklagte, unter diefen gegen 26 Flüch⸗ 
tige, verurtheilende Brfenntniffe erlaffen wurben, unter welchen Fein Todesurtheil war. Denn 
alle andern Verwickelten maren ſchon im Herbft 1834 theils nad) dem Antrag des Generalpro: 
curators, theild nad dem Beichluß der Bairöfammer von der Anklage entbunden und der Haft 
entlaflen worben. 

Dieſes war der berüchtigte Riefenprocep! Wollte man nun behaupten, daß Frankreich Einen 
politifchen proces monstre hatte, daß dagegen in Deutſchland die proces monstres die Regel 
bilden, fo gift dies wenigſtens nur für die Dauer der politifchen Unterfuhungen. Dort war 
man nach vielfachen außerorbentlihen Henmniffen, nah ungewöhnlichen Zögerungen, im Ver: 
lauf von nicht ganz 22 Monaten mit der richterlihen Entſcheidung fiber eine Bewegung zu 
Ende gekommen, bie nach ihrem Umfang etwa bad Tauſendfache eines Frankfurter Attentatd 
betrug. In Deutfhland dagegen erhielten die Frankfurter Gefangenen am 20. Det. 1836, alfo 
nad) mehr als 31/, Jahren, ihr Urtheil erfter Inftanz. Damit war die Sache nicht abgethan; 
denn nun begannen erft die Einleitungen zum Appellationdproceh in Lübeck durch ein mehrere 
Monate dauerndes Actenaußzieben. Lind diefe Zeit mar es, welche die Angeklagten, mit Aus- 
nahme einiger minder Gravirten, zu einer glüdlihen Flucht benugten. Im Großherzogthum 
Heflen konnten bie Urtheile über die am Attentat entfernter Betheiligten erft zu Ende des Jahres 
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1838 publicirt werben; und nachträglid find gar noch in Jahre 1841 Erfenntniffe, die darauf 
Beziehung haben, erlaffen worden. 

Diefe verhältnigmäßig fo viel größere Langſamkeit ver deutſchen Juſtiz war nicht Die Schuld 
der Richter; fie lag in den Geſetzen und im gefeglich beftinmmten Verfahren. Damals galt in 
faft ganz Deutſchland das heimliche und inquifitorifche Verfahren, bie meiften Richter betrachte: 
ten ed als eine Art Ehrenpunft, aus dem Angeflagten Geftänpniffe hervorzuloden. Die Ange- 
klagten waren zum großen Theil Männer von Talent und Bildung und natürlih um fo mehr 
auf ihrer Hut, weil durch ihre Ausfagen leicht andere, mit denen fie burg gegenfeltiges Ver⸗ 
trauen verbunden waren, gefährvet merben Eonnten. Daher ließ fi in dev Regel bei folden 
politischen Angeklagten eine größere ‚„„Halöftarrigfeit‘ bemerfen; und weil zur Überwindung 
derfelben ein größerer Aufwand pfychologifher Zwangsmittel erforderlich iſt, fo erklärt fich zum 
THeil ſchon daraus die herkömmliche lange Dauer politiiher Brocefle unter der Herrichaft einer 
Geſetzgebung, die jeßt in ben bei weitem meiften Staaten einer gerechtern und weifern Griminals 
juftiz gewichen iſt. 

Denn gerade bei ſolchen politiſchen Proceſſen wäre eine ſchnelle Erledigung vorzugsweiſe 
zu wünſchen; und hätte man die ſchlimme Wahl zwiſchen einigen Übereilungen und einem 
legal bemeſſenen Schnedengange der Juftiz, man könnte ji eher für die erſtern entſcheiden. 
Ganz davon abgejehen, daß die lange Dauer der Unterfuhungen und Unterfuhungdhaft mehr 
und mehr ein Mitleid für die Angeklagten wedt, das dieſen fo oft die Mittel Bieter, fich ver 
Strafe zu entziehen und ven Ernft der Gerichte zum Spott zu machen, find weit bie meiften poli⸗ 
tifchen Vergehen ſolche Angriffe gegen das legal Beftehenve, weldye, unter ganz befondern und 
vorübergehenden Berhältniffen unternommen, ven Staat zur Nothwehr auffordern. Dem An 
griff gegenüber muß Die Vertheidigung ſchnell fein. Bleiben dagegen die Urtheile jahrelang bins 
ausgeſchoben, jo iſt in der Regel nicht bloß die Gefahr vorüber, ſodaß die Berurtheilung häufig 
nur noch als überflüffige Härte erfcheint, fondern ber Angeklagte ift auch oft in ſich ſelbſt ein 
ganz anderer geworben. Denn ob.man glei nicht leihthin feine politifchen Überzeugungen auf: 
gibt, fo Ändern fich doch ſehr leicht die Anftchten Über Die Mittel zum Zweck, und juriſtiſch können 
nur dieſe Mittel in Frage kommen, da fi für jene Staatsveränderung ebenfo wol eine gejeß- 
mäßige Reform als ein gewaltfamer Umſturz venfen läßt. Die gemeinen Verbrechen des Dirb- 
ſtahls, Raubs u. dgl. mögen fich bei jedem Zuſtande der Geſellſchaft wiederholen; die gewalt- 
famen Berfuche politifcher Ummälzungen können meiftend nur in die Zeiten befonderer Auf: 
regung fallen, und daß ſolche Perioven der allgemeinen Misſtimmung nicht wiederkehren, ift 
weit mehr in bie Hand der Regierungen alö der einzelnengegeben. Weil die politifchen Vergeben 
meiſtens nicht aus Seldftfucht, fondern aus ihrem Gegentheil entjpringen ; weil der politifche 
Berbrecher gemöhnlid nit ſowol eine Verbeflerung feines eigenen Zuſtandes fucht als eine 
vielleicht nur eingebildete Verbeflerung der gefellfchaftlihen Zuſtände; weil er im Verſuch zur 
Herbeiführung diefer Veränderungen auf eine entfprechende Volksſtimmung zählt, jo wird er 
viel häufiger als der gemeine Verbrecher ſchon durch das bloße Midlingen feines Verſuchs von 
der Wiederholung abgefchredit werden. Darum ereignet ed ſich fo vielfach, daß das verfpätete 
Urtheil in politiſchen Unterſuchungsſachen gar kein ſtrafwürdiges Subject mehr vorfindet, weil 
der Verurtheilte in Anficht, Gefinnung und Willen fchon ein anderer geworben iſt, als er früher 
war. Nicht weniger dringend ift gerade in dieſen Fällen, wo der Staat felbft ‘Partei iſt, die 
Offentlichteit des gerichtlichen Verfahrens und die Entſcheidung durch Geſchworenengerichte. 
Wer fi in politiſche Unternehmungen einläßt, hat auf eine beſtimmte Volksmeinung gerechnet, 
und wer nicht durch die Notabilitäten dieſer Öffentlichen Meinung, wie fie im freigewählten Ge⸗ 
ſchworenengericht gch ſelbſt repräſentirt, zur Strafe gezogen wird, mag in feinen eigenen Augen 
wie in denen bed Volks nur allzu leicht als ein bloßes Opfer der Parteirache ericheinen. 

Nach alledem gibt e8 ſich von felbft, daß dur politiihe Verurtheilungen die öffentliche 
Meinung häufiger verlegt als befriedigt wird; daß fie meiftens Partei für die Angeflagten 
nimmt; daß fle wenigftend entjchuldigt, wenn fie nicht lobt; daß das eiferne Gitterfreuz am 
Kerkerfenfter des Verhafteten ebenfo oft für ein Ehrenfreuz bei vielen gilt ald dad Ordenskreuz 
bei wenigen. In ver That, wer ſich des Ganges und der Refultate ver politifchen Unterſuchun— 
gen in Deutfchland erinnert, wie manderlei Gerüchte über die Behandlung der Gefangenen in 
Umlauf famen, welche zwar größtentheild erfonnen, dennoch viel Glauben fanden und bei der 
Heimlichkeit des gerichtlichen Verfahrens Blauben finden mußten; wie jedes Perhorreicenzge- 
fuch eines Angeklagten in weitem Kreife gebilligt wurbe; wie am Ende ber langen Inquifition 
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. fo viele der hauptſächlich Betheiligten der Hand der zögernden Juſtiz entwifcht waren; wie ber 
Eindrud war, ven jede Berurtheilung, und wie derjenige war, ven jede gelungene Flucht machte; 
wie fi den Flüchtigen taufend Hülfreihe Hände entgegenftredtten — mer für dad alles ein Ge⸗ 
dächtniß Hat und nicht zur Überzeugung gefommen ift, daß die Herilellung der beiden Grund⸗ 
pfeiler der ſtaatsbürgerlichen Freiheit, der Öffentlicjfeit ver Juftizpflege und der Geſchworenen⸗ 
gerichte, wo fie nody nicht angenommen ft, endlich an der Zeit if, der mag ſich wenigftend auf feine 
Fähigkeit, aus ven Thatſachen der Gefhichte Lehre und Warnung zu ſchöpfen, nicht viel zu= 
gute thun. Auch die politiichen Flüchtlinge hätten ſich vielleicht, wie jener Herzog von Wür- 
temberg, getrauen dürfen, ihr Haupt in den Schoß jedes Bauern niederzulegen. In biefen 
Umftande liegt eine jehr ernfte Mahnung für denfende Staatsmänner und Rechtsgelehrte: er 
deutet auf eine Spaltung zwiſchen Staat und Bolf; ev ift ein Beweis, daß bei allem Streben 
nach gründlicher und unparteiiicher Juflizpflege dennoch die Inftitutionen mit ven herrſchend 
gewordenen Ideen der Geredhtigfeit im Widerſpruch flehen. Die neuefle Zeit hat died erfannt. 
Große Veränderungen find in den legten 25 Jahren eingetreten, namentlich auch in der Crimi⸗ 
nalgefeggebung. Die Heimlichfeit des Verfahrens iſt in dem größten Theile Deutfchlande ver: 
ſchwunden, Geſchworene jind an die Stelle der gelehrten Richter getreten, um über ven That: 
beftand zu entjcheiden. Eine Zeit derartiger politifher Unterfuhungen, wie fie gefchildert wor⸗ 
den find, wird, ſoweit menfchliche Berechnung reicht, nicht wienerfehren. Daß noch mande Ge⸗ 
brechen beftehen, joll nicht geleugnet werben, allein der Begriff ver politifchen Umtriebe, wie er 
damals aufgefaßt wurde, wird, wie man zuverfichtlich behaupten mag, niemals wieder unfere 
Gerichtshöfe entehren. W. Schulz. 
Politiſche Verbrechen und Vergeben. I. Allgemeiner Begriff. Schon in den 
unentwidelten und unreifen Geſittungszuſtänden der beginnenden Staatöbildung zeigen ſich 
Yinterfheidungen zwifchen ven mit Strafe zu ahnenden Berbrechenshandlungen in der Richtung, 
daß von dem frevelhaften Angriffe auf das Recht ver einzelnen Berfon der Angriff gegen Die Ge⸗ 
ſammtordnung des Staats gefondert wird. In dem Maße, wie dad ſtaatliche Bewußtſein 
reift, gewinnt jene Unterſcheidung an Klarheit und Ausdehnung. Privatverbrechen, wie Dieb- 
ftahl und Mord, unterliegen einer andern Auffaffung als Öffentlihe Verbrechen. In allen Straf- 
gefeßgebungen der neuern Zeit wirb diefe Sonderung feftgehalten, weil jle der Natur der Sache 
entſpricht. Unter den gegen bie flaatlihe Gefammtorbnung gerichteten Verbrechen gibt ed aber 
wiederum eine befondere Kategorie, melde man als politifche bezeichnet. Da ihr beſonderer 
Charakter im Verhältniß zu andern Verbrechen gerade in der Beränderlichfeit ihres Inhalts be- 
fteht, fo kann man im allgemeinen nur jo viel fagen: daß politifche Verbrechen diejenigen rechts⸗ 
widrigen Handlungen find, melde gegen das Beſtehen der Staatöverfaffung oder gegen bie 
Thätigkeit einer Staatsgewalt oder beren Organe gerichtet find. Einer feft abgegrenzten und 
überall erihöpfenvden Definition der politiihen Verbrechen fteht namlich im Wege, daß es gerade 
geſchichtlich wandelbare, mit der Entwidelung der Staaten eng zufammenhängende Verhältnifie 
find, auß denen die Beftimmung deſſen, was als ein politifches Verbrechen gilt, hergeleitet wer⸗ 
deu muß. Während die meiften Privatverbrecden, insbeſondere vie allerfchtwerften unter ihnen, 
ſchlechthin unverträglich erſcheinen mit der flaatlihen Orbnung und von ihnen deshalb behaup⸗ 
tet werden kann, daß fie ber natürlichen Ordnung der menfchlichen Gefellichaft entgegenlaufen; 
währenn Eigenthum und Leben der Ginzelperfon gegen ſchwere Verlegungen durch freigemwollte 
Handlungen in allen Eulturflaaten ohne Ausnahme frafrechtlih gefhügt werden, zeigt fi ſchon 
bei oberflächlicher Beobachtung, daß daß „politifche Verbrechen“ feinen Inhalt weſentlich aus 
der pofitiven Gefeggebung empfängt. An ven römiſch⸗-rechtlichen Unterfchien von delicta juris 
gentium (Diebflahl, Mord) und delicta juris civilis anfnüpfend, darf man alfo behaupten, 
daß die politifchen Verbrechen zu ven letztern gehören. Allerdings gibt e8 Fein Volk, deſſen Ge⸗ 
ſchichte völlig frei wäre von politifhen Verbrechen; welche einzelne Handlungen aber dahin zu 
rechnen find, läßt fich gemeingältig für alle Zeiten und Völker nicht feftftellen. Nur foviel kann 
zugegeben werben, daß die Duelle und der Urſprung der politifhen Verbrechen in dem Ber- 
hältniſſe zwifchen ver fubjertiven Natur des Menfchen zu der objectiven Nothwendigkeit einer 
ftaatlich zwingenden Ordnung und dem Conflict beider in ber Geſchichte kämpfenden Entiwide: 
Iungsmomente zu fuchen if. Fuͤr die moralifche Würdigung ver politifchen Verbrechen wie für 
die Gefegungsgebungspolitif ift daher eine gefchichtliche Betrachtungsweife geradezu unerlaplich. 
In der Rechtsgeſchichte gibt es kaum ein anderes Gebiet, weldes fo fruchtbar wäre an War: 
nungen und Lehren wie vie Betrachtung der politifchen Verbrechen und der politifchen Proceſſe. 
Bevor wir daher und der Aufgabe unterziehen, den Standpunkt der Gegenwart und ber heu= 
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tigen Geſetzgebungen darzulegen, ift ver Charakter ver politifhen Verbrechen auf ven Wege ver 
hiftorifchen Betrachtung der in Deutſchland wirkſam gewordenen, das Recht beeinfluflenven 
Momente zu unterjuhen. Gine rein dogmatifche Auffaffungsweife ſcheint für unfere Aufgabe 
gerabezu unmöglih. Denn jener mit den Zeiten wechſelnde und von den Staatszuſtänden be⸗ 
dingte Grundzug ber politifhen Verbrechen iſt ed gerade, melden die Geſetzgebungen als Aus- 
gangspunkt für ihre Sagungen unbedingt anerkennen müffen. Nicht abftracte Forderungen ver 
Moral, fondern die thatſächliche Korn der Staatszuſtände ift das Entſcheidende in den That 
beftande ber politifchen Verbrechen. 

Ohne auf die für Deutſchland unweſentlichen, wenn auch für den Geſchichtsphiloſophen 
höchſt beachtenswerthen Auffaſſungen der orientaliſchen Voͤlker oder ver Griechen näher ein— 
zugeben, ſetzen wir und zunächſt die Aufgabe, das politiſche Verbrechen durch die roͤmiſche Rechts⸗ 
entwickelung, durch das mittelalterliche und germaniſche Recht bis auf die Gegenwart zu ver⸗ 
folgen. Demnächſt werden wir dazu gelangen, den Standpunkt der Gegenwart unter Benutzung 
der aus der Geſchichte abzuleitenden Erfahrungen kritiſch darzuſtellen und endlich diejenigen 
Anwendungen aufzuſuchen, welche in dem Vegriff und dem Weſen der politiſchen Verbrechen 
angedeutet find. 

U. Die geſchichtliche Entwickelung der politiſchen Verbrechen bei ven Rö— 
mern. Das roͤmiſche Staatsweſen läßt frühzeitig feine Abgeſchloſſenheit nach außen und ſeinen 
Gegenſatz gegen die benachbarten und umwohnenden Volksſtämme erfennen. Gin Nachklang 
der dem Alterthum eigenthümlichen nationalen Gegenſätze iſt gleichſam in den Verſen der roͤmi⸗ 
ſchen Dichter erhalten, welche die Stiftung des römifchen Staatsweſens nicht aus einem einhei⸗ 
miſchen Entwidelungsprocefie, jondern aus fernen Wanderungen einzelner Heroen ableiten. 
Neben vem fharfen Gegenſatze zu andern Volkoſtämmen zeichnet ſich aber die Überlieferung von 
ven älteften Zuftänden der römiſchen Stadtgemeinde Durch den Hinweis auf verſchiedene Schid- 
ten der Bevölferung Noms aus. Sei es, daß ed von den drei Stämmen der Titied, Ramnes 
und Luceres oder von Patriciern, Piebejern, Gentes und Elienten die Rede iſt, immer wird in 
der Urgeſchichte Roms eine gefellfchaftlihe Gliederung als beſtehend vorausgeſetzt und damit 
das Bewußtfein ver innern Staatsgemeinſchaft und Die Macht einer dieſe Elemente verbinden= 
den Staatsordnung in Nom erflärt,. Innerhalb der Beziehungen der römijchen Staatögemeinde 
zu deren einzelnen Angehörigen lag daher auch von Anfang an die Möglichkeit einer Befähr- 
dung dder Schädigung nad diefen beiden Richtungen der Außern Sicherheit gegen Beinde und 
ber innern @inheit gegenüber ven Gliederungen der Bevölferung. Ihren juriftifchen Ausdruck 
empfingen viefe Möglichkeiten in ben beiven Verbrechensbegriffen der proditio und perduellio. 
Es würde freilich unrichtig fein, dieſen beiden Bezeichnungen einen begrifflich ſcharf getrennten 
Inhalt beizumeffen. Perduellio bedeutet ſprachlich nichts anderes als einen höhern Grad feind- 
jeliger Gefinnung. Übrigens ift es nicht möglich, den objectiven Inhalt der alten perduellio 
genau zu beflimmen. Nicht einmal gegen den Mord (parricidium) läßt fi eine klare Grenze 
ziehen; denn die roͤmiſche Geſchichtſchreibung läßt den Schweflermörber Horatius des Hoch⸗ 
verrath3 angeklagt werden (judicium Horatianum). In diefem fo mannichfach erflärten Gri- 
minalfall zeigt fich außerdem der Zuſammenhang des altroͤmiſchen Staatsverbrechens und des 
Strafrechts mit den religidjen Vorftellungen. Die von Livius zum Theil wörtlich überlieferte 
Strafformel für den der perduellio fhuldig befundenen deutet auf ein priefterlich-facrales Gere: 
moniell. 1) Erſt in den fpätern Sahrhunderten verwilchen ſich dieſe Borflellungen, die ihren 
ftärkften Ausdruck in der Verfluhung ſchwerer Verbrecher, in dem Gottesbann (sacratio capi- 
tis) fanden. Todesſtrafe mar das Schickſal per Hochverräther In alter Zeit; e8 ift indeß bemer⸗ 
kenswerth, daß außer ven Ruthenhieben vor der Hinrichtung mitteld des Beils feinerlei Schär- 
fungen der Strafe erwähnt werden. Don jenen martervollen Qualen, die eine fpätere Zeit 
höherer Bivilifation erfann, finden fi in den ſonſt rohen Anfängen der römischen Rechtsent⸗ 
widelung feine Spuren. Schon die ältere Zeit der republikaniſchen Periode Roms iſt reih an 
politifchen Verbrechen, insbeſondere an politifhen Morden, zu denen vie Parteileidenſchaft in 
den Kämpfen zwifchen ven Plebejern und Patriciern fi fortreißen läßt. Das Eigenthümliche 
diefer Verbrechen liegt darin, daß es vorzugsweiſe die machthabende Klaſſe des Patririats ift, 
welche durch politifchen Mord die hervorragenden Führer der Volkspartei zu befeitigen ſucht. 
Als Vorwand dient dabei faft regelmäßig die Anfchuldigung, daß befonder8 ausgezeichnete Tri= 


1) Dal. Ofenbrüggen, Das altrömifche Parricidium (Kiel 1841), S. 7—15, 39-43. Köttlin, 
Die Berpuellio unter den römischen Königen (Tübingen 1841). 
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zehn Jahre früher wurben zu Urhebern weitgehenber Strafgefege über crimen majestalis, in- 
bem die lex Cornelia nad) einer Anführung Cicero's bereit8 Schmähungen gegen die „majestas” 
unter Strafe ftellte, während Tacitus die Strafbarkeit der wörtlihen Majeftätöbeleivigung erft 
aus der Kalferzeit datirt. Julius Gäfar ſchuf zwei Jahre vor feinem Tode gleihfalls ein Geſeg 
über Majeftätöverlegung , welches demjenigen des Sulla wahrſcheinlich nachgebilbet war. Nach 
diefer lex Julia majestatis, welche während der Kalferzeit erhalten blieb, von Juſtinian in fein 
Geſetzgebungswerk aufgenonmen und damit fpäterhin in Deutfchland reripirt wurde, follte 
derjenige als Majeſtätsverbrecher gelten, welcher gegen ven imperator ober den Staat die 
Waffen ergreift oder fonft Keinpfeligfeiten verübt, das Heer verräth, ohne kaiſerlichen Be— 
fehl Krieg führt oder Auspebungen veranftaltet, Truppen anwirbt, aufreizt ober zum Feinde 
überläuft. 

Man erkennt daraus, daß die Strafanprohungen wegen Majeftätöverbrechen vorzugsmeiie 
gegen militärifchen Berrath und bewaffneten Aufruhr berechnet waren. Die ſichere Verfügung 
über bie Armee war die nächfte und wichtigſte Stüge der Faiferlihen Macht. Aus dem Deere 
gingen vie Prätendenten für den Kaiſerthron zunäcft hervor. Sich hier des Gehorſams zu ver= 
fihern, war daher von Äußerfter Wichtigkeit für die Faiferlihe Wahlmonardhie. Doch zeigte ver 
Erfolg auch Hier, daß vie härteften Strafgefege die Perfon des Kaiferd gegen Mord und Aufruhr 
nicht zu ſchützen vermochten. Gerade die gefürdtetfien unter den Tyrannen endeten auf gemalt- 
ſame Weife. 

Neben der Eapitalftrafe, mit welcher Einziehung ded gefanmten Bermögend von Rechts 
wegen verbunden war, zeichnete ſich dad Strafgefeg wegen Majeſtätsverbrechen durch eine Un⸗ 
beftimmtheit und Dehnbarkeit aus, vermöge welcher es geſchehen konnte, daß jeder angefebene 
Nömer, an deſſen Unſchädlichmachung den Kaifern gelegen war, vermitteld einer Anflage wegen 
Majeſtätsverbrechen befeitigt werben Eonnte. Die bloße Anklage beveutete zu ven Zeiten des 
Tiberius, Claudius und Nero ebenfo viel wie eine Berurtheilung, angeſichts welder ver Selbf: 
mord noch als ein ehrenvolles Schickſal erſchien. Tacitus nennt daher pad Majeftätöverbredhen 
eine Ergänzung für den fehlenden Thatbefland anderweitiger Vergehen, und Plinius drückt 
dafjelbe noch praflifcher aus, indem er bemerkt, „Majeftätöverlegung ſei das Verbrechen ber- 
jenigen, denen man wegen ihrer Unſchuld nichts anhaben Eonnte. Auch im Verfahren war ber 
Verdächtige ungünftiger geftellt als jonft ; denn im Zufammenhange mit den Auflagen wegen 
Majeftätöbeleivigung bildete ſich eine Früher unerhört gemefene Ausdehnung hinfichtlih der An- 
wendung ber Folter. Berfonen, die fonft nicht ald Ankläger vor Gericht zugelaffen werben durf⸗ 
ten, wie @brlofe, Soldaten, Frauen, konnten Anklagen gegen Majeftätöverbrecher erheben. Selbft 
die Beihuldigung der Sflaven gegen ven eigenen Herrn follte vor Gericht gehört werden. Den 
beſſern Kaifern rechnete man e3 zu einem befondern :Berdienft, daß fie den Misbrauch der Folter 
und der Majeftätdanflage zu hemmen ſuchten. Im großen und ganzen würde ed indeß immer 
gerechtfertigt fein, zu behaupten, dag niemals und nirgendd perjünliche Breibeit und Eigenthum 
mehr gefährber waren als im römifchen Kaiferreich vermitteld des crimen majestatis. NMadh- 
bem ber Schwerpunkt des Vergehens in vie Verlegungen und Bedrohungen der Faiferlihen 
Berfon Hineinverlegt worden war, genügte das bloße Misfallen des Kaiſers zur Erhebung einer 
Anklage, über welche im Beginn der Kaijerzeit regelmäßig ver römifche Senat, fpäterhin der 
wirklich oder vermeintlich beleidigte Machthaber in eigener Perſon als Richter entſcheiden Eonnte. 
Wie wenig die bervorragendften Juriften der Kaiferzeit im Stande waren, dem Maijeftäte- 
verbrechen einen beflimmten und abgefhhloffenen Thatbeftand zu fihern und der Anwendung der 
‚ lex Julia majestatis fefte Grenzen zu ziehen, zeigen bie in die Pandekten aufgenommenen Stel- 

len. (Bol. Dig. XLVIII, 4.) 

Aus ihnen ergibt ſich beiſpielsweiſe, daß felbft Zeichen der Misachtung gegen Faiferliche 
Bildfäulen oder Porträts mit Gapitalftrafe belegt wurden. Klingt es nicht wie bitterer Hohn, 
wenn ein Jurift wie Marcian verfigert und der Kaifer Juftinian in feinem Geſetzgebungs⸗ 
werfe wiederholen läßt, daß derjenige Fein Majeftätöverbrechen begeht, welcher die durch Alter 
beſchädigten Kaiferflatuen repariren läßt? (1. 5, Dig. 48, 4). Nicht einmal der natürliche 
Tod befreite nach einmal erhobener Anklage von der Bermögensconfiscation. Um diejelbe zu 
vermeiden, war den Erben gleihjam in Wege befonderer Onade nachgelaflen, ven Beweis zu 
führen, daß der Berftorbene unſchuldig geweſen fei. Auf vie Stellen ver Pandektengeſetze zurüd- 
blickend, darf man das Majeftätsverbrechen dahin vefiniren, daß in demfelben alle feindlichen 
Acte, oder Die Vorbereitung und Unterflügung feindlicher Arte gegen den Staat In feinen in- 
nern und Außern Beziehungen zu Friedens⸗ und Kriegszeiten, außerdem aber alle thatſächlichen 
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und wörtlihen Berlegungen der kaiſerlichen Würde inbegriffen waren. *) Für alle dieſe in ſich 
ſelbſt fo verſchiedenen Fälle war die gleiche Gapitalftrafe gebroßt. 

Obwol die lex Julia majestatis der Willkür nichts zu wünfchen übrigließ, fo haben den⸗ 
nod die fpätern Kaifer das alte Recht durch Zuſätze mannichfach erweitert. Die Anklage wurde 
felbft gegen Verſtorbene zugelafien, zu dem Zwecke, daß den Erben das Vermögen entriffen und 
das Andenken des Todten verflucht werden könnte. (S. 1.6, Cod. ad legem Juliam majestatis, 
9,8). Neben viefen Ausdehnungen machte nur Theodoſſus eine rühmliche Ausnahme, indem er 
393 n. Chr. jenes Geſetz erließ, wonach der Michter wegen Schmähung des Kaiferd oder der 
kaiſerlichen Regierung nicht felbftändig einzufchreiten, fondern vorerft an den Kaiſer zu berichten 
- babe, welcher fi die Entſcheidung darüber ſelbſt vorbehalten will, ob Verzeihbung oder Strafe 
eintreten fol. Theodoſius meint dabei: wenn folde Ihaten aus Leichtfertigkeiten entfprungen, 
müſſe man fie verachten, wenn aus höchſter Leidenſchaft (insania), bemitleiden, wenn aud rechts⸗ 
widriger Abit (injuria) verzeihen. Leider waren dies Grundfäße, an welche man fi, obwol 
fie dem Geſetzbuche Juſtinſan's einverleibt wurben, nicht kehrte. Was Theodoſius gegen ven 
Geiſt ver Race beſtimmt hatte, wurde durch feine beiden Söhne, Arcadius und Honorius, reich⸗ 
lich wieder erfegt. Sie find die Urheber jener fluchwürbigen, ven Namen von Geſetz und Recht 
fhändenden Gonftitution aus dem Jahre 397, welche mit dem Worte quisquis beginnt und 
darum unter der ehemals üblichen Bezeichnung der lex quisquis (1. 5, Cod. ad legem Juliam 
majestatis) berüdhtigt wurbe. Als Majeſtätsverbrechen foll ſchon vie bloße Verabredung 
mehrerer (Complot) gelten, die in ver Abficht gefchieht, vie Tödtung der kaiferlichen Hofbeanten 
und Rathgeber, Senatoren oder irgenbeined andern Falferlihen Beamten zu bewirken. Den 
Schuldigen wird die Todesſtrafe und Vermögenseinziehung angedroht, ſelbſt wenn es bei dem 
bloßen Willen, die That zu verüben, "verblieben und zu gar feinem Berfuche gefommen ift. 
Die (unfguldigen) Söhne der Berurtheilten werben durch daſſelbe Gefet für ehrlos und 
erbunfäbig erklärt, „ſodaß ihnen in ihrer Noth der Tod als eine Erlöfung, das Leben als eine 
Todesqual erfcheine”. Den (gleichfalls unſchuldigen) Toͤchtern wird ein Bruchtheil aus der Erb⸗ 
Ihaft der Mutter zugeflanden. Auch die binterlaflene Ehefrau des Schuldigen treffen Ver⸗ 
mögendftrafen, deögleichen alle, welche auch nur in entferntefter Weife ald Mitwiffer oder Werk⸗ 
zeuge (satellites, conscii, ministri) bei dem verbrecherifchen Unternehmen betheiligt waren. 
Den Angebern des Complots wirb Straflofigkeit, unter Umſtänden auch Belohnung zu: 
gefagt. 

Dies ift der Juhalt jenes Gefeges, welches unter den namhaften Juriſten nur einen ein⸗ 
zigen Bertheidiger, nämlich Hobbes, gefunden hat, fonft aber allgemein ald ein Schandfled in 
der römifchen und leider auch deutſchen Rechtögeichichte anerfannt worden iſt. Das Kanoniſche 
Recht als die Geſetzgebung ver Kriftlichen Kirche hat daſſelbe Gefeg wiederholt (causa 6, qu. 1, 
can. 22; cap. 5, X. de poenis in VI! V, 9) und in Beziehung gefeßt zu den Cardinälen, die 
zum Papſt in gleihem Verhältniß zu fliehen ſchienen wie die Hathgeber und Dinifter zu den 
weltlichen Fürften. Endlich ift auch in der Goldenen Bulle unter Wiederholung der einzelnen 
Beflimmungen viefelbe lex quisquis auf die Perfon der Kurfürften als ein fhügender Schirm 
ausgedehnt worben, ſodaß auch jie als Theilhaber an ver Majeflät des Heiligen Rönifchen Reichs 
ericheinen follten. ’ 

Hinſichtlich des Römischen, im Mittelalter wieber zur Geltung gelangten Rechts Fönnte 
unfere Aufgabe hiermit abgefihloffen werben, Das Gefagte genügt, um Gehalt und Richtung 
jener Zeiten zu verfiehen. Nur nebenfählih und im Vorübergehen mag noch bemerkt werben, 
daß außer dem Majeftätsverbrechen noch einige andere Verbrechen aus einem politiſchen Geſichts⸗ 
punft aufgefaßt werden müflen, Da die Kirche im Orient mit dem Staate in engftem Zuſam⸗ 
menbang blieb und der Kaiſer fih aud in dogmatiſche Angelegenheiten einmiſchte, fo wird e8 
vollfommen zuläffig, ja fogar geboten fein, die ſtaatskirchlichen Strafgefege gegen die Ketzerei, 
gegen den Abfall vom Blauben, gegen Bottesläfterung als weſentlich polttifhe vom Standpunft 
der hriftlichen Kaiſergeſetzgebung aus zu betrachten. 

JU. Germaniſches Recht. Dbwol ſich ſchon in den Volksrechten der Ausdruck crimen 
majestatis vorfindet, fo iſt e8 doch Elar, daB darunter etwas ganz andered verſtanden werben 
mußte ald bei ven Juriften der römifchen Kaiferzeit. Die Stellung der germanifhen Könige 


4) Modeflinus warnt jvar in ber 1.7, 8. 3, Dig. 48, 8, gegen zu voreilige Anwendung auf woͤrt⸗ 
liche Beleidigung des Kalſers (nec lubricum linguae facile ad’ poenam trahendum est). Allein 
gerade dadurch iſt bie allgemeine Anwendbarkeit des Geſetzes anerfannt. 


618 Politifche Verbrechen und Vergeben 


war eine zu abweichende, als daß es zuläffig fein Fönnte, einen Vergleich auch nur zu verfuchen. 
Bei ven germaniſchen Königen trat der perfönliche Wille und dasjenige, was man etwa politi-: 
ſche Mat nennen würde, fo fehr in den Hintergrund, daß ihnen gegenüber fogar von bereä | 
tigter Selbfthülfe Anwendung gemadt werben konnte. Nordiſche Rechte verfemen fogar den 
König Im voraus für den Fall der Rechtbrüchigkeit in ähnlicher Weife, wie dies vermittels ver 
römifchen sacratio gefhah, und gebieten die Toͤdtung des Treulofen. 

Bei ven alten Germanen tritt nicht ſowol ein verpflichtendes, zwangsweiſe wirkendes Geſez 

gegenfländlich im Verhältniß zum Verbrechen hervor als die perfönlich fttlihe Beziehung inner. 
halb genoflenfchaftliher Verbände, deren Verlegung ganz allgemein ald Verrath bezeichnet 
wurbe. Überall wird dabei Die Gegenjeitigfeit vorausgefegt. Einzelne in ältefter Zeit ver: 
kommende, ſchon in den Volksrechten erwähnte Geftaltungen des BerrathB, in dem man vorzugs⸗ 
weife den Bruch eines Treuverhältnified erkennen muß, find: 1) der Verrath gegen Die 
Kampfgenoffenfhaft im Kriege durch Überlaufen zum Feinde oder Heeresflüchtigkeit, wor⸗ 
auf nad Taritus Tod durch Erhängen gefegt mar und auf in den Volksrechten Lebenäverlut 
und Bermögendeinziehbung angedroht ift. Auf denſelben Geſichtspunkt' läßt ſich das Verbot ber 
unerlaubten Verbindung mit den Landesfeinden zurüdführen. 2) Berrath gegen di: 
Vriedendgemeinfhaft durch Herbeirufung feindlicher Heerestheile in das Landesgebiet 
(3. B. lex Alaman. 25: si homo aliquis gentem extraneam infra provinciam invitaverit. 
Edict. Rothar. cap. 4.) 3) Verrath gegen das Gefolgſchaftsverhältniß zum Heer: 
führer und König. Schon in dem Bejege der ripnariſchen Kranken if von ber lintrene gegen 
ven König ganz allgemein die Rebe (si quis homo regi infidelis exstiterit); deögleichen in 
einem Neichögefege Karl's des Großen aus dem Jahre 785 (cap. Paderborn. c. 11: si quis 
domino regi infidelis apparuerit, capitali sententia punietur). Troß der allgemeinen, we- 
fentlih In das Gebiet der Gefinnung eingreifennen Natur der Treue würde es fiherlih un: 
richtig fein, ihr einen andern Inhalt zu geben außer demjenigen, welchen ein feited Gerfommen 
und der eigene Wille freier Männer geſchaffen Hatte. Von einer willtürliden Auslegung konnte 
um fo weniger bie Rebe fein, als das germanifche Koͤnigthum felbft unmittelbar keine Gerichte: 
gewalt und Rechtſprechung zur beliebigen eigenen Berfügung hatte und auch feinerfeits zur 
Treue verpflichtet war. Verrath in allen feinen Beziehungen ift daher Bruch perfönlicher Ber: 
pflihtungen. Da übervied ald Hauptfächliche Erfcheinungsform des Verraths nicht Die Gewalt: 
thätigfeit, fondern Hinterlift und Falſchheit vorausgefegt werben, erklärt fih bie ſittliche Wür⸗ 
digung, welche ver Verräther erfuhr. Durch das Mittelalter hindurch, namentlich aber inner: 
halb der ritterligen Standesgenoſſenſchaft galt e8 ald ver ſchwerſte Borwurf, „Verräther“ ge: 
nannt zu werben. Weil die perfönliche Treue ald freiwillig übernommene oder angelobte Pfticht 
völlig verfchieden mar von der politifhen Unterwerfung, welche aus der antiken und modernen 
Staatdidee für den einzelnen abgeleitet wirb, mußte auch die Verlegung der Treue ald das 
Strafwürbigere erfcheinen. Die nur äußerlihe Auflehnung und ver Widerſtand gegen unrecht⸗ 
mäßige Gewalt der Kriegs: und Heerführer konnte aus denfelben Gründen völlig erlauk: 
erfcheinen. 

Durd die Ausbildung des Lehnsweſens wurde innerhalb des Heerbienfipflichtigen Ritter: 
ſtandes dieſe perfönliche Verpflichtung zur Treue gleihfam zur erblihen. Somit fleigerte ſich 
das Unterwerfungdverhältniß zwiſchen Vaſallen und Lehnäherren ‚zu einer ftändigen Beziehung, 
welche durch den erblihen Übergang ver Lehen vermittelt wurde. "Die Verlegung des jedesmal 
beim Beſitzwechſel durch Hulbigung (homagium) erneuerten Treueverfprecheng galt als felonia 
und hatte ven Berluft des Lehns zur Folge: eine Gonfequenz, die rechtlich mit der Vermögens: 
eonflöcation an bloßem Privateigenthum nicht veriwechfelt werben darf. Wie der Lehnsherr als 
Degen kung für die Überlaffung eines nutzbaren und vererblichen Beſitzes feinerfeitd „Treue“, 

d. 5. die Erfüllung angelobter Pflichten forberte, fo bildete fich daſſelbe Verhaͤltniß in mannich⸗ 
fachen Abſtufungen weiter aus. Es wiederholte ſich zwiſchen dem großen Lehnseträger und dem 
Aftervaſallen, zwiſchen dem Aftervaſallen und feiner ländlichen Hinterſaſſenſchaft. In dem: 
ſelben Maße, als die großen Landesherren und Monarchen an Macht gewannen und der Lehns- 
beſitz als ein vorwiegend privatrechtliches Verhältniß gedacht wurde, verallgemeinerte ſich auch 
ber Anſpruch der oberſten Machthaber. Aus der Vaſallentreue ward nad und nad eine all: 
gemeine Unterthanentrene innerhalb deſſelben Staatsverbandes, bei welcher das Verhältniß des 
Adels und der Nitterfchaft höchſtens als ein bevorzugteß gedacht wurde. Nachdem bie erblice 

Monarchie in dem größten Theil Europas zur unumftößlicden Thatſache geworden war, er: 
Hoben die Landesherren unter Berufung auf das Roͤmiſche Recht denfelben Anſpruch auf un- 
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mittelbaren Gehorjam. gegen ihren perfänlihen Willen, melden das Imperatorentgum aus 
feiner volfövertretenden Sonveränetät hergeleitet.hatte. Range Zeit hindurch beſtritten, flegte 
jene Forderung endlich mit dem linterliegen der Stände und der Ausbilvung der abfoluten 
Monarchie. An die Stelle der rein perfönlichen Felonie und der: Verlegung befonders über: 
nommener Treue durch Verrath trat der allgemein verbrecherifche Angriff gegen die Inhaber ver 
Staatögewalt. Solange dad Recht der Selbfthülfe und der Fehde galt, mußte in dem That 
beftande des Verraths, wie bereitd hervorgehoben worden ift, die Falſchheit und die Hinterlift, 
Die Treulofigfeit ald das voriwiegende Element erfcheinen. Mit der Reception des Römifchen 
Rechts und dem Untergang des Fehderechts überwog dagegen wiederum die Anſchauung, daß ge⸗ 
waltthätige Angriffe gegen die herrſchende Staatösgewalt, welche an und für ſich hinreichend er⸗ 
ftarkt war, un die Erfüllung individueller Pflichten zu erzwingen, dad in den Staatöverbrechen 
entſcheidende und befonderd ſchwer wiegende Merkmal feien. Seit ver Reformation hatte über: 
Dies die weltliche Gewalt jich faft überall auf einen göttlichen Urfprung ober ein göttliches Recht 
bezogen und in biefer Richtung ihre Geltung zu fleigern geſucht. Der Stanppunft der katho⸗ 
Lifchen Kirche war freilich Diefen Anforderungen an einen unbebingten Gehorfam wenig günftig. 
Durch dad ganze Mittelalter Hindurd Hatten die berühmteften Lehrer ver Kicche, wie fehr ſie 
auch im einzelnen in der Begründung abweichen mochten, die Theorie vertheidigt, daß weltliche 
Gewalthaber fein abfolutes Recht auf Herrihaft Haben koͤnnen, fondern wegen Abfall vom 
wahren Blauben oder von den Intereſſen der Kirche abgefegt werben dürfen. Iſt dies geſchehen, 
fo haben nad der mittelalterlihen Anſchauung die Völker vie Pflicht, ven vom Papſt abgefegten 
Herrſchern den Gehorfam zu verfagen. Lim die eigene Herrſchaft zu ſchützen, hatte das Papſt⸗ 
thum auch in Beziehung auf fich felbft eine Strafgefeßgebung weſentlich politiſcher Natur ent⸗ 
wickelt, die dem alten crimen majestalis »dflig analog erfcheint. Die Kegerei ift das kirchen⸗ 
politifche Verbrechen des Mittelalters; der Hochverrath gegen die Herrfchaft des Klerus, der 
Aufruhr gegen dad Princip der Hierarchie, welche fo lange berechtigt war, als fie, im Dognıa 
und in den Anfchauungen der Zeit wurzelnd, freiwillig Anerkennung fand. Alles, was bie ver⸗ 
worfenfle Zeit des romiſchen Kaifertfums ihrer Herrſchſucht und Willfür zu Liebe unter dem 
Dedimantel der Majeftätöverbrechen burchzufegen verſucht hatte, eignete fi} die Inquisitio hae- 
reticae pravitatis gleihfall® an. lim vie Beleidigungen ver göttlihen Majeftät zu fühnen, ließ 
die Kirche in ihren heimlihen Glaubensgerichten die Bolter zu. Der bloße Zweifel wurde zum 
Verbrechen gegen die Autorität der allein wahren Kirche; der Toöd auf dem Scheiterhaufen und 
der Bermögendverluft die nothwendige Süͤhne. 

Aus diefen kurzen Andeutungen ergibt fi, daß der kirchliche Begriff eine abfolute Berech⸗ 
tigung der weltlichen Macht weder gegenüber den Unterthanen, noch auch gegenüber der Kirche 
anerkennen kann und aus dieſem Grunde die kirchliche Doctrin einen eigenthümlichew Stand⸗ 
punkt hinſichtlich der politiſchen Verbrechen einnehmen muß. 

IV. Die Peinliche Halsgerichtsordnung Karl's V. bedroht in ihrem 124. Artikel 
die Berrätherei mit geſchärfter Todesftrafe durch Viertheilen bei Männern und Ertränfen bei 
Srauen. Bon der bejondern Stellung bed Landesherrn ift dabei nicht die Rede, fondern’von 
der Berrätherei gegen ein Land, Stadt, den eigenen Herrn, Bettgenofjen oder nahe geſippten 
Freund. Daraus ergibt ſich, daß unter ver Verrätherei keineswegs blos ein politifches Ver⸗ 
brechen im heutigen Sinne verflanden werben jollte. Es überwiegt vielmehr deutlich jener mittel- 
alterlich germaniſche Begriff ver verlegten befonbern perfönlichen Treue. Die alten Commenta= - 
toren, welche bereits auf dad Unbeflimmte in den Anorbnungen der Peinlichen Halsgerichts⸗ 
ordnung aufmerffan machten, rechnen anfer ver verrätherifchen Übergabe von Feftungen an den 
Feind auch den Meuchelmord (homicidium proditorium) zu den Fällen der Verrätherei, wofern 
dabei ein Bertrauensverhältniß nad) Art der vom Gefeßgeber angeführten verlegt wurde. Ab- 
gefehen von ver Verrätherei bedroht die Karolina im Art. 127 mit der Todesftrafe diejenigen, 
welde in einem „Lande, Stadt, Obrigkeit oder Gebiet gefährliche, fürfegliche und boshaftige 
Aufruhren ded gemeinen Volks wider die Obrigkeit machen‘. In mildern Bällen kann dagegen 
auf Ruthenſtreiche und Landeövermeifung erfannt werden: eine Anorpnung, die im Vergleich zu 
der im Röoͤmiſ hen Recht für Öffentliche Gewaltthätigkeit angebrohten Capitalſtrafe und im Berhäft: 
niß zu der in den deutſchen Bauernkriegen befolgten Praxis eine humane genannt werben darf. 

Außer der Verrätherei und dem Aufruhr bedroht Die Beinliche Halsgerichtsordnung noch ge: 
waltfane Zufammenrottungen (Art, 128) unter dem Titel des Landzwangs und den Landfrie- 
densbruch (Art. 129) mit der Todesſtrafe. Die beiden zulegt genannten Verbrechen find als 
Bedrohungen der innern Sicherheit des Staatd aufzufaffen. Endlich gedenkt Kaifer Karl V. im 
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Art. 218 auch des „Laſters der beleibigten Majeſtät“, ohne eine genauere Begriffsbeſtimmung 
hinzuzufügen zu dem Ende, daß vie Einziehung des Vermögens dabei geftattet jein foll. Es 
war fomit der Jurisprudenz nahe gelegt, auf die Anoronungen des Römischen Rechts zurückzu— 
greifen, Daraus erflärt es fich zur Genüge, daß mit ver Entwidelung der abfoluten fürftlichen 
Gewalt der Inhalt des Majeftätsverbrechend mwiederun über alles Map hinaus ausgedehnt 
wurde. Freier denkende Juriſten ſuchten freilich auch zu ven finftern Zeiten fürſtlicher Allgerwalt 
daran feftzuhalten, daß wörtliche Beleidigungen der Majeſtät mit einer geringern, nicht capitalen 
Strafe zu ahnden ſeien. Biel weiter als in Deutfchland ging man übrigens in andern europäi- 
hen Staaten. Die franzoͤſiſche Jurisprudenz unterſchied beiſpielsweiſe Majeftätöbeleivigungen 
erften, zweiten, dritten und vierten Grades. Bajardus zahlt in feinen Noten zu ven im 16. Jahr⸗ 
hundert hochangejehenen Schriften des Julius Glarus nit weniger ald 31 verſchiedene Arten 
des Majeflätöverbrechens auf und begründet darauf befondere Abweichungen des Verfahrens, 
der Strafen u. ſ. w. Eine Orbonnanz Kranz I. vom Jahre 1539 bedrohte mit härtefter Strafe 
ganz allgemein biejenigen, „qui auront aucune chose machine, conspir& ou entrepris con- 
tre notre personne, nos enfants et posterit& on la r&publique de notre royaume”. Das 
im Jahre 1757 vom Parlament zu Parid gegen Damiens gefällte Todesurtheil ift noch viel 
fhredlicher al8 Die lex quisquis. Außer den raffinirteften Todeöqualen, welche gegen einen 
Menſchen verhängt wurden, deffen Unzurechnungsfähigfeit kaum zu bezweifeln ift, wurde bie 
Familie ded Verurtheilten aus dem Lande verwiefen à peine d'être pendus et &trangles sans 
forme ni figure de proces. Unter denfelben Strafandrohungen wurden die entferntern Ber: 
wandten angehalten, ihren Familiennamen zu mechfeln. Nicht minder abjchredenn waren vie 
engliſchen Geſetze gegen treason. Die Geſchichte der Tudors verzeichnet zahlreiche Opfer jener 
völlig unbeftimmten Strafgejege, hinter denen fi die Willkür verfchanzte und das fürftliche 
Mistrauen politiiden Gegnern bequem auflanern fonnte. In allen Staaten, welche von Der 
Reformation berührt wurden, galten außervem die Gegner ber jedesmal herrſchenden Kirche 
und Andersgläubige ald Feinde des Staats. Namentlich waren es die englifchen Parlaments⸗ 
Ratuten aud ver Zeit der Tubord und der Stuartd, in denen biefe Tendenz gegen Katholiken 
und Difjidenten flarf Hervortrat. 

V. Da8 18. Jahrhundert. Erft in der Periode ver Aufklärung wurde ein Wider: 
fland gegen die Barbareien und Greuel des alten Strafrechtd eingeleitet. Beccaria, deflen Ge⸗ 
danfen gegen die Mitte des vorigen Jahrhunderts ganz Europa durchdrangen und die Billigung 
aller Gebildeten fanden, erhob feine Stimme nahpdrüdlih dagegen, daß der Menfch unter dem 
Borwand politifcher Verbrechen als ‚ein Opfer bloßer Wortbezeihnungen‘‘ falle. Seit jener 
Zeit Hat die Wiſſenſchaft und die Vernunft nicht aufgehört, gegen die Gefeßgebung ver alten 
Zeit anzakämpfen. Daß biefer Kampf von geringerm Erfolg war, erklärt jih aus den Inter- 
effen ver Staatsmacht, welche ſich dagegen firäubten, die Werkzeuge ber Willkür aufzuopfern. 
Obwol Abſchreckung noch gegenwärtig Hinfichtlich Der politifchen Verbrechen als das beſtimmende 
Prineip in den Geſetzgebungen der monardifchen Staaten Europas erfheint, fo darf doch 
wenigfteng fo viel mit Genugthuung zugeftanden werben, daß den barbarifchen Strafen und ber 
völligen Linbeftimmtheit im Thatbeftande der politifchen Verbrechen allmählih Schranken gefegt 
wurden. Seit hunbert Jahren arbeitet vie Wiflenfchaft daran, der Stimme der Menſchlichkeit 
Sehör zu verihaffen und dem Recht mindeſtens darin Geltung zu verfhaffen, daß dasjenige 
genauer beflimmt werde, was unter ven Thatbeftand ver Staatsverbrechen gerechnet werven folf. 
Auch die ſtaatsrechtliche Entwisfelung ift dieſen wifjenfchaftlichen Beftrebungen förverlich gemefen. 
Faſt in allen Verfaſſungsurkunden feit der Franzöſiſchen Revolution finden fih Feſtſetzungen 
gegen die rein willfürliche Behandlung politifher Verbrecher. Als befcheinenfted Maß der hier- 
auf abzielenden Beſtrebungen erfchien dabei die Forderung, daß politifche Verbrecher hinſichtlich 
des ihnen zu gewährenden Rechtsſchutzes nicht ungünfliger geftellt würven als gemeine Ber- 
brecher, und daß auch jenen ein unparteiiſches Urtheil gefichert werbe. Aus den In den neuern 
Berfaffungsurfunden und Strafgeſetzbüchern enthaltenen Beftimmungen über politifche Ver— 
brechen läpt fi mit Sicherheit erkennen, bis zu welchem Maße die politifche Freiheit und das 
perfönlihe Recht im Leben der Nationen bisher verwirklicht worden ift. 

Die Geſetzgebung ber franzöfifchen Nevolutiondepoche begann im Jahre 1791 damit, die 
Titel Hochverrath und Majeftätöbeleivigung völlig zu flreihen und damit die Erinnerungen an 
die furchtbarſten Acte des alten Königthums zu tilgen. Nod einmal verfuchte das franzöfifde 
Strafreht den Ausdruck lese-majeste wieder aufzufrifchen; allein 1832 verſchwand berfelbe 
wiederum, indem er dauernd zu den Todten gelegt wurde. 
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In Deutſchland griff Feuerbach's Genius mit Fühner Hand in einen verrotteten Zuftand, 
gegen den fih noch niemand ernftlih anzukämpfen getraut hatte. Seine „philofophifch:juri- 
difche Unterfuhung über das Verbrechen des Hochverraths“ war die Grundlegung zu einer 
edlern, menſchheitswürdigern Auffafjung der Staatsverbrechen. Ihr Verbienft.war es, zuerft 
zu unterfuchen, gegen welche Nechte oder gegen wen diefelben gerichtet fein müſſen, um firafbar 
zu fein, und welde Abftufungen der Schuld dabei zuzulaffen find. In die neueröffnete Bahn 
find fpäter andere, namentlich deutſche Nechtölehrer, und unter dieſen vorzugsweiſe Rotteck und 
Mittermaier, erfolgreich eingetreten. Unter Verweiſung auf die literariſchen Arbeiten biefer 
Männer unterziehen wir und nunmehr dem Verſuch, den Standpunft der heutigen deutichen 
und franzöfiichen Geſetzgebung barzulegen. °) 

VI. Die politifhen Verbrechen indenneuern deutſchen Geſetzgebungen und 
nah franzdfifhem Recht. A. Thatbeftand und Klaffifilation. In feinen all: 
gemeinen Berhältnijfen betrachtet bietet jedes Staatsweſen dem gefellfchaftlichen Zufanmen- 
leben nach rechtlichen Formen gewiffe überall wiederkehrende Grundlagen dar: die Gefammt: 
ordnung, durch welche die Principien für die Thätigkeit ver Staatögewalt und bie Grenzen ver 
individuellen Freiheit geregelt werden (die Verfaſſung), die Rechtsſtellung des Staats zu an⸗ 
dern Gemeinweſen außer ihm felbft (hie internationalen Nechtöverhältniffe im Kriege und Frie— 
den) und die Thätigfeit der Staatdorgane, durch welde die Anwendung der allgemeinen Rechts⸗ 
grundfäge im Öffentlichen Intereffe auf die thatfächlih eintretenden Verhältniſſe zu bewirken iſt 
(Regierung). Yür eine ideale Auffaffung wird die Harmonie aller im Staat vorhandenen 
Thätigkeiten ber einzelnen wie ver Geſammtheit voraudgefegt. Geſchichtlich aufgefaßt, zeigt ſich 
aber in allen Staaten neben der zuftändlichen Macht des Grgebenen die Manifeftation einer 
fortfchreitenden Entwidelung. Aufgabe der Politik oder Staatskunſt iſt die Bermittelung dieſer 
einander ſcheinbar entgegengeſetzten Beftvebungen, die Auffindung von Normen, welde fowol 
dem Beſtehenden wie dem Werbenden im Staatöleben Gerechtigkeit angedeihen laffen. Der 
Entwickelungsproceß des Staats kann (wenn auch nur vorübergehend) beichleuntgt, gehemnit, 
unterbrochen, überflürzt werden. Es find dies Möglichkeiten, denen vie Barteibildungen in den 
Gulturftaaten entiprechen, welche theild durch wirkliche, theild durch vermeintliche Intereffen ge⸗ 
tragen werben und in der Berfchienenheit ver menſchlichen Perſoͤnlichkeit, in ver Mannichfaltig- 
feit des individuellen Lebens ihren Grund haben. Der Widerfpruh des Individuellen gegen 
die beftebende Gefanmtorbnung des Staats, dad Bebürfniß einer Veränderung des über: 
lieferten Zuftandes kann auf Die mannichfachfte Weile bethätigt und geäußert werden: im Wege 
der Agitation, ver Bitte und Befchtverbe, der parlamentarischen Verhandlung, der wiflenfchaft: 
lichen Unterſuchung, des politifchen Verbrechens. 

Nicht alle gegen die Nechte des Staats gerichteten Angriffe find politifche Verbrechen, wol 
aber ift begriffsmäßig unerlaßlich, daß das politifche Verbrechen auf den Staat und die oͤffent⸗ 
lihe Rechtsordnung gerichtet erfcheine. Jenen allgemeinen Grundformen ber ſtaatlichen Eri: 
ftenz entfprechend, laſſen ſich folgende Gegenſtände bes politifchen Verbrechens, d. h. unbered- 
tigter Störungen denken. 

1) Die Berfaffung des Staats in ihrer Geltung gegenüber dem Binzelwillen, wobei 
die Stellung des Staatdoberhaupts in monarchiſchen Staaten einen beſondern, durch Unverant- 
wortlichkeit bevingten Rechtocharakter beanfprudt; 2) die äußere Sicherheit und Rechts— 
ftellung des Staats in internationaler Beziehung und 3) bie innere Sicherheit für die 
durch vie Staatöregierung zu vermittelnde Erfüllung der Staatszwecke. 

Diefen drei Seiten entfprechen drei Hauptklaffen von Verbrechenshandlungen: 1) Hod: 
verrath und Majeftätöbeleivigung, 2) Landes: oder Stantöverrath und Beeinträchtigung der 
auswärtigen Staatöintereffen, 3) Angriffe auf die Öffentliche Ordnung in politifcher Hinficht. 
Dem beſſern Verſtändniß ift es dienlich, jede diefer Verbrechenshandlungen für fich gejondert zu 
betrachten; zunächſt daher Hochverrath und Majeſtätsbeleidigung, von denen die leg- 
tere gegenwärtig nur in monarchiſchen Staaten als beſonderes Verbrechen hervorgehoben wird 
und im Verhältniß zum Hochverrath ald Die minder ftrafbare Verbrechenshandlung erfcheint. 


5) Literarifche Arbeiten über die Staatsverbrecdden: Winter, Das Mafeftätsverbrechen vhilofophiich 
und juridifch erflärt (Berlin 1815). Died, Geſchichte des römifchen Majeflätsverbrechens (Halle 1822). 
Sintenis, Von dem Majeftätsverbrechen (Zerbft 1825). Hepp, Beiträge zur Lehre vom Hochverrath 
(Bern 1833). Derfelbe, Die politifchen und unpolitifcyen Stautsverbrechen (Tübingen 1846). Weise, 
Hochverrath und Majeftätsverbrechen ber Römer (Leipzig 1836). Zirfler, Dom Majeflätsverbrechen und 
vom Hochverrath. Mittermaier, in der erften Auflage des Stantssterifon. 
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a) Hochverrath iſt ver gemaltfame Angriff in der Abſicht, die Staatsverfaflung rechts⸗ 
widrig zu ändern. Die neuern Geſetzgebungen baben überall verſucht, vie Handlungen näher 
zu fpeeialifiren, welde als hochverrätheriſche erachtet werben follen. Im einzelnen werben ber: 
vorgehoben: Tödtung, Gefangennehmung, Unfähigmachung des Staatöoberhaupts zur Ne- 
gierung, gewaltfame Veränderung ber Thronfolge, Gebtetötrennungen ©), obwol diefe legtern, 
weil fie meiftentheild durch Verbindungen mit auswärtigen Staaten vermittelt werden, aud 
unter den Geſichtspunkt bed Landesverraths gebracht werben können. Die verfchiedenen Geſetz⸗ 
gebungen laffen hier mannichfache Verſchledenheiten erfennen. Öfterreich rechnet jebe thatſäch⸗ 
lihe Verlegung oder Gefährdung des Kaiſers bereitö zum Hochverrath („wer etwas unter: 
nimmt, wodurch die Perfon des Kaiſers an Körper, Gefunpheit ober Kreiheit verlegt oder ge- 
fährdet werben ſoll“). In Frankreich find Angriffe gegen das Leben der Mitgliever der Herr: 
ſcherfamilie ebenfalls zum Attentat gerechnet. Biel wichtiger als diefe mehr untergeorbneten 
Streitfragen binfichtli der Abgrenzung zwiſchen Hochverrath einerfeitS und Staatöverrath 
oder Majeftätsbeleivigung andererfeitd ift die Frage, von welchem Augenblid an überhaupt 
eine Strafe eintreten kann, und welches Maß von Thätigfeit zu fordern ift, damit eine gericht: 
lihe Berfolgung zuläfftg fei. 

Faſt alle Geſetzgebungen find nämli bei ihren Beflimmungen gegen ven Hochverrath von 
den allgemeinen PBrincipien der Strafbarkeit erheblich abgewichen, indem fie, ven Geſichtspunkt 
der möglichen Gefährdung beſonders betonend, einerfeitd dasjenige, was nad gewöhnlichen 
Regeln nur einen verbrecheriſchen Verſuch darſtellen würde, bereits als vollenvetes Verbrechen 
betrachten, andererſeits bereitö joldhe Darlegungen ber verbrecheriſchen Abficht beftrafen, melde 
bei gemeinen Verbrechen noch nicht vor das Forum der Strafrechtöpflege gezogen werben können. 
Grundfäglih wird man bei der rechtlihen Würbigung des Hochverraths allerdings davon aus: 
geben müffen, daß der Zwed der politifchen Strafgefeßgebung vorzugsweiſe ein präventixer 
und in der Erhaltung eines oͤffentlichen Rechtszuſtandes zu fuchen iſt. Bon der wirflichen over 
ideellen Wieverherftellung einer gewaltſam geflürzten oder veränderten Staatöverfaffung ver: 
mittels der Strafrechtspflege Fann ohnehin nicht die Rede fein. Bolttifhe Umwälzungen find 
niemals dad Werk eined einzelnen ausichlieplih, und vollendete Revolutionen find juriſtiſch 
überhaupt indifferent und kommen nur als Thatfadhen von rechtöbildenver Bedeutung in Be- 
trat. Nur bei ben tönlichen Angriffen gegen die Berfon des Monarchen, wobei ohnehin 
die politifchen Motive gänzlich fehlen fönnen, würde e8 möglich fein, an den allgemeinen Unter: 
ſcheidungen zwifchen verſuchtem und vollendetem Verbrechen feftzubalten. Nichtsdeſtoweniger 
mwird aud) hier wie in andern Fällen des Hochverraths die begonnene Ausführung der That 
bereits als vollendeted Verbrechen angejehen und beftraft. Bedenklicher erſcheint es ſchon, Diefen 
Verſuchshandlungen, wie in den Geſetzgebungen geſchieht, noch einen (entferntern) Verſuch und 
jogenannte vorbereitende Handlungen Hinzuzufligen. Die Gefeßgebungen der monardifcden 
Staaten gehen Hierin außerordentlich weit und laffen in ihren Sagungen ein Gefühl der Be: 
forgniß durchſchimmern, welches auf das Vorhandenſein eines politifhen Ubergangszuftandes 
hinweiſt und dem Beifpiel der franzöfifchen Geſetzgebung entfprungen zu fein ſcheint, deren 
thatfächliche Grundlagen doch weſentlich ˖verſchieden waren von den in Deutfhland obwaltenben 
Perhältniffen. Nach dem Mufter des Code pénal ftrafen die deutſchen Strafgefege: das hoch⸗ 
verrätherifche Complot oder pie bloße Verabredung hochverrätheriſcher Unternehmungen aud 
ohne hinzukommende Acte ver Vorbereitung, ferner die Öffentliche Aufforderung zu einer hoch⸗ 
verrätberifchen Handlung, gleichviel ob eine derartige Aufforderung die öffentliche Entruftung 
oder die Öffentliche Heiterkeit provocirt hat. Der Code penal hatte fogar ven blos vertraulichen 
Vorſchlag eines hochverrätheriſchen Unternehmens als proposition non agree unter harte 
Strafe gefegt, deögleichen die Nichtanzeige eines hochverrätherifhen Gomplots.”) Während es 
jih vom Standpunft der befonvern, dem Hochverrath eigenthümlichen Merkmale allenfalld ver: 
theidigen läßt, dad Hochverrätherifche Complot und die öffentliche Aufforderung zur Begehung 
einer hochverrätheriſchen Handlung, abweichend von den fonft anerfannten Regeln des Straf: 
rechts, der Strafe zu unterwerfen, hat die Gefchichte der politifhen Proceſſe gelehrt, daß eine alt- 


6) Preufifiee Strafgefepbuch, 8. 61 fg. Ebenſo im wefentlichen Ofterreich, $. 58 fg. Thüringen, 
t. 77 


9. 
7) De barauf bezüglichen Art. 103—107 incl. find fpäter durch das Geſetz vom 28. April 1832 
u In den deutfchen Geſetzgebungen und in Belgien beſteht die Strafbarkeit ber Richtanzeige 
noch fort. 
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gemeine Erwähnung fogenannter vorbereitender Handlungen nur zu häufig Unfhulbige dem 
Kerker überliefert hat. Der bloße Wunfch, daß ein Ereigniß eintreten möge, 3. B. eine aus⸗ 
wärtige, dem herrſchenden Syſtem nachtheilige Verwickelung, ferner bedingte Verabredungen, 
wie man fi beim Bintritt gewifler, von vem Willen ver Betheiligten unabhängiger und gar 
nicht zu berechnender Ereigniſſe politifch zu verhalten habe, find ſchon als Vorbereitungen zum 
Hochverrath beftraft worden. In der Geſchichte ver franzoͤſiſchen Monarchie und in den Acten 
des preußiſchen Staatögerichtähofs find Bälle zahlreich genug vorhanden, welche gegen die Ten 

denz der Geſetzgebungen und ihre Anordnungen ernftliche Zweifel erwecken. 

Mit dem Hochverrath nahe verwandt iſt die Majeſtätsbeleidigung gegen den Träger 
der Krone in monardifchen Staaten. Obwol hinſichtlich ver Strafbarkeit unterſchieden, haben 
nämlich Hochverrath und Majeftätsbeleivigung in Monarchien die Beziehung auf die Perfon 
des Stahtöoberhaupts gemeinfam. Auch ift bereit hervorgehoben worden, daß im einzelnen 
Zmeifel darüber obmalten, ob 3.8. thatfächlihe Verlegungen des Monarchen ala Hochverrath 
oder Majeftätöbeleivigung anzufehen ift. Im meitern Sinne verftehen bie Geſetzgebungen unter 
Majeftätöbeleivigung jene abiichtlihe, durch Thätlihfeiten, Drohungen, Worte oder fonflige 
Mittel der Meinuungsäußerung dargelegte Verlegung ver Ehrfurcht vor der Perſon des Staats⸗ 
oberhaupt3. 

Daß die Majeftätöbeletvigung als ein politifches Verbrechen anzufehen ift, ergibt fih aus 
der verfaffungsmäßigen Unverletzlichkeit ver Fürften in perfönlicher Beziehung. Jeder ehren- 
rührige Vorwurf gegen ven Privatcharafter eines Fürften trifft auch feine Autorität. Selbft 
dem verworfenſten Menfchen, ven das Schickſal auf den Thron berufen hat, würde, wenn es ihm 
ausnahmsweiſe an Schmeichlern oder Genoflen feiner Zafterhaftigfeit fehlte, niemals der Spie⸗ 
gel feiner Sünden vorgehalten werben vürfen, folange er unter ven Lebendigen if. Aus vieler 
rein politifchen Rückſicht, welche ſelbſt dem ſchlechten Fürften mindeſtens die Fiction der Majeftät 
unveräußerlich beilegt, follten aber auch gewiſſe Beſchränkungen binfichtlich der Majeſtätsbelei⸗ 
digungen hergeleitet werden. Insbeſondere iſt es vom politifhen Standpunkt unbebingt zu 
billigen, daß das franzöflfche Gefeg vom 7. Mal 1819 nur die Öffentlichen Majeftätöbeleivigun- 
gen (offenses au roi) mit Strafe bedrohte, rein vertrauliche Außerungen dagegen unbeadtet 
ließ. Man follte berückfichtigen, daß die polttifche Würde des Staatdoberhaupts nur durch 
öffentliche Verlegungen gefährdet werben kann, daß durch Verfolgung vertraulicher Meinungs⸗ 
äußerungen ber entwürbigenden Angeberei und dem Späherweſen Vorſchub geleiftet wird, und 
daß eine Strafverfolgung vertraulicher Mittheilungen bei einer Öffentlichen Rechtäflege um fo 
mehr die Autorität des Monarchen gefährben Fönnen, ald manche der Form nad) ftrafbare Auße- 
rungen doch ein in ber Öffentlichen Meinung lebendiges Urtheil wiedergeben. 

Daß voreiliger Amtseifer und unüberlegte Einleitung yolitifcher Strafverfolgung wegen 
Majeftätsbeleivigung einen derartigen Erfolg haben Fönnen, finvet feine Anerkennung in der 
Beflimmung mehrerer veutfhen Strafgeleßgebungen, wonad vor dem Einſchreiten wegen Ma: 
jeftätöbeleidigung an die höͤchſte Juſtizſtelle berichtet werden foll, damit eine Höhere Entfcheidung 
herbeigeführt werden kann. So fordert das fähflfche Recht (Strafgefegbuh 6. 138) bei nur 
wörtlichen oder bildlichen Beleidigungen des Staatsoberhaupts, damit bie Unterſuchung ein= 
geleitet werden fönne, eine Ermächtigung feitend des Miniſteriums. Ebenſo verfügt die Geſetz⸗ 
gebung von Würtemberg, Hannover, Baden, Thüringen und mit.einer Fleinen Abweichung auch 
Braunſchweig. Halt man daran feft, daß Majeftätöbeleivigung ein politifches Verbrechen und 
nicht blos eine härter zu firafende Injurie ift, fo ergibt ſich die linzuläfjigfeit, bie Ehrverlegungen 
gegen die Mitglieder der Herrſcherfamilien unter benfelben ſtrafrechtlichen Geſichtspunkt zu 
bringen. Man muß hier, wie auch im preußifchen Strafgefeßbuch gefchehen ift, fireng an ber 
Berfon des Herrſchers fefthalten, wodurch allerdings nicht audgefchloffen iſt, daß Beleidigungen 
des Thronfolgers und anderer Mitglieder des Herrſcherhauſes härter geahndet werden können 
als Injurien gegen einfache Privatperfonen. Aus vem Wefen ver Majeftätäbeleidigung muß 
ferner der Sag abgeleitet werben, daß der Tadel und ſelbſt eine bittere Kritif gegen die vom 
König genehmigten oder veranlaßten Negierungsacte niemals auf die Perfon des Herrſchers 
felbft bezogen werben darf, fofern nicht eine foldhe Beziehung in der Abjicht des Handelnden flar 
erwiejen werben fann und der Tadel nicht einen moralifhen Vorwurf enthält. Alle Gefegeber 
follten ji hierbei an die Worte von Lord Ellenborough erinnern, welche derſelbe als Vorſitzen⸗ 
der ded Schwurgerichtd in dem Preßproceh gegen ven „Morning Chronicle” ſprach: „Wenn 
jemand die Weisheit und die Tugenden Sr. Majeftät zugibt, aber es beklagt, daß er eine un⸗ 
glückliche und irrige Anſchauung von den Intereffen feines Landes babe, fo kann Ich nicht fagen, 
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daß died darauf abziele, ven König herabzumürdigen und vie Zuneigung feiner Uintertbanen zu 
entziehen, fo kann ich nicht fagen, daß eine Schmähfchrift vorliege. Solange jemand ſich Darauf 
beihränft, zu erwähnen, dag unter ber Herrfchaft des Königs ein irriges Regierungsſyſtem 
beſtehe, vermag ich nicht zugugeben, daß er jene Freiheit ver Erörterung politifcher Gegenflände 
überfchritten habe, weldye dad Geſetz geftattet.‘‘ 

b) Der Landes- oder Staatdverrath umfaßt eine Anzahl von Fällen, in denen bie 
äußere Sicherheit des Staats in Friedens- oder Kriegäzeiten gefährbet wird. Es fonımen Dabei 
mannichfache Unterſcheidungen zur Geltung, je nachdem die verrätberifche Handlung von Brivat- 
perfonen oder von Beamten, namentlich Militärbefehlshabern, gefandtichaftlihen Berfonen oder 
Angehörigen des Soldatenflandes begangen wird, je nachdem fie zu Kriegs- oder zu Friedens⸗ 
zeiten gefchieht, oder je nachdem fie gegen ven eigenen Staat oder deilen Verbündete verübt wird. 
Im allgemeinen läßt fich behaupten, daß die Verbindung mit den äußern Feinden des Staats zu 
allen Zeiten ald das verwerflichſte und ſchändlichſte unter den politifchen Verbrechen gegolten hat. 
Und mit Recht; denn In den Beziehungen zum Auslande muß die Parteileidenſchaft jich dem 
Staat unterorpnen, Subjectiv betrachtet, hat ſich im Landesverrath jene ſchändliche Treulofig- 
feit und binterlijtige Gigennügigfeit erhalten, welche in der mittelalterlihen Würdigung bed 
Verraths überwog. Bei einer objectiven Betrachtungsweife erfcheinen fogar bie meiften Fälle 
des Landesverraths, namentlich der einfache Heerbienft in einer fremden gegen den eigenen Staat 
kämpfenden Armee, wenn man die neuere Kriegführung durch große, bie individuelle Thätigkeit 
faft ganz erdrückende Maſſen ind Auge faßt, bei weitem weniger gefährlich als ehemals. As ein- 
zelne Fälle des Landesverraths heben wir hervor: Erregung eines Krieges durch Verbindung mit 
einer auöwärtigen Regierung, Heerbienft in einer feindlichen Arınee, Unteritügung feinplicher 
Operationen oder Truppen, Benachtheiligung der eigenen Kriegsvienft tbuenden Landesan⸗ 
gehörigen, Berleitung ver Truppen zur Defertion in Kriegszeiten, Verrath von Staatögebeim: 
niffen an dad Ausland, Vernichtung von Staatdurfunden, welde für die auöwärtigen Bezie⸗ 
hungen von Widtigfeit find, Benaditheiligung des Staats in diplomatifhen Verhandlungen. 
(Bol. preußifches Strafgeſetzbuch $. 67 fg.). Der Code penal ift auch in diefer Beziehung viel: 
fach Mufter gewefen. Doc ergibt ſich aus den befondern Verhältniffen Deutſchlands, daß aud 
die den bisher aufgezählten Fällen analogen Angriffe auf den Deutſchen Bund als mittelbar 
hoch⸗ oder flantöverrätherifch in den deutſchen Strafgefeggebungen hervorgehoben werben. 

Je mehr man übrigens die freundſchaftlichen Beziehungen unter den europäifhen Staaten 
tim Intereſſe des Friedens und ver Verfehrsentwidelung ſchätzen lernt und ſchon bad gute Bin- 
vernehmen gegen Störungen fiherzuftellen fucht, defto mehr wird auch das Bedürfniß Hervor: 
treten, in internationaler Beziehung die Strafgefehgebung derartig zu erweitern, daß Privat: 
angriffe gegen auswärtige Staaten unter Strafe geftellt werden. Denn jeder ungereditfertigte 
Angriff des einzelnen auf auswärtige Staatögewalten muß nothivendigerweije auf die Inter: 
eſſen ded eigenen Staatd zurüdwirfen. Die Bezeihnung als „Landesverrath“ würde allervings 
für ſolche Bälle nicht paflend fein, wol aber ift in Ihnen eine Gefährdung fehr wichtiger Landes⸗ 
interefjen zu erfennen, bie in legter Conſequenz ſich moͤglicherweiſe zu Feindſeligkeiten unter ven 
Staaten fleigern fanırund darum mindeſtens als Verbrechen gegen die äußere Sicherheit gelten 
darf. Preußen bezeichnet ſolche Angriffe in einer eigenen Rubrik feines Strafgeſetzbuchs als 
„feindſelige Handlungen gegen befreundete Staaten”. Der bereit8 angebeuteten Analogie ent- 
ſprechend, find daher auch die Ehrverlegungen gegen fouveräne deutſche Türſten ſtrafrechtlich 
audgezeichnet (preußifches Strafgefegbud $. 79); deögleichen die Beleidigung von Fürſten der⸗ 
jenigen Staaten, in denen Reciprocität verbürgt wird. Bon dem hier maßgebenven Stan: 
punft der internationalen Intereffen des Staat ausgehend erfcheint es auch vollfommen ge: 
rechtfertigt, daß die Beleivigung auswärtiger Gefandten in allen neuern Strafgefeggebungen 
bejonders hervorgehoben und durch härtere Ahndung bemerkbar gemacht wird. 

c) Die dritte Hauptklaffe polttifcher Verbrechen umfaßt die Angriffe auf die innere 
Sicherheit des Staats und die rechtmäßige Thätigfeit ver Staatöregierung. 
Hinſichtlich dieſer legten Klaffe geben die Geſetzgebungen der europäifchen Staaten am weiteften 
außeinanber. Denn die Rechtswidrigkeit folder gegen die Regierungsthätigkeit gerichteten Acte 
hängt von dem Maß der politifhen Freiheit des Staatsbürgerthums ab. Zahlreiche Principien⸗ 
fragen ſtaatsrechtlicher Natur greifen hier ein. Insbefondere kommt e8 darauf an, welcher Ein- 

Auf dem einzelnen ober der Geſellſchaft auf ven Gang der Staatönerfaffung gewährt ift, wie 
Ki dad Recht der freien Meinungsäußerung, ber Breßfreiheit und das Berfammlungsredt 
ausgedehnt werden fol. Während abfolut regierte oder im Übergang zum Parlamentarismus 
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begriffene Staaten für alle Regierungsacte ohne Rückſicht auf ihre Nüglichkeit und Rechtmäßig⸗ 
Teit einen blinden Gehorſam und eine bevingungslofe Unterordnung des „befchränften Unter= 
thanenverſtandes“ fordern oder den Grundſatz proclamiren, daß „Ruhe die erfte ver Bürger: 
pflichten‘‘ jet, flieht die neuere Staatsidee in der Selbſtthätigkeit des Staatöhürgers, in feiner 
Emancipation von dem überall bevormundenden Eingriff der Regierung, in feiner Antheil⸗ 
nahme an Gefeggebung und Verwaltung ein unzweifelhaftes Necht des einzelnen, eine der hoͤch⸗ 
ften menſchlichen Pflichten, von deren gewifienhafter Erfüllung das Wohl des ftantlihen Lebens 
abhängt. In ben neuern dentſchen Strafgefegen ift dieſer Gedanke der politifchen Freiheit nicht 
zur Anerkennung gelangt, weil vor dem Jahre 1848 der Deutfche Bund unter vem @influß ab⸗ 
folut vegierter Großftaaten der Entwickelung der politifh fortgeſchrittenen Kleinftaaten hin⸗ 
bernd in den Weg trat und nad 1850 die allgemeine Strömung ver Reaction die Negieruns 
gen in eine freiheitöfeindliche Gefeggebung im Winerfprud zu den Grundrechten Hineintrieb. 
Im allgemeinen ift indeß anzuerkennen, daß die Errungenfchaften ver 1848 ausgebrochenen 
Bewegung nirgends völlig vertilgt werden konnten, und daß die politifhen Strafgefeße ber deut: 
ſchen Staaten der flaatöbürgerlichen Freiheit einen größern Spielranm gewähren als biejent- 
gen des zweiten franzoͤſiſchen Kaiſerthums. Auch hat der Deutfche Bund, feiner eigenen Kraft 
midtrauend, nicht mehr vermocht, in das Nechtöleben der einzelnen Staaten fo tief einzugreifen, 
wie Died aus Anlaß ber Demagogenverfolgungen In der Beriode vor 1848 geſchehen war. 

Eine erſchoͤpfende Darftellung der politiichen Verbrechen, melde in die vritte Kategorie ein 
zureiben find, ift innerhalb der und gezogenen Grenzen nit möglid; denn für einen fo weit 
gehenden Zwed würde es unerlaplich fein, die Preßgefehgebung und das Vereinsrecht in ven 
Kreid unferer Betrachtung hineinzuziehen. Wir begnügen und daher mit der Bemerkung, daß 
Die überwiegende Mehrzahl der in den Befegen bervorgehobenen Preßvergehen und der ald ſtraf⸗ 
bar bezeichneten Verſammlungen zu ven politifchen Vergehen gerechnet und den für dieſe maß⸗ 
gebenden Beurtheilungsweilen unterworfen werden müflen. Wie erfinderifch in dieſer Bezie⸗ 
bung einzelne Geſetzgeber gewefen find, lehrt vorzugsweife das Studium der franzöfifchen Ge⸗ 
Tchichte feit der Revolution. 

Unter den allgemein frafbaren und mit Necht verpönten Verbrechen gegen die innere 
Sicherheit des Staats ift ver Aufrupr Hervorzuheben, d. h. die Zufammenrottung in der Ab- 
ſicht vechtöwinriger Gewaltübung gegen die Obrigkeit, während der bloße Tumult oder Auflauf 
als ein Vergehen gegen die äußere (polizeiliche) Ordnung anzufehen ift. Auch die Bildung be- 
waffneter Haufen, vie Stiftung geheimer Gefeltfchaften zum Zweck der Hinverung rechtmäßiger 
Negierungsacte, die Anhäufung von Waffen in Privatbejib, die Berlodung von Soldaten zum 
Ungehorfan, die Öffentliche Aufforderung zum Wivderflande gegen die Ausführung gefeglid 
nothwendiger oder erlaubter Regierungdmaßregeln, der Zwang gegen Beanite zum Zweck, die 
Bornahme oder linterlaffung von Amtehandlungen burchzufegen, vie Anwerbung von Staats⸗ 
angebörigen zu fremdem Militärvienft und andere verwandte Handlungen find als politifche 
Vergehen aufzufaflen, obfhon e8 möglich ift, daß in vielen Fällen Eeine politiiche Motive wirf- 
fanı waren. Die Grenze ift hier fehr ſchwer zu ziehen. Die Befreiung politifcher Gefangenen, 
wie diejenige Kinkel's, kann beifpieldmweife nicht ald gemeined Verbrechen angefehen werden, 
obwol die Mehrzahl der Geſetzgeber und Rechtolehrer in ver Öefangenenbefreiung regelmäßig 
ein gemeined Verbrechen ſehen. 

Eine fehr bedenkliche, von zahlreichen Autoritäten gemisbilligte und dem Gebrauch vernünf⸗ 
tiger Freiheit gefährliche Klaffe von Strafanprohungen bezieht ſich auf vie freie Meinungsäuße- 
rung gegen Anoronungen der Obrigkeit und die Gefährbung des öffentlichen Friedens durch 
Erregung von Haß und Miövergnügen. Unter ben verfchiedenften Namen und Bezeihnungen 
finden ſich darauf bezügliche Strafgefege. Preußen bedroht in $. 100 des Strafgeſetzbuchs ven= 
jenigen, welcher ven Öffentlichen Frieden dadurch gefährvet,, daß er die Angehörigen des Staats 
zum Haß oder zur Verachtung gegeneinander Öffentlich anreizt, mit Geldbuße oder Befängniß- 
ftrafe; im $. 101 denjenigen, welder durch Öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichtes 
ter oder entitellter Thatfachen, oder durch öffentlihe Schmähungen over Berhöhnungen die Ein⸗ 
richtungen des Staatd oder die Anordnungen der Obrigfeit vem Haß oder der Verachtung aus: 
jet, in gleicher ZBeife. Den gleichen Thatbeftand bezeichnet das öſterreichiſche Strafgefeg unter 
Androhung einer ſchweren Kerkerftraie von einem bis zu fünf Jahren ale „Verbrechen der Std: 
rung der Ödffentlihen Ruhe“. Einen gleihen Weg ift die königlich ſächſiſche Geſetzgebung 
($$. 126 — 128) gegangen. Sogar die öffentliche Herabwürdigung „ver Nechtöinflitute der 

Staats⸗Lexikon. XI. 40 
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Ehe, der Familie, des Eigenthums“ u. ſ. w. werben hier ſtrafrechtlich bedroht, ebenfo Die öffent: 
lie Anpreifung verbotener Handlungen, ein Vergehen, dad auch in Preußen hervorgehoben 
wird und zu einer Anklage gegen einen Schriftfteller führte, der in einer geſchichtlichen Erzäh⸗ 
lung der Franzöfiſchen Revolution die Hinrichtung Ludwig's XVI. als politifh gerechtfertigt be- 
eichnet hatte. 

| Ein nähere Betrachtung diefer gegen bie freie Meinungsäußerung ober ihre Form gerid- 
teten Strafen läßt überall nur eine entfernte Möglichkeit unter der Bezeihnung „Gefährdung“ 
voraudfegen. Nur eine Möglichkeit, bie fih niemals berechnen oder finnli wahrnehmen läßt, 
ift die Erregung von Gefühlen des Hafjes oder der Beratung. Don einer Gefährdung der 
Staatdeinrichtungen pur bloße Befinnungen fann ohnehin niemals die Rede fein. 3 if 
möglich, daß die Shmähung von Staatseinrichtungen Entrüflung und Haß hervorruft; gerade 
in folgen Fällen wird aber der Ball vorliegen, daß ein lange verfanntes Bedürfniß der Reform 
durch die Öffentliche Stimme conflatirt wird. Wo die Schmähung von obrigfeitligden Anoid⸗ 
nungen feinen Widerhall In der Öffentlichen Meinung findet, iſt aud fein Grund zur Strafe 
vorhanden. Wenn man aber auch hierüber noch zweifelhaft fein könnte und theoretifche Be- 
denfen hegen wollte, jo hat doch die Erfahrung hinlänglich gezeigt, daß es für die von ung be: 
zeichneten Vergehen an jedem objectiven Mapftabe in der gerichtlichen Beurteilung fehlt, daß 
die fubjectiven politiichen Anfichten ver Richter überwiegen, daß ven Haarfpaltereien und den 
PWortklaubereien zum Nachtheil des allgemeinen Rechtsgefühls Vorſchub geleiftet wird, daß eine 
unparteiifch wiffenfchaftliche Kritik beflehenvder Staatseinrichtungen um der bloßen Form willen 
der Strafe verfallen kann, daß die Parteileidenfchaft fi mit Vorliebe gerade diefer Gefege be: 
dient und die Stantöregierung eine Waffe gegen ihre politifchen Gegner erhält, deren Gebrauch 
ihr im Interefje eigener vernünftiger Wirkfamfeit verfagt werden muß. Der Misbrauch freier 
Meinungsäußerung und bie ungerehtfertigte Schmähung öffentlicher Einrihtungen corrigirt ſich 

ganz von felbfl, wo das politische Leben entwidelt und das libergewicht des einzelnen durch allge: 

meiner verbreitete Intelligenz und durch die Parteibildungen im Staat paralyfirt wird. Der 

Misbrauch folder Strafgefege ift indep erfahrungsmäßig fo ſehr zu befürdten, daß Der von 

ihnen erwartete Nugen dadurch ganz und gar in den Schatten gerückt wird. Zu beforgen ifl 

nämlich, daß einerfeitö die Regierungen im Vertrauen auf die Anwendung derartiger Straf- 

gefeße und Die vaburd zu erzielende Niederhaltung ver Öffentlichen Stimme verkehrte Maßregeln 

zum Nachtheil ver Geſammtheit aufrecht erhalten, und daß der geheimen Propaganda damit bie 

beften Mittel ver Wirkjamfeit gebotenwerven. Den Beweis dafür liefern bie franzöflfhen Socia⸗ 

liſten und Gommuniften, die geheimen Geſellſchaften Italiens. Vom ftrafpolitifchen Stand⸗ 

punkt aud muß die bloße Kritif von Staatseinrichtungen oder obrigfeitlihen Anoronungen un- 

bedingt firaflos bleiben. Sie wegen des möglichen Misbrauchs gemaltfam hemmen, bedeutet 

ſoviel wie die ärztliche Maßregel, welche eine gefahrlofe Hautkrankheit durch verkehrte Anord⸗ 

nungen auf die innern edlern Theile hindrängt und dadurch zur gefahrvollen oder tödlichen 

Störung madı. 

Mit ven Verbrechen gegen die innere Sicherheit des flantlichen Lebens und der Regierung3- 
thätigfeit find auch diejenigen Acte verwandt, welche fich vechtömwinrigerweife gegen die Aus: 
übung der flaatöbürgerlihen Grundrechte auflehnen. Denn daß die Ausübung verfaffungs: 
mäßig gewährleifteter Rechte auch dem einzelnen in jedem beſondern Falle gefihert werbe, gehört 
zu den Aufgaben ver Regierung. Bin Eingriff in die freie Ausübung des Wahlrechts iſt nicht 
blos ein Unrecht gegen den Wähler. Die Verhinderung an der Wahl, die Beftehung, die Ver⸗ 
fälfhung von Stimmen, die Angriffe auf die freie Ubung der den Abgeordneten und Kammer- 
mitglievern obliegenden Bunctionen find deshalb Angriffe auf wie innere Sicherheit ded Staats 
und auf ven Öffentlihen Frieden, welcher die Erhaltung der politifhen Rechte nicht nur ver 
Staatöregierung, fondern aud) jedes einzelnen Staatöbürgers umfaßt. Es ift nur zu billigen, 
wenn man in Frankreich aud in folgen Störungen politifche Verbrechen erkennt. 

Zum Schluß diefer Auseinanderfegung ift noch darauf zu verweifen, daß aud ein großer 
Theil der Amtöverbrehen aus politifhen Rückſichten entſpringt. Durch wen wird die Aus: 
übung der ſtaatsbürgerlichen Rechte und der Rechtögenuß der perfönlichen und politifhen Frei⸗ 
heit häufiger verfümmert und beeinträchtigt al8 gerade durch diejenigen, welche zu ihrer Auf: 
rechterhaltung berufen find? In den Republiken ift e8 meiftenthellß die Parteileivenichaft, welche 
ein allgemeines für jedermann verbindliches, oberfted Geſetz der politifchen Rechtsübung ent: 
weder nicht anerfennt oder außer Acht läßt. In den Monardien ift es dad Beamtenthum, 
toelched ſich einen Antheil an der dem Staatsoberhaupt zugeflandenen Unverantwortlihfeit an- 
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maßt und deshalb der Macht oder der Herrfchfucht zu Liebe gegen die volle Geltung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Nechte handelnd einfchreitet. Was den neuern Strafgeſetzgebungen fehlt, iſt die 
ftrenge , von der Perfon des Minifterd beginnende, bis zum legten Subalternen herabfleigende 
ſtrafgefetzliche Verantwortlichkeit für den Misbrauch der politiſchen Gewalt. Nach dieſer Seite 
hin den innern Frieden der Staaten ſicherzuſtellen, iſt eine Aufgabe, die nur von denjenigen 
unterſchäht oder geleugnet werden kann, welche, den Rechtsſtaat misachtend, in der erleichter: 
ten Übung willfürlicher Gewalt ein erhebliches Attribut dev monarchiſchen Majeftät juchen. 

YI. Strafe der politifhen Berbrehen. Aus der vorgehenven Darftellung ergibt 
fih, daß die politifhen Verbrechen in ſich felbft fehr verfchieven find und deshalb auch mannid: 
fache Abftufungen der Strafbarfeit zugelaflen werden müffen. Diefe von dem Standpunkt der 
römischen Jurisprudenz wefentlich abweichende Erfenntniß verbreitet zu haben, ift ein Verdienſt 
der neuern Strafrechtäliteratur feit dem vorigen Jahrhundert. Mir Ruͤckſicht auf pas Angriffs- 
object der politifchen Verbrechen und auf die Natur ver Handlung, ihrer nähern oder entfern⸗ 
tern Beziehung zu dem beabjichtigten Erfolg, wechſelt auch die Strafbarkeit. Nach dem Stand: 
punft derjenigen Geſetzgebungen, welche, dem Beifpiel Frankreichs folgend, die Dreitheilung 
aller ftrafbaren Handlungen in crimes, delits und contraventions angenommen haben, unter: 
fcheidet man wegen der möglichen jchwerern oder geringern Strafe: politifche Verbrechen im 
engern Sinne und politifche Vergehen (delits politiques). Zu den politifhen Verbrechen ge= 
Hören Im allgemeinen die im der erflen und zweiten Kategorie behandelten Fälle des Hoch: und 
Stantöverratbd; zu den politifhen Vergehen, welche mit feiner entehrenven oder langiährigen 
Freiheitöftrafe zu ahnden find, die von und in der dritten und legten Kategorie aufgezählten 
Handlungen ; hier und da (in Preußen) auch die wörtlihe Majeftätöbeleivigung. Alle Geſetz⸗ 
gebungen ohne Audnahme zählen Hochverrath, thätliche Angriffe auf das Staatdoberhaupt zu 
den fchwerften Verbrechen. 

Im einzelnen tönen folgende Strafmittel Anwendung finden: 1) Die Todesſtrafe, 
welde in ber Mehrzahl aller derjenigen Geſetzgebungen, die ſich dieſes Strafmittels bedienen, 
auf den vollendeten Hochverrath , auf die ſchwerſten Fälle des Landesverraths zu Kriegszeiten 
und demnächſt auch auf thätliche Angriffe gegen das Staatsoberhaupt gedroht wird, Hinſichtlich 
der thätlichen Majeftätöbeleivigungen macht fich indeß meiftentheilß eine mildere Auffaffung in⸗ 
fofern geltend, als einige Gefeßgebungen bereitö lebenslängliche Zuchthausftrafe eintreten laffen 
(königlich ſächſiſches Strafgeſetzbuch, F. 132) oder bei geringern Thätlichkeiten eine Herab⸗ 
fegung der Strafe geftatten (preupifches Strafgeſetzbuch, $. 74). Es iſt nicht unfere Auf: 
gabe, gegen die Todesſtrafe an diefer Stelle zu fchreiben ; wol aber muß daran erinnert werben, 
daß die Anwendung ver Tobeöftrafe auf politiſche Verbrechen in befonderm Maße ald bevenf- 
lih und gefährlich erachtet werden muß. Die Gründe hierfür hat Guizot in feiner berühmten 
Schrift: „De la peine de mort en matiere politique‘ (1821), überzeugend entwidelt. Es 
fallen gegen vie Todesſtrafe ind Gewicht: die meiſtentheils geringere jubjective Schuld, welche 
häufig nicht als überlegte Bosheit, jondern ald Verblendung und Parteileidenſchaft erfcheint, 
das Rechtobewußtſein des Volks, welches in politifhen Iodedurtheilen ein Martyrium und 
eine VBerherrlihung des Thäters jieht, die Unmöglichkeit, die erfolgreihe Handlung, wenn 
fie gelungen ift, zu flrafen, die Unwirkſamkeit und Gefahrloſigkeit der Hochverrätherifchen Ein⸗ 
zelaction im gegemwärtigen Staatöleben gegenüber ber Unmoͤglichkeit, bei einer Maſſenaction 
die Todesſtrafe durchzuführen, ver naheliegende Misbrauch, den in politiſch bewegten Zeiten 
eine ſiegende Partei over Regierung machen fann. Die franzditfche Republik ſchaff.e daher die 
Todesſtrafe für politifche Verbrehen am 28. Febr. 1848 ab. Nur für Uttentate gegen die Per- 
Gon des Kaiſers und gegen das Keben eines Mitglieds der Faijerlichen Familie hat das Geſetz vom 
10. Suni 1853 die Todeäftrafe wiederhergeftellt, theils ald einfache Enthauptung, theil in 
derjenigen Schärfung, weldye für parricide in Frankreich herkömmlich war. Für die übrigen, 
früher todeswürdigen Hochverrathäfälle (attentat, Code penal, Art, 87) führte daſſelbe Geſetz 
die d6portation dans une enceinte fortifide ein. Auch die ſchweizer Vundesverfaſſung vom 
September 1843 hat die Todeöftrafe für politifche Verbrechen abgeſchafft. Schon früher war 
daffelbe in Braitlien geſchehen. Diejenigen Gefeggebungen , welde die Todesſtrafe allgemein 
abgeſchafft Haben, brauchen hier felbftverftänplich nicht erwähnt zu werben. 

2) Xebenslängliche oder Iangdauernde entehrende Zuchthausſtrafen oder fhwerer Kerfer 
für die Mehrzahl der nächft den todeswürdigen Handlungen ſchwerſten Kalle, namentlich für 
hochverrätherifches Complot, vorbereitende Handlungen, Landesverrath in Friedenszeiten u. |. w. 
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Noch viel unangemeffener und dem Nechtögefühl widerſprechender als die Todesſtrafe erſcheinen 
vom Standpunft der Gegenwart entehrende Strafen für politifche Verbrechen, deren eigen: 
thümlicher Charakter gerade darin beftcht, daß dad Volksbewußtſein fle von den gemeinen Ver⸗ 
brechen fondert. Nur die äußerfte Ungerechtigkeit oder der Abſchreckungsglaube können fi Dazu 
entichließen, in biefer Beziehung dem allgemeinen Rechtsbewußtſein entgegenzutreten. Das 
preußifche Strafgejegbud verfügt außer der Zuchthausſtrafe für die davon Betroffenen noch vie 
Polizelaufficht über Entlaffene und entzieht den wegen Hochverraths oder Landesver raths 
zum Tode oder lebendlänglihen Zuchthaus verurtbeilten Berfonen die Fähigkeit, über ihr Per: 
mögen unter Lebenden oder von Todes megen zu verfügen. 

3) Die Gefängniß- oder Arbeitshaudftrafe, welde durch Entziehung der bürger- 
hen Chrenrechte geſchärft werben Fann, für Die Mehrzahl der Vergehen gegen die innere 
Sicherheit und die Thätigfeit der Staatdregierung. 

4) Die Geldbuße als mildeftes Strafmittel, zugelaflen bei dem Vorhandenſein mildern- 
der Umſtände in den unter 3 aufgeführten Fällen oder als Principalftrafe bei Vergehen gegen 
die oͤffentliche Ordnung. 

Selbſtverſtändlich koͤnnen auch mehrere der angeführten Strafmittel, namentlich Gefä ngniß- 
firafe und Geldbuße miteinander verbunden werden. Dom Stanppunft der heutigen Nechts⸗ 
wiflenfchaft koͤnnen unter den bisher aufgeführten Strafmitteln nur die Geldbuße und die ein- 
fache Ginfperrung ohne Arbeitszwang oder Ehrenfolgen gebilligt werden, insbeſondere mo der 
Staat über Feine andern Strafmittel zu verfügen hat. Der eigenthümlichen Natur der politi- 
{hen Verbrechen würde es entfprechen, befondere nur auffie anwendbare Strafmittel feflzufegen. 
Einen Anfang zur Vermwirklihung dieſes Gefihtöpunfts enthält das preußiſche Strafgefeß: 
buch, indem ed für Zweifanpf und die unter mildernden Umftänden begangenen minder ſchwe⸗ 
ren Fälle hHochverrätHerifcher Handlungen und des Landesverraths oder der Majeftätöbelei- 
digung u. f. w. die Strafe der Einſchließung in eine Feſtung befonders eingeführt Hat, eine 
Strafe, die, ohne der Freiheit der Lebensweiſe enge Grenzen zu ziehen, nur als ein erzwun: 
gener Aufenthalt an einen beflimmten, von der Regierung namhaft zu machenden Orte unter 
allgemeiner Beaufjihtigung fi) darſtellt. Zu tadeln ift nur die Principlofigfeit, welche ſich in 
Preußen gegen eine allgemeine Durdführung vieles Geſichtspunkts gefträubt bat. In Franf- 
rei war die Detention und feit 1850 die Deportation das zunächſt für ſchwere politifche Ver: 
brechen beſtimmte Strafmittel, nächftdem auch dad bannissement vorzugsweife auf politifche 
Verbrechen berechnet. Allein aud in Frankreich iſt man dem gerade dort lebendig enıpfundenen 
Grundgedanfen, vermöge deſſen die Eigenthümlichkeit der politifhen Verbrechen zu wahren iſt, 
nicht treu geblieben. Nachdem man im Jahre 1848 für die Juniinfurgenten pie Transportation 
durch einfaches Decret eingeführt, find felt vem Staatöftreih politifhe und gemeine Berbredger 
unterfheldungslos nach Cayenne transportirt worden. Von der eigentlichen Deportationdftrafe 
ift nur ein vorihbergehender Gebrauch gemadt worden. Die hierauf bezüglichen Einzelheiten 
find in meiner Schrift: „Die Deportationgftrafe und die Verbredercolonien ver Engländer und 
Franzoſen“ (Leipzig 1859), ausführlich mitgetheilt. Durd das berühmte Verdägtigengefeg, 
welches aus Anlaß des Orſini'ſchen Attentats am 27. Febr. 1858 für Frankreich erlaffen wurbe 
und bis zum Jahre 1865 in Gültigkeit bleiben foll, werben fogar alle auß den Jahren 1848, 
1851 Verdächtigen nebft ven rüdfälligen Berbrechern und Dieben gleihmäßig unter die höhere 
Aufſicht des Minifters des Innern geftellt, welchem es anheinigegeben ift, über Internirung und 
wegen rupture de ban auch über Fortſchaffung nad einer Strafeolonie zu befinden. Eine ein- 
fache mesure de süret& generale entſcheidet über die michtigften Rechte der Perſon in völlig 
formloſer Weife. 

Für Deutfhland ift Hinfichtlich der Beſtrafung politifcher Verbrecher beſonders zu erwaͤgen, 
ob nicht neben der Einſchließung nad preußifhem Mufter auch der Verbannung außerhalb Der 
Grenzen Deutfdlands oder nad Amerika wiederum Raum zu geben wäre. Noch heute darf 
man behaupten, daß die Verbannung für politiiche Verbrecher fehr geeignet ifl. Denn bei ihnen 
fonımt es lediglih daraufan, dem präventiven Sicherheitsintereffe einen paſſenden Ausdruck 
zu geben. Bon Beflerung oder Abſchreckung kann bei ihnen regelmäßig nicht die Rede fein. 
Aud die Rechtswidrigkeit der politiſchen Vergehen und Infolge deſſen die Gerechtigkeit verStrafe 
erſcheint von rein zeitlichen, vorübergehenden Verhältniſſen bedingt, wie ſich ſchon aus der Ge— 
meinũblichkeit politiſcher Amneſtien bei veränderten Staatsverhältniſſen deutlich zeigt. Da die 

politiſchen Verbrechen der meiſten Perſonen nicht das Erzeugniß augenblicklichr Stimmungen 
oder Verführungen find, ſondern vielmehr als Producte einer dauernden Geiſtesrichtung und 


Politifche Verbrechen und Vergeben 629: 


feft gewordenen politifchen Überzeugungen erſcheinen, Daher auch nur als ein einzelnes Moment 
in einer bejtimmten politifhen Wirkfamfeit aufgefaßt werden dürfen, fo ift bei fhwerern Gefähr⸗ 
dungen der flaatlihen Sicherheit die Trennung von den Außern Boden der Wirkſamkeit und bie 
Hinderung für die Zukunft das vorzugömeife zu erſtrebende und mitteld der Verbannung voll- 
fommen durchführbare Ziel der Gefeggebung. Für andere Bälle möchte auch die zeitige Inter- 
diction in der Ausübung einzelner rein politifcher Nechte, 3.3. des activen Wahlrechts während 
einer Legislaturperiode, nicht unangemeffen erfheinen. Wir bejchließen viefe Erörterung mit 
der nohmaligen Wiederholung det Thatſache, daß die Befonderheit der politifchen Verbrechen 
bei der Auswahl der Strafarten und der Feſtſetzung ber Strafbarfeit nicht genügend gewürdigt 
worden iſt. Defto mehr gefchah dies 

VII. bei der proeefjualifhen Behandlung und dem Strafverfahren. Schon 
mit Bezug auf das Römiſche Recht und die Zeit ver abfoluten Monarchie ſeit ver Reformation 
wurde hervorgehoben, daß man bei dem crimen majestatis befondere, dem Beſchuldigten nach⸗ 
tHeilige Proceßformen und Beweidmittel einführte. Von unabhängigen Gerichtshöfen fonnte 
damals Feine Rede fein. Es galt mit Einem Worte der Grundjag der Ausnahmegerichte in 
politifchen Proceffen zu den Zweck, eine Berurtheilung im Staatsintereſſe möglihft ſicherzu⸗ 
ftellen. Es gibt kein Beifpiel in der Geſchichte, daß die Entwickelung irgendeines Culturſtaats 
freigeblieben wäre von den Verſuch, fi der Gerichtögemwalt befonvers zu verfihern für die 
Verurtheilung politifcher Gegner. Die Franzöfifche Revolution trat dieſe Erbichaft ver Ver: 
garıgenheitan. Wie man früher die Beinde der Staatsmacht un ihrer Öefinnung willen zu 
vernichten gefucht, fo fuchte man nunmehr nad Werkzeugen zur Ausrottung ber Feinde der 
Volksfreiheit. An Stelle der heimlichen Inquifition trat der offene Terrorismus, welcher ſich 
allerdings an ber einfachen Entziehung des Lebens ohne jene planmäßig gehandhabten Koltern 
der vorangegangenen Zeit genügen ließ. Faſt alle politifhen Gewalten in Branfreih haben 
dieſelbe Bahn betreten und den einfachen Rechtögedanken politifchen Verbrechern gegenüber ver: 
fiimmert. Dem Beifpiel ver Revolution, Napoleon's I., der Bourbonen folgte man aud in 
Deutſchland, als e8 darauf ankam, liberale Fürften durch das Geſpenſt „hochverrätheriſcher 
Umtriebe“ einzuſchuͤchtern. Metternich wußte in planmäßiger Weiſe dies Mittel zur Hemmung, 
freiheitliher Entwidelung zu benugen. Die politifhen Unterfuhungen follten, wie Ilſe in. 
feiner „Geſchichte ver politifchen Unterfuhungen, welde durch) die neben dev Bundesverfamm= 
Lung errichteten Commiſſionen, der Bentralunterfuhungscommifiion zu Mainz und ver Bundes⸗ 
centralbehörve zu Sranffurt, In den Jahren 1819— 27 und 1833 — 42 geführt find‘ (Branf- 
furt 1860) fih ausdrückt, die Handhabe der rückwärts fchreitenden Politik der beiden großen 
Mächte abgeben. Auf dem Karlöbader Kongreß famen jene Beichlüffe zu Stande, die ein fo 
trauriged Andenfen in Deutfchland Hinterließen, und denen fo viele unjhuldige Opfer fielen. 
Man beeilte ſich damals, den Bögen der regierungdmäßig vorgefchriebenen Gefinnung Heka— 
tomben darzubringen. 

In Frankreich Hatte man jedenfalls aus den traurigen Erfahrungen einige Lehren gezogen. 
Durch die conftitutionelle Charte von 1830 wurden alle politifhen Verbrechen und Vergeben 
vor das Schwurgericht verwiefen. Gine edlere Begeifterung hatte fih der Maſſen bemächtigt, 
welche inmitten ihred Triumphs bie Forderung nad) Aufhebung ver Todesftrafe vernehnien liefen. 
Auch die beigifche Verfaffung erfannte un, daß die Sicherung perfönlicher Freiheit gegenüber 
dem Misbrauch der Staatögemwalt nur moͤglich ift durch Verweiſung fänmtlicher politifcher Ver 
geben ohne Ausnahme vor ein volksthümlich gebilveted Schwurgeriht. Zur Sicherung der 
perfönlichen Freiheit traf die belgifche Verfaffung außerven die Beftimmung, daß wegen politi- 
ſcher Bergehen niemals eine Borunterfuhungshaft zuläfiig fein Tolle. 

Der deutfchen Bewegung des Jahres 1848 gereicht es zur Ehre, daß faft nirgends der Ruf 
der Rache gegen politifhe Gegner laut wurde, und daß man Überall die geordneten Gerichtö= 
gewalten inmitten der politifchen Leidenſchaft von feiten des Volks achtete. Die Grundrechte ver: 
wiefen alle politifhen und durch die Preffe begangenen Vergehen vor dad Schwurgeridt. 
Kaum war aber die Bewegung der Beifter untervrüdt, als die in ihrem alten Machtbeiig er- 
fhütterten Regierungen wiederum zu den frühern Werkzeugen griffen. Für diejenigen, vie in 
den Revolutionen niemals gefchichtliche Geſetze, fondern nur individuelle, durch mangelnde Ab: 
ihredung ermuthigte Privatwillfür ſahen, war ein folder Rückſchritt nur zu natürlich. Noch 
dazu kam das verlodenve Beiſpiel der franzöitichen Republik und des neuen Kaiſerthums, melde 
gegen die demokratiſche Partei oder den Socialismus zu Ausnahmemaßregeln rein adminiftra- 
tiver Natur gegriffen hatten. 
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Hier und da wurde in Deutfchland das bereits eingeführte Schwurgericht Hinterber befeitigt. 
Die Bundeögefepgebung des Jahres 1854 unterfagte fogar die Verweifung der Preßvergeben 
vor das Schwurgeriht. Nur wenige deutihe Staaten, wie Balern und Oldenburg, wahrten 
ihre Selbflänbigfelt und die einmal anerkannte Gompetenz der Schwurgeriäte. In Preußen 
wurben die politifhen und Preßvergeben ven Geſchworenen entzogen, wobei man fi auf die 
falfhe Motivirung berief, daß die Geſchworenen nur für Verbrechen, niemals aber für Ber: 
geben zuſtändig fein follten. Allein dabei blieb man nicht ſtehen. Das Beleg vom 24. April 
1853 führte einen befontern Staatögerichtöhof für ſämmtliche im preußiſchen Gebiet began⸗ 
genen ſchweren politifchen Verbrechen, indbejondere Hoc: und Landesverrath ein. Da der 
Staatögerichtähof lediglich au8 den von der Regierung bezeichneten ſtändigen Richtern beftebt. 
fo ift e8 Elar, daß hier wiederum ein Einfluß auf die Beurtheilungsmeife politiſcher Verbrechen 
gefucht worden ift. In der Unabjegbarfeit folder Richter Tiegt nicht die mindefte Garantie ihrer 
Unbefangenheis oder Unparteilichfeit. Von vornherein ift e8 nämlich völlig unbeftreitbar, daß vie 
Mitglieder eines ſolchen Gerichtshofs zunächſt immer mit Rückſicht auf ihre polttifhe Befinnung 
ernannt werden. Außerdem ift aber leicht möglich, die ven Regierungsintereffen unzugänglichen 
Perfonen in höhere Stellen zu befördern und durch gefällige Werkzeuge zu erfegen. Überall, 
wo die Gerichtsverfaſſung eine Sache ruhiger Erwägung ift, kann auch gar fein Zweifel Darüber 
befteben, daß Ausnahmegerichte unbedingt zu verwerfen find. Die ſchweizer Bundesverfaflung 
verbietet politifche Auönahmegerichte ganz allgemein. Abgeſehen von der Einſchränkung der 
Competenz der Geſchworenen, zu ver ſich die Gejepgebung feit 1851 vielfach verleiten ließ, find 
die Kriegs: und Standgerihte nad ven Beflimmungen über ven Belagerungszuftand gleichfalls 
für gewiſſe politifche Verbrechen, 3. B. Aufruhr, wenn diefelben von Givilperfonen begangen 
worden, für zufländig erklärt. Manches mag die Noth des Augenblicks in Zeiten der offenen 
Empdrung und ded Bürgerkrieges entfhuldigen. In folden Fällen mag der Möglichkeit ned 
Irrthums in richterlihen Entſcheidungen ein größerer Raum gegeben werden. Dennod find 
die Kriegs: und Standgerichte gegen Privatperſonen grunvfäglic zu verwerfen. Alle Bürg: 
fhaften eined unparteiifhen Urtheild und gewiflenhafter Unterfuchung fehlen. Da mande 
Berbrechen, die fonft nicht zu den todeswürdigen gehören, nach Verkündung ded Belagerungs: 
zuflandes mit der Todesſtrafe belegt werden müflen, fo wiegt vie Gefahr voreiliger Berurthei: 
lungen um fo ſchwerer. Eine andermweitige Ausnahmebeſtimmung binfichtlih der Staatöver: 
brechen befteht in ver Hier und da noch vorkommenden Beihlagnahme des Vermögens. In 
Preußen ſoll viefelbe eintreten, jobald die Unterfuhung wegen Hoch- oder Landesverraths ein- 
geleitet worden ift (Strafgefegbudh, 6. 73). Dagegen wurde die Vermögensconfldcation in ten 
deutſchen Verfaflungsgefegen feit 1848 ganz allgemein abgefchafft und damit eine längft erho- 
bene Forderung des Nechtögefühls befriedigt. 

Für diejenigen Geſetzgebungen, welche alle politifhen Verbrechen ohne Unterfchied der 
ſchweren oder leichten Strafe vor die Gefchtworenen verweilen, entfteht übrigens bie jehr ſchwie⸗ 
tige Frage, was ald politifhes Vergehen in jedem einzelnen Ball angefehen werden fol. Die 
wichtigften der politifhen Vergeben haben wir nad) den Hauptgefihtepunften charakteriſirt. 
Allein es ift fehr leicht möglich, dag unter befondern Umftänden einzelne Verbrechenshandlungen 
als politifche gelten koͤnnen, vie in ver Negel ald gemeine ericheinen. Soll die Wegnahme von 
Staatsgeldern zu zeiten eined Bürgerfrieges als einfacher gemeiner Raub oder Diebftahl ange: 
feben werden ? In den Aderbauverbrechen ver Irländer (agrarian crimes) ſtecken politifch-jociale 
Glemente. Auf der andern Seite können auch Verbrechen, die gewöhnlich politifch zu fein pfle⸗ 
gen, in einzelnen Fällen einen gemeinen Berbrechenäftempel an ji tragen. Man erinnere ji 
beifpieldmweife an die aufrührerifchen Bewegungen der Bauern, welche zu Berwüftungen bes 
Privateigenthums ſchritten und Plünderungen mannichfacher Art begingen. Der Zeughaus: 
flurm, welder im Sommer 1848 in Berlin unternonmen wurde, war für einige Theilnehmer, 
welche ven Arbeiterſtand bewaffnen wollten, ein politifches Verbrechen, für andere, denen e3 
darum zu thun war, aus gewinnfüchtiger Abfiht Waffen zu ftehlen, ein gemeined Verbrechen. 

Es gibt noch einen andern Grund, dasjenige genauer zu beſtimmen, was politifche Verbre⸗ 
hen find; wir meinen daß völferrechtliche Aſyl und die binfichtlich der Auslieferung der Mer: 
brecher faft überall gemachte Unterſcheidung zwiſchen politifchen und nichtpolitiſchen Verbrechen. 

In den Sefepgebungen Deutſchlands findet fih fo gut wie gar nichts, was zum Aubhair- 
punft dienen Fönnte. In der Syflematif ver Strafgefegbüdyer wird das politiſche Berbrecen 
als eine Gefammtfategorie nicht erwähnt, Wie groß die Schwierigfeiten ber Sonderung ſind, 
zeigte fich deutlich bei den Debatten ver franzöſiſchen Kammern, welche vent Gefeg von 8. Det. 
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1830 vorangingen. In Art. 7 dieſes Geſetzes wurden die einzelnen Acte unter Verweiſung auf 
die Artikel des Code’ penal aufgezählt, um danach die Gompetenz der Schwurgerichte ein für 
allemal gejeßgeberifch im vorauß feftzuftellen. Die Pairskammer hatte Dagegen außer der Auf- 
zählung der überall ald politiſch geltennen Verbrechen noch eine Gefammtbezeihnung Hin: 
zufügen wollen, wonach als politifche gelten follten: „alle Vergeben, die bei Gelegenheit 
öffentliher Berfammlungen, Reden, Schriften, politifcher Wirkſamkeit oder Unternehmungen 
begangen werben.” Auch der belgifchen Geſetzgebung fehlt ed an jeder authentiſchen Erklärung 
der als politifch zu erachtenden Vergehen. Es ift daher Sache des Nichterd,, in jedem einzelnen 
Fall zu prüfen, ob er zur Aburtheilung einer Anfchuldigung competent ift, ober die Sache an 
die Geſchworenen auf Grund des Art. 98 der belgifchen Verfaffung zu verweiſen ift (1. Tiele⸗ 
man’8 „Repertoire de l'’administration”, Bb. I, delits politiques). 

Das Richtige ſcheint und in der Combination der franzöfifchen und ber beigifchen Entſchei⸗ 
dungdnorm zu liegen. Die regelmäßig politifch erfcheinenden Vergehen müſſen von der Geſetz⸗ 
gebung Im voraus namhaft gemacht werben, damit dem richterlichen Ermeſſen eine Schranfe ge: 
fest, gleichzeitig aber auch eine Analogie geboten werde, um in andern Ähnlichen Fällen auf 
Srnd einer gejeglihen Ermächtigung die Verweiſung vor dad Schwurgericht audfprechen 
zu fönnen. 

Wiſſenſchaftlich muß namlich zugegeben werben, daß zwifchen unbedingt und unzweifelhaft 
politifhen Verbrechen, wie der Hochverrath ift, und unzweifelhaft gemeinen Verbrechen, wie 
Nothzucht, ſehr vieles in der Diitte liegt, deſſen Inhalt fich weſentlich nad ven befondern Um⸗ 
fländen der That normirt ober von vornherein gemiſchter Natur ift. Eine derartige Miſchung 
zeigt ſich beifpielämweife in dem Angriff auf das Leben des Monarchen. Infofern, als Hier ein 
Mordverſuch vorliegt, ſteckt in ſolchen Attentaten etwas ganz allgemein Strafbareß, den gemei- 
nen Verbrechen Analoges; infofern aber Morpverfuch gegen die Perfon des Herrſchers mit einer 
viel firengern Strafe belegt wird, ald wenn er gegen Privatperfonen verübt wird, kommt ber 
politifhe Charakter zum Vorfchein, welcher auch in ver Bezeichnung als Hochverrath ausgedrückt 
liegt. Ein franzöfiich= belgiſches Geſez vom 22. März 1856, das der Beforgniß des Kaiſers 
Napoleon entiprungen zu fein fcheint und dem Zufagvertrag zu den die Auslieferung betreffen- 
den Verpflichtungen Belgiens vom 15. Oct. 1856 einverleibt wurde, verordnet daher auch, daß 
Attentate gegen die Perfon eines Souverän oder feiner Kamilienangebörigen, wenn die Hand⸗ 
lung unter dem Thatbeftand des Todtſchlags, des Mordes oder der Vergiftung fällt, nicht als 
ein politifched Verbrechen angefehen werben follen. 

Nur die allgemeinen Kriterien der politiihen Verbrechen laffen ſich beſtimmen. &8 ift fogar 
unmöglich, die Frage zu beantworten, ob unter allen Umftänden die ſchwerſten politifchen Ver⸗ 
brechen rechtlich betrachtet firafbarer find als Die fhwerften gemeinen Verbrechen. Objectiv be- 
trachtet kann es feinem Zmeifel unterliegen, daß das politifche Maſſenverbrechen, wie ver Auf- 
fland ver Juniinjurgenten zu Paris im Jahre 1848, zu ven denkbar gefährlichſten Rechtsbrüchen 
gehört und die Geſellſchaft auf lange Jahre Hinaus in ihrer Entwidelung zu hemmen vermag. 
Gerade folhen Ausbrücen gegenüber erweiſt fi die Unwirkſamkeit ver Strafgefege. Faßt 
man die That des einzelnen ind Auge und prüft man die innere Beichaffenheit des Willens, fo 
zeigt fich freilih, daß meiſtentheils bei denjenigen politifchen Verbrechern, welche nit aus rein 
perfönlid eigennügigen Motiven handeln, eine moraliſch mildere Auffaſſung geboten erfcheint. 
In den meiften rein politifchen Verbrechen zeigt ſich nur eine Berirrung oder Berblendung eblerer 
Naturen. Wahrbaft gemeine Menfchen begehen jelten ein politifches Verbrechen, fofern dieſes 
eine Binjegung der Perjon und eine Aufopferung ver eigenen Vortheile um eines entfernten 
Gelingen willen erfordert. Darf man nicht Verräthern, wie Ney und Labevoyere, eine weh⸗ 
müthige Erinnerung und menſchliche Achtung zollen, wenn ſie durch ihre Pflicht zu einem furcht⸗ 
baren Gonfliet mit ihren Gefühlen geführt wurden und dad pofitive Geſetz misachteten? Darum 
follte man fih an die fhönen Worte Guizor’d erinnern: „L’immoralite des delits politiques, 
n'est ni aussi claire, ni aussi immuable que celle des crimes prives, elle est sans cesse tra- 
versee ou obscurcie par les necessitudes des choses humaincs; elle varie selon les temps, 
les evenements, les droits et les merites du pouvoirl ” 

Zwiſchen den Grundrechten der menſchlichen Freiheit und der Nothwendigkeit einer ordnen⸗ 
den Staatögewalt wirft der Genius der Weltgeſchichte feine Plane, ſchwankt das moraliſche 
Beleg. Während das englifche Staatsrecht in feinen berühmteflen Organen immer bie Lehre 
vertheivigt hat, daß einer verfaflungsbrechenden Regierung auch gemaltianer Widerftand 
rechtmäßig entgegengefegt werben darf, zeigt die Geſchichte continentaler Staaten bie Recht⸗ 
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loſigkeit als Schickſal unterliegender Barteien und das Eril als Los derer, welche eine zu 
Recht beſtehende Staatöforn mit ven Waffen in der Hand vertheidigten. "In der Geſchichte Der 
politiſchen Verbrechen follte man fih immer gegenwärtig erhalten, daß über ven wandelbar 
menſchlichen Gefeg und über den poſitiven Staatsorbnungen noch ein höheres ſittliches Geſetz 
waltet. Wer im Vertrauen darauf handelt und durch die Macht der Idee getrieben gegen das ihm 
zufällig und werthlos erſcheinende Geſetz ankämpft, um einen höhern und vollendetern Zuftand 
herbeizuführen, wer ald ein Gefhäftöträger der fittlichen Idee berufen erfcheint, durch feinen 
Untergang und dad Martyrium feines Todes Zeugnig der Wahrheit abzulegen — barf er mit 
dem Frevler gleichgeftellt werben, weldher aus blindem Haß und Eigennug die ewigen Gebote 
der ſittlichen Weltordnung verlegt? Waren die Blutzeugen der hriftlihen Lehre, welde Die 
Kirche Heilig geſprochen hat, etwas anderes als politifche Verbrecher vom Standpunkt einer heid⸗ 
nifhen Staatsanſicht? Und hat nicht die Geichichte der Reformation Namen in großer Fülle 
aufzumeifen, welche fi dem Geſetz preisgaben und ald Verbrecher endeten, damit fie Gott mehr 
geboren könnten als der äußerlich berechtigten Obrigfeit? In zahlreichen politifhen Verbrechen 
manifeftirt fih eine weltgeſchichtliche Tragoͤdie, welche die Nichter und die für den Augenblick 
triumphirende auf das pofltive Geſetz pochende Gewalt als die Gerichteten, bie um ihrer Liber- 
zeugung willen Gerichteten aber als vie nachträglich Gerechtfertigten erjcheinen läßt. 

. Sehr Ichön jagt Chedieu: „Die Freiheit eines Volks ift verloren, wenn man fie nur durch 
Verſchwörungen retten kann.“ Wir fügen hinzu: das Schickſal derjenigen Staatdgewalt if 
bejiegelt , welde fi nur durch politifche Strafgejege gegen die Freiheit gefhügt glaubt. 


F. von Holkendorff. 

Politiſche Vereine, ſ. Bereinsweien. 

Polizei. (Bolizeigefeggebung, Bolizeiftrafgerihtöbarfeir, Polizeiver: 
waltung, Sicherheitd- und Woblfahrrepolizei, Präventivjuftiz oder ge— 
richtliche, repreſſive und präventive Polizei, Landes⸗ und Ortspolizei; 
geheime Polizei.) 

I. Einleitende Bemerkungen und Begriffe. Die Polizeihoheit, ein Theil ver 
Attribute der Stantögewalt, umfaßt fowol die Geſetzgebung ald dad Recht ver Bollziehung der 
Belege. Mit dem Recht ver Grfeggebung aber hat es die Polizei im engern Sinne nur in be: 
ſchränktem Umfang zu tun. Die Geſetzgebung in PBolizetfachen unterliegt wie auf allen andern 
Gebieten des Staatölebens formell und materiell den Bedingungen ver Landesverfaſſung und 
in conftitutionellen Staaten der Theilnahme der Landedvertretungen. Wie weit verfaſſungs⸗ 
mäßig oder innerhalb der durch allgemeine Geſetze vorgezeichneten Schranfen ver Lanted- oder 
Ortspolizeibehörde ein analoges Recht ver Geſetzgebung, nämlich die Befugniß zufteht, Bolizei- 
verordnungen mit Strafbeſtimmungen zu erlaffen, ift Sache der verſchiedenen Randesverfaflun- 
gen und Yandeögefeggebungen. Im allgemeinen gehört das Reit, allgemeine Polizeiverord⸗ 
nungen zu geben, biefelben wieber aufzuheben und Erklärungen darüber mit gefeglicher Kraft 
zu ertheilen, ebenfo wol wie das Necht ver Geſetzgebung zu dem Majeftätsrecht. (Allgemeines 
Preußifihes Landredt, $. 6, Fit. 13, Thl. IL) Eben dazu gehört auch dad Hecht der Vollzugs⸗ 
gewalt, welche einen Theil der Staatöverwaltung bildet. Wie die executive Gewalt, die in con: 
ftitutionellen Berfaffungen zum Hoheitsrecht ver Krone gehört, fo ift Diefe auch als die Quelle 
und der Auftraggeber aller von den höhern oder niedern Bebörven des Staats auszuũbenden 
polizeilichen Rechte zu betrachten. Auch Die Polizeigewalt hat als Theil der Staatögewalt Lie 
Befolgung der Geſetze und Verordnungen zu überwachen und noöthigenfalls, ſoweit ihre Com: 
petenz reicht, zu erzwingen. Meiftentbeild liegen jedoch der Gegenitand und Inhalt der gejeg- 
lien Beftimmungen, deren Befolgung und Ausführung die Bolizei zu überwachen und eventuell 
zu erzwingen Bat, außerhalb ihres Gebietd. Sie hängen von der Natur und Aufgabe des 
Staats ab, welche eine mefentlidy verfchiedene ifl in einem patriarchalifchen, einem Feudal- und 
Patrimontal: , einem ſtändiſchen, einem veöpotifchen ver einem Rechtsſtaat. Je nad der ver- 
fhledenen Natur und Verfaſſung ded Staatd, nah dem Charafter des Volks und dem Geiſt 
feiner Geſetzgebung erhält die Thätigkeit und der Wirkungskreis der Polizei einen verſchiedenen 
Umfang und eine verfhiedene Richtung. „Wenn es“, bemerft von Nönne in feinem „Staats- 
recht der preußiſchen Monachie“, Bd.I, 6.59, ©. 221, „die Aufgabe ver Rechtspflege iſt, Die 
Rechtsordnung feftzuftellen und im Ball geſchehener Rechtsverletzung und Übertretung des Rechts 
wiederherzuſtellen, beziehungsweiſe die geſetzlichen Strafen zu beſtimmen, ſo liegt es dagegen der 
Polizei ob, die Sicherheit und die Wohlfahrt des Ganzen und der einzelnen zu wahren, drohende 
Gefahren zu verhüten und zu beſeitigen, nicht minder aber auch alle diejenigen Anſtalten und 
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Maßregeln zu verwirklichen, welche geeignet ſind, die materielle und geiſtige Wohlfahrt der 
Staatsbürger zu befördern.” Der Wirkungskreis der Polizei iſt daher ebenſo mannichfaltig und 
ausgedehnt, als es die Ginrichtungen und Geſetze des Staats ſind, Durch welche jene Sicherheit 
und Wohlfahrt bezweckt wird. Es kann aber nicht die Aufgabe der Polizei ſein, zu unterſuchen 
und zu beſtimmen, welche Geſetze und allgemeinen Anordnungen überall nothwendig ſind, um 
die Sicherheit und Wohlfahrt des Staatöganzen oder feiner einzelnen Bürger und Glieder zu 
fördern. Das ift, wenigftend zum überwiegend größern Theil, die Anfgabe der Staatöpolitif 
und fällt ver Wiſſenſchaft vom Staat wie der Staats- und Volkswirthſchaft oder ver Finanz⸗ 
kunde anheim. Im wefentlichen foll die Polizei feine andere, aber auch Feine befchränftere Auf: 
gabe Haben, als den allgemeinen Öffentlichen und bürgerlichen Frieden zu bewahren. Ihr liegt 
die Bewahrung dieſes Friedens 06 in den Sinne und in den Umfang, wie es urfprünglidh der 
Beruf der engliſchen Frievensrichter war, abgeſehen von der Strafgerichtöbarfeit wie von fon- 
ftigen abminiftrativen richterlihen Thätigfeiten und abgefehen von einer Dienge einzelner Ber- 
waltungsgeichäfte, welche im Lauf der Zeit dem Brievendrichteramt in England überwiefen wur: 
den. (Fiſchel, „Die Verfaflung Englands”, S. 344 fg., und Gneiſt, „Geſchichte und heutige 
Geſtalt der englifhen Gommunalverfaffung oder das Selfgovernment”, zweite Auflage, 
Hauptthl. 2, $. 33, S. 572 fg.) 

In dem verfaffungsmäßigen Rechtsſtaat Englands if die Polizei, im Unterſchied von ber 
eontinentalen, weſentlich Sicherheitd: und Präventivpolizei zur Aufrechthaltung dev Sicherheit 
und zur Abwendung von Gefahren, welde dieſe bedrohen. Inſoweit die Bolizeigewalt ein 
Beſtandtheil des friedendrichterlichen Amts ift, find diefem in England auch alle executiven Boli- 
zeibeamten unterworfen. Dabei leiftet aber auch das Volk felbft, wenigſtens der befigende und 
einjichtige Theil deſſelben, der erecutiven Polizei wirkſame Unterflügung. Die englifche Juftiz- 
verfaflung geftattet es (mie Gneiſt, a. a. O., S. 569, bemerkt), mit Hülfe von Popular: 
flagen einen Theil der continentalen Polizeiorgane zu erübrigen. Es fann die präventive 
Polizei ebenfo wenig wie die Sicherheitöpolizei im engern Sinne ald Attribut ver Juſtiz betrachtet 
werden, es wäre venn, daß biefelbe ald vorbereitenver oder integrirender Act mit einem einzelnen 
Griminal= oder Givliproceßverfahren zufammenbhängt. Die präventive Polizei ſoll den Ge⸗ 
fahren zuvorfommen, welche die Staatsordnung im ganzen ober im einzelnen bedrohen Eönnten, 
die Urfachen diefer Gefahren befeitigen und die Mittel zu ihrer Unterbrüdung bereithalten. Die 
repreſſive Polizei hat es mit den bereitd eingetretenen Berlegungen dert echtöficherheit und ver 
Miederherftellung eines georoneten Zuftandes zu thun, ſoweit Died zur Abwendung der Gefahren 
für die gefellfchaftliche Ordnung durch ein fofortigeö Eingreifen erforderlich ift; andernfalls hat 
fie die fchließliche Wiederherftellung von Rechtsordnung und Rechtsſicherheit, wie die Feſtſetzung 
der rechtlichen Folgen und insbeſondere der Strafe für Verlegung des Rechts und der bürger- 
lichen Ordnung, der Zuftiz zu überlaffen. Das Weſen ver Polizei hat ſich in der obrigkeitlichen 
Sorge für die Öffentlihe Sicherheit und Wohlfahrt in ihren täglichen Bepürfniffen zu. äußern, 
und wenn man die Sicherheitspolizei mehr in einer negativen, die Wohlfahrtöpolizei mehr in 
einer pofitiven und produetiv auftretenden Richtung zur Beförderung bed Gemeinwohls finden 
fann, fo laffen ſich doch auch diefe beiven Aufgaben ver Polizei fo wenig wie überall die ber 
repreſſiven oder präventiven in der Praxis ftreng fcheiden. Es ift auch eine Trennung im polt- 
zeilihen Organismus nach dieſer Unterſcheidung weder zweckmäßig noch durchführbar. (Nönne, 
a. a. O., „Verwaltungsrecht“, $. 330, ©. 487.) 

Dem Hoheitsrecht des Staatd zur Verwaltung der Polizei fteht fein Recht und bie Prlicht 
zur Seite, zum Schuß der bürgerlichen Geſellſchaft und ihrer Mitglieder, foweit es Dielen legtern 
nicht möglich iſt oder e8 im Intereffe der rechtlichen und fittlihen Ordnung des Staats nicht an= 
gemefjen erfcheint, fich ſelbſt zu ſchützen. 

Bei ber Auspehnung des Wirkungsfreiies ver Polizei, wie er ſich namentlich in ven abjo= 
Iuten und Bolizeiftaaten des 17. und 18. Jahrhunderts geftaltete, wurde zweierlei vergeflen, 
einmal daß bie polizeiobrigfeitlihen Befugniffe hiftorifch ein Ausſluß und Zubehör der Gerichts⸗ 
barkeit und naher ſtets auf diefe und, wie die Juſtiz, auf die Geſetze zurückzuführen iind; dann, 
daß die Polizei nicht über ihren Zweck, der Erhaltung und Beihügung ber Öffentlichen Orbnung 
und der Rechtsſicherheit, Hinaudgreifen foll, und daß fie urfprünglich auf feinem andern Princip 
beruht ald auf dent, welches jevem Bamilienvater, jedem Hauseigenthümer, jedem Grundbeſitzer 
innerhalb der Kamilie, des Haufed und feines Beſitzthumso die für Die Ordnung und den Schuß, 
reſp. ter Kamilie, ded Hauſes oder des Grundeigenthums nörhige Anordnung geftattet. In der 
misbräuchlichen Ausdehnung der Polizeigewalt, in ihrer Einmiſchung In alle Berhältnifie des 
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Lebens, in der allmählich immer tiefer eingreifenven polizeilichen Beſchränkung von individueller 
und perjönlicher, wirthichaftlicher und focialer Freiheit und Entwickelung liegen ver Widerwille 
und die VBorurtheile, mit denen man gegenwärtig in ven continentalen Staaten die Polizei ale 
ein, wenn vieleicht auch nothwendiges, Übel anfieht. 

Die mit der Entwidelung der Landeöherrlicgfeit und des Abfolutismus Hand in Hand 
gehende Ausbildung des Polizeiftantd war freilich wieberum ber Gegenjag und Rückſchlag der 
Auftöfung ver bürgerlihen Geſellſchaft im Mittelalter, jener Anarchie, welche im Fehderecht ver 
bevorrechtigten Klaffen und in der linterbrüdung aller andern Stände ihren Ausdruck fand, 
und welche vie bürgerliche Gefellfhaft in unvermittelte und unverbundene Theile zerfegt Hatte, 
in denen jeder Staatsgedanke verloren gegangen war und nur die Willfür und dad eigene In— 
tereffe ſich geltend machten. Die Polizei drängte ih nun aber auch mit ihren Anorpnungen und 
Controlen in alle Lebensverhältniffe ein, fie bemädhtigte fi des ganzen Gebiets der bürger- 
lihen, wirthſchaftlichen und perfönlichen Freiheit ver Menſchen. Sie gab und überwachte ihre 
polizeilichen Anordnungen über die Art und Welfe ver Babrifation, über Die Löhnung von Hand⸗ 
werfern und Dienftboten ver verſchiedenen Kategorien, über Kleivertracht, Luxus, Speifen, bei 
Kindtaufen, Hochzeiten und Begräbniffen, je nad) ven für die verfchiedenen Stände gegebenen 
Vorſchriften, über die Arbeitögebiete der verſchiedenen Gewerksinnungen, das Gefellen: und 
Lehrlingsweſen, vie Eintheilung una Bewirthſchaftung des Grundeigenthums, veffen Beftel: 
lung und Benugung, den Verkauf der Früchte, deren Preis u. ſ. w. Es gab im Verkehrs⸗ und 
geſellſchaftlichen Leben ver Bölfer Faum irgendeinen Gegenftand, welchem Die von der Neichs- 
gewalt oder Landesregierung ausgehende polizeiliche Kürforge und Reglementirerei fremd ge- 
blieben wäre. So ſchrieb bie Reihöpolizeiorbnung von 1530 genau vor, wie viel Gold, Sammt, 
Seide, Zierath Epelleute, Bürger, Bauern, ſchlechte Weiböperfonen und Juden zu tragen berech⸗ 
tigt fein follten, wollte auch dem Übel begegnen, daß überall im Deutfchen Rei „alle Zehrung 
täglich auffteige und Eſſen wie Getränk, insbeſondere unter anderm Stallmierhe und Hafer über: 
theuert werde”. Eine particuläre erneuerte und verbeſſerte Faiferliche Polizeiorunung von 1680 
gebot unter anderm den Krämern, den Gewinn auf die Waaren nicht anderd und höher ala 
nad) ded Heiligen Roͤmiſchen Reichs Bonflitutionen und Herkommen anzufhlagen. Wein, Bier 
u. ſ. w. follte bei ven Wirthen und Fleiſch bei ven Mebgern geſchätzt werden. Wo die Zunft: 
verfaffung fortvanert, werden noch jegt Polizeitaxen für Lebensmittel von der Obrigfelt geſetzt. 

IL. Umfreis des Reſſorts der Polizei in Gefeggebung und Verwaltung, 
insbefondere der Wohlfahrtspolizei, je nah der Natur und Aufgabe des 
Staatd. Welhen Thätigkeitskreis die Polizei einzunehmen hat, das beftimmt fi, wie bereits 
oben bemerkt, nach dem Geiſt und Charakter ver Völfer, wie ihrer Staatöverfaflungen. 

Je mehr der alte trabitionelle Polizeiftant vom Rechtsſtaat überwunden wird, je enger wird 
und fann dad Bebiet der Polizei beſchränkt werben. 

Immerhin wird daflelbe in ven modernen Staaten noch ein fehr mannichfaltiges und viel- 
feitiges bleiben, weil in ihnen die Entwidelung ver forialen und ftaatlihen Verhältniffe fort- 
fchreitend eine reichhaltigere geworben ift und noch wird, und weil alle dieſe Verhältniſſe auf den 
Schug der Polizeigewalt des Staatd mehr ober weniger Anfprud machen. Der Umfang, und 
welche Gegenflände in den Bereich ver ſtaatlichen Polizeigewalt Hineinfallen, richtet ſich nad 
den Syflem der verfchiedenen Zwecke und Anftalten, venen die Polizei zu dienen bat, reſp. mit 
denen e8 die Bolizei zu thun haben fol. Ihr wird unter anderm in R. von Mohl's „Polizei⸗ 
wiſſenſchaft nach den Grundſätzen des Rechtsſtaats“ ein fehr weites Gebiet angewielen, und e3 
wird zur Überficht dieſes Geblets gereichen, in Anfchluß an das obengedachte Werk hier wenig⸗ 
fiend die Beziehungen und Objecte aufzuführen, mit denen es die Polizei hiernach zu thun 
Haben foll. 

R. von Mohl ſteckt ver Polizeiwiſſenſchaft ſowol in Bezug auf die Geſetzgebung als auf die 
Bolziehungsgewalt fehr weite Grenzen. Im mejentlihen ſcheidet er davon nur Militärz, 
Finanz: und Juſtizweſen aus. Solange in der Gejeggebung und Verwaltung noch die Trabi: 
tionen des Polizeiftaats fortleben und nicht in dem Geiſt und Charakter eines wahren Rechts⸗ 
ſtaats, welcher vor allem auf der vollen bürgerlichen Freiheit beruht, verfenft und in ihm 
regenerirt find, fcheint ed nicht ohne Gefahr für dad wahre Weſen des Rechtsſtaats, der Bolizet 
ein zu weites Gebiet anzuweiſen. Wir-behalten weiter unten einige Bemerkungen hierüber vor. 

Nah R. von Mohl's „Polizeiwiſſenſchaft“ gehören in deren Bereih A. die Sorge des 
Staats für die phyſiſche Perſönlichkeit der Bürger, und darunter 1) für die gehörige Volkszckg 
mit denjenigen polizeilichen Anftalten, gefeglihen und Verwaltungsmaßregeln, welche die Ber: 
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mehrung einer ungenügenven Bevölkerung zu befördern, andererſeits aber auch einer liber- 
völferung vorzubeugen oder eine ſolche auf das richtige Map berabzufegen geeignet find. 

2) Die Sorge ded Staatd für Leben und Geſundheit; a) die Medicinalpolizei zur Entfer: 
nung von Krankheitäurfachen, mitteld Beranftaltungen zur gänzlihen Vernichtung von Kranf: 
heitsurſachen, Verhinderung erblicer Krankheiten, Wegräumung ſchädlicher Einwirkungen, 
Schutzanſtalten gegen anfledende und miasmatiſche Krankheiten; b) Heilung ausgebrochener 
Krankheiten durch die Sorge für audreichended und tüchtiges ärztliches Perſonal und die mate⸗ 
riellen ‚Heilmittel, ingleichen Verhinderung der fogenannten Quackſalbereien, wie c) Abwendung 
verfchiedener Außerer Lebensgefahren (Vorkehrungen gegen Einflürzen oder Herabfallen von 
Gegenftänden, gegen Herabflürzen in die Tiefe ober in das Waffer, gegen Beſchädigungen in der 
Dunfelheit, der Seeſchiffe und der Seefahrenden durch Leuchtthürme, Lootfen u. ſ. w., gegen 
unvorſichtiges Reiten und Fahren, gegen gefährliche Thiere, Gewerbseinrichtungen, Dampf: 
mafchinen, wie gegen Unglücksfälle auf Eiſenbahnen). 

3) Hülfe ded Staats bei fhwieriger Befriedigung der nothwendigen Lebensbedürfniffe, und 
zwar a) Maßregeln bei allgemeiner Noth (Thenerungspolizei), bei wirklicher oder ſcheinbarer 
Iheuerung neben den Mitteln zur Abwehr einer ſolchen und den Anftalten, wie der Theuerung 
und Hungersnoth zu fleuern iſt; b) Hülfe bei der Nahrungsloſigkeit einzelner (Armenpolizet), 
die Erkenntniß der Urfachen ihrer Armuth, die Mittel ihrer Abwehr, Unterflügung der Armen 
im einzelnen wie durch Anftalten, Ginrihtung von Armen-, Waljen- und Finvelhäufern, Unter: 
drückung des DBetteld, indbefondere au Borbeugungs: und Beilerungdmittel gegen Maſſen⸗ 
armuth (Proletariat) der Landleute wie der Gewerbtreibenden. 

B. Sorge des Staats für die geiftige Perſönlichkeit der Staatöbürger und Pflichten und 
Nechte des Staats hinſichtlich der Volksbildung, über die Bilpdungsmittel und die Bildungs: 
polizei, und zwar 1) Börberung der Verſtandesbildung a) durch Volks-, Gewerbe: und Gelehr⸗ 
tenfchulen, niederer, mittlerer wie Hochſchulen, auch Schulen für die weibliche Bildung; b) Forte 
bildungsanftalten für die Erwachſenen; c) Börberung der fittliden Bildung nebft Entfernung 
von Hinderniffen derfelben und Einwirkung darauf mitteld Unterrichtsanſtalten und Geſetze 
gegen Unzudt, Trunfenheit und Spiel, Liebloiigkeit gegen Nebenmenfchen und Grauſamkeiten 
gegen Thlere (Sittenpolizei); d) Börbderung ber religiöfen Bildung, Unterflügung der Kirche 
durch den Staat; e) Bildung des Geſchmacks durch Unterricht, durch Öffentliche Aufftellung von 
Kunſtwerken, Kunftdarftellungen u. f. w. 

C. Sorge des Staatd für dad Vermögen der Bürger, und zwar 1) allgemeine Be: 
günftigung durch Ermwerbung von Bigenthum, a) Aufhebung der perfünlichen Erwerbsun⸗ 
fähigkeit (der Sklaverei und Leibeigenfhaft); b) Erleichterung der Erwerbung von Grund: 
eigenthum, einerfeitd mit richtiger Verteilung des Grundeigenthums, andererſeits wit Be⸗ 
ſeitigung fehlerhafter Zuſtände, etwa durch eine übertriebene Vertheilung, durch unrichtige 
Feldeintheilung, nebſt den einzelnen Mitteln zur allgemeinen Verbreitung des Grundbeſitzes 
durch Domänenverkauf, Beſchränkung des Beſitzes der Todten Hand, Vertheilung der Gemeinde⸗ 
güter, Beſchränkung der Majorate, Fideicommiſſe und Aufhebung des Lehnsverbandes. 

2) Begünſtigung der Erwerbung des Kapitals a) durch negative und poſitive Befoͤrderung 
ſeiner Anſammlung, wie b) des individuellen Credits (Sparkaſſeneinrichtungen, Lebensver⸗ 
ficherungsvereine, Witwen⸗, Waiſen- und Penſionskafſen, richtige Syſteme der Pfand: und 
Hypothekengeſetzgebung, Mealcrevitanftalten, Becfelgefege und Banken; ; c) Beförderung ver 
Vereinigung von Kapital zu beftimmten Zweden. 

3) Sicherung des bereit8 erworbenen Eigenthums gegen Zerfiörung durch Elementarereig: 
nifje a) mitteld Ginrigtungen und Anordnungen zur Abwehr, ald gegen Feuersbrünſte und Ver: 
breitung des Feuers, gegen feuergefährlige Handlungen und Gewohnheiten, Einrichtungen und 
Maßregeln, ſowie Mittel der Loͤſchung, Anſtalten zur Abwehr einer Eigenthumszerſtoͤrung durch 
Waſſer, durch ſchädliche Thiere, gegen Thierkrankheiten; b) Anſtalten zum Schadenerſatz, als 
Verſicherungsanſtalten für Brand-, Waſſer-, Hagelſchaden und Viehſterben. 

4) Sorge für Foͤrderung des Befchäftöhetriehe, und zwar a) Anftalten zur Förderung der 
Erzeugung von Rohſtoffen, indbefondere Sorge für die Landwirthſchaft, ebenfo wol durch Weg⸗ 
räumung ber vechtlihen Hinderniffe wie der Ablöfung von Zehnten, Bronen, Servituten und 
Neallaften, ingleihen ver gefeglihen Beihränfungen in der Benugung der Güter und ber 
Freiheit ihrer Gultur und Bebauung, ald zur VBerbefferung ver Fruchtbarkeit des Bodens durch 
Entwäſſerung, Eindeihung, Bewäſſerung, Urbarmadhung ſowie Förderung landwirthſchaftlicher 
Einſichten und Fortſchritte durch Muſterwirthſchaften, höhere oder niedere landwirthſchaftliche 
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Lehranftalten, Vereine, Prämien und Belohnungen, ſodann aber auch durch Verhinderung all zu 
niedriger Preiſe landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe mittels freier Ausfuhr der Rohſtoffe und deren 
Begünſtigung, wie der Anlage guter Verbindungsmittel, Aufmunterung zur Veränderung im 
Anbau alled deſſen, was an die Stelle des einſeitigen Überfluſſes eine gleihmäßigere Vertheilung 
herbeizuführen im Stande iſt; b) durch beſondere Maßregeln zur Beförderung des Anbaues 
von Wein, Obſt, Futterkräutern und Handelsgewächſen, und werben c) unter der Sorge für die 
Landwirthſchaft hiernächſt auch polizeiliche Maßregeln hinfichtlich der Waldungen, dabei die in 
der Erhaltung auf die Holzbedürfniffe und Befriedigungsmittel der Bendlferung gerichteten 
Gegenſtände der Stantöthätigfeit behandelt, als Anftalten zur Dedung eined Holzmangelö, zur 
Verhinderung nutzloſer Waldverſchwendung, mie durch Erhaltung und Vermehrung des Holz= 
vorraths vermitteldömöglichft guter Benuyung der Staatswaldungen, fowelt diefe nicht ausreicht, 
aber durch Zwangsmaßregeln und Vorſchriften über nachhaltige Bewirthſchaftung der Privat- 
waldungen und Beſchränkung der Nugung und andermweiten Eulturart der Forſten der Privat- 
befiger, was fich diefe im Intereffe der Erhaltung des Volks bei einer Colliſion dieſes Höhern 
Intereffes mit ihren Privateigenthumsrechten ohne Entſchädigung gefallen laſſen müßten. 
(II, 256 fg.) Den Maßregeln, welche d) die Sorge für den Bergbau heraudfordert, ſchließen 
ih e) diejenigen zur Börderung der Gewerbe an. Inden: einerfeitd anerkannt wird, daß fowel 
die Orundfäge der Volkswirthſchaft wie die des Rechtsſtaats die Individuelle Freiheit des Ge— 
werbebetriebs, alio das Reit des Bürgers begründen, jedes an ſich erlaubte Gewerbe nad 
Belieben zu ergreifen, e8 in der von ihm für paffend erachteten Art und Ausbehnung zu betrei- 
ben, endlich dad Erzeugniß auf Die ihm am angemeffenften fheinende Weiſe zu veräußern, werben 
auf der andern Seite Ausnahmen von ber vollen Gewerbefreiheit gemacht, zunächſt nur bin- 
fihtlich der für Die Gejundheit der Umwohner ſchädlichen oder für das Publikum gefährlichen 
Gewerbe und Maſchinen, außerdem aus Gründen der Unvereinbarfeit mit Staatszwecken, dar- 
unter Betrieb eines Gewerbes ohne vorgängig erworbened Recht zur Nieberlaffung, ſodann aber 
werben aud) weitere Ausnahmen wegen perfönlicher Unfähigfeit, ingleichen zur Verhütung über: 
mäßiger Mitwerbung empfohlen, wobei in&befondere hinſichtlich der handwerksmäßigen, nad 
der Natur ihrer Arbeiten aufAbfag in der nächſten Umgebung angewiefenen Gewerbe eine Ein- 
wirfung und Hülfe feitend ded Staats und, um einer allmählichen Zerfegung des Kernes des 
Bürgerftandes zu begegnen, einenur von ſchaͤdlichen Vorrechten zu reinigende, vor Misbräu- 
chen zu bewahrende Zunftverfaſſung, welche ungeprüfte Eindringlinge ausſchließe, die Genera⸗ 
tionen auseinanderhalte, die Mitwerbung mäßige, für ein Bedürfniß erachtet. (II, 307, 
309 fg.) Es wird ferner gehandelt über Nachdruck, Erfindungs- und Einführungspatente, 
Förderung der Einfiht, Abhülfe des Kapitalmangeld, Erleichterung der Anſchaffung ver Rob: 
ſtoffe durch Mapregeln der Wohlfahrtöpolizei, Schug der Gewerbe gegen übermäßige auslin- 
difche Concurrenz durch Zölle und Rüdzölle. Das Syſtem geht über zu f) der örberung des 
Handeld mit Freiheit im Innern durch Kaufmannszünfte, privilegirte Handelsgeſellſchaften, 
Aus: und Einfuhrprämien, Schiffahrtsacte, Handeldverträge, ſodann durch Erleichterung der 
Communication mittel Straßen, Eifenbahnen, Erhaltung und Beflerung der natürlichen, 
fowie Anlage der Eünftlihen Wafferftraßen, Einrichtung und Beförderung von Verſendungs- 
anftalten, Frachtfuhren, Schiffahrt, Poſten, Telegraphen; hiernächſt zur Beförderung bes 
Umſatzes, darunter durch Jahr-, Wochenmärkte, wie Meſſen, durch Feſtſtellung und Über⸗ 
wachung von Maß und Gewicht, Geld, Münz- und Papiergeld, Banken und Boͤrſen; endlich 

5) zu den Maßregeln hinſichtlich des Vermögensgenuſſes, mit Verwerfung von Luxus-, 
Aufmands- und ähnlichen Geſetzen. 

Je nachdem man den Begriff Polizei weiter oder enger faßt, erweitert ober verengert fich auch 
das Syſtem der Polizeiwiſſenſchaft. Der ihr angewieſene Umkreis wird weſentlich davon ab= 
hängen, wie weit es der Staat als ſolcher für ſeine Pflicht und Aufgabe hält, ſelbſt vorſorglich 
alle die Veranſtaltungen zu treffen und die geſetzlichen Anordnungen zu erlaſſen, welche nicht 
etwa nur die Sicherheit feiner Bürger und ihrer Rechte, ſondern auch ihre Wohlfahrt, ihre ge— 
fammte phyfifche und geiftige Entwidelung zu befördern geeignet find. 

II. Begrenzung des Polizetrefforts; Principien des Polizeiſtaats. In 
dem Grade, als die Staatöverfaffung die comımunale Selbftverwaltung der Bürger anerkennt, 
ihnen demgemäß auch die eigene thätige Kürforge für ihre gemeinfanen Angelegenheiten in 
Vereins- oder corporativen Verbänden überläßt; je mehr fich die Staatöregierung von der Ein= 
mifhung in die Intereffen und ®efchäfte der bürgerlichen Gefellfchaft und von der damit noth= 
wendig verbundenen Bevormundung der Geſellſchaft wie der Mitglieder des Staatsverbandes 
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fern hält, dagegen diefen Die Sorge dafür, hiermit aber auch die Selbftverantwortlicgkeit für ihre 
Wohlfahrt felbft anheimgibt, je mehr muß ſich ver theoretifch wie praftifch zu umgrenzende Kreis 
der Bolizeithätigfeit verengern, danach aud) der Geſchäftsumfang der zur Ausübung der polizei: 
lichen Gewalt berufenen Behörven vermindern. 

Die Wiſſenſchaft folgt ven Leben. Ste ift eben nur die Blüte ded Beiftes und des Bewupt- 
feins ihrer Zeit: Daß auch die Bolizeigewalt in dem Geſetz ihre Schranken Habe und nicht alles 
thun und leiden dürfe, was dad Geſetz nicht ausdrücklich verbiete, ift ein Sag, den man nicht 
mehr beftreiten wird. Solange die Bolizeigewalt des Staats in der Befdrberung der Öffentlichen 
Wohlfahrt (ded salut public) ihre Aufgabe und alleinige Begrenzung zu haben glaubte, trat 
ihr gegenüber Recht und Geſetz und damit der Wirkungskreis ver Juftiz weit zurüd. Auch noch 
gegenwärtig ift allerdings felbft in den conftitutionellen Staaten das Stadium politifcher Ent- 
wickelung, melche8 man als Polizeiftant bezeichnet, noch nicht überwunden. Es Ift aber eine un- 
beftreitbare Erfahrung, „daß“, wie Montesquieu fagt („Del’esprit des lois“, XI, 4), „jederz 
mann, welcher Macht befigt, geneigt ift, fie zu misbrauchen. Er geht fo weit, ald er feine Schranfe 
findet”. Wenn das im Wefen der Gewalt liegt, fo Fam es zumeift auf die fubjectiven An⸗ 
fhauungen des jedesmaligen Herrſchers über daB, was zum Wohl des Volks gereicht, an, wie 
weit die Wohlfahrtöpolizei ih auspehnen und welde Richtung ſie einfchlagen follte. Polizei⸗ 
gefeßgebung und Bolizeigewalt waren und jind oft auch fegt nur eine euphemiſtiſche Bezeichnung 
für Willkürherrſchaft. So wurde fie aufgefaßt unter Ludwig XIV., diefem cyarafteriftifchermeife 
von den Franzoſen noch immer beiwunderten und body elenden Tyrannen, dem Unterbrüder von 
Neligiond: und Gewiſſensfreiheit, dem vandaliſtiſchen Zerftörer der fchönften deutſchen Land⸗ 
haften, deffen Regierungsmaßregeln wie Feines andern Bourbonen durch die Unterdrückung 
der bürgerlihen und wirthſchaftlichen Freiheit (ſ. Privilegien) die Franzöfiihe Revolution am 
gründlichften vorbereiteten. Sein Ausſpruch „L'état c’est moi“ iſt der entfchledenfte Ausdruck 
des Abſolutismus wie des Polizeiftaats, und auch die Lettres de cachet und die Baftille be: 
rubten auf Motiven der Öffentlihen Wohlfahrt, auf Staatsrückſichten, ebenfo wie der Ausſpruch 
Napoleon’3L.: „Alles fiir das Volt, nichts durch das Vol’, und die Sicherheitögefege Napo- 
leon’8 IIL., wonach die Polizei jeden ohne richterliched Erkenntniß auf fieben Jahre nach Cayenne 
ſchicken konnte. 

Dem Weſen nah kann auch unter der Staatsform der Republik und der Demokratie ein 
Polizeiftaat beftehen. Der franzöſiſche Konvent war nicht weniger als die abfolute Herrſchaft 
vor und nach ihm geneigt, ſich in alles und jedes einzumifchen, Verkehrs-, Wirthichafts- und 
ſelbſt Samilienverhältniffe ver Nation zu beherrfchen und zu regeln und fein Gebiet ver Ent- 
wicelung feines eigenen Lebens den ihm innewohnenden natürlichen Gefegen zu überlaffen. 
Das Bolizeiregime findet in dem Gentralifationsfoften, wie es vorzugsweiſe in Frankreich zu 
allen Berioden und unter allen Staatöformen am meiften entwidelt if, gleichzeitig feine Wurzel 
und feinen Hebel. Unter anderm hat Dr. Maron in einem intereffanten Auffag über die Be: 
völferung und das Grundeigenthum in China (f. „Vierteljahrsichrift für Volkswirthſchaft und 
Culturgeſchichte“, Herausgegeben von Faucher, Bd. I, Jahrgang 1863) Üiberzeugend nacdhge- 
wiefen, wie jede Negierungsmaßregel, wenn fie pofitiv in die ſchaffende Arbeitöfraft der Nation 
eingreift und ihr beflimmte Bahnen vorzeichnet, verkehrt iſt und ihren Zweck fo fehr verfehlt, 
daß gewöhnlich gerade dad Gegentheil von dem, was fle beabjichtigte, dadurch erreicht wird. 
Obſchon ein im Jahre 9 n. Chr. von der commmniftifchen Partei in China durchgefeßtes 
Ediect, „wonad aller Grundbeſitz im Lande für Faiferlich erklärt wurde und fein Unterrhan mehr 
als eine gewiſſe Portion Land (24 preußifche Morgen) befigen durfte, auch jeder Verkauf des 
Zanded verboten war’, mit ver Drohung Ihloß: „Wer an der Weidheit dieſer Maßregel zweifelt, 
wirb verbannt, mer fie verlegt, wird getodtet“, mußte jelbft eine chinefifche Negterung dies Edict 
nad wenigen Jahren felbft widerrufen, weil es, im Wiverſtreit mit den natürlichen Gefegen, 
ſich als unausführbar ermied. In Europa hatte man befonders dem Nömifchen Recht und ſei— 
nem Princip, „daß, was den Bürften gefiele und von ihn befohlen werde, die Kraft eined Geſetzes 
habe, weil nad der lex regia dad Volk ihm und auf ihn alle Herrfhaft übertragen hätte“ 
(2b. I, Tit. 2, $. 6), einen guten Theil der nachfolgenden Polizeiwillkürherrſchaft zu verdanken. 

IV. Brincipien des Rechtsſtaats. Der Aufgabe, ven Rechtöftaat in feiner vollfoms 
menen Geſtalt und durch alle Lebendfreife durchzuführen, iſt und bleibt e8 daher vorbehalten, 
dem ererbten und noch immer fehr weit außgebehnten Gebiet der Bolizei die richtigen Grenzen 
anzumeifen und, dieſe aud der Natur bed Rechtsftaats entwickelten Schranfen durch entſprechende, 
die Freiheit ver Bürger [hügende Inftitutionen zu befefligen. (Vgl. parüber das treffliche Wert 
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von $. Lieber, „Über bürgerliche Freiheit und Selbftverwaltung”, aus dem Englifchen überfegt 
von Mittermaier.) 

Auch die Polizeiwiſſenſchaft kann, wie die Polizeigefeggebung und Polizeiverwaltung, ihre 
begriffsmäßige Beſtimmung nur durch Diejenigen Brincipien erhalten, von welden ver Staat 
der Gegenwart audzugehen hat, wenn er feine Aufgabe erfüllen will. Betrachten wir Diefe 
Aufgabe. R. von Mohl definirt fle in feinem vorgedachten Werke dahin: „Der Rechtsſtaat 
fönne feinen andern Zweck haben ald den, das Zufammenleben des Volks fo zu ordnen, daß 
jedes Mitglied veffelben in der möglichft freien und allfeitigen übung und Benugung feiner 
ſämmtlichen Kräfte unterflügt und gefürvert werde. Die Freiheit des Bürgers fei ver oberfte 
Grundſatz. Er folle ſelbſt Handeln und fid) bewegen innerhalb der Grenzen ver Vernunft und 
des Rechts ; gerade eine ſelbſtändige Ausbildung fei fein Recht und feine Pflicht gegen ſich ſelbſt. 
Der Staat habe keineswegs an die Stelle des geſammten Volkslebens zu treten, daffelbe ver- 
ſchlingend, fondern er ſei ein freilich hoͤchſt mächtiges und unentbehrliches Mittelzur Ausbildung 
deſſelben.“ 

Schärfer noch und in praktiſcher Anwendung auf ein coneretes deutſches Staatsweſen, auf 
Preußen, find die Principien des Rechtsſtaats für Perſon, Eigenthum, Arbeit, überhaupt inner: 
Halb des bürgerlichen und wixthſchaftlichen Bereichs, in der Hardenberg'ſchen Geſetzgebung 
anerkannt und zur Geltung gebracht. Es geſchah dies am klarſten, entſchiedenſten, zugleich am 
ausführlichſten in der von dem Miniſter Freiherrn von Stein als Erbſchaft dem preußiſchen 
Staat hinterlaſſenen Gejhäfteinftruction für die Regierungen ſämmtlicher Provinzen des 
preußiſchen Staats vom 26. Dec. 1808. Dana ſoll es ald ein Yundamentalfag der 
Staatöverwaltung gelten, „daß bei allen Anſichten, Operationen und Vorfchlägen der Regie- 
rungen der Grundſatz leitenb bleiben müfle, niemand in dem Genuffe feines Gigenthund, jeiner 
bürgerlichen Gerechtſamkeit und Freiheit innerhalb ver gefeglichen Grenzen weiter einzufchränfen, 
als e8 zur Befoͤrderung bed allgemeinen Wohls nothwendig fei, einem jeden aber innerhalb ber 
gefeglihen Schranken die möglichft freie Entwidelung und Anwendung feiner Anlagen, Yähig- 
feiten und Kräfte in moraliſcher ſowol als phyſiſcher Hinficht zu geflatten und alle dagegen noch 
obmwaltenden Hinderniffe baldmoͤglichſt auf eine legale Weiſe hinwegzuräumen.“ 

„88 genüge aber nicht“, Heißt es nun weiter, „ein ſolches allgemeines Princip anzuerfennen 
und audzufpredhen; es müfle fih ihm Geſetzgebung und Verwaltung in allen Kreifen des 
Staats, des bürgerlichen und wirthſchaftlichen Lebens ver Nation anſchließen. &8 müßten diefe 
von einem ſolchen Bundamentalgrundfag purchleuchtet und beberrfcht werben.” Es wurde dies 
auch aldbald in Preußen verwirklicht, indem die Agrars und Gewerbegefeggebung bie Hinder⸗ 
niffe der freien Entwicelung entfernten, vie Heimats- und Niederlafiungdgefeßgebung (von 
1804, ſpäter 1842) aber bereitd in Übereinflimmung damit land, und indem dur die Tren⸗ 
nung der Juſtiz von der Verwaltung wie durch die Einrichtung eines vie Gabinetöregierung 
befeitigenvden Staatäminifteriums und Staatsrathd Garantien für vie Aufrechthaltung jener 
Principien gefhaffen wurden. 

In der gedachten Regierungsinſtruction wurde jedoch auch weiter beftimmt (6. 50): „Die 
Wirkſamkeit der Regierung bei Ausübung ver Polizeigemalt müſſe nicht blos auf Abwendung 
von Gefahren und Nachtheilen und bie Erhaltung veflen, was ichon da iſt, fondern auf pie Meh⸗ 
rung und Beförberung fich erſtrecken. Diefe tönne nur durch möglichfte Gewerbefreihelt ſowol 
in Hinficht der Erzeugung und Verfeinerung als des Vertriebs und Abſatzes der Producte ge: 
fhehen. Es fei aber dem Staat und feinen einzelnen Blievern immer am zuträgliääften, die 
Gewerbe jedesmal ihrem eigenen Gang zu überlaffen, feine derſelben vorzugsweife durch befon- 
dere Unterflügungen zu begünftigen und zu heben, hingegen aud keine in ihrem Entfleben, ihrem 
Betrieb und ihrer Ausbreitung zu erfchweren, fofern das Rechtöprincip dabei nicht verlegt werbe, 
fie nit gegen Religion, gute Sitten und Stantöverfaffung anſtießen. Es fei unftaatswirtb- 
Shaftlih, den Gewerben eine andere ald die ebenbemerfte Grenze anweifen zu wollen und zu 
verlangen, daß dieſelben von einem gewiſſen Standpunfte ab in eine andere Hand übergeben 
oder nur von gewiflen Klaſſen betrieben würden. Gin nothwendiges Erforderniß fei außerdem 
bie Leichtigkeit ded Verkehrs und die Freiheit ded Handels fomol im Innern ald mit dem Auß- 
lande, wenn Induftrie, Gewerbfleiß und Wohlſtand geveihen folle; das ſei das natürlichfte, wirf- 
ſamſte und bleibendſte Mittel, ven Staat und feine Wohlfahrt zu befördern. Dann würden jich 
diejenigen Gewerbe von felbft erzeugen, welche mit Vortheil betrieben werben fönnen, und biefe 
ſeien wiederum diejenigen, welche dem jedeömaligen Broductionezuftande ded Landes und dem 
Eulturzuftande am angemefjenften feien. Es ſei eine fhiefe Anſicht, das Bed im Lande be- 











Polizei 639 


halten zu wollen und nicht lieber zu Faufen. Habe der Staat Probucte, die er ablaflen koͤnne, 
fo fönne er fih aud Bold und Silber faufen und es münzen laflen. Je vortheilhafter der 
Producent und Fabrikant feine Erzeugnifle abfegen fönne, je mehr beftrebe er jich, fie hervorzu⸗ 
bringen, und je mehr davon hervorgebracht werbe, um jo weniger ließe ih Mangel davon befor- 
gen. Die Ausfuhrfreipeit fei alfo gerade dahin gerichtet, dem Mangel vorzubeugen, fatt, wie 
man gewöhnlich glaube, ihn herbeizuführen. Freiheit des Handels mache den Speculationsgeift 
des Kaufmannd rege. Er werbe feine Waaren nicht ausführen, wenn er fie im Lande ſelbſt no 
mit Vortheil abzufegen hoffen dürfte. Auf diefe Weile ſchaffe fih ver Staat Vorräthe und 
Magazine im Lande, ohne daß er befondere Koften darauf verwenden bürfe. Leichtigkeit des 
Verkehrs und möglichft Freie Concurrenz würden vie Waaren im Lande jedesinal dahin bringen, 
wo fie am nöthigften jeien, weil fie da am theuerften bezahlt werden. Nicht nothwendig fei es 
daher, den Handel zu begünftigen; man müſſe ihn nur nicht erfchweren. Ebendieſe Freiheit in 
Gewerbe und Handel ſchaffe zugleich die möglichfte Goncurrenz in Hinficht des producirenven 
‚ und feilbietennen Publikums und ſchütze daher dad conſumirende am fiherften gegen Theuerung 
und übermäßige Preiöfteigerung. Falſch fei ed, dad Gewerbe an einem Orte auf eine beflimmte 
Anzahl von Subjecten einſchränken zu wollen. Niemand werbe daſſelbe unternehmen, wenn er 
dabei nicht Vortheil zu finden glaube, uud finde er dieſen, fo jet dad ein Beweis, daß das Publi- 
kum feiner noch bebürfe, finde er ihn nicht, fo werbe er das Gewerbe von felbft aufgeben; man 
geftatte daher einem jeden, fein eigenes Interefle auf feinem eigenen Wege zu verfolgen und 
ſowol feinen Fleiß als fein Kapital in die freiefte Goncurrenz mit dem Fleiß und Kapital feiner 
Mitbürger zu bringen. Das Augenmerk der Regierung müfle vahin gehen, die Gewerbe- und 
Handelsfreiheit jo viel ald möglich zu beförbern und auf die Abfchaffung der verfchiedenen Be- 
fchränfungen, denen fie noch unterworfen find, Bedacht zunehmen. Goncefjionen over Bereh= 
tigungen zu Gewerben, von welcher Battung fle auch fein mögen, woburd ein excluſives oder 
gar ein Zwangd= und Bannrecht begründet werden folle, dürften auf feinen Fall mehr ertheilt 
werben. Bei Befolgung biefer Marime würden ſelbſt vorübergehende Ausnahmemaßregeln 
meiftentheild unnöthig werben.“ 

Wir haben diefer Grundzüge, welche feitvem im weſentlichen in Preußen leitend blieben 
und fi bewährt haben, die trog mancher Reactiondzeit und Reactionsgefege dennoch nicht 
audzutilgen gewefen find, weil fie ebenfo fehr mit dem Bemußtfein als mit dem wahren Ine 
terefle des Volks verwuchſen, deshalb fo ausführlich ermähnt, weil in ihnen und ihren Kon: 
fequenzen die einfachſte und entſcheidendſte Kritik jeder Bolizeiwiffenfhaft und Bolizeigefeg- 
gebung enthalten ift, weldhe andern, davon abweichenden Brundfägen mittelbar oder unmittelbar, 
ganz oder Halb das Wort redet. , 

Diefe Grundjäge einer bewährten praftifchen Geſetzgebung ſprechen für Begenwart und 
Zukunft die Ziele aus, welche ver Rechtsſtaat auf dem focialen und bürgerlichen Gebiet zu ver: 
folgen hat. Deren ſucceſſive Verwirklichung erweitert einerfeitd dem Polizeiftaat gegenüber ven 
Umkreis der perfönlihen und Bigenthumdfreiheit der Bürger, gibt der freien geiftigen und phyſi⸗ 
fhen Bewegung und Entwidelung Raum, macht die Bürforge des Staats vielfach unndthig, 
ſchränkt daher andererſeits Die Boligeigefeßgebung wie die Bolizeigewalt auf weit engere Grenzen 
ein und hat zur Bolge, daß aud die Thätigfeit der Staatöregierung und Staatöverwaltung er= 
heblich vermindert, daher denn auch deren Geſchäftsmaſſe vereinfacht und dieſelbe wie in ihrem 
Maße, jo aud in ihrer Richtung fehr verändert wird. 

V. Bemerkungen über pie Anwendung der Principien des Rechtsſtaats 
auf verſchiedene Gegenſtände des Polizeireiforts, insbefondere ver Wohl: 
fahrtspolizei. Man muß es fi zunächft vergegenmwärtigen, wie die Polizeigefepgebung, 
mithin auch die Polizeigewalt, bet ihrem Eindringen in alle Verkehrs: und Lebendverhäftnifle 
der Menſchen fi unausgeſetzt mit allen wichtigften Elementen dieſes Lebens zu fchaffen gemacht: 
bat, und wie fo oft fie in verfehrter Weiſe, in der Meinung, dadurch die Wohlfahrt der Staaten 
und Bürger zu befördern, gerade der gefunden Entwidelung diefer Wohlfahrt in flttlicher mie 
in materieller Beziehung hindernd entgegengetreten if. Man befchränfte die Freiheit ber 
Perſon, ded Grundeigenthums und Befiged, zumal der untern Stände, der Bauern, unter der 
Birma der Wohlfahrtöpolizei, fogenannter Bolizei: (Unterthanen=, Geſinde- and anderer) Ver⸗ 
ordnungen durch polizeiliche Verbote ver Veräußerung, Theilung, Verſchuldung u. f.w. Der 
Bolizeiftaat trat an die Stelle des Feudalweſens wie des ſtändiſchen Staats und hielt beflen 
Traditionen Jahrhunderte Hindurd (in einigen deutſchen Staaten felbft bi® in Die Gegenwart) 

feſt, nachdem die urfprünglichen Motive folder Beichränfungen längft gefallen und Sitten wie 
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geſellſchaftliche Bedürfniſſe und Zuſtände ganz andere geworden waren. Welche Menge von 
Strafverordnungen, von Aufſicht, Reviſion, Widerreviſion haben nicht Anordnungen dieſer Art 
zur Folge gehabt, obwol die Erfahrung ergab, daß die fortſchreitenden Bedürfniſſe mächtiger 
waren wie alle dergleichen, obſchon ſtets erneuerten polizeilichen Verordnungen. (S. Agrar⸗ 
verfaſſung und Agrargeſetzgebung, Dismembration, ingleichen Grundvertheilung.) 

Erſt die volle Anerkennung der Freiheit des Grundeigenthums wie der freien Verfügung, 
Cultur und Benutzung deſſelben hat es möglich gemacht, ſich die Schätze des Bodens in großerm 
Maße dienſtbar zu machen, und überall, wo ſie beſteht, auch diejenigen Vertheilungsverhältniſſe 
hervorgebracht, welche dem Wohlbefinden der Menſchen wie dem Bedürfniß und Fortſchritt der 
Geſellſchaft am angemeſſenſten ſind und außerdem ihren Fleiß, ihren Ordnungsſinn und ihre 
ſittliche Kraft am meiſten fördern. 

Im Rechtsſtaat muß jeder Gebrauch des Eigenthums erlaubt fein, durch welchen nicht wohl⸗ 
erworbene Rechte eines andern gekränkt oder die politiſche Verfaſſung des Staats beeinträchtigt 
wird. Die freie Verfügung über das Eigenthum darf keine andern Grenzen haben als den 
Misbrauch, d. h. einen ſolchen, welcher vermöge feiner Natur auf Kränkung der Rechte eines 
andern ausgeht (vgl. z. B. Allgemeines Preußiſches Landrecht, Thl. J, Tit. 8, $.28) oder 
als eine mit überwiegendem Nachtheil für dad Gemeinweſen verbundene Zerſtörung des Eigen- 
thums anderer. In feltenen Hüllen nur ift e8 erforderlich, daß der Staat Dagegen mit befonvern 
Präaventivbeflimmungen einfchreite. Er kann e8 vielmehr meiftentheilß ven gefränften Bürger 
überlaffen,, ven Schuß der Gerichte gegen einen ſolchen Misbrauch anzurufen. Die Benugung 
ded Eigenthums muß den Eigenthümer felbft dann freiftehen, wenn fie auf deflen Verminderung 
oder Zerfiörung gerichtet iſt, was z. B. auf Privatwaldungen Anwendung fintet, deren Erhal⸗ 
tung und pfleglihe Benugung früher, und in einzelnen beutfhen Staaten noch jegt, der Polizei: 
aufiiht von Regierungsbeamten unterworfen wurden, auch in ihrem Beſtand nidyt verändert 
werden durften. Seit Jahrhunderten ſchon wiederholt ſich in den zahllofen Forſtordnungen mit 
Beſchränkung der Privatwaldwirthichaft die ftete Beſorgniß vor Holzmangel, und immer hielt 
ſich die Wohlfuhrtöpolizei für berechtigt, das Publikum vor Holzmangel durd Eingriffe in vie 
Rechte des Privatelgenthums zu fhügen. Das preußifche Landescultur - Epict von 14. Nov. 
1811 hob alle jene nur zu Verationen oder Gontraventionen führenten Beſchränkungen auf, 
die aud) in Preußen bis dahin den Privatwalpbefiger bei Holzſchlägen, Einforflungen u. f. w., 
überhaupt bei der Bewirthichaftung feiner Wälder dem fubjectiven Ermeflen von Staats-Forſt⸗ 
beamten preisgaben. Aus ver Freiheit, felbft zur gänzlihen Ausrodung ver Wälder, und aus 
ihrer Umwandlung in Ader und Wiefe find zahlloſe größere und Eleinere Güter mit trefflicher 
Bevölkerung und Bultur hervorgegangen. Die Freiheit allein bat für die Wohlfahrt und innere 
Entwidelung ded Staats unendlich größere Erfolge gehabt. Denn ſie bat wiederum anderer: 
feitö zur Entdeckung von unterirpifhen Schägen geführt, durch welche die gerobeten Wälder 
reichlich erfegt werd. Der Holzbau ift dem beffern und feftern Bau mit Eifen und Steinen 
gewichen. Die früher faſt unbefannte rationelle Forſtwirthſchaft ift ſeitdem nicht blos in Staats-, 
fondern aud in Privatwaldungen eingefehrt, aud mancher ſchon in der Vorzeit entwaldete ab⸗ 
folute Forftboden in Waldung verwandelt. Nur in wenigen Fällen hat die Freigebung ber 
Privatwälder und Privatforſtwirthſchaft vurd den vom Eigenthümer davon gemachten Gebrauch 
dem Öemeinwefen und dem Eigenthum anderer, der Nachbarn, überwiegenden Schaden zugefügt, 
bei Entwaldung fleiler Gebirge, fundiger Bergeshöhen und ver Ufer des Meeres, in Fällen, 
in denen Beihränfungen oder Verbotögefege gerechtfertigt gewejen wären, dennoch aber der 
Erlaß derfelben biöher, und zwar aus Achtung vor dem Recht der Eigenthumöfreiheit, unter- 
blieben ift. 

Welche verkehrten und rechtswidrigen, auf Motive ver Wohlfahrtspolizei geftügten Geſetze 
die Niederlaffung und die Freizügigkeit zum Nachtheil der Menichen und des Wohlſtandes ber 
Länder noch jegt In Deutihland beſchränken, ift in den betreffenden Artikeln erörtert, wo zugleich 
die Folgen dieſer Beihränfungen, theils in der wachſenden Zahl unehelicher Geburten, theils 
in der Durch Auswanderung fi) vermindernden Volkszahl ftariftiich nahgewiefen jind. (S. Ein: 
und Auswanderung). Ebenſo veritöpt die polizeiliche Erfcyiwerung oder Beſchränkung ver Ehe, 
gleichwie die des Crwerbs und der Arbeit durch Zunfte und Monopole, gleicherweiſe gegen natür= 
liche Rechte wie gegen das Staatsintereile. Auch R. von Mohl erkennt dies in feiner „Polizei⸗ 
wiſſenſchaft“ an. Wenn derfelbe dennoch, nad dem Vorgang von Bejegen mehrerer deutſcher 
Staaten, in welden die Gingehung der Ehe wie die Niederlaffung an feyr erſchwerende Bebin- 
gungen, unter andern binjichtlich de8 Vermögens, geknüpft ift, wo daher aber auch, wie Roſcher 
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in feinem „Syſtem der Volkswirthſchaft“, I, 502, bemerkt und in den obengedadhten Artikeln 
nachgewieſen ift, „ein enorm ungünftiged Verhältniß binfichtlich ver Zahl ver unehelihen Ge: 
burten obwaltet”, Armen oder Kranken das Recht zur Ehe verfagen will (von Mohl, a. a. D., 
1, 719 fg.), fo ſcheint vabei jelbft die Erfahrung außer Acht gelaffen, daß die Ehe mit Begrün- 
bung einer Bamilie bei manchen: bis dahin mit Glücksgütern nit gefegneten Menfchen Häufig 
ein energifched fittliched Motiv zum Fleiß und demzufolge zur Erwerbung von Vermögen gewor⸗ 
den ift und’ felbft bei dem Liederlichen den Grund zu ſeiner ſittlichen Regeneration gelegt hat, 
ſodann daß fein Arzt vorausſagen möge, wie weit nicht höchſt ſchwächliche und kränkliche Frauen 
gefunde Kinder gebären, fogar felbft nähren und zu kräftigen Menfchen aufziehen; in beiderlei 
Beziehungen find Beifpiele zur Hand. 

Das große Naturgefeg, auf dem die Fortpflanzung des Menſchengeſchlechts beruht, laßt fich 
durch Polizeigeſetze nicht verfehren und audrotten. Wenn in Medienburg- Schwerin eine Ver⸗ 
ebelihung ver arbeitenden und beiiglofen Klaſſen infolge ver Zerftörung des Bauernftandes 
vermöge der Patrimonialpolizei und damit verbundenen Goncelflonsbefugniß der Gutsherren 
zur Eingehung von Ehen ihrer Arbeiter und Dienfiboten in jo hohem Grade erſchwert und in 
diefem Lande die Veranlaffung zu fo vielen Concubinaten ift, fo mag man e8 aus Gründen ber 
Wohlfahrtöpolizei herleiten, daß trog biefer enormen Erfchwerung legitimer Ehen die außer: 
ehelich gebärenden Mädchen überdies noch mit harten Strafen belegt werben, und daß ein großer 
Theil der arbeitenden Klaffen nur deshalb zur Auswanderung genöthigt iſt, um feinen außer: 
ehelihen Kindern duch die Trauung in Amerika legitime Altern zu verichaffen. Die Prineipien 
des Rechtsſtaats verurtheilen eine ſolche Geſetzgebung ver Wohlfahrtöpolizei. 

Mag die Beförderung der Einwanderung, gleichwie die Anfledelung von Coloniften dur 
befondere Begünftigungen in früherer Zeit ald eine Heilfame Regierungsmaßregel betrachtet 
worden fein, ald unter anperm in Brandenburg: Preußen, wo fie am häufigften, ver Große Kur- 
fürft, wie König Briedrih WilhelmI. die von Ludwig XIV. infolge ver Aufhebung des Edicts von 
Nantes vertriebenen Reformirten, ſpäter die um ihrerevangelifchen Religion willen aus den öſter⸗ 
reihifhen Raiferflaaten verwiefenen Salzburger in ihr Land aufnahmen und Friedrich ver Broße 
zahlreiche Pfälzer, Würtemberger u. |. vo. hineinzog. In einen freien Staat überläßt man bie 
Vermehrung der Bevdlferung und die Einwanderung, gleichwie die Verminderung ber Popu⸗ 
Iation am ficherften der naturgemäßen Entwidelung nach ihren eigenen Innern Bedingungen und 
wirthſchaftlichen Befegen. Unter vem Regime der Gewerbefreiheit von 1810 bis zu dem ver: 
unglüdten Gefeg von 9. Febr. 1849 über verſchiedene Abänderungen der Gewerbeorbnung 
von 1845, und wiederum feit jenes Bejep allmählich obfolet wird, war und ift Die Einwande: 
rung tüchtiger Oewerbtreibender in Preußen zum Segen des Landes feine geringe. In Kur: 
beflen, in Medienburg nimmt die Benölferung ab, weil Verfaflung und Grfeßgebung ven Men- 
ſchen das Feld der Arbeit und Eriftenzmittel verfümmern. In einem wirklihen Rechtsſtaat 
fheint jede Polizeimaßregel zur Vermehrung oder Verminderung der Bevölkerung im all 
gemeinen verwerflich. Die Beſorgniß vor übervölkerung aber beruht auf Täuſchung, und iſt 
dieſe letztere als ein weſenloſes Geſpenſt zu betrachten, ſofern ſie nicht durch polizeiſtaatliche, die 
freie Entwickelung der geſellſchaftlichen Zuſtände verkrüppelnde Geſetze angelegt worden iſt. 

Führen wir die Gegenſätze zwiſchen Polizei- und Rechtsſtaat noch weiter aus, indem wir 
Thatſachen und Autoritäten ſprechen laſſen. 

Wie alt und wie oft erfolglos wiederholt ſind nicht polizeiliche Verordnungen, durch die man 
mit der Vermehrung oder Verminderung der Population experimentirte und fi über deren 
natürliche Urſachen und Geſetze täufchte. 

Gäfar, wie dann Auguft, wollten durch Gelege derart ven lange und tiefangelegten Der: 
derbnijfen der römischen und italienifchen Bendlkerung begegnen. Cäſar gab Verordnungen 
gegen Luxus und Sittenlofigfeit, wie zur Verminderung des Proletariats. Nach des Kaijerd 
Auguſtus Lex Julia et Papia Poppaea ſollte jedermann ũber 20, wie jeder Mann, der nicht über 
60, und jede Frau, die nicht über 50 Jahre alt, verbeirathet fein; das Geſetz beftimmte für den 
Tibergang von einer Ehe zur andern wie für Die Verlobung eine Frift; die Ehelofen follten un: 
fühig fein, aud dem Teftament Fremder zu erben, und e8 follten alle Hinderniffe ver Verebe: 
lihung aus irgendeiner Bedingung (Eid, Weigerung des Vaters u. f. w.) wegfallen; ferner 
verpflichtete die Lex Papia jede 25, jedoch nicht über 6O und refp. nicht über 50 Fahre alte Berion 
zur Erzeugung oder wenigftend zur Adoption von Kindern; durch eigene Kinder wurden Die 
Latinen zu römiſchen Bürgern und ein jeder frei von Öffentlichen Laften,, die Freigelaſſenen ins: 

StaatssLerifon. XI. 41 
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befondere frei von Dienften und Abgaben an den Patron, wogegen ein Kinderlofer ober refp. 
eine Frau, die nicht rei oder vier Kinder hatte, aus dem Teflament eines Fremden, refp. des 
Ehegatten zu einem geringern Antheil erbberechtigt fein follte n. |, w. 

Bolizeigefege viefer Art haben aber auf die Dauer fo wenig der Übervölferung Noms mit 
Poͤbel und bettelhaftem Lumpengeſindel, als ver Entvölkerung Italiens und der vor dem über⸗ 
gang der Republik in die Einherrſchaft hereingebrochenen Schwelgerei und Unſittlichkeit geſteuert. 
(Mommſen, Bd. III, Kap. 11.) Es ſollte noch lange währen, ehe Regierungen und Voͤlker ſich 
zur Aufhebung ver Sklaverei und Sklavenwirthſchaft, wie zur allgemeinen gleichen bürgerlichen 
Freiheit entfchloffen, und faft 2000 Jahre fpäter fam man erſt zur Erfenntniß, daß das menſch⸗ 
liche Individuum über polizeilihe Staatsrückſichten zu ftellen jet, und fing man an, die Höhere 
Bedeutung der Berfon in ihrer Freiheit und Selbftverantwortlichfeit aus deren Urquelle, aus 
dem Chriftenthum, zu begreifen. Noch Heutzutage find die einfachen, dabel fo wahren Lehren 
Suftus Moͤſer's in feinen „Patriotiſchen Phantaſien“, namentlich im Auffag über dad fogenannte 
Sollandgehen (I, 180 fg.), dem Xefer zu empfehlen. Die befiglofen Heuerleute im Stift Osna⸗ 
brück heiratheten zehn Jahre früher als die dur vinculirte Erbfolge in Bauergüter und durch 
älterliche Lebtagsrechte gebundenen Anerben. Da verboten dann Biſchof und Stände Die Er: 
richtung neuer Feuerftellen; durch Erfchwerung der Ehen, Verminderung ber Anbauer und 
Beſchränkung des ſelbſtändigen Erwerbs bezweckte man wohlfelles Geſinde zu erhalten. Dadurch 
aber ſank mit ver Bevölkerung wiederum auch der Preis der Landmiethen und Grundſtücke mie 
des Getreides. Als die Herren Stände das merkten, wollten fie ed wiederum anders. „Aber 
Schade”, fagt Mofer, „daß das Land fein Sad if, In den man bie Heuerlinge (die Bevölferung) 
nach Belieben fchütten kann.“ 

Mußte freilih in den legten Decennien das englifche Barlament außerorbentlihe Maßregeln 
anwenden, um durch Berminderung der Bevdlferung Irlands (um mehr ald 2 Millionen) mit: 
teld Beförderung der Auswanderungen wie der Zahl der Kleinen bettelarmen Pächter dem wie⸗ 


derkehrenden Elend entgegenzuwirfen, fo war dad Bedürfniß dazu aus den jahrhundertjährigen 
Ungerechtigkeiten und Landeonflscationen der Sieger und aus der Unterbrüdung ber befiegten 


Gingeborenen entfprungen, wodurd die natürlichen Gejege des bürgerlichen Kortfchritts feit 
Sahrhunderten geftört und verkehrt worden waren. Nur weil deren freie Entwidelung fo lange 
unterbrochen und gehemmt gewefen war, bedurfte es präventiver oder repreffiver Maßregeln, 
welche die Bevölkerungsverhaͤltniſſe gleichzeitig trafen. 

Sollten die chriſtlichen Voͤlker nicht beftimmt fein, wie die Staaten ber Alten Welt zu ent- 
ſtehen und zu vergehen, jich vielmehr in den Wandlungen ver Geſchichte aus ihrem Verfall durch 
eine Innere Wiedergeburt ftetö neu erheben, jo werden file das allein dem mehr und mehr er: 
kannten, alle Lebensverhältniſſe beherrſchenden Princip der perfönlichen und bürgerlichen Frei⸗ 
heit verdanken, vor dem bie Theorien des polizeiftaatlichen Regime verſchwinden, welches die 
innern Gefege des Völferlebend und ihre naturgemäße Einwirkung auf das Oleihgewidht und 
die fortfchreitende Negeneration der menſchlichen Geſellſchaft nur hemmt und verkehrt. 

„Während“, wie Rofcher, „Grundlagen ver Nationalökonomie” (S. 516) ausführt, „die 
Bevölkerung Englands feit 1815 faft um das Doppelte wuchs, nahmen alle andern, die Sub: 
üiftenz der Menfchen verbürgenden Werthe und Dinge in einem noch weit erheblichern VBerbältnig 
zu. Das Schredigefpenft der „Übervölferung Chinas“ ift durch Maron in ver „Vierteljahrs: 
ſchrift für Volkswirthſchaft und Culturgeſchichte“,, Jahrgang 1863, auf das richtige Maß und 
Berftänpnig zurücgeführt und als ein volfd- und landwirthſchaftlicher Irrthum nachgewieſen: 
„Vielmehr lag der Grund einer, nach zweitaufendjähriger Stagnation und felbft Verminderung 
der Population, in ven 200 Jahren vor Ehrifti Geburt verfünffachten, damals auf beinahe 60, 
feitvem, trotz Despotismus und Bürgerfriegen, auf 415 Millionen geftiegenen Bevölferung in 
der Wiederherſtellung von Privateigentfum an Grund und Boden und einer vollkommenen 
innern Verfehrd: und Handels, Gewerbe: und Niererlaffungsfreiheit. Bei den Hinderniflen, 
welche ver Mangel genügender Communicationdmittel dem Austauſch der Producte zwiſchen 
den Ackerbaupiftrieten und den oft dicht aneinander belegenen Rieſenſtädten darbietet, und infolge 
der Abgeſchloſſenheit nes Chineſiſchen Reichs nad augen tritt aber, ungeachtet einer keineswegs 
übertriebenen Barcellirung des Grundeigenthums, natürlich bei Misernten in einzelnen Diftricten 
periodische Hungersnoth, geradefo wie auch im ſüdlichen Rußland oder im Mittelalter in Deutſch⸗ 
land, ein, trogdem daß die Regierung Chinas für ſolchen Fall Jahrhunderte hindurch dad Syſtem 
der Magazinirung gepflegt hat, oder vielmehr gerade deshalb, weil die aus Gründen der Wohl: 
fahrtöpolizei befolgte Nieverhaltung des freien Kornhandeld duch Die Speicherung von Regie: 














Polizei 643 


rungs wegen erft die partiellen Nothſtaͤnde moͤglich macht.“ (A. a. O., ©. 51u.52.) Wie: 
derum iſt hingegen in Europa der Polizeiwiſſenſchaft und Praxis ein Gebiet entzogen, ſeitdem 
Nationaloͤkonomie und Erfahrung das Befpenft nes Getreidewuchers verfcheuht und das Ra⸗ 
dicalmittel im freieften — auch Internationalen Verkehr und Austaufch der nothwendigen Lebens- 
mittel erfannt haben. 

Wer foll die Borausfegungen prüfen, welche von Mohl, 1, 99, für Volizeimaßregeln gegen 
Übervölferung billigt, nämlich, daß die ganze bauwürdige Oberfläche eines Staats in Privat: 
beflg genommen und in Wirthichaften von mäßigem oder gar von geringem Umfang vertheilt, 
die Waldungen und Weiden auf dag Nothwendige befhränft jeten und Fein Theil ungenupt liege 
oder nur wenigen Ertrag abwerfe, viel größere und namentlih von Babrifarbeitern bewohnte 
Städte vorhanden feien, überhaupt Die Bevölferung dicht Ift, wofür in der gemäßigten Zone bei 
nicht ungewöhnlicher Fruchtbarkeit 3—4000 Einwohner auf der Duadratmeile angenommen 
werben; wer foll demnächſt aber nach ven Bopulationgliften über dieſe, je nad) vem Gulturzuftande 
fo relativen Bedingungen die Entſcheidung faffen, daß nunmehr mit ver Bevoͤlkerung anzu= 
halten fel? Die Polizei! Nun find aber durch die Agriculturchemie wie durch fortfchreitende 
Kenntniß der Naturwifienfhaften überhaupt, durch Einführung neuer Pflanzen und befferer 
Wirthſchaftsmethoden in den Landbau u. ſ. w. die Preife der Orundbejigungen ganz allgemein 
in Verbindung mit deren Erträgen und Nenten feit wenigen Jahrzehnten in einem ſolchen 
Grade gefliegen, daß man davon vorher faum eine Ahnung hatte. Ie intenfiver und intelli: 
genter die Landwirthſchaft betrieben wird, deſto geringeres Areal bedarf es zur Exiſtenz der 
Familie und zu einem Überſchuß der Producte, Eine Vergleihung der weſtlichften Provinz 
Preußens mit der Öftlichften liefert vafür den Beweis. Überdies gibt die Induftrie Neben und 
Füllarbeit und Verdienſt. Mit der durch die Agrargefeggebung meift überall hergeftellten Frei⸗ 
heit des Boden ift beim Kortfchritt der Landwirthſchaft von einem ländlichen Proletariat wol 
nirgends Die Rede. Die ärmern Klaffen ſuchen Verbienft in der Gerne. Das Königreih Sachſen 
zählt jegt fhon 8000 Einwohner auf der Duadratmeile und Eennt die Noth nur in denjenigen 
Diftricten, mo fie [on lange infolge Umwandlung der Inbuftrie herrſcht, z. B. Im Erzgebirge. 
(S. Bevölkerung.) 

IR in Frankreich, trog feiner theilweife fehr ausgedehnten Parcellivung des Bodens, bie 
Zandeultur hinter der Englands zurüdgeblieben, und ift die Bevölkerung Frankreichs verhält: 
nigmäßig am wenigften gewachſen, — jetzt bei einer Gefammtbevölferung von 37%, Millionen 
jährlih nur um 36000 —, fo find das vielmehr Erſcheinungen des feit der Revolution nur 
erweiterten und intenjiver gewordenen ftaatlihen Gentralifationsfyftemd. Jenen Übelftänpen 
aber kann nicht durch Bolizeigefege, fondern nur durch die, neben dort vorhandener wirthſchaft⸗ 
licher, auch der politiſchen Freiheit Rechnung tragende Decentraliſation, reſp. durch Organiſation 
der Selbſtverwaltung in Stadt und Land der Provinzen abgeholfen werden. (Vgl. hierüber 
Odilon-Barrot, „Eiudes contemporaines; de la centralisation et de ses eſſets“, Paris 
1861, Kap. 6 u. 7.). 

Auch bier liegt die Abhuͤlfe alfo nicht auf vem Gebiet der Polizei, fondern auf dem ber 
Staatöwiflenichaft und Nationaldfonomie, d. h. in den Bedingungen das Rechteſtaats, wie ber 
in ihm voraudgefegten vollen politiihen und internationalen wirthſchaftlichen Freiheit. 

Übrigens ift (leider) auch die Thatſache befannt, daß das Zeugniß, weldes einft Tacitus 
(Germ., 19) den Deutjchen gab: ‚„‚Numerum liberorum finire, flagitium habetur; plusque ibi 
boni mores valent, quam alibi bonae leges”, dem franzöfifchen, in verſchiedenen Zandestheilen 
felbft auch dem deutſchen Bauernflanve, zufolge des herrichenden fogenannten Zweikinderſyſtems 
nicht zufommt. Es hat dies nicht nur auf Geſundheit und Sitte der &heleute, zumal der Brauen, 
fondern auch auf die Bevölferung venfelben Einfluß, wie ihn die einſt allen Ernſtes vorgeſchlagene 
Infibulation haben würde. So wenig fi die Polizeigeſetzgebung in irgendeinem Staat der 
Chriſtenheit zu legterer entfchließen wird, fo wenig liegt e8 in ihrer Macht, jener Sitte ober Un⸗ 
fitte mit Ge- oder Verboten entgegenzutreten. 

Nur Bildung, Einfiht und Wohlſtand oder doch die refp. vom Staat und in der bürger- 
lihen Geſellſchaft gewährte Möglichkeit für jedermann, diefelben zu erwerben, d. 5. vor allem 
volle bürgerliche, wirthſchaftliche und Erwerböfreiheit, ſichern reell, dauernd, im großen und 
ganzen auch gegen leichtjinnige Eheſchließungen, denen die Grundlage zur Ernährung einer 
Familie abgeht. Wie dagegen aber die europäifche Bolizet, ſowie die aus polizellihen Motiven 
bervorgehende Geſetzgebung und felbft Kehren der Polizeiwiſſenſchaft über Gewerbe, Arbeit, 
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Niederlaſſung, Heimatsrecht, Familiengründung an den Ungleichheiten und übelſtänden in den 
Exiſtenzverhaͤltniſſen, beſonders ver arbeitenden Klaſſen, ſchuld And und fortgeſetzt dieſe Mis— 
ſtände verſchulden, wie ſie durch die von ihnen ausgegangenen Maßregeln aber auch auf Die 
Bevoölkerungszu⸗ und Abnahme, wenn oft auch mit widerſprechendem Erfolg, eingewirkt Haben, 
iſt ſhon von Adam Smith in feiner Unterfuhung über die Natur und die Urfachen des Natio- 
nalreichthums (Bd. I, Kap. 10) überzeugend dargeſtellt. Überall Elagt die Landwirthſchaft über 
Mangel an Arbeitern, au in Süddeutſchland; die Löhne find feit einem Jahrzehnt allmählich 
faft um dad Doppelte gefliegen. Dennoch erſchwert oder verhindert man duch beſchränkende 
Niederlaffungdgelege noch in einer Mehrzahl deutſcher Staaten die Anfälfigmahung von Arbei- 
tern. Dem Bebürfnig müffen in den dringendſten Arheitöperioden die auf eigenem Kleinen 
Beſitzthum angefievelten Menfchen anderer Länder und Landestheile abhelfen, mo Einſicht oder 
Sntereffe ver Freiheit günftiger waren. (S. Freizügigkeit, Ein: und Auswanderung, Dis- 
membration und Grundvertheilung.) Nur durch die freie Arbeit aber wird dad Kapital 
erzeugt und durch Diefes wiederum vermehrte und lohnendere Arbeit. „Mit dem Einkommen 
und dem Kapital jedes Landes“, fagt Adam Smith a.a.D., Cap. 8, „wächſt zugleih und im 
entſprechenden Verhältniß die Nachfrage nach Menſchen, welche durch ihre Arbeit Lohn verdienen 
wollen ; ohne Vermehrung des erjtern Fann legtere nicht flattfinden. Die Vermehrung des Ein- 
kommens und Kapitald in einer Nation ift fo viel ald Vermehrung des Nationalreihthums. 
Die Nachfrage nach Arbeitern und die Concurrenz in den ihnen gemachten Anbietungen wächſt 
fonad mit dem Nationalreihthum und kann ohne ihn ſchwerlich wachſen.“ Diefe Nefultate und 
mit ihnen die allgemeine Wohlfahrt kann man aber nicht durch Polizeigefege, fondern nur durch 
die Anerkennung der Prinripien des Rechtsſtaats ſicherſtellen und fördern. Es iſt nur zu wahr, 
was Montedquieu fagt („De l’esprit des lois”, I, 18, 3): „Les pays ne sont pas cullives en 
raison de leur fertilite, mais en raison de leur liberté.“ 

Politiſche wie perfünliche und bürgerliche Freiheit, die der Nechtäftant zu gewähren hat, und 
wirtbfhaftliche Wohlfahrt der einzelnen wie der ganzen Geſellſchaft Hängen genau miteinander 
zufammen und bedingen ſich gegenfeitig. Auch find die von polizeiliden Motiven und Gefichts⸗ 
punkten geleiteten Maßregeln unzureichend, wenn man die Freiheit auf einem wirthſchaftlichen 
Bebiet gewährt, auf einem andern aber verfagt. So 1851 und folgende Jahre in Würtemberg, 
wo noch feine Gewerbefreiheit, Hingegen Didmembrationdfreiheit, dabei aber feine volle Agrar: 
freiheit beſtand, und noch jegt in Mecklenburg. (S. die oben allegirten Artikel.) 

Mit der freien, durch Feine Polizeimaßregeln gehemmten Entwidelung ver probuctiven 
Kräfte, im Verein mit allgemeiner Binfiht und Bildung, fleigt auch die Belohnung indbefon: 
dere der intelligenten und geſchickten Arbeit; deren veichlichere Belohnung aber folgt von ſelbſt 
dem Fleiß, der Anftrengung, der Zuverläffigfeit, Treue und Geſchicklichkeit; dem dadurch geflei: 
gerten Lebensmuth und Wohlbefinden aber folgen gute Ehen mit Erzeugung einer gejunden 
Nachkommenſchaft. Ie länger das patriarchaliſche oder vielmehr polizeiftaatlihe Bevormun: 
dungsfgftem von Polizei- oder Gemeindebeamten hinſichtlich der Ehenniederlaffung, Arbeit 
u. ſ. w. feftgehalten wird, je mehr untergräbt man die von ber Selbftändigfeit und Selbftver: 
antwortlicgfeit abhängige menfchlihe Würde und impft der Geſellſchaft fociale Krankheiten erft 
ein, Die bürgerliche Freiheit, welche der Rechtsſtaat überall nach ven verfihiedenen Seiten hin 
berzuftellen berufen iſt, if die einzig fichere Grundlage für den naturgemäßen Fortſchritt auch 
der Bevölferung einerfeitö wie gegen Übervölferung andererſeits, d.h. für die Erhaltung des 
Gleichgewichts zwifhen Ernährungsmitteln und Ernährungsbedürfniſſen. Unſittlichkeit und 
Anzahl der unehelichen Geburten ſtehen im genauen Verhältniß mit den auf Gründen der ver: 
meintliden Wohlfahrtöpolizel beruhenden Erfhwerungen ver Nieverlaffung, Familiengründung 
und Ermwerböfähigfeit. (S. die oben allegirten Artikel.) Es ift aber Niederlaſſungsfreiheit 
ohne Gewerbe: und Erwerböfreiheit von geringem Werth. 

Wo jenes Gleihgewicht zwiihen Nahrungsmitteln und Nahrungsbedürfniß geflört iſt, wird 
fich die tiefere Urfache überall in ungerechten, der Freiheit gefährlichen Polizeigeſetzen und poli- 
zeilichen Verwaltungsmaßregeln nachweiſen laſſen. Müſſen, um ſelbſtverſchuldete Krankheiten 
zu heilen, vorübergehend künſtliche Mittel dagegen angewendet werden, ſo muß man wenigſtens 
anerfennen, daß die radicale Cur nur in der vom Nedtöftaat gebotenen perſönlichen, bürger: 
lichen und wirthichaftlichen Frelheit liegt. 

Melches ungeheuere Held, dad fich vie Polizeigefeggebung oder Verwaltung auf Koften des 
Nechtöftaatd zur Niederhaltung der fittlihen Würde wie ver Wohlfahrt der Menſchen angemaft 
bat, wird ihr nicht entzogen, wenn infolge der Gewerbefreiheit jene zahllofen, fi immer er- 
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neuernden polizeilichen Anorbnungen und Berfügungen über die Verhältniffe zwiſchen Lehr: 
lingen, Gejellen und Meiftern, wenn ferner die Jahrhunderte hindurch in jeder Stabt unaufs 
hoͤrlichen Klagen und Entſcheidungen über die Abgrenzung der verfhiedenen Erwerbsgebiete 
und deren Überfäreitung zwiſchen den Meiflern der einen oder andern Zunft fortfallen 
(f. Gewerbe), wenn mit Abſchaffung der Päſſe, Legitimationd- und Aufenthaltskarten jene 
nuglofen Gontrolen und Legitimationsprüfungen der Neifenden und Arbeiter (f. Paßweſen), 
mit ber Breizügigfeit, mit der freien Nieverlaffung und unverhinderten Begründung einer Ehe 
jene der polizeilichen Willfür, Gunft oder Ungunft Thür und Thor öffnenden dhicandfen und 
dabei meift illuſoriſchen Leumunds- und Vermögensprüfungen und Nachmelfe (f. Sreizügig- 
feit und Nieberlaffung), mit der freien Verfügung über Cultur und Benugungsweife der Pri- 
vatfelder und Privatwälder, wie der Ernten und Getreivevorräthe u. f. m. jene erfahrungsmäßig 
zwed= und fruchtlofen Verordnungen und Überwahungen der Privatwirthfehaften durch Poli- 
zei: und Gemeindebeamte aufhören, wenn mir Abfchaffung der Zinsbeſchränkungen und fo= 
genannten Wuchergefege der Geldmarkt wie dad Bankgewerbe feinen beichränften privilegien= 
artigen Charakter verliert, auch das Hypothekenweſen von richterlicher Bevormundung befreit 
wird. (S. Grundbücher und Hypothek, ingleihen Banken.) Dadurch wird das Kapital- 
bepürfniß de8 Gewerbes und der Landwirthſchaft bereiter und ficherer befriedigt wie durch jene 
aus der polizeilichen Kürforge des Staats hervorgegangenen, von ihm concejfionirten, aber auch 
bevormunbeten oder gar mit Staatögelvern dotirten bevorrecdhteten Creditinſtitute. 

An die Stelle ver Volizeigefeggebung und Verwaltung tritt dad aus den gegenfeltigen In 
tereſſen und Bedürfniffen des Publikums fi von felbft ergebende lebendige Geſetz im fortgefegten 
Austauſch und Verkehr. Es entfpricht Died nur der Natur des Redtöftaats, foweit e8 ſich um 
deſſen bürgerlie und wirthſchaftliche Bedingungen handelt. Damit hört aber auch jene Ver⸗ 
antwortlichfeit des Polizeiftaats und feiner Beamten auf, welche fie doch zu erfüllen außer Stand 
find, wodurch fie jelbft Anfprücde hervorgerufen, zufolge des damit verbundenen Syſtems der 
Bevormundung aber fie die eigene Energie, Fürforge und Selbftverantwortlichfeit der Mit- 
glieder des Staatöverbandes abgeſchwächt und gelähmt, Hingegen diefe Iegtern zu einer Immer 
waden Kritif jedes Regierungsacts wie zu einer perennirenden Unzufriedenheit und Misftim: 
mung herausgeforbert und berechtigt haben. 

Der Landes: Ofonomierath Koppe fagt (1847) in feinen Beiträgen zur Beantwortung der 
Frage: ob große over Fleine Landgüter beffer für dad allgemeine Befte find? S. 90: „Es fei 
nicht8 bequemer, als fi den Staat wie ein Wefen mit fhaffender Kraft zu denken; es fei dieſe 
unflare Idee bis in die unterften Schichten der Befellfchaft geprungen. Wenn aber irgend Ver⸗ 
anflaltungen getroffen würden, höre man nur zu oft erwidern: „Die Koften herzugeben fei Sache 
des Staats.“ Das ſei eine Folge des bisherigen Bevormundungsſyſtems. Weil alle Bewegung 
von den Staatöbehörben bioher ausgegangen ift, fo habe fich diefe dunkle Idee von der Wirk: _ 
ſamkeit ded Staats ausgebildet.’ 

„Aus dem Übermaß ver Berantmwortlichkeit ber Regierungen Frankreich”, bemerkt Barrot, 
„und aus der Abwesenheit jeder Selbftverantwortlichkeit der einzelnen find alle unfere Revolu⸗ 
tionen entftanden.” 

Als der tüchtige latinifhe Stamm aus Rom verſchwunden war und der Pöbel Noms wie 
die italieniſche Sklavenwirthſchaft die freien Handwerker verdrängt hatte, halfen die Fürforge 
für niedrige Getreidepreife, die regelmäßige Getreivevertheilung an die durch Cäſar's Verord⸗ 
nungen um bie Hälfte (innmer noch auf 150000) Herabgefegten Kreiftellen, ferner bie Lieferung 
von 3 Mill. Pfund DL aus Afrika zu den hauptftädtifchen Bädern u. |. w. dem Elend des forg- 
lojen Proletarintd und den wiederkehrenden Hungersnöthen kaum vorübergehenn ab. 

Es fagte ſchon der erfte große deutſche Philofoph, Kant, „daß vie väterlidhe, auf das Princip 
des Wohlwollend geftügte Regierung, welche die Bürger ald unmündige Kinder behandelt, der 
größte denkbare Despotismus ſei“. (S. auch Welder, ‚Die legten Gründe von Recht, Staat und 
Strafe”, 1813, ©. 93, 167 u. 168.) 

Wir möchten auch die Anlage von Chauſſeen, Eifenbahnen, Kanälen u. |. w. nit fo un⸗ 
bevingt als Anftalten ver dem Staate zufallenden Wohlfahrtspolizei angefehen und behandelt 
wiflen. Obſchon auch fie zu den pofltiven Mitteln gehören, um die Hinverniffe des gegenfeitigen 
Austaufhed und Verkehrs wie der geiftigen und materiellen Entwidelung aller Kräfte zu be= 
feitigen, mithin bie wirthſchaftliche Freiheit zu befördern, fo flehen fie doch inſoweit, als eine 
Bereinigung von Kräften und Kapitalien zu Unternehmungen biefer Art nöthig ift, ſei e8 von 
politifchen, ſei e8 von privaten Genoflenfchaften, auf dem Boden der Selbfiverwaltung und bed 
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Vereinsrechts, und es hat dabei der Staat und ſeine Geſetzgebung nur inſofern zu concurriren, 
als zu deren Ausführung unabweisbar vom gemeinen Recht abweichende Privilegien erforder⸗ 
lich wären, wie z. B. die Erhebung von Abgaben nach beſondern Tarifen oder die Expropria⸗ 
tion von Eigenthum und Rechten anderer, oder ſoweit von der Ausführung die Vertheidigungs⸗ 
Träfte des Staats betroffen werben. 

Die Sorge für Förderung der geiftigen Bildung und des Unterrichts mit allen dahin gehö⸗— 
rigen höhern und niedern Schulen und ſonſtigen Veranftaltungen möchten wir ebenfo wenig 
der Aufgabe und den Gebiet ver legislativen oder adminiftrativen Wirkſamkeit der Volizei ein- 
ordnen, fondern aus den eigenften weit höhern Zweck des modernen Staat ableiten, wenn 
gleichwol dazu die Thätigfeit der einzelnen Individuen außer Stande, fondern die geeinigte Macht 
des Ganzen, die Staatskraft, nöthig ifl. 

Im allgemeinen gilt vaffelbe von den gefeglihen Anoronungen wie von der Verwaltung 
des Armenweſens und der Armenpflege des Staatd und in feiner Bertretung der größern oder 
fleinern Gemeinden, ſei deren Pflicht zur Armenverforgung obligatoriſch oder facultativ, des⸗ 
gleichen von der Förderung ver Landescultur und der Agrargeießgebung in ihrem weitern Um: 
fang, ver Gemeinheitätheilung und Aufhebung, refp. Ablöfung von Serpituten, Zehnten, Neal: 
laften, Iagorechten auf fremdem Boden u. |. w., von der Bonfolidation wie von der Ent- und 
Bewäflerung (ſ. d.) Die Gefeggebung hierüber hat ihren Ausgangspunft nit ſowol in ber 
MWohlfahrtspolizei, ald in der Aufgabe des Nechtöftants, die Befleln und Hindernifle zu befei- 
tigen, welche der vollen freien Entwidelung der Naturfräfte und Bodenſchätze vurh Anwendung 
von Arbeit, Kapital und Intelligenz entgegenftehen. 

VI. Abgrenzung des Bereichs der Polizei, ver Siherheitd: und der Wohl- 
fahrtöpolizei wie ver Befeggebung hinſichtlich der letztern. Immerhin aber ift 
und bleibt die Polizei ein Theil ver Vollziehungs- und Negierungdgewalt. Gie ift fallt auf 
feinen Gebiet des Stantd- und Verkehrslebens zu entbehren. Nur nimmt fie im Rechtsſtaat 
theils eine weit untergeorvnetere Stellung, theild ein weit beſchränkteres Feld ein. Indeß behält 
fie auch noch in der Geleggebung des Rechtsſtaats ihr beſonderes Reſſort als Wohlfahriöpolizei. 
Freilich ift in diefer Beziehung deren Begrifföbeflimmung und Abgrenzung oft ſchwierig, aud 
nit überall Flar zu beflinnmen; noch weniger ift diefe Unterſcheidung praftifh überall durchzu⸗ 
führen. 

Man hat fi varan gewöhnt, Einrichtungen, Veranftaltungen und Gefepe zum Beften der 
Menſchen und für die Wohlfahrt ver Bürger mit ver Polizei in Verbindung zu fegen, mit dem 
Worte Polizei zu bezeichnen und wol auch aus ihrer Beilimmung abzuleiten. Auch Gneiſt 
(„Da8 heutige englifche Verfaſſungsrecht“, II, 724 fg.) behandelt die infolge Barlamentsacte in 
England eingeführten neuen Sommunalinftitutionen zu Zweden des Gemeinwohls unter ver 
Bezeihnung von Wohlfahrts-, insbefondere von Geſundheitspolizei, worunter bie öffentlichen 
Irrenhäuſer und die Aufficht über die Privatirrenhäufer, die Förderung ver Öffentlihen Geſund⸗ 
beitöpflege wie der Baupolizei durch Anlegung von Waſch-, Bade-, Kogishäufern, Waſſer⸗ 
leitungen, Straßenerleudhtung und -reinigung, Verlegung von Begräbnißplägen u. f. w. nad 
den neuen Polizeifgftemien, unter Leitung neuerrichteter Gentralbehörden und Minifterialcom: 
mifjionen begriffen werben. 

2. von Nönne betitelt fein Buch mit umfafender Darftellung ver ganzen preußifchen Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltungsorganifation in Betreff der Öffentlichen, Fünftlihen und undaufürten, 
der Bezirks-, Gemeinde: und Privat-, ver Fahr: und Fußwege, wie felbft ver Ciſenbahnen, als 
„Wegepolizei“. Auch behandelt er in feinem „Preußiſchen Staatsrecht“ unter der Rolizeiver: 
waltung alle gefeglihen Beftimmungen wie die Organe und deren Functionen über die einfchla= 
genden Materien. So führt er namentlich, außer der gerichtlichen Polizei, als Hauptgegenſtände 
ber Polizeiverwwaltung auf: die Fremden-, die Paß-, die Armen-, die Arbeitd-, pie Theuerungd:, 
die Sicherheitd-, Sitten-, Geſinde-, Medicinal-, Feuer⸗-, Wafler:, Baupolizei. Und Hieran 
anfchliegend ift weiter auch) eine Gewerbe-, eine landwirthſchaftliche, insbeſondere eine Feld-, 
Jagd-, fodann eine See: und Flußſchiffahrts-, Vergbau:, Gifenbahn:, Hanveld:, Kirchen-, 
Schul: und Preßpolizei zu nennen. Denn auf allen diefen Bebieten fpielt die polizeiliche 
Thätigfeit hinein, beim Armenz wie felbft beim Cultus-, beim Criminalweſen wie bei der Lan⸗ 
dedcultur u. f. w. 

Ganz zutreffend fheint die begriffsmäßige Begrenzung ver Polizei im Allgemeinen Preußi- 
Then Landrecht (Thl. IL, $. 10, Tit. 17) definiert, indem es daſelbſt Heißt: „Die nöthigen An: 
ftalten zur Erhaltung ver öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Adwendung der 
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dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern deffelben bevorftehenden Gefahr zu treffen, iſt das 
Amt der Polizei.” 

Unleugbar kommt alle daß, was die Sicherheit und Ordnung erhält, was Gefahren von 
den Bürgern abwendet, nicht nur ihre Sicherheit, ſondern auch ihrer Wohlfahrt zu ſtatten. 

Doch werden ed Beifpiele um fo Elarer machen, was jedenfall nicht in den Bereich ver Poli- 
zeiwiſſenſchaft und Polizeigefeßgebung Hineingehört. Das jind die Nechte ver Bürger in Bezug 
auf die Freiheit der Berfon und des an fich erlaubten Erwerbs, der Uinverleglichfeit ver Woh— 
nung, des Vereinsweſens, der Verſammlung und Berathung Öffentlicher und gemeinfamer 
Angelegenheiten, ver Befchwerbeführung und Petition, der Preſſe, des Briefgeheinnifles, der 
Religions- und Gewiſſensfreiheit. Diefe Rechte dürfen nit nach polizeilichen Motiven, vefp. 
Staatsrückſichten abgemeffen und normirt werden. Deren Princip und Duelle liegt in Weſen 
und im Zweck des Rechtsſtaats. Allein hieraus find Die gefeglihen Normen dafür abzuleiten. 
Wenn Befhränfungen von einzelnen jener Rechte für gewifle Verhältniffe, 3.3. in Betreff des 
Heeres oder in Fällen des Krieges oder Aufruhrd, auf dem Wege der. Geſetzgebung oder Verord⸗ 
nung vorübergehend einzuführen find, wenn z. B. in den letztgedachten Fällen (nad Art. 111 
der preußifchen Verfaffungdurfunde vom 31. Jan. 1850) Hei dringender Gefahr für die öffent: 
liche Sicherheit fogar die Nechte auf perfünliche Freiheit, Unverleglichfeit ver Wohnung, Brief: 
geheimniß, Aburtheilung durch den orbentlid zuftändigen Richter, die freie Preffe, das Recht zu 
Vereinen und Berfanmlungen u. |. w. ſuspendirt werden Dürfen, fo find für eine folche vorüber- 
gehende Gefeßgebung nicht ſowol Geſichtspunkte der Polizei, ald vielmehr aus der Sorge für die 
Eriftenz und Erhaltung des Staatd abzuleitende Gründe leitend und entſcheidend. Im Begen- 
theil würde die Erhaltung von Ruhe und Ordnung und die Vorbeugung einer möglicdherweife 
bis zum offenen Widerſtande jich fleigernden Unzufriedenheit und Misſtimmung der Bürger 
gegen die Regierung, die Gewährung einer vollen Freiheit der Breffe und des Vereinsrechts 
rathſam erfiheinen laffen als wirkſamſte und für die Dauer confervativfte polltifche Sicher: 
heitöventile und Gegenmittel, wodurch die Regierung weit jiherer und richtiger dasjenige er: 
fährt, was ihr zu wiflen nöthig Ift, als durch Unterdrückung derfelben oder Durch eine geheime 
Polizei und deren Agenten. 

Hingegen können andererfeitd ald dem Bereich der Wohlfahrtöpolizei und der Polizeigefeß: 
Hebung angehörig berradhtet werden die Anordnungen 3. B. über Führung von Bauten, wegen 
Sicherung gegen Feuerögefahr (f. Keuerpolizei und Feuerwehren), gegen Anſteckung von 
Menſchen und Thieren bei Seuchen und Krankheiten (I. Abfperrung und Anftedende Krank: 
beiten), großentbeild auch die Feldordnung (ſ. Feldordnung), ſodann wegen ded Marktver⸗ 
kehrs in Betreif theild der rihtigen Mage und Gewichte, theild der Geſundheit der Lebens⸗ 
nittel (ſ. Marktpolizei), die Einrichtung und Seauffihtigung von Schlachthäuſern, die Re= 
vifion von Apotheken, auch 3. B. in Paris, folange dad abnorme Bäderprivilegium im In- 
texeffe dev Berforgung der unruhigen Hauptflant auf Koſten des Gemeinwefend (auch wol der 
Detroi) noch befleht, die Sorge für die reglementdmäßigen Getreidevorräthe u. |. w., während 
auf andern Bebieten die Geſetzgebung wie die allgemeinen Einrichtungen an ji und ihre Motive 
außerhalb des polizeilihen Bereichs Liegen, wie z. B. die Agrarverfaffung, in welche fid die 
Polizei durch Verordnungen über Geſchloſſenheit der Bauergüter wie gegen Barcellirungen oder 
Eonfolidationen u. |. w. zum Schaden der bürgerlichen Freiheit und wirthfchaftlichen Entwidelung 
mit Unrecht hineingedrängt hat, fowie ferner dad Kirchen- und Schulmefen, die Armenpflege 
und das Heimatörecht, die Fürforge für preßhafte und fieche Berfonen, Blinde, Irre, Wai⸗ 
fen u, f. w. 

Bei dieſen Angelegenheiten bleibt dad Reffort und vie Aufgabe der Polizei, als eines Organs 
der Staatsverwaltung, vielmehr lediglich auf die Unterſtützung der geordneten reſſortmäßigen 
Behörden beſchränkt, ſei ed, daß die polizeilichen Functionen beſondern Organen oder gleichzeitig 
den eigentlichen Neffortbeamten überlaffen find, und fri es, daß die Polizei auf Anrufen der 
Behoͤrden oder der in ihrer Rechtsſphäre geftörten oder Störung beſorgenden Privaten, oder 
aber dann eintritt, wenn dem Staat oder dem Publikum aus gewiſſen Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen augenblickuch⸗ Gefahr droht. 

Einzelne Beiſpiele werden dies erläutern. Die Feldpolizei hat durch ihre Feldherre und 
Feldhüter gegen Beſchädigungen der Fluren und gegen Contraventionen der Flurordnung zu 
wachen und dieſe zur Anzeige und Ruͤge zu bringen. Im den Vorflutsſachen hat fie unter an⸗ 
derm für gehörige Aufräumung der Gräben und Fließe zu forgen, bei der Überflauung des 
Merkpfahls von Waſſermühlen der Oefahr einer Berfumpfung oder Überfhwenmung angren= 
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zender Üder und Wiefen durch rehtzeitige Ziehung der Schügen und Offenhaltung ver Frei⸗ 
gräben zu begegnen, im Armenweſen auf gefährliche Bettler und Bagabunden zu vigiliren, Diefe 
feftzunehmen und den Richter zur Strafe zu fifliren ; andererfeitö aber Hat die Polizeiauhparüber 
zu wachen, daß niemand ohne Obdach und ohne viendthige Pflege bleibe, baß ver Irreund Wahn⸗ 
finnige bewacht over untergebracht, den Waiſen Bormünder gefegt werben ; fle hat in Rieder⸗ 
laffungsjaden die Anzeige wegen des Domicils entgegenzunehmen, bei Deichbrüchen wie bei 
Feuersbrünſten die zur Bewältigung ver Gefahr auf der Stelle erforberlihen Anorbnungen zu 
treffen, in Geſindeſachen bie vorläufige Beftimmung über Streitigkeiten zwiſchen Herrfchaft und 
Dienfiboten und die Rückkehr der legtern in den contractwidrig verlaffenen Dienft zu veranlaflen. 

Auf die eine oder andere-Weije begleitet ſonach die polizeiliche Thätigfeit bei der Mehrzahl 

ſtaatlicher und gejellfchaftlicher Einrichtungen deren Ordnung, theild helfend, theils beſchũtzend, 
ohne über dieſe Einrichtungen felbft und deren Angemeffenheit materielle Beftimmungen treffen 
und entſcheiden zu follen, auch ohne diefe Einrichtungen von ihrem Standpunkt aus legiälativ 
bervorzurufen oder zu befeitigen. Cine ſolche materielle, legilative, in vielen Fällen ſelbſt ad⸗ 
winiftrative Einmiſchung in die Einrihtungen felbft, gleichviel von welcher außerhalb ver Ein⸗ 
richtung ſtehenden Behoͤrde fle ausginge, würde Dagegen zur Beſchränkung oder Berfümmerung 
bald der politifchen, bald ver religidfen, bald ver bürgerlichen oder wirthſchaftlichen Freiheit von 
Communen und Genoflenfhaften, von Bereinen oder Individuen führen. Auf ale Falle aber 
gehört die Unterfuhung und Entſcheidung über die Widerrechtlichkeit von Störungen der gefell- 
ſchaftlichen Orbnung, ſowie deren definitive Wiederherftellung und das Urtheil über Schaden⸗ 
erſatz bei Nechtöverlegungen von Perfonen und Gigenihum zum Wirkungskreis der Juſtiz, und 
hat die Bolizei Died den Berichten zu überlaffen. Es ift das Juſtiz-, nicht Sache der Polizei, 
weldhe zwar ebenfalld, wie bei Verfolgung von Verbrechen und Verbrechern, zu functioniren 
bat, infoweit aber Dienerin ver Juſtiz if. Und dieſe Stellung follte fie audy bei Vollſtreckung 
der Strafen einnehmen, ſodaß namentlich Corrections- und Zuchthäuſer nicht ihrer ausfchließ- 
lihen Verwaltung, fondern wenigftens, wie z. B. im Großherzogthun Baden, der Mitaufficht 
der Suftiz zuüberlafien waren, ferner ſelbſt bei ver nach mehrern Strafgefeßgebungen einen Theil 
der richterlich zu erfennenden Strafe bildenden, nach Verbüßung ber Breiheitäftrafe eintretenden 
Stellung unter Polizeiauffiht, deren Wirkung, je nad) dem Ermeilen der Polzeibehörve, eine 
fitengere oder weniger firenge iſt. (Unterſagung des Aufenthaltd an einzelnen Orten, Be- 
fhränfungen während der Nachtzeit auf ven Wohnort und felbft auf vie Wohnung. Bel. 3.2. 
Preußiſches Strafgefegbud, vom 14. April 1857, 6$. 26 fg.) 

Die Begrenzung ver Kompetenz und namentlid) die Trennung der Juſtiz von der Verwal: 
tung, vefp. Polizei, wie die volle Unabhängigkeit der unterfuchenden und entſcheidenden Gerichte, 
gleichviel übrigens, ob deren Mitglieder gelehrte und examinirte Iuriften find oder nit, von 
der Einwirkung der Adminiſtrativn, gehört zu ven Grundbedingungen und Schugwehren der 
bürgerlichen Freiheit, zu ven Vorausfegungen des Rechtsſtaats im Gegenſatz zum Bolizeiftaat. 
Gleich unzuläfiig ift Im Rechtsſtaat die Ausübung der Hoheitärechte der Polizei von Gutsobrig⸗ 
feiten (die Batrimonialpolizei). (S. Nittergüter, auch Provinz und Provinzialftände und 
von Nönne, „Das Staatsrecht der preußifhen Monardie”‘, Bd. l, $.60, ©. 224 fg. und 
$. 62, ©. 235 fg.) 

VIE Wefentlihe unterſcheidende Kriterien zwiſchen dem Polizei: und dem 
vollfommenen Rechtsſtaat. Für die Natur des Staats, ald Feudal- und ſtändiſcher, als 
Poltzei: oder als Rechtsſtaat, find demnächſt folgende Momente von Bedeutung: 1) Die reflort- 
mäßige Zuftänbigfeit der Verwaltung und Ausübung der Polizei wie der Polizeigerichtsbarkeit, 
reſp. durch richterliche, durch Staats- oder Gemeinde⸗-, durch Landes oder Ortspolizeibehoͤrden, 
der höhern oder niedern wie der gerichtlichen und der adminiſtrativen Polizei; 2) die Abgren⸗ 
zung ber Gompetenzen zwiſchen Gerichten einer- und Verwaltungs-, reſp. Polizeibehörden 
andererſeits, binfichtlich deren Art. 96 der preußifchen VBerfaffungsurfunde von 1850 beſtimmt: 
„daß über vergleichen Bompetenzconflicte der Durch das Geſetz (vom 8. April 1847) bezeichnete 
Gerichtshof zu entfheiden Hat; 3) die perfönliche Verantwortlichkeit der ausübenden Polizei: 
beamten bei Misbraud oder Überſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe; 4) das Polizeiftrafredht; 
5) die fogenannte geheime, auch höhere (politifche) Polizei. Die Polizeigewalt ift ein Ausflug 
der Hoheitörechte ded Staats und feines Oberhaupts. Als Princip haben dieſen Grundſatz 
bereitö die jeit Ausbildung der landesherrlichen Gewalt ergangenen Verordnungen mehr oder 
weniger anerfannt, indem auch die Batrimonialpolizei dem Aufſichtsrecht des Staats fuccefiiv 
unterworfen wurbe. Der große Minifter Freiherr von Stein ſprach in dem Programmı, dad er 
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.bei feiner Verbannung durch Napoleon I. 1808 dem preußifchen Staat zurückließ, aus, „daß bie 
Regierung nur von der höchſten Macht ausgehen dürfe, dieſe höchſte Gewalt aber ihre Würde 
verliere, ſobald das Recht, pie Handlungen eined Mitunterthanen zu beftimmen und zu leiten, mit 
einem Grundſtück ererbt oder erfauft werben könne Im gefränften Unterthan werde die 
Anhänglickeit an ven Staat gefhwäht. Nur der König dürfe Herr fein, fofern diefe Benen- 
nung die Polizeigewalt bezeichnet, und dürfe fein Recht nur von dem ausgeübt werben, weldem 
er ed jedesmal übertrage. In ver That wurde auch bereitö damals die Aufhebung der Patri- 
monial⸗Jurisdiction eingeleitet. Sie follte dennoch in Preußen erfi nad der octroyirten Ver⸗ 
faffung von 1848 durch die Gefeße vom Januar 1849 erfolgen. Die Boltzeigewalt ift Hiftorifch 
als der Ausflug der Jurisdietion betrachtet und behandelt worden. Deſſenungeachtet bat die 
gutöobrigfeitliche Volizeigemalt (die Batrimonialpolizei) in Preußens öftlichen Provinzen aud 
nad Publication der Berfaffungdurfunde vom 31. Jan. 1850 thatſächlich fortbeſtanden, und 
fie ift dort fogar ausdrücklich durch ein Geſetz der Reaction vom 14. April 1856 mwiederher: 
geſtellt, nachdem zufolge der indeß fpäter wieder aufgehobenen Gemeindegejeggebung von 
11. März 1850 beflimmt war, daß die Ortöpolizei von den VBorftehern der Sammtgemeinden 
oder von PBolizeiamtmännern verwaltet werben folle. Im übrigen wird die Polizei in den öftlichen 
Provinzen des preußiſchen Staats als Theil der ortSobrigkeitlicheen Gewalt, wo diefe den Guts⸗ 
herrn über die Drtögemeinde nicht zufteht, auf dem Lande vom Landrath des Kreifed und unter 
ihm von den Gemeindevorſtänden ( Dorfritern) ausgeübt. In den Städten dagegen, für 
melde ald Vorbild und Mufter neuerer Städteverfaffungen unter von Stein’8 Verwaltung bie 
Städteordnung vom 19. Nov. erging, blieb vem Staat dad Recht vorbehalten, eigene Polizei: 
behörben anzuordnen oder die Ausübung der Polizei dem Magiftrat zu übertragen, der ſie aber 
dann vermöge Auftrags des Staats ausübt. Die ſachlichen Koſten der Ortöpvlizei Hatte bie 
Stadtgemeinde zu tragen, weil die Polizei Hauptfächlich für die Sicherheit und dad Wohl ihrer 
Einwohner thätig fei. Es find diefe Grundſätze hiernächſt in alle ſpätern Städteordnungen, 
wie auch in die Landgemeindeordnungen der beiden weftlichen Provinzen Preußens übergegans 
gen, in welchen unter vem Landrath die Bürgermeifter oder Amtmänner ala Polizeibeamte und 
unter venfelben al deren Organe die Gemeindevorfteher fungiren. Dad noch geltende Geſetz 
über die Volizeiverwaltung von 11. März 1850 behielt |peciell nur in denjenigen Gemeinden, 
wo fi eine Bezirköregierung, ein Land, Stadt= oder Kreisgericht befindet, ſowie in Feſtungen 
oder Gemeinden von mehr ald 10000 Einwohnern vie Übertragung der drtlichen Polizeiver- 
waltung durch Beichluß des Minifteriums des Innern an beſondere Staatöbeamte vor. Es ver: 
blieb den Polizeibehoͤrden die ihnen nach den bisherigen Gefegen zuftehende Executionsgewalt, 
und ſie find für berechtigt erflärt, ihre polizeilichen Verfügungen durch die geſetzlichen Zwangs⸗ 
mittel durchzuſetzen. Den mit der drtlichen Polizeiverwaltung beauftragten Behoͤrden if außerdem 
eine Art ®efepgebungsbefugniß beigelegt, indem beflimmt wurde, daß fie nah Berathung mit den 
Semeinbevorfländen und bei egenftänden der Ianpwirtbfchaftlichen Polizei mit Zuftinnmung 
ber Gemeindevertretung ortöpolizeilidhe, für den Umfang der Gemeinde gültige Vorſchriften mit 
Androhung einer Gelpftrafe bis zu 3 Thlen. und, unter Genehmigung der Regierung, bis zu 
10 Thlr. erlaſſen dürften, und es find zu ben Begenftänden folder poltzeiliher Vorſchriften 
folgende gezählt: a) der Schug der Perfon und des Eigenthums; b) die Ordnung, Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen, Wegen und Pläben, Brüden, Ufern und 
Gewäflern; c) der Marktverkehr und das Öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln; d)) die 
Ordnung und Gefeglichkeit bei dem Öffentlichen Beifammenfein einer größern Anzahl von Ber: 
fonen; e) das Öffentliche Intereffe in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden, 
die Wein-, Bier- und Kaffeewirtbichaften und fonftigen Einrichtungen zur Audbietung von 
Lebensmitteln ; f) Sorge für Leben und Geſundheit; g) Fürſorge gegen Feuersgefahr bei Bau= 
ausführungen, ſowie gegen gemeinſchädliche und gemeingefährliche Handlungen, Unternehmun= 
gen und Ereigniffe überhaupt; h) Schuß der Felder, Wiefen, Weiden, Waldungen, Baum⸗ 
pflanzungen, Weinbergen u. |. w. Dazu i) alled andere, was im befondern Intereſſe der Ge⸗ 
meinde und ihrer Angehoͤrigen polizeilich geordnet werden muß. Die Gerichte ſind verpflichtet, 
nach dieſen ortspolizeilichen Vorſchriften zu erkennen. 

In Bezug auf den territorialen Umfang und die Wichtigkeit der polizeilichen Befugniß iſt 
der Unterfchied zwifchen ver den Departementöregierungen zuftehenven Landes- und der den 
Kocalbehörvden zuftehenven örtlichen Polizei von Bedeutung. Erſtere find zugleih Aufſichts⸗ 
behoͤrden ver legtern. Hingegen wird unter der hohen Polizei in der Regel das Necht der Geſetz⸗ 
gebung und oberften Aufficht in Polizeifachen nebft der Befugniß zur Entſcheidung über Be: 
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ſchwerden oder Recurſe in Höchfter Inftanz verflanden, abgefehen von der Nebenbeveutung einer 
von der oberften Staatsbehörde geleiteten geheimen Polizei. 

Die Ausübung der Polizei durch Staatsbehörden befchränkt fih in Preußen zur Zeit auf 
wenige große Städte. Der mehrfach, befonders im preußifchen Herrenhaufe beregte Antrag. 
aud bier die fogenannte Wohlfahrts: (Cultur- und Wirthſchafts-) Polizei den Gemeinde 
behoͤrden zur ausfchließlichen Verwaltung zu übertragen und von ber Sicherheitöpolizei loszu⸗ 
löfen, eine Trennung, wie fie in den Städten des Koͤnigreichs Sachſen durchgeführt if, hat bisher 
in Preußen feinen Erfolg gehabt. 

68 iſt Hier der Ort, auf die von R. von Mohl in feinem Syſtem der Präventivjuftiz oder 
Nechtöpolizei (deſſen „Polizeiwiſſenſchaft nach ven Grundfägen des Nechtsſtaats“, Bo. III) ent: 
wickelte Anjicht hinzuweiſen, daß nicht nur Die Wieberherftellung des geftörten Rechts, fondern 
auch die Nechtöjicherheit gegen beabjichtigte Nuheflörungen in dem Gompetenzfreife ver Gerichte 
liege, und daß daher die für biefe Rechtspolizei oder Präaventivjuftiz zu organiſirende Behörde 
nit dem Minifterium und der Polizei, fondern dem Juftizminifterium unterzuoronen fei. 

Praktiſch ift dieſer Anficht in der franzöſiſchen Gerichtöverfaflung und baher in denjenigen 
deutichen Landestheilen, wo diefelbe erhalten worden iſt, wenigſtens theilmeife, nämlich infofern 
Rechnung getragen, als ed dort eine fogenannte gerichtliche Polizei gibt, d. h. rückſichtlich der 
Berfolgung von Verbrechern und Verbrechen die Polizeibeamten der Disriplin und Autorität 
der Staatsanwaltſchaft wie der zur Ausübung der Griminalgerichtöbarfeit. berufenen richterlichen 
Beamten unterworfen find. 

In Übereinftimmung mit der franzöjifchen Gerichtsverfaſſung haben die preußiſchen Geſetze 
vom2. und 3. Jan. 1849 bei Einführung des Inſtituts von Staats- und refp. Polizeianwälten 
behufd Verwaltung der Polizeigerichtöbarkeit überall befondere Polizei:Einzelrichter befteltt, 
vor welchen der Polizeianwalt vie Anklage wegen Polizeiübertretungen zu erheben bat. Das 
preußifche Gefep vom 14. Mai 1852 hat jedoch den PBolizeiverwaltungen dad Recht einer vor: 
läufigen Straffeftfegung (bis auf 5 Thlr. Geldbuße oder dreitägiges Gefängniß) wiederum zu= 
geftanden, wogegen den Angeſchuldigten nur freifteht, innerhalb zehn Tagen auf Entſcheidung 
durch den Polizeirichter anzutragen. In der Rheinprovinz ift fletö die Polizeigerichtäbarfeit 
ohne Ausnahme nur den Friedendrichtern Übertragen gewefen, 

Im Königreih Sachen befteht feit einigen Jahren die eigenthümliche Einrichtung gewäßlter 
Frledensrichter zur Unterſtützuug der mit der Polizei und Polizeigerichtsbatkeit beauftragten 
Amter. 

Die Verfaſſung Englands legt mit der geſammten Friedensbewahrung und verſchiedenen 
Functionen die geſammte Polizei ſowol in den Grafſchaften, wie gegenwärtig in deren beſondern 
Abtheilungen (Sammtgemeinden, Kreiſen, Unions) in die Hände der Friedensrichter. (S. Frie⸗ 
densgerichte und Großbritannien und Irland [(Staatsgeſchichte und Staatsrechtſ.) Niemals 
dürfen übrigens die Krievensrichter über Eigenthumstitel entſcheiden, wenngleich fie fonft hin= 
fichtli der Präventivjuftiz oder der Rechtspolizei pur Einforverung von Gautionen und im 
Nichtzahlungsfall durch das Recht zur Einſperrung bis zu einer nächſten Ouartalfigung des 
Collegiums der Friedensrichter eine fehr ausgedehnte Vollmacht haben. 

Die Competenzconflicte zwiſchen Berwaliungd: und Gerichtsbehoͤrden find eine Erfindung 
des franzöfifchen Rechts feit der Revolution, Sie find in England unbekannt, mo felbft Gegen 
flände des Öffentlichen Rechts, wie der Schuß der Rechte der Gemeinden gegen die Regierungs- 
gewalt und fogar die Anfprücde auf Armenpflege, vom Rechtsweg vor den höchſten Berichten 
nit ausgefchloffen find. 

Darüber, wie weit der Nechtöweg gegen polizeiliche Verfügungen zuläffig ifl, weichen die 
Geſetzgebungen in ven verſchiedenen Ländern ab. Das preußifche Gefeg vom 11. März 1842 
beflimmt im allgemeinen, daß Beſchwerden über polizeiliche Verfügungen jeder Art, mögen fie 
auch die gefegmäßige Nothwendigfeit oder Zwedmäßigkeit derfelben betreffen, vor die vorgefegte 
Dienftbehörve gehören. 88 fol ver Rechtsweg in Beziehung auf foldhe Verfügungen nur dann 
zuläfiig fein, wenn die Verlegung eines zum Privateigenthum gehörigen Rechts behauptet und 
diefe Behauptung auf befondere gefeglihe Vorſchriften oder fperielle Rechtstitel geflügt wird. 
Auch darüber, ob ein folder Eingriff in die Privatredhte vorhanden fei, für melden im allge- 
meinen Entſchädigung zu leiften ift, fowie über den Betrag diefer Entſchädigung, ingleichen 
wenn die Polizeibehörde nur zu einer vorläufigen Anordnung mit Vorbehalt ver Rechte, ver 
Betheiligten befugt ift, wie über die einem dritten obliegende Verpflichtung full richterliche Ent- 
ſcheidung zuläffig fein. Abgeſehen von diefen Ausnahmen, bleiben nur in dem Fall, wenn eine 
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poltzeiliche Verfügung im Wege der Beſchwerde als gefegiwinrig ober unzuläffig aufgehoben 
wird, dem Berlegten feine Gerechtſame nah allgemeinen gefeglichen Beflimmungen über bie 
Bertretungdverbinbligjkeiten ver Beamten gegen dieſen vorbehalten. Das fpätere preußifche 
Geſetz vom 13. März 1854 wendet aber das Conflictögefeg vom 8. April 1847 auch auf die 
wegen Handlungen ber Beamten in Ausübung oder In Veranlaffung der Ausübung des Amts, 
refp. auf Unterlaſſung einer Amtshandlung, im Wege des Givil= oder Strafproceffes einzu: 
leitende gerichtliche Verfolgung an; es wäre denn, daß die vorgefegte Provinzial: oder Central⸗ 
behörbe des Beamten darin eine zur gerichtliden Berfolgung geeignete Überfchreitung feiner 
Amtsbefugniſſe oder die Unterlafjung einer ihm obliegenden Amtshandlung ihrerſeits felbft 
anerfennen mochte. Nur der Competenzgerichtshof Hat darüber zu entfcheiden, ob der Rechtsweg 
gegen den Beamten zuläfiig fei oder nit. Es iſt nun aber, wie Franz Lieber (a. a. O., 
S. 89 fg.) hervorhebt, eine ver wichtigften,, bisher freilich außer in England und Nordamerika 
unbefannten Schugmwehren der Dberherrfchaft des Geſetzes und für pie bürgerliche Freiheit gegen 
Polizeiwillfür, daß jeder Beamte, ob hoch oder niedrig, dem durch feine Handlung oder Unter: 
laſſung Gekränkten für deren Gefeglichfeit verantwortlich ift, mag ihm fein Borgefepter dieſelbe 
aufgetragen haben oder nicht, mag er felbit in der Lage geweſen fein, pie Gefeglichfeit ver ihm 
befohlenen Handlung zu beurtheilen oder nit. Es iſt dort fogar jedermann berechtigt, fich 
einer ungefeglihen Handlung auf feine Gefahr Hin zu widerfegen, mag fie von einem fonft ge: 
feglich befteliten Beamten ausgehen over nicht. Selbſt vorſätzliche Tötung eined Beamten bei 
rehtmäßigem Widerſtand gegen venfelben wird in folhen Fällen nicht als Mord, ſondern Höd: 
ſtens ald Todtſchlag geahndet (Lieber, a. a. D., ©. 49). In England ift ferner vorgekommen, 
dag umgekehrt die Polizeibeamten einen wider Recht und Verfaſſung richterlich verurtheilten 
Privatınann gegen die Executoren des Gerichts ſchützten. (Vgl. auch Fiſchel, „Die Verfaſſung 

Englands’, S. 348.) " 

Mag mitunter bie Autorität der zur Aufrechthaltung von Ordnung und Sicherheit berufe: 
nen Polizeibehörden darunter leiden, daß ſie ſelbſt nicht ermächtigt find, definitive Strafen für 
Bolizeicontraventionen feftzufegen und auf Grund ihrer Entſcheidung zu vollſtrecken; in einer 
Übergangszeit aus dem Polizei: in den Rechtsſtaat, In der fih alle Staaten des Continents zur 
Zeit nody befinden, ſcheint die Trennung der Polizeiftrafgerichtöbarfeit von der Polizeiverwal⸗ 
tung doppelt nothwendig. „Der Schug der Perfünlichkeit des Bürgers iſt“, wie Lieber im vor= 
gedachten Werk mit Recht fagt, „ein Hauptgegenfland der ganzen Staatewiſſenſchaft.“ Eins 
der hoͤchſten Ziele bürgerlicher Breiheit iſt ferner die Herftellung des wirkſamſten Schußes für 
perfönliche Thätigfeit ' perfönliches Wirken und Hecht, eine der nothwendigſten Schutzwehren 
aber zur Erhaltung einer bürgerlichen Freiheit die linabhängigfeit des Rechts und der Richter 
nad) oben wie nad) unten hin, zu dem Ende auch die Trennung und Gliederung ber polizeilichen 
Gewalten und Ämter. 

Das Polizeiſtrafrecht bildet einen Theil des Strafrechts und gehört daher, jedenfalls feinen 
Hauptprincipien nad, in das allgemeine Strafgeſetzbuch. Der bekannten Dreithellung des fran⸗ 
zöflfchenCode penal mit der Abftufung von Verbrechen, Vergehen und Poligeiübertretungen, je 
nad deg Schwere und Größe der Strafe, ald criminelle, correctionelle und polizeiliche, iſt auch 
das neue preußiſche Strafgeſetzbuch vom 14. April 1851 gefolgt, deſſen dritter Theil von Über- 
tretungen, und zwar in drei Unterabtheilungen von Gontraventionen in Beziehung auf die 
Sicherheit des Staats und die Öffentlihe Ordnung, in Beziehung auf die Öffentliche Sicherheit, 
Ehre und Freiheit, wie in Beziehung auf dad Vermögen handelt. Eine Übertretung wird ale 
Handlung definirt, welche durch die Gefege oder gefeglich erlaffenen Verordnungen der Behoͤrden 
mit Gefängniäftrafe bis zu 6 Wochen oder mit Geldbuße bis zu 50 Thlrn. bedroht ift. Es kann 
Confiscation einzelner Gegenftänve hinzutreten. Gefängniß befteht in einfacher Freiheitsſtrafe. 

Die geheime Polizei, eine Erfindung des franzöſiſchen Polizei: und Gentralifationdfgftems, 
die ſchon unter Ludwig XIV. ihr Spionirungsfuften über Frankreich verbreitete, dann beſonders 
unter Napoleon I. ausgebildet wurde, hat es thatfädhlich weit weniger mit ver Entdeckung ge: 
meiner Verbrechen, als mit der Politik zu thun. In letzterer Beziehung würden, abgejehen von 
Kriegen mit auswärtigen Beinden oder von einem Aufruhr ganzer Provinzen, die freie Preſſe 
und das freie Vereinsrecht, mie bereits oben bemerkt ift, weit ficherer zu benjenigen Ergebniffen 
führen, melde man durch die geheime Polizei und ihre Agenten zu erreichen beftrebt if. 

Auch Republifen, wie Venedig, Fannten eine geheime Polizei mit ven in des Löwen Rachen 
geworfenen Denunclationen,, und wie in Frankreich die Baftille mit den Lettres de cachet, fo 
waren in Venedig die Bleifammern das Grab der Breiheit zahliofer Opfer. 
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Die mit diefer Art von Polizei zufammenhängende Bewilligung oder Verſagung ber gehei⸗ 
men Fonds wurde bekanntlich nach Franzöftichem Conſtitutionalismus als Beweis des Vertrauens 
oder Mistrauens gegen das jeweilige Miniſterium betrachtet und daher zur Erhaltung deſſelben 
ins Amt oder zu deffen Sturz benugt. , 

Eine ehrliche, mit ver Öffentlichen Meinung und dem Nechtäbewußtfein des Volks In Über: 
einftimmung befindliche Regierung würde wol faum Anftand nehmen dürfen, über die Verwen⸗ 
dung auch der geheimen Fondé der Volfövertretung wenigftens in ihren Commiſſionen und in 
vertraulicher Weile Rechenſchaft abzulegen, möchten dabei audy die Namen ver zur Entvedung 
von Verbrechen benugten Agenten und Perfonen verfchwiegen bleiben. Nur zu häufig find 
jedoch die geheimen Fonds, je nad ven fubjectiven Standpuntten der jedesmaligen Diinifter, 
vielmehr zur Unterbrüdung der politifhen Kreiheit und zur Verfolgung und Rechtskränkung 
politifch midliebiger Perfonen misbraucht worden. Die Regierung tft weder vor Misbräuchen 
ihrer Agenten ficher, zu deren Stellung fich ſchwerlich ehrenhafte Männer hergeben, nod vor 
falihen Denunciationen, jedenfalls nicht vor beſchränkten und einfeltigen Auffaffungen viefer 
Agenten. Am übelften find die Wirkungen einer politifchen Tendenzen und Berfolgungen bie: 


nenden geheimen Polizei in Zufländen, in welchen zmifchen der Verwaltung und dem Volk über 


Recht und Freiheit entgegengefegte Anfichten obwalten, und die Regierung in vollfomnten be: 
rechtigten wahrheitägetreuen Meinungsäußerungen In der Preſſe Angriffe auf die dffentlice 
Ordnung ober Verbreitung von Haß und Verachtung gegen die Regierung erblidt und jere 
freie politiſche Regung als einen Angriff auf den Beftand des Staats auffaßt. 

Noch vor wenigen Jahren fpielte, wie einft in Frankreich, fo auch in Deutſchland, das 
Schwarze Bud) feine große Rolle. Als gemein und politiſch gefährlich Hatte es Perfonen ver: 
zeichnet, die gerade zu den ausgezeichnetiten und ehrenhafteften Männern des veutfchen Volks 
gehörten, und bie jpäter, als ed galt, die Öffentlihe Ordnung zu fügen, dabei ven Regierungen 
die widhtigften Dienfte leiſteten. 

Die Unzuverläffigfeit des Inftituts der geheimen Pollzei und mithin ihre große Gefahr für 


Freiheit und Recht beweift unter anderm die Thatfache, Daß wiederum zur überwachung ber ge: 


heinıen Agenten, mie es zu Napoleon’ I. Zeit in Frankreich ver Fall war, andere unbelannte 
Spione und Aufpaffer gehalten wurden und fo eine geheime Gegenpolizei eingerichtet wer: 
den mußte. 

Die Bedenken gegen eine geheime politifche Polizei ftellen fih am überzeugendſten durch 


‚bie Betrachtung heraus, daß in Deutfchland vor kaum einem DMenfchenalter, ja vor faum noch 


einem Decennium politifhe Beftrebungen als flantögefährliche behandelt und als Verbreden 
geftempelt waren, Die gegenwärtig zu den verfaſſungsmäßig verbürgten Nechten des Volks und 
feiner Bürger gehören. 

Auch von der geheimen Polizei gelten, wie von allen jenen Mitteln zur Unterbrücdung ber 
politifchen und bürgerlichen Freiheit, meift Schillev’8 Worte: „Wahrheit, wo retteft du dich hin 
vor der wüthenden Jagd; dich zu fangen ziehen fie aus mit Netzen und Stangen ; aber mit Geifted> 
tritt Schreiteft du mitten hindurch.” W. N. Kette. 

Holytechnifche Schulen. Der unterflügende und fördernde Einfluß, melden Mathe: 
matik und Naturwiffenichaften auf die praftifchen Beſchäftigungen, namentlich auf den Betrieb 
ver Induſtrie (dieſes Wort in ber weiteften Bedeutung genomnten) auözuühen vermögen, wurde 
im einzelnen von jeher erfannt und benugt; aber ihn durch Zufammenfaffung jener Wiſſen⸗ 
ſchaften und ihrer unmittelbaren Anwendungen in ein wohlberechnetes Unterrichtsſyſtem zu voll⸗ 
ſtändiger und allgemeiner Geltung gebracht zu haben, iſt ein Verdienſt der neueſten Zeit, melde 
zu dieſem Zweck die Polytechniſchen Schulen hervorrief. Dieſe Anftalten — denen ald weſentlich 
gleichartig, jedoch nur vorbereitend oder auf einen niedern Grad ber Ausbildung berechnet, die 
Real: und Gewerbſchulen ich anſchließen — bilden eine Parallele zu den Univerſitäten, welche 
auf dem Grund der durch die Gymnaſien gewonnenen Vorbildung weiter bauen. So ſtellen 
zwei Kategorien der höhern Jugendbildung ſich heraus, die ſelt Jahrhunderten organiſirte ſoge⸗ 
nannte humaniſtiſche, claſſiſche oder gelehrte, und die neugeſchaffene techniſche oder polytech⸗ 
niſche. Daß ungeachtet ausgeſprochener Verſchiedenheit der Hauptzielpunkte dieſe beiden Bil 
bungöwege vielfältig fi} berühren und ineinanbergreifen, legt in der Natur ber Dinge. r 
„Gelehrter in dem ſonſt üblihen Sinne des Ausoruds kann gegenwärtig ebenfo wenig eined 
gewiffen Maßes von praftifhen Anfhauungen und Kenntniffen entbehren, wie ber vollen: 
detfte Techniker desjenigen Grades allgemein wiffenfchaftlicher und humaniſtiſcher Vorbidun 
welcher von jedem Mitglied der fortgeſchrittenern menſchlichen Gemeinſchaft gefordert wird. 
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Daher ſehen Symnaflen und Univerfitäten keineswegs völlig von Mathematik und ver praktl⸗ 
ſchen Seite ver Naturwiſſenſchaften ab, und andererſeits eignen ih Real-⸗, Bewerb: und Poly- 
techniſche Schulen gern als Hülfs- oder Nebenfächer einzelne Didriplinen an, welde von jenen 
als Hauptfächer betrieben werben. Gymnafien pflegen einen nicht unbedeutenden Theil des 
Contingents für Polgtehnifhe Schulen zu liefern, und die letztern wieder fehen manchen ihrer 
abfolvirten Zöglinge ſchließlich auf die Univerſität geben, um dort den Gebäude feiner Bildung 
noch einige ſchätzbare Werkſtücke zuzufügen. So bethätigt ſich die glüdliche und dem geifti- 
gen Fortſchreiten ver Menfchheit vienliche Verföhnung zweier Studienrichtungen, welde einige 
Zeit lang, durch Verkennung der wirklichen Sachlage, nicht felten als feindlich rivaliſirend ange⸗ 
ſehen worden ſind, während doch deren gleichberechtigtes Nebeneinanderbeſtehen durch die Ver⸗ 
hältniſſe geboten iſt, nachdem die techniſchen Berufsarten nicht nur die Nothwendigkeit ihrer 
wiſſenſchaftlichen Begründung erkannt haben, ſondern auch zu einer früherhin nicht geahnten 
Bedeutung im Staat gelangt find. 

Die nothwendige Örundlage der Uinterweifung in ven Polytechniſchen Schulen bilden jeden⸗ 
fall8 die mathematifchen Bacher (reine Mathematik, Mechanik, Maichinenlehre, praftiiche Geo⸗ 
metrie), die Naturwiflenfchaften (Naturgefchichte der drei Neihe, Phyſik, Chemie) und bad 
Zeichnen (ſowol Freihand- ald geometriſches Zeichnen, letzteres geftügt auf die mathematiſchen 
Lehren ver darſtellenden Geometrie). Liber Umfang und Behandlungsweiſe der Vorträge in 
den genannten Wiflenfchaften werden fidh unvermeidlich Verfchiedenheiten ver Anfichten geltend 
machen, mögen zum Theil auch Abweichungen geringern Grades durch befondere locale oder 
verfünliche Berhältniffe herbeigeführt werden; jenenfalls find Die Anwendungen auf das prafti- 
ſche Leben und die Induſtrie forgfältig ind Auge zu fallen, ohne daß es jedoch erlaubt wäre, die 
Darftellung zu einer empirifchen berabiinfen zulaflen. Die reine Mathematik muß fi in ihrem 
böhern Theil auf alle diejenigen Lehren erftredlen, denen eine wirkliche Brauchbarkeit für prakti⸗ 
ſche Zwecke inwohnt, follte aber niemals um eines rein wiflenfchaftlichen Intereſſes willen auf 
theoretifche Speculationen bie Zeit verwenden, welche beſſer der tüchtigen Ginübung und Anz 
eignung bed. in der Praxis zur Benugung kommenden Stoffd gewidmet wird. Die Mechanik 
(Statif und Donamif feſter, tropfbarer und elaftifchflüffiger Körper) dürfte am beften in einem 
gevoppelten Curſe, einmal zu allgemeinen Zmweden ohne, dann für einen engern Kreis mit 
Beihülfe der höhern Mathematik, zu behandeln fein. Die Mafchineniehre zerfällt minde⸗ 
fiend in zwei Disciplinen, nämlich die mathematifche Theorie der wichtigern Mafchinengattun- 
gen und die Anleitung zur rationellen Sonftruction und Zufammenftellung der Mafchinentbeile 
(Maſchinenbau). Daneben aber werden, in einem befondern Curſe, folche beveutendere Ma: 
ſchinen, denen eine vollftändige mathenatifche Theorie nicht anzupaflen If}, oder welche derſelben 
nicht bedürfen, ven Gegenſtand einer befchreibenden und mit Erfahrungsreſultaten ausgeftatte- 
ten Abhandlung bilden können. Daß Maſchinenlehre und Maſchinenbau mit den nöthigen 
graphiſchen Übungen (nicht im Nachzeichnen, ſondern aus felbftändigem Entwerfen beſtehend) 
verbunden fein müffen, bedarf faum ver Erwähnung. Die praftifche Geometrie iſt mit Anlei⸗ 
tung zum Planzeichnen, fowie mit Bermeflungen und Aufnahmen zu begleiten, 

Bon den naturgefcichtlichen Fächern bevpürfen vie Zoologie und Botanik einer Behandlung 
mit der doppelten Rückſicht, daß fie nicht nur Hülfswiſſenſchaften zu technifchen Zwecken, ſon⸗ 
dern zugleich auch Gegenftand der allgemeinen Bildung find. Ebenſo die Mineralogie, in 
welcher die Beziehungen auf die Chemie nicht fehlen dürfen, und welcher vie Beognofie ale ein 
wichtiger Theil in genügenver Ausführlichkeit beizugefellen ift. Die Phyſik muß ebenjo wol 
mit mathematifcher Begründung ald mit reichlicher experimenteller Erläuterung gelehrt werben, 
Die Ausſonderung zahlreicher praftiicher Anwendungen zu eingehenderer Erörterung in einem 
befondern Lehrgange , ald angewandte oder technifche Phyſik, wird nur von Vortheil fein. Bei 
der ungemeinen Wichtigkeit der Chemie muß man an diefe Wiflenfhaft in ihrer umfaflenden 
theoretifhen (dabei täunlichft experimentellen) Darftellung jedenfalls fpecielle Vorträge über 
die hemifchen Induſtriezweige (techniſche Chemie oder chemiſche Technologie) nüpfen, und ven 
Studirenden muß reichliche Gelegenheit gegeben werben zu Selbflausführung praftifch : hemi: 
fer Arbeiten, womit ein Vortrag über analytifche Chemie unvermeidlid zufammenbängt. 

Das Zeichnen in feinen beiden Hauptabtheilungen, Breihandzeichnen und geometriſches 
Zeichnen, erforderr die forgfanıfte Pflege, da ed dem Techniker im böchiten Grabe unentbehr- 
lich iſt. Es muß dahin getrachtet werden, von dem mechanischen Naczeichnen fi fobald ala 
möglich loszureißen und den Schüler zur Selbfländigfeit zu führen. Im Kreibandzeichnen tft 
daher dad ſichere Zeichnen nach plaflifhen Originalen (Bipfen) zu erfireben und eine ganz be: 
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fondere Rüdfiht auf das Ornament zu nehmen. Das geometriiche Zeichnen muß feine Be⸗ 
gründung durch die varftellende Geometrie empfangen und fpäter vorzugsmeife an Gegenſtän⸗ 
den ded Bau: und Maſchinenweſens geübt werben. 

Den bisher genannten Fächern follte fletd noch ein Vortrag über mechaniſche Technologie 
beigefügt werden, welcher nicht ſowol (mie man früher bei vem Betrieb dieſer Wiffenfhaft zu 
thun pflegte) auf empiriſche Beſchreibung, als vielmehr auf rationelle Darftellung ver wichtig⸗ 
ſten Induſtriezweige (zumal Metall: und Holzverarbeitung, Spinnerei und Weberei) aus⸗ 
zugehen hat. | | 

Damit wäre der Kreid des Unterrichts gezogen, den bie Bolntechnifche Schule jedenfalls aus⸗ 
füllen muß, wenn fie ihren Namen verdienen will. Gewöhnlich wird verfelbe aber noch bedeu⸗ 
tend erweitert, und in biefer Beziehung treten fehr erhebliche Abweichungen zwischen den ver= 
ſchiedenen Anftalten hervor. Zunädft find faft allgemein die Bau= und die fogenannten Inge= 
nieurfäher mit aufgenommen, alſo Landbau- oder Hochbaukunſt (eonftructive und jchöne 
Baukunſt, einfhließlih Kunftgeihichte, Baurecht und Baupolizei), Straßen, Ciſenbahn-, 
Brüden- und Waſſerbau, fänmtlih verbunden mit Zeichnen und felbfändigen Entwerfen, 
welche nur dort etwa beifeitegelaffen werben, wo neben ber Polytechniſchen Schule eine Bau- 
akademie befteht. Als Hülfsfertigkeiten für die Architekten werden oft das Boſſiren (vorzugs- 
weife von Ornamenten Im weiteften Sinne’ des Wort3) und dad Modelliren von Stein- und 
Holzconftructionen gelehrt. Hin und wieder Hat man mit der Schule eine mechaniſche Werk⸗ 
ftätte verbunden, worin Schüler im praftifchen Arbeiten unterwiefen werben; es darf dies als 
ein Berfennen des Zwecks Bolytehnifher Schulen angefehen werben, und thatfächlich kann bier- 
durch nicht eine dem Zeit: und Koſtenaufwande entſprechende Leiftung erwirkt werden. Manche 
Polytechniſche Schulen dehnen ihren Lehrplan über das Forſtfach und fogar die Landwirthſchaft, 
das Hüttenmweien, bie Pharmacie, die kaufmännischen Bacher (Handelslehre, Handelsrecht, Buch⸗ 
führung, Faufmännifches Rechnen, Gorrefponvenz, Waarenkunde), ja auf befondere Curſe für 
den Poft: und Ciſenbahndienſt aus, womit man denn das Außerfte zu Leiften beftrebt iſt, was 
rückſichtlich Concentrirung von Stoff in einer und verfelben Lehranftalt nur irgend zugemuthet 
werben fann. 

Wenn außer den Fachſtudien nebenher Gelegenheit gegeben wird, gemifje allgemein bil- 
dende Disciplinen zu betreiben, wie lebende Spraden und deren Literatur, Literargeſchichte, 
Geographie, allgemeine Geſchichte und fperiell Eulturgefchichte, Volkswirthſchaftslehre, Staats⸗ 
und Privatreht u. f. w. bis herab zur Kalligraphie, fo ift zwar manches hiervon als für bie 
technischen Berufsarten wichtig allerdings zu billigen; jedoch ſcheint damit in einzelnen Faällen 
denn doch zu weit gegangen zu fein, e8 nimmt fih z. B. die Kommentirung Shaffpeare’fher 
Dramen und ver Dante’fchen Poejie an ver Polytechniſchen Schule ziemlich merfwürbig aus. 

Als Haupthülfsmittel für den Unterricht an Polytechniſchen Schulen find wiſſenſchaftliche 
und techniſche Sammlungen ind Auge zu faffen, welche daher niemals fehlen fönnen, jedoch nit 
durchweg vedjenigen Grades von gleihmäßiger Reichhaltigkeit und Pflege fi zu erfreuen haben, 
welcher ald wünſchenswerth zu erachten ifl. Eine Modellſammlung (von Maſchinen, ganz be- 
fonders aber von Mafchinenorganen), tehnologiihe Sammlungen (Werkzeuge, Rohmateria⸗ 
lien, Halb und Ganzfabrikate), Modelle für die Bau= und Ingenieurfäder, ein Borrath von 
geobätifhen Inſtrumenten, von Movellen für die darſtellende Geometrie, ein phyſikaliſches Ca⸗ 
binet, hemifche Sammlungen (Präparate, Rohftoffe und Erzeugniffe ver hemifchen Technik, 
chemiſche und hemifch=technifche Apparate), naturhiftorifche Sammlungen, zumal ein gutes 
mineralogiiches Gabinet fowol für die Oryftognofie ald die Geognoſie, Vorlegeblätter für alle 
Zweige ded Zeichnens, daneben eine reiche Auswahl Zeichnungen von induftriellen Maſchinen 
und Fabrifanlagen, Ornamente und figürliche Gegenſtände in Gipsabgüſſen, endlich eine reich- 
haltige Bibliothek — dies alled zufammen if das Mindeſte, was vorhanden fein und fletd auf 
der Höhe des Kortfchrittd erhalten werden muß. 

Das Inftitut der Polytechniſchen Schulen, wie wir e8 im Vorſtehenden nad Umfang und 
Tendenz ffizzirt haben, iſt eine deutſche Schdpfung, mwenngleid der Name in Branfreich feinen 
Urfprung genommen hat, mo er zur Bezeihnung einer wefentlich verfchiedenen Anftalt dient; 
und noch jegt weift Deutſchland abfolut wie relativ (im Verhältnig zur Ordpe ver Bevölferung) 
weit zablreichere ſolche Schulen auf ald irgendein Staat. Anderwärts wird zum Theil das 
Bebürfniß des polytechnifchen Unterrichts fehr abweichend aufgefaßt und weniger ſyſtematiſch 
befriedigt. Ein flüchtiger uͤberblick mag in diefer Beziehung einigen Aufſchluß geben. 

Frankreich Hat unter dem Namen Polytechniſche Schule (Ecole polytechnique) zu Barie 
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eine fehr berühmte 1794 gegründete Lehranflalt, welche indeß, auch abgefehen von ihrer gänz⸗ 
lich milttärifchen Verfaſſung, etwas völlig anderes ift als unfere Polytechniſchen Schulen. - Sie 
hat ausfchließlich den Zweck, jungen Leuten zu dem Beſuch der für den techniſchen Civil- und 
Militärftaatspienft vorhandenen Specialſchulen die allgemeine wiffenfchaftliche Vorbildung zu 
ertheilen. Ihre Lehrobjecte find demnach nur ein Theil deſſen, was deutſche Polytechniſche Schu: 
len zu ihrer Aufgabe machen, und beftehen namentlich in höherer Mathematik, parftellenber Geo⸗ 
metrie, Holz: und Steinfhnitt, Mechanik, Aftronomie und Geodäſie, Topographie, Phyſik, 
Chemie, ven Elementen des Hoch⸗, Wafler- und Brüdenbaues fowie ver Militärwiffenfchaften, 
Figuren⸗, Landſchaft-, Bau= und Maſchinenzeichnen, franzöjlfcher Literatur und beuticher 
Sprache. Alles dies wich in zwei einjährigen Curſen erledigt, von denen ein jeder nur unge: 
fähr 500 Stunven Vortrag, dagegen aber jehr umfaffende Repetitionen und Übungen begreift. 
Die Schüler, weldhe vor ihrem Eintritt fehr firengen Prüfungen unterliegen, find verpflichtet, 
an allen Gegenſtänden fidy zu betheiligen. Ihre Anzahl ift mit Nüdficht auf die Zahl der jähr- 
lid offen werdenden Anftellungen befchränft, und zwar gegenwärtig auf 240, indem in jedem 
Fahre nur 120 Zöglinge neu aufgenommen werben. Wenn man in dem franzöflfchen Unter: 
richtsweſen ein den vollſtändigen deutſchen Polytechniſchen Schulen analoged Ganzes finden will, 
fo muß man zu verEcole polytechnique die Vorlefungen am Conservatoire des arts et mötiers 
und nod zwei andere parifer Anftalten hinzufügen, nänlich die Ecole des ponts et chaussees 
und bie Ecole centrale des arts et manufactures (geftiftet als Privatanftalt 1829, vom Staat 
übernonmen 1857). Erſtere, jegt mit etwa 90 Schülern, nahın bis vor wenigen Jahren nur 
abfolvirte Zöglinge ver Ecole polytechnique anf und hat einen vreijährigen Eurfus zur Aus⸗ 
bildung für das Straßen, Eiſenbahn-, Brüden: und Wafferbaumelen. Lebtere, welche im 
Jahre 1862 ungefähr 500 Schüler zählte, befteht ebenfalls aus drei Jahrgängen und beabſich⸗ 
tigt die Bildung von Givilingenieuren für alle Zweige ver Induftrie und von Fabrikdirectoren. 
In beiden Schulen find fänımtliche Lehrgegenſtände für alle Zöglinge obligatorifch. 

Belgien bat feine felbftändige Polytechnifche Schule, ſondern nur (feit 1835) zu Lüttich 
und Gent in Berbindung mit den dortigen Univerſitäten verfchiedene, voneinander unabhängige 
technifche Abtheilungen oder Fachſchulen: in Lüttich einen Vorbereitungscurfus (Ecole prépa- 
ratoire) von zwei, eine Bergſchule (Ecole des mines) mit drei, eine Fabrikingenieurfchule 
(Ecole des arts et manufactures) mit drei und eine Maſchinenbauſchule (Ecole des élèves 
mecaniciens) mit zwei Jabrgängen; in Gent eine Vorbereitungsjchule für Givilingenieure 
(Ecole pr&paratoire) von zwei, eine Civilingenieurſchule (Ecole speciale du genie civil) von 
zwei und beziehungsweiſe drei, endlich eine Fabrikingenieurſchule (Ecole des arts et manufac- 
tures) von drei Jahrgängen. Die lüttiher Schulen hatten im Jahre 1862 zufammen 400, die 
in Gent dagegen viel weniger Schüler. , 

In England fehlt e8 an einer Drganifation des technifchen Unterrichts gänzlich, nament- 
lich ſind Polytechniſche Schulen in unjern Sinne des Worts dort nicht vorhanden. Diele Er: 
heinung , welche gegenüber den großartigen Leiflungen der Briten in der Induftrie, im Ma⸗ 
ſchinen- und Bauingenieurmwefen äußerſt auffallend ift, erflärt fi durch ven befannten Um⸗ 
and, daß in England die Regierung fi um das linterrichtöwefen überhaupt faft fo gut wie 
gar nicht kümmert, fonbern daffelbe den Händen der kirchlichen Gemeinden und den hierfür be⸗ 
ſtehenden Brivatgefellfhaften und Vereinen überläßt. Es fehlt demnach zwar nicht an Rehran= 
ftalten für die wiffenfchaftlihe Bildung von Handwerkern, Fabrikanten, Givilingenieuren, 
Maſchinenbauern und Architekten; aber biefelben find nach ſehr verfchievenen Planen und in 
jehr ungleihem Umfang angeordnet; daneben wird auf dem Wege des reinen Privatfludiums 
jehr viel und ohne Vergleich mehr als in Deutfchland oder Franfreich erreicht. Für den niedern 
gewerblichen Unterricht gibt es zahlreiche Zeichnenfchulene(Drawing schools und Schools of 
ornamental art); ferner Science schools (im Jahre 1862 ſchon 76 in 48 Stäbten, 12 allein 
zu London) mit meift einjährigen Curſen über Mechanik, Phyfit, Chemie, Naturgefchichte, geo- 
metriſches und architektonifches Zeichnen ; fogenannte Mechanics’ institutions ober Arbeiter: 
Iäulen. Das Polytechniſche Inftitut (Polytechnic institution) in London tft nichts weniger, 
ald was man in Deutſchland unter dieſem Namen verfteht, vielmehr nur eine auf Actien ge= 
gründete, dem Publikum gegen Eintrittögeld geöffnete Sammlung von Modellen, Mafchinen, 
Zeichnungen und Muſtern, in deren Local abendlich einzelne, in feinem fyftematifchen Zufam- 
menhang flehende Vorträge über naturwiſſenſchaftliche und technifche Gegenſtände gehalten 
werben. Die Errichtung einer wirklichen Bolgtechnifchen Gentralfchule auf Staatöfoflen war im 
Jahre 1853 beantragt, erlangte aber nicht die Billigung des Parlantentd. Dagegen befteht in 
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London feit 1853 die mit dem Geologifhen Mufeum verbundene Bergfehule (Government 
school of mines) mit dreijährigem Curſus und feit 1828 das Kingscollege (eine Art Univer- 
fität) mit einer Abtheilung für Ingenieure (Engineering section), ebenfall® dreijährig. 

Deutichland fah die erſte Polytechniſche Schule zu Prag unter dem Namen Techniſches 
Anftitut im Jahre 1806 entfliehen. Gegenwärtig find folgende 16 hierher zu zählende Anflal- 
ten vorhanden, welche faft ſämmtlich aus geringern Anfängen ſich allmählich herausgebildet 
haben, ſodaß dad angegebene Jahr ihrer Gründung meift nicht als dasjenige angefehen werben 
darf, von welchen ver jegige Zufland feinen Urfprung genommen hat: In ſterreich das Poly⸗ 
techniſche Inſtitut zu Wien 1815, das Polytechniſche Landesinftitut zu Prag 1806, dad Joan⸗ 
neum zu Grätz 1811, die techniſche Lehranſtalt zu Brünn 1849; in Preußen das Gewerbe⸗ 
inſtitut zu Berlin; die Errichtung einer Polytechniſchen Schule zu Aachen wird beabſichtigt; 
in Baiern die Polytechniſchen Schulen zu München 1827, Nürnberg 1829, Augsburg 1833; 
eine neue Organiſation des polytechniſchen Unterrichtsweſens iſt ſeit längerer Zeit im Werke 
und nun der Ausführung nahe; in Würtemberg die Polytechniſche Schule zu Stuttgart 1829; 
in Baben die Polytechniſche Schule zu Karlsruhe 1825 ; in Sachen die Polytechniſche Schule zu 
Dresden 1828 und die Höhere Gewerbichule zu Shemnig 1836 ; in Hannover die Polytechni- 
ſche Schule zu Hannover 1831; in Braunfchweig bie polgtehnifhe Schule (Collegium Caro⸗ 
linum) zu Braunfchweig 1835 ; im Großherzogthum Heſſen die Höhere Gewerbſchule zu Darm⸗ 

ftabt 1836 ; im Kurfürftentbun Heflen die Höhere Gewerbſchule zu Kafjel 1834. 

Für Umfang und relative Bedeutung dieſer Anftalten gibt einigermaßen einen Mapflab Die 
Zahl ver Lehrer (einſchließlich Afliftenten und Privatbocenten) und der Schüler (mit Inbegriff 
der außerorventlichen ober Hodpitanten), worüber wir Die neueften und zugänglich gewefenen 
Daten hier herſetzen: 


Lehrer. Schuͤler. LZehrer. Schuler. 
Wien (1864) . . 60 980 Stuttgart (1864) . . 39 374 
Prag (1864) . . 34 850 Karlsruhe (1864) . . 39 589 
Grätz (1863) . . 17 159 Dresden (1864). . . 27 320 
Brünn (1864). . 15 255 Chemnitz (1864) . . 20 223 
Berlin (1863) . . 22 429 Hannover (1864) . . 27 432 
Münden (1864) . 17 261 Braunſchweig (1864) . 26 103 
Augsburg (1864) . 9 36 Darmftadt (1864) . . 19 135 
Nürnberg (1864) . 11 82 Kaſſel (1864) . . . 2 112. 


In Betreff ver Organifation des Unterrichts Haben die meiften deutſchen Polytechniſchen Schulen 
das Syſtem des fogenannten Fachſchulweſens angenommen, wonach, etwa mit Ausnahme eines 
ein= oder zweijährigen Vorbereitungscurſus, das Banze in mehrere Abtbeilungen (Fachſchulen) 
zerfällt, innerhalb welder in jedem der den ganzen Curſus zufanımenjegenden Jahre ein be: 
flimmter, für ein gemeinfames fpecielles Ziel berechneter Complex von Xehrgegenfländen von 
den Schülern gehört werden muß. Andere trennen ven gefammten Unterricht in mehrere Jahr: 
gänge oder Klaffen und laflen alle oder vie meiften Gegenſtände jeder Klafle für ven Schüler 
obligatprifch fein. Ginige endlich gemähren, ‚ähnlich wie die Uiniverfitäten, den Studirenden 
in der Auswahl und Zufammenlegung ber Lehrgegenftände infoweit die freie Wahl, als bieie 
nicht naturgemäß burd die Forderung gewiſſer Vorkenntniffe befchränkt werven muß. Die 
zweite diefer Einrichtungen (das Klaffeniyftem) eignet jih nur für Schulen von geringerm Um- 
fang des Lehrpland; es treten naher hauptſächlich das Fachſchulſyſtem und das freie Syſtem 
miteinander in Koncurrenz. 

Dad Fachſchulſyſtem gewährt ohne Zweifel einen gewiſſen Vortheil dur das Zufammen- 
halten größerer Bruppen von Schülern, melde einen gemeinfamen Studiengang machen, alfo 
leichter zu überjehen, zu beauflichtigen find und eine gleichmäßige Ausbildung erlangen (wenig: 
fiend erlangen Eönnen) ; aber es zerſplittert die Leitung des Ganzen, da jede Fachſchule ihren 
eigenen Vorſtand hat, ſchließt ſich in den Formen mehr der eigentlichen Schule als der für die 
reifern Altersſtufen entſprechendern Hochſchule (Univerſität), an und befchränft hierdurch Die 
freie Bewegung der Studirenden mehr als noͤthig. Dieſe Übelſtände fallen um ſo mehr ins 
Gewicht, als die einzelnen Fachſchulen doch thatſächlich keine wirklich für ſich abgeſchloſſenen 
Körperſchaften find, weil nicht nur ein Theil der Lehrer in mehr ald einer Fachſchule thätig fein 
muß, fondern auch in verſchiedenen Hülfswiſſenſchaften (Mathematik, Phyſik, Chemie u. ſ. w.), 
ja felbft in gemeinfamen Hauptlehrgegenfländen, die Schüler mehrerer Fachſchulen vereinigt 
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merden. So ſchrumpft in Wahrheit die Fachſchulanordnung zu einem faſt nur theoretifchen 
Schematismus von geringem praftifchen Nugen zufammen, deſſen vollftänbige Auflöfung als⸗ 
dann eintritt, wenn etwa häufig Dispenfationen ber Schüler von dem Beſuch einzelner ober 
mehrerer fonft obligatoriicher Vorlejungen flattfinden oder man geftatten muß, daß die Schüler 
einer Fachſchule zugleich Vorlefungen einer andern Fachſchule hören. Das freie Syſtem fidhert 
durd die Forderung des Nachweiſes genügender Vorkenntniffe für jeved vom Schüler ausge⸗ 
wählte Lehrfach Hinlänglih den Ernſt und die Gründlichkeit der Studien, ſchmiegt ſich dabei 
jeden Bebürfniffe und (in der Vertheilung des zu lernenden auf mehr ober weniger Jahre) 
jedem Grad von Lernfraft an, zwängt die Studirenden nit in unnüge Formen ein, ſondern 
aboptirt fo viel, ald wegen der eigenthümlichen Natur der Lehrſtoffe auf Polytechniſchen Schulen 
thunlich iR, die akademiſche Stubienfreiheit. Gruppen von Zöglingen, die wefentlich gleichen 
Grad der Vorbereitung und gleiches Ziel Haben, finden ſich hier ganz ungezwungen von felbft 
zufammen und bilden ohne äußere Maßregelung dad, was in ver Fachſchulidee das einzige 
naturgemäß Berechtigte if. 

Das Fachſchulſyſtem ift am vollſtändigſten ausgeprägt in Karlsruhe (mathematifche Schule 
nit zwei Jahrgängen und fieben Fachſchulen: Ingenieur:, Bau=, Forſt-, chemiſche, Mafchinen- 
bau: , Handels-, Poſtſchule) und in Braunſchweig (acht Fachſchulen für Mafchinenbau, Bau⸗ 
und Ingenieurfach, Hütten: und Salinenfach, chemiſche Technik, Pharmacie, Forſtwirthſchaft, 
Landwirthſchaft, Bifenbahn- und Poftfah). Stuttgart hat neben einer mathematifchen Ab- 
theilung , welche eine Handelsſchule einfchließt, vier Fachſchulen (für Architektur, Ingenieur⸗ 
weien, Majchinenbau, hemifche Technik); Darmſtadt nach zwei vorbereitenden Klaffen vier Fach⸗ 
ſchulen unter dem Namen Fachklaſſen (für hemifche Technik, mechaniſche Technik, Ingenieur: 
und Bauweſen); Berlin eine allgemeine techniſche Schule und drei Fachabtheilungen (für Me- 
chanik, Chemie und Hüttenkunde, Schiffbau). Dresden combinirt gewiffermaßen das Fachſchul⸗ 
mit dem Klaſſenſyſtem, indem es vier Curſe (Jahrgänge) auffteht: einen allgemeinen Curſus 
und drei Fachſchuleurſe, von welden legtern jeder in vier Sectionen (für Mechaniker, Ingenieure, 
Chemiker, Lehrer) zerfällt, alle zufammen mit gemeinfhaftlihen, und jede für fi mit befon- 
dern Unterrichtsfächern ausgeftattet. Das reine Klaffenfoftem finvet fi in München mit drei 
Jahrgängen und einem vierten ausſchließlich für Ingenieure, Nürnberg mit drei, Augsburg 
ebenfalls mit drei Jahrgängen oder Klaffen, und in Kaffel mit vier (für Architekten und In 
genieure fünf) Klaffen. Das freie Syſtem endlich ift in Wien (wo das Polytechnifche Inftitut 
aus einer techniſchen und einer commerziellen Abtheilung befteht), Prag, Brünn, Gräg und 
Hannover angenommen. 

Außer den ſchon angeführten Staaten haben noch die folgenden Polytechniſche Schulen: 
die Schweiz das 1855 eröffnete Eidgenoͤſſiſche Polytechnikum in Zürich (1864 mit 60 Lehrern 
und 684 Schülern), nach dem Fachſchulſyſtem eingerichtet, einjähriger mathematifcher Vorbe⸗ 
reitungdcurfus und fünf Fachſchulen, Bau-, Ingenieur, mechaniſch-techniſche, hemifch = tech- 
niſche, Forſtſchule, dazu noch eine philofophifche und ſtaatswirthſchaftliche Abtheilung; das 
außerbeutfche Ofterreich die hoͤhern techniſ chen Rehranftalten in Ofen (jeit 1857), Lemberg (feit 
1843) und Krakau; Holland die (1864 an Stelle einer 1842 gegründeten Akademie für Civil⸗ 
ingenieure errichtete) Polytechniſche Schule zu Delft; Schweden dad Technologifche Inflitut zu 
Stodholm (jeit 1826) und die Chalmers'ſche Gewerbeſchule zu Gothenburg (ſeit 1829); 
Dänemark die Polytechniſche Lehranftalt zu Kopenhagen (felt 1829); Rußland das Techno- 
logiſche Inflitut zu Peteröburg (gegründet 1831), das Techniſche Inflitutzu Moskau(feit 1825), 
die Techniſche Lehranftalt zu Helfingford (1860 gegründet) und die Polgtechnifche Schule zu 
Riga (jeit 1861); Griehenland pas Polytechnikon zu Athen. K. Karmarſch. 

Popularität. Die Abſtammung des Wortes von dem lateinlſchen populus zeigt ſchon bie 
allgemeine Übereinſtimmung des Begriffd „populär’’ mit dem beutfchen „volksthümlich“. Dennoch 
würde es nicht gerathen fein, beide Wörter ohne weiteres in allen Fällen zu vertaufchen, da ber 
Sprachgebrauch geftattet, die in unferer Sprache völlig eingebürgerten Worte ‚populär und 
Popularität‘ ineinem etwas weitern Sinne zu gebrauchen als die Worte „volksthümlich, Volks: 
thümlichkeit‘‘. Unter Popularität verfteht man im allgemeinen vie Wertbfhägung und Zunei- 
gung, welde eine beitimmte Perfon sein gewifler Stand, ein auf das Gemeinwohl gerichtetes 
Streben, ober endlich ein geiſtiges Erzeugniß unter der Bevölkerung eined ganzen Staats oder 
eined Teils deſſelben genießt. Etwas modificirt ſich der Begriff in feiner Anwendung auf eine 
beſtimmte Schreib: oder Sprechweife, indem bier unter Popularität diejenige Art ber Dar: 

Staats⸗Lexiſon. XI. 42 
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ſtellung verſtanden wird, welche dem gewöhnlichen Verſtande zugängliche, aber nicht geläufige 
Vorſtellungen faßlich zu machen weiß. 

Bon der letztern Art der Popularität reden wir hier natürlich nicht, fo ſehr auch vie Kähig: 
feit, populär zu ſprechen und zu fhreiben, einem Staatsmann unter Umfländen von Mugen 
fein mag. Auch ſcheiden wir hier als unferm Zwecke fern Itegend die Popularität ver Geiftee: 
producte hervorragender Männer aus. Werke von ſolchen Geiftesheroen, mie Leſſing, &oetbe, 
Stiller, die tief in dad Volk dringen, haben oft eine unermeßliche Bedeutung für die nationale 
Entwidelung eined großen Volks und einen für alle Zeiten fortwirkenden mweltgefchichtlicher. 
Einfluß, aber e8 kann Hier nicht die Aufgabe fein, dieſe Wirkung im einzelnen zu verfolgen. 
Ebenſo koͤnnen Beſtrebungen, die zunächſt nur im mercantilen Intereffe verfolgt werden, mie 
etwa bie Durchſtechung einer Landenge, fi einer großen Bopularität erfreuen und burd ihre 
Ausführung den Wohlftand und ſomit die Machtſtellung eines Volks ungemein fördern, chne 
daß der fecundäre politifche Erfolg hier Gegenftand einer Erörterung, die doch fih immer nur 
auf einzelner Beifpiele beſchränken würbe, fein kann. Unſere Unterfuhung muß fich auf die 
Popularität von Berfonen in einer eigentlich politifchen Stellung und von folden Beftrebungen, 
die einen wirflich politifchen Charafter an fi tragen, befchränfen. 

Daß die Lenker eined Staat von jeher danach geftrebt haben, die Gunft bed von ihnen 
regierten Volks zu gewinnen, liegt in der Natur der Sache. Es ift hier nicht blos die Annehnn: 
lichkeit, geliebt zu werben, ber ſich kaum ver Roheſte jemals ganz entfchlagen kann, nicht blos das 
Gefühl befriedigter Eitelkeit, da8 aus dem Zujauchzen des Volks entfleht. Schon pas perfönlice 
Intereffe würde es erheifchen, die Gunft wenigften® eines Theils der Unterthanen zu erlangen, 
felhft wenn man annehmen könnte, daß irgendein Herrfcher wirklich vollfommen gleichgültig 
gegen das Glück der von Ihm Negierten fein könnte. Machiavelli unterfucht bekanntlich in feinem 
„Fürſten“ bereits die Frage, ob es für einen Machthaber vorteilhafter fel, geliebt oder gefürchtet 
zu werben, eine Frage, die genau beißen will, inwieweit ein Herrfcher nöthig habe, nad) Bopu: 
larität zu ftreben. Wenn er fi dafür entfcheidet, daß dieſe Iegtere fo gar nöthig nicht fei, 
vorausgeſetzt, daß der Herrſcher nur vollſtändig wife, fein Volk durch Furcht daniederzu⸗ 
halten, fo barf dad nad) der ganzen Tendenz feined Werks nit wundernehmen, aber aud 
niemand täufchen. 

In unferer Zeit gibt e8 feinen Fürſten Europas, welcher der Anſicht wäre, fi gänzlich über 
die Wünfche feines Volks hinwegſetzen zu fönnen, und genau genommen bat ed nie einen Fürſten 
gegeben, der alles thun burfte und alles thun Eonnte. Auch die orientalifchen Deöpoten haben 
die Wuth eines zur Verzweiflung getriebenen Volks fürdten müffen, aud die fchlechteften ver 
römifhen Cäſaren haben Rüdfiht nehmen müflen auf die Stimmung der Bewohner ihrer 
Hauptſtadt. Aber die Mittel und Wege, die fie haben anwenden, die Art und Weife, die ſie 
haben befolgen, vie Volföklaffen, deren Gunft fle haben erwerben müffen, find zu den verſchie 
denen Zeiten ſehr verfchienene geivefen, anders bei ven antifen als bei den mittelalterlichen oder 
bei modernen Bälfern, anders in abfolut regierten als in conflitutionellen Staaten. 

In Griechenland und Rom wurden abfolute Monarchien unter republifanifchen Formen ge: 
ſchaffen, aber vie Zahl der berechtigten Bürger war von jeher Fein und blieb im Verhältniß zu 
den Rechtloſen Elein, felbft nachdem in Nom das Bürgerrecht mit ungemefjener Verſchwendung 
ausgetheilt war. Hier waren alfo zunächſt die vollberechtigten Bürger zu gewinnen, wenigftens 
bis in dem Heere die zu allen Zeiten natürliche Stüße der unumſchränkten Herrſchaft erwachſen 
war. Das Mittelalter Fannte, ſoweit germanifche Stänmte eingenrungen waren, feine abfoluten 
Monardien ; der unfagliche Druck, der auf dem Landbewohner Taftete, ging wefentlih von ber 
Menge Eleiner Gutöbefler aus, welche aber wiederum die großen Dynaften, die flarf genug 
waren, ihrem oberften Lehnsherrn Trotz zu bieten, zu fürchten hatten. Bei der Ohnmacht des 
leibeigenen Landvolks waren demnach die niedern Bafallen die natürlihen Verbündeten ver 
Könige gegen ihre unmittelbaren übermächtigen Lehnsleute. Die vorwärts fhreitende Fürſten 
macht ſchuf in den flehenden Heeren und mit Hülfe der Städte die Mittel, die großen Bafallen 
zu unterwerfen, und jo die Möglichkeit, daß ſich In der gemerbthätigen und aderbauenven 
Bevölkerung ein Stand bildete, der ich allmählich zu einer politifchen Bedeutung erheben konnte, 
dies aber freilich exft, nachdem das ſtehende Heer aufgehört Hatte, eine vom Volk völlig getrennte 
Koͤrperſchaft zu fein. 

Gewiſſe Formen des Verkehrs, nanıentlih mit den untern Schichten der Bevölkerung, Zu- 
gänglichkeit und Keutfeligkeit find zu allen Zeiten und allerwärts der natürliche Weg geweſen, 
ich die Zuneigung des Volks zu erwerben, das ed immer liebt, zu fehen, wenn bie Großen und 
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Mächtigen ſich menſchlich gehen laſſen. Das erſte Mittel aber, fidd eine dauernde und unver- 
gängliche Popularität zu verſchaffen, ift die Gerechtigkeit, Die gleihmäßige Pflege derſelben gegen 
alle Stande. Wan irrt ih, wenn man annimmt, daß Strenge an fi nothwendig unpopulär 
made. Sie wird wahrfcheinlich einzelne, felbft ganze Stände erbittern; e8 gibt aber Beifpiele 
genug, daß ſelbſt graufame Fürſten in hohem Grade die Anhänglichkeit ver großen Maffe ihrer 
Unterthanen behaupten. So Ludwig XI. von Frankreich trog feiner Hinterlift und Gewalt⸗ 
thätigkeit; jo Chriftian II. von Dänemarf, deflen Sache, ald er ebenfo feig im Unglüd wie 
blutvürftig im Glück, an ſich felbft verzweifelnd geflohen war, noch immer tapfere Vertheidiger 
fand und troß der von ihm verübten Verbrechen hätte gerettet werden mögen, wenn er fidh nicht 
ſelbſt verloren Hätte. In Staaten, in denen das Anjehen des Herrſchers noch eine tiefe Wurzel 
im Bolt hat, bedarf ed eigentlih faum mehr ald die einfache Handhabung ver Gerechtigkeit, 
um diejenige Hochachtung zu gewinnen, bie dad Vertrauen und demgemäß unfehlbar die Zu: 
neigung bed Volks erwirbt. 

Auch in völlig durchgebildeten conftitutionellen Staaten hängt die Bopularität wefentlich 
von ber firengen Beobachtung ver Geſetze ab. Das Volk wird in dieſem Ball wenig Urfache zur 
Unzufriedenheit mit feinem Fürſten haben und über perfönliche Schwächen bereitwillig hinweg⸗ 
ſehen. Die erften englifchen Könige aus den Haufe Hannover waren gewiß feine liebenswür- 
digen Perjönlicgkeiten und behaupteten doch, einige kurze Periopen ausgenommen, fortwährend 
einen gewiflen Grad von Popularität, weil fie die weientlichen Pflichten ver conflitutionellen 
Regenten treu erfüllten. 

Sehr verſchieden ift die Stellung der Regenten in Staaten, die lange unumfchränft beherrſcht 
worden und nun in der Durchbildung zu Staaten unter einer Verfaſſung begriffen find. Es 
Xann unter keinen. Umſtänden fehlen, daß eine derartige Veränderung mannichfache Intereffen 
verlegt, und nicht leicht wird, wenigſtens füreinen größern Staat, eine ſolche ohne krankhafte Zudun- 
gen durchgeführt werben. Auch der aufrichtigfte Herrfcher wird ſich in folhen Zeiten in feinen 
wohlwolienden Abfichten für dad Wohl des Volfs leicht gehinvert und gehemmt fehen und für 
revolutionäre und bösrwillige Beftrebungen halten, was in ber That nur Die nothwendigen Er⸗ 
gebniffe dex lIbergangöperiobe find. Kommt nun in ſolchen Bällen hinzu, vaß eine Kammer von 
Abgeoroneten ſich feinen Lieblingsplanen widerſetzt, daß fle fich gegen ihn karg bezeigt, und daß 
Männer fein perfänliches Vertrauen befigen, denen aus Überzeugung oder aus Interefle jede 
verfaſſungsmäßige Regierungsform verhaßt ift, fo mag es fchruierig fein, nicht blos die Popu⸗ 
larität zu behaupten, ſondern felbft einen Gonflict zu vermeiden, der nur mit einer großen Er⸗ 
fhütterung enden fann. 

Ungleich ſchwieriger wird noch die Stellung für den Regenten, der über verſchiedene Nativ⸗ 
nalitäten Herrfcht, die vielleicht fich Früher oft befämpft und einander gegenjeltig noch unver: 
geſſene Leiden zugefügt haben. Auch Hier kann allervings, wie das Beifpiel von Schweden und 
Norwegen zeigt, auf Grundlage einer reinen Perfonalunion eine völlig conflitutionelle Ber- 
faffung zur Durchbildung kommen, und e8 fann ein Herrfcher, der auf Diefer Grundlage ſtreng 
gefeglich regiert, troß großer Verſchiedenheit ver Verfaſſung in beiden Ländern hoͤchſt populär 
fein. Allein Berhältniffe wie in Skandinavien finden fih faum irgendwo anders. Einestheils 
ift namlich die Grenzlinie zwifchen ven beiden Staaten nicht nur politifch, fondern auch geographiſch 
und national ſehr ſcharf geſchieden, anderntheils wird Die große nordiſche Halbinfel vermöge 
ihrer Lage weniger von den europälichen Verwickelungen und Conflicten berührt al8 irgendein 
anderes Land. 

Regenten find natürlich nicht vie einzigen Perſonen, welche Popularität erfireben. In ſtreng 
monardifhen Staaten, in denen entweder Feine Berfaffung vorhanden ober doch nicht zur 
Durdbildung gelangt ift, wird in ver Regel zwar auch eine bedeutende und allgemein gefchäßte 
Perfönlichkeit, wie folgenreih aud ihre Wirkfamkeit für die Zukunft fein mag, im Augenblid 
gegen ven Willen feines Fürſten ſchwerlich von großem Einfluß fein; flimmt aber fein Streben 
mir dem Willen des Fürften überein, fo wird ver leßtere, wenn er einigermaßen die Leltung bes 
Volks verfteht, mit Leichtigkeit einen großen Theil der Popularität ſeines Dieners auf fich hin⸗ 
überlenfen können. In conflitutionellen Staaten wird aber ver Einfluß eines wirklich populären 
Mannes dem des Fürften nicht nur gleichftehen, ſondern ihn übertreffen können, freilih nur im 
Fall ver Unfähigkeit des Fürften, oder wenn biefer ſich beharrlich den entfchieden ausgefprochenen 
Wünſchen feines Volks entgegenftemmt. Niemand aber ift in conflitutionellen Staaten mehr 
verfucht, nach Popularität zu fireben, ald der Ihronfolger, weil werfelbe, mag 2 feine Bolttit 
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mit der des Herrſchers uͤbereinſtimmen ober entgegengeſetzt fein, ſicher iſt, dadurch eine politiſde 
Bedeutung zu erlangen, die er außerdem nicht erreichen kann. Im erſtern Fall werden fidh die 
Anhänger ver Regierung, die dem regierenden Fürſten ferner flehen, um ihn fharen, im legtern 
ift er fiher, da8 Haupt der Oppofition zu fein. Died war auch der Grund, daß einer der Haupt 
rathfchläge des ſterbenden Mazarin an Ludwig XIV. der war, die königlichen Prinzen bejtandia 
in möglicäfter Abhängigkeit zu erhalten und ihnen möglichft wenig Einfluß auf die Negierunge: 
geihäfte zu geftatten. 

In republifanifchen Staaten ift die Gunft des Boll! naturgemäß von weiter greifenven 
Einfluß als in irgendeiner Monarchie. Je nach der größern ober geringern Theilnahme ver 
großen Volksmaſſe an der Entſcheidung der wichtigſten Staatdangelegenheiten und an ben 
Wahlen’ zu den höchften Amtern wird fi ver ehrgeizige Staatgmann um bie Gunſt der einen 
oder der andern Schicht der Bevölkerung bewerben. Doch ift auch Hier nie zu vergeflen, daß ein 
dauernder Einfluß auf dad gefammte Volk ſtets zugleih auf perſoͤnlicher Hochachtung beruben 
muß, und daß niemand Ausficht hat, fi auf einer erflommenen Höhe zu erhalten, der nicht dat 
wahre Wohl des Volks im Auge hat. Wer fich fein Ziel niebriger fledt, wird mit Nothwendig⸗ 
feit fallen, wenn die Krifis vorüber ift, die ihn erhoben hat. Denn zu Zeiten heftiger politifcher 
Erregtheit wird e8 allerdings leicht vorfommen, daß bloße Demagogen durch die Beliebtheit, 
die fie bei den nievern Schichten der Bevölkerung zu erlangen gewußt haben, zum höchſter 
Gipfel ver Macht erhoben werden. Aber mit dem Umkehren der Flut ver Volföbewegung werden 
auch fie in den breiten Strom der Maſſe zurücigetrieben werden. Und bies iſt nicht efwa immaeı 
eine Folge des Aufhörens der Volksgunſt. Im GegentHeil Hält diefe fehr häufig länger an, al? 
man gewöhnlich meint. Es liegt eine volle Wahrheit in dem Audfprud, ven Macaulay mi: 
Bezug auf den unglücdlihen Herzog von Monmouth getban hat, daß der Fehler des Volkes 
nicht ſowol In feiner Unbeſtändigkeit ala vielmehr darin liegt, daß ed oft feine Lieblinge ſe 
ſchlecht wählt. 

Popularität ift für einen in irgendeiner Weife über feine Mitbürger geftellten Mann eine 
hoch zu fhägende Sache. Ste vermag Geburt, Vermögen, Rang zu erfegen. Wahre Popularität 
kann aber nur da Glück gemähren und dauernd fein, wo fi das fittlihe Bewußtſein der Rein- 
heit des Wollend mit dem Gefühl der eigenen Kraft verbindet. G. 

Populationiſtik, ſ. Bevölkerung. 

Portugal. (Volitiſche und kirchliche Eintheilung, des Landes und feiner 
Colonien Klimatiſche Verhältniſſe. Geſchichtliche überſicht. Statiſtiſches. 
Jetzige politiſche Tage des Landes.) 

I. Politiſche und kirchliche Eintheilung des Landes und feiner Colonien. 
1) Das europäiſche Mutterland. Der portugieſiſche Staat beſteht ſeit dem 15. Jahr— 
hundert aus dem Mutterlande und ſeinen Colonien. Zum Mutterlande rechnete man bis zur 
neuern Eintheilung nur die Koͤnigreiche Bortugal und Algarbien. Die Grenzen beider waren 
auf das europäifche Feſtland beſchränkt; die neuere Eintheilung hat diefe Grenzen überſchritten. 
Das Mutterlann grenzte bis dahin im Norden an das ſpaniſche Baltcien, im Oſten an bie Ira: 
nifchen Provinzen Altcaftilien, Leon und Andalufien, im Süden und Welten an ven Atlantifchen 
Deean ; ed umfaßt nach der Angabe der amtlichen Statiftif einen Flächenraum von 2950 portu- 
gieflfchen Meilen, von denen 20 auf einen geographiſchen Gran gerechnet werben. 

Durch die neuere Eintheilung des Mutterlandes in Verwaltungsbezirke (districtos admini- 
strativos) find auch die Azorifchen Infeln und die Infelgruppe von Madeira mit vemjelben ver- 
einigt. Die ältere Eintheilung richtete ſich nach der natürlichen Lage des Landes, nach der man 
zwei nörbliche, zivei mittlere und zwei jühliche Provinzen unterſchied. Die nörblichen waren 
Entre Douro:e-Mindo mit den Städten Braga, Oporto und Penaflel, und Traz:08:Montes mit 
den Städten Braganca und Miranda. Die mittlern waren Beira mit den Stäbten Goimbra. 
Bifeu, Lamego, Pinhel, Guarda, Aveiro und Gaftello:Branco, und Eftremabura mit den Stär: 
ten Kiffabon und Leiria., Die ſüdlichen waren Alemtejo mit ven Städten Evora, Beja, Elvas 
und Portalegre, und Algarve mit den Städten Tavira, Silved und Lagos. Die neuere Ein 
theilung, bie zum Behuf der Verwaltung gemacht wurde und in ven Geſetzbüchern der Apmini- 
ftration vom 31. Dec. 1836 (codigo administrativo portuguez) und vom 18. März 1842 
(codigo administrativo) vorliegt, hat die Grenzen des Mutterlanves erweitert und 21 Ber- 
waltungsbezirke errichtet. 

Aus der Provinz Entre Douro⸗e-Minho wurden bie drei Verwaltungsbezirle Braga, Oporto 
und Vianna do Caſtello gebilpet, aus Traz-os-Montes die Bezirke Braganca und Villa-Real. 
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Die Provinz Beira zerfällt in die fünf Bezirke Aveiro, Gaftello-:Branco, Coimbra, Guarda und 
Viſeu. Eftremadura zählt drei folhe Bezirke, nämlich Leiria, Kiffabon und Santarem. In 
Alemtejo wurden bie Bezirke Beja, Evora und Portalegre errichtet, Algarve Hat nur den Bezirk 

ro. Auf den Azoren find die drei Bezirfe Bonta:Delgada, Angra, Horta, auf Madeira ver 
‚Jezirk Funchal gebildet worden. 

An der Spige des Bezirks flieht der Kivilgouverneur mit einer Oberbehörde (junta geral), 
unter ihr flehen vie Gemeinveverwaltungen (concelhos) mit einem Adminiflrator und einer 
camara municipal, unter ihnen die Pfarrgemeinden (freguezias) mit einer junta de parochia 
und einem Bollzeibeamten (regedor de parochia). Mehr entfpricht der ältern Eintheilung die 
neuere (1836, 26. Nov.) in Militärbezirke (districtos militares); es find deren zehn, nämlich 
Liffabon, Vifeu, Oporto, Braga, Villa-Real, Gaftello:Branco, Eſtremoz, Karo, Fundal und 
Ponta-Delgada. 

Die kirchliche Bintheilung des Mutterlandes umfaßt jegt 3 Erzbisthümer und 16 Biß- 
thümer. Zum Erzbisthum Liſſabon, veflen Inhaber die Ehrenrechte eined Patriarchen hat, 
gehören auf dem Feſtlande die Bisthüner Lamego, Guarda, Leiria, Bortalegre und Caſtello⸗ 
Branco; muf den Infeln die Bisthümer Angra und Fundal. Zum Erzbischum Braga gehören 
die Bisthümer Oporto, Braganca, Aveiro, Coimbra, Viſeu und Rinhel. Die Kirhenprovinz 
Eoora befteht außer dem eigenen Gebiete des Erzbisthums nur aud den drei untergebenen Bis- 
thitmern Elvas, Beja und Faro. Zum Erzbisthum Liffabun gehören aber noch drei Bisthümer 
in ven Golonien des Reiche. 

2) Die Eolonien. Die Kolonien Portugals theilen fih In die afrifanifchen und aflati- 
Then ein; zu den legtern werden auch die Eleinen Befigungen in Dceanien gerechnet. Zu ven 
afrifanifen gehören von Weftafrifa die Infeln des Grünen Vorgebirges, das portugiefifche 
Senegambien, au Guinea von Cabo Verve genannt, die Thomas- und Prinzeninfel, vie 
Feſtung San-Joäo Baptifta de Ajuda an ver Küfte Mina, die Reihe Angola und Benguela; 
an der Oſtküſte Afrikas Mozambique mit ven ihm untergeordneten Befigungen. 

Zu den aflatifchen Colonien gehören das portugiefifche Indien, Macao in China und ver 
Antheil Portugals an den Infeln in Oceanien. 

Die frühern Oeneralfapitanien wurben (1835, 25. April) aufgehoben, an ihre Stelle trat 
(1836, 7. Dec.) eine neue Gintheilung der Colonien in vier Generalgouvernementd (governos 
geraes), deren Inhaber mit Givil- und Militärgewalt verfehen find, und in befondere Gouver: 
nementö (governos particulares), deren Inhaber dem Generalgouverneur untergeben find. Die 
afrikaniſchen Generalgouvernements find Cabo Verde, Angola und Mozambique. Das afla- 
tifche iſt das Generalgouvernement für den Staat von Indien (estado da India) mit dem Sige 
in Neugoa, früher Bangim genannt. 

Zum Generalgouvernement von Cabo Verde gehören die zehn Infeln ded Grünen Vor⸗ 
gebirges, die unmittelbar unter dem Beneralgouverneur ftehen, dann dad untergeordnete Gouver⸗ 
nentent der Thomad= und Prinzeninfel im Meerbufen ver Guinea, auf dem Feſtlande aber und 
an der Küfte deffelben die Untergouvernements Bilfao und Cacheo mit ven Nieberlaflungen ver 
Portugiefen zwiſchen 11° 51’ und 12° 30’ nörbl. Br., nämlich der Feftung San = Sofe de 
Biffao auf der gleichnamigen Inſel mit den befeftigten Anfiedelungen (presidios) Ba, Geba und 
Ganiarra am Fluffe Geha und den Infeln Bolama und Gallinhas im Ardipel der Bijagoz⸗ 
infeln, forte die Feftung Cacheo am Fluſſe San: Domingo mit ven Prefivios Bolor und Farin 
an bemfelben Fluſſe und Zinguindor am Cafamanfa. 

Zum Generalgouvernement Angola gehört das Untergouvernenent von Benguela, dad von 
ven Portugiefen reino de Benguella genannt wurde. Die Befigungen ber Bortugiefen er: 
ſtrecken fih hier vom 7. bis 16.° füol. Br.; die Länder find theilweife von trihutpflichtigen, 
theilweiſe auch von feindlichen Negerftännmen bewohnt. Die nörblichfte diefer Beſitzungen ift 
daß feit 1857 von den Portugiefen wieder beſetzte Preſidio Ambriz, die fünlichfte das Preſidio 
Moffamedes; beide haben jedoch eigene Gouverneurs. Zum reino de Angola, wie ed die Porz: 
tugiefen früher nannten, gehören die Stadt San: Paulo de Loanda und die Preſidios Muxima, 
Maflangano, Cambambe, Pedras vi Pungo:andongo, auch Dongo genannt, Ambaca, deſſen 
Belagung 1838 nad) Duque de Braganga verlegt ift, und Encoge. Zum reino de Benguella 
gehört vie Hauptfladt San-Felipe de Benguela, welche 1843 an den Porto Lobito verlegt wer: 
den jollte, was fi unausführbar zeigte; ferner die Preſidios Caconda, Novo-Redondo und dad 
1840 errichtete Prefivio Moſſamedes. Beide Neiche find außerdem noch in Diftricte eingetheilt, 
in denen fich feine feiten Pläße befinven. 
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Zum Generalgouvernement Mozambique gehören Die Untergouvernemenis Lourenco Mar: 
ques, Inhambane, Duilimane, Sofala und Cabo Delgado; das frühere governos dos rios de 
Senna hat aufgehört; die governos bilden zugleich Diftricte, zu denen bie von Manica und Tete 
hinzukommen. Die ſämmtlichen Bejigungen theilen ſich in foldhe, die an ver Küfte, und foldhe, 
die im Innern des Landes liegen. Zu den erftern gehören Cap Gorientes, Inhambane, Sofala, 
Dutlimane, Mozambique und Gap Delgada, zu den legtern Senna, Tete, Manica und Zumbo. 
Die Infel Mozambique iſt nod) immer ein Hafenplag für die Schiffe, Die nah Indien und Shina 
gehen, dad Band ver Verbindung der Hauptſtadt Portugals mit feinen aftatifgen Befigungen, 
auch noch von Bedeutung für ven Handel der Portugiefen an ver Oftfüfte Afrifas. 

Der Staat von Indien theilt fi nad den ältern und neuern Groberungen in zwei Haupt: 
abiheilungen ein. Zu ven letztern (novas conquistas) rechnet man alle feit dem Jahre 1763 
gemachten Broberungen, die gegenmärtig zehn Diftricte umfaſſen. Es find die Diftricte von 
Ponda, Aftagrar, Embarbarem, Baly, Chondrovaddy, Cacora, Canacona, Bicholim, Sataro 
und Pernem. Zu den ältern Croberungen (velhas conquistas) gehören der Archipel der Inſeln 
von Goa, deren bedeutendſte denſelben Namen führt, und die Halbinſeln Salſette und Bardez. 
Der Sit des Generalgouverneurs iſt gegenwärtig in Pangim, welches 1843 zur Stadt erhoben 
wurbe und feit dieſem Jahre ven Namen Neugoa führt. 

Unter ihn flehen vie Gouverneure von Damäo, Din und Macav. Zu dem Gouvernement 
von Macao gehören ſeit 1844 auch die Eleinern Befigungen in Dceanien, näntli die Antheile 
Portugals an der Infel Timor und Solor dem alten, ferner die Infel Flores, die audy Solor 
das neue oder Dende heißt, endlich die Inſeln Allor die große, Allor bie Eleine und Abonare. 

Das kirchliche Gebiet ver Golonien ift in Erzbisthümer und Biſthümer eingetheilt. An ver 
Meftküfte Afrikas gehört das Bisthum Cabo Verde aus älterer Zeit zur Metropole Liffabon, die 
Bisthümer Angola und San: Thome find erft durch Papſt Bregor XVI. mit ihr vereinigt worden, 
der fie (13. Ian. 1844) von dem Metropolitanverbande mit Bahia trennte. An ber Oftfüfte 
Afrikas Hefteht nur die biſchoͤfliche Adminiſtration Mozambique. Im Staat von Indien iſt das 
Erzbisthum Goa mit feinen Suffraganbisthümern, dem Bisthum Cochim, dem Erzbisthum 
Granganor, ven Bisthümern Meltapor, Macao, Malakka, Peking und Nanking; zu ihm gehört 
auch pie Prälatur Mozambique. Portugal hat zwar einen großen Theil des Gebiets, in welchem 
fi diefe Bisthümer befinden, verloren, doch bat es fi Immer dad Patronatrecht über Diefelben, 
welches die Könige als Großmeifter des Chriſtusordens ausüben, vorbehalten, in neuefler Zeit 
(21. Gebr. 1857) iſt daſſelbe auch nach langem Streite vom päpftlichen Stuhl wieder aner: 
fannt worden. 

1. Klimatifhe Verhältniſſe. Das Klima wechſelt auf dem Feſtlande des Mutter: 
landes nach ver Beichaffenheit ded Bodens und feiner Lage an der Küfte ober im Innern. Nur 
die drei nördlichen Provinzen haben Schnee auf den Spigen ihrer Berge, die Flüfſe frieren jedoch 
nie zu, kalt wird ed nur auf den hochgelegenen Punkten. Im Innern herrſcht eine trockene Hiße, 
an der Küfte ift fie überall durch die Seeluft gemäßigt. Der Frühling beginnt [yon im Bebruar. 
die Ernte im Juni, nur im bergigen Nordoſten finvet fie im nächften Monat flatt. Gewitter 
fommen au im heißen Sommer nicht vor, im ganzen iſt dad Klima angenebm und gefunt. 
Auf den Azoren und der Infelgruppe von Madeira ift ein Föftliches Klima, die Temperatur 
wärmer, bie Luft reiner. Auf ven Azoren wird die Hitze durch die Seeluft wie burd Die Berg: 
luft gemäßigt. Eis findet fi nur auf vem Pico. Die Temperatur auf Madeira iſt eine fehr 
gleihmäßige, weshalb der Aufenthalt auf der Infel den Lungenkranken aus dem Norden febr 
zuträglich tft, wie denn die Fremden ſich überhaupt fehr leiht an das Klima jener Infeln ge: 
mwöhnen. Für die Bewohner Madeiras felbft wie für die Bortugiefen dagegen iſt es die Luft 
einer ber Gapverbifchen Infeln, nämlich ver Infel Boa-Viſta, die zur Heilung folder Krankhei: 
ten am beften ifl. Das Klima ver Eapverbifchen Infeln ift auf allen hochgelegenen Punkten ein 
geſundes, Krankheiten erzeugt e8 in der Nähe ver See, beſonders entzündliche Fieber. Die Infel 
San: Jago verdient ven Namen ver todbringenden Inſel, San: Nicolao den der ungefunden, auf 
Majo gibt ed Wechfelfieber. Auf dem Feſtlande von Guinea ift das Kling im ganzen ungefung, 
boch ift ed in Biffao noch befler ald auf ver Infel San-Jago oder in den europätichen Beflgungen 
der Serra⸗Leoa, ſchlechter ift e8 in Cacheo. Die Sonne erzeugt durd ihre Ginwirfungen auf 
einen feuchten und pflanzenreihen Boden ſchädliche Ausbünftungen, die in Fieber übergeben, 
welche ven Europäern, befonders im Juli und Auguft, gefährlich find. Die Infel Bolama ift 
fruchtbar und waſſerreich, ihr Klima ift jedoch wegen der ſtehenden Gewäſſer im Innern un: 
gefund. Auf den Thomas und Prinzeninfeln herrfcht der Nähe des Aquatord wegen eine 
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. große Hige, doch ift fie wegen dev Südwinde und der Seeluft erträglicher als auf dem Feſtlande. 
Die Zeit der heftigen Winde (das ventanias) vom April bis Mitte September ift die zutraͤg⸗ 
lichſte für Europäer, die Regenzeit (das aguas) dagegen, die den übrigen Theil des Jahres ein- 
nimmt, hat eine drückende Atmoſphäre, die ich häufig in Regenſtrömen und Gewittern entladet, 
das Thermometer fleigt bis auf 40 °M. Im ganzen find die beiden Inſeln ungefund und der Gallen: 
und Wechfelfieber wegen für ihre Bewohner, befonders für pie Europäer, gefährlich; od) hef⸗ 
tiger ald auf ven Iufeln zeigen ſich die Fieber auf dem Feſtlande im Diftrict ver Feſtung Ajuda. 

Im Generalgouvernement Angola ift das Klima feucht und heiß, ahnlid dem der Guinea 
wegen des Wechfeld der heißen Jahreszeit mit dev Negenzeit. Es wechſelt fehr nach der Beſchaf— 
ienheit der Lage der Diſtricte; tödlich ifl ed in den funpfigen Bezirken von Bengo, Batumbella, 
Cuanza, Cubo und Longa, friſch, trocken und gejund iſt es in den hochgelegenen Bezirken Am 
baca, Pihe und Bungo:Andongo im Innern; Krankeiten erzeugt es an der ganzen Küfte, be⸗ 
jonders an ihrem Strande. Im Reiche Angola fallen im Dctober und November flarfe Regen: 
güffe, vermifcht.mit Donnerſchlägen, an der Küfte von Benguela herrfhen von Mai bis Sep- 
tember ftarfe Nebel. Die bösartigen endemiichen Fieber (carneiradas), die hier wie auf zivei 
Capverdiſchen Infeln ſehr haufig find, find beſonders dem Europäer gefährlich; eined guten 
Klimas erfreut ih Moffamedes am Gay Negro. 

Das Klima der Beflgungen im Generalgounernement Mozambique gleicht ſehr dem ber 
Kolonien an der Weſtkuͤſte, doch ift die Fruchtbarkeit des Bodens Hier viel bebeutender. Sehr 
ungefund find die ſumpfigen Landftriche anı Meere wie die Infel Mozambique felbft, beffer ift 
das Klima des ihr gegenüberliegenven Feſtlandes. 

Das Klima des Staatd von Indien iſt in den einzelnen Befigungen ſehr verſchieden; bekannt 
ift dad warme, aber doch geſunde Klima der Colonien in Oceanien, weniger geſund iſt es in In⸗ 
dien, geradezu ſchädlich in der alten Stadt Goa ſelbſt, die deshalb nach Pangim verlegt wurde. 

iul Gefchichtliche überſicht. Viele ältern Colonien hat Portugal verloren, auch die 
Ausdehnung des Mutterlandes bat auf dem Feſtlande in den verſchiedenen Perioden unter den 
drei einheimifchen Dynaftien, wie unter der fremden Herrfchaft der ſpaniſchen Könige gewechfelt. 
Der Stifter der erflen Dynaftie, Graf Heinrich, ein Edelmann aus Burgund, hatte mit ber 
Hand der natürlichen Tochter des Königs Alfons VI., Königs von Leon und Eaftilien, gegen 
dad Ende des Jahres 1094 over Anfang des nächſten auch die Grafjchaft Portugal erhalten, 
die fih von 1097 an auf das ganze Gebiet zwiſchen Minho und Tajo erſtreckte, während ber 
ſüdlicher gelegene Theil des Landes mit der jegigen Hauptſtadt den Sarazenen gehörte. Graf 
Heinrich hat als Statthalter Alfons’ VI. den Grund zur Unabhängigkeit Portugals gelegt, 
feine Witwe Donna Terefa ließ ſich bereitd Königin nennen, den Königätitel nahm aber exit 
der Sohn beider, der Infant Affonfo Henriquez, an, nachdem er in ber Schladt bei Durique 
(25. Juli 1139) die Sarazenen bejiegt hatte. Zu Zamora (1143), wie A. Herculano in feiner 
„Geſchichte Portugals“ (I, 341) ſagt, erkannte Alfons VII. dieſen Titel an. Affonſo Hen⸗ 
riquez aber erklärte im December 1143 ſich als Vaſallen des Heiligen Stuhls. Er richtete 
dieſe Erklärung an Innocenz IL., ber bereits geſtorben war; erſt Lucius IL. beſtätigte ſie (1144). 
Noch unter der erften Dpnaflie wurde der ſuͤdliche Theil Portugals mit Algarbien den Sara: 
zenen entriffen und für Portugal gefihert (1147— 1267). Die burgundifche Dynaftie fließt 
mit Ferdinand I. (1383). Unter der zweiten beginnt die Lodtrennung des Metropolitanver: 
bandes mit Spanien, wie die Eroberung der erften überfeeifchen Befigungen; in fie fällt pie Nie— 
derlaffung fremder Kaufleute, fie iſt die Zeit der großen geographifchen Entdeckungen, in ihr 
erreichte Portugal den Höchften Punkt des Glanzes. Der Stifter ber zweiten Zinie, welche bie- 
von Aviz genannt wird, war Johann, ein uneheliher Sohn des Königs Pedro I., Orbens- 
meifterd von Aviz. Er wurde (16. Dec. 1383) zum Vertheidiger und Regenten de Reiche, 
bald nachher aber von den Vertretern des Landes aus dem Adel, Klerus und ven Städten, ben 
Cortes zu Coimbra zum König gewählt und mit großer Geierlichfeit unter dem Jubel des Volks 
(6. April 1385) als folder ausgerufen. Mit Gaftilien, dad die Krone Portugals in Anfprud 
genommen hatte, fam nach vielfachen Kämpfen und Verhandlungen ber Friede 1411 zu Stande. 
König Johann I. veranlaßte die Trennung der portugiefifchen Bisthümer von dem Metropoli- 
tanverbande mit Spanien. Er erwirkte vom Papſt Bonifaz IX. (1394) die Erhebung des 
Bisthums Liffabon zur Metropole. Sie erhielt ald Suffranganbisthümer die von Tamego, 
Guarda und Evora, melde von ihrer bisherigen Metropole San-Jago de Compoſtella getrennt 
wurden, und das Bisthum Silves in Algarbien, welches bisher zum Erzbisthun Sevilla 
gehört hatte. 
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Die Gebietstheile dieſſeit des Minho und jenſeit des Guadiana, von denen der erſtere zur 
Didcefe Tun, der letztere zum Bisthum Badajoz gehörte, wurden eigenen biſchöflichen Admini- 
ſtrationen übergeben. Die ſpaniſchen Bisthümer in Galicien und Leon, welche bisher zur por- 
tugiefifhen Metropole Braga gehört hatten, wurden von ihr getrennt, ſodaß fie auf die von 
Oporto, Coimbra und Bifeu beſchränkt blieb. Portugal hatte nun infolge diefer Trennung zwei 
Erzbisthümer und fieben Bisthümer, die Unabhängigkeit des Reichs war auch hierin gewahrt; 
. Johann I. vollendete diefe Trennung, indem er auch den Verband, in weldhem der Orden von 
Aviz mit dem von Galatrava fland, aufhob. 

Unter feinen Befehl wurde am 21. Aug. 1415 Geuta, die ſchönſte Stadt Mauritanieng, 
erobert, und die Könige Portugald nannten fid von jegt an Könige von Portugal und Algar- 
bien und Herren von Geuta. Gleich nach der Einnahme Geutad hatte fein Sohn, der Infant 
Heinrich der Seefahrer, von den Mauren Nachrichten über die Sahara, über Die Azanagen, die 
Nachbarn der Jalofen und über vie Züge des Handeld eingezogen. Er ſchickte damals, wie der 
deutfche Arzt Hieronymus Münzer berichtet, auch nad) Tunis und ließ fich Bericht über die Kara⸗ 
vanenzüge erftatten, durch welche der Handel mit Gold und Sklaven von Timbuftu und Gantor 
nah Tunis vermittelt wurde. Die erften Schiffe, die er ausfandte, kamen zwar bis 1419 über 
das Kap Bojador an der Weftküfte Afrikas nicht hinaus, doch gelang ed den kühnen Seeleuten, 
in diefem Jahre die Infelgruppe von Madeira wieder zu entdecken und 1434 aud) das erwähnte 
Gap zu umfegeln. Bis zum Tode Johann's I. (14. Aug. 1433) waren dieſe Entdeckungen auf 
die Infelgruppe von Madeira, die Klippen der Kormigad und auf eine der Azoriſchen Infeln, 
nämlich Santa-Maria, beſchränkt. Ihm folgte ald König fein Sohn Eduard; während feiner 
furzen Regierung erhielt ver Infant Heinrich die Infelgruppe von Madeira auf Lebenszeit mit 
Civil: und Griminalgeridtöbarkeit, der Chriſtusorden aber, deſſen Mitglieder dem Infanten 
als ihrem Ordensmeiſter bei feinen Entdeckungen muthvoll und ruhmvoll beiftanven, die geift: 
liche Jurispiction über dieſe Infeln. 

Unter Alfons V. (1438—85) wurden während feiner Minderjährigkeit dieſe Schenkun⸗ 
gen dem Infanten wie dem Orden beftätigt. In diefelbe Fällt noch die Fortſetzung der Ent- 
derungen an der Weſtküſte Afrikas bis zum Rio-Grande und mehrerer Azorifchen Infeln. In 
feiner eigentlihen Negierungszeit geſchah die Entdeckung der Capverdiſchen Infeln, ver Prinzen-, 
San: Thomas: und Neujahreinfel, wie die Unterfuhung ver Küſte Südafrikas bis zum Bor: 
gebirge Santa: Katharina von Sequeira. Den Kaufleuten fremder Nationen ertheilte Alfons V. 
bedeutende Vorrechte, um fle zu bleibenven Niederlaffungen zu vermögen und den Abfag portu⸗ 
gieſiſcher Waaren durch den Taufch mit fremden zu vermitteln. Yür alles, was der Portugieſe 
zu feinen Kriegszügen wie zu feinen Seereifen bedurfte, bewilligte der König zollfreie Einfuhr. 
Den deutſchen Kaufleuten geftattete er, zwei aud ihrer Mitte zu wählen, die fle in allen Angele- 
genheiten vertreten follten. Bon jener Zeit an erwarben die Deutfchen in Bortugal Brunpftücde 
zum Behuf von Wanrenlagern und errichteten dort Factoreien. 

Unter feinem Sohne Johann I. (1481—95) wurden die Entvedungen an der Weſtküſte 
Afrikas bis zum flürmifchen Borgebirge fortgefegt, eflen Benennung der König in bie des Kaps 
der guten Hoffnung änderte; die Umſchiffung des Caps und die Wiederentdeckung Indiens ge- 
fhah unter der Regierung des Könige Emanuel (1495— 1521). Mit Indien fanden indeſſen 
fon vorher Verbindungen flatt, die die Juden des Abendlandes mit denen in Vorberinbien 
unterhielten. Der Jude Kaspar, von deutſcher Abflammung, wurde (1498) aus Indien von 
Vasco de Gama wider feinen Willen nad Liffabon gebracht. Mit Affonfo ve Albuquerque fam 
(1504) der Benetianer Bonadjuto de Albäo von da nad Portugal, wo man feine genaue Kunde 
der Zuftände Indiens zu ſchätzen wußte. 

Die Regierung des Königs Emanuel gilt als der Glanzpunft der Geſchichte Portugals. 
Seiner Regierungszeit gehören die Eroberungen in Indien wie die Entdeckungen im Norben 
und Süden Amerifad an; auch Madagaskar, die Infel Bourbon und die Malediven wurden 
entdeckt. Die Eroberungen in Nordafrika, bie unter ven beiden vorigen Regierungen fi) auf 
Tanger-Alcacerzceguer, Arzilla-Zarga und Camice befhränft hatten, mwurben auf Saflm und 
Azamor ausgebehnt, dad Gaftell am Cap Guer angefauft. Während verfelben erfolgte aber 
auch der Übergang zu einer mehr abfoluten Regierung, wie ihn ein neuerer Schriftſteller, Maria 
de Souza Montelro, mit treffenden Worten ſchildert. Vierundzwanzig Jahre der Groͤße, der 
Macht und des Reichthums, fagt er, blendeten das Volf und wandten feine Aufmerkſamkeit von 
den Geſchäften ver Regierung auf die Angelegenheiten Inviend. Dan vergaß der Corted, man 
betrachtete fie vieleicht fogar als ein unbequemes Inftitut, die bei Hofe Mächtigen und bie Hoͤf⸗ 
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linge nahmen die Leitung der Angelegenheiten in ihre Hände, melde die Cortes Hatten fallen 
laffen, weil ihnen der Eifer und der nöthige Muth fehlte, un ven Irrthümern der Regierung 
entgegenzutreten. 

Richtig if, daß die Cortes unter Emanuel’8 Regierung nur viermal verfanmelt waren, ihr 
Kampf mit der Krone hatte aber jhon unter Alfons V. begonnen, dem bie Cortes zu San 
tarem von 1451 und zu Liffabon 1455 Vorwürfe darüber gemacht hatten, daß er ohne ihre 
Mitwirkung Geſetze gegeben und zurüdgenommen habe. Die Föniglihe Macht hatte fih von 
jener Zeit an allmählich erweitert, doch ift das Geſetzbuch Alfons’ V. noch auf Betrieb der Cortes 
erlaffen. Die zahlreichen Ortsrechte (foraes), die einzelnen feit Alfons II. (1211 — 23) er: 
laffenen allgemeinen Geſetze, Römifches, Kanoniſches und Gewohnheitsrecht, wie die Verträge 
der Negenten mit dem Klerus (concordatas), hatten bis zu Alfons V. vie einzelnen Beſtand⸗ 
theile des geltenden Rechts in zahlreicher und verwidelter Beſchaffenheit gebildet. Die Eortes 
hatten fhon von Johann I. die Codification derjelben verlangt, die erft 1446 unter ver Minder⸗ 
jährigkeit Alfons’ V., als der Infant Don Pebro vie Megierung für ihn führte, vollendet 
wurde. Das Geſetzbuch trägt den Namen Ordenagoes Affonsinas; bie Veröffentlihung er- 
wähnt in ven Eingangsmworten bes frühern Antrags der Cortes. Noch waren nicht ſechzig Sabre 
verfloffen, ald Emanuel (1505) die Reform dieſes Geſetzbuchs beginnen ließ; es wurde zwifchen 
dem Auguft 1511 und dem Mai 1512 beendigt und trägt ben Namen ordenacoes Manoelinas. 
Das Publicationspatent erwähnt des ältern Geſetzbuchs und der nothwendigen Reforn def: 
felben. Die Eintheilung beider Brfegbücher ift diefelbe, die Behanplungsiweife der Gegenftände 
dagegen im einzelnen verſchieden, die neuen Geſetze find nachgetragen, nur alles, was ſich auf 
Juden und Mauren bezieht, ift weggelaflen; denn biefe hatte Emanuel (1496) aus Portugal 
und Algarbien verbannt und ihnen fpäter (1509) nur in der norbafrilanifhen Stadt Saflın 
den Aufenthalt geftattet. 

Schon Johann II. hatte (1485) den Titel angenommen: König von Portugal und der Al: 
garbien dieffeit und jenſeit des Meeres In Afrika, Herr von Guinea. Emanuel erweiterte ihn, 
indem er noch hinzufügte: Herr der Broberungen, der Schiffahrt und des Handels von Athio⸗ 
pien, Arabien und Indien. 

Unter feinem Nachfolger Johann III. (1321 -57) verlor Vortugal die afrikaniſchen Be⸗ 
figungen Safim, Azamor, Alcacer-ceguer, Arzilla und das Caſtell um Cap Guer. Unter der 
Regierung Sebaſtian's (1087 —78) zog die unglückliche Schlacht bei Alcacer-quibir das Sin⸗ 
fen des portugieflfchen Staats nach ſich, welches ver auf ihn folgende ſchwache Cardinal Heinrich 
(1580—93) nicht verhindern konnte; er verlor feine Unabhängigkeit und fiel an Spanien. 
Seine überſeeiſchen Befigungen wurden jegt von den Beinden Spaniens, von Holland und Eng- 
land, angefallen. Die Holländer fegten fi in Brafilien und auf der Infel Java feft, fle er- 
oberten die Moluffen, Malafla und Amboina in Afien, die Beflung Mina mit andern Plätzen 
an der Weftküfte Afrifad. Die Engländer flanden den Perfern bei, fie nahmen Ormuz, Onor; 
Mangalor, Meliapor und Cochim gingen in Indien verloren, dazu fam noch ein großer Theil 
von Afien und die Vertreibung der Portugiefen aus Japan. 

Drei Könige Spaniens haben in dieſer Periode über Portugal geherrſcht, alle drei find 
gleihen Namens, die Bezeichnung ihrer Reihenfolge Hat aber verichiedene Beifäge; denn Phi- 
lipp II., mit dem die Fremdherrſchaft beginnt, heißt als König von Portugal der Erſte. Philipp. 
wollte jih die Zuneigung der Portugiefen durch die Reform der Geſetzgebung fihern, in welder 
Berwirrung herrſchte; ex ließ le in Angriff nehmen, doch wurden erft unter feinem Suhne und 
Nachfolger die Philippinifhen Ordenacoes, auch Codigo Philippino genannt, veröffentliät. 
Gintheilung und Anordnung der Gegenſtände theilt das neue Geſetzbuch mit dem frühern 
Emanuel's. Spätere Gefege und Verordnungen, beſonders die in der Sammlung des Suriften 
Duarte Nunes do Leäo find jedoch mit großer Nadläffigkeit, welche die Auslegung erſchwerte 
und Gontroverfen hervorrief, nachgetragen. Die meiften Veränderungen betreffen die Er⸗ 
höhung ver Macht des Klerus; auch ver Vertrag, welchen König Sebaftian mit dieſem gefchloffen 
hatte (concordia), ift in vaflelbe aufgenommen. Philipp I. war von den Cortes zu Thomar 
(1581) als rechtmäßiger König von Portugal anerkannt worden, er verfpradh, die Rechte, Ge⸗ 
wohnheiten und Privilegien der Bortugiefen zu wahren, beide Nationen in gefonverter Weiſe 
zu regieren, die Amter nur an Bortugiefen zu vergeben. Während der flebzig Jahre der Fremd⸗ 
herrſchaft wurden die Gorted nur zweimal berufen, doch wehrte fih die Nation mit Erfolg gegen 
alle Auflagen, die nicht von den Cortes bewilligt waren. 

Die Revolution führte (1640) die dritte Linie, dad Haus Braganza, auf ven Thron Por: 


666 | Portugal 


tugals; der Anerfennung Johann's IV. durch die Cortes folgte ein Krieg zwifchen Spanien und 
Portugal, genannt guerra da acclamagao. Johann IV. berief Die Gorted (1641) nachLiſſabon, 
er Ichaffte alle Auflagen ab, indem er ed ven Ständen überließ, für den Kriegsbedarf zu forgen 
und dad Vaterland zu retten. Die Verſaumlung jtellte ald Grundſätze des Staatsrechts die 
merkwürdigen Artikel auf, daß die Macht der Könige urfprünglid) von der Nation ausgehe, daß 
diefe daher über die Nachfolge zu eutſcheiden und die Handhabung der Gejege zu überwachen 
habe, daß fle ſogar beredhtigt jei, dem König den Gehorſam zu verweigern, wenn er fid) durch 
feine Regierungsweife unwürdig oder tyranniſch zeige. 

Sohann IV. wahrte aber auch die Sicherheit des Stantd nad) außen durch einen Waffen⸗ 
ſtillſtand, Schiffahrts- und Handelsvertrag mit Holland vom 21. Juni 1641. Der Art. 18 
dieſes Vertrags gibt den riftlihen Bewohnern der Generalflaaten im ganzen portugieſiſchen 
Staat, im Mutterlande wie in ven Colonien, das Hecht der Gewiſſensfreiheit in ihren Brivat- 
wohnungen, auf ihren Schiffen aber bewilligt er ihnen freie Religionsübung. Sollte ein Ge: 
ſandter oder Conſul ver Generalftaaten nah Portugal kommen, fo follte er in feiner Wohnung 
biefelben Rechte ver Religionsübung genießen, die der portugiefifche Gejandte in Holland habe. 
Diefed Zugeſtändniß ift um fo bedeutender, als es unter ven Augen der Inquifition gemacht 
wurde, die Johann LI. eingeführt hatte. Die portugiefifche Inquifition hatte e8 nicht mit Brote: 
ftanten zu thun; denn dieſe hatten ſchon vorher feinen Zutritt im Rande, infolge des erwähnten 
Friedensſchluſſes aber ungeftörte Übung ihres Gottesdienſtes in den Kapellen der Geſandten. 
Ihre Opfer waren bie fogenannten neuen Chriſten (christäos novos), Befehrte aus den Juden 
und Mauren, die nur dem Scheine nad Chriften geworden waren, um im Lande bleiben zu 
koͤnnen. Bunfzehn Jahre hatten die Iinterhandlungen Johann's IH. mit dem Römifchen Stuhl 
gebauert, bis e8 ihm gelang, die päpftliche Bulle für die Einführung eines bleibenden Inquift- 
tiondtribungl& zu erhalten. Clemens VIEL. hatte zwar am 17. Dec. 1531 den Bifhof von Geuta, 
Diogo de Sylva, zun Inquiſitor für Portugal ernannt; aber die VBorftellungen der neuen Ehri- 
ften über ihre gewaltfame Befehrung bewogen ihn, am 7. April 1533 eine allgemeine Ver⸗ 
zeihung für fie zu erlaflen. Sein Nachfolger Paul I. erließ zuerſt am 12. Det. 1535 noch eine 
Bulle, in welcher ev den Neubefehrten Straflojigfeit für die Vergangenheit zuficherte, am 
23. März 1586 aber bewilligte er dem König die Einführung der Inquilition, jedoch mit der 
Bedingung , daß in den erſten drei Jahren nur das bei den weltlichen Gerichten gebräuchliche 
Verfahren angewandt und vor zehn Jahren feine Gütereinziehung ausgeiprocden werben dürfe. 
Johann III. behandelte vie Inquifition wie ein Edniglihes Tribunal; er ernannte vie Großinqui: 
jitoren und beftimmte, was zur Gompetenz der Inquiiltion gehöre. Der Sig des Großinquifi⸗ 
tors und des allgemeinen Raths der Inquilition war befländig am Hoflager des Königs; nur 
während der fpanifchen Herrſchaft war er von dieſem getrennt. In diefer Periode trat auch die 
Inquifttion am unabbängigften vom königlichen Willen auf; denn die beiden in Diefer Zeit er: 
laſſenen Geſchäftsordnungen tragen an ihrer Spige nur die Beflätigung des Großinguifltorg, 
ohne der koͤniglichen zu erwähnen. 

Noch immer erlitt der Staat große Verlufte, obgleich der Vertrag mit Holland zu Stande 
gefommen war. In demſelben Jahre, in dem der Friede gefchloffen war, überfielen die Holländer 
(12. Aug. 1641) Angola, fpäter ging (1650) dad Gap ber guten Hoffnung verloren, in ben 
Jahren 1661—63 wurden die Infel Ceylon, Negapatamı auf der Küſte Koromandel und Eu- 
lam, Granganor und Cananor auf der Küſte Malabar von ihnen erobert. Geuta war in den 
Händen der Spanier geblieben, Bombay in Indien und Tanger in Afrika famen 1662 als 
Mitgift der Prinzefjin Donna Katharina, welche fih mit König Karl ll. verheirathete, an Eng: 
land. Der weſentlichſte Verluft trat (1822) mit der Loßtrennung Brajiliend ein, weldes nur 
in diefer Weife den Haufe Braganza erhalten werben konnte, keineswegs aber mehr nad den 
vielfachen Beſchränkungen, die ihm im Intereffe des Mutterlandes auferlegt worden waren, ein 
Beſtandtheil des portugieflichen Staatö bleiben wollte. 

IV. Statiflifhes. 1) Die Bevölkerung. Die Bevölkerung ift im Dutterlande wie 
in den Golonien in fehr ungleicher Weife vertheilt; für die ftatiftifchen Angaben derſelben ift im 
ganzen bisher wenig gefchehen. In früherer Zeit haben ſich der Oberft Franzini in den ültern 
Jahrgängen des Staatsalmanachs und Balbi in einem eigenen Werfe vorzüglich mit der Be: 
völferung des Mutterlandes beichäftigt; in neuerer Zeit haben ver Engländer Forreſter und der 
Portugieſe Teireira de Vasconcellos die flatiftifchen Verhältniffe des Mutterlandes gefchilbert ; 
nur die Golonien hat Souza Monteiro berückſichtigt, über das Mutterland und die Kolonien bat 
der portugiefifche Generalconful Minutoli gefchrieben. Zu allen diefen Werfen ift in neuefter 
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Zeit das von Charles Vogel: „Le Portugal et ses colonies'’ (Paris 1860), gekommen; ein 
umfaffendes ftatiftifches Werk iſt nach feiner Angabe von dem ſchon erwähnten Basconcelloß zu 
erwarten; denn die bisher von ihm erfchienene Arbeit ‚„LePortugal et la maison deBragance” 
enthält nur einen Theil deö großen Programms das fidh der Verfaſſer zur Aufgabe geftellt hat. 

Die Volkszählung von 1859, welche nur dad Mutterland in fid) begreift, hat Vogel nad) 
einer Mittbeilung von Vasconcellos gegeben. Auf dem Feſtlande enthalten in der Provinz 
Eftremadura die Diftricte Liffabon 424000, Keirin 158000, Santarem 170000 Seelen. In 
der Brovinz Beira zählt Coimbra 263000, Aveiro 240000, Bifeu 328000, Gnarda 291000, 
Gaftello:Branıo 150000 Seelen. Bon den drei Diflricten der Provinz Minho zählt Oporto 
373000, Braga 292000, Vianna do Eaftello 192000, von den zweien der Provinzen Traz- 
08:Montes hat Braganza 132000, Billa Real aber 187000 Seelen. Weniger bevölkert find 
die beiden Diftricte der Provinz Alemtejo; denn Cvora Hat nur 91000, Vortalegre nur 
89000 Seelen. Im ehemaligen Reid Algarbien umfaßt der einzige Diſtrict Karo 153000 
Seelen. Auf ven Azorifchen Infeln zählt Bonta:Delgada 107000, Angra 69000, Horta 
65000, auf der Infel Madeira Funchal 98000 Binwohner. In den Eolonien umfaflen nad 
der Volkszählung von 1850 von den afrikanischen Befigungen die Infeln ded Grünen Bor- 
gebirgeö mit vem Feſtlande der Guinea 86488, die Thomas und Prinzeninfel 14580, Angola 
und Benguela 589127, Mozambique mit feinem Gebiet 300000 Seelen. Im Staat von 
Indien hat Goa mit feinem Gebiet 408596, Macao 29587 Bewohner, bie Infeln Oceaniens 
zählen nicht weniger ald 918300 Seelen. Die Kriegsmacht des Staatd beträgt bezüglich ber Land⸗ 
truppen im Mutterlande im ganzen 24000 Soldaten, von denen ſich der vierte Theil im Urlaub 
befindet, in den Golonien 6411 Mann Infanterie, 1554 Artilleriften und 66 Reiter. Zur 
See hatte Portugal im Jahre 1860 nur 1 Bregatte, 3 Gorvetten, 4 Briggs, 2 Goeletien, 
4 Trandportfhiff, 1 Kutter und 4 Eleinere Fahrzeuge, zu denen jedoch noch 9 Kriegspampfer 
hinzufommen, im ganzen 25 Bahrzeuge, bie eine Bemannung von 2865 dienftfähigen Perſo⸗ 
nen erforbern. 

Die Handelsflotte beträgt nach einer Zählung, bie 1854 gemacht wurde, 591 Bahrzeuge, 
welche feetüchtig find, mit einer Labung von 82402 Tonnen. Mehr als die Hälfte der Ladung 
kommt auf ven Hafen von Riffabon, ein Viertheil auf den von Oporto, der Übrrreft vertheilt 
fich größtentheild auf die Häfen von Setubal, Bianna, Caminha, Figuelra und Aveiro. Nur 
unbebeutend iſt der Theil, der auf die übrigen Seeftädte des Mutterlandes und bie zu demſelben 
gehörigen Infeln trifft; die Zahl der Schiffsbauten iſt feit den legten funfzehn Jahren im Zuneh⸗ 
nen begriffen. Der Handel war durch den mit Lord Methuen ald Gefandten Englands (1703) 
gefchlofienen Vertrag faft zum Monopol der Engländer geworben. England hatte zwar bie 
Einfuhr der portugieflfchen Weine zum Drirtheil des Zoll, welchen bie franzöfijchen in eng: 
liſchen Häfen bezahlten, geftattet, ſich dafür aber Die Ausfuhr der Wollwaaren nad Portugal 
vorbehalten, welches bis dahin frembe Wolle nicht zugelaffen Hatte, wodurch bie englifche Aus: 
fuhr keine Bebeutung hatte erlangen köͤnnen. Im Anfang ſchien zwar Bortugal durch ſeinen 
Weinhandel bedeutend zu gewinnen, aber die zu raſche Vermehrung des Weinbaues im Lande 
wie die Fälſchung der Weine ſelbſt, die der Durſt nach Gewinn erzeugte, endlich die immer ſiei⸗ 
gende Ausfuhr Englands, die fi nicht mehr mit der Wolle begnügte, ſondern auch Schiffe, 
Lebensmittel und Kriegäbedarf lieferte, führten für Portugal ein fo nachtheiliges Verhältniß 
herbei, daß die englifche Einfuhr die portugieflfche Ausfuhr um 1 Mil. Pfd. St. an Werth 
überfliegen haben ſoll. 

2) Pombal's Reformen. Großartig waren die Mapregeln, welche ver Minifter Pom⸗ 
bal zum Schuß des Handeld anorbnete, wie fein Miniflerium überhaupt, ungeachtet des Erd⸗ 
bebend, welches (1755) die Hauptfladt verwüftete, ein für dad Land glüdbringendes zu nennen 
ift, das in vielen Beziehungen nur das Befte des Landes bezweckte. Zun Schuß der Wein- 
bauern am Douro ſchuf er eine Geſellſchaft, vie einen geregelten Preis des Weins aufrecht er- 
hielt; den Getreidebau lieh er in einer allerdings gewaltfamen Weiſe befoͤrdern; er nahm ven 
Gngländern ihre Vorrechte, indem er alle handeltreibenden Nationen gleihftellte; er ſchuf die 
großen Handelögejellfchaften für ven Handel mit Indien, China und Braftlien, um dem Ein⸗ 
fluß der Engländer dad Begengewicht zu halten. Die ganze Induſtrie des Landes ſuchte er 
endlich zu heben, indem er Babrifen von Seide, Baummolle und Glas theild errichtete, theils 
unterflügte und alle Danufacturen befhügte. Die Ingquifition wurde als fönigliches Tribunal 
erklärt, welcher in der Anrede der ihr gebührende Titel Majeftät wiener gegeben werden mußte. 
Die Jeſuiten wurben beſchuldigt, fle aus einem Eöniglihen in ein kirchliches Tribunal um⸗ 
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gewandelt zu Haben; Pombal gab ihr 1774 eine nee Geſchäftsordnung, die aber noch auf dem 
Boden des alten Griminalproceffeg fteht. Der Orden der Jeſuiten wurde (1759) von ihm für 
Portugal aufgehoben, indem er alle aus dem Lande vertrieb, die nicht das Ordenskleid ablegten 
und auf alle Theilnahıne am Ordensverbande verzichteten. Der Minifter fah in dem überaus 
mächtigen Drven ein Hinderniß für feine Nefornen; unter ven Anklagepunften gegen denfelben 
war aud) der, daß er am meiften zur Einführung der ſpaniſchen Herrichaft im Rande beigetragen 
babe, was noch gegenwärtig von der Volksſtimme wiederholt wird. 

Unter Bombal’8 Minifterium wurde Benaflel vom Bisthumsverbande mit Oporto getrennt 
und zur eigenen Didcefe erhoben. In den Städten Aveiro, Pinhel, Caftello-Branco und Beja | 
wurden neue Bisthüner errichtet, der Sig des Biſchofs von Miranda murde nad Braganzı 
verlegt. 

Den Unterricht fuchte Bombal mehrfach zu heben, beſonders wandte er nach Aufhebung der 
Jefuiten, die auf ihrem unter dem Cardinal Heinrich zur Univerfität erhobenen Collegium in 
Evora Philofophie und Theologie gelehrt, auch fonft großen Einfluß auf die Literatur geäußert 
hatten, feine Aufmerkſamkeit ven Öffentlichen Unterricht zu. Er ließ in den Provinzen eine 
große Zahl von Elementarſchulen, von lateinifhen und andern gelehrten Schulen errichten, für 
deren Xehrer er Durch eine Auflage auf den Wein (subsidio literario) forgte. Er gab ver Uni: 
verjität Coimbra 1772 neue Statuten, forgte für dad auf ihr bisher nicht vertretene Stubiun 
der PHilofophie, wie er das der Mathematik vervollfonnmnete. Kür das Rechtaſtudium oronete 
er eine fonthetifche Methode, für die bisherige analytifche aber ließ er nur einen Lehrſtuhl bei- 
behalten. Neue Geſetzbücher waren feit dem PHilippinifchen nicht entflanden. Yinter Johann IV. 
hatten die Friegerifchen Zeiten die Anlage einer neuen Sammlung nicht geftattet; die neuen Ge⸗ 
jege lagen nur in Privatfammlungen vor, die ſich hinfichtlich ihrer Bintheilung an die ordena- 
coes anſchloſſen. Pombal hat keine neue Sanımlung veranftaltet, wol aber durch das Beleg 
vom 18. Aug. 1769 die Einrichtung getroffen, vaß das Nömifche Recht dann als fubfidiär gel: 
ten folle, wenn e8 mit dem Naturrecht oder dem Geifte des vaterländiſchen Rechts übereinftimme, 
das Kanonifche Recht aber nur in geiftlichen Gegenfländen und vor den geiftlihen Tribunalen 
anzuwenden fei. Mit diefer Anordnung war indeſſen eine Beftimmung feiner Statuten für die 
Univerfität Soimbra, auf welder allein auch Recht und Medicin gelehrt wurden, nicht ver: 
einbar; denn das vaterländifche Necht war nur vom Lehrer der analytifchen Methode und nur 
am Ende des Lehrcurfes vertreten, eine Einrichtung, die 1805 durch die Errichtung zweier Lehr: 
fühle mit fonthetifcher Methode verbeilert wurde. 

Die Macht des Adels ſuchte Pombal zu fhwäden, indem er große Grundbeſttzer, Kauf: 
leute und berühmte Künftler ihm gleichflellte, die Nachfolge in den Majoraten (morgados), 
welche ſchon urfprünglich nicht auf ven Adel beſchränkt waren, regelte, die unbedeutenden Da: 
jorate aufhob und die Nachkommen der apelihen Käufer durch eine beffere Erziehung in dem 
von ihm gegründeten collegio dos Nobres für feine Reformen zu gewinnen fuchte. Die Bor: 
rechte des Adels hob er indeflen nicht auf; das bedeutendſte verfelben war pas der Gerichtébarkeit, 
welches die Könige im verſchiedenen Maße im Wege der Schenkung an aveliche Käufer verliehen 
hatten, deren Gerichtsbarkeit man deshalb die der Donatariod nannte. Den erften Plag unter 
ben Donatarios nahm dad Haus Braganza ein (casa de Braganca), deſſen Befig ſeit der neuen 
Dynaftie die Apanage des Erben der Krone bildet. Das Haus der Königin (casa da rainha) 
wie das der Infanten (casa do Infantado) reihte ſich an daſſelbe an; fie alle waren ald Theile 
ber föniglichen Familie mit befondern Rechten ausgeftattet; fie hatten wie die übrigen Dona- 
tarios eigene Tribunale und Richter. Donna Maria I. bob dieſe Gerichtsbarkeit (19. Juli 
1790) auf, indem fie den hochgeftellten Inhabern nur das Recht der Ernennung ober des Bor: 
ſchlags für die Richterftellen ließ, ihnen jeden Einfluß auf die Gerichtsverfaſſung aber entzog. 
Diefe legtere hat Pombal nicht geändert, fie wurde ed erft, als Dom Pedro die Regentſchaft Mit 
feine Tochter, die Königin Donna Maria IL., übernommen hatte. Das Recht wurde in jener 
Zeit gewöhnlich von ordentlihen Richtern gefprochen (juizes ordinarios), die von ben ange? 
jehenften Berjonen der Gemeinde (concelho) auf ein Jahr gewählt, vom König oder den Dona- 
tarios beftätigt wurden. Über ihnen fanden die vom König ernannten corregedores das co- 
marcas, Richter des Cantons, an die man zwar nicht Berufung ergreifen, aber Beſchwerde gegen 
Zwiſchenbeſchelde einlegen konnte; bei ihren Bifitationen (correigoes) urtheilten fie aud In 
erfter Inſtanz. In den Civilſachen des Landes wie in den Criminalſachen ver Hauptſtadt appel: 
lirte man an die Casa, do civel, in den übrigen Criminalſachen an die drei Aubitoren (ouvi- 
dores) des Hofs; die legte Inſtanz in allen Angelegenheiten war die Casa da justiga, auch 
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Relacäo da Corte genannt. In ihr faßen in zwei Abtheilungen Näthe (desembergadores), 
nämlich für die Rechtsſachen (mesa do desembargo da supplicacäo) wie für die Onadenfachen 
(mesa do desembargo do paco); außer dieſem Inflanzenzug gab e& noch beſondere Tribunale 
und Einzelrichter für beitimmte Angelegenpeiten. 

3) Die Beränderungen der Neuzeit. Durd die Vorgänge der erſten conftitutio: 
nellen Verfaffung von 1822 wurden zwar die Tribunale der Inguijition aufgehoben und bie 
Befugnifle der richterlihen Gewalt in vollem Maße anerkannt, an der Gerichtöverfaflung felbft 
nichts geändert, wol aber verhieß die ihr 1826 nachfolgende, vom Dom Pedro gegebene Carta 
beveutende Änderungen bezüglich ver Gerichte und des Proceſſes. Erſt fpäter fonnte Don Pedro 
fie vollziehen. Er änderte (16. März 1832) von der Inſel Terceira aus, während fein ihm 
feindlih gegenüberftehenvder Bruder Dom Miguel noch das Feſtland behauptete, die Gerichts: 
verfaflung nach einer theild aus den vorhandenen portugiefifchen, theild aus Beftanptheilen des 
franzöjifhen Rechts beflehenden Ordnung. Er gab eine neue Eintheilung dev Gerichtsbezirke 
des Landes, wie eine neue Organifation des Richterperſonals, führte die Geſchworenengerichte 
ein und erließ eine Proceßorbnung für Civil: und Griminalfachen in erfter und zweiter Inftanz. 
Im folgenden Jahre orbnete er (12. Dec. 1833) auch die Entftehung einer eigenen Strafpolizei 
(policia cogrecional) an, die jedoch erft mit dem wirklichen Vollzug des Decretö über bie 
Gerichtsverfaſſung in dad Leben treten fonnte. Das Feſtland und die anliegenden Infeln wur: 
den (28. Behr. 1835) in die Diſtricte der Appellationsgerichte (relacoes), in Cantonsbezirke 
(comarcas) und Bezirke der Untergerichte (julgados) und in Diftriete ver Schwurgerichte (dis- 
trictos de jurados) eingetheilt; nur Liffabon und Oporto follten die ältere Eintheilung in Stadt- 
bezirfe (bairros) behalten. Die Infeln Madeira und Porto-Santo wurden zur relagäo von 
Liffabon gezogen; eine |pätere Verordnung (10. Aug. 1835) tHeilte ihr im Einverſtändniß mit 
der damaligen Drganifation der Verwaltungsbezirke fogar die 12 Gapverbifchen Infeln und 
die fleinen Eilande do Chäo e dos Passaros zu. Ein neues Geſetzbuch wurde verſprochen, es 
erfchien auch bald darauf unter dem Titel „Reforma judiciaria novissima”. Der erfte Theil 
. defjelben, der am 29. Nov. 1836 publicirt wurde, enthält die Eintheilung dev Gerichtsbezirke 
und die Organifation der Juſtizbehörden; im ziweiten und dritten, welche am 13. Jan. 1837 
veröffentlicht wurden, find der ordentliche und der ſummariſche Civilproceß wie der Criminal⸗ 
proceß enthalten, Durch Geſetz vom 28. Nov. 1840 murde eine nene Codification angeordnet, 
die jih auf alle feit Dom Pedro's neuer Drgantfation erlaffenen Decrete beziehen follte. Das 
neue Geſetzbuch erſchien auch wirklich am 21. Mai 1841; e8 enthält 21 Titel deſſelben Inhalts, 
denen 10 weitere über die Gerichtöjporteln beigegeben find. Die Eintheilung der Gerichtsbezirke 
ift indeſſen hier nicht blos für das Mutterland, fondern auch für die Golonien feſtgeſetzt. 

Die relacäo von Liffabon erftreckte fi auf ven einen Theil des Feſtlandes, vie Infeln Ma— 
deira und Porto-Santo, die Capverdiſchen Infeln, die Thomas: und Prinzeninſel, endlich auf 
Angola und Benguela. | 

Die relacäo von Oporto begriff ven andern Theil des Feſtlandes. Die relagäo der Azori- 
ſchen Infeln ſchloß nur diefe in fih. Die afiatifchen und indiſchen Befigungen wie die Oftfüfte 
Afrikas verblieben bei ver ſchon früher (7. Dec. 1836) errichteten relacäo von Goa. Ein neued 
Geſetzbuch des Strafrechts erjchien am 10. Dec. 1852; ein ſolches für ven Givilproceß iſt feit 
1850 im Werke, eine Umarbeitung des Strafgefegbuhe mangelt noch. Die neue gerichtliche 
Gintheifung des Landes vom 24. Det. 1855 fennt fünf relagoes, da Leanda für die Thomas: 
und Brinzeninfel wie für Angola und Benguela zu einer ſolchen erhoben if, Der Diftrict des 
Appellhofs in Porto umfaßt 9 Vermaltungdbezirfe mit 77 Gantond und 138 Lintergerichten, 
ber in Liſſabon ebenfo viele Verwaltungspiftricte mit 55 Cantons und 130 Untergerichten, ver 
Appellationdgerichtöfprengel der Azoren hat 3 folder Diftricte mit 10 Santonen und 18 Unter: 
gerichten, der von Loanda ebenfo viele Berwaltungspiftricte mit 3 Cantons und 5 Untergerich- 
ten, der von Goa zählt 7 Kantons mit 19 Untergerihten. Der oberfle Gerichtshof (supremo 
tribunal de justica) ift Caſſationshof bei formellen Fehlern, erkennt aber ald Strafgericht bei 
allen Reaten feiner eigenen Richter, wie der ver relacoes und der Staatsanwälte dieſer Tribu- 
nale. In Eivilfachen gibt ed nur dann eine Berufung gegen das Erfenntniß der betreffenden 
relagäo, wenn es fi um einen Werth von mehr ald 600000 Reis (600 Kronenthaler) han: 
delt. Überfleigt der Werth nicht 20000 Reis, bei unbeweglichen 30000, fo entfcheivet der 
Richter des Cantons (juiz de direito) mit feinen Beijigern, die in Strafſachen aud über vie 
Rechtsfrage zu erfennen haben, während die Thatfrage ver Beurtbeilung der Gefchworenen an- 
gehört. Bis zu einem Werth von 4000, beziehungsweiſe 6000 Reis erkennt in befinitiver 
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Weiſe der Unterrichter, juiz ordinario, unter dem der des Pfarrbezirks, juiz eleilo, für ganz 
geringfügige Sachen fteht. 

Die Criminalſtatiſtik des Landes zählte an flrafbaren Handlungen 1853 im ganzen 3311, 
von denen 2515 gegen die Verſon, 796 gegen das Eigenthun gerichtet waren. 

Die Unterrichtöanftalten, von denen die jittliche wie geiftige Bildung eines Volks abhängt, 
iind gegenwärtig von dev Kirche ganz unabhängig; denn die ſämmtlichen Moͤnchsorden, bie jeit 
dem 6. Jahrhundert in Portugal Eingang gefunden Hatten und fih mehrfach mit dem Unter⸗ 
richt, beſonders in Beziehung auf clafitihe Bildung beſchäftigten, wurden von Dom Pedro 
aufgehoben. Der oberfte Rath für den Unterricht ift feit dem Decret von 8. Sept. 1859 von 
Coimbra nach Liffabon verlegt und dem Minifterium des Innern beigegeben. Die Unterrichts⸗ 
anftalten, die im Vergleich mit den deutſchen noch vieles zu wünſchen übriglaffen, find nach 
drei Stufen organifirt. Zur nieberften gehören die Glementar: und Normalſchulen. In ven 
erflern wird theild nur der gewöhnliche Blementarunterricht ertheilt, theild kommen Schön- 
ſchreiben, Linearzeihnung und Geometrie hinzu. Bon den Normalfhulen für die Bildung der 
Elementarlehrer if nur eine fehr geringe Anzahl in das Leben getreten, die die nöthige Zahl 
der Lehrer nicht liefern fann. An den Elementarſchulen des Staats wirken nad dem Almanach 
von 1856 1194 Lehrer mit 50642, an den übrigen 1082 Lehrer mit 27231 Zöglingen, in 
den Afylen für die Kindheit zu Liſſabon find 584 arme Kinder aufgenommen ; häuslichen Unter: 
richt genießen 13185; für Waifenkinder befteht noch die Casa pia in Belem, mit der eine Er⸗ 
ziehungsanſtalt für Taubſtumme verbunden ift, und die Anftalten der Misericordia in Liffabon. 
Zur höhern Stufe gehören von ber Lateinſchule an mehrere Klaffen von Anftalten, die fhon 
Pombal zu Heben und zu verniehren trachtete. Gegenwärtig beftehen in ver Hauptflabt eines 
jeden Verwaltungsbezirfs auch Lyceen, Doch ift mehr als die Hälfte verfelben nicht vollkommen 
vrgantjirt. Die Zahl der Lehrftühle an allen dieſen Anftalten beträgt bei ven öffentlichen 
246 Lehrſtühle und A170 Zöglinge, bei den Brivatanftalten 126 Stühle und 8055 Zöglinge. 
Zur oberften Stufe gehört vor allem bie Univerfität zu Goimbra, die außer den gewöhnliden 
vier Facultäten noch zwei befigt, eine für dad Stublum des Kanoniſchen Rechts, eine andere für 
das der Mathematik. An ihr wirken 86 orbentliche und außerorventliche Profefforen; vie Zahl 
der Stubirenden betrug im Stubienjahre 1857 —58 nur 833, während ſie früher größer war. 
Sie iſt von der Eirdlichen Autorität ganz unabhängig, die vergebli eine Oberaufficht über bie 
Candidaten der Theologie, wie fie Ihr in ihren Seminarien zufteht, in Anfprud genommen bat. 
An fie Schließen ſich drei dirurgifche Schulen zu Liffabon, Oporto und Zundal, wie zwei polytedh- 
niſche zu Oporto und Lifjabon an, von denen die letztere an die Stelle des aufgelöften collegio 
dos nobres getreten iſt. Für bie ſchoͤnen Künfte beftehen Alapemien in Oporto und Riffabon; in 
legterer Stadt wurde 1841 auch ein Gonfervatoriun für Muſik gegründet. Für Aderbau und 
Induftrie find eigene Unterridhtsanftalten vorhanden, für die Bildung von Offizieren dient 
außer ver Marineſchule ein Militärcollegium zu Mafra, deſſen befte Zöglinge nad) einem ſechs⸗ 
jährigen Stubiun ala Fähnriche noch in die polgtechnifcge Schule übertreten fönnen, und bie 
Schule der Armee, deren Zöglinge den Rang eines Lieutenants haben. 

Der Lehrftühle für die Shönen Künfte find 29 mit 686 Zöglingen; an der Kriegefchule und 
der Marinefchule waren 1853 — 54 Im ganzen 77 Lehrſtühle mit 806 Zöglingen, an den Schu- 
len fir Aderbau und Induftrie zählte man in zweitfolgenvnen Jahre 24 Lehrflühle mit 1157 
Zöglingen. In neun kirchlichen Seminarien befanden fi im Jahre 1854 nur 524 Zöglinge. 
Schon unter Johann V. wurde (1720) eine fönigliche Akademie für portugiefifche Geſchichte ge⸗ 
gründet, fpäter (1781) unter der Neglerung der Donna Maria I. die königliche Akademie der 
Wiſſenſchaften errichtet. Sie wurde 1851 ald eine unter dem unmittelbaren Patronat der 
Krone ſtehende Anftalt neu organifixt; ihr Protector iſt ver regierende König, ihr Chrenpraͤfi⸗ 
dent der König Dom Fernando, Ihr Bicepräfident ver Befchichtfchreiber Portugals, Alexandre 
Herculano Earvalho, unter deſſen Leitung fie bedeutende hiſtoriſche Reiftungen veröffentlicht hat. 
Ein literarifcher Privatverein zur Beförderung fchriftftellerifger Arbeiten aller Art if das 
gremio litterario in Xiffabon. Das Mutterland Portugal zahlt 16 Biblisthefen, von denen 
nur eine fi in Bonta-Delgada auf ver Azorifchen Inſel San-Miguel, die übrigen jih auf den 
Feſtlande befinden. In lepterm iſt auch die Journaliſtik jehr vertreten ; unter den wiſſenſchaft⸗ 
lichen Journalen befinden ſich vier mebicinifche, ein militärifches und ein allgemein literarifches 
für Bortugal und Brafllien, welches „Revista contemporanea de Portugal e.Brazil’ über: 
Ihrieben iſt. Von den politifchen Journalen find NReglierungsorgane das amtliche Blatt ber: 
jelben, früher „Diario do governo“, jegt „Diario de Lisbea’ genannt, feit 1851 auch bie 
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„Revolucäo de Setembro”. Die Partei der Septembriften vertritt die „Opinião“, die der 
Migueliften die „„Nacäo‘. 

Der Handel Portugald mußte durch die franzöſiſche Annexirung des Landes unter Napo⸗ 
leon J. in noch groͤßere Abhängigkeit von England gerathen, als es durch den Methuen-Vertrag 
bereits der Fall war; er erlitt ferner einen großen Nachtheil durch die Lostrennung Brajiliens. 
Die neuern Handeldverträge, die mit England (3. Juli 1842), mit Frankreich (9. März 1853) 
und andern Staaten gefchloffen wurden, beruhen mehr auf der Grundlage wechfelſeitiger Zu: 
geftänpniffe, beſonders der mit Frankreich; auch iſt e8, wie Charles Vogel in der Vorrede feines 
fhon erwähnten Werks richtig bemerkt, gegenwärtig dad vorherrſchende Beftreben der Portu- 
giefen, fi durch engern Anſchluß an mehrere Nationen, unter denen Frankreich ein entſchiedener 
Einfluß vorbehalten ift, von allen läfligen Bepingungen freizumaden. 

Der Landhandel, ven Portugal nur mit Spanien führen Eann, tft mit Ausnahme der ge⸗ 
Ihmuggelten Waaren unbebeutend, der Seehandel geſchieht größtentheild von den Häfen zu 
Kiffabon und Oporto. Mit den eigenen Colonien geht er über einen Werth von 7— 7./, Mill. Fre. 
nicht Hinaus, mit Brafllien betrug er 1855 gegen 34 Millionen. Eine Zufammenftellung der 
portugiefifchen Bin: und Ausfuhr dev Waaren bezüglich der eigenen Golonien fowol wie der 
übrigen Länder bat für die Jahre 1851 und 1855 Charles Vogel gegeben; bei ihm findet man 
auch eine Überficht des englifchen Handels feit 1702, des franzoͤſiſchen feit 1827; letzterer ift 
von 1852 an weit bedeutender geworden. Der Aderbau hat in den legten zwanzig Jahren zu: 
genommen, beſonders in den noͤrdlichen Provinzen des Landes, wo er den Spaniens übertrifft. 
Streden vor bedeutender Ausbehnung wurden urbar gemacht, fumpfige Ebenen audgetrodnet 
oder in Reisfelder verwandelt, die Cerealien, die früher das Land nie in hinreihenper Zahl er- 
zeugte, find in günftigen Jahren jegt ein Gegenſtand der Ausfuhr geworden, neue Weinberge 
wurben gepflanzt, endlich ift in neuerer Zeit auch die Bewäflerung durch früher unbenußte 
Waſſerkräfte verbeflert. Ungeachtet dieſes weſentlichen Fortſchritts ift noch immer vie Hälfte 
de8 zum Anbau tauglihen Bodens unbenutzt, denn ed fehlt an den nöthigen Kapitalien, an 
Kenntniß und an Arbeitern. Die in Angriff genommenen Ländereien werben auch gegenwärtig 
noch auf eine in der Regel fehr unvollfonnmene Weife angebaut, fie können daher ben Ertrag 
nicht liefern, der unter andern Berhältniffen von ihnen zu erwarten flände. Die vorzüglichfte 
Urfache für die ungünftige Befchaffenbeit des Aderbaues liegt aber noch immer in ver Schwierig: 
keit de8 Transportd, der nur pur Anlage von Straßen und Eifenbahnen und durch die Kana— 
Itfation der verfandeten Zlüffe abgeholfen werden kann. Das Land ift nicht vermeffen, vie Trian- 
gulirung hat erſt 1835 begonnen, e8 fehlt noch immer an Kataftern, die für eine gleichmäßige 
Vertheilung der Grundfleuern unentbehrlich find. Als Muftergut bezeichnet Forreſter dad Land⸗ 
gut (quinta) das Figueiras, auch de Vezuvio genannt, in ber Provinz Traz-08:Montes; aber 
Güter wie dieſes, das fih durch Reichthum an Weinen, an Ol und auderlefenen Früchten aus⸗ 
zeichnet, find felbft im Norden des Landes felten. 

Die Induftrie ſollte beſonders durch den Zolltarif von 1837 geſchützt werben, der die weſent⸗ 
lichften Gegenſtände der Einfuhr ven höchſten Abgaben und ven größten Befchränfungen unter: 
warf. Bedeutende Erleichterungen find indeſſen hierin durch die Tarife von 1841 und 1852, 
wie durch dad Gefeh vom 5. Aug. und die Verordnung vom 11. Oct. 1854 eingetreten. Die 
frühern zu großen Beſchränkungen konnten nur ven Schmuggel befördern, auch laftet noch auf 
der Arbeit felbft eine innuftrielle Tare (decima industrial); dennoch beftehen gegenwärtig 1600 
induftrielle Uinternehmungen, welde 20000 Arbeiter befchäftigen. Tabad und Pulver find 
noch immer ein Monopol des Staats, die Seife ift erft feit einigen Jahren für die Inbuftrie ver 
Privaten freigegeben worden. Induftrielle Ausftellungen haben 1849 zu Liffabon, 1857 zu 
Dporto flattgefunden; an den großen Ausfteflungen der inpuftriellen Welt zu London und Paris 
haben ſich die Bortugiefen gleichfalls betheiligt. Arbeitervereine zur gegenfeitigen Unterſtützung 
beſtanden 1855 17, welche 2114 Mitglieder zählten. Für die induftrielle Ausbildung beftehen 
zweilinterrichtöanftalten, das induftrielle Inftitut in Liffabon und die Induſtrieſchule in Oporto. 
Beide find dazu beftimmt, Vorſteher inouftrieller Unternehmungen, Auffeher und tüchtige Ar- 
heiter zu bilden. 

Die Finanzen des Landes leiden noch immer an dem fländigen Deficit, welches durch Die 
Ungleichheit der Einnahmen und Ausgaben vorhanden ift und ſich nur durch Vermehrung der 
erflern und Berminderung der legtern heben läßt. Nach vem Budget von 1860— 61 überſteigen 
die Ausgaben vie Einnahmen um 13 Pror., ſodaß ein Deficit von 9,312000 Frs. zu erwarten 
fteht, zu dem noch ein Nachtrag durch die Mehraudgaben der Marine kommen fann. Die Re: 
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gierung bat durch außerordentliche Mittel dieſen Zuſtand erleichtern wollen; fo bat fie 1859 in 
London ungefähliffene Diamanten im Werthe von 3 Mill. Frs., welche das @igenthun der Krone 
waren, zu biefem Zweck verkaufen laſſen. Für die Vermehrung ber Einnahmen hat fie durch 
neue Unftalten für den Verkehr, wie Straßen und Gifenbahnen, bereitd den richtigen Weg ein: 
geichlagen ; zur Berminderung der Ausgaben bedarf es einer neuen Organifation der Abgaben. 
Directe Steuern koͤnnen nur durch Anlegung von Kataftern einträglicher werben; bis Diefe zu 
Stande fommen wird, ſchlägt Charles Vogel eine durchgreifende Verbeſſerung der Finanz: 
veriwaltung vor. Die Herftellung des Gleichgewichts zwifchen Einnahmen und Ausgaben liegt 
nad feiner Anficht im Bereich der Möglichkeit. 

V. Jetige Lage des Landes. Die politifche Rage des Landes ift gegenwärtig die eines 
gemäßigten Verhältniſſes ver Parteien. Die erfte Eonftitution vom 23. Sept. 1822 war ber 
fpanifchen von 1812 nachgebildet; fie beruhte auf einer weſentlich demofratifchen Grundlage ; 
Adel und Klerus hörten nad ihrer Beflimmung auf, privilegirte Stände und Vertreter des 
Zandes zu fein, nur Eine Kammer derfelben follte flattfinden. Iohann VI. nahm fie felbft 
(1823) zurüd und fpra (1824) die Rückkehr zu der frühern Landesvertretung, den aus den 
yrivilegirten Ständen beftehenden Cortes aus, deren Vollzug jedoch durch feinen Tod verhindert 
wurde. Sein Nachfolger Dom Pedro ließ eine neue Gonftitution, die am 29. April 1823 er- 
laffene Charte, am 23. Juli in Liffabon veröffentlichen, welche eine Volfövertretung durch zwei 
Kammern ausſprach. Die Ufurpation feined Bruders Dom Miguel, der am 30. Juni 1828 
von den alten Ständen zum abfoluten Herrfcher ded Landes ausgerufen wurde, flürzte die harte. 
Mit der Thronbefteigung der Tochter Dom Pedro's, der Königin Donna Maria II., zu deren 
Gunſten ex ee Rechten auf die Krone entjagt hatte, wurde (1833) die Gültigkeit der Charte 
wieverhergeflellt. Sie war kaum brei Jahre in Kraft getreten, al8 die demokratiſche Partei, 
die durch die Revolution vom 10. Sept. 1836 den Nanıen Septembriften erhalten Hatte, fie 
wieder befeitigte. An ihre Stelle trat wieber die Eonftitution von 1822, jedoch in mehrfacher 
Jteugeftaltung ; die Königin war ‚genötigt, fie anzunehmen. Sie wandelte die erbliche Kammer 
der Reichsräthe (dos pares) in eine wählbare mit weitgreifenden Befugniflen um, behielt jedoch 
der Krone dad Recht eines abfoluten Veto vor; die Gegenrevolution vom 7. Febr. 1842 hat der 
Charte ihre frühere Geltung verfchafft. Nah ihr gibt ed vier Öffentliche Gewalten im Staat. 
Die geſetzgebende ift zwifchen König und Volfövertretung getheilt. Von den beiden Kammern 
derjelben, der Kammer ver Neichdräthe und der ver Abgeordneten (dos depulatos), zuſammen 
noch immer Cortes genannt, werben die Gelege gemachs, fuspendirt und abgeihafft; vom König 
werden fle angenommen oder zurüdgewielen. Die Negierungsgemwalt und die vollziehende @e- 
walt ftehen vem König zu, der dad Recht des abfoluten Beto hat. Die richterliche Gewalt wird 
von unabhängigen Richtern und den Gefchworenen im Namen des Königs ausgeübt. 

Unter dem Schuge diefer Berfafjung, welche mit ver Zufagacte vom 5. Juli 1852 das 
Grundgeſetz des portugiefifhen Staats bilvet, ift derfelbe gegenwärtig in einem allmählichen 
Bortfchritt begriffen; von ihm zeugt auch das neuefle, 1863 erlaflene Geſetz über die Ab- 
ſchaffung aller Majorate mit Ausnahme des der casa de Braganza, durch welches Aderbau und 
Induſtrie nur geförvert werben Eönnen: F. Kunſtmann. 

Poſen. (Das Land und die geſchichtliche überſicht ſeiner Entwickelung. 
Staliſtiſches.) I. Geſchichtliche überſicht. Man hat dieſe oſtliche Provinz des preußiſchen 
Staats, unterſcheidend von den übrigen Provinzen, auch „das Großherzogthum Poſen“ ge- 
nannt. Dafũr gibt es aber weder einen hiſtoriſchen noch diplomatiſchen Grund. Denn weder 
haftete an ihr zur Zeit ihrer Zugehörigkeit zu dem polniſchen Reich eine ſolche Würde, noch ifl 
in dein Wiener Congreß, in weldem dad Haus Hohenzollern den Beilgtitel dieſes Landes er- 
worben hat, diefe aus vem Körper der preußifhen Monarchie ausſondernde Bezeihnung nebſt 
ihrem Begriff zur Bedingung gemacht worden. Nach dem ihr in jenem Congreß gegebenen Um⸗ 
fang liegt die Provinz zwifchen 51° und 54° nörbl. Br. und 33° und 360oͤſtl. L., alfo in dem⸗ 
jenigen Diftriet Urgermaniend, in welchem nah dem Alerandriner Ptolemäus bie Städte 
Kalifia (Kaliſch), Setidawa u. a. m. gelegen haben follen. Gewiß ift, daß hier in ver älteſten 
Zeit eine große Handelöftraße nad den Oftfeefüften hindurchführte, die von römifhen Kauf: 
leuten und vordem gewiß aud von Griechen befahren worden iſt. Nach der Völferwanderung 
ſetzten fich Hier flawifche Stämme feſt, von welden die Polen, ein Theil des größern Lechen⸗ 
ſtammes, in der nordweſtlichen Niederung der Provinz ein Gemeinweſen gründeten. Aus diefem 
erhob fi allmählich durch die Bejiegung und den Anfchluß der ftammverwandten oflwärts und 
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füdwärts ſitzenden Slawen die Macht des polniſchen Reiche. Die ſchon in der Heidenzeit be- 
rühmten Orte Kruſzwice und Gneſen werden als die Wiege des polniſchen Reichs verehrt, und 
auch die Stadt Poſen muß ſchon damals in Flor geſtanden haben, denn als im 16. Jahrhundert 
der Herzog Mieczyflam von Polen das Chriſtenthum angenommen hatte, wurde dort der erſte 
Biſchof eingeſetzt. Mit der Einführung des Chriſtenthums begannen alsbald die deutſchen Ein: 
flüffe auf das Land, denn das Bischum fland unter dem Suffraganat Magpeburgs, und der 
polnijche Herzog ſelbſt trat in die „Mannſchaft“ des deutfchen Kaiferd. In der Ausbildung und 
in dem Aufftteben ver polnifhen Macht führten diefe Verhältniffe zu ftarfen Gonflicten. Bo: 
leflam I. wußte fein Land und das Bisthum von deutſcher Oberherrlichfeit zu löfen, aber damit 
hörten die deutihen Einwirkungen auf die Cultur und Benölferung nicht auf, ſondern durch⸗ 
drangen im @egentheil die ganze Gefellfhaft von unten herauf in einer Weife, daß nad einigen 
Jahrhunderten das ganze Gepräge ver Landſchaft, vorzugsmeife aber in den Städten, nicht 
ſlawiſch, fondern deutſch war. Der Hergang war etwa folgender. Die polnifhen Rechtsverhält⸗ 
niffe fhufen für die ackerbauende, theils perfönlih und dinglich, theild nur dinglich unfreie 
Bevölkerung eine flarfe Gebundenheit. Die Laften, welche jene auferlegten, maren dermäßen 
prüdend, daß das Aufkommen befferer Zuftände gänzlich verhindert wurde, zumal e8 an einem 
freien Mittelftande durchaus gebrach und die Elemente zur Bildung eined Bürgerthums und ber 
damit in Zuſammenhang flehenden Gewerbthätigkeit vollends fehlten. Diefes alles brachten vie 
einwandernden Deutfchen mit, welche fi in jener Zeit dem im Heimatlande ji zur Herrſchaft 
erhebenven Feudalismus zu entziehen trachteten. Der erſte Strom ber deutſchen Einwanderung 
bing mit der Einführung des Chriſtenthums und der aufkommenden Hierarchie zufammen, 
denn die Mafle der polnifchen Geiftlihen beftand aus Deutſchen, und die an mehren Orten 
entftandenen Klöfter, wie die ver Eiftercienfer zu Paradis, Briment, Blefen, Lekno, Byſzewo 
(Krone), der Dominicaner zu Pofen und Wronfe, ver Benedictiner in Lubin, der Johanniter 
in Bromberg find theild mittelbare, theils unmittelbare Biliale von deutſchen Heiligthünern. 
Die in das fremde Land gekommene Geiftlichkeit zog arbeitendes Volk in Menge aus Deutſchland 
mit ſich herbei, durch welches fie die ihr überlaffenen Pfründen und Ader in beffern Zuſtand 
bringen zu Eönnen mit vollem Recht erwartete. Geboten war died Verfahren vorzugsweiſe 
durch die überaus dünne Bevölkerung der Landſchaft und durch den noch vorherrſchenden 
Naturzuftand verjelben, denn unfrudtbare Waldungen und moraftige Niederungen überwogen 
unverhältnigmäßig noch ganz. Die Geiftlihen ließen diefe Einwanderer frei und ledig maden 
von ven Beichwerungen, welche das polnische Recht mit ſich brachte, fie entbanden dieſelben vun 
polnifher Gerichtsbarkeit und fiedelten fie in Dorfihaften mit „deutihen Recht“ an. Der 
Erfolg war glänzend, die geiftlihen Güter blühten unter ſolchem Einfluß auf und reizten als⸗ 
bald die Fürften und Herren zur Nachahmung, befonverd nachdem das Land durch pie weithin 
bis an die Oderlande ſchweifenden Mongolenhorben ſtark entwölfert und gründlich verwüſtet 
worden war. Unzählige Ortichaften entſtanden fo unter dem Fleiß diefer deutſchen Gemeinden, 
welche ihre deutſche felbftändig gewählte Obrigkeit und Berfaffung mit Ginwilligung ver 
Landesherren beibehielten, ihre Nechte, Sitten und Sprache bewahrten und an dem Lande, auf 
welchen fie ſich feftfegten, ein volles Eigenthumsrecht in aller Form erwarben. Sie bildeten freie 
Bemeinwefen und verflaiiden fi nur zu feft vereinbarten beflimmten Steuern, die nad) gewiſſen 
Normen an den Grundherrn oder Landesfürften abgetragen wurden. Der ganze Vorgang, der 
ſich durch das 12., 13. und 14. Jahrhundert hinzog, war fo durchgreifend, daß das gefammte 
Land ſich zu germanijiren ſchien. Bald erwuchſen aus den Dorfihaften Stäpte; bald wurden 
aud) von den in Bildung und Geſchicklichkeit überlegenen veutfhen Handwerkern und Bürgern 
neue Städte angelegt, und es ift mit Urkunden leicht zu erweifen, daß ber bei weitem größte 
Theil der gegenwärtig noch beſtehenden ſtädtiſchen Anlagen ver deutfhen Anfievelung feinen 
Urfprung verbantt. 

Das pofener Land Hat feine natürlihen Orenzen und war daher rücfichtlich feines Umfangs 
den Wechſelfällen ver gefchichtlichen Entwidelung preißgegeben. Nach der durchaus willfürlichen 
Abgrenzung, die ed gegenwärtig hat, iſt ed zufammengefegt aus Theilen der altpolniſchen 
Wojwodſchaften Poſen, Gneſen, Kalifz, Brzese-Kuiawien und Inowracam. Die Schidfale 
des Landes find daher nur wenig gleihmäßig; die nördlichen Kreife wurden mehrfad in vie 
pommerſchen Berwidelungen hineingezogen; die weftlichen Bezirke ſtanden eine lange Zeit unter 
ber Herrſchaft brandenburgifher Markgrafen, wie die fünlihen unter ſchleſiſchen Herzogen. 
Immer unangefochten blieben in polniſchem Befige nur vie Öftlihen Theile der heutigen Provinz. 

Staate-Lerifon. XI. 43 
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Da indeffen ſpäter das ganze Land ber polniſchen Krone verfiel und das Gepräge ſlawiſchen 
Guftureinfluffes annahm, jo betrachten wir als den Kern feiner äußern Geſchichte nur Die ber 
polnifhen Herrſchaft, welche das Land bald ganz, bald theilweife befaß. 

Solange die Binheit des alten polnifhen Reichs beftand, theilte Poſen die allgemeinen 
&rlebniffe veffelben, aber ald mit ven 12. Jahrhundert die Erbtbeilungen zum Staatsrecht eı- 
hoben wurben, trat natürlich für die einzelnen Diftricte eine größere Mannichfaltigkeit ein. So 
kam der Eujawifche Theil des pofener Landes fhon 1102—16 unter die Herrſchaft Zbigniew's 
eines Bruders des Boleflaw Krzywouſty (Krummaul), und fiel erft nach deflen Tode wieder 
an die Krone Polen zurüd. In der von dem genannten Boleflaw auf dem Todtenbette vorge: 
nommenen Theilung wurbe das Land (1139) dermaßen zerriifen, daß ber Eujawiiche Theil an 
feinen zweiten Sohn Boleflaw, ver frauflädter Kreis dem älteften Wladiſſaw und das übrige 
Zand dem dritten Sohne Mieczuflam anheinfiel. Die ſchweren Kämpfe, welde nad dieſer 
Tpeilung um das Sentorat ausbrachen, zerrütteten das Land das ganze Jahrhundert hindurch, 
bis e3 1202 eine neue Theilung infofern erfuhr, ald das eigentliche pofener Land dem Wla- 
diſſaw Plwacz, einem Enkel jenes Mieczyflaw, die Diftricte Kaliih und Gneſen aber einem 
Sohne ebenveflelben, vem Wladiflam Laffonogi gegeben wurbe. Achtzehn Jahre fpäter wurden 
die Grenzen des Landes im Norden verändert, indem Smantopolf von Pommern von dem 
gnefener und Ealifher Bezirk alle nörblihen Kreife jeinem Scepter unterwarf. Der Mefl des 
Landes wurde im Jahre 1229 durch Erbfolge von Wlapiflam Plwarz wieder vereinigt. Nah 
feinem Tode aber erhielt fein älterer Sohn Przemyſlaw den pofener Bezirk ſammt Onefen und 


Erin, während der Bruder deffelben, Boleflar ver Fromme, das Ealifher Land regierte. Dice | 


beiden Brüder taufchten wiederholentlich mit ihren Rändereien, und die Zerflüftung des Landes 
fleigerte fi im 13. Jahrhundert, bis es fünf Jahre nad dem Tode Boleflam des Frommen 
1284 in die Gewalt des fhlefifchen Herzogs Heinrich (IV.) von Breslau Fam. Diefer trat es 
zwar an Praemyflaw Il. ab. Doch als derſelbe 1296 ermordet worden war, rip jener e8 wieder 
gegen die von Wladiflam Lojietef erhobenen Anſprüche an fih. Die Berufung des Böhmen- 
koͤnigs Wenzel Il. auf den polnifchen Thron unterbrach auch dieſes Regiment einige Jahre, und 
erft nach dem Tode des Monarchen ftellte der fchleftfche Herzog wiederum feine Gewalt in diefen 
Landen ber. Bis zu feinem Tode jedoch (1309) mußte er darüber einen ſchweren Kampf mit 
Wladiflaw Lojietet beſtehen. Seine Söhne theilten zwar das Land unter ih, mußten aber um 
fo mehr der auffleigennen Macht des genannten Polenherzogd weichen, als diefer endlich ſich 
zum König des Polenreih® (1320) aufwarf und die Verſchmelzung der poſenſchen Kante im 
iweitern Sinne, die mit vem Namen Broßpolen umfaßt wurden, bewerfitelligte. Seitdent blieb 
Pofen mit Polen vereinigt, und die Könige deſſelben erweiterten allmählih die Grenzen 
wieder in dem Maße, als fie vor der durch die Erbthellungen berbeigeführten Zerklüftung 
geweſen waren. 

Das Aufblühen des Landes wurde durch die äußern politiſchen Berhältnifie wenig gefördert, 
vielmehr lag die Bedingung deſſelben in den deutfchen Gemeinden, welche einen großen Theil der 
Dörfer und faft alle Städte erfüllten. Man unterſchied in dieſer Zeit königliche Städte, d. i. 
jolche, die der Krone unmittelbar unterflanden, von den Erbfläpten, d. h. denjenigen, die einen 
Erb: oder Grundherrn über fi Hatten. Während auf ven Burgen das polnifche Recht mit 
feinen zahlreichen Beſchwerungen in Beltung war, genoffen die Stäbte daß die Selbfiverwaltung 
und die eigene von den polniſchen Beamten unabhängige Gerichtsbarkeit bedingende deutſche. 
in dev Regel magdeburger Nedt. 

Es ift nicht Immer genau feftzuftellen, wenn einer Stadt dieſes Necht verliehen worden ifl, 
aber e8 dürfte kaum Eine aufzuweiſen fein, die deſſelben nicht theilhaftig geweien wäre. So 
lange daſſelbe geachtet wurde, hatte der Staroft den Bürgern nit zu gebieten, und die Entfal- 
tung der Gemeinden war wenig eingefhränft. Sie traten daher in fo großer Anzahl auf, var 
fie ſich ſelbſt fchließlich gegenfeitig in den Weg traten, zumal es ihnen vollfländig an einem 
gemeinſchaftlichen Juſammenhang gebrach, ver ihre Kräfte einheitlich ven aus dem Staatsweſen 
allmählih ihnen herauswachſenden Gefahren hätte entgegenftellen Eönnen. Bir hören auch 
äußerft wenig von Städteeinigungen und von einem gemeinfamen Streben, ihre Bedeutung im 
Staate geltend zu machen. So mußte es Fonımen, daß die einzelnen Städte in ihrem tfolirten 
Beftande bald dem mächtig alle Öffentliche Gewalt ergreifenden Adel zur Beute fielen. Das 
eigene Reit, worauf fich, die ganze politifche und Öfonomiiche Lage der Städte gründete, wurde 
gekränkt und befchränft, und der Eigenwille und Unverfland der mit einer kaum begrenzten 
Machtbefugniß ausgerüfteten Staroften griffen fehr häufig fo vernichten in pie ſtädtiſchen Bin: 
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richtungen, daß der Wohlſtand geknickt und das ganze Land zu einer merklichen Verkümmerung 
herabgedrückt wurde. Häufige Kriege und die innern Staatszerrüttungen trugen nur dazu bei, 
den Verfall zu beſchleunigen, und um die Zeit der Kirchenreformation, im Anfang des 16. Jahr⸗ 
hunderts, war der Segen, welcher dem Lande aus der dentſchen Coloniſation erwachſen war, 
ſchon volltändig im Verſchwinden begriffen. Die pofener Lande verwuchſen mehr mit polniſch⸗ 
nativnalem Geifte, wurden aber aud) in jeder Beziehung ärmer und verfommener. 

Die Reformation fand im pofener Lande zahlreiche Anhänger, und es eröffneten fi in 
demjelben durch die Gunſt einiger Magnaten den aus Deutfchland wegen ihres evangelifchen 
Glaubens verprängten Flüchtlingen zahlreiche Aſyle. Es erfolgte eine zweite Einwanderung 
der Deutfhen. Während aber die durch die Jeſuiten herbeigeführte Reſtauration die polniſchen 
Bekenner der gereinigten Lehre mit einer bemerkenswerthen Leichtigkeit wieder in den Schos der 
roͤmiſchen Kirche zurückbrachte, ſetzten die eingewanderten Deutſchen, welche die Glaubensſachen 
innerlicher erfaßt hatten, der Katholiſirung einen fo zähen Widerſtand entgegen, daß ed zu den 
beftigften Reibungen und zu den unglüdfeligften Gonflieten fam. Damals mochte ſich wol jener 
bis auf den heutigen Tag im ganzen beſtehende Begenfag erzeugt haben, in welchem Nationalität 
und Glaubensbekenntniß in folder Weije zujanmenfielen, daß ver Pole zugleich Eatholifch, 
der Deutſche dagegen Proteſtant war oder mindeſtens dafür galt, und daß man einen polniſchen 
und einen deutſchen Glauben unterſchied. Um ſo härter prallten die Gegenſätze aufeinander. 
Der Katholicismus und das Polenthum, getragen von den Staatseinrichtungen und von der 
PBarteinahme des übermäctigen Adels, gemannen die Übernadht und erflidten die proteftantifch- 
deutſchen Gemeinden. Die Gefchichte des 17. und 18. Jahrhunderts bildet in dem pofener Lande 
nur eine lange Kette ſchmählicher Bedrückungen und Gewaltthätigkeiten. Die Schwedenkriege 
vermüfteten ven winzigen Wohlftand durch ungeheuere Gontribution, und was vom Feinde übrig: 
gelaffen und verſchont geblieben war, das raubten und plünderten die von übermüthigen Ebel: 
leuten geführten Cohorten der Polen, die fein Bedenken trugen, ihr eigenes Land mit euer 
und Schwert heimzuſuchen. Die Städte beftanden aus lauter Lehmhütten und Holzgebäuden, 
mit Stroh oder Schindelu bedacht, die ven häufig wiederkehrenden Feuersbrünſten eine nur zu 
bequeme Nahrung lieferten. Es mangelte an brauchbaren Verkehroſtraßen; an allen Grenzen 
ward ein umfangreiher Schnuggelhandel getrieben, der zerflörend auf die ohnehin wenig 
genäbrte Öffentliche Moral einwirkte. Die Bildungsanflalten, die aus der beflern Vergangenheit 
in befcheivener Zahl noch übriggeblieben waren, gerietben gänzlich in Verfall. Selbſt der 
Aderbau, die hauptſächlichſte Duelle des Linterhalt8 der Bewohner, war verfümmert, denn die 
zahlreihen Ylüffe und Seren des Landes waren verfumpft, der Abfag der Ernten unmöglic. 
Ein grenzenlofed Elend war da zu ſchauen. 

Bei der erften Theilung Polens 1772 wurde das Niederland ver Nee preußifch. Unrecht⸗ 
müßigerweife dehnte der Bevollmächtigte Preußens, der General Brenkenhof, die Grenzen weiter 
aus, ald in dem Abfommen mit Rußland, dad fpäter von dem polnifhen Reichstag genehmigt 
werden mußte, flipulirt worden war. Diefer „Negebiftrict" erfuhr alsbald die ſegensreichen 
Einflüffe der wirthſchaftlichen Fürſorge des großen Friedrich. Der Bromberger Kanal, ver eine 
Berbindung ber Weichfel mit den deutſchen Stromgebieten herftellte, wurde gebaut. Die Cin⸗ 
wanderung und Anfievelung deutſcher Adersleute und Handwerker wurde lebhaft beförbert. 
Die faft gänzlich abhanzen gekommene Pflege der Gerichtsbarkeit wurde mit der Einführung des 
Allgemeinen Preußiſchen Landrechts aufgenommen und fchuf die früher nimmer vorhandene 
Sicherheit der Perjon und des Cigenthums. Das Unterrichtsweſen warb zur thatfräfti- 
gen Sorge ded Staats gemacht und den verfümmernden Händen der Geiſtlichkeit entzogen. 
Kaum auf irgendeinen Theil feiner innern Verwaltung Eonnte Friedrich mit größerer Befrie: 
digung zurüdbliden. Mit diefer Entwidelung ver Dinge begann die dritte Bermanifirung bed 
Zanded. Blieb nun auch der polnische Theil der Provinz weit hinter dieſem Auffhwung 
zurüd, fo wurden doch auf dort im Zuſammenhang mit ven krampfhaften Verbeſſerungs⸗ 
verfuchen des ganzen polnifhen Staats in feiner Todesſtunde einige Anordnungen getroffen, 
die einen beffern Stand der Dinge bezwedten. Allein einerſeits waren diefelben nicht ausreichend, 
um dem maßlojen Elend zu fleuern, andererfeitö wurden fie durch die Handhabung von feiten 
der an Willkür gewoͤhnten Organe in ihrer Wirkung verkürzt, und die Lage des Landes änderte 
ih nur wenig. Zum zweiten und dritten male theilten fi die Nachbarn in das polnifche Land. 
An Breußen fiel das ganze ehemalige Örofpolen (1793). Gleichwol wurde der alte Zuſammen⸗ 
bang des pofener Landes nicht wieberhergeftellt, denn während ver frühere Netzediſtrict mit 
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Theilen des heutigen Weſtpreußen in ver frühern Organiſation verblieb, wurde das neu: 
erworbene Gebiet unter dem Namen Sübpreußen der preußiſchen Monarchie einverleibt. Die 
Fürforge eines Frieprih kam diefem Lande nicht mehr zugute. Wenn auf die allgemeinen 
Berorbnungen und Befege für dad zerrüttete Land den Charakter ver Milde und Rückſicht trugen, 
fo hatten doch die firaffe Bureaufratie, vie alle Verhältniſſe nach ihrem Schema zwängte, ſowie 
die Nichtöwürbigkeit vieler Beamten folhen Einfluß, daß der volle Segen der belebenven preufi: 
ihen Adminiſtration nicht ungeſchwächt feine Wirkung entfalten konnte. Aber ſchon die Um— 
wandlung ver Gerichtöbarkeit, welche zum erften mal in diefen Ländern dem Bauer Geredtig: 
feit gegen ven Edelmann verſchaffte, war von fo weit tragenpen Folgen, daß ein fichtlich zunek: 
mendes Gedeihen nicht ausblleb. Nicht zu vechtfertigen ift die abſcheuliche Weiſe, mit der man 
unter dem Vorwand der Rebellion den gegen bie preußifche Herrſchaft Nenitirenden ihre Güter 
entriß und an Leute verfchenkte oder durch Scheinfäufe überließ, die fein anderes Verdienſt 
hatten, als die Favoriten bes wüften Königs Friedrich Wilhelm II. zu fein. Daraus erzeugte 
fich eine Erbitterung, die Preußen in feinem unglücklichen Kriege gegen Frankreich bitter büßen 
mußte. Mit einem Preußen befhänennen Jubel wurden die 1806 einrüdenden Franzojen 
begrüßt. Das pojener Land wurde zu dem von Napoleon geftifteten Herzogthum Warfchau 
geihlagen. Alfein vie Bildung war eine Erankhafte, und vie Einführung der franzöflicen 
Snftitutionen in einer ſeltſamen Mifchung mit altpolnifhen Gewohnheiten war nicht geeignet, 
den unglüdlihen Rückſchlag in der langfanı aufgeftiegenen Veſſerung aufzuhalten. Abgefehen 
davon, daß die damaligen Zeitereigniffe zu reformatorifhen Ummwandlungen wenig gelegen 
waren, fehlte auch bei den Behörden des neuen Herzogthums der gute Wille, und mit den 
erften Unglücksſchlägen, welche ven franzöſiſchen Kaifer trafen und feinen Sturz vorberei: 
teten, brach der ganze Bau haltlos zufammen. Darüber hinweg tobte die Kriegsfurie von 
1812—15. 

Erſt mit der nochmals beginnenden preußifhen Herrichaft vom Jahre 1815 an wurden die 
Zuftände merklich beffer. Im Wiener Eongreß war nämlich der Netzediſtrict ſammt 12 ganzen 
und 4 getheilten Kreifen Südpreußens unter dem Titel eines Großherzogthums Pofen an die 
Krone der Hohenzollern für den Verzicht auf das beanſpruchte Königreich Sachſen abgegeben 
worden. Das audgefogene und zertretene Land mir feiner gemifchten Bevölkerung war ein 
dürftiges Aquivalent. Um fo höher erfaßte Preußen feine Aufgabe diefer Provinz gegenüber. 
Geſchahen wol auch manderlei Fehler und verkehrte Maßnahmen, die zumeiſt aus der bureau- 
kratiſch-feudalen Richtung des berliner Cabinets in jener Zeit hervorgingen, fo trat bennod 
andererfeits ein fo namhafter Aufſchwung aller Verhältniffe ein, wie ihn das pofener Land zu 
feiner Zeit feiner geſchichtlichen Entwickelung jemals erfahren hat. Als der Regierungkbezirk 
Pofen eingerichtet wurde, fand man 164 elende und verfommene Schulen für Anfangsgründe 
vor; gegenwärtig find weit über 1200 neben einer beträchtlichen Anzahl Gymnaſien und Real; 
Schulen thätig. Das preußifche Gerichtsweſen brach die Ungebühr der Batrimonialgerichtöharkeit, 
die „Städteordnung“ regelte die gewerblichen Verhältniffe und glich ven unbilligen Unterſchied 
zwifchen ven freien Immebiat- und den bedrücktern Meviatflänten ans, die „Kreis: un 
Provinzialoronung” gab den Bürgern und Bauern Sig und Stimme in der freilich) ganz un: 
vollkommenen Landesvertretung neben dem Adel, die Befreiung und Ablöfung der Bauern von 
allen Fronen und Laften geſchah nad billigen Rückſichten, an AO Klöfter murben eingezogen 
und theils zu Schulen, theild zu andern humanen Anftalten umgewandelt, eine Menge ver 
Kunſtſtraßen wurde gebaut, und viele gemeinnügigeAnftalten traten ind Xeben, bie bis zu bielem 
Augenblid eine blühende Tätigkeit entfalten. So fehr fi aber auch die preußifche Regierung 
anfänglich mindeflend einer gewiſſen Vorliebe und Zärtlichkeit für den polniſchen Adel der 
Provinz fhuldig machte, fo Eonnte jie dennoch im Intereffe der Geſammtbevoͤlkerung nit ver— 
hindern, daß derſelbe mancherlei Schänigung erfuhr. Daß erzeugte Unzufriedenheit. Vergroöͤhen 
wurde diefelbe durch die Unfähigkeit der polnifhen Gutöbefiger, mit ven ökonomiſchen deutſchen 
zu concurriren. Immer tiefer wurden die Grundſtücke ver Polen mit Schulden belaſtet, den 
Wucher und der Speculation verfielen Die in unbegrenzter Xeichtfertigkeit hinlebenden Edelleutt, 
und bald erhob ſich unter ihnen eine Partei, welche von einer gewaltſamen Umwälzung un! 
Benugung der nationalen Ideen und Traditionen eine Verbefferung und Reflitution ibrt! 
ruinirten Berhältniffe hoffte. Genährt wurde dieſe Richtung durch eine gewiſſe natürliche Ne 
gung zur Gonfpiration, die aus der Gefpanntbeit der hochromantifihen Stimmung jenet Zeit 
durch ganz Europa ſchlich und die in Polen insbeſondere Wurzel gefaßt hatte, und durch die 
Unzufriedenheit, welche namentlich das deutſche Volk mit Lebhaftigkeit gegen die Fortdauet ab- 
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jolutiftifher Zuftände empfand. Endlich fehlte es auch nicht an folhen Männern, welde mit 
tiefer Wehmuth die fortfchreitende Germanifirung des Landes erfannten, denn es war dem 
polnischen Bauer wie dem polnifchen Edelmann nicht gegeben, mit den allmählich fih an Zahl 
mehrenden Deutfhen an Tüchtigkeit der Arbeit, an Umſicht und Sparfamkeit der Wirthfchaft 
zu concurriren, obgleich die Polen unter preußifcher Herrfchaft auch hierin nicht unbedeutende 
Fortſchritte machten. So oft daher Grundbeſitzer in die Lage kamen, ihre Grundſtücke entweder 
freiwillig oder zwangöwelfe zu verkaufen, ging der Grund und Boden in deutfche Hände über. 
Die veutihe Verwaltung, der Unterricht in der deutfchen Sprache auf den Schulen; die natlır- 
lichen Verkehrsbeziehungen zu ben andern preußifhen Provinzen, die Aufhebung eines Zuſam⸗ 
menhangd mit den altpolnifchen Ländereien durch die firenge und in unvernünftiger Weife feft- 
gehaltene Zollgrenze, alle dieſe Umflände braten eine tiefe Spaltung zwiſchen der deutfchen 
und polniſchen Nationalität, trotzdem die Negierung fi die Wahrung derfelben durch mannich⸗ 
jaltige Maßnahmen angelegen fein ließ. Natürlih brach darüber der Schmerz der Patrioten 
aus. — Sp kamen denn vielerlei Momente, Tautere und unlautere, zufanmen, um eine Ex— 
plofion vorzubereiten. 

In den 10 Jahren von 1836— 46 hatten Agenten und Emiffare, die von Paris, Brüffel 
und London von geheimen Comites ausgefenvet waren, die Stimmung ber Polen weſentlich 
erhigt, und unter Anführung Ludwig Mieroſlawſtki's follte im Jahre 1846 eine Revolution in 
Pofen bewirkt werben, in welcher ein graufig blutiger Anſchlag auf Die preußifchen Militärs 
und auf die etwa hinderlich auftretenden Mitbürger deutſcher Zunge in Ausſicht genommen war. 
Allein drei Tage vor der für den Aufſtand angefegten Brift (17. Febr.) erhielt die Regierung 
genaue Kenntnig von der ganzen Verſchwoͤrung und vereitelte fammtlihe geheim geſchmiedete 
Plane. Uber 700 Polen, unter ihnen der Leiter des Aufſtandes, Mieroflawffi, wurden verhaftet, 
und eine Anzahl verfelben zu längerer Kerkeritrafe verurtheilt. Nach ven Mitteilungen eined 
öfterreihifchen Staatsbeamten, der bei den gleichzeitigen galizifhen Vorgängen, bie eine fo 
unerwartet grauenvolle Wendung nahmen, Augenzeuge war, foll fhon bie Bewegung des 
Jahres 1846 in einem weitern Zufammenhang mit beabfihtigten Schilverhebungen in Italien, 
Frankreich, Ungarn und Rußland geftanden haben, die nur deshalb aufgegeben worden felen, 
weil an andern Orten die Vorbereitungen no nicht hinreichend geviehen wären. Daß leidet 
jedenfalls feinen Zweifel, daß zwifchen den verfchienenen Ausbrüchen des Jahres 1848 ſich eine 
Art von Kette nachweifen läßt, und daß die Polen in nicht geringem Maße die Bindeglieder der⸗ 
ſelben geweſen find. Die erſte That der in Berlin fiegreichen Revolution war beachtenswerther⸗ 
weiſe die Befreiung der in den Unruhen von 1846 compromittirten und in Spandau betinirten 
Polen, und faum war die Nachricht von den berliner Vorgängen in Poſen angelangt, fo trat 
ihon an felbigem Tage, ven 20.März, ein mohlorganifirtes „Nationalcomite” auf, um „in der 
Stunde der Wiedergeburt Polens“ die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten zu übernehmen. 
Die deutſche Bevdlkerung der Stadt und des Landes war flußig und in Angft, die preußifchen 
Behörben in großer Verwirrung und Unfchlüffigkeit, das Militär Eleinmüthig und ohne nach⸗ 
drückliche Bührung. Dem gegenüber verfuhr dad Nationalcomite nad einem wohlüberlegten 
Plane; es ließ die Halbjährige Grundſteuer eintreiben, eine Nationalwehr in Städten und Därfern 
einrichten, die Maſſen durch die Geiftlicfeit Haranguiren und fandte Commiſſare in die 
Provinzialftänte, welche die preußifchen Beamten abzufegen und felbft die Öffentliche Gewalt in 
die Hand zu nehmen den Auftrag hatten. Die Deutfihen ver Hauptſtadt verſuchten anfangs in 
ihrer Nievergefchlagenheit eine „Verbrüderung mit den Bolen’’, worauf diefe inſoweit fehr gern 
eingingen, ald damit nicht eine Theilnahme an dem Gentralcomite eingeſchloſſen war, denn 
diefen Anſpruch wieſen fie auf der Stelle zurück. Das polnifche Comite errichtete raſch eine 
Streitmadht, an deren Spige der aus der Haft zurückkehrende Ludwig Mieroſlawſti ſich ftellte, 
und geberbete fi jo, als fei die preußiſche Herrfchaft für Immer vorüber. Steuerbehörben 
wurden aufgelöft, vie Kaflen weggenommen, die von Berlin angeordnete Mobilifirung ver 
Landwehr verhindert, bie Bürgermeifter mit Gewalt vertrieben, und flatt dev Landräthe wurden 
in die Stellen Kreiscommiffarien eingefeht, die alle untern Beamten im Namen ded fouveränen 
Nationaſcomite, nicht mehr des Königs, in Pfliht nahmen. Demgemäß wurden denn au) an 
vielen Orten die preußijcgen Adler und Abzeichen abgeriffen, und an einigen bereits polniſche 
an deren Stelle gebracht. Raſch wuchs die Streitmacht der Polen au, bie anfangs unter dem 
Vorwand, gegen Rußland gebraucht zu werden, verfanmelt, ſchon im Anfang des April fi 
auf beinahe 20000 Mann belief, von denen freilih nur der allergeringfle The mit Yeuer- 
warfen verfehen war. Nur in den noͤrdlichſten zum Regierungsbezirk Bromberg gehörigen 
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Kreiſen ſcheiterte jeder Verſuch der polniſchen Revolution an der feſten Haltung der dortigen 
Deutſchen. | 

In Berlin, wo man fi) in der Flut von Gegenfägen zwifchen ber Regierungsweiſe vor dem 
18. März und den Forderungen nad demſelben gar nicht zu faflen vermochte, fehlte für bie 
richtige Beurtheilung der Vorgänge und Verbältniffe im Pofenfchen jedes Verſtändniß. Wäh⸗ 
rend die Polen fuftematifch vie vollſtaͤndige Abldfung des pojener Lande von der preußiſchen 
Herrihaft und die Neubegründung eines polntfhen Reichs verfolgten, wähnte daß preußiiche 
Cabinet, daß es fi nur um die Abftellung mehr over minder begründeter Beſchwerden über 
Kränkung ver polnifchen Nationalität handele. In diefem verhängnißvollen Irrthum verblieb 
die Regierung eine fehr lange Zeit, und in ihm liegt auch pie Löfung der räthfelhaften Erſchei⸗ 
nung, daß fie, flatt fih auf das flarfe deutſche Element ver Provinz zu flügen und dieſes um ſtch 
zu verfammeln, eine geraume Zeit bereit war, um ein ſchmähliches Compromiß mit den 
Polen das deutſche Intereffe zu opfern. Der König Friedrich Wilhelm IV. verhieß eine „nationale 
Reorganifation”. Das polnische Nationalcomite nahm dies gern an, denn bei der Macht, Die 
e8 beſaß, konnte dieſelbe nur nach feinen Vorfchlägen ins Werk gefegt werden. Aber gerade dieſe 
Schwäche der Regierung brachte eine ®egenbewegung ver Deutfchen zu Stande, die nun einfahen, 
daß fie für fich felhft eintreten müßten. Anfangs entbehrte dieſe Begenbemegung des Mittel: 
punktes und des Zufammenhangs, aber allmählich fanmelte fie ji zur dichten Maſſe. Ent: 
ſcheidend war es, daß in dieſem Augenblick die Juden fammt und fonderd fih eng an bie Deut- 
fhen anfihloffen. Oroße Vollsverfammlungen entwidelten die Stimmung der Bevölkerung. 
Die Deutfchen der Provinz erhoben Einfprache gegen die „nationale Reorgantfation’‘, d. i. gegen 
die Einrichtung einer rein polniſchen Verwaltung. In den Städten wurben deutſche Bürger: 
milizen eingerichtet. 

Die preußifhe Regierung ging gleihwol an die Durdführung der Reorganifation und 
ſandte zu dem Behufe ven General von Willifen dorthin. Diefer kam, von den irrigen Vor 
flellungen ver berliner Behörden erfüllt. Umſonſt verfuchte er, vie Comites aufzuheben und Die 
polnifhe Streitmacht aufzuldfen. Er kränkte und verlegte nur die Deutſchen, während er bei 
den Polen eine erhöhte revolutionäre Thätigkeit durch feine fhlaffe Connivenz anregte. Wil 
lifen’3 Kokettiren mit ven Polen brachte das deutſche Bewußtſein zum Durchbruch. Der Reke: 
diftrict erklärte, wenn nöthig, ſelbſt mit Waffengewalt fich der beabfichtigten Reorganifation zu 
twiderfegen. Nach weiter ging man, indem Die Grenzkreiſe aus eigener Machtvollkommenheit, 
gegen ven Willen ver Regierung, fich in die nächftgelegenen veutfchen Provinzen incorporirten, 
um dem Schickſal einer polnifhen Verwaltung fih zu entziehen. Bon dem Augenblid an 
tonnte man annehmen, daß die Erhebung der Polen an der flarfen Haltung der Deutſchen 
geſcheitert fei. 

Willifen begriff jedoch Die Vorgänge durchaus nit, und da er dem Vorgeben noch immer 
Blauben ſchenkte, daß die Anfammlung des polnifchen Heeres nur einen Kriegszug gegen Ruß: 
land zum Zweck habe, fo hemmte er dad Binfchreiten des preußiſchen Heeres infofern, als er mit 
ben Häuptern der polnifhen Armee (Libelt, Stefansfi, Radowſki) eine Convention am 11. April 
abſchloß, nach welcher Die zufammengelaufenen Scharen entlaffen werben, die zum Kriegsdienfi 
Tüchtigen aber bis auf weitere Beflimmungen fih in den öſtlichen Kreifen verfammeln 
follten. Ein Wuthgeſchrei der Deutfchen erhob fich gegen diefen „Verrath“ des preußifchen 
Generale. Mit Mühe entging er dem allgemeinen Zorn. Inzwifchen faßte das deutſche 
Comité in Pofen in Anbetracht ver Sachlage eine Zerreißung der Provinz ind Auge und bie 
Feftfegung einer „Demarcationslinie” zwiſchen den der „Reorganiſation“ verfallenden und den 
deutſchen Kreifen, und diefe Trennung wurde vom König am 14. April bewilligt. Oberſt 
von Stavenhagen wurde zur nähern Berichterflattung nad Poſen geſandt. Der Kampf nahm 
nun ein zwiefaches Gepräge an; während in ber Hauptflabt der politifhe Streit über die 
Demarcation geführt wurde, welche die Polen natürlich vollfommen verrwarfen, entbrannte im 
Felde zwifchen ven Infurgentencorps der Polen und dem preußiſchen Militär ein wechfelvoller, 
erbitterter Krieg. Beide Theile warfen ſich gegenfeitig vor, die Konvention von Jaroſlawiec 
gebrochen zu haben, und beide Hatten wol bei ver Unüberlegtheit des ganzen Tractats et. 

An vielen Orten kam e8 zu grimmigen Zufammenftößen. In zwei mörberifchen Gefechten "er | 
Miloflam und Wrefchen, wurden die Preußen zurüdgeflagen, In allen übrigen bei Boflin, 
Kazmin, Raſzkow, Gräg, Ziondz fiegten fie erſt nach Uberwindung einer Heftigen und hitzigen 
Gegenwehr. Die furätbaren Schädigungen, welche dad Land in viefer Zeit erfuhr, braten 
eine üble Stimmung gegen die Revolutionäre auch unter manchen Schichten der polniſchen Be- 
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völferung hervor, und bie Führer fanden nicht mehr denjenigen Gehorfam, der ihnen anfänglich 
entgegengebradt worben war. Die Infurrection unterlag jegt, wo jle in den Kampf Fam; die 
Überfälle von But, Schrimm, Erin wurden vpn ven Preußen abgefchlagen, und nachdem auch 
das zweite Hauptcorpd bei Nagalin zeriprengt worden war, erfannte Mieroflamffi, daß er be: 
fiegt fei, und legte den Oberbefehl nieder. Sein Heer, das aus lauter zuchtloſen Banden beſtand, 
vor denen er ſelbſt ſchließlich Schug im preußiſchen Lager ſuchen mußte, löfte fih raſch bis auf 
den legten Mann auf, und nach diefem Schlag zerflob der gefanımte Aufftand mit feiner mili 
täriſchen und politifhen Organifation, und nur in ben politifchen Zeitſchriften und in den 
Verjanunfungen zu Berlin und Frankfurt erhob ſich ein endloſes Gezänk über die Sache der 
Demarcation. Poſen erklärte feine unauflöslihe Zugehörigkeit zum Deutfchen Bunde, und 
16 Kreije ſtimmten in diefe Erflärung mit ein, die auch am 22. April und 2. Mai von der 
deutfhen Bundeöverfammlung durch Aufnahnıe dieſer Landestheile anerkannt und vollzogen 
wurbe. Daß preußifhe Minifteriun jandte nun den General von Bfuel ald Commiſſarius zur 
Ausführung der Reorganifation. Allein diefer, der die Sachlage beſſer als feine Vorgänger er- 
Fannte, machte dennoch vergebliche Verſuche, das Werk der Einigung durchzuführen. Es ſchei— 
texte vollkommen an der unbedingten Ablehnung der Polen. Unter heftigen Kämpfen geneb- 
migte auch die franffurter Nationalverfammlung die Zerreißung ded Landes. Indeß wurde 
diefe in der zurüdflutenden Richtung der Zeitereigniffe alsbald aud von den Deutjchen ver 
Provinz ald eine fruchtloſe Ungebühr erfannt und als dem Geiſte der Verfafſung widerſprechend, 
unter welcher jegt ber preußifche Staat als eine vie Provinzialfelbfländigkeit ausſchließende Bin: 
beit fih erheben follte. So wurden ebenfo wol die Demarcation ald andererſeits auch die Ein— 
verleibung in den Deutſchen Bund aufgegeben und aufgehoben. 

Je heftiger auf dem Boden des pofener Landes die Nevolution getobt Hatte, deſto breiter 
entwidelte ſich dort die Brutalität der Reaction, aber es ſcheint, daß ji unter den Kämpfen und 
Reibungen mit einer fremden Nationalität das Deutfhthum zu einer zähern Kraft ber 
Ausdauer und einer bemerfenswerthen Fruchtbarkeit entfaltet. Denn trog nicht geringer Sin: 
derniffe ſchritt die Germanifirung der Provinz in dem legten Decennium dermaßen vor, und 
indbejondere fleigerte ſich das Selbflbewußtfein der deutſchen Bevölkerung in ſolchem Maße, 
daß Ausbrüche wie Die im Jahre 1848 im Poſenſchen jegt zu den Unmöglichkeiten zählen. Gs 
zeigte ſich dies insbeſondere bei der in den leßten Jahren in dem benachbarten Königreich Polen 
verjuchten Erhebung. Wie lebhaft auch die Unterflügungen waren, welche die preußifchen Polen 
ihren in Rußland infurgirten Nationalgenofjen angeveihen ließen, fo erhob fich doch felbft die 
aufgeregtefte Phantaſie der polnifchen Führer nicht entfernt zu den Gedanken einer Beunru: 
higung der preußifchen Herrfchaft, und wären nicht von feiten der übergefchäftigen Verwaltungs: 
organe allzu lärmende Vorjichtöveranftaltungen, ja ſelbſt provocirende Maßregeln aus allerlei 
Nebenabſichten getroffen worden, fo wäre auch dieſe Bewegung in Ruſſiſch-Polen ziemlich 
wirkungslos an den pojener Lande vorübergegangen. 88 bleibt und nun nod von ben flati- 
ſtiſchen Verhaͤltniſſe des Landes zu reden, die in dieſem Fall von um fo größerer Wichtigkeit jind, 
als fie in den literarifchen und parlamentarifchen Kämpfen über die polnifche Frage gar viel: 
fältig als Argumente in ven Streit gebracht werden. Wir fügen uns dabei auf die allerneueften 
Erhebungen des Statiftifhen Bureau zu Berlin, deſſen Unparteilikeit in biefer Frage über 
alle dem tendenzidjen Zweifel, der von einzelnen polniſchen Sceribenten ausgeſprochen worden 
ift, erhaben ift. 

HM. Statiſtiſches. Nach vielen beträgt ver Ylächeninhalt der ganzen Provinz 532,04 
Duabratmeilen, wovon 6,5 Quadratmeilen Wafferflähe und 525,79 Quadratmeilen trodene 
Fläche find. Die Gefammtzahl der Einwohner beträgt nad) ver Zählung von 1861 indgefammit 
1,467604. Ihren Religionsbefenntniß nach zerfallen viefelben folgendermaßen: 

Ghriften find: 1,393432; davon zählt man 477941 Bvangelifche, 915211 Katholifche, 
15 Griechiſche, 1 Mennoniten und 264 Mitglieder freier Gemeinden und Deutſchkatholiken. 
Juden jind: 74172. Rückſichtlich der vielbeſprochenen Sprachverſchiedenheit ftellt fich folgendes 
Verhältniß heraus: Die Zahl der Familien, in welchen polnifch gejprochen wird, überſteigt bie 
ber deutſch redenden Familien um 27872; e8 find nämlih Familien, in denen deutſch geſprochen 
wird, 131689 mit 666083 Familiengliedern, und Bamilien, in denen polnisch Cbeziehentlich 
kaſſubiſch) geiprochen wird, 159561 mit 801372 Familiengliedern. Dazu kommen noch 31 
boͤhmiſch redende Kamilien mit 149 Perfonen, ſodaß alfo die Zahl ver ſich einer andern ald ber 
deutichen Sprache bebienenden Individuen fih auf 801521 beläuft. Nach Negierungsbezirken 
und Kreiſen vertbeilt jich die Bevölkerung folgendermaßen: 
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Flaͤche. Ginwoßner Nicht deutſch GSläaͤdie⸗ Bewohner 
überhaupt. tedende bewohner. des platten 
Bewohner. Eaudes. 
Kreis Wreſchen 12,3 35963 31612 6451 29512 
„Pleſchen 19,2 58849 46868 10179 48670 
„ Schrovda . 18,61 47700 38067 1653 40047 
„ Schrimm 19,04 54036 39802 13950 - 40086 
„  Koften 21,38 61166 47049 11109 50057 
» Bu . 17,48 54571 30907 11316 43255 
„»  Bofen 20,00 94401 52145 48403 45998 
„ Obornif . 20,38 46841 24490 9692 37149 
„ Santer 20,03 47861 28614 11648 36213 
»  Birnbaum 23,73 47067 10588 14292 32775 
» Meferip . 21,2 44348 4974 12631 31717 
» Bomſt. 18,8 53727 19875 12190 41537 
„Frauſtadt 17,81 59993 13542 21773 38220 
» SKröben . 18,67 72171 41771 24859 47312 
„ Krotofchin 17,89 60479 39637 20917 39562 
„ Adelnau . 16,41 55067 45127 12877 42190 
„ Sciloberg 17,60 56389 45627 11944 44445 
Regierungsbezirk Poſen — 1,36 950629 560715 261884 688745 
Kreis Czarnikau 28,08 65953 9885 11790 54163 
„Chodzieſen 20,14 51173 10226 17888 33285 
„Wirſitz 21,60 55774 19844 11816 43958 
„Bromberg 27,11 77085 20781 25908 51177 
„ Schubin . 21,9 53245 28677 -12355 40390 
„ SInowracaw . 30,42 66480 43308 11286 55194 
 Mogiln . 17,9 39613 27699 9120 30493 
„Gneſen 23,9 54319 41797 14276 40043 
» Wengromiec . 24,47 53333 38589 9101 44232 
Regierungsbezirk Bromberg 214,83 516975 240806 123540 393455 


Soviel wird in Bezug auf die Bevölkerungsftatiftif genügen, um ſich ein Urtheil über die Sad: 
lage der nationalen Berhältniffe in der Brovinz zu bilden. Geben auch diefe Zahlen immerhin 
nur ein unvolffommenes Bild, das im Fluß des Lebend mannichfahe Wandlungen und An- 
derungen darbietet, fo findet man in ihnen doch einen zuverläffigen Anhaltspunkt, ver dem 
Gerede der Parteien gegenüber zu einer Elarern Einficht verbifft. Nur auf die Berhältniffe des 
Grundbefitzes mag bier zum Schluß eine Hindeutung geftattet werden. Auf die Structur des 
Grundbeſitzes und feinen Zuſammenhang find zum Theil noch aus der Zeit ver polniſchen 
Herrichaft hinüberreichende Bedingungen wirkfam, vermöge welcher lange Zeit hindurch in ber 
Provinz Poſen eine größere Haltbarkeit des großen Grundbefitzes befand als in den andern 
Provinzen nad Verhältniß. Auch diefe Erſcheinungen ftehen mit den nationalen Verhältniſſen 
in einem gewiflen Zufammenhang, und es hat ſich als eine allgemeinere Mahrnehmung heraus: 
geftellt, daß, mo immer größere Gütercomplexe einer Barcellirung unterworfen wurden, biele 
Theile nicht in polnifche, fondern in deutfche Hände übergingen, ſodaß nicht mit Unrecht aufmerf: 
fame Bolköwirthe die Beförderung ver Parcellirung zur Beſchleunigung des Germanifirungs: 
proceffed anempfohlen haben. Wie viel Härte aud) in einer folgen Maßregel liegen mag, fo 
ſcheint doch die Entwidelung der Verhältniffe fich in diefer Richtung zu geftalten, und während 
bisher der Krontrefor mit feinem Befig an dem Boden ver Provinz betheiligt war, follen dem 
Vernehmen nad in nächſter Zeit ausgedehnte Ermwerbungen in jener erwähnten Abfiht gemacht 
werben. Zur Überficht dieſer Verhältniffe fügen wir folgende Notizen hier an: Die ganze Fläche 
des eultivirten Bodens beträgt in der Provinz Pofen: 10,226780 Morgen, wovon 6,238188 
auf den Regierungsbezirk Poſen und 3,988592 auf den Regierungäbezir Bromberg fommen. 
Davon find: Garten- und Obftanlagen 169856 Morgen; Ackerland 6,043835 Morgen; 
MWiejen 838075 Morgen; Raumbutung 784385 Morgen und endlich Staatd - und Privat: 
waldungen 2,390629 Morgen. Davon befigt, wie gefagt, die Krone nichts, und was Prinzen 
des koniglichen Hauſes erworben haben, iſt rein privatrechtliher Natur. Dagegen befigt ber 
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Staat als Domänen in der Provinz: 74 Vorwerke mit 104487 Morgen nutzbaren Landes, 
ſowie 22 Oberförfterelen mit 647463 Morgen Staatöforften und zu Geftütwirthichaften 
3 Vorwerke mit 4682 Morgen. Da die Provinz natürlich Leine mebiatifirten Reichsherrſchaften 
bat, fo kommt nur der zu einem erblichen Sig im Herrenhaufe berechtigende, befefligte Grund: 
befig in Betracht. Solche hat Poſen 6 aufzumeifen: 1) das Fürſtenthum Krotofchin des Fürſten 
von Thurn und Taris, 2) das Yamilienmajorat Reifen des Fürften Sulfowffi, 3) und 4) die 
Graffchaft Przygodzice der Fürſten Radziwill, 5) das Majorat Oberzycko des Grafen Rarzunifi 
und 6) das Majorat Taczanowo des Grafen Tarzanonfli. Die Rittergüter der Provinz zeigen 
folgendes Verhältniß: Im Regierungébezirk Poſen find 977 auf Kreidtagen im erflen Stande 
vertretene Güter, davon find 53 unter Minimalmaß, und ihr Geſammtgehalt trägt 3,316640 
Morgen aus. Im Regierungdbezirf Bromberg find folder Güter 524, Yarunter 71 unter 
Minimalmaß und mit einem Gefammtgehalt von 1,724677 Morgen. Das fläptifche Grund: 
eigenthum, d. 5. die innerhalb der Feldmarken ver Städte liegenden Grundſtücke, fünnen wir 
füglich übergehen, da ed mit jener politifhen Frage in feinem Zuſammenhang fleht. Dagegen 
find von Wichtigkeit die jelbfländigen Gutsbezirke, an denen Feine ſtändiſchen Vorrechte haften. 
Sole gibt e8 in der Provinz Pofen in verhältnigmäßig größerer Anzahl als in den übrigen 
Provinzen. Sie betragen, mit Ausſchluß der Rittergüter, Domänen und Staatsforften, nicht 
weniger al8489 mit 400050 Morgen und 398 mit einem geringern Reinertrag ald 2000 Thlr. 
Landgemeinden zählt man in ber Provinz 3917 mit einem Orundbeiig von 4,003807 Morgen, 
zu welchen ſchließlich noch 262 Freiſchulzengüter hinzukommen. Der Reihthum oder Wohlftand 
der Provinz beruhte früher im mefentlicden faft nur auf den Aderbau, und erſt feitdem mehrere 
Eiſenbahnen das Land durchkreuzen, macht fih auch eine nicht unbeträchtliche Induſtrie geltend. 
Im allgemeinen hat die Brovinz wegen ihrer eigenthümlichen politifchen Berhältniffe und wegen 
ihrer Lage an der durch harte Zölle gefperrten ruſſiſchen Grenze nicht geringe Mühe, gleichen 
Schritt mit ihren Schwefterprovinzen zu halten. Gleichwol ift fie ein edler Stein in der Krone 
der Hohenzollern. 3. Caro. 
Poſtweſen. I. Geſchichtliches. Die erfte Poſt entftand in Deutſchland im Zeitalter 
der Reformation, Alle frübern Beförderungsanftalten ähnlicher Art dienten befondern Zwecken, 
nicht dem gemeinen Nugen. Bei ven Alten waren diefe Anftalten, wo fie überhaupt befanden, 
nur für'Angelegenheiten der Regierung oder der Regierenden berechnet. Dies betätigen vie ge: 
legentlihen Notizen, die fi darüber bei Herodot, Xenophon, Diodor, Käfar, Livius, Sueton 
u. ſ. w. finden. Die perſiſchen Poſten ded Eyrus und Darius waren regelmäßige reitende Staats⸗ 
£uriere, wie heute noch zum Theil die Bofttataren des türkifhen Sultans. Uber den Gursus 
publicus der Roͤmer ift ausreichendes Material vorhanden, um für eine unbefangene Prüfung 
die Überzeugung zu begründen, daß diefed mit einer gewiffen Großartigkeit organifirte Inftitut 
doch weſentlich verfähieden war von unferer mit dem Nanıen „Poſt“ bezeichneten öffentlichen 
Berkehrsanftalt. Wie Höhft mangelhaft im Nömifchen Reich die Iinterhaltung einer geiſtigen 
Berbindung in die Ferne beichaffen war, erhellt unter andern aus vielen Stellen der Briefe 
Eicero’8 an Atticus. Von ähnlicher Art wie die bisher errvähnten Einrichtungen waren bie 
Staats-Botenanflalten Karl’8 ded Großen, ver maurifhen Könige in Spanien, des Deutfchen 
Ritterordens in Breußen u. ſ. w. Das Edict Ludwig's IX. vom Jahre 1464 rief ebenfalls nur 
koͤnigliche Kuriereurfe in Frankreich ind Leben, die weder regelmäßigen Dienft verrichteten, noch 
für jedermann benugbar waren. Erſt 1622, ein Jahrhundert fpäter ald in Deutichland, wur- 
den in Frankreich die erften Poften im heutigen Sinne eingerichtet. Madame de Sevigne ſpricht 
in den Briefen an Madame de Grignan noch davon ald von einer neuen Einrichtunz und 
ſchließt die betreffende Stelle mit ven Worten: „Ei que c'est une belle invention que la poste!‘ 
In England legte Eduard IV. im Jahre 1481 während des ſchottiſchen Kriegs die erfte, eben 
falld nur für Regierungszwecke beflimmte Reitpoft an. Noch zu Elifabeth’8 Zeit befand da⸗ 
jelbft Feine Poftanftalt für pad Publifum. Erſt im Jahre 1635 unter Karl I. wurde eine folche 
errichtet; Cromwell ließ fi ihre Verbefferung beſonders angelegen fein. In Schottland er: 
folgte die Cinrichtung der Poſten erft unter Wilhelm II. im Sabre 1695. Die Bolten wurden 
in ®roßbritannien wie in Frankreich anfangs verpachtet. — Neben dieſen für Staatszwecke be- 
rechneten Inftituten kamen im Mittelalter, zuerft in Deutſchland, Botenanftalten einzelner 
Städte, Eorporationen und Genoffenfchaften auf, welche zwar ebenfalld nur ihren Begründern 
Dienfle leifteten, aber deren Beſtimmung body bereitö der Körberung forialer und commerzieller 
Beziehungen, wiſſenſchaftlicher Zwecke und — woran in damaliger Zeit fo viel gelegen war — 
der Befefligung des Landfriedens galt. Hierhin gehören die Botenanftalten der Hanſeſtädte, 
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bed Schwabiſchen Bundes, ver Univerjitäten u. f. m. Der Briefwechfel wurde auch durch Die im 
Lande berumfahrenden Mepger, durch Pilger, wandernde Lautenfpieler u. f. w. vermittelt. 
„Es geſchiehet“ — Heißt e8 in einem Patent Kaifer Rudolf's II. vom 6. Nov. 1597 — „daß Die 
Mezzger allerley, nicht allein derer Stabt und Drt, da fie wohnen, Kaufleuten und Bürgern zu: 
fländige, ſondern auch fremde ausländifche Briefe und Sachen aufnehmen, ja, daß fie nody mehr 
zur Brpebirung folder ein oder ziwey Tage in ver Woche ab: und anfegen u. |. m.’ Diejen 
Befoͤrderungsarten bafteten viele Mängel an. Thomas Garzonus jagt in jeinem „Allgemeinen 
Schauplatz“: „Beneben anderer Uintreu, fo offtermals bei den Boten gefpühret wird, daß jie 
die Briefe auffbrechen, die Siegel verfälfhen, Heimlichkeiten verrathen, ſind fie auch meifterlid 
darauf abgerichtet, daß fie die Päd und Geld aufmachen, verfpirien, verfauffen u. f. w.; in 
Kriegs: und Peflileng-Läufften Haben fie ihr größtes Fieber, ſintemahl ed dann nirgend wit 
ihnen fortwill, fondern werben überall auffgehalten, die Brieffe und Geld genommen, die Haut 
voll gefhlagen, und waß dergleichen Unfälle mehr find.‘ 

Diefe Einblicke in die frühern Zuſtände laflen dad große Verdienſt nur um fo gerechter wür- 
digen, welches ein Borfahr des fürſtlich Thurn und Taxis'ſchen Haufes, Kranz von Taris, fich 
um die Gulturentwidelung unbeftreitbar erworben bat, als derfelbe im Jahre 1516 die erfte 
wirkliche Poſt zwiſchen Wien und Brüſſel errichtete. Das war damals ein ſchwieriges und ge 
wagtes Unternehmen. „Jedermann bielte ſolche Anſtalt vor mißlich“ (fagt von Beuft in feinem 
jehr gebiegenen Werk über das „Deutſche Poſtregal“, Jena 1748) „und konnte fi niemand 
einbilden, daß der Kaufleute und anderer Menfchen Briefe und Sachen fo viel Poſtgeld abwerfen 
würden, davon Pferde, Wagen, Poſtillons und Poftbediente zu unterhalten. Sobald aber die 
Teutſchen Kaufleute gewahr wurden, wie felbige ven Wechſelcours, die Taxe und ven Preis aller 
Waaren durch die Poſt für weniged Geld Haben fünnten, ohne veshalben nad) Antiwerpen, 
Brüffel u. f. w. zu reifen, fo zog ſich auf dieſe neue Taxis'ſche Poſten eine fo unbeſchreibliche 
Menge Briefe zufanmen, u. |. w.“ 

Die Erzeugniffe der jungen Buchdruckerkunſt, der durd die Reſtauration der clafifchen 
Studien angeregie lebendige Verkehr zwifchen den Univerfitäien und Gelehrten, der durd die 
Reformation befeuerte Drang der Beifter nad) Offenbarung und Auslauſch der Ideen fanden 
nun eine längfterfehnte Vermittlerin ; eine veutfche Anftalt, die erfte ihrer Art, beförbert die 
erften gedrudten deutſchen Bibeln, die von deutſchen Belehrten bearbeiteten Ausgaben der alten 
Claſſiker, die Lieder der Minnefänger und die eriten deutfchen Zeitungen; fie übermittelt Die 
Befehle der Kaifer, die Depefchen der Geſandten und die Acten ver Gerichte mit gleicher Püntt: 
lichkeit wie die Briefe, Wechſel und Gelder der Kaufleute. Die Taxis'ſchen Poften breiteten jicb 
anfangs ungeflört in den verſchiedenen Reichslanden aus. Kaifer Rudolf U. ernannte Leonhard 
von Taxis, deſſen Vorfahren nur Generalpoftmeifter in den burgundiſchen Nieverlanden ge- 
weien waren, im Jahre 1595 zum General-Reihspoftmeifter, und Kaifer Matthias belehnte 
im Jahre 1615 Ramoral von Taxis und jeine Defcenventen mit dem Reichs-General-Poſtmei⸗ 
fteramt. Es fam die Theorie auf, daß dad Net, Poſten in ganz Deutſchland anzulegen, ein 
kaiſerliches Refervat fei. Hieraus enıfland der faft zwei Jahrhunderte hindurch fortgefegte Streit 
über die flaatörechtliche Natur des Poftregald, indem eine große Anzahl von Reichsfürften be- 
haupteten, dad Recht, Poſten anzulegen, fei Ausfluß der Landeshoheit, und der Kaifer könne 
ein ſolches Privilegium, wie das Haus Thurn und Taxis von ihm erhalten habe, zu Recht gar 
nicht verleihen. Die reichslehnbare Landeshoheit Hatte fich allerdings ſchon feit Errichtung des 
‚ Kurvereind zu Renfe, begünftigt durch die geſammte Entwidelung des deutfhen öffentlichen 
Lebens damaliger Zeit, immer mehr zur faft völligen Staatögewalt umgewandelt; im Art. 8 
des Weftfälifchen Friedens wurde die Integrität der Territorialhoheit feftgeftellt und im Art. 9 
den Reichsſtänden die Beforgung alles deifen anheingegeben, woburd der Handel in Reich ge- 
deihen fönne. Die faiferlihen Refervatrehte waren mit Ausbildung der Landeshoheit ab- 
geihloffen. Nur von Kaifer und Neid, nicht vom Raifer allein, Eonnte die Ginfegung eines 
Reichspoſtweſens ausgehen; von den Ständen in corpore war daſſelbe nie ausdrücklich anerfannt 
worden. 3. 3. Mofer („Teutſches Staatsrecht“, V, $. 174) fagt fehr richtig: „Die ganze Sache 
(die Boft) ift eigentlich eine Polizeianftalt, jo zur Beförderung des Handels und Wandels ge: 
reichet, in dergleichen Sachen ohnftreitig denen Reichsſtänden, melche zu der Zeit, als die Poſten 
errichtet wurben, ſchon die wöllige Landeshoheit hatten, Anftalt und Ordnung in ihren eigenen 
und mit ber Intereffenten Bewilligung aud in fremden Landen zu machen zufommt.' Der 
Kaifer ließ fogar in feinen Erblanden eigene Territyrialpoften einrichten, was den Großen Kur: 
fürften von Brandenburg veranlaßte, im Jahre 1660 nah Wien zu [hreiben: „Es werben auch 
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Ew. kaiſerliche Majeſtät, was Ste in dieſem Stück in Dero Reichdlanden für Recht und billig 
halten, andern hoͤhern Ständen, alfo auch mir, gerne gönnen.” An dem fraglichen Streite be⸗ 
theiligten ſich die namhafteſten Staatsrechtslehrer: I. I. Moſer, I. St. Pütter, Lünig, Sam. 
Cocceji, Klüber u. a.; auf den Kreidtagen wie am Reichstage, namentlich bei Berathung ber 
Wahlcapitulationen, wurde darüber vielfach und nicht ſelten in gereizter Weiſe verhandelt. Die 
Entſcheidung erfolgte inzwiſchen auf thatſächlichem Wege durch das energiſche Vorgehen des 
Großen Kurfürſten von Brandenburg. Der Kurfürſt hatte im Jahre 1648 eigene Poſten in 
ſeinen Landen anlegen laſſen; er hatte in den Städten Danzig, Hamburg, Braunſchweig und 
Hannover mit feinen Boften feſten Fuß gefaßt und eine ununterbrochene Poſtlinie von Kleve bis 
nad Königäberg berftellen laſſen, auf welcher der Dienft befler organifirt und die Taxe geringer 
war als auf ven Reichspoſten. Der Kaiſer forderte infolge eined Antrags des Grafen von Taxis 
den Kurfürften unterm 20. Dec. 1659 auf, feine Landespoſten abzufchaffen und bie Reichs- 
poften in feinen Staaten zuzulaflen. Der Kurfürft erwiderte mit einer Darftelung der ganzen 
Berhältniffe und ſchloß: „Gleichwie nun Ew. Kayferl. Majeſtätt aus dieſem Furgen gehorfamb: 
ften Bericht mein Recht undt Befugniß abnehmen, undt dagegen des Graff Taris linfug undt 
unleidentliche8 vornehmen (darüber ſich aud) nebft andern die Kürftlihen Häufer Braunfchweig 
und Heflen zum hoͤchſten beſchweren) leicht erfennen werben; Alfo erſuche Ew. Kayferl. Majeftätt 
ich gang gehorfamblih, Sie wollen vergleichen unziembliches beginnen dem Graff Taxis ernft- 
lich verweifen, damit Er indfünfftige gegen die höhern Stände ſich anders betrage, mit dem aus 
dem Heyl. Röm. Reich zu ziehenden Vortheil ich vergnügen laffe, undt zu feinem andern Nach 
denfen Urfach undt Anlaß gebe. Darauf verweift Ew. kayſerl. Majeftätt dasjenige, was Dero 
Allerhöchſten Kayierliden Ampte gemäß, auch ſonſt recht undt billig if.” Brandenburg wurde 
hierauf nicht weiter behelligt. Nach dieſem Borgange richteten demnächſt Braunſchweig-Lüne⸗ 
burg und Sachſen, vdas fhon früher georpnete Botenanftalten bejeflen hatte, eigene Landespoſten 
ein. Gin Verſuch, im Siebenjährigen Kriege die Reichspoſten in preußiihen Gebietötheilen 
einzuführen, fcheiterte. Im Norden Deutſchlands hielt fi die Taxis'ſche Poſt nur in ven Hanfe: 
ſtädten und in den Fürftenthümern Lippe. In den ſüdlichen größern Staaten blieb fie big 
zur Rheinbundszeit, in Würtemberg noch bis Mitte dieſes Jahrhunderts befteben; in Weflfalen 
und den Mheinlanden wurbe fie 1816 von der preußiſchen Regierung abgelöft. Gegenwärtig 
befteht ihr Bezirk aus Frankfurt, den beiden Heflen, Naffau, Weimar-Eiſenach, Koburg-Gotha, 
Meiningen:Hiloburghaufen, Lippe, Reuß, einem Theil der ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümer, 
den hohenzollernſchen Landen und Homburg, fowie den für gewiſſe Correſpondenzzweige functio⸗ 
nirenden Poftbureaur in ven Hanfeftäbten. Es umfaßt ver Bezirk jomit einen Theil der Frucht: 
barften und bevölkertfien Gegenden Deutſchlands in einer als Mittelglied zwifchen Norden und 
Süden poftalifch fehr günftigen Lage. Gine namenlofe Berwirrung würde entftehen, wenn alle 
diefe Länder und Ländchen eigene Staatspoflanflalten befäßen;; es find ohnehin der legtern zu viel 
in Deutfehland. Die völkerrechtliche Baſis ver Thurn und Taxis'ſchen Poftanftalt iſt der Art. 17 
der Bundedacte: „Das fürftlide Haus Thurn und Taris bleibt In dem durch den Reichsdeputa⸗ 
tionshauptihluß vom 25. Febr. 1803 oder fpätere Verträge beftätigten Beſitz und Genuß der 
Poften in ven verſchiedenen Bundesſtaaten jo lange, als nicht etwa durch freie Übereinkunft an: 
dermweitige Verträge abgefchloflen werben follten. In jedem Balle werben demfelben infolge des 
Art. 13 des erwähnten Reichsdeputationshauptſchluſſes feine auf Belaflung der Poſten oder auf 
eine angemeflene Entſchädigung gegründeten Rechte und Anſprüche verſichert. Dieſes fol auch 
da ftattfinden, wo bie Aufhebung der Poften feit 1803 gegen den Inhalt des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchlufſſes bereitö geihehen wäre, infofern biefe Entſchävigung durd Verträge nicht fon 
definitiv feſtgeſehzt iſt.“ Der Art. 13 des Neichöveputationshauptfchluffes beflimmte: „übrigens 
wird die Erhaltung der Poften des Fürften von Thurn und Taris, fowie fie cunftituirt find, 
garantirt. Demzufolge follen die gedachten Poſten in dem Zuftande erhalten werben, in welchem 
fie fi, ihrer Ausdehnung und Ausübung nad), zur Zeit des Luneviller Friedens befanden. 
Um dieſe Anftalt in ihrer ganzen Vollſtändigkeit, fo wie fie fi in bejagtem Zeitpunkte befand, 
defto mehr zu fihern, wird fie dem beſondern Schuge des Kaiſers und des kurfürſtlichen Colle⸗ 
giumd übergeben.” Mit den einzelnen Regierungen bat das fürftlihe Haus Thurn und Taxis 
Poſtlehnéverträge oder Zeitverträge abgeſchloſſen. Der Sig der Generalpoftdirection iſt Frank⸗ 
furt a. M.; die Verwaltung ift mit nicht unerhebliden Schwierigkeiten verbunden, wirb aber 
gegenwärtig mit Geſchick und ſtaatsmänniſchem Geift geführt, während die frühere Verwaltung 
von Berfennung wichtiger Intereffen und von Feſthaltung überlebter Standpunfte, zum eige: 
nen Nachtheil des ganzen Inſtituts, mitunter nicht frei war. In Sachen bildete fih währen 


682 Poſtweſen 


des Schwäbiſchen Bundes, der Univerjitäten u. ſ. w. Der Briefwechſel wurde auch durch Die iur 
Lande herumfahrenden Metzger, durch Pilger, wandernde Lautenſpieler u. ſ. w. vermittelt 
„Es geſchiehet“ — heißt es In einem Batent Kaiſer Rudolf's II. vom 6. Nov. 1597 — „daß die 
Mepger allerlev, nicht allein derer Stadt und Ort, da fle wohnen, Kaufleuten und Bürgern zu: 
ftändige, fondern auch fremde auslaͤndiſche Briefe und Sachen aufnehmen, ja, daß fie noch mehr 
zur Erpedirung folder ein oder zwey Tage in der Woche ab: und anjegen u. |. w.“ Diejen 
Befdrverungdarten bafteten viele Mängel an. Thomas Garzonus fagt in jeinem „Allgemeinen 
Schauplatz“: „Beneben anderer Untreu, fo offtermals bei den Boten gejpühret wird, daß jir 
die Brieffe auffbrechen, die Siegel verfälſchen, Heimlichkeiten verrathen, jind jie auch meifterlib 
darauf abgerichtet, daß fle Die Päd und Geld aufmachen, verfpielen, verſauffen u. j.w.; im 
Kriegs: und Peftilong-Läufften haben fle ihr größtes Fieber, ſintemahl ed dann nirgend mi 
ihnen fortwill, fondern werben überall auffgehalten, bie Brieffe und Geld genommen, die Haut 
voll geſchlagen, und was dergleichen Unfälle mehr find.” 

Diefe Einblide in die frühern Zuſtände laffen das große Verdienft nur um jo gerechter wür 
digen, welches ein Vorfahr des fürftlih Thurn und Taris’jhen Haufed, Franz von Taris, ib 
um die Gulturentwidelung unbeftreitbar erworben hat, als derfelbe im Jahre 1516 die erfte 
wirkliche Poſt zwiſchen Wien und Brüffel errichtete. Das mar damals ein ſchwieriges und ge 
wagtes Unternehnien. „Jedermann hielte ſolche Anftalt vor mißlich“ (fagt von Beuft in feinem 
ehr gebiegenen Werk über das „Deutſche Voftregal’’, Jena 1748) „und konnte ih niemand 
einbilven, daß der Kaufleute und anderer Menfchen Briefe und Sachen fo viel Poftgelo abwerien 
wmürben, davon Pferde, Wagen, Voſtillons und Poftbeviente zu unterhalten. Sobald aber die 
Teutſchen Kaufleute gewahr wurden, wie felbige den Wechſelcours, bie Taxe und ven Vreis alter 
Waaren durch die Poſt für weniges Geld haben könnten, ohne deshalben nad Antwerpen, 
Brüffel u. ſ. w. zu reifen, fo zog ſich auf dieſe neue Taris ſche Poſten eine jo unbejchreibliche 
Menge Briefe zufammen, u. ſ. wm.’ 

Die Erzeugnifle der jungen Buchdruckerkunſt, der durd die Reftauration der claſſi ſhen 
Stubien angeregte lebendige Verkehr zwiſchen den Univerfitäien und @elehrten, der durch die 
Reformation befeuerte Drang der Beifter nad Offenbarung und Auslaujch der Iveen fanden 
nun eine längfterfehnte Vermittlerin; eine deutſche Anftalt, die erfle ihrer Art, befördert die 
erften gedruckten deutſchen Bibeln, die von deutſchen Gelehrten bearbeiteten Ausgaben der alten 
Giaffifer, die Lieder der Minnefänger und die erften deutſchen Zeitungen ; fie übermittelt die 
Befehle der Kaiſer, die Depefchen der Geſandten und die Acten der Gerlchte mit gleicher Pünkt 
tigkeit wie bie Briefe, Wechfel und Gelder ver Kaufleute. Die Taxis'ſchen Poften breiteten ſich 
anfangs ungeftört in den verfiedenen Reichslanden aus. Kaijer Rudolf II. ernannte Leonhard 
von Taris, deffen Vorfahren nur Generalpoftmeifter in den burgundiſchen Niederlanden ge 
wefen waren, im Jahre 1595 zum General-Reihöpofmeifter, und Kaiſer Matthias belehnte 
im Jahre 1615 Lamoral von Taris und feine Defcendenten mit dem Reichs-General-Poſtuiel 
ſteramt. Es fam die Theorie auf, daß das Recht, Poſten in ganz Deutſchland anzulegen, ein 
kaiſerliches Refervat fei. Hieraus enıfland der Faft zwei Jahrhunderte hindurch fortgefegte Streit 
über bie ſtaatsrechtliche Natur ded Poftregald, indem eine große Anzahl von Reihsfürften be: 
haupteten, das Recht, Poſten anzulegen, fei Ausflug der Landeshoheit, und der Kaifer könne 
ein ſolches Privilegium, wie dad Haus Thurn und Tarid von ihm erhalten habe, zu Recht gar 
nicht verleihen. Die reichslehnbare Lanveshoheit hatte fich allerdings ſchon jeit Errichtung des 
Kurvereind zu Renfe, begünftigt durch bie gefanmte Entwickelung des deutſchen Öffentlichen 
Lebens damaiiger Zeit, immer mehr zur faft völligen Staatögewalt umgewandelt; im Art. 8 
des Weſtfäliſchen Friedens wurde die Integrität der Territorialhoheit feftgeftellt und im Art. 9 
den Reichsſtaͤnden die Beforgung alled deffen anheimgegeben, woburd der Handel im Reich ge- 
veihen könne. Die kaiſerlichen Refervatrete waren mit Ausbildung der Landeshoheit ab: 
geſchloſſen. Nur von Kaifer und Reid, nicht vom Kaifer allein, Eonnte die Ginjegung eines 
Veichspoſtweſens ausgehen; von den Ständen in corpore war baffelbe nie ausprüdlich anerfannt 
worden. 3.3. Mofer (Teutſches Staatöredt”, V,$. 174) fagt fehr richtig: „Die ganze Sache 
(die Boft) if eigentlich eine Polizeianftalt, fo zur Beförderung ded Handels und Wandels ge 
reichet, in vergleichen Sachen ohnſtreitig denen Reichsſtänden, melde zu ver Zeit, als die Bolten 
errichtet wurden, ſchon die völlige Landeshoheit hatten, Anftalt und Ordnung in ihren eigenen 
und mit der Intereffenten Bewilligung aud) in fremden Landen zu machen zukommt.” Der 

* fogar in feinen Erblanden eigene Territorialpoften einrichten, was den Großen Kur 
Brandenburg veranlaßte, im Jahre 1660 nah Wien zu freiben: „Es werben auch 


— 
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Ew. kaiſerliche Majeſtät, was Sie in dieſem Stück in Dero Reichslanden für Recht und billig 
halten, andern hoͤhern Ständen, alſo auch mir, gerne gönnen.“ An dem fraglichen Streite be⸗ 
theiligten ſich die namhafteſten Staatsrechtslehrer: J. J. Moſer, J. St. Pütter, Lünig, Sam. 
Cocceji, Klüber u. a.; auf den Kreiſtagen wie am Reichstage, namentlich bei Berathung der 
Wahlcapitulationen, wurde darüber vielfach und nicht ſelten in gereizter Weiſe verhandelt. Die 
Entſcheidung erfolgte inzwiſchen auf thatſächlichem Wege durch das energiſche Vorgehen des 
Großen Kurfürſten von Brandenburg. Der Kurfürſt Hatte im Jahre 1648 eigene Poſten in 
jeinen Zanden anlegen laflen ; er hatte in den Städten Danzig, Hamburg, Braunfdhweig und 
Dannover mit feinen Poſten feften Fuß gefaßt und eine ununterbrochene Poftlinie von Kleve bis 
nad Königsberg berftellen laſſen, auf welcher der Dienft beiler organifirt und die Taxe geringer 
war ald auf den Reichspoſten. Der Kaifer forderte infolge eines Antrags des Grafen von Taxis 
den Kurfürften unterm 20. Dec. 1659 auf, feine Landespoſten abzufchaffen und die Reichs 
poften in feinen Staaten zuzulaffen. Der Kurfürft erwiderte mit einer Darftellung der ganzen 
Berhältniffe und ſchloß: „Gleichwie nun Ew. Kayferl. Majeftätt aus dieſem Furgen gehorfamb. 
ſten Bericht mein Recht undt Befugniß abnehmen, undt dagegen des Graff Tarid linfug undt 
unleidentliheß vornehmen (darüũber fi auch nebft andern die Fürſtlichen Häufer Braunſchweig 
und Heffen zum böchften beichweren) leicht erfennen werben; Alfo erſuche Ew. Kayſerl. Majeftätt 
ich gantz gehorfamblih, Sie wollen vergleigen unziembliches beginnen dem Graff Taris ernft- 
lic) verweilen, damit Er insfünfftige gegen die hHöhern Stände ſich anders betrage, mit dem aus 
dem Heyl. Röm. Reich zu ziehenden Vortheil fi vergnügen laſſe, undt zu feinen andern Nach 

denken Urſach undt Anlaß gebe. Darauf vermweift Ew. kayſerl. Majeflätt pasjenige, was Dero 
Allerhoͤchſten Kayſerlichen Ampte gemäß, auch fonjt recht undt billig if.” Brandenburg wurde 
hierauf nicht weiter bebelligt. Nach viefem Borgange richteten demnächſt Braunſchweig-Lüne⸗ 
burg und Sachſen, ras ſchon früher geordnete Botenanftalten bejeflen hatte, eigene Landespoſten 
ein. Gin Verſuch, im Siebenjährigen Kriege die Reichspoſten in preußiſchen Gebletstheilen 
einzuführen, fheiterte. Im Norden Deutſchlands hielt fih die Taxis'ſche Poft nur in den Hanfe: 
ftädten und in den Fürſtenthümern Kippe. In den füblichen größern Staaten blieb fie bie 
zur Rheinbundszeit, in Würteniberg noch bi8 Mitte dieſes Jahrhunderts befteben; in Weſtfalen 
und den Rheinlanden wurbe fie 1816 von der preußifchen Regierung abgelöfl. Gegenwärtig 
befteht ihr Bezirk aus Frankfurt, ven beiden Heflen, Naflau, Weimar-Eiſenach, Koburg-Gotha, 
Meiningen:Hilvburghaufen, Lippe, Reuß, einem Theil der ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümer, 
den hohenzollernſchen Landen und Homburg, fowieden für gewiſſe Correſpondenzzweige functio: 
nirenden Poſtbureaur in den Hanfeflädten. Es umfaßt der Bezirk fomit einen Theil der frucht⸗ 
barften und bevölkertſten Gegenden Deutichlande in einer als Mittelglieb zwifchen Norben und 
Süden poftalifch fehr günfligen Yage. Eine namenlofe Berwirrung würde entflehen, wenn alle 
diefe Zander und Ländchen eigene Staatopoſtanſtalten befäßen ; es find ohnehin der letztern zu viel 
in Deutfchland. Die völferrechtliche Bafis der Thurn und Taris’jhen Boftanftalt ift der Art. 17 

der Bundedacte: „Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem durch den Reichsdeputa⸗ 

tionshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 oder ſpätere Verträge beſtätigten Beſitz und Genuß der 
Poſten in ven verſchiedenen Bundesſtaaten fo lange, als nicht etwa durch freie übereinkunft an⸗ 

derweitige Verträge abgeſchloſſen werden ſollten. In jedem Falle werden demſelben infolge des 
Art. 13 des erwähnten Reichsdeputationshauptſchluſſes feine auf Belaſſung ver Poſten oder auf 
eine angemeflene Entſchädigung gegründeten’ Nechte und Anſprüche verfigert. Diefes foll auch 

da flattfinden, wo die Aufhebung der Poſten feit 1803 gegen den Inhalt des Reichsſdeputations⸗ 

hauptſchluſſes bereits geſchehen wäre, infofern dieſe Entſchädigung durd Verträge nicht ſchon 
definitiv feſtgeſehzt ift.“ Der Art. 13 des Reichsdeputationshauptſchluſſes beftimmte: „Übrigens 
wird die Erhaltung der Poften des Fürſten von Thurn und Taris, fowie fie conftituirt find, 

garantirt. Demzufolge follen die gedachten Boften in den Zuſtande erhalten werden, in welden 
fie fi, ihrer Ausvehnung und Ausübung nad, zur Zeit des Luneviller Friedens befanden. 

Um diefe Anftalt in ihrer ganzen Vollſtändigkeit, fu wie fie fi in bejagtem Zeitpunfte befand, 

deſto mehr zu fichern, wird fie dein beſondern Schuge des Kaiſers und bes Eurfürftlihen Golle- 

giums übergeben.” Mit den einzelnen Regierungen bat dad fürftlihe Haus Thurn und Taxis 

Poſtlehnsverträge oder Zeitverträge abgeſchloſſen. Der Sig der Generalpofldirection iſt Frank⸗ 

furt a. M.; die Verwaltung iſt mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten verbunden, wirb aber 

gegenwärtig mit Geſchick und ſtaatsmänniſchem Geift geführt, während die frühere Verwaltung 

von Verfennung wichtiger Intereflen und von Feſthaltung Überlebter Stanppunfte, zum eige: 

nen Nachtheil des ganzen Inflituts, mitunter nicht frei war. In Sachfen bilvete fih während 
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des Schwäbiſchen Vundes, der Univerſitäten u. ſ. w. Der Briefwechſel wurde auch durch die im 
Lande herumfahrenden Metzger, durch Pilger, wandernde Lautenſpieler u. ſ. w. vermittelt. 
„Es geſchiehet“ — heißt es in einem Patent Kaiſer Rudolf's II. vom 6. Nov. 1597 — „daß bie 
Mezgger allerlev, nicht allein derer Stadt und Ort, da fie wohnen, Kaufleuten und Bürgern zu: 
ftändige, ſondern auch fremde ausländische Briefe und Sachen aufnehmen, ja, daß fie nod mehr 
zur Brpedirung folder ein oder zwey Tage in der Woche ab: und anfegen u. ſ. w.“ Diejen 
Befoͤrderungsarten hafteten viele Mängel an. Thomas Garzonus fagt in jeinem „Allgemeinen 
Schauplatz“: „Beneben anderer Uintreu, fo offtermals bei den Boten gefpühret wird, daß Nie 
die Briefe auffbrehen, die Siegel verfälfchen, Heimlichkeiten verrathen, find fie auch meifterlich 
darauf abgerichtet, daß fie die Päd und Geld aufmahen, verfpielen, verfauffen u. f.w.; in 
Kriegs: und Peftilong-Läufften Haben fie ihr größtes Fieber, ſintemahl ed dann nirgend mit 
ihnen fortwill, fondern werben überall auffgehalten, die Brieffe und Geld genommen, die Haut 
voll geichlagen, und waß dergleichen Unfälle mehr find.” 

Dieſe Einblide in die frühern Zuftände laffen das große Verdienſt nur um fo gerechter wũr 
digen, welches ein Vorfahr des fürſtlich Thurn und Taxis'ſchen Hauſes, Franz von Taxis, fich 
um die Culturentwickelung unbeſtreitbar erworben hat, als derſelbe im Jahre 1516 die erfte 
wirkliche Poft zwiſchen Wien und Brüffel errichtete. Das mar damals ein ſchwieriges und ge 
wagtes Unternehmen. „Jedermann bielte joldhe Anſtalt vor mißlich“ (fagt von Beuft in feinem 
ſehr gebiegenen Werk über dad „Deutſche Poſtregal“, Iena 1748) „und konnte fih niemand 
einbilden, daß der Kaufleute und anderer Menfchen Briefe und Sachen fo viel Poſtgeld abwerien 
würden, davon Pferde, Wagen, Poſtillons und Voftbediente zu unterhalten. Sobald aber die 
Teutſchen Kaufleute gewahr wurden, wie felbige ven Wechſelcours, die Taxe und ven Preis aller 
Waaren dur die Poſt für weniges Geld haben könnten, ohne deshalben nad Antıverpen, 
Brüffel u. ſ. w. zu reifen, fo zog ſich auf dieſe neue Taxis'ſche Poſten eine fo unbeſchreibliche 
Menge Briefe zufammen, u. |. w.“ 

Die Erzeugnifle der jungen Buhpruderkunft, der durd die Reftauration der claſſiſchen 
Studien angeregte lebendige Verkehr zwiſchen den Uiniverfitäien und @elehrten, der durch Die 
Neformation befeuerte Drang ver Geifter nad Offenbarung und Austaufch der Ideen fanden 
nun eine längfterfehnte Bermittlerin; eine deutſche Anftalt, die erfte ihrer Art, befördert Die 
erften gedruckten dentſchen Bibeln, die von deutſchen Gelehrten bearbeiteten Ausgaben der alten 
Claſſiker, die Lieder der Minnefänger und die erften deutſchen Zeitungen; fie übermittelt die 
Befehle ver Kaifer, die Depeſchen ver Geſandten und die Acten der Gerichte mit gleicher Pünkt: 
lichkeit wie Die Briefe, Wechfel und Gelder der Kaufleute. Die Taxis'ſchen Poſten breiteten jüch 
anfangs ungeflört in ven verfchienenen Reichslanden aus. Kaifer Rubolf IE. ernannte Leonhard 
von Taxis, deſſen Vorfahren nur Generalpoftmeifter in den burgundifchen Niederlanden ge: 
wefen waren, im Jahre 1595 zum General-Reihöpoftmeifter, und Kaiſer Matthias belehnte 
im Sabre 1615 Ramoral von Taris und feine Deſcendenten mit dem Reichs-General-Poſtmei⸗ 
fteramt. Es fam die Theorie auf, daß dad Recht, Poſten in ganz Deutſchland anzulegen, ein 
faiferliches Reſervat fei. Hleraus eniſtand der faft zwei Jahrhunderte hindurch fortgefegte Streit 
über die ſtaatsrechtliche Natur des Poftregald, indem eine große Anzahl von Reichsfürſten be: 
baupteten, das Recht, Poſten anzulegen, fei Audfluß der Landeshoheit, und ver Kaifer könne 
ein ſolches Privilegium, wie dad Haus Thurn und Tarid von ihm erhalten habe, zu Recht gar 
nicht verleihen. Die reichslehnbare Landeshoheit hatte fich allerdings ſchon feit Errichtung des 
‚ Kurvereind zu Renfe, begünftigt durch die geſammte Entwidelung des deutfchen Öffentlichen 
Lebens damaliger Zeit, immer mehr zur faft völligen Staatögewalt umgewandelt; im Art. 8 
des Weſtfäliſchen Friedens wurde die Integrität der Territorialhoheit feftgeftellt und im Art. 9 
den Reichsſtänden vie Beforgung alles deſſen anheimgegeben, wodurch der Handel im Neid) ge- 
deihen könne. Die faiferlihen Nefervatrechte waren mit Ausbildung der Landeshoheit ab: 
geichloffen. Nur von Kaifer und Reich, nicht vom Kaifer allein, konnte die Kinfegung eines 
Reichspoſtweſens ausgehen; von pen Ständen in corpore war daſſelbe nie ausdrücklich anerfannt 
worden. 3. 3. Mofer („Teutſches Staatsrecht“, V,$. 174) fagt fehr richtig: „Die ganze Sache 
(die Boft) ift eigentlich eine Polizeianftalt, jo zur Beförderung des Handels und Wandels ge: 
reiche, in vergleichen Sachen ohnftreitig denen Reichsſtänden, melde zu der Zeit, als die Voften 
errichtet wurden, fchon die völlige Landeshoheit hatten, Anftalt und Ordnung in ihren eigenen 
und mit der Interefienten Bewilligung aud in fremden Landen zu machen zukommt.“ Der 
Kaifer ließ fogar in feinen Erblanden eigene Territorialpoften einrichten, was den Großen Kur: 
fürflen von Brandenburg veranlaßte, im Jahre 1660 nach Wien zu fchreiben: „Es werben aud 
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Ew. kaiſerliche Majeſtät, was Sie in dieſem Stück in Dero Reichslanden für Recht und billig 
halten, andern hoͤhern Ständen, alſo auch mir, gerne goͤnnen.“ An dem fraglichen Streite be⸗ 
theiligten ſich die namhafteſten Staatsrechtslehrer: J. J. Moſer, J. St. Pütter, Lünig, Sam. 
Cocceji, Klüberu.a.; auf den Kreiſtagen wie am Reichstage, namentlich bei Berathung ber 
MWahlcapitulationen, wurde darüber vielfach und nicht felten in gereizter Weiſe verhandelt. Die 
Entſcheidung erfolgte inzwiſchen auf thatfächlihen Wege durch das energifche Vorgehen des 
Großen Kurfürften von Brandenburg. Der Kurfürft Hatte im Jahre 1648 eigene Poften in 
feinen Landen anlegen laflen; er hatte in den Städten Danzig, Hamburg, Braunſchweig und 
Hannover mit feinen Boften feften Fuß gefaßt und eine ununterbrochene Poftlinie von Kleve bis 
nad Koͤnigsberg berftellen laſſen, auf welcher der Dienft beiler organifirt und die Tare geringer 
wear ald auf den Reichöpoflen. Der Kaifer forverte infolge eines Antrags des Grafen von Taxis 
den Kurfürflen unterm 20. Dec. 1659 auf, feine Landespoſten abzuſchaffen und die Reichs 
poften in feinen Staaten zuzulaflen. Der Kurfürft erwiderte mit einer Darſtellung der ganzen 
Verhältniſſe und ſchloß: „Gleichwie nun Em. Kayferl. Majeftätt aus dieſem Eurken gehorfamb- 
ſten Bericht mein Recht undt Befugniß abnehmen, undt dagegen des Graff Taris linfug undt 
unleidentliche8 vornehmen (darüber fi auch nebfl andern die Fürftlihen Häufer Braunſchweig 
und Heffen zum hoͤchſten befchweren) leicht erfennen werben; Alfo erfuche Ew. Kayſerl. Majeflätt 
ich gang gehorſamblich, Sie wollen vergleihen unziembliches beginnen dem Graff Taris ernft- 
lich verweilen, damit Er indfünfftige gegen die höhern Stände ſich anders betrage, mit dem aus 
dem Heyl. Roͤm. Reich zu ziehenden Vortheil ſich vergnügen lafle, undt zu feinen andern Nach - 
denfen Urſach undt Anlaß gebe. Darauf vermeift Ew. kayſerl. Majeflätt dasjenige, mad Dero 
Allerhoͤchſten Kayſerlichen Ampte gemäß, auch fonft recht undt billig if.” Brandenburg wurde 
hierauf nicht weiter bebelligt. Nach diefem Vorgange richteten demnächſt Braunfhmeig-Rüne: 
burg und Sachſen, das ſchon früher geordnete Botenanftalten bejeflen hatte, eigene Landespoſten 
ein. Gin Verſuch, im Siebenjährigen Kriege die Reichspoſten in preußiichen Bebietötheilen 
einzuführen, fcheiterte. Im Norden Deutſchlands Hielt fih die Taxis'ſche Poft nur in ven Hanfe: 
ftäbten und in den Fürſtenthümern Kippe. In den ſüdlichen größern Staaten blieb fie bie 
zur Rheinbundszeit, in Würtemberg noch bis Mitte diefes Jahrhunderts befteben; in Weftfalen 
und den Rheinlanden wurde fie 1816 von der preußiſchen Regierung abgelöftl. Gegenwärtig 
beſteht ihr Bezirk aus Frankfurt, ven beiden Heflen, Naflau, Weimar-Eiſenach, Koburg-Gotha, 
Meiningen=Hilvburghaufen, Rippe, Reuß, einen Theil ver ſchwarzburgiſchen Fürſtenthümer, 
den hohenzollernfchen Landen und Homburg, fowie den für gewiſſe Correſpondenzzweige functio: 
nirenden Boftbureaur in ven Hanſeſtädten. Es umfaßt der Bezirk fomit einen Theil ver frucht⸗ 
barften und bevoͤlkertſten Gegenden Deutſchlands in einer als Mittelglied zwifhen Norden und 
Süden poftalifch ehr günftigen Yage. Kine namenlofe Berwirrung würde entftehen, wenn alle 
diefe Länder und Ländchen eigene Staatspoftanftalten bejäßen ; e8 find ohnehin der legtern zu viel 
in Deutfchland. Die völferrechtliche Bafid der Thurn und Taxis'ſchen Poftanflalt if der Art. 17 
der Bundesacte: „Das fürftlihe Haus Thurn und Taris bleibt in dem durch den Reichsdeputa⸗ 
tionshauptſchluß vom 25. Febr. 1803 ober fpätere Verträge beftätigten Befig und Genuß der 
Poſten in den verſchiedenen Bundesftaaten fo lange, als nicht etwa Durch freie Übereinkunft an 
derweitige Verträge abgefchloflen werben follten. In jedem Falle werben vemfelben infolge des 
Art. 13 des erwähnten Reichsſsdeputationshauptſchluſſes feine auf Belaflung der VPoſten oder auf 
eine angemeflene Entſchädigung gegründeten’ Rechte und Anfprüche verfihert. Diefes fol auch 
da flattfinden, wo die Aufhebung der Poften feit 1803 gegen ven Inhalt des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchlufſſes bereits geſchehen wäre, infofern dieſe Entſchädigung durch Verträge nicht ſchon 
deſinitiv feſtgeſezt if.” Der Art. 13 des Reichsdeputationshauptſchluſſes beſtimmte: „Übrigens 
wird bie Erhaltung der Poſten des Fürſten von Thurn und Taxis, ſowie fie conſtituirt find, 
garantirt. Demzufolge follen die gedachten Boften in ven Zuftande erhalten werben, in welchem 
fie fi, ihrer Auspehnung und Ausübung nad, zur Zeit des Luneviller Friedens befanden. 
Um dieſe Anftalt in ihrer ganzen Vollſtändigkeit, fo wie fie fid in bejagtem Zeitpunfte befand, 
deſto mehr zu fichern, wird fie dem befondern Schuße des Kaiſers und des kurfürſtlichen Golle- 
giums übergeben. Mit den einzelnen Regierungen Hat das fürſtliche Haus Thurn und Taxis 
Boftlehnöverträge over Zeitverträge abgeſchloſſen. Der Sig der Generalpoftdirection iſt Frank⸗ 
furt a. M.; die Berwaltung ift mit nicht unerheblichen Schwierigkeiten verbunden, wird aber 
gegenwärtig mit Geſchick und ſtaatsmänniſchem Geift geführt, während die frühere Verwaltung 
von Verfennung wichtiger Intereflen und von Feftbaltung überlebter Standpunkte, zum eige⸗ 
nen Nachtheil des ganzen Inflituts, mitunter nicht frei war. In Sachſen bildete fi während 
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des 18. Jahrhunderts ein tüchtiges Poſtweſen aus; die erſte allgemeine Poſtordnung (17 10), 
ein für die damalige Zeit ſehr gutes Geſetz, datirt von Dresden. Auch in Hannover wurde die 
Staatspoftanftalt gut organiſirt; das Erb-Landpoſtmeiſteramt ward hier der gräflich Platen“⸗ 
ſchen Familie verliehen. In den öſterreichiſchen Erblanden war dieſes Amt dem Grafen von 
Paar anvertraut; die Entwickelung des Poſtweſens erfolgte langſam; feit 1844 bat aber Das 
Wirken eines reformatorifchen Beiftes und dad Walten einer großen Auffaflung der Berbält: 
niffe vortreffliche Brüchte gebracht, und Männer wie von Neil, Löwenthal u. a. haben die Ber 
waltung auf eine wahre flaatdmännifche Höhe erhoben. In Preußen gedieh die Staatspoil 
anftalt unter der ſpeciellen Pflege der Herrfcher Ihon früh zu einem gewiffen Grade von Aus 
bildung und Tüchtigkeit. König Friedrich Wilhelm I. liebte nächſt dem Militär die Poſtanſtalt 
befonderd und nahm an deren Verwaltung in eingehenpfler Weife Antheil. „Die Poften ſind“, 
jagte er einft im Geheimen Staatsraih, „gleichſam das DIL vor die ganze Staatdmafdine.” 
Dem Generalpoftamt befahl er: „ſollen vie Poften anlegen von Ort zu Ort ih will haben ein 
Zandt das kultiviret ſeyn foll höret Poft dazu. F. W.“ Im feine Zeit fällt ver Abſchluß Der 
ersten Poſtverträge mit Sachfen, ven Niederlanden, Schweden und Rußland; bei den Entwürfen 
finden fich fehr oft eigenhändige Bemerkungen des Königs, wie: „ift eine Sache von großer 
Wichtigkeit, fol im_erften geheimen Naht ven ich halten werde, vorgedragen werben. &. W.“ 
Er nannte die vielen Eleinen Staatöpoftanftalten dad Boftunmwefen des Heiligen Römischen Reichs 
und ſchloß mit dem Fürſten von Thurn und Taxis eine feſte Übereinkunft. Er befahl ven 
preußiſchen Poftmeiftern im Auslande, „durch defintereffirte Verwaltung ihr Amt dem Bublifum 
angenehm zu machen“. Das Generalpoftamt wurde neu organifirt, der Geſchäftsgang, Das 
Etats- und Rechnungsweſen zweckmäßig georonet. In vemfelben Geifte wirkte die Verwaltung 
unter Friedrich II. weiter. ‚Das Boftwefen in Schleſien fol” — beißt ed in der Ordre des 
großen Königs vom 20. Juli 1741 an das Generalpoftamt — „ven Interefle des Königs und 
des Volks, als welche Interefien dieſelben find, entſprechend organifirt und follen dabei keine 
Mittel geipart werben; die üblich gewwefene Verpachtung der Poſtämter foll ganz aufhören.‘ 
‚Bei Erneuerung des Poftvertrags mit Sachen empfahl ver König den Bevollmächtigten befon: 
dern Eifer: „damit bergleihen Mihr fo intereffirende Sachen nicht auf die lange Bancke ge: 
ihoben werben.’ Miederholt fchärfte er ver Behörbe ein: „Poſtſachen müflen von prompter 
Execution fein.’ In allen Brovinzen wurde dad Net der Boftanlagen weiter ausgedehnt, in 
dem neuerworbenen Weftpreußen war vie Poft unter ver polnifhen Regierung unbefannt ge: 
blieben. In Siebenjährigen Kriege leifteten die Feldpoſten erhebliche Dienfte. Großen Sche: 
den richtete Die von dem König 1766 eingejegte franzöjifche Negie im Poftwefen an, indem fie 
der Verwaltung einen ganz fiscalifhen Charakter aufprüdte und ihre Einrichtungen mit einem 
dem deutſchen Wefen verhaßten Spionir- und Denunciantenfyftem umgab. Ihr Wirken bein 
Poſtweſen währte nur drei Jahre; mehrere ver franzöfiihen Beamten ergriffen wegen Unter: 
jchleifs die Flucht. Der König ſchrieb an den Generalpoftmeifter: „es ift lauter Schurfen Zeug 
und ich denke darauf, mir nach und nad alle Frantzoſen vom Halfe zu ſchaffen.“ Die von der 
Regie getroffenen guten Einrichtungen, namentlich die VBerbeiferung des Extrapoſtweſens, wur: 
den weit überwogen von ben traurigen Refultaten ver Brineipien ihrer Berwaltung. „Was hat 
jene Erhöhung ver Poſttaxen für Folgen gehabt ?’’ — fo heißt e8 in einem Bericht an ven König 
von 1770 — „ven Haß von Auswärtigen und Einheimifchen, die Detournirung der Corre⸗ 
jpondenz auf fremde Curſe, die Zerflörung der mühſam errichteten vertragsmäßigen Berbin- 
dungen und vie Überhandnehmung aller Arten von Defraudationen.” Unter ber audgezeichne: 
ten Verwaltung des Beneralpoftmeifters von Seegebarth wurden die Nachwehen des franzdjifchen 
Syſtems bald befeitigt, Die feindliche Invafion in dem unglüdlicden Kriege von 1806 und 
1807 warf die ganze Verwaltung nieder; die franzöfifhen Generale und Intendanten riffen 
alle Einnahmen der Poſtämter an fi, ohne die Ausgaben zu beftreiten. Jedem Pofldirector 
wurde eine Militärceommifilon zur Eröffnung der Briefe beigegeben. „Sie fallen‘ — fchreibt 
der Voftdirector aud Stettin — „wie die Heuſchrecken über die Briefe her, ſchleppen felbige in 
eine befondere Stube, reißen fie auf und während die Dolmetſcher die verbächtigen Stellen den 
präfidirenden Colonel oder Kapitän überſetzen, werden bie freigelaflenen Briefe wieder zu- 
gejiegelt. Im diefer Art gebt ed immer fchnell weg. Oft bleibt viefe Commiſſion von 8 Uhr 
morgens bid abends fpät zufammen und bittet fi dann zu meiner Tröftung und Aufmunterung 
regelmäßig bei mir zu Gaſte.“ Viele Berfonen wurden infolge der in ihren Briefen enthaltenen 
Außerungen verhaftet und einige fogar nad Frankreich abgeführt. Alle Pofteurje, welche 
feinen Überfchuß lieferten, wurden aufgehoben. Die Räthe des Generalpoftamts fihrieben 1807 
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nach Memel: daß ſie es nicht ohne Scham und Erbitterung ſagen könnten, wie ſie um ihr Ge— 
halt und das der andern Poſtbeamten und Poſthalter förmlicd, betteln müßten: „das ganze Poſt⸗ 
weſen geht unter, Leib und Seele werden ermüdet und verwirrt durch die fortwährend verlang⸗ 
ten bordereaux, &tats, renseignements, tableaux u. ſ. w.“ Dieſes währte noch lange nach 
dem Tilfiter Frieden fort. Harvenberg fchrieb an Seegebarth: „Bei der allgemeinen Störung 
unferer innern Berwaltung gehört wol das Poſtweſen mit zu ven Theilen, die am merften ge: 
litten haben; man wird alled anwenden müſſen, dieſe wichtige Anftalf wiederherzuſtellen.“ Zur 
Charakteriſirung der franzöftfhen Boftapminiftration in dem Hierongmitifchen Koͤnigreich 
möge die Anführung genügen, daß die Einwohner Weftfalens an ihre Correſpondenten mittels 
der fremden Zeitungen Öffentliche Aufforderungen ergeben ließen, nicht an fie zu fhreiben, ba 
das Porto unerfchwinglid fei. Die Principien ver Stein-Hardenberg'ſchen Zeit verliehen dem 
hinfälligen Körper neue Lebenskraft. Das preußische Poſtweſen raffte fih in kurzer Zeit von 
dem drohenden Untergange auf. inter Nagler's veredelnder Leitung, Schmückert's fchöpferifcher 
Kraft, und von der Heydt's energifchen Geiſte ſchritt das große Staatöverfehrsinftitut mit Si: 
herbeit auf ver Bahn der Neformen weiter, „Das preußifche Poſtweſen“, jagt Freiherr von 
Reden in feiner „Erwerbs: und Verkehröſtatiſtik“, „erreichte den erſften Rang in Deutſchland, ja 
in Europa.’ Im Jahre 1850 wurde von Ofterreih und Preußen der Deutfche Poftverein ing 
Xeben gerufen: die größte nationale Verkehrsgemeinſchaft, da derjelbe außer dem deutſchen 
Bundesgebiet ſämmtliche Kronländer Ofterreih8 umfaßt und hoffentlid bald den bis dahin 
allein ausgeſchloſſen gemejenen deutſchen Poſtbezirk Schleöwig- Holftein in fih aufnehmen wird. 
Durch den Deutſchen Poftverein iſt zugleich eine neue Entwidelung der internationalen Poft: 
beziehbungen angebahnt worden, die ber Idee einer univerfellern Regelung verjelben eine be: 
deutungsvolle Grundlage gewährt. Es iſt ein Ruhm für Deutſchland, dem Mutterlande ver 
Poften, hierzu die Anregung gegeben und zugleich die Ausführbarfeit am eigenen Beifpiele 
praftifch dargethan zu haben. 

Das deutfche und das ſchweizeriſche Poſtweſen haben ſich von jeher vor ven Poftanftalten 
der weſtlichen Staaten dadurch audgezeichnet, daß außer der Beförderung der Briefpoflgegen: 
ftände dem Publikum auch zum Transport von Geldern und Padeten, ſowie zum Reifen mittels 
der Staatöpoflen Gelegenheit geboten war. In Deutſchland beflanden ſchon feit zwei Jahr: 
hunderten fahrende Poften, als ver Theaterdirector Palmer aus Bath 1784 die Erfegung der 
bis dahin in England lediglich reitend beförverten Poſten durch fahrende Boften vorſchlug. Erft 
gegen Ende ded 18. Jahrhunderts war in England die Einrichtung, wonad die Poftämter ver: 
pachtet wurden, bejeitigt worden. Macaulay jagt bei feiner Schilderung der Zuftände Eng: 
lands im Sabre 1685: „Die Art und Weife, wie damals die Correſpondenz beförbert wurde, 
mag den Spott der gegenwärtigen Generation hervorrufen, aber fie war fo, daß jie die Bewun: 
derung und ben Neid der gebildeten Nationen des Alterthums oder der Zeitgenoffen Raleigh's 
und Cecil's erregt haben würde.“. Das englifche Poſtweſen war bei feiner Feſthaltung am Alten 
noch bis in die erften Decennien ded 19. Jahrhunderts jehr zurückgeblieben, als Rowland Hill 
im Sabre 1840 mit dem großen Gedanken der Einführung eines einheitlichen fehr niedrigen 
Portofages von 1 Penny durchdrang. Bei der Mit: und Nachwelt wird ed ihm zum Ruhm ge- 
reihen, in einer Zeit, wo alle Pofiverwaltungen, und an der Spige die englijche, noch fißcalifche 
Taxen fefthielten, die ‚großen nationalöfonomifhen Vortheile einer Einheitötaxe dargethan 
zu haben. Aber diefe Anerkennung darf nicht überfehen laſſen, daß in finanzieller Beziehung 
das Project Rowland Hill’8 den erregten Erwartungen nicht entſprochen hal, daß die plötzliche 
Annahme eined fo mäßigen Sages wie 1 Benny, zu dem man ſchrittweiſe hätte gelangen können, 
eine große Überftürzung war, die dad Budget zerrüttete. Die Bruttoeinnahne ver Poſt er: 
reichte erſt nach 14 Jahren die frühere Höhe wieder; die Reineinnahme von 1840 wird kaum 
jeßt wieder erlangt fein; denn bei ven Rehinungsabfglüffen der englifhen Poftverwaltung ift 
nicht zu überfehen, daß die bedeutenden Koften für den ganzen Seepoftdienft inzwiſchen auf das 
Budget ver Apmiralität übergegangen find, jowie daß Rowland Hill fammtliche Bortofreiheiten 
abſchaffte, eine Maßregel, vie 3. B. in Preußen ein Geldobject von etwa 2 Mill. Thlrn. jährlich 
ergeben würde. Die Verhandlungen im britifchen Parlament beim Sturze ded Whigmini- 
fteriums Anfang der vierziger Jahre zeigen, daß demfelben namentlich auch die „unverftändige 
und übertriebene Ermäßigung der Pofttare” zum Vorwurf gemacht wurde. Die Poft joll nit 
wie ein Finanzinſtitut verwaltet, aber e8 Darf auch der Überfhuß nicht preißgegeben werben, den 
jie nah Maßgabe des Budgets zum allgemeinen Staatöhaudhalt beizutragen verpflichtet ift. 
Der befte Beweis des Gefagten ift, daß fein anderer Staat England in der plöglichen fo bedeu⸗ 
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tenden Herabfegung bes Portos nachgeahmt hat. Alle Voftverwaltungen ſtreben nach der gewiß 
fehr zwedmäßigen Einheitstaxe, mehrere Haben jle bereit in vorfichtiger Weife und zum Nugen 
bes Landes wie ver Staatökafle erreicht, andere find im Begriff dur ſtufenweiſe Reductionen 
dahin zu gelangen — aber die englifche Operation ift doch allen zu bedenklich erfchienen. Sn 
Sranfreih wurde der legte Vertrag mit den Generalpädtern durch das Decret vom 12. Suni 
1790 Kelöft und die ‘Boftverwaltung von Staate übernommen. Kaifer Napoleon I. ließ vie 
Adminiftration, die bis dahin collegialifch gewefen war und fehr langſam fungirt hatte, im 
. Sabre 1804 nad dem Bureauſyſtem organifiren, infolge deſſen dieſelbe eine kräftige Wirkfam: 
feit entfaltete. Fouche's Cabinet noir, in welchem zulegt 128 Beamte thätig waren, ver: 
urfachte indeß viel Unheil. ‚Napoleon‘ — jagt Germain, Advocat an der Cour-Royale zu 
Paris in feinen Werk „Du secret des lettres” — „abusa scandaleusement de cette creation 
de latyrannie. Cinq cents lettres lui &taient envoyées tous les matins dans un portefeuille, 
dont lui seul avait une clef et le directeur General des Postes une autre. En 1814 mille 
lettres environ &taient d&cachelees tous les matins et adress&es à Mr. de Blacas. L’entree 
du Cabinet noir est Rue Coq Heron. De la cour on apercoit une petite porte qui conduit 
au laboratoire. On craint tant qu'il transpire quelquechose de cet obscur manoir que les 
employes vaquent eux-me&mes au service de proprete et de chauffage de l'’endroit qu’ils 
habitent. Ils sont divises en experts decacheteurs, en graveurs habiles. On ouvre, on 
referme la lettre sans qu'il soit possible d’apercevoir la moindre l&Esion. On detache les 
cachets par le moyen de la vapeur. Des fourneaux &tincelants, des chaudieres d’eau bouil- 
lante sont toujours en activit6.” Unter den Bourbond mar ed nicht vielanders. Die fran- 
zöſiſche Poftvermaltung zeichnet ſich durch einen prompten Geſchäftsgang, einen geregelten Dienft- 
betrieb und ein wirffames Gontrolfyftem aus. Sie fteht aber bei den fremben Poftverwaltun: 
gen In dem Rufe einer argen Fiscalität und hat bei dem im Jahre 1863 auf Anregung ber 
Bereinigten Staaten von Nordamerika in PBarid verfammelt geweſenen internationalen Boft: 
songreß bei der Frage über Erleichterung des Tranſits eine große Engherzigkeit an ven Tag 
gelegt. Das Poſtweſen in den Niederlanden war ſchon früh für die Benürfniffe des Handels 
zwedmäßig organifirt und wird vecht tüchtig bedient. In der Schweiz hat man große Fort: 
Schritte gemacht, feitvem im Jahre 1849 dem Unmefen der einzelnen Gantonalpoftanftalten, 
welches mit Recht als eine confusio divinitus conservata bezeichnet werben Eonnte, ein Ziel 
gefegt und das Poflinflitut zur Bunvdedanftalt erhoben worden war. Die fihtbarften ort: 
fhritte hat in neuerer Zeit das Poſtweſen Italiens, nad) der hergeftellten Einheit, durch die Für: 
forge einer rührigen und intelligenten Berwaltung gemacht, und es ficht ver Entwidelung des 
Poſtinſtituts auf der Apenninifhen Halbinfel, wenn die äußern Berhbältnifje fih günftig ge: 
flalten, eine fhöne Zukunft bevor; es erhellt, daß ſich vorzugoweiſe im Poſtweſen die Vortheile 
der Staatdeinheit fühlbar machen. Die Poftverwaltung Rußlands hat bei ver grofen Aus: 
dehnung des Reichs, bei den Verſchiedenheiten des Terraind und der Völkerfchaften, den an 
China, Perfien und die Türkei flreifenden Grenzen, mit eigenthümlichen Schwierigfeiten zu 
fämpfen; gleichwol ift ed derſelben in der legten Zeit gelungen, erhebliche Berbefierungen zur 
Ausführung zu bringen. Im der Türkei werden gegenwärtig von der Regierung des Sultans 
Mapregeln vorbereitet, die Cinmiſchung der in Konftantinopel befindlihen Poſtãmter fremder 
Nationen (Englands, Frankreichs, Ofierreichs, Rußlands) abzuwenden und ein Netz eigener 
Stantöpoften über die europäifchen und aitatifchen Provinzen des Reichs zu Lande und zur See 
herzuftellen. Tamen est laudanda voluntas. In den Bereinigten Staaten von Nordamerika 
ift das Poftwefen gut eingerichtet und fehr auögebreitet; es beftehen dort bereitd über 28000 
Boftanftalten. — Die Pofldampfer durchfurchen den Ocean; die oſtindiſch⸗engliſche uͤberlandpofi 
berührt drei Welttheile; der Anfang einer Poſtverbindung von Irkutsk nach Peking iſt gemacht; 
die amerikaniſche Überlandpoft verbindet die Geſtade des Stillen Meers mit ven großen Han- 
delöplägen der Vereinigten Staaten an der Atlantifchen Küfte; und fo Hat die Boft fih faſt über 
die ganze Erde verbreitet, mit Hülfe der Gifenbahnen und der Dampfſchiffe einen neuen groß: 
artigen Auffhwung genommen und, von der Telegraphie unterflügt, ihren Gultureinfluß in 
immer weitere Xebendfreife ausgedehnt. 

II. Organifation der Poſt. In den civilifirten Ländern aller Welttheile iſt die Boft 
eine Staatdanftalt. Sie unterſcheidet fih darin wefentlih von andern Verfehröinfituten, wie 
Gifenbahnen, Telegraphen u. |. w. Einzelne Zweige des Poſtbetriebs, 3. B. der Transport von 
Packereien und Geldern, find zwar ganz oder theilmeife auch an ‘Privatanftalten überlaffen, die 
Briefpoft aber, der eigentliche Stamm und Kern des Poſtweſens, ift in allen Gulturländern 
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zum Megalerhoben. Dienugbare Ausübung dieſes Regals kann unter gewiffen Verhältniſſen 
an einen britren durch Zeit: over Lehnsvertrag übertragen werden; in Frankreich und England 
fanden vormals Verpachtungen des Poſtbetriebs flatt, das fürftliche Haus Thurn und Taris übt 
in mehrern beutfchen Staaten das Poſtregal aus, die koͤniglich ſächfiſche Poftverwaltung beforgt 
das Poſtweſen in Altenburg, die preußifche in den anhaftifchen Landen, in Birkenfeld, Waldeck- 
Pyrmontn.a.m. Das Poftregal felbft ift indeß ein Hoheitsrecht und als ſolches unveräußer: 
lich. Auch pflegt ih die Staatögewalt bei den Übertragungen des Betriebs der Voſtanſtalt ſtets 
die Rechte ver Geſetzgebung und Oberaufficht ausdrücklich vorzubehalten (3. B. Beftftellung der 
sKofttaren, der Orenzen des Poſtzwangs, Ratification der Verträge, Normirung der Garantie, 
Ausübung der Poſtpolizei, Befegung wichtigerer Beamtenſtellen, disciplinären Einfluß u. f. w.). 
Die Voft bleibt daher, auch in ven Ausnahmefällen, wo der Staat den technifchen Betrieb nicht 
unmittelbar führt, eine Staatdanftalt. Daß fie als folde, zum Unterſchied von andern Ber: 
fehrsinftituten, überall conſtituirt ift, ergibt ſich aus ihrer überwiegenden Wichtigkeit für Die 
mannichfaltigften Intereffen ver Geſellſchaft wie für Die georpnete Verwaltung des Staatd, aus 
ihrer Pflicht, das öffentliche Vertrauen vorzugsweiſe anzuziehen und zu bewahren, auß ihrer über 
alle Theile des Landes verzweigten Gliederung, aus der Nothwendigkeit ver ftraffen Zufanımen- 
faſſung audgebehnter Mittel zu einheitlihem Wirken und aus der Vielfeitigfeit ihrer inter: 
nationalen Beziehungen. 

Bei der heutigen Entwidelung ver Verhältniſſe befaßt ſich vie Staatäpoft im weſentlichen 
mit folgenden Geſchäften: a) Beförderung (incl. Beftellung) von gewöhnliden und rerumman- 
dirten Briefen, von Sendungen mit Waarenproben oder Muftern, vongedrudkten, lithographirten 
n. ſ. w. Sachen unter Band und von Zeitungen — d. i. die :Briefpoft im eigentlichen Sinne; 
b) Befoͤrderung von Padeten, Geldern und Berfonen — d.i. die Kahrpoftim eigentlichen Sinne; 
c) Bermittelung von Poftgelvdanweifungen, Einziehung von Poftvorfhüffen — in einigen Län⸗ 
dern zur Briefpoft, in andern zur Fahrpoſt gehörig; d) Vermittelung des Zeitungsdebits durch 
Annahme von Abonnements, Ausführung der Beitellungen, Abrehnung mit den Verlegern 
u.f. w. Hierzu kommen noch gewifle Nebenverrichtungen, wie die Injinuation gerichtlicher Ver⸗ 
fügungen durch mehrere deutſche Poftanftalten, die Bermittelung von Sparkaſſengeſchäften durch 
die Poftbureaur Englands (Post- office saving banks), die Beforgung des Extrapoſt- und 
Eſtafettendienſtes, die Wahrnehmung von Telegraphengefchäften u. f. w. 

Die Staatöpoflanftalt beſchränkt ih auf die Briefpoft in Großbritannien, Frankreich, 
Belgien, den Niederlanden, Spanien, Bortugal, Italien, den Vereinigten Staaten u. ſ. w. Sie 
erſtreckt jich auf Brief: und Fahrpoſt in Deutfchland, der Schweiz, Schweben, Norwegen, Daͤne⸗ 
mark, Rußland u.f.m, Zum ‘Theil ift die Fahrpoſt in dieſen Staaten noch Monopol; in einigen 
derjelben, wie z. B. Ofterreih, Preußen, Sachſen ift indeß bie Privatinduſtrie faft ganz zur 
freien Concurrenz zugelafien, ohne daß dadurch der Staatspoftanftalt, melde im allgemeinen 
Verfehrsinterefje ven für fie Eoftfpieligen und fehr läftigen Betrieb der Fahrpoſt zur Zeit noch 
nicht aufgeben durfte, irgendwie Abbruch geſchehen if. In ven weſtlichen Staaten bildeten fid) 
für den Fahrpoſtbetrieb frühzeitig Privatunternehmungen aus (Meffagerien in Frankreich, Er: 
preß-&ompanies in England, Poſtwagen-Ondernemingen in Holland, Empreſas in Spanien). 
Wenn einzelne berfelben auch Borzügliches leiften, fo ftehen fie doch in der Geſammtheit, nament: 
li was die Transporte auf ausgedehnten Entfernungen und das Ineinandergreifen betrifft, den 
dentſchen und ſchweizer Staatöfahrpoften bei weitem nad. Es Laflen fi) wol volkswirthſchaft⸗ 
liche Theorien entiwideln über die Aufgebung des Staatsfahrpoftbetriebs, in der Praxis würde 
aber eine folde Mapregel wie ein wahres Zerjegungdmittel in den geordneten Poftverfehrs- 
verhältniffen Deutfchlands wirken: jegt befteht Ein Syſtem über das ganze Gebiet des Deutſchen 
Poſtvereins; künftig würde eine große Menge der allerverjchiedenften Beförderungsinftitute jüch 
herausbilden; viefelben würden ſich an den großen, propnctiven Routen geminnbegierig feſtſetzen, 
während die weiten Streden ver verfehrsärmern Landestheile, welche vorzugsmeife der Auf: 
hülfe durch Konmmunirationsmittel bepürftig find, ihrer entbehren würden. Die Fahrpoſtanſtalt 
fann der Staat bei der Entwidelung, die jich in Deutfchland herausgebildet har, für jetzt noch 
nicht aufheben; dagegen erjcheint es angemefien, das Fahrpoſtmonopol zu befeitigen und folder: 
geftalt Die Privatinduftrie zum freien Mitwerben zuzulaſſen. Diefen Principien find auch meh. 
vere deutfche Staaten, wie erwähnt, in neuerer Zeit gefolgt. Dabei bat fich gezeigt, wie feft das 
Vertrauen zu dem Staatdfahrpoftinflitut im deutihen Publifum mwurzelt. Die Privatgeſell⸗ 
ihaften fonnten nicht Boden gewinnen. Ein Inftitut wie 3.3. die preußiſche Staatsfahrpoft, 
welche im Jahre 1863 16 MIN. Padete in Gewicht von 130 Mil. Pfo. und 1517,656431 Thlr. 
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in Geld: und Werthjendungen (taglih 4 Mi. Thlr.), ſowie 3,518300 Berfonen beförnerte, 
laßt ſich jo leicht nicht pur Privatanftalten erſetzen; unter jenen Sendungen befanden fich 
1Y, Mil. Padete und circa 360 Mil. Thlr., die für den Staatövienft oder fonflige Öffentliche 
Zwecke portofrei beförvert wurden. Im ganzen Poftverein (incl. Preußen und Oſterreich) wur⸗ 
den 1862 mit der Fahrpoſt befördert 32 Mill. Packete und 4926,000000 Tblr. (täglich 
13 Mill.) in Geld: und Werthfendungen, fowie 5,886649 Perfonen. Wer die Landſtraßen 
Frankreichs, Spaniens und Italiens bereift hat, der wird die großen Vorzüge zu ſchätzen wiſſen, 
welche die Sicherheit des Fortkommens auf den deutfhen Boftrouten vermöge der Beimagen= 
geftelung und des Extrapoſtinſtituts gewährt. Börne jagt einmal in jeinen „Barifer Briefen‘, 
daß er auf einer franzoͤſiſchen Landſtraße Betrachtungen darüber angeftellt Habe, ob Preßfreiheit 
mit schlechtem Poſtweſen oder Genjur mit gutem Voſtweſen vorzuziehen fei. Das dritte: Preß: 
freiheit und guted Poſtweſen, muß ihm fiherlich noch undenkbar erfchienen fein. Intereſſaut ift 
übrigens die Wahrnehmung, daß einzelne Zweige des deutſchen Fahrpoſtweſens in ven Poſt- 
einrichtungen der weltlichen Staaten feit ven legten Jahren Nachahmung finden. Das Syſtem 
der valeurs cotdes, der lettres chargees avec valeur declaree auf der franzöfijhen Staatspoſt, 
die nieverländifche Beförberung der Geldswaarde find der deutſchen Einrichtung der Beförderung 
von Geldbriefen entlehnt , die Beförderung der echantillons und der Fleinern articles de mes- 
sageries mit der Staatspoſt in Frankreich, der parcels und samples und der book post in 

England nimmt nad) ven neueſten Berichten vollftändig die Natur und Ausdehnung eines fahr- 
poftartigen Transports von Fleinen Padereien an; in Belgien hinwiederum hat die Staat®: 
eifenbahnverwaltung in ihrem service des petits colis und des groupes à grande vitesse faft 
gänzlich ein der deutſchen Einrichtung ähnliches Fahrpoftinftitut hergeftellt. Die Boftverwal- 
tungen bürben ſich mit dem Fahrpoſtbetriebe eine große Laſt auf und würden daher gewiß die 

Einführung derartiger Einrichtungen von der Hand weifen, wenn nicht dad Bedürfniß darauf 
hindrängte. Kann die Stantöpoftverwaltung fich der Kahrpoft, namentli des ſchwerfälligen 

Padetverkehrs, entlevigen, vefto befler. Die Eifenbahnen haben die Entlaftung der Poſt von 

der Berfonenbeförderung und von den ſchwerern, eigentlich zu ven Frachtgütern gehörigen Ver— 

fendungen zum Theil bereitd herbeigeführt; leider Eönnen fie bezüglich ver Eleinern Sendungen 
und der Gelder die Poft noch nicht erfegen, weil ihre Drganifationen nit jveinheitli, ihre An 

lagen nicht fo audgebreitet, ihre Betriebseinrichtungen nicht fo fchnellwirkenn find. Der Boft- 

verfehr, weit entfernt feit Anlage der Eifenbahnen abzunehmen, fährt in rafchen Steigerungen 

fort. Die Poften in Preußen legten auf ven Landſtraßen zurüd:: im Jahre 1839 2,458583 Met: 

Ien, im Jahre 1863 4,947154 Meilen, dazu 2,418964 Meilen auf ven Gifenbahnen; die Zapf 

ber Padete betrug 1842 2,833598 Stüd, 1863 16 Mill., während man ziemlih allgemein 

geglaubt hatte, die Eifenbaßten würden das Kahrpoftinftitut im weſentlichen erjegen können. 

Im Deutſchen Poſtverein durchliefen die Boften auf ven gewöhnlichen Straßen im Jahre 1862 

12,782981 Meilen, davon in Oſterreich 4,044871 und in Preußen 4,759389 Meilen. Auf 

den Eifenbahnen durchliefen die Poſten im Poſtverein 1862 5,766150 Meilen, davon in Öfter: 

reich 1,084736 und in Preußen 2,183417 Meilen. ' 

Nächſt der Schule ift wol die Poft vie ausgebreitetite Gulturanftalt. Die Zahl der Bof: 
bureaux in Großbritannien betrug im Jahre 1862 11316, in ben Vereinigten Staaten 28875, 
in Sranfrei incl. Algerien 5100, in Deutfhen Boftverein 8985, worunter 3844 (ind. 
974 Brieffanmlungen) in Ofterreich und 2210 in Preußen (im Jahre 1850 1711 in Preußen). 
Mit jevem Jahre wird die Anzahl noch vermehrt. Die Poftbureaur zerfallen in verſchiedene 
Klaffen, je nad ihrer Größe und Verkehrsbedeutung, ferner je nahen jie an Eifenbahnen over 
an gewöhnlichen Landſtraßen belegen find, und je nachdem eine Station (Poſthalterei, Poſtſtall⸗ 
haltung) mit ihnen verbunden iſt oder nit. Eine befondere Stellung nehmen diejenigen Poſt- 
bureaux ein, welche in directem Verkehr mit auslandifchen Poſtbureaux flehen, die Grenzpoft- 
anftalten ; ferner diejenigen, mit welchen Telegraphenftationen, Eifenbahnflationen, Zollftellen, 
Bankcomptoirs u. f. w. verbunden find. Endlich find noch die Voftitellen zu ermähnen, welde 
nur einen Theil der Zunctionen eines vollftändigen Poftbureau verrichten, z. B. die Brief- 
jammlungen. Bei einem Poftbureau fommen vornehmlid in Betracht: die Expeditions-, vie 
Kaffen: und Vermwaltungsgeihäfte, der Dienft im Verkehr mit dem Publiftum nebft der Gefall: 
erhebung, der Betrieb des Poſtfuhrweſens: Pferde, Wagen, Poftillone, der Gang der Boften, 
Eiſenbahnzüge u. ſ. w. und die Directen Verbindungen mit andern Boftanftalten, ferner ber Be: 
jtelungsbienfl im Orte und in dem dazugehörigen Landbezirke. Für die Anlage neuer Poft: 
bureaur entjcheidet, neben der Einwohnerzahl und der commerziellen ober adminiſtrativen 
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Bedeutung des Orts ſelbſt, hauptſächlich auch die Rüdficht auf zweckmäßige Vertheilung ver 
Anlehnungspunfte für das vielverzmeigte Neg der PVoftverbindungen und auf weitere Vor— 
ſchiebung ver Voftverfehrsanlagen in das platte Land behufd Vermehrung und Verkleinerung 
der Reviere für das fo wichtige Inflitut der Landbriefbeſtellung, bei welchem beifpieläweife in 
Preußen im Jahre 1863 5000 Landbriefträger zur Unterhaltung einer regelmäßigen täglichen 
Berbindung ſämmtlicher ländliher Ortſchaften der Monarchie mit den nächſtbelegenen Poft- 
anftalten befchäftigt waren. In Betreff ver adpminiftrativen Drganifation ver Poftbureaur be- 
ſtehen verfchiedene Syfleme: entweder find a) vie Eleinern in ein beſtimmtes Abhängigfeits- 
verhältniß zu den benachbarten größern gefegt und führen dann die Benennungen Diätribution, 
Sub-Office, Hulp-kantoor u. ſ. w., oder b) es ftehen alle Poſtbureaux adminiftrativ in gleichem 
Range (coorbinirt) und hängen zunächſt von Brovinzialpoftbehörnen ab. Auch fommen Ver: 
ſchmelzungen beider Organifationen vor. Im allgemeinen kann man annehmen, daß das Sy: 
ſtem a, bei welchem Provinzial:Apminiftrationsbehörden nicht errichtet find, in den Ländern be- 
lebt, wo nur die Briefpoft Staatdanflalt ift, mithin eine bei weitem größere Cinfachheit ver 
Verwaltung ſich ergibt. Doch find auch in Stalien in neuefter Zeit Kreißpoftbirectionen er: 
richtet worden, wobei vielleicht befondere Erwägungen mitgewirkt haben. In England, Norp: 
amerifa und Frankreich beftehen Feine Provinzialpoftbehörben mit anminiftrativen Befugniffen 
als lebendige Glieder der oberflen Poſtverwaltung, fondern nur Organe zur Aufliht, Depar- 
tementöinfpectionen, Specialagentd, Surveyord u. ſ. w. In Spanien beflcht eine ähnliche 
Ginrigtung wie in Italien. 

Bon den ſtabilen Poſtanlagen, ven Poftftellen, breiten ſich in mannichfachen Verzweigungen 
die mobilen Poftanlagen, die eigentlichen Poften, über das Land. Unter „Poſten“ jind nicht 
nur die dedfalljigen Einrichtungen auf ven gewöhnlichen Landſtraßen, ſondern auch die Voft: 
trandporte auf den Eifenbahnen zu verflehen, welche namentlich feit ver Errichtung der fahren 
den Boftämter (Fahrpoſten, Bureaux ambulants, Travelling-post-offices, Spoorweg-expedi- 
tie-kantoors, Uffizi ambulanti) eine hervorragende Bedeutung erlangt haben und gewiffer: 
maßen ald die Kauptleitungen für Die Poſtverkehrsbewegung anzufehen find. Die Regelung des 
Boftenlaufs faßt man im allgemeinen unter ven Begriff des Poſteursweſens zuſammen. Die 
Aufgabe ift, jämmtlihe Poftbureaur in eine den Bedürfniſſen entſprechende Verbindung zu 
bringen, die verfhiedenen Hauptrouten und Seitenlinien in georoneten, feften Zufammenhang 
zu jeßen, mit der Errichtung von neuen, der Binziehung von ältern Linien den wechſelnden Be⸗ 
dürfniſſe des Verkehrs rührig zu folgen und die Anlagen vergeftalt zu treffen, daß dieſelben aud) 
eine gehörige Berwerthung finden. Es find dabei einerfeits die großen Strömungen bed Ber: 
kehrs ind Auge zu fallen, die ſich zwiſchen den Weltplägen bewegen und bei weldyen ed auf Her: 
fiellung ſchneller, durch Zwiſchenaufenthalt wenig unterbrochener Verbindungen und auf cor⸗ 
recte Ineinanderfügung der in= und ausländiſchen Poſtlinien beim Überſchreiten ver Grenzen 
ankommt, andererfeitd aber auch vie berechtigten Anforderungen der vielen mittlern und kleinern 
Orte nicht unberüdjichtigt zu laffen, deren Verkehrsbewegung fid in engern, aber zahlreichen 
concentrifhen Kreifen über ihre Nachbarſchaft zu verbreiten pflegt, und die außerdem der inter: 
haltung des geiftigen und geſchäftlichen Verbandes mit der Landes- oder Provinzialhauptftabt 
bedürftig find. Gewiſſe Zielpunfte für die Regelung der Boftverbinpungen bilden die Börſen⸗ 
flunden in den großen Handelsſtädten, die Geſchäftszeit ver Behörden an wichtigen Gouverne: 
mentöplägen, die Abgangs- und Ankunftätage ver Poſtdampfſchiffe in bedeutenden Seepoft- 
häfen wie Trieft, Marfeille, Southampton, Liffabon, Alerandria, Neuyorf, vie Anfchlußzeiten 
für die Verbindungen nach entferntern Ländern des Gontinents, z. B. die Anſchlüſſe für Spa- 
nien und Portugal in Paris, die Anfchlüffe für Rußland in Berlin, die Anſchlüſſe für die Türfei 
in Wien. Bon unbedingter Nothwendigkeit Hierbei iſt, daß die Poft über alle Trandportgele: 
genheiten, namentlich aud über die Ciſenbahnen und vegelmäßigen Dampfſchiffe in hinläng- 
lichem Maße muß verfügen können. Demgemäß iſt auch z. B. in den meiften Staaten der Poft- 
verwaltung durch die Geſetzgebung unter verſchiedenen Formen die jederzeitige Benutzung der 
Eiſenbahnen und ein beſtimmender Einfluß auf den Gang der Züge geſichert. In Preußen legt 
das Geſetz vom 3. Nov. 1838 den Eiſenbahngeſellſchaften die Verpflichtung auf, ihren Betrieb, 
ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die nothwendige Übereinftimmung mit ven Bedürf—- 
niſſen der Poſtverwaltung zu bringen, und es iſt bekannt, daß die preußiſche Poſtverwaltung mit 
Hülfe dieſer Beſtimmung auf mehrern Eiſenbahnen die Nachtzüge ins Leben gerufen hat. In 
England kann nie Aoſiverwaltung jederzeit die Einrichtung beſonderer Poſtzüge ven Eiſenbahnen 
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vorſchreiben und die Gangzeit beſtimmen, iſt aber alsdann zur Zahlung von Entſchädigungen 
verpflichtet, die bei manchen Bahnen eine fo ungewöhnliche Höhe erreichen, daß die großen 
Xetionäre, die im Parlament auf vie betreffende Geſetzgebung Einfluß haben, aus dem Stant$: 
ſeckel eine ergiebige Ernte halten. Im Jahre 1862 zahlte die englifche Poftverwaltung an Die 
Eifenbahnen 526966 Pfd. St. In Branfreich trifft daß cahier des charges die nöthige Vor: 
jorge, um der Staatöpoftverwaltung bei den Subventionen, die der Staat den Geſellſchaften 
leiftet , vie gebührenden Rechte zu fihern. In unbequemer Lage befindet fich hierbei die Thurn 
und Taxis'ſche Poſtverwaltung, da die Eifenbahngefeßgebung ver Fleinern Staaten es im all: 
gemeinen gefliffentlich vermieden hat, derfelben eine Handhabe zur Geltendmachung von Berug: 
nifjen auf diefem Gebiet zu fohaffen. In der ziemlich verwidelten Materie ver Verhältniſſe des 
Poftinftituts zu ven Privatelfenbahnen muß man übrigens eine flaatörechtliche und eine privat- 
rechtliche Seite unterfcheiden: die erftere erftredt fi auf vie Anforderungen, die ver Staat ale 
Inhaber des Poftregals für die Zwecke der Poft al einer allgemeinen Wohlfahrtsanftalt an die 
Eifenbahngefelliähnften zu ftellen hat; die zweite betrifft bie Transport u. f. w. Xeiflungen, welche 
die Eifenbahnen, ähnlich wie ein Poftfuhrunternehmer, für vie Boftverwaltung audzuführen 
haben; die erſtere wird durch Geſetz, Conceſſionsurkunde u. f. w. geregelt; die zweite bildet den 
Gegenftand von Specialverträgen zwifchen der Poftverwaltung und den Eiſenbahngeſellſchaften. 
Wo Staatdeifenbahnen beftehen, geftalten ſich die Verhältniffe einfacher, und es reicht für ge: 
woͤhnlich eine veglementarifche Keftftellung der beiverfeitigen Beziehungen aus. In Betreff der 
Poſtdampfſchiffe befleht in England (wo im Seepoftvienft jegt einſchließlich der Dffiziere 
8000 Mann befhäftigt werden), ferner in Sranfreich, Italien, Spanien, ven Vereinigten Staa- 
ten u. |. w. das Syftem der Subvention von Privatunternehbmungen,, denen dann die für den 
Poſtdienſt (mail-service) nöthigen Bedingungen auferlegt werden; Breußen, Rußland, Däne: 
marf,- Schweden, Belgien u. |. w. unterhalten die Poſtdampfſchiffsverbindungen unmittelbar 
für Staatsrechnung mitteld Staats- oder gemietheter Schiffe. Großes Verdienſt um die deutſchen 
Poftvampffhiffsverbindungen haben ſich Oſterreich durch die triefter und Donanlinien, Ham: 
burg und Bremen durch Herftellung ver Directen Seepoftrouten nad Norbamerifa erworben: 
der Berfuch einer Poftvampfihiffverbindung zwifhen Hamburg und Braftlien ift für ießt fehl⸗ 
geſchlagen; ſeht zu wünſchen wäre für den Fahrpoſtverkehr eine Seepoftlinie Hamburg- Lifſabon⸗ 
Gadiz: Malaga, an deren Ausbeutung fi die mannichfachſten Intereſſen knüpfen würden. — 
Zum Poſteursweſen iſt eine genaue Kenntniß der Beichaffenheit ver Straßen erforderlih, um 
danach die Art ver Transporte bemeifen zu Eönnen ; hauffirte und undaufjirte Wege, Flußtra⸗ 
jecte, Gebirgsühergänge, Anbauverhältniffe u. f. w. find dabei zu berüdjichtigen ; die Entfer- 
nungen müfjen genau genieffen und bie Imfpannungdorte (Stationen, Relais) richtig vertheilt 
fein. Aus den Stationen müflen, gleihwie aus Depots, die Mittel entnommen werben können, 
um bei plöglichen Störungen des gewöhnlichen Voftenlaufs, z. B. infolge von Überſchwem⸗ 
mungen, Schneefall u. |. w. moͤglichſt ſchnell interimiftifche Verbindungen herzuſtellen. Der 
längfte jegt beftehenve vegelmäßige Poftcurs ift die wöchentlich zweimalige amerifanifcge Over: 
fand: Mail vom Miſſiſſippithal His Galifornien; die Befoͤrderung dauert drei Wochen ; vie Wa⸗ 
gen find vierfpännig und bilden, ba allerhand Bebürfniffe mitgeführt werden müflen, einen 
förmlicden Troß, ver von militärifhen Escorten zum Schuß gegen die in den Prairien flreifen: 
den Indianerhorden begleitet ifl. „The service on this route” — Heißt es im Jahresbericht 
des Generalpoftmeifters ver Vereinigten Staaten für 1863 — „has been performed during 
the past year with commendable regularity and efficiency, and no accident, Indian hosti- 
lity or other casualty has occurred.’ @ine immenfe Strede nimmt auch ber ruſſiſch-chine⸗ 
ſiſche Curs über Irkutsk nach Veling ein, indeß ift dort vorläufig nur ein Kurierdienſt, fein 
regelmäßiger Boftenlauf eingerichtet, obwol dieſe Route für den Correſpondenzverklehr Englands, 
Deutſchlands u. |. w. mit China und Japan erhebliche Bedeutung erlangen kann. 

Wie die Herftellung der Verbindungen dem Poſtcursweſen, jo gehört die Forifhaffung ber 
Boften dem Pofttransportmweien an. Zu diefen Zweige der Poſtverwaltung find alle Angele: 
genheiten. zu zählen, welche auf vie Beförverungsmittel, d. i. Die Wagen, Schlitten, Pferde, 
Gifenbahn = Pofttrandporteinrichtung u. f. w. fih beziehen. Der Umfang diefer Mittel iſt bei 
größern Poftverwaltungen nicht unerheblih. Im Gebiet des Deutfhen Poftvereind betrug 
3.8. im Jahre 1862 die Zahl der Poſtwagen und Schlitten 20812, der Poftpferde 32186, ver 
Poftillone 10982 — eine ganz anfehnliche Eavalerie. Hiervon famen auf Ofterreih 6174 Wa- 
gen und Schlitten, 11400 Bferde und 3827 Poftillone, auf Preußen 9734 Wagen und 
Sälitten, 12344 Pferde und 4267 Poftillone; die Anzahl der Eiſenbahnpoſtwagen be: 
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trug in Preußen 289, darunter der größte Theil mit voller Bureaueinrihtung, Heiz: und 
Erleuchtungsapparaten u. f. w. für ven ambulanten Dienſt. Obige Zahlen geben nur bie 
Transportmittel für den fortlaufenden Dienfl an; in außergemöhnlichen Bedarfsfällen, 3.8. 
Bei frequenten Meflen, Truppenzufammenziehungen zum Zweck größerer Manöver, Mobil: 
machungen der Feldpoſten bei Eriegerifchen Operationen u. |. w. kritt ſtellenweiſe eine bedeutende 
Vermehrung ein. Die Poftvermaltung muß darauf bedacht fein, ſtets die vollfonnmenften 
Zrandportmittel für den Dienſt des Publikums in Benugung zu flellen, fie muß den Erfin- 
dungen und Verbefjerungen. auf diejen Gebiete mit Aufmerffamfeit folgen und die neuen Be: 
wegungäfräfte jih dienſtbar machen. Diefes ift bezüglich der Eifenbahnen mitteld der fahren: 
den Poſtämter, deren Fangapparate (exchanging apparatus, appareil a recevoir) eine Corre⸗ 
fpondenzverbindung auch mit folden Orten herftellen, wo die Schnell; und Kurierzüge nicht 
anhalten, in zweckmäßiger Weije geſchehen. Auf ven Poſtdampfſchiffen namentlich in Norwegen, 
Dänemark und England befinden jih ebenfalld ambulante Boftbureaur. Diepneumatifche Beför: 
derung, mitteld deren man in London bereitd Erfolge erzielt Hat, unterliegt jeßt der Ermägung int 
preußiichen Beneralpoftanıt. Auf den gewöhnlichen Landſtraßen erfolgt vie Beförderung ver 
Poften durch Dienfchenfräfte (Bußpoften, Botenpoften, piötons, mail-messengers, pedoni), oder 
durch Zugthiere (Perfonpoften, Güterpoften, malle-postes) refp.reitend (Eftafettenpoften, cor- 
reos a caballo), da die Berwendbarfeit der Straßenlocomvtiven bijegt erft in untergeorpneten 
Maßeerprobtift. Bodenbeſchaffenheit, Elimatifche Einflüffe, Landesfitte u. ſ. w. beflimmen die Art 
der Fortſchaffungsmittel. In den meiften europäischen Ländern verfieht das Pferd den Dienft; im 
gebirgigen Spanien wird vorzugsmeife das Maulthier benugt, und welch ein Unterſchied zwifchen 
einem folden aus 12 bis 16 mit Schellen und Bändern geſchmückten Mulas beftehenven Zuge, 
der mit dem Diligencewagen die Felfenwege der Sierra: Morena im vollem. Galop durdeilt, und 
den Renthieren, die mit den Lenfjeilen an den Geweihen die Poftfhlitten über vie Schneefelder 
ber Zappmarfen ziehen! Die Pofttataren des Vicefünigd von Ägypten und des Sultans be- 
dienen ſich für Wüſtenſtrecken des Dromedard zum Rittrandport ver Depefchen, Briefe u. ſ. w., 
während für die ruſſiſche Narte (den Poſtſchlitten) im öftlihen Sibirien allgemein trefflich 
dreffirte Ziehhunde verwendet werben, die bei der großen Diſtanz der Poftrelais, welche in 
Kamtſchatka mitunter bis zu 40 deutſchen Meilen beträgt, außerordentliche Dienfte leiften. Die 
durchſchnittliche Schnelligkeit der fahrenden Poſten in Mitteleuropa iſt bei guten Wegeverhält: 
niffen eine geographijche Meile in 30— 40 Minuten. In gebirgigem Terrain ift ver Berfaffer 
diefer Zeilen am jhnelliten in Andalufien, auf ebenem Wege am fhnellften in ven Pußten 
Niederungarnd mit der Bauernpoft gefahren. Neben den fortbewegenden Kräften kommen beim 
Poſttransportweſen die Behälter für Die Ladung, die Wagen in Betracht. Die entiprechenpfte 
Gonftruction derſelben für die verſchiedenen Zwecke (0b Berjonen-, Brief, Güterpoft u. f. w.) 
und unter Berüdjichtigung ver Brequenz: und Wegeverhältniffe der verſchiedenen Curſe, ſowie 
auch wol localer Eigenthümlichkeiten beim Fuhrwerk, erheifcht fpecielle Kürforge der Ver: 
waltung. Welch ein Abſtand befteht zwifchen der ruſſiſchen Telege ober der portugiejlichen Tar⸗ 
tane und der ftolzen engliſchen Mail-Coach oder der zierlihen Berline. Wer vie tiroler „Stell⸗ 
wägen“ probirt hat, die übrigend nicht zur Öfterreichifchen Staat3poft gehören, und dann auf 
bie trefflichen Wagen der ſchweizer Poftverwaltung übergeht, wird entſchieden geneigt fein, die 
Sorge der Poſtbehörden für dieſes Transportmittel unter bie Humanitätsbefltebungen unſers 
Jahrhunderts zu zählen. In Betreff des Verhältniffes der Poftverwaltung zu den Voftfuhr: 
unternehmern (Poſthaltern, maitres de poste, contractors), welde die Pferde und Poftillone, 
fomie theilweife aud die Wagen zu geftellen haben und dafür von ver Poft Bezahlung empfan= 
gen, iſt man in neuerer Zeit ziemlich allgemein bei vem Princtp flehen geblieben , dieſes Ber: 
hältniß durch einen Zeitcontract zu regeln. rüber erhielten die Bofthalter wol förmliche Pa⸗ 
tente und Anftellung auf Lebenszeit, fogar Erbberechtigungen; audy vereinigten nicht felten Die 
Vorſteher ver Boftanftalten pas Gefhäft des Poſthalters mit ihren Functionen; indeß dieſe Zu: 
fände paffen im allgemeinen für die heutige Entwidelung nicht mehr. Der Gewerbebetrieb muß 
jich frei an diefen Leiftungen und Lieferungen betheiligen koͤnnen; daß das Verhältniß ſich, über 
die nackten Gontractöformeln hinaus, bei ven engen Beziehungen des Poſtfuhrbetriebs mit ver 
ganzen Poflanftalt zu einem willfährigen von feiten de8 Unternehmers und zu einem fürforg: . 
lichen von feiten der Verwaltung geflalte, liegt im beiberjeitigen Intereffe. Die Grundfüge, 
nach welden die Bergütung für die verfchievenen Leiftungen im Poftfuhrbetrieb erfolgt, find 
bei ven einzelnen Boftverwaltungen nidt gleihfürmig. Die Ausgaben, um die e8 ſich dabei 
44.” 
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handelt, ſtellen erhebliche Summen dar und belaufen ſich z. B. jährlich in Preußen auf 
3,700000 Thlr. (aus eirca 1000 Contracten), in England auf 170000 Pfd. St., in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika auf 2,977463 Dollars. | 
Bei der weiten Ausbreitugg der Poftanftalten, den großen Maffen der Verſendungen in 
den bedeutendern Orten und den zur Beftreitung des @ifenbahnpoftvienftes, ferner zu den Orte: 
und Zandbriefbeftellungen erforderlichen Kräften ift e8 erflärlih, dab das Verfonal ver Poſt⸗ 
verwaltung ein fehr zablreiches fein mug. Die Anzahl der Poftbeamten betrug im Jahre 1862 
in Großbritannien 25376 (darunter 12152 Unterbeamte, Briefträger u. f. w.); in den Ver: 
einigten Staaten 28500 (nur Beamte, Zahl der Interbeanten nicht angegeben, weil diefelben 
Privatdiener der Poftmeifter find); in Frankreich circa 26000 (incl. der Unterbeamten); im 
Deutfchen Poftverein 35311 (darunter 19379 Unterbeamte), in Ofterreih 8202 (darunter 
3063 Unterbeamte); in Preußen 15785 (darunter 9552 linterbeamte); in Italien 6556 
(darunter 2512 Uinterbeamte). Das Poftperfonal in London beträgt über 3000, in Parts circa 
1500, in Berlin circa 1600 (darunter über 300 Briefträger). Der große Befland an Poſt⸗ 
bureaur in England und Amerika, von denen viele nur unbeveutend find, bedingt eine beträcht⸗ 
lihe Zahl von Beamten. Andererſeits brauchen die Länder, wo nur Briefpoftvienft befteht, bei 
weitem weniger Beamte und Unterbeamte als die deutſchen Poftverwaltungen, bei denen der 
Fahrpoſtdienſt erhebliche Kräfte in Anfpruh nimmt. Berner kommt z. B. beim Vergleich zwi⸗ 
hen Ofterreih und Preußen, außer der erheblich größern Anzahl ver Poſtſendungen im preußi- 
hen Poftbezirk, in Betracht, daß unter den 9552 preußifchen Poſtunterbeamten allein 5000 
Landbriefträger, wegen der großen Ausdehnung des Landbriefbeſtell-Inſtituts im preußifchen 
Boftgebiet, fi) befinden. Die Ausbildung des Ruralpoftvienifted ift auch ver Grund, weshalb 
für Frankreich ein fo bebeutendes Voftperfonal erſcheint; nichtsdeſtoweniger ift die Anzahl der 
Beamten u. f. w. bei ver franzöſiſchen Poſtadminiſtration im Verhältnig am größten, eine Er: 
ſcheinung, die mit dem allgemeinen Berwaltungsfuften Sranfreihs zufammenhängt. Im Jahre 
1863 betrug dad Gefammtperfonal der preußifchen PBoftverwaltung 23085 Köpfe (mobei 
1039 Pofthalter und 4433 Poſtillone mit eingerechnet find). Der Berwaltung erwächſt viel 
Sorge, Arbeit und Berantwortlichkeit aus ver Leitung des zahlreichen Perſonals, der Aufrecht⸗ 
haltung der Disciplin, der Negelung der Cautions-, Beſoldungs- und Etatöverhältnifle, ver 
Audwahl und Heranbildung der jüngern zum Erfag beftimmten Kräfte, ver Abnahme der Era- 
mina, der Verfügung ver Anftellungen, Beförderungen, VBerfeßungen, Penflonirungen u. ſ. w. 
Welche Verkehrsmaſſen dieſe Betriebskräfte inallgemeinen zu bewältigen haben, mögen vie 
folgenden Zahlen andeuten. Die Anzahl der Briefpoftiendungen betrug im Jahre 1862 nad) 
runder Angabe in Großbritannien 600 Millionen, in Frankreich 485, im Deutfchen Poftverein 
530 (darunter Oſterreich 150, Preußen 200), in Italien 150 Millionen. In Deutſchland 
kamen noch 6 Mill. Briefe mit Poſtvorſchuß und baaren Einzahlungen, 30 Mill. gewoͤhnliche 
Packete und 35 Mill. Geldſendungen, zuſammen 71 Mit. Fahrpoſtſendungen Hinzu. Es er: 
gibt fih mithin die Zahl der Boftfendungen in Deutihland auf 601 Millionen für das Jahr 
1862. Erwägt man nun, daß bei ven Fahrpoſtſendungen die Schwierigkeit dev Manipulation 
eine viel größere ift als bei Briefpoftgegenftänven,, und daß außer ven erwähnten Sendungen 
noch gegen 6 Mill. Perfonen nebft ihrem Gepäd auf den veutfchen Poſten befördert wurden, fo 
ift Elar, um wie viel das deutſche Poſtweſen mehr bewältigen muß als das englifche; es Tiegt dies 
auch fihon deshalb in ver Natur der Sache, weil das Land und die Volfszahl um fo viel größer 
iind. In, England ift die Dichtigkeit des Verkehrs bedeutender und mol auch die jährliche Zu: 
nahme ftärfer als im Deutfchen Poftverein, in welchem die außerbeutfchen öftlihen Kronländer 
fterreih8 nur einen gering entwidelten Poftverfehr aufzumweifen haben. Wie ver Verkehr in 
den legten Jahren geftiegen ift, dafür liefert unter anderm der Umſtand einen Beleg, daß in 
Berlin jährlih 7 — 8 Mill. Staptbriefe (von einer Straße zur andern) durch Vermittelung des 
Stabtpoftwejend, bei täglich zwölfmaliger Beftellung und vierzehnmaliger Leerung der mehrern 
"Hunderten von Briefläften, beforgt werden. Am Balentindtage 1862 wurden in London 
430000 Briefe, in Berlin am legten Sulvefter- und Neujahrstage 150000 Briefe von Straße 
zu Straße per Boft befördert. Auf ven Kopf der Bevölkerung kommen im Durchſchnitt in 
Preußen, Belgien, Sranfreich jegt circa 13 Briefpoftfendungen, in ſterreich 4, in Italien 7, 
wobei aber zu bemerken iſt, daß in Frankreich und Belgien ungewöhnlich viel Kreuzbandien: 
dungen in der Boftftatiftil erſcheinen; in Wirklichkeit kommt in Frankreich nicht die gleiche An: 
zahl Briefe auf ven Kopf der Bevölkerung wie in Norddeutſchland, weil e8 dort noch viele 
Shreibunfundige gibt. Die britifche Statiftil ergibt 20 Briefe auf den Kopf ver Bevölkerung. 
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Im allgemeinen if Hierbei zu bemerken, daß die Poſtſtatiſtik nach verſchiedenen Grundſätzen 
aufgeſtellt wird und zuverläſſige Vergleichungen daher nicht ermoͤglicht, ſowie daß der Einfluß 
der Poſtzwangsbeſtimmungen hierbei in Betracht kommt. Zeitungsexemplare wurden im Jahre 
1862 185%, Millionen im Deutſchen Poftverein durd die Poſt debitirt; davon 35 Millionen 
in Ofterreih, 38 Millionen in Baiern (augsburger „Allgemeine Zeitung”) und 70 Millionen 
in Preußen. 

Bergegenwärtigt man fi ein wenig die Wege, welche diefe Millionen von Sendungen 
zurüdlegen, jo gut von Dorf zu Dorf wie von Welttheil zu Welttheil, ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, feft ihre Richtung verfolgend in dem Gewirre der Verbindungen und zur beftimniten 
Zeit eintreffend am nahen wie am fernen Ziel, fo führt die Betrachtung auf die Aufgabe, welche 
dad techniſche Erpebitiondverfahren der Poftanftalten zu erfüllen hat. Es fommt darauf an, bie 
größtmögliche Schnelligkeit mit genauer Aufrechthaltung der Ordnung und nöthigen Sicherheit, 
ſowie mit beflimmter Abgrenzung der Berantwortlichkeit des einzelnen, zu verbinden. Cine 
wefentlihe Grundlage dabei bildet, welche Poftanftalten in directen Audtaufch von Karten: 
ihlüffen (Briefpadeten, dep&ches closes, closed mails, balijas) untereinander zu fegen find, 
ober bei welchen die Bermittelung einer oder mehrerer ziwifchenliegender Boftanflalten, refp. fah⸗ 
tender Voſtämter einzutreten bat. Die Anzahl und Art der directen Kartenfchlußverbindungen 
it häufigem Wechjel unterworfen und richtet ſich insbeſondere auch nach dem Poſtengange, fo- 
wie nach der Größe der Poftanflalten: das Hofpoflamt in Berlin expedirt und empfängt täg- 
lich mehrere Taufende von Kartenfchlüffen. Im Zufammenhange mit den directen Karten- 
ſchlüſſen fleht dad an die Expedition ſich knüpfende Rechnungsweſen. Das Exrpebitiondverfah- 
ren iſt verſchieden, je nachdem es ſich um Brief- oder Fahrpoſt handelt und, je nachdem der in- 
ländifche Verkehr, ver Poſtvereinsverkehr oder der Verkehr mit dem Auslande dabei in Be- 
tracht kommt; ed fluft ji ab nad) der Größe und Klaffififation der Boflanftalten und unterliegt 
beftimmten Mopdificationen in Rückſicht darauf, ob der Transport nur auf gewöhnlichen Stra- 
Ben, oder auf Gifenbahnen, oder auf gemifchten Routen erfolgt. Bei ver Ausführung des Be- 
trieb8 kann entweder dem einzelnen Beaniten ein zufanmmenhängender Zweig übertragen wer: 
den, was fein Intereffe erhöht und dag Nachdenken reger hält, oder es kann, wie in Frankreich 
und zum Theil auch in England, eine Art Fabrikbetrieb ins Werk gefegt werben, wobei ver: 
möge einer weitgehenden Theilung der Arbeit dem Beamten ein ganz fpecielles Geſchäft zur 
mechaniſchen Erledigung übertragen wird, in welchem derſelbe vemnächft für die betreffende Ver⸗ 
vihtung größere Fertigkeit und Routine erlangt, aber auch eher abftumpft. 

Nachdem die Aufgabe, die Binrichtung und dad Getriebe der Staatöpoftanftalt vorftehend 
in allgemeinen Grundzügen vargeftellt worden find, wird für die hier no anzufügenden Fur- 
zen Benterfungen über die Brincipien für die Zeitung dieſes Inſtituts ein eingehenderes Ver- 
ſtändniß eröffnet worden fein. 

Es verfteht fih von ſelbſt, daß bei allen vorerwähnten Zweigen, Poftcurd: und Trans- 
portweien, Einrichtung der Poſtanſtalten, technifcher Dienft, Berfonalverhältniffe u. |. m. ver 
belebende Einfluß, dad vegelnde Maß und ber befruchtende Gedanke von der Verwaltung aus- 
gehen muß. Sie hat im Überblick über das Ganze die verſchiedenen Theile zur Mitwirkung für 
den gemeinſamen Zwed im gleichmäßigen Gange zu erhalten. Wie dies geſchieht, kann bier 
nicht dargeftellt werden, Ebenſo wenig liegt es in der Art und Abficht diefes Artikels, Theorien 
über die Grundfäge zu entwickeln, nach welchen die volkswirthſchaftliche Verwaltung bes Poft: 
wejend geführt werden ſoll. Daß das Verkehrsintereſſe ven entſcheidenden Geſichtopunkt bilden 
muß, und daß vemfelben, bei aller Anerkennung ver in dem letzten Jahrzehnt gefhehenen Fort⸗ 
Schritte, in mander Hinficht ſeitens verfchiedener Boftverwaltungen noch Hervortretendere Gel⸗ 
tung verfchafft werben kann, dürfte mol unzweifelhaft fein; andererſeits ift aber ald Thatſache 
nit unbeachtet zu laffen, daß in den gefeglih unter Mitwirkung der conflituirten Gewalten 
feftgeftellten Budgets der meiften europäifchen Staaten noch ein erheblicher überſchuß aus der 
Poſtverwaltung regelmäßig ausgebracht wird, und daß die Staatsfinanzen dieſer Hülfäquelle 
nur dann würben entbehren koͤnnen, wenn ein entfprechender Erfag auf andere Weife, z. B. 
durch Erhöhung der beftehenven oder Einführung neuer Steuern, gewährt wird. Wie ſchwierig 
aber eine gerechte Vertheilung folder Steuern ſich geftaltet, ift Hinlänglich befannt, während 
beim Boftgelde derjenige am meiften zahlt, ver die Leiftungen der Poft am häufigflen in An- 
Spruch nimmt, mithin der große Kaufmann, ver reiche Bankier oder Fabrikbeſitzer, die Handels⸗ 
gefeltfchaft,, dev eine ausgenehnte Praxis genießende Rechtsanwalt u. ſ. w. im nicht misver⸗ 
ftanden zu werben, wollen wir gleich die Bemerkung anſchließen, daß nad) unferer Anſicht das 
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Briefporto in vielen Ländern, namentlich Frankreich, Belgien, Holland, Oſterreich, Preußen 
und dem Deutſchen Poſtverein immer noch zu hoch iſt, und daß eine entſprechende Ermäßigung 
fi ſelbſt in finanzieller Beziehung theils ſehr bald, theils in der Folge und auf die Dauer ficher 
bewähren würde. Daß die Poſtverwaltungen aber mit ſolchen Maßregeln auch mitunter in den 
Landesvertretungen auf Widerſtand ſtoßen, beweiſt vie im Haag in der Erſten Kammer erfolgte 
Verwerfung ver Befegvorlage wegen Einführung eines einheitlichen Portofages von 5 Cents 
(= 10 Centimes) und die vor kurzem ſeitens der hannoverlſchen Stände beliebte Ablehnung 
des Vorſchlags der Regierung zur Abfchaffung des Beftellgelves. Wie ift e8 zu erflären, daß 
in einen volkswirthſchaftlich fo vorgefhrittenen, an Öffentlihen Leben fo reihen Lande wie 
Belgien noch ein Pofttarif exiſtirt, der einen einfachen Brief von Brüffel bis Antwerpen, d. t. 
eine Entfernung von 11/, Stunden Eifenbahnfahrt, mit einem Porto von 20 Centimes belegt. 
Nach dem franzöfifchen Poſttarif Eoftet ein einfacher Brief, der gar nur bi8 10 Grammen (circa 
2/, Loth) wiegen darf, von Paris nad Verſailles ebenfalls 20 Centimes. Der Deutfche Poſt⸗ 
vereindtarif hat hier den Vorzug, für die nähern Entfernungen bis 10 Meilen, innerhalb 
welcher fi) allerdings 70 Proc. der geſammten Correſpondenz bemegen, den Sa von 1 Sgr. 
anzumenben ; dagegen if ver Sag von 3 Sgr., welder bei Entfernungen über 20 Meilen in 
Anwendung fommt, wiederun zu hoch. Gin mefentlicher Vortheil der deutſchen Poſttaxe if die 
höhere Gewichtsftufe von 1 Loth (16%, Brammen) , aber derfelbe wird dadurch zum Theil ver- 
kümmert, daß mit jedem folgenden kothe immer ein voller Portofaß hinzutritt, anftatt daß 
es, wie in Preußen, Sachen und der Schweiz, nur einen einfachen und doppelten Portoſatz 
(den legtern für alle Briefe über 1 Loth bis zur zuläfiigen Maximalgewichtsgrenze: 15 Loth) 
geben jollte. In Ofterreich und Preußen bebrüdt der Sag von 3 Sgr. den Verkehr auf weitere 
Entfernungen; au tritt der Sag von 2 Sgr. bereits bei Entfernungen über 10 Meilen ein. 
Man follte damit anfangen, den dritten Sag zu befeitigen und den erften Rayon von 10 auf 
20 Meilen auszudehnen; diefe Tare würde, wenn der Ausfall der erften Zeit überwunden 
wäre, dann zu dem Einbeitöfage von 1 Sgr. hinüberleiten. Ein Zufhlagporto für unfran- 
Eirte Correſpondenz ift nützlich, weil franfirte Correfpondenz viel leichter und fehneller expedirt 
und beftellt wird und der deöfallfige Erfolg dem Gefammtpublifum zum Vortheil gereicht. 
Es fnüpfen fih an diefe Erörterungen die weitern Bragen über die Gebühren für Die Necom: 
mandation der Sendungen, über die Tarirung der gedruckten, lithographirten u. dgl. Gegenflände 
unter Band und die dabei nöthigen beſondern Verſendungsbedingungen; ingleichen über die 
Behandlung und Tarirung der eine fpecielle Kategorie bildenden Sendungen von Waaren: 
proben und Muftern. In Betreff des Fahrpofttarifs Fommt das Porto für Packete und Gelb- 
fendungen, die Affecuranzgebühr für die fegtern, die Gebühr für haare Einzahlungen und Poft: 
vorshüfle und dad Packkammerlagergeld in Betracht. Endlich find vie Gebühren für den Debit 
der Beitungen (Zeitungsprovifion), für den Ruralpoſtdienſt und für einzelne, mehr unterge- 
ordnete Zweige, 3. B. Expreßbeftellung, Nachſendung, Soldatenbriefe u. f. w. zu regeln. Bei 
der Zufammenfegung biefer diverfen Taxen find verfchiedene Factoren in Berechnung zu ziehen, 
deren Erörterung hier picht angeht. Im allgemeinen müffen die Taren möglihft billig, einfach, 
leicht anwendbar (Freimarken) und dem Bublifum verſtändlich fein; fie müffen ein rationelles 
Verhältniß zu der Leiſtung innehalten, die Erfüllung des Budgets fiherftellen und außer auf 
das allgemeine Bedürfniß des Verkehrs auch, fomeit e8 angeht, auf fpecielle Verhältniſſe veffel: 
ben berechnet fein (3. B. niedrige Geldporto in den Ländern, wo die Banfanftalten noch der 
allgemeinern Ausbreitung und zugänglidern Einrichtungen entbehren; Specialtaxen für den 
2ocalverfehr unmittelbar benachbarter Ortſchaften in bevölkerten Fabrikdiſtricten u. ſ. w.). 

Bei der britifchen Boftveripaltung betrug im Jahre 1862 die Einnahme 3,777304.Pfo. St, 
die Audgabe 2,540363, mithin der reine Überfhuß 1,236941 Pfd. St. Hierbei iſt aber zu 
bemerfen, daß ein großer Theil der Koften für den Seepoftdienft auf dem Ausgabebudget der 
Apdmiralität lebt; ferner dag in England gar feine Portofreiheiten erifliven, und daß die briti: 
She Poftverwaltung aus dem Tranfit nad Amerika und Indien bedeutende Einnahme bezieht. 
Bei der franzöſiſchen Poftverwaltung betrug im Jahre 1862 die Einnahme 69,928119 Frß., 
die Ausgabe 47,370217, mithin der Überfhuß 22,557902 Frs. Diefe Boftverwaltung Hul- 
digt am meiften ven flöcalifchen Principien, jowol in Betreff ver Tare und der Gewichtspro⸗ 
greſſion als auch des Tranfitportoß; fie liefert verhältnigmäßig den größten Überfchuß von 
allen Boftverwaltungen; wie denn überhaupt bei den Poſtverwaltungen, mo nur die fehr er: 
giebige Briefpoft betrieben wird, die Überſchüſſe größer fein müffen als in den Rändern, mo der 
Staat auch den Fahrpoſtverkehr beforgt, mit welchem erheblihe Ausgaben verbunven find. 
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In Preußen betrug im Jahre 1862 die Poſteinnahme 12,448391 Thlr., die Ausgabe 
10,237782, mithin der reine Überf_hug 2,210609 Thir. In Oſterreich kommt der berſchuß 
auf 2 — 3 Mill. Fl. zu ſtehen. Zuſchüſſe erheiſcht das Poſtweſen in Italien und in den Ber: 
einigten Staaten von Nordamerifa. In Italien betrug das Deficit bei der Poft im Jahre 1863 
5,756907 Lire (@innahme 12,508148, Ausgabe 18,265055 Lire). Hierbei ift zu bemerken, 
daß die im Ausgabeetat ver Boft erfcheinenven Koften für ven Seepoftvienft allein 7,229334 Lire 
betrugen, fowie daß in Italien die Einheitötare von 15 Eentefimi (leider für je 10 anftatt für 
je 15 oder für je 20 Grammen) eingeführt worden ifl. In den Jahresbericht des italienijchen 
Generalpoſtanits wird dieſes Finanzrefultat ald wenig befriedigend bezeichnet: sopratutto in 
presenza delle attuali strettezze dell’ erario. Des größten Erfolges koͤnnen vie Gegner der 
„Poſtſteuer“ fih.in den Vereinigten Staaten von Nordamerika rühmen. Hier war das jahr: 
liche Deficit der Poftverwaltung im Jahre 1859 auf 6,996009 Dollars angewachſen. Diefes 
Ergebniß wurde denn doch auch als finanzielle Zerrüttung qualiflcirt; eine Reihe von Maß— 
vegeln ward ergriffen, und die Rechnung für das Jahr 1861 erreicht nur noch ein Deficit von 
4,557462 Dollars, diejenige für, dad Jahr 1862 eine Unterbalance von 2,112814 Dollars 
(Einnahme 9,012549, Ausgabe 11,125363 Dollars), wobei aber zu bemerken ift, daß die 
Binangrefultate ded Poſtdienſtes in den Gebieten der Conföderation hierunter nicht begriffen 
find. Die Finanzverwaltung des Poſtinſtituts bietet manche Eigenthümlichkeiten var, weil bei- 
ſpielsweiſe die auf eine Anzahl von Millionen fi) belaufende Einnahme im wefentlihen aus 
Kleinen Erhebungen zufammengejept iſt; es bedarf daher einer wirffamen Controle, die zum 
heil vermöge der Expeditiond- und Rechnungsformen durch vie Boftanftalten gegenfeitig aus⸗ 
geübt, zum Theil aber perſönlich durch ambulante Neviforen bewirkt wird. Demnädft erbei- 
ſchen die Mittel des regulären Ausgabeetats, , die bei der Poſt, wie bei allen Betrieböverwaltun: 
gen, von erheblihem Belange find, eine fehr gewiſſenhafte, umfichtige und probuctive Ver: 
wendung. Der Etat der preußifhen Poſtverwaltung von 1864 ſetzt für die Beamten circa 
2, MIN. Thlr. aus, für die Unterbeamten und Landbriefträger circa 2 Mill. Thlr., für ben 
Bau, der Poſtwagen 645000, an Poftfuhrkoften 3,765000 Thlr., ſodann weitere Summen 
für Erwerbung von Grundſtücken, Erbauung und Unterhaltung ver Bofthaufer, für Vergü⸗ 
tungen an die Eifenbahngefellfhaften, für Poſtdampfſchiffe u. f. w. Bei der englifhen Poſt⸗ 
verwaltung belaufen fi) die Ausgaben für Beamte und Unterbeamte auf die hohe Summe von 
1,133628 Pfo. St., für die Dienftlocale auf 68115, für die Fabrikation der Poſtfreimarken 
auf 28393 Po. St.; in Italien betragen die Ausgaben für das Poftperfonal 5,695163 Lire; 
in Branfreih 19,796000 Frs.; in Belgien und in dev Schweiz circa 2 Mill. Frs. Da außer 
ber etatömäßigen Einnahme und Ausgabe noch die durchlaufenden Poften an baaren Binzah: 
lungen und Poſtvorſchüſſen in Betracht kommen, ſo erſtreckt ſich die Abrechnung auf große 
Summen. In England wurden im Jahre 1862 faſt für 16 Mill. Pfd. St. Poſtanweiſungen 
(money - orders) umgefegt, in Frankreich für 90 Mil. Frs. (articles d’argent, mandats de 
poste), in Italien für 70 Mill. Frs. (vaglia postali), in Deutfchland, wo viel Geld baar trans⸗ 
portirt wird, gleihiwol 28 Mill. Thlr. (in Einzahlungen und Poftvorfhüflen). Diefe Summen . 
müſſen die Negifter fletö zweimal paffiren in Einnahme und in Ausgabe. 

Die Bublication der Beflimmungen über das Poſtweſen gefhah in frühern Zeiten mittels 
der ſogenannten Poſtordnungen, welche gefegliche Vorſchriften, veglementariiche Feſtſetzungen 
und techniſche Inſtructionen durcheinander enthielten und zu weitläufigen, für das Publikum 
ungenießbaren Compendien anwuchſen. In neuerer Zeit hat man Geſetz, Reglement (für das 
Publikum) und Inſtruction (für die Poſtanſtalten) voneinander geſchieden. Der geſetzlichen 
Feſtſtellung unterliegen in der Regel folgende Verhältniſſe: a) das Briefgeheimniß — meiſt in 
den Staatsverfaſſungen gewährleiſtet; h) Beſchlagnahme von Briefen und andern Poſtſendun— 
gen, Druckſchriften — in ſtrafgerichtlichen Unterſuchungen und in Kriegsfällen, ſowie z. B. auch 
bei Concurſen; c) Umfang des Poſtregals und des Poſtzwanges — z. B. ob nur Briefe oder 
auch Zeitungen, Gelder, Packete dem letztern unterworfen find, und bis zu welchem Gewichte 
oder unter welchen andern Bedingungen; d) die Pofttare — für die verfchievenen Klaffen von 
Sendungen , die befondern Reiftungen u. f. w.; e) die Garantie — Haftbarkeit der Poft für Die 
recommanbirten Briefe, die Padet- und Geldſendungen, eine weitläufige Rechtsmaterie in den 
Ländern, wo eine Staatöfahrpoft befleht und wo auf einſchlagende anderweite gefetliche Be⸗ 
flimmungen (Handelsgeſetzbuch) Rüdficht zu nehmen ift; F) die Verhältniffe zu ven Eifen- 
bahnen — von ihrer ſtaatsrechtlichen Seite, worüber oben das Nähere gejagt iſt; 8) befonbere 
Vorrechte der Poſten — 3. B. Befreiung von Chauſſeegeld und fonftigen Communicationsab⸗ 
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gaben, ferner von der Pfändung „Ausweichen von andern Fuhrwerk, Befugniß zur Requiri⸗ 
rung von Hülfsgeſpannen in außergewoͤhnlichen Bedarfsfällen, Befugniß zur executiviſchen Ein⸗ 
treibung unbezahlter Poſtgefälle u. ſ. w.; h) Portofreiheitsweſen — Feſtſtellung des allgemei⸗ 
nen Grundſatzes; i) Strafbeſtimmungen "bei Poſt- und Portoübertretungen — adminiſtratives 
Strafverfahren u. f.w. Das Poftreglement wird im Verwaltungswege erlafien und enthält 
die Vorſchriften über die äußere Befchaffenheit ver Poftfendungen und die fonftigen für das 
Publikum wichtigen Berfendungäbeningungen, die Beftimmungen über die Beftellung und Ab- 
holung der Briefe u. f. w., über die Behandlung der Retourbriefe und ver nachzufendenden 
Briefe, ferner die Feftfegungen gewifler Nebengebühren (3. B. Portocontogebühren), die nach 
dem wechfelnden Bedürfniß häufigern Abünderungen unterzogen werben, wofür ber Weg der 
gefeglihen Regelung zu mweitläufig fein würde. Bei Vorbereitung der gefeglihen und bei Er 
laß der veglementarifchen Beſtimmungen feitens der oberften Poſtbehörde wird insbeſondere 
auch von dem Gejihtspunfte auszugehen fein, dag die Staatspoftanftalt ben Verkehrsintereſſen 
aller Lebenskreiſe gewidmet ift, daß ein fo mitten in die Offentlichkeit geftelltes Inſtitut mit fei- 
nen Örundfägen und Verfahrungdmeifen fih möglihft im Einklange mit der Öffentlihen Mei- 
nung befinden und im Gleihfhritt mit der allgemeinen Fortbewegung erhalten muß, fowie daß 
die Verwaltung andererfeits für ihre Action fi die Mittel und den Nachdruck wahre, die ihr 
obliegenvden Pflichten gegen den Staat wie gegen die Gefellichaft in vollem Umfange erfüllen 
zu fünnen. 

Zum Schluffe Haben wir unfere Betrahtung noch auf einen intereffanten Zweig der Poft- 
verwaltung zu richten: auf ihre internationalen Beziehungen. Schon in den erften Anfängen 
des Poſtweſens erwies e8 fih ald nöthig, Übereinfünfte mit fremden Regierungen, Poſtreceſſe, 
wie der biplomatifche Ausdruck damals lautete, abzufihließen. Diefe Übereinfünfte befchräntten 
fih aber auf die unmittelbar aneinander grenzenden Staaten, da für bie nach dritten u. ſ. w. 
Ländern fi weiter bewegenden Sendungen — für ben Tranfitverkebr — eine der benachbarten 
Berwaltungen die Bermittelung übernahm. In diefer Weife wurde der internationale Poft- 
verkehr von Land zu Land weiter gejhoben, immer auf Grund der Abreden der unmittelbar 
aneinandergrenzenven Staaten,. in denen die größten Berfchievenheiten obwalteten. War eine 
Grenze zu pafiiren, mo die Verträge aufhörten — und leider war dies nicht blos der Strand 
von Taurid — fo mußten alle Sendungen bis an viefelbe vorausbezahlt fein und wurben dort 
der Verwaltung bes Landes, nach welchem fie beſtimmt oder vielmehr -verfchlagen waren, zur 
beliebigen Benußung übergeben, theils auch von ber Grenze ab zurüdgefandt. Diefe Nachtheile 
wurden weniger empfunden, weil zu jener Zeit ver Poſtverkehr fih nur felten auf ferne Länder 
erſtreckte. In diefer Beziehung bat die Natur der Correſpondenz bei dem heutigen Univerſa⸗ 
lismus des Verkehrslebens eine völlige Anderung erfahren. Zwiſchen Deutſchland und den 
Bereinigten Staaten von Nordamerika wurden im Jahre 1863, allein in directen Briefpadeten, 
1Y, Mill. Briefe und 500000 Zeitungen gewechſelt; auch der Poſtverkehr Deutfhlands mit 
Brafilien und ven La: Plata-Staaten, mit der Levante und Oftafien ift im Zunehmen begriffen. 
Es beftehen zwifchen Europa und andern Welttheilen regelmäßige Boftverbinpungen auf Ent: 
fernungen bis zu 8000 englifhen Meilen (England - Kalfutta), bis zu 9000 Meilen (Balpa: 
taifo), bis zu 11000 Meilen (Shanghai), bis zu 12000 Meilen (Melbourne, von London über 
Marfeille und Suez in 45 Tagen zu erreigen), ja — bie längfte auf Erben bis zu 15000 Mei: 
len (von Southanpton nad) Audland, Neufeeland). Auf dieſe Entfernungen gehen birecte 
Briefpadete nad ven Bebingungen und unter dem Schuß der Poftverträge und fommen pünft- 
ih und ordnungsmäßig an. Der Generalpoftmeifter von England führt in feinem legten 
Jahresbericht beifpieldweife an, daß die Mails von Auftralien, von China und Indien, welde 
in London am 13. Nov. un Mitternacht eintreffen follten, 1%, Stunben vor biefer Zeit an: 
langten; daß die Maild von Southampton mit der weftindifchen Linie auf der Infel St.⸗Tho⸗ 
mas (4000 Meilen) am 20. Oct. um 6 Uhr früh, d. i. zu der Stunde abgeliefert wurden, 
welche in vem Poftplan vorher beftimmt war, und daß die Maild nad Chile welche über ven 
Iſthmus von Bananıa befördert wurden in Balparatfo (9000 Meilen) zwei Stunden vor ber 
feftgefegten Zeit eintrafen. Und welch ein bedeutender Verkehr bewegt ſich auf dieſen Streden. 
Der Berfaffer fah in London eine oftindifche Überlandpoft (Beförberung über Calais, Mar: 
feille, Alexandria, Suez, Bombay, Kalkutta) abfertigen, welche aus 117 hermetiſch verföloffe- 
nen Blechkiften (mit Briefen, Kreuzbänden, Zeitungen) beftanp, ein Geſammtgewicht von 
52 Ctrn. hatte und einen Raum von 211 Kubikfuß ausfüllte; fpäter fah er im Hafen zu Mar⸗ 
feille auf einen der dort flationirten britiſchen Poſtdampfer eine Poſt verladen, die aus 232 
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ſolcher Kiſten im Gewicht von 124 Gtrn. beſtand und einen Raum von 670 Aubikfuß einnahm; 
es war dies die indiſche nebſt der auſtraliſchen und oſtaſtatiſchen Poſt aus England. Ein reges 
Bild der Mannichfaltigkeit des ausländiſchen Verkehrs liefert auch der Poſtbetrieb auf der 
preußiſchen Route zwiſchen Verviers und Koͤln; hier treffen directe Briefpackete aus England, 
Frankreich, Belgien, Spanien, Portugal und den Vereinigten Staaten ein mit Correſpondenz 
nach ganz Deutſchland, nach Dänemark, Schweden, Norwegen, Rußland, Italien, der Schwei;., 
der Türkei, Griechenland, Ägypten, ver Levante und felbft Oftindien (zur Befdrberung über 
Trieft). Es find auf diefer Route bei einem Eifenbahnzuge nicht felten drei Poſtſalonwagen mit 
ambulanten Bureaur in Thätigkeit, in welchen mitunter bis 25 Beamte und Unterbeamte fun- 
giren, um bie vielen Tauſende von Briefen und fonfligen Sendungen während der zweiſtündi⸗ 
gen Fahrt fo umzuarbeiten, daß in Köln der unmittelbare Übergang auf die anſchließenden 
Züge nad Nord- und Süddeutſchland flattfinden kann. Hierbei jind dann die Beſtimmungen 
der verſchiedenen Poftverträge zu beachten, fo 3. B. bei ven Briefen aus Liffabon nad) Peters- 
burg, welche in den directen Briefpadeten von Liſſabon nah Köln und von Berlin nach Petere- 
burg zur Auswechſelung gelangen, die Poftverträge Preußens mit Portugal, mit Spanien, 
Frankreich und Belgien (dieje drei wegen des Tranfits) und mit Rußland. Die Korrefpondenz 
mit dem Auslande betrifft vorzugsmweife ven Großhandel, die Rhederei, die Actien= und Effecten⸗ 
geſchäfte u. ſ. w., ober fie ift politifcher und pipfomatifcher Natur, oder fie bewegt ſich zwifchen 
wiſſenſchaftlichen Inflituten (Akademien, Sternwarten, Gonfervatorien),refp. betrifft pie Literatur 
und die Kunft (Rom). Da nun felbft zwiſchen entferntern Ländern, 3. B. Deutſchland und der 
Pyrenaiſchen Halbinfel, jährlih Hunderttaufende von Briefen, Sendungen unter Band u. f. w. 
gewechſelt werden und bei jedem Briefe mindeſtens zwei PBerfonen, oft aber eine weit größere 
Anzahl intereffiren, jo ift erfichtlich, daß es fi bei Regelung der Poflbeziehungen zum Aus- 
lande mittel8 der Stantöpoftverträge um zahlreiche und wichtige Interefien Handelt. Solche 
Verträge betreffen im mefentlichen: die Negelung der Boftverbindungen an den Grenzen (7. B 
zwifchen Preußen und Rußland, Frankreich, ven Niederlanden u. f. w.), refp. der Verbindungen 
zur Seee (3. B. Preußens mit Schweden); die Herftellung des directen Audtaufches von Brief: 
reſp. Fahrpoſtkartenſchlüſſen zwifchen einer beflimmten Anzahl beiverfeitiger Boftanftalten, welche 
mit Rückſicht auf Speditions-, Erpeditiond- und Rocalverhältniffe ausgewählt werben; die An- 
wendung der beiverfeitigen Münz-, Wegemaß- und Gewichtaſyſteme; vie Beflimmungen über 
die Erfordernifle der Brief: und Fahrpoſtſendungen; die Tare für die verfchiedenen Klafjen von 
Sendungen unter Vereinbarung der für einige Kategorien, 3. B. für bie Waarenproben, Gor: 
tecturbogen, die Zeitungen und gebrudten Saden u. |. w. anzuwendenden befondern Bebin: 
gungen; die Beflimmungen wegen ver Recommandation, ber Berfendung von Geldbriefen u. ſ. w. 
und wegen der daran ji knüpfenden Erfagverpflictung; die Bedingungen der Verwendung 
von Poſtfreimarken; das Verhältniß, in welchem die Theilung der Einnahme zu erfolgen hat ; 
die Bebingungen für ven Tranfit fomol von geſchloſſenen Briefpadeten, als von einzeln aus— 
zuliefernden Sendungen; ven Debit der Zeitungen; dad Syſtem ber Poſtgeldanweiſungen; fo: 
dann den Modus der Erpebition und Abrechnung, die Portofreiheiten, die Behandlung ber 
zurüdzufendenden und nachzuſendenden Gegenflände und fonftige mehr untergeoronete Punkte. 
Don großer Wichtigkeit für die Verträge find die Tranfitverhältniffe; aber gerade in dieſer Be⸗ 
ziehung beftehen bei vielen Boftverwaltungen, insbefondere ber franzöſiſchen, noch veraltete fis- 
caliſche Srundfäge, niit deren Reform ſich der im Jahre 1863 zu Paris verjammelt gewefene 
internationale Poftcongreß vergebens bemüht hat. Beim Abfchluffe eines Boftvertrags zwifchen 
zwei Staaten müflen wegen des durchlaufenden Verkehrs in der Megel die ſämmtlichen übrigen 
Poftverträge derſelben und auch die wichtigen Voftverträge ver zunächſt betheiligten dritten 
Staaten ind Auge gefaßt werden. Es fommt ferner darauf an, das Syſtem der Verträge in 
fpeculativer und freifinniger Weife auszubilden, neue directe Verbindungen zu ſchaffen, be: 
währten Erfahrungen und fruchtbaren Ideen aud im internationalen Boftverfehr Bahn zu bre- 
hen und die natürlichen Vortheile einer günftigen geographifchen Pofltion over eines glücklichen 
Zufammentreffens von Umftänden in Wirkung zu fegen, hingegen Beeinträchtigungen anderer 
berechtigter Intereffen und Anfprüche, Umgebungen, Hintergedanfen, Übervortheilungen forg- 
fan zu vermeiden, damit bad Vertrauen und die Achtung bewahrt bleiben, ohne welche bie 
vielfeitigen internationalen Beziehungen ver Staatöpoftverwaltungen auf die Dauer nit ge: 
deihen können. 

Der wichtigſte der neuern Poftverträge iſt der Deutſche Poftvereinsvertrag. Durch die 
Grundung des Deutfchen Poflvereins iſt, wenn feine Ausbilvung auch noch nicht als abge: 
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ſchloſſen angefehen werden kann, eine große Aufgabe gelöft worden. Diefe erfte derartige Ver- 
fehrögemeinfchaft ift ein Werk des germanifchen Geiſtes und bildet ven Kern und Keim einer 
genoffenf&aftlihen Organifation für einen weitern Kreis europäifcher Staatöpoflanftalten, Die, 
wenn ſie ſich verwirklichen follte, vem Verkehr wie ven allgemeinen internationalen Beziehungen 
gemiß zun größten Vortheil gereichen würde. 9. Stephan. 

%0330 di Borgo (Garlo Andrea, Graf), ein Staatdınann und Diplomat, welder felbft in 
ver Zeit für groß galt, da Talleyrand, Metternich, Nefjelrode u. |. w. hochgefeierte Namen waren; 
ein namhafter und vielleicht mit Stein der entfchiedenfte Gegner Napoleon’8 I., feines ſpeciellen 
Landsmannes. Thierd, nachdem er vie Frage aufgeftellt: „Wie fam er, einlinbefannter, weder 
dur ein gute Schwert noch durch überlegene Beredſamkeit empfohlen, wie fam er zu dieſer 
Gegnerſchaft? wie durfte er filh erlauben, auf ven Steger von Rivoli, von den Pyramiden und 
von Aufterlig eiferfüchtig zu fein ?“ beantwortet fie folgendermaßen: „Gott hatte ihn mit einem 
nicht minder bewunderungsmwürbigen Genius als den der Schlahhten, der Beredſamkeit over ver 
Kunft begabt, mit vem Genius der Politik, d. h. mit jener ſcharfen Auffaſſungskraft, welche in 
ven menfchlichen Begebenheiten ihre Urſachen, ihre Verkettung und ihre Folge entdeckt; welche 
ed ſich Far macht, wie man fi davor hüten oder daran theilnehmen muß; ein höchft feltener 
Genius, den große Geifter auf ihr Land verwenden, fleine auf ſich felbft; der an Größe ver- 
liert, was er an Egoismus ſich aneignet, jedenfall aber eine der größten Geifteögaben verbleibt 
und den Sterblihen, an dem fle haftet, nicht unbeachtet, nicht müßig, nicht unnüß fein läßt.‘ 
Der Herzog von Ragufa hat diefen Staatsnmann ald einen franzöſiſchen Renegaten bezeichnet, 
eigentlich war aber P. fo wenig ein Franzoſe, ald er, obgleich ruffifcher Beamter, ein Ruſſe war. 
Als Corſe, wenige Wochen vor der Bereinigung ter Infel mit Frankreich geboren, ift ihm 
letzteres, deſſen Sprache er ſich mühſam aneignete, im Grunde nie zum DBaterland geworben ; 
Europa war allein des hochgeftellten Mannes Vaterland, und die europäifhe Politik gleid- 
fanı die Lebensluft, ohne bie er nicht frei Hätte athimen fünnen. Niemand war mehr alder, in 
feinem Sinne, Kodmopolit. 

Um einige Monate älter ald Napoleon Bonaparte, war Garlo Andrea B. in ver Nähe des 
Geburtsorts deifelben, im Fleden Alata bei Ajacciv, am 8. März 1768 geboren. Auch feine 
Familie, odgleih von altem Adel, war ohne Vermögen, nicht aber ohne Einfluß auf ihre 
Kandsleute. Ihren Namen Pozzo di Borgo hatte fie ihrem frühern Wohnfig entlehnt, einem 
im Gebirge liegenden Dorfe, von den nur noch Trümmer vorhanden jind. Carlo joll, nad der 
Berfiherung Uwarov's, ald Kind ein Gefpiele des fünftigen Weltbeherrſchers geweſen fein. 
Gr hatte zu Pifa feine Rechtsſtudien beendigt, als ihn im Jahre 1788 die Vorläufer ver Fran⸗ 
zöflfchen Revolution nad Corſica zurüdriefen, und fo jung er auch noch war, wurde er doch 
von der Adelöverfanmlung, die in Ajaccio zufammengefommen war, um das Beſchwerdeheft 
(cahier de dol&ances) der Provinz abzufaffen, zu ihrem Schriftführer erwählt. Nach Paris 
ging er zuerft mit dem General Gentili, einem Waffenbruder Paoli's, welder dahin abgefer- 
tigt wurde, um der Nationalverfamniung den Dank der Infel dafür darzubringen, daß Gorfica, 
bis dahin ein befondered Königreich, zu einem integrirenden Theil Frankreichs erklärt wor: 
den war. Mit dem jungen Mann aber, zu deſſen Tobfeind er ſich bald aufwerfen follte, traf er 
aufs neue in der Bolföverfammlung von Orezza zufammen, ald Pascal Baoli, nad langem 
Aufenthalt in England, 1789 wieder auf deu vaterlänbifhen Boden war. Beide coriifhe 
Jünglinge traten daſelbſt ald Redner auf, beurtheilten fich als ebenbürtig und näherten fidh ein: 
ander wieder nach der längern Trennung. Bonaparte, von dem etwas ältern SP. angezogen, 
ſoll diefen feine ehrgeizigen Plane damals Haben errathen laffen, und vielleicht entftanden fo die 
erften Regungen einer Eiferſucht, welche fpäter, bei ihm mit Haß gepaart, die Haupttrieb: 
feder feiner Lebensthätigkeit wurde. Sie trennten fi) unwiderruflich, als P. die Freundſchafts⸗ 
bezeigungen Paoli’8 erwiderte, während der junge Bonaparte eniſchieden gegen denſelben 
Bartei nahm. 

Damals Schon als tüchtiger Kopf anerkannt, wurde B. von feinen Landsleuten in Ajaccio 
zum Deputirten in ver Geſetzgebenden Verſammlung gewählt, welche am 1. Oct. 1791 ihre 
Sigungen eröffnete, und in diefer fam er gleich in ven biplomatifhen Ausfhuß, wo er nicht 
unbemerkt blieb. Zwar geſchieht feiner im „Moniteur‘‘ während der ganzen Seffion nur drei: 
mal Erwähnung , aber die Heftigfeit, mit der er jich in ber Sigung vom 16. Juli 1792 gegen 
die auswärtigen Widerſacher ver Revolution ausſprach, fand bei der ganzen Nation Anklang. 
„Kaum ift hier von ven Rechten des Volks die Rede geweſen“, rief er in gewaltigem @ifer, „Io 
verſchworen fi aljobald gegen die Franzoſen, von den eifigen Ufern des Baltifhen Meeres an 
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bis zum Mittelländiſchen Meere, alle diejenigen, die eben dad Volk in Ketten halten... Wir 
alle Haben eine unermeßliche Schuld gegen die ganze Welt auf und genommen, nämlil die Her: 
ftelfung und die Ausuͤbung ver Menfchenrechte auf der Erde!” P.'s dadurch erworbene Bopu: 
larität ging indeß nicht weit genug , un Die Wirkung hervorzubringen, daß man ihn am Ende 
ver Seffion zu Paris zurückzuhalten verfucht hätte. War e8 Ärger darüber ober überhaupt 
Misfallen mit der Art, wie man in Frankreich verfuhr, was ihn beſtimmte, der Republik ven 
Rüden zu ehren und fih an Baoli anzuſchließen, als diefer nach ven Tode Ludwig's XVI. auf 
Gorfica die Fahne der Unabhängigkeit erhob? Wir fönnen nicht darüber entſcheiden und wiffen 
nur, daß jener Veteran der Unabhängigkeit feiner vaterländifchen Infel ſchon während der Zeit, 
da er, infolge feiner Eidleiſtung, Oberbefehldhaber ihrer Nationalgarde und Präſtdent des 
Departements Corfica war, einen mahnenden Brief an den jungen P. richtete, und daß biefer, 
nad erfolgten Aufftande, letztern in einer Denkſchrift zu vechtfertigen ſuchte. Er mar damals 
Staatsanwalt (procureur-gendral-syndic du d&partement) und fland, mit Galeazsi, an ber 
Spitze des Verwaltungsraths. Der Nationalconvent, nachdem er vergebens auf Salicetti’s 
Antrag Paoli und mit ihm P. vor feine Schranken gerufen, verordnete durch einen Beſchluß 
vom 2. April 1793 die Verhaftung beider. Allein die Volksverſammlung, welche am 27. Mai 
zu Corte, der Hauptftabt des Berglandes, gehalten wurde, erflärte ſich für fie, und ſchon konnten 
ich die Franzoſen nur nod in den Plägen Baftia und Calvi halten. Die zmei Männer, welchen 
dieſe Borladung ein Todesurtheil in Ausficht ftellte, Hatten daher für dieſelbe kein Ohr, fondern 
behielten die Leitung des Aufſtandes. Diefer blieb nicht lange ohne ausmärtige Hülfe. Die 
Briten beeilten fih mit dem ſüdlichen Infelvolf in Berührung zu treten, und ald fie noch vor 
Ende des Jahres (19. Dec.) aus Toulon, welches fie überrumpelt hatten, wieder abziehen muß- 
ten, führte der Viceabmiral Hood feine Flotte in den corſiſchen Hafen St.:Florent, bot Eng- 
lands Schug an, ließ feine Mannſchaft landen und mit Paoli fih vereinigen, und bemächtigte 
fich Baſtias am 22. Mai 1794, Calvis am A. Aug. Eine Generalconfulta, welde am 18. Juni 
unter Paoli’8 Vorfig in Korte verjammelt wurde, und bei welcher P. Schriftführer war, erflärte 
Corſica für ein unabhängiges Königreich T), bot deſſen Krone dem König von England an, der 
fie annahm, und berieth eine Verfaffung,, welche der britifchen nachgebildet war, und an der P. 
ben größten Antheil hatte. Diefer Verfaſſung zufolge ward alfobald ein Parlament eröffnet; 
Georg III. aber ernannte einen Vicekönig als feinen Stellvertreter. „Lord Gilbert Elliot, ſpäter 
Graf von Minto, war‘, heißt ed in den von General Montholon geſchriebenen „Denkwürdig- 
feiten Napoleon’81.”, „ein Mann von Verdienſt, welcher Vicefönig von Indien gewefen war ?); 
aber es währte nicht lange, fo hatte er fih mit Baoli zerworfen. Der Greis hatte ſich in bie 
Berge zurüdgezogen, und von da aus gab er fein Misfallen mit dem Betragen des Vicekönigs 
zu erfennen, welcher unter vem @influß zweier junger Männer fland, P.'s und Colonna's, von 
denen der erftere bei ihm als Secretär, der zweite als Adjutant diente.” Auf Paoli's eigenen 
Vorſchlag aber war P. Präfident des Staatöraths geworden, worauf er Die Stelle eined Staats⸗ 
fecretärd angenommen hatte. Da er Elliot’8 ganzes Vertrauen beſaß, war er der eigentliche 
Herr der Infel, und feine Regierung war nicht ohne Willkür. Dom alten Paoli getadelt, der 
ihon 1796 fih auf den Rath Georg's II. nach England begab, wo er elf Jahre fpäter ſtarb, 
von den Franzoſen, die Livorno bejeßt hatten, bebroht , ven Gorfen felbft nicht recht, welche den 
Englänvern und ihrem Proteſtantismus abgeneigt waren, fonnte ji dieſe Regierung feine drei 
Jahre erhalten. Und obgleih, um einen theilmelfen Aufftand zu dämpfen, Elliot, Napoleon’s 
Verſicherung zufolge, feine zmei Günſtlinge entlaffen und fortgeſchickt Hatte, ſah er ſich doch bald 
zu einem Rückzug nah Porto:Berrajo auf Elba gezwungen (October 1796), den General Gen- 
tifi alfobald zu einer Landung auf der größern Infel an der Spige aller geflüchteten Franzoſen⸗ 
freunde benugte. So kehrte Borfica unter die Herrſchaft der fränkiſchen Republik zurück. Elliot 
ſchiffte ih nah England ein, in feiner Begleitung P., welcher damals auflange Zeit, wenn 
nicht auf immer, von ber vaterländifchen Infel einen unfreiwilligen Abſchied nahm, aber nicht 
in London anfam, ohne zuvor die Infel Elba Fennen gelernt zu haben, mit der er ſich ſpäter 
jollte zu befpäftigen haben. Daß er zeitweilig ein Franzoſe gewefen war, bad fam ihm von 
nun an um fo mehr aus den Gedanken, als feine perfönlichen Gegner, die Bonapartifche Fa⸗ 


1) Bon nur 180000 Einwohnern. 
2) Napoleon’s Gedächtniß ift ihm hier nicht ganz treu; Lord Minto var erſt von 1807—12 Bene: 
ralgonverneur von Oftindien. 
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milie, damals ſchon in der Republik eine bedeutende Rolle fpielten. Ja e8 zeigte ſich bald, daß 
er nicht weniger Feindſchaft gegen dieſe ſelbſt ald gegen jene haite. 

Denn während feined achtzehnmonatlichen Aufenthalts in London befreundete fih B. mit 
verfchiedenen franzoͤſiſchen Emigranten, mit denen er fich in allerlei Babalen gegen das einſtige 
Baterland einließ, und welche ihn mit verfdienenen Sendungen beauftragten, an denen vielleichı 
ſelbſt die britifche Regierung Antheil hatte. Denn wer weiß, ob e8 nicht auf Veranlaflung der 
legtern war, daß er im Jahre 1798 Lord Elliot, der jie ohne Zweifel mit jeinen Fähigkeiten be- 
fannt gemacht hatte, nah Wien in dem Augenblid begleitete, al8 fih die zweite Koalition da- 
ſelbſt vorbereitete? So viel ift gewiß, daß In Wien, wo Elliot vorübergehend ald Gefandter 
auftrat, feine eigene viplomatifhe Thätigkeit begann. Bei derfelben beviente er jih, wie man 
wol denken kann, ausfchließlich der franzöfifchen Sprache. „Ob er fie gleich ſpät erlernt Hatte‘, 
fagt Umarov, ver bald darauf länger mit ihm zufammıenlebte, „hatte er fie doch zu feiner Mutter: 
ſprache gemacht, in mweldyer er mit feltener Auszeichnung redete und ſchrieb“ (jedoch nicht ohne 
dur einen gewiflen Accent im Geſpräche ven fremden Urfprung errathen zu laſſen). 

Wie kam nun P. in ruffifche Dienfte? Mit Beftimmtheit Eönnen wir viefe Frage nicht beant⸗ 
worten; daß es aber in Wien noch zur Zeit der zweiten Coalition geſchah, und zwar durch Em: 
pfehlung des Grafen, fpätern Fürſten Rafumovftki’s, ſcheint und am wahrfcheinlichften. Seitdem 
Bonaparte jo hoch geftiegen war, daß er fi fogar balb darauf zum Erſten Conſul der franzdii- 
ihen Republik aufwerfen fonnte, war der andere Gorfe, mit dem wir und bier zu beſchäftigen 
haben, mehr ald je gegen ihn und gegen dad Land, dad P. erhob, aufgebradt. Vieleicht ge- 
dachte Kaifer Paul feine Talente auszubeuten, ſobald e8 Sumorov, feinem Feldherrn in Ita⸗ 
talien und der Schweiz, möglich geworden wäre, von leßterm Lande aud den beabfichtigten Ein⸗ 
fall in die Brande-Gomte zu machen, der eine Revolution zu Gunften Ludwig's XVIIL im ®e- 
folge haben ſollte. Der Rang und Titel eined Staatsraths ſcheint damals ſchon ihm beigelegt 
worden zu fein. Aus ber bezwedten Verwendung jedoch wurde nichts; P. blieb in Wien drei 
oder vier Jahre lang müßig; daß er aber darum daſelbſt Feine unbedeutende Rolle fpielte, ift aus 
einer Stelle in den Tagebüchern von F. von Geng unter dem Datum vom 20. April 1803 zu 
erieben. „P.“, heißt ed da, „war Mitglied des Damencirfeld bei der Gräfin Rafumonffi, wo 
fi) die Creme der guten Gefellfchaft verfammelte und Armfeldt, P. und ich eine Art von politi- 
ſchem Kleeblatt bildeten.” 

Als dur Englands Bemühungen, mit deſſen Gabinet er fortwährend im Verkehr blieb, im 
Jahre 1805 die dritte Goalition gegen Frankreich zu Stande gekommen war, ernannte Aleran- 
der I. dieſen Schügling der Ruflen zu feinem Commiffar bei ver anglo = neapolitanifhen Armee, 
welche ein vuffifches Hülfscorps verflärken follte. P. folgte dem Auf; allein die Schlacht von 
Aufterlig und der Presburger Friedenstractat führten gar bald die Auflöfung dieſes noch kaum 
gebildeten Heeres herbei. Napoleon full damals die Auslieferung feines Gegners verlangt 
haben; wahrfcheinlich wurde diefem infolge deſſen dev Rath gegeben, vie Kaiferftaaten zu ver- 
laſſen, was ihn dann beſtimmt hätte, ſich nach Petersburg zu begeben, wo ver Biograph Joſeph's 
de Maiſtre, Hr. Albert Blanc, aber wol aus Irrthum, ihn fhon im Jahre 1804 mit diefem 
hochberühmten Savoyarden fich begegnen läßt, und zwar bei der Admiralin Tſchitſchagov, der 
geiftreihen Frau eines der begabteften Ruſſen, welcher vamals bei Kaifer Alexander in großem 
Anjeben fland. Erſt 1805 kam er dahin; aber bei des Monarchen fleter Bereitwilligfeit, jene 
Beiftesüberlegenheit anzuerkennen, brauchte er nicht lange Zeit, um die feinige geltend zu 
machen; und als bald darauf, nad Ausbruch des preußiſch-ruſſiſchen Kriegs gegen Frankreich 
(1806), Alexander zur Armee abging, mußte ihn P. begleiten. Bis dahin war dieſer dem 
Civildienſt beigezählt worden: damit nun feine Anwefenheit weniger bemerkbar würde, mußte 
er die Militäruniform annehmen; es ward ihm der Grad eines Oberften a la suite verliehen, 
und fo erflärt es fi, daß wir ihn bald werden General betiteln müſſen. Indeß war und Hlieb 
er Diplomat. Nach der Schlacht von Jena wurde er nah Wien gefandt, um einen Verſuch zu 
machen, Oſterreich der Unthätigkeit zu entreißen, in welche e8 der Preöburger Friede verfegt 
hatte; allein Kaiſer Franz ließ fich nicht bewegen, fo bald nad) den legten herben Schlägen 
wieber nad) dem Schwert zu greifen. Der türfifche Sultan dagegen wollte das Schwert nicht 
in die Scheibe ſtecken: P., um ihn für den Frieden zu flimmen, ward nad) den Dardanellen ge: 
ſchickt, wo er jedoch ebenfalls nichts ausrichtete, vielmehr an ven Feindſeligkeiten ſich bethetligte, 
ald er auf dem Admiralsſchiff Siniavin’s im Juni 1807 der Seeſchlacht in der Nähe des 
Berges Athos beimohnte. Bei diefer Gelegenheit wurde ihm auch fein erfled militärifches Or: 
denskreuz verliehen, 
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Doch gerade damals kam zwiſchen Rußland und Frankreich der Tilſiter Friede zu Stande; 

ver bewegliche Alexander, von ber geiſtigen Größe feines Gegners geblendet, war von ent⸗ 
ſchloſſener Feindſchaft gegen ihn zur Bewunderung und Zuneigung übergegangen. Da nun 
zwiſchen beiden Hauptmächten eine Allianz geſchloſſen wurde, mochte PB. nicht länger im ruſſi⸗ 
chen Dienft bleiben. Als er ven Kaiſer wieber in Peteröhurg ſah, nahm er Abſchied von ihm. 
Vergebens fuchte Alexander ihn zurückzuhalten; P. entgegnete, daß, folange des Monarchen 
Freundſchaftsbund mit dem Beherrſcher der Franzoſen beftände, er ihm nur Verlegenheit be: 
reiten fönne, denn über kurz oder lang werde Napoleon feine Auslieferung begehren; „übri⸗ 
gend‘, feßte er hinzu, „wird e8 vielleicht nicht fehr lange währen, bis ich meine Dienfte 
Em. Majeftät von neuen anbieten kann“. Er erhielt die Erlaubniß zu reifen und ging nad) 
Öfterreich zurüd, mo damals, beſonders infolge der ſpaniſchen Verwickelungen, der Kriegs⸗ 
muth ſich mehr und mehr belebte, ſowie er denn auch wirklich eine abermalige Erhebung des 
Landes (1809) zur Folge hatte. Da alſo war Napoleon's Erzfeind beſſer an ſeiner Stelle, und 
da traf er bald mit einem zweiten zuſammen, der, ihm gleichgefinnt, natürlich ſein Buſenfreund 
wurde und bis 1814 blieb. Wir meinen ven Reichsfreiherrn von Stein, gegen welchen der frän⸗ 
fifhe Eroberer von Madrid aud am 16. Dec. 1808 feine Adhtderflärung in vie Welt ge- 
ſchleudert hatte. 
. Nah einem kurzen Aufenthalt in Prag, wo Gentz, wie er ſelbſt berichtet, „tagtäglich mit 
ihm zufammenfam”, wurde Brünn in Mähren dem flüchtigen Minifler Friedrich Wilhelm's III. 
zur Wohnflätte angewiefen. Dort traf ihn der andere Flüchtling. „Noch find‘, fo leſen wir in 
Hormayr's „Lebensbildern“, „noch find in Brünn die göttlichen Abende unvergeflen, an denen 
Stein und P., namentlid im Haufe Salm, Herberftein, Lamberg , an donnerſchwangern Ful⸗ 
gurationen einander überboten.” Stein brachte daſelbſt daß ganze Jahr 1809 zu, bis ihn bie 
Annäherung der franzöfifhen Armee auch von dort wieder weiter trieb. P. mar fhon im Mai 
zu Ofen „Genoſſe unjerd Exils“, fagt Genp. 

Nicht nur gehörte er damals ſchon zu der ariflofratifchen Goterie, die in Wien wie zu einer 
fosmopolitifden Verſchwoͤrung gegen ven Bedrücker Europas ſich geeinigt hatte, er war fogar 
im vollen Sinne des Worts die Seele nerfelben, ob e8 gleich Graf Johann Philipp von Stadion 
war, der fie mit Sir Robert Adair ind Leben gerufen. Bon Raſumovpſki's bedeutendem An: 
theil daran Haben mir an anderer Stelle ausführlih gefprohen. „Stadion und er’, fagt 
Shlofler in jeiner „Geſchichte des 18. Jahrhunderts”, „waren eng mit Graf Dlünfter verbun- 
den, und fie holten, wo ihr Wig ausging, bei Napoleon’8 Landsmann und Familienfeind B. 
Rath, der viel beim Kaifer Alexander galt.” Stadion leitete feit 1809 die auswärtige Politik 
ſterreichs; aber nach der Schlacht von Wagram (6. Juli 1809) mußte er das Steuerruder 
dem gefhmeidigern Grafen Metternich überlaffen. Nach dem Frieden, mie vor demfelben, finden 
wir B. in Ofen; Stein fehrte nad) Brünn zurüd. In der Zwifchenzeit hatten fie einen brief- 
lihen Verkehr miteinander unterhalten. In einem diefer Briefe hatte P. geſchrieben: „Na: 
poleon regiert nicht, ex hat aus der Welt einen Spielball gemacht: Audit in orbe terrarum. 
Aber dad darf Bott allein fich erlauben, venn Bott ift der Ewige.” Welchen Antheil fein corfi- 
ſcher Kandenıann an dem Kriege Öfterreiche gegen ihn gehabt Hatte, mußte der hochfahrende 
Sieger reiht gut; auch foll er wirklich, aber ohne darauf zu beftehen, die Auslieferung deſſelben 
verlangt haben. Sogar in den Unterredungen mit dem Orafen Bubna erwähnte er deſſelben, 
wie aus Geng’ Tagebüchern zu erfehen ift; Bubna aber flellte fih, ald wiſſe er nichts von dem 
Geächteten und als zweifle er, ob er noch in Öfterreich fei. In der That Hatte ih P. auf wie 
ihlefiihe Grenze, nad) Troppau, begeben, in deſſen Nähe vie peripatetifchen Geſpräche mit 
Stein und Uwarov flattfanden, welche wir durd des letztern Erzählung fennen. Sodann finden 
wir ihn im Februar 1810 wieder in Wien, befonders in der Gefellichaft der Ruflen Raſumovſki 
und Fürftin Bagration ober der reihen Gräfin Lanckoronſka, deren Getreuer er war. Erſt im 
Oetober dieſes Jahres trat er wieber in London auf, nachdem er eine zweite Reife in den Orient 
gemacht und auf der Rückkehr, von Smyrna aug, die Infel Malta befucht hatte. An der Themfe 
aber wie an ber Donau war fein Hauptgefchäft, zum Kriege gegen Napoleon anzufpornen, wozu er 
in ber ariftofratifchen Welt, welche für ihn offen fland, und zumal bei vem Marquis von Welles: 
ley, die erwünfchte Bereitwilligfeit fand. Dabei ließ er dad Zarenreich keinen Augenblick außer 
Augen. Wir erfahren es von ihm felbft in einen: Brief, den er am 18. Juli 1812 an Stein 
nad Peteröburg fchrieb, daß er nicht unterließ, wiederholt feine Dienfte anzubieten, indem er zu: 
gleich ven höchſten ruffifchen Kreifen feine und verfchievener angefehener Berfonen Anficht über das 
mittheilte, weſſen man fi von Frankreich unfehlbar zu verfehen hatte. „Ich Habe mich“, ſchreibt 
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er in dieſem Brief, worin er auch einestheils den einzigen Talenten Napoleon's gerecht wird und 
anderntheils feiner eigenen zwanzigjährigen Erfahrung und feiner flandhaften und mannid- 
fachen Anftrengung erwähnt, um dieMenfchen und die Angelegenheiten der durchlebten Zeit fen= 
nen zu lernen, „ich habe mich jeitvem an die Herren van Suchtelen (ruſſiſchen Gejandten in Lon— 
don) und Kotſchubey, ald an alte Freunde, mit der Bitte gewandt, unterthänigſt Sr. Majeſtät 
dem Kaiſer bie Kortfegung bes nämlichen Eiferd anzubieten, mit dem ich ehemalß in feinem Dienjte 
zu ſtehen das Glück hatte. Allein ih muß für Sie hinzufegen, daß ich noch nicht die geringfte 
Aufmunterung erhalten habe, nad Rußland zurüdzufehren, zumal ehe nody Feindſeligkeiten 
ausgebrochen wären.” Nichtsdeſtoweniger drückte er ven Wunſch aus, ber Kaifer möge von 
dem Eifer überzeugt werden, mit dem er auf den erften Befehl herbeieilen würbe. Für Stein 
aber jeßte er hinzu: „Ein wenig Gutes, daß ich mit Ihnen verrichten dürfte, würde die Freude 
am Siege verboppeln.” Vielleicht glaubte man zu Betersburg, P. koͤnne Rußland die beſten 
Dienfte zunächſt in England leiften, denn beide Mächte waren damals kaum erſt miteinander 
ansgeföhnt; der Tractat von Drebro, welcher an ebendem Tage, 18. Juli 1812, unterzeichnet 
wurde, war noch nicht ratificirt, und mehr ald eine Schwierigkeit war noch aus dem Wege zu 
räumen. Es Eonnte für den neuen rufflihen Geſandten in London, für den Grafen (nahma-= 
ligen Fürften) Chriſtoph von Lieven, welcher gegen Ende des Jahres 1812 feinen Poſten an= 
trat, von großer Wichtigkeit fein, dafelbft einen Mann vorzufinven, welcher vollfommen im 
Stande war, ihn mit einem an fich fo fehwierigen Terrain befannt zu machen und auf demſelben 
feine erſten Schritte zu leiten. Indem P. dies that, empfahl er fi der Freundſchaft ver Ge— 
mahlin dee Sefandten , die damals, erft 28 Jahre alt, von ber europäiſchen Berühmtheit noch 
weit entfernt war, welcher fie entgegenging, die aber, bei ihrer ausnehmenden Rührigkeit, 
ſchon zwei Jahre fpäter einen großen Ginfluß erlangen und in den glänzendſten Girfeln eine ver 
erften Stellen einnehmen follte. P. gehörte bald zu ven Intimen ver Gräfin von Lieven, und 
ihr beiverfeitiger Berfehr war auch in ver Folge fehr lebhaft, pa die Bräftn mit ihrem Gemahl 
bis 1834 auf demſelben Poften blieb. 

Als endlich, nad) beendigtem ruffifchen Feldzuge, Alexander I. den ungebuldig Harrenden 
zu fich berief, mußte B. erft no einen limweg machen. Seit der Unterredung von Abo war 
der Kronprinz von Schweben, Bernabotte, für Rußland gewonnen. Gr rüftete fih zum Kriege, 
aber ohne ſich dabei zu übereilen, da ohnehin dad ſchwediſche Volk einem Kampfe mit Frankreich 
abgeneigt war. Eine Mahnung ſchien nothwendig. So fam P. im Anfang des Jahres 1813 
nad Stodholm, wo fi eben auch Frau von Stael befand. Er erreichte feinen Zweck, denn 
Mitte Mai fam Bernadotte wirklich mit der ganzen von ihm verfprochenen Armee nad Bom: 
mern herüber. Seit den März war P. zu Kalifch im Lager Alexander's, der joeben den Bund 
mit Preußen abgefchloflen Hatte, und von vem Augenblid an nahm er an den Begebenheiten den 
entſchiedenſten Antheil. „Als Adjutant an der Seite Alexander's“, jagt Thiers, „übte er mit 
feinem italienifchen Accent, feinem lebendigen Bebervenfpiel, feinem feurigen und folgen Auge 
einen mächtigen Einfluß aus, ven übrigens ein Scharfblick und eine Sicherheit des Lirtheils ſon⸗ 
dergleichen rechtfertigten. Er blieb keinen Augenblick müpig, ſondern bielt fich in befländiger, 
der Sache, die er verfoht, nützlicher Bewegung, welche auch ver Waffenſtillſtand von Pläswig 
oder Poifhwig (4. Juni) kaum zu unterbrechen vermochte. Bei dem Reichenbacher Vertrag 
vom 27. Junt, durch den der Beitritt Dfterreih8 zur Goalition und der Congreß von Prag ein- 
geleitet wurden, machte er ih, dem Zeugnifle Stein’s zufolge, fehr nuützlich; ſodann eilte er 
ind Hauptquartier des Kronprinzen von Schweden zu Stralfund, um ihn zum Vorrüden zu be: 
ſtimmen, und vermochte fo viel überihn, daß er ihn nach Trachenberg in Schlefien zu einer Zuſam⸗ 
menkunft mit den zwei verbündeten Monarchen führen konnte, mo Bernadotte den Operationsplanı 
mit ihnen verabredete und ſchon jegt (10. Juli) Leipzig ald die Walftatt bezeichnete, auf welcher 
das Schickſal Deutſchlands ſich entſcheiden würde. Für P. war das ſonnenklar, daß man keinen 
andern Gedanken haben dürfe, als in moͤglichſt gerader Linie auf Frankreich loszumarſchiren, 
und ſchon damals wirkte ſeine Entſchloſſenheit mächtig auf den Kaiſer Alexander. Nach dem 
Prager Congreß, der ſich zerſchlug und Hfterreichs endliche Erklärung zu Gunſten ver Ber: 
bündeten zur Folge hatte, ward P. (Auguft) zum Generalmajor befördert und zum Commifſar 
bei der ſchwediſch-ruſſiſch- preußifchen Armee des Kronpringen (bei dev Nordarmee) ernannt, 
wie es Sir Charles Stuart von feiten Englands war. Diefe Armee deckte befanntlicy Berlin 
und rettete dieſe Haupifladt durd ihren Sieg bei @roßbeeren (23. Aug.), bei dem jedoch die 
Schweden nur eine untergeorbnete Molle jpielten. Ebenſo in der Schlacht zu Dennemig 
(6. Sept.), in der wieder Graf Bülow ver wahre Sieger war. Allein ver Kronprinz traf ri: 
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tig am 18. Oct. auf tem Schlachtfeld von Leipzig ein, wo, ſeinem Plan gemäß, die blutige 
Entſcheidung erfolgte. 

Als dann, immer von Blücher, Stein, P. und andern angefeuert, die Verbündeten ſich 
·der Rheingrenze näherten, wurde der legtere nach Frankfurt ind Hauptquartier befchieden , ent: 
weder um hei den wiebereröfineten linterhandlungen gebraudt zu werben, oder um über ben 
nun weiter zu befolgenden Operationdplan feine Meinung abzugeben, vielleicht auch um ge: 
heime Einverfländnifle jenfeit ded Stromes anzufnüpfen. Jedoch zu nichts von dem allen 
wurde ihm Zeit gelaflen, denn Alerander glaubte ihn noch nüglicher auf einem andern Punkte 
gebrauchen zu können; er ſchickte ihn nach England, um dieſe Macht zur Fortſetzung des Krieges 
zu vermögen. Sowie Metternich geneigt war, diefem am Rhein feine Grenze zu ſtecken, fo war 
auch England unentſchloſſen, ob es ihn bis nach Frankreich verfolgen follte, wie der ruſſiſche 
Kaijer, von Preußen unterflügt, es verlangte. Es fehlte vazu den britiihen Abgeordneten an 
Bollmadt, und doc vechneten vie Verbündeten auf England, da fie außer Stand waren ohne 
deſſen Subſidien weiter vorzugehen. Daß dieſe Bollmacht ertheilt würde, das ſollte B. in Lon⸗ 
bon erwirfen. Es gelang ihn, den Staatdjecretär der auswärtigen Angelegenheiten, Lord Caſtle⸗ 
reagh (in der Kolge Marquis Londonderry) ſelbſt, mit folchen verfehen, auf den Kontinent zu 
führen, fand fi aber erft im Januar 1814 wieder im Hauptquartier ein, welches damals in 
Zangred war. Der britifche Minifter folgte ihm dahin auf vem Fuße nach. Allein ex flimmte 
wie Metternich gegen weitered Borbringen , fo ſehr auch ver andere britifche Abgejandte, Graf 
von Münfter, dafür war; Hardenberg und Neſſelrode traten feiner Anficht bei. Glücklicherweiſe 
für die Sache des Bundes fand Alerander unter dem Einfluß P.'s und Stein’3; er ſprach ſich 
nit Energie für eine Eraftvolle Durchführung des Krieges aus und erklärte, ex werde im Noth- 
fall auch allein diefe Aufgabe löfen können. Bon ihm aufgefordert rich ebenfalls zu erklären, 
ſprach fich, nicht ohne Zögern, der König von Preußen dahin aus, daß er ihn nicht verlaffen 
werde. So mußten denn die andern zulegt nachgeben. 

Indem aber die Verbündeten den Entſchluß faßten, ven Kampf mit Nachdruck fortzufegen, 
bis der Zweck erreicht wäre, waren fie deswegen nicht gewillt, alle Friedensvorſchläge von der 
Hand zu weifen. Nod in Langres mußte P. die ſechs Punkte auffegen, die allein ale Grund: 
lage zu den Unterhandlungen follten zugelaffen werden. Als legtere am 5. Febr. 1814 zu Chaͤ— 
tillon in Burgund eröffnet wurden, ward ihm auch die Aufgabe zutheil, dabei Schriftführer zu 
fein, und nachdem ji, wie man weiß, ver Congreß zerfchlagen hatte, finden wir ihn ebenfo in 
Chaumont, wo am 1. März der Vertrag zu Stande kam, welcher dem Vorgehen gegen Napo⸗ 
leon ven Ausichlag gab und dad Einverflänpniß zu feiner vaftlofen Bekämpfung befiegelte. 
„P. ift mit und”, fchreibt Stein an feine Frau aus jener Stadt; „er ift beftändig vollfonmen, 
edel, wohldenfend, thatfräftig, voll Geift und Rath; er ift vom größten Nugen, und”, fügt 
er einige Tage fpäter hinzu, „erift ein fehr vortrefflicher und edler Charakter, von ſtets uner⸗ 
fchöpflicher liebenswürdiger Fröhlichkeit.“ Beide Männer, jowie auch Sneifenau, beharrten 
auf der Anſicht, man müffe auf Paris losgehen, au dann noch, ald die Armeen von 18. März 
an ſich genöthigt ſahen vorNapoleon zurückzuweichen, und ald im Lager Schwarzenberg's ſelbſt 
Alerander beforgt und wankend zu werden anfing. Wie die Loſung Blücher’3, der ven Befehl 
zum Rückzug nicht geborchen wollte, war die Lofung P.'s fortwährend: Vorwärts! So kam 
man denn auch endlich nad Paris; die Bapitulation erfolgte befanntlid in ver Nacht von 
30. auf den 31. Marz. Baron Pasquier, an der Spige der Municipalität dieſer Hauptftadt, 
begab fi während verfelben Zeit nad) Bondy zum Kaifer Alerander. Die erfte Perfon, der er 
daſelbſt begegnete, war P., die zweite Neſſelrode; Hr. Saint: Marc Girarvin hat und darüber 
neulid) aus dem Munde Pasquier's höchſt intereffante Auffchlüfle gegeben, auf die wir ung 
jedoch bier, imo wir der Kürze ung befleißigen müffen, nicht einlaffen fönnen. Daß P. für vie 
Wiederherſtellung der Bourbonen arbeitete, an der Einfegung der proviforifchen Regierung 
Antheilnahm, Bei der er dann ruſſiſcher Gommiffar wurde, und der Sigung beimohnte, wo 
Napoleon des Throns verluftig erflärt wurbe; ſodann, daß er mit Talleyrand und dem Abbe 
de Montesquiou Ludwig XVIU. an die britiſche Küſte entgegengeichickt wurbe; daß er bei ihm 
die liberale Geſinnung vertrat, die vom Senat entworfene VBerfaffung anzunehmen empfahl 
und für dieſe Sache au den Kaiſer Alexander gewann, welcher indeß über feinen Eöniglidhen 
Schügling nur jo viel vermochte, daß ihm zu Compiegne dad Verſprechen gegeben wurbe, «8 
werde eine „Charte“ octroyirt werben ; daß er überhaupt auf alle Weife bei der Einführung ber 
neuen Ordnung ber Dinge thätig war, welche fi auf den Trümmern des ihm verhaßten Kaiſer⸗ 
reiche erhob, wollen wir ebenfalls nur ganz beiläufig erwähnen. „Ich freilich”, ließ er fich eines 
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Tages vernehmen, „habe Bonaparte nicht politiſch umgebracht, aber wenigſtens bin ich es, 
der ihm die letzte Schaufel Erde auf den Kopf geworfen hat.“ 

Es wurde von den ruſſiſchen Großen nicht ohne Neid und Ärger geſehen, daß Alexander 
ſeinem ſo hoch begabten Rathgeber, zur Belohnung für deſſen unſchätzbare Dienſte, den Poſten 
als Botſchafter in Paris zuwies mit der Aufgabe, den Gang der Dinge zu überwachen und, wo 
es erforderlich wäre, vermittelnd und beſänftigend einzugreifen. Niemand war geeigneter als P. 
dieſen ſchweren Beruf zu erfüllen, und es läßt ſich aus deſſen vorhandener Correſpondenz mit 
Stein darüber urtheilen, ob er ihn nicht mit dem noͤthigen Ernſt auffaßte und zu erfüllen 
ſuchte. Daß er an dem Wiener Congreß Antheil nehmen würde, ſcheint er, einem dieſer Briefe 
zufolge, nicht erwartet zu haben; allein am 13. Oct. kam er wirklich in der Kaiſerſtadt an. 
In einem der zahlreichen Kreife, die er daſelbſt beiuchte, foll er da Wort gefprodhen haben : 
„Frankreich ift ein ſiedender Kefjel; man muß alles, was davon ausftrömt, wieber hineingießen.“ 
Den Mächten dagegen ftellte er vor, daß Napoleon noch zu fehr in der Nähe fei, und daß aus 
diefer Nähe eine unverfennbare Gefahr erwachſe. Allein nicht mit Frankreich allein hatte ſich 
nun unfer foharfer Beobachter zu befhäftigen: die polnische Frage beſonders war für ihn ein 
Schweres Anliegen, und als fein Gebieter ihm über diefelbe ein Gutachten abforberte, faßte er es 
in prophetiſchem Geiſte und auf eine Art ab, die des Monarchen Plane nicht begünfligte. 
P.'s Denkſchrift, die ein Meifterflüdf genannt werden kann, flellt dem Kaifer zum Lohn für 
die Großmuth und Güte, mit der er Polen zu behandeln gedachte, nichts anderes als einen un- 
vermeidlichen Vernichtungsfrieg in Ausficht, wie wir ihn in ber legten Zeit wirklich gefehen 
haben. Diefe freimüthige Sprache ſcheint midfallen zu haben; an P.'s Stelle wurbe nun über 
piefelbe Frage, neben dem Kürften Czartoryiſki, dem fle eine Herzensangelegenheit war, Rapo- 
diſtrias zu Mathe gezogen, und vielleicht war ed nicht ganz in Gnaden, daß dem parifer Bot- 
fhafter im Januar 1815 befohlen wurde, auf feinen Voſten zurückzukehren. 

Mie dem ſei, ald bald darauf Napoleon’ Landung von Elba aus erfolgte, war P. fon 
wieder im vollen Befig des Zutrauens feines Eaiferlichen Herrn, ber ihn, Ludwig XVIIL nach, 
an defien Hoflager zu Gent ſchickte und zum ruffifchen Gommiffar bei der anglo= preußifhen 
Armee in Belgien ernannte. Der alte Haß entbrannte von neuem im Herzen des Landsmannes 
Napoleon's, und zwar in ſolchem Grade, verfichert Billemain, daß Talleyrand ed nörhig fand, 
ihn zu mäßigen. P. war bei ver Schlacht von Waterloo zugegen und wurde fogar dabei leicht 
verwundet. . Ohne einen Augenblick zu verlieren, meldete ex Alerander die Siegednachricht, 
indem er ihn zugleich aufforberte, jo ſchnell als möglich herbeizueilen. Und da er wohl mußte, wie 
wenig ber Kalfer um bie Legitimität Ludwig's XVIII. befümmert war, fchrieb er an bie: 
jen, noch bevor er fih nad) Paris auf ven Weg machte, er möge ja ein Gleiches thun und fo 
ſchnell ald möglih anfommen, wenn ihm daran läge feinen Plag wieder einzunehmen, ehe 
ein anderer ihn innehätte. „Dieſem Billet“, verfihert Chäteaubriand, „verdankte im Jahre 
1815 Ludwig XVII. feine Krone.‘ Wie Lord Wellington glaubte B. an die Nothwendigkeit 
der Bourbonifchen Reflauration, und in dieſem Sinne ſchrieb er zugleich an Lord Caſtlereagh: 
„Jede andere Herfiellung, felbft wenn fie aus dem Haufe Bourbon genommen würde (mittels 
bed Herzogs von Orleans), wäre nichts anderes als ein Pact mit ven Safobinern, und das er: 
wählte Haupt, welchen Titel man ihm aud) zugeflände, wäre nichts mehr ald ein Werkzeug in 
deren Händen. Die Natur diefer Regierung würde fortwährend revolutionär fein.” (Folgt eine 
Rechtfertigung des flüchtigen Königs.) 

Melde Dienfte PB. im Sinne feine® Herrn, der den Wuͤnſchen der deutſchen Monarchen 
nicht entſprach, dem niedergetretenen Frankreich leiſtete, iſt bekannt, wir wollen uns dabei nicht 
aufhalten. Auch das iſt ſchon in der Geſchichte verzeichnet, daß ihm damals die franzöfifdhe 
Pairswürde und dad Minifterium des Innern zugedacht waren, welches letztere, ald am 
9. Juli 1815 dad neue Babinet, mit Talleyrand wieder an der Spipe, gebildet wurbe, eine Zeit 
lang unbefegt blieb. Unterveflen ſaß er mit Neſſelrode und Kapodiſtrias für Rußland in dem 
Minifterrath der verbündeten Monarchen, durch welchen biefe ihre gemeinſchaftlichen Angelegen: 
heiten leiten ließen, und er nahm au als Bevollmädhtigter an den langen und ſchwierigen Un: 
terhandlungen theil, aus welchen der zweite Pariſer Friede (20. Nov. 1815) hervorging. 

Noch ehe dieſer gefchloffen wurde, fhon am 26. Sept., war Talleyrand, der feit dem be: 
Eannten geheimen Tractat vom 3. Jan. 1815 dem Kaiſer von Rußland nicht mehr genehm war, 
wieder aus dem Minifterium ausgeſchieden, und an feine Stelle war der Herzog von Ridgelieu, 
ein durchaus vebliher Mann, gefommen, dem es auch nicht an Verftand fehlte, ver aber gleich 
am Tage feiner Emennung Lord Caſtlereagh (ver es felbft wiedererzählt hat) das Geſtändniß 
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machen mußte, daß er einen einzigen feiner Gollegen fogar dem Hußern nad kenne, und daß er 
feit 1790 nie in Frankreich gemefen fei. Natürlich kam dieſer neue Cabinetspräſident, der bis dahin 
in ruffifchen Dienften geftanven hatte, ganz unter den Einfluß P.'s, welcher daher au, wie 
wir durch Marmont und Villemain erfahren, im Salon der Frau von Montcalm, Richelieu's 
Schweſter, fi etwas dominirend gebervete. Englands Einfluß mußte dem Rußlands weichen; 
auch lefen wir in einem Brief Lord Caſtlereagh's folgende Bemerkung: „Der große Unterfihiev 
zwifchen der legten und der neuen Bermaltung befteht darin, daß mit den Miniftern, welde er 
entlaſſen hat, der König in Paris bleiben konnte, während die Verbündeten blos auf der Grenze 
wären, daß man aber von feinen neuen Dienern alfo venft, falls die verbündeten Heere fich 
zurücdzögen, könnte Se. Majeftät nicht eine Woche auf Ihrem Thron figen bleiben.” P. war 
perfönlich zu liberal gefiunt, um fehr aufgelegt zu fein, der Regierung Ludwig's XVIII., wie fie 
im Anfang fidy darftellte,, einen Haltpunft gegen die Oppofltiondpartei zu bieten; auch wird be: 
bauptet, ver Monarch habe ſich mit Klagen direct an ven Kaifer Alexander gewandt. So viel ift 
gewiß, daß der Botfchafter auf Mäßigung drang, und daß er den Schritten nicht fremd blieb, 
welche die denkwürdige Ordonnanz vom 5. Sept. 1816 zu Wege bradten. Zum Lohn für feine 
Anftrengungen erhielt ev 1817 den Grad eined Öenerallieutenants. 

Nachträglich darf ed nicht unertwähnt bleiben, wie nachdrücklich P. darauf gedrungen hatte, 
daß den zum zweiten mal befiegten Napoleon fein Fünftiger Aufenthalt auf der Infel Helena 
angewiefen würde. „Erſt dann wird Europa Ruhe haben“, Hatte er oft wieberholt, „wenn ed 
den Ocean zmifchen ſich und diefen Menſchen gebracht haben wird.’ 

Jetzt war für P. die Hauptaufgabe feines Lebens gelöft, vie Aufgabe, ven verhaßten Gegner 
flürzen zu helfen, in welchen er einen ‚‚Abenteurer” und den Feind aller menſchlichen Ordnung 
fah. Die zweite Hälfte feiner Laufbahn, während welcher er zwar nicht immer, aber dod oft 
genug feine Kräfte ver Bekämpfung bes fogenannten revolutionären Princips widmete, gehört 
mehr als die erfte ver eigentlichen Diplomatie an, in welcher er von nun an ald ein Stern erfler 
Größe glänzte. In diefe Zeit fallen feine berühmteften Depeſchen, Schriftſtücke, die wir hier 
aus Mangel an Raum nicht, wie wir e8 gern thäten, analyfiren koͤnnen, die aber unftreitig zu 
dent Tüchtigften gehören, das in dieſem Fache geleiftet worden ift. 

Daß er 1818 dem Eongreß von Aachen und 1820 dem von Karlsbad beimohnte, daß er 
dann auch auf den von Verona (1822) berufen wurde und infolge deſſen eine Reife nah Spa⸗ 
nien machte, von welder Chäteaubriand als Minifter des Auswärtigen im Intereffe Frank⸗ 
reichs großen Nugen 309; daß der berühmte Vicomte in feinem Buch über den Congreß und 
deffen Folgen, fowie auch in feinen amtlichen Depefchen ihm großes Lob fpendet, begnügen wir 
und anzuführen ; aber darauf müffen wir doch einigen Nachdruck legen, daß damals zwiſchen 
Rußland und Frankreich eine Intimität zu berrfchen anfing, welche mit Neid von den andern 
Mächten betrachtet wurde und den Fürften Metternich, der unfern General ſchon wegen deſſen 
Behandlung der türfifh=griechifchen Angelegenheiten gram war, immer mehr gegen ihn in 
Harnifch brachte. Im Grunde war auch Graf La Ferronnays, der franzöfifche Botfchafter in 
Peteröburg, nicht fein Freund; er nennt in einer feiner Depefchen an Chaͤteaubriand die Reife 
P.'s nad Madrid eine unnüge, und läßt fich über ihn folgendermaßen aus: „Es ift Ihnen nicht 
unbefannt, daß fchon feit langer Zeit alle Beftrebungen des Hrn. von Metternid und ded engli- 
ſchen Cabinets dahin gehen, P. zu flürzen. In Rußland hat er zu feinem Schuge nidt eine 
einzige Stimme, und der Poſten, welden er innehat, ift ein Augenmerk aller derer in Peters⸗ 
burg, welche Ehrgeiz haben. Der Ball des Grafen Kapodiſtrias hätte beinahe den ſeinigen 
nad) fih gezogen. Durch feine eigene Geſchicklichkeit jedoch und durch die Kunft, mit welcher er 
die Überzeugung aufrecht erhält, daß er in Baris eine fehr wichtige Nolle fpielt, hat er ſich zu 
erhalten gewußt; feine mit Meifterfchaft und erftaunlich vielem Geifte abgefaßten Berichte ſpre⸗ 
chen den Kaifer fehr an; feine intimern Briefe, in welchen ſich der Botſchafter zu Mittheilungen 
berabläßt, die den Staatsgeſchäften fremd find, unterhalten den Monarchen und feine nächſte 
Umgebung, ja maden ihnen fogar großes Vergnügen.” (Hier folgen fogar allerlei Inſinua⸗ 
tionen, die wir beinahe Hämifch nennen Eönnten.) P., durch dad revolutionäre Treiben jener 
Zeit in feinen wirklich liberalen Grundfägen wankend gemacht, hatte ſich eine Zeit lang der 
Reaction nicht abgeneigt erwiefen; damals aber, Chätenubriand beipflichtend, zeigte er fich den 
Beftrebungen ver Heiligen Allianz durchaus nicht günftig und machte ſich fo viele Feinde. Uber 
biefen Punkt könnten und die Schriften des oft undiplomatifhen Minifters viele Belehrung 
geben, wenn wir ung erlauben dürften, und dabei aufzuhalten, 
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‚Sehen wir lieber zu P.'s merkwürdiger Thätigfeit in der orientaliſchen Frage über, nach⸗ 
dem wir jedoch zuvor angemerft, daß, bei Gelegenheit der Krönung des Kaiſers Nikolaus 
(1826), P. in ven Grafenſtand erhoben und daß ihm zugleich pas Recht eriheilt wurde zu be 
ſtimmen, auf wen nad ihm diefer Titel übergehen follte. Etwas jpäter wurde er General von 
der Infanterie und Generaladjutant des Kaiferd. Seine Bruſt war ſchon mit dem Andreas 
orden geſchmückt. | Ä 

Die orientalifhe Frage, welche ver Aufitand Griechenlands zu ver brennendſten Frage 
machte, ſtand zu P.'s Stellung in viel näherer Beziehung , als man auf den erſten Blick anneh— 
men möhte. Seit dem Congreß von Verona war Diele Frage, nachdem jie viele Jahre hindurch 
eine rein ruſſiſche geweſen war, wieder eine europäiſche geworden, und in Betreff derjelben 
waren England und Öfterreich Rußlands Widerfaher, In einem Augenblil nun, wo aufs 
neue die Intereifen die Oberhand befamen, wo fie anfingen wieder mehr zu gelten als die poli. 
tiſchen Meinungen, wo Legitimität over Revolution nicht mehr einzig und allein den Mapftab 
zur Beurtheilung abgaben, — in dieſem Augenblid, wo daher Die Heilige Allianz mehr ale ein- 
mal gefährdet ſchien, Fam alles darauf an, für wen dad fich wieder hebende und jelbftänpig füb- 
lende Frankreich Partei nehmen würde. Da Chäteaubriand über Spaniens Angelegenheiten 
mit England in Streit gerathen war, deſſen damaliger Hauptminijter, Georg Ganning, Tich 
ebenfalls um Erhaltung ver Heiligen Allianz wenig kümmerte, hatte ex fih aljobald dem Zaren: 
reich genähert, in deſſen Namen P. größere Gefälligfeit verſprach. Sein fiegreiher Gegner, 
Billele, neigte ſich ſodann wieder aufdie Seite Englands, bis nad) ver Thronbefteigung Karl's X. 
(16.Sept. 1824) auch er dem ruffiichen Einflug nachzugeben beftinnmt wurde. Der neue bour: 
bonifche Monarch theilte Chaͤteaubriand's Anſicht, daß man jich bemühen müfle, vadurd die Dy- 
naſtie zu befeftigen, daß man den Belüften der Nation in Beziehung auf Ruhm und Vergröße- 
rung Nahrung gäbe, und ex fah wohl ein, daß bei einer ſolchen Bolitif man ji von Rußland 
viel mehr als von England verfprechen koͤnnte. Er gab daher ven Einflüfterungen des Botſchaf⸗ 
ters der norbifhen Macht Gehör, welcher die Vortheile einer Allianz mit ihr geſchickt ind Licht 
zu fegen wußte. Don der Diplomatie in allen feinen Schritten gegen die Türkei überwacht, un- 
aufhörlich mit abwehrenden Noten bebelligt, war Rußland in einem Unbehagen, welchem ſchon 
Alexander in dem legten Jahre feiner Regierung fich zu entziehen gedachte, dem aber ein Ende 
zu maden zumal Nikolaus bald nad) jeiner Thronbefleigung ſich entfchloffen zeigte. P., welchem 
diefer Entſchluß gefiel, ſprach ſich in demſelben Sinne aus. Da er, ſowie feine Kollegen bei 
ben andern Großmächten, aufgefordert wurde feinen Math darüber abzugeben, was zu thun fei, 
ob man dem Widerſpruche Englands und Ofterreichd jich fügen oder dem eigenen Intereſſe 
gemäß vorgehen folle, ſchrieb er feine berühmte vertrauliche Depeiche vom 16. Det. 1825, ein 
wahres Meifterftüd , welchen in den nächften Jahren viele andere folgten. P. vieth, das eigene 
Intereſſe nit der Politik des Auslandes zu opfern, fich die Türkei nicht über den Kopf wachſen 
und das religionsverwandte Griechenland nicht länger im Stiche zu lafien; und daß die Minijter 
des neuen ruffiichen Kaifers in dieſem Sinne handeln mußten, daß daraus eine augenblidlidhe 
Todfeindſchaft zwischen ihrem Staat und Ofterreich entftand, welche nahe daran war legtered zu 
veranlaflen, für die Türken die Waffen zu ergreifen, ift in den Art. Neſſelrode und Nifo- 
laus I. gezeigt. P. zeigte in feinem ganzen Benehmen, befonderd aber in den erwähnten 
Schriftſtücken, vie liberlegenbeit, die ihm jedermann zutraute. Schon in der Depeſche vom 
8. Aug. 1826 fonnte er melden: „Ich bemerfe im Minifterium augenfcheinliche Bereitmwillig: 
feit fih zu nähern und dem Faiferlichen Cabinet ji) anzufchliegen.” Da nun dieje Bereitwillig: 
feit, die er durch Vorfpiegelungen in Bezug auf die Rheingrenze unterhielt und mehrte, immer 
zunahm und, fett Graf La Ferronnays an der Spige des Auswärtigen Amts war, beinahe zu 
einer offenen Alltanz wurde, trat P. immer Fühner gegen Oſterreich auf, drang inner entſchie 
dener auf ein rũckſichtsloſes Vorgehen gegen die Türken. Als Hierauf ein erfter Feldzug (1828) 
ohne Hinlängliche Refultate blieb, fpornte er feine Negierung zur Anftrengung aller ihrer 
Kräfte an, um den zweiten wirkſamer zu machen, der auch wirklich, wie befannt, die Ruſſen 
bis nach Aorianopel führte, wo ein für fie glorreicher Friede zu Stande fam. P.'s Depeſchen 
an Neſſelrode vom 28. Nov, und 14, Dec. 1828 gehören unftreitig zu den denfwürbigften 
Schriftſtücken ver neuern Diplomatie, fowie fie auch ein helles Licht auf die Geſchichte jener 
Zeit werfen. 

Jedoch in der letztern und auch ſchon in einer frubern vom December 1826 fonnte man ſehen, 
wie wenig Vertrauen ber erfahrene Staatsmann auf die Haltbarkeit nes bourboniſchen Regi: 
ments hatte; und daß er ihm ein fo trauriges Prognoſtikon ftellte, bekräftigt zur Genüge, daß 
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ſeine Rathſchlaͤge auf ein ganz anderes Verfahren binzielten, aber fruchtlos blieben. Inder Beru: 
fung Polignac's, um ein neues Minifterium zu bilden, hatte auch er eine unbegreifliche Thorheit 
gejeben, welche der Dynaftie zum Ververben gereihen müfle, und er machte aus dieſer Anficht 
fein Geheimniß. Den „Hiftorifchen Studien‘ des Fürften zufolge wäre er fogar mit den Geg⸗ 
nern des Cabinets im Einverſtändniß gewefen und hätte am Sturze deſſelben arbeiten helfen; 
„er Eämpfte insgeheim gegen daſſelbe“, jagt Polignac. Ohne fo weit zu gehen, müfjen wir doc 
zugeben, daß P. einen wahren Mismuth gegen das Regierungsfgften zur Schau trug; daß er 
fodann Karl X. im Moment der Entſcheidung im Stiche ließ, iſt bekannt. ALS die Volksbewe⸗ 
gung audgebrochen war, verſah fih der Monard zum diplomatiſchen Korps, daß ed nad 
©St.: Gloud kommen würde, um ihm durch feine Gegenwart zur Stüge zu gereihen. Mehrere 
Mitglieder des Corp waren der Meinung, man müfle dad thun; da P. dagegen war, unter: 
blieb der Schritt, und Karl X. fiel. Der unglüdlihe Monard war beredhtigt eine ganz andere 
Haltung von Botfchafter einer Macht zu erwarten, veren Blane er noch kurz zuvor Durch die mu: 
thige Erklärung in Schuß genommen. hatte, er werde alle Androhungen von Feinpfeligfeiten 
gegen Rußland ald perfönlic gegen ihn felbft gerichtet anfehen. In der That war dieſes Betra: 
gen P.'s fo auffallend, daß man es Chaͤteaubriand nicht verargen fann, wenn er jelbigem beſon⸗ 
dere und eigennügige Beweggründe unterfhiebt. Darin wenigftend hat der genannte Kläger 
vecht, wenn er behauptet, daß P. wiederum, wie früher zu Gent, den Ausichlag in Betreff des 
bourbonifchen Thrond gegeben habe, freilich diesmal im entgegengefegten Sinne. 

Müpte man annehmen, ver ruljifche Botſchafter Hätte wirklich aus Eigennug gehandelt, fo 
müßte man auch anerkennen, daß er ſich felbft vie verdiente Strafe zuzog. Deun nad ber Yuli: 
revolution war feine Stellung aus allerlei Gründen nicht mehr recht haltbar. Einestheils ließ 
es Nikolaus dem Bürgerfönig gegenüber an den gehörigen Formen fehlen, und anderntheils 
führten au die Begebenheiten, der Auffland Polens zumal, Anläffe genug zu einem Bruce 
zwiichen Frankreich und Rußland herbei. Anfangs zwar beflimmte wol gerade dieſer Aufſtand das 
ruſſiſche Gabinet, feinen Botſchafter nicht abzurufen, wie ed fonft wahrſcheinlich gethan hätte, 
indem e8 Hoffen konnte, ein fo angefehener und gewandter Stellvertreter fönne vieles verhüten, 
wozu man ſich von den Ungeflüm der Bewegungspartet zu verſehen hätte; da aber am 17. Sept. 
1831 diefer Ungeftüm einen Auflauf um das rufjifche Geſandtſchaftspalais veranlaßte, war es 
auch wieder die polnische Angelegenheit, welde ven erwarteten Rücktrittsbefehl ergehen machte, 
obfchon der Minifter des Auswärtigen, General Sehaftiani, Corſe wie P., ſich beeilte ihm in 
einem perfönlichen Beſuch feine Entſchuldigungen abzuftatten. Gr felbft ging nach Peteröhurg, 
wo er, behauptet man, fich bemühte eine Berfühnung zu Stande zu bringen; jenoch nachdem er 
aud Berlin und Wien befucht Hatte, begab er fih nad Verlauf einiger Monate über London 
an feinen Boften zurück. Nun fand es ſich aber, daß er am 1. Ian. 1833 in Abwejenheit des 
päpftlihen Nuntiug dem König Ludwig Philipp bie Glückwünſche des diplomatiſchen Corps 
hätte darbringen müffen, mas Nifolaus, der. auf feiner flölgen Abneigung verharrte, nie hatte 
zugeben können. Da wurde ihm, in ben legten Decembertagen zuvor, ber Befehl zugeſchickt, 
unverzüglich, gleichſam in Aufträgen, nach London ſich zu entfernen; der Kriegszug Ibrahim 
Pafcha’3 dem Taurus zu gab ihm auch wirklich in dieſer Hauptſtadt viel Beihäftigung. Nichts⸗ 
deftumeniger war er anı 5. März 1833 in Paris zurück und erſchien auch wieder bet Hofe, wäh: 
rend er fih im Auswärtigen Amte ınit befonderer Aufmerkſamkeit der Unterhandlung wegen 
Frankreichs Einmifhung in die fpanifchen Angelegenheiten widmete. Aus diefer Unterhandlung 
konnte miöglicherweife die Auflöfung der Allianz zwiſchen ven beiden Weftmächten hervorgehen, 
woran zu arbeiten Rußland längft ſich zur Aufgabe geftellt hatte. - 

Als in England gegen Ende des Jahres 1834 die Tories wieder ind Minifterium zurüd: 
fehrten, Eanı dem peteröburger Cabinet viel darauf an, fie für feine Plane, ven Orient betreffend, 
zu gewinnen. Die Stelle des abgerufenen Fürſten Lieven wünſchte Nikolaus mit einem Manne 
von dem höchſten Anjeben zu befegen, beflen bloße Gegenwart der neuen Verwaltung eine Stüge 
fein Eönnte, und der es vermöchte , jeder Annäherung zwifchen England und Öfterrei in der 
vrientalifgen Frage entgegenzutreten. Der Mann, welder dem Kaifer dazu am geeignetflen er⸗ 
ſchien, war P., dem perfönlich mit dieſer Wahl durchaus nicht gedient war. Denn ber Aufent- 
balt in Baris war ihm Bebürfniß; nirgends fühlte er fidh fo wohl, fo heimifc) wie da. In den 
parifer Salons war es ihm behaglih, denn er war ganz Branzofe geworden und befaß in 
höchfter Vollkommenheit die Sprache des gefellfchaftlihen Umgangs. Wir Haben darüber unter 
anderm bad Zeugniß der befannten Frau von Swetihin. Don einem Beſuch Jablend, den er 
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ihr gemacht, ſchreibt ſie alſo: „Dieſe zwei Stunden, die er mir geſchenkt hat, ſcheinen mir das 
Unterhaltendſte und Pikanteſte, das ſich nur denken läßt. Wie viel muß nicht von dieſem Fo 
originellen, fo richtigen , in feinen Reden fo malerifihen und jo belebten Geiſte In feine Depe- 
ſchen übergehen. Er gibt feinen Gedanken und allem, was er beichreibt , Leben. In vem Genre 
der Memoiren würde diefer Mann das Höchfte leiften, und wenn er die feinigen nicht fchreibe, 
fo ift dies ein Verluft, den man beklagen muß.” P.'s Herz hing alfo an Paris; da ihm aber 
Neſſelrode verſprach, ihn in kurzem wieder dahin zurüdgehen zu laflen, mußte er, nah eini- 
gem Anftanve, ſich doch entfchliegen die Verfegung jenjeit des Kanals ſich gefallen zu laflen. 

Kaum war er in London angelommen, als er durch den Kaiſer erfuhr, daß der Thronfolger 
Großfürft Alerander auf der Reife, melde er für ihn als Schluß feiner Erziehung angeoroner 
hatte, daſelbſt eintreffen werve (1835). Fürſt Lieven begleitete ven Prinzen als Hofmeifter: 
Nikolaus trug aber feinem Botfchafter auf, denſelben in den höhern und hoͤchſten Kreifen Eng: 
lands einzuführen und ihm mit Math und Weifungen aller Art zur Hand zu ſein. Die Hatte 
für P., ver nahezu ein Siebziger war, eine große geiftige Ermüdung zur Folge, welche feiner 
Geſundheit um jo nachträglicher wurde, ald er ohnehin allen feinen bisherigen Gewohnheiten 
hatte entjagen müflen, und als außerdem der Zwed nicht erreicht wurde, zu welchem ihm Dev 
neue Wirkungskreis angewiefen worden war. P. kam 1839 um feine Entlajlung ein, und als 
im folgenden Jahre Guizot die Stelle des franzöſiſchen Botihafters in London antrat, fand 
er Schon den Veteranen der Diplomatie nicht mehr an dem unerwünſchten Poſten, ſondern Ratı 
feiner den Baron von Brunnow, dem bie orientalifhen Angelegenheiten jpeciell anenıpfohlen 
waren. P. hatte jih nach Paris zurücgezogen und war frank; er erhielt fi indeß noch einige 
Zeit, bis er, nad) vollenvetem vierundjiebzigften Jahre, am 15. Febr. 1842 feine mühevolle 
und durch die namhafteſten Dienfte audgezeichnete Laufbahn ſchloß. Die Millionen, weldye er 
angehäuft hatte, gingen theild auf feinen Neffen, theild auf einen Aooptivfohn über; was hin 
und wieder über deren Erwerbung gefagt und gefchrieben worden ijt, übergehen wir mit Still- 
ſchweigen. Neicher ald die Millionen machte ihn der Bejig hoher intellectueller Güter, einer 
tiefeingreifenden Bildung, welche audy in feinen diplomatifchen Schriften unverfenubar ift, eines 
tiefen Gemüths, dem die Neligion Bebürfnig war; und befonders müffen wir ihm zur Ehre 
anrechnen, daß er im Getümmel der Stantögefhäfte und im Treiben der vornehmen Welt nicht 
den Sinn für geiflige Unterhaltung und für Poefie verlor, daß er, wie Villemain verfidert, 
ein jo leidenfhaftliher Verehrer Dante's mar, daß er gern im Gefellichaftsfreije ein Stud aus 
der „Divina commedia” vorlad und conımentirte. Neben ver diplomatiſchen Geſchicklichkeit P.'s 
gereicht ihm aber zum bleibenden Ruhm feine Beharrlichkeit. Nah dem Sturze Napoleon’s 
ſchien er, obgleich rufjiicher Botſchafter und, wie wir gleich anfangs bemerkt haben, Kosmopolit, 
er ſchien, fagen wir, dem foeben angeführten Schriftfteller zufolge, nur nod) von dem einen Ge⸗ 
danken beherrfcht, das in feinen natürlichen Grenzen gehaltene Frankreich fi eine vernünftige 
und gemäßigte Regierung geben zu jehen. 3.9. Schnitzler. 

Präventivjuſtiz, T. Polizei. 

Preffe, Preßfreiheit, Preßgefeßgebung. I. Wefen und Wirkſamkeit ver Preſſe. 
Die Buchdruderprefle und ihr Ergebniß, ver Bücherdruck, oder die mechanifhe und darum un— 
endlich befchleunigte, erleichterte und ausgebreitete Vervielfältigung von Schriftwerfen oder 
Erzeugniffen menſchlichen Denfend, Hat bekanntlich eine der gewaltigften Kevolutionen im 
Staats- und Eulturleben der modernen Völker hervorgebradt. Ein £urzer Umblick auf Die 
ungeheuern Wirkungen diefed Culturfortſchritts ift nöthig zur richtigen Beurtheilung fowol 
der Stellung der Preffe im Geſammtorganismus des modernen Lebens, als auch der in 
Bezug auf fie von den Staatsgewalten in ven verſchiedenen Zeiten und Ländern ergriffenen 
Mapregeln. 

Die allgemeinfte Wirkung der Preffe oder des Buchdrucks ift die Verbreitung der jhriftlid 
außgedrücten Gevanfen in viel weitern Kreifen und mit viel größerer Schnelligkeit, ald dies 
durch das bloße Abichreiben ver Bücher jemals audy nur im entfernteften möglih war. Wenn 
früher die in Schriften niedergelegten Ipeen ſammt der darauf begründeten geifligen Bewegung, 
Bildung und Aufklärung immer nur dad Eigentum einer kleinen Minderheit, einer Ariftofratie 
derer blieben, welche durch bevorzugte Lebensftellung in ver Lage waren, bie Koſten dev theuern 
Abfchriften zu beftreiten, fo wurden fie jegt mehr und mehr ein Gemeingut alter Klafjen der 
Geſellſchaft. Und nicht dies allein. Der vafchere Umfag, welchen das geiftige Kapital durch Dieje 
ſchnellere und leichtere Verbreitung erfuhr, wirkte befruchtend auf die geiftige Thätigkeit ſelbſt 
zurüf, Jede neue Idee ward fihnell weiter gegeben, beſprochen, mit andern Ideen verglichen, 
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weiter andgebilvet, berichtigt, widerlegt ober beftätigt, und fo entſtand allmählich aus dem 
Vorrath diefer auf den Öffentlihen Markt gebrachten, immerfort vermehrten, ſich gegenfeitig 
ergänzenden, verbeflernden, bekämpfenden Foren dasjenige, was man heutzutage die öffentliche 
Meinung (T. d.) zu nennen pflegt. 

Ganz beſonders geſchah dies auf ven Gebieten, welche weniger dem abgezogenen. Denfen bed 
Gelehrten als der allgemeinen Bewegung ded Lebend und dem mannichfachen Wechfelfpiel ver 
Intereſſen, Empfindungen, Beftrebungen der verfchtenenen gefellfchaftlichen Stände angehörten. 
Das religidje und kirchliche Leben, welches zur Zeit der Erfindung der Buchdruckerkunſt eine jo 
hervorragende Rolle fpielte, nahm dad neue Gulturmittel der Preffe zuerft und am lebhafteften 
in Anſpruch. Die kirchlichen und confellionellen Streitfchriften füllen fogleich im erften Jahr⸗ 
hundert nad Erfindung der Buchdruderfunft, zumal in dem DVaterlande diefer Erfindung, 
Deutfchland, den breiteften Raum. Das geiftige Leben Deutſchlands im Neformationdzeitalter 
iſt zu einem großen Theile beſchloſſen und ausgeprägt in den gedrudten Briefen, ven Tiſchreden, 
den Flugſchriften Luther's, ven Briefen und Streitfchriften feiner Gegner oder Genoflen, eines 
Zwingli, Karlſtadt, Münzer, Hutten, Erasmus, Pirfheimer u. a. m., in den fatirifhen Briefen 
der Dunfelmänner und den fonftigen Schriften ver Humaniſten. Ebenfo bedienen fich vie nach— 
folgenden kirchlich-politiſchen Kämpfe zwifhen Katholifen und Proteflanten, Lutheranern und 
Reformirten, Rechtgläubigen und Freidenkern allezeit als ihres Fräftigften Hebels der Prefle 
und fegen eine reichhaltige Literatur von Streitfchriften ab, beſonders in jener leichtern Form Iofer 
Blätter oder Klugichriften, welche ver Tag gebiert und verweht, melde aber doch in der allgemeinen 
geiftigen Bewegung ber Zeit mehr oder minder bleibende Spuren zurücklaſſen. 

Noch wichtiger ward dieſe Tagesliteratur oder Tagespreffe, wie man fie genannt Hat, auf 
dem eigentlich politifchen Gebiet — um fo viel wichtiger in dem Maße, als Hier der Anlaß zur 
Einwirkung auf die Geſinnungen der Menſchen und auf die Imgeflaltung der gegebenen Lebens⸗ 
verhältnifle ein noch viel mannichfaltigerer, größtentheild auch bringlicherer war. Schon in ber 
Neformation trat dieſes politiſche Moment in der Tagesliteratur fehr beveutfam und einflußreich 
zu dem kirchlichen oder religiöfen hinzu. Noch mehr war dies der Kal im folgenden 17. Jahr⸗ 
hundert, wo in Deutfhland der Dreißigjährige Krieg, in England die große politifh- 
kirchliche Revolution eine Flut tagespolitifcher Preßerzeugnifie halb kirchlicher, Halb meltlicher 
Richtung hervorrief. 

Stärfer und namentlich ftetiger warb der Einfluß der Breffe, ſeitdem in regelmäßig wiederkeh⸗ 
renden, immerfort auf venfelben Gegenftand gerichteten Publicationen (Zeitfchriften, Zeitungen, 
Tageäblättern) bie öffentliche Meinung nach ihren verfchienenen Richtungen und Schattirungen 
ihren beſtimmten Ansdruck und ein ununterbrochen fortwirfenbes Mittel der Ipeenverbreitung 
fand. Schon feit ver Mitte des 17. Jahrhunderts treten die erften Bublicationen dieſer Art in 
der Form wiſſenſchaftlich-kritiſcher Zeitſchriften auf; die politifchen find von etwas ſpäterm 
Datum. Die frenge Überwachung, welde fhon damals das gedruckte Wort von feiten ver 
Staatögewalten erfuhr, brachte die fonderbare Wirkung hervor, daß man eine Zeit lang, mit 
Beifeitefegung des längftbefannten und geläufigen Mittels der Verbreitung durch den Drud, 
zu der Vervielfältigung durch die bloße Handſchrift zurückkehrte. Es gab gefchriebene Zeitungen, 
die man heimlich von Hand zu Hand weiter gab, um dem Auge der Polizei zu entgehen. In 
Wien z.B. exiſtirten mehrere ſolche geichriebene Zeitungen fhon un das Jahr 1670, und ähn- 
liches berichtet von England noch aus etwas früherer Zeit Macaulay. Doch gab es in England 
gegen das Ende des 17. Jahrhunderts auch fihon verſchiedene gedruckte Zeitungen, in Deutſch⸗ 
land und anderwärts un weniges fpäter. 

Wenn wir den gegenwärtigen Umfang und Einfluß ver Preſſe, und ganz befonderd ber 
Tagespreſſe, überbliden, fo fpringt die ungehenere Macht und die ganz eigenthümliche Bedeu: 
tung berfelben für das moderne Culturleben fofort in die Augen. Vergleichen wir namentlich 
die Bewegung des Öffentlichen oder politifchen Lebens im Altertum, und zwar in den Staaten, 
wo daffelbe am regften war, mit der unſers heutigen, fo fällt uns der wichtige Unterſchied auf, 
welchen ver Mangel einer Preffe dort, und die Wirffamfeit verfelben bier hervorbringt. Eine 
noch fo feurige und gewaltige Beredſamkeit ver Volksredner auf den römischen Korum oder der 
griechifchen Agora reiht in ver Nachhaltigkeit und Ausbreitung ihrer Wirkungen nicht entfernt 
an den, fiheinbar zwar minder glänzenden und in der That minder unmittelbaren, aber fetigern 
und darum auf die Ränge fiegreihern Einfluß der heutigen Tagesprefle hinan, welche letztere 
nicht blos neben den parlamentarifchen Verfammlungen, fondern auch auf diefe und durch fie 
auf die öffentliche Meinung und die beſtehenden Gewalten wirkt, Der Hauptvorzug ber Thätig- 
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keit dieſer Prefſe vor der bloßen mündlichen Beredſamkeit, welche im Alterthum ver einzige Hebel 
ber offentlichen Meinung war, iſt übrigens weniger noch die Stärke und Nachhaltigkeit als ver 
ungleich mehr durchgebildete und geläuterte Charakter ihres Einfluſſes. Die blos mündliche 
Beredſamkeit wird immer verfucht fein, ih an die zunächſtliegenden Beweggründe menfhlichen 
Handelns, an die Leidenſchaften oder die Privatinterefien des einzelnen oder eines drtlih ab⸗ 
gegrenzten Bruchtbeild der Geſammtheit zu menden; die Prefle, deren Ausſprüche nit, wie 
das geſprochene Wort, der leihterregbaren augenblictlichen Stimmung des Hörer, ſondern 
der ruhigen Prüfung und Überlegung des Lefers unterliegen, Bann blos dann zu wirken, zu 
überzeugen, zu beeinflufien Hoffen, wenn fle ihre Sache mit den höchften, auf allgemeinfte Aner⸗ 
kennung Anſpruch habenden Gründen verfiht. Zwar mag in der Hige des Kampfes politiſcher 
Parteien auch die Preffe oftmals der Verſuchung unterliegen, daß fie, flatt zu überzeugen, nur 
zu überreden ftrebt, daß jie, ftatt an die Vernunft, an die Leidenschaften appellirt und, ftatt mit 
Gründen, mit Phrafen und Schlagwörtern fit; allein auf diefem Gebiete, wo «8 nit 
augenblidliche, fondern bleibende Erfolge gilt, wo nicht der enge Kreiß, der vielleicht, von 
der Stinme der Leidenſchaft fortgeriffen, viefer Beifall klatſcht, fonvern wo die ganze civiliſirte 
Menichheit dad Tribunal bildet, von welchem der endgültige Spruch über Recht oder Unrecht, 
Sieg oder Niederlage gefällt wird, bier kann ungleich weniger als dort die Kunfl der Täu⸗ 
fung, ver Gebrauch unechter oder gar unedler Waffen triumphiren. Mit Net Hat man gefagt: 
Die Prefie heilt am beften felbft Die Wunden, die fie fhlägt, hebt vie Misbräuche, die natürlich 
auch bei ihr nicht ausbleiben, durch ihre eigene Kraft wieder auf und läßt, je weiter fie in ihrer 
Entwidelung vorfchreitet, ſolche Misbräuche immer feltener hervortreten und immer ohnmädhtiger 
werben gegenüber ver flegenden Gemalt ihrer wohlthätigen Einflüffe. 

1. Die Geſetzgebung über die Preffe. Ihre Geſchichte in Deutſchland hie 
zum Ende des vorigenIahrhunderts. Die Gewalt und Tragweite des durd die Buch⸗ 
druckerpreſſe geſchaffenen neuen Mittelö der Gedankenverbreitung konnte den Machthabern nicht 
entgehen. Zugleich bot die Art, wie diefes Mittel in Wirkſamkeit gefegt wurde, eine bequeme 
Handhabe zu einer, wenn nicht gänzlichen, doch theilwelfen Aufhebung oder Abſchwächung dieſer 
Wirkungen dar. Die maflenhafte Vervielfältigung von Schriften durch einen umfängliden 
Apparat mehanifher Vorrichtungen ließ ſich viel weniger leicht im geheimen und unbemerft 
vollziehen als die Fertigung einzelner handſchriftlichen Gopien. Hatte man daher bei legterer 
fi damit begnügen müſſen, gefährlich erfcheinenve ober überhaupt misliebige Schriften, foweit 
fie aufzufinden waren, zu vernichten, fo Eonnte man jet den Drud und das Erſcheinen folder 
im voraus verhüten oder wenigſtens an eine vorgängige Erlaubniß der Behörben binden, 
welde nur dann ertheilt ward, wenn der Inhalt des zu Drudenden entweder von Haus aus 
unverbächtig erfchien oder durch Befeltigung misfälliger Stellen gereinigt war. 

Es war natürlich, daß, wie die Preſſe felbit, gemäß der vorherrſchenden Zeitrichtung, 
ihre ‚Hebel zuerſt auf kirchlichem Gebiete anfegte, fo auch von kirchlicher Seite die erften Maß: 
regeln zu ihrer Überwachung und Beihränfung ergingen. Papſt Alexander VI. (1492) gilt 
für den Erfinder der fogenannten präventiven Büchercenfur, melde dann von Leo X. (1515) 
weiter audgebilvet, vom Triventinifhen Goneil betätigt und förmlich als Eirchlich = polttiiche 
Anftalt organifirt ward, indem letzteres beſtimmte, daß ohne vorausgegangene Durchſficht und 
dem Buche vorzubrudenbe Genehmigung (Imprimatur) des geiftlihen Obern Feine Schrift 
gebrudt werben dürfe. Nicht blos gegen die Verfafler, ſondern aud) gegen bie Lefer der ver: 
botenen, religtondwidrigen Bücher wurden Strafen angedroht, und damit fih niemand mit 
Unwiſſenheit entſchuldige, entfland ver von der Eurie gefertigte und publicirte index librorum 
prohibitorum. 

Im Deutſchen Reiche ftieß diefe geiftlihe Cenſur auf Hinderniffe, wenigftens folange ber 
ritterliche Kalfer Marimilian I. regierte. Als Hutten’8 ‚Briefe ver Dunfelmänner” von Leo X. 
in einer Bervammungäbulle verboten wurden, welche die Strafe de8 Banned über jeben au: 
ſprach, ber die Briefe lefen würde, und die Bellger von Eremplaren verfelben verpflichtete, fie zu 
verbrennen, Hatte diefe Maßregel in Deutſchland fo gut wie feinen oder nut den entgegenge- 
fegten Erfolg, daß jene Satiren auf geiftlichen Zelotismus und gelehrten Pedantismus um fo 
eifriger gelefen wurden und eine Menge von Nachahmungen im gleichen Geiſte hervorriefen. 
An dem Kaifer felbft und deilen nächften Umgebungen, ja auch an dem Kurfürſt-Erzbiſchof 
Albrecht von Mainz fand Hutten Breunde und Beſchützer. Ebenſo hatten vie Schriften Luther's 
gegen die Misbräuche der Kirche ihre ungehinderte Verbreitung. 

Died änderte fih nah Maximilian's Tode, als der in den Traditionen Spaniens, des 
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Mutterlandes der Inquiftion, erzogene Karl V. den deutſchen Kaiferthron beftieg. Kurfürft 
Albrecht jelbft ward eingefchüchtert: er verbot, Bücher gegen den Roͤmiſchen Stuhl in Mainz zu 
drucken, und bedrohte mit der Strafe des Banned alle, welche Hutten’fche oder ähnliche Schriften 
Eaufen oder leien würden. Gegen Luther und feine Schriften erfolgte von Rom aus eine Bann: 
bufle, und in Mainz wurben biefelben verbrannt. Auf dem Reichstag zu Worms (1521) erließ 
Kaiſer Karl V. mit Zuflimmung einer Zahl von Reichsſtänden (jedoch nicht nach einem orb: 
nungsgemäßen Reichstagsbeſchluß) das jogenannte Wormſer Edict gegen die Schriften Luther's 
und feiner Anhänger. Der Kaiſer fuchte nun auch eine weltliche Genfur förmlich einzuführen, 
erreichte aber beim Reichdtag zu Nürnberg (1524) nur fo viel, daß befchloffen warb: „Cine jene 
Obrigkeit folle bei ihren Drudereien und ſonſt allenthalben nothpürftig Einfehens Haben, damit 
Schmachſchrift und Gemälde Hinfürter gänzlich abgethan umd nicht weiter ausgebreitet werben.’ 
Es bezog ſich dies alfo nur auf Die eigentlihen Schmähichriften und Garicaturen, welche damals 
ſehr überhandgenommen Hatten und auch des Kaiſers nicht ſchonten. 

Erſt auf dem Reichstag zu Speier (1529) ward eine foͤrmliche Cenſur für das ganze Reich 
eingeführt. Doch ſollte dieſe Maßregel nur eine proviſoriſche ſein bis zur Ausgleichung der 
Religionsſtreitigkeiten, auf die man damals noch hoffte. Indeſſen ward dieſe Verordnung 
vielfach midachtet, ſodaß ſchon im folgenden Jahre (auf dem Reichsſtag zu Augsburg 1530) 
eine neue, geſchärfte Verordnung erging. 

Alle dieſe, ſowie ſpätere Verordnungen, z. B. von 1570, wurden aber immerfort wieder über⸗ 
treten, daher man für nöthig fand, ihren Inhalt in der Reichspolizeiordnung von 1577 aber⸗ 
mals einzufhärfen. Es ward darin den Buchdruckern, Verlegern und Verkäufern von Büchern 
bei shwerer Geldſtrafe und Androhung der Entziehung ihres Gewerbes ſtrengſtens unterfagt, 
„Schriften, große over Eleine und melden Namen fle haben möchten, zu veröffentlichen, fofern 
viefelben nicht zuvor durch die ordentliche Obrigkeit des Orts, oder deren Verordnete befiähtigt, 
und der riftlihen Kirchenlehre, ſowie den aufgerichteten Reichsabſchieden gemäß befunden 
wären.” Wie man fieht, ging die Hauptabfiht der damaligen Cenſur immer noch auf 
die Verhütung kirchlicher Keßereien und Streitigkeiten; doch ift auch ſchon der politifche 
Geſichtspunkt und fogar der Schuß der Privaten vor Shmähungen und Beleidigungen in den 
Morten bemerkbar: „Darzu daß fie nit aufrührifch oder fchmählih, es treff gleich Hohe 
oder niedere Stände, gemeine, oder ſondere Perſonen.“ Ferner werben die Buchdrucker und 
Verleger verpflichtet, „in allen Büchern den Autoren oder Dichter des Buchs auch feinen, 
des Truckers Namen, veßgleichen vie Stadt oder das Ort, da es getrudt worden, mit Namen 
zu benennen und zu vermelden”. Ebenfo wird vor „pasquilliſchen Gemählten, Abgüffen, 
Schnitzereien“ u. |. w. firengftend gewarnt. Auch follen nicht blos die Verkäufer, ſondern 
auch „vie Käufer und alle, bei denen jolche Bücher, Schmähfhriften, Gemählte, Basquilfe ıc., 
jte ſeien gefchrieben, gemnlt oder gebrudt, gefunden werben, gefangen genommen und be- 
fragt, nöthigenfalles ſogar peinlich inquiriret werben, von wem fle dieſelben haben, bis man 
endlich zu dem wirklichen Urheber gelange”. Falls die Obrigfeiten in der Verfolgung folder 
Schriften nachläſſig wären, follte der Eatjerliche Fiscal diefelben zur Anzeige bringen und Das 
Reichskammergericht vie nötbigen Strafen verhängen. Der beflern Gontrole halber ward ver: 
ordnet, daß die Buchdruckereien nur in ven Nefldenzen ver Kurfürften und Kürften, an Univer: 
ſitätsorten oder in anfehnlihen Reichsſtädten geduldet, alle Winkeloruckereien aber abgeſchafft 
werben jollten, auch ſolle fein Drucker zugelaffen werden, der nicht zuvor von feiner Obrigkeit 
ehrbar und tauglich befunden und mit feierlichem Eide dazu verpflichtet worden, fi in feinem 
Gewerbe den jegigen und künftigen Reichsabſchieden gemäß zu bezeigen. 

Zur Handhabung dieſer Verordnungen ward in Frankfurt a. M. eine beſondere kaiſerliche 
Büuͤchercommiſſion niedergeſetzt und dieſer die überwachung aller im Reich erſcheinenden, oder 
von auswärts eingehenden Schriften anvertraut. Sowol dieſe Commiſſion, als der kaiſerliche 
Fiscal bei den Reichsgerichten waren beauftragt, ſolche Druck- oder Biſdwerke, welche wider bie 
Reichsgrundgeſetze in Glaubens- oder Staatsſachen verſtießen, zu confisciren, deren Urheber, 
Druder und Verbreiter aber zur Strafe zu ziehen. 

Allein Diele Anoronungen waren, wie alles, was vom Reich ausging, ziemlich machtlos. 
Daſſelbe war der Fall mit ver in $. 50 des Weſtfäliſchen Friedens an die Obrigkeiten beiderlet 
Bekenntniſſes gerichteten Mahnung , feine gegen ven Religionsfrieden ober gegen diefe neuefte 
Übereinkunft gerichteten Schriften paſſiren zu laffen. Die Wirkfamfeit der kaiſerlichen Bücher: 
commiſſion reichte kaum über Frankfurt hinaus. Mehrere ver größern Stände, wie Preußen 
und Sachſen, erklärten geradezu deren Verfügungen in ihren Rändern für unvollſtreckbar. Bin 
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thatſãchlicher Beweis ihrer Ohnmacht Tag darin, daß, obſchon Die Büchermeſſe längft von Frankfurt 
nach Leipzig ũbergeſiedelt warleben um ſich dev Aufſicht der kaiſerlichen Büchercommiſſion zu ent⸗ 
ziehen), die letztere nicht wagte, ihren Sitz gleichfalls dahin zu verlegen, wohl wiſſend, daß ſie dort 
keinen Gehorſam finden werde. Vergebens erließ Kaiſer Karl VI. im Jahre 1715 ein Ediet zur 
Einſchärfung der reichsgeſetzlichen Beſtimmungen über die Preſſe. Trog der Verfiherung am 
Schluſſe veffelben: „Wir meinen e8 ernftlich mit Urkund dieſes Briefs“, Hatte Das Edict ebenfo 
wenig Erfolg wie die in jeder neuen Wahlcapitulation miederfehrenpden Erinnerungen an bie 
betreffenden Neichögefege. Erft die Franzöſiſche Revolution und die davon befürdtete Rückwir⸗ 
tung auf Deutihland gab Beranlaffung zu Schritten bein Reihdtag wegen Einführung ge— 
meinfamer Maßregeln zur Beichränkung ver eingeriflenen „grenzenloſen Preßfrechheit“, aber 
auch da noch fland dad Unabhännigkeitäftreben der größern Regierungen dem Zuftandefommen 
einer folden Gemeinſamkeit im Wege. 

Unter biefen Umſtänden Eonnten auch vie Eaiferlichen Wahlcapitulationen aus diefer Zeit — 
fowol diejenige Leopold's II. von 1790 (dadurch bemerfensmwerth, daß fie zuerft mit deutlichen 
Worten die Cenſur über den Bereich der blos theologifhen Literatur hinaus erſtreckte, indem 
fie vorfchrieb, „daß feine Schrift, die mit den guten Sitten nicht vereinbarlih fel, ober 
woburd; der Unfturz der beſtehenden Verfaflung, oder die Störung ber Öffentlidhen Ruhe 
befördert werde, zu Druck verftattet werden ſolle) ald die Franz’ II, 1792 (melde wieder 
mehr den kirchlichen Standpunft betonte) — eine durchgreifende Wirkung nicht äußern, blieben 
vielmehr in ihrer praftiihen Geltung faſt nur auf die Gebiete der Fleinften Reichsſtände und der 
Freien Reichsſtädte beſchränkt. 

Was die einzelnen dentſchen Staaten betrifft, ſo war in Brandenburg-Preußen eine Cenſur 
vor dem Drucke zuerſt im Jahre 1654 eingeführt worden, jedoch nur für theologiſche Schriften. 
Später, unter König Friedrich Wilhelm J., wurden auch die in Berlin erſcheinenden politiſchen 
Zeitungen einer gewiſſen vorgängigen Aufficht unterworfen. Gegen die von diefem König auf 
den Rath des Freiherrn von Cocceji beabjichtigte Einführung einer allgemeinen Genfur remon: 
ftrirte das Generaldirectorium freimüthig und mit Erfolg. 

Eine der erften Regentenhanplungen Friedrich's II. war ver Befehl, „daß dem berlinifchen 
Zeitungéſchreiber eine unbeſchränkte Freiheit gelaffen werben folle, in dem Artikel von Berlin, 
von demjenigen, was hierfelbft vorgeht, zu Ichreiben, was er will, ohne daß ſolches cenfirt werben 
fol, weil Solches Diefelben divertire, dagegen aber auch fodann fremde Miniftri fih nicht 
würden beichiweren Fünnen, wenn in den hiefigen Zeitungen hin und wieder Passagen anzu: 
treffen, fo ihnen midfallen könnten”. Der König hatte perſoͤnlich Hinzugefegt: „Gazetien, 
wenn fle interessant fein follen, müflen nicht genirt werben.” Doc war der Eönigliche Befehl 
von folgender Mahnung begleitet: „Wegen des Artifels von Berlin ift dies indistincte zu 
observiren, megen auswärtiger Puissancen abercum grano salis und mit guter Behutſamkeit.“ 
Indeß fcheinen Die Zeitungärebactionen nad des Königs Anficht nicht genug cum grano salis 
verfahren zu fein, denn fhon im December beffelben Jahres ward ihnen die Genfurfreiheit 
wieder genommen. Überhaupt gab es fehr beflimmite Grenzen, jenfeit welcher ſelbſt Friedrich 
die freie Kritik des öffentlihen Worts nicht duldete. Gegen ſich ſelbſt ließ er bekanntlich ſchreiben 
und drucken, was man wollte, wie die bekannte Geſchichte mit dem Pasquill beweiſt; dagegen 
geſtattete er nicht leicht die Antaſtung gewiſſer allgemeiner Regierungs- und Verwaltungs⸗ 
grundſätze und ebenſo wenig die Mittheilung oder Beleuchtung von Thatſachen der auswär⸗ 
tigen Politik. 

Auch über die ausländiſchen Zeitungen übte er ſtrenge Aufſicht; im bairiſchen Erbfolge: 
frieg wurden die in Brüffel und Köln erfcheinenden franzöfifchen Zeitungen und die „Frankfurter 
Oberpoftamtözeitung‘ für die ganzen preußifchen Lande bei 50 Dufaten Strafe verboten. Den 
berliner Drudern warb fhon 1742 bei ſchwerer Strafe angefagt, keine uncenfirten Bücher zu 
prucden ; im Jahre 1747 wurde die Genfur aller Schriften in der ganzen Monarchle der berliner 
Akademie ver Wiſſenſchaften übertragen, dieſe Verordnung jedod im nächſten Sabre wegen ver 
dagegen au8 allen Ranveötheilen eingehenden Beſchwerden wieder aufgehoben. @ine Zeit lang 
trat nun thatſächlich völlige Genjurfreiheit ein; Dagegen warb ein Buchdrucker wegen Beröffent: 
lihung einer die hriftliche Religion angreifenden Schrift auf die Feftung gefegt. Im Jahre 
1749 endlich willigte der König auf den befondern Antrag des Juſtizminiſteriums in die 
Miederberftellung der Cenſur, jedoch mit dem ausdrücklichen Bebeuten: „Es ſoll zu folder 
Cenſur ein ganz vernünftiger Mann ausgeſucht und beftellt werben, der eben nicht alle Kleinig: 
feiten und bagatelles releviret und aufmutzt.“ Es erſchien nun das allgemeine Genfurebict 
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vom 11. Mat 1749, welches bis zu des Königs Tode in Kraft blieb. Der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften warb völlige Genfurfreiheit verliehen, die Cenſur der auf Univerlitäten erſcheinenden 
Bücher den Kacultäten überlaflen, politifhe Schriften dem auswärtigen Departement, Eleine 
Gedichte und ähnliche Flugſchriften den Magiftraten und Negierungen zur Durchſicht vor dem 
Drude zugewiefen. Als Inftruction für die Genforen mar folgende Weifung beigefügt: 
„Bei diefer vorgefchriebenen Cenſur ift unfere allergnädigſte Abficht keineswegs dahin gerichtet, 
eine anfländige und ernfthafte Unterſuchung der Wahrheit zu hindern, fondern nur vornehmlich 
Demjenigen zu fleuern, was den allgemeinen Grundſätzen der Religion, der moraliihen und 
bürgerlihen Ordnung entgegen iſt.“ Auswärts gebruckte, blos von vreußiſchen Buchhändlern 
verlegte Schriften wurden durch ein ausdrückliches Nefeript 1775 von der Genfur befreit, ba fie 
ohnedem an dem Ort bed Drudes cenfirt werben müßten und ber Verleger body immer dafür 
verantwortlich bleibe. Uberhaupt aber blieb, folange der große König lebte, der Preſſe, mit 
Ausnahme der oben angebeuteten Beichränfungen, die größte Freiheit geftattet. 

Ganz anders warb jedoch der Zuſtand der Preffe unter feinem Nachfolger, Friedrich Wil- 
beim II. Auch bier war es wiederum dad Gebiet der Religion, welches zu einer Beſchränkung 
der Prepfreiheit die erfte Veranlaflung gab. Der König hatte im Jahre 1788 das berüchtigte 
Neligiondediet zum Schuß der ſtrengen Kirchenlehre gegen eine freimüthige Kritif erlaflen. 
Dieſes Epict jelbft warb alsbald von der Preffe lebhaft angegriffen, und das Kammergericht, 
no von dem Geiſt Friedrich's des Großen erfüllt, flellte ven Grundſatz auf, es ſei erlaubt, 
Geſetze zum Gegenſtand gelehrter Unterſuchungen zu machen. Um alfo das Religionsedict felbft 
zu ſchützen, erließ der König am 10. Sept. 1788 eine Cabinetsordre an den Großfanzler 
von Garmer, worin es heißt: „Da Ich vernehme, daß die Preßfreibeit in Berlin in Preß⸗ 
frechheit auögeartet und die Büchercenfur völlig eingefchlafen ift, mithin gegen das Religions- 
ediet alleret aufrührerifche Schriften gedruct werben, fo habt Ihr gegen den Buchdrucker und 
Buchhändler fofort fiscum zu excitiren und Mir übrigens Vorfchläge zu thun, wie die Bücher: 
cenfur auf einen befieren Fuß eingerichtet werden kann. Ich will Meinen Untbertbanen alle 
erlaubte Freiheit gern accordiren, aber Ich will auch zugleih Ordnung im Lande haben, welche 
durch die Zůgelloſigkeit der jegt fo genannten Aufklärer, die ſich Über Alles wegfegen, gar fehr 
gelitten hat.“ So entſtand das Genfurebict vom 19. Dec. 1788, welches die Einreihung aller 
im Lande herauszugebenden Schriften zur Genfur verorpnete, dagegen den Verfaflern und 
Berlegern einen Beſchwerdeweg gegen die Ausſprüche der Cenſurbehörde eröffnete und Verleger 
und Druder von der Verantwortlichfeit für die unter Cenſur gedruckten Schriften losſprach. 
Die Benjoren verwies man anfangs noch auf das Friedericianifche Genfuredict, fpäter aber em⸗ 
pfahl man ihnen befondere Strenge gegen alle Schriften, „melde vie Wahrheiten ver Religion, 
insbeſondere der hriftlichen, angreifen oder gar zum Gegenſtand des Spotted maden, over 
Srundfäge und Mapregeln der Regierung antaften und dur Grübeleien zu unrichtiger An⸗ 
wendung miöverftandener theoretifcher Säße verleiten”. Das Kammergericht blieb indeflen auch 
jetzt, ſoweit e8 konnte, feinen Grundſätzen in Bezug auf die Preſſe treu. Als eine vom Cenſor 
zugelafjene Schrift hinterher confißctrt ward und der Verleger beöhalb ven Cenſor um Schaden: 
erſatz belangte, entſchied der genannte Gerichtshof: „Der Genfor babe mit vollen Recht dem 
Buche die Druderlaubniß ertheilt, venn wenn es auch richtig wäre, daß die Einführung eines 
allgemeinen Landeskatechismus von der Regierung befchloffen und diefer Beſchluß dem Genfor 
befannt geweſen, jo Eönnte doch die Winerlegung falſcher und ſchwacher Gründe, welche dafür 
ftreiten follten, nicht al8 ein Hinderniß diefes Vorhabens betrachtet werden; ja felbft wenn Feine 
beſſern Gründe dafür angeführt werben Eönnten, würde doch die Regierung vernünftigerweife 
nicht8 mehr wünfchen müflen, als daß vor der wirklichen Ausführung des Vorhabens bie 
Gründe für und wider in ihrer ganzen Stärke gezeigt werben möchten. Der Beklagte hätte 
jogar bie der Regierung ſchuldige Ehrfurdt verlegt, wenn er angenommen, jie wolle lieber den 
einmal gefaßten Borfag blindlings ausführen als beffern Gründen Gehör geben, und er ver: 
diene Öffentlihen Danf, daß er ohne Nebenabfichten, als ein gewiffenhafter und verftändiger 
Staatödiener, feine Stinnme abgegeben und, fo viel an ihm fet, die Nechte der Vernunft und bie 
mit ihnen verbundene Ehre der preußifchen Regierung aufrecht erhalten habe.’ Infolge folder 
Erfahrungen wahrfcheinlih war ed, daß durch ein befonderes Nefcript von 26. April 1794 
dent Kammergericht befondere Strenge gegen alle die Schriften eingefhärft wurde, „welche vie 
Wahrheiten der Religion, insbefondere der chriſtlichen, angreifen oder gar zum Gegenftand bed 
Spottes maden, oder Örunvfäge und Maßregeln ver Regierung antaften und durch Grübeleien 
zu unrichtiger Anwendung midyerftandener thegretifcher Säge verleiten”, 
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Die den Mitgliedern der Akademie ver Wiſſenſchaften von Friedrich dem Großen verliehene 
Preßfreiheit blieb beſtehen, das Oberconſiſtorium, die Provinzialconſiſtorien, ſowie die Provin⸗ 
zial⸗, Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehörden wurden nach Maßgabe des Gegenftandes zu Cenfur⸗ 
behoͤrden ernannt. 

Als Friedrich Wilhelm III. den Thron beſtieg, richtete der damals noch freifinnige Gentz an 
den jungen Monarchen dad berühmte Schreiben, worin er ihm die Nothwendigkeit und Mütz- 
lichkeit einer georoneten Preßfreiheit vorftellte. Friedrich Wilhelm III. gab dieſer ziemlich all- 
gemein verbreiteten Stimmung gegen den Eenfurdruf Gehör. Unter der neuen Regierung 
‚ durften Schriften, die unter der alten firena verpönt geweſen wären, frei gedruckt werben; eine 

vom 20. März 1798 erlaffene königliche Ordre verwwarf den Vorſchlag einer Wievereinichär- 
fung bes Genfurebicts wenigftens gegen Flugſchriften, und denſelben Geift befundeten zwei 
weitere Ordres vom October 1803, worin es heißt: „daß ber Unterdrückung der Preßfreiheit 
ein allgemeiner Nachtheil immer auf dem Fuße nachfolge“, und vom Februar 1804, fo lautend: 
„&ine anftändige Publteität ift der Negierung und den Yinterthanen die fiherfle Bürgſchaft 
gegen die Nachtälfigkeit und den böfen Willen ver untergeorbneten Officianten und verbient 
auf alle Bälle geförbert und befehügt zu werden.‘ 

In Ofterreih war ſchon ſeit der Reformation eine ſcharfe Preßpolizei, beſonders gegen alle 
Shriften religiöfen Inhalts, geübt worden. Schon im Jahre 1523, dann wieder 1527 u. |. w. 
ergingen Mandate wider die ketzeriſchen Schriften und Gebote wegen deren Ausrottung. ine 
Zeit lang waren fie freilich ohnmächtig gegen den, aud in ven öſterreichiſchen Erblanden er— 
wachten Geift ver Religions: und Denkfreiheit. Indeſſen legte doch zulegt Die gewaltfame, von 
Staat und Kirche gemeinfam geübte Reaction. Nah dem Weſtfäliſchen Frieden wurden nicht 
nur die Verbote gegen alle akatholiſche Bücher eingeſchärft, fondern fie wurden auch auf andere 
Säriften, nicht ſowol kirchlichen als politifchen Inhalts, ausgedehnt. Im Sabre 1673 ward die 
allgemeine Genjurpflichtigkeit aller Schriften von neuem eingefchärft, außerdem eine beſonders 
ftvenge Aufjicht auf die Zeitungen, die gedruckten fowol als die (im Eingange erwähnten) ge- 
fpriebenen, angeordnet. Zu Genforen und Beamten der Bücherpolizei wurben vorzugsweiſe 
Jeſuiten ernannt, 

Karl VI., der ji) vergebens bemühte, eine gleichmäßige Aufiicht über bie Preſſe im Deutſchen 
Reiche Herzuftellen, wollte Died wentgftens in feinen Staaten thun. Doch war er der Prefle im 
ganzen nit abhold. Seine Abficht, wie fie in ver Verorbnung vom 11. Jan. 1730 aus: 
geſprochen ward, ging dahin, „daß die öfterreichifchen Druckereien, woran res literaria großen 
Theil nimmt, in das Aufnehinen gebracht, auch die Hereinfendung guter und nüglicher Bücher 
gar nicht eingefhränft, ſondern vielmehr befördert werbe”’. Unter Maria Thereſia trat eine 
größere Strenge ein. Ein Patent vom 12. Juli 1752 befahl den Unterthanen, ‚alle geiftliche 
Bücher, die fie befüßen oder neu erfauften, ihren Seelforgern zu überantiworten, welche biefelben 
prüfen, die verdächtigen oder offenbar irriehrigen an fich nehmen, bie unverbächtigen aber mit 
ihrer Handſchrift und ihren Siegel verfehen zurüdftellen follten.” Für jedes, ohne eine foldye 
Regitimation gefundene Buch hatte der Befiger 3 Fl. Strafe zu zahlen, davon 1 BI. an den An- 
zeiger. Im Jahre 1759 ward den Buchbindern „bei Verluft ihres Gewerbes’ eingefhärft, 
„die ihnen zum Einbinden anvertrauten evangelifchen Schriften ihren Seelforgern zu übergeben‘. 
Die aud den Siebenjährigen Kriege zurückkehrenden Truppen wurden einer firengen Bifttatton 
unterworfen. Im Jahre 1767 verordnete man, „Daß die Befiger freigeifterifcher Schriften die: 
jelben binnen acht Tagen felbfl verbrennen, im Unterlaffungsfall aber, wenn foldde Schriften 
bei ihnen, angetroffen würden, nit der gegen das Lafter der Breigeifterei verhängten Strafe be: 
legt werden follten”. Und 1770 erſchien fogar eine weitere Veroronung, wonach alle in Ber: 
lafienfchaften vorfonmenden Bücher, fie mochten erlaubt oder verboten fein, in einen Katalog 
gebracht und diefer bei der Büchercenfurcommiffion eingereicht werben mußte. Als ein Fort: 
ſchritt warb es betrachtet, daß 1751 die bis dahin faft ausfchließlich in den Händen der Jeſuiten 
befinpliche Genfur einer in Wien errichteten Büchercenfurbofcommiffton übertragen wurbe, an 
deren Spige der gelehrte van Swieten and. Linter feinem Schuß durfte ein Gelehrter wie 
Sonnenfeld wenigſtens gegen die ärgſten Misbräuche des Klerus Schreiben, wenn aud nur mit 
größter Mäßigung; fogar eine Art von Tageöpreffe — mehr zur Beſprechung der fittlihen und 
ſocialen als der politifchen Verhältniffe — entfland in Wien. Allein auf der andern Seite ging 
man in der Angftlichfeit jo weit, daß Schriften wie Mendelsſohn's , PHaedon’‘ vernichtet wurden. 
-Damald fing man auch an, den Unterfhied zwiſchen Gelehrten und Ungelehrten, Höhern und 
niedern Ständen in Bezug auf die Lefung ausländifcher Bücher zu machen, ber ſich noch bid auf 
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die neuere Zeit herab in ven verſchiedenen Zulaffungsformeln: erga schedam, ober, wie ed im 
vorigen Jahrhundert hieß, eruditis, acatholicis u. f. w., ausprägte. Im Iahre 1765 erſchien 
der erfte „Katalog verbotener Schriften‘. Im Fahre 1775 ward berfelbe mit Supplementen 
vermehrt. Ja fo weit fam es zulekt, daß man 1777 den „Katalog der verbotenen Schriften‘ 
ſelbſt unter Die verbotenen Bücher aufnahm, „damit die ſchlechten Leute nicht die fchlechten und 
bie klugen Leute nicht die Elugen Bücher aus demſelben kennen lernen und fich durch die Bücher: 
Ihmwärzer die [hmuzigen Schriften für den zehnfältigen Preis kommen laflen”. 

Erft unter Joſeph IE. trat ein Umſchwung in dieſen Verhältnifien ein, und zwar ein fo 
raſcher und rabicaler, daß von vornherein zu befürchten fland, ein Rückſchlag dagegen werbe nicht 
ausbleiben. Das berühmte Sofephiniiche Benfurgefeß von 1781 fette an die Stelle eined un⸗ 
endlich verwidelten und aufhältlihen Mechanismus einen einfachen, auf möglidft raſche Er⸗ 
ledigung der Gefchäfte berechneten, an die Stelle einer Cenſur, welche die Verhinderung jeder 
freiern Beleuhtung des Beſtehenden zum unverhohlenen Zmed hatte, die Belebung, aber auch 
Veredlung der Breffe durch Verbürgung einer angemeffenen Freiheit und Beſeitigung des bie 
dahin ihr bewiefenen Mistrauend. Die bisherigen Büchercenfurcommiffionen in ven einzelnen 
Provinzen wurden aufgehoben, bloß ein Reviſionsamt in jedem Lande beibehalten, die Leltung 
des Büchercenſurgeſchäfts für die Provinzen den Landesſtellen, alfo weltlichen Behörben, über: 
laffen, für das ganze Reich aber eine allgemeine Büchercenſurhauptcommiſſion beftellt, deren 
Entſchließungen allen Genfurniaßregeln ſowol zu Wien als in den Provinzen zur gleichfoͤrmi⸗ 
gen Richtſchnur dienen follten. Alle Werke von einiger Bereutung, „melde auf Gelehrfanikeit, 
Studien und Religion einen wefentlichen Einfluß Haben”, mußten bei dieſer wiener Bücher- 
venfur zur Genehmigung vorgelegt, minder wichtige hingegen (Flug- und Zeitfhriften) konn⸗ 
ten von ben Landesſtellen zum Druck geftattet werden; Anſchlagszettel, Zeitungen, Gebete u. dgl. 
jolfte der bei jeder Landesſtelle referirende Rath „nur kurz” unterfuchen und namentlich legtern 
das Imprimatur nicht verweigern, fobald fie nur dem echten Geiſte der Kirche angemeffen wären. 

Den Shriftftellern ward gegen die Entjcheidungen ver Lanvesftellen ein Necurd an die 
Gentralftelle eröffnet, und zwar mit der hinzugefürgten Beftimmung, daß, wenn cine folche Be⸗ 
ſchwerde für gerechtfertigt erkannt würde, der Beamte, der dazu Anlaß gegeben, bie Koften des 
Recursverfahrens tragen follte. Won der Gentralftelle Eonnte man noch an den Kaiſer felbft 
appelliren, und mehr als einmal geſchah dies mit Erfolg, befonders wenn e8 Schriften gegen 
ihn feldft betraf. In Bezug auf ausländiſche Schriften beſtimmte Joſeph: Jedes ſolches Werk 
ſollte aus dem Lande, von wo es käme, ein Atteflat, „daß nichts wider Die Religion, vie guten 
Sitten und die Landesgeſetze darin enthalten und daſſelbe demnach der gefunden Vernunft ans 
gemefien ſei“, von „einem der Diaterie gewachlenen Gelehrten, Profeſſor, geiftlihen oder welt- 
lichen Oberhaupte“ mit deffen Namensunterfchrift beibringen. Darin lag eine Andeutung für 
die inländiſchen Genforen, daß fie folche Atteftate zu refpectiren hätten. 

Den Genforen gab das Eenfurgefet von 1781 folgenve Vorſchriften: „Gegen alles, was 
unftttliche Auftritte und ungereimte Zoten enthält, aus welchen feine Gelehrſamkeit, keine Auf: 
flärung jemals entftehen kann, foll man ſtreng, gegen alle übrigen Werfe aber, wo Gelehrfam- 
keit, Kenntniß und ordentliche Säge fi vorfinden, um jo nadhlichtiger fein, als erftere nur von 
großen Haufen und von ſchwachen Köpfen gelefen werben, leßtere hingegen ſchon bereitetern 
Gemüthern und in ihren Sägen flandhaftern Seelen in die Hände kommen. Werke, welche bie 
katholiſche und oͤfters die hriftlihe Religion fyftenatifh angreifen, koͤnnen ebenfo wenig als 
jene gebulbet werden, welde die geheiligte Neligion Sffentlih, und um ven zu verbreitenven 
Sätzen des Unglaubend Eingang zu verfchaffen, zum Spott und lächerlich oder durch abergläu: 
bifche Verdrehung der Eigenſchaften Gottes und unedhte, ſchwärmeriſche Andächteleien verächtlich 
varftellen. Kritiken, wenn ed nur keine Schmähfhriften find, fle mögen nun treffen, wen fle 
wollen, vom Landesfürſten bis zum Unterſten, follen, befonders wenn der Berfafler feinen Namen 
dazu drucken läßt und ſich alfo für die Wahrheit ver Sache dadurch ald Bürgen darſtellt, nit 
verboten werden, da e8 ja dem Wahrheitöliebennen eine Freude fein muß, wenn ihm ſolche auf 
diefem Wege zufommt.” 

Ganze Werke und periodifche Schriften follten wegen einzelner anftößiger Stellen nicht ver: 
boten werben, „wenn nur in dem Werke felbft nupbare Dinge enthalten wären.” Selbft mern 
ein einzelnes Stud einer periodiſchen Schrift verboten werden müßte, follte e8 gleichwol den 
Perjonen, die fi für das ganze Werk fubieribirt hätten, verabfolgt werden, auögenommen 
„wenn foldye Stitde die Religion, die guten Sitten oder den Stant und den Landesfürſten ge: 
radezu auf eine gar anftößige Art behandeln”, 
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Die bisher nur erga schedam erlaubten Schriften wurden „als blos gelehrte Werke” gänz- 
lich freigegeben. Zwiſchen verbotenen und erlaubten Büchern follte e8 Fünftig fein brittes mehr 
geben. Die einzige Ausnahme hiervon machte Joſeph nod mit den „zum Unterriht und ber 
Leſung des gemeinen Manned geeigneten” afatholiichen Schriften, welche bloß den betreffenden 
Slaubensgenofien gegen befondere Erlaubnißzettel verabfolgt werben follten. Später gab er 
auch diefe gänzlich frei. Der Katalog der verbotenen Bücher ward einer Nevifion unterzogen, 
und fhon im October 1781 wurden eine Menge dieſer Schriften dem Verkehr zurüdgegeben, 
vote die Werfe von Abbt, Bernie, Bodmer, Bürger, Cheflerfield, Some, Hutdinion, Jacobi, 
Ifelin, Menvelsfohn, Michaelis, Schröckh, Süßmilch u. a.mı. Im ganzen zählte man 2500 
Bücher, welche unter Joſeph's Regierung aus ver Klaffe der verbotenen in die der erlaubten ver⸗ 
feßt wurden. 

Endlich geftattete der Kaifer in Sabre 1787 den wiener Buchbrudern, Handſchriften ohne 
vorausgegangene Cenſur drucken zu laſſen und erſt die fertig gedruckten Werke bei der Cenſur⸗ 
behörde einzureichen. Doch hatten die Drucker, im Ball ein ſolches Werk die nachträgliche Ge- 
nehmigung nicht erlangte, für die Nichtverbreitung deſſelben im Lande zu haften und für jedes, 
wo immer gefundene Exemplar ohne weitere Unterſuchung eine Strafe von 50 RI. zu bezahlen. 
Dap Dee die Genfur gänzlich aufgehoben, wie mande Schriftfieller berichtet Haben, ift 
unwahr. 

Gegen das Ende ſeines Lebens ward Joſeph durch reactionäre Einflüſſe an den guten Fol⸗ 
gen ſeiner eigenen Anordnungen über die Preſſe einigermaßen irregemacht und dazu veranlaßt, 
am 20. Jan. 1790 (wenige Wochen vor ſeinem Tode) eine Verordnung zu erlaſſen, in welcher 
er unter Aufhebung derjenigen von 1787 die Cenſur der Handſchriften wiederherſtellte, 
ganz beſonders aber die Verſendung gemeinſchädlicher Bücher ins Ausland ſtreng verbot. 

Nach Joſeph's Tode trat alsbald eine ſtarke Neaction gegen die von ihm eingeführte größere 
Freiheit der Prefle ein. Sein Nachfolger, Leopold I. (obfhon als Großherzog von Toſscana 
gleichfalls ſehr freifinnig), erließ ein Hofdecret (vom 1. Sept. 1790), welches das Joſephiniſche 
Benfurediet weientlih mobificirte, indem es den Eenforen einfcharfte, ‚nicht blos das, was 
offenbar unfittlich over gefährlich für Staat und Religion erfcheint, fondern alles, maß fie für 
bedenklich Halten, nad ven Regeln ver Klugheit zu unterdrücken.“ Als bedenklich follte ange: 
jehen werben, „mas Lauigfeit in Beobachtung der bürgerlichen, oder Religionsvflichten, Zwei- 
felſucht in geiftlihen Sachen nach fich ziehen Fan.” Die Eenfur der Erziehungsſchriften ward 
den Klerus zurückgegeben, vie Erleichterung des Verkehrs mit afatholifhen Büchern ward auf: 
gehoben ; an die Stelle ver von Joſeph eingefegten freiiinnigen Bücercenfurhofeommiflion trat 
als oberfte Genfurftelle die Hoffanzlei. Der von Joſeph fo wefentlich verringerte Katalog ber 
verbotenen Bücher ward einer befondern „Recenſirungscommiſſion“ zur Reviſton übergeben, 
und dieſe jeßte eine Menge ver bisher freigegebenen Schriften von neuem auf denfelben.. 

In Sachſen beftand die Cenſur ebenfalls Ion im 16. Jahrhundert. Kurfürft Auguft ver: 
ordnete im Jahre 1558, „daß binfort ohne Cenſur feine anonyme Schrift, ober die fonft ver: 
fänglich, bei Strafe des Gefängniſſes gedruckt werben ſolle“. Die Genfur in Leipzig warb dem 
Rector der Univerjltät und den Superintenventen übergeben. Diefe Verordnung ward ſpäter 
wieder eingefhärft, und die Buchdrucker wurden eidlich verpflichtet, nichts ohne vorher gelöften 
Genfurfhein zum Drud anzunehmen. Im Jahre 1684 finden wir die Genfur in den wiſſen⸗ 
Ihaftlihen Bädern dent Defan der betreffenden Facultät, in fonftigen Materien aber andern 
Beamten übergeben. Genfurfrei waren die amtlihen Veräffentlihungen des Raths und ber 
Univerfität zu Leipzig. Sachſen und ſpeciell Leipzig hatte als Sitz des deutſchen Buchhandels 
für die Behandlung der Preſſe eine ganz beſondere Wichtigkeit. Wir finden daher auch im vori⸗ 
gen Jahrhundert durch eine beſondere Büchercommiſſton, beſtehend aus einem Profeſſor der 
Univerfität und einem Deputirten des Stadtraths zu Leipzig, den ganzen hier concentrirten 
Bücherverkehr überwacht. Doch nahm man auf die Vortheile, welche die Büchermeſſen der 
Stadt und dem Lande brachten, Rückſicht und zeigte ſich deshalb namentlich gegen die von aus⸗ 
wärts zum Drud und Verlag nach Leipzig geſendeten Schriften in der Regel duldſamer, als 
fonft in der Richtung der einestheild durch den fatholifhen Hof, anderntbeils durch ein über: 
wiegend ortbobor = proteftantifches Kirchenregiment befangen gemachten ſächſiſchen Preßpolizei 
lag. Doc war es einmal nahe daran, daß der deutfche Buchhandel, wie er fih im 17. Jahr- 
hundert von Frankfurt a. M., um der dortigen ftrengen Cenſur zu entgehen, nad) Leipzig ge: 
flüchtet hatte, wegen der übergroßen Strenge eines leipziger Cenſors wieder nach Frankfurt 
zurückgewandert wäre. Noch ſei ein Geheimerathsbeſchluß aus dem Jahre 1735 erwähnt, dem⸗ 
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zufolge die Cenſoren nichts aus dem jure publico drucken laſſen ſollten. Um die gleiche Zeit 
mußte der Redacteur der „Dreſsdener Merkwürdigkeiten“ wegen Verbreitung einer anſtößigen 
Nachricht auf dem hölzernen Eſel, einem damals beliebten Strafinſtrument, reiten. 

In Baiern, wo man bekanntlich katholiſcher war als in Rom ſelbſt, und wo der Einfluß des 
Klerus und namentlich der Jeſuiten ſich in allen Verhältniſſen fühlbar machte, wur für bie 
Preffe nur einmal, unter dem milden und aufgeflärten Marimilian Joſeph, eine etwas befiere 
Zeit eingetreten. Allein fein Nakhfolger, Karl Theodor, war wieder ganz in ben Händen der 
Jeſuiten und ließ die geiftlich-weltlihe Genfur von neuem rückſichtslos walten. Nicht rinmal 

- die in der Eurfürftlichen Akademie der Wiſſenſchaften gehaltenen Reben durften ohne Genehmi- 
gung des Genfurcollegiums gedruckt werven. Schon cenfirte Schriften wurden nicht felten auf 
Berlangen der Eatholijchen Beiftlichfeit verboten. Nicht blo8 die Berbreiter, ſondern auch die 
Lefer anftößiger Schriften wurden mit hohen Geldſtrafen — von 25 bid zu 100 Thin. — bedroht. 
Um verbotene Bücher zu entveden, drang man fogar in die Wohnungen der Privaten ein. 
Bairifche Gelehrte, welche im Verdacht fanden, mit Buchhändlern oder Zeitungen des Auslau⸗ 
des zu verkehren, wurden landesverwiefen und für ven Ball ver Rückkehr mit lebendlänglichem 
Gefängniß bedroht; ein Buchhändler, dem man ſchuld gab, Correſpondenzen in auswärtige 
Blätter vermittelt zu haben, ward ohne Urtheil und Recht ind Arbeitshaus gefperrt und wie 
ein gemeiner Züchtling behandelt, um ihn zu zwingen, die Verfafler der Correfponvdenzen zu 
entdecken. 

In den geiſtlichen Ländern beſtand neben ver einheimiſchen Cenſur noch die des roͤmiſchen 
Stuhls. Es fam daher Öftera vor, daß Schriften, deren Drud in Lande verflattet worden war, 
dennoch hinterher auf Befehl von Rom verboten und vernichtet wurden. 

Was diefe Vernichtung misfälliger Schriften betrifft, fo pflegte man dafür nod im vorigen 
Jahrhundert nicht felten eine Korn zu wählen, welche einigermaßen an die alten Kepergerichte 
und das Verbrennen der Keger erinnert. Dan lieh nämlich ſolche Schriften Öffentlich unter dem 
Galgen duch Henkeröhand verbrennen. Anveremal fommt ed aud vor, daß man fie unter 
Trommeljhlag öffentlich zerreißen läßt. Und zwar geihah legteres in einem Ball auf Be: 
fehl des Fürftbifchofs von Bamberg nicht mit einer Privatichrift, fondern mit einer. Staatd: 
Schrift‘, worin ein Abt von Ebrach die Reichsunmittelbarkeit feines Kloſters behauptet Hatte. 

Bon den proteflantifchen Ländern Deutſchlands hatte außer Sachſen auch Würtemberg (feit 
1729) eine allgemeine Schriftencenfur, neben welcher noch eine Nachcenſur der oberflen Re: 
gierungäftelle beſtand. Das perfönliche Willfürregiment des bekannten Herzogs Karl Eugen 
verfchärfte dieſe Cenſur bis zum Unerträglihen. Dem berühmten Staatsrechtslehrer 3. I. Mo: 
fer ward auf Befehl des Herzogs dad Manufeript zu einem flaatörechtlihen Werke aus feiner 
Behaufung weggenommen und erft, nachdem er ſich zur Abänderung verſchiedener Stellen ver: 
ftanden harte, zurückgegeben. In feine Sammlung der Entfheidungen des Reichshofraths 
durfte er die Würtemberg betreffenden nicht aufnehmen u. |. w. Belannt iſt ferner, wie ber 
Herzog im Jahre 1777 den Dichter Schubart, von dem er fich in deſſen „Deutſcher Chronif” be: 
leidigt glaubte, hinterliftig auf würtembergifches Gebiet locken, dort mit Gewalt feftnehmen und 
auf den Aöperg fegen ließ, wo derjelbe in neunjähriger, zum Theil fehr harter Haft verblieb. 

Dahingegen befand in Hannover, Braunfchweig, Baden, Holftein, Deffau und den thürin: 
gifhen Staaten thatſächlich eine ziemlich ausgedehnte Preßfreiheit. Die Univerjitätsprofefloren 
in Göttingen und Helmftent waren jpeciell von jeder Cenſur befreit; Schlözer und Häberlin 
fonnten daher in ihren Zeitfchriften mit größter Sreimüthigfeit alled Mögliche beſprechen, ſo⸗ 
lange fie fih nur hüteten, die eigenen Kandesangelegenheiten allzu unfanft zu berühren ober 
durch Verlegung befreundeter und namentlich größerer Höfe ihren Negierungen Verlegenheiten 
zu bereiten. Denn in folhen Fällen erhielten jie wol einmal einen Verweis ober eine Ver: 
warnung; auch fheint es zeitweilig, infolge von Reclamationen von auswärts her, dahin ge= 
fommen zu fein, daß Schlözer die einzelnen «Hefte feiner Zeitfchrift vor ihrer Ausgabe der Be: 
hörde unterbreiten mußte. 

Die genannten Länder waren daher nächſt Preußen die Hauptzufluchtöftätten für Schriften 
und Schhriftfteller, welche anderwärts verfolgt oder vertrieben wurden. Auch die Freie Reiche: 
ftadt Hamburg gehörte dazu, wennſchon dort bisweilen der Einfluß ver größern deutſchen Höfe 
zu Ungunften ver Preßfreiheit ſich bemerkbar machte. 

Was im allgemeinen der Prefie in Deutſchland im vorigen Jahrhundert zu flatten kam, 
war die große Vielgetheiltheit Deutſchlands, dad flarfe Souveränetätäbemwußtfein, weldes in 
der Negel die einzelnen Landedherren, und zwar auch vie Kleinften, hegten und zu bethätigen 
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ſuchten, endlich die Spannung, welche zwiſchen vielen dieſer verſchiedenen Souveräne obwaltete. 
In den proteſtantiſchen Ländern durfte man gegen die katholiſchen Regierungen ſchreiben, und 
die letztern rächten ſich dafür, indem fie das Gleiche gegen die proteſtantiſchen in ihren Ländern 
geichehen ließen, in Preußen durfte man die Hof- und Regierungszuitände Oſterreichs tadeln, 
in Oſterreich die preußiſchen; die kleinern Reichsſtände hatten nicht felten ihr ſchadenfrohes Be— 
Hagen daran, wenn die Preſſe aud einmal den größern mitfpielte, von Denen ſie fribft oft be: 
drückt oder verächtlich behandelt wurden, und die größern hielten es nicht dev Mühe werth, 
einen ſolchen kleinen Mitftand nor Unbilden der Brefle zu [hügen. Die fogenanıte „Solidarität 
der conjervativen Intereſſen“, welche in einer jpätern Zeit Die Preſſe einer fo allgemeinen und 
planmäßigen Beſchränkung und Verfolgung ausſetzte, beftand damals noch nicht, Erſt unter 
dem Drud der durch Die Franzoͤſiſche Revolution geweckten Beforgniffe wegen eined Rückſchlags 
auf Deutfchlann fehen wir Die Anfänge einer jolden Solivarität hervortreten, aber auch da noch 
zeigte ſich, wie fhon oben erwähnt, die Eiferſucht namentlich der größern Reichsſtände auf ihre 
Unabhängigkeit ſtärker als das Gefühl der gemeinfanıen Gefahr, und die vom Kaijerbofe aus: 
gehenden Anregungen zu allgemeinen Maßregeln von Reichſtags wegen gegen bie, wie man fi 
ausdrückte, „grenzenloje Preßfrechheit“ fanden nur theilmweife Unterflügung und Ausführung, 
theilmeije fogar entjchiedenen Widerſpruch. 

Im allgemeinen fuchte damals jene einzelne deutſche Negierung nur fi, und was zunächſt 
fie anging, vor Angriffen ber Prefle zu fhügen, Fümmerte fih um den Schuß der andern 
wenig oder gar nicht. Wie man in Stuttgart nichts drucken ließ, was gegen die dortigen Re: 
gierungsmarimen gerichtet war, und wäre #8 ſelbſt ein Reichshofrathsdecret, fo durfte in Jena 
nichts erſcheinen, mad bie Gerechtſame der Staaten oder der Fürſten des ſächſiſchen Hauſes Erne: 
flinifcher Linie in Frage flellte; allein in Würtemberg durfte nıan über Weimar und in Weimar 
über Würtemberg ungenirt jchreiben. I) Und fo gab e8 in Deutſchland hicht leicht irgendetwas, 
worüber man nicht wenigftend an irgendeinem Orte Deutſchlands mit unbeichränfter Freiheit 
fih Hätte äußern Fönnen. 

Winzige Reichsſtände, wie dev Graf von Werthheim, der Graf von Schaumburg u. a., hat: 
ten den Much und den Ehrgeiz, Schriftftellern, welde anderwärts nicht geduldet wurben, in 
ihren kleinen Gebieten eine Freiftatt zu gewähren; fo Eonnten in Werthheim und Berleburg 
freidenkeriſche Bibelüberſetzungen erfcheinen; jo fand ein wegen feiner unkirchlichen Anfichten 
überall vertriebener Gelehrter wie Edelmann wenigftens eine Zeit lung Schuß für fi und feine 
Schriften bei einen Grafen von Haggenburg in Weſterwald. Freilich fchritt in den Tegterwähn: 
ten Hüllen der Reichshofrath ein und zwang biefe Heinen Herren, auf diefe Art von Bethätigung 
ihres Souveränetätögefühld zu verzichten. 

Auch finanzielle Rückſichten kamen bisweilen der bedrängten Prefie zu Hülfe. Verglich doch 
ſelbſt ein Joſeph IE. den Bücherhandel mit dem Käjehandel, glei welchen verfelbe im flöcali: 
ſchen Intereffe zu ſchüten und zu fördern fei. 

Mit alledem Hatte die Brefle im vorigen Jahrhundert in Deutfchland doch nur eine fehr un: 
fichere, hochſtens geduldete, ven Rückſichten auf befondere Privatzwecke der Machthaber, im beften 
Fall auf gewiffe mehr oder minder uneigennüßige, oftmals auch ſehr wechſelnde fürftliche Vel⸗ 
feitäten oder Aufwallungen unterworfene Eriftenz und Wirkfamfeit. Von dem, wofür fie heute 
ziemlich ausnahımdlos anerkannt ift, und wozu fie fich in den legten Menſchenaltern trog aller 
Beihränkungen (zum Theil ärgerer und planmäßigerer als im vorigen Jahrhundert) durch ihre 
eigene Kraft und Ausdauer und mit Hülfe des allgemeinen Culturfortſchritts aufgeſchwungen 
hat, von der Würde und Geltung eines jelbjtberehtigten, unabmeisbaren Eulturmitteld, war 
und blieb fie damals noch weit entfernt. In den Breßgefepen und deren Handhabung herrſchte 
faft überall noch allzu fehr das Moment willfürlihen, perfünliden Ermeſſens — fei ed der 
Fürften felbft oder ihrer Diener — und wenn allerdings ebendeshalb biömweilen felbft in den 
unfreieften Ländern durch den Sonnenblid einer plöglichen günftigern Laune des Deöpoten Die 
Preſſe fih einmal erleichtert fühlte, fo mar fie dagegen auch In den freieften Ländern und unter 
den erleuchtetften Fürften niemals ganz fiher vor einem plöglichen Wechſel dieſer Verhältniſſe 
oder vor einzelnen unerwarteten Eingriffen allerhöchften perfönlihen Belieben. Genug, «8 


|— 1 — — — — —— — — 


1) Etwas Ähnliches vera in neuefter Zeit mıt dem beiannten Buche von Vehſe, Die deuiſchen 
Höfe, yon welchem in den meiften beutfchen Ländern jedesmal der das vaſelbſt regierende Haus betref⸗ 
fende Theil verboten warb, bie andern dagegen zum freien Vertriebe zugelaſſen wurden. 
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fehlte ihr die Lebensbedingung einer wahrhaft gedeihlichen Entwickelung und Thätigkeit, der 
feſte, klar umgrenzte, geſicherte Rechtsboden. 

IM. Umblick auf die Preßzuſtände außerhalb Deutſchlands in der gleichen 
Zeit. Werfen wir nach dieſer ausführlichern Beleuchtung der Preßzuſtände unſers eigenen 
deutſchen Baterlannes noch einen raſchen Blick auf dieſelben Verhältniſſe in den audern Haupt: 
ländern Europas, jo finden wir den härteſten Preßzwang, ja eine faſt abſolute Ertödtung jedes 
ſelbſtaͤndigen Gedankens in den Ländern mit ausgedehnteſter geiſtlicher Herrſchaft, alſo nebſt 
Italien vor allem in der Heimat der Inquiſition, Spanien, umgekehrt ven ausgedehnteſten, be: 
harrlichſten Schug der Preßfreiheit dort, wo man ſich jenes fpanifchen Geiſtes- und Gewiſſens. 
zwangs nachdrücklich und erfolgreich erwehrt und entäußert hatte, in dem in ber zweiten «Hälfte 
des 16. Jahrhunderts begründeten jungen Sreiftaat ver Niederlande. Dort fanden namentlid) 
die hervorragenden Freidenker auf politifchem und veligiöjem Gebier, welche der Geiſtesdruck 
von daheim vertrieben hatte, Aufnahnıe, Schutz und Unterflügung; dort erſchienen die bedeu⸗ 
tendften Geiſteswerke eines Hugo Grotius, eines Carteſius, eined Spinoza, eined Bayle, eines 
Locke u. a.m., Werfe, welche den ganzen Kreis des politifchen, veligidfen, philoſophiſchen Den: 
kens von Grund aus umgeftalteten. In England hatte die Denkfreiheit in Form des gedrudten 
Wortes namentlih unter den Stuart eine ſchwere Probezeit durchzumachen. Die härteften 
Strafen wurden gegen die verhängt, welche wider die herrſchende Kirche oder vie Autorität ber 
Krone zu jchreiben wagten. Eine gewöhnliche Strafe diefer Art war das Ohrenabjchneinen und 
bad Stellen unter den Pranger. Die Sternfammer, ein Ausnahmegerihtähof für alle poli: 
tifche Verbrechen, war inäbefoundere auch mit der Überwachung der Preſſe betraut. Das foge- 
nannte lange Parlament (im Jahre 1640) hatte die Büchercenſur — gegen den Widerſpruch 
Milton's — beibehalten. Bald nad der Reftauration der Stuart war eine Parlamentdacte 
ergangen, melde das Druden von Schriften ohne vorherige Genehmigung verbot. Doc war 
darin zugleich beftimmt, daß dieſe Acte nur bis zum Ende der erften Sefjion des nächften Parla⸗ 
ments in Kraft bleiben follte. Als daher Karl Il. dieje erfte Seſſion durd die Bertagung bed 
Parlaments im Mai 1679 ſchloß, trat damit von ſelbſt gefeglih ein Zuftand der Genfurfreiheit 
für Die englifche Preffe ein. Doc ward dieſe Freiheit nicht auf die politifchen Tageöblätter er: 
ſtreckt. Ohne einen beſtimmten gefeglichen Anhalt nahmen doch die Gerichte einftimmig an, daß 
niemand dad Necht habe, politifche Neuigkeiten zu verbreiten, folange er nicht von der Krone 
ausdrücklich dazu ermächtigt fei. Sehr bald ward auch wieder gegen die Preſſe im allgemeinen 
Drud und Verfolgung der härteften Art geübt, bis die Vertreibung Jakob's IL. diefer wie an: 
bern Bedrückungen ber nationalen Freiheit ein Ziel feste. Eine förmliche gefegliche Feſtſtellung 
und Sicherung der Preßfreiheit findet ſich ſonderbarerweiſe in der allgemeinen „Erklärung der 
Rechte“, welche 1688 zwifchen dem Parlament und Wilhelm I. vereinbart wurde, nicht vor, 
allein thatſächlich galt die Preſſe für frei, die Genjur für aufgehoben, ſeitdem 1694 das Par: 
lament die Wiedererneuerung jener erloſchenen Genjurvollmadht verweigert hatte. 

In Frankreich beitand bis zur Nevolution eine ſtrenge Genfur, welche die freifinnigern 
Schriftſteller nöthigte, ihre Beifteserzeugniffe meift außerhalb Landes erfcheinen zu laſſen. Mies: 
liebige Schriftflelfer wurden durch einfache Leitres de cachet in die Baftille geſchickt. Noch die 
erſten Blugichriften und Journale, welche die Revolution einleiteten, mußten im geheimen ge: 
druck werden, um bein Auge der Polizei zu entgehen. Die Revolution ſprengte die Befleln der 
Preffe, infoweit nicht die Schreckensherrſchaft einer äußerſten Partei ihr wieder neue Feſſeln 
anlegte. 

Einer ſehr liberalen Behandlung hatte fi) die Preſſe in Danemark ſchon unter dem treff: 
lihen König Friedrich V., dem Gönner Klopſtock's, ebenfo unter feinen Nachfolger Chriftian VII. 
zu erfreuen, hauptſächlich durch den Einfluß deutſcher Staatsmänner, insbeſondere der beiden 
Grafen von Bernſtorff. Im Jahre 1770 ward in Dänemark die volle Preßfreiheit durch ein 
königliches Decret eingeführt. 

Zwar fand ſich die Regierung durch manche Misbräuche der fo plöglich gewährten unbe: 
ſchränkten Prepfreiheit 1771 zu einer Begrenzung derſelben veranlaßt, indeß ging fie nicht 
weiter, als daß fie in einem neuen Erlaß erklärte, „daß, fowie es niemals erlaubt geweien, 
fich der Preßfreiheit auf eine fträfliche Weiſe zu bedienen und andere bürgerliche Gefege zu über: 
treten, alfo auch alle Injurien, Pasquille und aufrührerifche Schriften nad} wie vor ber geſetz⸗ 
lichen Strafe unterworfen bleiben, und zur Vorbeugung alles weitern Misbrauchs der Ver⸗ 
faffer jeder Schrift Rebe und Antwort dafür, daß ſolche nichts enthalte, das wider bie vorhan 
denen Geſetze und Verordnungen flreitet, zu geben ſchuldig, daher fein Buchoruder eine Schrift, 
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deren Verfaſſer er nicht weiß, drucken, und wenn er ihn nicht angeben kann, ſelbſt verantwortlich 
ſein, deshalb auch jedem Buch der Name des Verfaſſers oder des Buchdruckers vorgedruckt wer⸗ 
den fol’. Inder Folge (1773) wurden die Gegenſtände ver Preßfreiheit, beſonders in Rück⸗ 
fiht auf den Staat, die Regierung und allgemeine Anftalten, eingeichränft und dielinterfuchung 
ber darauf fidh beziehenden Preßvergehen ven PBolizeigerichten, fpäter (1790) den allgemeinen 
Gerichtshoͤfen, übertragen. In den deutihen Landen des Königs (Holftein und Schleswig) 
kamen dieſe Tegtern beſchränkenden Vorſchriften nicht zur Anwendung, fondern e8 beivenvete da⸗ 
ſelbſt bei ver allgemeinen Aufiicht der Behörben über die Preſſe, wie fie 1771 angeorpnnet worden. 
Erft 1800 ward für alle däniſchen Staaten ber Betrieb des Buchdruckereigewerbes von einer 
föniglidhen Genehmigung abhängig gemacht. 

In dem jungen Breiftant Nordamerika verfügte ein Zufagartifelzur Conſtitution von 1787, 
daß der Gongrep fein Gefeg erlaflen ſolle, welches die Freiheit ver Prefle beſchränke. 

IV. Die Zuftände der Preffe in Deutfhland während und nad den Krie- 
gen mit Frankreich bis zum Jahre 1830. Während der Kriege, welche feit ven legten 
Jahren des vorigen Jahrhunderts und noch mehr feit Beginn ded gegenwärtigen die meiften 
Theile des europäifchen Feſtlandes und insbeſondere Deutfchland in beinahe fortwährenden 
Ausnahmezuſtänden erhielten, waren natürlich auch die Berhältniffe ver Preſſe ziemlih unge: 
zegelte, ſchwankende und wechjelnde. Die eiferne Hand Napoleon's hielt, fo weit fie reichte, das 
freie Wort ſoviel möglih durch militärifche Strenge in Unterwürfigfeit und Furcht. Die Er: 
ſchießung des Buchhändlers Palm war ein blutiged Merkzeichen , weſſen fih die Vertreter der 
patriotifhen PBreffe von dem fremden Eroberer zu verjehen hätten. E. M. Arndt mußte übers 
Meer nach Schweden entfliehen, um nicht der Rache der Branzofen wegen feiner freimüthigen 
Schriften zu verfallen. Der Dichter Mahlmann in Leipzig jollte wegen eines Artifeld in der 
von ihm redigirten „Leipziger Zeitung’’ gefangen gejett werben und ward mit Mühe gerettet. 
Die Regierungen der in Abhängigkeit von Napoleon ſtehenden Länder waren entweder gezwun⸗ 
gen oder wurden durch ihre eigene Neigung veranlaßt, in ſeinem Sinne die Preſſe zu knechten, 
und das freiſinnige Verfahren einzelner, wie der preußiſchen gegen Fichte's eben und ähn: 
liches, bildet nur eine rühmliche Ausnahme. 

Dagegen gab Napoleon's Rückzug aus Rußland und die damit beginnende Erhebung 
Deutſchlands wider ihn das Signal auch zur Befreiung der Prefje, und der fräftige Gebrauch, 
den patriotifch gefinnte Männer und Sünglinge, wie Arndt, Jahn, Görres, Stägemann u. a., 
von diefer Freiheit machten, half jene Erhebung wefentlich fürdern. Nur in den Rheinbunds⸗ 
flanten verfuchte man noch eine Zeit lang, aber mit inımer ſchwächerm Erfolg, die Aufwallun- 
gen bed entfeffelten veutfhen Nativnalgefühls zurückzuhalten. Eine Zeit lang war jegt die deut= 
ſche Preſſe thatſächlich nicht blos völlig frei, jondern fie ſah fih auch ald eine Macht reſpectirt, 
als eine willfoımmene Bundesgenofjin von den Regierungen felbft gebegt. 

Diefer günftige Zuftand der Prefle vauerte auch nach dem Wiener Congreß wenigftend eine 
Seit lang fort. In Sachfen: Weimar ward in ver Berfaffung von 1816 eine gefepliche Brep: 
freiheit förmlich garantirt. In ven Großherzogthum Heilen beſtand viefelbe, ohne ein be- 
flimmtes Gefeg darüber, al8 feſtſtehender Regierungsgrundſatz; ebenfo in den beiden Groß: 
herzogthümern Medlenburg. In Baiern hatte man die eigentliche Cenſur fhon 1803 aufge: 
hoben, und diefe Einrichtung ward auch bei der Neuconftituirung des Staatd dur das der 
Berfaflungsurkunde von 1818 angehängte Edict über die Freiheit der Preffe und ded Bud- 
handel in weſentlichen beibehalten und beftätigt. In Naffau wurden 1814 alle frühern Be⸗ 
ſchränkungen des Buchhandels und der Prefle aufgehoben und an ihre Stelle lediglich reprefiive 
Mapregeln geiegt. Daffelbe geſchah in MWürtemberg ‚ wo 1808 die Genfur eingeführt worden 
war, durd ein Gefeh von 1815. In Preußen, in Hannover, in Braunſchweig u. |. w. ward 
wenigſtens gegen Bücher größere Milde geübt, wenn aud) Beitungen und Zeitfchriften in der 
Regel der Genfur unterworfen blieben. Eine fireng geregelte Cenſur beſtand dagegen in Hſter⸗ 
reich (Cenſuredict von 1810) und in Sachſen (desgleichen von 1812). 

Bel ven Verhandlungen über eine veutfche Bundesverfaflung am Wiener Congreß kam auch 
der Punft wegen der Preſſe zur Sprache. Schon In dem erflen Entwurf, welchen Fürſt Harben: 
berg dem Fürſten Metternich mittheilte, befand jich unter ven „jevem Bundesunterthanen burch 
die Bundesacte zu fihernven deutfhen Bürgerrechten‘’ auch die Prepfreiheit „nach zu beſtim⸗ 
menden Mopificationen‘. In dem fpätern, ausführlichern preußifchen Entwurf vom Februar 
1815 hieß e8 6.89: „Alle Mitgliever des Bundes machen fich verbindlich, jenem ihrer Unter: 
thanen folgende Rechte als folde, deren jeder Deutfche genießen muß, unverbrüchlich einzu= 
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räumen: 6.96, 8) auf die Berantwortlichkeit ver Schriftfteller oder, falls dieſe nicht genannt 
And, ver Buchhändler oder Druder gegründete und mit der nöthigen polizeilichen Aufficht auf 
die Herausgabe periodiiher Schriften vereinbarte Preßfreiheit.” In dem unterm 23. Mat 1815 
von Oſterreich und Preußen gemeinfchaftlich vorgelegten Bundesverfaffungsentwurf fand ſich 
diefer , wie fat alle übrigen die Rechte des deutfchen Volks betreffende Punkte, nur noch in ab: 
gefhwächter Faſſung wieder, indem Art. 16 vorfhlug: „Den Unterthanen ber deutichen Bun- 
desſtaaten wird von den deutihen Bundesgliedern gegenfeitig zugelichert: e) die Bundeöver: 
jammlung wird jih bei ihrer erfien Zufammenfunft mit Abfaffung zweckmäßiger Geſetze Über 
die Preßfreiheit und bie Sicherftellung der Rechte der Schrififteller und Verleger gegen den 
Nachdruck beſchäftigen.“ Auch dieſe Faſſung erfuhr noch eine weitere Abänderung bei der defi⸗ 
nitiven Redaction der Bundesacte vom 8. Juni 1815, indem es bier in Art. 18 jo heißt: „Die 
verbündeten Fürſten und Freien Städte fommen überein, den Uinterthanen der deutſchen Bun: 
deöftaaten folgende Rechte zuzuſichern: d) die Bundesverſammlung wird ſich bei ihrer erften 
Zufammenkunft mit Abfaſſung gleihförmiger Verfügungen über vie Preßfreiheit und Sicher: 
ſtellung der Rechte der Schriftfleller und Verleger gegen ven Nachdruck beſchäftigen.“ 

Daß man bei diejen Worten gleihwol nur an Beflimmungen zu Gunften ver Preßfreiheit, 
nicht etwa an ſolche gegen die Preßfreiheit gedacht, wie fpüter bisweilen die betreffende Stelle 
der Bundesacte hat ausgelegt werden wollen, dad geht nicht blos aus den oben erwähnten Vor: 
gängen, jondern auch aus der Stellung des Paſſus über die Breffe unter den Zuficherungen 
von Rechten an die Angehörigen der deutſchen Bundesftaaten hervor. In ebenpiefem Sinne 
faßte auch der Bundestag ſelbſt in den erften Jahren feines Beſtehens den Art. 18 der Bundes: 
acte und die dadurch ihm felbft, dem Bundedtag, zugemwielene Aufgabe auf. Als der Groß⸗ 
berzog von Sachſen⸗-Weimar im Jahre 1816 für die von ihm feinem Lande gegebene Ber: 
fafjung die Garantie des Bundes nachſuchte, in welcher Verfaflung das Mecht auf Freiheit der 
Prefle ausdrücklich anerkannt und für gefeglich begründet erflärt warb, gaben die verſchiede⸗ 
sen Bunbesregierungen unmeigerlih und einflinnmig ihre Genehmigung dazu, wobei ins: 
befondere Oſterreich betonte, „daß eine ſolche Barantie nicht würde übernommen werben können, 
wenn bie zu garantitende Verfafſung des Ginzelftants den Bebingungen der Bundedacte wider: 
fritte‘‘, womit alfo indirect erflärt ward, daß ein ſolcher Widerflreit zwiſchen den Beflimmun: 
gen der fadhjen= weimarijchen Verfaflung , alio auch der darin garantirten Preßfreiheit, und der 
Bundedacte, insbeſondere Art. 18 d verjelben, nicht flattfinde. 

Bon ebendiefer Anficht betrefid der Preßfreiheit fhien Die Bundesverfammlung auch nodı 
audzugehen, als fie am 26. März 1817 infolge mehrerer an dieſelbe gelangter Eingaben in 
Bezug auf diefen Örgenfland (von dem Geheimrath Freiherrn von Drais zu Manheim, dem Pro: 
feſſor Hillebrand u. a.) auf Antrag des öfterreichiichen Präfidialgefandten den Beſchluß faßte: 
„den Hrn. Geſandten von Berg zu erfuchen, die über Preßfreiheit und Büchernachdruck in 
den deutichen Bundeöflaaten beſtehenden Verordnungen mit den bereitö eingefommenen Ein: 

aben in dieſem Betreff zu fammeln und dereinſt der Bundesverfammlung in einer erläuternden 
Überficht vorzutragen.“ 

Inzwilchen hatten die befannten Borgänge beim Wartburgfeft am 18. Det. 1817 ſtatt⸗ 
gefunden, Gleichzeitig hatte jich unter denn Schuß der jungen Preßfreiheit im Großherzogthum 
Sahjen: Weimar eine Tagesliteratur entwidelt, melde in flarfer, bisweilen wol etwas rück⸗ 
ficht8lafer Sprache den vielen getäufchten Hoffnungen und gerechten Beſchwerden bed deutſchen 
Volks in Bezug auf feine dffentlihen Zuſtände Ausprud gab. Beſonders zwei Tagesblätter, 
von Profeſſoren der Univerfität Jena rebigirt, die „Nemeſis“ von Luden und bie „Ifis“ von 
Ofen, flanden in erfler Linie diefer Oppofition. Der im übrigen fo freiiinnige Karl Auguft 
fühlte fi doch Durch diefe ungewohnte kühne Sprache der Preſſe, durch das Aufiehen, welches 
dieſelbe durch gang Deutfchlanderregte, und durch Die deshalb von andern deutſchen Höfen ihm ge: 
machten Borftellungen unangenehm berührt und nicht allein zu manchen Befchränfungen ber von 
ihm gewährten Prepfreiheit (3. B. der Verordnung vom 6. April 1818 gegen Preßmisbräuche 
und dem Verbot der gedachten Zeitichriften), ſondern auch zu einer Erklärung anı Bundestag 
veranlaßt, worin der Bund zur Feſtſetzung gleihförmiger Beftimmungen über ven Gebraud _ 
und beziehungdweife die Grenzen der Preßfreiheit in den ſämmtlichen deutſchen Bundesflaaten 
aufgefordert ward. Es heißt darin: „Seit der deutſche Staatenbunn die Verfaffung unferer 
Lande garantirte und dabei hinfichtlich ver darin enthaltenen Freiheit der Brefle eine Ausnahme 
nicht begründete, mußten wir, gewohnt nach Grundſätzen zu regieren, auch diefen anerkannten 
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Grundſatz der Preßfreiheit aufrecht erhalten, wenn wir gleich den Misbrauch dieſes unſern 
Unterthanen verfaſſungsmäßig zuſtehenden Rechts, wo es in Frechheit und Frevel ausartete, 
ſtets prompt unterſuchen und geſetzlich darüber erkennen laſſen. Der Grundſatz ſelbſt brachte es 
indeß mit ſich, daß, beſonders von den Zeitungs- und Journalſchriftſtellern, mit Beiſeitſetzung 
der Rückſichten, welche Zartgefühl oder Klugheit gebieten, die Freimüthigkeit in Erörterung 
von Grundfäßen weiter getrieben werben Eonnte, als fi mit den Negierungdmarimen anderer 
Staaten verträgt, oder in die Anfichten der Cabinete paßt, over endlich ald heilfam für die Ruhe 
der Völker Hier und da beurtbeilt wird. Publicität des Gonflicts der Meinungen und Intereflen 
hinfichtlich der Kormen der bürgerliden Geſellſchaft, der Öffentlihen Angelegenheiten Deutſch⸗ 
lands und Europas, ift aber, in Deutſchland wenigftens, ſo unmittelbare Folge der cenfurfreien 
Preffe, daß, wer fie im Princip anerkannte, diefe Folgen genehmigt zu haben erachtet werden 
mag. Daher würde faum ein Geſetz fie fo glüdlich zu bedingen vermögen, daß, während der 
Misbrauch gänzlich ausgeſchloſſen würde, die Freimüthigkeit ver Preſſe noch fortdauern Eönnte. 
So einleuchtend dies iſt, jo haben wir doch häufig und mit Schmerz erfahren müſſen, daß man 
die Confequenz unferer Behörden in Aufrechthaltung des Grundſatzes der freien Preſſe, ale Be- 
ftandtheils der garantirten VBerfaffung des Landes, auf welche fie vereidet jind, mit Unwillen 
betrachtet, deren Motive verfannt und ungeachtet des Beftrebens dverfelben, die Preßfrevel zu 
firafen, vennod einen Mangel an Bereitwilligfeit, dem Unfug der Preſſe zu fleuern, in den 
Vorſchriften verfelben hat zu finden geglaubt. he wir daher über diefe Angelegenheit etwas 
Neues beftimmen, müffen wir und, je mehr wir die Natur des Gegenſtandes und bie Beziehung 
defielben auf alle übrigen Bundesſtaaten und den Bund felbft erwägen, um fo dringender ver: 
anlaßt finden, zuvor den Rath und die Erflärung des durdlaudtigften Deutſchen Bundes dar: 
über zu vernehmen, damit bei und weder im Princip noch in den Folgen eine Iſolation von 
den Grundſätzen flattzufinden over beabfichtigt zu werben fcheine, welche die geſaumten Sou- 
veräne ded Bundes ald ſtatthaft in ihren Staaten oder als heiljam dem Ganzen anzuerfennen 
für ndthig befinden. Was auf den Grund des Art. 18 der Bundesacte der durchlauchtigſte 
Bund Hinfichtlich der Art und des Grades des Gebrauchs der Preffe in Deutichland gleihförmig 
zu verfügen für zwedmäßig erachten wird, dad werben wir fräftigft in unfern Landen als @ejeg 
handhaben.’ 

Die Regierung von Sachen : Weimar trııg deshalb darauf an: 1) „daß es dem durchlauch⸗ 
tigften Deutichen Bunde gefallen möge, etwas Gleichförmiges über ven Gebraud der Preſſe in 
Deutſchland zu beftimmen, welches bei dev nicht zu verfennenden verſchiedenen Rage der einzel= 
nen Bundesitaaten geeignet fein könne, ven Berhältniffen aller und ihren gegenfeitigen Be— 
ziehungen angemeſſen zu fein; 2) dag der durchlauchtigſte Deutfche Bund nad) nunmehr ge⸗ 
machten Erfahrungen nohmals feine Anjicgt über bie im Grundſatz von demfelben anerfannte 
freie Prefje des Großherzogthums erklären und die Bedenken eröffnen möge, welche ihm bin- 
fichtlih der Erhaltung der Ruhe und innern Sicherheit bei dem Gebrauch verjelben bei: 
gehen, wodurch fich zugleich ergeben wird, weldye Grenzen bei Regulirung verfelben gewünſcht 
werden, um bad gute Einverfländnig der großherzoglidhen Regierung mit den übrigen Re— 
gierungen aufrecht zu erhalten, auf welches Se. fönigliche Hoheit der Großherzog den hoͤchſten 
Werth legen.’ 

Diefe Erklärung ward durd eine fofortige Beichlußfaflung der Bundedverfammlung dem 
Üteferenten über die Preßangelegenheit, Hrn. von Berg, zur Mitberüdjihtigung überwiejen. 
Dabei ift zu bemerfen, daß, während Ofterreih, Preußen und die meiften andern Regierungen 
ih in ihren Abflimmungen auf diefe VBerweifung befchränften, ohne die Richtung anzubeuten, 
in welcher fie die Frage anjahen, Baiern, Würtemberg und Naffau deutlich erfennen ließen, wie 
fie eine Auslegung des Art. 18 d der Bundesacte im liberalen Sinne erwarteten und wünſch⸗ 
ten, indem jie auf ihre eigenen, in dieſem Sinn abgefaßten Preßgefege verwieſen. 

Am 12. Oct. 1818 erftattete Hr. von Berg feinen Bericht. Er unterfchied genau zwei Haupt⸗ 
fgfteme in der Behandlung der Preſſe, nämlich: das Polizeiſyſtem oder das Syften der vorbeu⸗ 
genden, präventiven Mafregeln, und das Juſtizſyſtem oder pad Syſtem ber repreffiven Map- 
regeln, d. h. der nachfolgenden Beftrafung etwaiger durch die Prefle verübter Geſetzesübertre⸗ 
tungen. Es ift intereflant, zu fehen, wie damals aud der Mitte des Bundestags felbft Anſich 
ten aufgeftellt und vertheibigt wurden, gegen deren Anerkennung heute, nach mehr denn funfzig 
Jahren, noch viele deutſche Regierungen fich fträuben, und welde ver Bundestag in feiner neue. 
fen Preßgejeggebung (von 1854) auf das allerentjchiedenfte verleugnet hat. Es moͤge daher 
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geftattet fein, wenigftens die Hauptgrundzüge des Berg'ſchen Vortrags über die Preßfreiheit 
bier wiederzugeben. 

„Das Zufisfyftem”, fagt Hr. von Berg, „hat feine Cigenthümlichkeit nicht blos in der Be⸗ 
freiung von aller Cenſur. Es betrachtet den Gebrauch der Preffe überhaupt wie jede andere 
Handlung, welde den Staat erfi alsdann angeht, wenn fie in das Rechtsgebiet der Gefammt- 
beit oder des einzelnen eingreift. Es beruht auf dem einfadhen Grundſatz: Jeder fann unge: 
bindert drucken (affen, was er fi vor Gericht zu verantworten getraut, und wenn er willfür: 
liche Rechtsverletzungen durch Misbrauch der Preſſe ſich erlaubt, fo muß er vie Folgen ſich ge: 
falten laſſen, welche vie in allgemeinen auf Vergehen oder Verbrechen, die durch Schriften ver- 
bt werben fönnen, anwenbbaren Geſetze beflimmt haben; er muß der gerichtlichen Iinterfe- 
hung und der Berurtheilung zur geſetzlichen Strafe, zur Genugthuung und Sicherftellung für 
die Zufunft fi unterwerfen. Schriftliche Bergehungen gegen die Öffentliche Autorität, Ord⸗ 
nung und Ruhe, gegen Religion und Sittlichfeit, gegen Ehre und guten Namen u. f. m. wer: 
den nach den von den Befegen im allgemeinen aufgeflellten Begriffen und gegebenen Vorſchrif⸗ 
ten beurtheilt und nad ihrer Befchaffenheit und nähern oder entferntern Beziehung auf den 
Staat und bie Regierung entweder von dem Öffentlichen Anfläger (ba, wo daß richterliche Amt 
nicht defien Stelle verfafiungsmäpig vertritt) oder von der beleidigten Privatperfon gerichtlich 
verfolgt. Keine beſondere Behörde, keine beiondere Berfahrungsart findet flatt; alles gebt den 
orbentlihen Weg Rechtens, die gefeglichen Strafen lönnen um der Dffentlichfeit willen geſchärft, 
aber auch, weil in der Bekanntmachung dur ven Druck meiftens nur der Verſuch, der Anfang 
eines Verbrechens liegt, welches erft vollendet daſteht, wenn mit der Abſicht ver Erfolg fich ver: 
einigt hat, gemildert werden. Die Genugthuung und Siderflellung für die Zukunft, welde 
der Beleidiger zu leiften hat, erhält zwar durch die Art, wie die geſetzwidrige Handlung verübt 
worden ift, und durch die Nothwendigfeit, ihrer ſchädlichen Wirkung, welche die Aufbewahrung 
und Verbreitung einer Drudichrift gleihfam ind Unendliche ausvehnt, Cinhalt zu thun, eine 
eigenthümliche Richtung, wird aber nichtöbeftoweniger nad allgemeinen Geſetzen beſtimmt. 
Wo dieje Überhaupt eine Inhibition verftatten,, da wird auch der Verfauf und Umlauf einer 
Druckſchrift vorläufig unterfagt ; die Rechtmäßigkeit eines Arreſtes begründet allein die Be⸗ 
ſchlagnahme, und nur die Pflicht, gegen vie Fortiegung der Nechtöverlegung wirkſam zu ſchützen, 
bie Gonfiscation und jelbft Die Vertilgung verfelben. Nach ebendiefen Grundſätzen wird auch 
auf Sicherſtellung für die Zukunft und zwar in der Art, wie es nach den befonvern Umſtänden 
und der Vorfchrift der Geſetze am angemeflenften geichehen kann, rechtlich erfannt. Druder, 
Verleger und andere Verkäufer einer Schrift, deren Inhalt geſetzwidrig befunden tft, werden 
für viefen um der bloßen Ausübung ihres gewöhnlichen Nahrungszweiges willen nicht ver- 
antmwortlich gemacht, fondern nur dann ald Mitſchuldige over Gehülfen des Verfaſſers betrach 
tet, wenn fie nach allgemein rechtlichen Grundfägen einer wirklichen Theilnahme oder Beihülfe 
an dem Vergeben over Verbrechen veffelben überwieſen find.‘ 

Streng genommen, fährt Hr. von Berg fort, würbe nad dieſem Syſtem nicht einmal bie 
Nennung der Berfafler, Verleger und Druder auf den Schriften verlangt werben koͤnnen, denn 
auch bei andern Handlungen fordere das Geſetz Feine Selbſtanzeige deſſen, dem eine Geſetzwidrig⸗ 
keit zur Laſt gelegt werde. Doc ließe fi, meint er, dad Verlangen der Nennung des Her: 
ausgebers, Verlegers oder Druders einer Schrift aus hoͤhern Gründen wol rechtfertigen, da⸗ 
mit nöthigenfall® die Juſtiz jemand habe, an den fie fi halten Lönne; der zur Angabe feines 
Namens auf einer Drudichrift verpflichtete Herausgeber, Berleger oder Druder fel aber darum 
nicht verpflichtet, auf jede Frage nach dem Berfafler auch zu antworten, jelbft nicht der Obrig⸗ 
keit. Die Frage koͤnne nur vom Richter kommen, von Amts wegen oder auf den Antrag des 
Staatdanmwaltd, wenn pie Abfaflung und Bekanntmachung einer Schrift als ein Sffentliches 
Berbrechen zu betrachten, auf pad Geſuch Dritter, wenn fie eine ihnen oder ſolchen, bie fie zu 
vertreten haben, zugefügte Necdhtöverlegung nachweiſen. 

„Das Juſtizſyſtem“, Heißt e8 an einer andern Stelle dieſes Vortrags, „verändert beinahe 
feine Geftalt durch eine eigene, genau ind einzelne gehende Strafgefepgebung über Preßmis⸗ 
bräuche. Gegen eine ſolche Befepgebung würden fehr bald Schriftſteller, Herausgeber, Berle: 
ger, Druder, Berfäufer eine billige Genfur als eine wohlthätige Zuflucht erfennen. Es ift aber 
keineswegs die Meinung, daß die Geſetzgebung bei ver Beſtimmung des Begriffs und ver Straf: 
barkeit gewifler rechtswidriger Handlungen gar nicht auf ven Misbrauch der Preſſe, ver dabei 
vorfommen fann, Rückſicht zu nehmen habe, und die Zufammenftellung folder Beſtimmungen, 
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ihre Vereinigung unter einem Geſichtspunkt, ihre Verbindung mit den für Erhaltung ber Ord⸗ 
nung und Nechtlichfeit In den Druckereien und im Buchhandel ergangenen Vorſchriften kann 
eine der Preßfreiheit auf feine Weije gefährliche Geſetzgebung Über die Preſſe bilden.“ 

„Allein, fährt er fort, „eine Gejeggebung über die Preſſe, welche den Misbrauch verjelbeu 
in Beziehung auf einzelne Gegenſtände und ſelbſt auf Grundſätze zu verhindern firebt, weldr 
ihren Gebrauch moralifhen Vorſchriften, für die e8 feinen rechtlichen Mapftab gibt, zu unter- 
werfen verſucht, gibt die Schriftfteller, deren Willkür fie befchränfen und die fie felbft da⸗ 
gegen ihügen will, einer jehr gefährlichen Willkür preis, weil Die Anwendung folder beſondern 
Segeln mieiftentheild mehr dem Gefühl und der eigenthbünlihen Denfungsart der Richter als 
ihrer Rechtskenntniß überlaflen fein würde.” 

Höhft merkwürdig ift ferner im Hinblick auf unjere neueften, feit 1850 entflandenen Vreß- 
gejege folgende Stelle: „Bine ſehr bebeutende Abweichung von den Syſtem liegt ferner darin, 
wenn bie öffentliche Befanntmahung einer Druckſchrift an die Erfüllung irgendeiner Bedingung 
gefnüpft wird, weiche e8 der Regierung möglich) macht, ohne richterliche, alfo auf vechrliche Unter: 
ſuchung gegründete Hülfe-jene aufzuhalten oder ganz zu verhindern. Daffelbe ift der Fall, wenn 
die Befege die Berübung eines Preßvergehens oder Verbrechens gerichtlich zu verfolgen gefatten, 
ehe die Drudichrift, welhe in Anfprucdh genommen wird, wirklich befannt gemacht if, nicht 
weniger, wein die Beſchlagnahme einer jolden Schrift von einer andern ald der gerichtlichen 
Behörde verfügt werden kann, und am meiften, wenn die rechtliche Beurtheilung der Prepmis- 
bräuche den orventlichen Gerichten entzogen wird. Hiermit fteht aber eine zweckmäßige Aufiicht 
auf Drudereien und Buchhandel nicht in Widerſpruch, infofern fie nur im allgemeinen auf 
Ordnung und Rechtlichkeit bei viefem für dad Staatswohl ſo wichtigen Gewerbe hält, nicht aber 
ben freien Gebrauch der Preſſe dadurch beſchränkt, daß fie Herauögeber, Druder, Verleger und 
Berfäufer allzu ängſtlichen Vorſchriften und einer allzu ſchweren VBerantwortlichfeit unterwirft.“ 

Hr. von Berg will die Genfur nicht unbedingt verwerfen, allein ev möchte ihre Anwendung 

nur unter großen Beſchränkungen und aud nur vorübergehend, nicht auf Die Dauer zugeben. Für 
bie Bälle, wo eine jolche noch befleht, gibt er fehr verfländige Normen ihrer Einrichtung und 
Handhabung an. 
Beſtimmte Anträge flellte Hr. von Berg nicht, doch ſprach er jich vorwiegend günitig für Die in 
der Schriftded Geheimraths von Draid entwidelten Orundfäge aus, welcher glaubt, daß folgende 
gleihförmige Berimmungen über Prepfreiheit in dem Deutfchen Bunde genügen würden: 
1) Prepireiheit für alle Schriften, auf deren Titel, wo nicht der Autor, Nedacteur oder Ver- 
leger, doch der deutſche Drucker mit wahrem Namen fteht, ſofern nicht Die einzelnen dieſer Per: 
fonen ſchon durch vorangegangenes Urtheil und Recht der Preßfreiheit unwürdig erklärt wor⸗ 
den find; 2) Freiheit ver Ein- und Ausfuhr (auch Zollfreiheit) aller no im Staat unverbotenen 
Schriften durch die etablirten Buchhandlungen, ſowie des in: und ausländiſchen Bücherdebits, 
ohne erft eine Lefecenfur abzuwarten, folange nicht die Volizei nach gefeglichen Ntegeln in ein: 
zelnen Fällen inhibirt oder von einer gänzlich anonymen Schrift, die nicht einmal die Drudoffi- 
ein nennt, Die Rede ift; 3) jenes Bundesflaats Anerkennung der einem andern Bundesſtaat 
oder beilen Angehörigen durch Publicität widerfahrenven Beleivigung, Beſchädigung oder 
Gefahr, als wäre fie erſterm felbft eigen; 4) geſetzlich erklärte, naͤchſte Haftung des Redac⸗ 
teurs wie des Autors oder Correſpondenten für Strafe und Schadensgefahr aus einem Publi- 
eitätövergehen,, und zwar eines jeden derfelben für das Banze (in solidum), durch alle deutſche 
Bundesftaaten; 5) fubjidiarifch = juccejlive Haftung des Verlegers und des Druders für den 
Shrifturheber in Geldbüßungen (das rechtliche Verhältniß der Verantwortlichleit, worauf rich 
die beiden vorhergehenden Paragraphen beziehen, iſt ausführlih und gründlich erdttert); 
6) dad Forum und die Gejeke des Domicils bleiben die Regel, die Ausnahme das forum de- 
prehensionis in Verbrechensfällen mit den nöthigen beſondern Beflimmungen. 

Hierauf wurde von der Bundeöyerfammlung in Übereinflimmung mit den von dem Be: 
sihterflatter ausgeſprochenen Anfichten ver Beſchluß gefaßt: a) daß eine aus den Serren Bun: 
deötagägejandten Grafen von Buol: Schauenftein, Hrn. von Martens, Freiherrn von Wan: 
genheim, Freiherrn von Berkheim und Hrn. von Berg ernannte Commiſſion die Erftattung des 
Gutachtens übernehme, auf welche Art möglichſt gleichförmige Grundſätze und Verfügungen 
wegen der Preßfreiheit in den deutſchen Bundesflaaten einzuführen feien? wobei der Bortrag des 
Hrn. Sefandten von Berg dem Commiſſionsgutachten zum Grunde zu legen wire; b) dem 
Breiheren von Drais und Profeſſor Krug wäre der Danf der Bundeöverfammlung über ihre 
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mit Beifall aufgenommenen Schriften auszudrücken, jene des Profeſſors Hillebrand aber in 
das Verzeichniß nůtzlicher Schriften aufzunehnten. 

Noch ehe jedoch dieſe Commiſſion ſich der Erfüllung ihres Auftrags unterzog, trat der be⸗ 
kannte, äußerlich zunächſt durch die wahnfinnige That des Studenten Sand, die Ermordung 
Kotzebue's, veranlaßte Umſchwung in den politifhen Zuftänden Deutfchlands ein. Die Karle⸗ 
bader Konferenzen fanden flatt, und einer ber Hauptpunkte, worauf Fürft Metternich dabei vie 
Aufmerkfamfeit ver Bundeöregierungen richtete, betraf gemeinfame Maßregeln gegen die Breffe. 
Fürft Metterni verfuchte in einem Vortrag das Recht des Deutichen Bundes zur Grlaffung 
ſolcher Maßregeln gegen Die Preffe zu begründen, indem er ausflihrte, mie Die innere Ruhe 
nicht blos durch materielle Eingriffe eines Bundesſtaats in die Souveränetätörechte eines 
andern, ſondern auch durch moralifche Einwirkungen ver Regierungen aufeinander und durch 
die Umtriebe von Parteien geftört werden könne. Werde eine foldhe Partei in einem oder meh⸗ 
rern Bundesftaaten geduldet, fo fei die Innere Muhe des ganzen Bundes bedroht, und der Fürſt, 
welcher ven Unfug in feinem Lande geflätte, made ſich der Felonie gegen den Bund fchulbig. 
Es wird ſodann von den gegenwärtigen Zufländen ber deutſchen Preffe ein äußerft dunkles Bild 
entworfen; es gebe nicht eine einzige als Privatunternehmung erfheinenve Zeitfchrift in 
Deutſchland, welche die Wohfgefinnten als ihr Organ betrachten Eönnten , „ein Ball, ver felbft 
in den Zeiten ver biutigften Anarchie in Frankreich ohne Beifpiel iſt“. Bei der Gleichheit der 
Sprache, vem vielfältigen Verkehr und den engen Verbindungen der Bundesſtaaten unterein- 
ander liege ed außer ver Gewalt eines einzelnen Staats, feine Grenzen vor dem Eindringen 
dieſes anſteckenden uͤbels aus andern Bundesſtaaten zu bewahren. Der Bund aber habe das 
Net, jedes feiner Mitglieder zur Erfüllung feiner Bundespflichten aufzufordern und nöthi- 
genfalld dazu anzuhalten. Die Befugniß des Bundes, zu wirffamen Maßregeln gegen ven 
aufs hoͤchſte geftiegenen Misbrauch der Preſſe zu fchreiten, fei folglich über allen Zweifel erhaben. 
Demnächſt legte Fürſt Metternich der Verſammlung „Grundlinien eines Befchluffes zur Ver: 
hütung des Misbrauchs der Brefie In den deutſchen Bundesſtaaten“ vor. Da bieh ed ſogleich 
unter 1: „Unter gleihförmigen Verfügungen über bie Preßfreiheit, wie im Art. 18 der Bun⸗ 
dedacte verlangt werden , find folche zu verftehen, wodurch jevem Bundesſtaat möglichft gleicher 
Schug gegen die aus dem Misbrauch der Preſſe in irgendeinem andern Bundeöftaat ihn bedro⸗ 
benden Berlegungen feiner Nechte, feiner Würde oder feines innern Friedens geſichert wird.“ 
Wenn die Dispofltion des Art. 18 im buchſtäblichen Sinn in Erfüllung gehen und ein durch⸗ 
aus gleichfoͤrmiges Syſtem in Anfehung ver Preſſe in allen Bundesſtaaten vormwalten folle, fo 
müfle die vorläufige Genjur entweder im ganzen Umfang von Deutſchland abgeſchafft, oder 
allenthalben, wo fle gegenwärtig beftebe, aufrecht erhalten und, wo ſie abgefchafft, wieder ein- 
geführt werden. Das erfte ließe fih ohne einleuchtende Unbilligkeit denjenigen Staaten nicht 
zumuthen, die von der Überzeugung ausgingen, vaß Strafgefege und gerichtliche Proceduren 
nach der That Feine hinreichende Sicherheit gegen Misbräuche der Preffe gewähren, und bie naher 
eine Genjur, #8 fei für alle, e8 fet für eine gewifle Klaſſe von Schriften, beizubehalten entfchloffen 
jeten, wie dies biöher in der Mehrheit und in dem größten und bedeutendſten Theil der deutſchen 
Bundeöflaaten der Fall fei: mithin könnte abfolute Gleichfoͤrmigkeit ver Geſetzgebung über 
diefen Begenfland nur eintreten, wenn diejenigen Staaten, welche bie Genfur ganz oder zum 
Theil für aufgehoben erflärt hätten, zu dem Syſtem jener, welche fie aufrecht erhielten, unbe: 
dingt zuxückkehren wollten. Daß ein ſolcher Entſchluß, wenn die Erhaltung des Banzen e8 noth⸗ 
wendig machte, allerdings von ihnen gefordert werden koͤnnte, gehe aus dem Weſen und den 
Grundbedingungen des Deutſchen Bundes unwiderſprechlich hervor. Daß in der Forderung 
nichts Verfaſſungswidriges liegen würde, ſei um fo gewiſſer, als die Regierungen, die während 
der letztverfloſſenen Jahre ver Preßgeſetzgebung in ihrem Gebiet eine neue Geſtalt zu geben für 
gut gehalten, ver Vollziehung des Art. 18 offenbar vorgegriffen hätten. Eigentlich, wirb wei: 
rer gejagt, follten die Worte des Art. 18 der Bundesacte nad allen Regeln einer gefunden 
und aufgeflärten Polttik auf nichts anderes bezogen werben, als auf eine wohlgeordnete, libe⸗ 
rale, in fämmtlihen Bundesftaaten möglicftgleihförmig verwaltete Genfur. Dies ſei jedoch nach 
den beſtehenden Umſtänden nicht mehr möglich: ‚eine notbgebrungene Gapitulation mit phan- 
taſtiſchen Beftrebungen und ungeftümen Forderungen ift alles, was uns übrigbleibt.“ Somit 
möge die Genfurfreiheit in ven Ländern, wo fle einmal ganz oder halb ven Sieg davongetragen, 
fo viel Spielraum behalten, als ihr ohne unmittelbare und dringende Gefahr überlaflen wer: 
den bürfe; fie müfle aber für ſolche Druckſchriften, durch welche fie von einem Tage zum andern 
nicht blos die Sicherheit einzelner Staaten, fondern den Bundesverein felbft aufs Spiel ſetzen 
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könne, zurückgewieſen werden. Hieraus ward dann gefolgert, daß Schriften hiſtoriſchen und 
politiſchen Inhalts, die in ver Form periodiſcher Blätter oder Hefte erſchienen, ober nicht über 
eine gewiſſe Zahl von Druckbogen flarf wären, nur mit vorgängiger Kenntniß und Genehmhal⸗ 
tung der oberfien Staatobehörde zum Druck befördert werben dürften. Andere Schriften möd: 
ten, wenn bie betreffenden Negievungen nicht fiir gut befänden, foldhe ebenfalls ver Genfur zu 
unterwerfen, ohne Cenſur ericheinen, jedoch mit Borbebalt aller bereits beſtehenden und ferner: 
hin zu publicirenden Strafgefege gegen den Misbrauch der Prefle. 

Segen diefen Vorſchlag im allgemeinen ward von feiner Seite ernflliher Widerſpruch er- 
boben, nur einzelne Punkte des der Gonferenz vom Fürſten Metternich vorgelegten Entwurfd zu 
einem allgemeinen Bundespreßgeſetz erfuhren einige Abänderungen, begiebentlih Milderungen. 
Auf Grundlage diefer zu Karläbad getroffenen Vereinbarungen kam fodann am Bundes⸗ 
tag der bekannte Beihluß vom 20. Sept. 1819 über die Preſſe zu Stande, welcher fo lautet: 
6.1. Solange als ver gegenwärtige Beihluß in Kraft bleiben wird, dürfen Schriften, dir in 
der Korm täglicher Blätter oder heftweiſe erſcheinen, desgleichen folche, die nicht über 20 Bogen 
im Druck ftarf find, in feinem deutſchen Bundesflaat ohne Vorwiflen und vorgängige Geneb: 
migung der Landesbehörden zum Drud befördert werben. Schriften, die nicht in eine der hier 
namhaft gemachten Klaffen gehören , werven fernerhin nach den in den einzelnen Bundesſtaaten 
erlaſſenen oder noch zu erlaflenden Befepen behandelt. Wenn dergleihen Schriften aber irgend⸗ 
einen Bunbesflaat Anlaß zur Klage geben, fo foll diefe Klage im Namen der Regierung, an 
welde fie gerichtet ift, nad den in ben einzelnen Bunbesflaaten beſtehenden Kormen gegen bie 
Verfaſſer oder Verleger der dadurch betroffenen Schrift erledigt werden. 

6.2. Die zur Aufrehthaltung dieſes Beſchluſſes erforderlichen Mittel und Vorkehrungen 
bleiben der näbern Beftimmung der Regierungen anheimgeftellt, fie müflen jedod von der Art 
fein, daß dadurch dem Sinn und Zmed der Hauptbeftimmung des N. 1 vollſtändig Genüge ge: 
leiftet werde. 

6.3. Da der gegenwärtige Beihluß durch die unter den obwaltenden Umſtänden von den 
Bundesregierungen anerkannte Nothwendigfeit vorbeugender Maßregeln gegen ven Miobrauch 
der Preffe veranlaßt worden ift, fo können die auf gerichtliche Verfolgung und Veſtrafung der 
im Wege des Drucks bereits verwirflichten Misbräuche und Vergehungen abzweckenden Geſetze, 
inſoweit ſie auf die im F. 1 bezeichneten Klaſſen von Druckſchriften anwendbar fein ſollen, fo= 
lange dieſer Beſchluß in Kraft Bleibt, in feinem Staat als zureichend betradytet werben. 

6.4. Jever Bunvesftaat ift für die unter feiner Oberaufſicht erſcheinenden, mithin für 
fammtliche unter der Hauptbeftimmung des 6. 1 begriffenen Druckſchriften, infofern dadurch bie 
Würde oder Sicherheit anderer Bundesflaaten verlegt, die Berfaflung oder Verwaltung der⸗ 
felben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbar Beleivigten, jondern auch der Gefemmtheit 
des Bundes verantwortlich. 

6.5. Damit aber viefe in dem Wefen des deutſchen Bunbeövereind gegründete, von deſſen 
Fortdauer unzertrennliche, wechſelſeitige Verantwortlihkeit nicht zu unnügen Störungen des 
zwiſchen ven Bundedftaaten obmaltenden freundſchaftlichen Verhältniſſes Anlaß geben möge, fo 
übernehmen fämmtliche Mitglieder des Deutfhen Bundes die feierliche Verpflichtung gegenein- 
ander, bei der Aufſicht über die in ihren Ländern erſcheinenden Zeitungen, Zeit: und Ylug- 
friften mit wachſamem Ernft zu verfahren und diefe Aufſicht dergeflalt handhaben zu laſſen, 
daß dadurch gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Erörterungen auf jede Welfe möglichft 
vorgebeugt werbe. 

6.6. Damit jedoch auch die durch gegenwärtigen Beihluß beabfichtigte allgemeine und 
wechfelfeitige Gewährleiftung der moraliſchen und politifchen Unverletzlichkeit per Geſammtheit 
und aller Mitglieder des Bundes nicht auf einzelnen Punkten gefährbet werden könne, fo foll in 
dem Fall, wo die Regierung eined Bunvesflaats ſich durch Die in einem andern Bunbeäflaat 
erſcheinenden Drudichriften verlegt glaubte und dur freundfchaftliche Rückſprache oder diplo⸗ 
matifche Correſpondenz zu einer vollkändigen Befriedigung und Abhülfe nicht gelangen Eönnte, 
derfelben ausdrücklich vorbehalten bleiben, über vergleihen Schriften Beichwerbe bei der Bun- 
deöverfammlung zu führen, legtere aber ſodann gehalten fein, pie angebrachte Befchmerbe conı= 
miſſariſch unterfuchen zu laflen und, wenn dieſelbe gegründet befunden wird, die unmittelbare 
Unterbrüdung ber in Rede ſtehenden Schrift, auch wenn fie zur Klaſſe der pertopiichen gehört, 
aller fernen Fortſetzung derfelben durch einen entſcheidenden Ausſpruch zu verfügen. Die 
Bundeöverfammlung foll außerdem befugt fein, die zu ihrer Kenntniß gelangenben unter der 
Hauptbeſtimmung des 6. 1 begriffenen Schriften, in welchem ventfchen Staat fle auch erſcheinen 
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mögen, wenn ſolche nach dem Gutachten einer von ihr ernannten Commiſſion der Würde des 
Bundes, der Sicherheit einzelner Bunvesflaaten oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe 
in Deutſchland zumiderlaufen, ohne vorbergegangene Aufforderung aus eigener Autorität 
durch einen Ausfprud , von welchem keine Aypellation Rattfindet, zu unterdrücken, und die be: 
treffenden Regierungen find verpflichtet, dieſen Ausſpruch zu vollziehen. 

6.7. Wenn eine Zeitung oder Zeitferift durch einen Ausfprud der Bundesverfanmlung' 
unterdrückt worben iſt, fo darf der Redacteur derſelben binnen fünf Jahren in keinem Bundes: 
ftaat bei ver Redaction einer ähnlihen Schrift zugelaffen werden. Die Verfafler, Herausgeber 
und Verleger der unter ver Hauptbeflimmung in 6. 1 begriffenen Schriften bleiben übrigens, 
wenn fie den Vorſchriften dieſes Beichlufles gemäß gehandelt haben, von aller weitern Ber- 
antwortung frei, und bie im F. 6 erwähnten Ausfprüche ver Bundeöverfammlung werben aus⸗ 
ſchließend gegen die Schriften, nie gegen die Berfonen gerichtet. 

6.8. Sämmtliche Bundesglieder verpflichten fich, in einem Zeitraum von zwei Monaten die: 
Bundesverfammlung von den Verfügungen und Vorſchriften, durch welche fie dem F. 1 dieſes 
Beſchluſſes Genüge zu leiften gedenken, in Kenntniß zu fegen. 

6.9. Alle in Deutfhland erſcheinenden Druckſchriften, fie mögen unter ven Beftimmungen 
diefes Beſchluſſes begriffen fein oder nicht, müflen mit dem Namen des Verlegerd und, infofern 
fie zur Klafle der Zeitungen oder Zeitfchriften gehören, audy mit dem Namen bes Redacteurs 
verfehen jein. Druckſchriften, bei welchen viefe Vorſchrift nicht beobachtet ift, pürfen in feinem 
Bundesſtaat in Umlauf gefegt und müflen, wenn ſolches beimlichermeife geichieht, gleich bei 
ihrer Ericheinung in Beſchlag genommen, auch die Verbreiter derſelben, nad) Beſchaffenheit ver 
Umſtände, zu angemeffener Geld: oder Gefängnißftrafe verurtheilt werben. 

6. 10. Der gegenwärtige einftweilige Beſchluß foll vom heutigen Tage an fünf Jahre lang 
in Wirkfamfeit bleiben. Bor Ablauf diefer Zeit full am Bundestage gründlich unterfucht wer⸗ 
den, auf welche Weife die im Art. 18 der Bundesacte in Anregung gebrachten gleihförmigen 
Verfügungen über die Preßfreiheit in Erfüllung zu fegen fein möchten, und demnächſt ein Deft- 
nitivbefchluß über die vechtmäßigen Grenzen der Preßfreiheit in Deutfchland erfolgen. 

Bevor dieſe in $. 10 feftgefegte Friſt ablief, Hatten fich die Verhältniſſe am Bundestage 
io geftaltet, daß Öfterreich, weiches planmäßig auf eine Unterbrüdung aller Freiheitsregun⸗ 
gen in Deutfihland ausging, und Preußen, welches Öfterreich® Vorgang auf diefem Wege faft 
blindlings folgte, unbedenklich einen Schritt weiter gehen Eonnten. Der Widerfprucd einzelner, 
von etwas liberalerm Geifte angehaudter Regierungen, der ſich felbft noch bei den Karlsbader 
Eonferenzen bemerkbar gemadt hatte, war inzwiſchen vollends zum Schweigen gebracht worden ; 
die Vertreter dieſer Nihtung am Bundestag waren durch den öſterreichiſch-preußiſchen Ein= 
fluß befeitigt. Auch die zur Ausführung des Bundesbeſchluſſes von 1819 und zur Übermwa- 
hung der Prefle in ganzen Umfreid des Bundes beſtimmte Commiſſion hatte die Kolgen ver um 
das Jahr 1823 vorgenommenen „Epuration des Bunvedtags’ zu enipfinden gehabt. Anfangs 
hatte man dieſe Commiſſion in derfelben Zufammenfetung belaffen,, wie fie im Jahre 1818 — 
allerdings zu ganz anderm Zweck — zur Berathung des von Berg'ſchen Berichts — niedergefegt 
worden war. Im Jahre 1820 ward fogar noch an die Stelle des abberufenen Hrn. von Berk⸗ 
heim der liberale Hr. von Wangenbeim gewählt. Allein im Jahre 1823 traten flatt der Ge⸗ 
fandten von Buol, von Berg, Aretin und Martend die Befandten von Münch, Goltz, von Zlit- 
tersdorf und von Eiben ein; im Jahre 1825 ward Hr. von Wangenheim dur Hrn. von Mar: 
ſchall und ver Graf Golg durch Hrn. von Nagler erfegt. 

Die erſte Zeitfchrift, welche die Folge des Bundespreßgefepes von 1819 zu empfinden hatte, 
war der „Deutſche Beobachter” (von Liefhing in Stuttgart herausgegeben). Er warb un: 
mittelbar von Bundes wegen verboten und fein Herausgeber Kiefhing auf fünf Jahre unfähig 
zur Führung einerffedaction im Geſammtgebiet des Deutſchen Bundes erklärt. Doch nahm man 
ih noch die Mühe, die formelle und materielle Berechtigung des Bundestags zur Ergreifung 
piefer Maßregeln in einer ausführlichen Deductionsſchrift, als Unterlage des betreffenden Be- 
ſchluſſes, zu erörtern. In der Sigung vom 15. San. 1824 faßte die Bundesverfammlung den 
Beihluß: „Daß die ſämmtlichen Regierungen der Bunvesflaaten erfucht werben, Reclamatio⸗ 
nen und Denkſchriften, welche bei der hohen Bundesverfammlung gebrudt eingereicht werben 
ſollen, einer Genfur da, wo fie noch nicht befteht, zu unterziehen, fowie insbeſondere der Senat 
der Freien Stadt Frankfurt erfucht wird, zu verordnen, daß jene Gingaben, welde am Sig 
diejer Berfammlung gedruckt werden follen,, in den hiefigen Druckereien nicht eher ald nach er⸗ 
theiltem Imprinatur von feiten der Bundeskanzleidirection (welche in vorkommenden Ballen 
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mit der Reclamationscommiſſton Ruüͤckſprache pflegen wird) angenommen werben‘; ferner 
vereinigte man fi unterm 5. Kebr. 1824 dahin, „daß in Bundesſachen überbaupt, ſowol in 
Beziehung auf die Verhandlungen ver hoben Bunbeöverfammlung felbft, als audy auf die Ge⸗ 
ſchäfte aller von ihr abhangenden Commiſſtonen, in den in den deutfhen Bunvedftaaten er- 
ſcheinenden Zeitungen nichts anderes aufgenommen werde als woͤrtlich, was die denfelben mit: 
getheilten Bundestagdprotofolle enthalten”. Endlich beſchloß die Bundesverfammlung am 
16. Aug. 1824 die Verlängerung der Dauer des Bundespreßgeſetzes von 1819 auf unbe: 
flimmte Zeit. Die ganze Richtung der Zeit, nicht in Deutſchland allein, ſondern faft allerwärts 
in @uropa, war in dem britten Jahrzehnt eine politifch rückläufige und der Freiheit wenig gun: 
ſtige. Die Preſſe litt natürlich mit am meiften unter diefem Drud der Berhälmiffe. In Deutſch⸗ 
land nahm die Eenfurftrenge faſt in allen Staaten gleihmäßig überhand. Man ging dabet viel: 
fach noch über ven Bundesbeſchluß von 1819 hinaus, Indem man aud die Drudigriften über 
20 Bogen der Genfur unterwarf. Die Inftructionen der Genforen, wenn auch auf dem Papier 
zum Theil leidlich liberal, wie z. B. die preußiſche vom 20. Det. 1819, wurden doch in der Braris 
meift ziemlich fireng, und je weiterhin , vefto firenger gehandhabt. Auch anderwärts griff Die 
gleiche Feinpfeligkeit gegen die Preſſe platz. In Frankreich, wo nad der Charte von 1814 
Genfurfreiheit gefeglich beftand,, wurde dafür ein um fo härteres Syſtem der Verfolgung und 
Beftrafung aller der Regierung, dem Klerus oder dem Adel misfälligen Schriften mit Hülfe 
einer den herrſchenden Gewalten nur allzu bienftfertigen Juſtiz in Anwendung gebracht, wie 
z. B. die über Paul Louis Courier und andere verhängten ſchweren Strafen bezeugen. End: 
li, im Jahre 1830, da die Regierung dem wachfenden Unwillen der Öffentlihen Meinung über 
ihr unfreifinniges Gebaren mir den gefelichen Mitteln zu begegnen fih-außer Stande fühlte, 
griff fe zu dem befannten Staatöftreich gegen die Prefle, ven Juliordonnanzen, in denen fle 
die Cenſur wieder einzuführen verfuchte. Die Antwort des Landes darauf mar die Revolution 
vom Juli 1830 und der Sturz der Bourbonen. 

V. Die Zuftände der Preffe von 1830— 40. Die franzöfiihe Revolution von 
1830 war, wie eben erwähnt, zunächſt die Folge eines verfaſſungswidrigen Angriffs auf bie 
Breiheit ver Preſſe geweſen. Ste mußte daher einer freiern Geftaltung der Prefle zunächſt zu⸗ 
gute fommen. In bie revidirte franzöitfche Gharte von 1830 ward die Beflimmung aufgenom- 
men: „Die Genfur ift abgefhafft und darf nie wieder eingeführt werden.” Im vielen beut- 
{hen Staaten, zumal den nabe an Frankreich gelegenen, regte fidh in der Preffe wie überhaupt 
int Volk alsbald wieder ein lebendigerer Beift. Von befonderer Bedeutung war es, daß gerade 
in demſelben Jahre das Grenzland Baden einen neuen Herrſcher erhielt , ver fich, wie überhaupt 
dem politiihen Fortſchritt, fo insbeſondere ver Preffreihett günftig erwies und förmlich bie 
Genfur aufhob. Wenn man anderwärts aud nicht fo weit ging, fo ließ man doch von der bis⸗ 
berigen Strenge in Handhabung der Cenſur bedeutend nad und geftattete der Prefle, na= 
mentlich auch der periodiſchen, eine viel größere Freiheit. 

Diefe Zeit eines freiern Aufathmens mar aber nur von fehr kurzer Dauer. Sobald mar 
fah, daß In Frankreich die Bewegung nicht weiter ging, und nachdem durch Unterbrüdung ber 
polnifhen Revolution auch von diefer Seite Feine Gefahr mehr drohte, begannen die deutſchen 
Regierungen unter dem Vorgang und Einfluß der beiden größten, deren Länder von dem Rück⸗ 
fhlag der Julirevolution unberührt geblieben waren, mit vereinten Kräften der freiern Ridy- 
tung des Volksgeiſtes wieder entgegenzutreten. Die erftien Mafregeln nad; dieſer Seite hin tra⸗ 
ren abermals, wie 1819, die Prefie. Schon im Herbſt 1830, al8 ver erfle Sturm der von 
Sranfreih ausgegangenen Bervegung vorliber war, hatte der Bundestag fid) zu Mafregeln 
gegen die Vreffe ermannt. In der Sigung vom 21. Oct. 1830 faßte er ven Beſchluß: „Die 
Genforen politifher Blätter anzuweifen, bei Zulaſſung von Nachrichten über ftattgefundene auf: 
tühreriiche Bewegungen mit Vorſicht zu Werke zu geben und bei ven innere Verhältniſſe behan- 
delnden Tageöblättern wachſam zu fein.” Als ferner in der Sitzung vom 17. Febr. 1831 über 
eine Eingabe des Profeſſors Welder in Freiburg wegen Verwirflihung ver im Art 18 d der 
Bündesacte enthaltenen Zufage Bericht erflattet wurde, beſchloß die Bundesverfammlung, dieſe 
Eingabe ohne weitere Folge lediglich ad acta au legen und ferner, auf Antrag Öfterreichs, 
„aus diefen Anlaß wiederholt einftimmig die Überzeugung auszufpredhen, daß die Aufredht: 
haltung und genaue Befolgung der wegen Verhütung bes Misbrauchs der Vrefle beftehenben 
bundesgeſetzlichen Beftimmungen im wohlverflandenen Intereffe ſaͤmmtlicher Bundesregierun- 
gen liege, und daher darüber gemeinfam zu wachen‘. Unterm 10. Nov. 1831 ward fodann der 
weitere Beihluß gefaßt: „Da fänmtliche Mitglieder des Deutſchen Bundes die feierliche Ber: 
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pflichtung gegeneinander übernommen haben, bei der Aufficht über die in ihren Ländern erſchei⸗ 
nenden Zeitungen, Zeit: und Flugſchriften mit wachſamem Ernſt zu verfahren und dieſe Auf: 
ficht dergeftalt handhaben zu laffen, daß dadurch gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Er: 
Örterungen auf jene Weiſe möglichft vorgebeugt werde, in neuerer Zeit aber der Misbrauch der 
pertodifch = politifhen Prefle in einer hoͤchſt bepauerlihen Weile zugenommen hat, fo bringt die 
Bundesverfammlung fämmtlichen Bundesregierungen dieſe bid zur Vereinbarung über ein deſi⸗ 
nitives Breßgefeg in voller Kraft verbleibende gegenfeitige Verpflihtung mit dem Erſuchen in 
Erinnerung, bie geeigneten Mittel und Vorkehrungen zu treffen, damit die Aufficht über die in 
ihren Staaten erſcheinenden Zeitblätter nad dem Sinn und Zweck der beſtehenden Bundesbe⸗ 
ſchlüſſe gehandhabt werde.“ 

Am 29. Nov. 1831 zeigte das Präſidium der Bundesverſammlung an, daß die Preßbe⸗ 
ſchlüſſe von 1819 und 1824 an die heim Bunde acerebitirten auswärtigen Gefandten mitge: 
theilt worden feien, und bemerkte dabei, daß ver Bund zur firengften Handhabung derfelben 
um feiner felbft und des gefammten Europa willen verpflichtet ſei. Zugleich trug baflelbe 
barauf an, „die ihrer fhlehten Tendenz wegen befannten Zeitungen auf Bundesfanzleikoften 
für die Breßgefegeommiffton zur Prüfung anzuſchaffen.“ 

Wenn die Bundesverfammlung dazwiſchen am 26. April 1832 ihre Preßcommiſſion an⸗ 
wies, „ſich mit der im Art. 18 der Bundesacte der Bundesverfammlung zugewiefenen Aufgabe 
der Herbeiführung gleihftimmiger Verfügungen über die Preſſe mit möglichfter Beſchleunigung 
zu beihäftigen‘‘, fo hatte ein folder Befhluß natürlich fett einen ganz andern Sinn ale vor 
14 Jahren. Gleihftimmige Verfügungen über die Preſſe fanden übrigens fhon infofern flatt, 
als man von Bundestags wegen auf die Handhabung der Preßpolizei in den einzelnen Bundes⸗ 
faaten einzuwirken beeifert war. So machte in der Sigung vom 30. Mai 1832 das Präſidium 
auf eine Anzahl von Schriftftellern aufmerkfam , welche ald Schürer der Bewegung befonderd 
ind Auge zu faflen feien, und die Gefandtfchaften kamen überein, bei ihren Megierungen darauf 
anzutragen, diefe Schriftfteller,, ſoweit fie außerhalb ihrer Heimatsländer ſich befänden, in die: 
jelben zurüdzuverweifen, vie eingeborenen aber im eigenen Lande unter ftrenge polizeiliche 
Auffiht zu flellen. Es wurden auch fofort mehrere Regierungen namentlich auf einzelne 
Schriften und Schriftfteller in ihren Gebieten aufmerkffam gemacht, welche fie fpeciell zu ver: 
folgen hätten. Insbefondere fand man eine ſolche Verfolgung nothwendig rückſichtlich der an 
mehren Orten erfchtenenen Proteftationen gegen die Bundespreßgefege von 1819 und 1824. 

Der einzige Sag In jenen Bundespreßgeſetzen, welcher einen gewiſſen Geiſt ver Sumanität 
oder der Gerechtigkeit athmete und den Schriftftellern einigen Schuß verlieh, der Sag, daß bie 
Berfafler cenfirter Schriften für deren Inhalt nicht verantwortlich fein follten (ein Grundſatz, 
der übrigens fhon im Jahre 1788 in dem berlihtigten Cenſuredict des Königs Friedrich Wil: 
heim Il. von Preußen ſſ. oben] ausgeſprochen war — fo felbftverftännlich erſchien derſelbe fogar 
einem Wöllner!), dieſer Sag warb jegt durch einen Bundesbeſchluß hinmweginterpretirt. Diefer 
Bundesbeſchluß (vom 14. Juni 1832) lautet: „Die Hohe Bundesverſammlung ſpricht ihre Mei: 
nung dahin aus, daß 6.7, Abſatz 2 des Bunbestagäbefihluffes vom 20. Sept. 1819 nicht in 
dem Sinn genommen werden könne, daß bie dort genannten Berfafler,, Herausgeber und Ver⸗ 
leger, wenn fie den Borfchriften dieſes Beichluffes gemäß gehandelt haben, für die von ihnen 
verfaßten, heransgegebenen oder verlegten Schriften auch gegen die einzelnen Bunbeöftaaten 
von aller meitern Verantwortung entbunven fein; daß es vielmehr eine ſelbſtverſtandene 
Sache fei, daß in viefer Beziehung die Anwendung der Landesgeſetze auf die durch bie Preſſe 
Me Verbrechen oder Vergehen durch die Bunpesgefege keinerlei Beichränfung unter: 
worfen ſei.“ 

In derſelben Sigung ſprach die Bundesverfammlung gegen verfchiedene Einzelregierungen, 
in deren Ländern misfällige Preßerzeugniſſe erfchienen waren, bie „‚erneuerte und dringende“ 
Grwartung aus, daß diefelben über die bundesgefegliche Handhabung der Oberaufficht über die 
Preſſe mit größerer Strenge ald bisher wachen und dadurch den Beſchwerden benachbarter Re⸗ 
gierungen „endlich“ durch geeignete kräftige Maßregeln abhelfen würben. Zugleich machte das 
Praͤſidium auf die Bereine zur Unterflügung ber freien Preſſe aufmerffam. Sämmtlihe Ge: 
ſandtſchaften äußerten fih mit den Präfipialanfichten einverflanden und übernahmen es, in 
diefem Sinne an ihre Regierungen zu berichten. 

Weiter ward am 29. Nov. 1832 im Hinblick auf die Ausgabe einer lithographirten Bei: 
lage zu ber Zeitfchrift „Der Berfaffungsfreund” von der Bundesverfammlung beſchloſſen: „Dat 
die in dem proviforifchen Bundesbeſchluß vom 20. Sept. 1819 enthaltenen Beftimmungen 
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gegen ven Misbrauch ver Buchdruckerpreſſe in gleichen Maße auf lithographirte Zeitungert, 


periodifhe Zeit: und Flugſchriften und Drudichriften unter zwanzig Bogen in Anwendung au 
bringen ſeien.“ Gegen auswärtige Zeitungen war fhon am 5. Juli 1882 eine allgemeine Maß: 
vegel getroffen worden durch einen Bundeöbeichluß, welcher verfügte: „Keine in einem nicht zum 
Deutichen Bunde gehörigen Staat in deutſcher Sprache im Druck erfcheinende Zeit: oder nicht 
über zwanzig Bogen betragende fonftige Druckſchrift politifchen Inhalts Darf in einem Vundes 
ſtaat ohne vorgangige Genehmhaltung der Regierung beffelben zugelaflen und ausgegeben wer⸗ 
den; gegen die Übertreter bed Verbots ift ebenjo wie gegen die Verbreiter verbotener Drud- 


ſchriften zu verfahren.“ 


Der ftärkite Schlag jedoch, welchen die Reaction mittels des Bundeſtags gegen bie Breb- 
freiheit führte, war Die erzmungene Wiederaufhebung des freifinnigen badiſchen Preßgeſetzes. 
Shen an 9. Febr. 1832 trug der preußische Gefandte von Nagler in Bertretung des Öfterrei- 
chiſchen Präſidialgeſandten vor, daß das neue badiſche Preßgefep mit ven beftehenden Bunbes- 
gefegen nicht vereinbart zu fein fcheine und er daher den Auftrag babe, zu beantragen, die Bun⸗ 
desverſammlung moͤge durd ihre Preßcommiſſion prüfen laffen, ob dem wirklich fo jet und ob 
demnach das gedachte Geſetz beftehen dürfe. Diefem Antrag warb durch einen Beihluß der 
Verſammlung, und zwar ohne Widerſpruch des badiſchen Befandten, Zolge gegeben. Schon 
am 20. Febr. deſſelben Jahres erftattete die Commiſſion Vortrag und erklärte: daß das babi- 
fe Preßgeſetz mit der Bundesgeſetzgehung unvereinbar fei und ſonach nicht beflehen dürfe. 
Auch dawider erhob Baden keine Einwendung. Erit am 8. März lien die badiſche Regierung 
am Bundestag erklären, daß fie dad Bundespreßgeſetz von 1819 als verbindlich auch für Baden 
anjebe, daflelbe aber in dem neuen Preßgeſetz nicht verlegt, fondern richtig angewendet zu Haben 
glaube. Am 5. Juli 1832 erfolgte ver Beihluß der Bundeöverfammlung über dad badiſche 
Preßgeſetz, obgleich noch nicht alle Geſandten dazu inftruirt waren. Auch diefe Formwidrigkeit 
ließ Baden gefchehen. Der Beſchluß ging dahin: „daß dad am 1. März laufenden Jahres im 
Großherzogthum Baden in Wirffamkeit getretene Prefgefeg für unvereinbar mit der beftehen- 
den Bundesgeſetzgebung über die Preſſe zu erklären fei und daher nicht beftehen dürfe.” Demzu- 
folge fpricht die Bundeöverfammlung die zuverfichtliche Erwartung aus, „daß die großherzoglicdhe 
Regierung diefed Preßgejeg fofort fuspendiren und zur Vorbeugung jeder ferner davon zu beſor⸗ 
genden Verlegung der Intereflen und Nechte des Bundes oder der einzelnen Bundesſtaaten fich 
die firenge und gewiſſenhafte Handhabung der Bundesbeſchlüſſe vom 20. Sept. 1819 und vom 
16. Aug. 1824 angelegen fein laffen werde. Die Bundesverſammlung erwartet die Anzeige 
über den Bollzug dieſes Beichlufles binnen 14 Tagen.‘ 

Baden enthielt fi der Abflimmung und behielt ich feine Erflärung vor. Dieſe erfolgte 
am 31. Juli 1832. Baden bezeigte fih dem Bundesbeſchluſſe gehorfam, indem e8 zwei Ber- 
ordnungen vorlegte, Durch welche das Preßgeſetz vom 1. März in allen feinen weſentlichſten Be⸗ 
ftimmungen wieber außer Kraft gefegt warb. 

In der Sigung vom 19. Juli 1832 erlieh ver Bundestag „kraft ver durch ben Bundes: 
beihluß vom 20. Sept. 1819 und 16. Aug. 1824 ihm übertragenen Autorität’ ein Ber- 
bot der in Großherzogthum Baden erſcheinenden Zeitblätter, „Der Freifinnige“ und „Der 

Wächter am Rhein‘. Die beiden nominellen Herausgeber biefer Zeitungen, Friedrich Wagner 
und Friedrich Schlund, follten fünf Sahre lang von da an in feinem Bunvesflaat bei der Re⸗ 
daction einer Zeitihrift zugelaffen werden. Zugleich warb die badiſche Regierung angewieſen, 
ütber die eigentlihen Redacteure der beiden gedachten Zeitungen Auffchluß zu geben. 

Schon am 2. März 1832 war ein Bundedverbot gegen die in Rheinbaiern ericheinenden 
Zeitſchriften „Deutſche Tribüne, „Weſtbote“ und „Zeitſchwingen“ erfolgt. Daffelbe geihah 
am 16. Aug. mit den in der Cotta’fchen Verlagshandlung erfcheinenden „Allgemeinen politi- 
fhen Annalen‘, herausgegeben von Karl von Rotteck, und am 6. Sept. mit der in Stuttgart 
von C. A. Mebold herausgegebenen „Deutſchen allgemeinen Zeitung‘. Gegen die inzwiſchen 
ermittelten Rebacteure des „Freiſinnigen“ und des „Wächter am Rhein“, Candidat Giehme 
und Dr. Strohmeier, ward ebenfo wie gegen Rottel und Mebold vie fünfjährige Aus: 
ſchließung von jeder Redactionsthätigkeit ausgeſprochen. Endlich aber gab die Bundedver: 
famnılung noch die Erwartung fund, die badische Regierung werbe auf geeignete Weife ein: 
ihreiten gegen die Vrofefloren Duttlinger,, von Rotteck, Welder, Fromherz und Perleb, melde 
fie als Theilnehmer an der Redaction des nun unterdrückten Zeitungöblattes „Der Kreifinnige‘‘ 
erfannte, und „welche die Grenzen ihres Berufsüberfchritten, fich zu ven verderblichſten, ver oͤffent⸗ 
ligen Ordnung und Ruhe feindfeligen, vie Grundlage ver beftehenden Staatdeinriptungen 
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untergrabenden Lehren bekannt, Diele verbreitet und dadurch ihre Unfähigkeit zu Verwaltung 
des ihnen anvertrauten Amts unverkennbar an den Tag gelegt haben‘. Die badiſche Regierung 
entſprach diefer Erwartung, indem fie die Brofefloren von Notted und Welder von ihren Lehr⸗ 
ämtern entfehte. Am 15. Mai 1832 ward gegen den, Volksfreund“ zu Hilpburghaufen und 
deſſen Redacteur Joſeph Meyer das übliche Verdiet ausgeſprochen. Da noch fortwährend Prote⸗ 
flationen gegen die Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juli eingingen , 10 beichloß die Bundesverfamm- 
lung , daß gegen die Urheber und Verbreiter verfelben Unterſuchungen einzuleiten felen. 

Auch die folgenden Jahre waren reih an Maßregeln gegen die Prefle. Am 12. März 1833 
warb was in Sachen ergangene Verbot der „Biene auf alle Bundesſtaaten ausgebehnt un 
dem Herausgeber die Fortſetzung des Blattes, unter welchem Titel e8 auch fei, unterfagt. Am 
22. Aug. 1833 warb der meiningifhen Regierung von feiten des Bundestags „eine firengere 
Handhabung des Bundespreßgeſetzes und der anderweiten hiernach gefaßten Beſchlüſſe“ in Bezug 
auf die in Hildburghauſen erſcheinende, Dorfzeitung” in Srinnerung gebracht, „damit nicht bei 
fortgefeßter Rräfliber Tendenz vieler Zeitung die Bundeöverfammlung fi) zur Anwendung ber 
im 6.6 des Bundespreßgeſetzes enthaltenen Strafbeflimmung bemüßigt fehe‘‘, und auf eine ſpä⸗ 
tere Beihwerde Sachen : Weimard warb die meiningifhe Negierung zu einer Erklärung dar: 
über binnen vier Wochen aufgefordert. Am 14. Nov. und 5. Dec. 1833 wurden die „Neckar⸗ 
zeitung‘ in Stuttgart und zwei in Heflen-Darınflabt erſcheinende Zeitfchriften verboten, ihre Re⸗ 
dacteure auf fünf Jahre präckubirt. Kerner murben auf Die Anzeige der Gentralunterfuchungs- 
behoͤrde des Bundes, daß in mehrern Zeitungen außerorbentliche Nachrichten über die von der: 
jelben veranlaßten Unterſuchungen und Berbaftungen enthalten feien, vie Negierungen zur ge: 
nauen Beobachtung der darüber ergangenen Vorſchriften angehalten. Diele Vorſchriften, nie: 
dergelegt in ven Vundesbeſchluͤſſen vom 19. Sept. 1833 und 6.Nov. 1834, betrafen das firenge 
Berbot aller folder Veröffentlihungen über anhängige politifche Unterfuhungen. 

Ein anderer Bundesbeſchluß vom 26. März 1834 lenkte die Aufmerkſamkeit der Bundes⸗ 
regierungen auf die Berbreitung verſchiedener ftantögefährlicher Druckſchriften mit ver An: 
weifung, „wegen linterbrüdung biefer Schriften und Erforfhung der Urheber und Berbreiter 
derfelben das Erforderliche anzuordnen”, erfuchte fle zugleich, der Bundeöverfammlung von den 
Drudiäriften, deren Unterdrückung und Verfolgung in ihren Staaten fie für nothwendig er: 
achten, Kenntniß zu geben. Infolge der hierauf eingegangenen Anzeigen wurden dann wegen 
Unterdrüdung der betreffenden Schriften im Gefammtgebiet des Bundes die nöthigen Vorkeh⸗ 
rungen getroffen. 

Bald begnügte man fi nicht mehr mit dem Verbot einzelner Schriften. Durch Bundesbe⸗ 
ſchluß vom 10. Juli 1834 ward ein Berbot fänmtlicher Berlagsartifel der Hatbeloff und Campe'⸗ 
ſchen Buchhandlung in Baris für alle Bundesftaaten ausgefprochen ; daſſelbe geihah am 11. Sept. 
1834 in Betreff aller in den Dfficinen von G. 2. Schüler und Witwe Silbermann in Stras- 
burg erihienenen Werke; in derfelben Sigung ward bie in Paris unter dem Titel „Der Geäch 
tete’ von Venedey und andern herausgegebene Zeitfchrift, ſodann in der Sitzung vom 26. Sept. 
1834 eine Zeitfchrift von 3. H. Barnier in London, „Deutſches Leben, Kunſt und Voefie”, für 
den ganzen Umfang bed Bundes verboten. Man ſieht, e8 war Gonfequenz und Syftem in dem 
Berfahren des Bundestags gegen die Prefle, und die nach andern Richtungen hin niemals zu 
erreichende Einigkeit und Energie dieſes Centralorgans des Deutſchen Bundes war bier, wo es 
gemeinfame Maßregeln gegen ven öͤffentlichen Geiſt ver Nation galt, durchaus nicht zu vermiſſen. 

Sierher gehören auch gewifie Artikel der berüchtigten geheimen Wiener: Gonferenzbeichlüfle 
vom 12. Juni 1834, welche allerdings nicht die bindende Kraft förmlicher Bundesbeſchlüſſe er: 
langten, aber doch von den dabei bethelligten Megierungen (nur die 13. Bunvedtagscurie, 
Braunſchweig und Naffau, war dabei unvertreten) nach einer ausdrücklichen Vereinbarung in 
Art. 60 für „ebenfo bindend erachtet wurden, ald wenn biefelben zu förmlichen Bundesbe⸗ 
ſchlüſſen erhoben worden wären”. Bon den Artikeln dieſer Conferenzbeſchlüſſe betreffen folgende 
fpeciell die Prefle: Art. 28. Um die zur Erhaltung der Ruhe Deutſchlands Üübernommene ge⸗ 
genfeitige Verpflichtung einer wachſamen und firengen Auffiht über die in den verbündeten 
Staaten erjheinenden Zeitungen, Zeit: und Flugſchriften in gleihem Sinne vollftännig zu er: 
füllen und die dem proviforifchen Preßgeſetz gemäß beſtehende Genfur auf die zweckmäßigſte 
Weiſe gleihförmig zu handhaben, werden die Regierungen 1) das Genforamt nur Männern 
von erprobter Sefinnung und Fähigkeit übertragen und diefen eine bem ebrenvollen Vertrauen, 
welche daſſelbe vorausſetzt, entſprechende Stellung, fei es in felbflänviger Eigenſchaft oder in 
Verbindung mit andern angejebenen Ämtern fihern; 2). den Genforen beftinnmte Inftrurtio- 
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nen ertheilen; 3) Cenſurlücken nirgends dulden; 4) in denjenigen Bunbesflaaten, in wel⸗ 
hen nicht durch die Verfaflung oder durch die Landesgeſetze anderweit Kürforge getroffen iſt, 
wird unbefchadet deſſen, mas in $. 6 des proviforiihen Preßgeſetzes vom Jahre 1819 verfügt 
ift,, eine höhere Behoͤrde mit den Functionen eines Ober - Benfurcolfegiume beauftragt werben, 
um als ſolches theils über die pflihtmäßige Erfüllung der Obliegenheiten der Cenſoren zu wa⸗ 
hen, theils auch Die Befchwerven der Schriftflelfer über das Verfahren und die Ausſprüche der 
Genforen zu erledigen. 

Art.29. Bon den Nachtheilen einer übermäßigen Anzahl politifher Tagesblätter überzeugt, 
werden die Negierungen auf eine allmählich herbeisuführende Verminderung folder Blätter, 
ſoweit died ohne Kränkung erworbener Rechte thunlich iſt, Bedacht nehmen. 

Art. 30. Kraft der ihnen zuſtehenden oberpolizeilichen Auffiht werben die Regierungen 
die Heraudgabe neuer politifcher Tagesblätter ohne bie vorgängige Erwirfung einer diesfälligen 
Conceſſion nicht geftatten Es wird diefe mit Rückſicht auf vorflehenden Art. 29, nad ge⸗ 
wonnener Überzeugung von der Befähigung des Redacteurs und nur mit der Glaufel- völlig 
uneingeihränfter Wiberruflichkeit ertheilt werden. 

Art. 31. Das in einem Bunvesftaat einer Drudfchrift von einen Genfor ertbeilte Impri⸗ 
matur befreit dieſe Schrift nicht von den in andern Bundesländern beſtehenden Auffichtöregeln. 

Art. 32. Die Beflimmungen des Bundesbeſchlufſes vom 5. Jull 1832 , betreffend die Zu= 
lafjunq der außerhalb des Bundesgebiets in deutſcher Sprache erfcheinenden Zeit: und nicht über 
zwanzig Bogen betragenven Drudicriften politifchen Inhalts, follen fortwährend ſtreng vollzo⸗ 
gen werden. Rückfichtlich der in fremden Sprachen erfcheinenden Zeitungen vereinigen fi Die 
Megtierungen zu der Beftimmung, daß Abonnements auf diefelben von ven Voſtämtern nur nad 
einem von der Regierung genehmigten Berzeichniß folder Blätter angenommen werben pürfen. 
Die anf diefe Weife nicht zugelaffenen Zeitungen dürfen zwar von einzelnen verfchrieben, aber 
nicht Öffentlich audgelegt werben. 

Art, 33. Es wird auf geeigneten Wege Sorge dafür getragen werben, daß beim Orncke 
ver flänpifchen Protokolle, wo folder ſtattfindet, alle jene Auferungen hinweghelaffen werden, 
welche nach Beſtimmung des Art. 26 (derſelben Wiener-Conferenzbeſchlüfſe) eine Verweiſung 
zur Ordnung veranlaßt haben. Wenn die ſtändiſchen Protokolle in Zeitungen oder ſonſtigen 
periodiſchen Schriften abgedruckt werden, fo unterliegt dieſer Abdruck allen für die Redaction,. 
Cenſur und Beauffihtigung diefer Ießtern beſtehenden Vorſchriften. Gleiches gilt von ver auß- 
zugsweiſen Bekanntmachung ſtändiſcher Verhandlungen in periobifhen Blättern. 

Art. 34. Die beaufiihtigenden Behörden und die Genforen der Zeithlätter werben ange- 
wieien werven, auch in Betreff ver Aufnahme ver factifchen Umſtände anderer deutlichen Stände: 
verfammlungen mit gleicher Umſicht nach venfelben Regeln wie bei jener des eigenen Staats zu 
verfahren, 

Art. 35. Da, wo Offentlichkeit gerichtlicher Verhandlungen in Straffadhen beſteht, wollen 
die Regierungen der Bekanntmachung biefer letztern durd den Drud nur unter Beobachtung 
ſolcher mit den Geſetzen vereinbaren Borfichtsmaßregeln flattgeben , Durch welche eine nachthei⸗ 
lige Einwirkung auf öffentliche Ruhe und Ordnung verhütet werden kann. 

Art. 37. Es ſoll am Bundestag eine Commiſfion ernannt werden, um in Erwägung 
zu ziehen, inwiefern über die Orgamifation des deutſchen Buchhandels ein Übereinfommen 
ſämmtlicher Bundesglieder zu treffen fei. Zu biefem Ende werben die Rehlerungen geachtete 
Buchhändler ibrer Staaten über diefen Gegenftand vernehmen und die Ergebnifle biefer Begut⸗ 
achtung an die Bundestagscommiſſion gelangen laflen. 

Noch war beabfichtigt, Die Fortdauer des Bundespreßgeſetzes von 1819 auddrücklich feftzu- 
jegen. Der betreffende Artikel lautete im Entwurf: „Da die Gründe, melde dem vroviſoriſchen 
Preßgefeg vom 20. Sept. 1819 feine Entftehung gegeben und deflen fernere Erſtreckung ver: 
anlaßt haben , unverfennbar in gleihem Gewicht vorhanden find, fo follen dieſe gejeglichen Be: 
flimmungen noch ferner in ihrem vollen Umfange in Kraft bleiben und ihnen in allen deutfchen 
Bundesflaaten ein möglichft gleihförmiger Vollzug geflchert werden.” Baiern flug vor, nad 
den Worten „dieſe gefeglichen Beſtimmungen“ einzufchalten : „noch auf ſechs Jahre.“ Es wurde 
hierauf von den übrigen Bundeögliedern erwidert: „Durch dieſen Zufag gehe ber Zweck dieſes 
Artikels, das jegt und in unbeftimmter Dauer beſtehende Gefeg vom Jahre 1819 in feiner Wirk: 
ſamkeit zu befräftigen und zu flärfen, verloren.” Da jedoch Baiern ſich entſchieden weigerte, 
ohne Einfhaltung des von ihm vorgeſchlagenen Zufages nem Artikel feine Zuftimmung zu geben, 
jo beſchloß man, dieſen Artikel lieber ganz wegzulaſſen. 
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Die Wirkungen der obigen Konferenzverabredungen machten ji zunächſt bemerkbar in 
einem Beſchluß vom 28. April 1836, wodurch die Bundedverfammlung infolge einer hanno⸗ 
verifcherfeitö eingegangenen Anzeige und Beſchwerde feſtſetzte: „DaB Berichte und Nachrichten 
über Verhandlungen deuticher Stänveverlammlungen nur aus den Öffentlihen Blättern un 
aus den zur Offentlichkeir beſtimmten Acten des betrefienden Bundesſtaats in die Zeitungen und 
periodifhen Schriften aufgenommen, und daß deshalb die Herausgeber und Redactoren der 
Öffentlichen Blätter angehalten werben follen, jederzeit die Duelle anzugeben, aus welder fie 
joiche Berichte und Nachrichten gefchöpft haben‘, ferner in ver allenthalben fireng gehaudhabten 
Vorſchrift, feine Cenſurlücken zu dulden. 

Noch in das Jahr 1835 fällt ein anderer Beichluß ver Bundesverſammlung, der jich gegen 
eine ganze Klaſſe von Schriften richtete, nämlich der vom 10. Dec. 1835, welcher lautet: „Nach 
dem fich in Deutſchland in neuerer Zeit und zulegt unter der Benennung „das Junge Deutſch. 
land’ oder „die Junge Literatur’, eine literarifge Schule gebildet hat, deren Bemühungen un- 
verhohlen dahin geben, in beletriftifchen, für alle Klaſſen von Lejern zugänglichen Schriften die 
hriftliche Religion auf die frechfte Weile anzugreifen, die beſtehenden focialen Verhältniſſe her: 
abzuwürdigen und alle Zucht und Sittlichfeit zu zerſtoͤren, fo hat die deutſche Bundesverſamm⸗ 
lung, in Erwägung, daß ed dringend nothwendig fei, diefen verderblichen, die Grundpfeiler aller 
gefeglichen Ordnung untergrabenden Beitrebungen durch Zuſammenwirken aller Bunbesregie: 
rungen fofort Einhalt zu ihun, und unbefchadet weiterer vom Bunde oder von den einzelnen 
Regierungen zur Grreihung des Zwecks nad Umſtänden zu ergreifenden Mapregeln, fi zu 
nachſtehenden Beſtimmungen vereinigt: 1) Sämmtliche deutſche Negierungen übernehmen die 
Verpflichtung, gegen die Verfafler, Verleger, Drucker und Verbreiter der Schriften aus der 
unter der Bezeichnung „dad Junge Deutſchland“ oder „die Junge Literatur” befannten literari: 
ſchen Schule, zu weicher namentlid Heinrich Heine, Karl Gutzkow, Heinrih Laube, Zuboli 
Wienbarg und Theodor Mundt gehören, die Straf: und Polizeigefege ihres Landes jowie die 
gegen ven Misbraudy der Preſſe beſtehenden Vorſchriften nach ihrer vollen Strenge in Anwen: 
dung zu bringen, auch die Verbreitung diefer Schriften, jei es durch den Buchhandel, durch 
Leihbibliotheken oder auf ſonſtige Weiſe, mit allen ihnen geſetzlich zu Gebote ſtehenden Mitteln 
zu verhindern. 2) Die Buchhändler werben hinſichtlich ded Verlags und Vertriebs der obener: 
wähnten Schriften durch die Negierungen in angemeflener Weije verwarnt und es wird ihnen 
gegenwärtig gehalten werben, mie fehr ed in ihrem wohlverflandenen eigenen Interefle liege, 
Die Maßregeln der Regierungen gegen die zerftörende Tendenz jener literarijchen Erzeugniſſe 
auch ihrerſeits, mit Rückſicht auf den von ihnen in Anfprud genommenen Schuß des Bundes, 
wirfjam zu unterflüpen. 3) Die Regierung der Freien Stadt Hamburg wird aufgefordert, in 
diejer Beziehung insbefondere ber Hoffmann und Campe'ſchen Buchhandlung zu Hamburg, 
welde vorzugsweiſe Schriften obiger Art in Verlag und Vertrieb hat, die gerignete Verwar⸗ 
nung zugehen zu lafjen. 

In den einzelnen deutfchen Staanıen ward gleichzeitig in vemfelben Geiſte ver Strenge gegen 
die Preſſe, befonders die Tagesopreſſe, verfahren , theild aus eigenem Antriebe ver Negierungen, 
theil® infolge der unaudgefegten dringenden Vorflellungen, melde an die noch etwas liberalern 
beſonders von leiten der beiden größten deutfchen Höfe bald direct, bald indiret durch dad Mittel 
bed Bundestags, ergingen. So beijpieldmeije ward im Königreih Sachſen der erſte conſtitu⸗ 
tionelle Landtag im Jahre 1833 von dem im übrigen ziemlich liberalen Miniſterium Lindenau 
gleich bei jeinem Beginn durd die Mittheilung von Unterdrückung des am meiften verbreiteten 
Blatted im Kande, „Die Biene’, überraſcht, und im Jahre 1837 erging vafelbft ohne Befra- 
gung der Stände eine Preßverorbnung , welche unter anderm die fogenannte Nachcenſur ein 
führte, d. 5. die regelmäßige Mevifion der von den Ginzelcenforen zum Drud zugelaffenen 
Schriften feitens einer hoͤhern Cenſurinſtanz, um ſolche geeignetenfalld nachträglich noch zu 
unterprüden. Doc, blieben, folange der perjönliche Einfluß Lindenau’s der vorwiegende im 
Gabinet war, die Preßverhältniſſe in Sachen immer noch leidlicher ald anderwärts; zumal für 
die Beiprehung innerer Laudesangelegenheiten warb ein ziemlich freier Spielraum gewährt 
und auch im übrigen jo viel Duldung geübt, alö bei der allervings etwas ängſtlichen Rückũcht⸗ 
nahme auf audwärtige, deutſche und auch nichtdeutſche Regierungen zuläffig erfchien, woher 
ed kam, daß Schriften und Schriftfleller, die in andern deutſchen Bundesftaaten allzu harter 
Verfolgung unterlagen, fih nad Leipzig, ohnehin dem Brennpunkt des Buchhandels und 
ſomit der Literatur, flüchteten. In Preußen ergingen 1834, 1835, 1837 verjchärfte Im: 
ſtructionen für bie Genforen; ähnlich in Baiern. In Sſterreich warb unter anderm 1837 
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die Vorſchrift eingeführt, daß fein Oſterreicher etwas ohne inländiſche Cenfur im Auslande 
drucken laflen dürfe. 

Frankreich, dasjenige Land, deſſen politiſche Zuftände immer für einen großen Theil Euro: 
pas, namentlich für Deutſchland, den Mapftab und das Mufter deſſen, was man gegen-Die 
Preffe wagen oder nicht wagen dürfe, abgegeben, war gleichfalls von der freien und unge: 
bemmten Entwidelung, welde das Jahr 1830 wie dem gefammten Öffentlichen Leben jo in®: 
befondere auch der Prefie erſchloſſen und gefihert zu haben ſchien, längſt wieder weit zurück⸗ 
geworfen. Die Preßgeſetze, welche 1837 unter vem Minifterium Mole: Guizot mit Hülfe einer 
willfährigen Deputirtentammer — unter Benugung des Fieschi'ſchen Attentaıs — zu Stande 
Tamen (fie ind berüchtigt unter vem Namen dev Septembergefege), führten zwar Die Büchercenfur 
nicht. wierer ein, aber unterwarfen doch in andern Beziehungen die Preſſe vielen Bedrückungen 
und Beichränfungen, fegten z. B. vie Baution für Zeitungen von 48000 auf 100000 Fro., ver: 
ſchärften die Strafen für Preßvergehen fehr beveutend, verboten Sammlungen zur Dedung ver 
durch ſolche verwirkten Geldbußen, ftellten die Bilver- und Theatercenfur wieder her u. |. w. 

Trotz allevem ſchien es doch, al8 fei um das Jahr 1836 oder 1837 fo ziemlich der tieffle 
Punkt der reactionären Strömung in den Verhälmiſſen ver Preffe erreicht, als beginne nun 
wieder eine mehr auffleigende Bewegung. In Branfreih ward das Miniſterium Guizot durch 
ein Minifterium Thiers abgelöft; in Deutfchland waren ed namentlich die Vorgänge in Hanno: 
ver vom Jahre 1837, melde eine lebhaftere Regung des Volfögeiftes beinahe allerwärts her⸗ 
vorbrachten, während auf philofophifh - religiöfen: und literarifchem Gebiete an bie Stelle des 
Jungen Deutichland eine ernftere und mehr wiflenfhaftlic begründete, aber nicht weniger fharfe 
Oppofition, die Junghegelſche Schule trat, die durch auffehenerregenve Kundgebungen, wie z. B. 
„Das Leben Jeſu“ von Strauß, die „Hallefcjen Jahrbücher“ von Ruge und Echtermeyer, u. a., 
die oͤffentliche Meinung auch von dieſer Seite her in Bewegung ſetzte. 

Spuren eines unmittelbaren Einſchreitens des Bundestags gegen die Preſſe liegen aus den 
legten Jahren des vierten Jahrzehnts nur wenige vor. Zu dieſen Spuren gehoͤrt ein 1838 
von dem koͤniglich ſächſiſchen Gefandten im Namen der Preßcommifilon erftatteter Vortrag über 
eine gegen mehrere Zeit: und Druckſchriften gerichtete Anzeige der Bundescentralbehoͤrde. Unter 
den mancherlei Befchwerven findet fih auch eine gegen ven „Rheinischen Poſtillon“ wegen ge- 
wiffer „gegen ven vervienten Inquirenten, den Hofgerichtörath Georgi in Gießen, gerichteter 
Artikel“. Gegen einzelne der angezeigten Druckſchriften jprach man ein directes Bundesverbot 
aus (fo am 30. Sept. 1839 gegen Venedey's „Preußen und Preußenthum“), bei andern be- 
gnügte man fi, dad Vertrauen außzufprechen, daß in dem Lande, wo ſolche erfchienen, das No⸗ 
thige dagegen erfolgen werve, oder die Regierungen darauf aufmerfjam zu machen. 

v1. 1840 —48. Mit dem Jahre 1840 begann für die deutfche Preſſe wiederum eine 
„lebendigere Zeit“. Die Ihronbefteigung Friedrich Wilhelm's IV. in Preußen regte eine Menge 
von lange zurüdgehaltenen Hoffnungen und Wünfchen zu lauter Kundgebung an, und beinahe 
gleichzeitig gab das von Frankreich aus erhobene Geſchrei nach der Rheingrenze dem allgemei- 
nen deutſchen Nationalgefühl einen lebhaftern Anſtoß. Der neue König von Preußen ſchien 
die Berechtigung der Öffentlihen Dleinung und die Nothwendigkeit, fich mit ihr in gutes Ein: 
vernehmen zu ſetzen, anzuerkennen, theils thatſächlich durd die Öffentlihen Reden, welche er 
jelbft mit der unverfennbaren Abfiht, dadurch auf Die allgemeine Stimmung zu wirken, bei 
verſchiedenen Belegenheiten hielt, theils durch mancherlei perfönliche Äußerungen über den 
Werth der Prefle und die Statthaftigfeit einer „‚gefinnungsvollen Oppofition”. 

Einen beftinnmten gefeßlihen Ausdruck erhielt dieſe Föniglihe Willensmeinung duch eine 
Gabinetdorpre von 10. Dec. 1841, worin ausgeſprochen war, „daß ſowol die Genfur: als die 
Bermaltungsbehörben zu bedenklich feien, wenn e8 darauf anfomme, Begenjtände der Staats: 
verwaltung dur Zeitungsartikel zur Öffentlihen Kenntniß zu bringen”. Der König, warb 
weiter gejagt, wolle, daß die der Beſprechung Über Gegenflände der innern Berwaltung ge: 
zogenen Örenzen überall da, wo diefe Beſprechung eine wohlmeinende und anfländige fel, er: 
weitert und bie Genforen in viefem Sinne angemiefen würden. Es warb dabei das Genfur: 
ebict vom 18. Det. 1819 in Erinnerung gebradt. 

Die Folge diefer Cabinetsordre war eine von den drei Genfurminiftern am 24. Dec. 1841 
erlaffene Gireularverfügung, die Handhabung der Genfur betreffend. ‚Die Cenſur“, hieß es 
darin, „ſoll keineswegs in einem engherzigen Sinne gehandhabt werben. Der Genjor kaun eine 
freimüthige Beſprechung auch der innern Landedangelegenheiten fehr wohl geftatten. Die unver: 
fennbare Schwierigkeit, hierfür die richtigen @renzen aufzufinden, darf nicht zu jener Angſtlichken 
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verleiten, wie ſie nur zu oft ſchon zu Miodeutungen über bie Abſichten des Gouvernements Ver⸗ 
anlaffung gegeben hat. Bleibt «8 gleih unmdglih, im Wege der, Inftruction Berhaltungs- 
maßregeln für alle einzelne Bälle zu ertheilen, fo wird die Bildungsflufe und die äußere Stel: 
lung der Genforen doch dafür eine fihere Bürgichaft gewähren, daß ihrer Umſicht die Auffin- 
dung einer richtigen Witte zroifchen den Extremen gelingen und dadurch ſowol dem Bedürfniſſe 
freterer wiflenfchaftlicder Erörterung ald ver Pflicht, den einzelnen wie die Geſammtheit in allen 
ihren hoͤhern Intereffen vor feindfeligen und böswilligen Angriffen zu fihern, in befriedigen: 
der Weiſe genügt werde. Hieraus folgt insbeſondere, daß Schriften, in denen die Staatöver: 
waltung im ganzen oder in einzelnen Zweigen gewürbigt, exlaffene oder noch zu erlafiende Ge⸗ 
jege nach ihrem Innern Werthe geprüft, Fehler und Misgriffe aufgedeckt, Verbefferungen an; 
gedeutet oder in Borfchlag gebracht werben, un deswillen, weil fie in einem andern Sinne ald 
dem ber Regierung gefchrieben,, nicht zu verwerfen find, wenn nur ihre Faſſung anfländig und 
ihre Tendenz wohlmeinend iſt. Es ift aber dabei eine unerlaßliche Borausfegung, daß die Ten⸗ 
denz der gegen die Mafßregeln ver Regierung ausgeiprochenen Erinnerungen nicht gehäflig und 
boswillig, fondern wohlmeinenn fei, und ed muß von dem Genfor der gute Wille und die Ein- 
ficht verlangt werden, daß er zu unterjcheiden wifle, wo das eine oder das andere der Fall if. 
Wird die Cenſur nach diefen Andeutungen in dem Geiſte des Cenſurediets vom 18. Oct. 1819 
ausgeübt, fo wird einer anſtändigen und freimüthigen Publicität hinreihenvder Spielraum 
gewährt, und es ift zu erwarten, daß dadurch eine größere Theilnahme an vaterländiſchen In: 
tereffen erwedt und fo das Nationalgefühl erhöht werden wird. Auf diefem Wege darf nıan 
hoffen, daß auch die politifche Literatur und Die Tageöprefje ihre Beſtimmung befler erfennen, 
mit dem Gewinn eines reihern Stoffs auch einen würbigern Ton fi aneignen. und es künftig 
verjhmähen werden, durch Mitthrilung gebaltlofer, aus fremden Zeitungen entlehnter, von 
übelwollenden oder ſchlecht unterrichteten Correſpondenten herrührender Tageöneuigfeiten, durch 
Klatichereien und Berfünlicgkeiten auf die Neugierve ihrer Leſer zu ſpeculiren, eine Richtung, 
gegen welche einzufchreiten die Genfur den unzweifelhaften Beruf hat. Damit diefem Ziele 
näher getreten werde, iſt es aber erforderlich, daß bei Genehmigung neuer Zeitungen und neuer 
Redacteure mit großer Vorficht verfahren werde, damit die Tagespreſſe nur völlig unbefcholtenen 
Männern anvertraut werde, deren wiſſenſchaftliche Befähigung, Stellung und Gharafter für 
den Ernſt ihrer Beftrebungen und für die Loyalität ihrer Denkungsart Bürgichaft leiften. Mit 
gleicher Borfiht muß bei Ernennung der Eenforen verfahren werden, vamit das Genforamt nur 
Männern von erprobter Geſinnung und Fähigkeit übertragen werde, die dem ehrenvollen Ber: 
trauen, welches daflelbe vorausſetzt, vollſtändig entfprechen, Diännern, melde, wohldenkend und 
Tharffichtig zugleich, die Form von dem Weſen der Sache zu fondern verfiehen und mit ſicherm 
Takt fi über Bedenken hinmegzufegen wiffen, wo Sinn und Tendenz einer Schrift an fid 
dieſe Bedenken nicht rechtfertigen.” 

Ein mweiterer Schritt auf diefem Wege war die Aufhebung ber Bilvercenfur am 28. Mai 
1842. Als dritte Maßregel endlich folgte am 4. Oct. 1842 die Aufhebung der Genfur für alle 
Schriften, deren Tert mit Ausfchluß der Beilagen 20 Bogen im Drud überftieg — legteres frei: 
lich mit einer doppelten, durch Die Bundeöpreßgeleggebung nicht gebotenen, beſchränkenden Be: 
bingung : 1) der Nennung von Berfafler und Verleger auf dem Titel, 2) der Einreihung einer 
jeden folgen cenfurfreien Schrift bei der Polizeibehörne 24 Stunden vor deren Ausgabe. Yür 
militärifche Schriften blieb, nach einem Erlaß des Kriegsminiftere vom 11. Nov. 1842, die 
Verpflihtung zur vorherigen Einholung der Genehmigung ſeitens der vorgefegten Behörde be: 
Reben. Ein weiteres, wichtiges Zugeftänpnig an die Offentlichkeit und die Preffe war vie von 
denn König Friedrich Wilhelm IV. geftattete Veröffentlichung ver Verhandlungen der Proviu⸗ 
zialflände, freilich ohne Nennung der Namen der Redner. Dan holte damit in Preußen nur 
nad, und auch nur unvollftändig, was in den eonftitutionellen deutſchen Staaten längft befland. 
Bon einer richtigen Auffaffung des Weſens und des Werthes der Tageöprefle zeugte es ferner, 
daß der neue Monarch Preußens feine Behörden anwies (Gabinetdorpre vom 14. Det. 1842), 
ſalſchen Meinungen oder Entftellungen von Thatfachen in den Zeitungen auf dem gleichen Wege 
ver Öffentlichkeit, durch Berichtigungen und Widerlegungen in der Preſſe felbft entgegenzutreten. 
Allerdings blickte in der angeführten Cabinetsordre bereitd eine gewille Boreingenommenbeit 
gegen diejenige Tagesprefle hervor, welche fich den perſönlichen An= und Abfichten des Königs 
nicht zuflimmend erwies. Diefelbe warb in den offlciellen Kreifen allmählich in Bauſch une 
Bogen als „ſchlechte Prefle‘ verfemt und ver freien Bewegung für unwerth erklärt. Schon 
famen auch wieder einzelne Beſchränkungen gegen die Prefle im allgemeinen vor, 3. B. bad 
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Verbot aller und jeder Polemik, ſelbſt einer gemäßigten, gegen die katholiſche Kirche in Den prote⸗ 
ſtantiſchen Blättern, das Verbot einer Beleuchtung des Bartelvertrags mit Rußland u. |. w. 

Der Wenpepunkt des Jahred 1842 — 43 bezeichnete ſodann auch eine entfhiedene Wendung 
in dein Gefanımtverfahren der preußifchen Iegierung gegen die Preſſe. Es erging dem genin 
lien König Friedrich Wilhelm IV. mit der Prefle, überhaupt mit dem Volksgeiſt, wie jenem Zaun: 
beriehrling bei Goethe: die Geifter, die er heraufbeſchworen hatte, machten ihm felbft bauge, 
und ba ihm der rechte Talisman fehlte, um fie entweder zu bannen oder ſich dienſtbar zu machen, 
— nämlich ein wirkliches, inneres Wechſelverhältniß mit dem Vol£ögeift — ſo begann er, unwirſch 
werdend, mit blinder Haft preinzufchlagen. Am Ende des Jahres 1842 warb der „Rheiniſchen 
Zeitung‘ die Soncefjion entzogen, der „Leipziger Allgemeinen Zeitung‘ nicht blos der Giugang 
in die preußiichen Staaten, fondern fogar ver Durchgang durch viejelben verwehrt, bei der jäh- 
fiſchen Regierung auf Uinterbrüdung der „Deutfchen Jahrbücher‘ geprungen, die fich kurz vorher 
von Halle nach Leipzig geflüchtet hatten, u. dagl.m. Diejen und andern Mapregeln gegen einzelne 
Preperzeugnifie folgten bald gejeggeberijche Beſtinmungen allgemeinerer Art in derſelben Rich⸗ 
tung. Durch eine Gabinetdorpre vom 3. Febr. 1843 ward die faum erfl aufgehobene Bilder: 
senfur wieber eingeführt, durch eine ziweite, vom 4. Febr., eine neue Genfurinftruction genehmigt, 
welche ſich zwar nur als eine Ergänzung und weitere Ausführung derjenigen von 10. Dec. 1841 
gab, allein in Wahrheit dad gerade Begentheil davon war. Die Erbitterung des Königs gegen 
die Preſſe, indbefondere die Tagesprefle, weil dieſelbe feinen Erwartungen von der Thätigkeit 
einer ſolchen nicht entfprochen hatte (ſie konnte dies, abgeſehen von der zum Theil einjeitigen 
Natur diefer königliben Erwartung, ſchon um deswillen nicht, weil die Probezeit für die ihr 
geftattete freiere Bervegung eine noch viel zu kurze war), ſpricht fich unter anderm im folgenden 
Worten der letztgedachten Cabinetsordre aus: „Was Ich nicht will, ift: Die Auflöjung der Wil: 
ſenſchaft und Literatur in Zeitungsſchreiberei, die Gleichſtellung beider in Würde und Anfprüchen, 
das Ubel fchranfenlofer Verbreitung verführerifcher Irrihüümer und verberbter Theorien über 
die heiligften und ehrwürbigften Angelegenheiten der Geſellſchaft auf dem leichteften Wege und 
in der flüchtigſten Form unıer einer Klafie dev Bevölkerung, welcher diefe Form lockender unt 
Zeitumgäblätter zugänglicher find ald die Producte ernfter Prüfung und gründlicher Willen: 
ſchaft.“ 

Dieſe völlig veränderte Richtung der von obenher den Cenſurbehörden mitgetheilten An- 
fhauungen von der Preffe würde für die legtere noch fühlbarer geworden jein, wenn nicht durch 
eine faft um die gleiche Zeit von dem König ind Xeben gerufene Binrichtung die Handhabung 
der Genfur einen mehr gemäßigten und gerechten Gharafter erhalten hätte. Es war bieß bie 
@infegung einer oberften Cenſurbehörde mit wenigſtens annähernd richterlihen Formen und 
Befugniffen, des Obercenfurgerichtd. 

Diefed Dbercenfurgericht hatte (nad) der „Verordnung über die Organijation ver Genfur: 
behörden” vom 23. Febr. 1843, jamnıt der Ergänzungsverordnung vom 30. Juni und dem 
„Reglement vom 1. Juli 1843 für das Verfahren bei dem Föniglichen Obercenfurgericht‘') fol: 
gende Einrichtung und Gompetenz: Es beftand aus einem Präſidenten und mindeftend acht Mir- 
gliedern. Zwei ver legten follten aus den Mitgliedern der Akademie der Wiflenjchaften und ber 
Univerfität zu Berlin, die übrigen aus Perfonen, welche zum höchſten Richteramt qualifieirt 
wären, erwählt werden. Der Bräjident und die Mitglieder wurden auf den Vorſchlag des Staatö: 
minifteriums vom König ernannt; die Ernennung der Mitglieder erfolgte auf drei Jahre; doc) 
£onnten dieſelben nad) Ablauf diefer Friſt aufs neue ernannt werden; einen Wechfel in ber Per: 
fon des Präjiventen eintreten zu laſſen, behielt der König feiner Entſcheidung vor, wie er aud) 
in jevem Fall beftimmen wollte, welches Mitglied in Krankheits- oder Behinderungsfällen beö 
PBräfidenten deffen Functionen übernehmen follte. Das Obercenfurgeriht ſtand unter der Ober: 
aufficht des Juſtizminiſters. Bei dem Obercenſurgericht follte ein rechtsverſtändiger Staats⸗ 
anwalt beftellt werden. Derfelbe wurde vom König zu diefem Amt ernannt, aus welchem et 
auf den Antrag des Minifters des Innern zu jeder Zeit vom König wieder entlaflen werden 
£onnte. Er war in feiner Amtsführung dem Minifter des Innern untergeorbnet. Gr hatte Die 
Entſcheidung ded Obercenfurgerichts in allen Bällen, wo dad Öffentliche Intereſſe ed erheiſchte, 
zu beantragen und dieſes Intereſſe bei den Verhandlungen zu vertheidigen. Das Gericht durſte 
in keiner der ihm zugewieſenen Sachen entſcheiden, bevor nicht der Staatsanwalt mit ſeiner Er⸗ 
klaͤrung gehoͤrt worden war. Die Entſcheidungen des Gerichts waren ihm ſtets vollſtaͤndig alt: 
zutheilen, und er hatte von denſelben dem Miniſter des Innern behufd ber erforderlichen weitern 
Verfuügungen Anzeige zu machen. Auch hatte er die betreffenden Polizeibehoͤrden zu benach 
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richtigen, wenn er von dem Erſcheinen unzulaffiger Schriften, von gefegwibrigen Handlungen 
der Cenſoren oder von begangenen Benfurvergehen Kenntnip erhielt. Die nähern Beflimmun: 
gen über die Ausübung feiner Befugniffe und Verpflichtungen, ſowie über die Art feiner Ge: 
fhäftsführung wurden einer befondern, vom Minifter des Innern zu erfaffenden Inftruetion 
vorbehalten. War ver Stantdanwalt vorübergehend an ver Ausübung feines Amts behindert, 
jo konnte ein Stellvertreter vom Minifter des Innern ernannt werden. Dad Obercenfurgericht 
ertbeilte feine Entſcheidungen nad) Stinnmenmehrheit. Dei Stimmengleihheit gab die Stimme 
des Vorjigenden ven Ausſchlag. Zu einem gültigen Beſchluß war die Anweſenheit von minde⸗ 
ftens fünf Mitgliedern, einſchließlich des Borfigenden, erforberlih. Gegen Entſcheidungen des 
Gerichts war feine weitere Berufung zuläſſig. Daffelbe entnahn Die Gründe feiner Entſchei⸗ 
dungen aus den gefeglichen Vorſchriften. Sollten befonvere Zeitumftände vorübergehend den 
Erlaß von fpeciellen Anmwelfungen an die Genforen über die Geftattung over Verſagung bed 
Drucks ober Debits von Schriften und Artikeln, melde ih auf politifche Verhältnifle des In⸗ 
landed oder auf auswärtige Staaten und Regierungen beziehen, notwendig machen, fo hatte 
das Obercenfurgericht folde Anmweifungen, wenn fie mit des Königs Genehmigung erfolgt und 
zu feiner Kenntniß gebracht waren, bei feinen Entſcheidungen über diejenigen Beſchwerden zu 
befolgen, weldye wegen der durch vie Genforen, refp. Oberpräſidenten erfolgten Berfagung des 
Druds oder Debitd folder Schriften und Artikel bei vemfelben erhoben wurden. Dem Gr- 
meſſen des Gerichtö blieb überlaffen, inwiefern in den einzelnen Fällen ven Betheiligten vie 
Gründe der Entſcheidung zu eröffnen feien. Zur Eompetenz des Obercenjurgerichts gehörten: 
1) die Entſcheidung über Beſchwerden, welche gegen die feitend der Genioren oder Oberpräſiden⸗ 
ten erfolgte Berfagung der Druderlaubniß geführt wurden; 2) der Ausipruc von Debitöver- 
boten gegen ſolche Schriften, welche nicht ſchon gefeglich für verboten zu erachten, audgenomuten 
blieb die Berfügung von Verboten gegen auswärtige politiſche Zeitungen; 3) die Ertheilung oder 
Entziehung der Debitserlaubnig fürSchriften, welche außerhalb ver Staaten des Deutichen 
Bundes in deutſcher ober außerhalb der preußifchen Staaten in polniſcher Sprache gedruckt waren, 
jedoch ebenfalls mit Ausnahme politifcher Zeitungen; 4) die Entſcheidung über den Berluft von 
Privilegien oder Konceffionen zu Zeitungen oder andern Zeitfchriften, ſowie über pie Zurüd: 
nahme der dem Redacteur einer privilegixten Zeitung ertheilten Beftätigung , ingleichen über 
die Entfernung des Redacteurs einer conceflionirten Zeitung; 5) die Entſcheidung über ven 
Verluft des Rechts zum Gewerbe des Buchhandels oder der Buchdruckerei in denjenigen Fällen, 
in welchen diefes Recht durch Übertretung der Genfurgefege verwirft ward; 6) das Verbot des 
Debits ſämmtlicher Verlags: und Commiſſionsartikel einer ausländifhen Buchhandlung, welche, 
der ausdrücklichen Verwarnung ungeachtet, fortfahre, verwerfliche Schriften im Inlande zu ver- 
breiten. Alle übrige Gegenftände der Genfurverwaltung, welche nicht im Vorſtehenden als dem 
Obercenfurgericht zugemiefen bezeichnet find, blieben ven Bermwaltungsbehörven, alfo den Ober: 
präjidenten und in legter Inflanz dem Minifter des Innern vorbehalten. Diefer legte hatte 
namentlich zu entjcheiden. über die Conceſſionirung neuer Zeitungen und Zeitſchriften, ſowie 
über die Beftätigung der Nedacteure inländiſcher privilegirter Zeitungen, über die Ertheilung 
und Entziehung der Abonnements und Gingangderlaubnig für politifche, in deutfcher oder freu⸗ 
der Sprache außerhalb ver Grenzen des Deutfchen Bundes, fowie für die in polnifcher außer: 
halb der preußiſchen Staaten erfcheinenden Zeitungen, desgleichen über ven Erlaß von Eingangs: 
ober Debitöverboren gegen folche politifche Zeitungen, welche außerhalb der preußifchen, aber 
innerhalb der deutſchen Bundesſtaaten erfchienen — das legte jedoch nur nach eingeholter Ge⸗ 
nehmigung des Könige — endlich über die Eontraventionen gegen die preßpolizeilihen Anorb: 
nungen, infoweit biefe nicht zur Kompetenz des Dbercenfurgerichtd ober (maß die Rheinlande 
betraf) der gewöhnlichen Berichte gehörten. Bine Concurrenz der ordentlichen Berichte bei der 
Entſcheidung über PBreßangelegenheiten (außer der eben angegebenen, in der rheinlänpifchen 
Gerichtsverfaſſung begründeten) fand nad dem neuen Gefeg auch noch in dem Fall flatt, wenn 
eine Schrift Außerungen enthielt, durch melde ein von Amts wegen zu rügendes Verbrechen ver: 
übt ward. In einem jolden Fall fland demjenigen Gericht, welches über das verübte Ver⸗ 
brechen zu erkennen Batte, die Entſcheidung auch darüber zu, ob die Schrift confiscirt werben 
follte. War eine ſolche Schrift im Auslande erſchienen und Feine derjenigen Perfonen, welche 
wegen deren Abfaffung oder Verbreitung geſetzlich ſtrafbar waren, einem inländifchen Gericht 
unterworfen, fo ging die Entfheldung über die Confiscation an das Obercenfurgericht über. 

Das Obercenfurgeriht war in feinen Entfcheidungen in der erſten Zeit feiner Wirkſam⸗ 
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keit über Erwarten mäßig und ſelbſt zum Theil wirklich freiſinnig (man ſehe die in der, Deutſchen 
Monatsſchrift für Literatur und Öffentliches Leben“ von Karl Biedermann, Jahrgang 1844, 
©. 317 fg., zufammengeftellten „Präjudizien des Obercenfurgerichts zu Berlin‘); fpäterhin 
jedoch verlor ſich dieſe freifinnigere Richtung, und das Obercenfurgericht folgte ebenfalls dem 
allgemeinen, der Preſſe immer ungünftiger werdenden Zuge der Regierung. 

In Sachſen fam auf dem Landtage von 1842— 43 ein Preßgeſetz zu Stande, welches einige 
Härten ber bisherigen Praxis milderte und der Preſſe wenigftend etwas mehr Sicherheit und 
Breiheit gewährte als die Preßverordnung von 1837. Insbeſondere wurden dadurch für 
Sachſen ebenfalls die Schriften über 20 Bogen von der Eenfur entbunden. Dagegen verfland 
ih die Regierung durchaus nicht dazu, bie Entfheidung über DVertriebsverbote u. dgl. in die 
Hand einer richterlichen over wenigſtens halbrichterlihen Behörde (wie das preußifche Ober: 
cenfurgericht) zu legen, alles, was man von ihr erlangte, war, daß in ſolchen Fällen flatt des 
reinen Berwaltungsverfahrene dad fogenannte Apminiftrativjuftizverfahren eintreten follte. 

ALS eine neue und bemerfenswerthe Erſcheinung iſt auß dem Anfang ver vierziger Jahre die 
beginnende Theilnahme Sſterreichs an der allgemeinen lebhaftern Bewegung der Preſſe und 
dea Öffentlichen Geiftes überhaupt in Deutfchland- zu verzeichnen. Die Schrift „Ofterreih und 
feine Zufunft‘‘ von dem Baron von Andrian gab dad Signal zu einer Menge Schriften ähn: 
lien Inhalts. Diefe Schriften konnten jedoch nicht in Ofterreich ſelbſt erfcheinen, wo bie Gen- 
furverhältnifle nach mie vor äußerft brüdenpe waren, mußten vielmehr in das übrige Deutfch- 
land fi flüchten, um von dort auf geheimen Wegen und mit Hülfe von allerhand Kiften nach 
Dfterreich Hineingefhmuggelt zu werden. Dabei mußten die Namen der Verfaſſer und die Ver: 
bindungen oͤſterreichiſcher Schriftfteller mit dem Auslande, auch dem deutfchen, fireng verborgen 
gehalten werden, denn nad ber ſchon erwähnten, 1837 erneuerten Berfügung war der Druck 
einer Schrift von einem dfterreihifchen Verfaſſer ohne inländiſche Genfurerlaubniß ftrafbar. 
Im übrigen beftanden in Ofterreich die dort ſchon vorlängft eingeführten Unterfcheinungen fort, 
wonach man gewiſſe Schriften ven Gelehrten oder Gebildeten zum Leſen verftattete, die man in 
allgemeinen nicht zuließ (dad erga schedam, admiltitur etc.). Für die politifhen Tages⸗ 
Schriften freilih, namentlih von oppofitionellem Gharafter, wie folde damals maſſenweiſe 
aus dem übrigen Deutfchland nad Oſterreich hineinftrömten, waren dieſe Unterſcheidungen be: 
deutungslod; fie waren indgefammt fireng verpönt. Nur in Ungarn befand — nad deſſen be: 
fonderer Berfaflung — ein freiered Preßregime. Es iſt wol anzunehmen, daß die öfterreichijche 
Regierung damals alled aufgebuten hat, um die übrigen deutſchen Regierungen zu möglichfter 
Genfurftvenge zu beivegen. Dies, vie Wandlung der preußiſchen Politik in Bezug auf die Breffe, 
endlich Die eigenen reactionären Neigungen ber meiſten deutſchen Regierungen machten die 
Verhältniſſe ver Prefle in ganz Deutſchland, mit kaum nennenswertben Ausnahmen, befonders 
gegen die Mitte der vierziger Jahre und weiterhin immer ſchwieriger. Verbote folgten auf Ver: 
bote jowol von größern Schriften ald von Flugſchriften und Zeitungen. Befonvers reich mar 
an folden nächſt Preußen Kurheflen, aber auch Sachſen blieb damit nicht zurück. Gine Zeit 
lang ging man in den Fanatismus der Beargwöhnung aller Vreßerzeugniffe fo weit, daß man 
in dem Hauptflapelplag derfelben, Leipzig, fogar Die von ausmärts her den Commiſſionären zur 
Meiterbeförberung nad andern Ländern anvertrauten Bücherpackete dffnete, um midliebige 
Schriften darin zu entdecken und zu confidciren! 

Der Bundestag blieb bei dieſen Maßregeln — entgegen feiner ein Jahrzehnt vorher geübten 
unmittelbar eingreifenden Thätigfeit gegen die Preſſe — ſcheinbar unthätiger Zuſchauer. Das 
Beijpiel und ver Einfluß der größern Höfe auf die Fleinern genügte in der Regel, um den ge: 
wünfchten Zufammenklang in dem Verfahren gegen die Prefle herzuftellen ; wo nöthig, fanden 
direete Verhandlungen von Cabinet zu Gabinet, directe Einwirfungen im biplomatifchen 
Wege flatt. Allerdings kam ed wol einmal vor, daß Schriften oder Zeitungen, die in den einen 
Staat verboten waren, in dem andern frei curfirten und Infinuationen wegen Unterdrückung 
verſelben fruchtlos blieben ; auch war die Praxis der Genfur in den verſchiedenen Bundesländern 
keineswegs die gleiche, ſodaß in einzelnen berjelben gebruckt werden Eonnte, was in andern zu 
verdifentlihen unmdglih war; allein man ſchien Bedenken zu tragen, in der zwangsweiſen 
Herftellung einer Bleihförmigfeit der Preßpolizei durch ganz Deutſchland fo weit zu geben wie 
in dem vorhergehenden Jahrzehnt. 

Endlich jedoch (im Jahre 1847) tauchte der „Entwurf zu einem Bundesbeſchluß über bie 
Preſſe“ auf, welcher die Tendenz hatte, unter fheinbar größerer Freigebung ber Preſſe diefelbe 
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nur ärgern Bedrückungen zu unterwerfen, indbefondere aber eine Centraliſation ber liber- 
wahung und Verfolgung von Preperzeugnifien für ven ganzen Umfang des Bundes herzuftellen, 
Schlimmer als die durd die Bundesbeſchlüſſe von 1819, 1824, 1832 u. |. w. verſuchte. Die 
Authenticität dieſes Actenftücks, dad, man meiß nicht wie, plöglid von Hand zu Hand verbreitet 
warb und feinen Weg in die Offentlichkeit fand (unter anderm in ver Schrift: „Unſere Gegenwart 
und Zukunft” von Karl Biedermann, Bd. 7), ift niemals vollftändig erwieſen, ebenjo wenig 
aber von irgendeiner Seite, foviel und bewußt, entſchieden in Abrede geftellt worven. Daß 
Berbanplungen, und zwar lebhafte, wegen eines an die Stelle des proviſoriſchen Bundeöpreß: 
gefeßes von 1819 zu fegenven Definitivums im Lauf des Jahres 1847 flattgefunden, daß rin 
Ausſchußvortrag darüber in der Sigung vom 9. Sept. 1847 erftattet worden, worin unter an 
derm der Gedanke einer „jweckmäßigen Verbindung und gegenfeitigen Ergänzung von Bräven- 
tin: und Repreſſiomaßregeln“ in dem zu erlaffenden neuen Bundespreßgefeße angeregt war, daß 
endlich auch fhon beſtimmte Vorſchläge, beziehentlich fertige Entwürfe eined Bundespreßgeſetzes 
von feiten Preußens und Sachſens beim Bundestage eingereidht waren, alles dieſes iſt durch 
den in der Sitzung des Bundestags vom 3. März 1848 erflatteten Bericht des Ausfchufles in 
Preßangelegenheiten foͤrmlich conftatirt. Ebenfo weiß man jegt, daß noch am 13. März 1848 
Preupen’einen Bundespreßgeſetzentwurf am Bundestage vorlegte, welcher feiner ganzen Ten⸗ 
denz und fogar feinen meiften einzelnen Grundbeſtimmungen nad) dem 1847 in bie Hffentlich⸗ 
keit gelangten weſentlich gleicht. Einen Theil dieſer Beſtimmungen finden wir ſodann in dem 
neueſten Bundespreßgeſetz (von 1854) wieder. Durch alles dies erhält der Entwurf von 1847 
ein, wenn auch nur hiſtoriſches Intereſſe, welches jedenfalls deſſen vollſtäändige Mittheilung recht⸗ 
fertigen wird. Er lautet wörtlich fo: 

6.1. Jedem deutfchen Bundesſtaat wird freigeftellt, die Genfur aufzuheben und volle Preß⸗ 
freiheit einzuführen. 

6.2. Dies darf jedoch nur unter Garantien gefhehen, welche bie andern deutfchen Bundes⸗ 
ftaaten und ven ganzen Bund gegen den Misbrauch der Preßfreiheit möglichft ficherftellen. 

6.3. Die Garantien find nicht blos gegen Drudjchriften, fondern auch gegen alle mittels 
mehanifcher Mittel, Steinprud, Kupferdruck, Kupferſtich, Holzſchnitt oder fonft vervielfältigte 
Schriften und Bildwerke zu gemähren. , 

6.4. Die zu gewährenden Barantien find: 1) Überwachung der Buchdruckereien und an: 
derer Anftalten zur Vervielfältigung von Schriften oder Bildwerken. 2) Überwachung ber 
Bud und Kunfthandlungen. 3) Überwachung der Antiquare und Inhaber von Leihbiblio- 
thefen und Lefecabineten. 4) Überwachung der Verkäufer von Flugſchriften und Bildwerken. 
5) Überwachung der Zeitungen und anderer periodifch erſcheinender Schriften. 6) Beftrafung 
der Preßvergehen, d. h. der Linterlaflung folder Körmlichkeiten, welche zur Verhütung und Ver: 
folgung des Misbrauchs der Preſſe nöthig befunden werben. 7) Beftrafung der dur den 
Misbrauch der Preſſe begangenen Verbrechen. 8) Unterbrüdung der gemeingefährlichen Schrif: 
ten und Bildwerke, aud wenn fein ſtrafbares Vergeben durch die Verdffentlihung begangen ift. 

6.5. Bei liberwahung der Buchdruckereien u. f. w. find die nachſtehenden Vorſchriften all: 
gemein bindend. 1) Nur concefftonirte Anftalten find zu dulden. Unconceſſionirte müflen 
aufgehoben werden. 2) Goncefflonen dürfen nicht erteilt werden an Perfonen, welche in einem 
Bundesſtaat innerhalb der legten zwei Jahre wegen Breßvergeben, oder innerhalb der legten 
fünf Jahre wegen Preßverbrechen beftraft find. 3) Der Inhaber einer folden conceffionirten 
Anftalt ift verpflichtet, ein von einer beflimmten Behörde paraphirtes Journal zu führen und in 
daſſelbe den ausführlichen Titel der Schrift, welche er vervielfältigen will, nad) einem ihm vor- 
zuſchreibenden Schema einzutragen, auch Abfchrift Diefed Vormerks der dazu beflimmten Bes 
hörbe vor den Beginn des Drud einzureichen. 4) Der Inhaber einer folchen Anftalt ift ferner 
verpflichtet, jedem Druckwerk feinen wahren Nanıen und den Drudort unter das lepte Druck⸗ 
blatt zu fegen, fowol der ganzen Schrift als der einzelnen Lieferungen, falls fte in ſolchen aus: 
gegeben wird. Es ift der dazu beilimmten Behörbe, auf deren Erforbern, von jedem Druckbogen 
binnen feh8 Stunden nach ven Abzuge deſſelben ein Ereniplar einzureihen. Beſteht vie Schrift 
nur aus Einem Bogen oder weniger, jo muß dies ſtets und ohne befondere Anmeifung dazu 
gefhehen. Bei periodiſchen Schriften finden in diefer Beziehung die Beflimmungen 6. 10 Nr. 4 
flatt. 5) Die betreffende Behörde ift jeberzeit befugt, dad Journal zu 8 einzufehen und die 
Anftalt zu revidiren. 6) Die Unterlaffung der Vorſchriften zu 3 und 4 iſt als Preßvergehen 
zu beftrafen, Kür ven Fall der dritten Verurtbeilung iſt der Inhaber der Anftalt, welcher für 
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ven Betrieb in verfelben unter allen Umſtänden perfönlich verantwortlich ift, ver Gewerbeberech⸗ 


tigung für verluftig zu erklären. 

6.6. Hinfihtli der Buch: und Kunfthandlungen bat jeder Bundesſtaat die nachſtehenden 
‚Anordnungen zu treffen: 1) Nur conceffionirte Handlungen find zu dulden. Nidtconceffionirte 
Anftalten müſſen aufgehoben und deren Inhaber beftraft werden. 2) Boncefilonen dürfen nidht 
ertheilt werben an Perfonen, welche in einem Bunbesftaat Innerhalb der legten zwei Jahre 
wegen Preßvergehen over innerhalb der legten fünf Jahre wegen Preßverbrechen beftraft find. 
3) Kein Buch: oder Kunfthändler darfein Werk verlegen, debitiren, ausbieten, auslegen ober 
ankündigen, auf welchem nicht ver Name und Wohnort eines in Deutſchland wohnhaften Druders 
und eined in Deutihland wohnhaften Verlegerd, oder falld der Verfaſſer darauf als Selbſt⸗ 
verleger benannt ift, eines in Deutfchland wohnhaften Buchhändler ald Commiſſionärs nam- 
baft gemacht find. Außerhalb Deutſchlands in deutfher Sprache gebrudte oder verlegte ZBerte 
dürfen nur dann debitirt, außgeboten, audgelegt oder angekündigt werben, wenn dazu entweber 
das Sunpifat für ganz Deutfchland oder die betreffende Regierung für ihren Bereich Die Er⸗ 
laubniß ertheilt hat. 4) Ebenfo wenig darf er in feinem Debit ein Werk halten oder anfün- 
digen, welches feitend des Bundesſyndikats verboten if. 5) Jever Buch= oder Kunſthändler 
muß ordentliche NRegifter über vie Werke führen, die ex verlegt oder zum Debit erhalten hat. 
6) Die betreffende Behoͤrde ift jenerzeit befugt, dieſe Regiſter der Bud: und Kunſthändler ein= 
zufeben und ihr Lager zu revidiren. 7) Die Verlegung der Vorſchriften zu3, Lund 5 iſt ale 
Preßvergehen zu beſtrafen. Kür den Fall der dritten Verurtheilung ift der Conceſſionsinhaber, 
ohne Rückſicht auf perfönliched Verſchulden, des Rechts zum Gewerbebetrieb für verluflig zu 

erklären. 

6.7. Die Beflimmungen 6. 6 finden auch auf Antiquare und Inhaber von Leihbibliothefen 
oder Lefecabineten Anwendung, mit der Maßgabe, daß die Vorſchriften 3, 4 und 5 von allen 
Werken gelten, welde für das Publikum gehalten werben. 

6.8. Ebenſo finden die Beflimmungen 6. 6 Nr. 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 auf die Berfäufer von 
Flugfchriften und Vildwerken in Betreff der von denfelben zur Verbreitung im Bublifum über: 
nommenen Exemplare Anwendung. 

6.9. Inwieweit die Vorſchriften ver 66.5 —8 wegen Eoncejjionen zu dem Gewerbe auf die 
bereitö beſtehenden Gewerbtreibenden anzuwenden find, bleibt der Befimmung ver einzelnen 
Bundesftaaten überlaffen. Ale andern Vorſchriften der gedachten Paragraphen müflen von 
fämmtlicden Bundesſtaaten, in melden Preßfreiheit eingeführt wird, auch auf bie ſchon beſtehen⸗ 
den Gewerbtreibenden und Anftalten zur Anwendung gebracht werden. Die Feftftellung meh⸗ 
serer Garantien, 3.2. Überwachung folder Anftalten, in denen neben andern Zweiten auch 
Schriften für das Publifum gehalten werden, bleibt den einzelnen Bunpedflasten anheim⸗ 
geftellt. 

6. 10. In Anfehung der Zeitungen und anderer in nicht längern als monatlichen Zwiſchen⸗ 
räumen periodiſch erſcheinenden ober in folden nit längern Zwiſchentäumen in zwanglofen 
Heften herausgegebenen Schriften find die nachſtehenden Beitimmungen zu befolgen: 1) Die 
Herausgabe der bezeichneten Blätter ift nur nad vorgängiger Gonceffion bei der betreffenden 
Behörbe zuläffig. Die Conceſſion ift an Die Perfon des Inhabers gebunden und darf nur einer 
einzelnen phyſiſchen Perſon ertheilt werben, falls nicht bereitd beſtehende Zeitfchriften im Beſitz 
von moralifchen Perfonen find; wegen der infähigfeit dazu gelten pie Beflimmungen 6. 5 Nr. 2. 
2) Die Boncefiion darf nur auf Grund eines Proſpectus ertheilt werben, welder ben Umfang 
des Blattes, die darin zu befprehenden Gegenſtände und die Perioden, in denen e8 erſcheinen 
joll, bezeichnet. 3) Jedes Blatt muß einen verantmortlien Nedacteur Haben. Derfelbe, falls 
der Conceſſtonsinhaber nicht felbft redigirt, bedarf der Beftätigung ver Behörde ; wegen der Un: 
fähigkeit gelten die Beflimmungen 6. 5 Nr.2. Es muß von vemfelben vor der Herausgabe 
des Blattes eine Gaution von 1000 — 10000 Thlrn. beftellt werden. Ausgenommen von 
der Pflicht zu Cautionsbeſtellungen bleiben jedoch ſolche Blätter, welche ausſchließlich den mathe: 
matiſchen, naturwiſſenſchaftlichen oder rein gewerblihen Mittheilungen gewidmet find. Auch 
bevürfen diejenigen Blätter, welche von einer Staatöbehörde herausgegeben werben over unter 
Aufſicht einer folchen ericheinen, Feines Redacteurs und Feiner Gautiondbeflellung. 4) Auf jeder 
Nummer des Blattes muß der Name bed verantwortlicdden Redacteurs angegeben fein. Derfelbe 
hat eine Stunde vor Audgabe jeder Nummer bei periopifchen, in wöchentlichen oder längern 
Zwiſchenräumen eriheinenden Schriften at Stunden zuvor, entweder ein von ihm vollzogenes 
Manufeript oder einen Abdruck derfelben der Behörde einzureichen. Die Berfäumung deſſen 
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oder eine Abweihung ded Abdrucks von dem eingereichten Manuſcript ift gegen ven Redacteur, 
Conceſſionsinhaber und Verleger ald Preßrergehen zu ahnden. 5) Die Überfchreitung ver in 
dem Profpectud oder ſonſt für das Blatt beflimmten Grenzen iſt gegen den Redacteur und Gon- 
ceffionsinhaber als Preßvergehen zu beftrafen. 6) Alle Blätter, weldhe ohne vorgängige Gon- 
ceſſion oder ohne vorgängige Beſtellung eines verantwortliden Redacteurs und Erlegung der 
von demfelben erforderten Baution erfcheinen, find zu unterbrüden und die Herausgeber, und 
zwar Verleger und Druder, wegen Preßvergehen zu beftrafen. 7) Die Herausgeber ſchon be= 
ſtehender Blätter haben die Conceſſion, welche ihnen nicht verfagt werden foll, unter Cautions⸗ 
beftellung nachzuſuchen und bleiben bis zur Ertheilung verfelben unter Senfur. Die Verpflichtung 
zur Beſtellung eines verantwortliden Redacteurs und einer Gautiondbeflellung ſeitens veffelben 
ift jedoch unbebingt anzuordnen, wenn dad Blatt zu einem der F. 12 bezeichneten Verbrechen gemis⸗ 
braudt und deshalb der Inhaber oder Herausgeber verurtheiltiworben ift. Da8 Blatt wird demnädft 
cenfurfrei. 8) Die Gelpftrafen, welche gegen den verantwortlichen Revacteur wegen Breßvergehen 
oder Preßverbrechen erfannt worden, find, wenngleich auch ver Inhaber des Blattes dafür haftet, 
zunächft aus der Caution zuentnehmen, und die Befugniß der fernern Herausgabe des Blattes Hört 
‚auf, wenn die urfprünglic feſtgeſetzte Cautionsſumme nicht innerhalb 14 Tagen ergänzt wird. 
Daffelbe findet im Ball eines Arreſtſchlags auf die Caution oder einer Überweiſung verfelben 
flatt, wenn die Beichränfung nicht innerhalb 14 Tagen befeitigt wird. 9) Die Befugniß zur 
Herausgabe eines beftehenven Blattes, für welches Feine Baution beftellt iſt, erlifcht, wenn ver 
Redacteur oder Inhaber wegen eines Preßvergebend oder Preßverbrechens in eine Geldſtrafe 
verurtheilt worden und ſolche nicht binnen 14 Tagen eingezahlt hat; daſſelbe gilt für den Ball, 
daß für ein beſtehendes Blatt ein Redacteur und Gaution beftellt werden muß und biefer Ver: 
pfliätung binnen ber geftellten Brift nicht genügt wird, 10) If gegen ven verantwortlichen 
Redacteur eine Freiheitsſtrafe erfannt worden, fo muß vor dem Antritt und für die Dauer der- 
jelben ein anderer verantwortlicher Redacteur beftellt werden, widrigenfalls das Blatt während 
der Dauer der Freiheitsſtrafe ſuspendirt wird. 11) Jeder Herausgeber einer Zeitung oder eine 
andern periodifch erſcheinenden Blattes ift zu verpflichten, Entgegnungen, zu welden ſich die be: 
theiligte Staatöbehörde veranlaßt findet, Eoftenfrei in die nächfte Nummer des Blattes auf: 
zunehmen und den Entgegnungen ven Platz anzumelfen, welchen bie Behoͤrde verlangt. Daj= 
jelbe gilt von Entgegnungen von Privatperfonen, welche in dem Blatte genannt find. Liber: 
fteigt der Umfang der Entgegnung das Doppelte des betreffenden Artikels, fo find für das Mehr 
in beiden Fällen Infertionskoften zu zahlen. Die Übertretung ift gegen Redacteur und Inhaber 
des Blatted als Preßvergehen zu firafen. 

6. 11. Die Beflimnung der auf Preßvergehen anzudrohenven Strafen, ſowie ver Behör: 
den, von welden dieſelben feftzufegen find, hängt von den einzelnen Bunvesflaaten ab. Die 
Inhaber der Bud: und Kunſthandlungen, Antiquare, Inhaber von Leihbibliothefen, welche 
zum dritten mal eines Preßvergehens für ſchuldig befunden werten, ſind überall mit dem Verluft 
ber Befugniß zum felbfländigen Gewerbebetrieb zu beftrafen. 

6.12. Die Beftimmung der auf Preßverbredhen anzudrohenden Strafen und ihre Ber: 
folgung bleibt gleichfalls den einzelnen Bundesſtaaten überlaflen; die' nachſtehenden Beſtim⸗ 
mungen find jedoch überall zu befolgen: I. Mit angemeffenen, durch die Bundesverfammlung 
zu vereinbarenden, den Urheber und ſämmtliche Theilnehmer betreffenden Strafen müflen bes 
droht werden: die in einer Schrift oder andern Darftelung (6.3) enthaltenen: 1) Läſterung 
Gottes oder Herabwürdigung einer der chriſtlichen Kirchen oder einer geduldeten Religions: 
geſellſchaft durch Schmähung oder Verfpottung ihrer Lehren, Cinrichtungen, Gebräude oder 
ber Gegenflände ihrer Verehrung ; 2) Aufforderung, ſei ed unmittelbar oder mittelbar durch 
Rath over fonftige Aufreizung, die Berfaffung oder die Geſetze des Deutſchen Bundes oder eines 
der Bundesſtaaten auf einem andern ald dem zu deren Aufhebung over Anderung geſetzlich vor: 
geichriebenen Wege aufzuheben over zu ändern oder gegen diefelben jich aufzulehnen; 3) Ser: 
abwürbigung dese Deutfchen Bundes oder eined Bundesſtaats durch Schmähung, Verfpottung 
oder Verleumdung ihrer Verfaffung, Gefege, Staatdeinrihtungen, Regierungd- und Verwal⸗ 
tungsmaßregeln der Behörven; 4) Berunglimpfung eined zum Deutfchen Bunde gehörenden 
Ütegenten oder der Mitgliever feiner Kamille; 5) Beleidigung eines mit dem Deutfhen Bunde 
in anerfanntem völferrechtlihem Verkehr ſtehenden auswärtigen Negenten, ſowie Schmädung 
der mit dem Deutfchen Bunde in freundichaftlicher Verbindung flehenden Regierung; 6) Belei: 
digung eined der beim Deutſchen Bunde oder bei einem der Bundesſtaaten beglaubigten Ge: 
fandten; 7) ſolche Angriffe auf die im Eigenthunt und der Familie beruhenden Grundlagen der 
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geſellſchaftlichen Zuſtände, welche nad Inhalt und Korn das Gebiet der wiſſenſchaftlichen Er- 
Örterung überfchreiten; 8) grobe Uniittlichkeit. 

Außerdem muß die Beſchlagnahme und Vernichtung der In den Privatbeſitz noch nicht 
gefonnmenen Exemplare der verbrecherifhen Schriften, Abbildungen oder Darftellungen, ſowie 
der dazu beftinimten Platten und Formen angeorbnet werden. 

I. Der Redacteur oder Herausgeber einer Schrift if ſtets als Miturheber des darin ent: 
baltenen Preßverbrechens anzufehen, ebenfo der Verleger oder Druder, falls der Verleger nicht 
genannt ift, fofern file den Verfaffer in den deutſchen Bundesſtaaten nicht nachweiſen fönnen. 
Iſt das Verbrechen in einer concefilonirten Zeitung oder Zeitſchrift begangen, fo ift auf Ent: 
fernung bed Redacteurs zu erkennen; ift der Conceſſionsinhaber als Mitſchuldiger verurtheilt, 
jo ift er der Conceſſion für verluflig zu erflären. Außer dieſen Fällen gelten hinfichtlich der 
eriminellen VBerantwortlichkeit des Druderd und Verlegers für die in einer Schrift enthaltenen 
Preßverbrechen die allgemeinen Rechtsgrundſätze mit ver Maßgabe, daß, wenn bei Bervielräl- 
tigung oder Berbreitung ver betreffenden Schrift ein Breßvergehen concurrirt, der Contravenient 
die Vermuthung gegen jich bat, ven Inhalt gefannt zu haben; wird er dennoch freigefproden, 
fo ift die Strafe des Preßvergehend um die Hälfte zu erhöhen. 

$. 13. Jedem Bundesſtaat bleibt überlaffen, ven Debit gemeingefährliger Schriften, aud 
wenn biefelben fein ftrafbares Verbrechen enthalten, zu verbieten und die Maßgaben, unter 
denen dergleichen Verbote zur Ausführung zu bringen jind, feftzuftellen. 

$. 14. Ob und inwieweit die Genfur, wenn fie in einzelnen Staaten beibehalten wird, den 
in einem andern Staat anfäfjigen Verleger over Verfafler gegen die gerichtliche Verfolgung 
wegen des durch die Schrift begangenen Verbrechens [hüten fol, bleibt ven Beflimmungen der 
einzelnen Bundesftaaten überlaflen. 

6.15. Ebenfo bleibt jeden Bunbesftant die Beflimmung wegen der Zulaflung foldder 
Schriften u. ſ. w. vorbehalten, welche außerhalb feiner Örenzen gedruckt oder verlegt worden find. 

6.16. Solange nicht ſämmtliche deutſche Bundesſtaaten die Benfur aufgehoben, ein all= 
gemeines Preßgeſetz vereinbart und ein gemeinfames Oberpreßgericht errichtet baben, bleibt ven 
einzelnen Bundeöftaaten die Vereinigung über gemeinfame Maßregeln innerhalb ver Grenzen 
dieſes Bundesbeſchluſſes überlaffen. 

F. 17. Damit aber auch bis dahin, daß ein allgemeines Preßgeſetz für die deutſchen Bun— 
desſtaaten vereinbart worden, die moͤglichſte Einheit in Behandlung der Preßangelegenheit er⸗ 
zielt werde, beftellt die Bundesverſammlung ein Synbifat. 

6.18. Diefem Syndikat liegt nicht nur ob, die Behandlung der Preßſachen in den deutſchen 
Bundeöftaaten zu überwachen, fondern demfelben fteht aud ohne Rückſicht auf das, was die 
betreffende Landesbehoͤrde erfannt bat, die Entſcheidung darüber zu: ob eine Schrift wegen ber 
in 6. 12 gedachten Verbrechen oder wegen ihrer Gemeingefährlichkeit ($. 13) zu unterbrüden 
ſei. Das Syndikat fchreitet fowol von Amts wegen ald auf Anrufen eines Bundesſtaats ein. 
Es ift ihm von allen deutſchen Schriften unter 20 Bogen, inclufive der in längern als woͤchent⸗ 
lihen Zwifhenräumen erſcheinenden Zeitfchriften, bei der erften buchhändleriſchen Ausgabe 
oder fonfligen Verbreitung ein Freiexemplar von dem Verleger, refp. Selbftverleger, einzufen= 
den. Das Syntifat kann auch proviforifche Beſchlagnahme fir ganz Deutſchland anordnen. 
Es fann die Debiterlaubniß für Schriften erteilen für gang Deutjchland, welche außer Deutſch⸗ 
land gedruckt oder verlegt find, ſoweit es deren bedarf. 

$. 19. Ein von dem Bundesſyndikat ausgeſprochenes Verbot einer Schrift ift von allen 
Bundesſtaaten zu beachten. 

Für die Koften des Drudd und Papiers einer jolden Schrift ift der Staat, in deſſen Bereich 
jie gedruckt worden, Erfag zu leiften ſchuldig, wenn er, falls fie mehr ald einen Bogen ausmacht, 
die Druckbogen nicht eingefordert und den Befteller des Druds nicht vor Vollendung beffelben 
gemarnt hat. Bei Zeitfchriften gilt dies nur für folhe, melde in längern als gemöhnliden 
Zwiſchenräumen erfcheinen. 

Aus den Motiven zu $. 13: „Es iſt ohne weiteres Elar, daß e8 viele Schriften gibt, vie, ohne 
gerade criminell ftrafbar zu fein, dod in hohem Grade gefährlid und verderblich erachtet werben 
müffen. Diefe Art Schriften genau vorher zu bezeichnen und in Kategorien zu bringen, iſt 
unmöglid, da, abgefehen von allen andern Gründen, ein Buch, das heute ganz ungefährlich iſt, 
morgen im hohen Grade gefährlich werden kann, weil vielleicht inzwiſchen ein Ereigniß eingetre: 
ten, das das bisher Unverfängliche und Unſchädliche bevenflih gemadt hat, und umgekehrt. 
Man muß jih demnach damit begnügen, für derartige Schriften einen Hauptbegriff feftzuftellen, 
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und dad thut der F. 13, indem er von « gemeingefährlichen Schriften» ſpricht. Daß jeder Staat 
berechtigt fein muß, derartige, zwar nicht dem Criminalrichter verfallende, aber doch dem gemet: 
nen Wefen ſchädliche Schriften zu unterbrüden, bedarf Feiner weitern Beweisführung. Es ift 
aber der Fall denkbar, daß die in Preßſachen competenten Behörden eines Staatd zeitweife von 
Iarern Örundfägen ausgehen und dad Erſcheinen und die Verbreitung von Schriften geftat: 
ten, die gemeingefährlich, ja verbredherifch find und dadurch die Gefammtheit ver Bundesſtaaten 
gefährden. Darum muß der Bundeöverfammlung ald ſolcher die Möglichkeit gegeben werden, 
ohne Rückſicht auf das, was von den Gerichten oder andern Behörden des einzelnen Staats ent- 
ſchieden worden, auf eine Unterdrückung derartiger Schriften binzumirfen, und dies bezweden 
die 6$. 17—19 durd) die Errihtung eines Bundesſyndikats.“ 

Bevor e8 jedoch zu folden oder ähnlichen Befchlüffen anı Bundestag wirflih fan, trat die 
Märzbewegung dazwiſchen und ftellte diefe Angelegenheit auf einen ganz andern Standpunft. 
linter den Forderungen, welche das deutſche Volk, ſobald der Rückſchlag der parijer Kebruar: 
revolution die lange unterdrückten Wünſche entfeflelte, allerorten geltend machte, fland der Ruf 
nach gefeglicher Preßfreiheit mit in erfter Linie. Die Regierungen von Würtemberg und Baden 
ſahen fih denn auch ſchon in den erflen Tagen des März veranlaßt, proviforifche Anord- 
nungen in biefem Sinn — vorbehaltlich eined zu erwartenden allgemeinen Bundespreßgeſetzes 
— zu erlaſſen. Der Bundestag felbft entfagte diesmal feiner gewohnten Langjamkeit: fon 
am 3. März erftattete ver Ausſchuß für die Preffe Bericht und rieth dem Bundestage an: „die 
6$. 1 und 2 des von Preußen vorgelegten Entwurfs eined Bundespreßgefeges fofort zum Bun- 
dedbeſchluß zu erheben und Öffentlich zu verfündigen, die nähere Bezeiynung und Feſtſtellung 
der den Bunde zu gewährenden Garantien aber (gegen Misbrauch der Preſſe) einer fpätern 
Zeit vorzubehalten.” 

Sofort, ohne Inftructionseinholung, beihloß die Bundeöverfaumlung niit allen Stimmen, 
audgenonmten die von Ofterreich, Hannover und Kurheffen: „1) Jedem deutfchen Bundesſtaa. 
wird freigeſtellt, die Cenſur aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen. 2) Dies darf jedoch nur 
unter Garantien geſchehen, welche die andern deutſchen Bundesſtaaten und den ganzen Bund 
gegen den Misbrauch der Preßfreiheit möglichſt ſicherſtellen. 3) Vorſtehende Beſtimmungen 
ſind fofort öffentlich zu verkündigen.“ Babel ward jedoch allgemein die Vorausſetzung aus⸗ 
geſprochen, daß die Competenz des Bundes hinſichtlich ver Feſtſtellung der Garantien ausdrüd- 
lich vorbehalten bleibe. 

In kürzeſter Friſt hörte die Cenſur allerwärts in Deutſchland auf, entweder durch förmliche 
Geſetze oder proviſoriſch durch Verordnungen, auch wol unerwartet ſolcher ganz von ſelbſt. Rep: 
teres geſchah z. B. in Leipzig, wo die Cenſoren in einer Eingabe an das Miniſterium erklärten, 
daß ſie außer Stande ſeien, ihr Amt weiter zu führen, worauf vorläufig im Verordnungswege 
bis auf weiteres die Cenſur aufgehoben wurde. Sehr verſpätet legte am 13. März Preußen 
einen vollfländigen Bundespreßgeſetzentwurf vor, der, wie ſchon früher bemerkt, im weſentlichen 
nur eine Wiederholung des 1847 eingereichten war. Der preußifche Gejandte felbft bezeichnete 
die Vorlage ald ven „revidirten Beſchlußentwurf zu einem Bundespreßgeſetz“. Sachſen-Mei⸗ 
ningen trug einfach auf Erlaß eines vollftändigen und definitiven Bundespreßgeſetzes an mit 
Zugrandelegung des Repreſſivſyſtems. Nod in dem Patent ded Königs von Preußen wegen 
befchleunigter Einberufung des Vereinigten Landtags vom 18. März 1848 ward auf jenen 
Vorſchlag Preußens megen eines Bundesprefigefeges hingewieſen. 

Die raſche Entwidelung der Verhältniſſe ließ dem Bundestage jedoch feine Zeit, überhaupt 
etwas Weiteres in diefer Richtung feftzuftellen. Nur negativ fonnte er nach diejer Seite einen 
Schritt thun, der noch wenige Wochen zuvor dad größte und freudigſte Aufiehen erregt haben 
würde, jet völlig ipurlo8 vorüberging, weil er nur das conftatirte, was bereitö thatfächlich 
beftand: am 2. April 1848 beſchloß nämlich der Bundedtag — unter dem Druck des neben ihm 
tagenden Borparlamentd — auf Grund eined am 23. März von den Freien Städten eingereich- 
ten Antrags die förmliche Aufhebung aller feit 1819 erlaffenen fogenannten Ausnahmegejege, 
d. h. der Gefege, welche polizeiliche Eingriffe in die Gefeggebung und Verwaltung der. Einzel- 
ftaaten enthielten, wozu natürlich vor allem die zahlreichen Beſchlüſſe über die Preffe gehörten. 

Indirect am der Prefle jodann noch der Bundesbeſchluß von 7. April 1848 zugute, die 
Verdffentlihung ver Bundestagsprotofolle betreffend, und die ergänzende Verabredung vom 
11. April 1848, wonach „neben der Veroͤffentlichung der amtlichen Protokolle auch moͤglichſt 
ſchnell, nachdem die Verhandlungen ſtattgefunden, ein Reſume ihres Gegenſtandes und Inhalts 
durch die Zeitungen Frankfurts bekannt zu machen“. 
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In allen deutſchen Staaten traten freiſinnige Preßgeſetze ins Leben. In Preußen ward die 
Preßverordnung vom 17. März 1848, welche noch Cautionen für die Herausgabe von Zeitungen 
feſtſetzte, durch eine ſolche vom 6. April 1848 widerrufen, welche dieſe Beſchränkung wieder be⸗ 
ſeitigte. Im Art. 24 der octroyirten Verfaſſung vom 5. Dec. 1848 war ausgeſprochen: „Die 
Prepfreiheit fol unter keinen Umſtänden und in feiner Weife, namentli weder durch Cenſur 
noch durch Conceſſionen oder Sicherheitäbeftellungen, no durch Staatdauflagen (Stempel), 
Beihränfungen der Drudereien oder des Buchhandels oder andere Hemmungen des freien 
Verkehrs beſchränkt, fuspendirt oder aufgeboben werben dürfen.” Außerdem beflimmte Art.93, 
daß alle Preßvergehen durch Geſchworene abgeurtheilt werden follten. In ähnlichem Geiſte 
wurden die Berhältniffe ver Preſſe allerwärts geordnet, und in der Praris kamen ſelbſt vie Re⸗ 
prefiiomaßregeln,, weldye man noch beftehen ließ, Faum irgendwann zur Anwendung. Daß in 
der ungewöhnten Strömung biefer neuen und völlig ſchrankenloſen Freiheit der Prefle man: 
her Schlamm mit aufgewühlt warb, darf nicht wundernehmen; dagegen entwidelte fi auch 
überraſchend ſchnell der Kern einer tüchtigen Tageöpreffe in einer Anzahl größerer, mit ebenſo 
viel Befonnenheit ald Charakterfeftigkeit und politiſchem Verſtändniß redigirter Zeitungen. 

Die „Grundrechte des deutſchen Volks“ enthielten über die Preſſe folgenden Sag: „Jeder 
Deutſche bat dad Net, durch Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftellung feine Meinung 
frei zu äußern. Die Preßfreiheit darf unter feinen Umſtänden und in feiner Weiſe dur vor: 
beugende Mafregeln, namentlich Cenſur, Boncefiionen, Sicherheitäbeftellungen, Staat8auf- 
lagen, Befchränktungen der Drudereien oder des Buchhandels, Poftverbote oder andere Hem⸗ 
mungen bes freien Verkehrs befchräntt, ſuspendirt oder aufgehoben werben. Über Preßvergehen, 
welche von Amts wegen verfolgt werben, wird Durch Schwurgerichte geurtheilt. in Preßgefeg 
wird vom Reiche erlaffen werben.” 

VI. Die Zuftände der deutfhen Preffe 1849—64. Die Preßgejeg: 
gebungen anderer Staaten. Die neueften Beftrebungen in Deutfhland für 
größere Vreßfreiheit. in Rückſchlag gegen die Preßfreibeit mie gegen die Freiheit 
überhaupt begann ſchon im Jahre 1849. Die preußifche Unionsverfaſſung (vom 30. Mai 
1849) ließ die Garantien, welche die Grundrechte für die Preßfreiheit feftgejegt, hinweg, 
mit Ausnahnıe des Verbots der Wiedereinführung der Genfur, und befinirte dad zu erlaſſende 
Preßgefep näher dur den Zufag: „zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit und der Rechte 
Dritter.” 

In Preußen erſchien nach Auflöfung der Kammern (am 27. April 1849) am 30. Juni ein 
octroyirted Preßgejeg, welches indeß mehr nur einzelne Borfchriften binfichtlich der Handhabung 
der Breppolizei und des Strafverfahrens gegen die Prefſe enthielt. Die revidirte Verfaffung von 
31. Ian. 1850 begrenzte ſodann in Art. 27 die Preßfreiheit fchärfer, indem fie die Einführung 
von Beihränfungen derjelben (mit Ausnahme der Genfur) im Wege der Befeßgebung vor: 
behielt; e8 folgte ferner eine Erläuterungsverordnung von 5. Juni 1850, und endlich fam durch 
Vereinbarung mit den Kammern dad Preßgefeg vom 12. Mai 1851 zu Stande, welches noch 
jegt die Grundlage des in Preußen beſtehenden Preßrégimes bildet. Durch daffelbe wurden die 
Conceſſionen für Buchdrucker und Buchhändler, fowie die Cautionen für Zeitungen eingeführt, 
bie Einreichung eines Eremplare von Zeitſchriften fofort bei der Ausgabe, von andern Schriften 
unter 20 Bogen 24 Stunden vorher verfügt, für das Kolportiren und Haufiren mit Drud: 
Ihriften befondere Genehmigung der Behörde vorgefchrieben u. ſ. w. Die Aburtheilung der 
Preßverbrechen, mindeſtens der ſchwerern, ausfchliegli durch Geſchworene warb durch ein 
Geſetz vom 6. März 1854 befeitigt. Im Bezug auf das Verbot ausländifcher Schriften und 
Zeitfähriften fowie die Goncefjtongentziehung fuchte das Minifterium Manteuffel dem Verwal: 
tungsermeffen einen größern Spielraum zu verſchaffen, ald durch jenes Geſetz ihm gegeben 
war, und es gelang ihm dies auch fo ziemlich; doch wurden nach 1858 dieſe willfürlichen Abände⸗ 
tungen des Geſetzes wieder bejeitigt, insbeſondere die Gonceffiondentziehung auf blos admini⸗ 
ftrativenn Wege durch die Declaration vom 21. April 1861. Auch anderwärts ging man von 
dem 1848 der Preſſe gegenüber eingenommenen Standpunkt bedeutend zurück; fo in Oſterreich 
durch die Preßverordnung vom 27. Mai 1852, in Baiern durch das „Geſetz zum Schuß gegen 
ben Misbrauch der Preffe vom 17. März 1850, in Sachſen zuerſt durch die octroyirte Preß⸗ 
veroronung vom 3. Juni 1850, dann durch das mit den reactivirten Ständen vereinbarte 
Preßgeſetz vom 14. März 1851 u. ſ. w. Von dieſen Breßgefegen war das bairiſche daß liberalite 
(ed kennt 3. B. feine Gautionen, verfügt die Einreihung eines Pflihteremplard nur bei Zeitun: 
gen und verlangt nicht neben der Nennung ded Verlegerd auch noch die des Druderd u. |. w.), 
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das oͤſterreichiſche dagegen das illiberalſte (es hielt die Conceſſionen für Zeitungen feſt, führte 
das Syſtem der Verwarnungen ein u. ſ. w.). 

Die Herſtellung einer gemeinſamen und gleichfoͤrmigen Bundespreßgeſetzgebung, natürlich 
wieder in reactionärem Sinn, war ſchon auf ven Dresdener Conferenzen (1850) ind Auge ge⸗ 
faßt und die Frage wegen Erlaffung eines Bundespreßgeſetzes von der zweiten Commiſſion, unter 
Bezugnahme auf die Bundesacte, zu ven Gompetenzgegenfländen ver Blenarverfammlung gezählt 
worden. Seitens der reactivirten Bundesverſammlung wurde dann die Nothwendigkeit der Auf: 
ftellung eines Bundespreßgeſetzes durch Beſchluß vom 23. Aug. 1850 „über die zur Wahrung 
der Öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu treffenden Maßregeln‘ förmlich anerfannt und die 
erforderliche Ginleitung dazu durch Beauftragung des betreffenden Ausfchuffes getroffen. Das 
Reſultat der darauf gefolgten Verhandlungen und Abftimmungen war ber Bundesbeſchluß vom 
6. Zuli 1854 ‚in Betreff allgemeiner Beflimmungen zur Verhinderung des Misbrauchs ver 
Preßfreiheit“, der fo lautet: Unter Vorbehalt ver Befugniß der hoͤchſften und hohen Bundes⸗ 
regierungen, nad) Bedürfniß eingreifendere Anorbnungen zu treffen, werben nachſtehende all: 
gemeine Beflimniungen zur Verhinderung des Misbrauchs der Preſſe feftgefegt: 

6.1. Alles, was durch gegenwärtigen Bunvesbefhluß in Bezug auf Drudidriften an: 
geordnet wird, findet nicht blos auf Erzeugniffe ver Buchdruderpreffe, ſondern aud) auf alle 
andern, durch mechaniſche Mittel vorgenommenen Bervtelfältigungen von Schriften und bilo: 
liden Darftellungen feine Anwendung. 

$. 2. Zur Ausübung des Gewerbes eined Buch: oder Steinprucders, Buch: oder Kunſthänd⸗ 
lers, Antiquars, Inhabers einer Leihbibliothek oder eines Leſecabinets und Verfäufers von Zei- 
tungen, Blugfäriften und bildlichen Darftellungen fol in allen Bundesflaaten die Erlangung 
einer befondern perfönlichen Conceſſion (obrigkeitlichen Bewilligung) erforverlih und nur den- 
jenigen Gewerbtreibenven, welche eine ſolche Conceſſion (obrigfeitlihe Bewilligung) erlangt 
haben, die Erzeugung von Drudfchriften und ver gewerbömäßige Verkehr mit venfelben, nad 
Mapgabe der Conceſſion (obrigkeitlihen Bewilligung) geftattet fein. 

Die Einziehung der Boncefjion (obrigkeitlihen Bewilligung) im Fall des Misbrauchs des 
Gewerbebetriebs kann nicht nur infolge gerichtliher Verurtheilung, fondern auch auf abmini- 
ftrativem Wege erfolgen, auf legtern jevod nur dann, wenn nach voraudgegangener wieder: 
bolter jchriftlicder Verwarnung oder nach erfolgter gerichtlicher Beftrafung die vorermähnten 
Gewerbtreibenden ihre Beichäftigung beharrlich zur Verbreitung von flrafbaren, infonderheit 
ftaatögefährlihen Druckſchriften misbrauchen. 

Conceſſionen, welche in widerruflicher Weife ertheilt find, koͤnnen auch ohne derartige vor- 
hergegangene Einſchreitungen auf adminiſtrativem Wege eingezogen werden. 

6.3. Nur mit obrigkeitlicher Erlaubniß und innerhalb der Grenzen derſelben darf mit 
Druckſchriften haufirt und dürfen diefelben an Öffentlihen Orten auögeftreut, angeboten, ver: 
theilt oder angefchlagen werden. Diefe Erlaubnig kann jederzeit zurückgenommen werben. 

6.4. Auf jeder im Bundesgebiet erfheinenvden Drudichrift muß ver Name und Wohnort 
des Druckers und, wenn biefelbe für ven Buchhandel oder zur Öffentlichen Verbreitung auf ans 
derm Wege beſtinimt ift, au) der Name und Wohnort desjenigen, bei vem die Druckſchrift als 
Verlags: oder Commiſſionsartikel ericheint, oder beim Selbftvertrieb der Name und Wohnort 
des Berfaflers und Herausgebers genannt fein. 

6.5. Bon jeder die Prefle verlaffenden Druckſchrift fol vor deren Ausgabe oder mindeſtens 
ſobald die Austheilung oder Berfendung beginnt, ein Sremplar der von ver Landesregierung 
dazu beflimmten Behörve überreicht werben. 

Es ift den einzelnen Bundeöregierungen überlaflen, Drudihriften, welche über zwanzig 
Drudbogen und darüber ſtark find, von diefer Beilimmung auszunehmen und die Zeitfriften 
der Überreihung dem Zwecke eutſprechend feftzufegen. 

6.6. Von der Erfüllung der in den $$. 4 und 5 enthaltenen Vorſchriften find blos die den 
Bedürfniffen des Verkehrs oder des gefelligen Lebens dienenden Druckſachen, als: Formulare, 
neben" Vijitenkarten und ähnliche diefen gleichzuachtende Fleinere Preßerzeugnifie auszu= 
nehmen. 

6.7. Bür jede im Bundesgebiet erfcheinende periobifhe Druckſchrift (Zeitung, Zeitſchrift) 
muß ein für deren ganzen Inhalt verantwortlicher Redacteur beftellt und deffen Name auf jedem 
Blatt oder Heft (Nummer) genannt fein. Bine Ausnahme von dieſem Grundfag iſt nur bezüg: 
lich jener Zeitſchriften zuläfjig, welche alle politifchen und focialen Kragen von der Befprechung 
ausſchließen. 
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6.8. Der verantwortliche Nedacteur einer periodifhen Druckſchrift muß unbedingt dispo⸗ 
fittonsfähig fein, im Genuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte jih befinden und bei Zeitfchriften, 
welche nicht blos wiffenfchaftlichen, artiflifchen oder techniſchen Inhalts jind, in den Staatsgebiet, 
in welchem die Druckſchrift erfcheint, feinen regelmäßigen Wohnjig haben. 

Die Redaction von Zeitſchriften wiſſenſchaftlichen, techniſchen oder artiftifchen Inhalts kann 
indeſſen ausnahmsweiſe von den Landesregierungen auch Perſonen geftattet werden, welche die 
vorbezeichneten Eigenſchaften, namentlich die Dispoſitionsfähigkeit, nicht beſitzen. 

Perfonen, welche ji In Straf: oder Unterſuchungshaft befinden, Fann während der Dauer 
der Haft die Führung der verantwortlicden Medaction unterfagt werden. 

$.9. Für jede im Bundesgebiet erfcheinende periodiſche Druckſchrift muß eine Gaution be- 
ftelit werben. Bon diefer Verpfliätung fünnen nach dem Ermeſſen der einzelnen Bundesregie= 
rungen nur amtliche und foldhe Blätter befreit werden, welche allepolitifchen und foctalen Kragen 
von der Beſprechung ausſchließen. 

6. 10. Die Caution für eine periodiſch erſcheinende Druckſchrift foll in der Regel 5000 T hir. 
preuß. Gour., beziehungsweiſe 8000 FI. NH. betragen. Es bleibt jedoch den einzelnen Bundes⸗ 
regierungen anheimgegeben, die Cautionsſumme unter Berückſichtigung der Bevölferungs- und 
Bermögendverhältniffe, ver Verlagsorte und ihrer nächften Umgebung, ſowie der Zeitabfchnitte 
bes Erſcheinens der Druckſchriften, auf geringere Beträge feftzuftellen. 

Bei Zeitichriften, welche wöchentlich öfter als dreimal erfcheinen, kann aber dabei nicht unter 
1000 Thlr. preuß. Gour., beziehungsweiſe 1600 Fl. RH., bei folhen, die dreimal oder weniger 
als dreimal wöchentlich erſheinen nicht unter 500 ahlr. preuß. Cour., beziehungsweiſe 
800 Fl. Rh. herabgegangen werben. 

F. 11. Die Caution hat für alle aus Anlaß der Druckſchrift, für welche ſie beſtellt worden 
iſt, zuerkannten Strafen, dann für die Koſten der Unterſuchung und der Strafvollſtreckung, ohne 
Rückſicht anf die Perſon des Verurtheilten, zu haften. 

Jede Caution iſt im Fall eingetretener Verminderung derſelben ſpäteſtens in vier Wochen 
wieder auf den vollen Betrag zu ergänzen. 

F. 12. Die Herausgabe einer cautionsfähigen Druckſchrift darf erſt dann erfolgen, wenn 
die Bedingungen, an welche das Recht hierzu geknüpft iſt, vollſtändig erfüllt ſind. 

$. 13. Jede periodiſche Druckſchrift, welche Anzeigen aufnimmt, ſoll von den oͤffentlichen 
Behoͤrden zur Kundmachung amtlicher Erlaſſe gegen Vergütung der üblichen Einrückungs— 
gebühren, inſoweit nicht nach den Landesgeſetzen die unentgeltliche Aufnahme gefordert werden 
kann, In Anſpruch genoͤmmen werden koͤnnen. 

F. 14. Gerichtliche Entſcheidungen und amtliche Verwarnungen, welche aus Anlaß einer 
periodiſchen Druckſchrift erlaſſen worden ſind, mülfen von dem Herausgeber derſelben auf An⸗ 
ordnung der zuſtändigen inländiſchen Behörde unentgeltlich und ohne Zuſätze und Bemerkungen 
eingerückt werben. Sind derartige Entſcheidungen durch Ehrenverletzungen veranlaßt, fo find 
die Betheiligten befugt, deren Veröffentlichung zu beantragen, und es hat das Gericht über Zu: 
läffigfeit ded Antrags zu entfcheiden und deffen Vollzug feftzufegen. 

Für amtliche oder amtlich beglaubigte Berichtigungen oder Widerlegungen in einer perio- 
diſchen Druckſchrift vorgebrachter Thatſachen foll der betheiligten Behörve oder Privatperjon 
mindeftens ver Raum des Artikels, der zu der Entgegnung Anlaß bot, Eoftenfrei und in einer 


der beiden nächſten nach erfolgter Aufforderung erfcheinenden Nummern zur Verfügung geftellt 


werben. 

$.15. Zuwiderhandlungen gegen die Beftinnmungen ver vorhergehenden Paragraphen, 
namentlich wiſſentlich falfche Angaben in Erfüllung der in den 6$. 4 und 7 enthaltenen Bor: 
ſchriften, jind mit angemeffener Strafe zu bedrohen. 

$.16. In allen Bundesftaaten muB der Misbraud der Preffe durch Aufforderung, Anrei⸗ 
zung oder Verleitung zu Handlungen, welche durch die allgemeinen Strafgeſetze verboten ſind, 
mit entſprechender Strafe bedroht fein. Insbeſondere muß durch die Strafgeſetzgebung Bor: 
forge getroffen werben für die Fälle der Aufforderung, Anreizung oder Verleitung zum God: 
und Landesverrath und zum Aufruhr, ſowie der Milttärbeamten oder Perfonen zum Treubrud 
oder Ungehorſam, zur Widerfegung oder zun gewaltſamen Wivderſtand gegen die Obrigkeit, zu 
Bewaltthätigfeiten, zu ungefeglihen Verfanmlungen oder Zufammenrottungen, zu ungefeg: 
licher Bewaffnung, zum Ungehorſam gegen die Gefege und gegen Anordnungen der Obrigfeit, 
zur Verweigerung ver Zahlung von Steuern, zu verbotenen Geldſammlungen, zu Angriffen 
auf das Eigenthum oder auf die perſoͤnliche Sicherheit. 
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Die Strafbarkeit ſolcher durch die Preſſe begangenen Handlungen ſoll auch dann eintreten, 
wenn die Aufforderung ohne Zuſammenhang mit einer andern verbrecheriſchen Handlung ſteht 
und ohne Erfolg geblieben iſt. 

F. 17. Die Strafgeſetzgebung jedes Bundesſtaats Hat gegen nachfolgende Angriffe durch 
die Preſſe ausreichenden Schutz zu gewähren und ſolche mit angemeſſenen Strafen zu bedrohen: 
Angriffe auf die Religion oder auf die Lehren, Gebräuche und Gegenſtände der Verehrung einer 
anerkannten Religionsgeſellſchaft, Angriffe auf die Grundlagen des Staats und der Staats⸗ 
einrichtungen, auf die letztern ſelbſt, auf die Anordnungen ver Obrigkeit, auf die zur Hand⸗ 
habung derſelben berufenen Perſonen, die Beleidigungen der letztern, der Regierungen und des 
Oberhaupts eines fremden Staats. 

Als ſtrafbarer Angriff iſt jeder anzuſehen, welcher durch Kundgabe erdichteter oder entſtellter 
Thatſachen oder durch die Form der Darſtellung den Gegenſtand des Angriffs dem Haſſe oder 
der Misachtung auszuſetzen geeignet iſt. 

F. 18. Alle in ven $$. 16 und 17 bezeichneten Handlungen ſollen entweder von Amts wegen 
oder auf Antrag verfolgt und beftraft werden, fle mögen gegen die Stuatdeinrihtungen, Maß⸗ 
regeln, Behörden oder Perfonen des Staats, in welchem die Druckſchrift erfchienen, oder eines 
andern Bundesſtaats gerichtet fein. 

Beleidigungen des Oberhauptd eines auswärtigen Staats folfen verfolgt und beſtraft wer⸗ 
den, inſofern der auswärtige Staat den Grundſatz der Gegenſeitigkeit angenommen hat. 

6.19. Die Strafen wegen uͤbertretung preßpolizeilicher Vorſchriften oder der von den 
competenten Behörden erlaffenen befondern Verbote find, abgefehen von den durch den Inhalt 
der Druckſchrift etwa jonft verwirften Strafen, zu erkennen. 

$. 20. Für die dur den Inhalt einer Drudfihrift begangenen ftrafbaren Handlungen ift 
jever verantwortlich zu erachten, welcher nach allgemeinen ſtrafrechtlichen Orunpfägen als Ur— 
heber oder Theilnehmer ftrafbar erfcheint. 

Der Druder, Berleger oder Commiſſionär (im engern Sinne, d. 5. derjenige, welder ohne 
Namhaftmachung eines Verlegerd auf der Schrift ald die Berfon benannt ift, durch welche der 
Vertrieb beforgt wird), infofern fle nicht als Urheber oder Theilnehmer ohnedies zur Strafe 
gezogen werben, iind mit angemeffenen Geld: ober Gefängnißſtrafen aud für die Fälle zu be= 
proben, wo der Verfafler nicht genannt oder nicht Im Bereich ver Gerichtöbarkeit eines deutfchen 
Bundesſtaats ijt, oder wo eine Übertretung preßpolizeilicher Beftinnmungen verübt wurde. 
Diefelben Fönnen von der dedfallfigen Haftung nad dem Ermeſſen der einzelnen Buntesregie: 
rungen nur dann befreit werben, wenn fie bei der erften verantwortlichen VBernehmung den 
Autor benennen und biefer ſich im Vundesgebiet befindet. 

Der verantwortliche Redacteur einer periodiſchen Druckſchrift ift wegen des firafbaren In: 
halts derfelben in jenen Ausnahmefällen, mo er nicht ald Urheber oder Theilnehmer zur Strafe 
gezogen werden kann, mit einer befondern Geld- oder Befängnißftrafe zu bebroben. 

$.21. Wenn Drudicriften den Thatbeitand einer firafbaren Handlung enthalten, fo iſt 
auf ihre Unterdrückung oder Vernichtung zu erkennen, aud wenn die Verurtheilung einer ftraf- 
baren Perſon nicht damit verbunden werden kann oder überhaupt eine Perfon, gegen melde 
eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht gegeben iſt. 

$.22. liber die Zuſtändigkeit ver Gerichte zur Aburtheilung der durch den Inhalt von 
Druckſchriften begangenen Verbrechen over Vergeben, ſowie über die Zuftänpigfeit derſelben 
oder der Adminiftrativbehörden zu den Erfenntniß über Unterdrückung von Druckſchriften ent: 
iheiven die Landesgefege. ine vorzugsweiſe Verweiſung der durch die Preffe begangenen 
ftrafbaren Handlungen vor dad Geſchworenengericht oder zur Öffentlichen Verhandlung foll 
jedoch nicht flattfinden. 

6.23. Die Verwaltungs: und Gerichtsbehoͤrden ind befugt, zum Behuf der Einleitung des 
hierauf alsbald anzuregenden Strafverfahrens Druckſchriften und die zu ihrer Vervielfältigung 
beftimmten Platten und Formen mit Beſchlag zu belegen. 

Druckſchriften, welche wegen ftrafbaren Inhalts oder wegen Übertretung der 66. 4 und 7 
mit Beſchlag belegt wurden, därfen, jolange die Beichlagnahme nicht wieder aufgehoben ift, 
weder verbreitet noch durch andermweiten Abdruck vervielfältigt werben. 

$. 24. Berdffentlihung von Gerichtsacten, Gerichtöverhandlungen und Abflimmungen, 
von Verhandlungen anderer Behörven oder politifcher Körperfchaften, dann über Truppen- 
bemegungen und Bertheipigungsmittel des Landes oder des Deutihen Bundes in Zeiten von 
Kriegsgefahr oder innern Unruhen, Fönnen von der zufländigen Behörde aus Rückſichten für 
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den Öffentlichen Dienft over die Stantdintereffen unter Androhung angemeflener Strafen ver- 
boten oder befchränkt werben. 

Die Namen der Geſchworenen bürfen in Zeitungen nur bei ver Mittheilung über die Bit: 
dung des Schwurgerichts genannt werden. Gbenfo darf die Anklagefährift oder ein anderes 
Schriftſtück eines Criminalproceſſes nicht eher veröffentlicht werben, als biß die mündliche Ber: 
handlung flattgefunden oder ber Proceh auf anderm Wege fein Ende erreicht hat. 

6.25. Sämtliche Bundesregierungen werben bafür Sorge tragen, daß die vorſtehenden 
allgemeinen Srundfäge in Wirffamfeit treten, und Bag ihre Preß- und Strafgefege mit den⸗ 
jelben in Übereinflinmung gebracht werben; fie werden bavon, wie dieſes geſchehen, der Bundes⸗ 
verſammlung in moͤglichſt kurzer Frift Anzeige erftatten laffen. 

Diefer Bundesbeſchluß iſt von allen deutfchen Regierungen, von mandyen allerpings erft 
nad) einigem Zögern oder Sträuben, publicirt und zur Grundlage für die Preßgefeggebungen 
der betreffenden Länder gemacht worden, mit Ausnahme von Ofterreih, Preußen und Baiern, 
von denen die beiden erftern feiner nicht bepurften, weil ihre eigenen Preßgeſetze ſchon im weſent⸗ 
lien das enthielten, was ver Bundesbefhluß einführen wollte (wozu bei Preußen noch der 
Umſtand binzufam, daß feine Volkövertretung den 1850 reactivirten Bundestag niemals als 
eigentlich zu Recht beſtehend anerkannt hatte und man daher diefe Brincipfrage möglihfl zu um: 
gehen fuchte), Baiern aber mit einem gewiſſen Boden auf feine Unabhängigkeit, wie in ähn- 
lihen Bällen, fi) melgerte, Beſchränkungen der innern Freiheit fi von Bundes wegen auf: 
zwingen zu lafien. Was Sachſen betrifft, fo ward deſſen Preßgefeg durch den Bundesbeſchluß 
ebenfalls nicht alterirt. Dagegen hatten mehrere kleinere Regierungen mit ihren Bollövertre: 
tungen harte Känıpfe wegen Einführung des Bundesbeſchluſſes, oder fpäter wegen Feſthaltens 
daran, zu beftehen. Die wirklich liberal gefinitten (wie die von Weimar, Gotha, Braunſchweig, 
Dlvenburg) gingen wenigftens bis an vie äuferfte Grenze des in dem Bundesbeſchluß Nady- 
gelaffenen und juchten die drückendſten Bunfte veffelben (3. 2. wegen bet Gonrefiionen, Cau⸗ 
tionen u. f. mw.) entweder im Wege der Auslegung oder doch in ber praftifhen Anwendung 
möglihft zu mildern, während e8 umgekehrt auch nicht an folden fehlte, weldye nad) der Seite 
der Beſchränkungen noch über ben Bundesbeſchluß hinaudgriffen. 

Während des legten Jahrzehnts ift die eigentliche Preßgeſetzgebung in den beutichen Staa⸗ 
ten — infolge eben jened bindenden Bundesbeſchluſſes — fo ziemlich unbeweglich geblieben. 
Man konnte im einzelnen in der Auslegung oder der Praxis die betreffenden Gejege mildern 
oder verſchärfen (und man hat das eine wie das andere gethan, erftered z. B. in Sachſen, wo bis 
etwa 1857 die Praxis der Preßgefehgebung eine äußerft harte war, ſeitdem aber gemäßigter 
wurde, letzteres vor allem in Naffau, wo man ein wahrhaft raffinirtes Syflem der Preßmaß⸗ 
regelungen in Scene gefegt hat), aber die Grundbeſtimmungen waren — nach der Seite der Be: 
Ihräanfung hin — durch den Bundesbeſchluß von 1854 fo genau feftgeflellt, daß eine weſent⸗ 
liche Abweihung davon nicht möglich erfchien, folange nicht entweder jener Beſchluß gänzlich 
aufgehoben oder ihm von den Einzelregierungen der Gehorfam aufgefünbigt würde. Und zu 
beivem bat fich bisjetzt wenigſtens Eein entſchiedener Entſchluß oder Anftoß bei irgendwelcher 
Regierung gezeigt. Bon der badifhen Negierung ward gefagt, fie werde auf Beſeitigung des 
Bundesbeſchluſſes von 1854 antragen und für ven all der Nichtberückſichtigung dieſes Antrags 
ihre eventuelle Losfagung von den Beſchluß in Ausficht ſtellen; doch hat etwas Authentifches in 
diefer Richtung noch nicht verlautet, und an ein fo peremtorifches Vorgehen iſt wol auch trog 
der entſchieden freifinnigen Politik der gegenwärtigen bavifhen Regierung faum zu denfen. Die 
ſächſiſche Regierung hat gegenüber ihrer Zweiten Kammer 1864 die Geneigtheit erklärt, auf 
gewifle Änderungen, der von Bundes wegen feftgeftellten Preßgefeßgebung einzugeben, jedoch zu 
einer Initiative dafür am Bunde eine beſtimmte Verpflichtung nicht übernommen. Nur in 
Preußen und Ofterreich hat vie Preßgefeßgebung in den legten Jahren einige Modificatlonen 
erfahren. In Preußen ward, abgejeben von der nad) dem Sturz des liberalen Minifteriums 
(1862) wieder beveutend verfhärften Handhabung ver Preßpolizei, ven mallenhaft anwachſenden 
Gonfidcationen, Verboten, Unterfuhungen und Berurtheilungen in Preßſachen u. ſ. w., im 
Jahre 1863 ver Verſuch gemadt, mit Hülfe des berufenen Art. 63 der Verfaffung im Berord- 
nungswege die Brefje jo gut wie mundtodt zu machen. Die betreffende Verordnung vom 1. Juni 
1863 führte das Syſtem der Verwarnungen ein, indem es die Verwaltungsbehörde ermächtigte, 
eine Zeitung auch ohne vorgängige richterliche Verurtheilung „wegen fortdauernder, die öffentliche 
Wohlfahrt gefährdender Haltung“ — nach zweimaliger Verwarnung — zu verbieten. Aus- 
wärtige Blätter ſollten aus dem gleichen Grunde ohne vorherige Verwarnung verboten werden 
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Eönnen. Roch andere drückende Beflinmungen fanden fi, in der Verordnung. Die ganze 
periodifche Prefle Preußens, mit fehr wenigen Ausnahmen, antwortete darauf mit ber öffent: 
lich erklärten und auch bethätigten Einftellung jeder prinetpiellen Befprehung Innerer Angelegen- 
heiten bis zu deren Widerruf. Das Abgeorpnetenhaud, dem die Verordnung zur verfaflungs- 
mäßigen Genehmigung vorgelegt wurde, verfagte diefe und erflärte ben Erlaf ver Verorpnung 
ſelbſt für nicht gerechtfertigt (19. Nov. 1863), worauf am 21. Nov. die Verordnung wieder 
außer Kraft gefeßt wurde. Bin den beiden Häufern vorgelegter Entwurf „zur Abänderung 
einiger Beſtimmungen des Preßgeleged von 1851' ward vom Abgeordnetenhauſe gar nicht in 
Betracht gezogen. 

In Ofierreich erſchien am 17. Dec. 1862 ein neues Preßgeſetz für die deutſch-ſlawiſchen 
Länder des Kaiferftaatd. Der Conceſſionszwang für die Preßgewerbe ift darin beibehalten, doch 
aber dadurch etwas ermäßigt, daß den Berfaflern und Herausgebern (alfo auch von Zeitungen) 
das Recht ned Selbfiverlagd ohne befondere Eoncefiion eingeräumt wird. Die Entziehung der 
Conceſſion ift gebunden an eine vorausgegangene Verurtheilung, entweder wegen eines Der: 
brechens oder wegen wiederholter Übertretungen in Preßſachen, ober wegen einer andern, bie 
Unbeſcholtenheit aufhebenden Gefegeöverlegung. Das Syftem der Berwarnungen iſt in Wegfall 
gebradt; nur die Gerichte koͤnnen bei Verurteilung einer inländiſchen Zeitfehrift zugleih auf 
deren Ginftellung — jedoch auf höchſtens 3 Monate — erkennen, bei auswärtigen Zeitfähriften 
auf ein Debitöverbot obne ſolche Beſchränkung. Das Cautionsweſen ift noch immer in ziemlich 
drückender Weiſe georonet, namentlich infofern, ald bei jeder gerichtlichen Verurtheilung die 
Baution ganz over theilmelfe eingezogen wird, und zwar au ſchon dann, wenn Redacteure, 
Berleger, u. ſ.w., ohnefelbfl an der @efegedübertretung betheiligt zu fein, dennoch ſchuldig erfannt 
werden „ver Vernachläſſigung jener Aufmerkfamkeit, durch deren pflidtmäßige Anwendung der 
ftrafbare Charakter des Inhalts der Schrift (refpective deren Veröffentliung) hätte vermieden 
werden können”. Das Strafverfahren in Preßſachen iſt in der Negel ein mündliches und 
Öffentliches, jedoch ohne Geſchworene. Mit Beichlag belegte Schriften werben frei entweder durch 
den Spruch des @erichtä oder von felbft, wenn nicht binnen acht Tagen eine richterliche Beftätigung 
der Beſchlagnahme erfolgt ift. Im Fall eines folden Erloſchens oder einer ausdrücklichen Auf: 
hebung der verfügten Beihlagnahme gebührt dem durch dieſelbe Beſchädigten der Erfag des 
erweislihen Schadens aud der Staatskaſſe. 

Daß der Bundeöbefhluß von 1854 fanımıt den danach zugefchnittenen Einzelpreßgeſetz⸗ 
gebungen, wie er fhon damals ein Anachronismus, die Audgeburt einer ihre Zeit vollkommen 
verfennenden, kurzfitigen und befangenen Reaction war, fo heutzutage ſchlechterdings un: 
haltbar und mit allen Berhältnifien ver Gegenwart unverträglichfel, darüber herrfcht unter allen 
unbefangenen und denkenden Leuten wol nur Bine Stimme. Selbft die Regierungen wagen 
nicht mehr, Ihn vor der Öffentlichkeit in ihren Ständeſälen in Bauſch und Bogen zu rechtfertigen 
oder zu vertheidigen. Die deutſche Preſſe — man barf dies fagen, ohne gegründeten Widerſpruch 
befürchten zu müflen — bat fi während dieſes legten Jahrzehnts, und zwar nicht infolge, 
jonbern troß der harten Beſchränkungen, die man ihr auferlegt, zu einer Befonnenbeit, @rünp- 
lichkeit und Höhe der politifhen Anfhauung und der Behandlung von Tagesfragen erhoben, 
welche fie den Bergleich ſelbſt mit der Tagesprefle jener Länder nicht ſcheuen läßt, wo ſeit viel 
länger ſchon ein freies öffentliches Reben befteht. Wenn es noch eine Fleine Zahl von Taged- 
blättern gibt, welde ven Namen einer „Schmuz= und Schandpreſſe“ vervienen, fo find dieſe 
nicht fowol auf feiten einer äußerften Linken zu fuchen al& vielmehr auf fetten der äußerften 
Rechten, auf feiten jener Partei, welche ſich Im Schatten des augenblicklich herrſchenden Suftems 
fiher weiß; nicht der Misbrauch der allen gemeinen Freiheit if} es, ſondern der Misbrauch einer 
privilegirten Sonderſtellung, ver ſich in zahlreichen Übertretungen des literariſchen Anſtandes, 
in Brutalitäten und Gemeinheiten kundgibt. 

Und dieſe in ihrer großen Mehrzahl ſo achtungswerthe und von den politiſch gebildetſten 
Völkern nach Gebühr gewürdigte und geachtete deutſche Preife, dieſe Preſſe, an welche die deut⸗ 
ſchen Regierungen ſelbſt bei jeder großen Kriſe im Innern oder nach außen bald gemeinſchaft⸗ 
lich, bald abwechſelnd die einen im Streit mit den andern appelliren, von der unterſtützt, ver⸗ 
theidigt, gelobt zu werden, fie ein fo ſtarkes Bedürfniß empfinden, dieſe Preſſe unterliegt 
gleihwol noch immer einem Syſtem von Befchränfungen und Bedrückungen, welches faft mehr 
no durd feinen entwürbigenden Charakter, als durch feine Härte, es darauf abgefehen zu 
haben fcheint, die Träger und Vertreter ver dffentlihen Meinung, die Schriftfleller, Bud: 
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händler und Buchdrucker, ſtatt fie zu einer edeln Freiheit zu erziehen, entweder zu entmuthigen, 
oder zu verbittern und zu demoraliſiren. 

Das Gefühl diefer Erniedrigung und dieſes Drudes iſt aber um fo fhärfer und peinlicher, 
als beinahe alle andern Volker — darunter viele an Bildung weit unter dem veutfchen ſtehend — 
fi entweder der vollen Breßfreibeit oder doch eines ungleich größern Maßes an folder erfreuen 
als gerade dad „Volk von Denkern“, die hochgebildete veutfheNation! Wenn wir Frankreich aus: 
nehmen, welches, wie faft in allen Arten von Freiheit, jo aud in Betreff ver Preßfreibeit, von 
einem ſchrankenloſen Gebrauche, ven es mehr ald einmal ſchon befeflen (zulegt wieder 1848 auf 
furze Zeit — bis zur Juniſchlacht, wo Cavaignac eine ganze Reihe von Journalen mit einen 
mal fuspenbirte), zurüdgefallen ift in einen Zuftand ver Unfreiheit, den 28 mit ſchlechtverhehltem 
Unmuth dennoch erträgt, Frankreich, wo neben der zwangsweiſen Nennung bed Verfaſſers 
unter jedem politifchen Artikel dad ausgedehntefte Syſtem ver. Verwarnungen bie ganze Tages- 
preffe auf Gnade und Ungnade in bie Hand der Regierung liefert — fo befteht eine gefldyerte 
und ausgedehnte geſetzliche Freiheit der Prefle in allen eiviliſirten Staaten Europas, und felbft 
in Rußland gebt man angeblid; mit dem Erlaß eines Preßgefeges um, welches nad dem, was 
darüber verlautet, wenn man den Bildungszuftand des überwiegenden Theils der Bevölkerung 
dieſes ungeheuern Reichs und die bisherigen Zuflände der Preſſe daſelbſt berückſichtigt, einen 
großen und überraſchenden Fortſchritt in der Entwidelung diefer Zuftände herbeiführen wird. 
Die Cenſur beſteht zur Zeit nur no in Rußland und der Türkei. Bon den andern europäifchen 
Ländern hat Spanien nod das Syftem der „Autoriſation“ (Gonceffionsertheilung) für bie 
Heraudgabe von Zeitungen (doch ſcheint man Davon einen liberalen Gebrauch zu maden), fehr 
Hohe Cautionen (bis nahezu 20000 Thlr. für täglich erfheinende Blätter) und erſchwerende 
Beringungen für die Perfon des verantwortlicden Redacteurs (derfelbe muß 3. B. zwiſchen 6O 
und 70 Thlr. Grundſteuer zahlen); die Preffe it ven gewöhnlichen Correctionstribunalen unter- 
worfen; von jeder Drudiärift mug ein Exemplar beim Fiscal hinterlegt werben, der Die Berbrei- 
tung inhibiren kann. In Italien bedarf es zur Herausgabe einer Zeitung einer Anzeige und der 
Geftellung eines verantwortlichen Redacteurs; auf andern Schriften braucht lediglich der Drucker 
genannt zu werden. Verleger und Drucker haften nur fubfidiär. Die Strafen für Breßvergehen 
find ziemlich hart; doch verjähren ſolche nad) drei Monaten ; die Gerichte urtheilen darüber unter 
Zuziehung von Geſchworenen. Der Unterfuhungsrichter Fann die Beihlagnahme verfügen. 
Das Verbot einer ganzen Zeitung darf felbft das Gericht nicht ausſprechen. In Belgien 
verfügt die Berfaffung in Art. 18: „Die Prefle iſt frei, die Genfur darf niemals wieder ein: 
geführt, au darf feine Kaution von Berfaflern, GHerausgebern und Drudern geforbeit 
werden, Wenn der Verfaſſer befannt und in Belgien wohnhaft if, können Herausgeber, 
Druder und Verbreiter eines Preßerzeugniffes nicht verfolgt werben.’ Durch ein Geſetz vom 
20. Juli 1831 find die Strafen für Breßverbreden und Preßvergehen feftgefegt. Die Ausrede 
der Wahrheit bei Verleumdungen ift nur zuläffig gegen Öffentlihe Beamte und kann ſowol durch 
Schriften ald dur Zeugenbeweid geführt werben. Alle durch die Preſſe begangene Geſetzes⸗ 
übertretungen werben durch Geſchworene gerichtet. Sie verjähren nad drei Monaten. Blos 
der Drucker braucht auf einer Zeitung genannt zu fein, eines verantwortligen Redacteurs be- 
darf ed nicht. Bin Zeitungsftempel eriftirt nicht. Auch in den Niederlanden Eennt man weder 
die Bautionen, noch fonftige Bormalitäten bei Gründung einer Zeitung. Verjährung ebenfalls 
binnen drei Monaten. Die gewöhnlichen Gerichte urtheilen über die Preſſe. Der 1813 ein: 
geführte Zeitungäftempel ift ziemlich hoch. In Dänemark iſt die Prefle feinen andern Beihrän- 
fungen unterworfen ald denen des allgemeinen Strafgeſetzes. In Griechenland befteht, wie für 
alle Verbrechen, fo auch für die durch die Preſſe begangenen das Gefhmorenengeridt. In 
Schweden befteht die eigenthümliche Ginrichtung einer Art von freiwilliger Genfur, nämlich 
ein Tribunal, dem die Schriftfteller ihre Manuferipte vorlegen können mit dem Erfolge, daß, 
wenn fie deilen Genehmigung zum Druck erlangen, fie für den Inhalt ftraflod werben. In 
England, wo die Preſſe auch noch nad Befeitigung der Genfur zeitweilig fchweren Berrüdungen 
durch außerorbentlihe Regierungsmaßregeln unterlag (fo namentlich unter den erfien Georgen 
aus dem Haufe Hannover), Hat fih allmählich ver Begriff ver Unantaſtbarkeit des Rechts ver 
freien Meinungsäußerung als eines ver höͤchſten und natürlichften Nechte des Bürgers eined 
freien und civilificten Staats fo ſehr befeftigt, daß man wol jagen kann, die englifche Prefle 
unterliegt jetzt faft feinen andern Beſchränkungen, als welche fie ſich felbft und welche die öffent: 
liche Sitte und Bildung Ihr auferlegt. Zwar befteht ein beſonderes Strafgefeg für Angriffe auf 
den Staat und dad Staatsoberhaupt, ſowie für perfönliche Verleumdungen und Beleidigungen 
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(das fogenannte Libellgeſetz), Eraft veffen jemand unter Umſtänden zu Freiheitéſtrafe ober 
Geldentfhädigung verurtheilt werven kann, natürlih nur von Geſchworenen, allein felbft 
dieſes Geſetz iſt außer Gebrauch gefommen, indem bie Anficht allgemeine Öeltung gewonnen hat, 
daß Angriffe der Breffe, wenn fie begründet find, durch Verfolgung mitteld des Strafgefeßes nicht 
entfräftet werben, wenn unbegründet, nicht ſchaden, und am wirkſamſten entweder durch 
Schweigen oder durch dad gleiche Mittel des Öffentlichen Worts entkräftet werden. Bin Zeitungs⸗ 
ftempel exiſtirt zwar, alfein ein niedriger, ber außerdem ven Bortheil bietet, daß ein mit dem 
Stempel verfehened Eremplar durch das ganze Königreidh portofrei (und zwar inner von 
neuem binnen 14 Tagen) verjenvet werden kann. Die Papierfteuer ift abgeſchafft. — In den 
Vereinigten Staaten von Amerifa beſteht ebenfalld Feinerlei Beſchränkung ver Prefle, weder 
durch Gautionen nod durch Stempel oder fonft. Die Verfaſſer von Schriften und die Re: 
barteure von Zeitungen find dem Strafgejeg verantwortlich, doch kommt auch dort dieſe Ver: 
antwortlichkeit felten zur Anwendung. Faſt die einzigen Klagen, die vorkommen, find foldhe 
wegen perfönlidher Beleidigungen over Verleumdungen, und ruͤckſichtlich dieſer herrſcht bei ven 
Geſchworenen eine fehr milde Praxis, beſonders ſoweit e8 die Beſprechung der Perſoͤnlichkeit 
von Wahlcandidaten gilt, in Bezug auf welche vie größte Freiheit des Urtheils für ein conſti⸗ 
tutionelled Recht jenes Wählers gilt. Nur in den Sflavenflaaten beftand ſeit lange von biefer 
Achtung vor ber Preßfreibeit eine weitgreifenve und verhängnißvolle Ausnahme: es war dort 
verboten, das Inflitut der Sklaverei anzugreifen. Während des gegenwärtigen Kriegs erging 
das Verbot, Nachrichten über Truppenbewegungen im voraus zu verbreiten. 

Wir kommen noch einmal auf Deutfhland zurüd, um in Kürze ber neueften Beftrebungen 
für Verbeſſerung der Zuftände der Preffe zu gedenken, melde bier zu Tage getreten find. Wir 
erwähnen bier vor allem die Beſchlüſſe des erſten. Deutfchen Journaliſtentags vom 22. Mai 
1864 in Bezug auf die Bundespreßgeſetzgebung. Auf Grund eines von dem Verfafler dieſes 
Aufſatzes erflatteten Referats faßte derſelbe folgende Reſolution: 

„Der erſte Deutſche Journaliſtentag erklärt folgende Sätze für die nothwendigen Grundlagen 
einer rechtlichen Stellung der Preſſe und fordert alle deutſchen Zeitungen und Zeitſchriften, alle 
Volksvertretungen und ſonſtige Organe der oͤffentlichen Meinung auf, für deren Geltendmachung 
nit allen Kräften zu wirken: 1) ſtrenge Ausſchließung jeder Präventivmaßregel, alſo insbe: 
jondere jeder Art von Eoncefjionen, desgleichen der Rinreihung von Pflihteremplaren vor ver 
Herausgabe eined Preßerzeugniffes und der Gautionen; 2) firenge Ausfchließung jedes admi⸗ 
niftrativen Ermeſſens, insbeſondere jeder Art von Verwarnungen und darauf gegründeter 
Unterbrüdung eined Blattes; Ausſchließung jeder polizeilichen Beihlagnahme; 3) vollſtaͤndige 
Unabhängigkeit ver Gerichte, volle ffentlichkeit und Berweifung der Prebprocefle vor die 
Geſchworenengerichte; 4) Anwendung ver allgemeinen Strafgefege und Rechtegrundſätze auch 
auf die Prefie unter Ausſchluß jeder Art von Specialgefeßgebung.” Im Anſchluß hieran wurde 
fernerweit befhloflen: „Der Deutiche Journaliftentag beauftragt ven Ausſchuß, ohne Verzug 
eine überfihtlihe Darftellung ver feit einigen Jahren in Naffau geubten beifpiellofen Behand: 
lung der Preſſe abfaſſen zu laffen und für deren Verbreitung dur ganz Deutſchland Sorge zu 
tragen.” In derfelben Berfammlung wırrden zwei Mitglieder des Sournaliftentags, die Herren 
Engel und Scherer, mit Ausarbeitung einer der nächſten Poftconferenz zu überreihenden 
Denkſchrift über die Erfhmwerungen des Vertriebs der Zeitungen durd die hohen Poſttarife 
beauftragt. Endlich ward in Bezug auf den Zeitungsftempel beſchloſſen: „In Erwägung, 
1) daß ed eine Ungerechtigkeit ift, die periodische Preſſe, welche die Aufgabe hat, ven dffentlichen 
Intereffen zu dienen, und welche eines der wichtigften Mittel ver Volksbildung ift, ale eine 
Steuerquelle auözubenten; 2) daß durch den Zeitungsſtempel die periobifche Preſſe in ihrer 
Entwidelung gehemmt und daß hierdurch eine ganze Reihe von Erwerbözweigen ſchwer beein- 
träcptigt werben; 3) daß Zeitungen und Zeitſchriften ohnehin durch den in Deutfchland im 
Vergleich zu andern Ländern übermäßig hohen Poftauffchlag einer bedeutenden Steuer unter: 
worfen find; 4) daß die Befteuerung von Preßerzeugnifien des deutfchen Auslandes eine liber: 
gangäfleuer bildet, welde ven Wortlaut der Zollvereinsverträge zumiderläuft, erklärt der erfte 
Deutſche Journaliſtentag: &8 ift die Pflicht der deutſchen Volfävertretungen, ſowie der deutſchen 
Preſſe ſelbſt, mit allen Mitteln für die Abfchaffung des Zeitungsſtempels in allen deutſchen 
Staaten zu wirken.’ | | 

Diefe Beichlüffe wurden durch die Preffe veröffentlicht, aud ven eben verfamnielten Volks: 
vertretungen, dem Deutſchen Juriftentage, bem Gongreß deutſcher Volkswirthe überreiht. Von 
den erfigenannten machten alsbald drei, nämlich der koburgiſche Landtag, die darmflädtifche 
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und naſſauiſche Zweite Kammer die Beſchlüſſe wegen ver Bunbeöpreßgefeßgebung ihrem ganzen 
Tenor nad fich zu eigen, eine vierte, die Zweite Kammer des Königreichs Sachſen, welder zu: 
gleich eine ſehr gründlich gearbeitete, von ähnlichen Grundſätzen ausgehende Petition des Ber: 
eins der Buchhändler zu Leipzig un Abänderung der ſächſiſchen Preßbeſtimmungen vorlag, 
empfahl menigftend die wichtigften Beftimmungen aus jenen Beſchlüſſen und aus dieſer Petition 
der Regierung zur Berüdfidhtigung. 

VIL Die Orundzüge einer vernünftigen Preßgeſetzgebung. Wir flellen 
fhhließlich unfere Anſichten (ſammt den und zur Seite ſtehenden Kundgebungen der Theorie und 
Praris dieſes Zweigs der Gefeßgebungspolitif) über die Grundzüge einer zeitgemäßen Preß— 
gefeßgebung in den nachſtehenden Sägen nochmals überſichtlich zuſammen: 

1) Die ehemals viel verhandelte Streitfrage: ob Genfur over Eenfurfreihelt? nehmen wir 
bier nicht mieder auf; es gibt Dinge, welche durch die Macht der Thatſachen fo vollftänvig ab- 
gethan find, daß ein Zurückkommen darauf aud in der Theorie gänzlich unnöthig erſcheint. 
(S. Eenfur der Drudfchriften.) 

2) Dagegen hat das allgemeine Syſtem, von dem bie Genfur nur die legte und ſtärkſte 
Gonjequenz war, das Syſtem abminiftrativer oder polizeiliher Maßregelung der Preſſe, noch 
manche Spuren zurüdgelaffen, welche vor allen Dingen auszuſcheiden fein werben, wenn man 
eine vernünftige, auf einem klaren und einfachen Princip fußende Preßgefeßgebung herftellen 
will. Dahin gehören zunäcft die Conceſſionen, nicht blos die fpeciellen zur Herausgabe von 
Zeitungen (die nur in [ehr wenigen Rändern noch erifliren), ſondern auch jene allgemeinern für 
den Buchdruckerei- und Buchhandlungdbetrieb, welche feit 1854 allerwärts in Deutſchland 
eingeführt find, die fi aber ebenfo wenig mit den Grundfägen der Gewerbefreiheit wie mit 
denen einer wahren Preßfreiheit vertragen, «da fie die geſammte Thätigfeit der Preſſe von einem 
adminiftrativen Ermeſſen abhängig machen. 

3) Auch dad Erforberniß der Stellung eineß verantwortlichen Redacteurs für eine Zeitung 
hat man in mehrern Ländern (3. B. in Belgien und den Nieberlanden) als unnöthig und mit 
einer wirklichen Preßfreiheit unverträglich erachtet. Es ſchien ausreichend, daß das Gefeg lich 
nöthigenfall® an den Druder halten könnte, der, wenn er nicht felbft die Verantwortlichkeit 
übernehmen will, ven Redacteur nennen wird. Doc iſt am Ende dagegen, daß der eigentliche 
geiflige Urheber einer Zeitung auch mit feiner Perfon dafür einftehe, bei nur fonft normalen 
Zuftänden ver Geſetzgebung una Rechtspflege wenig zu fagen, nur bürfen für die Übernahme 
diefer Stellung feine erfchwerenden Beftimmungen beftehen, wie 3.8. der Beſitz der ſtaatsbürger⸗ 
lihen Rechte in dem betreffenden Lande, vollends gar mie in Spanien ein beflimmter Steuer: 
cenſus, oder der Begriff der Uinbefchoftenbeit, fofern das Vorhandenſein dieſer letzten Qualität 
in das Ermeſſen der Behoͤrde geftellt oder an unfichere, leicht einfeitig zu deutende Kriterien 
gebunden iſt. Auch bei andern Druckſchriften dürfte e8 genügen, daß irgendjemand, der im 
Bereich der Strafgewalt des Staats, wo die Schrift erfcheint, ſich befindet, pur feine Nennung 
auf denfelben dafür hafte, alfo entweder der Verfafler, oder der Verleger, over der Druder, 
nicht aber nothwendig Verleger und Druder. 

4) Gautionen find ebenfo wenig zu rechtfertigen. Mit ganz ähnlichem Recht Könnte man 
von jeber beliebigen Perfon Bürgfhaften vafür verlangen, daß fle nicht linfug auf der Straße 
treibe, Häufer anzünde over Vorübergehende beleinige, denn dies alles ift ebenfo leicht ge: 
ſchehen wie ein Vergeben durd die Preſſe. Höchſtens Eönnte man eine Baution von ganz 
mäßigem Betrage zu dem Zwed gerechtfertigt finden, um daraus etwaige Geldſtrafen fofort zu 
entnehmen (tie dies jegt geſchieht): allein auch das ift unnöthig, da felbft Die Fleinfte Zeitung 
in ihren Werfzeugen und Materialien ein Kapital repräfentirt, welches für die Geldſtrafen ge: 
nügende Sicherheit gewährt, außerftenfall® aber eine IImmandlung der Geldſtrafe in Freiheits: 
ftrafe übrigbleibt. Wenn man fagt, im eigenen Intereffe einer tüchtigen Preſſe liege die durch 
die @autionen bewirkte Berhütung bed Entſtehens einer Maſſe Eleiner Blätter, vie Concentrirung 
des geiftigen und materiellen Kapitals in wenigen, aber guten großen Zeitungen, fo iſt dies, die 
Nichtigkeit des Satzes an ſich einmal angenonmen, doch jedenfalld eine Sache, die, wenn fie 
wirklich nutzbringend fein fol, fi von felbft machen muß, nicht fünftlih, und am wenigften von 
Staats und Polizei wegen gemacht werben darf. 

5) Der Zmang zur Einveihung eines fogenannten Pfliterenplars von jedem Preß⸗ 
erzeugniß bei der Behörde erfcheint nad) allgemeinen Rechtogrundſätzen ſchwer begründbar, da in 
keinem fonftigen Lebensverhältniß jemand gendthigt if, zu feiner eigenen eventuellen Anſchul⸗ 
digung die Unterlagen zu liefern. Auch eriftirt diefer Zwang in mehrern Ländern nicht. Jeden: 
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iils find, wo derſelbe noch befteht, folgende Barantien durchaus nothwendig: 1) die Einreichung 
arf nicht vor der Ausgabe des betreffenden Preßerzeugnifies, hoͤchſtens gleichzeitig damit ver- 
angt werden, und ed darf auch nicht durch Die Formalitäten einer Empfangsbeſcheinigung oder 
ergleichen die Ausgabe jelbft verzögert oder der Behörde die Möglichkeit gegeben werben, dieſe 
Kusgade zu verhindern, denn fonft verwandelt fih, mad nur Vorbedingung einer etwa nöthigen 
Reprefitomaßregel (eines richterlihen Rinfchreitend wegen begangener Preßvergehen) fein fol, 
n eine felbfländige präventive Maßregel (ein Mittel der Unterprüdung eines Preßerzeug- 
nifle8 vor ver Ausgabe); 2) die Einreihung geſchehe nicht an eine Polizei: oder Verwal⸗ 
tungsbehörde, fondern an eine richterliche Behörde, entweder einen Gerichtshof oder ben 
Staatdanmalt. 

6) Die Verwarnungen (avertissements) nit nachfolgender zeitweiliger oder gänzlicderlinter: 
drückung eines Blattes — eine echt franzoͤſiſche Einrichtung, die man leider auch in Deutfchland 
ab und zu nadgeahmt hat — find natürlich der Top aller wahren Preßfreiheit und der Gipfel⸗ 
punkt polizeilih willkürlicher Mapregelung der Preſſe. 

T) Aud die Unterdrückung einer Zeitung auf dem Berwaltungswege infolge einer mehr: 
maligen richterlichen Berurtheilung ift um weniges befler, zumal wenn dabei nichts feftgefegt If} 
über die Groöße der Strafe, infolge deren, ſowie der Verſchuldung, auf welche Hin eine ſolche Maß⸗ 

regel fol ergriffen werben können, denn möglichermeife fann dann eine zweimalige Beftrafung 
wegen der allerkleinften Orfegesübertretungen die Unterbrüdung einer Zeitung zur Folge haben. 
Will man nit überhaupt daB gänzliche Verbot einer Zeitung für unftatthaft erflären (mie bie 
italienifche Preßgeſetzgebung thut) — und es läßt fidh dafür theils die Analogie anführen, daß 
man auch einen Kaufladen oder eine Fabrik nicht gänzlich ſchließt, wenn dieſelbe ſchon ein- oder 
mebreremal wegen gefälfchter Waare ftraffällig geworben ift, theild die praktifche Unwirkſamkeit 
eines folden Verbots, da die Zeitung unter anderm Titel ſogleich wieder erſcheinen kann — fo 
wird man wenigftend nur das Gericht ein ſolches Verbot ausfprechen laſſen dürfen. u 

8) Natürlich gilt dies nicht blos von Inländifchen, ſondern ebenfo von ausländiſchen Zei⸗ 
tungen und Preßerzeugniffen überhaupt. 2) 

9) Mit dem Verbote einer ausländiſchen Zeitung fo ziemlich auf Einer Stufe ſteht, was die 

praktiſchen Wirkungen ver Maßregel betrifft, pie Entziehung des Poſtdebits. Auch fie ift für 
unſtatthaft zu erachten, ebenfo wol vom ſtaatswirthſchaftlichen wie vom ſtaatsrechtlichen Geſichts⸗ 
punkte aus, Die Poft ift Feine politifche, fondern eine rein wirthichaftliche Anftalt, eine Anftalt 
für den allgemeinen Volksverkehr. So wenig die Poft zu fragen Hat, ob die Perfonen, die fie 
befördert, politifh erlaubte oder unerlaubte Zwecke bei ihrer Reiſe verfolgen, ob die Gelber, die 
fie an ihre Adreſſe übermittelt, verbrecheriſchen Abfichten dienen follen, ebenfo wenig darf fie ſich 
um den Inhalt der Zeitungen, die ſie debitirt, kümmern, folange ihr ſolche nicht als in ven 
gefeglihen Kormen verbotene bezeichnet find. Ein adminiſtratives Eingreifen in dieſen Verkehr 
ift ſchlechterdings unzuläffig. Der Grund, den man zuweilen dafür angeführt hat, daß der 
Zeitungsbebit durch die Pot ja doch eine befondere Vergünſtigung fei, indem die Poſt die 
Zeitungen nicht blos befoͤrdere, ſondern fich jpeciell mit Annahme der Abonnements, libermit- 
telung der Abonnementögelver u. f. w. befafle, iſt durchaus unftichhaltig, denn die Poftanftalt 
läßt fi für all dieſes fehr reichlich bezahlen. 

10) Das Golportiren und Haufiren mit Druckſachen darf keinen andern Beihränfungen 
unterliegen ald das mit irgendwelchen fonftigen Handelsartikeln. Was nit überhaupt ver: 
boten und fo dem Vertrieb entzogen ift, muß mit vemjelben Recht auf den Straßen wie im 

“Raven des Buchhändlers feilgeboten und ausgeftellt werden können. Das Erforberniß einer 


2) Es ift ein Vorzug des neuen öfterreichifchen Dreßgefcpee ‚ daß danach nur das Gericht (auf befons 
dern Antrag bes Staatsanwalts) das Verbot der weitern Verbreitung einer im Auslande erfcheinenden 
periodifchen Drudichrift ausfprechen kann, und gras dann, wenn durch den Inhalt derfelben ein mit 
mehr als fünfjähriger Kerkerfirafe bebrohtes Verbrechen, oder innerhalb der Frift eines Jahres entweder 
zweimal ein geringer beftraftes Verbrechen, ober ein ſolches Verbrechen und ein Vergehen, ober dreimal 
ein Bergehen begründet wurbe. In Baiern fteht dem Gericht das Recht zu, wenn eine Verurtheilung 
von Zeitungen, Zeitfchriften ober Flugblättern wegen fträflicher Angriffe gegen den Staat oder jeine An: 

ehbrigen erfolgt ift, folcye zu verbieten, jedoch ift das Verbot von demjelben Gericht wieder aufzus 
be en, fobald das Urtheil nach feinem ganzen Inhalt vollzogen ift. (Hier, wie in Baden — nad) $. 26 
des dortigen Preßgefepes von 1851 — ift alſo das zeitweilige Verbot der Zeitung nur ein Zwangs⸗ 
mittel, um ben Herausgeber zur Abbüßung ber wider ihn erfannten Strafe anzuhalten.) 
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beſondern Erlaubniß für dieſen Handelszweig ſowol betreffs der Perſoͤnlichkeit derer, die ihn 
betreiben, als der auf dieſem Wege.zu vertreibenden Schriften, geht entweder von dem falſchen 
Syſtem einer Bevormundung der minder gebildeten großen Mafle des Volks hinſichtlich ihrer 
geiftigen Nahrung aus, oder von jener noch weit ſchlimmern Berfennung des wahren Berufß der 
Staatsgewalt, ver zufolge legtere fi zur Handlangerin einer einzelnen Partei macht, Inden 
fie deren politifher Propaganda Vorſchub leiftet, alle Rebendäußerungen ver Begenpartei 
aber unterbrüdt. | 

11) Bei dem Anſchlagen von Plakaten auf Straßen und öffentlichen Blägen kommen ähnliche 
Rückſichten in Betracht wie 3. B. bei Verfammlungen unter freiem Himmel; do dürfte es 
genügen, wenn eine der Behörbe bekannte Perſon die Verantwortung für dieje Verbreitung 
übernimmt. 

12) Der Beitungsftenpel, eigentlich eine finanzielle Maßregel, ift Häufig auch in preßpoli- 
zeificher Abſicht zur Erſchwerung der freien Bewegung und der Ausbreitung der Tageöprefie 
gemisbraucht worden, fo unter dem Minifterium Manteuffel in Preußen. Eine Regierung, 
welche in der Preſſe und insbefondere der Tagespreſſe nicht eine Feindin ibrerfelbft und der öffent: 
liden Ordnung (oder vielmehr deflen, was fie fo neunt), fondern eimnothwendiges und nügliches 
Bildungsmittel des Volks erblickt, wird ihr feine derartigen Erfchwerungen, eher jede thunliche 
Erleichterung gemähren. Dies gilt, wie vom Stempel, fo von dem übermäßigen Boftaufichlag, 
von der Papierfteuer und Ähnlichem. 

13) Sewiffermaßen auf der Grenzſcheide zwifchen dem Präventiv- und dem Repreſſivſyſtem 
bewegt fih die Frage wegen der Beihlagnahme von Drudichriften. Daß eine ſolche im allge- 
meinen auch nach dem firengen Repreſſivſyſtem flatthaftfet, iſt ebenfo wenig in Abrede zu flellen, 
als umgekehrt, daß der Gebrauch dieſes Rechto leicht in argen Miobrauch ausarten, die Prep- 
freiheit faft illuſoriſch machen und das Syſtem dev Willkür in feiner ſchlimmſten Geſtalt wieder 
herbeiführen kann. 

Die durch die Preffe begangenen Gefegesübertretungen unterſcheiden fi dadurch weſentlich 
von allen andern, daß, während bei legtern der objective Ihatbeftand (3. B. ob ein Diebflahl, 
ein Mord gefchehen) gemöhnlich leicht und fiher erfennbar, pagegen ber fubjective Thatbeſtand 
(die Berfon ded Verbrecher) oft ſchwer zu entdecken ift, bei jenen das gerade Umgekehrte flatt- 
findet; denn hier kann wenigftens der auf der Schrift genannte Druder over Berleger haftbar 
gemacht werben, wenn wirklich ein Verbrechen vorliegt; allein ob ein ſolches vorliegt, das iſt viel 
ſchwerer als dort zu erfennen. Bin zweiter Unterſchied iſt der, daß bei Preßverbrechen zunächſt 
nicht nad) dem Urheber ober Miturheber eines folhen gefahndet wird (mie nach dem Urheber 
eined Diebftahls, Mordes), fondern nad; dem corpus delicti, dem Preßerzeugniß. Dieſes wird 
der weitern Verbreitung entnommen, um ed unſchaͤdlich zu machen, etwa wie man ein Gift weg- 
nimmt, bamit fein weiterer Mord damit vollzogen werde. 

In den angeführten beiden Momenten, zufanımengehalten mit der eigenthümlichen Natur 
und Wirkungdart der Preffe, indbefondere ver Tagespreffe, beruht nun die Schwierigfeit einer 
richtigen Bemefjung der Grenzen und der Modalitäten des Rechts der Beſchlagnahme von 
Preßerzeugnifien. Auf der einen Seite fo verhütet werden, daß ein wirklich verbrecheriſches 
und fomit gemeingefährliches Preßerzeugniß durch fortgejegte Weiterverbreitung Schaden an: 
richte; auf der andern Seite wird aber ein ſolches Breßerzeugniß (3.3. eine Flugſchrift over eine 
Zeitungsnummer) durch die Beſchlagnahme häufig nicht blos für den Augenblid, fondern über: 
haupt um feine ganze Wirkung und folglih um feinen ganzen Werth gebracht. Kommt nun 
hierzu die obenerwähnte Schwierigkeit, das wirklich Verbrecheriſche in einem Preßerzeugniſſe 
fofort mit Sicherheit zu erkennen, fo liegt zu Tage, wie nahe Hier der rechtmäßige Gebrauch an 
den Misbrauch, ver beabfichtigte Schuß des Rechts der Gefammtheit vor Verbrechen an dad größte 
Unrecht gegen einzelne, ven Berfaffer, Verleger, aber auch gegen die Befammtheit, das Publikum, 
deſſen Aufklärung Zweck ver Preffe ift, grenzt. 

Hier muß die Geſetzgebung ſich entfcheiden, was fie Höher anjhlägt: ob bie Gefahr einer 
vielleicht um ein Weniges längern freien Girculation und Verbreitung von Schriften, melde 
wirklich etwas Geſetzwidriges enthalten, ober bie andere@efahr der vorfchnellen, durch den Inhalt 
nicht gerechtfertigten Entziehung folder aus dem Verkehr, alfo der Ertöbtung ihrer Wirkung im 
Keim und nebenbei der Berfümmerung eines wohlbegründeten materiellen Gewinnſtauſpruchs 
ihrer Urheber. 

Der Standpuntt Diefer Frage wird vollfommen verſchoben, wenn man die Prefle in Bezug 
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iHre Wirkungen mit andern Eörperlihen Handlungen auf Eine Linie ſtellt, alfo z. B. fragt: 
23 Der Staat würbe verantworten können, wenn er einen Mörder frei umbergehen und viel- 
st noch viele Morde begehen, over einen Tobfüchtigen feine Ungebungen ferner mishandeln 
e. Die Wirkungen der Prefle find viel inbirecterer, bedingterer Art ald bie anderer Hand⸗ 
gen; ja, je entwidelter das Öffentliche und das Geiſtesleben eines Volks ifl, deſto mehr ver: 
t gerade die Richtung der Preffe, um die es ſich bier vorzugsweiſe handelt, die auf Er⸗ 
ung ungeſeztzlicher Leivenfchaften und Entſchließungen berechnete, fort und fort an Kraft 
» Einfluß, weil die geftiegene Gejanmtbildung des Volkes jeder ſolchen Einwirkung das 
zengewidt ruhiger, befonnener Erwägung entgegenfegt. In England würden Schriften, die 
* KSnigsmord oder zum gewaltfanen Umflurz der Berfaflung aufriefen, Feine andere Wir- 
ig Haben als die, mit verachtendenm Lächeln beifeitegeworfen zu werben. Dad weiß man 
t, und darum würde man nit ber Verfolgung felbft ſolcher aufs hoͤchſte verbrecheriſcher 
briften ih wahrſcheinlich fauni fehr beeilen, gefchweige folcher, von denen e8 ungemiß iſt, ob 
sen eine verhrecherifche Abſicht zu Grunde liegt. 

Geht man von derartigen Anfihten und Erfahrungen aus, fo wird man vor allem Bürg- 
aften Dagegen juchen, daß nicht ohne einen wirklichen gefeglichen Grund in die freie Bewegung 
< Preffe eingegriffen werbe. Die einzige vorausſetzlich fihere Bürgſchaft folder Art liegt aber 
rin, daß nicht der Polizei, vem Organ bes „Ermeſſens“, fondern nur einer auf Net und 
efeg geftellten Behörve, dem Gericht oder doch wenigftend der Staatsanwaltſchaft, die Bes 
gniß der Beihlagnahme von Preßerzeugniffen zuertbeilt werbe. 

Will man dies nicht, glaubt man ſchlechterdings von der polizeilichen Beſchlagnahme nicht ab⸗ 
‘hen zu Eönnen, fo ift wenigftend unbedingt zu verlangen, daß die Polizei in kürzefter Brift (bei 
riodifchen Schriften fpäteftend binnen 24 Stunden) die confldcirte Schrift der richterlichen 
‚ehörde vorlege und von dieſer die Beflätigung der Beſchlagnahme nachſuche; ift diefe Beftä- 
zung zur feftgejegten Friſt nicht erfolgt, jo wird die Schrift von felbft wieber frei, beziehentlich 
Hält der Verleger verfelben ein Klagrecht gegen die Polizei auf Herausgabe der confidcirten 
xemplare. Ein nicht unwirkfanes Mittel gegen willfürlihe Beſchlagnahmen vürfte auch die 

den neuen Öflerreichifchen Preßgeſetz feftgeftellte Entſchädigungspflicht ver Polizeibehoͤrde fein, 
48 die Beihlagnahnıe vom Gericht wieder aufgehoben wird. 

14) Was die Strafbeflimmungen gegen die Preſſe betrifft Cabgejehen von den Drb: 
ungöftrafen wegen libertretung formeller Vorſchriften, 3. B. Nichtnennung des Druckers oder 
Zerlegerd auf einer Schrift), fo ift nirgends mehr ald hier die größte Klarheit, Schärfe und 
Inzweideutigfeit nothwendig. Jede Unklarheit, Weite oder Deutungsfähigkeit der ſtrafgeſetz⸗ 
ichen Beflimmungen fegt — wie fhon Hr. von Berg in feinem Bericht treffend gezeigt Hat — 
ie Brefle den ärgften Willfürligkeiten, ven erfennenvden Richter aber der Gefahr auß, ein Unrecht 
zu begeben. Geſetzesparagraphen wie jener vielberufene in dem Bundesbeſchluß von 1854 von 
der „Erregung von Haß und Verachtung gegen die Regierung” find aud einer guten Preßgeſetz⸗ 
gebung durchaus zu verbannen. Man hat äfters Gewicht darauf gelegt, daß eine befondere 
Strafgefepßgebung für die Preſſe überhaupt nicht beftehen, vielmehr nur die allgemeinen Straf- 
geſetze auf viefelbe Anwendung leiden follten. Infoweit dies blos äußerlih, d. h. jo verflanden 
wird, daß die Strafgefege für Preßvergehen nicht in einem befondern Gefege aufgeführt, fon- 
dern lediglich in dem allgemeinen Strafgeſetzbuch mitenthalten fein follen, iſt freilich damit nichts 
gewonnen; die entſcheidende Frage ift: ſollen bie moͤglicherweiſe mitteld ver Prefle zu begehen 
den Verbrechen, alfo Hoch⸗ und Staatöverrath, Aufreizung zum Ungehorfam gegen die Obrig⸗ 
feit oder zum Aufruhr, Majeftätöbeleivigung, Beleivigung obrigkeitliher Berfonen, Verleum⸗ 
dung und Beleidigung von Privatperfonen, Religionsjpätterei u. |. w., ander# beftraft werben, 
wenn fie buch bie Preffe, oder wenn ſie auf fonflige Weife (durch mündliche oder ſchriftliche 
Außerungen) begangen werben, und darüber läßt fich ſtreiten und ift viel geflritten worden. 
Muß man einerfeitö zugeben, daß durch die allgemeine Verbreitung mitteld der Preſſe Beleidi- 
gungen, Berleumbungen, deögleichen aufrührerifche oder aufreizende Außerungen eine größere 
Kraft, Beveutung, beziehungsweife Gemeingefährlichkeit erhalten, fo iſt andererfeits nicht zu 
vergeflen, DaB das gedruckte Wort (wie ſchon früher audeinandergefegt) nicht jo intenfiv wirkt 
wie das gefprochene, nicht fo leicht unmittelbar die Leidenfchaften der Menſchen in Bewegung 
jet wie die durch die Gewalt der Stimme, ver Mienen u. f. m. unterflügte mündliche An⸗ 
ſprache; daß ferner 3.8. bei Verleumdungen das offene Heraudtreten mit folden vor aller Welt 
unter perfönlicher Haftbarkeit (Tei es des Verfaflers felbft oder des Herausgeber) für den Be: 
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troffenen ſelbſt minder verletzend und minder nachtheilig iſt als die heimliche Verbreitung ſol⸗ 
cher ehrkränkender Gerüchte oder das mündliche Ausſprechen von Beleidigungen an Orten und 

in Kreiſen, wo deren Widerlegung dem davon Betroffenen ſchwer, vielleicht unmöglich iſt, waͤh⸗ 
rend bie PBreffe vem Beleidigten oder Verleumdeten völlig freied und offenes Feld zur wirkſam⸗ 
ften Entkräftung ver Ehrenkränkung varbietet. Die in die meiften nenern Preßgefeggebungen 
aufgenommenen genauen Borfähriften wegen unmeigerliher Aufnahme jolder thatſaͤchlicher 
Wiverlegungen ehrenrühriger Anfchuldigungen find daher wohl gerechtfertigt (dafern fie jih nur 
auf das wirkliche Bedürfniß der Abwehr thatſächlicher Unwahrheiten befchränfen), find aber 
bei einer anſtändigen Preffe nicht einmal nothwendig, denn eine folche wird Berichtigungen und 
MWiderlegungen zur Steuer ver Wahrheit von felbft und ohne Zwang gern in ihre Spalten auf: 
nehmen. Bolltommen zu billigen iſt e8 Dagegen, wenn anonyme oder pfeudonyme Pasquilfe 
(Schmähſchriften ohne Namen des Verbreiterd oder mit einem falfhen Namen) in manden 
Strafgefeggebungen, 3. B. ver föniglic ſächſiſchen von 1838 (Art. 200), beſonders hart be- 
firaft werben. " 

Die beſſern Preßgefeßgebungen, nicht alle, haben für Preßvergehen eine Fürzere ald die ge= 
wöhnliche ftrafrechtlihe Berjährungszeit angenommen, drei over ſechs Monate, gerechnet von 
dem Tage der Veroͤffentlichung, beziehentlic der Einreihung des betreffenden Preßerzeugnifles bei 
der Behörde. Das Gegentheil (wenn man feine oder eine jehr lange Veriährungsfrift an= 
nimmt) fann zu großen Härten führen, fo z. B., wenn man bier und da die Verleger von Särif- 
ten, die in der Zeit der Bewegung von 1848—49 erſchienen waren, in der Zeit der ärgiten 

. Reaction, 1852 fg., deshalb vor Gericht zog und nach einer wefentli andern, der Preffe un- 
günftigern Strafgefeßgebung und Gerichtöverfaffung aburtheilen Lie. 

15) Für Bemeſſung der ftrafrectlihen Berantwortlicfeit von Preßvergehen gibt e8 zwei 
verfchiedene Syfteme. Nach dem einen (meldhem die meiften neuern deutfchen Preßgeſetze folgen) 
werben die allgemeinen Grundfäße wegen Haftbarfeit in der Weiſe angewendet, daß neben dem 
Berfafler auch der Herausgeber , Verleger, Commiſſionär, Druder ald nähere over entferntere 
THeilnehmer mit zur Strafe gezogen werben; nad dem andern iſt die Haftbarkeit eine flufen- 
weife und ausfchließende, dergeftalt, daß, wenn der Druder ven Verleger, Herausgeber oder 
DBerfafler, ver Berleger den Herausgeber oder Verfaſſer, ver Herausgeber ven Verfaſſer nennt, 
voraudgefegt, daB der letztere im Bereich der Strafgerichtsbarkeit des betreffenden Staats ift, 
der erftere ftraffrei wird. Ein drittes Syſtem flellen ver Bundesbeihluß von 1854 und einzelne 
Breßgefeßgebungen, z. B. die ſächſiſche, auf, indem fie diejenigen, welche zur Verbreitung eines 
ftrafbaren Preßerzeugniffes blos mitgewirft haben (Redacteur, Herausgeber, Verleger), auch 
wenn ihnen eine wiffentliche und abſichtliche Theilnahme an dem Verbrechen nicht nachgewiefen 
werden kann, mindeſtens (wegen Kahrläfjigkeit) mit einer Geldſtrafe bedroht. 

Die ſtufenweiſe und ausſchließende Haftbarkeit erfcheint nach ver eigenthümlichen Naturder 
Prefie als das Richtiger. Will man alle bei der Herſtellung und Verbreitung eines Preßer: . 
zeugniffes Betheiligten als Theilnehmer eines etwa dadurch begangenen Verbrechens haftbar | 
machen und mit zur Strafe ziehen, jo fegt dies voraus, daß alle dieſe Berfonen nicht blos das 
betreffende Preßerzeugniß genau gekannt, gelefen, ſondern daß fie auch im Stande gewefen find, 
dafjelbe nach feiner etwaigen Straffälligfeit zu beurtheilen. Beides aber ift theild nach der Art 
des Geſchäftsverkehrs, theils nach dem gemöhnlichen Bildungsſtande mancher diefer Perfonen, 
3. B. der Golporteure von Schriften, nicht mohl vorauszuſetzen. Wie will man von den Inhaber 
einer größern Druckerei verlangen, daß er alle bei ihm gedruckten Schriften (vielleicht in jehr 
verſchiedenen Sprachen) leſe, verftehe und aus juriſtiſchem Standpunft zu würdigen wiſſe? 
Oder von einem Sortimenter, durch deſſen Hände wöchentlich viele Hunderte folder gehen? Und 
wohin würde e8 führen, wenn Druder und Verleger ven Genfor des Schriftſtellers machen 

d. follten, was fie doch müßten, wenn fle unter allen Umſtänden wenigſtens als Theilnehmer 
»ines etwaigen Preßverbrechend nıit dafür einzuftehen hätten? Die Fiction iſt Hier vollfommen 
vielleugründet, ja notwendig, daß der Buchhändler, Buchdrucker, Sortimenter, Colporteur-als 
wirklichs mechanifche Mithelfer zur Herftellung und Verbreitung von Druckwerken fo lange im guten 
nit glauben — nämli) an die Gefegmäßigkeit des von ihnen geförberten Geiſteserzeugniſſes — ge: 
Kelyandelt haben, als fie 1) ven preßpolizellihen Vorſchriften nachgekommen find, alſo z. B. ihren 
Namen auf der Schrift genannt haben; 2) dem Gericht ihren Vordermann (der Drucker den 
Verleger oder Verfaſſer, der Verleger oder Herausgeber den Verfaſſer) dermaßen ſtellen, daß 
dieſer haftbar gemacht werben kann; 3) nicht zur Verbreitung eines Geiſteserzeugnifſes mit: 
geholfen haben, von dem fie bereits wiſſen mußten, daß es ſtrafbar ſei, z. B. wenn ſie ein vom 
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icht ſchon verurtheiltes und aus dem Verkehr entferntes Buch von neuem herſtellen und 
zreiten helfen würden. 

16) In Bezug aufdas über Preßvergehen erfennende Tribunal und das dabei zu beobach⸗ 
ye Verfahren gibt e8 ebenfalld eine verſchiedene Praxis. Nah dem Bundesbeſchluß von 1854 
Ü eine vorzugdweife VBerweifung der durch die Preffe begangenen flrafbaren Handlungen vor 

Geſchworenengericht oder zur Öffentlichen Verhandlung nicht flattfinnen”. Die Preßgeſetzge⸗ 
tigen von 1848 fg. fordertendagegen gerade eine ſolche. In Baiern iſt Died noch heute in Kraft, 
hrend allerwärts fonft in Deutfchland die gewöhnlichen Gerichte über Preßverbrechen erken⸗ 
: und unter Imftänden auch die Öffentlichkeit vabei außgefchloffen werden kann. Die Über- 

Jung der Preßproceſſe an dad Geſchworenengericht ift grundfäglih und nad den gemachten 

abrungen durchaus vorzuziehen. Faſt immer iſt bei Preßproceſſen die Regierung Partel, 

» Daher kann das Vertrauen zu ber Unparteilichleit der von ihr angeftellten und, wenn nicht 

egbaren, doch verfegbaren,, überhaupt in fo manchem Betracht von ihr abhängigen Richter 
möglich fo groß und allgemein fein wie zu Geſchworenen, welche — bei einem vernünftigen 
:jeg über Bildung des Geſchworenengerichts (wir denken nit an Geſchworene, die aus allgemei⸗ 
n Volkswahlen hervorgehen, wie die in Sachſen 1849, obfchon felbft dieſe in Preßſachen zum 
yeil ziemlich fireng verfuhren) und bei der beiden Theilen, vem Staatsanwalt und dem Beklag⸗ 
a, gegebenen Büglichkeit des Recuſirens — pie Wahrfcheinlichfeit der iinpartetlichfeit und Unab⸗ 
ingigfeit in Höherm Grabe für ih haben. Wollte man etwa ſagen: Gefchworene, weil aud dem 
;olE hervorgehend, würben allemal gegen die Regierung und für die Prefle Bartei nehmen, 
‚ würde man damit nur eingeftehen, daß eine foldye Regierung völlig außerhalb des Volks , 
ände und das Volk als eine einzige, compacte Partei gegen fih hätte. Das wird in einem zut, 
ı auch nur leidlich organifirten Staat nicht der Fall fein, und die Geſchichte der Preſſe dürfte 
cherlich nicht fo viel Wahrſprüche von Geſchworenen (felbft aus Zeiten befonderer Aufregung) 
ufzuzeigen haben, bie wirkliche Verftöße gegen das Strafgefeg in der Preſſe zu mild beurtheil: 
m (entweder weil jie nicht genug unterſchieden zwifchen der Wahrheit, die vieleicht in dem Anz 
riff lag, und der Ungeſetzlichkeit, welche gleichwol der Art, wie diefelbe ausgefprochen ward, 
nhaftete, oder auch weil fle nicht frei von Menjchenfurdt oder von Popularitätsſucht waren), 
18 Erfenntniffe von gewöhnlichen Gerichten aus den Zeiten der Reaction, bei denen die poli= 
iſ de Parteirihtung oder die Liebedienerei nach oben angengefällig ven Blid des Richters ge⸗ 
ruht bat. | 

Literatur. Hoffmann, „Cenſur und Preßfreiheit, Hiftorifch und philoſophiſch bearbeitet” 
Berlin 1819), THl.I; Collmann, „Quellen, Materialien und Gommentar des gemeinen 
deutſchen Preßrechts““ (Berlin 1844) ; Scletter, „Handbuch der deutſchen Preßgeſetzgebung“ 
Leipzig 1846); Hefle, „Die prackhßiſche Preßgeſetzgebung, ihre Vergangenheit und Zukunft” 
(Berlin 1843): Conrad, „Die preußifche Preß- und Nachdrucksgeſetzgebung, in foftematifcher 
Ordnung für Buchhändler, Zeitungsherausgeber u. ſ. w.“ (Berlin 1862); Wiesner, „Denk: 
würbigfeiten der Öfterreihifchen Genfur vom Zeitalter der Reformation bis auf die Gegenwart‘ 
(Stuttgart 1847). Uber englifche Preßgeſetzgebung vgl. Lorbeer, „Die Grenzlinien der Rebe: 
und Vreßfreiheit nach englifhem Recht mit Beifpielen aus der Gerichtöpraris” (Erlangen 

1851). | RK. Biedermann. 





Verze 


ihniß 


ber im elften Bande enthaltenen Artikel. 


— — — — — — 





O. 

Seite Seite 
Yisezste (oyapyla), Bor W. Schulz Degenifahton. CRolisiche Eintheilung des | 
und 3.0eld. . 2. 2 2 2 2er 1 Staats.) Bon 3. Held. .... 2... 40 

Drangelogen. Drangemänner. Bon F. Brose: Drgantifation der GSerichte. Bon 8. I. A. 
1 2 En ... .. 4 Mittermaier.. 52 
Dranien, f. Naffau und Niederlande. . . . 10 Drientalifide Srage. Bon. Runkel.. 68 
Drbalien, Botteſsurtheile. Don 3. Held. . — Dfterreis. (Staatsgefchichte.) Bon N. N. 80 


Orden, Ritterorden. (Zeit ihrer Entftchung. 
Die geiftlichen Ritterorden: Johanniter: 
[Rhodiſer⸗, Maltefer-] Orden; Tempelher: 
renorben; Deutfch er Örben. "Die weltlichen 
Nitterorben. Überfiht ſaͤmmtlicher europät- 
fher und von außeroropaͤiſchen Regenten⸗ 
häuſern herrührender [auch einiger außer⸗ 
europäiſcher] Orden. Das Ordeneweſen 
überhaupt in feinen verſchiedenen Beziehun⸗ 
gen.) Bon KR. Buchner. 


Öfterrei. (Politiſche Statiftil.) Bon R. R. 170 

Dtindten. (Hindu, Mufelmanen und Groß⸗ 
mongolen. Die Oftindifche Compagnie; bie 
Eroberung und die Geſchichte des Landes bis 
1857. Die Empörung ber Sipahie und die 
neue Organifation.) Don 8. %. Neu: 
Mann. > 22. 

Dftfeeprovinzen. (Geographiſch⸗ flatiſtiſche 
Überficht. Hiſtoriſcher überblick. Gegen⸗ 
waͤrtiger Gulturzuftand.) Bon I. H. 
Schnislerr.. ..: 2-2 000. 


19) 


P. 


Seite 


Past, Zeitpacht, Erbpacht, Erbleibe, Em 
vphytenſe, Leib: und Zeitgewinnguteu. ſ. w. 
Bon W. A. 25 

Pair, Pairie. Don J. H 256 

Yalmerfton ( Henry ae Temple, Discount), 
Bon F. Broemel. 


Pandekten. Bon H. 6.. 576 
Saptergeld (papier monnaie, paper mo- 
ney). Bon K.Matby. . . .. 2... 277 


Sankt. Von Heinrich  uttie 222. 2% 
Barlament, |. Großbritannien und Irland 
(Staatsgefchichte) rn 311 
Parlamentariſche Regierung, ſ. Landtag. . 
Barma, f. Stalin. - - : . 2 2220. 
Yarteien (politiiche),. Bon ®. . ..... 


Yasauil. Bon 9.©. .. .. 2.2.2. 328 
Yanweien. Von W. N Leite . .... 329 
BYatente. Don BD. JZanoweli. . . . . 332 
Yatricter, Patriciat. Bon 3. Held. . . . 357 
Vatrimonialgerichtsbarkeit. Don J. Helb. 365 


Vatrongatsrecht. (Geſchichtliche Entwidelung. 
Dogmatiſche Darſtellung. Landesherrliches 


Sei 


Patronatsrecht. Neuere Verſuche zur Ab⸗ 
ſchaffung des Patronats. Bon Ernfl 
Meier... >> 22er 37 
Yanperimus. (Auftreten und Ausvehnung 
befielben. Zuftände der arbeitenden Klaflen. 
Folgen und Gefahren. Pauperismus ber 
ländlichen und Induftriebezirfe. Die Mittel 
gegen ben Pauperismus.) Bon H. Runge. 
Heel (Sir Robert). Bon F. Broemel. 
Penſton, —— Von J. Held. 
Verikles. Don S..Held. . . . .. - 
‚Serien. (Begriff der Nationalität. Geogra- 
—— Überfiht. Geſchichtlicher 
uͤberblick. Verfaſſungsgeſchichte. Gegen⸗ 
wärtige Verfaſſung.) Bon DO. Blau. . . 
Yerfon, Yerföntigkeit (vom philofopbifchen 
und Rechtsftandpuntte). Bon 3. Held 
Perſonalſtand und Werfenelkanbiregifter. 
Bon W.N. kette. ......- 
Peter der Große, f. Rußland. 
Yetition (Adreſſe, Motion, veſchwerde, "Bor: 
ftellung, Betitiongrecht.) Bon Belder. . - 





® 


Berzeichniß der im elften Bande enthaltenen Artikel. 159 


" Seite Seite 
ande. Bon Ernft Meier... ... - 472 tralunterſuchnugscommiſſton in Deutfch- 
loſo pbie; ihre Anwendung und Geltung in Ind. Von W. Schul; ....... 605 
3eziehung auf die Rechts: und Staatewif: Yolitiihe Verbrechen und Vergehen. Don F. 
nichaft. Bon Welder. ....... — von Hsolkendorff. -........ 612 
Miotratie. Phoflokratiſches oder bkonomi⸗ Politifche Vereine, |. Dereinswefen. . . . . 682 
Ges Syſtem. Bon 5. Runge. . . . . 477. Yolizei. (Bolizeigefepgebung, Polizeiftrafge- 
tismus, f. Obleurantismus. . . . . . 483 richtsbarkeit, Polizeiverwaltung, Sicher: 

t, ſ. Fox und Bil. . - - >. 2.220. — heits⸗ und Wohlfahrtspolizei, Praͤventiv⸗ 
set. Bon Ernſt Meier. . ..... — iuſtiz oder gerichtliche, repreffive und praͤ⸗ 
ıton und die Platoniſche Republik. Bon ventive Polizei, Landes: und Ortspolizei; 
R.Rofenkran).. . - . 2.2.2 02.. 484 geheime Polizei.) Bon W. A. Lette. . . 682 
biſeit. Bon 3. Held... ...... 489 wolvtechniſche Schulen. Bon KR. Karmarſch. 652 
ten. (Bolfs: und Staatsgefchichte bis zur Yopularität. Bon®. . . ...22.. 657 
dritten Theilung; Berfaflungsgefchichte ; Bopulationiftif, f. Bevöllerung. . . . . . 660 
Bolen feit der dritten Theilung; Statiftis Yortugal. (Bolitifche und Fire Einthei⸗ 
ſches. Bon J. Cars... ..... 497 lung des Landes und feiner Colonien. Kli⸗ 
litik und Moral, Staatemoral. Don J. matifche Verhaͤltniſſe. Geſchichtliche uͤber⸗ 
Hel d. 566 ſicht. Statiſtiſches. Jetzige politiſche Lage 
litiſche Arithmetik. Bon W. Schulz und bes Landes.) Bon F. Kunſtmann.. — 
8.3. Kolb ..:: > 22200. 589 "ofen. (Das Land und die gefchichtliche Über: 
litifche Beredſamkeit, |. Redefunft (parla⸗ ficht feiner Entwickelung. Statiſtiſches.) 
mentarifhe). - - - > 2 220. 54 Bon 3. Caro. 22 2 220. 672 
litifhe Slüdtlinge. Bon®. . ... . — wvoftweſen. Don H. Stephan . . .. . 681 
olitifche Ofonomie, f. Nationalöfonomie. . 598 Porzo di Borgo (Carlo Andrea, Graf). Bon 
olisifche Parteien, f. Parteien. . . . . . — 39 Sänisßler. .. 222020. 698 
olttifhe Boche. Bon ""”. . . . 2... — Praäventivjuſtiz, ſ. Polizei... . .. .. 708 
plitifge Umtriche und Unterfuchungen; Gen: Vreſſe, Preffreiheit, Yreßgefeggebung. Don 

8. Biedermann. . . 2 2 2 220. — 








Drud von F. U. Brodhaus in Leipzig. 


148 Prefie 


ven Öffentlichen Dienft oder die Stantöintereflen unter Androßung angemeffener Strafe wr- 
boten oder befchränft werben. 

Die Namen der Geſchworenen dürfen in Zeitungen nur bei ver Mittheilung über vie Üi: 
dung des Schwurgerichtö genannt werben. Ebenſo darf die Anklageihrift oder eim andern 
Schriftſtück eines Criminalproceſſes nicht eher veröffentlicht werben, ald bis die mündliche de 
handlung flattgefunnen oder ber Proceh auf anderm Wege fein Ende erreicht Hat. 

6.25. Sämmtliche Bundesregierungen werben dafür Sorge tragen, daß die vorflehrma 
allgemeinen Grundſätze in Wirffamfeit treten, und Baß ihre Preß- und Strafgefelge mit ve 
felben in Übereinflinnmung gebracht werben; fe werben davon, wie dieſes geſchehen, der Bunkk: 
verfammlung in möglihft kurzer Frift Anzeige erftatten laffen. 

Diefer Bundesbeſchluß iſt von allen deutſchen Regierungen, von manchen allerbinge mi; 
nad) einigem Zögern oder Sträuben, publicirt und zur Grundlage für die Preßgefeggebunge 
der betreffenden Ränder gemadt worden, mit Ausnahme von Öfterreih, Preußen und Baiem. 
von denen die beiden erftern feiner nicht bedurften, weil ihre eigenen Preßgeſetze [yon im weſen 
lihen das enthielten, wad der Bundesbeſchluß einführen wollte (mozu bei Preußen noch ke 
Umſtand Hinzufam, daß feine Volkövertretung den 1850 reactivirten Bundestag niemals au 
eigentlich zu Recht beftehenn anerfannı hatte und man daher dieſe Principfrage möglichft zu um: 
gehen fuchte), Baiern aber mit einem gewiſſen Pochen auf ſeine Unabhängigkeit, wie in abe: 
lihen Fällen, fi) weigerte, Beſchränkungen der innern Freiheit fih von Bundes wegen aul: 
zwingen zu laffen. Mas Sachen betrifft, fo warb deſſen Preßgeſetz durch den Bundesbeidis; 
ebenfalls nicht alterirt. Dagegen hatten mehrere Kleinere Regierungen mit ihren Volksvwertie 
tungen harte Känıpfe wegen Einführung des Bundesbeſchluſſes, oder fpäter wegen Feſthalter 
daran, zu beftehen. Die wirklich liberal geſinuten (mie bie von Weimar, Gotha, Braunfdiweia 
Oldenburg) gingen wenigftens bis an die äuferfle Grenze des in dem Bunvesbefchluß Ned: 
gelaffenen und fuchten die drückendſten Punkte deflelben (z.B. wegen der Conceſſionen, Gar: 
tionen u. f. w.) entweber im Wege ver Auslegung oder doc in der praktiſchen Anwendunz 
moͤglichſt zu mildern, während ed umgekehrt auch nicht an ſolchen fehlte, welche nach ber Seit 
der Beichränfungen nod über ven Bundesbeſchluß hHinausgriffen. 

Während des legten Jahrzehnts ift die eigentliche Breßgefeßgebung in den deutfchen Star 
ten — infolge eben jenes bindenden Bundesbeſchluſſes — fo ziemlich unbeweglich geblieben 
Man konnte im einzelnen in der Auslegung oder der Praxis die betreffenden Gefege milber 
oder verjchärfen (und man hat das eine wie dad andere gethan, erſteres 3. B. in Sachſen, wo ki 
etwa 1857 die Praxis der Preßgefeggebung eine äußert harte war, feitven aber gemäßigtr 
wurde, legtereö vor allem in Naffau, wo man ein wahrhaft raffinirtes Syflen ver Breßmat: 
regelungen in Scene gefegt hat), aber die Örundbeftimmungen waren — nach der Seite ver Ze: | I 
ſchränkung hin — durch den Bundesbeihlug von 1854 fo genau feftgeflellt, da eine weien:: 7. 
liche Abweihung davon nicht möglich erfchien, jolange nicht entweder jener Beſchluß gänzli⸗ 4 
aufgehoben oder ihn von den Einzelregierungen ver Gehorfam aufgefündigt würde. Und zu = 
beivem bat ſich bisjetzt wenigftens kein entſchiedener Entſchluß oder Anftoß bei irgenpwelder - 
Negierung gezeigt. Bon der badiſchen Regierung warb gefagt, fle werde auf Beleitigung des I 
Bundesbeſchluſſes von 1854 antragen und für den Fa der Nichtberückſichtigung dieſes Antrags | 
ihre eventuelle Loßfagung von ben Beſchluß in Ausſicht ftellen ; doch hat etwas Authentifches in 
diefer Richtung noch nicht verlautet, und an ein jo peremtorifches Vorgehen ift wol auch trog 
der entſchieden freilinnigen Bolitif der gegenwärtigen badiſchen Regierung kaum zu denfen. Die 
ſächſiſche Rgierung hat gegenüber ihrer Zweiten Kammer 1864 die Beneigtheit erflärt, auf 
gewille Anderungen der von Bundes wegen feftgeitellten Breßgefeßgebung einzugeben, jedog zu 
einer Initiative dafür am Bunde eine beſtimmte Verpflichtung nicht übernommen. Nur in 
Preußen und Oſterreich hat die Prefgefeggebung in den legten Jahren einige Modificationen 
erfahren. In Preußen ward, abgejehen von der nach dem Sturz des liberalen Minifleriums 
(1862) wieder bedeutend verſchärften Handhabung der Preßpolizei, ven maſſenhaft anwachſenden 
Gonfidcationen, Verboten, Iinterfuhungen und Berurtheilungen in Preßſachen u. j.w., inı 
Sabre 1863 ver Verſuch gemacht, mit Hülfe des berufenen Art. 63 der Verfaffung im Berorp- 
nungswege die Preffe jo gut wie mundtodt zu machen. Die betreffende Berorbnung vom 1. Juni 
1863 führte das Syflem der Verwarnungen ein, indem es die Verwaltungsbehörde ermächtigte, 
eine Zeitung aud ohne vorgängige rihterliche Berurtheilung „wegen fortbauernder, die öffentliche 
Mohlfahrt gefährdender Haltung” — nad zweimaliger Verwarnung — zu verbieten. Aus- 
wärtige Blätter follten aus dem gleichen Grunde ohne vorherige Verwarnung verboten werben 
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1. Mod andere drückende Beſtimmungen fanden ſich in der Verordnung. Die ganze 
iſche Preſſe Preußens, mit ſehr wenigen Ausnahmen, antwortete darauf mit der öffent⸗ 
klärten und auch bethätigten Einſtellung jeder principiellen Beſprechung innerer Angelegen⸗ 
bis zu Deren Widerruf. Das Abgeordnetenhaus, dem die Verordnung zur verfafſungs⸗ 
jen Genehmigung vorgelegt wurde, verfagte dieſe und erflärte ven Erlaß der Verordnung 
für nicht gerechtfertigt (19. Nov. 1863), worauf am 21. Nov. die Verordnung wieder 
: Kraft gefeßt wurde. @in den beiden Häufern vorgelegter Entwurf „zur Abänderung 
7 Beftinmungen des Preßgeſehes von 1851’ ward vom Abgeorbnetenhaufe gar nicht in 
acht gezogen. 
in Diterreih erfchien am 17. Dec. 1862 ein neued Preßgeieg für die deutſch-ſlawiſchen 
er ded Kaiſerſtaats. Der Conceſſionszwang für die Preßgewerbe ift darin beibehalten, doch 
dadurch etwas ermäßigt, daß den Berfaflern und Herausgebern (alfo auch von Zeitungen) 
Recht des Selbfiverlags ohne befondere Boncefiion eingeräumt wird. Die Entziehung der 
cefiton ift gebunden an eine vorausgegangene Berurtheilung, entweder wegen eined Ver: 
ſens oder wegen wiederholter Übertretungen in Preßfachen, oder wegen einer andern, bie 
efcholtenheit aufhebenden Geſetzesverletzung. Das Syſtem der Verwarnungen ift in Wegfall 
acht; nur Die Gerichte Eönnen bei Verurtheilung einer inländifchen Zeitſchrift zugleich auf 
n Einftellung — jedoch auf hoͤchſtens 3 Monate — erkennen, bei auswärtigen Zeitſchriften 
ein Debitsverbot ohne ſolche Beſchränkung. Das Cautionsweſen iſt noch immer in ziemlich 
kender Weiſe georbnet, namentlich infofern, als bei jeder gerichtlichen Verurtheilung Die 
tion ganz ober theilweife eingezogen wird, und zwar au ſchon dann, wenn Nedacteure, 
leger, u. ſ.w., ohne ſelbſt an ver Geſetzesübertretung betheiligt zu fein, dennoch ſchuldig erfannt 
ven „der Vernachläſſigung jener Aufmerkſamkeit, durch deren pflichmmäßige Anwendung ber 
fbare Charakter des Inhalts ver Schrift (refpective deren Verdffentlihung) hätte vermieden 
:ven können“. Das Strafverfahren in Preßſachen iſt in der Negel ein münblides und 
ntliches, jepoch ohne Geſchworene. Dit Befchlag belegte Schriften werben frei entweder durch 
ı Spruch des Gerichts oder von felbft, wenn nicht binnen acht Tagen eine richterliche Beftätigung 
Beſchlagnahme erfolgt iſt. Im Ball eines folden Erloͤſchens oder einer ausdrücklichen Auf- 
yung der verfügten Beſchlagnahme gebührt ven durch viefelbe Befchädigten der Erſatz des 
veißlihen Schadens aus der Staatdfafle. 

Daß der Bundesbeihluß von 1854 fanımt den danach zugeſchnittenen Einzelpreßgeſetz⸗ 
bungen, wie er fhon damals ein Anahronismus, die Ausgeburt einer ihre Zeit vollkommen 
rkennenden, furzfihtigen und befangenen Reaction war, fo heutzutage ſchlechterdings un: 
iltbar und mit allen Berhältniffen ver Gegenwart unverträglichfel, darüber herrſcht unter allen 
nbefangenen und denfenden Leuten wol nur Bine Stimme. Selbft die Regierungen wagen 
icht mehr, Ihn vor der Offentlichkeit in ihren Ständeſälen in Bauſch und Bogen zu rechtfertigen 
ver zu vertheidigen. Die deutſche Preſſe — man darf dies ſagen, ohne gegründeten Widerſpruch 
efürchten zu müſſen — hat ſich während dieſes letzten Jahrzehnts, und zwar nicht infolge, 
‚ndern trog der harten Beſchränkungen, die man ihr auferlegt, zu einer Beſonnenheit, Gründ⸗ 
chkeit und Höhe der politifhen Anfhauung und der Behandlung von Tagesfragen erhoben, 
selhe fie den Vergleich ſelbſt mit der Tagesprefle jener Länder nicht ſcheuen läßt, wo feit viel 
inger ſchon ein freies Öffentliches Leben befteht. Wenn es no eine Fleine Zahl von Tages⸗ 
lättern gibt, welche ven Namen einer „Schmuz= und Schandpreſſe“ verdienen, jo find dieſe 
viht fowol auf feiten einer Außerften Linken zu fuchen als vielmehr auf jeiten der Außerften 
Rechten, auf ſeiten jener Partei, welche fih im Schatten des augenblicklich herrſchenden Suftemd 
icher weiß; nit der Misbraud der allen gemeinen Freiheit iſt es, fondern der Misbrauch einer 
prioilegirten Sonderſtellung, der fi in zahlreichen Libertretungen des literarifchen Anftandes, 
in Brutalitäten und Gemeinheiten kundgibt. 

Und diefe in ihrer großen Mehrzahl jo achtungswertbe und von den politifch gebilbetften 
Voͤlkern nach Gebühr gemürbigte und geachtete veutfche Preſſe, viele Prefle, an welche die deut⸗ 
ſchen Regierungen felbft bei jener großen Krife im Innern ober nad) außen bald gemeinſchaft⸗ 
lih, bald abwechfelnd die einen im Streit mit den andern appelliren, von der unterflüßt, ver: 
theibigt, gelobt zu werben, fie ein fo ſtarkes Bedürfniß empfinden, dieſe Preſſe unterliegt 
gleihwol nod immer einem Syſtem von Beſchränkungen und Bedrückungen, welches faft mehr 
noch durch feinen entwürdigenden Charakter, ald durch feine Härte, e8 darauf abgefehen zu 
haben fheint, die Träger und Vertreter der Öffentlichen Meinung, die Schriftfleller, Buch⸗ 
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